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Amtliche  Mitteilungen. 


Preußen. 

Dem  Regierungsbaumeister  des  Straßen-  und  Wasserbaufaches 
Bellin  in  Stolp  ist  eine  planmäßige  Regierungs-  und  Bauratstelle 
verliehen  worden. 

Die  Staatsprüfung  haben  bestanden:  die  Regierungsbauführer  Otto 
v.  Streit  und  Gottfried  Matz  (Hochbaufach);  — Joseph  Kayser  und 
Wilhelm  Bollmann  (Wasser-  und  Straßenbaufach). 

Der  Regierungs-  und  Baurat  Richard  Schlegelmilch  in  Katto- 
witz  und  der  Architekt  Heinrich  Jennen  in  Berlin  sind  gestorben. 

Deutsches  Reich. 

Reichsvermögensverwaltung.  Der  Regierungsbaurat  Stei- 
mann  des  Landesfinanzamts  — Abt.  III  — Hannover  ist  zum  Reichs- 
vermögensamt II  Hannover,  und  der  Bauassessor  Schuseil  der 
gleichen  Abteilung  zum  Reichsvermögensamt  Lüneburg  versetzt 
worden. 

Reichseisenbahnen.  Preußen-Hessen.  Der  Regierungs- 
baumeister des  Maschinenhaufaches  Oberbeck  in  Witten  ist  mit  der 
Wahrnehmung  der  Geschäfte  des  Vorstandes  des  Eisenbahn -Werk- 
stättenamts b daselbst  beauftragt. 

Versetzt  sind:  die  Regierungs-  und  Bauräte  Ahlmeyer,  bisher 
in  Schweidnitz,  als  Vorstand  des  Eisenbahn-Betriebsamts  nach  Köslin, 
Claus,  bisher  in  Köslin,  als  Mitglied  (auftrw.)  der  Eisenbahndirektion 
nach  Frankfurt  a.  Main,  Clemens,  bisher  in  Köln,  als  Oberbaurat 
(auftrw.)  der  Eisenbahndirektion  nach  Essen,  Schulzendorf,  bisher 
in  Schneidemühl,  nach  Eberswalde  als  Vorstand  eines  Werkstätten- 
amts bei  der  Eisenbahn -Hauptwerkstätte  daselbst,  Hangarter,  bis- 
her in  Berlin,  als  Bevollmächtigter  des  Eisenbahn-Zentralamts  nach 
Essen,  und  Iltgen,  bisher  in  Trier,  als  Mitglied  (auftrw.)  des  Eisen- 
bahn-Zentralamts nach  Berlin;  — die  Regierungsbaumeister  des  Eisen- 
bahnhaufaches Stegmayer,  bisher  in  Krefeld,  als  Vorstand  des  Eisen- 
bahn-Betriebsamts 2 nach  Stralsund,  Borchert,  bisher  in  Hannover, 
als  Vorstand  (auftrw.)  des  Eisenbahn-Betriebsamts  nach  Schweidnitz, 
und  Rempp,  bisher  in  Münster  i.  Westf.,  zur  General-Betriebsleitung 
West  nach  Essen;  — der  Regierungsbaumeister  des  Eisenbahn-  und 
Straßenbaufaches  Paul  Werner,  bisher  in  Gleiwitz,  zur  Eisenbahn- 
direktion nach  Königsberg  i.  Pr.;  die  Regierungsbaumeister  des 
Maschinenbaufaches  Schleifenheiner,  bisher  in  Königsberg  i.  Pr., 
als  Vorstand  (auftrw.)  des  Eisenbahn -Maschinenamts  1 nach  Trier, 
Wolfgang  Köhler,  bisher  in  Witten,  nach  Berliu  als  Vorstand  (auftrw.) 
eines  Werkstättenamts  bei  der  Eisenbahn-Hauptwerkstätte  1 daselbst, 
und  Wahrendorf,  bisher  in  Hannover,  als  Vorstand  (auftrw.)  des 
Eisenbahn -Maschinenamts  nach  Stettin;  — der  Vorstand  eines  Ma- 
schinenamts Lunz,  bisher  in  Schwiebus,  als  Vorstand  des  Eisenbahn- 
Maschinenamts  nach  Krefeld. 

Der  badische  Regierungsbaumeister  Simon  Bär  ist  bei  dem  Eisen- 
bahn-Zentralamt in  Berlin  zur  Beschäftigung  im  Reichseisenbahndienst 
einberufen. 

Dem  Oberbaurat  Te us eher  bei  der  Eisenbahndirektion  in  Katto- 
witz,  den  Mitgliedern  der  Eisenbahndirektionen  Geheimen  Bauräten 
Broustin  und  Klüsche  in  Essen,  dem  Geheimen  Baurat  Heuer, 
Vorstand  des  Eisenbahn -Werkstättenamts  in  Mainz,  den  Regierungs- 
und Bauräten  Wimmer,  Mitglied  der  Eisenbahndirektion  in  Stettin, 
Irmisch,  Vorstand  des  Eisenbahn -Betriebsamts  2 in  Stralsund,  und 


Hädicke,  Vorstand  des  Eisenbahn -Betriebsamts  1 in  Dessau,  ist  die 
nachgesuchte  Entlassung  aus  dem  Reichseisenbahndienst  erteilt. 

Dem  Regierungsbaumeister  des  Eisenbahnbaufaches  Drin  hausen, 
bisher  in  Berlin,  ist  die  nachgesuchte  Entlassung  aus  dem  Reichs- 
eisenbahndienst erteilt. 

Reichseisenbahnen.  Bayern.  Der  mit  dem  Titel  und  Rang 
eines  Geheimen  Rates  bekleidete  Ministerialrat  im  Reichverkehrs- 
ministerium,  Zweigstelle  Bayern,  Eduard  Ritter  v.  Weiß  ist  auf  sein 
Ansuchen  unter  Anerkennung  seiner  vorzüglichen  Dienstleistung  in 
den  dauernden  Ruhestand  versetzt. 

Der  Vorstand  der  Kanalbauinspektion  Roth  Direktionsrat  Johann 
Feuerlein  ist  in  gleicher  Diensteseigenschaft  als  Vorstand  an  die 
Bauinspektion  Aschaffenburg  in  planmäßiger  Weise  berufen  worden. 

Reichseisenhahnen.  Württemberg.  Die  Stelle  eines  Eisen- 
bahnbauinspektors des  inneren  maschinentechnischen  Dienstes  hei  der 
Werkstätteninspektion  Eßlingen  ist  dem  Maschineningenieur  Rettich 
daselbst  übertragen  worden. 

Reichspostverwaltung.  Bayern.  Befördert  worden  sind  in 
planmäßiger  Eigenschaft  mit  Wirkung  vom  1.  April  1920  an  zum  Ober- 
regierungsrat: der  Oberpostrat  Georg  Ried  der  Oberpostdirektion 
Regensburg,  zu  Oberposträten  die  Posträte  Wilhelm  Ale  fei  d der 
Oberpostdirektion  Bamberg,  Ludwig  Dürr  der  Abteilung  München 
des  Reichspostministeriums,  Dr.  Hans  Schwaighofer  der  Oberpost- 
direktion München,  Aug.  Payr  des  Telegraphenkonstruktionsamts  der 
Abteilung  München  des  Reichspostministeriums,  Wilhelm  Frank  der 
Oberpostdirektion  Regensburg,  Friedrich  Maier  der  Oberpostdirektion 
München  untör  Versetzung  zur  Abteilung  München  des  Reichspost- 
ministeriums, Karl  Nonnenmacher  der  Oberpostdirektion  Bamberg, 
Karl  BeiTing  der  Oberpostdirektion  München,  Fritz  Spieß  der  Ober- 
postdirektion Augsburg,  Fritz  Schmid  des  Telegraphenkonstruktions- 
amts der  Abteilung  München  des  Reichspostministeriums,  Otto  Scherer 
der  Abteilung  München  des  Reichspostministeriums,  sämtlich  an  den 
bisherigen  Dienstorten;  — mit  Wirkung  vom  1.  Juni  1920  an  der 
Direktionsrat  der  Eisenbahndirektion  München  Robert  Pöverlein  zum 
Oberpostrat  der  Abteilung  München  des  Reichspostministeriums; 
mit  Wirkung  vom  1.  August  1920  an  der  Direktionsrat  der  Eisenbahn- 
direktion Augsburg  Robert  Vorhölzer  zum  Oberpostrat  der  Ober- 
postdirektion München.  — Ernannt  sind  in  planmäßiger  Eigenschaft 
der  Regierungsrat  der  Eisenbahndirektion  Ludwigshafen  a.  Rhein 
Albert  Lehr  zum  Oberpostrat  der  Oberpostdirektion  Würzburg  uud 
der  Regierungsrat  Joh.  Kohl  in  Kaiserslautern  zum  Oberpostrat  der 
Oberpostdirektion  Nürnberg. 

Württemberg. 

Durch  Entschließung  des  Staatspräsidenten  ist  der  Bauamtmann 
Winter  hei  dem  Bauamt  für  das  öffentliche  Wasser versorgungs wesen 
seinem  Ansuchen  entsprechend  auf  die  bei  der  Gebäudebrandversiche- 
rungsanstalt erledigte  Bauamtmannstelle  versetzt  worden. 

Baden. 

Versetzt  sind:  der  zweite  Beamte  bei  der  Hochbauverwaltung 
Bauinspektor  Friedrich  Wieland t in  Karlsruhe  als  Baurat  zum 
Arbeitsmiuisterium,  der  Regierungsbaumeister  Karl  Feld  mann  in 
Donaueschingen  zur  Bauinspektion  für  das  Murgwerk  in  Forbacli 
und  der  Regierungsbaumeister  Eugen  Penk  in  Forbach  zur  Ober- 
direktion des  Wasser-  und  Straßenbaues. 


[Alle  Reohte  Vorbehalten  ] 


Nichtamtlicher  Teil. 

Schriftleiter : Friedrich  Seliultze  und  Richard  Bergius. 


Wettbewerb  für  Museumsbauten  in  Dresden. 


Seitdem  die  Dresdner  Hygieneausstellung  vom  Jahre  1911  (1911 
d.  Bl.,  S.  245,  498)  in  eigenartiger  und  mustergültig  gemeinverständlicher 


| Weise  die  Schätze  einer  bis  dahin  der  Allgemeinheit  unbekannt  ge- 
bliebenen, von  Lingner,  dem  Schöpfer  und  Leiter  obengenannter 
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Ausstellung  zusammengebrachten  Lehrsammlung 
über  das  weite  Gebiet  der  Hygiene  vorführte, 
trat  zu  den  schon  zu  gedachter  Zeit  reichlich 
vorhandenen  und  zum  Teil  stark  umstrittenen 
Dresdner  Museumsfragen  eine  neue:  die  der  Er- 
richtung eines  Hygienemuseums. 

Nach  Lingners  allzufrühem  Tode  hielt  die 
durch  seinen  letzten  Willen  geschaffene  Lingner- 
stiftung  den  Gedanken  lebendig,  und  Staat,  Stadt 
und  Stiftung  vereinigten  sich,  seine  Verwirk- 
lichung zu  ermöglichen,  indem  ersterer  die 
Baukosten  (in  der  damals  angenommenen 
Höhe),  die  Stadt  die  Beschaffung  des  Bauplatzes 
und  die  Stiftung  die  Kosten  des  Betriebs  und 
der  Unterhaltung  übernahmen.  Dieser  von 
einem  vornehmen  modernen  Mäzenatengeist  ge- 
tragene großzügige  Plan  wurde  — wie  mancher 
andere  — durch  den  Krieg  und  die  Kriegs- 
folgen  ernstlich  gefährdet,  wenn  nicht  in  Frage 
gestellt.  Wann  er  durchführbar  sein  wird,  steht 
heute  noch  dahin;  sicher  wird  er  aber  in 
mancher  Hinsicht  eine  Einschränkung  erfahren 
müssen,  um  überhaupt  aus  der  luftigen  Welt 
der  Pläne  in  die  bodenfeste  der  Wirklichkeit 
versetzt  werden  zu  können.  Dessenungeachtet 
wird  man  bei  der  Wichtigkeit  der  Hygiene  für 
die  Gesundheit  unseres  Volkes  und  da  das 
„Deutsche  Hygienemuseum“  in  gleicher  Weise 
wie  das  „Deutsche  Museum“  in  München  als 
eine  das  ganze  deutsche  Volk  angehende  An- 
gelegenheit anzusehen  ist,  dem  Baugedanken 
kein  unbedingt  ungünstiges  Schicksal  Voraus- 
sagen müssen. 

So  alt  wie  der  Baugedanke  des  Hygiene- 
museums selbst  sind  die  Vorschläge  für  die 
Wahl  eines  Bauplatzes  für  dasselbe.  Der  Wettbewerb  für  die  neue 
Gemäldegalerie  im  Jahre  1913  (1913  d.  Bl.,  S.  589)  brachte  neben  der 
Blaumschen  Anregung,  das  Hygienemuseum  und  die  seinerzeit  ge- 
plante Dresdner  Universität  zur  Bildung  eines  architektonischen 
Forums  auf  den  Wiesen  zwischen  Albrecht-  und  Lennestraße  — 
also  in  unmittelbarem  Anschluß  an  den  Großen  Garten  und 
ilie  Bürgerwiese  » — zu  benutzen,  im  Entwurf  der  ersten  Preisträger 
(Kramer  u.  Pusch)  zugleich  zum  ersten  Male  den  Vorschlag,  das  in 
der  Achse  des  Zwingers  gelegene  und  mit  diesem  den  sogenannten 
Zwingergarten,  einen  Rest  des  alten  Festuugswallgrabens,  einschließende 
Grundstück  des  vormaligen  Königl.  Marstalls  (vgl.  Abb.  1 u.  2)  als 
Baugelände  zu  verwerten.  Der  Gedanke  fand  nicht  sofort  Beifall, 
auch  stand  seiner  Verwirklichung  die  Benutzung  des  Grundstücks 
durch  die  Königl.  Hofhaltung  hindernd  oder  wenigstens  erschwerend 
entgegen.  Daher  versuchte  der  frühere  Dresdner  Stadtbaurat  Professor 
Pölzig  die  Platzfrage  auf  andere  Weise  zu  lösen,  und  zwar  durch 
Zusammenfassung  aller  in  der  Schwebe  befindlichen  Dresdner  Bau- 
gedanken  — Hygienemuseum,  Naturwissenschaftliche  Museen,  Textil- 
forschungsinstitut usf.  — zu  einer  monumentalen  Akropole  auf  dem 
den  Dresdner  Elbkessel  nach  Süden  abschließenden  Plauen-Räcknitzer 
Höhenzug.  Der  Versuch,  dem  zweifelsohne  Großzügigkeit  nicht  ab- 
zusprechen war,  scheiterte  an  dem  Bedenken  gegen  die  großen  Ent- 
fernungen dieser  Bauten  vom  Stadtinnern.  Als  auch  der  Hessesche 
Garten,  der  den  Johannesring  nach  Westen  abschließt,  infolge  seiner 
ungenügenden  Größe  versagte,  griff  man  endlich  den  Gedanken  auf. 
das  Hygienemuseum  auf  dem  Marstallgrundstück , das  durch  die 
Staatsumwälzung  inzwischen  verfügbar  geworden  war,  zu  errichten. 
Dieser  hatte  aber  unterdessen  auch  die  Blicke  des  Staats  auf  sich 
gezogen,  da  der  dem  Zwingergarten  an  der  Ostraallee  gegenüber- 
liegende Herzogingarten,  der  einen  Neubau  der  staatlichen  natur- 
wissenschaftlichen Sammlungen  aufnehmen  sollte,  sich  hierzu  als  un- 
geignet  erwiesen  hatte,  einmal  wegen  der  Unmöglichkeit,  ohne  Hinzu- 
erwerbung des  benachbarten  Logengebäudes  eine  achsiale  Beziehung 
zum  architektonisch  geformten  Zwingerteich  und  dem  neuen  Galerie- 
gebäude zu  schaffen,  zum  anderen  infolge  des  Planes  der  Stadt,  die 
Stallstraße  und  die  Grünestraße  durch  eine  den  Herzogingarten  durch- 
querende Straße  zu  verbinden,  und  schließlich  infolge  der  Schwierigkeit, 
die  Erhaltung  des  als  Baudenkmal  wertvollen  Orangeriegebäudes  mit 
dem  umfänglichen  und  eigenartigen  Raumprogramm  der  Naturwissen- 
schaftlichen Museen  in  Einklang  zu  bringen. 

Es  muß  nun  als  besonders  erfreulich  bezeichnet  werden,  daß  der 
Staat  hier  nicht  sein  Besitzrecht  durch  entschiedene  Abweisung  des 
an  den  städtebaulichen  Vorzügen  des  Marstallgeländes  teilnehmen 
wollenden  Hygienemuseums  ausnutzte,  sondern  — ‘da  der  Bauplatz 
bei  geeigneter  Abrundung  für  beide  Museen  ausreichend  erschien  und 
zudem  zukünftige  Erweiterungsmöglichkeiten  offen  ließ  — im  Gegen- 


teil die  Gelegenheit  wahrnahm,  durch  einiges  Zusammengehen  mit 
dem  Verein  Deutsches  Hygienemuseum  zielbewußt  auf  eine  eigen- 
artige und  künstlerisch  einheitliche  Lösung  hinzuarbeiten.  Es  galt 
zunächst,  Gedanken  zu  gewinnen  für  die  Stellung  der  beiden  Museums- 
baukörper, für  die  Art  ihrer  Eingliederung  in  dieses  überaus  wertvolle 
Schätze  der  Baukunst  bergende  und  darum  ein  hohes  Maß  von  künst- 
lerischem Taktgefühl  erfordernde  Gelände  und  für  die  weitere  städte- 
bauliche Ausgestaltung  ihrer  Umgebung.  Aus  diesen  Gesichtspunkten 
heraus  erstand  der  Anfang  Dezember  vorigen  Jahres  mit  dem  Urteil 
des  Preisgerichts  zum  Abschluß  gelangte,  vom  Deutschen  Hygiene- 
museum in  Verbindung  mit  dem  sächsischen  Staate  veranstaltete  all- 
geqieine  deutsche  Wettbewerb  für  Vorentwürfe,  an  dem  sich  eine  be- 
trächtliche Zahl  der  Baukünstler  deutscher  Zunge,  ihr  Bestes  gebend,  mit 
insgesamt  195  Entwürfen  beteiligte  (vgl.  1920,  S.  207,  380  u.  623  d.  Bl  ). 


Abb.  2.  Lageplan  mit  der  geplanten  Gemäldegalerie. 


Da  nach  alledem  bei  der  Ausschreibung  nicht  so  sehr  mit  der 
Erlangung  eines  baureifen  Entwurfs  gerechnet  wurde  als  vielmehr 
mit  der  Gewinnung  von  allgemeinen  Richtlinien,  gewährten  die 
Wettbewerbsbestimmungen  bemerkenswerte  Bewegungsfreiheit,  indem 
sie  die  Planung  nicht  nur  auf  das  eigentliche  Marstallgrundstück  er- 
streckten, sondern  auch  auf  die  ihm  unmittelbar  benachbarten  staat- 
lichen, städtischen  und  privaten  Grundstücke  auf  dem  ganzen  Bau- 
block zwischen  Zwingergarten  (bezw.  Stallstraße),  Ostraallee,  Kl.  Pack- 
hofstraße und  Devrientstraße,  indem  sie  ferner,  insoweit  Flächen 
dieses  Blocks  von  den  Museumsbauten  nicht  beansprucht  wurden,  zu 
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einer  Vervollständigung  des  Gesamtbildes  dienende  Vorschläge  ihrer 
späteren  Verwendung  zu  Erweiterungs-  und  anderen  Zwecken  forderten 
und  selbst  Vorschläge  für  die  städtebauliche  Ausgestaltung  der  Um- 
gebung des  Baublocks,  wenn  auch  nicht  zur  Bedingung  machten,  so 
doch  als  erwünscht  bezeichneten.  Die  wesentlichste  Bedingung 
für  die  Anordnung  der  Museumsbauten  und  ihrer  Erweiterungen 
im  Block  war  eigentlich,  „daß  sie  ein  harmonisches  Ganzes  ergeben, 
ohne  daß  die  Selbständigkeit  beider  Museen  unterdrückt  wird.“  Durch 
den  Hinweis,  daß,  da  das  Hygienemuseum  zuerst  errichtet  und  längere 
Zeit  allein  bestehen  werde,  dieses  „am  besten“  in  dem  der  Stall- 
straße unmittelbar  anliegenden  Teil  des  Blockkerns  zu  planen  sei 
und  die  Naturwissenschaftlichen  Museen  auf  den  der  Devrientstraße 
und  der  Kl.  Packhofstraße  anliegenden  Randflächen,  sollten,  wie  aus- 
drücklich angegeben  war,  auch  andere  Vorschläge  nicht  ausgeschlossen 
werden.  Bestimmend  für  die  Plangestaltung  waren  noch  weiterhin 
die  Bedingung  der  Erhaltung  der  Reithalle  des  Marstalls  — „ein 
Werk  Weinligs  und  im  Äußeren  wie  auch  als  Raum  ein  erhaltens- 


wertes Denkmal  Dresdner  Baukunst“  — und  ihre  Einfügung  in  die 
Gesamtanlage  des  Hygienemuseums  zur  Verwertung  für  Sonderaus- 
stellungen sowie  die  Forderung,  den  Bau  des  Hygienemuseums  so  zu 
planen,  daß  er  im  Notfall  auch  in  einzelnen  Abschnitten  errichtet 
werden  kann  und  doch  in  jedem  Bauabschnitt  ein  nach  außen  und 
innen  fertiges  und  in  sich  abgeschlossenes  Ganzes  bildet.  Für  die 
Außengestaltung  ist  nur  die  an  sich  selbstverständlich  erscheinende 
Forderung  gestellt:  „Es  wird  eine  des  Zwecks  würdige,  monumentale, 
doch  nicht  zu  aufwendige  Gestaltung  des  Baues  empfohlen.“  Hin- 
sichtlich der  Wahl  des  Baustils,  der  Bauformen,  der  Baustoffe  und 
der  Bauweisen  wie  auch  hinsichtlich  der  Baukosten  genossen  die 
Baukünstler  völlige  Freiheit  und  waren  hierin  nur  gebunden  durch 
ihr  Gewissen  gegenüber  den  die  Umgebung  des  Bauplatzes  bildenden 
Vermächtnissen  einer  alten  Baukultur  und  gegenüber  den  wirtschaft- 
lichen Verhältnissen  der  Zeit,  die  eines  Hinweises  kaum  bedurften. 
Es  erscheint  — wie  weiterhin  ersichtlich  werden  dürfte  — angesichts 
des  Wettbewerbergebnisses  doch  nötig,  dies  besonders  zu  betonen. 

(Fortsetzung  folgt.) 


2)r.*3tt0.  Alexander  Rüdell  t- 


In  der  Dämmerung  des  Winterabends  am  14.  Dezember  1920 
schloß  der  Wirkliche  Geheime  Oberbaurat  und  Vortragende  Rat  im 
Reichs  Verkehrsministerium  ®r.=3ng.  e.  h.  Alexander  Rüdell  für  immer 
seine  Augen,  um  auszuruhen  von  einem 
Leben  voll  unermüdlichen  Strebens,  einem 
Leben,  das  nach  den  Worten  des  Psalmisten 
köstlich  gewesen,  denn  es  ist  Mühe  und 
Arbeit  gewesen. 

Geboren  im  heiteren  Mosellande,  in  Trier 
am  6.  September  1852,  verbrachte  er  dort 
und  in  Jülich  seine  Kinderjahre.  Nach  einem 
glänzenden  Abschluß  des  Besuchs  des  Trierer 
Gymnasiums  und  nach  Ableistung  des  Bau- 
elevenjahres bei  dem  Stadtbauamt  in  Trier 
besuchte  er  vom  Herbst  1872  bis  1S75  die 
Bauakademie  in  Berlin,  um  den  Grund  zu 
seinen  späteren  hervorragenden  Leistungen 
zu  legen.  Am  15.  Februar  1876  bestand 
Rüdell  die  Bauführerprüfung  und  bildete 
sich  in  den  Jahren  bis  1879  weiter  in  seinem 
Fach  aus  bei  den  Entwurfarbeiten  für  den 
damals  im  Bau  begriffenen  Anhalter  Bahn- 
hof in  Berlin  unter  Schwechten  und  für 
den  inneren  Ausbau  des  Empfangsgebäudes 
Saargemünd  der  Reichseisenbahn,  so  schon 
bei  Beginn  seiner  Laufbahn  mit  dem  Eisen 
bahnhochbau  in  Berührnng  tretend,  dem  sein 
späteres  Wirken  galt.  Nach  vorübergehenden 
Studien  in  Wien  führte  ihn  das  Jahr  1881 
wieder  nach  Berlin,  wo  er  sich  beim  Bau 
der  Empfangsgebäude  Alexanderplatz  und 
Friedrichstraße,  bei  der  Verzeichnung  der 
Kunstdenkmäler  der  Provinz  Brandenburg 
und  unter  Orth  bei  der  inneren  Ausschmückung  der  Dankeskirche 
betätigte.  Nach  der  Baumeisterprüfung  (16.  Februar  1884)  finden 
wir  ihn  wieder  mitwirkend  bei  Eisenbahnhochbauten,  wie  er  es  an- 
strebte, zunächst  bei  der  Eisenbahndirektion  Köln,  seit  1887  beim 
Empfangsgebäude  in  Frankfurt  a.  Main  und  seit  1888  in  Düsseldorf, 
wo  bis  zum  Jahre  1891  das  Vorplatzgebäude  des  Hauptbahnhofs 
seiner  Leitung  unterstand.  Nach  kurzer  Tätigkeit  auf  der  Regierung 
in  Düsseldorf  wurde  Rüdell  nach  seiner  Ernennung  zum  Landbau- 
inspektor am  19.  März  1893  am  1.  April  des  gleichen  Jahres  als  Hilfs- 
arbeiter in  das  Ministerium  der  öffentlichen  Arbeiten  berufen,  dem 
bis  zum  Lebensende  sein  Wirken  gewidmet  war,  seit  dem  17.  März  1900 
in  leitender  Stellung  bei  den  Eisenbahnabteilungen. 

Im  Eisenbahnhochbau  fand  Rüdell  hier  sein  ureigenes  Schaffens- 
gebiet, das  in  vieler  Beziehung  Neuland  war.  Es  ist  sein  unvergäng- 
liches Verdienst,  hier  die  Wege  gewiesen  zu  haben,  zielbewußt  voran- 
schreitend, geleitet  von  untrüglichem  abgeklärten  Kunstempfinden, 
um  dem  Eisenbahnhochbau  der  preußisch -hessischen  Bahnen  zu  der 
Entwicklung  und  zu  der  Höhe  zu  führen,  die  er  heute  einnimmt, 
allseitig  nicht  nur  in  Preußen-Deutschland,  sondern  auch  im  Ausland 
anerkannt.  Reiche  Ehren  brachte  ihm  seine  Tätigkeit.  Seit  1904 
war  er  Mitglied,  seit  1918  Vorsteher  der  Abteilung  für  Hochbau  des 
Ober-Prüfungsamts,  wo  er  mit  reifer  Güte  waltete.  1911  ernannte  ihn 
die  Akademie  des  Bauwesens  zu  ihrem  außerordentlichen,  am  14.  De- 
zember 1919  zum  ordentlichen  Mitglied,  und  im  gleichen  Jahre  verlieh 
ihm  die  Technische  Hochschule  Braunschweig  die  Würde  eines 
jDr.=3nG-  ehrenhalber  in  Anerkennung  seiner  grundlegenden  Leistungen 
im  Eisenbahnhochbau. 

Der  größeren  Öffentlichkeit  ist  sein  Name  weniger  bekannt  ge- 


worden, nicht  nur  weil  dies  das  Beamtenverhältnis  zum  Teil  mit 
sich  bringt,  sondern  auch  wegen  seines  bescheidenen,  selbstlosen 
Zurücktretens  hinter  seine  Werke.  Aber  die  Facbgenossen  kannten 
und  schätzten  ihn ; die  Thüringischen  Staaten 
zogen  ihn  bei  ihren  größeren  Staatsgebäuden 
in  Rudolstadt,  in  Greiz  hinzu,  die  württem- 
bergischen  Staatsbahnen  erbaten  sein  Ober- 
gutachten für  den  Bau  des  neuen  Stuttgarter 
Empfangsgebäudes,  den  Reichsbahnen  fertigte 
er  Skizzen  für  die  Erweiterung  des  Direktions- 
gebäudes in  Straßburg  und  den  Entwurf  für 
das  Empfangsgebäude  in  Luxemburg. 

Rüdells  Haupttätigkeit  fällt  in  die  Zeit 
des  gewerblichen  Aufschwungs  Deutsch- 
lands. Überall  reichten  die  vorhandenen 
Eisenbahnanlagen  nicht  aus,  und  an  allen 
größeren  Plätzen  wurden  Umbauten  und 
Neubauten  ' erforderlich,  die  in  der  Regel 
die  Errichtung  neuer  Empfangsgebäude  be- 
dingten. Unübersehbar  ist  die  Zahl  dieser, 
die  ihm  ihre  Durchbildung  verdanken;  es 
seien  nur  die  Namen  Barmen,  Deutz,  Dort- 
mund, Essen,  Görlitz,  Hamm,  Homburg. 
Koblenz,  Köln,  Krefeld,  Marburg,  Vohwinkel, 
Wiesbaden  genannt.  Jede  dieser  Aufgaben 
verstand  Rüdell  nach  ihrer  Eigenart  geistvoll 
zu  lösen.  Für  die  Empfangsgebäude  in  Metz, 
Hamburg,  Darmstadt,  Leipzig  gab  er  die 
leitenden  Gesichtspunkte  an.  Mit  gleicher 
Liebe  umfaßte  er  die  kleineren  Aufgaben; 
es  sei  nur  der  reizvollen  Bauten  an  der 
Moselbahn,  der  Bahnhöfe  in  Bullay,  Kochern, 
Traben-Trarbach,  Urzig  und  so  vieler  anderer 
gedacht.  Daneben  mußten  die  neuen  Verwaltungsgebäude  der  Eisen- 
bahn geschaffen  werden,  von  denen  die  Direktionsgebäude  in  Breslau, 
Bromberg,  Cassel,  Danzig,  Essen,  Frankfurt  a.  Main,  Halle,  Köln,  Münster, 
Posen  und  das  Eisenbahnzentralamt  in  Berlin  genannt  seien. 

Wie  hier,  so  hat  Rüdell  auf  allen  anderen  Gebieten  des  so  überaus 
vielseitigen  Eisenbahnhochbaues  Grundlegendes  geschaffen,  ^es  sei  nur 
noch  auf  den  Wohnungsbau  hingewiesen,  für  dessen  Durchbildung 
und  Abmessungen  er  die  Grundsätze  aufgestellt  hat,  die  noch  für 
lange  Zeit  Geltung  behalten  werden,  sei  es,  daß  sie  als  Einzelbauten 
hergestellt,  sei  es,  daß  sie  in  Siedlungen  vereinigt  werden.  Allen 
Bauten,  mögen  sie  dem  Verkehr  und  Betrieb,  der  Verwaltung  oder  der 
Wohlfahrt} »liege  der  Eisenbahn  gewidmet  sein,  hat  er  als  Altmeister 
den  Stempel  seiner  Eigenart  aufgeprägt. 

Gedenkt  man  der  Leistung  Rüdells,  so  ist  es  kaum  zu  glauben, 
daß  ein  einzelner  all  dies  hat  wirken  und  schaffen  können;  dann  er- 
kennt man,  welch  nie  ermüdender  Pflichteifer  ihn  in  seinen  Amts- 
geschäften geleitet  hat.  Und  diese  unerbittliche  Selbstaufopferung 
hat  ihn  bis  zum  Tode  nicht  verlassen;  längst  zehrte  die  tückische 
Krankheit  an  ihm,  doch  nichts  konnte  ihn  zurückhalten  von  seiner 
Tätigkeit.  Erst  als  in  den  letzten  drei  Wochen  seines  Lebens  der 
Körper  versagte  und  zusammenbrach,  blieb  er  notgedrungen  seinem 
Amte  fern,  aber  bis  zum  Sterben  beherrschte  ihn  der  Gedanke  und 
die  Hoffnung,  bald  wieder  der  geliebten  Arbeit  sich  widmen  zu 
können. 

Vieles  was  Rüdell  geplant,  ist  durch  sein  unerwartet  frühes  Schei- 
den nicht  zur  Ausführung  gekommen,  vor  allem  nicht  das  Werk,  das 
zu  schreiben  ihm  dauernd  am  Herzen  lag  und  für  das  ihm  wie  keinem 
anderen  der  Stoff  zur  Verfügung  stand,  das  Werk  über  die  Eisen- 
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bahnempfangsgebäude,  dessen  Fehlen  wir  dauernd  schmerzlich  be- 
klagen müssen,  weil  wir  aus  gelegentlichen  kurzen  von  ihm  veröffent- 
lichten Abhandlungen  wissen,  mit  welch  vollendeter  Meisterschaft  er 
nicht  nur  den  Zeichenstift,  sondern  auch  die  Feder  zu  führen  wußte. 
Bin  glänzendes  Beispiel  seiner  ungewöhnlichen  Leistungen  auf  diesem 
Gebiet  bildet  die  Schrift  über  die  byzantinische  Kirche  Kahrie-Djami-si 
in  Konstantinopel,  die  er  im  Winter  1890  auf  Grund  eines  Stipendiums 
der  Louis -Boissonet- Stiftung  erforschte  und  aufnahm  und  1909  ver- 
öffentlichte (1909  d.  Bl.,  S.  241). 

So  hinterläßt  Rüdell  bei  seinem  Scheiden  viele  Lücken,  die  schmerz- 
hafteste wohl  im  Herzen  der  Seinen,  in  seinem  stimmungsvollen 
Landhause  unter  den  Wipfeln  des  Grunewalds,  das  mit  so  viel  Liebe 
von  ihm  entworfen  und  geschmückt  wurde.  Nur  kurz  ist  ihm  die 
Zahl  der  Stunden  bemessen  worden,  wo  er  sich  hier  der  Muße  hin- 
geben konnte,  aber  selbst  diese  wenigen  Stunden  schienen  ihm  ver- 
loren, wenn  er  sich  nicht  in  ihnen  mit  der  Kunst  beschäftigen,  Stiche 
und  Bildersammlungen  durchblättern  und  sich  in  die  Schönheit  der 
Schöpfungen  der  alten  Meister  versenken  konnte,  im  Geiste  an  den 


Stätten  ihres  Wirkens  weilend,  in  Italien,  in  der  Ewigen  Stadt  am 
Tiber,  wohin  ihm  fast  alljährlich  das  Sehnen  führte.  Ganz  der  Arbeit 
und  der  Kunst  hingegeben  und  dem  Zusammenleben  mit  der  fein- 
sinnigen, liebevoll  um  ihn  besorgten  Gattin,  mit  der  ihn  erst  spät 
— seit  1909  — das  Eheband  vereinte,  und  mit  dem  einzigen,  zu  seiner 
Freude  fröhlich  heranwachsenden  Sohn,  versammelte  er  verhältnis- 
mäßig nur  selten  Freunde  und  Bekannte  um  sich,  die  er  dann  aber 
durch  seine  Gabe  der  Rede  in  ernstem,  tief  schürfendem  Gedanken- 
gang wie  in  fröhlicher,  mit  rheinischer  Heiterkeit  vereinter  Laune  ent- 
zückte, sich  von  Herzen  des  Augenblicks  freuend  und  mit  Kenner- 
schaft die  würzige  Blume  des  Rebentrankes  seiner  geliebten  Mosel- 
heimat schlürfend. 

Nun  ist  er  heimgegangen  mit  seiner  stets  gleichen,  entgegen- 
kommenden Freundlichkeit,  seinem  hilfsbereiten  Herzen,  der  so  gern 
allen  Gutes  tun  unrl  erweisen  wollte,  geendet  sein  Leben  voll  Mühen, 
aber  auch  reich  an  Erfolg,  Ehren  und  Freude.  Rühmlich  werden  die 
Steine,  werden  seine  Bauten  von  ihm  reden,  wenn  der  Mund  derer, 
die  mit  ihm  lebten,  verstummt  sein  wird.  C.  Cornelius. 


Der  Wettbewerb  für  einen  Erweiterungsbau  (1er  Geschäfts-  und  Kelleranlagen 
der  Firma  Matheus  Müller  in  Eltville  a.  Rhein. 


Zu  dem  Wettbewerb,  den  die  Sektkellerei  Matheus  Müller  in 
Eltville  unter  den  deutschen  Baukünstlern  ausgeschrieben  hatte,  sind 
nicht  weniger  als  269  Entwürfe  eingereicht  worden.  Wohl  mag  die 
Not  der  Zeit  und  der  Mangel  an  anderen  Aufträgen  manchen  Architekten 
zu  der  Bearbeitung  veranlaßt  haben,  aber  hauptsächlich  war  es  wohl 
die  besonders  reizvolle  Aufgabe,  die  eine  so  starke  Anziehungskraft 
ausübte.  Nicht  minder  erfolgreich  war  der  Wettbewerb  in  bezug  auf 
die  Durchschnittsleistung  der  "Entwürfe.  Besonders  erfreulich  war 
es  aber,  daß  eine  Anzahl  Entwürfe  vorhanden  war,  die  die  Aufgabe 
in  praktischer  wie  in  künstlerischer  Beziehung  einwandfrei  lösten 
und  es  so  dem  Preisgericht  nicht  schwer  machten,  sich  rasch  auf  die 
besten  Entwürfe  zu  einigen. 

Die  Aufgabe  verlangte  auf  einem  langgestreckten,  nach  dem 
Rhein  zu  leicht  abfallenden  Grundstück  (Abb.  1)  im  Anschluß  an  die 
vorhandenen  Bauten  der  Firma  neue  ausgedehnte  Geschäftsräume 
für  die  kaufmännische  Verwaltung,  eine  Anzahl  Prunk-  und  Fest- 
räume, ferner  Räume  für  die  Wohlfahrteinrichtuugen  der  Firma, 
größere  Speisesäle  für  Arbeiter  und  kaufmännische  Angestellte  mit 
den  nötigen  Wirtschaftsräumen  und  schließlich  eine  umfangreiche 
Erweiterung  der  Kellereien.  In  künstlerischer  Beziehung  war  be- 
sonders Wert  darauf  zu  legen,  daß  die  Neuanlagen  vom  Rhein  aus 
zu  vorteilhafter  Wirkung  kommen  sollten,  ohne  jedoch  das  eigenartige 
Rheingauer  Städtebild 
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zu  stören.  An  dieser 
Forderung  ist  eine 

große  Zahl  architek- 
tonisch sonst  guter 
Entwürfe  gescheitert, 
die,  um  die  prunkhafte 
Wirkung  nach  dem 
Rhein  hin  zu  steigern, 
die  mit  Rücksicht  auf 
die  Umgebung  nötige 
Zurückhaltung  der  Bau- 
massen in  der  Breiten- 
und  Höherentwicklung 
vermissen  lassen.  Die 
Erhaltung  des  auf  der 
Südostecke  des  Grund- 
stücks gelegenen  alten 
Stadtbefestigungs- 
turms sowie  derGruppe 
von  alten  Schifferhäus- 
chen (vgl.  die  Abb. 
auf  S.  48  der  Denk- 
malpflege 1 920)  war 
anheimgestellt. 

Die  allgemeinen 
Gesichtspunkte,  die  das 
Preisgericht  bei  seinem 
Urteil  bestimmten,  sind 
in  der  Niederschrift 
über  den  Wettbewerb 
wie  folgt  festgelegt: 

Die  Schwierigkei- 
ten der  Aufgabe  lagen 
in  der  kinggestreckten 
Form  des  Grundstücks 
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mit  verhältnismäßig  schmaler  Rheinfront  und  der  gleichzeitigen  Forde- 
rung des  Programms,  daß  die  Geschäftsräume  einerseits  mit  den 
alten  Bauten,  anderseits  mit  den  gegen  den  Rhein  vorzuschiebenden 
Prunkräumen  in  guter  Verbindung  stehen  sollten. 

Die  eingelaufenen  Entwürfe  zeigen  ihrem  Wesen  nach  drei  verschie- 
dene Arten.  Die  erste  Gruppe  nimmt  die  ganze  Breite  des  Grund- 
stücks in  Anspruch  und  schiebt  die  Hauptfront  hinter  das  Grundstück 
der  Villa  Englerth  zurück.  Die  zweite  Gruppe  schiebt  eine  Front 
von  geringer  Breite  zwischen  das  Grundstück  der  Villa  Englerth  und 
die  Leerstraße  gegen  den  Rhein  zu  vor.  Die  dritte  Möglichkeit  ist 
ein  der  Tiefe  nach  mit  schmaler  Front  gegen  den  Rhein  zu  vorge- 
schobener Baukörper.  Diese  Anordnung  findet  sich,  außer  bei  dem 
ersten  Preis,  nur  vereinzelt  und  dort  nur  unentschieden. 

Von  entscheidender  Bedeutung  war  dem  Preisgericht  die  Ein- 
passung in  das  trotz  einzelner  Mißklänge  besonders  schöne  Ortsbild. 
Die  Rücksicht  hierauf  verbot  allzu  mächtige  Baukörper  der  Höhe  und 


i'-L 


V 


m , 


J L 


Abb.  1.  Lageplan. 


Verfasser:  Architekten  Adolf  Abel  u.  K.  Böhr  in  ge  r in  Stuttgart. 
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Abb.  3. 


Breite  nach  und  übertriebene  Monumentalität  der  Einzelformen.  Nach 
dem  Wortlaut  des  Programms  soll  die  Villa  Englerth  erhalten  bleiben. 
Entwürfe,  die  für  ihre  volle  Auswirkung  die  Entfernung  der  Villa 
Englerth  zur  Voraussetzung  haben,  konnten  nicht  ausgezeichnet 
werden.  Die  Erhaltung  des  Turmes  und  der  Fischerhäuser  ergab 
große  Schwierigkeiten  für  die  Anlage  des  Grundrisses  und  die  Aus- 
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Abb.  4. 

Wirkung  des  Neubaues  gegen  den  Rhein.  Die  Fischerhäuser  wurden  in 
keinem  Fall  in  befriedigender  Weise  in  den  Neubau  einbezogen;  beim 
Turm  ist  die  Einbeziehung  in  einzelnen  Fällen  mit  Erfolg  versucht 
worden.  Eine  entscheidende  Bedeutung  wurde  der  Erhaltung  des 
Turmes  und  der  Fischerhäuser  nicht  beigemessen,  weil  diese  ihrer 
Masse  nach  geringen  Überbleibsel  aus  früherer  Zeit  heute  schon  zu 
ihrer  Umgebung  keinerlei  Beziehungen  mehr  haben  und  überdies 
vom  künstlerischen  Standpunkt  aus  nicht  von  Bedeutung  sind.*) 


*)  Vgl.  den  abweichenden  Standpunkt  der  Schriftleitung  auf  S.  48 
der  Denkmalpflege  1920. 


Den  Grundriß  betreffend  erschien  zunächst  die  Anordnung  eines 
freien  großen  Arbeitshofes,  der  volle  Bewegungsfreiheit  für  den  Betrieb 
und  für  spätere  Änderungen  des  Bauprogramms  gewährleistet,  von 
Wichtigkeit.  Deshalb  mußten  Entwürfe  mit  eingeschnürten,  zerklüfteten 
und  durch  Einbauten  beeinträchtigten  Höfen  ausscheiden.  Einfache 
Bauanlagen  ohne  Oberlichte,  Lichtschächte  und  Lichthöfe,  zu  denen 

bei  dem  ringsum  freiliegenden  Ge- 
lände keine  Veranlassung  gegeben 
war,  wurden  solchen  mit  teueren 
Oberlichtausführungen,  kleinen  un- 
benutzbaren Innenhöfen  und  schwie- 
rigen Entwässerungen  vorgezogen. 
Selten  waren  Terrassenanlagen 
gegen  den  Rhein  zu  in  genügender 
Ausdehnung  und  Abschließung  vom 
Straßenverkehr  vorgesehen.  Ver- 
fehlt sind  niedrige  Terrassen  in  der 
Art  öffentlicher  Wirtshäuser  un- 
mittelbar an  oder  über  der  Straße. 
Für  den  Privatspeiseraum  und  den 
Festsaal  wird  eine  Lage  im  Ober- 
geschoß derjenigen  im  Erdgeschoß, 
hart  beim  Besuchereingang,  vor- 
gezogen. Besondere  Bedeutung 
mußte  auch  der  Anordnung  der 
Küche  und  Anrichten  und  deren 
Verbindung  mit  den  drei  Gruppen  der  Speiseräume  für  Geschäfts- 
inhaber, Beamte  und  Arbeiter  zugemessen  werden. 

Der  erste  Preis  wurde  für  den  Entwurf  mit  dem  Kennwort 
„Rheinsporn“  den  Architekten  Adolf  Abel  u.  K.  Böhringer  in 
Stuttgart  zuerkannt  (Abb.  2 bis  6).  Der  Entwurf  zeigt  eine  besonders 
glückliche,  von  den  meisten  anderen  Arbeiten  durch  seine  Gesamt- 
anordnung abweichende  Lösung,  indem  der  Hauptbau  nicht  gleich- 
laufend mit  dem  Rhein,  sondern  senkrecht  zu  ihm  gestellt  ist. 
Die  Verfasser  gingen  dabei  von  der  richtigen  Beobachtung  aus, 
daß  der  auf  dem  Rhein  entlang  fahrende  Beschauer  das  Bild  un- 
mittelbar von  vorn  nur  eben  beim  Vorbeifahren  hat,  während  beim 


Abb.  5.  Abb.  6. 

Abb.  3 bis  6.  • Entwurf  Rheinsporn.  Erster  Preis.  Verfasser:  Architekten  Adoli  Abel  u.  K.  Böhringer  in  Stuttgart. 
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Abb.  7. 


Weiterfahren  stromauf  und  stromab  der  Blick  längere  Zeit  auf  den 
Seitenansichten  haften  bleibt.  Die  anspruchslos,  aber  mit  feiner 
künstlerischer  Emplindung  gezeichneten  Schaubilder  (Abb.  3,  4 u.  (1) 
veranschaulichen  dies  sehr  treffend  und  zeigen,  daß  auch  die  un- 
mittelbare Frontansicht  mit  dem  vorspringenden  Staffelgiebel  und  dem 
zurückliegenden  etwas  niedrigeren  Querbau  in  ihrer  Wirkung  vom 
Rhein  aus  voll  zur  Geltung  kommt.  Die  Beurteilung  des  Preisgerichts 
hebt  die  ungewöhnlich  glückliche  Einfühlung  in  das  Landschafts-  und 
Stadtbild  besonders  hervor,  sowie  die  sehr  klare,  knappe  und  für  die 
Ausführung  sparsame  Grundrißanordnung  mit  einem  großen,  über- 
sichtlichen Arbeitshof,  die  die  Anforderungen  des  Programms  ein- 
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Maßstab  1 : 1000. 

Abb.  8. 

Abb.  7 u.  8.  Entwurf  M M.  Zweiter  Preis. 

Verfasser:  Diplomingenieur  Friedrich  Otto  in  Kirn  a.  d.  Nahe. 


Abb.  9.  Entwurf  Bacchusbrunnen.  Dritter  Preis. 
Verfasser:  Professor  Bieber  u.  Regierungsbaumeister  Holl  weck 
in  München. 


wandfrei  erfüllt.  Was  bei  der  ganzen  architektonischen  Auf- 
fassung des  Entwurfs  besonders  angenehm  berührt,  ist  die 
schlichte  deutsche  Grundstimmung,  die  an  den  Rhein  durchaus 
paßt,  die  ein  die  Umgebung  beherrschendes  Bauwerk  schafft, 
das  dabei  in  keiner  Weise  aufdringlich  wirkt.  Die  Architektur 
des  Innern  steht  auf  gleicher  Höhe.  Sehr  reizvoll  ist  die  Raumfolge, 
die  sich  allmählich  vom  Eingang  zur  Prunkhalle  steigert.  Die  lang- 
gestreckte, mit  einer  schlichten  Holzbalkendecke  überspannte  Halle 
(Abb.  5)  ist  voll  großer  herber  Schönheit. 

Auch  der  Entwurf  des  Diplomingenieurs  Friedrich  Otto  in  Kim  a.  d. 
Nahe,  der  den  zweiten  Preis  erhielt,  Abb.  7 u.  8,  ist  sehr  eigenartig  und 
künstlerisch  besonders  hervorragend.  Hier  ist  der  Hauptbau  eben- 
falls in  den  vorderen  Teil  des  Grundstücks  nach  dem  Rhein  zu  vor- 
geschoben. aber  in  der  Front  nach  der  Breite  zu  entwickelt.  An  eine 
große  durchgehende  Achse  gliedert  sich  die  schöne  Prunkhalle  und 
weiterhin  ein  symmetrischer  langrunder  Arbeitshof,  um  den  sich  die 
Geschäfts-  und  Wohlfahrtsräume  in  geschickter  Anordnung  lagern. 
Das  Prunkhaus  ist  von  den  rückwärtigen  Gebäudeteilen  losgelöst  und 
mit  ihnen  nur  durch  die  alte  Stadtmauer,  die  mit  dem  Turm  erhalten 
bleiben  soll,  sowie  durch  einen  Verbindungsgang  zusammengefaßt. 
Der  Entwurf  ist  einer  der  wenigen,  der  mit  Erfolg  die  Erhaltung  des 
Turmes  Und  der  Stadtmauer,  in  einem  Nebenvorschlag  auch  des  einen 
Fischerhäuschens,  möglich  gemacht  hat,  aber  auch  bei  ihm  fügt  sich 
der  Turm  nicht  ganz  überzeugend  dem  Gesamtbilde  des  Neubaues 
ein.  Von  hohem  schlichten  Reiz  ist  die  feinempfundene,  gegen  die 
Umgebung  gut  abgestimmte  Rheinansicht  mit  der  Freitreppe  und 
der  großen  Terrasse. 

Den  dritten  Preis  erlangte  der  Entwurf  mit  dem  Kennwort 
„Bacchusbrunnen“,  Verfasser  Professor  Bieber  u. Regierungsbaumeister 
Holl  weck  in  München,  durch  die  gute  Einpassung  in  das  Stadtbild, 
die  mit  den  einfachsten  Architekturmitteln  erreicht  wurde,  Abb.  9, 
wenn*  auch  die  Höhenentwicklung  gegen  die  nächste  Umgebung,  be- 
sonders gegen  die  Villa  Englerth,  etwas  zu  mächtig  erscheint,  so  gibt 
doch  die  Rheinseite  eine  gute  Wirkung.  Besonders  lobend  hervorge- 
hoben wurden  der  Zugang  über  die  Terrasse  durch  die  offene  Bogen- 
halle und  der  anschließende  kleine  Binuenhof.  — Dem  Entwurf  mit 
dem  Kennwort  „Stromauf“  der  Brüder  Siebrecht  in  Hannover  wurde 
der  vierte  Preis  zuerkannt,  Abb.  10.  Er  ist  auch  eine  gute  Arbeit, 
obwohl  er  nicht  ganz  die  künstlerische  Reife  der  anderen  preisge- 
krönten Entwürfe  erreicht.  Bei  einfacher  klarer  Grundrißentwicklung 


Abb.  10.  Entwurf  Stromauf.  Vierter  Preis. 
Verfasser:  Brüder  Siebrecht? ln  Hannover, 
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zeigt  der  Aufbau  eine  gute  Anpassung  an  die  Örtlichkeit  und  ent- 
spricht in  seiner  Gesamthaltung  dom  Gepräge,  das  für  ein  solches 
Gebäude  angemessen  ist.  — Außer  den  preisgekrönten  Arbeiten  hat 
die  Firma  auf  Vorschlag  des  Preisgerichts  noch  15  Entwürfe  ange- 
kauft. Unter  diesen  belindet  sich  mancher  gute  Grundrißgedanke 
und  mancher  eigenartige  künstlerische  Vorschlag  für  den  Aufbau. 
Doch  eine  Besprechung  dieser  Entwürfe  würde  hier  zu  weit  führen. 

Neben  der  sehr  sorgfältigen,  mustergültigen  Vorbereitung  des 
Wettbewerbs  muß  besonders  anerkennend  das  große  Entgegen- 
kommen der  Firma  Matheus  Müller  hervorgehoben  werden,  daß  sie 
mit  Rücksicht  auf  die  außergewöhnlich  starke  Beschickung  des  Wett- 


bewerbes die  für  Preise  und  Ankäufe  ursprünglich  ausgesetzte  Summe 
erheblich  vergrößert  hat.  Das  Gesamtergebnis  des  Wettbewerbs  ist 
jedenfalls  ein  selten  günstiges.  Er  hat  nicht  nur  durch  eine  An- 
zahl wirklich  guter,  einwandfreier  Arbeiten  die  Bebauungsmöglichkeit 
des  Grundstücks  ausreichend  geklärt,  sondern  auch  einen  überragenden 
Entwurf  geliefert,  dessen  Ausführung  man  nur  dringend  wünschen 
kann.  Ein  Bauwerk,  wie  es  der  von  dem  Preisgericht  an  erster  Stelle 
ausgezeichnete  Entwurf  „Rheinsporn“  verspricht,  würde  sicher  als 
ein  treffliches  Werk  neuer  deutscher  Kunst  unsern  Rhein  schmücken. 
Hoffentlich  gelingt  es,  trotz  der  schweren  Zeiten  den  Gedanken  in  die 
Tat  umzusetzen.  Hausmann. 


Vermischtes. 


Die  Frage  der  Einsichtnahme  in  die  Personalakten  (1919  d.  Bl., 
S.  457)  ist  durch  Beschluß  des  Staatsministeriums  neu  geregelt  worden. 
Unter  Aufhebung  der  Rundverfügung  vom  8.  September  1919  — 
F.  M.  C.  B.  1047  usw.  — bestimmt  daher  der  Finanzminister  in  einem 
Erlaß  vom  8.  November  1920  u.  a. : Die  Personalakten,  auch  soweit 
sie  vor  dem  1.  Oktober  1919  angelegt  sind,  sind  den  Beamten  auf 
Verlangen  zur  Einsicht  vorzulegen. 

Die  Siemens- Ri ng -Stiftung'  hielt  am  13.  Dezember  v.  J.,  dem 
107.  Geburtstage  von  Werner  v.  Siemens,  in  den  Empfangsräumen  des 
Hotels  „Prinz  Albrecht“  eine  Festsitzung  ab.  Der  Vorsitzende,  Präsi- 
dent Warburg  von  der  Physikalisch-Technischen  Reichsanstalt,  gab 
den  Erschienenen,  darunter  die  derzeitigen  Rektoren  der  Technischen 
Hochschule  und  der  Universität  und  hervorragende  Männer  der 
Technik,  der  Wissenschaft  und  der  Industrie  sich  befanden,  zunächst 
einen  kurzen  Überblick  über  die  Entstehung  und  den  Zweck  der  vor 
sieben  Jahren  zum  Andenken  an  W.  v.  Siemens  errichteten  Stiftung. 
Er  ging  dann  über  zu  den  Verdiensten  des  Freiherrn  Auer  v.  Wels- 
bach in  Wien,  des  wissenschaftlichen  Erforschers  der  Edelerden,  auf 
dessen  Forschungen  und  Erfindungen  der  mächtige  Aufschwung  der 
neuzeitlichen  Beleuchtungsindustrie,  insbesondere  der  strahlende  Glanz 
der  Bunsenflamme  und  die  Entstehung  der  Osram-Lampe,  der  ersten 
in  der  Reihe  der  elektrischen  Metallfadenlampen,  zurückzuführen  ist. 
Die  Stiftung  habe  dem  hervorragenden  Mann  in  diesem  Jahr  ihre 
höchste  Auszeichnung,  den  Siemens-Ring,  verliehen.  Leider  konnte 
der  Beliehene  nicht  persönlich  erscheinen  und  den  in  einem  mit  kunst- 
voller Schmelzarbeit  sinnreich  versehenen  Metallkästchen  ruhenden 
Ring  in  Empfang  nehmen.  Er  hatte  einen  Vertreter  dazu  entsenden 
müssen.  Aber  die  Anwesenheit  eines  Mitgliedes  der  österreichischen 
Gesandtschaft  legte  Zeugnis  davon  ab,  wie  dankbar  die  dem  großen 
Vertreter  der  technischen  Wissenschaft  erwiesene  Ehrung  im  be- 
freundeten Land  empfunden  wird.  Der  Vorsitzende  wies  dann  noch’ 
auf  das  Gipsmodell  einer  mit  dem  Reliefbild  Gerbers  und  Widmungs- 
inschrift versehenen  Tafel  hin,  die  in  künstlerischem  Eisenguß  aus- 
geführt und  demnächst  an  hervorragenden,  nach  Gerbers  Angaben 
erbauten  Brücken  angebracht  werden  soll,  um  das  Andenken  dieses 
bahnbrechenden  Konstrukteurs  der  Nachwelt  zu  überliefern.  Ein  den 
Zeitverhältnissen  entsprechendes  geselliges  Beisammensein  vereinigte 
danach  die  Erschienenen  noch  zur  Besprechung  von  allerhand  für  die 
technischen  Aufgaben  der  Zeit  bedeutsamen  Fragen.  S. 

Technische  Hochschule  Dresden.  Dem  Privatdozenten  an  der 
Universität  Frankfurt  ®r.  = 3üß-  Dr.  rer.  pol.  Rudolf  Lehmann  aus 
Leuben  bei  Riesa  ist  die  Lehrberechtigung  für  das  Gebiet  der  Privat- 
wirtschaftslehre, insbesondere  für  Buchhaltungs-,  Bilanz-  und  Selbst- 
kostenwesen in  der  Allgemeinen  Abteilung  der  Technischen  Hoch- 
schule Dresden  erteilt  worden. 

In  die  Regierung  der  Freien  Stadt  Danzig  wurden  von  der 
verfassunggebenden  Versammlung,  die  sich  gleichzeitig  zum  ver- 
fassungsgemäßen „Volkstage“  erklärt  hat,  zu  hauptamtlichen  Senatoren 
auf  sechs  Jahre  u.  a.  gewählt:  für  die  öffentlichen  Arbeiten  der  Stadt- 
baurat ®r.  = 3üg.  Leske  in  Zoppot  und  für  die  Staatsbetriebe  General- 
direktor Professor  Dr.  Noe  in  Danzig. 

Bauten  und  Baumeister  in  Ludwigslust  ist  der  Titel  einer  von 
®r.=gng.  Johannes  Paul  Dobert  verfaßten  lesenswerten  Schrift,1)  die 
der  Geschichte  des  Klassizismus  in  Norddeutschland  ein  neues  Kapitel 
hinzufügt. 

Verfasser  schickt  zunächst  einen  geschichtlichen  Überblick  über 
das  Werden  und  die  Anlage  der  mecklenburgischen  Hofhaltung  vor- 
aus. Ludwigslust  besteht  aus  zwei  sich  im  Stadtplan  scharf  kenn- 
zeichnenden Teilen,  dem  Schlosse  mit  den  zugehörigen  Bau-  und 
Gartenanlagen  und  der  eigentlichen  Stadt.  Für  die  Gestaltung  des 
Schloßbezirks  hatte  — unter  Benutzung  von  Plänen  des  auch  in  Berlin 

*)  Bauten  und  Baumeister  in  Ludwigslust.  Ein  Beitrag 
zur  Geschichte  des  Klassizismus  von  ®r.=3üg.  Johannes  Paul  Dobert. 
Magdeburg.  Karl  Peters  Verlag.  144  S.  in  8°  mit  82  Abb.  und  einem 
farbigen  Stadtplan. 


erfolgreich  betätigten  Architekten  Legeay  — der  Baumeister  Johann 
Joachim  Busch  die  Grundlage  geschaffen.  An  einer  großen  Nordsüd- 
achse  reihen  sich,  in  streng  symmetrischer  Anlage,  der  Schloßpark, 
das  Schloß,  ein  von  Alleen  eingefaßter  Bassinplatz,  schließlich,  am 
Südende  eines  zweiten  baumbestandenen  Quadratplatzes,  die  Hofkirche 
auf.* 3)  Auch  das  Gerippe  der  städtischen  Bebauung  und  deren  An- 
gliederung an  den  Schloßbezirk  geht  auf  Busch  zurück.  Baugedanken 
des  Barock  und  das  dieser  Epoche  eigene  lebendige  Gefühl  für  Raum- 
kunst im  Stadtbauen  haben  dem  Architekten  bei  seinem  Entwurf  die 
Hand  geleitet. 

Ein  bauliches  Interregnum  von  dreizehn  Jahren  (1798  bis  1809) 
währenddessen  ein  Dilettant,  der  Hauptmann  v.  Seydewitz,  die  Ge- 
schäfte führte,  trennt  die  Amtstätigkeit  des  Busch  von  dem  Schaffen 
des  Meisters,  dem  Ludwigslust  sein  architektonisches  Gepräge  ver- 
dankt: Johann  Georg  Christian  Barca  (1781  bis  1826).  Die  Dar- 
stellung der  Bauten  und  Entwürfe  dieses  Baukünstlers  bildet  den 
Hauptinhalt  des  Dobertschen  Buches.  Das  Lebenswerk  eines  in  Ver- 
gessenheit Verfallenen  wird  dadurch  in  die  Kunstgeschichte  einge- 
führt. Es  sei  hier  beiläufig  darauf  hingewiesen,  daß  auch  eine  zweite 
klassizistische  Oase  in  Mecklenburg,  das  Seebad  Doberan-Heiligendamm 
mit  den  Bauten  von  Barcas  älterem  Zeitgenossen  Karl  Theodor  Severin, 
neuerdings  eine  kurze  Bearbeitung  durch  Diplomingenieur  ®r.=3ü(5-  Hans 
Thielcke  erfahren  hat.8) 

Über  Barcas  Bildungsgang  ist  nur  wenig  bekannt,  doch  besteht 
kein  Zweifel,  daß  er  mit  dem  Berliner  Klassizismus  der  Zeit  um  1800 
in  Fühlung  gestanden  und  von  Berlin  bestimmende,  wenn  auch  selb- 
ständig verarbeitete  Anregungen  erhalten  hat.  Mit  sicherem  Empfinden 
für  das  Erreichbare  und  Schickliche  wußte  Barca  die  ihm  zufallenden 
Bauaufgaben  den  Ansprüchen  und  Mitteln  des  norddeutschen  Fürsten- 
hofes anzupassen  und  doch  jedem  Einzelwerk  wie  seinen  stadtbau- 
lichen Entwürfen  jederzeit  das  Gepräge  charaktervoller  Eigenheit  zu 
leihen.  Eine  seiner  ersten  Bauausführungen,  die  Orangerie,  erscheint 
wie  eine  Vorstudie  zu  dem  Bau  des  herzoglichen  Marstalls,  der,  als 
Zielpunkt  der  breiten  Schloßstraße  gedacht,  in  der  Anlage  und  Massen- 
gruppierung vielleicht  Barcas  gelungenstes  Werk  geblieben  ist.  In 
die  gleiche  Zeit  (1817  bis  1819)  fällt  der  Bau  des  Rathauses  in  Wismar, 
wenige  Jahre  später  Entwurf  und  Ausführung  des  bescheidenen,  aber 
in  der  Flächengliederung  glücklicheren  erbgroßherzoglichen  Marstalls. 
Barcas  Bauten  sind  fast  ausnahmslos  Putzbauten  und  zeigen  eine 
dieser  Bauart  angemessene  Frontgliederung  durch  symmetrische  Risalite, 
verbunden  mit  dem  Wechsel  zwischen  glatten  und  gequaderten  Flächen. 
Wichtig  aber  ist  die  Feststellung,  daß  jene  Flächengliederung  stets 
eine  Belebung  durch  verschiedenfarbigen,  die  Bauteile  klar  sondernden 
Anstrich  erhalten  hatte.  Von  dunkel  getöntem  Hintergründe  hob  sich 
ehedem  auch  das  Ornament  ab.  Dies  muß  man  sich  für  eine 
Würdigung  der  noch  heute  das  Stadtbild  von  Ludwigslust  bestimmenden 
Privatbauten  Barcas  gegenwärtig  halten.  Die  durch  sorgfältige  Auf- 
nahmen bereicherte  Behandlung  gerade  dieser  Bauklasse  nimmt  einen 
eigenen  Abschnitt  des  Buches  in  Anspruch,  und  es  sei  dem  Verfasser 
noch  besonders  gedankt,  daß  er  auch  die  stillen  Reize  einer  vielfach 
noch  mit  dem  Ausdruck  ringenden  Kunst  mit  feinfühlendem  Ver- 
ständnis unserer  Anschauung  näher  zu  bringen  verstanden  hat.  Gerade 
unserer  zu  sparsamster  Beschränkung  nötigenden  Zeit  vermögen 
Barcas  Entwürfe  zu  ein-  und  zweistöckigen  Kleinwohnungen  wieder 
vieles  zu  sagen.  Neben  den  ausgeführten  Bauten  werden  auch  Ent- 
würfe zu  Grabmälern,  Einrichtungsgegenständen,  wie  Öfen  oder 
Möbeln,  herangezogen;  wo  der  Aktennachweis  fehlt,  wird  aus  der 
Formenübereinstimmung  die  Urheberschaft  Barcas  erschlossen  und 
sein  Lebenswerk  dadurch  vervollständigt.  — Der  Würdigung  der 
Werke  des  Meisters  folgen  weitere  Abschnitte  über  seine  Kunstrichtung, 
sein  Leben  und  seinen  Charakter.  Den  Abschluß  bildet  ein  besonderes 
Kapitel  über  die  Werke  seines  bereits  unter  Schinkels  Einfluß  stehenden 
Nachfolgers,  des  Landbaumeisters  Friedrich  Georg  Groß  (f  1837),  mit 
dem  die  gute  Bauüberlieferung  des  klassizistischen  Zeitalter  erlischt. 

3)  Vgl.  hierzu  auch  1917  d.  Bl.,  S.  397. 

3)  Vgl  Denkmalpflege  1918,  S.  37. 
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So  rundet  sich  die  Bearbeitung  der  Ludwigsluster  Bauten  zu 
einem  baulichen  Zeitbild  ab,  und  es  bleibt  kein  geringer  Vorzug  der 
Dobertschen  Arbeit,  daß  sie  in  Wort  wie  in  zeichnerischer  Darstellung 
und  selbst  in  dem  bescheidenen  Buchschmuck  die  Form  gefunden  hat, 
die  für  den  Gegenstand  die  angemessenste  ist.  R.  Borrmann. 

Zugkasten  für  Straßenbahnwagen.  D.  R.-P.  327  090.  Paul 
11  alb  ach  in  Remscheid.  — ln  dem  Zugkasten  a,  der  in  Abmessungen 
und  Form  so  gehalten  sein  kann,  daß  er  ohne  weiteres  gegen  die  gebräuch- 
lichen Zugkasten  ausgewechselt  werden  kann,  ist  zwischen  den  beiden 
Führungsbüchsen  b die  starke,  während  des  Fahrens  auf  Druck  be- 
anspruchte Fahrfeder  c mit  ihren  Federtellern  d eingelegt.  Durch  sie 
hindurch  geht  die  Zugstange  f,  die  sich  mit  ihren  Köpfen  g und  h in 
den  Büchsen  b führt.  Die  Stangenküpfe  g und  h haben  Schlitze  i,  in 
denen  sich  die  Bol- 
zen k von  Hebeln  / 
bewegen  können, 
die  mittels  der 
Laschen  in  am  Zug- 
kasten lenkbar  an- 
gebracht sind.  An 
den  freien  Enden 
dieser  Hebel  l grei- 
fen die  Querstücke« 
an,  die  durch  die 
leichten  Anfahr- 
federno miteinander 
verbunden  sind. 

Diese  Anfahrfedern 
werden  auf  Zug  in 
Anspruch  genom- 
men. Beim  Anfah- 
ren, wenn  die  Zugkraft  in  Richtung  des  Pfeiles  A wirkt,  werden  zunächst 
die  Anfahrfedern  o durch  den  linken  Hebel  l soweit  ausgezogen  — 
wobei  der  rechte  Hebel  l als  Widerlager  dient  — , bis  sich  der  rechte 
Kopf  h der  Zugstange  f gegen  den  rechten  Federteller  d der  Fahr- 
feder c legt.  In  diesem  Augenblick  übernimmt  diese  Feder  die  Über- 
tragung der  Zugkraft  und  behält  sie  während  des  Fahrens  solange, 
bis  beim  Bremsen  des  Motorwagens  die  verzögernde  Bremskraft  in 
Richtung  des  Pfeiles  B in  Abb.  1 wirkend  auftritt.  Diese  entlastet 
zunächst  die  Fahrfeder  c und  spannt  dann  durch  den  rechten  Hebel  l 
die  Anfahrfedern  solange,  bis  der  Anhängewagen  stillsteht. 


Bücherschan. 

Baukunst  und  dekorative  Plastik  der  Frührenaissance  in  Italien. 

Von  Julius  Baum.  Stuttgart  1920.  Julius  Hoffmanu.  XXXL  u. 
302  S.  in  4°  mit  467  Abb. 

Der  ganze  bauliche  Reichtum  der  italienischen  Frührenaissance 
tritt  uns  in  einem  kürzlich  erschienenen  Bilderwerk  v^n  Julius  Baum 
entgegen,  das  nach  guten  Lichtbildaufnahmen  in  handlicher  Form  zu- 
sammengestellt ist.  Neben  den  bekannteren  Hauptwerken,  die  natur- 
gemäß nicht  fehlen  durften,  sind  eine  Menge  unbekannterer  abseits 
gelegener  Kunstdenkmäler  abgebildet,  deren  Kenntnis  mit  der  Frische 
der  Neuheit  wirkt.  So  ist  eine  Sammlung  von  überraschender  Viel- 
seitigkeit der  Stimmungswerte  entstanden.  Sie  führt  uns  von  der  noch 
fast  mittelalterlich  aumutenden  herben  Flächen-  und  Massenbehandlung 
so  mancher  älteren  Stadt-  und  Landhäuser,  von  dem  Quaderwerk  der 
Florentiner  Paläste  über  die  zarten  und  klaren  Gliederungen  eines 
Bruuellesco  und  Bramante  oder  die  unbefangen  kräftigere  Formenwelt 
venezianischer  Bauten  zu  den  mit  üppigstem  Reichtum  des  Zierwerks 
übersponneneu  Glanzpunkten  dekorativer  Kunst  nach  Art  der  Certosa 
bei  Pavia.  Dazu  die  herrlichen,  schlicht- vornehmen  Säulenhöfe  der 
Paläste  und  Klöster  als  Überleitung  zu  den  bald  einfachen,  bald 
maunigfach  bewegten  Innenräumen.  An  diesen  erleben  wir  alle  Ab- 
stufungen von  dem  schlicht  vierkantigen,  aber  durch  die  reichsten 
Mittel  der  Zierkunst  und  großzügiger  Wandmalerei  geschmückten 
Raum,  dem  llachgedeckten,  von  leichten  Säulen  getragenen  Saal  zu 
schweren  Gewölbebildungen  und  ihrer  Vereinigung  in  reicher  Raum- 
entwicklung  mehrschiffiger  Kirchen  mit  Apsiden,  Querschifferweiterung 
und  Kuppelbilduugen.  Uber  alles  ergießt  sich  die  behende,  anmutige 
Kunst  der  Einzelausstattung,  die  durch  eine  große  Anzahl  von  Sonder- 
aufnalnnen:  Kapitelle,  Gesimse,  Friese,  Portale,  Fenster,  Grabmale, 
Brunnen,  Decken,  Wandmalereien,  Fliesenboden  usw.  eingehend  dar- 
gestellt wird.  Vorbildlich  und  bewundernswert  ist  dabei,  wie  diese 
von  Neuigkeit  strotzende,  stürmisch  vorwärtsschreitende  Zeit  über 
allem  Rausch  des  geistigen  Reichtums  fast  niemals  das  Maß  verliert, 
stets  die  Summe  der  Einzelheiten  nach  großen  Gesichtspunkten 
ordnet  und  dadurch  auch  im  sinnverwirrenden  Funkeln  des  architek- 
tonisch-plastischen Vielerlei,  des  farbigen  Zierwerks  und  der  figür- 
lichen Wandmalerei  stets  die  vornehme  Klarheit  des  Gesamteindrucks 
zu  wahren  weiß.  Zumeist  geht  dieser  Eindruck  hinaus  auf  eine  stille 
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und  feine,  über  die  Not  der  Zeiten  erhabenen  Ruhe.  Im  Studium 
dieser  hohen  Kunst  wird  auch  für  denjenigen  der  Wert  dieser  Werke 
liegen,  der  ihrer  Formenwelt  ohne  innere  Neigung  gegenübersteht: 
denn  einen  Rest  von  Fremdheit  werden  sie  für  den  in  deutschem 
Geist  arbeitenden  Künstler  naturgemäß  behalten,  und  so  mancher 
wird  vielleicht  ein  leichtes  Bedauern  nicht  unterdrücken  können,  daß 
eine  so  schöne,  heutzutage  besonders  schwierige  Veröffentlichung 
nicht  den  Schätzen  nordischer  Kunst  gewidmet  ist.  Doch  freuen  wir 
uns  lieber  der  tausendfältigen  Anregungen,  die  aus  dem  Buche  zu 
gewinnen  sind,  und  .hoffen  wir,  daß  es  deutscher  Kunst  gelingen 
möge,  sie  nicht  blind  nachahmend,  sondern  frei  umbildend  in  ihre 
eigene  Art  hineinzuarbeiten  und  Neues,  Eigenes  aus  ihnen  zu  formen, 
wie  ihr  das  den  vielen  älteren  Wellen  fremden  Einflusses  gegenüber 
gelungen  ist,  die  in  ihr  Gebiet  hinüberschlugen.  0.  Stiehl. 

Lamlstraßeubau  einschließlich  Trassieren.  Von  W.  Euting, 
Oberbaurat  im  württembergischen  Ministerium  des  Innern.  Teubners 
Technische  Leitfäden  9.  Band.  Leipzig  u.  Berlin  192U.  B.  G.  Teubner. 
100  S.  in  8°  mit  54  Abb.  im  Text  und  auf  2 Tafeln.  Geh.  5,60  Ji. 
Hierzu  100  vH  Teuerungszuschlag. 

Wie  im  Vorwort  zum  Ausdruck  gebracht  wird,  hofft  der  Verfasser, 
daß  das  Werkchen  als  Frucht  einer  langjährigen  Praxis  im  Land- 
straßenwesen wie  einer  Lehrtätigkeit  als  Hochschuldozent  den  Studie- 
renden, für  deren  Zwecke  es  vorwiegend  geschrieben  sei,  ein  zuver- 
lässiger Führer  werden  möge.  Er  legt  weniger  Wert  auf  eine  um- 
ständliche Beschreibung  aller  Einzelheiten,  als  auf  die  übersichtliche 
Herausarbeitung  der  Grundlagen,  welche  den  Leser  zu  einem  selb- 
ständigen Urteil  über  das  Vorhandene  sowohl  als  auch  über  neu 
auftauchende  Erscheinungen  im  Straßenbau  befähigen  sollen.  Diese 
Aufgabe  hat  der  Verfasser  gelöst,  indem  er  wohl  kaum  eine  Regel 
oder  einen  Lehrsatz  anführt,  ohne  eine  ausführliche  Begründung  zu 
geben;  ein  Handbuch  für  die  Praxis  wollte  er  nicht  schreiben.  Nach 
kurzer  Darlegung  der  Bedeutung  und  Entwicklung  der  Landstraßen 
bespricht  er  zunächst  Fahrzeug  und  Straße,  dann  die  Gestaltung  der 
Straßen  selbst,  Querschnitt,  Krümmungen,  Steigungen,  Unterbau, 
Oberbau  und  Nebenanlagen.  Weiter  folgt  die  Trassierung,  Plan  und 
Kostenvoranschlag  und  endlich  die  Straßenunterhaltung.  Eine  kurze 
Besprechung  der  einschlägigen  Statistik  und  der  Kleinbahnen  auf 
Landstraßen  bildet  den  Schluß.  Ein  Schriftenverzeichnis  weist  den 
Studierenden  auf  die  Quellen  hin,  aus  denen  er  sich  weiter  unter- 
richten kann;  ein  Sachverzeichnis  erleichtert  die  Übersicht. 

Jedem  Leser,  der  sich  mit  den  für  die  Gestaltung  des  Straßen- 
baues leitenden  Gedanken  vertraut  machen  will,  kann  das  klare,  gut 
lesbare  kleine  Buch  warm  empfohlen  werden. 

Hannover.  Nessenius,  Landesoberbaurat,  Geheimer  Baurat. 

Hamburgs  Hafen.  Ein  Führer  zum  Verständnis  seiner  Bedeutung 
und  seiner  Anlagen.  Von  Diplomingenieur  Walter  Böttcher.  Ham- 
burg 1920.  Otto  Meißner.  120  S.  in  8°  mit  1 Hafenplan,  1 Elbkarte 
u.  11  Abb.  Geb.  15  Jl. 

Das  auf  Grund  amtlicher  Unterlagen  bearbeitete  Buch  ist  aus  An- 
laß der  diesjährigen  Tagung  der  Hafenbautechnischen  Gesellschaft  in 
Hamburg  erschienen;  es  wurde  jedem  Teilnehmer  überreicht  und  er- 
wies sich  bald  als  ein  nützlicher,  für  Fremde  geradezu  als  ein  unent- 
behrlicher Begleiter  während  der  Hamburger  Besichtigungen.  Das 
Buch  will  dem  Besucher  Hamburgs  Gelegenheit  geben,  sich  vor  der 
Besichtigung  der  Hafenanlagen  die  erforderlichen  Vorkenntnisse  über 
Geschichte,  Verkehrsentwicklung  und  technische  Einrichtungen  dieses, 
wie  der  Verfasser  es  nennt,  „großartigen  Instruments  deutschen  Wirt- 
schaftsgeistes“ zu  verschaffen.  Das  Buch  hält  sich  einerseits  von  der 
Art  der  sonst  üblichen  Fremdenführer  fern,  die  einem  so  mannigfach 
gegliederten  Gegenstand  niemals  gerecht  werden  können,  anderseits 
vermeidet  der  Verfasser  mit  Recht,  zu  sehr  auf  technische  Einzelheiten 
einzugehen,  da  diese  schließlich  nur  einem  engen  Kreis  von  Besuchern 
erwünscht  sein  würden.  Recht  gute  Lichtbilder  und  übersichtliche 
Karten  der  Hamburger  und  Kuxhavener  Hafenanlagen  sowie  der  Elb- 
strecke von  Geesthacht  abwärts  bis  zur  See  sind  dem  Text  einge- 
gliedert. Das  Buch  kann  jedem,  der  Hamburgs  prächtige  Hafen- 
anlagen mit  Verständnis  besichtigen  will,  empfohlen  werden.  Rg. 

Ell'ha-Plan  von  Hamburg,  Altona  und  Umgegend.  Hamburg  1. 
L.  Friederichsen.  11  JL. 

Der  im  Maßstab  1 : 10  000  erschienene  Plan  umfaßt  die  beiden 
Großstädte  Hamburg  und  Altona  sowie  im  weiten  Umfang  die  Vor- 
orte und  Nachbargemeinden  bis  Blankenese,  Langenhorn  und  Wands- 
bek. Alle  Verkehrsmittel  wie  Staatsbahnen,  Vorortbahnen,  Hochbahn, 
Straßenbahnen  und  Dampferverbindungen  sind  in  farbigen  Linien  über- 
sichtlich eingetragen.  Besonders  eingehend  und  sorgfältig  sind  die 
Hafenanlagen  dargestellt.  Ein  Verzeichnis  der  Straßen  und  Plätze 
sowie  der  öffentlichen  Gebäude  und  bekannteren  Geschäftshäuser  er- 
leichtert die  Benutzung  des  Plans,  der  als  Ergänzung  des  oben  be- 
sprochenen Böttcherschen  Buches  über  den  Hamburger  Hafen  allen 
Besuchern  ebenfalls  empfohlen  werden  kann.  Rg- 
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Zentralblatt  der  Bauverwaltung. 
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[Allo  Rechte  Vorbehalten.] 


Die  preußischen  Wasserstraßen  in  Vergangenheit  und  Zukunft. 


Vortrag,  gehalten  in  der  preußischen  Landesversammlung  am  14.  Dezember  1920  vom  Ministerialdirektor  Dr.-Ing.  Symplicr  in  Berlin.1) 


Schiffshebewerk  bei  Henrichenburg. 


Die  preußische  Wasserbauverwaltung  steht  vor  einem  bedeutungs- 
vollen Wendepunkt  ihrer  Entwicklung;  in  gewisser  Beziehung  kann 
man  sogar  sagen  vor  ihrem  Ende.  Ihr  Bestand,  ihre  Aufgaben,  ihre 
Neubauten  und  ihre  Zukunftspläne  sind  damit  aber  nicht  begraben, 
sondern  sie  werden  nur  in  einen  größeren  Rahmen  gefaßt,  sie  sollen 
von  nun  an  Teile  einer  allgemeinen  deutschen  Verwaltung  werden, 
in  der  sich  die  Aufgaben  des  Wasserbaues  aller  Länder  vereinigen. 

Unsere  Gedanken  am  heutigen  Tage  brauchen  sich  also  nicht  nur 
mit  der  Vergangenheit  als  abgeschlossen  zu  befassen,  sondern  sie 
können  sich  auch  der  Zukunft  zuwenden,  die  hoffentlich  den  dem 
Verkehr  gewidmeten  Schiffahrtwegen  und  darüber  hinaus  der  ge- 
samten Wasserwirtschaft  eine  glückliche  Entwicklung  verspricht.  Die 
preußische  Wasserbauverwaltung  als  solche,  welche  sich  hauptsächlich 
mit  den  schiffbaren  Flüssen  und  Kanälen  des  Landes  zu  befassen  hatte, 
wird  allerdings  auf  hören;  nur  Reste  ihrer  früheren  Aufgaben  werden 
auf  das  Landwirtschaftsministerium  übergehen,  welches  schon  bisher 
für  die  nichtschiffbaren  Gewässer  zuständig  war.  Von  der  eigent- 
lichen Wasserbauverwaltung  wird  also  nur  noch  die  Erinnerung 
übrigbleiben.  Ihr  mögen  die  ersten  Abschnitte  meiner  heutigen  Dar- 
legung gewidmet  sein. 

Bei  diesem  Rückblick  möchte  es  reizen,  weit  in  die  Vergangenheit 
zurückzuschweifen  und  namentlich  in  Aller  Erinnerung  zurückzurufen, 
wie  Preußens  größte  Fürsten  gerade  der  Wasserwirtschaft  ihre  beson- 
dere Aufmerksamkeit  zuwandten,  um  den  Wohlstand  zu  fördern  und 
der  wachsenden  Bevölkerung  Wohngelegenheit  und  Arbeit  zu  ver- 
schaffen. So  verdanken  wir  dem  Großen  Kurfürsten  die  Verbindung 
des  weiten  Odergebiets  mit  der  Hauptstadt  Berlin  durch  die  Herstel- 
lung des  Müllroser  oder  Friedrich- Wilhelm-Kanals.  Besonders  war 
es  aber  Friedrich  der  Große,  der  überall  in  preußischen  Landen  eine 
gute  Wasserwirtschaft  als  Grundlage  der  allgemeinen  Wohlfahrt  ge- 
fördert hat.  Er  sorgte  in  den  Niederungen  für  Schutz  gegen  Hoch- 
wasser, ließ  Deiche  errichten  und  Sumpf land  entwässern;  er  verbesserte 
bestehende  und  schuf  neue  Wasserwege,  an  denen  er  landwirtschaft- 
liche Ansiedlungen  gründete.  So  erstanden  unter  ihm  der  Finowkanal 
in  vollendeter  Form,  der  Bromberger  Kanal,  die  Kanalisierung  der 
Netze,  der  Durchstich  der  Oder  bei  Glietzen  und  die  Eindeichung  des 
Oderbruchs.  Auch  dem  Schutz  der  Seeküsten,  dem  Bau  von  Häfen 
und  der  Förderung  des  Seeverkehrs  wandten  die  preußischen  Fürsten 
ihre  Aufmerksamkeit  zu.  Bekannt  ist.  daß  schon  der  Große  Kurfürst 
preußische  Kolonien  in  Afrika  anlegte  und  besonders  von  Emden  aus, 
das  damals  preußisch  war,  überseeische  Beziehungen  pflegte. 

Zweck  und  Ziel  des  heutigen  Vortrags  erfordern  aber  die  Be- 
schränkung auf  Erinnerungen  an  die  Wasserstraßenpolitik  der  neueren 
Zeit,  deren  Beginn  etwa  mit  der  Gründung  des  Reichs  im  Jahre  1871 
zusammenfällt. 

' — • * 

*)  Ein  im  Hauptausschuß  geäußerter  Wunsch,  der  Landesver- 
sammlung ein  abschließendes  Bild  über  die  bisherige  Tätigkeit  der 
preußischen  Wasserbauverwaltung  und  ihre  Zukunftspläne  vor  dem 
Übergang  auf  das  Reich  zu  geben,  hat  Anlaß  zu  den  hier  abgedruckten 
Darlegungen  gegeben. 


Bis  zur  Erbauung  der  Eisenbahnen  gab  es  für  den  Verkehr  nur 
Schiffahrtwege  und  Landstraßen,  und  so  unvollkommen  die  ersteren 
meist  waren,  haben  sie  doch  die  Grundlage  für  die  wichtigsten  An- 
siedlungen und  Handelsplätze  geboten.  Auf  ihnen  vollzog  sich  der 
Großverkehr,  der  sich  dann  mittels  der  Landstraßen  weiter  verästelte. 
Die  Eisenbahn,  welche  von  den  vierziger  Jahren  des  vorigen  Jahrhun- 
derts ab  eine  immer  größere  Bedeutung  erlangte,  brachte  die  Ent- 
wicklung des  Wasserverkehrs  im  Innern  des  Landes  schnell  zum  Still- 
stand, ja  zum  Teil  zum  Erliegen.  Pünktlichkeit,  Schnelligkeit  und 
vielfach  auch  größere  Billigkeit  gegenüber  den  meist  mangelhaften  und 
verhältnismäßig  wenig  leistungsfälligen  Schiffahrtstraßen  waren  Vor- 
züge der  Eisenbahn,  die  dieser  zu  raschem  Siegeslauf  verhalten.  Erst 
als  auch  die  Binnenschiffahrt  sich  auf  Verbesserungen  im  eigenen  Be- 
trieb besann  und  als  der  zunehmende  Wettbewerb  auf  gewerblichem 
Gebiet  dazu  zwang,  alle  Möglichkeiten  zur  Verbilligung  der  Trans- 
porte auszunutzen,  wandte  der  Handel,  namentlich  in  Massengütern, 
sein  Augenmerk  wieder  den  Wasserstraßen  zu.  In  der  Begeisterung 
für  die  Eisenbahn  hatte  man  doch  manche  Nachteile  der  ersteren  über- 
und manche  Vorteile  unterschätzt. 

Die  preußische  Verwaltung  hatte  in  der  Fürsorge  für  die  Wasser- 
straßen nie  nachgelassen  und  hier  und  da  schon  wesentliche  Verbesse- 
rungen und  Ergänzungen  herbeigeführt,  unter  anderem  die  Kanali- 
sierung der  Saar  im  Anschluß  an  das  französische  Kanalnetz  in 
Elsaß-Lothringen.  Die  öffentliche  Meinung  beschäftigte  sich  wieder 
mit  der  Binnenschiffahrt,  und  im  Jahre  1869  wurde  auf  Anregung 
Harkorts  der  Zentralverein  für  Hebung  der  deutschen  Fluß-  und  Kanal- 
schiffahrt gegründet,  der  im  vorigen  Jahre  auf  eine  50jährige  erfolg- 
reiche Wirksamkeit  zurückblicken  konnte.  Auf  Veranlassung  dieses 
Vereins  trat  im  Jahre  1873  eine  Technikerkonferenz  in  Berlin  zu- 
sammen, um  über  die  zweckmäßige  Abmessung  und  Einrichtung  neuer 
Kanäle  zu  beraten,  und  Ende  1877  gab  das  preußische  Ministerium 
der  öffentlichen  Arbeiten  eine  „Denkschrift,  betreffend  die  im  preußi- 
schen Staate  vorhandenen  Wasserstraßen,  deren  Vermehrung  und  Ver- 
besserung“ heraus.  Die  Denkschrift  behandelte  im  ersten  Abschnitt 
die  in  Preußen  vorhandenen  und  im  zweiten  Abschnitt  die  in 
Preußen  damals  geplanten  Schiffahrtwege.  Es  waren  deren  bereits 
eine  stattliche  Anzahl,  die  in  einer  beigefügten  Karte  zeichnerisch 
dargestellt  wurden.  Wenn  es  auch  nicht  ausdrücklich  ausgesprochen 
war,  so  konnte  die  Denkschrift  in  ihrem  zweiten  Teile  doch  als  eine 
Art  Programm  gelten,  innerhalb  dessen  die  preußische  Staatsregierung 
den  weiteren  Ausbau  des  Wasserstraßennetzes  verfolgen  wollte.  Und 
in  der  Tat  ist  auch  bereits  vieles  verwirklicht,  was  damals  geplant 
war.  Verständigerweise  ging  man  zunächst  daran,  die  vorhandenen 
Anlagen,  insbesondere  die  schiffbaren  Ströme  weiter  auszubauen.  Im 
Jahre  1879  wurde  dem  Landtage  eine  „Denkschrift,  betreffend  die 
Regulierung  der  Weichsel,  der  Oder,  der  Elbe,  der  Weser  und  des 
Rheins“  vorgelegt  und  nach  Anforderung  der  Mittel  alsbald  mit  dem 
Ausbau  begonnen.  Fest  griff  man  in  die  zum  Teil  noch  recht  ver- 
wilderten Stromverhältnisse  ein,  beseitigte  Nebenarme,  begradigte 
allzu  scharfe  Krümmungen,  glich  starke  und  schwache  Gefälle  aus 
und  stellte  insbesondere  einen,  zunächst  für  Mittelwasserabführung 
berechneten  einheitlichen  Stromschlauch  her,  der  wenigstens  einiger- 
maßen gleichmäßiges,  tiefes  und  zuverlässiges  Fahrwasser  ermöglichte. 
Der  Ausbau  stand  im  wesentlichen  unter  dem  Zeichen  der  „Buhne“, 
die  so  recht  eigentlich  das  Mittel  des  preußischen  Stromausbaues  in 
der  zweiten  Hälfte  des  vorigen  Jahrhunderts  geworden  ist.  Mögen 
wir  bei  der  feineren  Regelung  auf  Niedrigwasser  vielfach  andere  Bau- 
weisen bevorzugen,  weil  die  inzwischen  gemachten  Erfahrungen  diesen 
Schritt  erlauben,  immer  wieder  muß  anerkannt  werden,  daß  unter  den 
damals  gegebenen  Verhältnissen  der  Ausbau  mit  Buhnen  das  einzige, 
Erfolg  versprechende  Mittel  war.  Was  aber  erreicht  wurde,  das  konnte 
man  recht  drastisch  erkennen,  als  die  Besetzung  Polens  uns  erlaubte, 
die  russische  Weichsel  im  Vergleich  mit  der  preußischen  kennenzu- 
lernen. Hier  gesicherte  Ufer  an  bestimmt  begrenztem  Stromschlauch, 
dort  Abbruch,  Verwilderung,  stets  wechselnde  Lage  des  Flußbettes, 
Vernichtung  fruchtbarer  Ländereien  und  ganzer  Ortschaften  durch 
winterliche  Hochwasser  und  stets  wechselnde  Neubildung  von  Sand- 
inseln mit  dazwischenliegenden  schiffbaren  und  nicht  schiffbaren 
Stromarmen. 

Dem  Ausbau  der  Flüsse  durch  Regelung  folgte  die  Anlage  neuer 
Schiffahrtkanäle  oder  die  Kanalisierung  solcher  Flußstrecken,  in  denen 
durch  Regelung  eine  hinreichende  Fahrtiefe  nicht  geschaffen  werden 
konnte.  Lang  ist  die  Reihe  der  Namen,  die  sich  an  diese  Bauten 
knüpfen.  Läßt  man  kleinere  und  weniger  wichtige  Anlagen  fort,  so 
ergibt  sich  folgende  Zusammenstellung: 
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Zeit  der 
Ausführung 

1.  König- Wilhelm-Kanal 1863  bis  1873 

2.  Ems- Jade-Kanal 1880  „ 1887 

3.  Oder-Spree-Kanal  1887  ,,  1891 

4.  Königsberger  Seekanal 1894  „ 1900 

5.  Kanalisierung  der  unteren  Brabe  . . 1877  ..  1880 

6.  Kanalisierung  der  oberen  Oder  . . .1891  ..  1896 

7.  Breslauer  Großschiffahrtweg  . . . 1895  „ 1898 

8.  Kanalisierung  der  oberen  Netze  . . . 1878  „ 1882 

9.  Ausbau  der  Märkischen  Wasserstraßen, 
bis  jetzt  dauernd  im  Gange 

10.  Plauer  Kanal.  Umbau 1890  „ 1891 

11.  Ihle-Kanal,  Neubau 1868  „ 1872 

12.  Kanalisierung  der  Fulda 1890  ,,  1896 

13.  Dortmund-Emshäfen-Kanal 1893  „ 1899 

14.  Moorkanäle  in  der  Provinz  Hannover, 
letztes  Viertel  des  vorigen  Jahrhundert. 

15.  Kanalisierung  des  Mains 1884  „ 1886 

16.  Uhein-Herne-Kanal  ...  ....  1906  „ 1914 

17.  Ems -Weser-Kanal 1906  „ 1915 

18.  Lippekanal  Datteln — Hamm  ....  1906  ,,  1915 

19.  der  übrige  Lippekanal  Wesel — Lippstadt  im  Bau 

20.  Großschiffahrtweg  Berlin— Stettin  . . 1906  bis  1914 

21.  Fortsetzung  der  Oder-Kanalisierung  . fast  vollendet 

22.  Oder-Weichsel -Verbindung,  Umbau.  . ..  „ 

23.  Aller-Kanalisierung  unterhalb  Celle  . . „ ,, 

24.  Kanalisierung  der  Nogat „ 

25.  Masurischer  Kanal im  Bau 

26.  Mittellandkanal vonHannovernachPeine 

und  Hildesheim „ 

27.  Plauer  und  Ihle-Kanal,  erneuter  Umbau  „ „ 

28.  Oder-Spree-Kanal,  erneuter  Umbau  . . „ „ 


Immerhin  eine  ganz  stattliche  Reihe  von  Neu-  und  Umbauten, 
durch  die  in  Preußen  rd.  800  und  in  ganz  Deutschland  rd.  1000  km 
neuer  Kanäle  geschaffen  und  viele  vorhandene  Wasserstraßen  neu- 
zeitlich eingerichtet  wurden.  Verteilt  man  aber  1000  km  auf  50  ver- 
flossene Jahre,  so  kommen  auf  jedes  nur  20  km  gegenüber  etwa  900  km, 
um  die  seit  1869  die  deutschen  Eisenbahnen  durchschnittlich  jährlich 
zugenommen  haben,  ungerechnet  die  Kleinbahnen.  Ist  ein  unmittel- 
barer Vergleich  auch  nicht  möglich,  so  zeigt  er  doch,  daß  angesichts 
der  Lücken,  die  unser  Schiffahrtnetz  aufweist,  viele  große  Aufgaben 
noch  nicht  erfüllt  sind. 

Hand  in  Hand  mit  dem  Ausbau  der  Binnenwasserstraßen  gingen 
zahlreiche  Bauausführungen  an  der  See.  Hier  waren  es  in  erster  Linie 
die  staatlichen  Seehäfen,  welche  entsprechend  den  gesteigerten  Handels- 
beziehungen ausgebaut  und  vergrößert  wurden.  Es  brauchen  nur  die 
Namen  Emden,  Geestemünde,  Harburg,  Saßnitz,  Swinemünde  mit  der 
Fahrt  nach  Stettin,  Danzig,  Pillau  mit  dem  Königsberger  Seekanal 
und  Memel  genannt  zu  werden,  denen  sich  eine  große  Anzahl  kleinerer 
Anlagen  anreiht.  Ein  Teil  dieser  Häfen,  insbesondere  der  von  Geeste- 
münde, war  besonders  der  Hochseefischerei  gewidmet.  Ein  ruhm- 
reiches Kapitel  der  preußischen  Wasserbauverwaltung  ist  der  Dünen- 
bau, durch  den  der  Sandflug  an  vielen  Küsten  der  Nord-  und  Ostsee 
gemeistert  und  an  Stellen  abbrüchiger  und  wandernder  Uferstrecken 
regelmäßige,  sorgsam  bepflanzte  Dünenreihen  traten,  deren  inzwischen 
hochgewachsene  Waldbestände  viele  Quadratkilometer  bedecken.  Im 
Schutz  dieser  befestigten  Dünen  können  nunmehr  Siedlungen  und 
Menschen  einer  gesicherten  Zukunft  entgegensehen.  In  den  weiten 
Wattgebieten  der  Nordsee  wurden  große  und  fruchtbare  Landflächen 
dem  Meer  durch  Eindeichung  abgewonnen  und  die  der  Küste  vor- 
gelagerten Inseln  durch  Buhnen  und  Dammbauten  gesichert.  An 
einzelnen  Stellen  im  Westen  Schleswig-Holsteins  ist  ferner  damit  be- 
gonnen, Inseln  mit  dem  Festland  zu  verbinden,  teils  um  bessere 
Verkehrsbeziehungen  zu  schaffen,  teils  um  weitere  Anlandungen  zu 
fördern. 

Ohne  auf  Einzelheiten  einzugehen,  möge  nur  durch  wenige  Zahlen 
angeführt  werden,  in  welchem  Umfange  sich  die  preußische  Wasser- 
bauverwaltung in  den  letzten  50  Jahren  entwickelt  hat.  Wenn  hierbei 
nicht  die  Verhältnisse  von  1920  zugrunde  gelegt  werden,  so  geschieht 
es,  weil  sich  sonst  wegen  außergewöhnlicher  Preissteigerung  ein  schiefes 
Bild  ergeben  würde.  Zum  Vergleich  seien  deshalb  die  Haushaltan- 
schläge der  Jahre  1870  und  1914  herangezogen.  Nach  ihnen  betrugen 
die  Einnahmen 

im  Jahre  1870  500  000  Mark,  im  Jahre  1914  25  000  0(X)  Mark 
und  die  Ausgaben  einschließlich  des  Extraordinariums 

im  JaWe  1870  11  000  000  Mark,  im  Jahre  1914  74  000  000  Mark, 
in  Einnahme  und  Ausgabe  also  eine  erhebliche  Steigerung,  und  zwar  bei 
den  ersteren  auf  das  fünfzigfache,  bei  den  letzteren  auf  fast  das  sieben- 
fache. Außerdem  sind  durch  Anleihen  mehr  als  l 000  000  000  Mark 
voller  Währung  für  größere  Neuanlagen  verwendet  worden. 


Indes  nicht  die  Steigerung  der  Einnahmen  und  Ausgaben,  sondern 
die  wirtschaftlichen  Erfolge  für  das  Erwerbsleben  sind  der  zutreffendste 
Maßstab  für  den  Wert  der  geleisteten  Arbeit. 

Ein  besonderes  Merkmal  für  die  Leistungsfähigkeit  einer  Wasser- 
straße sind  die  Abmessungen  und  besonders  die  Tragfähigkeit  der  auf 
ihr  verkehrenden  Schiffe.  Vor  einem  halben  Jahrhundert  sah  man  in 
Deutschland  300t-Kähne  als  recht  stattlich  an.  Seitdem  sind  die  Maße 
erheblich  gesteigert  worden.  Der  planmäßige  Ausbau  der  Flüsse  und 
Kanäle  hat  die  Zulassung  immer  größerer  Schiffe  ermöglicht.  Nach 
Zusammenstellungen  Barcbes  können  zurZeit  befahren  werden  durch: 


Schiffe  mit 

einer  Tragfähigkeit  von 

3000 1 und  mehr 

615  km 

n » 

1200  bis  3000  t (ausschl.) 

1463  „ 

» » 

» n )t 

600  „ 

1200  t 

2064  „ 

400  „ 

600  t 

2607  ,. 

n n 

n n y> 

250  „ 

400  t 

1705  „ 

y>  y> 

„ 170  „ 

„ geringeren  Tragfähigkeit 

250  t (Finowmaß)  1565  .. 

4515  „ 

Dementsprechend  hat  die  Binnenflotte  in  den  verflossenen  50  Jahren 
eine  erhebliche  Zunahme  nach  Zahl  und  Grüße  der  Schilfe  erfahren. 
Eine  Trennung  zwischen  Preußen  und  Deutschland  läßt  sich  hierbei 
wie  auch  bei  den  Verkehrsangaben  kaum  machen,  da  die  Statistik  in  der 
Hauptsache  eine  deutsche  ist.  Was  für  die  deutsche  Schiffahrt  gilt, 
gilt  aber  in  annähernd  gleicher  Weise  auch  für  die  preußische.  Ge- 
nauere Angaben  lassen  sich  nur  für  die  Zeit  von  1877  bis  1912  — also 
für  35  Jahre  — machen,  da  die  erste  der  alle  fünf  Jahre  stattfindenden 
Bestandaufnahmen  (vom  31.  Dezember  1872)  unvollständig  war  und 
1917  wegen  des  Krieges  eine  Aufnahme  nicht  stattgefunden  hat.  Nach 
den  Aufzeichnungen  der  Reichsstatistik  ergibt  sich  folgender 

Bestand  der  deutschen  Fluß-,  Kanal-,  Haff-  und  Küstenschiffe 
am  31.  Dezember  1877  und  1912. 


1877  1912 

a)  Fahrzeuge  ohne 
eigene  Triebkraft 
mit  einer  Tragfähig- 
keit von: 

10  bis  unter  150  t 

150  „ .,  250  1 

250  „ .,  600  t 

600  „ „ 1000  t 

1000  t und  mehr 

14  957  sehr  kleine  Schiffe  10  163  sehr  kleine  Schiffe 
1 293  kleine  Schiffe  5 965  kleine  Schiffe 

623  mittlere  Schiffe  2 061  mittlere  Schiffe 

20  große  Schiffe  5 863  große  Schiffe 

984  sehr  große  Schiffe 

Zusammen:  16  893  mit  einer  Trag-  25  036  mit  einer  Trag- 
fähigkeit von  fähigkeit  von 

1 346  005  t 7 133  602  t 


Außerdem  Schiffe, 
von  denen  die  Trag- 
fähigkeit nicht  an- 
gegeben ist: 

190 

6 

Gesamtzahl  der 

Schiffe: 

17  083 

25  042 

Mit  einer  durch- 

schnittlichen  Trag- 

fähigkeit  von: 

rd.  80  t 

rd.  285  t 

b)  Fahrzeuge  mit 

eigener  Triebkraft: 

570 

4 491 

Insgesamt  waren 

vorhanden : 

17  653  Schiffe  mit  einer 

29  533  Schiffe  mit  einer 

Gesamttragfähig  - 

Gesamttragfähig  - 

keit  von  rd. 

keit  von  rd. 

1 400  000  t 

7 400  000  t 

Nach  dieser  Zusammenstellung  ist  die  ^ahl  sämtlicher  Schiffe  von 
17  653  im  Jahre  1S77  auf  29  533  im  Jahre  1912,  also  um  67  vH,  die 
Tragfähigkeit  aber  von  rd.  1 400000  t auf  7 400  000  t,  also  um  429  vH 
gewachsen. 

Die  Vermehrung  hat  demnach  weniger  in  der  Zahl  als  in  der 
Tragfähigkeit  der  Schiffe  stattgefunden.  Die  letztere  ist  bei  den  für 
die  Güterverladung  hauptsächlich  in  Betracht  kommenden  Schlepp- 
schiffen von  durchschnittlich  80  auf  2S5  t,  also  auf  mehr  als  das  drei- 
einhalbfache, gestiegen.  Bemerkenswert  ist  als  eine  Folge  der  Ver- 
besserung der  vorhandenen  Anlagen  und  des  Neubaues  größerer  Kanäle 
das  Hinzutreten  von  Schiffen  mit  mittlerer  und  großer  Tragfähigkeit. 
Die  Gruppe  der  kleinsten  und  unter  den  heutigen  Verhältnissen  nicht 
mehr  wirtschaftlichen  Schiffe  bis  zu  150 1 Ladevermögen  hat  sich  von 
rd.  15  000  auf  rd.  10  000  vermindert,  während  die  noch  leistungsfähige 
Kleinschiffahrt  zwischen  150  und  250,  also  vor  allem  der  sogen.  Finow- 
kahn, eine  erhebliche  Vermehrung  von  rd.  1300  auf  6000  aufweist. 
Ganz  neu  ist  die  Gruppe  der  sehr  großen  Schiffe  mit  mehr  als  1000  t 
Tragfähigkeit,  die  1S77  noch  gar  nicht  bestand,  1912  aber  schon 
rd.  1000  Fahrzeuge  aufwies. 


Nr.  2. 
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1200  t 


oahre:  1846  isso 


Abb.  1.  Steigende  Annahmen  für  Schiff- 
größen bei  deutschen  Kanalentwürfen. 


Sehr  beachtenswert  ist  auch  die  Vermehrung  der  Fahrzeuge  mit 
eigener  Kraft,  weil  sie  zeigt,  in  wie  ausgedehntem  Maße  die  Schiffahrt 
sich  der  neuzeitlichen  mechanischen  Kraft  zur  Fortbewegung  bedient 
und  damit  die  Wasser-Güterbeförderung  hinsichtlich  der  Schnelligkeit 
und  Zuverlässigkeit  des  Betriebes  den  Eisenbahnen  nahebringt.  Die 
Zahl  dieser  Schiffe  hat  sich  von  570  mit  rd.  35  000  PS  auf  4491  mit 
rd.  (111000  PS  gehoben;  davon  waren  269  bezw.  1385  Personenschiffe, 
die  übrigen,  also  301  bezw.  3106,  Güter-  und  Schleppschiffe. 

Die  zeichnerische 
Darstellung  in  Abb.  1 
läßt  erkennen,  in  wel- 
chem Maße  die  An- 
sprüche an  zweck- 
mäßige Größe  der 
Schleppkähne  für  ge- 
plante Kanalanlagen 
gestiegen  sind.  Sie 
beginnen  im  Jahre  1845 
mit  170  t für  den  da- 
mals im  Umbau  be- 
griffenen Finowkanal 
und  endigen  bei  1200  t. 
für  welche  Größe  die 
neuesten  süddeutschen 
Kanäle  hergerichtet 
werden  sollen.  Ent- 
sprechend der  gestei- 
gerten Leistungsfähig- 
keit der  Binnenschiffe 
ist  auch  der  Verkehr 
gestiegen.  Wenn  auch, 
wie  bereits  erwähnt, 
das  deutsche  Wasser- 
straßennetz sich  in  den 
letzten  50  Jahren  um 
etwa  1O00  km  ver- 
mehrt hat,  so  hat  doch 
eine  Anzahl  älterer 
Anlagen  ihre  Verkehrs- 
bedeutung verloren, 

und  man  kann  sagen,  daß  von  der  Gesamtlänge,  die  im  Jahre  1914 
14  534  km  betrug,  heute  sowohl  wie  187.0  nur  höchstens  10  000  km  für 
die  Schiffahrt  wesentlich  in  Betracht  kommen.  Nach  den  Aufzeich- 
nungen der  Reichsstatistik  und  nach  den  damit  angestellten  Rech- 
nungen sind  im  Jahre  1875  2,9  Milliarden,  im  Jahre  1913  aber  fast 
22  Milliarden  Güter-t/km  auf  den  deutschen  Wasserstraßen  befördert 
worden;  das  bedeutet,  daß  der  Verkehr  sich  auf  etwa  das  achtfache 
gesteigert  hat.  Besonders  bemerkenswert  ist  es  dabei,  daß  auch  der 
verhältnismäßige  Anteil  des  Schiffahrtverkehrs  an  der  Gesamtgüter- 
bewegung Deutschlands  gewachsen  ist;  denn  im  Jahre  1875  entfielen 
nur  21  vH  auf  die  Wasserstraßen,  79  vH  auf  die  Eisenbahnen,  1910 
dagegen  25  vH  auf  die  Wasserstraßen  und  75  vH  auf  die  Eisenbahnen, 
trotzdem  diese  ihre  Länge  von  1875  bis  1910  weit  mehr  als  verdoppelt 
und  im  letztgenannten  Jahre  fast  den  sechsfachen  Umfang  der  Wasser- 
straßen hatten.  Daraus  ergibt  sich  auch  die  überraschende  Tatsache, 
daß  im  Jahre  1910  der  Güterumlauf  auf  1 km  Wasserweg  etwa  doppelt  so 
groß  war  wie  auf  1 km  Eisenbahn,  und  zwar  1 900  000  t gegen  960  000  t. 

Diese  Darlegungen  sollen  die  außerordentlichen  Leistungen  der 
deutschen  Eisenbahnen  vor  dem  Kriege  in  keiner  Weise  herabsetzen. 
Ihre  Entwicklung  war  weit  günstiger  als  in  allen  anderen  europäischen 
Ländern,  obgleich  dort,  mit  Ausnahme  von  Rußland,  die  Binnen- 
schiffahrt nicht  annähernd  die  Bedeutung  hat  wie  bei  uns.  Das  weist 
darauf  hin,  daß  Wasserstraßen  und  Eisenbahnen  sich  gegenseitig  nicht 
zu  bekämpfen  brauchen,  sondern  daß  die  größte  Entwicklung  dann 
zu  erwarten  ist,  wenn  Eisenbahnen  und  Wasserstraßen  nebeneinander 
und  miteinander  der  Volkswirtschaft  nutzbar  sind. 

Dem  Personenverkehr  dienen  die  Flüsse  und  Kanäle  verhältnis- 
mäßig wenig,  und  Aufzeichnungen  werden  darüber  von  der  Reichs- 
statistik nicht  gemacht.  In  dieser  Beziehung  können  die  Wasserstraßen 
einen  Vergleich  mit  der  Eisenbahn  nicht  aushalten. 

Entsprechend  dem  Bestreben,  nicht  nur  der  Vorflut  und  dem 
Verkehrsbedürfnis,  sondern  auch  anderen  Erfordernissen  zu  dienen,  hat 
die  preußische  Bauverwaltung  im  letzten  Jahrzehnt  versucht,  Wasser- 
kräfte an  Wehren  schiffbarer  Flüsse  und  an  Talsperren  zu  gewinnen 
und  zur  Elektrizitätsversorgung  zu  verwenden.  Bald  nach  dem  von 
Bremen  am  Hemelinger  Wehr  erbauten  Kraftwerk  wurde  ein  solches 
in  Dörverden  errichtet,  wo  landwirtschaftliche  Bedürfnisse  den  Einbau 
eines  Stauwehres  in  die  Weser  verlangten.  An  der  Waldecker  Sperre 
wurde  ein  großes  Elektrizitätswerk  von  etwa  12  000  Kilowatt  Leistung 
erbaut  und  während  des  Krieges  in  Betrieb  genommen.  An  der 
Diemel-Talsperre  soll  ebenfalls  ein  Kraftwerk  errichtet  werden,  und 


oberhalb  Münden  ist  ein  solches  an  der  Werra  im  Bau.  Drei  gleiche 
Anlagen  an  neuen  Staustufen  des  Mains  oberhalb  Offenbachs  sind 
fast  fertiggestellt,  und  an  der  Lippe  bei  Hamm  ist  gleichzeitig  mit  der 
dortigen  neuen  Wehr-  und  Schleusenanlage  ein  Elektrizitätswerk  aus- 
geführt und  in  Betrieb  genommen  worden. 

Zur  Unterstützung  der  im  Weser-  und  Maingebiet  liegenden  Wasser- 
kraftwerke ist  der  Bau  eines  die  Unregelmäßigkeiten  des  Wasser- 
betriebes ausgleichenden  Dampfkraftwerks  hei  Hannover  genehmigt, 
das  aber  vielleicht  durch  eine  ähnliche  Anlage  ersetzt  werden  wird, 
die  auf  einem  in  Braunschweig  gelegenen  Braunkohlenfelde  geplant 
ist.  Schon  jetzt  wird  die  gesamte  in  Dörverden,  in  Hemfurt  und  in 
Hamm  erzeugte  Elektrizität  restlos  zu  guten  Preisen  abgesetzt,  und 
nach  Vollendung  der  bereits  genehmigten,  aber  noch  in  der  Ausführung 
begriffenen  Anlagen  wird  ein  weites,  sich  von  Bremen  bis  zum  Main 
erstreckendes  Gebiet  von  der  preußischen  Wasserbauverwaltung  mit 
elektrischem  Strom  versorgt  werden. 

So  hot  die  bisherige  Entwicklung  der  preußischen  Wasserwirtschaft 
auf  allen  Gebieten  ein  erfreuliches  Bild,  das  zwar  noch  nicht  alle 
Wünsche  erfüllte,  aber  den  Weg  zu  weiterem  Vorgehen  wies. 

Da  kam  der  Krieg. 

Zunächst  brachte  er  einen  zum  Teil  völligen  Stillstand  in  fast  alle 
wasserwirtschaftlichen  Arbeiten.  Es  gelang  jedoch,  trotz  großer 
Schwierigkeiten,  einige  wichtige  Kanalanlagen  fertigzustellen,  so  den 
Rhein-Weser-Kanal,  dessen  westlicher  Teil  bereits  im  Juli  1914  in 
Betrieb  genommen  war,  die  umgebaute  Oder-Weichsel -Verbindung, 
die  Bauten  an  der  oberen  Oder  und  bei  Breslau  sowie  die  Kanali- 
sierung der  Nogat.  Der  Umbau  des  Kaiser-Wilheim-Kanals  war  gerade 
noch  vor  dem  Ausbruch  der  Feindseligkeiten  beendet.  Wertvolle 
Dienste  haben  diese  Wasserwege  der  Kriegswirtschaft  geleistet:  die 
Binnenwasserstraßen,  insbesondere  der  Rhein-Weser-Kanal,  indem  sie 
die  Eisenbahnen  entlasteten,  der  Kaiser-Wilhelm-Kanal,  indem  er  auch 
den  größten  Schlachtschiffen  den  Wechsel  zwischen  Ost-  und  Nordsee 
gestattete.  ' Auf  anderen  Gebieten,  namentlich  auf  dem  der  Landes- 
melioration und  der  Kraftverwertung,  wurde  die  Notwendigkeit  weiterer 
Anlagen  als  dringlich  erkannt.  Alle  diese  Erfahrungen  gaben  Anlaß, 
schon  während  des  Krieges  neuen  Plänen  näherzutreten  und  ihre 
Ausführung  vorzubereiten. 

Der  Ausgang  des  Krieges  hat  neben  manchem  anderen  allerdings 
auch  viele  Hoffnungen  auf  dem  hier  behandelten  Gebiet  zerstört  und 
namentlich  im  Osten  des  Reiches  wichtige  Stromgebiete  deutschem 
Einfluß  und  deutscher  Tatkraft  entzogen.  Wären  die  Grenzen  Deutsch- 
lands unverändert  geblieben  und  hätten  die  von  uns  zur  Selbständig- 
keit gebrachten  Randstaaten  Polen  und  Litauen  das  gleiche  Streben 
wirtschaftlicher  Entwicklung  gehabt  wie  wir,  so  würden  im  Weichsel- 
und  Memelgebiet  wasserbauliche  Aufgaben  von  solchem  Umfang  und 
solcher  Bedeutung  erwachsen  sein  wie  kaum  in  einem  anderen  der 
angrenzenden  Länder.  Aber  auch  am  Oberrhein  bot  sich  reiche  Ge- 
legenheit zur  Hebung,  der  Schiffahrt  und  Gewinnung  von  Wasser- 
kräften, die  heute  im  wesentlichen  für  uns  verloren  sind.  Wird  man 
auch  den  Franzosen  die  Fähigkeit  nicht  absprechen  können,  die  hier 
verlassenen  Aufgaben  in  ihrem  Sinne  zu  lösen,  so  ist  es  doch  zweifel- 
haft, ob  damit  der  Allgemeinheit,  insbesondere  den  übrigen  Rhein- 
uferstaaten Genüge  geleistet  wird.  Ebenso  ist  es  fraglich,  ob  Polen 
und  Litauen  Willen  und  Möglichkeit  haben,  das  aus  eigener  Kraft  zu 
verwirklichen,  was  im  Zusammenarbeiten  mit  Deutschland  zu  erreichen 
gewesen  wäre.  Abgesehen  von  diesen  durch  die  Verkleinerung  des 
Reiches  hervorgerufenen  ungünstigen  Umständen  kommt  als  er- 
schwerend für  die  Weiterentwicklung  der  heimischen  Wasserwirtschaft 
die  schlechte  finanzielle  Lage  Deutschlands  in  Betracht,  die  manche 
Pläne  zerstört,  welche  früher  gehegt  werden  durften.  Und  doch  gilt 
es  nicht  zu  verzagen.  Vielerlei  unerfreuliche  Begleiterscheinungen  des 
Krieges  und  seiner  Folgen  werden  dazu  beitragen,  die  dem  Wasser 
innewohnenden  Eigenschaften  erneut  in  helles  Licht  zu  stellen,  und 
uns  geradezu  zwingen,  daraus  den  erreichbaren  Nutzen  zu  ziehen. 
Sie  haben  uns  gezeigt,  wie  dringend  nötig  es  ist,  in  Zeiten  der  Be- 
drängnis nicht  nur  über  Eisenbahnen,  sondern  auch  über  leistungs- 
fähige Wasserstraßen  zu  verfügen;  sie  lehrten  uns  den  Wert  des  elek- 
trischen Lichtes  erkennen,  als  die  Zufuhr  von  Petroleum  abgeschnitten 
wurde;  sie  haben  den  Preis  der  Kohlen  ins  ungemessene  gesteigert 
und  zwingen  uns  außerdem  zu  ihrer  Abgabe  an  unsere  früheren 
Feinde.  Da  gilt  es  zum  Ersatz  Wasserkräfte  heranzuziehen,  deren 
Ausbau  früher  nicht  wirtschaftlich  war. 

Der  Anfang  weiteren  Fortschritts  ist  in  vielversprechender  Weise 
gemacht,  und  die  in  letzter  Zeit  vorgeschlagenen  und  zum  Teil  seitens 
der  Volksvertretungen  bereits  genehmigten  großen  Wasserbauten 
zeigen  in  der  Tat,  daß  der  Wasserwirtschaft  Deutschlands  neue  große 
Aufgaben  bevorstehen. 

Anregungen  dazu  sind  zahlreich  vorhanden.  In  ihnen  bekundet 
sich  eine  rege  Anteilnahme  weiter  Kreise,  die  mit  Recht,  wenn  auch 
zuweilen  in  übertriebenem  Maße,  noch  vieles  Nützliche  erhoffen.  Ins- 
besondere an  Plänen  zum  Bau  neuer  Wasserstraßen  fehlt  es  nicht. 
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Ihre  Zahl  ist  so  groß  und  ihre  Ausführung  würde  so  gewaltige  Kosten 
verursachen,  daß  schon  allein  deshalb  — ganz  abgesehen  von  der 
sonst  noch  dringend  erforderlichen  technischen,  wirtschaftlichen  und 
geldlichen  Prüfung  — eine  scharfe  Sichtung  nach  Wünschenswertem 
und  Notwendigem  und  unter  letzterem  wieder  nach  dem  Notwen- 
digsten stattfinden  muß.  Dies  allein  wird  weit  mehr  erfordern,  als 
Deutschland  bisher  in  seine  Wasserstraßen  gesteckt  hat.  Es  ist  also 
verständlich,  daß  äußerste  Sparsamkeit  und  Wirtschaftlichkeit  von 
allen  Anlagen  zu  fordern  sind.  Ferner  müssen  alle  Freunde  und 
Förderer  der  Wasserwirtschaft  sich  über  eins  klar  sein:  Nach  dem 
Kriege  dürfen  die  Kosten  noch  weniger  als  vorher  ohne  Entgelt  der 
Allgemeinheit  oder  einem  oft  unbekannten  Dritten  aufgebürdet  werden. 

Im  großen  und  ganzen  muß  die  Wasserwirtschaft  sich  selbst  tragen, 
sonst  würde  sie  nicht  wirtschaftlich  sein.  Nur  dort,  wo  unwäg- 
bare Vorteile  erzielt  werden  sollen,  wo  insbesondere  der  hohe  Kultur- 
stand von  Land  und  Volk  den  Schutz  vor  Gefahren  für  Menschen 
und  Wohnstätten  fordert  oder  wo  der  Wettbewerb  des  Auslandes 
ausnahmsweise  nicht  anders  besiegt  werden  kann,  da  mag  die  Staats- 
hilfe auch  ohne  vollständigen  Ersatz  der  Kosten  eingreifen.  Unter 
diesen  Voraussetzungen  mögen  zunächst  die  bei  weiterem  Ausbau  zu 
befolgenden  Richtlinien  erörtert  werden.  Ihnen  soll  dann  eine  Zu- 
sammenstellung aller  wichtigen  Pläne  zu  neuen  Kanalbauten  folgen 
und  daran  sich  eine  Begutachtung  nebst  Aussonderung  der  wichtigsten 
Entwürfe,  entsprechend  ihrer  wirtschaftlichen  Bedeutung  anschließen. 

Ich  bitte  hierzu  di§  Einschaltung  machen  zu  dürfen,  daß  die  im 


2. 

folgenden  enthaltenen  Werturteile  im  wesentlichen  der  Ausdruck  per- 
sönlicher Ansicht  und  nicht  etwa  amtlicher  Feststellung  sind. 

Zunächst  wende  ich  mich  den  Aufgaben  zu,  welche  im  Seebau 
der  Verwirklichung  harren.  Es  kann  sich  hierbei  in  der  Hauptsache 
nur  um  Richtlinien  handeln,  denn  was  wirklich  ausgeführt  werden 
muß  oder  kann,  hängt  unter  den  jetzigen  Verhältnissen  noch  mehr 
von  der  ungewissen  Zukunft  ab,  als  dies  bei  den  Binnenwasserstraßen 
der  Fall  ist. 

Die  deutschen  Küsten  sind  im  ganzen  der  Seeschiffahrt  in  ihren 
heutigen  Abmessungen  nicht  besonders  günstig.  Die  Zugänge  zu  den 
großen  Nordseehäfen  Hamburg,  Bremen  und  Emden,  also  die  Mün- 
dungen der  Elbe,  Weser  und  Ems,  leiden  unter  starken  Versandungen, 
deren  Beseitigung  kostspielige  Bauten  und  dauernde  Baggerungen 
erfordert.  Von  den  größeren  Ostseehäfen  erfreut  sich  außer  Kiel 
eigentlich  nur  Lübeck  eines  gesicherten,  nötigenfalls  noch  weiter  zu 
vertiefenden  Fahrwassers.  Auch  alle  kleineren  Häfen  der  Nordsee 
und  ein  großer  Teil  derjenigen  der  Ostsee  — mit  Ausnahme  der  an 
der  Ostküste  Schleswig-Holsteins  belegeneu  — leiden  unter  den  gleichen 
Erschwernissen  wie  die  großen  Anlagen.  Sollen  unsere  Küstenplätze 
dem  zwischenstaatlichen  Wettbewerb  gewachsen  sein,  so  müssen  die 
Zufahrten  der  Haupthäfen  aus  der  Nordsee  bei  Niedrigwasser  10  m, 
später  vielleicht  12  m Tiefe  aufweisen:  dann  vermögen  die  größten 
zur  Zeit  vorhandenen  Schnelldampfer  jederzeit  ohne  Aufenthalt  ein- 
und  auszulaufen.  Für  die  deutschen  Ostseehäfen  Lübeck,  Stettin  und 
Königsberg  sind  wenigstens  in  der  ferneren  Zukunft  10  m Fahrtiefe 
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bei  allmählichem  Ausbau  erwünscht  und,  wenn  möglich,  anzustreben, 
während  für  Hafenorte  2.  Ordnung,  die  von  Natur  nicht  ohnehin  besser 
ausgestattet  sind,  eine  ebenfalls  tunlichst  gleiche  Tiefe  von  6 m er- 
wünscht ist,  wie  sie  für  die  Ostseefahrt  bei  kleineren  Verkehrsbedürf- 
nissen im  allgemeinen  genügt.  Darunter  folgen  die  Seelischereihäfen, 
für  welche  in  der  Nordsee  bestimmte  Maße  nicht  vorzuschreiben  sind, 
während  für  die  Ostsee  zur  Ermöglichung  des  Fischens  mit  leistungs- 
fähigen Motorschiffen  eine  Hafentiefe  von  3 m erwünscht  ist.  Werden 
derartige  Ziele  für  die  Verbesserung  der  Häfen  und  ihrer  Zugänge 
aufgestellt,  so  bewegt  man  sich  im  festen  Rahmen,  der  namentlich 
auch  die  Begünstigung  einzelner  Orte  vor  anderen,  die  unter  sonst 
gleichen  Verhältnissen  arbeiten,  verhindert. 

Bei  den  Binnenschiffahrtwegen  gilt  es  zunächst  festzustellen, 
für  welche  Schiffsgröße  neue  oder  umzubauende  Wasserstraßen  her- 
gerichtet werden  sollen.  Es  sind  dabei  zu  unterscheiden:  Hauptwasser- 
straßen für  den  großen  durchgehenden  Verkehr  und  Neben  wasserstraßen 
zur  Befriedigung  örtlicher  Bedürfnisse.  Es  würde  zu  viel  Zeit  erfordern, 
diese  Frage  eingehend  zu  behandeln.  Das  ist  an  anderer  Stelle  ge- 
schehen und  auch  bereits  im  Hauptausschuß  sowie  in  Vollsitzungen 
des  früheren  Abgeordnetenhauses  und  der  jetzigen  Landesversamm- 
lung behandelt  worden.  Ich  will  nur  kurz  anführen,  daß  in  Preußen 
heute  noch  Kanäle  betrieben  werden,  auf  denen  Fahrzeuge  von  nur 
50  t Tragfähigkeit  verkehren,  und  daß  der  Rhein  Schiffe  von  mehr 
als  3000  t Ladungsvermögen  aufweist.  Dazwischen  gibt  es  alle  mög- 
lichen Abstufungen,  und  diese  Unregelmäßigkeiten  haben  in  vieler 
Beziehung  hindernd  auf  die  Entwicklung  der  Binnenschiffahrt  ein- 
gewirkt. Es  wurde  daher  eine  größere  Einheitlichkeit  angestreht  und 
dabei  der  Grundsatz  befolgt,  daß  für  die  Hauptwasserstraßen  östlich 
der  Elbe  das  400  t-Schiff  und  für  die  westlichen  Kanäle  das  600  t- 
Schiff  maßgebend  sein  sollte.  Letztere  Bestimmung  galt  auch  für  den 
im  Jahre  1914  vollendeten  Hohenzollern- Kanal  zwischen  Berlin  und 
Stettin.  Die  jetzt  in  Aussicht  stehende  Vollendung  des  Mittelland- 
kanals hat  Anlaß  zu  einer  nochmaligen  Nachprüfung  gegeben,  welche 
die  Notwendigkeit  gezeigt  hat,  für  alle  durchgehenden  Hauptlinien 
Mindestmaße  festzustellen,  die  in  besonderen  Fällen  wohl  über-,  aber 
nie  unterschritten  werden  dürfen.  Unter  Berücksichtigung  des  Um- 
standes, daß  im  Norden  Deutschlands,  namentlich  in  Preußen,  viele 
künstliche  Wasserstraßen  bereits  bestehen,  deren  Erweiterungsmög- 
lichkeit beschränkt  ist,  und  unter  Berücksichtigung  der  Fahrwasser- 
verhältnisse an  den  wichtigsten  Strömen  ist  die  preußische  Bauver- 
waltung zu  dem  Entschluß  gekommen,  ihre  Neuanlagen  für  das  so- 
genannte 1000  t-Scbiff  zu  bemessen.  Auch  Umbauten  an  bestehenden 
Wasserstraßen  werden  dementsprechend  eingerichtet,  selbst  wenn  im 
Einzelfall  die  größeren  Abmessungen  noch  nicht  voll  ausgenutzt 
werden  können. 

Für  die  durchgehenden  Hauptwasserstraßen  können  daher  folgende 
Abmessungen  empfohlen  werden: 

1.  Schiffsgröße,  rd.  1000  t Tragfähigkeit: 

a)  Kanalschiffe  80  m Länge,  9,2  m Breite  einschließlich  Scheuer- 
leisten, 2 m Tiefgang  bei  voller  Beladung, 

b)  Fluß -Kanal -Schiffe  80  m Länge,  10,5  m Breite  einschließlich 
Scheuerleisten,  1 ,60  m Tiefgang  bei  voller  Beladung  auf  dem  Kanal ; 

2.  Schleusen:  105  m Nutzlänge  der  Einzelschleusen,  185,  225  oder 
270  m Nutzlänge  der  Schleppzugschleusen  für  die  Aufnahme  von  einem 
Dampfer  und  zwei  oder  drei  großen  Schleppkähnen,  12  m Torweite, 

3 m Drempeltiefe; 

3.  Kanalquerschnitt  (ungefähre  Maße):  34  m Wasserspiegel-,  16  m 
Sohlenbreite,  3,5  m Wassertiefe  in  der  Mitte,  3 m an  den  Seiten,  83  qm 
wasserhaltender  Querschnitt; 

4.  Brückenhöhen:  4 m Uber  höchstem  Kanal  wasserstand , bei 
Strömen  angemessen  mehr; 

5.  Krümmungen  möglichst  nicht  unter  1000  m Halbmesser; 

C.  Wassertiefe  geregelter  Flüsse  bei  erhöhtem  Mittelniedrigwasser 
zunächst  1,80  m,  später  möglichst  2,20  m. 

Neben  den  Hauptwasserstraßen  gibt  es  eine  große  Anzahl  Neben- 
linien, die  nur  geringen  Verkehr  aufweisen  und  deren  Umwandlung 
für  1000  t-Kähne  zu  teuer  und  unwirtschaftlich  ist.  Hierfür  werden  sich 
ebenfalls  einheitliche  Maße  empfehlen,  und  zwar  die  des  Finowkanals. 
Das  Finowmaß  ist  in  Norddeutschland  weit  verbreitet.  Die  rd.  40  m 
langen  und  4,6  m breiten  Kähne  können  bei  1,6  m Tauchtiefe  250  t laden. 

Daß  bei  dem  weiteren  Ausbau  alle  erreichbaren  Nebenvorteile 
mit  verwirklicht  werden  müssen,  ist  nach  dem  Vorhergesagten  selbst- 
verständlich. Zu  diesen  Nebenvorteilen  gehören,  um  es  nochmals 
kurz  zusammenzufassen,  außer  der  Verbesserung  der  Schiffahrtverhält- 
nisse, hauptsächlich  die  Schaffung  besserer  Vorflut  und  die  Vermin- 
derung der  Hochwassergefahren,  die  Hebung  oder  Senkung  des  Grund- 
wasserstandes, Bewässerung  oder  Entwässerung  von  Ländereien,  Kraft- 
gewinnung, Abgabe  von  Trinkwasser  und  dergl. 

Nach  diesen  Vorbemerkungen  wende  ich  mich  den  Einzelplänen 
zu.  Zunächst  sind  auf  der  Karte  Deutschlands  in  Abb.  2 alle  Ent- 
würfe verzeichnet,  die  zur  Zeit  von  den  Beteiligten  noch  ernstlich 


verfolgt  werden.  Soweit  es  sich  lediglich  um  Regulierungen  von 
Strömen  und  Flüssen  handelt,  mögen  sie  nicht  besonders  genannt 
werden.  Es  ist  selbstverständlich,  daß,  wenn  an  einen  Ausbau  für 
große  Fahrzeuge  herangetreten  wird,  in  erster  Linie  dafür  die  natür- 
lichen Wasserläufe  entsprechend  umgestaltet  werden  müssen.  Dagegen 
möchte  ich  der  Vollständigkeit  halber  auch  diejenigen  Pläne  anführen, 
welche  außerhalb  Preußens  in  Deutschland  bearbeitet  sind. 

Wenn  ich  beim  Oberrhein  anfangen  darf,  so  war  vor  dem 
Kriege  beabsichtigt,  die  Strecke  zwischen  Straßburg  und  Basel  teils 
zu  regulieren,  teils  zu  kanalisieren  und  dabei  große  Wasserkräfte  zu 
gewinnen.  Vollständig  kanalisiert  muß  die  Strecke  von  Basel  bis 
Konstanz  werden,  wenn  die  Rheinschiffahrt  bis  zum  Bodensee  hinauf- 
geführt werden  soll.  Ein  zwischenstaatlicher  Wettbewerb,  der  vor  kurzem 
entschieden  wurde,  hat  Pläne  für  den  Ausbau  dieser  Strecke  geliefert, 
wobei  ebenfalls  Kraft  in  großem  Umfang  gewonnen  werden  wird. 

Die  Kanalisierung  der  Mosel  und  Saar  ist  in  den  letzten 
Jahren  einer  Neubearbeitung  unterzogen,  wobei  auf  die  Gewinnung  von 
Wasserkräften  besonderer  Wert  gelegt  wurde.  Ebenso  wird  eine 
Vervollständigung  der  Kanalisierung  der  Lahn  zur  Zeit  unter  dem 
Gesichtspunkt  geprüft,  die  sonst  nicht  besonders  günstigen  wirtschaft- 
lichen Verhältnisse  durch  Gewinnung  von  Wasserkräften  zu  verbessern. 
Das  gleiche  gilt  von  dem  bekannten  Plan,  die  Ruhr  von  Mülheim 
bis  Hagen  neu  zu  kanalisieren,  wobei  allerdings  das  Verkehrsbedürfnis 
in  erster  und  die  Kraftgewinnung  in  zweiter  Linie  steht. 

Für  den  Rhein-Maas-Schelde-Kanal,  der  das  Rheingebiet  mit 
Antwerpen  in  Verbindung  setzen  soll,  sind  drei  Pläne  aufgestellt, 
von  denen  der  eine  über  Aachen,  der  zweite  über  München-Gladbach 
und  der  dritte  über  Krefeld  führt.  Belgien,  das  nach  dem  Friedens- 
vertrag das  Recht  hat,  den  Kanalbau  auszuführen,  und  darüber  mit 
Holland  bereits  einen  Vertrag  abgeschlossen  haben  soll,  scheint  die 
nördliche  Linie  zu  bevorzugen. 

Ein  zur  Zeit  etwas  in  den  Hintergrund  getretener  Plan  will  den 
Rhein  unterhalb  Wesel  mit  der  Ems  oberhalb  Emden  verbinden  und 
damit  eine  für  die  größten  Rheinschiffe  befahrbare  neue  Rheinmündung 
schaffen,  den  Rhein-See-Kanal. 

Im  Ems-  und  Wesergebiet  liegen  ebenfalls  verschiedene  .Kanal- 
wünsche vor.  So  wird  seit  längeren  Jahren  von  oldenburgiscber 
Seite  der  Plan  eines  Schiffahrtweges  von  der  unteren  Ems  bei  Dörpen 
nach  Kampe  an  der  Hunte  (Ems-Hunte-Kanal)  verfolgt,  um 
sowohl  landwirtschaftlichen  Bedürfnissen  zu  genügen  als  auch  eine 
stets  leistungsfähige  Verbindung  zwischen  dem  rheinisch-westfälischen 
Industriegebiet  und  den  Unterweserhäfen  zu  schaffen.  Ein  Umbau 
des  Ems-Jade-Kanals  würde  es  ermöglichen,  die  Ruhrkohle  billiger 
nach  Wilhelmshafen  zu  bringen;  weitergehende  Wünsche  wollten 
den  Wasserweg  bis  nach  Nordenham  an  der  unteren  Weser  verlängern 
und  damit  ähnliche  Ziele  verfolgen  wie  der  Ems-Hunte-Kanal.  Da 
jetzt  die  deutsche  Kriegsflotte  erheblich  verringert  ist  und  Wilhelms- 
hafen dadurch  an  Bedeutung  und  Verkehr  wesentlich  eingebüßt  hat, 
kommt  ein  Umbau  des  Ems-Jade-Kanals  zur  Zeit  nicht  mehr  in  Frage. 

Die  kürzeste  Linie  zwischen  dem  rheinisch-westfälischen  Industrie- 
gebiet und  den  Nordseehäfen  an  der  Weser  und  Elbe  würde  der 
Nordseekana!  bieten,  der  bei  Bramsche  nördlich  von  Osnabrück 
aus  dem  Ems-Weser- Kanal  abzweigend  in  fast  gerader  Linie  über 
Bremen  nach  Stade  zur  Elbe  führt,  von  wo  aus  Hamburg  entweder 
auf  einem  Seitenkanal  südlich  des  Stromes  oder  unmittelbar  auf  der 
Elbe  erreicht  werden  kann.  Da  Belgien,  wie  bereits  erwähnt,  nach 
dem  Friedensvertrag  berechtigt  ist,  den  Rhein-Maas-Schelde-Kanal 
nach  Antwerpen  zur  Ausführung  zu  bringen,  und  dieses  Recht  an- 
scheinend auch  verwirklichen  wird,  so  ist  es  eine  Notwendigkeit  für 
die  Hansestädte,  ebenfalls  eine  möglichst  kurze  und  gute  Verbindung 
nach  dem  größten  deutschen  Industriegebiet  zu  erbalten. 

Die  Vollendung  des  Mittellandkanals  hat  die  Landesversamm- 
lung in  den  letzten  Monaten  so  eingehend  beschäftigt,  daß  es  nicht 
nötig  ist,  darüber  noch  viele  Worte  zu  verlieren.  Es  sei  nur  nochmals 
festgestellt,  daß  nach  dem  nunmehr  genehmigten  Plan  die  soge- 
nannte Mittellinie,  die  von  Hannover  über  Peine  und  Öbisfelde 
zur  Elbe  bei  Magdeburg  führt,  zur  Ausführung  gelangen  soll,  ln 
untrennbarem  Zusammenhang  damit  ist  eine  Verbindung  zum  oberen 
Saalegebiet  bei  Kreypau  unter  Benutzung  der  Elbe  und  der  neu  zu 
kanalisierenden  Saale  gedacht,  die  es  ermöglicht,  mit  einem  gleich- 
zeitig herzustellenden  Elster-Saale-Kan  al  Leipzig  zu  erreichen.  Das 
Kanalgesetz  enthält  noch  den  Umbau  des  Ihle-  und  Plauer  Kanals, 
damit  die  großen  Kanalschiffe  auch  bis  Berlin  gelangen  können,  und 
ferner  Ausbauten  am  Oder-Spree-Kanal,  um  die  Verbindung  Obeü 
Schlesiens  und  der  Oder  mit  Berlin  ebenfalls  für  große  Kähne  zu  er- 
möglichen. Ganz  gesichert  sind  diese  Pläne  zwar  noch  nicht,  denn 
dem  Reiche  wird  deren  Übernahme  und  Vollendung  nach  dem  1.  April 
1921  zufallen.  Hier  bedarf  es  also  noch  der  Zustimmung  der  gesetz- 
gebenden Körperschaften,  des  Reichsrats  und  des  Reichstags.  Hoffent- 
lich scheitert  deren  guter  Wille  nicht  im  letzten  Augenblick  an  Geld- 
schwierigkeiten. 
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Abb.  3. 


Im  Elbe-Gebiet  findet  sich  ferner  der  Plan  eines  Kanals  von 
Leipzig  über  Torgau  nach  Berlin  und  außerdem  ein  neuer  Elbe-Spree- 
Kanal,  der  von  Mühlberg  ausgeht  und  über  Senftenberg,  Spremberg  und 
Kottbus  am  Schwielocbsee  die  Spree  oberhalb  Berlins  erreichen  würde. 

Im  Anschluß  an  den  bestehenden  Elbe -Trave- Kanal  ist  eine 
Verlängerung  nach  Kiel  geplant,  Elbe  - Kiel  - Kanal,  während  in 
Mecklenburg  ebenfalls  eine  neue  Wasserstraße,  Elbe-Ostsee-Kanal, 
die  von  Dömitz  oder  dem  oberhalb  davon  an  der  Elbe  gelegenen  Orte 
Kumlosen  über  Schwerin  nach  Wismar  führen  soll,  befürwortet  wird. 
In  beiden  Fällen  handelt  es  sich  darum,  Ostseehäfen  mit  dem  großen 
Verkehrsweg  der  Elbe  in  Verbindung  zu  setzen  und  dadurch  die 
Seeschiffahrt  der  betreffenden  Städte  zu  befruchten. 

Auch  der  zweite  größere  Hafenort  Mecklenburgs,  Rostock,  wünscht 
eine  bessere  Verbindung  mit  dem  Hinterlande  durch  den  lange  ge- 
planten Berlin-Rostocker  Kanal. 

Endlich  besteht  der  Plan  eines  Elbe-Oder- Kan  als  von  der 
mittleren  Oder  oberhalb  Glogau  über  Sorau  nach  der  oberen  Spree  im 
Anschluß  an  den  Elbe-Spree-Kanal. 

' Im  Gebiet  zwischen  der  Oder  und  Weichsel  hat  sich  schon  seit 
langen  Jahren,  insbesondere  aber  während  des  Krieges,  das  Fehlen 
einer  kürzeren  Verbindung  zwischen  der  Oder,  der  Warthe,  der  Netze 
und  der  Weichsel  fühlbar  gemacht.  Hauptsächlich  galt  es  dabei,  die 
oberschlesische  Kohle  auf  billigere  und  schnellere  Weise  den  nord- 
östlichen Provinzen  Preußens  zuzuführen.  So  entstand  der  Plan,  von 
einem  Orte  Koben,  östlich  von  Glogau  an  der  Oder  einen  Kanal  über 
Posen  an  der  Warthe  zur  Netze  westlich  von  Nakel  zu  führen,  Oder- 
W arthe-Netze-Kanal.  Dem  gleichen  Zweck,  soweit  wenigstens  West- 


preußen und  Ostpreußen  in  Betracht  kommen,  sollte  auch  der  Malapane- 
Weichsel- Kanal  dienen,  der  unmittelbar  aus  dem  oberschlesischen 
Industriegebiet  ungefähr  an  der  alten  Grenze  zwischen  Posen  und  Polen 
entlang  gehend  die  Weichsel  oberhalb  Bromberg  erreichen  wollte. 

Östlich  der  Weichsel,  etwa  von  Thorn  aus,  war  der  Ost-Kanal 
in  Vorschlag  gebracht,  der  in  nordöstlicher  Richtung  die  Masurische 
Seenplatte  erreichen  und  auf  diese  Weise  eine  gute  Wasserverbindung 
Ostpreußens  mit  dem  mittleren  und  westlichen  Provinzen  des  preußi- 
schen Staates  schaffen  wollte 

Ein  kleinerer  Entwurf  mit  zunächst  örtlich  begrenzten  Zielen  ist 
durch  die  bessere  Schiffbarmachung  des  Pregels  gegeben,  dessen 
oberstes  Kanalstück  bis  Insterburg  durch  eine  Bewilligung  im  dies- 
jährigen Haushaltplan  der  Verwirklichung  zugeführt  werden  soll. 

, Wenden  wir  uns  nun  nach  dem  Süden  Deutschlands,  so  finden 
wir  hier  eine  ganze  Reihe  von  Plänen,  die  darauf  abzielen,  die  Donau 
mit  dem  norddeutschen  Wassernetz  zu  verbinden. 

In  erster  Linie  die  Main  - Donau -Wasserstraße.  Der  in  den 
vierziger  Jabren  des  vorigen  Jahrhunderts  erbaute  Ludwig-  oder 
Donau -Main -Kanal  soll  in  verjüngter  und  vergrößerter  Gestalt  neu 
erstehen.  Ein  entsprechendes  Gesetz  ist  bereits  im  Reichstag  ange- 
nommen. Danach  soll  der  Main  von  Aschaffenburg  bis  Bamberg, 
möglicherweise  unter  Ausschaltung  der  großen  Mainschleife  zwischen 
Gmünden  und  Schweiufurt.  kanalisiert  werden.  Der  von  hier  bis 
Kelheim  an  der  Donau  führende  Ludwig-Kanal  wird  zunächst  nur 
bis  Nürnberg,  unter  teilweiser  Linienverlegung,  für  1200  t-Schiffe  neu 
hergestellt  werden.  Auch  die  Donau  unterhalb  Kelheim  bis  zur 
Reichsgrenze  bei-Passau  wird  teils  durch  Kanalisierung,  teils  durch 
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Abb.  4. 


Regulierung  dem  neuen  Bedürfnis  angepaßt.  Ob  sich  daran  ein  Aus- 
bau der  Donau  von  Ulm  bis  Kelheim  anscbließen  wird,  bedarf  weiterer 
Überlegung.  Die  Gewinnung  großer  Wasserkräfte  ist  bei  diesen  bayeri- 
schen Wasserstraßenplänen  von  ausschlaggebender  Bedeutuug. 

Das  gleiche  trifft  zu  für  die  Kanalisierung  des  Neckars,  welche 
ebenfalls  vom  Reichstag  bis  zu  dem  Ort  Plochingen  oberhalb  Eßlingen 
bereits  genehmigt  ist.  Auch  hier  handelt  es  sich  um  den  Verkehr 
von  1200  t- Schiffen,  und  der  Wunsch  der  Beteiligten  geht  dahin,  daß 
der  Wasserweg  als  Neckar-Donau-Kanal  später  bis  zur  oberen  Donau 
etwa  bei  Ulm  fortgeführt  werden  möge.  Wird  dieser  Gedanke  ebenso 
verwirklicht  wie  der  Ausbau  des  letzten  Stückes  des  Donau-Main-Kanals 
von  Nürnberg  bis  Kelheim,  so  würden  bereits  zwei  Verbindungen  der 
Donau  mit  dem  übrigen  deutschen  Wasserstraßennetz  vorhanden  sein. 

Eine  dritte  wird  erstrebt  von  Münden  durch  das  Werratal  zum 
Main  bei  Bamberg,  Weser  - Main  - Kanal.  Sie  würde  den  Süden 
Deutschlands  auf  kürzestem  Wege  mit  den  deutschen  Nordseehäfen 
verbinden  und  außerdem  Gelegenheit  zu  großen  Talsperrenbauten 
mit  Wasserkraftgewinnung  geben. 

Eine  vierte  und  fünfte  Verbindung  zur  Donau  würde  geschaffen, 
wenn  durch  Zusammenwirken  der  Tschecho-Slowakei  und  Österreichs 
der  Donau  - 0 der  - Kanal  mit  Abzweigung  zur  Elbe  verwirklicht 
werden  sollte.  Auf  deutschem  Gebiet  würde  dann  ein  neuer  Kanal 
von  Gleiwitz  über  Kosel  nach  Oderberg  in  Frage  kommen. 

Endlich  sei  noch  des  Planes  gedacht,  die  obere  Donau  von 
Ulm  aus  mit  dem  Bodensee  in  Verbindung  zu  setzen. 

Hiermit  dürften  wohl  alle  zur  Zeit  in  Deutschland  ernsthaft  ver- 


folgten bedeutenderen  Kanalpläne  erschöpft  sein.  Im  folgenden  soll  nun 
noch  der  Versuch  gemacht  werden,  das  Wichtigste  und  in  erster  Linie 
Erstrebenswerte  aus  der  umfangreichen  Sammlung  herauszuschälen. 

Um  sich  ein  anschauliches  Bild  davon  zu  machen,  in  welchen 
Richtungen  eine  Ergänzung  des  preußischen  und  deutschen  Wasser- 
straßennetzes notwendig  ist,  empfiehlt  sich  eine  zeichnerische  Über- 
sicht der  Erzeugung,  des  Verbrauchs  und  des  vorhandenen  Verkehrs 

Die  beste  Übersicht  hätte  man,  wenn  eine  zeichnerische  Dar- 
stellung der  Verkehrsdichte  auf  sämtlichen  Eisenbahnen  und  Wasser- 
straßen vorhanden  wäre.  Für  Wasserstraßen  konnten  derartige  Karten 
vorgeführt  werden,  und  für  Eisenbahnen  wurden  sie  früher  für 
einzelne  Güter,  z.  B.  Kohle  und  Eisen,  angefertigt.  Seit  längeren 
Jahren  ist  dies  nicht  mehr  der  Fall.  Man  muß  sich  daher  mit  einer 
Darstellung  des  Ortsverkehrs  behelfen,  wobei  Erzeugung  und  Ver- 
brauch sowie  die  wichtigsten  Güterarten  kenntlich  gemacht  sind.  In 
der  hier  erscheinenden  Karte  des  deutschen  Güterverkehrs  (Eisenbahn-, 
Wasserstraßen-  und  Seeverkehr)  (vgl.  Abb.  3)  sind  alle  Orte  durch 
verhältnismäßig  große  Kreise  dargestellt,  die  im  Jahre  1912  einen 
größeren  Gesamtverkehr  als  500  000  t hatten.  Außerdem  ist  durch 
entsprechend  breite  Streifen  die  Ein-  und  Ausfuhr  über  die  Grenze 
veranschaulicht.  In  diese  Übersicht  lassen  sich  nun  die  wünschens- 
werten und  voraussichtlich  wirtschaftlichen  neuen  Schiffahrtlinien 
eintragen,  indem,  soweit  noch  Lücken  vorhanden  sind,  die  großen 
Erzeugungs-  und  Verbrauchsorte  miteinander  in  Verbindung  gesetzt 
werden.  Dabei  handelt  es  sich  aber  lediglich  um  solche  Linien,  auf 
denen  ein  Verkehr  von  mehreren  Millionen  Tonnen  jährlich  zu  er- 
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warten  ist.  Dadurch  wird  die  Zahl  der  noch  bauwürdigen  Kanäle 
bereits  erheblich  beschränkt.  Sie  sehen  hiernach  beispielweise  die 
Verkehrsausstrahlungen  vom  Ruhrrevier  nach  Berlin,  nach  dem 
Sächsisch-Thüringischen  Industriegebiet,  nach  den  Nordseehäfen  Bremen 
und  Hamburg,  nach  Antwerpen,  nach  dem  Main-Donau-Gebiet,  nach 
dem  Neckar  und  der  oberen  Donau,  nach  dem  Oberrhein  und  der 
Schweiz.  Zwischen  dem  Ruhrrevier  und  den  Erzlagerstätten  von 
Lothringen-Luxemburg  findet  ein  Wechselverkehr  statt,  Kohle  vom 
Ruhrrevier  nach  Lothringen -Luxemburg  und  Minetteerze  von  dort 
zurück  nach  dem  Ruhrrevier.  Von  Oberschlesien  gehen  Versandlinien 
nach  Berlin,  nach  den  Ostprovinzen  und  nach  der  Donau.  In  einer 
Anzahl  anderer  Verkehrsrichtungen  sind  bereits  leistungsfähige  Wasser- 
straßen vorhanden,  so  vom  Ruhrrevier  nach  dem  Unter-  und  Ober- 
rhein bis  Straßburg,  nach  Emden  und  in  der  Richtung  auf  Berlin  bis 
Hannover,  ferner  zwischen  Berlin  und  Stettin,  von  Stettin  nach  Ober- 
schlesien, zwischen  Hamburg  und  der  Oberelbe  sowie  von  Bremen 
nach  der  Oberweser  und  Hannover. 

Natürlich  bedarf  es  noch  eingehenderer  Untersuchungen,  ob  die  in 
erster  Linie  auf  Kohle  und  Eisen  aufzubauenden  Hauptverkehrslinien  tat- 
sächlich unter  Berücksichtigung  aller  anderen  in  Betracht  kommenden 
Güter  bauwürdig  sind  und  ob  außerdem  noch  andere  Zwischenglieder 
namentlich  als  Anschluß- oder  Verbindungslinien  zu  erwägen  sein  werden. 

Diese  bisher  lediglich  auf  wirtschaftlich -theoretischer  Grundlage 
fußende  Darstellung  muß  nun  durch  technische  Untersuchungen  den 
örtlichen  Verhältnissen  angepaßt  werden.  Welche  Richtung  danach 
die  in  erster  Linie  in  Betracht  kommenden  neuen  Kanalbauten  zu 
.nehmen  haben,  gibt  nun  die  Übersichtskarte  mit  den  zur  Zeit  bau- 
würdig erscheinenden  Entwürfen  an  (Abb.  4).  Hier  finden  sich  zu- 
nächst die  bereits  genehmigten  Neubauten,  nämlich  der  Mittelland- 
kanal mit  dem  Anschluß  zur  Saale  und  nach  Leipzig  sowie  die  Kanal- 
pläne von  Aschaffenburg  a.  Main  über  Bamberg  nach  Nürnberg  und 
von  Mannheim  über  Stuttgart  nach  Plochingen  a.  Neckar.  Die 
weiteren  Verbindungen  zur  Donau  nach  Kelheim  bezw.  Ulm  sind 
punktiert  angedeutet.  In  beiden  Fällen  kommen  mehrere  Ausführungs- 
möglichkeiten in  Betracht.  Der  Ausbau  der  Donau  von  Kelheim  bis 
Passau  ist  ebenfalls  bereits  genehmigt,  der  von  Ulm  bis  Kelheim 
einstweilen  nur  geplant.  Beide  Verbindungen,  sowohl  über  den  Main, 
wie  über  den  Neckar,  können  hoffentlich  in  nicht  zu  ferner  Zukunft 
in  ganzer  Ausdehnung  verwirklicht  werden,  denn  sonst  würden  sie 
Stückwerk  bleiben.  Für  die  Main-Donau- Wasserstraße  wird  dies  viel- 
leicht am  schnellsten  geschehen  können,  denn,  wenn  gleichzeitig  die 
Strecke  von  Ulm  bis  Kelheim  kanalisiert  wird,  lassen  sich  hier 
so  große  Wasserkräfte  gewinnen,  daß  ihr  Wertüberschuß  genügen 
dürfte,  auch  die  Baukosten  für  das  Kanalstück  Nürnberg— Kelheim  zu 
decken.  Eine  nennenswerte  Verkehrsbedeutung  würde  die  Donau 
zwischen  Ulm  und  Kelheim  für  sich  allein  allerdings  nicht  gewinnen; 
hier  würde  eine  Sackgasse  bleiben,  die  erst  dann  volles  Leben  ge- 
winnen kann,  wenn  von  Ulm  die  Verbindung  nach  Plochingen  ge- 
schaffen wird.  Dabei  sind  leider  große  technische  und  finanzielle 
Schwierigkeiten  zu  überwinden.  Da  aber  die  südwestlichen  Bezirke 
Bayerns  nur  dann  von  den  besprochenen  neuen  Wasserstraßen  erheb- 
lichen Nutzen  haben  werden,  wenn  sie  eine  durchgehende  Linie 
Mannheim — Ulm -Kelheim  besitzen,  die  ihnen  hauptsächlich  billige 
Kohle  zuführen  kann,  so  bietet  sich  anscheinend  eine  Möglichkeit, 
alle  Belange  miteinander  zu  vereinen  und  für  Süddeutschland  ohne 
Schwächung  der  Reichs-  und  Staatslinanzen  ein  Wasserstraßennetz  zu 
schaffen,  welches  Alle  befriedigt  und  auch  den  Anforderungen  des 
Durchgangsverkehrs  gerecht  wird.  Über  die  Verbindung  nach  dem 
Oberrhein  von  Straßburg  über  Basel  nach  Konstanz  ist  ein  Beschluß 
noch  nicht  gefaßt,  ebensowenig  über  die  Kanalisierung  der  Mosel  und 
Saar.  Hoffentlich  gelingt  es  trotz  der  veränderten  politischen  Verhält- 
nisse, die  Kanalisierung  der  Mosel  noch  zu  verwirklichen,  die  durch 
wechselnde  Anschauungen  in  den  beteiligten  Kreisen  lange  Zeit  ver- 
schoben wurde.  Allmählich  hat  sich  doch  die  Überzeugung  durch- 
gerungen, daß  die  Schaffung  eines  frachtverbilligenden  Wasserweges 
sowohl  für  das  Ruhrrevier  wie  für  Lothringen — Luxemburg  nützlich 
sei,  und  die  wirtschaftlichen  Bedürfnisse  haben  sich  auch  nach  der 
Abtrennung  Lothringens  von  Deutschland  wenig  geändert.  Die  Ver- 
wertung der  Wasserkräfte  wird  auch  hier  günstigen  Einfluß  üben  und 
namentlich  für  die  Saar  eine  bessere  geldliche  Lage  schaffen.  Der 
Kanal  nach  Antwerpen  ist  nicht  dargestellt,  da  der  belgische  Plan 
zur  Zeit  noch  unbekannt  ist.  Der  Nordseehäfen -Kanal  ist  in  der 
bereits  erwähnten,  von  Bremen  vorgeschlagenen  Form  aufgenommen. 
In  die  Karte  sind  ferner  die  in  Ausführung  begriffene  Verbesserung 
der  Oder-Wasserstraße  und  der  Umbau  des  Oder-Spree-Kanals  einge- 
zeichnet. Die  vorher  beschriebene  Verbindung  von  der  Oder  über 
Posen  zur  Warthe  und  Netze  ist  fortgelassen,  weil  die  wesentlichsten 
Stücke  dieses  Kanalunternehmens  jetzt  in  Polen  liegen  und  nach  den 
bisher  gemachten  Erfahrungen  kaum  anzunehmeu  ist,  daß  ein  Land, 
welches  die  erhaltenen  preußischen  Kanalstrecken  veröden  läßt,  in 
der  Lage  sein  wird,  neue,  weitausschaueude  Wasserstraßenpläne  zu 
verwirklichen.  Sollte  von  früher  österreichischen  Ländern  der  Donau- 


Oder-Kanal,  gegebenenfalls  mit  einer  Verbindung  zur  Elbe  gebaut 
werden,  so  kommt  in  Frage,  von  Gleiwitz  den  ebenfalls  bereits  er- 
wähnten Anschlußkanal  über  Kosel  nach  Oderberg  herzustellen.  Da- 
mit scheint  die  Reihe  der  in  erster  Linie  zu  verwirklichenden  Neubauten 
im  wesentlichen  erschöpft.  Soweit  erforderlich,  wird  der  weitere  Aus- 
bau der  Hauptströme  sich  den  gesteigerten  Anforderungen  der  Schiff- 
fahrt und  den  neuen  künstlichen  Wasserstraßen  anpassen  müssen. 

Welche  weiteren  Linien  später  noch  für  den  Neu-  oder  Ausbau 
in  Betracht  kommen,  muß  von  örtlichen  Verhältnissen  abhängen,  w.o- 
bei  insbesondere  die  Gewinnung  von  Wasserkräften  helfend  zur  Seite 
treten  kann.  Das  wird  insbesondere  bei  einer  etwaigen  Ergänzung 
der  Lahn-Kanalisierung,  bei  dem  Ausbau  der  Ruhr  und  bei  dem 
Weser-Main-Kanal  der  Fall  sein. 

Die  Gewinnung  von  Wasserkräften  ist  überhaupt  ein  Ziel,  das 
der  zukünftigen  Wasserwirtschaft  Preußens  und  Deutschlands  ein  be- 
sonderes Merkmal  aufdrücken  wird.  Hierüber  wird  der  preußischen 
Landesversammlung  noch  vor  dem  Übergang  auf  das  Reich  eine  vor- 
läufige Denkschrift  zugehen.  Ohne  dem  Ergebnis  dieser  Ausarbeitung 
vorgreifen  zu  wollen,  glaube  ich  schon  jetzt  sagen  zu  können,  daß 
die  Gesamtmenge  der  in  Deutschland  zu  gewinnenden  und  haupt- 
sächlich in  Elektrizität  umzuwandelnden  Wasserkraftmengen  reichlich 
10  Milliarden  Kilowattstunden  jährlich  betragen  wird,  d.  h.  fast  vier- 
mal soviel,  wie  im  Jahre  1913  in  allen  der  öffentlichen  Versorgung 
dienenden  Elektrizitätswerken  Deutschlands  nutzbar  abgegeben  wurden 
oder  fast  soviel,  wie  im  gleichen  Jahre  von  sämtlichen  öffentlichen 
und  privaten  Elektrizitätswerken  überhaupt  erzeugt  wurde.  Damit 
würden  nach  dem  heutigen  Stand  der  Technik  etwa  15  Milk  t mäßig 
gute  Steinkohle,  wie  sie  jetzt  vielfach  gewonnen  wird,  dauernd  erspart 
werden  können.  Ob  und  inwieweit  die  bisher  von  Preußen  betriebene 
Elektrizitätsversorgung  auf  das  Reich  übergehen  wird,  darüber  sind 
Erwägungen  noch  nicht  angestellt  worden.  Auf  alle  Fälle  muß  Preußen 
bei  der  weiteren  Entwicklung  in  der  Lage  sein,  die  Landesinteressen 
ausreichend  zu  wahren. 

Zum  Schluß  meiner  Ausführungen  möchte  ich  noch  kurz  anführen, 
welche  Flüsse  und  Kanäle  nach  dem  jetzigen  Stand  der  Verhandlungen 
voraussichtlich  auf  das  Reich  übergehen  und  welche  bei  Preußen 
verbleiben  werden.  Nach  der  Reichsverfassung  fallen  dem  Reiche 
alle  dem  allgemeinen  Verkehr  dienenden  Wasserstraßen  zu,  also  im 
wesentlichen  diejenigen  des  großen  Durchgangsverkehrs  und  diejenigen, 
die  einen  erheblichen  örtlichen  Güteraustausch  bewältigen,  dessen 
Mindestmenge  gemäß  den  bisherigen  Verhandlungen  auf  50  000  t 
jährlich  bemessen  ist.  Schätzungsweise  würden  von  den  rd.  10  200  km 
preußischer  Wasserstraßen  etwa  8200  km  auf  das  Reich  übergehen 
und  2000  bei  Preußen  verbleiben.  Diese  werden  später  vom  Land- 
wirtschaftsministerium verwaltet  werden. 

Ich  bin  am  Ende  meiner  Darlegungen  angelangt,  in  denen  ich 
ein  Bild  langjähriger  und  in  vieler  Beziehung  erfolgreicher  Tätig- 
keit noch  einmal  vorführen  konnte.  Bald  wird  die  preußische  Wasser- 
bauverwaltung der  Geschichte  angehören,  und  nur  die  Erinnerung 
wird  bleiben  an  viele  arbeitsreiche,  aber  auch  an  manche  schöne 
Stunden,  in  denen  wir  versuchten,  das  flüssige  Element  des  Wassers 
nach  unserem  Willen  zu  lenken  oder  seine  Gewalt  zu  brechen,  wenn 
Unheil  aus  ihr  zu  entspringen  drohte.  Das  alles  wird  nun  im  größeren 
Rahmen  des  Reiches  fortgesetzt  werden.  Einheitliche  Stromgebiete 
sollen  einheitlich  bewirtschaftet  werden,  Aufgaben  gelöst,  zu  denen 
die  kleineren  Länder  allein  nicht  befähigt  gewesen  wären.  Dafür 
wird  das  Opfer  eigener  Selbständigkeit  gebracht,  und  das  größte 
dieser  Opfer  bringt  Preußen.  Wir  können  dabei  nur  den  einen 
Wunsch  haben,  daß  in  noch  höherem  Maße  als  bisher  die  gesamte 
Wasserwirtschaft  ein  wirksames  Mittel  werden  möge,  unsere  Volks- 
wirtschaft wieder  aufzubauen,  um  Deutschlands  Stellung  neu  zu 
festigen  und  dauernd  zu  erhalten. 


.1 

irrr;TTüra 

Die  Waldecker  Talsperre. 


Verlag  von  W ilhelm  K r n s t & So  hu,  Berlin.  — Für  den  nichtamtlichen  Teil  verantwortlich:  Fr.  S chultze , Berlin.  — Bruck  der  Buchdruckerei  Gebrüder  Ernst.  Berlin. 
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Erlaß,  betreffend  den  Ankauf  von  Stempelmarken. 

Berlin,  den  15.  November  1920. 

Mehrere  Einbrüche  bei  Hauptzollämtern,  bei  denen  große  Beträge 
an  preußischen  Landesstempelmaterialien  in  die  Hände  der  Täter 
geraten  sind,  haben  den  Reichsminister  der  Finanzen  veranlaßt,  durch 
die  Landesfinanzämter  in  Preußen  sämtliche  Amtsstellen  und  Stempel- 
verteiler ausdrücklich  darauf  hinweisen  zu  lassen,  daß  sie  unter  keinen 
Umständen  von  Privatpersonen  preußische  Stempelmaterialien  an- 
kaufen dürfen. 

Einer  Anregung  des  genannten  Reichsministers  folgend,  hat  weiter 
der  preußische  Justizminister  durch  eine  allgemeine  Verfügung  vom 
26.  Oktober  1920,  abgedruckt  im  Justizministerialblatt,  S.  584,  die- 
jenigen Stellen  im  Bereich  der  Justizverwaltung,  denen  die  Erlaubnis 
zur  selbständigen  Entwertung  von  Stempelmarken  erteilt  ist,  ange- 
wiesen, die  für  ihren  Gebrauch  erforderlichen  Stempelmaterialien 
lediglich  bei  der  zuständigen  amtlichen  Verkaufstelle 'anzukaufen  und 
von  dieser  jedesmal  eine  Bescheinigung  über  die  Zahl,  die  Art  und 
die  Wertbeträge  der  gekauften  Stempelmaterialien  zu  verlangen.  Bei 
dem  jedesmaligen  Ankauf  ist  ein  Zettel  vorzulegen,  auf  dem  die 
Lieferung  von  der  verkaufenden  Amtsstelle  zu  bescheinigen  ist. 

Bei  der  Wichtigkeit  der- Sache  beehre  ich  mich  zu  ersuchen,  die 
in  Frage  kommenden  Stellen  des  dortigen  Verwaltungsbereichs  mit 
einer  gleichen  Anweisung  versehen  zu  wollen. 

Der  preußische  Finanzminister. 

Im  Aufträge 

IL  11971.  2.  Ang.  Wolffram. 

Berlin,  den  8.  Dezember  1920. 

Abschrift  übersende  ich  zur  gleichmäßigen  Beachtung  für  den 
Bereich  der  Wasserbau  Verwaltung. 

Der  Minister  der  öffentlichen  Arbeiten. 

Im  Aufträge 

III  2728  C. . Bredow. 

Erlaß,  betreffend  die  Vorprüfung,  Beaufsichtigung  und  Ab- 
nahme neuer  Feuerstätten  durch  die  Ortsbaubeamteu. 

Berlin,  den  18.  Dezember  1920. 

In  einem  Staatsgebäude  ist  ein  größerer  Dachstuhlbrand  dadurch 
entstanden,  daß  ein  Ofen  statt  an  ein  vorschriftsmäßiges  Rauchrohr 
an  ein  in  den  Dachboden  mündendes  Lüftungsrohr  angeschlossen 
worden  ist.  Der  Ofen  war  auf  Veranlassung  der  Behörde,  der  einige 
Räume  des  Gebäudes  mietweise  überlassen  worden  waren,  von  einem 
nicht  genügend  sachkundigen  Handwerker  aufgestellt  worden,  ohne 
daß  der  zuständige  Ortsbaubeamte  hiervon  Kenntnis  erhielt. 

Ich  verweise  auf  die  Bestimmungen  in  § 58  der  Dienstanweisung 
für  die  Ortsbaubeamten  der  Staatshochbauverwaltung,  nach  denen 
bauliche  Veränderungen,  welche  die  Bauart  des  Gebäudes  berühren, 
wozu  auch  die  Anlage  neuer  Feuerstätten  zu  rechnen  ist,  ohne  Rück- 
sicht auf  die  Höhe  der  Kosten  der  Vorprüfung,  Beaufsichtigung  und 
Abnahme  durch  die  Ortsbau  beamten  unterliegen. 

Zur  Vermeidung  solcher  Schäden  ersuche  ich  um  genaue  Beach- 
tung dieser  Bestimmungen. 

In  neu  abzuschließenden  Mietverträgen  ist  auf  die  sich  aus  den 
Bestimmungen  ergebende  Verpflichtung  des  Mieters  besonders  hinzu- 
weisen, bestehende  Verträge  sind  nötigenfalls  entsprechend  zu  er- 
gänzen. 

Der  preußische  Finanzminister. 

Im  Aufträge 

III  6 163.  Uber. 


Preußen. 

Pie  preußische  Staatsregierung  hat  den  Oberregierungsrat  Fritze 
beim  Verbandspräsidium  des  Siedlungsverbandes  Ruhrkoblenbezirk  in 
Es.sen  an  Stelle  des  aus  dem  Staatsdienst  ausgeschiedenen  Ober- 
regierungsrats £>r.=3ntl-  Rappaport  zum  dritten  Mitglied  des  Verbands- 
rats des  Siedlungsverbandes  Ruhrkohlenbezirk  auf  die  Dauer  seines 
Hauptamtes  am  Sitze  des  Verbandsrats  ernannt. 

Der  Ministerialsekretär  Geheime  Rechnungsrat  Schröder  ist  zum 
Ministerial-Bureauvorsteher  im  Ministerium  der  öffentlichen  Arbeiten 
ernannt  worden. 

Versetzt  ist:  der  Regierungs-  und  Baurat  Heinrich  Heiser  vom 
Saaletalsperren-Neubauamt  in  Saalfeld  nach  Berlin  in  die  Wasserbau- 
abteilung des  Ministeriums  der  öffentlichen  Arbeiten. 

Dem ' Regierungsbaumeister  des  Straßen-  und  Wasserbaufaches 
Schütz  in  Münster  ist  eine  planmäßige  Regierungs-  und  Bauratstelle 
verliehen  worden. 

Der  Ministerialrat  Geheime  Oberhaurat  S)r.=  3htip  Kunze  ist  aus 
dem  Staatsdienst  ausgesebieden. 

Der  Geheime  Regierungsrat  SrAigttg.  e.  h.  Wilhelm  Riehn,  früher 
Professor  an  der  Technischen  Hochschule  Hannover,  und  der  Königl. 
Baurat  Paul  Hager  in  Freienwalde  a.  d.  Oder,  Deichinspektor  des 
Niederoderbruchs,  sind  gestorben. 

Deutsches  Reich. 

Reichseisenbahnen.  Preußen-Hessen.  Es  sind  verliehen 
planmäßige  Stellen:  für  Mitglieder  der  Eisenbahndirektionen  und  des 
Eisenbahn -Zentralamts  den  Regierungs-  und  Bauräten  Claus  in 
Frankfurt  a.  Main,  Fatken  in  Königsberg  i.  Pr.,  Schmelzer  und 
Wilhelm  Neumann  in  Berlin;  für  Vorstände  der  Eisenbahn- 
Betriebsämter:  den  Regierungsbaumeistern  des  Eisenbahnbaufaches 
Borchert  in  Schweidnitz,  ®r.=3ttg.  Schütz  in  Meseritz  und  Rosien 
in  Schwiebus,  sowie  den  Eisenbahninspektoren  Maschke  in  Inster- 
burg, Thiersch  in  Frankenberg  a.  d.  Eder  und  Robert  Köhler  in 
Orteisburg;  — für  Vorstände  der  Eisenbahn-Maschinen-,  Eisenbahn- 
Werkstätten-  usw.  Ämter:  den  Regierungsbaumeistern  des  Maschinen- 
baufaches Erwin  Rosenthal  in  Gleiwitz  und  Oberbeck  in  Witten 
sowie  den  Eisenbahninspektoren  Gräfe  in  Jena,  Heydemann  in 
Schneidemühl  und  Bückart  in  Opladen;  — für  Regierungshaumeister: 
den  Regierungsbaumeistern  des  Eisenbahnbaufaches  Georg  Neumann 
in  Beutben  i.  Oberschi.,  Seih  in  Trier  und  Frings  in  Ahrweiler;  den 
Regierungsbaumeistern  des  Eisenbahn-  und  Straßenbaufaches  Karl 
Fröhlich  in  Berlin,  .Gerteis  in  Frankfurt  a.  Main  und  Vogeler  in 
Weißenfels  sowie  dem  Regierangsbaumeister  des  Maschinenbaufaches 
Dähnick,  zur  Zeit  in  Berlin. 

Der  Regierungsbaumeister  des  Eisenbahnbaufaches  Seih,  bisher 
in  Saarbrücken,  ist  zur  Eisenbahndirektion  nach  Trier  versetzt. 

Zu  Regierungsbaumeistern  sind  ernannt:  die  Regierungsbauführer 
des  Eisenbahn-  und  Straßenhaufaches  Dietrich  Hacke  aus  Trier  und 
$>r.=^ng.  Heinrich  Meyer  aus  Loxstedt.  Kreis  Geestemünde. 

Reichseisenbahnen.  Württemberg.  Übertragen  ist:  dem 
Regierungs-  und  Baurat  Andreä,  zuletzt  im  Reichskolonialdienst, 
eine  Regierungsbauratstelle  bei  der  Eisenbahn  - Bauinspektion  Horb, 
dem  Regierangsbaumeister  Maile,  zuletzt  Direktor  bei  den  württem- 
bergischen  Nebenbahnen  A.-G.,  eine  Regierungsbauratstelle  bei  der 
Eisenbahn  - Generaldirektion  Stuttgart  und  dem  Regierungsbaumeister 
Ackermann  eine  Abteilungsingenieurstelle  bei  der  Eisenbahn- General- 
direktion Stuttgart. 

Reichsvermögensverwaltung.  Der  Regierungsbaumeister 
Niemetz  ist  zum  Regierungsbauassessor  im  Reichsschatzministerium 
ernannt  worden.  .* 

Hessen. 

Der  Direktor  der  Technischen  Lehranstalten  in  Offenbach  Professor 
Eberhardt  ist  zum  Kunstbeirat  beim  hessischen  Landes- Arbeits- 
und Wirtschaftsamt  bestellt  worden. 
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[Alle  Keohte  Vorbehalten  ] 


Nichtamtlicher  Teil. 

Schriftleiter:  Friedrich  Schultze  und  Richard  Bergius. 


Balthasar  Neumaims  Bild  in  der  deutschen  Baugeschichte. 


Als  Ergebnis  seiner  Studien  in  den  gräflich  Schönbornschen  Fa- 
milienarchiven, deren  Bestände  den  Schlüssel  für  eine  Menge  unge- 
klärter Fragen  der  Österreichisch -fränkisch -rheinischen  Baugeschichte 
des  18.  Jahrhunderts  enthalten,  hat  Karl  Lohmeyer,  der  bekannte 
und  verdienstvolle  Forscher  auf  dem  Gebiet  des  rheinischen  Barock, 
in  der  letzten  Nummer  der  Mannheimer  Geschichtsblätter  mitgeteilt, 
daß  „Neumann  nicht  mehr  so  rückhaltlos  wie  bisher  als  der  Architekt“ 
der  Würzburger  Residenz  gelten  könne  und  daß  „die  ersten  Haupt- 
pläne für  die  Würzburger  Residenz“  Joh.  Luc.  v.  Hildebrandt 
geschaffen  habe. 

Auf  Grund  mehrjähriger  Beschäftigung  mit  der  Residenzbau- 
geschichte zum  Zweck  einer  umfassenden  Veröffentlichung  („Die 
Fürstbischöfliche  Residenz  in  Würzburg“,  als  Gesamtkunstwerk 
dargestellt  von  Richard  Sedlmaier  und  Rudolf  Plister;  Folkwang- 
Verlag  in  Hagen  i.  W.)  waren  wir  aus  zunächst  stilkritischen  Er- 
wägungen schon  vor  längerer  Zeit  zu  ganz  ähnlichen  Ergebnissen  ge- 
kommen. 

Daß  schon  in  sehr  frühem  Stadium  der  Eutwurfarbeiten  Be- 
ziehungen zu  Wien  bestanden,  ist  an  sich  nicht  neu  (vgl.  Eckert, 
Balthasar  Neumann  und  die  Würzburger  Residenzpläne,  Straßburg 
1917)  und  wird  stilistisch  durch  einige  Formen  des  Mittelrisalits  am 
Nordblock  deutlich  genug  bewiesen.  Die  Intensität  dieses  früheren 
Einflusses  von  Wien  her  war  jedoch  bisher  unbekannt  und  wurde 
ohne  Zweifel  unterschätzt.  Den  stärkeren  Einfluß  Hildebrandts  für 
die  spätere  Zeit  des  Baues  hatte  Eckert  ebenfalls  bereits  festgestellt, 
jedoch  ohne  die  notwendigen  Folgerungen  daraus  zu  ziehen.  Daß 
der  große  Wiener  für  diese  Zeit  der  ausschließlich  planende  Architekt 
war,  beweist  dem  unbefangenen  Auge  in  erster  Linie  der  Bau  selbst, 
weiterhin  die  vorurteilslos  gewerteten  und  zum  Teil  neu  zuzuschreiben- 
den Pläne  und  Entwurfzeichnungen  der  Würzburger  Sammlungen  und 
endlich  ein  bisher  nicht  bekannter  Brief  Hildebrandts  aus  Wien  vom 
10.  Juni  1743  an  den  Bauherrn  Friedrich  Karl  v.  Schönborn,  in  dem 
er  den  Bau  geradezu  für  sich  in  Anspruch  nimmt.  In  diesem  äußerst 
bemerkenswerten  Dokument  schreibt  er  unter  anderem  mit  bezug 
darauf,  daß  Augsburger  Verleger  Residenzstiche  mit  dem  Namen 
Neumanns  als  dem  des  Architekten  herausgegeben  hatten:  „.  . . wo 
also  gar  schön  dieser  Vers  darauf  alludiret  werde  et  hos  ego  versulos 
feci,  tulit  alter  honores. 

Mir  thut  sehr  wehe,  daß 
sich  ein  anderer  mit 
meinen  kleydern  anlegen 
solle,  daher  bitte  E.  hoch- 
fürstl.  Gnaden  unterth.  daß 
mir  in  diesem  Werk  kein 
solches  großes  Unrecht  ge- 
schehe . . .“  usw. 

Die  Entdeckung  Loh- 
meyers. daß  auch  für  die 
Planung  des  Würzburger 
Riesenbaues  die  damals  be- 
liebte Methode  des  Ideen- 
wettbewerbs unter  den 
angesehensten  Architekten 
der  Zeit  angewandt  wurde, 
ist  vollkommen  neu  und 
von  größter  Bedeutung. 

Unsere  Anschauung  weicht 
von  der  Lohmeyers  aller- 
dings insofern  ab,  als  wir 
glauben,  daß  der  entschei- 
dende Einfluß  Hildebrandts 
— wenngleich  er  schon  im 
Frühjahr  1720  Risse  zur 
Residenz  geliefert  hat  — 
nicht  vom  Beginn  des 
Residenzbaues  an,  son- 
dern erst  vom  Jahre  1729, 
dem  Regierungsantritt  des 
Reichs  vizekanzlers  Friedrich 
Karl  v.  Schönborn,  seines 
erklärten  Gönners,  zu  da- 
tieren ist,  während  die 
Planung  für  die  vorher- 


gehende Zeit  und  vor  allem  die  grundlegenden  ersten  Entwürfe  — 
soweit  sie  nicht  auf  Rechnung  des  sehr  aktiven  ersten  Bauherrn  selbst 
zu  setzen  sind  — dem  kurmainzischen  und  bambergischen  Obrist 
und  Baudirektor  Maximilian  v.  Welsch  (dessen  Monographie  Loh- 
meyer erfreulicherweise  in  Aussicht  gestellt  hat)  zuzuschreiben  sind, 
dessen  Beteiligung  am  Ideenwettbewerb  Lohmeyer  ja  auch  festgestellt 
hat.  Die  Zuschreibung  stützt  sich  außer  auf  stilkritische  Gründe 
unter  anderem  auch  auf  einige  neue  Zuschreibungen  von  Entwrurf- 
zeichnungen  zur  Residenz  an  Welsch.  Dieser  und  also  nicht  Neu- 
mann dürfte  unter  der  Regierung  des  Joh.  Phil.  Franz  v.  Schönborn 
(1719  bis  1724)  und  des  Christoph  Franz  v.  Hutten  (1724  bis  1729) 
neben  seiner  Beschäftigung  im  Rheinischen  und  im  Bambergischen 
auch  im  Würzburgischen  die  Funktionen  eines  Baudirektors  ausgeübt 
haben.  Bis  zum  Jahre  1729  bezieht  er  ein  Gehalt  von  Würzburg, 
wenngleich  seine  Tätigkeit  während  der  letzten  Jahre  der  Regierung 
Huttens  durch  diejenige  Neumanns  stark  verdrängt  wird  (Hofkammer- 
protokolle vom  31.  August  1729). 

Wenn  Lohmeyer  von  einer  „in  kollektivistischer  Arbeit  sich  er- 
hebenden rheinisch -fränkischen  Hauptresidenz“  spricht,  so  ist  das 
ohne  Zweifel  richtig  in  dem  Sinn,  in  dem  es  für  unzählige  Bauwerke 
des  18.  Jahrhunderts  gilt,  insbesondere  in  bezug  auf  den  stets  unter- 
schätzten geradezu  schöpferischen  Einfluß  der  architektonisch  hoch- 
gebildeten fürstlichen  Bauherren.  Trotzdem  sind  wir  der  Anschauung, 
daß  in  Zukunft  als  die  Architekten  der  Würzburger  Residenz  Welsch 
für  den  ersten  Abschnitt  und  Hildebrandt  für  die  spätere  Zeit  zu 
gelten  haben  werden.  Wesentlich  über  Lohmeyer  hinaus  gehen  wir 
hinsichtlich  des  Verhältnisses  Neumanns  zum  Residenzbau.  Dieser 
als  Architekt  bisher  maßlos  überschätzte  Festungsbaumeister  und 
Ingenieur  wird  als  planender  Künstler  aus  der  Residenzbaugeschichte 
vollkommen  auszuscheiden  haben,  und  er  wird  nach  kritischer  Prüfung 
seiner  Urheberschaft  an  der  Unzahl  der  übrigen  ihm  zugeschriebenen 
Werke  in  der  deutschen  Barockbaugeschichte  einen  ganz  anderen 
Platz  einnehmen  müssen,  als  das  bisher  auf  Grund  der  aus  Irrtümern 
zusammengesetzten  Arbeit  Kellers  der  Fall  war.  Dies  gedenken  wir 
in  Kürze  ausführlich  nachzuweisen. 

München  und  Würzburg,  8.  Dez.  1920. 

Dr.  Rudolf  Pfister,  Dr.  Richard  Sedlmaier. 


Hauptgebäude.  Blick  in  die  platzartige  Erweiterung  an  der  Lentzeallee. 

Abb.  1.  Entwurf  von  Högg. 

Wettbewerb  für  Entwürfe  zum  Neubau  der  Landwirtschaftlichen  Hochschule  in  Berlin -Dahlem. 


Zentralblatt  der  Bauverwaltung. 
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Nr.  3. 


Wettbewerb  für  Entwürfe  zum  Neubau  der  Landwirtschaftlichen  Hochschule  in  Berlin -Dahlem. 


Hauptgebäude. 


Abb.  2. 


Blick  in  die  platzartige  Erweite- 
rung der  Lentzeallee. 


Die  mit  Versuchsfeldern  ausgestatteten 
Einzelinstitute. 


Mittelbau  des  Hauptgebäudes  an  der  Lentzeallee. 
Abb.  2 ,u.  3.  Entwurf  von  Dr.  Bestelmeyer. 


Blick  von  der  Schorlemerallee  auf  die  den  Versuchsfeldern  zugekehrte  Sehendes  Hauptgebäudes. 

Abb.  4.  Entwurf  von  Schweitzer. 
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Zentralblatt  der  Bauverwaltung. 


8.  Januar  1921. 


Der  Rhein  von  Basel  bis  Konstanz  als  ßroßscliiffahrtstraße  und  Kraftquelle. 

Vom  Stadtbaurat  Theodor  Lut/.  Technischen  Beirat  des  Rheinschiffahrtverbandes  in  Konstanz. 


I.  Der  Ausbau  des  Oberrheins  als  Kraftquelle  und  Großschiffahrt- 
straße bis  in  den  Bodensee  bildet  schon  seit  Jahren  den  Gegenstand 
lebhafter  Erörterungen  in  der  Öffentlichkeit.  Wenn  heute  ernstlich 
niemand  mehr  an  der  Durchführbarkeit  dieses  schwierigen  Werkes 
zweifelt  und  dessen  großer  volkswirtschaftlicher  Wert  allgemein  an- 
erkannt wird,  so  ist  dies  nicht,  zuletzt  der  zielbewußten  Arbeit  der 
Schiffahrtverbände  in  Konstanz,  St.  Gallen  und  Basel  zu  verdanken. 
Als  am  6.  Juli  1907  die  Vereinigung  zur  Förderung  der  Schiff- 
barmachung des  Rheins  bis  zum  Bodensee  (Rheinschiffahrt- 
verband) gegründet  wurde,  waren  die  großen  Ziele,  die  sich  der  junge 
Schiffahrtverband  gesteckt  hatte,  noch  nicht  Allgemeingut.  Weite 
Kreise  standen  dem  Gedanken,  den  Oberrhein  als  leistungsfähigen 
Schiffahrtweg  auszugestalten,  damals  noch  ablehnend  oder  wenigstens 
gleichgültig  gegenüber.  Die  Sache  der  Schiffahrtverbände,  die  es  nicht 
an  aufklärender  und  werbender  Arbeit  fehlen  ließen,  gewann  aber 
von  Jahr  zu  Jahr  immer  mehr  Anhänger.  Die  erfolgreiche  Tätigkeit 
dieser  Verbände  ist  gekennzeichnet  durch  den  im  Aufträge  und  auf 
Kosten  der  Verbände  schon  längere  Zeit  vor  dem  Kriege  von  dem 
Ingenieur  ®r.  = 3>ut).  Gelpke  in  Basel  bearbeiteten  allgemeinen  Entwurf 
zur  Schiffbarmachung  des  Rheins  bis  zum  Bodensee  und  durch  das 
ebenfalls  im  Aufträge  und  auf  Kosten  der  Verbände  verfaßte  wirt- 
schaftliche Gutachten  des  Geheimen  Oberbaurats,  jetzigen  Ministerial- 
direktors Dr.-Ing.  Sympher  in  Berlin.  Beide  Arbeiten  lieferten 
wertvolle  Beiträge  zur  technischen  und  wirtschaftlichen  Erforschung 
des  Oberrheins  und.  den  überzeugenden  Beweis  von  seiner  Ausbau- 
würdigkeit als  Wasserstraße  und  Wasserkraftquelle.  Ferner  seien 
als  Erfolge  der  Schiffahrtverbände  hervorgehoben  der  Einbau  einer 
Großschiffahrtschleuse  beim  Kraftwerk  Augst-Wyhlen  und  eines  Groß- 
schiffahrtschleusenhauptes beim  Kraftwerk  Laufenburg  sowie  die  ge- 
plante Durchführung  der  Schiffahrt  von  Straßburg  aufwärts 
bis  Basel. 

Zur  weiteren  Bearbeitung  eines  Gesamtentwurfs  über  die  Schiff- 
barmachung des  Oberrheins  und  die  Ausnutzung  der  lebendigen  Kraft 
des  zu  Tal  fließenden  Wassers  fehlte  es  damals  noch  an  den  Unter- 
lagen, auf  denen  ein  solcher  Entwurf  hätte  aufgebaut  werden  können. 
Erst  als  diese  in  Gestalt  umfangreicher,  die  bestehenden  Verhältnisse 
auf  der  Rheinstrecke  Basel — Konstanz  darstellender  Einzelpläne  unter 
tatkräftiger  Mitwirkung  der  Regierungen  von  Baden  und  der  Schweiz 
beschafft  und  auf  Grund  örtlicher  Aufnahmen  und  Untersuchungen 
ergänzt  und  vervielfältigt  waren,  konnte  im  Jahre  1913  der  von  den 
drei  Schiffahrtverbänden  beschlossene  öffentliche  Wettbewerb  zur 
Gewinnung  von  Entwürfen  für  die  Schiffbarmachung  des  Rheins  von 
Basel  bis  zum  Bodensee  ausgeschrieben  werden,  für  den  die  Frist 
bis  zur  Einreichung  der  Entwürfe  der  Kriegsverhältnisse  wegen  auf 
den  1.  Juli  1920  verschoben  werden  mußte. 

Den  Gegenstand  des  Wettbewerbs  bildete  nach  den  Bestimmungen 
der  Ausschreibung  die  Aufstellung  von  Entwürfen  zum  Ausbau  einer 
Schiffahrtstraße  von  der  Birs  bei  Basel  bis  in  den  Bodensee,  die  bei 
jedem  Wasserstand  unter  3 m Basler  Pegel  mit  von  Dampf  booten 
geschleppten  Kähnen  von  75  m Länge,  1 1 m Breite  und  2 m Tief- 
gang zu  Berg  und  zu  Tal  befahren  werden  kann.  Im  Wettbewerb- 
ausschreiben  war  neben  den  zahlreichen  besonderen  Bestimmungen  über 
den  Umfang  des  Entwurfs,-  über  die  Bearbeitung  der  Pläne,  über 
die  allgemeinen  Gesichtspunkte  und  technischen  Grundsätze  usw- 
verlangt,  daß  die  Entwürfe  auf  die  wichtigeren  bestehenden  Wasser- 
nutzungen, insbesondere  auf  die  vorhandenen  Wasserkraftwerke  Rück- 
sicht nehmen  und  so  gestaltet  werden  sollen,  daß  die  noch  verfüg- 
baren Wasserkräfte  möglichst  zweckmäßig  und  vollständig  ausgenutzt 
werden  können. 

Als  Ergebnis  des  Wettbewerbs  waren  neun  Entwürfe  eingegangen 
(Jahrg.  1920  d.  Bl.,  S.  429).  Drei  davon  wurden  mit  Preisen  aus- 
gezeichnet, während  ein  vierter  Entwurf  wegen  einiger  guter  Teil- 
lösungen zum  Ankauf  empfohlen  wurde.  Die  drei  ausgesetzten  Preise 
wurden  den  folgenden  Entwürfen  zuerkannt:  erster  Preis:  „Freier  Rhein  " 
(A.-G.  Buß  u.  Ko.  in  Basel  und  Grün  u.  Bilfinger,  A.-G.  in  Mannheim), 
zweiter  Preis  „Flotte  Fahrt“  (Grün  u.  Bilfinger,  A.-G.  in  Mannheim 
und  A.-G.  Buß  u.  Ko.  in  Basel),  dritter  Preis  „Viribus  unitis“  (Escber, 
Wyß  u.  Ko.  in  Zürich  nebst  Mitarbeitern).  Zum  Ankauf  empfohlen 
wurde  der  Entwurf  „Vom  Fels  zum  Meer1'.  Ohye  auf  die  Entwürfe, 
die  zunächst  an  den  Sitzen  der  drei  Schiffahrtverbände  in  Basel, 
St.  Gallen  und  Konstanz  und  auf  der  Schiffahrt-  und  Wasserkraft- 
ausstellung in  Karlsruhe  öffentlich  ausgestellt  waren,  näher  einzugehen, 
erscheint  es  angebracht,  aus  dem  belangreichen  Gutachten  des 
Preisgerichts  das  folgende  hervorzuheben: 

')  Vgl.  1914  d.  Bl.,  S.  349.  Einiges  Uber  den  Bodensee  als  Stau- 
becken und  den  Rhein  vom  Bodensee  bis  Straßburg-Kehl  befindet 
sich  im  Jahrg.  1907  d.  BI.,  S.  543  u.  556. 


Die  Entwürfe  waren  nicht  einheitlich  bearbeitet.  Während  mehrere 
Wettbewerber  die  gesamte  Aufgabe  in  Plänen,  Erläuterungsberichten, 
Kostenanschlägen  usw.  ausführlich  behandelten,  haben  andere  sich 
auf  Teile  der  Aufgabe  beschränkt  und  selbst  hierbei  den  Forderungen 
des  Programms  nicht  entsprochen.  Diese  Entwürfe  mußten  daher 
ausgeschieden  werden.  Die  übrigen  Bearbeiter  haben  mehrfach  die 
im  Programm  gegebenen  allgemeinen  Gesichtspunkte  und  technischen 
Grundsätze  erweitert  oder  abgeändert.  So  sind  Schleppzüge  mit  zwei 
Anhängern  und  Räderboote  als  Schleppboote  und  dementsprechend 
Schleppzugschleusen  mit  der  vorgeschriebenen  Breite,  aber  größerer 
Länge  und  einfache  Schleusen  mit  größerer  Breite  angewendet  worden. 
Über  die  Größe  des  Verkehrs  enthält  aber  das  Programm  überhaupt 
keine  Festsetzungen;  mit  welcher  Art  von  Schleppzügen  es  rechnet, 
geht  aus  den  angegebenen  Maßen  der  Kähne  und  Schleusen  klar 
hervor.  Mit  Recht;  denn  wie  groß  der  Verkehr  werden  wird,  und 
welches  die  Größe  der  Schiffe  sein  wird,  die  oberhalb  Basel  fahren 
werden,  läßt  sich  zur  Zeit  schon  aus  dem  Grunde  nicht  übersehen, 
weil  über  die  Art  der  Ausgestaltung  der  Stromstrecke  unterhalb  Basel 
zum  Großschiffahrtweg  und  über  die  in  dieser  Strecke  zu  erwartende 
Art  des  Schiffalirtbetriebes  noch  keine  Klarheit  besteht.  Die  Fest- 
setzung im  Programm  konnte  und  sollte  daher  auch  nicht  bindend 
für  die  spätere  Ausführung  sein,  und  die  Bearbeiter  haben  sich  mit 
den  weitergehenden  Annahmen  ihre  Aufgabe  nur  erschwert,  ohne 
der  späteren  Ausführung  einen  besonderen  Dienst  zu  erweisen. 

Weiterhin  hat  es  überrascht,  daß  bei  der  Mehrzahl  der  Entwürfe 
die  Schiffahrt  allzusehr  in  den  Vordergrund  gestellt  worden  ist.  Eine 
solche  Bevorzugung  der  Schiffahrt  kann  nicht  auf  das  Programm  ge- 
stützt werdeu,  da  darin  ausdrücklich  auch  eine  möglichst  zweck- 
mäßige und  vollständige  Ausnutzung  der  noch  verfügbaren  Wasser- 
kräfte verlangt  ist  und  es  hätte  erwartet  werden  dürfen,  daß  nicht 
nur  die  Ausnutzung  des  Gefälles,  sondern  auch  die  Wahl  der  Aus- 
baugröße der  Werke  eine  eingehendere  Würdigung  findet,  als  dies 
in  Wirklichkeit  der  Fall  war.  Eine  Beachtung  dieser  Forderung 
hätte  auch  dazu  geführt,  von  Flußregelungen,  die  die  Kraftaus- 
nutzung ausschließen,  nach  Möglichkeit  abzusehen.  Endlich  ist  viel- 
fach übersehen  worden,  daß  die  Verlegung  der  Schiffahrt  aus  dem 
Strom  in  die  Werkkanäle  nach  dem  Programm  zwar  zulässig  ist; 
aber  schon  aus  dem  Umstand,  daß  für  diesen  Fall  eine  obere  Grenze 
der  Strömungsgeschwindigkeit  in  den  Kanälen  festgesetzt  wurde,  so- 
wie aus  schiffahrttechnischen  Erwägungen  heraus  hätte  soweit  wie 
möglich  eine  Trennung  der  Schiffahrt  von  der  Kraftgewinnung,  also 
die  Belassung  der  Schiffahrt  im  Strom  angestrebt  werden  müssen. 

Eine  Regelung  der  Abflußverhältnisse  des  Bodensees  soll  nach 
dem  Programm  nicht  in  Betracht  kommen;  es  durften  also  in  der 
Strecke  von  Schaffhausen  aufwärts  durch  die  Entwürfe  keine  Wasser- 
aufspeicherungen im  Unter-  und  Obersee  bewirkt  werden. 

Die  Lösung  der  im  Wettbewerb  gestellten  Aufgabe  ist  in  der 
Hauptsache  durch  die  Gestaltung  des  Entwurfs  für  die  folgenden 
Rheinstrecken  gegeben  (vgl.  den  Lageplan): 

1.  Die  noch  nicht  ausgenutzte  Gefällstufe  von  der  Rheinfelder 
Brücke  bis  zum  Kraftwerk  Rheinfelden  oder  bis  zum  Rheinfelder  Wehr. 

2.  die  Strecke  von  Schwaderloch  über  die  Aaremündung  bis 
Kadelburg, 

3.  die  Strecke  von  der  Rüdlinger  Brücke  bis  oberhalb  des  Moser- 
dammes in  Schaffbausen. 

Die  für  diese  drei  Strecken  gewählten  Lösungen  bedingen  die 
Einteilung  der  Haltungen  in  den  zwdschenliegenden  Strecken.  Die 
Prüfung  der  Entwürfe  hat  also  von  diesen  Lösungen  auszugehen. 

Nach  einer  Besprechung  der  einzelnen  Entwürfe  kommt  das  Preis- 
gericht schließlich  zu  dem  folgenden  Gesamturteil: 

Von  den  sämtlichen  eingereichten  Entwürfen  befriedigt  keiner 
vollständig,  und  es  kann  deshalb  auch  keiner  für  die  Ausführung 
empfohlen  werden.  In  den  bereits  genannten  drei  Hauptstrecken 
ergeben  sich  indessen  doch  Lösungen,  die  zur  Grundlage  für  die 
endgültige  Ausgestaltung  des  ganzen  Entwurfs  genommen  werden 
können.  In  der  Strecke  von  der  Rheinfelder  Brücke  bis  zum 
Kraftwerk  Rheinfelden  sind  die  Lösungen  in  den  Entwürfen 
„Freier  Rhein“  und  „Flotte  Fahrt“  zu  empfehlen,  wobei  nur  darauf  Be- 
dacht zu  nehmen  wäre,  daß  im  Oberwasser  der  Schiffahrtweg  vom  Werk- 
kanal getrennt  und  das  Kraftwerk,  soweit  wie  dies  ohne  Beeinträchti- 
gung der  Abflußverhältnisse  möglich  ist,  abwärts  gestellt  wird.  Vor 
der  Einfahrt  in  den  hierbei  entstehenden  Schiffahrtkanal  wäre  ein 
Leitwerk  anzubringen. 

In  der  Strecke  von  Schwaderloch  bis  Kadelburg  ist  die  im 
Entwurf  „Freier  Rhein“  gegebene  Lösung  mit  Belassung  der  Schiff- 
fahrt im  Strom  zu  empfehlen.  Es  wird  nicht  verkannt,  daß  der 
große  Werkkanal  bei  Dogeru  nicht  gerade  erwünscht  ist.  Neben  der 
Teilung  des  gesamten  Gefälles  zwischen  Schwaderloch  und  der  Aare- 
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Aaremündung  in  zwei  Stufen  bietet  sich  aber  keine  andere  Möglichkeit, 
hier  eine  bedenkliche  Einstauung  großer  und  wertvoller  Gelände- 
flächen zu  vermeiden.  Für  eine  gute  Dichtung  des  Kanals  und  die 
Beseitigung  des  dennoch  etwa  auftretenden  Sickerwassers  wird  Vor- 
sorge zu  treffen  sein.  Die  Ableitung  der  Alb  in  das  Unterwasser 
des  unteren  Wehres  erscheint  unbedenklich,  da  mit  einer  starken 
Geschiebeführung  dieses  Flusses  nicht  zu  rechnen  ist. 

An  der  Strecke  Koblenz-Kadelburg  sind  noch  Verbesserungen 
des  Entwurfs  „Freier  Rhein“  durch  Verschieben  des  Kraftwerks  fluß- 
abwärts und  Kürzen  der  Trennungsdämme  unterhalb  des  Kraftwerks 
möglich. 

In  der  Stx-ecke  von  der  Rüdlinger  Brücke  bis  oberhalb  des 
Moserdammes  befriedigt  kein  Entwurf  vollständig.  So  wertvoll 
die  Idee  in  „Flotter  Fahrt“  ist,  die  Überwindung  der  Höhenstufe 
Neuhausen  unterhalb  Altenburg  an  das  Kloster  Rheinau  zu  verlegen, 
so  sieht  dieser  Entwurf  anderseits  doch  zwischen  der  Rüdlinger  Brücke 
und  Rheinau  eine  Lösung  mittels  einer  Verlegung  der  Thur  vor, 
die  vom  Standpunkt  des  Flußbaues  aus  als  unzulässig  bezeichnet 
werden  muß.  Die  Verschüttungen  der  Fahrrinne  im  Rhein  und  die 
Betterhöhungen  in  der  Thur,  welche  eine  Einstauung  ihrer  Mündung 
nach  sich  ziehen  müssen,  legen  es  nahe,  den  Schiffsweg  aus  dem 
Rhein  zu  verlegen.  Dies  kann  durch  Einbau  eines  Wehres  oberhalb 
Ellikon  und  die  Anlage  eines  rechtsseitigen  Schiffahrt-  und  Werk- 
kanals geschehen,  der  etwa  bei  km  102  in  den  Rhein  zurückkehrt. 
Eine  solche  Lösung  stimmt  zwar  nicht  zu  dem  Grundsatz,  die  Schiff- 
fahrt möglichst  im  Strom  zu  belassen;  indessen  besteht  nach  Lage 
der  örtlichen  Verhältnisse  keine  Möglichkeit  einer  besseren  Lösung 
und  jedenfalls  wird  die  Schiffahrt  in  dem  Werkkanal  immer  noch 
sicherer  betrieben  werden  können,  als  in  dem  den  Geschiebeverscbüt- 
tungen  und  dem  Hochwasseranprall  von  der  Thur  her  ständig  aus- 
gesetzten Rheinbett.  Die  Einstauung  bei  Ellikon  sollte  so  hoch  ge- 
nommen werden,  wie  mit  Rücksicht  auf  die  Verhältnisse  beim  Kloster 
Rheinau  möglich  ist.  Sehr  wahrscheinlich  wird  dabei  nicht  voll- 
ständig bis  zum  Wasserfall  gestaut  werden  können,  also  etwas 
vielleicht  1 bis  1,5  m — Gefälle  für  die  Kraftnutzung  verloren  gehen. 
Es  ist  dies  aber  der  einzige  Verlust,  mit  dem  bei  guter  Einteilung 
der  Haltungen  im  ganzen  zu  rechnen  ist. 

Dagegen  wird,  wie  in  der  „Flotten  Fahrt"  vorgesehen,  der  Auf- 
stieg auf  die  Höhe  oberhalb  des  Wasserfalles  am  zweckmäßigsten  bei 
Altenburg  mit  Schleusen,  die  ohne  Zwischenbecken  unmittelbar  auf- 
einander folgen,  bewirkt  werden.  Die  Haltung  zwischen  den  beiden 
Schleusen  empfiehlt  sich  hier  nicht,  weil  bei  einer  starken  Verkehrs- 
zunahme hier  doch  zwei  Schleusenpaare  nebeneinander  — je  eines 
für  die  Berg-  und  eines  für  die  Talfahrt  — , die  sich  zugleich  gegen- 
seitig als  Sparbecken  dienen  können,  vorgesehen  werden  müssen. 
Die  Linienführung  des  Kanals  wird  mehr  der  Örtlichkeit  anzupassen 
sein,  so  daß  ein  günstiger  und  nicht  allzuschiefer  Rheinübergang  ge- 
wonnen wird.  Auch  sollte  zur  Schonung  des  Landschaftsbildes  der 
Schiffsweg  hinter  Laufen  auf  etwa  300  m in  einem  geraden  ein- 
schiffigen Tunnel  geführt  werden,  dem  später  bei  größerem  Verkehr 
noch  ein  zweiter  Tunnel  beigefügt  werden  kann.  Ebenfalls  aus  Rück- 
sicht auf  das  Landschaftsbild  wäre  ähnlich,  wie  im  Entwurf  „Vom 
Fels  zum  Meer"  vorgesehen,  das  erste  Wehr  oberhalb  des  Wasser- 
falles weiter  aufwärts,  oberhalb  km  121  zu  verlegen. 

Im  Weichbild  von  Schaffhausen  wird  die  Schiffahrt  am  zweck- 
mäßigsten im  Strom  belassen.  Zwar  geht  durch  die  Einstauung  im 
Landschaftsbild  manches  verloren,  indessen  wird  durch  die  Schiffahrt 
das  Bild  belebt  und  damit  bis  zu  einem  gewissen  Grad  ein  Ersatz 
für  das  Verlorene  gewonnen  werden.  Das  Schaffhauser  Wehr  wird 
zweckmäßig  so  weit  unterhalb  des  Moserdammes  gelegt,  daß  das  an 
dieses  Bauwerk  .anschließende  starke  Gefälle  noch  ausgenutzt  werden 
kann.  Damit  wird  ein  erheblicher  Kraftgewinn  und  eine  vorteilhafte 
Gruppierung  vou  Schleuse,  Wehr  und  Kraftwerk  erreicht.  Die  Lage 
der  Schleuse  am  linken  Ufer  ist  erwünscht,  um  das  rechte  Ufer  für 
den  Verkehr  frei  zu  bekommen. 

Bei  einer  solchen  Gestaltung  der  drei  Hauptstrecken  bieten  die 
dazwischenliegenden  Strecken  keine  Schwierigkeiten.  Es  ergeben  sich 
dann  Wehre  bei  Birsfelden,  Schwörstadt,  Säckingen  und  Reckingen. 
Die  erstgenannten  beiden  Wehre  können  auf  den  in  den  Entwürfen 
vorgesehenen  Stellen  belassen  werden.  Das  Säckinger  Wehr  wird 
zweckmäßig  näher  an  den  Ort  Mumpf  gelegt,  weil  nur  so  ein  Gefälle 
von  solcher  Größe  gewonnen  wird,  daß  es  auch  bei  den  hohen  Rhein- 
ständen mit  gutem  Wirkungsgrad  der  Turbinen  ausgenutzt  werden 
kann.  Wenn  dabei  die  Stufe  Schwörstadt  1 bis  2 m Gefälle  verliert, 
so  hat  dies  nichts  zu  bedeuten,  da  diese  Stufe  immer  noch  reichlich 
hoch  ist.  Das  letztgenannte  Wehr  wird  zweckmäßig  etwas  oberhalb 
des  Ortes  Reckingen  gelegt. 

Die  Strecke  zwischen  Schaffhausen  und  Unter see  bedarf 
nicht,  wie  in  fast  allen  Entwürfen  angenommen  ist,  der  Einstauung 
durch  ein  Wehr,  um  schiffbar  zu  werden,  vielmehr  könnte  hier  sehr 
wahrscheinlich  ein  ausreichendes  Fahrwasser  schon  durch  Ausräumung 
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des  Bettes  erreicht  werden.  Ob  und  inwieweit  hierdurch  die  bisher 
als  maßgebend  geltenden  Grundsätze  für  die  Bodenseeregulierung  be- 
rührt werden,  ist  nach  dem  Programm  keine  Aufgabe  des  Wett- 
bewerbs und  daher  auch  hier  nicht  zu  erörtern. 

Unter  Beachtung  der  vorstehenden  Gesichtspunkte  kann  aus  dem 
Ergebnis  des  Wettbewerbs  ein  baureifer  Entwurf  erhalten  werden. 
Das  Preisgericht  weist  aber  darauf  hin,  daß  die  allgemeinen  Gesichts- 
punkte und  technischen  Grundsätze  des  Programms  noch  Wandlungen 
erfahren  können,  insbesondere  wenn  bis  zur  Ausführung  noch  längere 
Zeit  vergehen  sollte.  So  hinsichtlich  der  Schiffsgröße,  des  höchsten 
schiffbaren  Wasserstandes,  der  Art  des  Schiffahrtbetriebes,  der  Führung 
des  Fahrwassers  in  bezug  auf  die  Umschlagplätze,  der  Tiefe  und 
Breite  des  Fahrwassers,  der  lichten  Höhen  der  Brücken  und  der 
Strömungsgeschwindigkeit  in  den  von  der  Schiffahrt  benutzten  Kanälen. 
Diese  Wandlungen  werden  aber  die  Ausarbeitung  des  Entwurfs  nur 
in  Einzelheiten  beeinflussen,  und  es  wird  die  oben  vorgeschlagene 
Lösung  auch  für  diesen  Fall  ihren  Wert  behalten. 

Auffallend  ist  es,  daß  in  den  Entwürfen  für  die  sämtlichen  Brücken, 
die  der  Schiffahrt  nicht  genügen,  ein  vollständiger  Umbau  vorgesehen 
ist,  zum  Teil  an  den  Stellen  der  alten  Brücken,  wiewohl  die  örtlichen 
Verhältnisse  eine  Höherlegung  ausschließen,  zum  Teil  unter  Verlegung 
an  andere  Stellen,  die  den  Verkehrsinteressen  nicht  gerecht  werden. 
Es  wäre  zu  wünschen  gewesen,  daß  von  dem  anderwärts  trotz  großen 
Landverkehrs  vielfach  angewandten  Mittel  der  Klapp-  oder  Hub- 
brücken  Gebrauch  gemacht  worden  wäre. 

Uber  die  Kosten  der  Schiffbarmachung  der  Rheinstrecke 
Basel— Konstanz  ist  nach  den  Feststellungen  des  Preisgerichts  folgendes 
zu  sagen:  Die  den  Entwürfen  beigegebenen  Kostenanschläge  gestatten 
einen  Vergleich  ohne  weiteres  nicht,  da  sie  auf  verschiedenen  Grund- 
sätzen und  ungleichen  Einheitpreisen  aufgebaut  sind;  sie  waren  daher 
auf  eine  einheitliche  Grundlage  zu  stellen.  Nach  Durchführung  dieser 
Berechnung  ergaben  sich  für  die  der  Schiffahrt  dienenden  Anlagen  — 
Wehre,  Schleusen,  von  der  Schiffahrt  benutzte  Kanäle  mit  den  für 
sie  nötigen  Abmessungen,  Strombauten,  Brücken  und  Fähren,  Fern- 
sprechanlage, jedoch  unter  Ausschluß  der  Bauzinsen,  des  persönlichen 
Aufwands  und  von  Unvorhergesehenem  — nach  Preisen  von  1913/14 
die  folgenden  Baukosten  für  die  drei  preisgekrönten  Entwürfe:  „Freier 
Rhein“  110  Mill.  Franken,  „Flotte  Fahrt“  99  Mill.  Franken  und  „Viribus 
unitis“  101  Mill.  Franken. 

Im  Mittel  stellen  sich  sonach  die  Baukosten  für  die  der  Schiff- 
fahrt zugute  kommenden  baulichen  Einrichtungen  auf  103  Mill.  Franken. 

II.  Nach  den  bisherigen  Ausführungen,  die  mehr  der  Schiffahrt 
galten,  sollen  im  folgenden  die  am  Oberrhein  zu  gewinnenden  Wasser- 
kräfte etwas  näher  behandelt  werden. 

Unser  gesamtes  Wirtschaftsleben  in  Deutschland  wird  heute  durch* 
das  Wort  „Kohlennot“  gekennzeichnet.  Sie  mit  allen  nur  erdenk- 
lichen Mitteln  zu  bekämpfen,  muß  das  nächste  große  Ziel  aller  Be- 
strebungen sein,  wenn  unsere  daniederliegende  Volkswirtschaft  sich 
wieder  erheben  soll.  Die  in  Haus  und  Fabrik,  im  Verkehr,  in  der 
Kraft  und  Wärme  erzeugenden  Industrie,  kurz  allüberall  fehlende 
Kohle,  das  unentbehrliche  Lebensgut  unserer  Volkswirtschaft,  führt 
nns  nicht  nur  die  Notwendigkeit,  die  in  der  Natur  ungenutzt  liegenden 
Kräfte  auszubeuten,  immer  mehr  vor  Augen,  sondern  zwingt  uns 
geradezu,  diese  Kräfte  auszunutzen,  um  die  — wahrscheinlich  auf 
unabsehbare  Zeit  hinaus  — mangelnde  Kohle  zu  ersetzen.  Wenn  in 
früheren  Jahren  von  den  beteiligten  Kreisen  die  Sohiffahrt,  also  die 
Verbesserung  und  Verbilligung  des  Güterverkehrs  mehr  in  den  Vorder- 
grund gestellt  und  der  Gewinn  von  Wasserkraft  am  Oberrhein 
vielfach  erst  in  zweiter  Linie  genannt  wurde,  so  war  dies  bei  unserem 
Kohlenreichtum  vor  dem  Kriege  bis  zu  einem  gewissen  Grade  ver- 
ständlich. Heute  muß  es  aber  — ohne  dem  einen  vor  dem  anderen 
den  Vorrang  einzuräumen  — heißen:  Wasserkraftgewinn  und  Schiff- 
barmachung. Beide  Aufgaben  lassen  sich,  wie  dies  auch  der  Wett- 
bewerb überzeugend  dargetan  hat,  schlechterdings  nicht  mehr  von- 
einander trennen. 

Über  die  technischen  Einrichtungen  zur  Ausnutzung  der  Wasser- 
kräfte ist  kurz  folgendes  zu  sagen.  Die  möglichst  vollständige  Nutz- 
barmachung der  Wasserkräfte  am  Oberrhein  erfordert  eine  möglichst 
weitgehende  Zusammenfassung  des  reichlich  vorhandenen  Gefälles 
durch  Kanalisierung  des  Stromes.  Das  oberhalb  der  Wehre  gestaute 
Wasser  wird  entweder  unmittelbar  oder  mit  Werkkanälen  in  die  Kraft- 
häuser geleitet  und  dort  durch  Turbinen  und  Generatoren  in  elek- 
trische Arbeitskraft,  in  „weiße  Kohle“  umgewandelt.  Die  Wehranlagen 
kommen  mithin  sowohl  der  Schiffahrt  als  auch  der  Kraftgewinnung 


zugute  und  versinnbildlichen  gleichsam  den  innigen  Zusammenhang 
zwischen  dieser  und  jener.  Dieser  Zusammenhang  bildet  einen  außer- 
ordentlich günstigen  Umstand,  sowohl  hinsichtlich  der  technischen 
Durchführbarkeit,  als  auch  hinsichtlich  der  wirtschaftlichen  Wertung 
der  Gesamtanlage  und  schafft  für  die  baldige  Verwirklichung  Vor- 
bedingungen, wie  sie  so  vorteilhaft  kaum  an  einem  anderen  Flußlauf 
in  Europa  zu  finden  sind;  denn  es  ist  mit  ziemlicher  Wahrscheinlich- 
keit anzunehmen,  daß  sich  die  baulichen  Einrichtungen  für  die  Schiff- 
fahrt aus  den  Einnahmen  für  den  elektrischen  Strom,  die  beiläufig 
auf  etwa  20  Mill.  Franken  jährlich  (nach  Vorkriegspreisen)  geschätzt 
werden,  zum  größten  Teil  — wenn  nicht  ganz  — werden  verzinsen 
und  tilgen  lassen. 

Uber  die  ziffernmäßige  Leistung  der  Wasserkraftanlagen,  wie 
sie  in  den  preisgekrönten  Entwürfen  vorgesehen  sind,  hat  Baurat 
Altmayer  aus  Karlsruhe,  dem  als  Mitarbeiter  des  Preisgerichts  alle 
Unterlagen  hierfür  längere  Zeit  zugänglich  waren,  eine  Zusammen- 
stellung angefertigt,  der  die  folgenden  Zahlen  über  die  zwischen 
Basel  und  Schaffhausen  nutzbar  zu  machenden  oder  schon  ausgebauten 
Wasserkräfte  entnommen  sind.  Nach  dem  Entwurf  „Freier  Rhein“ 
(erster  Preis)  beträgt  die  Höchstleistung  der  in  14  Gefällstufen  aus- 
gebauten Wasserkräfte  unter  Einrechnung  der  bestehenden  Werke 
846  550  PS,  die  Kleinstleistung  235  300  PS  und  die  mittlere  Jahres- 
leistung 680  600  PS.  Diese  Kraftleistung,  die  an  200  Tagen  im  Jahr 
mindestens  vorhanden  ist  oder  überschritten  wird,  verteilt  sich  auf 
die  einzelnen  Kraftwerke  wie  folgt: 


1.  Birsfelden  . . . 

50  700  PS 

.8.  Koblenz  Kadelburg 

37  200  PS 

2.  Augst-Wyhlen  . . 

45  000  „ 

9.  Reckingen  . . . 

31300  „ 

3.  Rheinfelden  . . . 

69  200  „ 

10.  Eglisau 

34  200  „ 

4.  Schwörstadt.  . . 

102  600  „ 

11.  Rheinau  .... 

30  000  „ 

5.  Säckingen  . . . 

47  100  ., 

12.  Rheinfall  .... 

64  600  _ 

6.  Laufenburg  . . . 

69  500  .. 

13.  Schaff  hausen  . . 

16  000  ,. 

7.  Dogern  .... 

77  200  „ 

14.  Rheinklingen  . . 

6 000  „ 

Nach  dem  Entwurf  „Flotte  Fahrt“  (zweiter  Preis),  der  für 
die  Kraftgewinnung  15  Werke  vorsieht,  beträgt  die  Höchstleistung 
732  700  PS,  die  Kleinstleistung  239  880  PS  und  die  mittlere  Jahres- 
leistung 592  300  PS.  Zieht  man  die  mittlere  Jahresleistung  der 
bestehenden  Kraftwerke  in  Augst-Wyhlen,  Rheinfelden,  Laufenburg 
und  Eglisau  mit  etwa  134  000  PS  ab  und  läßt  den  Rheinfall,  der 
vorerst  nicht  ausgenutzt  werden  soll,  mit  einer  Leistung  von  64  600  PS 
außer  Betracht,  so  ergeben  sich  nach  dem  Entwurf  „Freier  Rhein“ 
noch  482  000  PS  und  nach  dem  Entwurf  „Flotte  Fahrt“  noch  393  700  PS 
oder  im  Mittel  noch  rd.  440  000  PS  mittlere  Jahresleistung,  die  in 
neun  oder  zehn  neuen  Gefällstufen  ausgenutzt  werden  können,  was 
einer  jährlichen  Kraftleistung  von  etwa  2 1/2  Milliarden  Kilowattstunden 
entspricht.  Von  der  Größe  und  dem  volkswirtschaftlichen  Wert 
dieser  Kraftmenge  erhält  man  erst  einen  einigermaßen  zutreffenden 
Begriff,  wenn  man  sich  vergegenwärtigt,  daß  zur  Erzeugung  der  ge- 
nannten elektrischen  Leistung  mittels  Dampfanlagen  eine  Kohlenmenge 
von  über  3 Mill.  Tonnen  jährlich  erforderlich  sein  würde,  also  fast 
die  Hälfte  der  beispiel  weise  in  den  Häfen  Ruhrort -Duisburg  vor  dem 
Kriege  zu  Wasser  verfrachteten  Kohlenmengen. 

III.  Wir  stehen  jetzt  an  einem  entscheidenden  Wendepunkt  in 
der  Entwicklung  der  beiden  großen  Fragen:  Kraftgewinnung  und 
Schiffahrt  am  Oberrhein  und  sind  im  Begriff,  aus  den  allgemeinen 
Erörterungen  und  Vorstudien  zur  Tat  zu  schreiten.  Es  eröffnet  sich 
dabei  eine  Fülle  neuer  Aufgaben.  Da  außer  Baden  an  der  Durch- 
führung des  Unternehmens  auch  die  Schweiz  sowie  Württemberg, 
Bayern  und  Deutsch -Österreich  beteiligt  sind  und  nicht  zuletzt  die 
durch  den  Friedensvertrag  geschaffene  Vormachtstellung  Frankreichs 
hinsichtlich  Ausgestaltung  des  Schiffahrtweges  und  der  Kraftaus- 
nutzung auf  der  Strecke  Straßburg— Basel  zugunsten  einer  alle  Teile 
zufriedenstellenden  Lösung  beeinflußt  werden  muß,  handelt  es  sich 
zunächst  darum,  die  Grundlagen  für  ein  ersprießliches  und  reibungs- 
loses Zusammenarbeiten  zwischen  den  Schiffahrtverbänden  einerseits 
und  den  beteiligten  Staaten  anderseits  zu  schaffen,  ferner  zur  Ge- 
winnung neuer  Anhänger  eine  groß  angelegte  Werbetätigkeit  einzu- 
leiten, des  weiteren  die  Richtlinien  festzulegen,  die  eine  Weiterförde- 
rung der  Ausnutzung  der  Wasserkräfte  und  der  Schiffbarmachung 
des  Öberrheins  gewährleisten,  und  schließlich  keine  Schritte  zu  unter- 
lassen, die  geeignet  sind,  so  rasch  wie  möglich  einen  baureifen  Ent-  j 
wurf  auf  Grund  der  Wettbewerbunterlagen  zu  erhalten,  sowie  die 
Geldbeschaffung  des  Unternehmens  und  seine  endliche  Durchführung 
sicherzustellen.  An  gutem,  arbeitsfrohen  Willen  fehlt  es  gewiß  auf 
keiner  Seite.  • 


Führung  der  Berliner  Hoch-  und  Untergrundbahn  durch  bebaute  T iertel. 

Die  Schnellbahnen  der  Großstädte  haben  nicht  nur  das  Verkehrs-  j Betriebstechnik  wie  die  Verkehrswirtschaft  kräftig  gefördert,  sondern 
wesen  in  seinen  äußeren  Erscheinungsformen  bereichert,  die  Bau-  und  darüber  hinaus  auch  auf  den  Ausbau  der  Großstädte  mächtigen 
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Einfluß  ausgeübt.  Wie  sie  dem  ständigen  Anwachsen  dieser  Menschen- 
ansammlungen ihr  Dasein  verdanken,  so  haben  sie  umgekehrt  Wissen- 
schaft und  Praxis  des  Städtebaues  auggiebig  befruchtet.  Nicht  nur  als 
Wegbereiter  für  die  Behausung  des  Bevölkerungszuwachses,  sondern 
auch  als  Gestalter  neuer  Bebauungen  in  den  inneren  Stadtgebieten. 
Über  die  technische  und  wirtschaftliche  Seite  des  Stadtsohnellbahn- 
wesens  besitzen  wir  ein  mehr  als  ausgiebiges  Schrifttum.  Erst  sehr 
spät  dagegen  haben  sich  die  Städtebauer  der  neuen  Art  der  Stadt- 
gestaltung angenommen  und  aus  ihrem  Wesen  und  Wirken  die  reichen 
Möglichkeiten  für  das  Stadtbild  auszuschöpfen  versucht;  die  Stadt- 
verwaltungen selbst  haben  sich  den  von  den  Schnellbahnen  in  Fluß 
gebrachten  städtebaulichen  Fragen  im  allgemeinen  mehr  zuschauend 
verhalten.  So  fragt  sich  denn,  wie  sich  die  Unternehmungen  selbst 
diesen  Fragen  gegenüber  verhalten  haben. 

Für  die  Berliner  Hoch-  und  Untergrundbahn  gibt  darüber  die 
kürzlich  erschienene  Schrift  ihres  Generaldirektors  Geheimen  Baurats 
Wittig  Auskunft.*)  Sie  zeigt,  wie  dieses  Unternehmen,  das  doch 
auf  privatwirtschaftlichen  Grundlagen  aufgebaut  ist,  auch  den  städte- 
baulichen Fragen  ein  Maß  von  Gemeinsinn  zuwendete,  das,  das  Eigen- 
interesse weitaus  überschreitend,  für  die  städtische  Fürsorge  auf 
diesem  Gebiete  voll  mit  eintritt. 

Zeugnis  hierfür  legen  bereits  ab  die  großen  Außensiedlungen, 
denen  von  der  Schnellbahn  frisches  Lebensblut  zugeführt  ist  oder  die 
— wie  Neuwestend  — - in  unmittelbaren  Beziehungen  zum  Unter- 
nehmen entstanden  sind.  Das  Westender  Beispiel  weist  in  dem  im 
Zusammenhang  mit  der  Untergrundbahn  vom  Knie  aus  durchgeführten 
großen  westlichen  Straßenzuge  der  Heerstraße  schon  auf  den  eigent- 
lichen Gegenstand  des  Buches  hin,  das,  ganz  abgesehen  von  der  Fülle 
neuer  Gebilde  eigenen  Zwecks,  mit  denen  die  Schnellbahn  das  Stadt- 
bild bereichert,  an  eindringlichen  Beispielen  vor  Augen  führt,  was  die 
Hochbahngesellschaft  nebenbei  als  Städtebauer  in  den  inneren  Stadt- 
teilen geleistet  hat,  das  zeigt,  wie  sie  für  die  Neubebauung  der  von 
ihr  niedergelegten  Grundstücksgebiete  vorarbeitete  und  zur  Förderung 
ihrer  großzügigen  Pläne  auch  keineswegs  davor  zurückschreckte,  un- 
angetastet gebliebene  Nachbarbebauungen  in  diese  Pläne  einzube- 
ziehen. Die  bedeutsamste  dieser  Planungen  ist  wohl  die,  welche  auf 
die  Neubebauung  des  großen  Grundstückblocks  an  der  Königstraße 
zwischen  Kloster-  und  Neue  Friedrichstraße  abzielt,  in  der  das  Staats- 
archiv, die  frühere  Kunstschule  und  das  Lagerhaus  zu  einem  lebendig 
gegliederten  mächtigen  Neubau  zusammengefaßt  werden  sollen,  in  den 
die  Grunerstraße  durch  arkadenartige  Bogenstellungen  einmünden 
soll.  Die  architektonischen  Gedanken,  die  hier  nach  Verwirklichung 
ringen,  sind  durch  Skizzen  der  Architekten  Grenander,  Baumgarten 
und  Kaiser  erläutert.  Unweit  dieser  wichtigen  Baustelle  befindet 
sich  am  Südufer  der  Spree  ein  von  der  Untergrundbahn  in  erheblicher 
Tiefe  durchfahrener  großer  Bebauungsblock,  der  nach  einem  Entwurf- 
vorschlage  des  Architekten  Rettig  zu  einem  Geschäfts-  und  Bureau- 
haus zusammengefaßt  werden  könnte.  Ähnliche  Gedanken  sind  für 
die  Bebauung  des  ausgedehnten  Baublocks  am  gegenüberliegenden 
Spreeufer  aufgestellt,  der  ebenfalls  der  Untergrundbahn  hat  weichen 
müssen.  Zu  diesen  Beispielen  treten  noch  einige  weitere,  in  denen 
ganze  Häuserreihen  ohne  Änderung  ihres  Bestandes  von  Übergangs- 
rampen der  Hochbahn  zur  Tiefbahn  durchbrochen  werden  mußten, 
wie  die  Hinterhäuser  der  Köthener  Straße  und  ein  mächtiger  Block 
von  Wohnhäusern  an  der  Kurfürstenstraße. 

Eine  Fülle  von  Beispielen  eigenartiger  Behandlung  unter-  oder 
durchtunnelter  Geschäfts-,  Warenhaus-,  Hotelbauten  usw.,  die  zum 
Teil  den  früheren  Eigentümern  verblieben,  sind  in  Wittigs  Buch 
niedergelegt.  Von  den  bedeutendsten  sind  zu  nennen  das  Warenhaus 
Wertheim  mit  einem  Abschnitt  des  früheren  Reichs-Marineamts  und 
der  Admiralität  sowie  das  Hotel  Fürstenhof,  unter  dem  der  Bahnhof 
Leipziger  Platz  liegt.  Erst  durch  die  dem  Buch  beigegebenen  ein- 
drucksvollen schaubildliohen  Darstellungen  erhält  der  Leser  ein  rechtes 
Bild  von  der  Mächtigkeit  der  unterirdischen  Schnellbahnbauten.  Wie 
in  Fällen,  in  denen  vorhandener  Gebäudebestand  nicht  angegriffen, 
die  Bewohner  sogar  in  ihrer  Arbeit  nicht  gestört  werden  durften,  be- 
sondere Bauweisen  der  Absteifung,  Aufhängung  und  Unterfahrung 

*)  Führung  der  Berliner  Hoch-  und  Untergrundbahnen  durch  be- 
baute Viertel  vom  technischen  und  städtebaulichen  Standpunkt.  Von 
P.  Wittig,  Geheimer  Baurat,  Direktor  der  Hochbahngesellschaft. 
Berlin  1920.  Architekturverlag  Der  Zirkel.  56  S.  in  4°  mit  77  Textabb. 
u.  1 farbigen  Tafel.  Geb.  18  Jt. 


von  Wandteilen  ersonnen  werden  mußten,  ist  u.  a.  an  einem  voll- 
ständigen Arbeitsverfahren  verdeutlicht. 

Daß  so  zahlreiche  Grundstückdurchschneidungen,  zum  Teil  in 
teuerster  Stadtgegend,  erforderlich  geworden  sind,  ist  an  der  Ent- 
wicklungsgeschichte des  Stadtbildes  sehr  anschaulich  begründet.  Die 
regellose  Art  der  Bebauung  spiegelt  den  geschichtlichen  Werdegang 
aufs  getreueste  wieder.  Dies  wird  besonders  deutlich  an  der  Hand 
sehr  übersichtlicher  farbiger  Lagepläne,  in  die  die  Festungswerke  des 
17.  Jahrhunderts  und  die  um  1800  entstandene  Stadtmauer  einge- 
tragen sind.  Die  Diktatur  dieser  längst  verschwundenen  Anlagen  ist 
noch  keineswegs  erloschen;  wie  die  Stadtbahn,  so  waren  ihrem  Zwange 
auch  die  Hochbahn  und  neuerdings  auch  die  A.  E.  G.- Schnellbahn 
unterworfen.  Die  Pläne,  insbesondere  der  hübsche  Plan  der  Stadt- 
befestigung Berlin-Neukölln  (1658  bis  1700),  zeigen,  daß  nicht  nur  eine 
weite  Strecke  des  früheren  Festungsgrabens,  sondern  auch  ein  noch 
größerer  Teil  der  in  unveränderter  Linienführung  erhaltenen  inneren 
Wallstraßen  durch  die  Stadtbahn  und  die  neuen  elektrischen  Schnell- 
bahnen belegt  sind.  Ebenso  war  die  Stadtmauer  in  ihrem  südlichen 
Teil  Wegzeiger  für  die  Oststrecke  der  Hochbahn.  Die  Ungleichheiten 
und  Zufälligkeiten  in  dem  Nacheinander  der  Stadtbebauung  spiegeln 
sich  in  den  übrigen  Linienführungen  der  Schnellbahnen  deutlich 
wieder,  die  danach  freilich  nicht  in  allen  Teilen  das  absolut,  sondern 
nur  das  relativ  Zweckmäßigste  darstellen.  Bei  der  großen  Höhe  des 
für  Grunderwerb  aufzuwendenden  Kostenanteils  des  Unternehmens 
bildete  — wie  der  Verfasser  darlegt  — die  Feststellung  der  Bahnwege 
durch  bebaute  Viertel  einen  besonders  wichtigen  Teil  des  Bau- 
programms, auf  dessen  Durchführung  die  Verhandlungen  mit  den 
Grundbesitzern  von  entscheidendem  Einfluß  waren.  Die  Maßnahmen, 
die  unter  Innehaltung  zulässiger  Kostengrenzen  zum  Ziel  führten, 
waren  recht  verschiedener  Art.  In  einer  Reihe  von  Fällen  war  es 
möglich,  mit  den  Eigentümern  Vereinbarungen  dahin  zu  treffen,  daß 
der  Bahn  gegen  Barentschädigung  oder  andere  Gegenleistungen  in 
den  zu  durchfahrenden  Häusern  ein  Gast-  oder  Mietrecht  eingeräumt 
wurde.  Diese  Verhandlungen  vollzogen  sich  zum  Teil  unter  erheb- 
lichen Schwierigkeiten,  die,  wie  in  einem  „rechtliche  Erwägungen“ 
überschriebenen  Abschnitt  dargelegt,  durch  Verschiedenheiten  in  den 
Rechtsauffassungen  begründet  waren,  die  sich  aus  zum  Teil  über- 
lebten Gesetzesbestimmungen  herleiteten,  ln  manchen  Fällen  gelang 
es,  angekaufte  Häuser  nach  Ausführung  der  Untertunuelung  wieder 
zu  veräußern  mit  dem  grundbuchlich  eingetragenen  Recht,  in  dem 
Tunnel  dauernd  die  Bahn  zu  betreiben.  Wo  aber  Grundstücke  für 
die  Bahnzwecke  angekauft  und  die  vorhandenen  Bauten  niedergelegt, 
also  Werte  vernichtet  werden  mußten,  sind  — wie  vom  Verfasser 
dargelegt  — stets  zugleich  mit  der  Tunnelausführung  alle  technischen 
Vorbereitungen  für  die  Wiederbebauung,  also  Schaffung  von  Gegen- 
werten getroffen  worden.  Für  die  Benutzbarkeit  der  von  der  Bahn 
beeinflußten  Hausgrundstücke  spielt  eine  nicht  unwesentliche  Rolle 
die  Frage  des  Bahngeräusches  und  der  Erschütterungen,  deren  Fern- 
haltung von  den  Nutzräumen  der  Gebäude  mit  durchschlagendem 
Erfolge  gelang,  so  daß  beispielweise  im  Hotel  Fürstenhof  das  Ein- 
und  Ausfahren  der  Züge  völlig  unbemerkbar  bleibt.  Zur  Beleuchtung 
der  von  Wittig  behandelten  Fragen  sind  außer  den  einheimischen 
noch  eine  Reihe  von  Beispielen  anderer  inländischer  sowie  auch  aus- 
ländischer Schnellbahnen  herangezogen. 

Im  allgemeinen  wird  anzunehmen  sein,  daß  bei  künftigen  Berliner 
Schnellbahnen  Eingriffe  in  die  bestehende  Bebauung  nicht  mehr  in 
dem  Maße  notwendig  werden  wie  bei  den  zuerst  erbauten;  die  Be- 
denken, die  früher  der  baulichen  Ausführung,  namentlich  in  engeren 
Straßen  in  mancher  Hinsicht  entgegenstanden  und  die  vielfach  zu 
Umwegen  nötigten,  sind  bei  dem  heutigen  Vollkommenheitsgrade  der 
Bauverfahren  gegenstandslos  geworden. 

Die  vorstehenden  Mitteilungen  können  von  dem  reichen  Inhalt 
des  Wittigschen  Buches  kein  erschöpfendes  Bild  gewähren,  da  ihnen 
bildliche  Darstellungen  nicht  beigegeben  werden  konnten.  Der  knapp 
umrissene  Text  und  der  selten  anschaulich  herausgearbeitete  Bilder- 
stoff, beide  überall  das  Wesentliche  herausschälend,  gehen  ganz  inein- 
ander auf;  nur  auf  diese  Weise  konnte  es  gelingen,  auf  dem  knappen 
Raume,  der  dem  Buche  zugemessen  war,  eine  solche  Fülle  von  Stoff 
zu  vereinigen.  Die  buchtechnischen  Leistungen  sind  in  unseren  Tagen 
stark  zurückgegangen;  das  Wittigsche  Buch  läßt  davon  nichts  verspüren. 
Architekten  wie  Ingenieure  werden  daran  ihre  Freude  haben. 

Berlin.  ®r.=!3ttg.  Kern  mann, 


Vermischtes. 


Die  Würde  eines  Doktor-Ingenieurs  ehrenhalber  haben  Rektor 
und  Senat  der  Technischen  Hochschule  Hannover  auf  einstimmigen 
Antrag  der  Abteilung  für  Architektur  dem  Ministerialdirektor  Paul 
Ebmig  in  Schwerin  verliehen. 

Wettbewerb  für  den  Neubau  der  Landwirtschaftlichen  Hoch- 


schule iu  Berlin -Dahlem.  Mehrfach  geäußerten  Wünschen  ent- 
sprechend geben  wir  zur  Vervollständigung  der  Besprechung  des  Wett- 
bewerbs (1920  d.  Bl.,  S.  629  u.  644)  die  Hauptschaubilder  der  Entwürfe 
von  Dr.  Bestelmeyer  (Abb.  2 u.  3),  Högg  (Abb.  1)  und  Schweitzer 
(Abb.  4)  auf  den  Seiten  18  u.  19  d.  Bl.  wieder.  Die  Schriftltg. 
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Zentralblatt  der  Bauverwaltung. 


8.  Januar  1921. 


Itoichsbauverwaltung  fiir  die  Relehsmiuisterien.  Zur  Wahr- 
nehmung der  Bauverwaltungsgeschäfte  für  die  Dienstgebäude  des 
Reichspräsidenten,  der  Reichskanzlei  und  der  Reichsministerien  ist  eine 
besondere  Dienststelle  mit  der  Bezeichnung' Reichsbauverwaltung  für 
die  Reichsministerien“  errichtet  worden,  die  dem  Reichsschatzministe- 
rium unmittelbar  unterstellt  ist.  Die  genannte  Dienststelle  hat  ihre 
Diensträume  Wilhelmstraße  88  III  (Fernsprechanschluß  Zentrum  7348). 

Nor mblatt -Entwürfe  fiir  Grenzsteine  und  Nnnunersteine  aus 
Beton  (D.  I.  Norm  487).  Vom  Normenausschuß  der  deutschen  Industrie 
werden  mit  Einspruchfrist  bis  zum  1.  März  d.  J.  vorgeschlagen  für 
Grenzsteine:  zwei  Größen,  GO  und  80  cm  hoch,  unten  im  Geviert 
IG  und  20  cm,  oben  im  Geviert  12  und  15  cm;  die  dritte  Größe,  für 
den  Eisenbahnbau  bestimmt,  hat  70  cm  Höhe  und  rechteckigen  Quer- 
schnitt von  18:20  cm.  — Für  Nummersteine,  vier  Größen,  von  ge- 
viertförmigem und  rechteckigem  Querschnitt.  Größe  1,  2 und  3 je  100  cm 
hoch,  15:15,  25:15  und  35:  15  cm  im  Querschnitt,  Größe  4 120  cm 
hoch  und  47,5 : 20  cm  im  Querschnitt.  Größe  1 ist  als  100-m-Stein  für 
Straßen,  Größe  2 als  100-m-Stein  für  Haupt-  und  Nebenbahnen  und 
als  Kilometerstein  mit  dreistelligen  Zahlen  für  Straßen,  Größe  3 als 
Kilometerstein  und  als  Stein  mit  zweistelligen  Zahlen  bei  Haupt- und 
Nebenbahnen  sowie  als  100-m-Stein  für  Hauptbahnen,  Größe  4 als 
Kilometerstein  mit  dreistelligen  Zahlen  für  Hauptbahnen  bestimmt. 

Mit  Anschluß  an  einen  Kochherd  versehene  Zentralluftheizung. 
D.  R.-P.  322  710.  Drüner  u.  Nattenberg  in  Essen.  — Gemäß  der 
Erfindung  ist  in  einem  Anbau  des  Herdes,  der  von  der  zu  erwärmenden 
Luft  durchströmt  wird,  eine  Heizzugreihe  angeordnet,  durch  die  so- 
wohl die  Rauchgase  des  Herdes,  nach  Durchgang  durch  dessen  Rauch- 
züge, als  auch  die  Rauchgase  einer  im  Anbau  befindlichen  besonderen 
Ofenfeuerung  hindurcbgeführt  werden  können,  so  daß  entweder  die 
Herdfeuerung  oder  die  Ofenfeuerung  allein  den  gewöhnlichen  oder 
einen  geringeren  Heizbedarf  oder  beide  gemeinsam  einen  gesteigerten 
Heizbedarf  zu  bestreiten  vermögen. 

Die  aus  den  Abbildungen  ersicht- 
liche dementsprechende  besondere 
Einrichtung  ist  folgende.  Ein  mit 
einem  Kachelumbau  versehener 
Kochherd  a ist  mit  einem  rückwärti- 
gen, von  ihm  durch  eine  Wand  m 
getrennten  Anbau  b versehen,  in 
dem  eine  Ofenfeuerung  c unterge- 
bracht ist.  Diese  besteht  aus  einem 
iii  den  Anbau  b einschiebbaren, 
mit  einer  Füll-  und  Feuertür  und 
einer  Aschentür  versehenen  Guß- 
eisengehäuse c und  einem  gleich- 
falls gußeisernen  Feuertopf  mit  aus- 
wechselbarem Planrost;  unterhalb 
des  letzteren  befindet  sich  ein 
Aschenkasten.  Im  oberen  Teil  des 
Anbaues  b liegen  die  Feuerzüge  g, 
die  aus  einem  zickzackförmigen 
.Metallrohrstrang  bestehen,  der  aus 
Krümmern  g1  und  . geraden  Rohr- 
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Schnitt  nach  A B. 
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Abb.  2.  Schnitt  nach  C B 
mit  Oberansicht  des  Kochherdes. 


stücken  zusammengesetzt  ist.  Der 
untere  der  Krümmer  g1  weist 
drei  Stutzen  h auf,  von  denen  der 
untere  zu  der  Ofenfeuerung  c,  der 
mittlere  zu  der  Herdfeuerung  und 
der  obere  zu  der  Rohrschlange  g 
führt.  Ein  Teil  der  Krümmer  ist 
mit  in  die  Wandung  des  Anbaues  b mündenden  und  dort  durch  eine 
Kapsel  verschlossenen  Stutzen  i zum  Reinigen  der  Rauchzüge  und 
der  Anbau  selbst  ebenfalls  mit  Reinigungstüren  versehen.  Eine 
Wechselklappe  1;  am  Herd  a ermöglicht,  die  Herdraucbgase  nach 
Durchgang  durch  die  Herdzüge  unmittelbar  in  den  Schornstein  oder 
zuvor  noch  weiter  aufwärts  durch  die  Heizzüge  g zu  leiten.  Die  Heiz- 
luft findet  durch  ein  Gitter  n unter  dem  Kochherd  von  außen  her 
Zutritt  zu  dem  Anbau  5,  streicht  in  diesem  an  den  Herdzügen  g vor- 
bei und  wird  erhitzt  beispielweise  durch  Öffnungen  o zu  den  zu  be- 
heizenden Räumen  geführt. 

Drehbare,  auf  Schwimmkörpern  ruhende  Halle  fiir  Luftschiffe 
u.  dergl.  D.  R.-P.  302  782.  Wilhelm  Schwier  in  Wien.  — Die 
Halle  a (Abb.  1 bis  3)  ruht  auf  Schwimmkörpern  b von  schiffsförmigem 
Querschnitt  in  ringförmigen  Behältern  c.  Die  Schwimmkörper  können 
je  nach  der  zu  tragenden  Belastung  als  vollständig  geschlossene 
Ringkörper  oder,  wie  dargestellt,  als  Ringabschnitte  ausgeführt  und 
in  beideu  Fällen  als  Versteifungen  zwischen  den  Hallenwänden  aus- 
genutzt werden.  Die  Schwimmkörper  sind  mit  Schotten  unterteilt  und 
dienen  als  Ballast-,  Vorrat-  oder  Aufenthalträume  oder  als  Werk- 
stätten, Gasbehälter  usw.  Die  Bedienung  des  Luftschiffes  kaun  also 
ganz  unabhängig  von  den  Drehungen  der  Halle  erfolgen,  weil  die 


Lage  der  einzelnen  Abteile  der 
Schwimmkörper  gegenüber  dem 
Luftschiff  von  diesen  Drehungen 
unabhängig  und  unveränder- 
lich ist.  Außerdem  können  die 
nötigen  Vorräte,  Geräte  und 
Gasbehälter  in  oder  auf  den 
Schwimmkörpern  in  der  für  den 
Gebrauch  bequemsten  Weise 
und  feuersicher  verteilt  oder 
untergebracht  werden.  Dadurch 
wird  nicht  nur  die  Bedienung  erleichtert  und  vereinfacht,  sondern 
auch  für  die  Sicherheit  der  Mannschaften  in  weitestem  Maße  Vorsorge 
getroffen.  Zur  Drehung  der  Halle  samt  den  Schwimmkörpern  kann 
man  zwar  in  bekannter  Weise  Winden  benutzen,  die  unter  Flur  an- 
geordnet sind,  zweckmäßiger  indessen  ist  es,  den  oder  die  Schwimm- 
körper mit  in  der  Schwimmflüssigkeit  arbeitenden  Schiffschrauben 
oder  anderen  Treibvorrichtungen  auszustatten,  deren  Motoren  von 
den  Schwimmkörpern  getragen  werden;  dies  trägt  zur  Erleichterung 
der  Bedienung  und  zur  Erhöhung  der  Sicherheit  bei. 


Bücherschaii. 

Wolmuugsmaugel.  Seine  Bekämpfung  in  «Theorie  und  Praxis. 
Mit  Kommentar  zum  Reichs -Wohnungsmangel -Recht  und  Nebenver- 
ordnungen. Für  die  Praxis  dargestellt  und  erläutert  vom  Magistrats- 
assessor G.  Brumby,  ersten  Vorsitzenden  des  Einigungsamts  Neukölln. 
Berlin  1920.  Industrieverlag  Spaeth  u.  Linde.  XV  u.  238  S.  in  kl.  8°. 
Geb.  16  Jt. 

Das  vorliegende  Buch  enthält  nach  einer  kurzen  Einleitung,  in 
der  die  Geschichte  der  Wohnungsnot,  die  „bisherigen  Kampfmittel“ 
und  die  „neuen  Kampfmittel“  gegen  diese  gestreift  werden,  als  Haupt- 
teil die  durch  Reichsgesetz  vom  11.  Mai  1920  neu  gefaßte  sogenannte 
Wohnungsmangelverordnung  (Gesetz  über  Maßnahmen  gegen  Woh- 
nungsmangel), deren  erste  Fassung  vom  23.  September  1918  stammt, 
ferner  eine  beschreibende  und  kritische  Darstellung  sowie  einen 
Kommentar  dieser  Verordnung.  Die  Rechtsgültigkeit  alter  und  neuer 
Eingriffe  wird  untersucht,  wobei  der  Verfasser  zu  dem  Ergebnis 
kommt,  daß  die  preußische  Ausführungsverordnung  vom  3.  Juli  1920 
in  den  Ziffern  1 bis  3 ganz,  in  Ziffer  G teilweise  rechtsungültig  ist. 
Sollte  sich  diese  Auffassung  als  zutreffend  erweisen,  so  würde  dies 
(auch  im  Zusammenhang  mit  der  von  dem  Verfasser  mit  Recht  ge- 
rügten Unzulänglichkeit  der  Verordnung  gegen  den  Wucher  hei  Ver- 
mietung von  Wohnräumen  vom  31.  Juli  1919)  erneut  beweisen,  daß 
die  Art,  wie  heute  die  Gesetze  auf  dem  Gebiet  des  Wohnungswesens 
entstehen,  nicht  gutgeheißen  werden  kann.  Des  weiteren  bringt  das 
Buch  noch  einen  Kommentar  zur  Anordnung  für  das  Verfahren  vor 
den  Einigungsämtern  vom  23.  September  1918  sowie  die  wichtigsten 
Nebenverordnungen  im  Text  (Wohnungsgesetz,  Flüchtlingsverordnung, 
Mietwucherverordnung,  Sozialisierungsgesetz,  Siedlungsgesetz,  Heim- 
stättengesetz, Bestimmungen  über  die  Reichsdarlehen  u.  a.).  Die 
mehrfach  angezogene  bayrische  Verordnung  vom  29.  April  1919,  die 
in  vielen  Beziehungen  wesentlich  besser  war  als  das  jetzt  gültige 
Reichsgesetz,  ist  durch  das  letztere  aufgehoben  worden. 

Noch  eine  persönliche  Bemerkung:  Der  Verfasser  glaubt  die  von 
dem  Unterzeichneten  vertretene  Auffassung,  daß  es  sich  bei  der  Zivil- 
einquartierung nicht  um  eine  Enteignung,  sondern  um  eine  (vorüber- 
gehende) Beschränkung  des  Gebrauchs  handele,  als  „offenbar  un- 
richtig“ bezeichnen  zu  müssen  (S.  51).  Die  Stellungnahme  des  Reichs- 
arbeitsministers vom  5.  Oktober  1920  zu  dieser  Frage  (Nr.  III  A 6009)  — 
„ob  eine  Beschlagnahme  von  Räumen  sich  als  eine  Enteignung  im 
Sinne  des  Artikels  153  der  Reichsverfassung  darstellt,  ist  jedoch 
zweifelhaft“  — beweist  zum  mindesten,  daß  andere  Juristen  in  diesem 
Punkt  eine  andere  Auffassung  vertreten  als  der  Verfasser.  Es  ist 
bedauerlich,  daß  diese  grundlegende  Frage  bis  heute  noch  nicht  in 
dem  einen  oder  anderen  Sinne  einwandfrei  entschieden  ist. 

Da  die  Bekämpfung  der  Wohnungsnot,  von  Natur  aus  eine  tech- 
nische Aufgabe,  durch  das  Paragraphenwesen  der  Verordnungen  und 
Gesetze  immer  noch  erschwert  — statt  erleichtert  — wird,  dürfte 
die  hier  angezeigte  Veröffentlichung  auch  dem  Techniker  manchen 
Fingerzeig  geben  können. 

München.  2>r.=$ng.  A.  Gut. 


Verlag  vuu  Wilhelm  Ernst&Sohn,  Berlin.  — Für  den  nichtamtlichen  Teil  verantwortlich:  Fr.  Schultze,  Berlin.  — Druck  der  Buchdruckerei  Gebrüder  Ernst  Berlin. 
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Nr.  4. 


INHALT:  Ingenieur  — Ingnur  — Doktor-Ing.  Änderungen  der  Besoldungsgesetze  im  Reich  und  in  l’reußen.  — Vermischtes:  Neue  Vorschriften  über  die  Dienst- 
wohnungen der  Reicbsbeamten.  Baumesse  in  Leipzig.  Verfahren  zur  Herstellung  von  Steinen.  Platten  u.  dgl.  aus  Bimsheton  — M iillaschensteine. 
Berechnung  der  Gewölbestärken  von  Segmentgewölben  aus  der  Gleichung  der  Gewölbemittellinie.  - Durchlaufender  Träger  in  den  preußischen  Ver- 
schilften für  Kisenbetonbau.  Parabelzeichnung.  — Panama- Kanal.  — Bücherschau. 


[Alle  liechte  Vorbehalten.] 

Ingenieur  — Lugner  — Doktor-Ing. 


Vom  Wirkl.  Geheimen  Uberbtiurat 

Die  Vorschläge  und  Versuche,  für  die  dem  Deutschen  so  völlig 
sprach-  und  klangfremde  Standesbezeichnung  „Ingenieur“  eine  ge- 
eignete Verdeutschung  zu  linden,  reichen  schon  manche  Jahre  zurück. 
Sie  nahmen  besonders  im  Anfang  des  Weltkrieges,  da  die  Wogen 
der  Begeisterung  hoch  gingen,  in  einem  Teil  der  deutschen  Fachpresse 
längere  Zeit  hindurch  einen  breiten  Raum  ein.  So  in  der  Zeitschrift 
des  Verbandes  deutscher  Architekten-  und  Ingenieurvereine,  in  der 
Zeitschrift  des  Verbandes  deutscher  Diplomingenieure,  in  der  in  Wien 
und  Prag  erscheinenden  Rundschau  für  Technik  und  Wirtschaft  u.  a. 
Neuerdings  leben  die  Erörterungen  über  dieselbe  Frage  auch  in  der 
Tagespresse  wieder  auf,  und  zwar  in  Besprechungen  des  vor  Jahres- 
frist erschienenen  und  kürzlich  in  neuer  erweiterter  Auflage  heraus- 
gegebenen vortrefflichen  Buches  „Arbeiter  unter  Tarnkappen“,1)  das 
einen  Fachmann  auf  dem  Gebiet  des  Bauwesens  zum  Verfasser  hat 
und  u.  a.  eine  hübsche  Erzählung  „Der  Ingner“  enthält.2)  Da  in  einer 
der  Besprechungen  angedeutet  wird,  ich  sei  der  Schöpfer  der  Ver- 
deutschung „Ingner“  (für  Ingenieur),  so  hat  die  Schriftleitung  dieses 
Blattes  mich  zu  einer  Äußerung  darüber  und  über  die  Frage  der 
Verdeutschungen  zum  Ingenieur  überhaupt  gebeten  — ein  Wunsch, 
dem  ich  gern  entspreche. 

Der  Ausdruck  „Ingner“  als  deutsches  Ersatzwort  für  „Ingenieur“ 
wurde  zuerst  vom  Landesoberbaurat  Josef  Roßmanith  in  Troppau 
in  Nr.  7/8  der  Rundschau  für  Technik  und  Wirtschaft  vom  10.  April 
11)15  vorgeschlagen  und  gab  dann  Anlaß  zu  lebhaften  Erörterungen 
auch  in  den  vorgenannten  technischen  Blättern  und  zu  einer  Reihe 
anderer  Vorschläge  „Zur  Beseitigung  der  französischen  Standesbezeich- 
nung Ingenieur“.  Ich  beschränke  mich  darauf,  von  diesen  Vorschlägen 
zu  nennen  die  Ausdrücke:  Werkner,  Werker,  Werksteller.  Werkwalt, 
Inwerkner,  Inwerker,  Geistwerker,  Antwerke,  Inkenner,  Rüstner, 
Zeugmeister,  Zeugner.3) 

Schon  damals  (1915)  habe  ich  mich  in  der  Zeitschrift  des  Ver- 
bandes deutscher  Architekten-  und  Ingenieurvereine  dahin  ausge- 
sprochen, daß  mir  von  diesen  Ersatzwörtern,  so  hübsch  einige  von 
ihnen  auch  gedacht  und  gebildet  sind,  keins  hinreichend  glücklich 
gewählt  scheine,  und  daß  ich  es  auf  Grund  meiner  mehr  als  fünfzig- 
jährigen Erfahrungen  auf  dem  Gebiet  der  Verdeutschungen  für  höchst 
unwahrscheinlich  halten  müsse,  daß  sich  eins  von  ihnen  in  der 
Öffentlichkeit  und  bei  den  Behörden  durchsetzen  könne.  Dieser  An- 
sicht bin  ich  auch  heute  noch. 

Gänzlich  verfehlt  ist  aber  der  von  anderen  Seiten  gemachte  Vor- 
schlag, den  „Ingenieur“  durch  eine  sogenannte  deutsche  Schrei- 
bung zu  einem  deutschen  Lehnwort  gestalten  zu  wollen.  Denn  ob 
ein  solches  Wort  „Ingeniör“,  „Ingenör“,  „Ingenier“  geschrieben  und 
gesprochen  wird,  ändert  nicht  das  mindeste  an  seiner  Undeutschheit. 
Alle  diese  Formen  sind  und  bleiben  Fremdausdrücke,  die  mit  den 
Bildungs-  und  Betonungsgesetzen  der  deutschen  Sprache  im  Wider- 
spruch stehen  und  daher  schlechthin  zu  verwerfen  sind. 

Zum  Ziele  wird  man  m.  .E.  nur  kommen  durch  Bildung  eines 
deutschen  Lehnworts,  und  von  den  hierfür  gemachten  Vorschlägen 
glaube  ich  auch  heute  noch  dem  von  Roßmanith  vorgeschlagenen 
Wort  „Ingner“  den  Vorzug  geben  zu  sollen,  zumal  das  Wort  sich 
seither,  wenn  auch  erst  in  beschränkten  Kreisen,  immerhin  bis  zu 
einem  gewissen  Grade  durchgesetzt  hat  und  beispielweise  auf  mehreren 
mir  vorliegenden  Besuchskarten  mancher  Fachmänner  den  früheren 
„Ingenieur“  verdrängt  hat.  Daß  es  auch  in  der  Tagespresse  Beifall 
gefunden  hat,  beweisen  die  Besprechungen  des  Lercheschen  Buches. 

Übrigens  liegen  die  Vorzüge  des  Roßmanithschen  „Ingners“  auf 
der  Hand.  Das  Wort  nimmt  neben  deutschen  Wortbildungen  wie 
Gegner,  Eigner,  Wagner  usw.  seinen  sprachlich  durchaus  berechtigten 
Platz  ein.  Dann  aber  braucht,  was  besonders  zweckmäßig  ist,  an  der 
bisherigen  Abkürzung  (Ing.)  nichts  geändert  zu  werden.  Es  stimmt 
vielmehr  mit  den  gleichen  Berufsbezeichnungen  aller  in  Frage  kom- 
menden Sprachen  überein,  was  so  wünschenswert  wie  nützlich  ist.  Dazu 
kommt,  daß  die  Bezeichnung  „Dr.-Ing.“  längst  allgemein  als  Doktor-Ing. 
gesprochen  wird,  so  wie  es  hier  steht,  daß  der  „Ing.“  also  schon  jetzt 
volkstümlich  genannt  werden  kann  — fehlt  bloß  noch  die  Endung  -ner. 

*)  Julius  Lerche,  Arbeiter  unter  Tarnkappen.  Ein  Buch  von 
Werkleuten  und  ihrem  Schaffen.  2.  Auflage.  Stuttgart  1920.  K.  Thiene- 
mann. 147  S.  12  Jl. 

2)  Ein  Bruchstück  aus  dieser  Erzählung  gibt  die  Tägliche  Rund- 
schau in  ihrer  Nummer  vom  12.  Dezember  1920  wieder,  das  die  Art 
des  auch  für  die  reifere  Jugend  sehr  empfehlenswerten  Buches  zeigt. 

3)  Vgl.  hierzu  auch  Engeßers  Ausführungen  ..Ingenieur,  Zeug- 
meister und  Techniker“  im  Zentralblatt  der  Bauverwaltung  1920,  S.  232. 


®r.=  3>'n-  Dr.  phil.  Otto  Sarrazin. 

Der  Weg,  wie  Roßmanith  zu  der  Wortbildung  gekommen  ist, 
entspricht  durchaus  der  Art,  wie  unsere  sprachlich  unbekümmerten 
Altvordern  die  ihnen  vorkommenden  griechischen,  lateinischen  usw. 
Ausdrücke  zu  Lehnwörtern  gewandelt  haben,  wie  sie  sich  den  Kellner 
aus  cellenarius,  den  Müller  aus  molinarius,  den  Zentner  aus  centenarius, 
das  Abenteuer  aus  lat.  adventura  „zurechtgesprochen“  haben.  Wie 
unsere  Vorfahren  den  Ingenieur,  wenn  das  Wort  damals  schon  be- 
standen hätte,  eingedeutscht  haben  würden,  weiß  man  natürlich  nicht, 
und  richtig  ist  ja,  daß  unser  heutiger  Ingenieur  zunächst  aus  dem 
Französischen  stammt.  Aber  es  gab  auch  ein  mittelalterlich-lateinisches 
Wort  „Ingenierius“,  und  das  könnten  sie  sehr  wohl  in  „Ingner“  gewan- 
delt haben,  wenn  ein  Bedürfnis  dafür  Vorgelegen  hätte.  Warum  wir  aber 
heute,  wo  das  Bedürfnis  sich  geltend  macht,  nicht  ihrem  mutmaßlichen 
Beispiel  folgen  sollen,  dafür  ist  kein  vernünftiger  Grund  einzusehen. 

Der  Einsprüche  gegen  den  „Ingner“  sind,  wie  bei  uns  Deutschen 
selbstverständlich,  viele  erhoben  worden.  Dabei  darf  ich  von  den 
Verdammungsurteilen,  die  nur  auf  der  Ungewohntheit  der  Neubildung 
beruhen  und  sich  in  den  allgemeinen  Ausdrücken  „Unerträglich!“, 
„Greulich!“,  „Entsetzlich!“  Luft  zu  machen  pflegen,  wohl  absehen. 
Denn  das  ist  beim  Deutschen  jedesmal  der  Fall,  wenn  ihm  ein  neues 
Wort  in  deutscher  Form  entgegentritt,  während  er  Fremdwörter  in 
noch  so  entsetzlicher  Gestalt  zu  übernehmen  immer  gern  bereit  ist. 
So  wurden  selbst  der  neue  „Scheck“,  der  „Funkspruch“  zunächst  als 
„greulich“  abgelehnt,  wie  denn  auch  meine  in  den  achtziger  Jahren 
des  vorigen  Jahrhunderts  für  Coupe  und  Perron  vorgeschlagenen  Ver- 
deutschungen Abteil  und  Bahnsteig  als  „entsetzliche“  Wortbildungen 
verdammt  wurden.  Das  braucht  uns  also  beim  „Ingner“  nicht  zu 
schrecken;  dem  Übel  hilft  die  Gewohnheit  bald  ab. 

Auch  der  Hinweis,  daß  Lehnwörter  wie  Kellner,  Müller,  Abenteuer 
usw.  das  Ergebnis  einer  längeren  geschichtlichen  Sprachentwicklung 
seien,  daß  es  aber  nicht  statthaft  sei,  gewaltsam  Wörter  zu  bilden,  wie 
beim  „Ingner“  geschehen,  ist  nicht  stichhaltig.  Denn  das  Alter  eines 
Lehnworts  kann  man-  als  entscheidendes  Merkmal  für  seine  Be- 
rechtigung, zugelassen  zu  werden,  nicht  anerkennen.  Zahlreiche  Wörter 
dieser  Art  haben  nachweislich  nur  kurze  Zeit  zu  ihrer  Einbürgerung 
gebraucht.  So,  um  nur  einige  Beispiele  zu  nennen,  die  vom  Turnvater 
Jahn  „gewaltsam“  gebildeten  Verdeutschungen  turnen  (zu  franz. 
tourner),  Turner,  Turnerei  usw.;  so  der  deutsche  Ausdruck  „Treff“ 
(franz.  treffe);  so  der  durch  höhere  Anordnung  Anfang  1.899  vom 
franz.  Li-eu-te-nant  „gewaltsam“  zum  deutschen  Lehnwort  gestempelte 
„Leutnant“,  der  sich  sozusagen  über  Nacht  durchgesetzt  hat,  u.  a.  m. 

Schwerer  wiegen  Einwände,  die  von  sprachwissenschaftlicher  Seite 
gegen  den  „Ingner“  erhoben  worden  sind.  So  hat  man  bemängelt, 
daß  das  Wort  nicht  den  Ton  auf  dem  Stamm  (gen)  habe,  diese  Stamm- 
silbe vielmehr  völlig  verloren  gehe.  Das  ist  zweifellos  richtig.  Aber 
wir  haben  es  bei  dem  Ingner  nicht  mit  einem  einfachen  deutschen  Wort 
zu  tun,  sondern  mit  einer  Zusammensetzung,  nämlich  einem  Ver- 
hältniswort (in)  und  dem  Stamm  (gen).  In  solchen  Fällen  haben 
unsere  trefflichen  Altvordern  diese  beiden  Bestandteile  aber  unbedenk- 
lich zusammengezogen  und  auf  die  so  entstandene  Silbe  dann  den 
Ton  gelegt.  So  bei  den  zahlreichen  Wörtern  aus  dem  Griechischen 
und  Lateinischen,  die  ursprünglich  aus  einem  Verhältniswort  (cum, 
in,  pro,  prae,  tra  (ns),  dia,  epi  usw.)  und  dem  zugehörigen  Stamm- 
wort bestanden,  wie  z.  B.  impfen  (aus  lat.  im-put-are),  Propst  (aus 
lat.  pro-posit-us),  predigen  (aus  lat.  prae-dic-are) , Teufel  (aus  griech- 
dia-bol-os)  usw.  Der  deutsche  Volksmund  hat  sich  also  an  die  ur- 
sprüngliche Beschaffenheit  der  fremden  Wörter  nicht  gekehrt  und  be- 
sonders keine  Rücksicht  darauf  genommen,  daß  bei  Zusammensetzungen 
der  Stamm  des  Grundworts  klar  erkennbar  bleibe. 

Dann  ist  von  Sprachgelehrten  hervorgehoben  worden,  daß  die 
deutsche  Sprache  es  nicht  liebe,  auf  eine  Silbe,  die  mit  ng  schließt, 
eine  weitere  Bildungssilbe  -ner  folgen  zu  lassen,  weil  das  ein  un- 
bequemes Sprechen  ergebe.  Auch  das  ist  nicht  zutreffend,  wie  sich 
aus  zahlreichen  Wörtern,  namentlich  aus  alten  Familiennamen  ergibt, 
die  doch  bestes  deutsches  Sprachgut  sind.  So  ist  der  Name  Langner 
im  neuesten  Berliner  Adreßbuch  allein  in  300  bis  400  Fällen  vertreten, 
ebenso  andere  Sippen,  die  das  ngn  enthalten  wie  Langnick,  Längner, 
Lengner  und  wie  in  den  mit  Roßmaniths  Ingner  klanggleichen  Namen 
Bingner,  Fingner,  Lingner,  die  in  Deutschland  zahlreich  vertreten  sind. 
Diese  Lingner  usw.  wrürden  aber  lebhaft  Einspruch  üagegen  erheben, 
wenn  man  ihren  gutdeutschen  Namen  „greulich“  oder  „entsetzlich 
schelten  oder  als  „unerträglich“  bezeichnen  wollte,  nachdem  sie  und  ihre 
Vorfahren  ihn  jahrhundertelang  ertragen  und  in  Ehren  getragen  haben. 

Berlin -Friedenau,  im  Januar  1921. 
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Zentralblatt  der  Bauverwaltung. 


12.  Januar  1921. 


Änderungen  der  Besoldungsgesetze  im  Reich  und  in  Preußen. 


Nach  § 32  des  Besoldungsgesetzes  für  die  Reichsbeamten  vom 
30.  April  1920  (1920  d.  Bl.,  S.  308)  waren  die  zugehörigen  Besoldungs- 
ordnungen mit  rückwirkender  Kraft  vom  1.  April  1920  einer  Nach- 
prüfung zu  unterziehen,  die  nunmehr  durch  das  Gesetz  vom  17.  De- 
zember 1920  (Reichsgesetzblatt  Nr.  236)  abgeschlossen  ist. 

Für  die  Beamten  der  einzelnen  Besoldungsgruppen  sind  durch 
Anmerkungen  und  Entschließungen  Richtlinien  gegeben,  die  für  die 
künftige  Behandlung  der  Beamtengruppen  maßgebend  sein  sollen. 

Soweit  in  Gruppe  I Beamte  mit  verantwortungsvollerem  Dienst, 
der  vorwiegend  über  rein  mechanische  Arbeiten  hinausgeht,  beschäftigt 
sind,  sollen  sie  auf  dem  Wege  des  Haushaltplans  |in  eine  höhere 
Gruppe  übergeführt  werden.  In  Gruppe  III  sollen  Beförderungsstellen 
in  dem  Maße  geschaffen  werden,  daß  sich  die  Zahl  der  Amtsgehilfen 
gleichmäßig  auf  die  Gruppen  II  und  III  verteilt.  Den  Obermaschinisten 
ist  eine  weitere  Aufstiegmöglichkeit  in  Gruppe  V zu  gewähren.  Den 
in  Gruppe  VI  eingereihten  Sekretären  (ehemaligen  Assistenten)  und 
den  ihnen  gleichzuerachtenden  Beamten  ist  zu  einem  erheblichen 
'feil  eine  Aufstiegmöglichkeit  nach  Gruppe  VII  zu  (schaffen  und  ein 
größerer  'Feil  der  in  Gruppe  VI  eingestuften  Eisenbahntechniker  und 
Bahnmeister  im  Wege  des  Haushaltplans  nach  Gruppe  VII  zu  über- 
führen; im  Falle  der  Durchführung  der  Entschließung  für  die  Bahn- 
meister — denen,  soweit  sie  in  Gruppe  VI  verbleiben,  für  ihre  Person 
die  Bezüge  der  Gruppe  VII  bewilligt  werden  sollen  — soll  auch  für 
die  Sekretäre  (ehemaligen  Assistenten)  dieselbe  Vergünstigung  zuge- 
standen werden. 

Diejenigen  Beamten,  die  am  31.  März  1920  in  einer  Stelle  der 
Gehaltsklassen  34  bis  43  b des  Besoldungsgesetzes  vom  15.  Juli  1909 
planmäßig  angestellt  waren,  erhalten,  sobald  sie  in  den  Klassen  21 
bis  43b  .jenes  Gesetzes  nach  einer  für  die  erwähnten  Klassen  34  bis 
43b  abgelegten  Prüfung  oder  in  einer  Stelle  der  Gruppe  VII  dieses 
Gesetzes  eine  Dienstzeit  von  insgesamt  10  Jahren  zurückgelegt  haben, 
für  ihre  Person  die  Bezüge  der  Gruppe  VIII.  soweit  sie  nicht  bereits 
durch  das  Besoldungsgesetz  vom  30.  April  1920  in  Gruppe  VIII  oder 
in  eine  höhere  Gruppe  eingereiht  worden  sind.  Für  die  Obersekretäre 
sind  Aufstiegmöglichkeiten  dergestalt  zu  schaffen,  daß  ihre  Verteilung 
auf  die  Gruppen  VII,  VIII  und  IX  im  Haushaltplan  grundsätzlich 
im  Verhältnis  von  2 5 : 2/r. : Vr.  erfolgt.  Die  am  31.  März  1920  im  Amte 
befindlich  gewesenen  „Nautischen  Inspektoren“  erhalten  für  ihre  Person 
die  Bezüge  der  Gruppe  IX. 

Für  diejenigen  Beamten,  für  welche  die  Gruppe  X Eingang- 
stellung ist,  sind  Aufstiegmöglichkeiten  dergestalt  zu  schaffen,  daß 
ihre  Verteilung  auf  die  Gruppen  X,'  XI  und  XII  im  Haushaltplan 
grundsätzlich  im  Verhältnis  von  2/5 : */r> : Vs  erfolgt.  Wo  besondere 
Verhältnisse  vorliegen,  ist  diesen  Rechnung  zu  tragen.  Die  „Ministerial- 
amtmänner“  sind  mit  dem  gleichen  Anteil  wie  die  Beamten  mit  aka- 
demischer Vorbildung  in  Gruppe  XI  einzustufen,  auch  sind  durch 
den  Haushaltplan  für  die  Ministerialamtmänner  Stellen  in  angemessener 
Zahl  in  Gruppe  XI  für  „Regierungsräte“  zu  schaffen. 

Die  endgültige  Einstufung  der  von  den  Ländern  übernommenen 
Beamten  in  die  Reichsbesoldungsordnung  soll  mit  aller  Beschleunigung 
durchgeführt  werden,  ferner  sind  die  zur  endgültigen  Berechnung 
und  Festsetzung  des  Besoldungsdienstalters  dieser  Beamten  noch  er- 
forderlichen besonderen  Bestimmungen  nach  Verhandlung  mit  den 
Beamtenveftretungen  baldmöglichst  zu  erlassen  und  dabei  insbesondere 
bestehende  Härten  infolge  überlanger  Vordienstzeiten  (§  7 des  Reichs- 
besoldungsgesetzes) sowie  langer  Ausbildungszeit  in  gerechter  Weise 
auszugleichen.  Für  die  künftigen  Laufbahnen  der  Beamten  aller 
Reichsverwaltungen  sollen  — unbeschadet  abweichender  Regelung  bei 
begründetem  Bedürfnis  — allgemein  gültige  Grundsätze  erlassen  werden. 
Diese  Grundsätze  müssen  für  Beförderungen  sowohl  den  Nachweis 
der  Befähigung  durch  Ablegung  einer  Prüfung  als  auch  die  Be- 
währung im  Dienst  gelten  lassen;  dies  gilt  auch  für  die  vorhan- 
denen Beamten.  Die  Aufstellung  der  Grundsätze  erfolgt  nach  Ver- 
einbarung mit  den  beteiligten  wirtschaftlichen  Vereinigungen  der 
Beamten  und  sind  dem  Reichstag  zur  Nachprüfung  vorzulegen.  Auf 
die  Regierungen  der  Länder  soll  dahin  eingewirkt  werden,  daß  für 
ihre  Verwaltungen  die  gleichen  Bestimmungen  für  die  künftigen  Lauf- 
bahnen der  Beamten  Geltung  erhalten.  Auch  bei  den  Gemeinde- 
verwaltungen und  den  sonstigen  öffentlichen  Körperschaften  sollen 
annähernd  gleiche  Verhältnisse  geschaffen  werden. 

Das  Besoldungsgesetz  selbst  hat  nur  geringfügige  Änderungen 
erfahren,  jedoch  ist  die  Reichsregierung  ersucht  worden,  baldigst  eine 
Vorlage  einzubringen,  durch  die  Mängel  des  Besoldungsgesetzes  vom 
30.  April  1920,  insbesondere  hinsichtlich  der  Berechnung  des  Dienst- 
alters, beseitigt  werden.  Die  Folgerungen  aus  dem  neuen  Besoldungs- 
gesetz sollen  in  einem  besonderen  Nachtraghaushalt  gezogen  werden. 

Das  Diensteinkommengesetz  für  die  preußischen  Beamten  vom 
7.  Mai  1920  (Gesetzsamml.  Seite  191)  ist  durch  die  Neufassung  vom 
17.  Dezember  1920  dahin  geändert  worden,  daß  Beamten,  denen  eine 


Dienstwohnung  zugewiesen  wird,  dafür  ein  angemessener  Betrag  aut 
den  zustehenden  Ortszuschlag  einschließlich  Ausgleichzuschlag  ange- 
rechnet wird.  Dieser  Betrag  soll  den  am  Wohnorte  des  Beamten 
für  Wohnungen  derselben  Art  zu  zahlenden  Mietpreisen  entsprechen. 
Die  Festsetzung  geschieht  durch  die  zuständige  Behörde  unter  Mit- 
wirkung der  zuständigen  Beamtenvertretung.  Bei  dieser  Festsetzung 
ist  zu  berücksichtigen  außer  dem  wirklichen  Wert  der  Wohnung  auch 
der  Wert,  den  die  Wohnung  für  den  Beamten  hat.  Auf  deu  Orts- 
zuschlag einschließlich)  Ausgleichzuschlag  dürfen  jedoch,  falls  das 
Anfangsgehalt  der  Besoldungsgruppe  des  Wohnungsinhabers  7000  Mark 
nicht  übersteigt,  nicht  mehr  als  30  vH,  falls  es  7000  Mark,  aber  nicht 
11  O00  Mark  übersteigt,  nicht  mehr  als  40  vH,  im  übrigen  nicht  mehr 
als  50  vH  des  für  ihn  in  seiner  Besoldungsgruppe  erreichbaren  höchsten 
Ortszuschlags  einschließlich  Ausgleichzuschlag  angerechnet  werden. 
Gibt  der  Inhaber  einer  Dienstwohnung  unter  Zustimmung  seiner  Vor- 
gesetzten Dienstbehörde  Räume  anderweit  ab,  die  bei  der  letzten  Wert- 
festsetzung berücksichtigt  sind,  so  ist  der  anzurechnende  Wert  derWoh- 
nung  neu  festzusetzen.  Der  Erlös  für  die  abgegebenen  Räume  fällt  dem 
Staat  zu.  Staatsseitig  gewährte  Nutzung  von  Wirtschaftsland,  Feuerungs- 
und Beleuchtungsmittel,  Verpflegung,  Jagdnutzung  und  dergleichen 
werden  dem  Beamten  mit’einem  angemessenen  Betrage  auf  das  Dienst- 
einkommen angerechnet.  Die  Höhe  dieses  Betrages  wird  von  der  zu- 
ständigen Behörde  unter  Mitwirkung  der  zuständigen  Beamten  Vertretung 
festgelegt.  In  Zweifelfällen  entscheidet  der  zuständige  Minister  in 
Gemeinschaft  mit  dem  Finanzminister  endgültig. 

Die  Bestimmung  über  die  Begrenzung  der  diätarischen  Dienstzeit 
auf  fünf  Jahre  tritt  — abweichend  von  der  reichsgesetzlichen  Regelung  — 
erst  mit  dem  1.  April  1930  in  Kraft.  Die  Zahlung  der  Bezüge  erfolgt 
an  die  in  der  Besoldungsordnung  aufgeführten  planmäßigen  Beamten 
für  das  Rechnungsjahr  1920  nach  Maßgabe  eines  vom  Finanzminister 
im  Einvernehmen  mit  den  zuständigen  Ministern  aufgestellten  Besol- 
dungsplans, aus  dem  sich,  nach  Besoldungsgruppen  geordnet,  Art  und 
Zahl  der  Stellen  der  auf  jede  Besoldungsgruppe  in  den  einzelnen 
Verwaltungen  entfallenden  Beamten  ergibt.  Dieser  Besoldungsplan 
ist  dem  Landtage  mit  tunlichster  Beschleunigung  zur  nachträglichen 
Genehmigung  vorzulegen. 

Mit  der  Ausführung  des  Gesetzes  ist  der  Finanzminister  beauf- 
tragt, insbesondere  auch  ermächtigt,  die  zur  Ergänzung  der  gesetz- 
lichen Vorschriften  über  die  Festsetzung  des  Besoldungsdienstalters 
erforderlichen  Ausführungsbestimmungen  zu  erlassen. 

Durch  das  Gesetz  betreffend  Änderung  des  Gesetzes  über  die  Be- 
fähigung zum  höheren  Verwaltungsdienst  ist  der  Vorbereitungsdienst 
zwischen  der  ersten  und  zweiten  Prüfung  auf  drei  Jahre  verkürzt 
worden.  Das  Besoldungsdienstalter  der  nichttechnischen  Regierungs- 
räte rechnet  danach  durchschnittlich  zwei  Jahre,  in  einzelnen  Ver- 
waltungen sogar  drei  Jahre  früher  als  das  der  gleichaltrigen  tech- 
nischen Räte.  Die  durch  die  Prüfungen  in  Anspruch  genommene 
Zeit  darf  wegen  der  besonders  für  die  häusliche  Probearbeit  vorge- 
schriebenen, vergleichsweise  langen  Frist  und  mit  Rücksicht  auf  die 
bei  den  Prüfungsvorbereitungen  gewonnenen  weiteren  Kenntnisse 
nicht  vernachlässigt  werden,  soweit  sie  nach  dem  vorgeschriebenen 
Prüfungsverfahren  regelmäßig  in  Anspruch  genommen  wird.  Bei  der 
Festsetzung  des  Besoldungsdienstalters  soll  in  gerechter  Weise  ein 
Ausgleich  dafür  [geschaffen  werden,  daß  der  Abschlußprüfung  und 
Anwärterdienstzeit  eine  verschieden  bemessene  Ausbildungs-  und 
Wartezeit,  insbesondere  Besuch  einer  Fach-  oder  Hochschule,  Vor- 
bereitungsdienst, praktische  Beschäftigung  usw.  nach  den  Dienstvor- 
schriften vorauszugehen  hat.  Es  wird  daher  in  die  dem  Landtag  zur 
Nachprüfung  vorzulegenden  Ausführungsbestimmungen  aufzunehmen 
sein,  daß  die  Zeit  eines  durch  die  Annahme-  oder  Prüfungsbedingungen 
vorgeschriebenen  Besuches  einer  Technischen  Hochschule  oder  einer 
Universität  und  die  Zeit  eines  durch  die  weiteren  Annahme-  oder 
Prüfungsbedingungen  vorgeschriebenen  Vorbereitungsdienstes  — ein- 
schließlich der  Zeit  einer  praktischen  Beschäftigung  oder  als  Eleve 
und  einschließlich  der  regelmäßig  durch  die  Prüfungen  beanspruchten 
Zeit  — bis  zur  Höchstdauer  von  drei  Jahren  auf  das  Besoldungs- 
dienstalter angerechnet  werden,  soweit  dadurch  der  Beginn  des  Be- 
soldungsdienstalters der  Beamten,  die  in  demselben  Dienstzweig  im 
wesentlichen  mit  gleichen  Dienstverrichtungen  beschäftigt  sind  (z.  B. 
in  Besoldungsgruppe  10),  nachweislich  hinausgeschoben  wird. 

Nach  den  zum  preußischen  Gesetz  angenommenen  Entschlie- 
ßungen sollen  in  Gruppe  3 der  Besoldungsordnung  für  die  Brücken- 
aufseher der  Ruhrschiffahrtverwaltung  in  ausreichendem  Maße  Be- 
förderungstellen geschaffen  werden.  Den  in  Gruppe  6 eingereihten 
Sekretären  (ehemaligen  Assistenten)  und  den  ihnen  gleichzuachtenden 
Beamten  sind  — dem  Vorgehen  des  Reiches  entsprechend  — größere 
Aufstiegmöglichkeiten  nach  Gruppe  7 und  den  Obersekretären  und 
den  ihnen  gleichzuachtenden  Beamtengruppen  in  allen  Zweigen  der 
Verwaltung  auf  Grund  nachgewiesener  praktischer  Befähigung  unter 
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Berücksichtigung  sachlichen  Bedürfnisses  in  erheblichem  Umfang  Auf- 
stiegmöglichkeiten nach  Gruppe  9 zu  verschaffen.  Ein  Drittel  aller 
Beamten,  die  ihre  Eingangstellung  in  10  haben,  soll  — in  der  Itegel 
nach  dem  Dienstalter  — in  Gruppe  1 1 aufrücken.  Die  Beförderung- 
steilen  in  1 1 werden  auf  das  Drittel  abgerechnet. 

Da  das  Verhältnis  der  Anzahl  der  Beförderungstellen  zu  den  in 
der  Eingang-  und  Grundstellung  zurückbleibenden  Stellen  für  die 
technischen  Beamten  besonders  ungünstig  ist,*)  sollen  im  Wege  der 
Organisation  für  die  technischen  Beamten  aller  Art  in  möglichst 
großem  Umfang  Beförderungstellen  geschaffen  werden. 

Für  Kinder  nach  vollendetem  21.  Lebensjahre,  die  sich  noch  in 
Schul-  oder  Berufsausbildung  befinden  oder  wegen  körperlicher  oder 
geistiger  Gebrechen  erwerbsunfähig  sind,  sollen  Kinderzulagen  in 
derselben  Weise,  wie  es  im  Reiche  geschieht,  gewährt  werden.  Die 
vor  dem  vollendeten  21.  Lebensjahre  infolge  abgeleisteter  Kriegsdienste 
unterbliebene  Ausbildung  muß  in  vielen  Fällen  nach  Vollendung  des 
21.  Lebensjahres  nachgeholt  werden.  Es  wird  daher  durch  die  Aus- 
führungsbestimmungen die  für  die  Gewährung  des  Kinderzuschlags 
festgesetzte  Frist  um  die  im  Kriegsdienst  verbrachte  Zeit  zu  ver- 
längern sein,  falls  unterhaltberechtigte  Kinder  vor  dem  vollendeten 
21.  Lebensjahre  zum  Kriegsdienst  eingezogen  waren. 

Mit  dem  geänderten  Beamten -Diensteinkommengesetz  ist  auch 
das  Beamten  - Altruhegehaltsgesetz  vom  7.  Mai  1920  aufgehoben 
und  die  grundsätzliche  Gleichstellung  der  Alt-  und  Neupensionäre 
(1920  d.  Bl..  S.  442)  durchgeführt  worden. 

Nach  der  mit  Wirkung  vom  1.  April  1920  in  Kraft  tretenden  Neu- 

*)  S.  Mitteilungen  des  „Reichsbundes  Deutscher  Technik“  vom 
13.  November  1920. 


fassung  vom  17.  Dezember  1920  wird  das  Ruhegehalt  und  das  Warte- 
geld der  zum  I.  April  1920  oder  zu  einem  früheren  Zeitpunkt  in  den 
Ruhestand  versetzten  unmittelbaren  Staatsbeamten  für  die  Zeit  vom 
1.  April  1920  ab  auf  den  Betrag  festgesetzt,  der  sich  ergeben  hätte, 
wenn  der  Beamte  bei  seinem  Ausscheiden  aus  der  zuletzt  von  ihm 
bekleideten  Stelle  nach  den  am  1.  April  1920  geltenden  oder  mit 
Wirkung  von  diesem  Zeitpunkt  an  in  Kraft  tretenden  Vorschriften 
besoldet  gewesen  und  in  den  Ruhestand  versetzt  worden  wäre.  Der 
Versorgungszuschlag  der  Wartegeld-  und  Ruhegehaltempfänger  wird 
von  deren  Wartegeld-  und  Ruhegehaltbezügen  in  derselben  Art  und 
in  demselben  Verhältnis  berechnet,  wie  der  Ausgleichzuschlag  gleich- 
artiger im  Dienst  befindlicher  Beamten  von  deren  Grundgehalt  oder 
Grundvergütung  und  Ortszuschlag  berechnet  wird,  beträgt  jedoch 
mindestens  die  Hälfte  desjenigen  Betrages  und  kann  auf  Antrag  beim 
Vorliegen  besonderer  Verhältnisse  bis  auf  die  volle  Höhe  desjenigen 
Betrages  erhöht  werden,  der  als  Ausgleichzuschlag  auf  das  zuletzt 
bezogene  ruhegehaltfähige  Diensteinkommen,  soweit  es  aus  Grund- 
gehalt oder  Grundvergütung  und  Ortszuschlagdurchschnitt  bestand, 
entfallen  würde.  Der  Versorgungzuschlag  der  Witwen  beträgt  die 
Hälfte  desjenigen  Betrages,  der  als  Ausgleichzuschlag  auf  das  zuletzt 
bezogene  ruhegehaltfähige  Diensteinkommen,  soweit  es  aus  Grund- 
gehalt oder  Grundvergütung  und  Ortszuschlagdurchschnitt  bestand, 
entfallen  würde,  kann  jedoch  auf  Antrag  beim  Vorliegen  besonderer 
Verhältnisse  bis  auf  die  volle  Höhe  dieses  Betrages  erhöht  werden. 
Ändern  sich  später  Art  oder  Höhe  des  Ausgleichzuschlagsatzes  für 
die  Beamten  im  Dienst,  so  ist  auch  der  Versorgungzuschlag  für  die 
Wartegeldempfänger,  Ruhegehaltempfänger  und  Witwen  entsprechend 
neu  zu  berechnen. 

Berlin.  Conradt. 


Vermischtes. 


Neue  Vorschriften  über  die  Dienstwohnungen  der  Reichs- 
beamten sind  am  8.  September  1920  vom  Reichsfinanzminister  auf 
Grund  der  Ziffer  172  der  Ausführungsbestimmungen  zum  Besoldungs- 
gesetz vom  30.  April  1920  erlassen  und  im  Reichsverkehrsblatt  Nr.  14 
vom  28.  Oktober  1920  veröffentlicht  worden.  In  ausführlichen  An- 
weisungen sind  alle  in  Frage  kommenden  Beziehungen  von  Behörde 
und  Nutznießer  festgestellt,  insbesondere  werden  die  in  § 15  und  16 
bis  ins  einzelne  neu  bestimmten  Rechte  und  Pflichten  der  Wohnungs- 
inhaber vielfache  Zweifel  und  Streitigkeiten  aufheben.  Beigefügt 
sind  ferner  Bestimmungen  über  die  Berechnung  der  Heizungs-,  Wasser- 
und  ähnlichen  Beiträge,  wenn  die  Gebäude  Geschäftsräume  und 
Wohnungen  zugleich  enthalten,  sowie  Grundsätze  für  die  Überlassung 
von  Wohnräumen  an  nicht  beamtete  Personen  und  für  die  Gebühren- 
verteilung bei  Fernsprechanschlüssen. 

Die  Baumesse  iu  Leipzig  wird  vom  6.  bis  zum  12.  März  gleich- 
zeitig mit  der  allgemeinen  Mustermesse  abgehalten  werden.  Während 
der  Wohnungsbedarf  im  Stadtinnern  in  dem  Hause  „Baumesse“ 
untergebracht  wird,  stehen  für  den  eigentlichen  Baubedarf  das 
Österreicher-Haus  sowie  freie  Plätze  auf  dem  städtischen  Ausstellungs- 
gelände  zur  Verfügung. 

Verfahren  zur  Herstellung  von  Steinen,  Platten  n.  dgl.  aus 
Bimsbetou.  D.  R.-P.  323  526.  Gottfried  Schalk  in  Düsseldorf-Ober- 
kassel. — Bei  Errichtung  von  Bauten  aus  Betonhohlkörpern  wird  zum 
Trockenen  der  Steine  oder  des  Betons  sehr  lange  Zeit  gebraucht.  Diesem 
Übelstand  soll  nach  der  Erfindung  dadurch  abgeholfen  werden,  daß 
die  vor  der  Mischung  dem  Bimssand  von  der  üblichen  Aufbereitung 
her  innewohnende  starke  Hitze  für  die  Austrocknung  der  Betonsteine, 
Platten  u.  dgl.  ausgenutzt  und  durch  die  entstehenden  Dämpfe  ein 
schnelleres  und  festeres  Abbinden  des  Betons  bewirkt  wird.  Die 
Wände  der  Bauwerke  sollen  mit  den  auf  der  Baustelle  gemäß  der 
Erfindung  hergestellten  Erzeugnissen  schnell  austrocknen,  so  daß  die 
Gebäude  recht  bald  zum  Gebrauch  fertig  werden.  Das  neue  Ver- 
fahren besteht  in  folgendem:  Der  für  die  Mischung  erforderliche  Bims- 
sand hat  eine  Hitze  von  1000°  und  tritt  so  erhitzt  in  die  für  die 
Trockenmischung  erforderliche  Maschine  ein.  In  dieser  werden  noch 
verschiedene  Stoffe,  wie  Sand  usw..  zugesetzt,  so  daß  sich  der  Hitze- 
grad des  Bimssandes  etwas  vermindert.  Bei  Austritt  aus  der  Maschine 
hat  die  Mischung  eine  Hitze  von  etwa  800°.  Inzwischen  werden  in 
einer  Naßmischmaschine  die  anderweitigen  Betonstoffe,  wie  Zement, 
Wasser  und  sonstige  Zusätze,  derart  gemischt,  daß  die  Massen  eine 
lehmartige  Beschaffenheit  und  eine  Wärme  von  etwa  80°  aufweisen. 
Die  beiden  in  den  verschiedenen  Maschinen  hergestellten  Mischungen 
werden  nun  auf  schnellstem  Wege  durch  geeignete  Maschinen  ge- 
mischt. Darauf  können  die  beabsichtigten  Erzeugnisse  in  endgültiger 
Gestalt  fertiggestellt,  gepreßt  oder  gestampft  werden.  Die  Hitze  der 
Bimskörper  wirkt  nun  auf  die  sie  umgebende  Bindemasse  derart,  daß 
diese  schnell  während  und  nach  dem  Abbinden  austrocknet.  Auf 
diese  Weise  wird  die  dem  Bimssand  vor  der  Mischung  innewohnende 
Hitze  voll  ausgenutzt.  Die  nachträgliche  Austrocknung  der  Steine 


durch  Heißluft  oder  sonstige  von  außen  zugefübrte  Hitze  fällt  bei 
den  so  hergestellten  Steinen  fort.  In  Anbetracht  der  damit  erzielten 
Kohlenersparnis  ist  daher  die  Ausnutzung  der  dem  Bimssänd  vor 
der  Mischung  innewohnenden  Hitze  von  großer  Bedeutung.  Die 
Steine  trocknen  schon  während  der  Lagerung  von  innen  nach  außen. 
Eine  weitere  Behandlung  ist  nicht  erforderlich,  so  daß  auch  eine  große 
Ersparnis  an  Arbeitslöhnen  eintritt.  Die  auf  der  Baustelle  fertig- 
gestellten Steine  können  sofort  eingebaut  werden,  wobei  durch  die 
schnelle  Trocknung  der  Masse  das  Bauwerk  schnell  zum  Gebrauch 
fertig  und  ein  nicht  unbeträchtlicher  Gewinn  an  Zeit  erreicht  wird. 

Miillascheusteiue  von  einem  dem  rheinischen  Schwemmstein 
ähnlichen  Gefüge  stellt  nach  einer  Mitteilung  vom  Baudirektor  Fried 
in  der  Tonindustriezeitung  vom  30.  November  die  Stadt  Barmen  aus 
den  Erzeugnissen  ihrer  seit  dem  Jahre  1906  betriebenen  Müll- 
verbrennungsanlage her.  Nachdem  schon  längere  Zeit  aus  Schlacke 
unter  Zementzusatz  Zementwaren  gefertigt  waren,  werden  neuerdings 
aus  gemahlener  Schlacke,  Flugaschenrückständen  und  Wasserbindekalk 
die  sogenannten  Körnersteine  geformt.  Diese  haben  wegen  ihrer 
starken  Luftzelligkeit  nur  ein  Raumgewicht  von  je  nach  Mischung 
0,8  bis  1,6  und  darum  ein  erhebliches  Wärmeschutzvermögen,  zu- 
gleich aber  eine  Druckfestigkeit  von  70  bis  100  kg/qcm  und  auch 
sonstige  günstige  Eigenschaften  wie  Frostbeständigkeit.  Aus  diesen 
Steinen  sind  in  Barmen  bereits  eine  größere  Anzahl  bis  zu  dreige- 
schossiger Wohnhäuser  errichtet  worden. 

Die  Berechnung'  der  Gewölbestärken  von  Segmentge  wölben 
aus  der  Gleichung  der  Gewölbemittellinie.  Bei  der  statischen  Unter- 
suchung von  Segmentgewölben,  deren  Stärke  nach  den  Kämpfern  hin 
zunimmt,  ist  es  zuweilen  erwünscht,  für  die  Berechnung  der  Spannungen 
in  den  Bruchfugen  die  Gewölbestärke  rechnerisch  genau  zu  erhalten, 
genauer  als  durch  das  übliche  Abgreifen  aus  der  Zeichnung.  Bei  den 
schwachen  Eisenbetongewölben  z.  B.  spielt  jedes  Zentimeter  Gewölbe- 


stärke bei  der  Berechnung 
der  Spannungen  eine  Rolle. 
Man  findet  leicht  nach  Abb  1 
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Hieraus  bereclinet  man  H.  Die  Mittellinie  des  Gewölbes  ist 
l’olarkurve,  deren  Gleichung  zunächst  abgeleitet  werden  soll, 
l’olarkoordinaten  eines  Punktes  1‘  (Abb.  2)  der  Mittellinie  des  Gewölbes 
seien  q und  if,  bezogen  auf  den  Mittelpunkt  Mi  der  inneren  Leibung. 
Man  erhält  nach  dem  Kosinus-Satz 

R2—  {^Q—r)2-\-{B,—d—f)2—2  (2o— r)  ( R—d—r ) cos  (90°+ (p). 

Setzt  man  cos  (90°  -f-  <{>)  = — sin  <p  und.  betrachtet  2»  — r als  Un- 
bekannte, so  ergibt  sich  durch  Lösen  der  quadratischen  Gleichung: 

— r =■]/  R2  — l R — d — r)2  cos2  cp  — (R  — d — r)  sin  <p. 
Dies  ist  also  die  Gleichung  der  Gewölbe-Mittellinie  in  Polarkoordinaten. 


Nun  ist  die  gesuchte  Gewölbestärke  x 


Xf=.  Y R1  — ( R — d — f)2  COS2  (f 


Beispiel. 
Man  erhält  r = 


/ = 50  m, 
= 05,00  m, 


und  die  Gewölbestärke  x 


r 


2 r,  folglich 

(R  — d — r)  sin  </•  — r. 
f = 5 m,  d = l,0m,  /<=2,0m,  y>  = 75°. 
x — 0,769  m.  y=  1,846  m,  ,ß  = 82,00  m 
1,44  m. 

Koburg.  J.  Schuster,  Regierungsbaumeister. 

Der  durchlaufende  Träger  in  den  preußischen  Vorschriften  für 
Kisenbetonban.  Während  nach  den  alten  Vorschriften  von  1907  der  Zu- 
sammenhang höchstens  über  drei  Felder  erstreckt  werden  durfte,  weisen 
die  neuen  Vorschriften  von  1916  (1916  d.  Bl.,  S.  113)  eine  derartige  Be- 
schränkung nicht  mehr  auf.  Vielmehr  ist  gesagt  (§  15  Ziffer  7),  daß  die 
Berechnung  für  die  ungünstigste  Stellung  der  Nutzlasten  durchzuführen 
ist.  -Hiernach  müßte  allgemein  ein  n-fach  gelagerter  Träger  seinen 
tatsächlichen  Auflagerbedingungen  entsprechend  berechnet  werden. 

Erleichterungen  sind,  aber  nur  bei  Hochbauten,  vorgesehen  für 
Platten,  die  mit  Rippen  starr  verbunden  sind.  Dabei  muß  die 
Spannweite  etwa  gleichgroß  und  die  Belastung  eine  gleichförmige 
sein.  Nach  § 16  Ziffer  8 darf  dann  gerechnet  werden  im 

pl2 


Endfeld  M = 


Mittelfeld  M = 


Stützenmoment 
(erste  Innenstütze) 
Stützenmoment 
zweite  Innenstutze) 


M = 


11 
p l 2 
14 

Pl2 

8 

Pi2 

12 


: 0,0909  p l2 
0,0714  pl 2 


M = - =0,1250  pl2 


= 0,0833  p l 2 


Hierin  bedeutet  p die  Gesamtlast  aus  Eigengewicht  und  Nutzlast. 
Leider  ist  dabei  die  Möglichkeit  des  Auftretens  negativer  Feldmomente 
nicht  berücksichtigt,  die  je  nach  der  Größe  der  beweglichen  Nutzlast 
erheblich  werden  können,  sofern  mau  nicht,  wie  die  Vorschriften  das 
tun,  eine  vollkommene  Einspannung  an  den  Rippen  annebmen  will. 
Ehe  nicht  durch  Versuche  an  ganzen  Konstruktionen  das  tatsächliche 
Verhalten  geklärt  ist,  scheint  es  sicherer,  an  der  alten  Annahme  der 
freien  Beweglichkeit  an  der  Stütze  festzuhalten.  Je  nach  Belastung 
der  Decke  erfahren  die  Rippenbalken  eine  gewisse  Drehung,  welche 
negative  Feldmomente  zur  Folge  haben  können.  Dies  scheint  auch 
der  Grund  zu  sein,  weshalb  nach  einer  Anmerkung  zu  Beispiel  4 in 
den  preußischen  „Musterbeispielen“  für  Eisenbetonbau  (1919  d.  BL, 
S.  265)  die  Anwendung  obiger  Formeln  bei  Decken  in  Fabrikräumen 
und  Speichern  nicht  gestattet  ist.  Aber  auch  bei  Nutzlasten  von 
p < 500  kg  qm  kann  leicht  ein  negatives  Feldmoment  eintreten. 

Die  Berechnung  der  Momente  würde,  je  nachdem  zwei,  drei  oder 
vier  Felder  vorliegen,  am  besten  wie  bisher  mit  Hilfe  der  Winklerschen 
Zahlen  erfolgen.  Bei  größerer  Felderzahl  erscheint  es  zweckmäßig, 
die  Theorie  des  unendlich  langen  Balkens  zugrunde  zu  legen.  Dem- 
nach würde  gelten  ’)  für  ein  Mittelfeld 


max  M = 


min  M = 


gl 3 

24 

gP 

24 


p/2 
12 
Pl 3 
24 


= (0,0417  g 4-  0,0833  p)  l- 
= (0,0417//  0.0417 p)  l'1 


Man  erkennt  hieraus,  daß  min M nur  positiv  bleibt,  solange  g>p 
ist.  Bei  p = 500  kg  qm  würde  erst  eine  Plattenstärke  von  mindestens 
20  cm  genügendes  Eigengewicht  geben,  um  min  M = 0 zu  erzielen. 
Aber  selbst  dann  wäre  eine  durchgehende  Bewehrung  oben  notwendig, 
da  die  negativen  Momente  bereits  in  Feldmitte  beginnen  würden. 
Da  Plattenstärken  von  mehr  als  20  cm  im  Hochbau  sehr  selten  sind, 
so  kann  man  sagen,  daß  bei  p > 500  kg/qm  stets  eine  obere  Be- 
wehrung notwendig  ist.  Meist  ist  dies  aber  auch  bei  geringeren  Nutz- 
lasten der  Fall.  In  Musterbeispiel  4 mit/)  = 250  kg/qm  ist  daher  in 
zweckmäßiger  Weise  eine  durchgehende  obere  Bewehrung  angeordnet. 

Die  Theorie  des  unendlich  langen  Balkens  ergibt  weiter  für  das 


9 Vgl.  Müller-Breslau,  Graphische  Statik,  Bd.  II.  Abt.  2 
A.  Ritter.  Armierter  Beton  1917.  S.  111. 


und 


Endfeld  max  M = (0,0778  • <j  -f  0,1000  p)  ß 


Stützenmoment 
(erste  Innenstütze) 
Stützenmoment 
(übrige  Innenstützen) 


g -f  0,0142  /))  V 
g — 0,1198  p)!2 
g + 0,0305  p)  ß 
g — 0,1138  p)  I2 


| max  M = (—  0,1057 
( min  M = ( — 0,1057 
| njax  M = (—  0,0833 
I min  M = (—  0,0833 
Vorstehende  Gleichungen  können  mit  Vorteil  bei  Trägern  über 
mehr  als  vier  Felder'und  zwar  nicht  nur  bei  Platten,  sondern  auch 
bei  Balken  ange>vendet  werden.  Braucht  man  bei  letzteren  auch  die 
Kurven  der  größten  und  kleinsten  Momente,  so  kann  man  diese  ohne 
Schwierigkeit  finden,  da  man  die  Grenzwerte  an  den  charakteristischen 
Stellen  kennt.  Dabei  dürfen  die  Abstände  der  Fixpunkte  von  der 
nächsten  Stütze  allgemein  zu  0,2  L angenommen  werden.  Zwischen 
den  Fixpunkten  einer  Öffnung  geben  die  Minimal-  und  Maximal- 
parabeln bekanntlich  die  Grenzwerte  der  Momente  genau  an.  Die  Ver- 
bindungskurven mit  den  Grenzwerten  der  Stützenmomente  dürfen  für 
diesen  Zweck  als  tangential  anschließende  Parabelstücke  angenommen 
werden.-)  Durch  vorstehendes  Verfahren  wird  bei  vielen  Öffnungen 
die  Rechnung  sehr  vereinfacht.  Dies  ist  berechtigt,  da  die  Grundlagen 
einer  genaueren  Rechnung,  wenigstens  bei  Hochbauten,  doch  nicht  er- 
füllt sind.  Die  vorausgesetzte  freie  Beweglichkeit  an  der  Stütze  ist  fast 
nie  vorhanden.  Auch  pflegt  die  Veränderlichkeit  des  Trägheitsmomentes, 
das  sich  an  den  Stützen  stark  ändert,  außer  Betracht  zu  bleiben.  Es 
wäre  zu  wünschen,  daß  die  „Vorschriften“  für  Eisenbetonbauten  bei 
ihrer  Neufassung  diesem  Umstand  Rechnung  tragen  würden. 

Berlin.  Privatdozent  Prof.  2)r.=3nq.  Birkenstock. 

Parabelzeichnung  (vgl.  a.  1920  d.  BL. 
S.  394).  In  der  Praxis  hat  sich  nachstehen- 
des Verfahren  zur  Bestimmung  der  Pa- 
rabelordinaten  als  sehr  einfach  und  zweck- 
entsprechend erwiesen.  Für  A als  Null- 
punkt ist  die  Gleichung  der  Parabel 
4 f 

y — • x (l  — .r).  Teilt  man  die  Länge  l 

in  zehn  gleiche  Teile,  so  wird  für  die 
Zehntel-  und  Viertelpunkte  für 
0,25  0,3  0,4  0,5 

y = 0,36  f 0,64  f 0,75  f 0,84  f 0,96  f 1,00/1 
Die  Werte  lür  y prägen  sich  sehr  leicht  dem  Gedächtnis  ein.  und 
da  f=  J/max  = 0,125  q G in  den  meisten  Fällen  doch  berechnet  werden 
muß.  so  bietet  das  Aufträgen  der  Parabel  keine  Schwierigkeiten. 
Berlin.  Eisenbahn- Ingenieur  Plachner. 

Panama- Kanal  (vgl.  Jahrg.  1919  d.  BL,  S.  585).  Während  des 
letzten  Rechnungsjahres  betrugen  die  Einnahmen  aus  Schiffahrtab- 
gaben 8 935  871  Dollar  und  die  Betriebsausgaben. — ohne  Verzinsung 
und  Tilgung  des  rd.  367  000000  Dollar  betragenden  Anlagekapitals  — 

6 548  272  Dollar.  Die  reinen  Betriebsausgaben  sind  also  durch  die' 
Schiffahrtabgaben  gedeckt  worden.  Q. 


Bücherschaii. 

Der  Schornsteinbali.  Von  Gustav  Lang,  Geb.  Reg. -Rat,  Professor 
an  der  Technischen  Hochschule  Hannover.  Fünftes  Heft.  Nach  des 
Verfassers  Tode  (1915)  bearbeitet  von  F.  Waldau.  Hannover  1920. 
Helwingsche  Verlagsbuchhandlung.  S.  551  bis  606  mit  Abb.  210 
bis  262  in  S°.  Geh.  8 JL 

Das  vorliegende  fünfte  Heft  bildet  den  Schluß  des  seit  dem 
Jahre  1896  erschienenen  Gesamtwerkes.  In  ihm  wird  die  Anlage  der 
Blitzableiter,  das  Richten,  Höhermauern,  Niederlegen,  Verschieben  der 
Schornsteine  besprochen.  Sodann  erörtert  Verfasser  die  Verwendung 
anderer  Baustoffe  als  Ziegelsteine  zur  Herstellung  der  Schornsteine, 
nämlich  die  Verwendung  des  Eisenbleches,  des  Betons  und  des  Eisen- 
betons. Ein  weiteres  Kapitel  behandelt  die  Baukosten  der  Schorn- 
steine. Bei  den  zur  Zeit  außerordentlich  wechselnden  Preisen  auf 
dem  Baumarkt  hat  dieses  Kapitel  selbstverständlich  nur  bedingten 
Wert.  Die  Kosten  sind  auf  Grund  von  Ermittlungen  aus  dem  Jahre 
1912  angegeben,  bedürfen  also  zur  Zeit  der  Vervielfältigung  zum 
mindesten  mit  4.  Weiterhin  wird  auf  das  Bestreben  der  letzten 
Jahrzehnte  eingegangen,  durch  Konstruktion  besonders  hoher  Schorn- 
steine von  100  m und  mehr  Höhe  die  Belästigungen  durch  Ruß  und 
schweflige  Säure,  die  in  allen  Verbrennungsgasen  enthalten  ist,  auf 
ein  möglichst  geringes  Maß  herabzusetzen.  Ein  Schlußkapitel  spricht 
sich  über  die  künstlerische  Formengebung  der  Schornsteine  aus.  Dem 
Heft  ist  eine  ausführliche  Inhaltsübersicht  über  das  ganze  Werk  und 
ein  alphabetisch  geordnetes  Stichwortverzeichnis  beigegeben,  wodurch 
die  Nutzbarkeit  der  Gesamtveröffentlichung  erheblich  erleichtert  ist 
Die  Schlußveröffentlichung  schließt  sich  in  jeder  Weise  würdig  den 
bereits  erschienenen  vier  Heften  des  hochverdienten  verstorbenen  Ver- 
fassers an.  W. 

2)  In  Wirklichkeit  ist  kein  tangentialer  Anschluß,  sondern  ein 
flacher  Knick  vorhanden. 


Verlag  von  'Wilhelm  Ernst&Sohn,  Berlin.  — Für  den  nicht  amtliehen  Teil  verantwortlich:  Fr.  Schultze.  Berlin.  — Druck  der  Buchdruckerei  Gebrüder  Ernst.  Berlin. 
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Amtliche  Mitteilungen. 


Preußen. 

Den  Regierungs-  und  Bauräten  Vogel,  Vorstand  des  Wasserbau- 
amts in  Geestemünde,  und  Helmershausen,  Vorstand  des  Schlepp- 
amts Duisburg -Ruhrort,  sind  gehobene  Regierungs-  und  Bauratstellen 
verliehen  worden. 

Versetzt  sind:  die  Regierungsbaumeister  Körner  vom  Wasserbau- 
amt in  Genthin  zum  Vorarbeiten  amt  für  den  Weser-Main-Kanal  in 
Eisenach,  Busse,  bisher  beurlaubt,  zum  Wasserbauamt  in  Binger- 
brück und  Gentzcke  von  der  Regierung  in  Düsseldorf  zum  Wasser- 
bauamt Genthin. 

Überwiesen  ist  der  Militärbaumeister  Trognitz  aus  Spandau  der 
Hafenverwaltung  in  Duisburg- Ruhrort,  der  Regierungsbaumeister 
Diefenbach  dem  Bauamt  I für  den  Masurischen  Kanal  in  Insterburg 
und  der  Regierungsbaumeister  Kuehn  dem  Wasserbauamt  Meppen. 

Die  Staatsprüfung  haben  bestanden:  die  Regierungsbauführer  Hans 
Gerlach  und  Alfred  Jacobs  (Hochbaufach);  — .Louis  Schwarz 
(Wasser-  und  Straßenbaufach). 

Der  ordentliche  Honorarprofessor  Geheimer  Regierungsrat  Dr.  Otto 
Grotrian,  früher  an  der  Technischen  Hochschule  Aachen,  und  der 
Direktor  der  Westf.  Landes -Eisenbahngesellscbaft  Friedrich  Schön- 
feld in  Lippstadt  sind  gestorben. 

Deutsches  Reich. 

Reichseisenbahnen.  Preußen  - Hessen.  Beauftragt  sind: 
der  Regierungsbaumeister  des  Eisenbahnbaufaches  Fichelscher  in 
Bremen  mit  der  Wahrnehmung  der  Geschäfte  des  Vorstandes  der 
Eisenbahnbauabteilung  in  Sebaldsbrück,  der  Regierungsbaumeister  des 
Maschinenbaufaches  Heinemann  in  Leipzig  mit  der  Wahrnehmung 
der  Geschäfte  des  Vorstandes  des  Eisenbahnmaschineuamts  daselbst. 

Der  Regierungsbaumeister  des  Eisenbahnbaufaches  Kilian,  bis- 
her in  Altona,  ist  zum  Eisenbahnbetriebsamt  nach  Hamburg  versetzt. 

Der  Regierungsbaumeister  des  Eisenbahn-  und  Straßenbaufaches 
Bernhard  Nöldeke  ist  bei  der  Eisenbahndirektion  in  Münster  i.  Westf. 
zur  Beschäftigung  im  Reichseisenbahndienst  einberufen. 

Zu  Regierungsbaumeistern  sind  ernannt:  die  Regierungsbauführer 
des  Eisenbahn-  und  Straßenbaufacbes  Rudolf  Lavezzari  aus  Magde- 
burg und  $r.=3;ng.  Jakob  May  aus  Mayen  sowie  der  Regierungsbau- 
führer des  Maschinenbaufaches  Hermann  Papst  aus  Nordbausen. 

Dem  Regierungsbaumeister  des  Eisenbahubaufaches  Stapelmann, 
bisher  in  Duisburg,  und  dem  Regieruugsbaumeister  des  Maschinenbau- 
faches Lipperheide,  bisher  iu  Berlin,  ist  die  nachgesuchte  Entlassung 
aus  dem  Reichsdienst  erteilt. 

Reichseisenbahnen.  Bayern.  Zu  Regierungsräten  sind  in  etat- 
mäßiger Weise  befördert  worden  vom  1.  April  1920  an:  der  Vorstand  der 
Bauinspektion  I Schweinfurt  Direktionsrat  Joseph  Bleibinhaus,  der 
Vorstand  der  Bauinspektion  Ansbach  Direktionsrat  Max  Wild,  der 
Direktionsrat  des  Reichsverkehrsministeriums,  Zweigstelle  Bayern, 
Johann  Hellen  thal,  der  Vorstand  der  Betriebsinspektion  Schwandorf 
Direktionsrat  Otto  Semmelmann,  der  Vorstand  der  Bauinspektion  II 
Kaiserslautern  Direktionsrat  Johann  Kohl,  der  Vorstand  der  Betriebs- 
und Bauinspektion  Nördlingen  Direktionsrat  Friedrich  Will,  der  Vor- 
stand der  Werkstätteninspektion  I Regensburg  Direktionsrat  Ludwig 
Fischer,  sämtlich  an  ihrem  bisherigen  Dienstorte,  der  Vorstand  der 
Maschineninspektion  Rosenheim  Direktionsrat  August  Rauch  beim 


Reichs  Verkehrsministerium,  Zweigstelle  Bayern,  der  Vorstand  der 
Werkstätteninspektion  I Kaiserslautern  Direktionsrat  Ernst  Bühler, 
der  Vorstand  der  Maschineninspektion  Weiden  Direktionsrat  Eugen 
Konrad,  der  Direktionsrat  des  Maschinenkonstruktionsamts  beim 
Reichsverkehrsministerium,  Zweigstelle  Bayern,  Friedrich  Hörmann, 
der  Vorstand  der  Werkstätteninspektion  I Weiden  Direktionsrat  Richard 
Aldinger,  der  Vorstand  der  Werkstätteninspektion  II  Regensburg 
Direktionsrat  Johann  Hühner,  der  Vorstand  der  Werkstätteninspektion 
Augsburg  Direktionsrat  Friedrich  Fettinger,  der  Vorstand  der  Be- 
triebsinspektion Schweinfurt  Direktionsrat  Wilhelm  Völcker,  der  Vor- 
stand der  Maschineninspektion  I München  Direktionsrat  Johann  Mühl, 
der  Vorstand  der  Neubauinspektion  München  für  den  elektrischen  Eisen- 
bahnbetrieb Direktionsrat  Georg  Naderer,  der  Vorstand  der  Neubau- 
inspektion Tutzing  für  den  elektrischen  Eisenbahnbetrieb  Direktionsrat 
Karl  Knie,  der  Vorstand  der  Maschineninspektion  Bamberg  Direk- 
tionsrat Leo  Schlosser,  der  Vorstand  der  Werkstätteninspektion  I 
München  Direktionsrat  Georg  Rau,  der  Vorstand  der  Werkstätten- 
inspektion II  München  Direktionsrat  Hermann  Angerer,  sämtlich  ah 
ihrem  bisherigen  Dienstorte;  — ferner  vom  1.  September  1920  an:  der 
Vorstand  der  Bauinspektion  II  Schweinfurt  Direktionsrat  Joseph 
Schelbert,  der  Vorstand  der  Werkstätteninspektion  Ludwigshafen 
Direktionsrat  Adolf  Kummer;  — ferner  vom  1.  Dezember  1920  an: 
der  Direktionsrat  des  Reichsverkehrsministeriums,  Zweigstelle  ßayerD, 
Max  Völcker  und  der  Vorstand  der  Bauinspektion  Bamberg  Direk- 
tionsrat Karl  Horbelt;  — ferner  vom  1.  Januar  1921  an:  der  Vor- 
stand der  Maschineninspektion  Regensburg  Direktionsrat  August 
Fried,  sämtlich  au  ihrem  bisherigen  Dienstorte. 

Vom  I.  September  1920  an  sind  in  etatmäßiger  Weise  zu  Direktions- 
räten befördert  worden:  die  Eisenbahnassessoren  Friedrich  Grunwald 
als  Vorstand  bei  der  Bauinspektion  II  Kaiserslautern  und  Friedrich 
Böttinger,  Vorstand  der  Werkstätteninspektion  IV  Nürnberg. 

In  gleicher  Diensteseigenschaft  sind  in  etatmäßiger  Weise  berufen 
worden:  der  Direktionsrat  der  Eisenbahndirektion  Nürnberg  Johann 
Freyschmidt  als  Vorstand  an  die  Bauinspektion  II  Augsburg  (Hoch- 
bau), der  Direktionsrat  der  Eisenbahndirektion  Regensbarg  Georg 
Gsänger  als  Vorstand  an  die  Bauinspektion  II  Regensburg  (Hoch- 
bau) und  der  Eisenbahnassessor  der  Eisenbahndirektion  Nürnberg 
Fritz  Limpert  als  Vorstand  au  die  Neubauinspektion  II  Nürnberg. 

Der  Regierungsbaumeister  Ludwig  Herrmann  in  Ludwigshafen 
a.  Rhein  ist  zum  Eisenbahnassessor  der  Eisen  bahn direktion  daselbst 
in  planmäßiger  Weise  ernannt  worden. 

Reichsheer.  Der  Baurat  Max  Wagner  in  Köln  a.  Rhein  ist 
gestorben. 

Braunschweig. 

Der  Privatdozent  an  der  Technischen  Hochschule  Aachen  ®r.=3ng. 
Otto  Föppl  ist  zum  außerplanmäßigen  außerordentlichen  Professor 
an  der  Technischen  Hochschule  Braunschweig  (Stoff  künde,  Festigkeits- 
lehre und  Techuische  Mechanik)  ernannt  worden. 

Hamburg. 

Der  Senat  hat  den  Oberbaurat  bei  der  zweiten  Sektion  der  Bau- 
deputation Eduard  Gottfried  Christian  Leopold  Buschmeyer  zum 
Kaidirektor  ernannt. 

Der  Kaidirektor  Paul  Winter  ist  in  den  Ruhestand  getreten. 


[Alle  Rechte  Vorbehalten  ] 


Nichtamtlicher  Teil 

Schriftleiter:  Friedrich  Schultze  und  Richard  Bergius. 


Wettbewerb  für  Museumsbauten  in  Dresden. 

(Fortsetzung  und  Schluß  aus  Nr.  1.) 

Die  Entwürfe  lassen  sich  im  großen  und  ganzen  in  zwei  Gruppen  i haltenden  Blocks  von  der  Bebauung  frei  und  ordnet  die  Museen  als 
scheiden.  Die  eine  läßt  die  Mitte  des  das  Marstallgrundstück  ent-  ' zwei  getrennte,  entlang  der  Ostraallee  und  der  Devrientstraße  ent- 
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wickelte  Baukörper  an,  während 
die  andere  Gruppe  das  Hygiene- 
museum in  die  Blockmitte  — 
also  in  die  Zwingerachse  — stellt 
und  das  Naturwissenschaftliche 
Museum  auf  die  eine  oder  andere 
Handfläche  oder  als  King  oder 
Halbring  um  das  Hygiene- 
museum legt.  Von  den  preis- 
gekrönten Entwürfen  gehören 
zur  ersten  Gruppe  die  Ent- 
würfe: Kennwort  „Offene  Bau- 
anlage“ von  Prof.  Buchert, 

München  (1.  Preis),  Kennwort 
„Zusammenklang“  von  Stadt- 
architekt Max  Vogeler,  Weimar 
(4.  Preis),  Kennwort  „Notung“ 
von  Architekt  Wilh.  Kam  per, 

Köln- Ehrenfeld  (ein  5.  Preis); 
dahingegen  zur  zweiten  Gruppe 
die  Entwürfe:  Kennwort  „Neues 
Leben"  von  Architekt  Karl 
Oettinger  u.  Joseph  Scherer, 

Berlin  - Lichterfelde  (2.  Preis), 

Kennwort  „Elbflorenz“  (II)  von 
Architekt  Peter  Jürgensen, 

R.  Röfllk  u.  G.  Pönitz,  Berlin- 
Charlottenburg  (3.  Preis),  Kenn- 
wort „Bildungsstätte“  von 
Architekt  Heinrich  Hansen, 

Kiel  (ein  5.  Preis)  und  Kennwort 
„Leviathan“  vom  Regierungsbau- 
meister Hertwig,  Aschaffen- 
burg (ein  5.  Preis). 

Der  Buchertsche  Entwurf  (Abb.  5 u.  6)  schließt  dem  Zwinger- 
garten einen  von  den  beiden  geplanten  Museen  und  der  Weinlig- 
schen  Reithalle  umrahmten  reizvollen  Gartenhof  an,  verlegt  die 
Zugänge  zu  den  Museen  nach  diesem  Hof  und  sichert  ihnen  damit  die 
vornehme  Ruhe,  die  ein  von  Fährverkehr  freier  Vorplatz  besitzt 
und  die  ein  Museumvorplatz  besitzen  sollte.  Die  Grundrißentwicklung 
beider  Museen  ist  außerordentlich  klar  und  übersichtlich  und  läßt 
nur  die  Einzwängung  der  nicht  hochgeführten  mittleren  Oberlicht- 
hallen (Halle  „Der  Mensch“  beim  Hygienemuseum,  „Schauhalle“  beim 
Naturwissenschaftlichen  Museum)  zwischen  zwei  schmale  hochgeführte 
Baukörper  für  unsere  klimatischen  Verhältnisse  bedenklich  erscheinen. 
Buchert  weist,  was  nicht  alle  Bewerber  genügend  beachtet  haben, 
die  bauliche  Durchführbarkeit  des  ersten  Bauabschnitts  des  Hygiene- 
museums ohne  Inanspruchnahme  der  nachbarlichen  Privatgrundstücke 
nach,  geht  allerdings  hierbei  von  der  Voraussetzung  aus,  daß  mit 
dem  ersten  Bauteil  des  Hygienemuseums  auch  der  sein  Gegenstück 
bildende  erste  Bauteil  des  Naturwissenschaftlichen  Museums  ersteht, 
da  sein  Plan  mit  dem  Gartenhof  steht  und  fällt.  Aber  auch  das  in 
weite  Zeitenferne  verschobene  Finale  in  dem  melodiösen  Architektur- 
konzert, welches  uns  Buchert  vorträgt,  der  bauliche  Zusammenschluß 
beider  Museen  hinter  der  Reithalle,  dessen  dieser  verhältnismäßig  kleine 
Bau  als  Hintergrund  beim  Blick  vom  Zwingerwall  aus  unbedingt  be- 
darf, kann  ohne  schweren  künstlerischen  Verlust  nicht  gut  entbehrt 
werden.  Eine  Verwirklichung  der  an  sich  so  schönen  Planung  in 
gegenwärtiger  Zeit  mit  ihrem  Zwang  zu  weitestgehenden  Einschrän- 
kungen dürfte  daher  harte  Enttäuschungen  mit  sich  bringen,  trotz- 
dem die  etwas  ins  Nymphenburgische  spielende  Architektur  dts 
Buchertschen  Entwurfs  sowohl  in  ihrer  Höhenentwicklung,  als  auch 


in  ihren  Einzelformen  durch  Schlichtheit  und  Vermeidung  aller 
Phrase  dem  Ernst  der  Zeit  entgegenzukommen  sucht  und  bei  Weg- 
fall der  pilastergeschmückten  Risalite  an  den  nach  dem  Zwingergarten 
gerichteten  Schmalseiten  der  beiden  Museen  — von  denen  die  des 
Naturwissenschaftlichen  Museums  infolge  ihrer  teilwreisen  Verdeckung 
durch  das  neue  Galeriegebäude  besonders  unbegründet  erscheint  — 
noch  gewinnen  dürfte. 

Der  in  den  Wettbewerbbestimmungen  ausgedrückte  Wunsch  der 
städtebaulichen  Ausgestaltung  der  Umgebung  des  Museumblocks  hat 
Bucherts  Blicke  vornehmlich  auf  zwei  Gebiete  gelenkt,  erstens  den 
Herzogingarten  und  zweitens  das  Packhofgelände  zwischen  Devrient- 
straße  und  Elbstrom.  An  erstgenannter  Stelle  führt  er  den  ihm  nicht 
unbekannt  gebliebenen  Plan  der  Stadt,  die  Grüne  Straße  bis  zur  Ostra- 
allee  zu  verlängern,  durch,  eine  au  sich  wregen  ihrer  Folgeerschei- 
nungen für  das  Zwingergartengelände  nicht  erfreuliche  Maßnahme. 
Der  Vorschlag  Bucherts,  den  Herzogingarten  als  einen  allseitig  um- 
bauten öffentlichen  GrüDgarten  mit  Torzugängen  zu  behandeln,  hat  aber 
doch  sehr  viel  Reizvolles  und  gibt  auch  dem  Zwingergarten  die  nötige 
Geschlossenheit  nach  der  Ostraallee  hin.  Die  erwünschte  Erhaltung 
des  Orangeriegebäudes  ließe  sich  durch  geringe  Abwandlung  der 
Planung  ohne  weiteres  erreichen.  Der  Gedanke  Bucherts.  die  von 
dem  neuen  Galeriebau  festgelegte  Längsachse  des  Zwingergartens 
durch  achsiales  Zurück wTeichen  der  Schauseiten  an  der  Ostraallee  zu 
betonen,  will  nicht  recht  befriedigen.  Bei  der  von  ihm  gewählten 
energischen  Fortführung  der  Zwingergartenquerachse,  die  so  gewisser- 
maßen das  Rückgrat  des  Baukörpers  der  Stadt  an  dieser  Stelle  dar- 
stellen würde,  vermißt  man  auf  der  Zwingergartenseite  entschieden 
eine  Gegenmasse  zum  Galeriegebäude  oder  wenigstens  zwei  pavillon- 


Abb.  4.  Entwurf  von  Architekt  Peter  Jürgensen  in  Charlottenburg 
(Mitarbeiter  Architekt  R.  Röhlk  u.  0.  Pönitz).  Dritter  Preis. 
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Abb.  5.  Entwurf  von  Prof.  Buch  er  t in  München.  Erster  Preis. 


artige  Flankierungen  der  Galerieachse,  ehe  diese  die  Ostraallee 
überschreitet,  damit  der  Zwingergarten  als  Raum  klar  in  die  Er- 
scheinung tritt. 

Die  Entwürfe  von  Vogeler  (Abb.  7 u.  9)  und  von  Kam  per 
haben  viel  Verwandtes  mit  der  Bucbertscben  Planung,  namentlich 
der  erstere.  Vogeler  verliert  sich  allerdings  bei  der  städtebaulichen 
Ausgestaltung  der  Umgebung  etwas  ins  Uferlose,  da  er  nicht  nur  die 
an  der  Kl.  Packhofstraße  und  zum  Teil  an  der  Ostraallee  gelegenen 
Bauten  zur  Gewinnung  von  Ballspiel-  und  Tennisplätzen  opfert, 
sondern  auch  sämtliche  Gebäude  zwischen  Devrientstraße  und  Elb- 


Abb.  6.  Erdgeschoß.  Entwurf  von  Prof.  Buchert  in  München.  Erster  Preis.  — Maßstab  l : mo. 


ström,  einschließlich  des  Fernheizwerks,  beseitigt  und  offenbar  auch 
das  neue  Galeriegebäude,  dessen  Gründungen  schön  ausgeführt  sind, 
nach  dem  Zwingergarten  verschieben  will,  um  zwischen  diesem  Bau 
und  dem  Opernhaus  die  Devrientstraße  möglichst  glatt  durchführen 
zu  können,  wodurch  die  von  der  Galerie  bewußt  geschlossene  häß- 
liche Lücke  wieder  aufgerissen  würde.  Auch  die  von  ihm  vorge- 
schlagene gartenkünstlerische  Behandlung  der  beiderseitigen  Ufer- 
streifen zwischen  Friedrich- August-  und  Marienbrücke  läßt,  da  diese 
Flächen  mehrmals  im  Jahre  der  Überschwemmung  unterliegen,  die 
Forderungen  der  rauhen  Wirklichkeit  außer  acht.  Kamper  hält  sich 
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Abb.  7.  Entwurf  des  Stadtarchitekten  Max  Vogeler  in  Weimar.  Vierter  Preis. 


in  dieser  Beziehung  in  engen  Grenzen.  Er  bescheidet  sich  mit  dem 
Vorschlag  eines  dem  Galeriebau  als  Gegengewicht  dienenden  Bauwerks 
im  Zwingergarten  entlang  der  Ostraallee.  Der  Wert  der  Vogelerscben 
und  der  Kamperschen  Planung  liegt  in  der  mit  einem  überaus  klaren 
und  zweckmäßigen  Grundriß  gepaarten  sachlichen  Schlichtheit  der 
Formengebung  und  taktvollen  Zurückhaltung  der  Baumassen.  Turm- 


Ahh.  S.  Lageplan.  Entwurf  der  Architekten  Karl  Oettinger 
u.  Joseph  Scherer  in  Berliu-Lichterfelde.  Zweiter  Preis.  — Maßstab  1 : 3000. 


1 artiger  Dominanten  haben  allerdings  beide  nicht  entraten  zu  können 
geglaubt.  Vogeler  verwendet  in  etwas  gekünstelter  Weise  hierzu 
I einen  in  der  Achse  des  Zwingers  hinter  den  Museen  angeordneten 
Kirchturm,  während  Kamper  sie  in  höchst  beachtlicher  Weise  über  die 


Abb.  9.  Gesamtlageplan.  Entwurf  des  Stadtarchitekten-  Max  V ogel 
in  Weimar.  Vierter  Preis.  — Maßstab  1 : <500. 
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Abb.  10.  Entwurf  der  Architekten  Karl  Oettinger  u.  Joseph  Scherer  in  Berlin -Lichterfelde. 

Zweiter  Preis. 


I . 

Zugänge  zu  beiden  Museen  entwickelt.  Eine  organischere  Eingliede- 
rung der  Vorbauten  an  der  Zwingergartenseite  — vielleicht  schon 
ihre  Vertauschung,  so  daß  die  weiter  vortretenden  an  die  Enden 
kämen  und  eine  konkave  Bauwandung  nach  dem  Zwingergarten  ent- 
stände — , der  Wegfall  einiger  die  sonstige  strenge  Sachlichkeit 
störender  Zutaten,  wie  der  landläufigen  Dachreiter  und  der  wie  Ein- 
gangsbetonungen erscheinenden  Pfeilervorhallen  im  Gartenhof,  und 
schließlich  ein  den  Zusammenklang  mit  der  Reithalle  erleichternder  Ver- 
zicht auf  die  vertikale  Gliederung  der  Schauseiten  würden  den  Vogeler- 
schen  Entwurf  erheblich  verbessern  und  ihn  — wenn  er  ihm  nicht  hin- 
sichtlich der  Durchführbarkeit  unterlegen  wäre  — , dem  Buchertschen 
fast  gleichstellen.  Der  Kampersche  Entwurf  hätte  in  architektonischer 
Hinsicht  bei  etwas  weniger  Streben  nach  eigenartiger  Formengebung 
stark  gewinnen  können,  da  die  einheitliche  rhythmische  Hallenarchi- 
tektur einen  bestrickend  großen  Zug  aufweist. 

Der  Entwurf  von  Oettinger  u.  Scherer  (Abb.  8 u.  10)  eröffnet 
die  Reihe  der  zweiten  Gruppe  und  damit  die  große  Zahl  der  Lösungen, 
die  der  Andeutung  der  Wettbewerbbestimmung,  daß  das  Hygiene- 
museum „am  besten“  auf  dem  vorderen  Teil  des  Blockkerns  zu  planen 
sei,  streng  gefolgt  sind.  Unstreitig  ist  hierdurch,  solange  das  Hygiene- 
museum allein  die  Bildwirkung  zu  bestreiten  hat,  ein  klares  abge- 
rundetes Bild  zu  erwarten.  Der  Oettinger- Scherersche  Entwurf  zeigt 
aber  zugleich  auch  deutlich,  worin  die  Schwächen  dieser  Anordnung 
bestehen:  der  unebenbürtigen  Behandlung  des  Naturwissenschaftlichen 
Museums,  in  der  mehr  oder  weniger  weitgehenden  künstlerischen 
Entwertung  der  Reithalle  und  schließlich  in  dem  für  den  Blick  von 
der  Ostraallee  aus  zumeist  zuungunsten  des  Wallpavillons  des  Zwingers 
ausfallenden  Kampf  zwischen  diesem  zierlichen  Architekturjuwel 
einerseits  und  einer  zentralen  Massenzusammenhallung  im  vorderen 
Teil  des  Marstallgeländes  anderseits.  Die  Anordnung  des  Hygiene- 
museums im  vorderen  Teil  der  Blockmitte  fordert  aus  letztgenanntem 
Grunde  vom  Architekten  dieses  Baues  größte  Entsagung  und  eine 
fast  an  Verzicht  auf  Monumentalität  streifende  Mäßigung.  Oettinger- 
Scherer  haben  diese  Entsagung  zum  Teil  geübt.  Sie  hätten  sie  recht 
wohl  durch  eine  weniger  weitgehende  Entwicklung  der  Gebäudehöhen 
noch  steigern  können.  Hierdurch  wäre  an  Stelle  der  mit  der  inneren 
Zweckbestimmung  nicht  recht  in  Einklang  stehenden  und  etwas  ab- 
gebrauchten Gliederung  der  Fassaden  in  ein  Rustikaerdgeschoß  und 
zwei  durch  Lisenen  bzw.  Dreiviertelsäulen  zusammengefaßte  Ober- 
geschosse, die  etwas  Bankgebäudeartiges  an  sich  hat,  eine  mehr  auf 
dem  Boden  aufsitzende,  einheitliche  Gliederung,  an  Stelle  der  etwas 
kalten  Straßenarchitektur  eine  hier  viel  mehr  angebrachte  intimere 
Gartenarchitektur  entstanden.  Die  Grundrisse  sind  übersichtlich 
und  klar  und  lassen  — vor  allem,  wenn  der  auffällige  Wechsel 
in  den  Fensterachsweiten  noch  in  Wegfall  käme  — monumentale 


Raumwirkungen  erwarten.  Der 
künstlerischen  Zurücksetzung 
des  Naturwissenschaftlichen  Mu- 
seums ist  mit  Geschick  durch 
die  den  Hauptbau  mit  den 
Seitenbauten  verbindenden , in 
der  Formengebung  nur  etwas 
zu  stark  an  die  Königskolon- 
naden in  Berlin  erinnernden 
Säulengänge  entgegengearbeitet. 
Die  Reithalle  ist  organisch  in 
die  Planung  eingefügt.  Es  ist 
aber  nicht  zu  verkennen,  daß 
ihr  Außenbild  nur  wenig  in  die 
Erscheinung  treten  wird,  da  der 
ihm  vorgelagerte  Brunnenhof 
dem  allgemeinen  Besuch  ent- 
zogen bleiben  wird.  Der  Oettin- 
ger-Scherersche  Entwurf  be- 
schränkt sich  hinsichtlich  der 
Gestaltung  der  Umgebung  auf 
die  Behandlung  des  Zwinger- 
gartens. Die  der  Galerie  gegen- 
über angeordneten  Kolonnaden 
erscheinen  etwas  theatralisch- 
kulissenhaft  hingesetzt.  Man 
vermißt  an  ihren  äußeren  Enden 
feste  Punkte  in  Gestalt  von  Pa- 
villons, durch  Anlehnung  an 
andere  Bauwerke  oder  in  sonst 
einer  Form.  Die  von  den  Ko- 
lonnaden freigehaltene  Blick- 
gasse in  der  Galerieachse  ist  wmhl 
auch  etwas  zu  schmal  geraten. 
Die  in  der  Achse  des  Museums 
dem  Wallpavillon  gegenüber  ge- 
plante terrassenartige  Straßenerweiterung  mit  beiderseitigen  Rampen- 
aufgängen würde  zwar  das  neue  Museum  in  seiner  Wirkung  heben, 
zugleich  aber  in  höchst  unerwünschter  Weise  Garten  und  Teich 
übermäßig  zusammendrücken. 

Der  Entwurf  von  Jürgensen,  Röhlk  u.  Pönitz  (Abb.  B u.  4) 
ähnelt  dem  Oettinger-Schererschen  in  vieler  Hinsicht.  Die  Verstecktheit 
des  Naturwissenschaftlichen  Museums  ist  hier  noch  wirkungsvoller  als 
in  letzterem  Entwurf  durch  geringere  Breitenentwicklung  des  Hygiene- 
museums und  luftigere  Gestaltung  der  beiden  südlichen  Zierhöfe, 
deren  einer  als  Vorhof  für  das  Naturwissenschaftliche  Museum  dienen 
soll,  bekämpft.  Daß  hierbei  der  Zugang  zu  diesem  Museum  zum 
Gegenstück  einer  bedeutungslosen  Hofdurchfahrt  herabgesetzt  wird, 
muß  allerdings  als  ein  künstlerischer  Mangel  angesehen  werden.  Auch 
wird  kaum  gesagt  werden  können,  daß  die  Reithalle  sich  der  Gesamt- 
anlage eingliedere,  sie  wirkt  wie  ein  nur  unter  dem  Zwang  der  Wett- 
bewerbbestimmungen belassener  Fremdkörper.  Trotz  aller  dieser 
Einwendungen  verdient  der  Entwurf  die  Hervorhebung,  da  er  mit 
einfachen  Mitteln  und  in  klarer  Erkennung  des  Monumentalen  die 
Baukörper  gliedert  und  dabei  doch  — des  im  Zwinger  gegebenen 
Präludiums  wrohl  achtend  — neue  Akkorde  anschlägt. 

Der  Entwurf  von  Heinrich  Han sen  vermeidet  jeden  organischen 
baulichen  Zusammenhang  — die  kurzen  zwischengeschobenen  Ko- 
lonnaden können  als  solcher  kaum  gelten  — zwischen  dem  in  die 
Blockmitte  gestellten  Hygienemuseum  einerseits  und  den  beiden 
Nachbarbauten,  dem  Naturwissenschaftlichen  Museum  und  einem  als 
Gegenstück  zu  diesem  gestalteten  selbständigen  Erweiterungsbau 
anderseits.  Diese  räumliche  Scheidung  beider  Aufgaben  gab  Hansen 
völlige  Freiheit  in  der  Gestaltung  beider  Museen,  was  namentlich  in 
der  Grundrißbildung  vorteilhaft  zum  Ausdruck  kommt.  Die  Zer- 
schlitzung  der  nach  dem  Zwingergarten  gerichteten  Architekturwand 
durch  zwei  schmale  Gassen  muß  allerdings  obengenanntem  Gewinn 
gegenüber  als  künstlerischer  Verlust  gebucht  werden.  Als  solcher 
möchte  auch  die  ziemlich  lieblose  Behandlung  der  Reithalle  gelten 
und  die  dem  zierlichen  Wallpavillon  des  Zwingers  gegenübergestellte, 
etwas  aus  dem  Maßstab  fallende  derbe  Kuppel.  Als  künstlerischer 
Gewinn  steht  dem  jedoch  wiederum  die  überaus  ruhige  Gliederung 
der  Schauseiten  gegenüber,  die  in  ihrer  herben  Nüchternheit  den 
Ernst  der  Zeit  widerspiegeln  und  vielleicht  darum  stark  an  die  Archi- 
tektur der  Schinkelzeit  erinnern. 

Der  Entwurf  vom  Regierungsbaumeister  Hertwig  nimmt  unter  den 
preisgekrönten  Entwürfen  eine  besondere  Stellung  ein.  Er  gehört  zwar 
ebenfalls  zur  zweiten  Gruppe,  vermeidet  aber  bei  dem  in  die  Blockmitte 
gestellten  Hygienemuseum  jede  augenfällige  Massenentwdcklung.  Nach 
landläufiger  Auffassung  ist  er  kaum  noch  monumental,  in  richtiger 
Auffassung  dieses  Begriffs  ist  er  es  aber  unbestreitbar,  wie  die  Entwurfs- 
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Zeichnungen  dem  offenbaren,  der  für  die  Gefühlswerte  in  der  Baukunst 
noch  die  natürliche  Empfänglichkeit  besitzt  und  nicht  durch  eine  Über- 
macht von  angelernten  Formen  immun  geimpft  wurde.  Die  Grund- 
risse tragen  mit  ihrer  Kleinräumigkeit  so  besonders  das  etwas 
niedliche  Innengärtchen  am  Haupteingang  des  Hygienemuseums  - 
allerdings  etwas  die  Signatur  der  Arbeitei  hausbauweise,  das  Natur- 
wissenschaftliche Museum  erscheint  durch  die  Verlegung  des  Eingangs 
an  die  Devrientstraße  allzu  stiefmütterlich  behandelt  und  die  Auf- 
teilung des  Zwingergartens  in  drei  Gartenräume  etwas  radikal,  da 
sie  nur  unter  Opferung  des  jetzigen  schönen  unregelmäßigen  Baum- 
bestandes durchführbar  wäre.  Auf  alle  Fälle  muß  aber  die  Planung 
in  der  architektonischen  Haltung  des  Bauwerks,  der  unerbittlichen 
Sachlichkeit,  dem  puritanischen  Schmuckverzicht,  als  eine  der  ge- 
lungensten Deutungen  der  künstlerischen  Forderungen  unserer  Zeit 
angesprochen  werden. 

Von  den  nicht  preisgekrönten  Planungen  seien  noch  erwähnt: 
der  zum  Ankauf  empfohlene  Entwurf  mit  dem  Kennzeichen  „Zickzack-  ■ 
linien“  von  Prof.  Max  Hans  Kühne,  Dresden,  der  in  der  Grundlage 
dem  Oettinger-Schererschen  ähnelt  und  die  Achse  der  nach  dem 
Zwingergarten  gelegenen  Terrassen  und  Treppen  des  Galerieneubaues 
als  Achse  des  Naturwissenschaftlichen  Museums  entwickelt;  der  Ent- 
wurf „Suum  cuique“  von  Prof.  Martin  Dülfer,  Dresden,  der  hei 
starker  senkrechter  Gliederung  der  mittleren  Baumasse  die  beiden  un- 
gleichen Museen  ungescheut  nebeneinander  stellt;  der  Entwurf  „Vor 
dem  Willschen  Tor“  von  Regierungsbaurat  Osk.  Pusch  u.  Regierungs- 
baumeister N icolaus,  Dresden,  der  in  weitestgehender  Anlehnung 
an  die  Ausschreibungsbedingungen  das  Hygienemuseum  als  Mittel- 
ring gestaltet  und  in  besonders  beachtenswerter  Weise  das  Stadtbild 
vom  Elbstrom  aus,  nach  dem  die  Mittelachse  des  Naturwissenschaft- 
lichen Museums  gerichtet  ist,  behandelt;  ferner  die  Entwürfe  Kennwort 
„Wasserplatz“  von  Prof.  Oswin  Hempel,  Dresden,  und  „Genio  loci“ 
von  Architekt  Schilling  u.  Gräbner,  Dresden  (mit  dem  Vorschlag, 
den  ehemaligen  Festungswassergraben  zwischen  Zwinger  und  Ostra- 
allee  wiederherzustellen),  Kennzeichen  „Reklamemarke  der  Hygiene- 
Ausstellung  1911“  von  Prof.  Osk.  Menzel,  Dresden  (mit  einer  besonders 
beachtlichen  schlichten  Schauseitenentwicklung  nach  der  Stallstraße), 
Kennwort  „Über  dem  Alltag“  von  Architekt  Hans  Richter,  Dresden, 
„1920"  von  Architekt  Arnulf  Schelcher,  Dresden,  „Elbe-  von  Architekt 
Otto  Schubert,  Dresden,  „T“  von  B.  Bonatz  u.  P.  Scholer,  Stuttgart, 
und  Kennzeichen  „Auge“  von  Architekt  Willi  Schönfeld,  Chemnitz. 

Es  ist  ohne  Überschreitung  des  gegebenen  Raumes  auch  nicht 
annähernd  möglich,  der  in  diesen  und  vielen  anderen  Entwürfen  ver- 
streut schlummernden  künstlerischen  Werte  eingehend  zu  gedenken. 
Umsoweniger  kann  eine  Veranlassung  bestehen,  die  merkwürdigen  — 
und  bedenklichen  — gezeichneten  und  modellierten  Versuche  zu 
würdigen,  um  auch  die  Baukunst  in  den  „futuristischen  Kankan“  zu 
verstricken,  in  den  die  Malerei  unserer  Zeit  hineingeraten  ist. 

Was  ist  nun  das  Ergebnis  dieses  Wettbewerbs?  Hat  er  über- 
haupt ein  solches  gezeitigt,  oder  ist  das  große  Opfer  der  deutschen 
Architektenschaft  völlig  vergeblich  gewesen?  Wie  schon  eingangs  be- 
tont wurde,  konnte  es  nicht  die  Absicht  der  Ausschreibung  sein,  eine 
baureife  Planung  für  das  eine  der  beiden  Museen  oder  gar  für  beide 
zu  gewinnen,  da  die  Grundgedanken  noch  völlig  ungeklärt  waren. 
Diese  zu  gewinnen,  zu  klären,  darum  ging  ja  das  Ringen,  und  diese 
sind  doch  jetzt  klar. 

Man  kann  als  Gewinn  des  Wettbewerbs  folgende  Gesichtspunkte 
für  die  Weiterbehandlung  der  Baufragen  auf  diesem  Gebiet  ansehen: 

1.  Der  Block  des  Marstallgeländes  darf  vom  Zwingergarten  nicht 
durch  eine  Verkehrstraße  getrennt  werden,  sondern  ist  mit  ihm 
möglichst  unter  Wegfall  der  Stallstraße  — völlig  zu  verschmelzen. 

2.  Die  geplante,  den  Herzogingarten  durchschneidende  Verbin- 
dungstraße Grüne  Straße  — Stallstraße  darf  nicht  ausgeführt  werden,  um 

Alte  und  neue 

Städtebauliche  Fragen  drängen  sich  heute  überall  dort  vor,  wo 
überhaupt  Aufgaben  architektonischen  Gestaltens  auftreten;  und  doch 
ist  das  Wesen  der  Stadtbaukunst  selbst  ein  noch  recht  ungeklärter 
Begriff.  Es  werden  bau-  und  kunstgeschichtliche  Werke  geschrieben, 
ohne  daß  die  Stadtform  und  ihre  künstlerische  Gestaltung  in  der  zur 
Erörterung  stehenden  Kulturzeit  überhaupt  Erwähnung  findet.  Zwar 
werden  wohl  an  allen  Technischen  Hochschulen  Vorlesungen  und 
Übungen  Uber  den  Stadtbau  und  die  technischen  und  volkswirtschaft- 
lichen Sondergebiete  desselben  gehalten;  aber  an  keiner  Hochschule 
gibt  es  eine  Vorlesung,  die  nicht  zersplitternd  die  Stadtbaukuust  in 
viele  Einzelzweige  auflöst,  sondern  als  Einheit  zusammenfaßt  und 
das  Wesen,  die  Grundlagen  und  die  Geschichte  der  Stadtbaukunst 
behandelt.  Und  doch  muß  der  Städtebau  die  Grundlage,  oder  besser 
der  Unterton  der  gesamten  baukünstlerischen  Erziehung  an  unseren 
Hochschulen  werden,  wenn  wir  zu  einer  Gesundung  unserer  Baukultur 
gelaugen  wollen. 


nicht  die  Stallstraße  falls  sie  bestehen  bliebe  — zu  einer  Verkehr- 
straße zu  entwickeln.  Der  Stadtverkehr  Friedricbstadt  - Elbufer  ist 
durch  den  Straßenzug  Maxstraße —Permoserstraße— Devrientstraße  — 
Elbufer  um  den  bis  zur  Permoserstraße  — gegebenenfalls  unter  Über- 
brückung der  Kl.  Packhofstraße  — zu  erstreckenden  Museumsblock 
herumzuleiten.  Der  Herzogingarten  ist  soweit  wie  möglich  — vielleicht 
mit  einer  Randbebauung  (nach  Bucherts  Vorschlag)  — zu  erhalten. 

3.  Das  Packhofgelände  zwischen  Devrientstraße  und  Elbstrom 
möchte  für  öffentliche  Monumentalgebäude  zur  Verfügung  gehalten 
Und  daher  vorerst  nicht  weiter  bebaut  werden. 

4.  Die  Freihaltung  der  Mittelfläche  des  Marstallblocks  (etwa  im 
Sinne  der  Buchertscher  Planung)  ist  nur  möglich,  wenn  zur  Ver- 
meidung eines  längere  Zeit  oder  dauernd  bestehenden  Torsozustands 
die  die  Mittelfläche  hofartig  einschließenden  beiden  Gebäude,  bezw. 
ihre  die  ersten  Bauabschnitte  umfassenden  Flügel,  gleichzeitig  aus- 
geführt werden  können,  sei  es  für  das  Hygienemuseum  und  für  das 
Naturwissenschaftliche  Museum,  sei  es  zunächst  für  das  erstere. 

5.  Die  Verwendung  der  Reithalle  als  Bildabschluß  setzt  infolge 
ihrer  bescheidenen  Abmessungen  ein  den  jetzigen  Stallhof  in  der  Tiefe 
nicht  überschreitendes,  eher  etwas  verringertes  Vorgelände  voraus. 
Die  Öffnung  des  Marstallhofs  nach  dem  Zwingergarten  bedingt  da- 
her — für  den  Blick  vom  Wall  aus  — hinter  der  Reithalle  eine  die 
seitlichen  Bauten  zu  einem  einheitlichen  Rahmen  zusammenfassende 
höhere  Architekturmasse. 

6.  Sind  die  unter  4.  gegebenen  Voraussetzungen  nicht  erfüllbar 
und  kann  mithin  das  Hygienemuseum  nur  in  der  Blockmitte  errichtet 
werden  (im  Sinne  der  Oettinger-Schererschen  oder  einer  ihr  ver- 
wandten Planung!,  so  erscheint  es  bei  der  Schwierigkeit,  ein  einseitig 
an  der  Devrientstraße  angefügtes  Naturwissenschaftliches  Museum 
genügend  zur  Geltung  zu  bringen,  und  der  Unmöglichkeit,  ihm  an 
der  Ostraallee  ein  Gegenstück  erstehen  zu  lassen,  erwägenswert,  auf 
die  Miterrichtung  des  Naturwissenschaftlichen  Museums  auf  dem 
gleichen  Block  nicht  unbedingt  zu  bestehen,  sondern  dieses  doch 
wieder  im  Herzogingarten,  jedoch  unter  Beachtung  der  bei  2.  be- 
merkten Gesichtspunkte  in  Aussicht  zu  nehmen.  Die  das  Hygiene- 
museum seitlich  einfassenden  Randflächen  — an  der  Devrientstraße, 
insbesondere  aber  an  der  eine  wertvolle  Geschäftslage  aufweisenden 
Ostraallee  — wären  dann  anderweitiger  Bebauung  ohne  monumentale 
Note  freizugeben.  Letzteres  würde  die  Monumentalität  der  Kern- 
bebauung wirksam  heben. 

7.  Die  jetzige  unregelmäßige  Form  des  Zwingerteichs  muß  bei 
seiner  Umstellung  mit  Monumentalgebäuden  unbedingt  einer  regel- 
mäßigen (etwa  im  Sinne  der  Kramer- Puschschen  Galerieplanung) 
weichen.  Die  Zwingerlängsachse  möchte  in  der  Teichform  — durch 
achsiale  Ausweitung  der  an  der  Stallstraße  anliegenden  Teichufer- 
linie — zum  Ausdruck  kommen. 

8.  Wird  die  Zwingerlängsachse  im  Sinne  der  Buchertschen  Planung 
für  die  Bebauung  des  Marstallgeländes  maßgebend  und  damit  die 
architektonische  Schwerpunktachse  der  gesamten  Bebauung  um  den 
Zwingergarten,  so  sind  im  Zwingergarten  an  der  Ostraallee  als  Gegen- 
stück zum  Galerieneubau  eine  gleiche  Baumasse  oder  zwei  die  Galerie- 
achse fassende  kleinere  Pavillonbauten  erforderlich. 

Als  einen  weiteren  und  zwar  den  größten  Gewinn  des  Wettbe- 
werbs wäre  es  aber  zu  begrüßen,  wenn  mit  ihm  die  alte  Auffassung 
des  Begriffs  Monumentalität  endgültig  verschwände  und  eine  neue, 
aus  der  Zeit  geborene  Auffassung  an  ihre  Stelle  träte,  wie  einst  zu 
Schinkels  Zeit.  Die  Erkenntnis,  das  Gefühl  von  der  Notwendigkeit 
dieses  Wandels  unserer  Baugesinnung  müßte  jeder  Architekt  gewonnen 
haben,  der  vor  den  195  Planungen  in  der  Weinligschen  Reithalle  ge- 
standen, wenn  er  aus  der  üppig -reichen  Fabel  weit  im  Innern  dieses 
Bauwerks  in  die  arme  deutsche  Wirklichkeitswelt  des  Jahres  1920 
hinaustrat. 

Stadtbaukuust. 

Die  Erkenntnis,  daß  jede  baugeschichtliche  Forschung  einseitig 
ist,  wenn  sie  das  Bauwerk  als  Einzelerscheinung  losgelöst  aus  seiner 
Umgebung  betrachtet,  hat  den  Herausgeber  des  Handbuches  der  Kunst- 
wissenschaft veranlaßt,  die  bisher  erschienenen  Bände  des  Werkes 
uach  dieser  Richtung  hin  zu  ergänzen.  A.  E.  Brinckmann.  jetzt  Professor 
der  Kunstgeschichte  in  Rostock,  der  schon  manches  Wertvolle  zur 
„Stadtbaukunst“  gesagt  hat,  hat  in  sechs  Ergänzungsheften  des  Hand- 
buches der  Kunstwissenschaft1)  unter  der  Überschrift  ..Stadtbaukunst, 
geschichtliche  Querschnitte  und  neuzeitliche  Ziele“  eine  Art  Zusammen- 
fassung seiner  bisherigen  Arbeiten  gegeben.  Er  will  nicht,  wie  er  in 
Vorwort  und  Untertitel  seiner  Arbeit  andeutet,  eine  allgemeine  Ent- 
wicklungsgeschichte der  Stadt  schreiben,  sondern  nur  ein  Gerüst 

0 Begründet  von  Professor  Dr.  Fritz  Burger,  herausgegeben 
von  Dr.  A.  E.  Brinckmann,  Lieferung  122  bis  127.  Berlin-Babels- 
berg, Akademische  Verlagsgesellschaft  Athenaion  m.  b.  H. 


aufschlagen,  das  die  Formen  einer  derartigen  Entwicklungsgescliichte 
anzudeuten  vermag.  Die  Arbeit  will  anregen.  Vorweg  sei  betont, 
daß  sie  diese  Aufgabe  im  vollen  Umfange  erfüllt. 

Brinckmann  gliedert  den  Stoff  in  fünfzehn  lose  aneinander  ge- 
reihte selbständige  Aufsätze,  in  denen  er  einige  der  wichtigsten  Fragen 
der  Stadtbaukunst  behandelt.  Im  ersten  Kapitel  „Eine  schwäbische 
Impression“  führt  der  Verfasser  den  Leser  nach  Ellwangen  und  zeigt 
ihm  hier  flüchtig  die  künstlerischen  Feinheiten  dieser  Stadt,  dabei  in 
geistreichen  Worten  über  Stileigenarten  plaudernd.  Im  zweiten  und 
dritten  Kapitel  „Eine  frühgotische  Stadtanlage"  und  „Gotische  Städte- 
gründungen“ wird  der  südfranzösische  Städtebau  des  Mittelalters  ge- 
streift. Wenn  wir  auch  dankbar  für  jeden  Stoff  sind,  der  dem  großen 
künftigen  Bau  einer  Entwicklungsgeschichte  des  Städtebaues  und  der 
Stadtbaukunst  eine  breitere  und  sichere  Grundlage  schafft,  so  ist  es 
doch  zu  bedauern,  daß  Männer  von  der  Bedeutung  Brinckmanns 
den  deutschen  mittelalterlichen  Städtebau  so  stiefmütterlich  be- 
handeln. Selbst  die  wenigen  Ergebnisse,  die  hier  bisher  zutage 
gefördert  sind,  scheinen  bei  Brinckmann  nur  geteilte  Beachtung  ge- 
funden zu  haben.  Die  von  ihm  veröffentlichten  Grundi'isse2)  süd- 
französischer Städte  nötigen  auf  das  eindringlichste  zu  Vergleichen 
mit  deutschen  Plänen  und  zu  einer  Stellungnahme  zu  deD  in  den 
letzten  Jahren  geäußerten  Ansichten3)  über  die  Grundformen  der 
mittelalterlichen  Städte.  Der  Plan  von  Cordes  (Anfang  des  13.  Jahr- 
hunderts) zeigt  in  seiner,  ersten  Anlage  die  ausgesprochene  Zwei- 
straßenform. Die  Hauptstraße  spaltet  sich  nach  Durchschreiten  des 
Stadttores  in  zwei  Arme,  die  sich  am  Gegenende  vor  dem  Gegentore 
wieder  vereinen.  Die  Stadt  Monsegur  zeigt  ein  klares  Bild  der 
Parallelform,  das  zur  Erschließung  kommende  Gelände  wird  durch 
Parallelstraßen  aufgeteilt,  und  die  Stadt  Ste.  Foy-la-Grande  das  Bild 
der  Baublockform.  So  liegt  der  Schluß  nahe,  daß  für  die  Entwick- 
lung der  europäischen  Stadtbaugrundformen  des  Mittelalters  politische 
Grenzen  kaum  bestanden  haben.  Wo  und  wie  hat  sich  aber  die 
Entwicklung  zu  den  typischen  Grundformen  vollzogen?  Will  Brinck- 
mann, indem  er  gerade  die  südfranzösischen  Städte  herausgroift,  an- 
deuten, daß  dies  hier  in  Sudfrankreich  geschehen  sei.  oder  wird  man 
nicht  mit  größerem  Rechte  darauf  hinweisen  können,  daß  sich  Grund- 
formen nur  dort  entwickeln  konnten,  wo  Siedlungen  im  allergrößten 
Umfange,  man  möchte  fast  sagen  tagtäglich  vorkamen?  Dies  trifft  aber 
für  die  Grenzgebiete  des  fränkischen  Reiches  und  die  nördlich  und  öst- 
lich sich  anschließenden  Siedlungsgebiete  eher  zu  als  für  Südfrankreich. 

Völkische  Eigenarten  wird  man  nur  selten  in  den  Grundrissen 
der  mittelalterlichen  Städte  linden.  Sie  treten  erst  im  Aufbau 
der  Städte  zutage.  Hier  führt  die  Verschiedenheit  der  Lebens- 
gewohnheiten, der  klimatischen  Verhältnisse,  der  vorhandenen  Bau- 
stoffe, der  Kriegstechnik  usw.  zu  ausgesprochenen  Unterschieden. 
Bei  der  Anlage,  bei  der  Zeichnung  des  Grundrisses  haben  künstle- 
rische Erwägungen  keine  Rolle  gespielt.  Erst  beim  Aufbau  der 
Stadt  schult  sich  mit  dem  Verständnis  für  die  Gegebenheiten  des 
Bauplatzes  die  Fähigkeit,  den  Baukörper  in  seiner  Linienführung, 
in  seiner  Massengestaltung  den  gegebenen  Bedingungen  anzupassen. 
Dieser  Fähigkeit  des  Mittelalters  danken  wir  es,  daß  seine  Städte 
und  Bauten  den  Eindruck  des  bodenständig  Gewachsenen  machen. 
Im  Mittelalter  hat  sich  bereits  vollzogen,  was  sich  sinnenfälliger  in 
der  Barockzeit  wiederholt. 

Wie  das  späte  Mittelalter  den  künstlerischen  Ausbau  der  in  der 
Frühzeit  angelegten  Städte  übernahm,  so  haben  auch  einige  mittel- 
alterliche Städte  ihren  stadtbaukünstlerischen  Hauptreiz  erst  in  der 
Barockzeit  erhalten.  Brinckmann  widmet  dieser  Frage  seinen  vierten 
Abschnitt  „Gotische  Stadterweiterung  und  barocker  Aufbau",  in  dem 
er  den  Leser  nach  dem  herrlichen  Prag  führt,  dessen  mittelalterliche 
Grundrißentstehung  bespricht  und  seinen  barocken  Aufbau  zeichnet. 
Mit  dem  fünften  Kapitel:  „Eine  Feudalstadt  der  französischen 

Renaissance“  (Richelieu)  werden  wir  etwas  unvermittelt  in  die 
Renaissance  geführt.  Wir  finden  keine  Brücke  vom  mittelalterlichen 
Städtebau  zur  Stadtbaukunst  der  Renaissance.  Der  Unterzeichnete 
hat  versucht,  in  einem  im  letzten  Vierteljahrsheft  (Oktober)  1920 
der  Zeitschrift  für  Bauwesen  erschienenen  Aufsatze  l)  einen  Beitrag 
zur  Entwicklungsgeschichte  der  Stadtbaukunst  zu  geben  und  hierbei 
gerade  die  Entwicklung  des  Stadtbauideals  der  Renaissance  aus  den 
mittelalterlichen  Grundlagen  heraus  zu  behandeln.  Brinckmann  und 
der  Unterzeichnete  sind  sich  einig  in  der  Darstellung  des  Wesens  des 
mittelalterlichen  Städtebaues  und  der  Stadtbaukunst  der  Renaissance. 
Brinckmann  sagt,  daß  im  Mittelalter  der  plastische  Körper  und  in 
der  Renaissance  der  Raumkörper  die  Führung  im  Städtebau  gehabt 

'-)  a.  a.  0.,  S.  7,  9,  11,  14  u.  15. 

3)  C.  Kläiber,  Die  Grundrißbildung  der  deutschen  Stadt  im  Mittel- 
alter,  Berlin  1912;  E.  J.  Siedler,  Märkischer  Städtebau  im  Mittelalter, 
Berlin  1914;  F.  Meurer,  Der  mittelalterliche  Stadtgrundriß  im  nörd- 
lichen Deutschland,  Berlin  1914;  E.  J.  Siedler,  Ottonische  Markt- 
gründungen an  der  Saale,  Jahrg.  191G  d.  BL,  S.  62. 

4)  „Der  Städtebau  und  die  Renaissance  in  Italien  und  Deutschland.“ 


für  Freudenstadt.  für  Freudenstadt. 


haben.  Der  Unterzeichnete  sieht  das  Hauptkennzeichen  der  erst  in 
der  Renaissance  geschaffenen  Stadtbaukunst  vor  allem  darin,  daß  das 
künstlerische  Stadtgefüge  zum  einheitlichen  künstlerischen  Organismus 
wurde . 

Auf  die  Entwicklungsgeschichte  der  Renaissancestadtformen  geht 
Brinckmann  im  nächsten  Kapitel  „Der  Stammbaum  einer  deutschen 
Stadt“  etwas  näher  ein,  indem  er  die  Plananlage  von  Karlsruhe 
(1715  gegründet)  näher  bespricht  und  Untersuchungen  über  die  Ent- 
stehung von  Strahlfiguren  als  Stadtgrundformen  anstellt.  Auf  der- 
artige Stadtplanbilder  ist  der  Unterzeichnete  gleichfalls  in  der  bereits 
erwähnten  Arbeit  eingegangeu.  Er  hat  dort  auch  auf  Städte  hin- 
gewiesen, die  von  der  Strahlenfigur  ihres  Grundplanes  nur  die  eine 
Hälfte  der  eigentlichen  städtischen  Siedlung  einräumen,  während  sie 
die  andere  Grünflächen  überlassen  (Montaigu,  Coovorden).  Die  von 
Brinckmann  überzeugend  entworfene  Entwicklungsgeschichte  des 
Karlsruher  Stadtplanes  könnte  auch  nach  anderer  Richtung  hin  noch 
ergänzt  werden. 

Der  Frage  nämlich,  wo  in  einem  Fürstensitz  das  Schloß  seinen 
natürlichen  Bauplatz  zu  suchen  hat,  widmet  die  Renaissance  und  der 
Barock  eine  grundsätzliche  Bedeutung.  Ihre  Beantwortung  ist  natur- 
gemäß auch  bei  der  Gründung  von  Karlsruhe  vom  Stadtbaukünstler  er- 
wartet. der  hierbei  zu  den  gegebenen  Überlieferungen  hat  Stellung 
nehmen  müssen.  Alberti  meint,5)  es  kämen  für  die  Stellung  des  Fürsten- 
palastes im  Stadtplan  zwei  Plätze  in  Frage;  entweder  ein  beherr- 
I sehender  Punkt  des  äußeren  Stadtberinges  oder  der  Hauptmarkt  des 
< Irtes  selbst.  Wenn  es  sich  um  das  Schloß  eines  Tyrannen  handle, 
der  mit  Meutereien  in  der  Stadt  zu  rechnen  habe,  wäre  der  erstere 
Ort  der  geeignete  Platz,  dann  sei  das  Schloß  auch  gegen  die  Stadt 
so  stark  zu  befestigen,  daß  es  sie  beherrschen  könne.  Die  zweite 
Lage  käme  für  das  Schloß  eines  Fürsten  in  Betracht,  der  geliebt  von 
seinen  Untertanen  sei  und  in  ihrer  Mitte  sich  am  geborgensten  fühle. 
In  der  Folgezeit  wird  bald  die  erste,  bald  die  zweite  Stellung  des 
Fürstenpalastes  vorgeschlagen.  Albrecht  Dürer  macht  in  seiner 
Musterstadt  den  vermittelnden  weiteren  Vorschlag,  das  Fürstenschloß 
zwar  als  allseitig  befestigte  Burg  auszubauen,  es  aber  auf  einem  ge- 
nügenden großen  Freiraum  inmitten  der  Gesamtsiedlung  zu  errichten. 
Diesen  Dürerschen  Gedanken  greift  Schickhardt  auf,  als  er  um  die 
Wende  des  16.  Jahrhunderts  das  Schwarzwaldstädtchen  Freudenstadt 
entwirft.  Im  Geheimen  Staatsarchiv  in  Stuttgart  befinden  sich  zwei 
Entwürfe  für  Freudenstadt  (Abb.  1 u.  2),  von  denen  der  eine  das 
fürstliche  Schloß  in  die  äußerste  Ecke  der  Siedlung  verweist,  der 
andere  es  in  die  Mitte  auf  einen  großen  Marktplatz  stellt  und  es  hier 
so  an  ordnet,  daß  seine  Eckbatterien  die  vier  Hauptstraßen  des  Ortes 
beherrschen.3)  Der  schließlichen  Ausführung,  die  nach  der  Abb.  3 
erfolgen  sollte,  wurde  der  Entwurf  mit  Mittelschloß  zugrunde  gelegt.  •) 

Karlsruhe  ist  nicht  aus  dem  Geist  der  Renaissance  geboren, 
sondern  aus  den  Vorstellungen  des  Barocks  heraus,  die  den  Fürsten - 
palast  in  viel  prunkvollerer  Stellung  zu  sehen  wünschten.  Im  Barock 
wird  der  Stadtplan  mit  seinen  Straßen,  Blöcken  und  Plätzen  auf  den 
Fürstenpalast  etwa  in  der  gleichen  Weise  eingerichtet,  wie  die  Kulissen 
der  Theaterbühne  auf  den  Bühnenabschluß.  Der  Besucher  soll  beim 
Betreten  der  barocken  Residenz  frühzeitig  auf  die  Lage  des  Fürsten- 
schlosses aufmerksam  gemacht  werden,  um  dann  mit  jedem  weiteren 
Schritt  immer  deutlicher  den  Abstand  zu  erkennen,  der  ihn  als  Erd- 

5)  Vgl.  Zeitschrift  für  Bauwesen  1920,  Sp.  609. 

ö)  Auch  sonst  zeigen  die  beiden  Entwürfe  bemerkenswerte  Unter- 
schiede; der  eine  Plan  hat  vierseitig  aufgeteilte  Baublöcke,  der  andere 
in  einer  Zeile  aufgereihte  Bauplätze,  der  eine  spitze,  aber  nur  schwach 
herausgezogene  Eckbasteien,  der  andere  runde  Eckbasteien,  ein  Hin- 
weis auf  die  schwankenden  Ansichten  der  Kriegstechnik. 

7)  Die  Außenbefestigung  wurde  bereits  viel  neuzeitlicher,  mehr 
nach  den  Grundsätzen  Speckles  angelegt. 
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geborenen  von  dem  Got- 
tesgnadentum  des  fürst- 
lich Geborenen  trennt,  bis 
er  dann , heraustretend 
aus  der  Enge  der  Straßen 
auf  den  Schloßplatz,  er- 
schauernd und  kleinmütig 
vor  der  majestätischen 
Erscheinung  des  fürst- 
lichen Hauses  steht.  Er 
darf  nicht  um  das  Schloß 
herumgehen.  Der  Blick 
hinter  die  Kulissen  wird 
ihm  sorgfältig  verschlos- 
sen. Der  Fürst  und  sein 
Haus  soll  von  dem  Volk 
nur  in  hoheitsvoller  Hal- 
tung gesehen  werden. 

Daraus  erklärt  es  sich, 
daß  die  barocke  Fürsten- 
stadt einseitig  nach  dem 
Schloß  hin  aufgebaut  und 
nicht  allseitig  ausgeglichen  ist. 

Bei  der  Stellung  des  Fürstenschlosses  Karlsruhe  scheint  der  Stadt- 
baukünstler versucht  zu  haben,  die  Forderungen  des  Barocks  und 
jene  der  Renaissance  gleichzeitig  zu  berücksichtigen;  nicht  als  wenn 
er  dies  bewußt  getan  hätte,  aber  aus  beiden  Gedankenwelten  heraus 
scheint  der  Plan  geboren.  Das  Schloß  steht  zwar  am  Rand  der  Stadt, 
sein  Mittelturm  beherrscht  die  Hauptstraßenzüge,  aber  es  steht  auch 
gleichzeitig  inmitten  des  ganzen  Planbildes,  da  dem  Stadtausschnitt 
auf  der  einen  Seite  des  Schlosses  die  Gartenteile  auf  den  anderen 
Seiten  des  Schlosses  entsprechend  gebildet  sind.  Man  wird  daher 
Brinckmann  nur  zustimmen,  wenn  er  meint,  daß  Karlsruhe  nicht 
ödes  Schema  und  Planspielerei,  sondern  eine  hervorragende  Leistung 
des  landesfürstlichen  Städtebaues  sei,  die  sicher  und  tief  in  den 
Überlieferungen  ihrer  Zeit  wurzele  und  doch  ihre  eigene  Form  ge- 
funden habe. 

In  den  nächsten  Kapiteln  „Ein  römischer  Stadtplan  von  1748“, 
„Frankreichs  klassische  Stadtbaukunst“,  „Eine  englische  Stadt  des 
18.  Jahrhunderts  (Bath)“,  „Rußlands  neue  Hauptstadt“  ergänzt  Brinck- 
mann Ausführungen,  die  er  schon  an  anderer  Stelle  gemacht  hat. 
Seine  feinsinnigen  Darlegungen  klären  durchaus  über  die  ästhetischen 
Grundanschauungen  der  barocken  Stadtbaukunst  auf.  Es  ist  nur  be- 
dauerlich, daß  der  friderizianische  Städtebau  in  diesem  zusammen- 
fassenden Werk  unerwähnt  bleibt. 

In  den  „Zeitgemäßen  Gedanken  eines  Architekten  um  1800“  macht 
Brinckmann  Mitteilung  von  einem  Stadtentwurf,  der  in  den  ersten 
Jahren  des  19.  Jahrhunderts  Napoleon  I.  unterbreitet  wurde  und  in 
dem  der  Vorschlag  gemacht  wird,  den  Plan  einer  mittelgroßen  Stadt 
von  100  000  bis  150  000  Einwohnern  aus  einzelnen  in  sich  auch  wirt- 
schaftlich abgeschlossenen  Teilen  zusammenzusetzen  und  derartige 
Städte  in  regelmäßigen  Abständen  über  das  Land  zu  verteilen,  um 
dadurch  einerseits  ein  ungesundes  Anschwellen  der  Hauptstädte  und 
weiter  die  Verödung  der  Provinzstädte  zu  verhindern. 

Damit  schließen  in  der  Hauptsache  die  geschichtlichen  Unter- 
suchungen Brinckmanns.  Es  folgen  Erörterungen,  in  die  zwar  noch 
geschichtliche  Rückblicke  eingeschoben  sind,  die  aber  in  der  Haupt- 
sache der  neuen  Stadtbaukunst  gewidmet  sind.  So  die  Ausfüh- 
rungen über  „Optischen  Maßstab“,  „Alte  und  neue  Stadtbaukunst“, 
„Eine  englische  Gartenstadt“  und  schließlich  über  „Die  Stadt  der 
Gegenwart“.  Es  mag  dahingestellt  bleiben,  ob  ein  großer  Teil  dieser 
Ausführungen  nicht  mit  größerer  Berechtigung  in  ein  Handbuch  des 
Städtebaues,  denn  in  ein  Handbuch  der  Kunstwissenschaft  gehört. 
Brinckmann  gibt  hier  nicht  etwa  bloß  eine  kritische  Würdigung  der 


heutigen  Stadtbaukunst,  sondern  er  nimmt  häufig  auch  zu  Zeitfragen 
von  geringerer  oder  größerer  Bedeutung  Stellung,  er  verläßt  die 
Tribüne  des  vorurteilfreien  Kunstrichters  und  tritt  als  Sachwalter 
bestimmter  Parteien  auf,  ja,  er  wird  selbst  Partei,  indem  er  auch  einen 
eigenen  Bebauungsplan  für  Köthen  i.  A.  dem  Urteil  unterbreitet.  Fast 
allen  Ausführungen  kann  man  zustimmen,  doch  eines  scheint  nicht 
genügend  unterstrichen  und  hervorgehoben  zu  sein.  Auch  hier  wird 
die  Stadtbaukunst  in  eine  große  Menge  von  Einzelgebieten  aufgelöst. 
Es  werden  Fragen  des  Verkehrs  und  seiner  Bewältigung  aufgeworfen, 
es  wird  die  Verteilung  von  Großgewerbe  und  Wohngebieten,  von  Bau- 
zonen und  Bauklassen,  von  Baublöcken  und  Freiflächen  erörtert,  als 
wenn  dies  alles  einzelne  für  sich  lösbare  Aufgaben  der  Stadtbaukunst 
wären;  alles  dies  sind  natürlich  städtebauliche  Fragen,  aber  sie 
begrenzen  nicht  das  Wesen  der  Stadt  bau  kun  st.  Nicht  der  ist  Stadt- 
baukünstler, der  diese  Aufgaben  sachlich  beherrscht,  sondern  nur  der, 
der  eine  Stadt  künstlerisch,  das  heißt  als  Kunstwerk  zu  gestalten 
vermag.  Ihn  muß  Gestaltungskraft  auszeichnen,  die  Fähigkeit,  Bau- 
massen zu  bilden  und  mit  ihnen  Räume  zu  formen  und  Massen  und 
Räume  gegen  und  zueinander  so  harmonisch  abzustimmen,  daß 
das  Ergebnis  die  gleiche  beruhigende  und  beglückende  Wirkung  auf 
den  Bewohner  und  Besucher  der  Stadt  wie  jedes  andere  vollendete 
Kunstwerk  auszulösen  vermag.  Die  künstlerisch  gestaltete  Stadt  muß 
ein  lebendiges  Wesen  sein;  sie  muß  das  bürgerliche  Leben  in  ihr  mit 
allen  seinen  Feinheiten  und  Unterschieden  aufs  sorgsamste  hegen 
und  entwickeln,  ohne  je  ihm  einen  Zwang  aufzulegen.  Städtisches 
Innenleben  und  künstlerische  Stadtform  müssen  miteinander  in  vollem 
Einklang  stehen.  Nur  dort,  wo  dies  erreicht  ist,  kann  von  echter 
Stadtbaukunst  die  Rede  sein. 

Das  Mittelalter  hat  die  Stadtbaukunst  nur  als  eine  Baumassen- 
gestaltung aufgefaßt,  die  Renaissance  die  Raumform  und  -folge  als 
wesentliche  Teile  der  Stadtbaukunst  erkannt.  Der  Barock  hat  Bau- 
masse, Raumform  und  -folge  einseitig  in  Richtung  auf  das  Fürsten- 
schloß aufgebaut  und  so  künstlerisch  bedeutungsvolle,  der  damaligen 
Zeit  wohl  entsprechende,  aber  uns  doch  immerhin  einseitig  erscheinende 
Stadtformen  geschaffen.  Sollte  es  uns  nicht  gelingen,  einen  Schritt 
weiter  zu  kommen  und  in  sich  ausgeglichene  Siedlungen  zu  gestalten 
und  selbst  die  kleinsten  und  bescheidensten  Siedlungen  mit  Größe 
und  Eigenart  zu  füllen.  Aber  wie  können  wir  unsere  Architekten 
erziehen,  daß  sie  ihre  Schaffenskraft  dieser  beglückenden  Stadtbau- 
kunst mit  Erfolg  und  Verständnis  widmen?  Sicher  nicht  dadurch, 
daß  wir  eine  verworrene,  unklare  neue  Kunst  predigen  oder  jede 
wissenschaftliche  Schulung  als  unnötig  erklären  und  als  allein  selig- 
machend das  Handwerk  preisen,  sondern  im  Gegenteil  dadurch, 
daß  wir  unsere  Architekten  zu  gebildeten  Menschen  im  besten  Sinn 
des  Wortes  erziehen.  Schon  die  Renaissance  verlangte  vom  Archi- 
tekten das  nur  denkbare  Höchstmaß  von  Bildung.  Wieviel  mehr  muß 
es  unsere  Zeit  verlangen.  Damit  soll  natürlich  nicht  gesagt  sein, 
daß  der  angehende  Stadtbaukünstler  mit  einem  Wust  von  Fachwissen 
vollgestopft  werden  soll,  so  daß  darunter  gar  seine  Schaffenskraft 
verkümmern  müßte.  Wenn  der  Baukünstler  aber  eine  Stadt  formen 
und  gestalten  soll,  so  darf  er  kein  weltfremder  Phantast  sein  oder 
ein  engherziger  Fachmann,  sondern  er  muß  ein  Künstler  sein,  der 
allen  Fragen  unseres  wirtschaftlichen  und  gesellschaftlichen  Lebens 
gegenüber  tiefgehendes  Verständnis  und  treffsicheren  Blick  besitzt, 
das  heißt,  er  muß  über  den  Parteien  stehen,  das  wird  er  aber  nur, 
wenn  er  eine  umfassende  Bildung  besitzt,  die  allein  Weitblick  gewährt. 
Nicht  aus  vielerlei  Einzelheiten  kann  man  eine  Stadtbaukunst  zu- 
sammensetzen, nicht  durch  Kenntnisse  aus  vielen  Einzelgebieten 
einen  Mann  zum  Stadtbaukünstler  machen.  Das  Entscheidende 
bleibt,  daß  die  Stadtbaukunst  eine  Kunst  ist,  die  vor  allen 
anderen  Künsten  Schaffenskraft  und  Gestaltungsfähigkeit,  künstle- 
rischen Erfindungsgeist  uud  Verstandes-  und  Herzensbildung  von 
ihren  Jüngern  fordert. 

Berlin -Zehlendorf.  £r.=  3ll9-  Ed.  Jobst  Siedler. 


Abb.  3.  Ausführungsentwurf 
für  Freudenstadt, 


Vermischtes. 


Bekanntmachung;. 

Für  den  Übergang  der  Wasserstraßen  auf  das  Reich  ist  von  den 
wirtschaftlichen  Organisationen  der  Wasserbaubediensteten  eine 
Personalvertretuug  beim  Reichsverkehrsministerium,  Wasserstraßen- 
abteilung. gebildet.  Die  Personalvertretung  ersucht  die  Wasserbau- 
bediensteten, in  den  Angelegenheiten  des  Übergangs  der  Wasser- 
straßen aufs  Reich  alle  Sendungen  „an  die  Personalvertretung 
beim  Reichsverkehrsministerium,  Wasserstraßenabteilung, 
Wilhelmstraße  80“  zu  richten. 

Im  Aufträge 
Der  Vorsitzende. 

A.  Schultz. 

Y erlag  von  Wilhelm  Er  n 8 1 & S ohn , Berlin.  — Für  den  nichtamtlichen  Teil  verautvv( 


In  der  Akademie  des  Bauwesens  hielt  in  der  Vollversammlung 
am  20.  Dezember  1920  Prof.  Möhring  einen  Lichtbildervortrag  über 
die  künstlerischen  und  wirtschaftlichen  Belange,  die  bei  der  Er- 
richtung von  Turmhäusern  in  Frage  kommen.  Vorgelegt  wurden  die 
neu  erschienenen  und  der  Akademie  gewidmeten  Werke  vom  Ge-  . 
heimen  Baurat  P.  Wittig  über  die  ausnahmsweise  Zulassung  von 
Turmhäusern  in  Berlin,  vom  Geheimen  Baurat  Prof.  Dr.  Steinbrecht 
über  die  Bauten  des  deutschen  Ordens  und  von  Prof.  2)r.«3n9- 
E.  Michel  in  Hannover  über  die  Hörsamkeit  großer  Räume.  Für 
die  Veröffentlichung  der  Schrift  von  Magistratsbaurat  Prof.  2)r.=3u9- 
Stiehl  über  die  Einführung  in  das  Kunstverständnis  wrurde  eine 
Geldbeihilfe  bewilligt. 

tlich:  Fr.  Schultze,  Berlin.  — Druck  der  Buchdruckerei  Gebrüder  Ernst  Berlin. 
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Vom  Bau  des  Mittellandkanals. 
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Teilstück  Misburg-Peine 
des  A\ittellandkanals  mit 
dem  Zweigkanal  nach 
Hildesheim 


zur  Ausführung  bestimmte 
{ Linie 

i-h  m vorhandene  KanaLstrecken 
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Abb.  1.  Lageplan. 


Ais  im  Oktober  1918  eine  große  Arbeitlosigkeit  infolge  der  bevor- 
stehenden Annahme  der  Waffenstillstandsbedingungen  zu  erwarten 
war,  wurde  von  dem  preußischen  Minister  der  öffentlichen  Arbeiten 
durch  Erlaß  vom  3.  November  1918  die  Vorbereitung  von  Notstand- 
arbeiten angeordnet.  Für  diese  war  der  Kanalbau  zur  Fortsetzung  des 
Ems -Weser -Kanals  bis  zur  Elbe  besonders  geeignet,  da  hierbei  eine 
größere  Anzahl  von  ungelernten  Arbeitern  sofort  eingestellt  werden 
konnte.  Indessen  war  es  nicht  möglich,  die  Bauausführung  auf  der 
Strecke 


ganzen  strecke  zwi- 
schen Hannover  und 
Magdeburg  zu  begin- 
nen, da  die  Entschei- 
dung über  die  Fort- 
setzung des  Kanals  bis 
zur  Elbe  noch  aus- 
stand. Man  entschloß 
sich  zwar,  die  Nord- 
linie aufzugeben,  indes 
konnte  doch  die  der 
Süd-  und  Mittellinie 
gemeinsame  Strecke 
des  Hauptkanals  bis 
Peine  und  der  Zweig- 
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Abb.  2.  Übersichthöhenplan. 


kanal  nach  Hildesheim  sofort  in  An- 
griff genommen  werden  (Abb.  1 u.  2). 

Wie  bereits  in  der  Besprechung 
der  Denkschrift  über  den  Mittelland- 
kanal durch  Dr.-Ing.  Sy  mph  er  auf 
Seite  97  im  Jahrg.  1920  d.  Bl.  gesagt 
ist,  zweigt  das  in  Angriff  genom- 
mene Kanalstück  aus  der  i.  M.  auf 
N.  N.  -f-  50.0  m liegenden  Haltung  des 
Rhein-Weser -Kanals  kurz  vor  dem 
Misburger  Hafen  nach  Südosten  ab, 
unterschneidet  dicht  hintereinander  die 
Güterbahn  Lehrte  — Hannover,  die 
Güterumgehungsbahn  . Lehrte — Wuns- 
torf und  die  Hauptbahn  Hannover- 
Berlin,  steigt,  der  Geländegestaltung 
folgend,  mittels  einer  doppelten 
Schleppzugschleusenanlage  bei  Ander- 
ten auf  N.  N.  -f-  65,0  m und  behält 
diese  Höhenlage  bis  Peine  hei.  Die 
Hauptbahn  Lehrte— Hildesheim  wird 
bei  Sehnde  ohne  Änderung  ihrer  Höhen- 
lage übergeführt.  Der  westlich  Sehnde 
abzweigende  Kanal  nach  Hildesheim 
erreicht  durch  die  Einzelzugschleuse 
hei  Bolzum  den  auf  N.  N.  -j-  73,0  m 
liegenden  Hafenpeil  von  Hildesheim. 
Die  Länge  der  Baustrecke  des  Haupt- 
kanals beträgt  rd.  29,5  km,  die  des 
Zweigkanals  rd.  15,0  km. 

Die  allgemeine  Anordnung  der 
Querschnitte,  Schleusen  und  Brücken 
ist  in  der  oben  erwähnten  Veröffentlichung  erörtert. 

Es  gelang,  die  Kanallinie  so  zu  legen,  daß  die  Beseitigung  von 
Wohngebäuden  und  die  Durchschneidung  wertvollen  Gartenlandes 
fast  durchgängig  vermieden  wurde.  Die  Krümmungen  haben  min- 
destens 2000  m Halbmesser.  Die  Schleusen  Vorhäfen  und  die  Ab- 
mündung  des  Zweigkanals  bei  Sehnde  sind  reichlich  mit  Schiff- 
liegeplätzen ausgestattet;  in  der  Nähe  der  letzteren  ist  auch  eine 
Ausbuchtung  für  die  fiskalisohen  Fahrzeuge  vor  dem  Dienstgehöft  des 
Aufsichts beamten  geplant.  Im  ganzen  sind  15,1  Mill.  cbm  Boden  zu 
fördern  (davon  10,6  Mill.  beim  Haupt-  und  4,5  Mill.  beim  Zweigkanal). 

Auftragsstrecken  sind  nach  Möglichkeit  vermieden,  daher  sind 
auch  die  Dichtungsstrecken  wenig  zahlreich.  Es  sind  Einschnittstiefen 
von  15,30  m bei  Anderten  und  von  16,70  m bei  Lühnde  vorhanden, 
gemessen  in  der  Mittellinie  bis  zum  Wasserspiegel.  Die  Untergrund- 
verhältnisse erlauben  durchweg  die  Verwendung  von  Baggern.  Auch 
die  zwischen  Misburg  und  Anderten  angetroffenen  felsartigen  Mergel- 
kalkbänke werden  von  Löffelbaggern  gut  bewältigt.  Löffelbagger 
sind  für  die  Ton-  und  Mergelstrecken  vorgesehen  (Abb.  3),  während 
für  die  Sandstrecken  Eimertrockenbagger  bestimmt  sind  (Abb.  5). 

An  Kunstbauten  sind  erforderlich:  1 Schleppzugschleusenanlage 
bei  Anderten,  bestehend  aus  zwei  nebeneinanderliegenden  Spar- 
schleusen in  Speicherform  von  je  225  m Nutzlänge,  12  m Breite, 
3 m Drempeltiefe  und  15  m Gefälle  nebst  einem  Pumpwerk;  dieses 
soll  lediglich  das  von  oben  zugeströmte  Schleusungswasser  zurück- 
befördern; 1 einfache  Einzelzugschleuse  hei  Bolzum,  am  Anfang  des 
Zweigkanals,  von  100  m Länge,  12  m Breite,  3 m Drempeltiefe  und 

8 m Gefälle  mit  offenen  Sparhecken;  15  Dücker  und  Durchlässe; 

9 Eisenbahnbrücken,  2 aus  Beton  und  7 mit  eisernen  Überbauten; 
40  Straßen-  und  Wegehr ücken,  13  aus  Beton,  16  aus  Eisenbeton  und 
11  mit  eisernen  Überbauten.  Die  Anwendung  von  Eisen  ist  wegen 
seines  hohen  Preises  möglichst  eingeschränkt  worden.  Bei  der  Nähe 
der  in  Misburg  und  Höver  ansässigen  Zementwerke  und  angesichts 
der  zum  Teil  beim  Kanalaushub  geförderten,  zum  Teil  in  geringer 
Entfernung  vom  Kanalgehiet  zur  Verfügung  stehenden  Betonzuschlag- 
stoffe erschien  eine  weitgehende  Anwendung  der  Beton-  und  Eisen- 
betonbauten angebracht.  — Drei  Einzelhäuser  und  fünf  Doppelhäuser 
für  Kanal-  und  Schleusenaufsichts-  und  Bedienungspersonal  sind  vor- 
gesehen. 

Da  das  Grundwasser  vielfach  eine  den  Zement  angreitende  Be- 
schaffenheit zeigt,  so  werden  die  an  diesen  Stellen  geplanten  Kunst- 
bauten gegen  die  Einwirkung  des  Grandwassers  besonders  gesichert. 

Alle  Betriebspunkte  werden  durch  eine  für  die  Benutzung 
während  der  Bauausführung  bereits  verlegte  Fernsprechleitung  unter 
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Abb. 


sich  und  mit  der  künftigen  lei- 
tenden Dienststelle  verbunden. 

Die  beiden  Kanalstrecken 
sind  zu  den  bei  den  früheren 
Verdingungen  des  Ems- Weser- 
Kanals  erzielten,  aber  unter  Be- 
rücksichtigung der  Preissteige- 
rungen vor  dem  Kriege  um 
20  vH  vermehrten  Preisen  ver- 
anschlagt zu  33,0  -j-  15,9  — 49,5  • 

Mill.  Mark. 

Die  Oberaufsicht  über  die 
Bauausführung  hat  die  Abteilung 
für  Vorarbeiten  bei  dem  Ober- 
präsidenten in  Hannover,  welche 
die  gesamten  Entwürfe  für  die 
Weiterführung  des  Mittelland- 
kanals von  Hannover  bis  Magde- 
burg aufgestellt  hat;  die  Lei- 
tung dieser  Abteilung  hat  ein 
Oberbaurat.  Die  Bearbeitung  der 
juristischen  Angelegenheiten  und 
des  Gruuderwerbs  liegt  in  den 
Händen  eines  Geheimen  Regie- 
rungsrats bei  der  Abteilung.  Als 
Streckendezernenten  sowie  zur 
Aufstellung  und  Nachprüfung 
der  Entwürfe  sind  acht  ltegierungs-  und  Bauräte,  zwei 
Regicrungsbaumeister , zwei  Regierungs -Oberland- 
messer, zwei  Technische  Regierungs- Obersekretäre 
und  fünf  Verwaltungs-Obersekretäre  der  Abteilung 
zugeteilt.  Außerdem  sind  beschäftigt:  fünf  Regie- 
rungsbaumeister a.  D.,  ein  Architekt,  ein  Ingenieur, 
ein  vereideter  Landmesser  und  48  Angestellte. 

Für  die  örtliche  Bauleitung  sind  Kanalbauämter 
in  Hannover,  Peine  und  Hildesheim  eingerichtet;  für 
jedes  Baulos  (Lageplan,  Abb.  1)  besteht  eine  Strecken- 
nauleitung.  Seit  dem  1.  Oktober  1920  ist  auch  nach 
Magdeburg  ein  Kanalbauamt  für  die  Endstrecke  des 
Mittellandkanals  gelegt. 

Die  Arbeiter  werden  durch  die  Unternehmer 
eingestellt  unter  Mitwirkung  des  Landarbeitamts 
in  Hannover;  indessen  ist  allen  Unternehmern 
gestattet,  bis  zu  30  vH  der  gesamten  Arbeiterzahl 
Stammannschaften  aus  ihren  anderen  Betrieben  zur 
Anlernung  der  ungelernten  Arbeitlosen  und  zur 
Bedienung  der  Geräte  einzustellen.  Die  Unter- 
bringung der  Arbeiter  in  der  Nähe  der  Arbeitstelle 
für  längere  Zeit  war  meistens,  unmöglich;  es  wurden 
deshalb  bei  Misburg,  Anderten,  Wassel,  Bolzum, 
Lühnde,  Harsum,  Sehnde,  Mehrum  und  Schwicheldt 
Barackenlager  errichtet  (Abb.  1).  Abb.  4 zeigt  als 
Beispiel  den  Lageplan  eines  Barackenlagers.  Die 
Wohn-  und  Wirtschaftsbaracken  weisen  im  all- 
gemeinen den  in  Abb.  6 u.  7 dargestellten  Grundriß 
auf.  Für  je  zwei  bis  sechs  Wohnbaracken  (je 
55  bis  (56  Mann  Belegschaft)  ist  eine  Wirtschafts- 
baracke vorhanden.  Die  Barackenbewohner  zahlen 
für  das  Vorhalten  eines  Bettes  nebst  Zubehör,  Hand- 
tuch, Schrank,  für  Barackenreinigung,  Beleuchtung 
und  Heizung  einen  Kostenbeitrag  von  90  Pf.  für  den 
Tag.  Verpflegt  werden  sie  im  allgemeinen  in 
gemeinsamer  Küche.  Zu  den  Kosten  für  das  Küchen- 
personal haben  die  Teilnehmer  für  die  Mittagsmahl- 
zeit 30  Pf.  und  für  die  Abendmahlzeit  20  Pf.  bei- 
zutragen. Bei  vielen  Barackenlagern  ist  die  Wahr- 
nehmung gemacht  worden,  daß  die  Eßräume  dor 
Wirtschaftsbaracke  erheblich  kleiner  sein  könnten, 
da  die  Arbeiter  die  Mahlzeiten  vielfaoh  in  den 
Schlafräumen  einnehmen,  ln  jedem  Barackenlager 
ist  eine  Büchersammlung  vorhanden:  ferner  werden 
Gesellschaftsspiele  u.  dergl.  den  Arbeitern  zur  Be- 
nutzung überlassen. 

Zur  Zeit  der  Aufnahme  der  Arbeiten  war  die 
Vergebung  auf  Akkordverträge  ausgeschlossen  durch 
den  Kohlen mangel,  die  allgemeine  Unsicherheit  der 
Marktlage  und  das  hiermit  verbundene  allzu  [große 
Unternehmerrisiko.  Da  auch  die  schnelle  Beschaffung 
der  erforderlichen  Gerfde  zweifelhaft  war.  erschien 
die  Ausführung  der  Bauarbeiten  im  Eigenbetrieb 
der  Bauverwaltung  zunächst  noch  untunlich.  Des- 


Blick  von  der  Straße  Anderten -Höver  in  die  im  Tonmergel  gebaggerten  Schlitze 
der  drei  Löffelbagger  beim  unteren  Schleusenvorhafen  in  Los  II. 


1 Kantine 

2 Aborte 

3 Schachtmeisterbarack' 

4 Lebensmittelniederlage 

5 Kartoffelkeller 

6 Wirtschaftsbaracke 

7 Holz-  und  Kohlensehuppen 

8 Schweinestall 

9 Wasserturm 

10  Elektr.  Hichtmascliine 

11  Schreinerei 

12  Wohnbaracken 

13  Entlausungsanstalt 

14  Geräteschuppen 

15  Baracke  für  4 Sebacht- 

meisterfatnilien. 


Abb.  4.  Lageplan 
des  Barackenlagers 
bei  Anderten. 


Abb.  5. 


Zwei  hintereinander  arbeitende  B -Bagger  im  Sandeinschnitt  in  Los  Süd 
des  Zweigkanals  nach  Hildesheim. 
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halb  wurde  für  die  Ausführung  der  Abschluß  von  Selbstkosten- 
verträgen unter  Anlehnung  an  sogenannte  Kolonialverträge  ge- 
wählt. Die  Unternehmer  haben  die  erforderlichen  Großgeräte  zu  be- 
stimmten Verkehrswerten  vorzuhalten,  die  verzinst  und  abgeschrieben 
werden;  die  Bauverwaltung  bezahlt  die  Löhne  für  die  Bauarbeiter, 
die  Ausbesserungsarbeiten  der  Geräte,  die  Gehälter  der  Unternehmer- 
angestellten auf  der  Baustelle  und  sonstige  Selbstkosten.  Zur  Deckung 
der  heimischen  Kosten  und  des  Gewinns  erhält  der  Unternehmer 
einen  gewissen  Zuschlag  zu  den  Hauptposten  der  Massenberechnung. 
Der  Bauverwaltung  steht  das  Recht  zu,  beim  Eintritt  sicherer  Ver- 
hältnisse den  Selbstkostenvertrag  durch  einen  Akkordvertrag  zu  er- 
setzen. Die  Erfahrungen  mit  dem  Selbstkostenvertrag  sind  nicht 
günstig,  da  Kohlenmangel  und  Steigerung  der  Marktpreise  für  alle 
Geräte  die  bisherigen  Unterlagen  erheblich  veränderten  und  eine  Er- 
gänzung des  Vertrags  notwendig  machten,  eine  Erscheinung,  die 
auch  auf  anderen  Gebieten  beobachtet  worden  ist. 


m% 


Abb.  8.  Darstellung  der  Kohlen belieferung  in  vH  des  Bedarfs 
vom  1.  September  1919  bis  30.  September  1920. 


Abb.  9.  Darstellung  der  vom  Baubeginn  bis  zum  30.  September  1920 
in  den  einzelnen  Monaten  beschäftigten  Arbeiterzahl. 


Zur  schleunigsten  Behebung  der  Arbeitlosigkeit  wurden  Anfang 
Januar  1919  zunächst  im  Eigenbetrieb  der  Bauverwaltung  Rodungs- 
arbeiten zur  Freilegung  des  Kanalbaugeländes  begonnen  und  auf  Grund 
beschränkter  Ausschreibung  die  Arbeiten  am  Hauptkanal  mit  sechs 
Baulosen  im  März  und  am  Zweigkanal  nach  Hildesheim  mit  zwei  Bau- 
losen im  Mai  an  solche  Unternehmer  vergeben,  die  nachweislich  im 
Besitz  der  erforderlichen  Geräte  waren.  Die  Auswahl  der  Bagger 
erfolgte  unter  Berücksichtigung  teils  der  vorkommenden  Bodenarten, 
teils  der  sofort  greifbaren  Geräte.  In  allen  acht  Losen  sind  zur  Zeit 
5 B-Bagger,  2 G-Bagger  und  19  Löffelbagger  vorhanden;  für  die  Erd- 
bewegungen sind  im  ganzen  97  Lokomotiven  von  80  bis  160  PS  ein- 
gestellt. Leider  ist  es  bisher  nicht  gelungen,  für  alle  Geräte  einen  Voll- 
betrieb einzurichten,  da  die  Kohlenbelieferung  unzureichend  ist  ( Abb.  8). 
Zur  teilweisen  Behebung  der  Kohlennot  ist  die  Verwendung  von  Braun- 
kohlenbriketts und  Rohbraunkohle  sowie  von  Torf  zur  Vorfeuerung  in 
großem  Umfange  erfolgt;  indessen  kann  hierdurch  ein  voller  Ersatz 
der  zu  wenig  gelieferten  Steinkohle  nicht  erzielt  werden,  auch  wenn 
die  Kessel  umgebaut  werden. 

Die  allmähliche  Steigerung  und  die  Schwankungen  der  Anzahl 
der  bei  dem  Kanalbau  im  Erdbetrieb  beschäftigten  Arbeiter  sind  aus 
Abb.  9 ersichtlich;  die  erhebliche  Herabsetzung  der  Kohlenbelieferung 
im  Februar  1920  hatte  eine  Verminderung  der  Arbeiterzahl  zur  Folge 
(Abb.  8 u.  9);  trotzdem  zur  Aufrechterhaltung  des  Betriebs  umfang- 
reiche Handschachtarbeiten  an  Stelle  des  Maschinenbetriebs  ein- 
geleitet wurden.  Sobald  die  Kohlenbelieferung  in  vollem  Umfange 
sichergestellt  ist.,  kann  eine  weitere  Einstellung  von  Arbeit, losen  er- 
folgen, die  im  allgemeinen  Interesse  durchaus  notwendig  ist. 

Die  Leistungen  des  Maschinenbetriebs  sind  noch  nicht  als  friedens- 
mäßig anzusehen,  weil  andauernder  Kohlenmangel  die  erwünschte  Ent- 
wicklung des  Betriebs  unmöglich  macht.  Aber  auch  die  Handbetriebe 
entsprechen  noch  nicht  dem  Friedensstand.  Der  Stundenlohn  für  un- 
gelernte Arbeiter  ist  seit  Beginn  der  Arbeit,  Januar  1919,  von  1,13  Mark 
auf  4,55  Mark  gestiegen  (Abb.  10). 

Auf  der  ganzen  Baustrecke  sind  bis  zum  30.  September  1,9  Mill.  cbm 
Boden  (1,4  Mill.  cbm  beim  Hauptkanal,  0,5  Milk  cbm  beim  Zweig- 
kanal) gefördert.  Die  durchschnittlichen  Tagesleistungen  der  Geräte 

sind:  300  bis 

600  cbm  Boden 
für  einen  Löffel- 
bagger (2  cbm- 
Löffel)  und  600 
bis  900  cbm  für 
einen  B-Bagger. 

Die  Einheit- 
kosten der  Bau- 
ausführung zei- 
gen seit  Bau- 
beginn eine  all- 
mähliche Ab- 
nahme. Eine  ge- 
naue Ermittlung 
unter  Berück- 
sichtigung der 
zu  erwartenden 
Ruckeinnahmen 
kann  zur  Zeit 
noch  nicht  vor- 
genommen wer- 
den, würde  auch 

sonst  noch  kein  zutreffendes  Bild  geben,  weil  die  bisherige  mangel- 
hafte Kohlenbelieferung  und  die  hohen  Einrichtungskosten  die  An- 
fangsleistungen zu  sehr  belasten.  Eine  Ergänzung  der  vorstehenden 
Mitteilung  nach  dieser  Richtung  muß  daher  Vorbehalten  bleiben. 

Der  geförderte  Boden  wird  teilweise  für  Herstellung  der  Kanal- 
dämme verwendet,  teilweise  in  benachbarten  Waldungen,  Mooren  so- 
wie in  Ton-  und  Mergelgruben  abgelagert  (Abb.  1).  Nur  am  Hildes- 
heimer Zweigkanal  war  die  Ablagerung  des  Baggerbodens  auf  bisherige 
Ackerflächen  nicht  zu  vermeiden,  weil  hier  minderwertige  Boden- 
flächen nicht  erreichbar  sind.  Ein  Teil  des  bei  Anderten  gewonnenen 
Mergels  wird  an  die  Misburger  Zementfabriken  gegen  Entgelt  abge- 
geben. Im  ganzen  werden  13,4  Mill.  cbm  abgelagert;  hierfür  sind 
150  ha  Ablagerungsflächen  vorgesehen. 

Alle  bei  den  Bauausführungen  vorkommenden  Bohrungen  zur 
Feststellung  der  Bodenverhältnisse  werden  mit  gutem  Erfolg  im 
Eigenbetrieb  ausgeführt;  die  Bohrlöcher  werden  im  Einvernehmen 
mit  der  Geologischen  Landesanstalt  in  Berlin  ausgewählt,  die  auch 
die  Bohrergebnisse  einer  Nachprüfung  unterzieht.  Die  aufkommenden 
Fragen  der  Ent-  oder  Verwässerung  von  benachbartem  Gelände  durch 
den  Kanalbau  werden  im  Einvernehmen  mit  der  Landesanstalt  für 
Gewässerkunde  in  Berlin  bearbeitet.  Als  sehr  vorteilhaft  hat  sich  die 
ständige  Hinzuziehung  eines  geologischen  Sachverständigen  bei  allen 


Abb  10.  Steigerung  des  Stundenlohues 
eines  ungelernten  Erdarbeiters  bei  Hannover 
von  1914  bis  30.  September  1920. 
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Bodenuntersucbungen  erwiesen.  — Zu  erwähnen  ist  noch  die  Auf- 
findung eines  Gräberfeldes  aus  merowingischer  Zeit  bei  Anderten, 
dessen  Inhalt  von  dem  Provinzialmuseum  in  Hannover  geborgen  wurde. 

Die  in  der  Ausführung  stehenden  Bauwerke  sind  nachstehend 
zusammengestellt: 

Stand  der  Kunst-  und  Hochbauten  am  30.  September  1920 


Bauwerke 

Veran- 

Im 

Fertig 

schlagt 

Bau 

I.  Schleusen 

| 

Doppelte  Schleppzugschleuse  bei  Anderten 

1 

— 

— 

Einfache  Einzelzugschleuse  bei  Bolzum  . . . 

1 

— 

— ' 

II.  Dücker  und  Durchlässe 

15 

3 

— 

III.  Eisenbahnbrücken 

9 

* I Widerlager 

aj  aus  Eisen , , 

1 überbauten 

\ 7 

s 7 

2 

6 

— 

b)  aus  Beton 

2 

— 

— 

IV.  Straßen  und  Wegebrücken 

40 

, ( Widerlager 

a)  aus  Eisen , . 

\ Überbauten 

)" 

2 

10 

6 

b)  aus  Eisenbeton 

16 

i 

— 

c)  aus  Beton 

13 

2 

1 

V.  Dienstgebäude 

a)  bei  Anderten: 

Einzelhaus  des  Schleusenverwalters . . : . 
Doppelhaus  des  Schleusenmeisters  und  Ma- 

1 

i 

— 

sebinisten  . . . . , 

1 

i 

— 

Doppelhäuser  der  Schleusenarbeiter  . . . 

b)  bei  Bolzum: 

3 

3 

— 

Einzelhaus  des  Schleusenmeisters  .... 

1 

1 

— 

Doppelhäuser  der  Schleusenarbeiter  . . . 

c)  bei  Sehnde: 

2 

1 

— 

Einzelhaus  des  Kanalaufsichtsbeamten  . . 

i 

— 

— 

Im  Zusammenhang  mit  dem  Aushub  des  Kanalbetts  ist  die  Her- 
stellung der  Schleusenbaugruben  bei  Anderten  und  Bolzum  in  Angriff 
genommen. 


Die  Ausführung  der  Bauwerke  ist  teils  in  öffentlicher,  teils  in 
beschränkter  Ausschreibung  vergehen  worden;  hierbei  sind  Akkord- 
preise für  die  Einzelleistungen  derart  vereinbart  worden,  daß  bereits 
im  Angebot  eine  Steigerung  oder  Herabsetzung  entsprechend  dem 
Steigen  oder  Fallen  der  Arbeiterlöhne  angegeben  werden  mußte. 
Die  Baustoffe,  wie  Kies,  Zement,  Betoneisen  u.  dergl.,  liefert  die  Bau- 
verwaltung. 

Zur  Schaffung  von  Wohnungen  für  die  Beamten  und  Angestellten 
der  Bauleitung,  die  in  den  benachbarten  Ortschaften  nur  selten  Wohn- 
gelegenheit  finden,  sind  die  bei  den  Schleusen  Anderten  und  Bolzum 
geplanten  Dienstgebäude  — wie  aus  der  Zusammenstellung  ersicht- 
lich — bereits  in  Angriff  genommen,  so  daß  sie  in  diesem  Frühjahr 
bezogen  werden  können. 

Der  Notwendigkeit,  Uber  das  Baugelände  sofort  verfügen  zu 
können,  trug  das  Enteignungsgesetz  vom  11.  Juni  1874  nicht  genügend 
Rechnung.  Abhilfe  schuf  die  Verordnung  vom  11.  September  1914, 
betreffend  ein  vereinfachtes  Enteignungsverfahren,  und  auf  deren 
Grundlage  die  entsprechende  Anordnung  des  Reichsamts  für  die  wirt- 
schaftliche Demobilmachung  und  des  preußischen  Staatskommissars 
für  Demobilmachung  vom  17.  November  1918.  Der  Demobilmachungs- 
kommissar verfügt  nach  Anhörung  des  Bezirksbeirats  die  Zulässigkeit 
der  Enteignung.  Nach  vorläufiger  Feststellung  und  einwöchiger  öffent- 
licher Auslegung  des  Planes  kann  die  Einweisung  in  den  Besitz  der 
nötigen  Grundstücke  jederzeit  erfolgen.  Doch  haben  die  Besitzer  in 
den  meisten  Fällen  freiwillig  Bauer laubnis  erteilt,  so  daß  die 
Besitzeinweisung  entbehrlich  wurde.  Von  der  Enteignungsbefugnis 
ist  noch  in  keinem  Falle  Gebrauch  gemacht  worden;  über  90  vH  der 
Grundstücke  konnten  bisher  ohne  Zwang  erworben  werden.  Beim 
Zweigkanal  nach  Hildesheim  hat  sich  die  Möglichkeit  ergeben,  die 
Besitzer  durch  Zuteilung  gleichwertiger  Flächen  aus  Domänenland  und 
aus  einem  besonders  hierzu  erworbenen  bäuerlichen  Besitz  zu  be- 
friedigen. Für  den  Kanalbau  wurden  bisher  rd.  560  ha  Land  zum 
Gesamtpreis  von  rd.  7,5  Mill.  Mark  erworben. 

Die  Verzögerung  des  Baufortganges  durch  den  bisherigen  Kohlen- 
mangel soll  bei  andauernd  genügender  Kohlenbelieferung  durch  Ein- 
führung von  Doppelschichten  (zwei  Schichten  von  je  acht  Stunden) 
wieder  ausgeglichen  werden,  wodurch  auch  eine  wirtschaftlichere 
Ausnutzung  aller  Geräte  erzielt  würde.  Dann  ist  die  Fertigstellung 
der  Kanalstrecke  bis  Peine  und  des  Hildesheimer  Zweigkanals  in  etwa 
drei  Jahren  zu  erhoffen. 

Hannover.  Zander,  Oberbaurat. 


Vermischtes. 


Ehrenpreise  au  Regieruugsbauführer  in  Preußen.  Der  preußische 
Finanzminister  hat  den  Regierungsbauführern  des  Hochhaufaches  Max 
Büge  und  Rudolf  Schwarz,  dem  Regierungshauführer  des  Wasser- 
und  Straßenbaufaches  Otto  Löhr,  dem  Regierungsbauführer  des 
Eisenbahn-  und  Straßenbaufaches  Heinz  Bernhardt  und  dem  Regie- 
rungsbauführer des  Maschinenbaufaches  Kurt  Gebauer,  die  in  den 
Jahren  1914,  1918  und  1919  die  Diplomprüfung  mit  Auszeichnung 
oder  gut  bestanden  haben,  Prämien  von  je  900  Mark  zu  Studien- 
reisen bewilligt. 

Eine  Elektrizitätsabteilung  und  eine  Bauabteilung  im  Reiclis- 
yerkehrsiniuisterinm  sind  vom  1.  Januar  d.  J.  ab  durch  einen  Erlaß 
des  Reichsverkehrsministers  vom  22.  Dezember  v.J.  eingerichtet  worden. 
Die  Elektrizitätsabteilung  ist  der  Wasserstraßenabteilung  dieses 
Ministeriums  angegliedert  worden.  Bei  der  Wasserstraßenabteilung  sind 
aus  dem  Gebiet  der  technischen  Angelegenheiten  die  elektro-  und  ma- 
schinentechnischen Aufgaben,  der  Bau  und  die  maschinelle  Einrichtung 
von  Kraftwerken,  die  Strom abgabe  und  Stromverteilung  ausgesondert 
worden.  Der  neuen  Elektrizitätsabteilung  obliegt  der  Bau  der  Wasser- 
und  Dampfkraftwerke,  die  Ausgestaltung  der  Brennstoffwirtschaft  und 
die  Verwertung  der  gewonnenen  Kraftmengen  einschließlich  der  Strom- 
lieferungen an  die  Reichseisenbahnverwaltung.  — Weiter  ist  zur  Be- 
arbeitung der  dem  Reichsverkehrsminister  nach  der  Vorläuligen  Ver- 
waltungsorduung  der  Reichseisenbahnen  vorbehaltenen  Aufgaben  eine 
Bauabteilung  gebildet  und  den  Eisenbahnabteilungen  angegliedert 
worden. 

Zur  Förderung  des  Baues  von  Kleinbahnen  und  zu  Darlelmen 
an  notleidende  Kleinbahnen  soll  nach  einem  der  preußischen  Landes- 
versammlung zugegangenen  Gesetzentwurf  die  Staatsregierung  ermäch- 
tigt werden,  den  Betrag  von  50  Mill.  Mark  zu  verwenden,  und  zwar 
10  Mill.  Mark  zur  Förderung  von  Kleinbahnbauten  und  40  Mill.  Mark 
zu  Darlehnen  an  notleidende  nebenbahnähnliche  Kleinbahnen. 

Der  Wohnungsverband  Großberlin  (vgl.  1920  d.  Bl.,  S.  444)  ist 
am  10.  Januar  d.  J.  aufgelöst  worden,  und  seine  Arbeiten  auf  dem 
Gebiet  des  Siedlungswesens  gehen  auf  das  Siedlungsamt  der 
Stadt  Berlin  über,  das  auch  ebenso  wie  das  Kleingartenamt  in 
den  Räumen  des  ehemaligen  Verbandes,  Berlin  NW,  Klopstockstraße  24, 


verbleibt.  Ein  von  der  Magistratsdeputation  für  Wohnungs-  und 
Siedlungswesen  gebildeter  Ausschuß  wird  als  begutachtende  Stellen 
je  einen  Beirat  für  das  Siedlungsamt  und  das  Kleingartenamt  berufen. 
Solche  Körperschaften  und  Verbände,  deren  Erfahrung  und  Mitarbeit 
eine  Förderung  dieser  Verwaltungsgebiete  verheißt,  werden  aufge- 
fordert, ihre  Aufnahme  an  diese  Beiräte  zu  beantragen.  Die  Aufgaben 
des  Siedlungsamts  werden  bei  der  Hauptstelle  bearbeitet,  während 
den  Bezirken  im  wesentlichen  die  Ausführung  der  von  der  Haupt- 
stelle beschlossenen  Entwürfe  und  die  Verwaltung  der  Siedlungen 
obliegen  soll.  Bei  dem  Kleingartenwesen  wird  die  Hauptbetätigung 
dagegen  bei  den  Bezirken  liegen,  die  Hauptstelle  will  vornehmlich 
Richtlinien  geben,  durch  Veranstaltung  von  Ausstellungen  oder  Wett- 
bewerben anregen  und  den  Bezug  von  Bau-  und  Rohstoffen  vermitteln. 

Das  Deutsche  Archiv  fiir  Siedlungsvvesen  beabsichtigt,  seinen 
9.  Monatskursus  über  die  gesetzlichen  und  technischen  Grundlagen 
des  Siedlungswesens  in  der  Zeit  von  Mittwoch,  den  16.  Februar  bis 
Sonnabend,  den  19.  März  1921  abzuhalten.  Meldungen  zur  Teilnahme 
sind  zu  richten  an  die  Geschäftstelle  des  Deutschen  Archivs  für 
Siedlungswesen  e.  V.,  Berlin  NW  6,  Luisenstraße  27/28. 

Die  zweite  deutsche  Lehmbautagung  (1920  d.  Bl.,  S.  246  u.  468) 
wird  am  28.  und  29.  Januar  in  Dresden  unter  dem  Vorsitz  des  Re- 
gierungsbaurats Stegemann  abgehalten  werden.  Als  Teilnehmer 
kommen  nur  im  Lehmbau  erfahrene  Sonderfachleute  in  Betracht.  Auf 
der  Tagesordnung  stehen  die  Ergebnisse  des  Baujahres  1920,  der  Außen- 
putz, der  Einfluß  des  Regens,  der  Lehmwetterbau  und  die  Selbsthilfe, 
das  Strohlehmschindeldach  und  endlich  die  Lehrgänge  des  Jahres  1920. 

Eine  wärmeteclmische  Beratungstelle  für  gußeiserne  Ofen  hat 
die  Vereinigung  deutscher  Ofenfabrikanten,  in  der  sämtliche  Hersteller 
eiserner  Öfen  zusammengeschlossen  sind,  in  Berlin- Cbarlottenburg, 
Kantstraße  3,  eingerichtet.  Die  Stelle  soll  mit  den  heiztechnischen 
Behörden  in  Fühlung  treten  und  öffentlichen  Anstalten,  Siedlungen 
und  Baumeistern,  insbesondere  aber  der  Einwohnerschaft  Auskünfte 
über  die  geeignetste  Anwendung  des  eisernen  Ofens  erteilen.  Es  ist  in 
Aussicht  genommen,  auch  in  anderen  deutschen  Städten  und  Provinzen 
heiztechnische  Ausschüsse  für  eiserne  Ofen  zur  planmäßigen  Beratung 
aller  beteiligten  Kreise  zu  begründen. 
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Amtliche  Mitteilungen. 


Preußen. 

Als  Regierungs-  und  Bauräte  sind  planmäßig  angestellt;  der 
frühere  eisaß -lothringische  Wasserbauinspektor  Walther  bei  der 
Verwaltung  der  Märkischen  Wasserstraßen  in  Potsdam  und  die  Re- 
gierungsbaumeister des  Wasser-  und  Straßenbaufaches  Ludwig  Schulze 
beim  Wasserbauamt  Tapiau,  Heinrich  Müller  beim  Wasserbauamt 
Geestemünde  und  Leopold  in  der  Wasserbauabteilung  des  Ministe- 
riums der  öffentlichen  Arbeiten. 

Versetzt  sind:  die  Regierungs-  und  Bauräte  Hoebel  von  der  Kanal- 
baudirektion in  Essen  in  die  Wasserbauabteilung  des  Ministeriums  der 
öffentlichen  Arbeiten  und  Hufnagel  von  der  Hafenverwaltung  in 
Duisburg -Ruhrort  als  Vorstand  des  Maschinenbauamts  nach  Herne. 

Der  Regierungsbaumeister  Bauer  ist  — unter  Wiederaufnahme 
in  den  preußischen  Staatsdienst  — dem  Wasserbauamt  in  Köpenick 
überwiesen. 

Die  Staatsprüfung  haben  bestanden:  die  Regierungsbauführer  Max 
Grantz  und  Alfred  Sikorski  (Hochbaufach);  — Adolf  Zinner,  Erich 
Winter  und  Joachim  Hildebrand  (Eisenbahn-  u.  Straßen baufach). 

Der  Geheime  Baurat  Gustav  Wegner,  früher  Mitglied  der  Eisen- 
bahndirektion Breslau,  und  der  Regierungs-  und  Baurat  Paul  Kiehl, 
Vorstand  des  Eisenbahn -Werkstättenamts  Harburg,  sind  gestorben. 


Deutsches  Reich. 

Der  Reichspräsident  hat  den  Ministerialsekretär,  Rechnungsrat 
Rhese  vom  Ministerium  der  öffentlichen  Arbeiten,  zum  Regierungsrat 
im  Reichsverkehrsministerium  ernannt. 

Reichseisenbahnen.  Preußen-Hessen.  Der  Reichspräsident 
hat  den  Regierungs-  und  Baurat  Caesar,  z.  Zt.  in  Kattowitz,  zum 
Oberregierungsbaurat  ernannt. 

Der  Regierungsbaumeister  des  Maschinenbaufaches  Usbeck,  bis- 
her in  Leipzig,  ist  als  Mitglied  (auftrw.)  der  Eisenbahndirektion  nach 
Breslau  versetzt. 

Einberufen  zur  Beschäftigung  im  Reichseisenbahndienst  sind  die 
Regierungsbaumeister  des  Eisenbahn-  und  Straßenbaufaches  £r.=3ng. 
Heinrich  Meyer  bei  der  Eisenbahndirektion  in  Altona  und  ®r.=3tig. 
Jakob  May  bei  der  Eisenbahndirektion  in  Köln. 

Postbauverwaltung.  Der  Postbaurat  Wiese  in  Berlin  ist  zum 
Oberpostbaurat  ernannt  worden. 

Mecklenburg  - Schwerin. 

Der  Regierungs-  und  Baurat  Walter  Schirmacher  in  Schwerin 
ist  vom  1'.  Juli  1920  ab  zum  Referenten  beim  Ministerium  des  Innern 
bestellt  worden. 


[Alle  Reohte  Vorbehalten ) 


Nichtamtlicher  Teil. 

Schriftleiter:  Friedrich  Schultze  und  Richard  Bergius. 


Hochhäuser  ohne  Skelett. 


Von  Karl  Bernhard  in  Berlin. 


Abb.  1.  Schaubildlicher  Schnitt  durch  das  Hochhaus. 


I.  Von  verschiedenen  Seiten  ist  neuer- 
dings zur  Milderung  der  Wohnungsnot  in 
den  Großstädten  der  Vorschlag  gemacht, 
Gebäude  nach  Art  der  amerikanischen 
Turmhäuser  zu  errichten.  Damit  ist 
gegenüber  den  zwar  idealen,  aber  unwirt- 
schaftlichen Flachbauten  im  Siedlungs- 
wesen der  ländlichen  Wohnbezirke  das 
gerade  Gegenteil  in  den  Vordergrund  ge- 
stellt. Die  hohen  Häuser  sollen  jedoch 
nicht  zu  Wohnzwecken,  sondern  den 
Verwaltungen  dienen,  um  deren  ins  un- 
geheure gestiegenen  Raumbedürfnisse  be- 
sonders in  Berlin  befriedigen  zu  können 
und  die  bislang  von  ihnen  belegten 
Wohnräume  ihren  ursprünglichen  Zwecken 
wieder  zurückzuführen.  Nun  bedarf  es 
kaum  eines  Nachweises,  daß  Turmhäuser 
mit  dem  notwendigen  Steifgerüst  in 
Eisen  oder  Eisenbeton  bei  den  heutigen 
Baupreisen  unerschwingliche  Summen 
verschlingen.  Abgesehen  von  allen  all- 
gemeinen Schwierigkeiten,  letzten  Endes 
auch  von  den  ästhetischen,  muß  ja  voran- 
geschickt werden,  daß  bei  den  25  fachen 
Preisen  des  Eisens,  den  10-  bis  15  fachen 
des  Zements  gegenüber  der  Vorkriegs- 
zeit die  Errichtung  amerikanischer  Turm- 
häuser in  Deutschland  wirtschaftlich 
ganz  ausgeschlossen  ist.  Es  gibt  aber 
einen  Mittelweg,  der  vielleicht  zum  Ziele 
führt,  und  das  sind  Stockwerkhäuser  so 
hoch  zu  bauen,  wie  es  ohne  Eisen-  oder 
Eisenbetongerippe  statisch  möglich  ist.  Eg 
lassen  sich  dann  Mindestkosten  erreichen, 
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wenn  man  mit  den  gewöhnlichen  Mitteln  des  Hochbaugewerbes,  bei- 
spielweise mit  Ziegel-  oder  Betonmauern  und  Steineisendecken,  feuer- 
sichere Bauwerke  einfachster  Art  herstellt.  Den  Ansprüchen  der  Ver- 
waltung an  Geschäftzimmern  u.  dergl.  ließe  sich  in  einwandfreier  Weise 
damit  begegnen.  Bei  den  im  Bauwesen  üblichen  rechteckigen  Grund- 
rissen sind  die  Umfassungsmauern  und  tragenden  Wände  aus  naheliegen- 
den Gründen  in  senkrechten  Ebenen  ausgeführt,  die  nur  in  beschränkter 
Höhe  standsicher  sein  können.  Treppenhäuser  und  andere  quer- 
verstrebende Wände  gestatten  den  üblichen  fünfgeschossigen,  in  der 
Straßenfront  22  m hohen  Bau  von  einfachen  Wohn-  und  Geschäfts- 
häusern in  den  großstädtischen  Straßen.  Bei  den  stark  aufgelösten 
Bauwerken,  wie  bei  den  neuzeitlichen  Warenhäusern,  macht  es  schon 
Schwierigkeiten,  den  theoretischen  Nachweis  der  Standsicherheit  unter 
Zugrundelegung  der  vorgeschriebenen  Stärken  für  seitlichen  Windangriff 
zu  führen.  Es  hat  sich  die  Regel  ausgebildet,  solche  verstrebende 
oder  seitlich  stützende  Einbauten,  Treppenhäuser  u.  dergl.  in  nicht 
mehr  als  20  bis  25  m Abstand  zu  bringen,  damit  mit  Hilfe  der  Decken 
als  Flachträger  die  Windkräfte  gegen  die  Außenmauern  sicher  auf 
diese  widerstandsfähigeren,  von  kräftigen  Mauern  umschlossenen  Quer- 
bauten abgeleitet  werden. 

Bei  im  Grundriß  leicht  gekrümmter  Gestaltung  der  Wände 
läßt  sich  die  Standsicherheit  gegenüber  der  ebenen  jedoch  erheblich 
steigern  oder  die  Gebäudehöhe  sich  wesentlich  vergrößern.  Hier 
handelt  es  sich  um  Vorschläge  gerippeloser  Hochhäuser  von 
etwa  zehn  Stockwerken.  Die  gekrümmten  Wände  lassen  sich  in 
Kreis-  oder  elliptischer  Form  anordnen  und  zu  geschlossenen  Grund- 
rißformen ausbilden.  Derartige  Häuser  stehen  natürlich  nicht  in  der 
Straßenflucht,  sondern  verlangen  einen  freien  Platz  oder  werden  in 
geschlossener  Form  in  einem  Häuserblock  für  sich  errichtet,  derart, 
daß  sie  die  nächstgelegeuen  Häuser  nicht  in  nachteiliger  Weise  be- 
schatten. Dadurch  wird  ja  auch  das  abschreckende  Bild  der 
amerikanischen  Wolkenkratzer  vermieden,  die  zwischen  gewöhnlichen 
fünfstöckigen  Häusern  unvermittelt  diese  um  das  mehrfache  über- 
ragen und  die  davorliegenden  schmalen  Straßen  und  die  gegenüber- 
liegenden Häuser  verdunkeln.  Sind  aber  derartige  Hochhäuser  von 
der  rechteckigen  Grundrißform  losgelöst,  so  stehen  der  Wahl  ge- 
krümmter Fronten  keine  Schwierigkeiten  im  Wege.  Das  beweist  der 
Entwurf  eines  Architekten  wie  Dr.  Bestelmeyer  für  das  Haus 
der  Reichsschuldenverwaltung  in  Berlin.  Dieser  sollte  die  Aufgabe 
lösen,  möglichst  viele  einfache  Geschäftzimmer  in  einem  mit  den  ge- 


wöhnlichen Mitteln  des  Hochbaues  zu  errichtenden  Hause  unter- 
zubringen. Er  wählte  dazu  eine  elliptische  Grundform  von  90  m 
langer  und  80  m kurzer  Hauptachse.  Über  dem  Keller  waren  zehn 
nutzbare  Stockwerke  von  15  m Breite  vorgesehen,  deren  Mittelflure  in 
einem  Ellipsenumfang  von  218,5  m Länge  lagen,  und  zu  den  beider- 
seits angeordneten  Zimmern  führten  (Abb.  2).  Diese  Zimmer 
wichen  bei  mittlerer  Größe  kaum  merklich  vom  Rechteck  ab.  Die 
Fenster  hatten  die  übliche  Größe,  so  daß  die  Außenmauern  wie 
bei  gewöhnlichen  Wohnhäusern  von 
Öffnungen  durchbrochen  waren 
(Abb.  1).  Bei  der  Begutachtung 
der  Standsicherheit  dieses  Bauwerks 
und  der  Untersuchung  der  Frage, 
ob  diese  zehnstöckige  Bauart  mit 
den  Mitteln  des  gewöhnlichen  Hoch- 
baues ausführbar  sei,  entstand  der 
Grundgedanke , den  Ringbau  mit 
Rücksicht  auf  die  Auslührung  aus 
vier  selbständigen  Baukörpern  zu 
bilden , die  unabhängig  vonein- 
ander Setz-  und  Wärmebewegungen 
machen  können  (Abb.  3). 

II.  Die  Standsicherheit-Berechnung  von  Hochhäusern 
vorstehender  Art  geht  von  folgenden  theoretischen  Grundlagen  aus: 

1.  Gekrümmte 

Voll  wand.  Eine  frei-  , 

stehende , unten  ein- 
gespannte Wand  ohne 
Fenster  und  Zwi- 
schendecken habe  im 
Grundriß  nach  Abb.  1 
die  Hauptachsen  X 
und  Ir  mit  den  Träg- 
heitsmomenten Jx  und 
Jy.  Ist  w die  Wind- 
kraft auf  einen  Wand- 
streifen  von  der  Höhe 
1 m und  >i  die  Höhe 
eines  beliebigen  Hori- 
zontalschnitts über 

dem  Schnitt  0 — 0 Abb.  4.  Mauergrundriß. 


Abb.  3.  Einteilung  d.  Ringstücke. 
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Abb.  2.  Grundriß. 


(Abb.  5),  insbesondere  rj0  diejenige  der  Wandoberkante,  so  ist 

>10 

die  Querkraft  Q = / wdy  für  0 — 0 und  das  zugehörige  Wind- 

O 

'1° 

angriffmoment  M=  / tcijdy.  Es  entstehen  an  einem  Punkte  K des 

o 

Querschnitts  mit  den  Koordinaten  x und  y die  Normalspannung  a — ^ '' 

Jx 

und  in  der  Windrichtung  die  Schubspannungskomponente  tx  = 9 

- z • J x 

wo  3 das  statische  Moment  der  in  Abb.  4 schraffierten  Fläche  in 
bezug  auf  die  X-Achse  ist.  Für  das  vorliegende  Anwendungsgebiet 
auf  verhältnismäßig  dünne  Wände  kann  Ty.  die  quer  zur  Windrichtung 
wirkende  Schubspannungskomponente,  in  den  Punkten  l und  r derart 
wirkend  angenommen  werden,  daß  die  tangeotial  gerichteten  Schub- 
spannungen t in  / und  r als  parallel  gelten  können,  so  daß  bei  einem 

^ ry~ 

mittleren  Neigungswinkel  7 der  Tangente  r=  auch  für  K ist. 

2.  Gekrümmte  Wand  mit  Öffnungen.  Sind  die  Öffnungen 
derart  angeordnet,  daß  die  zwischen  ihnen  verbleibenden  Fensterpfeiler 
breit  genug  und  die  aufgehenden  Mauerringstücke  hoch  genug  sind, 

um  hei  Übertragung 
p der  Schubspannungen 

ein  Zusammenwirken 
sämtlicher  Pfeiler  einer 
Wand  gegen  Biegung 
zu  gewährleisten , so 
kann  angenommen 
werden , daß  die  im 
Horizontalschnitt  in 
mittlerer  Höhe  zwi- 
schen je  zwei  überein- 
anderliegenden Fenster- 
reihen (Schnitt  0 — 0, 
2 Abb.  5)  aiifzunehmen- 
den  Spannungen  die 
gleichen  sind  wie  bei  der 
Vollwand  1.  Im  wage- 
rechten Schnitt  durch 
die  Pfeilerfüße  (1  — t 
in  Abb.  5)  seien  die 
Trägheitsmomente  Jx‘ 
und  Jy'  für  den  Gesamt- 
querschnitt. Dann  wird 
für  einen  Punkt  K‘ 
mit  den  Koordinaten  x 

die  Schubspannungskomponente 


Vo 


i 
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Abb.  5.  Aufriß  der  Wand, 
und  y die  Normalspannung  a'  = ^ f, 
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und  die  resultierende  Schubspannung  P — 


sin  7 


<B‘  ist 
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das  statische  Moment  der  in  Abb.  6 schraffierten  Pfeilergrundfläche 
in  bezug  auf  die  X-Achse  und  2 z'  2 f,  die  Summe  der  Strecken, 
welche  die  Pfeilerumrisse  von  der  zur  X-Achse  im  Abstand  y ge- 
zogenen Parallelen  ab- 
schneiden (Abb.  6). 

Zu  diesen  Spannun- 
gen kommen  noch  die 
Biegungsspannungen  Gs 
hinzu,  welche  durch  die 
Übertragung  der  Schub- 
kraft von  einem  Mauer- 
ringstück durch  die  Pfei- 
ler zum  unteren  Mauer- 
ringstück entstehen.  Die 
Schubspannungen  in  je- 
dem Pfeilerschnitt  kön- 
nen als  gleichmäßig  ver- 
teilt angenommen  wer- 
den, also  bei  einerPfeiler- 

breite  b , Stärke  s,  Höhe  h und  bei  einem  Widerstandsmoment  Wpf  in 

; h 
r ■ b ■ s ■ 9 

bezug  auf  seine  Radialachse  wird  er,  = ... 

® W pf 

Demnach  wird  die  Normalspannung  in  der  Pfeilersohle 

er'  er'  — |—  (fs. 

3.  Gekrümmte  Wand  mitöffn  ungen  und  Zwischendecken. 
Die  Schubspannungskomponenten  in  der  Sehnenrichtung  ry  (vergl. 
1 und  2)  suchen  die  Wand  im  Sinne  der  Pfeile  in  Abb.  5 a zu  spreizen. 
Diese  Wirkung  kann  durch  die  Eiseneinlagen  in  den  Decken  aufge- 
hoben werden.  Dann  ist  statt  der  tangentialen  Schubspannung  U 
nur  tx  allein  in  Rechnung  zu  setzen,  und  man  erhält  nach  2) 

- * h 

, My  . 'l--h's-  ■> 

° =~JT  U°d  tf.=-  W'Pr  ’ 

wo  W‘ pf  das  Widerstandsmoment  des  Pfeilers  in  bezug  auf  seine  in 
der  X- Richtung  verlaufende  Schwerachse  ist  (Abb.  6).  In  der  Pfeiler- 
sohle ist  die  Normalspannung  dann 

o‘  = & -4-  Os. 

4.  Zusammenwirken  mehrerer  durch  Decken  verbun- 
dener, gekrümmter  Wände.  Wenn  die  Wände  durch  Decken  ver- 
bunden sind,  kann  angenommen  werden,  daß  die  Verbindung  ge- 
lenkig wirkt  und  die  Decken  so  steif  sind,  daß  die  Durchbiegungen 
der  Wände  in  der  Windrichtung  untereinander  gleich  werden.  Dann 
wird  die  gesamte  Windbelastung  auf  die  verschiedenen  Wände  nach 
dem  Verhältnis  der  Trägheitsmomente  verteilt. 

Bei  der  Durchführung  solcher  Berechnungen  ist  auf  die  sinn- 
gemäße Zusammensetzung  der  Normal-  und  Schubspannungen  zu 
achten.  Die  größten  Normalspannungen  finden  an  den  von  der  X-Achse 
entferntesten  Punkten  statt,  wo  die  Schubspannungen  zu  Null  werden, 
während  die  größten  Schubspannungen  in  der  X-Achse  auftreten,  wo 
die  Normalspannungen  zu  Null  werden.  Der  Einfachheit  wegen  rechnet 
man  sicher,  wenn  man  die  größte  Normalspannung  mit  derjenigen 
Schubspannung  zusammenfaßt,  die  bei  gleichmäßiger  Verteilung  der 
Querkraft  über  alle  Pfeiler  entsteht.  Dann  stellt  sich  der  Rechnungs- 
gang für  den  gefährdetsten  Pfeiler  P,  z.  B.  am  äußersten  Ende  der 
iten  Wand  eines  Hochhauses  mit  n Wänden,  unter  dessen  Höchst- 
punkt seine  Sohle  + abwärts  liegt,  nach  folgenden  Formeln,  in  denen 
c den  Pfeilerabstand  und  z/i  den  Randabstand  des  gefährdetsten 
Pfeilers  von  der  X-Achse  bedeutet. 


r/o 
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Die  nach  Formel  6 erhaltene  Normalspannung  ist  dann  mit  den 
Normalspannungen  infolge  Eigengewicht  und  Nutzlast  zusammen- 

zusetzen. 

III.  Das  Rechnungsb eispiel  für  die  Standsicherheit  von 
gerippelosen  Hochhäusern  ist  nach  vorstehenden  Grundlagen  bei 
dem  unter  I erwähnten  Ringgebäude  durchgeführt,  dessen  stark  ge- 
krümmte Teile  ohne  flankierende  Treppenhäuser  für  sich  standsicher 
sein  müssen.  Dabei  sind  die  neuen  Hochbauvorschriften  mit  folgenden 
Belastungen  zugrunde  gelegt:  Gewicht  des  Mauerwerks  1800  kg/cbm, 
Dachlast  mit  Schnee  350  kg/qm,  Zwischendecken  400  kg/qm,  Keller- 
decke 500  kg/qm,  Nutzlasten  für  Kellerdecke  500  kg/qm,  Nutzlasten 
für  die  übrigen  Decken  200  kg/qm,  und  zwar  Erdgeschoß  mit  20  vH, 
der  nächsten  mit  40  vll  und  so  weiter  steigend  belastet;  Windkraft 
für  1 qm  senkrecht  getroffener  Fläche  bis  15  m Höhe  100  kg,  von 
15  bis  25  m Höhe  125  kg  und  über  25  m Höhe  150  kg.  Die  Mauer- 
stärken der  Außenwände  betragen  im  obersten 


9.  Stockwerk  0,38  m,  im  3.  u.  2.  Stockwerk  0,90  m, 


im,  8. 

» 

0,51  „ 

im  1.  „ 1,03  „ 

im  7.  u.  6. 

n 

0,64  „ 

„ Erdgeschoß  E 1,16  „ 

„ 5.  u.  4. 

n 

0,77  „ 

Die  Geschoßhöhen  betragen  3,7  m.  Die  Pfeilersohle  des  achten 
Geschosses  liegt  8,65  m unter  Dachfirst. 

1.  Die  senkrechten  Normalspannungen  aus  Eigengewicht  au  und 
Nutzlast  Gp  für  die  Sohle  eines  außen  1,60  m,  innen  1,34  m (im  Durch- 
schnitt 1,40  m)  breiten  Fensterpfeilers  sind  in  nachstehender  Tafel  1 
zusammengestellt: 

Tafel  1.  Normalspannungen  aus  Eigengewicht  und  Nutzlast. 


Im  Stockwerk 

Pfeiler- 

stärke 

m 

Pfeiler- 

quer- 

schnitt 

qm  . 

Eigen- 

last 

t 

oy 

kg/qöm 

Nutz- 

last 

t 

Op 

kg/qcm 

8 

0,51 

0,769 

29,31 

3,91 

1,79 

0,25 

6 

0,64 

0,923 

55,01 

5,96 

5,36 

0,58 

4 

0,77 

1,097 

84,27 

7,68 

8,94 

0,81 

2 

© 

'Xd 

O 

1,273 

117,13 

9,21 

11,42 

0,90 

1 

1,03 

1,445 

135,36 

9,40 

12,14 

0,84 

E. 

1,16 

.1,619 

182,61 

11,29 

24,32 

1,50 

2.  Die  Spannungen  infolge  Wind  sind  nach  den  Formeln  in  II  wie 
folgt  ermittelt.  Auf  die  vier  tragenden  Wände  ist  der  Windangriff 
entsprechend  den  Trägheitsmomenten  nach  Formel  3)  und  4)  zu  ver- 
teilen. Der  Einfachheit  halber  aber  ist  hier  der  Hofwand  ein  Drittel 

der  gesamten  äußeren  Windlast  zu- 
gewiesen. Um  die  Formel  6)  anzu- 
wenden, sind  die  Widerstandmomente 
des  ganzen  Ringsektors  und  der  ein- 
zelnen Fensterpfeiler  fürWandende  und 
Wandmitte  festzustellen.  Die  Quer- 
schnittgrößen für  den  ganzen  Ring- 
sektor erfordern  selbst  beim  Kreise 
eine  umständliche  genaue  Berechnung; 
es  handelt  sich  dabei  um  kleine  Unter- 
schiede der  Sektorgrößen.  Diese  hier 
wiederzugeben,  führt  zu  weit;  es  sind 
deshalb  nur  ihre  Endergebnisse  auf- 


Tafel  2.  Schub-  und  Biegungspannungen  infolge  Wind. 


Im 

Stock  - 
werk 

— , i 

Q 

3 

fc-  . 

Tx  . 
t/qm 

M 

O 

tm 

Wan 

d e u 

d e 

W a n 

d m i t t e 

W*pf 

m3 

, h 

T O S-  -j 

J 

y 

M 

J 

y 

t./qm 

C>‘ 

t/qm 

W‘  pf 

m3 

; h 
T • 0 • S • 9 

J 

y 

m5 

31 

J 

o' 

t/qm 

W'pf 

t/qm 

m:> 

W‘ Pf 

t/qm 

y 

t/qm 

8 

22,70 

1,88 

98 

0,0915 

13,93 

8,03 

12,2 

26,1 

0,0607 

+ 21,0 

14,95 

+ 6,56- 

+.27,6 

6 

42,12 

2,78 

338 

0,1159 

20,39 

9,71 

34,8 

55,2 

0,0904 

+ 26,15 

17,80 

+ 19,0 

+ 45,2 

4 

58,31 

3;  19 

710 

0,1427 

22,93 

1 1,32 

62,8 

85,7 

0,1384 

+ 23,64 

20,50 

+ 34,6 

+ 58,2 

2 

72,88 

3,42 

; 1199 

0,1724 

23,73 

13,05 

92,0 

115,7 

0,1890 

+ 21.66 

23,20 

+ 51,7 

+ 73.4 

1 

79,36 

3,25 

1480 

0,1842 

' 24,18 

14,65 

101,1 

125,3 

0,2473 

+ 18,00 

25,60 

+ 57,8 

+ 75,8 

E 

85.83 

3,12 

1786 

0,2433 

19,79 

16,08 

111,0 

130,8 

0,3139 

+ 15,35 

27,97 

+ 63,9 

+ 79,3 

In  vorstehender  Zusammenstellung  ist  c = 3,10  m,  l = 52,5  m,  h = 1,90. 
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geführt.  Dagegen  möge  die  Ermittlung  der  Widerstandmomente 
J*  p f 

W'pf  = ^ für  die  einzelnen  Fensterpfeiler  durch  Abb.  7 und 

/ f) 

folgendes  angedeutet  werden:  Wif=  -B-  = 0,2333s2.  Am  Wandende 

O 

ist  (f  = 41 0 40';  e—  cos  <p  -j-  ^ sin  (p  — 0,374  s -f-  0,466 


und  Jpf  = cos2  q>  +-  ^ ^ sin2  cp  =.  0,0652  s3  -f-  0,101  s. 

Hiernach  sind  die  Spannungen  in  umstehender  Zusammenstellung, 
Tafel  2,  ermittelt. 

Aus  den  beiden  Berechnungen  der  Tafeln  1 u.  2 ergeben  sich  die 
ungünstigsten  Spannungen;  sie  sind  in  den  verschiedenen  Geschoß- 
höhen in  Tafel  3 zusammengestellt. 

In  der  dem  Wind  zugekehrten  Wandmitte  wirkt  die  Nutzlast  den 
Zugspannungen  entgegen.  Daher  ist  sie  bei  der  Berechnung  der 
Mindestspannung  nicht  berücksichtigt. 

Für  die  vorliegende  Aufgabe  ist  die  Berechnung  genau  genug. 
Sie  ist  nicht  erschöpfend;  beispiel weise  wäre  sie  noch  für  den  Fall  zu 
ergänzen,  daß  der  Wind  von  der  konkaven  Seite  des  Gebäudes  wirkt. 
Auch  für  die  Fundamentsohle  bedarf  sie  der  Fortsetzung.  Der  Kürze 
wegen  soll  sie  hier  fortgelassen  werden.  An  dem  Endergebnis  wird 
sich  nichts  ändern:  Hochhäuser  mit  leicht  gekrümmten  Wänden  sind 
standsicher,  wenn  nur  das  Mauerwerk  der  untersten  Stockwerke  aus 


Tafel  3.  Ungünstigste  Druckspannungen  in  den  Sohlen 
der  Fensterpfeiler. 


Stock- 

werk 

I 

Eigen- 
gewicht Nutzlast 

Messungen 

Wandende 

Wind 

in  kg/qcm 

Wandmitte 

größte  Wind  kleinste 

Pressung  (Zug)  Pressung 

8 

3,91  0,25 

2,61 

6,77  +2,76 

1,15 

6 

5,96  . 0,58 

5,52 

12,06  +4,52 

1,44 

4 

7,68  0,81 

' 8,57 

17,06  + 5,82 

1,86 

2 

$,21  0,90 

11,57 

21,68  +7,34 

1,87 

1 

9,40  0,84 

12,53 

22,77  + 7,58 

1,82 

E 

11,29  1,50 

13,08 

25,87  + 7,93 

3,36 

besseren  Baustoffen  hergestellt  und  den  sonstigen  Voraussetzungen 
der  statischen  Berechnung  entsprochen  wird.  Will  man  die  Güte- 
abstufung der  Baustoffe  nach  der  stärksten  Beanspruchung  der  Er- 
sparnis wegen  genau  herbeiführen,  so  bietet  die  gegebene  Berech- 
nung hinreichende  Handhaben.  In  dem  vorgeführten  Beispiel  ist  die 
Grenze  für  gerippelose  Hochhäuser  ungefähr  erreicht.  Da  die  wirt- 
schaftlichen Vorteile  der  einfachen  Ausführung  ohne  weiteres  augen- 
scheinlich sind,  so  dürfte  damit  ernsten  Erwägungen  zur  Durchführung 
der  Grundgedanken  im  Sinne  vorliegender,  möglichst  kurz  gehaltener 
Arbeit  nichts  im  Wege  stehen. 


Die  Wiederherstellung  der  zerstörten  Straßenbrücken  über  den  Olt  bei  Slatina 
und  über  den  Oltetui  bei  Balsu  in  Rumänien. 


Mit  Ausbruch  des  Krieges  und  Eintritt  Englands  in  den  Feind- 
bund war  Deutschland  von  der  Außenwelt  abgeschnitten.  Viele  Auf- 
träge des  Auslandes  wurden  für  die  deutsche  Industrie  unausführbar, 
viele  schon  fertiggestellte  Werkstücke  konnten  nicht  mehr  versandt 


mänien  im  Frühjahr  1917.  Die  Brücke  besaß  eine  Länge  von  405  m;  sie 
hatte  vor  der  Zerstörung  5 Öffnungen.  Diese  waren  durch  80  m weit 
gespannte  Parabelträger  mit  Endhöhe  überbrückt,  die  auf  gemauerten 
Strompfeilern  und  Endwiderlagern  ruhten.  Das  Olttal  ist  an  der 


Abb.  1.  Straßenbrücke  über  den  Olt  bei  Slatina  in  Rumänien.  Öffnung  I. 


werden.  Anfänglich  mochte  so  manches  Geschäftshaus,  das  seine  Er- 
zeugnisse liegen  behielt,  mit  Sorge  daran  denken,  wie  es  den  Schaden 
wieder  einbringen  sollte.  Aber  der  weitere  Verlauf  des  Krieges 
stellte  an  die  deutsche  Industrie  so  hohe  und  mannigfaltige  An- 
sprüche, daß  viele  fertiggestellte  und  nicht  zur  Versendung  gekom- 
mene Auslandaufträge  gerade  der  Kriegswirtschaft  und  für  die  Aus- 
führung von  Kriegsaufträgen  recht  willkommen  waren,  namentlich 
in  Zeiten,  in  denen  die  Arbeiter-  und  Rohstofffrage  besonders 
brennend  war.  In  dieser  Lage  befand  sich  die  Maschinenfabrik 
Augsburg-Nürnberg,  Werk  Gustavsburg,  bei  der  Wiederherstellung 
der  Straßenbrücke  über  den  Olt  (Aluta)  bei  Slatina  in  Ru- 


Abb.  2.  Eingestürzte  Überbauten.  Links  Öffnung  V,  unversehrt. 


Brückenstelle  nur  flach  eingeschnitten,  der  Fluß  selbst  führte  zur  Zeit 
des  Baues  nur  geringfügige  Wassermengen.  Bei  ihrem  Rückzug  im 
Herbst  1916  hatten  die  rumänischen  Truppen  die  vier  linken  Tragwerke 
gesprengt,  während  das  fünfte,  am  rechten  Ufer  liegende,  nahezu  un- 
versehrt geblieben  war.  Von  den  vier  zerstörten  Überbauten  waren  die 
drei  mittleren  vollkommen  von  den  Pfeilern  abgestürzt,  der  erste  war 
mit  dem  linken  Ende  auf  dem  Endwiderlager  geblieben,  während  das 
rechte  ebenfalls  abgestürzt  war.  Von  der  Eisenkonstruktion  selbst 
war  die  linke  Hälfte  gleichfalls  unverletzt  geblieben,  die  rechte  so 
stark  beschädigt,  daß  nur  noch  einzelne  Teile  brauchbar  waren. 
Dagegen  war  von  dem  gänzlich  abgestürzten  Überbau  der  zweiten 
Öffnung  die  rechte  Hälfte  soweit  unversehrt,  daß  sie  mit  der  un- 
aeschädigten  linken  der  ersten  Öffnung  zu  einem  neuen  Überbau  ver- 
einigt werden  konnte  (Abb.  1 u.  2). 

Der  Auftrag  zur  Wiederherstellung  der  Brücke  wurde  von  der 
Baudirektion  der  Militärverwaltung  Rumänien  in  Bukarest  der  Ma- 
schinenfabrik Augsburg-N ürnberg,  Werk  Gustavsburg,  nach 
kurzen  Vorverhandlungen  am  7.  Mai  1917  erteilt.  Als  Belastung  wTaren 

zwei  nebeneinanderfahrende  Armee- 
lastzüge (Abb.  3)  und  außerdem 
Menschengedränge  von  400  kg/qm 
vorgeschrieben.  Mit  Rücksicht  da- 
rauf, daß  an  Rohstoffen  sowohl  wie 
an  geschulten  Arbeitskräften  für 
den  Eisenbau  Mangel  war  und  ge- 
spart werden  mußte,  sollte  jedoch  auf 
Vorschlag:  des  Werkes  die  Brücke 


Motorwagen 


3L 


-4,5 


Anhänger 

3,75*  3,75  * 
3j0->j<  2,2  > 

d). 

Spurweite  1,55m  Spurw.  1,48m 
Abb.  3.  Armeelastzug. 
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Abb.  5.  Brücke  von  18  m Stützweite. 
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Brücke  von  21  m Stützweite. 
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nicht  in  der  ursprüng- 
lichen Form  wieder- 
hergestellt werden. In 
Gustavsburg  lagerte 
nämlich  noch  eine 
größere  Reihe  von 
kleineren  Brücken 
von  18  m und  21 m 
Stützweite,  die  für 
Brasilien  bestimmt 
waren,  infolge  Aus- 
bruchs des  Krieges 
aber  nicht  mehr  ver- 
sendet werden  konn- 
ten. Unter  Benutzung 
dieser  Brücken,  die 


in  Belastung  und  Breite  ziemlich  genau  den  gestellten  Bedingungen 
entsprachen,  schlug  das  beauftragte  Werk  Gustavshurg  folgende 
Lösung  vor,  der  die  Baudirektion  zustimmte.  Es  sollte  die  brauch- 
bare linke  Hälfte  von  Überbau  I gehoben,  von  dem  Überbau  II 
die  rechte  Hälfte  zerlegt  und  zur  Ergänzung  der  Eisenkonstruktion 
der  Öffnung  I benutzt  werden.  Der  Rest 
sowie  die  Trümmer  der  Überbauten  III  und  IV 
waren  zu  beseitigen.  Die  somit  in  den  Öffnun- 
gen II,  III  und  IV  verbleibende  Lücke  zwischen 
den  Tragwerken  I und  V sollte  durch  die  er- 
wähnten Brücken  von  18  m und  21m  Stützweite 
geschlossen  werden,  für  welche  zwischen  den 
gemauerten  Pfeilern  Pfahljoche  zu  rammen  waren 
(Abb.  4).  An  Stelle  jedes  der  zerstörten  drei 
Überbauten  von  80  m waren  zu  verwenden  zwei 
Brücken  von  18  m und  zwei  von  21  m Stütz- 
weite; im  ganzen  waren  also  erforderlich  6 von 
18  m und  G von  21  m Stützweite.  Das  Gesamt- 
eisengewicht dieser  Brücken  beträgt  etwa  200  t. 

Die  neuen  Überbauten  bestehen  aus  Parallel- 
trägern mit  abwechselnd  steigenden  und  fallen- 
den Diagonalen  von  2 m Systemhöhe  und  1,5  m 
Feldweite.  Die  Fahrbahn  liegt  unmittelbar  über 
dem  Untergurt  zwischen  den  Hauptträgern.  Die  Querträger  sind 
Walzträger  von  305  mm  Höhe;  sie  tragen  längsliegende  Zoreseisen 
NP  9,  die  von  Querträger  zu  Querträger  frei  gespannt  sind  und  auf 
denen  die  aus  einem  Schotterbett  bestehende  Fahrbahndecke  ruht. 
Das  Schotterbett  ist  seitlich  durch  genietete  Randträger  begrenzt.  Die 
Fahrbahnbreite  beträgt  3,60  m bei  4,05  m Entfernung  von  Mitte  zu 
Mitte  Hauptträger  (Abb.  5,  6 u.  7). 

Zur  Zeit  der  Auftragerteilung  war  das  Werk  Gustavsburg  durch 
andere  Aufgaben  auf  den  Kriegschauplätzen,  die  zudem  wichtiger 
waren,  stark  in  Anspruch  genommen.  So  war  z.  B.  zu  derselben  Zeit 
auszuführen  im  Westen  der  Bau  der  Brücke  über  die  Rüpel  bei 
Boom,1)  in  der  Dobrudscha  die  Wiederherstellung  der  großen  Donau- 
brücke bei  Cernavoda,2)  in  Rußland  die  große  Dubissabrücke  bei 


Abb.  7.  Brücke  von  18  m Stützweite. 
Querschnitt  bei  1,  3 usw. 


x)  Vgl.  Zeitschr.  d.  Vereins  deutsch.  Ingen.  1920,  S.  1045. 
2)  Vgl.  Zeitschr.  d.  Vereins  deutsch.  Ingen.  1920,  S.  9 u.  f. 
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Abb.  9.  Hebungs-  und  Abbauarbeiten  in  Öffnung  I. 


Abb.  8.  Hebungsarbeiten  von  Öffnung  I aus. 


Abb.  10.  Der  gehobene  halbe  Überbau  I. 


Abb.  8 bis  10.  Straßenbrücke  über  den  Olt  bei  Slatina  in  Rumänien. 


Lidoviani.3)  Das  Werk  legte  daher  mit  Rücksicht  auf  seine  verfüg- 
baren Arbeitskräfte  von  vornherein  Wert  darauf,  nur  die  reinen 
Eisenarbeiten  selbst  zu  übernehmen,  also  lediglich  die  Aufstellung 
der  zwölf  Ersatzbrücken , die  Zerlegung  der  rechten  Hälfte  von  Öff- 
nung II  und  deren  Anbau  an  die  gehobene  brauchbare  Hälfte  des 
1 berbaues  1.  Alle  übrigen  Arbeiten,  also  die  Hebung  des  halben 
Überbaues  I,  die  Beseitigung  der  Trümmer  in  den  übrigen  Öffnungen, 

:i)  Vgl.  Eisenbau  1 920,  S.  255  u.  f. 


die  Herstellung  sämtlicher  Aufstellungsgerüste  und  das  Schlagen 
und  Verzimmern  der  Pfahljoche  für  die  Auflagerung  der  neuen 
Brücken,  wurden  dagegen  der  Firma  Karl  Brandt,  Unternehmungen 


für  Beton-,  Eisenbeton-,  Hoch- 
tragen. Diese  war  jedoch  in  ihrer 
Arbeitsleistung  durch  Mangel  an 
Holz  und  namentlich,  die  stän- 
dige Kriegserscheinung,  an  Ar- 
beitskräften stark  beeinträchtigt, 
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Abb.  11.  Straßenbrücke  über  den|01tetul  bei  Balsu  in  Rumänien.  Übersicht. 
Längenschnitt. 
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Abb.  12.  Auflagerung  auf  das  Pfahl- 
joch und  Ersatz  der  beiden  zerstörten 
Felder  0 — 2 durch  Diff.- Träger. 
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und  infolgedessen  schritten  ihre  Arbeiten  und  damit  aucli  die  davon 
abhängige  Aufstellung  der  Ersatzbrücken  langsamer  voran,  als  ge- 
plant war.  Nach  der  Hebung  des  halben  Überbaues  I ging  seine  Er- 
gänzung aus  dem  zerlegten  Überbau  II  glatt  vonstatten;  einige  außer- 
dem noch  fehlende  Glieder  wurden  aus  den  Trümmern  der  übrigen 
Öffnungen' entnommen.  Zwei  feste  Auflager  mußten  gänzlich  neu 
beschafft  werden,  da  die  Lager  der  gesprengten  Überbauten  mit 
herabgestürzt  und,  in  Wasser  und  Schlamm  liegend,  nicht  mehr  zu 
linden  waren  (Abb.  8 bis  10).  Geringfügige  Ausbesserungen  waren 
noch  an  dem  einen  Endpfosten  der  stehengebliebenen  Öffnung  V er- 
forderlich. 


Größere  Schwierigkeiten  machte  dagegen  die  Beseitigung  der 
Trümmer  in  Öffnung  IV.  Die  Fahrbahntafel  lag  mit  den  unteren 
Teilen  der  Hauptträger  hier  im  tiefen  Wasser,  so  daß  es  notwendig 
wurde,  die  Trümmer  erst  zu  heben.  Seit  der  Sprengung  waren  nun 
über  dreiviertel  Jahre  vergangen.  Infolgedessen  hatten  sich  auf  der 
Fahrbahntafel  große  Sand-  und  Kiesmassen  abgelagert  und  die  Brücke 
so  schwer  belastet,  daß  es  nicht  möglich  war,  sie  mit  den  vorge- 
sehenen Hebezeugen  und  Pressen  zu  heben.  Da  zur  Heranschaffung 
leistungsfähigeren  Gerätes  die  Firma  Brandt  längere  Zeit  nötig,  ge- 
habt hätte,  während  der  die  Eisenarbeiten  hätten  unterbrochen  werden 
müssen,  entschloß  sich  die  Baudirektion,  die  Hebungsarbeiten  der 
Öffnung  IV  und  die  anschließende  Beseitigung  der  Trümmer  eben- 
falls durch  das  Werk  Gustavsburg  ausführen  zu  lassen.  Die  weitere 
Arbeit  ging  dann  glatt  und  ohne  Zwischenfall  zu  Ende,  so  daß 
die  ganze  Brücke  Anfang  Juli  1918  dem  Verkehr  übergeben  werden 
konnte. 

Im  ganzen  wurden  rd.  300  t Eisenkonstruktion  aufgestellt.  Hier- 
von entfielen  rd.  100  t auf  die  wiederhergestellte  Öffnung  I,  während 
die  restlichen  rd.  200  t,  wie  erwähnt,  in  die  Ersatzbrücken  eingebaut 
wurden.  Die  Zahl  der  an  den  Arbeiten  des  Werkes  Gustavsburg 
beschäftigten  Arbeiter  war  nur  sehr  gering;  sie  betrug  an  deutschen 
Arbeitern  durchschnittlich  nur  5,  während  von  Einheimischen  und 
Kriegsgefangenen  etwa  40  verwendet  wurden. 


Gleichzeitig  mit  der  Wiederherstellung  der  Oltbrücke  bei  Slatina 
wurde  auch  die  Wiederinstandsetzung  einer  anderen  Brücke  des  ru 
mänischen  Kriegschauplatzes  von  dem  Werk  Gustavsburg  der  M.  A.  N. 
ausgeführt,  der  Straßenbrücke  über  den  Oltetui  (rechtsseitiger 
Nebenfluß  des  Olt)  bei  Balsu.  Diese  liegt  im  Zuge  der  Straße  Slatina — 
Craiova,  etwa  25  km  von  Slatina  entfernt.  Sie  bestand  vor  der  Spren- 
gung durch  die  zurückweichenden  Rumänen  aus  drei  Parabel- 
trägern von  je  38  m Stützweite,  die  Fahrbahn  lag  unten  zwischen  den 
Hauptträgern.  Von  dem  mittleren  Überbau  waren  die  beiden  ersten 
nach  Slatina  zu  gelegenen  Felder  gesprengt,  so  daß  er  an  diesem  Ende 
von  dem  Strompfeiler  herabgestürzt,  während  er  auf  dem  andern  auf 
dem  Auflager  liegen  geblieben  war.  Bei  dem  Absturz  war  die  Eisen- 
konstruktion nicht  weiter  verletzt  worden,  war  vielmehr  vom  Pfosten  2 
an  brauchbar  geblieben.  Es  lag  hier  also  ein  Fall  vor,  wie  ihn  das 
Werk  Gustavsburg  im  nördlichen  Belgien  bei  Wiederherstellung  der 
Rupelbrücke  bei  Boom  vorgefunden  hatte.  Die  Aufgabe  wurde 
demgemäß  auch  in  ähnlicher  Weise  wie  dort  gelöst.  Das  unver- 
sehrte Brückenstück,  7 Felder,  wurde  gehoben  und  mit  dem  neuen 
Endknoten,  Untergurtknoten  2,  auf  eine  inzwischen  gerammte  Pfahl- 
unterstützung gesetzt.  Die  zwischen  dieser  und  dem  ursprünglichen 
Strompfeiler  bleibende  Lücke  wurde  durch  einen  Walzträgerüberbau 
geschlossen  (Abb.  11). 

Von  den  12  Pfählen  des  Unterstützungsjoches  dienen  je  4 zur  un- 
mittelbaren Aufnahme  der  Auflagerkräfte  des  Fachwerkträgers.  Die 
Kräfte  wurden  auf  die  Pfähle  durch  einen  Verteilungsrost  aus 
Walzträgern  übertragen.  Dieser  besteht  aus  zwei  in  der  Quer- 
richtung über  je  6 Pfähle  gelegten  Differdinger  Trägern  I 65B.  Zwischen 
diesen  sind  in  der  Längenrichtung  kurze  Querstücke  eingespannt,  die 
aus  I N P 45  bestehen  und  auf  denen  die  unteren  Auflagerkörper  der 
Fachwerkträger  ruhen.  Der  eine  der  Querträger  dient  gleichzeitig  der 
Auflagerung  des  neu  eingebauten  Walzträgerüberbaues.  Dieser  wird 
gebildet  aus  6 in  0,96  m Abstand  liegenden  parallelflanschigen  Differ- 
dinger Trägern  Nr.  50;  sie  haben  eine  Spannweite  von  6,99  m und 
werden  durch  einen  einfachen  Windverband  aus  Winkeleisen  ver- 
spannt. Über  die  Träger  sind  18  cm  starke  Querbohlen  gestreckt, 
die  das  Schotterbett  tragen.  Seitlich  sind  erhöhte  Bohlenwege  für 
Fußgänger  angebracht  (Abb.  12  u.  13). 

Die  Pfosten  2 und  3 sowie  die  Diagonale  II — 3 des  Fachwerk-, 
brückenbaues  bestanden  ursprünglich  aus  genieteten  I -Profilen.  Für 
die  aus  der  Verkürzung  der  Stützweite  sich  ergebenden  größeren  Stab- 
kräfte reichte  bei  den  Pfosten  2 und  3 die  Knicksicherheit,  bei  der 
Diagonale  II— 3 die  Zugfestigkeit  nicht  aus.  Dementsprechend  wurde 
der  Pfosten  2 durch  2 C-Eisen  N P 14,  der  Pfosten  3 durch  2 Lamellen 
200X12  verstärkt,  die  jedoch  nicht  mit  an  die  Knotenbleche  an- 
geschlossen wurden,  während  auf  Diagonale  II — 3 2 Lamellen  160  X 10 
gelegt  wurden,  die  mit  den  Knotenblechen  verlascht  wurden  (Abb.  12). 

An  weiteren  Eisenarbeiten  blieb  nur  noch  der  Einbau  eines  neuen 
Querträgers  im  Knotenpunkt  2 des  gehobenen  Überbaues  und  die  Er- 
neuerung des  Endquerträgers  der  Nachbaröffnung,  welche  beide  eben- 
falls bei  der  Sprengung  beschädigt  worden  waren. 

Auch  hier  hatte  das  Werk  Gustavsburg  mit  Rücksicht  aut 
den  Arbeitermangel  nur  die  eigentlichen  Eisenarbeiten  übernommen, 
während  die  Hebung  des  abgestürzten  Überbaues  sowie  die  Herstellung 
des  Pfahljoches'  von  der  Baudirektion  der  Firma  Brandt  übertragen 
worden  war.  Da  sich  diese  Arbeiten  aus  den  gleichen  Gründen  wie 
die  bei  Slatina  verzögerten,  konnte  Werk  Gustavsburg,  das  den  Auf- 
trag am  14.  Juni  1917  erhalten  hatte,  die  Aufstellungs-  und  Verstär- 
kungsarbeiten erst  im  Spätherbst  1917,  gleichzeitig  mit  denen  in  Slatina, 
durchführen.  Das  Gesamtgewicht  der  eingebauten  Eisenkonstruktion 
beträgt  24  t;  die  Arbeiter  waren  die  gleichen  wie  in  Slatina  und  wur- 
den nach  Bedarf  und  dem  dortigen  Stand  der  Arbeiten  entsprechend 
herangezogen. 


Vermischtes. 


Zu  Ehrenmitgliedern  der  Technischen  Hochschule  Danzig  haben 
Rektor  und  Senat  ernannt:  den  Ministerialdirektor  2)r.=;3ng.  Dr.  Nau- 
mann (diesen  in  Gemeinschaft  mit  den  übrigen  preußischen  Tech- 
nischen Hochschulen),  ferner  den  Oberverwaltungsgerichtsrat  Boden - 
stein  in  Berlin  und  den  Generaldirektor  2)r.=!3ug.  Vogler  in  Dort- 
mund. 

Als  Beihilfen  fiir  die  Abbiirdung  der  Baukosteniiberteuernug 
beim  Bau  neuer  Wohnungen  sind  von  der  preußischen  Landesver- 
sammlung 400  Mill.  Mark  aus  Staatsmitteln  bewilligt  worden.  Die 
dem  Gesetzentwurf  beigegebenen  Erläuterungen  führen  hierzu  u.  a.  aus: 
Um  die  Verlustgefahr  bei  der  Verzinsung  des  aufgewendeten  Bau- 
kapitals zu  vermindern  und  das  Geld  für  Neubauten  zu  beschaffen, 
das  durch  Realkredit  nicht  aufgebracht  werden  kann,  bleibt  nur  übrig, 
durch  Gewährung  von  Zuschüssen  aus  öffentlichen  Mitteln  einen  Teil 
der  unrentierlichen  Kosten  zu  gewähren.  Hierzu  bot  zunächst  die 
Bundesratverordnung  vom  31.  Oktober  1918  über  die  Baukostenzu- 


schüsse aus  Reichsmitteln  eine  Handhabe.  Nach  dieser  Verordnung 
wurde  die  Hälfte  der  Baukostenüberteuerung  vom  Reich,  mindestens 
ein  Viertel  vom  Lande  und  der  Rest  von  derjenigen  Gemeinde 
übernommen,  in  der  eine  Wohnung  errichtet  werden  sollte;  hier- 
nach wurde  bis  Ende  1919  verfahren.  Im  Jahre  1920  wurden  zu 
dem  gleichen  Zweck  auf  Grund  der  Reichsratbestimmungen  vom 
10.  Januar  1920  über  die  Gewährung  von  Reichsmitteln  zur  Schaffung 
neuer  Wohnungen  unverzinsliche,  bedingt  rückzahlbare,  festbegrenzte 
Reichsdarlehne  gewährt,  zu  denen  die  Gemeinden  in  Höhe  von  einem 
Drittel  des  Reichsdarlehns  beizutragen  hatten.  Die  Länder  beteiligten 
sich  1920  an  der  Übernahme  der  unrentierlichen  Baukosten  nicht. 

Zur  Gewährung  von  Baukostenzuschüssen  wurden  vom  Reich  im 
Jahre  1918  zunächst  500  Mill.  Mark  und  im  Herbst  1919  noch  ein- 
mal 150  Mill.  Mark  zur  Verfügung  gestellt,  von  denen  auf  Preußen 
391697  000  (300 -j-  91,697  Mill.)  Mark  entfielen.  Hierzu  mußten 
149  731  500  -j-  45  848  500  = 195  580  000  Mark  staatlicherseits  als  Bau- 
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kostenzuschtlsse  zur  Verfügung  gestellt  werden.  Da  aber  ein  großer 
Teil  der  Bauten,  für  die  Baukostenzuschüsse  bewilligt  waren,  infolge  der 
Steigerung  der  Baukosten  mit  den  bewilligten  Zuschüssen  nicht  fertig- 
gestellt werden  konnte,  wurden  vom  Reich  sogenannte  Sanierungs- 
mittel bewilligt,  nämlich  im  Frühjahr  1920  200  Mill.  Mark  und  im  Herbst 
1920  275  Mill.  Mark,  von  denen  Preußen  120  520000  -f-  172  750 000 
= 293  270  000  Mark  erhalten  hat,  und  zu  denen  es  bestimmungsmäßig 
60260000  -j-  8G  375  000  = 146  635  000  Mark  hinzugewähren  muß.  Außer- 
dem hat  Preußen  für  eine  vom  Reich  aus  besonderen  Mitteln  unter- 
stützte Siedlung  noch  958  000  Mark  zu  übernehmen.  Insgesamt  sind 
somit  an  Baukostenzuschüssen  vom  Reich  684  9G7  000  Mark  und  von 
Preußen  343  173  000  Mark,  zusammen  1 028  140  000  Mark  für  Wohnungs- 
bauten im  preußischen  Staatsgebiet  in  amtlichen  Bescheiden  zugesagt 
worden.  Dazu  kommt  noch  die  Beteiligung  der  Gemeinden,  so  daß 
für  die  Bauvorhaben  aus  dem  Jahre  1919  insgesamt  mit  etwa 
1,4  Milliarden  an  Baukostenzuschüssen  zu  rechnen  ist. 

Von  dem  preußischen  Anteil  sind  durch  das  Gesetz  über  die 
Feststellung  des  Staatshaushaltplanes  für  das  Rechnungsjahr  1919  vom 
17.  Dezember  1919  100  Mill.  Mark  und  durch  das  Gesetz,  betreffend 
die  vorläufige  Regelung  des  Staatshaushalts  für  das  Rechnungsjahr  1920 
vom  6.  Mai  1920  95  580  000  Mark,  zusammen  also  195  580000  Mark  be- 
willigt. Ferner  sind  mit  dem  Entwurf  eines  Gesetzes,  betreffend  die 
Feststellung  eines  Nachtrags  zum  Staatshaushalt  für  das  Rechnungs- 
jahr 1920  161  218  000  Mark  angefordert.  Bei  Annahme  dieses  Gesetz- 
entwurfs würden  demnach  in  Preußen  356  798  000  Mark  zwecks  Über- 
nahme des  anteiligen  Viertels  an  der  Baukostenüberteuerung  zur  Ver- 
fügung stehen. 

Im  Jahre  1920  sind  vom  Reich  für  die  Gewährung  von  Reichs- 
darlehnen  500  Mill.  Mark  bereitgestellt  worden,  von  denen  auf  Preußen 
276  087  177  Mark  entfallen  sind.  Dieser  Betrag  konnte  aber  für  die 
Unterstützung  von  Neubauten  nicht  voll  ausgenutzt  werden,  weil  nach 
einer  Bestimmung  des  Reichs  der  bis  Juli  1920  noch  nicht  verwendete 
Betrag  ebenfalls  zur  Sanierung  der  Bauten  aus  1919  herangezogen 
werden  mußte.  1919  und  1920  sind  somit  insgesamt  1 304  227  177  Mark 
an  Reichs-  und  Staatsmitteln  zur  Förderung  des  Wohnungsbaues  in 
Preußen  aufgewendet  worden.  Die  Zahl  der  bis  Ende  1920  damit 
unterstützten  Wohnungsbauten  beläuft  sich  etwa  auf  74  000,  von 
denen  etwa  21000  NqG  und  Behelfswohnungen  und  53  000  Dauer- 
wohnungen sind.  Bis  Oktober  1920  waren  etwa  40  000  Dauerwoh- 
nungen und  20  000  Behelfswohnungen  fertiggestellt.  Die  Fertigstellung 
der  noch  im  Bau  begriffenen  ist  bis  Ende  April  d.  J.  zu  erwarten. 

Lichtbilder  nacli  Werken  deutscher  Plastik  aus  dem  Kaiser- 
Friedrich -Museum  in  Berlin  werden  von  der  Staatlichen  Meßbild- 
anstalt im  Lesesaal  der  Bücherei  des  Kunstgewerbemuseums  in  Berlin 
während  des  Januars  1921  ausgestellt.  Auch  auf  diesem  neuen  Be- 
tätigungsfelde bewährt  die  Anstalt  ihren  wohlerworbenen  Ruf. 

Vielgeschossige  Häuser  (Hochhäuser)  für  Geschäfts-  und  Ver 
waltungszwecke  dürfen  nach  dem  Erlaß  des  preußischen  Ministers  für 
Volkswohlfahrt  vom  3.  Januar  d.  J.  fortan  von  den  Aufsichtsbehörden 
genehmigt  werden.  Ihre  Zulassung  soll  aber  nur  im  Einzelfall  erwirkt 
werden,  da  derartige  Hochbauten  die  Nachbarschaft  durch  Licht- 
entziehung schädigen,  namentlich  aber  den  Verkehr  stören  und  das 
Städtebild  künstlerisch  beeinträchtigen  können.  Bei  der  Neuheit  und 
Bedeutung  der  Frage  behält  sich  der  genannte  Minister  auch  in 
jedem  Fall  vor  Einleitung  des  Ausnahmeverfahrens  die  eigene  Stellung- 
nahme bis  auf  weiteres  vor. 

Eine  Dienststelle  fiir  Kunstschrift  hat  unter  Leitung  des  Stadt- 
bauinspektors Jackstein  die  Stadt  Altona  eingerichtet.  Ein  in 
250  Abdrucken  an  die  zuständigen  Stellen  versendetes  Heft  gibt  be- 
merkenswerte Beispiele  würdiger  Gestaltung  von  Wappen-  und  Scbrift- 
stempeln,  unter  andern  auch  für  den  neuen  Reichsadler.  Diesese  Be- 
streben, künstlerische  Grundsätze  im  Äußern  des  amtlichen  Schriftwesens 
zur  Geltung  zu  bringen,  ist  besonders,  wo  es  so  erfolgreich  in  Angriff  ge- 
nommen ist  wie  von  der  Altonaer  Dienststelle,  lebhaft  zu  begrüßen. 

Richtlinien  für  den  Bau  und  Betrieb  von  Heiz-,  Koch-  und 
Badeeinrichtungen  zur  Erzielung  eines  sparsamen  Brennstoffver- 
brauchs im  Haushalt  und  Gewerbe  hat  die  Brennkrafttechnische 
Gesellschaft  (e.  V.)  durch  ihre  Geschäftstelle  Berlin  herausgegeben 
Um  die  bisher  nebeneinander,  vielfach  auch  gegeneinander  wirkenden 
Bestrebungen  zu  vereinigen,  sind  die  im  Druck  sieben  Oktavseiten 
einnehmenden  Richtlinien  unter  Mitwirkung  der  heiztechnischen  Landes- 
kommission für  das  Ofensetzergewerbe  in  Berlin,  der  Vereinigung 
deutscher  Ofenfabrikanten  in  Düsseldorf  und  der  wärmetechnischen 
Abteilung  des  Verbandes  deutscher  Zentralbeizungsindustrie  in  Berlin 
aufgestellt  worden.  Sie  gliedern  sich  in  die  Abschnitte  A.  Herstellung 
und  Benutzung  der  Gebäude,  B.  Kachelöfen  und  Kachelherde,  C.  eiserne 
Heiz-  und  Badeöfen  sowie  Herde,  D.  Gasöfen  und  Gaskocher  und 
E.  Zentralheizungen  und  enthalten  unter  B bis  E je  eine  Anweisung 
für  den  Bau  und  für  den  Betrieb,  alles  für  den  Techniker  und  den 
Nutznießer  notwendige  in  knappen,  aber  doch  klaren  Sätzen  dar- 


stellend. Auf  die  erste  Hälfte  des  Abschnitts  A,  der  die  bei  Planung 
und  Ausführung  der  Bauten  wichtigen,  oft  genannten,  aber  immer 
wieder  vernachlässigten  Regeln  zusammenfaßt,  sei  an  dieser  Stelle 
noch  besonders  hingewiesen.  Die  Richtlinien  können  zum  Stückpreis 
von  0,60  Mark,  jedoch  nicht  unter  10  Stück,  bei  der  Geschäftstelle 
Berlin  W 9,  Potsdamer  Straße  21  a,  bestellt  werden. 

Psychotechnische  Eignungsprüfung  bei  der  Eisenbalinverwal- 
tung.  Die  in  den  Eisenbahnwerkstätten  einzustellenden  Lehrlinge 
wurden  bisher  mehr  nach  persönlichen  Beziehungen  und  Zufälligkeiten 
ausgewählt  als  nach  den  Gesichtspunkten  der  Geeignetheit.  Vor- 
zugsweise wurden  Söhne  von  Eisenbahnbeamten  und  diese  in  der 
Reihenfolge  ihrer  Anmeldung  eingestellt.  Durch  eine  derartige  Aus- 
wahl war  weder  der  Verwaltung  noch  den  Bewerbern  geholfen;  die 
jungen  Leute  wurden  oft  nicht  an  den  richfigen  Platz  gestellt,  und 
dadurch  wurde  Vergeudung  an  Menschenkraft  getrieben  und  Arbeits- 
unlust gefördert.  Hier  Abhilfe  zu  schaffen  ist  insbesondere  die 
Psychotechnik  berufen,  die  schon  vor  dem  Kriege  insbesondere  in 
Deutschland  und  Amerika  eine  bekannte  Wissenschaft  wTar,  mit  der 
aber  größere  praktische  Erfolge  erst  im  Kriege  erzielt  wurden,  als  es 
darauf  ankam,  Menschenkräfte  auf  das  äußerste  auszunutzen.  Der 
überaus  starke  Andrang  zum  Handwerkerberuf  veranlaßte  die  führende 
Privatindustrie,  sich  der  Psychotechnik  in  großem  Stil  zu  bedienen,  und 
so  werden  heute  z.  B.  bei  den  Firmen  Siemens,  A.  E.  G.,  Ludw.  Loewe 
Lehrlinge  nur  noch  auf  Grund  psychotechnischer  Prüfungen  eingestellt. 

Auch  die  Eisenbahnverwaltung  hat  im  Herbst  1919  zum  erstenmal 
im  Bereich  der  Eisenbahndirektion  Berlin  die  Einstellung  von  Lehr- 
lingen von  einer  psychotechnischen  Eignungsprüfung  abhängig  ge- 
macht, und  es  wurden  Versuche  angestellt  über  die  Geeignetheit  des 
Verfahrens,  indem  Ergebnisse  der  psychotechnischen  Prüfung  mit  der 
wirklichen  praktischen  Bewährung  verglichen  wurden,  wobei  sich  eine 
vorzügliche  Übereinstimmung  herausstellte. 

Im  September  1920  fand  in  Berlin  ein  Kursus,  an  dem  sich  Ver- 
treter aller  Eisenbahn-Generaldirektionen  und  -Direktionen  beteiligten, 
statt,  der  insbesondere  bezweckte,  weitere  Kreise  der  Eisenbahnver- 
waltung in  das  neue  Prüfverfahren  einzuführen.  Nunmehr  soll  zum 
1.  Februar  1921  eine  „Psychotechnische  Versuchstelle  der  Reichseisen- 
bahnverwaltung bei  der  Eisenbahndirektion  Berlin“  (abgekürzt  „Psytev“) 
eingerichtet  werden.  Ihr  hauptamtlicher  Leiter  ist  ein  Eisenbahn- 
beamter mit  voller  akademischer  Bildung,  ihm  stehen  außer  Bureau- 
und  anderen  Hilfskräften  mindestens  ein  maschinentechnischer,  ein 
bau-  und  betriebstechnischer  und  ein  Verwaltungsbeamter  mit  wissen- 
schaftlicher Befähigung  als  Hilfsarbeiter  sowie  ein  nebenamtlicher 
Psycbotechniker  mit  ärztlicher  Vorbildung  zur  Seite.  Die  Hauptauf- 
gabe der  Versuchstelle  soll  es  zunächst  sein,  geeignete  Verfahren  für  . 
die  besonderen  Zwecke  der  Eisenbahn  und  Grundsätze  für  die  Be- 
wertung der  Prüfungsergebnisse  zu  ermitteln,  ferner  Eignungsprüfungen 
unter  Umständen  auch  außerhalb  des  Berliner  Direktionsbereiches  aus- 
zuführen, Prüfbeamte  auszubilden,  Vorschriften  auszuarbeiten,  Prüfein- 
richtungen durchzubilden  und  die  Eignungsprüfungen  zu  überwachen. 

Die  im  Bereich  der  Eisenbahndirektion  Berlin  zu  Ostern  1920  und 
1921  einzustellenden  Lehrlinge  wurden  psychotechnisch  bisher  im 
Psychotechnischen  Laboratorium  der  Technischen  Hochschule  in  Char- 
lottenburg unter  Leitung  des  Dr.  Moede,  teilweise  auch  in  der  l 
Gewerbeschule  Charlottenburg  unter  Leitung  des  Direktors  Stoltenberg 
geprüft.  Nach  dem  Ergebnis  der  Prüfung,  auch  unter  Berücksichtigung 
früherer  Schulzeugnisse,  erhalten  die  Bewerber  eine  Rangziffer,  nach 
der  sie  eingestellt  werden. 

Kirchmöser  a.  d.  Havel.  Neesen,  Regierungsbaumeister. 

Normung  gußeiserner  Kanalisationsgegenstiinde  und  Abfluß- 
rohre. In  den  Sitzungen  der  Arbeitsausschüsse  des  Normenaus- 
schusses der  Deutschen  Industrie  in  Berlin  wurden  am  7.  De- 
zember 1920  folgende  Beschlüsse  gefaßt: 

D I Norm  590  (Kellersinkkasten  ohne  Putzöffnung),  D I Norm  592 
(Deckensinkkasten)  wrnrden  festgestellt  und  an  den  Vorstand  zur  end- 
gültigen Genehmigung  und  Veröffentlichung  abgegeben,  desgl.  591 
(Kellersinkkasten  mit  Putzöffnung)  unter  gewissen  Bedingungen.  Runde 
Kellersinkkasten  sollen  zur  Zeit  nicht  normiert  werden.  Für  Absperr- 
schieber gegen  Kanalwasserrückstau  wurden  Richtlinien  angenommen. 
Hierzu  wird  ein  Normenblatt  bearbeitet  und  ausgeschrieben  werden. 
Straßensinkkasten  und  Schachtabdeckungen  werden  in  der  nächsten  ' 
Sitzung  behandelt. 

D I Norm  364  (Abflußrohre),  D I Norm  540  (Abflußkrümmer)  und  , 
DINorm541  (Abflußübergangsrohre,  Abflußübergangskrümmer)  wurden 
festgestellt  und  an  den  Vorstand  zur  Genehmigung  und  Veröffentlichung 
abgegeben.  D I Norm  542  (Abfluß -S- Stücke),  D I Norm  543  (schräge  ! 
T-Stücke  mit  45°-Winkel  für  Abflußrohre),  D I Norm  544  (schräge 
Kreuzstücke  mit  45  “-Winkel  für  Abflußrohre)  und  D I Norm  545  (Form- 
stücke  für  Abflußrohre)  wurden  dann  als  Entwurf  festgestellt;  sie 
werden  demnächst  öffentlich  ausgeschrieben.  In  Bearbeitung  befinden 
sich  Muffenverschlüsse,  Reinigungsrohre,  Geruchverschlußrohre. 

Gotha.  Dr.  Schubert. 


V erlag  vou  Wilhelm  Er  ns  t & Sohn , Berlin.  — Für  den  nichtamtlichen  Teil  verantwortlich : Fr.  Sohultze,  Berlin.  — Druck  der  Buchdruckerei  Gebrüder  Ernst  Berlin. 
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Längenschnitt 


Von  Dipl. -Ing.  Edgar  Schmidt  in  Berlin  - Lichterfelde. 


Vielfach  haben  sich  im  Laufe  der  Zeit  in  alten  Gewölben  und 
Pfeilern,  die  dauernd  dem  Eisenbahnverkehr  dienen,  in  erheblichem 
Umfang  Risse  gebildet.  Risse  senkrecht  zur  Gleisrichtung,  also  parallel 
zur  Gewölbeachse,  sind  seltener,  häufiger  dagegen  solche,  die  in  der 
Richtung  der  Gleisacbse  verlaufeü.  Diese  Risse  können  dadurch  eine 
große  Betriebsgefahr  herbeiführen,  daß  sie  nicht  sofort  beobachtet 
werden,  und  infolgedessen  ganze  Stücke  aus  dem  Gewölbe  heraus- 
fallen. Wie  groß  die  wirkenden  Kräfte  sein  müssen,  um  Teile 
eines  Gewölbes  durch  Risse  voneinander  zu  trennen,  entzieht  sich  der 
genauen  Berechnung;  aber  gering  können  sie  nicht  sein,  denn  es 
sind  Risse  festgestellt  worden,  die  nicht  nur  den  Fugen  entlang  laufen, 
sondern  sogar  quer  durch  die  Steine  gehen.  Wenn  diese  Risse  sich 
durch  die  ganze  Pfeilerhöhe  fortpflanzen,  kann  als  Hauptursache 
dieser  Erscheinung  einzig  und  allein  ein  ungleichmäßiges  Setzen  der 
Pfeiler  angenommen  werden.  Dieses  ist  wiederum  eine  unmittelbare 
Folge  der  mit  der  Zeit  bedeutend  schwerer  gewordenen  Loko- 
motiven, die  den  Baugrund  weit  höher  beanspruchen,  als  beim  Bau 


Abb.  1.  Grundriß. 


Ahb  2.  Querschnitt 
nach  ab  c d. 


angenommen  wurde.  In  den  Städten  wird  auch  das  Sinken  des- 
Grundwassers  mehr  oder  minder  einen  Einfluß  auf  das  Setzen  der 
Pfeiler  ’ausühen.  Die  im  Laufe  der  Zeit  immer  größer  werdenden 
Lasten  und  die  neu  auftretenden  Beanspruchungen  veranlaßten  das 
preußische  Ministerium  der  öffentlichen  Arbeiten,  eine  Vorschrift  für 
die  eisernen  Brücken  zu  erlassen,  nach  der  diese  Bauwerke  in  vier 
Klassen  eingeteilt  werden.  Diese  Klasseneinteilung  hat  den  großen 
Vorteil,  den  Überblick  zu  erleichtern  und  die  Tragfähigkeit  kurz  und 
bestimmt  zu  kennzeichnen.  Mit  Hilfe  dieser  Vorschrift,  die  aber  nur 
für  eiserne  Brücken  gilt,  kann  ohne  weiteres  festgestellt  werden, 
welche  eisernen  Überbauten  zu  verstärken  sind,  während  als  An- 
haltpunkt für  die  Verstärkung  massiver  Bauwerke  nur  der  jeweilige 
Bauzustand  ausschlaggebend  ist,  das  heißt,  wenn  eine  wesentliche 
Baufälligkeit,  sei  es  durch  Risse  oder  aus  anderen  Gründen,  sich  be- 
merkbar macht.  Gewiß  sind  Risse  in  einem  massiven  Bauwerk  deut- 
liche Kennzeichen  dafür,  daß  zu  hohe  Beanspruchungen  darin  auftreten 
und  daß  es  nicht  mehr  den  heutigen  Lasten  gewachsen  ist;  aber  es 
wäre  entschieden  wirtschaftlicher,  eine  Verstärkung  vor- 
zunehmen, noch  ehe  diese  auf  eine  Baufälligkeit  hin- 
weisenden Risse  auftreten.  Die  dadurch  erzielten  Ersparnisse 
dürften  nicht  unbedeutend  sein.  Die  Aufstellung  einer 
ähnlichen  Vorschrift  wie  für  die  eisernen  Brücken  stößt  hier 
jedoch  auf  große  Schwierigkeiten,  denn  die  starischen  Ver- 
hältnisse der  massiven  Bauwerke  mit  ihren  verschiedenen 
Gründungsarten  sind  nicht  so  klar  und  einfach  wie  die  der 
eisernen  Brücken.  Es  bleibt  demnach  bei  diesen  Bauwerken 
nichts  anderes  übrig,  als  sie  gründlich  auf  ihre  Stand- 
sicherheit sachgemäß  nachzuprüfen  und  festzustellen,  welche 
Annahmen  bei  ihrer  Erbauung  gemacht  worden  sind. 

Die  Verstärkung  eines  Gewölbes  bietet  insofern  Schwie- 
rigkeiten, als  seine  Masse  nicht  als  gleichartig  gefügt  be- 
zeichnet werden  kann,  so  daß  in  statischer  Hinsicht  Vor- 
sicht walten  muß,  umsomehr  als  die  Verstärkung  meisten- 
teils während  des  Betriebs  zu  erfolgen  hat. 

Ferner  ist  aus  Gründen  der  Wirtschaftlichkeit  auf  die 
unteren  Gewölberäume  besondere  Rücksicht  zu  nehmen,  da 
diese  Räume  in  vielen  Fällen  auf  Grund  langfristiger  Ver- 
träge an  Unternehmer  vermietet  sind,  die  sie  als  Lager  oder 
Fabrikräume  benutzen.  Die  durch  eine  Verstärkung  bedingte 
Raumeinschränkung  muß  daher  möglichst  gering  sein,  um 
Mietausfälle  und  Auszahlung  von  Entschädigungen  zu  ver- 
meiden. Die  Verstärkung  kann  dadurch  erfolgen,  daß  neue 
Teile  an  dem  vorhandenen  Bauwerk  angebracht 
werden,  oder  dadurch,  daß  unterhalb  des  vor- 
handenen Gewölbes  ein  neues  Gewölbe  oder 
ein  Zwischenpfeiler  mit  Gewölben  von  halber 
Lichtweite  eingebaut  wird.  Da  kaum  ein  Zu- 
sammenwirken beider  Gewölbe  zu  erwarten  ist, 
wird  bei  den  beiden  letzten  Verstärkungsmög- 
lichkeiten gewöhnlich  das  ursprüngliche  Ge- 
wölbe im  Scheitel  oder  an  anderen  passenden 
Stellen  geöffnet.  Das  ursprüngliche  Gewölbe 
wird  als  tote  Masse  betrachtet.  Das  Öffnen  des 
Gewölbes  hat  in  statischer  Beziehung  den  Vor- 
teil, daß  sämtliche  Lasten  einwandfrei  von  den 
neuen  Konstruktionen  aufgenommen  werden. 
Durch  den  Einbau  eines  neuen  Gewölbes  werden 
die  Spannungen  und  die  Bodenpressungen  der 
Pfeiler  nicht  erheblich  herabgesetzt,  wenn  keine 
Verbreiterung  der  Pfeilerfundamente  stattfindet.  Wird 
das  ursprüngliche  Gewölbe  nicht  geöffnet,  so  müssen 
die  Zwickel  zwischen  dem  neuen  und  alten  Gewölbe 
mit  der  größten  Sorgfalt,  vielleicht  unter  Anwendung 
von  Preßzement,  ausgefüllt  werden,  da  sonst  eine 
Lastübertiagung  höchst  zweifelhaft  sein  würde.  Wie 
die  Kräfte  überhaupt  wirken,  läßt  sich  in  diesem  Fall 
nicht  ermitteln,  und  es  ist  nicht  ausgeschlossen,  daß 
trotzdem  ein  Setzen  des  Pfeilers  stattfindet,  durch 
das  Rissebildungen  in  dem  neuen  Gewölbe  entstehen 
können.  Bei  dem  Einbau  eines  Zwischenpfeilers  mit 
Gewölben  von  halber  Lichtweite  sind  in  statischer 
Hinsicht  Bedenken  nicht  zu  erheben,  denn  es  tritt 
eine  wesentliche  Herabsetzung  der  Spannungen  ein. 
Bei  schlechtem  Baugrund  dürfte  die  Gründung  der 
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und  die 


Zwischenpfeiler  schwierig  auszuführen  sein 
ohnehin  bedeutenden  Kosten  sehr  erhöhen. 

Bei  den  erwähnten  Verstärkungsmöglichkeiten  wird 
das  vorhandene  Bauw'erk  zum  größten  Teil  durch  eine 
andere  Konstruktion  ersetzt,  und  nur  wenige  Teile  des 
alten  Bauwerks  werden  in  ihrer  früheren  Gestalt  als 
Tragglieder  wieder  benutzt,  ein  Umstand,  der  die  Ver- 
stärkungsarbeiten wesentlich  verteuert.  Auch  die  Raum- 
einschränkung ist  bedeutend,  so  daß  wirtschaftliche  Be- 
denken entstehen,  falls  die  unteren  Räume  vermietet  sind. 

Ferner  wäre  noch  ein  Vorschlag  für  Gewölbe  von  kleinen 
Lichtweiten  zu  erwähnen,  der  die  vollkommene  Beseiti- 
gung der  vorhandenen  Gewölbe  vorsieht  und  sie  durch 
Walzträger  mit  Betonkappen  ersetzt.  Die  Kosten  dieser 
Verstärkungsart  sind  jedoch  sehr  hoch;  eine  Raum- 
einschränkung  tritt  nicht  ein. 

Weit  größere  Vorteile  bietet  folgendes  Verfahren. 

Als  Beispiel  diene  ein  Gewölbe  von  8 m Lichtweite,  auf 
dem  vier  Gleise  ruhen.  Die  Entlastung  des  vorhandenen 
Gewölbes  und  Pfeilers  wird  dadurch  erreicht,  daß  ober- 
halb des  Gewölbes  ein  Trägerrost  angeordnet  wird,  auf 
dem  die  Querschwellen  unmittelbar  gelagert  sind.  Die  Ab- 
stützungen dieses  Trägerrostes  durchdringen  frei  geführt 
das  Gewölbe  in  einbetonierten  Muffen  und  übertragen 
die  senkrechten  Auflagerdrücke  unmittelbar  entweder 
auf  das  Erdreich  oder  auf  eine  unterhalb  des  Gewölbes  angeordnete 
Eisenkonstruktion,  die  den  örtlichen  Verhältnissen  beliebig  angepaßt 
werden  kann. 

Die  auftretenden  Seitenkräfte  (4  t für  ein  Gleis),  die  für  die  Be- 
anspruchungen im  Gewölbe  von  geringer  Bedeutung  sind,  können 
von  dem  vorhandenen  Gewölbe  durch  Verankerungen,  Aussteifungen 
oder  durch  andere  dazu  geeignete  Konstruktionsteile  aufgenommen 
werden.  Diese  sind  jedoch  so  zu  gestalten,  daß  sie  nur  wagerechte 
Kräfte  auf  das  Gewölbe  übertragen  und  die  senkrechten  Durchbie- 
gungen der  eigentlichen  Tragteile  nicht  behindern.  In  dem  Beispiel 
(vgl.  Abb.  I bis  3)  erfolgt  die  Aufnahme  dieser  Seitenkräfte  durch  Ver- 
ankerungen der  beiden  Endquerträger  mit  knicksicher  ausgebildeten 
Flacheisen.  Da  außerdem  die  Träger  in  der  Bettung  stecken,  ist  zu 
erwarten,  daß  die  Seitenkräfte  nicht  in  völler  Größe  zur  Wirkung 
gelangen.  Eine  Druckübertragung  der  unteren  Fläche  des  Träger- 
rostes auf  das  Gewölbe  wird  dadurch  vermieden,  daß  entweder  ein 
Hohlraum  oder  eine  Schüttung  aus  nachgiebigen  Stoffen  dazwischen- 
geschaltet wird.  Um  festzustellen,  wie  weit  in  einem  zu  stark  bean- 
spruchten Gewölbe  mit  Pfeilern  die  auftretenden  Spannungen  bei 
diesem  Verfahren  herabgemindert  werden,  wurde  ein  Gewölbe  von 
8 m Lichtweite  untersucht.  Die  Rechnung  ist  wie  folgt  durchgeführt. 

I.  LTntersuchung  des  Gewölbes:  Zur  Ermittlung  der  Span- 
nungen in  dem  Gewölbe  sind  zwei  Stützlinien  gezeichnet,  und  zwar 
für  volle  und  einseitige  Belastung.  Die  Durchgangspunkte  der  Stütz- 
linien sind  aus  der  Abb.  4 ersichtlich;  sie  sind  so  gewählt,  daß  die 
Stützlinien  für  beide  Belastungsfälle  im  entlasteten  Gewölbe  noch 
innerhalb  des  Kernes  verlaufen.  Um  die  Ergebnisse  mit  denen  des 
früheren  Zustandes  vergleichen  zu  können,  sind  dieselben  Stützlinien 
in  dem  ursprünglichen  Gewölbe  vor  der  Entlastung  eingezeichnet. 
Die  Ergebnisse  sind  in  der  folgenden  Tabelle  enthalten. 
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II.  Zwischenpfeileruntersuchung.  1.  Für  das  ursprüngliche 
Gewölbe.  Für  die  Untersuchung  der  Zwischenpfeiler  ist  angenommen, 
daß  ein  anschließendes  Gewölbe  voll  belastet,  das  andere  unbelastet 
ist.  Dabei  ist  für  die  Ermittlung  der  Spannungen  in  der  Fuge  a — a 
und  der  Bodenpressungen  in  dem  belasteten  Gewölbe  die  innerhalb 
des  Kernes  gelegene  Minimalstützlinie  und  für  das  unbelastete  Ge- 
wölbe die  entsprechende  Maximalstützlinie  verwendet  worden.  Es 
ergibt  sich  für  die  Fuge  a — n:  o = 35  kg/qcm  (Q3)  und  für  die  Boden- 
pressungen eine  Spannung  von  10,4  kg/qcm  (QQ.  Noch  ungünstiger 
werden  die  Verhältnisse,’ wenn  die  Stützlinien  durch  die  Mitten  der 
Kämpfer-  und  Scheitelfugen  gelegt  wrerden  (vgl.  Q»),  da  hier  die 
Resultante  vollständig  aus  dem  Pfeiler  herausfällt. 

2.  Für  das  entlastete  Gewölbe.  Für  das  entlastete  Gewölbe  ist 
die  Untersuchung  in  gleicher  Weise  durchgeführt.  Bei  der  Verwendung 
der  Minimal-  und  Maximalstützlinie  fällt  die  Resultierende  (Qi)  nach 
der  belasteten  Seite,  so  daß  dieser  Belastungszustand  im  Widerspruch 
zu  den  Annahmen  steht.  Die  Resultierende  Q.,'  aus  den  durch  die 
Mitten  gelegten  Stützlinien  liefert  für  die  Fuge  a — a eine  Spannung 
er  = 7,5  kg/qcm  und  eine  Bodenpressung  von  ö = 4,2  kg/qcm.  Es 
lassen  sich  auch  Stützlinien  angeben,  bei  denen  die  Resultierende  an- 
nähernd in  Pfeilermitte  verbleibt  (§4).  Die  zugehörige  Stützlinie 
(linkes  Gewölbe  voll  belastet,  Stützlinie  s 2',  rechtes  Gewölbe  Maximal- 
drucklinie) verbleibt  in  dem  entlasteten  Gewölbe  noch  im  Kern,  so 
daß  dieser  Belastungszustand  durchaus  wahrscheinlich  ist.  Die 
Bodenpressung  für  diesen  Fall  beträgt  <r=2,3  kg/qcm. 

Die  im  vorstehenden  erläuterte  Verstärkungsart  hat  in  statischer 
Hinsicht  die  folgenden  Vorteile: 

1.  Die  Länge  der  oberen  Hauptträger  läßt  sich  so  bestimmen, 
daß  eine  weitgehende  Entlastung  der  Pfeiler  und  Gewölbe  eintritt. 

2.  Die  auf  die  Unterfangungsträger  entfallenden  Kräfte  lassen  sich 
genau  ermitteln,  so  daß  die  Abmessungen  der  neuen  Verstärkungs- 
teile einwandfrei  festgestellt  werden  können. 

3.  Die  Ausschläge  der  Stützlinien  in  dem  vorhandenen  Gewölbe 
sind  weit  geringer  als  vor  der  Verstärkung,  so  daß  Risse  nicht  zu 
befürchten  sind. 

4.  Die  Bodenpressungen  werden  um  80  vH  bezw.  60  vH  vermindert. 

5.  Eine  Gewichtserhöhung  des  vorhandenen  Gewölbes  und  Pfeilers 
tritt  nicht  ein. 

6.  Eine  teilweise  Erneuerung  einzelner  Teile  ist  nicht  erforderlich, 
sondern  das  Gewölbe  bleibt  als  Tragwerk  bestehen. 

In  wirtschaftlicher  Hinsicht  sind  die  Kosten  dieses  Entwurfs  weit 
niedriger  als  die  anderer  Verstärkungsmöglichkeiten,  ferner  ist  die 
Raumeinschräukung  der  unteren  Räume  so  unwesentlich,  daß  der 
Mietwert  dieser  Räume  fast  keine  oder  nur  eine  unerhebliche  Ein- 
buße erleidet.  Das  Verfahren  ist  dem  Verfasser  durch  Reichspatent 
328  763  geschützt. 


Zur  Ausführung  des  Lohntarifvertrages  für  die  Arbeiter  der 
preußischen  W asserbauverwaltung  hat  der  Tarifausschuß  bisher  folgende 
Entscheidungen  von  grundsätzlicher  Bedeutung  getroffen: 

Pflasterer  sind  gewöhnliche  Handarbeiter  und  als  solche  nach 
Lohngruppe  IV  zu  entlohnen. 

Vorarbeiter  erhalten  Lohn  nach  Lohngruppe  III,  da  die  Lohn- 
gruppen 1 a,  Ib  und  II  den  Handwerkern  Vorbehalten  und  die  Vor- 


Vermischtes. 

arbeiter  wie  alle  anderen  angelernten  Arbeiter  ausdrücklich  der  Lohn- 
gruppe III  zugewiesen  sind. 

Der  Antrag  eines  Betriebsobmanns  auf  Entscheidung,  ob  für  den 
Buß-  und  Bettag  Lohn  gezahlt  werden  müsse,  ist  zurückgewiesen 
worden  mit  dem  Anheimgeben,  den  Antrag  an  die  Provinzialbehörde 
zu  richten. 

Die  vor  dem  1.  August  1920  angefallenen  Vergütungen  für  Uber- 
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stunden,  Sonntags-  und  Nachtarbeit  sowie  für  Wachdienst 
und  auswärtige  Beschäftigung  werden  durch  den  L.  T.  V.  W. 
vom  23.  August  1920  bezw.  den  L.  T.  V.  S.  vom  14.  September  1920 
nachträglich  nicht  geändert. 

Für  Arbeitnehmer  eines  Bauhofes,  die  vier  Tage  auf  einem  Schiff 
außerhalb  ihrer  Dienststelle  beschäftigt  waren,  sind  4 Mark 
Entschädigung  für  den  Tag  zu  zahlen.  Für  die  Nacht  besteht  kein 
Anspruch  auf  4 Mark  Entschädigung,  wenn  an  Bord  Koch-  und 
Schlafgelegenheit  zur  Verfügung  stand. 

Berlin,  den  20.  Januar  1921. 

Der  Vorsitzende  des  Tarifausschusses 
für  die  preußische  Wasserbauverwaltung. 

Dr.  Weymann, 

Oberverwaltungsgerichtsrat. 

Die  Beschäftigung  von  Arbeitlosen  bei  baulichen  Herstellungen 
und  Unterhaltungen  erleichtert  das  Landesarbeitsamt  für  den 
Bezirk  Großberlin  durch  Bereitstellung  eines  Gesamtbetrages 
von  9,G  Mill.  Mark,  aus  dem  jeder,  der  solche  Ausführungen  beab- 
sichtigt, für  den  Tag  und  Arbeiter  24  bis  30  Mark  erhält,  die  nicht 
zurückgezahlt  zu  werden  brauchen.  Anträge  auf  diese  Zuschüsse  sind 
unter  Beifügung  eines  Anschlages,  aus  dem  die  Anzahl  der  erforder- 
lichen Arbeitstage  und  die  Gesamtkosten  hervorgehen,  an  die  Abteilung 
Arbeitsbeschaffung  des  genannten  Amtes,  Berlin  W 10,  Lützowufer  14, 
zu  richten.  Mit  der  Ausführung  darf  erst  nach  Prüfung  der  Anträge 
begonnen  werden,  der  Zuschuß  wird  sofort  nach  Fertigstellung  der 
Arbeit  ausgezahlt.  Wegen  der  volkswirtschaftlichen  Bedeutung,  die 
sowohl  der  Bewahrung  von  Häusern  und  Wohnungen  vor  dem  Ver- 
fall, als  der  Beschäftigung  der  Arbeitlosen  zukommt,  empfiehlt  das 
Landesarbeitsamt  es  allen  Beteiligten  dringend,  von  diesem  Zuschuß- 
verfahren Gebrauch  zu  machen. 

Verein  Beratender  Ingenieure  e.  V.  (V.  B.  I.).  Der  Verein,  in 
dem  die  vom  Handel  und  Unternehmertum  unabhängigen,  selbst- 
ständigen Beratenden  Ingenieure  Deutschlands  zusammenge- 
schlossen sind,  hielt  kürzlich  in  Hannover  in  Gegenwart  zahlreich  er- 
schienener Vertreter  der  Behörden  seine  Jahresversammlung  ab.  Den 
ersten  Teil  der  Verhandlungen  bildete  eine  Reihe  von  Vorträgen  über 
technisch-wirtschaftliche  Fragen,  so  über  -Brennstoff  und  Verbrennung“ 
vom  Berat.  Ingenieur  V.  B.  I.  Dr.  Aufhäuser  in  Hamburg.  Die 
neu  aufgestellten  Satzungen  mit  Berufsregeln  und  Bestimmungen  über 
den  Ehrenrat  wurden  angenommen.  Die  Mitglieder  des  Vereins 
müssen  die  Bezeichnung  „Beratender  Ingenieur  V.  B.  I.“  führen.  Der 
Verein  hat  sich  mit  zur  Aufgabe  gemacht,  Behörden,  Körperschaften, 
Firmen  und  Einzelpersonen  bei  der  Auswahl  unabhängiger  Beratender 
Ingenieure  zu  unterstützen.  Die  bisher  in  Hamburg  befindliche  Ge- 
schäftstelle wurde  nach  Berlin  NW 52,  Paulstraße  9,  verlegt. 

Das  Germanische  Museum  in  Nürnberg  hat  durch  die  Eröffnung 
der  Erweiterungsbauten  von  Professor  Dr.  Bestelmeyer  (1917  d.  Bl., 
S.  446),  die  vor  kurzem  fast  in  aller  Stille  erfolgt  ist,  eine  bedeutsame 
Erweiterung  erfahren.  Der  Neubau  enthält  in  zwei  Geschossen 
74  Räume,  darunter  52  Ausstellungsäle.  Das  Erdgeschoß  ist  vor- 
läufig noch  nicht  zugänglich.  In  den  neuen  Räumen  sind  vor  allem 
Werke  der  mittelalterlichen  Malerei  untergebracht;  die  Bilder,  die 
bisher  teils  überhaupt  nicht,  teils  ohne  jeden  Zusammenhang  aufge- 
hängt waren,  sind  in  einzelnen  Kojen  untergebracht  und  nach  Schulen 
geordnet,  wodurch  eine  vorzügliche  Studienquelle  für  mittelalterliche 
Malerei  geschaffen  worden  ist.  Der  bauliche  Charakter  des  Neubaues 
steht  in  einem  gewissen  künstlerischen  Gegensatz  zu  den  älteren 
Bauteilen  mit  ihrer  klösterlichen  Architektur,  indem  der  Architekt 
unter  bescheidenster  Verwendung  von  architektonischen  Formen  eine 
einfache,  dem  Geist  unserer  Zeit  entsprechende  Ausdruckform  erfand, 
die  trotz  aller  Zurückhaltung  den  für  ein  derartiges  Gebäude  er- 
wünschten großen  Eindruck  hinterläßt. 

Mit  der  Selbsthilfe  zur  Behebung  der  Wohnungsuot  hat  man 
nach  einer  Mitteilung  der  Darmstädter  Zeitung  vom  10.  d.  M.  in  Sulz- 
bach a.  d.  Saar  begonnen.  Dort  verpflichten  sich  gegenseitig  je  20  Bau- 
lustige fünf  Jahre  lang  täglich  drei  Stunden  nach  der  Berufsarbeit 
zum  Erbauen  von  Wohnhäusern  behilflich  zu  sein  bei  der  Aus- 
führung der  Erdarbeiten,  der  Herstellung  von  Ziegelsteinen  und  bei 
der  Ausführung  von  Bauarbeiten  unter  Leitung  von  Fachleuten.  Wer 
fünf  Jahre  lang  sich  so  in  den  Dienst  des  Unternehmens  gestellt  hat, 
erwirbt  ein  eigenes  Familienhaus  zum  Preise  von  26  000  Mark,  ein 
Betrag,  der  sich  durch  die  in  Aussicht  stehenden  staatlichen  und  ge- 
meindlichen Beihilfen  auf  etwa  10  000  Mark  ermäßigt. 

Der  dienstliche  Verkehr  mit  den  Behörden  des  Landes  Thüringen 
soll  nach  einem  Erlaß  des  Thüringischen  Staatsministeriums  vom 
29.  Dezember  v.  J.,  nachdem  der  Landtag  die  Mitglieder  der  Landes- 
regierung gewählt  und  das  Gesetz  vom  3.  Dezember  v.  J.  über  die 
Gliederung  der  Landesregierung  in  Ministerien  beschlossen  hat,  nicht 


mehr  mit  den  Gebietsregierungen  der  bisherigen  sieben  Einzelstaaten 
gepflogen  werden,  sondern  mit  dem  Thüringischen  Staatsministerium 
in  Weimar.  Soweit  es  sich  um  Schriftwechsel  der  Fachministerien 
untereinander  handelt,  wäre  er  mit  dem  zuständigen  Fachministerium 
des  Landes  Thüringen  (Thüringisches  Finanzministerium,  Thüringi- 
sches Ministerium  des  Innern,  Thüringisches  Wirtschaftsministerium, 
Thüringisches  Ministerium  für  Volksbildung  und  Justiz  in  Weimar; 
zu  führen. 

Die  Titelfrage  der  bayerischen  Baupraktikaiiteii  ist  durch  einen 
Beschluß  des  bayerischen  Gesamtstaatsministeriums  neu  geregelt 
worden.  Nach  einer  Entschließung  des  Staatsministeriums  des  Innern 
(Nr.  9024  a 32),  in  der  dieser  Beschluß  bekannt  gegeben  wird,  führen 
die  Baukandidaten,  welche  die  Diplomhauptprüfung  an  der  Technischen 
Hochschule  München  abgelegt  haben,  an  Stelle  des  bisherigen  Titels 
„Baupraktikant“  in  Zukunft  den  Titel  ..Baureferendar“.  Die  Bau- 
referendare, welche  die  Staatsprüfung  für  den  höheren  Baudienst  be- 
standen haben,  führen  den  Titel  „Regierungsbaumeister“.  Diejenigen 
Regierungsbaumeister,  denen  die  Anwartschaft  auf  Anstellung  im 
höheren  Dienst  der  inneren  Staatsbauverwaltung  erteilt  wird,  führen 
an  Stelle  des  Titels  „Regierungsbaumeister  mit  Anwartschaft“  hinfort 
den  Titel  „Bauassessor“. . Die  Neuregelung  ist  bereits  mit  Wirkung 
vom  1.  Januar  1921  in  Kraft  getreten. 

Verdeutschung  von  Multiplikator.  Dem  Vorschlag  auf  S.  567, 
•Jahrg.  1920  d.  Bl.,  ist  entgegen  zu  halten,  daß  man  nicht  nur  den 
Multiplikator,  sondern  auch  den  Divisor  mit  „Wandler“  verdeutschen 
könnte.  Dieses  Wort  eignet  sich  daher  zur  Verdeutschung  von 
„Koeffizient“,  der  eine  Vermehrung  oder  auch  eine  Verminderung  be- 
deuten kann.  Auf  S.  646,  Jahrg.  1920  d.  Bl.,  wird  mit  Recht  betont,  daß 
über  Bedeutung  und  Wesen  einer  neuen  Bezeichnung  sofort  Klarheit 
bestehen  müsse.  Ganz  neu  braucht  eine  solche  im  vorliegenden  Fall 
aber  gar  nicht  einmal  zu  sein,  da  bereits  die  von  keiner  Seite  ange- 
fochtene  und  allgemein  eingebürgerte  Wortwurzel  „mal“  vorliegt. 
Folgende  Wortbildungen  sind  sinnfällig  und  durchaus  gleichartig: 
Divisor,  dividieren,  dividiert  mit:  Teiler,  teilen,  geteilt  durch,  durch; 
Multiplikator,  multiplizieren,  multipliziert  mit;  Maler,  malen,  gemalt 
mit,  mal.  Mißverständnisse  aus  Verwechslungen  mit  der  Bildermalerei 
sind  nicht  zu  befürchten,  da  es  sich  um  einander  fernliegende 
Arbeitsgebiete  handelt.  Sollten  aber  doch  solche  Befürchtungen  gehegt 
werden,  so  empfiehlt  sich  auch  die  Reihe:  Mehrer,  mehren,  gemehrt 
mit,  mehr  (mal). 

Friedrichshagen.  Dr.  R.  Sonntag. 

Verfahren  zuin  Überziehen  von  eisernen  und  stählernen  Bau- 
teilen, Konstruktionen  u.  dgl.  D.  R.-P,  323  664.  Norman  John 
Porter  in  Belfast,  England.  — Gemäß  der  Erfindung  wird  zur  Her- 
stellung von  Überzügen  auf  Bauteilen  u.  dgl.,  namentlich  zum  Schutz 
gegen  Feuer.  Asphaltstein  neben  Magnesit,  Magnesiumchlorid  und 
anderen  Magnesiumverbindungen  verwendet.  Der  Asphaltstein  (Trini- 
dad-Goudron)  wird  in  entsprechender  Dicke  auf  die  Eisen-  oder  Stahl- 
konstruktion, die  mit  dem  Überzug  versehen  werden  soll,  aufgetragen, 
nachdem  die  Eisenteile  o.  dgl.  vorher  mit  einer  oder  mehreren  Über- 
zügen von  flüssigem  oder  halbflüssigem  Bitumen  versehen  worden 
sind,  mittels  dessen  der  mineralische  Asphalt  besser  ah  der  Eisen- 
oder Stahlfläche  festgehalten  wird.  Um  nun  eine  wirksame  Verbin- 
dung zwischen  der  Grundschicht  und  der  Oberschicht  der  Überjug- 
masse,  z.  B.  Soralzement,  zu  erzielen,  wird  in  dem  Asphalt,  während 
er  sich  noch  in  plastischem  Zustand  befindet,  eine  Anzahl  von  Ein- 
kerbungen oder  Nuten  hergestellt,  so  daß,  wenn  die  die  Oberschicht 
bildende  Masse  aufgebracht  wird,  diese  dann  in  die  Nuten  eintritt. 
sich  in  ihnen  festsetzt  und  die  beiden  Schichten  innig  verbindet.  Bei 
dieser  Ausführung  des  Überzugs  brauchen  keine  Krampen  oder  son- 
stige mechanische  Befestigungsmittel  verwendet  zu  werden.  — Die  Be- 
nutzung von  mineralischem  Asphalt  in  der  erläuterten  Weise  macht 
es  möglich,  die  Schutzschichten  dünner  als  bisher  zu  gestalten,  wo- 
durch eine  erhebliche  Raumersparnis  ohne  Beeinträchtigung  der 
Schutzwirkung  erzielt  wird. 

Wasserstand-  und  Eisverhältnisse  in  den  norddeutschen  Strom- 
gebieten im  Dezember  1920.  (Nach  den  amtlichen  Nachrichten 
der  Landesanstalt  für  Gewässerkunde.)  Bis  zum  20.  Dezember 
herrschte  im  östlichen  oder  nördlichen  Europa  im  allgemeinen  hoher 
Luftdruck,  während  sich  über  Mitteleuropa  Teilgebiete  niedrigeren 
Druckes  ausbreiteten.  Bei  überwiegend  östlichen  Winden  bildete  sich 
in  dieser  Zeit  in  den  Gewässern  viel  Eis,  am  meisten  in  den  östlichen, 
aber  doch  auch  in  den  westlichen  meist  in  solcher  Menge,  daß  die  Schiff- 
fahrt eingestellt  werden  mußte.  Vom  11.  ab  lag  fast  allenthalben  Schnee, 
im  Flachlande  meist  aber  nur  einige  Zentimeter  hoch.  Wo  die 
Wasserstände  in  dieser  Zeit  nicht  durch  Eis  gehoben  wurden,  waren 
sie  im  allgemeinen  in  annähernder  Beharrung  oder  langsamer  weiterer 
Abnahme.  Noch  niedrigere  Wasserstände  als  im  November  traten 
z.  B.  an  der  Elbe,  an  der  Weser  und  vor  allem  am  Rhein  ein.  Die 
Gesamtschwankung  der  Rheinwasserstände  im  Kalenderjahr  1920  hat 


5 2 


Zentralblatt  der  Dauverwaltung. 


26.  Januar  1921. 


sich  bei  Ruhrort  nach  den  jetzt  vorliegenden  Meldungen  aut  9, Gl  m ver- 
größert (HW  am  17.  Jan.  1920  nach  nachträglicher  Meldung  = 8,09  m, 
NW  am  20.  u.  21.  Dez.  - — 0,92  m;  bei  Köln  ist  die  Schwankung,  falls 
nicht  NW  nachträglich  noch  niedriger  festgestellt  wird,  auf  dem  schon 
mitgeteilten  Betrage  9,32  m verblieben,  nämlich  HW  = 9,58  m am 

10.  Jan.,  NW  = 26  cm  am  2.  Dez.). 

Vom  21.  Dezember  ab  war  die  Wetterlage  wesentlich  anders. 
Hoher  Druck  lag  jetzt  im  Südwesten  oder  Süden  Europas,  während 
über  das  Gebiet  der  Nord-  und  der  Ostsee  Tiefgebiete  hinwegzogen, 
in  deren  Bereich  alle  unsere  Stromgebiete  gelangten.  In  diesen 
herrschten  daher  Luftströmungen  südlicher  Herkunft,  die  eine  zeit- 
weise geradezu  föhnartige  Erwärmung  mit  sich  brachten.  Der 
Schnee  schmolz  infolgedessen,  und  zwar  auch  in  Ostpreußen  und  in 
den  Gebirgen.  Regenfälle,  die  besonders  in  den  letzten  Tagen  ziem- 
lich ergiebig  waren,  verstärkten  die  Wirkung  der  Schneeschmelze.  Die 
zunehmenden  Wasserstände  erreichten  an  den  Hauptströmen  jedoch, 
soweit  nicht  Eis  sie  hob,  vorläufig  noch  nicht  das  MW.  Der  Rhein 
stand  am  Monatsende  erst  auf  MNW.  an  manchen  Stellen  noch 
darunter.  Offenbar  ist  viel  Wasser  versickert.  Die  Eissperre  ging  in 
diesem  letzten  Abschnitt  des  Monats  schnell  zurück. 

Die  Memel  führte  vom  1.  Dezember  ab  wieder  Grundeis  und 
hatte  bei  Tilsit  vom  8.  ab  Eisstand,  der  in  den  Mündungsarmen  z.  T. 
schon  am  4.  begonnen  hatte.  Die  Schiffahrt  Tilsit  -Memel  und 
Tilsit — Königsberg  war  seit  dem  0.,  die  auf  dem  Kurischen  Haff  seit 
dem  8.  unterbrochen.  Der  Pregel  führte  vom  2.,  in  stärkerem  Maße 
vom  6.  ab  Grundeis  und  hatte  von  diesem  Tage  ab  Eisstand,  der 
auch  auf  der  Deime  eintrat  und  im  weiteren  Verlauf  des  Monats  nur 
kurze  Strecken  offen  ließ.  Im  Königsberger  Seekanal  wurde  am 

11.  Dezember  der  Eisbrechbetrieb  aufgenommen.  In  der  unteren 
Weichsel  war  vom  3.  ab  Eistreiben,  vom  10.  ab  abschnittweise 
Eisstand.  Sein  unteres  Ende  lag  von  der  Mitte  des  Monats  ab  bei 
km  217  (Einlage),  zuletzt  bei  km  216.  Die  Blänken  von  Schillno 
ikm  0)  bis  dort  betrugen  am  23.  zusammen  64  km.  Die  untere 
Warthe,  in  der,  wie  hier  nachgetragen  sei,  schon  vom  3.  bis  6.  No- 
vember Grundeis  aufgetreten  war,  führte  solches  aufs  neue  vom 
28.  November  bis  4.  Dezember  und  vom  9.  Dezember  ab.  Vom 
14.  ab  hatte  sie  bei  Küstrin  Eisstand,  der  sich  bis  zum  22.,  mit  Aus- 
nahme einzeler  Blänken,  über  die  ganze  Flußstrecke  des  Baubezirks 
Landsberg  erstreckte,  sich  vom  25.  ab  aber  wieder  verkürzte  und 
am  2.  Januar  ganz  verschwunden  war.  Die  untere  Netze  (hier 
von  der  Dragemündung  abwärts  gerechnet),  in  der  schon  vom  3.  bis 
6.  November  Grundeis  aufgetreten  war,  hatte  neues  Eistreiben  vom 
9.  Dezember  ab  und  vom  15.  ab  von  Zantoch  aufwärts  bis  auf  einzelne 
Blänken  Eisstand,  dessen  oberes  Ende  vom  16.  bis  zum  22.  Dezember 
3 km  unterhalb  der  Dragemündung  lag.  Dann  begann  das  Eis  auf- 
zubrechen, und  am  31.  Dezember  wurde  die  untere  Netze  eisfrei.  Die 
Schiffahrt  auf  der  oberen  Oder  blieb  bis  auf  vereinzelte  Schiff- 
bewegungen den  ganzen  Monat  lang  durch  Eis  gesperrt.  Vom  6.  bis 

9.  war  wohl  der  Strom  lauf  der  oberen  Oder  im  wesentlichen  offen; 
in  den  Häfen  und  Schleusenkanälen  dauerte  aber  der  Eisstand  fort, 
der  dann  bald  wieder  auch  zahlreiche  Strecken  des  Stromes  selbst 
umfaßte.  Aus  diesem  verschwand  das  Eis  in  den  letzten  Tagen  des 
Monats  wieder.  Im  Brieger  Bezirk  vollzog  sich  der  Eisgang  besonders 
am  29.  und  30.,  wobei  aber  in  den  Schleusenkanälen  eine  schwache 
Eisdecke  zurückblieb.  Auch  der  Breslauer  Bezirk  wurde  in  diesen 
Tagen  eisfrei.  Auf  der  unteren  Oder  war  am  Anfang  des  Monats 
zwischen  Stettin  und  Greifenhagen  noch  Schiffverkehr  möglich,  der 
aber  bei  anwachsender  Eisbedeckung  immer  mehr  abnahm  und  gegen 
den  13.  ganz  aufhörte.  Vom  16.  ab  ruhte  die  Schiffahrt  auf  dem 
ganzen  Strom.  Der  Eisstand  reichte  am  23.  vom  Haff  aus  bis  km  544, 
also  fast  bis  an  die  Mündung  der  Lausitzer  Neiße  (km  542).  Schon 
am  25.  aber  hatte  sich  der  Eisstand  bis  km  553  verkürzt;  am  29.  hatte 
die  ganze  Strecke  im  Frankfurter  Bezirk  Eisgang,  und  am  30.  war 
der  Strom  bis  km  646  (Güstebiese)  eisfrei.  Am  29.  war  mit  Eisbrech- 
arbeiten auf  dem  Dammschen  See  und  der  Ostoder  oberhalb  Stettins 
begonnen  worden.  Am  31.  war  die  Ostoder  bereits  bis*  oberhalb 
Greifenhagen  geöffnet,  am  3.  Januar  die  Aufbrucharbeit  im  ganzen 
Stettiner  Bezirk  durcbgeführt.  Auch  der  Küstriner  Bezirk  war  von 
diesem  Tage  ab  eisfrei,  und  so  konnte  die  Schiffahrt  auf  der  unteren 
Oder  jetzt  wieder  aufgenommen  werden,  worauf  sie  am  4.  Januar 
auch  auf  der  oberen  Oder  begann*.  Die  Eisdecke  des  Oder-Spree- 
Kanals  war  am  30.  November  überall  aufgebrochen,  und  am  2.  De- 
zember wurde  der  ins  Stocken  geratene  Verkehr  in  Richtung  Berlin, 
am  3.  auch  der  in  entgegengesetzter  wieder  aufgenommen.  Vom 

10.  ab  mußte  die  Leerschiffahrt  zur  Oder  hin  des  Eises  wegen  wieder 
gesperrt  werden,  am  14.  auch  der  nur  noch  sehr  geringe  Verkehr 
nach  Berlin.  Die  Schiffahrt  ist  dann  im  Dezember  nicht  wieder  auf- 
genommen worden,  obwohl  die  Eisverhältnisse  es  in  der  zweiten 
Monathälfte  ermöglicht  hätten.  Hohenzollern-  und  Finowkanal 
waren  seit  dem  14.  gesperrt,  der  Finowkanal  vom  30.  ab  wieder  frei 
(während  der  Durchgangverkehr  auf  dem  Hohenzollernkanal  wegen 


Arbeiten  bei  Niederfinow  gesperrt  blieb).  Auf  der  unteren  Havel, 
kam  der  Verkehr  am  1.  Dezember  zunächst  wieder  in  Gang,  am 
14.  kam  jedoch  die  durchgehende  Schiffahrt  allgemein  zum  Erliegen. 
(Unter  den  Schiffahrthindernissen  ist  eine  Verstopfung  an  der 
Rathenower  Vorderarche  erwähnenswert,  die  am  10.  entstand,  das 
Oberwasser  unterhalb  binnen  kurzem  um  60  cm  senkte  und  sich 
schnell  bergwärts  ausdehnte.)  Vom  27.  ab  wurde  die  Talfahrt  unter- 
halb Rathenow  fortgesetzt,  und  am  31.  war  der  Verkehr  auf  der 
ganzen  unteren  Havelwasserstraße  wieder  im  Gange.  Im  Plauer- 
und Ihlekanal  war  Eissperre  vom  14.  bis  25).  In  der  Elbe  dauerte 
das  zweite  Eistreiben  vom  Ende  November  in  der  unteren  Strecke 
bis  zum  4.  Dezember,  worauf  der  Strom  vom  9.  ab  aufs  neue  Eis 
führte.  Am  14.  trat  im  Tidegebiet  Eisstand  ein,  der  am  Nachmittag 
dieses  Tages  km  598,  am  16.  mit  einer  Blänke  von  km  568  bis  570.5 
Darchau  (km  536)  erreichte,  sich  dann  wohl  noch  weiter  aufwärts 
zog  und  den  Strom  bei  Wittenberge,  wo  er  offen  blieb,  am  22./25.  um 
1,8  m staute/  Am  25.  brach  das  Eis  auf,  nachdem  Eisbrechdampfer 
den  Strom  bis  zum  24.  bis  km  598  geöffnet  hatten.  Vom  27.  ab  war 
nur  noch  schwacher  Eisgang;  am  29.  konnte  die  seit  dem  14.  ge- 
sperrte, in  den  vorhergehenden  Tagen  schon  stark  eingeschränkte 
Schiffahrt  eröffnet  werden.  Die  Weser  begann  am  13.  wieder  Eis 
zu  führen,  das  am  Hemelinger  Wehr  am  14.  zum  Stehen  kam.  Vom 
16.  ab  erstreckte  sich  der  Eisstand  bis  an  die  Allermündung,  die 
er  nicht  überschritt.  Am  23.  begann  das  Eis  zusammenzurücken  und 
am  25.  trieb  es  ab,  nachdem  am  23.  bremische  Dampfer  vom  Heme- 
linger Wehr  ab  700  m aufgeeist  hatten.  Auch  oberhalb  der  anderen 
Wehre  hatte  der  Strom  zeitweise  Eisstand.  Bei  Dörverden  (km  308,8) 
begann  er  am  16.;  vom  17.  bis  22.  reichte  er  bis  in  den  Mindener 
Bezirk;  am  23.  bis  25.  verschwand  er  wieder.  Von  Hameln  (km  135,3) 
aufwärts  war  Eisstand  vom  15.  bis  24.,  und  zwar  am  18.  und  19.  bis 
km  119,7,  worauf  er  sich  wieder  verkürzte  und  am  25.  abtrieb.  Vom 
Hafen  bis  zur  Schleuse  Hameln  war  das  Eis  alsbald  nach  Beginn  des 
Eisstandes  durch  Dampfer  aufgebrochen  worden.  Am  15.  stand  das 
Eis  auch  von  km  63,5  bis  62,0.  Am  .27.  war  die  bei  Hameln  seit 
dem  15.,  im  Unterlauf  seit  dem  14.  unterbrochene  Schiffahrt  in  vollem 
Umfange  frei.  Auf  dem  Ems- Hannover-Kanal  mußte  die  Schiff- 
fahrt am  17.  eingestellt  und  konnte  zwischen  Bergeshövede  und 
Minden  am  23.,  zwischen  Minden  und  Hannover  nach  Eisbrecharbeiten 
am  27.  wieder  aufgenommen  werden.  Auf  dem  Dortmund-Ems- 
Kanal  dauerte  die  Sperre  zwischen  Meppen  und  Herbrum  vom 
26.  November  bis  4.  Dezember.  Vom  15.  ab  war  der  Kanal  für  den 
Schleppbetrieb  abermals  gesperrt.  Am  21.  war  die  Schiffahrt  von 
Herne  bis  Bergeshövede  wieder  frei,  aber  noch  durch  Eis  behindert, 
am  24.  war  sie  auch  von  Dortmund  aus  bis  Bergeshövede  unbe- 
hindert und  weiter  bis  Meppen  möglich,  vom  28.  auf  dem  ganzen 
Kanal  frei.  Auf  dem  Rh ein-Herne-Kanal  konnte  der  Verkehr 
aufrecht  erhalten  werden.  Der  Rhein  hatte  wieder  nur  an  einigen 
Tagen  (16./18.)  Treibeis.  K.  F. 

Wasserstände  im  Dezember  1920. 


Gewässer 

Pegelstelle 

Dezember 

1920 

MW 
Dez 
96  20 » ) 

Jahresmittel  96/20  >) 

NW 

MW 

HW 

MNW  | MW 

MHW 

Memel 

Tilsit 

6S 

134 

206 

293 

78  243 

611 

Pregel 

Insterburg-) 

—46 

—26 

—10 

76 

—48  46 

380 

Weichsel 

Thorn 

1 

54 

126 

118 

2 143 

480 

OÄer 

Ratibor 

92 

102 

146 

170 

79  181 

604 

Frankfurt 

58 

125 

209 

169 

57  165 

375 

Warthe 

Landsberg 

—10 

. 32 

137 

71 

—34  66 

250 

Netze 

Vordamm 

—16 

42 

122 

34 

—39  2S 

143 

Elbe 

Barby 

12 

37 

93 

176 

27  175 

454 

V 

Wittenberge 

43 

88 

234 

189 

47!  191 

443 

Saale 

Trotha  U.  P. 

116 

132 

188 

217 

119'  210 

488 

Havel 

Spandau  U.  P. 

52 

61 

79 

84 

22  77 

147 

.*> 

Rathenow  LTP.3) 

—42 

18 

62 

57 

—18  55 

156  . 

Spree 

SprembergU.P. 

79 

110 

122 

112 

66  106 

265 

*9 

Kersdorf  U.  P.-) 

230 

242 

254 

256 

176  227 

317 

Weser 

Minden 

139 

174 

250 

296 

164  264 

569 

Aller 

Westen 

160 

187 

233 

317 

1S3  j 290 

483 

Ems 

Lingen 

-144 

-111 

-38 

21 

-142  —32 

244 

Rhein 

Kaub 

68 

SO 

97 

213 

102  239 

522 

Köln 

26 

46 

SO 

259 

78  261 

647 

Neckar 

Heilbronn 

10 

30 

56 

106 

17  95 

426 

Main 

• Wertheim 

SO 

91 

125 

174 

85  158 

426 

Mosel 

Trier 

4 

34 

83 

164 

—2  103 

477 

i)  Abflußjahre  1896/1920  (=  1.  Nov.  1S95  bis  31.  Okt.'  1920). 


2)  Bei  Insterburg  enthalten  die  letzten  vier  Spalten  Mittelwerte  aus 
den  Abflußjahren  1908  20,  bei  Rathenow  und  Kersdorf  aus  1914,20. 


Verlag  von  Wilhelm  Krnst&Sohn,  Berlin.  — Für  den  nichtamtlichen  Teil  verantwortlich:  Fr.  Schultze,  Berlin.  — Druck  der  Buchdruckerei  Gebrüder  Ernst.  Berlin. 
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Amtliche  Mitteilungen. 


Preußen. 

Versetzt  sind:  die  Regierungsbaumeister  des  Hochbaufaches 

Hunold  von  Allenstein  nach  Gumbinnen,  Florien  von  Hannover 
nach  Essen,  Liebenthal  von  Berlin  nach  Frankfurt  a.  d.  Oder, 
Hermann  Schultze  von  Düsseldorf  nach  Essen  und  Haus  Hermann 
von  Schneidemühl  hach  Fraustadt. 

Der  Regierungsbaumeister  Gerhard  Busse  ist  in  die  Wasser- 
bauabteilung des  Ministeriums  der  öffentlichen  Arbeiten  einberufen 
worden. 

Zur  Beschäftigung  sind  überwiesen:  die  Regierungsbaumeister 

des  Hochbaufaches  Rosenthal  (beurlaubt  gewesen)  der  Regierung  in 
Cassel,  Hans  Lehmann  der  Regierung  in  Trier  und  Wedow  der 
Regierung  in  Wiesbaden. 

Dem  Regierungsbaumeister  des  Hochbaufaches  Sr.=Sng.  Rahl  ve% 
in  Essen  ist  die  nachgesuchte  Entlassung  aus  dem  Staatsdienst  er- 
teilt worden. 

Die  Staatsprüfung  haben  bestanden:  die  Regierungsbauführer 
Philipp  Lewinski  und  Ernst  Runge  (Hochbaufach);  — Walter 
Timme  (Wasser-  und  Straßenbaufach). 

Der  Geheime  Regierungsrat  2)r.=  3hg.  Friedrich  Klingholz,  Pro- 
fessor an  der  Technischen  Hochschule  Berlin,  der  Geheime  Baurat 
Professor  Ferdinand  Luthmer,  Direktor  der  Kunstgewerbeschule  in 
Frankfurt  a.  M.  und  Bezirkskonservator  des  Regierungsbezirks  Wies- 
baden, der  Stadtbaurat  a.  D.,  Stadtältester  Georg  Sonnabend  in 
Stargard  i.  Pomm.  und  der  Regierungsbaumeister  a.  D.  Fritz  Roth- 
schuh,  Baudirektor  der  Allgemeinen  Elektrizitäts-Gesellschaft-Schnell- 
bahn  in  Berlin,  sind  gestorben. 

Deutsches  Reich. 

Der  Regierungsrat  Osthoff  ist  zum  Ministerialrat  im  Reichs- 
verkehrsministerium ernannt  worden. 

Reichseiseubahnen.  Preußen-Hessen.  Der  Regierungsbau- 
meister des  Eisenbahn-  und  Straßenbaufaches  Friedrich  vom  Baur 
ist  bei  der  Eisenbahndirektion  Köln  zur  Beschäftigung  im  Reichs- 
eisenbahndienst einberufen. 

Reichseisenbahnen.  Sachsen.  Der  Regierungs-  und  Baurat 
Rietschier,  Vorstand  des  Bauamts  Plauen  i.  Vogtl.  ist  zum  Tech- 
nischen Oberrat  bei  der  Generaldirektion  mit  der  Dienstbezeichnung 
Oberbaurat  befördert,  der  Regierungs-  und  Baurat  Uhlfelder  beim 
Bauamt  Plauen  i.  Vogtl.  zum  Vorstand  des  Bauamts  Plauen  i.  Vogtl.  er- 
nannt und  der  Regierungsbaumeister  Daßler  beim  Neubauamt  Alten- 
berg mit  der  Leitung  des  Neubauamts  Altenberg  betraut  worden. 


Versetzt  sind:  die  Regierungs- und  Bauräte  Seibt,  Vorstand  des 
Neubauamts  Altenberg,  als  Vorstand  zum  Neubauamt  Klingenberg 
und  Uhlfelder,  Vorstand  des  Neubauamts  Klingenberg,  zum  Bauamt 
Plauen  i.  Vogtl.,  der  Bauamtmann  Süß  beim  Bauamt  Dresden -A. 
zum  Allgemeinen  technischen  Bureau,  der  Regierungsbaumeister 
Mühlhaus  beim  Neubauamt  Radeburg  zum  Bauamt  Dresden- A.  und 
der  planmäßige  Regierungsbaumeister  Kühne  beim  Neubauamt  Rade- 
burg zum  Neubauamt  Bad  Lausigk. 

Die  außerplanmäßigen  Regierungsbauführer  Kühne  beim  Neu- 
bauamt Radeburg  und  Voitel  beim  Neubauamt  Plauen  i.  Vogtl.  sind 
zu  außerplanmäßigen  Regierungsbaumeistern  ernannt,  der  Regierungs- 
baufübrer  Ruß  beim  Bauamt  Chemnitz  I ist  als  Regierungsbaumeister 
angestellt  worden. 

Der  Technische  Oberrat  bei  der  Generaldirektion  mit  der  Dienst- 
bezeichnung Oberbaurat  v.  Metzsch  ist  in  den  Ruhestand  ge- 
treten. 

Frühere  Militärbauverwaltung.  Preußen.  Der  Baurat 
Max  Wagner,  Vorstand  der  Abwicklungsstellen  der  früheren  Militär- 
bauämter und  -Neubauämter  in  Köln,  ist  gestorben. 

Bayern. 

Zum  Regierungsbau  rat  1.  Klasse  bei  der  Regierung  der  Pfalz, 
Kammer  des  Innern,  ist  der  Bauamtmann  Hans  Seefried  des  Land- 
bauamts Kissingen  in  etatmäßiger  Weise  befördert  und  dem  zur 
Dienstleistung  der  Obersten  Baubehörde  im  Staatsministerium  des 
Innern  zugeteilten  Bauamtmann  Hans  Widmann  des  Landbauamts 
München  der  Titel  und  Rang  eines  Regierungsbaurats  1.  Klasse  ver- 
liehen worden. 

Der  Eisenbahnassessor  der  Betriebs-  und  Bauinspektion  Hof 
Leonhard  Schmidt  ist  in  gleicher  Diensteseigenschaft  an  die  Eisen- 
bahndirektion Nürnberg  in  etatmäßiger  Weise  berufen  worden. 

Der  Regierungsbaurat  Xaver  Haindl  in  München  ist  unter  An- 
erkennung seiner  Dienstleistung  in  den  dauernden  Ruhestand  ver- 
setzt worden. 

Württemberg. 

Bei  der  im  Spätjahr  1920  abgehaltenen  Staatsprüfung  im  Maschinen- 
baufach einschließlich  der  Elektrotechnik  ist  der  Kandidat  Diplom- 
ingenieur Max  Diez  aus  Stuttgart  für  befähigt  erklärt  worden.  Er 
hat  die  Bezeichnung  Regierungsbaumeister  erhalten. 

Badeu. 

Der  Baurat  Friedrich  Meythaler  bei  der  Oberdirektion  des 
Wasser-  und  Straßenbaues  ist  zum  Oberbaurat  ernannt  worden 


[Alle  Reohte  Vorbehalten  ] 


Nichtamtlicher  Teil. 

Schriftleiter:  Friedrich  Schultze  und  Richard  Bergius. 


.Die  einfachsten  Formen  des  amerikanischen  Wohnhauses. 

Vom  Diplomingenieur  Otto  Wislicenus  in  Berlin -Wannsee. 


Wie  die  „neue  Welt“'  vom  „alternden“  Europa  ihre  ganze  Kultur, 
die  Grundlagen  ihres  Wirtschaftslebens  empfangen  hat,  so  haben  auch 
wir  Ursache,  uns  nach  bewährten  Errungenschaften  von  „drüben“ 
umzusehen  und  neue  Belebung  bei  jenen  zu  suchen.  Daß  dies  auch 
für  das  Wohnungswesen  gilt,  möge  die  vorliegende  Arbeit  zeigen. 
Gerade  die  einfachsten  Formen  des  Hauses  wurden  aus  folgendem 
Grunde  gewählt:  Wie  die  große  Masse  eines  Volkes  lebt,  was  sie 
braucht,  womit  sie  sich  zu  begnügen  imstande  ist,  das  erkennen  wir 
aus  den  alltäglichen  Gestaltungen.  Das  Persönliche,  die  Laune  des 
einzelnen  hat  weder  die  wirtschaftliche  noch  die  entwicklungs- 
geschichtliche Bedeutung  wie  jene.  Was  an  der  Gemeinform  lang- 
weilt infolge  zu  häufiger  Wiederholung,  Nüchternheit  und  gleich- 


machenden Einflusses,  gerade  das  ist  wieder  das  Zweckmäßige,  Be- 
währte und  Gute,  wenigstens  für  die  Zeit,  in  der  es  entstand.  Es  sei 
daher  vom  Allereinfachsten  ausgegangen  und  gerade  das  besprochen, 
was  man  in  den  üblichen  Veröffentlichungen  nicht  findet. 

Wenn  wir  uns  die  ersten  Ankömmlinge  im  Norden  Amerikas, 
etwa  in  den  Neuengland -Staaten,  vorstellen,  z.  B.  die  Insassen  der 
„Mayflower“  — von  denen  abzustammen  jeder  „echte“  Amerikaner 
sich  heute  rühmt  — , so  haben  sie  gewiß  nicht  vergessen,  das  nötige 
Handwerkzeug  zum  Bauen  mitzubringen,  und  wir  lesen  in  den  Be- 
richten über  die  Kämpfe  mit  den  Rothäuten,  wie  die  Weißen  feste 
Plätze  als  Blockhäuser  bauten  und  ihre  Wohnungen  mit  Pfosten- 
wänden umgaben.  Man  stand  ohne  Vorurteil  vor  ungeahnten  Auf- 
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gaben.  Es  brachte  ein  jeder  seine  Kenntnisse  und  Gewohnheiten 
aus  seiner  Heimat  mit.  Hier  lernten  die  Engländer  ihre  irischen 
Nachbarn  erst  richtig  kennen  und  unsere  Schwaben  die  Nieder- 
deutschen. Es  wuchsen  die  massigsten  Bauernhäuser  neben  den  ge- 
brechlichsten Bretterbuden,  aus  deren  Vermischung  sich  dann  die 
Gemeinformen  entwickelten.  Im  Lande  der  unbegrenzten  Möglich- 
keiten bestehen  auch  heute  noch  die  schreiendsten  Gegensätze  neben- 
einander. Man  ging  vom  Blockhaus  und  vom  schweren  Bauernhaus 
zum  Bretterbau  über  und  von  diesem  am  Ende  des  neunzehnten  Jahr- 
hunderts zur  überschweren  Rustika,  aus  der  sich  neuerdings  eine 
gesunde  mittlere  Bauart  abgeklärt  hat. 

Eine  dieser  Gemeinformen  bildete  sich  im  achtzehnten  Jahrhundert 
heraus.  Sie  hat  sich  wegen  ihrer  Billigkeit  und  Zeitersparnis  im  Auf- 
bau außerordentlicher  Beliebtheit  erfreut  und  kommt  noch  heute  in 
größerem  Maßstab  zur  Anwendung.  Man  nennt  sie  ,.framework“, 
d.  i.  Rahmenbau,  übersetzt  es  aber  besser  mit  Bretter- oder  Lattenbau 
als  mit  Fachwerk.  Wenn  wir  an  Ort  und  Stelle  oder  im  Bilde  die 
zierlichen  Bambushütten,  die  auf  dünnes  Knüppelholz  gestützten 
Sonnenschutzdächer  an  den  Behausungen  der  Bewohner  tropischer 
Gegenden  gesehen  haben  und  mit  ihnen  die  leichten  Türvorbauten 
und  Schattendächer,  die  Offenräumigkeit  und  die  dünnen  Wände 
und  Stützen  der  amerikanischen  Holzhäuser  von  den  Sklavenstaaten 
bis  nach  Kanada  hinauf  vergleichen,  so  wissen  wir,  wo  dieser  ge- 
fällige Stil  seinen  Anfang  genommen  hat.  Es  sind  die  Sklavenstaaten 
des  Südens,  in  denen  die  reichen  Baumwollbarone  einzelne  Elemente 
der  Negerhütten  in  ihre  „Residenzen“  herübernahmen,  die  im  übrigen 
im  „georgischen“  oder  „Kolonial“- Stil  erbaut  waren.  Durch  diese 
sind  sie  dann  gesellschaftsfähig  geworden. 

Da  alle  Amerikaner  das  Meer  überquert  haben  oder  wenigstens 
von  solchen  Seefahrern  abstammen,  spielt  ferner  in  ihren  Wohn- 
häusern die  Lebensweise  des  an  engste  Räume  gewöhnten  Seemanns 
eine  große  Rolle.  Die  Engräumigkeit  im  Hause  des  Mittelstands,  der 
fast  ganz  auf  Schlafen  und  Essen  beschränkte  Möbelbestand,  die 
Drehknöpfe  statt  unserer  Türklinken,  selbst  die  Sprossenschiebefenster 
sind  den  alten  Schiffbauten  entlehnt.  Daneben  spielen  die  Gewohn- 
heiten des  Südens  mit  hinein.  Das  Tabakkauen  macht  die  großen 
Spucknäpfe  nötig,  die  luftigen  Vorhallen  mit  zahlreichen  Schaukel- 
stühlen und  Hängematten  erinnern  an  das  beschauliche  Leben  an 
Deck  und  an  den  Süden.  Die  Zimmer  sind  durch  fast  stets  offene, 
weite  Türen  verbunden,  und  Windfänge  schlägt  man  bloß  im  kältesten 
Winter  auf.  Die  Abmessungen  der  Betten  sind  kleiner  als  bei  uns, 
und  diese  sind  auf  den  allernotwendigsten  Belag  beschränkt.  So 
werden  wir  uns  nicht  mehr  wundern,  wenn  wir  auf  Bildern  der  von 
Tornados  zerstörten  Stadtviertel  der  Mississippiländer  an  Stelle  von 
Ruinen  nur  Haufen  von  Brettern  und  daraus  emporstarrenden  Latten 
als  Haustrümmer  erblicken. 

Vorherrschend  ist  dieser  Stil  noch  in  den  Altstädten,  in  neu- 
entstehenden Plätzen,  wo  der  Steinbau  sich  noch  nicht  bezahlt  macht 
in  Vororten  (Abb.  1)  und  auf  dem  Lande,  wo  selbst  die  Großgrund- 
besitzer und  die  Fabrikbesitzer  sich  seiner  für  ihre  Sommerhäuser  be- 
dienen. Zeitlich  wird  er  begrenzt  durch  das  Ende  des  siebzehnten 
Jahrhunderts  und  das  ausgehende  neunzehnte  Jahrhundert,  doch  finden 
auch  heute  noch  allerorts  derartige  Neubauten  statt.  Ehe  wir  aber 
diese  freilich  etwas  magere  Bauart  belächeln,  die  noch  im  kalten 
Kanada  ihre  Dienste  tut,  werden  wrir  im  Zeichen  unserer  heutigen  Bau- 
not es  vorziehen,  sie  auf  ihre  Verwendbarkeit  zu  prüfen. 

‘Die  einfachste  und  ausgeprägteste  Form  zeigen  uns  Abb.  2 u.  3. 
Und  zwar  zeigt  letztere  eine  Hütte,  die  drüben  als  „bungalow“  be- 
zeichnet würde.  Je  nach  Beschaffenheit  des  Bodens  sind  die  Pfosten  ein- 
gegraben oder  auf  Schwellen  gestellt.  Keine  der  Holzstärken  geht  über 
6:8  cm  hinaus.  Die  Ecke  rechts  in  Abb.  5 ist  behaglich  durch  eine 
Wandbank  mit  Klappsitz;  links  hinten  steht  das  Bett  oder  zwei  Betten 


Abb  1.  Stadtbild  aus  Ghikago. 


übereinander;  am  einfachsten  aus  kräftigem  Segeltuch  um  Stangen,  am 
Kopf-  und  Fußende  um  starke  Stricke  gesäumt.  Eine  Kochnische 
nimmt  die  hintere  Ecke  rechts  ein  (Abb.  4),  wo  die  Wand  zum  Schutz 
gegen  Feuer  und  Fettspritzer  mit  Blech,  etwa  40  cm  hoch  benagelt  ist. 

Das  Wort  „bungalow“  stammt  aus  Indien  und  bezeichnet  dort 
ein  Haus  mit  Strohdach.  In  den  Vereinigten  Staaten  versteht  man 


Abb.  3.  Bungalow. 

darunter  eine  Art  Gelegenheit^bau  für  vorübergehenden  Aufent- 
halt. Es  hat  im  allgemeinen  bis  zu  vier  Zimmer  und  Küche,  aber 
weder  Obergeschoß  noch  Treppe  oder  Flur  und . dergleichen  Das 
Bedürfnis  nach  vermietbaren  Sommerhäuschen  am  Badestrande  hat 
eine  besondere  Art  des  Bungalows  erzeugt  (Abb.  6).  Die  Hölzer  messen 
2 : 2V2  oder  3 Zoll,  innere  Verkleidung  und  Zwischendecke  fehlen  meist, 

das  Dach  ist  mit  Pappe  aut 


Schalung  gedeckt  und  die  Zwi- 
schenwände reichen  nur  bis  zur 
Traufe.  Die  mittleren  Gebinde 
haben  keine  Stützen.  Die  Abb.  7 
u.  8 zeigep  die  beliebte  Form 
eines  feineren  Bungalows  mit 
Speisekammer  und  Eisschrank 
darinnen.  Die  Innenseiten  sind 
mit  genuteter,  nur  5 bis  6 cm 
breiter  Riemenschalung  ver- 
kleidet. Doppel- 
ter Fußboden  und 
ein  eiserner  Ofen 
außer  dem  Herd 
machen  ein  sol- 
ches Strandbunga- 
low  auch  für  den 
Winter  bewohn- 
bar. An  der  Küste 
um  Neuyork  sind 
die  Winter  gewiß 
hart,  und  doch  sind  etliche  dieser  Badehäuser  das  ganze  Jahr  bewohnt. 
Diese  Häuser  sind  meist  innen  mit  Japanlack  gefirnißt,  außen  ge- 
strichen. Das  Aufstellen  ist  außerordentlich  einfach  und  kann  von 
zwei  Leuten  besorgt  werden.  Es  erfolgt  lehrgebinde weise,  w'obei  bis 
zur  Verschalung  schräg  geheftete  Bretter  einen  Längenverband  abgeben. 
Die  nur  etwa  6,5  zu  8 cm  starken  Pfosten,  Fußbodenhölzer  und 
Sparren  haben  keinen  Verband  und  sind  nur  mit  fünfzölligen  Nägeln 
genagelt. 

Auch  im  Städtebau  spielt  diese  Bauart  eine  Rolle.  Das  Frame- 
oder Lattenhaus  beherrscht  das  Land,  die  Vorstädte  und  die  Armen- 
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Abb.  4.  Kochecke  des  Bungalow. 


Abb.  5. 
Bungalow'. 
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Abb.  6. 

Strandbungalow. 


Abb.  7. 


Abb.  8. 
Giebelansicht. 

Abb.  7 u.  8.  Größeres 
Strandbungalow. 


viertel,  ja  es  gibt  zahlreiche  Provinzstädte,  in  denen  Massivbauten  fast 
ausgeschlossen  sind.  Auch  das  Traggerüst  dieser  Häuser  bilden  nur 
6 zu  8 cm  starke  Hölzer,  die  bei  den  mehrstöckigen,  bis  zu  fünfstöckigen 
Häusern  bis  auf  40  cm  aneinander  rücken.  Bei  Fenstern  und  Türen 
sind  sie  ausgew'echselt.  Die  Balken  sind  Bohlen  6 bis  S cm  breit  und 
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bis  zu  30  cm  hoch.  Sie  sind  von  der  Seite  an  die  Stiele  genagelt, 
wodurch  Schwellen  (Kahme)  unnötig  werden.  Sie  liegen  ebenso  dicht 
wie  die  Stiele  und  sind  gruppenweise  mit  überkreuzten  Spreizen  ver- 
sehen. Die  Sparren  haben  die  Maße  der  Stiele  und  Riegel  und  zeigen 
keinen  Verband,  sondern  nur  Nagelung.  Die  geringeren  Hausbauten 
erfordern  bei  Satteldächern  nur  eine  Art  Kehlbalken.  Die  Außen- 
wände erhalten  in  den  besseren  Häusern  eine  innere  und  zwei  äußere 
Schichten  Schalung.  Von  den  letzteren  verläuft  die  untere  schräg, 
zugleich  als  Windversteifung,  je  nach  Angriffsrichtung  nach  links  oder 
rechts  steigend.  Auf  diese  ist  dann  die  wagerechte,  sieh  schuppenartig 
überdeckende,  äußere  Lage  genagelt,  oder  statt  dessen  sind  Teile  oder 
die  ganzen  Außenwände  geschindelt.  In  den  Landhäusern  der  feineren 
Leute  liegt  zwischen  beiden  äußeren  Schichten  noch  eine  Teerpapp- 
lage, die  gut  warm  hält.  Schüttung  in  den  Wänden  und  Balkenlagen 
fehlen.  Die  Dächer  sind  geschindelt  oder  mit  Pappe  auf  Schalung 
gedeckt. 

Wir  können  uns  nur  schwer  vorstellen,  daß  diese  drei-  bis  fünf- 
stöckigen Häuser  aus  so  geringen  Holzstärken  hergestellt  sind.  Doch 
müssen  wir  uns  viele  Lasten  wegdenken,  die  unsere  Miethäuser  auf 
die  Wände  übertragen.  An  den  durch  die  fehlende  Schüttung  her- 
vorgerufenen Mangel  an  Schalldichte  hat  man  sich  bald  gewöhnt- 
Ferner  fällt  unser  sehr  bedeutendes  Balkengewicht  aus.  Dazu  kommt 
der  geringe  Bedarf  an  Möbeln,  etwa  ein  Drittel  des  unsrigen.  Schwere 
Schreibtische,  Schränke  und  Kommoden  kannte  man  besonders  in 
diesen  Kreisen  nicht.  Für  Kleider  und  Hausrat  sind  zwischen  den 
Stuben  Hohlräume  (closets)  eingebaut,  und  die  Betten  bestehen  aus 
Hohlstangen  mit  Stahlmatratzen.  Man  wäscht  und  rasiert  sich  an 
der  Wasserleitung.  Ein  Haus  wie  Abb.  9 bis  11  würde  im  Mittel- 
geschoß ein  Bad  und  zwei  Stuben,  oben  entsprechend  drei  bis  vier 
Räume  enthalten. 


Ahb.  9 bis  11.  Städtisches  Lattenhaus.  Abb.  11.  Ansicht.  M.  i :2oo. 


Diese  Häuser  sind  außen  gestrichen,  innen  haben  sie  Rohr-  und  j 
Lattenputz,  so  daß  man  sich  des  Wohnens  im  Bretterhaus  kaum  be- 
wußt wird.  In  den  einfacheren  sind  in  den  Städten  nicht  einmal 
Öfen;  man  behilft  sich  oft  mit  Gasflammen  unter  Asbestschirm,  der 
die  Wärme  niederhält,  doch  trägt  die  leichte  Bauart  dazu  bei,  daß 
die  Wärme  in  unteren  Stockwerken  den  oberen  mit  zugute  kommt. 
Schüttung  in  den  Wänden  vermeidet  man  wohl  auch  wegen  der 
Gefahr  des  Hinausdrängens  der  Schalung.  Ascheschüttung  würde 
vielleicht  einen  gewissen  Schutz,  gegen  Mäuse  darstellen,  die  sich  im 
amerikanischen  Frame-Haus  sehr  wohl  fühlen.  In  Läden  und  Früh- 
stückstuben vertritt  oft  eine  Verkleidung  mit  weißlackiertem,  fliesen- 
artig gestanztem  Blech  den  Innenputz.  Neu  macht  diese  Wand-  und 
Deckenbildung  einen  sauberen  Eindruck.  In  eigenartigem  Gegensatz 
zu  der  wenig  dauerhaften  Bauweise  steht  die  oft  kostspielige  Ausstattung 
mit  Marmor-  und  Spiegelglasverkleidung  und  die  bisweilen  sehr  reiche 
Lichtreklame  des  Äußeren. 

Noch  muß  der  Fenster  Erwähnung  getan  werden.  Sie  sind  fast 
ausnahmslos  senkrecht  zu  öffnende  Schiebefenster,  die  nicht  allzu 
dicht  schließen.  In  vielen  Gegenden  ist  nur  die  untere  der  beiden 
Fensterhälften  verschiebbar.  Man  kann  dann  nur  in  Brusthöhe  lüften 
und  hat  gerade  in  Kopfhöhe  eine  stehende  Luftschicht,  die  leicht  die 
Kopfschmerzen  erklärt,  worüber  die  städtischen  Bewohner  solcher 
Häuser  viel  klagen.  Sonst  kann  man  die  Scheiben  voreinander 
schieben,  aber  selbst  im  günstigsten  Fall  ist  nur  die  Hälfte  der  Fenster- 
fläche offen.  Zu  dem  kommen  noch  die  „screens“,  auf  die  die  Ameri- 
kaner sehr  stolz  sind.  Es  sind  mit  Drahtgase  bespannte  Holzrahmen, 
die  im  Sommer  zum  Schutz  gegen  Fliegen  und  Mücken  in  die  offene 
Fensterhälfte  eingesetzt  werden,  aber  voll  von  Staub  und  Bazillen 
sind,  da  man  sie  nicht  entkeimt;  zudem  sind  sie  den  Augennerven 
schädlich.  Die  Fensterrahmen  erfordern  Gegengewichte  in  Hohlkasten 
der  Leibungen  und  hängen  an  Stricken,  die  leicht  morsch  werden 
und  reißen.  Das  Fenster  ist  dann  für  lange  Zeit  „out  of  Order“,  das 
heißt  unbeweglich.  Sehr 'lästig  ist  endlich  der  Umstand,  daß  man 
stets  ein  Querholz  vor  den  Augen  hat. 


Eine  besonders  häufige  Bauform  ist  das  eingebaute  Einfamilien- 
haus (Abb.  12  bis  14).  Es  hatte  sich  derartig  eingebürgert,  daß  es 
das  Wohnhaus  des  Städters  genannt  werden  konnte,  und  auch  heute 
noch  hält  es  sich,  besonders  im  besseren  Mittelstand,  hartnäckig 
gegen  die  eingeschossigen  Wohnungen  (Oats)  und  die  Mietkasernen 
(apartments).  Es  stammt  aus  den  Hafenstädten  Englands,  Hollands 


Abb.  12. 
Erdgeschoß. 
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Abb.  13. 
Obergeschoß. 


Abb.  12  bis  14. 
Eingebautes  Einfamilienhaus. 


Abb.  14.  Ansicht. 

M.  1 : 200. 


und  unserer  „Wasserkante“  und  vertritt  in  den  guten  Vierteln  Man- 
hattans, des  eigentlichen  Neuyork,  noch  fast  40  vH  der  Wohnhäuser 
Da  diese  Häuser  aus  Platzmangel  hervorgegangen,  so  sind  sie  außer 
•an  Straßenecken  ohne  Beleuchtungsmöglicbkeit  von  den  Seiten.  Es 
entstehen  hierdurch  außerordentlich  tiefe,  schmale  Zimmer,  zumal 
Eingang  und  Treppe  bisweilen  fast  die  Hälfte  der  Hausbreite  bean- 
spruchen. Der  vordere  „parlor“  auf  Abb.  12  ist  oft  noch  schmäler 
und  tiefer  mit  nur  einem,  breiteren,  Fenster. 

Wir  finden  diese  Einfamilienhäuser  als  Lattenhaus  oder,  früher, 
meist  mit  Ochsenblut  gestrichene  Ziegelbauten.  Neuerdings  werden 
weißglasierte  oder  lederbraune  Riemchen  vorgezogen.  Alle  Verbände 
sind  vertreten.  Am  beliebtesten  ist  der  holländische,  auch  das  schmal- 
schichtige römische  Format  ist  nicht  selten.  Bei  Werksteinverblendung 
nahm  man  früher  einen  dunkelroten  Sandsteiu  (brownstone),  ziemlich 
glatt  bearbeitet,  heute  mehr  grauen  Sandstein,  rauh  bearbeitet,  mit 
glatter  Fenster-  und  Türeinfassung  und  Zierstücken  in  Gotik-  oder 
Renaissance-Nachahmung.  Im  Äußern  geben  die  Freitreppen  (stoops) 
den  glatten  Hausfronten  räumliche  Tiefe  und  reizvolle  Abwechslung. 

Im  Untergeschoß  (basement)  sind  Küche  und  Eßzimmer,  im 
hohen  Erdgeschoß  die  Gute  Stube  (parlor)  und  das  Speisezimmer 
für  Gesellschaften  (Ijackparlor) , quer  durchs  Haus  gelegt,  der  vorteil- 
hafteste aller  Räume;  in  der  Regel  geht  er  auf  ein  oder  mehrere 
Gärtchen  hinaus.  Die  Reicheren  haben  Wasserleitung  in  den  Schlaf- 
zimmern, Marmorkamine,  Teppiche,  Spiegel  und  reichlich  Gardinen 
am  Fenster.  Sonst  hat  man  meist  nur  „shades“,  gewachste  Rouleaus, 
die  stets  bis  zur  Hälfte  herabhängen.  Im  „parlor“  der  Reichen  finden 
sich  meist  nur  ein  Sofa,  Stühle,  ein  Piano,  zierliche  Glasschränkchen 
und  Teetische.  Die  Zimmer  sind  wesentlich  höher  als  in  den  neueren 
Gebäuden.  Die  eine  der  beiden  Brandmauern  gehört  bereits  dem 
Nachbarhause  an.  Der  im  Grundriß  (Abb.  12)  angedeutete  Eingang 
unter  dem  Beischlag  ist  hauptsächlich  für  Dienstboten  und  Lieferer 
bestimmt,  wenn  nioht  im  „basement“  ein  Hausmann  wohnt.  Zahl- 


Abb.  15.  Abb.  15  u.  16.  Abb.  17  Mehr. 

Grundriß.  Zweifamilienhaus.  familienhaus. 


reiche  dieser  Einfamilienhäuser  sind  jetzt  an  mehrere  Parteien  ver- 
mietet. Die  bekannten  Übelstände,  • besonders  aber  das  ermüdende 
Treppensteigen  haben  außer  zu  dieser  Teilvermietung  zu  neuen 
Lösungen,  Zwei-  und  Mehrfamilienhäusern,  geführt,  sowie  zu  den 
Mietkasernen. 

Ein  Zweifamilienhaus  ohne  Lichthof  zeigt  Abb  15  u.  16.  Man 
erkennt  die  zeitweilig  große  Anspruchslosigkeit  des  Neuyorkers.  Das 
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Haua  findet  sich  häufig  in  Süd -Brooklyn  und  an  anderen  Orten. 
Es  ist,  als  ob  die-  Bewohner  froh  wären,  überhaupt  ein  Dach  überm 
Kopf  zu  haben.  An  Kleidern  hat  . man  in  diesen  Kreisen  meist  nicht 
sehr  viel  mehr,  als  man  auf  dem  Leibe  trägt.  Für  die  kleinere 
Wäsche  hat  man  einen  senkrechten  Heißwasserkessel,  der  nächst  dem 
Herde  mit  diesem  und  der  Wasserleitung  in  Verbindung  steht  und 
außer  den  beiden  an  der  Küchenwand  befestigten  Waschbottichen 
(tubs)  die  Badewanne  und  die  Waschbecken  mit  Warmwasser  speist. 
Auf  die  Ränder  der  Bottiche  setzt  man  eine  kleine  Wringmaschine  auf, 
wodurch  das  Waschen  sehr  bequem  wird.  Der  Waschkessel  macht 
die  Wrasenentwicklung  so  unbedeutend,  daß  die  Küche  keinen  Schaden 
nimmt.  Die  weiße  Wäsche  wird  in  einem  länglichen  schmalen  Kessel 
mit  kupfernem  Boden,  der  über  zwei  Kochringe  reicht,  gekocht. 
Man  hängt  sie  an  Leinen  hinaus,  die  über  zwei  Rädchen  laufen.  Das 
Hin  und  Her  der  nassen  Wäsche,  das  Bewegen  der  schweren  Bütten 
und  der  Ruß  der  Waschküche  fallen  fort,  auch  der  Fußboden  bleibt 
trocken.  Man  braucht  auch  nicht  an  schönen  Sonnentagen  zu  warten, 
bis  die  Waschküche  frei  ist.  Zugedeckt  dienen  die  „tubs“  als  Küchen- 
tisch. Für  die  Wäsche  außer  dem  Hause  sind  die  billigsten  Anstalten 
die  „wetwashlaundries“,  die  die  Wäsche  noch  naß  zurückliefern. 
Räume  für  Hausgerät  gibt  es  nicht,  weil  der  heutige  Einwanderer 
keins  mitbringt.  Auch  Keller-  und  Bodenräume  fehlen.  Das  Eß- 
zimmer hat  eine  Anrichte  und  einen  Glasschrank;  das  Schlafzimmer  ist 
durch  offene  Zierwände  mit  durchsichtigen  Gardinen  abgeschlossen. 
Den  Amerikaner  stört  das  Durchlüften  nicht,  ja  er  liebt  den  Zug, 
auch  stößt  sich  selbst  Besuch  nicht  an  dieser  Raumv'erbindung.  Um 
so  peinlicher  wird  das  Schlafzimmer  rein  gehalten. 

Durch  Einfügen  von  Lichthöfen  in  den  Grundriß  (Abb.  17)  hat 
man  versucht,  die  Nachteile  dieser  Anlage  zu  umgehen,  doch  gibt 
man  den  Reiz  der  Weiträumigkeit  auf,  und  der  Besuch  wird  auch 
hier  durch  das  Schlafzimmer  geführt.  Dafür  sind  stille  Arbeitswinkel 
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Abb.  18.  Grundriß. 


Abb.  19.  Ansicht.  M.  > : 200. 
Abb.  18  .u.  19. 

Freistehendes  Einfamilienhaus. 


für  Kopfarbeit  geschaffen.  In  der  Küche  kann  man  sich  eben  noch 
herumdrehen.  Diese  Wohnung  rechnet  als  achtzimmerig  (eight  rooms). 

Eine  sehr  reizvolle  Hausform,  die  oft  wiederkehrt,  geben  Abb.  18 
u.  19.  Es  ist  das  freistehende  Einfamilienhaus  in  der  Gegend  der 
New  York  University,  nicht  fern  der  20.  Straße.  Leider  fällt  es  den 
alles  gleichmachenden  Mietkasernen  zum  Opfer,  die  in  Neuyork  be- 
sonders arm  an  Licht  und  Luft  sind.  Es  stammt  etwa  aus  den  acht- 
ziger Jahren  des  neunzehnten  Jahrhunderts.  Zu  rühmen  ist  die  Güte 
der  Baustoffe,  besonders  im  Innern.  Parkett,  beste  Tapeten,  Wand- 
bekleidungen, Türen,  Beschläge  sind  von  trefflicher  Arbeit.  Freilich 
nur  ein  Lattenbau,  doch  geben  namentlich  die  aus  einem  Stück  ge- 
fertigten Säulenschäfte  der  Vorhalle  (porch) /lern  Ganzen  ein  gediegenes 
Aussehen.  Die  Hausfront  ist  mit  der  bekannten  wagerechten  Brett- 
lage verkleidet,  Seiten-,  Rückfront  und  Dächer  sind  geschindelt.  Ein 
Nachteil,  der  hier  nicht  verschwiegen  sei,  ist  der  Reichtum  an  Treppen, 
doch  kann  man,  wenn  kleine  Kinder  im  Hause  sind,  durch  Schutz- 
türehen abhelfen.  Daß  wir  verhältnismäßig  selten  mißratenen  Säulen 
begegnen,  verdankep  wir  den  Holzschneidewerken,  die  offenbar  auf 
gute  Ausführung  Wert  legen.  Schäfte  mit  schöner  Schwellung  liegen  in 
Stärken  um  30  cm  herum  auf  Vorrat,  und  zwar  in  toskanischer,  ionischer 
und  korinthischer  Ordnung  sowie  mit  Kompositkapitellen.  Ganz  große, 
palladianische  werden  aus  Brettern  oder  Bohlen  zusammengesetzt.  — 
Die  Paläste  der  ganz  Reichen  sind  meist  aus  dem  englischen  Cottage 
entwickelt  und  in  zahlreichen  Veröffentlichungen  zu  finden.  Von 
einer  Gemeinform  kann  man  bei  ihnen  nicht  gut  sprechen. 

Die  Darstellung  der  Mietkasernen  würde  hier  zu  weit  führen.  In 
diesen  sind  bei  freiem  Ausblick  die  oberen  Geschosse  teurer  als  die 
unteren.  Große  Wasserbehälter  auf  dem  Dache  und  eine  kleine 
Motorpumpe  ergänzen  den  unzureichenden  Druck  der  Wasserleitung. 
Die  feineren  Mietkasernen  haben  Hausmann  und  Fahrstuhldiener  in 
Dienstkleidung,  für  die  es  besondere  Kurse  an  der  ,, Hochschule“  gibt. 
Die  Küchen  sind  oft  nur  noch  eine  Art  Gang  zwischen  Wandschränken 


und  Küchentisch.  Dafür  haben  sie  Aufzugschächte  für  Frühstück  und 
Küchenbelieferung,  für  Wäsche  und  für  die  Abfälle. 

Auf  dem  Lande  fallen  die  wiederkehrenden  Hausformen  weniger 
auf,  trotzdem  sie  aus  den  Verzeichnissen  der  Holzschneidegesellschaften 
entnommen  sind;  sie  liegen  zu  zerstreut.  Für  uns  ist  die  grund- 
sätzliche Abkehr  des  Wirtschaftshofes  vom  Wohnhaus  etwas  un- 
gewöhnliches. Unser  Landwirt  wünscht  seinen  Hof  zu  überblicken, 
der  amerikanische  flieht  Stallgeruch  und  Fliegenplage  und  führt  mehr 
das  Leben  von  Städtern. 

Für  den  Schriftennachweis  (s.  a.  1887  d.  Bl.,  S.  11,  18,  102, 
211  u.  223)  seien  drei  amerikanische  Werke  wegen  der  trefflichen 
Auswahl  und  gediegenen  Ausstattung  vorangestellt: 

Edw.  A.  Crane,  Alte  Bauwerke  im  Kolonialstil  aus  den 
nordamerikanischen  Unionstaaten  Süd- Carolina  und  Georgia, 
Ende  des  17.  bis  Anfang  des  19.  Jahrhunderts.  Berlin  1908. 
Wie  der  Titel  sagt,  beschränkt  es  sich  auf  die  Baumwollstaaten. 
Die  wenigen  guten  Beispiele  zeigen  etwas  wie  spanische  Beeinflussung 
dieses  einzigen  bisher  fest  umgrenzten  Baustils  in  Amerika. 

William  It.  Ware,  The  Georgian  Periode  by  W.  R.  Ware. 
Neuyork  1908. 

Eiu  sehr  gutes  Werk,  mit  schönen  Zeichnungen  auch  von  Einzel- 
teilen. 

American  Country  Houses  of  To  Day,  1912  u.  1913.  Heraus- 
gegeben von  Paul  Wenzel,  31,  East  12th  Street,  Neuyork. 

Die  beiden  Bände  enthalten  Beispiele  von  Haus  und  Garten  der 
oberen  Zehntausend  und  des  gut  gestellten  Mittelstandes  in  den  Ver- 
einigten Staaten. 

Von  deutschen  Veröffentlichungen  seien  genannt: 

Paul  Graef,  Neubauten  in  Nordamerika  Berlin  1897  und 
1900/05. 

Das  Werk  greift  besonders  in  das  Reich  städtischer  Bauweise 

hinein  und  beschränkt 
sich  auf  den  Geschmack 
des  ausgehenden  neun- 
zehnten Jahrhunderts. 

In  jeder  Beziehung 
am  vielseitigsten  ist: 
F.Rud.  V ogel,  Das 
amerikanische  Haus. 
E.  Wasmuth.  Berlin 
1910. 

Es  bringt  die  ganze 
Geschichte  des  amerika- 
nischen Hauses  in  Bild 
und  Wort,  auf  Seite  69 
z.  B.  ein  Landhaus  von 
1670  (Abh.  20).  Die  bis 
zur  Gegenwart  sehr  be- 
liebte Vor-  oder  Ring- 
halle (porch)  ersetzt 
dem  im  Winter  in  der 
Stadt  lebenden  Farmer 
die  Tanz-  und  Gesell- 
schaftsräume, da  die 
Zimmer  zu  eng  und  zu 
heiß  zu  sein  pflegen. 
Ein  Lattenhaus  der 
älteren  Stadtviertel 
nach  S.  79  des  Werkes 
gibt  Abb.  21;  das  ge- 
knickte „Gambreldach“ 
ist  jedoch  sonst  mei- 
stens durch  ein  gerades 
Satteldach  ersetzt.  Die 
spätere  Zeit  liebt  Säu- 
leuhallen  von  palladia- 
nischen Verhältnissen, 
wie  sie  das  Haus  von 
1765  der  Abb.  22  nach 
S.  120  a.  a.  0.  zeigt. 
Außer  den  schon  oben 
besprochenen  Säulen 
sind  an  diesen  Back- 
steinbauten des  aus- 
gehenden achtzehnten 
und  des  beginnenden 
neunzehnten  Jahrhun- 
derts auch  die  übrigen 
Gliederungen  und  Ge- 
simse oft  aus  Holz  ge- 
bildet, Erst  der  zweiten 


Abb.  20.  Älteres  Landhaus.*) 


Abb.  21.  Altes  Bostoner  Haus 
mit  Gambreldach.*) 


Abb.  22.  Haus  aus  Südkaroliua.U  M.  1 : 300. 
*)  Nach  F.  R.  Vogel.  Das  amerikaniaone  Haus. 
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Hälfte  des  neunzehnten  Jahrhunderts  waren  Hausteinbauten,  ins- 
besondere die  reichliche  Verwendung  einer  überschweren  Rustika 
Vorbehalten.  Es  ist  aber  im  Anfang  bereits  darauf  aufmerksam 
gemacht  worden,  daß  in  Amerika  die  schärfsten  Gegensätze  neben- 
einander wohnen.  Man  sieht  oft  lange  Reihen  völlig  gleichgebauter 
Häuser,  dann  plötzlich  das  ausgesprochene  Gegenteil  aus  derselben 
Entstehungszeit  mitten  unter  ihnen,  oder  man  nimmt  Strecken  von 


Hausfronten  wahr,  in  denen  nicht  eine  der  anderen  gleicht,  und 
dabei  sind  sie  alle  von  demselben  Architekten.  Die  Gemeinformen 
aber  weisen  stets  die  größere  Lebensfähigkeit  auf.  Sie  sind  durch 
das  naturgemäß  Gute,  was  in  ihnen  liegt,  Gemeinbesitz  geworden  und, 
wie  sie  für  die  Eigenart  der  Massen  eines  Volkes  bezeichnend  sind, 
machen  sie  den  Stil.  Möge  dieser  Hinweis  zu  neuen  Auswegen  in 
unserer  Notlage  die  Anregung  geben. 


Wagenantrieb  für  Ablaufberge. 

Vom  Geheimen  Baurat  Heinrich  in  Berlin. 


Die  überwiegende  Mehrzahl  der  deutschen  Verschiebebahnhöfe 
wird  mit  Hilfe  von  Ablaufbergen  betrieben,  die  auf  neuzeitlichen 
Bahnhöfen  im  allgemeinen  unmittelbar  an  die  Einfahrgleise  anschließen. 
Die  angekommenen  Züge  werden  nach  Entkupplung  in  Wagengruppen 
durch  eine  Verschiebelokomotive  über  einen  Ablaufberg. (Eselsrücken) 
gedrückt,  von  dessen  höchstem  Punkt  ab  die  Wagen  durch  Schwer- 
kraft in  die  Verteilungsgleise  laufen.  In  letzteren  werden  sie  durch 
auf  die  Schienen  gelegte  Hemmschuhe,  .seltener  durch  Bedienung 
der  Bremsen  zum  Stillstand  gebracht.  Die  Höhe  der  Ablaufberge 
wird  nach  praktischen  Erfahrungen  zunächst  so  bemessen,  daß  bei 
gewöhnlichen  Witterungverhältnissen  die  Wagen  mit  dem  größten 
Wegwiderstand  (Krümmungen,  Weichen,  Länge  des  Weges)  bis  an 
das  Ende  der  Verteilungsgleise  laufen.  Das  hat  natürlich  zur  Folge, 
daß  diejenigen  Wagen,  die  einen  geringen  Wegwiderstand  zu  über- 
winden haben  oder  die  in  schon  ziemlich  gefüllte  Gleise  laufen,  wegen 
ihrer  großen  Geschwindigkeit  stark  auf  die  Hemmschuhe  auflaufen. 
Um  die  Geschwindigkeit  solcher  Wagen  nicht  zu  groß  werden  zu 
lassen,  sind  am  Fuße  der  Ablaufberge  in  der  Regel  Gleisbremsen  vor- 
gesehen, durch  die  eine  teilweise  Abbremsuug  der  Geschwindigkeit 
erreicht  werden  kann. 

Im  Ablauf  betrieb  entstehen  dadurch  viele  Schwierigkeiten,  daß 
die  verschiedenen  Wagen  nicht  gleich  -schnell  ablaufen;  leere 
Wagen  laufen  langsamer  als  beladene;  sie  werden  daher  leicht  von 
schweren,  schnellaufenden  Wagen  zum  Teil  schon  in  den  Ver- 
teilungsweichen eingeholt  und  kommen  ferner  häufig  nicht  an  das 
Ende  der  Verteilungsgleise.  So  entstehen  entweder  große  Lücken  in 
den  Gleisen,  die  ein  Zusammendrücken  durch  besondere  „Spitzen- 
drückerlokomotiven“ erfordern  oder  die  Wagen,  die  sich  eingeholt 
haben,  müssen  zum  Teil  „falsch“  laufen,  weil  es  häufig  nicht  gelingt, 
die  Weichen  zwischen  solchen  Wagengruppen  umzustellen;  zuweilen 
treten  auch  Entgleisungen  ein.  In  allen  Fällen  wird  die  Leistungs- 
fähigkeit des  Ablaufberges  und  damit  des  ganzen  Verschiebebahn- 
hofs stark  herabgesetzt,  ganz  abgesehen  von  der  Erhöhung  der  Be- 
triebskosten. 

Vielfach  wird,  um  die  geschilderten  Mißstände  zu  vermeiden  oder 
zu  verringern,  zur  Erhöhung  des  Ablaufberges  geschritten.  Dies  hat 
aber  zur  Folge,  daß  dann  die  gutlaufenden  Wagen  oder  Wagengruppen 
eine  überaus  große  Geschwindigkeit  annehmen,  die  zu  sehr  heftigen 
Aufläufen  sowohl  auf  die  Gleisbremse  als  auch  auf  die  Hemmschuhe 
in  den  Verteilungsgleisen  führt.  Diese  heftigen  Aufläufe  verursachen 
nicht  nur  viele  Wagenbescbädigungen,  sondern  noch  häufiger  Be- 
schädigungen der  Ladung,  die  immer  wieder  zu  Klagen  der  Ver- 
frachter und  zu  Entschädigungsansprüchen  Anlaß  geben.  Selbst  wenn 
die  Ladung  nicht  beschädigt  wird,  so  entstehen  große  Kosten  durch 
das  „Regulieren“  verschobener  Ladungen.  Auf  vielen  Verschiebe- 
bahnhöfen müssen  dauernd  „Regulierkolonnen“  beschäftigt  werden. 
Zweifellos  werden  auch  durch  die  nur  auf  ein  Rad  des  Wagens 
wirkenden  Hemmschuhe  viele  nicht  bemerkbare  Verschiebungen  der 

(Ladung  hervorgerufen,  die  ein  Überlasten  einer  Wagenseite  und  da 
mit  ein  Heißlaufen  der  Achse  zur  Folge  haben  können  oder  die  sogar 

1 Anlaß  zu  Unfällen  geben.  An  .verschiedenen  Stellen  mußte  von  der 
weiteren  Erhöhung  der  Ablaufberge  abgesehen  werden,  weil  sie  die 
Hebung  oder  den  Neubau  umfangreicher  Brückenanlagen  verursacht 
hätte.  Die  große  Höhe  der  Ablaufberge  und  die  dadurch  bedingten 
steilen  Rampen  haben  in  vielen  Fällen  zur  Folge,  daß  nur  sehr 
schwere  Lokomotiven  zum  Drücken  verwendet  werden  können.  In 
manchen  Fällen,  in  denen  die  Wagengruppen  von  rückwärts  auf  den 
Ablaufberg  gezogen  werden  müssen,  kann  wegen  der  starken  Steigung 
nicht  ein  voller  Zug  bearbeitet  werden.  Auch  hierdurch  wird  wieder 
die  Leistungsfähigkeit  des  Bahnhofs  herabgesetzt,  und  die  Betriebs- 
kosten werden  erhöht. 

Eine  gefährliche  Verstärkung  der  durch  schlechtlaufende  Wagen 
hervorgerufenen  Schwierigkeiten  tritt  durch  Gegenwind  oder  bei 
stärkerem  Frost  ein,  wenn  das  öl  in  den  Achslagern  anfängt,  steif 
zu  werden.  Die  Beeinträchtigungen  der  Leistungsfähigkeit  der  Ver- 
schiebebahnhöfe sind  dann  so  bedeutend,  daß  bei  starkem  Verkehr 
Betriebstockungen1)  in  größerem  Umfang  hervorgerufen  werden 
können,  die  den  Wagenumlauf  unheilvoll  beeinträchtigen,  zu  einer 

*)  Archiv  für  Eisenbahnwesen  1919,  S.  166. 


wesentlichen  Erhöhung  der  Betriebskosten  führen  und  wegen  starker 
Verspätungen  große  Verstimmungen  beim  Personal,  insbesondere  dem 
Zugpersonal  hervorrufen.  So  hoch  kann  man  die  Berge  nicht  machen, 
daß  auch  in  diesem  Fall  die  Wagen  ihr  Ziel  erreichen.  Denn  bei 
besserem  Wetter  würden  zu  große  Geschwindigkeiten  mit  den  oben 
erläuterten  schädlichen  Folgen  erreicht  werden.  Man  hat  zwar  zwei 
verschieden  hohe  Berge  nebeneinander  angelegt,  von  denen  der  höhere 
im  Winter  bei  schlechter  Witterung,  der  niedrigere  im  Sommer  be- 
nutzt wird;  man  hat  auch  die  Verwendung  von  Eisenkonstruktionen 
zur  Veränderung  der  Höhe  der  Ablaufberge  vorgeschlagen,  doch 
kann  man  durch  solche  Mittel  nicht  die  Tatsache  beseitigen ; daß 
leichte  Wagen  langsamer  als  schwere  laufen  und  daß  solche  Wagen 
verschiedener  Lauffähigkeit  im  Zuge  vielfach  unmittelbar  nebenein- 
anderstehen. 

Als  Hauptnachteil  des  jetzigen  Verfahrens  muß  angeführt  werden, 
daß  zur  Erreichung  der  nötigen  Geschwindigkeiten  beim  Ablauf  wegen 
der  verhältnismäßig  wenigen  Wagen  mit  großem  Wegwiderstand  auch 
alle  übrigen  Wagen  auf  die  gleiche  Höhe  gehoben  werden  müssen. 
Die  auf  diese  Weise  nutzlos  erzeugten  Arbeitsleistungen  müssen  unter 
Gefährdung  der  Ladungen  und  der  Wagen  selbst  durch  Abbremsen 
wieder  vernichtet  werden.  Es  ist  schwer,  diesen  Nachteil  zahlenmäßig 
zu  erfassen.  Man  kann  aber  eine  gewisse  Vorstellung  über  die  Kraft- 
verluste erhalten,  wenn  man  bedenkt,  daß  auf  102  größeren  und 
mittleren  deutschen  Verschiebebahnhöfen  mit  Ablaufbergen  täglich 
etwa  195  000  Wagen  ablaufen  (im  Juli  1918  belief  sich  diese  Zahl  auf 
220  000  Wagen,  bei  beiden  Zahlen  handelt  es  sich  nur  um  den  Ablauf 
von  den  Hauptablaufbergen  in  die  Richtungsgleise). 

Bäseler  hat  in  der  Zeitung  des  Vereins  deutscher  Eisen- 
bahnverwaltungen 1918,  Nr.  20  u.  21  zur  Lösung  der  geschilderten 
Schwierigkeiten  eine  zwangläufige  Ablaufanlage  vorgeschlagen;  doch 
krankt  dieser  Vorschlag  an  zu  verwickelten  Einzelheiten,  als  daß  man 
sich  bisher  zur  versuchsweisen  Ausführung  entschließen  konnte. 

Das  nachstehend  beschriebene  Verfahren2  3)  läuft  darauf  hinaus, 
unter  Beibehaltung  eines  mäßig  hohen  Ablaufberges,  der  dem  Wagen 
eine  mittlere  Ablaufgeschwindigkeit  erteilt,  durch  eine  einfache,  leicht 
zu  handhabende  und  leicht  zu  unterhaltende  Vorrichtung  nur  den 
schlechtlaufenden  Wagen  eine  nach  der  Art  des  Wagens  (leer,  leicht 
beladen)  und  den  Widerständen  des  Laufweges  (viele  Krümmungen, 
viele  Weichen,  Länge  des  Weges  usw.)  abgestufte  „Zusatzgeschwindig- 
keit“ zu  erteilen.  Bei  gewöhnlichen  Witterungsverhältnissen  würden 
im  allgemeinen  wohl  nur  die  leeren  Wagen  einen  Antrieb  erhalten 
müssen,  bei  ungünstigem  Wetter  (Frost,  Gegenwind  oder  dergleichen) 
dagegen  auch  die  leicht  beladenen  Wagen. 

Etwa  12  m unterhalb  des  höchsten  Punktes  des  Berges,  1,75  m 
(oder  1,85  m)  von  Gleismitte  entfernt,  wird  ein  elektrisch  anzutrei- 
bendes Spill  I (Volllauf)  angebracht,  an  dem  ein  Drahtseil  hängt, 
dessen  freies  Ende  einen  nach  Art  der  Zughaken  gebildeten  Haken 
enthält  (vgl.  Abb.  1 u.  2).  Unterhalb  der  Stelle,  an  der  die  Wagen 
anfangen,  von  selbst  abzurollen,  steht  ein  Rangierer,  der  an  der 
hinteren  Stirnseite  der  schlecht  laufenden  Wagen  den  Haken  seit- 
lich anbringt.  In  dem  Augenblick  des  Anlegens  läßt  der  Rangierer 
mittels  eines  der  an  der  „Schaltleiste“  angebrachten  Schalthebel  das 
Spill  I (Volllauf)  anlaufen  und  erteilt  damit  dem  oder  den  Bahn- 
wagen die  erforderliche  Zusaitzgeschwindigkeit.  Zur  Vermeidung 
heftiger  Stöße  muß  das  Spill  so  eingerichtet  sein,  daß  die  Umdrehungs- 
geschwindigkeit allmählich  zunimmt.  In  diesem  Fall  wird  es  nicht 
nötig  sein,  an  dem  Haken  eine  Federung  anzubringen.  Der  Haken 
fällt,  wenn  der  Wagen  etwa  in  Höhe  des  Spills  angekommen  ist, 
von  selbst  herab  und  wird  von  einem  am  oberen  Ende  des  Berges 
stehenden  leichteren  Spill  I (Leerlauf)  vermittels  eines  leichten  Seils 
wieder  emporgezogen,  damit  er  für  die  nächste  Benutzung  wieder 
verwendungsbereit  ist.  Da  es  nicht  möglich  sein  wird,  den  Haken 
so  schnell  wieder  nach  oben  zu  befördern,  daß  der  nächste  Wagen 
durch  dasselbe  Spill  I (Volllauf)  einen  Antrieb  bekommen  kann,  so 
ist  es  nötig,  auf  der  anderen  Seite  des  Gleises  eine  gleiche  Vorrichtung 
anzubriugen,  die  abwechselnd  mit  der  vorher  beschriebenen  arbeitet 
(Spill  II  auf  Abb.  2 u.  3). 


2)  Vgl.  „Über  die  Ausgestaltung  der  Verschiebebahnhöfe“,  Jahr- 

gang 1920  d.  BL,  Nr.  86. 
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Der  Haken  ist  so  auszubilden,  daß  er  hinter  einem  vorspringenden 
Teil  der  Rückwand  des  Wagens  (Nietkopf,  Schraubenmutter,  schmales 
Winkeleisen  und  dergleichen)  Halt  findet  (sieh  Einzelheit  des  An- 
triebhakens, Abb.  4).  Bei  Personenwagen  wird  es  zuweilen  in  Frage 
kommen,  den  Haken  an  einem  Trittbrett  angreifen  zu  lassen. 

Der  Rangierer  führt  den  Haken  mit  der  rechten  Hand,  geht  ein 
bis  drei  Schritte  abwärts,  um  die  richtige  Stelle  zum  Anbringen  des 
Hakens  je  nach  der  Größe  der  zu  erteilenden  Zusatzgeschwindigkeit 
zu  wählen.  Beim  Anlegen  des  Hakens  greift  er  mit  der  linken  Hand 
an  die  vordere  untere  K^nte  der  Schaltleiste  und  betätigt  durch  einen 
Hebel  die  Antriebvorrichtung  des  unteren  Spills  I (Volllauf).  Gleich- 
zeitig mit  dem  Anlaufen  des  unteren  Volllaufspills  wird  das  ent- 
sprechende Leerlaufspill  I rückwärts  bewegt,  damit  das  Nachlaßseil 
sich  abwickelt.  In  dem  Augenblick,  in  dem  der  Antrieb  für  den 
Wagen  genügt,  spätestens  wenn  der  Haken  in  Höhe  des  Volllaufspills 
angekommen  ist,  wird  der  Schalthebel  zurückgelegt,  und  die  Spille  I 
hören  auf  zu  laufen.  Um  den  Haken  wieder  in  die  Ausganglage 
zurückzubringen,  wird  durch  Betätigen  eines  Schalthebels  an  der 
hinteren  unteren  Kante  der  Schaltleiste  die  Rückwärtsbewegung  beider 
Spille  I (das  Leerlaufspill  zieht  den  Haken,  das  Seil  des  Volllaufspills 
wickelt  sich  ab)  eingeleitet,  die  durch  eine  Umstellung  des  hinteren 
Schalthebels  zum  Stillstand  kommt.  Damit  der  Rangierer  die  Ein- 
schaltung an  verschiedenen  Stellen  vornehmen  kann,  sind  Schalter 
in  etwa  50  cm  Abstand  anzubringen.  Um  ein  Bücken  des  Rangierers 
beim  Aufnehmen  des  Hakens  zu  vermeiden,  ist  bei  der  .Spillanlage  II 
die  „Hakengleitbahn“  ansteigend  angeordnet  (in  der  Ansicht  Abb.  1 
der  Deutlichkeit  halber  nur  punktiert  nach  Linie  c — d angedeutet). 
Die  besondere  Schaltleiste  fällt  in  diesem  Fall  fort,  weil  die  Schalt- 
hebel an  der  Unterseite  der  Gleitbahn  angebracht  werden  können. 
Diese  Ausführungsform  der  Spille  II  hat  den  Nachteil,  daß  das  Ein- 
führen des  Hakens  in  die  Hakengleitbahn  (an  Stelle  e - f in  Abb.  2) 
jedenfalls  ohne  einen  besonderen  Mann  nicht  möglich  ist.  Außerdem 
muß  das  Spill  mit  Rücksicht  auf  die  Breite  der  ansteigenden  Gleit- 
bahn auch  etwas  vom  Gleise  abgerückt  werden  (1,85  m).  Dieser  ver- 
größerte Abstand  ist  nicht  vorteilhaft,  weil  mit  vergrößertem  Abstand 
die  senkrecht  zum  Gleis,  also  auf  Abziehen  des  Hakens  vom  Wagen 
wirkende  Komponente  der  Zugkraft  größer  wird. 

Verschiedene  Einzelheiten  der  Vorrichtung  werden  erst  nach  Ver- 
suchen zweckmäßig  ausgebildet  werden  können.  So  wird  man  nur 
durch  Versuche  feststellen  können,  ob  es  zweckmäßig  ist,  dem  Haken 
etwas  bleibenden  Magnetismus  zu  erteilen,  damit  auch  dann,  wenn 
an  vereinzelten  Wagen  die  oben  angegebenen  Nietköpfe  und  der- 
gleichen fehlen  sollten,  ein  Festsitzen  gewährleistet  ist.  Es  konnte 
zu  diesem  Zweck  auch  in  Frage  kommen,  an  der  Greiffläche  G (sieh 
Einzelheit  des  Antriebhakens  Abb.  4)  eine  Nut  zur  Einkeilung  eines 
Hartholzstückes  zur  Vergrößerung  der  Reibung  vorzusehen. 

Versuche  werden  auch  ergeben,  ob  es  nicht  vorteilhaft  ist,  den 
Haken  immer  an  derselben  (höchsten)  Stelle  durch  einen  Rangierer 
anlegeu  zu  lassen  und  die  Schaltungen  durch  einen  zweiten  Rangierei 
zu  bedienen.  Man  könnte  z.  B.  in  der  Nähe  der  Buchstaben  a und  b 


Abb.  1.  Ansicht. 


Abb.  2.  Oberansicht. 


Abb.?3.  Seitenansicht  a b.  Abb.  4.  Antriebhaken. 


der  Oberansicht“  (Abb.  2)  Führerstande  mit  Schaltkurbeln  wie  bei 
Straßenbahnwagen  aufstellen;  die  Größe  des  Antriebes,  die  nach  obiger 
Beschreibung  durch  die  Wahl  der  Entfernung  beim  Anlegen  des 
Hakens  von  Spill  I (Volllauf)  bewirkt  wird,  würde  dann  in  einfacherer 
Weise  durch  Drehen  der  Schaltkurbel  in  die  einzelnen  Fahrstellungen 
erreicht  werden  können.  Die  Schaltleiste  würde  dann  fortfallen. 

Der  beschriebene  Wagenantrieb  kann  bei  allen  neu  zu  bauen  en 
Bahnhofanlagen,  ferner  auch  bei  all  denjenigen  bestehenden  Ablauf- 
anlagen angewendet  werden,  bei  denen  die  Abdrückgleise  vor  dem. 
höchsten  Punkt  des  Berges  zusammengeführt  sind. 


Die  silberne  Ehrenmiiuze  der  Stadt  Frankfurt  am  Main  mit 
einer  Urkunde  wurde  vom  Oberbürgermeister  dem  Stadtrat  Hin  beim 
Übertritt  in  den  Ruhestand  verliehen.  Regierungs-  und  Baurat  Hin 
trat  von  der  Eisenbahndirektion  Köln  aus  zur  Stadtverwaltung  in 
Frankfurt  über,  hat  dort  20  Jahre  hindurch  das  Elektrizitäts-  und 
Bahnamt  geleitet  und  namentlich  das  Straßenbahnwesen  auf  eine 
.vorbildliche  Höhe  gebracht. 

Bei  der  Regierung  des  Saarbeckens  ist  an  der  Abteilung  für 
öffentliche  Arbeiten  (1920  d.  Bl.,  S.  492),  und  zwar  bei  der  Unter- 
abteilung für  Tiefbau  vom  1.  Januar  1921  ab  ein  Staatliches  Straßen- 
bauamt eingerichtet  worden.  Diese  Dienststelle  übernimmt  die  \ er- 
waltung  und  Unterhaltung  der  Straßen  des  Saargebiets,  die  bisher  der 
rheinischen  Provinzialverwaltung  und  der  bayerischen  Staatsverwaltung 
unterstellt  waren.  . . 

In  dem  Wettbewerb  fiir  Kriegerdenkmäler,  den  der  bayerische 
Landesverein  für  Heimatschutz  zur  Erlangung  von  Vorentwürlen 
für  kleinere,  freistehende  Kriegerdenkmäler  unter  seinen  Mitgliedern 
ausgeschrieben  hatte,  fiel  der  erste  Preis  (500  Mark)  und  der  zweite 
Preis  (400  Mark)  an  Bauamtmann  Hocheder  und  Bildhauer  Kroher, 
ein  dritter  Preis  (300  Mark)  an  Bildhauer  Hans  Miller,  ein  weiterer 
dritter  Preis  (300  Mark)  an  Architekt  Baumann;  angekauft  wurden 
zu  je  200  Mark  zwei  Entwürfe  des  Bildhauers  Lukas  und  je  einer 

des  Architekten  Flaschenträger  und  des  Architekten  Christ  er,  zu 

je  100  Mark  des  Bildhauers  Lallinger  und  des  Architekten  Bau- 
mann (sämtlich  in  München). 

Reichshaushalt  fiir  1920  (1920  d.  Bl.,  S.  346,  391,  403,  590,  600  6o8). 
Die  der  Reichsregierung  und  dem  Reichsminister  der  Finanzen  durch 


Vermischtes. 

die  früheren  Gesetze,  betreffend  die  weitere  vorläufige  Regelung  des 
Reichshaushalts  für  das  Rechnungsjahr  1920,  erteilten  Ermächtigungen 
werden  auf  den  Monat  Februar  1921  ausgedehnt.  Außerdem  können  bei 
den  einmaligen  Ausgaben  die  folgenden  Summen  ausgegeben  werdem  ; 

Im  Haushalt  des  Reichsministeriums  des  Innern.  400  000  00t 
Mark  zu  Aufwendungen  des  Reichs  für  die  durch  innere  Unruhen 
innerhalb  des  Reichsgebiets  verursachten  Schaden  . 

Im  Haushalt  des  Reichsministeriums  für  Wiederaufbau 
(außerordentlicher  Haushalt):  400  000000  Mark  als  überteuerungszu- 
schüsse  zu  Handelsschiffneubauten.  . , , . J 

Im  Haushalt  des  Reichspostministeriums  (Sonderhaushalt 
für  Bayern):  210  000  Mark  zur  Erweiterung  der  Station  I der • vom 
zentralen  Briefpostamt  in  München  zum  Posttunnel  des  Hauptbahn- 
hofs führenden  elektrischen  Untergrundbahn,  600  000  Mark  zum  Erwer 
von  Flugzeughallen  in  Nürnberg  und  München  zur  \erwendung  - 
Kraftfahrzeughallen. 

Der  Entwurf  eines  Gesetzes  fiir  den  Bau  elektrischer  Anlagen 
zwischen  Brauuscliweig  und  Hannover  ist  von  der  preußischen  Landes- 
versammlung angenommen  worden;  dadurch  wird  die  Pre^l5J 
Staatsregierung  ermächtigt,  sich  an  einer  Aktiengesellschaft  für  d 
Bau  und  Betrieb  eines  auf  der  Braunkohle  bei  Helmstedt  zu  errichtend 
Großdampfkraftwerks  zu  beteiligen  und  eine  Reihe  von  Hochspannun  s 
leitungen  und  Umspannwerken  auszuführen,  die  dem  Zusammensch 

der  bisher  noch  getrennten  staatlichen  Stromversorguugsgebiete  i 

Norden  und  Süden  von  Hannover  dienen.  Der  Bau  eines  Groß! kraftwe  ^ 
bei  Hannover,  der  durch  Gesetz  vom  17.  Mai  191S  beschlossen  wa 
wird  auf-egeben,  weü  sich  die  Wirtschaftslage  besonders  hmsichthc! 
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der  Beschaffung  und  der  Preise  und  Wasserfrachten-  für  Steinkohlen 
aus  dem  Ruhrgebiet  so  geändert  hat,  daß  ein  Steinkohlenkraftwerk 
für  diesen  Zweck  heute  nicht  mehr  zweckmäßig  erscheint. 

Es  handelt  sich  bei  dem  neuen  Plan  um  die  Errichtung  eines 
Kraftwerks  von  60000  KW  Leistung,  einer  Hauptleitung  vom  Kraft- 
werk nach  Hannover,  die  mit  110  000  Volt  zu  betreiben  ist,  eines 
Großumspannwerks  bei  Hannover,  in  welchem  45 000  Volt  für  das 
nördliche,  Dörverdener  Versorgungsgebiet  und  GO 000  Volt  für  das 
südliche  Versorgungsgebiet  der  Weserkraftwerke  erzeugt  werden, 
ferner  die  Verbindungsleitungen  mit  diesen  Versorgungsgebieten  und 
einiger  Umspannwerke  zur  Abgabe  der  elektrischen  Arbeit  an  die 
kommunalen  Großabnehmer.  Der  gesamte  Geldbedarf  für  die  ge- 
planten Anlagen  stellt  sich  bei  den  heutigen  Preisen  für  den  Staat  auf 
120  Mill.  Mark. 

Berlin.  Block. 

Alte  und  neuere  Kirclienerweiternngen  im  Rheinland  betitelt 
sich  der  14.  Jahrgang  (1920)  der  Zeitschrift  des  Rheinischen  Vereins 
für  Denkmalpflege  und  Heimatschutz  (Düsseldorf  1920.  L.  Schwann. 
80  S.  in  8°  mit  67  Abb.),  zugeeignet  seinem  Ehrenmitglied,  Bischof 
Korum  von  Trier,  dem  eifrigen  Förderer  dieser  vaterländischen  Be- 
strebungen. Der  Inhalt  gibt  sowohl  eine  kurze  Übersicht  solcher  be- 
merkenswerten baulichen  Veränderungen  rheinischer  Gotteshäuser  im 
Mittelalter  und  der  Folgezeit,  als  auch  lehrreiche  Beispiele  aus  unseren 
Tagen,  wo  die  Frage  einer  Kirchenerweiterung  so  oft  an  wachsende 
Gemeinden  herantritt,  .denen  der  Raum  der  alten  Kultstätte  nicht 
mehr  genügt.  Provinzialkonservator  Dr.  Renard  erörtert  in  gedrängter 
Fassung  die  Grundsätze  derartiger  Baumaßnahmen,  wie  sie  vom 
12.  Jahrhundert  ab  bei  großen  und  kleinen  Kirchen  schon  eingesetzt 
haben.  So  beim  Trierer  Dom  und  d6r  Kölner  Apostelkirche  zu  ein- 
heitlichem Ganzen  gleichen  Stiles,  weiterhin  durch  Anfügen  von 
Seitenschiffen  und  Durchbrechen  der  Mauern  des  alten  Bestandes,  wie 
in  Kornelimünster,  Goch,  Frauenberg,  St.  Ursula  (Köln),  und  durch 
Schaffung  größerer  Choranlagen  (Straelen)  oder  Chorumgänge  (Düssel- 
dorf, Erkelenz).  Die  bemerkenswertesten  architektonischen  Leistungen 
sind  uns  überkommen  in  den  völligen  Umwandlungen  romanischer 
Kirchen  in  spätgotische  Hallenbauten,  in  St.  Johann  Baptist  und 
St.  Columba  in  Köln,  letztere  ein  Meisterwerk  der  Gewölbetechnik  auf 
verwickelter  Grundrißform,  oder  in  eine  barocke  weiträumige  Zentrale, 
wie  in  St.  Alban.  Spätere  Zeit  fügte,  namentlich  in  den  Gegenden 
mit  evangelischer  Bevölkerung,  einen  nüchternen  Saalbau  den  mittel- 
alterlichen Bauteilen  hinzu.  Alle  diese  Erweiterungsbauten  sind  nicht 
ohne  Einfluß  auf  die  äußere,  oft  malerische  Erscheinung  der  Gottes- 
häuser gewesen,  führten  im  Innern  zu  feinen  Raumschöpfungen  mit 
den  wechselnden  eigenartigen  Durchblicken,  die  uns  diese  Gottes- 
häuser lieb  und  wert  machen.  Von  den  neuzeitlichen  Kirchener- 
weiterungen, die  erst  mit  der  Wende  des  vorigen  Jahrhunderts  ihren 
Anfang  nahmen,  beanspruchen  nur  diejenigen  eine  Würdigung,  die 
auf  möglichste  Ausnutzung  des  Altbaues  abzielen,  durch  Zusammen- 
ziehen der  verschiedenen  Baumassen  im  Äußern,  zugleich  mit  Raum- 
vereinigung zwischen  Alt-  und  Neubau  im  Innern  der  Kirche  und  aus 
denen  ein  künstlerischer  Geist  spricht.  So  bei  den  Werken  der 
Architekten  Marx,  Graeher,  Brandt.  Stahl  (Trier  und  Düsseldorf), 
Huch  (Koblenz),  Stumpf  (Bonn),  Endler  und  Renard  (Köln),  die  mannig- 
fache Lösungen  bieten,  je  nach  Lage  und  Ort  der  zu  erweiternden 
Baubestände,  sei  es.  daß  diese  bei  der  Änderung  als  Nebenscbiffe 
verwendet  (Paffrath)  oder  mit  solchen  neuen  versehen  werden  (Düren, 
Afden,  Kelberg,  Pluwig),  sich  als  Vorhallen  oder  Querschiff  dem  Neu- 
bau anfügen  (Berglicht,  Niederheimbach,  Kircliberg,  Neunkirchen)  oder 
als  geräumiger  Chor-  und  Kreuzschiffbau  (Honnef)  sich  darstellen;  in 
allen  Fällen  ist  die  Wirkung  des  erweiterten  Gotteshauses  im  Ortsbild 
eine  geglückte  zu  nennen.  Das  mit  gewählten  Abbildungen  trefflich 
ausgestattete  Heft  weist  am  Schluß  auf  den  ersten  Jahrgang  des 
Rheinischen  Heimatkalenders  hin,  einen  Wochenabreißkalender  (Saar- 
brücken, Höferscher  Verlag),  der  einen  wechselreichen  Bildschmuck  an 
Werken  der  Kunst  und  Geschichte  sowie  an  landschaftlichen  Schön- 
heiten der  Rheinlande  bietet.  Der  eingangs  erwähnte  Verein  hofft, 
mit  dieser  Veröffentlichung  für  seine  Bestrebungen  neue  Freunde  in 
Stadt  und  Land  zu  gewinnen.  # 

Köln.  Hei  mann. 

Anbringung  von  Fendern  (Reibehölzern)  und  Reihepfählen  an 
Ufermauern.  Bei  der  bisher  fast  allgemein  üblichen  Bauweise  für  die 
Befestigung  hölzerner  Fender  (Reibehölzer)  und  Reibepfähle  an  Ufer- 
mauern werden  (Abb.  1 u.  2)  zum  Festhalten  der  Hölzer  am  Mauer- 
werk Flacheisenbügel  verwendet,  die  um  die  Hölzer  herumgreifen  und 
mittels  Steiuschrauben  gehalten  werden,  die  in  das  Mauerwerk  eiu- 
betoniert  sind.  Zur  Aufnahme  seitlicher  Stöße  dienen  vielfach  noch 
Knaggen  aus  Hartholz,  namentlich  bei  Reibepfählen  (Abb.  5 u.  6). 

Der  Nachteil  der  bisherigen  Bauweise  beruht  darin,  daß  nach  Ab- 
nutzung der  wasserseitigen  Holzflächen  die  dann  hervorstehenden 
Eisenbügel  zu  Schiffsbeschädigungen  führen.  Die  Erneuerung  dieser 


Fender  ist,  wenn  durch  Schiffstüße  nicht  nur  die  Hölzer  seihst, 
sondern  auch  die  einbetonierten  Steinschrauben  abgerissen  werden, 
bei  starkem  Verkehr  meist  schwierig,  da  die  frisch  einzubetonierenden 
Schrauben  häufig  schon  vor  Erhärten  des  Mörtels  wiederum  Schiff- 
stößen ausgesetzt  sind. 

Zur  Vermeidung  dieser  Nachteile  sind  im  Gebiet  des  Wasserbau- 
amts II  Berlin  nach  Angabe  des  Regierungs-  und  Baurats  Abraham 
Fender  ohne  Verwendung  von  Eisenteilen  und  Mörtel  angebracht 
worden,  die  sich  unter  z.  T.  sehr  starker  Inanspruchnahme  gut  be- 
währt haben,  auch  an  schrägen  Böschungsbefestigungen,  wo  das 
Hervorstehen  von  Eisenbügeln  bei  fallendem  Wasser  besonders  leicht 
zu  Schiffbeschädigungen  führen  kann. 

In  Abb.  3 u.  4 bedeuten:  a Reibeholz  (Eiche  oder  Kiefer), 
a',  a"  aufgeschraubte  eichene  Keilstücke,  b eichene  Widerlagerstücke, 
c Futterhölzer,  d eichene  Keile  zum  Festklemmen  und  Nachziehen  der 


Keil  Knagge 

Abb.  6. 


Widerlager  b in  den  nr= 

Maueraussparungen 
und  e eichener  Haupt- 
keil zum  Festklem- 
men und  Nachziehen 
von  a zwischen  bb. 

Bei  den  in  Berlin  aus- 
geführten Fendern, 

die  an  bestehenden  Mauern  angebracht  wurden,  mußten  die  Löcher  für 
die  Teile  b,  c,  d nachträglich  ausgestemmt  werden;  bei  Mauerneubauten 
bietet  das  Ausspareu  der  Löcher  keine  Schwierigkeiten.  Die  Keile  d 
könnten  bei  guter  Einpassung  in  die  Mauerlöcher  auch  ohne  die 
Stücke  b und  c als  Widerlager  dienen,  die  Ausfütterung  der  Mauer- 
löcher durch  die  Hölzer  b und  c erscheint  aber  zweckmäßig  zum 
Schutz  der  Keile  d sowohl,  wie  des  Mauerwerks;  ein  vollkommenes 
Festklemmen  von  d ist  so  auch  besser  gewährleistet  als  beim  Ein- 
treiben unmittelbar  in  das  Mauerwerk.  Ferner  können  die  kleinen 
Teile  aus  Abfallholz  hergestellt  werden.  Der  Fender  selbst  wird  fest- 
geklemmt lediglich  durch  den  einen  Hauptkeil  e,  der  ihn  einmal 
zwischen  die  Widerlager  b und  zum  andern  durch  die  Schräge  der 
Ansatzstücke  a‘  und  a“  (s.  Grundriß  Abb.  4)  gegen  das  Mauerwerk 
preßt,  auf  diese  Weise  die  Reibung  zwischen  Holz  und  Mauer  und 
damit  den  Widerstand  gegen  seitliche  Stöße  vergrößernd. 

Das  Anbringen  und  Lösen  der  Fender  ist  außerordentlich  einfach 
und  schnell  durchzuführen.  Ein  weiterer  wirtschaftlicher  Vorteil  der 
neuen  Bauweise  besteht  darin,  daß  das  Reibeholz  a erheblich  stärker 
abgenutzt  werden  kann,  ehe  es  erneuert  werden  muß,  während  bei 
der  alten  Bauweise  schon  nach  geringer  Abnutzung  eine  Gefährdung 
der  Schiffahrt  durch  die  Haltebügel  eintritt.  Die  Keile  d und  e 
müssen  anfangs  von  Zeit  zu  Zeit  nachgezogen  werden,  da  das  Holz 
in  den  meisten  Fällen  zunächst  schwinden  wird. 

Sinngemäß  empfiehlt  der  Unterzeichnete  die  Anwendung  der 
neuen  Bauweise  auch  für  Reibepfähle  nach  Abb.  5.  u.  6,  bei  denen 
als  Widerlager,  zwischen  die  der  Pfahl  mittels  des  Keils  geklemmt 
wird,  die  im  allgemeinen  verwendeten  Knaggen  dienen  können. 

Berlin.  Schmidt,  Regierungs-  und  Baurat. 


Mitarbeit  an  wissenschaftlichen  Fachzeitschriften  uu<l  Sammel- 
werken. In  Nr.  100,  Jahrg.  1920  d.  Bl.,  wurden  in  treffender  Weise 
den  Mitarbeitern  an  Zeitschriften  Ratschläge  erteilt  über  die  zu 
beobachtenden  wichtigsten  Regeln.  Der  Deutsche  Verband  tecbnisch- 
wisSenschaftKcher  Vereine,  der  an  der  Aufstellung  dieser  Regeln  mit- 
gewirkt hat,  würde  sich  ein  weiteres  Verdienst  erwerben,  wenn  er 
sich  auch  für  eine  angemessene  Abgeltung  schriftstellerischer  Arbeiten 
einsetzen  wollte.  Die  schriftstellerisch  tätigen  Fachgenossen  sind  nicht 
gewerkschaftlich  organisiert  und  besitzen  nicht  die  Waffe  des  Streiks. 
Auch  sind  sie  mit  der  bescheidenen  Vergütung,  die  von  den  tech- 
nischen Fachblättern  gewährt  wird,  im  allgemeinen  zufrieden.  Einer- 
seits möchten  sie  nicht  selbst  die  geistige  Nahrung  verteuern,  die  ja 
auch  für  sie  unentbehrlich  ist,  und,  anderseits  haben  sie  sich  mit  der 
Tatsache  abgefunden,  daß  bei  unseren  traurigen  Zeitverhältnissen  der 
Handarbeiter  besser  bezahlt  wird  als  der  Kopfarbeiter.  Es  gibt  wenige 
technische  Schriftsteller,  die  den  hohen  Stundenlohn  eines  Handwerkers 
für  sich  in  Anspruch  nehmen  können.  Anderseits  gehen  aber  manche 
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aut'  den  Erwerb  gerichtete  Verlagsunternehmungen,  insbesondere  für 
Bücher,  die  doch  anders  beurteilt  werden  müssen,  als  Zeitschriften,  so 
tief  unter  derartige  Lohnsätze  herunter,  daß  man  sich  wundern  muß, 
wie  sie  immer  noch  der  Lieferung  geistiger  Ware  sich  erfreuen.  Ein 
aus  der  Vorkriegszeit  stammender,  heute  noch  angebotener  Honorar- 
satz ist  180  Mark  für. 16  Oktavdruckseiten,  die  etwa  64  geschriebenen 
Seiten  in  Oktavformat  entsprechen.  Das  macht  für  die  Seite  einer 
gewöhnlichen  Handschrift  noch  nicht  3 Mark.  Mancher  mag  über 
eine  ihm  ganz  geläufige  Sache  vier  Seiten  in  einer  Stunde  schreiben 
können  und  dadurch  auf  den  Arbeitlohn  eines  gewandten  Handwerks- 
gesellen emporsteigen.  Aber  das  sind  nur  seltene  Ausnahmen,  da  zu 
einer  wissenschaftlichen  Arbeit  in  der  Regel  Vorstudien  und  Vor- 
arbeiten gehören,  die  mehr  Zeit  in  Anspruch  nehmen  als  das  Nieder- 
schreiben. Der  karge  Lolin  des  Kopfarbeiters  ist  eine  so  traurige  Begleit- 
erscheinung unseres  wirtschaftlichen  Zerfalls,  daß  unsere  technischen 
Vereine  nicht  länger  schweigend  zusehen  sollten.  J.  Stübben. 

Amerikanische  Wasserstraßen.  Wie  in  Europa  wird  auch  in  den 
Vereinigten  Staaten  der  Bau  von  Wasserstraßen  gefordert.  Alle  die 
alten  Entwürfe,  für  die  vor  dem  Kriege  von  Kongressen  aller  mög- 
lichen Art  Stellung  genommen  wurde,  tauchen  wieder  auf.  Den  einen 
erscheint  der  Kanal  von  den  Großen  Seen  zum  St.  Lorenzstrom  der  wich- 
tigste, weil  die  Farmer  des  Westens  die  hohen  Eisenbahnfrachten  nicht 
bezahlen  könnten,  außerdem  dadurch  Wasserkräfte  von  1 700  000  PS 
gewonnen  und  jährlich  700  000  t Kohlen  gespart  würden.  Andere 
halten  den  Bau  des  Küstenkanals,  der  von  Boston  anfangend  an  der 
atlantischen  Küste  bis  Florida  führen,  dann  Florida  durchqueren  und 
an  der  Golfküste  über  Neuorleans  bis  zur  Mündung  des  Rio  Grande 
gehen  soll,  für  den  wichtigsten.  Aus  allen  öffentlichen  Verhandlungen 
geht  aber  schon  wieder  deutlich  die  Furcht  der  beteiligten  Verfrachter 
vor  der  Rache  der  Eisenbahnen  hervor.  Es  wird  daher  auch  wohl 
jetzt  in  der  Hauptsache  bei  Entwürfen  bleiben.  Auf  dem  Mississippi 
befaßt  sich  die  Schleppschiffahrt,  die  sich  früher  auf  die  Bewegung 
offener  Kohlenprahme  von  Pittsburg  zu  Tal  beschränkte,  jetzt  auch 
mit  der  Beförderung  von  Kähnen,  die  mit  Gütern  aller  Art  beladen 
sind.  Eine  Gesellschaft  hat  6 Schleppdampfer  von  je  500  PS,  16  Kähne 
von  600  t und  10  von  2000  t Tragfähigkeit  eingestellt.  In  jedem 
Schleppzuge  werden  bis  zu  5 Kähne  befördert.  Der  Schlepper 
macht  die  Reise  St.  Louis — Neuorleans  und  zurück  etwa  zweimal 
im  Monat.  Q. 

Verfahren  zur  Herstellung  vou  Eiseubetondeckeu  mittels  Scha- 
lung. D.  R -P.  324  158.  Dr.  Bruno  Bauer  und  Dr.-Ing.  Ernst  Maut- 
ner in  Wien.  — Die  Eisenbetonsäulen  oder  ihre  steifen  Hohleisen- 
kerne 1 erhalten  zum  Tragen  der  Deckenschalung  Auskragungen  2,  die 
auf  dem  Schaft  der  Kernsäule  sitzen,  unter  der  Decke  ausladen  und 
dem  Bogentragwerk  3 der  Schalung  als  Stütze  dienen.  Die  Aus- 
kragungen 2 bestehen  aus  einem  zweckmäßig  schon  in  der  Werkstatt 
fertig  vernieteten  oder  verschraubten  Eisenverband.  Sie  werden  schräg 
zu  den  Säulenstellungen  in  jedes  Deckenfeld  vorspringend  angeordnet 
und  am  Mantel  des  Säulenscbaftes  zwischen  angegossenen  Ring- 
flanschen  S so  befestigt,  daß  bei  jeder  Säule  in  jedem  Deckenfeld  zwei 
hintereinander  liegende  Auflager  7 für  das  Schalungstragwerk  3 ent- 
stehen, wodurch  die  freie  Spannweite  des  Tragwerks  3 und  der  Unter- 
züge 5 verkürzt  wird.  Das  sich  auf  die  Auskragungen  stützende  Trag- 
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am.  Tragwerk  3 aufgehängt.  Die  Hängeeisen  4 bilden  am  unteren  Ende 
Schlaufen  4',  die  die  Unterzöge  aus  hochkant  gestellten  Bohlen  um- 
fassen. Das  obere  Ende  der  Hängeeisen  kann  gleichfalls  mit  einer 
Schlaufe  oder  einem  Bügel  das  Bogeneisen  umfassen  und  durch  Steck- 
bolzen 10  o.  dergl.  daran  festgelegt  sein.  Die  Tragbogen  3 sitzen  am 
Ende  der  Ausleger  auf  Auflagerplatten  7,  die  auf  der  Auskragung  lös- 
bar befestigt  sind  und  gleichzeitig  mit  dem  Tragbogen  nach  der 


Betonierung  abgehoben  werden.  An  der  Unterseite  der  Auskragung 
liegen  Anschlußplatten  für  die  Zugstange  9 des  Tragbogeus.  Diese 
Zugstange  kann  zum  Aufhängen  von  Lagern  benutzt  werden  und  z.  B. 
als  Ankerschiene  ausgebildet  sein.  — Das  Tragwerk  besteht  vorteilhaft 
aus  ineinander  oder  aufeinander  verschiebbaren,  bogenförmigen,  steifen 
Walzeisen,  die  mittels  durchgesteckter  Bolzen  o.  dergl.  so  eingestellt 
werden,  daß  die  Sehne  des  Bogens  dem  Abstand  der  Auflagerplatten  7 
auf  den  Auskragungen  zweier  benachbarter  Säulen  entspricht.  — Die 
steife  Auskragung  2 dient  als  Bewehrung  des  Übergangs  von  der  Säule 
zu  der  ebenen  Untersicht  der  Decke. 

Bücherschau. 

I)ie  Flußmetalle  im  Brückenbau,  insbesondere  ihre  Einführung. 

Von  ®r.=  3üg.  E.  J.  Albrecht.  Leipzig  1914.  (Infolge  des  Krieges  erst 
im  Juli  1920  erschienen.)  Wilh.  Engelmann.  56  S.  in  8°  mit  18  Abb.  Geh. 

12  M,  dazu  50  vH  Verleger-  und  20  vH  Sortimenter-Teuerungszuschlag. 

Die  Schrift  ist  dem  verstorbenen  Geheimen  Hofrat  G.  Cb.  Mehrtens, 
vorm.  Professor  an  der  Dresdener  Hochschule,  dem  Vorkämpfer  für 
die  Einführung  des  Flußeisens  im  Eisenbau,  gewidmet.  Sie  enthält  !i 
eine  geschichtliche  Rundschau  über  die  Entwicklung  des  Eisenbrücker- 
baues, beginnend  mit  den  ersten  schüchternen  Versuchen  des  Bauens 
in  Gußeisen  bis  zu  den  neuesten  Bestrebungen  der  Verwendung  be- 
sonders hochwertiger  Eisenbaustoffe  bei  der  Bewältigung  großer  und 
größter  Spannweiten.  Dabei  werden  gleichlaufend  die  Bemühungen 
um  die  Verbesserung  der  Eisenherstellung  geschildert,  die  ja  die  j; 
Grundlage  immer  hochwertigerer  Erzeugnisse  bilden. 

Es  kann  nur  begrüßt  werden,  wenn  die  Marksteine  in  dem  Zeit-  jj 
alter  des  Eisenbaues  und  der  Maschinen  durch  solch  knappe  und  vor- 
bildliche Darstellungen  festgehalten  werden,  die  schweren  Kämpfe  um  I 
neue,  noch  unbekannte  Baustoffe  und  die  gewaltigen  Umwälzungen, 
die  uns  diese  Kämpfe  brachten.  War  bis  um  die  Mitte  des  vorigen  ^ 
Jahrhunderts  das  Gießen,  Frischen  und  Puddeln  noch  vorherrschend,  | 
so  trat  bald  darauf  mit  dem  Verfahren  von  Bessemer  der  Umschwung  ; 
zu  der  Herstellung  des  Eisens  aus  dem  rein  flüssigen  Zustand  ein. 
Ihm  folgte  für  phosphorreiche  Erze  das  Verfahren  von  Thomas  und 
Gilchrist  und  etwa  1864  das  Schmelzen  im  Siemens-Martin-Ofen,  der 
ein  besonders  gleichmäßiges  Erzeugnis  lieferte.  Aber  noch  war  das 
gewonnene  Eisen  nicht  Allgemeingut  der  Brückenbauer  geworden. 
Namentlich  in  Deutschland  war  man  sehr  zurückhaltend.  Erst  durch 
die  umfassenden  Versuche  von  Mehrtens  und  Kintzle  konnte  das  Miß-  J | 
trauen  beseitigt  wmrden,  und  die  Weichselbrücken  von  Dirschau,  j \ 
Marienburg  und  Fordon  — Bau  1889  bis  1893  — waren  die  ersten 
großen  Bauten  in  dem  neuen  Material.  Die  letzte  große  Schweiß- 
eisenbrücke dürfte  die  Hochbrücke  von  Levensau  — erbaut  1893  — ' 
gewesen  sein.  Von  da  an  herrscht  das  Flußeisen  allüberall,  teils  in 
der  Birne,  teils  im  Flammofen  hergestellt.  Hiervon  überwog  bei  uns 
wie  in  den  übrigen  Ländern  anfänglich  die  erstere  Herstellungsart, 
um  sich  während  des  Weltkrieges  immer  mehr  zugunsten  des  Martin-  : 
eisens  zu  verschieben. 

Für  besonders  große  Bauten  genügt  aber  auch  das  gewönliche 
Flußeisen  von  37  bis  44  kg  qmm  Festigkeit  nicht  mehr.  Da  müssen  : 
noch  hochwertigere  Stahle  zu  Hilfe  genommen  werden,  sei  es,  daß 
edle  Zusätze  von  Nickel,  Chrom  usw.  gemacht  werden,  sei  es,  daß! 
besonders  reiner  und  hochgekohlter  Stahl  erblasen  oder  erschmolzen 
wird.  Es  ist  damit  nicht  nur  möglich,  die  Konstruktion  den  üblichen  | 
Bauweisen  zugänglicher  zu  machen,  sondern  auch  große  Gewichter- 
sparnisse zu  erzielen  und  damit  erhebliche  Kostenverminderungen. 
Albrecht  ist  der  Ansicht,  daß  mit  hochwertigem  Nickelstahl  Spann- 
weiten bis  zu  2000  m (!)  technisch  noch  zu  bewältigen  sein  werden. 

Die  Bestrebungen,  solch  hochwertige  Baustoffe  im  Brückenbau  einzu- 
führen, setzten  zuerst  — um  1900  — in  Amerika  ein,  bei  uns  etwa 
zehn  Jahre  später.  Leider  hat  der  Weltkrieg  auch  diesem  Drang  nach 
Besserem  ein  Halt  geboten;  es  mangeln  uns  die  Zusätze  für  die 
Legierungen,  die  vollwertigen  Erze  von  früher,  viele  hochwertige  Fach  j 
arbeiter  uswT.  Wir  sind  zufrieden,  vorerst  das  einfache  Flußeisen  iri 
bescheidenem  Umfang  für  den  veränderten  Bedarf  erzeugen  zu  können 

In  ^frischer  Sprache  bringt  uns  Albrecht  in  seiner  Schrift  das  aus 
zugs weise  oben  Gesagte.  Die  Schrift  enthält  zwei  Teile:  1.  Notizei 
über  die  Darstellung  des  Eisens <•  und  2.  Das  Flußeisen  im  Brückenbau 
Der  zweite  Teil  ist  der  Hauptteil,  er  enthält  die  ganze  Entwicklung 
des  Eisenbaues  bis  zur  Gegenw-art.  Die  einzelnen  Kapitel  sind  durch 
weg  gut  geschrieben,  mit  ausgewählten  Bildern  versehen  und  mi 
ausreichenden  Zahlenangaben  ausgestattet. 

Ich  möchte  die  hübsche  Schrift,  die  auch  dem  Verlage  alle  Ehr 
macht,  jedem  Eisenbauer  zur  Anschaffung  und  zur  Durchsicht  emp 
fehlen.  Sie  zeigt,  wie  wenige  Schriften  dieser  Art,  in  knapper  Fort 
all  das  Kämpfen  und  Ringen,  das  Suchen,  Versuchen  und  das  schlief 
liehe  glückliche  Finden  des  Baustoffes,  der  unserem  Zeitalter  de 
Stempel  aufgedrUckt  hat.  des  Eisens. 

Sterkrade.  2)r.=J$ttg.  Bohny. 


Verlag  vou  Wilhelm  Kraut&isohn,  Berlin.  — Für  den  nichtamtlichen  Teil  verantwortlich:  Fr.  Schultze,  Berlin.  — Druck  der  Buchdruckerei  Gebrüder  E rn  st  Berlin. 
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Die  Dynamik  des  Kreisels  und  ihre  technische  Anwendung. 

Vom  Privatdozent  l)r.  Wilhelm  Hort  in  Cbarlottenburg. 


I.  Einleitung.  Die  in  der  praktischen  Technik  verwendeten 
Drehbewegungen  boten  lange  Zeit  hindurch  keinen  Anlaß  zu  theore- 
tischen Untersuchungen,  die  über  die  einfachsten  kinematischen  und 
kinetischen  Begriffe  und  Tatsachen  hinausgingen. 

Handelte  es  sich  doch  dabei  in  erster  Linie  um  die  Beschleuuigungs- 
oder  Verzögerungs Vorgänge  des  An-  und  Auslaufs  der  Maschinen, 
um  die  aus  den  wirkenden  Drehmomenten  hervorgehenden  Bean- 
spruchungsfragen und  um  den  Arbeitsaustausch.  Zu  jenen 
Begriffen  und  Tatsachen  gehört  im  wesentlichen  der  Ansatz  des  Träg- 
heitsmoments: , , ■> 

& - Hl  >-, 

das  öfters  in  der  Form  des  Schwungmoments 

G Di  — 4 g 

eingeführt  wird.  Ferner  tritt  uns  in  dieser  Stufe  der  Entwicklung 
noch  entgegen  der  Satz  von  der  Beschleunigung  der  Drehbewegung 
durch  ein  äußeres  Moment: 

e‘l°‘  ün; 

dt 

und  schließlich  die  Arbeitsgleichung  der  drehenden  Bewegung: 
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Sie  stellen  so 


Abb.  1.  Grundgesetze 
der  Mechanik  sich  drehender 
Körper. 


In  Abb.  1 sind  diese  Ansätze  zusammengefaßt, 
ziemlich  die  ganze  Drehbewegungs- 
dynamik des  älteren  Maschinen- 
baues dar.  Weitergehende  Unter- 
suchungen erschienen  überflüssig, 
solange  die  langsam  laufenden  Ma- 
schinen der  früheren  Zeit  keinen 
Anlaß  gaben,  mit  schnelleren  Um- 
lauf bewegungen  (Kreiselwirkung)  viel- 
leicht zusammenhängende  störende 
Erscheinungen  in  Rücksicht  zu  ziehen, 
oder  solange  keine  Aufgaben  Vor- 
lagen. die  jene  Wirkungen  für  tech- 
nische oder  wirtschaftliche  Zwecke 
nutzbar  macheu  sollten. 

Seit  etwa  20  Jahren  ist  nun  die 
eigentliche  Kreiseltheorie  in  den  Ge- 
sichtskreis cler  wissenschaftlichen 
Technik  getreten.  Wir  haben  ge- 
lernt. aus  den  Kreiseleigenschaften 
in  kunstvoll  äufgebauten  Gerät- 
schaften Nutzen  zu  ziehen,  und  es 
ist  notwendig  geworden,  in  Fällen 
besonders  kühner  Drehungsvorgänge 
vorsichthalber  nach  schädlichen  Nebenerscheinungen  zu  forschen,  die 
von  den  Kreiselwirkungen  herrühren. 

Bekanntschaft  mit  den  Kreiselerscheinungen  macht  schon  der 
kleine  Junge,  der  mit  seiner  Peitsche  einen  Spielkreisel  auf  der 
Erde  hin  und  her  treibt.  Eine  Erscheinung,  die  er  allerdings  kaum 
beobachten  wird,  tritt  bei  diesem  Spiel  am  Kreisel  zutage,  nämlich 
die,  daß  die  Kreiselachse  sich  unter  dem  Einfluß  der  Erdbodenreibung 
selbsttätig  aufrichtet,  wenn  sie  einmal  eine  schräge  Lage  gegen  die 
Vertikale  angenommen  hatte.  Eine  Erklärung  für  diese  Erscheinung 
werden  wir  später  geben  können.  Wesentlicher  für  das  Spiel  ist  die 
Stabilität  der  aufrechten  Stellung  des  Spielzeugs.  Von  hier  stammen 
allerhand  volkstümliche  Anschauungen  über  das  Verhalten  des  Kreisels, 
die  wir  im  Laufe  dieser  Darstellung  auf  ihre  physikalische  Grund- 
lage prüfen  werden. 

Eine  andere  Kreiselwirkung  liegt  dem  Diabolokreiselspiel  zu- 
grunde. nämlich  die  Eigenschaft,  daß  die  Achse  eines  kräftefreien 
Kreisels  im  Raum  ihre  Richtung  beizubehalten  sucht.  Diese  verschie- 
denen Spielkreisel  sind  in  Abb.  2 dargestellt. 

II.  Impulsbegriff.  Die  Unveränderlichkeit  der  Kreiselachse 
wird  nun  allerdings  in  der  technischen  Praxis  und  in  der  Natur 
äußerst  selten  beobachtet,  wenn  nicht  gar  nicht,  denn  in  Wirklichkeit 
ist  es  nur  unter  den  größten  Vorsichtsmaßregeln  möglich,  einen  sich 
drehenden  Kreisel  von  der  Einwirkung  äußerer  Kräfte  oder  Momente 
treizuhalteD.  Sind  aber  einmal  Kräfte  oder  Momente  vor- 


Dieser  Aufsatz  erscheint  demnächst  auch  in  ausführlicherer 
Darstellung,  in  der  zweiten  Auflage  der  ..Technischen  Schwingungs- 
lebiv"  des  gleichen  Verfassers  im  Verlag  von  Julius  Springer,  Berlin. 


handen,  so  kann  die  Kreiselachse  ihre  Richtung  nicht  bei- 
behalten, sie  wird  sich  durch  diese  äußeren  Einwirkungen 
besonders  beeinflußt  zeigen. 

In  Abb.  3 sind  zwei  Kreisel  gezeichnet,  die  unter  dem  Einfluß 
der  Schwerkraft  stehen.  Der  Pfeil  « gibt  die  Richtung  des  Schwer- 
kraftmoments in  den  beiden  Fällen  an.  Der  um  die  Achse  N ge- 


Abb.  3.  Kreisel  von 
drei  Freiheitsgraden. 


zeichnete  Pfeil  zeigt  den  Sinn  der  Kreiseldrehung,  während  der  dritte 
gekrümmte  Pfeil  die  Richtung  der  kreisförmigen  Bahn  der  oberen 
Kreiselspitze  andeutet.  Diese  Bewegungserscheinungen  kann  man 
mit  Hilfe  der  kleinen,  im  Handel  befindlichen  Gyroskopkreisel  leicht 
zeigen,  wobei  wir  dahingestellt  sein  lassen,  oh  nicht. bei  schärferer 
Beobachtung  sich  andere  Erscheinungen  zeigen  können,  die  sich  dem 
oberflächlichen  Hinsehen  entziehen.  Das  Beharrungsbestreben  der 
Achse  verhindert  das  Herabfallen  des  Kreisels;  die  Schwerkraft  äußert 
sich  aber  in  der  langsamen  Drehbewegung  der  Kreiselachse  auf  einem 
Kegelmantel.  Man  nennt  diese  Bewegungserscheinungen  die  Prä- 
zession der  Kreiselachse,  die  bei  den  meisten  technischen  An- 
wendungen die  Hauptrolle  spielt  und  sich  auch  in  der  Präzession  der 
Erdachse  im  Weltall  im  großen  Maßstab  zeigt. 

Um  zu  einer  rechnerischen  Verfolgung  des  Zusammenhangs 
zwischen  der  Wirkung  äußerer  Kräfte  und  der  Präzession  der  Kreisel- 
achse zu  gelangen,  bezeichnen  wir  das  Produkt  aus  dem  Trägheits- 
moment (-)  des  Kreisels  und  seiner  Drehgeschwindigkeit  u > mit  dem 
Buchstaben  X — X=  w <u  — und  nennen  es  den  Drall  oder  Impuls 
oder  auch  das  Moment  der  Bewegungsgröße.  Bei  dieser  Begriffs- 
bestimmung des  Impulses  setzen  wir  stillschweigend  voraus,  daß  wir 
es  im  allgemeinen  bei  Kreiseln  mit  Körpern  zu  tun  haben,  die  eine 
Symmetrieachse  besitzen,  um  welche  die  Drehung  mit  großer 
Stärke  stattfindet,  der  gegenüber  etwaige  Drehungen  um  andere 
Achsen  nur  geringe  Stärke  besitzen.  Wir  setzen  also  voraus,  daß 
die  Drehung  im  wesentlichen  um  eine  Trägheitshauptachse  des 
symmetrischen  Kreisels  stattfiudet.  woraus  die  Folge  fließt,  daß 
wir  den  Impuls  oder  Drall  in  der  angegebenen  Weise  schreiben  können. 
Findet  die  Drehbewegung  nicht  um  eine  Trägheitshauptachse  statt, 
so  ist  die  Erklärung  des  Dralles  wesentlich  verwickelter,  worauf  wir 
hier  nicht  eingeben.  Diese  Achse  der  Hauptdrehbewegung,  die  zu- 
gleich die  Symmetrieachse  des  Kreisels  ist.  nennen  wir  kurz  die 
Figurenachse  F.  A.,  vgl.  a.  Abb.  2). 

Es  ist  nun  +ur  das  Verständnis  der  Kreiselwirkung  eine  ent- 
scheidende Vorstellung,  daß  wir  den  Drall  oder  Impuls  als  einen 
Vektor  betrachten,  der  im  Verein  mit  anderen  Vektoren  gleicher 
Natur  dem  Parallelogrammgesetz  der  Vektorzusammensetzunu  und  -Zer- 
legung ebenso  unterworfen  ist  wie  z.  B.  die  Kraftvektoren. 

In  Abb.  4 ist  die  Erklärung  des  Impulsvektors  enthalten.  Der 
Impuls  fällt  daher  unter  unserer  obigen  Voraussetzung  über  die  be- 
sondere Kreiselnatur  annähernd  zusammen  mit  der  Achse  der  Impuls- 
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Darstellung  des 
Impuls-  oder 
Drall  - Vektors. 

Abb.  4. 


Gesetz  ron  der  Erhaltung 
des  Jmpulses  bei  ge- 
radliniger Bewegung: 

m 1/  cosd  + Mi/=  o 


Abb.  5. 


drehung;  die  Größe  des  Vektors 
ist  rechnerisch 

N—  0 oo\ 

der  Sinn  wird  so  festgelegt,  daß, 
von  der  Spitze  des  Vektorpfeiles 
aus  gesehen,  die  Drehung  im 
Uhrzeigersinn  erfolgt.  Durch  Versuche  kann  man  zunächst  einen 
wichtigen  Satz  erweisen,  nämlich  die  Erhaltung  des  Impulses 
bei  Abwesenheit  von  äußeren  Kräften. 

Eine  Person,  die  auf  einen  Drehtisch  gesetzt  ist  und  schwere 
Gewichte  in  der  Hand  hat,  beschleunigt  ihre  Drehung  um  die  Achse 
des  Tisches,  wenn  sie  die  Gewichte  durch  Armbeugen  ihrem  Körper 
nähert.  Nimmt  ferner  die  Person  einen  schweren  Kreisel  in  die  Hand, 
so  ist  keine  Einwirkung  des  Kreisels  auf  die  Drehung  der  Person  zu 
bemerken,  solange  die  Kreiselachse  senkrecht  auf  der  Drehachse  des 
Tisches  steht.  Wird  aber  die  Achse  des  Kreisels  nach  oben  oder  nach 
unten  gesenkt,  so  fällt  damit  eine  Komponente  des  Kreiselimpulses 
in  die  DVehachse  des  Tisches,  womit  dann  eine  Drehung  des  letzteren, 
entgegengesetzt  der  Drehrichtung  der  genannten  Impulskomponente 
verbunden  ist.  Es  ist 
dies  aber  eine  Er- 
scheinung , die  sich 
nach  dem  Ratz  von  der 
Erhaltung  des  Impulses 
oder  der  Bewegungs- 
größe bei  Abwesenheit 
von  äußeren  Kräften 
zeigt.  In  Abb.  5 ist 

dieser  Satz  für  gradlinige  Bewegung  angedeutet.  Wird  eine  Masse  m 
mit  der  Geschwindigkeit  V von  einem  auf  Schienen  fahrenden  Wagen 
unter  einem  Winkel  <x  gegen  die  Bahnachse  geworfen,  so  teilt  sich  dem 
Wagen  eine  Komponente  des  Impulses  mit,  woraus  eine  Geschwindig- 
keit v der  Wagenmasse  M fließt.  Die  Erscheinung  regelt  sich  nach 
dem  Ansatz:  itr  i rr  n 

Mv  m I cos  a — 0. 

III.  Der  Flächensatz.  In  Abb.  6 ist  ein  kräftiger,  aus  einem 
Fahrrad  durch  Umlegen  eines  Bleibandes  an  Stelle  des  Luftreifens 
hergestellter  Kreisel  gezeigt.  Die  Achse  des  Rades  besitzt  an  einer 
Seite  einen  Handgriff,  am  anderen  Ende  eine  Spitze.  Man  erteilt  dem 
Rade  eine  Umdrehung  im  Uhrzeigersinn,  entsprechend  der  oben  ge- 
gebenen Erklärung,  und  wir  suchen  jetzt  die  Achse  des  Kreisels  zu 
neigen,  im  Sinne  der  beiden  an  dem  punktierten  Kreisumfang  ge- 
zeichneten Pfeile.  Wir  üben  also  damit  ein  Moment  auf  die  Kreisel- 
achse aus,  und  wir  entschließen  uns  nun,  dieses  Moment  ebenfalls 
durch  einen  Vektor  darzustellen,  der  auf  der  Ebene  des  Moments 
senkrecht  steht,  und  von  dessen  Pfeilspitze  aus  gesehen  die  Moment- 
drehung im  Uhrzeigersinn  erscheint.  In  der  Figur  ist  dieses  Moment 
durch  den  senkrecht 
nach  oben  von  der 
Mitte  des  Fahrrads  aus- 
gehenden Pfeil  bezeich- 
net. Setzen  wir  nun 
diesen  Momentvektor 
mit  dem  Impulsvektor 
des  Kreisels  nach  der 
Parallelogrammregel 
zusammen,  so  ergibt  sich  damit  eine  Verlagerung  der  Kreiselachse  nach 
Oben,  wie  es  in  der  Abb.  durch  die  gestrichelten  Linien  angedeutet  ist. 

Dies  ist  die  Grunderscheinung  der  Kreiselwirkung:  die  Kreisel- 
achse verlagert  sich  stets  im  Sinne  des  ihr  aufgez wungenen 
äußeren  Moments,  falls  man  dieses  nach  der  obigen  Er- 
klärung durch  einen  Vektorpfeil  darstellt.  Die  Berechtigung,  das 
Moment  als  einen  Vektor  zu  betrachten,  der  dem  Impulsvektor  gleich- 
artig ist.  folgern  wir  aus  dem  bereits  im  Anfang  erwähnten  Satz  der 
Mechanik,  nämlich 


Grunderscheinung 
der  Kreise! Wirkung. 


Abb.  6. 


• = *• 


was  man,  da 

ist.  auch  schreiben  kann: 


= IV 


.V  — - 0 O) 

dN 

dt 

oder  in  Worten:  Die  Änderungsgeschwindigkeit  des  Im- 

pulses ist  gleich  dem  äußeren  Moment,  Dies  ist  die  Aus- 
sage des  sogen.  Flächensatzes.  Demnach  setzt  sich  der  Vektor  N 
mit  dem  Vektor  seiner  Änderung  dN  zu  einem  neuen  Vektor  AT-(-  d X 
zusammen,  was  nach  der  Parallelogrammregel  zu  geschehen  hat.  . 

Ganz  wesentlich  ist  nun  der  zahlenmäßige  Zusammenhang  zwischen 
dem  Drall  N,  dem  Moment  3R  und  der  durch  9R  hervorgerufenen 
Achsenablenkung. 

In  Abb.  7 ist  ein  Kreisel  des  Impulses  IV  gezeichnet,  auf  dessen 
Achse  ein  Moment  'IR  ausgeübt  wird.  Unter  Berücksichtigung  der 


Parallelogramm regel  ergibt  sich  eine  Verlagerung  des  Impulses  N um 
den  Betrag  dN  in  Richtung  des  Pfeiles  a bezw.  seiner  Achse  um  den 
Winkel  d>/>.  Wenn  wir  die  Achse  von  M als  senkrecht  zu  N voraus- 
setzen,  so  muß  auch  dN  senkrecht  zu  3R  stehen,  d.  h.  die  Impuls- 
spitze muß  sich  auf  einem  Kreise  bewegen,  und  es  muß  sein 

d N — Ndlp. 

Aus  dem  Flächensatz  findet  sich  aber 

»=  dN 


oder,  da  N 


dt 

9.1  i — © o) 


X 

d ili 

d t 


d ip 

dt 


senkrecht  zueinander 


Di  = ©< 


sin  th. 


Diese  Gleichung  gilt,  solange  u>  und  ^ 
sind.  Sind  sie  um  den  Winkel  fl  gegeneinander  geneigt,  so  ist 

dp) 

dt 

d.  h.  das  zur  Verlagerung  d \j>  der  Kreiselacbse  nötige  Moment  3R  ist 
gleich  dem  Produkt  aus  dem  Drall  Mw  und  der  zum  Drall  senkrecht 
stehenden  Komponente  der  Verlagerungs- (Präzessions-) Geschwindig- 
keit und  sein  Vektor  steht  senkrecht  auf  der  durch  Mw  und  ( be- 

dt  dt 

stimmten  Ebene.  Es  hat  also  die  Einwirkung  des  Moments  2R  auf 
den  Drall  N zur  Folge  eine  Drehung  der  Kreiselachse  im  Sinne  des 
Pfeiles  i/i. 

Gehen  wir  umgekehrt  von  der  Drehung  »/>  aus,  so  antwortet 
darauf  der  Kreisel  mit  einem  Moment 

dtp 
dt 

vermöge  seiner  Trägheitswirkung.  Es  ist  also  die  Präzessions- 
bewegung  eine  dynamische  Erscheinung,  bei  der  zwischen  dem 
äußeren  Moment  der  Kräfte  und  der  Trägheit  der  bewegten 
Teile  Gleichheit  besteht. 

Über  den  Sinn  der  Kreiselwirkungen  kann  man  im  übrigen  noch 
die  kurze  Feststellung  treffen,  daß  die  Wirkungen  stets  so  erfolgen, 
daß  die  Kreiselachse  sich  mit  der  aufgezwuDgenen  Drehung  in 
Drehungsübereinstimmung  zu  setzen  sucht. 


K—  — 0(. 


— m 


Die  Jmpulsänderuna 
beim  Kreisel. 
Abb.  7. 


Kreiselwirkuna  beim  Eisenbahn - 
Etadsatz 

Abb.  S. 


IV.  Anwendung  des  Kreise  lwirkungsgesetzes.  Mit  den 
bisher  entwickelten  Hilfsmitteln  können  schon  eine  ganze  Reihe  von 
technischen  Anwendungen  rechnerisch  verfolgt  werden.  Wir  betrachten 
störende  und  nützliche  Erscheinungen  der  Kreiselwirkung. 

a)  Die  Eisenbahnachse.  Eine  Eisenbahnachse  ist  vermöge  ihrer 
Winkelgeschwindigkeit  als  Kreisel  zu  betrachten.  In  Abb.  8 findet 
sich  die  Winkelgeschwindigkeit  w aus  der  Zuggeschwindigkeit  r und 
dem  Halbmesser  r des  Radsatzes: 


Die  der  Achse  aufgezwungene  Kurven wendung  erfolgt  mit  der  Winkel- 
geschwindigkeit d 

dt  i?  ’ 

woraus  sich  das  Moment  der  Kreiselrückwirkung  im  Sinne  des  ge- 
zeichneten Bogenpfeiles  findet: 

d U> 
dt 

welches  mit  den  äußeren  Momenten  im  Gleichgewicht  (oder  kleiner) 
sein  muß,  wenn  der  Radsatz  sich  nicht  von  der  Schiene  abheben  soll. 
Betrachten  wir  nun  die  Achse  ohne  Wagen,  so  wirkt  dem  Moment  k 
nur  das  Schweremoment  des  Raddruckes  Ql  entgegen  und  dieses  muß 

d ip 
dt 

sein,  wenn  das  innere  Rad  sich  nicht  abheben  soll.  Nimmt  man  die 


k — — © o) 


Ql  > 0oo 
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Räder  als  Ringe  des  Gewichts  (j  vom  Halbmesser  r an,  so  wird  das 
Trägheitsmoment  des  Radsatzes 

©I  ?Q 

g 

Die  Ungleichung  schreibt  sich  dann: 

Ql>  - @ . r 

9 R 
„ lll 

oder  . vi  < q ■ , - • 

2 r 

Für  gewöhnliche  Eisenbahnen  ist  die  Spurweite  J=  1,435  m,  der 
kleinste  vorkommende  Krümmungshalbmesser  200  m,  der  größte  vor- 
kommende  Radhalbmesser  r — 1 m.  Mit  diesen  Werten  würde  eine 
Eisenbahnachse,  ohne  durch  das  Wagengewicht  belastet  zu  sein,  sich 
erst  bei  einer  Zuggeschwindigkeit  v — 37,5  m/Sek.  und  darüber  von 
der  Schiene  abheben.  Es  ergibt  sich  also,  daß  die  Gefahr  der  Zug- 
entgleisung durch  die  Kreiselwirkung  der  Radsätze  bei  gewöhnlichen 
Bahnen  außerhalb  des 


Bereichs  der  Möglichkeit 
liegt. 

b)  Turbinendampfer. 

In  den  Anfängen  des 
Turbinenschiff baues  hatte 
man  vielfach  die  Befürch- 
tung, daß  sich  ein  Tur- 
binendampTer  schwerer 
steuern  lassen  würde  als 
ein  Schraubendampfer,  in- 
folge der  Kreisel  Wirkung 
der  Turbine. 

Abb.  9 zeigt  ein  Schiff 
mit  eingebauter  Turbine. 

Eine  Rollbewegung  um 
die  Schiffslängsachse  kann 
keine  Wirkung  haben. 

Eine  Steuerbewegung  S 

(nach  Steuerbord)  mit  der  Drehgeschwindigkeit 


hfdn 

dt 

dV 

dt 


K/trkuna  einer  Turbine 
auf  ein  Schiff  beim  Steuern 
und  Stampfen 

Abb.  9. 


dp 

dt 


liefert  ein  Kreisel - 


a=  N 


moment  a um  die  Schiffsquerachse,  ruft  also  eine  Stampf  bewegung 
des  Schiffsvorderteils  nach  oben  hervor. 

Dies  Moment  hat  die  Größe 

dtp  _ d xp 
dt  =®"’  -di 
,10- 

und  bewirkt  eine  Winkelgeschwindigkeit  ^ 

Schiffsquerachse  im  Gegenzeigersinn) 

dit  © dtp 


des  Schiffes  (um  die 


dt 


©, 


dt 


wo  91  das  Trägheitsmoment  des  Schiffes  um  seine  Querachse  bedeutet. 


Diese  Bewegung 


dp 

dt 


dih 

dt 


Mj  ist.  Infolgedessen  bleibt  auch  das  aus  der  Drehgeschwindigkeit 

dtt 

fließende  Ruckwirkungsmoment  N ^ klein,  und  es  kann  daher  die 

Steuerbewegung  nicht  hindern,  obwohl  es  ihr  gerade  entgegengesetzt 
ist,  also  das  Steuern  erschwert.  In  der  Tat  hat  die  Erfahrung  gezeigt, 
daß  die  Turbinendampfer  sich  nicht  schwerer  steuern  lassen  als  andere 
Schiffe. 

Es  bleibt  nun  die  weitere  Aufgabe,  die  Beanspruchung  der  Tur- 
binenlager zu  untersuchen.  In  Abb.  10  ist  der  sich  drehende  Teil 
einer  Turbine  gezeichnet.  Es  handelt  sich  um  eine  Lavalturbine  mit 
dem  Leitradgewicht  Cr  =120  kg  und  dem  Trägheitshalbmesser  des 
Rades  r — 0,22  m.  Dann  wird  das  Trägheitsmoment 

© — ---•  r2  = 0,590  mkgySek.2. 

Eine  Drehzahl  der  Turbine  von  19000  Umläufen  in  der  Minute 
liefert  eine  Drehgeschwindigkeit  w = 2000  Sek.“ 1 und  damit  eine 
Impulsgröße  , 0 , 

R = &m=  1 180  m kg/ Sek. 

Setzt  man  nun  eine  Steuerbewegung  des  Schiffes  mit  der  Dreh- 


geschwindigkeit =0,2  Sek. 
des  Lagerdruckes: 


voraus,  so  ergibt  sich  als  Moment 


PI  — ©m  • ^ = 236  kg. 


Dieser  Wert  bleibt  also  trotz  der  hohen  Drehzahl  infolge  der  Kleinheit 
des  Trägheitsmoments  klein. 


Etwas  anders  liegt  die  Sache  bei  der  Turbine  eines  großen 
Personendampfers,  bei  (Ter  die  Drehzahl  2 io  in  der  Minute  eine  Dreh- 
geschwindigkeit , ,,  . ~ 

2 st  • 2o0  ~ , 

w — • sek.  1 

60 

liefert.  Das  Turbinenrad  habe  einen  mi  ttleren  Durchmesser  D = 2,90  m 
sein  Gewicht  G (auf  r=  1,45  in  bezogen)  betrage  20000  kg;  seine 

Masse  M = ' belaufe  sich  demnach  auf  2000  kgm  '/Sek.-.  Hier- 
nach ergibt  sich  das  Trägheitsmoment  <-)  = M r-  = -1200  kgm  Sek. 

und  der  Drall  ,,  0 .-  -AA  . /a  , 

i\  © o)  —-ln-  1 i OÜ0  kgm/oek. 

Setzt  man  wieder  die  Winkelgeschwindigkeit  der  Steuerbewegung 

$ = °.ss&.G 

so  ergibt  sich  das  Moment  der  Kreiselwirkung 


K 


©w  ^ = 2 rr  ■ 3500  mkg 


und  hieraus  mit  einer  Entfernung  der  Turbinenlager  von  l = (1,28  m 
eine  Beanspruchung  der  Lager 

p—  3500  kg. 

Dieser  Betrag,  der  etwa  1/(;  des  Turbinengewichts  ausmacht,  verdient 
immerhin  schon  einige  Beachtung. 


Kreisel  Wirkung 
einer  Schiffsturbine 

Abb.  10. 


Kreisehvirkuno 
beim  Kollergang 

Abb.  11.. 


c)  Kollergang.  In  Abb.  1 1 ist  schematisch  ein  Kollergaug  ge- 
zeichnet mit  eingeschriebenen  Hauptabmessungen.  Aus  diesen  ergibt 
sich  zunächst  das  Trägheitsmoment  des  Läufers 

© = — ■ r2  — - 30.5  mkg  Sek . 2 

g 

und  hieraus  das  Moment  der  Kreiselrückwirkung 
dil> 
dt 

d p 
d t 


K — Qm  • R-.  = 30,5  • 2 n ■ 2 n — 1 200  mkc 

Setzt  man  den  Impulspfeil  N des  Läufers  und  den  Drehpfeil 


der  Kollergangdrehung  nach  der  Parallelogrammregel  zusammen,  so 
ergibt  sich,  daß  die  Kreisel  Wirkung  sich  durch  Erhöhung  des  Druckes 
des  Läufers  auf  die  Kollergangbahn  äußern  muß.  Dieser  Druck 


bildet  sich  zu  G -\-  ^ -=  1200  -f- 

V 0,(5 


:3200  kg.  Die  Rechnung  zeigt 


N 


also,  daß  auf  diese  Weise  zum  Gewicht  des  Läufers  ein  Betrag  hinzu- 
kommt, der  jenes  nicht  unerheblich  übersteigt. 

d)  Reibungskreisel.  Das  bereits  oben  erwähnte  Aufrichten  der 
Figurenachse  des  Spielkreisels  erklärt  sich  durch  Zusammensetzung 
des  Moments  der  Reibung  mit  dem  Impuls  des  Kreisels.  In  Abb.  12 
ist  das  untere  Ende  eines  Spielkreisels  in  stark  vergrößertem  Maß- 
stabe gezeichnet.  Die  als  abgerundet  zu  betrachtende  Kreiselspitze 
ruht  bei  A auf  dem  Boden,  und  der  Pfeil  R gibt  die  vom  Boden  her- 
rührende, am  Kreisel  entgegengesetzt 
seiner  Drehung  angreifende  Reibungs- 
kraft an.  Diese  Reibungskraft  hat  in 
bezug  auf  den  höher  liegenden  Schwer- 
punkt S des  Kreisels  ein  Moment 

m = r-s, 

dessen  Pfeil,  von  A ausgehend,  uach 
links,  entsprechend  unserer  oben  an- 
geführten Erklärung  gezeichnet  ist. 
Setzt  man  diesen  Momentpfei)  nach 
der  Parallelogrammregel  mit  dem 
Pfeil  N des  Kreiselimpulses  zusammen, 
angedeutet  durch  den  Pfeil  a,  so  er- 
gibt sieb,  wie  auch  der  Versuch  zeigt, 
ein  Aufrichten  der  FigureDacbse,  wo- 
mit der  Vorgang  nach  seiner  Be- 
Abb.  12.  sebaffenheit  erklärt  ist. 


Erklärung  der  Aufrichtung  d. 
Fiaurenachse  eines  auf  der 
Horizontalebene  mit  Reibung 
spielenden  Kreisels. 
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e)  Geschoßstabilisierung.  Bin  Geschoß,  welches  das  Geschützrohr 
oder  den  Flintenlauf  verlassen  hat,  würde  hei  Abwesenheit  der  Luft- 
reibung, also  im  luftleeren  Kaum,  mit  und  ohne  Drall  stets  der  Achse 
des  Rohres  parallel  bleiben,  müßte  also  am  Ende  der  Wurfparabel 
mit  dem  hinteren  linde  auf  den  Boden  aufschlagen.  Daß  dies  nicht 
der  Fall  ist.  sondern  daß  das  Geschoß  in  der  Kegel  mit  der  Spitze 
sein  Ziel  erreicht,  ist  auf  die  Wirkung  des  Luftwiderstandes  zurück- 
zuführen. In  Abb.  13  ist  ein  Geschoß  gezeichnet,  welches  eine 
gewisse  Neigung  x gegenüber  der  Bahntangente  angenommen  hat- 
Setzt  man  voraus,  daß  die  Resultierende  des  Luftwiderstandes  durch 
einen  Pfeil  W dargestellt  werden  kann,  die  am  vorderen  Ende  des 
Geschosses  angreift,  so 
hat  dieser  Widerstand 
in  bezug  auf  den 
Schwerpunkt  S ein 
Moment  9Jt.  Dieses 
Moment,  bezw.  dessen 
Vektorpfeil  setzt  sich 
mit  dem  Drall  des 
Geschosses  N nach 
der  Parallelogramm- 
regel zusammen  und 
hat  zur  Folge,  daß 
sich  i der  Drall  um 
die  Bahntangente  im 
Sinne  des  Pfeiles  <u, 
verlagert.  Die  Ge- 
schoßachse muß  also 
infolge  des  Luftwiderstandes  eine  Präzessionsbewegung  um  die 
Bahntangente  ausführen.  Im  ganzen  ergibt  sich  daher,  da  die 
Bahntangente  im  weiteren  Verlauf  der  Bewegung  ihre  Richtung 
ändert,  ein  Entlangschrauben  des  Geschosses  an  der  Bahn.  Wie 
groß  hierbei  der  Winkel  x werden  kann,  lassen  wir  dahingestellt, 
jedenfalls  ist  es  möglich,  diesen  Winkel  durch  geeignete  Wahl 


Abb.  13. 


der  Geschoßkonstruktion  und  der  Drallgeschwindigkeit  u>0  klein  zu 
halten. 

f)  Fahrradstabilisierung.  Das  aufrechte  Fahren  auf  dem  Rade 
wird  im  allgemeinen  herbeigeführt  durch  das  Steuern  mit  Hilfe  der 
Lenkstange  im  Zusammenhang  mit  gewissen,  unwillkürlichen  Körper- 
bewegungen, d.  h.1  Schwerpunktverlagerungen  des  Radfahrers.  Hier 
handelt  es  sich  um  die  Erklärung  der  Tatsache,  daß  man  auf  dem 
Fahrrad  stabil  fahren  kann,  auch  ohne  die  Lenkstange  anzu- 
fassen und  ohne  seinen  Körper  im  Verhältnis  zum  Fahrrad  zu  be- 
wegen. In  Abb.  14  ist  ein  Fahrrad  gezeichnet,  das  von  seiner 
senkrechten  Lage  nach  links  abgewichen  ist.  Das  Gewicht  des  Fahr- 
rades übt  dann  ein  Moment  aus,  dessen 
Pfeil  3K  ist.  Dieser  Pfeil  setzt  sich 
mit  dem  Pfeil  X des  Fahrradimpulses 
nach  der  Parallelogrammregel  zu- 
sammen, so  daß  das  Vorderrad  eine 
Steuerbewegung  nach  links  ausführt. 
Infolge  der  Kreiselwirkung  wird  dem- 
nach das  Rad  veranlaßt,  in  einer  ge- 
krümmten Bahn  nach  derselben  Seite 
abzuweichen,  in  der  das  Moment  des 
Gewichts  wirkt.  Diese  Krümmung  der 
Bahn  ruft  aber  sofort  eine  Zentrifugal- 
kraft C hervor,  die  im  Sinne  der  Auf- 
richtung der  Fahrradebene  wirkt.  Hier- 
mit ist  die  Erscheinung  der  Stabili- 
sierung ihrer  Beschaffenheit  nach  er- 
klärt. Man  kann  natürlich  die  Sache 
auch  rechnerisch  untersuchen  und 
kommt  dabei  zu  dem  Ergebnis,  daß 
bei  unseren  üblichen  Fahrrädern  das 
stabile  Freihändigfahren  an  eine  ge- 
wisse Mindestgeschwindigkeit  des  Fahrrades  gebunden  ist,  entsprechend 
etwa  16  km  in  der  Stunde.  (Fortsetzung  folgt.) 


Stabilisierung 
des  Fahrrades. 


Abb.  14. 


Vermischtes. 


In  dem  Wettbewerb  für  Entwürfe  zur  Bebauung  eines  städti- 
schen Grundstücks  in  Stolp  i.  Pommern,  ausgeschrieben  unter  pom- 
merschen  Architekten  (1920  d.  Bl.,  Seite  556),  ist  zuerkannt  worden: 
der  erste  Preis  (3000  Mark)  dem  Architekten  Hans  Kirchhoff  in 
Stralsund,  der  zweite  Preis  (2000  Mark)  dem  Regierungs-  und  Baurat 
Goehrtz  in  Köslin,  der  dritte  Preis  (1500  Mark)  den  Regierungs- 
baumeistern Krehl  u.  Hadert  in  Stettin,  der  vierte  Preis  (1000  Mark) 
den  Gebr.  Bastei  in  Greifswald.  Zum  Ankauf  wurden  empfohlen 
die  Entwürfe  von  Polizei-Baumeister  Bottke  in  Erfurt  und  Architekt 
Oskar  Goltz  in  Stettin. 

Einen  Wettbewerb  für  Entwürfe  zum  Bau  von  1 55  Wohnungen 
in  Berlin-Oberscliöncweide  schreibt  die  Gemeinnützige  Bau-Aktien- 
gesellschaft Oberschöneweide  an  der  Oberspree  unter  deutschen  Archi- 
tekten aus  mit  Frist  bis  zum  6.  März  d.  J.  und  mit  vier  Preisen  von 
6000.  5000,  4000  und  3000  Mark;  vier  weitere  Entwürfe  können  zu  je 
1000  Mark  angekauft  werden.  Das  Preisgericht  bilden  Geheimer  Re- 
gierungsrat  Prof.  ®r.=Jng.  Brix,  Geheimer  Baurat  Prof.  Tr.=(sttq. 
Dr.  Klingenberg,  Direktor  der  A.  E.  G.  Weber.  Direktor  Nord- 
qvist  und  Bauinspektor  Rosenberg.  Die  Entwürfe  sind  bei  dem 
Gemeindevorstand  von  Berlin-Oberschönweide  einzureichen,  von  dem 
die  Unterlagen  für  20  Mark  zu  beziehen  sind,  die  zurückerstattet  werden. 

Flin  Keichswirtschaftsverband  bildender  Künstler  Deutschlands 
ist  in  Weimar  durch  Zusammenschluß  aller  bestehenden  Verbände 
gebildet  worden.  Er  soll  diejenigen  Fragen  bearbeiten,  für  die 
eine  allgemeine  Übereinstimmung  der  Künstler  erforderlich  ist,  z.  B. 
Steuern,  Urheber-  und  Verlagsrecht,  Werkstoffbeschaffung.  Versiche- 
rung u.  a.  Die  Geschäftstelle,  Berlin  W30,  Landshuter  Straße  26, 
leitet  Otto  Marcus.  Verkündigungsblatt  ist  die  seit  1920  in  Berlin- 
Zehlendorf,  Potsdamer  Straße  44.  erscheinende  Zeitschrift  ..Kunst  und 
Wirtschaft“. 

Der  Verein  zur  Beförderung  des  Gevverbefleißes  in  Berlin 
beging  am  23.  Januar  in  den  Räumen  des  Ministeriums  für  Handel 
und  Gewerbe  die  Feier  seines  hundertjährigen  Bestehens.  Ge- 
gründet wurde  er  von  Peter  Uhr.  W.  Beuth  in  einer  Zeit,  deren 
wirtschaftliche  Schwierigkeiten  einen  Vergleich  mit  unserer  jetzigen 
Lage  nahelegen.  Getreu  den  Worten  des  Gründers  haben  sich  die 
Mitglieder  bewährt  als  „ein  Verein  von  Männern,  belebt  von  dem  Sinn 
fürs  öffentliche  Beste,  belebt  von  dem  Stolz,  gegen  keine  Nation 
zurückzustehen“.  Die  Vertreter  des  Handwerks,  der  damals  gerade 
aufblühenden  Großgewerbe,  der  bildenden  Künste  und  der  angewandten 
Wissenschaft  fanden  sich  zusammen,  um  die  bisher  allein  bestimmenden 
Behörden  hei  der  Aufrichtung  eines  neuen  Wohlstandes  in  Preußen 
zu  beraten  und  zu  ergänzen.  Alle  führenden  Köpfe,  wie  Schinkel, 
Borsig  und  Timer,  neben  Beuth  selbst  der  Freiherr  vom  Stein,  die 


Brüder  Humboldt,  auch  Scharnhorst  und  Gneisenau,  gehörten  alsbald 
der  jungen  Gründung  an.  Späterhin  traten  dem  Verein  die  be- 
deutendsten Fachleute,  wie  Freund,  Egells,  Schichau,  Harkort,  Krupp 
und  Egestorff,  ferner  der  Chemiker  Hofmann,  die  Physiker  Helmholtz, 
Siemens  und  Reuleaux  und  viele  andere  Männer  bei,  die  au  dem  ge- 
waltigen Aufschwung  Deutschlands  und  der  Befreiung  des  deutschen 
Maschinenbaues  von  der  englischen  Vormundschaft  mitgewirkt  haben. 
Ihre  Arbeiten  sind  niedergelegt  in  den  heute  99  Bände  zählenden 
..Verhandlungsberichten“  des  Vereins,  der  ersten  großen  technischen 
Zeitschrift  Deutschlands. 

An  Stelle  des  erkrankten  Vorsitzenden,  Wirk).  Geheimen  Rates 
Max  Richter  leitete  Baurat  Neuhaus  die  Festsitzung  und  verkündete 
die  Verleihung  von  Ehrenmünzen  u.  a.  an  den  genannten  Vorsitzenden 
sowie  die  Ernennung  von  Ehrenmitgliedern,  während  die  Festrede 
über  die  Geschichte  des  Vereins  der  Staatssekretär  Dönhoff  hielt. 
Den  Glückwunsch  der  Reichsbehörden  stattete  der  Reichspostminister 
ab,  diejenigen  der  Technischen  Hochschulen  Berlin  und  Hannover 
deren  Rektoren.  Die  lange  Reihe  weiterer  Grüße  schloß  das  neue 
Ehrenmitglied  des  Vereins,  Dr.  v.  Miller  in  München,  der  das  treue 
Zusammenhalten  von  Nord  und  Süd  als  Grundlage  eines  neuen  Auf- 
1 stieges  feierte.  Daß  der  Verein  die  ihm  für  die  Zukunft  gestellte  hohe 
Aufgabe,  an  dem  Wiederaufbau  unserer  zerstörten  Wirtschaft  mit  Rat 
und  Tat  zu  helfen,  lösen  wird,  zu  dieser  Hoffnung  berechtigt  ein  Blick 
auf  die  gegenwärtige  Mitgliederliste.  Möge  es  dem  Verein  vergönnt 
sein,  auf  diesem  mühevollen  Wege  wie  bisher  weitere  Erfolge  zu  ver- 
zeichnen. Als  Festschrift  ist  ein  Werk  von  Konrad  Matschoss  er- 
schienen : „Preußens  Gewerbeförderung  und  ihre  großen  Männer“,  dar- 
gestellt im  Rahmen  der  Geschichte  des  Vereins  zur  Beförderung  des 
Gewerbetleißes.  1821  bis  1921.  (Verlag  des  Vereins  deutscher  Ingenieure, 
Berlin.  200  S.  mit  14  Abb.  und  G 1 Bildnissen  auf  16  Tafeln,  kart.  35  Ji.) 


Neu  erschienene,  bei  der  Schrill leitiing  eingegangeue  Kalender. 

Altfränkische  Bilder  1921.  (27.  Jahrg.)  Illustrierter  kunst- 

historischer  Prachtkalender.  Mit  erläuterndem  Text  von  Dr.  Theodor 
Henner.  Würzburg.  Verlag  der  Universitätsdruckerei  H.  Stürtz 
A.-G.  l'bersichtskalender  und  16  S.  Text,  17:32  cm  groß,  in  farbigem 
Druck  mit  zahlreichen  Abbildungen  und  farbigen  Umschlagbildern. 
Geh.  6 J(. 

Ton  i n du  strie- Kalen  der  1921.  Verlag  der  Tonindustrie-Zeitung. 
Berlin  NW  21.  Zwei  Teile  in  kl.  8°.  1 . Teil : Ubersichts-  und  Scbreib- 

kalender;  2.  Teil:  Aufsätze  technischen  und  wirtschaftlichen  Inhalts 
und  Bezugsquellenverzeichnis.  Geb.  3,50  . ohne  Zuschlag. 


Verlag  von  Wilhelm  K in  s t & So  hn , Berlin.  — F\jr  den  nichtamtlichen  Teil  verantwortlich : Fr.  Schultz  e.  Berlin.  — Druck  der  Buchdruckerei  Gebrüder  Ernst.  Berlin. 


Nr.  10- 


65 


Zentralblatt 

mit  Nachrichten 


der  Bauverwaltung 

der  Reichs-  und  Staatsbehörden. 


Herausgegeben  im  preußischen  Finanzministerium. 

Nr.  11.  Berlin,  5.  Februar  1921.  41.  Jahrgang. 


Erscheint  Mittwoch  und  Sonnabend.  — Schriftleitung:  W 66  Wilhelnistr.  6°  — Gosohaftstelle  urd  Annahme  der  Anzeigen  W 66  Willielmstr.  90  -r-  Bezugspreis:  Vierteljährlich 

einschließlich  Abtragen,  Post-  oder  Streifbandzusendung  12  Mark ; desgl.  für  das  Ausland  15  Mark. 


INHALT:  Amtllohes:  Dienst- Nachrichten.  Nichtamtliches:  Der  Neubau  der  Staatlichen  Kunstschule  in  Berlin.  — Die  Dynamik  des  Kreisels  und  ihre  technische  An- 
wendung. (Fortsetzung.)  — Vermischtes:  Verleihung  der  Wurde  eines  Doktor-Ingenieurs  ehrenhalber.  — Gesellschaft  für  Erforschung  der  Verhältnis- 
gesetze in  der  bildenden  Kunst.  — Landesbeirat  für  Wohnungswesen  in  Bayern.  — Ausstellung  für  Wasserstraßen  und  Energiewirtschaft.  — Patente. 


Amtliche  Mitteilungen. 


Preußen. 

Der  Regierungs-  und  Baurat  Leyendecker  ist  von  dem  Hoch- 
bauamt II  in  Cassel  an  die  Regierung  in  Wiesbaden  versetzt;  ihm  ist 
eine  gehobene  Regierungs-  und  Bauratstelle  bei  dieser  Regierung  ver- 
liehen worden. 

Ferner  sind  versetzt:  die  Regierungs-  und  Bauräte  Bock  von  dem 
Hochbauamt  in  Homberg  an  die  Regierung  in  Erfurt.  Maschke  von 
dem  Polizeibauamt  II  in  Danzig  nach  Nauen  als  Vorstand  des  Hoch- 
bauamts daselbst,  Mahlberg  von  dem  Hochbauamt  I in  Aachen  an 
die  Regierung  in  Köln,  Morin  von  der  Regierung  in  Cassel  an  das 
Hochbauamt  II  daselbst  als  Vorstand  und  Knopp  von  der  Regierung 
in  Aachen  an  das  Hochbauamt  I daselbst  als  Vorstand. 

Der  Ministerial-  und  Oberbaudirektor  2)r.=  3n3-  Uber  in  Berlin 
ist  zum  Vorsteher  der  Abteilung  für  Hochbau  beim  Technischen  Ober- 
prüfungsamt  in  Berlin,  der  Geheime  Oberbaurat  Fürstenau  in  Berlin 
zum  Stellvertreter  des  Vorstehers  dieser  Abteilung,  der  Geheime  Baurat 
Eggert  und  der  Ministerialrat  Schindowski  in  Berlin  sind  zu  Mit- 
gliedern dieses  Techn.  Oberprüfungsamts  bis  Ende  März  d.  J.  ernannt. 
• Der  Regierungs-  und  Baurat  Kirchner  in  Sangerhausen  ist  in 
den  Ruhestand  getreten. 

Der  Regierungs-  und  Baurat  Verges  in  Stendal  ist  behufs  Über- 
tritts zur  Klosterbauverwaltung  in  Hannover  aus  dem  Dienste  der 
Staatshochbauverwaltung  ausgeschieden. 

Die  Staatsprüfung  haben  bestanden:  die  Regierungsbauführer 
Oskar  Krueger  und  Karl  Wiggers  (Wasser-  und  Straßenbaufach);  — 
Hans  Rabe,  Werner  Metzig  und  Walter  Schütz  (Eisenbahn-  und 
Straßenbaufach). 

Der  Geheime  Baurat,  Regierungs-  und  Baurat  Theodor  Dane,  früher 
Vorstand  des  Eisenbahn -Betriebsamts  Elberfeld  2,  ist  gestorben. 


Deutsches  Reich. 

Reichseisenbahnen.  Preußen-Hessen.  Der  Reichspräsident 
hat  den  Regierungs-  und  Baurat  Clemens  in  Essen  zum  Oberregie- 
rungsbaurat ernannt. 

Es  sind  verliehen  planmäßige  Stellen:  für  Mitglieder  der  Eisen- 
bahndirektionen dem  Regierungs-  und  Baurat  Karl  Gramer  in  Lein- 
hausen; — für  Vorstände  von  Eisenbahn-Maschinenämtern : dem  Re- 
gierungsbaumeister des  Maschinenbaufaches  Schlemmer  in  Hirsch- 
berg i.  Schles.  unter  Übertragung  der  Stellung  des  Vorstandes  des 
Eisenbahn  - Maschinenamts  daselbst  und  dem  Eisenbahninspektor 
Rückert  in  Berlin  unter  Übertragung  der  Stellung  des  Vorstandes 
* des  Eisenbahn-Maschinenamts  4 daselbst;  — für  Regierungsbaumeister: 
dem  Regierungsbaumeister  des  Eisenbahnbaufaches  Otto  Braun  in 
Altona. 

Der  Regierungs-  und  Baurat  Albert  Eggert  in  Köln  ist  mit  der 
Wahrnehmung  der  Geschäfte  eines  Mitgliedes  bei  der  Eisenbahn- 
direktion daselbst  beauftragt. 

Versetzt  sind:  die  Regierungsbaumeister  des  Maschinenhaufaches 
Kleinow,  bisher  in  Hirschberg  i.  Schles.  und  Ernst  Schröder,  bis- 
her in  Stettin,  zum  Eisenbahn-Zentralamt  nach  Berlin. 

Der  Regierungsbaumeister  des  Maschinenbaufaches  Garben  ist 
unter  Verleihung  einer  planmäßigen  Stelle  für  Regierungsbaumeister 
und  Überweisung  nach  Hirschberg  i.  Schles.  in  den  Reichseisenbahn- 
dienst übernommen. 

Zur  Beschäftigung  im  Reichseisenbahndienst  sind  einberufen:  der 
Regierungsbaumeister  des  Eisenbahn-  und  Straßenbaufaches  Kurt 
Ehrenberg  bei  der  Eisenbahndirektion  in  Halle  a.  d.  Saale  und  der 
Regierungsbaumeister  des  Maschinenbaufaches  Hermann  Pabst  bei 
dem  Eisenbahn-Zentralamt  in  Berlin. 


[Alle  Beeilt®  Vorbehalten  ) 


Nichtamtlicher  Teil. 

Schriftleiter:  Friedrich  Schultze  und  Richard  Bergius. 


Der  Neubau  der  Staatlichen  Kunstschule  in  Berlin. 
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WMmmrnm, 


Im  Jahre  1882  bezog  die  „Königliche 
Kunstsclinle“  in  Berlin,  nachdem  sie  bis  dahin 
mit  der  „Akademie  der  Künste“  vereinigt  ge- 
wesen war,  ihr  von  Gropius  errichtetes  neues 
Heim  in  der  Klosterstraße.  Fast  vier  Jahr- 
zehnte haben  ihr  jene  Räume  zur  Erfüllung 
ihrer  Aufgabe  gedient,  Zeichenlehrer  für  die 
höheren  Schulen  und  die  Lehrerbildungs- 
anstalten Preußens  heranzubilden  sowie 
Schüler  für  die  Unterrichtsanstalt  des  Kunst- 
gewerbemuseums vorzubereiten,  bis  ein  er- 
weiterter Tätigkeitsbereich,  wachsende  Schüler- 
zahl und  auch  die  neuzeitlichen  Ansprüchen 
nicht  mehr  voll  genügende  Belichtung  der 
Hauptunterrichtsräume  eine  den  veränderten 
Verhältnissen  Rechnung  tragende  Unterbrin- 
gung der  Schule  forderten. 

Es  war  der  Schule  nicht  vergönnt,  den 
im  Jahre  1914  endgültig  beschlossenen  Neu- 
bau in  der  Grunewaldstraße  auf  dem  Gelände 
des  ehemaligen  Botanischen  Gartens  in  ruhiger 
Friedensentwicklung  heran  wachsen  zu  sehen: 
noch  ehe  der  erste  Spatenstich  getan  wurde, 
brach  der  Krieg  mit  seinen  auch  für  die  Bau- 
tätigkeit immer  mehr  lähmenden  Neben- 
erscheinungen herein.  Zwei  Jahre  mußte  der 
Bau.  — noch  vor  Vollendung  des  Rohbaues  — 
ganz  ruhen;  in  zwei  weiteren  Jahren  führte 
ihn  die  alsbald  nach  Einstellung  der  Feind- 


66 


Zentralblatt  der  Bauverwaltung. 


5.  Februar  1921. 


- ( * L>  i** 

mMmmi 


1 1 


Abb.  2.  Ansicht. 
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Abb.  3.  Erstes  Obergeschoß. 
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Abb.  4.  Erdgeschoß. 


Seligkeiten  mit  aller  Kraft  wieder  aufgenommene 
Bautätigkeit  trotz  der  hemmenden  Wirkungen  der 
Nachwehen  des  Krieges  seiner  Vollendung  entgegen 
(Abb.  2). 

Für  den  Neubau  war  der  südliche,  an  der 
Grunewaldstraße  gelegene  Teil  des  Kleistparkes  be- 
stimmt worden  (Abb.  1).  Neben  der  Verhältnis-  ■ 
mäßig  geringen  Tiefe  des  Grundstücks  waren  die  in 
der  Eigenart  der  Kunstschule  begründeten  beson- 
deren Erfordernisse  für  die  Gesamtgestaltung  des 
Baues  maßgebend.  Die  vorwiegend  zu  schaffenden 
Zeichensäle  und  Werkstätten  verlangten  Nordlage. 
So  entstanden  zwei  langgestreckte,  von  Ost  nach 
West  verlaufende  Bauteile.  Der  eine,  an  der  Straße 
belegene,  enthält  im  wesentlichen  die  Zeichensäle 
und  einen  Teil  der  Lehrerwerkstätten,  der  andere, 
an  den  Park  grenzende,  Lehrer-  und  Schülerwerk- 
stätten (Abb.  3 u.  4).  Dieser  um  ein  Geschoß  nie- 
drigere „Parkflügel“  gestattet  einen  ausreichenden 
Lichteinfall  für  die  Säle  des  Vorderbaues  (Abb.  ’>). 
Beide  Bauteile  sind  durch  einen  Zwischenbau,  im 
Erdgeschoß  die  Bücherei,  im  ersten  Stock  den  Aus- 
stellungsraum enthaltend,  verbunden,  dessen  flaches 
Dach  Gelegenheit  zum  Zeichnen  und  Malen  im 
Freien  bietet.  Die  Unterbringung  des  Hörsaals,  der 
Verwaltungsräume,  Aufenthalträume  für  Lehrer  und 
Schüler,  Dienstwohnungen  usw.  zeigen  die  Grund- 
risse. Für  die  Gesamtgestaltung  bestimmend  waren 
ferner  die  für  die  Werkstätten  und  Zeichensäle  aus 
dem  erforderlichen  starken  Lichteinfall  sich  er- 
gebenden beträchtlichen  Geschoßhöhen  von  5,80  m 
in  den  Hauptgeschossen,  6,60  m im  Obergeschoß  des 
Parkflügels.  Die  Dienstwohnungen  konnten  daher 
zum  Teil  in  einem  eingeschalteten  Zwischengeschoß 
untergebracht  werden. 

Für  die  Verwendung  besonderer  Bauweisen  und 
Baustoffe  lag  kein  Anlaß  vor.  Der  Rohbau  wurde, 
soweit  die  eingetretene  Verteuerung  nicht  Ein- 
schränkungen gebot,  in  üblicher  Weise  ausgeführt: 
Ziegelmauerwerk  mit  Putz  unter  teilweiser  Ver- 
wendung von  Granit  für  Sockel  und  Eingangstufen, 
Sandstein  für  die  Architekturteile  und  Kunstgranit 
für  innere  Bauteile;  Eisenbetondecken, 
hölzernes  Dach  mit  Biberschwanzdeckung 
und  Holzzementdach  für  den  Verbindungs- 
bau. Infolge  der  zeitweisen  Stillegung  hatte 
der  Rohbau  an  einigen  Stellen  durch  die 
Witterung  gelitten;  manche  Betondecken 
hatten  ohne  schützendes  Dach  zwei  Winter 
über  sich  ergehen  lassen  müssen,  die  obersten 
Mauerschichten  waren  gelockert;  auch  waren 
die  während  der  ersten  Kriegsjahre  nach 
Einberufung  der  tüchtigsten  Handwerker- 
kräfte ausgeführten  Arbeiten  nicht  immer  einwand- 
frei in  der  Ausführung.  Die  fortschreitend  steigen- 
den Löhne  und  Baustoffpreise  ließen  besondere 
Sparsamkeit  für  die  weiteren  Arbeiten  angezeigt 
erscheinen.  Überlegung  erforderte  die  Ausführung 
der  Fußböden.  Auf  der  Suche  nach  Ersatz  für  die 
geplanten  Linoleumbeläge  wurden  zunächst  ein- 
gehende Versuche  mit  durchgefärbtem  Gipsestrich 
gemacht,  die  auch  zu  leidlich  befriedigenden  Ergeb- 
• nissen  führten.  Von  deren  Ausführung  mußte  in- 
dessen Abstand  genommen  werden,  da  es  nicht 
möglich  war,  die  erforderlichen  Farben  in  aus- 
reichender Menge  zu  erhalten,  die  Fußböden  wurden 
daher  mit  gewöhnlichem  Walkenrieder  Gipsestrich 
versehen  und  mit  Ölfarbe  gestrichen. 
Nur  einige  Räume  erhielten  einen  Kunst- 
kalksteinestrich. 

Der  Ersparnis  dienten  weiterhin 
die  folgenden  von  dem  sonst  Üblichen 
abweichenden  Ausführungsarten:  Sämt- 
liche Werkstätten  erhielten  als  Innen- 
putz einen  einfachen,  nur  mit  dem 
nassen  Pinsel  übergestrichenen  Rapputz 
wodurch  an  Baustoff  wie  Arbeitslohn 
gespart  werden  konnte.  Die  Fenster 
wurden  nur  grundiert  und  einmal  in 
hellgrauem  Farbton  gestrichen.  Zink  an 
Abdeckungen,  Regenrinnen  und  Abfall- 
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rohren  blieb  ohne  Anstrich.  Bei  den  Innentüren  wurde  — ebenfalls 
aus  Gründen  der  Sparsamkeit  — von  der  \ erwendung  abgesperrter 
Füllungen  abgesehen;  bei  der  Herstellung  von  Vierfüllungstüren  konnten 
die  Füllungsbretter  so  schmal  gewählt  werden,  daß  beim  Schwinden 
des  Holzes  ein  Sichtbarwerden  der  Fugen  nicht  zu  erwarten  ist. 

Zur  weiteren  Einschränkung  der  Kosten  wurde  von  dekorativer 
Bemalung  fast  gänzlich  abgesehen,  die  Wände  sind  vorwiegend  grau 
und  gelbgrau,  die  Decken  weiß,  der  Fußboden  grau,  die  Türen  tief 
braunrot  mit  schwarzen  Profilen  gestrichen.  Die  Werkstätten  er- 
hielten unter  Berücksichtigung  der  besonderen,  vom'  Herkömmlichen 
abweichenden  Wünsche  der  Lehrkräfte  der  Anstalt  verschiedene,  zum 
Teil  sehr  starkfarbige  Töne:  Orange,  Blau,  Grün.  Bei  der  Ausgestal- 
tung der  Flure  und  Hallen  werden  die  im  Besitz  der  Kunstschule 
befindlichen  Gipsabgüsse,  Wiedergabe  von  Bildern  und  Studienarbeiten 
der  Schüler  herangezogen  werden. 

Bei  der  Heizanlage  (Warmwasserheizung)  konnte  der  Grundsatz 
der  Sparsamkeit  keine  Anwendung  finden.  Infolge  der  ungeheueren 


Preissteigerung  der  Rohre,  Heizkörper  usw.  ist  sie  erheblich  an  den 
Mehrkosten  der  Gesamtausführung  beteiligt.  Auch  die  elektrische 
Lichtanlage  brachte  gesteigerte  Kosten,  die  Verwendung  von  Rohr- 
draht nur  geringe  Ersparnisse;  selbst  die  Verwendung  sehr  schlichter 
Beleuchtungskörper  erforderte  immerhin  noch  erhebliche  Auf- 
wendungen. 

Für  die  innere  Einrichtung  waren  ursprünglich  weitgehende 
Neubeschaffungen  geplant;  den  veränderten  Verhältnissen  Rechnung 
tragend  sind  dann  die  gesamten  Einrichtungstücke  des  Altbaues  im 
wesentlichen  übernommen  worden.  Ganz  neu  eingerichtet  ist  der 
Ausstellungsraum,  der  mit  verstellbaren  Holzwänden  für  die  Auf- 
hängung der  auszustellenden  Bilder  versehen  ist,  und  der  Hörsaal, 
der  mit  zwei  Lichtbildwerfern  für  den  kunstgeschichtlichen  Unterricht 
ausgestattet  ist,  um  gleichzeitig  zwei  zu  vergleichende  Bilder  auf 
der  Lichtfläche  sichtbar  machen  zu  können,  schließlich  ein  Muster- 
zeichensaal, der  den  Zeichensälen  an  preußischen  Schulen  als  Vorbild 
dienen  soll. 

Der  Entwurf,  zunächst  vom  zuständigen  Hochbauamt  aufgestellt, 
ist  mehrfach  — auch  während  der  Ausführung  noch  — in  einzelnen 
Teilen  abgeändert  worden.  Durch  die  Kriegsverhältnisse  hat  die  Bau- 
leitung achtmal  gewechselt;  im  wesentlichen  waren  an  ihr  beteiligt 
der  verstorbene  Regierungs-  und  Baurat,  Geheime  Baurat  Adams  und 
Regierungs-  und  Baurat  Wiens;  die  Oberaufsicht  des  Ministeriums 
der  öffentlichen  Arbeiten  lag  in  den  Händen  des  Wirklichen  Geheimen 
Oberbaurats  2>r.  = 3ng.  Dr.  Thür,  zuletzt  des  Geheimen  Oberbaurats 
Fürstenau.  Die  Bauausführung  ist  begonnen  im  November  1914; 
im  Oktober  1920  ist  der  Bau  der  Benutzung  übergeben  worden.  Die 
Gesamtbauzeit  beträgt  also,  nach  Abrechnung  der  Stillegungsdauer 
vom  November  1916  bis  Dezember  1918,  vier  Jahre. 

Die  Baukosten  werden  insgesamt  rd.  4 Mill.  Mark  erreichen. 
Da  die  Schule  zur  Zeit  rd.  200  Schüler  hat,  entfallen  auf  die  Nutz- 
einheit rd.  20  000  Mark  Kosten.  Die  Kosten  für  das  Kubikmeter 
umbauten  Raumes  betragen  rd.  80  Mark,  wobei  zu  berücksichtigen 
ist,  daß  etwa  die  Hälfte  der  Bauausführung  noch  unter  annähernd 
friedensmäßigen  Preisverhältnissen  durchgeführt  werden  konnte. 


Die  Dynamik  des  Kreisels  und  ihre  technische  Anwendung. 

(Fortsetzung  aus  Nr.  10.) 


V.  Der  schwere  Kreisel  mit  drei  Freiheitsgraden,  a)  Die 
gleichförmige  (reguläre)  Präzession.  Schon  oben  in  Abb.  3 ergab  sich 
bei  dem  Kreisel  die  Präzession  dem  flüchtigen  Augenschein  als  gleich- 
förmige Drehung  der  Figurenachse  um  die  Vertikale  des  Unter- 
stützungspunktes unter  dem  Winkel  9,  während  der  Kreisel  um  seine 
Figurenachse  ebenfalls  gleichförmig  sich  zu  drehen  schien.  In  Abb.  15, 
links  ist  ein  Kreisel  gezeichnet,  der  um  seine  Figurenachse  mit  der 
Geschwindigkeit  /x  umläuft.  Mit  jener  ist  er  unter  einem  Neigungs- 
winkel ,9  gegen  die  Vertikale  aufgesetzt,  und  seine  Figurenachse  habe 
eine  Winkelgeschwindigkeit  v um  die  Vertikale  erhalten.  Wir  lassen 
zunächst  dahingestellt,  wie  die  Größen  /x,  v,  9 gewählt  werden 
können,  damit  die  beabsichtigte  Bewegung  der  Figurenachse  auf 
einem  Kegelmantel  herauskommt.  Ist  sie  einmal  vorhanden,  dann 
setzen  sich  jx  und  v nach  dem  Parallelogrammgesetz  zum  Gesamt- 
drehvektor £1  der  Bewegung  zusammen.  Diese  Parallelogramm- 
konstruktion gilt  für  jeden  Augenblick  der  Bewegung;  der  Vektor  £1 
muß  sich  also  mit  fx  um  die  Vertikale  herumdrehen,  und  zwar  be- 
wegt er  sich  gleichförmig  in  einem  Kegelmantel.  Seine  Bewegung 
im  Verhältnis  zum  Kreisel  ergibt  sich  gleichfalls  als  Bewegung  auf 
einem  Kegelmantel,  und  zwar  um  die  Figurenachse. 


Abb.  15. 


Diese  Gesamtbewegung,  die  wir  als  gleichförmige  Präzession  be- 
zeichnen, ergibt  sich  also  als  gleichmäßiges  Abrollen  des  beweglichen 
dünneren  Kegels  auf  dem  großen  festen  Kegel  von  außen;  so  entsteht 
die  gleichförmige  fortschreitende  Präzession,  die  ihre  Bezeichnung 
daher  erhält,  daß  fx  und  v gleichen  Sinn  nach  oben  haben.  Dagegen 
heißt  die  Präzession  rückwärts  schreitend,  wenn  fx  und  v verschiedenen 


Sinn  haben;  das  Abrollen  der  beiden  Kegel  findet  dann  von  innen 
statt.  Die  so  festgelegte  Bewegungsart  ist  eine  Sonderform  der 
Kreiselbewegung,  über  deren  Natur  wir  uns  nun  Rechenschaft  geben 
wollen. 

Aus  dem  Impuls  des  Kreisels 

N — 0 

und  der  Präzessionsgeschwindigkeit  v unter  Berücksichtigung  des 
Winkels  9 ergibt  sich  das  Moment  der  Kreiselwirkung  ©^rsin#, 
welches  links  in  Abb.  15  dargestellt  werden  würde  durch  einen  von 
dem  Unterstützungspunkt  O aus  nach  hinten  gerichteten  Pfeil,  d.  h.: 
Zwingen  wir  dem  Kreisel  mit  dem  Drall  © fx  eine  Präzession  v unter 
dem  Winkel  ,9-  auf,  so  würde  sich  die  Kreiselachse,  entgegen  dem  Uhr- 
zeigersinn, in  die  Lage  OP.  zu  heben  suchen.  Dieser  Hebung  wirkt 
jedoch  das  Moment  des  Kreiselgewichts 

m = Gs 

im  Uhrzeigersinn  entgegen,  und  wenn  gerade 
= Gs  — 0 p sin  d- 

ist,  so  bleibt  die  mit  der  Präzessionsgeschwindigkeit  <■  eingeleitete 
Bewegung  bestehen. 

Das  Deviationsmoment  oder  Kreiselwirkungsmoment  und  das 
Schweremoment  stehen  im  Gleichgewicht,  und  die  hieraus  sich  er- 
gebende Bewegung  ist  eben  die  gleichförmige  Präzession.  Es  ist  also 
diejenige  Bewegung  des  Kreisels,  die  ohne  Zwang  vor  sich  geht,  ent- 
sprechend der  geradlinigen  Bewegung  eines  Massenpunktes.  Von 
diesem  Gesichtspunkt  aus  kann  man  sie  auch  die  natürliche  Be- 
wegung des  Kreisels  nennen. 

Wir  wiederholen:  Wird  ein  Kreisel  des  Dralles  9/u  mit  einem 
Schweremoment  Gs  unter  einem  Winkel  9 gegen  die  Vertikale  mit 

Gs 

einer  Präzessionsgeschwindigkeit  v — ^ ^ angesetzt,  so  vollzieht 

er  eine  gleichförmige  Präzession.  Man  kann  diese  Eigenschaften  der 
gewöhnlichen  Präzession  mit  dem  in  Abb.  6 dargestellten  Handfahr- 
radkreisel leicht  zeigen,  indem  man  ihn  in  die  Hand  nimmt  und 
dabei  ihm  eine  Präzession  durch  Drehen  der  ganzen  Person  um  die 
vertikale  Körperachse  erteilt,  deren  Größe  rein  nach  dem  Gefühl 
bemessen  wird,  so  daß  der  Kreisel  eine  bestimmte  Achsenneigung  ein- 
hält; dann  übt  er  auf  die  Hand  kein  Drehmoment  aus,  sondern  nur 
eine  von  seinem  Gewicht  herrührende,  von  oben  nach  unten  gehende 
Druckkraft. 
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Wird  die  oben  angeführte  Bedingungsgleichung  für  die  Präzessions- 
geschwindigkeit nicht  erfüllt,  so  vollzieht  der  Kreisel  andere,  ver- 
wickeltere  Bewegungen. 

h)  Die  ungleichförmige  (nichtreguläre)  und  die  scheingleichförmige 
(pseudoreguläre)  Präzession.  In  Abb.  IG  ist  ein  Kreisel  gezeichnet, 
dessen  Schwerpunkt  S unter  dem  Unterstützungspunkt  0 liegt.  Be- 
sitzt ein  solcher  Kreisel  keine  Winkelgeschwindigkeit  um  die  Figuren- 
achse, ist  also  sein  Impuls  N=/uf>  — 0,  so  stellt  er  nichts  anderes 
dar  als  ein  gewöhnliches  sphärisches  Pendel.  Geben  wir  diesem 
Pendel  den  Neigungswinkel  ,9  gegen  die  Vertikale  und  lassen  es  dann 
ohne  seitlichen  Anstoß  los,  so  beschreibt  die  Kreiselspitze  einen 
Bogen  AB  des  in  der  Figur  gezeichneten  Kreises  und  zurück.  In  der 
Nebenfigur  ist  die  Aufsicht  auf  die  von  der  wagerechten  Ebene  durch 
AB  von  der  Kugel  mit  dem  Radius  OA  um  0 als  Mittelpunkt  ab- 
geschnittene Kalotte  gezeichnet;  die  Kreiselspitze  vollzieht  dann  ihre 
Pendelung  längs  des  Durchmessers  A B und  zurück. 


In  Abb.  17,  I ist  wieder  unsere  Kalotte  in  Oberansicht  gezeichnet. 
Wir  lassen  wieder  die  Kreiselspitze  durch  Herausziehen  aus  der 
Vertikallage  um  den  Winkel  ,9  im  Punkt  A ihre  Bewegung  durch 
einfaches  Loslassen  beginnen,  setzen  aber  diesmal  voraus,  daß  der 
Kreisel  einen  schwachen  Impuls  N besitzt,  der  nach  oben  gerichtet 
sei,  also,  von  oben  gesehen,  eine  kleine  Winkelgeschwindigkeit  im 
Uhrzeigersinn  aufweist.  Dann  kann  die  Kreiselspitze  nach  dem  Los-, 
lassen  nicht  in  der  durch  A und  die  Vertikale  gelegten  Ebene  bleiben, 
sondern  sie  wird  durch  das  Moment  der  Schwere  abgelenkt,  und  zwar 
nach  rechts,  von  der  Bewegungsrichtung  AB  aus  gerechnet;  d.  h.  ent- 


Ungleichförmige  Präzessionsarten  ohne  Seitenimpuls. 


Pendelung  mit  sehr^  scheingleichförmige 
starkem  Ny  n = o | Präzession. 

Abb.  17. 

gegen  dem  Uhrzeigersinn,  weil  der  Pfeil  des  Schweremoments  nach 
dieser  Richtung  geht.  Die  Ablenkung  wird  nur  schwach  sein,  da  der 
Impuls  N als  schwach  vorausgesetzt  ist.  Abgesehen  von  dieser  Ab- 
lenkung bleibt  die  Pendeleigenschaft  erhalten.  Das  Pendel  kehrt  in  B 
um  und  beschreibt  von  da  ab  wieder  eine  schwach  nach  rechts  ge- 
krümmte Bahn.  Dieses  Spiel  setzt  sich  bei  Abwesenheit  von  Reibungen- 
ins  Unendliche  fort,  die  einzelnen  Bahnen  der  Spitze  erfüllen  das 
ganze  Innere  des  Kreises  über  AB  mit  Ausnahme  eines  kleinen  kreis- 
förmigen Teiles  in  der  Mitte,  der  von  den  Bahnen  eingehüllt  wird. 


In  Abb.  17,  II  ist  dieser  Versuch  mit  etwas  stärkerem  Impuls  N 
wieder  ohne  irgendwelchen  Seitenstoß  der  Achse  erneuert;  die  Bahnen 
der  Spitze  S p sind  stärker  gekrümmt  und  lassen  in  der  Mitte  einen 
größeren  Kreis  frei. 

Abb.  17,  III  liefert  die  Bewegung  mit  noch  stärkerem  Impuls  N-, 
die  Bahnen  von  Sp  sind  nahezu  halbkreisförmig  geworden,  der  innere 
Kreis  hat  sich  näher  an  den  äußeren  herangezogen. 

Abb.  17,  IV  bringt  die  Bewegung  mit  ganz  starkem  N.  Beide 
Kreise,  zwischen  denen  die  Bewegung  von  Sp  erfolgt,  sind  ganz  nahe 
aneinander  gerückt.  Die  Kreiselspitze  macht  ganz  kleine  Schwingungen 
zwischen  den  beiden  Kreisen,  die  auf  dem  äußeren  Kreis  mit  der 
Spitze  senkrecht  stehen  und  den  inneren  Kreis  berühren:  daneben 
schreitet  die  Spitze  mit  darüber  gelagerten  Schwankungen  präzessions- 
artig längs  der  Kreise  fort.  Ist  der  Impuls  N stark  genug,  so  werden 
die  Schwankungen  der  Spitze  mikroskopisch  klein,  und  es  bleibt  für 
den  Beobachter  nur  die  Präzessionserscheinung  übrig,  die  man  wregen 
ihrer  Ähnlichkeit  mit  der  gleichförmigen  Präzession  die  schein- 
gleichförmige (pseudoreguläre)  nennt. 

Es  entsteht  nun  die  Frage,  wie  sich  die  geschilderten  Bewegungen 
entwickeln,  wenn  man  dem  Kreisel  einen  seitlichen  Anstoß  gibt,  also 
v von  0 verschieden  macht,  und  zwar  entgegen  dem  Uhrzeigersinn. 
Zunächst  ist  klar,  daß  die  Bewegung  ohne  Eigenimpuls  (Ar=0)  die 
sich  oben  als  ebene  Pendelung  ergab,  nunmehr  zu  einer  sphärischen 
Pendelbewegung  wird.  In  unserem  Bild  der  Kugelkalotte  stellt  sie 
sich  als  ellipsenähnliche  Bahn  der  Kreiselspitze  dar  (Abb.  IS,  I),  die 
je  nach  der  Stärke  des  seitlichen  Anstoßes  schmaler  oder  breiter  wird. 
Erteilt  man  nunmehr  der  Figurenachse  des  Kreisels  mit  schwachem 
Eigenimpuls  N (Abb.  17,  I)  einen  kleinen  seitlichen  Anstoß  — v,  so 
werden  die  Spitzen  verschwinden,  und  es  entstehen  fortschreitende 
Schleifen  wie  in  Abb.  18,  II.  Mit  stärkerem  seitlichen  Anstoß  ver- 
größern sich  die  Schleifen,  der  Kreis,  den  sie  von  außen  berühren, 
nähert  sich  dem  äußeren  Kreis  und  es  entsteht  Abb.  18,  III.  Läßt 
man  nunmehr  v noch  weiter  negativ  wachsen  (entgegengesetzt  dem 
Uhrzeigersinn),  so  setzt  sich  die  Vergrößerung  der  Schleifen  und  die 
Erweiterung  des  inneren  Kreises  fort,  indem  sich  beide  dem  äußeren 
festen  Kreis  annähern.  Die  Annäherung  wird  zum  Zusammenfallen, 
sobald  v den  Wert  Qg 

V 0/x  sin  & 

erreicht  hat,  also  eine  gleichförmige  Präzession  eingetreten  ist. 

Es  müßte  nun  die  Frage  aufgeworfen  werden,  welche  Bewegung 
eintritt,  wenn  v noch  weiter  ins  Negative  wächst.  Diese  Frage  werden 
wir  beantworten,  nachdem  wTir  geprüft  haben,  welche  Gestalten  die 
eben  behandelten  Bewegungen  annehmen,  wenn  wir  den  Seitenimpuls  v 
positiv  nehmen. 

Offenbar  bleibt  zunächst  Abb.  18,  I abgesehen  vom  Umlaufsinn 
dieselbe. 


Sphärisches  Pendel  Schwacher  Eigenimpuls  U Schwacher  Eigenimpuls  U 

Seiten; mpuls-n  Stärkerer  Seitenimpuls- n 


Ungleichförmige  Präzessionsarten  mit  negativem  Seitenimpuls. 


Langsame  gleichförmige  Präzession. 

Abb.  18. 

Jedoch  wird  Abb.  18,  II  anderen  Charakter  zeigen.  Zunächst 
beginnt  die  Bewegung  wieder  im  Punkt  A,  tangential  an  den  äußeren 
Kreis.  Ist  der  Anstoß  klein  genug,  so  bleibt  die  Eigenschaft  der 
Spitzenkurve,  den  inneren  Kreis  links  von  sich  zu  lassen,  erhalten, 
während  die  Spitzen  sich  abrunden.  Das  bedeutet,  daß  die  Spitzen- 
kurve rechtsläufige  und  linksläufige  Schleifen  abwechselnd  aufweist, 
etwa  nach  Abb.  19,  I.  Der  innere  Hüllkreis  ist  dabei  kleiner  als  bei 
Abb.  18,  II  und  bei  Abb.  17,  I. 

Läßt  mau  nun  in  Abb.  19,  II  den  Seitenimpuls  »■  weiter  positiv 
zunehmen,  so  findet  man  bald  einen  Wert,  bei  dem  der  innere  Hüiikreis 
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sich  auf  einen  Punkt  zusammenzieht.  Weiter  wachsende  Werte  von  v 
lassen  die  Kurvenschleifen  sich  wieder  mehr  erweitern.  Es  tritt  wieder 
ein  Hüllkreis  auf,  der  von  den  Schleifen  umfaßt  wird,  wie  in  Abb.  19, 111 


Ungleichförmige  Präzessionsarten  mit  positivem  Seitenimpuls. 


Rasche  gleichförmige  Präzession. 

Abb.  19. 

gezeichnet  ist.  Wächst  schließlich  y gegen  -f  oo  hin,  so  drängen  sich 
innerer  Hüllkreis  und  Kurvenschleifen  gegen  den  äußeren  Randkreis 
zusammen,  der  bei  i'  = -(-oo  erreicht  wird.  Hiermit  ist  die  Be- 
wegung der  schnellen  regelrechten  Präzession  gegeben. 

Dieselbe  Bewegung  ergibt  sich,  wenn  man  v über &Jisin9 

hinaus  negativ  wachsen  läßt.  Dabei  wird,  anschließend  an  Abb.  18,  IV 
der  äußere  Hüllkreis  zunächst  überschritten,  aber  nur  sehr  wenig,  so 
daß  dies  im  Bilde  nicht  gezeigt  werden  kann;  die  Bahnbogen  bleiben 
nahezu  kreisförmig  und  werden  außen  von  einem  Hüllkreis  um- 
schlossen, der  sich  so  wenig  von  dem  nunmehr  inneren  Kreis  (Rand- 
kreis der  Kalotte)  unterscheidet,  daß  der  Unterschied  mit  unseren 
Zeichenmitteln  nicht  dargestellt  werden  kann.  Für  y=  — oo  fallen 
beide  Kreise  (Hüllkreis  und  Randkreis)  wieder  zusammen. 

c)  Anwendung  des  schweren  symmetrischen  Kreisels  beim  künst- 
lichen Horizont.  Eine  Anwendung  hat  der  schwere  symmetrische 
Kreisel  gefunden  im  Gyroskop  von  Fleuriais. 

Eine  wichtige  Aufgabe  der  Ortsbestimmung  auf  See  fordert  die 
Festlegung  der  Gestirnhöhe,  d.  h des  .Winkels  SBH,  wo  den  Stern, 
B den  Beobachter,  II  die  Richtung  zum  Horizont  bedeutet  (Abb.  20). 
Gemessen  wird  der  Winkel  mit  Hilfe  des  Sextanten,  der  durch  eine 
doppelte  Spiegelung  das  Bild  des  Sterns  mit  dem  Bild  des  Horizonts 
in  einem  Fernrohr  zur  Deckung  bringt.  Die  Höhe  H ergibt  sich  hier- 
bei als  doppelter 


Gyroskopischer  Horizont  nach  Fleuriais. 
Abb.  20. 


liefert  durch  einen 
schweren  symmetri- 
schen Kreisel  nach 
der  Abb.  20. 

Auf  dem  Rande  des  sich  drehenden  Körpers  sind  genau  ein- 
ander gegenüber  zwei  plankonvexe  Linsen  angeordnet,  die  gegen- 
seitig auf  ihren  einander  zugekehrten  ebenen  Seiten  enthaltene 
schwarze  Striche  in  das  Sextantenfernrohr  abbilden.  Im  Fernrohr 
sieht  man  dann  den  schwarzen  Strich  als  Horizont  und  daneben,  in 
der  üblichen  Weise,  an  ab  abgebildet  den  Stern  S.  Zu  berücksichtigen 
ist  bei  der  Beobachtung  des  Horizontstriches  die  Präzession  der 
Figurenachse  des  Kreisels  und  ihr  Aufrichten  infolge  (der  Spitzen- 


Abb.  21.  Kräftefreier 
Kreisel  nach  Prandtl. 


reibung.  Große  Geschicklichkeit  ist  beim  Beobachten  nötig.  Der 
Fleuriaissche  Horizont  ist  bei  der  französischen  Marine  eingeführt. 

VI.  Stabilitäts-  und  Schwingungserscheinungen  bei 
Kreiselsystemen.  — a)  Erörterung  des  Begriffs  der  Bewegungs- 
stabilität. Der  Begriff  der  Bewegungs- 
stabilität ist  aus  der  theoretischen  Me- 
chanik auch  in  den  Vorstellungskreis  der 
technischen  Mechanik  übergegangen.  Zur 
Erklärung  kann  man  an  das  stabile 
Gleichgewicht  eines  Körpers  anknüpfen. 
Wie  letzteres  dann  vorhanden  ist,  wenn 
ein  in  ihm  verharrender  Körper  nach 
einer  kleinen  Störung  wieder  in  die 
Gleicbgewichtlage  zurückstrebt,  so  wer- 
den wir  auch  die  Bewegungstabilität 
durch  das  Verhalten  der  Bewegung 
gegenüber  einer  Störung  beurteilen.  Wir 
nennen  eine  Bewegung  dann  stabil, 
wenn  eine  kleine  Störung  sämtliche 
Elemente  der  Bewegung  umsoweniger 
verändert,  je  kleiner  die  Störung  ge- 
wählt wird,  auch  nach  Verlauf  endlicher 
Zeit.  Diese  Eigenschaft  der  stabilen  Be- 
wegung, im  Gegensatz  zu  der  nicht  sta- 
bilen Bewegung,  kann  man  sehr  schön 
an  einem  kräftefrei  aufgehängten  Kreisel 
wie  in  Abb.  21  zeigen. 

Der  aufgehängte  Kreisel  sei  zunächst  ein  symmetrischer.  Er 
dreht  sich  dann  ohne  Störung  um  seine  Achse,  auch  kleinere  oder 
größere  Schläge  gegen  die  Achse  führen  wohl  zu  Schwingungen, 
aber  nicht  zur  Abänderung  der  allgemeinen  Richtung  der  Achse. 
Daran  wird  nichts  geändert,  wenn  man  durch  Anbringung  von 
Gewichten  auf  der  sich  drehenden  Achse  das  Trägheitsmoment  um 
eine  Durchmesserachse  größer  macht,  als  das  um  die  Figurenachse. 

Gänzlich  verändert  erscheint  aber  die  Bewegung,  wenn  man  den 
Kreisel  durch  Anbringung  von  Umfangszusatzgewichten  dreiachsig 
macht,  so  daß  er  um  zwei  aufeinander  senkrechte  Durchmesser- 
achsen verschiedene  Trägheitsmomente  hat,  die  von  dem  Trägheits- 
moment um  die  Figurenachse  verschieden  sind,  und  zwar  so,  daß  das 
Trägheitsmoment  um  die  letztere  das  mittlere  wird.  Dann  sieht  man, 
daß  die  Drehbewegung  nicht  mehr  stabil  ist.  Schon  ohne  äußeren 
Anstoß  kommt  die  Figurenachse  in  immer  größer  werdende  Schwin- 
gungen um  ihre  Mittellage  und  muß  schließlich  abgefangen  werden, 
damit  der  Kreisel  nicht  an  die  Aufhängevorrichtung  stößt. 

Die  dynamische  Ursache  dieser  Erscheinung  kann  man  mit  Hilfe 
der  geometrischen  Kreiseltheorie,  der  sog.  Poinsotbewegung,  oder  mit 
Hilfe  der  Eulerschen  Differentialgleichungen  des  starren  Körpers  ab- 
leiten Diese  Beweise  können  in  der  „Technischen  Mechanik“  von 
Föppl,  IV.  Band  nachgelesen  werden. 

b)  Erörterung  des  Begriffs  der  Schwingungsbewegung.  Die 
mathematische  Ableitung  der  Schwingungsgleichung,  z.  B.  des  mathe- 
matischen Pendels,  stützt  sich  auf  das  Newtonsche  Gesetz:  Masse  X 
Beschleunigung  = Kraft  oder  in  mathematischen  Zeichen  geschrieben: 

m ■ ~ ^ = X,  wo  m die  Masse  des  bewegten  Körpers,  x seine  von 

einem  bestimmten  Anfangspunkt  gemessene  Entfernung,  seine 

( 1 2 £ 

augenblickliche  Geschwindigkeit,  seine  augenblickliche  Beschleu- 

1 nigung,  X die  auf  ihn  einwirkenden  Kräfte 

bedeuten.  An  Hand  von  Abb.  22  ist  nun  diese 
Bewegungsgleichung  für  das  mathematische 
Pendel  unter  Annahme  kleiner  Ausschlag- 
winkel oi  näher  zu  bestimmen: 

TT  d'2  a 

m H ■ -jp  — — mgcc, 

woraus  sich  mit  den  Abkürzungen  »iZZ2  = «/ 
und  mg=Q  die  Differentialgleichung 
d2a 

T + QHa 


dt 2 


0 


Abb.  22.  Mathe- 
matisches Pendel. 


ergibt,  die  auch  mit  der  weiteren  Abkürzung 
0 H 

— - geschrieben  werden  kann: 


d2a  , 

+ y « = 0. 


Diese  Differentialgleichung  wird  mathematisch  als  lineare  Differential- 
gleichung mit  konstanten  Beiwerten  bezeichnet,  und  es  ist  ein  all- 
gemeiner Satz,  daß  jede  solche  Differentialgleichung  eine  stabile 
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Schwingung  kennzeichnet,  falls  die  Beiwerte  bestimmte  Bedingungen 
erfüllen. 

Wollen  wir  in  unserem  einfachen  P"all  einer  linearen  Differential- 
gleichung zweiter  Ordnung  das  Integral  aufsuchen,  so  wollen  wir  von 

dem  Ansatz  ausgehen  . . 

a = A sin  [i  t ; 


dann  findet  sich  der  1.  und  2.  Differentialquotient  nach  der  Zeit 


da 

dt 


— Afi  cos  /. i 1 ; 


d2a 

dl2 


— — A fj'2  sin  fj  t , 


durch  deren  Einsetzung  die  Differentialgleichung  erfüllt  wird.  Der 
von  uns  gewählte  Ansatz  ist  also  augenscheinlich  eine  Lösung  der 
Differentialgleichung,  und  zwar  eine  periodische  oder  eine  Schwingungs- 
lösung, weil  die  sie  darstellende  Zeitfunktion  periodisch  ist.  Wir 
werden  also  berechtigt  sein,  wiederum  auf  eine  periodische  Lösung 
zu  schließen,  wenn  bei  der  Behandlung  eines  Kreiselsystems  eine 
lineare  Differentialgleichung  mit  konstanten  Beiwerten  auftreten  sollte. 

c)  Schwingungsgleichung  des  Kreisels.  Wirkt  nach  der  Abb.  23 
um  die  Vertikale  0 V ein  Moment  ll!,  so  wird  bei  abwesender  Dreh- 
bewegung um  die  Figurenachse  sich  dessen  Einwirkung  auf  den 
Kreisel  des  äquatorialen  Trägheitsmoments  A ergeben  nach  dem  Be- 
schleunigungsgesetz der  Drehbewegung 


i) 


a.A2jL  = !ji 

dt 2 


Ist  aber  seinerseits  der  Kreisel  in  Drehbewegung,  etwa  mit  dem 


d\p 

dt 


Impuls  N,  so  ruft  die  nach  Gl.  1)  entstehende  Winkelbewegung 
das  Moment  der  Kreiselwirkung  K hervor  um  die  Achse  OK. 

d"''  welches  seinerseits  die  ,4- Koordinate  beeinflußt,  nach 


* = ^ dt 
dem  Gesetz 

2) 


A- 


dXA 
dt 2 


N- 


d ifj 

dt 


Aus  dieser  Gleichung  ergibt  sich  durch  Integration  die  Winkel- 
geschwindigkeit 

dA  N- 

dt  — A ’V 

nach  passender  Konstantenwahl.  Das  Moment  W bringt  also  eine 
der  Auslenkung  \p  proportionale  Winkelgeschwindigkeit  ~ hervor. 
Die  letztere  ist  aber  ihrerseits  wiederum  Ursache  eines  Kreiselmoments 

4) 

welches  um  die  gleiche  Achse  wie  i/<  wirkt  und  dem  letzteren  hinzu- 
zurechnen ist. 

Unsere  Gl.  1)  ist  also  im  Falle  von  vorhandenem  AT  abzuändern  in 


5) 


A 


d2ip 


dt2 


W + K‘==9t+N- 


dA 

Iff 


Zusammen  mit  Gl.  3)  ergibt  sich  aber  hieraus: 

, d2xp  ...  N2 

b>  A-^nr  = '1‘-^r<P 


N': 

oder  imeh  Umstellung  von  — : 


7) 


A • 


dt2  ^ A V 


Hiernach  erweist  sich  die  durch  4'  hervorgerufene  Bewegung  der 
Kreiselachse  in  Richtung  xp  als  eine  gewöhnliche  Sinus-  oder  Cosinus- 
schwingung, deren  Stabilität  uns  nach  dem  ähnlichen  Fall  beim 
Pendel  geläufig  ist.  Gl.  7)  kann  in  bekannter  Weise  integriert  werden 

d xp 


und  liefert  mit  den  Bedingungen  t = 0,  ip  = 0, 

N 


8) 


n> 


= --( 
N 2 V 


1 


hiernach  die  Winkelgeschwindigkeit 


COS 


dd 

dt 


dt 


: 0 das  Integral: 


9) 


ilA 
d t 


W 

X 


cos7r-', 


oder  nach  Integration  mit  der  Anfangsbedingung  < = 0, 
dd 


dt 

10) 


= 0: 


A 


N ' N* 


sm 


d = 


Die  Gl.  8)  und  10)  liefern  wieder  den  Ausdruck  der  bekannten  Tat- 
sache, daß  das  Moment  V zur  Folge  hat  eine  Präzession  d mit  über- 
lagertem Schwanken  um  eine  mittlere  Lage  in  Richtung  d und  i/<, 
also  wieder  eine  scheingleicbförmige  Präzession. 


v 


Kraft  Wirkungen  am  Kreisel. 


Abb.  24.  Gehäusekreisel 
nach  Lord  Kelvin. 


Die  Stabilität  der  Kreiselbewegung  kann  man  sehr  schön  an 
dem  von  Lord  Kelvin  angegebenen  Modell  nach  Abb.  24  dar- 
stellen. Ein  Gehäuse,  das  mit  einer  rundherumlaufenden  scharfen 
Schneide  versehen  ist,  enthält  einen  Kreisel.  Versetzt  man  diesen  in 
rasche  Drehung,  so  bleibt  das  Gehäuse  auf  der  Schneide  stehen 
und  zeigt  gegenüber  von  Schlägen  auf  die  Achse  eine  erhebliche 
Widerstandsfähigkeit.  Es  fällt  dagegen  um,  wenn  man  die  Schneide 
durch  von  beiden  Seiten  herangeführte  Lineale  zu  stützen  sucht,  weil 
dadurch  die  Bewegung  der  Achse  in  einer  Richtung  verhindert  und 
damit  die  ganze  Grundlage  der  Ableitung  der  Schwingungsbewegung 
hinfällig  wird. 

VII.  Anwendungen  schwingender  Kreiselsysteme.  — 
1.  Torped  oger  ad  lauf  Vorrichtung.  In  Abb.  25  ist  ein  W hitehead- 
Torpedo  älterer  Bauart  mit  Ob ry scher  Geradlaufvorrichtung  dargestellt. 
Der  Hauptteil  dieser  Einrichtung  ist  ein  kardanisch  aufgehängter  Kreisel, 
dessen  Achse  in  die  Schußrichtung  fällt.  Weicht  der  Torpedo  aus 
irgend  einem  Grund  aus  dieser  Richtung  in  horizontaler  Ebene  ab,  so 
sucht  der  Kreisel  diese  Richtung  beizubehalten.  Seine  Achse  und  mit 
ihr  der  um  die  Senkrechte  drehbare  äußere  Ring  der  kardanischen 
Aufhängung  macht  demnach  eine  Bewegung  innerhalb  des  Torpedo- 
gehäuses, deren  Kraftüberschuß  genügt,  um  das  Steuerventil  der 
Rudermaschine  des  Torpedos  zu  betätigen. 


ca  500  cm 


Zum  Steuer  mH!  , _ 
der  Ruder-  >^JmkT?rp,  ,° 
maxrhinfi  befes"9' 


Schuss- 

Richtung 


Geradlaufkreisel  von 
Obrv. 


Consfrukttonsdaten  eines 
Torpedos  etwa  aus  dem  Jahre 1900. 

itaschinenstärke  60  PS 

Umlaufzahl  der  Treibschraube  1000  i.  d.  Min. 
Größte  Schußentfernung  600  m 
Laufgeschwindigkeit  75  m sec. 

Schwungring  des  Obryapparates  76  mm  0 

. „ „ 800  gr  Gewicht 

„ „ „ 900  Umdr/min. 

Auslaufzeit  12  Minuten. 


Abb.  25.  Whitehead- Torpedo. 


2.  Schiffs kreisel  von  Schlick.  Die  Wirkung  des  Schiffskreisels 
ergibt  sich  nach  Abb.  26  wie  folgt:  Vollzieht  das  Schiff  eine  Roll- 
bewegung nach  Steuerbord,  d.  h.  nach  Pfeil  a mit  der  Winkelge- 
dd 

schwindigkeit  - — im  Uhrzeigersinne,  so  setzt  sich  der  zugehörige 

Impuls  mit  dem  Impuls  N des  Kreisels  nach  der  Parallelogrammregel 
zusammen:  es  ergibt  sich  eine  Neigung  der  Kreiselachse  mit  der 

d TT- 

Winkelgeschwindigkeit  (Pfeil  b)  nach  achtern.  Das  zum  Pfeile  a 

gehörige  Moment  ist  N ■ ^ ^ und  greift  am  Kreisel  an,  indem  es  ihn 

um  die  Achse  AA  zu  drehen  sucht,  eben  im  Sinne  des  Pfeiles  b.  Die 
hieraus  entstehende  Neigung  der  Kreiselachse  liefert  wiederum  einen 

Impuls  Ar  ^ , der  sich  mit  AT  zusammensetzt  und  eine  Verlagerung  des 

Kreiselimpulses  nach  Backbord  zur  Folge  hat.  Diese  Verlagerung  greift 
aber,  vermöge  der  Achse  AA.  auf  der  ihr  Pfeil  senkrecht  steht,  auf 

das  Schiff  selbst  über  und  ist  dessen  anfänglicher  Rollbewegung 

entgegengesetzt.  Der  Kreisel  übt  also  auf  das  Schiff  eine  Rückwirkung 

d er 

aus  in  Gestalt  eines  die  Rollbewegung  hemmenden  Moments  — N-  -=r- 
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Abb.  26: 

Schiffskreisel  von  Schlick. 


Die  rechnerische  Behandlung  des 
Schiffskreisels  gestaltet  sich  wie  folgt: 

Bezeichnet  J das  Trägheitsmoment 
des  Schiffes , Q das  Gewicht  des 
Schiffes  und  //  die  Metazenterhöhe 
desselben,  so  wird  die  Rollbewegung  !) 
durch  die  Schwingungsgleichung 
j 2 o. 

J-^  + QH#  = 0 

beschrieben,  ohne  Berücksichtigung 
der  Kreiselwirkung.  Letztere  be- 
steht, wie  wir  oben  gesehen  haben,  in  einem  der  Rollung  entgegen- 
gesetzten Moment,  das  in  der  Schwingungsgleichung  durch  Hin- 
schreiben auf  der  rechten  Seite  zu  berücksichtigen  ist: 

In  entsprechender  Weise  findet  sich  für  den  Kreisel,  bei  dem 
bezeichnet:  j das  Trägheitsmoment  um  die  Achse  AA,  q das  Gewicht, 
Aden  Schwerpunktabstand  von  der  Achse  AA,  die  Schwingungs- 
gleichung sofort  mit  dem  von  der  Rollung  herrührenden  Moment 


Kreisel _ Jirnse/^ 
feäf  frei 


Schaubi/dderSchiffs ■■ 
Schwingungen  ohne 
und  mit  Kreiset  - 
Wirkung. 


Dämpfung  der  Schiffs  - 
Schwingungen . 

I Nur  durch  die  Schiffs 
neibungen  im  Wässer 
I.  Mit  Hilfe  des  Kreisels 


1 3 S 7 ä 11  !3  H !?  ’9  11  33  ö 
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Abb.  27. 

Zum  Einbau  derartiger  Anlagen  in  große  Schiffe  (zur  Verbesserung 
des  Wohlbefindens  der  Fahrgäste  bei  schlechtem  Wetter)  ist  es  noch 
nicht  gekommen  und  wird  es  vermutlich  auch  nicht  kommen,  da  der 
Schlingertank  von  Fr  ahm  die  Aufgabe  der  Schlingerdämpfung  mit 
einfacheren  Mitteln  löst. 

3.  Die  Einschienenbahn.  Nach  der  Erörterung  des  Schiffs- 
kreisels können  wir  uns  bei  der  Stabilisierung  der  Einschienenbahn 
(Abb.  28)  kürzer  fassen.  Der  Eisenbahnwagen  wird  ebenso  wie  das 
Schiff  als  Schwingungsystem  betrachtet,  das  jedoch  labil  ist,  weil  sein 
Schwerpunkt  über  dem  Stützungspunkt  liegt.  Seine  Gleichung  lautet: 
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Unberücksichtigt  ist  in  den  beiden  Gleichungen  (11)  und  (12)  noch 
die  Dämpfung  der  Schiffsrollung  durch  den  Wasser-  und  Luftwider- 
stand sowie  die  Dämpfung  des  Kreisels  durch  eine  besondere  Bremse. 
Setzen  wir  beide  Dämpfungen  den  Geschwindigkeiten  der  ent- 
sprechenden Bewegungen  proportional,  so  lauten  die-  so  vervoll- 
ständigten Ansätze 
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Diese  beiden  Ansätze  umschreiben  die  freien  Schwingungen  des  aus 
Schiff  und  Kreisel  bestehenden  Systems;  will  man  die  erzwungenen 
Schwingungen  (Schiff  im  Seegang)  untersuchen,  so  hat  mau  auf  der 
rechten  Seite  der  ersten  Gleichung  (13)  noch  eine  die  Schwingungs- 
dauer der  Meereswellen  berücksichtigende  Zeitfunktion  hinzuzu- 
schreiben. 

Abb.  27  gibt  die  an  einer  Ausführung  erzielten  Ergebnisse,  die 
mit  der  theoretischen  Untersuchung  im  Einklang  stehen.  Diese  be- 
stehen in  Vernichtung  der  erzwungenen  Rollbewegungen  des  Schiffes 
sowie  in  einer  stärkeren  Dämpfung  der  freien  Schwingungen. 

Die  bisherige  Anwendung  des  Kreisels  von  Schlick  beschränkt  sich 
auf  kleine  Versuchs-  oder  Sonderschiffe.  Hierzu  gehört  u.  a.  der 
Bäderdampfer  Sylvana,  für  den  folgende  Angaben  gelten: 

Q = 850000  kg;  2 = 6000  kg 
H — 0,4  m ; h — 0,02  m 
,/  = 550000  mkg/Sek.2;  j—  150  mkg/Sek.- 


Das  Minuszeichen  beim  Gliede  Q H h 
den  labilen  Zustand. 


Einschienenbahn  nach  Brennan-  Scherl. 


möglich  ist;  seine  Gleichung  muß  also 
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ist  hier  das  Kennzeichen  für 

Für  den  Kreisel  liegen 
nun  zwei  Möglichkeiten  vor : 
entweder  kann  er  im  Wagen 
so  aufgehängt  werden,  daß 
sein  Schwerpunkt  unterhalb 
des  Stützungspunktes  liegt 
(stabile  Aufhängung)  oder 
die  Aufhängung  kann  wie  in 
Abb.  28  labil  gewählt  wer- 
den. Die  theoretische  Unter-  _ 
suchuug  wie  auch  der  Ver- 
such zeigt,  daß  bei  der  Ein- 
schienenbahn nur  die  labile 
Aufhängungsart  des  Kreisels 
lauten : 
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Ein  nach  den  Gleichungen  (14)  und  (15)  ohne  jeden  Reibungs- 
eintluß  sich  bewegendes  System  ist  stabiler  Schwingungen  fähig.  Die 
stets  vorhandene  Reibung  stört  jedoch  bald  die  Stabilität,  so  daß 
der  Wagen  nach  einer  größeren  Anzahl  stabiler  Schwingungen,  deren 
Amplituden  dauernd  anwachsen,  umfällt.  Um  trotzdem  die  Ein- 
schienenbahn stabil  zu  machen,  ist  es  notwendig,  den  Kreiselrahmen 
innerhalb  des  Wagens  durch  künstlichen  Antrieb  mit  Motor  in  seiner 
jeweiligen  Bewegungsrichtung  zu  beschleunigen.  Nur  so  ist  es 
möglich,  den  Wagen  zu  stabilisieren,  indem  durch  die  Beschleunigung 
des  Kreiselrahmens  die  den  Wagen  aufrichtenden  Momente  verstärkt 
werden.  (Schluß  folgt.) 


Vermischtes. 


Die  Würde  eines  Doktor-Ingenieurs  ehrenhalber  ist  verliehen 
worden:  von  der  Technischen  Hochschule  Aachen  dem  Baurat  Dr.  phil. 
Krencker  in  Trier  in  Anerkennung  seiner  ganz  hervorragenden 
Leistungen  auf  dem  Gebiet  der  Architekturforschung, 

ferner  vom  Rektor  und  Senat  der  Technischen  Hochschule  Han- 
nover auf  einstimmigen  Antrag  der  Abteilung  für  Bauingenieur  wesen 
dem  Wasserbaudirektor  Ludwig  Wendemuth  in  Hamburg  und  dem 
Stadtbaurat  Senator  Anselm  Bock  in  Hannover. 

Gesellschaft  für  Erforschung  der  Yerhältnisgesetze  in  der 
bildenden  Kunst.  In  München  hat  sich  im  Anschluß  an  die  Archi- 
tekturabteilung der  Technischen  Hochschule  eine  „Gesellschaft  für  Er- 
forschung der  Proportionsgesetze  in  der  bildenden  Kunst“  unter  dem  Vor- 
sitz Theodor  Fischers  gebildet  (1920  d.  Bl.,  S.  579).  Zu  ihren  Mitgliedern 
zählen  unter  anderen  Geh.  Baurat  Dr.  J.  Haase,  der  schon  mehrfach  in 
Fachzeitschriften  und  zuletzt  mit  einer  kleinen  Schrift  „Die  Bauhütten 
des  späten  Mittelalters,  ihre  Organisation,  Triangulaturmethode  und 
Zahlensymbolik“  (Kelle- Verlag,  München  1919)  mit  seinen  Forschungs- 
ergebnissen auf  dem  Gebiet  der  Triangulatur  hervorgetreten  ist,  und 
Dr.  Ernst  Mössel,  der  vor  einiger  Zeit  schon  in  der  Kunstwissenschaft- 
lichen Gesellschaft  München  in  umfangreichen  Darlegungen  über  seine 
in  vieljähriger  Arbeit  gewonnenen  Wege  zur  Erforschung  der  Pro- 
portionsgesetze Bericht  erstattete.  — Die  Gesellschaft  hat  es  sich  als 
Ziel  gesetzt,  das  gerade  in  der  letzten  Zeit  sich  allenthalben  wieder 
regende  Streben  nach  Versenkung  in  die  Arbeitsmethoden  der  Alten 
systematisch  zusammenzufassen  und  die  bisher  an  verschiedenen 


Schreibtischen  geleistete  Arbeit  einheitlich  zu  organisieren,  in  Be- 
sprechungen und  öffentlichen  Vorträgen  durch  Aussprachen  und  Aus- 
tausch der  gewonnenen  Teilerkenntnisse  anzuregen  und  zu  fördern, 
um  schließlich  Gereiftes  und  Abgerundetes  gelegentlich  der  Öffentlich- 
keit zu  unterbreiten.  Ein  erster  derartiger  Vortragsabend  brachte  am 
16.  Dezember  v.  J.  in  der  Technischen  Hochschule  nach  einleitenden 
Worten  des  Vorsitzenden  einen  Bericht  des  Geh.  Baurats  Dr.  Haase: 
„Allgemeiner  Überblick  über  Mittel  und  Wege  der  Erforschung  der 
Proportionsgesetze  in  der  bildenden  Kunst“,  der  unter  anderem  über  die 
bestehenden  Vorarbeiten  und  das  einschlägige  Schrifttum  erschöpfend 
Aufschluß  gab.  Im  Anschluß  daran  führte  Bauamtmann  Geiger 
„Beispiele  der  Triangulatur“  im  Lichtbild  vor. 

Die  Bestrebungen  der  Gesellschaft  werden  sicherlich  nicht  ohne 
Widerspruch  bleiben,  zumal  ihre  Tätigkeit  in  mancher  Hinsicht  an 
die  äußersten  Grenzen  der  Wissenschaftlichkeit  heranreichen  wird  und 
bei  aller  wünschenswerten  Begrenzung  des  Arbeitsgebiets  auf  im  all- 
gemeinen künstlerische  und  mathematische  Fragen  manche  Fragen  der 
mystischen  Symbolik  — insbesondere  auf  mittelalterlichem  Boden  — 
. nicht  zu  umgehen  sein  werden.  Je  umfassender  sich  die  Mitarbeit 
sei  die  Stellungnahme  nun  zunächst  zustimmend  oder  ablehnend  — ge- 
stalten wird,  desto  rascher  wird  Klarheit  über  die  zu  gehenden  Wege  zu 
erreichen  sein  und  in  diesem  Sinne  ist  nach  den  Begrüßungs Worten 
Theodor  Fischers  jeder  Mitarbeiter  herzlich  willkommen.  Dr.  R.  P. 

Ein  Landesheirat  für  Wohnungswesen  soll  beim  Ministerium  für 
soziale  Fürsorge  in  Bayern  gebildet  werden.  Dem  Landesbeirat  obliegt 
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die  Beratung  und  Begutachtung  grundsätzlicher,  das  Wohnungswesen 
in  Bayern  berührender  Fragen.  Der  Beirat  wird  sich  in  fünf  Unter- 
gruppen gliedern,  nämlich  einen  Beirat  für  gemeinnützige  Wohnungs- 
fürsorge, für  Mieter-  und  Hausbesitzerfragen,  für  Heimstättenwesen, 
für  Baustoffversorgung  von  Wohnungsbauten  und  für  Wohnungsbau. 
Jeder  Unterabteilung  sollen  mindestens  sieben  Mitglieder  angehören, 
die  auf  die  Dauer  von  jeweils  drei  Jahren  vom  Ministerium  für  soziale 
Fürsorge,  gegebenenfalls  im  Benehmen  mit  den  einschlägigen  Körper- 
schaften und  Verbänden,  berufen  werden.  Jede  Untergruppe  kann 
zur  Erledigung  von  Sonderaufgaben  oder  besonders  dringlichen  An- 
gelegenheiten Unterausschüsse  bilden.  Besondere  Sachverständige  und 
Vertreter  von  Interessenverbänden  können  im  Bedarfsfälle  zugezogen 
werden.  Die  Tätigkeit  der  Beiratsmitglieder  ist  ehrenamtlich.  Der 
Vorsitz  im  Landesbeirat  wie  auch  in  den  einzelnen  Untergruppen  liegt 
in  den  Händen  des  Ministers  für  soziale  Fürsorge.  Für  die  Tätigkeit 
des  Landesbeirats  sollen  noch  besondere  Vollzugsbestimmungen  er- 
lassen werden. 

Eine  Ausstellung  für  Wasserstraßen  und  Energiewirtschaft 
wird  im  Juni  1921  in  München  stattfinden.  Die  Ausstellung  will  dem 
deutschen  Volke  die  wirtschaftliche  Bedeutung  des  Großschiffahrtweges 
lthein  -Main — Donau,  den  Wert  der  bayerischen  Wasserkräfte  sowie  den 
Nutzen  einer  planmäßigen  Wärmewirtschaft  vor  Augen  führen.  Unter 
Beteiligung  der  wirtschaftlichen  Organisationen  der  Donauländer  soll 
ferner  die  verkehrswirtschaftliche  Bedeutung  der  Donauwasserstraße 
von  Ulm  bis  Sulina  dargestellt  werden.  Die  ursächlichen  Gesichts- 
punkte, von  denen  die  Ausstellung  ausgeht,  sind  die  volkswirtschaft- 
lichen Nachteile,  unter  denen  Bayern,  besonders  nach  dem  verlorenen 
Krieg,  infolge  seiner  verkehrsgeographischen  Lage  und  seiner  Kohlen- 
armut zu  leiden  hat.  Deshalb  wird  der  beschleunigte  Ausbau  des 
Großschiffahrtweges  Rhein  — Main— Donau  nach  den  Plänen  des  Main- 
Donau-Stromverbaudes  gefordert,  der  nicht  nur  die  Verkehrsnot  in 
Bayern  beseitigen,  sondern  das  Land  auch  in  den  Mittelpunkt  des 
europäischen  Wasserstraßenverkehrs  rücken  würde.  Auf  diesem  Wege 
könnte  Bayern  die  Brücke  nach  dem  südöstlichen  Europa  und  besonders 
nach  dem  Balkan  werden.  Auf  der  anderen  Seite  erfordert  die  Wieder- 
aufrichtung des  bayerischen  Wirtschaftslebens  die  möglichst  restlose 
Ausnutzung  der  vorhandenen  Naturkräfte.  Angesichts  der  Kohlennot 
bedürfen  die  wirtschaftlichen  Kräfte  des  Landes  einer  Zusammenfassung 
durch  eine  von  großen  Gesichtspunkten  ausgehende  Energiewirtschaft. 
So  sind  der  Ausbau  der  Wasserstraßen  und  der  Wasserkräfte,  die 
Verteilung  der  elektrischen  Arbeit  über  das  ganze  Land  und  die  Ein- 
führung einer  planmäßigen  Wärme  Wirtschaft  in  Bayern  zu  den 
Forderungen  des  Tages  geworden,  denen  durch  die  Veranstaltung  der 
Ausstellung  nachdrücklich  Geltung  verschafft  werden  soll. 

Die  Ausstellung  steht  unter  der  Leitung  des  Ministerialdirektors 
Dr.  v.  Grassmann  und  des  Geheimen  Oberbaurats  S)r.=,oitg.  Schmick 
(beide  in  München);  das  Reichsverkehrsministerium  (Zweigstelle  Bayern), 
die  bayerischen  Ministerien  des  Innern,  der  Finanzen,  für  Handel, 
Industrie  und  Gewerbe,  für  Land-  und  Forstwirtschaft,  der  Main- 
Donau-Stromverband,  die  Arbeitsgemeinschaft  für  die  Förderung  des 
Großschiffahrtweges  Rhein — Main— Donau  (Frankfurt  a.  M.),  der  baye- 
rische Industriellenverband,  der  Handelskammertag,  die  Landeskohlen- 
stelle, der  Landesverband  technischer  Vereine  Bayerns,  die  Technische 
Hochschule  München,  der  bayerische  Städtebund,  der  Stadtrat  der 
Landeshauptstadt  München  und  eine  große  Reihe  bedeutsamer  Fach- 
vereine und  sonstiger  Körperschaften  unterstützen  das  Unternehmen. 


Patente.  * 

Heizofen  mit  einem  von  den  Heizgasen  der  Feuerung  durch- 
zogenen Wärmespeicher  und  mit  einem  den  Wärmespeiclier  um- 
gebenden Eiseuniantel  (Heizofen  Thermos).  D.  R.-P.  310  544.  Ernst 


Adolf  Bernhard  in  Berlin  NW  40.  — Der  Raum  e de*  Ofens 
zwischen  dem  Wärmespeicher  a und  dem  Eisenmautel  b wird  durch 


Wechselklappen  entweder  für  die  Heizgase  (Abb.  1)  oder  für  die  zu 
erwärmende  Zimmerluft  (Abb.  2)  freigegeben,  wobei  der  vom  Wärme- 
speicher umschlossene  Raum  ständig  von  den  Heizgasen  durchflossen 
wird.  Sind  die  Klappen  f und  </  im  Eisenmantel  b geschlossen,  die 
Klappen  tj  im  Rauchrohr  h geöffnet  (Abb.  1),  so  ist  der  Raum  c für 
den  Durchgang  der  Heizgase  vom  Brennstoff  d nach  dem  Rauchab- 
zug k geöffnet.  Der  Eisenmantel  b gibt  seine  Wärme  an  das  Zimmer 
ab,  und  gleichzeitig  erwärmt  sich  der  Speicher  a,  dessen  innere 
Flächen  ebenfalls  von  den  Heizgasen  erhitzt  werden.  Ist  das  Zimmer 
angewärmt,  so  dreht  man  die  Wechselklappen  i mittel»  der  Schieber  e 
in  der  Weise,  daß  der  Raum  c für  die  Heizgase  verschlossen,  für  die 
Zimmerluft  durch  die  Klappen  f aber  zugänglich  wird  (Abb.  2).  Die 
Heizgase  gehen  aus  dem  inneren  Raum  durch  das  mittels  der  Klappen  ti 
abgeschlossene  Rohr  h zum  Schornstein.  Wird  weiterhin  die  Feuer- 
tür dicht  abgeschlossen,  so  wirkt  der  Ofen  wie  ein  Kachelofen  und 
hält  das  Zimmer  für  lange  Zeit  warm. 

Wasserwage  zum  Heben  von  Selilensentrögen  in  einer  zwei- 
stufigen Einzelschleuse.  D R.-P.  301  535.  Zusatz  zum  Patent  300  928. 
Albert  Schneiders  in  Aachen  (vgl.  Jahrg.  1920  d.  Bl.,  S.  330, 331  u.544). 
— Abb.  1,  2 u.  3 zeigen  in  Längenschnitten  die  Anwendung  der  Wasser- 
wage gemäß  der  Erfindung,  und  zwar  zeigt  Abb.  1 die  Stellung  der 
Wage,  in  der  ein  Schleusentrog  mit  der  unteren,  der  andere  mit  der 
oberen  Wasserhaltung  des  Kanals  in  Verbindung  steht;  Abb.  2 gibt 
die  Stellung  der  Wage  mit  gleichhoch  stehenden  Verdrängern  wieder, 
während  in  Abb.  3 die  Wage  mit  gleichhoch  stehenden  Schleusen- 
trögen dargestellt  ist.  Abb.  4 veranschaulicht  eine  besondere  Aus- 
führungsform der  Vorrichtung  zur  Regelung  des  Gleichgewichts  der 
Verdränger.  Hiernach  befindet  sich  bei  dem  Verdränger  f der  Schleusen- 
trog o in  der  Überhöhung  der  Kammer  r,  dagegen  ist  beim  Ver- 
dränger ß der  Schleusentrog  o1  um  die  Größe  des  Hubes,  auf  den 
Stützen  d ruhend,  höher  gelegt;  t sind  die  Luftrohre.  Durch  diese 
Anordnung  soll  die  Nutzhöhe  der  Wage  verdoppelt  werden,  die 


Leistungsfähigkeit  aber  wird  verringert,  weil  die  Gesamtanlage  eine 
zweistufige  Einzelschleuse  darstellt.  Anstatt  auf  den  Stützen  d kann 
der  Trog  o1  der  oberen  Stufe  auch  unmittelbar  auf  dem  Verdränger 
liegen,  wenn  der  Trog  o der  unteren  Stufe  zwischen  zwei  Verdrängern 
an  Säulen  aufgehängt  wird.  Ebenso  ist  es  möglich,  für  die  obere 
Stufe  kürzere  Stützen  und  für  die  untere  Stufe,  der  Hubhöhe  ent- 
sprechend, kürzere  Hängesäulen  zu  wählen.  Hierdurch  kann  der  Be- 
hälter B in  einem  beliebigen  Höhenverhältnis  zu  den  Kanalhaltungen 
angeordnet  werden.  Liegt  der  untere  Trog  o nicht  in  der  Kammer- 
Überhöhung,  so  muß  die  untere  Wasserhaltung  durch  ein  Schleusen- 
tor abgesperrt  werden.  Ist  dies  der  Fall,  so  braucht  der  Schleusen- 
trog nicht  denselben  Flächeninhalt  zu  besitzen  wie  der  Verdränger. 
Der  zu  hebende  Kahn  w ird  von  der  unteren  Kanalhaltung  zum  tiefer- 
stehenden Trog  o und  nach  dessen  Heben  von  ihm  in  den  anderen 
gesenkten  Trog  o1  und  nach  Heben  des  letzteren  weiter  nach  der 
oberen  Kaualhaltung  befördert.  Die  Kupplung  und  ein  etwaiges 
Leerläufen  der  beiden  beweglichen  Schleusentröge  o,  ol  erfordern  eine 
Steuerung  der  Wage,  die  den  Betrieb  sichert.  Zu  diesem  Zweck  ist 
der  Schieber  z angeordnet,  der  das  Verbindungsrohr  s verschließt  und 
die  Verbindung  der  Verdrängerkammern  unterbricht  (Abb.  1 u.  3). 
Das  Regelungsgewdcbt  wird  nach  Abb.  4 dufbh  Wasserbelastung  in 
folgender  Weise  hergestellt:  In  den  feststehenden  Rohren  c,  c 1 gleiten 
am  unteren  Rand  der  Verdränger  /'  befestigte  Kolben  e,  e1.  Steht 
der  Verdränger /*,  wie  dargestellt,  tief,  so  ist  das  Rohr  cl  mit  Wasser 
gefüllt,  das  diesen  Verdränger  belastet,  während  das  Rohr  c bei  dem 
hochstehenden  Verdränger  f leer  ist.  Hebt  sich  der  Verdränger  f1, 
so  tritt  das  Wasser  aus  dem  Rohr  c1  aus,  läuft  durch  eine  Rinne  zu 
dem  Rohr  c und  belastet  hier  den  tiefergehenden  Verdränger  f. 


Vorlag  von  Wilhelm  Ern  st  & Sohn . Berlin. 
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Die  Neuregelung  der  Beamtenbesoldung  im  Bereich  der  Staatsbau  Verwaltung. 


Nachdem  das  preußische  Beamtendiensteinkommensgesetz  am 
17.  Dezember  1920  von  der  Landesversammlung  verabschiedet  worden 
ist  und  der  gemäß  § 30  zur  Genehmigung  vorgelegte  Besoldungsplan 
diese  am  14.  Januar  1921  vorbehaltlich  der  inzwischen  beendeten 
Nachprüfung  durch  den  Besoldungsausschuß  der  Landesversammlung 
erhalten  hat,  ist  die  Neuregelung  der  Beamtenbesoldung  zum  Abschluß 
gelangt.  Was  hat  sie  den  Beamter!  der  Bauverwaltung  gebracht? 

Der  Haushalt  für  1920  führt  die  Beamten  noch  in  25  Besoldungs- 
klassen, darunter  4 mit  Einzeigehältern,  auf.  Im  neuen  Besoldungs- 
plan sind  sie  auf  die  13  Besoldungsgruppen  mit  aufsteigenden  Ge- 
hältern und  3 Einzelgehaltsgruppen  verteilt.  Nachstehend  ist  jeder 


alten  Gehaltsklasse  (A)  die  ihr  entsprechende  niedrigste  Gruppe  (B) 
des  neuen  Besoldungsplans  gegenübergestellt.  C gibt  danach  die 
Grundlinie  an,  auf  der  die  Beamten  bei  schematischer,  die  bisherigen 
Gehaltsgemeinschaften  und  Abstände  beibehaltender  Einstufung  am 
tiefsten  (Standgruppen)  hätten  eingereiht  werden  können.  I)  ist 
demgegenüber  die  wirkliche  Einreihungslinie,  auf  der  die  Beamten 
erscheinen.  Der  Unterschied  zwischen  den  Zahlen  bei  C und  D läßt 
erkennen,  in  welchem  Umfang  eine  Verschiebung  der|Beamten  gegen- 
einander eingetreten  ist  und  wo  eine  Neubewertung  Platz  gegriffen 
hat.  Die  starke  Abwanderung  aus  den  unteren  Besoldungsgruppen 
springt  hierbei  in  die  Augen. 


Bemerkung  zu  B.  Über  die  Hope  der  Gehälter 
in  den  Besoldungsgruppen  1 bis  12  vergleiche  auch 
Jahrg.  1920  d.  Bl.,  S.  309.  Gruppe  13  steigt  jetzt  bis 
22  000  Jt.  — Die  Einzelgehälter,  jetzt  nur  noch  Gruppe  I 

bis  V,  sind : 22  000  Jt,  25  000,  2S  000  Jt,  38  000  Jt  u.  50  000  Jt. 

• 

1200 

bis 

1400 

Jt 

1200 

bis 

1000 

1200 

bis 

1700 

1300 

bis 

1800 

1400 

bis 

1800 

Jt 

1400 

bis 

2000 

Jt 

1400 

bis 

2100 

1650 

bis 

2300 

1400 

bis 

2500 

Jt 

1800 

bis 

3600 

1800 

bis 

4000 

2000 

bis 

4000 

Jt 

2100 

bis 

4500 

Jt 

3000 

bis 

4500 

2700 

bis 

4800 

3000 

bis 

4800 

Jt 

1 3000 

bis 
6600 
■ 3000 

bis 
7200 
4200 
bis 
7200 
ohne 
Zulage 
7200 
1 Jt 

4200 

bis 

7200- 

mit 

600  jt 

Zulage 

7800 

Jt 

4200 
bis 
7200 
mit 
1200  Jt 
Zulage 

■ 

7000 
bis 
11  500 
Jt  . 

14  000 
bis 
17  000 

Jt 

20  000  36  000 
Jt  Jl 

1 

A.  Alte  Gehaltsklassen  mit  der  Zahl  der  zu- 

■ ! . 

1 

gehörigen  Beamten  (Haushalt  1920)  . . 

10 

288 

842 

283 

— 

626 

313 

46 

— 837 

70 

8 

25 

3 

1 1 

B.  Die  alte  Gehaltsklasse  erscheint  im  Besol- 

dungspian  zuerst  in  Besoldungsgruppe  . 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

9 10 

1 1 

12 

13 

III 

IV  V 

C.  Grundlinie  mit  der  Zahl  der  Beamten 

(2) 

(Haushalt  1920) 

10 

288 

842 

283 

— 

626 

313 

46 

— 837 

70 

8 

25 

3 

1 1 

H-  3 

+ 2 

-4-  1 

D.  Wirkliche  Einreihungslinie  mit  Zahl  der 

Beseldungsplan 

Beamten  (Besoldungsplan) 

1 

104 

156 

466 

597 

466 

444 

129 

28  | 584 

280 

63 

36 

O 
» J 

1 1 

Im  folgenden  ist  die  Beamtenbewegung  im  einzelnen  dargestellt. 
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Zahl  und  Dienststellung 
der  Beamten  im  Haushalt 
für  1920 


Neue  Gruppierung  im  Besoldungsplan 

Einreihungsgruppe 


1 Schleusenmeister- 
gehilfe   

5 Buschwärter  . . . 

3 Stackmeister . . . 
1 Bahnwärter  . . . 

70  Leuchtfeuerwärter . 

6 Steuermänner  . . 

3 Signalwärter  . . . 

94  Schleusenmeister  . 


12  Schiffbrückenwärter  . j 

1 Schloßaufseher  . . . 

1 Brückenaufseher  . . 

22  Dünenaufseher  . . . 

5 Maschinenführer  . . 

3 Materialienaufseher  . [ 

2 Schiffbrückenaufseher 
5 Brückenaufseher  . . 

14  Rangierführer  . . . 

17  Weichensteller  . . . [ 


5 Rottenführer  . 


19  Lokomotivheizer  . . 

9 Weichensteller  I.  Kl.  . 

231  Strommeister  . . . 
12  Hafenbauaufseher  . . 
1 Polizeiwachtmeister  . 

19  Leuchtfeueroberwärt. 
4 Lagerhofverwalter . . 
144  Schleusenmeister  I.K1. 


Gruppe 

bleibt  als  Schleusenwärter  in  1 

als  Buschaufseher  ....  nach  3 

rücken  auf „ 2 

rückt  auf „ 2 

40  bleiben in  2 

14  als  Leuchtfeueroberwärter  nach  3 
16  als  Maschinisten  . . . . „ 3 

bleiben in  2 

2 

36  bleiben „ 2 

49  als  Oberschleusenmeister  nach  3 
9 als  Schleusenverwalter  . . „ 4 

8 bleiben in  2 

4 als  Schiffbrückenoberauf- 
seher   nach  3 

bleibt  . - in  2 

n * „ 2 

rücken  aut nach  4 

als  Maschinisten „ 3 

1 rückt  auf „ 3 

2 als  Magazinverwalter  . . „ 4 

als  Schiffbrückenoberaufseher  „ 3 

bleiben in  2 

als  Ransieraufseher  ....  nach  4 

13  als  Weichenwärter  . . . „ 3 

4 als  Oberweichenwärter  . . „ 4 

3 rücken  auf „ 3 

1 als  Rottenaufseher  . . .'  „ 4 

1 als  Rottenmeister . . . . „ 5 

5 rücken  auf „ 4 

14  als  Reservelokomotivführer  , 5 

5 als  Oberweichenwärter . . „ 4 

4 als  Stellwerkmeister . . . „ 5 

rücken  auf  . „ 5 

n n n t) 

rückt  auf „ 4 

7 bleiben in  3 

12  als  Obermaschinisten  . .nach  4 

rücken  auf „ 4 

141  als  Schleusenverwalter  . _ 4 

3 als  Schleusenassistenten  . 5 


■3  qJ 
S c* 

ci  p 

CO  & 


Zahl  und  Dienststellung 
der  Beamten  im  Haushalt 
für  1920 


Neue  Gruppierung  im  Besoldungsplan 
Einreihungsgruppe 


4. 


101  Schiffsführer  . . . 

159  Maschinisten  . . . 

72  Baggerführer . . . 

1 Fährmeister  . . . 

1 Kastellan  .... 

2 Botenmeister  . . 

67  Geh.  Kanzleidiener 

22  Hafenpolizeiwaeht 
meister  . . . 

2 Strommeister 

3 Schiffsführer 

1 Baggerführer 
7 Magazinverwalter 

46  Schleusenverwalter 

2 Fährmeister  I.  Kl. 

87  Kapitäne  .... 

88  Maschinenmeister  . 

4 Leitungsprüfer  . . 

1 Schiffahrtkontrolleur 
1 Werkfübrer  . . .* 

14  Rangiermeister  . . 

6 Wagenmeister  . . 

3 Eisenbahnunterassi- 
stenten .... 

24  Lokomotivführer  . 


23  Maschinentueister 
I.  Kl 


45  rücken  auf  .... 

56  als  Kapitäne  . . . 

1 bleibt 

90  als  Obermaschinisten 
68  als  Maschinenmeister 
48  rücken  auf  .... 

24  als  Maschinenmeister 

bleibt  . 

als  Ministerialbausinspektor . 
als  Ministerialbotempeister  . 
35  bleiben  als  Ministerial- 

amtsgehilfen 

32  rücken  auf  dgl 

17  als  Hafenpolizeioberwacht- 
meister 

5 als  Hafenpolizeiassistenten 

rücken  auf  

2 rücken  auf  

1 als  Kapitän 

rückt  aut' 

1 bleibt  

6 als  Magazinmeister  . . . 

32  als  Seldeusenassistenten  . 
14  als  Schleusenvorsteher 
bleiben  als  Fährmeister  . . 

G4  rücken  auf  

23  als  Schiffskapitäne  . . . 

50  rücken  auf 

38  als  Erste  Maschinenmeister 

bleiben 

bleibt  

rückt  auf  

rücken  auf  


Gruppe- 
nach  4 


in 

nach 


in 

nach 


in 

nach 


in 


als  Eisenbahuassistenten 
rücken  auf  


in  3 
nach  4 


in  4 
nach  5 

„ 6 
„ 5 

6 

4 

„ 4 

nach  5 
„ 5 

5 

„ 5 

„ 6 


1 bleibt  als  Erster  Maschinen- 
meister   in  6 

IG  als  Maschinenbetriebsleiter  nach  7 
6 a.  Maschinenbetriebsiuspekt.  ..  8 


Stand 
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der  Bauverwaltung. 


2 Zahl  und  Dienststellung 
§ der  Beamten  im  Haushalt 


für  1920 


40  Schiffskapitäne . . 

5 Dünenmeister  . 

8 Bauhofsvorsteher  . 

180  Wasserbau  warte 

1 Schiffbrückenmeister 
7 Werkmeister  . . 

3 Abgabenrevisoren  . 

285  Bausekretäre  und  Bau 
assistenten  . . . 

1 Werkmeister  b.  techn 
Ausschuß  für  das  See 
zeichenwesen  . . 

9 Bauassistenten  . . 

3 Hafenkassenassistent. 
3 Wasserbauwarte  . . 
5 Werkmeister . . . . 


Neue  Gruppierung  im  Besoldungsplan 
Einreihungsgruppe 

Gruppe 

4 bleiben  als  Schiffskapitäne  in  6 

3 bleiben  als  Schleppbetriebs- 
leiter   6 

32  als  Seekapitäne  ....  nach  7 
7 als  Erste  Seekapitäne  . „ 8 

rücken  auf „ 7 

5 bleiben in  6 

3 rücken  auf nach  7 

122  bleiben  als  Wasserbau- 
sekretäre   in  6 

58  rücken  auf  dgl nach  7 

bleibt . in  6 

4 bleiben „ 6 

3 rücken  auf nach  7 

bleiben  in  0 

190  bleiben  als  Regierungs- 
bausekretäre   „ 6 

95  rücken  auf  dgl.  ....  nach  7 

bleibt in  6 


9 Eisenbahnassistent,  u.  i \ 
1 Materialienverwalter  . 1 

1 Hafenmeister  . . . 


20  Geh.  Kanzleisekretäre 

i 

I 

13  Geh.  .Technische  Bu-  / 
reauassistenten . . . i 

1 Oberkippmeister  . . 

1 Bahnhofsvorsteher  . J 
1 Bahnmeister  1.  Kl. 


7.  9 Oberbauhofsvorsteher 

0 Oberbau  warte  . . . 


2 Betriebsleiter  . . . [ 

2 Betriebskontrolleure  . 

290  Regierungsbausekret,  f 

• \ 

1 Hafenpolizeisekretär  . J 

1 Hafensekretär  . . . { 

8.  I ständiger  Hilfsarbeiter 
bei  der  Versuchsanstalt 
für  Wasserbau  und 
Schiffbau 


40  Regierungslandmesser  ) 
1 ..  1 


2 ständige  Hilfsarbeiter 
(Assistenten)  i.  Bureau 
für  die  Hauptnivelle- 
ments   

1 Hafeninspektor  . . . 

1 Hafenrentmeister  . . 

9. 

10.  027  Regierungsbaumeister 
4 

1 1 


0 bleiben  als  Regierungsbau- 
*)  Sekretäre  ... 

3 rücken  auf  dgl.  . . 

2 bleiben  als  Hafensekretäre 

1 rückt  auf  dgl 

2 bleiben  als  Wasserbau 

Sekretäre 

1 rückt  auf  dgl 

3 bleiben 

2 rücken  auf  

7 bleiben  als  Eisenbahn 
Sekretäre  

3 rücken  auf  dgl.  . . . 

rückt  auf  

13  bleiben  als  Min.- Kanzlei 

Sekretäre 

0 rücken  auf  dgl.  . . . 

1 rückt  auf  als  Min. -Kanzlei 

inspektor 

9 rücken  auf  als  Techn.  Re 
gierungsobersekretäre 

4 rücken  auf  dgl.  . . . 

rückt  auf  

rückt  auf  als  Oberbabnhofs 

Vorsteher  ... 
rückt  auf  als  Oberbahnmeister 

rücken  auf  

bleiben  als  Wasserbauober 

Sekretäre 

als  Masehinenbetriebsinspek 

toren 

als  Schleppbetriebsinspektor 
195  bleiben  als  Techn.  Re 
gierungsobersekretäre 
97  als  Bureauvorsteherund  ii 
Aufrückungsstellen 
bleibt  als  Hafenpolizeiober 

Sekretär 

als  Hafenobersekretär  und 
Bureauvorsteher  . . 


,,  0 

nach  7 
in  6 
nach  7 

in  6 
nach  7 
in  6 
nach  7 

in  0 
nach  7 


in  6 
nach  7 


„ 8 
in  7 

nach  8 

„ 8 

in  7 
nach  8 
in  7 
nach  8 


rückt  auf nach  9 


26  rücken  auf  

9 „ „ 

4 als  Regierungs-  und  Ver- 
messungsräte .... 
2 dgl 

rücken  auf  


9 

10 

10 

11 

10 


bleibt  als  Hafenbetriebsin- 
spektor   in  8 

rückt  auf nach  9 

511  bleiben  als  Regierungs-  u. 

Bauräte  . • in  10 

121  rücken  auf  dgl nach  II 


•c  %.  Zahl  und  Dienststellung 
3 g,  der  Beamten  im  Haushalt 
für  1920 


129  Regierungs- u.  Bauräte 

1 Regierungs-  u.  Baurat 
(ohne  ruhegehalts- 
fähige Zulage) 

2 RegieruDgs-u.  Bauräte 

1 Bureauvorsteher  . 

68  3 — 71  Geh.  exp 

Sekretäre  usw.  . . 

1 Geh.  Kanzleidirektor 

2 ständige  Wissenschaft] 

Hilfsarbeiter  bei  der 
Landesanstalt  für  Ge- 
wässerkunde . . . 

1 Regierungs-  u.  Baurat 
als  Vorsteher  des 
Bureaus  für  d.  Haupt- 
nivellements.  . . . ' 

11.  3 -(-  2 = 5 Regieruugs- 

und  Regierungs-  und 
Bauräte  . . . . . 

61  Regierungs-  u.  Bauräte  | 
(mit  600  Mark  ruhe- 
gehaltsf.  Zulage)  . . | 

5 Regierungs-  u.  Bauräte  | 
(mit  600  Mark  ruhe- 
gehaltsf.  Zulage)  . . I 

1 Bureaudirektor  . . . 

12.  1 Oberregierungsrat  . . 

8 Oberbauräte  .... 

13.  1 Wasserbaudirektor 

24  Vortragende  Räte  . . 

Einzelgehalt 

III  3 Ministerialdirektoren  . 

IV  1 Unterstaatssekretär 

V 1 Minister 


Neue  Gruppierung  im  Besoldungsplan 
Einreihungsgruppi* 
Gruppe 

! rücken  auf nach  1 1 


rückt  auf  als  Min.-Bureau- 

* Vorsteher „ 11 

58  bleiben  als  Min.- Sekretäre 

usw in  10 

14  rücken  auf nach  1 1 

rücken  auf II 


rückt  auf 


1 1 


bleiben  .in  11 

• 

4 bleiben „ 11 

55  als  Oberbauräte  ....  nach  12 
2 als  (Dom bau meister  i.  Köln  u. 

Baumeister  d.  Marienburg)  „ 12 

2 als  Abteilungsvorsteher  der 

Landesanstalt  für  Ge- 
wässerkunde   „ - 12 

3 als  Ministerialräte  . . . „ 13 

rückt  auf . . „ 12 

neuerrichtet in  12 

als  Strombaudirektoreil  . . nach  13 

bleibt in  13 

bleiben  als  Ministerialräte  . ,,  13 


111 

IV 

V 


bleibt  als  Staatssekretär 
bleibt  


Aus  der  vorstehenden  Aufzeichnung  geht  hervor,  daß  insgesamt 
1332  Beamte  = 39.7  vH  in  ihrer  bisherigen  Gruppe  (Standgruppe)  ver- 
bleiben und  die  dieser  zugemessene  Aufbesserung  erfahren 
(einmalige  Aufbesserung) 

1401  Beamte  =41,7  vH  gegenüber  ihrer  Staudgruppe  um  eine  Gruppe 
gehoben  werden  (zweimalige  Aufbesserung) 

605  Beamte  = 18  vH  gegenüber  ihrer  Standgruppe  um  zwei  Gruppen 
gehoben  werden  (dreimalige  Aufbesserung) 

21  Beamte  = 0,6  vH  gegenüber  ihrer  Standgruppe  um  drei  Gruppen 
gehoben  werden  viermalige  Aufbesserung) 
und  zwar  sind  in  den 


a 

t 

c 

Standgruppen 
1 bis  4 

Standgruppen 
5 bis  9 

Standgruppen 
10  u.  f. 

Beamte 

Zahl 

rund 
vH  | 

Zahl 

rund 

vH 

rj  . , rund 
Zabi  tH 

einmal  aufgebessert  . 

153 

11 

570 

58 

609  64 

zweimal  aufgebessert  . 

683 

48 

3S1 

39 

337  35 

dreimal  aufgebessert  . 

568 

40 

32 

3 

5 0,53 

viermal  aufgebessert  . 

19 

1,33 

2 

0,20 

- ■(  - 

1423 

j 

985 

951 

*)  Bei  Erledigung  der  Stellen  in  Hafensekretäre,  umzuwandeln. 


Die  vorstehende  Dreiteilung:  a untere  Gruppen  1 bis  4,  b mittlere 
Gruppen  5 bis  9 und  c obere  Gruppen  von  10  ab  läßt  erkennen,  in 
welchem  Verhältnis  zueinander  die  Beamten  dieser  drei  Gruppen- 
verbände an  der  Besoldungsaufbesserung  teilnehmen: 

Die  Zahl  der  nur  einfach  aufgebesserten,  d.  h.  in  der  Standgruppe 
verbliebenen  Beamten  ist  in  Spalte  a)  im  Verhältnis  nicht  ein  Fünftel 
so  groß  wie  in  Spalte  b)  und  nur  etwa  ein  Sechstel  so  groß  wie  in 
Spalte  c).  Um  eine  Gruppe  gehoben  (zweimal  aufgebessert),  sind 
unter  a)  etwa  ein  Fünftel  mehr  Beamte  als  unter  b)  und  etwa  ein 
Viertel  mehr  als  unter  c).  Am  Aufrücken  um  zwei  Gruppen  (dreimal 
aufgebessert)  haben  die  Beamten  uuter  a)  im  13  fachen  Anteil  der 
Beamten  unter  b)  und  im  76  fachen  der  Beamten  unter  c)  teilgenommen. 
Die  Zahl  der  um  drei  Gruppen  Gehobenen  ist  unter  a)  im  Verhältnis 
siebenmal  so  groß  wie  unter  b). 


\r.  12. 
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Von  den  Beamten  unter  b)  sind  im  Verhältnis  zu  denen  unter  c) 
in  der  Standgruppe  verblieben  (einfach  aufgebessert)  etwa  ein  Achtel 
weniger:  um  eine  Gruppe  gehoben  (zweimal  aufgebessert)  etwa  ein 
Neuntel  mehr.  Am  Aufrücken  um  zwei  [Gruppen  (dreifache  Auf- 
besserung) haben  sie  den  fünffachen  Anteil  der  Beamten  zu  c).  Eine 
Aufstufung  um  drei  Gruppen  wie  unter  b)  kommt  bei  c)  überhaupt 
nicht  vor. 

Von  dem  Aufstieg  der  Beamten  geben  folgende  Betrachtungen 
eine  weitere  Vorstellung. 

ln  die  Übergangsgruppe  4 zum  mittleren  Dienst  alten  Sprach- 
gebrauchs (Verzahnungsgruppe)  und  nach  Gruppe  5 sind  von  den 
1140  Angehörigen  der  tieferen  (bisherigen  Unterbeamten)  Gruppen 
(Standgruppen  1 bis  3)  879,  das  sind  rd.  77  vH.  übergeführt  worden. 
Auch  bei  den  Beamten,  die  als  im  bisherigen  mittleren  Dienst  be- 
schäftigt angesehen  wurden,  ist  eine  wesentliche  Zusammenschiebung 
in  steigender  Richtung  bemerkbar.  Von  909  Beamten,  zum  Teil  mit 
früherem  Assistentenrang  (Standgruppen  4 und  G)  sind  242,  das  sind 
rd.  27  vH,  in  Gruppe  7 (Verzabnungsgruppe)  eingeschichtet  und  17 
darüber  hinaus  nach  Gruppe.  8 versetzt  worden.  Letztere  Gruppe  ist 
als  Aufrückungsgruppe  im  oberen  Zweige  des  ehemaligen  mittleren 
Dienstes  für  ein  Drittel  der  Beamten  in  Gruppe  7 geschaffen  worden, 
enthält  aber  auch  eine  Anzahl  sachlich  dorthin  gehöriger  Stellen. 
Gruppe  9 bat  die  bisher  schon  am  höchsten  besoldeten  ehemaligen 
mittleren  Provinzialbeamten  aufgenommen:  einige  Aufrückungstellen 
in  Gruppe  10  stellen  den  Übergang  in  die  Eingangsgruppe  für  die 
Beamten  mit  voller  akademischer  Bildung  her. 

Wird  noch  ein  Blick  auf  die  großen,  nach  der  Art  ihrer  Dienst- 
geschäfte zusammenhängenden  Beamtenklassen  geworfen,  so  ist  zu- 
nächst im  allgemeinen  zu  bemerken,  daß  in  den  unteren  Besoldungs- 
gruppen eine  Unterscheidung  gemacht  worden  ist  zwischen  unge- 
lerntem, bandwerkmäßig  vorgebildetem  qnd  technisch  geschultem 
Personal,  und  daß  dementsprechend  eine  gröbere  und  demnächst  in 
den  einzelnen  Gruppen  eine  feinere  Spezialisierung  Platz  gegriffen  hat. 
Im  einzelnen  ist  anzuführen: 

Beim  Leuchtfeuerpersonal  ist  der  Wärter  und  Oberwärter 
von  dem  Maschinenbeamten  getrennt  und  jede  Gattung  für  sich  nach 
der  Art  ihrer  Dienste  und  dem  Grad  ihrer  Verantwortung  einge- 
stuft worden.  Der  nicht  technische  Beamte  findet  sich  in  zwei,  der 
maschinenkundige  in  vier  Gruppen  wieder. 

Die  Einreihung  des  nautisch-technischen  und  des  maschi- 
nentechnischen Personals  ist  in  Anlehnung  an  die  Grundsätze 
der  Reichsbesoldungsordnung  erfolgt.  Bei  den  Schiffs-  und  den  Bagger- 
führern ist  unterschieden  zwischen  solchen  auf  Binnen-  und  Seefahr- 
zeugen. Jede  Gattung  hat  bei  ausreichender  Eignung  und  nach  den 
Besonderheiten  der  einzelnen  Anstellungsbezirke  verschieden  große  Auf- 
stiegmöglichkeiten; der  Binnenschiffsführer  von  Gruppe  4 als  Kapitän 
nach  Gruppe  5,  als  Schiffskapitän  nach  Gruppe  G,  gegebenenfalls  als 
Schleppbetriebsleiter  nach  Gruppe  6 und  als  Schleppbetriebsinspektor 
nach  Gruppe  8;  der  Seeschiffsführer  (Kapitän)  kann  als  Schiffskapitän, 
Seekapitän  und  Erster  Seekapitän  von  Gruppe  5 bis  nach  Gruppe  8 
aufsteigen.  Die  Maschinisten  sind  geteilt  in  Land-  und  Fahrzeug- 
maschinisten, letztere  noch  unterschieden  nach  der  Verwendung  auf 
Binnen-  oder  Seefahrzeugen.  Die  Landmaschinisten  beginnen  in 
Gruppe  3,  können  befördert  werden  zum  Obermaschinisten  in  Gruppe  4 
und  Maschinenmeister  in  Gruppe  5,  zum  Ersten  Maschinenmeister  in 
Gruppe  6,  gegebenenfalls  zum  Werkmeister  in  Gruppe  ß,  mit  Auf- 
rückungsstelle  in  Gruppe  7.  Die  Maschinenbeamten  auf  Binnenfähr- 
zeugen  treten  ein  in  die  Gruppe  4 als  Obermaschinisten,  können  mit 
den  Baggerfahrern  aufsteigen  als  Maschinenmeister  nach  Gruppe  5. 
Für  die  Maschinenbeamten  auf  Seefahrzeugen  ist  die  Eingangstelle 
die  des  Maschinenmeisters  in  Gruppe  5,  Beförderungstelle  als  Erster 
Maschinenmeister  in  Gruppe  6,  gegebenenfalls  als  Bauhofvorsteher 
in  derselben  Gruppe,  mit  Aufrückungsmöglicbkeit  nach  Gruppe  7, 
ferner  als  Maschinenbetriebsleiter  in  Gruppe  7 und  Maschinenbetriebs- 
inspektor, auch  als  Oberbauhofvorsteher  in  Gruppe  8. 


Die  Schleusenbeamten  erscheinen  in  fünf  Besoldungsgruppen 
(2  bis  6)  als  Schleusenmeister.  Oberschleusenmeister,  Schleusenver- 
walter, Schleusenassistenten  und  Sohleusenvorsteher.  unterschieden 
nach  der  Bedeutung  der  ihnen  anvertrauten  Anlage  und  der  Art  und 
dem  Umfang  ihres  Dienstes  (einfache  Schleusen,  Schleusen  mit  Wehren 
usw.;  Gelderhebung  geringen,  mittleren,  großen  Umfangs). 

Bei  den  Strommeistern  kam  in  Frage  eine  Unterscheidung  von 
Polizeistrommeistern  in  Gruppe  4 und  Oberstrommeistern  in  Gruppe  5 
(sieh  die  Schiffahrtpolizeiwachtmeister  der  Handels-  und  Gewerbe - 
Verwaltung).  Es  gelang  — nicht  ohne  Schwierigkeiten  — sie  insgesamt 
in  Gruppe  5 einzustufen.  Bei  Eignung  und  ausreichenden  technischen 
Kenntnissen  ist  jetzt  Zulassung  zur  Wasserbausekretärprüfung  möglich. 

Den  Wasserbausekretären  (früheren  Wasserbauwarten)  sind 
zu  einem  Drittel  Aufrückungstellen  in  der  Gruppe  7 zugestanden 
worden.  Dasselbe  ist  der  Fall  bei  den  Regierungs bausekretären 
(früheren  Bauassistenten).  Diese  können  fortan  zur  Prüfung  zum 
Technischen  Regierungsobersekretär  zugelassen  werden;  in  welchem 
Umfang,  wird  Sache  der  Organisation  sein,  zu  der  in  der  Wasserbau- 
verwaltung der  Übergang  der  Wasserstraßen  auf  das  Reich  Anlaß 
bieten  kann. 

Die  Technischen  Regierungsobersekretäre  erhalten  zu 
einem  Drittel  Aufstiegstellen  in  der  Gruppe  8 als  Bureauvorsteher 
oder  in  Aufrückungstellen.  die  in  der  Regel  nach  dem  Dienstalter 
vergeben  werden.  Darüber  hinaus  ist  den  am  31.  März  1920  in  einer 
planmäßigen  Regierungsbausekretärstelle  angestellt  gewesenen  Ober- 
sekretären für  ihre  Person  die  Aufrückung  in  die  Bezüge  der  Gruppe  8 
zugestanden  worden,  sofern  oder  sobald  sie  nach  abgelegter  Regie- 
rungsbausekretärprüfung eine  Dienstzeit  als  Bausekretär  und  Regie- 
rungsbausekretär (im  alten  Sinne)  oder  Technischer  Regierungsober- 
sekretär von  zehn  Jahren  zurückgelegt  haben.  Der  Versuch,  bei  den 
Strombaudirektioneu  usw.  Stellen  für  Technische  Bureauvorsteher  in 
der  Gruppe  9 zu  erlangen,  ist  fehlgeschlagen.  Der  Antrag  wurde  als 
eine  Frage  der  Organisation  bezeichnet  und  auf  den  Weg  der  Haus- 
haltanmeldung verwiesen. 

Den  Regierungslandmessern  in  Gruppe  9 sind  ebenfalls  bis 
zu  einem  Drittel  Aufstiegstellen  in  Gruppe  10  bewilligt  w-orden.  unter 
Anrechnung  der  als  Regierungs-  und  Vermessungratstellen  ausge- 
brachten bisherigen  Oberlandmesserstellen.  Zwei  Regierungs-  und  Ver- 
messungratstellen erscheinen  in  Gruppe  11.  — Für  die  Regierungs- 
und Bauräte  wurden  57  gehobene  Stellen  als  Oberbauräte  (einschließ- 
lich des  Dombaumeisters  in  Köln  und  des  Baumeisters  der  Marienburg) 
in  Gruppe  12  bewilligt,  während  die  bisher  vorhandenen  acht  Oberbau- 
räte als  Wasserbaudirektoren  und  Strombaudirektoren  mit  dem  schon 
vorhandenen  einen  Wasserbaudirektor  in  Gruppe  13  vereinigt  wurden. 
Die  übrigen  der  bisherigen  Regierungs-  und  Bauräte  in  Beförderung- 
stelle sind  iu  Gruppe  11  eingereiht  worden.  Unter  Anrechnung  ihrer 
Zahl  sind  für  ein  Drittel  der  insgesamt  in  Gruppe  10  und  11  vor- 
handenen akademisch  gebildeten  Baubeamten  Aufrückungstellen  in 
Gruppe  11  errichtet  wor.den. 

Bei  der  Zentralverwaltung  sind  für  die  Hälfte  der  Ministerial- 
Amtsgehilfen  in  Gruppe  3,  für  ein  Drittel  der  Ministerial-  Kanzlei- 
sekretäre in  Gruppe  6,  für  ein  Drittel  der  Technischen  Regierungs- 
obersekretäre in  Gruppe  7,  für  ein  Fünftel  der  Ministerialsekretäre 
in  Gruppe  10  Aufrückungstellen  in  der  nächstfolgenden  Gruppe  ge- 
schaffen worden. 

Außerdem  sind  neben  den  im  Haushalt  für  1920  neuerrichteteu 
drei  Regierungsratstellen  für  Hilfsreferenten  noch  drei  Stellen  für 
Regierungsräte  und  Regierungs-  und  Bauräte  als  Hilfsreferenten  in 
den  Gruppen  11  und  12  errichtet  worden. 

Die  Bauverwaltung  darf  die  vorstehend  umrisseneu  Ergebnisse 
als  einen  Erfolg  buchen.  Ihre  Beamten  haben  zu  einem  erheblichen 
Teil  eine  wesentlich  höhere  Bewertung  gefunden  als  vordem.  Dieser 
Erfolg  kann  umsomehr  befriedigen,  als  er  mit  rein  sachlichen  Gründen 
erzielt  worden  ist. 

Berlin.  Eichler. 


Verwendung-  von  Torf  in  den  Kesselfeuerungen  auf  Baggern  und  üanipfpralimen 

des  Hafenbauamts  in  Pi  Hau. 


Wegen  des  herrschenden  Kohlenmangels,  der  in  Ostpreußen  durch 
die  Abschnürung  dieser  Provinz  vom  Reiche  besonders  groß  ist,  wurde 
im  Bezirk  des  Hafenbauamts  in  Pillau  im  Sommer  und  Herbst  1920  in 
den  Dampfkesseln  der  Eimerbagger  und  Dampfprahme  ein  Gemisch 
von  Kohle  und  Torf  und  auf  dem  kleinsten  dieser  Bagger  sogar  nur 
Torf  verfeuert,  nachdem  einige  Vorversuche  die  Möglichkeit  der  Ver- 
wendung von  Torf  ergeben  hatten.  Hierdurch  war  es  möglich,  die 
sehr  dringlichen  Baggerarbeiten,  die  während  der  Kriegsjahre  und 
auch  noch  im  Jahre  1919  fast  vollständig  hatten  ruhen  müssen,  in 
einem  Umfang  auszuführen,,  der  ohne  Torfverwendung  auch  nicht 
annähernd  hätte  erreicht  werden  können.  Überdies  ergab  sich  noch 


durch  die  Verwendung  des  Torfs  bei  den  geltenden  Torf-  und  Kohlen - 
preisen  ein  geringer  Geld  vorteil. 

Der  Torf  wurde  aus  zwei  dicht  am  Frischen  Haff  belegenen  Torf- 
gewinnungstellen bezogen,  für  die  durch  Baggerrinnen  und  Lade- 
brücken im  Laufe  des  Sommers  1920  die  Möglichkeit  geschaffen  war, 
den  Torf  auf  dem  Wasserwege  zu  verfrachten.  Dies  war  für  das 
Hafenbauamt  wesentlich,  denn  die  großen  Eimerbagger  und  Dampf- 
prahme verbrauchten  beträchtliche  Torfmengen,  die  in  hafenbau- 
fiskalischen Prahmen  herangeschafft  wurden.  Der  Torf  war  guter 
Masehinenpreßtorf  und  kostete  frei  Bord  der  Prahme  an  der  Ge- 
winnungstelle im  August  1920  je  Zentner  8,50  Mark.  In  den  Monaten 
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L 

II. 

III. 

IV. 

v. 

Eimerbagger 

Eimerbagger 

Eimerbagger 

Dampfprahm 

Dampfprahm 

Bemerkungen 

„Cyclop“ 

„Merkur“ 

.Elbing“ 

I 

III 

1. 

Betriebszeit  im  Jahre  1920 

) von 

17.  September 

10.  August 

31.  August 

7.  September 

18.  August 

1 bis 

30.  Oktober 

30.  Oktober 

23.  Oktober 

30.  Oktober 

30.  Oktober 

2. 

Anzahl  der  Betriebstage  . 

33 

/ 2 

39  V« 

39 

56 

3. 

Feuer  gehalten 

Std. 

473 

872 

562 

51 8 Vs 

721 

4. 

Gebaggerte  Stunden  . . 

166 

418Va 

339 

— 

— 

j. 

Geleistete  Fahrstrecken  . 

km 

— 

— 

928 

1146 

6. 

Verbrauchte  Kohlen  a)  • . 

.kg 

41  600 

14  150 

— 

27  300 

45  960 

aj  Ziemlich  schlechte  ober- 
schlesische Steinkohle 

7. 

Verbrauchter  Torl'b)  . . . 

kg 

144  000 

176  750 

61  490 

72  950 

104  350 

b)  Guter  trookener  Ma-  ' 

schinenpreßtorf 

8. 

Verhältnis:  Kohlen : Torf 

1 : 3,46 

1 : 12,5 



1 : 2.67 

1 : 2,27 

c)  Ton  mit  Sandbeimengung 

9. 

Gebaggerter  Boden . . . . 

cbm 

o' 

O 

c 

o 

44  840  d) 

10  700  c) 

— 

— 

d)  Schlick  lind  Sand 

t-j  Leichter  Schlick  und  nur 

stellenweise  Ton 

10. 

Gespülter  Boden 

cbm 

30  200 

— 

10  000  f) 

18  480  g) 

f)  Laderaum  200  cbm 

11. 

Baggerleistung  in  der  Bagger- 

182 

107 

g)  ..  225 

Stunde  

cbm 

32 

• — 

— 

12. 

Auf  1 cbm  gebaggerten  Boden 

entfallen:  Kohlen  . . . 

•kg 

1,38 

0,32 





s 

Torf  . . . . 

•kg 

4,77 

3,94 

5,75 

— 

— 

13. 

Vorhand.  Betriebsmaschinen 

PSi: 

Baggermaschine  . . . . 

150 

140 

80 





Pumpenantrieb  zum  Aufspülen 

des  Baggerguts 

Antrieb  der  Schiffsclirauben 

1 2 X 130  = 260 

2 X 15  = 30 

2 X 16  = 32 

J 2 X 93,5=  187 

2 X 92,5  = 185 

Windenantrieb  usw.  . . 

40 

5 

— 

— 

— 

zus.  450 

zus.  175 

zus.  112 

h;  Zylinderkessel  mit  zwei 

14. 

Vorhandene  Kessel: 

• 

h) 

i) 

k) 

h) 

1 

ll) 

Flammrohren  und  rück- 

Anzahl 

Atm. 

2 

1 

1 

1 

kehrenden  Heizrohren 
i)  Zylinderkessel  mit  zwei 

Betriebsüberdruck  . . . 

7 

(> 

6.5 

8 

8,5 

Flammrohren  und  vor- 

Heizfläche 

qm 

89,2 

S5,0 

32.4 

73.S  • 

8'>,2 

2,64 

gehenden  Heizrohren 

Rostfläche 

qm 

3,78 

4,10 

1,09 

2,20 

k)  Zylinderkessel  mit  einem 
Flammrohr  und  rück- 

Verhältnis:  Heizfläche : PSi 

kehrenden  Heizrohren 

15. 

1 : 2,6 

1 : 2,06 

1 : 3,46 

1 : 2,55 

1 : 2,3 

16. 

Kesselrost:  Stabstärke  . . 

mm 

19 

19 

23 

18 

23 

Lichte  Spaltweitemm 

7,5 

9 

8 

8 

8,5 

September  und  Oktober  1920  betrug  der  Preis  9,50  Mark.  Ein  Zentner 
ziemlich  schlechter  oberschlesischer  Steinkohle,  wie  sie  dem  Hafenbau- 
amt geliefert  wurde,  kostete  frei  Bauhof  in  Pillau  im  August  1920 
rd.  26  Mark,  im  Oktober  1920  noch  24  Mark. 

Vorstehend  sind  die  bei  der  Verwendung  von  Torf  erzielten 
Ergebnisse  zusammengestellt.  Im  großen  und  ganzen  hat  sich  ergeben, 
daß  zur  Erzielung  der  gleichen  Leistung  etwa  doppelt  soviel  Torf  als 
Steinkohle  erforderlich  war,  jedoch  hängt  die  Verwendung  einer 
größeren  oder  geringeren  Torfzusatzmenge  einerseits  von  der  Be- 
anspruchung der  Maschinen,  anderseits  von  dem  Verhältnis  der  Kessel- 
heizfläche zur  Anzahl  der  zu  leistenden  Pferdestärken  ab  (Reihe  15 
der  Zusammenstellung). 

Werden  die  Maschinen  voll  in  Anspruch  genommen,  wie  es  beim 
Eimerbagger  „Cyclop“  (Spalte  1 der  Zusammenstellung)  der  Fall  war, 
der  den  gebaggerten  schweren  Boden  (Ton  mit  Sandbeimengung) 
selbst  mit  Hilfe  zweier  Kreiselpumpen  an  Land  spülte,  so  muß  etwas 
mehr  Kohlenzusatz  verwendet  werden,  um  den  Dampfdruck  im 
Kessel  stets  genügend  hoch  zu  halten,  als  wenn  die  Maschinen  nicht 
voll  arbeiten,  wie  es  beim  Bagger  „Elbing“  (Spalte  III)  der  Fall  war, 
der  leichten  Schlickboden  in  Prahme  baggerte.  Hier  konnte  auf  jeden 
Kohlenzusatz  verzichtet  und  reiner  Torf  verfeuert  werden.  Die  beiden 
Dampfprahme,  von  denen  Dampfprahm  I rd.  200  cbm  und  Dampf- 
prabm  II  l rd.  225  cbm  Laderaum  besitzt,  sind  so  eingerichtet,  daß  sie 
den  aufgenommenen  Baggerboden  aus  ihrem  Laderaum  selbst  wieder 
heraussaugen  und  mit  HilfQ  einer  Rohrleitung  an  Land  drücken  können. 
In  dieser  Weise  haben  die  beiden  Damp'prahme  während  der  in  der 
Zusammenstellung  angegebenen  Betriebszeit  auch  gearbeitet. 

Eine  Änderung  der  Feuerungsanlagen  hat  sich  nicht  als  erforderlich 
erwiesen;  dagegen  hat  sich  herausgestellt,  daß  der  Torf  gut  trocken 
sein  muß.  Als  der  beim  Bagger  „Merkur“  zu  verwendende  Torf  auf 
dem  Transport  einmal  zufällig  etwas  feucht  geworden  war,  konnte  ein 
genügender  Dampfdruck  im  Kessel  nicht  erzielt  werden.  Ferner  hat 
sich  ergeben,  daß  die  Bunker  der  Bagger  und  Prahme  zu  klein  waren, 
um  genügende  Torfmengen  zu  fassen;  deshalb  mußte  für  jeden  Bagger 
und  die  zwei  Dampfprahme  zusammen  je  ein  Prahm  für  die  Heran- 
schaffung  des  Torfs  beigegeben  werden,  aus  dem  nach  Bedarf  gebunkert 
werden  konnte. 

Bei  den  Dampfern  hat  sich  die  Verwendung  von  Torf  als  nicht 
durchführbar  erwiesen,  dagegen  wird  noch  dauernd  in  einem  kleinen 
Landkessel  Torfzusatz  mit  gutem  Erfolg  verwendet.  Wegen  der 
Kleinheit  dieses  Betriebs  sind  bisher  hierüber  keine  Aufzeichnungen 
gemacht. 


Vielleicht  geben  die  in  Pillau  gemachten  Erfahrungen  mit  Torf- 
zusatzfeuerung Veranlassung,  auch  in  anderen  Betrieben  der  Wasser- 
bauverwaltung Torf  als  Streckmittel  für  Kohle  zu  verwenden. 

Pillau.  Becker. 

Vermischtes. 

Der  Tarifausschuß  für  die  preußische  Wasserbauverwaltung  hat 
entschieden,  daß  den  Schiffs-  und  Baggerbesatzungen  bei  aus- 
wärtiger Beschäftigung  der  Lohn  nach  der  Ortsklasse  des  Heimat- 
ortes des  Fahrzeugs  und  daneben  die  Zulage  und  Vergünstigung  nach 
§ 17  B Ziffer  2 u.  3 des  Lohntarifvertrags  für  die  allgemeine  Wasser- 
bauverwaltung (L.  T.  V.  W.)  zusteht.  Die  Eigenart  der  Arbeit  der 
Schiffs-  und  Baggerbesatzungen  bringt  es  mit  sich,  daß  die  Arbeiter 
meistens  außerhalb  ihres  Heimatortes  beschäftigt  werden.  Der  be- 
antragten Lohnzahlung  nach  der  Ortsklasse  des  jeweiligen  Beschäfti- 
gungsortes  steht  aber  die  Vorschrift  des  § 11  Ziffer  6 L.  T.  V.  W 
entgegen. 

Berlin,  den  3 Februar  1921. 

Der  Vorsitzende  des  Tarifausschusses 
für  die  preußische  Wasserbauverwaltung 
Dr.  Wey  mann 
Oberyerwaltungsgerichtsrat. 


Die  Würde  eines  Doktors  der  Technischen  Wissenschaften 
(Doktor-Ingenieurs)  ehrenhalber  w urde  von  der  Technischen  Hoch- 
schule München  verliehen: 

auf  einstimmigen  Antrag  der  Archifekten-Abteilung  dem  Professor 
Fritz  v.  Miller,  dem  feinsinnigen  Künstler  und  verdienstvollen  Lehrer, 
dem  Meister  der  Goldschmiedekunst  im  20.  Jahrhundert,  dem  Förderer 
des  deutschen  Kunsthandwerks, 

auf  einstimmigen  Antrag  der  Maschinen-Ingeuieur- Abteilung  dem 
Ingenieur  Karl  Friedrich  v.  Siemens  in  Siemensstadt,  Vorsitzenden 
des  Aufsichtsrats  der  beiden  Gesellschaften  Siemens  u.  Halske  und 
Siemens-Schuckert-Werke,  in  Anerkennung  seiner  Verdienste  um  die 
Hebung  der  elektrotechnischen  Industrie  im  allgemeinen  und  der  Ver- 
vollkommnung ihrer  Erzeugnisse  insbesondere,  sowie  wegen  seinei 
Verdienste  um  die  Lösung  neuer  wissenschaftlicher  Aufgaben, 

auf  einstimmigen  Antrag  der  Chemischen  Abteilung  dem  Chef 
Chemiker  der  Höchster  Farbwerke,  vorm.  Meister,  Lucius  u.  Brüning 
Dr.  Benno  Homolka  in  Höchst,  dem  verdienstvollen  Förderer  de 
deutschen  Teerlarbeuindustrie. 


Verhu;  von  Wilhelm  ErnstJtSohn,  Berlin.  — Für  den  nichtamtlichen  Teil  verani  wörtlich:  Fr.  Schul  tze , Berlin.  — Druck  der  Buchdruckerei  Gebrüder  Ern  st , Berlin 
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Amtliche  Mitteilungen. 


Preußen. 

Der' Regierungs-  und  Baurat  Garbe  ist  aus  der  Wasserbauabteilung 
des  Ministeriums  der  öffentlichen  Arbeiten  an  das  Vorarbeitenamt  fin- 
den Weser -Main -Kanal  in  Eisenach  versetzt. 

Dem  Regierungs-  und  Baurat  Schäfer  ist  die  Verwaltung  des 
Kulturbauamts  in  Koblenz  übertragen  worden. 

Der  bisherige  Privatdozent  an  der  Technischen  Hochschule  Berlin 
Honorarprofessor  2)r.*!3ttg.  Lichtenstein  ist  zum  ordentlichen  Pro- 
fessor in  der  philosophischen  und  naturwissenschaftlichen  Fakultät 
der  Universität  Münster  ernannt  worden. 

Die  Staatsprüfung  haben  bestanden:  die  Regierungsbauführer 
Wilhelm  Beckmann  und  Robert  Groenke  (Hochbaufach). 

Der  S)r.=  5ng.  Ernst  Körting  in  Hannover  ist  gestorben. 

Deutsches  Reich. 

Reichseisenbahnen.  Preußen  - Hessen.  Dem  Geheimen 
Baurat  Paul  Krause,  Vorstand  eines  Eisenbahn -Werkstättenamts  in 
Eberswalde,  ist  die  nachgesuchte  Entlassung  aus  dem  Reichseisen- 
bahndienst erteilt. 

Der  Regierangsbaumeister  des  Eisenbahn-  und  Straßenhaufaches 
Dietrich  Hacke  ist  bei  der  Eisenbahn direktion  in  Trier  zur  Be- 
schäftigung im  Reichseisenbahndienst  einberufen. 

Reichseisenhahnen.  Bayern.  Der  mit  dem  Titel  und  Rang 
eines  Regierungsdirektors  bekleidete  Oberregierungsrat  der  Eisenbahn- 
direktion Ludwigshafen  Wilhelm  Staby  ist  zum  Ministerialrat  des 
Reichsverkehrsministeriums.  Zweigstelle  Bayern,  in  etatmäßiger  Weise 
befördert  worden. 

Reichseisenbahnen.  Württemberg.  Der  Reichspräsident 
hat  den  Regierungs-  und  Baurat  Mayer,  Mitglied  der  Eisenhahn- 
Generaldirektion  Stuttgart,  zum  Oberregierungsbaurat  ernannt. 

Der  Regierungsbaurat  Sch euff eie,  vormals  Mitglied  der  General- 
direktion der  Eisenbahnen  in  Elsaß-Lothringen,  zuletzt  bei  der  Reichs- 
eisenbahnzweigstelle in  Karlsruhe,  ist  in  die  Stelle  eines  Mitglieds  der 
Eisenbahn-Generaldirektion  versetzt  worden. 

Postbauverwaltung.  Der  Regierungsbaumeister  Gaedicke 
in  Berlin  ist  zum  Posthaurat  ernannt  worden. 

Frühere  Militärbauverwaltung.  Preußen.  Der  Geheime 
Baurat  Johann  Heinrich  Schmedding,  früher  Intendantur-  und  Bau- 
rat in  Münster  i.  Westf.,  ist  gestorben. 

Frühere  Reichsmarine.  Der  Wirkliche  Geheime  Marinebaurat 
Friedr.  Uthemann,  früher  Maschinenbaudirektor  in  Kiel,  ist  gestorben. 

Bayern. 

Der  mit  dem  Titel  Baurat  ausgestattete  bisherige  koburgische 
Bauinspektor  Wilhelm  Reichenbach  ist  in  etatmäßiger  Weise  zum 


Bauamtmann  beim  Landbauamt  Bamberg  mit  dem  Dienstsitz  Koburg 
ernannt. 

Der  Bauamtmann  Arnold  Schneider  beim  Neubauamt  für  die 
Mainkanalisierung  in  Aschaffenburg  ist  in  gleicher  Diensteseigenschaft 
an  die  Kanalbauinspektion  Regensburg  berufen  worden. 

Sachsen. 

Mit  Genehmigung  des  Gesamtministeriums  ist  die  Wahl  des  Ge- 
heimen Hofrats  Professor  Dr.  Hallwachs  zum  Rektor  der  Techni- 
schen Hochschule  Dresden  für  das  Jahr  vom  1.  März  1921  bis  Ende 
Februar  1922  bestätigt  worden. 

Württemberg. 

Durch  Entschließung  des  Staatspräsidenten  ist  die  erledigte  Stelle 
eines  planmäßigen  Bauamtmanns  bei  der  Straßen-  und  Wasserbau- 
verwaltung dem  Regierungshaumeister  Theodor  Bauder  beim  Straßen - 
und  Wasserbauamt  Hall  übertragen  und  der  Baurat  Beyhl  bei  der 
Forstdirektion  seinem  Ansuchen  entsprechend  bleibend  in  den  Ruhe- 
stand versetzt  worden. 

Der  bisherige  außerordentliche  Professor  an  der  Technischen 
Hochschule  Stuttgart  Dr.  Schrödinger  ist  zum  ordentlichen  Pro- 
fessor in  der  philosophischen  Fakultät  der  Universität  Breslau  ernannt 
worden. 

Baden. 

Der  Leiter  des  Neckarbauamts  Mannheim  Baurat  Karl  Spieß  ist 
als  Referent  zur  Oberdirektion  des  Wasser-  und  Straßenbaues  versetzt 
worden. 

Hessen. 

Der  Vorstand  des  Hochbauamts  Alsfeld  Baurat  Otto  Berth  in 
Alsfeld  ist  zum  Vorstand  des  Hochbauamts  Gießen  vom  Tage  der 
Dienstübernahme  an  ernannt. 

Mecklenburg-  Strelitz. 

Dem  Regierungsbaumeister  Schütte,  Vorstand  des  Hochhauamts, 
Abteilung  I Neustrelitz,  und  dem  Regierungsbaumeister  Weiß  hach, 
Vorstand  des  Hochbauamts  Stargard,  ist  die  Amtsbezeichnung  Bau- 
rat beigelegt  worden. 

Lübeck. 

Der  Baurat  Deditius  in  Lübeck  ist  gestorben. 

Bremen. 

Der  Staatshaurat  Johann  Oeltjen  in  Bremen  ist  gestorben. 

Hamburg. 

Der  Senat  hat  den  Baurat  bei  der  zweiten  Sektion  der  Bau* 
deputation  Walter  Friedrich  Ferdinand  Granzin  zum  Oberbaurat 
ernannt. 


[Alle  Reohte  Vorbehalten  ) 


Nichtamtlicher  Teil. 

Schriftleiter:  Friedrich  Schultze  und  Richard  Bergius. 


Die  Wohnungsfürsorge  in  der  preußischen  Berg-,  Hütten-  und  Salineny erwaltung.  IV. 

Arbeiterwolmimgen  im  Bezirk  der  preußischen  Bergwerkdirektion  Hindenhurg  O.-S. 

Vom  Architekten  Kind  in  Hindenhurg  in  Oberschlesien. 

(Fortsetzung  aus  Nr.  97.  Jahrg.  1920). 


In  Oberschlesien  hat  die  Wohnungsfrage  die  staatliche  Bergver- 
waltung hauptsächlich  aus  zwei  Gesichtspunkten  zur  Mitwirkung 
veranlaßt,  einmal  aus  dem  Bestreben,  die  allgemeine  Wohnform  der 
Arbeiter  überhaupt  zu  verbessern,  und  dann  aus  der  Notwendigkeit, 
Wohnungen  in  größerer  Zahl  dort  zu  schaffen,  wo  die  Betriebs- 
einrichtungen die  Heranziehung  und  Seßhaftmachung  von  neuen 
Arbeitern  erforderten.  Im  ersten  Fall  wurden  an  Mitglieder  der 


eigenen  Belegschaft  Gelder  in  Form  von  Baudarlehnen  unverzinslich 
gegen  günstige  Rückzahlbedingungen  ausgeliehen  und  Bauprämien 
in  bestimmter  Höhe  geschenkweise  gegeben.  Hierdurch  sollte  für 
den  Arbeiter  der  Anreiz  zum  Eigenbesitz  geschaffen  werden,  der  ihm 
bei  einer  Wohnung  von  bestimmter  Größe  das  Gefühl  der  Unab- 
hängigkeit von  dem  fremden  Hausbesitzer  gab  und  ihm  ein  billiges 
Wohnen  sicherte.  Anfangs  hatten  diese  Bestrebungen  sehr  guten  Er- 
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Abb.  1.  Schaubild  der  Arbeiterwohnhäuser  in  Makoschau. 


folg,  es  konnten  im  ganzen  rd.  800  Häuser  mit  rd.  2700  Wohnungen 
erstehen,  die  vorwiegend  an  Werkangehörige  vermietet  wurden.  Als 
aber  mit  der  fortschreitenden  Entwicklung  die  Bau-  und  Grundstück- 
preise stiegen,  ergab  sich,  daß  das  Streben  der  meisten  Hausbesitzer, 
derartige  Beihilfshäuser  als  Handelsgegenstand  zu  benutzen,  stärker 
war  als  der  Sinn,  in  Sicherheit  auf  dem  eigenen  Grund  und  Boden 
zu  sitzen.  Die  Grundstücke  wechselten  den  Besitzer  und  wanderten 
mit  einer  fortgesetzten  Verteuerung  von  Hand  zu  Hand.  Bei  den  zu- 
letzt in  Angriff  genommenen  Häusern  hatte  sich  bereits  durch  die 
Wertsteigerung  des  Grund  und  Bodens  und  der  Baustoffe  die  Not- 
wendigkeit für  den  Baulustigen  ergeben,  größere  Summen  fremden 
Geldes  aufzunehmen,  und  damit  waren  sie  in  die  Abhängigkeit  der 
Pfandbriefgläubiger  gekommen,  die  sie  sehr  oft  zu  eigenen  Gunsten 
ausnutzten.  So  mußte  dieser  Weg  zur  Verbesserung  der  Wohnform 
bald  ganz  aufgegeben  werden,  konnte  jedenfalls  mit  den  vereinzelten 
Fällen,  wo  er  noch  eingeschlagen  wurde,  keinen  Einfluß  auf  den 
allgemeinen  Wohnungsstand  mehr  ausüben. 

Die  Preissteigerungen,  die  die  Einheitwerte  der  Wohnungen  all- 
gemein erfuhren,  blieben  auch  auf  diejenigen  Häuser,  die  gewöhnlich 
von  den  Unternehmern  erbaut  und  an  die  Arbeiter  vermietet  wurden, 
nicht  ohne  erheblichen  Einfluß.  Es  muß  vorausgeschickt  werden,  daß 
der  oberschlesische  Arbeiter  gewöhnt  ist,  für  seine  Wohnung  nur  eine 
sehr  geringe  Miete  zu  entrichten,  die  meist  über  8 bis  10  Mark  im 
Monat  nicht  hinausging  und  nur  8 bis  10  vH  seines  Einkommens 
ausmachte.  Das  ergab  für  einen  Hausbesitzer  bei  einem  Grundpreis 
von  1800  Mark  für  je  eine  Wohnung  immerhin  noch  eine  erträgliche  Ver- 
zinsung, zumal  wenn  das  Grundstück  hinsichtlich  seiner  Bebauung  bis 
zur  äußersten  Grenze  ausgenutzt  und  die  Gebäude  vielgeschossig, 
meist  recht  minderwertig  ausgeführt  wurden.  Wo  die  Voraussetzungen 
hierfür  fehlten  oder  höhere  Gestehungskosten  in  Frage  kamen,  zog 
sich  der  Unternehmer  von  der  Erbauung  der  Miethäuser  zurück,  die 
günstigenfalls  durch  Einbau  von  Läden  oder  Schankstätten,  nachdem 
sie  den  Besitzer  gewechselt,  oder  durch  Neueinrichtung  von  Wohnungen 
auf  Kosten  der  vorhandenen  Bäume  zu  einer  höheren  Verzinsung  ge- 
bracht wurden.  Mit  dem  Übergehen  an  den  anderen  Besitzer  hatten 
dann  auch  meist  Instandsetzungen  an  den  Gebäuden  und  den  einzelnen 
Wohnungen  nachgelassen,  die  Wohnungen  wurden  immer  minder- 
wertiger und  genügten  kaum  mehr  den  geringsten  Anforderungen. 
Wenn  man  bedenkt,  daß  noch  1890  4/5  der  gesamten  Arbeiterschaft 
in  derartigen  Unternehmerwohnungen  wohnte  und  nur  '/s  in  -werk- 
seitigen  und  Beihilfehäusern,  so  kann  wohl  für 
diese  Zeit  von  einem  erheblichen  Tiefstand  des 
Wohnungswesens  in  Oberschlesien  gesprochen 
werden.  Noch  größer  drückt  sich  dieser  Tiefstand 
in  der  engen  Belegung  der  Wohnviertel  aus,  die 
in  einzelnen  Zechenstädten  12  000  Köpfe  auf  1 qkm 
betrug  und  damit  den  Durchschnitt  größerer  Städte 
um  ein  mehrfaches  überstieg.  Auch  durch  das 
Fehlen  von  geeignetem  Baugelände  in  dem  engeren 
Zechenbezirk  wurde  eine  weitere  gesunde  Entwick- 
lung des  Wohn wesens  zurückgehalten. 

Der  Abbau  der  mächtigen  Kohlenlager  bei  nur 
geringer  Überdeckung  konnte  auf  die  Erdober- 
fläche nicht  ohne  Einwirkung  bleiben  und  machte 
das  abgebaute  oder  noch  abzubauende  Gelände 
für  die  Errichtung  von  größeren  Gebäuden  meist 
ungeeignet,  brachte  anderseits  die  nooh  verbleiben- 
den Baugruudstücke  durch  den  Bodenwucher  zu 
höherem  Wert  und  wirkte  so  weiter  hindernd  auf 
die  nutzbringende  Betätigung  des  Unternehmens. 

Man  kann  nach  dieser  Erkenntnis  und  nach  den 
Erfahrungen,  die  aus  der  Bautätigkeit  der  Unter- 


nehmer gesammelt  wurden,  es  nur  als  Fortschritt  für  die  Gesun- 
dung des  Wohnwesens  bezeichnen,  daß  die  Verwaltungen  ihrerseits 
an  den  Aufbau  einer  neuen  Wohnungsform  herangehen  mußten,  um 
ihre  Belegschaft  durch  Heranziehung  neuer  Kräfte  zu  vermehren 
und  seßhaft  zu  machen.  Dies  mußte  mit  der  klaren  Einsicht  ge- 
schehen, daß  die  aufgewendeten  Geldmittel  sich  nur  mittelbar  ver- 
zinsen konnten,  nur  dadurch,  daß  die  angesiedelten  Arbeiter  zur  Ver- 
mehrung der  Förderung  dienten  und  daß  die  zu  schaffenden  Woh- 
nungen hierfür  die  Vorbedingung  zu  erfüllen  hatten.  Auch  die  der 
Bergverwaltung  aus  den  Wohnungsfürsorgegesetzen  zum  Bau  von 
Kleinwohnungen  zur  Verfügung  gestellten  Mittel  konnten  diesem 
Zweck  nicht  dienen,  weil  ihre  Verwendung  von  der  Einbringung 
einer  Verzinsung  von  4 vH  abhängig  war,  die  selbst  bei  einfachster  Aus- 
führung und  Inanspruchnahme  anderer  Hilfsmittel  mit  Rücksicht  auf 
die  geringen,  von  den  Arbeitern  zu  erwartenden  Mieten  nicht  zu  er- 
zielen war.  Es  mußten  daher  zum  Bau  außerordentliche  Mittel  auf- 
gebracht werden,  und  1908  wurden  erstmalig  4 Millionen  Mark  zum  Bau 
von  Arbeiterwohnungen  für  die  neuen,  im  Ausbau  befindlichen  Schächte 
zur  Verfügung  gestellt. 

Für  diese  Anlagen,  die  in  vorwiegend  ländlicher  Gegend,  im  An- 
schluß an  vorhandene  Ortschaften  Bielschowitz,  Makoschau 
und  Knurow  ausgeführt  wurden,  waren  naturgemäß  andere  Ge- 
sichtspunkte leitend  als  bei  den  älteren.  Während  diese  sich  in 
einer  langen  Reihe  von  Jahren  zu  dem  jetzigen  Großbetrieb  ent- 
wickelt haben,  war  für  die  neuen  Anlagen  ein  beschleunigter  Ausbau 
geboten,  der  in  einem  Jahrzehnt  zur  vollen  Entwicklung  führen 
sollte.  Dabei  mußten  die  Nachteile  vermieden  werden,  die  sich 
früher  für  den  späteren  Bergbau  ergeben  hatten,  aus  dem  Fehlen 
einer  einheitlichen  und  vorausschauenden  Bebauung  in  den  benach- 
barten Ortschaften  und  der  infolgedessen  eingetretenen  „wilden”  Be- 
bauung. Deshalb  ging  man  zunächst  daran,  für  diese  Ortschaften 
einen  Bebauungsplan  in  aller  Form  aufzustellen,  der  unter  Berück- 
sichtigung der  späteren  Entwicklung  des  Bergbaues  und  unter 
Annahme  einer  ausreichenden  Entwicklung  des  privaten  Grund- 
besitzes festgelegt  wurde.  Soweit  es  angängig  war,  wurden  auch 
Grundstücke  in  der  geschlossenen  Ortschaft  erworben  und  in 
den  Bebauungsplan  einbezogen,  um  sie  bald  der  Bebauung  zu- 
zuführen und  so  dem  Bergfiskus  eine  Mitwirkung  in  allen  Ge- 
meindeangelegenheiten zu  sichern.  Größere  Liegenschaften  wurden 
zur  Bebauung  in  zusammenhängender  Siedlung  bestimmt  und  nach 
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der  Bau  von  Arbeiterwobnungen  durch  die  Not- 
wendigkeit bedingt,  die  Betrieb, sanlagen  selbst 
lebensfähig  durch  das  Heranziehen  der  Arbeiter 
zu  machen,  so  war  es  umsomehr  geboten,  mit 
den  zur  Verfügung  gestellten  Mitteln  so  haus- 
hälterisch und  sparsam  wie  möglich  umzu- 
gehen, d.  h.  auch  soviel  Wohnungseinheiten 
als  möglich  herzustellen  und  trotzdem  einwand- 
freie Unterkunft  zu  schaffen.  Die  ländliche 
(legend,  in  der  die  Wohnungen  erbaut  werden 


Abb.  5.  Straßenansicht. 
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Abb.  7.  Grundrisse. 

Abb.  5 bis  7.  Vierfamilienhaus,  Form  A. 


Abb.  3.  Straßenbild  aus  Knurow. 


Abb.  4.  Straßenbild  aus  Knurow. 

diesen  Vorgängen  an  die  eigentliche  Erfüllung  der  Bauaufgabe  heran- 
gegangen. 

Der  hierfür  aufgestellte  Plan  knüpfte  an  die  übliche,  durch  die 
jahrelange  Gewohnheit  eingebürgerte  Wohnform  der  Geschoß- 
wohnungen an.  Es  sollten  nach  den  Bedürfnissen  der  Arbeiter 
zwei-  und  dreiräumige  Wohnungen  erbaut  werden,  wie  sie  der 
Arbeiter  auf  dem  freien  Wohnungsmarkt  suchte  und  wie  sie  auch 
seinen  wirtschaftlichen  Verhältnissen  angepaßt  erscheinen,  dabei  sollte 
die  Form  des  Flachbaues  nicht  überschritten  und  die  Anordnung  von 
nicht  mehr  als  vier  Wohnungen  an  einer  Treppe  Grundsatz  bleiben. 
Eine  Verbesserung  gegen  die  übliche  Mietwohnung  sollte  außer  in 
einwandfreier  Ausführung  auch  in  der  Anwendung  aller  Einrichtun- 
gen gesucht  werden,  die  geeignet  erschienen,  die  Wohnform  selbst 
zu  heben  und  die  Schäden,  die  ein  Zusammenwohnen  bringt,  zu  be- 
seitigen oder  einzuschränken.  Die  Anwendung  der  Gescboßwohnung 
erschien  nach  den  Erhebungen,  abgesehen  von  der  Gewöhnung  des 
Arbeiters,  um  deswillen  gerechtfertigt,  weil  sie  die  beste  Wärme- 
haltung ermöglicht  für  eine  Kleinwohnung,  wie  sie  der  hiesige  Arbeiter 
verlangt,  die  beste  Ausnutzungsmöglichkeit  bietet  und  deshalb  wirt- 
schaftlicher erschien  als  der  Bau  von  Einzelhäusern.  Das  große  Wärme- 
bedürfnis, einmal  durch  die  rauhe  Witterung  verursacht,  dann  aber 
auch  das  Mehrbedürfnis  des  Oberschlesiers,  eine  Folge  wohl  der  Art 
der  Bekleidung,  der  Ernährung,  wirkt  hierbei  mitbestimmend.  War 


sollten,  ließ  endlich  von  vornherein  mehr,  als 
vorher  üblich,  die  Einrichtung  von  Stallungen 
zur  Kleinviehhaltung  und  Zuteilung  von  Garten- 
land in  unmittelbarer  Nähe  des  Hauses  zweck- 
mäßig erscheinen,  und  deshalb  sind  auch  die 
einzelnen  Bauanlagen  gerade  von  diesen  Forde- 
rungen stack  beeinflußt  (Abb.  1 u.  2). 

Zunächst  wurde  mit  der  Bebauung  von 
Grundstücken  in  der  eigentlich  geschlossenen 
Dorflage  Bielschowitz,  Makoschau  und 
Knurow  begonnen  und  hier  in  Gruppen,  meist  in  Hofanlagen  von 
zwei  Straßenseiten  zugänglich,  40,  56  und  64  Wohnungen  gebaut,  die 
als  für  sich  abgeschlossene  Anlagen  erscheinen ; so  wie  es  das  Gelände 
und  seine  Ausnutzbarkeit  ergab,  wurden  die  einzelnen  Hausformen  zu 
Vier-,  Acht-,  Zwölf-  und  Sechzehnfamilienhäusern  zusammengestellt. 
Zunächst  wurde  an  die  Ausführung  der  großen  Siedlung  Knurow 
gegangen,  die  den  kleinen  Anlagen  im  wesentlichen  gleicht  und  die 
deshalb  hier  besprochen  werden  soll.  Ein  Gelände  an  der  Nord- 
seite der  Hauptstraße  Gieraltowitz — Knurow  wurde  nach  der  sich 
ergebenden  Grundform  in  ein  Netz  von  gleichlaufenden  Straßen  auf- 
geteilt, wie  es  sich  unter  Berücksichtigung  der  erforderlichen  Block- 
größen ergab,  und  nur  in  dem  Versetzen  der  Straßenfluchten  und  den 
Vor-  und  Rücksprüngen  der  Hausgruppen  einige  Abwechslung  und 
Unterbrechung  gesucht  (Abb.  11).  Auf  diese  Weise  entstanden  im 
ganzen  92  Häuser  mit  523  Wohnungen  auf  14  allseitig  von  Straßen 
umschlossenen  viereckigen  Teilstücken,  die  mit  ihren  äußeren  Häuser- 
reihen die  Baufluchten  bilden  und  im  Inneren  die  Höfe  mit  den  Stall- 
gebäuden und  die  Gärten  umschließen.  Von  den  92  Häusern  sind  1 für 
zwei,  71  für  vier  (Abb.  5 bis  7),  3 für  acht,  6 für  zehn  und  9 für 
zwölf  selbständige  Wohnungen  (Abb.  8 bis  10)  zusammengestellt.  Im 
ganzen  sind  13  verschiedene  Formen  ausgeführt  worden,  weil  man 
hoffte,  am  leichtesten  zu  einer  Grundform  zu  gelangen,  wenn  man 
recht  viele  Lösungen  benutzte.  Trotzdem  ist  bei  allen  Grundrissen 


Abb.  6.  Hofansicht. 
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Einfachheit  und  Geschlossenheit  angestrebt  worden, 
die  sich  bei  den  zuletzt  gebauten  Häusem  schon 
zum  vollständig  geschlossenen  Viereck  ausgebildet 
hat.  Hier  haben  allerdings  die  zu  erwartenden 
Einwirkungen  des  Bergwerkbetriebes  besonderen 
Einfluß  ausgeübt. 

Im  Äußeren  weisen  diese  Häuser  meist  einen 
Sockel  im  Rohbau,  im  übrigen  verputzte,  teilweise 
auch  rauh  verschalte  Außenwände  und  Pfannen- 
dächer auf  (Abb.  3 u.  4).  Für  das  Innere  der 
Häuser  war  größte  Zweckdienlichkeit  erste  Bedin- 
gung, ohne  dabei  die  Wohnlichkeit  zu  vernach- 
lässigen. Nicht  allein  eine  einfache  und  preiswerte 
Ausführung,  sondern  vor  allem  eine  einfache  Unter- 
haltung der  einzelnen  Bauteile  wurde  angestrebt 
und  vielfach  Ausführungsarten  gewählt,  die  fast 
keine  Ausbesserung  erfordern,  vor  allem  in  den 
Treppenhäusern,  wo  die  Beschädigungen  häufiger 
sind  und  die  Herstellungskosten  oft  ins  ungeheure 
steigen.  Die  Wände  sind  dort  mit  glatten  gelben 
Spaltvierteln  von  unten  bis  oben  verblendet,  eine 
Ausführung,  die  sich  ebenso  wie  die  Stufen  aus 
Kunststein  und  das  einfache  Holzgeländer  besonders 
gut  bewährt  hat.  Die  gleiche  Wand  Verblendung 
erhielten  die  Vorräume  und  die  Küchenwände  dort, 
wo  sie  besonderer  Abnutzung  ausgesetzt  sind. 

Von  den  523  Wohnungen  sind  128  zwei-,  341  drei-  und  54  vierräumig. 
Bei  letzteren  liegt  der  vierte  Raum,  mit  Rücksicht  auf  eine  etwaige 
Abvermietung  an  Schlafgänger,  getrennt  von  den  anderen  (Abb.  19). 
Die  Küche  ist  eine  Wohnküche,  meist  mit  einer  besonderen  Spül- 
nische. die  den  Kochherd  aufnimmt  und  in  der  sich  auch  der  Zapf- 
hahn mit  Ausguß  und  in  dem  massiven  Fußboden  eine  große  Ent- 
wässerung befindet.  Die  Wohnküche  ist  meist  25  qm  groß,  während 
die  Stuben  15  bis  20  qm  Grundfläche  haben,  je  nachdem  sie  zu  zwei- 
oder  mehrräumigen  Wohnungen  gehören.  Zu  jeder  Wohnung  gehören 
getrennte  Kellerräume,  ein  gemeinsamer  Trockenboden,  ein  Stall  von 
G qm  mit  Futterboden  und  außer  Müll-  und  Düngergrube  ein  um- 
friedigter Garten  von  100  qm.  Die  Aborte  sind  als  Trockenaborte  im 
Gebäude,  von  offenen  Vorräumen  aus  zugänglich,  meist  in  gleicher 
Geschoßhöhe  angeordnet.  Diese  Anordnung  hat  sich  überall  durch- 
aus bewährt,  sie  vermeidet  die  Unbequemlichkeit  und  die  Schäden,  die 
die  Anordnung  auf  dem  Hofe  bringen,  und  ersetzt  bei  Unterbringung  im 
Hause  die  sonst  notwendige  Anlage  von  Spülaborten.  Daß  die  ein- 
zelnen Bauteile  (Fenster  und  Türen)  nach  einheitlichen  Abmessungen 
und  in  gleicher  einfacher  Art  ausgeführt  wurden,  bedarf  keiner  be- 
sonderen Erwähnung,  wie  ja  auch  ein  derartiges  Unternehmen  nur 
bei  wirtschaftlichster  Ausführung  einen  Erfolg  erhoffen  konnte. 

Vergeben  wurden  die  Arbeiten  fast  durchweg  in  öffentlicher 
Verdingung,  teils  an  einzelne  Handwerkszweige,  teils  auch  in 
schlüsselfertiger  Ausführung,  unter  Heranziehung  von  Handwerker- 
vereinigungen und  teilweiser  Mitwirkung  der  Handwerkskammer. 
Immer  aber  wurden  zu  gleicher  Zeit  größere  Arbeiten  gleicher  Art  an 
gleichen  Häusern  verdungen  und  unter  verschiedene  Unternehmer  ver- 
teilt. Gerade  die  Gleichartigkeit  der  Häuser  hat  in  ihrer  Ausführung 
günstige  Ergebnisse  gehabt.  Die  Werkleute  arbeiteten  sich  an  einem 
Haus  bald  ein  und  richteten  sich  dann  die  folgenden  Bauten  bald  so 
zweckmäßig  für  die  Fertigstellung  vor,  daß  es  eines  Hinweises  auf 
das  jetzt  so  sehr  empfohlene  Taylorsystem  nicht  bedurfte.  Auch  das 
Ineinandergreifen  der  verschiedenen  Handwerkszweige,  dort  wo  eine 
Vereinigung  die  Ausführung  übernahm,  hat  zu  Klagen  keinen  Anlaß 
gegeben.  In  der  jetzigen  Zeit  wird  ein  Vergleich  der  durch  die 
Vergebung  an  eine  Handwerkervereinigung  erzielten  Preise  bei  einem 
Vierfamilienhaus  Beachtung  finden,  das  24  mal  in  gleicher  Ausführung 
gebaut  wurde.  Hier  haben'  nach  der  Abrechnung  betragen  die  Kosten  für 


Abb.  9.  Grundrisse. 
Abb.  8 bis  10. 


Abb. 

Zwölffamilienhaus,  Form  H. 


bahn  mit  beiderseitigem  Rinnstein  aus  Granitwildpflaster  erhalten 
haben,  daß  an  den  Straßen,  die  später  eine  Hauptverbindung  von 
dem  Dorf  nach  dem  Bahnhof  werden  können,  ein  2 m breiter  Fuß- 
gängerweg angelegt  wurde  und  daß  die  Baufluchtabstände  12  m be- 
tragen haben.  Die  Straßen  haben  Leitungen  zur  Abführung  der 
Küchen-  und  Regenwässer,  Wasserzuleitung,  deren  Abzweige  bis  zu 
den  Küchen  führen,  und  sind  mit  elektrischer  Beleuchtung  versehen, 
die  nachträglich  auch  nach  den  Wohnungen  verlegt  wurde.  Die  Höfe 
und  Gärten  werden  durch  einfache  Lattenzäune  abgegrenzt.  Von  den 
Baukosten  für  die  Nebenanlagen  einschl.  der  Bepflanzung  und 
der  Bureau-  und  Bauleitungskosten  kommen  auf  die  Wohnungseinheit 
rd.  500  Mark.  Die  Gesamtkosten  einer  Wohnung  einschl.  aller  Neben- 
anlagen haben  nicht  mehr  als  4200  Mark  betragen,  die  sich  durch 
die  zu  erhebende  Miete  mit  rd.  3 vH  ohne  Bodenberechnung  verzinsen 
dürften.  Dabei  erfordert  eine  Wohnung  einschl.  Garten-,  Straßen-  und 
Bauland  rd.  245  qm  Gelände. 

Außer  einer  Schlaf hausanlage,  die  mit  neun  einzelnen  Gebäuden 
(Abb.  12)  und  einer  großen  Kantine  und  Wirtschaftsgebäude  (Abb.  16) 
in  unmittelbarer  Nähe  der  Schachtanlage  entstanden  ist,  sind  an  ge- 
meinnützigen Gebäuden  der  Benutzung  der  Arbeiter  freigegeben  ein 


; 


Erdarbeiten,  Maurer-,  Asphalt-  und  Zimmerarbeiten 

Schmiedearbeiten  

Dachdeckerarbeiten  (holl.  Pfannen)  ....... 

Klempnerarbeiten  

Tischler-,  Schlosser-,  Glaser-  und  Anstreicherarbeiten 

Ofenarbeiten 

Wasser-  und  Lichtleitung  

Insgemein  


10  500,00  Mark 
235,79  „ 

956.43  „ 

317,65  .. 

1 305,00  „ 

551.43  „ 

406,35  „ 

40,00  „ 


Zusammen  14  312,65  Mark, 
das  macht  für  eine  Wohnung  zu  durchschnittlich  3,6  Zimmern 
(dreiräumige  Wohnungen  unten,  vierräumige  Wohnungen  oben! 
rd.  3600  Mark  oder  je  1 qm  nutzbare  Wohnfläche  rd.  62  Mark.  Dabei 
hat  dieses  Haus  über  dem  Erdgeschoß  eine  Steindecke  und  einen 
kiefernen  Riemenboden  in  Asphalt. 

Uber  die  äußere  Anlage  der  Siedlung  ist  zu  sagen,  daß  die 
Straßen  eine  6m  breite  durch  Packlage  und  Schotterung  befestigte  Fahr 


Abb. 


Lageplan  der  Arbeitersiedlung  Knurow. 
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Abb.  13.  Zwischengeschoß 
mit  Badezellen. 


Abb.  12.  Schlafhaus  für  56  Mann. 

J3l. 


Abb.  14.  Erdgeschoß.  _ 

Abb.  13  bis  15 


Abb.  15.  Obergeschoß. 
Wasch-  und  Badehaus  nebst  Räumen  für 


Wasch-  und  Badehaus  (Abb.  13  bis  15),  in  dem  sich  auch  die  Räume  für 
Bildungszwecke  befinden.,  eine  Konsumanstalt  und  eine  Kleinkinder- 
schule. 

Wenn  bei  Beginn  der  Bauten  mehr  die  geschlossene  Straßenfront 
durch  Aneinanderreihen  mehrerer  Grundformen  und  Zusammenschluß 
zu  größeren  Häusergruppen  angestrebt  wurde,  so  ist  neuerdings  vor 
allem  für  die  Ausführung  der  geplanten  Erweiterung  auf  dem  südlich 
der  Landstraße  gelegenen  Gelände  hiervon  abgegangen  worden.  Es 


hat  sich  ergeben,  daß  durch  ausgedehnte  Gebäude  Schwierig 
keiten  für  die  zweckmäßige  Anordnung  der  Gärten  und  Stall- 
gebäude entstehen,  weil  die  Baublöcke  bei  ihrer  großen  Tiefe  die 
Zuteilung  der  Gärten  nur  in  größerem  Abstand  von  der  Wohnung 
ermöglichen  und  ein  Zusammenhang  des  Gartenlandes  mit  dem  Haus 
durch  die  Zwischenstellung  eines  oft  recht  staubigen  Hofes  unmöglich 
wird.  Das  soll  nun  durch  die  Anordnung  des  freistehenden  Vier- 
familienhauses vermieden  werden,  bei  dem  die  Stallungen  an  die 
Seite  des  Gebäudes  auf  die  Lücken  rücken  (Abb.  5 bis  7).  Hierdurch 
wird  auch  die  Hofgröße  auf  das  notwendige  Maß  begrenzt,  und  die 
Gärten  liegen  unmittelbar  vor  den  Fenstern  der  zugehörigen  Woh- 
nungen. Teilweise  werden  bei  den  Neuanlagen  auch  die  Stallungen 
in  das  Haus  ein  bezogen  (Abb.  17  bis  22),  was  erheblich  zur  Wärme- 
haltung beider  Teile  beiträgt  und  noch  den  Vorteil  großer  Verbilligung 

bietet.  Die  Bebauung  der  Straßen- 
seiten soll  dann  verschieden  sein, 
auf  der  einen  Seite  stehen  Häuser 
mit  Giebeleingang  und  zwei  Woh- 
nungen an  einer  Treppe  (Abb.  21), 
auf  der  anderen  Seite  Häuser  mit 
Mitteleingang  und  vier  Wohnungen 
an  einer  Treppe  (Abb.  22).  Diese 
haben  den  Zugangzu  den  Höfen  und 
den  Stallgebäuden  über  einen  sich 
bei  10  m Baufluchtabstand  und 
5,50  m Straßenbreite  noch  ergeben- 
den offenen  Vorplatz,  der,  nur  um 
weniges  über  die  Straße  erhöht, 
mit  Buschwerk  und  je  zwei  Bäu- 
men als  seitliche  Begrenzung  des 
Hauses  bepflanzt,  günstig  im 
Straßenbild  wirkt.  Mit  diesen 
beiden  Grundrißlösungen,  dem 
Haus  mit  dem  Mitteleingang  und 
dem  Haus  mit  den  Seiteneingängen 
würde  danach  die  Wohnform  zu 
bezeichnen  sein,  die  als  den  ver- 
änderten Verhältnissen  Rechnung 
tragende,  nunmehr  auch  von  dem 
Arbeiter  verlangt  wird.  Sie  hat 
eine  gegenüber  der  Planung  von 
1908  größere  Wohnfläche,  rechnet 
nur  mit  dreiräumigen  Wohnungen, 
meist  noch  mit  ausgebautem  Dach- 
raum und  sieht  die  Zuteilung  von  mindestens  8 qm  Stallraum  mit 
Futterboden,  abgetrennten  Kellerräumen  und  gemeinsamen  Trocken- 
boden vor.  An  Gartenland  sind  wenigstens  150  qm  angenommen, 
während  nicht  umfriedigtes  Pachtland  außerhalb  der  Dorflage  bis 
Vs  Morgen  überwiesen  werden  soll.  Für  jede  Wohnung  werden  hierbei 
einschl.  Straßen-,  Garten-  und  Bauland  rd.  260  qm  Grundfläche  ge- 
rechnet. Die  Ausführung  der  Wohnungen  soll  im  übrigen  in  der 
früheren  Form  erfolgen,  deren  Einzelheiten  sich  durchweg  bewährt 


Abb.  16.  Kantii  en- 
gebäude. 

V olksbildungszwecke. 


a Hauslaube. 


Erdgeschoß.  Obergeschoß. 
Abb.  17.  Vierfamilienhaus. 


Abb.  IS.  Ansicht  und  Schnitt 
zu  Abb.  17. 


Erdgeschoß. 


Obergeschoß. 
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Abb.  19.  Vierfamilienhaus,  Form  N. 


Abb.  20.  Schnitt  und  Straßenansicht 
zu  Abb.  19. 


UAbb.  21.  Vierfamilienhaus.  "Form  P. 
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a Sitzplatz 


Obergeschoß. 

Abb.  22.  Form  P,. 


b Speisekammer. 

Erdgeschoß. 
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haben.  Mehr  noch  als  früher  wird  künftig  größte  Zweckdienlichkeit  j 
und  Einfachheit  für  die  Ausführung  der  Kleinwohnungen  Grundsatz  | 
werden  müssen,  um  den  Bau  bei  den  heutigen  Preisen  zu  ermöglichen. 

Für  diese  selbst  lassen  sich  zur  Zeit  feste  Umgrenzungen  noch 
nicht  absehen.  Baustoffpreise,  wie  3U0  Mark  für  das  Tausend  Ziegel- 
steine frei  Baustelle  und  Preise  bis  1500  Mark  für  1 cbm  Bauholz, 
werden  bei  den  jetzigen  Stundenlöhnen  von  mehr  als  6 Mark  für 
den  gelernten  Handwerker  zu  Herstellungskosten  von  50000  Mark 
und  mehr  für  die  einzelne  Wohnung  führen,  die  aber  auch  eine 


wesentliche  Erhöhung  der  bisher  mit  8 bis  12  Mark  gezahlten  Mieten 
zur  Folge  haben  müssen.  Davon  wird  es  abhängen,  ob  es  gelingt, 
den  Kleinwohnungsbau  allmählich  wieder  aus  dem  Eigenbesitz  der 
Werkverwaltungen  herauszubringen  und  in  die  erstrebte  genossen- 
schaftliche Form  zu  überführen  und  lebensfähig  zu  erhalten.  Bis 
dies  gelingt,  sollte  es  das  Bestreben  der  Arbeiter  sein,  dazu  beizu- 
tragen, den  Besitz  zu  erhalten  und  anzuerkennen  ein  Maß  von  Wohl- 
wollen, das  ihnen  von  ihrer  Verwaltung  durch  die  aufgewendeten 
Mittel  bezeugt  worden  ist. 


Ferdinand 

Am  22.  .Januar  d.  J.  beschloß  ein  sanfter  Tod  den  gesegneten 
Lebensgang  des  Geheimen  Baurats  Professor  Ferdinand  Luthmer  in 
Frankfurt  a.  Main.  Luthmer  war  ein  Sohn  des  fröhlichen  Rheinlandes, 
wo  er  in  Köln  am  4.  Juni  1842  das  Licht  dieser  Welt  erblickte.  Nach 
dem  Besuch  des  Gymnasiums  in  Elberfeld  in  die  Anfangsgründe  der 
Baukunst  durch  Löfke  in  Elberfeld  und  Vincenz  Statz  in  Köln  einge- 
führt, verdankte  er  seine  weitere  Ausbildung  der  Bauakademie  in  Berlin 
und  schien  auch  nach  einer  längeren  Studienreise  durch  Frankreich 
und  Italien  hier  in  Berlin  einwurzeln  zu  wollen,  wo  sich  ihm 
schon  vor  Ablegung  der  Baumeisterprüfung  und  dann  weiterhin  eine 
lohnende  Tätigkeit  als  selbständiger  Privatarchitekt  geboten  hatte,  wo 
er  und  seine  liebenswürdige  Gattin  im  geselligen  Kreise  bedeutender 
Menschen  mit  offenen  Armen  aufgenommen  waren.  Im  wesentlichen 
galt  schon  in  dieser  Zeit  seine  Tätigkeit  der  Innendekoration,  der 
Raumkunst  und  dem  Kunstgewerbe,  dem  er  sich  sowohl  als  ent- 
werfender Künstler  wie  als  Lehrer  am  Kunstgewerbemuseum  und  an 
der  Königlichen  Akademie  der  Künste  in  Berlin  widmete.  Eine  her- 
vorragende Gabe  der  Darstellung,  die  Fähigkeit,  alle  Herzen  sowohl 
der  Schüler  wie  der  Mitarbeiter  zu  gewinnen  und  zu  begeistern, 
sicherten  ihm  bald  große  Erfolge  und  eine  führende  Stellung.  Unter 
den  Männern,  die  damals  — vom  Beginn  der  siebziger  Jahre  ab  — 
das  deutsche  Kunstgewerbe  auf  eine  technisch  gesunde  Grundlage  ge- 
stellt und  ihm  hohe  künstlerische  Ziele  gesteckt  haben,  muß  Luthmer 
mit  an  erster  Stelle  genannt  werden. 

So  ist  es  nicht  verwunderlich,  daß  der  Vorstand  der  Kunstgewerbe- 
schule in  Frankfurt  a.  Main,  als  er  eines  hervorragenden  Mannes  zur 
Einrichtung  und  Leitung  seiner  Schule  bedurfte,  Ferdinand  Luthmer 
an  sich  zog.  Und  der  fand  so  sein  Lebenswerk,  dem  er  sich  bis  zu 
seinem  Tode,  42  Jahre  hindurch,  zunächst  20  Jahre  lang  mit  gleich- 
zeitiger Leitung  des  Kunstgewerbemuseums  und  der  Bücherei,  dann 
ausschließlich  widmete.  Noch  kurz  vor  seinem  Tode  wurde  ihm  die 
tröstliche  Kunde,  daß  dieses  sein  eigenstes  Werk,  welches  von  der 
Ungunst  der  Zeit  arg  bedroht  erschien,  nun  doch  in  seinem  Bestand 
gesichert  hingestellt  wurde. 

Man  möchte  diese  Ausschließlichkeit  bedauern,  wenn  man  weiß, 
wie  stark  in  Luthmer  auch  die  Kraft  zur  Gestaltung  von  Bauwerken 
großen  Stils  lebte.  Seine  Mitwirkung  beim  Neubau  des  Frankfurter 
Rathauses,  wenn  auch  nur  vorbereitend  und  beratend,  legt  davon 


Luthmer  f. 

Zeugnis  ab.  und  am  ausgeführten  Werk,  namentlich  an  seinem  stadt- 
baulichen Gesicht,  nimmt  man  jetzt  noch  Spuren  Luthmerschen  Geistes 
wahr.  Vor  neun  Jahren  eröffnete  sich  ihm  noch  einmal  die  Aussicht 
auf  Betätigung  an  einer  größeren  Bauaufgabe,  der  eines  bischöflichen 
Priesterseminars  in  Limburg  a.  d.  Lahn.  Es  liegt  ein  umfangreicher 
Entwurf  Luthmers  zur  Lösung  dieser  dankbaren  Aufgabe  vor.  Hier 
hinderte  der  Krieg  fernere  Betätigung,  dort  der  Vertrag  mit  dem  Vor- 
stand der  Kunstgewerbeschule,  der  ihm  — er  war  eben  „Beamter“  — 
bauliche  Privatpraxis  untersagte.  Ob  das  im  Interesse  der  Öffent- 
lichkeit oder  auch  nur  der  geleiteten  Schule  lag?  Man  kann  es  be- 
zweifeln. Jedenfalls  empfand  es  Luthmer  manchmal  schwer,  und  es 
bedurfte  der  ganzen  Liebe  und  Hingebung  für  sein  Hauptamt,  um 
solchen  Verzicht  erträglich  erscheinen  zu  lassen. 

Ein  Nebenamt  war  ihm  jedoch  gestattet.  Seit  1902  war  er  Bezirks- 
konservator für  Hessen-Nassau.  Auch  auf  diesem  Gebiet  hat  er  eine 
eifrige  Tätigkeit  entfaltet,  reich  an  Erfolgen,  die  nicht  nur  auf  seiner 
fachlichen  Befähigung,  sondern  mehr  noch  auf  seiner  ganzen  Persön- 
lichkeit beruhten.  Er  begann  mit  der  Inventarisation  der  Bau-  und 
Kunstdenkmäler  des  östlichen  Taunusgebiets  und  des  Rheingaues. 
Das  sollte  nach  seinem  Wunsch  ein  Werk  werden,  das  auch  im 
kleinsten  Städtchen  oder  Dorf,  in  jedem  Wirtshaus  dieses  gesegneten 
Landstriches  ausliegen  und  die  Herzen  der  Bewohner  und  des  fremden 
Wanderers  öffnen  sollte  zum  Verständnis  und  zur  Begeisterung  für 
die  Kunstscbätze  des  Orts.  Selbst  eine  gelegentliche  Taufe  durch 
Spritzer  köstlichen  Rebensaftes  schien  ihm  für  sein  Buch  gedeihlicher 
als  aller  Staub  der  Büchereien  allergelehrtester  Leute. 

Was  bleibt  uns  nun  von  Luthmers  Lebenswerk?  Eine  Reihe  aus- 
geführter Arbeiten  des  Innenbaues  und  des  Kunstgewerbes,  z.  B.  das 
kunstvolle  Ratssilber  der  Stadt  Frankfurt  a.  Main,  ferner  außer  den 
genannten  Inventarisationswerken  eine  stattliche  Reihe  von  Werken 
über  Gebiete  des  Kunstgewerbes,  vor  allem  aber  das.  was  er  in 
Tausenden  begeisterter  Schüler  gesät  und  gepflanzt  hat,  was  auf- 
geht und  noch  aufgehen  und  gedeihen  wird  zum  Heil  der  Kunst  und 
des  Kunstgewerbes.  Es  war  ihm  vergönnt,  noch  bis  zum  Ende  seiner 
Tage  frisch  und  rüstig  zu  wirken,  bis  ihm  der  Tod  den  Griffel 
aus  der  fleißigen  Hand  nahm.  So  ist  denn  auch  der  Kreis  derer 
ein  großer,  denen  sein  Bild  in  der  Erinnerung  und  im  Herzen  fort- 
leben wird.  S. 


Vermischtes. 


Die  Würde  eines  Doktor -Ingenieurs  ehrenhalber  haben  Rektor 
und  Senat  der  Technischen  Hochschule  Hannover  auf  einstimmigen 
Antrag  der  Abteilung  für  chemisch-technische  und  elektrotechnische 
Wissenschaften  dem  Geheimen  Justizrat  Maximilian  Kempner  in 
Berlin  verliehen. 

Zum  Ehrenmitglied  der  Technischen  Hochschulen  Preußens 
und  der  Technischen  Hochschule  Danzig  haben  die  Rektoren  und 
Senate  den  Ministerialdirektor  a.  D.  Wirklichen  Geheimen  Rat  D.  Dr. 
Sr.=Sn3-  Otto  Naumann  in  Berlin  anläßlich  seines  Austritts  aus 
dem  Staatsdienst  ernannt  (s.  a.  S.  47  d.  Bl.)  in  voller  Würdigung 
seiner  langjährigen,  segensreichen  Amtstätigkeit  und  seiner  hohen 
Verdienste  um  die  Hebung  und  Entwicklung  der  Technischen  Hoch- 
schulen; 

ferner  ist  zum  Ehrenmitglied  der  Technischen  Hochschule  Berlin 
vom  Senat  der  Hochschule  aus  Auslaß  des  hundertjährigen  Bestehens 
des  Vereins  zur  Beförderung  des  Gewerbefleißes  der  Wirkliche  Geheime 
Rat  Dr.  Richter  in  Berlin-Dahlem  ernannt  worden  in  Anerkennung 
seiner  Verdienste  um  die  Technische  Wissenschaft  und  die  Industrie 
als  Vorsitzender  des  Vereins  sowie  als  Deutscher  Reichskommissar 
auf  den  letzten  Weltausstellungen. 

Wettbewerb  für  Entwürfe  zu  einer  Verbindung  über  den  Limfjord 
zwischen  Aalborg  uud  Piürresuudby  iu  Dänemark  (1920  d.  Bl.,  S.  211 
u.  380).  Das  Preisgericht  bat  anstatt  eines  ersten  Preises  von  15000  und 
eines  zweiten  Preises  von  10000  Kronen  zwei  Entwürfen  je  einen  Preis 
von  12500  Kronen  zuerkannt,  und  zwar  dem  Entwurf  der  Maschinen- 
fabrik Augsburg-Nürnberg  A.-G.  in  Gustavsburg  bei  Mainz  gemeinsam 
mit  Christiani  u.  Nielsen  in  Kopenhagen,  sowie  der  Gutehoffnungshütte 


in  Sterkrade,  gemeinsam  mit  Monberg  u.  Thorsen  in  Kopenhagen  und 
Professor  Karl  Wach  in  Düsseldorf.  Den  dritten  Preis  (5000  Kronen) 
erhielt  der  gemeinsame  Entwurf  von  Diplomingenieur  0.  Bolliger  und 
Diplomingenieur  Iv.  Kihm  in  Luzern,  Diplomingenieur  Dr.  G.  Lüschner 
in  Aarau  und  Architekt  L.  M.  Daxelhofer  in  Bern.  Angekauft  (für  je 
2000  Kronen)  wurden  sechs  Entwürfe,  und  zwar  von  Ingenieur  M.  D. 
Salomonsen  mit  Ingenieur  Dr.  Holger  Schmidt  und  Ingenieur  C.  0. 
Wanscher  in  Kopenhagen;  Ingenieur  Anker  Engelund  in  Kopenhagen; 
Aktiengesellschaft  Armerad  Betong  in  Malmö  mit  Dr.  Fritz  Emperger 
in  Wien,  Ingenieur  G.  Neumann  in  Györ,  Ingenieur  Johannes  Borge 
in  Kopenhagen  und  Architekt  Yngve  Herrström  in  Malmö;  Gesellschaft 
Harkort  in  Duisburg  mit  der  Tiefbauunternehmung  Heinrich  Butzer 
in  Dortmund  und  Architekt  Professor  W.  Kreis  u.  C.  A.  Jüngst  in 
Düsseldorf  (als  Berater  Professor  Dr.  Möller  in  Braunschweig);  Brücken- 
konstruktionsbureau Nilsson  u.  Co.  (E.  Nilsson,  N.  Boiinder,  G.  Cervin, 
S.  Kasarnowsky,  C.  Selmer)  in  Stockholm  mit  Architekt  Cyrillus 
Johansson;  A.  G.  Konrad  Zschokke  in  Döttingen  mit  S.  A.  Konrad 
Zscbokke  in  Genf,  unter  Mitwirkung  von  Ingenieur  Professor  E.  Meyer. 
A.  G.  Escher  Wyss  u.  Cie.  und  Architekt  H.  Kuhn  in  Zürich.  — Es 
waren  42  Entwürfe  eingereicht  worden,  die  vom  15.  bis  28.  d.  M.  im 
Museum  in  Aalborg  und  später  in  Kopenhagen  ausgestellt  werden. 

Znm  Wiederaufbau  des  Schlosses  Gottorp  (s.  Denkmalpflege 
1921,  S.  1)  können  wir  die  freudige  Mitteilung  bringen,  daß  mit  Ge- 
nehmigung des  Reichsschatzministers  zunächst  soviel  Mittel  zur  Ver- 
fügung gestellt  werden,  daß  sie  zusammen  mit  dem  Zuschuß  für 
„produktive  Erwerbslosenfürsorge“  ermöglichen,  sofort  mit  dem 
Wiederaufbau,  dem  Anfang  zum  völligen  Ausbau,  zu  beginnen.  In 
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ganz  Schleswig-Holstein  und  auch  im  Reich  wird  dieser  Beschluß  die 
lebhafteste  Genugtuung  auslösen.  Als  erster  Teilbetrag  im  Haus- 
halt des  Reichsschatzministers  für  1921  sind  1,7  Mill.  Mark  vorgesehen. 
Der  schöne  Erfolg  ist  dem  einträchtigen  Zusammenwirken  der  ver- 
schiedenen Behörden  zuzuschreiben. 

Auch  in  dem  preußischen  Minister  der  öffentlichen  Arbeiten  Oeser 
hatte  bei  Gelegenheit  einer  dienstlichen  Anwesenheit  in  Schleswig  die 
Beseitigung  des  gegenwärtigen  unwürdigen  Zustandes  einen  warmen 
Fürsprecher  gefunden,  und  nicht  zuletzt  hat  Regierüngs-  und  Baurat 
Dr.  J änecke  in  Schleswig  besonders  durch  seine  jahrelange  Werbetätig- 
keit viel  zu  den  Erfolgen  beigetragen;  ihm  ist  die  Wahrnehmung  der 
Forderungen  der  Denkmalpflege  beim  Wiederaufbau  übertragen  worden. 

Die  Abwicklungsbehörde  des  Verwaltungschefs  beim  General* 
gouverneinent  Warschau  — Berlin  NW  6,  Luisenstraße  31a  — gibt 
bekannt,  daß  die  Möglichkeit  nicht  ausgeschlossen  ist,  das  von  den 
Beamten  der  früheren  Zivilverwaltung  und  den  Militärpersonen  des 
Besatzungsheeres  im  November  1918  in  Polen  zurückgelassene  Gepäck 
nach  Deutschland  zu  schaffen.  Die  Bedingungen  und  die  Vordrucke 
für  die  nähere  Bezeichnung  der  Gepäckstücke  sind  von  der  Abwick- 
lungsbehörde zu  beziehen. 

Eisenach.  Garbe. 

Der  Laudes  verein  bayerischer  Baustoff -Verbraucher  wurde  in 
der  in  München  abgehaltenen  Hauptversammlung  auf  Antrag  des 
Vorstandes  aufgelöst.  Ein  ausführlicher  Geschäftsbericht  gab  einen 
zusammenfassenden  Überblick  über  die  Tätigkeit,  die  der  Verein  im 
Interesse  der  baustoffverbrauchenden  Kreise  und  insbesondere  des 
Kleinwohnungsbaues  entfaltet  hatte;  auch  auf  die  Preisgestaltung  der 
Baustoffe  hat  der  Verein  seinen  Einfluß  ausgeübt.  (Der  Antrag  auf 
Auflösung  wurde  angenommen,  da  sich  die  Verhältnisse  auf  dem 
Baustoffmarkt  seit  Gründung  des  Landesvereins  grundsätzlich  geändert 
haben,  auch  reichten  die  Einnahmen  trotz  der  Zuschüsse  der  bayerischen 
Staatsregierung  zur  Fortführung  der  Vereinsarbeiten  nicht  mehr  aus.) 
Das  Ministerium  für  soziale  Fürsorge  hat  die  Deckung  der  im  letzten 
Vereinsjahr  aufgelaufenen  ungedeckten  Auslagen  übernommen.  Dem 
Wunsche  der  Hauptversammlung,  daß  die  bisherigen  Aufgaben  des 
Landesvereins  von  einem  Beirat  weitergeführt  werden  möchten,  für 
den  die  im  Landesverein  vertretenen  Kreise  in  der  Zusammensetzung 
des  bisherigen  Vorstandes  in  Aussicht  genommen  sind,  soll  durch 
Angliederung  dieses  Beirates  beim  Ministerium  für  soziale  Fürsorge 
Rechnung  getragen  werden. 

Die  öffentlichen  Arbeiten  in  Bulgarien  vor  dem  Weltkriege. 
In  dem  Aufsatz  über  die  bulgarische  Balkanquerbahn  (1920  d.  Bl., 
Nr.  95,  97)  streift  der  Verfasser  2)r.=3>l3-  Remy  auch  die  Vorgänge, 
die  sich  bei  der  Verdingung  abgespielt  haben.  In  Wirklichkeit  war 
das  Mißverhältnis  zwischen  der  Preisermittlung  der  erfahrenen 
deutschen  Firma  und  der  Pauschalsumme,  zu  welcher  dem  Unter- 
nehmer Slatin  der  Zuschlag  erteilt  worden  ist,  erheblich  größer. 
Ph.  Holzmann  u.  Ko.  hatte  den  Bahnbau  Tirnowo— Stara  Sagora  ur- 
sprünglich zu  26  Mill.  Franken  veranschlagt.  Mit  dieser  Summe  hatte 
die  deutsche  Firma  ins  Schwarze  getroffen;  denn  die  bis  heute  noch 
geltend  gemachten  Nachforderungen  der  Firma  Slatin,  welche  den 
Bahnbau  zu  18  Mill.  Franken  angeboten  und  zu  14,6  Mill.  Franken 
(nicht  Lewa)  übernommen  hatte,,  betragen  vorläufig  8 Mill.  Franken, 
doch  stehen  noch  weitere  Forderungen  aus.  Das  außergewöhnliche 
Mißverhältnis  zwischen  Angebot  und  Selbstkosten  der  Ausführung  ist 
für  die  öffentlichen  Arbeiten  in  Bulgarien  eine  wiederkehrende  Er- 
scheinung, so  daß  es  von  allgemeinem  Interesse  sein  dürfte,  deren  Ur- 
sache^ nachzugehen.  Ich  gebe  zunächst  eine  Übersicht  über  die  Ver- 
gebungsummen und  die  Nachforderungen  der  Unternehmer  der  in  den 
letzten  zehn  Jahren  vor  dem  Kriege  ausgeführten  Bauten. 
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Lewa 

Lewa  || 

1.  1 Borustica — Stara  Zagora 

1 1 744  000 

10  567  029  Vom  Nov.  1913  ab  für 

Personal-Pauschale 
120  000  Lewa  fiir  das 

■ lahr. 

2.  Zareva  Li vada-Gabro  wo 

2 738  000 

2 195  220 

3.  [ Ljeskovec — Swistow  . . 

4 150  751 

3 436  243 

4.  Djevnja — Dobric  . . . 

5.  Tirnowo  — Travna  — Bo- 

4 975  000 

5 665  179 

rustica  (Balkan -Quer- 
bahn)   

14  644  495 

8 000  000 

C.  Mezdra— Vidin  .... 

22  725  000 

Nachforderung  Bi»  1916  geleistet 
auf  bisherige  uach  Massen  verzeich- 

Leistung  nis  fiir 

7 0 4 5 0 00  13  700  000  Lewa. 

7.  Sofia— Roman  .... 

21  175  0O0 

« nnn  nnn  ! Bisher  durch  Schieds- 
8 000  000  gericht  anerkannt 

4 291  000  Lewa. 

8.  Zeutralbahn  Roman 

Bisher  durch  Schieds- 

Schimento 

21000000 

r | i • •)  nnn  gericht  anerkannt 

0 4U.UW  3 800  000  Lewa. 

Bei  den  Hafenbauten  für  Burgas  und  Warna  sind  ähnliche  Er- 
scheinungen aufgetreten.  Ihre  Ursache  liegt  wohl  hauptsächlich  in 
dem  Umstand,  daß  die  bulgarischen  Unternehmer  durchweg  keine 
Fachleute  sind.  Vertrauend  auf  die  Unterstützung  ihrer  politischen 
Freunde  übernehmen  sie  die  schwierigsten  Arbeiten,  zu  deren  Durch- 
führung meistens  ausländische  Ingenieure  angestellt  wurden,  du 
Bulgarien  nur  über  eine  geringe  Zahl  tüchtiger  Techniker  verfügt, 
welche  gerade  ausreicht,  die  leitenden  Stellen  im  Eisenbahnwesen  und 
Wasserbau  zu  besetzen.  Ohne  technische  Vorbildung,  unkundig  der 
Kenntnisse  und  Erfahrungen,  welche  eine  Baukostenberechnung  er- 
fordern muß,  gingen  sie  an  die  gefahrvollsten  Unternehmungen  heran, 
wie  der  Spieler  sich  au  den  grünen  Tisch  setzt. 

Zweifellos  sind  auf  das  laienhafte  Unternehmertum  große  Ver- 
luste zurückzuführen.  Dies  ist  aber  nicht  die  einzige  Ursache.  Haupt- 
schuld trägt  das  bulgarische  Lastenheft,  welches  Bedingungen  ent- 
hält, die  es  einem  rechtschaffenen  Unternehmer  eigentlich  unmöglich 
machen,  an  öffentlichen  Arbeiten  sich  zu  beteiligen.  Nach  diesem 
wurden  die  Arbeiten  zu  einem  Pauschalbetrag  vergeben,  doch  mußte, 
der  Unternehmer  sich  verpflichten,  25  vH  Mehrleistungen  für  Erd- 
arbeiten und  Kunstbauten  ohne  Entgelt  auszuführen.  Wenn  auch 
bei  den  während  des  Krieges  ausgearbeiteten  Lastenheften  dieser  Satz 
auf  10  vH  herabgesetzt  worden  ist,  so  bleibt  er  noch  hoch  genug,  um 
bei  strenger  Auslegung,  die  bisher  als  Regel  galt,  den  Unternehmer 
um  den  ganzen  Verdienst  zu  bringen.  Hierin  liegt  die  Ursache,  daß 
bisher  keine  ausländische  Unternehmung  sich  zur  Übernahme  öffent- 
licher Arbeiten  in  Bulgarien  hat  entschließen  können.  Eine  Ausnahme 
machte  nur  die  Eisenindustrie,  auf  deren  Lieferung  Bulgarien  ange- 
wiesen war;  hier  wurden  auch  besondere  Lieferungsbedingungen  ver- 
einbart. Eine  weitere  große  Gefahr  für  den  Unternehmer  öffentlicher 
Arbeiten  lag  in  der  bulgarischen  Gesetzgebung.  Jeder  öffent- 
liche Bau,  den  eine  Parlamentmehrheit  genehmigt  hatte,  konnte  durch 
Beschluß  einer  anderen  Mehrheit  eingestellt  werden,  gleichgültig,  in 
welchem  Bauzustand  sich  das  Unternehmen  befand.  Zahlreiche 
Straßenbauten,  welche  durch  das  Parlament  genehmigt  worden  sind, 
wurden  nach  Neuwahlen  stillgelegt,  während  andere  Ausführungen  in 
Angriff  genommen  wurden,  die  nach  Sturz  der  Mehrheit  das  gleiche 
Schicksal  erreichte.  Die  Folge  ist  der  schlechte  Zustand  der  Wege 
und  die  außergewöhnlich  geringe  Anzahl  von  Chausseen.  In  allen 
Gegenden  findet  man  aber  begonnene,  unvollendete  Bauten  als  Denk- 
male parlamentarischer  Willkür.  Das  Gesetz  gibt  allerdings  dem 
Unternehmer  das  Recht,  in  solchen  Fällen  Schadenersatz  zu  fordern. 
Es  dürfte  aber  wenige  Fälle  geben,  die  zu  einer  gerichtlichen  Ent- 
scheidung geführt  haben,  da  der  bulgarische  Richter  sich  scheut,  einen 
Spruch  zu  fällen,  der  gegen  den  Beschluß  einer  Mehrheit  gerichtet  ist. 

Berlin.  Morgenstern,  Regierungs- und  Baurat  a.  D. 


Bücherschan. 

Baustadien  und  Baubilder.  Von  Josef  Bayer.  Aus  dem  Nach- 
laß herausgegeben  von  Robert  Stiaßny  f.  Jena  1919.  Eugen 
Diederichs.  296  S.  8».  Geh.  18  Jl,  geh.  28  Jt.  • 

Josef  Bayer,  1827  als  Deutschböhme  geboren,  widmete  sich  als 
Schriftsteller  zunächst  der  Geschichte  der  schreibenden  und  bildenden 
Künste  im  allgemeinen,  war  1871  bis  1898  Lehrer  der  Ästhetik  an  der 
Technischen  Hochschule  Wien  und  starb  ebendort  im  Jahre  1910. 
Nach  dem  von  Stiaßny  vorangestellten  Lebensbild  war  er  ein  ebenso 
vornehm  sich  zurückhaltender  wie  umfassender  und  klar  erkennender 
Geist,  und  die  vorliegende  Auswahl  seiner  Schriften  bezeugt  insbe- 
sondere das  bei  einem  Nichtfachmann  erstaunliche  Verständnis  für 
die  Baukunst  sowohl  der  Vergangenheit  als  für  die  seiner  Zeitgenossen. 
Macht  nun  die  anschauliche  und  gedankenreiche  Schreibweise  Bayers 
schon  die  bau-  und  stilgeschichtlichen  Skizzen  über  frühere  Zeiten 
zu  einem  genußreichen  Lesestoff,  so  haben  seine  Ausführungen  über 
die  zweite  Hälfte  des  neunzehnten  Jahrhunderts  einen  fast  urkund- 
lichen Wert.  Unterstanden  doch  jene  künstlerisch  bewegten,  nach 
unserem  vorläufigen  Urteil  allerdings  wenig  erfolgreichen  Jahrzehnte 
der  führenden  Wirkung  eines  Mannes,  den  die  Baukunst  zu  allen 
Zeiten  mit  Stolz  als  den  ihrigen  nennen  wird,  Gottfried  Sempers 
(1803  bis  1878).  Das  von  diesem  entworfene  Lebensbild  und  eine 
eingehende  Würdigung  seiner  Schriften  und  Bauwerke  werden  ebenso 
wie  viele  sonstige  Betrachtungen  über  zeitgenössische  Bestrebungen 
denen  als  vortreffliche  Einführung  dienen,  die  sich  mit  jener  Bau- 
kunst auseinandersetzen  wollen,  die  besonders  der  heute  so  schreck- 
lich heimgesuchten  Kaiserstadt  an  der  Donau  eine  europäische 
Bedeutung  verliehen  hat.*)  Nach  Bayers  Urteil  bedeutet  die  damalige 
Anpassung  antik-römischer  Baugedanken  und  italienischer  Renaissance- 
formen an  neuzeitliche  Bauaufgaben  ebensowenig  einen  Rückschritt 

*)  Vgl.  a.  Denkmalpflege  1919  S.  59,  Die  Wiener  Architektur  unter 
Kaiser  Franz  Josef. 
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als  eine  der  früheren  Wiedergeburten  klassischer  Kunst,  und  bereitete 
vor  allem  das  1860  erschienene  Hauptwerk  Sempers  „Der  Stil  in  den 
technischen  und  tektonischen  Künsten  oder  praktische  Ästhetik“  die 
Grundlage  für  die  zukünftigen  Fortschritte  des  Kunstschaffens.  Daß 
solche  Gedankenreihen  nicht  in  Gelegenheitsschriften  und  Vorlesungs- 
heften vergraben  blieben,  sondern  weiterer  Forschung  in  übersichtlicher 
Form  vorgelegt  wurden,  ist  nicht  nur  dem  inzwischen  verstorbenen 
ersten  Herausgeber,  sondern  bei  der  gegenwärtigen  Wirtschaftslage 
auoh  dem  Verlag  als  Verdienst  anzurechnen.  Kr. 

Neuere  Vergehungsarten  für  Bauarbeiteu  im  Rahmen  des  Ver- 
dingungswesens. Von  2)r.=3n().  Karl  Steinbrecher,  Regierungs- 
baumeister im  Reichsverkehrsministerium.  Zweigstelle  Preußen-Hessen. 
Berlin  1920.  Hans  Robert  Engelmann.  115  S.  in  8°  mit  2 Abb. 
Geh.  20  Jit. 

Die  Abhandlung  zieht  aus  den  verschiedenen  Formen  der  Vergebung 
von  Leistungen  und  Lieferungen  durch  Behörden  ein  Werturteil  für 
die  weitere  zweckmäßige  Entwicklung  des  Verdingungswesens.  Während 
der  letzten  zehn  Jahre,  in  denen  sich  die  vorzuberechnenden  Vertrags- 
grundlagen für  die  Ausführung  von  Bauten  aller  Art  in  äußerster 
Form  veränderten,  konnte  das  Spiel  zwischen  Rechten  und  Pflichten 
des  Auftraggebers  und  Auftragnehmers  in  bisher  nicht  möglicher 
Weise  nach  allen  Richtungen  in  Erscheinung  treten  und  bemerkens- 
werte Vergleichsmöglichkeiten  geben  über  Vorteile  und  Nachteile  der 
angewandten,  auf  tunlichst  reibungslose  Durchführung  der  Bauarbeiten 
eingestellten  Verdingungsarten.  Ein  Abschluß  in  der  Ausgestaltung 
des  Verdingungswesens  ist  damit  naturgemäß  nicht  zu  erhoffen,  sie 
wird  weiterhin  im  Fluß  bleiben.  Um  so  dankenswerter  muß  es  be- 
grüßt werden,  wenn  der  Verfasser  aus  seiner  Erfahrung  heraus  es 
unternommen  hat,  diesen  so  schwierigen  Stoff,  wie  er  im  Verlauf 
zweier  Zeiträume  von  grundverschiedenen  Wirtschaftsbedingungen  für 
die  Bautätigkeit  geboten  wurde,  rückschauend  zu  zergliedern  und 
zur  Auswertung  für  die  künftige  Zeit  zu  begutachten. 

ln  den  drei  Teilen  des  Werkchens  werden  die  bis  zu  den  letzten 
Kriegsjahren  bei  den  Behörden  üblichen  Vergebungsarten,  die  Ver- 
fahren nach  dem  Kriege  und  Vorschläge  für  die  Fortentwicklung  des 
Verdingungswesens  behandelt.  Nach  einem  geschichtlichen  Rückblick 
über  die  verschiedenen  Versuche  des  Staates  und  der  beteiligten 
Kreise,  die  Vergebungsarten  nach  festen  Einheitpreisen  möglichst 
einwandfrei  zu  gestalten,  wird  die  Wirkung  der  nach  dem  Kriege  zu 
erhöhter  Bedeutung  gelangten  unsicheren  Posten  wie  der  Lohnver- 
hältnisse, der  Baustoff-  und  Gerätepreise  und  der  Einschätzung  der 
Leistungen  von  Menschen  und  Maschinen  auf  die  Gestaltung  zweck- 
entsprechender Vergebungsarten  eingehend  erörtert.  Grundsätzlich 
will  der  Verfasser  an  dem  freien  Wettbewerb  in  Form  öffentlicher 
Ausschreibung  unter  möglichster  Ausschaltung  wirklicher  oder  ver- 
meintlicher Mißstände  sowie  an  der  Vergebung  nach  festen  Einheit- 
preisen festhalten,  sofern  die  Wirtschafts  Verhältnisse  es  irgendwie 
gestatten.  Man  war  bisher  geneigt,  den  in  den  Kolonien  und  bei 
dem  Bau  der  Bagdadbahn  geübten  Verfahren  der  Vergebung  nach 
reinen  Selbstkosten  mit  fester  oder  veränderlicher  Stichsumme  jeg- 
lichen Wert  für  die  Ausgestaltung  unseres  heimischen  Verdingungs- 
wesens abzusprechen.  Die  nunmehr  unter  dem  Zwange  der  Ver- 
hältnisse in  den  letzten  Jahren  angewandten  ähnlichen  Vergebungs- 
arten haben  demgegenüber  zu  dem  Ergebnis  geführt,  daß  bei  ihrer 
Erprobung,  abgesehen  von  ihrer  Zweckmäßigkeit  bei  schwankenden 
Marktverhältnissen,  sich  die  Wichtigkeit  einer  ins  einzelne  gehenden 
Vorberechnung  durch  beide  Parteien  offenbart  hat.  Der  Ver- 
fasser weist  mit  Recht  auf  diesen  Punkt  besonders  hin  und  zeigt 
damit  zum  Nutzen  jeder  öffentlichen  und  privaten  Bautätigkeit  den 
Weg,  die  vor  dem  Kriege  geübte  Vertragstreue  wieder  zur  Geltung  zu 
bringen  und  die  unliebsamen  Einwirkungen  unklarer-  Verdingungs- 
unterlagen und  wechselnder  Marktverhältnisse  auf  die  Abwicklung 
von  Bauverträgen  möglichst  auszuschalten.  Es  ist  zu  wünschen,  daß 
die  Baubeamten  sich  neben  der  Kenntnis  aller  einschlägigen  Wirt- 
schaftsgebiete mit  allen  Einzelheiten  der  vorberechnenden  Einschätzung 
vertraut  machen  und  damit  sich  ein  Rüstzeug  schaffen  zu  lebendiger 
und  schöpferischer  Mitwirkung  bei  der  Lösung  der  heutigen  wirt- 
schaftlichen Aufgaben  im  gesamten  Bauwesen.  In  diesem  Sinne  bringt 
das  Büchlein  auch  lehrreiche,  geschickt  gewählte  Beispiele  für  die 
Berechnung  der  Selbstkosten,  von  denen  der  Unternehmergewinn  und 
die  Geschäftsunkosten  grundsätzlich  zu  trennen  sind. 

Das  Werkchen  kann  den  Anspruch  erheben,  beachtenswerte 
Richtlinien  für  die  richtige  Wahl  der  Vergebungsart  zu  geben  und  den 
Weg  zu  zeigen,  der  bei  den  Bauausführungen  im  Hoch-  und  Tiefbau 
einem  ersprießlichen  Zusammenarbeiten  beider  Parteien  die  geringsten 
Hemmungen  bringt.  Es  kann  daher  allen  im  Bauwesen  tätigen  oberen 
und  mittleren  Beamten,  den  Studierenden  der  Technischen  Hochschulen 
sowie  den  im  Erwerbsleben  stehenden  Fachleuten  das  Studium  der 
Abhandlung  besonders  empfohlen  werden. 

Berlin.  Pirath. 

V erlag;  von  Wilhelm  Ernst  & Sohn,  Berlin.  — Für  den  nichtamtlichen  Teil  verau 


50.  Verzeichnis  der  wissenschaftlichen  Abhandlungen  zur  Er- 
langung der  Würde  eines  Doktor- Ingenieurs*)  bei  der  Technischen 
Hochschule 

Berlin:  Albrecht,  Johannes.  Der  Maschinenraumabzug  in  der 
britischen  Schiffsvermessung.  1919.  Berlin  1920.  Jul.  Springer.  Ver- 
öffentlicht: Jahrbuch  der  Schiffbautechnischen  Gesellschaft,  21.  Bd- 
Jahrg.  1920.  — Buxbaum,  Bertold.  Die  Entwicklungsgrundzüge  der 
industriellen  spanabhebenden  Metallbearbeitungstechnik  im  18.  und 
19.  Jahrhundert.  1919.  Berlin  1920.  Jul.  Springer.  — Clotofski, 
Fritz.  Untersuchungen  über  die  Verbindungsbildung  und  das  elektro- 
motorische Verhalten  des  Cers  in  seinen  Legierungen  mit  dem  Eisen 
und  Zink.  1920.  Veröffentlicht:  Zeitschrift  für  anorg.  und  allgem. 
Chemie.  114.  Bd.  1920.  Verlag  von  Leop.  Voß.  — Dobert,  Paul. 
Ludwigslust  im  Anfang  des  19.  Jahrhunderts.  Ein  Beitrag  zur  Ge- 
schichte des  Klassizismus  1914.  Veröffentlicht  unter  dem  Titel: 
Bauten  und  Bauwerke  in  Ludwigslust.  Magdeburg  1920.  Karl  Peters 
Verlag.  — Herovici,  Leonida.  Studien  über  Chromone.  1919.  — 
Klinkmüller,  Johannes.  Kunststeine  und  Beurteilung  ihrer  Eignung 
als  Fahrbahnbelag  im  modernen  Straßenbau.  1919.  — Lövenbein, 
Adalbert.  Uber  den  Einfluß  m- ständiger  Hydroxylgruppen  in  Phe- 
nolen bei  Benzopyronsynthesen.  1919.  — Lubowrsky,  Kurt.  Der 
Einfluß  der  Massenträgheit  elektromotorischer  Antriebe  auf  die  erreich- 
bare Anfahrbeschleunigung  (unter  besonderer  Berücksichtigung  des 
Rollgangbetriebes).  1914.  (Auszug.)  Veröffentlicht:  Elektrotechnische 
Zeitschrift  1920.  15.  Heft.  — Schröder,  Richard  Beiträge  zum 

Betrieb  von  Stadtentwässerungen.  1917.  Veröffentlicht  (teilweise) 
1920:  Technisches  Gemeindeblatt.  Berlin.  Karl  Heymanns  Verlag. 
Thiele,  Max.  Über  die  Darstellung  von  Fettsäuren  aus  Paraffin- 

1919.  — v.  Tucholka,  Josef.  Der  Kohlenbergbau  Serbiens,  seine 
technischen  und  wirtschaftlichen  Entwicklungsmöglichkeiten.  1919.  — 
Urtel,  Rudolf.  Federnde  Räder  für  Lastkraftwagen.  1917.  Berlin 

1920.  M.  Krayn.  — ■ Weiter,  Georg.*  Elastizität  und  Festigkeit  von 
Untereutektoiden-  und  Spezialstählen  bei  Temperaturen  bis  500 0 C. 
1916.  Berlin  1920.  — Zimmermann,  Erich.  Aufsuchung  von  Mittel- 
werten für  die  Formen  ausgewachsener  Meereswellen  auf  Grund  alter 
und  neuer  Beobachtungen.  1915.  Veröffentlicht  in  der  Zeitschrift 
„Schiffbau“,  21.  Jahrg.  1920.  Nr.  23  u.  24. — Zuniga,  Arturo  Wieland. 
Verhalten  der  Phenole  gegenüber  dem  Oxalessigester.  1920. 

Breslau:  Hengstenberg,  0.  Über  die  spezifischen  Wärmen 

einiger  metallhüttenmännisch  wuchtiger  Sulfide  mit  besonderer  Be- 
rücksichtigung höherer  Temperaturen.  Halle  a.  d.  Saale  1920.  Wil- 
helm Knapp. — Kleylein.  Kurt.  Studien  zum  Superphosphatprozeß. 
1920.  (Auszug.) 

Danzig:  Albrecht,  Philipp.  Die  Dampfdruckkurven  von  Na  CI, 
NaBr,  NaJ,  NaF.  KCl,  KBr,  KJ,  NaOH  und  KOH.  1920.  (Auszug.j 
Veröffentlicht:  Zeitschrift  für  Elektrochemie.  — Sieg,  Bruno.  Uber 
den  Mechanismus  einiger  Verbrennungen.  1920.  (Auszug.  Veröffent- 
licht: Berichte  der  Deutschen  Chemischen  Gesellschaft. 

Dresden:  Diethelm,  John.  Wirtschaftlich- technische  Fragen 
des  schweizerischen  Hotelbaues.  Zürich  1920.  Rascher  u.  Ko.  — 
Müller,  Karl.  Die  Karawanserai  im  vorderen  Orient.  Berlin  1920. 
Zirkelverlag.  — Ney  naher,  Adolf  (f  1914).  Die  Wehrbauten  des 
Irak.  Berlin  1920.  Zirkelverlag.  — Pia  ul,  Rudolf.  Die  Stuckdecken 
in  Sachsen,  ihre  geschichtliche  Entwicklung  und  künstlerische  Be- 
deutung. Berlin  1920.  Zirkelverlag. 

Hannover:  Luckhaus,  W.  Das  Bürgerhaus  des  Barock  in  der 
Stadt  Braunschweig.  — Otte,  Wilhelm.  Über  Kernsubstanz-  und 
Wasserstoffgehalt  als  kennzeichnende  Eigenschaften  von  Brennstoffen. 
1920.  — Peter,  August.  Über  die  Bauart  und  Berechnung  der 
Schaukelbecherwerke.  Gera  (Reuß)  1916.  Uhlands  technischer  Verlag. 
Wilhelm  Uhland.  — Prosiegel,  Robert.  Acetolytische  Abbau- 
produkte der  Cellulose.  Berlin  1920.  Karl  Hofmann  (Papierhaus). 

Karlsruhe:  Boas,  Ernst.  Uber  das  Drücken  von  Gewinden  in 
Eisenblech  und  die  Lehren  für  Eisenblechgewinde  nebst  Gegenlehren. 
Berlin  1920.  Verlag  des  Vereins  Deutscher  Ingenieure.  — Lauter- 
bach, Erich.  Zur  Kenntnis  der  Oxydation  des  Paraffins  zu  Fett- 
säuren unter  Verwendung  verschiedener  Katalysatoren.  Karlsruhe  1920. 
Brauusche  Hof  buchdruckerei  und  Verlag.  Veröffentlicht:  Mit- 

teilungen des  deutschen  Forschungsinstituts  für  Textilstoffe  in  Karls- 
ruhe i.  B. 

Stuttgart:  Blumer,  Max.  Untersuchung  konstanter  Lösungen 
zur  Kenntnis  der  ozeanischen  Salzablagerungen.  1914.  1920.  — 
Faerber,  Paul.  Nikolaus  Friedrich  Thouret,  sein  Leben  und  Schaffen 
von  1767  bis  1S0O.  Ein  Beitrag  zur  Geschichte  des  Klassizismus  in 
Württemberg.  1917.  1920.  — Häberle,  Richard.  Verkehr  auf 

städtischen  Straßen.  Vornahme  der  Zählungen  und  Verwertung  der 
Zählergebnisse.  1918.  1920.  — Rettenmeier,  Philipp.  Arnold 
Friedrich  Prahl,  Stadt-  und  Landbaumeister  der  Fürstpropstei  Ell- 
wangen  1709  bis  1758.  1919. 

*)  Vgl.  S.  116, 360  u.  496  d.  Jahrg.  1920  sowie  vom  Jahrg.  1909  d.Bl.  ab. 

tiich:  Fr.  Schultze,  Berlin.  — Druck  der  Buchdruckerei  Gebrüder  E ms  t Berliu. 
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INHALT:  Die  Dynamik  des  Kreisels  und  ihre  technische  Anwendung.  (Schluß)  — Vermischtes: 
Stadt  Velbort  i.  Rheinland.  — Haurat  Ilagor  in  Freienwahle  a.  d.  oder  t. 


Wettbewerb  für  Kntwürfo  zum  Hau  eines  Krankenhauses  der 


[Alle  Rechte  Vorbehalten.] 


Die  Dynamik  des  Kreisels  und  ihre  technische  Anwendung. 


Die  Erdclrehung  tu  wird  im  Sinne  unserer  früheren  Annahme 
durch  einen  vom  Erdmittelpunkt  nach  dem  Südpol  hin  gerichteten 
Pfeil  dargestellt.  Dieser  Drehvektor  wirkt  auf  den  Kreisel  ein  und 
zwar,  wenn  das  Gerät  unter  einer  geographischen  Breite  rp  aufgestellt 
ist,  mit  einer  zum  Erdmittelpunkt  hin  gerichteten  Komponente  tu  sin  7 
und  mit  einer  in  der  Meridianebene  nach  Süden  gerichteten  Kompo- 
nente o)  cos  if.  Die  Komponente  tu  sin  -r  ist  diejenige  relative 
Winkelgeschwindigkeit,  mit  der  sich  die  Erde  unter  dem  Kreisel 
hinweg  dreht;  da  wir  die  Führung  der  Stange  ED  im  Stativ  als 
reibungslos  angenommen  haben,  hat  sie  keinen  Einfluß  auf  die  Be- 
wegung der  Kreiselachse  in  der  Horizontalebene. 

Dagegen  ist  die  Komponente  <0  cos  <p  eine  Winkelgeschwindigkeit, 
die  dem  Kreisel  von  seiten  der  Erddrehung  aufgezwungen  wird.  Sie 
hat,  wenn  die  Kreiselachse  einen  Winkel  fr  mit  dem  Pfeil  tu  cos  t>  ein- 
schließt, nach  unserem  Hauptkreiselsatz  ein  Moment  zur  Folge  von  der 
Größe  K—  N <0  cos  rp  sin  fr,  welches  bestrebt  ist,  die  Kreiselachse  in  die 
Richtung  von  tu  cos  cp,  d.  h.  in  die  Meridianebene  zu  drehen.  Die  Achse 
des  Momentes  K fällt  mit  der  Lotlinie  zusammen  und  sucht  den 
Winkel  fr  zu  verkleinern.  Es  wirkt  beschleunigend  auf  die  dreh- 
baren Teile  des  Geräts,  dessen  gesamtes,  für  die  Drehung  in  Betracht 
kommendes  Trägheitsmoment  = J sei  Dann  haben  wir  für  die  Be- 
wegung der  Kreiselachse  in  der  Horizontalebene  die  Differentialgleichung: 

T cP  fr  ,7  . 

./  • , co  cos  a>  sm  fr. 

d r r 

Dies  ist  aber  nichts  anderes  als  eine  Schwingungsgleichung,  deren 
Form  wir  für  kleine  Ausschläge  fr  nach  den  weiter  oben  gegebenen 
Auseinandersetzungen  schreiben  können: 

(Pfr  , 2,  n 

mit  der  Abkürzung 

, K CO  COS  (f  C |U  O)  cos  (f 


J 


J 


Die  Kreiselachse  muß  also  eine  Schwingung  um  den  Meridian  in 
der  Horizontalebene  vollziehen  und  wird  sich,  bei  geeigneter  Dämpfung, 
nach  einiger  Zeit  in  den  Meridian  einstellen.  Die  Schwingungsdauer, 
die  mit  einer  derartigen  Anordnung  zu  erreichen  ist,  findet  sich  in 


(Schluß  aus  Nr.  11.) 

4.  Kompaßkreisel.  Das  Verdienst,  zuerst  auf  den  Kreisel  als  2 n 

Hilfsmittel  zur  Orientierung  auf  der  Erde  hingewiesen  und  die  erste 
Grundlage  zu  den  für  die  Lösung  der  Aufgabe  erforderlichen  wissen- 
schaftlichen Betrachtungen  gelegt  zu  haben,  gebührt  Foucault. 

a)  Von  den  Kreiselanordnungeu,  die  er  behandelte,  ist  für  uns 
heutzutage  zunächst  die  in  Abb.  29  dargestellte  von  Belang.  Ein 
Kreisel  ist  mit  seiner  Achse  A B in  einem  halbkreisförmigen  Bügel  ADB 
gelagert,  der  von  einer  Stange  DE  getragen  wird.  Die  Stange  DE 
ist  senkrecht  auf  AB  und  kann  sich  in  der  Hülse  eines  Stativs  sehr 
leicht  drehen.  Wie  in  der  Abb.  29  gezeichnet,  wird  das  Stativ  so  auf 
der  Erdoberfläche  aufgestellt,  daß  ED  in  die  Zenithlinie  fällt;  die 
Kreiselachse  A'B  kann  sich  dann  nur  in  der  Horizontalebene  (Tangential- 
ebene an  die  Erdoberfläche)  bewegen. 


T—  . Lfm  einen  Anhalt  für  die  Größenordnung  der  Schwingungs- 
dauer zu  erhalten,  genügt  es,  die  Trägheitsmomente  0 und  J ein- 
ander gleich  und  cos  7 — 1 (Äquator)  zu  setzen.  Dann  wird*—  Vum, 
wo  /u  bei  18  000  minütlichen  Umläufen  des  Kreisels  = 800  ■ 2 77, 

o)  = _■  zu  setzen  ist.  * erhält  dann  den  Wert  und  es 

24  • bü  - ot)  |/72 

wird:  T = 2 1/72 = 12  j/2  = 17  Sek. 

Zur  Abschätzung  der  Größe  des  Momentes  K setzen  wir  einen 
Schwungring  von  1000  g Masse  bezogen  auf  4 cm  Trägheitshalbmesser 
voraus;  dann  wird 

(7=  1000  • 42  jä  16000  egs 


fr:  CU 


Es  ist  klar,  daß  eine  Kreiselwirkung  von  solcher  Kleinheit  der  Reibung 
(die  bisher  außer  Ansatz  blieb)  gegenüber  nicht  zur  Geltung  kommen 
kann,  woraus  die  Schwierigkeit,  derartige  Kreiselkompasse  brauchbar 
herzustellen,  klar  zutage  tritt. 

b)  Eine  .zweite  Kreiselanordnung,  die  ebenfalls  Foucault  be- 
handelte, ist  in  Abb.  80  dargestellt.  Hier  findet  sich  die  Kreiselachse 
AA  in  einem  kreisförmigen  Ring  AB  AB  gelagert,  der  seinerseits  um 
eine  zum  Parallelkreis  parallele  Achse  BB  drehbar  in  einem  Ge- 
stell ED  angeordnet  ist.  Die  Kreiselachse  AA  kann  sich  also  nur  in 
der  Meridianebene  bewegen.  Bildet  sie  in  dieser  mit  dem  Horizont 
den  Winkel  (nach  oben),  so  schließt  sie  mit  der  Erddrehung  w den 
Winkel  i/<  -f-  7 ein.  Dann  wird  das  Moment  K,  das  die  Kreiselachse 
in'  die  Richtung  von  w zu  drehen  sucht: 

K = — Km  sin  (jji  -j-  if  ). 

Entsprechend  der  vorher  behandelten  Kreiselanordnung  ergibt 
sich  hier  als  Schwingungsgleichung 

J ' Jr  + A m sin  (ip  -f-  cp)  — 0. 

In  diesem  Falle  vollzieht  die  Kreiselachse  in  der  Meridianebene 
ihre  Schwingungen  um  die  zur  Erdachse  parallele  Richtung  von  w, 
würde  also  nach  Einstellung  in  die  Ruhelage  die  geographische  Breite 
zu  ermitteln  gestatten. 

In  den  beiden  beschriebenen  Kreiselanordnuugen  haben  wir  theo- 
retisch die  Mittel,  a)  den  Meridian  festzulegen,  b)  die  geographische 
Breite  zu  bestimmen. 

c)  Die  heute  als  Kompaßkreisel  benutzte  Anordnung  ist  eine 
Vereinigung  der  beiden  Foucaultschen  Versuchskreisel,  mit  einer  Ab- 
änderung, die  gleich  besprochen  werden  wird.  Eine  bloße  Vereinigung 
der  beiden  Foucaultschen  Kreisel  würde  einen  symmetrischen  Kreisel 
mit  drei  Freiheitsgraden  in  einem  kardanischen  Ringsystem  ergeben, 
dessen  Achse  sowohl  in  der  Horizontal-  wie  in  der  Meridianebene  be- 


86 


36 


weglieh  ist.  Diese  Eigenschaft  hat  der  heutige  Schiffskreiselkompaß 
(von  Anschütz  - Kämpfe)  ebenfalls,  nur  mit  dem  Unterschied,  daß 
die  Kreiselachse  nicht  durch  den  Mittelpunkt  des  kardanischen  Iiing- 
systems  geht,  sondern  tiefer  liegt. 

In  Abb.  31  ist  das  Prinzip  der  Kreiselanordnung  dargestellt. 
BB  und  El)  sind  die  beiden  Achsen  des  kardanischen  Ringsystems, 
M sein  Mittelpunkt.  Wie  schon  bemerkt,  geht  die  Kreiselachse  A A 
nicht  durch  M,  sondern  ist  durch  eine  Stange  mit  Bügel  an  der 
Achse  B B aufgehängt,  auf  der  sie  im  übrigen  senkrecht  steht.  Der 
Schwerpunkt  des  ganzen  um  B B drehbaren  Geräteteils  mit  der 
Masse  m liegt  um  die  Strecke  M S — a tiefer  als  M.  Die  Drehungen 
der  Bügelebene  BIJB  und  deren  Normalen  MG  gegenüber  der 
Meridianebene  werden  durch  den  Winkel  »//  gemessen,  der  positiv  ge- 
nommen wird,  wenn,  wie  im  Bilde  das  Nordende  der  Normalen  von 
BT>B  Westabweichung  zeigt. 


Die  Erhebungen  der  Kreiselacbse  AA  oder  deren  Parallelen  ME 
über  den  Horizont  werden  durch  den  Winkel  A gemessen,  und  zwar 
gelten  die  Erhebungen  des  Nordendes  der  Kreiselachse  als  positiv. 
Im  Bilde  ist  der  Deutlichkeit  halber  das  Südende  der  Achse  als  über 
den  Horizont  erhoben  angenommen. 

Die  Ebene  MAA,  die  die  Kreiselachse  enthält,  dreht  sich  im 
Kaum  um  den  Erdhalbmesser  mit  einer  Winkelgeschwindigkeit 

o)  sin  if  -f-  ( 11  . Dies  ist  eine  Winkelgeschwindigkeit,  die  wir  als 

Ui  t 

Präzessionsgeschwindigkeit  der  Kreiselachse  auffassen  können.  Schließt 
nun  die  Kreiselachse,  wie  im  Bilde  mit  der  Achse  der  Präzession  (hier 

der  Erdhalbmesser)  einen  Winkel  ™ — ,9  ein,  so  findet  sich  als  Folge 
der  Präzession  das  Moment  der  Kreisel  Wirkung 

iVsin  ^ ~ ^ (w  sin  cp  + ^ j • 


Damit  diese  gewöhnliche  Präzession  möglich  wird,  muß  ein  Moment 
vorhanden  sein,  welches  das  Moment  der  Kreiselwirkung  aufhebt. 
Dies  Moment  ist  das  Moment  der  Schwere  des  um  B B drehbaren 
Geräteteils  mga  sin  ft.1)  Wir  haben  also  den  Ansatz: 


16)  N cos  & I u)  sin  (p  -J- 


d ip 
d t 


mga  sin. 


Ferner  betrachten  wir  die  Bewegung  der  Kreiselachse  AA  in  der 
Vertikalebene.  Es  ist  eine  Präzessionsbewegung  im  Raume  um  die 

d A 

Achse  BB  mit  der  Winkelgeschwindigkeit  u>  cos  <p  sin  \p  -j-  . Da 


der  Impuls  N auf  BB  senkrecht  steht,  gilt  als  Moment  der  Kreisel- 
wirkung  . ^ 

N I o)  cos  (f  sin  ifj  -f-  1 ■ 


Ein  diese  Kreiselwirkung  auf  hebendes  Moment,  dessen  Achse  M S sein 


*)  In  Abb.  31  ist,  wie  schon  gesagt,  die  Erhebung  A nach  Norden 
positiv  zu  denken,  damit  der  Sinn  des  Momentes  mgu  sin  & richtig  wird. 


Abb.  36. 

Lage  der  Gefrierkreise 
300  m Teufe  unter  Verwel 
düng  des  Richtverfahrer 
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müßte,  ist  abgesehen  von  der  Reibung  nicht  vorhanden,  also  gilt  als 
Gleichung  für  diese  Präzession 

17)  N cos  (f  sin  xp  -j-  ' ^ j = 0. 

Die  Erhebung  fl  über  den  Horizont  ist  nun  in  Wirklichkeit  stets  sehr 
klein,  also  kann  überall  cosif  — 1 und  sin  fl-  = & gesetzt  werden.  Be- 
seitigt man  nun  fl-  aus  den  Gleichungen  (IG)  und  (17),  so  ergibt  sich  für  \p 

N2  d2  il>  . ,,  . A 

18)  • , -4-  N w cos  a sm  xp  =r  0, 

' mga  dt2  ' y 1 

d.  h.  eine  Schwingungsgleichung.  Die  Schwingungsdauer  findet  sich 
danach : / 

T=2nV 

• mga  cos  q 

Bei  einer  älteren  Anschützschen  Ausführung  ist  gewählt: 

28  • 107  gr  cm2  Sek.-1 
m ga  = 15  • 10°  gr  cm2  Sek.-2  . 

Daraus  berech- 
net sich  T = 70 
Minuten.  Diese 
große  Schwin- 
gungsdauer ist 
das  Kennzeichen 
für  die  große 
Unempfindlich- 
keit des  An- 
schützkreisels 
gegenüber  äuße- 
ren Störungen. 

Das  Moment 
der  Richtkraft 
Nu>  cos  i j>  ist  auch 
hier  nicht  groß, 
etwa  = 12  000 
gr  cm2  Sek.~2, 
also  einem  Ge- 
wicht von  12  gr  am  Hebelarm  1 cm 
entsprechend.  Um  den  Einfluß 
der  Reibung  gegenüber  dieser 
Richtkraft  auszuschalten,  ist  die 
Achse  ED  durch  eine  Schwimm- 
einrichtung nach  Abb.  37  ersetzt. 

Der  Kreisel  A hängt  hier  an 
seinem  Schwimmer  S,  der  in 
einem  ringförmigen,  mit  Queck- 


Abb.  37. 

Bauweise  d.  Kompaßkreisels  nach  Anschütz-Kämpfe. 

J V *sto 


Silber  Q gefüllten  Gehäuse  K beweglich  ist.  Diese  Aufhängung 
liefert  sofort  die  Drehmöglichkeit  um  die  Vertikale  wie  auch  in  der 
Meridianebene. 

In  der  praktischen 
Ausführung  sind  die 
Schwingungen  des  An- 
schützkreisels gedämpft, 
so  daß  die  Kreiselachse, 
die  der  Magnetnadel  ent- 
spricht, in  die  Nordsüd- 
richtung einschwingt. 
Entsprechend  der  lan- 
gen Schwingungsdauer 
werden  hierzu  immerhin 
39,  der  Darstellung  einer 


Abb.  39.  Dämpfung  des  Kompaßkreisels. 


Abb.  38.  Bohrlochverlauf 
einer  Schachtanlage  von  500  m Teufe. 


einige  Stunden  benötigt,  wie  aus  der  Abb 
Dämpfungskurve,  zu  ersehen  ist. 

5.  Bautechnische  Anwendung  des  Kompaßkreisels:2) 
Die  Lagerungsverhältnisse  der  Steinkohle  und  des  Kalis  besonders  in 
Deutschland  und  England  machen  es  notwendig,  um  zu  den  tiefer- 
liegenden Vorkommen  zu  gelangen,  die  Schächte  durch  wasserhaltige, 
halbplastische  Gebirgsschichten  hindurchzutreiben.  Zur  Sicherung  der 
Schachtbauarbeit  in  diesen  Schichten  hat  sich  am  besten  das  Gefrier- 
verfahren bewährt,  wobei  eine  dicke  Frostmauer  um  den  im  Bau  be- 
griffenen Schacht  herum  den  Druck  des  anstehenden  Gebirges  auf- 
nimmt und  das  Eindringen  von  Wasser  und  Schlamm  beim  Abteufen 
verhindert.  Sobald  der  Schacht  abgeteuft  ist,  also  eine  künstliche 
Mauer  aus  Eisen  oder  Beton  besitzt,  wird  das  Erdreich  wieder  auf- 
getaut. 

Bei  diesem  Verfahren  werden  ein  oder  zwei  Kränze  von  Bohr- 
löchern in  Abständen  von  etwa  1 m voneinander  um  den  abzu- 
teufenden Schapht  herum  nach  Abb.  33  so  tief  senkrecht  in  das  Ge- 
birge getrieben,  wie  der  Schacht  werden  soll,  oder  so  tief,  bis  die 
wasserhaltigen  Schichten  durchstoßen  sind.  In  jedes  Bohrloch  wird 
ein  doppelwandiges  Rohr  gesteckt,  durch  das  eine  Salzlösung  von 
etwa  25°  C umer  Null  gepumpt  wird.  Diese  Kühlflüssigkeit  entzieht 
dem  umgebenden  Gebirge  Wärme,  und  es  bildet  sich  um  jedes  Bohr- 
loch herum  eine  Säule  gefrorenen  Erdreichs.  Nach  sechsmonatlichem 
Gefrieren  erreichen  die  Frostsäulen  einen  Durchmesser  von  2 ’/3  m, 
sie  schließen  sich  dicht  aneinander  an  und  bilden,  wie  Abb.  34  zeigt, 
eine  geschlossene  Frostmauer  von  gut  2 m Dicke.  Da  gefrorenes  Erd- 
reich fester  als  Ziegelstein  ist,  kann  im  Schutz  dieser  Mauer  der 
Schacht  ohne  Gefahr  für  Menschen  und  Werk  ausgesprengt  und  ab- 
geteuft werden. 

Bedingung  für  das  Gelingen  dieses  Vorgangs' ist,  daß  die  Gefrier- 
löcher möglichst  gerade  und  senkrecht  nach  unten  gestoßen  werden 
können,  so  daß  sie  nirgends  einen  Abstand  von  wesentlich  mehr  als 
2 m voneinander  annehmen.  Nur  dann  ist  Ge- 
währ vorhanden,  daß  später  die  Frostsäulen  der 
Gefriermauer  sich  überall  aneinanderschließen. 
Es  ist  klar,  daß  die  Bohrgestänge,  die  in  mehreren 
100  m Länge  in  das  Gebirge  hineingehen,  keine 
Gewähr  dafür  bieten,  daß  diese  Bedingung  des 
geraden  und  senkrechten  Verlaufs  der  Bohrlöcher 
überall  erfüllt  bleibt.  Schon  der  Bohrer  einer  ge- 
wöhnlichen Bohrmaschine  zeigt  die  Neigung  zu 
„verlaufen“,  d.  h.  von  seiner  geraden  Richtung  ab- 
zuweichen; wieviel  mehr  noch  das  Gestänge  eines 
Schachtbohrers,  das  nur  eine  sehr  geringe  Bie- 
gungsteifigkeit auf  größere  Länge  besitzt. 

In  der  Tat  zeigen  denn  auch  derartige  Bohr- 
löcher, wie  sich  aus  Abb.  38  ergibt,  oft  sehr  be- 
trächtliche Abweichungen  von  der  senkrechten 
Geraden.  In  der  Abbildung  geben  die  beigeschrie- 
benen Zahlen  die  Teufen  an,  in  denen  die  Ab- 
weichungen von  der  Sollage  sich  abschätzen  lassen 
nach  dem  Durchmesser  des  Gefrierkreises,  der 
etwa  12  m beträgt.  So  zeigt  das  Bohrloch  Nr.  22 
in  560  m Teufe  eine  Abweichung  von  etwa  30  m 
südwestlich  von  der  beabsichtigten  Lage.  Wie  in 
solchem  Fall  die  Frostsäulen  Lücken  zwischen 
sich  lassen,  zeigt  Abb.  35. 

Diesen  Schwierigkeiten  kann  man  nur  dadurch 
entgehen,  daß  man  während  des  Bohrens  das  Ge- 
stänge sich  nicht  selbst  überläßt,  sondern  in  regel- 
mäßigen Abständen  seine  Richtung  oder  seine  Ab- 
weichung von  der  Vertikalen  nachprüft.  Solchem 
Zweck  dient  der  Bohrlochneigungsmesser  der  Gesellschaft 
für  nautische  Instrumente  in  Kiel.  Diese  Vorrichtung,  die 

Nach  einem  von  Prof.  Martienssen  in  Kiel  in  der  Elektro- 
technischen Zeitschrift  1920,  24.  Heft,  veröffentlichten  Vortrag,  mit 
Erlaubnis  des  Verfassers. 


5iä' » 


88 


Zentralblatt  der  Bauverwaltung. 


16.  Februar  1921. 


in  Abb.  32  dargestellt  ist,  bestell»  aus  zwei 
Pendeln  von  je  20  cm  Armlänge,  a und  b. 
die  in  zueinander  senkrechten  Ebenen  schwin- 
gend übereinander  in  einem  Rohr,  der  so- 
genannten Meßbuchse,  angebracht  sind.  Neigt 
sich  die  Rohrachse  aus  der  Vertikalen,  so  zeigen 
die  beiden  Pendel  Ausschläge  aus  ihrer  Mittel- 
lage, die  sie  auf  einem  Regi>trierstreifen  an- 
zeigen.  Zusammen  mit  der  Pendellänge  geben 
dann  die  Ausschläge  ein  Maß  für  die  Neigung 
der  Rohrachse  in  zwei  Komponenten,  in  Nord- 
süd- und  Ostwestrichtung.  Führt  man  dieses 
Instrument  in  das  Bohrloch  ein  und  bestimmt 
die  Neigung  der  Bohrlochachse  auf  einer  ge- 
wissen Länge,  so  läßt  sich  aus  der  letzteren 
zusammen  mit  der  Neigung  auf  die  ent- 
sprechende Bohrlochversetzung  zahlenmäßig  zu- 
rückschließen. 

Voraussetzung  für  das  Gelingen  dieser 
Messung  ist,  daß  das  Instrument  beim  Einführen 
in  das  Bohrloch  dauernd  seine  Orientierung  im 
Raum  beibehält,  so  daß  die  Schwingungsebenen 
der  beiden  Neigungspendel  dauernd  Nordsüd- 
und  Ostwestrichtung  beibehalten.  Um  dies  zu 
erreichen,  ist  die  Meßbuchse  mit  einem  Kreisel- 
kompaß NS  verbunden  und  mit  ihm  zusammen 
in  einem  äußeren  Schutzrohr  eingeschlossen. 

Verändert  dieses  Schutzrohr  beim  Einführen  in 
das  Bohrloch  durch  unbeabsichtigtes  Drehen 
um  seine  Längsachse  seine  anfängliche  Stellung 
gegen  die  Himmelsrichtungen  und  nimmt  dabei 
die  ihm  gegenüber  achsial  drehbare  Meßbuchse  mit,  so  würde  dies 
zugleich  eine  Auslenkung  der  Nadel  des  Kreiselkompasses  aus  der 
Nordsüdrichtung  bedeuten.  Nun  ist  aber  auch  der  Kreiselkompaß 
um  die  Vertikale  gegenüber  der  Meßbuchsenachse  drehbar,  so  daß 
sein  Nordsüdrichtmoment  benutzt  werden  kann,  einen  elektrischen 
Kontakt  zu  betätigen,  der  auf  die  Drehbewegung  zwischen  Meßbuchse 
und  Kreiselkompaß  anspricht.  Dieser  Kontakt  ■ veranlaßt  den  im 
Schutzrohr  fest  eingebauten  Wendemotor  zum  Links-  oder  Rechtslauf, 
den  er  auf  die  Meßbuchse  in  dem  Sinne  überträgt,  daß  die  zufällig 
eingeleitete  Drehung  zwischen  der  letzteren  und  dem  Kreiselkompaß 
aufgehoben  wird.  Wie  auch  das  Schutzrobr  sich  im  Bohrloch  um 
die  Lochachse  drehen  möge,  stets  sorgt  der  Kreiselkompaß  dafür,  daß 
die  Meßbuchse  im  Sthutzrohr  durch  den  Wendemotor  in  die  richtige 
Lage  zurückgedreht  wird. 

Das  Arbeiten  mit  dem  Bohrlochneigungsmesser  gestaltet  sich  so, 
daß  er  von  einem  besonderen  Meßwagen  aus  an  einem  Kabel  in  das 
Bohrloch  hinabgelassen  wird.  Das  Kabel  enthält  neben  einem  Trage- 
seil auch  die  Zuführungsdrähte  für  die  Ströme  zum  Kreisel,  zum 
Wendemotor  und  zu  den  Elektromagneten,  die  die  Registrierstreifen 
der  beiden  Pendel  zu  bewegen  haben.  Alle  2 m wird  mit  dem  Ab- 
senken des  Neigungsmessers  innegehalten,  um  die  Stellung  der  beiden 
Pendel  durch  einen  vom  Meßwagen  aus  gegebenen  Stromstoß  kenntlich 
zu  machen.  Dann  werden  die  Registrierstreifen  elektromagnetisch 


b c 

Abb.  40.  Einbringen  eines  Keilrohrs. 

weitergerückt,  der  Neigungsmesser  wird  2 m tiefer  gesetzt,  und  die 
Stellungen  der  Pendel  werden  von  neuem  aufgezeichnet.  So  geht  es 
fort,  bis  die  tiefste  Teufe,  die  nachgeprüft  werden. soll,  erreicht  ist; 
beim  Aufholen  wiederholt  sich  der  Vorgang  von  rückwärts  als 
Kontrollmessung. 

Die  Feststellung  der  Bohrlochversetzung  genügt  natürlich  nicht, 
um  die  gewünschte  Richtung  der  Bohrlochachse  zu  gewährleisten; 
man  muß  auch  in  der  Lage  sein,  größere  Abweichungen  zu  ver- 
bessern. Hierzu  wird  entweder  im  Fall  sehr  großer  Versetzungen 
ein  neues  Bohrloch  geschlagen  oder  das  Bohrloch  wird  nach  Abb.  40 
„gerichtet“.  Man  bringt  einen  Eisenkeil  in  das  Bohrloch,  der  aus 
einem  diagonal  aufgeschnittenen  Futterrohr  hergestellt  ist,  und  stellt 
ihn  so  ein,  daß  die  Diagonalfläche  der  Richtung  entgegenliegt,  in 
der  das  Bohrloch  von  der  Vertikalen  abweicht.  Dann  wird  durch 
diesen  Keil  der  Meißel  beim  Weiterbohren  des  Loches  nach  der  Senk- 
rechten zu  abgelenkt  oder  dahin,  wohin  man  das  Bohrloch  haben  will. 

Mit  Hilfe  dieses  Verfahrens,  das  der  Gesellschaft  für  nautische 
Instrumente  durch  Patent  geschützt  ist,  ist  es  stets  möglich,  ge- 
schlossene Frostmauern  zu  erzielen,  wie  Abb.  36  zeigt,  die  die  Lage 
der  Gefrierkreise  in  300  m Teufe  bei  einem  Schachtbau  wiedergibt, 
der  unter  ausgiebiger  Verwendung  des  Neigungsmessungs-  und  des 
Richtverfahrens  niedergebracht  wurde. 

Charlottenburg.  Dr.  Wilhelm  Hort 


Vermischtes. 


Ein  Wettbewerb  für  Voreutwiirfe  zum  Bau  eines  Kranken- 
hauses wird  von  der  Stadt  Velbert  im  Rheinland  unter  deutschen 
Architekten  in  den  Regierungsbezirken  Düsseldorf  und  Arnsberg  mit 
Frist  bis  zum  29.  April  d.  J.  ausgeschrieben.  Dem  Preisgericht 
gehören  u.  a.  an:  Professor  Peter  Klotzbach  in  Barmen.  Baurat 
.Johannes  Radl^e  in  Honnef  am  Rhein,  Regierungsbaumeister  Gabriel 
in  Düsseldorf,  Stadtbaumeister  Schmidt  und  Bauunternehmer  Otto 
Becker  in  Velbert.  Vorgesehen  sind  drei  Preise  von  10  000,  7000 
und  6000  Mark  sowie  der  Ankauf  von  drei  weiteren  Entwürfen  zu  je 
1000  Mark.  Die  Wettbewerbbedingungen  sind  vom  Stadtbauamt  in 
Velbert  für  20  Mark  zu  beziehen,  die  dem  Bewerber  zurückerstattet 
werden. 

Baurat  Hager  Am  2S.  Dezember  1920  starb  der  langjährige 
Deichinspektor  des  Niederoderbruchdeichverbandes  Baurat  Paul 
Hager  in  Freienwalde  a.  d.  0.  nach  schwerem  Leiden  im  Alter  von 
61  Jahren.  In  Eberswalde  geboren,  war  er  nach  1S89  bestandener 
zweiter  Hauptprüfung  zunächst  bei  der  Eisenbahubauiuspektion  Berlin, 
dann  bei  der  städtischen  Baudeputation  in  Berlin  beschäftigt,  wo 
er  den  Bau  der  Waisenbrücke  und  der  Paulstraßenbrücke  leitete. 
Im  Juli  1890  wurde  er  zum  Deichinspektor  des  Niederoderbruchs 
gewählt  und  hat  in  diesem  Amt  über  30  Jahre  laug  eine  segensreiche 

V erlag  von  Wilhelm  Ernst&Sohn,  Berlin.  — 


Tätigkeit  entfaltet.  Nebenher  war  er  seit  langen  Jahren  Vorsitzender 
mehrerer  der  Unter-(Scböpfwerks-)verbände  des  Niederoderbruchs. 
In  diesem  langen  Zeitraum  ist  es  ihm  vergönnt  gewesen,  ein- 
schneidende Verbesserungen  für  das  Bruch  zu  erzielen,  so  den  Neu- 
bau der  Schöpfwerke  in  Bellinchen  und  Stolpe,  die  Verstärkung 
der  Oderdeiche  gelegentlich  der  Ausführung  des  Odergesetzes,  die 
Verbesserung  der  Vorflut  durch  den  Ausbau  der  Westoder,  da  er 
infolge  seiner  reichen  Erfahrungen  in  den  schwierigen  Vorflut- 
verhältnissen der  unteren  Oder  wesentlich  zur  Lösung  der  bei  Aus- 
führung der  Odergesetze  auftaucheuden  Fragen  beitragen  konnte.  Er 
hat  sich  dadurch  in  hohem  Maße  das  Vertrauen  der  Oderbruchbevölke- 
kerung  erworben  und  galt  als  maßgeblicher  Kenner  der  die  untere 
Oder  betreffenden  wasserwirtschaftlichen  Angelegenheiten,  was  auch  zu 
seiner  Wahl  in  den  Oderstrom-Ausschuß  und  in  das  Landeswasseramt 
als  Laienmitglied  führte.  Seine  Verdienste  um  das  Oderbruch  fanden 
äußere  Ehrung  1907  durch  die  Verleihung  des  Charakters  als  Baurat 
und  1912  durch  die  des  Roten  Adler- Ordens.  — Das  Andenken  des 
geraden,  aufrechten,  echt  märkischen  Mannes  wird  von  der  Bevölke- 
rung des  Oderbruchs  und  von  seinen  vielen  Freunden  in  hohen  Ehren 
gehalten  werden. 

Frankfurt  a.  d.  Oder.  Lotzin. 

— Druck  der  Buchdruckerei  Gebrüder  Ernst,  Berlin. 


Für  den  nichtamtlichen  Teil  verantwortlich:  Fr.  S chultze,  Berlin. 
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Amtliche  Mitteilungen. 


Erlaß,  betreffend  den  Höchstbetrag  an  Löhnen,  der  bei  den 
Baukassen  durch  Bevollmächtigte  erhoben  werden  kann. 

Berlin,  den  26.  Januar  1921. 

Der  Höehsbetrag  an  Tage-  oder  Monatslöhnen,  der  nach  der  All- 
gemeinen Verfügung  Nr.  9 Abschnitt  VI  Absatz  13  durch  bevoll- 
mächtigte Mitarbeiter  bei  den  Baukassen  erhoben  werden  kann  (bisher 
im  Einzelfalle  bis  zu  150  Mark),  wird  hiermit  anderweit  auf  Beträge 
bis  zu  1500  Mark  festgesetzt  mit  der  Beschränkung,  daß  ein  Arbeiter 
von  höchstens  fünf  Arbeitsgenossen  zum  Lohnempfang  bevollmächtigt 
werden  darf. 

In  den  dort  im  Gebrauche  befindlichen  Druckstücken  der  Allge- 
meinen Verfügung  Nr.  9 ist  an  entsprechender  Stelle  auf  diesen  Erlaß 
handschriftlich  hinzuweisen. 

Der  Minister  der  öffentlichen  Arbeiten. 

Im  Aufträge 

III  P 13.  78.  C.  Krohne. 


Preußen. 

Im  Ministerium  der  öffentlichen  Arbeiten  sind  der  Regierungsrat 
Stahn  zum  Oberregierungsrat,  der  Ministerialsekretär  Geheime  Rech- 
nungsrat Ewald  zum  Regierungsrat,  der  Technische  Ministerialsekretär 
Rechnungsrat  Mirbach  zum  Regierungs-  und  Baurat  sowie  der  Tech- 
nische Ministerialsekretär  Grimsinski  zum  Regierungs-  und  Ver- 
messungsrat ernannt  worden. 

Dem  Regierungs-  und  Baurat  Mahr  ist  eine  gehobene  Regierungs- 
und Bauratstelle  bei  der  Regierung  in  Düsseldorf  verliehen  worden. 


Dem  Regierungs-  und  Baurat  Htlpeden  in  Kottbus  ist  unter 
gleichzeitiger  Versetzung  die  Verwaltung  des  Kulturbauamts  in  Trier 
übertragen  worden. 

Die  Regierungsbaumeister  des  Hochbaufaches  Suhr  in  Eckernförde. 
Behmer  in  Köln,  D ohmen  in  Kreuznach,  Schellbergin  Hagen  i.W. 
und  Flügel  in  Sangerhausen  sind  zu  Regierungs-  und  Bauräten  ernannt. 

Den  Regierungs-  und  Bauräten  D oh  men  in  Kreuznach  und 
Flügel  in  Sangerhausen  sind  die  Vorstandstellen  der  Hochbauämter 
daselbst  verliehen. 

Überwiesen  sind:  die  Regierungsbaumeister  des  Wasser-  und 
Straßenbaufaches  Meitsch  dem  Kulturbauamt  in  Liegnitz  und 
Breustedt  aus  Hamborn  dem  Kulturbauamt  II  in  Magdeburg. 

Die  Staatsprüfung  haben  bestanden:  die  Regierungsbauführer 
Helmut  v.  Stegmann  und  Stein  (Hochbaufach);  — Alfred  Prehm 
und  Alfred  Michalski  (Eisenbahn-  und  Straßenbaufach). 

Die  Vorstandstelle  des  Hochhauamts  in  Glatz,  Regierungsbezirk 
Breslau,  ist  zum  1.  April  d.  J.  zu  besetzen. 

Die  Königl.  Geheimen  Bauräte  lSr.=  !3ug.  Hugo  Koch,  früher  Pro- 
fessor an  der  Technischen  Hochschule  Berlin,  und  Emil  Bastian, 
früher  Regierungs-  und  Baurat  in  Lüneburg,  sind  gestorben. 

Deutsches  Reich. 

Reichseisenhahnen.  Preußen  - Hessen.  Einberufen  zur  Be- 
schäftigung im  Reichseisenbahn  dienst  sind:  die  Regierungsbaumeister 
des  Eisenbahn-  und  Straßenbaufaches  Rudolf  Lavezzari  bei  der 
Eisenhahndirektion  in  Cassel  und  August  Henke s bei  der  Eisenbahn- 
direktion in  Hannover. 


[Alle  Rechte  Vorbehalten  ] 


Nichtamtlicher  Teil. 

Schriftleiter:  Friedrich  Schultze  und  Richard  Bergius. 


Wiederverwendung  alter  Kunstwerke  bei  Kirchenerweiterungen. 


Abb.  1.  Erweiterte  Kirche  in  Moos. 


^ icht  nur  arm  an  stilistisch  einheitlichen 
Schöpfungen  war  das  neunzehnte  Jahrhundert, 
sondern  auch  vorurteilsvoll,  ja  unduldsam 
gegen  die  Kunstäußerung  früherer  Zeiten.  Der 
herrschende  Hellenismus  und  besonders  die 
Romantik  verhielten  sich  den  Werken  des 
Barocks  und  Rokokos  gegenüber  durchaus  un- 
freundlich und  erklärten  sie  als  unkirchlich, 
theatralisch  und  für  das  Gotteshaus  untvürdig. 
Eine  Reihe  prächtiger  Ausstattungen  mittel- 
alterlicher Kirchen,  die  im  Geist  des  Barocks 
und  Rokokos  durchgefiihrt  waren,  fielen  diesem 
Vorurteil  zum  Opfer.  Man  darf  mir  an  den 
Dom  in  Bamberg  erinnern,  ln  Baden  lebte  in 
den  achtziger  Jahren  des  vorigen  Jahrhunderts 
die  Romantik  nochmals  auf,  sie  hielt  ihr  Zepter 
über  dem  kirchlichen  Bauwesen  bis  zum 
Regierungsantritt  des  bochseligeu  Erzbischofs 
Dr.  Nörber,  also  bis  zum  Jahre  1898.  Erst  unter 
dessen  Regierung  konnte  wieder  eine  freiere  Ent- 
wicklung des  Kircbenbaues,  besonders  aber  auch 
eine  Schonung  aller  Erzeugnisse  früherer  Kunst- 
übung einsetzen.  Im  Jahrgang  1912  der  Denk- 
malpflege (Seite  125)  wurde  an  der  Hand  einer 
Anzahl  „Erweiterungen  alter  Kirchen  im  badi- 
schen Mittelland“  der  Weg  gewiesen,  wie  auf 
vorteilhafte  Art  dem  herrschenden  Platzmangel 
abgeholfeu  und  Altes  mit  Neuem  stilgerecht 
und  pietätvoll  verbunden  werden  kann.  Die 
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Abb.  2.  Erweiterte  Kirche  io  Kappelwindeck. 


folgenden  Ausführungen  möchten  darauf  hinweisen,  wie  bei  solchen 
Erweiterungen  und  auch  Neubauten  alte  Gegenstände  in  den  Kirch 
räumen  wieder  untergebracht  und  zu  neuem  Leben  erweckt  werden 
können. 

Der  Ort  Rauenberg  bei  Heidelberg  (Abb.  5)  besaß  eine  Kirche 
aus  dem  achtzehnten  Jahrhundert  mit  einer  durchaus  einheitlich 
durchgebildeten  Barockausstattung.  Während  das  Bauwerk  infolge 
ungenügender  Gründung  und  nachlässiger  Bauausführung  dem  Ein- 
sturz nahe  war,  hatte  der  schöne  Innenbau,  wie  Altäre,  Kommunion- 
bank, Kanzel,  Beichtstühle,  Taufstein,  Orgelgehäuse  usw.,  noch  durch- 
aus gesundes  Lebensmark.  Aus  mehrfachen  Gründen  lag  daher  nahe, 
diese  Kunstwerke  dem  Ort  zu  erhalten  und  den  erforderlichen  Neu- 
bau so  einzurichten,  daß  sie  in  ihm  eine  Wiederverwendung,  gleichsam 
eine  Auferstehung  erleben  durften.  Der  Bauherr,  vom  Geist  der 
Romantik  erfaßt,  ließ  sich  auf  einen  Neubau  im  Stil  des  Innenbaues 
nicht  ein,  und  alle  Vorstellungen  und  Belehrungen,  ihn  von  den 
gotischen  Formen  abzubringen,  waren  ergebnislos.  So  entstand  der 
Neubau  mit  der  ausgesprochenen  Absicht  des  Bauherrn,  auch  den 
Innenbau  in  gotischen  Formen  durchzuführen.  Es  geschah  dies  auch 
bei  Anordnung  der  Kanzel,  die  schon  beim  Rohbau  aus  der  Stein- 
säule herauswuchs,  ferner  bei  der  steinernen  Kommunionbank  und 
bei  den  zwischen  die  inneren  Strebepfeiler  eingebauten  Beichtstühlen. 
Als  es  aber  an  die  Beschaffung  der  Altäre  ging,  die  in  der  gediegenen 
Art  der  Innenarchitektur  geplant  waren  und  erhebliche  Mittel  an- 
gefordert hätten,  versagte  die  Baukasse.  Da  auch  die  ständige  Be- 
lehrung  über  den  Wert  des  alten  Inuenbaues  allmählich  Boden  gewann 
und  die  Liebe  der  Bürger  zu  den  Gegenständen  ihrer  Ahnen  geweckt 
wurde,  ließ  es  sich  schließlich  erreichen,  die  drei  alten  Altäre  und 
den  Kreuzweg  zu  erhalten  und  im  gotischen  Neubau  wieder  aufzu- 
stellen. Am  Hochaltar  mußten  leider  die  eigenartigen  seitlichen 
Durchgänge  abgestrichen  werden.  Die  farbige  Zusammenstimmung 
der  alten  Teile  mit  dem  Rauminneru  hat  die  Stilverschiedenheit  ge- 
mildert und  zur  Harmonie  von  Raumarchitektur  und  Ausstattung 
wesentlich  beigetragen.  Wie  ganz  anders  würde  der  schöne  Innenbau 
in  Rauenberg  zur  Wirkung  gelangt  sein,  wenn  auch  das  Bauwerk  im 
selben  Stil  durchgebildet  worden  wäre.  Ein  Beispiel  dafür  bietet 
die  Kirche  in  Ettlingenweier  bei  Karlsruhe  (Abb.  7,  Seite  93),  wo 
sich  die  neue  Bauanlage  in  allen  ihren  Einzelheiten,  besonders  auch 
in  der  Lichtzuführung  nach  den  vorhandenen  Ausstattungsstücken 
einrichtete. 

Der  Romantik,  die  das  Heil  der  neuen  Kunst  in  der  Gotik 
suchte,  setzte  sich  mit  dem  Ausgang  des  vorigen  Jahrhunderts  in 
Baden  eine  mächtige  Strömung  entgegen.  Hoffnungsvolleren  Ausblick 
für  die  neue  Kunst  gewährte  die  Anknüpfung  an  den  romanischen 
Stil,  der  sich  durch  das  machtvolle  Vordringen  der  Gotik  nicht 
v oll  entwickeln  konnte  und  dessen  weichere  Einzelformen  unserem 
neuzeitlichen  Empfinden  mehr  entsprechen.  Nahmen  wir  dazu  noch 
die  technischen  Errungenschaften  der  letzten  Zeit  und  verarbeiteten 
das  Ganze  im  Geist  unserer  gegenwärtigen  Bedürfnisse  nach  Luft, 
Weiträumigkeit  und  Licht,  nach  einheitlichem  Zusamineuv  irken  aller 
Gegenstände  im  Raum,  so  standen  wir  mitten  im  quellenden  Leben 
der  Gegenwart.  Wir  bauten  neuzeitlich,  schätzten  aber  auch  das 
Alte  und  suchten  cs  liebevoll  zu  pflegen.  Solche  Gedanken  wird 
einige  Vertiefung  in  das  Bild  der  neuen  Kirche  in  Neusatz  bei  Bühl 


Abb.  3.  Kirche  in  Karlsdorf  vor  der  Erweiterung. 


Abb.  4.  Chor  in  Karlsdorf  nach  der  Erweiterung. 


(Abb.  ß)  näher  erläutern,  wobei  noch  auf  die  Unterbringung  des  alten 
Altars  aus  der  kleineren,  leider  abgebrochenen  Kirche  als  rechter 
Seitenaltar  hingewiesen  sei. 

Die  Denkmalpflege  und  die  Liebe  zum  Alten  können  eine 
wesentliche  Förderung  erfahren,  wenn  der  Kirchenbaumeister  eine 
künstlerische  Ordnung  der  zahlreichen  lunenbaugegenstände  durch- 
führt, und  wenn  er  ihnen  reichliches  und  günstiges  Licht  zuführt. 
Ruhiges  Licht  bedeutet  in  der  Raumkunst  Leben;  wo  es  fehlt, 
versagt  die  Wirkung  auch  der  erhabensten  Kunstgegenstände. 
Darum  lasse  man  es  in  reichster  Fülle  in  den  Raum  fluten,  wo 
immer  es  möglich  ist,  ohne  die  Kirchenbesucher  zu  blenden  oder  zu 
belästigen.  Ein  Vergleich  des  früheren  Zustandes  der  Kirche  in  Moos 
bei  Bühl  (Denkmalpflege  1912,  S.  127  u.  123)  mit  der  neuen  Anord- 
nung (Abb.  1)  wird  das  Gesagte  bestätigen.  Eine  entsprechende 
Beobachtung  gestattet  die  neue  Gestaltung  von  Chor  und  Hauptaltar 
bei  der  Erweiterung  der  Kirche  in  K arlsdorf  bei  Bruchsal  (Abb.  3 u.  4). 
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Mau  vergleiche  die  Unordnung  im  alten  Be- 
stand (Abb.  3)  und  die  Wirkungslosigkeit  der 
schönen  alten  Kreuzigungsgruppe  des  Hoch- 
altars mit  der  neuen  Anlage  (Abb.  4)  unter 
Wiederverwendung  derselben  drei  Figuren 
in  künstlerischer  Zusammenstellung.  Der 
Gegensatz  ist  so  hervortretend,  daß  man  die 
Figuren  in  der  neuen  Anordnung  kaum 
wiedererkennt.  Geistlichkeit  und  Volk 
sprechen  ihre  Freude  und  Befriedigung  über 
solche  neuen  Altaranlagen  aus,  denn  sie 
betonen  in  ihrer  vollen  Lichtflut  nicht  nur 
scharf  und  deutlich  die  Gotteswohnung, 
sondern  lassen  auch  in  ihrer  ruhigen  Be- 
handlung das  große  Schauspiel  auf  Golgatha, 
das  sich  hier  durch  den  Priester  täglich 
wiederholt,  zum  klaren  Ausdruck  und  die 
oft  wertvollen  Paramente  zur  richtigen  W ir- 
kung gelangen. 

Es  kommt  nicht  selten  vor,  daß  Kirchen- 
baumeister es  versäumen,  geeigneten  Platz 
für  das  Chorgestühl  zu  schaffen.  Die  Folge 
davon  ist,  daß  allerlei  Betstühle  und  Sitz- 
gelegenheiten für  Geistliche,  Meßner  und 
Ministranten  in  wirrem  Durcheinander  im 
Chor  oder  Vorchor  aufgestellt  werden.  Die 
erhabene  Stimmung  am  heiligen  ( )rt  ist 
dann  meistens  dahin.  Ein  solches  Beispiel 
zeigte  bereits  Abb.  3.  Auch  die  Kirche  in 
Kappelwindeck  besaß  kein  Chorgestühl, 
und  es  mußte  ein  solches  neu  beschafft 
werden.  Dagegen  nannte  sie  ein  größeres 
wertvolles  Gemälde,  die  Krönung  Marias 
darstellend,  ihr  Eigentum.  Frei  aufgehängte 
Bilder  geben  einem  Kirchenraum  stets  einen 
weltlichen  Beigeschmack.  Diese  Art  der 
Unterbringung  sollte  daher  nach  Möglich- 
keit vermieden  werden,  umsomehr,  als  wohl 
fast  immer  eiu  Ausweg  gefunden  werden 
dürfte,  die  Bilder  mit  dem  Bau  oder  den 
Inneubaugegenständen  entsprechend  zu  ver- 
binden. Im  vorliegenden  Fall  benutzte  man 
das  alte  Gemälde  als  Aufsatz  für  das  neue 
Chorgestühl  (Abb.  2).  Altes  und  Neues  mit- 
einander zu  einem  einheitlichen  Ganzen  ver- 
schmelzend, ist  das  Bild  wirkungsvoll  unter- 
gebracht. Ein  günstiges  Licht  läßt  den 
Gegenstand  zur  klaren  Erscheinung  gelangen, 
und  das  Chorgestühl  bildet  auf  der  fenster- 
losen Sakristeiwand  einen  Schmuck  des 
Vorchors.  Die  östliche  Erweiterung  dieser 
Kirche  wurde  so  eingerichtet,  daß  sie  die 
alten  Innenbaugegenstände,  namentlich  drei 
schöne  Altäre,  in  vorteilhafter  Art  auf- 
nehmen konnte.  — Sollte  diese  kleine  Ab- 
handlung weiterhin  zur  Förderung  des 
Kirchenbaues  und  zum  Schutz  der  ältereu 
kirchlichen  KunstgegenstäDde  beitragen  kön- 
nen, so  wird  sie  ihren  Zweck  erfüllt  haben. 

Karlsruhe  i.  Baden. 

Baurat  Johannes  Schroth, 

Erzbischöfl.  Oberbauinspektor. 


Der  Verlauf  von  Tide-  und  Sturmflutwellen  in  Meeresarmen 

und  die  Wirkung  eines  Abschlusses,  mit  besonderer  Berücksichtigung  der  Verhältnisse  hinter  Sylt. 

(Vergl.  hierzu:  Eich,  „Die  Höhe  der  Sturmfluten  im  Wattenmeer  hinter  der  Insel  Sylt“,  Jahrg.  1920  d.  Bl.,  S.  378.) 


Jede  Störung  des  Gleichgewichts  des  ruhenden  Wasserspiegels 
pflanzt  sich  wellenartig  fort.  Es  ist  dabei  ganz  gleichgültig,  in 
welcher  Weise  oder  durch  welche  Kräfte  die  Störung  des  Gleich- 
gewichts erstmalig  hervorgerufen  ist.  Sobald  die  Wellenlänge  von 
Wellental  bis  Wellental  wesentlich  größer  als  die  sechsfache  (=2  7i) 
Wassertiefe  ist,  haben  wir  es  mit  reinen  Grundwellen  zu  tun.  Die 
Tidewellen  und  die  Sturmfluterhebungen  sind  daher  beide  reine 
Grundwellen,  die  sich  nach  denselben  Gesetzen  bewegen,  und 
können  gleich  behandelt  werden.  Aus  diesem  Grunde  ist  auch  das 
Wort  Sturmflutwelle  gebraucht.  Der  einzige  Unterschied  zwischen 
beiden  besteht  in  der  Art  ihrer  Entstehung  und  in  ihrer  Entwicklung- 
zeit (Phase). 


Die  Tidewelle  entsteht  irgendwo  im  Ozean  durch  den  Einfluß  der 
größeren  Gestirne  und  gelangt  nach  vielen  Veränderungen  im  Laufe 
von  zwei  bis  drei  Tagen  an  unsere  Küste.  Hier  wirkt  die  Entstehungs- 
ursache nicht  mehr.  Die  Sturmflutwelle  dagegen  entsteht  in  der  Nähe 
der  Küste  und  unmittelbar  an  der  Küste,  und  die  Entstehungsursache 
wirkt  während  des  Verlaufs  der  Welle  weiter. 

Die  Tidewelle  hat  eine  Entwicklungzeit  von  etwa  12y2  Stunden. 
Die  Entwicklungzeit  der  Sturmflutwelle  ist  von  der  Dauer,  Stärke 
und  Richtung  des  Windes  abhängig.  Sie  kann  erheblich  kleiner,  aber 
auch  größer  sein;  sie  wird  aber  selten  zufällig  gleich  der  Dauer  der 
Tidewelle,  gleich  12V3  Stunden  sein.  Abgesehen  von  diesen  Unter- 
schieden ist  die  wissenschaftliche  Beurteilung  beider  Wellen  die  gleiche. 
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Das  Arbeitsvermögen  (die  Energie)  der  Welle  läßt  sich  aus  ihrer 
Gestalt,  ihren  Abmessungen  (Wellenhöhe,  Wellenlänge  und  Fortschritt- 
geschwindigkeit) sowie  den  Wasserquerschnitten  und  der  Geschwindig- 
keit des  Wassers  genau  berechnen.  Wenn  die  Welle  keinen  Wider- 
stand erfährt,  muß  ihr  Arbeitsvermögen  in  zwei  hintereinanderliegenden 
Querschnitten  gleich  groß  sein.  Damit  ist  aber  nicht  gesagt,  daß  alle 
Abmessungen  die  gleichen  bleiben.  Es  können  sich  vielmehr  alle  Ab- 
messungen einzeln  ändern  und  besonders  die  am  meisten  in  die  Augen 
fallende  Wellenhöhe  stark  schwanken,  ohne  daß  das  Arbeitsvermögen 
sich  ändert.  Auf  dem  freien  Meere  erfährt  die  Grundwelle  nur  geringen 
Widerstand  und  daher  auch  nur  eine  sehr  geringe  Änderung  ihres 
Arbeitsvermögens.  Anders  wird  es,  wenn  die  Welle  in  Flußmündungen 
und  Meeresarme  eintritt. 

Die  starke  Abnahme  des  Arbeitsvermögens  in  den  Flußmündungen 
und  engeren  Meeresarmen  hat  eine  zweifache  Ursache.  Die  eine  Ur- 
sache, der  Bettwiderstand  gegen  das  fließende  Wasser,  ist  leicht  zu  ver- 
stehen. Die  dadurch  hervorgerufene  Verminderung  des  Arbeitsver- 
mögens läßt  sich  unschwer  für  eine  bestimmte  Strecke  und  für  eine 
bestimmte  Zeit  (oder  für  die  ganze  Welle)  in  tm  errechnen. 

Weniger  beachtet  ist  bisher  die  zweite  Ursache  der  starken  Ände- 
rung des  Arbeitsvermögens,  obgleich  sie  gerade  für  die  Beurteilung 
des  Verlaufs  der  Wellen  von  großer  Bedeutung  ist,  das  ist  das  Zurück- 
prallen der  Welle  (Reflexion).  Die  Welle  wird  nicht  allein  an  einem 
völligen  Abschluß  des  Wasserquerschnitts  zurückgeworfen,  sondern  jede 
Ungleichmäßigkeit,  jede  Verengung  oder  Erweiterung  des  Wasserquer- 
schnitts oder  der  Wasserspiegelbreite,  jedes  Ansteigen  und  Abfallen 
der  Sohle  usw.  veranlaßt  eine  Abgabe  von  Kraft  nach  hinten,  d.  h. 
also  ein  teilweises  Rückläufen  der  Welle.  Solche  Ungleichmäßigkeiten 
sind  nun  aber  keine  Ausnahmen,  sondern  sie  bilden  bei  unseren  Fluß- 
mündungen und  Meeresarmen  die  Regel.  Fast  kein  Querschnitt  ist  dem 
vorhergehenden  gleich,  und  daher  muß  auch  fast  überall  ein  teil- 
weises Rückwerfen  stattfinden. 

Wir  kommen  also  zu  dem  Schluß,  daß,  ebenso  wie  die  Hauptwelle 
sich  schon  aus  einer  unendlichen  Zahl  von  kleinen  Einzelwellen  zu- 
sammensetzt, in  jedem  Querschnitt  eines  natürlichen  Meeresarmes  auch 
immer  eine  Gegenwelle  läuft,  welche  auch  aus  einer  unendlichen  Zahl 
kleiner  Einzelwellen  besteht. 

Da  die  in  einer  Richtung  laufenden  Wellen  alle  die  gleiche  Vor- 
bedingung für  ihre  Bewegung  vorfinden  und  sich  daher  mit  der  gleichen 
Fortpflanzungsgeschwindigkeit  bewegen,  so  können  wir  sie  in  ihrer 
Gesamtwirkung  alle  als  eine  einzige  Welle  ansehen,  und  wir  haben 
dann  in  jedem  Punkt  eines  Meeresarmes  oder  einer  Flußmündung  zwei 
sich  im  allgemeinen  mit  verschie- 
dener Entwicklung  (Phase)  begeg- 
nende Wellen,  auch  wenn  die  Haupt- 
welle nur  einseitig  eintritt.  Bei  der 
Beobachtung  treten  die  Gegen- 
wellen selten  in  die  Erscheinung, 
zumal  wenn  die  Größe  der  Haupt- 
welle stark  überwiegt.  Sie  äußern 
sich  nur  bei  hinreichender  Größe 
in  einer  starken  Unregelmäßigkeit 
der  Wellenhöhen  im  Verlauf  der 
Hauptwelle.  Wir  können  sie  aber 
aus  guten  Beobachtungen  rech- 
nungsmäßig nachweisen  und  in 
ihrer  Größe  bestimmen. 

Für  ein  näheres  Eingehen  auf 
eine  solche  rechnungsmäßige  Be- 
handlung der  Flutwelle  reicht  der 
hier  verfügbare  Raum  nicht  aus. 

Hier  kam  es  nur  darauf  an,  fest- 
zustellen, daß  zwischen  dem  ein- 
seitigen und  beiderseitigen  Eintritt 
der  Welle  in  einen  Meeresarm  bei 
der  wissenschaftlichen  Behandlung 
kein  Unterschied  besteht. 

Für  die  Beurteilung  der  Wir- 
kung eines  Abschlußdammes  in 
einem  Meeresarm  auf  die  Fluthöhe 
kommt  es  darauf  an,  festzustellen: 
wie  verhalten  sich  zwei  in  verschie- 
dener Richtung  durch  den  Meeres- 
arm lautende  Wellen  und  wie  beeinflussen  sie  sich  an  einer  be- 
stimmten Stelle  gegenseitig  ohne  und  mit  Abschlußdamm? 

Wie  die  Überlegung  lehrt  und  die  Erfahrung  bestätigt,  laufen 
zwei  entgegengesetzt  gerichtete  Wellen  durcheinander  durch,  ohne  sich 
wesentlich  zu  behindern.  Es  summieren  sich  einfach  an  jeder  Stelle 
die  Spiegelerhebungen  und  Wassergeschwindigkeiten.  Zwar  ist  dieses 
Durcheinanderlaufen  nicht  ganz  einflußlos  für  jede  Einzelwelle,  da  jede 
Welle  andere  Wasserquerschnitte,  andere  Wasserspiegelbreiten  und 


andere  Wassergeschwindigkeiten  vorfindet  als  ohne  Gegenwelle  und 
daher  auch  andere  Fortschrittgeschwindigkeiten  und  andere  Wellen- 
höhen erreichen  wird  und  schließlich  auch  andere  Verluste  durch  Bett- 
reibung und  Rückprall  erleiden  wird.  Für  die  rohe  Schätzung  genügt 
es  aber  vollkommen,  an  jeder  Stelle  einfach  mit  der  algebraischen 
Summe  der  Wellenhöhen  und  Wassergeschwindigkeiten  zu  rechnen, 
zumal  wir  die  Einzelwellen  nicht  kennen  und  darauf  angewiesen  sind, 
aus  der  beobachteten  Gesamtwirkung  auf  die  einzelnen  Teilwellen  zu 
schließen. 

Setzen  wir  zuerst  den  Fall,  es  begegnen  sich  an  irgend  einer  Stelle 
des  Meeresarmes  zwei  genau  gleichartige  und  gleichhohe  Wellen  in 
der  gleichen  Entwicklung,  so  daß  Hochwasser  der  einen  Welle  genau 
auf  Hochwasser  der  anderen,  Halbtidehöhe  auf  Halbtidehöhe  und 
Niedrigwasser  auf  Niedrigwasser  treffen,  dann  werden  sich  die  Wellen- 
höhen summieren,  d.  h.  die  Höhe  jeder  Einzelwelle  verdoppelt  sich. 
Die  Wassergeschwindigkeiten  dagegen  werden  während  der  ganzen 
Tide  gleich  Null  sein,  weil  die  Wassergeschwindigkeiten  der  beiden 
entgegengesetzt  gerichteten  Wellen  nach  der  Voraussetzung  immer  voll- 
kommen gleich  und  entgegengesetzt  sind.  Wenn  nun  an  dieser  Stelle, 
wo  die  beiden  Wellen  mit  gleicher  Entwicklungstufe  aufeinander- 
treffen,  während  der  ganzen  Tide  keine  Wassergeschwindigkeit  vor- 
handen ist,  so  können  wir  hier  einen  Abschlußdamm  annehmen,  ohne 
daß  die  Wirkung  in  irgend  einer  Weise  sich  ändert. 

Oder  umgekehrt:  Ein  Abschlußdamm  hat  auf  eine  (Tide- 
oder Sturmflut-) Welle  genau  die  gleiche  Wirkung,  als  wenn 
die  Welle  an  der  Dammstelle  von  einer  völlig  gleichen 
entgegengesetzt  gerichteten  Welle  getroffen  würde.  Die 
Wellenhöhe  verdoppelt  sich  an  der  Dammstelle.  Die  Welle  selbst 
wird  am  Damm  in  der  Weise  zurückgeworfen,  als  wenn  sie  von  der 
anderen  Seite  des  Dammes  käme,  und  setzt  sich  mit  der  Hauptwelle 
zusammen.  Es  ist  dabei  völlig  gleichgültig,  ob  der  Abschlußdamm 
senkrechte  Wände  hat  oder  flache  Böschungen.  Mit  diesem  Satze 
werden  wir  einen  Schluß  auf  die  Wirkung  des  Abschlußdammes  an 
irgend  einer  Stelle  ziehen  können,  sobald  wir  uns  Klarheit  über  das 
gegenseitige  Verhältnis  der  entgegengesetzt  gerichteten  Einzelwellen 
verschafft  haben,  die  der  beobachteten  Gesamtwirkung  an  der  be- 
treffenden Stelle  zugrunde  liegen. 

Ein  Abschlußdamm  ist  nur  dann  einflußlos  auf  die  Fluthöhe, 
wenn  die  entgegengesetzt  gerichteten  Wellen  an  der  Dammstelle  gleich 
(groß)  sind  und  sich  mit  genau  gleicher  Entwicklungstufe  treffen.  In 
allen  anderen  Fällen  ist  eine  Erhöhung  der  Fluthöhen  auf  der 
einen  Seite  des  Dammes  und  eine  Erniedrigung  auf  der  anderen  Seite 


zu  erwarten,  sowohl  wenn  die  Einzelwellen  ungleich  sind,  als  auch 
wenn  sie  sich  mit  ungleicher  Entwicklung  treffen. 

a)  Nehmen  wir  beispielweise  an,  die  beobachtete  Fluthöhe  H setze 
sich  aus  den  Höhen  hl  und  A2  der  beiderseits  dort  eintreffenden,  ent- 
gegengesetzt gerichteten,  nicht  gleichgroßen  Wellen  zusammen,  die 
sich  auf  gleicher  Entwicklungsstufe  an  der  beabsichtigten  Damm- 
stelle treffen.  H ist  rd.  = /q  + A2,  aber  Ai  sei  größer  als  A».  Nach 
Herstellung  des  Dammes  würde  unter  sonst  gleichen  Verhältnissen 
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beiden  zusammengesetzte  Welle  ist.  Ihr  mögen 
die  beiden  einander  entgegengesetzt  gerichteten 
Teilwellen  1 und  2 zugrunde  liegen  mit  den 
höchsten  Erhebungen  hi  und  A3  und  mit  einer 
Verschiebung  der  Entwicklung  = b,  d.  h.  das 
Hochwasser  A3  der  Welle  2 treffe  um  1>  Minuten 
später  an  der  Dammstelle  ein  als  das  Hoch- 
wasser der  Welle  1. 

Aus  beiden  Teilwellen  1 und  2 ergibt  sich, 
solange  der  Abschlußdamm  nicht  vorhanden  ist, 
die  Hauptwelle  II.  Nach  Fertigstellung  des  Ab- 
schlusses erhebt  sich  die  Welle  1 auf  der  einen 
Seite  des  Dammes  zu  einer  Höbe  = rd.  2 A1; 
während  gleichzeitig  die  Welle  2 auf  der  anderen 
Seite  des  Dammes  erst  eine  Höhe  = rd.  2 A3" 
erreicht  hat  (Abb.  2).  Erst  nach  Verlauf  von 
b Minuten  erreicht  die  Welle  2 auf  der  ent- 
sprechenden anderen  Dammseite  die  Höhe  2 A3, 
während  die  Welle  I wieder  zu  einer  Höhe  2 A," 
abgefallen  ist. 

Die  durch  den  Abschlußdamm  verursachte 
Änderung  der  FlutHöhe  beträgt  in  diesem  Falle 
J H rd.  = 2 hx  - (V  + Äs') 
oder  in  anderer  Schreibweise 

J II  — (7q  — hi')  -f-  (hi  — h2) 

A c 

(]h  — 7ü2') 


Abb.  7.  Neuer  Teil  der  Kirche  in  Ettlingenweier. 

Wiederverwendung  alter  Kunstwerke  bei  Kirchenerweiterungen. 

die  Fluthöhe  auf  der  Seite  der  größeren  Welle  rd.  = 2hx,  auf  der 
anderen  Seite  rd.  = 2 A2  betragen.  Die  durch  den  Abschlußdamm 
voraussichtlich  verursachte  Änderung  der  Fluthöhe  würde  daher  be- 
tragen : 

4 II  = 2 hi  — (hi  -f  h2)  bezw.  — [(Zq  -f-  7q)  — 2 \ \ 

— ±(hi—h,) 1) 

b)  Ähnlich  ist  es,  wenn  zwar  die  beiden  zugrunde  liegenden 
Wellen  gleiche  Wellenhöhen  hi  = h.2  haben,  aber  in  der  Entwicklung 
gegeneinander  versetzt  sind.  In  Abb.  1 sei  I eine  vor  der  Dammlegung 
beobachtete  Flutkurve  an  der  beabsichtigten  Dammstelle  mit  der  Flut- 
höhe H.  1 und  2 seien  die  Flutkurven  der  zugrunde  liegenden  beiden 
entgegengesetzt  laufenden  Teilwellen  mit  den  Fluthöhen  lix  und  A3,  die 
in  ihrer  Entwicklung  um  die  Zeit  a versetzt  seien.  Dann  ist  H "nicht 
— hi  A2,  sondern  = Aj'  -f-  h2  (Abb.  1).  Nach  Herstellung  des  Dammes 
wird  die  Fluthöhe  am  Damm  rd.  — 2 Aj  = 2 A3  betragen.  Die  durch 
den  Damm  verursachte  Änderung  der  Fluthöhe  würde  in  diesem 
Falle  betragen: 

J II  rd.  = 2 hl—  (hi  + V)  = 2 kl  — (V  + V) 

= 2 (h{  hi)  — 2 (h2  -f-  h2 ') 2) 

und  zwar  würde  die  Erhöhung  auf  beiden  Seiten  des  Dammes  ein- 
treten,  aber  zu  verschiedenen  Zeiten,  um  die  Zeit  a versetzt. 

c)  Besonders  hohe  und  in  die  Augen  fallende  Ergebnisse  würde 
der  äußerste,  wohl  in  Wirklichkeit  kaum  vorkommende,  aber  doch 
denkbare  Fall  liefern,  wenn  zwei  gleiche  Gegen  wellen  an  der  beab- 
sichtigten Dammstelle  um  ihre  halbe  Entwicklung  gegeneinander  ver- 
schoben wären,  so  daß  Hochwasser  der  einen  Teilwelle  auf  Niedrig- 
wasser der  anderen  fiele.  In  diesem  Falle  würden  sich  die  Hebungen 
und  Senkungen  der  Welle  gegenseitig  auf  heben;  es  würde  überhaupt 
keine  Wellenerhebung  sichtbar  sein.  Dagegen  würden  sich  die  Wasser- 
geschwindigkeiten, weil  sie  gleichgerichtet  sind,  außerordentlich  ver- 
stärken. Nach  Herstellung  des  Abschlußdammes  würden  dagegen  an  der 
Dammstelle  die  Wassergeschwindigkeiten  gleich  Null  werden;  dafür  aber 
die  Wasserspiegelhebungen  und  -Senkungen  gleich  der  doppelten  Höhe 
der  Einzelwellen  werden.  Da  die  Wellen  um  eine  halbe  Tide  gegenein- 
ander versetzt  sind,  so  würden  beiderseits  des  Dammes  Wasserstand- 
unterschiede gleich  der  doppelten  Fluthöhe  der  Einzelwellen  auftreten, 
also  sehr  große  Unterschiede.  Auf  dem  flachen  Watt  hinter  Sylt  kann 
dieser  Fall  in  seiner  vollen  Reinheit  nicht  eintreten. 

d)  Am  wichtigsten  für  die  Beurteilung  der  aufgeworfenen  Frage 
ist  der  allgemeine  Fall,  bei  dem  die  beiden  entgegengesetzt  gerichteten 
Wellen  weder  nach  Form  und  Größe  gleich  sind,  noch  sich  an  der 
Dammstelle  mit  gleicher  Entwicklung  treffen. 

In  Abb.  2 sei  II  die  Wasserstandlinie  irgend  einer  Welle  an  der 
Dammstelle  mit  der  größten  Erhebung  H über  Mittelwasser;  es  ist 
gleichgültig,  ob  es  eine  Tide  welle,  eine  Sturmflutwelle  oder  eine  aus 


Auf  der  anderen  Dammseite  ergibt  sich 
eine  ähnliche  negative  Änderung  der  Fluthöhe 
durch  Einsetzen  der  entsprechenden  Werte. 

In  dieser  Gleichung  geben  die  Differenzen 
A und  B den  Einfluß  der  Entwicklungsverschie- 
bung der  beiden  Wellen  an,  während  die  Differenz  C den  Einfluß  der 
Ungleichheit  beider  Wellenhöhen  darstellt. 

Der  letztere  Einfluß  ist  bei  dem  (in  der  obengenannten  Arbeit) 
näher  behandelten  Falle  des  Dammschlusses  hinter  Sylt  voraussicht- 
lich der  überwiegende,  wie  sich  bei  näherer  Betrachtung  zeigen  wird. 

Bis  hierher  wird  die  oben  gegebene  Behandlung  der  Aufgaben 
kaum  irgendwelchen  begründeten  Bedenken  begegnen,  abgesehen  von 
der  angenäherten  Schätzung  der  Fluthöhen  durch  einfaches  Zusammen- 
zählen der  gleichzeitigen  Wasserstände  beider  Wellen  an  der  unter- 
suchten Stelle.  Die  größte  Schwierigkeit  liegt  aber  in  der  angenähert 
richtigen  Schätzung  der  beiden  entgegengesetzt  gerichteten  Einzel - 
wellen,  die  der  beobachteten  Gesamt  welle  zugrunde  liegen. 

Betrachten  wir  zuerst  die  Tidewelle,  die  zwar  auch  mit  der  ver- 
schiedenen Stellung  von  Sonne  und  Mond  zueinander  und  zur  Erde 
schwankt,  aber  doch  nicht  so  erhebliche  Unterschiede  aufweist  wie 
die  Sturmflutwellen.  Die  Flutwelle  trifft,  etwa  aus  SW  kommend,  die 
Linie  Amrum — Sylt  in  schräger  Richtung,  also  die  nördliche  Spitze  von 
Sylt  einige  Zeit  später  als  die  Südspitze.  Infolge  von  Interferenz- 
erscheinungen in  der  Nordsee  ist  auch  die  Fluthöhe  im  Norden  geringer 
als  im  Süden.  Der  größte  Teil  des  in  der  Flutwelle  enthaltenen  Arbeits- 
vermögens wird  an  der  Linie  Amrum  — Sylt  zurückgeworfen.  Nur  ein 
verhältnismäßig  kleiner  Betrag  desselben  tritt  in  das  Vortrapptief  ein 
und  ein  anderer  Teil  etwas  später  in  das  Lister  Tief  (vgl.  Abb.  3). 
Das  sind  die  beiden  Einzelwellen,  die  sich  hinter  Sylt  in  entgegen- 
gesetzter Richtung  wieder  treffen  und  durcheinanderlaufen. 

An  der  Außenbarre  werden  sie  beide  eine  Verringerung  des  ihnen 
innewohnenden  Arbeitsvermögens  erfahren,  und  da  der  Wasserquer- 
schnitt und  die  Wasserspiegelbreite  unmittelbar  landeinwärts  von  der 
Barre  nicht  kleiner,  im  allgemeinen  sogar  noch  etwas  größer  ist  als 
auf  der  Barre,  so  tritt  hinter  der  Barre  wahrscheinlich  eine  geringe 
Erniedrigung  der  Fluthöhe  ein.  Im  weiteren  Verlauf  der  Flutwellen 
im  Vortrapptief  im  Süden  und  im  Lister  Tief  im  Norden  sowie  auf 
dem  flachen  Watt  hinter  Sylt  erleiden  beide  Teilwellen  eine  weitere 
starke  Einbuße  an  Arbeitsvermögen.  Da  aber  gleichzeitig  die  Wasser- 
querschnitte und  auch  die  Fortpflanzungsgeschwindigkeit  jeder  Welle 
sehr  stark  abnehmen,  je  mehr  sich  die  Wellen  dem  hohen  Watt 
nähern,  so  nehmen  trotzdem  die  Fluthöhen  landeinwärts  im  all- 
gemeinen nicht  ab,  sondern  sogar  meist  noch  etwas  zu. 

Anders  wird  es  aber,  sobald  die  Welle  (jede  einzelne  für  sich  be- 
trachtet) die  Wasserscheide  etwa  auf  der  Linie  Nösse  — Sieltoft  (bei 
Rodenäs  nördlich  Klanxbüll)  überschritten  hat.  Da  dann  für  beide 
Einzelwellen,  sowohl  für  die  aus  dem  Vortrapptief  (Hörnumtief)  nach 
Norden  übertretende,  als  auch  für  die  aus  dem  Lister  Tief  (Lister  Ley, 
Pander  und  Hoyer  Tief)  nach  Süden  fortschreitende  Welle  das  Arbeits- 
vermögen weiter  abnimmt,  gleichzeitig  aber  die  anderen  Einflüsse  auf 


94 


Zentralblatt  der  Bauverwaltung. 


19.  Februar  1921. 


das  Arbeitsvermögen  (besonders  der  Wasserquerschnitt  und  die  Fort- 
schrittgeschwindigkeit) zunehmen,  so  muß  nun  die  Fluthöbe  jeder 
Einzelwelle  nach  überschreiten  der  Wasserscheide  sehr  schnell  ah- 
nehmen,  d.  h.  also,  die  Gegenwelle  ist  zwar  auch  noch  in  den  großen 
Tiefs  sowohl  im  Norden  als  auch  im  Süden  der  Wasserscheide  hinter 
Sylt  vorhanden,  aber  sie  beeinflußt  die  Hauptwelle  nicht  mehr  wahr- 
nehmbar. Auf  der  Wasserscheide  aber  muß  man  mit  zwei  sich  gegen- 
seitig stark  beeinflussenden  Gegenwellen  rechnen  (von  dem  Standpunkt 
geht  auch  die  Veröffentlichung  auf  S.  378  im  vorigen  Jahrg.  d.  Bl.  aus). 

Zur  Beurteilung  der  Wirkung  eines  Abschlußdammes  etwa  auf  der 
Wasserscheide  müssen  wir  aber  das  ungefähre  Verhältnis  der  Fluthöhen 
h\  und  (Abb.  2)  zueinander  und  die  Verschiebung  ihrer  Entwick- 
lung b kennen.  Eine  Berechnung  der  Arbeitsgrößen  der  beiden  Gegen- 
wellen, wie  sie  unter  günstigen  Verhältnissen  in  Flußmündungen  und 
Kanälen  vielleicht  möglich  ist,  und  eine  Ermittlung  ihrer  Fluthöhen 
ist  in  der  breiten  Meeresbucht  ausgeschlossen.  Wir  müssen  uns  hier 
mit  einer  Schätzung  begnügen.  Einen  Anhalt  geben  uns  die  Fluthöhen 
bei  Hörnum  und  Ellenbogen  und  die  aus  Pegelbeobachtungen  ermit- 
telte zeitliche  Verschiebung  des  Hochwassers.  Wenn  die  mittlere  Höhe 
der  südlichen  Flutwelle  über  Mittelwasser  bei  Hörnum  = s,  im  Norden 
bei  Ellenbogen  = n beobachtet  ist  und  die  beobachtete  mittlere  Flut- 
höhe auf  der  Wasserscheide  an  der  Stelle  des  Abschlußdammes  H 
beträgt,  dann  können  wir  die  Höhen  der  beiden  zugrunde  liegenden 
Einzelwellen  angenähert  schätzen. 


hi 


f H und  — U H 
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Ebenfalls  können  wir  die  Verschiebung  der  Hochwasserzeiten  beider 
Wellen  aus  der  im  Süden  und  Norden  von  Sylt  beobachteten  Vor- 
schiebung schätzen.  Da  der  Scheitel  der  Tidewelle  flach  ist,  so  bat 
die  Entwicklungsverschiebung  der  beiden  Einzel  wellen  keinen  erheb- 
lichen Einfluß  auf  die  Änderung  der  Fluthöhe  des  Abschlusses.  Aus- 
schlaggebend ist  hierfür  die  Verschiedenheit  der  Fluthöhen.  Aber  der 
Einfluß  der  Verschiebung  wirkt  in  dem  behandelten  Falle  in  demselben 
Sinne  wie  die  Höhenunterschiede,  und  wird  daher  die  letztere  Wirkung 
jedenfalls  nicht  verringern.  Die  durch  den  Abschlußdamm  voraus- 
sichtlich verursachte  Änderung  der  Fluthöhen  unmittelbar  südlich 
und  nördlich  des  Dammes  errechnet  sich  nach  Gleichung  4,  3 und  1 
zu  J H rd.  ==  + (/q  — h3). 

Einen  weiteren  Anhalt  für  die  Beurteilung  der  Verschiedenheit  der 
Einzelwelle  auf  der  Wasserscheide  haben  wir  in  folgendem.  Das  Wasser 
steigt  beiderseits  der  Wasserscheide  während  der  Flut  an  und  trifft 
sich  in  einer  Linie,  die  ungefähr  der  Wasserscheide  entspricht.  Bei 
ganz  ruhigem  Wetter  ist  diese  Linie  noch  längere  Zeit  an  Schaum  und 
Treibsei  zu  beobachten,  auch  nachdem  das  Watt  schon  überflutet  ist. 
Erst  später  verschiebt  sich  die  Linie  einseitig  und  verschwindet;  der 
einseitige  Strom  überwiegt.  Nun  entspricht  bei  gleichen  Verhältnissen 
die  größere  Wassergeschwindigkeit  auch  der  größeren  Fluthöhe,  und 
daraus  können  wir  den  Schluß  ziehen,  daß  diejenige  Teilwelle  die 
größere  ist,  deren  Flutstrom  bei  Hochwasser  überwiegt.  Nun  wird  im 
allgemeinen  im  ganzen  Wattenmeer  bei  normalen  Tiden  während  des 
Hochwassers  hinter  den  Inseln  eine  Süd-Nord-Strömung  beobachtet. 
Diese  Beobachtung  bestätigt  also  den  oben  gezogenen  Schluß,  daß  die 
von  Süden  eindringende  Teilwelle  auf  der  Wasserscheide  hinter  Sylt 
die  größere  ist. 

Alles  zusammengenommen,  müssen  wir  daher  mit  der  Wahrschein- 
lichkeit rechnen,  daß  ein  Abschlußdamm  hinter  Sylt,  auch  wenn  er 
auf  der  Wasserscheide  aufgeführt  wird,  schon  bei  normalen  Tiden  eine 
geringe,  aber  meßbare  Erhöhung  des  Hochwassers  südlich  am  Damm 
verursachen  wird. 

Weit  erheblicher  aber  ist  die  Wirkung  bei  Sturmfluten.  Daß  Süd- 
oder Nordwinde  das  Wasser  vor  dem  Damm  aufstauen  werden,  braucht 
wohl  nicht  erst  besonders  hervorgehoben  zu  werden.  Praktische  Be- 
deutung haben  indessen  nur  die  Windrichtungen,  bei  denen  an  unserer 
schleswig-holsteinschen  Nordseeküste  die  höchsten  Fluten  auftreten. 
Das  ist  erfahrungsmäßig  der  Fall  bei  sehr  starken  rechtsdrehenden 
Süd  west-  und  Westwinden,  wenn  nämlich  die  Luftdrucksenke  un- 
mittelbar nördlich  von  uns  (West-Ost)  vorbeiwandert.  Leider  ist  dieser 
Fall  auch  gleichzeitig  der  ungünstigste  für  die  Wirkung  des  Sylter 
Abschlußdammes. 

Es  ist  dann  nämlich  mit  der  Möglichkeit  zu  rechnen,  daß  auf  der 
freien ' Nordsee  schon  westliche  und  nordwestliche  Winde  wehen, 
während  an  der  Küste  noch  südwestliche  Winde  herrschen.  Der  West- 
sturm treibt  das  Wasser  unserer  Küste  zu.  Die  Wirkung  des  Windes 
auf  die  Neigung  des  Wasserspiegels  ist  um  so  geringer,  je  tiefer  das 
Wasser  ist  und  je  ungehinderter  der  Rückstrom  des  an  der  Oberfläche 


gegen  die  Küste  getriebenen  Wassers  in  der  Tiefe  erfolgen  kann.  Das 
Wasserspiegelgefälle  quer  zur  Küstenlinie  wird  daher  in  der  Nordsee 
auch  bei  starken  Stürmen  nur  sehr  gering  sein.  Infolge  der  großen 
Streichlänge  des  Windes  ist  aber  trotzdem  die  Wasserspiegelerhebung 
durch  den  Weststurm  in  der  Küstenlinie  Amrum  — Sylt  recht  erheblich. 
Sturmfluthöhen  von  2 bis  21/*  m über  gewöhnlichem  Hochwasser  sind 
hier  zuweilen  beobachtet.  Bei  gleichmäßiger  Verteilung  des  Windes 
kann  man  annehmen,  daß  die  Sturmfluthöhe  am  Eingang  des  Vor- 
trapptiefs und  Lister  Tiefs  annähernd  die  gleiche  sein  wird.  Auch  der 
Eintritt  des  höchsten  Wasserstandes  wird  bei  beiden  zeitlich  nicht 
wesentlich  verschieden  sein.  In  gleicher  Weise  wie  bei  der  Tidewelle 
treten  nun  auch  nördlich  und  südlich  um  Sylt  Teilwellen  der  Sturm- 
fluterhebung in  das  Wattenmeer  ein  und  verlieren  hier  durch  Rück- 
werfung  und  Bettreibung  den  größten  Teil  ihres  Arbeitsvermögens. 
Ohne  weitere  Windbeeinflussung  würden  die  Einzelwellen  zwar  an 
Höhe  vielleicht  noch  etwas  zunehmen  bis  zum  hohen  Watt  auf  der 
Wasserscheide  und  dann  nach  deren  Überschreiten  sehr  schnell  an 
Höhe  abnehmen.  Beiderseits  der  Wasserscheide  würden  sich  diese 
Wirkungen  addieren.  Der  Abschlußdamm  würde  so  gut  wfle  einflußlos 
sein,  sobald  die  Teilwellen  gleich  hoch  sind  und  mit  gleicher  Ent- 
wicklung Zusammentreffen. 

Beides  ist  aber  nicht  der  Fall,  wenn  wir  an  der  Küste  während 
der  größten  Stärke  des  Sturmes  noch  südwestliche  Winde  haben;  es 
besteht  dann  ein  wesentlicher  Unterschied  zwischen  der  südlichen  und 
nördlichen  Teil  welle.  Im  Süden  von  Sylt  wird  die  Wellenkraft  durch 
den  annähernd  in  der  Wallenrichtung  Hörnum — Klanxbüll  (Damm- 
anschluß) wehenden  südwestlichen  Wind  verstärkt  und  der  Wasser- 
stand umsomehr  erhöht,  je  mehr  das  hohe  Watt  den  Rückstrom  des 
Wassers  hindert.  In  dem  Teil  des  Wattenmeeres  nördlich  von  Nösse 
und  dem  geplanten  Abschlußdamm  wirkt  der  Südwestwind  quer  zur 
Wellenrichtung  List  — Dammanschluß  eher  störend  auf  die  Erhebung 
des  Wasserspiegels  als  fördernd.  Es  ist  daher  anzunehmen,  daß  die 
beobachtete  größere  Wasserspiegelerhöhung  in  der  Nähe  von  Klanx- 
büll (- — Dammanschluß)  gegenüber  der  Höhe  bei  Hörnum  und  Ellen- 
bogen fast  ausschließlich  der  Windbeeinflussung  der  südlichen  Teilwelle 
zuzuschreiben  ist  und  daß  in  diesem  Falle  die  südliche  Teil  welle  be- 
trächtlich höher  sein  kann  als  die  nördliche  Gegenwelle.  Damit  in 
Übereinstimmung  steht  auch  der  steile  Abfall  der  Welle  der  beiden  bei 
südwestlichen  Winden  beobachteten  Sturmfluten  am  3.  Dezember  1909 
und  am  5.  bis  fl.  November  1911  auf  der  Linie  Dammanschluß  —List.  Das 
Arbeitsvermögen  und  die  Fluthöhe  der  über  die  Wasserscheide  fort- 
schreitenden Welle  müssen,  wie  oben  gezeigt  ist,  sehr  schnell  abnehmen, 
wenn  der  Wind  keine  besondere  Flutenhöhung  veranlaßt  oder  gar 
störend  wirkt.  Wenn  dieser  Schluß  richtig  ist  (und  ich  sehe  keine 
andere  Möglichkeit),  dann  müssen  wir  nach  Fertigstellung  des  Abschluß- 
dammes Sylt — Festland  in  ungünstigen  Fällen  auf  eine  stärkere  Er- 
höhung der  Sturmfluthöhen  gefaßt  sein. 

Meine  obigen  Schlußfolgerungen  weichen  allerdings  wesentlich  von 
den  Darstellungen  auf  3.  378  u.  f.  im  Jahrg.  1920  d.  Bl.  ab,  wie  der  Ver- 
fasser vorausgesagt  hat.  Die  dort  geltend  gemachte  Begründung,  daß  der 
sturmflutfreie  Eisenbahndamm  das  Zusammentreffen  der  Gegenwellen 
mit  seinen  Folgen  unmöglich  mache,  läßt  die  andere  Wirkung  des 
Dammes  vollkommen  außer  acht,  daß  der  einseitigen  Erniedrigung  des 
Wasserspiegels  eine  wohl  mindestens  ebenso  große  Erhöhung  auf  der 
anderen  Seite  des  Dammes  gegenübersteht.  Es  istwrohl  möglich,  daß  nach 
Herstellung  des  Abschlußdammes  Nösse  — Festland  bei  ähnlichen  Süd- 
weststürmen das  Gefälle  der  Hoch  Wasserlinie  auf  der  Linie  Lister  Tief— 
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sehr  stark  zurückgeht.  Demgegenüber  muß  aber  eine  entsprechend 
große  Wasserspiegelerhöhung  auf  der  anderen  Seite  des  Dammes  und 
eine  Steigerung  des  Gefälles  der  Hochwasserlinie  in  der  südlich  ab- 
geschlossenen Bucht  stehen.  Eine  gleichzeitige  Absenkung  des  Wasser- 
spiegels durch  den  Abschluß  auf  beiden  Seiten  des  Dammes  ist  nicht 
gut  denkbar. 

Eine  zahlenmäßige  Übertragung  der  an  ganz  anders  gelegenen 
und  anders  gearteten  Örtlichkeiten  (Jadebusen,  Zuidersee,  Ostsee- 
föhrden)  und  bei  anderen  Sturmverhältnissen  gemachten  Beobachtungen 
auf  die  Verhältnisse  hinter  Sylt  ist  sehr  bedenklich.  Es  mag  zugegeben 
werden,  daß  auch  der  Rückstrom  weniger  behindert  ist,  wenn  infolge 
des  Dammabschlusses  eine  Erhöhung  der  Sturmfluthöhen  einseitig  des 
Dammes  eintritt,  so  daß  ein  einfaches  Zusammenzählen  der  Wirkungen 
der  Einzelwellen  und  ihres  eigenen  Rückpralles  (Reflexion)  nicht  ganz 
zulässig  ist,  aber  eine  starke  Steigerung  der  Fluthöhe  ist  mit  voller 
Sicherheit  zu  erwarten 

Berlin.  Dr.-Ing.  H.  Ivrey. 


Vermischtes. 

Einen  Wettbewerb  für  Briefköpfe  und  Aufdrucke  fiir  Geschäft-  schlesischen  Künstlern  mit  Frist  bis  zum  5.  April  d.  J.  und  vier  Preisen 

papiere  schreibt  die  Vereinigte  B auunterneh  mung  Breslau  unter  im  Gesamtbeträge  von  7000  Mark  aus;  weiter  sind  noch  Ankäufe  in 
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Aussicht  genommen.  Das  Preisgericht  bilden:  Regierungsbaurat 

Borowsky,  Landesbaurat  Provinzialkonservator  Dr.  Burgemeiste r, 
Architekt  Bussmann,  Direktor  Professor  Endeil,  Regierungsbau- 
meister Hossenfelder,  Direktor  Professor  Dr.  Masner,  Kunstmaler 
Scheinert  und  Architekt  Utinger,  sämtlich  in  Breslau.  Die  Aus- 
schreibungsbedingungen können  für  2 Mark  von  der  Vereinigten  Bau- 
unternehmung in  Breslau  5.  Neue  Schweidnitzer  Straße  6.  bezogen  werden. 

Änderungen  in  den  Verdingungs Vorschriften  infolge  der  Geld- 
entwertung. Nach  einem  Erlaß  des  Reicbsverkehrsministers  vom 
2.  d.  M.  (V.  54  D.  G13)  werden  im  Bereich  der  früheren  preußischen 
Staatsbahnen  mit  Rücksicht  auf  die  Geldentwertung  die  in  den  All- 
gemeinen Bestimmungen  vom  23.  Dezember  1905,  betreffend  die 
Vergebung  von  Leistungen  und  Lieferungen  (Jahrg.  1906  d.  Bl., 
S.  53),  bestimmten  Summen  in  Abschnitt  I (2)  3 und  (3)  1 sowie 
in  Abschnitt  III  (2)a  allgemein  auf  das  Zehnfache  erhöht.  Dem- 
zufolge beträgt  jetzt  die  in  Abschnitt  I (2)  3 bezeichnete  Grenze 
für  engere  Verdingungen  50000  Mark,  die  in  Abschnitt  I (3)  1 be- 
zeichnete Grenze  für  freihändige  Vergebungen  30000  Mark  (in  beiden 
Fällen  unter  Aufrechterhaltung  der  Vorschriften  unter  I (2)  1 und  2 
sowie  unter  I (3)  2 bis  4,  wonach  beim  Vorliegen  besonderer  Voraus- 
setzungen eine  Geldgrenze  für  diese  beiden  Verdingungsarten  über- 
haupt nicht  besteht),  und  es  ist  die  in  Abschnitt  III  I (2)a  be- 
zeichnete Geldgrenze,  bei  deren  Überschreitung  im  allgemeinen  erst 
förmliche  Verträge  aufzustellen  sind,  auf  30000  Mark  erhöht.  — Un- 
berührt bleiben  von  diesen  Vorschriften  die  die  geldlichen  Zuständig- 
keitsgrenzen der  einzelnen  Behörden  regelnden  Vorschriften. 

Als  Beuth-Aufgabe  für  das  Jahr  1921  setzt  die  Deutsche  Maschinen- 
technische Gesellschaft  fest  die  Bearbeitung  des  Entwurfs  zu  Anlagen 
für  die  wirtschaftliche  Verwertung  des  Eisenbahnschrotts.  Um  einen 
Teil  des  bei  den  deutschen  Eisenbahnen  gewonnenen  Schrotts  nutz- 
bringender als  bisher  zu  verwerten  — etwa  70  000  t — , soll  etwa  die 
Hälfte  zu  Blechen  und  dergleichen  ausgewalzt  oder  umgeschmiedet, 
die  andere  Hälfte  in  Elektrostahl  zu  Stahlformguß  für  Eisenbahn- 
zwecke verwendet  werden.  Das  Walzwerk  ist  elektrisch  anzutreiben, 
wobei  eine  ausreichende  Wasserkraft  von  20  m Gefälle  zur  Verfügung 
steht.  Eine  Dampf kraftanlage  von  ’/'s  der  Wasserleistung  ist  als  Aushilfe 
vorzusehen.  Bei  allen  Anlagen  ist  möglichste  Ersparnis  an  menschlicher 
Arbeitskraft  anzustreben.  — Die  Beteiligung  steht  auch  Fachgenossen 
frei,  die  nicht  Mitglieder  der  Gesellschaft  sind,  aber  zur  Zeit  der  Ab- 
lieferung der  Ausarbeitung  die  Mitgliedschaft  erlangt  haben.  Die  Ar- 
beiten sind  bis  zum  7.  Oktober  1921  an  die  Geschäftstelle  der  Deutschen 
Maschinentechnischen  Gesellschaft,  Berlin  SW,  Lindenstraße  99  ein- 
zusenden. Regierungsbauführer,  die  wünschen,  daß  ihre  Bearbeitung 
der  Preisaufgabe  zur  Annahme  als  häusliche  Probearbeit  für  die 
zweite  Staatsprüfung  im  Maschinenbaufach  dem  preußischen  Minister 
der  öffentlichen  Arbeiten,  dem  sächsischen  Finanzministerium  oder  dem 
hessischen  Ministerium  der  Finanzen  seitens  der  Gesellschaft  eingereicht 
werde,  haben  das  zu  vermerken.  Das  Ausschreiben  ist  in  Glasers  An- 
nalen für  Gewerbe  und  Bauwesen,  Jahrg.  1921,  1.  Heft,  veröffentlicht. 

Die  für  die  Ausführung  der  Kanalisierung  des  Neckar^  von 
Mannheim  bis  Plochingen  nach  der  Verordnung  der  Reichsregierung 
vom  4.  August  v.  J.  errichtete  Neckarbau  di  rektion  (1920  d.  Bl., 
S.  290  u.  463)  hat  ihren  Dienst  in  Heilbronn  aufgenommen.  An  der 
Spitze  der  neuen  Reichsbehörde,  die  ähnlich  zusammengesetzt  ist  wie 
die  preußischen  Kanalbaudirektionen,  stehen  ein  technischer  Dirigent, 
der  württembergische  Oberbaurat  Konz,  und  als  Verwaltungsdirigent 
der  badische  Oberamtmann  Dr.  Klotz;  als  technischer  Referent  ist  der 
bisherige  Leiter  der  Bauinspektion  für  das  Murgwerk,  Baurat  Schüler, 
berufen  worden.  Der  Neckarbaudirektion  sind  vorläufig  die  Neckar- 
bauämter Stuttgart,  Heilbronn,  Hirschhorn  und  Mannheim-Freudenheim 
unterstellt.  Für  die  Behandlung  der  örtlichen  Aufgaben  innerhalb  der 
württembergischen  Neckarstrecke  und  für  den  Verkehr  mit  den 
Bezirksbehörden,  Gemeinden  und  sonstigen  Beteiligten  ist  für  die 
Strecke  von  Plochingen  bis  Neckarrems  zunächst  das  Neckarbauamt 
Stuttgart,  Vorstand  Baurat  Berstecher,  und  für  die  Strecke  von 
Neckarrems  bis  Gundelsheim  zunächst  das  Neckarbauamt  Heilbronn, 
Vorstand  Baurat  Löffler,  zuständig.  Zur  Mitwirkung  in  gewissen 
Fragen  ist  ein  Neckarbaubeirat  gebildet  worden,  dem  unter  anderen 
als  Vertreter  des  Baukunstrats  für  Württemberg  und  der  Siedlungs- 
interessenten Architekt  Professor  Ernst  Wagner  in  Stuttgart  angehört. 
An  der  Spitze  des  Neckarbauamts  in  Mannheim -Freudenheim  steht 
der  badische  Baurat  Hon  icke  1. 

Die  Beamten  bei  der  Neckarbaudirektion  und  den  Bauämtern  sind 
dort  einstweilen  kommissarisch  beschäftigt,  bis  durch  die  Verabschie- 
dung des  Reichshaushalts  die  zum  endgültigen  Übertritt  dieser  Be- 
amten in  den  Reichsdienst  nötigen  Stellen  vom  Reich  geschaffen  sein 
werden.  — Zur  Beschäftigung  Erwerbsloser  wurden  die  Bauarbeiten 
bereits  an  einigen  Stellen  in  Angriff  genommen' 

Technische  Hochschule  Dresden.  Dem  Dr.-Ing.  Walter  Bach- 
mann in  Leipzig  ist  die  Lehrberechtigung  für  Einzeluntersuchungen 


zur  Geschichte  der  Baukunst  in  der  Hochbauabteilung  der  Hochschule 
erteilt  worden. 

Zum  Direktor  des  neuen  Stadtorweiterungs-  und  Hafenhauanits 
der  Stadt  Mainz  wurde  von  der  Stadtverordnetenversammlung  ein- 
stimmig der  Regierungsbaumeister  Franz  Bock  in  Köln  gewählt. 

Karten  und  Meßtischblätter  der  Landesaufnahme.  Von  der 

Topographischen  Übersichtskarte  des  Deutschen  Reiches  (1:200000; 
ist  neubearbeitet  und  fertiggestellt  worden  Blatt  13,  Königsberg  Aus- 
gabe A,  dreifarbiger  Kupferdruck  (schwarz,  blau,  braun)  Reichs-  und 
Landesgrenzen  sowie  Niederungen  mit  der  Hand  farbig  angelegt;  von 
der  Karte  des  Deutschen  Reiches  (1  : 100000)  Blatt  73,  Heiligenbeil 
Ausgabe  A,  Kupferdruck  (schwarz),  Grenzen  und  größere  Gewässer 
farbig.  — Mit  eingehenden  Berichtigungen  wurden  versehen  die  Meß- 
tischblätter (1:25000)  Blatt  2544,  Klettwitz,  Blatt  3295,  Altlomnitz 
und  Blatt  3434,  Simmern.  Die  Karten  sind  im  Buchhandel,  bei  den 
amtlichen  Verkaufstellen  und  bei  der  Kartenvertriebsabteilung  der 
Landesaufnahme,  Berlin  NW  40,  Moltkestraße  4,  unmittelbar  zu  be- 
ziehen. An  letzteren  beiden  Stellen  sind  auch  Preisverzeichnisse  und 
Übersichten  sämtlicher  Kartenwerke  der  Landesaufnahme  erhältlich. 

Zu  der  zweiten  deutschen  Lehmbantagung  in  Dresden  hatten 
sich  am  28.  und  29.  Januar  d.  J.  auf  Einladung  des  Ausschusses 
zur  Förderung  der  Lehmbau  weise  etwa  120  Fachleute  eingefunden. 
Vertreter  der  Reichs-  und  Landesbehörden  begrüßten  die  Versamm- 
lung, worauf  der  Vorsitzende,  Regierungsbaurat  Stegemann  aus 
Dresden,  einen  überblick  über  die  Ergebnisse  des  Lehmbaues  im 
Jahre  1920  gab:  Die  Berichte  zu  den  vom  Ausschuß  an  seine  Mitglieder 
versandten  Fragebogen  lassen  einen  bedeutenden  Fortschritt  erkennen. 
Allein  in  Preußen  beträgt  die  Zahl  der  in  Lehm  ausgeführten  Woh- 
nungen 1600,  denen  im  Jahre  1919  nur  etwa  100  Bauten  gegenüber- 
stehen. Mißerfolge  waren  zwar  auch  1920  noch  nicht  zu  vermeiden, 
sie  sind  indessen  erheblich  zurückgegangen.  Der  Rückblick  auf  die 
reichen  Erfolge  aber  wird  ein  Ansporn  zu  weiterer  ernster  Arbeit 
für  die  Vervollkommnung  der  Lehmbauweise  sein,  um  der  volkswirt- 
schaftlichen Bedeutung  entsprechend  ihre  allgemeine  Einführung  beim 
Bauhandwerk  zu  sichern.  — Alsdann  teilte  Regierungs-  und  ßaurat 
Lübbert  aus  Kiel  seine  Erfahrungen  über  verschiedene  Putzarten 
bei  Lehmbauten  mit.  Besondere  Putzträger  und  künstliche  Härtungs- 
mittel sind  unwirtschaftlich  und  auch  überflüssig,  wenn  nur  ein 
richtig  behandelter  Lehmmörtelputz  auf  die  völlig  trockene  Wand 
aufgebracht  wird.  Über  die  Einflüsse  des  Regens  auf  Lehmbauten 
sprach  Stadtbaurat  Fauth  aus  Sorau  und  entwickelte  Richtlinien  für 
Schutzmaßnahmen.  Regierungsbaumeister  Dr.  Köster  aus  Eisleben 
führte  durch  Lichtbilder  den  Lehmwellerbau  vor,  in  dessen  Technik  im 
Mansfelder  Seekreise  150  Wohnungen  unter  erfolgreicher  Mitwirkung 
der  fachmännisch  geleiteten  Selbsthilfe  der  Siedler  errichtet  wurden.  — 
Am  zweiten  Tage  behandelte  Professor  Dr.  Gehler  aus  Dresden  das 
Strohlehmschindeldach  und  seine  Verwendungsmöglichkeiten,  worauf 
Direktor  Wagner  aus  Sorau  über  die  Lehmbaukurse  des  vorigen 
Jahres  Bericht  erstattete.  An  jede  Vortragsreihe  schloß  sich  eine 
lebhafte  Aussprache  über  Einzelfragen  an,  die  ein  erfreuliches  Zeugnis 
gab  von  der  regen  Teilnahme,  die  dem  Lehmbau  bereits  in  den  Kreisen 
des  Unternehmertums  entgegengebracht  wird.  Eine  reichbeschickte 
Sonderausstellung  unterrichtete  durch  Modelle  und  zum  Teil  durch 
Vorführung  von  Betrieben  über  Neuerungen  auf  den  einschlägigen 
Gebieten.  Im  Anschluß  an  die  Tagung  gab  Architekt  Gutzeit  aus 
Berlin  in  der  Technischen  Hochschule  durch  Lichtbildervortrag  einen 
Überblick  über  die  Entwicklung  des  Lehmbaues  seit  dem  Kriege, 
während  am  folgenden  Sonntag  das  Technische  Versuchs-  und  Material- 
prüfungsamt in  Dresden  durch  Druckprobe  die  hervorragende  Festig- 
keit eines  Lehmgewölbes  nachwies. 

Berlin.  Müller,  Regierungsbaumeister. 

Die  erste  Zusammenkunft  der  leitenden  Stadtbaubeamten  Nord- 
westdeutschlauds  in  Hannover  fand  am  Sonnabend,  den  5.  Februar, 
vormittags  9x/2  Uhr,  unter  Vorsitz  des  Stadtbaurats  Senator  Wolf- 
Hannover  im  neuen  Rathaus  in  Hannover  statt.  Auf  Einladung  eines 
vorbereitenden  Ausschusses  waren  71  Stadtbauräte  und  Stadtbaumeister 
aus  den  Provinzen  Schleswig  Holstein,  Hannover  und  Sachsen  und  aus 
den  Ländern  Oldenburg.  Braunschweig,  Detmold  und  Anhalt  sowie 
den  drei  Hansestädten  Hamburg,  Bremen  und  Lübeck  erschienen. 
Von  77  eingeladenen  Städten  über  10000  Einwohner  waren  59  Städte 
vertreten.  Nach  kurzen  Ausführungen  der  Herren  Frey -Göttingen  und 
Zopf- Wilhelmshafen  kam  über  die  Frage  der  Wohnungsnot  und  deren 
endgültige  Beseitigung  eine  lebhafte  Aussprache  zustande,  als  deren 
Abschluß  eine  Entschließung  angenommen  wurde  des  Inhalts,  daß  die 
Wohnungsfrage  letzten  Endes  eine  Geldfrage  sei  und  daß  nach  Ansicht 
der  Versammlung  die  von  der  Reichsregierung  vorgescblagenen  Maß- 
nahmen zur  Beschaffung  der  erforderlichen  Geldmittel  unzulänglich 
und  ungenügend  seien.  Es  wurde  eine  viel  stärkere  und  mit  den 
Jahren  steigende  Besteuerung  der  alten  Wohnungen  gefordert.  Weiter 
wurde  über  die  Frage  der  Aufbringung  der  Kosten  für  Straßen-  und 
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Kanalneubauten  unter  Berücksichtigung  der  gegenwärtigen  Teuerung 
verhandelt  und  über  Möglichkeiten  beraten,  wie  diese  Kosten  von 
den  Stadtgemeinden  durch  Umlage  auf  die  Baugrundstücke  aufgebracht 
werden  könnten,  ohne  die  Anlieger  zu  stark  zu  belasten.  Bemerkens- 
wert waren  die  vielfachen  Mitteilungen,  die  von  den  Fachgenossen 
über  ihre  Erfahrungen  bei  Bauarbeiten  im  eigenen  Betriebe  und  bei 
Baustoffeinkäufen  im  großen  gemacht  worden  sind.  Ebenso  zeigte 
die  Besprechung  über  die  Höhe  der  Meisterzuschläge  zu  den  reinen 
Arbeiterlöhnen  im  Baugewerbe  ein  recht  vielgestaltiges  Bild  und  führte 
zu  dem  Beschluß,  das  Hochbauamt  in  Hannover  zu  bitten,  Feststellungen 
über  die  in  den  verschiedenen  Städten  in  dieser  Beziehung  gemachten 
Erfahrungen  zu  treffen  und  diese  allen  beteiligten  Städten  zugänglich 
zu  machen.  Die  Erörterung  der  Frage  über  den  Erlaß  städtischer 
Baupolizeiverordnungen  auf  Grund  der  preußischen  Landesverordnung 
führte  zu  der  einmütigen  Ablehnung  der  unveränderten  Zugrunde- 
legung der  Landesbauordnung  in  allen  Teilen  Preußens.  Es  wurde 
eine  Entschließung  gefaßt,  die  dem  Volkswohlfahrtsminister  übersandt 
werden  soll.  Endlich  berichtete  Stadtbaurat  Köhl  er- Hildesheim  über 
die  Tätigkeit  des  von  der  Vereinigung  der  Technischen  Oberbeamten 
deutscher  Städte  eingesetzten  Ausschusses  für  die  Umgestaltung  der 
Verwaltung,  insbesondere  über  die  Frage  der  Mitgliedschaft  technisch- 
wirtschaftlich vorgebildeter  Beamter  im  Magistrat.  Die  Versammlung 
beschloß  nach  vorheriger  Aussprache,  den  Ausschuß  zu  ersuchen,  mit 
allem  Nachdruck  zu  fordern,  daß  in  der  Städteordnung  die  Zugehörigkeit 
von  technisch- wirtschaftlich  vorgebildeten  Beamten  zum  Magistrat  fest- 
gelegt werde  und  es  nicht  dem  Ermessen  der  einzelnen  Stadtver- 
waltungen überlassen  bleiben  dürfe,  ob  sie  Techniker  als  besoldete 
Mitglieder  in  den  Magistrat  wählen  wollen.  Dies  liege  nicht  im  Inter- 
esse der  Techniker,  sondern  sei  eine  Lebensfrage  der  Verwaltungen 
selbst.  Der  sehr  fruchtbare  Verlauf  der  Tagung  ließ  den  Wunsch  auf- 
kommen,  regelmäßig  solche  Zusammenkünfte  zu  veranstalten,  und  es 
wurde  beschlossen , im  Spätherbst  eine  gleiche  Zusammenkunft  in 
Braunschweig  abzuhalten.  Am  Sonnabend  nachmittag  und  am  Sonntag 
vormittag  fanden  dann  noch  Besichtigungen  des  neuen  Rathauses,  der 
neuen  Stadthalle,  neuzeitlicher  Siedlungen  und  des  Kraftwerkneubaues 
am  Schnellen  Graben  statt.  Es  kann  festgestellt  werden,  daß  die 
Zusammenkunft  für  die  leitenden  Stadtbaubeamten  und  ihre  Verwal- 
tungen wertvolle  Anregungen  und  Aufklärungen  gebracht  und  sich 
vollkommen  bewährt  haben  dürfte.  Köhler. 

Wasserstand-  und  Eisyerliältnisse  iu  deu  norddeutschen  Strom- 
gebieten im  Januar  1921.  (Nach  den  amtlichen  Nachrichten 
der  Landesanstalt  für  Gewässerkunde.)  Das  regenreiche  und 
ungewöhnlich  warme  Wetter,  das  seit  dem  21.  Dezember  herrschte, 
hat  mit  kurzen  Unterbrechungen  um  den  15./17.  und  24./26.  Januar 
im  allgemeinen  diesen  Monat  hindurch  angebalten.  In  Ostpreußen 
dauerte  der  Frost  länger.  Namentlich  nachts  war  es  dort  oft  sehr 
kalt.  Eine  Schneedecke  von  einiger  Dauer  hat  sich  infolgedessen  im 
Flachland  westlich  der  Weichsel  nicht  bilden  können,  und  auch  in 
Ostpreußen  war  eine  solche  in  größerer  Höhe  nur  vom  24.  bis  zum 
:10.  vorhanden.  Auch  in  den  Gebirgen  hat  mit  Ausnahme  einzelner 
Erhebungen  Schnee  nur  kurze  Zeit  gelegen;  selbst  in  den  Sudeten  ist 
seine  Gesamtmenge  gering  geblieben.  Ein  großer  Teil  des  Nieder- 
schlages ist  wohl  wieder  versickert;  denn  die  Wasserstände  sind  zwar 
kräftig,  im  ganzen  aber  doch  nur  allmählich  in  die  Höhe  gegangen- 
Beim  Rhein  war  auch  die  Gesamtzunahme  nur  mäßig.  Er  hat  Ende 
Januar  am  Mittellauf  erst  gerade  das  MW  erreicht  und  am  Unterlauf 
es  nur  wenig  überschritten.  Ausuferungen  weisen  von  den  großen 
Strömen  nur  die  Memel  und  die  Elbe  auf,  letztere  aber  nur  schwache 
und  auch  diese  nur  am  Unterlauf  und  am  Ende  des  Monats.  Auch 
die  Fulda,  Oker.  Leine,  Aller  und  Ems  sind  ausgeufert.  Auch  sie 
haben  aber  das  Mittelhochwasser  nicht  erreicht  oder  kaum  über- 
schritten. — Wenn  man  das  diesmalige  Monatsmittel  mit  dem  Januar- 
mittel aus  1896/1920  vergleicht,  so  wird  man  nur  noch  am  Rhein  an 
die  lange  Trockenheit  im  Herbst  und  Frühwinter  erinnert;  er  weist 
noch  immer  Fehlhöhen  um  rd.  1 m auf.  In  den  übrigen  Gebieten 
hat  der  Wassermangel  sich  ausgeglichen.  Das  Waldecker  Staubecken, 
das  Ende  November  nur  noch  31  und  vom  18.  bis  zum  25.  Dezember 
nur  noch  23  Mill.  cbm  enthielt,  hat  vom  26.  Dezember  bis  zum 
31.  Januar  auf  182  Mill.  cbm  gefüllt  werden  können. 

Der  Memelstrom  hatte  bei  Tilsit,  nachdem  das  Eis  am  9.  zu 
rücken  begonnen  hatte,  in  der  Nacht  vom  10./11.  und  nach  vorüber- 
gehender Abschwächung  der  Eisbewegungen  am  14.  und  15.  stärkeren 
Eisgang.  In  der  Nacht  zum  16.  kam  das  Eis  aber  erneut  zum  Stehen, 
und  auch  auf  einen  abermaligen  Eisgang  in  der  Nacht  zum  23.  folgte 
alsbald  neuer  Eisstand.  Auch  in  den  Mündungsarmen  fanden  um  die 
angegebenen  Zeiten  stärkere  Eisbewegungen  statt,  an  die  sich  im 
allgemeinen  neuer  Eisstand  anschloß.  Der  Pregel  wurde  in  der 
ersten  Monatshälfte  nach  und  nach  im  wesentlichen  eisfrei.  Die  Eis- 
decke der  Deime  war  von  offenen  Strecken  unterbrochen  und  nur 
noch  schwach.  Gegen  das  Ende  des  Monats  nahm  der  Eisstand 
jedoch  in  Pregel  und  Deime  wieder  eine  größere  Ausdehnung  an.  Die 
Memel-  und  die  Pregelschiffahrt  blieben  also  gesperrt.  Der 


Eisstand  der  unteren  Weichsel  war  am  5.  verschwunden.  Sie  hatte 
von  diesem  Tage  bis  um  den  9.  nur  noch  Eistreiben,  ebenso  vom  25. 
bis  zum  Monatsende.  Vom  26.  bis  29.  ist  schwaches  Grundeis  auch 
in  der  Warthe  und  Netze  mehrmals  beobachtet  worden.  Auch  in 
der  oberen  Oder  zeigte  sich  um  den  28.  und  29.  schwaches  Grundeis. 
Im  übrigen  blieb  die  Oder,  seitdem  ihr  Eis  am  Anfang  des  Monats 
verschwunden  war,  eisfrei.  Auf  dem  Oder-Spree-Kanal  konnte 
der  Verkehr  am  4.  teilweise,  am  6.  in  vollem  Umfang  wieder  auf- 
genommen werden.  Eine  neue  Eissperre  ist  auch  auf  den  weiter 
westlichen  Wasserstraßen  nicht  eingetreten. 

Zur  Dezemberübersicht  (S.  52)  sei  nachgetragen,  daß  der  Eisstand 
der  Weser  von  Dörverden  aufwärts  sich  am  19.  Dezember  bis  km 
232,9  (bei  Heimsen)  erstreckte.  Der  Eisstand  der  Elbe  hat  sich  am 
16.  Dezember  noch  bis  Hitzacker,  am  17.  bis  zur  Löcknitzmündung. 
am  18.  bis  Lenzen  und  am  22.  schließlich  bis  km  456  (1  km  unter- 
halb der  Pegelstelle  Wittenberge)  erstreckt.  K.  F. 


Wasserstände  im  Januar  1921. 


Gewässer 

Pegelstelle 

Januar  1921 

MW 

Jan. 

Jahresmittel  96/20 

NAV 

MW 

HW 

96/20*) 

MNW 

MW 

MHW 

Memel 

Tilsit 

194 

396 

599 

320 

78 

243 

611 

Pregel 

Insterburg  ‘) 

12 

158 

300 

91 

—48 

46 

380 

Weichsel 

Thorn 

106 

157 

220 

167 

2 

143 

480 

Oder 

Ratibor 

143 

172 

217 

180 

79 

181 

604 

„ 

Frankfurt 

147 

186 

247 

196 

57 

165 

375 

Warthe 

Landsberg 

98 

137 

164 

120 

—34 

66 

250 

Netze 

Vordamm 

54 

77 

112 

71 

—39 

28 

143 

Elbe 

Barby 

115 

232 

411 

217 

27 

175 

454 

V 

Wittenberge 

114 

219 

348 

247 

47 

191 

443 

Saale 

Trotha  U.  P. 

184 

265 

402 

254 

119 

210 

488 

Havel 

Spandau  U.  P. 

82 

111 

142 

103 

22 

77 

147 

» 

Rathenow  U.P.1) 

40 

78 

121 

113 

—18 

55 

156 

Spree 

SprembergU.P. 

94 

133 

210 

123 

66 

106 

265 

n 

Kersdorf  U.P.1) 

246 

262 

276 

283 

176 

227 

317 

Weser 

Minden 

252 

355 

471 

337 

164 

264 

569 

Aller 

Westen 

252 

368 

483 

366 

183 

290 

483 

Ems 

Lingen 

—20 

100 

200 

65 

—142 

—32 

244 

Rhein 

Kaub 

100 

154 

251 

247 

102 

239 

522 

n 

Köln 

100 

203 

308 

312 

78 

261 

647 

Neckar 

Heilbronn 

45 

S8 

193 

126 

17 

95 

426 

Main 

W ertheim 

130 

189 

275 

213 

85 

158 

426 

Mosel 

Trier 

80 

141 

247 

187 

—2 

103 

477 

0 Bei  Insterburg  enthalten  die  letzten  vier  Spalten  Mittelwerte  aus 
den  Abflußjahren  1908/20,  bei  Rathenow  und  Kersdorf  aus  1914/20. 


Bücherschau. 

Der  Beton-  und  Eisenbetonbau.  Ein  kurzgefaßter  Abriß  über 
Theorie,  Ausführung  und  Anwendung  dieser  Bauweisen  für  Lernende 
und  Lehrende  von  Hermann  Boost,  Geheimer  Regierungsrat,  ordent- 
licher Professor  der  Technischen  Hochschule  Berlin.  VIII  u.  248  S. 
in  8°  mit  300  Textabb.  Darmstadt  1920.  Verlagsbuchhandlung  Hugo 
Sadowsky.  Ungebunden  30  Jt. 

In  einem  einleitenden  Abschnitt  werden  zunächst  die  Bestand- 
teile und  die  Festigkeitsverhältnisse  des  Betons  behandelt.  Der  zweite 
Abschnitt  bringt  die  Berechnung  der  Eisenbetonbauten;  den  Schluß 
bilden  eine  Reihe  von  Anwendungsbeispielen  aus  verschiedenen  Ge- 
bieten des  Hoch-  und  Tiefbaues.  Als  Anhang  sind  die  amtlichen  Be- 
stimmungen für  die  Ausführung  von  Konstruktionen  aus  Eisenbeton, 
die  Musterbeispiele  hierzu  und  einige  Zusammenstellungen  über  durch- 
laufende Träger,  sowie  über  Querschnitte  und  Gewichte  von  Rund- 
eisen beigefügt.  In  dem  Vorwort  wird  erwähnt,  daß  das  Buch  einen 
Niederschlag  der  Vorträge  gibt,  die  der  Verfasser  an  der  Technischen 
Hochschule  Berlin  über  die  „Theorie  und  Ausführung  von  Beton-  und 
Eisenbetonbauten“  hält.  Die  Vorlesungen  des  Verfassers  zeichnen 
sich  anerkanntermaßen  durch  eine  sehr  klare  Vortragweise  aus,  die 
dem  Studierenden  ein  schnelles  Eindringen  in  das  behandelte  Gebiet 
ermöglicht.  Dementsprechend  ist  auch  hier  der  Stoff  übersichtlich 
gegliedert  und  leicht  verständlich  dargestellt.  Das  Buch  ist  für 
Lernende  eine  gute  Einführung  in  die  Theorie  und  Anwendung  der 
Eisenbetonbauweise.  W.  N. 


Neu  erschienener,  bei  der  Schriftleitung  eingegangener  Kalender. 

Heimatkalender  für  den  Kreis  Liebenwerda  für  das 
Jahr  1921.  11.  Jahrgang.  Herausgegeben  vom  Heimatverein  Lieben- 

werda. Liebenwerda.  C.  Ziehlke.  92  S.  in  4°  Übersichtskalender  und 
Text.  Mit  zahlreichen  Abbildungen,  Anzeigenanhang  und  einer 
Krieger -Ehrentafel -Beilage.  Geh.  3,50  J(. 


Verlag’  von  Wilhelm  Ernst&Sohn,  Berlin.  — Für  den  nichtamtlichen  Teil  verantwortlich : Fr.  Schultze,  Berlin.  — Druck  der  Buchdruckerei  Gebrüder  Ernst  Berlin. 
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INHALT:  Die  Kernfrage  bei  dem  Bebauungsplan  für  den  „Rayon“  in  Köln.  Ludwig  Schujunann  f.  — Vermischtes:  Besuch  der  Technischen  Hochschulen  Berlin, 
Hannover,  Aachen,  Danzig  und  Breslau  im  Sommer  1920  und  Winter  1920/21. 


[Allo  Rechte  Vorbehalten.] 

^ Die  Kernfrage  bei  dem  Bebauungsplan  für  den  „Rayon“  in  Köln. 

Städtebauliche  Studie  von  2>r.=!3ng.  Karl  Weishaupt  in  Berlin. 


Die  Absicht  dieses  Aufsatzes  ist  nicht  die,  für  oder  gegen  einen 
der  Entwürfe  für  das  Kölner  Umlegungsgebiet  zu  reden,  von  denen 
jeder  in  seiner  2^rt  Anregendes  bietet.  Drei  Pläne  sind  bereits  ver- 
öffentlicht. Zwei  in  Nr.  55,  1920  d.  Bl.  und  ein  dritter  im  Doppelheft 
9/10,  1920  der  Zeitschrift  „Städtebau“.  Der  vierte  soll,  wie  ich  höre, 
für  das  nächste  Doppelheft  der  letztgenannten  Zeitschrift  vorbereitet 
sein,  so  daß  den  Fachgenossen  alle  Pläne  übersichtlich  zum  ver- 
gleichenden Studium  vorliegen. 

Hier  soll  lediglich  auf  die  Kernfrage  hingewiesen  werden:  die 
Kanalstraße.  Über  die  Bedeutung  dieser  Straße  als  Verkehrszug  und 
als  Straße  überhaupt  sind  die  Meinungen  so  geteilt,  daß  es  sich  ver- 
lohnt, sachlich  an  die  Frage  heranzutreten,  in  welchem  Verhältnis  die 
Kanalstraße,  die  in  stattlicher  Breite  mitten  durch  das  Umlegungs- 
gebiet zieht,  zu  den  übrigen  Verkehrsstraßen  Kölns  steht  oder  stehen 
muß. 

Während  ein  Teil  der  Fachleute  die  Kanalstraße  für  einen  Ver- 
kehrszug ersten  Ranges  der  Zukunft  hält  und  sie  dementsprechend 
berücksichtigen  will,  geht  eine  zweite  Meinung  dahin,  der  Kanalstraße 
höchstens  die  zweite  Rangstufe  als  Verkehrsstraße  peripherer  Art  zu- 
zubilligen. Die  Anhänger  der  letzten  Überzeugung  teilen  sich  wiederum 
in  zwei  Lager:  die  einen  halten  einen  derzeitigen  Ausbau  der  breiten 
Kanalstraße  zur  Wohnstraße  mit  schmückender  Grüneinlage  für 
richtig,  so  daß  die  in  alter  Lage  und  Breite  vorhandene  Kanalstraße 
später,  wenn  sie  sich  zu  einem  peripheren  Verkehrszug  ersten 
Ranges  entwickeln  sollte,  stets  den  Bedürfnissen  entsprechend  wieder 
erweiterbar  ist;  die  ^nderen  halten  ihre  Meinung,  daß  die  Kanalstraße 
auch  in  Zukunft  nur  als  Ringstraße  zweiten  Grades  zu  denken  sei, 


grundsätzlich  aufrecht  und  entnehmen  dieser  Überzeugung  das  Recht, 
die  Kanalstraße  in  ihrer  oberirdischen  Führung  zu  verbessern,  um  sie 
dem  neuen  Plan  großzügiger  einordnen  zu  können. 

Tatsächlich  ist  es  nicht  nötig,  die  oberirdische  Führung  der  Kanal- 
straße als  für  immer  verbunden  mit  der  unterirdischen  hinzunehmen. 
Die  oberirdische  Kanalstraße  ist,  dank  der  schweren  unterirdischen 
Leitungen,  unabhängig  von  der  unter  der  Erde.  Liegt  also  die  unter- 
irdische Kanalstraße  etwa  in  ihrer  ganzen  Länge  im  öffentlichen  Grün- 
zug und  wird  sie  an  keiner  Stelle  überbaut,  so  hat  die  Loslösung  von 
der  oberirdischen  Kanalstraße,  sobald  das  auf  Grund  einer  klaren 
Überlegung  für  richtig  gehalten  wird,  technisch  keine  Bedenken.  Das 
ist  für  die  Beurteilung  der  Sachlage  festzuhalten.  Aber  auch  ein  ge- 
legentlicher Verlauf  der  unterirdischen  Kanalstraße  durch  die  Block- 
aufteilung mit  etwa  eintretender  Überbauung  könnte,  obwohl  zweifel- 
los weniger  einleuchtend,  immerhin  mit  Erfolg  zu  vertreten  sein,  da 
wir  ja  ein  geschichtliches  Beispiel  gewaltiger  Größe  in  dem  fast  durch- 
weg überbauten  Landwehrkaüal  in  Karlsruhe  besitzen. l) 

Auf  dieser  Grundlage  bewegt  sich  schließlich  die  Meinung  derer, 
die  die  Kanalstraße  als  oberirdische  Straße  völlig  ausmerzen  zu  können 
glauben,  weil  sie  der  Kanalstraße  sogar  als  Straße  überhaupt  jegliche 
Berechtigung  absprechen.  Damit  ist  dann  allerdings  die  Behandlung 
des  Umlegungsgebiets  im  Sinne  eines  jungfräulichen  Plangebiets  er- 
reicht. Diese  letzte  Meinung  steht  der  eingangs  erstgenannten  scharf 
gegenüber. 

Die  Stellungnahme  der  städtebaulichen  Fachleute  zur  Kanalstraße 
kann  also  reichhaltiger  nicht  mehr  sein:  1.  für  die  Kanalstraße  — 
weil  wichtiger  Verkehrszug  der  Zukunft;  2.  dagegen — weil  unnötig 

als  Verkehrszug  und  als  Straße 
überhaupt;  3.  Änderung  ihrer 
oberirdischen  Führung  — zwecks 
besserer  Einordnung  in  den  neuen 
Bebauungsplan;  4.  einstweilige 
Vermittlung  mit  völliger  Über- 
nahme des  Kanalstraßenzuges  als 
Wohnstraße  — unter  Wahrung 
der  Möglichkeit  ihres  späteren 
Wiederausbaues  zur  Verkehrs- 
srraße. 

Jeder  der  Pläne  ist  auf  seine 
Art  auf  einer  solchen  unterschied- 
lichen verkehrspolitischen  Über- 
zeugung aufgebaut  und  empfängt 
durch  sie  seine  städtebauliche 
Formung,  so  daß  ich  wohl  nicht 
mit  Unrecht  jene  Kanalstraße  als 
Kernfrage  beim  Bebauungsplan 
für  das  Kölner  Umlegungsgebiet 
bezeichne  und  die  Stellungnahme 
zu  ihrer  Bedeutung  für  eine  Ge- 
wissensfrage halte. 

Um  die  Entstehung  und  Be- 
deutung der  Kanalstraße  von  An- 
beginn klar  beurteilen  zu  können, 
scheint  es  gut,  die  städtebauliche 
Entwicklung  Kölns,  die  sich  dem 
Ringgedanken  anpaßte,  zu  ver- 
folgen: 

Abb.  1 gibt  die  nötigsten 
Ringlinien  nach  ihrer  Entstehung. 
Die  Linie  1 ist  der  mittelalterliche 
Wallgang;  die  Linie  2,  die  aut 
dem  alten  Wallgelände  angelegte 
Neustädtische  Ringstraße,  ein  peri- 
pherer Verkehrszug  ersten  Ranges. 
Der  neue  Wall,  der  nach  Auf- 
lassung des  alten  in  den  1880er 
Jahren  errichtet  wurde  und  jetzt 
beseitigt  ist,  veranlaßte  die  Eisen- 
hahnbehörde, ihren  Eisenring  mit 


!)  In  Unw in,  Die  Grundlagen 
des  Städtebaues,  auf  Faltplan  IV 
als  doppelte  Punktlinie  den  Lud- 
wigplatz überquerend  zu  verfolgen. 
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dem  breitgelagerten  Eisenbahngelände  in  der  Art  der  schraffierten 
Fläche  einengend  um  das  Hochbaugebiet  der  Stadt  zu  legen.  Die 
Linie  3,  die  ebenfalls  wie  die  Linie  1 nicht  als  Verkehrszug  gedacht, 
wohl  aber  für  die  Darlegung  der  Hingentwicklung  von  Bedeutung  ist. 
entstand  auf  diese  Weise.  Die  Linie  5 ist  der  periphere  Verbindungs- 
zug zwischen  den  Vororten,  also  ein  wichtiger  Verkehrsring.  Dieser 
Stadtwaldgürtel  liegt  rd.  2 km  von  der  Linie  2,  der  breiten  Neu- 
städtischen Ringstraße,  entfernt.  In  ungefährer  Mitte  zwischen  diesen 
beiden  Verkehrsringen  liegt  als  Ringlinie  4 die  Kanalstraße.  Weiter 
draußen  ist  ein  neuer  Ringteil  rechts  im  Bilde  in  Vorbereitung. 
Links  oben  ist  die  Militärringstraße  angedeutet,  die  im  nördlichen 
Verlauf  unter  weiter  Ausbuchtung  verläuft. 

Nur  die  zur  Darlegung  der  Ringentwicklung  wichtigsten  Linien 
sind  angemerkt.  Wir  stehen  also  in  der  städtebaulichen  Entwicklung 
Kölns  nach  dem  Fall  der  alten  Wallanlage  einer  Systematik  gegen- 
über, die  auf  der  Grundlage  der  dermaligen  Erkenntnis  und  nach  der 
übrigen,  noch  anzudeutenden  Sachlage  zu  solcher  Ringbildung  führte. 
Eins  kann  jedoch  als  sicher  gelten:  Die  Entwicklung  Kölns  hätte  an- 
dere städtebauliche  Bahnen  eingeschlagen,  wenn  damals  im  Jahre  1881 
die  Haltung  des  Reichsmilitärfiskus  weniger  geschäftstüchtig  gewesen 
und  ferner  die  neu  zu  errichtende  Umwallung  nach  einem  damals  ge- 
machten Vorschlag  bis  in  die  Nähe  der  gegenwärtigen  Grenze  des  links- 
rheinischen Stadtgebiets  hinausgerückt  worden  wäre.  Der  Preis  von 
12  Mill.  Mark  schien  die  Stadt  Köln  zur  Verwertung  des  alten  Wall- 
gebiets zu  berechtigen  und  die  Verwendung  des  alten  Wallgeländes 
etwa  in  der  in  Bremen  1802  bis  1809  durchgeführten  Art  der  Ausnutzung 
zu  öffentlichen  Grünanlagen-),  die  auch  heute  noch  so  vorhanden 
sind,  auszuschließen.  Der  in  nur  rd.  1 km  vom  alten  Wall  aufgeführte 
neue  schnürte  Köln  wiederum  eng  ein.  Eisenbahnbehörde  und  Militär- 
tiskus  haben  auch  in  Köln  ein  reichliches  Maß  von  Verständnislosig- 
keit für  die  städtebauliche  Weiterentwicklung  einer  Stadt  bewiesen. 
Immerhin  wird  zuzugeben  sein,  daß  die  hier  geäußerte  Ansicht  damals 
noch  nicht  städtebauliches  Gemeingut  war,  obwohl  schon  im  Kölner 
Fall  ein  weiterschauendes,  an  der  Forderung  des  Militärfiskus  letzten 
Endes  scheiterndes  Wallprojekt  vorlag  und  schon  damals  Fachleute 
etwa  auf  Grund  des  schlechten  1860er  Berliner  Bebauungsplans,  der 
auf  100  Jahre  voraus  4 Mill.  Menschen  im  wesentlichen  in  hohen  Miet- 
kasernen zusammenpreßte,  und  der  an  ihn  anschließenden  Erörterungen 
einsahen,  wie  irrig  es  sei,  eine  Stadt  durchaus  in  engen  Ringen  hoch- 
bauartig sich  entwickeln  zu  lassen,  anstatt  Dezentralisation  anzu- 
streben. — Die  in  der  Folge  sich  ergebende  zentripetale  Entwicklung 
Kölns  mit  enger  Ringfolge  im  zusammenpressenden  Hochbaugebiet 
ist  jedoch  nach  allem  erklärlich. 

Von  allen  diesen  Ringlinien,  die  die  mannigfachen  Zwischenperi- 
pheren in  ihre  Bewegung  hineinrissen,  sind  in  verkehrspolitischer  Hin- 
sicht die  Linien  2,  4 und  5 in  ihrem  Verhältnis  zueinander  zu  be- 
trachten. Die  Linie  2,  die  Neustädtische  Ringstraße,  ist  als  Ringver- 
kehrszug ersten  Ranges  festzuhalten;  die  Linie  5,  der  Stadt  Waldgürtel, 
als  wichtige  Ringverbindung  zwischen  den  Vororten  und  nur  rd.  2 km 
vom  Neustädtischen  Ring  entfernt,  ebenfalls  und  die  Kanalstraße  soll 
als  Linie  4 in  nur  1 km  von  der  Linie  2 gegebenenfalls  ein  wichtiger 
Verkehrszug  der  Zukunft  werden,  der  zur  Entlastung  der  Neustädti- 
schen Ringstraße  in  mächtiger  Breite  mit  Straßenbahnführung  ent- 
worfen wurde. 

Ich  darf  auf  Grund  dieser  Daten  zunächst  nun  so  folgern:  Weil 
dieser  breite  innere  Ring  der  Linie  2 als  Verkehrszug  ersten  Ranges 
geplant  war,  kann  die  Kanalstraße  als  Verkehrszug  gleichen  Sinnes 
höchstens  als  zweiten  Grades  gedacht  sein;  erst  der  Stadtwald- 
gürtel in  nur  2 km  Entfernung  ist  wieder  als  ein  Hauptverkehrszug, 
und  zwar  zwischen  den  Vororten  zu  werten.  — Die  Überlegung  hin- 
sichtlich der  Kanalstraße  ist  jedoch  noch  nicht  entschieden  genug.  — 
Ist  die  Neustädtische  Ringstraße  als  die  Ringstraße  Kölns  um  den 
Stadtkern  herumgelegt,  dann  sollte  sie  von  vornherein  die  Aufgabe 
haben,  den  Hauptverkehr  regelnd  zu  sammeln,  abzuleiten  und  stück- 
weise zur  Entlastung  der  inneren  Stadt  zu  umführen.  Ihr  Halbmesser 
ist  dazu  geeignet;  desgleichen  aber  auch  dafür,  daß  hinsichtlich  der 
nur  rd.  2 km  breiten  Zone  bis  zum  Vorortgürtel  die  Höchstleistung 
für  den  Verkehr  von  ihr  zu  fordern  ist.  Verkehrspolitisch  und  ver° 
kehrstechnisch  ist  in  diese  Neustädtische  Ringstraße,  die  in  ihrer 
Breite  nun  einmal  da  ist,  jede  Möglichkeit  zu  Spitzenleistungen  des 
Verkehrs  hineinzulegen.  Diese  Anspannung  des  inneren  breiten  Ringes 
ist  theoretisch  einwandfrei  und  praktisch  möglich.  Dadurch  besorgt 
er  sowohl  die  Höchstleistung  für  den  geregelten  und  gesammelten 
Hauptverkehr  als  auch  die  Höchstleistung  für  das  Wohnungswesen 
des  Umlegungsgebiets,  das  frei  vom  peripheren  Durchgangsverkehr 
gehalten  wird.  — So  ist  die  Kanalstraße,  als  nur  1 km  vom  Neu- 
städtischen Ring  entfernt  und  in  der  Mitte  des  Umlegungsgebiets  ge- 

J)  \ ergl.  Hegemann,  Der  Städtebau  nach  den  Ergebnissen  der 
Städtebauausstellungen  in  Berlin  und  Düsseldorf.  Teil  II,  Abb.  343 
u.  344  oder  etwa:  Plan  aus  einem  Konversationslexikon. 


Abb.  2.  Die  Kanalstraße  als  geschlossener  Verkehrszug  im  östlich 
gestrafften  Anschluß  an  eine  neue  Rheinbrücke. 


Abb.  3.  Die  völlige  Aufhebung  der  Kanalstraße  als  Straße  überhaupt. 


legen,  auch  als  ein  im  Rang  gedrückter  Verkehrszug  nicht  nur  nicht 
nötig,  sondern  auch  unvorteilhaft  in  wesentlicher  Hinsicht 

In  den  Abb.  2 u.  3 sind  die  am  weitesten  auseinandergehenden 
Meinungen  hinsichtlich  der  Kanalstraße  in  Linien  skizziert.  Abb.  2 
strafft  die  Kanalstraße  unter  Benutzung  des  Neußer  Walles  im  End- 
lauf auf  eine  Rheinbrücke  hin.  Abb.  3 spricht  der  Kanalstraße  jegliche 
Bedeutung  als  Verkehrszug  und  als  Straße  überhaupt  ab.  Die  beiden 
Überlegungen  sind  also  die  Grenzfälle,  zwischen  denen  sich  die  ver- 
mittelnden Vorschläge  bewegen. 

Wenn  ich  nun  sagte,  daß  nach  verkehrspolitischer  Überlegung  die 
Kanalstraße  als  Verkehrszug  nach  wesentlichen  Gesichtspunkten  un- 
nötig sei,  so  wird  es  zur  weiteren  Klärung  der  Sachlage,  die  ja  so 
wichtig  erscheinen  muß,  erforderlich  sein,  diese  rein  theoretisch  ab- 
geleitete Meinung  auch  anderweitig,  und  zwar  aus  der  Lageform  der 
Kanalstraße  heraus  stützen  zu  lassen. 

Ich  gebe  jener  Überlegung,  nach  der  die  Kanalstraße  in  Zukunft 
ganz  sicher  einen  starken  Verkehr  zu  bewältigen  haben  wird,  völlig 
recht.  So,  wie  die  Kanalstraße  angelegt  ist  und  wie  sie  bleiben  wird, 
wenn  nicht  Folgerungen  scharfer  Art  gezogen  werden,  ist  das  nicht 
anders  zu  erwarten. 

Wir  nehmen  einmal  an,  daß  man  sich  zu  einem  Vermittlungs- 
vorschlag entschlossen  und  die  Kanalstraße  zunächst  zur  schönen 
Wohnstraße  mit  Grüneinlage  ausgebaut  habe,  daß  man  sie  aber,  dem 
Bedürfnis  sich  beugend,  von  einer  Wohnstraße  allmählich  zur  Verkehrs- 
straße zweiten  Grades  und  schließlich  zu  einer  solchen  ersten  Ranges 
zurückerweitern  mußte.  Nach  50,  100  Jahren,  vielleicht  schon 

nach  10  oder  20  Jahren.  Diese  in  alter  Art  wiedererstandene  Kanal- 
straße sei  ein  Verkehrssammler  geworden,  wie  es  ihrer  infolge  der 
neuen  Aufschließung  des  Geländes  erreichten,  noch  gesteigerten  Form 
nach  nicht  anders  zu  erwarten  war.  Mit  dem  neuen  weitschauenden 
Sanierungsplan,  der  Wohnstraße  und  Verkehrsstraße  im  Gegensatz 
zu  früher  klar  scheidet,  konnte  ihr  Zug  ja  noch  auffälliger  und  an- 
lockender in  Erscheinung  treten.  Die  Entwicklung  wurde  auch  da- 
durch, daß  ihr  Fahrdamm  vorübergehend  durch  Grüneinlage  auf  5 m 
eingeschränkt  wurde,  nicht  aufgehalten.  Der  Verkehr  zwängte  sich 
doch  hindurch.  Der  breite  innere  Ring  mit  seinem  Halbmesser  von 
l1  .j  km  übt  keine  Anziehungskraft  mehr  auf  die  Fuhrleute  aus.  Mau 
nimmt  also  etwa  vom  Rheinufer  und  der  Niehler  Straße  aus  lieber 
den  Kanalstraßen-„Ring"  mit  seinem  Halbmesser  von  21/‘a  km  auch 
dann,  wenn  man  von  ihm  aus  wieder  nach  dem  inneren  Stadtkern 
abschwenken  will,  und  nicht  nur,  wenn  man  von  diesem  fortstrebt. 
Es  ist  damit  erprobt,  was  theoretisch  unter  einem  Verkehrssammler 
verstanden  wird.  Sozusagen  beruflich  ist  man  sich  darüber  klar  ge- 
worden, daß  diese  Kanalstraße  ja  gar  keine  ausgesprochene  Ring- 
straße ist.  Die  Fuhrleute  nehmen  einen  wesentlichen  Teil  als  Schräg- 
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Verbindung  zwischen  Radialen  und  oberen  Peripheren  wahr.  Und 
diese  Bedeutung  hat  die  Kanalstraße  vom  Rheinufer  und  der  Riehler 
Straße  aus  — unter  der  Doppelunterfahrung  am  Engpaß  des  Eisen- 
bahnknotenpunkts hindurch  mit  der  Verlängerung  über  Herkules- 
und  Subbelrather  Straße  hinüber  nach  dem  Stadtwaldgürtel.  Gerade 
dieser  hier  stark  entwickelte  Verkehr  riß  jeden  beliebigen  anderen 
mit  sich. 

In  einem  übersichtlichen  und  dankenswerten  Erläuterungsbericht, 
der  in  der  „Deutschen  Bauzeitung“-  und  der  „Stadtbaukunst  alter  und 
neuer  Zeit“  mit  einem  der  Entwürfe  veröffentlicht  ist,  wird  das  jetzige 
Wesen  der  Kanalstraße  gut  gekennzeichnet.  Ich  führe  den  betreffenden 
Abschnitt  wörtlich  an  und  mache  ferner  auf  die  im  verkehrstechnischen 
Sinne  wichtigen  und  unwichtigen,  wirklichen  und  scheinbaren  Radialen 
aufmerksam,  die  sich  nach  Abb.  1 in  beängstigend  engen  Zwischen- 
räumen an  die  Kanalstraße  herandrängen. 

„Alle  diese  Radialen  werden  nun  einmal  durch  den  Straßenzug 
am  oberen  Rande  des  Umlegungsgebiets  und  endlich  weiter  draußen 
durch  den  in  Vorbereitung  befindlichen  Stadtwaldgürtel  ringförmig 
verbunden.  Unter  diesen  Ringverbindungen  dürfte  erst  der  Stadt- 
waldgürtel als  großer  peripherischer  Verbindungszug  ersten  Ranges 
zwischen  Vororten  in  Betracht  kommen.  Die  große  vierte  peripherische 
Verbindung,  welche  bereits  in  Form  der  , Kanalstraße-  mitten  durch 
das  neu  zu  gestaltende  Gebiet  gelegt,  mit  einem  Hauptkanal  versehen 
und  mit  Bäumen  bepflanzt  ist,  dürfte  deshalb  vom  Verkehrsstand- 
punkt aus  keine  besonders  große  Beanspruchung  zu  erwarten  haben- 
Sie  ganz  aufzuheben,  kann  aber  nicht  etwa  in  Betracht  kommen, 
denn  die  Art,  wie  der  peripherische  Verkehr  durch  die  Bahnunter- 
führungen an  dem  Knotenpunkt  der  Schienenstränge  in  das  Gelände 
hineingeführt  wird,  macht  eine  natürliche  Einmündung  in  jene  anderen 
peripherischen  Randstraßen  unmöglich,  und  so  wird  die  Kanalstraße 
jedenfalls  als  Verkehrsstraße  zweiten  Grades  unentbehrlich  bleiben.“ 

Ohne  nachdrücklichen  Auslegungsversuch,  wie  er  oben  gegeben 
wurde,  ist  jedoch  die  genaue  Kennzeichnung  des  durch  die  Lage  der 
Kanalstraße  am  Knotenpunkt  der  Schienenstränge  unmöglichen  An- 
schlusses an  eine  der  beliebigen  oberen  Ringstraßen  nicht  möglich. 
Immerhin  scheint  aus  den  angeführten  Worten  hervorzugehen,  daß 
die  doppelsinnige  Haltung  der  Kanalstraße  im  Keim  erkannt  und  nur 
noch  ein  kleiner  Schritt  zur  hier  dargelegten  Endüberlegung  zu  tun  ist. 


Man  muß  nach  allem  der  Meinung  sein,  daß  die  Frage  der  Karial- 
straße  eine  wichtige  städtebauliche  Sorge  Kölns  ist.  Eine  klare  Ent- 
scheidung hinsichtlich  ihrer  Beibehaltung  in  Form  eines  durchgehenden 
Straßenzuges  erscheint  notwendig,  sowohl  im  Sinne  des  Verkehrs  als 
auch  im  Hinblick  auf  das  neu  zu  schaffende  Wohngebiet.  Wenn  ich 
also  zu  dem  Schluß  kam,  daß  der  Kanalstraße  bei  grundsätzlicher 
Übernahme  ihrer  heutigen  Art  infolge  der  ihr  innewohnenden  Neigung 
zu  doppelter  Verkehrserledigung  — wichtige  Schrägverbindung  in 
einem  Teil,  unnötige  und  verkehrstörende  Ringverbindung  im  anderen 
— in  Zukunft  ein  starker  Verkehr  zugesprochen  werden  muß,  dann 
habe  ich  gleichzeitig  nachzuweisen  versucht,  daß  die  heutige  Form 
des  durchgehenden  Verkehrs-  oder  Straßenzuges  nicht  beibehalten 
werden  dürfe. 

Den  vom  Rhein  aus  als  Schrägverbindung  wirkenden  Teil,  unter 
dem  Eisenbahnknotenpunkt  hindurch  mit  der  geraden  Verlängerung 
nach  dem  Vorortgürtel  hin,  halte  ich  also  für  einen  in  dem  genannten 
Sinne  wichtigen,  nötigen  und  richtigen,  umleitenden  Verkehrszug  (vgl. 
Abb.  1),  besonders  auch  dann,  wenn  er  auf  Grund  örtlicher  Fest- 
stellungen gemäß  Abb.  2 eine  Straffung  nach  dem  Rheinfluß  auf  eine 
neue  Rhein  brücke  hin  erfährt. 

Der  vom  Eisenbahnknotenpunkt  nach  Süden  über  die  Aachener 
Straße  hinüberführende  Ringteil  der  heutigen  Kanalstraße  stört  in  Ver- 
bindung mit  dem  verkehrsanreißenden,  eben  genannten  Schrägteil  die 
Ruhe  des  Wohngebiets  in  unnötiger  Weise  und  vermehrt  infolge  seines 
erhöhten  Durchgangsverkehrs  die  Gefahrpunkte  an  den  Kreuzungen 
mit  den  zum  Stadtkern  strebenden  Radialen,  die  den  notwendigen 
wichtigeren  und  natürlicherweise  in  erster  Linie  zu  berücksichtigenden 
Verkehr  herantragen. 

Die  Wahl  des  städtebaulichen  Mittels,  um  diesen  Ringverkehrszug 
nicht  in  Erscheinung  treten  zu  lassen,  ist  an  sich  gleichgültig.  Die 
völlige  Aufhebung  dieses  Teils  der  Kanalstraße  ist  die  weitestgehende 
Folgerung.  Sie  bietet  für  die  Planung  des  Wohngebiets  unleugbare 
Vorteile.  Nötig  ist  sie  jedoch  nicht,  denn  in  der  einfachsten  Form 
genügt  schon  eine  wohlüberlegte  Abriegelung  am  Eisenbahnknoten- 
punkt, Aachener  Straße  oder  ähnliches.  Jeder  Vermittlungsvorschlag 
ist  eben  mit  dem  Augenblick  brauchbar,  in  dem  jeder  Durchgangs- 
verkehr aus  dem  als  Ringteil  anzusprechenden  Kanalstraßenabschnitt 
ausgeschaltet  wird. 


Ludwig  Schupmann  f- 


Am  2.  Oktober  1920  ist  Ludwig  Schupmann,  Professor  der 
Formenlehre  an  der  Technischen  Hochschule  Aachen,  dahingegangen. 
Mit  ihm  ein  Mann,  der  den  heranwachsenden  Architekten  in  mehr 
als  einer  Hinsicht  als  Musterbild  eines  echten  Deutschen,  eines  ernst 
strebenden,  groß  empfindenen  Künstlers  und  eines  ganz  in  seinem 
Lehrberuf  aufgehenden  Hochschulprofessors  vor  Augen  stand.  Das 
Fach,  das  er  vertrat,  oder  richtiger  die  Art,  wie  er  es  vertrat,  gehört 
der  Vergangenheit  an.  Nicht,  als  ob  wir  heute  ohne  jeden  Zusammen- 
hang mit  der  Vergangenheit,  mit  der  geschichtlichen  Baukunst  aus- 
kommen  könnten.  .Mag  sein,  daß  die  Zukunft  Architekten  formt,  die 
unter  vollständiger  Abwendung  von  allem  geschichtlich  Überlieferten 
nur  aus  Zweck  und  Stoff  heraus  eigene  Formen  finden.  Heute  stehen 
wir  aber  doch  wohl  immer  und  überall  noch  auf  dem  Standpunkt, 
daß  wenigstens  dem  angehenden  Architekten  zunächst  die  Sprache, 
in  der  er  seinen  Bauwillen  und  seine  Baupläne  ausdrückt,  aus  der 
Baugeschichte  gelehrt  werden  muß,  daß  zur  abgeschlossenen  Bildung 
eines  jungen  Baubeflissenen  eine  gründliche  Kenntnis  dessen  gehört, 
was  die  Vorwelt  geschaffen  hat.  In  diesem  Sinne  wird  heute  noch 
an  Hochschulen  Bauformenlehre  gelehrt  werden.  Der  alten  Generation 
aber  war  Formenlehre  der  Baukunst  mehr  als  nur  Grammatik  und 
Vokabel.  Ihnen  war  sie  Bibel,  heilige,  unanfechtbare  Regel  ihres 
Schaffens,  die  niemals  willkürlich  umgeformt  werden  durfte.  So  hat 
Schupmann  sie  gelehrt.  Heute  geht  der  Inhaber  des  Lehrstuhls  (Pro- 
fessor Krischen)  jeder  Entwurfstätigkeit  in  bestimmten  Stilformen  aus 
dem  Wege.  Er  sucht  durch  selbständige  Aufnahme  alter  Bauten  und 
Bauteile  lediglich  die  Kenntnis  der  Vergangenheit  zu  vermitteln. 

Dennoch  wird  Schupmann  ein  dauerndes  Gedächtnis  an  unserer 
Hochschule  bewahrt  bleiben,  an  der  er  seine  Studentenjahre  verlebte 
und  der  er  ein  gut  Teil  seines  Lebens  widmete.  Er  war  1851  zu 
Geseke  in  Westfalen  geboren.  Westfale  körperlich  und  geistig.  Eine 
starke,  breitschulterige  Gestalt,  kraftvoll  geformtes  Antlitz,  mächtige, 
kantige  Stirn,  blond  das  Haar  und  der  wallende  Bart,  blau  die  Augen, 
ein  Zug  von  Ernst  und  Willensstärke  um  den  Mund,  den  doch  ein 
feines,  verstehendes  Lächeln  oft  umspielte.  Ein  Mensch,  frei  von 
jeder  Äußerlichkeit  und  Eitelkeit,  abhold  jeder  Unwahrheit  und  Un- 
ehrlichkeit, von  eiserner  Energie  im  Lernen  und  Schaffen,  ein  Grund- 
ehrlicher, treu  seiner  Überzeugung,  mochte  sie  ihm  nutzen  oder  schaden, 
peinlich  gewissenhaft  in  der  Ausübung  seiner  Pflicht,  wahrlich  ein 
vorbildlicher  Charakter  für  die  lernende  Jugend.  Mit  dem  Augen- 


blick, da  er  die  Professur  an  unserer  Hochschule  übernommen  hatte, 
widmete  er  sein  ganzes  Können,  seine  ganze  Arbeitskraft  ausschließ- 
lich diesem  Lehrberuf.  Einen  kurzen  Spaziergang  täglich  gönnte  er 
sich,  im  übrigen  bestand  seine  Erholung  in  der  Lösung  mathematischer 
und  technischer  Fragen  und  Aufgaben. 

1875  brachte  er  eine  Arbeit  über  das  Diagramm  der  Achsendrücke 
schwebender  Glocken,  das  als  Grundlage  für  die  Berechnung  von 
Glockenstühlen  bestimmt  war.  1899  folgte  das  Werk  „Die  Medial- 
fernrohre“, eine  neue  Konstruktion  größerer  astronomischer  In- 
strumente. Der  Entwicklung  der  Sonnenuhr  ging  er  zeitlebens  mit 
Eifer  nach,  und  er  brachte  in  der  Stille  eine  hübsche  Sammlung 
kleiner  Uhren  dieser  Art  an  sich.  Wer  ihn  auf  den  Samstagswande- 
rungen mit  den  Kollegen  anderer  Abteilungen  statische,  mathematische 
und  mechanische  Fragen  erörtern  hörte,  war  erstaunt  über  seine  weit 
umfassende  tiefgehende  Kenntnis  aller  dieser  Dinge.  Das  Flugproblem 
hat  ihn  unablässig  beschäftigt. 

Aber  Schupmann  war  nicht  nur  ein  gelehrter  Architekt,  er  war  in 
jungen  Jahren  ein  schaffender  Künstler  von  hervorragenden  Eigen- 
schaften. Als  Bauführer  verlebte  er  ein  Jahr  in  Rom  als  Mitarbeiter  an 
den  deutschen  Reichsbauten  auf  dem  Kapitol.  Hier  erwarb  er  jene 
glänzende  Kenntnis  der  Werke  italienischer  Renaissance,  jenes  feine 
Gefühl  für  ihre  Zartheit  und  für  ihre  Größe,  für  ihre  klare  Schönheit 
und  für  ihre  edlen  Verhältnisse,  die  ihm  als  Dozent  der  Formenlehre 
so  dienlich  waren.  Seine  Regierungsbaumeisterzeit  verlebte  er  in 
Berlin  und  er  gehörte  damals  2u  den  vielversprechenden  jüngeren 
Künstlern,  die  bei  keinem  großen  arbeitsreichen  Wettbewerb  fehlten. 
Unter  den  zehn  Preisgekrönten  im  Wettbewerb  für  das  Reichstagsgebäude 
im  Jahre  1884  befand  sich  auch  Schupmann.  Zu  dem  Wettbewerb 
für  die  Museumsinsel  in  Berlin  lieferte  er  einen  hervorragenden 
Entwurf.  Die  elektrischen  Kandelaber  Unter  den  Linden  wurden 
nach  seiner  Zeichnung  ausgeführt,  und  das  alles  ging  doch  nur  neben- 
her neben  einer  angestrengten,  dienstlichen  Tätigkeit  in  der  Hochbau- 
abteilung des  Ministeriums  der  öffentlichen  Arbeiten  in  Berlin,  wo 
u.  a.  die  Entwürfe  für  die  Bahnhöfe  in  Halle,  Düsseldorf  und  Osna- 
brück ihm  zu  verdanken  sind.  Über  diese  ganze  reiche  Tätigkeit 
hat  er  selbst  später  kaum  ein  Wort  geäußert.  Die  Erfahrungen,  die 
er  bei  seinen  Wettbewerben  gemacht  hat,  müssen  ihm,  dem  ge- 
raden Westfalen,  dem  es  an  jeder  Geschicklichkeit  fehlte,  sich  durch- 
zusetzen oder  sich  auch  nur  bemerkbar  zu  machen,  schmerzliche 


100 


Zentralblatt  der  Bauverwaltung. 


23.  Februar  1921. 


Stunden  bereitet  haben.  Darum  hat  er  seit  dem  Tage  seiner  Be- 
rufung, seit  dem  18.  April  1889,  mit  einer  einzigen  Ausnahme  niemals 
wieder  den  Stift  zu  einem  Wettbewerb  angesetzt;  unglücklicherweise 
darf  man  sagen,  denn  gerade  an  ihm  erwies  sich  das  Gefährliche 
einer  Lehrtätigkeit,  die  ganz  den  Zusammenhang  mit  allen  Fragen 
der  Praxis  verloren  hatte. 

Wie  er  in  wundervollen,  ebenso  schnell  wie  sicher  hingeworfenen 
Tafelskizzen  die  Formenwelt  der  Antike  des  Mittelalters  und  der 
italienischen  llenaissance  darstellte,  davon  sprechen  heute  noch  seine 
Schüler  mit  Begeisterung.  In  den  Übungen  bevorzugte  er  eine  Art 
modernen  romanischen  Stils,  reich  in  der  Durchbildung.  Was  ihm 
vorschwebte,  war  ein  deutscher  Viollet  le  Duc,  dessen  Dictionaire 
seine  Bibel  war.  Fast  tragisch  erscheint  uns  heute  sein  ehrlich  ge- 
meinter, aber  mißlungener  Versuch,  sich  mit  dem  Jugendstil  ausein- 


anderzusetzen. Der  einst  so  schaffensstarke,  feinfühlige  Künstler 
rang  mit  dieser  ihm  unverständlich  gebliebenen  neuen  Kunst,  und 
wir  mußten  miterleben,  wie  er  an  dieser  Arbeit  innerlich  sich  zu- 
grunde richtete.  Mit  dem  Weltkriege  legte  er  nach  Erreichung  des 
vorschriftsmäßigen  Alters  sein  Lehramt  nieder,  um  ruhige  stille  Jahre 
im  Elternhause  im  kleinen  stillen  Geseke  in  Westfalen  zu  verleben. 
Früher  als  nötig  hat  ein  allzuspät  erkanntes  Leiden  ihn  dieser  Muße 
entrissen.  Dankbar  werden  viele  Schüler  auf  den  ernsten  strengen 
Meister  zurückblicken,  der  sie  künstlerisch  sehen  und  ernsthaft 
streben  lehrte,  durch  sein  Beispiel  oft  mehr  als  durch  Worte  sie 
förderte.  Heute  ist  sein  Lebenswerk  getan,  sein  Lehrauftrag  erledigt. 
Ein  neues  Geschlecht  muß  Neues  an  dieser  Stelle  schaffen.  So  durfte 
er  in  Frieden  dahingehen. 

Aachen.  * Dr.  Max  Schmid-Burgk. 


Vermischtes. 


An  den  Technischen  Hochschulen  Berlin,  Hannover.  Aachen, 
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An  den  Technischen  Hochschulen  Berlin.  Hannover,  Aachen, 
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Amtliche  Mitteilungen. 


Preußen. 

Das  preußische  Staatsministerium  hat  die  Wahl  des  Oberhofbaurats 
Geyer  zum  Dirigenten  der  Abteilung  für  den  Hochbau  der  Akademie 
des  Bauwesens  für  die  Zeit  bis  Ende  Dezember  1922  bestätigt. 

Versetzt  sind:  die  Regierungsbaumeister  des  Hochbaufaches 

Flügel  von  Berlin  nach  Sangerhausen , Haesner  von  Breslau  nach 
Tarnowitz,  Stachowitz  von  Potsdam  nach  Essen,  ®r.=Sitg.  Kuhn 
von  Aurich  nach  Duisburg -Meiderich,  ®r.=!yng.  Thum  von  Berlin- 
Dahlem  nach  Herne  und  Engelke  von  Koblenz  nach  Duisburg. 

Die  Staatsprüfung  haben  bestanden:  die  Regierungsbauführer 
Lothar  Kaminski  und  Heinrich  Ruyter  (Hochbaufach);  — Gustav 
Strauchmann  (Wasser-  und  Straßenbaufach). 

Die  Regierungs-  und  Bauräte  Max  Morin  in  Arnsberg  i.  W.,  und 
Gustav  Thimann,  Mitglied  der  Eisenbahndirektion  Altona,  ferner 
der  Beigeordnete  Königl.  Baurat  Gustav  Adolf  Schmidt,  Leiter  des 
städtischen  Tiefbauwesens  in  M.- Gladbach,  sind  gestorben. 

Deutsches  Reich. 

Reichseisenbahnen.  Preußen  - Hessen.  Der  Baurat  Walter 
Fröhlich,  bisher  in  Trier,  ist  nach  Koblenz  als  Vorstand  des  dorthin 
verlegten  bisherigen  Eisenbahn -Betriebsamts  Trier  3,  künftigen  Be- 
triebsamts Koblenz  2,  versetzt. 


Der  Regierungsbauführer  des  Eisenbahn-  und  Straßenbaufaches 
Werner  Metzig  aus  Neiße  ist  zum  Regierungsbaumeister  ernannt. 

Reichspostverwaltung.  Bayern.  Der  Oberpostrat  Dr.-Ing. 
Hans  Steidle  der  Abteilung  München  des  Reichspostministeriums 
ist  vom  1.  April  1920  an  zum  Ministerialrat  befördert. 

Der  Postrat  Albert  Gampert  in  Landshut  ist  zum  Oberpostrat 
an  seinem  bisherigen  Dienstort  befördert  worden. 

Bayern. 

Der  Geheime  Hofrat  Dr.  Wilhelm  Dietz,  Professor  der  Ingenieur- 
wissenschaften an  der  Technischen  Hochschule  München,  und  der 
Professor  Dr.  Ernst  Voit,  früher  an  der  genannten  Hochschule  , sind 
gestorben. 

Sachsen. 

Ernannt  sind:  der  Regierungsbaurat  Roßberg  beim  Landbauamt 
Chemnitz  zum  Vorstand  des  Neubauamts  Techn.  Staatslehranstalten 
Chemnitz,  die  Regierungsbaumeister  Schmidt  beim  Landbauamt 
Leipzig  und  Dr.-Ing.  Ermisch  beim  Neubauamt  II  vet.-med.  Institute 
Leipzig  zu  Regierungsbauräten  und  die  Regierungsbauführer  Diebl er , 
Arzt  und  Meitzer  zu  Regierungsbaumeistern. 

Der  Regierungsbaurat  Albrecht,  Vorstand  des  Neubauamts  Tech. 
Staatslehranstalten  Chemnitz  ist  am  31.  Oktober  1920  gestorben. 


[Alle  Reohte  Vorbehalten  ] 


Nichtamtlicher  Teil. 

Schriftleiter:  Friedrich  Schultze  und  Richard  Bergius. 


Die  Klaustaler  Marktkirche  im  Oberharz. 

Vom  Regierungs-  und  Baurat  Ziegler  in  Klaustal. 


Klaustal  ist  die  zweitjüngste  unter  den  sieben  Berg-  und  Berg- 
mannsstädten in  den  Wäldern  des  Oberharzes,  die  den  reichen  Erz- 
funden, hauptsächlich  im  Laufe  des  sechzehnten  Jahrhunderts,  ihre  Ent- 
stehung verdanken.  Ungefähr  1554  verlieh  der  Landesfürst  Herzog 
Ernst  IV.  von  Grubenhagen  die  erste  Bergfreiheit  für  diesen  Teil  seines 
Gebietes  und  ungefähr  gleichzeitig  den  neu  entstandenen  Ansiedlungen 


Abb.  1.  Ansicht  von  Nordosten. 


*)  Vgl.:  Die  Marktkirche  in  Klaustal.  Von  Superintendent  Lic. 
Bornemann.  Klaustal  1912.  Uppenborn;  ferner:  Aus  Berg- u.  Hütten- 
wesen des  Oberharzes.  Stuttgart  1895.  Enke.  — Die  Schaubilder  und 


auf  dem  Klausberge  und  in  und  an  den  Klaustälern  die  Reohte  einer 
freien  Bergstadt.  1595  standen  schon  55  Gruben  im  Bau,  und  der  Zuzug 
fremder  Bergleute  dauerte  ständig  fort.  1610  mußte  die  erste  Kirche 
durch  einen  größeren  Bau  ersetzt  werden.  Ob  schon  dieser  in  der  Mitte 
des  Marktplatzes  stand  (vgl.  Abb.  2)  oder  an  der  Ecke  der  Goslarscben 
Straße,  an  der  Stelle  der  alten  und  neuen  Bergakademie,  ist  zweifel- 
haft.*) Die  alte  Kirche,  die 
nach  Merian  ganz  mit  Blei 
überdeckt  gewesen  ist,  fiel 
Ende  der  dreißiger  Jahre 
des  siebzehnten  Jahrhun- 
derts einem  Brande  zum 
Opfer.  Trotz  des  Elends 
des  Dreißigjährigen  Krieges 
fanden  sich  die  Mittel,  die 
jetzige,  aber  später  erwei- 
terte Kirche  alsbald  soweit 
zu  vollenden,  daß  sie  schon 
im  Frühjahr  1642  als  Kirche 
zum  heiligen  Geiste  geweiht 
werden  konnte.  Der  Altar 
zeigt  die  Jahreszahl  1641, 
die  Kanzel  1642. 

Ein  besonders  in  die 
Augen  fallender  Zug  in  der 
äußeren  Erscheinung  der 
Kirche  ist  der  am  West- 
giebel vorgelegte  Turm  mit 
dem  dahinter  liegenden 

Schnitte  sind  vom  Architekten  Paul  Bornemann  in  Klaustal,  die 
Ergänzungen  der  Schnitte  und  die  übrigen  Aufnahmen  vom  Bauführer 
Fritz  Borrmann  in  Klaustal. 


Abb.  2.  Lageplan. 
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Dachreiter  von  gleicher  Form  und  Höhe  wie  der  obere  Teil  des  Turmes 
(vgl.  Abb.  9).  Die  Beschreibung  des  Turmes  möge  hier  vorausgeschickt 
werden. 

Auf  einem  Bilde  der  Klaustaler  Kirche  in  der  Topographia  der 
Herzogtümer  Braunschweig-Lüneburg  von  1654  mit  der  Unterschrift 
Merian  fecit  erkennt  man  schon  den  westlich  vorgelegten  Glockenturm. 
Er  muß  also  gleichzeitig  mit  der  Kirche  oder  wenigstens  früher  als 
1654  errichtet  sein.  Bautechnisch  spricht  indessen  nichts  für  eine  Gleich- 


zeitigkeit beider  Bauwerke. 
Die  Grundmauern  in 
Bruchstein  scheinen  nicht 
in  Verband  gemauert.  Das 
Ständerwerk  und  die  Bal- 
kenlagen sind  vollständig 
getrennt,  wenn  auch  letz- 
tere in  den  beiden  unter- 


. Bl  Längenschnitt.  I ' f»f 


20  vermietete  Sitzpl. 


40  vermietete  Sitzpl. 
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Abb.  5.  Erdgeschoß 


sten  Geschossen  der  Höhenlage 
nach  übereinstimmen  (vgl.  Abb.  3). 
Die  Bretterverkleidung  des  Turmes 
ist  auch  nach  der  Kirchenseite  zu, 
also  in  der  Trennungswand,  von 
außen  auf  das  Stielwerk  des  Turmes 
genagelt.  Für  die  Trennung  von 
Turm  und  Kirche  ist  vielleicht  der 
Wunsch  maßgebend  gewesen,  letz- 
tere vor  den  Erschütterungen  durch 
das  Läuten  der  Glocken  zu  be- 
wahren. Im  übrigen  fand  und 
findet  man  im  Harz  getrennte 
Glockentürme  häufig  auf  einer  der 
Kirche  benachbarten  Höhe,  wobei 
an  Höhe  des  Turmbaues  gespart 
wurde,  so  z.  B.  in  Andreasberg, 
Altenau,  Lerbach  und  Hahnenklee. 
Der  Turm  ist  von  der  Kirche 
aus  nur  unbequem  durch  zwei 
schmale,  verborgene  Türen  in  der 
trennenden  Bretterverkleidung  zu- 
gänglich. Die  eine  befindet  sich 
oberhalb  der  obersten  Prieche.  Die 
andere  ist  durch  einige  Stufen  vom 
Dachboden  aus  erreichbar.  Vom 
Außenpodest  der  in  die  Ecke 
zwischen  Turm-  und  Giebelsete 
der  Kirche  geschmiegten  Wendel- 
treppe führt  eine  Tür  in  das  Erd- 
geschoß des  Turmes. ' Das  Turm- 
und  Glockenstuhlgerüst  besteht  zum 
größten  Teil  aus  schweren  eichenen 
Balken.  Die  Turmspitze  erreicht 
man  auf  schmalen  Treppen  und 
Leitern.  Der  Glockenstuhl  des 
Turmes  trägt  das  Geläute.  Die 
beiden  älteren,  größeren  Glocken 
sind  1792  bezw.  1692  umgegossen, 
weil  sie  gesprungen  waren.  Die 
kleinste  neuere  Glocke  sowie 
die  Anfahrglocke  im  Turmhelm, 
welche  die  Bergleute  zur  Schicht 
ruft,  sind  dem  Kriege  zum  Opfer 
gefallen.  Die  kleine  Uhrglocke  im 
Dachreiter  ist  im  Jahre  1639  von 
Kaspar  Weber  gegossen.  Sie  trägt 
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neben  dessen  und  dem  Klaustaler  Stadtwappen  die  Namen  einiger 
auch  in  der  Kirche  erwähnten  Stifter.  Die  größere  Uhrglocke,  1G60 
von  Ludolf  Siegfriedt  gegossen,  hat  zwei  Wappen,  das  „Sigillum  der 
fürstlichen  freien  ßerckstat  Claus-Thal“  und  „das  Secret  des  Fürstlichen 
Berckamhtes  aufen  Claus-Thal“.  Sowohl  auf  dem  Turm  als  auf  dem 
Dachreiter  befinden  sich  große  vergoldete  Wetterfahnen,  wie  sie  auch 
auf  den  alten  Zechenhäusern  üblich  waren.  Spielt  doch  das  Wetter 
und  namentlich  das  schlechte  Wetter  im  Gebirge  eine  große  Rolle.  Die 
Turmfahne  zeigt  den  Bergmann  mit  der  Fahrt  (Leiter)  und  Gruben- 
licht, dazu  das  Bergmannszeichen  Schlägel  und  Eisen  und  den  Berg- 
mannsgruß „Glück  auf“,  die  Dachreiterfahne  den  Hirten  Christus  mit 
dem  Lamm  und  der  Siegesfahne,  dazu  das  Stadtwappen,  oben  den 
Hahn,  beide  die  Jahreszahl  1866. 

Die  Kirche  ist  im  Jahre  1689  infolge  des  Aufblühens  von  Klaustal 
durch  eine  Verlängerung  des  Schiffes  nach  der  Ostseite  und  eine  beider- 
seitige Verbreiterung  der  Emporen  nach  Süden  und  Norden  um  ein  be- 
trächtliches erweitert.  Die  Erweiterung  ist  so  vorgenommen,  daß  es  beim 
Fehlen  aller  schriftlichen  Nachrichten  schwer  ist,  festzustellen,  oh  das 
auf  einmal  oder  endgültig  erst  in  den  Jahren  1735  und  1736  geschehen 


Westseite  nach  einer  Verlängerung  des  Langschiffes  um  etwa  12  m 
auf  die  Ostseite  verlegt,  die  sie  mit  ihrer  großen  Empore  wirkungsvoll 
abschließt.  Sie  wurde  dadurch  der  Nähe  der  Glocken  entzogen  und 
an  ihrer  Stelle  gute  Plätze  gewonnen.  Ihre  große  Höhe  erheischte 
aber  gleichzeitig  eine  Erhöhung  des  Langschiffs  an  dieser  Stelle.  Unter 
der  Orgel  fanden  zunächst  die  Predigerzimmer,  später  ein  kleiner 
Abendmahlsaal  und  die  Bücherei  Unterkunft.  Außerdem  wurden  dort 
und  auf  der  Orgelempore  noch  Plätze  gewonnen. 

Die  ganze  Anordnung  ist  nun  so,  wie  sie  auf  den  Dresdener 
Kirchenhautagungen  als  die  echt  evangelische  bezeichnet  wurde,  und 
für  welche  Klaustal  ein  seltenes  Musterbeispiel  bietet:  nämlich  Kanzel 
(Taufstein),  Altar  und 
Orgelempore  vom  Kirchen- 
raum aus  mit  einem  Blick 
zu  übersehen  (vgl.  Abb.  3, 

5 u.  10).  In  dieser  Reihen- 
folge ist  der  breite  Mittel- 
gang von  wesentlicher 
Bedeutung : fast  kein 

Sitzplatz  der  Kirche  ist 


Abb.  9.  Nordseite. 
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duroh  die  Kanzel  ver- 
deckt. Aus  diesem  Grunde 
ist  1888  eine  quer  zur 
Längsrichtung  der  Kirche 
auf  die  Kanzel  führende 
hölzerne  Podesttreppe 
durch  eine  gußeiserne 
in  der  Längsrichtung  der 
Kirche  ersetzt  worden. 

Die  ältere  Treppenform 
und  die  Kanzel,  ruhend 
auf  einer  ausdruckvollen 
Mosesgestalt,  scheint  der 
hervorragend  schönen 
Anlage  im  Freiberger 
Dom  nachgebildet.  Ihr 
Ursprung  ist  auf  die 
herzuströmenden  erz- 
gebirgischen  Bergleute 
zurückzuführen.  Wo  die 
ältere  Orgel  gestanden 
hat,  läßt  sich  am  unteren 
Turmbau  der  mittleren 
Turmprieche  und  an  der 
das  Tonnengewölbe  er- 
setzenden geraden  Decke 
erkennen.  Ebenso  zeigt 
das  andersartige  Dach- 
werk der  Ostseite,  wo 
der  Verlängerungshau  be- 
ginnt (vgl.  Abh.  3 u.  7). 

Es  hat  dort  das  aus  Bret- 
tern hergestellte  Tonnen- 
gewölbe, wohl  mit  Rück- 
sicht auf  den  Orgeleinbau,  einen  um  rd.  2,80  m höheren  Stich  als  die 
Überdeckung  des  Mittelschiffs.  Im  Unterbau  kann  man  die  Anschluß- 
stelle der  Verlängerung  nur  noch  am  Stoß  der  hölzernen  Hauptgesimse 
und  einer  Latte  erkennen,  die  den  Stoß  des  wagerechten  äußeren 
Bretterbeschlags  auf  einige  Meter  Höhe  deckt.  Die  oberen  Bretter 
scheinen  ausgewechselt  zu  sein. 

Die  in  den  Innenraum  hineinragenden  Verbandhölzer  sind  im 
Anbau  (Abb.  3 u.  7)  weggelassen,  die  Hängesäulen  enger  aueinanderge- 
rückt  und  nur  bis  zu  dem  oberen  Längsbalken  herabgeführt.  Die  Ver- 
bretterung ist  an  bogenförmig  ausgeschnittenen  Kopf  bändern  befestigt. 
Zapfenlöcher  in  den  Stielen  des  Dachgiehels  lassen  auf  einen  Walm- 
oder Krüppelwalmabschluß  der  östlichen  Dachfläche  des  alten  Baues 
schließen.  Dem  widerspricht  allerdings  die  Meriansche  Abbildung,  die 
ebensogut  einen  geraden  Giebel  darstellen  kann.  Auch  der  ,dort  an- 
gedeutete spitze  Dachreiter  des  östlichen  Firstes  ist  nicht  mehr  vor- 
handen und  an  dessen  Stelle  ein  vergoldetes  Kreuz  getreten. 

Im  Zusammenhang  mit  der  Verlängerung  scheint  eine  Verschiebung 
des  Altars  vorgenommen  zu  sein.  Er  war  vermutlich  in  derselben 
Weise,  wie  er  jetzt  die 
Orgelempore  stützt,  in 
eine  schmale  Sitzplatz- 
empore an  der  alten,  ur- 
sprünglichen Giebelwand 
eingebaut.  Die  beiden 
gegliederten  Säulen , an 
denen  die  Altarwand  mit 
Anker,  Winkelbändern 
und  Überfallhaken  be- 
festigt ist.  sind  der  dori- 
schen Säulenstellung  der 
Orgelempore  vorgebaut. 

Gleichzeitig  oder  viel- 
leicht auch  erst  1735 
und  1736  ist  endlich  die 
Kirche  beiderseits  zwi- 
schen den  beiden  ur- 
sprünglichen Treppen- 
häusern verbreitert  wor- 
den (vgl.  Abb.  5 bis  7). 

Das  ursprüngliche  steile 
Dach  ist  dort  in  zwei  Ab- 
sätzen durch  Aufschieb- 
linge verflacht.  Unter 
dem  oberen  Teil  der  Ver- 
flachung befinden  sich 
stehende  Dachfenster  zur 
Beleuchtung  der  Roheren 


Priechen.  Der  untere 
Teil  der  Verflachung 
überdeckt  eine  Verbreite- 
rung der  unteren  beiden 
Priechen  von  2 m lichter 
Weite. 

Das  Innere  der  Kirche 
stellt  sich  gegenwärtig 
, dem  Beschauer  folgender- 
maßen dar  (Abb.  10  u.  11). 
Ein  weiter,  mächtiger 
Hallenbau,  an  der  Turm- 
seite und  den  beiden 
Längsseiten  umgeben 
von  zweigeschossigen 
Priechen  großer  Tiefe  mit 
überhöhten , teils  logen- 
artigen Sitzplätzen,  fünf 
bis  sechs  Reihen  hinter- 
einander. Sie  werden  auf 
Bruchsteinsockeln  von 
schlanken,  profilierten, 
viereckigen,  oben  und 
unten  verjüngten  Holz- 
säulen getragen,  die  aus 
vollen  Fichtenstämmen 
bestehen.  An  den  ver- 
breiterten Stellen  des 
Langhauses  wird  zur 
Unterstützung  auch  noch 
die  frühere  Längswand 
herangezogen.  Die  ge- 
täfelten Brüstungen  der 
Priechen  sind  durch  Pi- 
laster in  gestochener  Arbeit  in  viereckige  Felder  geteilt.  An  ihrem 
unteren  Fuße  hängen  ruhige  holzgeschnitzte  Blattgewinde  mit  ge- 
schlossenen Granatäpfeln.  Diese  gehen  an  der  Orgelempore  in  reichere 
Gehänge  mit  Trauben,  Äpfeln,  Birnen,  Melonen  und  offenen  Granat- 
äpfeln über.  Pilaster  und  Gehänge  sind  vergoldet.  In  sinnvoller 
Weise  verbinden  sie  die  versammelten  Andächtigen  untereinander 
und  mit  den  im  Osten  befindlichen  Hauptstellen  des  Gottesdienstes : 
Kanzel,  Altar  und  Orgel.  Passend  fügen  sich  heute  die  kleinen 
Glocken  der  elektrischen  Beleuchtung  in  diese  Gehänge  ein.  Ihre 
Wirkung  wird  durch  drei  in  der  Mitte  des  Schiffes  herniederhängende 
alte  Kronenleuchter  aus  Bronze  und  zwei  neuere  Pfeilerbeleuchtungen 
ergänzt. 

Das  Innere  der  Kirche  ist  in  den  Jahren  1735  und  1736  in  weiß  und 
gold  gestrichen.  (Altarinschrift:  Renovatum  et  aureatum  Sumtibus 
aerarii  publici  et  ecclesiastici  anno  1736).  Die  rechte  Farbe  für  die 
düsteren  Tage  des  Harzwinters.  Den  Abschluß  bildet  der  braune 
Grundton  der  Altartafel  und  der  noch  dunklere  wärmere  braune 
Holztön  der  Orgel.  Der  leise  grüne  Schimmer,  mit  dem  das  Licht  durch 

die  doppelten  Rauten- 
fenster dringt,  das  Blau 
an  Kanzel  und  Altar, 
das  Violett  ihrer  Be- 
hänge geben  mit  dem 
Silberglanz  der  dahinter 
emporstrebenden  Orgel- 
pfeifen eine  wohltuende 
Farbenstimmung.  Das 
Bild  wird  belebt  durch 
die  Holzbildwerke  der 
Hauptvertreter  des  christ- 
lichen Glaubens , die 
nach  der  Höhe  zu  an 
Orgel  und  Orgelempore 
zierlichen  Engelfiguren 
Platz  machen.  Die  Kan- 
zel umgeben  die  Bild- 
gestalten von  Christus 
mit  dem  Reichsapfel  als 
Himmelskönig,  Johannes 
dem  Täufer  als  Vorläufer, 
dazu  den  vier  Evange- 
listen mit  ihren  Sinnbil- 
dern, dem  Engel,  dem 
Löwen,  dem  Ochsen  und 
dem  Adler.  Auf  dem 
Schalldeckel  über  der 
Kanzel  stehen  sechzehn 


Abb.  10.  Innenansicht  gegen  Osten. 

Aufnahme  von  Paul  Bornemann  in  Klaustal. 


■ OT 


Abb.  11.  Innenansicht  gegen  Westen. 

Aufnahme  von. Paul  Bornemann  in  Klaustal. 
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Gestalten,  Jesus  mit  der  Siegesfahne,  I'etrus  mit  dem  Schlüssel, 
Paulus  mit  dem  Schwert  und  neben  ihm  die  Apostel  und  andere  Blut- 
zeugen Jesu  Christi.  Hinter  der  Kanzel  fehlt  leider  der  in  Holz  ge- 
schnitzte, noch  vorhandene  und  zu  allem  übrigen  passende  Taufstein 
mit  Jesus  und  Johannes.  Er  ist  durch  eine  Sandsteinschale  mit  einem 
neusilbernen  Becken  ersetzt.  Den  Mittelpunkt  der  in  Holz  gestochenen, 
mit  dünnem  Gipsüberzug  versehenen  Altartafel  bildet  die  Kreuzigung 
in  figürlicher  Darstellung,  umrahmt  von  den  großen  Gestalten  der 
vier  Evangelisten  mit  ihren  Sinnbildern.  Darüber  stehen  die  Figuren 
der  sogenannten  großen  Propheten,  ferner  rechts  Moses  und  links 
Johannes  der  Täufer.  Unter  der  Kreuzigungsgruppe  über  dem  Altar- 
tisch befindet  sich  die  Stiftungstafel,  die  den  Namen  des  Bergmeisters 
Georg  Illing  und  die  Jahreszahl  1641  als  Unterschrift  der  Abendmahls- 
darstellung zeigt. 

Der  Fußboden  besteht  jetzt  im  Schiff  und  hinter  dem  Altar  aus 
Betonplatten.  Der  Raum  zwischen  Kanzel  und  Altar,  zwei  Tritte  über 
dem  Schiff  erhöht  und  durch  ein  altes  Dockengeländer  abgegrenzt,  ist 
mit  Holzdielen  belegt.  Es  befinden  sich  an  dieser  Stelle  Erbbegräb- 
nisse angesehener  Bergbeamtenfamilien.  Sieben  weitere  Begräbnis- 
plätze im  Mittelgang  mußten  dem  Rohrkanal  der  Zentralheizung 
weichen;  die  hier  Vorgefundenen  bronzenen  und  steinernen  Grabtafeln 
werden  unterhalb  der  Orgel  auf  bewahrt. 

Der  ganze  Kirchenbau  ist  aus  mächtigen  Harzfichten  auf  einem 
Bruchsteinsockel  errichtet.  Das  Kirchenholz  bei  Altenau  trägt  seinen 
Namen,  weil  es  das  Bauholz  für  die  Marktkirche  geliefert  hat.  Die 
Fachwerkfelder  sind  hohl,  innen  mit  senkrechtem  Bretterbeschlag  und 


Deckleisten,  außen  mit  wagerechten  einfach  gefalzten  Brettern  bekleidet 
Das  Turmgerüst  ist  nur  außen  mit  einem  wagerechten  Bretter- 
beschlag versehen.  Der  Bau  hat  Jahrhunderte  hindurch  des  Wetters 
Unbill  getrotzt.  Als  im  Jahre  1902  und  1903  das  hohe,  steile  Schiefer- 
dach neu  gedeckt  wurde,  brauchte  nicht  ein  Balken  erneuert  zu  werden. 
Die  Turmhelme  und  die  vorspringenden  Treppenhäuser  sind  mit  Blei 
gedeckt;  es  sind  im  ganzen  sechs  Treppenhäuser  vorhanden,  eine 
weise  Maßregel  bei  der  immerhin  möglichen  Feuersgefahr. 

Im  Jahre  1896  ist  eine  Zentralheizung  eingerichtet,  deren  Kessel- 
anlagen an  der  südlichen  Längsseite  in  einem  Backsteinbau  unter 
gebracht  sind.  Die  Eingänge  der  Kirche  sind  gut  mit  dreifachen  Türen 
gegen  die  Unbill  des  Oberharzer  Winters  verwahrt.  Die  Öffnungen 
des  Tonnengewölbes  für  die  beim  gewöhnlichen  Gottesdienst  nicht 
benutzten  oberen  Priechen  werden  mit  Holzrahmen  geschlossen,  die 
mit  hellem,  durchscheinendem  Drell  bespannt  sind.  Einer  der  Blase- 
bälge der  Orgel  wird  elektrisch  bewegt. 

Die  Kirche  ist  ein  feierliches  Gotteshaus  voll  Stimmung  und  Farben 
duft,  nicht  nur  im  Glanze  des  elektrischen  Lichtes,  sondern  auch 
im  Schimmer  eines  trüben  oder  in  den  Strahlen  eines  sonnigen  Tages. 
Sie  bietet  2200  Sitzplätze  — ebensoviel  wie  die  Kaiser- Wilhelm - 
Gedächtniskirche  in  Charlottenburg  — , davon  allein  800  in  bequemen. 
1888  erneuerten  Bänken  zu  ebener  Erde  und  Hunderte  in  besonderen 
abgeschlossenen  Stühlen.  Eine  wunderbare  Hörsamkeit  herrscht  für 
das  gesprochene  Wort,  die  Klänge  der  schönen  Orgel,  den  Choral - 
gesang  und  die  einzelne  Singstimme.  Das  Gefühl  der  Geschlossen- 
heit bleibt  der  Gemeinde  trotz  des  großen  Raumes. 


Die  Erweiterung  des  Fischereihafens  Geestemünde. 


Der  staatliche  Fischereihafen  Geestemünde,  für  dessen  erste  An- 
lage insgesamt  rd.  6 585  000  Mark  verwendet  worden  sind,*)  wurde 
1896  in  Betrieb  genommen.  Er  kam  so  schnell  und  in  so  fortgesetzt 


Jahr 


Abb.  1.  Umsatz  deutscher  und  ausländischer  Fischereihäfen 
in  Millionen  Mark. 

sich  steigerndem  Maß  in  Aufnahme,  daß  sich  der  Staat  in  rascher 
Folge  seine  immer  weitere  Ausgestaltung  angelegen  sein  lassen  mußte. 
Für  Erschließung  des  ganzen  Hafengebiets,  Bau  von  Versteigerungs- 
und Packhallen  und  weiteren  Ausbau  der  Ufermauern  wurden  bis 


*)  Vgl.  Jabrg.  1897  d.  Bl.,  S.  358,  und  Zeitschrift  für  Bauwesen 
1911,  S.  85  u.  Bl.  12  bis  14. 


einschließlich  des  Rechnungsjahres  1918  rd.  8 562  000  Mark  aufge- 
wendet. Die  Arbeiten,  welche  die  letzten  noch  nicht  ausgenutzten 
Grundstücke  der  Nutzbarmachung  erschließen  sollen,  sind  im  Gang 
oder  wenigstens  in  Vorbereitung. 

Der  Geestemünder  Fischereihafen  hat  die  staatliche  Fürsorge 
dadurch  gelohnt,  daß  sich  sein  Fischmarkt  zum  unbestritten  führenden 
Fiscbmarkt  Deutschlands  und  zu  einem  der  angesehensten  des 
europäischen  Festlandes  entwickelt  hat.  Bei  Eröffnung  des  Hafens 
betrug  der  Jahresumsatz  in  den  Versteigerungen  etwa  27  Mill.  Pfund 
mit  einem  Versteigerungserlös  von  2,7  Mill.  Mark,  im  letzten  Friedens- 
jahr 1913  dagegen  94,6  Mill.  Pfund  mit  einem  Versteigerungserlös 
von  11,2  Mill.  Mark  (vgl.  die  zeichnerische  Darstellung  des  Umsatzes 
deutscher  und  ausländischer  Fischereihäfen,  Abb.  1).  Keiner  der  anderen 
deutschen  Fischmärkte  hat  bisher  einen  annähernd  gleichen  Umsatz 
erreicht.  Die  beiden  nächstgrößten  Märkte  Deutschlands  in  Hamburg 
und  Altona  blieben  zusammengenommen  in  den  Jahren  1912  und 
1913  mit  der  Summe  ihrer  Versteigerungserlöse  hinter  Geestemünde 
zurück;  Hamburg  hatte  1913  einen  Umsatz  von  5,8  Mill.  Mark,  Altona 
von  4,7  Mill.  Mark.  In  weiterem  Abstand  folgen  Kuxhafen  mit 
2,8  Mill.  Mark  und  Bremerhaven  mit  1,6  Mill.  Mark.  Mit  dem  ersten 
holländischen  Fischereihafen  in  Ymuiden  mit  einem  Umsatz  von 
11,9  Mill.  Mark  hielt  Geestemünde  hei  Beginn  des  Krieges  etwa 
gleichen  Schritt. 

Obgleich  nun  die  wichtigsten  deutschen  Fischereihäfen  mit  Geeste- 
münde an  der  Spitze  eine  ständige  Zunahme  ihrer  Umsätze  aufzu- 
weisen haben,  blieb  die  Gesamtmenge  der  in  deutschen  Häfen  ge- 
löschten Eigenfänge  bisher  weit  hinter  dem  deutschen  Bedarf  an 
Seefischen  zurück.  Im  Jahre  1911  standen  einem  inländischen  Ver- 
brauch an  Seefischen  und  sonstigen  Seetieren  im  Werte  von  rd.  139  Mill- 
Mark  Eigenfänge  im  Werte  von  nur  rd.  36,6  Mill.  Mark  (28,3  Mill 
Mark  im  Nordseegebiet,  8,3  Mill.  Mark  im  Ostseegebiet)  gegenüber- 
während für  rd.  102,4  Mill.  Mark  Seefische  und  andere  Seetiere  aus 
dem  Ausland  eingeführt  wurden.  Das  Mißverhältnis  wird  noch 
schärfer  beleuchtet,  wenn  dem  deutschen  Eigenfang  die  Erträge 
einiger  ausländischer  Fischereien  gegenübergestellt  werden.  Der 

Gesamtertrag  der  Fischerei  belief  sich 
in  Großbritannien  und  Irland  im  Jahre  1911  auf  235  Mill.  Mark, 

„ Frankreich „ „ 1909  „ 108  „ „ 

„ Norwegen „ „ 1910  „ 53,3  „ „ 

Allein  von  dem  englischen  Fang  entnahm  Deutschland  im  Jahre 
1911  für  33,5  Mill.  Mark  Fische  und  andere  Seetiere,  also  fast  ebenso- 
viel, wie  sein  gesamter  Eigenfang  betrug.  Hätte  es  schon  unter 
gewöhnlichen  Verhältnissen  das  Ziel  deutscher  Wirtschaftspolitik  sein 
müssen,  durch  Stärkung  unserer  Hochseefischerei  den  inländischen 
Fischverbrauch  nach  Möglichkeit  vom  Ausland  unabhängig  zu  machen, 
so  drängt  die  jetzige  Lage  Deutschlands  dazu,  mit  doppelt  angespannter 
Kraft  auf  dieses  Ziel  hinzuarbeiten.  Der  Stand  des  deutschen 
Geldwertes  macht  die  Abhängigkeit  von  ausländischer  Nahrungs- 
mitteleinfuhr ganz  besonders  bedenklich.  Es  ist  aber  weiter  bekannt, 
daß  die  Seefischnahrung  vor  dem  Kriege  in  Deutschland  noch  wenig 
Eingangs  gefunden  hatte.  Der  oben  angegebene  deutsche  Fischver- 
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Abb.  2.  Lageplan  zur  Einschleusung  und  Erweiterung  des  Fischereihafens  Geestemünde. 


brauch,  von  dem  noch  rd.  74  vH  durch  ausländische  Fänge  gedeckt 
wurden,  war  im  Verhältnis  zum  Verbrauch  in  anderen  Ländern  gering. 
Bei  dem  starken  Rückgang  des  deutschen  Viehstandes,  der  für  lange 
Zeit  zu  erheblicher  Einschränkung  der  Fleischnahrung  zwingen  wird, 
ist  es  aber  das  Gegebene,  den  Seefisch  viel  mehr  als  bisher  als  Volks- 
nahrungsmittel heranzuziehen.  Das  wird  nur  möglich  sein,  wenn  die 
eingeschränkten  Urerzeugnisse  der  deutschen  Landwirtschaft  durch 
erhöhte  Leistungen  der  deutschen  Hochseefischerei  ergänzt  werden. 

Voraussetzung  hierfür  ist  neben  entsprechender  Vermehrung  der 
deutschen  Hochseefischereiflotte  die  Bereitstellung  ausreichender  Ge- 
legenheit zum  Löschen  und  Absetzen  des  Fanges  sowie  zum  Ver- 
arbeiten derjenigen  Fische,  die  zum  Frischgenuß  nicht  geeignet  sind. 
Die  Entwicklung  hat  gezeigt,  daß  der  Geestemünder  Fischereihafen 
jede  Steigerung  der  Zufuhr  aufzunehmen  und  zu  verarbeiten  vermocht 
hat,  wenn  seine  Einrichtungen  rechtzeitig  den  Anforderungen  an- 
gepaßt wurden.  Die  Aufnahmefähigkeit  des  bisherigen  Hafengebiets 
ist  jedoch  jetzt  nahezu  erschöpft.  Fast  das  ganze  Gelände  ist  mit 
den  Versteigerungs-  und  Packhallen,  den  Eisenhähnanlagen,  Kohlen- 
plätzen und  Anlagen  der  Fischindustrie  oder  gewerblicher  Hilfshetriehe 
(Werft,  Eis-  und  Netzfabriken  und  dergleichen)  belegt.  Es  stehen  nur 
noch  Plätze  für  zwei  Packhallen,  deren  Abteilungen  schon  jetzt  für 
Pachtbewerber  vorgemerkt  sind,  und  6 ha  für  industrielle  Anlagen 
zur  Verfügung.  Das  Hafengebiet  muß  deshalb  unverzüglich  erweitert 
werden,  wenn  der  Geestemünder  Fischereihafen  auch  fernerhin  im- 
stande sein  soll,  den  sich  steigernden  Anforderungen  gerecht  zu 
werden. 

Daß  gerade  der  Geestemünder  Fischereihafen  vornehmlich  hierzu 
in  die  Lage  gesetzt  werden  muß,  gebietet  das  preußische  Staatswohl  wie 
das  allgemeine  deutsche  Interesse.  Überall  wird  einerseits  auf  den 
stärkeren  Fischbedarf  in  Deutschland  und  anderseits  darauf  ge- 
rechnet, daß  die  Fänge  besonders  in  den  für  die  deutsche  Hochsee- 
fischerei in  Betracht  kommenden  Fischgründen  nach  den  durch  den 
Krieg  veranlaßten  Jahren  der  Schonung  ungewöhnlich  reichlich  sein 
werden.  So  regt  sich  denn  auch  an  allen  Orten  das  Bestreben,  durch 
Vergrößerung  der  bestehenden  und  Anlage  von  neuen  Fischereihäfen 
die  Lage  auszunutzen.  In  diesem  Wettbewerb  kann  der  Geestemünder 
Hafen  seinen  Vorrang  nur  behaupten,  wenn  auch  er  mit  den  Ver- 
hältnissen fortschreitet.  Sein  Stillstand  würde  geradezu  Rückschritt 
bedeuten,  da  Abwanderung  der  leistungsfähigsten  Reedereien  und 
industriellen  Betriebe  befürchtet  werden  müßte.  Das  würde  aber 
nicht  allein  für  den  preußischen  Staat,  sondern  für  die  gesamte 
deutsche  Volkswirtschaft  ein  sehr  ernster  Nachteil  sein,  da  kein  anderer 
deutscher  Fischereihafen  so  entwicklungsfähig,  und  keiner  bei  gesunder 


Weiterentwicklung  so  sehr  berufen  und  in  der  Lage  ist,  den  Wett- 
bewerb mit  dem  Ausland  aufzunehmen,  wie  der  Geestemünder. 

Die  Möglichkeit,  den  Geestemünder  Fischereihafen  zu  erweitern, 
ist  nur  nach  einer  Seite  hin,  dort  aber  in  einem  Umfang  gegeben, 
wie  bei  keinem  anderen  deutschen  Fischereihafen.  Durch  Eindeichung 
von  Watt-  und  Wasserflächen  können  südwestlich  und  südlich  des 
jetzigen  Hafens  (im  Lageplau,  Abb. 2,  Fläche  A BC. ..  OPQ  ...  UV  A) 
unter  Verlegung  der  Lune  und  des  Lune- Weserarm  es  Hafenflächen  von 
fast  unbegrenztem,  für  die  nächste  Zukunft  völlig  ausreichendem  Um- 
fang gewonnen  werden.  In  diesem  umfangreichen  Gebiet  können  ohne 
weiteres  die  nötigen  Hafenbecken  allmählich,  den  Anforderungen  ent- 
sprechend, angelegt  und  die  Landflächen  für  die  Ausnutzung  zu  Hoch- 
seefischereizwecken bereitgestellt  werden.  Dabei  müssen  aber  die 
neuen  Land-  und  Wasserflächen  mit  denen  des  alten  Fischereihafens 
in  die  unerläßliche  enge  Verbindung  gebracht  werden.  Die  Not- 
wendigkeit dieser  Verbindung  (bei  0 im  Lageplan)  ergibt  sich  schon 
daraus,  daß  Fisch-,  Reederei-  und  Handelsgeschäfte  sowie  industrielle 
Anlagen  oft  in  einer  Hand  vereinigt  sind.  Der  Händler  muß  den 
ganzen  Auktionsmarkt  leicht  übersehen,  er  muß  leicht  von  einer  zur 
anderen  Stelle  gelangen  können.  Den  alten  leistungsfähigen  Firmen 
muß  die  Möglichkeit  geboten  sein,  ihre  Anlagen  ohne  Schwierigkeit 
in  das  neue  Gebiet  hinein  auszudehnen.  Endlich  müssen  auch  die 
Fischdampfer  im  Hafen  bequem  zwischen  den  Auktionshallen,  den 
Plätzen  zur  Kohlenversorgung,  Lebensmittelaufnahme  und  Ausrüstung 
und  den  kleinen  Ausbesserungswerkstätten  verkehren  können.  Der 
Hafen  würde  in  dieser  Ausgestaltung  voraussichtlich  nach  und  nach 
in  den  Stand  gesetzt  werden  können,  neben  seinem  bisherigen  Umsatz 
ebensoviel  Fische  als  Eigenfang  der  deutschen  Hochseefischerei  ein- 
zuführen und  umzusetzen  oder  zu  verarbeiten,  wie  Deutschland  vor 
dem  Kriege  vom  Ausland  bezog.  Daneben  würde  gewissen,  in  Geeste- 
münde ansässigen  Industrie-  und  Handelsimternehmungen,  für  welche 
die  Verlegung  an  das  für  große  Seeschiffe  zugängliche  Wasser  von 
besonderem  Wert  ist,  Platz  für  ganze  oder  teilweise  Verlegung  ihrer 
Betriebe  zur  Verfügung  gestellt  werden  können.  Darüber  hinaus 
w'erden  allerdings  Anlagen,  die  weder  der  Hochseefischerei  noch  der 
Fischversorgung  dienen,  nur  in  beschränktem  Umfang  zuzulassen 
sein,  um  der  Ausdehnung  des  Fischereigeschäfts  auf  lange  Zeit  hinaus 
weitesten  Raum  freizuhalten.  — Für  die  jetzt  unter  schlechter  Vor- 
flut leidende  Luneniederung  endlich  wird  die  Verlegung  der  Luue- 
mündung  bedeutende  Vorteile  bringen. 

Mit  der  Erweiterung  des  Hafengebiets  wird  aber  die  sturmflut- 
freie  Abschleusung  des  bisher  offenen  Fischereihafens  verbunden 
werden  müssen.  War  bei  der  ersten  Anlage  die  Einrichtung  als 
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offener  Hafen  schon  der  Kostenersparnis  wegen  gerechtfertigt,  so  ge- 
stattet die  gewaltige  Steigerung  der  Werte,  die  schon  der  jetzige 
Hafen  birgt,  nicht  mehr,  das  ganze  Hafengelände  dauernd  der  Sturm- 
tlutgefahr  auszusetzen.  Nicht  nur  der  dringende  Wunsch  der  Be- 
teiligten, sondern  auch  der  liskalische  Vorteil  heischt  die  Umwand- 
lung des  Hafens  in  einen  Dockhafen.  In  den  Jahren  1!)  1 1 und  1916 
sind  je  75  000  Mark  Verluste  an  staatlichen  Anlagen  entstanden. 
Im  Winter  1917/18  haben  die  Kosten  für  Beseitigung  der  Sturmflut- 
schäden an  fiskalischen  Bauwerken  98  000  Mark,  die  Schäden  an 
privaten  Anlagen  und  Vorräten  192  000  Mark  erreicht.  Neben  dem 
Schutz  gegen  solche  Schäden  bietet  die  Schließung  des  Hafens  die 
Vorteile,  daß  der  gleichmäßige  Wasserstand  schnelleres  Löschen  und 
Bekohlen  der  Fischdampfer  bei  besserer  Schonung  der  Kohle  gestattet, 
daß  die  Hafenbecken  in  geringerem  Grade  dem  Schlickfall  ausgesetzt 
sind,  also  auch  die  den  Schiffsverkehr  störenden  Baggerungen  wesent- 
lich eingeschränkt  werden  können,  und  daß  die  Gebäude  unterkellert 
Werden  können.  Für  einen  so  bedeutenden  Fischereihafen  aber,  wie 
er  in  dem  zur  Verfügung  stehenden  Erweiterungsgebiet  künftig  an- 
zulegen sein  wird,  ist  die  sturmllutfreie  Schließung  unerläßlich. 

Die  Kosten  sind  für  die  Erweiterung  des  Fischereihafengebiets 
sowie  für  die  Einschleusung  des  Fischereihafens  auf  je  11  Mill.  Mark, 
zusammen  also  auf  22  Mill.  Mark  ohne  Kriegszuschläge  veranschlagt 
worden.  Die  Veranschlagung  aller  weiteren  Anlagen  zum  inneren 
Ausbau  des  neuen  Hafens,  der  auch  nur  allmählich  nach  Bedürfnis 
durchzuführen  sein  wird,  kann  und  muß  bei  der  völligen  Unsicherheit 
der  künftigen  Preisgestaltung  noch  zurückgestellt  werden.  In  dem 
Betrag  von  22  Mill.  Mark  sind  jedoch  2 980  000  Mark  Grunderwerbs- 
kosten derjenigen  Grundstücke  enthalten,  die  vom  Staat  und  der  Stadt 
Geestemünde  schon  aus  anderweit  zur  Verfügung  gestellten  Mitteln 
angekauft  worden  sind,  so  daß  in  Anbetracht  der  noch  zu  erörternden 
Beteiligung  der  Stadt  Geestemünde  zur  Deckung  der  anschlagmäßigen 
Kosten  nur  noch  19  020  000  Mark  in  bar  bereitzustellen  wären.  Bei 
der  jetzigen  Höhe  der  Löhne  und  der  Baustoffpreise  muß  allerdings 
mit  einem  Mehrfachen  dieser  Kosten  gerechnet  werden;  ihr  Maß  im 
voraus  zu  schätzen,  ist  jedoch  zur  Zeit  nicht  möglich.  Die  Nach- 
bewilligung der  Mittel  zur  Deckung  der  Mehrkosten  zu  beantragen, 
muß  deshalb  einem  späteren  Zeitpunkt  Vorbehalten  werden,  in  dem 
sich  der  wirkliche  Kostenbedarf  zuverlässiger  übersehen  läßt. 

Wie  schon  erwähnt,  wird  sich  die  Stadt  Geestemünde  an  der 
Deckung  der  Kosten  beteiligen.  Sie  will  sich  nämlich  verpflichten, 
ihren  Anteil  an  dem  schon  angekauften  Wulsdorfer  Außendeich- 
land dem  Staat  unentgeltlich  zu  überlassen  und  außerdem  4 Mill. 


Mark  zu  den  Kosten  der  Hafenerweiterung  boizutragen.  Mit  der  Stadt 
ist  darüber  bereits  ein  Vertrag  abgeschlossen  worden.  Nach  diesem 
Vertrag  soll  aus  dem  neuen  Hafengebiet  ein  Geineinschaftsgebiet  ge- 
bildet werden,  an  dessen  Einkünften  die  Stadt  Geestemünde  zur  Ver- 
zinsung und  Tilgung  ihres  Baukostenanteils  beteiligt  werden  soll.  Im 
Hinblick  auf  den  Beitrag  der  Stadt  wird  der  Staat  selbst  zu  den 
anschlagsmäßigen  Kosten  nur  noch  19  020  000  Mark  — 4 000  000  Mark 
= 15  020  000  Mark  aufzubringen  haben.  Außerdem  stehen  noch  An- 
liegerbeiträge,  über  deren  Höhe  zur  Zeit  Verhandlungen  geführt 
werden,  in  Aussicht.  Die  Unterhaltungskosten  werden  schätzungs- 
weise 130  000  Mark  jährlich  betragen. 

Die  Wirtschaftlichkeit  der  geplanten  Anlage  schon  jetzt  zuverlässig 
zu  beurteilen,  ist  kaum  möglich.  Unter  vorsichtigen  Voraussetzungen 
bei  Annahme  einer  normalen  Entwicklung  und  bei  Zugrundelegung 
von  Friedenspreisen  in  Einnahme  und  Ausgabe  sind  aber  Berechnungen 
durchgeführt  worden,  die  ergaben,  daß  der  Buchwert  der  Anlage 
im  Anfang  des  30.  Jahres  rd.  36  Mill.  Mark  betragen  und  sich  mit 
7,4  vH  jährlich  verzinsen  würde.  Besonders  hervorgehoben  zu  werden 
verdient,  daß  sich  schon  jetzt  die  überwiegende  Mehrzahl  der  Pächter 
und  Erbbauberechtigten  im  alten  Fischereihafen  bereit  erklärt  hat,  die 
Pacht-  oder  Erbbauzinsen  um  25  Pfennig  für  das  Jahr  und  Quadrat- 
meter zu  erhöhen,  sobald  die  Pacht-  oder  Erbbaugrundstücke  durch 
die  Einschleusung  gegen  Sturmfluten  geschützt  sind,  und  daß  die 
hierin  zum  Ausdruck  kommende  Wertsteigerung  der  Grundstücke, 
die  dauernde  Ersparnis  au  Bagger-  und  Unterhaltungskosten  sowie 
der  Gewinn  nutzbaren  Hafen-  und  Baugeländes  an  Stelle  der  jetzigen 
Hafendeiche,  des  Eisteiches  und  des  überflüssig  werdenden  Holzhafens 
zusammengenommen  auf  etwa  8 Mill.  Mark  bewertet  werden  können. 
Es  wird  jedoch  im  Auge  zu  behalten  sein,  daß  das  eigentliche  Ziel 
der  Verbesserung  des  Geestemünder  Fischereihafens  weniger  ein  un- 
mittelbarer Erfolg  für  die  Staatskasse  sein  soll,  als  die  Förderung  der 
deutschen  Volksernährung  und  die  Stärkung  der  deutschen  Volkswirt- 
schaft, der  jährlich  viele  Millionen  Mark  erhalten  werden  sollen,  die  bei 
Fortbestehen  der  jetzigen  Verhältnisse  ins  Ausland  wandern  müßten. 

Der  für  die  Erweiterung  und  Einschleusung  des  Geestemünder 
Fischereihafens  ausgearbeitete  Gesetzentwurf,  dem  die  vorstehenden 
Angaben  entnommen  sind,  wurde  im  Dezember  1919  der  verfassung- 
gebenden preußischen  Landesversammlung  zur  Bewilligung  der  er- 
forderlichen Mittel  vorgelegt.  Nach  eingehenden  Beratungen  haben 
die  gesetzgebenden  Körperschaften  am  23.  April  1920  die  beantragten 
Mittel  bewilligt,  so  daß  mit  den  Vorarbeiten  für  die  Ausführung  des 
Entwurfs  begonnen  werden  konnte.  Bg. 


Vermischtes. 


Nach  § 27  des  Lohntarifvertrages  für  die  Arbeiter  der  preußischen 
Wasserbauverwaltung  ist  von  dem  Präsidenten  des  Oberverwaltungs- 
gerichts der  Oberverwaltungsgerichtsrat  Dr.  Pape  zum  stellvertre- 
tenden Vorsitzenden  des  Tarifausschusses  ernannt  worden.  Als  Ver- 
treter der  Verwaltung  sind  an  Stelle  von  Oberregierungsrat  Fritz 
der  Geheime  Regierungsrat  Jaques  als  Beisitzer,  an  dessen  Stelle 
Gerichtsassessor  Lange  beim  Ministerium  der  öffentlichen  Arbeiten 
als  Ersatzmann  und  an  Stelle  von  Regierungs-  und  Baurat  v.  Both 
ebenfalls  als  Ersatzmann  Regierungs-  und  Baurat  Groth  beim  Mini- 
sterium der  öffentlichen  Arbeiten  bestellt  worden. 

Die  Würde  eines  Doktor -Ingenieurs  ehrenhalber  haben  Rektor 
und  Senat  der  Technischen  Hochschule  Darmstadt  auf  einstimmigen 
Antrag  der  Abteilung  für  Maschinenbau  verliehen : dem  Kommerzienrat 
Bernhard  De  mm  er  in  Eisenach,  in  Anerkennung  seiner  hervorragenden 
Verdienste  um  die  Organisation  der  Kriegsindustrie  während  des 
Krieges,  insbesondere  um  die  technischen  Einrichtungen  für  die  Massen- 
verpflegung des  Heeres  und  der  Industrie  und  dem  Fabrikbesitzer 
und  Ingenieur  Kommerzienrat  Karl  Flohr  in  Berlin,  in  Anerkennung 
seiner  besonderen  Verdienste  um  die  Entwicklung  des  Baues  elek- 
trischer Aufzüge  in  Deutschland. 

Eiu  Wettbewerb  für  Yorentwiirfe  zu  einer  Kriegergedächtuis- 
anlage  iu  Hannover  ist  vom  dortigen  Magistrat  unter  stadthannover- 
schen Künstlern  ausgeschrieben  mit  Frist  bis  zum  20.  April  d.  J.  Für 
Preise  und  für  den  Ankauf  sind  20  000  Mark  ausgesetzt.  Es  ist  be- 
absichtigt, diese  Summe  auf  etwa  zehn  Preise  und  Ankäufe  zu  ver- 
teilen. Dem  Preisgericht  gehören  u.  a.  an:  Professor  T)r.=3üg.  Paul 
Bonatz  in  Stuttgart,  Geheimer  Baurat  Professor  Dr.  phil.  Albrecht 
Haupt,  Architekt  Schröder  und  Stadtbaurat  Senator  Paul  Wolf  in 
Hannover.  Die  Unterlagen  für  den  Wettbewei’b  sind  für  5 Mark,  die 
dem  Bewerber  zurückgegeben  werden,  von  der  Registratur  des  Städti- 
schen Hochbauamts  zu  beziehen. 

Einen  Wettbewerb  für  Entwurfskizzen  zu  einem  Bebauungsplan 
über  ein  20  lia  großes  Gelände  veranstaltet  die  Bergmannssied- 
lung linker  Niederrhein  G.  m.  b.  H.  in  Moers  (Uerdinger  Straße  74) 
unter  den  Mitgliedern  des  Bundes  deutscher  Architekten  und  den 


beamteten  Zechen- Architekten  des  Ruhrkohlengebiets  mit  Frist  bis 
zum  30.  März  d.  J.  Zum  Wettbewerb  sind  die  Architekten  Professor 
Schmitthenner  in  Stuttgart  und  Professor  Tessenow  in  Dresden 
besonders  aufgefordert.  Das  Preisgericht  bilden : Professor  Bonatz  in 
Stuttgart,  Generaldirektor  Brenner  in  Lintfort,  die  Professoren  Jahn  in 
Düsseldorf  und  Knipp ing  in  Essen,  Diplomingenieur  Meyer-Gasters 
in  Moers,  Verbandsdirektor  Schmidt  in  Essen,  Generaldirektor 
Pattberg  in  Homberg  am  Rhein,  Bürgermeister  Eckert,  Landrat 
v.  Endert,  Stadtverordneter  Köhring  und  Bauführer  Schmidt  in 
Moers.  An  Preisen  sind  24  000  Mark  ausgesetzt.  Unterlagen  sind  gegen 
60  Mark,  die  dem  Bewerber  zurückerstattet  werden,  von  der  Ge- 
schäftstelle der  Bergmannssiedlung  (s.  oben)  erhältlich. 

Die  Bereitstellung  von  Staatsbeihilfen  zur  Förderung  des  Woh- 
nungsbaues betrifft  ein  für  den  Freistaat  Mecklenburg-Schwerin 
am  4.  Februar  1921  erlassenes  Gesetz.  Es  sind  danach  von  den 
bereits  im  außerordentlichen  Haushaltplan  zur  Förderung  des  Woh- 
nungsbaues vorgesehenen  15  000  000  Mark  9 000  000  Mark  für  Woh- 
nungsbauten auf  städtischem  Gebiet  und  für  landwirtschaftliche  Werk- 
wohnungen zu  verwenden  und  in  den  außerordentlichen  Staatshaus- 
haltplan des  Jahres  1921/22  weitere  8 000  000  Mark  einzustellen.  Für 
die  Gewährung  der  Beihilfen  gelten  Richtlinien,  die  dem  Gesetz  in 
31  Punkten  beigefügt  sind. 

Technische  Hochschule  Dresden.  Dem  Oberassistenten  bei  der 
Sammlung  für  Technische  Mechanik  und  Graphische  Statik  an  der 
Technischen  Hochschule  Dresden  Dr.-Ing.  Hermann  Alt  aus  Dresden 
ist  die  Lehrberechtigung  für  das  Lehrgebiet  der  Getriebelehre  und  dem 
Assistenten  beim  Lehrstuhl  für  Festigkeitslehre  Dr.-Ing.  Heinrich 
Hencky  aus  Anspach  diejenige  für  das  Fachgebiet  „Festigkeitslehre 
einschließlich  Anwendungen  der  Hydrodynamik“  in  der  Mechanischen 
Abteilung  erteilt  worden. 

Forschuugsgesellschaft  für  wirtschaftlichen  Baubetrieb.  Die 
Gesellschaft  hat  vom  11.  bis  13.  Februar  in  Berlin  den  ersten  Aus- 
bildungskursus für  arbeitswissenschaftliche  Arbeiten  im  Bauwesen 
veranstaltet  (vgl.  Jahrg.  1920  d.  Bl.,  S.  246).  Nach  einem  einleitenden 
baufachlichen  Überblick  über  die  Gesamtarbeit  wurden  die  von  dem 
praktischen  Psychologen  Dr.  Schulte  ausgearbeiteten  Beobach tungs- 
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und  Untersuchungsweisen  eingehend  erläutert  Sodann  wurden  auf 
einer  großen  Baustelle  und  im  Laboratorium  die  Verfahren  zur 
Untersuchung  der  Arbeitsvorgänge,  der  Handwerksgeräte  und  Gerüste 
sowie  der  körperlich-geistigen  Berufseignung  behandelt.  Ferner  wurden 
nach  dem  Vortrag  von  Betriebsingenieur  Tramm  über  Psychotechnik 
und  Taylorsystem  und  ihre  Anwenduugsmöglicbkeiten  für  den 
Baubetrieb  die  Prüfstelle  für  Wagenführer  der  Großen  Berliner  Straßen- 
bahn besichtigt.  Es  konnten  verschiedene  als  besonders  dringlich 
bezeichnete  Untersuchungen  auf  auswärtigen  Baustellen  in  die  Wege1 
geleitet  sowie  die  Grundlage  für  ein  eigenes  psychotechnisches 
Laboratorium  der  Forschungsgesellschaft  geschaffen  werden. 

In  der  Zeit  wirtschaftlichen  Zusammenbruchs  sind  alle  Bestrebungen 
der  genannten  Gesellschaft,  in  der  Vertreter  der  verschiedenen  Fach- 
gebiete ehrenamtlich  tätig  sind,  besonders  zu  begrüßen.  Die  Beteili- 
gung der  Reichs-,  Staats-  und  Kommunalbehörden  sowie  die  stetig 
zunehmende  Zustimmung  hervorragender  Fachleute  beweist,  daß  man 
auf  dem  rechten  Wege  ist,  wenn  man  versucht,  auf  wissenschaftlicher 
Grundlage  dem  praktischen  Fortschritt  zu  dienen,  zum  Besten  aller 
am  Bauwesen  Beteiligten. 

Die  27.  Jahresversammlung:  des  Verbandes  deutscher  Elektro- 
techniker findet  vom  29.  Mai  bis  4 Juni  d.  J.  in  Essen  statt.  Mit 
dieser  Veranstaltung  vereinigen  ihre  Tagungen  etwa  zwölf  der  größeren 
Verbände  und  Körperschaften  des  elektrotechnischen  Faches  zur 
„Zweiten  elektrischen  Woche“;  mit  ihr  wird  eine  etwa  drei  Wochen 
dauernde  Ausstellung  verbunden  werden,  bei  der  in  Ausführungen, 
die  noch  nicht  Allgemeingut  geworden  sind,  vorgeführt  werden  soll 
die  Elektrizität  im  Berg-  und  Hüttenwesen,  im  Gewerbe,  im  Hause 
und  in  der  Landwirtschaft. 

Der  Normenausschuß  der  deutschen  Industrie  hat  in  der  Zeit- 
schrift „Der  Betrieb“  die  Entwurfsblätter  D I Norm  1001  bis  1004 
veröffentlicht,  welche  die  eisernen  Fenster  betreffen.  Unter  Zu- 
grundelegung der  Scheibengrößen  18/25,  25/36  und  36/50  cm  sind  eine 
Anzahl  von  Zusammenstellungen  für  geraden  und  gebogenen  Sturz 
als  Hauptnormen  festgesetzt,  während  beliebige  weitere  Fenstergrößen 
fortan  nur  aus  dem  Vielfachen  eines  jener  Scheibenmaße  zugelassen 
werden  sollen.  Auch  die  Stegbreiten,  die  Anschlußmaße  beim  An- 
schlag, die  Lage  etwaiger  Befestigungseisen  und  die  Bezeichnung  der 
Öffnungsmöglichkeiten  sind  gemeinsam  für  guß-  und  schmiedeeiserne 
Ausführung  eindeutig  bestimmt.  Einsprüche  gegen  die  Entwürfe  sind 
bei  der  Geschäftstelle,  Berlin  NW  7,  Sommerstraße  4 a,  einzureichen. 
An  gleicher  Stelle  sind  als  Vorstandsvorlage  veröffentlicht  die  Blätter 
DI  Norm  364,  Abflußrohre,  sowie  540  und  541,  Abflußkrümmer 
und  Übergangsrohre  (s.  a.  S.  48  d.  Bl.). 

Änderung  der  Vorschriften  über  Wohnungszuweisung  in  Bayern. 
Das  Ministerium  für  soziale  Fürsorge  in  Bayern  hat  in  einer  Bekannt- 
machung (Nr.  1577  a 374)  die  Vorschriften  über  die  Zuweisung  von 
Wohnungen  in  verschiedenen  bemerkenswerten  Punkten  geändert. 
Die  Änderungen  beziehen  sich  auf  die  vorzugsweise  Berücksichtigung 
bei  der  Zuweisung  von  Wohnungen,  die  für  Flüchtlinge,  Rückkehrer, 
versetzte  Reichs-  und  Staatsbeamte  und  Militär personen  sowie 
Kriegsblinde  und  Schwerkriegsbeschädigte  angeordnet  wird.  Die  be- 
vorzugte Berücksichtigung  soll  in  der  Weise  geschehen,  daß  die  frag- 
lichen Personen  in  der  Reihenfolge  der  Wohnungsvormerkungen  vor- 
gezogen werden,  und  zwar  in  Gemeinden  bis  zu  100000  Einwohnern 
mindestens  um  ein  Vierteljahr,  in  größeren  Gemeinden  bis  zu  200000  Ein- 
wohnern mindestens  um  ein  Halbjahr  und  in  Gemeinden  über  200000  Ein- 
wohnern mindestens  um  drei  Vierteljahre.  — Die  geänderten  Bestim- 
mungen bedeuten  für  die  bayerischen  Wohnungsämter  eine  wesent- 
liche Erleichterung  der  bisherigen  Vorschriften  über  die  bevorzugte 
Wohnungszuweisung,  die  in  ihrer  bisherigen  Form  unhaltbar  waren, 
da  sie  die  planmäßige  Wohnungszuweisung  völlig  über  den  Haufen 
zu  werfen  drohten. 

Ingenieur — Ingner — Doktor-Ing.  In  dem  uuter  diesem  Titel  er- 
schienenen Aufsatz  in  Nr.  4 (S.  25)  d.  Bl.  hat  der  Verfasser,  Herr 
Wirkl.  Geheimer  Oberbaurat  $)r.»3ug.  Dr.  phil.  Otto  Sarrazin  uner- 
wähnt gelassen,  daß  die  Aufroliung  der  Frage  der  Verdeutschung  oder 
Eindeutschung  der  Standesbezeichnung  „Ingenieur“  in  der  neueren 
Zeit  auf  einen  Aufsatz  zurückzuführen  ist,  den  ich  unter  dem  Titel 
„Hinweg  mit  der  französischen  Standesbezeichnung  Ingenieur!“  im 
Jahre  1915  in  der  Zeitschrift  des  Verbandes  deutscher  Arcbitekten- 
und  Ingenieurvereine  (Nr.  3,  S.  22  vom  1.  Februar  1915),  in  der  Zeit- 
schrift des  Verbandes  deutscher  Diplomingenieure,  in  der  Rundschau 
für  Technik  und  Wirtschaft  und  in  anderen  Fachblättern  veröffent- 
licht habe.  Meine  Anregungen  fanden  damals  in  der  Fachpresse, 
namentlich  in  den  genannten  Zeitschriften  lebhaften  Widerhall,  wenn 
auch  nicht  immer  im  zustimmenden  Sinne.  Die  von  Herrn  Sarrazin 
augeführte  und  bestens  empfohlene  Roßmanithsche  Bezeichnung 
„Ingner“  verdankt  ihren  Ursprung  auch  dem  erwähnten,  von  mir 
in  der  Rundschau  für  Technik  und  Wirtschaft  veröffentlichten  Aufsatz. 

Braunschweig.  Professor  Dr.  techn.  R.  Schönhöfer. 


Fritz  Rothschuk  f.  Eine  Fülle  von  Bildern  großer  Schöpfungen 
deutscher  Ingenieurkunst  im  In-  und  Ausland  ziehen  bei  einem  Blick 
auf  das  vor  wenigen  Wochen  in  Berlin  abgeschlossene  Leben  dieses 
Mannes  vor  unserem  Auge  vorüber,  der  an  so  vielen  bedeutenden 
Unternehmungen  des  Brücken-,  Strom-,  Kanal-  und  Eisenbahnbaues  in 
Deutschland,  in  der  Türkei,  in  Nord-  und  Südamerika  in  vorderster 
Reihe  mitgewirkt  hat.  Weiteren  Kreisen  ist  er  namentlich  in  seiner 
letzten  Tätigkeit  als  Baudirektor  der  A.  E.  G.-Schnellbabn  in  Berlin 
bekannt  geworden. 

Rothschuh,  1858  in  Eisenach  geboren,  war  kurz  nach  Beendigung 
seiner  Studien  im  Jahre  1882  als  Regierungsbauführer  in  den  preußischen 
Staatseisenbahndienst  eingetreten,  wo  er  zunächst  zur  Ausbildung  und 
dann  als  Regierungsbaumeister  eine  Reihe  von  Jahren  bei  verschiedenen 
neuen  Bahnbauten  an  der  bayerischen  Grenze  bei  Probstzella,  in  Schlesien 
und  an  der  russischen  Grenze  beschäftigt  war.  Im  Jahre  1890  wurde 
er  — in  Anerkennung  der  von  ihm  bewiesenen  besonderen  Geschäfts- 
gewandtheit — zum  Bau  der  neuen  Weichselbrücke  nach  Dirschau 
überwiesen.  Der  bedeutsame  Brückenbau  stand  unter  der  Leitung  des 
damaligen  Bauinspektors  Ernst  Mackensen,  des  späteren  Erbauers  der 
Bagdadbahn,  der  bald  auf  die  großen  Fähigkeiten  Rothschuhs  auf- 
merksam wurde,  und  der  wenige  Jahre  darauf  dessen  Lebensweg  ent- 
scheidend beeinflussen  sollte.  Nach  Beendigung  der  Dirschauer  Bauten 
im  Herbst  1891  wurde  Rothschuh  zum  Eisenbahnbetriebsamt  Stadt- 
und  Ringbahn  in  Berlin  versetzt.  Die  großstädtischen  Verkehrsfragen 
zogen  den  schaffensfreudigen  und  vielseitigen  Geist  Rothschuhs  be- 
sonders an.  Ende  1893  folgte  er  dann  einem  Rufe  Mackensens, 
ihn  zur  Mitarbeit  an  dem  Bau  der  Anatolischen  Bahn  in  der  Türkei 
zu  begleiten.  Rothschuh  wirkte  hier  als  Leiter  der  technischen  Bureaus 
und  Vertreter  Mackensens  in  eifriger,  dabei  stets  fesselnder  Arbeit  an 
dem  Bau  des  sogenannten  Ergänzungsnetzes  Eskischehir — Konia  bis 
zu  dessen  Vollendung  im  Jahre  1896  mit.  Nach  seiner  Rückkehr 
übernahm  er  die  Leitung  des  von  der  Firma  Holzmann  in  Frankfurt 
a.  Main  auszuführenden  Bauteils  des  Elbe-Trave-Kanals,  einer  Strecke 
von  37  km,  eine  Aufgabe,  die  er  im  Juni  1900  glücklich  voll- 
endete. Gleich  darauf  ging  er  als  Direktor  der  Gesellschaft  für  den 
Bau  von  Untergrundbahnen  nach  Berlin.  Er  baute  die  erste  Unter- 
grundbahnstrecke zwischen  dem  Potsdamer  Ringbahnhof  und  der 
Königgrätzer  Straße,  später,  im  Jahre  1902,  die  Strecke  vom  Zoologischen 
Garten  bis  zum  Knie  in  Charlottenburg.  Eine  Ruhepause  in  dem 
Weiterbau  der  Untergrundbahnstrecken  veranlaßte  den  regsamen  und 
wanderfrohen  Mann,  einer  neuen  Aufforderung  Mackensens  zur  Mit- 
arbeit an  der  ersten  200  km-Strecke  der  Bagdadbahn  Konia  - Bulgurlu 
nachzukommen.  Der  Bau  wurde  rasch  vollendet.  Bereits  Anfang 
Oktober  1905  wurde  Rothschuh  zu  neuen  Unternehmungen  der  Firma 
Holzmann  in  Frankfurt  nach  Amerika  berufen.  Ueber  sechs  Jahre 
war  er  hier  an  hervorragender  Stelle  an  dem  Bau  vier  wichtiger  Teile 
des  Erie-Kanals  tätig.  In  die  gleiche  Zeit  fielen  eine  Reihe  weiterer, 
vielfach  uuter  schwierigen  und  wenig  erfreulichen  Verhältnissen  durch- 
geführter Unternehmungen,  umfangreiche  Felssprengungs-  und  Bagger- 
arbeiten im  Hafen  von  Buffalo,  der  Bau  eines  großen  Stauwerks  im  • 
Susquehanna-Flusse  u.  a. 

Viel  Anregung  und  Freude  brachten  Rothschuh  mehrere  große 
Reisen  zum  Studium  von  Eisenbahnentwürfen  und  für  ähnliche  Zwecke, 
die  ihn  weit  ins  Innere  von  Peru,  nach  Haiti  und  anderen  Ländern 
führten.  1912  kehrte  Rothschuh  nach  Berlin  zurück  und  übernahm 
hier  die  Stelle  des  Baudirektors  der  neugeplanten  A.  E.  G.-Schnellbahn 
Gesundbrunnen — Neukölln.  Mit  frischer  Tatkraft  wurde  das  schwierige 
Werk  begonnen,  dessen  Beendigung  für  das  Frühjahr  1918  in  Aussicht 
genommen  war.  Wie  der  Krieg  diesen  Plan  zunichte  machte,  wie 
übel  er  die  Fortführung  des  Werkes  beeinflußte  und  wie  die  Zeit- 
verhältnisse schließlich  zur  völligen  Einstellung  des  Weiterbaues 
nötigten,  ist  bekannt.  Im  Frühjahr  19 IS  — bei  Vollendung  des 
60.  Lebensjahres  — legte  deshalb  Rothschuh  sein  Amt  als  Direktor 
nieder.  Doch  blieb  seine  geschätzte  Kraft  in  anderer  Form  auch 
nachher  bis  zu  seinem  Tode  mit  dem  Unternehmen  verknüpft  Nicht 
unerwähnt  darf  bleiben,  daß  sich  Rothschuh  auch  schriftstellerisch  be- 
tätigt hat.  Wie  bei  vielen  anderen  Arbeiten  hat  er  mit  Mackensen  auch 
bei  der  letzten  noch  von  ihm  besorgten  Bearbeitung  seines  klassischen 
Tunnelbauwerkes  in  ausgedehnter  Mitarbeit  zusammengewirkt 

In  aller  Bewegtheit  seines  reichen  Lebens  fand  Rothschuh  immer 
einen  kostbaren  und  sicheren  Ruhepunkt  in  seiner  Familie,  die  ihn, 
allen  Mühsalen  des  häufigen  Wechsels  und  des  Lebens  in  fernen 
Ländern  zum  Trotz,  fast  überallhin  begleitet  hat  Hier  zerriß  sein 
Scheiden  engste  Bande  inniger  Liebe.  Aber  auch  sonst  hinterläßt  der 
Heimgang  des  in  seinen  Berufsleistungen  wie  als  Mensch  überall  gleich 
hochgeachteten  trefflichen  Mannes  eine  empfindliche  Lücke,  ganz  be- 
sonders in  dem  großen  Kreise  aller  derer,  die  seine  heitere  gediegene 
Wesensart,  seinen  warmen  Sinn  für  Freundschaft  und  für  alles  Schöne 
in  Natur  und  Kunst  näher  kennen  gelernt  haben.  Er  war  in  seinem 
Fühlen  und  Denken  auch  nach  den  schweren  politischen  Ereignissen 
em  echt  deutscher  Mann.  — «• 
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Die  Statik,  der  Baukonstruktionen  arbeitet  mit  Kräften,  deren 
Größtwerte  sich,  wenn  auch  manchmal  roh,  so  doch  in  solchen  Grenzen 
bestimmen  lassen,  daß  sie  eine  statische  Untersuchung  ermöglichen. 
Am  genauesten  lassen  sich  die  ständigen  oder  Eigenlasten  ermitteln, 
wenn  auch  da  gelegentlich  irrige  Annahmen,  wie  z.  B.  über  die  Ge- 
wichte von  Leichtbeton  Vorkommen.  Unsicherer  sind  schon  die  zu- 
fälligen oder  Verkehrslasten  zu  bestimmen.  Bei  ihnen  muß  je  nach 
Art  und  Größe  des  Lastangriffs,  je  nach  Rauhigkeit  der  Fahrbahn 
und  Geschwindigkeit  der  Verkehrsmittel  der  Stoßwirkung  bei  der  Be- 
messung der  zulässigen  Spannung  Rechnung  getragen  werden.  Mangel- 
haft sind  unsere  Kenntnisse  der  Windwirkung  auf  so  vielfältig  ge- 
brochene Angriffsflächen,  wie  sie  Hochbauten  und  namentlich  Brücken 
darstellen.  Die  neueren  flugtechnischen  Luftdruckversuche  haben  für 
die  Baustatik  verhältnismäßig  geringe  Ergebnisse  gezeitigt.  Der  Ein- 
sturz einer  Luftschiffhalle  unter  einseitiger  Schneelast  bewies,  daß 
wir,  trotzdem  es  an  Hinweisen  in  den  Fachschriften  nicht  fehlte,  auch 
diese  Belastungsmöglichkeit  richtig  einzuschätzen  nicht  immer  in  der 
Lage  waren.  Mit  all  diesen  bestimmbaren  angreifenden  Kräften  findet 
sich  der  Statiker  je  nach  Erfordernis  und  Geschmack  mit  den  herkömm- 
lichen Regeln  oder  neueren  Methoden  ab.  Er  versucht,  mit  möglichst 
gleicher  Sicherheit  in  allen  Teilen  und  bester  Baustoffausnutzung 
die  Kräfte  durch  das  Tragwerk  auf  den  Baugrund  abzuleiten. 

Nun  gibt  es  aber  Fälle,  und  jeder  Ingenieur  kennt  solche,  in 
denen  eine  einwandfreie  Bestimmung  der  Kräfte  nicht  möglich  ist. 
Trotzdem  muß  er  und  sogar  umsomehr  mit  diesen  schlechterdings  nicht 
faßbaren  Kräften  „rechnen“.  Da  gerade  sie  (neben  Konstruktions- 
fehlern) zu  einem  nicht  unerheblichen  Teil  die  Ursachen  mancher  Bau- 

I Schäden  und  selbst  Unfälle  sind,  mag  eine  kurze  zusammenhängende 
Betrachtung  darüber  vielleicht  am  Platze  sein. 

Als  nicht  berechenbare  Kräfte  mögen  solche  gelten,  deren 
Grenzwerte  sich  zahlenmäßig  nicht  einmal  mit  der  Hälfte  ihrer  wirk- 
lichen Größe  bestimmen  lassen,  denen  aber  doch  — sei  es  auch  nur  so. 
daß  man  ihnen  ausweicht  — begegnet  werden  muß.  Derartige  zumeist 
sehr  große  Kräfte  können  dynamisch  durch  gesteigerte  Bewegung 

I entstehen,  aber  auch  rein  statisch  durch  das  Zusammentreffen  nicht 
immer  vorherzusehender  ungünstiger  Umstände. 

Ausgeschlossen  sind  dabei  Erscheinungen  wie  die  Spannung- 
steigerung bei  Hängebrücken  durch  rhythmisch  sich  bewegende 
Marschkolonnen  oder  die  stoßweise  Windwirkung  auf  hohe  Schorn- 
steine mit  Schwingungspannungen  bis  zur  Gefahrgrenze.  Die  Schwin- 
gungsweiten und  Schwingungszeiten  lassen  sich  aus  den  Abmessungen 
der  Bauwerke  errechnen.  Ebensowenig  fällt  die  Unsicherheit  des 

»Auftriebs  hierunter.  Man  kann  ihn  entweder  voll  in  Rechnung  setzen 
oder  als  anderen  Grenzfall  ganz  vernachlässigen.  Auch  gehören 
hierher  schließlich  nicht  gelegentlich  vorkommende  statisch  , falsche 

* Tragwerkanordnungen  mit  kniehebelähnlicher  Wirkung.  In  ihnen 
entstehen  durch  geringe  Auflasten  theoretisch  (d.  h.  unter  Außeracht- 
lassung der  sofort  eintretenden  Formänderungen)  ungewöhnlich  große 
Kräfte. 

Größte  Kraftäußerungen  sind  Sprengwirkungen.  Mit  ihnen 
hatte  der  Bauingenieur  im  Kriege  vielfach  zu  rechnen.  Wir  denken 
aber  dabei  nicht  an  den  Rückstoß  schwerer  Geschütze  in  Panzer-  ' 
türmen  oder  an  die  reine  Auftreffwirkung.  Beide  lassen  sich  aus 
Masse  und  Mündungs-  oder  Endgeschwindigkeit  bestimmen.  Es  können 
aber  auch  Kräfte  langsam  von  Null  an  wachsen,  ohne  daß  man  ihre 
Größe  auch  nur  angenähert  angeben  kann.  Dabei  ist  zu  bemerken, 
daß  nicht  nur  die  Größe,  sondern  auch  Sinn  und  Richtung  unbekannt 
sein  können.  Die  Ursachen  des  Auftretens  derartiger  Kraftwirkungen 
können  sehr  verschieden  sein.  Letzten  Endes  sind  es  Natur-  und 
Massenkräfte,  die  vorhanden  sind  oder  mittelbar  aus  Anlaß  mensch- 
licher Eingriffe  in  die  Natur  entstehen.  Sturm  und  Wellen,  reißende 
Wasser,  Eis  und  Schnee,  Erdkräfte  im  engeren  und  weiteren  Sinn 
und  schließlich  chemische  Wirkungen  bei  Sprengungen,  streben  nach 
Zerstörung  des  Bestehenden. 

Einige  Beispiele,  die  jeder  Ingenieur  beliebig  vermehren  kann, 
mögen  den  Sinn  dieser  allgemeinen  Bemerkungen  erläutern.  Wir 
wollen  dabei  zunächst  auf  die  mögliche  Umgehung,  Abwehr,  Ab- 
leitung, Aufnahme  oder  gar  Nutzbarmachung  der  Kräfte  noch  nicht 
eingehen. 

1.  Der  Zug  großer  Seeschiffe  mit  ihrer  gewaltigen  Masse  unter 
Einwirkung  von  Strömung,  Sturm  und  Wellen,  ausgeübt  durch 
die  Haltetrossen  an  den  Pollern,  Ringen  oder  Haken  der  Land- 
festen, schwankt  innerhalb  weiter  Grenzen.  Ebenso  ihr  Druck 
gegen  die  Kaimauer. 


Eisdruck  und  Eisgang  (Packeis  und  Treibeis)  gegen  Eisbrecher, 
Brückenpfeiler,  Wehre  und  Schiffe.  Merkwürdig  sind  oft  die 
Abscherungen  und  Verdrehungen  im  Eisgeschiebe,  z.  B.  an 
Dükdalben. 

Lockerungen  und  Zerstörungen  durch  die  molekulare  Wirkung 
bei  der  Eisbildung  im  gewachsenen  Boden;  daher  die  Forde- 
rung der  frostfreien  Gründung. 

4.  Gesteigerte  Strömung  mit  den  dadurch  hervorgerufenen  Unter- 
spülungen von  Pfeilern  infolge,  Eisverstopfung,  Tauwetter  und 
Hochwasser. 

5.  Wellengang  gegen  Hafendämme,  Ufermauern,  Deiche. 

6.  Hochwasserwirkung  in  Wildbächen. 

7.  Lawinen  und  Rutschungen  bei  Gebirgstraßen  und  Bahnen. 

8.  Rutschungen  von  Dämmen  infolge  Ausbildung  neuer  Gleitflächen 
unter  veränderten  Auflasten,  Lockerung  und  Aufhebung  der 
stets  vorhandenen  Kohäsion. 

9.  Gebirgsdrücke  beim  Tunnelbau. 

10.  Senkungen  in  Bergbaugebieten. 

11.  Erschütterungen  in  Erdbebengegenden  (Japan,  San  Franzisko, 
Messina). 

12.  Sprengwirkungen  gegen  Bauwerke,  geschützte  Unterstände, 
Schiffe. 

Wie  begegnet  man  nun  in  Wirklichkeit  diesen  nicht  berechen- 
baren Kräften,  die  nun  einmal  da  sind  und  mit  denen  sich  der 
Ingenieur  irgendwie  abfinden  muß?  Wenn  möglich,  wird  man,  wie 
schon  angedeutet,  ihnen  ausweichen. 

Bei  Übersetzung  eines  Stromes  oder  Meeresarmes,  der  erfahrungs- 
gemäß im  Winter  starken  Eisgang  hat,  wird  man  reichlich  weite  Öff- 
nungen anordnen.  Doch  sind  dem  Ingenieur  dort  bestimmte  Grenzen 
gezogen.  Die  Berücksichtigung  der  Eisgefahr  kann  bei  Brücken  unter 
Umständen  zu  erheblichen  Abweichungen  von  der  wirtschaftlichsten 
Regellösung  führen.  Sie  liegt  vor,  wenn  die  Kosten  für  den  Über- 
bau gleich  denen  für  den  Unterbau  werden.  Anderseits  ist  es  un- 
möglich, mit  Sicherheit  anzugeben,  wie  weit  durch  besondere 
Formengebung,  d.  h.  scharfe  Schneidenbildung,  geneigte  Auf  lauf  kanten 
schmaler  Brückenpfeiler,  die  Eisschollen  gebrochen,  eine  Versetzung 
verhindert  und  ihr  Druck  gemildert  werden  kann.  Genaueste  Kenntnis 
der  örtlichen  Verhältnisse,  die  Bewährung  vorhandener  Bauwerke  in 
der  Nachbarschaft  geben  immer  nur  eine  obere  Grenze  für  die  Licht- 
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Abb.  1.  Ohne  besonderen  Eisgang. 


Abb.  2.  Bei  starkem  Eisgang  im  Winter. 
Lichtweite  bei  Brücken. 


Öffnungen.  Abb.  1 u.  2 zeigen  zwei  Anordnungen  für  eine  nordische 
Brücke,  von  denen  die  erste  Lösung,  trotzdem  für  die  Hälfte  der 
Baukosten  herstellbar,  bei  Erfüllung  aller  sonstigen  Bedingungen  der 
Schiffahrt  und  des  freien  Durchflußquerschnitts,  mit  Rücksicht  auf  das 
regelmäßige  schwere  Eistreiben  im  Winter  nicht  für  sicher  genug  be- 
funden wurde. 

Abb.  3 zeigt  das  Beispiel  einer  Brücke,  die  mit  größtmöglicher 
Wirtschaftlichkeit  und  genügender  Sicherheit  so  entworfen  wurde,  daß 
die  Gruppenpfeiler  (I  bis  III)  die  Mittelpfeiler  von  Balken  auf  drei 
Stützen  sind.  Sollte  wirklich  einmal  der  Fall  eintreten,  daß  ein  Pendel- 
joch, bestehend  aus  3 bis  5 langen  Spülpfählen  mit  Fußversteinerung, 
durch  ganz  außergewöhnlichen  Eisgang  eingedrückt  wird,  kann  die 
Brücke  immer  noch  sich  selbst  und  ganz  leichten  PMßgängerverkehr 
tragen,  d.  h.  die  überschüssige  Stützung  dient  der  Sicherheit  gegen 
nicht  berechenbare  Kräfte. 

Abb.  4 gibt  die  Formengebung  eines  Schiffsrumpfes,  der  „Fram", 
wieder.  Sie  war  von  Nansen  eigens  für  den  Zweck  der  Überwinte- 
rung im  Polareis  so  angegeben,  daß  der  Schiffskörper  unter  dem 
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Seitendruck  des  Packeises  nicht  zer- 
quetscht, sondern  nur  gehoben  werden 
konnte.  Die  Erfahrungen  haben  die  Zweck- 
mäßigkeit der  gewählten  Form  vollauf  er- 
wiesen. 

Abb.  5 u.  6 zeigen  das  Beispiel  einer 
Gebirgsbahn.  Sie 
mußte  im  Hinblick 
auf  die  drohende 
Rutschungs-  und 
Lawinengefahr  mit 
erheblichen  Kosten 
in  den  Berg  hinein 
verlegt  werden,  da 
ein  leichtes  hölzer- 
nes Leitwerk  oder 
Schutzdach  nicht 
genügt  hatte. 

Ein  derartiges 
Ausweichen  ist  aber 
nicht  immer  mög- 
lich. Entweder  wer- 
den die  Anord- 
nungen zu  unwirt- 
schaftlich oder  die 
Kräfte  (wie  z.  B.  die  Haltekräfte  an  Landfesten  für  Seeschiffe)  müssen 
eben  aufgenommen  werden,  sobald  sie  nur  nicht  über  jedes  Maß 
wachsen.  Im  letzteren  Fall  kann  man  sich  durch  eine  „bedingte“ 
oder  „Mittellösung“  dadurch  helfen,  daß  man  die  Aufnahmefähigkeit 
des  Bauwerks  für  diese  Kräfte  begrenzt. 


Als  Schulbeispiel  hierfür  möchte  die  im  Jahre  1908  vom  Verfasser 
entworfene  Landfeste  für  Seeschiffe  gelten.*)  Die  der  Bauweise 
(Abb.  7 bis  11)  zugrunde  liegenden  Gedanken  sind  folgende: 

1.  Die  im  Querschnitt  einer  gewöhnlichen  Ufermauer  gleichende 
Landfeste  ist  wegen  der  grundsätzlich  verschiedenen  Bean- 
spruchung durch  den  an  einem  Punkt  angreifenden  Zug  von 
100  t ringsum  völlig  herausgetrennt. 

2.  Der  große  Zug  wird  durch  ein  statisch  bestimmtes  Raumfach- 
werk von  wenigen  Stäben  unmittelbar  in  den  Boden  geleitet. 

3.  Die  Druckkräfte  werden  ferngehalten  und  durch  bewehrte  Reib- 
hölzer nach  beiden  Seiten  auf  die  gewöhnliche  Ufermauer  über- 
tragen und  durch  den  widerstehenden  Erddruck  aufgenommen. 

4.  Das  hier  Wesentlichste:  Einschaltung  eines  leicht  ersetzbaren 
Zwischengliedes  geringerer  Sicherheit  zum  Schutz  der  ganzen 
Konstruktion.  Man  leitet  die  üblichen  Züge  bis  zu  einem 
Betrag  von  100  t ab.  Darüber  hinaus  wird  durch  den  beab- 
sichtigten Bruch  eines  ganz  bestimmten  Gliedes,  des  bewußt 
schwächsten  Punktes  des  Bauwerks,  dieses  vor  einer  weiter- 
gehenden Zerstörung  bewahrt.  Eine  andere  Lösung  ist  nicht 


Abb.  4.  Schiffsform 
mit  Rücksicht  auf 
Eisdruck. 


Rutschungs- und  Lawinen- 
gefahr bei  Gebirgsbahnen 


Notwendige- 

Achsenvenschiebung 


*)  Vgl.  Monatswettbewerb  des  Berliner  Architektenvereins  vom 
Februar  1908  betr.  Landfeste  für  Seeschiffe  und  Besprechung  der 


17.  Februar  1908  betr.  Landfeste  für  Seeschiffe  und  Besprechung  der 
mit  einem  Sonderpreis  ausgezeichneten  Lösung  durch  Oberbaudirektor 
Kummer  am  8.  Juli  1908. 

Ansicht  des  festen  Teiles. 
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Abb.  7.  Querschnitt  a b 


Abb.  9.  Querschnitt  c d 
durch  die  Landfeste. 


Abb.  11.  Sicherheitsstab. 


Oberansicht 
des  festen 
Teiles. 


Abb.  10.  Einzelheiten 


Lamifeste  für  Seeschiffe. 


Abb.  7 bis  11.  Entwurt  zu  einer 
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Winde  treibt.  Die  Anordnung  hat  ihre  Vorbilder  in  den  Siche- 
rungen elektrischer  Leitungen,  im  Sicherheitsventil  des  Dampf- 
kessels, der  Reißbahn  des  Freiballons  und  ähnlichem  mehr. 

Die  Beschädigung,  die  ein  starker  Drehbrückenpfeiler  bei  Rends- 
burg vor  .Jahren  durch  Anlaufen  eines  Schiffes  erlitt,  zeugt  von  der 
Wucht,  die  Schiffsmassen  selbst  in  ganz  leichter  Fahrt  ausüben 
können.  Ähnliche  Massenkräfte  treten  in  den  Schlepptrossen  beim 
Schleppen  großer  Schiffe  auf  hoher  See  und  beim  Kabellegen  auf. 
Ferner  bei  Landungen  starrer,  aber  immerhin  gebrechlicher  Luftschiffe. 
Das  Rammen  großer  Schiffe  geht  auch  für  den  Angreifer  nie  ohne 
eigene  Beschädigung  ab. 

Bei  der  unbedingten  Aufnahme  oder  Ableituug  der  Kräfte  auf 
jeden  Fall  kann  man  mehrere  Wege  einschlagen.  Durch  zweckmäßige 
Führung  der  Kräfte,  d.  h.  durch  sorgfältigste  Formengebung  der  An- 
griffsflächen wird  man  zunächst  versuchen,  sie  auf  ein  Mindestmaß 
herabzubringen.  Man  kann  ihnen  im  übrigen  durch  die  Festigkeit 
bestimmter  Bauteile  in  vollem  Umfang  zu  begegnen  versuchen,  wobei 
man  natürlich  nur  eine  erfahrungsmäßige  Sicherheit  angeben  kann  — 
Beispiel:  Pfahlbockkonstruktionen  gegen  Eisgang  — , oder  man  kann 
ihnen  Masse  entgegensetzen  — Beispiele:  Schwerste  Betonblöcke  bei 
Molen  gegen  die  Gewalt  der  Wellen  oder  massive  Pfeiler  bei  Brücken 
an  Stelle  von  hohem  Pfahlrost  — . Schließlich  kann  man  die  Kräfte  auf 
einem  gewissen  Wege  allmählich  oder  stufenweise  durch  Federungs-, 
Erschöpf ungs-  oder  Auflaufarbeit,  durch  Reibung  und  widerstehenden 
Erddruck  vernichten  oder  aufnehmen.  Abb.  12  gibt  ein  Beispiel  für 
eine  bewährte  Formengebung  einer  Ufer- 
mauer bei  starker  Brandung.  Die  an- 
drängende Wassermasse  wird  auf  ver- 
hältnismäßig kurzem  Weg  zum  Steigen 
gezwungen  und  muß  in  sich  selbst  zu- 
sammenfallen. Abb.  13  zeigt  einen  See- 
deich und  bildet  zu  dem  vorhergehenden 
Beispiel  einen  gewissen  Gegensatz.  Die 
Kraft  der  anstürmenden  Wellen  wird  auf 
einem  langen  Auflaufwege  allmählich 
durch  Hubarbeit  und  Reibung  verzehrt. 

Ganz  ähnlich  wirken  bei  Bahnen  in  langen 
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Abb.  12.  Ableitung  der 
Kraft  durch  besondere 
Formengebung. 
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Abb.  13. 


Abb.  14. 


Steigungen  die  Sandgleise  als  Auffang  gegen  die  bei  Riß  einer  Kupplung 
zu  Tal  gehenden  abgetrennten  Zugteile,  die  bei  ihrer  Masse  und  schnell 
wachsenden  Geschwindigkeit  sonst  unabsehbares  Unheil  anrichten 
könnten.  Abb.  14  zeigt  die  grundsätzliche  Anordnung  einer  Wild- 
bachverbauung mit  eingebauten  Absätzen  oder  Kaskaden.  Durch  sie 
wird  die  lebendige  Kraft  des  herabstürzenden  Wildwassers  stufenweise 
gebrochen.  Der  Angriff  auf  die  Sohle  wird  durch  ein  reichliches 
Wasserpolster  möglichst  gemildert. 

Wir  kommen  nun  zu  den  Erdkräften,  allgemein  gesprochen.  Die 
Verschiebung  des  sicheren  Baugrundes  für  Ingenieurwerke  kann  durch 
voraufgegangene  Veränderungen,  Eingriffe  und  Arbeiten  von  Menschen- 
hand veranlaßt  sein,  oder  die  Ursachen  können  tiefer  im  Erdinnern 
liegen.  Tunneleinbrüche  können  durch  unvermuteten  Ausbruch  von 
Quellen  und  durch  Gebirgsdrücke  verursacht  werden.  Hier  Abhilfe, 
d.  h Dichtung  zu  schaffen,  ist  oft  nicht  einfach.  Gut  bewährt  haben 
sich  Zementeinspritzungen  unter  Druck,  wie  sie  von  Sonderfirmen 
für  die  verschiedensten  Zwecke  seit  Jahren  mit  Erfolg  ausgefübrt 
werden.  Im  Bergbaugebiet  sind  mehrfach  Senkungen  und  dadurch 
hervorgerufene  Risse  an  den  Gebäuden  beobachtet.  Die  durch  ruck- 
weises Nachsinken  des  Geländes  über  den  Gruben  (seien  es  auch  nur 
wenige  Zentimeter)  ausgelösten  Kräfte  auf  ein  Bauwerk  von  größeren 
Abmessungen  entziehen  sich  jeder  Schätzung,  wenn  nicht  die  Ver- 
schiebungen jahrelang  über  ein  größeres  Gebiet  planmäßig  beobachtet 
wurden.  Aus  dipsem  Grunde  war  z.  B.  für  die  Ruhrort- Hornberger 
Rhein-Straßenbrücke  ausdrücklich  ein  äußerlich  statisch  bestimmtes 
System  gefordert,  weil  ein  solches  durch  das  Nachgeben  eines  Pfeilers 
unberührt  bleibt,  d.  h.  keine  inneren  Spannkräfte  erleidet. 

Ganz  besondere  und  eigenartige  Bedingungen  bietet  das  Bauen 
in  Gebieten,  die  zeitweilig  von  Erdbeben  heimgesucht  werden.  Erd- 
beben, die  gefürchtetsten  Naturereignisse,  wirken  in  Stößen  dynamisch 
auf  die  Bauwerkmassen  und  lösen  unberechenbare  Kräfte  aus.  Die 
leichten,  niedrigen  und  elastischen  Holzhäuser  in  Japan  bieten  am 
ehesten  Widerstand.  Nach  den  Erdbeben  von  Messina  und  vor  allem 
von  San  Franzisko  sind  von  Fachleuten  die  mannigfachsten  Vor- 
schläge für  erdbebensichere  Bauten  gemacht  worden.  Vor  allem  sind 
niedrige  Eisenbetonhäuser  mit  tiefliegendem  Schwerpunkt  empfohlen 
worden  Sogar  eine  pendelnde  Aufhängung  wurde  ernsthaft  be- 
sprochen. 


Abb.  15. 


Die  Gruppe  höchster  gewollter  oder  unerwünschter  Kraftäuße- 
rungen sind  die  der  Sprengwirkungen.  Die  hochgesteigerte  Brisanz 
unserer  neuzeitlichen  Sprengmittel  erforderte  bei  ihrer  massenhaften 
Anwendung  im  letzten  Kriege  besondere  Schutzvorkehrungen.  Das 
wirtschaftlichste  und  sicherste  waren  im  allgemeinen  bergmännisch  ge- 
baute Stollen.  Wenn  dieses  Verfahren  aber  etwa  wegen  hohen  Grund- 
wasserstandes nicht  anwendbar  war,  kam  für  wichtige  Punkte  eine 
nicht  gerade  billige  Mehrfach-Eisenbetondecke  in  Frage,  deren  einzelne 
Decken  nacheinander  durchschlagen  werden  mußten.  Die  obere 
Pflasterschicht  (Abb.  15)  hat  die  Aulgabe,  das  Geschoß  möglichst 

schon  oben  zur  Spren- 
gung zu  bringen.  Die 
Sauddeckschicht  soll  Sei- 
tenwirkung nach  Mög- 
lichkeit verhüten.  Tritt 
keine  sofortige  Spren- 
gung ein,  muß  nach- 
einander die  Festigkeit 
dreier  Doppellagen  von 
Eisenbetonplatten  und 
Zwischenfüllung  er- 
schöpft werden.  Es 
scheint,  als  wenn  gerade  diese  Folge  von  weichem  Boden  mit  einer 
zähen,  elastisch  gelagerten  Platte  günstig  ist.  Von  den  Brücken 
haben  insbesondere  die  alten  französischen  mehrteiligen  Fachwerke 
gegenüber  Sprengungen  und  Geschoßtreffern  eine  bemerkenswerte 
Widerstandsfähigkeit,  selbst  bei  Zerstörung  wichtiger  Gurtknoten- 
punkte bewiesen.  — Abb.  16  zeigt  eine  mehrteilige  Fachwerkbrücke 

über  den  Sommekanal  bei 
Peronue.  Trotz  fast  völliger 
Zerstörung  des  Untergurtes 
nahe  Brückenmitte  war  die 
Brücke  noch  für  einzelne 
Lokomotiven  langsam  be- 
fahrbar. Die  einteiligen 
Systeme  würden  in  diesem 
Fall  schon  unter  Eigenlast 
einstürzen. 

Bei  Torpedos  hat  man  beobachtet,  daß  ihre  Wirkung  im  Wasser 
mit  der  Entfernung  auffallend  schnell  abnimmt.  Man  konnte  sich 
deshalb  durch  rings  um  das  Schiff  in  wenigen  Metern  Abstand  aus- 
gehängte Torpedonetze  und 
vereinzelt  durch  eine  zweite 
äußere  Schiffshaut  einen 
leidlichen  Schutz  gegen  diese 
Angriffswaffe  mit  ihrer  uner- 
hörten Kraftwirkung  schaffen 
(Abb.  17). 

Wir  haben  bisher  von  der  Aufnahme  nicht  berechenbarer  an- 
greifender Kräfte  gesprochen.  In  diesem  Zusammenhang  sollen  auch 
die  nicht  berechenbaren  widerstehenden  Kräfte  nicht  unerwähnt 
bleiben.  Als  Beispiel  darf  die  Schüttung  eines  langen  Eisenbahn- 
dammes über  ein  Moor  im  Spree wald  angeführt  werden.  Die  hoch- 
elastische, membranähnlicbe  Decke  des  Moores  in  etwa  1 m Tiefe 
unter  Wasserspiegel  besaß  eine  gewisse  Festigkeit,  die  nach  Maß 
und  Zahl  einzuschätzen  aber  nicht  möglich  war.  Sie  hätte  zweifellos 
einer  geringen  Erdauflast  standgehalten.  Der  erfahrene  Unternehmer 
zog  es  aber  vor,  um  jeder  Gefahr  zu  entgehen  und  ganz  sicher  zu 
arbeiten,  schon  vor  Beginn  der  Dammschüttung  die  Moordecke  in 
Richtung  der  Bahnlinie  zu  durchschneiden,  nachdem  in  ähnlichen 
Fällen  ein  zufälliger  einseitiger  Bruch  ihm  Zeit-  und  Geldverlust 
gebracht  hatte  (Abb.  13). 


Abb.  16.  Eisenbahnbrücke  über  die 
Somme  bei  Peronne.  Vierteiliges  Fach- 
werk mit  Sprengstellen  in  a und  b. 


Schutznetz.  Doppelwand. 

Abb.  17.  Schiffschutz  gegen  Torpedos. 


Fester  Grund 

Abb.  18.  Dammschüttung  im  Moor. 

Daß  im  übrigen  auch  schwer  abschätzbare  große  Kräfte  nutz- 
bringend angewandt  werden  können,  zeigt  das  Beispiel  des  Sprengens 
großer  Steinblöcke  mittels  genäßter  Holzkeile.  Sie  lösen  so  große 
molekulare  Kräfte  aus,  daß  auf  billige,  ungefährliche  Weise  eine  nicht 
unbeträchtliche  Arbeit  damit  geleistet  werden  kann.  Feststehende 
Regeln  oder  gar  Formeln  kann  es  für  das  Arbeiten  mit  nicht  berechen- 
baren Kräften  nicht  geben.  Sie  erfordern  ein  äußerst  sorgfältiges 
Beobachten  und  ein  mehr  gefühlsmäßiges,  aber  um  so  feineres  Er- 
fassen des  Kräftespiels.  Eine  weitere  Ausführung  muß  an  anderer 
Stelle  und  für  später  Vorbehalten  bleiben. 
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Vermischtes. 


Ausstellung:  „Elsaß- Lothringen“  in  München.  Die  seit  langem 
erfreulicherweise  nicht  mehr  leer  stehenden  Ausstellungsräume  der 
Graphischen  Sammlung  in  München  beherbergten  kürzlich  eine  vom 
„Wissenschaftlichen  Institut  für  Elsaß -Lothringen  im  Reiche“  veran- 
staltete Wanderausstellung  für  Laien,  die  in  ihrer  bewußt  unwissen- 
schaftlichen Buntheit  sicherlich  den  Zweck  erfüllt,  ein  allgemeinver- 
ständliches Bild  von  der  Art  der  westdeutschen  Kultur  der  nunmehr 
„befreiten“  Länder  eindringlich  zu  vermitteln.  Neben  Kronzeugen 
deutscher  Art  und  Kunst  wie  Tobias  Stimmer,  Hans  Baidung  Grien, 
Martin  Schongauer  und  Mathias  Grünewald,  die  zum  Teil  durch  köst- 
liche Originalblätter  der  Graphischen  Sammlung  reich  vertreten  sind, 
neben  Porträtstichen  aus  der  elsässischen  Geschichte,  alten  Schrift- 
stücken, Darstellungen  von  Hausgerät  und  Trachten  interessieren  uns 
hier  insbesondere  die  im  Stein  realisierten  unauslöschlichen  Dokumente 
des  Zeitgeistes,  die  Baudenkmäler,  allen  voran  das  Straßburger 
Münster,  das  den  jungen  Goethe  einst  bestimmte,  die  Gotik  den 
..deutschen  Stil“  zu  nennen.  Technisch  vollkommene  Aufnahmen  der 
preußischen  Meßbildanstalt,  eine  Reihe  von  Lichtdrucktafeln,  einen 
kurzen  Abriß  der  elsässischen  Baugeschichte  von  der  Pfalzkapelle  in 
Ottmarsheim  bis  zur  Stiftskirche  in  Gebweiler  bietend,  eine  Fülle 
kleinerer  Orts-  und  Straßenaufnahmen  sind  mit  Erfolg  bestrebt,  auch 
dem.  der  die  Reichslande  nicht  aus  eigener  Anschauung  kennt,  die 


Besuch  der  Technischen  Hochschulen  München,  Dresden,  Stutt- 
gart, Karlsruhe,  Darinstadt  und  Braunschweig  im  Sommer  1920. 
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*)  Dazu  noch  15  Studierende  im  Heeresdienst.  — Einschi.  Kultur- 
ingenieuren. — 3)  Einschi.  Maschinen-Elektroingenieuren.  — 4)  Ordentl. 
und  außerordentl.  Studierende.  5)  Textilindustrie. 


Ungeheuerlichkeit  ihres  Verlustes  schmerzlich -eindringlich  zum  Be- 
wußtsein zu  bringen.  Neben  den  beiden  gewaltigen  Manifestationen 
gotischer  Kirchenbaukunst  in  Straßburg  und  Metz  fesseln  zunächst 
durch  ihre  Fremdartigkeit  die  mittelalterlichen  Wohnhäuser  von 
Metz,  wo  sich  freilich  eine  starke  Durchdringung  der  deutschen 
Kultur  durch  westliche  Bildungen  bemerkbar  macht,  bei  den  Straßen- 
bildern am  sinnfälligsten  durch  die  undeutsche  Form  der  Kamine 
und  den  Zinnenabschluß  der  Straßenwände  in  die  Augen  springend 
(s.  a.  Denkmalpflege  1919,  S.  52).  — Eines  für  die  deutsche  Architektur- 
geschichte bedeutsamen  Mannes  sei  noch  gedacht,  dessen  auf  der 
Schwelle  von  der  Renaissance  zum  Barock  stehenden  so  urdeutsch 
grotesken  Ornamentverzückungen  als  Vorlagen-Kupfer  einen  gewaltigen 
Einfluß  auf  die  ganze  deutsche  Baukunst  des  frühen  17.  Jahrhunderts 
und  noch  des  Dreißigjährigen  Krieges  geübt  haben:  des  Straßburgers  • 
Wendel  Dietterlin.  — Der  Besuch  der  Ausstellung  legt  den  Wunsch 
nahe,  die  Berliner  Meßbildanstalt,  deren  Werke  und  Wirken  in  Bayern 
wenig  bekannt  sind,  möchte  sich  einmal  zu  einer  Ausstellung  in 
München  entschließen,  die  vielleicht  im  Rahmen  einer  allgemeinen 
Ausstellung  von  Architekturphotographie  denkbar  wäre  und  durch 
Einbeziehung  der  Photogrammetrie  und  ähnlicher  Aufnahmemethoden 
an  Baudenkmälern  eine  Bedeutung  für  die  Kenntnis  der  Arbeitsweisen 
theoretischer  Denkmalpflege  gewinnen  könnte.  Dr.  R.  P. 

Besuch  der  Technischen  Hochschulen  München,  Dresden,  Stutt- 


gart, Karlsruhe,  Darmstadt  und  Brauuscliweig  im  Winter  1920/21 
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Erlaß,  betreffend  die  zu  dem  Reichstarifvertrage  für  das  Tief- 
baugewerbe übertretenden  Bauarbeiter  der  Wasser- 
bauverwaltung. 

Berlin,  den  8.  Februar  1921. 

Zur  Behebung  von  Zweifeln  mache  ich  darauf  aufmerksam,  daß 
die  nach  § 2 des  Lohntarifvertrages  (L.  T.  V.  W.  2.  Aufl.,  August  1920) 
zu  dem  Reichstarifvertrage  für  das  Tiefbaugewerbe  übertretenden  Bau- 
arbeiter nach  wie  vor  als  im  Eigenbetriebe  der  Wasserbauverwaltung 
beschäftigt  zu  gelten  haben.  Ihre  Lohn-  und  Arbeitsbedingungen 
regeln  sich  zwar  nach  dem  Tiefbautarif,  so  daß  sie  folgeweise  auch 
an  den  sozialen  Vergünstigungen,  wie  sie  der  L.  T.  V.  W.  gewährt, 
nicht  teilnehmen,  dagegen  bleiben  sie  auf  Grund  ihrer  durch  die 
Kassensatzungen  begründeten  Mitgliedschaft  als  staatliche  Arbeiter 
sowohl  Mitglieder  der  Arbeiterpensionskasse  (Abtl.  A und  B)  als  auch 
der  zuständigen  allgemeinen  oder  besonderen  Wasserbaubetriebs- 
krankenkasse. 

Der  Minister  der  öffentlichen  Arbeiten. 

Im  Aufträge 

III  P 13.  77.  C.  Krohne. 


Preußen. 

Im  Ministerium  für  Handel  und  Gewerbe  sind  die  Landesgewerbe- 
räte Geheimen  Regierungsräte  Weber,  Prof.  Gürtler,  Prof.  Götte 
und  Dr.-Ing.  Muthesius  zn  Ministerialräten  ernannt  worden. 

Als  Regierungs-  und  Bauräte  sind  planmäßig  angestellt:  die  Re- 
gierungsbaumeister des  Wasser-  und  Straßenbaufaches  Struckmann 
bei  der  Dortmund-Ems-Kanalverwaltung  in  Münster  i.  W.  und  Heinrich 
Witte,  beurlaubt  zum  Erweiterungsbau  des  Kaiser-Wilhelm-Kanals. 

Der  ordentliche  Professor  Dr.  Eggert  an  der  Technischen  Hoch- 
schule Danzig  ist  zum  ordentlichen  Professor  für  Geodäsie  an  der 
Landwirtschaftlichen  Hochschule  Berlin  ernannt  worden. 

Zur  Beschäftigung  sind  überwiesen:  die  Regierungsbaumeister  des 
Hochbaufaches  Matz  der  Regierung  in  Aurich,  Schützer  der  Regie- 
rung in  Erfurt  und  Jacobs  der  Wasserstraßendirektion  in  Hannover. 

Die  Staatsprüfung  haben  bestanden:  die  Regierungsbauführer 
Max  Büge  (Hochbaufach);  — Otto  Engelhard  und  Bruno  Hahn 
(Eisenbahn-  und  Straßenbaufach). 

Deutsches  Reich. 

Reichseisenbahnen.  Preußen  - Hessen.  Der  Reichspräsident 
bat  den  Regierungs-  und  Baurat  Schreier  in  Berlin  zum  Oberregie- 
rungsbaurat ernannt. 

Es  sind  verliehen  planmäßige  Stellen:  für  Mitglieder  der  Eisen- 
bahndirektionen dem  Regierungs-  und  Baurat  Lüders  in  Berlin;  — 


für  Vorstände  der  Eisenbahn -Werkstättenämter  dem  Regierungsbau- 
meister des  Maschinenbaufaches  Heilbronn  in  Glückstadt. 

Der  Regierungsbaumeister  des  Eisenbahn-  und  Straßenbaufaches 
Hans  Busse  in  Berlin  ist  der  Eisenbahndirektion  in  Berlin  zur  Be- 
schäftigung überwiesen. 

Versetzt  sind:  der  Oberregierungsbaurat  Bethke,  bisher  in  Berlin, 
zur  Eisenbabndirektion  nach  Frankfurt  a.  Main,  die  Regierungs-  und 
Bauräte  Schulzendorf,  bisher  in  Eberswalde,  nach  Berlin  als  Vor- 
stand eines  Werkstättenamts  bei  der  Eisenbahn-Hauptwerkstätte  Berlin- 
Tempelhof  und  Rupp,  bisher  in  Berlin,  nach  Eberswalde  als  Vorstand 
eines  Werkstätten amts  bei  der  Eisenbahn -Hauptwerkstätte  daselbst. 

Reichsvermögensverwaltung.  Der  Reichspräsident  hat  zu 
Regierungsbauräten  ernannt:  den  Marinebaurat  Ludwig  Vogeler  beim 
Reichsvermögensamt  Kiel  IV ; — die  Regierungsbaumeister  Bauräte 
Ernst  Boerschmann  beim  Landesfinanzamt  Großberlin  und  Julius 
Stroh  beim  Landesfinanzamt  Cassel,  Peter  Löcher  beim  Reichs- 
vermögensamt Breslau  I,  Ernst  Lücke r beim  Reichsvermögensamt 
Krefeld,  Paul  Leonhardi  beim  Reichsvermögensamt  Dresden  II  und 
Theodor  Weil  beim  Reichsvermögensamt  Düsseldorf;  — den  Inten- 
dantur- und  Bauassessor  Robert  Simm  beim  Reichsvermögensamt 
München  II;  — den  Militärbaumeister  Wilhelm  Hassenstein  beim 
Landesfinanzamt  Königsberg;  — die  Bauassessoren  Heinrich  Roß- 
kotten  beim  Landesfinanzamt  Großberlin  und  Karl  Banzhaf  beim 
Landesfinanzamt  Karlsruhe. 

Der  Regierungsbaurat  Banzhaf  verbleibt  bis  auf  weiteres  in  seiner 
Verwendung  in  Neckarzimmern. 

In  planmäßige  Stellen  der  Reichsschatzverwaltung  werden  über- 
nommen als  Regierungsbauräte:  der  Marine-Oberbaurat  und  Hafenbau- 
Betriebsdirektor  Siegmund  Brune  zum  Reichsvermögensamt  Wilhelms- 
hafen IV  mit  Wirkung  vom  15.  September  1920  an  und  der  Regierungs- 
und Baurat  Gerhard  Wiens  zum  Reichsschatzministerium  mit  Wir- 
kung vom  1.  September  1920  an. 

Versetzt  sind:  die  Regierungsbauräte  Haueisen  vom  Reichs- 
vermögensamt Paderborn  zum  Reichsvermögensamt  Karlsruhe,  Beint- 
ker  vom  Reichsvermögensamt  Karlsruhe  zum  Reichsvermögensamt 
Paderborn  — beide  mit  Wirkung  vom  1.  April  1921  an  — und  2)r.=3u8- 
Nenning  vom  Landesfinanzamt  Würzburg  zum  Reichsvermögensamt 
München  II. 

Zu  Regierungsbauassessoren  sind  ernannt:  die  Regierungsbau- 
meister Stolz  beim  Landesfinanzamt  Karlsruhe,  Beyer  beim  Landes- 
finanzamt Cassel,  Bossert  beim  Landesfinanzamt  Nürnberg,  Schubert 
beim  Landesfinanzamt  Stuttgart,  Herbrechter  beim  Landesfinanzamt 
Münster  und  Schultze  beim  Landesfinanzamt  Stettin. 

Ehemalige  Reichsmarine.  Der  Marinebaurat  a.  D.  Konrad 
Bonhage,  früher  bei  der  Werft  in  Wilhelmshafen,  ist  gestorben. 


[Alle  ReoMe  Vorbehalten  ) 


Nichtamtlicher  Teil 

Schriftleiter:  Friedrich  Schultze  und  Richard  Bergius. 


Höhenbeschränkimg'  der  vielgescliossigen  Häuser  in  Neuyork. 


Die  Riesenhäuser  des  Hauptgeschäftsviertels  von  Neuyork*)  sind 
nach  einem  Aufsatz  in  der  Zeitschrift  The  American  Architect  vom 
13.  Oktober  1920  durch  das  sogenannte  Zonengesetz  in  ihrer  Höhen- 
entwicklung erheblich  beschränkt  worden.  Bis  dahin  galt,  soweit 
es  sich  nicht  um  reine  Mietwohnhäuser  handelte,  und  das  sind  im 


*)  Vgl.  a.  Leitholf,  O.,  Die  Konstruktion  hoher  Häuser  in  den 
Vereinigten  Staaten  von  Amerika,  Zeitschrift  für  Bauwesen  1895, 
S.  217,  Bl.  27  bis  31  sowie  Jahrgang  1921  derselben  Zeitschrift  (S.  69) 
Dr.  Stephan  Prager,  Berücksichtigung  des  Winddrucks  bei  hohen 
amerikanischen  Bauten. 

■ 


südlichen  Teil  der  Insel  Manhattan  die  allerwenigsten,  der  Satz:  „Mag 
nehmen,  wer  die  Macht  hat,  und  behalten,  wer  kann“.  Diese  gesetz- 
lose Baufreiheit  hatte  aber  während  der  letzten  30  Jahre  in  der  City 
nach  dem  amerikanischen  Gewährsmann  „das  größte  physische  Unheil 
heraufgeführt,  das  ein  Gemeinwesen  befallen  kann,  schlimmer  als  ein 
Erdbeben,  das  überlebt,  schlimmer  als  eine  Seuche,  die  geheilt  werden 
kann“.  Des  näheren  führen  das  die  Ermittlungen  des  „Height’s  of 
Buildings  Committee“  aus,  das  im  Jahre  1913  durch  den  Bürgermeister 
Gaynor  eingesetzt  wurde,  und  dessen  von  dem  Städtebauer  George 
B.  Ford  geleitete  Wirksamkeit  J.  Stübben  in  einer  beachtenswerten 
Aufsatzreihe  der  Deutschen  Bauzeitung,  Jahrgang  1915,  S.  461  u.  f. 
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unter  Beigabe  vortrefflicher  Abbildungen  dargestellt  bat:  Durch  das 
immer  dichtere  Aneinanderrücken  der  Riesenbäuser  wurden  die  Straßen 
und  mehr  noch  die  Innenhöfe  allmählich  so  verdunkelt,  daß  viele 
Geschäftsräume  auch  an  hellen  Sommertagen  künstlich  beleuchtet 
werden  mußten  und  gesundheitliche  Schädigungen  der  auf  solche 
Arbeitsplätze  angewiesenen  Angestellten  einen  bedrohlichen  Umfang 
annahmen.  Beängstigend  war  ferner  schon  damals  das  Menschen- 
gedränge in  den  angrenzenden  Straßen  zur  Zeit  des  Geschäftschlusses, 
und  der  Zeitpunkt  war  abzusehen,  wenn  die  Straßen  nicht  mehr  im- 
stande sein  würden  die  etwa  bei  einem  Unglücksfall  aus  den  Häusern 
strömenden  Massen  aufzunehmen.  Hingewiesen  wurde  ferner  auf  die 
mit  den  größeren  Geschoßzahlen  wieder  abnehmende  Wirtschaftlichkeit 
und  die  keineswegs  einwandfreie  Feuersicherheit.  Für  die  Wirkung 
im  Stadtbild  erkennt  J.  Stübben  eine  eigenartige  Schönheit  dieser  wie 
im  Wettstreit  sich  überragenden  Riesenbauten,  vom  Wasser  her  ge- 
sehen, an,  während  die  amerikanische  Zeitschrift  meint,  die  Manhattan- 
insel sei  durch  die  Gier  der  Grundstückhändler  in  eine  kunstlos  zu- 
sammengehäufte Masse  verwandelt  worden.  Im  Jahre  1914  hatten 
die  Untersuchungen  der  beauftragten  Stellen  den  Vorschlag  einer 
Staffelbauordnung  gezeitigt,  die  für  den  bereits  von  den  Riesenhäusern 
besetzten  Südteil  der  Stadtinsel  eine  Bauklasse  A mit  folgenden  Haupt- 
bedingungen schuf.  *)  Das  Erdgeschoß  darf  in  voller  Fläche  bebaut 
werden,  darüber  müssen  ein  Zehntel  und  außerdem  auch  für  jedes 
nicht  zurückgesetzte  Obergeschoß  ein  weiteres  Hundertstel  des  Grund- 
stücks unbebaut  bleiben.  Die  zulässige  Gebäudehöhe  an  der  Straße 
beträgt  das  Doppelte  der  Straßenbreite,  mindestens  30,5  m und  höchstens 
91,5  m.  Über  die  hiernach  ermittelte  Höhe  hinaus  dürfen  Geschosse 
erbaut  werden,  wenn  sie  für  je  4 m Mehrhöhe  1 m gegen  die  Bauflucht 
zurückspringen.  Da  nun  die  bisherigen  Bauten  weit  über  diese  Höhe 
hinausgingen,  das  Wool worthgebäude  etwa  mit  55  Geschossen  sogar 
23G  m erreichte,  so  würde  die  Durchführung  obiger  Bestimmungen 

*)  Deutsche  Bauzeitung  1915,  S.  463  u.  464. 


die  Eigentümer  der  bisher  noch  nicht  ausgenutzten  Grundstücke  er- 
heblich schädigen.  Für  den  Ausgleich  machte  der  Neuyorker  Architekt 
Carrere  den  beachtlichen  Vorschlag,  die  früheren  überhoch  bebauten 
Grundstücke  in  dem  Verhältnis  mehr  zu  besteuern,  als  ihre  Über- 
bauung die  nunmehr  zulässige  übertrifft. 

Nach  dem  anfangs  genannten  Bericht  sind  inzwischen  1918 
entsprechende  Be- 
schränkungen durch 
das  „Zoning  Law“ 
zum  Gesetz  gewor- 
den, ob  genau  in 
der  von  J Stübben 
mitgeteilten  Fas- 
sung, läßt  sich  man- 
gels näherer  An- 
gaben nicht  fest- 
stellen. Die  beiden 
hier  wiedergegebe- 
nen Beispiele,  das 
Fiskhaus  (Abb.  1 
bis  3 u.  7)  am  Broad- 
way nahe  dem  Zen- 
tralpark und  das 
Haus  der  Ligget- 
Winchester  - Ley- 
Vereinigung  (Abb.  4 
bis  6 u.  8)  an  der 
Madison  Avenue 
sind  von  der  Archi- 
tektenfirma Car- 
rere, Hastings  und 
R.  H.  Shreve  ausge- 
führt und  bedeuten 


Abb.  1 bis  3.  Grund- 
risse des  Fiskhauses 
in  Xeuyork. 


Abb.  6.  Erdgeschoß. 

Abb.  4 bis  6.  Grundrisse  des  Hauses 
der  Ligget -Winchester -Ley -Vereinigung  in  Neuyork. 
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Abb.  7.  Das  Fiskhaus  in  Neuyork. 


Abb.  8.  Haus  der  Ligget-Winchester-Ley-Vereinigung. 


gegenüber  den  bisherigen  Möglichkeiten  immerhin  einen  gewissen 
Fortschritt.  Dem  an  europäische  Sicherheitsvorstellungen  gewöhnten 
Fachmann  wird  allerdings  die  Zusammendrängung  der  reichlich 
vorhandenen  Fahrstühle  in  Abb.  1 bis  3 in  einem  von  Brandgiebeln 
umschlossenen  Winkel,  in  Abb.  4 bis  6 sogar  inmitten  des  Ge- 
bäudes ebenso  verwerflich  erscheinen  wie  die  bloße  Zweizahl  der 
Treppen,  von  denen  nur  je  eine  wenigstens  einigermaßen  gegen  Ver- 
qualmung  geschützt  ist,  nämlich  bei  Abb.  1 bis  3 die  im  Luftraum 
des  Hofes  angeordnete  und  bei  Abb.  4 bis  6 die  gegen  die  Innen- 
räume durch  Mauern  abgeschlossene  und  nur  über  einen  Austritt  in 


der  Hofecke  erreichbare  Treppe.  Aber  auch  diese  Notwege  besitzen 
im  Erdgeschoß  nur  einen  langen  und  unübersichtlichen  Ausgang  zur 
Straße.  Nichtsdestoweniger  verdienen  die  mitgeteilten  Grundrisse  ins- 
besondere wegen  ihrer  Einschränkung  in  den  obersten  Geschossen 
auch  unsere  Beachtung,  da  ähnliche  Aufgaben  gewissermaßen  in  der 
Luft  liegen,  auch  bereits  durch  den  Erlaß  eines  preußischen  Ministers 
(vergl.  S.  48  d.  Bl.)  vorbereitet  sind.  Auch  die  von  den  anerkannten 
Baukünstlern  gefundene  Gestaltung  des  Äußeren  (Abb.  7 u.  8)  hat, 
wenigstens  bei  dem  zweiten  Beispiel,  zu  einer  vorbildlichen  Lösung 
geführt.  Kr. 


Stoßwirkungen  unrunder  Bremsräder  auf  den  Eisenbalmoberbau. 

Von  Dr.-Ing.  Salier,  Oberregierungsrat  in  Regensburg. 


Die  Stöße  unrunder  Bremsräder,  wie  sie  durch  ungeeignetes 
Bremsen  bei  Besetzung  der  Bremsen  mit  unerfahrenen  Leuten,  im 
Winter  durch  Anfrieren  von  Bremsklötzen  u.  a.  auch  in  außergewöhn- 
lichen Maßen  aufzutreten  vermögen,  sind  nach  Anschauung  und  Er- 
fahrung im  allgemeinen  am  geeignetsten,  die  äußersten  Grenzwerte 
der  bei  regelmäßigem  Betrieb  möglichen  Oberbaubeanspruchungen 
herbeizuführen.  Nach  Anlage  III  des  Vereinswagenübereinkommens 
(VWÜ)  deutscher  Eisenbahn  Verwaltungen  vom  1.  März  1913  gehören 
Räder,  die  auf  ihrer  Lauffläche  Flachstellen  von  mehr  als  5 mm 
Pfeilhöhe  haben,  zu  den  Mängeln,  die  zur  Zurückweisung  der  Wagen 
berechtigen.  Es  entspricht  diese  Pfeilhöhe  bei  300  mm  Radhalbmesser 
einer  Flachstelle  von  141  mm  Länge.  Dieses  Maß  ist  schon  außer- 
ordentlich hoch.  Die  Erfahrung  stellt  bei  solchen  Pfeilhöhen  schon 
sehr  bedenkliche  Stoßdrücke  auf  Tragfedern  und  Schienen  fest  und 
hält  vielfach  dieses  Maß  schon  für  zu  hoch.  Schon  geringe  Schliff, 
stellen  an  Rädern  können  Beanspruchungen  hervorrufen,  die  über 
doppelte  Vergrößerung  der  ruhenden  Belastung,  wie  sie  ja  mit 
jedem  plötzlichen  Lastauftreten  verbunden  ist,  weit  hinausgehen. 
Mir  selbst  ist  ein  Fall  bekannt  geworden,  wo  eine  Flachstelle 
an  eioer  vorher  in  längerer  schiefer  Ebene  ungeeignet  gebremsten 
Güterwagen achse  auf  einmaliger,  etwa  4 km  langer  Fahrt  in  einem 
Güterzuge  nicht  weniger  als  19  Schienenbrüche  auf  einmal  hervorrief, 
wobei  also  die  auftretenden  Beanspruchungen  die  Elastizitätsgrenze 
bis  zum  Bruch  überschritten  haben.  Die  Länge  der  Schliffstelle 
wurde  angenähert  zu  30  cm  gemessen.  Das  würde  bei  einem  Rad- 
durchmesser von  1 m eine  Schlifftiefe  von  über  2 cm  ergeben.  Nach 


dem  Befund  der  Verteilung  der  erwähnten  Schienenbrüche  lag  die 
Annahme  nahe,  daß  innerhalb  der  durchfahrenen  4 km  langen  Strecke 
Teile  von  der  betreffenden  Wagenachse  durchschliffen  statt  durch- 
laufen wurden  und  daß  die  Anzahl  der  Bruchstellen  andernfalls  noch 
viel  größer  ausgefallen  wäre.  In  der  Deutschen  Bauzeitung  1893, 
S.  155  findet  sich  eine  Mitteilung  über  81  Schienenbrüche  auf 
einmal  aus  der  vorerwähnten  Ursache.  Man  weiß,  daß  bei  diesen  un- 
runden Bremsrädern  nicht  unter  allen  Umständen  die  vollständigen 
Schlifftiefen  als  Stoßhöhen  zur  Geltung  kommen  und  nimmt  an,  daß 
dies  nur  bis  zu  einer  gewissen,  verhältnismäßig  geringen  Zuggeschwin- 
digkeit angenähert  der  Fall  ist,  während  bei  größeren  Zuggeschwindig- 
keiten mit  diesen  zunehmend  ein  teil  weises  Überspringen  stattfindet. 

Es  ist  eigentümlich  und  mag  mit  der  Abneigung  Zusammen- 
hängen, sich  in  Oberbaufragen  mit  schwierigen,  zunächst  nur  wissen- 
schaftlich zugänglichen,  dynamischen  Aufgaben  zu  befassen,  daß  die 
Frage  der  unrunden  Bremsräder  trotz  ihrer  anerkannten  Wichtigkeit, 
wenigstens  meines  Wissens,  eine  eingehende  Bearbeitung  im  Schrifttum 
bisher  nicht  gefunden  hat.  Dabei  handelt  es  sich  um  eine  Aufgabe, 
die  eigentlich  verhältnismäßig  gut  wissenschaftlicher  Erfassung  zu- 
gänglich ist  und  abgesehen  von  ihrer  Bedeutung  für  die  Bahn- 
unterhaltung wegen  ihrer  überraschenden  Vielseitigkeit  Aufmerksam- 
keit verdient. 

Die  umstehende  Abb.  1 stellt  die  Flachstelle  eines  Wagenrades 
dar  in  dem  Augenblick,  in  dem  sie  gerade  abzulaufen  beginnt.  Der 
Schliffstelle  sei,  um  die  Aufgabe  wissenschaftlich  zugänglich  zu 
machen,  genaue  Segmentform  gegeben.  Diese  naheliegende  Annahme 
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ist  offenbar  nicht  unberechtigt.  Wäre  das  Rad  unversehrt,  so  würde 
sich  Punkt  A nach  einer  gemeinen  Zykloide  aufwärts,  Punkt  B ebenso 
nach  einer  Zykloide  nach  abwärts  bewegen.  Beide  Zykloiden  sind 
in  der  Abbildung  ersichtlich  gemacht.  AE  ist  gleich  der  auf  die 
Fahrbahn  abgewickelten  Bogenlänge  AB  und  gleich  II  cc.  Dadurch, 
daß  FG  = DB  = EC  angetragen  wird,  ergibt  sich  die  Bildung 
der  Zykloide.  Da  bei  A die  Flachstelle  beginnt,  so  kann  A seinen 
Weg  auf  der  Zykloide  ebensowenig  fortsetzen  wie  B.  Wir  können 
und  müssen  bei  der  der  Zugbewegung  innewohnenden  Trägheit  an- 
nehmen, daß  der  Radsatz  mit  der  von  vornherein  gegebenen  Zug- 
geschwindigkeit v seinen  Weg  auch  über  die  Schliffstelle  hinweg 
fortsetzt,  und  wissen,  daß  das  Ende  B der  Flacbstelle  unbedingt  nach 
vollendetem  Abrollen  der  Schliffstelle  in  E anlangen  muß  und  daß 
sich  dann  weiterhin  wieder  das  Abrollen  des  unversehrten  Radreifens 


punkt  für  die  verschiedenen  Zuggeschwindigkeiten  annehmen  kann. 
Die  Fallinien  nach  der  Gleichung  s—^ryB  stellen  ebenfalls  Parabeln 

dar.  Sie  sind  in  Abb.  3 für  die  Geschwindigkeiten  2 und  3 m/Sek. 
gestrichelt  eingezeichnet.  Man  sieht,  daß  die  Fallinie  für  v = 2 m/Sek. 
noch  unter  der  Radmittelpunktkurve  bleibt,  daß  dagegen  die  für 
v = 3 m/Sek.  schon  über  dieser  Kurve  sich  bewegt.  Etwa  für 
v — 2,25  m/Sek.  deckt  sich  die  Parabel  des  freien  Falles  angenähert 
mit  der  des  Radmittelpunktweges.  Nun  steht  aber  das  Rad  unter 
der  Wirkung  der  Federung,  die  bei  allen  üblichen  Fahrzeugen  vor- 
zufinden ist.  Sei  der  ungefederte  Teil  der  Verkehrslast  B gleich 
p 

, wobei  n das  Verhältnis  der  ganzen  Verkehrslast  zu  ihrem  un- 
gefederten  Anteil  darstellt.  Der  freie  Fall  der  ungefederten  Verkehrs- 


anschließen  wird.  Infolge  des  Vorhandenseins  der  Flachstelle  kann  A 
nicht  auf  der  Zykloide  nach  Ax  aufsteigen  (Abb.  2),  sondern  wird 
entsprechend  der  Abzeichnung  von  AAX  auf  die  wagerechte  Fahrbahn 
nach  Ai  gleiten,  im  äußersten  Fall  um  die  Hälfte  des  Längenunter- 
schiedes zwischen  Bogen  und  Sehne  der  Flachstelle.  [Ein  ebensolches 
Gleiten  kann  gegebenenfalls  auch  der  Punkt  B durchmachen,  bevor 
er  nach  E gelangt  (Abb.  1).]  Der  Radmittelpunkt  0 wird  in  der 
gleichen  Zeit,  in  der  A nach  Ax  gleitet  (Abb.  2),  nicht  um  das  der 
Bogenlänge  A A2  entsprechende  Stück  0 01  in  der  Wagerechten  fort- 
schreiten, sondern  wird,  sofern  ihn  nicht  andere  Umstände,  von  denen 
noch  zu  sprechen  sein  wird,  abhalten,  nach  Punkt  Ox  gelangen,  der 
sich  dadurch  ergibt,  daß  der  Kreis  um  Ax  mit  dem  Radhalbmesser  R 
zum  Schnitt  mit  der  Lotrechten  von  Ox  auf  die  Fahrbahn  gebracht 
wird.  Auf  diese  Weise  kann  für  beliebige  Längen  der  Flachstellen 
der  Weg  des  Radmittelpunktes  00'  gezeichnet  werden.  Die  Gleichung 
dieses  Radmittelpunktweges  ergibt  sich  nach  Abb.  2 für  den  Kreuz- 
punkt 0,  die  Wagerechte  OX  als  X-Achse  und  die  Lotrechte  OY  als 
Y- Achse  wie  folgt: 

Es  ist  Ä2  B — ÄÄ\  — GÄX  ss  Rd  — R sin  d. 

ÄÄ2  — Äx  B = R sin  d, 

y — R — BO\‘  — R — ]/^Rr  — R^  sin*  d = R ( 1 — cos  d). 


Es  ist 


daher 


Rd  — x,  also  d — 


x 

R] 

x 

R 


Ä(1_cosx) 

die 
Im 

= Ä('-'  + 2^-4^+  ■) 


Entwickelt  man  den  cos  in  einer  Reihe,  so  ist  die  von  Zuggeschwindig- 
keit und  Zeit  unabhängige  Gleichung  des  Radmittelpunktweges 


V 


y — R 


2 \R2 


x 4 

liR* 


i) 


Weil  die  Flachstellen  verhältnismäßig  immer  klein  sein  werden  und 
die  Glieder  mit  höheren  Potenzen  von  x vernachlässigt  werden  können, 
so  stellt  Gl.  1)  im  allgemeinen  eine  Parabel  vor. 

Die  Voraussetzung,  daß  0 auf  dem  Wege  nach  0,  bis  Ox  fallen 
kann  (Abb.  2),  ist  nun  aber,  daß  die  zur  Zurücklegung  des  Weges 
0 (>i  erforderliche  Zeit  genügt,  um  nach  dem  Fallgesetz  in  der  gleichen 
Zeit  die  Höhe  0X  0X  zu  durchlaufen.  Das  ist  aber,  wie  näheres  Ein- 
gehen auf  wirkliche  Verhältnisse  zeigt,  schon  bei  verhältnismäßig 
geringen  Zuggeschwiudigkeiten  nicht  mehr  der  Fall.  Der  Radhalb- 
messer wird  üblichen  Verhältnissen  entsprechend  zu  rd.  50  cm  an- 
genommen. In  Abb.  3 wird  die  Radmittelpunktkurve  in  größerem 
Maßstab  in  Vergleich  gebracht  zu  den  Fallinien,  die  der  Radmittel- 


last wird  in  Wirklichkeit  so  erfolgen,  als  ob  die  Beschleunigung  der 
Schwere  ng  betrüge  oder  auch,  als  ob  an  Stelle  der  Fallhöhe  h die 
Höhe  nh  vorhanden  wäre.  Für  n nimmt  Bräuning  (Zeitschrift  für 
Bauwesen  1893,  S.  446)  bei  der  ungekuppelten  Vorderachse  einer  Per- 
sonenzuglokomotive etwa  9,  Dr.  Zimmermann  (Schwingungen  eines 
Trägers  mit  bewegter  Last,  Berlin  1896)  für  Verkehrslasten  allgemein  4, 
oder  mit  Rücksicht  auf  die  Unvollkommenheit  der  Federung  etwa 
2,5  an.  Für  die  neuesten  seit  etwa  15  Jahren  bei  amerikanischen 
Bahngesellschaften  eingeführten  Personen-,  Post-  und  Gepäckwagen 
berechnet  sich  nach  einer  Zusammenstellung  in  Glasers  Annalen  vom 
1.  Januar  1909,  S.  12  der  Wert  n zu  2,8,  für  gleiche  Wagen  mit  Akku- 
mulatoren im  Mittel  3,8  (Personenwagen  für  sich  4,2),  für  Personen- 
und  Postwagen  mit  Sammlern  und  Achsengeneratoren  3,3.  Die  er- 
haltenen Werte  sind  also  sehr  verschieden.  Wir  werden  uns  hier  all- 
gemein den  Wert  2,5  aneignen.  Die  Fallparabel  unter  Federung 

berechnet  sich  also  aus  der  Gleichung  $ = 4'  ngt*.  Hierfür  sind  in 

Abb.  3 für  die  Geschwindigkeiten  3 und  4 m/Sek.  die  Parabeln  ein- 
gestrichelt. Die  Fallparabel  für  v = 3 m/Sek.  bleibt  unter  dem  Rad- 
mittelpunktweg, die  für  a«=4  m/Sek.  oberhalb.  Etwa  für  v =*  3,6  m/Sek. 
decken  sich  die  beiden  Parabeln  angenähert. 

Wie  schon  erwähnt,  muß  der  Endpunkt  der  Schliffstelle  B (Abb.  1)’ 
schließlich  nach  E kommen,  er  muß  also,  wenn  wir  die  für  dyna- 
mische Stoßwirkungen  zunächst  maßgebenden  Höhenunterschiede  ins 
Auge  fassen,  den  Höhenunterschied  BC  zurücklegen,  äußerstenfalles 
in  der  Zeit,  die  der  Bogen  AB  braucht,  um  sich  nach  AE  aut 
der  Fahrbahn  wagerechten  abzuwickeln,  oder  die  der  Zug  braucht, 
um  die  Streckenlänge  AE  zurückzulegen.  Dieser  Höhenunterschied 
wird  nun  für  einigermaßen  größere  Zuggeschwindigkeiten  nach  drei 
Teilen  verbraucht,  erstens  nach  der  lotrechten  Abzeichnung  yx  des 
Weges  des  Punktes  B auf  der  Zykloide  als  Folge  der  Drehbewegung 
des  Rades,  zweitens  nach  dem  freien  Fall  i/2  des  ganzen,  in  seinem 
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Schwerpunkt  0 vereinigt  gedachten  Radsatzgewichtes  und  drittens, 
sofern  die  Umstände  entsprechen,  nach  dem  Aufsteigen  y3  des  während 
des  Schwebens  des  Rades  entlasteten  Schienenstranges.  Zur  Zurllck- 
legung  aller  dieser  drei  Teilhöhen  steht  die  gleiche  Zeit  tx  zur  Ver- 
fügung. Die  Summe  der  drei  Teilhöhen  muß  BC  gleich  werden.  Es 
ist  also  BC=yi+ya  + yt 2) 

Für  die  Zuggeschwindigkeiten,  mit  denen  es  die  Ausübung  im  all- 
gemeinen ständig  zu  tun  hat,  tritt  im  großen  Umfang  der  Fall  ein, 
daß  der  Schienenstrang  während  der  Zurücklegung  fast  des  ganzen 
Weges  AE  entlastet  ist. 

Die  Größe  yx  ergibt  sich  allgemein  (Abb.  1),  wenn  der  Zentri- 
winkel oc  der  ganzen  Höhe  BC,  ß der  zunächst  unbekannten  Höhe  yx 
entspricht  und  die  aufgewendete  Zeit  tx  ist 

JßC  — B — R COS  a 
BC  — yi  — R — R cos  ( a — ß) 


■ 


yx—R  cos  (a  - 

i^c 


Vx 


cos 


-ß) 

(t  — tx)  — cos 


(<-**))  ■ 


R cos  a oder,  da  Ra  = vt  und  R ß = v tx, 

R ^ ■*'  ^ R*] 3) 

Die  für  die  Einschätzung  des  ausgeübten  Stoßdruckes  maßgebende 
lotrechte  Endgeschwindigkeit  in  der  Zykloide  ist 

vx  — v sin  («  — ß)  — v ^sii 

Die  Fallhöhe  y2  ist  allgemein 

Vi 

und  die  Endgeschwindigkeit  v2  = ngtx 

Um  das  Aufsteigen  y?t  des  entlasteten  Schienenstranges,  wie  es  nicht 
zu  umgehen  ist,  gleich  an  einem  Fall  der  Wirklichkeit  zu  entwickeln, 
sei  hier  eine  bestimmte  Oberbauart,  die  als  Vertreterin  neuzeitlicher, 
in  Maßen  und  Tragfähigkeit  nicht  weit  voneinander  abweichender 
"Gleisbauten  gelten  kann,  angenommen,  und  zwar  aus  dem  Verfasser 
nahestehenden  Verhältnissen  der  bayerische  Oberbau  mit  Schienen 
Form  X für  8 Tonnen  Raddruck  auf  eisernen  Rippenschwellen.  Form 
der  Schiene  und  Schwelle,  die  Angaben  über  die  Tragfähigkeit  beider 


\ngtx 


4) 

•5) 

6) 


. — fO 


G =43,6  kg/m 
F = 561  qcm 
Jx  =1457  cm< 
W~  - 202  cm* 


Abb.  4. 


77=  32  qcm  Jx  = 219  cm4  Wx  = 45,62  cmn 
G (bei  2,7  m LäDge)  72,5  kg. 

Abb.  5. 

...  c , ..  . Schwellenteilung  am  Stoß, 

und  die  Schwellenein- 

teilung  am  Stoße  sind  i I ' 17  I | i ! 

in  Abb.  4 bis  6 dar-  l 1 r 1 ' ~ ' 1 1 

gestellt.  Um  die  Be-  Abb.  6. 

rechnung  einfach  zu  ge- 
stalten, rechnen  wir  den  Querschwellenoberbau  nach  dem  von  Haar- 
mann1) angegebenen  Verfahren  auf  Langschwellenoberbau  um.  Das 
Verfahren  bestimmt  unter  Berücksichtigung  der  Länge  der  Schwellen 
und  ihrer  durchschnittlichen  Teilung  die  der  Längeneinheit  der 
Schienen  zukommenden  Verhältniswerte  der  lotrechten  Trägheits-  und 

t Widerstandsmomente  der  Schwelle  und  fügt  sie  denen  der  Schiene 
zu.  Ist  Jx  das  Trägheitsmoment  der  Schiene,  ix  das  der  Schwelle, 

l deren  halbe  Länge  und  a ihre  Teilung,  so  ist  Jx  + -----  eine  brauch- 

(t 

bare  Wertziffer  für  die  Tragfähigkeit  des  Schienen-  und  Schwellen- 
gestänges nicht  nur  zum  Vergleich  der  Oberbauten  mit  Querschwellen 
untereinander,  sondern  auch  mit  solchen  auf  Langschwellen.  Daß 
hierbei  die  ganze  Länge  der  Schwellen  auch  mit  ihrem  mittleren, 
nicht  unterstopften  Teil  eingeführt  wird,  ergibt  für  die  Tragfähigkeit 
etwas  hohe  Werte,  und  es  wird  der  verglichene  Oberbau  auf  Lang- 
schwellen damit  etwas  zu  günstig  angenommen.  Da  aber  Kleineisen- 


0 Haarmann,  Das  Eisenbahngeleise.  Kritischer  Teil  S.  104,  Fuß- 
note. Diese  Art  der  Berechnung  zeichnet  sich  durch  wesentliche  Ver- 
einfachung vor  der  mit  Berücksichtigung  einzelner  nachgiebiger 
Schwellenstützen  aus,  eignet  sich  daher  besonders  zur  Gewinnung 
allgemeiner  Gesichtspunkte.  Flamache  hat  nachgewiesen,  daß  der 
Fehler  der  Vereinfachung  im  Mittel  nur  1 vH  ausmacht,  während  Un- 
gleichheiten des  Stopfens  und  die  Ungenauigkeiten  der  Schienen 
50  vH  Abweichungen  von  der  genauen  Berechnung  herbeifuhren 
können,  abgesehen  von  den  Stößen,  die  das  Zweieinhalbfache  der 
ruhenden  Belastung  erreiohea. 


zeug  und  andere  Dinge  außer  Betracht  bleiben,  mag  die  Annahme 
von  Haarmann  unverändert  übernommen  werden.  Die  Schwellen- 
teilung nehmen  wir  zu  75  cm  an.  Es  ist  dann  für  ein  1,5  m lange# 
Gleisstück  das  umgerechnete  Trägheitsmoment 

.7,  + Ai  =1457  + 219  • = 1850  cm*. 

Die  umgerechnete  Auflagerbreite  ist 

2*  2*0  27  |M. 

— ■ 15Ö  = 48,6 

Der  in  der  Zimmermannschen  Oberbautheorie  eingeführte  Ausdruck 

r — \l  4 wird  für  E—2  150000  kg/cm2  und  (7=8 
V (7  b 


1 


Cb 

4-  2 150000  -1850 


rd.  80. 


8-48,6 

Die  Durchbiegung  des  durchgehenden  Stranges  unter  der  Verkehrg- 
last P — 8000  kg  wird  jetzt  gefunden  zu 

P 8000  10Qß 

Vl~  2 Cb  L 2 ■ 8 • 48,6 • 8Ö  ’ “ 

Für  das  Aufsteigen  des  entlasteten  Schienenstranges  auf  die  Dauer 
des  Freischwebens  der  Verkehrslast  bleibt  nur  die  Annahme  einer 
einfachen  harmonischen  Schwingung  übrig.  Die  offenbar  mitwirkende 
Dämpfung,  die  ein  Zurückgehen  des  entlasteten  Oberbaues  über 
den  Ruhezustand  hinaus  in  Wirklichkeit  fast  völlig  ausschließt,  ist 
vorderhand  in  Ermanglung  von  Beobachtungen  rechnerischer  Er- 
fassung nicht  zugänglich.  Jedenfalls  ist  es  von  Bedeutung,  unter 
dieser  Annahme  die  zeitlichen  Verhältnisse  des  Schwingungsrück- 
schlages einer  Prüfung  zu  unterwerfen.  Soweit  der  Rückschlag  des 
entlasteten  Oberbaues  sich  nicht  zu  sehr  dem  Endzustand  der  Rück- 
kehr in  die  Ruhelage  nähert,  mag  die  Annahme  einer  einfachen 
harmonischen  Schwingung  immerhin  annehmbar  sein.  Eine  einfache, 

harmonische,  ungedämpfte  Schwingung 
wird  dargestellt  durch  die  Abzeichnung 
einer  gleichförmigen  Bewegung  in  einem 
mit  der  Länge  des  größten  Schwin- 
gungsausschlages beschriebenen  Kreise 
auf  einen  Durchmesser.  In  Abb.  7 ist 
r — y = 0,1286  cm.  Die  Dauer  einer 
ganzen  harmonischen  Schwingung, 
d.  i.  eines  vollständigen  Hin-  und  Her- 
ganges, ergibt  sich  aus  der  bekannten 
Gleichung 


V 1 

u \ /£l 

fi/n 

*4? 

Abb.  7. 
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i- \ 
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X 


7) 


worin  m die  schwingende  Masse  und  K die  Wiederherstellungsziffer 
(auch  Elastizitätskonstante  genannt)  ist.  Die  letztere  ist  leicht  fest- 

p 8000 

zustellen  aus  P=s=A’y  zu  — — n-1  öör  = 62210.  Die  an  der 
a y 0,128b 

Schwingung  beteiligte  Masse  des  Oberbaues  dagegen  erfordert  einige 
weitläufigere  Berechnung.  Der  Oberbau  biegt  sich  unter  der  Last  P 
nach  Abb.  8 durch,  und  zwar  ist 

P P -f/  P , . P\3, 

Diese  Gleichung  gilt  nur  für  positive  x'.z ) 


3JlL 


Abb.  8. 


Um  die  ganze,  an  der  Durchbiegung  unter  dem  Stoße  des  Brems- 
rades beteiligte  Oberbaumasse  beizuziehen,  muß  die  Masse  des  ge- 
bogenen Stranges  auf  den  Stoßpunkt  B selbst  umgerechnet  werden. 
Man  kann  hierbei  in  Übereinstimmung  mit  einer  ganzen  Reihe  von 
Verfassern  von  der  Annahme  ausgehen,  daß  die  Geschwindigkeiten 
der  einzelnen  Punkte  des  Trägers  denjenigen  Verrückungen  entsprechen, 
welche  diese  Punkte  im  ruhenden  Gleichgewichtszustand  durch  eine 
äußere  Kraft  erleiden  würden,  die  in  bezug  auf  Angriffspunkt  und 
Richtung  mit  dem  durch  den  Stoß  entwickelten  Stoßdruck  gleichartig 
ist.4)  Die  ganze  Länge  des  in  Anspruch  genommenen  Schienenteils 


3)  Handbuch  der  Ingenieurwissenschaften,  Teil  V,  Band  2,  1.  Auf- 
lage, S.  11. 

3)  Wie  vor,  S.  10,  Fußnote  15. 

4)  Grashof,  Elastizität  und  Festigkeit.  2.  Auflage,  S.  375. 
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^ . Die  Umrechnungsziffer  ß ergibt  sich  danach,  für  eine 

Hälfte  gerechnet,  zu 
l 


x‘  . . x'  \ 

cos  -y-  sin  ) 

i j J 


dx 


x‘  . . x‘\ 

cos  — -f-  sm  -j-  I 


-|2 


dx. 


Nach  einiger  Umformung  wird 

' 3,t  L 


sin 


2x‘ 

L 


dx 


2 2x‘ 

L L _i*L  I n 

O L ! -f  C. 


Für  x'  — 0 muß  ß = 0 sein,  woraus  sich  C — 0 schließen  läßt. 
Nach  einiger  Umrechnung  ergibt  sich  der  von  der  besonderen  Form 
des  Oberbaues  völlig  unabhängige  Festwert 


0,31736 


8) 


Nachdem  so  die  Umrechnungsziffer  festgestellt  ist,  kehrt  die  Be- 
rechnung zu  der  an  der  einfachen  harmonischen  Schwingung  beteiligten 
Oberbaumasse  zurück.  Es  wird  jetzt  die  Masse  des  Oberbaues  gleich 

2-  ß,  wobei  G das  Gewicht  des  Oberbaues  für  einen  Zenti- 

4 g 

meter  der  Länge  und  g die  Beschleunigung  der  Schwere  ist.  G ergibt  sich 


43,5  ■ 1,5  + 


2 • 72,5 


aus  der  Gewichtsberechnung  für  1,5  m Oberbau  zu 

1,5 -100 

= 0,918  kg/cm.  Die  an  der  Schwingung  beteiligte  Masse  des  Oberbaues 

wird  dann  2 - ‘ 3^416 ‘ 80  ■ ■ 0,31736  = 0,1 118.  Für  die  an  dem 

4 yoi 

Aufsteigen  beteiligte  Bettung  werde  ein  Zuschlag  von  etwa  gleicher 
Größe  gemacht  und  damit  in  Gl.  7)  m = 0,225  rd.  gesetzt.  Die  Dauer  einer 


011938  Sek. 


vollen  Schwingung  wird  damit  T — 2 • 3,1416 

Die  der  harmonischen  Schwingung  gleichwertige  Geschwindigkeit  u: 
die  dem  auf  dem  Kreisumfang  gleichförmig  bewegt  gedachten 
Punkte  zugeteilt  werden  muß,  wird  aus  2 r n : 0,011938  = u : 1 zu 
2 rn  2-0,1286-3.1416  ;(5  . ... 

“ = 0,011938  = Ö^ÖTl938^  = ß<fi  cm/Sek.  gefunden. 

Die  dem  Schwingungsrückschlag  y: . entsprechende  Bewegungslänge 
auf  dem  Kreisumfang  wird  txu  = ry,  wenn  / der  der  Kreislänge  tx  u 

zugehörige  Zentriwinkel  ist  (Abb.  7)  oder  y — tx"  • Schließlich  wird 
für  die  Zeit  tx  der  Aufstieg  des  entlasteten  Oberbaues  yz  = r — r cos  y 
= r ( 1 — cos  — i oder,  wenn  cos  in  einer  Reihe  entwickelt  wird 


und  höhere  Potenzen  vernachlässigt  werden: 

u2tx2  67, 62  ix2 

y-i  — 


■>  r 


= 17780  tx2 


Ö) 


' ' — 2-0,1286 
Die  lotrechte  Komponente  der  Endgeschwindigkeit  der  Kreis- 
bewegung ist  tx  u 

v3  = u sm  y = u sin  — — . . . .10) 

Die  oben  für  einen  ganzen  Schwingungsvorgang  berechnete  Zeit  von 
0,011938  Sek.  läßt  für  den  Rückgang  des  entlasteten  Oberbaues  in  die 

Ruhelage  nur  _ o,00298  = ~ 0,003  Sek.  übrig. 

Setzt  man  jetzt  aus  Gl.  3),  5)  und  9)  die  Werte  in  Gl.  2)  ein,  so 
erhält  man 

r,  T ( vt  vtx\  vtl  . ngtx2  , u2tx2 

ÄC-BrnÄ  - #)"wäJ+  2 + üt  U) 

Hierin  ist  tx  die  einzige  Unbekannte.  Da  cos  unter 

Vernachlässigung  der  höheren  Potenzen  als  Reihe  mit  nur  einem 
quadratischen  Glied  entwickelt  werden  kann,  so  bandelt  es  sich  also 
um  eine  quadratische  Gleichung  für  das  gesuchte  tx.  Man  kann 
hieraus  tx  finden.  Zur  Prüfung  der  Richtigkeit  kann  t/1(  y^,  y3  einzeln 
berechnet  und  es  kann  die  Summe  aus  ihnen  gezogen  werden. 

(Schluß  folgt. 


Der  Wiederaufbau  von  Reims. 


Es  ist  bekannt,  daß  sich  in  Paris  unter  dem  Namen  „Renaissance 
des  cites“  eine  Gesellschaft  zu  dem  Zwecke  gebildet  hat,  den  Ver- 
waltungen der  durch  den  Krieg  zerstörten  oder  beschädigten  Orte  mit 
Ratschlägen  und  Plänen  für  den  Wiederaufbau  an  die  Hand  zu  gehen. 
Die  Gesellschaft  besteht  im  wesentlichen  aus  Architekten,  die  sich  mit 
dem  Städtebau  beschäftigen.  An  ihrer  Spitze  steht  Ludwig  Bonnier, 
der  Leiter  des  architektonischen  Dienstes  in  Paris.  Namhafte  Mit- 
glieder sind  Edmund  Bonjeau  vom  Obersten  Gesundheitsrat  Frank- 
reichs, Dervaux,  Architekt  derSüdbahnen  und  desStaates,Forestier, 
Gartendirektor  von  Paris,  Jaussely,  Gewinner  des  ersten  Preises  beim 
Wettbewerb  Großparis,  und  Georg  B.  Ford,  der  städtebauliche  Sach- 
verständige der  Stadt  Neuyork. 

Nachdem  schon  im  Jahre  1919  der  Bürgermeister  von  Reims 
Dr.  Langlet  durch  das  städtische  Bauamt  einen  Bebauungs-  und  Er- 
weiterungsplan für  die  stark  beschädigte  Stadt  hatte  ausarbeiten  lassen, 
dieser  Plan  aber  nur  teilweise  die  erforderliche  Gutheißung  des  De- 
partementsausschusses erfahren  hatte  und  die  Zahl  der  von  anderen 
französischen  Architekten  und  Ingenieuren  eingelaufenen  Entwürfe  auf 
22  gestiegen  war,  wandte  sich  im  Januar  1920  der  neue  Bürgermeister 
Karl  Roche  an  die  „Renaissance  des  cites“,  auf  deren  Veranlassung 
der  Amerikaner  Ford  als  unparteiischer  Fachmann  mit  der  Plan- 
bearbeitung betraut  wurde.  Schon  am  2.  April  wurde  Fords  Entwurf 
nach  einigen  Abänderungen  vom  Gemeinderat  zum  Beschluß  er- 
hoben und  im  Laufe  desselben  Monats  vom  Departementsausschuß 
genehmigt. 

Wie  wir  der  Zeitschrift  l’Architecture  vom  15.  Dezember  1920 
entnehmen,  ist  der  Plan  unter  der  Voraussetzung  aufgestellt,  daß  die 
Einwohnerschaft,  die  vor  dem  Kriege  etwa  120000  betrug,  in  naher 
Zukunft  auf  200000  bis  300000  anwachse.  Diese  für  eine  französische 
Stadt  recht  kühne  Annahme  stützt  sich  auf  die  Eigenschaft  von  Reims 
als  Knotenpunkt  von  fünf  Bahnstracken  und  mehreren  Kanälen  sowie 


als  Mittelpunkt  der  Champagne  und  „du  tourisme  des  regions  de- 
vastces“.  Nach  dem  Studium  der  Schiffahrt-  und  Eisenbahnanlagen 
und  der  für  sie  erforderlichen  Erweiterungen,  nach  Festsetzung  der 
erwünschten  Industriegelände  und  ihrer  Verkehrsverbindungen  sowie 
der  Lage  und  Gestalt  der  zukünftigen  Wohnviertel  wurde  die  Ver- 
besserung und  Ergänzung  der  Verkehrstraßen  bearbeitet,  wobei  die 
Wohnstraßen  der  alten  Stadt  ziemlich  unberührt  blieben.  Der  neue 
Plan  läßt  etwa  drei  Viertel  der  Stadt  in  dem  Vorkriegszustand  und 
die  Erbreiterungen  der  neuen  Straßenanlagen  sind  „sur  le  strict  minimum 
d’arteres  necessaires  aux  besoins  du  trafic  ä prevoir“  beschränkt.  Es 
sollen  dadurch  die  Enteignungen  auf  ein  Mindestmaß  gebracht  und 
die  Mehrzahl  der  Straßen  in  ihrer  Eigenart  und  ihrem  altertümlichen 
Reiz  erhalten  werden.  Wo  die  Herstellung  einer  genügend  breiten 
Verkehrstraße  untunlich  war,  wurden  entlastende  Parallelstraßen  vor- 
gesehen. Die  Ecken  wurden,  soweit  es  nötig  erschien,  abgekantet, 
die  Steigungen  nicht  über  1 : 50  bis  1 : 30  angeordnet. 

Während  bisher  in  Reims  eine  Gebäudehöhe  von  der  anderthalb- 
fachen Straßenbreite  zulässig  war,  soll  in  Zukunft  die  Größthöbe  die 
halbe  Straßenbreite  nur  um  5 m überschreiten  dürfen  (ob  auch  in  den 
mittelalterlichen  Straßen,  ist  nicht  erwähnt).  Über  dem  Hauptgesims 
soll  aber  noch  die  Anlage  eines  oder  zweier  Mansardengescbosse 
gestattet  sein.  In  den  neuen  Wohnvierteln  wird  ein  Baulinienabstand 
von  18  bis  20  m.  bei  offener  Bauweise  die  Beschränkung  der  Zahl  der 
Wohnungen  auf  30  je  Hektar  empfohlen.  Einheitliche  Gebäudehöhen 
und  Fassaden  werden  verlangt  an  der  Place  Royale,  am  Rathaus-  und 
Domplatz,  an  der  Esplanade  Ceres  und  am  St.  Timotheusplatz: 
Architekturvorschriffen  sind  ferner  für  die  Colbertstraße  und  die  Um- 
gebung der  Kirche  Saint- Remi  vorgesehen. 

Neue  öffentliche  Gebäude  sollen  möglichst  um  freie  Plätze  gruppiert 
werden.  So  soll  ein  Verwaltungszentrum  an  der  Place  Royale  geschaffen 
werden,  wo  die  Unterpräfektur,  die  Post,  das  Finanzamt  geplant  sind. 


l\lr.  19. 
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Jedes  neue  Stadtviertel  soll  mit  einem  „foyer  civique“  aus- 
gestattet werden,  wo  Polizei-  und  Telegraphengebäude, 
Bibliothek  und  Theater,  Schulen  usw.  vereinigt  sind.1) 

An  Grünflächen  aller  Art  einschließlich  der  Allee- 
straßen werden  4 ha  für  je  1000  Einwohner  verlangt,  für 
300000  also  1200  Hektar;  auch  in  der  inneren  Stadt  sollen 
unbebaute  Grundstücke  in  ausgiebiger  Größe  für  Grün- 
flächen in  Anspruch  genommen  werden,  darunter  ins- 
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(1  : 20  000.) 

Abb.  1.  Reims  in  seiner  bisherigen  Gestalt. 


1 Rathaus.  2 Kirche  St.  Jacques.  3 Großes  Seminar.  4 Theater.  5 Gerichtsgebäude. 
6 Kathedrale  mit  Bischofspalast.  7 Place  Drouet  d'Erlon.  8 Place  Royale.  9 Esplanade 
Ceres.  10  Boulevard  de  Paris.  11  Boulevard  Lundy.  12  Boulevard  de  la  Republique. 

Abh.  2.  Aus  dem  Bebauungsplan  für  Reims  von  Georg  B.  Ford,  (l.  ioooo.) 


besondere  die  ganze  Blockfläche  hinter  der  Kathedrale.  Mit  jeder 
Schule  soll  ein  freier  Raum  von  1 qm  auf  den  Kopf  der  Schülerzahl 
verbunden  sein.  In  den  Wohnvierteln  soll  die  geringste  Straßen- 
breite 12  m betragen;  die  Breite  der  Verkehrstraßen  soll  größer  sein, 
entsprechend  dem  zu  erwartenden  Bedürfnis. 

In  Reims  herrscht  für  die  Fäkalstoffe  noch  das  Grubensystem; 
die  Schwemmkanalisation  soll  nunmehr  eingerichtet  werden. 

Der  Entwurf  wurde  in  allen  Einzelheiten  im  Mai  1920  auch  von 
der  „Commission  superieure  d’amenagement,  d’embellissement  et 
d’extension  des  villes“  geprüft  und  unter  dem  Vorbehalt  von  Verein- 
fachungen zum  Zwecke  der  Kostenersparnis  gutgeheißen.  Man  sieht, 
die  Behördenstaffel  ist  in  Frankreich  noch  stärker  entwickelt  als  bei 
uns;  ob  dadurch  der  Güte  der  Sache  gedient  wird,  möge  dahingestellt 
sein.  Nachdem  Ford  inzwischen  nach  Neuyork  zurückgekehrt  ist, 
wurde  mit  den  Vereinfachungen  der  Architekt  Karl  Abella  beauftragt. 
Der  so  veränderte  Plan  wurde  dann  erneut  im  Juni  1920  vom  Ge- 
meinderat beschlossen,  vom  Departementsausschuß  genehmigt  und 
von  der  „Commission  superieure“  bestätigt;  er  bildet  die  Grundlage 
für  die  nach  dem  Gesetz  vom  14.  März  1919  bis  zur  Planfeststellung 
zurückgehaltenen  Wiederaufbauarbeiten. 

Soweit  die  Mitteilungen  in  „l’Architeture“.  Ob  ihnen  der  fest- 
gestellte Plan  entspricht,  möge  der  Leser  selbst  durch  Vergleichung  der 
beiden  Abb.  1 u.  2 zu  beurteilen  suchen.  Abb.  1 stellt  den  bis- 
herigen Stadtgrundriß  dar.  Mau  erkennt  den  Bahnhof  im  Nordwesten 
und  das  von  Boulevards  umgebene,  von  Nordwesten  nach  Südosten 
langgestreckte  eigentliche  Weichbild  der  Stadt,  innerhalb  dessen  im 
Nordosten  die  Eiform  der  Altstadt  sich  deutlich  ausprägt.  Einen  Aus- 
schnitt des  Fordschen  Planes,  betreffend  die  Gestaltung  dieser  Altstadt, 
zeigt  die  Abb.  2.  Da  der  Umfang  der  Zerstörungen  nicht  bekannt  ist, 
so  läßt  sich  nicht  entscheiden,  ob  die  geplanten  Straßenerbreiterungen 
und  neuen  Straßen  wirklich  mit  der  gebotenen  Schonung  der  alten 


*)  Vergl.  J.  Stübben.  Ein  amerikanisches  Stadtideal  von  Georg 
B.  Ford.  Deutsche  Bauzeitung  1916,  S.  450. 


Eigenart  der  Stadt  und  mit  der  Vermeidung  unnötiger  Enteignungen 
verträglich  sind.  Zunächst  gilt  dies  für  die  neue  30  m breite  Promenaden- 
anlage im  Stadtkern  vom  Gerichtsgehäude  nach  Norden  und  den  beiden 
von  ihr  nach  dem  Bahnhof  und  dem  Rathausplatz  ausgehenden  neuen 
Diagonalstraßen.  Sicherlich  ist  diese  Promenadenanlage,  wie  wir  sie 
auch  in  anderen  französischen  Städten  finden,  geeignet,  einen  gesellschaft- 
lichen Mittelpunkt  der  Stadt  zu  bilden  und  Theater,  Konzerthallen, 
Kaffeehäuser  und  ähnliche  Baulichkeiten  um  sich  zu  sammeln:  ob 
aber  der  Durchbruch  der  beiden  Diagonalen  unentbehrlich  ist,  kann 
bezweifelt  werden. 

Für  die  beiden  neuen  14  und  16  m breiten  Diagonalstraßen  östlich 
vom  Rathausplatz  werden  gewiß  manche  Gründe  sprechen,  vermutlich 
auch  für  den  großen  schrägen  Straßendurchbruch,  16  m breit,  von  der 
Esplanade  Ceres  in  südwestlicher  Richtung  bis  zur  Ringstraßenlinie. 
Aber  ob  diese  zahlreichen  Diagonalrichtungen  und  die  damit  ver- 
bundenen Sternplätze  in  den  Charakter  eines  mittelalterlichen  Stadt- 
grundrisses passen,  das  ist  doch  eine  andere  Frage,  die  in  Deutschland 
verneint  werden  wird.  Das  französische  System,  wie  es  sich  seit  Auf- 
stellung des  Pariser  Stadtbauplans  durch  die  „Commission  dite  des 
artistes“  vom  Jahre  ! 1793  entwickelte3),  hat  zwar  seinen  Siegeszug 
durch  die  ganze  Welt  gemacht  und  ist,  mit  einer  gewissen  künst- 
lerischen Mäßigung,  auch  heute  noch  in  Frankreich  beliebt.  Unsere 
Fachgenossen  jenseit  der  Vogesen  oder,  wie  wir  jetzt  leider  wieder 
sagen  müssen,  jenseit  des  Rheins  sollten  aber  erkennen,  daß  Städte 
des  frühen  Mittelalters,  wenn  ihre  Eigenart  wirklich  geschont  und 
gepflegt  werden  soll,  in  anderer  Weise  behandelt  werden  müssen, 
soweit  überhaupt  eine  Umgestaltung  nötig  wird.  Es  ist  immerhin 
auffallend,  daß  auch  der  Amerikaner  Ford  der  starken  Beeinflussung 
durch  die  französischen  Vorbilder  des  neunzehnten  Jahrhunderts  sich 
nicht  hat  entziehen  können. 

Münster  i.  Westf.  J.  Stübben. 

ä)  J.  Stübben.  Vom  französischen  Städtebau  (Städtebauliche 
Vorträge),  Heft  II.  Verlag  von  Wilh.  Ernst  u.  Sohn,  Berlin  1915. 
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Zentralblatt  der  Bauverwaltung. 

Vermischtes. 


Das  Ergebnis  des  Wettbewerbs  um  den  Schinkelpreis  für  1921 
des  Architekteuverefns  In  Berlin  (1919  d.  Bl.,  S.  560).  Die  Aufgabe 
für  Architekten  „Entwurf  zu  einem  Volks-  und  Heimatmuseum“  hat 
nur  eine  Bearbeitung  gefunden.  Diesem  Entwurf  von  Walter  Wickop 
in  Darmstadt  wurde  die  Schinkeldenkmünze  zuerkannt.  — An  der 
Aufgabe  auf  dem  Gebiet  des  Wasserbaues  „Entwurf  zur  Kreuzung 
der  Havel  durch  eine  Straße  bei  Gatow“  haben  sich  keine  Bewerber 
beteiligt.  — Für  die  Aufgabe  auf  dem  Gebiet  des  Eisenbahnbaues 
„Südliche  Umgebungslinie  am  Blankenheimer  Tunnel“  ist  nur  ein 
Entwurf  von  Regierungsbauführer  Hans  Blanckenhorn  in  Cassel 
eingegangen,  dem  die  Schinkeldenkmünze  zuerkannt  wurde.  Staats- 
preise sind  für  keinen  der  Entwürfe  vorgeschlagen  worden. 

Eiu  Wettbewerb  für  Entwürfe  zu  einem  Krieger-Ehrendenkmal 
in  der  Marienkirche  in  Lübeck  ist  mit  drei  Preisen  im  Gesamtbetrag 
von  6000  Mark  unter  Lübecker  Künstlern  ausgeschrieben.  Die  Ent- 
würfe sind  bis  zum  15.  Mai  d.  J.  an  den  Vorsitzenden  des  Kirchen- 
vorstandes von  St.  Marien,  W.  Dahms,  Lübeck,  einzureichen. 

Einen  Wettbewerb  für  Yorentwürfe  zu  einem  Bebauungsplan 
der  Stadt  Breslau  und  ihrer  Vororte  schreibt  der  dortige  Magistrat 
unter  deutschen  und  deutschösterreichischen  Baukünstlern  und  Städte- 
bauern mit  Frist  bis  zum  1.  Oktober  d.  J.  aus.  An  Preisen  werden 
verteilt:  130  OoO  Mark  an  höchstens  fünf  Hauptentwürfe  in  Beträgen 
von  wenigstens  10  000  Mark;  ferner  40  000  Mark  an  höchstens  sechs 
Entwürfe  für  Sonderaufgaben  in  Beträgen  von  wenigstens  5000  Mark; 
für  den  Ankauf  weiterer  Entwürfe  stehen  30  000  Mark  zur  Ver- 
fügung. Preisrichter  sind:  Stadtbaurat  Berg,  Regierungsbaumeister 
Paul  Ehrlich,  Stadtverordneter  Justizrat  Dr.  Haneke,  Landrat 
Dr.  Herrmann,  Regierungs-  und  Baurat  Schierer,  Stadtbaurat 
Geheimer  Baurat  v.  Scholtz  und  Oberbürgermeister  Dr.  Wagner  in 
Breslau,  Prof.  S)r.=Sltg.  Paul  Bonatz  in  Stuttgart,  Prof.  Dr.  Hermann 
Jansen,  Geheimer  Baurat  2>r.=  !3ug-  Kemmann  und  Prof.  Bruno 
Möhring  in  Berlin,  Direktor  des  Siedlungsverbandes  Ruhrkohlen- 
bezirk Beigeordneter  Dr.  Schmidt  in  Essen  und  Beigeordneter 
Oberbaudirektor  Prof.  2)r.=3n9-  Schumacher  in  Köln -Hamburg; 
ferner  als  Ersatzpreisrichter  Prof.  S)r.=3ittg.  Giese  in  Charlottenburg. 
Das  Wettbewerbausschreiben  ist  kostenlos,  die  sonstigen  Unterlagen 
sind  für  100  Mark,  die  dem  Bewerber  zurückgezahlt  werden,  durch  das 
Vermessungsamt  der  Stadt  Breslau  (Blücherplatz  16)  zu  beziehen. 

Ein  Gesetz,  betreffend  die  vorläufige  Förderung  des  Wohnungs- 
baues, ist  vom  Deutschen  Reichstag  am  12.  Februar  d.  J.  beschlossen 
und  im  „Deutschen  Reichsanzeiger“  Nr.  46  vom  24.  Februar  veröffent- 
licht worden.  Die  Länder  sind  danach  verpflichtet,  für  den  Wohnungs- 
bau in  den  Rechnungsjahren  1921  und  1922  zusammen  mindestens 
einen  Betrag  von  30  Mark  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  aufzuwenden, 
während  die  Reichsregierung  Vorschüsse  bis  zum  Gesamtbeträge  von 
1,5  Milliarden  Mark  zur  Verfügung  stellt.  Zur  Deckung  dieser  Be- 
träge sollen  die  Länder  in  erster  Linie  für  die  Rechnungsjahre  1921  bis 
längstens  1940  eine  Abgabe  von  den  Nutzungsberechtigten  solcher 
Gebäude  erheben,  die  vor  dem  1.  Juli  1918  fertiggestellt  sind.  Die  Ge- 
meinden haben  zu  den  von  den  Ländern  auferlegten  Abgaben  Zuschläge 
zu  erheben.  Die  Grundsätze  für  die  Bemessung  und  Erhebung  dieser 
Abgaben  setzen  die  Länder  fest,  sofern  sie  nicht  bis  zum  1.  Mai  1921 
durch  Reichsgesetz  geregelt  sind. 

Die  Festrede  zur  Hundertjahrfeier  der  Technischen  Hoch- 
schule München  (vgl.  Jahrg.  1920  d.  Bl.,  S.  638),  gehalten  vom  der- 
zeitigen Rektor  Professor  Dr.  Walter  v.  Dyck,  über  alte  und  neue 
Wege  und  Ziele  der  Technischen  Hochschule,  ist  in  einem  Heft  ge- 
druckt, das  für  5 Mark  vom  Sekretariat  der  Hochschule  zu  beziehen 
ist.  Der  gesamte  Erlös  ist  für  die  Studentenfürsorge  bestimmt. 

Eine  lichttechnische  Gesellschaft  wurde  auf  amtliche  Ver- 
anlassung in  Karlsruhe  für  die  Gebiete  von  Baden,  Hessen  und 
Württemberg  begründet  und  zum  Vorsitzenden  Geheimer  Rat  Pro- 
fessor ®r.=gng.  Dr.  Bunte  gewählt.  Nach  den  Darlegungen  von  Pro- 
fessor Dr.  Teichmüll er  sollen  hier  mit  den  eigentlichen  Licht- 
technikern Ärzte,  Baukünstler  und  Gewerbeaufsichtsbeamte  sich  ver- 
einigen, um  insbesondere  für  gewerbliche  Räume  eine  zweckmäßigere 
und  die  Leistungsfähigkeit  der  Arbeitenden  steigernde  Beleuchtung 
einzuführen  und  sicherzustellen. 

Hohlräume  in  Unifassuugswäuden,  die  bei  Verwendung  gebrannter 
Ziegel  mit  Vorteil  angeordnet  werden  (vgl.  1920  d.  Bl.,  S.  31),  sind 
nach  dem  Erlaß  des  preußischen  Wohlfahrtministers  vom  2. Februar  d.  J. 
im  Lehmstampf-  und  Lehmziegelbau  unbedingt  als  verfehlt  zu 
bezeichnen.  Die  für  Umfassungswände  aus  Lehm  zugelassene  Stärke 
von  38  cm  muß  vielmehr  als  Mindestmaß  für  durch  Hohlräume  nicht 
durchbrochene  Mauern  eingehalten  werden.  Eine  Ausnahme  bilden 
nur  diejenigen  Hohlbauweisen,  bei  denen  Lehm  nur  als  Füllwerk  ver- 
wendet wird,  während  Stützen  und  Traggerüste  aus  festerem  Baustoff 
die  Decken-  und  Dachlast  aufnehmen,  und  ferner  Wände  mit  einer 
äußeren  an  sich  schon  tragfähigen  Schale  aus  gebrannten  Ziegeln. 


Reichshaushalt  für  1920  (1920  d.  Bl.,  S.  346,  391,  403,  590,  600, 
638;  1921,  S.  58).  Dem  Reichstag  sind  weitere  Ergänzungen  zu 
einzelnen  Hausbaltentwürfen  zugegangen,  die  teils  neue  Anforde- 
rungen, teils  erhöhte  Beträge  gegenüber  den  früheren  Ansätzen  ent- 
halten. Unter  den  einmaligen  Ausgaben  sind  darin  für  Bauausführungen 
und  technische  Zwecke  u.  a.  vorgesehen: 

Im  Haushalt  des  Reichsministeriums  des  Auswärtigen: 
2 344  500  Jt  zum  Erwerb  eines  Grundstücks  für  die  Gesandtschaft  in 
Stockholm,  Zinsen  für  das  gestundete  Restkaufgeld  und  für  Vornahme 
baulicher  Veränderungen,  1050  000  Jt  zur  baulichen  Herrichtung  des 
Grundstücks  Wilhelmstraße  74  in  Berlin  für  die  Zwecke  des  Amtes. 

Im  Haushalt  des  Reichsministeriums  des  Innern:  430  000  Jt 
zur  Instandsetzung  der  Dienstwohnung  des  Reichskommissars  für  die 
besetzten  rheinischen  Gebiete  in  Koblenz  und  zum  Umbau  des  zur 
Dienstwohnung  gehörigen  Gartenhauses,  91 000  Jt  für  die  Instand- 
setzung einer  Dienstwohnung  für  den  Reichskommissar  für  die  Über- 
wachung der  öffentlichen  Ordnung,  910  000,/#  für  bauliche  Verände- 
rungen zur  Einrichtung  der  Filmprüfstelle  Berlin  und  der  Filmober- 
prüfstelle im  Gebäude  des  Reichsministeriums  des  Innern. 

Im  Haushalt  des  Reichsarbeitsministeriums:  27  441./#  für 
eine  elektrische  Lichtanlage  im  Dienstgebäude  Luisenstraße  32  34;  — 
außerdem  im  außerordentl.  Haushalt:  8 000  000  Jt  zu  Aufwendungen 
für  Urbarmachung  der  Heideflächen  des  Lockstedter  Lagers  und  von 
Moor-  und  Ödlandflächen  in  den  Provinzen  Hannover  und  Schleswig- 
Holstein  zur  Beschäftigung  von  Erwerbslosen. 

Im  Haushalt  des  Reichswehrministeriums,  Marine: 
5 030  000  Jt  als  7.  Teilbetrag  zur  Fortsetzung  der  Arbeiten  für  die 
Verbesserung  des  Fahrwassers  der  Jade. 

Im  Haushalt  des  Reichsschatzministeriums,  außerordentlicher 
Haushalt:  70  000  000,/#  zur  Fortführung  der  von  Heer  und  Marine  be- 
gonnenen größeren  Baumaßnahmen  sowie  für  Entfestigungen  durch 
die  Reichsbauverwaltung.  — Diese  Maßnahmen  sind  nur  vorzunehmen, 
wenn  die  vollendeten  Bauten  mittelbar  oder  unmittelbar  Wohnzwecken 
dienen  oder  sonst  wirtschaftlich  zu  verwenden  sind. 

Im  Haushalt  der  Reichsschuld:  371000./#  zum  Erwerb  und 
zur  Instandsetzung  des  Grundstücks  Taubenstraße  25  in  Berlin  für 
die  Staatsschuldentilgungskasse,  950  000  Jt  zum  Ausbau  des  Hauses 
Oranienstraße  101/102  und  zum  Bau  eines  mehrgeschossigen  Hauses 
auf  diesem  Grundstück. 

Im  Haushalt  des  Reichsfinanzministeriums:  2 637  500  Jt 
zum  Erwerb,  baulicher  Herrichtung  und  innerer  Ausstattung  des 
Grundstücks  Schützenstraße  3 in  Berlin,  25  000  Jt  als  Schlußbetrag 
zur  baulichen  Herrichtung  und  inneren  Ausstattung  der  Gebäude  auf 
dem  Grundstück  Kaiserhofstraße  1 für  das  Reichsfinanzministerium. 

Im  Haushalt  des  Reichsministeriums  für  Wiederaufbau. 
Im  außerordentl.  Haushalt:  1 670  000  000  Jt  zu  Überteuerungszuschüssen 
für  Handelsschiffneubauten. 

Im  Haushalt  der  Allgemeinen  Finanzverwaltung.  Im  außer- 
ordentlichen Haushalt:  27 1 100  000  Jt  zum  Bau  von  Fischkuttern. 
Fisch-  und  Handelsdampfern. 

Im  Haushalt  für  die  Ausführung  des  Friedensvertrages. 
Außerordentl.  Haushalt  des  Reichsverkehrsministeriums,  Abt.  für  Wasser- 
straßen: 2 000  000  Jt  zur  Internationalisierung  der  deutschen  Ströme. 

Die  Frage  der  Einrichtung  von  Hochhäusern  für  Bureauzwecke 
ist  kürzlich  im  Stadtrat  in  München  zur  Sprache  gekommen.  Ver- 
anlassung gab  hierzu  der  Umstand,  daß  auch  in  München  die  Er- 
richtung von  „Wolkenkratzern“  betrieben  wird,  sowie  eine  Anfrage, 
wie  sich  die  Stadtverwaltung  zu  dieser  Frage  stelle.  Der  Vorstand  des 
Münchner  Hochbauamts,  Oberbaurat  Beblo,  erteilte  auf  die  Anfrage 
eine  längere  Antwort,  in  der  zusammenfassend  gesagt  wurde,  daß 
der  Bau  großer  Bureauhochhäuser  geeignet  sei,  zur  Behebung  der 
Bautätigkeit  beizutragen  und  durch  die  Schaffung  von  Räumen  für 
Handel  und  Industrie  wichtig  werde  zur  Hebung  des  Wirtschaftslebens. 
Oberbaurat  Beblo  beantragte,  der  Stadtrat  möge  der  Zulassung  von 
Hochhäusern  zur  Schaffung  von  Geschäfts-  und  Bureauräumen  vor- 
behaltlich der  Genehmigung  des  Staatsministeriums  des  Innern  unter 
folgenden  Voraussetzungen  zustimmen:  1.  Hochhäuser  dürfen  nur  auf 
Grund  und  Boden  öffentlichen  Besitzes  zugelassen  werden.  2.  Es 
werden  alle  zum  Schutze  der  Bewohner  und  Anwohner  zu  stellenden 
Maßnahmen  gesundheitlicher,  bautechnischer,  feuerpolizeilicher  und 
verkehrstechnischer  Art  erfüllt.  3.  Die  Zulassung  kann  in  vereinzelten 
Fällen,  und  zwar  nur  als  Ausnahmefall,  auf  dem  Wege  des  Dispenses 
erfolgen.  Die  Baustaffelordnung  bleibt  hiervon  unberührt.  4.  Der 
architektonische  Aufbau  muß  in  Höhe  und  Form  sowohl  für  die  Fern- 
wirkung wie  im  Straßenbild  künstlerisch  befriedigen.  — Mit  diesen 
Gesichtspunkten  hatte  sich  der  Hauptausschuß  des  Stadtrates  bereits 
vorher  in  geheimer  Sitzung  grundsätzlich  einverstanden  erklärt.  Von 
einer  Erörterung  in  der  öffentlichen  Sitzung  des  Stadtrates  wurde 
abgesehen. 
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INHALT:  Zur  Berechnung  der  Schrägeisen  eines  Eisenbetonbalkens.  — Vermischtes:  Bekanntmachung  über  Höchstpreise  für  Zement.  — Wettbewerbe  für  Pläne 
zu  einem  Bebauungsplan  der  Wohnungsbaugesellschaft  für  das  Rheinische  Braunkohlenrovier  in  Köln  und  zu  einem  Bebauungsplan  der  Bergmannssiedlung 
linker  Niederrhein  in  Moors.  — Akademie  der  Künste  in  Berlin.  — Bezirksbehörden  der  Hochbauverwaltung  in  Baden.  — Bücherschau. 


(Alle  Reohte  Vorbehalten.) 


Zur  Berechnung  der  Schrägeisen  eines  Eisenhetonbalkens. 


ln  der  Nullinie  eines  auf  Biegung  beanspruchten  Balkenquer- 
sebnitts  sind  bekanntlich  die  Zug-  und  Druckspannungen  gleich  Null; 
es  herrschen  dort  nur  Schubspannungen,  deren  Größe  auf  die  Flächen- 
einheit mit  ? bezeichnet  werde.  Die  Hauptspannungen  o\  und  da- 
selbst sind  unter  45  ° gegen  die 
Balkenachse  geneigt  und  haben 
ebenfalls  die  Größe  r.  Auf  die 
Länge  e (Abb.  1)  beträgt  demnach 
die  Summe  Z der  auf  Zug  wirken- 
den Hauptspannungen 

1)  z = .r-e\~-b, 

wenn  b die  Balkenbreite  ist. 

Die  Zugkraft  Z gibt  bei  einem  Eisenbetonbalken  die  Belastung 
der  schrägen  Eisen  an,  wenn  diese,  wie  in  Abb.  2,  in  üblicher  Weise 
unter  45°  abgebogen  sind  und  in  der  Lage  sein  sollen,  sämtliche 
schiefen  Zugkräfte  zu  über- 
nehmen. Die  auf  die  Länge  e 
in  der  neutralen  Achse  wir- 
kende Schubkraft  ist  r • e ■ b 
und  werde  mit  Se  bezeich- 
net; somit  wird  die  Zug- 
kraft des  unter  45  ° ab- 
gebogenen Eisens 


Abb. 


2) 


Z — l • e 


Abb. 


was  einer  Kräftezerlegung  gemäß  Abb.  3 entspricht. 

Die  Eisen  werden  im  allgemeinen  unter  45°  abgebogen;  jedoch 
erhebt  sich  die  Frage,  wie  groß  wird  die  Beanspruchung  der  schräg 
gerichteten  Eisen,  wenn  sie  nicht  unter  45°,  sondern  unter  einem  be- 
liebigen Winkel^  abgebogen  werden  (Abb.  4).  Löser1)  entwickelt 
hierfür  den  Ausdruck  Z — Se  cos  cp.  Dr.  Sonntag3)  bemängelt  indes 
diese  Formel  und  weist  mit  Recht  darauf  hin,  daß  sie  für  den  Grenz- 
fall rp  — 90  °,  wo  aus  den  Schräg- 
eisen lotrechte  Bügel  werden,  die 
Zugkraft  Z=  0 ergibt,  was  offenbar 
unrichtig  ist  und  im  Widerspruch 
zu  der  üblichen  Bügelberechnung 
steht.  Die  obige  Lösersche  Formel 
setzt  voraus,  daß  die  der  Zug- 
spannung Z entsprechende  Druck- 
spannung B senkrecht  zu  Z ge- 
richtet ist  (Abb.  4) ; das  ist  jedoch 
kaum  anzunehmen.  In  Höhe  der  Nullinie  verlaufen  bei  einem  un- 
bewehrten  Balken  die  Hauptspannungen  unter  45°  zur  Wagerechten. 
Dieselbe  Annahme  wird  gemacht,  wenn  bei  einem  Eisenbetonbalken 
zur  Aufnahme  der  Zughauptspannungen  Eisen  vorgesehen  sind,  die 
unter  45  ° abgebogen  werden.  Ist  nun  das  Eisen  nicht  unter  45  °, 
sondern  unter  einem  beliebigen  Winkel  cp  abgebogen,  so  liegt  kein  Grund 
zu  der  Annahme  vor,  daß 
sich  an  der  Richtung  der 
Druckhauptspannungen 
unter  45  ° viel  ändern 
soll.  Unter  dieser  Voraus- 
setzung (Abb.  5)  ergibt  das 
Kräftedreieck  Abb.  6 die 
Eisenzugspannung 


3) 


Z — 


Se  ■ sin  45° 
sin  (45°  -f-  (fi) 


Abb.  6. 


sin  cp  -)-  cos  cp 

Für  <p  — 45  ° wird  mittels  dieser  Formel  Z = Ne  |/  J wie  unter  2), 

und  für  <p  — 90°  Z—Se  (Bügelberechnung)  erhalten. 

Zu  dem  gleichen  Ergebnis  gelangt  man  mittels  der  sogenannten 
Fachwerktbeorie,  bei  der  die  abgebogenen  Eisen  als  Zugdiagonalen 
eines  Fachwerkträgers  aufgefaßt  und  die  schiefen  Druckkräfte  im 
Beton  zu  Druckdiagonalen  vereinigt  gedacht  werden.  Bei  der  ein- 
fachen Strebenanordnung  (Abb.  7)  ist  der  Abstand  e der  schrägen 

‘)  Der  „Bauingenieur“,  Jahrg.  1920,  S.  48,  600  sowie  S.  652,  653. 
. 2)  Der  „Bauingenieur“,  Jahrg.  1920,  S.  566,  567,  625,  626,  sowie 
„Ein  Beitrag  zur  Phage  der  Aufnahme  der  Schubkräfte  in  Eisenbeton- 
balken“ von  S)r.»3n3-  R-  Sonntag,  Berlin -Friedrichshagen  1921,  im 
Selbstverlag  des  Verfassers. 


Eisen  gleich  der  doppelten  Trägerhöhe  z,  wo  unter  Trägerhöhe  der 
Abstand  der  unten  liegenden  Zugeisen  vom  Druckmittelpunkt  zu  ver- 
stehen ist.  (Der  einfacheren  Darstellung  halber  sind  die  oben  liegenden 
Eisenenden  hier  in  Höhe  des  Druckmittelpunktes  gezeichnet.)  Bei 
der  doppelten  Strebenanordnung  (Abb.  8)  ist  der  Eisenabstand  t — z. 
Es  ist  bekannt  (vgl.  z.  B.  Mörsch,  Der  Eisenbetonbau),  daß  bei  diesen, 
in  den  Abb.  7 u.  8 dargestellten  besonderen  Fällen  die  Auffassung 
des  Eisenbetonbalkens  als  Fachwerkträger  für  die  Schrägeisen  die- 


selben Spannkräfte  liefert  wie  die  Theorie  der  Hauptspannungen. 
Denn  bei  der  einfachen  Strebenanordnung  wird  nach  der  Fachwerk- 
theorie  Z = Q V2,  wenn  mit  Q die  Querkraft  bezeichnet  wird.  Nach 

der  Theorie  der  Schubspannungen  ist  gemäß  2)  Z =‘-Se 

Q 


wo 


Se  = T-e-b.  Da  i-b  = 


ist, 


wird  Se  — Q — , und  im  vorliegenden 

% 2 Z 

Fall  mit  e = 2 z,  St=  2 Q,  so  daß  Z — QV  2 wie  oben  wird.  Entsprechend 
ergibt  die  Betrachtung  des  Fachwerks  mit  doppelter  Strebenanordnung 

gemäß  Abb.  8 die  Spannkraft  einer  Diagonale  zu  Z = Q y r 

übliche  Berechnung  der  Schrägeisen  nach  der  Theorie  der  Schub- 
spannungen liefert  denselben  Wert. 

Die  Übereinstimmung  zwischen  den  Ergebnissen  der  beiden 
Theorien  für  die  Beanspruchungen  der  abgebogenen  Eisen  besteht 
aber  nicht  nur  bei  den  beiden  oben  dargestellten  Sonderfällen,  sondern 
auch  ganz  allgemein,  wie  die  nachstehenden  Ausführungen  erkennen 
lassen. 

Liegt  ein  Eisenbetonbalken  mit  beliebiger  Anordnung  der  Schräg- 
eisen vor,  so  ist  es  nicht  mehr  möglich,  die  Druckhauptspannungen 
in  so  eindeutiger  Weise  wie  bei  den  Abb.  7 u.  8 zu  Druckdiagonalen 
eines  Fachwerks  zu  vereinigen.  Es  muß  aber  daran  festgehalten 
werden,  daß  die  Druckhauptspannungen  in  der  neutralen  Achse  unter 

45  ° geneigt  sind,  unabhängig 
von  der  Richtung,  in  der 
die  Eisen  abgebogen  sind. 
Man  kommt  dann  zu  einer 
Auflösung  der  Druckdia- 
gonalen etwa  nach  Abb.  9, 
wenn  man  jedem  Schräg- 
eisen eine  be- 
stimmte Druck- 
diagonale zu- 
ordnen will. 

In  Abb.  10 
geben  die  Linien 
aa  und  b b,  so- 
wie cc  und  dd 
die  Umgrenzun- 
gen des  Wir- 
kungsbereiches 
eines  Schräg- 
eisens und  | der  [zugehörigen  Druckstrebe  an;  es  werden  also  die 
zwischen  denJParallelen  aa  und  bb  vorhandenen  Zughauptspannungen 
in  dem  Schrägeisen  und  die  zwischen  den  Parallelen  cc  und  dd  vor- 
handenen Druckhauptspannungen  in  der  angenommenen  Druckdia- 
gonale vereinigt  gedacht.  [Führt  man  jetzt  den  senkrechten  Schnitt  ss , 
so  schneiden  auf  dieserj  Lotrechten  die  Linien  aa  und  bb  die  Strecke 
e tgep  und  die  Linien  cc  und  dd  die  Strecke  e ab. 

Entsprechend  dem  Verhältnis  dieser  Längen  e-tgep  und  e zu  der 
Trägerhöhe  z verteilt  sich  die  in  dem  Schnitt  s s wirksame  Querkraft  Q 
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auf  die  Diagonalen  Z und  7).  Ist  Qj  der  von  den  Zugdiagonalen 
und  der  von  den  Druckdiagonalen  zu  übernehmende  Querkraft- 
anteil, so  gilt 

p . (f)  p 

4)  Z ■ sin  ip  — Qa  * oder  Z • cos  <p  = und 

5)  I)  • sin  4f)°  = Q,  ° ■ 

z 

Da  nun  die  lotrechten  Komponenten  der  einander  zugeordneten 
Diagonalspannkräfte  Z und  7)  gleich  sein  müssen,  also  Z-sinqr 
,=  D ■ sin  45°,  so  gilt  auch 

6)  D • sin  45°  =:  Z sin  (p  — € • 

Die  Summe  4)  und  G)  ergibt 

mc  c 

Z (sin  (f  -j-  cos  (f)  — (Qt  -f  Q2)  _ — Q-  ■ 

Mithin  ^ 


z (sin  (f  -f-  cos  (p ) 

g 

das  ist  derselbe  Wert  wie  unter  3),  dä  dort  Se  — Q ist. 

z 

Es  ist  selbstverständlich  für  die  obige  Berechnung  nicht  not- 
wendig, den  Schnitt  ns  senkrecht  zu  legen.  In  Abb.  II  ist  z.  B. 
die  Schnittlinie  ss  gleichlaufend  mit  der  gedachten  Druckdiagonale, 
also  unter  45°  angeordnet.  Die  Linien  aa  und  bb,  die  wieder  den 
Wirkungsbereich  des  Schrägeisens  begrenzen,  schneiden  die  Strecke 

e sin  (43°  V uni^  Spachten  Fachwerkgurtungen  mit  dem  gegen- 
seitigen Abstand  z die  Strecke  . . auf  der  Schnittlinie  ss  ab;  die 

ö sin  4o° 

zwischen  bb  und  der  gedachten  oberen  Gurtung  auf  ss  herausgetrennte 
Länge  werde  mit  v bezeichnet.  Der  auf  den  abgetrennten  Balkenteil 
wirkenden  Querkraft  Q halten  die  lotrechten  Komponenten  der  Zug- 
diagonalen das  Gleichgewicht.  In  dem  vorliegenden  Fall  kommt  nicht 
die  ganze  Stabkraft  Z des  zu  berechnenden  Schrägeisens,  sondern  nur 


sein  ( v:e  — — — r ; ter  Teil  in  F rage,  dem  der  ’ v : . Z,.  ~ ')  te  Teil 

\ sin(4o°  + r/)/  V sin  4»°/ 

der  Querkraft  entgegensteht.  Mithin  gilt 

„ . v ■ sin  (45°  4-  q>)  „ v ■ sin  45° 

Z ■ sin  (i — ; — Q 

e ■ sin  (p  z 

Hieraus  erhält  man  für  Z denselben  Wert  wie  unter  7),  nämlich 
z (sin  (p  -)-  cos  (p) 


Theorie  der  Schubspannungen  und  Fach werktheorie  ergeben 
demnach  ganz  allgemein  für  die  Spannkraft  der  Schrägeisen  den- 
selben Wert.  Indessen  darf  nicht  verkannt  werden,  daß  es  etwas  Ge- 
zwungenes an  sich  hat,  den  verwickelten  Verlauf  der  schiefen  Haupt- 
spannungen in  einem  Eisenbetonbalken  durch  einfache,  geradlinig  ge- 
führte Schrägstäbe  zu  ersetzen  und  diese  unter  vereinfachenden  An- 
nahmen wie  Diagonalen  eines  Fach werks  zu  berechnen.  Zu  einer 
restlosen  Aufklärung  über  die  Verteilung  der  schiefen  Hauptspan- 
nungen auf  Bügel  und  Schrägeisen  ist  die  Fachwerktheorie  nicht  ge- 
eignet; aber  sie  bietet  den  Vorteil  einer  großen  Anschaulichkeit  und 
entbehrt  darum  nicht  des  Wertes  für  den  Eisenbetonbau. 

Berlin -Friedenau.  S)r.»3n9-  Walter  Nakonz. 


Vermischtes. 


Bekanntmachung  über  Höchstpreise  für  Zement.  Auf  Grund 
des  § 1 der  Bundesratsverordnung  vom  25.  Januar  1917  (1917  d.  Bl., 
S.  68,  R.-G.-BI.,  S.  74)  wird  bestimmt: 

Die  Gültigkeit  der  durch  Bekanntmachung  des  Reichskommissars  für 
Zement  vom  8.  Dezember  1920  (vgl.  1920  d.  Bl.,  S.  636  und  „Deutscher 
Reichs-  und  Preußischer  Staatsanzeiger“  Nr.  280  vom  9.  Dezember  1920) 
bis  zum  31.  Januar  1921  festgesetzten  Preise  wird  bis  zum  28.  Februar 
1921  verlängert.  Vom  1.  März  1921  ab  bis  zum  30.  September  1921 
werden  die  Preise  in  nachstehend  angegebener  Weise  herabgesetzt.  Die 
Preise  gelten  für  10  900  kg  Zement  ab  Werk  ohne  Verpackung  und  sind 
Höchstpreise  im  Sinne  des  Höchstpreisgesetzes  vom  4.  August  1914 
(R.-G.-Bl..  S.  339)  in  der  Fassung  der  Bekanntmachungen  vom  17.  De- 
zember 1914,  vom  22.  März  1917  und  der  Verordnung  vom  17.  Januar  1920 
(R.-G.-Bl.  1914,  S.  516;  1917,  S.  253;  1920,  S.  94).  Zement  im  Sinne 
dieser  Bekanntmachung  sind  Portlandzement,  Eisenportlandzement, 
Hochofenzement,  Schlackenzement  und  zementähnliche  Bindemittel,  die 
in  einer  Mischung  von  1 : 3 bei  Wasserlagerung  nach  28  Tagen  eine 
Druckfestigkeit  von  mehr  als  140  kg/qcm  haben.  Die  Umsatzsteuer 


ist  in  den  Preisen  mitenthalten. 

A.  Für  Lieferungen  an  private  Zementabnehmer: 

a)  Im  Gebiet  des  Norddeutschen  Zement-Verbandes: 

Höchstpreis  vom  1.  November  1920  ab  . . . . . 3200  J( 

Abzug 100  „ 

Höchstpreis  vom  1.  März  1921  ab 3100  M. 

b)  Im  Gebiet  des  Rheinisch-Westfälischen  Zement-Verbandes  einschl. 
der  Verkaufsvereinigung  Rheinischer  Hochofenzementwerke: 

Höchstpreis  vom  1.  November  1920  ab 3100  Jl 

Abzug 100  „ 

Höchstpreis  vom  1.  März  1921  ab 3000  M. 

c)  Im  Gebiet  des  Süddeutschen  Zement-Verbandes: 

Höchstpreis  vom  1.  November  1920  ab  ....  3300  M 

Abzug 100  „ 

Höchstpreis  vom  1.  März  1921  ab 3200  JC. 

B.  Für  Lieferungen  an  die  Staatsverwaltungen  für  Staatsbauten 
gelten  dementsprechend  folgende  Preise: 

a)  Im  Gebiet  des  Norddeutschen  Zement-Verbandes  . . 3030  M 

b)  Im  Gebiet  des  Rheinisch- Westfälischen  Zement- 

Verbandes  2930  „ 

c)  Im  Gebiet  des  Süddeutschen  Zement-Verbandes  . . 3130  „ 


In  Zukunft  eintretende  Kohlenpreiserhöhungen  bedingen  eine 
Erhöhung  der  Zementpreise  derart,  daß  jede  Kohlenpreiserhöhung 


für  10  000  kg  Kohle  mit  55  vH  in  Anrechnung  zu  bringen  und  den 
Zementpreisen  zuzuschlagen  ist.  Hierbei  sind  die  vom  Reichskohlen- 
verband für  den  Bezirk  des  Rheinisch- Westfälischen  Kohlensyndikats 
für  Förderkohlen  (Fettkohlen)  festgesetzten  Höchstpreise  (einschließlich 
Kohlen-  und  Umsatzsteuer)  zugrunde  zu  legen. 

In  Zukunft  auf  den  deutschen  Reichseisenbahnen  eintretende 
Kohlenfrachterhöhungen  sollen  ebenfalls  eine  Erhöhung  der  Zement- 
preise bedingen,  die  auf  ähnliche  Weise  berechnet  wird. 

Zu  A wird  bemerkt: 

Die  Zementverbände  setzen  für  ihre  Privatkundschaft  in  den 
einzelnen  Verkaufstellen  Stationsfrankopreise  fest,  die  nach  den  tat- 
sächlichen oder  den  Durchschnittsfrachten  bemessen  sind.  Von  der 
Reichsstelle  für  Zement  werden  diese  Stationsfrankopreisberechnungen 
vor  ihrem  Inkrafttreten  auf  die  Zulässigkeit  der  angewandten  Be- 
rechnungsarten geprüft. 

Berlin,  den  1.  März  1921. 

Der  Reichskommissar  für  Zement. 

Lorenz- Meyer,  Geheimer  Baurat. 


In  dem  Wettbewerb  für  Pläne  zn  einem  Bebauungsplan,  den 
die  Wohnungsbaugesellschaft  für  das  Rheinische  Braunkohlenrevier  in 
Köln  unter  den  Architekten  in  den  Regierungsbezirken  Köln,  Düssel- 
dorf und  Aachen  ausgeschrieben  hatte  (1920  d.  Bl.,  S.  636),  erhielten 
je  einen  zweiten  Preis  (12  500  Mark)  Architekt  Emil  Me  wes,  Mit- 
arbeiter Viktor  Giorlani,  und  Architekt  Adolf  Engel,  beide  in  Köln, 
den  dritten  Preis  (7500  Mark)  Architekt  Willkens  in  Köln,  den  vierten 
Preis  (6000  Mark)  Architekt  Wilhelm  Riphahn  in  Köln,  den  fünften 
Preis  (5000  Mark)  Architekt  Emil  Mewes  in  Köln.  Mitarbeiter  Viktor 
Giorlani,  den  sechsten  Preis  (4000  Mark)  Architekt  Alexander 
Lantsch-Nötzel  u.  Architekt  Walter  Krem  er.  Düsseldorf  (be- 
raten durch  Prof.  Fr.  Becker).  Angekauft  wurden  zu  je  3000  Mark 
die  Entwürfe  von  F.  Luckas  u.  Regierungsbaumeister  Rödel  und 
J.  Schüller  in  Köln  sowie  von  Georg  Falck  in  Köln,  Mitarbeiter 
Architekt  Peter  Pr evoo.  Außerdem  hat  das  Preisgericht  zwei  weitere 
Entwürfe  zum  Ankauf  empfohlen. 

In  dem  Wettbewerb  für  Torentwürfe  zn  einem  Bebauungsplan 
der  Bergmannssiedlnng  linker  Niederrliein  in  Moers  (S.  107  d.  Bl.) 
ist  die  Frist  für  die  Einreichung  der  Entwürfe  bis  zum  15.  April  d.  J. 
verlängert  worden. 

Akademie  der  Künste  in  Berlin.  Die  Wahl  der  Architekten 
1 Professoren  Breslauer  in  Berlin  und  Hofmann  in  Wien  zu  ordent- 
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liehen  Mitgliedern  der  Akademie  ist  vom  Minister  für  Wissenschaft. 
Kunst  und  Volksbildung  bestätigt  worden. 

Die  Bezirksbcliörden  der  Hochbaurerwaltuug  in  Baden  haben 
nach  einer  Verordnung  des  Staatsministeriums  an  Stelle  der  bisherigen 
Bezeichnung  „Bezirksbauinspektion“  künftig  die  Stellenbezeichnung 
„Bezirksbauamt“  zu  führen. 

Bücherschau. 

Nen  erschienene,  bei  der  Schriftloitnng  eiugegangene  Bücher. 

(Alle  bei  der  Schriftleitung  eingehenden  Werke  werden  in 
diesen  Verzeichnissen  aufgeführt.  Rücksendung  der  Werke 
kann  nicht  stattfinden.) 

Bach,  C.  u.  Baumaiui,  R.  Festigkeitseigenschaften  und 
Gefügebilder  der  Konstruktionsmaterialien.  Zweite  stark  vermehrte 
Auflage.  Berlin  1921.  Julius  Springer.  IV  u.  190  S.  in  gr.  8°  mit 
936  Abb.  Geb.  SO  Jt. 

Baldauf  u.  Hecker.  Haus  und  Heim.  Einfamilienhäuser  und 
Mietshäuser  in  Gruppen  und  Reihen  gebaut  (Aufbau  und  Innen- 
gestaltung). Dritte  verbesserte  Auflage.  Leipzig.  H.  A.  Ludwig 
Degener.  IV  u.  148  S.  in  8°  mit  rd.  240  Originalzeichnungen.  Geh. 
5,60  Jt  und  100  vH  Teuerungszuschlag. 

Barth,  Karl.  Technischer  Selbstunterricht  für  das  deutsche  Volk. 
Briefliche  Anleitung  zur  Selbstausbildung  in  allen  Fächern  UDd  Hilfs- 
wissenschaften der  Technik.  Unter  Mitarbeit  von  Professor  Johann 
Kleiber  in  München.  München  u.  Berlin  1921.  R.  Oldenbourg.  Vor- 
stufe, 1.  Brief.  64  S.  in  4°.  Geh.  6 Jt. 

Bayer,  Joseph.  Baustudien  und  Baubilder.  Schriften  zur  Kunst. 
Aus  dem  Nachlaß  herausgegeben  von  Robert  Stiassny  t-  Jena  1919. 
Diederichs  Verlag.  XII  u.  296  S.  in  8U. ' Geh.  \8  Jt,  geb.  28  Jt. 

Becker,  Karl.  Die  Eisenbahn-Sicherungsanlagen.  Ein  Lehr-  und 
Nachschlagebuch  zum  Gebrauch  in  der  Praxis,  im  Bureau  und  bei 
der  Vorbereitung  für  den  technischen  Eisenbahndienst,  sowie  für  den 
Unterricht  und  die  Übungen  an  technischen  Lehranstalten.  Berlin  u. 
Wiesbaden  1920.  C.  W.  Kreidels  Verlag.  X u.  232  S.  in  8°  mit 
291  Abb.,  einer  Verschlußtafel  und  einem  Sachregister.  Geb.  30  Jt. 

Henning,  Th.  Das  Baugewerbe  in  der  neuen  Wirtschaft.  Berlin- 
Zehlendorf-West  1921.  Zeitfragen-Verlag  Hermann  Kalkoff.  70  S.  in  8°. 
Geh.  6 Jt. 

Boerner,  Franz.  Vorschriften  und  Formeln  für  die  Ausführung 
und  Berechnung  von  Massivkonstruktionen  (Eisenbeton-,  Beton-  und 
Steineisenkonslruktionen).  Zweite  neubearbeitete  und  erweiterte  Auf- 
lage. Berlin  1921.  Wilhelm  Ernst  u.  Sohn.  XII  ü.  177  S-  in  kl.  8° 
mit  119  Textabb.  u.  41  Tabellen.  Geh.  24  Jt. 

Dr.  van  der  Borght,  R.  Finanzwissenschaft.  (Sammlung  Göschen.) 
Berlin  u.  Leipzig  1920.  Vereinigung  wissenschaftl.  Verleger  Walter 
de  Gruyter  u.  Ko.  3 Bändchen  in  kl.  Sü.  1.  Bd.  Allgemeine  Ab- 
teilung. 124  S.  2.  Bd.  Besondere  Abteilung  (Steuerlehre).  1.  Hälfte; 
Allgemeine  Steuerlehre.  Direkte  Steuern.  134  S.  2.  Hälfte:  Indirekte 
und  Rechtsverkehrssteuern.  114  S.  Jeder  Band  geb.  ‘2, 10  Jt  und  100  vH 
Teueruugszuschlag. 

Dr.  van  der  Borght,  R.  Volkswirtschaftspolitik.  3.  Aufl.  (Samm- 
lung Göschen.)  Berlin  u.  Leipzig  1920.  Vereinigung  wissenschaftl. 
Verleger  Walter  de  Gruyter  u.  Ko.  158  S.  in  kl.  8°.  Geb.  2,10  Jt 
und  100  vH  Verlegerteuerungszuschlag. 

Brouneck,  Hugo.  Einführung  in  die  Berechnung  der  im  Eisen- 
betonbau gebräuchlichen  biegungsfesten  Rahmen.  Zweite  neubearbeitete 
und  erweiterte  Auflage.  Berlin  1920.  Wilh.  Ernst  u.  Sohn.  VI  u. 
153  S.  in  8°  mit  114  Textabb.  Geh.  34  Jt,  geb.  39  Jt. 

Dr.  Burg,  Hermann.  Kunstschutz  an  der  Westfront.  Kritische 
Betrachtungen  und  Erinnerungen.  Charlottenburg  1920.  Deutsche 
Verlagsgesellschaft  für  Politik  und  Geschichte  m.  b.  H.  60  S.  in  gr.  8 °. 
Geh.  4 Jt. 

Deutsches  Wirtschafts- Archiv  über  industrielle,  gewerbliche 
und  behördliche  Wirtschaftsfragen.  Herausgegeben  von  Dr.  Höfle 
und  2)r.=  3nc).  Schönemann.  Zusammengestellt  nach  amtlichem 
Material  unter  Mitwirkung  von  Mitgliedern  des  Reichstages,  des 
Reichswirtschaftsrats,  der  Landesversammlungen  und  erster  Fachleute. 
Jahrgang  1921,  Heft  1/2.  Berlin.  Wirtschaftsverlag  (A.  Sudau).  Er- 
scheint monatlich  mit  Beiheft  „Bezugsquellennachweis“.  Halbjähr- 
licher Bezugspreis  13,20  Jt,  Einzelheft  3 Jt. 

Dr.  v.  Dyck,  Walter.  Alte  und  neue  Wege  und  Ziele  der  Tech- 
nischen Hochschule.  Festrede  zur  Erinnerung  an  die  ersten  fünfzig 
Jahre  des  Bestehens  der  Technischen  Hochschule  in  München,  ge- 
halten am  8.  Dezember  1920.  39  S.,  21:26,5  cm  groß.  Zu  beziehen 
vom  Sekretariat  der  Technischen  Hochschule  München.  Preis  5 Jt 
zuzügl.  0,40  Jt  für  Porto. 

Ebersbach,  E.  u.  Müller.  Preußische  Beamten-Besoldungsordnung 
und  Beamten- Altruhegesetz  mit  Erläuterungen  nach  den  Beschlüssen 
der  preußischen  Landesversammlung  vom  17.  Dezember  1920  (2.  Sonder- 
heft zum  Deutschen  Beamten-Archiv).  2.  Aufl.  Berlin  SW  48.  Wirt- 
schaftsverlag (A.  Sudau).  72  S.  in  8°.  Geh.  6 Jt. 


Fischer.  Banns.  Billigstes  Eigenheim.  Wege  zur  Siedlung.  Rat- 
geber für  Siedlungslustige  und  Kriegsbeschädigte.  Leipzig  1920. 
Reichenbachsche  Verlagsbuchhandlung.  40  S.  in  kl.  8°  mit  Bildern 
und  Bauzeichnungen.  Geh.  2,50  Jt. 

Fischer,  llanns.  Kleinwirtschaft  und  Siedlung.  Wege  zur  Erneue- 
rung und  Gesundung  des  deutschen  Volkes.  Leipzig  1920.  Reichen 
bacbsche  Verlagsbuchhandlung  64  S.  in  8°  mit  38  Abb.  Geh.  4 Jt . 

®r.=oüfl-  e.  h.  Foerster,  M.  Die  Grundzüge  des  Eisenbetonbaues 
Zweite  verbesserte  und  vermehrte  Auflage.  Berlin  1921.  Julius 
Springer.  VIII  u.  416  S.  in  gr.  8°  mit  170  Textabb.  Geb.  38  Jt. 

Frederick- Witte.  Die  rationelle  Haushaltführung.  Betriebswissen- 
schaftliche Studien.  Autorisierte  Übersetzung  von  The  New  House- 
keeping  Efficiency  Studies  in  Home  Management  by  Christine  Frederick. 
Von  Irene  Witte.  Mit  einem  Geleitwort  von  Adele  Schrei  ber.  Berlin 
1921.  Jul.  Springer.  X u.  136  S.  in  8°  mit  6 Tafeln.  Geb.  15  Jt. 

Gewerbearchiv  für  das  Deutsche  Reich.  Zeitschrift  für 
Gewerbe-  und  Arbeiterrecht.  Sammlung  der  zur  Reichsgewerbeordnung 
ergehenden  und  anderer  einschlägiger  Gesetze  und  Verordnungen, 
ihrer  Ausführungsbestimmungen,  der  gerichtlichen  und  verwaltungs- 
gerichtlichen Entscheidungen  der  Gerichtshöfe  des  Reichs  und  der  Länder, 
ferner  der  Erlasse  und  Bekanntmachungen  der  Zentralbehörden.  Unter 
ständiger  Mitwirkung  von  v.  Uklanski  und  Roth  herausgegeben  von 
Kurt  v.  Rohrscheidt.  Berlin  1921.  Franz  Vahlen.  In  8°.  20.  Bd 
1.  Heft.  144  S.  Jährlich  ein  Band  in  4 Heften.  Der  Band  48  Jt. 

Geyer,  Ernst.  Tabellen  zur  Berechnung  von  einfach  und  doppelt 
armierten  Balken  und  Platten  aus  Eisenbeton,  mit  Hilfstafel  für  Platten- 
balken. Berlin  1921.  Jul.  Springer.  22  S.  in  8n  mit  4 Textfiguren. 
Geh.  6 Jt. 

Dr.  Gliuzer,  E.  Baustoffkunde.  Neubearbeitet  von  3)r.=  oU0. 
D.  Dieckmann  und  $r.=  (sng.  H.  Nitzsche.  Sechste  vielfach  er- 
weiterte Auflage.  Leipzig.  H.  A.  Ludwig  Degener.  XVI  u.  237  S.  in 
8°  mit  31  Abb.  Geh.  12,50  Jt  und  100  vH  Teuerungzuschlag. 

Grübler.  Martin.  Lehrbuch  der  Technischen  Mechanik.  1.  Bd. 
Bewegungslehre.  Zweite  verbesserte  Auflage.  Berlin  1921.  Julius 
Springer.  VIII  u.  143  S.  mit  144  Textabb.  Geh.  22  Jt. 

Gnrlitt,  Kornelius.  Die  Pflege  der  kirchlichen  Kunstdenkmäler. 
Ein  Handbuch  für  Geistliche  Gemeinden  und  Kunstfreunde.  Leipzig 
1921.  A.  Deichertsche  Verlagsbuchhandlung  Dr.  Werner  Scholl.  IV  u. 

‘ 158  S.  in  8°.  Geh.  14  Jt,  geb.  19  Jt. 

Giirsclmer  u.  Beuzel.  Der  Städtische  Tiefbau.  Leitfaden  für 
Technische  Schulen  und  für  Gemeindebeamte.  1.  Teil.  Bebauungs- 
pläne und  Stadtstraßenbau.  Von  Prof.  Ben zel.  Dritte  vermehrte  und 
verbesserte  Auflage.  Leipzig  u.  Berlin  1921.  B.  G.  Teubner.  VI  u. 
172  S.  in  gr.  8U  mit  212  Abb.  u.  3 mehrfarb.  Plänen.  In  Steifband 
10,60  Jt  und  120  vH  Verlegerteuerungszuschlag. 

Handbuch  der  deutschen  Kunstdenkmäler.  Begründet 
vom  Tage  für  Denkmalpflege.  Bearbeitet  von  Georg  Dehio.  3.  Bd. 
Süddeutschland.  2.  Aufl.  Berlin  1920.  Ernst  Wasmuth  A.-G.  VIII 
u.  632  S.  in  8°  mit  Übersichtskarte.  Geb.  30  Jt. 

„Heimatbilder“.  Herausgegeben  vom  „Rheinischen  Verein  für 
Denkmalpflege  und  Heimatschutz“  unter  Leitung  des  Provinzial- 
konservators der  Rheinprovinz  Prof.  Dr.  Renard.  Moers  1921. 
Aug.  Steiger.  — 1.  Folge:  Aus  einer  niederrheinischen  Kleinstadt. 

Federzeichnungen  von  G.  Olms,  Text  von  Prof.  Renard.  — 2.  Folge: 
Eifel-Bilder.  Federzeichnungen  von  Prof.  F.  v.  Wille,  Text  von 
Klara  Viebig.  — 3.  Folge:  Die  gute  alte  Zeit.  Federzeichnungen  von 
Karl  Möhler,  Text  von  Augustin  Wibbelt.  — 4.  Folge:  Rheinische 
Stadttore.  Federzeichnungen  von  G.  Olms,  Text  von  Rudolf  Herzog. 
— 5.  Folge:  Burg  Eltz.  Federzeichnungen  von  Ernst  Stahl,  Text 
von  Prof.  Dr.  Renard.  — Jede  Folge  enthält  in  Umschlag  6 Blatt 
Darstellungen  und  1 Blatt  Text  in  Größe  von  28,5  : 38,5  cm.  Preis  12  Jt. 
Vorzugsausgabe  in  Mappe,  nummeriert  1 bis  50,  150  Jt. 

Heucky,  Karl.  Die  Wärmeverluste  durch  ebene  Wände 
unter  besonderer  Berücksichtigung  des  Bauwesens.  München  u.  Berlin 
1921.  R.  Oldenbourg.  VIII  u.  124  S.  in  gr.  8°  mit  25  Abb.  Geh.  26  Jt, 
geb.  36  Jt. 

Herzog,  Siegfried.  Berechnung  technischer  und  industrieller 
Betriebe.  Wien  u.  Berlin  1921.  Urban  u.  Schwarzenberg.  VII  u. 
455  S.  in  gr.  8°  mit  5 Abb.  Geh.  70  Jt. 

Heyd,  Hermann.  Der  Städtische  Tiefbau.  Ein  Hilfsbuch  für  die 
Selbstbelehrung  und  die  Praxis.  Leipzig.  H.  A.  Ludwig  Degener. 
VIII  u.  144  S.  in  8°  mit  122  Abb.  im  Text  u.  einem  Tabellenanhang. 
Geb.  10,50  Jt  und  100  vH  Teuerungszuschlag. 

Dr.  Heymann,  Hans.  Die  Sacblebensversicherung  und  ihr  Einfluß 
auf  das  Wirtschaftsleben.  I.  Hauslebensversicherung,  II.  Schiffslebens- 
versicherung, III.  Maschinenlebensversicherung.  Hamburg  1921.  Paul 
Hartung.  48  S.  in  8°.  Geh.  7 Jt. 

Dr.  Höfle.  Reichs-Besoldungsordnung  mit  Erläuterungen  nach 
den  Beschlüssen  des  Reichstags  vom  16.  Dezember  1920.  (1.  Sonder- 
heft zum  Deutschen  Beamten-Archiv.)  2.  Aufl.  Berlin  SW  48. 

I Wirtschaftsverlag  (A.  Sudau).  40  S.  in  8°.  Geh.  4 Jt. 
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Jura- Erschließungsstraßen.  Erfahrungen  und  Erwägungen 
zur  produktiven  Erwerbslosenfürsorge.  Unter  Mitarbeit  von  Otto 
Nitzsch  verfaßt  von  Dr.  Kurz.  Eichstätt  1921.  Pb.  Brömersche 
Buchdruckerei  (Peter  Seitz).  36  S.  in  8°  mit  einer  Übersichtskarte.  Geh. 

Kachelöfen  und  Kachelherde  in  Bayern.  18  Konstruk- 
tionstypen. Bearbeitet  von  der  Heiztechnischen  Landeskommission 
München.  Herausgegeben  von  der  Bayerischen  Landeskohlenstelle 
München,  Leopoldstr.  4.  1921.  18  Tafelblätter  in  Größe  von  21  : 29  cm 

mit  zugehörigem  Text.  Geh.  7,50  Jl. 

Dr.  Karlinger,  Hans.  Aus  Altbayern.  Städte  und  Bilder.  München 
1920.  Verlag  für  praktische  Kunstwissenschaft,  F.  Schmidt.  145  S. 
in  4°  mit  zahlr.  Abb.  Geb.  30  M. 

Kaufmann,  Heinrich.  Das  deutsche  Bauprogramm  1921  bis  1924. 
Ein  Vorschlag  zur  Beseitigung  der  Wohnungsnot.  Unter  Mitwirkung 
von  Karl  Fiebig.  Berlin  1921.  Industriebeamten -Verlag.  41  S.  in  8° 
mit  Abb.  Geh.  3,50  Jl. 

Kern,  Joseph.  Tabellen  zur  Baustoffbedarfs-  und  Preisermittlung 
im  praktischen  Baugewerbe.  Gumbinnen  1920.  C.  Sterzeis  Buch- 
handlung, Gebr.  Reimer.  75  S.  in  4°.  35  Jl. 

Klemanu,  Friedrich.  Systematische  Selbstkostenberechnung. 
(Gloeckners  Handels-Bücherei,  herausgegeben  von  Prof.  Adolf  Ziegler. 
Bd.  66/67.)  Leipzig  1921.  G.  A.  Gloeckner.  VI  u.  202  S.  in  8°. 
Geb.  6 Jl  und  100  vH  Teuerungszuschlag. 

®r.  = 3ug.  Klinkmüller,  Johannes.  Kunststein- Straßen pflaster. 
Berlin  1921.  Verlag  Tonindustrie-Zeitung.  2 Teile  in  kl.  8°.  1.  Teil. 
Anforderungen  und  Beschreibung  der  Pflastersteine.  72  S.  mit  54  Abb. 

2.  Teil.  Erfahrungen  und  praktische  Bewertung  der  Pflastersteine.  52  S. 
Jeder  Teil  geb.  7,50  Jl  ohne  Zuschlag. 

Knappmeyer.  Beamten-Pensionsgesetze  für  Reich  und  Preußen. 
Zusammenstellung  sämtlicher  gesetzlicher  Bestimmungen  über  Ruhe- 
gehalt, Wartegeld,  Hinterbliebenenbezüge  mit  Erläuterungen  nach 
Fassung  der  neuesten  Beschlüsse  des  Reichstags  und  der  preußischen 
Landesversammlung  vom  17.  Dezember  1920  (3.  Sonderheft  zum 
Deutschen  Beamten-Archiv).  Berlin  SW 48.  Wirtschaftsverlag  ( A.  Sudau). 

80  S.  in  8°.  Geh.  8 Jl. 

Koll,  Gottfried.  Brücken  aus  Holz.  Dritte  verbesserte  Auflage. 
(Bibliothek  der  gesamten  Technik,  266.  Bd.)  Leipzig  1921.  Dr.  Max 
Jänecke.  VI  u.  112  S.  in  8°  mit  178  Abb.  Geh.  8,2 b Jl. 

S)r.=3lt(]-  Krebitz,  Joseph.  Schaulinien  zur  wirtschaftlichen  Be- 
stimmung exzentrisch  belasteter  Rechteck-Querschnitte  aus  Eisen- 
beton. Graz,  Wien,  Leipzig  1921.  Leuschner  u.  Lubensky,  Universi- 
tätsbuchhandlung. 47  S.  in  8°  mit  7 Tafeln.  Geh.  10  Jl. 

Kreitmaier,  Joseph,  S.  J.  Beuroner  Kunst.  Eine  Ausdrucksform 
der  christlichen  Mystik.  Dritte  vermehrte  und  verbesserte  Auflage. 
Freiburg  i.  Br.  1921.  Herder  u.  Ko.  XVIII  u.  116  S.  in  gr.  8°  mit 
37  Tafeln.  Geh.  28  Jl,  geb.  35  Jl  und  Zuschläge. 

Dr.  Kraschwitz.  Großhaus  oder  Kleinhaus?  Mit  Nachwort  von 
Johannes  Lubahn.  Herausgegeben  vom  Heimstättenamt  der  deut- 
schen Beamtenschaft,  Berlin.  12  S.  in  8°.  Geh.  2 Jl. 

Dr.  Kiihu,  Karl.  Trennung  von  Kirche  und  Staat  — und  der 
Denkmalschutz.  Sonderdruck  aus  Nr.  27  u.  28,  Jahrg.  1920  der 
„Technischen  Blätter“.  Teplitz- Schönau.  Verlag  Technischer  Zeit- 
schriften G.  m.  b.  H.  16  S.  in  gr.  8°  mit  4 Abb.  Geh.  6 Jl. 

Die  Kunstdenkmäler  von  Bayern.  Herausgegeben  im  Auf- 
trag des  Staatsministeriums  des  Innern  für  Erziehung  und  Kultus. 
München.  R.  Oldenbourg.  In  gr.  8°.  3.  Bd.  Regierungsbezirk  Unter- 
franken und  Aschaffenburg.  Herausgegeben  im  Auftrag  des  Landes- 
amts für  Denkmalpflege  von  Felix  Mader.  20.  Heft.  Bezirksamt 
Gemünden.  Bearbeitet  von  Adolf  Feulner.  166  S.  mit  112  Abb., 

7 Tafeln  u.  1 Karte.  Geb.  40  Jl,  zuziigl.  Sort. -Teuerungszuschlag. 

Link,  Erwin.  Erdbau.  2.  Aufl.  (Sammlung  Göschen.)  Berlin  u. 
Leipzig  1920.  Vereinigung  wissenschaftl.  Verleger  Walter  deGruyter  u.Ivo. 
135  S.  in  kl.  8°  mit  72  Abb.  Geb.  2,10,  //  und  100  vH  Teuerungszuschlag. 

Martin,  L.  Die  Gewinnung  von  Schwefel  und  Schwefelsäure  aus 
Gips.  Berlin  1920.  Verlag  Tonindustrie-Zeitung.  12  S.  in  8°.  Geh.  1,50  Jl.  j 
Mehrtens,  G.  C.  Vorlesungen  über  Ingenieur  - Wissenschaften. 
Zweiter  Teil:  Eisenbrückenbau.  Zweiter  Band:  Eisenbrücken  im  all- 
gemeinen. Vollwand-  und  Rahmenträgerbrücken.  Leipzig  1920. 
Wilhelm  Engelmann.  VIII  u.  266  S.  in  gr.  8°  mit  333  Textabb. 
Geh.  32  Jl  und  50  vH  Verlegerteuerungszuschlag. 

Much,  Hans,  lslamik.  Westlicher  Teil  bis  zur  persischen  Grenze. 
Hamburg  1921.  L.  Friederichsen  u.  Ko.  In  gr.  8°.  16  S.  Text  u. 

80  S.  Abb.  Geh.  50  Jl. 

Otzeu,  Robert.  Praktische  Winke  zum  Studium  der  Statik  und 
zur  Anwendung  ihrer  Gesetze.  Ein  Handbuch  für  Studierende  und 
praktisch  tätige  Ingenieure.  3.  Aufl.  Berlin  u.  Wiesbaden  1921. 

C.  W.  Kreidels  Verlag.  VII  u.  178  S.  in  8°  mit  125  Textabb.  Geh. 

20  Jl,  geb.  24  Jl. 

Dr.-Ing.  Salier,  Heinrich.  Einfluß  bewegter  Last  auf  Eisenbahn- 
oberbau und  Brücken.  Berlin  u.  Wiesbaden  1921.  C.  W.  Kreidels 
Verlag.  74  S.  in  gr.  8°  mit  4S  Textabb.  Geh.  16  Jl. 


Schau,  A.  Der  Brückenbau.  Leitfaden  für  den  Unterricht  an 
den  Tiefbauabteilungen  der  Baugewerkschulen  und  verwandten  tech- 
nischen Lehranstalten.  Erster  Teil:  Allgemeines.  Durchlässe  und 
massive  Brücken.  Hölzerne  Brücken.  Unterhaltung,!  Überschlägliche 
Kostenberechnung.  3.  Aufl.  Leipzig  u.  Berlin  1921.  B.  G.  Teubner. 
X u.  212  S.  in  gr.  8°  mit  334  Abb.  u.  6 Tafeln.  In  Pappband  13,60  Jl. 

Schau,  A.  Der  Eisenbahnbau.  Leitfäden  für  den  Unterricht  an 
den  Tiefbauabteilungen  der  Baugewerkschulen  und  verwandten  tech- 
nischen Lehranstalten.  Zweiter  Teil : Stationsanlagen  und  Sicherungs- 
wesen. Dritte  verbesserte  Auflage.  Leipzig  u.  Berlin  1919.  B.  G. 
Teubner.  VI  u.  150  S.  in  gr.  8°  mit  297  Abb.  im  Text  und  auf  einer 
Tafel.  In  Pappband  6,80  Jl. 

Schau,  A.  Statik.  Leitfaden  für  den  Unterricht  an  Baugewerk- 
schulen und  verwandten  technischen  Lehranstalten.  In  gr.  8U.  Leipzig 
u.  Berlin  1921.  B.  G.  Teubner.  Teil  III A.  Für  die  Hochbauabteilungen. 
VI  u.  108  S.  mit  23S  Abb.  In  Pappband  6,80  Jl.  — Teil  IV  A.  Die  Statik 
der  Eisenbetonbauten.  IV  u.  136  S.  mit  113  Abb.  In  Pappband  8,80  Jl. 

Scherudl,  Balthasar.  Führer  durch  den  Mariä-Empfängnis-Dom 
in  Linz.  Linz-Urfahr  1902.  Verlag  katholischer  Preßverein.  158  S. 
in  8°  mit  zahlreichen  Abbildungen.  Geh.  90  Jl. 

Sclmiid,  Karl.  Technische  Studienhefte.  Bearbeitet  für  den 
Gebrauch  an  der  Schule  und  in  der  Praxis.  In  4°.  Stuttgart  1920. 
Konrad  Wittwer.  2.  Heft:  Statik  und  Festigkeitslehre.  Sechste  um- 
gearbeitete und  erweiterte  Auflage.  72  S.  mit  8 Tafeln  u.  23  Tabellen. 
Geh.  8 Jl. — 14.  Heft:  Baumechanik  einschließlich  Eisenbeton.  Sechste 
umgearbeitete  und  erweiterte  Auflage.  52  S.  mit  5 Tafeln  u.  9 Tabellen. 
Geh.  6 M.  — 15.  Heft:  Straßenbau  samt  Befestigung,  Reinigung  und 
Unterhaltung  von  Land-  und  Ortsstraßen.  Anhang:  Umlegungen  von 
Bauland.  61  S.  mit  10  Tafeln.  Geh.  10  Jl. 

Schröder,  Max.  Perspektive.  6.  Aufl.  Durchgesehen  von  Ludwig 
Warning.  Strelitz  i.  Mecklenburg  1920.  Polytechn.  Verlagsgesellschaft 
Max  Hittenkofer.  47  S.  in  8°  mit  47  Abb.  Geh.  5 Jl  und  Ortszuschlag. 

Schwalb  ach,  Otto.  Der  Glocken  Tod  und  Auferstehung.  Der 
Kirchenglocken  Gang  zum  Schmelzofen  in  den  Kriegsjahren  1917  bis  1918 
und  Merkwürdiges  über  ihre  Zusammensetzung  und  Verarbeitung 
nebst  Winken  für  die  Wiederherstellung  unseres  Glockenwesens.  Mit 
einem  Vorwort  von  Prof.  Dr.  Schwamborn.  Bearbeitet,  heraus- 
gegeben  und  zu  beziehen  von  Gerichtsrat  a.  d.  Hoffschulte,  Münster 
L Westf.,  Burchardstr.  8 3S  S.  in  8°  mit  4 Vollbildern  in  Autotypie- 
druck. Geh.  8 Jl  ohne  Teuerungszuschlag. 

Dr.  Seipp,  Heinrich.  Vom  Naumburger  Dom.  Eine  werkstoff- 
liche Untersuchung.  Sonderabdruck  aus  der  Zeitschrift  „Der  Stein- 
bruch“, Jahrg.  1920.  25.  u.  26.  Heft.  24  S.  in  8°. 

Spitzeupfeil,  Loreuz  Reinhard.  Denkmal  und  Schrift.  Ein 
Beitrag  zu  praktischer  Schriftarbeit.  187.  Flugschrift  des  Dürer- 
bundes. München.  Georg  D.  W.  Callwey.  24  S.  in  8°  mit  115  Bei- 
spielen nach  Zeichnungen  des  Verfassers.  Geb.  2,50  Jl. 

Starke,  Rieh.  F.  Gaswirtschaft.  Ein  Beitrag  zur  Prüfung  der 
Wirtschaftlichkeit  der  Nebenproduktengewinnung,  des  Gasbetriebes  für 
Stahlwerke  und  Kraftwerke  und  der  Gasfernversorgung.  Berlin  1921. 
Julius  Springer.  VII  u.  174  S.  in  8°.  Geh.  34  Jl. 

Dr.  Stölir,  Karl  F.  Der  Baukredit.  München,  Berlin  u.  Leipzig  1921. 
Verlag  J.  Schweitzer  (Arthur  Sellier).  VIII  u.  164  S.  in  8°.  Geh.  12  Jl. 

Uber,  R.  Feuerschutz-  und  Feuerlöscheinrichtungen  in 
preußischen  Staatsgebäuden  unter  Berücksichtigung  der  Siedlungs- 
bauten. Dritte  erweiterte  Auflage.  Berlin  1921.  Wilhelm  Ernst  u.  Sohn. 
13  S.  in  SO.  Geh.  2,40  Jl. 

Veröffentlichungen  der  Bayer.  Landesstelle  für  Ge- 
wässerkunde. Die  Niederschlagsverhältnisse  in  Bayern  und  in 
den  angrenzenden  Staaten  in  Kartendarstellungen.  Bearbeitet  von 
Dr.  Joseph  Haeuser.  München  1920.  Theodor  Riedel.  Atlas  mit 

23  Tafeln  55:67  cm,  enthaltend  17  Karten  i.  M.  1:1000000  und 

24  Karten  i.  M.  1:2000  000.  Preis  60  Jl  ohne  Zuschlag. 

Verzeichnis  der  Reichsbehörden.  Aufgestellt  im  Reichs- 
ministerium des  Innern  (Oktober  1920).  66  S.  in  S°.  Geh.  4,60  Jl. 

Dr.  Warseli.  W.  Antwerpen,  Rotterdam  und  ein  Rhein-Maas- 
Schelde-Kanal.  Inaugural- Dissertation  zur  Erlangung  der  Doktor- 
würde. Duisburg  1920.  „Rhein“,  Verlagsgesellschaft.  96  S.  in  8°  mit 
einem  Ubersichtsplan.  Geh.  12,30  Jl  postfrei. 

Wissenschaftliche  Veröffentlichungen  des  Deutsch- 
Türkischen  Denkmalschutz-Kommandos.  Herausgegeben  von 
Theodor  Wiegand.  1.  Heft:  Sinai.  Von  Theodor  Wiegand.  Mit 
Beiträgen  von  F.  Freiherrn  Kress  v.  Kressenstein,  W.  Schubart, 
C.  Watzinger,  E.  Werth  und  K.  Wulzinger.  Berlin  u.  Leipzig  1920. 
Vereinigung  wissenschaftl.  Verleger  Walter  de  Gruyter  u.  Ko.  145  S. 
26  : 36  cm  groß  mit  8 Tafeln  u.  142  Abb.  im  Text.  Geb.  100  Jl. 

Zeitfragen  der  Binnenschiffahrt.  Schriften  des  Vereins  zur 
Wahrung  der  Rheinschiffahrtsinteressen.  2.  Heft:  Die  Binnenschiffahrt 
in  der  alten  und  neuen  Reichsverfassung  unter  Berücksichtigung  der 
Entwürfe.  Von  Dr.  Karl  Well  ne  r.  Duisburg  1920.  „Rhein“,  Verlags- 
gesellschaft. 48  S.  in  S°.  Geh.  6,75  Jl  postfrei. 


Verlag  von  Wilhelm  Ernst&Sohn,  Berlin.  — Für  den  nichtamtlichen  Teil  verantwortlich:  Fr.  Schultze,  Berlin. 


Druck  der  Buchdruckerei  Gebrüder  Ernst.  Berlin. 
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INHALT:  Amtliches:  Dienst-Nachrichten.  — Nlohtamtliohos : Antwerpen,  Rotterdam  und  ein  Rhein-Maas-Scholde-Kanal.  — Stoßwirkungen  unrunder  Bremsräder  auf  den 
Eisenbahnoberbau.  (Schluß  ) — Die  Torfstreu  als  Wärmeschutz.  — Vermischtes:  Verleihung  der  Würde  eines  Doktor- Ingenieurs  ehrenhalber.  — Wett 
bewerbe  für  Entwürfe  zur  künstlerischen  Ausgestaltung  von  zwölf  großen  Umspannerstellen  in  Bayern  und  zu  einem  Heldendnnkmal  mit  Ehrenfriedhof 
für  Kriegsteilnehmer  in  Hamburg.  — Wasserstraßenbauten  in  Preußen.  — Ausbau  des  Königsberger  Seehafens.  — Beratungstellen  zur  Förderung  der 
Lehmbauweise.  — Wahl  zum  ersten  Beigeordneten  der  Stadt  Bad  Homburg.  — Karten  der  Landesaufnahme.  — Technische  Hochschule  Dresden.  — Künstler- 
vereinigung „Die  Ecke“  in  Augsburg.  — (irundsätze  für  zeitgemäße  Kleinliausplanrertigung.  — Ziegeldeckung  mit  Luftschicht.  — Fiächenmaßstab  für 
Felseinschnitte  mit  Oberboden  in  wagereehtem  und  quergeneigtem  Gelände.  — Radgestellfederung. 


Amtliche  Mitteilungen. 


Preußen. 

Versetzt  sind:  die  RegieruDgs-  und  Bauräte  Weltmann  von 
der  Regierung  in  Stade  an  die  Regierung  in  Stralsund,  Germanus 
vom  Schleusenbau  Kostheim  a.  Main  nach  Duisburg  zur  Hafenver- 
waltung und  Goldsticker  vom  Staubeckenbauamt  in  Ottmachau  an 
das  Wasserbauamt  in  Diez  a.  d.  Lahn. 

Versetzt  sind  ferner:  die  RegieruDgsbaumeister  Diefenbach  von 
Insterburg  nach  Alienburg  als  Bauleiter  beim  Schleusenbau  und 
Wiegmann  von  der  Abteilung  für  Vorarbeiten  in  Hannover  in  die 
Wasserbauabteilung  des  Ministeriums  der  öffentlichen  Arbeiten. 

Der  Regierungsbaumeister  Martinius  ist  dem  Hafenbauamt  iu 
Swinemünde  überwiesen. 

Der  Regierungs baumeister  2>r.=!yng.  Behrendt  ist  zum  Regie- 
rungsrat im  Ministerium  für  Volkswohlfahrt,  der  Kreisbaumeister 
Krause  in  Freienwalde  zum  Regierungsrat  ernannt  worden. 

Die  Staatsprüfung  haben  bestanden:  die  Regierungsbauführer 
Johannes  Krüger  und  Friedrich  Moritz  (Hochbaufach);  — Erich 
Semler  und  Hans  Mügge  (Wasser-  und  Straßenbaufach). 

Die  Königl.  Oberbauräte  Max  Täglichsbeck,  früher  Mitglied 
der  Eisenbahndirektion  Hannover,  und  Otto  Lehmann,  früher 
Mitglied  der  Eisenbahndirektion  Posen,  der  Königl.  Gewerbeschulrat 
Richard  Müller,  früher  Baugewerkschuldirektor  in  Hildesheim,  und 
der  Baurat  Jos.  Niederehe,  Vorstand  der  Moselbabn- Aktiengesell- 
schaft in  Trier,  sind  gestorben. 

Deutsches  Reich. 

Reichseisenbahnen.  Preußen  - Hessen.  Der  Reichspräsident 
hat  den  Regierungs-  und  Baurat  Theodor  Richard  in  Saarbrücken 
zum  Oberregierungsbaurat  ernannt. 

Es  sind  verliehen  planmäßige  Stellen:  für  Mitglieder  der  Eisen- 
bahndirektionen dem  Regierungs-  und  Baurat  Hesse  in  Köln;  — für 
Vorstände  der  Eisenbahn -Betriebsämter  den  Regierungsbaumeistern 
des  Eisenbahnbaufaches  Ruckes  in  Magdeburg  und  Budde  in 
Oppeln;  — für  Vorstände  der  Eisenbahn -Werkstättenämter  dem  Re- 
gierungsbaumeister des  Maschinenbaufaches  Metzkow  in  Beriiu- 
Grunewald;  — für  Regierungsbaumeister  den  Regierungsbaumeistern 
des  Eisenbahnbaulaches  Meth  in  Oppeln  und  Janssen  in  Rheine. 


Der  Regierungsbauführer  des  Eisenbahn-  und  Straßenbaufaches 
Alfred  Prehm  aus  Potsdam  ist  zum  Regierungsbaumeister  ernannt. 

Reichseisenbahnen.  Bayern.  In  gleicher  Diensteseigen- 
schaft  sind  in  etatmäßiger  Weise  berufen  worden:  der  Vorstand  der 
Bauinspektion  Bayreuth  Regierungsrat  Ludwig  Bauer  an  das  Bau- 
konstruktionsamt beim  Reichsverkehrsministerium,  Zweigstelle  Bayern 
in  München,  der  Vorstand  der  Maschineninspektion  Weiden  Regie- 
rungsrat Eugen  Konrad  als  Vorstand  an  die  Materialbescbaffungs- 
inspektion  Nürnberg,  der  Vorstand  der  Werkstätteninspektion  II 
Weiden  Direkiionsrat  Ernst  Berg  als  Vorstand  an  die  Maschinen- 
inspektion Weiden  und  der  etatmäßige  Regierungsbaumeister  der  vor- 
maligen Reichseisenbahnen  in  Elsaß -Lothringen  Johann  Seuffert  in 
München  als  Vorstand  an  die  Bauinspektion  Bayreuth. 

Reichseisenbahnen.  Württemberg.  Der  Reichspräsident  hat 
dem  Ministerialdirektor  Lupf  er  in  der  vormaligen  Zweigstelle  Württem- 
berg des  Reichsverkehrsministeriums  die  nacbgesuchte  Entlassung  aus 
dem  Reichsdienst  erteilt. 

Reichsvermögensverwaltung.  Der  Regierungsbaurat  Schul  tze 
vom  Landesfinanzamt,  Abteilung  Reichsschatzverwaltnng,  Hannover 
ist  zum  Landesfiuanzaint,  Abteilung  Reichsschatzverwaltung,  Düssel- 
dorf versetzt  worden. 

Reichswehrministerium.  Marine.  Der  Marinebaumeister 
(auf  Wartegeld)  Stamm  ist  als  Marinebaurat  in  die  Reicbsmarine 
wieder  eingestellt. 

Postbauverwaltung.  Der  Regierungsbaumeister  Berghoff  in 
Chemnitz  ist  zum  Postbaurat  ernannt  worden. 

Reichspostverwaltung.  Bayern.  Der  Postrat  Emil  Lü st  der 
Oberpostdirektioii  Speyer  ist  mit  Wirkung  vom  1.  April  1920  an  zum 
Oberpostrat  befördert  worden. 

Baden. 

Der  Regierungsbaumeister  Wilhelm  Zahs  in  Lörrach  ist  zur  Ober- 
direktion des  Wasser-  und  Straßenbaues  versetzt  worden. 

Hessen. 

Der  mit  Versehung  des  Dienstes  als  zweiter  Beamter  des  hessischen 
Hochbauamts  Darmstadt  beauftragte  Baurat  Ludwig  Vogt  in  Darmstadt 
ist  zum  Vorstand  des  hessischen  Hochbauamts  Alsfeld  ernannt  worden. 


[Alle  Reohte  Vorbehalten  ] 


Nichtamtlicher  Teil. 

Schriftleiter;  Friedrich  Schultze  und  Richard  Bergius. 


Antwerpen,  Rotterdam  und  ein  Rhein -Maas -Schelde -Kanal. 


Seit  Jahrzehnten  wird  in  Kreisen  des  Niederrheins  für  die  Her- 
stellung eines  Rhein-Maas-Schelde-Kanals*)  Stimmung  gemacht.  Dem 
Entwurf  von  Hentrich-Krefeld,  der  zur  Förderung  des  Durchgangs- 
verkehrs Antwerpen  auf  kurzem,  ebenem  und  damit  billigem  Wege, 
nämlich  über  Krefeld -Uerdingen,  mit  dem  Rheinisch -Westfälischen 
Industriegebiet  zu  verbinden  strebt,  folgte  der  Plan  von  Schneiders- 
Aachen,  der  die  Schaffung  eine*-  das  durchzogene  Gebiet  erschließenden 
Wasserstraße  von  Antwerpen  nach  Köln,  also  in  der  Richtung  auf 
den  Oberrhein,  verfolgt,  und  der  Plan  von  Valentin-M.-Gladbach, 
der  eine  mittlere  Linie  einhält. 

Die  Frage  des  Rhein-Maas-Schelde-Kanals  hat  dadurch  erhebliche 
Bedeutung  erlangt,  daß  durch  § 361  des  Versailler  Friedensvertrages 
vom  28.  Juni  1919  folgende  Bestimmung  getroffen  ist:  „Falls  sich 


*)  Antwerpen,  Rotterdam  und  ein  Rhein -Maas -Schelde -Kanal. 
Inauguraldissertation  zur  Erlangung  der  Doktorwürde.  Von  Dr.  W. 
Warsch.  Duisburg  1920.  Rhein,  Verlagsgesellschaft.  96  S.  in  8°  mit 
einem  Übersichtsplan.  Geh.  12,30  Jt  postfrei. 


j Belgien  binnen  25  Jahren  nach  Inkrafttreten  des  gegenwärtigen  Ver- 
trags entschließt,  einen  Großschiffahrtweg  Rhein — Maas  in  der  Höhe 
von  Ruhrort  zu  bauen,  ist  Deutschland  verpflichtet,  den  auf  seinem  Ge- 
biet gelegenen  Teil  dieses  Schiffahrtweges  nach  den  ihm  von  der  belgi- 
schen Regierung  mitgeteilten  Plänen  und  nach  Zustimmung  der  Zentral- 
kommission zu  bauen.“  Aus  dieser  Deutschland  gemachten  Auflage  ist 
ohne  weiteres  ersichtlich,  welche  großen  Vorteile  Belgien  sich  von  der 
Schaffung  eines  solchen  Wasserweges  verspricht.  Ob  der  Kanal  auch 
für  Deutschland  vorteilhaft  ist,  dürfte  keineswegs  unbestritten  sein. 

Zur  Beurteilung  der  Frage  ist  die  oben  bezeichnete  Schrift  als 
willkommener  Beitrag  zu  begrüßen,  zumal  da  der  Verfasser  in  dankens- 
werter Weise  die  Hafen-  und  Verkehrsverhältnisse  von  Antwerpen 
und  Rotterdam  so  eingehend  bespricht,  daß  diesen  Erörterungen  zwei 
Drittel  der  Abhandlung  gewidmet  sind. 

Antwerpen  und  Rotterdam,  die  beiden  miteinander  im  Wettbewerb 
befindlichen  Häfen,  standen  im  Jahre  1912  mit  nahezu  gleichen  Ver- 
kehrsmengen von  etwa  23  Millionen  Nettoregistertonnen  unmittelbar 
hinter  Neuyork  und  Hamburg,  also  unter  den  Welthäfen  an  dritter 
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und  vierter  Stelle.  Bei  ihrer  Entwicklung  sind  beide  Häfen  stets 
von  dem  deutschen  Wirtschaftsleben  abhängig  gewesen,  und  das  wird 
immer  so  bleiben. 

Antwerpen  ist  der  am  weitesten  westwärts  vorgeschobene  Hafen 
Mitteleuropas;  von  dort  fahren  die  Dampfer  vier  bis  sechs  Tage  später 
ab  als  von  Hamburg  oder  Bremen;  der  Hafen  ist  leicht  anzusteuern 
und  wird  von  zahlreichen  Dampferlinien  mit  größten  Schiffen  regel- 
mäßig angelaufen;  er  ist  88  km  landeinwärts  belegen  und  an  sein 
Hinterland  mit  einem  ausgezeichneten  Eisenbahnnetz  angeschlossen. 
Der  Hafen  ist  mit  Kränen,  Gleisen  und  Ladehallen  trefflich  aus- 
gestattet und  erfreut  sich  fleißiger,  geschickter  und  bescheidener 
flämischer  Hafenarbeiter.  Bei  diesen  Vorzügen  wird  der  Hafen  — 
abgesehen  von  dem  Personen-  und  Postverkehr  — für  pünktliche, 
schnelle  und  sichere  Verladung  von  hochwertigen  Stückgütern,  Haib- 
und Fertigerzeugnissen,  bevorzugt,  obwohl  der  4.3  m betragende  Flut- 
wechsel große  Kranhubhöhen  von  G,5  m über  mittlerem  Niedrigwasser 
bedingt.  Dem  Hafenverkehr  kommen  überdies  geringe  Eisenbahn- 
frachten zugute  und  der  Umstand,  daß  weder  Hafenbahngebühren 
noch  Wagenstandgelder  erhoben  werden.  Den  großen  Vorzügen  steht 
der  Nachteil  gegenüber,  daß  der  Schleusendienst  bei  Nacht  ruht.  Vor 
allen  Dingen  aber  sind  die  anschließenden  Binnenwasserstraßen  wenig 
vorteilhaft,  und  insbesondere  läßt  die  Verbindung  mit  dem  Rhein  sehr 
viel  zu  wünschen  übrig.  Diesem  großen  Ubelstande  soll  der  Rhein- 
Maas-Schelde-Kanal  abhelfen. 

Der  bedeutende  Verkehr  Antwerpens  führt  zu  einer  guten  Schiffs- 
raumausnutzung; die  Rückfrachten  betragen  80  vH,  während  sie  sich 
in  Hamburg  nur  zu  48  und  in  Rotterdam,  bei  dem  die  Einfuhr  sehr 
erheblich  überwiegt,  nur  zu  33  vH  ergeben. 

Während  in  Rotterdam  der  Speditionsverkehr  überragt  — der  Ge- 
treidehandel spielt  sich  in  Duisburg,  Mannheim  und  Frankfurt,  der 
Kaffeehandel  in  Köln  und  der  Erzhandel  in  Ruhrort  ab  — , hat  Ant- 
werpen einen  umfassenden  Eigenhandel. 

Rotterdam  hat  nur  1,3  m Flutwechsel;  sein  schleusenfreier,  offener 
Haren  ist  bei  Sturm  schwer  anzulaufen.  Er  liegt  34  km  landeinwärts 
und  verfügt  nicht  über  besonders  gute  Eisenbahnverbindungen.  Da- 
gegen ist  sein  anschließendes,  ausgedehntes  Kanalnetz  ausgezeichnet. 
Der  wichtigste  Zubringer  aber  ist  der  Rheinstrom,  für  dessen  Verkehr 
er  den  natürlichen  End-  und  Ausgangspunkt  bildet.  Ungünstig  wirken 
die  hohen  Lohnforderungen  der  klassenbewußten  und  wohlorgauisierten 


Hafenarbeiterschaft.  Große  Hafenwasserflächen,  leistungsfähige,  schwim- 
mende Getreideelevatoren  sowie  bestgebaute  Greifer  für  Kohle  und 
Erz  bewältigen  den  gewaltigen  Verkehr  von  Massengütern  und  ins- 
besondere von  Erzen,  Kohlen  und  losem  Getreide. 

Von  diesem  Verkehr  nennenswerte  Mengen  nach  Antwerpen  zu 
ziehen,  ist  das  Streben  Belgiens.  Erhofft  wird  diese  Wirkung  von  dem 
Rhein -Maas- Schelde -Kanal,  der  wichtige  Wirtschaftsgebiete  in  das 
Einflußgebiet  Antwerpens  verschieben  würde,  die  jetzt  durch  den 
Rhein  an  Rotterdam  angeschlossen  sind.  Dr.  Warsch  hält  das  insofern 
für  vorteilhaft,  als  dadurch  ein  Wettbewerb  zwischen  Rotterdam  und 
Antwerpen  derart  ausgelöst  werden  würde,  daß  Deutschland  zwischen 
beiden  Häfen  frei  wählen  könnte,  während  bisher  für  hochwertige 
Güter  fast  allein  Antwerpen  und  für  Massengüter  ausschließlich  Rotter- 
dam zur  Verfügung  steht. 

In  dieser  Hinsicht  dürfte  dem  Verfasser  nicht  beizutreten  sein. 
Die  Möglichkeit,  Rotterdam  und  Antwerpen  gegeneinander  ausspielen 
zu  können,  ist  von  durchaus  untergeordneter  Bedeutung  gegenüber 
den  weitgehenden  Schädigungen,  die  ein  Rhein-Maas-Schelde-Kanal 
den  deutschen  Nordseehäfen  und  besonders  Hamburg,  Bremen  sowie 
Emden  zufügen  würde.  Überdies  sollte  und  wird  die  wirtschaftliche 
Entwicklung  nicht  wirkungslos  an  der  Tatsache  vorübergeben,  daß 
die  Niederlande  fast  das  einzige  Land  waren,  das  während  des  Krieges 
eine  nicht  einseitige  Neutralität  bewahrt  hat,  und  daß  in  Antwerpen 
der  Deutsche  nicht  mehr  gern  gesehen  wird. 

Deutschland  freilich  kann  an  der  Bestimmung  des  Friedensvertrages 
über  den  Rhein-Maas-Schelde-Kanal  nichts  ändern;  die  Niederlande 
aber  dürften  es  aus  eigenem  Nutzen  vor  dem  Kanal  bewahren.  Ohne 
die  Zustimmung  der  Niederlande  ist  die  Ausführung  unmöglich,  weil 
der  Schiffahrtweg  niederländisches  Gebiet  durchqueren  muß.  Daß  die 
Zustimmung  der  Niederlande  durch  Zugeständnisse  erreicht  werden 
kann,  die  Belgien  hinsichtlich  der  Maaskanalisierung  (1920  d.  Bl.,  S.  9) 
etwa  macht,  erscheint  wenig  wahrscheinlich,  weil  die  Niederlande  sich 
zu  einem  rechtsufrigen  Maas- Seitenkanal  entschließen  können,  bei 
dessen  Anlage  sie  von  Belgien  unabhängig  sind. 

Unbeschadet  dieser  Abweichungen  von  den  Anschauungen  des 
Verfassers,  ist  die  Schrift  den  beteiligten  Kreisen  angelegentlich  zu 
empfehlen,  denn  sie  bietet  den  Tatsachenstoff  in  so  guter  Weise,  daß 
jeder  sich  sein  Urteil  selbst  bilden  kann. 

Berlin.  Ottmann. 


Stoßwirkuugen  unrnnder  Bremsräder  auf  den  Eisenbahnoberbau. 


(Schluß 

Beispiel.  Nimmt  man  für  ein  Rad  von  50  cm  Halbmesser  eine 
ausnahmsweise  große  Flacbstelle  von  30  cm  Länge,  nach  dem  Bogen 
gemessen,  an,  die  Zuggeschwindigkeit  sei  v = 1000  cm/Sek.  = 36  km/St., 

dann  ist  aus  E«  = 30  cm  der  Winkel  « = -^-  = 0,6,  woraus  oc 

i)\) 

= 34°  22,64'.  Die  der  Flachstelle  entsprechende  Sehnenlänge  ergibt 
sich  aus  2 R sin  = 2 • 50  sin  17°  11,32'  zu  29,55  cm.  Der  Pfeil  der 


aus 


Flacbstelle  errechnet  sich  aus  B 

Zurücklegung  der  ganzen  (im  Bogen 

30 

erforderliche  Zeit  t wird  = 0,03; 


B cos  — = 2,233  cm. 

u 


1000 

= 0,6  = 34  ° 22,64',  cos  ~ = 0,82534  und  sin 
K K 


50 


= 20  und 


==  0,56464.  Die 

der  Flachstelle  entsprechende  Höhe  RC(Abb.  1)  ist  gleich  B fl  — cos 
= 50  0, 17466  = 8,733  cm.  ' 

Gl.  11)  mit  Reihenentwicklung  des  ersten  Kosinus  wird 


Die  zur 

gemessenen)  Flachstelle 
v _ 1000 
B ~ 
v t 
H 

t 

B 


BC  — R 


0- 


(Vt  _ V 
\R  R ) 


— cos 


U2tr 


ngtx 2 

2 ~~  R)  ‘ 2 _r  2 r ' 

dieser  Gleichung  stellt  die  Hebung  des  entlasteten 


vt 

R 


Das  letzte  Glied 

Oberbaues  vor.  Die  für  den  Rückgang  des  entlasteten  Oberbaues  in 
die  Ruhelage  erforderliche  Zeit  ist  nach  obigem  zu  0.003  Sek.  gefunden. 
Um  in  dieser  Zeit  die  halbe  Flachstelle  von  30  cm  zu  durchlaufen, 

15 

wäre  eine  Zuggeschwindigkeit  von  = 50  m/Sek.  = 180  km/St. 

erforderlich,  also  eine 
liehen  weit  entfernt  ist. 


Geschwindigkeit,  die  von  den  derzeit  üb- 
Man  kann  zunächst  für  alle  größeren  Flach- 
stellen und  für  alle  größeren  Zu?geschwindigkeiten,  bei  denen  Trennung 
von  Rad  und  Schiene  stattfiudet,  annehmen,  daß  der  Oberbau 
während  des  Überspringens  der  Flachstelle  völlig  Zeit  findet,  in 
die  Ruhelage  zurückzukehren.  Es  tritt  also  hier  an  Stelle  des  letzten 
Gliedes  die  ganze  Oberbaudurchbiegung,  die  oben  zu  0,1286  cm 
berechnet  wurde.  Die  lotrechte  Endgeschwindigkeit  des  Oberbau- 
aufstiegs ist  dieser  Annahme  entsprechend  gleich  Null.  Man  erhält  also 


Nr.  19.) 

£<7=50(1 


(0,6— 20 /r) 2 

2 


0,82534)  + 1226,25  tx*  + 0,1286, 


cm. 


woraus  sich  tx  = 0,02166//  und  tx 2 = 0,0004695 
mit  der  Genauigkeit  des  Rechenschiebers  ergibt. 

Aus  Gl.  3)  ist  jetzt 

y1  =.  R ^COS  — C0S  = 0,80405 

Aus  Gl.  5) 

t/a  = -w  n9tx 2 = 0,575  cm. 

Endlich 

y3  = 0,1286  cm. 

Die  Summe  2/i  + 2/a  + Vs  deckt  sich,  soweit  dies  bei  der  Anwendung 
des  Rechenschiebers  verlangt  werden  kann,  genügend  genau  mit  der 
für  BC  oben  berechneten  Größe  8,733  cm. 

Die  Geschwindigkeit  v1  wird  nach  Gl.  4)  =usin^-^-  — 

= 165,91  cm,  v.j  nach  Gl.  6)  = ng  tx  =53,1  cm,  r3  = 0 bei  der  Annahme, 
daß  der  Oberbau  während  der  Entlastung  wieder  zur  Ruhe  gelangen 
kann.  An  dem  Stoß  mit  der  Geschwindigkeit  r3,  der  von  dem  unter 
Wirkung  der  Federung  stehenden  Fall  herrührt,  nimmt  die  ganze 

unterhalb  der  Federung  gelegene 
Masse  des  Radsatzes  teil,  an  dem 
Stoß  mit  der  Geschwindigkeit  t'j  da- 
gegen nur  die  auf  den  Radumfang 
umgerechnete  drehende  Masse  des 
Radsatzes.  Von  der  Masse  des 
Radsatzes  kommen  vor  allem  die 
nicht  drehenden  Teile  (Achskiste, 
Federbund  u.  a.)  mit  etwa  10  vH 
zum  Abzug;  die  Masse  wäre  also 
mit  0,9  zu  multiplizieren.  Wäre 
der  Radsatz  eine  Walze  mit  dem 
Halbmesser  B,  der  Länge  l und  mit 
gleichmäßiger  Massenverteilung,  so 


Abb.  9. 


Nr.  21. 
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Zusammenstellung  I.  Flachstelle  30cm. 


Zuggeschwindigkeit  v 

t" 

tx“ 

2/i 

cm 

2/3 

cm 

2/3 

cm 

-2/ 

cm 

fi 

cm/Sek. 

V2 

cm/Sclc. 

0,671 0l 
cm/Sok. 

0,67 1 v,  a3 
cm/Sek. 

Stoßenergio 
j (0,67 1 »j  ■+■ 1-2)2 
mkg 

Übersprungene 

Höhe 

2,233  — (1/  2 -f*  p%) 
cm 

4000  cm/Sek. 

= 144.00  km/St. 

0,0075 

0,006511 

8.572 

0,0519 

0,1286 

8,7525 

316,68 

15,97 

212,3 

228,3 

853 

2,0525 

30 '0  „ 

= 108,00  „ 

0,01 

0,008485 

8,523 

0.088 

0,1286 

8,7396 

271,89 

20.78 

182,1 

202,9 

672 

2,0164 

2000  ,. 

= 72,00  „ 

0,015 

0,01219 

8,417 

0,182 

0,1286 

8,7276 

224,52 

29,85 

150,7 

180,55 

533 

1,922 

1000 

= 36,00  „ 

0,03 

0,02166 

8,0405 

0,575 

0,1286 

8,7441 

165,91 

53,1 

111,2 

164,3 

441 

1,5294 

5'  0 „ 

= 18,00  „ 

0,06 

0,0346 

7,136 

1,468 

0,1286 

8,7326 

125,36 

84,8 

84,2 

169,0 

466 

0,636 

362,13  ,. 

= 13,04  „ 

0,0829 

0,04142 

6,5 

2,1096 

0,1286 

8,7394 

107 

101,4 

71,8 

173,2 

490 

— 

351,53  „ 

= 12,66  „ 

0,0854 

0,04267 

6,5 

2,233 

— 

8,733 

103,7 

104,7 

69,5 

174,2 

495,5 

— 

300  „ 

= 10,8 

0,1 

0,05 

6,5 

2,233 

— 

8,733 

88,656 

88,65 

59,46 

148,11 

358,5 

— 

200  „ 

= 7,2 

0,15 

0,075 

6.5 

2,233 

— 

8,733 

'59,104 

59,1 

39,6 

98,7 

159 

— 

100  „ 

- 3,6 

0,3 

0,15 

6,5 

2,233 

— 

8,733 

29,552 

29,55 

19,8 

49,4 

39,72 

— 

wäre  die  auf  den  Radumfang  umgerechnete  drehende  Masse  (Abb.  9) 
gleich  -ß 


r 2x: 

J 9 


nl  x 2 

~w 


y dx 


Die  ganze  Masse  der  Walze  ist  aber 


_ R2nly 
2 9 

R 2 n ly 
9 


Die  umgerechnete 


Masse  würde  genau  die  Hälfte  der  wirklichen  betragen.  Eine  über- 
schlägliche Einschätzung  für  die  besondere  Massenverteilung  eines 
üblichen  Radsatzes  auf  vorstehender  Grundlage  ergibt,  daß  die  gleiche 
Umrechnung  auf  etwa  gerade  die  Hälfte  auch  für  die  Massenverteilung 
des  Radsatzes  statt  hat.  Soll  die  Masse,  was  für  die  Feststellung  der 
Gesamtenergie  des  Stoßes  nötig  ist,  in  dem  Ausdruck  für  die  Energie 

der  Bewegung  ^ m v2  ein  Festwert  bleiben,  so  muß  v,  da  es  im  Quadrat 

erscheint,  mit  der  Wurzel  der  Umrechnungsziffer  0,5  multipliziert 

werden.  Da  aber  für  die  obigen  10  vH  schon  mit  Ko,9  multipliziert 

werden  muß,  so  ergibt  sich  als  Umrechnungsfaktor  K0,9  • 0,5  = 0,671. 

Die  Masse  m ist  gleich  = -a  ^ = 3,262.  Die  Gesamtenergie  des 

° ng  2,5-981 

Stoßes  ist  sonach  gleich 

m 


2 


(0,671  v1  + v.,y 


3,262 


2 


(0,671  • 165,91  + 53,  l)2 
= 44  100  kgcm  = 441  rokg. 

In  obenstehender  Zusammenstellung  I ist  für  die  Flachstelle  von 
30  cm  Bogenlänge  und  für  verschiedene  Geschwindigkeit  tx,  i)\  und  y 2 
gerechnet.  yz  ist  nach  obigem  für  größere  Geschwindigkeiten  gleich- 
mäßig zu  0,1286  cm  anzunehmen.  Bei  kleineren  Geschwindigkeiten 
tritt  der  Fall  ein,  daß  sich  das  Rad  von  der  Schiene  nicht  mehr  trennt 
und  daß  daher  ein  Aufsteigen  der  entlasteten  Schiene  nicht  mehr 
stattfindet. 

Ein  Aufsteigen  der  Schiene  ist  gerade  noch  möglich,  wenn  ~^-ngtx2 

o • 2 1044  2 • 9 1044 

= 2,233  - 0,1286  = 2,1044.  Aus  tx 2 == = ö^öqV  ergibt 


ng 


2,5-981 


30 


sich  tx  = 0,04142  Sek.  Aus  v:  1 = 0,04142  : 5)  wird  a=362, 13  cm/Sek. 

— 13,04  km/'St.  Oberhalb  dieser  Geschwindigkeit  ist  ein  teilweises 
Überspringen  des  durch  die  Flachstelle  gegebenen  Höhenunterschiedes 
(Pfeiles)  von  2,233  cm  möglich.  Bei  ganz  großen  Geschwindigkeiten 
wird  sogar  der  größte  Teil  übersprungen.  Unterhalb  dieser  Ge- 
schwindigkeit ist  ein  Überspringen  nicht  mehr  gegeben.  Die  Fiach- 
stelle  schlägt  platt  ihrer  ganzen  Länge  nach  auf,  wobei  sich  der  Stoß- 
druck auf  die  ganze  Länge  der  Schliffstelle  verteilt. 

1 


Die  Schiene  kann  sich  nicht  mehr  heben,  wenn  ngt2  gleich 


dem  Pfeil  der  Flachstelle  2,233  cm.  Es  wird  vx  — 
15 


2,233  - 2 


= 0,04267"  und  v = 


2,5  • 981 

351,53  cm/Sek.  = 12,66  km/St. 


, woraus 


5)  Da  in  diesem  Fall  die  Flachstelle  wagerecht  platt  aufschlägt, 
so  befindet  sich  der  Radschwerpunkt  über  der  Flachstellenmitte.  Es 
ist  daher  die  halbe  Flachstellenlänge  einzusetzen. 


0,04267 

Für  alle  Geschwindigkeiten  unter  351,53  cm/Sek.  kommt  der  freie 
Fall  des  Radschwerpunktes  nicht  mehr  unmittelbar  zur  Geltung, 
sondern  der  Radschwerpunkt  wird  den  Weg  der  Radmittelpunktkurve 
nach  Gl.  1)  einhalten,  sofern  der  Radsatz  nicht  seine  Geschwindigkeit 
ändert  und  das  Bestreben,  dem  freien  Fall  zu  folgen,  nicht  eine  vor- 
übergehende Beschleunigung  der  Wagenbewegung  herbeizuführen  ver- 


mag. Ob  das  möglich  ist,  bängt  davon  ab,  ob  dem  Radsatz  im 
Wagenverband  freies  Spiel  gegeben  ist,  ob  die  Puffer  aneinander  an- 
stehen u.  a.  Jedenfalls  ist  diese  vorübergehende  Bewegungsbeschleuni- 
gung nur  mit  einem  Arbeitsaufwand  zu  erkaufen,  der  wiederum  auf 
eine  Minderung  der  Schlagwirkung  hinarbeitet.  Die  Geschwindigkeit 
des  freien  Falles  wird  unter  keinen  Umständen  ungemindert  zustande 
kommen.  Man  wird  im  allgemeinen  der  Wirklichkeit  nicht  zu  fern 
bleiben,  wenn  der  Berechnung  die  Annahme  zugrunde  gelegt  wird, 
daß  auch  bei  kleinen  Zuggeschwindigkeiten  der  Wagen  die  Schliff- 
stelle mit  Beibehaltung  seiner  gleichmäßigen  Schnelligkeit  überfährt. 
Der  Radmittelpunkt  bewegt  sich  in  diesem  Fall  nach  Kurve  Gl.  1), 
und  die  lotrechte  Geschwindigkeit,  die  der  Schwerpunkt  im  Augen- 
blick des  platten  Aufschlages  der  Schliffstelle  besitzt,  läßt  sich  be- 
rechnen aus  der  Tangente  an  diese  Kurve  im  Abstand  der  halben 
Schlifflänge  von  0.  Es  ist  aus  Gl.  1)  und  Abb.  2 


tg« 


dy  2x 


4 x2 


x 

~R 


xä 


15 


3375 


dx  2 R 4 IR3  R V.R 3 50  750UU0 

= 0,2955  und  iv  — v • tg  «. 
Dann  wird  für  v — 300;  200;  100  cm/Sek.  in  der  Zusammenstellung  I 
r3  = 88,65;  59,10  und  29,55  cm/Sek.  Das  sind  die  gleichen  Werte 
wie  für  vx,  sie  beziehen  sich  aber  auf  eine  andere  Masse  und  sind 
mit  ihrem  Vollwert  in  die  Berechnung  der  Stoßenergie  einzubeziehen, 
während  v\,  das  sich  nach  wie  vor  aus  Gl.  4)  ergibt,  nach  obigem 
mit  dem  Faktor  0,671  einzuführen  ist.  Ferner  ist  der  auf  der  Zykloide 
zurückgelegte  Höhenunterschied  für  alle  Zuggeschwindigkeiten  unter 
362,13  cm/Sek.  gleich  8,733  — 2,233  = 6,5  cm.  Aus  Gl.  3)  berechnet 
sich  tx: 

6,5  = 50  [cos  (0,6 tx)  — cos  0,6].  Für 

v — 300;  200;  100  cm/Sek.  wird  ^ = 0,05";  0 075";  0,15". 
‘Aus  Gl.  4)  wird  dann  Vi  = 88,65;  59,10  und  29,55  cm/Sek. 

Auf  gleiche  Weise  wie  vorstehend  für  eine  Flachstelle  von  30  cm 
Länge  ist  in  umstehender  Zusammenstellung  II  die  Berechnung  für  eine 
Schliffstelle  von  12  cm  Länge  durchgeführt,  also  für  eine  Flachstelle,  die 
sich  in  ihrer  Länge  der  im  Vereinswagenübereinkommen  bezeicbneten 
nähert.  Die  Sehnenlänge  der  Flachstelle  wird  hier  11,971  cm,  der 
Pfeil  0,3595  cm.  B C (Abb.  1)=  1,4325  cm.  Die  Schienendurchbiegung 
ist  nach  wie  vor  0,1286  cm.  Die  Grenzgeschwindigkeiten,  bei  denen 
ein  Aufsteigen  der  Schiene  gerade  noch  möglich  oder  gerade  aus- 
geschlossen ist,  sind  hier  437  cm/Sek.  und  350  cm/Sek  ; sie  haben  sich 
gegenüber  der  Flachstelie  von  30  cm  wesentlich  voneinander  entfernt. 

Schließlich  soll,  um  die  Verhältnisse  noch  aus  einem  weniger 
der  äußersten  Grenze  sich  nähernden  Gesichtspunkte  zu  beur- 
teilen, eine  Schliffstelle  von  6 cm  Bogenlänge,  wie  sie  wohl  nicht 
selten  vorkommt,  der  Untersuchung  unterzogen  werden,  wiewohl,  wie 
gleich  vorausgeschickt  werden  soll,  und  im  folgenden  sich  herausstellen 
wird,  dieses  Rechnen  mit  sehr  kleinen  Flachsteilen  sieh  auf  einem 

ß 

etwas  unsicheren  Boden  bewegt.  Es  wird  der  Zentriwinkel  -r^- 

= 0,12  = 6°  52,53';  die  Sehnenlänge  2 R sin  ~ = 5,996  cm;  der  Pfeil 

z 


R 


1 — cos  — ) = 0,0905  cm,  wogegen  die  Durchbiegung  des  Oberbaues 


wie  früher  0.1286  cm  bleibt.  Da  die  letztere  größer  ist  als  der  Pfeil, 
so  kann  hier  unter  keinen  Umständen  mehr  die  Durchbiegung  des 
Oberbaues  unter  dem  schwebenden  Rad  ganz  zurückkebren.  Es  wird 
die  der  Flachstelle  entsprechende  Höhe  BC  (Abb.  1 ) = R (l  — cos«) 
= 0,3595  cm.  Die  Zuggeschwindigkeit  sei  v = 2000  cm/Sek.  = 72  km/St. 
Die  zur  Zurllcklegung  der  ganzen  (im  Bogen  gemessenen)  Flachstelle 
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Zusammenstellung  II.  Flachstelle  12  cm. 


Zuggeschwindigkeit  v 

t“ 

tx" 

Vi 

om 

2/2 

cm 

Vs 

cm 

zy 

cm 

cm/Sek. 

*>2 

cm/Sek. 

0,671»! 

cm/Sek. 

0,671 »!  -f  »2 

cm/Sek. 

Stoßenergie 
j(0,671f,  + t-2P 
mkg 

Übersprungene 

Höhe 

0,3595  — (t/j  -f  y^) 
cm 

4000  cm/Sek.  = 144,00  km/St. 

0,003 

0,00207 

1,295 

0,005248 

0,1286 

1,4288 

296,44 

5,075 

199 

204,1 

681 

0,2257 

3000  „ = 108,00  „ 

0,004 

0,002728 

1,2875 

0,00911 

0,1286 

1,4252 

228,24 

6,69 

153,2 

159,9 

417 

0,2218 

2000  „ = 72,00  „ 

0,006 

0,003962 

1,2665 

0,01926 

0,1286 

1,4144 

162,82 

9,72 

109,1 

118,8 

230 

0,2116 

1000  „ = 36,00  „ 

0,012 

0,0075 

1,2305 

0,069 

0,1286 

1,4263 

89,76 

18,4 

60,25 

78.7 

101 

0,1619 

437  „ = 15,74  „ 

0,0275 

0,01372 

1,073 

0,2308 

0,1286 

1,4319 

52,4 

33,65 

35,2 

68,9 

77,4 



350  „ = 12,60  „ 

0,0343 

0,01712 

1,073 

0,3595 

— 

1,4325 

41,96 

42 

28,2 

70,2 

80,4 

— 

300  „ = 10,80  „ 

0,04 

0,02 

1,073 

0,3595 

1,4325 

35,96 

35,96 

24,1 

60,1 

59 

— 

200  „ = 7,20  „ j 

0,06 

0,03 

1,073 

0,3595 

— 

1,4325 

23,97 

23,97 

16,1 

40,1 

26,3 

— 

o 

co 

II 

o 

o 

0,12 

0,06 

1,073 

0,3595 

— 

1,4325 

11,99 

11,98 

8,07 

20,0 

<>,53 

— 

erforderliche  Zeit  ist  dann  t = - ^ =0,003";  ~ 


2000 


50 


= 40  und 


v t 

lt 


0,12  = 6 0 52,53'.  cos  -=-  = 0,99281  und  sin  ^-  = 0,11971 

Jx  K 


In  Anwendung  der  Gl.  11)  und  9)  wird  aus 

0,3595=50  [cos  (0, 12  - 40  tx)  - 0,99281]  + 1 226,25  tx2+ 177804,2 
tx  = 0.00178" : yl  = 0,3  cm;  ya  = 0,00388  cm ; ya  = 0,0563  cm ; 

daher  yx  -f  y%  -j-  y3  — 0,3601  cm, 

also  bei  der  Genauigkeit  dös  Rechenschiebers  entsprechend.  Es  wird 


0,00178-67,6 
0,1286 


t>i  = 97,5;  »2  = 4,362  und  »3  nach  Gl.  10)  = 67,6  sin 

= 67,6  sin  53  ° 33' = 54,4  cm/Sek.  vx  ist  wieder  mit  dem  Faktor  0,671 
einzulühren,  also  0,671  vx  = 65,5  cm/Sek.  »3  bezieht  sich  auf  die 
Oberbaumasse,  die  nach  früherem  zu  0,225  berechnet  wurde, 
während  »,  und  »3  wie  früher  zur  Masse  m = 3,262  gehören.  Die 


Energie  unmittelbar  vor  dem  Stoß  wird  (0,671  vx  -j-  »2)2  -j- 

u 


0,225 


2 "3 

= 8282  kgcm.  y2  + y3  kann  unter  keinen  Umständen  größer  werden  als 


der  Pfeil  der  Flachstelle  0,0905.  Aus  y.2  -{-  y3 = 0,0905  — -~-nytx 


+ 


U-  tx 
2 r 


= (1226,25  + 17780)  wird  tx  = 0,00218.  Da  in  diesem  Fall  Flach- 
stelle und  Schiene  platt  aufeinanderschlagen,  die  Flachstelle*  also 
wagerecht  liegt,  so  ist  die  Zeit  für  die  halbe  Schliff  länge  zu  rechnen. 

Es  wird  » —■  ^ ^ = 1376  cm/Sek.  = 49,5  km/St. 

Oberhalb  dieser  Geschwindigkeit  vermag  der  entlastete  Oberbau  in 
der  durch  das  Freischweben  des  Rades  gegebenen  Begrenzung  frei 

0 

aufzusteigen.  Für  v — 1376  cm/Sek.  berechnet  sich  t = = 0,00436", 

1 lo7b 

jj-  = = 27,52  und  aus  Gl.  3) 

yt  = 50  [cos  27,52  (0,00436  — 0,00218)  — 0,99281]  = 0,269  cm. 
Ferner  y.2  = 1226,25  • 0.002182  = 0,00584  cm, 
yz  = 17780  • 0,002182  = 0,0846  cm. 


Die  Summe  der  y gibt  richtig  0,3595,  die  von  y2  und  yz  richtig  die 
Scblifftiefe  0,0905  cm.  Für  Geschwindigkeiten  unterhalb  1376  cm/Sek. 
ist  das  Aufsteigen  des  Oberbaues  vom  Verhalten  des  Rades  abhängig. 
Der  Oberbau  kann  nur  soweit  aufsteigen,  als  der  freie  Fall  des  Rad- 
schwerpunktes von  der  zur  Verfügung  stehenden  Schlifftiefe  0,0905 
übrig  läßt.  Zum  Beispiel  für  v — 1000  cm/Sek.  bleibt  nach  folgender 
Zusammenstellung  III  für  das  Aufsteigen  noch  der  Höhenunterschied 
0,0905  — 0,011036  = 0,079464.  Unter  diesen  Umständen  ist  die  Ober- 


bauschwingung nicht  mehr  frei,  sondern  vorgeschrieben.  Man  wird 
der  Wahrheit  am  nächsten  kommen,  wenn  man  trotzdem  die  An- 
nahme der  freien  Schwingung  beibehält,  nur  hei  geänderten  Ver- 
hältnissen. Für  v = 1 000  cm/Sek.  ist  cos  oc  = 0,079464  _ Q^ggg 

UjlZob 

woraus  oc  rd.  67  0 30'.  Die  für  die  Schwingung  zur  Verfügung  stehende 
Zeit  ix  ist  laut  Zusammenstellung  III  für  » = 1000  cm/Sek.  = 0,003  Sek. 
Damit  berechnet  sich  die  Dauer  der  ganzen  Vollschwingung,  die 

/1YI 

-ß-  angesetzt  war,  aus  67,5 : 0,003  = 360  ; x 

zu  0,016  Sek.,  während  für  die  unbehinderte  freie  Schwingung  nach 

früherem  T—  0,011938  Sek.  gefunden  wurde.  Die  der  geänderten 

Schwingung  zuzuteilende  Umfangsgeschwindigkeit  auf  dem  Kreise  be- 

u ^ • l ■ * t « nrvir»  i 2-0,1286-3,1416 

rechnet  sich  jetzt  aus  2 r n : 0,016  = u : 1 zu  u — — - ^ = ol,0o 

gegen  früher  67,6  cm/Sek.  Die  anzunehmende  geänderte  Schwingung 
verläuft  also  langsamer;  die  lotrecht  nach  oben  gerichtete  End- 
geschwindigkeit ist  jetzt  »3  = m sin  oc  — 51,5  sin  67,5°  = 47,1  cm/Sek. 
Ebenso  wird  u3  für  die  Zuggeschwindigkeiten  500  und  400  cm/Sek.  zu 
18,8  und  9,99  cm/Sek.  und  »3  in  Zusammenstellung  III  zu  14,43  und 
5,49  cm/Sek.  gefunden. 

Ein  Aufsteigen  der  Schiene  ist  gerade  überhaupt  nicht  mehr 
möglich,  -wenn  gleich  der  Schlifftiefe  0,0905  cm  wird.  Hieraus 

berechnet  sich  tx  = 0,0086023  Sek.  und  v = 348,7  cm/Sek.  = 12,53  km/St. 
Unterhalb  dieser  Zuggeschwindigkeit  tritt  wieder  an  Stelle  des  freien 
Falles  die  Bewegung  nach  dem  Radschwerpunktwege  Gl.  1);  die  zu- 
gehörige Endgeschwindigkeit  r3  ergibt  sich  auf  gleiche  Weise,  wie  für 
Flachstelle  30  cm  oben  durchgeführt. 

Hiernach  folgt  für  verschiedene  Zuggeschwindigkeiten  die  Zu- 
sammenstellung III. 

In  Abh.  10  sind  die  Stoßenergiemengen  als  Ordinaten  zu  den  Zug- 
geschwindigkeiten als  Abszissen  für  die  verschiedenen  Flachstellen 
aufgetrageu.  Die  Geschwindigkeit,  die  für  die  6 cm-FIachstelle 
bei  der  zugrunde  gelegten  Annahme  einer  freien  ungedämpften 
Schwingung  des  Oberbaues  für  dessen  Aufsteigen  berechnet  ist,  ist 
offenbar  etwas  unsicher.  An  Stelle  der  einfachen  harmonischen 
Schwingung  hätte  genau  genommen  eine  gedämpfte  Schwingung  und 
an  Stelle  einer  gleichmäßigen  Bewegung  auf  einem  Kreisumfang 
(Abh.  7)  eine  solche  auf  einer  logarithmischen  Spirale  zu  treten.  Für 
</3  dabei  einen  Ausdruck  zu  finden,  der  sich  zur  Aufnahme  in  eine 
für  tx  quadratische  Gleichung  eignet,  wäre  wohl  ausgeschlossen. 

Man  könnte  auch  von  der  Annahme  ausgehen,  daß  das  Auf- 
steigen des  Oberbaues  bei  solchen  kleinen  Flachstellen  überhaupt 


Z usammenstellung  III.  Flachstelle  6 cm. 


Zuggeschwindigkeit  v 

t" 

tx“ 

2/i 

cm 

2/2 

cm 

2 h 

cm 

cm 

»i 

cm/Sek. 

vs 

cm/Sek. 

Vs 

cm/Sek. 

Stoßenergie 

0,671»!  0,225  . 

’ 1 -A  (0,67 1 1-,  ■+•  r2)s  -i — — t-j3 

cm/Sek. , mkg 

Übersprungene 

Höhe 

0,0905—  (tfc-t-i/,) 
cm 

4000  om/Sek.  = 144,00  km/St. 

0,0015 

0,00112 

0,336 

0,00153 

0,0221 

0,3596 

122,6S 

2,735 

37,4 

82,4 

119,9 

0,0669 

3000  „ = 108,00  „ 

0,002 

0,00137 

0,324 

0,00230 

0,03327 

0,35956 

113,49 

3,356 

44,5 

76,2 

105,6 

0,0549 

2000  „ = 72,00  „ 

0,003 

0,00178 

0,3 

0,00388 

0,0563 

0.3601 

97,5 

4,362 

54,4 

65,5 

82,8 

0,0303 

1376  „ = 49,5 

0,00436 

0,00218 

0,269 

0,005S4 

0,0846 

0,3595 

82,5 

5,35 

61,6  - 

55,4 

64,6 

— 

1000  „ = 36,00  .. 

0,006 

0,003 

0,269 

0,01104 

",07946 

0,3595 

60,0 

7,358 

47,1 

40,3 

39,6 

— 

500  „ = 18,00  „ 

0,012 

0,006 

0,269 

0,0441 

0,0464 

0,3595 

30,0 

14,715 

14,43 

20,15 

20,1 

— 

400  .,  = 14,4 

0,015 

0,0075 

0,269 

0,069 

0,0215 

0,3595 

24,0 

18,39 

5,49 

16,1 

19,4 

— 

348,7  „ = 12  53  .. 

0,0172 

0,00S6 

0,269 

0,0905 

— 

0,3595 

20,9 

21, OS 

— 

14 

20,1 

— 

300  .,  = 10,8 

0,02 

0,01 

0,269 

0,0905 

0,3595 

18 

18 

— 

12,1 

14,7 

— 

200  „ = 7,2 

0,03 

0,015 

0,269 

0,0905 

— 

0,3595 

12 

12 

— 

8,06 

6,5 

— 

100  „ = 3,6 

0,06 

0,03 

0,269 

0,0905 

— 

0,3595 

6 

6 

— 

4,03 

1,6 

. — 

Nr.  21. 
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Zusammenstellung  lila.  Flachstelle  6 cm. 


j 


Zuggeschwindigkeit  v 

t" 

tx" 

cm 

2/3 

cm 

zy 

cm 

«i 

cm/Sek. 

Vi 

cm/Sek. 

0,671  Vx 

cm/Sek. 

0,671  »1-j-v2 
cm/Sek. 

Stoßenorgic  I 
y (0,671  r,  + 
mkg 

bersprungon« 
Höhe 
0,0905  — !/., 

cm 

4000  cm/Sek.  = 144,00  km/St. 

0,0015 

0,00137 

0,357 

0,00231 

0,3593 

39,96 

3,38 

26,8 

30,18 

| 

14,85 

0,0882 

3000  „ = 108,00  „ 

0,002 

0,0018 

0,355 

0,00395 

0,3590 

38,70 

4,40 

26 

30,4 

14,73 

0,0865 

2000  „ = 72,00  „ 

0,003 

0,00257 

0,352 

0,00808 

0,3600 

34,66 

6,80 

23,3 

30,1 

14,8 

0,0824 

1000  „ = 36,0)  „ 

0,006 

0,00443 

0,335 

0,02352 

0,3585 

31,3 

10,85 

21 

31,85 

16,56 

0,0670 

500  .,  = 18,00  „ 

0,012 

0,00T06 

0,299 

0,06105 

0,3600 

24,6 

17,3 

16,5 

33.8 

18,65 

0,0294 

1! 

O 

O 

0,015 

0,00801 

0,2815 

0,0785 

0,3600 

22,33 

19,62 

15 

34,62 

19,6 

0,012 

348,7  „ = 12,53 

0,0172 

0,00860 

0,269 

0,0905 

0,3595 

20,922 

21,08 

14,05 

35,13 

20,15 

300  „ = 10,8 

0,02 

0,01 

0,269 

0,0905 

0,3595 

18 

18 

12,1 

30,1 

14,7 

— 

200  „ = 7,2 

0,03 

0,015 

0,269 

0,0905 

0,3595 

12 

12 

8,06 

20,06 

6,5 

— 

100  „ =3,6  „ i 

0,06 

0,03 

0,269 

0,0905 

0,3595 

6 

6 

4,03 

10,03 

1,6 

— 

kg/m 

800 


700 


600 


500 


400 


300 


200 


100 


Eß 


■w®-" 


•Qß 


TH  Flaohstelle_ß£iS-_ 
Ufa  Flachstelle  Gern 


.t<g/' 

800 


m 


JOO_ 


700 

600 

500 

400 

300 

£00 

100 


Ahb.  10. 


Zusammenstellungen  bildlich  dargestellt.  Von  der  Zug- 
geschwindigkeit 0 beginnend,  nimmt  zunächst  die  Stoß- 
energie mit  dem  Quadrat  der  Schlifflänge  oder  des  Pfeiles 
rasch  zu  und  erreicht  für  große  Flachstellen  von  12  bis  30  cm 
Länge  ungefähr  bei  12,0  km/St.  Zuggeschwindigkeit  einen  aus- 
gesprochenen Höhenpunkt.  An  diesen  Höhenpunkt  schließt 
mit  wachsender  Zuggeschwindigkeit  zunächst  eine  Abnahme 
der  Stoßenergie  und  dann  ein  ziemlich  gleichmäßiges  An- 
steigen an,  und  zwar  tritt  dieses  eigentümlicherweise  bei 
mittleren  Flachstellen  mehr  als  bei  ganz  großen  hervor. 

Für  kleine  Flachstellen  ist  die  Einschätzung  der  Stoß- 
energie unsicher.  Vermutlich  ist  in  der  Gegend  von  50  km/St. 
ein  wenig  ausgesprochener  Höhepunkt  zu  suchen,  vielleicht 
tritt  dieser  auch  schon  bei  12,5  km/St.  ein.  Es  würde  ein 
leichtes  sein,  nach  der  Formel  für  die  Stoßwertziffer  bei 
Stoß  unter  dem  Einfluß  einer  Federung6) 
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vernachlässigt  werden  könnte.  Diese  Annahme  ist  bei  kleinen  Schliff- 
stellen nicht  von  der  Hand  zu  weisen,  da  ja  nicht  feststeht,  ob  der 
Oberbau  nicht  unter  der  schnell  auftretenden  Verkehrslast  im  Augen- 
blick der  Entlastung  noch  eine  kleine  Geschwindigkeit  nach  unten 
besitzt  und  nicht  annähernd  wenigstens  für  die  geringe  Entlastungs- 
dauer in  Ruhe  verharrt.  Auf  Grund  dieser  Annahme  ist  die  Zusammen- 
stellung lila  berechnet.  Wie  man  sieht,  sind  die  auf  dieser  Grund- 
lage gefundenen  Energiemengen  bei  den  größeren  Zuggeschwindig- 
keiten viel  geringer  als  die  nach  Zusammenstellung  III.  Sie  bleiben 
vermutlich  etwas  unter  der  Wirklichkeit,  die  wohl  irgendwo  zwischen 
den  Werten  der  Zusammenstellung  III  und  lila  zu  suchen  sein  wird. 

In  Abb.  10  sind  die  Stoßenergiewerte  aus  den  gegebenen  vier 


den  Stoßdruck  auf  ruhende  Belastung  umzurechnen.  Da  es 
aber  vorderhand  nicht  möglich  ist,  die  außerordentlichen  Stoßverluste 
zu  berücksichtigen,  die  durch  örtliche,  bleibende  Formänderungen 
au  der  Stoßstelle,  durch  Erwärmung  u.  a.  entstehen  und  die  gerade 
bei  solchen  bedeutenden  Stoßdrücken  mit  verhältnismäßig  großen 
Stoßhöhen  besonders  hervortreten,  so  hätte  diese  Umrechnung  geringen 
Wert.  Die  gefundenen  Größen  der  Stoßenergie  machen  es  immerhin 
begreiflich,  daß  die  Stöße  unrunder  Bremsräder  so  außerordentlich 
zerstörende  Wirkungen  auf  den  Eisenbahnoberbau  ausüben  können. 

Regensburg.  Dr.-  Ing.  Sailer. 

6)  Salier,  Stoß  Wirkungen  an  Tragwerken  usw.  Verlag  Kreidel.1910 
Seite  7. 


Die  Torfstreu  als  Wärmescliutz. 

Vom  Geheimen  Baurat  Noack  in  Berlin. 


Die  Notwendigkeit  der  sparsamsten  Bewirtschaftung  unserer 
Kohlenvorräte  auf  lange  Zeit  hinaus  zwingt  uns,  einerseits  die  Ver- 
besserung der  Heiz-  und  Feuerungsanlagen  unserer  Wohnräume 
dauernd  im  Auge  zu  behalten,  anderseits  aber  auch  zu  verhindern, 
daß  die  erzeugte  Wärme  durch  die  raumumschließenden  Bauteile  zu 
rasch  abgeleitet  wird.  Das  heißt  mit  anderen  Worten,  diese  Bauteile 
müssen  so  wärmedicht  wie  möglich  hergestellt  werden.  — Die  Be- 
strebungen zur  Verbesserung  der  Ofen-  und  Sammelheizungen  haben 
bereits  beachtenswerte  Erfolge  gezeitigt.  Der  Herstellung  wärmedichter 
Wände  und  Decken  wird  jedoch  meines  Erachtens  immer  noch  nicht 
die  Bewertung  zuteil,  die  ihr  mit  Rücksicht  auf  die  Wärmewirtscbaft 
im  Hausbau  gebührt.  Die  Verhältnisse  liegen  auch  bei  der  Verschieden- 
heit der  Bauten  selbst  und  der  für  sie  verfügbaren  Baustoffe,  der  Lage 
der  Baustelle  u.  a.  m.  nicht  ganz  einfach.  Deshalb  dürfen  die  vorzu- 
sehenden Maßnahmen  für  den  Wärmeschutz  von  Wänden  und  Decken 
nicht  über  einen  Kamm  geschoren  oder  „typisiert“  werden,  müssen 
vielmehr  von  Fall  zu  Fall  getroffen  werden. 

Das  Bestreben,  bei  dem  Mauerwerk  an  gebrannten  Ziegeln  mög- 
lichst zu  sparen,  wird  es  oft  nötig  machen,  zu  schwache  Außenwände 
und  leichte  Innenwände  mit  einer  Bekleidung  aus  wärmedichten  Stoffen 
zu  versehen.  Wärmedichte  Stoffe  enthalten  ruhende  Lufteinschlüsse. 
Je  poriger  demnach  ein  Stoff  ist,  desto  wärmedichter  ist  er;  je  dichter 
die  Stoffteile  zueinander  gelagert  sind,  je  weniger  Zwischenräume  und 
Luftzellen  verbleiben,  desto  rascher  kann  die  Wärme  durch  den  Stoff 


Stroh  und  Rohr  sind  uns  altbekannte  Wärmeschutzmittel,  die  so, 
wie  sie  in  der  Natur  Vorkommen,  verwendet  werden  können.  Ihre 
leichte  Entflammbarkeit  steht  jedoch  ihrer  Verwendung  im  Bauwesen 
vielfach  hindernd  im  Wege.  Dagegen  bietet  sich  uns  in  der  Torf- 
streu ein  vorzügliches  Wärme schu tzmittel  dar,  das  bei  ge- 
ringerer Entflammbarkeit,  ebenfalls  wie  es  in  der  Natur  vorkommt, 
verwendet  werden  kann.  Die  Torfstreu  wird  aus  den  noch  wenig  zer- 
setzten jüngeren,  zur  Gewinnung  von  Brenntorf  weniger  geeigneten 
Schichten  der  Hochmoore  gewonnen.  Der  sogenannte  Fasertorf  wird 
aus  den  obersten  Moorschichten  gestochen  und  an  der  Luft  getrocknet. 
Er  bedarf  dann  nur  noch  des  mechanischen  Zerreißens  durch  den  Reiß- 
wolf und  der  Trennung  durch  Aussieben  in  die  mehr  faserige  Torf- 
streu und  den  feineren  Torfmull.  Die  feinverteilten  Lufteinschlüsse 
lassen  Torfstreu  und  Torfmull  einerseits  zur  Verwendung  als  Wärme- 
schutzmasse besonders  geeignet  erscheinen,  sind  jedoch  anderseits 
Ursache  eines  gierigen  Aufsaugens  von  Wasser.  Die  Torffasermasse 
verhält  sich  demgemäß  genau  so  wie  der  Lehm,  der  in  feuchtem  Zu- 
stand kalt  und  wärmedurchlässig  ist,  trocken  dagegen  einen  sehr 
wärmedichten  Baustoff  bildet.  Wo  es  sich  also  um  Verwendung 
solcher  Stoffe  als  Wärmeschutzmittel  handelt,  muß  dafür  gesorgt 
werden,  daß  sie  vor  dem  Eindringen  von  Feuchtigkeit  hinreichend 
geschützt  werden. 

Die  Wasseraufnahmefähigkeit  der  Torfstreu  und  des  Torfmulls  ist 
ungewöhnlich  groß;  gut  lufttrockne  Masse  soll  ungefähr  das  10- 
bis  15fache  ihres  Rauminhalts  an  Flüssigkeit  aufsaugen.  Auf  dieser 
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Eigenschaft  und  der  Fähigkeit  der  Ammoniakbindung  beruht  die  Ver- 
wendung der  Torfstreu  und  des  Torfmulls  zur  Einstreu  in  Ställen  und, 
was  für  das  Baugewerbe  in  weiterem  Sinne  nicht  ohne  Belang  ist.  die 
Herstellung  geruchloser  Abortanlagen,  Nachtstühle  u.  a.  m.  Die  größte 
Bedeutung  aber  hat  die  Torfstreu  im  Bauwesen,  wie  schon  erwähnt, 
als  Wärmescbutzma8se  und  ganz  besonders  in  jetziger  Zeit.  Denn 
während  in  der  Vorkriegszeit  noch  eine  große  Zahl  anderer  Wärme- 
schutzstoffe ihr  den  Rang  streitig  machte,  so  die  Erzeugnisse  aus 
Kork,  Kieselgur  usw.,  so  müssen  doch  in  der  harten  Nachkriegszeit 
diejenigen  Stoffe  bevorzugt  werden,  die  im  eigenen  Lande  und  mit  den 
geringsten  Kosten  gewonnen  werden  können,  und  zu  deren  Erzeugung 
Kohle  nicht  oder  nur  in  geringer  Menge  notwendig  ist.  Hierzu  gehört 
aber  in  erster  Linie  Torf  und  Torfstreu. 

Zur  Herstellung  warmer  Wände  genügt  es  in  vielen  Fällen  schon, 
wenn  der  Luftraum  zwischen  den  Schalen  einer  beiderseits  ver- 
bitterten Fachwerkwand  mit  Torfstreu  ausgefüllt  wird.  — Auch  das 
zur  Ersparnis  an  Ziegeln  mit  Hohlräumen  hergestellte  Mauerwerk  der 
Außenwände  kann  zur  besseren  Wärmehaltung  eine  Ausfüllung  mit 
Torfstreu  erhalten.  — Balkendecken  und  Gewölbedecken  können  durch 
Auf  bringen  einer  Torfstreuschicht  gegen  Abkühlung  geschützt  werden. 
In  Räumen,  bei  denen  das  Dach  gleichzeitig  die  Decke  bildet,  läßt 
sich  durch  Ausfüllung  der  Sparrenzwischenräume  mit  Torfstreu  eine 
Unerwünschte  Auskühlung  vermeiden.  Aber  auch  ausgemauerte  Fach- 
werkwände und  Stein  wände  können  einen  guten  Wärmeschutz  erhalten, 
wenn  an  ihren  Innenseiten  in  einer  Entfernung  von  5 bis  G cm  eine 
Bretterverkleidung  angebracht  und  der  verbleibende  Zwischenraum 
mit  Torfstreu  ausgestopft  wird.  — In  Wohnungen  mit  Warmwasser-, 
Heißwasser-  oder  Dampfheizung  werden  derartige  Maßnahmen  von 
besonders  guter  Wirkung  in  den  Wandnischen  der  Außenwände  — 
meist  in  den  Fensterbrüstungen  — sein,  in  denen  die  Heizkörper  für 
gewöhnlich  ihren  Platz  erhalten.  Sie  werden  eine  wesentliche  Ersparnis 
an  Brennstoffen  zur  Folge  haben. 

Wasserbehälter  in  ungeheizten  Räumen,  Wasserzuleitungs-  und 
Ableitungsrohre  werden  durch  Umkasteiung  und  durch  Ausfüllen  der 
Zwischenräume  zwischen  Behälter  und  Holzkasten  mit  Torfstreu  gegen 
Einfrieren  geschützt.  Eine  besonders  häufige  und  wirksame  Anwen- 
dung findet  die  Torfstreu  auch  bei  Herstellung  von  Eiskellern,  Eis- 
häusern und  Kühlräumen,  deren  Wände  und  Decken  ebenso  gegen 
Erwärmung  geschützt  werden,  wie  dies  in  der  angedeuteten  Weise  bei 
Wohn-  und  Stallräumen  gegen  Abkühlung  geschieht. 

Wo  aber  immer  Torfstreu  oder  Torfmull  zur  Abhaltung  von  Wärme 
und  Kälte  benutzt  werden  sollen,  muß,  wie  schon  erwähnt,  die  Schutz- 
masse durch  geeignete  Vorkehrungen  vor  ständiger  Durchfeuchtung 
bewahrt  werden.  Bretterwände,  Fachwerkwände  mit  Ausmauerung 


und  Steinwände  müssen  durch  wagerechte  Asphaltschichten  in  ge- 
eigneter Höhe  vor  der  aufsteigenden  Grundfeucbtigkeit  wirksam  ge- 
sichert werden;  gegen  dauerndes  Eindringen  seitlicher  Feuchtigkeit 
durch  Schlagregen  ist  ebenfalls  ein  ausreichender  Schutz  vorzusehen. 
Decken,  Gewölbe  und  Dächer  mit  TorfstreuauffüUung  oder  Toristreu- 
einlagen sind  gegen  Einregnen  sorgfältig  zu  schützen.  Wie  dies  am 
besten  geschieht,  ist  in  jedem  Einzelfall  zu  prüfen  und  anzuordnen. 

Schon  seit  geraumer  Zeit  hat  das  Bedürfnis  im  Baugewerbe  nach 
leichtanzubringenden,  plattenartigen  Gebilden  und  solchen  in  Stein- 
form aus  wärmedichten  Stoffen  — Asbestplatten,  Kork-  und  Kiesel- 
gurerzeugnisse u.  a.  m.  — dazu  geführt,  daß  auch  unter  Verwendung 
von  Torfstreu  leichte  Platten  und  Steine  hergestellt  werden,  die  sich 
zur  Ausführung  wärmedichter  Mauerkörper,  Wände  und  Decken 
oder  zur  wärmedichten  Verkleidung  von  Wänden  und  Decken  un- 
mittelbar verwenden  lassen.  Die  mit  der  Säge  schneidbaren,  nagel- 
baren Platten  können  zwischen  Mauerwerk  und  Holzverkleidungen 
eingesetzt,  aber  auch  leicht  vor  den  inneren  Wandflächen  angebracht 
werden.  Auf  ihren  Außenflächen  haftet  jede  Art  von  Putz,  besonders 
wenn  sie  vorher  mit  einem  Drahtgeflecht  bespannt  werden.  Decken 
und  Dacbunterseiten  lassen  sich  leicht  mit  solchen  Platten  benageln 
und  gegen  zu  rasche  Abkühlung  schützen.  Auch  als  Wärmeschutz 
hinter  den  Heizkörpern  der  Wasser-  und  Dampfheizungen  in  den  aus- 
gesparten Mauernischen  finden  diese  Platten  eine  zweckmäßige  Ver- 
wendung. Im  landwirtschaftlichen  Bauwesen  kann  für  leichtgebaute 
Kleinviehställe,  für  Bienenhäuser  u.  a.  m.  von  den  Platten  mit  Vorteil 
Gebrauch  gemacht  werden.  Bei  Bauten  mit  dünnen  und  kalten 
Wänden  ist  die  Anbringung  der  Platten  auf  den  Innenseiten  ohne 
jede  Schwierigkeit  möglich.  Bei  Neubauten  kann  an  Mauerstärke 
erheblich  gespart  werden,  wenn  die  Wände  eine  Plattenbekleidung  von 
entsprechender  Dicke  als  Wärmeschutz  erhalten.  Es  sei  dabei  noch 
erwähnt,  daß  man  solchen  Torfplatten  und  Torfsteinen  durch  Zusätze 
besonderer  Art  auch  wasserabweisende  Eigenschaften  verleihen  kann, 
ohne  daß  hierdurch  eine  nennenswerte  Verringerung  der  Wärmedichte 
hervorgerufen  wird. 

Die  Torfstreu  kann  somit  als  vollwertiger,  vielfach  sogar  über- 
legener Ersatz  für  eine  Anzahl  von  Isolierstoffen  bezeichnet  werden, 
die  wir  bis  zu  Kriegsbeginn  ganz  oder  zum  Teil  aus  dem  Ausland 
bezogen  haben.  Ihre  Gewinnung  und  Verarbeitung  ist  höchst  wichtig 
bei  der  Verwertung  der  gewaltigen  Torfvorräte  unserer  ausgedehnten 
Hochmoore.  Eine  weitverbreitete  Kenntnis  der  vorzüglichen  Eigen- 
schaften der  Torfstreu  und  der  aus  ihr  hergestellten  Baustoffe  dürfte 
daher  nicht  nur  für  das  Baugewerbe  erwünscht  sein,  sondern  auch 
der  volkswirtschaftlichen  Bedeutung  der  mit  der  Torfgewinnung  ver- 
bundenen Gewerbezweige  gerecht  werden. 


Vermischtes. 


Die  Wiu‘de  eines  Doktor -Ingenieurs  ehrenhalber  haben  ver- 
liehen: Rektor  und  Senat  der  Technischen  Hochschule  Berlin  auf 
einstimmigen  Antrag  der  Abteilung  für  Architektur  dem  ehemaligen 
Generaldirektor  der  staatlichen  Museen  Wirklichen  Geheimen  Rat 
Dr.  phil.  Wilhelm  v.  Bode,  Exzellenz,  dem  hervorragenden  Kunst- 
kenner, Kunstgelehrten  und  Forscher,  dem  Mehrer  der  vaterländischen 
Kunstsammlung,  anläßlich  seines  Ausscheidens  aus  dem  Staatsdienst; 

ferner  Rektor  und  Senat  der  Technischen  Hochschule  Darmstadt 
auf  einstimmigen  Antrag  der  Abteilung  für  Elektrotechnik  dem  Professor 
Dr.  phil.  Karl  Willi  Wagner  in  Berlin-Lankwitz  in  Anerkennung  seiner 
hervorragenden  Verdienste  um  die  Entwicklung  der  theoretischen 
Elektrotechnik  und  ihrer  Anwendung  auf  praktische  Aufgaben  und 
dem  Ingenieur  Heinrich  Probst  in  Berlin,  Oberingenieur  der  All- 
gemeinen Elektrizitäts- Gesellschaft,  in  Anerkennung  seiner  hervor- 
ragenden Verdienste  um  die  Entwicklung  der  Hochspannungs-Schalt- 
anlagen. 

Einen  Wettbewerb  zur  künstlerischen  Ausgestaltung  von  zwölf 
großen  Unispannerstelleu  (Transformatoienhäuser)  schreibt  auf  Ver- 
anlassung des  Reichskommissars  für  das  Bayernwerk  (Baurat  Oskar 
v.  Miller)  der  Münchener  Architektenrat  unter  allen  in  Bayern  an- 
sässigen deutschen  Architekten  aus.  Die  Grundrisse  der  über  ganz 
Bayern  sich  verteilenden  Anlagen  sind  auf  Grund  der  technischen  Er- 
fordernisse festgelegt,  so  daß  der  Wettbewerb  nur  die  äußere  Ge- 
staltung umfaßt.  Unterlagen  vom  Bureau  des  bayerischen  Architekten- 
rats (München,  Odeonsplatz  4). 

Einen  Wettbewerb  für  Voreutwürfe  zu  einem  Heldendankmal 
mit  Elireafriedhof  für  Kriegsteilnehmer  in  dem  Erweiterungsgebiet 
des  Ohlsdorfer  Friedhofes  in  engster  Verbindung  mit  dem  Krieger- 
Ehrenfriedhof  schreibt  der  Arbeitsausschuß  für  die  Heldengedächtnis- 
halle Hamburg  unter  Hamburger  Künstlern  aus  mit  Frist  bis  zum 
!.  Juli  d.  J.  und  mit  sieben  Preisen  von  10 000,  5000  und  fünf  mal  je 
2000  Mark;  der  Ankauf  weiterer  Entwürfe  bleibt  Vorbehalten.  Dem 
Preisgericht  gehören  u.  a.  an:  Architekten  Bensel  und  Grell,  Ober- 


baurat Dr.  Hellweg,  Gartendirektor  Linne,  Oberbaurat  M.aetzel, 
Dir.  Prof.  Dr.  Pauli,  Gartenarchitekt  Schnacken berg,  Architekt 
Wilkening.  Bedingungen  und  Unterlagen  für  den  Wettbewerb  können 
für  20  Mark,  die  dem  Bewerber  zurückbezahlt  werden,  in  der  Kunst- 
halle in  Hamburg  in  Empfang  genommen  werden. 

Für  die  Wasserstraßenbauteu  in  Preußen  werden  durch  ein 
Gesetz  vom  14.  Januar  d.  J.  (Reichsanzeiger  Nr.  46  vom  24.  Februar 
1921)  weitere  Staatsmittel  bereitgestellt  (s.  a.  1905  d.  Bl.,  S.  181;  1916, 
S.  176;  1917,  S.  271).  Danach  wird  die  Staatsregierung  ermächtigt: 
1.  für  Herstellung  eines  Schiffahrt kanals  vom  Rhein  zur  Weser  und 
Nebenaulagen  ausschließlich  des  Lippekanals  von  Wesel  bis  Datteln 
und  von  Hamm  bis  Lippstadt  statt  239  590  000  Mark  die  Summe  von 
292  190000  Mark;  — 2.  für  den  Lippekanal  von  Wesel  bis  Datteln 
und  von  Hamm  bis  Lippstadt  statt  44  600  000  Mark  die  Summe  von 
577  000000  Mark; — B.  für  die  Herstellung  einer  zweiten  Mündung 
des  Rhein-Herne-Kanals  in  den  Rhein  statt  13200  0t  0 Mark  die  Summe 
von  168  200  000  Mark,  im  ganzen  statt  297  390  000  Mark  die  Summe 
von  1 037  390  000  Mark,  also  zusammen  740  000  000  Mark  mehr  zu  ver- 
wenden. 

Ausbau  des  Königsberger  Seehafens  (1920  d Bl.,  S.  214).  Nach 
einem  Gesetz  vom  12.  Januar  d.  J.  (Reichsanzeiger  53  v.  4.  März  d.  J.) 
wird  die  Staatsregierung  ermächtigt,  20 500 000  Mark  zu  verwenden, 
und  zwar:  10  500000  Mark  zur  Gewährung  einer  Beihilfe  an  die 
Stadtgemeinde  Königsberg  i.  Pr.  für  den  Bau  des  Hafenbeckens  IV 
und  der  Umschlagsvorrichtung  zwischen  den  beiden  Eisenbabnbrücken 
über  den  Pregel  in  Königsberg  und  10  000000  Mark  als  hypotheka- 
risches Darlehen  an  die  Königsberger  Speicher-Aktiengesellschaft  für 
die  Errichtung  von  Hafenspeichern  daselbst. 

Beratungstellen  zur  Förderung  der  Lehmbauweise,  deren  Leiter 
ihre  Tätigkeit  ehrenamtlich  ausüben,  soll  n auf  Anregung  des  preußi- 
schen Ministers  für  Volkswohlfahrt  eingerichtet  werden  in  Berlin,  Sorau, 
Breslau.  Königsberg,  Köslin.  Eisleben,  Kiel.  Münster,  Achim  bei  Bremen 
und  Haan  im  Rheinland.  Um  unnötiges  Nebeneinanderarbeiten  zu  ver- 
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meiden,  sollen  Versuche  mit  besonderen  Naturbauverfahren  nur  auf 
besonderen  Auftrag,  solche  rein  wissenschaftlicher  Art  in  den  staat- 
lichen Versuchsanstalten  ausgeführt  werden.  Ebenso  sollen  künftig 
Druckschriften  über  die  Lehmbauweise  nicht  mehr  von  den  einzelnen 
Beratungstellen,  sondern  einheitlich  vom  preußischen  Wohlfahrt- 
ministerium in  Zusammenarbeit  mit  den  Leitern  der  Beratungstellen 
herausgegeben  werden.  Eine  fortlaufende  amtliche  Berichierstattung 
über  die  Bewährung  der  Lehmbauweisen  ist  in  Aussicht  genommen- 

Zum  ersten  Beigeorduetcn  der  Stadt  Bad  Homburg  ist  durch 
Beschluß  der  Stadtverordnetenversammlung  der  bisherige  besoldete 
Stadtrat  und  Stadtbaurat  ®r.=^ug.  Li  pp  gewählt  worden. 

Karton  der  Landesaufnahme  (1920  d.  Bl.,  S.  562;  1921,  S.  95). 
Die  auf  Grund  des  Friedensvertrages  durch  die  Grenzkommissionen 
festgesetzten  neuen  Grenzen  zwischen  Deutschland  — ausschließlich 
Ostpreußen  — und  Polen  und  zwischen  Deutschland  und  Dänemark 
sind  in  die  Kartenwerke  der  Landesaufnahme  übernommen  worden. 
Die  nachfolgend  aufgefübrten  Blätter  mit  den  neuen  Grenzen  können 
bei  der  Kartenveririebsabteilung  der  Landesaufnahme  (Berlin  NW  40, 
Moltkestraße  4)  und  bei  den  amtlichen  Verkaufstellen  von  Karten- 
werken der  Landesaufnahme  bezogen  werden: 

Meßtischblätter  (1:25  000).  Blatt  Nr.  93,  94,  95,  125,  126,  127, 
128,  129,  136,  175,  221,  271,  272,  325,  326,  327,  386,  456,  457,  533,  534, 
614,  615,  616,  617,  700,  786,  787,  881,  882,  978,  9i9,  1074,  1165,  1166, 
1256,  1339,  1340,  1341,  1419,  1420,  1498,  1499,  1571,  1638,  1639,  1640, 

1641,  1642,  1707,  1708,  1779,  1851,  1852,  1922,  1923,  1991,  2058,  2126, 

2193,  2194,  2264,  2265,  2337,  2338,  2339,  2413,  2414,  2415,  2488,  2491, 

2492,  2493,  2561,  2562,  2563,  2564,  2566,  2639,  2640,  2710,  2771,  2832, 

2833. 

Karte  des  Deutschen  Reiches  (1:100000).  Blatt  Nr.  8,  9,  17, 
18,  19,  21,  22,  23,  26,  46,  68,  69,  70,  71,  72,  96,  97,  98,  99,  100,  127, 

128,  131,  161,  163,  164,  165,  166,  192,  193,  196,  197,  198,  222,  223,  229,  230, 
249,  250,  273,  274,  298,  299,  323,  347,  348,  373,  374,  375,  400,  425,  426, 

Einheitsblätter  (1:100000).  Blatt  Nr.  109  D,  118,  119,  128, 

129,  181,  182,  184,  185,  186,  188,  189,  190,  193,  194,  195,  199,  204. 

Topographische  U bersichtskarte  des  Deutschen  Reiches 

(1:200000).  3,  8/9,  10,  15,  30,  31,  32,  49,  79,  92,  106,  107,  120. 

Übersichtskarte  von  Mitteleuropa  (1:300  000).  Blatt: 
Breslau,  Bromberg,  Danzig,  Frankfurt  a.  d.  Oder,  Görlitz,  Lomza, 
Marienwerder,  Posen,  Szawle,  Stolp,  Tilsit. 

Zusammendrucke  (1:300000).  Stolp — Marienwerder,  Posen — 
Piotrkow.  # 

Technische  Hochschule  Dresden.  Der  Privatdozent  an  der  Tech- 
nischen Hochschule  Berlin  2>r.=  Iyng.  Sachsenberg  ist  zum  ordent- 
lichen Professor  der  Betriebswissenschaften  in  der  Mechanischen  Ab- 
teilung der  Technischen  Hochschule  Dresden  ernannt  worden. 

Eine  KUustlervereiniguug  „Die  Ecke“,  der  in  erster  Linie  Bau- 
künstler angehören,  hat  sich  aus  der  Not  der  Zeit  heraus  in  Augsburg 
gebildet,  um  durch  gemeinsames  Auftreten  der  Architektenscbaft 
Aufträge  zuzuführen,  gleichzeitig  aber  auch  in  Verfolgung  idealer 
Ziele  die  alte,  künstlerische  Kultur  Augsburgs  wiederzubeleben  und 
fortzuführen.  Über  das  Wirken  und  Schaffen  der  der  Vereinigung 
aügescblossenen  Künstler  gibt  eine  Werbeschrift  „Die  Ecke“  Auskunft. 
Der  Vorsitz  liegt  in  den  Händen  des  Architekten  Regierungsbaumeisters 
A.  Horle. 

Grundsätze  fiir  zeitgemäße  Kieinhausplanfertigung  hat  die 
Bauberatungstelle  des  Bayerischen  Landesvereins  zur  Förderung  des 
Wohnungswesens  durch  ihren  Leiter,  Regierungsbaumeister  L.  Heffner, 
aufstellen  lassen,  die  der  gesteigerten  Wichtigkeit,  die  der  Plandurch- 
bildung im  Kleinhausbau  angesichts  der  Baustoffknappheit  und  Ver- 
teuerung aller  Baustoffe  sowie  dem  Mangel  an  Brennstoffen  beizumessen 
ist,  Rechnung  tragen.  Die  Grundsätze  stützen  sich  auf  eine  Muster- 
Kleinwohnungsplansammlung,  die  von  dem  gleichen  Verfasser  zu- 
sammengestellt und  zum  erstenmal  gelegentlich  des  im  Herbst  vorigen 
Jahres  in  Koburg  abgehaltenen  elften  Verbandstages  des  Verbandes 
bayerischer  Baugenossenschaften  gezeigt  worden  ist.  Die  Sammlung 
soll  unbeschadet  ihrer  dauernden  Erneuerung  und  Erweiterung  als 
Wanderausstellung  vorgeführt  werden.  Bei  der  Durchbildung  der 
Muster  gebt  sie  von  der  Forderung  äußerster  Zweckmäßigkeit  und 
Sparsamkeit  in  der  richtigen  Einschätzung  aller  preisbildenden  Um- 
stände aus.  Die  Beispiele  enthalten  solche  Formen  für  freistehende 
Einfamilienhäuser,  Einfamiliendoppelhäuser,  Einfamilienreihenhäuser, 
freistehende  Zweifamilienhäuser,  Mehrfamilienhäuser  und  sogenannte 
Herbergen;  auch  vorbildliche  Einzelheiten  sind  behandelt.  Die  Grund- 
sätze sind  nebst  einer  reichhaltigen  Auswahl  der  vorher  erwähnten 
Formenmuster  in  der  „Zeitschrift  für  Wohnungswesen  in  Bayern“ 
(Nr.  11/12,  Jahrgang  1920)  veröffentlicht. 

Ziegeldeckung  mit  Luftschicht.  Um  den  Wärmeschutz  der  Ge- 
bäude zwecks  Kohlenersparnis  zu  erhöhen,  sind  bisher  für  die  Wand- 
flächen die  verschiedensten  Vorschläge  und  Erfindungen  gemacht 


worden;  wenig  oder  fast  gar  keine  Beachtung  haben  aber  die  Dach- 
flächengefunden. Man  versuchte  wohl  Dachdeckungstoffe  ohne  Kohlen- 
verbrauch herzustellen  oder  die  bisher  schon  in  geringem  Umfänge  ver- 
wendeten zu  verbessern,  wie  Lehmschindeln  und  feuersichere  Stroh- 
und  Rohrdächcr.  Diese  ließen  sich  aber  nicht  allgemein  für  städtische 
Gebäude  oder  für  Siedlungen  verwenden.  Es  blieb  daher  eine 
Dachhaut  auszuführen,  die  einen  größeren  Wetterschutz  gewähr- 
leistet, überall  verwendbar  und  außerdem  wirtschaftlich  ist.  Die  Tat- 
sache, daß  bei  einstöckigen  Gebäuden  die  Abkühlungsllächen  des 
Daches  oft  größer  sind  als  die  der  Wandflächen,  und  daß  bei  der 
gegenwärtigen  Wohnungsknappheit  auch  die  Dachräume  in  größerem 
Umfange  als  bisher  ausgebaut  werden,  regte  den  Verfasser  an,  gerade 
für  das  wohl  am  meisten  verwendete  und  verwendbare  Ziegeldach 
eine  Verbesserung  der  Wärmehaltung  zu  erfinden,  und  zwrar  durch 
Einführung  einer  Luftschicht,  die  neben  Herabsetzung  der  Wärme- 
durchlässigkeit selbst  die  Schwitzwasserbildung  unmöglich  macht, 
wodurch  das  an  sich  gute  Ziegeldach  auch  für  landwirtschaftliche 
Zwecke  noch  geeigneter  wird. 

Von  der  Voraussetzung  ausgehend,  daß  Änderungen  in  dem  Dach- 
aufbau und  auch  Umstellungen  in  der  Herstellung  der  Steine  ver- 
mieden werden  müssen,  um  die  Unkosten  nicht  zu  vergrößern,  ist  ein 
Dachstein  entstanden,  wie  er  in  der  Abbildung  dargestellt  ist  und  dessen 
Patentierung  bevorsteht.  Er  hat  die  Größe  der  Biberschwänze,  eine 
vordere  Umbiegung  und  an  seiner  Ober-  und  Unterfläche  je 
eine  unterschnittene  Querleiste,  zwischen  denen  der  Kalkquerschlag 
eingebettet  liegt  und  die  aufeinanderliegenden  Steine  dübelartig 
miteinander  verbindet.  Durch  diese  Anordnung  wird  ein  Luftraum 
gebildet,  der  in  jeder  Dachsteinreihe  für  sich  abgeschlossen  ist  und 
die  Mängel,  welche  einer  über  die  ganze  Dachfläche  zusammen- 
hängenden Luftschicht  anhaften,  vermeidet. 

Diese  Dachsteine  sind  als  Maschinensteine  auf  den  vorhandenen 
Pressen  mit  abgeändertem  Mundstück  herstellbar,  ebenso  auch  als  Hand- 
stricbziegel.  Die  Eindeckungsart  ist  dieselbe  wie  bei  dem  gewöhnlichen 
Ziegeldoppeldach  in  Kalk  mit  Rand-  und  Querschlag  und  erfordert 
die  gleiche  Lattenentfernung.  Geringere  Abweichungen  in  den  Latten- 
abständen behindern  die  Eindeckung  durchaus  nicht,  wie  etwa  bei 

Falzziegeln,  da  die  Mörtelfuge  mit 
dem  Querschlag  genügenden  Spiel- 
raum bietet.  Instandsetzungen  las- 
sen sich  ebenso  leicht  ausführen 
wie  bei  gewöhnlichen  Dächern. 
Erwähnt  sei  noch,  daß  ein  Zer- 
treten der  oberen  Dachhaut  der 
auf  einer  Spanne  von  15  bis  16  cm 
hohl  liegenden  Ziegel  bei  einer  Auf- 
trittsmöglichkeit von  13  cm  nicht 
zu  befürchten  ist.  Sollte  aber  trotz- 
dem ein  Ziegel  zerschlagen  werden, 
so  hält  die  untere  Dachhaut  noch 
vollkommen  dicht. 

Auch  als  Ziegelbehang  ist  der  Dachstein  wertvoll,  da  selbst 
bei  senkrechter  Verwendung  die  Eindeckung  in  Kalk,  der  durch  die 
Querleisten  gehalten  wird,  möglich  ist  und  so  ein  fester  Behang 
mit  geteilten  Luftschichten  gebildet  wird,  die  Steine  auch  nicht  klappern 
oder  vom  Sturm  herabgerissen  werden  können. 

Der  Preis  für  diese  Ziegeldeckung  dürfte  sich  mit  Rücksicht  darauf, 
daß  für  den  Kalk  querschlag  etwa  nur  ein  Viertel  der  Mörtelmenge  wie  bei 
einem  gewöhnlichen  Ziegeldach  gebraucht  wird  und  der  innere  Kalk- 
verstrich fortfällt,  nicht  viel  teurer  stellen  als  für  ein  gewöhnliches 
Doppeldach.  Durch  den  Minderverbrauch  an  Heizung  werden  aber 
auch  etwaige  Mehrkosten  bald  ausgeglichen  und  so  Vorteile  in  volks- 
wirtschaftlicher Beziehung  erreicht.  G.  B ö m k e , 

Brandenburg  a.  d.  Havel.  Techn.  Regierungs-Obersekretär. 

Flächenmaßstab  für  Felseiusclmitte  mit  Oberboden  in  wage- 
rechtem  und  quergeneigtem  Gelände.  Zu  dem  Aufsatz  auf  S.  601 
im  Jahrg.  1920  d.  Bl.  macht  $r.=2>ttg.  v.  Glaßer  in  Charlottenburg 
auf  seine  im  Verlag  von  Julius  Springer  1914  erschienene  Abhandlung 
über  „Die  graphischen  Verfahren  zur  Ermittlung  der  Querschnitt- 
flächen, der  Grunderwerbs-  und  Böschungsbreiten  von  Bahn-  und 
Straßenkörpern“  aufmerksam.  Darin  ist  ein  sehr  einfacher  Flächen- 
maßstab für  Felseinschnitte  enthalten,  bei  dem  das  Zeichnen  von 
Parabeln  nicht  erforderlich  ist.  Der  Maßstab  liefert  außerdem  auf 
leichte  Weise  die  Grunderwerbsbreiten. 

Ferner  hat  der  Aufsatz  Anlaß  zu  folgendem  Schriftwechsel  gegeben : 

I. 

Der  Aufsatz  des  Geheimen  Regierungsrats  Dr.  Bräuler  enthält  ein 
sehr  beachtenswertes  Verfahren  zur  schnellen  rechnerischen  und  zeich- 
nerischen Ermittlung  der  Querschnittflächen  im  quergeneigten  Gelände. 
Es  möge  im  Anschluß  an  diese  Darstellung  noch  darauf  bingewiesen 
werden,  daß  sich  der  Flächenmaßstab  (vgl.  Abb.  2 a.  a.  0.)  für  die 
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praktische  Anwendung  noch  weiter  vereinfachen  läßt.  Ermittelt  man 
z.  B.  für  drei  verschiedene  Einschnittstiefen,  etwa  für  t = 2 in,  4 m und 

ti  m,  nach  der  Formel  1)  (a.  a.  0.)  . . . F — t(>)2  — n t0'J 

oder  nach  dem  von  Dr.  Bräuler  angegebenen  zeichnerischen  Verfahren 
für  eine  bestimmte  Geländeneigung  1 : in  und  trägt  diese  drei  Flächen- 
werte im  Flächenmaßstab  auf  den  durch  t — 2m,  4 und  6 m gezogenen 
Wagerechten  (Parallelen  zur /'-Achse)  so  auf,  daß  je  der  Schnittpunkt 
der  betreffenden  Wagerechten  mit  der  [/ —p  <]- Geraden  den  einen 
Endpunkt  des  aufzutragenden  Flächenwertes  bildet,  so  liegen  die  drei 
anderen  Endpunkte  der  drei  Flächenwerte  außerhalb  — in  der  Abb.  2 
rechts  — von  der  [/  — nt2]- Kurve.  Durch  diese  drei  erhaltenen  freien 
Punkte  läßt  sich  eine  neue  Kurve  ziehen  (hier  Abb.  2),  welche  die 
Eigenschaft  besitzt,  daß  sie  für  jede  andere  Einschnittstiefe  tx  ohne 
weiteres  die  gesuchte  Einschnittsfläche  im  1 : in  quergeneigtem  Gelände 
ergibt,  wenn  man  die  Entfernung  der  Schnittpunkte  der  bei  tx  ge- 
zogenen Parallelen  zur  /-Achse  mit  der  [f—p  £]- Geraden  und  mit 
der  neuen  in- Kurve  im  Flächenmaßstab  abgreift. 

Entsprechend  lassen  sich  auch  für  andere  1 :m  Geländeneigungen 
derartige  in -Kurven  zeichnen,  wie  es  hierin  Abb.  2 dargestellt  worden 
ist.  So  ist  z.  B.  für  eine  Einschnittstiefe  t = 6 die  Einschnittsfläche 


bei  wagerechtem  Gelände  (in  = oo)  durch  die  Strecke  « b,  bei  1 : 6 
geneigtem  Gelände  (m  = 6)  durch  die  Strecke  a c,  bei  1 : 4 fallendem 
Gelände  (in  = 4)  durch  ad  usw.  im  Flächenmaßstab  unmittelbar  ge- 
geben. Selbst  für  nicht  berücksichtigte  Geländeneigungen  sind  die 
Flächen  durch  schätzungsweises  Einschalten  zwischen  die  m-Kurven, 
welche  der  neuen  am  nächsten  liegen,  leicht  zu  finden;  z.  B.  würde 
bei  t = Gm  für  in  = 5 ungefähr  die  Witte  von  c und  d den  gesuchten 
Punkt  bezeichnen. 

Noch  ein  Umstand 
ist  zu  beachten.  Die  an- 
geführte Formel  1)  hat 
ihrer  Ableitung  nach 
nur  dann  Bedeutung, 
wenn  die  Einschnitts- 
tiefe t mindestens  so 
groß  ist,  daß  noch 
die  ganze  Einschnitts- 
breite p erhalten  bleibt  (vgl.  hier  Abb.  1).  Diese  Grenztiefe  t‘  ist  mithin 


V 

durch  V = ~ gegeben,  ist  also  mit  hi  veränderlich.  In  der  Abb.  2 be- 
2 m 

ginnen  daher  die  w-Kurven  jeweils  erst  auf  der  durch  die  zugehörige 
Grenztiefe  tm  zur  /-Achse  gezogenen  Parallelen.  Diese  Anfangspunkte 
liegen  ihrerseits  wieder  auf  einer  Kurve,  der  t'-Linie,  die  sich  stetig 
der  Parallelen  zur  /-Achse  nähert,  ohne  sie  jedoch  zu  erreichen, 


die  in  der  Höhe  Vm  = n,  also  V = gezogen  ist;  in  unserem  Beispiel 

12 

ist  z.  B.  die  Wagerechte  durch  t'  = ^ — = 4,29  m die  Asymptote 

zur  V - Linie. 


Aus  der  Abb.  1 ist  zu  ersehen,  daß  für  m = n die  Einschnitts- 
tläcbe  unendlich  groß  würde.  Ferner  zeigt  sie,  daß  mit  stärker 
werdender  Geländeneigung  die  Einschnittsfläche  sehr  schnell  wächst, 
wie  es  die  m-  Kurven  der  Abb.  2 auch  erkennen  lassen.  Der  Mehr- 


für  d/e  Flächen 


betrag  an  Querschnittfläche  bei  quergeneigtem  Gelände  gegen  die 
bei  wagerechtem  Gelände  gleicher  Einschnittstiefe  wird  durch  das 
Dreieck  BEF  (Abb.  1)  dargestellt,  weil  A ABC— &EDB  ist.  In 
der  Abbildung  sind  z.  B.  für  die  Geländeneigungen  1/m  = 1:6  und 
V»n  = 1:8  diese  Flächenmehrbeträge  durch  das  kleine  schraffierte 
Dreieck  und  durch  das  Dreieck  DEF  gegeben;  man  erkennt,  wie 
schnell  dieses  kennzeichnende  Dreieck  an  Inhalt  zunimmt,  wenn  die 
Geländeneigung  auch  nur  wenig  stärker  wird,  dieses  ist  bei  dem 
vorhin  erwähnten  Einschalten  zwischen  benachbarte  m-Kurven  zu 
beachten. 

Eberswalde.  Winkel. 


II. 


Die  Anregung  des  Regierungs-  und  Baurats  ®r.=  3üg.  Winkel 
schlägt  die  Darstellung  der  Beziehung  zwischen  Querschnittsinhalt 
und  Einschnittstiefe  durch  eine  Kurve  vor.  Für  eine  weitergehende 
Behandlung  ist  ein  rechtwinkliges  Koordinatensystem,  also  Abtragen 
der  Flächen  werte  von  der  t- Achse  zu  empfehlen.  Zweifellos  würde 
nach  der  gegebenen  Anregung  die  aufgetragene  Kurvenscbar  die  Ver- 
hältnisse sehr  übersichtlich  darstellen.  Die  mit  deren  Konstruktion 
verbundene  Mehrarbeit  ist  nicht  erheblich,  weil  die  stetig  verlaufenden 
Kurven  durch  verhältnismäßig  wenige  Punkte  herzustellen  sind. 

Die  besondere  Kurve,  welche  die  Gültigkeitsgrenze  darstellt  und 
auf  welche  Sr.^^uq.  Winkel  zutreffend  hingewiesen  bat,  besitzt  im 

ist 


rechtwinkligen  Koordinatensystem  die  Gleichung  F - 


p — 2 n t ’ 
V * 


also  eine  Hyperbel  mit  den  Asymptoten  # = -—  und  F—  — -5—,  geht 
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durch  den  Anfangspunkt  des  Koordinatensystems  und  kann  mit  Hilfe 
dieses  Punktes  und  der  Asymptoten  ohne  weiteres  gezeichnet  werden. 
Beim  Aufträgen  sind  natürlich  die  besonderen  Maßstäbe  für  F und  t 
entsprechend  zu  beachten. 

Die  dreieckige  Anschnittfläche  für  dasjenige  Gebiet,  in  dem  der 
volle  Einschnittquerschnitt  nicht  mehr  vorhanden  ist,  hat  den 
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so  kann  man  hiernach  auch  für  den  Anschnitt  einen  aus  einer  Geraden 
und  einer  Parabel  bestehenden  besonderen  Flächenmaßstab  für  2 F, 
also  auch  für  F herstellen.  Auch  hier  kann  dann  für  verschiedene  m 
eine  Kurvenschar  gebildet  werden,  welche  zusammengehörige  F und  t 
als  Abszissen  und  Ordinaten  darstellen.  Diese  Kurvenschar  wäre  der- 
jenigen für  den  vollen  Einschnitt querschnitt  anzufügen,  womit  die 
Ergänzung  hergestellt  und  ein  Flächenmaßstab  für  alle  in  Frage 


V 

kommenden  Werte  für  t von  t — — bis  t = oo  gewonnen  wäre. 

2 m 

Die  nähere  Ausführung  aller  in  Frage  kommenden  Betrachtungen 
unterlasse  ich  hier,  möchte  nur  noch  darauf  hinweisen,  daß  ihre  sinn- 
gemäße Ausdehnung  auf  Auftragquerschnitte  naheliegt. 

Wiesbaden.  Geheimer  Regierungsrat  Dr.  Bräuler. 

Radgestellfederung.  D.  R.-P.  329  480.  Waggon-Fabrik  A.-G. 
in  Uerdingen  a.  Rhein.  — Für  Radgestelle  mit  ungefedertem  Rahmen 
läßt  sich  die  gebräuchliche  Abfederung  der  Last  nicht  durchführen, 
da  sich  die  Feder  nicht  auf  die  Achsbüchse  auflegen  kann.  Der 
Platz  hierfür  wird  durch  die  Rahmenstützen  verbaut.  Man  muß 
in  solchen  Fällen  zu  teuren  und  unzweckmäßigen  Einrichtungen 
greifen,  die  außerdem  das  Leergewicht  des  Wagens  bedeutend  er- 
höhen. — Um  diesen  Ubelstand  wirksam  zu  beheben,  werden  nach 
der  Erfindung  zwischen  Radgestell-  und  Wagenrahmen  Lenker  ein- 
geschaltet, deren  durch  die 
Lastsenkung  bedingte  Lagen- 
änderung auf  eine  Blattfeder 
übertragen  wird,  wodurch 
diese  je  nach  der  Lenker- 
bewegung gespannt  oder  ent- 
lastet wird.  — Auf  den  Achs- 
buchsen a ruht  mittels  der 
Rahmenstützen  b der  Rad- 
gestellrahmen c,  mit  dem  die 
eineu  Enden  der  Leuker- 
paare d durch  den  Bolzen  e 
verbunden  sind.  Die  anderen 
Lenkerenden  sind  durch  den 
Bolzen  / an  dem  Wagenrah- 
men g gelenkig  befestigt. 
Außerdem  ist  jedes  Lenker- 
paar d zwischen  den  Bol- 
zen e,  f durch  einen  Bolzen  h 
verbunden,  auf  den  sich-  die  Blattfeder  i legt,  deren  Enden  in  die 
Bolzen  / eingehangen  sind.  — Bewegen  sich  die  Rahmen  c,  g in  verti- 
kaler Richtung  gegeneinander,  so  wird  hierdurch  eine  Lagenänderung 
der  Strecke  /—  h bedingt,  die  sich  auf  die  Blattfeder  überträgt  und 
eine  Veränderung  der  Krümmungen  derselben  bewirkt.  Da  sich  nun 
proportional  der  Krümmungsänderung  auch  die  in  den  Bolzen  /,  h 
wirkenden  Federkräfte  verändern,  so  wird  durch  die  Bewegung  der 
Rahmen  c,  g gegeneinander  die  Feder  gespannt  oder  entlastet,  d.  h. 
die  Last  wird  in  wirksamer  Weise  abgefedert. 
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INHALT:  Der  Haushalt  der  Iteichseisenbahnverwaltung  für  1920.  — Vermischtes:  Wettbewerb  um  die  architektonische  Ausgestaltung  des  Oberbaues  des  iBarwehr» 
bei  Oberföhring  b.  München.  — Wirtschaftliche  Gestaltung  der  Fluchtlinienpliino.  — Dynamik  des  Kreisels  und  ihre  teohnisohe  Anwendung. 


[Alle  Beohte  Vorbehalten.] 


Der  Haushalt  der  Reichseisen  bahn  Verwaltung  für  H)20, 


dessen  Vorlage  noch  Vorbehalten  war  (1920  d.  Bl.,  S.  590),  ist  unter  dem 
18.  Februar  dem  Reichstage  zugegangen,  gleichzeitig  mit  einem  Ent- 
wurf des  Haushalts  der  Reichseisenbahnen  für  das  Rechnungsjahr  1921. 
Bei  den  preußischen  Bahnen  (vgl.  a.  den  Haushalt  für  1919,  Jahrg.  1919 
d.  Bl.,  S.  158)  sind  die  Forderungen  bei  den  einzelnen  Direktionsbezirken 
getrennt  geordnet,  je  nachdem  sie  dem  Ursprung  nach  betreffen: 
I.  frühere  Eisenbahnanleihegesetze,  II.  den  früheren  preußischen 
außerordentlichen  Haushalt  oder  III.  neue  Forderungen.  — Neue  An- 
sätze sind  durch  ein  Sternchen  (*)  gekennzeichnet;  die  Gesamtkosten 
sind  in  Klammern  beigefügt. 

Insgesamt  sind  für  Bauausführungen  und  Beschaffungen  für  das 
Rechnungsjahr  1920  im  außerordentlichen  Haushalt  vorgesehen: 

I.  Zweigstelle  Preußen -Hessen 

a)  Preußen 1 343  561000^ 

b)  Hessen 7 100  000  „ 

II.  Zweigstelle  Bayern 207  659  000  „ 

III.  Zweigstelle  Sachsen 167  039  000  „ 

IV.  Zweigstelle  Württemberg 136  641  000  „ 

V.  Zweigstelle  Baden 97  550  000  „ 

VI.  Eisen  bahn -Generaldirektion  Schwerin  ....  12131000  „ 

VII.  Eisenbahndirektion  Oldenburg . 14  495  000  „ 

Insgesamt  1 986  176  000  Jt 

Für  das  Rechnungsjahr  1921  sind  im  außerordent- 
lichen Haushalt  nach  vorläufiger  Feststellung  erforder- 
lich   insgesamt  3 599  530  000  JC 


Haushalt  für  das  Rechnungsjahr  1920. 


Hauptstelle. 

1.  Gewährung  von  Darlehen  an  Konsumvereine,  Wirt- 

schaftsvereine, Vertriebsgenossenschaften  u.  dgl.  der 
Beamten  und  Arbeiter 10  000  000 

2.  Gewährung  von  Darlehen  an  notleidende  nebenbahn- 
ähnliche Kleinbahnen  oder  an  Privatbahnen  von  der 
Bedeutung  nebenbahnähnlicher  Kleinbahnen  . . . 20  000  000 

3.  Zur  Unterstützung  des  Baues  von  Kleinbahnen  und 

Bahnen,  die  den  Kleinbahnen  gleich  zu  achten  sind  5 000  000 

4.  Vermehrung  der  Wohngelegenheiten  für  Reichseisen- 
bahnbedienstete   185  000  000 

5.  Einmaliger  verzinslicher  Betrag  für  Fernsprech- 

Haupt-  und  Nebenanschlüsse  rund 5 000  000 

6.  Beschaffung  von  Apparaten  und  Hilfsvorrichtungen 

zur  Vornahme  von  Eignungsprüfungen  einzustellender 
Handwerkslehrlinge  und  anderer  Bediensteten  . . 350000 

7.  Zu  unvorhergesehenen  Ausgaben 60  000  000 


I.  Zweigstelle  Preußen-Hessen. 

a)  Preußen. 

Bezirk  der  Eisenbahndirektion  in  Altona 
I 

1.  Bau  einer  Nebeneisenbahn  von  Neustadt  i.  Holstein 

nach  Schwartau  (13  500  000),  erster  Zusatzbetrag  . . 2 000  000 


Obertrag  297  215  000 


III 

Erste  Teilbeträge: 

*19.  Verbesserung  der  Dreherei  und  Maßnahmen  zur  Er- 
höhung der  Feuersicherheit  in  der  Hauptwerkstätte 

Wittenberge  (830  000) 500000 

*20.  Umbau  der  Eisenbahnbrücke  über  die  Schlei  bei  Lin- 

daunis,  Strecke  Kiel-Flensburg  (2  762  000) 1 000  000 

*21.  Errichtung  einer  Räderwerkstatt,  Kupferschmiede 
und  Abkocherei  in  der  Hauptwerkstätte  Harburg 
(420  000) 300  000 


Bezirk  der  Eisenbahndirektion  in  Berlin. 
I 

22.  Herstellung  besondererVorortgleise  derBerliu-Stettiner 
Bahn  auf  der  Strecke  Berlin  (Gesundbrunnen) — Bernau 


(12  886  000),  Zusatzbetrag  406  000 

23.  Desgl.  des  fünften  und  sechsten  Gleises  auf  der  Strecke 

Stralau-Rummelsburg — Treptow  (1  442  000),  erster  Zu- 
satzbetrag   500  000 

24.  Vorbereitung  eines  elektrischen  Betriebs  auf  den  Ber- 

liner Stadt-,  Ring-  und  Vorortbahnen,  erster  Zusatz- 
betrag   ., 15  00000O 

II 

Fernere  Teilbeträge: 

25.  Erweiterung  des  Umstellbahnhofs  Niederschöneweide- 

Johannistal  (1  380  000),  Rest 10  000 

26.  Umgestaltung  der  Bahnanlagen  bei  Spandau  (38  978  000)  2 500  000 

27.  Erweiterung  des  UmstellbahnhofsTempelhof  (6360000)  400  000 

28.  Herstellung  eines  Abstellbahnhofs  für  den  Potsdamer 
Fernverkehr  bei  dem  Betriebsbahnhof  Schöneberg 

(1  251000) 400  000 

III 

Erste  Teilbeträge: 

*29.  Erweiterung  des  Hauptstoff lagers  in  der  Hauptwerk- 
stätte Grunewald  (324  000) 200  000 

*30.  Errichtung  einer  Abkochanlage  in  der  Hauptwerk- 
stätte Potsdam  (240  000) 100  000 

*31.  Erwerb  und  Ausbau  des  Reichswerkes  Plaue  bei  Bran- 
denburg zu  Eisenbahnwerkstattanlagen  (92  000  000)  61  500  000 
*31a.  Anschluß  der  Geschäftsräume  der  Eisenbahndirektion 
Osten  in  Berlin  an  das  Telegraphen- und  Fernsprechnetz 
(3  300  000) 3 300000 


Bezirk  der  Eisenbahndii’ektion  Osten  in  Berlin. 

II 

Fernere  Teilbeträge: 

32.  Umbau  des  Bahnhofs  Frankfurt  a.  d.  Oder  und  Her- 
stellung eines  Umstellbahnhofs  zwischen  Booßen  und 


Frankfurt  a.  d.  Oder  (19  100  000) 2 000  000 

33.  Desgl.  Glogau  (4  390  000) 200  000 

34.  Herstellung  eines  Überholungsgleises  in  km  86,8  der 

Strecke  Fürstenwalde — Sommerfeld  (305  000)  . . . 100  000 


III 


II 


Fernere  Teilbeträge: 

2.  Erweiterung  desUmstellbahnhofs  Harburg  R.  (3628000)  500  000 

3.  Umbau  der  Bahnhofsanlagen  in  Kiel  (13  600  000)  . . 50  000 

4.  Erweiterung  des  Bahnhofs  Büchen  (1  590  000)  ...  5 000 

5.  Herstellung  e.Umstellbahnhofs  b.  Eidelstedt  (21 094000)  3 000  000 

6.  Erweiterung  des  Bahnhofs  Husum  Nord  (3  350  000)  . 1 000  000 

7.  Desgl.  Itzehoe  (6  274  000) 1 000  000 

8.  Desgl.  Neustadt  a.  d.  Dosse  (1425  000) 20  000 

9.  Umgestaltung  des  Bahnhofs  Elmshorn  (3  055  000)  . . 50  000 

10.  Desgl.  d.  Bahnanlagen  in  und  bei  Flensburg  (15  086  000)  100  000 

11.  Herstellung  stärkerer  Überbauten  für  die  Strom- 
öffnungen der  Eisenbahnbrücke  über  die  Süderelbe 

bei  Harburg  (Personenzuggleise)  (21  300  000)  . . . 1 000  000 

12.  Desgl.  eines  Überholungsgleises  auf  Bahnhof  Vietznitz 

(694  000) 300000 

13.  Desgl.  einer  Kohlenkipperanlage  auf  Bahnhof  Ham- 
burg Han.  (670  000) 60  000 

14.  Desgl.  je  eines  Kreuzungsgleises  auf  dem  Haltepunkt 
Bavendorf  und  zwischen  den  Bahnhöfen  Hitzacker 

und  Leitstade  (357  000) 80  000 

15.  Erweiterung  der  Gleisanlagen  auf  dem  Gülerbahnbof 

Neumünster  (345  000) 100  000 

16.  Desgl.  der  Nebenwerkstätte  Glückstadt  (5  919  000)  . 1 000  000 

17.  Errichtung  eines  elektrischen  Dampfkraftwerkes  bei 

der  Hauptwerkstätte  Wittenberge  (1  530  000)  ...  1 000  000 

18.  Erweiterung  d.  Hauptwerkstätte  Neumünster  (4  983000)  600  000 


Zu  übertragen  297  215  000 


*35.  Einrichtung  von  Diensträumen  für  die  Eisenbahn- 
direktion Osten  in  Berlin  (4  500  000),  erster  Teilbetrag  2 100  000 

Bezirk  der  Eisenbahndirektion  in  Breslau. 


I 

Erste  Zusatzbeträge: 

36.  Bau  einer  Nebeneisenbahn  von  Schottwitz  nach 

Meieschwitz  (Laskowitz— Beckern)  (5  125  000)  ...  1 000  000 

37.  Desgl.  von  Maltsch  nach  Wohlau  (13  090  000)  . . . 1000  000 

38.  Herstellung  des  zweiten  Gleises  auf  der  Strecke 

Breslau— Glogau  (18  057  000) 2 000  000 

39.  Einrichtung  elektrischerZugförderung  auf  den  Strecken 
Lauban  — Dittersbach  — Königszelt  mit  den  Zweig- 
strecken Hirschberg  (Schlesien)  — Grüntal,  Hirsch- 
berg (Schlesien)— Schmiedeberg  (Riesengeb.)— Landes- 
hut (Schlesien),  Ruhbank— Liebau  und  Nieder-Salz- 

brunn — Halbstadt  (29  420  000) 6 000  000 

II 

40.  Erweiterung  des  Bahnhofs  Görlitz  (11  525  000),  erster 

Zusatzbetrag 450  000 

Fernere  Teilbeträge: 

41.  Bau  einer  Lokomotivwerkstätte  und  Erweiterung  des 

Bahnhofs  in  Oels  (17  538  000) 1 000  000 

42.  Errichtung  einer  Kesselschmiede  in  der  Hauptwerk- 
stätte Breslau  Odertor  (5100  000) 150  000 

42a.  Erweiterung  des  Bahnhofs  Kaiserswaldau  (334  000)  . 50  000 


Zu  übertragen  399  381  000 
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Übertrag  399  38 ! 000 


Bezirk  dev  Eisenbahndirektion  in  Cassel. 

I 

43.  Bau  einer  Nebeneisenbahn  von  Uslar  nach  Schön- 
hagen (5  201  000),  erster  Zusatzbetrag 2 000  000 

14.  Desgl.  von  Stolberg-Rottleberode  nach  Stolberg  am 

Harz  (4  964  000),  erster  Zusatzbetrag 1 500000 

II 

15.  Herstellung  einer  Wegüberführung  vor  Bahnhof 

, Zimmersrode  (290  000),  erster  Zusatzbetrag  ....  50000 

16.  Erweiterung  des  Bahnhofs  Ihringshausen  (1  068  000), 

erster  Zusatzbetrag 300  000 

17.  Desgl.  der  Hauptwerkstätte  Paderborn  (5  786000), 

fernerer  Zusatzbetrag  . . . 500  000 

48.  Herstellung  von  zwei  Überholungsgleisen  zwischen 
den  Bahnhöfen  Wilhelmshöhe  und  Guntershausen 

(855  000),  fernerer  Zusatzbetrag 100  000 

Fernere  Teilbeträge: 

49.  Erweiterung  des  Bahnhofs  Nordhausen  (8  517  000)  . I 000  000 

50.  Desgl.  des  Personenbahnhofs  Göttingen  (5  065  000)  . 500  000 

51.  Desgl.  des  Bahnhofs  Blankenheim  (Kr.  Sangerhausen) 

(315  000) 10  000 

52.  Desgl.  der  Hauptwerkstätte  Göttingen  (7  565  000).  . 2 000  000 

53.  Ausbau  der  Werkstättenanlagen  auf  Bahnhof  Cassel  R. 

(9  300  000) 1 500  000 

54.  Erweiterung  des  Bahnhofs  Blankenheim  (Trennungs- 
bahnhof) (2  290  000) 750  000 

55.  Bau  eines  Lokomotivschuppens  mit  Nebenanlagen  auf 

Bahnhof  Bestwig  (4  790  000).  500000 

56.  Desgl.  einer  Wagenschnellausbesserungshalle  in  der 

Ilauptwerkstätte  Paderborn  Nord  (391000)  ....  10000 

57.  Erweiterung  des  rechteckigen  Lokomotivschuppens 

mit  Nebenanlagen  auf  dem  Betriebsbahnhof  Cassel 
(Bahndreieck)  (1  240  000) 500  000 

III 

Erste  Teilbeträge: 

*58.  Herstellung  eines  Überbolungsgleises  auf  Bahnhof 

Marburg  Süd  (424  000) 200  000 

*59.  Desgl.  v.  Stellwerken  auf  Bahnhof  Holzminden  (550  UÜU)  300  000 
*60.  Desgl.  eines  zweiten  Überholungsgleises  u.  Erweiterung 

d.  Laderampe  auf  Bahnhof  Niedersachswerfen(398  000)  300  OUU 

*61.  Erweiterung  des  Bahnhofs  Nuttlar  (353  000)  ....  100000 

'‘02.  Herstellung  von  Sicherungsanlagen  für  das  dritte  Gleis 
zwischen  Bad  Sassendorf  und  dem  Abstellbahnhof 
Soest  (151  000) 100  000 


Bezirk  dev  Eisenbahndirektion  in  Köln. 

I 

Erste  Zusatzbeträge: 

63.  Bau  einer  Haupteisenbahn  von  Liblar  nach  dem  Ahrtal 

(Dernau)  (100  000  000) 25  000  000 

64.  Herstellung  des  zweiten  Gleises  auf  der  Strecke  Köln- 

Ehrenfeld — Grevenbroich  (52  000  000) 2 000000 


65.  Desgl.  des  fünften  und  sechsten  Gleises  auf  der  Strecke 
Hohenbudberg— Uerdingen— Krefeld-Linn  (44  740  000)  3 000  000 

66.  Desgl.  von  Verbindungen  von  dem  neuen  Umstell- 
bahnhof Gremberg  nach  dem  Umstellbahnhof  KalkNord 

und  der  Südbrücke  bei  Köln  (7  500  000),  Zusatzbetrag  1900  000 

II 

Fernere  Teilbeträge: 

67.  Anlage  einer  Wasserversorgung  derBaknhofe  Köln  Hbf. 


und  Köln-Gereon  (470  000),  Rest 3 000 

68.  Erweiterung  des  Bahnhofs  Hönningen  (Rhein)  (382  000)  40  000 

69.  Desgl.  des  Bahnhofs  Koblenz  (Rbeinbf.)  (7  200  000)  . 500  000 

70.  Beseitigung  der  Schienenkreuzungen  am  Block  Groß- 
kreuz bei  Köln  (20  850  000) 2 000  000 

71.  Änderung  der  Bahnlage  am  Bahnhof  Ehrenbreitstein 

u.  auf  der  Anschlußstrecke  nach  Pfaffendorf  (1  775  000)  800  000 

72.  Erweiterung  des  Bahnhofs  Dalheim  (1  780  000).  . . 300  00O 

73.  Umgestaltung  der  Bahnanlagen  bei  Viersen  (15  746  OOOi  500  000 

74.  Herstellung  eines  Kohlen-  u.  Wasserspeichers  für  den 

Betriebsbahnhof  Köln-Gereon  (998  000) .50  000 

75.  Erweiterung  des  Bahnhofs  Köln-Nippes  zu  einem 

Hauptumstellbahnhof  (24  382  000) 5 700  000 

76.  Desgl.  Wahn  (1  300  000) 300  000 

77.  Desgl.  Herzogenrath  (5  290  000) 100  000 

78.  Bau  einer  Hauptwerkstätte  bei  Jülich  (27  750  000)  . 6 000  000 

79.  Umgestaltung  d.  Bahnanlagen  i.  Bedburg  (Kr.  Bergheim 

(1  580  000) . . 200  000 

so.  Erweiterung  des  Umstellbahnhofs  Köln  - Eifeltor 

(10370  000) 2 50000O 

81.  Herstellung  von  Uberholungs-  und  Aufstellglcisen  auf 

Bahnhof  Kierberg  (l  466  000) 150000 

s2.  Errichtung  einer  Umformeranlage  in  der  Hauptwerk- 
stätte Köln-Nippes  (420  000) 250  000 

83.  Herstellung  eines  neuen  Ümstellbahuhofs  Gremberg 

bei  Köln  (71  650  000) 10  600  000 


Übertrag  473  494  000 


84.  Herstellung  eines  Übergabebahnhofs  für  die  Haupt- 
werkstätte Jülich  (1  220  000) 100000 

85.  Änderung  der  Bahnanlagen  südlich  des  Bahnhofs 

Remagen  (1  158  000) 10000 

86.  Erweiterung  der  Lokomotivabteilung  der  Hauptwerk- 
stätte Köln-Nippes  (1  950  000) 300000 

87.  Desgl.  des  Bahnhofs  Krefeld-Linn  (früher  Herstellung 

von  vier  weiteren  Gleisen  daselbst)  (1500  000).  . . 300  000 

88.  Herstellung  verstärkter  eiserner  überbauten  auf  neuen 

Wegunterführungen  der  Strecke  Troisdoif— Nieder- 
lahnstein (1  664  000) 100  00O 

89.  Verbesserung  der  Wassergewinnungsanlage  auf  Bahn- 
hof Linz  (139  000)  30  600 

III 

Erste  Teilbeträge: 

*90.  Errichtung  eines  Filterbrunnens  für  die  Wasserver- 
sorgung auf  Bahnhof  Koblenz  Hbf.  (154  000)  . . . 150  004 

*91.  Desgl.  eines  Betriebsstoff  hauptlagers  an  der  Geldern- 

straße  in  Köln  ( 1 464  000) 1 000  000 

*92.  Erweiterung  des  Lokomotivschuppens  der  Betriebs- 
werkmeisterei Köln  Betriebsbahnhof  (210  000)  . . . 200  00) 

*93.  Bau  eines  Aufenthaltgebäudes  für  Lokomotivpersonale 

b.  d.  Betriebswerkmeisterei  Köln-Deutzerfeld  (150  000)  140000 

*94.  Erweiterung  des  Werkstoff  hauptlagers  b in  der  Haupt- 
werkstätte Köln-Nippes  (150  000) 140000 

*95.  Desgl.  des  Bahnhofs  Köln-Bonntor  (10  000000).  . . 2 500  000 

*96.  Herstellung  einer  Lokomotivwendeanlage  auf  Bahnhof 

Rommerskirchen  (400  000) 200  000 


Bezirk  der  Eisenbahndivektion  iu  Elberfeld. 


1 

Erste  Zusatzbeträge: 

97.  Bau  einer  Haupteisenbahn  von  Witten-West  nach 

einem  geeigneten  Punkt  der  Bahnstrecke  Schwelm 
Barmen-Rittershausen  (63  700000) 

98.  Desgl.  einer  Nebeneisenbahn  von  Velbert  nach  Kett- 
wig (27  705  000) 

99.  Herstellung  des  zweiten  Gleises  auf  der  Strecke  Hagen 
i.  Westf. — Oberhagen— Oberbrügge  (11 141  000)  . . . 

HK).  Desgl.  Marienheide — Dieringhausen  (10250000).  . . 

101.  Desgl.  Bommern— Vorhalle,  einer  Verbindungsbahn 

von  Bommerholz  nach  Wengern  und  Erweiterung 
des  Bahnhofs  Vorhalle  (27  031  000),  Mehr-  und  weitere 
Kosten,  erster  Teilbetrag 

102.  Desgl.  dritten  u.  vierten  Gleises  auf  der  Strecke  Düssel- 
dorf-Eller—Hilden  (18  222  000),  erster  Zusatzbetrag 

103.  Desgl.  einer  Verbindungsbahn  bei  Ohligs  (6  495  000), 

erster  Zusatzbetrag 

II 

104.  Verlegung  der  Bahnstrecke  Ferndorf— Hilchenbach 

(2  525  000),  Zusatzbetrag 

105.  Beseitigung  des  Schienenüberganges  in  km  9,2  der 
Strecke  Letmathe-Fröndenberg  (449  000),  Zusatzbetrag 

106.  Erweiterung d.Bahnhofs Kabel  (1975000), Zusatzbetrag 

107.  Desgl.  Osberghausen  (2  820  000),  erster  Zusatzbetrag 

108.  Desgl.  Iserlohn  (7  159  000),  erster  Zusatzbetrag  . . . 

Fernere  Teilbeträge: 

109.  Verbesserung  der  Gleiskrüminuugen  am  Westende 

des  Bahnhofs  Haspe-Heubing  (643  000) 

110.  Erweiterung  des  Bahnhofs  Altena  i.  Westf.  (650000) 

111.  Desgl.  Altenhundem  (8  464  000) 

1 12.  Desgl.  der  Bahnanlagen  bei  Hagen  i.  Westf.  (42  300  000. 

113.  Desgl.  des  Bahnhofs  Dieringhausen  (5  320000)  . . . 

114.  Desgl.  Brügge  (2  230  000) 

115.  Verbesserung  der  Ferngüterzuggleise  bei  Düsseldorf- 

Rath  sowie  Umbau  der  Bahnhöfe  Düsseldorf- Rath 
und  Ratingen-West  (SS76  000) 

116.  Erweiterung  des  Bahnhofs  Kreuztal  (10  328  000  . . 

117.  Desgl.  Erndtebrück  (1  890  000) 

118.  Umbau  d.  Bahnhofs  Düsseldorf-Derendorf  (19  900  000 

119.  Errichtung  einer  Lokomotivwerkstätte  bei  Schwerte 

.60  000  000) . . 

1 20.  Selbständige  Einführung  d.  Verbindungsbahn  Siegen — 

Siegen  Ost  in  die  beiden  Endbahnhöfe  (526  000)  . . 

121.  Umbau  des  Bahnhofs  Düsseldorf- Gerresheim  und 

Herstellung  einer  Gleisverbindung  Block  Hardt  — 
Düsseldorf-Gerresheim  (2  320  000) 

122.  Erweiterung  des  Bahnhofs  Schlebusch  (1  185  0O0)  . . 

1 23.  Herstellung  neuer  eiserner  Überbauten  f.  d.  Ruhrbrücke 
in  km  199,68  der  Strecke  Schwerte— Bestwig  (700000) 

. 124.  Anschluß  des  Bahnhofs  Düsseldorf-Grafenberg  an  die 
Gütergleise  bei  Block  Flingern  (1  466  000) 

125.  Erweiterung  des  Bahnhofs  Düsseldorf-Eller  und  Her- 
stellung einer  Gleisverbindung  Block  Flingern -Düssel- 
dorf-Eller (2*908  000) 

III 
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126.  Herstellung  einer  Wageuausbesserungshalle  in  Finnen- 
trop (1  220  000),  erster  Teilbetrag, 

Zu  übertragen  524 


100  OOO 
488  000 


Zu  übertragen  473  494  000 
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Nr.  22. 

' ===== 

Übertrag  524  488  000 


Bezirk  der  Eisenbahndirektion  in  Erfurt. 

I 

Erste  Zusatzbeträge: 

127.  Bau  einer  Nebeneisenbahn  von  Mühlhausen  i.  Thür. 

nach  Treffurt  (5  826  400) 800  000 

128.  Desgl.  von  Weidhausen  i.  Sachsen-Koburg  nach  Neu- 
stadt i.  Sachsen-Koburg  (11  840  000)  2 100  000 

129.  Herstellung  des  zweiten  Gleises  auf  der  Strecke 

Gerstungen— Vacha  (S  440  000) 620  000 

130.  Desgl.  Salzungen  — Meiningen  (30  450  000) 1000  000 

13J.  Herstellung  von  zwei  Überholungsgleisen  zwischen 
km  181,9  und  183,4  der  Strecke  Weißenfels -Bebra 
beim  Haltepunkt  Wommen  (560  000),  letzter  Zusatz- 
betrag   105  000 

Fernere  Teilbeträge : 

132.  Erweiterungen  am  Ostende  des  Bahnhofs  Gotlm 

(5  500  000)  . . . 300  000 

133.  Erweiterung  der  Bahnanlagen  in  Gera  (9  040  000)  . . 300  000 

134.  Umbau  des  Bahnhofs  Weißenfels  (13  750  000)  . . . 500  000 

135.  Bau  einer  Hauptwerkstätte  in  Meiningen  (6  315  000)  30  000 

136.  Umbau  des  Bahnhofs  Weimar  (6  405  000) 300  000 

137.  Erweiterung  des  Personenbahnhofs  Koburg  (4  324  000)  300  000 

138.  Herstellung  einer  unmittelbaren  Einfahrt  für  Güter- 

züge der  Hauptbahnen  von  Nordhausen  und  Sanger- 
hausen  nach  den  Ablaufgleisen  des  Güterbahnhofs 
Erfurt  (8  410000) 1200  000 

139.  Erweiterung  der  Bahnanlagen  in  Saalfeld  (5  805  000)  300  000 

140.  Desgl.  der  Gleisanlagen  u.  Herstellung  eines  Lokomotiv- 
schuppens auf  dem  Güterbahnhof  Erfurt  (7  380  000)  500  000 

141.  Desgl.  des  Bahnhofs  Sömmerda  (1  335  000)  ....  300000 

III 

Erste  Teilbeträge: 

*142.  Erweiterung  des  Bahnhofs  Nebra  (433  000)  ....  50000 

*143.  Desgl.  Dorndorf  (2  805  000) 100  000 

144.  Herstellung  einer  Lokomotivschuppenanlage  am  Ost- 
ende des  Güterbahnhofs  Eisenach  (9  000  000)  . . . 500  000 


Bezirk  der  Eisenbaiindirektion  in  Essen. 

I 

Erste  Zusatzbeträge: 

145.  Herstellung  des  dritten  und  vierten  Gleises  auf  der 
Strecke  Mülheim  a.  d.  Ruhr  - Styrum  — Essen  West 


(26  793  000) 3 000  000 

146.  Fertigstellung  der  Bauausführungen  der  früheren  Alt- 
damm-Kolberger  und  der  Dortmund-Gronau-Enscheder 

Eisenbahn  (4  467  000) 400000 

147  Herstellung  einer  Verbindungsbahn  von  Borbeck  über 

Frintrop  nach  Bottrop  (7  570  000) 8 000  000 

II 

Fernere  Teilbeträge: 

148.  Erweiterung  des  Bahnhofs  Wedau  (14  374000),  Rest  4000 

149.  Umgestaltung  d.  Bahnhofs  Hamm  i.  Westf.  (40  200  000)  3 000  000 

150.  Erweiterung  des  Bahnhofs  Dortmunderfeld  (5  552  000)  7 000 

151.  Desgl.  des  Personenbahnhofs  Essen  Hbf.  (15  272  000).  3 000  000 

152.  Desgl.  des  Bahnhofs  Dinslaken  (8  052  000)  ....  1 500000 

153.  Desgl.  Essen  Nord  (9  460  000)  . . . 1500  000 

15.4.  Umbau  der  Hauptwerk  Stätte  Speldorf  (9  135  000)  . . 1000  000 

155.  Erweiterung  des  Bahnhofs  Mülheim  a.  d.  Ruhr-  Heißen 

(11  867  000) 500  000 

156.  Desgl.  der  Bahnanlagen  bei  Duisburg  (5G200  000)  . 10  000  000 

157.  Erweiterung  des  Bahnhofs  Annen  Nord  (980  000)  . 5 000 

158.  Desgl.  Barop  (1  280000) 20  000 

159.  Desgl.  Gelsenkirchen-Schalke  und  Beseitigung  von 
Schienenübeigängen  auf  der  Strecke  Wanne-Sterkrade 

(5  650  000) 100  000 

1160.  Herstellung  eines  Umstellbahnhofs  Beeck  (11949  000)  100  000 

161.  Erweiterung  der  Wagen werkstätte  Recklinghausen 

(6  190  000) 1 000  000 

162.  Herstellung  einer  Abstellgruppe  für  Personenzüge  auf 

Bahnhof  Essen  Hbf.,-  weitere  Kosten  (3  332  000)  . . 1 000  000 

163.  Erweiterung  der  Gleisanlagen  auf  Bahnhof  Sinsen 

(1  966  000)  500  000 

164.  Desgl.  der  Kesselschmiede  der  Hauptwerkstätte  Mül- 
heim-Speldorf (1  406  000) 300  000 

165.  Desgl.  des  BahnhofsDuisburg-Hochfeld  Süd  (13976000)  1 000  000 

166.  Desgl.  der  Hauptwerkstätte  Wedau  (9  109  000)  . . 3 000  000 

167.  Desgl.  der  Arbeits-  und  Aufstellgleise  für  Wagen 

in  der  Hauptwerkstätte  Witten  (708  000) 300  000 

168.  Desgl.  des  Bahnhofs  Aplerbeck  (700  000) 50  000 

Erste  Teilbeträge: 

*169.  Verbesserung  der  Gleisanlagen  auf  Bahnhof  Bottrop 

(323  000) 200  000 

Errichtung  eines  Nebengebäudes  und  Erweiterung  des 
Nebenlagers  der  Betriebswerkstätte  Langendreer 
(279  000) 200  000 


Übertrag  570  979  000 


*171.  Erweiterung  d.  Bahnh.  Friedrichsfeld  b.  Wesel  (774000)  300  000 

1 172.  Beschaffung  einer  Drehscheibe  für  den  Bahnhof  Oster- 
feld Süd  und  Bau  von  Gleisänderungen  (1225  000)  200000 

*173.  Erweiterung  des  Lokomotivschuppens  auf  Bahnhof 

Herne  (714  000) 500  000 

*174.  Umbau  der  Lokomotivbekohlungsanlage  auf  Bahnhof 

Dortmund  Süd*(653  000) 300000 


Bezirk  der  Eisenbahndirektion  in  Frankfurt  a.  M. 

I 

1 75.  Herstellung  des  zweiten  Gleises  auf  der  Strecke  Höchst 

a.Main — Niedernhausen  (6 125000).  erster  Zusatzbetrag  1018000 

176.  Desgl.  einer  Verbindungsbahn  bei  Hanau  Ost  (4  000000), 


erster  Zusatzbetrag 430  000 

II 

Erste  Zusatzbeträge: 

177.  Beseitigung  des  Scbieneuübergauges  am  Haltepunkt 

Frankfurt-Eschersheim  und  Verbesserung  der  dortigen 
Stationsanlagen  (769  000) 300  000 

178.  Herstellung  einer  Straßenunterführung  auf  Bahnhof 

Haiger  (423  000) 150  000 

179.  Desgl.  eines  Oberbolungsgleises  auf  Bahnhof  Nievern 

(736  000) 300  000 

Fernere  Teilbeträge: 

180.  Selbständige  Einführung  derHomburgerBahnstrecke  in 

den  Hauptpersonenbahnhof  Frankfurt  a.  M.  (5  080  000)  50  009 

181.  Erweiterung  des  Ostbahnhofs  Frankfurt  a.  M.  19480000)  400  000 

182.  Desgl.  des  Bahnhofs  Dillenburg  (3  679  000)  ....  700000 

183.  Desgl  Friedberg  i.  Hess.  (7  706  000) 300  000 

184.  Desgl.  Höchst  a.  M.  (12  400  000) . . 1 500  000 

185.  Desgl.  des  Hauptpersonenbahnhofs  Frankfurt  a.  M. 

(13  420  000) 10  000 

186.  Desgl.  des  Bahnhofs  Fulda  (6  238  000) 30  000 

187.  Desgl.  des  Hauptbahnhofs  Offenbach  a.  M.  (7  323  000)  400000 

188.  Desgl.  des  Bahnhofs  Wissen  (2  990  000) 300  000 

189.  Erbauung  einer  Lokomotivwerkstätte  in  der  Ge- 
markung Nied  bei  Frankfurt  a.  M.  (15  096  000).  . . 1 500  000 

190.  Herstellung  von  zwei  Überholungsgleisen  auf  dem 

Haltepunkt  Badenburg  (411000) 100  000 

191.  Desgl.  eines  zweiten  Überholungsgleises  auf  Bahnhof 

Neukirchen  (Kr.  Hünfeld)  (506  000) 100  000 

192.  Umbau  der  Lokomotivhalle  der  Hauptwerkstätte  Lim- 
burg a.  d.  Lahn  (1  038  000) 500  00O 

193.  Herstellung  eines  Kraftstellwerkes  auf  Bahnhof  Gießen 

(1  150000) 500  000 

194.  Desgl.  von  zwei  Überholungsgleisen  und  Einrichtung 
einer  Güterladestelle  auf  demHaltepunktGroßKrotzen- 

burg  (913  000) 450  000 

III 

Erste  Teilbeträge: 

*195.  Erweiterung  der  Überdachung  der  Wagenherstellungs- 
gleise auf  Bahnhof  Bebra  (126  000) 100  000 

*196.  Erweiterung  und  Verbesserung  der  Abstellgleisgruppe 
zwischen  den  Bahnhöfen  Frankfurt  a.  M.  Ost  und 

Mainkur  (2  600  000) 1 100  000 

* 197.  Herstellung  von  zwei  Überholungsgleisen  auf  derBlock- 

stelle  Hohenwerda  (516  000) 300  000 

*198.  Desgl.  von  zwei  Uberholungs-  u.  zwei  Aufstellgleisen 

auf  der  Blockstelle  Neustadt  (1  224  000) 600000 

*199.  Beschaffung  eines  dritten  Dampfkessels  für  die  Haupt- 
werkstätte Nied  (1260  000) 150  000 

*200.  Erweiterung  des  Wasserwerks  auf  Bahnhof  Dillenburg 

(675  000) 600  000 


Bezirk  der  Eisenbahndirektion  in  Hallo  a.  d.  Saale. 

I 

Erste  Zusatzbeträge: 

201.  Bau  einer  Haupteisenbahn  von  Wiesenburg  nach 


Roßlau  (18  142  000) 6 000  000 

,202.  Bau  einer  Nebeneisenbahn  von  MerseburgnachZöschen 

(4  553  000) 1 800  000 


203.  Einrichtung  elektrischer  Zugförderung  auf  der  Strecke 
Magdeburg  — Bitterfeld  — Leipzig  — Halle  (54  695  000)  12  000  000 

II 

204.  Herstellung  eines  neuen  Güterbahnhofs  bei  Koswig 


i.  Anh.  (1  146  000),  Zusatzbetrag 46  000 

Fernere  Teilbeträge: 

205.  Gleiserweiterung  am  Nordende  des  Bahnhofs  Halle 

a.  d.  Saale  (10  185  000) 2 250  000 

206.  Umbau  des  Bahnhofs  Senftenberg  i.  d.  Laus.  (7  650  000)  300  000 

207.  Erweiterung  d.  Bahnhofs  Falkenberg  (H.S.G.)  (768  000)  50000 

III 

Erste  Teilbeträge: 

*208.  Erweiterung  der  Lokomotivschuppenanlagen  aufBahn- 

hof  Hoyerswerda  (929  000) 400  009 

*209.  Desgl.  der  Betriebswerkstätte  auf  Bahnhof  Eilenburg 

(263  000) 250  000 


Zu  übertragen  570  979  000 


Zu  übertragen  607  263  000 
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Übertrag  607  263  000 

*210.  Bau  einer  Holzzerkleinerungsanstalt  mit  Werkraum 


auf  Bahnhof  Dessau  (136  000) .-  . 100  000 

*211.  Desgl.  eines  Lokomotivschuppens  auf  Bahnhof  Witten- 
berg   273  000 

*212.  Erweiterung  der  Dampfkesselanlage  in  der  Haupt- 
werkstätte Kottbus 194  000 


Bezirk  der  Eisenbahndirektion  in  Hannover. 
I 

Erste  Zusatzbeträge: 

213.  Bau  einer  Haupteisenbahn  von  Nienburg  a.  d.  Weser 
nach  Minden  i.  Westf.  mit  Abzweigung  nach  Stadt- 


hagen (55  092  000) 10  000  000 

214.  Desgl.  von  Celle  nach  Hannover  (24  410  000)  . . . 5 000  000 

215.  Bau  einer  Nebeneisenbahn  von  Salzwedel  nach 

Arendsee  (9  845  000) 4 000  000 

216.  Desgl.  von  Arendsee  nach  Geestgottberg  (Witten- 
berge) (8  929  000) 4 000  000 

217.  Desgl.  von  Uelzen  nach  Dannenberg  (28  844  000)  . . 5000  000 

218.  Desgl.  von  Celle  nach  Braunschweig  mit  Abzweigung 

nach  Peine  (28  641  000) 5 000  000 

219.  Herstellung  einer  östlichen  Verbindungsbahn  in  der 

Nähe  von  Waldhausen  bei  Hannover  (2  900000)  . . 1000000 

II 

Fernere  Teilbeträge: 

220.  Bau  einer  neuen  Hauptwerkstätte  bei  Bremen  in  der 

Nähe  von  Sebaldsbrück  (9130000)  (Rest) 30  000 

221.  Herstellung  neuer  Gleis- und  Abfertigungsanlagen  am 

Fischereihafen  in  Geestemünde  (2  370  000)  (Rest)  . . 4 000 

222.  Erweiterung  des  Bahnhofs  Grohn-Vegesack  (2  124  000)  800  000 

223.  Herstellung  einer  Güterwagenausbesserungshalle  in 

der  Hauptwerkstätte  Leinhausen  (930  000)  ....  150000 

224.  Erweiterung  der  Lokomotivschuppen-  undBekohlungs- 

anlagen  auf  Bahnhof  Oebisfelde  (2  808  000)  ....  400  000 

225.  Ausbau  der  Hauptwerkstätte  Leinhausen  (2  522  000)  500  000 

226.  Erweiterung  der  Lokomotivhalle  II  der  Hauptwerk- 
stätte Leinhausen  (2  562  000) 1 000  000 

227.  Verbesserung  der  Wasserversorgungsanlage  auf  Bahn- 
hof Seelze  (1  407  000)  500000 

228.  Herstellung  einer  neuen  Lokomotivschuppen-  und 
Bekohlungsanlage  auf  Bahnhof  Lehrte  (3  520  000)  . . 1 300  000 

III 

Erste  Teilbeträge: 

*229.  Bau  einer  Telegraphenwerkstätte  an  der  Artillerie- 
straße in  Hannover  (310  000) 250  000 

*230.  Erweiterung  der  Gleisanlagen  und  Neubau  eines 

Stellwerkes  auf  Bahnhof  Hemelingen  (284  000)  . . . 200000 

*231.  Erbauung  eines  Kleiderlagers  am  Bahnhof  Herren- 
hausen (353  000) 300000 

*232.  Erweiterung  der  Hauptwerkstätte  Sebaldsbrück 

(16  610  000) 3 000  000 

Bezirk  der  Eisenbahndirektion  in  Kattowitz. 

II 

Fernere  Teilbeträge: 

233.  Erweiterung  des  Bahnhofs  Kandrzin  (12  000  000)  . . 1000  000 

234.  Desgl.  der  Hauptwerkstätte  Oppeln  (4  383  000)  . . . 260  000 

235.  Desgl.  des  Bahnhofs  Scharley  (793  000)  . . . . . 100  000 

236.  Umbau  des  Bahnhofs  Chorzow  (5  020  000)  ....  200000 

237.  Erweiterung  des  Bahnhofs  Lazisk  (702  000)  ....  100  000 

Bez.  d.  Eisenbahndirektion  i.  Königsberg  i.  Pr. 

I 

238.  Bau  einer  Haupteisenbahn  von  Riesenburg  nach  Mis- 

walde  (14  200  000),  Zusatzbetrag 683  000 

239.  Desgl.  einer  Nebeneisenbahn  von  Wormditt  nach 

Schlobitten  (17  520000),  erster  Zusatzbetrag.  . . . 1000  000 

II 

Fernere  Teilbeträge: 

240.  Umgestaltung  der  Bahnanlagen  bei  Königsberg  i.  Pr. 

(59  047  000) 2 500  000 

241.  Erweiterung  des  Bahnhofs  Korschen  (2  725  000)  . . 100  000 

242.  Umbau  des  Bahnhofs  Osterode  i.  Ostpr.  (1  270000)  . 50  000 

243.  Bau  einer  Tenderwerkstatt  und  eines  Altstofflagers 

in  der  Hauptwerkstätte  Königsberg  i.  Pr.  (5158  000)  250  000 


Bezirk  der  Eisenbahndirektion  in  Magdeburg. 
I 

244.  Bau  einer  Nebeneisenbahn  von  Mansfeld  nach  Wippra 


(15  375  000),  erster  Zusatzbetrag 2 000  000 

II 

Erste  Zusatzbeträge: 

245.  Umgestaltung  der  Babnhofsanlageu  in  Köthen  (11 670000)  800  000 

246.  Desgl.  Eilsleben  (6  176  000) 500  000 

247.  Herstellung  von  Aufstellgleisen  auf  Bahnhof  Jerxheim 

(1360000) 100000 


Übertrag  659  907  000 


Fernere  Teilbeträge: 

248.  Herstellung  eines  Uberholungsgleises  auf  Bahnhof 

Giersieben  (170000)  (Rest) 10000 

249.  Umgestaltung  der  Bahnhofsanlagen  in  Vienenburg 

(4  469  000) 50  000 

250.  Erweiterung  des  Umstellbahuhofs  Magdeburg-Buckau 

(16  800  000) 300000 

251.  Herstellung  von  Abstellgleisen  auf  Bahnhof  Branden- 
burg Stb.  (725  000) 150  000 

252.  Desgl.  Möser  (335  000)  . . . 200000 

253.  Errichtung  einer  neuen  Hauptwerkstätte  bei  Braun- 
schweig (13  428  000) 1 500  000 

III 

Erste  Teilbeträge: 

*254.  Anlage  einer  Lokomotivdrehscbeibe  auf  Bahnhof 

Börßum  (714  000) 200  000 

*255.  Herstellung  von  Wagenausbesserungsgleisen  und  Er- 


rich  tung  einer  Arbeitshalle  auf  Bahnhof  Börß  um  (932  000 1 200  OOO 

Bezirk  der  Eisenbahndirektion  in  Mainz. 

II 

256.  Erweiterung  des  Bahnhofs  St.  Goar  (1  269  000),  erster 


Zusatzbetrag 200  000 

Fernere  Teilbeträge: 

257.  Erweiterung  des  Bahnhofs  Niederlahnstein  (1  485  000)  500  000 

258.  Errichtung  einer  Betriebswerkstätte  nebst  Lokomotiv- 
schuppen auf  Bahnhof  Biebrich  Ost  (453  000)  . . . 300  000 

III 

Erste  Teilbeträge: 

*258a.ÄnderungderBahnhofsanlageninBiebrichOst(3 100000)  765  000 

*258b.  Desgl.  Oberlahnstein  (5  900  000) 1000000 

Bez.  d.  Eisenbahndirektion  in  Münster  i.  Westf. 

I 

259.  Bau  einer  Nebeneisenbahn  von  Nienburg  a.  d.  Weser 

nach  Diepholz  (52  408  000),  erster  Zusatzbetrag  . . 2 000  000 

II 

259a,  Herstellung  von  Aufstellungsgleisen  vor  Bahnhof 

Osnabrück  (3  110  000),  erster  Zusatzbetrag  ....  585000 

260.  Erweiterung  des  Bahnhofs  Buchholz  (Kr.  Harburg) 

(2  270  000),  fernerer  Zusatzbetrag 400  000 

Fernere  Teilbeträge: 

261.  UmgestaltungderBahnanlagen  in  Osnabrück  (12370000  5 000 

262.  Erweiterung  des  Bahnhofs  Rheine  (6  394  000)  . . . 10000 

263.  Desgl.  Kirchweyhe  (2  100  000) 5 000 

264.  Verbreiterung  d.  Mole  im  Hafen  i.  Norddeich  (1  390  000)  300  000 

265.  Erweiterung  der  Hauptwerkstätte  Lingen  (9  958  000)  1 800  000 

266.  Umgestaltung  der  Bahnanlagen  in  und  bei  Münster 

i.  Westf.  (12  147  000) 1 000  000 

267.  Herstellung  von  Aufstellgleisen  für  Leerwagen  auf 

Bahnhof  Koesfeld  i.  Westf.  (225000) 30  000 

268.  Erweiterung  der  Lokomotivbekohlungsanlage  auf 

Bahnhof  Osnabrück  (Br.)  (927  000) 400000 

269.  Desgl.  des  Lokomotivschuppens  I auf  Bahnhof  Kirch- 
weyhe (220  000) 100  000 

III 

Erste  Teilbeträge: 

*270.  Herstellung  eines  Ausziebgleises  für  die  Wagen- 
reparaturwerkstätte auf  Bahnhof  Osnabrück  (340  000)  300  000 

*271.  Erweiterung  der  Wagenausbesserungshalle  in  Lingen 

(390  600) 300000 


Bezirk  der  Stammeisenbahndirektion  Saar- 
brücken in  Trier. 

I 

272.  Bau  einer  Nebeneisenbahn  von  Simmern  nach  Ge- 

münden  (15  377  000),  erster  Zusatzbetrag 

273.  Herstellung  d.  zweiten  Gleises  auf  d.  Strecke  Pronsfeld — 
Lommersweiler  und  Ergänzung  der  Bahnanlagen  auf  d. 
Strecke  Gerolstein— Pronsfeld  (11  132000),  Zusatzbetrag 

274.  Bau  der  neuen  Eisenbahnbrücke  über  den  Rhein  bei 

Remagen  (15  100  000),  Zusatzbetrag 

274a.  Herstellung  einer  Eisenbahn  von  Neuwied  nach 
Koblenz  und  einer  Eisenbahn  von  Karden  nach  Neef, 
(112  000  000),  fernerer  Teilbetrag 

II 

Fernere  Teilbeträge : ' 

275.  Erweiterung  des  Bahnhofs  Gerolstein  1 545  000)  (Rest) 

276.  Ergänzung  und  Verbesserung  der  Lüftungsanlagd  des 
Kaiser-Wilhelm-Tunnels  bei  Kochern  (918  000)  . . . 

277.  Ausbau  des  Bahnhofs  St.  Thomas  (404  000)  . . . . 

278.  Erweiterung  der  Hauptwerkstätte  Konz  (früher  Kart- 
haus) (3  978  000) 

III 

*279.  Neubau  eines  Geschäftsgebäudes  für  die  Stammeisen- 
bahndirektion Saarbrücken  in  Trier  (10000  000),  erster 
Teilbetrag 


3 400  000 

1 526  000 

2 075  000 


4 000  000 


35  000 

110  000 
100  000 

450  000 
4 200  000 


Zu  übertragen  659  907  000 


Zu  übertragen  688  413  000 
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Bezirk  der 


Übertrag  688  413  000 

Stettin. 


280. 
281. 
282. 

283. 

284. 

285. 

286. 

287. 

288. 

289. 

290. 


291- 


292. 

293. 

*294. 


Eisenbalmdirektion  in 
I 

Hau  einer  Nebeneisenbahn  von  Pollnow  nach  Zoll- 
brück (Pom.)  (8  410  000),  erster  Zusatzbetrag  . . . 1 000  000 

Herstellung  des  zweiten  Gleises  auf  der  Strecke  Alte- 
fähr— Bergen  (Rügen)  (2  790  000),  Zusatzbetrag.  . . 390  000 

Ausbau  der  Nebenbahn  Stralsund— Rostock  Hbf.  zur 
Hauptbahn  (3  284  000),  erster  Zusatzbetrag  ....  354  000 

II 

Fernere  Teilbeträge: 

Erweiterung  des  Umstellbahnhofs  Stettin  (4  235  000)  1 500  000 
Desgl.  der  Lokomotivwerkstätte  Stargard  i.  Pommern 

(9  930  000) 

Verbesserungen  in  der  Hauptwerkstätte  Greifswald 

(1422  000) 

Bau  einer  Betriebswerkstätte  auf  Bahnhof  Stralsund 

(1  200  000) 303  000 

Herstellung  einer  Unterführung  der  Strelliner  Straße 

auf  Bahnhof  Stolp  (2  270000) 

Desgl.  eines  Überholungsgleises  auf  Bahnhof  Hammer- 
stein (180  000) 


1 500  000 
800  000 


80  000 


20  000 


I 


Ausrüstung  vorhandener  Güterzugfahrzeuge  mit  der 

Kunze-Knorr-Bremse,  weitere  Kosten 110  000  000 

örtliche  Einrichtungen  für  die  Betriebsführung  mit 

der  Kunze-Knorr-Bremse  (9  000000),  Mehrkosten  . . 3 000  000 

II 

Vermehrung  und  Verbesserung  der  Vorkehrungen  zur 
Verhütung  von  Waldbränden  und  Schneeverwehungen, 

weitere  Kosten 100  000 

Herstellung  von  elektrischen  Sicherungsanlagen,  weitere 

Kosten - 1 000  000 

Ausgestaltung  der  Bahnanlagen  aus  Anlaß  bestehender 
Betriebsschwierigkeiten  (66  000  000),  Mehrkosten  . . 6 000  000 

III 

Ergänzung  der  Bahnanlagen  an  den  neuen  Reichs- 
und Zollgrenzen,  erste  Kosten 20  000000 


295.  Reste  aus  Landesbewilligungen  früherer  Rechnungs- 
jahre ausweislich  des  Jahresabschlusses  für  1919  . 509  101  000 

Summe  1 343  561  000 

b)  Hessen. 

296.  Erweiterung  des  Bahnhofs  Bensheim  (2  085  000),  Zu- 
satzbetrag   15  000 

297.  Desgl.  Alsfeld  i.  Oberhessen  (1440  000),  fernerer  Teil- 
betrag   50  000 

298.  Erweiterung  der  Gleisanlagen  auf  Bahnhof  Alzey 

(5  500  000),  fernerer  Teilbetrag 300  000 

299.  Erweiterung  der  Hauptwerkstätte  Darmstadt  2 

(520  000),  fernerer  Teilbetrag 300  000 

300.  Bau  einer  Verbindungsbahn  zwischen  Rüdesheim 
(Geisenheim)  und  Sarmsheim  (Ockenheim),  Teilstrecken 

auf  hessischem  Gebiete  (3  005  000),  Zusatzbetrag  . . 85  000 

*301.  Verlegung  der  Kesselschmiede  und  Stangenschlosserei 
in  der  Hauptwerkstätte  Mainz  (300  000),  erster  Teil- 
betrag   250  000 

*302.  Erweiterung  des  Bahnhofs  Friedrichsfeld 183  000 

303.  Ausrüstung  vorhandener  Güterzugfahrzeuge  mit  der 

Kunze-Knorr-Bremse,  hessischer  Anteil,  weitere  Kosten  2 450  000 


304.  Reste  aus  Landesbewilligungen  früherer  Rechnungs- 
jahre ausweislich  des  Jahresabschlusses  für  1919  . . 


3 467  000 


4. 


Summe  7 100  000 

II.  Zweigstelle  Bayern. 

I.  Bestehende  Bewilligungen. 
a)  Hauptbahnen,  Nebenbahnen  und  sonstige 
Maßnahmen. 

Erweiterung,  Umbau  undZentralisierung  von  Stationen 

(Stationserweiterungsgruppe  9) 626  000 

Zweigleisiger  Ausbau  der  Hauptbahnlinien  Eben- 
hausen—Ritschenhausen,  Großhesselohe— Deisenhofen 
und  München  Ostbf.- Schwaben,  Gruppe  10.  . . . 500  000 

Umbau  der  Eisenbahn  von  Gemünden  nach  Hammel- 
burg in  eine  eingleisige  Hauptbahn  und  Neubau  einer 
eingleisigen  Hauptbahn  von  Hammelburg  nach  Bad 

Kissingen 10  305  000 

Eingleisige  Hauptbahn  von  Garmisch-Partenkirchen 

zur  Landesgrenze  bei  Scharnitz 23  924 

Reserve  zu  Kredit  Titel  3 und  4 sowie  zur  Erwerbung 
der  Privatbahn  von  Murnau  nach  Garmisch-Parten- 
kirchen   533  871 

Beseitigung  schienengleicher  Überfahrten,  Gruppe  10  420  000 

Erweiterung, Umbau  undZentralisierung  von  Stationen 
(Stationserweiterungsgruppe  10) 11  680  000 


Übertrag  24  088  795 

8.  Zweigleisiger  Ausbau  der  Hauptbahnlinie  Nürnberg — 

Mögeldorf — Amberg,  Gruppe  11 3 600  000 

9.  Erweiterung, Umbau  undZentralisierung  von  Stationen 

(Stationserweiterungsgruppe  11)  Memmingen  105  000, 
Regensburg  West  2 110000,  Lambrecht  3010000,  Mai- 
sach  440  000,  München  Hauptbahnhof  503  000,  München 
Ostbahnhof  540  000  6 708  000 

10.  Fernsprech-  und  Streckenblockanlagen 4 000  000 

11.  Beschaffung  von  Wohnungen  für  Beamte  und  Arbeiter 

der  Staatseisenbahnen,  Gruppe  7 703  725 

12.  Erweiterung, Umbau  nndZentralisierung  von  Stationen 

(Stationserweiterungsgruppe  12) 23  750  000 

13.  Beschaffung  von  Wohnungen  für  Beamte  und  Arbeiter 

der  Staatseisenbahnen,  Gruppe  8 . 1 409  694 

14.  Neubauten  zu  maschinentechnisch.  Zwecken,  Gruppe  10  1418  300 

15.  Einführung  des  elektrischen  Betriebs  auf  den  Staats- 
eisenbahnen, 2.  Teilbetrag 550  000 

16.  Neueinrichtung  von  elektrischen  Beleuchtungsanlagen, 

Gruppe  10  800  000 

17.  Neu- und  Erweiterungsbauten  zu  maschinentechnischen 

Zwecken,  Gruppe  11  1500  000 

18.  Desgl.  Gruppe  12  9 766  206 

b)  Lokalbahnen. 

19.  Kaiserslautern  Westbf.— Lampertsmühle-Reichenbach  1210  000 

20.  Holenbrunn — Selb 17  880 

21.  Reserve  zuvorgenannten  Titeln  sowie  für  die  übrigen 

durch  Gesetz  vom  26.  Juni/ 16.  August  1908  genehmigten 
Lokalbahnen t . 80  00O 

22.  Gasseldorf— BehriDgersmühle 5 500  000 

23.  Selbitz — Helmbrechts 4 500000 

24.  Kauf beuren— Schongau 10  000  000 

25.  Verwaltungskosten  zu  Kredit  Titel  22,  23  und  24  . . 2 885  000 

26.  Oggersheim — Rheinvorland  bei  Ludwigshafen  a.  Rhein  330  000 

c)  Pfalzbahnen. 

27.  Erweiterung,  Umbau  und  Zentralisierung  von  Stationen  660  000 

IT.  Neue  Anforderungen. 

28.  Beseitigung  schienengleicher  Überfahrten,  Gruppe  12 

(3  000  000) 1 709  000 

29.  Erweiterung,  Umbau  und  Zentralisierung  von  Sta- 
tionen (Stationserweiterungsgruppe  13)  (60500000).  Die 
Bedarfsumme  von  46  381400  Mark  umfaßt  Mittel: 

A.  Für  Ingenieurbauten: 

1.  Erweiterung  der  Station  Roth,  3.  Betrag  . . . 66  000 

2.  Erweiterung  der  Station  Weißenburg  i.  B.,  2.  Betrag  27  000 

Erste  Beträge: 

3.  Erweiterung  der  Station  Windsfeld-Dietenheim  . 165  000 

4.  Desgl.  Gerolzhofen 580  000 

5.  Desgl.  Nürnberg  Rbf.  (Errichtung  einer  Güter- 
abfertigung Nürnberg  Süd) 1 100  000 

6.  Desgl.  Freising  (Grunderwerbung)  50  000 

7.  Errichtung  einer  Abzweigstelle  Kempten  Ost  475  000 

8.  Erweiterung  der  Station  Weilheim  500  000 

9.  Desgl.  Feucht 990  000 

10.  Desgl.  Oberkotzau  1020  000 

11.  Desgl.  Forchheim 230  000 

12.  Desgl.  Gnötzheim 352  000 

13.  Desgl.  Eichstädt,  Stadt 220  000 

14.  Desgl.  Grafing 220  000 

15.  Einführung  von  Ausfahrsignalen  auf  Strecke 

Germersheim — Zweibrücken  nach  rechtsrhei- 
nischem Muster 200000 

16.  Ausbau  der  Stellwerkgruppe  V in  Zweibrücken  385  000 

17.  Erweiterung  der  Gleisanlagen  in  Aschaffenburg  H.  1 546  000 

18.  Herstellung  eines  Güterzugabstellgleises  in  Station 

Goldbach 100  000 

19.  Herstellung  von  5 neuen  Richtungsgleisen  und 
Verlängerung  von  2 bestehenden  Richtungsgleisen 

in  Würzburg-Zell  Rbf. 2 000  000 

20.  Vermehrung  der  Einfuhrgleise  in  Würzburg-Zell 

Rbf. 100  000 

21.  Herstellung  von  3 Ausfahrgleisen  in  Würzburg- 

Zell  Rbf. 600  000 

Ferner: 

22.  Erweiterung  der  Station  Bruchmühlbach  (Zollabf.)  2 427  000 

23.  Herstellung  einer  weiteren  Einfahrt  in  das  Gleis  8a 

für  Fern-  und  Durchgangsgüterzüge  von  Aschaffen- 
burg in  Würzburg-Zell  Rbf. 312  000 

24.  Erweiterung  der  Station  Bernau  und  Errichtung 

einer  Torfladestelle  bei  der  Station  Bernau 
(Rosenheim — Salzburg)  . . - 1 980  000 

25.  Erweiterung  der  Station  Würzburg 990  000 

26.  Desgl.  Röslau 275  000 

27.  Desgl.  Geitendorf,  2.  Betrag 110  000 

28.  Desgl.  Uffiug  224  000 

29.  Desgl  Nürnberg  Rbf. 825  000 

30.  Desgl.  Schwabach . 550  000 


Zu  übertragen  24088  795 


Zu  übertragen  123  805  600 
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Übertrag  128  805  600 


81.  Erweiterung  der  Station  Stein 1 210  000 

82.  Desgl.  Marktredwitz 1 640  000 

33.  Desgl.  Erlau  330000 

34.  Verlegung  des  Hbf.  Bad  Tölz  . 2 930  000 

35.  Erweiterung  der  Station  Fichtelberg 220000 

36.  Aufstellung  v.  Ausfalirsignalen  in  Neustadt  a.  d.  H. 

für  die  östlichen  Richtungen 330  000 

87.  Erbauung  einer  neuen  Wassernehmevorrichtung 

mit  Hochbehälter  in  Station  Geitendorf  . . . 143  000 

38.  Entwässerung  und  Pflasterung  des  Ladehofs  in 

Station  Neuulm  . . 147  000 

89.  Teilweise  Herstellung  der  Erdarbeiten  für  zwei 
weitere  Gleise  zwischen  Augsburg  und  Augsburg- 

< »berhausen 154  000 

40.  Errichtung  einer  Bekohlungsanlage  und  Wasser- 
nehmevorrichtung in  Pirmasens 160  000 

1 1 .  Sohlensicherung  und  Entwässerung  des  Wolfberg- 

tunnels  (Neunkirchen  - Ludwigshafen)  . . . . 291  500 

42  Umbau  der  Stellwerkanlage  in  Solnhofen  . . . 440  000 

43.  Erweiterung  der  Station  Hexenagger  ....  181500 

44.  Herstellung  zweier  Putzgrabengleisa  mit  Wasser- 
kranen und  neuem  Lokomotivgleis  bei  der  B.  W. 

Ingolstadt  H 274  000 

45.  Umbau  der  Stellwerkanlage  in  Station  Eudorf  . 539  000 

46.  Gleisänderungen  in  den  Industriegleisen  in  Nürn- 
berg Rbf 801 000 

47.  Neue  Putzgraben-  und  Entschlackungsanlage  bei 

der  B.  W.  I München  Hbf. 467  000 

48.  Verlegung  des  Industriemuttergleises  an  der  alten 

Allersberger  Straße  in  Nürnberg  Rbf.  ....  385  000 

49.  Erweiterung  der  Gleisanlage  in  Wiesau  i.  Opf.  . 283  000 

50.  Desgl.  der  Badeanlagen  in  Station  Amorbach  . 203  400 

B.  Für  Hochbauten: 

1 . Hochbauten  anläßlich  der  Verlegung  der  Bm. 

Roßstall  nach  Stein,  1.  Betrag 187  000 

2.  Errichtung  eines  Übernachtungsgebäudes  in  Zwei- 
brücken, 1.  Betrag  720  000 

3.  Verlängerung  der  Güterhalle  in  Kronach,  1.  Betrag  132  000 

4.  Errichtung  vonUnterkunftbaracken  in  München  H.  286  000 

5.  Erweiterung  der  nördlichen  Lokomotivremise  in 

Ingolstadt 714  000 

6.  Errichtung  freistehender  südlicher  Lokomotiv- 
schuppen in  Ingolstadt 694  000 

7.  Desgl.  einer  Wagenreparaturwerkstatt  i Rosenheim  363  000 

8.  Erweiterung  der  Güterabfertigung  Nürnberg  Hbf.  688  000 

9.  Fortsetzung  der  Bauarbeiten  am  neuen  Verkehrs- 
museum in  Nürnberg 3 570000 

10.  Erweiterung  der  Betriebswerkstätte  Weiden  . . 198  000 

11.  Desgl.  Regensburg  . . . 800000 

12.  Desgl  Wagenreparaturwerkstätte  in  Würzburg  A 1 890  000 

13.  Unterkunftbaracken  in  Nürnberg  Hbf.,  1.  Betrag  440  000. 

14.  Erweiterung  der  Eilguthalle  in  Nürnberg  Hbf.  . I 820  000 

15.  Unterkunfträume  für  das  Werkstättepersonal  in 

Schweinfurt  H 297  000 

16.  Errichtung  eines  Übernachtungsgebäudes  in 

Schweinfurt  H 352  000 

17.  Zollabfertigungsgebäude  in  Bruchmühlbach  . . 484  000 

18.  Herstellung  von  Waschanlagen  bei  den  Lokomotiv- 

rotunden  in  Schweinfurt  Hbf 297  000 

19.  Erweiterung  der  Güterhalle  in  Schweinfurt- 

Sennfeld 290  000 

20.  Desgl.  des  Betriebshauptgebäudes  in  Zweibrücken  462  000 

21.  Errichtung  einer  Kantine  in  Aschaffenburg  Hbf.  250  000 

22.  Umbauten  im  südlichen  Teil  des  Betriebsgehäudes 

im  Bahnhof  Augsburg 115000 

23.  Neubau  eines  Werkstättegebäudes  im  Bahnhof 

Zweibrücken 220  000 

24.  Erweiterung  der  Güterhalle  in  Rockenhausen  121000 

25.  Erwerbung  der  Heeres-Verpflegungsanstalt  in 

Ingolstadt  Hbf.  und  Umbau  derselben  zu  einer 
Starkstromwerkstätte  mit  Magazinen  und  einer 
Unterkunftbaracke 135000 

26.  Verlängerung  der  Güterballe  in  Weißenburg  i.  B.  231  000 

27.  Erweiterung  des  Unterkunftgebäudes  bei  der 

Umladestelle  in  Nürnberg  Rbf 168  000 

28.  Verlängerung  der  Güterhalle  und  Erweiterung 

des  Dienstgebäudes  in  Nürnberg  Nord  ....  375000 

29.  Erweiterung  des  Betriebshauptgebäudes  in  Er- 
langen   180  000 

30.  Anbau  und  Umbau  einer  Baracke  für  die  Kleider- 
und Schuhabgabestelle  in  Würzburg  Hbf.  . . . 154  000 

Zwei-u.viergleisiger  Ausbau  von  Bahnlinien  (10  000  000). 

1.  Doppelgleisiger  Ausbau  der  Linie  Schwabing— 

Moosach,  letzter  Teilbetrag 60000 

2.  Vierspuriger  Ausbau  der  Linie  München  Süd  - 

München  Ost,  letzter  Teilbetrag 67  000 

3.  Vierspuriger  Ausbau  der  Linie  Gauting — Starn- 
berg, zweiter  Teilbetrag 1 400  000 


Zu  übertragen  153  095  000 


Übertrag  153  095  000 


4.  Doppelgleisiger  Ausbau  der  Linie  München  Laim — 

Allach,  zweiter  Teilbetrag 330000 

5.  Doppelgleisiger  Ausbau  der  Linie  München  Laim  - 

Moosach,  zweiter  Teilbetrag 250  000 

6.  Doppelgleisiger  Ausbau  der  Linie  Kaiserslautern  — 

Enkenbach,  erster  Teilbetrag  ....  ...  1 100  000  ; 

7.  Doppelgleisiger  Ausbau  der  Linie  Freimann  — 

Milbertshofen 220 000  | 

81.  Fortführung  begonnener  Lokalbahnen  (80  500  000). 

1.  14,3  km  lange  Lokalbahnlinie  Zwiesel — Bodenmais  3 000000 

2.  17.2  km  lange  Lokalbahnlinie  Eisenberg — Enken- 
bach   9 325  000 

82.  Herstellung  eines  Anschlusses  von  Schwarzenfeld  der 

Strecke  Regensburg— Hof  zur  Erschließung  der  Grube 
Bavaria  i.  Buchtal  bei  Scbmidgaden 7 500  000 

33.  Ausbau  neuer  Fernsprecblinien  (3000000)  ....  1 800000 

04.  Einführung  des  Vorsignaldoppellichts  (6  000  0O0)  . . 3 800  000 
35.  Neu-  und  Erweiterungsbauten  zu  maschinentechni- 
schen Zwecken,  Gruppe  13  (48  347  000). 

1 NeueWagenreparaturwerkstätte  in  Würzburg-Zell 

(10  000  000).  erster  Teilbetrag  für  Vorarbeiten  . . 300000 

2.  Neue  Werkstättenanlagen  in  Augsburg  (4  000  000), 

erster  Teilbetrag  für  Vorarbeiten  . . . . ^ . 300  00t1 

3.  Neue  Betriebswerkstätte  in  München  Ost  (8000000). 

erster  Teilbetrag  für  Vorarbeiten  ' 400  000 

4.  Errichtung  einer  Lokomotivdrehscbeibe  mit 

Strahlengleisen  und  eines  Reparaturschuppens 
mit  drei  Ständen  in  Würzburg-Zell  Rbf.  (4  470000  , 
erster  Teilbetrag 100  (XX) 

5.  Mechanische  Bekoblungsanlage  in  Würzburg  Hbf. 

(1  200000),  erster  Teilbetrag 100 txX) 

6.  Mechanische  Entschlackungsanlage  in  Würzburg 

Hbf.  (1  600  00(0,  erster  Teilbetrag 100000 

7.  Neubau  eines  Dienstgebäudes  in  der  B.  W.  Augs- 
burg (968  000),  erster  Teilbetrag.  . . ...  330 0(X > 

Für  Ergänzungsbauten  an  Werkstättenanlagen: 

8.  Montieruugshalle  für  elektrische  Lokomotiven  in 

Freilassing 550000 

9.  Herstellung  des  Baugeländes  zu  Werkstätten- 
eiweiterungen in  Neuaubing 940000 

10.  Erweiterung  der  Hauptwerkstätte  Nürnberg  Hbf.  858  000 

11.  Erweiterungen  in  der  Arbeiterspeiseanstalt  der 

H.  W.  Nürnberg  Hbf 486  000 

12.  Überdachung  von  Arbeitsplätzen  in  der  H.W.  Hof  231  000 

13.  Errichtung  einer  weiteren  Wagenreparaturwerk- 

stätte  in  der  H.W.  Weiden 264  000 

14.  Erweiterung  der  Lokomotivrotunden  der  B.  W. 

Würzburg 920  000 

15.  Errichtung  einer  Lokomotivinstandsetzungshalle 

in  Würzburg  Hbf 863000 

16.  Überdachung  von  Arbeitsplätzen  in  der  B.  W. 

Regensburg 620  000 

17.  Errichtung  einer  Wagenreparaturwerkstätte  In 

Ascbafifeuburg 1 325000 

18.  Überdachung  von  Arbeitsplätzen  in  der  B.  W. 

Würzburg 363  OtX) 

19.  Anlage  neuer  Putzgruben-  und  Entschlackungs- 
anlagen bei  B.  W.  Ludwigshafen 275000 

20.  Erweiterung  d . Personen wagenreparaturwerkstätte 
(Schreinerei  und  Sattlerei)  in  Ludwigshafen  H.W.  250  000 

21.  Vergrößerung  der  Drehereiwerkstätte  in  der  B.W. 

Rosenheim 171000 

22.  Errichtung  einer  Wagenreparaturwerkstätte  in 

der  B.  W.  München  Ost 234000 

23.  Neue  Dampf heizungsanlage  in  d.  B.W.  Rosenheim  176  000 

24.  Überdachung  des  Ölkellers  in  der  B.W.  Nürn- 
berg H 120000 

25.  Herstellung  einer  zentralen  Rauchabsaugeanlage 

in  der  H.  W.  Regensburg 176  000 

26.  Erweiterung  der  Montierungshalle  in  der  B.  W. 

Passau 792  000' 

27.  Erweiterung  des  Arbeitsmaschinenraums  in  der 

B.  W.  Passau 121 000 

28.  Herstellung  von  Überdachungen  über  den  Re- 
paraturgleisen der  B.W.  Plattling . r ...  . 385  000 

29.  Errichtung  einer  Kantine  für  das  Betriebswerk- 
stättepersonal in  Schweinfurt  Hbf 165  000 

30.  Herstellung  gesonderter  Lokomotivgleise  für  die 
Zu-  und  Abfahrt  der  Lokomotiven  zu  und  von 

den  Lokomotivschuppen  in  Würzburg  H.  . 932  000 

11.  Verbesserung  der  Wassernehmevorrichtung  in 

Würzburg  H 1 172  000  I 

32.  Hebung  der  Leistungsfähigkeit  der  Wasserstation 

im  Bf.  Gemünden 1 220 0OÖ  I 

86.  Einführung  des  elektrischen  Betriebes  auf  bayerischen 

Hauptbahnlinien  (112  000  000) 10  000  000  1 

37.  Neue  elektrische  Beleuchtungsanlagen  (5  000  000)  . . 2 500  000 


Summe  207  659  000 
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Nr.  22. 


III.  Zweigstelle  Sachsen. 

1.  Beseitigung  von  Straßenübergängen 5 400000 

2.  Ausbau  des  Eisenbahn -Fernsprechnetzes  (2:551  000), 

Ergänzungsforderung 1(576  000 

Kosten  erheblicher  Ergänzungen 2 280  000 

4.  Erweiterung  des  Bahnhofs  Hartmannsdorf  (862  000). 

Ergänzungsforderung 678  000 

5.  Bau  eines  Empfangsgebäudes  auf  Bahnhof  Thalheim 

i.  Erzgebirge  (1  230  000),  Ergänzungsforderung  . . 1050  000 

6.  Erweiterung  des  Bahnhofs  Olbernbau  (576  000),  Teil- 

Ergänzungsforderung  135  000 

7.  Desgl.  Zsohopau  (2  976  000),  Teil-Ergänzungsforderung  2 070  000 

8.  Viergleisiger  Ausbau  der  Linie  Dresden — Werdau 
zwischen  Niederwiesa  und  Chemnitz  - Hilbersdorf 

(8  100  000),  dritter  Teilbetrag 3 47O00O 

9.  Umbau  des  Bahnhofs  Glauchau  (17  250  000).  vierter 

Teilbetrag 3 000  00( > 

10. '  Erweiterung  des  Bahnhofs  Flöha  (25  000  000),  dritter 

Teilbetrag 4 000  000 

11.  Desgl.  Waldheim  (3  293  000),  dritter  Teilbetrag.  . . 1 445  000 

12.  Bau  einer  Kesselschmiede  auf  dem  Werkstättenbahn- 
hof in  Chemnitz  (7  052  000),  zweiter  Teilbetrag  . . 3 500  000 

13.  Erweiterung  der  Werkstättenanlagen  in  Dresden- 

Friedrichstadt  (1  572  000),  Ergänzungsforderung  . . 220  000 

14.  Desgl.  der  Gleisanlagen  auf  der  Ostseite  des  Bahnhofs 

Dresden -Friedrichstadt  (522  000),  Teil  - Ergänzungs- 
forderung   250  000 

15.  Ergänzung  der  Betriebsanlagen  auf  dem  Bahnhof 
Dresden-Friedrichstadt  (652  000),  Ergänzungsforderung  24 1 000 

16.  Erweiterung  des  Bahnhofs  Gittersee  (490  000),  Teil- 

Ergänzungsforderung  20(1000 

17.  Verlegung  der  Schmalspurbahn  Hainsberg — Kipsdorf 

zwischen  Oberkarsdorf  und  Buschmühle  (3  500  000). 
Teil-Ergänzungsforderung 1 300  000 

18.  Verbesserung  der  Güterverkehranlagen  in  Dresden- 

Altstadt  (7  385  000),  vierter  Teilbetrag 970  000 


19.  Viergleisiger  Ausbau  der  Linie  Bodenbach — Dresden 
zwischen  Pirna  und  Heidenau,  einschließlich  der  Her- 
stellung eines  Industriegleises  zwischen  Pirna  und 
Heidenau  und  eines  Abstellbahnhofs  für  Vorortzüge 
in  Pirna  (12  400  ( 00).  vierter  Teilbetrag  als  Ergänzungs- 


forderung   1 800  000 

20.  Umbau  des  Bahnhofs  Schandau  (5  300  000),  vierter 

Teilbetrag 400  000 

*21.  Ausbau  der  Fernsprechanlagen  in  Dresden -Altstadt  1 000  000 
*22.  Erweiterung  der  Umladeanlagen  auf  Bahnhof  Dresden- 

Friedrichstadt  (1  603  000),  erster  Teilbetrag  ....  354  000 

*23.  Errichtung  eines  Magazingebäudes  auf  Werkstätten- 
bahnhof Dresden  - Friedrichstadt  (2  000  000),  erster 

Teilbetrag (l(K)OOO 

*24.  Desgl.  einer  neuen  Stangenschlosserei  auf  Werkstätten- 
bahnhof Dresden  - Friedrichstadt  (1000  000),  erster 
Teilbetrag 500  000 

25.  Um-  und  Neubau  von  Gebäuden  auf  Bahnhof  Pirna  1 135  000 

Ergänzungsforderungen : 

26.  Erweiterung  der  Ortsgüteranlagen  auf  Bahnhof  Löbau 

(1050  000) 750  000 

27.  Beseitigung  der  schienengleichen  Kreuzung  der  Linie 

Görlitz— Dresden  durch  die  Linie  Klotzsche— Schwep- 
nitz im  Bahnhof  Klotzsche  (3  832  000) 2 972  000 

28.  Dreigleisiger  Ausbau  der  Strecke  Klotzsche — Dresden- 
Neustadt  und  Erweiterung  des  Bahnhofs  Klotzsche 

(2  944  000)  1 635  000 

29.  Umbau  des  Bahnhofs  Bautzen  (15  750  000),  dritter 

Teilbetrag 3 500  00( ) 

3(>.  Zweigleisiger  Ausbau  der  Strecke  Oberoderwitz-  - 

Taubenheim  (18  000  000),  dritter  Teilbetrag  ....  4000000 

Erste  Teilbeträge: 

*31.  Erweiterung  des  Bahnhofs  Hirschfelde  (2  000000).  . 1000  000 

*32.  Dreischieniger  Ausbau  Zittau  Bahnhof— Zittau  Schieß 

haus  (3  160  000) 750  000 

Ergänzungsforderungen : 

33.  Erweiterung  der  Lokomotivwerkstatt  auf  dem  Werk- 
stättenbahnhof in  Engelsdorf  bei  Leipzig  (4  920  000)  2 012  000 

34.  Desgl.  d.  Werkstätten  i.  Engelsdorf  b.  Leipzig  (4  012  000)  .3  232  000 

35.  Desgl.  des  Bahnhofs  Neumühle  (1  211000)  ....  943000 

36.  Herstellung  eines  dritten  Gleises  zwischen  den  Bahn- 

höfen ' Engelsdorf  und  Borsdorf  (2  671  000),  Teil- 
Ergänzungsforderung  I 980  000 

37.  Erweiterung  des  Bahnhofs  Altenburg  (12  040  000). 

dritter  Teilbetrag ...  1 500  000 

38.  Desgl.  Breitingen -Regis  (2  350  000),  dritter  Teilbetrag  800  000 

39.  Desgl.  Dölau  (1  096  000).  erster  Teilbetrag  ....  105  000 

*40.  Herstellung  einer  Gasleitung  von  Engelsdorf  nach 

Leipzig  (1  733  000),  erster  Teilbetrag 870  000 

41.  Bau  eines  Güterzugüberholungsgleises  auf  dem  Bahn- 
hof Dornreichenbach  (935  000),  Ergänzungsforderung  800  000 


Zu  übertragen  64  523  000 


Übertrag  64  523  000 


12.  Umbau  des  Bahnhofs  Meißen  und  zweigleisiger  Ausbau 
der  Strecke  Meißen  Meißen  Triebischtal  (15  365  000). 
vierter  Teilbetrag 3 000  000 

43.  Erweiterung  des  Bahnhofs  Lobstädt  (6  700000),  dritter 

Teilbetrag 1 250  000 

44.  Desgl.  der  Verschiebe-  und  Umschlaganlagen  sowie 
des  Empfangsgebäudes  auf  dem  Bahnhof  Riesa 

( 13 000 000),  dritter  Teilbetrag 3000O00 

Zweite  Teilbeträge: 

15.  Zweigleisiger  Ausbau  der  Linie  Zeithain— Elsterwerda 

(12  000000) 3 615  000 

46.  Erweiterung  d.  Bahnhofs  Meißen  Triebischtal  (2220000)  600  000 

17.  Verbesserung  der  Gleis-  und  Ladeanlagen  am  Riesaer 

Hafen  (4  700  000) 3 000  000 

Erste  Teilbeträge: 

*48.  Erweiterung  des  Bahnhofs  Niederau  (800  000)  . . . 200  000 

*49.  Herstellung  eines  Uberholungsgleises  bei  Zeithain 

(1  128  000) 800000 

*50.  Zweigleisiger  Ausbau  der  Linie  Leipzig— Geithain 

zwischen  Liebertwolkwitz  und  Belgershain  (1  370  000)  833000 

51.  Erweiterung  des  Bahnhofs  Erla  (1  500  000),  Teil- 

Ergänzungsforderung  584  000 

52.  Bau  eines  Uberholungsgleises  und  Beseitigung  eines 
schienengleichen  Übergangs  auf  dem  Bahnhof  Guteu- 

t'ürst  (2  192  000),  Ergänzungsforderung 1 825  000 

Teil-Ergänzungsforderungen : 

53.  Herstellung  eines  Uberholungsgleises  auf  dem  Bahnhof 

Neumark  i.  Sa.  und  Kürzung  der  Blockstrecken 
zwischen  diesem  Bahnhof  und  dem  Bogendreieck  bei 
Werdau  (588  000) 80  000 

54.  Anlage  des  Bahnhofs  Plauen-Chrieschwitz  (6  788  000)  1 158  000 

55.  Erweiterung  des  Werkstättenbahnhofs  Zwickau 

(6  215  750) 1 140  000 

56.  Zweigleisiger  Ausbau  der  Strecke  Stein-Hartenstein — 

Wiesenburg  i.  Sa.  (8  442  000) 3 870  000 

57.  Erweiterung  des  Bahnhofs  Aue  (16  500  000).  vierter 

Teilbetrag 1 000  000 

58.  Desgl.  des  oberen  Bahnhofs  Plauen  i.  Vgtl.  (29  690  000). 

dritter  Teilbetrag  als  Teil-Ergänzungsforderung  . . 2 230000 

59.  Erweiterung  des  Bahnhofs  Zwickau  i.  Sa.  (50  000  000). 

dritter  Teilbetrag 4 000  000 

*60.  Desgl.  Hirschberg  a.  d.  Saale  (740  000).  erster  Teilbetrag  264  000 


61.  Fortsetzung  des  vollspurigen  Industriegleises  im  Pöhl- 
bachtale  bisKönigswalde  (5100000),  zweiterTeilbetrag  2 250  000 

62.  Herstellung  einer  vollspurigen  Nebenbahn  von  Ivupfer- 
hammer-Grüntal  nach  Deutschneudorf  (7  233  000). 


fünfter  Teilbetrag 2 747  000 

63.  Fortsetzung  der  schmalspurigen  Eisenbahn  Mügeln — 

Geising  - Attenberg  nach  Altenberg  (3  109  000),  Teil- 
Ergänzungsforderung  2 000  0(  )ü 

04.  Herstellung  einer  schmalspurigen  Nebenbahn  von 
Klingenberg  — Kolmnitz  nach  Oberdittmannsdorf 
(9  800  000),  Teil-Ergänzungsforderung 5 000  000 

65.  Herstellung  einer  vollspurigen  Nebenbahn  vonKieritsch 

über  Groitzsch  nach  Pegau  (2  613  600) . Ergänzungs- 
forderung   428  000 

66.  Desgl.  von  Theuma  nach  Plauen  i Vogtl.  (5185  000), 

Teil-Ergänzungsforderung 1 800  000 

Zweite  Teilbeträge: 

67.  Desgl.  von  Oberkunewalde  nach  Löbau  i.  Sa.  (5  960  000)  4 000  000 

68.  Desgl.  von  Borna  bei  Leipzig  über  Bad  Lausick  nach 

Großbothen  (14  625  000) 1 000  000 

69.  Desgl.  von  Wurzen  nach  Eilenburg  einschließlich  der 
Erweiterung  des  Bahnhofs  Wurzen  und  der  Verlegung 

der  Linie  Glauchau — Wurzen  (39  181  000) 4 000  000 

70.  Herstellung  einer  schmalspurigen  Nebenbahn  von 

Schmiedeberg  (Bez.  Dresden)  nach  Moldau  (3  734  000)  1 00O  000 

71.  Herstellung  einer  vollspurigen  Nebenbahn  von  Prieste- 
witz nach  Radibor  über  Radeburg— Königsbrück — 

Kamenz  i.  Sa.  (Nordostbahnk  vierter  Teilbetrag  . . 4 000  000 

*72.  Desgl.  eines  Anbaues  an  d.  Oberbauwerkstatt  auf  Werk- 
stättenbahnhof Chemnitz  (450  000).  erster  Teilbetrag  250  000 

*73.  Verlängerung  der  Gleise  15  bis  17  des  Bahnhofs  Meusel- 
witz und  der  Unterführung  des  Penkwitzer  Kommuni- 
kationsweges (400  000),  erster  Teilbetrag 250  000 

*74.  Erweiterung  des  Empfangsgebäudes  auf  Bahnhof  Greiz  300000 

75.  Desgl.  der  Güterverkehrsanlagen  auf  dem  Bahnhof 

Chemnitz  Süd  (820000),  zweiter  Teilbetrag  ....  200000 

*76.  Erbauung  einer  elektrischen  Schiebebühne  für  die 

Nebenwerkstatt  Radebeul 309  000 

77.  Vergrößerung  des  Güterschuppens,  Erweiterung  der 

Ladegleise  und  Errichtung  eines  Wasserturmes  auf 
Bahnhof  Glashütte  (320000),  erster  Teilbetrag  . . . 260000 

78.  Reste  aus  Landesbewilligungen  früherer  Rechnungs- 
jahre rund 40  273  000 


Summe  167  039  000 
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IV.  Zweigstelle  Württemberg. 

Für  staatliche  Nebenbahnen. 


Fernere  Teilbeträge: 

1.  Göppingen- Boll  (15  000  000) 4 000  000 

2.  Spaichingen — Nusplingen  (30  000  000) 5 000  000 

3.  Bretten — Kürnbach  Württ.  Teilstrecke  (11000  000)  . 1 500  000 

4.  Biberach-Uttenweiler  (24  000  000) . . 3 000  000 

5.  Schömberg — Rottweil  (22  0i  0 000) 4 000  000 

6.  Künzelsau — Forchtenberg  (12  000  000) 5 000  000 

7.  Uornstetten— Pfalzgrafenweiler  (18  000  000)  ....  2000000 

8.  Unterböbingen— Heubach  (6  400  000) 2100  000 

9.  Klosterreichenbach— Landesgrenze  (25  000  000)  . . . 3000  000 

10.  Vaihingen  a.  d.  Filder — Echterdingen  (10  000  000)  . 8 000  000 

11.  Leinfelden — Waldenbuch  (12  000000) 2000000 

12.  First — Schönaich  (3  100  000) 1 500  000 

Für  den  Bau  von  zweiten  und  weiteren  Gleisen. 

Fernere  Teilbeträge: 

1 3.  Horb — Rottweil  (80  000  000) 5 500  000 

14.  Böblingen -Eutingen  (30  000  000) 7 000  000 

15.  Gmünd — Aalen  (17  000000) 6 000000 

16.  Kalmbach— Wildbad  (10  000  000) 1000  000 

17.  Ulm— Schelkingen  (40  000  000) 1000000 

18.  Jagstfeld — Osterburken  (57  000  000) 500  000 

19.  Für  den  Umbau  des  Hauptbahnhofs  Stuttgart  und 

weitere  Eisenbahn-Neu-  und  Erweiterungsbauten 
zwischen  Ludwigsburg  und  Plochingen  (290  000  000), 
fernerer  Teilbetrag 41  000  000 


Für  sonstige  Erweiterungen  und  Verbesserungen  an 
Bahnen  im  Betriebe. 


Fernere  Teilbeträge: 

20.  Errichtung  des  Haltepunkts  Karlsvorstadt  (700  000), 

Rest 597  000 

21.  Erweiterung  des  Bahnhofs  Ochsenhausen  (500000), 

Rest 419  000 

22.  Herstellung  eines  Überholungsgleises  auf  Bahnhof 

Schwaigern  (360000),  Rest 300  000 

23.  Bauliche  Änderungen  in  der  Wagen werkstätte  Kann- 

statt  (4  830  000) 3 000  000 

24.  Erweiterung  der  Lokomotivwerkstätte  Eßlingen 

(4  924  000) 2 500  000 

25.  Erweiterung  des  Bahnhofs  Fellbach  (11000  000)  . . 100  000 

26.  Desgl.  Königsbronn  (2  500  000) 1 000  000 

27.  Bau  einer  neuen  Wagen  werkstätte  bei  Kornwestheim 

(35  200  000) 2 400  000 

28.  Verbindungsbahn  vom  Verschiebebahnhof  Kornwest- 
heim zum  Bahnhof  Korntal  ( 10  000  000) 2 000  000 

29.  Erweiterung  des  Bahnhofs  Metzingen  (32  000  000)  . 100  000 

30.  Desgl.  Münster  a.  Neckar  (2  400  000) 500  000 


Zu  übertragen  116  016  000 


16.  März  1921. 

Übertrag  116  016  000 


30a.  Erweiterung  des  Bahnhofs  Pforzheim  (22  000  000).  . 600  000 

31.  Desgl.  Sindelfingen  (1  373  000) 400  000 

32.  Desgl.  Spaichingen  (10  000  000) 800  000 

33.  Umbau  des  alten  Lokomotivschuppens  in  Stuttgart- 

Nord  zu  einer  Wagenwerkstätte  (2  557  000)  ....  1500000 

34.  Erweiterung  des  Bahnhofs  Stuttgart-West  (4  200  000)  1200  000 

35.  Desgl  Tübingen  und  der  Werkstätte  (7  000  000)  . . 800000 

36.  Desgl.  Tuttlingen  (55  000000) 200  000 

37.  Desgl.  Ulm  (15  000  000) 1500  000 

Erste  Teilbeträge: 

*38.  Erweiterung  der  Werkstätte  Aalen  (1300  000)  . . . 500  000 

*39.  Desgl.  der  Betriebswerkstätte  Freudenstadt  (3  600  000)  700  000 

*40.  Desgl.  des  Bahnhofs  Gaildorf  (2  300  000) 300  000 

*41.  Herstellung  eines  Kreuzungsgleises  auf  der  Haltestelle 

Grunbach-Salmbach  (1  300  000) . 500000 

*42.  Verlegung  des  Bahnhofs  Kirchheim  unter  Teck 

(26  000  000) 200  000 

*43.  Erweiterung  des  Bahnhofs  Marbach  a Neckar  (3  000000)  700000 

*44.  Bau  eines  dritten  Gleises  auf  dem  Bahnhof  Möck- 

mühl  (1  900  000) 200000 

*45.  Erweiterung  des  Bahnhofs  Oberkochen  (380  000)  . . 50  000 

*46.  Umbau  und  Erweiterung  des  Empfangsgebäudes 

Ravensburg  (1  300  000) 600  000 

*47.  Erweiterung  des  Bahnhofs  Reutlingen  Süd  (1800  000)  700  000 

*48.  Desgl.  Schramberg  (14  000  000) 500  000 

*49.  Desgl.  Teinach  (3  500  000) 300  000 

*50.  Neubau  einer  Kantine  auf  dem  Verschiebebahnhof 

Untertürkheim  (500000) 150  000 

*51.  Aufenthaltsgebäude  in  Untertürkheim  (200  000)  . . 150000 

*52.  Mannschaftshaus  für  Zugbegleitpersonal  in  Unter- 
türkheim (150  000) 70  000 

*53.  Einrichtung  einer  Stationsschlosserei  mit  überdachten 

Wagenständen  auf  Bahnhof  Untertürkheim  ....  200  000 

*54.  Überdachung  der  beiden  Umladerampen  in  Aalen  . 250000 

*55.  Einrichtung  einer  Stationsschlosserei  auf  Bahnhof 

Aulendorf 260000 

*56.  Verlängerung  des  Kreuzungsgleises  auf  dem  Bahnhof 

Beihingen-Heutingsheim 210  000 

*57.  Verlegung  des  Haltepunkts  Ellhofen 370000 

*58.  Erweiterung  des  Eilgüterschuppens  in  Heilbronn, 

Hauptbahnhof 245  000 

*59.  Anlage  einer  Putzgrube  und  eines  Wasserkrans  bei 

der  Lokomotivwerkstätte  in  Heilbronn,  Hbf.  . . . 150  000 

*60.  Umbau  der  elektrischen  Beleuchtungsanlage  in  Heil- 
bronn, Verschiebebahnhof 220  000 

*61.  Erweiterung  des  Bahnhofs  Neuhausen  a.  d.  Filder 

(900  000) 500  000 


*62.  Für  Verstärkung  der  Bahnbrücken  anläßlich  der  Ein- 
führung schwerer  Lokomotiven  (17  600  000),  erster 
Teilbetrag 5 600  000 


(Schluß  folgt.)  Summe  136  641000 


Vermischtes. 


Ein  engerer  Wettbewerb  um  die  architektonische  Ausgestaltung 
des  Überbaues  des  Isarwehrs  bei  Oberföhriug  b.  München  ist  von 
dem  Unternehmen  der  „Mittleren  Isar“  ausgeschrieben  worden,  zu  dem 
Einladungen  an  drei  Architekten,  nämlich  Hermann  Lang  in  München, 
Hans  Brühl  in  Pasing  und  Bauamtmann  Berndt  in  München,  er- 
gangen sind.  Als  Vergütung  soll  jeder  Teilnehmer  800  Mark,  der  erste 
Preisträger  außerdem  die  Übertragung  der  Ausführung  erhalten.  Dem 
Preisgericht  gehören  u.  a.  Oberregierungsrat  Krieger  (Mittlere  Isar), 
Ministerialrat  Ullmann  (Oberste  Baubehörde),  Prof.  Dr.  Th.  Fischer 
(Technische  Hochschule),  Oberbaurat  Beblo  (Stadtgemeinde  München) 
und  Oberregierungsbaurat  Neid  har  dt  (Landbauamt)  an.  Weitere 
engere  Wettbewerbe  für  die  architektonischen  Arbeiten  der  „Mittleren 
Isar“  sollen  zur  Milderung  der  Arbeitslosigkeit  der  Privatarchitekten- 
schaft folgen. 

Die  wirtschaftliche  Gestaltung  der  Eluchtliuieupläne,  wie  sie 
den  durch  den  Krieg  veränderten  Verhältnissen  entspricht,  betont 
ein  Erlaß  des  preußischen  Ministers  für  Volkswohlfahrt  vom 
11.  Februar  1921.  Durch  die  Fortlassung  unnötiger  Straßenzüge,  durch 
die  Einschränkung  der  Breiten  und  andere  Maßnahmen  können  von 
den  Gemeinden  erhebliche  Mittel  erspart  werden.  In  den  größeren 
Städten  werden  insbesondere  die  früher  aufgestellten  Pläne  für  das 
Erweiterungsgebiet  einer  Umarbeitung  nach  den  neueren  Gesichts- 
punkten bedürfen,  wobei  die  Mitwirkung  hochbautechnischer  Sach- 
verständiger anstatt  oder  neben  den  früher  oft  allein  maßgeblichen 
Tiefbautechnikern  ausdrücklich  gefordert  wird.  Nur  jene  sind  für 
die  künstlerische  Gestaltung  des  Stadtbildes,  für  das  Zusammen- 
stimmen des  Planes  mit  den  baupolizeilichen  Vorschriften,  für  die 
Erkenntnis  des  Wohnbedürfnisses  der  Bevölkerung  und  für  die  An- 


forderungen des  Denkmal-  und  Heimatschutzes  sachverständig.  Be- 
sonders aber  bedürfen  die  Unternehmungen  der  mittleren  und  kleinen 
Städte,  denen  entsprechend  vorgebildete  Baukünstler  nicht  zur  Ver- 
fügung stehen,  dringend  der  Beratung  durch  die  Aufsichtsbehörden. 

Die  Dynamik  des  Kreisels  und  ihre  technische  Anwendung.  Zu 
dem  Aufsatz  auf  S.  61,  67  u.  S5  d.  Bl.  ist  Folgendes  nachzutragen: 
Quellennachweis.  Das  umfassendste  Handbuch  zur  Belehrung  in 
Kreiselfragen  ist  das  vierbändige  Werk:  F.  Klein  u.  A.  Sommer- 
feld: Über  die  Theorie  des  Kreisels,  Leipzig  1897  bis  1900.  In  seinem 
vierten  Bande  sind  die  Anwendungen  ausführlich  berücksichtigt.  Unsere 
Erörterungen  zu  IVb  und  VI c schließen  sich  an  dies  Werk  an.  Neuer- 
dings erschienen  ist  R.  Grammel:  Der  Kreisel  und  seine  technischen 
Anwendungen,  Braunsctmeig  1920,  sowie  die  knappe  Sonderschrift  von 
H.  Lorenz:  Technische  Anwendungen  der  Kreiselbewegung,  Berlin 
1920.  — Von  Lehrbüchern  der  Technischen  Mechanik  berücksichtigen 
die  Kreiselfragen  eingehend:  H.  Lorenz:  Technische  Mechanik  starrer 
Systeme  (1902)  und  A.  Föppl:  Technische  Mechanik  4 (1909);  6 (1910). 
Unsere  Behandlung  der  Lavalturbinen Wirkung  in  IVb  ist  auf  da3  letzt- 
genannte Werk  zurüclftuführen.  Das  in  Abb.  11  behandelte  Bei- 
spiel eines  Kollerganges  entstammt  dem  Aufsatz  von  R.  Grammel: 
Kurvenkreisel  und  Kollergang.  Z.  d.  V.  d.  1. 1917,  572.  — Druckfehler: 
In  der  letzten  Formel  unten  auf  der  linken  Spalte  der  S.  63  unserer 
Darstellung  ist  236  mkg  zu  lesen,  nicht  236  kg.  — Die  Buchstaben 
unserer  Abb.  8 befinden  sich  nicht  iu  Übereinstimmung  mit  dem  Text. 
Um  diese  herzustellen,  ist  in  der  Abbildung  u durch  a>,  u>  und  W 

durch  991  durch  k zu  ersetzen. 
dt 

Berlin.  Dr.  W.  Hort 
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Amtliche  Mitteilungen. 


Preußen. 

Die  Geheimen  Bauräte  Truhlseii  und  Lorenz-Meyer  sowie 
der  Regierungs-  und  Baurat  ®r.-8ng.  Ellerbeck  sind  zu  Ministerial- 
räten im  Ministerium  der  öffentlichen  Arbeiten  ernannt  worden. 

Dem  Regierungsbaumeister  des  Straßen-  und  Wasserbaufaches 
Stracke  in  Düsseldorf  ist  eine  planmäßige  Regierungs-  und  Baurat- 
stelle  verliehen  worden. 

Die  Staatsprüfung  haben  bestanden:  die  Regierungsbauführer 
Bernhard  Natorp  (Hocbbaufach);  — Karl  Freudenreich  und  Bern- 
hard Wagner  (Wasser-  und  Straßenbaufacb);  — Walter  Reichel 
und  Paul  Richter  (Eisenbahn-  und  Straßenbaufach). 

Der  Geheime  Baurat  Eduard  Haeseck e,  früher  bei  der  Ministerial- 
Baukommission  in  Berlin  und  der  städtische  Baumeister  Louis  Rust 
in  Hannover  sind  gestorben. 

Deutsches  Reich. 

Im  Reichsverkehrsministeriums  sind  folgende  bisher  zum  preußi- 
schen Ministerium  der  öffentlichen  Arbeiten  gehörigen  Beamten  unter 


Übertritt  in  den  Reichsdienst  ernannt  worden : der  Ministerialdirektor 
Dr.  Kirschstein  zum  Staatssekretär,  der  Geheime  Oberbaurat 
Ottmann  zum  Ministerialdirektor,  sowie  die  Ministerialsekretäre. 
Rechnungsräte  Grotemeyer  und  Barche  zu  Regierungsräten. 

Reichseisenhahnen.  Preußen-Hessen.  Versetzt  sind:  der 
Oberbaurat  Barschdorff,  bisher  in  Koblenz,  zur  Eisenbahndirektion 
nach  Trier,  die  Regierungsbaumeister  des  Eisenbahnbaufaches  Gutt- 
stadt,  bisher  in  Betzdorf,  zur  Eisenbahndirektion  nach  Berlin  und 
Steuernagel,  bisher  in  Rheinbach,  zur  Eisenbahndirektion  nach  Köln. 

Dem  Regierungsbaumeister  des  Maschinenbaufaches  Schwärt z- 
kopff,  bisher  in  Halle  a.  d.  Saale,  ist  die  nachgesuchte  Entlassung 
aus  dem  Reichsdienst  erteilt. 

Reichs  vermöge  ns  Verwaltung.  Der  Regierungsbaurat  Otte  vom 
Landesfinanzamt  Schwerin  ist  z.  Reichsvermögensamt  Schwerin  versetzt, 

Reichsministerium  des  Innern.  Der  Kaiserliche  Wirkliche 
Geheime  Oberhaurat  Johann  Hückels,  früher  Ministerialrat  im  Reichs- 
ministerium des  Innern,  ist  gestorben. 


[Alle  Reohte  Vorbehalten  1 


Nichtamtlicher  Teil. 

Schriftleiter:  Friedrich  Schnitze  und  Richard  Bergius. 


Professor  Dr.  Georg  v.  Hauberrisser. 

Zu  seinem  achtzigsten  Geburtstag. 


Die  Theresienwiese  in  München , an  der  südwestlichen  Stadt-  i 
grenze,  bietet  ein  eindruckvolles  Bild.  Im  Süden  von  dem  alten  Vor-  ' 
ort  Sendling  abgeschlossen,  zeigt  sie  hei 
guter  Sicht  als  Hintergrund  in  gewaltiger 
Ausdehnung  die  bayerische  Alpenkette, 
rechts  die  Riesenbildsäule  der  Bavaria, 
links  die  dreitürmige  St.  Paulskirche.  Hier 
am  Nordrand  der  Wiese  hat  sich  schon 
vor  vierzig  Jahren  Professor  v.  Hauber- 
risser sein  Wohnhaus  errichtet,  in  dem 
der  Altmeister  der  deutschen  Gotik 
nun  in  aller  Stille  seinen  achtzigsten  Ge- 
burtstag feiert. 

Um  die  Bedeutung  des  i^eist^s  zu 
würdigen,  muß  man  auf  die  Entwicklung 
der  Gotik  des  19.  Jahrhunderts  zurück- 
blicken. 

Allen  Kriegen  und  Verheerungen  der 
Jahrhunderte  zum  Trotz  hat  sich  eine 
überaus  große  Anzahl  von  Bauwerken  des 
Mittelalters  bis  auf  unsere  Tage  erhalten. 

Mächtige  Dome,  stolze  Burgen,  Rathäuser 
und  Bürgerhäuser  zieren  die  deutschen 
Lande  und  weisen  ein  überraschendes  Bild 
auf  von  der  Großzügigkeit,  der  künstle- 
rischen Höhe  und  dem  technischen  Können 
dieser  uns  heute  so  entlegenen  Zeit.  Ja, 
wenn  wir  aufrichtig  sein  wollen,  müssen 
wir  zueeben,  daß  wir  auf  dem  Gebiet  der 
Baukunst  die  Größe  des  Mittelalters  später 
nicht  mehr  erreicht  haben.  Gerade  unter 
unseren  heutigen  traurigen  Verhältnissen 
können  wir  verstehen,  daß  nicht  nur  durch  die  bewußte  Ab- 
wendung von  der  mittelalterlichen  Kunst  im  16.  Jahrhundert, 
sondern  besonders  in  den  schweren  Kriegszeiten,  die  darauf 
folgten,  die  damals  zum  Teil  immer  noch  vorhandene  Überliefe- 
rung in  alter  Kunst  und  Technik  ganz  verloren  ging,  ihre  Wieder- 
aufnahme in  der  Zeit  der  Romantik  war  eine  kunstwissenschaft- 


liche Entdeckung,  verbunden  mit  einem  regen,  ja  begeisterten 
Schaffensdrang  in  mittelalterlicher  Art. 

Freilich,  die  neue  Baukunst  hatte  nicht 
mehr  die  Kraft  einer  einheitlichen  volks- 
tümlichen Kunst,  sie  vermochte  sich  auch 
nur  auf  einzelnen  Gebieten,  vor  allem  dem 
des  Kirchenbaues,  zu  verbreiten  und  ist 
vielfach  über  das  Nachempfinden  nicht 
liinausgekommen.  Die  schablonenhafte  An- 
wendung von  Stilformen,  einer  ganz  anders 
gearteten  Kultur  aufgezwungen,  ist  uns  un- 
erfreulich, und  die  Begeisterung  allein  ohne 
sachliche  Selbstkritik  konnte  nicht  genügen. 
Aber  es  wäre  ebenso  töricht  wie  oberfläch- 
lich, deshalb  über  die  Gotik  des  19.  Jahr- 
hunderts im  ganzen  den  Stab  brechen  zu 
wollen.  Diese  Zeit  hat  auch  Künstler  her- 
vorgebracht, die  in  überraschender  Geistes- 
verwandtschaft mit  ihren  Vorfahren  Werke 
schufen,  in  denen  die  unvergänglichen  Werte 
der  mittelalterlichen  Baukunst  wieder  zur 
Entfaltung  kamen.  Ist  doch  der  reiche 
Schatz  der  mittelalterlichen  Kunst  uner- 
schöpflich. In  den  technischen  und  schön- 
heitlichen  Grundlagen,  in  den  Verhältnissen 
der  Massen  wie  der  Einzelheiten,  nicht  zu- 
letzt in  seiner  glänzenden  Raumkunst  wird 
das  Mittelalter  auch  in  der  Zukunft  ein 
Lehrmeister  des  Architekten  bleiben. 

Haube r risse rs  Werke  aber  stellen 
eine  Übergangszeit  in  der  Entwicklung  der 
deutschen  Baukunst  dar,  in  der  seine  starke 
künstlerische  Kraft  sich  glänzend  betätigt  hat  und  daher  auch  einen 
bedeutenden  Einfluß  auf  die  Fachgenossen  ausüben  mußte. 

Der  Meister,  der  am  19.  März  1841  in  Graz  geboren  wurde,  ent- 
stammt einer  rheinischen  Baumeisterfamilie,  studierte  auf  den  Kunst- 
akademien in  Wien  und  München,  sowie  auf  der  Bauakademie  in 
Berlin  und  vertiefte  sich  seiner  Neigung  folgend  sehr  bald  in  die 


Professor  Dr.  Göorg  Ritter  v.  Hauberrisser. 
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mittelalterliche  Kunst.  So  stark  war  die  Begabung  des  jungen  Künst- 
lers, daß  er  schon  im  Alter  von  25  Jahren  mit  seinem  W’ettbewerb- 
entwurf  für  das  neue  Rathaus  in  München  aller  Augen  auf  sich 
zog  und  im  Jahre  1867  mit  der  Ausführung  dieses  Bauwerks  betraut 
wurde.  1880  wurde  das  Ratbaus  vollendet  und  in  den  Jahren  1899 
bis  1909  in  bedeutendem  Umfang  von  ihm  erweitert.  Hauberrissers 
gemütvolle  Hinneigung  zu  der  traulichen  Behaglichkeit  mittelalter- 
licher Höfe,  Hallen  und  Wohnräume  führte  ihn  besonders  zur  Gestal- 
tung von  Raumschöpfungen,  die  den  mittelalterlichen  kaum  nachstehen. 
Als  Beispiel  seien  der  große  Hof  des  Münchener  Rathauses  und  vor 
allem  das  Innere  der  von  ihm  erbauten  St.  Paulskirche  in 
München  (1892  bis  1906)  angeführt.  Nicht  minder  die  reizvollen 
Kemenaten  und  der  Remter  der  Deutschherrnordensburg  Busau  in 
Mähren,  die  im  Auftrag  des  Erzherzogs  Eugen  von  Österreich  in  geist- 
voller Weise  von  ihm  ausgebaut  wurde.  In  Graz  baute  er  die  auch 
räumlich  bedeutende  Herz-Jesu  Kirche. 

An  Rathausneubauten  und  Rathausumbauten  von  Hauberrissers 
Hand  sind  zu  nennen:  die  Rathäuser  in  Kaufbeuren  (1879  bis  1887) 
und  Landshut;  ferner  die  großen  Rathausneubauten  in  Wiesbaden 
(1884  bis  1890)  und  in  St.  Johann  an  der  Saar  (1897  bis  1900) 
sowie  der  Rathausumbau  in  Ulm  a.  d.  D.  (1902  bis  1904). 

Bei  einigen  dieser  Bauten  hat  Hauberrisser  sich  von  den  Vorbildern 
des  16.  Jahrhunderts  leiten  lassen,  die  er  jedoch,  weit  entfernt  von 
kalter  Nachahmung,  so  zu  verarbeiten  wußte,  daß  etwas  völlig  Neu- 
artiges zum  Ausdruck  kam.  Neben  dieser  Tätigkeit  im  Monumental- 
bau schuf  er  eine  größere  Anzahl  von  kleineren  Bauwerken,  von 
denen  in  München  das  Kaulbachmuseum,  das  Wohnhaus  des  ihm  be- 
freundeten, jüngst  verstorbenen  Altmeisters  Defregger  und  das  Haider- 
haus sowie  sein  eigenes  Wohnhaus  genannt  seien;  außerdem  das  Schloß 
Nüher  bei  Lindau.  Übrigens  war  Hauberrisser  auch  bei  den  Wett- 
bewerben um  das  Reichstagsgebäude  in  Berlin  und  das  National- 
museum in  München  mit  wertvollen  Entwürfen  beteiligt. 

Sehr  glücklich  war  der  Meister  bei  der  Wiederherstellung  mittel- 
alterlicher Bauwerke.  Hier,  wie  z.  B.  bei  der  Wiederherstellung  von 


St.  Sebald  in  Nürnberg,  dessen  baulicher  Zustand  überaus  gefahrdrohend 
war  (Oberleitung  1888  bis  1903),  war  er  sich  bewußt,  sich  jeder  Frei- 
heit des  Kunstschaffens  entäußern  und  sich  den  in  den  einzelnen  Bau- 
werken zutage  tretenden  Absichten  der  alten  Meister  völlig  unterordnen 
zu  müssen,  ein  Umstand,  der  den  unbestrittenen  Erfolg  bei  diesen 
Wiederherstellungen  gesichert  hat. 

Schließlich  darf  nicht  vergessen  werden,  daß  von  den  nach  seinen 
Entwürfen  hergestellten  Einrichtungsgegenständen  seiner  Bauten  be- 
sonders in  den  siebziger  Jahren  eine  starke  Einwirkung  auf  das 
süddeutsche  Kunstgewerbe  ausgegangen  ist.  Daß  der  Rat  des 
erfahrenen  Meisters  in  vielfachen  Fragen  des  Monumentalbaues  auch 
auswärts  in  Anspruch  genommen  wurde,  ist  begreiflich.  U.  a.  ist 
Hauberrisser  auch  Mitglied  des  Monumental -Baukunstausschusses  in 
München.  An  äußeren  Ehrungen  hat  es  ihm  nicht  gefehlt.  Mehrere 
Städte  ernannten  Hauberrisser  zu  ihrem  Ehrenbürger;  die  Akademien 
in  München  und  Wien  sowie  die  Society  of  architects  in  London  er- 
nannten ihn  zum  Ehrenmitglied  und  die  Technische  Hochschule  Graz 
verlieh  ihm  die  Doktorwürde  ehrenhalber. 

Wer  das  Glück  hat,  Hauberrisser  näher  zu  stehen,  wird  von  seiner 
Persönlichkeit  stark  angezogen.  Dem  unermüdlich  tätigen,  überaus 
schlichten,  dabei  lebhaften,  heiteren  und  humorvollen  Mann  ist  ein 
tiefes  Gemütsleben  eigen,  in  dem  sein  Wohlwollen  und  seine  Hilfs- 
bereitschaft allen  ihm  Nahestehenden  gegenüber  wurzeln.  Davon  gab 
die  Anhänglichkeit  ein  beredtes  Zeugnis,  in  der  seine  zahlreichen 
Schüler  von  nah  und  fern  sich  1911  in  München  vereinigten,  um 
ihren  verehrten  Meister  bei  seinem  70.  Geburtstag  zu  begrüßen  und 
zu  feiern. 

Die  Fachgenossen  gedenken  heute  des  Altmeisters  Hauberrisser 
als  eines  der  bedeutendsten  seiner  Zeit  und  als  eines  liebenswerten 
Menschen.  Möchte  ihm  im  Kreise  seiner  Familie  noch  ein  langer, 
sonniger  Lebensabend  beschieden  sein.  Aber  auch  zu  den  Nachkommen 
werden  seine  Werke  sprechen,  und  der  Name  Hauberrisser  wird 
noch  in  späten  Jahrhunderten  mit  Ehren  genannt  werden. 

Nürnberg.  Jos.  Schmitz. 


Bauberatimg-  in  Sachsen  - Meiningen. 


Gute  Bauberater  sind  selten.  Man  hört  immer  nur  von  den  Vielen, 
die  zu  beraten  seien,  während  man  als  selbstverständlich  anzunehmen 
scheint,  daß  sich  die  geeigneten  Kräfte  zur  Bauberatung  überall  leicht 
finden  lassen.  Wäre  dem  so,  so  wäre  der  Erfolg  der  schon  Jahr- 
zehnte dauernden  Bemühungen,  unserer  daniederliegenden  Kunst  auf- 
zuhelfen, größer.  Der  Grund  dafür  ist  zum  Teil  da  zu  suchen,  woher 
man  auch  die  Erscheinung,  der  man  durch  die  Bauberatung  abhelfen 
will,  ableiten  muß,  in  dem  allgemeinen  Tiefstand  unseres  heutigen 
baukünstlerischen  Vermögens.  Zu  einem  erfolgreichen  Bauberater 
gehört  aber  außer  eigenem  tüchtigen  Können  noch  die  genaue  Kenntnis 
der  örtlichen  Kunst  alter  und  neuer  Zeit  und,  was  nicht  weniger 
selten  ist,  die  persönliche  Begabung  der  richtigen  Mitteilung.  Auch 
ist  es  nicht  leicht,  mit  der  Zurückhaltung,  die  bei  der  Verbesserung 
gutgemeinter,  aber  unzulänglicher  Vorlagen  beobachtet  werden  muß, 
die  eigene  Vorstellung  vom  Schönen  und  Richtigen  in  Einklang  zu 
bringen. 

Anderseits  ist  das  Bedürfnis  nach  Bauberatung  heute  besonders 
groß.  Zwar  wird  weniger  gebaut  als  vor  dem  Krieg.  Der  Umschwung 
der  wirtschaftlichen  Verhältnisse  droht  aber  das  Wenige  zu  vernichten, 
was  bis  dahin  in  Hinsicht  einer  handwerklich  gesunden  Bauweise 
mühsam  erreicht  war.  Zwar  bewahrt  die  Not  heute  den  Bauhand- 
werker vor  mancher  Entgleisung,  von  der  er  früher  nicht  zurückzu- 
halten war,  dagegen  hat  der  Schrei  nach  Ersatzbaustoffen  und  ver- 
einfachter Herstellungsweise  eine  neue  Gefahr  geweckt,  die  einer 
trotz  augenblicklicher  Ersparnisse  im  Grunde  unwirtschaftlichen  Her- 
stelluugsweise.  Bestrebungen,  die  darauf  gerichtet  sind,  die  vielfach 
sinnlosen  Forderungen  an  die  Stockwerkhöhen,  Fensterflächen,  den 
Bauwich,  Treppen-  und  Flurbreiten  herabzusetzen  oder  Erleichterungen 
in  der  Ausnutzuug  des  Dachraums  zu  erzielen,  können  nur  unterstützt 
werden,  bilden  sie  doch  einen  Teil  unserer  schon  vor  dem  wirtschaft- 
lichen Niedergang  aufgestellten  Wünsche.  Nicht  genug  warnen  kann 
man  aber  davor,  die  gewünschte  Verbilligung  in  der  Anordnung  und 
Ausführung  der  Dächer  zu  suchen.  Hierin  ist  schon  zu  Zeiten,  wo 
man  sioh  in  Formenreichtum  und  überflüssigem  Schmuck  nicht  genug 
zu  tun  wußte,  viel  gesündigt  worden. 

Das  Dach  ist  der  angreifbarste  und  der  Verwitterung  am  meisten 
ausgesetzte  Bauteil.  Und  dabei  ist  die  Unsicherheit  in  der  Ausführung 
bei  Architekten  und  Handwerkern  nirgends  größer  als  hier.  Kein 
Glied  wird  so  mißhandelt  wie  dieser  wichtige  Teil  des  Hauses,  dessen 
Gesamtform  und  Einzelheiten,  wie  Aufbauten,  Gaupen,  Fußpunkt, 
Rinnen  und  Wasserkasten,  auch  für  die  künstlerische  Erscheinung 
des  Hauses  von  der  größten  Wichtigkeit  sind.  Die  größten  Schäden, 
die  häutigsten  Ausbesserungen,  die  auch  auf  die  Balkenlagen  und  das 
Mauerwerk  übergreifen,  entstehen  durch  die  Einbürgerung  von  Formen 


und  Bauweisen,  die  nur  dem  Verlassen  der  gesunden  Überlieferung 
und  falsch  verstandener  Wirtschaftlichkeit  ihre  Entstehung  verdanken. 
Man  vergleiche  einmal,  wozu  in  jeder  kleinen  Landstadt  Gelegenheit 
gegeben  ist,  die  Dachfußpunkte  und  Hauptgesimse  von  Häusern  des 
19.  Jahrhunderts  mit  denen  älterer  Bauten  nach  Regentagen  und  bei 
Tauwetter:  Bei  diesen  stets  gesundes,  vor  Feuchtigkeit  auf  natürliche 
Weise  gut  geschütztes  Holz-  und  Mauerwerk,  dort  durchnäßte  ab- 
bröckelnde Gesimse  und  hinter  der  simsartig  aufgelegten,  stets  un- 
dichten, weil  nicht  überwachbaren  Dachrinne  angefaultes  Brett-, 
Sparren-  und  Balkenwerk,  von  der  Schönheit  ganz  zu  schweigen. 

Es  ist  zu  fürchten,  daß  unsere  heutige  Armut  hier  zunächst  noch 
verschlechternd  wirkt,  -wenn  nicht  rechtzeitig  für  die  Wiederaufnahme 
der  gesunden  alten  Bauweisen  gesorgt  wird.  Zink  ist  beute  ein  be- 
sonders teurer  Baustoff.  Wenn  seine  Beschränkung  auf  den  kleinsten 
möglichen  Querschnitt  einer  frei  vorgebängten  Dachrinne  zur  Beseiti- 
gung der  häßlichen,  wie  unhaltbaren  Dachfußbildungen  führen  sollte 
und  wieder  zur  Aufnahme  der  haltbaren  und  vorzüglichen  Lösungen 
des  Dachanfangs,  wie  ihn  fast  alle  Bauten  der  früheren  Jahrhunderte, 
besonders  die  ländlichen,  zeigen,  so  wäre  damit  für  Aussehen  und 
Haltbarkeit  unserer  Häuser  viel  gewonnen.  Hier  hat  also  die  Bau- 
beratung ein  besonders  dankbares  Feld,  aber  auch  ein  ebenso  schwer 
zu  beackerndes,  denn  gerade  in  diesen,  im  kleinen  Maßstab  der  Ent- 
würfe oft  unscheinbaren  Dingen  ist  von  ihr  bisher  viel  versäumt  worden, 
und  nirgends  ist  der  Widerstand  der  Handwerker  und  Baugewerk- 
meister größer  als  gerade  da,  wo  sie  sich  auf  die  angelernten  Vor- 
schriften ihrer  Schulen  stützen,  während  sie  sich  in  rein  formalen 
Fragen  — wie  sie  diese  verstehen  — entgegenkommender  zu  ver- 
halten pflegen. 

Es  ist  erfreulich,  heute  von  einer  Tätigkeit  auf  dem  Gebiet  der 
Bauberatung  berichten  zu  können,  die  verdient,  hervorgehoben  zu 
werden.  In  Sachsen -Meiningen  ist  die  Tätigkeit  des  Wohnungs- 
kommissars und  seine  Aufgabe,  den  Bau  von  Klein-  und  Mittelwoh- 
nungen zu  fördern,  eng  mit  der  Bauberatung  verknüpft.  Die  behörd- 
liche Macht,  unmittelbar  auf  technische  und  künstlerische  Fragen 
einzuwirken,  wird  zum  Vorzug,  wenn  sie  in  die  richtigen  Hände  gelegt 
wird.  Das  trifft  hier  zu,  denn  der  Wohnungskommissar  hat  für  diesen 
Teil  seiner  Tätigkeit  in  dem  Regierungsbaumeister  Hans  Mühlfeld 
in  Jena  die  richtige  Kraft  gewonnen.  Eine  Bauberatung,  die  sich  auf 
das  Verbessern  und  Neuzeichnep  eingereichter  Entwürfe  beschränkt, 
kommt  nicht  zum  Ziel.  Sie  wird  bestenfalls  die  Verschönerung 
einzelner  Bauten  erreichen;  die  Wurzel  des  Übels,  die  eingebürgerten 
schlechten  Bauweisen  und  falschen  Haudwerksregeln  erfaßt  sie  nicht, 
weil  sie  nicht  das  ganze  Handwerk  erfaßt.  Man  hat  deshalb  Meister- 
kurse veranstaltet;  sie  scheiterten  stets  an  dem  großen  Zeitaufwand, 
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Abb.  1.  Dachstuhl  für  5 bis  9 m lange  Sparren. 


der  nötig  gewesen  wäre,  nachhaltiges  zu  schaffen.  Es  ist  sehr  schwer, 
eingewurzelte  falsche  technische  Ansichten  zu  beseitigen  und  jahre- 
lang geübte  Handwerksregeln  durch  bessere  zu  ersetzen,  selbst  bei 
vorhandener  Erkenntnis  und  gutem  Willen,  denn  sie  können  nur 
durch  Zeichnungen  dargestellt  und  diese  müssen  erfaßt  und  im  Ge- 
dächtnis behalten  werden.  Deshalb  war  es  ein  guter  Griff,  mit  der 
Bauberatung  eine  Zeitschrift  zu  verbinden  und  im  Handwerk  zu  ver- 
breiten, in  der  die  guten  Grundregeln  des  Bauens  in  Wort  und  Schrift 
allgemein  veran- 
schaulicht und 
die  Ergebnisse 
der  Bauberatung 
in  der  Gegen- 
überstellung von 
Vorlage  und  Um- 
arbeitung fort- 
laufend vermit- 
teltwerden. Die 
bisher  erschiene- 
nen Nummern 
der  „Blätter  für 
Handwerk  und 
Kunst“*), 
herausgegeben 

von  Fritz  Koch,  deren  Inhalt  in  Text  wie 
Abbildungen  fast  ganz  von  Mühlfeld  be- 
stritten wird,  zeigen  die  Art,  wie  dieser 
die  Bauberatung  angefaßt  hat.  Er  behan- 
delt zunächst  allgemein  die  wesentlichen 
Grundsätze  für  das  Entwerfen  von  Ge- 
bäuden und  die  landläufigen  Fehler  und 
zeigt,  daß  ihre  Ursache  fast  stets  im  Ver- 
lassen der  alten  Überlieferung  und  dem 
Verstoß  gegen  einst  allgemein  anerkannte 
Regeln  und  Gesetze  liegt.  Es  folgt  dann 
ebenso  kurz  übersichtlich  und  klar  wie  für 
den  vorliegenden  Zweck  erschöpfend  ein 

Kapitel  über  das  Dach,  in  dem  fünf  Dachstühle  für  die  gewöhnlichen 
Fälle  dargestellt  sind.  Eingehend  wird  der  Dachfuß  besprochen,  die 
wichtigste  Einzelheit  für  die  Erscheinung  des  Hauses.  Abb.  1 u.  2 
seien  herausgegriffen. 

Alsdann  beginnen  die  Beispiele  der  Umarbeitungen.  Bemerkens- 
wert ist  dabei  der  von  Mühlfeld  im  Vorwort  geäußerte  Grundsatz, 
den  ursprünglichen  Entwurf  so  wenig  wie  möglich  zu  ändern,  zumal 
den  Grundriß  solange  bestehen  zu  lassen,  als  er  einen  guten  Aufbau 
noch  zuläßt.  Es  sei  nicht  Sache  des  Bauberaters,  dem  Bauherrn  den 
Architekten  zu  ersetzen  und  diesem  das  Brot  zu  entziehen.  Dem 
kann  man  nur  zustimmen.  So  verlockend  bei  größerer  Freiheit  des 
Handelns  oft  ein  Weitergehen  wäre,  so  gewährleistet  doch  die  weise 
Beschränkung  den  Erfolg,  der  wesentlich  vom  guten  Willen  des  Archi- 
tekten und  des  Bauherrn  abhängt.  Zwei  Beispiele  mögen  dies  erläutern. 
Das  Doppelwohnhaus  (Abb.  3 u.  4)  zeigt,  daß  dem  Handwerker,  der 
einmal  aus  der  Überlieferung  herausgerissen  ist,  nichts  ferner  liegt, 
als  aus  sich  heraus  zu  einer  natürlichen  und  verständlichen  Form 
und  Bauweise  zu  greifen.  Hier  hat  er  den  Dachknick  nicht  in  die 
Höhe  der  Kehlbalkenlage  gelegt,  der  er  seine  Entstehung  verdankt, 
so  daß,  von  dem  schlechten  Gefüge  abgesehen,  dem  Beschauer  das 
Äußere  rätselhaft  erscheinen  muß. 

Durch  Richtigstellung  des  Verbandes  und  Weglassung  der  Krüppel- 
walme  bekommt  das  Ganze  die  einfachste  und  natürlichste  Form, 
durch  gute  Bemessung  der  Öffnungen  und  richtige  Gestaltung  der 
Einzelheiten  einen  wirklichen  Ausdruck.  In  der  Umarbeitung  steckt 
freilich  ein  Zugeständnis  an  die  Vorlage,  indem  die  Giebelauf- 


Dachtraufe. 


*)  Zu  beziehen  durch  die  Stiftung  für  Heimatschutz  in  Meiningen. 
Weidigö.  Preis  1919  für  12  Hefte  4, SO  Jt. 


>|l| 


li 


|l  "i 1 


I 1 IG 


Hj-T1- 

!"  HH 

MÜS 

I 1 

1 1 

11 

Abb.  3. 

Tlrrt^rfl  rnb—rH  f==~lir~ 

Vorlage. 

Abb.  4.  Umarbeitung  zu  Abb.  3. 


bauten  des  Entwurfs 
(Abb.  3),  die  auf  den 
Seiten  ohne  schwerere 
Eingriffe  nicht  zu  lösen 
sind,  nach  der  Mitte 
zu  einem  zusammen- 
rücken. Hier  wider- 
spricht diese  Einheit 
dem  Wesen  des  Zwei- 
familienhauses. Seine 
innere  Trennung  muß 
zwar  nicht  außen  aus- 
gesprochen werden,  es 
widerstrebt  aber,  ihr  zu 
widersprechen.  Das 
hat  auch  Mühlfeld 
empfunden,  indem  er 
eine  weitere  Lösung 
beifügt,  die  den  Auf- 
bau ganz  fallen  läßt. 
Er  ist  ja  bei  der  Steil- 
heit der  Mansarde  auch 
ziemlich  zwecklos. 

Die  Umarbeitung 
wird  bei  größeren  An- 
lagen schwieriger,  wenn 
man  dem  richtigen 
Grundsatz  Mühlfelds, 
in  die  Wünsche  des 
Bauherrn,  vor  allem 
den  Grundriß,  so  wenig  wie  möglich  einzugreifen,  folgt.  In  den  Abb.  5 
u.  6 ist  der  Grundriß  fast  ängstlich  beibehalten,  auch  der  Aufbau  in 
seinen  Massen  durchaus.  Und  doch  ist  eine  gute  Wirkung  erreicht. 

Entscheidend  ist  dafür  die  Beseiti- 
gung des  Drempels,  der  hei  steileren 
Dächern  zwecklos  ist,  einen  schlechten 
Dachverband  schafft  und  meist  nur 
einer  gedankenlosen  Übertragung  aus 
der  Zeit  der  flachen  Dächer  sein 
Dasein  verdankt.  Nur  beim  Aus- 
gleich verschieden  hoher  Stockwerke, 
die  unter  eine  gemeinsame  Dachfläche 
zusammengefaßt  werden  sollen,  mag 
er  bei  steiler  Dachneigung  seinen 
Dienst  tun.  Im  vorliegenden  Fall  wird 
durch  seine  Beseitigung  der  bessere 
Gegensatz  zwischen  dem  niedrigeren 
Erdgeschoß  und  dem  höheren  Dach 
erreicht,  der  die  gute  Wirkung  be- 
stimmt. Im  übrigen  beschränkt  sich 
die  Bearbeitung  auf  die  Bemessung 
und  Verteilung  der  Öffnungen,  die 
richtige  Einteilung  der  Glasflächen 
und  die  Anwendung  der  auf  alter 
Erfahrung  beruhenden  Einzelheiten, 
deren  grundsätzliche  Behandlung  die 
ersten  Nummern  der  Zeitschrift  ge- 
zeigt haben. 

Die  angezogenen  Beispiele  einer 
so  vorbildlichen  und  wirksamen  Bau- 
beratung mögen  auf  die  Zeitschrift 
selbst  hin  weisen,  der  die  weiteste 
Verbreitung  auch  über  die  Grenzen 
des  Kreises  hinaus,  für  den  sie  in  erster  Linie  bestimmt  ist,  ge- 
wünscht wird. 

Caesar,  ordentl.  Professor  der  Architektur  in  Karlsruhe. 


Abb.  5.  Vorlage. 


Abb.  6.  Umarbeitung 
zu  Abb.  5. 


Verkehrsfragen  bei  Stadterweiterungen. 


Ober  Verkehrsfragen  bei  Stadterweiterungen  sprach  in  der  ersten 
Sitzung  der  Deutschen  Gesellschaft  für  Bauingenieurwesen 
am  21.  September  1920  in  Berlin  Professor  Richard  Petersen  aus 
Danzig,  wie  auf  S.  492  im  Jahrg.  1920  d.  Bl.  berichtet.  Von  seinen 
Ausführungen  sei  hier  unter  Verzicht  auf  die  bildlichen  Darstellungen 
folgendes  wiedergegeben. 

Bei  den  gegenwärtigen  Arbeits-  und  Geldverhältnissen  ist  es  aus- 
geschlossen, daß  der  einzelne,  der  eine  Wohnung  braucht,  sich  ein 
Haus  bauen  lassen  kann.  Auch  ist  es  ausgeschlossen,  daß  die 
Kreise,  in  deren  Hand  bisher  die  Wohnungsbeschaffung  lag,  der 
gegenwärtigen  Not  abhelfen  könnten.  Möglich  ist  die  Deckung  des 


gegenwärtigen  Wohnungsbedarfs  nur  dadurch,  daß  ein  sehr  großer 
Teil  des  Geldbedarfs  aus  Mitteln  der  Allgemeinheit  aufgebracht  und 
getilgt  wird.  Handelt  es  sich  doch  um  die  Neubeschaffung  von  Woh- 
nungen in  einem  Umfang,  daß  man  von  namhaften  Stadterweiterungen 
sprechen  kann.  Bisher  vollzogen  sich  die  Stadterweiterungen  im 
allgemeinen  in  der  Weise,  daß  man  für  ein  an  die  bebaute  Stadt 
anschließendes  Gelände,  dessen  Bebauung  beabsichtigt  war,  einen 
Fluchtlinienplan  aufstellte  im  Anschluß  an  das  vorhandene  Straßen- 
netz. Diesen  Vorgang  wiederholte  man  nach  einiger  Zeit  an  einer 
anderen  Stelle.  Allmählich  wuchs  sich  die  Stadterweiterung  aus  durch 
das  Aneinanderreihen  einer  größeren  Zahl  von  kleineren  Fluchtlinien- 
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planen,  von  denen  jeder  nur  für  bestimmte  örtliche  Bedürfnisse  und 
nur  unter  Berücksichtigung  der  allernächsten  Nachbarschaft  aufge- 
stellt war.  Dieses  Verfahren  ist  insbesondere  seit  dem  Aufschwung, 
der  mit  der  Einführung  der  Eisenbahnen  einsetzte,  bis  in  die  neueste 
Zeit  in  den  meisten  deutschen  Städten  maßgebend  gewesen  für  die 
Gestaltung  des  Straßennetzes.  Erst  in  neuerer  Zeit  ist  der  Bebau- 
ungsplan häufiger  als  Ganzes  nach  einheitlichen  Gesichtspunkten  in 
Angriff  genommen.  Aber  auch  dann  hat  man  sich  in  den  meisten 
Fällen  auf  die  Gestaltung  des  Straßennetzes  beschränkt,  ohne  auf  die 
künftigen  Bedürfnisse  der  Eisenbahnen  genügend  oder  überhaupt 
Rücksicht  zu  nehmen.  In  Großberlin  beispielweise  hat  jede  einzelne 
Gemeinde  ihren  Bebauungsplan  nach  augenblicklichen  örtlichen  eigenen 
Bedürfnissen  aufgestellt,  ohne  sich  genügend  um  die  Bebauungspläne 
der  Nachbargemeinden  zu  kümmern,  mit  dem  Ergebnis,  daß  heute 
in  der  Viermillionenstadt  Berlin  das  gesamte  Straßennetz  eine  wenig 
geglückte  Anlage  darstellt.  Einzelne  Straßenzüge  sind  stark  über- 
lastet; eine  Abhilfe  durch  parallele  Entlastungstraßen  ist  nicht  mög- 
lich, weil  die  Bebauungspläne  rechts  und  links  der  Eisenbahnen  nicht 
aufeinander  stimmen.  Die  Eisenbahnen  selbst  bilden  überaus  große 
Hemmnisse  im  Straßenverkehr,  ihre  dringend  notwendigen  Erweite- 
rungen können  nicht  durchgeführt  werden,  weil  sie  in  der  Bebauung 
eng  eingekeilt  liegen.  Mangelnde  Voraussicht  in  der  Vergangenheit 
hat  in  den  Weltstädten  dazu  geführt,  daß  zu  dem  Notbehelf  der 
überaus  kostspieligen  Hoch-  und  Untergrundbahn  gegriffen  werden 
mußte. 

Nichts  hindert  eine  vernünftige  Siedlung  im  Außengelände  und 
dessen  Aufschließung  mehr,  als  die  Mängel  des  Straßennetzes  im 
Innern  der  Stadt.  Eine  erhebliche  Zahl  unserer  Großstädte  hat  bereits 
eine  räumliche  Ausdehnung  erreicht,  bei  der  die  Geschwindigkeit  der 
Straßenbahn  für  den  Anschluß  der  Außenbezirke  nicht  mehr  genügt. 
Gelände  für  neue  Wohnsiedlungen  ist  ja  außenherum  überall  reichlich 
vorhanden.  Nun  ist  an  sich  die  Entfernung  in  Kilometern  verhältnis- 
mäßig unwichtig;  worauf  es  ankommt,  sind  die  Minuten  Fahrzeit 
und  die  Pfennige  Fahrgeld.  Die  Möglichkeit  der  Besiedlung  irgend 
eines  Außengeländes  wird  damit  zu  einer  Verkehrsfrage.  Sie  hängt 
ab  von  der  Möglichkeit  einer  Eisenbahnschnellverbindung  mit  der 
inneren  Geschäftstadt,  also  einer  Eisenbahn,  deren  Schienen  nicht  in 
Höhe  des  Straßenpflasters  liegen  dürfen.  Nun  besteht  im  Außen- 
gelände meistens  keine  Schwierigkeit,  eine  derartige  Eisenbahn  zu 
bauen.  Die  Schwierigkeit  besteht  vielmehr  regelmäßig  darin,  diese 
Eisenbahn  durch  das  Herz  der  Stadt  hindurchzuführen.  Wenn  man 
dafür  auch  die  Form  der  Hoch-  und  Untergrundbahn  wählt,  so  ist 
doch  die  Zahl  der  Straßenzüge,  die  dafür  in  Betracht  kommen,  im 
allgemeinen  sehr  klein.  Im  Innern  der  Stadt  drängen  sich  Eisen- 
bahnanlagen verschiedener  Art,  und  da  erscheint  es  selbstverständ- 
lich. daß  man  nicht  heute  irgend  einen  Verkehrszug  mit  einer  Bahn- 
linie niederer  Ordnung  belegen  darf,  der  morgen  für  eine  Bahnlinie 
höherer  Ordnung  gebraucht  wird.  Deshalb  ist  es  notwendig,  für  die 
künftigen  Erweiterungen  der  Eisenbahnanlagen  eine  Rangordnung  der 
einzelnen  Verkehrsanlagen  festzusetzen. 

Bei  dem  Wettbewerb  um  einen  allgemeinen  Bebauungsplan  von 
Großberlin  im  Jahre  1910  war  ein  sehr  bemerkenswertes  Ergebnis, 
daß  die  wichtigsten  Wettbewerbentwürfe  für  die  Verkehrsfragen 
übereinstimmend  zu  folgender  Rangordnung  gekommen  waren:  Zuerst 
zu  überlegen  sind  die  künftigen  Erweiterungen  der  Wasserstraßen, 
sodann  der  Eisenbahnen  für  den  Güterverkehr,  insbesondere  die  Lage 
der  großen  Verschiebebahnhöfe  und  die  Verteilung  der  einzelnen  Orts- 
güterbahnhöfe. Hieraus  ergibt  sich  schon  im  großen  ganzen,  was 
Industriegelände  werden  kann,  was  als  Wohngebiet  in  Betracht  kommt 
und  was  als  Freifläche  liegenbleiben  muß.  Dann  kommen  die  Er- 
weiterungen der  Eisenbahnanlagen  für  den  Personenfernverkehr.  Wenn 
die  Dringlichkeit  ihrer  Erweiterung  auch  meistens  bedeutend  zurück- 
steht hinter  der  Dringlichkeit  der  Erweiterung  der  Ort-  und  Vorort- 
bahnen, so  dürfen  sie  doch  nicht  diesen  nachgeordnet  werden,  denn 
so  brennend  die  Fragen  des  innerstädtiscben  Personenverkehrs  auch 
sein  mögen,  die  Daseinsmöglichkeit  und  die  künftige  Entwicklung 
der  Stadt  hängt  ab  von  ihren  Beziehungen  zur  Außenwelt.  Erst 
nach  den  Anlagen  für  den  Personenfernverkehr  kommen  daher  die 
Anlagen  für  den  Personennahverkehr,  die  ja  im  allgemeinen  durch 
Erweiterung  der  ursprünglichen  Fernbahnen  entstanden  sind.  Endlich 
müssen  die  Lücken,  die  dann  noch  bleiben,  durch  besondere  inner- 
städtische Schnellbahnen,  Hoch-  und  Untergrundbahnen,  ausgefüllt 
werden.  Aber  so  wichtig  sie  für  die  Abwicklung  des  Innenverkehrs 
sind,  man  darf  mit  ihnen  nicht  Wege  sperren,  die  für  die  künftigen 
Erweiterungen  der  Fernbahnen  und  Vorortbahnen  nötig  sind.  Diese 
Gesichtspunkte,  die,  einmal  ausgesprochen,  als  selbstverständlich  er- 
scheinen, sind  der  breiteren  Öffentlichkeit  erst  durch  den  Berliner 
Wettbewerb  1910  bekannt  geworden.  Jedenfalls  war  bisher  bei  der 
Aufstellung  von  Bebauungsplänen  im  allgemeinen  nicht  nach  diesen 
Gesichtspunkten  verfahren  worden. 


Nach  der  Festlegung  des  großen  Eisenbahnnetzes  ist  das  nächste 
die  Berücksichtigung  der  Straßenbahnen.  Grundlegende  Gesichts- 
punkte für  die  Gestaltung  des  Bebauungsplanes  mit  Rücksicht  auf 
die  Straßenbahnen  sind  auf  dem  Internationalen  Straßenbahnkongreß 
in  Brüssel  1910  von  Wattmann,  dem  früheren  Direktor  der  Kölner 
Straßenbahnen,  aufgestellt  worden,  mit  dem  Ergebnis,  daß  sich  die 
Geschwindigkeit  auf  der  Straßenbahn  erheblich  steigern  läßt,  wenn 
man  ihr  einen  besonderen  Streifen  in  der  Fahrbahn  anweist,  wenn 
man  die  kreuzenden  Querstraßen  in  genügend  große  Abstände  legt, 
wenn  man  in  die  Richtungswechsel  nicht  zu  kleine  Krümmungen  legt 
und  wenn  man  draußen  sobald  wie  möglich  die  Straßenbahn  über- 
haupt von  der  Straße  herunternimmt  und  auf  besonderem  Bahn- 
körper weiterführt.  Neuerdings  ist  die  Anwendung  dieser  Gedanken 
aut  die  Berliner  Vororte  insbesondere  von  Giese  bearbeitet  worden. 
Auf  alle  Fälle  ist  es  richtiger,  sich  vor  der  Aufstellung  des  Bebau- 
ungsplanes zu  überlegen,  auf  welchen  Wregen  künftig  Straßenbahnen 
zu  führen  sind,  und  diesen  die  Aufteilung  des  Straßennetzes  anzu- 
passen. als  es  umgekehrt  zu  machen,  wie  es  in  der  Regel  bisher  ge- 
schehen ist. 

Die  Entwicklung  der  deutschen  Großstädte  stand  im  letzten  halben 
Jahrhundert  unter  der  Herrschaft  der  Mietkaserne,  die.  vom  Berliner 
Vorbild  ausgehend,  fast  alle  deutschen  Großstädte  erobert  hat  mit 
Ausnahme  eines  kleinen  Gebiets  im  Nordwesten  Deutschlands.  Dies 
ist  eine  ganz  verhängnisvolle  Entwicklung.  Die  Mietkaserne  hat  den 
weitaus  größten  Teil  der  Großstadtbevölkeruug  heimatlos  gemacht. 
Heute  gilt  es,  das  zusammengebrochene  Volk  wieder  aufzurichten., 
das  tiefe  Mißtrauen  zwischen  den  Parteien  rechts  und  links  zu  über- 
winden und  den  geschlossenen  Willen  eines  einigen  Volkes  wieder- 
herzustellen. Dazu  ist  nötig,  dafür  zu  sorgen,  daß  der  Name  Vater- 
land für  alle  wieder  Inhalt  bekommt.  Den  Menschen  muß  die  ver- 
lorene Verbindung  mit  dem  Grund  und  Boden  wiedergegeben  werden. 
Das  beste  Mittel  dazu  ist.  möglichst  vielen  Menschen  durch  eine 
zweckmäßige  und  möglichst  eigene  Wohnung  Arbeitsfreude  und  ge- 
steigerte Arbeitsleistung  zu  verschaffen.  Man  vergleiche  doch  die 
arbeitende  Bevölkerung  in  den  Ländern,  in  denen  das  Einfamilien- 
haus die  Regel  bildet,  England,  Nordamerika,  Schweiz,  West-  und 
Süddeutschland,  mit  der  arbeitenden  Bevölkerung  in  den  Gegenden, 
in  denen  das  Massenmiethaus  vorherrscht.  Es  kann  ja  kein  Zweifel 
darüber  sein,  daß  die  Zufriedenheit  und  die  Arbeitsfreudigkeit  der 
Menschen  im  ersteren  Fall  größer  ist.  Das  wiegt  aber  viel  schwerer 
als  ein  geringes  Mehr  oder  Weniger  an  Baukosten.  Man  hat  sich 
doch  sonst  im  Wirtschaftsleben  im  allgemeinen  zu  der  Auffassung 
durchgerungen,  daß  es  bei  einem  neuen  Unternehmen  nicht  so  sehr 
darauf  ankommt,  möglichst  niedrige  Anlagekosten  zu  haben,  sondern 
daß  es  vielmehr  darauf  ankommt,  einen  möglichst  großen  Nutzen  zu 
erzielen.  Dazu  ist  häufig  eine  Erhöhung  des  Anlagekapitals  vorteil- 
haft. Das  ist  leider  in  der  Wohnungsfrage,  die  zu  den  •wichtigsten 
wirtschaftlichen  Fragen  gehört,  nicht  gebührend  beachtet  worden. 
Selbstverständlich  wird  man  nicht  alle  Menschen  in  Einfamilienhäuser 
stecken  können  und  wollen.  Die  geringsten  Baukosten  für  1 qm 
Wohnfläche  erzielt  man  aber  schon  beim  dreigeschossigen  Reihen- 
haus. Deshalb  dürfte  dieses  etwa  die  obere  Grenze  der  Stockwerk- 
häufung bilden.  Dabei  müssen  aber  Seitenflügel,  Quergebäude  und 
Hinterhaus  wegfallen.  Wenn  ferner  in  Berlin  und  anderen  deutschen 
Städten  sieben  Zehntel  der  Grundstückfläche  und  bei  der  landhaus- 
mäßigen Bebauung  der  Vororte  drei  Zehntel  der  Grundstückfläche 
bebaut  werden  dürfen,  so  müßten  diese  Ziffern  beträchtlich  herab- 
gesetzt werden. 

Die  Aufteilung  des  Grund  und  Bodens  für  die  künftigen  Stadt- 
erweiteruugen  muß  also  nach  anderen  Gesichtspunkten  vorgenommen 
werden  als  bisher.  Die  vorhandenen  Bebauungspläne  sind  größtenteils 
verbesserungsbedürftig  und  müssen  geändert  werden,  wenn  man  zu 
guten  und  vernünftigen  Siedlungen  kommen  will. 

Redner  erläuterte  sodann  die  Anwendung  dieser  Gesichtspunkte 
auf  zwei  Städte  von  etwa  200  000  Einwohnern,  nämlich  Zürich  und 
Danzig,  in  denen  beiden  gegenwärtig  die  für  die  Zukunft  zu  treffenden 
Maßnahmen  zur  Erörterung  stehen.  In  beiden  Städten,  die  ganz 
verschiedenen  Charakter  haben,  führten  die  Überlegungen  über  die 
künftigen  Erweiterungen  der  Wasserstraßen.  Güterbahnen,  Fernbahnen 
und  Vorortbahnen,  soweit  sie  auf  die  Gestaltung  der  Bebauungspläne 
von  Einfluß  sind,  zu  einer  fast  eindeutigen  Lösung,  zum  mindesten 
mit  bezug  auf  die  großen  Hauptadern  des  Verkehrs.  Erst  aus  den 
Möglichkeiten  der  Verkehrsverbindungen  ergibt  sich,  welches  Gelände 
für  neue  Siedlungen  in  Betracht  gezogen  werden  kann  und  welches 
Gelände  zunächst  von  der  Bebauung  auszuschließen  ist.  Ganz  be- 
sonders wichtig  ist  es,  die  Geländestreifen,  die  künftig  für  Erweite- 
rungen der  Verkehrsanlagen  gebraucht  werden,  rechtzeitig  gegen  Be- 
bauung zu  sichern. 

Auch  für  andere  Städte  ergibt  sich  aus  den  Beispielen  von  Zürich 
und  Danzig  viel  Lehrreiches.  P. 
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Wolkenkratzer,  Turmbauten,  Hochhäuser. 

Vier  Buclibesprecliuiigen. 

Von  Si'.=£surt.  Albert  Gut  in  München. 


In  einer  ganzen  Reihe  von  deutschen  Großstädten  wird  die  Frage 
der  Errichtung  von  Turmbauten  und  Hochhäusern  mehr  oder  weniger 
ernstlich  erörtert.  Die  Stellungnahme  des  preußischen  Ministeriums 
für  Volkswohlfährt,  das  grundsätzlich  die  Prüfung  durch  die  Auf- 
sichtsbehörden, wenn  auch  auf  Grund  eines  Ausnahmeverfahrens, 
zuläßt  (vgl.  S.  48  d.  Bl.),  hat  der  Bewegung  einen  weiteren  Anstoß 
gegeben. 

Der  „Wolkenkratzer“  ist  bekanntlich  ein  amerikanisches  Gebilde. 
Erfreulicherweise  scheint  sich  die  deutsche  Architektenschaft  in  über- 
wiegender Mehrzahl  darüber  einig  zu  sein,  daß  das  Turmgebäude  in 
der  amerikanischen  Form  in  Deutschland  unmöglich  ist.  Gerade  des- 
halb ist  es  wichtig,  die  Vorbedingungen  und  Voraussetzungen  zu 
kennen,  aus  denen  heraus  das  amerikanische  Gebilde  entstanden  ist. 
Dann  wird  man  hoffen  dürfen  — wenn  sich  der  Hochhausgedanke  in 
Deutschland  verwirklichen  lassen  sollte  — , daß  nicht  nur  ein  sinnloses 
Übertragen  amerikanischer  Vorbilder,  sondern  überhaupt  alles  ver- 
mieden wird,  was  nicht  in  deutschen  Verhältnissen  und  in  deutscher 
Wesensart  innerlich  seine  Begründung  findet.  Das  Studium  der 
amerikanischen  Gebäuderiesen  kann  nämlich,  wenn  auch  nur  mittelbar, 
dazu  dienen,  die  baukünstlerische  Durchführung  der  Hochhäuser  uud 
die  befriedigende  städtebauliche  Eingliederung,  die  diesen  in  Amerika 
vorenthalten  geblieben  ist,  gerade  in  Deutschland  zu  fördern.  Aber 
auch  unmittelbaren  Gewinn  vermag  die  Kenntnis  der  amerikani- 
schen Verhältnisse  in  der  Hinsicht  zu  bringen,  als  die  Bauweisen,  die 
technische  Ausführung  im  einzelnen,  nicht  zuletzt  auch  die  be- 
wunderungswürdige Großzügigkeit  in  der  Organisation  und  Durch- 
führung dieser  einzigartigen  Unternehmungen  anregend  und  befruchtend 
wirken  müssen. 

Mitteilungen  über  die  Entstehung  der  amerikanischen  Wolken- 
kratzer sind  uns  bisher  in  erster  Linie  in  der  Form  von  Einzelaufsätzen. 
Vorträgen  u.  dergl.  zugegangen,  die  ein  genaues  eingehendes  Studium 
nicht  gerade  erleichterten.  Umsomehr  ist  es  zu  begrüßen,  daß  der  Verlag 
R.  Oldenbourg  gleich  zwei  Veröffentlichungen  auf  den  Tisch  legt,  die 
dem  erwähnten  Mangel  abhelfen.  Die  erste  Arbeit  von  Regierungs- 
baumeister Rapp  old1)  ist  allerdings  schon  1913  erschienen,  hat  aber 
damals  nicht  diejenige  Beachtung  gefunden,  die  ihr  heute  sicher  sein 
dürfte.  Das  noch  mit  vorkriegsmäßiger,  gediegener  Ausstattung  ver- 
sehene Werk,  das  auf  263  Seiten  Text  mit  307  Zeichnungen  und  Licht- 
bildaufnabmen  das  gestellte  Thema  in  fast  erschöpfender  Ausführlich- 
keit abhandelt,  stellt  heute  eine  willkommene  Gabe  dar.  Es  verdankt 
seine  Entstehung  einer  vom  Verfasser  ausgelührten  längeren  Studien- 
reise in  den  Vereinigten  Staaten.  Die  an  Ort  und  Stelle  gemachten 
Aufzeichnungen  sind  durch  Angaben  aus  dem  amerikanischen  Fach- 
schrifttum ergänzt.  Nachdem  auch  in  Amerika  während  des  größten 
Teiles  der  Krieges  die  Bautätigkeit  (mit  Ausnahme  von  Kriegsbauten) 
fast  vollständig  geruht  hat,  entspricht  das  Rappoldsche  Werk  auch 
heute  noch  im  wesentlichen  dem  Stande  der  letzten  Erfahrungen.  Im 
einzelnen  behandelt  es  die  Entstehung  der  Wolkenkratzer,  die  Voraus- 
setzung zu  ihrer  Ermöglichung,  die  Maßnahmen  zur  Fortleitung  des 
Personenverkehrs  während  des  Baues,  die  wichtige  Frage  der  Fun- 
dierung (die  besonders  ausführlich  auf  über  100  Seiten  Text  dargestellt 
ist),  den  Eisenaufbau  und  den  Schutz  des  eisernen  Tragwerkes  gegen 
Witterimgseinflüsse  und  Feuer,  die  Deckenkonstruktionen  und  die 
Scheidewände,  die  Einrichtungen  zum  Hochheben  der  Baustoffe,  die 
Außenmauern,  die  Anlagen  innerhalb  des  Gebäudes  zur  Bewältigung 
des  Verkehrs,  die  maschinellen  Einrichtungen,  die  Verwendung  von 
Eisenbeton  und  die  Feuersicberheit.  Dieser  Auszug  aus  dem  Inhalts- 
verzeichnis dürfte  dartuu,  daß  das  Werk  dem  Architekten  so  gut  wie 
dem  Ingenieur  etwas  zu  bieten  hat. 

Wesentlich  kürzer  gefaßt  ist  die  Arbeit  des  Dipl.-Ing.  Stöhr  über 
amerikanische  Turmbauten, ,J)  die  erst  vor  wenigen  Tagen  heraus- 
gekommen ist.  Der  Verfasser  dieser  Schrift,  Mitinhaber  einer  der 
bekanntesten  Hoch-  und  Tiefbauunternehmungen  Münchens,  hat  sich 
vor  dem  Kriege  zwei  Jahre  in  Amerika  aufgehalten  und  dort  in  einem 
Wolkenkratzerkonstruktionsbureau  gearbeitet.  Was  er  also  mitteilt, 
hat  den  Vorzug,  der  Niederschlag  unmittelbarer  Anschauungen  und 
eigenen  Wissens  zu  sein.  Nur  etwa  die  Hälfte  der  Schrift  ist 

x)  Der  Bau  der  Wolkenkratzer.  Kurze  Darstellung  auf  Grund 
einer  Studienreise  für  Ingenieure  und  Architekten.  Von  Otto  Rapp  old, 
Regierungsbaumeister  in  Stuttgart.  München  u.  Berlin  1913.  R.  Olden- 
bourg. VIII  u.  263  S.  in  gr.  8°  mit  307  Abb.  im  Text  und  einer  Tafel. 
Geb.  37,50  JC. 

2)  Die  amerikanischen  Turmbauten,  die  Gründe  für  ihre  Entstehung, 
ihre  Finanzierung,  Konstruktion  und  Rentabilität.  Von  Dipl.-Ing., 
Dr.  rer.  pol.  Karl  Fritz  Stöhr.  München  u.  Berlin  1921.  R Olden- 
bourg. VI  u.  86  S.  in  gr.  8°  mit  55  Abb.  Steif  geh.  20  JC. 


Text,  der  in  ganz  kurzen  Abschnitten  die  Voraussetzungen  für  den 
amerikanischen  Turmbau,  seine  Finanzierung  und  Wirtschaftlichkeit, 
die  Stilart  der  Wolkenkratzer,  die  Verhältnisse  im  amerikanischen 
Baugewerbe  und  noch  eine  Reihe  sonstiger  Fragen  behandelt.  Die 
zweite  Hälfte  der  Abhandlung  besteht  aus  Abbildungen,  in  denen 
u.  a.  der  Werdegang  des  Wolkenkratzers  der  Continental-Commercial- 
Nationalbank  in  Chikago  in  seinen  einzelnen  Bauabschnitten  vor  Augen 
geführt  wird.  Auch  diese  Schrift  bietet  eine  Fülle  von  Anregungen 
und  Wissenswertem,  geht  aber  nicht  so  in  die  Einzelheiten  wie  die 
vorher  beschriebene  Arbeit.  In  einem  kurzen  Schlußkapitel  wird  die 
Frage  aufgeworfen,  welche  Vorschläge  sich  aus  den  amerikanischen 
Turmbauten  für  deutsche  Verhältnisse  aufstellen  lassen,  wobei  der 
Verfasser  Hochhäuser  von  8 bis  10  Stockwerken  befürwortet,  deren 
Errichtung  „die  kommende  Zeit  des  billigen  und  rationellen  Bauens“ 
nach  seiner  Auffassung  erzwingen  wird. 

Damit  ist  die  Frage  angeschnitten,  ob  und  unter  welchen  Vor- 
aussetzungen und  Bedingungen  Hochhäuser  in  Deutschland  möglich 
sind.  Diese  Frage  wird  in  zwei  Veröffentlichungen  erörtert,  deren 
Verfasser  (Paul  Wittig  und  Bruno  Möhring)  Mitglieder  der  preußischen 
Akademie  des  Bauwesens  sind.  Ihre  Untersuchungen  erstrecken  sich 
allerdings  nur  auf  Berlin,  aber  aus  ihren  Ausführungen  — namentlich 
denjenigen  des  erstgenannten  Verfassers  — lassen  sich  die  Schluß- 
folgerungen für  andere  deutsche  Großstädte  unschwer  ableiten. 

Der  Arbeit  von  Paul  Wittig,3)  dem  Generaldirektor  der  Berliner 
Hoch-  und  Untergrundbahn,  liegt  eine  im  Vorjahr  dem  Ausschuß  der 
Akademie  des  Bauwesens  zur  Beratung  über  die  künftige  Gestaltung 
der  Umgebung  des  Bahnhofs  Friedrichstraße  eingereichte  Denkschrift 
zugrunde,  die  in  ihren  grundlegenden  Gedankengängen  schon  1918 
aus  anderen  Absichten  heraus  fertiggestellt  war.  Die  von  einer  an- 
genehm berührenden  Sachlichkeit  getragenen  und  darum  um  so  über- 
zeugender wirkenden  Ausführungen  zeigen,  wie  das  städtebaulich  so 
unpersönliche  Gebilde  Berlin  durch  die  Verwendung  von  Turmbauten 
in  Höhe  von  etwa  8 bis  10  Geschossen  an  bestimmten  Stellen  künst- 
lerisch hervorragend  bereichert  werden  kann.  Sie  behandeln  also  die 
Frage  der  Turmhäuser  lediglich  von  der  baukünstlerisch-städtebaulichen 
Seite.  Von  welchen  Gesichtspunkten  sich  der  Verfasser  hierbei  leiten 
läßt,  kann  durch  die  Wiedergabe  zweier  Sätze  gekennzeichnet  werden: 
„Auch  von  den  Turmhäusern  gilt,  wie  von  so  vielen  Dingen,  daß  sie 
nur  richtig  sind  am  richtigen  Platz  und  bei  richtiger  Behandlung.” 
Und  „ferner  muß  das  Turmhaus,  wenn  seine  guten  Eigenschaften  ganz 
zur  Geltung  kommen  sollen,  eine  Einzelerscheinung  bleiben.“  In  den 
Text  sind  einige  geschickt  ausgewählte  Abbildungen  eingestreut,  von 
denen  die  Entwürfe  für  Berlin,  und  zwar  für  den  Potsdamer  Platz 
(Bruno  Schmitz),  den  Alexanderplatz,  den  Moritzplatz,  den  Platz  am 
Halleschen  Tor  und  am  Bahnhof  Friedrichstraße  (Micbaelsen  und  Möhring, 
Bühring)  besonders  bemerkenswert  sind.  Im  übrigen  vertritt  Wittig 
den  nachdrücklich  zu  unterstützenden  Standpunkt,  daß  die  Turm- 
häuser, wenn  sie  in  der  von  ihm  vertretenen  Ausnahmeform  für  Berlin 
zugelassen  werden  sollten,  im  Sinne  der  darin  zu  erblickenden  Be- 
vorzugung öffentlichen  Zwecken  Vorbehalten  werden  müßten.  In 
besonders  gelagerten  Fällen  (z.  B.  vor  dem  Bahnhof  Friedrichstraße) 
kann  auch  eine  Verwendung  für  Hotelzwecke,  keinesfalls  aber  eine 
solche  für  Wohnzwecke  gemeinhin  in  Frage  kommen.  Wittig  betont 
ausdrücklich,  daß  in  der  solchergestalt  befürworteten  Errichtung  von 
Hochhäusern  kein  Widerspruch  und  Gegensatz  zu  den  Bestrebungen 
auf  Förderung  des  niedrigen  Wohnhauses  und  des  Einfamilienhauses 
zu  erblicken  ist  und  erblickt  werden  kann. 

Demgegenüber  geht  Bruno  Möhring  viel  weiter.4)  Er  befürwortet 
nicht  nur  die  Bildung  ganzer  „Bureauviertel“  von  Hochhäusern  (z.  B.  am 
Bahnhof  Friedricbstraße  zwischen  Spree  und  Stadtbahn  oder  am  Lehrter 
Bahnhof  zwischen  Bahnhof,  Invalidenstraße  und  Alt-Moabit),  die  die 
fehlende  „Stadtkrone“'  ersetzen  sollen,  sondern  er  bringt  sogar  einen  Ent- 
wurf für  ein  „Siedlungshochhaus“  von  10  Stockwerken  mit  320  Klein- 
wohnungen auf  unbebautem  Gelände  in  der  Umgebung  von  Kleingärten 
sowie  einen  Plan  für  zwei  Hochhäuser  von  je  J4  Stockwerk  Höhe  am 
Eingang  der  Siedlung  „Bahnhof  Heerstraße“,  die  als  Ledigenheime  dienen 
sollen,  einen  Plan,  von  dem  er  selbst  sagt,  daß  er  großes  Entsetzen  er- 
regt habe.  Auf  dem  ersten  Wege  (Bureauviertel)  dem  Verfasser  zu  folgen, 

3)  Studie  über  die  ausnahmsweise  Zulassung  einzelner  Turmhäuser 
in  Berlin.  Von  Paul  Wittig,  Geheimer  Baurat.  Berlin  1918  u.  1920. 
Als  Handschrift  gedruckt.  17  S.  mit  11  Abb.  24  : 30  cm. 

4)  Über  die  Vorzüge  der  Turmhäuser  und  die  Voraussetzungen, 
unter  denen  sie  in  Berlin  gebaut  werden  können.  Vortrag  in  der 
preußischen  Akademie  des  Bauwesens  am  20.  Dezember  1920  von  Bruno 
Möhring.  Berlin  1921.  Architekturverlag  „Der  Zirkel“.  20  S.  mit 
27  Abb.  24  : 30  cm. 
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ist  im  Hinblick  auf  die  abschreckenden  amerikanischen  Verhältnisse 
schon  schwierig  genug,  auf  dem  zweiten  muß  die  Gefolgschaft  ver- 
weigert werden.  Möhring  ist  ein  begeisterter  Prophet  des  Turmhauses, 
anscheinend  auch  des  amerikanischen  Wolkenkratzers  mit  allen  seinen 
Schattenseiten,  den  er  nur  mit  besonderen  Augen  gesehen  haben  will, 
damit  er  seine  Schönheiten  offenbart.  Sein  Fehler  liegt  zweifellos 
darin,  daß  er  die  ganze  Frage  nur  als  Künstler  betrachtet.  Daß  er 
dabei  in  seiner  Begeisterung  hier  und  da  über  das  Ziel  hinausscbießt 
— wobei  wir  nicht  vergessen  wollen,  daß  es  sich  bei  der  Veröffent- 
lichung um  einen  Vortrag  handelt  und  daß  das  gesprochene  Wort 
anders  wirkt  als  das  geschriebene  — , soll  ihm  nicht  verdacht  werden, 
denn  temperamentvoll  wünschen  wir  uns  den  Künstler.  Aber  er 
hätte  nicht  sein  Eintreten  für  das  Turmhaus  zur  Bekämpfung  der 
Siedlungsbewegung  und  des  Kleinhauses  benutzen  dürfen.  Wenn 
er  auch  meint,  er  wolle  nichts  gegen  die  Siedlungsbewegung  sagen, 
so  bekämpft  er  diese  tatsächlich  doch  dadurch  aufs  schärfste,  daß  er 
die  Mietkaserne  als  Wobnideal  preist  und  dem  Kleinhaus  alle  die- 
jenigen Mängel  vorwirft  (wie  z.  B.  die  Hetzjagd  über  die  Treppen,  den 
Staub  usw.),  die  zugestandenermaßen  bis  jetzt  gerade  die  Mietkaserne 
aufzuweisen  hatte.  Es  ist  sehr  zu  bedauern,  daß  Möhring  seine  Werbung 
für  einen  neuen  Baugedanken  mit  einer  Frage  verquickt  hat,  die  schon 
seit  Jahren  und  gerade  bis  in  die  letzte  Zeit  hinein  so  heiß  umstritten 
ist,  wodurch  die  vorhandenen  Lager  der  Freunde  und  Gegner  der 
Mietkaserne  gewissermaßen  von  vornherein  auch  zu  Freunden  und 
Gegnern  des  Hochhauses  abgestempelt  werden.6)  Über  diese  Dinge 
bringen  auch  nicht  der  Schwung  und  die  Begeisterung  hinweg,  von 
denen  Möhrings  Ausführungen  getragen  sind.  Das  ist  umsomehr  zu 
bedauern,  als  gerade  Möhrings  Entwürfen  für  verschiedene  Geschäfts- 
turmhäuser — der  Verfasser  bringt  auch  noch  solche  von  Kohtz, 
Kraffert  und  einige  der  schon  oben  erwähnten  von  Wittig  — eine 
bedeutende  künstlerische  Kraft  innewohnt.  Im  einzelnen  untersucht 
der  Verfasser  dann  noch  die  verschiedenen  Bauviertel  und  Plätze  in 
Berlin,  die  für  die  Errichtung  von  Turmhäusern  in  Frage  kommen 
könnten.  Es  will  scheinen,  als  ob  diese  nicht  alle  restlos  das  von  ihm 
eingangs  aufgestellte  Programm  erfüllen,  wonach  Turmhäuser  „nur 
nach  reiflicher  stadtbaukünstlerischer  Überlegung  an  solchen  Stellen  er- 
richtet werden  können,  wo  sie  einmal  einem  Bedürfnis  entgegenkommen, 
wo  sie  ferner  keine  historischen  Ansichten  von  Wert  zerstören  und  wo 
sie  das  Stadtbild  verbessern  und  bereichern.“  Um  den  Bau  von 
Turmhäusern  zu  ermöglichen,  will  Möhring  die  Bauordnung  „gründlich 

5)  Süddeutsche  Blätter  haben  nicht  nur  Möhrings  Vorschlag,  in 
den  Wohnhochhäusern  an  Stelle  der  kostspieligen  Aufzüge  schräge 
Ebenen  anzulegen,  auf  denen  „man  bequem  die  Kinder-  und  Hamster- 
wagen hinauffahren  kann“  (in  das  10.  Stockwerk!),  sondern  mit 
diesem  Vorschlag  auch  die  ganze  Hochhausbewegung  nicht  ohne  Erfolg 
ins  Lächerliche  zu  ziehen  versucht. 


umgestalten“.  Alle  Hochhäuser  sollen  der  Baupolizei  entzogen  und 
einem  künstlerischen  Rat  (etwa  der  Akademie  des  Bauwesens  in  einer 
erweiterten  Form)  zur  endgültigen  Entscheidung  unterbreitet  werden. 
Der  Vorschlag  ließe  sich  durchaus  ernstlich  erörtern,  aber  daß  diese 
Forderung  gleichzeitig  noch  auf  „alle  öffentlichen  Gebäude,  alle  Ge- 
schäfts- und  Bureauhäuser  sowie  alle  Gebäude,  deren  Ausgestaltung 
einen  höheren  künstlerischen  Maßstab  erfordert“,  ausgedehnt  wird, 
dürfte  die  Werbung  von  Freunden  für  den  Hochhausgedanken  eben- 
falls nicht  erleichtern.  Sieht  man  von  diesen  stark  polemisch  gefärbten 
Ausführungen  ab,  so  bleibt  als  Wertvollstes  das,  was  uns  Möhring  als 
Künstler  zu  sagen  und  aufgezeichnet  hat.  Aber  wenn  Möhring  ver- 
kündet, daß  Berlin  eine  Weltstadt  bleiben  müsse  und  nicht  verkommen 
dürfe,  und  daß  dies  nicht  besser  geschehen  könne  „als  durch  den 
Ausbau  einer  City,  eines  Stadtteils  von  hohen  Geschäftshäusern,  die 
weit  hinaus  verkünden,  daß  die  Deutschen  kein  sterbendes  Volk  sind“, 
so  drängt  sich  über  allem  künstlerischen  Idealismus,  über  allen  Schlag- 
worten und  Kampfrufen  vergangener  und  gegenwärtiger  Zeiten  die 
Frage  nach  der  Wirtschaftlichkeit  auf,  die  doch  ausschlaggebend  dafür 
sein  dürfte,  ob  die  Entscheidung  zugunsten  oder  zuungunsten  des 
Hochhauses  ausfallen  wird. 

Die  im  Vorstehenden  besprochenen  beiden  erstgenannten  Ver- 
öffentlichungen ermöglichen  das  Studium  der  amerikanischen  Vorbilder, 
die  beiden  letztgenannten  sind  geeignet,  zur  Klärung  der  künstlerischen 
Seite  der  Hochhausfrage  in  Deutschland  beizutragen,  es  fehlt  somit 
eine  Untersuchung  über  die  wirtschaftlichen  Fragen.  Dr.  Stöhr  scheint 
in  seiner  Schrift  zwar  den  Standpunkt  zu  vertreten,  daß  der  Hoch- 
hausbau „billiger  und  rationeller“  sei,  aber  rechnerische  Unterlagen 
für  diese  Auffassung  bringt  er  nicht  bei.  Immerhin  erscheint  die 
Möglichkeit  der  Finanzierung  für  Geschäftshochhäuser  nicht  von  vorn- 
herein ausgeschlossen,  zumal  in  Bälde  der  freien  Mietpreisbildung  bei 
Bureauhausneubauten  nichts  mehr  im  Wege  stehen  dürfte.  Eine  der- 
artige Untersuchung  müßte  nicht  nur  die  Geldbeschaffung  und 
Wirtschaftlichkeit  der  Hochhäuser,  und  zwar  nicht  nur  vom  Stand- 
punkt des  Finanzmanns,  sondern  auch  dem  des  Technikers  be- 
handeln — wie  ungeklärt  ist  z.  B.  noch , oh  Eisenbeton , Eisen  oder 
Stahl  bei  uns  für  die  Ausführung  in  Frage  kommt!6)  — , nicht  nur 
die  Frage  der  Unterhaltung  und  Abschreibung  klären,  sondern  sich 
auch  darauf  erstrecken,  ob  sich  der  Einheitpreis  für  die  Bau- 
kosten bei  einer  größeren  Zahl  \on  Geschossen  (und  zutreffendenfalls 
bis  zu  welcher  Höhe)  verringert.  Würde  es  sich  erweisen,  daß  neben 
rein  künstlerisch-städtebaulichen  auch  wirtschaftliche  Gesichtspunkte 
für  die  Errichtung  von  Hochhäusern  sprechen,  so  könnte  dies  die  bis 
jetzt  nur  theoretisch  behandelte  Hochhausfrage  in  Deutschland  der 
Verwirklichung  einen  bedeutenden  Schritt  näher  bringen. 


6)  Vgl.  hierzu  auch  S.  41  d.  Bl. 


Vermischtes. 


Die  Vorstandstelle  des  Wasserbauamts  Meppen  ist  möglichst 
noch  zum  1.  April  d.  J.  neu  zu  besetzen.  Zur  Ausnutzung  der  mit 
der  Dienstwohnung  verbundenen  Baulichkeiten  und  landwirtschaft- 
lichen Grundstücke  ist  die  Übernahme  von  Inventar  erwünscht  Um- 
gehende Bewerbungen  sind  zu  richten  an  den  Minister  der  Öffent- 
lichen Arbeiten.  

Das  Scliiukelfest  des  Architektenvereins  in  Berlin  fand  am 
13.  März,  dem  Geburtstage  seines  geistigen  Ahnherrn,  auch  in  diesem 
Jahre  unter  dem'  Druck  der  äußeren  Bedrängnis  des  Vaterlandes 
und  bei  dem  Mangel  eines  eigenen  Heims  in  vereinfachten  Formen, 
aber  unter  reger  Beteiligung  der  Mitglieder  statt.  In  der  Fest- 
sitzung im  Saale  des  Potsdamer  Hauptbahnhofs  erstattete  zunächst 
der  kürzlich  wiedergewählte  Vorsitzende,  Ministerialdirektor  Dorner, 
den  Jahresbericht.  Die  Mitgliederzahl  ist  durch  den  Hingang  von 
neun  einheimischen  und  34  auswärtigen  Mitgliedern,  durch  den  nach- 
träglich bekanntgewordenen  Heldentod  von  weiteren  neun  Mitkämpfern 
und  durch  das  Verhältnis  der  Aufnahmen  zum  freiwilligen  Austritt 
von  2802  auf  2688  zurückgegangen.  Der  Bestand  des  Vereinsvermögens 
und  der  angegliederten  Stiftungen  konnte  durch  erhöhte  Beiträge  und 
sparsame  Wirtschaft  nach  dem  vorläufigen  Jahresabschluß  trotz  der 
Ungunst  der  Zeit  vor  erheblicher  Einbuße  bewahrt  werden.  Auch  die 
beruflichen  und  geselligen  Unternehmungen  des  Vereins  sind  in  er- 
freulicher Weise  fortgeführt;  die  Schinkelwettbewerbe  hatten  jedoch 
nur  zwei  Bearbeiter  gefunden  (vgl.  S.  120  d.  Bl.),  deren  einer  die 
Schinkelplakette  aus  der  Hand  des  Vorsitzenden  entgegennahm. 

Den  Festvortrag  hielt  der  Reichsverkehrsminister,  Exz.  Groener, 
über  Bau  und  Betrieb  der  Eisenbahnen  im  Kriege.  Die  Eisenbahnen, 
denen  während  der  Kriegszeit  1870/71  im  wesentlichen  nur  die  Heeres- 
versorgung zufiel,  sind  durch  ihre  Entwicklung  und  die  hinzutretenden 
Aufgaben  im  Weltkriege  zu  einem  wichtigen  Werkzeug  der  Kriegführung 
selbst  geworden.  Diese  Aufgaben  standen  unter  dem  vorher  nicht  genug 


gewürdigten  Einfluß  von  „Masse  und  Technik“  und  machten  die  Eisen- 
bahnen zum  Bewegungsapparat  der  Millionenheere  bis  in  die  Schlacht 
hinein  und  von  Kriegsschauplatz  zu  Kriegsschauplatz.  Die  Aufgaben 
bezogen  sich  ferner  auf  Wiederherstellung  zerstörter  Linien  und 
Schaffung  neuer  Verbindungen  zur  Bewältigung  der  Verkehrssteigerung 
in  einem  Ausmaß,  an  das  niemand  trotz  der  umfassenden  Vor- 
bereitungen im  Frieden  hätte  denken  können.  Wie  nun  und  mit 
welchem  Erfolge  die  Aufgaben  gelöst  sind,  schilderte  der  Vortragende 
aus  seinen  eigenen  Erfahrungen  als  Feldeisenbahnchef  heraus  durch 
eingehende  Darlegung  der  Organisation,  deren  Erweiterung  auf  Grund 
der  bestens  bewährten  Dienstvorschriften  ihm  persönlich  zu  danken 
ist  (Eisenbahntransportabteilungen,  Militär  - Generaldirektionen  usw.), 
durch  Gegenüberstellung  des  Betriebs-  und  Baupersonals  von 
32  000  4Iann  am  Anfang  des  Krieges  und  des  Eisenbahnerheeres  am 
Ende  mit  532  000  Köpfen,  wovon  etwa  die  Hälfte  Nichtdeutsche  waren, 
sowie  durch  Beschreibung  der  gewaltigen  Mittel  an  Oberbaumaterial, 
Kriegsbrücken,  Lokomotiven,  Feldbahnen  und  technischen  Betriebs- 
einrichtungeu.  Trotz  auftretender  Hemmungen  seien  die  schönen 
Erfolge  errungen  durch  das  rühmlich  hervorzuhebende  Zusammen- 
arbeiten der  Berufsführer  mit  dem  technisch  gut  vorgebildeten 
Reserve  - Offizierkorps  und  durch  die  erstaunlichen  Leistungen 
der  größeren  deutschen  Brückenbauanstalten  und  Tiefbauunter- 
nehmungen. Dann  führte  der  Vortragende  seine  Zuhörer  auf  die 
einzelnen  Kriegsschauplätze  nach  Belgien  und  Frankreich,  nach 
Rußland  und  nach  dem  Balkan,  beschrieb  die  Eigenart  jedes  Kriegs- 
gebiets und  führte  eine  Reihe  von  Lichtbildern  bemerkenswerter 
Brückenbauten  im  Westen  und  Osten  vor.  Die  Kriegsleistungen  der 
Eisenbahnen  haben  sich  von  1914  dauernd  gesteigert,  bis  im  Jahre  1917 
eine  Überspannung  eingetreten  sei  durch  die  räumliche  Ausdehnung 
der  Kriegsunternehmungen.  Trotzdem  sei  es  in  erheblichem  Umfange 
gelungen,  in  den  besetzten  Gebieten  auch  den  öffentlichen  Verkehr  in 
wirtschaftlicher  Weise  durchza führen  und  dem  Friedensbetrieb  nicht 
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nachstehende  Leistungen  aufzuweisen.  Auch  die  letzten  großen 
Offensiven  im  Jahre  1918  haben  die  Eisenbahnen  noch  voll  auf  ihrem 
Posten  gefunden.  Den  Schluß  der  fesselnden  Ausführungen  bildete 
die  Schilderung  der  drei  großen  Bahnbauten  über  die  deutsch-belgische 
Grenze,  wo  insbesondere  die  Linie  Aachen  — Vise  —Tongern  mit  ihren 
Brücken  und  Tunneln  ein  Ruhmesblatt  in  der  Geschichte  deutscher 
Technik  darstellt.  — Das  anschließende  Festessen  in  der  Klause  des 
Künstlerhauses  vereinigte  zahlreiche  Teilnehmer  zu  einigen  Stunden 
ungezwungenen  Beisammenseins  mit  anregenden  Darbietungen. 

Ein  Wettbewerb  für  Voroutwiirfe  zu  einer  Stadtsparkasse  (Stadt- 
bauk)  für  die  Stadt  Recklinghausen  ist  unter  Architekten  von  Rhein- 
land und  Westfalen  mit  Frist  bis  zum  25.  April  d.  J.  und  mit  drei 
Preisen  von  5000,  3000  und  2000  Mark  ausgeschrieben.  Die  Unter- 
lagen für  den  Wettbewerb  verschickt  gegen  Einsendung  von  30  Mark 
das  Stadthochbauamt  Recklinghausen;  Bewerber,  die  eine  Lösung  ein- 
senden, erhalten  diese  Auslage  zurück. 

Hauptversammlung  des  Deutschen  Betonvereins.  Am  9.,  10.  und 
11.  März  d.  J.  hielt  der  Deutsche  Betonverein,  zum  ersten  Male  zu- 
sammen mit  dem  Bund  der  Deutschen  Zementwaren-  und  Kunststein- 
industrie, unter  dem  Vorsitz  des  S)r.=!yrtg.  e.  h.  Alfred  Hüser  im 
Kaisersaal  des  Weinhauses  „Rheingold“  in  Berlin  seine  24.  Haupt- 
versammlung ab.  Die  überaus  rege  Beteiligung  aus  allen  Kreisen  der 
Fachwelt,  die  Anwesenheit  zahlreicher  Vertreter  der  Reichs-,  Staats- 
und Kommunalbehörden,  der  Technischen  Hochschulen  und  der  Material- 
prüfungsämter war  ein  Zeichen  der  starken  Beachtung,  deren  sich 
diese  alljährlichen  Veranstaltungen  des  Betonvereins  erfreuen.  Mit 
besonderer  Herzlichkeit  begrüßte  die  Versammlung  eine  Anzahl  Ver- 
treter der  befreundeten  deutsch- österreichischen  Betonindustrie.  Nach- 
dem am  9.  März  vormittags  der  Betonverein  seine  inneren  Angelegen- 
heiten im  engeren  Kreis  seiner  Mitglieder  beraten  hatte,  eröffnete 
Sr.=SnQ-  Hüser  am  Nachmittag  den  allgemeinen  Teil  der  Tagung, 
der  wieder  eine  ansehnliche  Zahl  beachtenswerter  Vorträge  und  Be- 
sprechungen technisch-wissenschaftlicher  Art  brachte.  Regierungs- 
baumeister Dr.-Ing.  Petry  erstattete  Bericht  über  die  Tätigkeit  des 
Röhren-  und  Betonwerksteinausschusses,  die  sich  insbesondere  auf 
die  Aufstellung  von  Leitsätzen  für  die  Herstellung  und  Prüfung  von 
Betonrohren  und  auf  die  Normung  verschiedener  Betonformsteine, 
wie  Kabelrohrsteine,  Zementdachsteine,  freitragende  Kunststeinstufen 
erstreckt  hatte.  Die  beiden  folgenden  Vorträge  von  Hermann  Arns 
(Vereinigte  Steinwerke  G.  m.  b.  H.  Kupferdreh)  und  Dr.-Ing.  Petry 
über  Vorsatzbeton-  und  Betonwerksteinausführungen  lieferten  den 
Beweis  für  den  technisch  und  besonders  auch  künstlerisch  hohen 
Stand  dieses  Sonderzweiges  der  Zementindustrie.  Während  Arns  an 
zahlreichen  Ausführungsbeispielen  aus  allen  Teilen  Deutschlands, 
unter  denen  sich  viele  auch  vom  schönheitlichen  Standpunkt  als  voll 
gelungen  zu  bezeichnende  Arbeiten  befanden,  die  mannigfaltigen  Ver- 
wendungsmöglichkeiten von  Vorsatzbeton,  Steinputz,  Edelputz  und 
von  Betonwerksteinen  erläuterte,  zeigte  Dr.-Ing.  Petry  an  einem  be- 
deutenden Einzelbauwerk,  der  Luther  - Kirche  in  Freiburg  in  Baden, 
die  in  allen  Teilen  in  Muschelkalk-Betonwerkstein  und  Vorsatzbeton 
ausgeführt  wurde,  zu  welcher  Vollendung  der  künstlerischen  Ge- 
staltung dieser  Baustoff  unter  der  Hand  eines  Künstlers,  der  die  in 
der  Eigenart  des  Stoffes  liegenden  besonderen  Durchbildungsmöglich- 
keiten Verständnis-  und  liebevoll  ausschöpft,  fähig  ist. 

Am  folgenden  Tage  machte  Dr.-Ing.  Petr  y Mitteilungen  aus  dem 
gedruckt  vorliegenden  Jahresbericht  des  Vorstandes,  aus  dem  Bericht 
über  die  Mitwirkung  des  Deutschen  Betonvereins  im  Deutschen  Aus- 
schuß für  Eisenbeton  und  über  die  Tätigkeit  des  Ausschusses  zur 
Einführung  einer  praktischen  Tätigkeit  für  die  Studierenden  des  Bau- 
ingenieurwesens. Von  den  zahlreichen  Arbeitsgebieten  des  Beton- 
vereins seien  nur  erwähnt  die  Aufstellung  von  Vorschriften  für  den 
Eisenbetonschiffbau  im  Zusammenwirken  mit  dem  Germanischen  Lloyd, 
die  Normung  von  Zementwaren,  Betonbaugeräten,  Rüstungen  und 
Schalungen,  Festsetzung  einheitlicher  Eisendurchmesser  für  die  Eisen- 
einlagen bei  Eisenbeton,  Versuche  mit  Kontrollbalken,  über  den  Ein- 
fluß der  Kälte  auf  das  Abbinden  von  Beton  sowie  mit  breiten  Platten 
unter  dem  Einfluß  zusammengefaßter  Belastung,  Fortbildung  der  Vor- 
schriften für  Eisenbeton  von  1913  u.  a.  m.  Zur  besseren  Ausnutzung 
des  vorhandenen  umfangreichen  Versuchsstoffes  und  zur  Gewinnung 
von  Vorschlägen  für  weitere  Versuche  soll  ein  neues  Preisausschreiben 
veranstaltet  werden.  Die  Vorschläge  zur  Verbesserung  des  Hochschul- 
studiums der  Bauingenieure,  die  in  der  Forderung  einer  etwa  halb- 
jährigen praktischen  Arbeit  der  Studierenden  gipfelten,  und  die  z.  Z. « 
den  Technischen  Hochschulen  und  Behörden  zur  Stellungnahme  zu- 
geleitet sind,  fanden  aus  der  Versammlung,  besonders  auch  von  seiten 
der  anwesenden  Hochschullehrer  zustimmenden  Widerhall. 

Professor  0.  Colberg  aus  Hamburg,  berichtete  über  bemerkens- 
werte Unterfangungsarbeiten  bei  der  Erweiterung  des  auf  Holzpfahl- 
rost mit  Stampfbetonplatte  gegründeten  Generaldirektionsgebäudes  der 
Hamburg-Amerika-Linie,  bei  der  Eisenbeton  und  Eisenbetonpfähle  in 
großem  Umfange  zur  Anwendung  gelangten.*) 


Die  verringerte  Steinkohlenförderung  und  die  starken  Abgaben 
auf  Grund  des  Versailler  Vertrages  zwingen  Deutschland,  in  immer 
gesteigertem  Maße  auf  die  Braunkohlenvorkommen  zurückzugreifen. 
Die  Vermehrung  der  Förderung  einerseits  und'  die  Umstellung  großer 
Teile  der  gewerblichen  Betriebe  auf  den  Verbrauch  von  Braunkohle 
anderseits  gaben  dem  Baugewerbe  und  in  besonderem  Maße  dem 
Eisenbetonbau  eine  Fülle  lohnender  Aufgaben.  Dipl.-Ing.  Brammer 
von  der  Firma  Rud.  Wolle  in  Leipzig  gab  einen  beachtenswerten 
Ausschnitt  aus  dem  auf  diesem  Gebiete  in  den  mitteldeutschen  Braun- 
kohlenbezirken Geleisteten  (Kohlenwäschen,  Bunker,  Förderbahnen, 
Kaminkühler  u.  a.  m.). 

Baumeister  Löser  der  Firma  Keil  u.  Löser  in  Dresden  wies  auf 
die  Unzulänglichkeit  der  üblichen  Festigkeitsprüfungen  des  Betons 
hin,  die  bei  starkem  Wasserzusatz  der  Proben  zu  offenbar  unzu- 
treffenden Ergebnissen  führen.  Auf  Grund  von  ihm  angestellter  Ver- 
suchsreihen empfahl  der  Vortragende,  sich  auf  erdfeucht  angemachte 
Proben  zu  beschränken  und  für  diese  Mindestfestigkeiten  vorzu- 
schreiben. In  der  Besprechung  des  anregenden  Vortrags  wurde  auf 
die  Notwendigkeit  des  weiteren  Ausbaues  der  Biegeprüfungen  und 
der  Fortführung  der  von  Gary  unternommenen  Versuche,  den  nassen 
Beton  zunächst  auf  Holzunterlagen  etwas  trocknen  zu  lassen  und 
dann  erst  zu  verarbeiten,  hingewiesen. 

Die  beiden  ersten  Vorträge  des  letzten  Verhandlungstages  galten 
dem  Eisenbetonschiffbau.  Mit  bewunderungswürdiger,  unbeirrbarer 
Energie  setzt  das  deutsche  Eisenbetongewerbe  seine  Bestrebungen  fort, 
in  dem  Fluß-  und  Seeschiffbau  festen  Fuß  zu  fassen.  Ingenieur 
Albert  Marx  der  Firma  Zementbaugesellschaft  Johannes  Mueller, 
Marx  u.  Ko.  in  Berlin  berichtete  über  den  Bau  und  Stapellauf  der 
„Götaälf“,  eines  für  die  Hochseefahrt  bestimmten  Motorfrachtschiffes  von 
1500 1 Wasserverdrängung.  Das  Schiff  wurde  zwischen  Schalungen 
mit  einem  aus  Zement,  Traß,  Elbkies  und  Lavabrocken  bestehenden 
Beton  gestampft  und  lief  im  Oktober  1920  in  der  bei  Eisenschiffen 
üblichen  Weise  glücklich  vom  Stapel. 

In  seinem  breit  angelegten,  eine  Fülle  bemerkenswerter  Kenntnisse 
und  Erfahrungen  vermittelnden  Vortrag  streifte  Direktor  Dipl.-Ing. 
Karl  Weidert,  Vorstandsmitglied  der  Eisenbeton-Schiff bau-A.-G.  in 
Bremen,  zunächst  die  im  Ausland  mit  dem  Eisenbetonschiffbau  ge- 
machten Erfahrungen.  Soweit  zutreffende  Nachrichten  vorliegen, 
scheint  in  Amerika  und  in  England  infolge  des  Widerstandes  der 
mächtigen  Eisenschiffbauindustrie,  der  Abneigung  der  Kapitäne  und 
des  Schiffpersonals  gegen  die  neue  Bauweise,  sowie  infolge  des  Da- 
niederliegens  des  Frachtenmarktes  der  Eisenbetonschiffbau  zum  Er- 
liegen gekommen  zu  sein,  nachdem  er  gegen  Ende  des  Krieges  Ge- 
legenheit gehabt  hatte,  sehr  bedeutende  und  umfangreiche  Aufträge 
zu  erledigen.  Entgegen  der  neuerdings  in  England  empfohlenen  Her- 
stellung der  Schiffe  aus  fabrikmäßig  angefertigten  Formstücken  tritt 
der  Vortragende  entschieden  für  die  monolithische  Bauweise  mit  voll- 
kommener Doppeleinschalung  des  ganzen  Schiffrumpfes  ein.  Seine 
Versuche,  das  Güteverhältnis:  Festigkeit  durch  spezifisches  Gewicht, 
auf  das  es  im  Schiffbau  vor  allem  ankommt,  zu  verbessern,  führten 
ihn,  im  Gegensatz  zu  manchen  anderen  Forschern  dazu,  schweren 
Betonmischungen  den  Vorzug  vor  dem  Leichtbeton  zu  geben.  Her- 
vorragend gute  Probekörper  wurden  mit  Steinsanden  und  Splitt  aus 
den  Piesberger  Kohlensandsteinbrüchen  erzielt  (522  kg/qcm  Druck- 
festigkeit, 57  kg/qcm  Zugfestigkeit  nach  28  Tagen  bei  2,36  kg/Liter  Ge- 
wicht). Als  besonders  widerstandsfähig  gegen  den  Angriff  des  See- 
wassers zeigte  sich  der  unter  Zusatz  von  Eisenerzen  hergestellte  Erz- 
zement. Lichtbilder  von  einem  großen  Schiffbau,  einem  1200  t -See- 
leichter, ließen  die  außerordentlichen  Schwierigkeiten  der  Herstellung 
von  Schalung  und  Eiseneinlagen  erkennen,  anderseits  auch  die  pein- 
liche Sorgfalt  und  das  große  Geschick,  mit  der  die  Eisenbeton-Schiff- 
bau-A.-G.  dieser  Aufgabe  Herr  geworden  ist.  In  der  Erörterung  über 
den  Vortrag  wurde  unter  anderem  auf  die  bemerkenswerten  und  aus- 
sichtsreichen Versuche  in  Amerika  hingewiesen,  durch  Verwendung 
von  keramischen  Erzeugnissen  als  Betonzuschläge  zu  leichten  und 
dabei  sehr  festen  Mischungen  zu  gelangen. 

Direktor  Sr.=’^ttg.  H.  Marcus  der  Firma  Huta,  Hoch-  und  Tief- 
bau-A.  G.  in  Breslau,  berichtete  über  neuere  Ausführungen  trägerloser 
Pilzdecken.  Auf  seine  Anregung,  die  Fortentwicklung  dieser  in  wirt- 
schaftlicher und  auch  schönheitlicher  Beziehung  wertvollen  Bauweise 
durch  Versuche  zu  fördern,  konnte  von  einem  Mitglied  des  Deutschen 
Ausschusses  für  Eisenbeton  geantwortet  werden,  daß  ein  größerer 
Versuch  in  Vorbereitung  sei.  ®r.=$sng.  Lührs  der  Firma  Schaffer 
u.  Ko.  in  Duisburg  brachte  Mitteilungen  über  Kohlensilos  dieser  Unter- 
nehmung, bei  denen  durch  zwischengeschaltete  Eisenbetonroste  sehr 
große  Schütthöhen  der  Kohle,  ohne  eine  unzulässige  Steigerung  der 
inneren  Druckspannungen,  ermöglicht  werden.  Oberingenieur  Hans 
Schlüter  der  Deutschen  Torkret-Baugesellschaft  in  Berlin  sprach  über 
das  von  dieser  Gesellschaft  unter  Vervollkommnung  amerikanischer 


*)  Vergl.  Schweizerische  Bauzeitung  1921,  Nr.  10,  Seite  108. 
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Patente  entwickelte  Betonspritzverfahren.  Der  leicht  (3  vH)  an- 
gefeuchtete Beton  wird  in  einen  Druckluftbehälter  gefüllt  und  aus 
diesem  mittels  eines  Luftstromes  durch  Schlauchleitungen  zur  Ver- 
wendungstelle befördert.  Beim  Austritt  aus  der  Spritzdüse  wird  das 
noch  erforderliche  Wasser  zugesetzt.  Das  Verfahren  scheint  besonders 
bei  Wiederherstellungsarbeiten,  zur  Verkleidung  von  Felsausbrüchen, 
zur  Herstellung  dünner  Wandungen  u.  dgl.  verwendbar  zu  sein.  — Mit 
der  Beantwortung  einiger  aus  dem  Teilnehmerkreise  gestellter  Fragen 
schloß  die  Tagung,  die  sich  zu  einer  wirkungsvollen  Kundgebung 
deutscher  Tatkraft  und  deutschen  Könnens  gestaltet  hatte.  Die 
Zeichen  unermüdlichen  Fortschritts,  von  denen  sie  Zeugnis  ablegte, 
lassen  die  Hoffnung  berechtigt  erscheinen,  daß  das  Betongewerbe  des 
auch  auf  ihm  lastenden  wirtschaftlichen  Drucks  Herr  werden  wird. 

Berlin.  S)r.=3ng.  Gaede. 

Die  bayerische  Bannotversicherung',  die  durch  Gesetz  vom 
S.  April  192*0  eingerichtet  worden  ist  (vgl.  Jahrg.  1920  d.  Bl,  S.  304), 
hatte  bis  zum  Schluß  des  ersten  Teilbetriebsjahres  (18.  Juni  1920  bis 
30.  September  1920)  nach  einem  vorliegenden  Bericht  40  000  Ver- 
sicherte mit  vier  Milliarden  Versicherungssumme  zu  verzeichnen.  Die 
große  Bedeutung  der  Versicherung  erhellt  daraus,  daß  sie  den  Ver- 
sicherten bei  Schaden  ohne  Rücksicht  auf  die  Höhe  der  Baukosten 
im  allgemeinen  die  vollen  Wiederaufbaukosten  erstattet.  Die  Gegen- 
leistungen des  Versicherten  bestehen  in  einem  festen  Beitrag  (Ver- 
sicherung des  Gebäudes  zum  Dreifachen  des  der  Preisen  von  1914 
entsprechenden  versicherungsfähigen  Bauwerts)  und  in  einer  Umlage, 
deren  Höhe  am  Schluß  des  Betriebsjahres  nach  den  Schadenfällen  fest- 
gesetzt wird.  In  der  oben  angegebenen  Berichtszeit  war  der  Schaden- 
verlauf, besonders  bei  Wohngebäuden,  sehr  günstig,  mit  Ausnahme  von 
landwirtschaftlichen  Betrieben,  die  teilweise  erhebliche  Zuschüsse  er- 
forderten, da  die  für  diese  ungünstigsten  Monate  (August  und  Sep- 
tember) in  die  Berichtszeit  fielen.  Das  Gesamtbild  der  freilich  nur 
für  kurze  Zeit  zu  übersehenden  Entwicklung  läßt  jedoch  für  die  in 
unserer  Zeit  volkswirtschaftlich  doppelt  bedeutsame  Einrichtung  gün- 
stige Aussichten  erhoffen. 

Wasserstaud-  und  Eisverhältnisse  in  den  norddeutschen  Strom- 
gebieten im  Februar  1921.  (Nach  den  amtlichen  Nachrichten 
der  Landesanstalt  für  Gewässerkunde.)  Die  Wasserstände  des 
Rheins  zeugen  von  neuer  Trockenheit  im  Westen.  Der  Strom,  der 
Anfang  Februar  ungefähr  auf  MW  stand,  ist  im  Laufe  des  Monats 
wieder  bis  unter  MNW  gefallen.  (Daß  die  im  letzten  Drittel  des 
Dezembers  und  im  Januar  niedergegangenen  Regenmengen  nicht 
stärker  auf  den  Strom  gewirkt  und  daß  sie  so  wenig  nachgewirkt 
haben,  verdient  näher  untersucht  zu  werden.)  Die  Ems  und  die 
Weser  sind  ebenfalls  stark  gefallen,  aber  doch  nicht  wesentlich  unter 
MW.  An  beiden  Strömen  ist  die  Wasserstandabnahme  in  der  zweiten 
Monathälfte  durch  eine  kleine  Flutwelle  unterbrochen  worden.  Auch 
in  den  übrigen  Stromgebieten  sind  mäßige  Anschwellungen  auf- 
getreten. Die  Wasserstände  der  Memel,  der  mittleren  Oder  etwa  von 
Krossen  abwärts,  der  Warthe,  Netze,  Elbe,  Havel,  Spree  und  Aller 


Wasserstände  im  Februar  1921. 


Gewässer 

Pegelstelle 

Februar  1921 

MW 
Febr. 
96/20  >) 

Jahresmittel  96/20 

NW  | 

MW 

HW 

MNW 

MW 

MHW 

Memel 

Tilsit 

371 

455 

574 

341 

78 

243 

611 

Pregel 

Insterburg ') 

4 

96 

257 

113 

—48 

46 

380 

Weichsel 

Thorn 

84 

131 

267 

178 

2 

143 

480 

Oder 

Ratibor 

130 

159 

208 

180 

79 

181 

604 

Frankfurt 

197 

235 

259 

201 

57 

165 

375 

Warthe 

Landsberg 

160 

175 

195 

138 

—34 

66 

250 

Netze 

Vordamm 

60 

90 

128 

74 

—39 

28 

143 

Elbe 

Barby 

226 

307 

414 

230 

27 

175 

454 

r> 

Wittenberge 

273 

328 

386 

254 

47 

191 

443 

Saale 

Trotha  U.  P. 

206 

263 

378 

256 

119 

210 

488 

Havel 

Spandau  U.  P. 

132 

142 

151 

111 

22 

77 

147 

Rathenow  U.P.1) 

124 

136 

141 

133 

—18 

55 

156 

Spree 

SprembergU.P. 

103 

136 

241 

121 

66 

106 

265 

Kersdorf  U.  P.1) 

264 

276 

290 

266 

176 

227 

317 

Weser 

Minden 

246 

298 

394 

333 

164 

264 

569 

Aller 

Westen 

311 

377 

476 

367 

183 

290 

4S3 

Ems 

Lingen 

—52 

29 

178 

46 

-142 

—32 

244 

Rhein 

Kaub 

91 

132 

221 

223 

102 

239 

522 

Köln 

68 

134 

275 

277 

78 

261 

647 

Neckar 

Heilbronn 

36 

60 

120 

122 

17 

95 

426 

Main 

Wertheim 

121 

157 

240 

211 

85 

158 

426 

Mosel 

Trier 

34 

71 

136 

164 

—2 

103 

477 

sind  dabei  über  MW  verblieben,  während  die  des  Pregels,  der 
Weichsel  und  der  oberen  Oder  um  MW  geschwankt  haben.  — Die 
Füllung  des  Waldecker  Staubeckens  ist  auf  191  Mill.  cbm  gesteigert 
worden.  — Eine  Schneedecke  hat  in  Ostpreußen  von  der  Mitte  bis 
gegen  Ende  des  Monats  bestanden,  ebenso  meist  in  Oberschlesien.  Im 
übrigen  waren  nur  die  Gebirge  in  geringer  Ausdehnung  mit  größeren 
Schneemengen  bedeckt.  Besonders  im  Westen  haben  sich  die  Schnee- 
höhen von  einiger  Bedeutung  meist  auf  einzelne  Gipfel  beschränkt. 

Der  Memel  ström  ist  mit  seinen  Mündungsarmen  den  Monat 
über  im  wesentlichen  in  Winterlage  verblieben.  Auch  Pregel  und 
Deime  hatten  weiter  Eisstand,  unterbrochen  von  größeren  Blänken. 
Die  Weichsel  war  nur  am  3.  bis  5.  von  Treibeis  frei.  Die  untere 
Warthe  führte  vom  8.  bis  zum  15.  Grundeis.  Auch  die  untere 
Netze  hatte  vom  8.  ab  Grundeis,  das  am  11.  bei  Zantoch  zum  Stehen 
kam.  Am  12.  reichte  der  Eisstand  14  km  aufwärts;  vom  16.  ab  war 
die  Flußstrecke  wieder  eisfrei.  Die  obere  Oder  hatte  vom  9.  ab 
Grundeis  und,  nachdem  sich  die  Schleusenkanäle  schon  an  diesem 
Tage  mit  Eis  bedeckt  hatten,  vom  10.  ab  streckenweise  auch  im 
Stromlauf  Eisstand.  Die  Schiffahrt  mußte  auf  der  oberen  Oder 
vom  10.  bis  zum  16.  ruhen,  während  das  Grundeistreiben  im 
Mittel-  und  Unterlauf  des  Stromes  nicht  zur  Stillegung  des  Ver- 
kehrs nötigte.  Westlich  der  Oder  sind  alle  Hauptwasserstraßen  eis- 
frei geblieben.  K.  F. 

Bewehruugsgitterträger.  D,  Ii.-P.  324  943.  Wilhelm  Lehmann. 
Heinrich  Thomas  und  Robert  Bahn  in  Magdeburg.  — Die  Erfindung 
betrifft  eine  Bewehrung  für  Eisenbeton  in  Form  eines  nietlosen,  starren 
Gitterträgers,  der  auf  der  Baustelle  in  einfacher  Weise  zusammenge- 
setzt werden  kann.  — Abb.  1 zeigt  das  Schaubild  dieses  Gitterträgers, 
Abb.  2 die  Seitenansicht,  Abb.  3 den  Grundriß  der  Bewehrung,  Abb.  4 
die  Ansicht  eines  Stegbleches,  Abb.  5 die  Ansicht  eines  Knotenbleches, 
Abb.  G die  Verbindung  von  Knoten-  und  Stegblech  und  Abb.  7 den 
Querschnitt  durch  den  Träger  in  einer  Eisenbetondecke.  — Hiernach 
setzt  sich  der  nietlose  Bewehrungsträger  zusammen  aus  dem  Unter- 
gurtblech a.  dem  Obergurtblech  b,  den  Stegblechen  c,  den  Knoten- 
blechen d und  den  diagonal  gespannten  Drähten  e.  Das  Stegblech  c 
ist  an  beiden  Enden  mit  Zapfen  c1  versehen,  die  in  Schlitze  s des  Ober- 
und Untergurtes  eingreifen.  Gleichzeitig  werden  durch  die  Schlitzes 
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die  mit  Schlitzen  d1  versehenen  Knotenbleche  d hindurchgesteckt,  so 
daß  sie  die  Stegbleche  klammerartig  umfassen.  Dadurch,  daß  die 
Stegbleche  c mit  ihren  Zapfen  c1  einerseits  in  die  Schlitze  s der 
Ober-  und  Untergurtbleehe  eingreifen  und  diese  anderseits  von  den 
Schlitzen  dl  der  Knotenbleche  d umfaßt  werden,  ist  eine  Verschiebung 
der  Stegbleche  in  wagerechter  Richtung  ausgeschlossen.  Um  einen 
festen  Sitz  der  Knotenbleche  d in  den  etwas  breiteren  Schlitzen  * der 
Ober-  und  Untergurtbleclie  zu  gewährleisten,  sind  die  Knotenbleche 
mit  Ansätzen  d'2  versehen,  die  sich  gegen  die  Lochwandungen  legen. 
Die  Ansätze  d3  verhindern  das  Durchziehen  der  Knotenbleche  durch 
die  Schlitze  s beim  Anspannen  der  Drähte  e,  die  durch  die  Löcher  y 
der  Knotenbleche  d gezogen  und  befestigt  werden.  Je  zwei  an  den 
Enden  der  Gitterträger  eingebaute  Stegbleche  sind  mit  Löchern  f ver- 
sehen, durch  welche  die  zur  Verankerung  des  Trägers  mit  dem  Mauer- 
werk dienenden  Anker  h hindurebgreifen.  Durch  einen  Splint  wird 
der  Anker  gegen  Herausreißen  gesichert.  — Der  Bewehrungsträger 
nach  der  Erfindung  ist  auch  vor  der  Umhüllung  schon  bis  zu  einem 
gewissen  Grade  tragfähig  und  imstande,  Rüstungen  oder  einen  vor- 
läufigen Bohlenfußboden  aufzunehmen. 


i)  Bei  Insterburg  enthalten  die  letzten  vier  Spalten  Mittelwerte  aus 
den  Abflußjahren  1908/20,  bei  Rathenow'  und  Kersdorf  aus  1914/20. 


Verlag  von  Wilhelm  Ernst  & Sohn.  Berlin.  — Für  den  nichtamtlichen  Teil  verantwortlich:  Fr.  Schultz e.  Berlin.  — Druck  der  Buchdruckerei  Gebrüder  Ern  st  Berlin. 
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[Alle  Rechte  Vorbehalten.] 

Regelquerschiiitte 

Unter  Hinweis  auf  den  im  Jahrg.  1920,  S.  382  d.  Bl.  veröffent- 
lichten Aufsatz  „Regelquerschnitte  für  Straßenbrücken“  hat  das 
preußische  Ministerium  der  öffentlichen  Arbeiten  die  Regierungs- 
präsidenten, Strombauverwaltungen  und  Landesdirektoren  um  Stellung- 
nahme zu  den  dort  gemachten  Vorschlägen  ersucht.  Das  Ergebnis 
der  Umfrage  ist  in  Tafel  1 kurz  zusammengestellt:  Die  überwiegende 

Tafel  1. 


Stellungnahme 

Behörde 

Ohne 

Einschrän- 

kung 

Ohne 

erbe  bliche 
Abände- 
rungsvor- 
schläge 

Eige- 

ner 

Vor- 

schlag 

Nicht  all- 
gemein zu- 
stimmend 

Zu- 

sara 

men 

zustimmend 

Regierungspräsidenten 
und  entsprechende 
Behörden  .... 

22 

9 

1 

32 

Strombauverwaltungen 
und  entsprechende 
Behörden 

4 

2 

1 

7 

Landesdirektoren  . . 

5 

3 

— 

2 

10 

zusammen 

31 

14 

1 

ö 

49 

Mehrzahl  aller  Befragten  stimmt  den  Vorschlägen  zu;  gegen  die 
Vereinheitlichung  überhaupt  hat  sich  keine  Behörde  ausgesprochen. 
Die  bemerkenswertesten  Abänderungsvorschläge  sind  folgende: 

Mehrere  Berichterstatter  wünschen,  daß  die  Schrammbord- 
breite bei  Norm  I und  II  nicht  auf  40  cm  eingeschränkt  wird.  Diesem 
Wunsch  kann  überall  da,  wo  für  Norm  I die  3 m - Düngerstreuer 
und  für  Norm  II  die  4 m - Düngerstreuer  nicht  in  Frage  kommen, 
durch  Verbreiterung  der  Schrammborde  um  je  10  cm  auf  Kosten  der 
Fahrbahn  Rechnung  getragen  werden.  Ein  dementsprechender  Ver- 
merk ist  dem  nachfolgenden  berichtigten  Entwurf  zu  der  Tafel  der 
Regel  querschnitte  nachgetragen . 

Für  die  Bemessung  der  Fußwege  ist  der  Wunsch  einer  Behörde, 
das  Breitenmaß  nur  dann  von  den  Gurtungen  der  Hauptträger  an  zu 
rechnen,  wenn  letztere  auf  größere  Länge  den  lichten  Raum  über 
dem  Fußweg  innerhalb  einer  Höhe  von  2 m beschränken,  beachtens- 
wert. Die  Tafel  der  Regelquerschnitte  hat  einen  entsprechenden  Zu- 
satz erhalten. 

Bezüglich  der  Fahrbahn  der  einspurigen  Brücken  glaubt  eine 
Behörde  mit  einer  Regelbreite  von  4 m auskommen  zu  können. 
Diesem  Vorschlag  kann  nicht  zugestimmt  werden,  da  das  vorgeschlagene 
Maß  für  mittlere  landwirtschaftliche  Geräte  zu  groß  und  für  die 
größten  Maschinen  zu  klein  ist. 

Das  Maß  von  5,50  m für  die  Fahrbahnbreiten  der  zweispurigen 
und  von  8 m für  die  dreisp urigen  Brücken  hat  fast  allgemein  Zu- 
stimmung gefunden.  Ein  Vorschlag,  die  Fahrbahn  der  letzteren  auf 
7,50  m zu  beschränken  und  dafür  die  Schrammborde  zu  verbreitern, 
würde  ebenfalls  etwa  9 m Breite  zwischen  den  Hauptträgern  be- 
dingen und  dürfte  kaum  allgemein  zu  empfehlen  sein. 

Eine  Behörde  regt  an,  die  Haupt  typen  auf  6 zu  beschränken, 
um  damit  eine  weitere  Erleichterung  bei  der  Auswahl  des  Quer- 
schnitts für  den  Einzelfall  zu  erzielen  und  hierzu  8 Nebentypen 
aufzustellen,  wodurch  .das  System  örtlichen  Forderungen  ohne  allzu- 

Tafel  2. 

Breitenmaße 


Spuren- 

zahl 

Norm 

Linker 

Fahr- 

bahn 

m 

Recht<  t 

Ge- 

samt- 

breite 

m 

Fußweg 

m 

Schramm- 

boril 

m 

Schram  m- 
boi-d 
m 

Fußweg  i 
m 

einspurig . . 

i A 

0,40 

3,70 

0,40 



4,50 

A 1 

— 

0,40 

4,20 

0,40 

— 

5,00 

zweispurig  . 

B 

— 

0,50 

5,00 

O.50 

— 

6,00 

Bl 

— 

0,50 

5,50 

0,50 

— 

6,50 

i c 

1.00 

— 

5,00 

— 

1,00 

7.00 

CI 

1,00 

— 

5,50 

— 

1,00 

7,50 

C2 

— 

0,50 

5,50 

' 

1,50 

7,50 

B 

1,25 

— 

5,50 

— 

1,25 

8,00 

Bl 

1,50 

— 

5,50 

— 

1,50 

H,50 

E 

1,50 

0,50 

G,00 

0.50 

1,50 

10,00 

•E 1 

1,75 

0,50 

6,50 

0,50 

1,75 

11,00 

dreispurig;  . 

F 

1,75 

0,50 

7,50 

0,50 

1,75 

12,00 

El 

2,00 

0,50 

8,00 

0,50 

2,00 

13,00 

F 2 

■ 2,25 

0,50 

8,00 

0,50 

2,25 

13,50 

für  Straßenbrücken. 


weitgehende  Einbußen  angepaßt  weiden  kann".  Daraus  ergeben  sich 
14  Regelquerschnitte,  die  in  Tafel  2 angegeben  sind;  davon  sind  7 
schon  in  dem  Vorschlag  auf  S.  382  d.  Bl.  enthalten;  von  den 
übrigen  zeigen  die  Typen  E und  E 1 unwirtschaftliche  Fahrbahn- 
breiten, die  über  den  Bedarf  des  gewöhnlichen  zweispurigen  Ver- 
kehrs hinausgehen,  während  hierfür  das  unter  II  und  C vorge- 
schlagene Maß  von  5 m fast  allgemein  als  nicht  mehr  ausreichend 
bezeichnet  wird.  Ebensowenig  genügt  das  Maß  von  7,50  m als 
Fahrbahnbreite  für  dreispurige  Brücken  ( F ).  Die  Verringerung  der 
Fußwegbreite  um  25  cm  bei  D und  Fl  gegenüber  Dl  und  F2 
rechtfertigt  nicht  die  Aufstellung  besonderer  Regelquerschnitte.  Der 
Vorschlag  unter  B ist  schon  an  anderer  Stelle  als  nicht  empfehlens- 
wert bezeichnet  worden.  Im  ganzen  kann  daher  dieser  Anregung 
nicht  zugestimmt  werden. 

Von  den  sonstigen  Abänderungsvorschlägen  wurde  noch  der 
Wunsch  nach  Ergänzung  des  Begleittextes  zu  Norm  I,  die  auch  für 
untergeordnete  Straßen  in  Frage  kommt,  und  zu  Norm  II,  die 
für  gewöhnliches  ländliches  Fuhrwerk  zweispurig  ist,  durch  ent- 
sprechende Zusätze  berücksichtigt.  Dagegen  konnte  dem  Verlangen, 
auch  die  vierspurigen  Brücken  zu  vereinheitlichen,  wegen  der  starken 
Verschiedenheiten  in  den  Anforderungen  großstädtischen  Verkehrs 
nicht  entsprochen  werden,  anderseits  war  es  im  Hinblick  auf  das 
erstrebte  Ziel  nicht  angängig,  die  Vereinheitlichung  auf  die  Fahrbahn- 
breiten zu  beschränken. 

Zwei  Behörden  geben  an,  daß  Brücken  mit  ausgekragten  Fuß- 
wegen — Norm  VI  — der  nächtlichen  Beleuchtung  bedürften;  solche 
werden  deshalb  unter  Umständen  unzweckmäßig  sein. 

Auf  ganz  kurzen  Brücken  pflegt  man  den  Weg  in  voller  Breite 
durchzuführen,  in  solchen  Fällen  finden  die  Regelquerschnitte  keine 
Anwendung. 

Die  nachstehende  Abbildung  gibt  den  unter  Berücksichtigung 
der  oben  erörterten  Veränderungen  berichtigten  Vorschlag  wieder. 


Norm  I 


Norm  II 


Einspurige  Brücken 


(für  Feldwege,  unterhaltene  Fahrwege  und  unter- 
geordnete Straßen,  wenn  der  Verkehr  größter  land- 
wirtschaftlicher Maschinen  nicht  in  Frage  kommt 
oder  über  eine  benachbarte  breitere  Briicae  geleitet 
werden  kann.  Die  Schrammborde  können  auf  Kosten 
der  Fahrbahn  um  je  10  cm  verbreitert  werden) 

0 (für  Feldwege, unterhaltene  Fahrwege  u. Straßen, 
>;<>|  geeignet  für  den  Verkehr  der  größten  landwirt- 
-ir-j  schaftlichen  Maschinen:  für  gewöhnliches  länd- 
liches  Fuhrwerk  zweispurig  Die  Schrammborde 
können  auf  Kosten  der  Fahrbahn  tim  je  10  cm 
verbreitert  werden) 


Zweispuriqe  Brücken 
M.  „ , 0,5 

Norm  III  ^ 5 5 


E 


-6,5-  - 


3 


(für  Chausseen  und  Straßen  mit  geringem 
Fußgängerverkehr) 


Norm  IV 


(für  Chausseen  und  Straßen  mit  erheb- 
- 5,5  ->:<-1,5->j  Hohem  einseitigen  Fußgängerverkehr: 

i auch  mit  je  1 m breiten  Fußwegen  für 

- — 7,5  — - --  >[,  beiderseitigen  Fußgängerverkehr  aus- 

führbar) 


Norm  V 


(für  Chausseen  und  Straßen  mit 
bedeutendem  Fußgängerverkehr 


Norm  VI 


(für  Chausseen  u.  Straßen 
mit  bedeutendem  Fuß- 
gän  gerverkehi*) 


Norm  VII 


2,25  - 


0,5 

>jc-- 


Dreispurige  Brücken 


(für  städti- 
sche Ver- 
nältnisse). 


Bemerkung.  Die  Schrammbordbreite  rechnet  von  den  Fidlungs- 
stäben  der  Hauptträger  (bezw.  vom  Gelinder;  an,  wenn  die  Gurtungen  den 
lichten  Raum  über  dem  Scbrammbord  bis  zu  einer  Höhe  von  3.50  m nicht  ein- 
schränkeD  ; sonst  sind  die  Gurtungen  maßgebend.  — Die  Fu  ßwegbreite  rechnet 
von  den  Füllungsstäben  der  Hauptträger  (bezw.  vom  Geländer)  an,  wenn  die 
Gurtungen  den  liebten  Raum  über  den  Fußwegen  bis  zu  einer  Höhe  von  2 nt 
nicht  oder  höchstens  auf  eine  Länge  von  Via  der  Brückenspannweite  einschränken, 
sonst  sind  die  Gurtungen  maßgebend. 

Regelquerschnitte  für  Straßenbrücken. 

Innerhalb  des  Normenausschusses  der  Deutschen  Industrie  ist  ein 
Arbeitsausschuß  für  die  Vereinheitlichung  von  Straßenbrücken  ins 
Leben  gerufen,  der  für  die  Behandlung  der  Brückenbreiten  einen 
Sonderausschuß  eingesetzt  hat.  Der  vorstehende  Vorschlag  hat  diesem 
Sonderausschuß  Vorgelegen  und  dessen  Billigung  gefunden,  eine 
Stellungnahme  des  Arbeitsausschusses  ist  noch  nicht  erfolgt. 
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Reichshaushalt  für  1920. 


Reichseisenbahnverwaltuiig.  (.Schluß  aus  Nr.  22.) 

V.  Zweigstelle  Baden. 

I.  Neue  Bahnen. 

1.  Neckarsteinach  Schönau  (3000000),  dritte  Teil- 
forderung   

2.  Walldürn  - Hardheim,  Rest 

3.  Bretten- Kürnbach  (3  500  000),  dritte  Teilforderung  . 

4.  Weisenbach— Landesgrenze  (13  000  000),  achte  Teil- 
forderung   

5.  Weiterführung  der  Renchtalbahn  von  Oppenau  bis 
Griesbach  (10  000  000),  dritte  Teilforderung  .... 

6.  Titisee— St.  Blasien  (18  870  000),  vierte  Teilforderung 

II.  Bestehende  Bahnen, 

a)  Zweigleisiger  Ausbau  von  Bahnen. 

7.  Neckargemünd— Neckarelz,  zweites  Gleis  (5  421  469;, 

Wiederanforderung 

8.  Villingen  — Immendingen,  zweites  Gleis  (9  782  000), 

vierte  Teilforderung 


b)  Beseitigung  schienengleicher  Wegübergänge. 

9.  Schwetzingen,  Kreiswegübergang  im  Norden  des 

Bahnhofs  (049  700),  Wiederanforderung 495  960 

*10.  Bammental,  Straßenübergang  im  Bahnhof  (335  000), 

erste  Teillorderung  für  den  Grunderwerb  ....  26000 

11.  Kraicbgaubabn  km  209/'lo  und  211/2,  Rest  ....  230000 

c)  Telegraphen-,  Fernsprech-,  Signal-  und  Strecken- 
blockanlagen. 

12.  Verbesserung  der  Streekenblockeinrichtung  (1  050  000), 

Rest 900  000 

13.  Einrichtung  der  elektrischen  Streckenblockung  auf 

der  Strecke  Grötzingen— Mühlacker  (4  427  900),  zweite 
Teilforderung 1000000 

14.  Einrichtung  der  elektrischen  Streckenblockung  auf  der 

Strecke  Hausach — Immendingen  (2  757  000),  zweite 
Teilforderung 1600  000 

d)  Sonstiges. 

15.  Neubau  der  zweigleisigen  Linie  der  früheren  Main- 
Neckar-Balm  zwischen  Friedrichsfeld  und  Wieblingen 

(ß.»8  000),  Rest  258  000 

16.  Verlegung  der  Höllentalbahn  bei  Freiburg  (4  857  000), 

sechste  Teilforderung 2 000  000 

17.  Auffüllung  des  Ergänzungs-  und  Erneuerungsfonds 

der  Nebenbahn  Mosbach  — Mudau 120  000 

*18.  Heidelberg,  Bau  eines  besonderen  Gütergleises  zwischen 
Wieblingen  und  dem  Heidelberger  Verscbiebebahnhof 
und  von  vier  weiteren  Gleisen  in  diesem  (G320U00), 

erste  Teilforderung 4 500  000 

19.  Herstellung  einer  Schotterbrechanlage  in  dem  bahn- 
eigenen Steinbruch  am  Artenberg  bei  Steinach 
(942  000),  Rest 592  000 


III.  Stationen. 

Erweiterung,  Verbesserung,  Umbau  und  Neubau. 

*20.  Mannheim  Personenbahnhof,  Dienstgebäude  der  Be- 
triebswerkmeisterei (500  000),  erste  Teilforderung  . . 

21.  Desgl.,  Erweiterung  der  Babnsteiganlagen  und  Än- 
derung der  Gleisanlagen  (2  639  900),  weitere  Nach- 
forderung   

*22.  Desgl . Einrichtung  von  Güterfahrstraßen  von  und 

nach  Rheinau 

*23.  Mannheim,  Verschiebebahnhof,  Erweiterung  der  Aus- 
fabrtgruppe  D 1 für  Züge  nach  Lampertheim  und 

Mannheim  Industriehafen 

*24.  Desgl.,  Bau  eines  Bureaugebäudes  mit  Aufenthalt- 
und  Waschräumen  (700  000),  erste  Teilforderung  . . 
*25.  Mannheim,  Vergrößerung  der  Eilgutanlage  des  Per- 
sonenbahnhofs   

26.  Mannheim,  Hauptgüterbahnhof,  Schaffung  weiterer 
Umschlagsplätze  am  Hafenkanal  (77  370),  Rest  . . 
*27.  Mannheim,  Zentralgüterbahnhof,  Bau  einer  Land- 
güter halle  (1000  000),  erste  Teilforderung  .... 

28.  Kheinauhafen.  Erweiterung  der  Gleisanlagen  (695  000), 

erste  Nachforderung 

*29.  Rheinau,  Bau  eines  Vorbahuhofs  (6  378  000),  erste 
Teilforderung 

30.  Neubau  des  Bahnhofs  Heidelberg  (36  725  100),  zehnte 

Teilforderung  . 

*31.  Eberbach,  Verbesserung  der  Lokomotivspeiseein- 

richtung 

*32  Heidelsheim,  Erweiterung  der  Freiladeaulage  . . . 

33.  Durlach,  Bahnhofumbau  (5  780  761).  Rest 

34.  Pforzheim,  Bahnhoferweiterung  (12  000  000),  zehnte 

Teilforderung ; 


350  000 

180  900 
550  000 

950000 

400  000 

1 000  000 

30  000 

600  000 

280  000 

1 600  000 

500  000 

300  000 
573  000 
387  900 

3 S00  000  | 


300  000 
75  000 
600  000 

750  000 

1 000  000 
6 000  000 


531  000 
2 800  000 


Übertrag  35  279  760 

85.  Karlsruhe,  Verlegung  d.  Personenbahnhofs  (37  529  000), 

neunte  Teilforderung 724  000 

*36.  Desgl.,  Erweiterung  der  Empfangsgüterhalle  . . . 350  000 

37.  Karlsruhe  Rheinhafen.  Gleisanlagen  für  das  Südwest- 
becken I (854  551),  Wiederanforderung  und  Nach- 
forderung   800000 

*38.  Grenzbahnhöfe:  Wintersdorf,  Kehl,  Breisach,  Neuen- 
burg und  Palmrain 11882  000 

*39.  Kehl  Hafen,  nach  dem  Friedensvertrag  erforderliche 

Arbeiten  (12  102  000),  erste  Teilforderung 10  000000 

40.  Durmersheim.  Bahnhoferweiterung  (1  305  000),  zweite 

Teilforderung 460  000 

*41.  Offenburg  Verschiebebahnhof,  Ergänzung  der  Gleis- 
anlagen   648  000 

42.  Lahr-Dinglingen,  Bahnhofumbau,  Wiederanforderung  150  000 
*43.  Freiburg  Güterbahnhof.  Weichenänderung  im  Zu- 
sammenhang mit  dem  Bau  des  städtischen  Industrie- 
gleises . 627  000 

44.  Freiburg  Hauptgüterbahnhof,  Änderung  der  Stellwerk- 
anlage, Nachtragsforderung  (1620  000),  erster  Teil  . 325  000 

45.  Freiburg,  Erweiterung  des  Personenbahnhofs  (9500000), 

zweite  Teilforderung 1000  000 

46.  Titisee,  Bahnhofumbau  (1  518  562),  Wiederanforderung 

und  Nachforderung 145  000 

47.  Bssel,  Bahnhofsumbau,  Wiederanforderung  ....  960000 

*48.  Waldshut,  Versorgung  der  Lokomotivspeiseanlage  mit 

weicherem  Wasser 157  000 

*49.  Erzingen,  Erweiterung  der  Gleisanlagen 250  000 

*50.  Waldshut,  Herstellung  eines  Abstellgleises  und  Er- 
weiterung der  Güterhalle  und  Verladerampe  . . . 1000  000 

*51.  Singen,  Herstellung  von  Abstellgleisen  und  Ver- 
längerung der  Güterhalle  (2  060  000),  erste  Teil- 
forderung  1755  000 

Bau  von  Überholungsgleisen. 

52.  Königsbach  (1890000),  dritte  Teilforderung  ....  615000 

53.  Mühlacker  (1235  000),  Rest 1010  000 

54.  Haueneberstein,  Bau  zweier  Überholungsgl.  (1600000), 

dritte  Teilforderung 630  000 

55.  Müllheim,  Bau  eines  Uberbolungsgleises.  Erweiterung 

der  Gleis-  und  Verladeanlage  (273  491),  Rest  . . . 136  000 

*56.  Albert — Hauenstein,  Kreuzungs- und  Überholungsgleis  1 250  000 

57.  Mannheim  im  Hafengebiet,  Ausbau  der  Drehstrom- 
versorgung, Wiederanforderung 100  0O0 

*58.  Verbesserung  der  Stellwerkanlagen  auf  den  Stationen 
Rheinslieim,  Hockenheim,  Langenbrücken,  Mosbach, 
Immenliugen  (1  251000),  erste  Teilforderung . . . . 600000 

*59.  Karlsruhe  und  Offenburg,  Erweiterung  der  Kabel- 
anlagen   , 713  000 

*60.  Karlsruhe,  Verschiebebahnhof,  Aufenthaltsgebäude  für 

Beamte  und  Arbeiter 120  000 

61.  Desgl.,  Bau  eines  neuen  Zugabfertigungsgebäudes  . 155  800 

62.  Umbau  der  Fernsprechanlagen  der  Karlsruher  Bahn- 

höfe und  der  Generaldirektion  (376  000),  Nachforde- 
rung   . 154000 

*63.  Einbau  von  Zungenkontrollverriegelungen  an  den 
spitzbefahrenen  Weichen  der  durchgehenden  Haupt- 
gleise auf  den  von  Schnellzügen  ohne  Anhalt  durch- 
fahrenen Stationen  (1  000  000),  erste  Teilforderung  . 600  000 

64.  Aufstellung  zweiflügliger  Signale  und  Vergrößerung 
der  Vorsignalentfernungen  (6  000  000),  siebente  Teil- 
forderung   1 000  000 

*65.  Bruchsal.  Verbesserung  der  Bekohlungsanlage  . . . 780  000 

*66.  Singen,  desgl 155  000 

IV.  Werkstätten. 

67.  Durlach,  Erweiterung  der  Werkstätte  (6  280000), 

zweite  Teilforderung 2 500  000 

*68.  Karlsruhe,  Hauptwerkstätte,  Erweiterung  des  Ver- 
waltungsgebäudes   730  000 

*69.  Desgl.,  Bau  eines  Kesselhauses  (2  000  000),  erste  Teil- 
forderung   1000  000 

*70.  Desgl.,  Bau  eines  Waschraumes  auf  der  Westseite  der 

Revisionswerkstätte 387  000 

*71.  Desgl.,  Entwässerung 1000  000 

*72.  Offenburg,  Erweiterung  der  Lokomotivwerkstätte  . . 400  000 

73.  Desgl.,  Erweiterung  der  Wagenwerkstätte  (1250  000), 

zweite  Teilforderung 500  000 

74.  Elektrische  Zugförderung  auf  der  Wiesentalbahn,  Fahr- 
zeuge und  Abrechnung,  Wiederanforderung  ....  400  000 

• 

75.  Reste  aus  Landesbewilligungen  früherer  Rechnungs- 
jahre ausweislich  des  Jahresabschlusses  für  1919  und 

zur  Abrundung 16  101  440 


Zu  übertragen  35  279  760 


Summe  97  550000 
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VI.  Eisenbahn -Generaldirektion  Schwerin. 


1.  Erweiterung  des  Bahnhofs  Sternberg,  Rest  ....  350000 

2.  Umbau  des  Bahnhofs  Lüdersdorf,  liest 680  000 

8.  Herstellung  zweiter  Gleise,  sechster  Teilbetrag.  . . 2 500  000 

4.  Umbau  des  Bahnhofs  Schönberg,  dritter  Teilbetrag  . 1000  000 

5.  Desgl.  Grevesmllhlen,  zweiter  Teilbetrag 300  000 

6.  Umbau  und  Erweiterung  der  Anlagen  für  den  Rampen- 

u.  Viehverkehr  auf  Bahnhof  Güstrow,  fünfter  Teilbetrag  150  000 

7.  Erweiterung  des  Personenbahnhofs  Schwerin 

(10000000),  zweiter  Teilbetrag 500000 

s.  Erweiterung  der  Gleisanlagen  auf  dem  Güterbahnhof 

Schwerin  (2  500000),  dritter  Teilbetrag 1 500  000 

!).  Verlegung  des  Personenbahnhofs  Rostock,  Ulmen- 
straße, nach  der  Kreuzung  der  Bahn  Rostock — Warne- 
münde mit  der  Parkstraße,  zweiter  Teilbetrag  . . . 200  000 

10.  Erweiterung  des  Bahnhofs  Bramow,  zweiter  Teilbetrag  100  000 

11.  Erneuerung  oder  Verstärkung  der  eisernen  Überbauten 

von  Brücken  an  den  Hauptbahnstrecken,  zweiter 
Teilbetrag 200  000 

12.  Verstärkung  des  Oberbaues  auf  den  Strecken  Bützow— 

Güstrow  und  Oertzenhof—  Landesgrenze  bei  Strasburg 

sowie  auf  Bahnhof  Neubrandenburg,  dritter  Teilbetrag  600  000 
I *13.  Erweiterung  der  Gleisanlagen  beim  Lokomotiv- 
schuppen auf  Bahnhof  Güstrow  sowie  Herstellung  von 
Lösch-  und  Reinigungsgruben  daselbst  (685000),  erster 
Teilbetrag 160  000 

14.  Umbau  und  Erweiterung  der  Gleisanlagen  auf  Bahn- 
hof Waren  (9  000  000),  erster  Teilbetrag 390  000 

*15.  Erweiterung  d.  Gleisanlagen  u Neubau  e.  Güterschup- 
pens auf  Bahnhof  Krivitz  (550  000),  erster  Teilbetrag  150  000 
*16.  Erweiterung  der  Eilgut-  und  Abfertigungsräume  und 
Schaffung  von  Übernachtungsräumen  auf  Bahnhof 

Waren 137  000 

*17.  Errichtung  eines  Zollabfertigungsgebäudes  auf  dem 

Personenbahnhof  Warnemünde 470  000 

*18.  Erweiterung  der  Stationsdiensträume  und  der  Dienst- 
räume des  Betriebsamts  im  Empfangsgebäude  auf 
Bahnhof  Güstrow 280  000 

19.  Reste  aus  Landesbewilligungen  früherer  Rechnungs- 
jahre ausweislich  des  Jahresabschlusses  für  1919  . . 2 164  000 

Summe  12  131  000 

VII.  Eisenbahndirektion  Oldenburg. 

1.  Umbau  des  Bahnhofs  Oldenburg,  fernerer  Teilbetrag  200  000 

2.  Gleiserweiterungen  auf  dem  Bahnhof  Oldenburg, 

fernerer  Teilbetrag 260  000 

3.  Herstellung  eines  größeren  Eisenmagazins  bei  der 

Hauptwerkstatt  Oldenburg,  fernerer  Teilbetrag.  . . 700  000 

4.  Erweiterung  des  Wasserwerks  in  Atens,  fernerer  Teil- 
betrag   600  000 

5.  Bau  einer  Nebenbahn  von  Delmenhorst  nach  Lem- 
werder (5  300  000),  fernerer  Teilbetrag 200  000 

*6.  Erweiterung  des  Bahnhofs  Elisabethfehn 640000 

*7.  Desgl.  Ocholt 790  000 

*8.  Erweiterung  des  Nebengebäudes  bei  den  Lokomotiv- 
schuppen auf  dem  Hauptbahnhof  Oldenburg  . . . 357  000 

*9.  Beschaffung  weiterer  Diensträume  im  Eisenbahn- 
direktionsgebäude in  Oldenburg 340  000 

*10.  Gleiserweiterungen  auf  Bahnhof  Bad  Zwischenahn  . 830  000 

*11.  Erweiterung  des  Bahnhofs  Friesoythe  580  000 

*12.  Beschaffung  und  Aufstellung  von  Überladekranen 

auf  dem  Pier  in  Brake  a.  d.  Weser 5 000  000 

13.  Reste  aus  Landesbewilligungen  früherer  Rechnungs- 

jahre ausweislich  des  Jahresabschlusses  für  1919  ins- 
gesamt 5 893  000.///,  erster  Teilbetrag 3 998  000 

% Summe  14  495  000 


Keichspostvervvaltung. 

Der  Haushalt  der  Reichspostverwaltung  für  1920,  dessen  nach- 
trägliche Vorlage  ebenfalls  Vorbehalten  war  (1920  d.  Bl.,  S.  590),  ist 
unter  dem  11.  März  d.  J.  dem  Reichstage  zuge^angen.  In  den  im 
folgenden  zusammengestellten  einmaligen  Ausgaben  des  ordentlichen 
Haushalts  und  denjenigen  des  außerordentlichen  Haushalts  sind  auch 
Beträge  enthalten,  die  durch  die  Gesetze  vom  31.  März,  8.  Mai,  6.  Juli, 

6.  August  und  20.  Dezember  1920  (1920  d.  Bl , S.  347,  391  u.  638)  sowie 
vom  2.  Februar  d.  J.  (S.58  d Bl.)  ganz  oder  anteilig  bereits  bewilligt  sind. 

Insgesamt  sind  für  Bauausführungen  und  Beschaffungen  für  das 
Rechnungsjahr  1920  vorgesehen: 

I.  Reichspost-  und  Telegraphenverwaltung  (außer 


Bayern  und  Württemberg) 704  157  815.,/// 

II.  Sonderhaushalt  für  Bayern 107  191000  „ 

III.  Sonderhaushalt  für  Württemberg 16  665  000  „ 

IV.  Reichsdruckerei 3 000  000  „ 


I.  Reichspost-  und  Telegraphenverwaltung-. 

1.  Errichtung  und  Ankauf  von  Wohngebäuden  für  ge- 

ringerbesoldete Beamte  in  Orten,  wo  großer  Wohnungs- 
mangel herrscht,  insbesondere  an  Landorten  und  allein 
gelegenen  Bahnhöfen 17  400  000 

2.  Beteiligung  an  der  Aufbringung  von  Baugeldern  für 

Wohnungsbauten,  die  geringer  besoldeten  Postbe- 
diensteten zugute  kommen 10  500  000 

■:3.  Errichtung  einer  Wohnkolonie  für  die  Angestellten 

der  Großfunkstelle  Nauen,  erster  Betrag 2 500  000 

4.  Plan-  und  sonstige  Vorbereitungsarbeiten  für  Bauten, 

die  in  späteren  Rechnungsjahren  bei  den  einmaligen 
Ausgaben  vorzusehen  sind 100  OCX 

5.  Unvorhergesehene  Grundstücksankäufe  und  Bauten  . 1 700  000 

6.  Herstellung  drahtloser  Funkanlagen  für  den  Inland- 
verkehr   4 630  000 

7.  Um-  und  Erweiterungsbau  des  Fernsprecbgebäudes 

in  Hamburg  (4  405  000),  sechster  Betrag 1 956  350 

8.  Herstellung  eines  neuen  Dienstgebäudes  auf  dem 

Grundstück  an  der  Ecke  der  Emser  und  der  Lietzen- 
burger  Straße  in  Berlin  - Wilmersdorf  (2  555  000), 
Schlußbetrag 1 275  000 

9.  Um-  und  Erweiterungsbau  auf  dem  Postgrundstück 
An  der  Zeil  in  Frankfurt  a.  Main  (3  638  000),  sechster 

Betrag 250000 

10.  Herstellung  eines  neuen  Dienstgebäudes  Ecke  Sooi- 
und  Fredericiastraße  in  Charlottenburg  (4  263  000), 

vierter  Betrag 1 872  000 

11.  Desgl.  in  Waldheim  i.  Sachsen  (1  306  000),  Schlußbetrag  756  000 

12.  Desgl.  für  das  Postscheckamt  in  Berlin,  zweiter  Bau- 
abschnitt (2  333  000),  dritter  Betrag 411400 

13.  Umbau  auf  dem  Postgrundstück  am  Hauptbahnhof 

in  Frankfurt  a.  Main  (879  100),  Schlußbetrag  . . . 285  165 

14.  Um-  und  Erweiterungsbau  auf  dem  Postgrundstück 
an  der  Französischen,  Oberwall-  und  Jägerstraße  in 

Berlin  (2  624  000),  zweiter  Betrag 252  000 

15.  Desgl.  in  Brieg,  Bez.  Breslau  (1  531  100),  Schlußbetrag  1 361  100 

16.  Desgl.  in  Hattingen  a.  d.  Ruhr  (581  700),  Schlußbetrag  481  700 

17.  Erweiterungsbau  für  das  Postscheckamt  auf  dem 
Postgrundstück  an  der  Kaiserstraße  in  Karlsruhe 


i.  Baden  (1846  200),  zweiter  Betrag 1000  000 

18.  Herstellung  eines  neuen  Dienstgebäudes  in  Lennep 

(999  000),  Schlußbetrag 699  000 

19.  Um-  und  Erweiterungsbau  auf  dem  Postgrundstück 

in  Lörrach  (854  000),  Schlußbetrag 625  400 

20.  Desgl.  in  Riesa,  voller  Bedarf 580  200 

21.  Desgl.  in  Soest  (499  200),  Schlußbetrag .‘199  200 

22.  Desgl.  in  Spandau  (879  200),  zweiter  Betrag  ....  500000 

23.  Nachforderung  für  Bauten,  deren  Anschlagsummen 

bereits  früher  vollständig  bewilligt  waren  ....  8892200 
*24.  Herstellung  von  reichseigenen  Wagenhallen  . t . . 1000  000 

*25.  Um-  und  Erweiterungsbau  auf  dem  Postgrundstück 

in  Berlin-Tegel  (1317  000),  erster  Betrag 300  00O 

*26.  Herstellung  eines  Aushilfsschuppens  auf  dem  Miet- 
grundstück  Pfalzburger  Straße  41  in  Berlin- Wilmers- 
dorf, voller  Bedarf 350  300 

*27.  Umbau  für  das  Postscheckamt  auf  den  Mietgrund- 
stücken Neue  Schweidnitzer  Straße  1 und  Schweidnitzer 
Stadtgraben  11/lla  in  Breslau,  voller  Bedarf  . . . 1 015  700 

*28.  Herstellung  eines  neuen  Dienstgebäudes  am  Haupt- 
bahnhof in  Chemnitz  (3  081000),  erster  Betrag.  . . 1 100  000 

*29.  Umbau  auf  dpm  für  das  neue  Postscheckamt  ange- 
mieteten Grundstück  Annenstraße  4 — Große  Zwinger- 
straße 11  in  Dresden,  voller  Bedarf 700  000 

*30.  Um-  und  Erweiterungsbau  auf  dem  Postgrundstück 

Haroldstraße  38  in  Düsseldorf  (6  643  000),  erster  Betrag  2 922  300 

*31.  Desgl.  in  Erfurt  (1  396  000).  erster  Betrag 900  000 

*32.  Desgl.  in  Halberstadt  (217  000),  erster  Betrag  . . . 100000 

*33.  Desgl.  in  Königsberg  i.  Pr.,  Gesekusplatz,  voller  Bedarf  400  000 

*34.  Desgl.  in  Köslin,  voller  Bedarf 207  900 

*35.  Ankauf  und  Aufbau  von  Baracken  für  das  Telegraphen- 
zeugamt auf  einem  Mietgrundstück  in  Stettin,  voller 
Bedarf 409  S00 


*36.  Erweib  eines  bebauten  Grundstücks  an  der  Sencken- 
berg-,  Brönner  und  Bleichstraße  in  Frankfurt  a.  Main, 

Umbau  und  Herstellung  eines  neuen  Dienstgebäudes  für 
das  Postscheckamt  auf  diesem  Grundstück  (8  762  100), 

erstes  Kaufgeld  und  erster  Baubetrag 2 462  100 

*37.  Desgl.  in  Hamtp  i.  Westf.  und  Herstellung  eines  neuen 
Dienstgebäudes  auf  diesem  Grundstück  (3  140  0U0), 

volles  Kaufgeld  und  erster  Baubetrag 840  000 

*38.  Erwerb  eines  Grundstücks  und  Herstellung  eines 
neuen  Fernsprechgebäudes  am  Westbahnhof  in  Köln 
(2 0 J8  1 00),  Grunderwerb  und  erster  Baubetrag.  . . 943100 

*39.  Erwerb  eines  Grundstücks  und  Herstellung  eines 
neuen  Dienstgebäudes  für  die  Oberpostdirektion  in 
Königsberg  i.  Pr.  (7  055  500),  volles  Kaufgeld  und 
erster  Bau  betrag 4 555  500 


Insgesamt  831013  815  ,// 


Zu  übertragen  76  633  415 
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Übertrag  76  633  415 

*40.  Herstellung  eines  Gebäudes  zur  Erweiterung  der  Post- 
diensträume auf  dem  Stettiner  Bahnhof  in  Berlin, 

voller  Bedarf 230000 

*41.  Erweiterung  der  Postdiensträume  auf  dem  Bahnhof 

in  Emmerich,  voller  Bedarf 327  400 

*42.  Erweiterung  der  Packkammerräume  auf  dem  Haupt- 
bahnhof in  Magdeburg,  voller  Bedarf 487  000 

*43.  Herstellung  eines  Pferdestalls  auf  dem  Postgrund- 
stück in  Duisburg,  voller  Bedarf 120  000 

*44.  Einrichtung  einer  Kraftwagensammlerladestelle  nebst 
Batterie  und  Wagen  Werkstatt  in  Frankfurt  a.  Main. 

voller  Bedarf 660  000 

*45.  Beteiligung  an  der  Gesellschaft  m.  b.  H.  für  die  Aus- 
beutung des  Königsmoors  bei  Hohenfelde  i.  Holstein, 

voller  Bedarf 700000 

*46.  Ankauf  v.  Rohguttapercha  f.  d.  Herstellung  v.  Kabeln  9 000  000 
Außerordentlicher  Haushalt. 

1.  Für  Fernsprechzwecke 436  000000 

2.  Herstellung  der  Fernkabellinie  nach  dem  Westen, 
Herstellung  einer  Fernkabellinie  von  Hannover  nach 
Hamburg  und  Legung  eines  zweiten  Fernkabels  von 

Berlin  nach  Hannover 142  000  000 

3.  Beschaffung  und  Auslegung  eines  Seekabels  zwischen 

Pommern  und  Ostpreußen 38  000000 

Summe  704  157  815 

II.  Bayern. 

1.  Erwerb  und  Umbau  eines  Doppelwohnhauses  für  ein 

Posthaus  in  Landsberg  am  Lech 510  000 

2.  Erwerb  und  Umbau  von  Gebäuden  für  das  Postscheck- 
amt in  München 9100  000 

3.  Geschoßaufbau  auf  das  Posthaus  in  der  Bayerstraße 

(Hauptbahnhof)  in  München 2100000 

4.  Erweiterung  der  Postgebäude  am  Hauptbahnhof  in 

Nürnberg,  dritter  Betrag 2 000000 

5.  Umbau  von  zwei  Anwesen  für  die  Umschaltestelle  und 

die  Zweigdienststelle  des  Postamts  in  Amberg.  . . 725  000 

6.  Beschaffung  posteigener  Mietwohngebäude  und  für 

verwandte  Zwecke 4 500  000 

7.  Posthausneubau  in  Weilheim 960  000 

8.  Desgl.  in  Rotenburg  o.  T 1 150  000 

9.  Automatische  Umschaltestelle  in  München -Sendling  1 120  000 

10.  Rücklage  und  für  die  innere  Einrichtung  der  Bauten 

unter  Ziffer  7 bis  9 200  000 

11.  Ankauf  und  Umbau  eines  Anwesens  für  Postdienst- 
zwecke in  Velden  a.  Vils 229  000 

12.  Erweiterung  der  Station  I der  vom  zentralen  Brief- 

postamt in  München  zum  Posttunnel  des  Hauptbahn- 
hofs führenden  elektrischen  Untergrundbahn  . . 210  000 


Zu  übertragen  22  804  000 


23.  März  1921. 

— -m 

Übertrag  22  804  000 


13.  Errichtung  einer  automatischen  Um  sch  altestelle  in 

Nürnberg-Süd 53  0001 

14.  Erwerbung  von  Flugzeughallen  in  Nürnberg  und 
München  zur  Verwendung  als  Kraftfahrzeughallen  . 2 334  000 1 


Außerordentlicher  Haushalt. 

1.  Vervollständigung  des  bayerischen  Telegraphennetzes  4 400  000] 

2.  Vervollständigung  des  bayerischen  Fernsprechnetzes  . 77  600000 

Summe  107  191  OOOi 


III.  Württemberg1. 

1.  Für  die  Errichtung  eines  automatischen  Fernsprech- 
amts in  Stuttgart 5 500(4)0 

2.  Desgl.  in  Untertürkheim  (Gemeinde  Stuttgart)  . . . 1 5000001 

3.  Stuttgart,  Neubau  für  das  Postscheckamt  ....  7500001 

4.  Stuttgart,  Gebäude  für  die  Telegraphenwerkstätte  so-| 

wie  für  Posthetriebszwecke  . 4 000  0001 

.4.  Stuttgart,  Paketpostamt  mit  Poststall | 

6.  Stuttgart,  Umbau  des  Hauptpostgebäudes  ....  4000001 

7.  Tübingen,  Posthausneubau  mit  Kraftwagenballe  . . 570  0001 

8.  Heilbronn  a.  Neckar,  Familienwohngebäude  für  Be- 
amte des  unteren  Dienstes  (20  weitere  Wohnungen)  790  0001 

9.  Backnang,  Posthausneubau 400  0001 

10.  Obertürkheim.  Posthausneubau 320  000» 

11.  Göppingen,  12  Wohnungen  für  Beamte  des  unteren 

Dienstes 180  000« 

12.  Mainhardt,  Posthausneubau lOOOO* 

13.  Winnenden,  Posthausneubau 230  00ÖB 

14  Onstmettingen,  Posthausneubau 180  000» 

15.  Gerabronn,  Posthausneubau 290000* 

16.  Künzelsau,  Anbauten  am  Posthaus 110  000» 

17.  Freudenstadt,  Posthausaufbau . 100  000» 

18.  Kirchheim  unter  Teck.  Posthausaufbau 120  000  1 

19.  Heidenheim  a.  d.  Brenz,  Anbauten  am  Posthaus  . . 200000'! 

20.  Kalw,  Posthausumbau . . . < 200  000» 

21.  Kannstatt.  Ankauf  eines  Nachbarhauses  zur  Ergänzung 

des  Postgebäudes 300  000« 

22.  Stuttgart- Ostbeim,  Ankauf  eines  Gebäudes  für  das 

Postamt  Nr.  13  Stuttgart-Ostheim 115  000  J 

23.  Kannstatt,  Wohngebäude  für  Beamte  des  unteren 

Postdienstes 800  <»00  f 

24.  Grundstücksankäufe  und  Bauten  für  unvorhergesehene 

Fälle 1O0  000 


Summe  16  665  0O0 

IV.  Reichsdruckerei. 

1.  Erweiterungsbau  auf  dem  Hinterlande  des  Reichs- 
druckereigrundstücks Kommandantenstraße  7 bis  9 
und  Erweiterung  der  Maschinen-  und  Kesselanlagen, 
siebenter  Teilbetrag • ....  3 000  000; 


Bauverwaltung. 


Vermischtes. 


Wettbewerb  für  Voreutwiirfe  zu  oiuem  Erweiterungsbau  des 
Kreisliauses  in  Gumbinnen.  Der  Kreiskommunalverband  Gumbinnen 
veranstaltet  unter  den  gegenwärtig  in  dem  vom  Kreise  abgeschnittenen, 
jetzt  zur  Provinz  Ostpreußen  gehörigen  Gebiet  wohnenden  deutschen 
Baukünstlern  einen  Wettbewerb  mit  Frist  bis  zum  1.  Juni  d.  J.  und 
mit  drei  Preisen  von  5000,  4000  und  3000  Mark;  außerdem  können 
drei  Entwürfe  zu  je  1500  Mark  angekauft  und  weitere  Arbeiten  zum 
Ankauf  empfohlen  werden.  Dem  Preisgericht  gehören  u.  a.  an:  Landes- 
baurat Ploke  in  Königsberg,  Stadtbaurat  Tismar,  Regierungs-  und 
Baurat  Schmidt  und  Kreisbaumeister  Fischer  in  Gumbinnen.  Die 
Wettbewerbsunterlagen  nebst  Bauprogramm  können  gegen  Vorein- 
sendung von  30  Mark  vom  Kreisbauamt  in  Gumbinnen  bezogen  werden. 

Eineu  allgemeinen  (internationalen)  Wettbewerb  für  Yor- 
entwürfe  (Vorschläge)  zum  Ausbau  des  Hafens  der  Stadt  Trelleborg 
schreibt  die  dortige  Hafendirektion  mit  Frist  bis  zum  1.  November  d.  J. 
und  mit  drei  Preisen  von  20000.  1.5  000  und  8000  Kronen  und 
höchstens  vier  Belohnungen  von  je  2500  Kronen  aus;  ein  Vorschlag, 
der  keinen  Preis  oder  keine  Belohnung  erhalten  hat  und  von  der 
Hafendirektion  angekauft  wird,  wird  mit  2000  Kronen  vergütet. 
Preisrichter  sind  der  Technische  Bürgermeister  H.  C.  V.  Möller  in 
Kopenhagen,  der  Bureauchef  in  der  Königl.  Wege-  und  Wasser- 
bauverwaltung Oberstleutnant  Fr.  Enblom  in  Stockholm  und  der 
Bureaudirektor  im  Bauamt  der  Königlichen  Eisenbahndirektion 
T.  A.  Törjeson  in  Stockholm.  Das  Programm  für  den  Wettbewerb 
und  die  übrigen  Unterlagen  können  gegen  Hinterlegung  von  150  Kronen 
von  dem  Hafenkontor  in  Trelleborg  bezogen  werden. 

Die  nächste  Tagung  der  Vereinigung  deutscher  Wohnungs- 
ämter wird  am  12.  und  13.  Mai  in  München  stattfinden.  Es  sollen 
Vorträge  über  die  Aussichten  für  die  Wohnungsbeschaffung,  über  neue 
Wege  zur  Milderung  der  Wohnungsnot,  über  die  Haftpflicht  der  Ge- 
meinden bei  Beschlagnahmungen  und  Zivileinquartierung,  über  die 


Erhebung  von  Gebühren  durch  die  Wohnungsämter  sowie  über  den 
von  der  Vereinigung  in  Zusammenarbeit  mit  dem  Deutschen  Städtetag 
eingerichteten  zwischenörtlichen  Wohnungsaustausch  stattfinden.  Mit 
der  Tagung  ist  eine  Ausstellung  von  vorbildlichen  Kleinwohnhaus- 
bauplänen, veranstaltet  von  der  Bauberatungstelle  des  bayerischen 
Landesvereins  für  Kleinwohnungswesen,  verbunden.  Außerdem  wird 
Gelegenheit  zu  bemerkenswerten  Besichtigungen,  wie  der  Münchener 
Lehrkolonie,  des  städtischen  Wohnungsnachweises,  der  städtischen 
Notwohnungsanlagen,  der  von  Professor  Th.  Fischer  erbauten  Siedlung 
der  „Alten  Heide“  u.  a.  m.  gegeben  sein.  Die  Tagung  ist  vom  Ver- 
waltungsausschuß der  Vereinigung  so  gelegt  worden.  daß  eine  PfingsU 
Wanderung  in  die  Berge  bequem  angeschlossen  werden  kann. 

Die  Zeitschrift  für  Bauwesen  enthält  im  1.  bis  3.  Heft  des 
Jahrgangs  1921  die  folgenden  Mitteilungen: 

Gestaltung  und  Ausstattung  nichtkirchlicher  Räume  des  späteren 
deutschen  Mittelalters  und  der  Renaissance,  mit  70  Abb.  u.  4 Tafeln, 
vom  Wirklichen  Geheimen  Oberregierungsrat  Lutsch,  ehemaligem 
Konservator  der  Kunstdenkmäler,  in  Berlin. 

Der  elfenbeinerne  Grabeshochsitz  Theoderichs  des  Großen,  mit  13  Abb., 
vom  Geheimen  Baurat  F.  Prieß  in  Koblenz. 

Neue  Untersuchungen  zur  Erddrucktbeorie.  mit  50  Abb..  vom  Regierungs- 
baumeister  £r.=^ttq.  Albert  Freund  in  Essen. 

Hölzerne  Leitwerke  am  Dortmund -Ems -Kanal,  mit  8 Abb.,  vom 
Regierungs-  und  Baurat  Ti\=3>ng.  Ellerbeck  in  Berlin  und 
Regierungs-  und  Baurat  Marizy  in  Meppen. 

Berücksichtigung  des  Winddrucks  bei  hohen  amerikanischen  Bauten, 
* mit  6 Abb..  vom  Regierungs-  und  Baurat  Dr.  Stephan  Prager 
in  Merseburg. 

Fortschritte  in  der  Profilgestaltung  der  Untergrundbahnen  und  statische 
Untersuchung  der  rechteckigen  Profilformen,  mit  29  Abb.,  von 
E.  M.  Kilgus,  Zivilingenieur  in  Breslau. 


Verlag  von  W ilhelm  Ernsti  Sohn,  Berlin.  — Für  den  nichtamtlichen  Teil  verantwortlich : Fr.  Schultze,  Berlin.  — Druck  der  Buchdruckerei  Gebrüder  Ernst.  Berlin. 
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Amtliche  Mitteilungen. 


Erlaß,  betreffend  die  anderweite  Regelung  der  Bezüge 
der  Regierungsbauführer  des  Hochbaufaches  und  des 
Wasser-  und  Straßenbaufaches  während  ihrer  Be- 
schäftigung hei  einer  örtlichen  Bauleitung. 

Berlin,  den  22.  Februar  1921. 

Die  Bestimmung  im  § 6 der  Anweisung  für  die  Ausbildung  der 
Regierungshauführer  des  Hochbaufaches  und  im  § 5 der  Anweisung 
für  die  Ausbildung  der  Regierungsbauführer  des  Wasser-  und  Straßen- 
baufaches vom  1.  April  1913  wird  hiermit  dabin  geändert,  daß  unter 
den  darin  bezeichneten  Voraussetzungen  die  Regierungsbauführer  vom 
1.  April  1920  ab  an  Stelle  der  Tagegelder  von  6 Mark  eine  Grund- 
vergütung von  3600  Mark  und  außerdem  einen  Ortszuschlag  von 
1500  Mark  in  den  Orten  der  Ortsklasse  A 
1200  „ „ „ „ „ „ ß 

1000  „ „ „ „ „ „ C 

350  „ „ „ „ „ „ D 

700  „ „ „ „ „ „ E 

jährlich  erhalten. 

Die  Verrechnung  der  Grundvergütung  und  des  Ortszuschlags  hat 
bei  Kap.  65  Titel  10  a des  Haushalts  der  Bau  Verwaltung  und,  sofern 
die  zur  Gewährung  von  Tagegeldern  an  Regierungshauführer  für  das 
laufende  Rechnungsjahr  überwiesenen  Verfügungsbeträge  nicht  aus- 
reichen, als  Mehrausgabe  zu  erfolgen.  Zu  der  Grundvergütung  und 
dem  Ortszuschlag  treten  die  bei  Abschnitt  B Kap.  24  Titel  8 des  Haus- 
halts des  Finanzministeriums  zu  verrechnenden  Ausgleichszuschläge 
und  gegebenenfalls  Kinderbeihilfen  mit  Ausgleichszuschlägen  nach  den 
allgemeinen  Bestimmungen. 

Zugleich  im  Namen 

des  Ministers  der  öffentlichen  Arbeiten: 

Der  preußische  Finanzminister. 

Lüdem  ann. 

III  10. 104/1920,1 35169  Fin.  Min. 

III  P.  6.  207.  M.  d.  ö.  A. 


Preußen. 

Die  bisherigen  Oberbauräte  Clausen  bei  der  Dortmuud-Ems- 
Kanalverwaltung  in  Münster  i.  W.,  Lindner  bei  der  Verwaltung  der 
Märkisohen  Wasserstraßen  in  Potsdam,  Zander  hei  der  Abteilung 
für  Vorarbeiten  in  Hannover  und  Müller  bei  der  Kanalbaudirektion 
in  Essen  haben  die  Dienstbezeichnung  „Wasserbaudirektor“,  die 
bisherigen  Oberhauräte  Roloff  bei  der  Elbstrombauverwaltung  in 
Magdeburg,  Niese  hei  der  früheren  Weichselstrombauverwaltung  in 
Danzig,  Stelkens  bei  der  Rheinstromhauverwaltung  in  Koblenz  und 
Narten  hei  der  Oderstromhauverwaltung  in  Breslau  haben  die  Dienst- 
bezeichnung „Strombaudirektor“  erhalten. 

Zu  Oberhauräten  sind  befördert:  die  Regierungs-  und  Bauräte, 
Geheimen  Bauräte  Eger  bei  der  Verwaltung  der  Berliner  Wasser- 
straßen in  Berlin,  Hensch  bei  der  Regierung  in  Frankfurt  a.  d.  O., 
Dorp  bei  der  Regierung  in  Düsseldorf , Jasmund  hei  der  Regierung  in 
Lüneburg,  Miohelmann  hei  der  Regierung  in  Arnsberg,  Paul  Müller 
bei  der  Verwaltung  der  Märkischen  Wasserstraßen  in  Potsdam, 
®r.=3ng.  Offermann,  der  Deutschen  Gesandtschaft  in  Buenos  Aires 
zugeteilt,  Holmgren  hei  der  Verwaltung  der  Märkischen  Wasser- 
straßen in  Potsdam,  Golterrhann  bei  der  Regierung  in  Wiesbaden, 
T wie  haus  hei  der  Regierung  in  Königsberg,  Unger  bei  der  Regierung 
in  Cassel,  Ladisch  hei  der  Regierung  in  Königsberg,  Schulte  bei 
der  Oderstrombauverwaltung  in  Breslau,  Roessler  bei  der  Oderstrom- 
bauverwaltung in  Breslau,  Hans  W.  Schultz  in  der  Wasserbauabtei- 
lung des  Ministeriums  der  öffentlichen  Arbeiten,  Kieseritzky  hei  der 
Regierung  in  Stettin,  Maschke  bei  der  Wasserstraßendirektion  in 
Hannover,  Koß  hei  der  Dortmund-Ems-Kanal Verwaltung  in  Münster 


in  Westf.  und  Degeuer  bei  der  Rheinstromhauverwaltung  inKoblenz; 
die  Regierungs-  und  Bauräte  Geisse  bei  der  Wasserstraßendirektion 
in  Hannover,  Dr.-Ing.  Krey  bei  der  Verwaltung  der  Berliner  Wasser- 
straßen in  Berlin,  Haesler  bei  der  Regierung  in  Merseburg,  Her- 
mann bei  der  Elektrizitätsverwaltung  — Wasserstraßendirektion 
in  Hannover,  Graeßner  bei  der  Regierung  in  Schleswig,  Timm  bei 
der  Elbstrombauverwaltung  in  Magdeburg,  Hoebel  und  Meckelburg, 
beide  in  der  Wasserbauabteilung  des  Ministeriums  der  öffentlichen 
Arbeiten. 

Der  Regierungs-  und  Baurat  Kurt  Becker  von  der  Elbstrom - 
bauverwaltung  in  Magdeburg  ist  an  die  Oberbauleitung  für  den 
Masurischen  Kanal  in  Insterburg  versetzt. 

Der  frühere  eisaß -lothringische  Wasserbauinspektor  Sckonk  ist 
bei  der  Abteilung  für  Vorarbeiten  für  den  Weser-Elbe-Kanal  in  Han- 
nover als  Regierungs-  und  Baurat  planmäßig  angestellt. 

Der  Regierungbaumeister  Prölß  vom  Wasserbauamt  in  Witten- 
berge ist  an  die  Regierung  in  Stade  versetzt,  der  Regierungsbaumeister 
Sievers  dem  Wasserbauamt  in  Genthin  und  der  Regierungsbaumeister 
Wiggers  dem  Kanalbauamt  in  Hannover  überwiesen. 

Die  Staatsprüfung  haben  bestanden:  die  Regierungsbauführer 
Martin  Pfaunschmidt,  Anton  Veltjens  und  Wilhelm  Heine- 
meier (Hochbaufach);  — Wilhelm  Huschke  (Wasser-  und  Straßen- 
baufach); — Joachim  Stutterheim  (Maschinenbaufacb). 

Die  Ministerialräte  Wirklicher  Geheimer  Oberbaurat  Boettger 
und  Geheimer  Oberbaurat  Nuyken  sowie  der  Regierungsrat  Deneke 
im  Ministerium  für  Landwirtschaft  sind  in  den  Ruhestand  getreten. 

Der  Regierungsbaumeister  des  Maschinenbaufaches  Rusche  beim 
Maschinenbauamt  in  Herne  ist  aus  dem  Staatsdienst  ausgeschieden. 

Der  Regierungsbaumeister  a.  D.  Max  Weidtman  in  Metternich 
a.  d.  Mosel  ist  gestorben. 

Deutsches  Reich. 

Reichseisenbahnen.  Bayern.  Der  mit  dem  Titel  und  Rang 
eines  Oberregierungsrats  bekleidete  Regierungsrat  des  Verkehrsamts  beim 
Reichsverkehrsministerium,  Zweigstelle  Bayern  in  München,  Gottfried 
Fischer  ist  zum  Oberregierungsrat  des  Reichsverkebrsministeriums, 
Zweigstelle  Bayern,  in  planmäßiger  Weise  befördert  worden. 

Der  mit  dem  Titel  und  Rang  eines  Regierungsrats  bekleidete 
Direktionsrat  Andreas  Beilback,  Vorstand  der  Werkstätteninspek- 
tion III  München,  tritt  unter  Anerkennung  seiner  Dienstleistung  am 
1.  Mai  d.  J.  in  den  dauernden  Ruhestand. 

Der  Oberregierungsrat  bei  der  Eisenbahndirektion  München  Fer- 
dinand Karl  ist  gestorben. 

Baden. 

Der  Regierungsbaurat  ®r.=$ng.  Ernst  Gab  er  in  Mannheim  ist 
zum  ordentlichen  Professor  für  Baustatik,  Brückenbau  und  wissen- 
schaftliche Betriebsführung  an  der  Technischen  Hochschule  Karlsruhe 
ernannt  worden. 

Dem  Regierungsbaumeister  Klaus  Eiermann  in  Konstanz  ist  die 
Stelle  eines  zweiten  Beamten  bei  der  Hochbauverwaltung  übertragen 
worden. 

Der  Bauinspektor  Hermann  Schneider  ist  nach  seinem  An- 
suchen aus  dem  Staatsdienst  ausgeschieden. 

Hessen. 

An  der  Technischen  Hochschule  Darmstadt  sind  ernannt  worden: 
der  Privatdozent  und  Konstruktionsingenieur  an  der  Technischen  Hoch- 
schule Berlin  Professor  2>r.=2;ttg.  Emil  Kammer  zum  ordentlichen 
Professor  für  Ingenieurwissenschaften  und  der  Privatdozent  an  der 
Universität  Leipzig  Dr.  Alexander  Hoffmann  zum  ordentlichen  Pro- 
fessor für  Volkswirtschaftslehre. 

Zu  Regierungsbaumeistern  sind  ernannt  worden:  die  Regierungs- 
bauführer Georg  Blaß  aus  Düsseldorf,  Friedrich  Eiser  aus  Steinheim, 
Kreis  Gießen,  und  Ernst  Schmitt  aus  Haarhausen,  Kreis  Siegen. 
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[Alle  Reohte  Vorbehalten  ] 


Nichtamtlicher  Teil. 

Schriftleiter:  Friedrich  Schultze  und  Richard  Bergius. 


Römische  und  romanische  Paläste. 


Zu  der  architekturgeschichtlichen  Untersuchung  von  Karl  M.  Swoboda.*) 


Swobodas  Untersuchungen  des  römischen  Palast-,  Wohn-  und 
Villenbaues  setzen  mit  dem  hellenistischen  Zustrom  in  der  römischen 
Kaiserzeit  ein.  Die  hellenistische  Baukunst  im  großen  wie  im  kleinen, 
Stadtanlage  und  Wohnhaus  beherrscht  der  peristyle  Hof.  Er  hat 
deshalb  auch  den  nachhaltigsten  Einfluß  auf  die  sich  rasch  ent- 
wickelnde römische  Architektur  gewonnen.  Besonders  leicht  scheint 


die  Übernahme  im  Palastbau  vor  sich  gegangen  zu  sein,  wie  das 
Beispiel  der  domus  augustana  zeigt,  dagegen  fügt  sich  die  neue  Raum- 
form dem  Wohnhaus,  dem  altitalischen  Atriumhaus  erst  nur  als 
Fremdkörper  an,  bis  zu  ihren  Gunsten  Atrium  unä  Tablinum  ver- 
nachlässigt und  beschnitten  werden  (Villa  des  Diomedes  bei  Pompeji), 
und  der  peristyle  Hof  oft  in  zweifacher  Anwendung  auch  hier  und 
in  der  Folge  im  Wohnbau  auf  dem  Lande  siegt.  „Bedeutendere  archi- 
tektonische Entwicklungsfähigkeit  wohnt  der  Peristylvilla  nicht  inne“ 
(S.  27).  Man  stieß  sich  auch  an  der  nüchternen  abweisenden  Fassaden- 
wirkung des  nach  orientalischer  Sitte  nach  innen  gerichteten  Hauses 
und  versuchte  durch  unorganisch  angelegte  oder  sogar  ringsum  ge- 
zogene Portiken  diesem  Mangel  abzuhelfen.  Als  eine  Übertragung 
neuer  Fassadenkompositionen  auf  die  peristylen  Villen-  und  Palast- 
anlagen stellt  sich  auch  das  goldene  Haus  des  Nero  dar  (S.  50).  „Das 
strenge  Festhalten  an  dem  geschlossenen  Peristylhof  als  Zentrum  des 
Wohnhauses  mußte  nun  anderseits  zu  einem  Konflikt  der  Einheit 
dieses  peristylen  Gesamtkomplexes  und  der  zunehmenden  Expansion 
an  Einzelräumen  führen“  (S.  22).  Dies  bringt  eine  weitgehende  Auf- 
lockerung des  Baugefüges,  besonders  in  den  Hofecken  mit  sich. 


Das  Peristylhaus  bietet  aber  auch  in  diesen  römischen  Varianten 
ebensowenig  Neues,  wie  das  oft  untersuchte  Atriumhaus.  Den 
Kern  der  Arbeit  Swobodas  bildet  die  nun  folgende,  als  eigener  Typus 
herausgearbeitete  Portikusvilla  — eine  Neubezeichnung — , von  der 
er  die  ganze  folgende  Entwicklung  abhängig  macht.  Es  blieb  bisher 
völlig  unbeachtet,  daß  die  große  Masse  der  uns  besonders  auf  dem 
Boden  der  nördlichen  römischen  Provinzen  erhaltenen  Villen  — in  Italien 
kennen  wir  fast  nur  städtische  Anlagen  — weder  dem  Atrium-,  noch 

*)  Wien  1919.  Kunstverlag  Anton  Schroll  u.  Ko.  280  S.  Format  4°. 
16  Tafeln.  Ungebunden  28  JC. 


dem  Peristylhause  entsprechen.  Zuerst  machte  Rostowzew  (Denkmal- 
pflege 190G,  S.  117)  auf  die  allgemein  verbreiteten  falschen  Vorstellungen 
aufmerksam,  die  wir  uns  bisher  von  römischen  Villenanlagen  bildeten, 
und  wies  unter  Benutzung  von  Gebäudedarstellungen  in  römischen 
Wandgemälden  auf  die  im  Gegensatz  zum  Atrium-  und  Peristylbau 
stehende  starke  Fassadenbetonung  im  römischen  Villenbau  bin  (Abb.  1). 
Swoboda  geht  der  Frage  auch  an  Hand  der  Grabungsbefunde  nach. 

Die  Grundform  der  einiachen  Portikenvillen  definiert  Swoboda 
wie  folgt:  „entweder  ein  langrechteckiges  Häuschen  mit  einer  Zimmer- 
reihe, davor  eine  Portikus  oder  bei  Zweigescbossigkeit  das  nämliche 
zweimal  übereinander“  (S.  39).  In  der  gelegentlich  bei  den  Ägyptern 
und  Chetitern  und  im  vorgeschichtlichen  Griechenland,  schließlich  in 
römischer  Zeit  in  Thera  und  Stabiae  vorkommenden  Reihung  von 
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Räumen  an  geschlossenen  Gän- 
gen glaubt  Swoboda  einen 
Vorläufer  des  Portikushauses, 
„das  Korridorhaus“  erkennen  zu 
dürfen,  dessen  Gangseite  sich 
erst  allmählich  zur  Portikus 
öffnet  und  Fassade  wird.  „Mit 
dem  Beginn  der  römischen  Welt- 
herrschaft mußte  die  Portikus- 
villa sich  bereits  dermaßen 
durchgesetzt  haben,  daß  für 
kleinere  Landhäuser  kein  anderer 
Bautypus  mehr  mit  ihr  wett- 
eifern konnte“  (S.  38).  Diese  ein 
rechteckiges  Gebäudemassiv  bil- 
dende Bauform  beugt  sich  dem 
Einfluß  der  Peristylvilla , wird 
ein-  oder  zweimal  im  rechten 
Winkel  geknickt  und  bildet  so 
wieder  einen  auf  zwei  oder  drei 
Seiten  umschlossenen  Hof.  Die 
wichtigste  Wandlung  aber, 
welche  die  nicht  im  Winkel 
geknickte  Portikusvilla  durch- 
macht, ist  die  Einspannung  ihrer 
Fassade  zwischen  Eckrisalite. 
Auch  hier  geht  Swoboda  in  seiner 
Entwicklungsreihe  über  die  turm- 
artigen  Eckverstärkungen  und 
Treppenhäuser  an  der  hellenisti- 
schen Stoa  zu  der  altorientali- 
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Abb.  3.  Gebäudegruppierung 
eines  Landsitzes  in  Anthee 
bei  Namur.  i : 4500. 

(Nach  Swoboda  Abb.  50,  S.  X03.) 


Abb.  4.  Villa  in  Fließem 
bei  Trier.  1 : isoo. 

(Nach  Swoboda  Abb.  66,  S.  135.) 


sehen  Architektur  zurück  und  zieht  Vergleiche  mit  den  Ecktürmen 
der  Eingangsportikeu  zu  den  Apadänas  der  persischen  Könige  in 
Pasargadae  und  Persepolis.  sowie  dem  Bit-Chiläni  der  Chetiter. 

In  der  Entwicklungsdarstellung,  wie  sie  Swoboda  bringt,  ist  noch 
sehr  viel  Hypothetisches  enthalten.  Von  der  hellenistischen  Villa 
wissen  wir  nichts  Sicheres.  Die  als  einfachste  Portikusvilla  definierte 
Form  wird  von  dem  nur  schwach  belegten  „Korridorhaus“  abgeleitet. 
Den  beiden  auch  abgebildeten  Beispielen  von  Korridorbäusern,  dem 
„Palazzo“  auf  Thera  und  der  Villa  in  Stabiae  fehlt  aber  vor  allem 
die  rechteckig  geschlossene  Umrißlinie.  Das  Portikushaus  läßt  sich 
deshalb  wohl  ungezwungener  auf  anderem  Wege  entstanden  denken, 
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Abb.  5.  Fondaco  dei  Turchi  in  Venedig  vor  der  Wiederherstellung. 


so  z.  B.  durch  Reihung  der  einfachen  Megaronhausform,  deren 
Prostasis  sich  so  zur  vorgelagerten  Halle  verbreitert,  oder  der  Peristyl- 
hof kann  sich  durch  Öffnen  einer  Seite  zu  dem  bei  Swoboda  erst 
wieder  durch  Zusammenschluß  dreier  einfacher  Portikenvillen  ge- 
bildeten U-Form  vereinfacht  haben.  Mit  dem  Kürzerwerden  dieser 
Seitenflügel  ist  der  Keim  zur  Portikusvilla  mit  Eckrisaliten  gegeben 
(vgl.  S.  90),  während  bei  völligem  Wegfall  die  gestreckte  Portikus- 
villa entsteht.  Ob  eine  solche  Wandlung  und  Vereinfachung  nicht 
schon  auf  hellenistischem  Boden  vor  sich  ging,  können  nur  Aus- 
grabungen lehren.  Daß  im  aufblühenden  römischen  Staat  zuerst  und 
besonders  am  Land  die  einfachste,  bescheidenste  Form  Aufnahme 
fand,  wäre  leicht  erklärlich.  Jedenfalls  ist  es  doch  auffällig,  wenn 
die  „Portikusvilla“  schon  in  ihrem  „frühen  Entwicklungstadium“  als 
halbes  oder  dreiviertel  und  später  als  volles  (S.  43)  Peristyl  nach- 
gewiesen werden  kann  und  sich,  wie  Swoboda  meint,  der  künst- 
lerischen Autorität  der  Peristylvilla  gebeugt  hat,  Von  zwei  dieser 


Abb.  6.  S.  Maria  della  Pieve  in  Arezzo  (um  1200  erb.). 


späten  Ausläufer  des  Portikusvillentypus 
sagt  Swoboda:  „In  dem  Prinzip  ihrer 
Grundrißverteilung  müssen  solche  Villen 
natürlich  an  Peristylvillen  erinnern,  doch 
beweist  schon  die  Zusammensetzung  ihrer 
einzelnen  Trakte,  welche  oft  getrennte 
Gänge  zwischen  sich  freilassen , daß  das 
Grundmotiv  auch  hier  die  einseitige  Por- 
tikusvilla bildet.“  Ob  wir  den  in  den 
toten  Ecken  auftretenden  Gängen  wirklich 
eine  derartige  entwicklungsgeschichtliche 
Bedeutung  beilegen  dürfen,  oder  ob  es  sich 
hier  doch  nur  um  eine  Auflockerung  des 
ursprünglichen  Hofgrundrisses  handelt,  der 
den  völligen  Auflösungen  und  Verein- 
fachungen parallel  geht? 

Können  wir  uns  mit  den  bisherigen 
entwicklungsgeschichtlichen  Annahmen 
und  ihren  Beweisen  nicht  völlig  einver- 
standen erklären,  so  erscheint  uns  die  Dar- 
stellung des  künstlerischen  Problems,  das 
in  der  Öffnung  des  geschlossenen  Peri- 
styles  liegt,  um  so  glücklicher.  Die  Porti- 
kusvilla als  „jüngere  Schwester“  der 
Peristylvilla,  oder  sagen  wir  lieber  deren 
drei  Töchter,  die  einfach  gestreckte,  die 
U-förmige  und  die  Risalit-gerahmte  Porti- 
kusvilla beherrschen  die  mittelrömische 
und  spätrömische  Zeit,  vor  allem  in  den  Provinzen.  Die  anfänglich 
nur  horizontale  Erstreckung,  welche  aber  eine  reiche  Ausbildung 
durch  Ausweichen,  Rundung  und  Staffelung  nach  der  Tiefe  erfährt 
und  so  zu  einem  lebhaften  plastischen  Relief  wird,  erhält  durch  Vor- 
und  Aufbauten  vertikale  Akzente,  erst  in  der  Mitte,  dann  auch  an 
den  Flügeln  (Abb.  1).  Ihre  Wirkung  ist  gerade  von  der  starken 
Horizontale  bedingt.  Im  2.  Jahrhundert  erlangen  diese  aus  der  bisher 
neutralen  Gebäudemasse  heraussteigenden  Akzente  immer  mehr  Be- 
deutung und  dreidimensionalen  Sinn.  Bei  drei  großen  Luxusvillen 
des  2.  Jahrhunderts  weist  Swoboda  nach,  wie  dieses  hinter  den  hier 
noch  peristylen  Portiken  aufsteigende  Gebäudemassiv  zu  immer 
stärkerer  vollräumiger  Wirkung  führt.  Die  ungemein  niedrigen  und 
absichtlich  bescheidenen  Portiken  bilden  die  vordere  Schauebene, 
ordnen  sich  aber  dem  dahinter  herausragenden  Gebäudemassiv  völlig 
unter,  das  jetzt  fernsichtige  Rezeption  erfordert.  Auch  auf  die 
Portikusvilla  wirkt  jene  Wandlung  der  künstlerischen  Gesinnung  eiD. 
Die  zunehmende  Akzentuierung  der  EckeD,  die  Herabdrückung  des 
Portikus  zu  einem  einenden  Band,  der  Wunsch  nach  körperlich  immer 
stärkerer  Wirkung  sind  die  Grundbedingungen  für  die  Verbreitung 
der  dritten  Tochterform  des  Peristyls,  der  Portikusvilla  mit  Eck- 
risaliten,  die  somit  als  letzter  Typus  in  breiter  Masse  Anfang  des 
2.  Jahrhunderts  einsetzt  und  besonders  klar  und  ausschließlich 
herrschend  in  den  erst  zu  dieser  Zeit  besiedelten  Provinzen  Ger- 
maniens  auftritt  (Abb.  2).  Allen  Merkmalen  und  Eigentümlichkeiten 
dieser  Villenform  ist  an  Hand  eines  mit  großer  Sorgfalt  gesammelten 
Materials  unter  Beigabe  zahlreicher  Grundrisse  liebevoll  nachgegangen. 
Wir  sehen,  wie  die  Verbindung  quer  durchs  Haus  zu  der  Rückfassade 
typisch  gelagerte  Durchgänge  erzeugt.  Die  Wucht  des  Rhythmus 
wird  an  den  Risaliten  durch  Staffelung  nach  außen  gedrängt  und  die 
so  entsteheride  Blickführung  zur  Gebäudemitte  durch  die  Seiten- 
kulissen ganzer  Reihen  kleiner  Nebengebäude  noch  weiter  verstärkt 
(Abb.  3).  Es  mögen  nicht  nur  die  ästhetischen  Vorteile  gewesen 
sein,  die  der  Eckrisalitfassade  durchweg  zum  Sieg  verhalfen,  so  daß 
sie  auch  vielfach  als  Zusatz  an  anderen  Grundrißbildungen  auftritt, 
sondern  vor  allem  auch  die  S.  86  nur  kurz  erwähnten  praktischen 
der  Stabilität  *und  Wohnlichkeit.  Der  Wunsch,  sich  eine  wind- 
geschützte, nach  Süden  gelegene,  sonnige  Vorhalle  zu  schaffen,  dürfte 
sogar  in  den  nördlichen  Provinzen  (für  Italien  konnte  der  Typus  nur 
durch  Schriftquelle  nacbgewiesen  werden  und  war  vielleicht  dort  auch 
selten!  S.  87)  ausschlaggebend  gewesen  sein.  In  dieser  Hinsicht  ist  zu 
bedauern,  daß  bei  den  vielen  Grundrißabbildungen  (wohl  schon  in  den 
Grabungsberichten)  die  Nordpfeile  manchmal  fehlen.  Das  Streben,  die 
zu  kubischen  Massen  gewordenen  Gebäudekerne  zusammenzuhalten, 
gipfelt  in  Anwendung  des  Risalitsystems  auf  allen  vier  Fronten  (Villa  in 
Fliessem,  Abb.  4)  und  hat  eine  Annäherung  an  das  syrische  Lagerschema 
zur  Folge,  mit  dem  sich  auch  die  Villa  Diocletians  in  Spalato  (um 
300  n.  Chr.)  fest  verbindet.  Hier  begegnen  wir  auch  den  letzten  an  Denk- 
mälern verfolgbaren  Wandlungen  als  Übergang  zur  völligen  Aufgabe 
von  Säule,  Gebälk  und  vertikaler  Entsprechung,  zum  dreidimensional 
geschlossenen  Baukristall,  dessen  Fassadenflächen  durch  rhythmische 
Reihen  von  Öffnungen  optisch  gegliedert  werden;  Öffnungen,  die 
nicht  die  Tektonik  des  Baues  versinnbildlichen,  sondern  lediglich  ein 
Leich terw erden  der  Masse  nach  oben  zum  Ausdruck  bringen. 
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Das  Auftreten  der  Villa  mit  Eckrisaliten  fixiert  Swoboda  für 
Italien  zwischen  das  Jahr  79  und  100  n.  Chr.  Dem  Grundriß  nach  ist  es 
die  letzte  Form,  die  römischer  Villenbau  angenommen  hat,  der  auch 
die  folgende  Entwicklung  bis  zum  Ende  des  Altertums  gehört.  Alle 
weitere  Entwicklung,  und  diese  bringt  erst  die  radikale  Abkehr  vom 
Hellenismus,  vollzieht  sich  lediglich  im  Aufriß.  Hieraus  ergeben  sich 
naturgemäß  außergewöhnliche  Schwierigkeiten  für  die  Forschung  und 
eine  große  Unsicherheit  der  Beweise.  Swoboda  ist  gezwungen,  seine 
aus  dem  Vorausgehenden  erschlossene  Entwicklungslinie  in  der  Fortfüh- 
rung fast  ausschließlich  durch  Bildwerke,  schwerdeutbare  afrikanische 
Mosaiken,  durch  literarische  Quellen  und  posthume  Werke  zu  stützen. 

Nur  in  einem  Gebiet  sind  uns  für  diese  dunkelste  Zeitspanne 
vom  4.  bis  6.  Jahrhundert  Beispiele  erhalten  und  noch  dazu  in  über- 
reicher Fülle,  in  Syrien.  Aber  eben  da  hat  der  Wohn-  und  Villenbau 
an  dem  geraden  Gebälk  und  der  Säule,  bezw.  dem  Pfeiler  festgehalten. 
Swoboda  sucht  diese  Erscheinung  als  eine  ausnahmsweise  konservativ- 
hellenistische lokale  Strömung  zu  deuten  und  trotzdem  die  stilistische 
Einwirkung  Roms  nachzuweisen.  Recht  interessant  ist  in  dieser 
Richtung  Swohodas  Auffassung  von  dem  gleich  einem  Gitterwerk  den 
massiven  Kernbau  einhüllenden  Stützensystem  des  Pandocheion  in 
Turmanin.  Für  die  vielumstrittene  Fassade  von  Amida  glaubt  Swo- 
boda sogar  einen  Rückfall  ins  Hellenistische,  eine  späte  lokale  helle- 
nistische Renaissance  im  12.  Jahrhundert  annehmen  zu  können. 

Der  Amidafassade  stellt  Swoboda  im  selben  Kapitel  die  ungefähr 
gleichzeitige  des  Fondaco  dei  Turchi  in  Venedig  gegenüber  (Abb.  5). 
Er  erkennt  in  ihr  alle  wesentlichen  Merkmale  der  spätesten  Entwick- 
lungsphase römischer  Villen  mit  Eckrisaliten,  faßt  sie  als  ein  in 
der  ebenfalls  außerordentlich  konservativ  arbeitenden  Lagunenstadt 
petrifiziertes  Beispiel  einer  solchen  auf,  die  zugleich  den  Übergang 
zum  romanischen  Palast  darstellt,  und  löst  sie  von  der  bisher  nach 
Beylies  Vorantritt  allgemein  angenommenen  Abhängigkeit  mit  Byzanz 
los.  Bei  Byzanz  und  Venedig  handelt  es  sich  nach  Swoboda  nur 
um  eine  gemeinsame  Quelle,  und  diese  ist  für  ihn  die  spätrömische 
Reichskunst. 

Den  nächsten  Fixpunkt  sucht  Swoboda  in  dem  Palas  der 
Wartburg  zu  gewinnen.  Er  stellt  hier  den  Zusammenhang  mit  der 
römischen  Tradition  an  Grundriß  und  Fassade,  an  den  Eckrisaliten 
und  den  dazwischen  eingespannten  Bogenstellungen  fest.  Die  Unter- 
schiede gegenüber  dem  Fondaco  dei  Turchi  aber  weisen  ihn  einesteils 
auf  lokale  Differenzierung,  auf  eine  kompaktere  Erhaltung  der  Mauer- 
masse, andernteils  auf  eine  nördlich  der  Alpen  eingetretene  romanische 
Eigenentwicklung  hin,  deren  Anzeichen  in  Gruppenteilung  der  Öff- 
nungen, Stützenwechsel  und  Lisenensystem  beruhen.  Auf  die  Frage 
nach  der  Herkunft  dieser  neuen  Gliederungsysteme  zieht  Swoboda 
den  ravennatischen  Kirchenbau  und  das  gleichzeitige  Erscheinen  in 
Byzanz  heran.  Da  die  karolingischen  Pfalzen  zwar  manche  An- 
zeichen typengeschichtlicher  römischer  Überlieferung  bieten,  aber  im 
übrigen  als  Zwischenglied  ausscheiden,  hält  Swoboda  für  die  Ent- 
stehung der  Wartburg  nach  Vergleich  mit  den  weniger  vollständig 
erhaltenen  Palasarchitekturen  in  Wimpfen,  Gelnhausen  und  Müuzen- 
berg  den  Weg  über  Frankreich  am  wahrscheinlichsten  (S.  223).  Im 
Anschluß  an  die  Besprechung  der  Pfalzen  erörtert  Swoboda  die 
Fragen  der  Trennung  und  Gruppierung  von  Wohn-  und  Saalbau  und 


Wirtschaftsgebäuden.  Er  läßt  die  karolingischen  Wirtscbaftshöfe  von 
der  bei  den  spätrömischen  Landsitzen  herausgebildeten  völligen  Iso- 
lierung aller  Nebengebäude  abhängen,  nimmt  dagegen  für  die  Pfalzen 
wegen  ihrer  rechtwinkligen,  teils  peristylen  Höfe  byzantinisch -helle- 
nistischen Einfluß  an.  Die  frühmittelalterliche  Dynastenburg  (z.  B. 
Rinteln,  S.  245)  steht  zwischen  beiden  Siedlungsformen,  indem  sie 
ihre  Gebäude  ohne  gegenseitigen  tektonischen  Zusammenschluß  zur 
fortifikatorischen  Verstärkung  gleich  den  spätrömischen  Kastellen  an 
eine  unregelmäßig  verlaufende  Ringmauer  anlegt.  Auch  dies  sind 
interessante  Fingerzeige,  die  einer  eingehenden  Spezialforschung 
dienen  können. 

Als  einen  Sonderfall  seines  Themas  behandelt  Swoboda  in  dem 
letzten  Kapitel  den  städtischen  Palast,  d.  h.  den  Fall,  in  dem  sich 
die  Wohnanlage  einem  Straßenzug  und  der  Umbauung  unterwirft. 
Gerade  die  offenen  tiefräumigen  Bildungen  der  Portikusfassade  ließen 
sich  hier  nicht  anwenden.  Eckrisalite  waren  wegen  der  Kontinuität 
der  Straßenfluchten  unmöglich.  Trotz  alledem  nimmt  die  Verbreitung 
und  die  Bedeutung  des  Hofes  schon  in  mittelrömischer  Zeit  zugunsten 
vorgehlendeter  Portiken  ah;  erst  in  spätrömischer  Zeit  erfolgt  die  ent- 
scheidende Umwandlung  durch  Einführung  gewölbter  Bogen  im  Erd- 
geschoß und  einer  einheitlichen  Frontebene  und  Gliederung  derselben 
durch  den  Rhythmus  kleiner  Fensteröffnungen  über  den  Arkaden. 
Das  Verschwinden  der  bis  dahin  noch  vorgelegten  Portiken  in  die 
Mauer  schließt  den  kubischen  Körper  des  Baues  völlig.  Von  hier 
schlägt  Swoboda  Brücken  zu  den  mittelalterlich -italienischen  und 
französischen  Stadtpalastfassaden  mit  ihren  Lauben  und  zieht  bei 
dem  Mangel  an  erhaltenen  Denkmalen  auch  sakrale  Bauten  und  deren 
Blendarkaden  heran.  So  sieht  er  in  der  Kirche  S.  Maria  della  Pieve 
in  Arezzo  eine  getreue  Nachbildung  einer  spätrömischen  Straßenfront 
(Abb.  6),  wodurch  selbst  die  Sakralbauten  Pisas  und  Luccas  noch 
von  der  römischen  Palastentwicklung  abhängig  würden. 

In  letzter  Linie  geht,  wie  wir  sehen,  die  Untersuchung  weit  über 
die  Verfolgung  eines  einzelnen  Bautypus  hinaus;  sie  dreht  sich  um 
eines  der  aktuellsten  und  größten  kunstgeschichtlichen  Probleme  der 
Gegenwart,  das  Strygowski  1903  Orient  oder  Rom  getauft  hat.  Wer 
ein  Anhänger  der  „römischen“  Schule  ist,  wird  vieles  leichter  hin- 
nehmen und  williger  folgen.  Wer  aber  nicht  so  fest  auf  diese  Rich- 
tung eingeschworen,  dem  dürften  tausend  Fragen  aufsteigen,  die 
natürlich  nicht  in  dem  knappen  Rahmen  einer  Besprechung  berührt 
werden  können  und  die  wohl  auch  ein  Buch  von  annähernd  300  Seiten 
füllen  möchten.  Der  Autor  wird  am  besten  die  Schwächen  seiner 
Beweisketten  gefühlt  haben.  Oft  und  oft  weist  er  auf  die  Lücken- 
haftigkeit des  Materials,  auf  die  sich  immer  wieder  auftuende  Kluft 
zwischen  Antike  und  frühem  Mittelalter  hin;  so  nennt  er  die  Unter- 
suchung im  Vorwort  auch  nur  einen  Versuch.  Wenn  wir  also  auch 
nicht  glauben,  daß  Swohodas  Buch,  wie  es  kürzlich  in  einer  Rom 
gegen  den  Orient  ausspielenden  Besprechung  hieß,  in  seinen  Haupt- 
linien Inventargut  unserer  kunstgeschichtlichen  Erkenntnis  wird,  so 
ist  es  doch  ein  überaus  reiches,  nützliches  und  auf  einem  wegen  seiner 
außerordentlichen  Schwierigkeiten  kaum  beschrittenen  Gebiet  kühn 
vorandringendes  Werk.  Vielleicht  mag  es  einmal  einen  Grundstein 
geben  zu  der  Lösung:  Orient  und  Rom. 

Karlsruhe.  K.  Wulzinger. 


Knickung  und  Biegung. 

Vom  Ministerialrat  S)r.=3n9-  Ellerbeck  in  Berlin. 

Über  die  in  dem  gleichnamigen  Aufsatz  auf  S.  437  des  Jahrg.  1920 
d.  Bl.  mitgeteilten,  von  S.  58  desselben  Jahrgangs  wiederholten  Nähe- 
rungsformeln 7 der  Knicksicherheit  und  der  Biegungsbeanspruchung1) 
und  insbesondere  über  deren  Herleitung  sind  mir  Auffassungen  und 
Bedenken  bekannt  geworden,  die  zu  folgenden  Ausführungen  Anlaß 
geben. 

Die  Formeln  sollen  zur  praktischen  Anwendung  für  die  Quer- 
schnittermittlung dienen,  solange  wie  nicht  Erfahrungen  oder  Fort- 
schritte der  theoretischen  Erkenntnis  etwas  Besseres  bringen,  mehr 
nehmen  sie  nicht  für  sich  in  Anspruch.  Ihr  Anwendungsbereich  be- 
schränkt sich  nach  der  gegebenen  Herleitung  auf  den  insbesondere 
für  die  Berechnung  von  Stützen  wichtigen  Fall,  daß  für  Knickung 
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!)  Die  Näherungsformeln  lauten: 
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bezw.  7 b) 
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(bezogen  auf  den  ausschließlich  durch  die  Achskraft  P belastet  ge- 
dachten Stab  und  die  in  dem  betreffenden  Fall  maßgebende  Knickgl.), 
'Bd  die  zulässige  Druckspannung,  M das  Angriffsmoment,  W das 
Widerstandsmoment  usw. 


worin  bedeuten:  r = 7J  den  Sicherheitsgrad  des  Stabes  gegen  Knicken 


und  Biegung  dieselbe  Trägheitshauptachse  maßgebend  ist.  Sie  sollen 

p 3/ 

in  gewissen  Fällen,  für  die  sich  die  Beziehung  ^ Bd  als  un- 

zureichend erweist,  an  deren  Stelle  treten,  wobei  sie  eine  sachgemäße 
Abstufung  der  zuzulassenden  Spannungsgrenzwerte  B bewirken  (sich 
aber  nicht  etwa  mit  irgendeiner  neuartigen  Ermittlung  von  Span- 
nungen ff  oder  von  „Knicklasten“  befassen).  Bei  ihrer  Aufstellung 
ist  stillschweigend  vorausgesetzt,  daß  das  maßgebende  Angriffsmoment 
an  derselben  Stelle  auftritt  wie  die  größte  Knickgefahr  (also  im  all- 
gemeinen in  Stahmitte),  insofern  als  der  Wert  Bk  nur  für  .diesen 
Querschnitt  gilt.  Wendet  man  die  Formeln  auch  in  anderen  Fällen 
an,  z.  B.  bei  unsymmetrischer  Belastung  unter  Einsetzung  des  Höchst- 
momentes, so  geschieht  das  zugunsten  der  Sicherheit. 

Der  Fall,  daß  für  die  Beanspruchungen  auf  Biegung  und  auf 
Knicken  verschiedene  Trägheitshauptachsen  maßgebend  sind,  ist  für 
Hochbauten  von  geringerer  Bedeutung;  auch  z.  B.  bei  den  an  Stelle 
von  Querwänden  zur  Aussteifung  von  Gebäuden  dienenden  Unter- 
zügen liegt  regelmäßig  der  einfachere  Fall  vor,  da  diese  gegen  seit- 
liches Ausknicken  durch  die  zwischengenieteten  Träger  reichlich  ge- 
sichert zu  sein  pflegen. 

Die  in  der  Abb.  auf  S.  438  a.  a.  O.  dargestellte  einfache  Art  der 
Querschnittzerlegung  war  nur  zur  Veranschaulichung  gewählt;  maß- 
gebend für  die  Herleitung  ist  lediglich  eine  Befriedigung  der  Gl. 
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Fi‘.  Fa:F—  Wp.  Wa:  W=  Jp.  Jp.J,  für  deren  ganz  allgemeine  und 
einwandfreie  Erfüllung  mir  folgende  freilich  weniger  anschauliche  Zer- 
legungsart vorschwebte:  von  jedem  Flächenelement  dx-  dy  des  Quer- 
schnitts F werde  ein  entsprechender  Anteil  (man  könnte  auch  sagen, 
ein  entsprechender  Anteil  seiner  Widerstandsfähigkeit)  als  zur 
Fläche  F-l,  der  Rest  als  zur  Fläche  F2  gehörig  betrachtet,  dann  bleibt  — 
im  Gegensatz  zu  dem  Veranschaulichungsbeispiel  der  Abbildung  — 
jede  Symmetrie  und  jede  Achsenlage  des  ganzen  Querschnitts  auch 
für  die  Teile  erhalten.  Auf  Ausführbarkeit  der  nur  gedachten  Zer- 
legung oder  Zusammenhang  der  Teile  wird  kein  Wert  gelegt,  denn 
der  Gedankengang  der  Herleitung  läßt  sich  ganz  unabhängig  davon 
wie  folgt  wiedergeben:  die  für  Biegung  und  Druck  allgemein  an- 
p m 

erkannte  Beziehung  ö = — -j-  läßt,  wie  dargetan,  die  naheliegende 
p M 

Deutung  zu,  als  würde  von  einem,  -==  von  dem  anderen  Quer- 
Jo  W 

Schnittsbestandteil  aufgenommen.  In  möglichst  vollkommener  Über- 
einstimmung damit  ist  für  Biegungs-  und  Knickbeanspruchung  eine 
einfache,  eine  ganz  entsprechende  Deutung  zulassende  Beziehung  auf- 

p ]\i 

gestellt.  Die  Gl.  -j-  -=^r  Bd  ist  als  für  Knickbeanspruchung  nicht 

voll  befriedigend  nachgewiesen;  die  als  notwendig  erkannte  Quer- 
schnittvergrößerung wurde  so  bemessen,  daß  sie  derjenigen  Verstär- 
kung entspricht,  die  man  für  ausschließlich  durch  Achskräfte  be- 
anspruchte Stäbe  mit  Rücksicht  auf  die  Knickgefahr  verlangt.  (Die 
Unterstellung  eines  Zerlegens  war  dabei  eben  notwendig,  um  für  die 
von  P abhängige  Verstärkung  einen  geeigneten  Maßstab  zu  gewinnen.) 
Man  gelangt  damit  zu  einer  Beziehung,  die  zwischen  den  als 

p 

zutreffend  anerkannten  Gleichungen  -^-<L© k (für  Knickung)  und 
M 

^ < Bd  (für  Biegung)  in  der  gleichen  Weise  eine  Einschaltung  darstellt, 
p m 

wie  die  Gl.  -f  ^ < ©^  als  Übergang  zwischen  den  Gleichungen 
p m 

p ^ (für  Druck)  und  ^ ^ Bd  aufgefaßt  werden  kann  und  die 
zwischen  den  Spannungsgrenzwerten  Bd  und  Bk  stetig  vermittelt. 


Um  das  sinnfällig  zu  machen,  sind  in  nebenstehender  Abb.  1 zu- 
sammengehörige Grenzbelastungen  P und  M für  einen  auf  Achskraft 
und  Biegung  beanspruchten  Stab  dargestellt.  Der  Auftragung  sind 
die  eingeklammerten  Zahlenwerte  zugrunde  gelegt,  die  für  den  auf 
S.  59  a.  a.  0.  als  „Säule  II“  behandelten  Stab  gelten.  (Die  für 
„Säule  III“  geltenden  Linien  sind  punktiert  hinzugefügt.) 

„ P M p M 

Die  Beziehung^  + w = ®d  oder  + wird 

durch  die  Gerade  AB  (gültig  auch  für  Säule  III)  wiedergegeben,  die 
aber,  da  ©&  < ©d,  nur  bis  zu  der  im  Abstand  Bk-F  zur  M-  Achse 
gezogenen  Parallelen  CD  Geltung  hat;  darüber  hinaus  fehlt  dem  Stab 
die  zur  Aufnahme  der  Achslast  P verlangte  Knicksicherheit.  Die 
Abhängigkeit  zwischen  M und  P nach  dem  dieser  Beziehung  ent- 
sprechenden  Berechnungsgang  wird  demnach  durch  den  gebrochenen 
Linienzug  ADC  (bezw.  A Dm  Cm  für  Säule  III)  wiedergegeben.  Der 


zu  AB  parallelen  Geraden  FC  würde  die  Gl. (- 

sprechen. 

Nun  ist  Bk  = ^ = ~ — V-  und  demnach  = 
v-FF-v  v 

geht  die  zur  Erörterung  stehende  Gl.  7 b über  in  ^ = ( 

W 

P M 

°der  F&k  W-Bd  = 1- ^ Diese  Gleicbung  wird 

Gerade  AC  dargestellt. 


M 

W 


= ©/o  ent- 


Damit 

p@t) 

aber  durch  die 


F-Bk' 

1 


-)  Vervielfältigt  man  beide  Seiten  der  Gleichung  mit  ©,?,  so  ge- 
langt man  zu  der  seinerzeit  von  Krohn  im  Jahrg.  1917  d.  Bl.,  S.  441. 
angegebenen  Form  der  Beziehung. 


Eine  Anwendung  des  empfohlenen  Berechnungsweges  an  Stelle 
P M 

der  Gl.  p,  -j-  ^ < B,i  ist  also  gleichbedeutend  mit  einem  Ersatz 

des  gebrochenen  Linienzuges  ADC  durch  die  Gerade  Ausgleich- 
linie — AC.  Wandert  mit  zunehmender  Schlankheit  des  Stabes  der 
Punkt  C auf  der  Strecke  B 0,  so  dreht  sich  die  Gerade  A C,  aus- 
gehend von  der  Anfangslage  AB  um  G.  Es  handelt  sich  dabei  ledig- 
lich um  eine  sachgemäße  Abstufung  der  Spannungsgrenzwerte  zwischen 
den  als  festgesetzt  zu  betrachtenden  Werten  Bk  und  Bd’,  statt  daß 
der  Spannungsgrenzwert  schon  beim  Punkt  C plötzlich  von  Bk  auf 
Bd  springt,  durchläuft  er  je  nach  dem  Anteil,  den  das  Biegungs- 
moment an  der  Gesamtbelastung  hat,  in  stetiger  linearer  Zunahme 
alle  Werte  von  Bk  bis  Bd- 

Vom  Standpunkt  rein  praktischer  Anschauung  wäre  dazu  noch 
zu  sagen:  Die  Bestimmungen  unter  D.  1.  7.  der  Hochbaubelastungs- 
vorschriften sollen  bei  gleichzeitigem  Auftreten  von  Knicken  und 
Biegung  tunlichst  dieselbe  Sicherheit  gewährleisten,  die  bei  ausschließ- 
lich achsrechter  Belastung  durch  Anwendung  der  Knickgleichung  er- 
zielt wird.  Dieser  Zweck  wird  bei  einer  Berechnung  nach  der  Kanten- 
pressung usw.  in  gewöhnlicher  Art,  also  entsprechend  dem  Linienzuge 
ADC,  schlechterdings  nicht  erreicht,  denn,  wie  die  Darstellung  deutlich 
erkennen  läßt,  kann  dabei  zu  einer  die  Knicksicherheit  ganz  oder 
nahezu  bis  zur  zulässigen  Grenze  erschöpfenden  Achskraft  ein  bei 
schlanken  Stäben  recht  erhebliches  Angriffsmoment  hinzutreten,  ohne 
daß  die  Rechnung  überhaupt  eine  Querschnittsverstärkung  als  not- 
wendig nach  weist  usw.  Die  gebrochene  Linie  ADC  für  die  praktische 
Anwendung  durch  eine  andere  die  Punkte  A und  C verbindende  Linie 
zu  ersetzen,  war  daher  zwingendes  Bedürfnis.  Über  die  richtigste 
Form  der  Ersatzlinie  geben  Theorie  und  Erfahrung  keine  befriedigende 
Auskunft  (übrigens  ist  ja  auch  die  Lage  des  Punktes  C auf  der  P- Achse 
noch  stark  umstritten);  für  Druck  und  Biegung  gilt  anerkannt  die 
Gerade  A B,  unter  diesen  Umständen  ist  es  naheliegend  und  erscheint 
vom  Standpunkt  der  praktischen  Anwendung  beinahe  geboten,  für 
Knicken  und  Biegung  die  durch  die  Gerade  AC  dargestellte  Beziehung 
zu  wählen  — auch  ohne  Kenntnis  der  gegebenen  Herleitung,  durch 
welche  die  gewählte  lineare  Abhängigkeit  des  Spannungsgrenzwertes  © 
von  dem  Anteil  des  Momentes  an  der  Gesamtbeanspruchung  näher 
begründet  wird.  Einwände  gegen  die  theoretische  Richtigkeit  dieser 
Herleitung  verlieren  unter  dem  Zwange,  eine  praktisch  brauchbare 
Regel  aufzustellen,  an  Bedeutung,  umsomehr,  als  sich  ja  auch  sonst 
für  die  Wahl  der  zulässigen  Grenzbeanspruchungen  nicht  immer  un- 
anfechtbare Begründungen  geben  lassen,  man  denke  nur  an  die  Wahl 
des  geforderten  Knioksicherheitgrades  bei  Anwendung  der  Tetmajer- 
gleichung! 

(Wie  nicht  zu  verkennen  ist,  behalten  die  vorstehenden,  an  Abb.  1 
anknüpfenden  Erörterungen  ihre  Gültigkeit  auch  für  den  Fall,  daß 
für  Biegungsbeanspruchung  und  Knickung  verschiedene  Trägheits- 
hauptachsen maßgebend  sind,  z.  B.  für  Biegung  die  Achse  X,  für 
Knickung  die  Achse  T ; man  muß  dann  nur  W auf  Achse  X,  Bk  auf  Y 
beziehen.  Läßt  man  auch  für  diesen  Fall  die  Gerade  AC  gelten,  so 
bedeutet  das,  daß  auch  die  Gl.  7 ihre  Geltung  behält  mit  der  Maß- 
gabe, daß  W auf  die  Achse  X,  dagegen  v und  v‘  auf  Y bezogen 
werden  müssen.  Bei  der  oben  angegebenen  allgemeinen  Zerlegung 
jedes  Flächenelementes  würde  auch  die  ursprüngliche  Herleitung 
bestehen  bleiben  mit  der  Änderung,  daß  der  Wert  W auf  die  Achse  X, 
dagegen  die  Werte  J , Bk,  v,  v‘  auf  Y zu  beziehen  sind.  Der  Verfasser 
hat  indes  eine  Anwendung  der  Formeln  auch  auf  diesen  Fall  bislang 
nicht  in  Vorschlag  gebracht  und  möchte  eine  Erörterung  darüber 
binausschieben,  bis  die  Formeln  für  ihre  nächstliegende  Anwendung 
Zustimmung  gefunden  haben  ; die  folgenden,  zur  weiteren  Stützung 
der  Formeln  zu  machenden  Ausführungen  sind  meist  an  die  Voraus- 
setzung gebunden,  daß  für  Knicken  und  Biegung  dieselbe  Trägheits- 
hauptachse maßgebend  ist.) 

Vergrößert  man,  wie  das  zuweilen  geschieht,  zur  Berücksichtigung 
der  Knickgefahr  das  Angriffsmoment  um  ein  Zusatzmoment  von  der 

p . I p . i 

Größe— z.  B.  , ersetzt  also  das  Angriffsmoment  in  gewöhn- 

P • l 

lichem  Sinne  M0  durch  M“  — M0  -j — und  wendet  dann  die  Glei- 

Ä. 

P M" 

chung  an  + so  gelangt  man  zu  einem  Werte  M0,  der 

in  der  Darstellung  der  Abbildung  gleichfalls  durch  eine  Gerade 
wiedergegeben  wird,  die  durch  den  Punkt  A führt,  die  aber  je 
nach  der  Wahl  von  K unter  oder  über  C verläuft.  Für  F=200 
würde  sich  im  vorliegenden  Beispiel  (Säule  II)  zufällig  fast  genau  die 
Linie  AC  ergeben,  das  Verfahren  also  für  alle  Werte  P mit  größter 
Annäherung  zu  demselben  Ergebnis  führen,  wie  der  zur  Erörterung 
stehende  Rechnungsgang;  für  kürzere  Stäbe  gleichen  Querschnitts, 
also  bei  einer  Lage  des  Punktes  C weiter  rechts,  würde  die  zur 
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Darstellung  von  M0  dienende  Gerade  unter  C,  für  längere  Stäbe  (Iber  C 
verlaufen.  Wählt  man  den  zunächst  willkürlichen  Wert  K stets  so, 
daß  die  zur  Darstellung  von  M0  dienende  Gerade  jedesmal  durch 
den  anderweit  schon  festgelegten  Punkt  C hindurchgeht,  so  stimmt 
das  Ergebnis  restlos  mit  dem  des  vorgeschlagenen  Verfahrens  überein 

(“il  K=;W%ä-eii))  U5W- 

Nimmt  man,  was  freilich  in  der  Hochbaupraxis  im  allgemeinen 
nicht  üblich  ist,  auf  die  Wirkung  des  Momentes  der  Kraft  P am 
Hebelarm  der  Durchbiegung  Rücksicht,  oder  — was  genau  dasselbe 
besagt  — macht  man  Gebrauch  von  den  z.  B.  im  Hüttentaschenbuch, 
22.  u.  23.  Auflage,  I.  Band,  S.  578,  579  mitgeteilten  genauen  Gleichungen 
für  Druck  und  Biegung  oder  von  einer  diese  ersetzenden  Näherungs- 
formel (vgl.  dazu  auch  S.  58/59  des  Jahrg.  1920  d.  Bl.,  Gl.  13  bis  18), 3) 
so  ändert  das  an  der  vorigen  Betrachtung  zunächst  nicht  viel,  gestattet 
aber  ein  schärferes  Eingehen  auf  die  grundlegenden  Verhältnisse.  An 
Stelle  des  Momentes  im  gewöhnlichen  Sinne  M0  tritt  dann  das 
Moment  M‘  — M0  -f-  P ■ f (gilt  nur  für  Stabmitte,  es  sei  Symmetrie 
vorausgesetzt).  Zur  Darstellung  von  Mo  = M' — Pf  treten  dann  an 
Stelle  der  Geraden  AD,  AG  die  darunter  gestrichelt  dargestellten 
Kurven  AD'  und  AG.  (Die  Ordinaten  der  dargestellten  Kurven  sind  für 
den  Sonderfall  der  Säule  II  und  nahezu  gleichförmig  verteilte  Belastung 
ermittelt,  dabei  ist  die  für  den  vorliegenden  Fall  mehr  als  hinreichend 
genaue  Näberungsgleichung  IG  auf  S.  59  a.  a.  0.  benutzt,  vgl.  Fuß- 
note 3.)  Gegen  den  Linienzug  AD'G  sprechen,  wenn  auch  etwas  ab- 
geschwächt, noch  dieselben  Bedenken,  wie  gegen  ADC. 

Liegt  beispielweise  eine  gleichförmig  verteilte  Belastung  Q vor, 
so  kann  man  zwar  vermittels  der  auf  Integration  der  Gleichung 


EJ 


d2y  _ 
clx 2 


-Mx  = - 


Q ■ x{l  — x)  _ p 
2 1 J 


beruhenden  und  daher  einwandfrei  genauen  Beziehung 


. _P  , QEJ  ( 1 

hP.w[  cos  f~W 
V M EJ 


Mo  + P-f 
W 


(vgl.  Gl.  10  auf  S.  58  bezw.  die  entsprechende  Gl.  im  Hüttentaschenbuch 
an  der  angegebenen  Stelle)  oder  vermittels  eines  entsprechenden 
Näherungswertes  (vgl.  insbesondere  Gl.  13  a.  a.  0.,  s.  Fußnote  3) 
den  Wert  Omax  genau  und  einwandfrei  berechnen.  Die  Beziehung 
Omax  < Sd,  der  die  Kurve  AD'  entspräche,  genügt  aber  nicht  zu  einer 
einwandfreien  Querschnittsbestimmung,  weil  sie  auf  Knicksicherheit 
keine  Rücksicht  nimmt.  (Der  Wert  3d  gilt  für  den  Fall,  daß  G mit 
den  Belastungen  proportional  wächst,  was  hier  nicht  zutrifft;  wie 
ein  Blick  auf  die  vorstehende  Gleichung  lehrt,  würde  ömax  bei  einer 
Annäherung  der  Achskraft  P an  die  Eulersche  Knicklast  sogar 
über  alle  Grenzen  wachsen.)  Für  zwei  Grenzfälle  der  Gleichung, 
nämlich  für  P = 0 und  für  M — 0 sind  die  Spannungsgrenz- 
werte mit  S d und  S k festgesetzt,  für  die  dazwischen  liegenden 
Fälle  verlangen  die  vorgeschlagenen  Formeln  in  Ermanglung  genauer 
Unterlagen  auch  gegenüber  den  aus  der  schärferen  Ermittlung  sich 
ergebenden  ömax -Werten  eine  lineare  Abstufung  der  Spannungsgrenz- 
werte zwischen  den  Grenzen  <&a  und  @£.  Genaueste  Berücksichtigung 
des  Momentes  der  Kraft  P am  Hebelarm  der  Durchbiegung  wird  da- 
durch also  nicht  beeinträchtigt  (war  vielmehr  in  den  Beispielen  auf 


3)  Diese  Gleichungen  lauten:  a)  für  einen  Stab,  der  durch  eine 
beliebige  symmetrische  Querbelastung  und  eine  Achskraft  P bean- 
sprucht wird: 

13)  y-~  f ' fo, 

worin  bedeuten: 

/ü  die  Durchbiegung  in  Trägermitte  infolge  der  Querbelastung, 
/'  die  Gesamtdurchbiegung  in  Trägermitte  (unter  Berücksichti- 
gung der  Wirkung  des  Momentes  der  Kraft  P am  Hebelarm 
der  Durchbiegung), 

y — 71  den  Knicksicherheitsgrad  nach  der  Eulergleichung, 

b)  Ist  die  Querbelastung  gleichförmig  verteilt,  so  gilt  weiter: 


16) 

worin 


Mn  = -44 


qP 


das  Größtmoment  infolge  der  Querbelastung, 


M das  Größtmoment  unter  Berücksichtigung  des  Momentes  der 
Kraft  P am  Hebelarm  der  Durchbiegung, 
c)  Wirken  auf  einen  Stab  zwei  an  den  Stabenden  angreifende, 
der  Stabachse  parallele,  in  gleichem  Sinn  um  das  Maß  e exzentrische 
Kräfte  P,  so  gilt  entsprechend: 

14)  f~  4 • — — und  18)  M ~ 4 + 0»25  . p . e. 

Darin  hat  v die  soeben  angegebene  Bedeutung  usw. 


S.  59  a.  a.  0.  durcbgeführt),  ist  aber,  wie  die  Darstellung  zeigt,  von 
verhältnismäßig  nicht  großem  Einfluß  auf  das  Ergebnis.  — 

Wie  dargetan,  läßt  sich  auch  bei  Berücksichtigung  des  Momentes 
der  Kraft  P am  Hebelarm  der  Durchbiegung  in  den  zur  Erörterung 
stehenden  Fällen  die  Gl.  Umax  <£©d  nicht  ohne  weiteres  zur  Quer- 
schnittsbestimmung benutzen.  Man  kann  nun  auch  von  der  Beziehung 
Umax  — o*  ausgehen,  worin  G*  einen  wesentlich  höheren  Wert  als  3d, 
z.  B.  die  Proportionalitätsgrenze  ap  oder  die  Quetschgrenze  Gq  be- 
zeichnet, und  den  daraus  sich  ergebenden  Wert  P*  gewissermaßen  als 
Knicklast  für  den  Fall  gleichzeitiger  Beanspruchung  auf  Biegung 
und  Knicken  betrachten,  von  der  demnach  ein  angemessener  Bruchteil. 

Jp* 

z.  B.  P—  -v  als  zulässige  Achskraft  anzusehen  wäre.4)  Sofern  nur 

ff*  > 3/t,  ergibt  sich  bei  diesem  Verfahren  für  M*  = 0 als  Grenzwert 
von  P*  stets  die  Eulersche  Knickkraft,  und  zwar  auch  dann  noch 
wenn  man  an  Stelle  der  genauen  Gleichungen  von  einer  der  aut 
S 58/59  a.  a.  0.  mitgeteilten  Näherungsformeln  13  bis  18  Gebrauch 
macht  (vgl.  Fußnote  3).  Durch  gewisse  Umformungen  kann  man 
auch  an  die  Ergebnisse  anderer  Knickgleichungen  anschließen.  Wählt 
man  v*  — v‘,  so  ergeben  sich  demnach  an  dieser  Grenze  auch  für  P 
die  gleichen  Werte  wie  aus  den  Knickgleichungen  für  ausschließlich 
achsrecht  belastete  Stäbe.  Innerhalb  des  Bereichs  der  „elastischen 
Knickung“  ist  das  Verfahren  noch  ziemlich  leicht  durchführbar,  mit 
er*  < Gp  haben  die  grundlegenden  Gleichungen  ohne  Einschränkung 
Geltung;  außerhalb  dieses  Bereichs  ist  man  auf  Näherungsverfahren 
ziemlich  verwickelter  Art  angewiesen. 

Handelt  es  sich  beispielweise  um  eine  exzentrisch  am  Hebelarm  e 
wirkende,  zur  Stabachse  parallele  Kraft  P,  so  gilt  nach  Formel  18 
auf  S.  59  a.  a.  0.  (vgl.  Fußnote  3) : 

_P  , v -f-  0,25  P • e P v + 0,25  M0 

ffmax  — p v_  l W — F + „ _ i W 


mit  OVnax  — ff  * — Gp  ~ 2,0  t/cm 2 folgt: 

0_P*  v + 0,25  M0* 

" “ F “t-  V - 1 W • 

Eiwitz  gibt  dafür  (a.  a.  0.  S.  131,  150)  als  Beispiel  u.  a.  einen 
3,50  m langen  Stab,  <£  Eis.  N.  Pr.  8/8/1  mit  F=  15,1  cm2,  TT=15,5  cm3, 
J = 87,5  cm4,  ).  = 145  (diese  Werte  sind  auf  eine  zur  Kante  parallele 
Schwerachse  bezogen),  im  folgenden  gelte  noch  3d  = 1,4  t/cm2,  v'  = 4. 

Für  diesen  Stab  führt  die  vorstehende  Beziehung  zu  den  in  Abb.  2 
in  Kurve  I dargestellten  Werten  P*  und  M0*.  (Es  gilt  der  an  den 
Außenseiten  der  Koordinatenachsen  angegebene  Maßstab.) 

Eiwitz  gibt  folgende  Tafel:  Pp  = 15,4  t und: 

_ J l l l l l l_ 

e~  1000  500  250  100  50  25  10 

P*=  11,56  9,75  7,52  4,825  3,055  1,800  0,812  t. 


Die  dementsprechenden  Kurvenpunkte  sind  in  der 
Abbildung  umkreist. 

Für  Knickspannungen  außerhalb  der  Proportionali- 
tätsgrenze — um  solche  wird  es  sich  im  Hochbau 
meist  handeln  — gibt  Eiwitz 
verschiedene  Näherungsver- 
fahren, in  denen,  soweit  er- 
forderlich, der  Elastizitäts- 
modul E durch  den  veränder- 


lichen Knickmodul  T 


(-St) 


ersetzt  wird.  Eins  von  diesen 
wird  auch  auf  den  bezeich- 
neten  Stab  angewandt,  wobei 
sich  für  ff*  = Gq  ~ 2,6  t/cm2 
die  in  der  Abbildung  als 
Linie  II  bezeichnete  Kurve 
ergibt.  Die  von  Eiwitz  mit- 
geteilten Werte,  nämlich: 

- pL  J_  _L 

250  100  50 

P*  =z  8,65  5,75  3,75  t 

sind  wieder  umkreist. 

Will  man  aus  diesen 
Werten  der  „Knicklast“  auf 
die  zulässigen  Belastungen 
des  Stabes  schließen,  so  muß  man  P*  durch  einen  Wert  v*  teilen 
und,  wrenn  für  den  Grenzwert  iff  = 0 die  Sicherheit  mit  derjenigen 
eines  nur  achsrecht  belasteten  Stabes  übereinstimmen  soll,  v*  = >■'  = 4 


4)  Vgl.  Ei  witz,  Die  Lehre  von  der  Knickfestigkeit.  1.  Teil,  S.  115u.f. 
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wählen.  Die  Teilung  durch  4 ist  in  der  Abbildung  wie  ersichtlich 
durch  Maßstabänderung  geschehen.  Da  M0  = P-  e,  so  wird  bei  un- 
verändertem e auch  M0*  in  demselben  Maße  verkleinert  wie  P*,  dem- 
gemäß ist  auch  der  Maßstab  für  die  die  Momente  darstellenden  Ordi- 
naten  geviertelt. 

In  dem  neuen  Maßstab  sind _zum  Vergleich  genau  entsprechend 
der  Abb.  1 auch  die  Linien  AB,  AG  usw.  eingetragen,  bezüglich  ihrer 
Bedeutung  verweise  ich  auf  die  Erläuterungen  zu  Abb.  1 ; zur  Er- 
mittlung der  Kurve  AC  hat  Gl.  18  auf  S.  59  a.  a.  0.  (vgl.  Fußnote  3) 
gedient. 

Die  oben  angegebene  Beziehung  für  omax  gilt  auch  für  den  Fall, 
daß  M0  von  P unabhängig  ist,  z.  B.  durch  Kräfte  hervorgerufen  wird, 
die  außerhalb  der  Auflager  senkrecht  zur  Trägerachse  wirken.  Es 

P * 

wäre  aber  nicht  angängig,  für  einen  solchen  Fall  etwa  den  Wert 

neben  dem  unveränderten  Moment  M*  als  zulässige  Aohslast  zu  be- 
trachten, denn  mit  diesen  Werten  würde  sich  die  Stabspannung  bei 
immer  kleiner  werdendem  P (unabhängig  von  v*)  dem  Werte  Umax  = o* 
nähern,  um  ihn  im  Grenzfalle  P = 0 zu  erreichen.  Für  den  vor- 
liegenden Fall  ergäbe  sioh  beispielweise  in  dem  verkleinerten  Maß- 
stabe an  Stelle  der  Kurve  I die  Kurve  III,  deren  Verlauf  die  Unzu- 
lässigkeit einer  solchen  Annahme  sinnfällig  macht.  Die  Kurven  I 
und  II  entsprechen  wie  angegeben  einer  gleichmäßigen  Verkleinerung 
p*  M* 

von  P*  und  M*  auf  — — und  7-  , eine  solche  würde  aber,  wie  wohl 
4 4 

keinem  Zweifel  unterliegt,  für  größere  Werte  von  M zu  überreichlichem 
Baustoffaufwand  führen,  da  sich  dabei  für  klein  werdende  Werte  P 

die  Stabspannung  dem  Werte  nähert,  um  ihn  fürP=0  zu  er- 


reichen, während  in  diesem  Grenzfalle  eine  Spannung  ©d  zulässig 
wäre;  oder  mit  anderen  Worten,  die  Kurven  I und  II  gehen  auf  die 
Punkte  At  und  An  zu,  während  sie  bis  zum  Punkte  A aufsteigen 
dürften.  Erörterungen  über  die  Beziehungen  der  zuzulassenden 
Belastungen  zu  den  ermittelten  Grenzwerten  P*  und  M*  habe  ich 
in  dem  Elwitzschen  Buche  nicht  gefunden,  und  ich  betrachte  es 
auch  nicht  als  meine  Aufgabe,  diesbezügliche  Untersuchungen  an- 
zustellen. Doch  sei  bemerkt:  im  allgemeinen,  d.  h.  wenn  M*  und  P* 
beide  erheblich  an  der  Belastung  beteiligt  sind,  kann  man  aus  den 
als  „Knickbelastung“  zu  betrachtenden  Werten  P*  und  M*  auf  sehr 
verschiedene  Art  zu  zulässigen  Werten  P und  M gelangen,  indem 
man  entweder  beide  gleichmäßig  verkleinert  oder  vorwiegend  P* 
oder  vorwiegend  M*  vermindert,  eine  gewisse  Willkür  liegt  dem- 
nach im  Wesen  der  Aufgabe.  Soll  aber  längs  der  ganzen  Kurve  der 
P*,  M*  eine  übereinstimmende  Art  der  Verkleinerung  Anwendung 
finden,  so  muß  diese  derart  beschaffen  sein,  daß  sie  auch  in  Fällen 
gilt,  wo  entweder  der  Einfluß  der  Achskraft  oder  derjenige  des  Mo- 

P*  ©rf 

mentes  stark  überwiegt.  Man  könnte  setzen:  P = — - und  M — ~ M* 

— das  ist  freilich  ein  etwas  willkürlicher  Vorschlag,  aber  man  ge- 
langt damit  zu  Kurven,  die  durch  die  Punkte  A und  G hindurch- 
führen und  die,  wofern  man  das  zur  Ermittlung  der  P*  und  M* 
dienende  Verfahren  als  durchaus  einwandfrei  unterstellt  und  von  seiner 
Schwierigkeit  absieht,  recht  geeignet  und  brauchbar  erscheinen.  Die  so 
ermittelten  Kurven  nähern  sich  stark  der  gestrichelten  Kurve  AG  des 
empfohlenen  Rechnungsganges.  Die  drei  umkreisten  Punkte  der 
Kurve  II  würden  beispielweise  in  die  Lage  der  darüber  befindlichen, 
durch  Kreuzchen  bezeichneten  drei  Punkte  hinaufrücken.  Das  Ver- 
fahren würde  sinngemäß  auch  für  exzentrische  Belastung  gelten. 

Als  Ergebnis  glaube  ich  feststellen  zu  dürfen : auch  um  die  letzt- 
bezeichneten  Untersuchungen  in  geeigneter  Weise  zur  Querschnitts- 
ermittlung ausnutzen  zu  können,  ist  man  genötigt,  gewisse  etwas 
willkürliche  Annahmen  zu  machen  — nicht  nur  bezüglich  des  Ver- 
hältnisses von  P zu  P*  und  von  M zu  M*,  sondern  auch  bei  der 
Wahl  von  a *,  bei  Aufstellung  des  Näherungsverfahrens  für  den  Fall 
des  Wachsens  der  Spannungen  über  die  Proportionalitätsgrenze  usw. 
Bei  vorstehendem  Vorschlag  ist  letzten  Endes  wieder  von  dem  Grund- 


gedanken des  empfohlenen  Rechnungsverfahrens  Gebrauch  gemacht, 
daß  die  anzuwendenden  Werte  © bezw.  v von  den  Anteilen,  mit 
denen  M und  P an  der  Belastung  beteiligt  sind,  abhängig  und  so 
beschaffen  sein  müssen,  daß  sich  an  den  Grenzen  Werte  ergeben,  die 
M P 

den  Beziehungen  ^ <.  Sc?  und  j , < ©/*  Genüge  leisten.  Es  dürfte 

vorläufig  kaum  ein  allgemeines  Verfahren  zur  Querschnittsbestimmung 
für  die  in  Frage  stehenden  Belastungsfälle  geben,  da3  mit  Fug  und 
Recht  den  Anspruch  erheben  könnte,  größere  Genauigkeit  und  Zu- 
verlässigkeit zu  gewährleisten,  als  der  empfohlene,  zunächst  mehr  auf 
praktische  Erwägungen  aufgebaute  Rechnungsgang  der  ganz  einfachen 
und  zur  Anwendung  geeigneten  Formeln  7 und  9 auf  S.  438  i.  Jahrg. 
1920  d.  Bl.,  dem  sich  die  Ergebnisse  der  letzt  mitgeteilten  theoretischen 
Untersuchungen  unter  gewissen  Voraussetzungen  in  hohem  Maße 
nähern.  — 

Von  praktischer  Seite  hat  man  die  Besorgnis  geäußert,  die 
empfohlene  Berechnungsart  könne  gegenüber  einer  Anwendung  der 
P M 

Gl.  -=  + ■==<  <£d,  die  doch  in  der  Hochbaupraxis  sonst  genügt  habe, 
Jb  ZV 

zu  unbegründetem  Mehraufwand  an  Baustoffen  führen.  Auch  dem 
gegenüber  erscheint  die  Darstellung  der  Abb.  2 von  Wert,  da  sie  zeigt, 
daß  theoretische  Ermittlungen  zu  Kurven  führen,  die  unterhalb  der 
Geraden  ÄC  verlaufen;  wenn  man  nach  .Kurve  A G oder  in  gewöhn- 
lichen Fällen  zur  Vereinfachung  nach  der  Geraden  AG  rechnet,  so 
ist  damit  wohl  kein  unbegründeter  Baustoffaufwand  verbunden.  — 
Um  zu  der  vorgeschlagenen  Abstufung  der  Spannungswerte  zu 
gelangen,  mußte  versucht  werden,  gewissermaßen  die  Anteile  zu  be- 
stimmen, mit  denen  P und  M an  der  Entstehung 
der  Stabspannungen  beteiligt  sind,  nur  dazu  diente 
die  vom  theoretischen  Standpunkt  freilich  anfecht- 
bare Querschnittszerlegung.  Mit  bezug  auf  diese 
ist  mit  Recht  darauf  hingewiesen  worden,  daß  man 
aus  einer  Zerlegung  und  Wiederzusammenfügung 
des  Stabquerschnittes  usw.  nicht  ohne  weiteres 
Schlüsse  auf  Spannungswerte  ziehen  darf.  Das  ver- 
dient Beachtung  und  möge  noch  durch  ein  kleines 
Beispiel  veranschaulicht  werden.  Aus  dem  nebenan 
in  Abb.  3 dargestellten  rechteckigen  Querschnitt 
sei  der  Doppel- T- Querschnitt  Fl  herausgeschnitten 
gedacht,  der  Rest  habe  die  Fläche  FQ.  Der  Quer- 
schnittsteil F1  sei  durch  ein  in  der  Symmetrie- 
ebene YY  wirkendes  Angriffsmoment  M = 84,67  cm  t,  F 3 zentrisch 
durch  eine  Druckkraft  P = 84 1 beansprucht.  Dann  gilt  für  die 
Höchstbeanspruchungen  mit  den  in  die  Abbildung  eingetragenen 
A 84  670 

leicht  nachzuprüfenden  Querschnittsgrößen:  oq  = „ , = =1000  kg/cm2, 
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Abb.  3. 


o2  = ■ - = 1000  kg/cm3.  Sind  aber  Fl  und  F2  zu  dem  recht- 

eckigen  Querschnitt  F vereinigt  und  ist  dieser  gleichzeitig  durch  P 
und  M beansprucht,  so  folgt  als  größte  Kantenpressung  der  Wert 

84000  84^0  _ llgg  8 kg/cm3,  der  höher  ist  als  die  überein- 

J.Uo  Zlu 

stimmenden  Werte  oq  und  cr2  (obwohl  beide  Querschnittsteile  die  gleiche 
Höhe  haben  wie  der  Gesamtquerschnitt,  also  WX:W2:W  — Jx:  J2:  J). 

Wäre  aber  die  Zerlegung  so  erfolgt,  daß  Fx  : F%  : F — Wx : W2 : W, 
so  wäre,  wie  aus  der  seinerzeit  mitgeteilten  Herleitung  hervorgeht, 
eine  solche  Unstimmigkeit  nicht  möglich,  a würde  dann  den  als  über- 
einstimmend vorausgesetzten  Werten  oq  und  oq  gleich  sein.  (Beiläufig 
auch  dann  noch,  wenn  oq  und  a.2  schon  Kantenpressungen  infolge 
von  Druck  und  Biegung  wären,  auch  bei  einer  Zerlegung  des  Quer- 
schnittes in  eine  größere  Anzahl  von  Teilen  gilt  entsprechendes.) 
Damit  ist  die  besondere  Bedeutung  einer  solchen  Zerlegung  noch 


sinnfällig  dargetan.  - 

Druckfehlerberichtigung.  Auf  S.  438  a.  a.  O.  in  der  vor- 
letzten Zeile  des  Aufsatzes  „Knickung  und  Biegung“  fehlt  im  Nenner 
des  Ausdrucks  für  v ein  P. 


Vermischtes. 


I)r.  Georg  v.  Hauberrisser  ist  an  seinem  80.  Geburtstage  (S.  141 
d.  Bl.)  zum  Ehrenbürger  der  Stadt  München  ernannt  worden.  Die  ihm 
nach  einer  herzlichen  und  rühmenden  Ansprache  des  Ersten  Bürger- 
meisters überreichte  Urkunde  lautet:  „Herrn  Professor  und  Architekten 
Dr.  Georg  v.  Hauberrisser,  dem  vornehmen  Repräsentanten  der  Archi- 
tektur und  monumentalen  Baukunst,  der  neben  anderen  hervorragenden 
Werken  auch  das  Münchener  Rathaus  geschaffen  hat,  ernennt  aus 
Anlaß  des  80.  Geburtstags  der  Stadtrat  München  zum  Zeichen  seiner 
Verehrung  mit  Beschluß  vom  15.  März  1921  zum  Ehrenbürger. 
München,  den  19.  März  1921.  Stadtrat  der  Landeshauptstadt  München. 
Erster  Bürgermeister  E.  Schmid.“ 


Technische  Hochschule  Berlin-  Die  Wahl  des  ordentlichen  Pro- 
fessors Schuberg  an  Stelle  des  verstorbenen  Professors  Dr.  Dolezalek 
zum  Vorsteher  der  Abteilung  für  Chemie  und  Hüttenkunde  für  die 
Zeit  bis  Ende  Juni  1921  ist  vom  Minister  für  Wissenschaft,  Kunst  und 
Volksbildung  bestätigt  worden. 

Zum  Reichsgesetz,  betreffend  die  vorläufige  Förderung  des 
Wohnungsbaues,  vom  12.  Februar  1921  (vgl.  S.  120  d.  Bl.)  sind  im 
„Zentralblatt  für  das  Deutsche  Reich“  S.  130,  Nr.  10,  die  vom  Reichs- 
arbeitsminister am  19.  Februar  aufgestellten  allgemeinen  Grund- 
sätze veröffentlicht  worden.  Beihilfen  dürfen  demnach  nur  gewährt 
werden,  wenn  die  Wohnungen  nach  Größe  und  Ausstattung  die  not- 
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wendigsten  Anforderungen  nicht  überschreiten,  und  sollen  in  erster 
Linie  Flachbauten  mit  hinreichendem  Gartenland  und  nur  innerhalb 
städtischer  Bebauung  Mehrfamilienhäusern  mit  bis  zu  drei  Geschossen, 
niemals  aber  Behelfs-  oder  Notwohnungen  und,  abgesehen  von  land- 
wirtschaftlichen Großbetrieben,  auch  nicht  sogenannten  Werk  wohnungen 
zugute  kommen.  Voraussetzung  für  die  Gewährung  der  „Landesdar- 
lehen“ ist  die  Beteiligung  der  Gemeinden  an  der  Aufbringung  des 
unrentierlichen  Teiles  der  Baukosten.  Das  Landesdarlehen  ist  nach 
der  Quadratmeterzahl  der  Nutzfläche  zu  berechnen,  die  für  Wohnungen 
nicht  über  70  qm,  in  Ausnahmefallen  nicht  über  80  qm  hinausgehen 
darf.  Die  Einheitsätze  für  das  Quadratmeter  Wohnfläche  werden  von 
der  obersten  Landesbehörde,  abgestuft  nach  ländlichen  oder  städtischen 
Verhältnissen  und  je  nach  der  Gebäudeart,  festgesetzt  und  sollen  150 
bis  180  Mark  nicht  übersteigen.  Das  Gemeindedarlehen  soll  in  der 
Regel  mindestens  ein  Drittel  des  Landesdarlehens  betragen.  Zur 
Sicherung  der  Darlehnsforderung  ist  an  dem  Baugrundstück,  außer 
wenn  es  einer  Öffentlichen  Körperschaft  gehört,  die  „Beihilfehypothek“ 
an  einer  von  der  obersten  Behörde  zu  bestimmenden  Stelle  zu  be- 
stellen. Die  Gesamtherstellungskosten  und  die  Mieten,  die  gegenüber 
den  Mieten  vor  dem  1.  August  1914  angemessen  zu  erhöhen  sind, 
werden  nach  der  Ausführung  und  später  alle  fünf  Jahre  von  neuem 
behördlich  festgesetzt.  Nach  20  Jahren  wird  der  Wert  des  Gebäudes 
endgültig  festgesetzt  und  der  Unterschied  zwischen  diesem  und  den 
Herstellungskosten  als  „verlorener  Zuschuß“  anerkannt.  Der  Rest  des 
Beihilfedarlehens  ist  sodann  mit  4 vH  zu  verzinsen  und  mit  1 vH  zu 
tilgen.  Auoh  der  etwaige  Mehrbetrag  der  Miete  gegenüber  dem  an- 
fänglich festgesetzten  Werte  ist  zur  Tilgung  des  restlichen  Beihilfe- 
darlehens zu  verwenden,  soweit  er  nicht  nachweislich  zur  ordnungs- 
mäßigen Hausunterhaltung  gebraucht  wird.  Bei  der  Gewährung  der 
Beihilfe  soll  endlich  nach  Möglichkeit  ein  Vor-,  Ankaufs-  oder  Wieder- 
kaufsrecht zugunsten  einer  öffentlich-rechtlichen  oder  gemeinnützigen 
Stelle  vereinbart  werden. 

Hochbaunormung  Bayern.  Die  Hochbaunormung  Bayern  hat 
kürzlich  im  Regierungsgebäude  in  München  die  erste  Sitzung  des 
Landesausschusses  abgehalten,  an  der  zahlreiche  Vertreter  beamteter 
und  wirtschaftlicher  Kreise  teilnahmen.  Der  Obmann,  Oberregierungsrat 
Kaiser,  bezeichnete  zu  Beginn  der  Verhandlungen  als  Aufgabe  der 
Hochbaunormung,  für  die  Gegenstände  des  alltäglichen  Baubedarfs  die 
einfachste,  billigste,  zweckmäßigste  und  damit  auch  schönste  Lösung 
zu  finden.  Durch  Einsparung  an  technischer  Arbeit,  an  Rohstoffen 
und  fertigen  Materialien  soll  dabei  die  Hebung  der  Wirtschaftlichkeit 
des  handwerklichen  Schaffens,  zugleich  aber  auch  eine  Verbilligung 
der  Erzeugnisse  des  Handwerks  erreicht  werden.  In  Bayern  haben 
sich  für  jeden  Regierungsbezirk  sachverständige  Kreisobmänner  ehren- 
amtlich zur  Verfügung  gestellt,  und  zwar  für  Oberbayern:  Bauamt- 
mann Gablonsky  in  München;  — Pfalz:  Oberbaurat  Hussong  in 
Kaiserslautern; — Oherpfalz:  Oberbauamtmann  Haug  in  Regensburg; 
— Oberfranken:  Stadtbaurat  Schmitz  in  Bayreuth;  — Mittelfranken: 
Oberstudienrektor  Egelsehr  in  Nürnberg  (Bauschule);  — Unterfranken: 
OberregierungsbauratFörtschin  Würzburg;  — Schwaben:  Oberbaurat 
Holzer  in  Augsburg.  Die  Kreisobmänner  stellen  die  Fühlungnahme 
mit  den  Handwerkerkreisen  her.  Sie  werden  durch  den  Landesaus- 
schuß zusammengefaßt,  dem  u.  a.  Vertreter  der  Ministerien,  der  staat- 
lichen und  städtischen  Behörden,  der  Handwerkskammern  und  der 
diesen  angeschlossenen  Handwerkerwirtschaftsverbände,  der  tech- 
nischen Lehranstalten  und  Vereine,  der  Verbände  der  Baugenossen- 
schaften, der  Bauberatungstellen  usw.  angehören.  Uber  den  Stand  der 
Normungsarbeit  berichtete  an  der  Hand  der  ausgestellten  Normen- 
blätter (Fenster,  Türen,  Beschläge,  Treppen,  Dachrinnen,  Dachhölzer, 
Balkendecken,  Bodenbeläge  usw.)  Assessor  Büchner.  Als  weitere 
Aufgaben  der  Hochbaunormung  kommen  einheitliche  Vergehungs- 
grundlagen und  Bauheschreibungen  für  Kleinhäuser,  Normenentwürfe 
für  Hausinstallationen  für  Kanäle,  Gas  und  Wasser,  Kachelöfen,  eiserne 
Fenster,  Parkettriemen,  Fenster-  und  Türbeschläge,  Wand-  und  Fuß- 
bodenplatten in  Betracht.  Dagegen  soll  von  der  Normung  von  Grund- 
rissen und  ganzen  Häusern  abgesehen  werden.  Von  besonderer 
Bedeutung  waren  noch  die  Ausführungen  des  Vorsitzenden,  der  an 
Plänen  und  Modellen  von  Bauwerken  verschiedener  Landesteile  den 
Nachweis  erbrachte,  daß  auch  unter  Anwendung  der  Normen  den 
landesüblichen  Bauweisen  durchaus  Rechnung  getragen  werden  kann, 
wodurch  die  mehrfach  erhobenen  Einwände,  daß  die  Normung  zur 
Verflachung  des  Handwerks  und  zur  Verödung  und  Uniformierung 
des  Bauwesens  führe,  praktisch  widerlegt  wurden.  — Die  Verhand- 
lungen dürften  zur  weiteren  Verbreitung  und  Verwirklichung  des 
Normungsgedankens  in  Bayern  ein  gutes  Stück  beigetragen  haben. 

Eiu  Normeuheft  für  den  Freistaat  Sachsen,  enthaltend  sämtliche 
in  Betracht  kommenden  Fenster-  und  Türnormen,  kann  zum  Preise 
von  4 Mark  durch  die  Sächsische  Landesauftragstelle  Dresden -A., 
Albrechtstraße  4,  bezogen  werden.  Die  Normen  des  neuen  Heftes 
weisen  gegenüber  den  bisherigen  Normenblättern  verschiedene  Ver- 


besserungen auf.  Die  bisher  zu  großen  Holzstärken  sind  herabgesetzt 
worden,  das  vierflüglige  Fenster  ist  durchgehend  durch  das  billigere 
dreiflüglige  Fenster  ersetzt  worden.  Die  Veröffentlichung  des  neuen 
Heftes  erfolgt  mit  Zustimmung  des  Landeswohnungsamts  und  der 
Hochbaunormung. 

Gründung  von  Gebäuden  in  wasserhaltigem  Boden.  D.  R.-P. 
325  700.  Alfred  Blondei  in  Tournai.  — Das  Verfahren  besteht  im 
wesentlichen  in  der  Verwendung  des  bei  Hubbrücken  u.  dergl.  bereits 
bekannten  Gedankens,  das  Gewicht  des  beweglichen  Brückenteils  teil- 
weise durch  Schwimmer  in  Schächten  tragen  zu  lassen.  Es  werden 
Schächte  oder  Brunnen  abgeteuft  in  dem  wenig  tragfähigen  Bau- 
grund, dessen  Grundwasserstand  meist  ziemlich  hoch  steht.  Diese 
Schächte  können  mit  einer  Auskleidung  versehen  sein  und  gestatten, 
da  sie  unten  ganz  oder  teilweise  offen  sind,  dem  Grundwasser  den 
Zutritt.  Das  nachträgliche  Eindringen  von  Schlamm  und  Moor  kann 
durch  den  Einbau  von  Sieben  o.  dergl.  verhindert  werden.  Da  der 
Wasserspiegel  innerhalb  und  außerhalb  der  Schächte  derselbe  ist,  so 
werden  diejenigen  Beanspruchungen  der  Schächte  und  des  Grundes 
vermieden,  die  bei  unten  geschlossenen  Schächten,  also  Kasten,  in- 
folge der  Höhenunterschiede  des  äußeren  und  inneren  Wasserspiegels 

eintreten.  Diese 
Schächte  nehmen 
die,  die  Grundplatte  " 
des  Gebäudes  stüt- 
zenden Schwimmer 
auf,  die  vollkommen 
eingetaucht  sein 
müssen,  so  daß  die 
jeweilige  Höhe  des 
Wasserspiegels 
ohne  Einfluß  auf 
die  Höhenlage  der 
Schwimmer  bleibt. 
Ihr  Auftrieb  ist 
derart  zu  berechnen,  daß  er  einen  beträchtlichen  Teil  des  zu  tragen- 
den Gewichts,  beispiel weise  90  vH,  ausgleicht.  Infolgedessen  braucht 
der  feste  Grundbau  nur  noch  den  Rest,  beispiel  weise  10  vH,  des 
Grundgewichts  zu  tragen,  wodurch  die  sichere  Gründung  der  Bau- 
werke selbst  in  sehr  wenig  tragfähigem  Boden  unter  der  Voraussetzung 
der  Wasserdichtigkeit  der  Schwimmer  sehr  erleichtert  wird.  — In 
der  Abbildung  bezeichnet  a den  unteren  Teil  des  zu  gründenden 
Gebäudes  und  b die  Geländehöhe.  Mit  c sind  die  bis  tief  unter  den 
Grundwasserspiegel  reichenden,  am  Boden  offenen,  als  Führungs- 
schächte dienenden  Brunnen  bezeichnet,  in  welche  die  den  größten 
Teil  des  Gebäudegewichts  tragenden  Schwimmer  d so  tief  eingetaucht 
sind,  daß  sie  hei  jeder  Höhe  des  Grundwasserspiegels  völlig  unter 
Wasser  stehen  und  infolgedessen  im  wesentlichen  den  gleichen  Auf- 
trieb haben.  Das  Gebäudegewicht  wird  auf  die  Schwimmer  d zweck- 
mäßig durch  Vermittlung  einer  Grundplatte  e aus  Eisenbeton  über- 
tragen, die  mit  den  auf  den  Schwimmer  d aufsitzenden  Stempeln  f 
starr  verbunden  sind.  Zur  Vornahme  von  Ausbesserungen  können 
die  Schwimmer  mit  Einsteigöffnungen  versehen  sein. 

Bücherschau. 

Lehrbuch  der  Technischen  Mechanik.  Von  Martin  Grübler, 
Professor  an  der  Technischen  Hochschule  Dresden.  Dritter  Band: 
Dynamik  starrer  Körper.  Berlin  1921.  Julius  Springer.  VI  u.  157  S. 
in  gr.  8°  mit  77  Abb.  Geh.  24  JC. 

Die  früheren  Bände  dieses  groß  angelegten  Werkes  sind  in  den 
Jahrgängen  1919  (Seite  256)  und  1920  (Seite  192)  eingehend  besprochen. 
An  letzter  Stelle  ist  schon  manches  erwähnt,  was  auch  für  den  vor- 
liegenden Band  Bedeutung  hat  und  hier  sogar  mehr  zur  Geltung 
kommt  als  in  der  Statik,  so  z.  B.  die  wohldurchdachte  und  klare 
Begründung  der  Begriffe  Kraft  und  Masse.  Da  auch  sonst  der  neue 
Band  ebenso  wie  die  früheren  die  geschickte  Hand  des  erfahrenen 
Lehrers  zeigt,  brauchen  wir  zu  dem  Buche  im  allgemeinen  nicht  aufs 
neue  Stellung  zu  nehmen,  können  uns  vielmehr  mit  einigen  Andeutungen 
begnügen.  Der  mäßige  Umfang  zeigt  schon,  daß  sich  der  Verfasser 
in  der  Stoffmenge  sehr  eingeschränkt  hat.  Natürlich  sind  alle  Haupt- 
sätze der  Dynamik  (unter  dem  nun  einmal  noch  gangbaren  altertüm- 
lichen Namen  „Prinzip“,  daneben  die  neusten  Fremdlinge,  wie  „sklero- 
nom,  holonom,  anholonom“  u.  a.)  vertreten.  In  der  Form  der  Dar- 
stellung zeigt  sich  das  Streben  nach  Strenge  und  Allgemeinheit.  Auch 
vor  schwierigen  Aufgaben  und  Beispielen  scheut  der  Verfasser  nicht 
zurück.  Das  Buch  verlangt  daher  vom  Leser  einen  ziemlich  hohen 
Grad  von  Fleiß  und  Ausdauer.  Wer  es  bewältigt  hat,  kann  aber  auch 
getrost  den  Anforderungen  des  Berufes  entgegensehen.  Die  muster- 
gültige Ausstattung  entspricht  den  Gepflogenheiten  des  Verlages. 

Berlin.  H.  Zimmermann. 
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[Alle  Reohte  vorbohalten.] 

Die  Entwicklung  des  Verkehrs  auf  deutschen  Wasserstraßen  und  Eisenbahnen. 

Öffentliche  Sitzung  der  Akademie  des  Hanwesons  in  Berlin. 


Seit  sieben  Jahren  zum  erstenmal  feierte  die  Akademie  des  Bau- 
wesens den  Geburtstag  ihres  Gründers,  des  Kaisers  und  Königs 
Wilhelms  I.,  am  22.  März  d.  J.  durch  eine  öffentliche  Sitzung  im 
großen  Saal  des  Potsdamer  Bahnhofs.  Der  Präsident.  Ministerial- 
direktor Dr.-Ing.  Sympker,  führte  aus,  daß  die  Akademie  auf  ein 
41jähriges  Bestehen  zurückblicken  könne;  ihre  Aufgaben  seien  in  der 
letzten  Zeit  gegen  wichtigere  Anforderungen  zurückgetreten,  die  die 
Kriegszeit  stellte  und  denen  sich  ihre  Mitglieder  widmeten.  Schmerz- 
lich viel  Mitglieder  habe  die  Akademie  in  den  sieben  Jahren  durch 
den  Tod  verloren:  Hoßfeld,  Anton  v.  Werner,  Reimer,  Bruno 

Schmitz,  v.  Ihne,  2)r.=Sug.  Kayser.  Boethke.  Thoemer,  Cremer,  Wolffen- 
stein.  ®r.=  3itg.  Dr.  Durm  in  Karlsruhe,  Dr.  F.  Schaper,  Arnold  Hart- 
mann,  ®r.=!yng.  Rüdell;  — Georg  Franzius  in  Kiel  , v.  Reverdy  in 
München,  Sr.^üg.  Landsberg,  $r.=5ng.  Lauter  in  Frankfurt  a.  M., 
£>r.=3ng.  Ziese  in  Elbing.  Kriesche.  ®r.=3ng.  Schroeder,  $r.=3ng. 
Lsiunhardt  in  Hannover,  Germelmann.  Sr.^üg.  R.  Pintsch,  $r.=gng. 
W.  v.  Siemens,  S)r.=3itg.  Bubendey  in  Hamburg,  Labes,  <£)r.=3xtg.  Blum 
und  ®r.=3itg.  Rehder  in  Lübeck.  Die  fehlenden  Mitglieder  würden  all- 
mählich wieder  ergänzt,  und  die  veränderten  Zeitverhältnisse  brächten 
neue  Aufgaben  mit  sich.  Eine  Erweiterung  der  Instruktion  des  Mi- 
nisters der  öffentlichen  Arbeiten  zu  dem  Allerhöchsten  Gründungserlaß 
vom  7.  Mai  1880  stände  bevox-.  Dann  verkündete  der  Präsident  die 
Verleihung  der  Medaille  der  Akademie  an  den  Begründer  der  Rheini- 
schen Metallwaren-  und  Maschinenfabrik  Geheimen  Baurat  Sr.^ttg. 
Heinrich  Ehrh  ardt  in  Düsseldorf  und  erteilte  das  Wort  dem  Ministerial- 
direktor a.  D.  Dorn  er  zu  seinem  Vortrag  über  die  Entwicklung  des 
Verkehrs  auf  deutschen  Wasserstraßen  und  Eisenbahnen. 

Der  Vortragende  gliedei’te  die  Darlegung  der  Verkehrsverhältnisse 
auf  Wasserstraßen  und  Eisenbahnen  nach  den  Elementen  aller  Beför- 
derung: Weg,  Fahrzeug  und  Motor.  Die  Entwicklung  der  Wasser- 
straßen als  der  uralten  Verkehrswege  sei  besonders  gefördert  durch 
die  Erfindung  der  Kammerschleuse  etwa  um  das  Jahr  1450  und  die 
Einführung  der  Dampfkraft  seit  1816.  Der  Bau  der  Eisenbahnen  hätte 
einen  vorübergehenden  Rückgang  bringen,  aber  die  von  neuem  in  den 
siebziger  Jahren  des  vorigen  Jahrhunderts  beginnende  Entwicklung 
nicht  aufhalten  können.  Damals  sei  aus  den  Bestrebungen  des  Zentrai- 
vereins  für  Binnenschiffahrt  heraus  das  große  Werk  des  Aushaues  der 
preußischen  Ströme  und  dann  der  Kanalverbindungen  begonnen  und 
mit  kurzer  Unterbrechung  am  Beginn  des  neuen  Jahrhunderts  bis 
zum  Jahre  1915  erfolgreich  durchgeführt.  An  Gesamtlänge  von  we- 
sentlich für  die  Schiffahrt  in  Frage  kommenden  deutschen  Wasser- 
straßen waren  1914  vorhanden  rd.  10  000  km,  wovon  3729  = 37  vH 
auf  die  Hauptströme  und  2750  = 27V3  vH  auf  die  Kanäle  entfallen. 
Die  Entwicklung  der  Schiffsgrößen  habe  von  den  kleinsten  Anfängen 
bis  zum  3500  t- Rheinschiff  alle  Stufen  durchgemacht;  charakteristische 
Größen  seien  das  Finowschiff  mit  170  t normaler  Tragfähigkeit,  das 
Breslauer  Maß  mit  400  t,  das  Plauer  Maß  oder  Dortmund-Ems-Kanal- 
schiff  mit  600  t,  das  neuere  Kanalschiff  mit  1000  odei-,  wie  für  Süd- 
deutschland geplant,  mit  1200  1.  Das  Bestreben  nach  Vergrößerung 
der  Abmessungen  sei  erklärlich,  da  im  allgemeinen  mit  der  Größe  des 
Schiffes  die  Bau-,Unterhaltungs-,  Bedienungs-  und  Fortbewegungskosten 
für  1 t Ladefähigkeit  abnähmen,  während  die  Kosten  für  Laden  und 
Löschen  und  für  Abgaben  ziemlich  unverändert  blieben.  Das  tote 
Gewicht  betrage  im  allgemeinen  1/4  bis  1/5  der  Tragfähigkeit,  und  zwar 
etwa  gleichmäßig  für  hölzerne  und  eiserne  Schiffskörper;  von  Schiffen 
aus  Eisenbeton  sei  hier  abgesehen.  Zur  Fortbewegung  diene  außer 
der  menschlichen  und  tierischen  Zugkraft  und  dem  Winde  sowie  der 
Strömung  die  Dampfkraft  und  elektrische  Kraft  seit  1816  auf  dem 
Rhein  und  der  Elbe,  seit  1830  auf  der  Donau. 

Der  mit  der  Bahn  Nürnberg— Fürth  im  Jahre  1835  beginnende 
Eisenbahnbau  und  -betrieb  habe  sich  mit  allen  Haupt-  und 
Nebenbahnen  in  Deutschland  von  550  km  Bahnlänge  im  Jahre  1840 
auf  61  750  km  in  1914  stetig  entwickelt;  bis  in  die  siebziger  Jahre 
des  vorigen  Jahrhunderts  überwogen  die  Privatbahnen,  dann  von 
1880  ab  weitaus  die  Staatsbahnen.  Das  Eisenbahngesetz  von  1838  in 
Preußen  und  die  Begründung  des  Vereins  deutscher  Eisenbahnver- 
waltungen 1847  gaben  den  festen  Rahmen  zu  der  kräftigen  Entwick- 
lung. Bis  1881  war  der  Ausbau  der  wichtigeren  durchgehenden  Linien 
vollendet,  und  die  staatliche  Aufgabe  der  Verkehrsfürsorge  wandte 
sich  den  Nebenbahnen  und  dem  Ausbau  zweiter  Gleise  zu,  womit 
eine  umfassende  Ausgestaltung  der  Bahnhofanlagen,  der  Signal-  und 
Sicherungseinrichtungen  und  der  Sicherung  der  Öffentlichkeit  durch 
schienenfreie  Verkehrsanlagen  sowie  die  Verbesserung  des  Oberbaues 
Hand  in  Hand  gingen.  — Der  Bau  der  Eisenbahnfahrzeuge  sei  mehr 


als  der  Schiffbau  an  gewisse  Normen  gebunden,  die  sich  aus  der  Spur- 
weite, dem  Umgx-enzungsprofil  und  der  Tragfähigkeit  des  Oberbaues  er- 
gäben. Die  Personenwagen  hätten  mit  Rücksicht  auf  die  Bequemlichkeit 
der  Reisenden  vermehrtes  Wagengewicht  erhalten  müssen  bis  zu  1,16  t 
für  einen  Reisenden  im  D-Zugwagen  I.  und  2.  Klasse.  Die  Tragfähigkeit 
der  Güterwagen  sei  von  normalmäßig  10  t Ende  der  achtziger  Jahre  auf 
12,5,  15  und  20  t gestiegen,  worüber  hinaus  jedoch  aus  wichtigen 
Gründen,  abgesehen  von  Sonderfällen,  bisher  nicht  gegangen  wäre 
Von  der  Nutzlast  betrage  das  Eigengewicht  der  Wagen,  also  die  tote 
Last,  im  großen  Durchschnitt  mehr  als  V»  und  gehe  nur  bei  den 
größten  Wagen  auf  weniger  zurück,  so  daß  dem  Wasserverkehr  in 
dieser  Hinsicht  eine  Überlegenheit  eigne,  die  noch  durch  die  geringere 
Zugkraft  für  die  Beförderung  erheblich  vergrößert  werde.  Die  Ein- 
führung von  45  t-Wagen  nach  amerikanischem  Muster  mit  zwei  zwei- 
achsigen Drehgestellen  sei  in  Deutschland  ebenso  wie  in  dem  übrigen 
Europa  auf  Schwierigkeiten  gestoßen  wegen  der  erforderlichen  Um- 
gestaltung der  meisten  Lade-  und  Kippanlagen  und  des  Raummangels 
bei  vielen  Anschlußwerken.  Hier  spiele  auch  die  Frage  des  Umlaufs 
der  Güterwagen  eine  wichtige  Rolle,  für  deren  befriedigende  Lösung 
ein  voller  Erfolg  trotz  aller  Bemühungen  noch  nicht  erzielt  wäre:  der 
Güterwagen  rolle  von  den  24  Stunden  des  Tages  durchschnittlich  nur 
etwa  drei  bis  vier  Stunden,  die  übrige  Zeit  komme  auf  das  Beladen  und 
Entladen,  auf  die  Verschiebebewegungen  in  den  Bahnhöfen,  auf  Werk- 
stätten- und  Betriebsaufenthalt  u.  a.  m.  Die  Schnellentlader  seien 
nur  als  Sonderfahrzeuge  für  bestimmte  Verkehrsbeziehungen  zu  be- 
werten. Die  Bestrebungen  nach  einem  Einheitswagen  für  nicht  schütt- 
bare Güter  und  zur  selbsttätigen  Entladung  von  Schüttgütern  haben 
zunächst  zu  einem  brauchbaren  Ergebnis  nicht  geführt:  die  Versuche 
mit  einzelnen  Bauarten,  auch  mit  Eisenbetouwagen,  seien  noch  nicht 
abgeschlossen.  — Ebenso  wie  die  Fahrzeuge  sei  auch  der  Bau  der 
Dampflokomotiven,  die  heute  noch  als  Motor  weit  überwiegen,  an 
die  festen  Gi'enzen  der  Eisenbahnnormalien  gebunden,  er  habe 
aber  in  den  100  Jahren  seit  dem  Bau  der  ei’Sten  Lokomotive  eine 
glänzende,  ununterbrochene  Entwicklung  genommen.  Die  vielgenannte 
„Rocket“  auf  der  Liverpool-Manchester-Eisenbahn  entwickelte  13  PS 
und  konnte  40  t Wagengewicht  mit  22  km  in  der  Stunde  befördern; 
heute  zögen  Heißdampfgüterzugmaschinen  einen  Güterzug  von  1100  t 
auf  der  Steigung  1:100  mit  15  km  Geschwindigkeit,  und  fünf-gekuppelte 
Tendermaschinen  beförderten  Züge  auch  auf  den  bisherigen  Steil- 
strecken mühelos.  — Nach  einer  kurzen  Erläuterung  über  Einnahmen. 
Ausgaben  und  Anlagekapital  der  deutschen  Eisenbahnen  an  aus- 
gehängten Darstellungen,  wobei  bemerkt  sei,  daß  der  sogenannte 
Betriebskoeffizient  von  56,4  im  Jahre  1885  allmählich  auf  79  vH  im 
Jahre  1914  gestiegen  wäre,  sowie  über  die  Betriebslängen  der  Haupt- 
und  Nebeneisenbahnen  wies  der  Vortragende  auf  den  Artikel  92  der 
Reichsverfassung  von  1919  hin,  wonach  die  nunmehrigen  Reichseisen- 
bahnen als  ein  selbständiges  wirtschaftliches  LTnternehmen  zu  verwalten 
seien,  das  nicht  zu  allgemeinen  Staatszwecken  herangezogen  werden  dürfe 
— wie  früher  in  Preußen  — sondern  das  seine  Ausgaben  einschließlich 
Verzinsung  und  Tilgung  der  Eisenbahnschuld  selbst  zu  bestreiten  und 
eine  Eisenbahnrücklage  anzusammeln  habe,  und  führte  im  Lichtbild  be- 
merkenswerte Schiffahrtanlagen  von  den  neueren  preußischen  Kanälen 
und  außerordentlich  anschauliche  Lokomotivtypen  vor,  von  denen  immer 
für  die  verschiedenen  Arten  der  Lokomotive  anfängliche  Bauweisen  mit 
neuzeitlichen  auf  demselben  Lichtbild  übei'einander  erschienen. 

Ein  Vei’gleich  der  Entwicklung  der  beiden  großen  Vei’kebrs- 
anstalten  lasse  zunächst  die  Erinnerung  an  die  Ei’schw'ernisse  für 
Handel  und  Binnenschiffahrt  wach  werden,  die  durch  Jahrhunderte 
hindurch  in  den  Zöllen  jedes  landesherrlichen  Eigentümers  an  der 
Wasserstraße  bestanden  hätten  und  am  Rhein  erst  durch  die  Rhein- 
schiffahrtakte von  1868,  an  der  Elbe  nach  der  Begründung  des 
Norddeutschen  Bundes  und  durch  den  Vertrag  mit  Österreich  be- 
hoben wurden.  Unter  der  Freihandelshemchaft  sei  dann  die  Be- 
freiung der  natürlichen  Wasserstraßen  von  allen  die  Schiffahrt  be- 
lastenden Abgaben  durchgedrungen  und  in  der  früheren  Reichsver- 
fassung (Art.  54)  festgelegt,  bis  die  steigenden  Aufwendungen  für  die 
Unterhaltung  der  Wasserstraßen  zur  grundsätzlichen  Wiedereinführung 
von  Abgaben  durch  das  Reichsgesetz  vom  24.  Dezember  1911  geführt 
hätten.  Über  die  Erhebung  solcher  Abgaben  seien  auch  in  Art.  99 
und  100  der  neuen  Reichsverfassung  weitergehende  Bestimmungen  ge- 
troffen. Der  vorübergehende  Rückgang  der  Binnenschiffahrt  durch 
den  Wettbewerb  der  Eisenbahnen  habe  nicht  lange  angehalten,  ins- 
besondere nicht,  seit  nach  der  Verstaatlichung  der  Eisenbahnen  die 
Ausnahmetarife  gegen  die  Wasserwege  aufgehoben  und  beide  Ver- 
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kelirsanstalten  in  der  Hand  desselben  Ministers  vereinigt  wären.  Der 
wirtschaftliche  Aufschwung  seit  1871  habe  gleichermaßen  den  Eisen- 
bahnen und  Wasserstraßen  eine  erstaunliche  Entwicklung  gebracht. 
Auf  den  Wasserstraßen  hätten  sich  die  tkm- Leistungen  von  2,9  Mil- 
liarden im  Jahre  1875  auf  20'/.i  Milliarden  in  1912  (davon  82  vH  auf 
den  37  vH  der  Länge  der  Wasserstraßen  betragenden  größeren  Strömen) 
und  auf  den  Eisenbahnen  von  10,9  Milliarden  tkm  in  1875  auf  56,3 
im  Jahre  1910.  beides  nach  Angaben  von  Sympher  in  der  Zeitschrift 
für  Binnenschiffahrt  1913,  gesteigert.  Der  sogenannte  kilometrische  Ver- 
kehr, d.  h.  die  tkm -Leistung,  geteilt  durch  die  Länge  der  Verkehrswege, 
sei  bei  der  im  großen  ganzen  gleich  gebliebenen  Wasserstraßenlänge 
von  290000  t im  Jahre  1875  auf  1 900  000  t in  1910  gestiegen.  Da- 
gegen weise  die  Eisenbahn  eine  Steigerung  der  Betriebslänge  von 
33700  auf  rd.  62  000  km  in  der  gleichen  Zeit  auf,  wovon  der  größte 
Teil  mit  rd.  23  700  km  auf  Nebenbahnen  zur  Förderung  der  Landes- 
wohlfahrt in  den  ärmeren  Landesteilen  entfalle.  Der  von  Sympher 
allgemein  gezogene  Schluß,  daß  der  kilometrische  Verkehr  der  Eisen- 
bahnen sich  in  der  angegebenen  Zeit  von  410  000  t nur  auf  960  000  t 
gehoben  habe,  beruhe  also  auf  einer  ungleichen  Grundlage  und  be- 
weise nur.  daß  die  Schiffahrt  unter  günstigeren  Wirtschaftsbedingungen 
betrieben  werde,  als  der  freien  Regelung  der  Frachten  nach  Angebot 
und  Nachfrage,  der  Abwälzung  der  Unterhaltung  der  Ströme  auf  die 
Staatskasse  und  der  fast  unbehinderten  Vergrößerung  der  Fahrzeuge. 
Welche  Wirkungen  die  wirtschaftliche  Entwicklung  der  Nachkriegs- 
zeit herbeiführen  werde,  wo  umgekehrt  die  Hafenstädte  und  Schiffahrts- 
interessenten gegen  die  zu  niedrigen  Eiseubahntarife  protestierten  und 
die  Eisenbahn  nach  ihrer  Überlastung  durch  die  letzte  Kriegszeit  das 
finanzielle  Gleichgewicht  noch  nicht  wieder  gewonnen  habe,  könne  erst 
die  Zukunft  lehren.  Bestehen  bleiben  werde  das  zeitweise  Versagen 
der  Wasserstraßen  zur  Zeit  von  außergewöhnlichem  Niedrigwasser,  wie 
z.  B.  1920  am  Rhein,  und  in  den  Wintermonaten,  so  daß  die  Entlastung 
der  Eisenbahnen  durch  die  Kanäle  stets  eine  bedingte  bleiben  werde, 
ln  dieser  Hinsicht  erwähnte  der  Vortragende  eine  Schrift  von  Rathenau 
und  Cauer  über  Massengüterbahnen  aus  dem  Jahre  1909,  die  für  die 
Ermäßigung  der  Gütertarife  auf  die  Hälfte  der  niedrigsten  Sätze  und 
weniger  durch  die  Anlage  von  Linien  für  ausschließlichen  Güterver- 
kehr in  den  Hauptverkehrsbeziehungen  eintritt.  Daß  bei  Herauslösung 


einer  solchen  verkehrsreichen  Linie  auch  niedrige  Tarife  deren  Bau 
und  Betrieb  wirtschaftlich  machen  könnten,  leuchte  zwar  ein,  sie 
würden  aber  eine  empfindliehe  Störung  des  Gemeinwohls  herbei- 
führen, indem  sie  im  Gegensatz  zu  den  Grundsätzen  der  staatlichen 
Eisenbahnpolitik  ständen  und  das  Gleichgewicht  im  Wirtschaftsleben 
stören  würden.*  Aber  mit  jeder  weiteren  Voraussage  über  die  zu- 
künftige Entwicklung  der  beiden  großen  Verkehrsanstalten  betrete 
man  ganz  unsicheren  Boden.  Bemerkenswert  sei  die  durch  den  Krieg 
zwar  unterbrochene,  aber  nicht  zum  Erliegen  gekommene  Bautätigkeit, 
wie  das  die  Vollendung  der  drei  großen  Rheinbrücken  bei  Rüdesbeim, 
Neuwied  und  Remagen  einerseits  und  die  Durchführung  des  Oder- 
ausbaues bei  Breslau  und  der  Kanalisierung  der  Nogat  anderseits  be- 
wiesen. Seit  der  Betrieb  der  Eisenbahnen  nach  der  Überspannung 
durch  die  Kriegsanforderungen  mit  der  Revolution  zu  einem  ordnungs- 
losen Durcheinander  ausartete,  sei  eine  merkliche  Besserung  in  den 
Verkehrsverhältnissen  bereits  eingetreten,  und  die  Gesundung  des 
mechanischen  Apparates  beginne  sich,  wenn  auch  langsam  und  mit 
erheblichen  Aufwendungen,  geltend  zu  machen.  Für  den  Eisenbahn- 
verkehr der  Zukunft  seien  die  Bestrebungen  beachtlich,  die  Kohle  zur 
besseren  Ausnutzung  an  den  Gewinnungsstellen  zu  vergasen  und  die 
daraus  erzeugte  elektrische  Kraft  duroh  Fernleitungen  an  der  Ort  ihrer 
Verwendung  zu  leiten;  mache  doch  allein  die  Bitterfelder  Großkraft- 
anlage für  die  Versorgung  Berlins  die  Beförderung  von  30  000  Wagen- 
ladungen Kohle  jährlich  entbehrlich.  Die  große  Zahl  der  neueren 
Kanalpläne  werde  anderseits  wegen  der  Kostensteigerungen  zwar  der 
sorgfältigsten  Auswahl  auf  Bauwürdigkeit  ohne  ausschließliche  Inan- 
spruchnahme der  Allgemeinheit  bedürfen,  die  Pläne  erhielten  jedoch 
durch  die  Gewinnung  und  Verwertung  von  Wasserkräften  wiederum 
zur  Ersparung  von  Kohle  ein  besonderes  Merkmal.  Auch  hierdurch 
könne  der  Kohlenverkehr  auf  der  Eisenbahn  beeinflußt  werden,  wie 
z.  B.  durch  die  Kraftwerke  des  Walchensees  und  der  mittleren  Isar. 
Trotz  des  furchtbaren  Drucks  der  harten  Fäuste  urserer  übermächtigen, 
unversöhnten  Gegner  sollten  wir  — so  schloß  Ministerialdirektor 
Dorner  — an  den  weitausschauenden  Unternehmungen  mit  Beharrlich- 
keit weiterschaffen  und  insbesondere  was  der  Krieg  zerstörte,  wieder 
aufbauen  mit  viel  tausend  schaffenswilligen  Händen  in  Einigkeit. 
Arbeit  und  Sparsamkeit. 


Vermischtes. 


Die  Ausstellung'  fiir  Wasserstraßen-  und  Energiewirtschaft  in 
München  (S.  72  d.  Bl.)  wird  in  den  Hallen  I und  II  des  städtischen 
Ausstellungsparks  und  den  umliegenden  Höfen  (1908  d.  Bl.,  S.  490)  vor- 
aussichtlich am  Sonnabend,  den  18.  Juni  d.  J.  eröffnet  werden.  Sie 
erstreckt  sich  auf  die  volkstümliche  Veranschaulichung  des  Ausbaues 
der  Wasserstraßen  und  Wasserkräfte,  die  Verteilung  der  elektrischen 
Arbeit  über  das  ganze  Land  und  auf  die  Einführung  einer  plan- 
mäßigen Wärme  Wirtschaft  bei  der  Verwendung  aller  Brennstoffe.  Die 
Ausstellung  wird  nach  dem  bisherigen  Plan  gegliedert  in  die  Haupt- 
abteilungen: I.  Main-Donau-Stromverband;  — II.  Energiewirtschaft 
a)  Wasserkraftausstellung,  Ausstellung  des  Ministeriums  des  Innern, 
Ausstellung  privater  Ingenieurbureaus,  b)  Bayernwerk,  c)  Ausstellung 
für  Torfwirtscbaft;  — III.  Ausstellung  der  Landeskohlenstelle;  — 
IV.  Ausstellung  von  Wasserkraftm aschinen  nach  ihrer  geschichtlichen 
Entwicklung;  — V.  Industrieausstellung,  ausschließlich  nur  für  in  den 
Rahmen  der  Ausstellung  passende  Betriebe;  — VI.  Büchereiausstellung 
von  Werken  über  die  Rhein-Donau-Schiffahrt  und  die  Energiewirtschaft. 

Einen  Wettbewerb  für  Vorentwürfe  zu  einer  Kriegerehrung 
schreibt  die  Stadt  Landeck  unter  den  in  Schlesien  ansässigen  Archi- 
tekten deutscher  Reichsangehörigkeit  aus  mit  Frist  bis  zum  15.  Mai  d.  J. 
und  mit  drei  Preisen  von  1200,  900  und  500  Mark;  zwei  weitere  Ent- 
würfe können  zu  je  200  Mark  angekauft  werden.  Die  Unterlagen  zum 
Wettbewerb  können  für  6 Mark,  die  dem  Bewerber  erstattet  werden, 
vom  Stadtbauamt  bezogen  werden. 

Zum  25  jährigen  Bestehen  der  staatlichen  Baugewerkschule  in 
Cassel  ist  von  den  ehemaligen  Schülern  Ende  Juli  d.  J.  eine  Wieder- 
sehensfeier geplant.  Sie  werden  gebeten,  ihre  jetzige  Anschrift  an  Otto 
Köcke  in  Cassel,  Gräfestraße  3,  mitzuteilen. 

Eine  Anstalt  fiir  kirchliche  Knust  wird  demnächst  in  Köln  er- 
stehen , auf  geschichtlichem  Boden  mit  der  ununterbrochenen  Über- 
lieferung hoher  christlicher  Kunst,  wo  Gotteshäuser  und  Museen, 
darunter  namentlich  die  einzigartige  Sammlung  Schnütgen  zahlreiche 
ergiebige  Quellen  für  das  Studium  nach  Inhalt  und  Form  bieten. 
Bei  letzterem  sollen  Theorie  und  Praxis  nebeneinander  gehen,  worauf 
der  auf  neuer  Grundlage  zu  gestaltende  Lehrplan  der  Kunstgewerbe- 
schule Rücksicht  nehmen  soll.  Nach  dreijährigem  Besuch  dieser 
Anstalt  haben  die  Schüler  zu  erklären,  ob  sie  sich  dem  Sondergebiet 
der  kirchlichen  Kunst  zu  widmen  gedenken,  und  treten  dann  zu  ge- 
nannter Anstalt  über,  die  sich  in  eine  theoretische  Abteilung  und  Werk- 
stätten gliedert.  Erstere  umfaßt  als  Lehrgegenstände  die  Geschichte 
der  christlichen  Kunst  und  die  Quellen  kirchlichen  Kunstschaffens 


(Bibelexegese,  Liturgie  und  Kirchengesaug,  aszetische  und  homiletische 
Literatur,  Dogmatik),  Ikonographie,  Kirchenkunst,  angewandte  Kunst 
im  Raum,  Kirchenrecht,  Denkmalpflege,  Verkehr  mit  Behörden 
sowie  Seminarübungen  mit  Entwürfen.  Die  Werkstätten  sollen  nicht 
allein  junge  Kräfte  zu  Künstlern  erziehen,  sondern  auch  mit  alten, 
frei  schaffenden  Künstlern  und  Kunstgewerblern  Fühlung  nehmen, 
und  eine  Beratungstelle  in  sich  schließen.  Die  Anstalt  für  kirchliche 
Kunst  wird  in  engster  Verbindung  mit  der  Geistlichkeit  bleiben,  die 
Behörden  über  den  Stand  der  jeweiligen  Arbeiten  unterrichten,  in 
der  Öffentlichkeit  durch  Ausstellungen  und  Zeitschriften  das  Interesse 
für  ihre  Bestrebungen  anregen,  die  einer  großen  heiligen  Sache  dienen, 
und  auch  der  Fabrikkunst  den  Kampf  ansagen,  die  die  echte  christ- 
liche Kunst  fortschreitend  aus  den  Gotteshäusern  zu  verdrängen  droht, 
wodurch  das  Volk  hervorragender  ethischer  Bildungsmittel  verlustig 
geht.  Leiter  des  Instituts,  einer  städtischen  Anstalt,  ist  Museums- 
direktor Dr.  Fritz  Witte.  H. 

Über  wiirmetechuisehe  Berechnungen  nnd  Versuche,  die  bei 
einer  in  München  errichteten  Lehrsiedlung  zur  praktischen  Erprobung 
verschiedener  neuzeitlicher  Bauweisen  vorgenommen  wurden,  wird  in 
der  Zeitschrift  für  Wohnungswesen  in  Bayern  (1 1-712.  Heft,  Jahrg.  1920) 
im  Aufträge  des  bayerischen  Ministeriums  für  soziale  Fürsorge  durch 
den  Privatdozenten  an  der  Technischen  Hochschule  München 
Dr.-Ing.  Karl  Hencky  ein  wertvoller  Bericht  erstattet.  Dr.  Hencky 
führt  in  diesem  Bericht  aus,  daß  die  auf  lange  Jahre  hinaus  erforder- 
liche Sparsamkeit  bei  der  Bewirtschaftung  unserer  Brennstoffvorräte 
besonders  in  den  Wohngebäuden  als  den  verbreitetsten  Wärme- 
erzeugungs-  und  Wärmeverwertungsanlagen  und  hier  wieder  besonders 
durch  drei  Mittel  verwirklicht  werden  muß,  erstens  durch  bevorzugte 
Verwendung  solcher  Baustoffe,  die  wenig  Brennstoff  zu  ihrer  Erzeugung 
bedürfen,  zweitens  durch  ausreichenden  Wärmeschutz  der  Gebäude, 
drittens  durch  größtmögliche  Wirtschaftlichkeit  im  Betrieb  der  Heiz- 
und  Kochstellen.  Der  Verfasser  beschreibt  diejenigen  Maßnahmen, 
die  bei  der  Lehrsiedlung  in  München  in  Beachtung  der  beiden  ersten 
Grundsätze  getroffen  worden  sind.  Dem  Bericht  liegen  zum  Teil 
Berechnungen,  die  sich  auf  die  Ergebnisse  früherer  und  neuerer 
Versuche  des  Laboratoriums  für  Technische  Physik  der  Technischen 
Hochschule  München  sowie  des  Forschungsheims  für  Wärme- 
wirtschaft daselbst  (von  Industriellen  gegründete,  nicht  zur  Hochschule 
gehörende  Forschungstelle)  stützen,  zum  Teil  die  vom  Berichterstatter 
in  der  Lehrsiedlung  selbst  angestellten  Versuche  zugrunde.  Die  Be- 
rechnungen, die  in  der  erwähnten  Veröffentlichung  unter  Beigabe  von 
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Skizzen  ausführlicher  dargestellt  sind,  beziehen  sich  einmal  auf  einen 
I Vergleich  des  Brennstoffaufwandes  für  die  Herstellung  der  bei  der 
l^ehrsiedlung  angewendeten  sieben  Bauweisen,  sodann  auf  einen  Ver- 
gleich des  Brennstoffverbrauchs  zur  Beheizung  der  einzelnen  Bauweisen. 
Das  Endergebnis  der  Berechnungen  und  Versuche  ist  in  der  nach- 
I stehenden  Tabelle  zusammengestellt: 


Kolileaufvvftnd 

Kohleaufwand 

zur  Erzeugung 

zur  Beheizung- 

Typ 

r 

Bauweise 

Jcg-  Kohle 
1 auf  1 qm 
] Maucr- 
fläche 

Ver- 

|gleichs- 

zalil 

kg  Kohle 
auf  1 qm 
und 

1 Heizjahr 

Ver- 

gleich 

zahl 

Iformaltyp 

| 

Ziegelmauer  38  cm  stark  . . 

46.5 

100 

14,8 

100 

Vp  i 

; Lehmsteinwand  38  cm  stark  . 

! 7,5 

16 

\ 18.1  feucht 

j 122 

(Lehr- 
' kolonie) 

' bezw 

lj:  11 

Lehmstampfwand  38  cm  stark 

2,0 

4 

1 14.8  relativ 

100 

1 mit  Riesel  u. 

J trocken 

; 

„ .Hl 

Schurzholzbau  | Räpitz 
etwa 20 cm  stark!  mit  Lehm- 

29,4 

63 

12,6 

85 

| steinen 

13,6 

92 

| mit  Lehm- 

„ IV 

Scblakeusteine  | steinen 
38  cm  stark  [mit  Asche- 

26,1 

56 

12,6 

85 

j füllung 

9,2 

64 

„ VI 

Hohlwand  aus  Holz  u.  Lehm- 

steinen (19  cm) 

15,9 

34 

14,1 

95 

„ VII 

Holztafelbau  mit  Torfisolie- 

rung  (10  cm) 

18,7 

40 

12,2 

83 

Die  weiteren  Untersuchungen  erstrecken  sich  auf  den  Wärme- 
verlust  durch  Dachkönstruktionen,  die  Wärmedurchlässigkeit  der 
Außenwände  und  die  Ergebnisse  von  Dauerheizversuchen.  Aus  den 
letzteren  werden  die  Beheizungskosten  für  eine  Wohnung  errechnet,  die 
für  die  Feststellung  der  Mindestlebenshaltung  („Existenzminimums“) 
einer  Arbeiterfamilie  von  großer  Bedeutung  sind. 

Die  Sicherung  eines  Kirclienuenhaues  gegen  Bergschäden  be- 
handelt Dipl. -Ing.  E.  Eiwitz  im  1.  Heft  vom  Jahrg.  1921  der  Zeitschrift 
Beton  u.  Eisen.  Das  Gebiet  von  Hamborn-Bruckhausen,  in  welchem 
eine  neue  Kirche,  die  sogenannte  Liebfrauenkirche'  errichtet  werden 
sollte,  bat  unter  den  Einwirkungen  des  Bergbaues  stark  zu  leiden. 
Aus  diesem  Grunde  werden  dort  schon  Wohnhäuser  gegen  derartige 
Einflüsse  gesichert;  umsomehr  war  dies  bei  einer  Kirche  nötig. 
Als  Baustoff  für  die  Sicherung  kommt  in  erster  Linie  das  Eisen 
in  Frage,  da  es  zug-  wie  druckfest  ist  und  dadurch  den  bei  Boden- 
senkungen leicht  auftretenden  Wechsel  der  inneren  Spannungen  gut 
aufnehmen  kann:  Eisenbeton  als  Baustoff  würde  eine  beiderseitige 
Bewehrung  erfordern;  wird  diese  ausgeführt,  so  ist  Eisenbeton  auch 
um  deswillen  zu  wählen,  weil  er  größere  Steifigkeit,  geringere  elastische 
Nachgiebigkeit  aufweist  und  die  Mauer  als  tragender  Bauteil  mit  aus- 
genutzt werden  kann.  Demgemäß  wurde  Eisenbeton  gewählt  mit 
Ausnahme  für  das  Dach.  Turm  und  eigentliche  Kirche  stehen  auf 
voneinander  getrennten  Gründungsplatten  in  Eisenbeton.  Der  Turm 
ist  ferner  als  Rahmenträger  von  drei  Stockwerken  ausgebildet,  die  sich 
auf  die  Eisenbetonplatte  mit  fester  Einspannung  setzen.  Gut  ver- 
ankert mit  dem  obersten  Rahmenstockwerk  ist  der  Turmhelm  aus 
sperrigem  Holzwerk.  Auch  bei  der  eigentlichen  Kirche  besteht  die 
tragende  Konstruktion  aus  einem  steifen  Eisenbetongerippe;  die  Aus- 
mauerung bei  Kirche  und  Turm  ist  durch  Füllmauerwerk  aus  Leicht- 
steinen gebildet.  Nachgiebigkeit  des  Baugrundes  und  sogar  eine 
Neigung  des  Geländes  würden  die  ganze  St  and  sich  erb  eit  nicht  beein- 
flussen. Auch  das  eiserne  Dach  ist  imstande,  eine  geringe  Schiefstellung 
der  aufgehenden  Außenmauern  zu  ertragen;  zu  dem  Zwecke  sind 
Gleitlager  mit  Spielraum  und  Nasen  auf  beiden  Seiten  angeordnet; 
auch  ist  die  Beanspruchung  des  Eisens  geringer  gehalten,  als  dies 
sonst  der  Fall  ist.  — Die  unter  der  Leitung  von  Ingenieur  Eiwitz 
1914  erbaute  Kirche  hat  bis  heute  noch  keine  Schäden  gezeigt. 

Kaiserslautern.  Dipl.- Ing.  Prof.  Marx. 


Bücherschau. 

Die  Gestaltung  der  Bogen  im  Eisenbahngleise.  Von  Richard 
Petersen,  o.  Professor  in  Danzig.  Berlin  u.  Wiesbaden  1920. 
C.  W.  Kreidels  Verlag.  64  S.  in  8°  mit  46  Textabb.  Geh.  4 Jt. 

Die  Schrift  stellt  einen  erweiterten  Sonderabdruck  einer  in  dem 
Organ  für  die  Fortschritte  des  Eisenbahnwesens  1920  (5.  und  6.  Heft) 
veröffentlichten  Arbeit  dar.  Der  Verfasser  geht  von  dem  Satze  aus, 
daß  die  Fahrt  der  Züge  durch  die  Gleisbogen  auf  den  bestehenden 
Bahnen  erheblich  unruhiger  ist  als  in  der  Geraden.  Außer  den  Er- 
schütterungen und  Stößen,  die  auf  die  Abweichungen  der  wirklichen 
Gleislage  von  der  geplanten  zurückzuführen  und  von  der  Gleisunter- 


haltung abhängig  sind,  kommen  dabei  in  Betracht:  1.  die  Seitendrücke 
aus  den  Schwankungen  der  Mittelkraft  aus  Fliehkraft  und  Gewicht 
um  die  Gleismitte,  die  dadurch  entstehen,  daß  die  Geschwindigkeit 
nicht  zu  der  vorhandenen  Überhöhung  paßt  und  2.  die  Stoßwirkungen 
bei  der  Fahrt  durch  die  Obergangsbogen.  Die  für  die  Abmilderung 
dieser  beiden  Einflüsse  maßgebenden  Gesichtspunkte  werden  in  der 
Schrift  näher  erörtert.  Zu  der  Frage  der  zulässigen  Höchstge- 
schwindigkeit in  den  Bogen  mit  Rücksicht  auf  die  Fliehkraft  und  der 
Frage  der  zulässigen  Überhöhung  kommt  der  Verfasser  zu  dem  Er- 
gebnis, daß  die  zur  Zeit  geltenden  Vorschriften  als  die  Grenze  des 
Erreichbaren  angesehen  werden  können,  wenn  die  Gleise  mit  Zügen 
sehr  verschiedener  Geschwindigkeit  befahren  werden.  Die  Übergangs- 
bogen sind  nach  Ansicht  des  Verfassers  bisher  meist  zu  kurz  gemacht 
worden.  Er  befürwortet,  daß  in  den  durchgehenden  Hauptgleisen 
zwischen  den  Geraden  und  den  Kreisbogen  Übergangsbogen  eingelegt 
werden  sollen,  deren  Länge  in  Metern  nicht  kleiner  sein  darf  als  die 
Fahrgeschwindigkeit  auf  der  betreffenden  Strecke  in  km/st.  Die 
als  Übergangsbogen  zu  verwendende  kubische  Parabel  soll  der 
1 cc ^ 

Gleichung  y — ■ ' ^ ^ entsprechen.  Bei  Richtuugswechsel  bis  48° 

wird  empfohlen,  den  Gleisbogen  mit  fortlaufend  veränderter  Krümmung 
aus  zwei  kubischen  Parabeln  zu  bilden  und  erst  bei  größeren  Winkeln 
Kreisbogen  einzufügen.  Für  die  Berechnung  solcher  Übergangsbogen 
werden  in  Zahlentafeln  und  bildlichen  Darstellungen  nähere  Angaben 
gemacht;  die  Anwendung  wird  an  Beispielen  erläutert.  — Die  sehr 
gründlichen  Ausführungen  verdienen  Beachtung.  Hgn. 

Praktische  Winke  zum  Studium  der  Statik  und  zur  Anwendung 
ihrer  Gesetze.  Ein  Handbuch  für  Studierende  und  praktisch  tätige 
Ingenieure.  Von  Professor  R.  0 tzen.  3.  Aufl.  Wiesbaden  u.  Berlin  1921 
C.  W.  Kreidels  Verlag.  VII  u.  178  S.  in  8°  mit  125  Textabb.  Geh. 
20  Jt,  geb.  24  Jt. 

Das  vorliegende  Werk  war  in  zweiter  Auflage  (vgl.  1914,  S.664  d.  Bl.) 
vergriffen  und  mußte  neu  herausgegeben  werden.  Der  Verfasser  war 
der  Ansicht,  dem  Inhalt  des  Werkes  am  besten  gerecht  zu  wrnrden,  wenn 
er  ihn  in  seinem  alten  Umfang  bestehen  ließ  und  keine  wesentlichen 
Änderungen  oder  Ergänzungen  vornahm.  Nur  das  Schriftenverzeichnis 
am  Ende  des  Buches  ist  auf  den  heutigen  Stand  gebracht  worden. 

Die  „Praktischen  Winke  von  Otzen“  setzen  eine  gewisse  Kenntnis 
der  Statik  voraus  und  verlangen,  daß  der  Leser,  der  das  Werk  benutzt, 
sich  gegebenenfalls  auch  weiterhin  in  die  Lehrbücher  der  Statik  ver- 
tieft. Dementsprechend  sind,  wie  in  den  früheren  Auflagen,  am  Kopfe 
der  einzelnen  Abschnitte  Büchernachweise  gegeben.  Sein  gedrängter 
Inhalt  macht  das  Werk  als  „Repetitorium“  besonders  geeignet.  Auch 
dem  in  der  Praxis  stehenden  Ingenieur  bietet  es  die  Möglichkeit,  sich 
schnell  in  die  wichtigsten  Verfahren  der  Statik  einzuarbeiten  und  die- 
jenigen Quellen  zu  finden,  aus  denen  er  weitere  Einzelheiten  schöpfen 
kann.  Das  Werk  kann  als  Leitfaden  bestens  empfohlen  werden  und 
wird  auch  in  der  dritten  Auflage  neue  Freunde  finden.  Ks. 

Kritik  des  Taylor-Systems.  Zentralisierung.  — Taylors  Erfolge.  — 
Praktische  Durchführung  des  Taylor-Systems.  — Ausbildung  des  Nach- 
wuchses. Von  Gustav  Frenz.  Berlin  1920.  Julius  Springer.  VII  u. 
113  S.  in  8°.  Geh.  10  Jt. 

Ein  Werk,  das  nicht  in  das  allgemeine  Lob  des  Taylor -Systems 
einstimmt,  das  die  Vorzüge  dieses  Systems  wohl  anerkennt,  aber  vor 
seiner  mechanischen  Übertragung  auf  deutsche  Verhältnisse  warnt.  Im 
ersten  Abschnitt  werden  die  Nachteile  einer  einheitlichen  Leitung  — 
Zentralisierung  — geschildert;  im  Gegensatz  dazu  wird  eine  gesunde 
Verteilung  der  leitenden  Geschäfte  — Dezentralisierung  — gefordert. 
Die  einheitliche  Leitung  macht  den  Geschäftsgang  umständlich  und 
verwickelt,  sie  ist  dem  Arbeiter  fremd.  Die  Verteilung  der  leitenden 
Geschäfte  dagegen  erhöht  die  Gütererzeugung  und  macht  Angestellte 
und  Arbeiter  selbständig  und  arbeitsfreudig. 

Im  zweiten  Teil  wird  das  Taylor- Verfahren,  seine  Erfolge  und  die 
Möglichkeit  seiner  Einführung  in  Deutschland  untersucht.  Taylor 
bleibt  das  unbestrittene  Verdienst,  durch  Festlegung  bestimmter  Regeln 
wesentlich  zur  allgemeinen  Einführung  der  Arbeitsteilung  beigetragen 
zu  haben.  Besonders  eine  gute  Arbeitsvorbereitung  und  Unterteilung 
ist  geboten.  Dies  ist  auch  in  Deutschland  längst  bekannt  und  erprobt, 
allerdings  ohne  Benutzung  von  Formularen  und  eines  Arbeitsbureaus 
wie  bei  Taylor.  Das  Arbeitsbureau  ist  eine  schwerfällige  werkstatt- 
fremde Einrichtung.  Es  hat  sich  in  Amerika  bei  Massenherstellungen 
durch  ungelernte  Arbeiter  bewährt.  Solche  Arbeiter  standen  dort  in 
den  Einwandrern  reichlich  zur  Verfügung.  Sie  wurden  durch  hohe 
Verdienste  angelockt,  mußten  sich  aber  dafür  mit  eng  begrenzten 
Arbeiten,  meist  mit  der  gleichförmigen  Wiederholung  bestimmter 
Handgriffe  begnügen.  Sie  haben  darin  die  Höchstleistung  erreicht. 
Blieb  ein  Arbeiter  zurück,  erreichte  er  die  Höchstleistung  nicht,  so 
wurde  er  abgestoßen  und  durch  einen  neuen  ersetzt.  Ein  solches 
Verfahren  ist  bei  uns  nicht  zulässig.  Wir  müssen  uns  fragen,  was 
mit  den  abgestoßenen  minderkräftigen  oder  alten  Arbeitern  geschehen 
soll.  Zudem  sind  die  alten  Arbeiter  diejenigen,  denen  Erfahrung  und 
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Wissen  zur  Seite  stehen.  Unsere  Ausbildung  von  Lehrlingen  und  Ge- 
sellen würde  bei  der  rücksichtslosen  Durchführung  des  Taylor-Systems 
.Iberflüssig  sein.  Gerade  in  diesen  gelernten  Arbeitern  beruht  unsfere 
Kraft.  Ein  derartiges  Beiseitestellen  wertvoller  Kräfte  können  wir 
uns  nicht  leisten.  Dazu  kommt,  daß  ein  großer  Teil  der  durch  das 
Taylor-Verfahren  gewonnenen  Vorteile  durch  die  höheren  Verwaltungs- 
kosten des  Arbeitsbureaus  und  die  größere  Zahl  von  Meistern  und 
Angestellten  aufgehoben  wird. 

Im  dritten  Teil  behandelt  Verfasser  die  Einführung  einer  neuen 
Betriebsordnung  für  deutsche  Verhältnisse.  Er  warnt  davor,  von  einer 
solchen  Einführung  Wunderdinge  in  bezug  auf  die  Steigerung  der 
industriellen  Leistung  zu  erwarten.  Vor  allem  will  er  auf  den  vor- 
handenen Grundlagen  aufbauen,  sie  nicht  durch  neue  Vorschriften  oder 
gar  Vordrucke  ersetzen.  Denn  in  jedem  Betrieb  steckt  ein  gesunder 
Kern,  sonst  hätte  er  den  Wettbewerb  bisher  nicht  ertragen  können. 
Wenn  an  dem  alten  Betrieb  nur  wenig  und  vorsichtig  geändert  wird, 
so  kann  man  der  Mitwirkung  der  vorhandenen  Beamten  sicher  sein. 
Auch  die  Arbeiter  haben  sich  an  die  alte  Ordnung  gewöhnt;  ihnen 
muß  eine  gewisse  Selbständigkeit  belassen  bleiben.  Verfasser  erläutert, 
wie  er  sich  eine  neue  Betriebsordnung  denkt.  Er  teilt  den  tech- 
nischen Teil  eines  Werkes  für  Maschinenbau  in  vier  Arbeitsstellen : 
Konstruktionsbureau,  Arbeitsbureau,  Hilfsabteilungen  und  Werkstatt. 
Die  Tätigkeit  jeder  Abteilung  wird  geschildert  und  vor  allem  fest- 
gelegt, welche  Forderungen  die  Werkstatt  an  die  anderen  Abteilungen 
stellen  kann.  Im  vierten  Abschnitt  wird  die  Ausbildung  der  Betriebs- 
ingenieure betrachtet  und  eine  bessere  praktische  Durchbildung  als 
bisher  gefordert.  Auch  die  Ausbildung  der  Handwerker  und  Arbeiter 
wird  untersucht.  Bringen  wir  unsere  Arbeiter  dazu,  daß  sie  die 
wirtschaftliche  Arbeitsweise  als  etwas  Selbstverständliches  ansehen, 
daß  sie  sich  die  Vorteile  klar  machen,  welche  diese  Arbeitsweise  für 
sie  selbst  und  für  das  Werk  zur  Folge  hat,  so  haben  wir  die  beste 
Betriebsordnung  gefunden. 

Es  ist  ein  lesenswertes  Buch,  das  uns  vorliegt  und  das  wohl 
geeignet  ist,  viele  vorgefaßte  Meinungen  über  das  Taylor-System  zu 
zerstreuen.  Es  verdient  darum  Beachtung  und  gerade  in  der  gegen- 
wärtigen Zeit  weite  Verbreitung.  Gerhardt. 

Handbuch  der  Ingeuieurwissenscliaften.  Erster  Teil.  Fünfter  Band: 
Der  Tunnelbau.  Bearbeitet  von  $r.*^ng.  und  Dr.  phil.  e.  h.  Karl 
Brandau  (f),  Dipl.-Ing.  Karl  Imhof  und  Sr.  = !yng.  e.  h.  Ernst 
Mackensen  (f)  mit  einem  Nachtrag  von  $r.=£sug.  E.  v.  Willmann. 
Herausgegeben  von  L.  v.  Willmann,  Geheimer  Baurat  und  ordentl. 
Professor  a.  D.  der  Technischen  Hochschule  Darmstadt.  Vierte,  ver- 
mehrte Auflage.  Leipzig  1920.  Wilhelm  Engelmann.  712  u.  XXXV 
u.  VI  S.  mit  607  Textabb.  und  77  Tabellen,  Sachverzeichnis  und 
14  Steindrucktafeln.  Geh.  44  Jt,  geb.  56  Jt  u.  50  vH  Teuerungszuschlag. 

Das  Erscheinen  des  nunmehr  in  vierter  Auflage  vorliegenden 
Werkes  ist  durch  den  Krieg  verzögert  worden.  Die  Neuauflage  stellt 
in  wesentlichen  Teilen  eine  Neubearbeitung  und  Erweiterung  der 
dritten  Auflage  aus  dem  Jahre  1902  (vgl.  1903  d.  Bl.,  S.  519).  aus 
der  Feder  des  leider  1909  während  seiner  Tätigkeit  für  die  Bagdad- 
bahn durch  eine  tückische  Krankheit  dahingerafften  Eisenbahn-  und 
Tunnelbauers  S£>r.=$ng.  Mackensen  dar.  Die  jetzige  Gestalt  des  Buches 
ist  das  Werk  zweier  hervorragender  Tunnelbauer,  des  auch  inzwischen 
(1917)  inmitten  seiner  Arbeit  durch  den  Tod  uns  entrissenen  2)r.=(3ng. 
und  Dr.  phil.  e.  h.  Karl  Brandau  und  des  Dipl.-Ing.  Karl  Imhof, 
die  sich  u.  a.  am  Simplon-  und  Tauerntunnel  einen  Namen  gemacht 
haben. 

Die  Neuauflage  ist  um  287  S.  Text,  318  Textabb.,  3 neue  Tafeln 
und  26  Tabellen  bereichert.  Der  Stoff  ist  in  verschiedener  Hinsicht 
zweckmäßiger  verteilt;  so  sind  namentlich  die  in  der  dritten  Auflage 
an  mehreren  Stellen  behandelten  Vorarbeiten  in  einem  besonderen 
Kapitel,  dem  zweiten,  zusammengefaßt,  das  u.  E.  besser  an  den  Anfang 
gestellt  worden  wäre.  In  dem  dritten  Kapitel,  die  „Ausführung“,  sind 
Stollen-  und  Scbachtherstellung  dem  Vollausbruch  vor-  und  gegenüber- 
gestellt. Hier  sind  namentlich  neu  die  wertvollen  eingehend  bearbei- 
teten Grundregeln  für  das  Vorgehen  bei  Herstellung  des  Vollausbruchs. 
Hilfsanlagen,  Lüftung,  Kühlung,  Wasserhaltung  und  Entwässerung,  Be- 
leuchtung und  die  Werkplätze  sind  im  vierten  Kapitel  zusammen- 
gefaßt und  wesentlich  erweitert.  Durch  die  sachlich  begründete  Um- 
stellung des  Stoffes  ist  eine  schätzenswerte  größere  Übersichtlichkeit 
und  Einheitlichkeit  erzielt  worden.  Die  bei  den  zahlreichen  bedeutenden 
Tunnelbauten  gerade  in  dem  Zeitraum  von  1902  bis  zum  Weltkriege 
in  den  schweizerischen  und  österreichischen  Alpen,  wie  diejenigen  der 
Albula-,  Ricken-,  Simplon-,  Lötschberg-,  Hauenstein-  und  Tauernlinie, 
sowie  die  bei  den  neueren  Untergrund-  und  Unterwassertunnels  in  den 
europäischen  und  amerikanischen  Großstädten  angewandten  Bauweisen 
sind  entsprechend  gewürdigt  worden.  Vielleicht  sind  die  mittleren 
und  kleineren  Tunnelbauten,  wie  z.  B.  der  Eimer  Tunnel  (vgl.  S.  195), 
gegenüber  den  großartigen  Leistungen  der  langen  Alpentunnels  etwas 
zu  kurz  gekommen,  bei  einer  weiteren  Auflage  wrürde  z.  B.  eine  nähere 
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gegenüber  dem  Handbetrieb  und  des  einseitigen  oder  zweiseitigen 
Angriffs  (vgl.  S.  220)  nicht  ohne  Wert  sein. 

Erfreulich  ist  es,  daß  die  Verfasser  auf  Grund  ihrer  persönlichen 
Erfahrungen  mit  ihrem  sachlichen  Urteil  nicht  zurückhalten  (z.  R. 
S.  197,  367  u.  523),  hinsichtlich  der  Notwendigkeit  gründlicher 
allgemeiner  und  geologischer  Vorarbeiten  beim  Wocheiner  und  dem 
Lötschbergtunnel,  über  die  Ausführungsschwierigkeiten  bei  dem 
Karawankentunnel,  ebenso  hinsichtlich  des  Einflusses  der  Fassung  der 
Vertragsbedingungen  auf  die  Ausführung  bei  Eintritt  unvorhergesehener 
Umstände  (vgl.  S.  237  u.  367). 

Es  sei  gestattet,  auf  einige  wichtige  Einzelheiten  hinzuweisen.  Die 
Anwendung  der  Getriebszimmerung  im  Stollenbau  ist  zwar  auch  an 
neueren  Beispielen  eingehend  behandelt,  aber  bedarf  wohl  noch  einer 
weiteren  Beurteilung.  Für  den  Tunnelbau  ist  die  damit  zusammen- 
hängende Frage  der  Zweckmäßigkeit  der  Sparren-  oder  Jochzimmerung 
endgültig  entschieden,  indem  die  Sparrenzimmerung  die  Jochzimmerung 
in  den  letzten  25  Jahren,  auch  unter  den  schwierigsten  Druck- 
verhältnissen, vollständig  verdrängt  hat  (vgl.  S.  354).  Die  Behandlung 
der  geologischen  Vorarbeiten  ist  erheblich  erweitert,  und  bei  den 
Beispielen  sind  zahlreiche  neuere  geologische  Längenschnitte  mit- 
geteilt. Die  Wichtigkeit  geologischer  Querschnitte  wäre  hier  noch 
zu  erwähnen.  Die  Zweckmäßigkeit  einer  Überhöhung  des  lichten 
Tunnelumrisses,  besonders  bei  festem  Gebirge,  und  eines  genügenden 
Abstandes  von  der  Begrenzung  des  lichten  Raumes  bei  Eisenbahntunnels 
wird  mit  Recht  betont.  Auch  ist  der  Hinweis  auf  die  Ausführung 
einer  genügenden  Widerlagerstärke  des  Tunnelmauerwerks  und  der 
Berücksichtigung  des  möglichen  Auftretens  von  Schubkräften  in  der 
Längsrichtung  des  Tunnels  neben  der  senkrechten  Belastung  von 
Bedeutung.  Bei  der  Übersicht  der  Bearbeitung  des  Bauentwurfs  (8.  217) 
wäre  auch  die  Feststellung  des  Tunnelquerscbnitts  zu  erwähnen.  Der 
ungünstigste  Einfluß  der  sich  gleichbleibenden  Nebenarbeiten  auf  den 
Stollenfortschritt  wird  S.  256  besonders  betont  und  ausgeführt,  daß 
mit  Rücksicht  hierauf  ein  möglichst  einfacher  Schutterbetrieb,  wie  er 
am  Lötschberg  zur  Ausführung  gelangt  ist,  zu  empfehlen  sei.  Bei  den 
verschiedenen  Tunnelbauweisen  wird  u.  E.  zweckmäßig  die  Beibehaltung 
von  Namen  vertreten  und  die  Einführung  der  Bezeichnung  einer  fünften 
Bauweise  als  einer  italienischen  nach  Lanino  vorgeschlagen,  deren 
Merkmal  hauptsächlich  in  dem  Abbau  kleiner  Hohlräume  und  deren 
j sofortigen  Sicherung  durch  Ausfüllung  gegebenenfalls  mit  Holz  oder 
endgültigem  oder  verlorenem  Mauerwerk  besteht  und  deren  Anwendung 
sich  auch  bei  Tunnelbrüchen  empfiehlt.  Von  großer  Bedeutung  ist. 
daß  die  belgische  Bauweise  auch  nach  Canat  mit  Vorsicht  anzuwenden 
ist  und  sich  nur  für  kürzere  Tunnels  und  in  standfestem  Gebirge 
eignet;  in  allen  anderen  Fällen  ist  in  den  letzten  30  Jahren  die 
österreichische  Bauweise  mit  Jochzimmerung  und  Zentralstrebenbau 
in  der  Regel  angewendet,  wobei  sich  eine  gute  Längsverstrebung 
empfiehlt  (S.  363).  In  dem  von  Dr.  E.  v.  Willmann  bearbeiteten  er- 
gänzenden Nachtrag  ist  mit  Recht  auf  die  alte  Tunnelbauwahrheit 
hingewiesen,  daß  es  sich  namentlich  im  beweglichen  Gebirge  um  rasche 
Arbeit  und  um  die  sofortige  Ausfüllung  der  geschaffenen  Hohlräume 
handelt,  um  Bewegungen  des  Gebirges  hintan  zuhalten.  Bei  der 
Behandlung  des  Schildbaues  ist  auf  die  neueren  Bauweisen  von 
Hallinger  u.  Ko.  und  Stockhausen  u.  Platiel  (S.407)  eingegangen  und  bei 
der  Erörterung  der  Mauerung  die  Frage  der  Hintermauerung  und 
Entwässerung  oder  Abdeckung  und  Hinterpackung,  sowie  das  Wolfs- 
holzsche  Dichtungsverfahren,  wie  auch  die  Anwendung  von  Beton  und 
Eisenbeton  erörtert  (S.  485).  Das  wiedergegebene  Entwässerungsver- 
fahren der  preußisch -hessischen  Staatsbahnen  erscheint  besondere 
empfehlenswert  (S.  490).  S.  663  wird  festgestellt,  daß  seit  1907  bei 
derTunnelbeleuchtungdie  Azethylenlampedie  alte  Rüböllampe  verdrängt 
hat,  während  die  elektrische  Beleuchtung  für  Bauzwecke  noch  keine 
Fortschritte  zu  verzeichnen  hat.  Daß  an  gegebenen  Stellen,  namentlich 
bei  den  Bohrgeräten,  den  Wasserhaltungsmaschinen,  den  Lüftungs- 
und Kühlanlagen,  sowohl  für  die  im  Bau  als  im  Betrieb  befindlichen 
Tunnels,  die  neuesten  Maschinen  und  ihre  Leistungen,  soweit  sie  für 
den  Bauingenieur  in  Betracht  kommen,  beurteilend  besprochen  sind, 
braucht  nicht  hervorgehoben  zu  werden.  Merkwürdigerweise  ist  bei  der 
zweckdienlichen  Zusammenstellung  der  fremdsprachlichen  Bezeich- 
nungen aus  dem  Tunnelbau  das  Wort  „Tunnel“  weggelassen,  für  welches 
der  Italiener  doch  abweichend  von  den  anderen  Sprachen  „Galleria“ 
gebraucht.  Eine  große  Anzahl  von  im  Text  geduldeten  Fremdwörtern 
muß  als  entbehrlich  bezeichnet  werden. 

Auf  die  mit  großer  Sorgfalt  bearbeiteten,  den  einzelnen  Abschnitten 
beigegebenen  Fachschriften  Verzeichnisse  und  auf  die  Nachrufe  für  den 
früheren  Bearbeiter  und  den  Mitverfasser  des  vorliegenden  Buches 
Brandau  verweisen  wir  besonders. 

Verfasser  und  Herausgeber  haben  unter  schwierigen  Zeit- 
verhältnissen ihre  Aufgabe  in  hervorragender  Weise  gelöst  und  mit 
dem  Verlage  das  Werk  vorzüglich  ausgestattet.  Die  gesamte  Fachwelt 
wird  demselben  ihre  Anerkennung  nicht  versagen. 

Darmstadt  Wegele. 


V erlag  von  W ilhelm  Ernstft  Sohn.  Berlin.  — Für  den  nichtamtlichen  Teil  verantwortlich : Fr.  Schultze,  Berlin.  — Druck  der  Buchdnickerei  Gebrüder  E r n e t , Berlin. 
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Bekanntmachung'. 

Die  bisher  dem  Ministerium  der  öffentlichen  Arbeiten  zugeteilt 
gewesene  Hochbauabteilung  ist  durch  Beschluß  der  Staatsregierung 
vom  3.  März  1920  mit  Wirkung  vom  1.  April  1920  dem  Finanz- 
ministerium angegliedert  worden.  ) Gleichzeitig  damit  ist  auch  die 
Akademie  des  Bauwesens,  das  Technische  Ober-Prüfungsamt,  sowie 
die  Schriftleitung  der  „Zeitschrift  für  Bauwesen“,  des  „Zentralblatts 
der  Bauverwaltung“  und  der  „Denkmalpflege“  zum  Finanzministerium 
übergegangen. 

Berlin,  den  1(1.  Februar  1921. 

Das  preußische  Staatsministerium. 

Braun.  Fischbeck.  Haenisch.  Dr.  am  Zehnhoff. 

Oeser.  Stegerwald.  Severing.  Lüdemann. 

St.  M.  I.  1250. 

Erlaß,  betreffend  die  Änderung  des  Stempelsteuergesetzes 
vom  31.  Juli  1895/26.  Juni  1909. 

Berlin,  den  9.  Februar  1921. 

Das  am  1.  Februar  d.  J.  in  Kraft  getretene  Gesetz  vom  14.  Januar 
1921  zur  Änderung  des  Stempelsteuergesetzes  vom  31.  Juli  1895/2G.  Juni 
1909  (G.  S.  S.  117)  siebt  im  wesentlichen  eine  allgemeine  prozentuale 
Erhöhung  der  Steuersätze  vor.  Von  einem  Erlasse  besonderer  Aus- 
führungsbestimmungen dazu  wird,  soweit  sich  bis  jetzt  übersehen 
läßt,  wohl  abgesehen  werden  können.  Soweit  es  sich  um  den  Auf- 
brauch und  die  erforderliche  Ergänzung  der  verstempelten  Vordrucke 
zu  Legitimations-  und  Gewerbelegitimationskarten,  Jagdscheinen,  Lust- 
barkeitsgenehmigungen, Pässen  und  Paßkarten  sowie  Zeugnissen  für 
Seeschiffer  usw.  sowie  um  die  Frage  einer  Neuherstellung  dieser  Vor- 
drucke handelt,  habe  ich  mich  mit  den  in  Betracht  kommenden 
Herren  Ministern  in  Verbindung  gesetzt. 

Ich  wäre  dankbar,  wenn  etwaige  Anregungen  zu  einer  Ergänzung 
der  Ausführungsbestimmungen  zum  Gesetz  von  1909,  falls  solche 
dortseits  für  erforderlich  oder  wünschenswert  erachtet  werden  sollten, 
mir  baldigst  mitgeteilt  werden  w'ürden. 

Gleichzeitig  stelle  ich  ergebenst  zur  Erwägung,  ob  nicht,  soweit 
dies  nicht  bereits  geschehen  sein  sollte,  dortseits  die  naebgeordneten 
Behörden  auf  die  durch  das  Gesetz  eingetretenen  Änderungen  noch 
besonders  hinzuweisen  sein  möchten.  Von  etwaigen  Anordnungen 
in  dieser  Richtung  erbitte  ich  gleichfalls  Mitteilung. 

Der  preußische  Finanzminister. 

Im  Aufträge 

II.  1824.  Schramm. 

Berlin,  den  22.  Februar  1921. 

Abschrift  übersende  ich  zur  gleichmäßigen  Beachtung  für  den 
Bereich  der  Wasserhauverwaltung. 

Der  Minister  der  öffentlichen  Arbeiten. 

Im  Aufträge 

III  423.  C.  Kr  ohne. 

Preußen. 

Der  bisherige  ordentliche  Professor  der  Chemie  an  der  Berg- 
akademie in  Klaustal  Dr.  Wilhelm"  Biltz  ist  zum  ordentlichen  Pro- 
fessor an  der  Technischen  Hochschule  Hannover  ernannt  worden. 

Die  Staatsprüfung  haben  bestanden:  die  Regierungshaufübrer 
Friedrich  Heimbach  und  Erich  Voigt  (Hochbaufach);  — Sylvius 
Vogt  und  Heinrich  Schmidt  (Wasser-  und  Straßenhaufach);  — 
Walter  Breitung  und  Tr.^ug.  Karl  Jacobi  (Eisenbahn- und  Straßen- 
baufach). 


*)  Zentralblatt  der  Bauverwaltung  1920.  Seite  169. 


Deutsches  Reich. 

Der  Reichspräsident  hat  den  Ministerialrat  Geheimen  Oberbaurat 
Kumbier  zum  Staatssekretär  bei  den  Eisenbahnabteilungen  des 
Reichsverkehrsministeriums  ernannt. 

Reichspatentamt.  Ernannt  sind:  der  Geheime  Regierungsrat 
Kolbe  zum  Oberregierungsrat  und  Abteilungsvorsitzenden,  der  Re- 
gierungsrat Diplomingenieur  Hans  Schmidt  unter  Belassung  dieser 
Amtsbezeichnung  zum  Mitglied  und  das  Hilfsmitglied  Dr.  Rosen - 
bach  zum  Regierungsrat  und  Mitglied. 

Reichseisenbahnen.  Preußen  - Hessen.  Versetzt  sind:  die 
Regierungs-  und  Bauräte  "Wilhelm  "Weber,  bisher  in  Elberfeld,  als 
Mitglied  der  Eisenbahndirektion  nach  Köln,  Peine,  bisher  in 
Nordhausen,  als  Mitglied  (auftrw.)  der  Eisenbahndirektion  nach 
Magdeburg,  Xr.=  Sitg.  Skutsch,  bisher  in  Breslau,  als  Mitglied  der 
Eisenbahndirektion  nach  Essen,  Chelius,  bisher  in  St.  Wendel, 
als  Mitglied  (auftrw.)  der  Eisenbahndirektion  nach  Frankfurt  a.  Main. 
Schütz,  bisher  in  Eberswalde,  zur  Eisenbahndirektion  nacli  Han- 
nover, Kahlen,  bisher  in  Witten,  als  Mitglied  (auftrw.)  der  Eisen- 
bahndirektion nach  Köln,  Hintze.  bisher  in  Xordhausen.  nach 
Leipzig  zur  Beschäftigung  im  Abnahmedienst  und  Böttcher,  bisher 
in  Cassel,  zur  Eisenbahndirektion  nach  Berlin; — der  Betriebsamtsvor- 
stand Raute,  bisher  in  Hoyerswerda,  als  Vorstand  des  Eisenbahn- 
Betriebsamts  I nach  Dessau;  — die  Regierungsbaumeister  des  Eisenbatm- 
baufaches  Fritz  Beyer,  bisher  in  Erfurt,  als  Vorstand  (auftrw.)  des 
Eisenbahn-Betriebsamts  nach  Hoyerswerda,  Röbe.  bisher  in  Berlin, 
als  Vorstand  (auftrw.)  des  Eisenbahn-Betriebsamts  1 nach  Nordhausen, 
Brötz,  bisher  in  Stolberg  am  Harz,  nach  Plaue  zum  Eisenbahn- 
werkamt daselbst  und  Hans  Lehmann,  bisher  in  Elberfeld,  zur 
Eisenbahndirektion  nach  Berlin : — die  Regierungsbaumeister  des  Eisen 
bahn-  und  Straßenbahnfaches  D eutschkron,  bisher  in  Sorau  (Nieder- 
lausitz), zum  Eisenhahn-Betriebsamt  1 nach  Breslau  und  Altenburg, 
bisher  in  Bremen,  zum  Eisenhahn-Betriebsamt  nach  Fulda;  — der  Regie- 
rungsbaumeister des  Maschinenhaufaches  Hentschel,  bisher  in  Görlitz, 
nach  Eberswalde  als  Vorstand  eines  Werkstättenamts  bei  der  Eisen- 
bahnhauptwerkstätte daselbst. 

In  den  Dienst  der  Reichseisenhahnverwaltung  sind  übernommen : 
die  Militärbaumeister  Paul  Giehle r in  Kirchmöser  unter  Überweisung 
an  das  Eisenbahn -Zentralamt  in  Berlin  und  Walter  Bittmann  in 
Kirchmöser  unter  Überweisung  an  das  Eisenbahn -Werkamt  in  Plaue. 

Der  Regierungsbaumeister  des  Eisenbahn-  und  Straßenhaufaches 
Alfred  Prehm  ist  hei  der  Eisenbahndirektion  Osten  in  Berlin  zur 
Beschäftigung  im  Reichseisenbahndienst  einberufen. 

Dem  Regierungs-  und  Baurat  Hasen winkel,  Vorstand  des  Eisen- 
bahn-Maschinenamts in  Allenstein,  ist  die  nachgesuchte  Entlassung 
aus  dem  Reichseisenbahndienst  erteilt. 

Die  Geheimen  Bauräte  Stampfer,  Mitglied  der  Eisenbahndirektion 
in  Köln,  und  Levy,  Mitglied  der  Eisenbahndirektion  in  Frankfurt 
a.  Main  sind  gestorben. 

Reichseisenbahnen.  Bayern.  In  gleicher  Diensteseigenschaft 
sind  in  planmäßiger  Weise  berufen  worden:  der  Vorstand  der  Ma- 
schineninspektion Aschaffenburg  Regierungsrat  Heinrich  Gießen  an 
die  Eisenbahndirektion  Ludwigshafen  am  Rhein  und  der  Vorstand  der 
Werkstätteniuspektion  Augsburg  Regierungsrat  Friedrich  Pettinger 
als  Vorstand  an  die  Maschineninspektion  Aschaffenburg. 

Bayern. 

Der  Oberbauamtmann  August  Krauß  beim  Straßen-  und  Fluß- 
bauamt Dillingen  ist  an  das  Straßen-  und  Fiußbauamt  Nürnberg  in 
etatmäßiger  Weise  berufen  und  es  sind  in  etatmäßiger  Eigenschaft 
zu  Bauamtmännern  ernannt:  die  Bauassessoren  Xaver  Staudinger 
beim  Straßen-  und  Flußbauamt  Kempten,  Ernst  Ger  lach  beim 
Straßen-  und  Flußbauamt  Aschaffenburg.  Ferdinand  Key  beim  Straßen- 
und  Flußbauamt  Simbach  und  Hans  Blairabergcr  heim  Straßen- 
und  Flußbauamt  Dillingen,  ferner  zum  Regierungsbaurat  der  Regie- 
rungsbaumeister Karl  Hübsch  mann  beim  Kanalbauamt  München. 
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[Alle  Reohte  Vorbehalten  J 


Nichtamtlicher  Teil. 

Schriftleiter:  Friedrich  Schultze  und  Richard  Bergius. 


Entwurf  für  ein  Empfangsgebäude 

Der  Verlust  der  Reichslande  von  Elsaß-Lothringen  hat  mehreren 
großen  Bauplänen  der  Reichseisenbahnverwaltuug,  für  welche  die  Ent- 
würfe zur  Ausführung  bereit  lagen  und  bei  denen  bereits  mit  den  Vor- 
arbeiten begonnen  war,  ein  jähes  Ende  bereitet.  Im  Zusammenhang 
mit  dem  Ausbau  der  Bahnstrecke  Straßburg— Kolmar— Mülhausen- 
Basel  war  eine  großzügige  Erweiterung  des  Personenbahnhofs  Mül- 


auf  Bahnhof  Mülhausen  im  Elsaß. 

Straßenkrone  und  Wasserspiegel  nicht  möglich.  Zur  Beseitigung  dieses 
Übelstandes  war  eine  Aufschüttung  des  ganzen  Vorplatzes  südlich  des 
Kanals  und  eine  Anrampung  der  Zufahrtstraßen  bei  gleichzeitiger  Sen- 
kung des  Kanalwasserspiegels  um  1 m vorgesehen.  Durch  eine  breite 
Überbrückung  des  Kanals  und  durch  teilweises  Zuschütten  des  Hafen- 
beckens war  es  möglich,  auf  dem  schmalen  Vorplatz  genügend  Platz 


Abb.  1.  Lageplan  des  neuen  Personenbahnhofs  in  Mülhausen. 


hausen  vorgesehen.  An  Stelle  der  vorhandenen  zwei  Bahnsteige  mit 
dem  noch  aus  der  Zeit  vor  1870  stammenden  abgängigen  Empfangs- 
gebäude sollten  sechs  Personenbahnsteige  von  je  250  m Länge  und 
0 m Breite  mit  sieben  Gepäcksteigen,  zwei  Kopfbahnsteige  und  ein 
großes,  mehrgeschossiges  Empfangsgebäude  treten. 

Für  die  Entwicklung  der  ganzen  Bahnhofsanlage  einschließlich 
Empfangsgebäude  und 
Bahnhofsvorplatz  stand 
nach  Abbruch  einer 
Häuserreihe  am  Rhein- 
Rhone -Kanal  ein  Gelände 
von  etwa  220  m Tiefe 
zwischen  der  Eisenbahn- 
straße am  Fuße  des  Reh- 
berges und  dem  Kanal- 
ufer zur  Verfügung  (s.  d. 

Lageplan  Abb.  1).  Für  das 
Empfangsgebäude  selbst 
verblieb  nach  Abzug\der 
Gleisanlagen  und  eines 
30  m tiefen  Bahnhofvor- 
platzes eine  Bauplatztiefe 
von  nur  20  m übrig,  so 
daß  es  nötig  war,  das 
erste  für  den  Lokomotiv- 
verkehr  bestimmte  Gleis 
teilweise  zu  überbauen. 

Für  die  Höhenentwicklung  des  Gebäudes  waren  folgende  Voraus- 
setzungen maßgebend:  Der  Verkehr  von  der  nördlich  des  Kanals  ge- 
legenen Stadtmitte  zum  Bahnhof,  der  bisher  durch  zwei  Straßendreh- 
brücken vor  dem  alten  Empfangsgebäude  vermittelt  wurde,  ist  bei 
regem  Schiffahrtverkehr  sehr  behindert.  Feste  Straßenbrücken  sind 
in  der  jetzigen  Höhenlage  bei  dem  geringen  Höhenunterschied  zwischen 


für  den  Wagen-  und  Straßenbahnverkehr  mit  Personeuinseln  zu 
schaffen.  Diese  Höberlegung  des  Vorplatzes  hatte  den  Vorteil,  daß 
von  den  ursprünglich  geplanten  Tunnelanlagen  für  Personen-  und 
Gepäckverkehr  zu  den  Bahnsteigen  mit  zwei  verlorenen  Steigungen 
abgesehen  werden  konnte.  Derartige  Anlagen  hätten  wegen  der  Nähe 
des  Kanals  bei  dem  hohen  Grundwasserstand  unverhältnismäßig  hohe 


Abb.  2.  Schnitt  A B 
durch  die  Dieusträume  und  die 
Gepäckhalle. 


20m 


Abh.  3.  Schnitt  CB  durch  die 
Schalterhalle  und  den  Haupteingang. 


Abb.  4.  Schnitt  EF  durch  die 
Schenke  und  die  Wartesäle 
1./2.  u.  3. '4.  Klasse. 


Kosten  verursacht.  Die  Personen-  und  Gepäckstege  konnten  nact 
Hochleguug  des  Vorplatzes  von  der  Schalterhalle  ebenerdig  in  den 
drei  großen  Querhallen  frei  und  übersichtlich,  ähnlich  wie  im  Per- 
sonenbahnhof Darmstadt  (1908  d.  Bl.,  S.  118;  1914  S.  85),  über  die 


Gleise  hinweg  zu  den  Bahnsteigen  geführt  werden  (Abb.  3). 


Die  Längenentwicklung  des  Gebäudes  war  durch  die  Achsen  der 
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Abb.  8.  Schaubildlicher  Schnitt  durch  die  Schalterhalle. 


Personenstege  bestimmt.  Vor  dem  12, .'10  m breiten  Hauptpersonensteg 
ist  das  rd.  140  m lange  Hauptgebäude  vorgelagert,  an  das  sich  in  der 
Achse  des  Nebensteges  ein  kleineres  Aufnahmegebäude  für  den  Ar- 
beiter- und  Sonntagsverkehr  anschließt.  Die  Verbindung  zwischen 
dem  Gepäckstege,  dessen  Lage  durch  die  Länge  der  Bahnsteige  bestimmt 
war,  und  der  Gepäckhalle  im  Hauptgebäude  sollte  ein  geschlossener 
Steg  in  der  östlichen  Verlängerung  des  Hauptgebäudes  bildein 

Die  wichtigsten  Gebäudegrundrisse  sind  aus  Abb.  6 u.  7 ersicht- 
lich. Das  Erdgeschoß  in  der  Höhe  des  neuen  Vorplatzes  enthält  in 
seiner  ganzen  Ausdehnung  nur  Räume,  die  für  den  öffentlichen  Ver- 
kehr bestimmt  sind.  Da  es  wegen  des  Straßengefälles  nicht  möglich 
war,  den  Vorplatz  auf  die  volle  Profilhöhe  von  5,40  m über  Schienen- 
oberkante aufzufüllen,  mußten  vor  den  Eingängen  zum  Gebäude  einige 
Ausgleichstufen  angeordnet  werden.  Im  Mittelbau  gruppieren  sich  um 
die  767  qm  große  Schalterhalle  (Abb.  8)  die  Fahrkartenausgabe  mit 
zehn  Schaltern,  ein  Postraum  für  die  Öffentlichkeit  und  mehrere  kleine 
Räume  für  Polizei,  Stadtzoll,  Wechselstube  und  Buchhandlung.  Für 
die  Fahrpläne  ist  ein  Dach  der  Halle  offener,  niedriger  Raum  von  45  qm 
Fläche  vorgesehen.  Uber  den  Aborten  liegen  Friseurstuben  und  Bade- 
räume für  die  Reisenden.  In  der  westlichen  Schmalwand  liegen  die 
Eingänge  zu  den  Wartesälen  (Abb.  4),  deren  Grundflächen  für  die  dritte 
und  vierte  Klasse  mit  240  qm  und  218  Sitzplätzen,  für  die  erste  und 
zweite  Klasse  einschließlich  Speiseraum  mit  320  qm  und  230  Sitz- 
plätzen vorgesehen  war.  Zu  jedem  Saal  gehört  ein  kleiner  Raum 
von  je  20  qm  für  Nichtraucher.  Abweichend  von  dem  sonst  in  Süd- 
deutschland üblichen  Gebrauch  sind  die  Warteräume  nicht  in  solche 
mit  und  ohne  Wirtschaftsbetrieb  getrennt,  vielmehr  war  die  Aus- 
stattung so  geplant,  daß  ein  Teil  jedes  Wartesaales  als  Raum  ohne 
Wirtschaftsbetrieb  schon  durch  die  Ausstattung  klar  erkennbar  sein 
sollte.  Der  östliche  Gebäudeflügel  enthält  eine  575  qm  große  Gepäck- 
halle mit  20  m Gepäcktischlänge  und  drei  Abfertigungsstellen  für 
den  Gepäck-  und  Eilgutverkehr.  Zwei  rampenartige  Zugänge  über 
den  2,50  m breiten  Lichtgraben  verbinden  den  Gepäckraum  mit  der 
Straße  (Abb.  2).  Bei  dem  Höhenunterschied  von  5,40  m zwischen  dem 
Dienstbahnsteig  in  Gleishöhe  und  dem  Erdgeschoßfußboden  war  es 
möglich,  den  Unterbau  dieses  Gebäudeflügels  für  die  Diensträume 
und  für  die  Wirtschaftsräume  im  westlichen  Flügel  auszubauen.  Über 
den  Personalräumen  im  tiefen  Erdgeschoß  des  Gepäckflügels  sind  im 
Zwischengeschoß  die  Stationsdiensträume  untergebracht,  so  daß  die 
Beamten  die  Gleise  und  Bahnsteige  stets  übersehen  können.  Der  Unter- 
bau des  Wartesaalflügels  enthält  eine  Schenke  von  212  qm  mit  beson- 
derem Zugang  von  der  Straße  und  vom  Wartesaal  dritter  und  vierter 


Klasse,  um  bei  starkem  Verkehr  diesen  Raum  zu  entlasten.  Im  übrigen 
ist  der  Unterbau  dieses  Flügels  für  den  Wirtschaftsbetrieb  zwei- 
geschossig ausgebaut.  Der  infolge  mangelhafter  Belichtung  nur  ein- 
geschossige Unterbau  des  Mittelbaues  ist  für  die  Heizungsanlage  mit 
Kohlenlager  und  Aschenraum  bestimmt.  Das  aufgehende  Gebäude  des 
Gepäckflügels  sollte  im  Gegensatz  zum  übrigen  Gebäude  zweigeschossig 
zur  Unterbringung  der  Stationskasse,  der  Bahnarzträume  und  der  Woh- 
nung des  ersten  Vorstehers  ausgebaut  werden.  Im  Dachgeschoß  waren 
Übernachträume  und  Baderäume  für  das  Personal  und  eine  weitere 
Dienstwohnung  vorgesehen.  Den  lebhaften  Dienstverkehr  in  diesem 
fünfgeschossigen  Gebäudeteil  sollte  in  dem  östlichen  Treppenhause  ein 
Paternosteraufzug  vermitteln. 

Der  starke  Arbeiterverkehr  des  Mülhauser  Großgewerbes  sowie 
der  sonntägliche  Ausflugverkehr  machte,  wie  oben  erwähnt,  neben 
dem  Hauptgebäude  in  der  Achse  des  zweiten  Personensteges,  ein  be- 
sonderes kleines  Aufuahmegebäude  von  rd.  300  qm  Grundfläche  mit 
zwei  Warteräumen  und  zwei  Fahrkartenschaltern  erforderlich. 

Der  äußeren  Gestaltung  des  ursprünglich  in  größeren  Abmessungen 
geplanten  Empfangsgebäudes  lag  ein  Vorentwurf  des  derzeitigen  Re- 
gieruDgsbaumeisters  Hartwig  in  Berlin  zugrunde.  Die  Innehaltung  der 
mit  rund  1 Milk  Mark  nach  den  Vorkriegspreisen  vorgesehenen  Kosten- 
grenze nötigte  dazu,  das  Gebäude  schon  im  Vorentwurf  in  der  Längs- 
ausdehnung auf  den  vorbeschriebenen  Umfang  einzuschränken  und  in 
weitestgehendem  Maße  auszubaueu  (Abb.  5 i.  Die  äußere  Architektur 
des  Gebäudes  strebt  unter  Verzicht  auf  alle  Zierformen  eine  gute  Wir- 
kung durch  sorgfältige  Massenverteilung  und  Fenstergruppierung  an. 
Durch  die  beherrschende  Lage  auf  dem  ansteigenden  Bahnhofsvor- 
platz und  durch  die  ins  Auge  springenden  Abmessungen  der  Schalter- 
halle mit  den  großen  Fenstergruppen  sollte  die  Zweckbestimmung  als 
Empfangsgebäude  einer  neuzeitlichen  Bahnhofsanlage  verstärkt  zum 
Ausdruck  gebracht  werden.  Als  Baustoff  war  eine  Verblendung  mit 
rot  geflammtem,  grobkörnigem  Vogesensandstein  in  mittelgroßer,  un- 
regelmäßiger Quaderung  und  eine  Eindeckung  mit  graugedämpften 
Hohlpfannen  geplant.  Die  beabsichtigte  Ausstattung  der  Schalterhalle 
ist  aus  dem  Schaubild  (Abb.  8)  ersichtlich.  — Die  Pläne  wurden  von 
dem  Unterzeichneten  in  der  Generaldirektion  Straßburg  im  Zu- 
sammenarbeiten mit  dem  Streckendezementen  für  Mülhausen,  Re- 
gierungs- und  Baurat  Budczies,  ausgearbeitet.  Der  Ausgang  des 
Krieges  hat  neben  diesem  Entwurf  auch  die  Ausführung  der  Hoch- 
bauentwürfe für  Bahnhof  St.  Ludwig,  Molsheim,  Saarburg  und  Dieden- 
hofen  vereitelt.  Borchers, 

Münster  i.  Westf.  Regierungs-  und  Baurat. 


Die  Trugschlüsse  aus  den  Mississippi -Messungen  von  Humphreys  und  Abbot 
und  der  fehlerhafte  Bau  der  Ganguillet  * Kuttersch en  Formel. 

Vom  Regierungs-  und  Baurat  Beyerhaus  in  Berlin. 


Die  Veröffentlichung  der  Ergebnisse  der  Mississippi -Messungen 
durch  Humphreys  und  Abbot  und  ihre  auszugsweise  deutsche  Be- 
arbeitung durch  Grebenau  (München  1867)  hat  seinerzeit  in  de 
Faohwelt  großes  Aufsehen  erregt.  Die  heute  fast  allgemein  ein- 
gebürgerte Geschwindigkeitsformel  von  Ganguillet  und  Kutter  ver- 


dankt ihre  unbequeme  verwickelte  Form  ledigüch  dem  Bestreben, 
mit  diesen  Mississippi-Messungsergebnissen  in  möglichst  guter  Über- 
einstimmung zu  bleiben.  An  der  Zuverlässigkeit  dieser  Ergebnisse 
scheint  man  allgemein  so  wenig  gezweifelt  zu  haben,  daß  mau 
eine  eingehendere  begutachtende  Prüfung  für  nicht  erforderlich! 


Nr.  11. 
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vielleicht  auch  für  nicht  gut  möglich  hielt.  Und  doch  bietet  der 
außerordentlich  umfangreiche  mitgeteilte  Stoff  hierzu  eine  vorzüg- 
liche Handhabe.  Aus  den  Schriften  von  Kutter  über  das  Verfahren 
bei  Aufstellung  der  sog.  „neuen  allgemeinen“  Geschwindigkeits- 
formel geht  hervor,  daß  von  den  zehn  bekanntgegebenen  Mississippi- 
Messungsergebnissen  in  erster  Linie  die  vier  auf  die  Meßstelle  bei 
Carrollton  bezüglichen  und  von  diesen  wieder  ganz  besonders  die 
beiden  mit  den  sehr  geringen  Gefällen  von  0,000  003  42  und  0,000  003  84 
ausschlaggebend  geworden  sind.  Das  Ergebnis  mit  dem  geringsten 
Gefälle  von  0,000003  42,  das  den  außergewöhnlich  großen  Wert  von 
k 140,4  liefert,  hat  sogar  unmittelbar  als  Ausgangspunkt  und 
Grundlage  bei  dem  Aufbau  der  neuen  Formel  gedient.  Es  erscheint 
daher  besonders  lohnend  und  wichtig,  die  für  Carrolltou  mitgeteilten 
Ergebnisse  an  der  Hand  des  übrigen  Stoffes  eingehend  zu  prüfen.  Die 
in  den  Handbüchern  heute  meist  in  Metermaß  mitgeteilten  Ergebnisse 
beruhen  auf  nachstehender  Zusammenstellung  in  engl.  Fuß: 


Nr. 

Datum  Fläche 

□ Fuß 

Breite 

Fuß 

Um- 

fang 

Fuß 

Größt- 

tiefe 

Fuß 

Mittl.  Relatives 
Geschw.  Gefäl]e 
Fuß 

1 Hochwasser  1851  193  968 

2633 

2693 

136 

5,9288  0,000  020  51 

2 

„ 1851  195  349 

2656 

2696 

136 

5,8869  0,000  017  13 

3 

31.  Mai  1851  180  968 

2421 

2461 

131 

4,0338  0,000  003  42 

4 

3.  Juni  1851  183  663 

2429 

2469 

132 

3,9775  0,000  003  S4 

um  etwa  8 vH  größer  angenommen  werden,  wodurch  sich  dann  der 
Wert  von  k der  Formel  v = 7c  \ RJ  um  etwa  4 vH  kleiner  ergibt. 

Bei  den  überkommenen  Maßen  war  das  R für  alle  vier  mitge- 
teilten Ergebnisse  wenig  verschieden,  nämlich  nahe  an  22  m.  1 )ie  Ergeb- 
nisse von  Carrollton  ließen  also  unter  sich  für  die  Abhängigkeit  der  Ge- 
schwindigkeit von  der  Wassertiefe  keine  Schlüsse  zu,  umsomehr  er- 
schienen sie  aber  geeignet,  über  die  Abhängigkeit  der  Geschwindigkeit 
vom  Gefälle  bei  großer  Wassertiefe  in  Verbindung  mit  geringem  Ge- 
fälle den  erwünschten  Aufschluß  zu  geben,  da  das  kleinste  mitgeteilte 
Gefälle  etwa  den  sechsten  Teil  des  größten  beträgt.  Bildet  man  eine 


Gleichung  ' 1 = 


die  zu  y 


■■  5,9288 
4,0338 


0, 


und 

und 

10725 


lg  »i  — lg  »2 
lg  Ji  lg-/, 

J]  =0,000  020  51 
J.j  0,000  003  42, 


führt,  so  ergibt  sich  für 
und 


0,77794 


0,215  = 


4,65  ' 


Man  gelangt  also  so  zu  der  vierten  oder  fünften  W urzel  aus  dem  Ge- 
fälle. In  der  Tat  hat  Grebenau  aus  den  Mississippi-Messungen  eine 
Formel  mit  der  vierten,  Hagen  mit  der  fünften  Wurzel  aus  dem  Ge- 
fälle abgeleitet,  während  Ganguillet  und  Kutter,  die  Unzulässigkeit  so 
hoher  Wurzelexponenten  bei  fast  allen  sonst  bekannt  gewordenen 
Messungsergebnissen  erkennend,  einen  Mittelweg  einschlugen  und  eine 
Formel  bildeten,  die  bei  1 m Wassertiefe  der  Quadratwurzel  aus  dem 
Gefälle,  also  y = 0,5  entspricht,  dagegen  bei  den  Verhältnissen  des 
Mississippi  etwa  der  vierten  bis  fünften  Wurzel  aus  dem  Gefälle.  Man 


Nach  Mitteilung  auf  S.  322  des  Mississippi -Werkes  beziehen  sich 
Nr.  1 u.  3 auf  die  rd.  8600  Fuß  lange  Strecke  A — B,  Nr.  3 u.  4 auf  die 
10  600  Fuß  lange  Strecke  A— C des  nebenstehendön  Lageplans  (Abb.  1). 
Die  angegebene  Flächengröße  des  Wasserquerschnitts  ist  das  Mittel 
aus  den  in  der  Strecke  gemessenen  (im  Lageplan  angedeuteten)  Quer- 
schnitten. Da  die  Strecke  A — C noch  die  besonders  großen  Quer- 
schnitte Nr.  91  u.  92  enthält,  ergibt  sich  als  mittlere  Querschnittfläche 
für  Nr.  2 eine  um  0,7  vH.  größere  Fläche  als  für  Nr.  1 und  dem- 
entsprechend eine  um  0,7  vH.  kleinere  Geschwindigkeit,  da  beide  sich 
auf  dasselbe  Messungsergebnis  von  1 150  000  Kubikfuß  größter  Hoch- 
wassermenge stützen,  die  dann  mit  der  Flächengröße  beim  höchsten 
Hochwasserstand  von  15,4  Fuß  am  Pegel  in  Carrollton  in  Verbindung 
gebracht  ist,  während  sie  in  Wirklichkeit  bei  14,8  Fuß  am  Pegel,  aber  bei 
steigendem  Wasser  gemessen  war,  was  stets  höhere  Werte  lieferte. 
Beim  höchsten  Stand  von  15,4  Fuß  wurden  in  Wahrheit  nur  rd.  1 113  000 
Kubikfuß  gemessen.  Auffällig  erscheint  es,  daß  bei  demselben  Wasser- 
stand auf  derselben,  nur  von  8600  auf  10  600  Fuß  verlängerten  Strecke 
das  Gefälle  unter  Nr.  2 so  beträchtlich  kleiner  als  unter  Nr.  1 er- 
scheint. Die  Messung  Nr.  4 am  3.  Juni  hat  bei  11  Fuß  am  Pegel 
rd.  730  000  Kubikfuß  ergeben.  Am  31.  Mai  (bei  10,6  Fuß  Pegelstand) 
aber  hat  nach  den  mitgeteilten  vollständigen  Zusammenstellungen 
aller  Messungen  überhaupt  keine  Wassermengenmessung  stattgefunden, 
vermutlich  nur  ein  Spiegelnivellement.  Aus  der  mitgeteilten  zeichne- 
rischen Darstellung  des  zeitlichen  Verlaufs  der  Abtlußmenge  ist  aber 
der  Schluß  gezogen,  daß  am  31.  Mai  die  Wassermenge  im  wesent- 
lichen dieselbe  war  wie  am  3.  Juni.  Diese  durch  den  Durchschnitts- 
querschnitt für  die  Strecke  A— B bei  10,6  Fuß  am  Pegel  geteilt,  ergab 
dann  die  mitgeteilte  Geschwindigkeit  von  4,0338  Fuß.  Man  erkennt  hier- 
aus, daß  diese  Mississippi -Messungsergebnisse  nicht  den  Grad  von 
Genauigkeit  besitzen,  den  man  ihnen  in  der  Fachwelt,  vielleicht  ver- 
führt durch  die  große  Zahl  der  mitgeteilten  Dezimalstellen,  beigelegt 
hat.  Teilt  man  die  Fläche  durch  den  Umfang  und  rechnet  R und  v 
in  Metermaß  um,  so  erhält  man  folgende  Zusammenstellung: 


Nr. 

Pegelstand 
zu  CarroJl- 
ton  in 
engl.  Fuß 

Wasser- 
menge in 
Kubikfuß 
rd. 

R 

in  m 

I 

J 

V 

in  m 

k 

1 

15,4 

1 150  000 

21,95 

0,000  020  51 

1,81 

85,1 

2 

15,4 

1 150  000 

22,09 

0,000  017  13 

1,79 

92,2 

3 

10,6 

730000 

22,41 

0,000  003  42 

1,23 

140,4 

4 

11,0 

730  000 

22, bl 

0,000  003  84 

1,21 

129,9 

Auffällig  erscheint  hierbei,  daß  der  Wert  von  R,  der  fast  genau  der 
mittleren  Wassertiefe  entspricht,  bei  dem  Hochwasserstand  von  15,4  Fuß 
kleiner  ist  als  bei  dem  über  4 Fuß  niedrigeren  Stande  von  10,6  Fuß  und 
1 1 Fuß.  Der  Grund  ist,  daß  bei  dem  Hochwasser  ein  Vorland  von  durch- 
schnittlich etwa  210  Fuß  Breite  in  einer  im  Verhältnis  zur  Tiefe  des 


Hauptstroms  äußerst  geringen  Tiefe  überflutet  war,  was  für  die  Größe 
der  Wasserabführung  völlig  bedeutungslos  war.  Dadurch,  daß  sich 
aber  die  in  Rechnung  gezogene  Querschnittbreite  und  damit  auch 
der  Umfang  um  etwa  8 vH  vergrößerte,  verringerte  sich  im  gleichen 
Verhältnis  der  Wert  von  R.  Es  läßt  sich  leicht  zeigen,  daß  eine  der- 
artige Rechnungsweise  zu  falschen  Ergebnissen  und  Trugschlüssen 
führen  muß.  Das  wirklich  maßgebende  R muß  also  bei  Nr.  I u.  2 


glaubte,  damit  die  gewünschte,  für  alle  Verhältnisse  gültige  Formel  ge- 
funden zu  haben. 

Untersuchen  wir  nun  näher,  inwieweit  die  mitgeteilten  Gefälle 
als  zuverlässig  und  maßgebend  anzusehen  sind,  so  ergibt  ein  relatives 
Gefälle  von  0,000  003  42  für  die  zur  Messung  des  Wasserspiegelgefälles 
von  Nr.  1 u.  3 benutzte  Strecke  A — B von  rd.  8600  engl.  Fuß  oder 
rd.  2600  m an  den  Endpunkten  einen  Höhenunterschied  von  0,03Fuß  oder 
rd.  9 mm.  Nun  ist  aber  jedem  an  größeren  Flüssen  tätig  gewesenen 
Fachmann  bekannt,  daß  bei  lebhafter  Strömung  die  Wasseroberfläche 
nie  ruhig  bleibt,  sondern  besonders  bei  breiten  Flüssen  sich  ständig 
auf  und  ab  bewegt,  was  mit  dem  sog.  Pulsieren  des  Wassers  oder 
dem  steten  Wechsel  der  Geschwindigkeit  an  den  einzelnen  Punkten 
und  mit  dem  StrömuDgsvorgang  zusammenhängt.  Dies  betonen  auch 
Humphreys  und  Abbot  in  ihrem  Werk  und  erwähnen  noch  den  starken 
Einfluß  des  Windes  bei  der  großen  Strombreite,  demzufolge  auch  bei 
scheinbarer  Windstille  die  Wellenbewegungen  nie  aufgehört  hätten. 
Es  kommt  aber  noch  ein  anderer  Umstand  hinzu.  Die  zur  Gefall  - 
bestimmung  benutzte  Strecke  liegt,  wie  der  beistehende  Lageplan 
zeigt,  dicht  unterhalb  einer  äußerst  scharfen  Krümmung.  Nun  ist 
aber  in  der  Versuchsanstalt  für  Wasserbau  und  Schiffbau  in  Berlin 
durch  Versuche  an  einem  Gerinne  festgestellt,  daß  unterhalb  einer 
Krümmung  das  Wasser  noch  lange  Zeit  hin-  und  herschwingende 
Querbewegungen  ausführt,  die  an  den  Ufern  starkes  Schwanken 
und  wellige  Gestaltung  des  Wasserspiegels  in  der  Längenrichtung 
verursachen  (vgl.  1914  d.  Bl.,  Seite  524).  Infolgedessen  ist  es  auf 
einer  langen  Erstreckung  (die  mindestens  das  Fünf-  bis  Zehnfache 
der  Breite  ausmachen  dürfte)  unterhalb  einer  Krümmung  unmög- 
lich, durch  ein  Spiegelnivellement  längs  der  Ufer  das  für  die  Ge- 
schwindigkeitserhaltung maßgebende  Gefälle  zu  bestimmen.  Die 
Schwingungen  des  Wasserspiegels  werden  sich  naturgemäß  um  so 
länger  fortsetzen,  je  größer  die  Wassertiefe  ist,  wegen  der  größeren 
Masse  und  geringeren  Reibung.  Daß  die  Höhenlage  des  Wasserspiegels 
sich  im  allgemeinen  nicht  auf  mehr  als  0,1  Fuß,  d.  i.  3 cm,  bestimmen 
ließ,  zeigen  auch  die  vielen  Unstimmigkeiten  in  den  Pegelangaben  in 
dem  Mississippiwerk.  Selbst  bei  wenig  veränderlichem  Pegelstande 
ist  für  denselben  Tag  in  der  Zusammenstellung  der  Wassermengeu- 
messungsergebnisse  und  in  den  zeichnerischen  Zusammenstellungen 
oft  ein  um  0,1  Fuß  und  mehr  anderer  Stand  angegeben  als  in  den  mit- 
geteilten Pegeltabellen.  Wir  müssen  aus  allen  diesen  Gründen  die 
Bestimmung  der  Höhenlage  des  Wasserspiegels,  die  mit  Hilfe  ein- 
facher, in  der  Nähe  des  Ufers  zeitweilig  eingeschlagener,  in  zehntel 
Fuß  eingeteilter  Hilfspegel  erfolgte,  als  mit  einem  leicht  möglichen 
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und  daher  nicht  unwahrscheinlichen  Fehler  von  etwa  0,1  Fuß  behaftet 
ansehen.  Wenn  dieser  Fehler  an  dem  einen  der  8600  Fuß  langen  Strecke 
die  zur  Gefällbestimmung  diente,  im  positiven,  an  der  anderen 
im  negativen  Sinne  auftrat,  so  konnte  dadurch  das  Gefälle  um 

0 2 

-^—  = 0,000023  26  zu  groß  oder  zu  klein  bestimmt  sein.  Das  an- 
geblich zu  0,000  003  42  bestimmte  Gefälle  konnte  also  in  Wirklichkeit 
bis  zu  etwa  0,000026  68  betragen,  also  fast  achtmal  so  groß  sein,  als 
die  unsichere  Messung  ergab.  Wenn  diese  Sachlage  bekannt  gewesen 
wäre,  hätte  sich  wohl  jeder  gehütet,  auf  derart  unsicheren,  ja  zweifellos 
fehlerhaften  (wie  später  noch  näher  nachgewiesen  werden  wird)  Unter- 
lagen allgemein  maßgebende  Formeln  und  Gesetze  zu  gründen.  Selbst 
wenn  es  möglich  wäre,  die  mittlere  Höhenlage  des  Wasserspiegels  an 
den  Endpunkten  der  8600  Fuß  langen  Strecke  etwa  durch  sehr  feine 
selbstzeichnende  Pegel  bis  auf  Millimeter  oder  gar  Bruchteile  davon 
zu  bestimmen,  so  wäre  damit  noch  kein  maßgebendes  Gefälle  ge- 
wonnen, welches  zum  Aufbau  oder  zur  Prüfung  von  Formeln  ver- 
wendet werden  dürfte.  Denn  nur  eine  sehr  geringe  Querschnitts- 
erweiterung oder  -Verengung,  also  Geschwindigkeitsabnahme  oder  -Zu- 
nahme vom  Anfang  bis  zum  Endpunkt  der  Strecke,  würde  einen 

Unterschied  in  der  Größe  von  ~ oben  und  unten  ergeben,  der,  zu 

dem  geringen  Werte  von  9 mm  hinzugefügt,  ein  völlig  anderes  Gefälle 
als  maßgebend  offenbaren  würde. 

Aus  allem  folgt,  daß  für  einen  Strom  wie  der  Mississippi  eine 
wenigstens  zehn-  bis  zwanzigmal  größere  Länge  unbedingt  erforderlich 
ist,  um  eine  einigermaßen  zuverlässige  Gefällbestimmung  vornehmen 
zu  können.  Nun  befindet  sich  72  engl.  Meilen  gleich  380  000  Fuß 
oder  116  km  oberhalb  Carrollton  der  Pegel  von  Donaldsonville  und 
84  engl.  Meilen  gleich  443  500  Fuß  oder  135  km  unterhalb  der  Pegel 
von  Fort  St.  Philipp.  Für  alle  drei  Pegel  sind  für  die  Zeit  der  Aus- 
führung der  im  ganzen  1381)  verschiedenen  Durchflußmengenmessungen 
bei  Carrollton  fast  vollständige  Pegeltabellen  mitgeteilt.  Diese  bieten 
einen  ganz  bedeutend  zuverlässigeren  Anhalt  zur  Bestimmung 
des  maßgebenden  Gefälles  als  die  unsicheren  Messungen  an  der 
vierzig-  bis  fünfzigmal  kürzeren  Nivellementsstrecke  bei  Carrollton. 
Wie  der  beistehende  Längenschnitt  (Abb.  2)  des  Mississippi  zeigt, 


nimmt  die  durchschnittliche  Wassertiefe  von  Donaldsonville  bis 
Carrollton  und  von  da  weiter  bis  St.  Philipp  ständig  zu,  während  das 
Gefälle  dementsprechend  oberhalb  Carrollton  größer  als  unterhalb  ist. 
Wir  haben  also  allen  Grund  anzunehmen,  daß  das  maßgebende  Ge- 
fälle an  der  Meßstelle  bei  Carrollton  wenigstens  nicht  schwächer  war 
als  das  Durchschnittsgefälle  von  Carrollton  bis  St.  Philipp  bei  dem 
betreffenden  Pegelstand.  Überdies  enthält  die  Strecke  Carrollton- 
St.  Philipp  nur  im  oberen  Viertel  einige  Krümmungen,  während  der 
lange  untere  Teil  fast  geradlinig  und  verhältnismäßig  regelmäßig  ver- 
läuft. Nimmt  man  an,  daß  der  etwas  vermehrte  Widerstand  in  den 
wenigen  Krümmungen  die  Verminderung  des  Widerstandes  durch 

Q Von  diesen,  bei  allen  Pegelständen  und  den  verschiedensten 
Gefällen  ausgeführten  Messungen  sind  bisher  erst  zwei  wissenschaftlich 
verwertet,  da  die  Mitteilungen  unter  Nr.  1 u.  2 sich  gemeinsam  auf 
ein  Messungsergebnis  stützen  und  ebenso  die  unter  Nr.  3 u.  4. 


die  etwas  größere  Wassertiefe  etwa  ausgleicht,  so  können  wir  wohl 
ohne  Bedenken  das  Durchschnittsgefälle  von  Carrollton  bis  St.  Philipp 
als  maßgebend  für  die  Meßstelle  bei  Carrollton  annehmen,  zumal  es 
sich  immerhin  noch  etwas  größer  als  das  größte  als  gemessen  ange- 
gebene ergibt.  Die  Strecke  von  Donaldsonville  bis  Carrollton  besitzt 
so  zahlreiche  Krümmungen  und  verschiedenartige  und  zum  Teil 
wesentlich  geringere  Tiefen  als  bei  Carrollton,  daß  das  Durchschnitts- 
gefälle von  Donaldsonville  bis  Carrollton  als  zu  groß  und  daher  nicht 
maßgebend  für  die  Meßstelle  bei  Carrollton  angesehen  werden  kann. 
Auf  Seite  104  des  Mississippiwerkes  wird  auf  Grund  „eines  sorg- 
fältigen Nivellements“  mitgeteilt,  daß  die  mittlere  Meereshöhe  zu 
— 0,14  Fuß  am  Pegel  in  Carrollton  anzunehmen  sei,  während  sie  an 
anderer  Stelle  zu  3 Fuß  am  Pegel  in  Fort  St.  Philipp  angegeben  ist. 
Hiernach  läßt  sich  also  an  der  Hand  der  mitgeteilten  Pegeltabellen 
für  jeden  Tag  oder  für  das  Mittel  einer  Reihe  von  Tagen  das  Gefälle 
zwischen  den  beiden  Pegelstellen  ermitteln.  So  stand  z.  B.  am 
31.  Mai  1851,  dem  Tage,  für  welchen  auf  Grund  des  Spiegelnivellements 
auf  der  8600  Fuß  langen  Strecke  ein  Gefälle  von  0,000  003  42  angegeben 
war,  der  Pegel  in  Carrollton  nach  der  Pegeltabelle2)  auf  10,7  Fuß,  der 
in  St.  Philipp  auf  6,9  Fuß.  Der  Wasserspiegel  bei  Carrollton  lag 
also  10,7  -f-  0,14  = 10,84  Fuß,  der  bei  St.  Philipp  6,9  — 3,0  ==  3,9  Fuß 
über  dem  mittleren  Meeresspiegel,  der  erstere  also  6,94  Fuß  über  dem 
letzteren,  was  bei  der  Entfernung  von  443  500  Fuß  ein  Gefälle  von 
6 94 

443' 500  = 0,000  015  65  ergibt,  also  nahezu  5 mal  so  groß,  als  angeblich 

für  die  8600  Fuß  lange  Strecke  gefunden  war.  Es  werden  hiermit 
also  die  früheren  Ausführungen  bestätigt,  daß  es  ganz  unmöglich  ist, 
bei  den  Stromverhältnissen  des  Mississippi  auf  einer  so  kurzen  Strecke 
das  maßgebende  Gefälle  auch  nur  mit  der  allerdürftigsten  Genauigkeit 
zu  bestimmen.  Da  sich  An- und  Abschwellungen  mit  Wellengeschwin- 
digkeit fortpflanzen,  so  ist  bei  der  großen  Wellengeschwindigkeit,  die 
sich  aus  den  gewaltigen  Tiefen  des  Mississippi  ergibt,  die  Fort- 
pflanzungsgeschwindigkeit noch  so  groß,  daß  für  die  einander  ent- 
sprechenden Pegelstände  in  Carrollton  und  St.  Philipp  derselbe  Tag 
in  Frage  kommt.  Aber  auch  wenn  man  für  St.  Philipp  den  Pegel- 
stand des  folgenden  Tages  mit  7,2  Fuß  in  Rechnung  zieht,  so  ermäßigt 
sich  das  Gefälle  dadurch  nur  auf  0,000  014  97,  bleibt  also  immer  noch 
etwa  473'mal  größer.  Der  Pegel  in  Donaldsonville  liegt  mit  seinem 
Nullpunkt  4,4  Fuß  unter  dem  in  Carrollton  und  zeigte  am  31.  Mai  1851 
22,1  Fuß.  Bei  der  Entfernung  von  380  000  Fuß  ergibt  das  ein  Gefälle 
99  1 44 10  7 

von  — - — „ ’n  - — — = 0,000  018  42,  also  noch  beträchtlich  größer  als 
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das  von  Carrollton  nach  St.  Philipp. 

Für  den  3.  Juni  zeigen  die  Pegel  in  Donaldsonville  22,7,  in 
Carrollton  11,1,  in  St.  Philipp  7,3  Fuß.  Daraus  ergibt  sich  ein  Gefälle 

22,7—4,4  — 11,1 


von  Donaldsonville  nach  Carrollton  zu 


380000 


0,000018  68 


und  von  da  nach  St.  Philipp  zu  — — 0,000  015  65. 

rr  443  oOO 


Die  letztere  Strecke  ergibt  also  für  den  3.  Juni  dasselbe  Gefälle  wie 
für  den  31.  Mai.  Es  ist  reichlich  4 mal  so  groß  wie  das  durch 
Nivellement  auf  der  10  600  Fuß  langen  Strecke  A— C am  3 Juni  ge- 
fundene von  0,000  003  84.  Bringt  man  aber  ein  4 mal  so  großes  Gefälle 
mit  den  für  den  31.  Mai  und  3.  Juni  mitgeteilten  Werten  von  R und  v 
in  Verbindung,  so  muß  sich  nach  der  Formel  v = k V R J offenbar 
für  k ein  halb  so  großer  Wert  ergeben  als  der  von  Gang  uillet 
und  Kutter  bei  Aufstellung  ihrer  Geschwindigkeitsformel 
benutzte.  Damit  werden  also  alle  weiteren  Schlüsse,  die  aus  dem 
ungewöhnlich  hohen  Wert  von  k in  diesem  Fall  gezogen  werden, 
hinfällig.  Eine  eingehende  sachgemäße  Verwertung  des  in  dem 
Mississippiwerk  mitgeteilten  Stoffes  ergibt  als  zweifellos,  daß  bei 
den  großen  Wassertiefen  von  20  m und  darüber  die  Ab- 
hängigkeit der  Geschwindigkeit  vom  Gefälle  durchaus 
nicht  wesentlich  anders  ist  als  bei  geringen  Wassertiefen 
und  annähernd  der  Quadratwurzel  von  J entspricht. 

Für  die  Messung  Nr.  1 bei  15,4  Fuß  am  Pegel  ergibt  sich  von 
Carrollton  nach  St.  Philipp  ein  Gefälle  von  0,000  024  0,  also  rd.  1,6  mal 
so  groß,  als  in  dieser  Weise  für  Nr.  3 gefunden,  während  das  Spiegel- 
nivellement auf  der  8600  Fuß  langen  Strecke  bei  Nr.  1 ein  6 mal  so 
großes  Gefälle  als  bei  Nr.  3 (bei  10,6  Fuß  Pegelstand)  ergeben  hatte. 
Dieses  letztere  J = 0,000  003  42  stellte  sich  nach  dem  Pegelvergleich 
erst  bei  dem  über  8 Fuß  niedrigeren  (5  Fuß  unter  Mittelwasser  ge- 
legenen) Stande  von  2,5  Fuß  am  Pegel  ein,  wobei  R = 20,8  m und 
v = 0,60  m.  Das  ergibt  einen  Wert  von  A ==7l,3,  während  die 
Ganguillet-Kutterscbe  Formel  für  « = 0,025  ergibt  k — 142,5  und  für 
n = 0,030  k — 123,2.  Man  erhielte  hiernach  eine  Geschwindigkeit  von 
1,20  m bezw.  1,04  m statt  0,60  m,  also  etwa  das  Doppelte.  Erst  der 
sonst  überhaupt  nicht  vorkommeude  Wert  n = 0,057  würde  die  wahre 
Geschwindigkeit  von  0,60  m bei  dem  Gefälle  von  0,000  003  42  ergeben. 


-)  Nach  der  Zusammenstellung  der  Wassermessungsergebnisse  auf 
10,6  Fuß. 


Nr.  27, 
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Vermischtes. 


Wettbewerb  für  Entwürfe  zum  Bim  von  155  Wohnungen  in 
Berliu-Oberscliöueweide  (S.  64  d.  Bl.).  Das  Preisgericht  hat  zuerkannt 
den  ersten  Preis  (GOOü  Mark)  dem  Dipl.-Ing.  Beringer  u.  Architekt 
Schock  in  Charlottenburg,  den  zweiten  Preis  (5000  Mark)  dem  Archi- 
tekten A.  J.  Köster  in  Berlin-Lankwitz,  den  dritten  Preis  (4000  Mark) 
dem  Architekten  Spitzner  in  Berlin,  den  vierten  Preis  (3000  Mark)  dem 
Architekten  Deute  in  Berlin-Britz.  Zum  Ankauf  wurden  empfohlen 
die  Entwürfe  von  Architekt  Dipl.-Ing.  Schröder  in  Breslau,  Archi- 
tekt Kalkmann  in  Berlin- Steglitz,  Dipl.-Ing.  Hempel  in  Glogau, 
Dipl.-Ing.  Stallmann  in  Königsberg  i.  Pr.  und  Architekt  Wilkens 
u.  Regierungsbaumeister  Kn  eise  in  Köln.  Die  Entwürfe  sindbis  zum 
9.  April  im  Beamten-Konferenzsaal  der  AEG,  Kabelwerk  Oberspree, 
Berlin-Oberschöneweide,  öffentlich  ausgestellt. 

Wettbewerb  für  Vorentwürfe  zu  einein  Bebauungsplan  der  Süd- 
kolonie in  Seusbnrg  und  für  Entwürfe  zu  den  Bauten,  ausgeschrieben 
unter  ostpreußischen  und  Marienwerderer  Architekten  mit  Frist  bis 
zum  31.  Mai  d.  J.  Das  Preisrichteramt  haben  u.  a.  übernommen: 
Oberbaurat  Lange,  Professor  Lahrs  und  Regierungsbaumeister 
Schlemm  in  Königsberg  sowie  Regierungs-  und  Baurat  Lendzian  in 
Sensburg,  als  Vertreter  Regierungs-  und  Baurat  Professor  Dr.  Deth- 
lefsen  in  Königsberg.  Vorgesehen  sind  drei  Preise  von  5000,  4000 
und  3000  Mark  sowie  zwei  Ankäufe  zu  je  1000  Mark.  Bedingungen 
und  Lageplan  werden  für  15  Mark  zugesandt,  die  dem  Bewerber 
zurückerstattet  werden. 

Teuer ungszuschläge  in  den  Gebührenordnungen  für  Architekten 
und  Ingenieure  1920.  Die  in  dem  Ausschuß  „Gebührenordnung  für 
Architekten  und  Ingenieure“  vereinigten  Verbände  hatten  bereits  in 
einem  Nachtrag  vom  1.  Juli  v.  J.  (1920  d.  BL,  S.  367)  eine  Erhöhung 
der  Gebühren  vorgesehen.  Inzwischen  ist  die  Entwertung  des  Geldes 
und  die  Teuerung  aller  Lebensverhältnisse  wesentlich  fortgeschritten. 
Die  bei  der  Aufstellung  der  Gebührenordnung  1920  beteiligten  Ver- 
bände haben  daher  in  Abänderung  dieser  Gebührenordnung  be- 
schlossen, vom  1.  Januar  d.  J.  ab  einen  erhöhten  Teuerungszuschlag 
zu  erheben,  und  zwar  auf  die  Stundensätze  und  auf  die  Aufwand- 
entschädigung bei  Reisen.  Danach  beträgt  der  Mindestsatz  für  den 
Zeitaufwand  für  die  Stunde  20  Mark,  für  die  Aufwandentschädigung 
bei  Reisen  für  den  Tag  ohne  Übernachten  60  Mark,  mit  Übernachten 
90  Mark. 

Förderung  des  bargeldlosen  Zahlungsverkehrs.  Fast  alle 
größeren  Zahlungen  an  die  Post  — Einzahlungen  auf  Postanweisungen 
und  Zahlkarten,  Bezahlung  von  Wertzeichen,  Fernsprechgebühren, 
Zeitungsgebühren,  Mieten,  Schließfachgebühren  usw.  — können  unter 
gewissen  Voraussetzungen  bargeldlos  durch  Reichsbanküberwei- 
sungen, Reichsbankschecke,  Postüberweisungen,  Postschecke  und  Platz- 
anweisungen beglichen  werden.  Überweisungen  und  Schecke  von 
Behörden  und  bestätigte  weiße  Schecke  gelten  ohne  weiteres  als  Bar- 
geld. Auch  sonst  werden  Postanweisungen  und  Zahlkarten  abgesandt 
und  Wertzeichen  ausgehändigt,  ohne  daß  die  Gutschrift  abgewartet 
wird,  wenn  Sicherheit  hinterlegt  ist  oder  der  Kunde  einen  bei  der 
Bestellpostanstalt  schriftlich  zu  beantragenden  Ausweis  erhalten  hat. 
Die  Ausweise  berechtigen  auch  zur  Einlösung  von  Nachnahmen  und 
Postaufträgen,  wenn  die  Postaufträge  nicht  sofort  zurück-,  weiter- 
oder  zum  Protest  zu  geben  sind.  Nähere  Auskunft  erteilen  die  Post- 
anstalten. 

Alte  Bolilendächer.  Im  Anschluß  an  die  Veröffentlichung  im 
Jahrg.  1920  d.  Bl.,  S.  346,  seien  noch  einige  Beispiele  nachgetragen, 
die  die  vielseitige  Verwendung  der  Bohlensparren  in  älterer  Zeit  dar- 
legen. 

Zunächst  ein  ländliches  Arbeiterhaus  inBeuchlitz,  Kr.  Merse- 
burg, von  dem  eine  Grundrißskizze  sowie  Querschnitt  und  Einzelheiten 
gegeben  werden  (Abb.  1 bis  4).  Es  ist  ein  aus  zwei  vollständig,  auch 
im  Dachboden  getrennten  Hälften  bestehendes  Wohnhaus,  dessen  eine 
Hälfte  dem  Gut,  die  andere  der  Gemeinde  gehört  und  hier  außer  der  Ar- 
beiterwohnung noch  die  Armenstube  der  Gemeinde  enthält.  Das  Dach 
wird  durch  acht  bezw.  neun  Paar  Bohlensparren  gebildet,  die  aus  je 
zwei  Lagen  von  2,5  cm  starken  Brettern  bestehen,  die  durch  Holz- 
und  Eisennägel  verbunden  sind.  Jedes  Sparrenpaar  wird  in  4 m Höhe 
durch  ein  Zangenholz  zusammengehalten,  der  Längsverband  durch  je 
eine  4 zu  6 cm  starke  Windlatte  hergestellt.  Der  Dachboden  ist  bei 
sparsamstem  Holzverbrauch  bis  in  die  Winkel  gut  ausnutzbar.  Auch 
sonst  kann  das  gefällige  und  eigenartige  Häuschen  als  nachahmens- 
wertes Muster  sparsamer  Bauweise  dienen.  Die  Umfassungen  bestehen 
über  dem  Sandbruchsteinsockel  aus  Lehmwellerwänden,  der  eine  Giebel 
aus  Lehmsteinen,  der  andere  aus  Ziegelsteinen.  Die  Giebeleinfassung 
wird  aus  senkrecht  zur  geschwungenen  Umrißlinie  gestellten  Back- 
steinen gebildet,  der  Giebelfuß  ruht  auf  je  einem  größeren  Sandstein- 
quader. .Die  Erbauungszeit  ist  nicht  festzustellen. 

Im  Gegensatz  zu  diesem  Beispiel  zeigt  der  Kuhstall  auf  Hof 
Gassenbaoh  bei  Idstein  i.  T.  sehr  beträchtliche  Abmessungen  (Abb.  5 


bis  9).  Das  Erdgeschoß  des  stattlichen  Gebäudes  enthält  die  geräumigen 
Stallungen  mit  Milch-  und  Futterküche,  das  Obergeschoß  Speicher  und 
das  Dach  noch  zwei  Böden.  Wenn  auch  manche  Einzelheiten  neuerer 


Zeit  entstammen  mögen,  zeigt  das  Ganze  doch  im  wesentlichen  sicher 
die  ursprüngliche  Anlage.  Die  Bohlensparren  bestehen  hier  aus  je 
zwei  3,5  cm  starken  Brettern  und  sind  28  cm  breit.  Die  einzelnen 
Bohlenstücke  sind  etwa  1,50  m lang  und  durch  eiserne  Nägel,  etwa 
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acht  bis  zehn  auf  ein  Stück,  verbunden.  Die  Bohlensparren  laufen 
hier  wie  bei  der  Scheune  in  Rotenburg  im  First  gegen  eine  Längs- 
bohle, die  8,5  zu  24  cm  stark  ist.  Das  Dach  ist  mit  Schiefer  auf 
Schalung  gedeckt.  Der  Zustand  des  Daches  soll  jetzt  sehr  schlecht 
sein,  verschiedene  Sparren  sind  nach  seitwärts  ausgebogen  und  be- 
dürfen wegen  langjähriger  Undichtigkeit  des  Daches  der  Auswechs- 
lung; doch  wird  man  dies  nicht  der  Bauweise,  sondern  nur  der  mangel- 
haften Unterhaltung  zuschreiben  können,  wenn  auch  vielleicht  die 
Sparren  mit  7 cm  Stärke  für  die  Längen  etwas  schwach  sind.*) 

Halle  a.  d.  S.  Plathner,  Regierungs-  und  Baurat. 

Das  Staubecken  bei  Ottinacliau.  In  der  Mitteilung  im  Jahrg.  1920 
d.  Bl.,  S.  G28  (Nr.  100  vom  15.  Dezember),  wird  darauf  hingewiesen,  daß 
die  eiserne  Spundwand  im  Staudamm  Ottmachau  durch  Verschlickung 
der  Beckensohle  später  entbehrlich  wird.  In  einem  Aufsatz  „Eiserne 
Spundwände  in  Staudämmen“  in  Heft  20  der  „Wasserkraft“  vom 
20.  Oktober  1920  habe  ich  den  Fall  Ottmachau  zur  Grundlage  einer 
Studie  gemacht,  da  einer  Verallgemeinerung  dieser  dem  Sonderfall 
wohl  richtig  angepaßten  Konstruktion  unter  allen  Umständen  vor- 
gebeugt werden  muß,  sowohl  aus  technischen  als  auch  aus  wirt- 
schaftlichen Gründen.  Einige  Worte  aus  dem  genannten  Aufsatz 
dürften  daher  hier  Platz  linden: 

Staudämme  sind  Ewigkeitsbauten,  für  die  man  Lebensdauern  von 
mindestens  1000  Jahren  zugrunde  legen  muß.  Die  schwierige  Kon- 
trolle des  Bauzustandes  und  das  Katastrophale  eines  Dammbruches 
bei  großem  Talsperreninhalt  erfordert  unbedingte  Bausicherheit  auch 
für  spätere  Jahrhunderte.  Es  sind  hier  folgende  Möglichkeiten  zu 
unterscheiden: 

1.  Spundwände  sind  notwendig.  Dann  müssen  sie  so  beschaffen 
sein,  daß  sie  selber  den  Charakter  von  Ewigkeitshauten  haben  bezw. 
im  Laufe  der  Jahrhunderte  annehmen. 

2.  Spundwände  sind  nicht  notwendig,  da  sich  die  Sicherung  auf 
andere  Weise  erzielen  läßt.  Dann  müssen  sie  fortbleiben,  weil  ihre 
Anwendung  Verschwendung  wäre,  zumal  bei  den  jetzt  und  in  nächster 
Zukunft  sehr  hohen  Eisenpreisen. 

3.  Spundwände  sind  nur  in  den  ersten  Jahrzehnten  nach  Erbauung 
des  Staudammes  notwendig,  da  ihr  Schutz  infolge  allmählicher  Zu- 
schlammung  und  Dichtung  des  Untergrundes  später  entbehrlich  wird. 
Dann  ist  zu  erwägen,  ob  die  teuere  Spundwand  nicht  durch  billigere 
Mittel,  wie  Dichtung  des  Vorbodens  am  Staudamm,  Verdichtung  des 
Bodens  durch  Zementeinpressung  u.  dergl.,  zu  ersetzen  ist. 

Bezüglich  des  Punktes  I ist  noch  zu  bemerken:  Der  Gedanke 
einer  Umhüllung  des  Eisens  mit  einer  Zementschutzschicht  mittels 
des  Zementeinspritzverfahrens  liegt  nahe.  Die  Unkontrollierbarkeit 
des  Erfolges  ist  jedoch  ein  so  schwerwiegender  Gegengrund,  daß  ich 
die  Methode,  die  wertvoll  für  Wehre  und  Schleusen  sein  kann,  bei 
Staudämmeu  doch  nur  als  Verstärkung  der  Sicherheit,  nicht  als 
Sicherheitsmaßnahme  an  sich  betrachten  möchte,  umsoweniger,  als 
auch  die  Beständigkeit  des  Zementes  im  Einzelfalle  noch  zu  prüfen  ist. 

Was  die  natürliche  Einzementierung  des  Eisens  im  Laufe  der 
Jahrzehnte  und  Jahrhunderte  anlangt,  so  wäre  die  Mitteilung  bezüg- 
licher Beobachtungen  außerordentlich  wertvoll.  Im  allgemeinen  muß 
man,  wie  eingangs  erwähnt,  mit  allmählicher  Zerstörung  des  Eisens 
rechnen.  Falls  die  Zerstörung  des  Eisens  allein  durch  den  Sauerstoff, 
also  durch  Rostbildung  erfolgt,  kann  ein  gewisser  Ersatz  der  Spund- 
wand durch  Zusetzen  der  Poren  des  Bodens  mit  Rostschlamm  ange- 
nommen werden.  Zur  Sicherheit  berücksichtigt  man  aber  diese  Tat- 
sache bei  der  Einschätzung  der  Spundwandwirkung  besser  nicht,  da 
bereits  geringer  Kohlensäuregehalt  des  Wassers  genügt,  um  derartig 
vorbereitetes  Eisen  im  Laufe  von  Jahrzehnten  und  Jahrhunderten 
vollends  zu  lösen. 

Es  besteht  nun  die  Frage:  Kann  trotz  der  erwähnten  Bedenken 
die  Eisenspundwand  allgemein  als  normale  Sohlendichtung  bei  Stau- 
dämmen, die  auf  durchlässigem,  aber  für  Holzspundwände  undurch- 
dringlichem Boden  ruhen,  angesehen  werden?  Die  Frage  ist  für  die 
Zukunft  unserer  Wasser-  und  Kraftwirtschaft  von  erheblicher  Be- 
deutung, und  es  wäre  wertvoll,  wenn  sie  eingehend  erörtert  würde. 
Ich  persönlich  würde  sie  dahin  beantworten,  daß  Eisenspundwände 
in  denjenigen  Fällen  Verwendung  linden  dürfen,  wo  das  Grundwasser 
nicht  die  geringste  Spur  saurer  Reaktion  zeigt,  wo  ferner  die  Boden- 
durchlässigkeit mäßig  ist  oder  wo  bei  stärkerer  Durchlässigkeit  mit 
allmählicher  \ erkittung  oder  wenigstens  Verschlammung  des  Bodens 
durch  schwebende  oder  gelöste  Stoffe  des  Wassers  zu  rechnen  ist. 

®l'.=  $>»(!■  Deiner. 

Ent kupplungs Vorrichtung.  D.  R.-P.  329  966.  Paul  Rauschen- 
berg in  Altenbochum.  — In  Bergwerken  werden  Förderwagen  von 
einer  Grubenlokomotive  auf  dem  zum  Aufzugschacht  ansteigenden 

*)  Regierungs-  und  Baurat  Hilde  brau  d in  Königsberg  machte 
mich  auf  dieses  Bohlendach  aufmerksam,  dessen  Zeichnungen  ich  vom 
Stadtbauamt  Frankfurt  a.  M.  erhielt.  Die  Angaben  über  die  Einzel- 
heiten verdanke  ich  dem  Baugeschäft  Tappe  in  Idstein. 


Gleise  hinaufgedruckt,  wobei  die  Kupplungen  entspannt  w'erdeu  und 
lose  herabhängen.  Der  an  dem  höchsten  Punkt  der  Steigung  stehende 
Arbeiter  löst  die  Kupplung  durch  Gegenschlagen  mit  der  Hand 
von  unten  her,  worauf  der  entkuppelte  Wagen  sich  von  dem  Zug 
löst  und  zu  dem  Aufzugschacht  hinrollt.  (Vorgang  wie  auf  den  Ver- 


schiebebahnhöfeu  an  den  sogen.  Rangierwerken.)  Um  nun  Unfälle 
des  Arbeiters  beim  Entkuppeln  der  Wagen  oder  Stockungen  im  Be- 
trieb beim  Mißlingen  der  Entkupplung  zu  vermeiden,  wird  gemäß  der 
Erfindung  die  in  den  Abb.  1 u.  2 dargestellte  selbsttätige  Ent- 
kuppluugsvorrichtung  verwendet.  Sie  besteht  aus  einem  mittels  Ge- 
wi chtbelastung  hochgehaltenen,  zwischen  den  Schienen  angeordneten 
• Hebelarm  a,  gegen  den  die  lose  herabhängende  Wagenkupplung  an- 
schlägt. Der  wirksame  Hebelarm  ist  hierbei  an  seiner  Außenseite  b 
gezahnt  ausgeführt.  Auf  diesen  nach  oben  stehenden  geriffelten  Teil  b 
schlagen  die  schlaff  hängenden  Kuppelglieder  e auf  und  werden  da- 
durch zur  Lösung  gebracht.  Es  übt  also  der  Hebel  a die  gleichen 
Schläge  aus,  die  bisher  durch  die  Hand  des  Arbeiters  gegeben  wurden. 


Zerlegbare  Halle  aus  fabrikmäßig  hergestellteu  Eiseubetonwerk- 
stiicken.  D.  R.-P.  329052.  Eugen  Fischer  in  Düsseldorf-Grafenberg.  — 
Die  zerlegbare  Halle  setzt  sich  zusammen  aus  einer  Mittelhalle  a mit 
zu  beiden  Seiten  sich  anschließenden  Hallen  b und  bt.  Die  Mittelhalle 
ist  als  Dreigelenkbogen  ausgebildet,  bestehend  aus  den  auf  Funda- 
mentklötzen c ruhenden  Bindern  d,  die  durch  Schraubenverbindungen  f 
am  Fuß  mit  den  Klötzen  c und  am  Scheitel  miteinander  verbunden . 
sind.  An  diese  Mittelhalle  schließen  sich  beiderseits  Binder  du  d..  an. 
die  mit  dem  benachbarten  Binder  und  mit  den  Fundamentklötzen  clt  c.. 
ebenfalls  durch  Schraubenverbindungen  f verbunden  sind.  An  die 
Klötze  e3  sind  Sockelstücke  h angeschlossen,  die  nach  unten  in  einen 
rinnenartigen  Teil  h übergehen,  der  zur  Aufnahme  des  Regenwassers 
dient.  Eine  durchlaufende  rinnenartige  Zwischenpfette  i kann  auf  ent- 
sprechende Aus- 

d . , sparungen  der  Bin- 

der aufgesetzt  und 
durch  Stifte  noch 
besonders  ge- 

sichert werden.  In 
ähnlicherWeise  ist 
eine  Firstpfette  k 
verwendet.  Auf 
Vorsprünge  der 

Pfetten  stützen  sich  die  Enden 
der  Dachsparren  l.  Die  Be- 
dachung selbst  greift  einerseits 
unter  die  oberen  Vorsprünge 
der  Firstpfette  k,  anderseits  über 
die  oberen  Kanten  der  Zwischen- 
pfette, so  daß  dauernde  Regen - 
Sicherheit  ohne  Anwendung  be- 
sonderer Hilfsmittel  erreicht  ist. 
Die  das  Gelenk  ersetzende  Schraubenverbindung  f besteht  aus  zwei  in 
die  Enden  der  Binder  und  der  Anschlußteile  einbetonierten  buchsen- 
artigen Formstücken  m,  deren  einander  gegenüberliegende,  durch  die 
Unterlagscheibe  t getrennte  Wände  Schlitze  besitzen  (Abb.  2 u.  3),  in 
die  eine  Schraube  n mit  Kopf  und  Mutter  gesteckt  ist.  wodurch  die 
beiden  Teile  fest  miteinander  verbunden  werden.  Der  verbleibende 
Zwischenraum  kann  durch  Ausgießen  mit  Asphalt  oder  Zement  ge- 
schlossen werden.  Damit  in  die  Seitenöffnungen  der  Formstücke  m 
keine  Feuchtigkeit  eindringen  kann,  können  sie  mit  Blechdeckeln  und 
Zement  o geschlossen  werden.  Die  Aufstellung  der  Hallen  erfolgt  in  der 
Weise,  daß  zunächst  die  fertigen  Fundamentklötze  c,  cx  und  c»  mittels 
Krane  an  Ort  gesetzt  und  festgelegt  werden;  darauf  werden  die  ein- 
zelnen Teile  des  Mittelbinders  d aufgestellt,  mittels  der  Verbindungs- 
teile / auf  den  Fundamentklötzen  befestigt  und  miteinander  verbunden. 
Sodann  werden  die  Binder  und  d aufgestellt  und  ebenfalls  durch 
die  Verbindungsteile  f gesichert.  Nach  Aufsetzen  der  Rinnenpfetten  i 
und  Firstpfetten  k werden  die  Dachsparren  1 eiugesehoben,  darauf 
wird  die  Eindeckung  aus  Glas  o.  dgl.  befestigt.  In  derselben  Weise 
geschieht  die  Abdeckung  der  Wände  p und  die  Eindeckung  an  den 
Endbindern  d«.  Nachdem  die  Bodenrinue  h2  eingesetzt  ist,  ist  die  Halle 
fertig.  Das  Auseinandernehmen  geht  ebenso  leicht  vonstatten. 


Abb.  2. 


Abb.  3. 


Verlag  von  Wilhelm  Ern  st  & Sohn  , Berlin.  — Für  den  nichtamtlichen  Teil  verantwortlich:  Fr.Schultze,  Berlin.  — Druck  der  Buchdruckerei  Gebrüder  Ern  st  Berlin. 
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Bücherschau. 


[Alle  Rechte  Vorbehalten.] 


Der  Dombau  in  Linz  a.  d.  Donau. 


Nach  einer  Mit- 
teilung, die  kürz- 
lich durch  eineu 
Teil  der  Tagespresse 
ging,  hat  der  Papst 
durch  eine  namhafte 
Geldspende  der  Fer- 
tigstellung des  der 
Vollendung  nahen 
Domes  in  Linz  a.  d. 
Donau,  die  infolge 
vollständiger  Er- 
schöpfung aller  Mit- 
tel bereits  in  Frage 
gestellt  war,  in  er- 
heblichem Maße  die 
Wege  geebnet.  Die- 
ser Umstand  möge 
Veranlassunggeben, 
die  bemerkenswerte 
Baugeschichte  des 
Domes  in  einem  kur- 
zen Abriß  wieder- 
zugebeD. 

Der  Plan  zur  Er- 
richtung eines  Dom- 
baues in  Linz  geht 
auf  deiqBischof  Ru- 
digier  und  das  Jahr 
1854  zurück.  Das 
katholische  Gottes- 
haus sollte  zum  Ge- 
dächtnis an  das  im 
gleichen  Jahre  von 
Papst  Pius  verkün- 
dete Dogma  von  der 
unbefleckten  Empfängnis  Mariä  errichtet  werden.  Als  Baumeister 
wurde  Baurat  Vinzenz  Statz  aus  Köln  berufen,  der  eine  Kirche  in 
hochgotischem  Stile  entwarf  (Abb.  2 u.  3).  Der  Grundriß  zeigt  die 
überlieferte  Kreuzform;  ein  Chorumgang  umsäumt  das  Presbyterium 
mit  sieben  Kapellen,  deren  mittlere  in  größeren  Abmessungen  gehalten 
und  als  Votivkapelle  ausgebildet  ist.  Der  Hauptteil  ist  dreischiffig;  ihm 
ist  ein  Turm  vorgelagert,  der  die  stattliche  Höhe  von  134,80  m aufweist 
#und  von  zwei  seitlichen  Kapellen  begleitet  ist.  Die  Länge  des  Bau- 
werks beträgt  130  m,  die  größte  Breite  beim  Querschiff  GO  m,  die 
Gesamtgrundfläche  rd.  4250  qm.  Der  Haupteingang  liegt  im  Turm, 
zwei  Seitengänge  führen  in  das  Querschiff.  Eine  Unterkirche  von 
rd.  800  qm  Grundfläche  dient  als  Begräbnisstätte  der  Bischöfe. 
Zum  Bau  wurde  Sandstein  aus  der  Gegend  von  Neulengbach  in 
Niederösterreich  verwendet,  der  in  Köln  chemisch  geprüft  wurde 
und  sich  bis  jetzt  vorzüglich  bewährt  hat.  Die  tragenden  Teile  sind 
aus  Granit  gebildet,  die  Kapitelle  von  sogenanntem  Margareten- 
stein aus  St.  Margareten  in  Ungarn,  die  Gewölbe  aus  Ziegeln  ohne 
Bewurf. 

Der  Architekt,  Baurat  Statz,  errichtete  zur  Herstellung  des  Baues 
eine  Bauhütte  nach  mittelalterlichem  Vorbilde  und  nach  dem  Muster 
der  Kölner  Dombauhütte,  bei  der  er  selbst  gearbeitet  hatte.  Be- 
merkenswert ist,  daß  der  Bauherr,  Bischof  Rudigier,  niemals  einen 
Kostenvoranschlag  aufstellen  ließ,  sondern  den  Bau  im  Vertrauen  auf 
den  Wohltätigkeitsinn  seiner  Gläubigen  begann.  Er  wollte  auch  keine 
künstlichen  Förderungsmitte],  wie  eine  Lotterie  oder  dergl.,  sondern 
er  stützte  sich  nur  auf  freiwillige  Gaben,  die  derartig  reichlich  flössen, 
daß  nach  der  am  1.  Mai  1862  vorgenommenen  Grundsteinlegung  un- 
unterbrochen (auch  in  den  Kriegsjahren)  weitergebaut  werden  konnte. 
Am  29.  September  1869  wurde  der  erste  Bauteil,  die  Votivkapelle, 
eingeweiht.  Ein  vorläufiger  Abschluß  dieser  Kapelle  ermöglichte  die 
sofortige  Einrichtung  eines  regelmäßigen  Gottesdienstes.  Im  Jahre  1885 
konnte  der  größte  Teil  des  Domes  in  Benutzung  genommen  werden, 
indem  der  vorläufige  Abschluß  nach  rückwärts  zum  Ende  des  Pres- 
byteriums verlegt  wurde,  Nach  Vollendung  des  Presbyteriums  begann 
man  sofort  mit  dem  Turmbau,  um  nicht  wie  anderwärts  schließ- 
lich eine  Kirche  mit  unvollendetem  Turm  zu  haben.  1901  war  der 
Turm  fertiggestellt  (Abb.  1),  und  unverzüglich  wurde  der  Bau  des 
Langschiffes  in  Angriff  genommen;  dann  folgte  die  Errichtung  des 
Querschiffes,  das  so  gut  wie  vollendet  ist.  Unvollendet  sind  dagegen 
noch  die  beiden  Turmkapellen,  und  im  Inneren  fehlen  noch  die 


Galerien  im  Lang-  und  Querschiff,  sämtliche  Fenstermaßwerke,  ein 
Teil  der  Gewölberippen  im  neuen  Bauteil,  der  Fußboden  und  im 
Äußeren  zahlreiche  Fialen  usw. 

Durch  die  im  Vorstehenden  geschilderte  Art  des  Bauvorganges 
wurde  erreicht,  daß  der  Dombau  schon  seit  Jahren,  besonders  von 
der  inneren  Stadtseite  her,  fast  den  Eindruck  eines  vollendeten  Bau- 
werks machte.  Im  Jahre  1910  sollten  die  Gemäldefenster  in  das  Lang- 
und  Querschiff  eingesetzt  werden,  die  von  der  Tiroler  Glasmalerei  Neu- 


hauser (Dr.  Zele  u.  Ko.)  in  Innsbruck  geliefert  wurden,  die  Abschluß- 
mauer zwischen  Querschiff  uud  Presbyterium  sollte  fallen,  der  Dombau 
wäre  gewissermaßen  fertig  gewesen,  da  das,  was  noch  fehlte,  an  dem 
Gesamteindruck  nichts  Wesentliches  ändern  konnte:  da  brach  der  Welt- 
krieg aus.  Er  riß  alle  kräftigen  Männer  aus  den  Reihen  der  Dombau- 
arbeiter; immerhin  konnte  der  Baubetrieb  mit  einigen  älteren  Leuten  und 
Invaliden  dauernd  aufrecht  erhalten  werden.  Mit  Abschluß  des  Friedens 
kehrte  sofort  wieder  neues  Leben  in  die  Dombauhütte  ein  und  man  gab 
sich  der  Hoffnung  hin,  daß  der  Tag  der  Vollendung  nur  um  die  vier 
Kriegsjabre  verschoben  sei.  Da  trat  als  neues  Hindernis  die  unge- 
ahnte Teuerung  ein.  Schon  im  Jahre  1919  erging  der  Ruf,  daß  der 
Domhau  vor  der  Einstellung  stehe,  weil  die  Kasse  erschöpft  sei.  Ob- 
wohl daraufhin  die  Gaben  reichlich  flössen,  reichten  sie  auf  die  Dauer 
nicht  im  entferntesten  zur  Deckung  der  ständig  steigenden  Ausgaben 
für  Baustoffe  und  Löhne.  Die  Zahl  der  Steinmetzen,  vor  dem  Kriege  54, 
mußte  allmählich  auf  6 verringert  werden,  entsprechend  die  Zahl  der 
sonstigen  Hilfsarbeiter.  Da  entschloß  sich  der  Bischof  im  November  1920, 
den  Papst  um  Hilfe  zu  bitten,  und  dieser  überwies  eine  Spende  von 
100060  Lire;  das  war  bei  dem  Tiefstände  der  österreichischen  Geld- 
währung eine  Summe  von  mehr  als  2 Millionen  Kronen.  Durch  diese 
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Spende  kann  das  Dombauwerk  wesentlich  gefördert,  leider  aber  nicht 
vollendet  werden.  Kostet  doch  ein  einziges  Maßwerk  für  die  Fenster 
heute  80000  Kronen,  es  fehlen  aber  allein  noch  Maßwerke  für  42  Fenster. 
So  kann  durch  die  Gabe  des  Papstes  leider  noch  nicht  einmal  dieser 
wesentliche  Baubestandteil  fertiggestellt  werden.  Aber  die  Dombau- 


kreise geben  sich  der  Hoffnung  hin,  daß  das  Beispiel  des  Papstes  vor- 
bildlich wirken  und  daß  trotz  des  Krieges,  trotz  des  drückenden 
Friedensvertrages  der  Tag  nicht  mehr  allzu  fern,  sein  möge,  an  dem 
die  letzte  Hand  an  das  große  Werk  gelegt  wird. 

München.  ®r.=3ng.  A.  Gut. 


Die  Bedeutung  des  Verhältnisses  zwischen  Niederschlag  und  Abfluß. 


Es  sei  im  langjährigen  Jahresmittel  A der  Abfluß,  N der  Nieder- 
sohlag  eines  Gebiets.  (Gemessen  seien  alle  Größen,  auch  die  dampf- 
förmigen, die  im  folgenden  Vorkommen,  als  gleichmäßig  über  das 
Gebiet  ausgebreitet  gedachte  Wasserschichten,  z.  B.  in  Millimetern.) 
Dann  ist  das  Abfluß  Verhältnis  a — A:N.  Hierin  werden  Größen 
von  ungleicher  Bedeutung  miteinander  verglichen.  Dasselbe  Wasser 
kann  sich  nämlich  im  Gebiet  mehrfach  niederschlagen,  ehe  es  ein- 
mal abfließt.  Im  langjährigen  Mittel  muß,  da  im  natürlichen  Wasser- 
schatz unserer  Flußgebiete  ein  Gewinn  oder  Verlust  nicht  zu  be- 
merken ist,  die  Einnahme  eines  Gebiets  gleich  seiner  Ausgabe  sein.  Da 
ein  Flußgebiet  an  der  Wasserscheide,  wenn  diese  nicht  nur  oberirdisch, 
sondern  auch  unterirdisch  festliegt,  keinen  Zufluß  von  außen  hat,  be- 
schränkt sich  die  Einnahme  auf  den  durch  die  Winde  herangeführten 
und  sich  im  Gebiet  niederschlagenden  Wasserdampf.  Sie  habe  den 
Betrag  M („Meereszufuhr“  bei  Keller).  Für  die  Ausfuhr  bieten  sich 
zwei  Wege:  das  Wasser  kann  abfließen  oder,  nachdem  es  wieder 
verdunstet  ist,  dem  Gebiet  durch  die  Winde  entzogen  werden.  Wasser- 
dampf, der  nur  über  das  Gebiet  hinwegstreicht,  ohne  sich  in  ihm 
niederzuschlagen,  soll  weder  in  Einnahme  noch  in  Ausgabe  mitge- 
rechnet werden.  Die  auf  dem  Luftwege  entzogene  Menge,  also  M — A, 
sei  E.  Das  Verhältnis  E : M sei  als  „Entziehungsverhältnis“  mit  e 
bezeichnet.  Das  im  Gebiet  nach  dem  Niederschlage  eines  Teiles 
von  M verdunstende  Wasser  braucht  aber  nicht  zu  entweichen, 
sondern  kann  sich  im  Gebiet  wieder  niederschlagen.  Wenn  die 
einzelnen  Teilchen  von  M durchschnittlich  wmal  zum  Niederschlag 
kommen,  bis  sie  das  Gebiet  verlassen,  wird  die  Gesamthöhe  des 
Niederschlags  N=m-  M.  Folglich  erhält  man  für  das  Abfluß  Verhältnis : 

r _ 4 _ A_  M—E  _ 1 — e 
N m • M m • M m 

Hierin  bedeutet  1 — e den  Bruchteil  von  M,  der  nicht  hiuausgeweht 
wird,  sondern  nach  etwaiger  Wiederverdunstung  im  Gebiet  bleibt 
und  sich  immer  wieder  niederschlägt,  bis  er  abfließt.  Bezeichnet 
man  deshalb  schließlich  noch  1 — e als  „Bleibverhältnis“  b,  so  wird 

_ 

m 

Dieser  Ausdruck  hat  den  großen  Vorzug  vor  A : N,  daß  er  nur  davon 
abhängt,  welcher  Bruchteil  der  Einfuhr  M bis  zum  Abfließen  im 
Gebiet  bleibt  und  wie  oft  sich  die  Einfuhr  durchschnittlich  nieder- 
schlägt, bis  sie  das  Gebiet  auf  dem  einen  oder  dem  anderen  Wege  verläßt. 


Schematisches  Beispiel:  Die  Einfuhr  M betrage  200  mm. 
Hiervon  mögen  40  mm  lmal,  40  mm  2 mal,  40  mm  3mal,  40  mm  4 mal, 
40  mm  5 mal  zum  Niederschlag  kommen,  bis  sie  abwandern.  Abfließen 
mögen  von  den  40  je  30,  hinausgeweht  werden  je  10.  Dann  wird 
A = 5 • 30  = 150,  N=  1 • 40  -f  2 • 40  + 3 • 40  -f  4 • 40  + 5 • 40  = 600  mm, 
also  a = H:iV=l:4.  Die  einzelnen  Teilchen  von  M schlagen  sich 
in  diesem  Falle  durchschnittlich  3 mal  nieder;  denn  3 ist  das  Mittel 
aus  1 bis  5 und  in  Übereinstimmung  hiermit  gleich  dem  Verhältnis 
m — N:  M=  600  : 200.  Das  Entziehungsverhältnis  ist  10 : 40  = 1 : 4, 
das  Bleibverhältnis  b — 30  : 40  — 3 : 4,  das  Abflußverhältnis  also 
3 1 

gleich  & : m = : 3 = - - • (Das  Beispiel  ist  nicht  so  zu  verstehen,  daß 

für  die  einzelnen  zur  Messung  gelangenden  Niederschläge  eine  Höhe 
von  40  mm  vorausgesetzt  wird.  Noch  weniger  ist  daran  gedacht,  daß 
nach  manchen  Regen  alles  Wasser,  nach  anderen  keins  abwandern 
soll.  Die  einzelnen  Niederschläge  würden  vielmehr  ganz  verschiedene 
Höhe  haben  und  sich  in  wechselnden  Verhältnissen  aus  den  fünf 
Fünfteln  von  M zusammensetzen,  demgemäß  auch  mit  wechselnden 
Abflußverhältnissen  verbunden  sein.  Außerdem  brauchen  die  ab- 
wandernden Mengen  sich  auf  A und  E nicht  jedesmal  in  dem  Ver- 
hältnis 3:1  zu  verteilen,  sondern  nur  in  der  Jahressumme  A=  150 
und  55=50  mm  zu  ergeben.) 

Bereits  bekannt  war,  daß  a = * wird,  wenn  kein  Wasser  auf  dem 

m 

Luftweg  entweicht,  wenn  also  e = Null  ist.  (Brückner,  Penck,  Keller.) 
Die  Bedeutung  des  Entweichens  für  den  Gesamtaustausch  zwischen 
Meer  und  Land  haben  Meinardus  und  Keller  behandelt.  Keller  hat 
auch  bereits  darauf  hingewiesen,  daß  ein  Entweichen  das  Abflußver- 
hältnis verkleinert.  Das  Nähere  findet  man  bei  Keller  im  Jahrbuch 
für  die  Gewässerkunde  Norddeutschlands,  Besondere  Mitteil.  Bd.  1, 
Nr.  4 und  Bd.  2,  Nr.  7. 

Ein  bestimmtes  Abflußverhältnis  a kann  also  auf  unendlich  viele 
Arten  zustande  kommen.  Der  eine  Grerzfall  ist  der  schon  betrachtete, 
daß  kein  Wasser  auf  dem  Luftwege  entweicht  und  die  Meereszufuhr 
sich  so  oft  niederschlägt,  wie  der  umgekehrte  Wert  von  a angibt.  Im 
entgegengesetzten  Grenzfall  schlägt  M sich  nur  einmal  nieder  und  ent- 
weicht die  Menge  (1—  a)M  durch  die  Luft,  während  aM  abfließt. 

In  a—^  ist  im  ersten  Falle  5 = 1,  im  zweiten  m = 1. 
m 

Berlin.  Karl  Fischer. 


Vermischtes. 


Baubeamte  der  Stadt  Kölu.  Der  Stadtbaurat  Verbeek  ist  zum 
Oberbaurat  des  Hochbauamts  und  der  Stadtbauinspektor  Stooß  zum 
Stadtbaurat  des  Städtebauamts  ernannt  worden. 

Bei  dem  Wettbewerb  fiir  Yoreutwiirfe  zur  künstlerischen  Aus- 
gestaltung von  zwölf  großen  Uuispannerstellen  (Transformatoren- 
häuser)  für  das  Bayernwrerk  (S.  130  d.  Bl.)  erhielt  bei  121  eingelaufenen 
Arbeiten  den  ersten  Preis  (6000  Mark)  die  Arbeit  mit  dem  Kenn- 
wort „Mainsandstein“,  Verfasser  Regierungsbaumeister  Rosenthal  in 
München,  den  zweiten  Preis  (5000  Mark)  die  Arbeit  mit  dem  Kenn- 
wort „Sachlich“,  Verfasser  Bauamtmann  Berndt  in  Kochel,  den  dritten 
Preis  (4000  Mark)  die  Arbeit  mit  dem  Kennwort  „Nikola  Tesla“,  Ver- 
fasser Architekt  Haedenkamp  und  Dipl.-Ing.  Matthes  in  München. 
Zum  Preise  von  je  2000  Mark  wurden  die  Arbeiten  der  nachfolgenden 
Verfasser  mit  den  nachgenannten  Kennworten  angekauft:  Architekt 
Brühl  in  Pasing  („Einheit“),  Regierungsbaumeister  Brünenhols  in 
München  („Berggold“),  Bauassessor  Büchner  in  Pasing  (Mornble“), 
Bauamtmaun  Gruber  in  Passau  („Strom  I“),  Architekt  Knöpfle  in 
München  („Gruppe“),  Architekten  Linder  u.  Freymuth  in 
München  („Zuck“),  Architekt  Linder  in  Penzberg  („Frühling  III“), 
Regierungsbaumeister  Seeck  in  München  („Kraft  I“),  Architekten 
Hans  u.  Xaver  Sepp  in  München  („Volt  II“),  Professor  Dr. 
Schweighart  in  München  („Verbindung“),  Dipl.-Ing.  Schweighart 
in  Augsburg  („Turm“)  und  Oberpostrat  Vorhölzer  in  München 
(„Ordnung“). 

Die  Eingliederung  der  Münchener  Handelshochschule  in  die 
dortige  Technische  Hochschule  und  ihre  Übernahme  durch  den  bayeri- 
schen Staat  wmrde  kürzlich  aus  Anlaß  einer  entsprechenden  Eingabe  des 
Kuratoriums  der  Handelshochschule  im  Haushaltausschuß  des  bayerischen 
Landtags  behandelt.  Nach  einer  Aussprache,  die  sich  um  den  Vor- 


schlag der  Schaffung  einer  wirtschaftswissenschaftlichen  Abteilung  an^ 
der  Technischen  Hochschule  durch  Eingliederung  der  Handelshoch- 
schule drehte,  gab  Kultusminister  Dr.  Matt  der  Ansicht  der  Regierung 
dahingehend  Ausdruck,  daß  zu  dem  Verlangen  einer  Eingliederung 
der  Handelshochschule  in  die  Technische  Hochschule  jetzt  noch  keine 
endgültige  Stellung  genommen  werden  könne,  da  die  Frage  weder 
nach  der  Kosteuseite  noch  nach  der  Richtung  genügend  geklärt  sei, 
ob  sich  eine  Eingliederung  ermöglichen  lasse,  ohne  das  Niveau  der 
Technischen  Hochschule  herabzudrücken.  Es  habe  aber  auch  bisher 
schon  eine  gewflsse  Arbeitgemeinschaft  zwischen  beiden  Hochschulen 
bestanden.  Der  Haushaltausschuß  faßte  schließlich  den  Beschluß,  die 
Eingabe  der  Regierung  zur  Würdigung  hinüberzugeben. 

Hie  bayerische  Landessl  eile  für  Gewässerkunde  läßt  in  Zukunft 
in  der  zweiten  Hälfte  eines  jeden  Monats  einen  Bericht  über  die  Nieder- 
schlagsverhältnisse des  vorhergehenden  Monats  erscheinen.  Jeder  Bericht 
enthält  außer  einem  kurzen  Wortlaut  eine  Karte,  welche  die  geographische 
Verteilung  der  Niederschläge  darstellt,  und  eine  Tabelle  mit  täglichen 
Beobachtungen  von  65  ausgewählten  Stationen,  die  einen  Überblick 
über  den  zeitlichen  Verlauf  der  Regenmengen  gewährt  und  das  Zustande- 
kommen des  in  der  Karte  dargestellten  Summenbildes  erläutert.  Weitere 
Angaben  der  Tabelle  im  Verein  mit  einem  jüngst  erschienenen,  von 
Dr.  J.  Haeuser  unter  dem  Titel  „Die  Niederschlags  Verhältnisse  in 
Bayern  und, in  den  angrenzenden  Staaten  in  Kartendarstellungen“  heraus- 
gegebenen  Atlas  geben  Vergleiche  mit  den  normalen  Verhältnissen. 
Die  Berichte  erscheinen  unter  dem  Titel:  „Monatsberichte  über  die 
Niederschlagsverhältnisse  in  Bayern“,  herausgegeben  von  der  bayerischen 
Landesstelle  für  Gewässerkunde;  sie  können  in  gleicher  Weise  wie 
Zeitungen  zu  einem  jährlichen  Bezugspreis  von  14  Mark  einschließlich 
Zeitungsgebühr  durch  die  Post  bezogen  werden. 


Hr.  28. 
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Bficherschau. 


Die  Binnenschiffahrt  in  der  alten  und  neuen  Reichsverfassung 
nnter  Berücksichtigung  der  Entwürfe.  Von  Dr.  Karl  Wellner.  Duis- 
burg 1920.  „Rhein“-Verlag8gesellschaft.  48  S.  in  8°.  Geh.  6,75  Jt  postfrei. 

Die  vorbezeichnete  Schrift  ist  von  dem  Verein  zur  Wahrung  der 
Bheinschiffahftsiuteresseh  als  Heft  2 der  Zeitfragen  der  Binnenschiff- 
fahrt erschienen.  Der  Verfasser  bespricht  die  Schiffahrtwege  (Wasser- 
straßen) des  allgemeinen  Verkehrs  und  behandelt  dabei  das  Eigen- 
tumsrecht, das  Anlage-  und  Ausbaumonopol  sowie  die  Tarifhoheit  des 
Reichs,  wobei  die  Pflichten  hinsichtlich  der  Landeskulturinteressen, 
die  Rechte  und  Pflichten  gegenüber  anderen  Wasserstraßen-  und  Eisen- 
bahnverwaltungen und  die  Enteignungsbefugnis  behandelt  werden. 
Diese  und  die  weiteren  Ausführungen  über  die  Schiffahrt-  und  Strom- 
polizei, die  Verkehrsregelung  und  den  Reichswasserstraßen beirat  sind 
dadurch  besonders  lesenswert  gemacht,  daß  die  Entwicklung  dargelegt 
wird  durch  Bezugnahme  auf  die  Bestimmungen  über  die  Binnenschiff- 
fahrt in  der  alten  Reichsverfassung  und  in  dem  Entwurf  der  neuen 
Reichsverfassung  des  Reichsministers  Preuß,  die  im  ersten  Teil  des 
Druckheftes  wiedergegeben  und  erläutert  worden  sind. 

Berlin.  Ottmann. 

Das  Verfahren  der  Einfluß) inien.  Nach  Vorträgen,  gehalten  an 
der  Technischen  Hochschule  Darmstadt.  Vom  Geheimrat  Prof.  ®r.=3>ttg. 
Th.  Landsberg  f.  Siebente  verbesserte  und  vergrößerte  Auflage. 
Berlin  1920.  Wilh.  Ernst  u.  Sohn.  VIII  u.  119  S.  in  8°  mit  105  Textabb. 
Geh.  22  Jt,  geb.  25  Jt  zuzüglich  Sortimenter-Teuerungszuschlag. 

Die  Berechnung  von  Brücken  und  Hochbauten  mit  Hilfe  von  Ein- 
flußlinien ist  heute  fast  allgemein  üblich,  namentlich  da,  wo  es  sich 
um  die  Belastung  der  Bauwerke  mit  vielen  veränderlichen  Lasten 
handelt.  Ein  übersichtlicheres  Berechnungsverfahren  ist  auch  kaum 
denkbar;  zeigt  doch  die  Einflußlinie  einer  Stabkraft,  eines  Momentes, 
einer  Querkraft  usw.  auf  den  ersten  Blick,  welche  Lastanordnung  die 
ungünstigste  Beanspruchung  erzeugt.  Das  nun  schon  in  siebenter  Auf- 
lage vorliegende  kleine  Buch  (vergl.  über  die  sechste  Auflage  Jahr- 
gang 1912  d.  Bl.,  S.  417)  gibt  für  alle  üblichen  Formen  von  Brücken- 
tragwerken die  Ableitung  der  Einflußlinien  für  die  zur  Bemessung 
nötigen  Glieder.  Neu  hinzugekommen  ist  die  Ermittlung  der  Einfluß- 
linie des  einfachen  Fachwerkbalkens  auf  zwei  Stützen  mittels  der 
Spannkräfte  infolge  des  Auflagerdruckes  gleich  der  Einheit.  Neu  ist 
ferner  eine  Betrachtung  über  die  Einflußlinien  des  Dreigelenkbogens, 
bei  dem  die  einzelnen  Teile  dieser  Linie  den  Einflüssen  eines  einfachen 
Balkens  gleich  sind.  Diese  Teile,  die  als  „stellvertretende  Balken“  be- 
zeichnet werden,  lassen  die  Einflußlinien  des  Dreigelenkbogens  sehr 
schnell  und  einfach  zeichnen,  und  zwar  unmittelbar  von  einer  wage- 
rechten Abszissenachse  aus.  Anschließend  an  diese  hübschen  und 
klaren  Ausführungen  sind  in  einem  weiteren  neuen  Abschnitt  die  Ein- 
flußlinien für  den  vollwandigen  Dreigelenkbogen  mit  den  Einflüssen 
der  Kernpunktmomente  und  der  Querkräftb  behandelt.  Beibehalten 
»ind  von  früher  zwei  Abschnitte  über  die  Verwertung  der  Einflußlinien 
zur  Ermittlung  der  ungünstigsten  Stellung  einer  Reihe  von  Einzellasten, 
Betrachtungen,  die  an  sich  zwar  brauchbar  sind,  aber  praktisch  kaum 
je  benutzt  werden.  Nach  meinen  Erfahrungen  im  Auswerten  von  Ein- 
flußlinien führt  das  Probieren  immer  rascher  zum  Ziele,  als  die  Be- 
nutzung irgend  einer  umständlichen,  wenn  auch  schönen  Regel.  Hier 
hat  der  Praktiker  das  Übergewicht  über  den  Theoretiker.  Das  Büch- 
lein von  Landsberg  schließt  mit  einigen  prächtigen  kurzen  Abschnitten 
über  die  kinematische  Bedeutung  der  Einflußlinien.  Die  Bewegungen, 
d.  h.  Senkungen,  Drehungen  usw.  von  Scheiben,  Punkten  und  Linien 
sind  danach  gleich  zu  setzen  den  Einflußwerten  der  in  Betracht  kom- 
menden formveränderten  Glieder  des  Gebildes. 

Ich  empfehle  die  Schrift  namentlich  den  jüngeren  Ingenieuren  auf 
dem  Gebiet  der  Fachwerkstatik.  Auch  den  Studierenden  der  oberen 
Semester  unserer  Hochschulen  sei  sie  warm  empfohlen;  für  sie  hatte 
ja  Landsberg  die  Abhandlung  in  ihren  ersten  Auflagen  besonders  be- 
stimmt. Ausstattung,  Druck  und  Sprache  sind  gleich  gut  und  gereichen 
den  jetzigen  Herausgebern,  dem  Sohne  von  Landsberg  und  Regierungs- 
baumeister Hamburger,  sowie  dem  Verlage  zu  aller  Ehre. 

Sterkrade.  5Dr.=3rtg.  Bohny. 


Hörsamkeit  großer  Räume.  Von  2>r.=!yng.  Eugen  Michel,  ord. 
Professor  an  der  Technischen  Hochschule  Hannover.  Braunschweig 
1921.  Friedrich  Vieweg  u.  Sohn.  58  S.  in  4°  mit  84  Abb.  im  Text 
und  auf  16  Tafeln.  Geb.  32  Jt. 

Der  Verfasser  nennt  es  ein  sehr  wichtiges,  dabei  aber  sehr  ver- 
nachlässigtes Gebiet  bauwissenschaftlicher  Forschung.  Gestützt  auf 
eine  umfangreiche  Kenntnis  der  wichtigsten  in-  und  ausländischen 
Schriften  über  seinen  Gegenstand,  auf  die  er  in  Fußnoten  hinweist, 
unternimmt  er  es,  der  Sache  gründlich  zu  Leibe  zu  gehen,  und  widmet 
deshalb  den  Hauptteil  des  Buches  dem  Verlauf  der  Schallwellen,  der 
nicht  allein  an  einer  Reihe  von  Grundrissen  und  Querschnitten  zeich- 
nerisch ermittelt,  sondern  auch  durch  eine  eigenartige  Reihe  von  Ver- 
suchen erhärtet  wird.  Wenn  diese  Untersuchungen  bei  der  ersten 


Durchsicht  etwas  weit  ausgesponnen  scheinen,  so  zeigt  sich  doch  bei 
eingehender  Beschäftigung  mit  dem  Werk,  daß  nichts  ohne  Hinblick 
auf  das  Ziel  geschehen  ist  und  daß  die  mannigfaltigen  Gestaltungen, 
Dehnungen,  Zerreißungen  und  Wiedervereinigungen  der  Schallwellen 
bei  ihrem  Hin  und  Her  in  verschieden  geformten  Räumen  uns  ver- 
traut sein  müssen,  wenn  wir  in  das  schwer  zu  bewältigende  Gebiet 
Vordringen  wollen.  Außer  dem  einfachen  Rückwurf  werden  auch 
Resonanz  und  Interferenz  in  die  Betrachtung  einbezogen.  Aber  nicht 
nur  die  Bewegung  der  Schallwellen,  auch  ihre  Stärke  spielt  eine  Haupt- 
rolle bei  der  Hörsamkeit,  daher  ein  besonderer  Abschnitt  die  Abnahme 
der  Stärke  und  die  Dämpfung  an  den  raumbildenden  Baustoffen  be- 
handelt. Schließlich  werden  der  Nachhall  und  die  Verbesserung 
schlechter  Hörsamkeit  einer  kurzen  inhaltreichen  Betrachtung  unter- 
zogen. Es  ist  uns  hier  ein  Werk  geschenkt,  das  wohl  geeignet  ist, 
jeden  Baukünstler,  auch  wenn  er  sich  des  Stoffes  bisher  noch  nicht 
angenommen  hat,  mitten  in  die  rätselvolle  Aufgabe  einzuführen,  ihm 
einen  Überblick  über  das  bisher  Errungene  und  über  erfolgversprechende 
Maßnahmen  zu  geben,  um  ihn  schließlich  zu  weiterem  Forschen,  zu 
neuen  Versuchen  anzuregen.  Niemand,  der  große  Vortragsäle,  Theater 
und  sonstige,  gute  Hörsamkeit  verlangende  Räume  zu  schaffen  oder 
umzugestalten  hat,  sollte  in  Zukunft  ohne  gründliches  Eindringen  in 
das  Gebiet  der  Hörsamkeit  an  seine  Aufgabe  herangehen. 

Es  möchte  sich  empfehlen,  an  dieser  Stelle  noch  auf  einige  Einzel- 
heiten des  reichen  Werkes  einzugehen,  wobei  zum  Teil  Ergebnisse, 
die  durch  Vorgänger  in  der  Forschung  schon  angedeutet  sind,  be- 
stätigt werden.  Ist  eine  Schallwelle  nach  Umwegen  von  mehr  als  17  m 
noch  kräftig  genug,  gehört  zu  werden,  so  entsteht  ein  Nachhall, 
der  um  so  lästiger  wird,  je  länger  der  Umweg  ist.  Die  Rechteckform 
der  Räume  wird  als  besonders  günstig,  die  Rundform,  zumal  mit 
Kuppelüberdeckung,  als  ungünstig  für  die  Hörsamkeit  nachgewiesen, 
doch  so,  daß  die  Gründe  für  die  bekannte  Erfahrung  aufgedeckt  und 
die  Möglichkeiten  zu  Verbesserungen  nachgewiesen  werden.  Man 
wird  darauf  sehen  müssen,  daß  die  der  Schallquelle  gegenüber- 
liegende Saalwand  den  Schall  möglichst  dämpft  und  daß  sie  aus 
entsprechendem  Baustoff  hergestellt  wird,  während  man  bei  einem 
Kuppelraum  die  Schallquelle  aus  dem  Hauptraum  fort  in  einen 
Nebenraum  verlegen  sollte,  damit  keine  unmittelbaren  Schallstrahlen 
in  die  Kuppel  dringen  können.  Eigenartig  berührt  es,  daß  die  Glie- 
derungen der  Wände  durch  Gesimse  oder  der  Decken  durch  Kassetten 
infolge  der  erheblichen  Länge  der  Schallwellen  von  ziemlich  geringem 
Einfluß  auf  die  Hörsamkeit  sind,  daß  in  der  Hauptsache  die  große 
Grundform  des  Raumes  die  Musik  macht;  leichter  läßt  sich  einsehen, 
daß  dünnere  Stützen  im  Raum,  namentlich  runde,  die  Schallwelle 
ebensowenig  erheblich  stören  wie  der  eingerammte  Pfahl  die  Wasser- 
woge; bei  breiten  Pfeilern  sind  dagegen  störende  Schallstöße  nicht 
ausgeschlossen.  Warme  Strömungen  zwischen  Schallquelle  und  Zu- 
hörer sind  zu  vermeiden,  Heizkörper  also  an  den  Wänden  aufzu- 
stellen; auch  bei  der  Lüftung  ist  Rücksichtnahme  geboten.  Am  besten 
soll  es  sein,  die  Luft  senkrecht  zur  Hauptrichtung  des  Schalles  vom 
Boden  her  zur  Decke  strömen  zu  lassen.  Im  allgemeinen  braucht  die 
Wirkung  störender  Rückwürfe  nur  für  den  Teil  einer  Sekunde  unter- 
sucht zu  werden,  da  sie  sich  späterhin  verwirren  und  abschwächen. 

Um  die  zeichnerischen  Ergebnisse  unmittelbar  durch  den  Versuch 
nachzuprüfen,  ist  eine  sinnreiche  und  dabei  einfache  Vorrichtung 
erdacht  worden.  Verlauf  und  Rückwurf  von  Wasserwellen  sind  denen 
von  Schallwellen  ähnlich;  so  muß  ein  flaches  Wasserbecken,  in  dem 
an  jeder  Stelle  der  Wasseroberfläche  eine  Welle  erregt  werden  kann, 
vom  Licht  unter  45°  getroffen,  auf  einem  senkrechten  Schirm  ein  ge- 
naues und  als  Lichtbild  aufnehmbares  Abbild  des  Wellen  Verlaufs 
ergeben,  das  nun  an  Grundriß-  und  Querschnittformen,  die  in  das 
Wasserbecken  gehängt  werden,  eine  reichhaltige  Prüfung  gestattet. 
Derartige  Untersuchungen  haben  bereits  in  Amerika  beim  Bau  von 
Theatern  und  Hörsälen  ihre  Brauchbarkeit  für  den  Entwurf  und  die 
Ausgestaltung  der  Räume  erwiesen.  Je  größer  die  Räume  werden, 
um  so  größere  Sorgfalt  ist  vonnöten;  man  hat  auch  die  Raumgröße 
in  Beziehung  zur  Zahl  der  Sitzplätze  gebracht  und  erwartet  gute 
Hörsamkeit,  wenn  auf  jeden  Platz  weniger  als  8 cbm  Raum  kommen. 
Eine  gute  Rückwurfwand  hinter  der  Schallquelle  verstärkt  die  Wirkung, 
da  der  ersten  Schallwelle  fast  unmittelbar  und  darum  nicht  störend 
eine  zweite  Welle  folgt.  Auf  diesem  Vorgang  beruht  die  gute  Hörsam- 
keit der  altgriechischen  und  römischen  Theater,  weil  ihre  Bühnen- 
häuser solche  guten  Rückwurfwände  bildeten.  In  gleicher  Richtung 
wirkt  auch  eine  gute  Rückwurffläche  hinter  den  Hörern,  wie  sie  sich 
bei  steilen  Stufenbauten  der  Sitzreihen  ergibt.  In  Kirchen  empfiehlt 
sich  hinter  dem  Prediger  eine  glatte,  harte  Rückwurfwand.  Die  fächer- 
förmige Gestaltung  der  Zuschauerräume  nach  dem  Vorbild  der  Alten 
hat  Richard  Wagner  mit  seinem  Festspielhaus  erfolgreich  wieder  ein- 
geführt. Im  besonderen  wird  auf  die  Versuche  beim  Bau  des  Prinz- 
regententheaters in  München  verwiesen,  wo  kräftige  Wand-  und  Decken- 
gliederungen nebst  reicher  Stoff bespannung  die  Hörsamkeit  sicher- 
stellen sollten. 
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In  der  Betrachtung  über  Resonanz  werden  die  Mittel,  den  Ton 
zu  verstärken  und  ihn  gleichzeitig  durch  Dehnung  voller  und  weicher 
zu  machen,  behandelt.  Es  wird  festgestellt,  daß  sich  tiefe  Töne  in 
der  Baumasse  leichter  fortpflanzen  als  hohe,  und  es  wird  die  Be- 
deutung der  verschiedenen  Baustoffe  auch  bei  den  Umwandungen 
des  Raums  erwähnt,  wobei  die  Verwendung  dünner  Eisenbetondecken 
große  Vorsicht  erfordert,  dagegen  eine  frei  vor  die  Wand  gesetzte 
Holzvertäfelung  nach  den  Erfahrungen  am  alten  Gewandhaussaal  in 
Leipzig  Günstiges  erhoffen  läßt.  In  jedem  Fall  ist  die  Verstärkung 
der  Schallquelle  durch  Resonanz  von  Vorteil.  Unter  „Interferenz“ 
erfahren  wir  das  Wesentliche  über  Verstärkung,  Schwächung  oder 
gar  Tilgung  sich  kreuzender  Wellen,  denen  es  zuzuschreiben  ist,  daß 
an  bestimmten  Stellen  mancher  Räume  einzelne  Töne  stärker  oder 
schwächer  wahrgenommen  werden.  Es  ist  aber  anzunehmen,  daß 
derartige  Störungen  von  selbst  zurücktreten,  wenn  ein  Saal  gute 
Hörsamkeit  in  bezug  auf  die  anderen  wichtigen  Einflüsse  besitzt. 

Die  Stärke  der  Schallwellen  wird  beeinflußt  durch  die  Ent- 
fernung von  der  Schallquelle  und  durch  die  Dämpfung  an  den  Bau- 
und  Ausstattungstoffen  des  Raums.  Die  Dämpfung  tritt  beim  Rück- 
wurf ein,  indem  ein  Teil  der  Kraftwirkung  in  den  Schallwellen  sich 
in  Wärme  umsetzt  oder  sonst  verbraucht  wird.  Den  Baustoffen  ist 
daher  auch  hinsichtlich  ihrer  schalldämpfenden  Eigenschaften  ein 
starkes  Augenmerk  beim  Schaffen  von  Räumen  zu  widmen.  Einer 
der  Forscher  behauptet  zwar:  „Je  monumentaler  ein  Raum  aus- 
gestattet wird,  desto  schlechter  ist  seine  Hörsamkeit“,  während  man 
das  Gegenteil  an  Behelfsbauten  aus  Holz  und  Leinwand  beobachtet 
haben  will;  es  sei  aber  schon  hier  bemerkt,  daß  solches  nur  in  ge- 
wisser Hinsicht  zutreffen  wird,  zumal  wir  die  gute  Hörsamkeit  der 
altgriechischen,  durchaus  monumentalen  Theater  rühmen  gehört  haben. 
Darüber  am  Schluß  noch  ein  Weniges.  Ohne  weiteres  klar  ist  es,  daß 
in  Räumen  — zumal  weiten  — , deren  Umgrenzungen  wenig  dämpfend 
wirken,  ein  störender  Nachhall  leicht  entsteht  und  daß  ein  Belegen 
der  zurückwerfenden  Flächen  mit  einem  guten  Schalldämpfer  ein  Heil- 
mittel, wenn  auch  ein  fragwürdiges,  abgeben  kann.  Eine  derartige 
Aushilfe  sollte  nur  im  äußersten  Notfall,  wenn  jedes  andere  Mittel 
versagt,  versucht  werden. 

Der  Nachhall  wird  noch  in  einem  besonderen  Abschnitt  ausführ- 
licher behandelt,  auch  ist  eine  Möglichkeit  seiner  Errechnung  an- 
gegeben, und  an  dem  Beispiel  der  Boston-Music  Hall,  die  das  Muster 
des  Leipziger  Gewandhaussaales  im  großen  nachahmen  sollte,  gezeigt, 
wie  die  Errechnung  einer  zu  großen  Nachhalldauer  am  Entwurf  zu 
seiner  Umgestaltung  geführt  hat.  Natürlich  kann  man  einen  für  be- 
schränkte Stimmittel,  wie  z.  B.  für  einzelne  Redner  oder  Kammer- 
musik, zu  großen  Raum  unmöglich  hinterher  hörsam  machen,  es  sei 
denn,  indem  man  ihn  verkleinert.  Voll  besetzte  Säle  zeigen  stets  eine 
geringere  Nachhalldauer,  die  sich  auch  durch  Versuche  feststellen  läßt, 
als  leere.  Bei  Musiksälen  wird  die  Untersuchung  für  eine  Tonleiter 
durch  sieben  Oktaven  empfohlen,  während  sie  für  Räume,  die  zum 
Sprechen  bestimmt  sind,  ausreichend  mit  einer  einzelnen  Tonquelle 
(Orgelpfeife)  von  800  Schwingungen  erfolgen  kann. 

Der  letzte  Abschnitt  des  Werks  über  Verb  esserung  schlechter 
Hörsamkeit  kann  zunächst  auf  die  Hauptteile  des  Buches  Bezug 
nehmen,  aus  denen  sich  die  Anwendung  der  gewonnenen  Erkenntnisse 
auf  vorhandene  Räume  ergibt.  Zur  Verbesserung  der  Hörsamkeit  lassen 
sich  einmal  die  Raumformen  umgestalten  oder  die  Resonanzverhältnisse 
verbessern  oder  dämpfende  Flächen  schaffen.  Eine  Reihe  von  Ver- 
suchen und  Verbesserungen  wird  behandelt,  darunter  das  ziemlich 
zwecklose  Ausspannen  von  Fäden  oder  Drähten  und  das  günstige 
Aushängen  von  Tüchern.  Schließlich  wird  ein  besonders  belehrendes 
Beispiel  vom  Haupthörsaal  der  Universität  Illinois  mitgeteilt,  an  dem 
das  allmähliche  Auffinden  der  zweckdienlichsten  Maßnahmen  erfreu- 
lich und  überzeugend  wirkt,  um  dann  zu  zeigen,  wie  durch  die  ge- 
wählten Mittel  eine  ganz  üble  Nachhalldauer  von  5,9  Sekunden  auf 
die  gut  erträgliche  von  1,8  Sekunden  zurückgeführt  worden  ist. 

Zusammenfassend  sei  der  Versuch  unternommen,  aus  den  Einzel- 
erkenntnissen einige  grundlegende  Gedanken  herauszustelleu.  Als 
wichtigste  Aufgabe  erscheint  die  Regelung  des  Schallwellenverlaufs. 
Gelingt  die  Lösung  hier,  so  ist  das  Ganze  gerettet;  eine  Kräftigung 
der  Resonanz  und  die  Erzeugung  teilweiser  Dämpfung  ist  bei  Wahl 
und  Verwendungsweise  der  Baustoffe  stets  möglich.  Die  richtige 
Raumform  zu  finden,  muß  in  jedem  Fall  das  Hauptbestreben  bleiben. 
Als  günstigste  Form  für  Vortragsäle,  bei  denen  die  Schallwellen  an 
einer  bestimmten  Stelle  erzeugt  werden,  ist  der  rechteckige  Raum 
erkannt  worden.  Befindet  sich  die  Schallquelle  (Bühne,  Orchester, 
Vortragpult)  an  einer  Schmalseite,  so  ist  zu  bedenken,  daß  ein  Rück- 
wurf von  dieser  naheliegenden  Wand  sogar  günstig  wirken  kann,  daß 
aber  Störungen  zu  erwarten  sind,  wenn  mehrfach  zurückgeworfene 
Wellen  nach  einem  Z wischen wege  von  17  und  mehr  Metern  wiederum 
hörbar  werden.  Entweder  müssen  dann  die  Wände  des  Saals  mit  so 
stark  dämpfenden  Stoffen  bekleidet  werden,  daß  die  mehrfach  zurück- 
geworfenen Schallwellen  ihre  Kraft  einbüßen,  oder  der  mehrfache  Rück- 


wurf muß  durch  die  Raumgestaltung  verhindert  werden.  Es  ist  all- 
gemein bekannt,  wie  kräftig  es  in  einem  leeren  Zimmer  schallt  und 
wie  ungünstig  der  Ton  durch  viele  dämpfende  Teppiche  und  Vorhänge 
beeinflußt  wird.  Hier  sei  darum  den  ungedämpften  Saalwandungen, 
wie  sie  der  mittelgroße,  sehr  gut  hörsame  Saal  der  Berliner  Sing- 
akademie besitzt,  das  Wort  geredet.  Der  mehrfache  Rückwurf  läßt 
sich  am  sichersten  verhindern,  wenn  vor  die  Längswände  kurze  kulissen- 
artige Querwände  vorgezogen  werden;  je  tiefer  sie  sind,  um  so  weiter 
wird  ihr  Abstand  sein  können  (Festspielhaus  in  Bayreuth,  Prinzregenten- 
theater in  München).  Hat  man  den  nötigen  Platz  nicht,  so  wird  man 
auch  flachere  Nischen  wählen  können  mit  einer  besonders  ausge- 
mittelten Krümmung,  wie  es  in  einem  Aufsatz  über  das  Volkstheater 
in  der  „Hannoverschen  Bauhütte“  vom  Jahre  1906,  S.  72  bereits  vor- 
geschlagen wurde,  oder  man  öffnet  die  Wände  zum  Teil  gegen  Nachbar- 
räume. In  allen  diesen  Fällen  wird  man  die  Winkel,  in  denen  sich 
die  Wellen  schließlich  verfangen,  mit  schalltötenden  Einrichtungen 
oder  Stoffvorhängen  ausstatten  müssen.  Auch  die  Decken  werden  in 
ähnlicher  Weise  durch  Querbänder  nach  gleichen  Gesichtspunkten  ge- 
teilt sein  können.  Die  Hauptflächen  lasse  man  aber  mit  ihrer  klaren 
Oberfläche  voll  wirkungsfähig.  Wem  es  gelingt,  auf  solche  Weise 
einen  Saal  mit  glatten,  ungedämpften  Wandungen  — am  günstigsten 
vielleicht  mit  schallstärkenden,  freischwebenden  Holztäfelungen  im 
unteren  Teile  — ohne  störende  Nebengeräusche  zu  bauen,  der  wird 
dem  Geheimnis  recht  nahegekommen  sein.  In  Raogtheatern  wirken  die 
steigenden  Decken  der  Zuschauerräume  gewöhnlich  schallverstärkend 
für  den  obersten  Rang,  da  der  Rückwurf  von  ihnen  das  Ohr  der  Hörer 
kurz  nach  der  geraden  Schallwelle  trifft;  hier  wäre  also  eine  Quer- 
gliederung nicht  angebracht. 

Geht  man  vom  rechteckigen  Raum  zum  fächerförmigen  des  Wagner- 
theaters über,  so  bleiben  die  Überlegungen  hinsichtlich  der  Seitenwände 
die  gleichen.  Besondere  Vorsicht  erfordert  aber  die  gekrümmte  Wand 
gegenüber  der  Schallquelle,  da  ihre  Rückwürfe  in  einen  trichterförmigen 
Raum  hinein  recht  störend  werden  können.  Hier  wird  man  durch 
Nischen  (Logen)  mit  schrägen  oder  gekrümmten  Seitenwandungen  es 
erreichen  können,  daß  die  Schallwellen  gegen  die  Seiten  wände  des 
Saales  geworfen  werden,  wo  sie  ihre  Vernichtung  finden.  Auch  bei 
runden  Räumen  wird  es  möglich  werden,  eine  wirksame  Nischen- 
gliederung zu  ersinnen,  wenn  es  nicht  gar  möglich  ist,  offene  Gurt- 
bogen gegen  umlaufende  Gänge  zu  öffnen,  in  denen  sich  die  Schall- 
wellen, ohne  zu  stören,  verfangen  können.  F. 

Bebauungspläne  und  Stadtstraßenbau.  Von  K.  Benzei.  Leipzig 
u.  Berlin  1921.  B.  G.  Teubner.  172  S.  in  8°  mit  212  Abb.  im  Text 
u.  3 mehrfärb.  Plänen.  In  Steif  band  10,60  Jt  und  120  vH  Teuerungs- 
Zuschlag. 

Das  in  dritter,  vermehrter  und  verbesserter  Auflage  erschienene 
Werkchen  bildet  den  ersten  Teil  des  von  Gürschner  u.  Benzei 
bearbeiteten  Sammelwerkes:  Der  Städtische  Tiefbau.  Wenn  auch  vor- 
wiegend für  Baugewerkschulen  und  Gemeindebauämter  bestimmt,  ist  die 
Schrift  doch  gleichzeitig  sehr  geeignet,  von  akademischen  Architekten, 
die  der  Stadtbaukunst  sich  widmen  wollen,  studiert  und  beherzigt  zu 
werden.  In  sechs  Abschnitten  werden  das  Siedlungswesen,  die  Be- 
bauungspläne, die  Fluchtlinienpläne,  der  städtische  Straßenbau  und 
dessen  Sonderanlagen  sowie  die  Straßenreinigung  besprochen.  Mehr 
als  die  Hälfte  des  Umfangs  nehmen  die  ersten  beiden  Abschnitte  ein. 
die  in  Kürze  die  geschichtliche  Entwicklung  des  Städtebaues,  die  Arten 
und  Rechtsformen  der  Siedlungstätigkeit,  sodann  die  Unterlagen,  den 
Umfang  und  die  Gliederung  des  Bebauungsentwurfs,  die  Baublöcke, 
die  Verkehrs-  und  Wohnstraßen,  die  freien  Plätze  und  Grünflächen 
behandeln,  ferner  die  Straßen querschnitte  und  Längenschnitte  erörtern. 
Überall  herrschen  bei  verständiger  Beschränkung  des  Stoffes  Sachlich- 
keit und  Klarheit.  — Der  eigentliche  Straßenbau  mit  seinen  Neben- 
gebieten umfaßt  die  kleinere  Hälfte  des  Werkes  uud  entspricht  gleichfalls 
den  Zwecken  der  Verfasser  in  anerkennenswerterWeise.  J.  St. 

Billigstes  Eigenheim.  Wege  zur  Siedlung,  Ratgeber  für  Sied- 
lungslustige und  Kriegsbeschädigte.  Von  Hanns  Fischer.  Leipzig  1920. 
Reichenbachsche  Verlagsbuchhandlung.  38  S.  in  8°  mit  13  Abb.  Geh. 

2,50  Jt. 

Das  Heftchen  hält  den  Architekten  für  überflüssig  und  verweist 
den  Siedler  auf  seine  eigene  Arbeit  und  die  Hilfe  einiger  tüchtiger 
Handwerker:  trotzdem  sei  es  hier  genannt  wegen  zweier  Behauptungen, 
die,  weil  von  einem  wissenschaftlich  gebildeten  Manne,  Chemiker, 
vorgebracht,  doch  wohl  die  Beachtung  der  Fachleute  verdienen:  Zur 
Saftzeit  gefälltes  Holz  soll  schnell  und  einwandfrei  trocknen,  wenn 
es  zunächst  mit  dem  Laub  oder  den  Nadeln  liegen  bleibt,  da  diese 
noch  vor  ihrem  Vertrocknen  alle  Feuchtigkeit  herausziehen.  Ferner 
soll  Lehm  mit  weniger  Wasser  zum  Stampfen  geschmeidig  werden, 
also  nachher  schneller  austrocknen,  wenn  man  ihn  mit  gelöschtem 
Weißkalk  anmengt,  ein  Verfahren,  das  auch  die  spätere  Festigkeit 
erhöht.  Vielleicht  regen  diese  Hinweise  zur  Mitteilung  von  Erfahrungen 
hierüber  an. 
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Amtliche  Mitteilungen. 


Preußen. 

Das  preußische  Staatsministerium  hat  zu  Oberbauräten  ernannt: 
die  Regierungs-  und  Bauräte,  Geheimen  Bauräte  Maas  in  Breslau, 
Hertel  in  Köln,  Prof.  S)r.=  3»9-  Dr.  Steinbrecht  in  Marienburg,  Hage- 
mann  in  Berlin,  Leidich  in  Frankfurt  a.  d.  0.,  Radloff  in  Wies- 
baden, Neuhaus  in  Erfurt  und  Behrendt  in  Magdeburg:  — die 
Reg’ierungs-  und  Bauräte  Harms  in  Koblenz,  Bueck  in  Stettin, 
Trimborn  in  Köln,  Grone wald  in  Düsseldorf,  charakterisierten 
Oberbaurat  Lange  in  Königsberg  i.  Pr.,  Freytag  in  Hannover, 
Schmidt  in  Schleswig,  Lang  in  Cassel,  Fritsch  in  Merseburg, 
Eugen  Körner  in  Berlin,  Rudolph  in  Gumbinnen,  Rieck  in 
Köslin,  Gölitzer  in  Allenstein,  Guth  in  Berlin,  Borchers  in 
Münster  i.  W.,  Masur  in  Liegnitz,  Sr.=  Sng.  Schubart  in  Berlin 
und  '©r.^ng.  Gessner  in  Potsdam. 

Der  Regierungs- und  Baurat  Geheimer  Baurat  May  bei  der  Oder- 
strombauverwaltung in  Breslau  ist  zum  Oberbaurat  ernannt. 

Versetzt  sind:  die  Oberbauräte  Lange  vom  Oberpräsidium  (Haupt- 
bauberatungsamt) in  Königsberg  i.  Pr.  an  die  Regierung  daselbst, 
Lang  von  der  Regierung  in  Cassel  an  die  Ministerialbaukommission 
in  Berlin,  Guth  von  der  Ministerialbaukommission  in  Berlin  an  die 
Regierung  in  Potsdam  und  S)r.53n9-  Gessner  von  dem  Hochbauamt 
in  Potsdam  an  die  Regierung  in  Cassel;  — die  Regierungs-  und  Bauräte 
Kropp  von  der  Regierung  in  Stralsund  an  die  Regierung  in  Aachen, 
Trümpert  von  der  Regierung  in  Liegnitz  an  das  Oberpräsidium 
(Haüptbauberatungsamt)  in  Königsberg  i.  Pr.,  Kusel  vom  Ober- 
präsidium in  Königsberg  i.  Pr.  an  die  Regierung  in  Schleswig,  Harling 
von  der  Regierung  in  Oppeln  nach  Bonn  als  Vorstand  des  Hochbau- 
amts, Marcuse  vom  Polizeibauamt  I in  Berlin  - Cbarlottenburg, 
Paulsdorff  vom  Polizeibauamt  in  Berlin -Lichtenberg,  Maschke 
vom  Hochbauamt  in  Nauen,  Nettmann  vom  Polizeibauamt  II  in 
Berlin -Charlottenburg,  Juppe  vom  Polizeibauamt  I in  Berlin -Char- 
lottenburg, sämtlich  an  das  Polizeipräsidium  in  Berlin,  Jsmar  Herr- 
mann vom  Hochbauamt  I in  Breslau  an  das  Hochbauamt  III  daselbst 
alsVorstand,  Heinevon  der  Regierung  in  Münster  i.W.  an  das  Hochbau- 
amt II  daselbst  alsVorstand,  Markgraf  vom  Hochbauamt  in  Ratibor  an 
das  Hochbauamt  I in  Breslau  alsVorstand,  Bruno  Schulze  vom  Hoch- 
bauamt II  in  Stralsund  an  das  Hochbauamt  I daselbst  als  Vorstand, 
Bernstein  vom  Hochbauamt  in  Laifdesbut  i.  Schl,  an  die  Regierung 
in  Breslau,  Bl  eil  von  der  Regierung  in  Hannover  nach  Guben  als 
Vorstand  des  Hochbauamts,  Krause,  bisher  in  der  Hochbauabteilung 
des  Finanzministeriums,  nach  Lüneburg  als  Vorstand  des  Hochbau- 
amts, Röttgen  vom  Hochbauamt  in  Glatz  an  die  Regierung  in 
Koblenz,  Pegels  vom  Hochbauamt  in  Düren  an  die  Regierung  in 
Düsseldorf,  Zastrau  von  der  Ministerialbaukommission  in  Berlin 
nach  Nauen  als  Vorstand  des  Hochbauamts,  Scherrer  vom  Hochbau- 
amt in  Hameln  nach  Lehrte  als  Vorstand  des  Hochbauamts,  Böhm 
vom  Hochbauamt  in  Schleusingen  nach  Ilusum  als  Vorstand  des 
Hocbbauamts,  Heinrich  Müller  von  der  Regierung  in  Koblenz  an 
das  Hochbauamt  für  den  Baukreis  Andernach  daselbst,  Steffen  vom 
Hochbauamt  in  Osterode  i.  Ostpr.  an  die  Regierung  in  Arnsberg, 
Böttcher  von  der  Regierung  in  Stade  nach  Osterode  i.  Ostpr.  als 
Vorstand  des  Hochbauamts,  Güldenpfennig  von  der  Regierung  in 
Merseburg  an  die  Regierung  in  Ilildesheim,  Schäfer  vom  Hochbau- 
amt in  Lüneburg  nach  Mühlhausen  i.  Tb.  als  Vorstand  des  Hochbau- 
amts  I,  Heyne  von  der  Regierung  in  Merseburg  nach  Stralsund  als 
Vorstand  des  Hochbauamts  II,  Kleinsteuber  vom  Hochbauamt  in 
Allenstein  nach  Erfurt  als  Vorstand  des  Hochbauamts,  Jan  der  vom 
Hochbauamt  in  Goldap  an  die  Regierung  in  Stettin,  Kaiser  von  der 
Regierung  in  Hannover  an  das  Hochbauamt  I daselbst  als  Vorstand, 
Erich  Schulz  von  der  Ministerialbaukommission  in  Berlin  an  die 
Regierung  in  Allenstein,  Rackebrandt  von  der  Ministerialbau- 
kommission in  Berlin  nach  Düren  als  Vorstand  des  Hochbauamts, 
Nicolas  vom  Hochbauamt  I in  Stralsund  an  die  Regierung  in  Schles- 
wig, Rechholtz  vom  Polizeipräsidium  in  Berlin  nach  Potsdam  als 
Vorstand  des  Hochbauamtsj  Jacoby  vom  Hochbauamt  Berlin-Potsdam  I 


nach  Münster  i.  W.  und  Neumann  von  der  Regierung  in  Breslau 
nach  Glatz  als  Vorstand  des  Hochbauamts. 

Den  Regierungs-  und  Bauräten  Masberg  beim  Hochbauamt  in 
Friedeberg  i.  d.  Neumark  und  Drescher  beim  Hochbauamt  in  Goslar 
sind  die  Vorstandsstellen  bei  den  Hochbauämtern  daselbst  übertragen. 

Den  Regierungs-  und  Bauräten  Loewe  bei  der  Regierung  in 
Liegnitz,  Rüdiger  bei  der  Regierung  in  Cassel,  Rellensmann  bei 
der  Regierung  in  Arnsberg,  2)r.=  2Sitg.  Dr.  phil.  Krencker  bei  der 
Regierung  in  Trier,  Lucht  bei  der  Regierung  in  Breslau,  Klemme 
beim  Polizeipräsidium  in  Berlin  und  Nicolas  bei  der  Regierung  in 
Schleswig  sind  gehobene  Regierungs-  und  Bauratsstellen  bei  diesen 
Behörden  verliehen. 

Verseifet  sind  ferner:  die  Regierungsbaumeister  des  Hochbaufaches 
Seidel  von  Berlin  nach  Stendal,  $r.=  3ng.  Allstädt  von  Königs- 
berg i.  Pr.  nach  Cassel,  Adolf  Meyer  von  Berlin  nach  Dortmund, 
Fritzei  von  Breslau  nach  Merseburg,  Reck  von  Naugard  nach 
Köslin  und  Diederichsen  von  Altona  nach  Schneidemühl. 

Der  Regierungsbaumeister  des  Hochbaufaches  Nitschke  ist  der 
Regierung  in  Potsdam  zur  Beschäftigung  überwiesen  worden. 

Eine  Sonderstelle  für  Regierungs-  und  Bauräte  — Gruppe  12  — ist 
verliehen:  den  Bezirks- Wohnungsaufsichtsbeamten  Regierungs-  und 
Geheimen  Baurat  Behrendt  in  Magdeburg,  Regierungs-  und  Bauräten 
Engelbrecht  in  Frankfurt  a.  d.  0.,  Schierer  in  Breslau  und  $>r.=2sttg- 
Hercher  in  Düsseldorf. 

Zur  Staatshochbauverwaltung  sind  zurückgetreten:  Regierungs- 
und Geheimer  Baurat  Behrendt  in  Magdeburg  unter  Fortführung 
der  Geschäfte  als  Bezirks- Wohnungsaufsichtsbeamter  im  Nebenamt, 
die  Regierungs-  und  Bauräte  Marcuse,  Vorstand  des  Polizeibau- 
amts I in  Charlottenburg,  Nettmann,  Vorstand  des  Polizeibauamts  II 
in  Charlottenburg.  Paulsdorff,  Vorstand  des  Polizeibauamts  in 
Berlin- Lieb tenberg,  Maschke,  Vorstand  des  Polizeibauamts  II  in 
Danzig,  und  Juppe  beim  Polizeibauamt  I in  Charlottenburg. 

In  den  Ruhestand  sind  getreten:  der  Oberbaurat  Geheime  Baurat 
Prof.  2>r.=!yng.  Dr.  Steinbrecht  in  Marienburg,  die  Regierungs-  und 
Bauräte  Geheimen  Bauräte  Diestel  in  Berlin,  Stever  in  Hannover, 
Kruttge  in  Arnsberg,  Niemann  in  Cassel,  Zeuner  in  Minden, 
Mund  in  Cassel,  Schneider  in  Berlin,  Schwarze  in  Hildesheim. 
Schramke  in  Breslau,  Klemm  in  Magdeburg,  Herzig  in  Hildesheim, 
Borggreve  in  Düsseldorf  und  Weiß  in  Potsdam:  — die  Regierungs- 
und Bauräte  Eckardt  in  Schleswig,  Misling  in  Königsberg  i.  Pr., 
Molz  in  Trier,  Alfred  Koerner  in  Berlin,  Selhorst  in  Lippstadt. 
Bongard  in  Düsseldorf.  Robert  Schulze  in  Bonn,  Prejawa  in 
Friedeberg  i.  d.  Neumark,  Graef  in  Berlin,  Heyder  in  Erfurt. 
Friedeberg  in  Berlin,  Schroeder  in  Breslau,  Heise  in  Hannover, 
Mergard  in  Aachen,  Richter  in  Münster  i.  W.,  Wachsmann 
in  Berlin,  Pickel  in  Koblenz,  Erdmann  in  Guben,  Tieling 
in  Kottbus,  Stukenbrock  in  Lehrte,  Brzozowski  in  Mühl- 
hausen i.  Th.,  Koldewey  in  Husum,  Schlöbcke  in  Lüneburg  und 
Max  Schulze  in  Goslar. 

In  den  Ruhestand  sind  ferner  getreten:  die  Wasserbaudirektoren 
Muttray  bei  der  Wasserstraßendirektion  in  Hannover,  Clausen  bei 
der  Dortmund -Ems -Kanalverwaltung  in  Münster  i.  W.  undLindner 
bei  der  Verwaltung  der  Märkischen  Wasserstraßen  in  Potsdam;  — die 
Strombaudirektoren  Stelkens  bei  der  Rheinstrombauverwaltung  in 
Koblenz  und  Narten  bei  der  Oderstrombauverwaltung  in  Breslau;  — 
die  Oberbauräte  Geheimen  Bauräte  Eger  beim  Polizeipräsidium,  Ver- 
waltung der  Berliner  Wasserstraßen,  in  Berlin,  Hensch  bei  der  Regie- 
rung in  Frankfurt  a.  d.  Oder,  Dorp  bei  der  Regierung  in  Düsseldorf, 
May  bei  der  Oderstrombauverwaltung  in  Breslau,  Jasmund  bei  der 
Regierung  in  Lüneburg.  Michelmann  bei  der  Regierung  in  Arns- 
berg, Paul  Müller  bei  der  Verwaltung  der  Märkischen  Wasserstraßen 
in  Potsdam.  2)r.=2>ng.  Offermann,  der  Deutschen  Gesandtschaft  in 
Buenos  Aires  zugeteilt,  Holmgren  bei  der  Verwaltung  der  Märkischen 
Wasserstraßen  in  Potsdam,  Goltermann  bei  der  Regierung  in  Wies- 
baden. TwHehaus  bei  der  Regierung  in  Königsberg,  Enger  bei  der 
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Regierung  in  Cassel,  Ladisch  bei  der  Regierung  iu  Königsberg. 
Roeßler  bei  der  Oderstrombauverwaltung  in  Breslau,  Mascbke  bei 
der  Wasserstraßendirektion  in  Hannover, ' Koß  bei  der  Dortmund- 
Ems- Kanalverwaltung  in  Münster  i.  W.;  — die  Regierungs-  und  Bau- 
räte Geheimen  Bauräte  Hartmann  bei  der  Regierung  in  Trier, 
Scheck,  Vorstand  des  Wasserbauamts  in  Fürstenwalde  a.  d.  Spree. 
Jaspers  bei  der  Regierung  in  Münster  i.  W.,  Sommermeier  bei 
der  Regierung  in  Erfurt,  Kreide  bei  der  Regierung  in  Breslau, 
Schnack  bei  der  Regierung  in  Koblenz  und  Fl  ebbe  bei  der  Regie- 
rung in  Hildesbeim;  — die  Regierungs-  und  Bauräte  Zander  bei  der 
Oderstrombau  Verwaltung  in  Breslau,  Piper,  Vorstand  des  Wasser- 
bauamts in  Landsberg  a.  d.  W.,  Müsset,  Vorstand  des  Hafenbauamts 
in  Kolberg,  Voß,  Vorstand  des  Wasserbauamts  in  Tilsit,  Richter. 
V orstand  des  Wasserbauamts  in  Diez  a.  d.  L.,  Bruno  Schulz  beim 
Polizeipräsidium,  Verwaltung  der  Berliner  Wasserstraßen,  in  Berlin, 
Hefermehl.  Vorstand  des  Wasserbauamts  in  Elbing,  Wilhelm  Müller. 
Vorstand  des  Wasserbauamts  in  Liegnitz,  Bergbaus,  Vorstand  des 
Wasserbauamts  II  in  Hannover,  Visarius  bei  der  Wasserstraßen- 
direktion in  Hannover,  Sckaffrath  bei  der  Regierung  in  Arnsberg. 
Schubert  bei  der  ElbstrombauverwaltuDg  in  Magdeburg  und  Trie- 
loff,  Vorstand  des  Wasserbauamts  in  Hitzacker  (Regierungsbezirk 
Lüneburg). 

ln  den  Ruhestand  sind  ferner  getreten : die  Regierungs-  und  Bauräte 
Taute.  Vorstand  des  Polizeibauamts  in  Wiesbaden,  Elkisch,  Vor- 
stand des  Polizeibauamts  IV  in  Charlottenburg,  Holtzheuer,  Vorstand 
des  Polizeibauamts  III  in  Charlottenburg.  Voelcker,  Vorstand  des 
Polizeibauamts  II  in  Neukölln,  Stoeßell,  Vorstand  des  Polizeibauamts  I 
in  Neukölln,  und  An  schütz,  Vorstand  des  Polizeibauamts  I in  Danzig 

Dem  Regierungs-  und  Baurat  Büchler  in  Breslau  ist  die  nach- 
gesuchte Entlassung  aus  dem  Staatsdienst  erteilt. 


Die  Staatsprüfung  haben  bestanden:  die  Regierungsbauführer 
Otto  Helling,  Willi  Knust,  Sr.^ttg.  Georg  Salzmann  und  Kurt 
Schwingel  (Hochbaufach);  — Hermann  Vogt  (Eisenbahn-  und 
Straßenbaufach);  — Anselm  Bock  (Maschinenbaufacb). 

Die  Hochbauämter  in  Lippstadt,  Schleusingen  und  Landeshut  i.  Schles. 
sind  aufgehoben. 

Der  Geheime  Baurat  Louis  Othegraven,  früher  Vorstand  des 
.Maschinenamts  Dortmund,  der  Regierungs-  und  Baurat  Eugen  Opper- 
mann, Vorstand  des  Eisenbahn -Betriebsamts  in  Koburg,  und  der 
Königl.  Baurat  August  Lindemann,  frülier  Magistratsbaurat  der 
Stadt  Berlin,  sind  gestorben. 

Deutsches  Reich. 

Der  Ministerialdirektor  ®i\=Sng.  Bredow  wurde  zum  Staats- 
sekretär im  Reichspostministerium  für  den  Bereich  des  Telegraphen- 
und  Fernsprechwesens  ernannt. 

Reichseisenbahnen.  Preußen  - Hessen.  Der  Regierungsbau- 
meister des  Eisenbahn-  und  Straßenbaufaches  Werner  Metzig  ist  bei 
der  Eisenbahndirektion  in  Frankfurt  a.  Main  zur  Beschäftigung  im 
Reichseisenbahndienst  einberufen. 

Dem  Regierungsbaumeister  des  Maschinenbaufaches  Walter  Leh- 
mann in  Düsseldorf  ist  die  nachgesuchte  Entlassung  aus  dem  Reichs- 
dienst erteilt. 

Frühere  Hochbauverwaltung  in  Elsaß-Lothringen.  Der 
Kaiser!.  Hochbauinspektor  a.  D.  Artur  Laß  mann,  früher  in  Saar- 
gemünd, ist  gestorben. 

Mecklenburg- Strelitz. 

Der  Regierungsbaumeister  auf  Probe  Paul  Bergmann  ist  als 
Regierungsbaumeister  beim  Mecklenburg  - Strelitzer  Tiefbauamt  2 
(Chausseeverwaltung  und  Flußbauinspektion)  angestellt  worden. 


[Alle  Reohte  Vorbehalten  ] 


Nichtamtlicher  Teil. 

Schriftleiter:  Friedrich  Schultze  und  Richard  Bergius. 


Der  Erweiterungsbau  der 

Die  Hamburger  Kunsthalle  wurde  in  den  Jahren  1863  bis  1868 
von  den  Architekten  Schirrmacher  und  von  der  Hude  mit  Auf- 
wand von  735  000  Mark  erbaut  (Zeitschrift  f.  Bauwesen  1868,  Seite  3, 
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Kunsthalle  in  Hamburg. 


Lageplan,  l : eooo. 


dazu  7 Blatt  in  Stahlstich).  Die  bebaute  Fläche  betrug  ursprünglich 
1660  ([m.  Als  die  Gemälde  der  Schwabestiftung  an  die  Kunsthalle 
fielen,  führte  Baudirektor  Zimmermann  1887  die  beiden  südlichen  und 
östlichen  Eckpavillons  und  die  drei  nach  Südwesten  gelegenen  Go- 
mäldesäle  aus,  womit  die  bebaute  Grundfläche  auf  2150  qm  anwuchs. 
Gleichzeitig  wurde  die  ehedem  offene  vordere  Säulenhalle  zu  einem 
geschlossenen  Eingangsraum  ausgebaut  und  der  figürliche  Schmuck 
der  äußeren  Nischen  ergänzt.  Hiermit  ergab  sich  im  ganzen  ein  Auf- 
wand von  420  000  Mark.  Inzwischen  hatte  am  1.  Oktober  1886  Pro- 
fessor Lichtwark  das  Amt  des  Direktors  angetreten,  und  unter  ihm 
nahm  die  Galerie  einen  erneuten  bedeutsamen  Aufschwung.  Sein 
Wunsch  war  in  allererster  Linie,  für  die  Bildersäle  eine  bessere  Be- 
leuchtungsart zu  schaffen,  und  zwar  hatte  er  auf  Reisen  die  Über- 
zeugung gewonnen,  daß  es  besser  sei,  anstatt  der  im  Dach  liegenden 
Oberlichter  hohe  Laternenaufbauten  anzuwenden,  wie  solche  schon 
bei  der  Pinakothek  und  bei  dem  Kunsthändler  Böhler  in  München  zur 
Ausführung  gebracht  waren,  und  die  den  Lichteinfall  leichter  von 
Schnee  und  Verschmutzung  freizuhalten  ermöglichten.  Als  endlich 
dem  Gedanken  an  einen  umfassenden  Erweiterungsbau  nähergetreten 
werden  konnte,  unternahm  Direktor  Lichtwark  daher  1907  gemein- 
sam mit  dem  Hamburger  Bauinspektor  Dr.  Erbe  eine  Studienreise 
nach  den  wichtigeren  Museen  Deutschlands,  Englands  und  Frank- 
reichs. Hierbei  zeigte  sich,  daß  vor  allem  in  England  sowohl  die 
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Abb.  2.  Schnitt  durch  den  Verbindungsbau] 
(Vortragssaal). 


Abmessungen  wie  die  Belichtung  der  Schausäle  vorbildlich  genannt 
zu  werden  verdienen.  Man  sah  auch,  daß  die  anfänglich  versuchte 
Schrägstellung  der  Aufbauwände  keine  erkennbaren  Vorteile  gewährte 

und  daß  sich  bei  ^ ^ „ 

senkrechten  Wänden 
vielmehr  mancherlei 
technische  Schwierig- 
keiten vermeiden 
ließen.  Nach  seiner 
Heimkehr  betrieb 
Lichtwark  den  Neu- 
baugedanken mitgro- 
ßem Eifer  und  er- 
reichte, daß  von 
einem  Preisausschrei- 
ben abgesehen  und 
Erbe  mit  der  Aus- 
arbeitung der  Pläne 
beauftragt  wurde. 

Diese  erfolgte  nun  in 
engem  Einvernehmen 
mit  ihm  selbst.  1909 
konnte  der  Entwurf 
mit  einem  Kosten- 
anschlag von  2,3  Mill. 

Mark  vorgelegt  wer- 
den. Trotz  starker  Be- 
denken, die  für  Frei- 
haltung des  Geländes 
in  der  Nähe  desHaupt- 
bahnhofs  sprachen 
(Abb.  1),  wurde  die 
Vorlage  damals  ange- 
nommen, da  sie  vor 
Plänen  für  andere 
Plätze  den  Vorzug  ver- 
diente, daß  die  Erledi- 
gung dieser  brennen- 
den Frage  nicht  zum 
Schaden  Hamburgs 
auf  unbestimmte  Zeit 
verschoben  zu  werden 
brauchte. 
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Abb.  3.  Untergeschoß  des  Verbindungsbaues. 
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Während  der  sehr  schwierigen  Gründungsarbeiten  oder  bald  danach 
trat  Baudirektor  Dr.  Schumacher  mit  in  die  Weiterentwicklung  des 
Entwurfs  ein,  und  etwas  später  siedelte  Dr.  Erbe  nach  Essen  über.  Sein 
noch  in  „Hamburg  und  seine  Bauten“  I.  Bd.,  S.  308  dargestellter  Plan 
wurde  infolgedessen  mehrfach  umgearbeitet,  wobei  z.  B.  die  anfangs 
elliptisch  gestaltete  Haupthalle  zuletzt  eine  kreisrunde  Form  gewann. 
Viele  einzelne  kleine  und  größere  Änderungen  wurden  dann  unter 
Lichtwarks  unermüdlichem  Streben  nötig  und  brachten  es  mit  sich, 
daß  auch  der  neue  I^lan  nochmals  wieder  verworfen  wurde,  und  erst 
in  seiner  dritten  Bearbeitung  gelang  es  Schumacher,  die  Raumgestal- 
tung so  zusammenzufügeD,  daß  alle  Wünsche  Erfüllung  fanden  und 
der  Aufbau  endlich  1910  bis  1915  zustande  gebracht  werden  konnte 
(Abb.  3 bis  5).  Lichtwark  selbst  freilich  ist  es  leider  nicht  mehr  vergönnt 
gewesen,  sein  Werk  vollendet  zu  sehen,  denn  am  19.  Januar  1914  setzte 
das  Geschick  seiner  irdischen  Laufbahn  ein  vorzeitiges  Ziel,  während 
erst  im  September  1914  die  Außenfronten  im  wesentlichen  fertig  und 
abgewaschen  waren.  Dann  verzögerte  der  Krieg  den  Fortgang.  Im 
Februar  1916  wurde  das  kaum  fertig  gedeckte  Kupfer  der  Kuppel 
wieder  heruntergenommen.  Erst  im  September  1916  waren  die  inneren 
Putzarbeiten  im  wesentlichen  fertiggestellt.  Die  Werksteinarbeiten  in 
der  Rotunde  sind  im  Mai  und  die  des  Haupttreppenhauses  im  Sep- 
tember 1917  fertig  gewesen.  Hiernach  konnte  im  November  der  erste 
Durchbruch  nach  dem  Altbau  stattfinden.  Nun  folgten  die  Einzel- 
arbeiten der  Einrichtung,  so  daß  erst  im  September  1918  die  Eingangs- 
räume, die  Rotunde,  das  Haupttreppenhaus  sowie  die  Heizung  und 
Lüftung  in  den  Kellerräumen  der  Kunsthallenverwaltung  übergeben 


werden  konnten.  Das  Ordnen  und  Aufhängen  der  Bilder  erforderte 
nochmals  ein  halbes  Jahr.  Am  Freitag,  den  30.  Mai  1919  erfolgte 
endlich  die  feierliche  Eröffnung  der  Räume  im  Obergeschoß  und 
einem  Teil  des  Erdgeschosses.  Der  Lesesaal  (Kupferstichkabinett)  und 
die  Verwaltungsräume  werden  etwa  zum  1.  Juni  1921  fertiggestellt 
und  der  Nebeneingang  am  Glockengießerwall  sowie  der  Vortrags- 
saal vermutlich  zum  Herbst.  Für  den  Ausbau  des  Kuppelsaales 
im  Obergeschoß  endlich  sind  bisher  die  Mittel  (etwa  300  000  Mark  / 
überhaupt  noch  nicht  eingeworben.  Die  Baukosten,  für  die,  wie 
erwähnt,  anfänglich  2,3  Mill.  Mark  bewilligt  waren,  haben  bisher  etwa 
3,42  Mill.  Mark  betragen,  wozu  für  innere  Ausstattung  noch  etwa 
0,6  Mill.  Mark  hinzukommen.  Im  ganzen  bedeckt  der  Erweiterungsbau 
etwa  4000  qm  bebaute  Fläche,  wovon  900  qm  auf  den  Zwischenbau 
zwischen  der  alten  und  neuen  Kunsthalle  entfallen. 

Unsere  Abb.  3 bis  5 zeigen  die  Plangestaltung  in  ihrer  aus- 
geführten Form.  An  der  Südostecke  liegt  der  Eingangsvorbau,  der 
durch  einen  Vorsaal  in  die  kreisrunde  Mittelhalle  führt,  die  als 
Prunkraum  mit  fünf  großen  Fenstern  zwischen  mächtigen  ionischen 
Säulen  entwickelt  ist  und  die  sich  gegenüber  nach  der  vornehmen 
Treppenhalle  öffnet,  hinter  der  sich  in  gleicher  Größe  der  mit  Ober- 
licht ausgestattete  Lesesaal  anschließt.  Zu  seiten  des  letzteren  und 
der  Treppe  liegen  die  Speicherräume,  einerseits  für  Bücher,  anderseits 
für  Bilder.  Auf  auskömmliche  Beleuchtung  für  diese  Räume  hatte 
Lichtwark  verzichtet,  indem  er  meinte,  daß  die  Packarbeiten  ebenso- 
gut bei  elektrischem  Licht  ausgeführt  werden  könnten.  Durch  die  sehr 
geschickte  Anordnung  des  an  verlängerten  Betonbalken  aufgehängten 
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Abb.  4.  Obergeschoß. 
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Glasdaches  vom  Mittelraum  ist  es  dann  aber  gelungen,  für  die  zweite 
Reihe  der  Räume  das  im  Schnitt  Abb.  8 gezeigte  hohe  Seitenlicht 
zu  gewinnen,  das  sich  als  überraschend  ergiebig  erwiesen  hat.  Für 
die  nächste  Reihe  konnten  dann  wieder  dicht  unter  der  Decke  Glas- 
flächen eingefügt  werden,  die  das  Licht  von  den  Außenkabinetten  her 
entnehmen  (Abb.  10)  und  die  gleichfalls  noch  eine  sehr  gute  Wirkung 
erzielt  haben,  so  daß 
schließlich  auch  im  Erd- 
geschoß noch  alle  Räume 
der  mächtigen  Baugruppe 
ein  gutes  Tageslicht  er- 
halten haben.  Als  vierte 
und  fünfte  Raumfolge  sind 
längs  der  Seitenfronten  je 
acht  Ausstellungsräume 
für  kleine  Bilder  vor- 
gelagert , die  von  der 
Mittelhalle  aus  erreicht 
werden,  einerseits  durch 
den  Eingangsraum,  ander- 
seits durch  den  Raum, 
der  zur  Aufnahme  des 
berühmten  Altars  von 
Meister  Bertram  von 
Minden  geschaffen  ist.  — 

Im  Obergeschoß  wird  der 
Mittelraum  von  der  Trep- 
penhaushalle und  dem 
Lichthof  eingenommen. 

An  den  Seitenfronten  lie- 
gen wieder  je  acht  Bilder- 
säle mit  hohem  Seitenlicht 
und  dazwischen,  sowie 
rückseitig  im  ganzen  14  große  Bildersäle  mit  Laternenoberlicht 
(Abb.  9).  Der  Zwischenbau,  der  oben  den  Übergang  in  die  Räume 
der  alten  Kunsthalle  vermittelt,  ist  unten  zu  einem  Vortragssaal  für 
500  Plätze  mit  dessen  zugehörigen  Nebenräumen  benutzt,  die  auch 
durch  einen  besonderen  Eingang  betreten  werden  können,  der  ferner 
mit  einem  zweiten  kleineren  Vortrags-  oder  Sitzungssaal  in  Verbin- 
dung steht  (Abb.  2 u.  3).  Das  Kellergeschoß  enthält  die  umfang- 
reichen Gelasse  für  Brennstoffe,  Heizung  und  Lüftung,  ferner  die 
Räume  für  die  Ausstellung  des  Kunstvereins,  sehr  große  Speicher-, 
Pack-  und  Kistenräume,  Räume  für  den  Bilderwiederhersteller  und 
für  die  Hauswartwohnung. 

Man  erkennt  ohne  weiteres,  daß  der  Neubau  die  alte  Kunsthalle 
so  erheblich  überwiegt,  daß  er  mit  Recht  in  einer  ganz  selbständigen 


Architektur  entwickelt  werden  mußte,  wie  dies  anderseits  auch 
schon  die  Laternenaufbauten  des  Daches  mit  sich  brachten,  die 
dem  früheren  Bau  nicht  ohne  fühlbare  Härten  hätten  angegliedert 
werden  können.  Die  Baumeister  glaubten  daher,  auch  schon  im 
Baustoff  einen  bewußten  Gegensatz  schaffen  zu  müssen.  Während 
der  ursprüngliche  Bau  mit  lederfarbenen  Ziegeln  und  rotem  Sandstein 


unter  reicher  Verwendung  von  gebranntem  Ton  ausgeführt  ist,  wurde 
bei  dem  neuen  fränkischer  Muschelkalk  in  seiner  vollkommensten  Art 
gewählt,  wobei  auf  Betonung  mittels  reicher  entwickelter  archi- 
tektonischer Formen  absichtlich  Verzicht  geleistet  ist  (Abb.  11).  Bei 
der  Beurteilung  erwartet  daher  Baudirektor  Dr.  Schumacher,  daß  man 
vom  Inneneindruck 
ausgeht  und  sich 
den  Organismus  klar- 
macht, der  aus  den 
gewollten  Beleuch- 
tungsgrundsätzen er- 
wuchs, dann  aber  für 
das  Äußere  die  Ab- 
sicht gelten  läßt, 
durch  eine  möglichst 
schlichte  und  neutrale 
Form  diesem  Organis- 
mus Gestalt  zu  geben, 
um  den  inneren  Gegen- 
satz der  beiden  Bau- 
gruppen möglichst 
wenig  bemerkbar  zu 
machen  (vgl.  auch  die 
Zeitschrift  „Museums- 
kunde“ 15.  Bd.,  3.  und 
4.  Heft). 

Die  für  die  Aus- 
stellungssäle gewählte 
Beleuchtungsart  hat 
sich  im  allgemeinen 
gut  bewährt.  Be- 
rücksichtigt man  den 
Grundgedanken  Licht- 


Abb.  9.  Oberlichtsaal. 


warks,  der  für  das 


Abb.  10.  Seitenlicht- Kabinette. 
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Abb.  11.  Die  Kunsthalle  in  Hamburg  von  Süden  gesehen. 


hamburgische  Klima  nur  10  vH  helle  und  90  vH  trübe  Tage  annahm, 
so  ist  der  Zweck  ausgezeichnet  erreicht;  denn  gegen  die  zu  große 
Lichtfülle  an  den  hellen  Tagen  kann  man  sich  durch  Schatten- 
einrichtungen leicht  helfen,  und  nur  der  durch  den  Krieg  verursachte 
Stoffmangel  hat  es  bewirkt,  daß  noch  keine  Zugvorhänge  an  den 
Oberlichtkasten  angebracht  sind.  Unsere  Abb.  6 u.  7 zeigen  die  Ein- 
richtung in  ihren  Einzelheiten.  Die  Wandllächen  der  Säle  haben 
eine  Höhe  von  4,50  m,  dann  folgt  eine  1,40  m hohe  und  1,80  m 
ausladende  Hohlkehle,  oberhalb  der  sich  die  Dachlaterne  aufbaut, 
deren  Fenster  in  7 m Höhe  beginnen  und  1,70  m hoch  sind.  Die 
Größe  der  Aufbauten  beträgt  für  die  Mittelsäle  8,0  zu  8,5  m,  so 
daß  an  den  Schmalseiten  fünf,  an  den  Langseiten  sechs  Fenster  ent- 
stehen. Für  die  Ecksäle  sind  die  Aufbauten  entsprechend  größer. 

Der  Aufbau  ist  in  Beton  und  in  Rabitzputz  hergestellt.  In  Fenster- 
bankhöhe vertieft  befindet  sich  ein  Rohrkanal  für  die  Heizung,  durch 
die  es  erreicht  ist,  daß  nirgend  störendes  Schweißwasser  auftrat. 
Oberhalb  der  Fenster  ist  ebenfalls  eine  Vertiefung  gebildet  für  die 
Aufnahme  der  Schutzvorhänge,  die,  wie  erwähnt,  bei  unmittelbarem 
Sonnenschein  zur  Abdämpfung  der  zii  grellen  Belichtung  unerläßlich 
sind.  Die  Höhenlage  $er  Aufbauten  ist  so  gewählt,  daß  der  Blick 
des  Beschauers  nicht  durch  Blendung  der  oberen  Fenster  von  den 
Bildern  abgelenkt  wird.  Abwechselnd  haben  die  Säle  schräge  Ecken 
erhalten,  hinter  denen  die  Heizung  zugleich  auch  mit  für  den  Neben- 
saal untergebracht  ist.  Die  Oberlichtfenster  sind  mit  gewöhnlichem 
Fensterglas  verglast,  das  in  Ermanglung  der  Vorhänge  vorläufig  zum 
Teil  mit  Ölfarbe  angestrichen  ist.  Vielleicht  werden  noch  Versuche 
mit  Milchglas  gemacht  werden,  über  die  zur  Zeit  jedoch  noch  keine 


Erfahrungen  vorliegen.  Nicht  weniger  als  für  die  Oberlichtsäle  ist 
auch  die  Belichtung  der  Seitenkabinette  das  Ergebnis  sehr  eingehender 
Untersuchungen,  die  zusammen  mit  den  Erwägungen  über  deren 
Größe  in  der  Ausführung  zu  sehr  befriedigendem  Ergebnis  geführt 
haben.  Alle  diese  40  Kabinette  haben  daher  eine  Größe  von  5,7  zu 
5,7  m.  Bezüglich  der  Höhe  hat  sich  das  Obergeschoß  mit  4,60  m im 
lichten  als  am  geeignetsten  erwiesen.  Die  Fenster  beginnen  2,30  m 
über  dem  Fußboden  und  reichen  bei  3,50  m Breite  bis  ganz  unter 
die  Decke.  Die  Seitenwände  der  einzelnen  Räume  sind  etwas  schräg 
gestellt,  um  der  Blendung  vorzubeugen.  Die  Heizung  liegt  sehr  ge- 
schickt zu  seiten  der  Fenster  hinter  Wandvorlagen,  die  bis  unter  die 
Decke  reichen  und  daher  als  solche  gar  nicht  ins  Auge  fallen  (Abb.  10). 
Die  Wände  sind  durchweg  mit  Papierstoff  bespannt,  der  in  ver- 
schiedenen Tönen  bemalt  und  zum  Teil  auch  mit  Musterung  belebt 
ist.  Die  Fußböden  sind  mit  Linoleum  belegt;  die  Erdgeschoßräume 
erhalten  jetzt  Steinholzestrich. 

Nach  der  Erweiterung  stehen  für  die  Bildersammlung  der  Kunst- 
halle jetzt  im  Erdgeschoß  20,  im  Obergeschoß  30  Säle  zur  Verfügung. 
Von  dieseu  gelangt  man  durch  drei  Säle  des  Zwischenbaues  in  zehn 
Säle  des  Altbaues.  Die  ganze  Raumfolge  ist  außerordentlich  geschickt 
zusammengefügt,  und  der  Rundgang  gestaltet  sich  wechselvoll  und  wirkt 
nirgends  ermüdend.  Wesentlich  gewinnen  aber  wird  der  Eindruck  noch, 
wenn  auch  die  neuen  Verwaltungsräume  fertiggestellt  sind,  und  wenn 
dann  in  den  unteren  Räumen  der  alten  Kunsthalle  wieder  die  antiken 
Plastiken  zur  Besichtigung  gelangen,  die  Lichtwark  wegen  Raummangels 
schon  seit  Jahrzehnten  hatte  in  den  Speicher  stellen  müssen. 

Hamburg.  Julius  Faulwasser. 


Aus  den  neuen  schwedischen  Belastungsbestimmungen  für  Eisenkonstruktionen 

zu  Haus-,  Brücken-  und  Wasserbauten. 


Die  neuen  schwedischen  Bestimmungen  über  Eisenkonstruktionen 
zu  Haus-,  Brücken-  und  Wasserbauten  — schwedische  Verfassungs- 
sammlung 1919,  Nr.  193  0 — die  an  Stelle  von  früheren  Vorschriften  2) 
getreten  sind,  gleichen  sich  im  wesentlichen  denen  anderer  Länder 
an.  Es  sollen  hier  nur  einige  Bestimmungen  herausgegriffen  werden, 
die  besondere  Aufmerksamkeit  auf  sich  ziehen,  und  es  soll  dabei 
zunächst  auf  die  vorgeschriebenen  Annahmen  der  zufälligen  Be- 
lastung der  Haus-  und  Brückenbauten  eingegangen  werden,  weil  diese 
teils  an  sich,  teils  in  ihrer  Bezugnahme  auf  die  Eigenartigkeit  nor- 
discher Verhältnisse  vielfach  vom  üblichen  abweichen  und  daher  Be- 
achtung verdienen. 


0 Die  Bestimmungen  sind  entstanden  auf  Grund  eines  von  staat- 
lichen Ausschußmitgliedern  am  30.  März  1916  abgelieferten  Entwurfs, 
der  sodann  von  Vertretern  der  vier  staatlichen  Amtszweige  (Eisenbahn- 
direktion,  Weg-  und  Wasserbaudirektion,  Oberaufsichtsamt  und  Wasser- 
falldirektion) einer  Prüfung  und  Umarbeitung  unterzogen  wurde.  Außer 
früher  bestehenden  Bestimmungen  wurden  auch  in-  und  ausländische 
Erfahrungen  und  Fach  Vorschriften  benutzt.  Auch  wurden  Sachver- 
ständige des  Järnkontoret  und  der  Materialprüfungsanstalt  beigezogen. 

2)  Solche  Bestimmungen  bestanden  gesondert  bei  den  vier  be- 
teiligten Amtszweigen.  Sodann  sind  hier  besonders  zu  nennen  die  von 
der  Abteilung  für  Weg-  und  Wasserbaukunst  der  Svenska  Teknolog- 
toremngen  ausgearbeiteten  Normalbestämmelser  för  materialier  och 
arbeten  vid  järnkonstruktioner  vid  bro-och  husbyggnader. 


Eine  Bestimmung,  die  anderweitig  üblichen  gegenüber  Erleichte- 
rungen zu  gewähren  scheint,  ist,  daß  man  in  Schweden  noch  elastische 
Formänderungen  an  Eisenüberbauten  zuläßt,  die  die  berechneten  um 
20  vH  übersteigen.  Die  bleibende  Formänderung  darf  noch  20  vH  der 
ganzen  bei  der  Probebelastung  zustande  gekommenen  erreichen.  Wenn 
sie  größer  ist,  gilt  sie  auch  dann  noch  als  zulässig,  wenn  sie  sich  bei 
einer  neuen  Probebelastung  nicht  ändert.  Walzträger  und  von  Blech- 
balkenüberbauten diejenigen,  deren  Stützweite  unter  15  m (nach  früheren 
Bestimmungen  10  m)  bleibt,  brauchen  keiner  Probebelastung  unter- 
worfen zu  werden.  Die  Probelast  soll,  sofern  dadurch  nicht  wesentlich 
erhöhte  Kosten  verursacht  werden,  so  bestimmt  werden,  daß  die  ver- 
schiedenen Teile  der  Hauptglieder  der  zu  prüfenden  Bauten  Spannungen 
unterworfen  werden,  die  mit  20  vH  über  die  der  Berechnung  zugrunde 
gelegten  hinausgehen.  Geschieht  die  Probebelastung  mit  Brücken- 
prüfungswagen,  die  eine  solche  Spannungserhöhung  nicht  mehr  her- 
vorrufen  können,  so  muß  mindestens  die  der  Berechnung  zugrunde 
gelegte  Spannung  angewendet  werden.  Diese  Brückenprüfungswagen 
sind  Zisternenwagen,  die  die  schwedischen  Staatsbahuen  beschafft 
haben;  ihr  Gewicht  kann  durch  Ein-  und  Auspumpen  in  weiten 
Grenzen  geändert  werden,  um  den  langwierigen  und  kostspieligen  Ver- 
lauf der  Brückenbelastungsproben  zu  verkürzen  und  zu  verbilligen. 
Die  vierachsigen  Wagen  haben  29  t Eigengewicht  und  fassen  53  cbm 
Wasser,  so  daß  das  Gesamtgewicht  bis  auf  82  t erhöht  werden  kann, 
was  bei  8,2  m Wagenlänge  einer  Belastung  von  10  t auf  ein  Meter 
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Gleis  entspricht.  Die  Füllung  kann  durch  eine  Zisternenöffnung  von 
oben  her  erfolgen  oder  durch  Einpumpen  aus  dem  Wasserlauf,  der 
unter  der  zu  prüfenden  Brücke  in  der  Hegel  angenommen  werden 
darf.  Zu  diesem  Zweck  gehört  zu  dem  Brückenprüfungswagen  ein 
besonderer  Maschiuenwagen,  der  einen  kleinen  Drehkran  für  Hand- 
betrieb, eine  Pumpe  mit  Motor  und  verschiedene  Werkzeuge  enthält. 
Sollen  die  Wagen  Verwendung  finden,  dann  wird  die  Pumpe  samt 
Motor  mittels  des  Handkrans  zur  Wasserfläche  hinabgelassen.  Die 
Pumpe  vermag  600  1 in  der  Minute  auf  50  m Höhe  zu  heben  (vgl. 
auch  Zeitschr.  d.  Vereins  d.  Eisenbahnverw.  1912,  S.  1184  u.  1914,  S.  78). 

An  den  umfangreichen,  in  die  Bestimmungen  aufgenommenen 
Vorschriften  über  zulässige  Beanspruchungen  von  Baustoffen  ist  mir 
aufgefallen,  daß  sich  hier  meines  Wissens  zum  erstenmal  auch  die 
Druckbeanspruchungen  für  Holz  (Kiefer  und  Tanne)  senkrecht  zur 
Faserrichtung  gegeben  finden,  und  zwar  mit  20  bis  25  kg/qcm,  bei 
Bauten  für  vorübergehende  Zwecke,  d.  h.  für  Gerüste  und  solche 
untergeordneten  Bauteile,  die  im  Zusammenhang  mit  Brückenfahr- 
bahnen u.  a.  Vorkommen,  30  bis  35  kg/qcm.  Bei  feuchtem  und  frisch 
gefälltem  Holz  soll  hiervon  nur  die  Hälfte  angenommen  werden.  In 
unseren  Taschenbüchern  finden  sich  die  Werte  allgemein  nur  gleich- 
laufend zur  Faser  angegeben  (sieh  Zeitschr.  d.  Vereins  d.  Eisen- 
bahnverw. 1916,  S.  1035. 3) 

Als  zufällige  Belastung  wird  im  allgemeinen  Schnee-  und  Wind- 
druck, Belastung  durch  Verkehr  und  Menschengedränge,  Einrichtungen, 
Waren,  Maschinen  u.  a.  gerechnet,  also  Belastungen,  die  bald  den 
Bauteil  in  Anspruch  nehmen,  bald  wieder  nicht.  Auch  Beanspruchungen 
infolge  von  Wärmeänderungen  und  Auflagerverschiebungen  bei  statisch 
unbestimmten  Bauten  werden  hier  hereingerechnet.  Die  zufällige 
Belastung  soll  bei'  Hochbauten  wie  auch  bei  Brückenbauten  immer 
so  angebracht  sein,  daß  sie  den  Bauteil  mit  ungünstigster  Lasten- 
stellung beansprucht. 

Bei  mehrstöckigen  Häusern  soll  eine  Einschränkung  der  zufälligen 
Belastung  bei  der  Berechnung  von  Tragpfeilern  derart  eintreten,  daß 
die  drei  zunächst  über  dem  betreffenden  Pfeiler  befindlichen  Balken- 
lagen als  voll  belastet  gerechnet  werden,  während  bei  der  vierten 
und  fünften  Balkenlage  über  dem  Pfeiler  die  zufälligen  Belastungen 
auf  75  vH  und  bei  weiter  darüber  befindlichen  Balkenlagen  auf  50  vH 
vermindert  angenommen  werden.  Auch  die  neueste  preußische  Ver- 
ordnung über  die  bei  Hochbauten  anzunehmenden  Belastungen  hat 
eine  ähnliche  Bestimmung,  jedoch  derart,  daß  die  Nutzlasten  der 
obersten  Dachgeschosse  voll  gerechnet  werden  und  nach  unten  Ab- 
züge gemacht  werden.  Die  Größe  der  zufälligen  Belastung  wird  nach 
folgenden  Regeln  gerechnet: 

Schneedruck.  Bei  Hochhauten  wird  für  verschiedene  Orte  im 
Lande,  soweit  von  den  Behörden  nicht  anders  verfügt  wird,  auf  wage- 
rechter Fläche  ein  Schneedruck  p von  folgender  Größe  angesetzt, 
wobei  h die  Höhe  des  Bauplatzes  in  m über  dem  Meere  bedeutet. 

Für  h < 200  p — 100  kg/qm 

200  < h < 400  p = {h  — 100)  kg/qm 

h > 400  p = 300  kg/qm. 

Diese  Werte  sind  außerordentlich  hoch.  Ihre  Berücksichtigung  der 
Höhenlage  über  dem  Meer  ist  bemerkenswert.  Man  pflegt  bei  uns 
bei  Hochbauten  75  kg  qm  für  wagerechte  oder  wenig  geneigte  Flächen 
anzunehmen  (vgl.  die  neuen  preußischen  Bestimmungen  vom  24.  De- 
zember 1919). 

Bei  Flächen,  die  mit  der  Wagerechten  einen  Winkel  x bilden, 
wird  der  Schneedruck  auf  die  wagerechte  Abzeichnung  in  kg/qm 
berechnet:  Für  0°  < x < 30° 

30üc<x  <:  60° 

60°  <<*<90° 

Man  pflegt  bei  uns  im  allgemeinen  p cos  x zu  nehmen.  Die  Grenze, 
bei  der  überhaupt  kein  Schneedruck  mehr  angenommen  wird,  deckt 
sich  vielfach  ungefähr  mit  der  in  Schweden  angewendeten,  teilweise 
beginnt  sie  schon  bei  viel  niedrigeren  Neigungen.  Försters  Taschenbuch 

gibt  t8  <x  = --(etwa  35°)  an.  Die  preußischen  Vorschriften  vom 

31.  Januar  1910  rechnen  noch  für  x — 45°  mit  55  kg  qm  der  wage- 
rechten Abzeichnung,  wogegen  die  neuesten  preußischen  Bestimmungen 
vom  24.  Dezember  1919  bei  Dächern,  die  steiler  sind  als  1 : 1,  die 
Berücksichtigung  der  Schneelast  erlassen. 

Bei  Straßen-  und  Wegbrücken  rechnen  die  schwedischen  Be- 
stimmungen iür  Schneedruck  und  Belastung  durch  Menschengedränge 


zusammengenommen  mit  500  kg/qm.  Bei  Fußgängerbrücken  mit  un- 
bedeutendem Verkehr  und  bei  Brücken  mit  höchstens  3 m Ganghreite 
für  Wege  einfacherer  Art  darf  bis  auf  300  kg/qm  herabgegangen 
werden.  Man  pflegt  bei  uns  hier  Schneelast  für  sich  mit  100  kg/qm 
für  die  Fahrbahn  und  50  kg/qm  für  den  Fußweg,  die  Menschen- 
belastung mit  etwa  360  kg/qm  oder  höher  anzunehmen. 

Bei  Eisenbahnbrücken  wird  in  Übereinstimmung  mit  der  bei  uns 
bestehenden  Übung  Schneelast  nicht  angenommen. 

Im  allgemeinen  kommt  in  den  schwedischen  Schneedruck- 
annahmen die  Rücksicht  auf  die  Härte  des  nordischen  Klimas  zum 
Ausdruck. 

Winddruck.  Bei  ebenen,  lotrechten  Flächen  von  Hausbauten 
wird  bis  zu  einer  Höhe  von  35  m über  dem  ßoden  ein  wagerecht 
wirkender  Winddruck  p=  125  kg/qm  gerechnet,  sofern  der  Bau 
nicht  am  offenen  Meer  oder  auf  einem  hohen  Berge  liegt,  wo- 
bei dann  mit  p = 175  kg/qm  gerechnet  wird.  Der  letztere  Winddruck 
wird  auch  bei  hohen  Bauten,  soweit  diese  nicht  den  turmähnlichen 
zuzurechnen  sind,  für  die  Teile  angenommen,  die  mehr  als  35  m 
über  dem  Boden  liegen.  Bei  Turmbauten,  Leuchttürmen,  Masten  u.  ä. 
wird  für  die  Teile,  welche  mehr  als  35  m über  dem  Boden  oder  über 
der  Wasserfläche  liegen,  ein  Winddruck  von  250  kg/qm  gerechnet.  Die 
unteren  Teile  dieser  Bauten  werden  sodann  für  einen  Winddruck  von 
125  und  175  kg/ qm  nach  vorigem  gerechnet.  Dagegen  darf  bei  Bauten, 
die  durch  die  Geländegestaltung  geschützt  sind  oder  in  dicht- 
bebauter Umgebung,  aber  nicht  an  offenen  Plätzen  liegen,  je  nach 
Umständen  mit  niedrigerem  Winddruck  gerechnet  werden,  jedoch 
nicht  unter  p = 50  kg/qm. 

Wenn  eine  dem  Winddruck  ausgesetzte  Fläche  mit  der  Wind- 
richtung den  Winkel  x bildet,  so  wird  der  Winddruck  wie  für  eine 
senkrechte  Fläche,  aber  mit  der  Größe  p sin  x gerechnet.  Bei  walzenför- 
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migen  Flächen  wird  mit  einem  Winddruck  von  -^p  in  kg/ qm  der  Walzen- 
abzeichnung gerechnet.  Bei  durchbrochenen  Bauwerken  wie  offenen 
Fachwerktürmen  u.  ä.,  wo  der  Wind  die  Bauteile  in  untereinander 
verschiedenen  lotrechten  oder  nahezu  lotrechten  Flächen  angreifen 
kann,  wird  für  die  inneren  oder  nach  der  Windrichtung  rückwärts 
liegenden  Teile,  bei  welchen  Windschutz  durch  vorn  liegende  Teile 
angenommen  werden  kann,  mit  einem  je  nach  Umständen  ermäßigten 
Winddruck  gerechnet. 

Bei  Straßen-  und  Wegbrücken  wird  bei  ebenen  lotrechten  Flächen 
mit  einem  wagerechten  Winddruck  p = 125  kg/qm  gerechnet.  Bei 
Brückenteilen,  welche  mehr  als  35  m über  der  Wasserfläche  oder  über 
dem  Boden  liegen,  wird  jedoch  ein  Winddruck  von  175  kg  qm  an- 
genommen. 

Die  Teile  der  beweglichen  Brücken,  die  dem  Winde  ausgesetzt 
sind,  werden  sowohl  in  offener  wie  in  geschlossener  Lage  mit  einem 
Winddruck  p = 125  kg/qm  gerechnet.  Solche  Maschinenteile  bei 
elektrisch  bewegten  Brücken,  auf  welche  der  Winddruck  nicht  ein- 
wirkt, solange  die  Brücke  still  steht,  sondern  die  nur  zur  Be- 
wegung der  Brücke  bestimmt  sind,  werden  für  einen  Wiuddruck 
p = 50  kg/qm  berechnet,  wobei  aber  eine  augenblickliche  Über- 
lastung der  Triebwerke  auf  das  Doppelte  zugelassen  wird.  Die 
Maschinen-Ausrüstung  beweglicher  Brücken,  die  eine  andere  Trieb- 
kraft haben,  wird  für  die  Bewegung  selbst  mit  einem  Winddruck  von 
p = 25  kg/qm  berechnet.  Wenn  die  Fläche  einen  Winkel  mit  der 
Windrichtung  bildet,  wird  so  verfahren,  wie  für  Hochbauten  schon 
ausgeführt.  Der  Winddruck  wird  bei  Straßenbrücken  auch  für  die 
bewegliche  Belastung  berechnet,  wobei  die  letztere  als  ein  Rechteck 
mit  2 m Höhe  über  der  Brückenfahrbahn  angenommen,  die  Brücke 
selbst  mit  der  ganzen  unmittelbar  dem  Winde  ausgesetzten  wirk- 
lichen Fläche  gerechnet  wird.  Bei  Brückenteilen,  die  in  Windrichtung 

hinter  anderen  Brückenteilen  liegen,  wird  der  Winddruck  zu  -~-p 

gerechnet,  wo  .4  die  ganze  vordere  Fläche  des  Trägers  nach  ihreD 
Außenkanten,  a die  Gesamtfläche  der  Öffnungen  des  vorderen  Trägers. 
p den  Winddruck  in  kg/qm  auf  den  vorderen  Träger  bedeutet.  Di« 
Windfläche  der  Hauptstäbe  wird  nach  den  theoretischen  Längen  und 
berechneten  Querschnitthöhen  der  Stäbe  ojme  Zuschlag  für  die  Wind 
fläche  der  Knotenbleche  gerechnet.  Bei  Eisenbahnbrücken  wird  in 
allgemeinen  wie  bei  Straßen-  und  Wegbrücken  verfahren.  Die  Wind 
fläche  des  Zuges  wird  mit  einem  Rechteck  von  3 m Höhe  übe 
Schienenoberkante  angenommen. 

Man  rechnet  anderweitig  für  Hochbauten  im  allgemeinen  125  bi' 
150  kg/qm,4)  bei  Eisenbahn-  und  auch  bei  Straßenbrücken  wird  ii 


P 

60  — x 
3Ö  p 
0 . 


*)  In  der  neuesten  vierten  Auflage  von  Sch  aper,  Eiserne  Brücken 
Berlin  1920,  Willi.  Ernst  u.  Sohn),  finden  sich  auch  Werte  senkrecht 
zur  Faser  angegeben.  Im  neuesten  Schrifttum  (z.  B.  Deutsche  Bau- 
zeitung, Der  Holzbau,  1920,  Nr.  3/4,  22  u.  a.)  führen  sich  diese  Werte 
immer  mehr  ein.  Es  ist  dort  erwähnt,  daß  auch  die  sächsischen 
Bestimmungen  über  Holzbeanspruchung  schon  Werte  senkrecht  zur 
Faserrichtung  auf  weisen. 


4)  Die  neuen  preußischen  Bestimmungen  über  Belastungen  um 
Beanspruchungen  bei  Hochbauten  vom  24.  Dezember  1919  sind  nac' 
dieser  Richtung  schon  vorteilhaft  umgearbeitet.  Sie  nehmen  die  Wind 

nämlic 


25  m mit  150  kg/qm. 


reniger  als  Jo  m Möüe  mit  kg,  qm  und  übe 
Sie  schreiben  Zuschläge  vor  für  Gegenden  m: 
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Mitteleuropa  vielfach  noch  250  bis  300  kg/qm  für  den  nicht  belasteten, 
100  bis  150  kg/qm  für  den  belasteten  Überbau  angenommen,5)  wobei 
die  Fläche  der  Verkehrslast  bei  Eisenbahnbrücken  mit  2,5  bis  3,5  m 
und  bei  Straßenbrücken  mit  2,0  bis  2,5  m Höhe  gerechnet  wird.  Die 
schwedischen  Bestimmungen,  die  sich  den  verschiedenen  Verhältnissen 
viel  mehr  anpassen,  gewähren  demgegenüber  nennenswerte  Erleichte- 
rungen. Es  scheinen  hierbei  Ansichten  teilweise  zur  Geltung  gelangt 
zu  sein,  wie  sie  im  Jahrg.  1915  d.  Bl.,  S.  4 u.  f.';)  vorgetragen  wurden. 
Besonders  für  bewegliche  Brücken,  bei  denen  die  Winddruckannahme 
wegen  der  teuren  Maschinenanlagen  sehr  maßgebend  ist,  räumen  die 
schwedischen  Vorschriften  Vorteile  ein,  die  auch  darauf  Rücksicht  zu 
nehmen  scheinen,  daß  die  Bewegungsvorrichtungen  der  Brücken  nur 
für  Windgeschwindigkeiten  berechnet  zu  sein  brauchen,  bei  denen 
Überhaupt  noch  Schiffe  durch  die  meist  verhältnismäßig  engen  Brücken- 
öffnungen fahren  können. 

Andere  zufällige  Belastungen.  Für  Hausbauten  sind  bei 
Wohnräumen,  Versammlungsräumen,  Theatern,  Treppen  Einheitsätze 
der  Belastungen  aufgestellt,  die  sich  von  sonst  üblichen  nicht  allzu- 
sehr unterscheiden.  Für  Decken  unter  nicht  befahrenen  Höfen  wird 
einschließlich  Schnee  300  kg/qm,  mit  Fuhrwerkverkehr  einschließlich 
Schnee  500  kg/qm  gerechnet.  Bei  Traversen,  Hängebahnen  u.  ä.  soll  nicht 
nur  auf  die  lotrechten  Belastungen  in  ungünstigster  Stellung  Rücksicht 
genommen  werden,  sondern  auch  auf  Bremskräfte  in  der  Richtung, 
aus  welcher  sie  erwartet  werden  können.  Die  Größe  der  Bremskräfte 
wird  mindestens  zu  10  vH  des  gebremsten  Gewichtes  angenommen. 
Außerordentliche  Beanspruchungen,  herrührend  Von  Erschütterungen 
durch  Maschinen  u.  ä..  sollen  durch  einen  Gewichtzuschlag  von  25  bis 
50  vH  je  nach  der  Heftigkeit  der  Erschütterungen  berücksichtigt  werden. 
Bei  Belastung  durch  lose  geschüttete  Stoffe,  wie  Getreide,  Kohle  u.  a., 
muß  auch  der  Seitendruck  S berechnet,  werden  und  zwar  nach  der 

wo  y das  Ge- 


bekannten  Erddruckformel  £ = 5/t2 tg3  ( 45°  — 


wicht  des  Stoffes  in  kg/cbm,  h die  Lagerungshöhe  in  m und  oc  der 
natürliche  Neigungswinkel  ist,  für  den  eine  besondere  kleine  Zu- 
sammenstellung gilt.  Der  Seitendruck  wirkt  senkrecht  zur  Fläche; 
doch  muß  auch  auf  die  Reibung  an  der  Wand  Rücksicht  genommen 
werden. 

Bei  Straßenbrücken  werden  als  Fuhrwerkbelastung  Lastautomobile 
bestimmter  Gewichte  und  Ausmaße,  wo  Straßenbahnen  vorhanden 
sind,  ein  Zug  von  Straßenbahnwagen  angenommen.  Mit  dynamischen 
Wirkungen  dieser  Verkehrslasten  wird  bei  Straßenbrücken,  wie  auch 
meist  anderwärts,  nicht  gerechnet. 

Bei  Eisenbahnbrücken  sind  für  die  verschiedenen  Bahnen  Be- 
lastungsregeln aufgestellt.  Die  größten  Beanspruchungen  mit  dem 
außerordentlich  hohen  Lokomotivachsdruck  von  20  t gelten  für  regel- 
spurige  Erzbahnen;  die  übrigen  regelspurigen  Bahnen  rechnen  mit 
18  t Lokomotivachsdruck,  soweit  nicht  besondere  Bestimmungen  14  t 
zulassen.  Doppelspurige  Eisenbahnbrücken  sollen  für  gleichzeitige 
Belastung  beider  Gleise  in  ungünstigster  Form  gerechnet  werden. 

Doch  wird  eine  Abminderung  der  Belastungsgröße  um  (b  -f-  vH 

bei  der  Berechnung  solcher  Bauteile  zugelassen,  welche  durch  die 
Belastung  beider  Gleise  beansprucht  werden.  I ist  dabei  die  theoretische 
belastete  Länge  in  m,  d.  i.  der  Abstand  zwischen  den  beiden  Null- 
punkten, welche  die  Lastenstellung  für  die  gesuchte  Einwirkung  auf 
den  betreffenden  Bauteil  begrenzen.  Doch  darf  diese" Abminderung 
nicht  größer  sein,  als  daß  die  so  herabgesetzte  Belastung  mit  dem 
dynamischen  Zuschlag  zusammen  mindestens  die  vorgeschriebene 
ruhende  Belastung  erreicht.  Es  handelt  sich  hier  um  eine  tatsächlich 
begründete  Erleichterung,  die  aber  bei  anderen  Verwaltungen  in  der 
Regel  noch  nicht  durchgedrungen  ist. 

Bei  Berechnung  der  Wirkung  der  Zugbelastung  auf  die  ver- 
schiedenen Bauteile  einer  Brücke  soll  die  Belastung  jeweils  in  un- 
günstigster Stellung  angenommen  werden,  doch  soll  eine  Teilung  des 
Zuges  nicht  vorausgesetzt  werden:  dagegen  soll  darauf  Rücksicht  ge- 
nommen werden,  daß  belastete  und  unbelastete  Wagen  beliebig  unter- 
einander verkehren  können,  und  daß  der  Zug  sehr  klein  sein,  unter  Um- 
ständen nur  aus  einer  Lokomotive  bestehen  kann.  Die  ersten  Achs- 
drücke  der  vordersten  Maschine  sollen  für  den  Fall  nicht  mit  in  Rech- 
nung gezogen  werden,  daß  die  Einwirkung  der  Belastung  durch  ihren 
Ausschluß  erhöht  wird.  Für  Brücken  unter  100  m Spannweite  sind 
an  Stelle  der  sonst  vorgeschriebenen  Belastungszusammenstellungen 
besondere  Tabellen  für  die  Berechnung  des  Angriffmoments  gegeben. 

Bei  Balkenbrücken  wird  angenommen,  daß  das  absolute  Größt- 
moment iffmax  auf  ein  Achtel  der  theoretischen  Spannweite  gleichmäßig 

besonders  großen  Windstärken,  namentlich  an  der  Küste  und  im 
Gebirge. 

D)  Die  entsprechenden  Werte  für  Preußen,  Sachsen  und  früher 
auch  Schweden  sind  150  und  250,  für  Bayern  150  und  300,  für  Frank- 
reich und  Österreich  150  und  270,  für  Baden  und  die  Schweiz  100  und  150. 

6)  Sieh  auch  „Der  Brückenbau“  vom  20.  Juni  1919,  S.  94/95. 


zur  Mitte  gleichbleibt  und  im  übrigen  durch  zwei  Parabeln  bestimmt 
wird.  Das  Größtmoment  M bei  einem  Schnitt  im  Abstand  x von 
dem  nächsten  Auflager  und  außerhalb  des  mittleren  Achtels  berechnet 

sich  aus  der  Formel:  Mx  =yy  ^ ( 7 8 j j Mmax  = KMmux.,  wo  /, 

die  theoretische  Spannweite  bedeutet.  Die  Werte  des  Koeffizienten  K 
für  verschiedene  ''  finden  sich  in  einer  Zusammenstellung. 

Die  dynamische  Einwirkung  derZugbelastung  in  lotrechter  Richtung 
auf  einen  Bauteil  soll  so  berücksichtigt  werden,  daß  das  durch  die 
Belastung  hervorgerufene  Moment,  die  Schwerkräfte  und  Stabspan- 
nungen einen  dynamischen  Zuschlag  erfahren,  der  in  Hundertein  aus 

der  Formel  f = . ^ ■„  berechnet  wird,  wo  l in  m die  theoretisch 

belastete  Länge  (sieh  oben)  bezeichnet.7)  Die  Ergebnisse  der  Formel 
sind  für  die  Anwendung  in  einer  Zusammenstellung  ausgewiesen. 
Der  Zuschlag  setzt  eine  Zuggeschwindigkeit  von  100  km/Std.  vor- 
aus. Bei  geringeren  Größtgeschwindigkeiten  können  die  Behörden 
nach  geradlinigem  Verhältnis  mit  den  Anforderungen  herabgehen. 

Bei  Berechnung  von  sekundären  Längsträgern  wird  der  Zuschlag 
angewendet,  welcher  der  Spannweite  der  Längsträger  entspricht,  bei 
Berechnung  von  Zwischenquerträgern  der  Zuschlag,  der  der  zusammen- 
gesetzten Länge  der  beiden  nächstliegenden  Fächer  entspricht,  bei 
Berechnung  von  Endquerträgern  der  Zuschlag,  welcher  der  zusammen- 
gesetzten Länge  des  Endfaches  und  des  Längsträgerkragarmes  und 
bei  Berechnung  von  Schwellen  der  Zuschlag,  welcher  dem  doppelten 
Schwellenabstand  entspricht. 

In  dem  dynamischen  Zuschlag  ist  die  Ungleichheit  in  der  Ver- 
teilung der  lotrechten  Belastung,  die  von  Winddruck  und  Fliehkraft 
verursacht  wird,  eingerechnet. 

Für  Eisenbahnbrücken  in  Kurven  soll  sowohl  auf  die  Einwirkung 
der  Fliehkraft  in  wagerechter  Richtung  bei  der  größten  für  die  Kurve 
zugelassenen  Zuggeschwindigkeit  als  auf  die  ungleiche  Verteilung  der 
Zugbelastung  auf  die  Hauptträger  infolge  der  ungleichmäßigen  Lage 
des  Gleises  in  Vergleich  zu  diesen  Rücksicht  genommen  werden. 

Die  Eisenbahnbrücken  sollen  sowohl  für  eine  in  gleicher  Höhe 
mit  der  Oberkante  der  Schienen  und  in  Längsrichtung  der  Brücke 
wirkende  Bremskraft,  die  mit  10  vH  des  Zuggewichts  auf  der  Brücke 
anzunehmen  ist,  als  auch  für  eine  in  Querrichtung  der  Brücke  und 
in  obenerwähnter  Höhe  wirkende  einzelne  Seitenkraft  der  Verkehrs- 
last, welche  bei  100  km/Std.-Zuggeschwindigkeit  30  vH  des  höchsten 
Achsdruckes  erreicht,  berechnet  werden.  Bei  geringeren  Zuggeschwin- 
digkeiten kann  die  Behörde  die  Seitenkraft  in  geradlinigem  Verhältnis 
abmindern.  Bei  Bestimmung  der  Fliehkraft,  Bremskraft  und  Seiten- 
kraft soll  ein  dynamischer  Zuschlag  nicht  zugerechnet  werden.  Bei 
Berechnung  von  statisch  unbestimmten  Bauwerken  soll  noch  auf  die 
mögliche  Verschiebung  der  Stützpunkte  Rücksicht  genommen  werden. 

Es  sind  also  ins  einzelne  gehende  Bestimmungen  getroffen,  die 
sich  von  anderweitig  üblichen  teilweise  nicht  unwesentlich  unterscheiden. 
Die  Bremskräfte  werden  für  Brücken  kleiner  und  mittlerer  Stützweite 
bei  uns  etwa  gleich  1/7  des  gesamten  Zuggewichtes,  bei  großen  Brücken 
dagegen  oft  nur  gleich  1/7  des  Gewichtes  von  sämtlichen  Lokomotiv- 
und  Tenderachsen  und  von  dem  dritten  Teil  der  Wagenachsen  ge- 
rechnet (Schaper,  4.  Auf!.,  S.  65.) 

Die  berechnete  Formänderung  durch  bewegliche  Belastung  mit 
dynamischem  Zuschläge  darf  für  ein  auf  zwei  Stützen  frei  aufge- 
lagertes Bauwerk  betragen:  für  Fußböden  und  Dächer,  wo  geputzte 
Flächen  Vorkommen  V60o,  wo  geputzte  Flächen  nicht  Vorkommen  V400 
der  Spannweite,  für  feste  Brücken  Viooo  der  Spannweite,  wobei  jedoch 
für  ganz  gewalzte  Blechbalken  eine  Biegung  bis  zu  1/00l)  der  Spann- 
weite zugelassen  wird. 

Bei  Bauwerken,  an  denen  Wärmeveränderung  Spannungen  im 
Baustoff  hervorruft,  sollen  in  erwärmten  Häusern  Wärmespannungen 
für  20°  C über  und  unter  der  Mittelwärme  gerechnet  werden,  soweit 
für  die  letzte  Zusammennietung  mittlere  Wärme  angenommen  werden 
kann,  andernfalls  muß  die  Abweichung  berücksichtigt  werden.  Liegt 
das  Bauwerk  im  Freien  (z.  B.  Brückenbauten),  so  wird  mit  40°  C 
ober-  und  unterhalb  der  Mittelwärme  gerechnet.  Innerhalb  eines 
Straßen-  oder  Eisenbahnbrückenbauwerks  sollen  zufällige  Wärmeunter- 
schiede von  20°  als  möglich  angenommen  werden.  Bei  uns  pflegt 
man  mit  -j-40  und  — 20°  und  Wärmeunterschieden  von  12°  zu  rechnen. 
Es  kommt  dabei  also  die  Eigenart  nordischen  Klimas  zum  Ausdruck. 
Die  früheren  schwedischen  Bestimmungen  rechneten  sogar  mit  + 45°. 

An  Häusern  werden  Geländer  von  Baikonen,  Treppen  u.  a.  mit 
einem  senkrechten  Seitendruck  auf  die  Oberkante  von  50  kg/m,  wo 
Menschengedränge  Vorkommen  kann  von  80  kg/m  gerechnet.  Bei 

7)  Die  Einschätzung  der  Höhe  der  Stoßwertziffer  ist  vorderhand 
allgemein  noch  ganz  uneinheitlich.  Vergl.  des  Verfassers  Stoßwir- 
kungen an  Tragwerken  usw.  1910.  Verlag  Kreidel.  S.  39.  Nur  die 
Auffassung,  daß  bei  kleinen  Brücken  viel  höhere  Stoß wertziffern  an- 
gebracht sind  als  bei  großen,  hat  sich  im  allgemeinen  durchgesetzt. 
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Straßenbrücken  ist  allgemein  8U  kg/m,  bei  Eisenbahnbrücken,  die 
nicht  dem  allgemeinen  Fußgängerverkehr  freigegeben  sind,  50  kg/m 
zu  rechnen. 

Die  auf  GO  Seiten  ausgeführten  Hegelbestimmungen,  von  denen 
hier  nur  ein  kleinerer  Teil  besonders  herausgegriffen  ist,  bieten  auch 


in  übrigen  Berechnungsgrundlagen  manches,  was  Aufmerksamkeit 
verdient,  doch  würde  die  Behandlung  hier  zu  weit  führen.  Die 
schwedischen  Bestimmungen  können  für  mehr  neuzeitliche  Umarbeitung 
mancher  bei  uns  noch  bestehender  alter  Bestimmungen  Anhalt  geben, 
liegensburg.  Dr.-Ing.  Salier. 


Vermischtes. 


Auflösung  der  Wasserbauableilung  i in  preußischen  Ministerium 
der  öffentlichen  Arbeiten.  Im  Festsaale  des  Ministeriums  der  öffent- 
lichen Arbeiten  versammelte  am  1.  April  Minister  Oeser  die  Beamten 
der  bisherigen  Wasserbauabteilung  zu  einer  schlichten  Abschiedsfeier 
um  sich.  Wie  er  einleitend  betonte,  galt  es  Abschied  zu  nehmen  von 
dem  Ministerium  als  solchem  und  von  einer  Anzahl  verdienter  und  jetzt 
in  den  Ruhestand  tretender  Beamten;  ebenso  habe  er  selbst  sich  von 
dem  ihm  lieb  gewordenen  Amt  und  seinen  Beamten  zu  verabschieden. 

Ministerialdirektor  Dr.-Ing.  Sympher  gab  einen  Rückblick  auf 
die  Geschichte  und  Entwicklung  der  preußischen  Bauverwaltung,  ins- 
besondere der  Wasserbauverwaltung.  Ende  der  70er  Jahre  des 
vorigen  Jahrhunderts  wurde  mit  dem  Ausbau  der  Ströme  in  größerem 
Umfange  begonnen.  Bald  schlossen  sich  bedeutende  Kanalbauten  an. 
ln  der  Folgezeit  wurden  durch  eine  umfassende  Bautätigkeit  die 
preußisch -deutschen  Wasserstraßen  allgemein  außerordentlich  ver- 
vollkommnet. Mit  der  zunehmenden  Erkenntnis  von  der  Bedeutung 
des  Wassers  für  die  Allgemeinheit  erweiterte  sich  der  Aufgabenkreis, 
indem  sämtlichen  Zweigen  der  Wasserwirtschaft  eine  bemerkenswerte 
Förderung  zuteil  wurde;  es  sei  nur  an  die  Ausnutzung  der  Wasser- 
kräfte gedacht.  Nach  den  Bestimmungen  der  Reichsverfassung  gehe 
die  Verwaltung  der  Wasserstraßen,  soweit  sie  dem  allgemeinen 
Verkehr  dienen,  nunmehr  auf  das  Reich  über.  Die  übrigen  Wasser- 
straßen, die  Häfen  und  die  dem  Lande  sonst  noch  verbleibenden  Auf- 
gaben, für  die  bisher  die  Wasserbauabteilung  zuständig  war,  würden 
in  Zukunft  teils  vom  Handelsministerium,  teils  vom  Landwirtschafts- 
ministerium übernommen.  Zum  Schluß  richtete  Ministerialdirektor 
Dr.  Sympher  Abschiedsworte  an  den  Minister  und  sprach  im  besonderen 
den  Dank  der  Beamtenschaft  dafür  aus,  daß  er  es  verstanden  habe, 
den  guten  preußischen  Beamtengeist  der  Pflichterfüllung  durch  seine 
sachliche  und  unparteiische  Leitung  des  Ministeriums  zu  erhalten. 

Minister  Oeser  knüpfte  an  diese  Ausführungen  an  und  erläuterte 
unter  anderem,  wie  sich  der  Begriff  der  Wasserwirtschaft  erst  all- 
mählich entwickelt  und  jetzt  für  die  gesamte  Volkswirtschaft  Be- 
deutung gewonnen  habe.  Leider  habe  sich  in  der  Reichsverfassung 
eine  voll  befriedigende  Berücksichtigung  der  allgemeinen  wasserwirt- 
schaftlichen Interessen  nicht  erzielen  lassen.  Umsomehr  werde  es 
Pflicht  der  nunmehr  in  verschiedenen  Reichs-  und  Landesbehörden 
nebeneinander  arbeitenden  Beamten  sein,  im  Sinne  einer  einheitlichen 
Wasserwirtschaft  und  im  Geiste  der  Gemeinsamkeit  ihre  Aufgaben  zu 
erfüllen.  Der  Minister  schloß  mit  Dankesworten  an  seine  Mitarbeiter 
und  an  die  aus  dem  Dienst  ausscheidenden  Beamten. 

Wettbewerb  für  Yorentwiirfe  zum  Neubau  der  Landesbraud- 
kasse  in  Oldenburg,  ausgeschrieben  unter  Oldenburger  Architekten 
mit  Frist  bis  zum  15.  Juli  d.  J.  Es  sind  drei  Preise  ausgesetzt  in 
Höhe  von  8000,  6000  und  4000  Mark  und  für  den  Ankauf  von  zwei 
weiteren  Entwürfen  zusammen  5000  Mark  vorgesehen.  Das  Preis- 
richteramt haben  u.  a.  übernommen:  Geheimer  Oberbaurat  Freese, 
Bauräte  Rauchheld  und  Ritter  sowie  Technischer  Revisor  Koch 
in  Oldenburg,  ferner  Bauunternehmer  Aug.  Westerholt  in  Ostern- 
burg und  Architekt  Eilers  in  Jever.  Die  Wettbewerbsunterlagen  sind 
für  12  Mark  von  der  Brandkassenverwaltung  in  Oldenburg  zu  beziehen. 

In  dem  Wettbewerb  fiir  Yorentwiirfe  zum  Bau  eiues  Kranken- 
hauses iu  Velbert  (S.  88  d.  Bl.)  ist  die  Frist  für  Einreichung  der  Ent- 
würfe auf  den  20.  Mai  d.  J.  hinausgeschoben  worden. 

Französische  ,, Architekten“  beim  Wiederaufbau.  Die  Pariser 
Zeitung  „Informations“  bringt  — in  wörtlicher  Übersetzung  — die 
folgende  Mitteilung:  „Vor  dem  Kriege  betrugen  die  Gebühren  der 

Architekten  5 vH  der  Kostensumme  der  unter  ihrer  Leitung  ausgetührten 
Bauten.  Heute  begnügen  sich  diese  Architekten,  insoweit  sie  nicht  Unter- 
nehmer sind,  mit  21/ 2 vH,  da  sie  bei  den  auf  das  Dreifache  gestiegenen 
Baukosten  damit  ihre  Rechnung  finden.  Gehen  wir  aber  iu  die  be- 
freiten Gebiete,  so  sehen  wir,  daß  der  Staat  der  Menge  von  „Archi- 
tekten“, die  über  diese  Länder  hergefallen  sind  („se  sont  abattus“) 
wie  ein  Schwarm  von  Raben  und  deren  Fachkunde  nicht  unbestreitbar 
ist,  2 vH  bewilligt  für  die  Aufstellung  von  Entwürfen,  ferner  5 vH 
der  Baukosten  für  die  Ausführung,  zusammen  7 vH,  d.  h.  nahezu 
drei  mal  so  viel  wie  die  Gebühren,  mit  denen  sich  die  gewiegtesten 
Baukünstler  von  Paris  begnügen!  Immer  noch  lebt  man  in  den  be- 
freiten Gebieten  nach  der  Formel  „le  boche  payera“,  die  so  beruhigend 
ist  für  die  Gewissen  und  so  bequem  für  die  Geldtasche.  Aber  wenn 
der  Deutsche  nicht  bezahlt?  Oder  wenn  er  einfach  nicht  alles  be- 
zahlt?!“ . . . Soweit  die  Pariser  Quelle. 


Ähnliche  Klagen  werden  bekanntlich  laut  in  bezug  auf  die  Unter- 
nehmer und  die  Baugesellschaften.  Man  begreift  unter  solchen  Um- 
ständen, daß  der  Neuyorker  Architekt  Georg  Ford  sich  verstimmt 
in  seine  Heimat  zurückgezogen  hat,  daß  die  Ergebnisse  bisher  kaum 
nennenswert  sind,  daß  nicht  einmal  die  Planentwürfe  für  den  Wieder- 
aufbau fortschreiten.  Ungeeignete  Kräfte  mit  weitem  Gewissen  auf 
der  einen  Seite,  unfähige  Verwaltungsbehörden  in  reichlicher  Staffelung 
auf  der  anderen  Seite,  und  dabei  der  allgemeine  Schrei  nach  Er- 
pressung ungezählter  deutscher  Milliarden.  Ebenso  wieder  auf  S.  118 
d.  Bl.  veröffentlichte  amtliche  Wiederaufbauplan  von  Reims  deutscher 
Gründlichkeit,  Gewissenhaftigkeit  und  Kunstempfindung  widerspricht, 
namentlich  aber  die  notwendige  Rücksichtnahme  auf  die  Eigenart 
einer  mittelalterlichen  Stadt  außer  acht  läßt,  so  kann  von  allem 
bisher  Ausgeführten  fast  nichts  billigen  Ansprüchen  neuzeitlicher  Bau- 
kunst genügen.  Aber  der  Gedanke,  deutschen  Architekten,  Ingenieuren, 
Arbeitern  und  Unternehmern  ein  Arbeitsfeld  einzuräumen,  um  in 
sachlichen  Leistungen  ein  Teil  dessen  zu  verwirklichen,  was  in  Gold 
nicht  gezahlt  werden  kann  — dieser  vernünftige  Gedanke,  zu  dessen 
Gunsten  einzelne  Stimmen  zaghaft  laut  geworden  sind,  findet  nach 
wie  vor  eine  ebenso  unversöhnliche  wie  kurzsichtige  Zurückweisung. 

J.  St. 

An  der  Technischen  Hochschule  München  ist  der  Technische 
Berater  des  Staatsministers  für  Handel,  Industrie  und  Gewerbe  Ober- 
ingenieur Georg  Marx  zum  ordentlichen  Professor  für  Konstruktions- 
lehre der  Dampfmaschinen  und  der  Verbrennungsmaschinen  Großgas- 
und  Großölmaschinen),  dann  für  Kinematik  in  etatmäßiger  Weise  er- 
nannt worden. 

Die  Zentralvereiuiguiig  der  Architekteu  Österreichs  hat  den 
Geheimen  Regierungsrat  Prof.  Dr.  German  Bestelmeyer,  Geheimen 
Baurat  Stadtbaurat  Dr.  Ludwig  Hoffmann,  Prof.  Dr.  Hermann  Jansen 
und  den  Architekten  Prof.  Heinrich  St  raumer  in  Berlin  zu  korre- 
spondierenden Mitgliedern  ernannt 

Bücherschau. 

Der  städtische  Tiefbau.  Ein  Hilfsbuch  für  die  Selbstbelehrung 
und  die  Praxis.  Von  Dipl.-Ing.  Hermann  Heyd  in  Erfurt.  Leipzig. 
H.  A.  Ludwig  Degener.  VIII  u.  144  S.  in  8°  mit  122  Textabb.  und 
mit  den  Brixschen  „Berechnungstabellen  für  Kanalisation“  und  anderen 
Tabellen.  Geh.  10,50./#  und  100  vH  Teuerungszuschlag. 

Das  Buch  befaßt  sich  mit  den  drei  Hauptgebieten  des  städtischen 
Tiefbaues,  nämlich  Kanalisation,  Wasserversorgung  und  Straßenbau. 
Es  will  dem  Tiefbautechniker  eine  Hilfe  bei  der  Ausarbeitung  der 
ihm  auf  diesen  Gebieten  zufallenden  Arbeiten  sein  und  beschränkt  sich 
daher  darauf,  eine  Übersicht  über  den  behandelten  Stoff  zu  geben,  ohne 
auf  die  wissenschaftliche  Seite  und  ihre  Begründung  einzugehen.  Inner- 
halb dieses  Rahmens  ist  das  gesteckte  Ziel  mit  vielem  Geschick  er- 
reicht. Das  Buch  behandelt  die  zahlreichen  vorliegenden  Fragen  in 
gedrängter  Kürze  mit  genügender  Klarheit  und  Übersichtlichkeit  und 
wird  dem  Bautechniker  ein  bequemes  und  begehrtes  Mittel  zur  Fort- 
bildung sein,  aber  auch  der  akademisch  vorgebildete  Ingenieur  wird 
es  nicht  ohne  Nutzen  lesen.  Die  Besprechung  einiger  weniger  Einzel- 
heiten ist  allerdings  zu  knapp  geraten,  wfie  z.  B.  die  Entlüftung  der 
Hausentwässerung,  die  Straßenreinigung  u.  a.  Es  ist  aber  zu  erwarten, 
daß  dieser  Mangel  in  der  nächsten  Auflage  beseitigt  werden  ward. 
Im  übrigen  entbehrt  das  Werk  nicht  der  Vollständigkeit.  Br. 

Handbuch  der  Ingenieurwisseuschafteu.  ErsterTeil.  Fünfter  Band: 
Der  Tunnelbau.  Bearbeitet  von  Sv.*!yng.  und  Dr.  phil.  e.  h.  Karl 
Brandau  (+),  Dipl. -lug.  Karl  Imhof  und  Sr.  = 3u9-  e-  h.  Ernst 
Mackensen  (f)  mit  einem  Nachtrag  von  ®r.=3ng.  E.  v.  Willmann. 
Herausgegeben  von  L.  v.  Willmann,  Geheimer  Baurat  und  ordentl. 
Professor  a.  D.  der  Technischen  Hochschule  Darmstadt.  Vierte,  ver- 
mehrte Auflage.  Leipzig  1920.  Wilhelm  Engelmann.  712  u.  XXX\ 
u.  VI  S.  mit  607  Textabb.  und  77  Tabellen,  Sachverzeichnis  und 
14  Steindrucktafeln.  Geh.  44  Jt,  geh.  56  Jl  u.  50  vH  Teuerungszuschlag. 

In  der  Besprechung  dieses  Buches  auf  Seite  164  d.  Bl.  muß  es  in 
der  2.  Spalte.  14.  Zeile  von  oben  heißen:  Für  den  Tunnelbau  ist  die 
damit  zusammenhängende  Frage  der  Zweckmäßigkeit  der  Sparreu- 
oder Jochzimmerung  endgültig  entschieden,  indem  die  Jochzimmerung 
die  Sparrenzimmerung  [nicht  wde  auf  Seite  164  gedruckt  die  Sparren- 
zimmerung die  Jochzimmerung]  in  den  letzten  25  Jahren,  auch  unter 
den  schwierigsten  Druckverhältnissen,  vollständig  verdrängt  hat. 


Verlag  von  Wilhelm  Ern»t  & Sohn,  Berlin.  — Für  den  nichtamtl.  Teil  verantwortlich:  ln  Vertr.  R.  Bergius,  Berlin.  — Druck  der  Buchdruckerei  Gebr.  Ernst,  Berlin 
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INHALT:  Prcußischo  Musterzeichmmgen  ans  dom  Jahre  1800  für  das  ehemals  polnische  Staatsgebiet.  — Das  Dineoln-Denkmal  in  Washington.  Vermischtes 
Roiehsmittel  für  Wohnungsbau.  — Hochhuusfrago  in  künstlerischer  und  wirtschaftlicher  Beziehung  sowie  im  Zusammenhang  mit  der  Wohnungsnot. 
„Produktive“  Erwerbslosenfürsorgc.  — Verlauf  von  Tido-  und  Sturmilutwellen.  --  Patente.  Bücherschau. 


[Allo  Rechto  vorbehnlton.] 


Preußische  Musterzeichnungen  aus  dem  Jahre  1800  für  das  ehemals  polnische  Staatsgebiet. 


Unter  den  älteren  Zeichnungen  der  Hochbauabteilung  des  Finanz- 
ministeriums in  Berlin  befinden  sich  eiuige  von  dem  Oberbau- 
departement (vgl.  1920  d.  Bl.,  S.  298)  um  das  Jahr  1800  herausgegebene 
Musterzeichnungen,  die,  abgesehen  von  der  geschichtlichen  Bedeutung, 
wegen  ihrer  sparsamen,  bodenständigen  Art  für  die  heutigen  Siedlungs- 
aufgaben Beachtung  verdienen.  Sie  verdanken  ihre  Entstehung  den  Auf- 
gaben, welche  die  Gebietserwerbungen  infolge  der  polnischen  Teilungen 


Abb.  1.  Querschnitt.  Abb.  2.  Grundriß. 

Abb.  1 u.  2.*)  Massives  Bürgerhaus  für  die  Garnisonstädte 
in  Neu -Ostpreußen. 


von  1793  und  1795  an  die  preußische  Verwaltung  stellten.  Im  Gegen- 
satz zu  der  ersten  Teilung  von  1772  waren  dem  Staate  diesmal  weite 
Landstrecken  von  niedrigstem  Wirtschafts-  und  Sittenzustand  und, 
einige  Randgebiete  und  Städte  ausgenommen,  mit  uur  volksfremdeu 
Bewohnern  zugefallen,  und  zum  weiteren  Unglück  war  an  die  Stelle 
der  tatkräftigen  und  fleißigen  Verwaltung  Friedrichs  des  Großen1)  eine 
oft  unzuverlässige  und  insbesondere  schlecht  geleitete  Beamtenschaft2) 


getreten,  worin  ja  erst  nach  dem  Zusammenbruch  von  1*06  eine 
Besserung  eintrat.  Auch  von  der  Untauglichkeit  der  dortigen  Bau- 
beamten sprechen  die  wenigen  im  Geheimen  Staatsarchiv  in  Berlin 
vorhandenen  Akten3)  mehrfach;  sie  begründen  diesen  Zustand  aller- 
dings mit  dem  geringen  Jahresgehalt  von  400  bis  430  Talern  gegen- 
über 700  Talern  in  den  alten  Provinzen,  das  jeden  tüchtigen  Fachmann 
von  der  Arbeit  in  einem  noch  dazu  aller  Bedürfnisse  und  Bequem- 
lichkeiten ermangelnden  Gebiete  abschrecke.  Um  geeignete  Anwärter 
für  den  Baudienst  in  jenen  Gebieten  heranzubilden , erbot  sich  im 
August  1793  der  Geheime  Oberbaurat  Gilly  zusammen  mit  seinem 
Amtsgenossen  Mencelius  und  dem  Kondukteur  Z ietelmann  . einen 
halbjährigen  Lehrgang  im  höheren  Bauwesen  einzurichten.  Julius 
Kobte4)  vermutet  wohl  mit  Recht,  daß  dieser  Plan  einen  ersten  Vor- 
läufer der  1799  in  Berlin  errichteten  Bauakademie  bedeutet.  Ebenfalls 
auf  die  Urheberschaft  Gillys  ist  wahrscheinlich  das  Publikandum  wegen 
Einführung  des  Lehmpatzenbaues  auf  dem  platten  Lande  in  Neu- 
Ostpreußen  vom  8.  Juli  1799  zurückzuführen.  Dieses  hatte  seine  Ver- 
anlassung in  der  bedenklichen  Holzverschwendung  durch  die  bisher- 
dort  übliche  Ausführung  im  Gehrsaß,  d.  h.  dem  Blockbau  mit  sicht- 
barem Hirnholz  der  an  den  Gebäudeecken  überkämmten  Balken  oder 
mit  Füllhölzern,  die  wagerecht  und  beiderseits  bündig  liegend  in 
ein  Fachwerkgerüst  eingefügt  wurden.  Für  die  zehn  besten  Lehm- 
arbeiter wurden  jährliche  Belohnungen  von  10  bis  20  Talern,  für 
den  erfolgreichsten  „Baubedienten“  eine  solche  von  100  Talern  aus- 
gesetzt. 

Die  meiste  Sorge  aber  machte  die  sogenannte  Aufnahme  oder  das 
Retablissement  der  heruntergekommenen  und  immer  wieder  von  Feuer- 
brünsten heimgesuchten  Städte,  von  denen  zunächst  eine  größere  An- 
zahl zwangsweise  zu  Dörfern  erklärt,  die  übrigen  aber  mit  allen 
Mitteln  zur  Bautätigkeit  angespornt  wurden.  Neubauten,  die  den 
baupolizeilichen  Vorschriften  genügten,  wurden  deshalb  mit  den 
sogenannten  Bauhilfsgeldern  unterstützt,  wofür  eine  (vom  Geheimen 


f ¥ 7 P f+Hbp-m-j 

Abb.  4.  Kellergeschoß. 

Abb.  3 u.  4.  Amtshaus  für  Neu-Ostpreußen. 

*)  Sämtliche  Abbildungen  im  Maßstab  1 : 300. 

*)  Vgl.  E.  Reimann,  Neuere  Geschichte  des  preußischen  Staates, 
Gotha  1882,  I.  Bd.,  S.  533. 

*)  Vpl.  M.  Philippson,  Geschichte  des  preußischen  Staates, 
Leipzig  1882,  II.  Bd.,  S.  116,  186  u.  284. 


Abb.  5. 


Abb.  6. 

Abb.  5 u.  6.  Frontiösungen  zum  Grundriß  Abb.  3 u.  4. 

Oberbaurat  Eytelwein  gezeichnete)  Vorschrift  vom  27.  März  1801 5> 
ganz  bestimmte,  den  einzelnen  Ausführungsarten  entsprechende  Zu- 

3)  Oberbaudepartement  betr.  Südpreußen  und  Neu-Ostpreußen 
CLXXVIII.  H.  1 und  CLXXX.  I.  1 u.  2.  Die  meisten  auf  jene  Gebiete 
bezüglichen  Akten  mußten  nach  der  Veröffentlichung  II  der  Archiv- 
verwaltung beim  Kaiserlich  deutschen  Generalgouvernement  Warschau 
(ebendort  1918)  nach  dem  Frieden  von  Tilsit  den  Polen  ausgeliefert 
werden 

4)  In  der  Sonderveröffentlichung  III  der  historischen  Gesellschaft 

für  die  Provinz  Posen:  „Das  Jahr  1793“. herausgegeben  vonDr.R.Prümers. 
Posen  1895.  - 

5)  Geheimes  Staatsarchiv,  Berlin.  Oberbaudepartement  betr.  Neu- 

Ostpreußen  CLXXVIII.  C.  9. 
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schüsse  festsetzte,  z.  B.  für  jeden  Fuß  Gebäudelänge  eines  36  Fuß 
tiefen  und  zweigeschossigen  massiven  Hauses  mit  gewölbten  Kellern 
23  Taler,  für  die  gleiche  Einheit  eines  eingeschossigen  Lehmpatzen- 
hauses 10  Taler,  für  einen  entsprechenden  Fachwerkbau  7 Taler 
16  Groschen.  Die  zuschußfähigen  Gebäude  sollten  eine  Grundfläche 
von  mindestens  50  zu  36  Fuß,  höchstens  70  zu  40  Fuß  und  eine  der 
Straßenflucht  gleichlaufende  Firstlinie  haben.  Die  „Bauoffizianten“ 
waren  verpflichtet,  den  baulustigen  Bürgern  die  zur  Genehmigung  er- 
forderlichen Risse  zu  fertigen,  und  wurden  bei  Vorlage  vorschrifts- 
widriger Zeichnungen  mit  einer  Strafe  von  30  Talern,  bei  betrüge- 
rischer Abnahme  mit  Entlassung  bedroht.  Daß  die  von  der  Verwaltung 
gewünschten  Lösungen  den  wirtschaftlichen  Verhältnissen  des  Landes 
durchaus  angemessen  waren,  zeigt  die  in  Abb.  1 u.  2 wiedergegebene 
Musterzeichnung,  die  nach  den  Akten (i)  am  3.  November  1797  heraus- 
gegeben wurde.  Das  Gebäude  enthält  außer  der  Wohnung  des 
Eigentümers  links  vom  Flur  noch  eine  zweiräumigo  Mietwohnung, 
vielleicht  für  die  in  jenen  Gegenden  beinahe  obdachlosen  Verwal- 
tungsbeamten oder  Offiziere,  und  eine  Stube  für  Soldaten,  die  ja 
wegen  mangelnder  Kasernen  ebenfalls  auf  Bürgerquartiere  angewiesen 
waren. 

Für  die  höheren  Beamten  sollten  nach. der  Musterzeichnung  (Abb.  3 
u.  4)  vom  Jahre  1800  besondere  Amtshäuser  errichtet  werden.  Die 
verschiedene  Schraffur  der  äußeren  und  der  Scheidewände  im  Haupt- 
geschoß deutet  an,  daß  diese  aus  gebrannten,  jene  aus  lufttrockenen 
Steinen  aufgeführt  werden  sollten.  Die  umfangreichen  Wirtschafts- 
und Gesinderäume  im  Untergeschoß  und  die  Unterkunfträume  für 
reisende  Beamte  (Kommissionen)  im  Hauptgeschoß  bezeugen  die 
koloniale  Abgeschiedenheit  der  Örtlichkeit.  Trotzdem  entsprachen 
die  Schauseiten,  für  die  fünf  verschiedene  Lösungen,  darunter  die  in 
Abb.  5 u.  6 wiedergegebenen  vorliegen,  dem  hohen  Stand  der  amtlichen 
Kunst  um  die  Wende  des  achtzehnten  Jahrhunderts.  Die  Akten  ergeben 
leider  nicht,  ob  und  wro  solche  Bauten  ausgeführt  wurden.  Vielleicht 
ist  darüber  den  Beamten  in  der  Provinz  Posen  oder  während  des  Welt- 
krieges im  Generalgouvernement  Warschau  etwas  bekannt  geworden. 
Eine  ähnliche  Anordnung,  jedoch  ohne  mittleren  Längsflur  und  so, 


,;)  Vgl.  Fußnote  5). 

7)  Geheimes  Staatsarchiv  Berlin.  Oberbaudepartement  betr.  Neu- 

Ostpreußen  CLXXVIII.  H.  1. 


daß  alle  Räume  in  einem  ebenerdigen  Geschoß  vereinigt  sind,  zeigen 
die  Muster  für  ein  Oberförsterhaus.  Dieses  soll  nach  den  Akten* 7)  im 
Massivbau  2487,  aus  Lehmpatzen  1987  Taler  kosten.  Die  Häuser  für 
Hegemeister  (Abb.  7)  sind  entsprechend  mit  1858  und  1285  Talern, 
diejenigen  für  Unterförster  (Abb.  8)  mit  1259  und  807  Talern  veran- 
schlagt. — Die  in  Kupfer  gestochenen  Musterblätter  zeigen  die  Putz- 
flächen in  lichten  Tönen  gefärbt,  die  Fensterrahmen  und  sonstigen 
Gliederungen  weiß.  Außerdem  liegen  noch  Handzeichnungen  für  die 
oben  erläuterte  Ausführung  mit  Füllhölzern  vor,  die  anscheinend  vom 
Bauinspektor  Mahr  bei  der  Kriegs-  und  Domänenkammer  in  Plock 
gefertigt  wurden.8)  Der  Geheime  Oberbaurat  Eytelwein  betont  aber, 
daß  diese  Holzbauweise,  um  nicht  den  Städten  und  Dörfern  ein  schlechtes 
Beispiel  zu  geben,  nur  für  Gehöfte  weit  draußen  im  Felde  oder  Walde 
gewählt  werden  soll;  für  solche  Lage  wrerden  auch  selbst  bei  Ober- 
förstereien wegen  der  Teuerung  und  schlechten  Beschaffenheit  der 
Dachziegel  in  jenen  Gebieten  die  Strohdeckung,  besonders  aber  die 
Lehmschindeln  (vgl.  auch  1919  d.  Bl.,  S.  571)  empfohlen.  Daß  in  einer 
Zeit  sonstigen  Niederganges  des  preußischen  Staatswesens  wenigstens 
die  Baubeamten  solche  in  ihrem  inneren  Wert  Jahrhunderte  über- 
dauernde Leistungen  mit  den  bescheidensten  Mitteln  geschaffen  haben, 
darf  ihren  Nachfolgern  zum  Trost  in  der  heutigen  schweren  Zeit  und 
zur  Nacheiferung  dienen.  P.  Krause. 

8)  Für  die  Anfertigung  der  Musterzeichnungen  werden  für  den 
Quadratfuß  Zeichnung  2 Taler  bewilligt. 


Ein  beachtenswertes  Denkmal  wurde  in  der  amerikanischen 
Bundeshauptstadt  für  den  1865  von  Mörderhand  gefallenen  Abraham 
Lincoln,  den  nach  Washington  volkstümlichsten  Präsidenten  der  Ver- 
einigten Staaten,  errichtet.  Über  die  lange  Vorgeschichte  des  Unter- 
nehmens unterrichtet  ausführlich  die  Zeitschrift  The  American  Architect 
in  den  Heften  vom  20.  und  27.  Oktober  1920:  Zunächst  hatte  im 
Jahre  1902  der  Ausschuß  für  die  Parkanlagen  in  der  westlichen  Ver- 
längerung der  2,2  km  messenden  Ost- West- Achse  vom  Kapitol  zum 
Washington-Obelisken  vorgeschlagen,  weitere  1,3  km  westlich  des 
Obelisken  eine  Gedächtnishalle  auf  dem  Gelände  zu  errichten,  das  am 
linken  Ufer  des  bis  dahin  ungeregelten  Potomakflusses  durch  Ab- 
lagerung von  Baggergut  gewonnen  war  (Abb.  3).  Zwar  tauchten  als- 
bald, zum  Teil  von  bestimmten  Geländebesitzern  gefördert,  Entwürfe 
für  andere  Plätze  auf,  doch  trat  bereits  1909  ein  Senatsbeschluß  für 
den  Park  am  Potomak  ein,  und  das  Gesetz  des  Kongresses  vom 
Februar  1911  gewährte  2 Millionen  Dollar  für  die  Ausführung  und 
ernannte  einen  Ausschuß  für  Prüfung  von  Platz  und  Entwurf.  Während 
der  von  diesem  befragte  Ausschuß  für  die  Schönen  Künste  sich  ein- 
stimmig für  die  schon  seit  einem  Jahrhundert  bestehende  Achse  vom 
Kapitol  nach  Westen  aussprach,  warben  bestimmte  Gruppen  weiter  leb- 
haft für  einen  Hallenhalbrund  gegenüber  dem  neuen  Hauptbahnhof,  für 
einen  Torbogen  über  der  Straße  von  dort  zum  Kapitol  und  für  andere 
Plätze  in  und  um  Washington,^ besonders  einflußreicheKreise  auch  für  eine 
110  km  lange  Prachtstraße  nach  Gettysburg,  dem  Orte  der  Ent- 
scheidungsschlacht des  Bürgerkrieges.  Schließlich  aber  siegte  über 
alle  Mitbewerber  der  Entwurf  des  Architekten  Roger  Bacon,  der  das 
Lincoln-Denkmal  in  die  einzigartige  räumliche  und  geistige  Beziehung 
zum  Kapitol  und  Washington-Obelisken  brachte,  es  jeder  Verkehrs- 
unruhe entzog,  ihm  aber  doch  eine  weithin  den  Fluß  und  die  Land- 
schaft beherrschende  Lage  sicherte. 

Wie  die  sämtlichen  a.  a.  O.  veröffentlichten  anderen  Ent- 
würfe bedient  sich  auch  Bacons  Schöpfung  überwiegend  bau- 
künstlerischer Ausdruckmittel.  Die  schlichte  und  aufrechte,  in  der 
laugen  Ungewißheit  des  Bürgerkrieges  bew'ährte  Art  des  Mannes 
schien  ihm  recht  eigentlich  die  griechisch -dorische  Ordnung  an- 
gemessen zu  verkörpern.  Die  gegensätzliche  Beziehung  zu  dem 
159  m hohen  völlig  ungegliederten  Obelisken  führte  ihn  mit  Recht 
zu  einer  wragerechten  und  ebenfalls  wenig  gegliederten  Hauptlinie 


Das  Lincoln-Denkmal  in  Washington. 

seines  Bauwerks,  so  daß  bei  der  Fernsicht  aus  der  Achsenrich- 
tung das  neue  Denkmal  wie  ein  Sockel  der  riesigen  weißen  Nadel 
wirkt.  Die  36  Säulen  der  57  zu  36  m messenden  Halle  haben  einen 

unteren  Durchmes- 


Abb.  1.  Ansicht. 


ser  von  2,26  m,  eine 
Höhe  von  13,4  m 
und  geben  die  zu 
Lincolns  Lebzeiten 
geltende  Zahl  der 
ünionstaaten  wie- 
der (Abb.  1 u.  2). 
Eine  Teilung  der 
Laubgewinde  am 
höher  geführten 
Kernbau  entspricht 
dem  heutigenBunde 
der  48  Staaten.  In 
die  Gedächtnishalle 
führt  ein  weiter, 
nur  zur  Nachtzeit 
durch  ein  verglastes 
Schiebegitter  ver- 
schlossener Durch- 
gang. Der  Mittel- 
raum besitzt  eine 
Balkendecke,  deren 
Felder  mit  licht- 
durchlässigen Mar- 
morplatten ver- 
schlossen sind,  und 
enthält  nur  das 
vom  Bildhauer 
D.  C.  French  ge- 
schaffene riesige 
Sitzbild  Lincolns, 

das  mit  seiner  der  Überlieferung  getreuen  fast  nachlässigen  Be- 
kleidung doch  wTohl  zu  der  streng  klassischen  Umrahmung  nicht 
ganz  stimmen  mag.  Durch  je  vier  15,7  m hohe  ionische  Säulen 


Abb.  2.  Grundriß. 
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Abb.  3.  Fliegerschau  der  Parkanlagen  in  Washington. 


Lincoln-  Weißes  Washington- 

Denkmal  Haus  Denkmal 


Nr.  30. 


Kapitol 
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wurden  zwei  seitliche  Hallen  abgetrennt,  deren  llreitwände  zwei  in 
feierlicher  Form  wiedergegebene  Niederschriften  bedeutsamer  Kund- 
gebungen des  Präsidenten  bedecken.  Das  ganze  Hauwerk  ist  aus 
riesigen  Quadern  hellen  georgischen  Marmors  zusammengefügt  und 
ruht  mittels  hoher  Pfeiler  aus  Grobmörtel  auf  dem  Felsen  unter- 
halb der  Flußanschwemmung.  Die  Ausführung  hat  bisher  ohne 
das  Standbild  und  die  Schrifttafeln  1 775000  Dollar  gekostet.  Von 
den  umgebenden  Anlagen  ist  erst  das  langgestreckte  Wasserbecken 
in  Arbeit  genommen,  das  den  Abstand  zwischen  der  Halle  und  dem 
Obelisken  zum  erheblichen  Teil  ausfüllen  wird.  Schlimm  wird  aber 
die  ganze  Örtlichkeit  noch  beeinträchtigt  durch  eine  ausgedehnte 
Werkstatt  für  Kriegsbedarf,  die  bis  nahe  an  die  Mittellinie  der  Ge- 
samtanlage herangerückt  war,  nach  der  Hoffnung  des  amerikanischen 
Berichterstatters  aber  bald  beseitigt  sein  wird.  — Glücklich  ein  Volk, 
das  über  die  Mittel  zur  würdigen  Ehrung  seiner  Helden  verfügt  und 
das  auch  einen  der  Aufgabe  gewachsenen  Meister  gefunden  hat.  Wann 
wird  den  deutschen  Künstlern  die  Durchführung  eines  ähnlichen 
Werkes,  zu  dem  die  Heldentaten  des  Weltkrieges  doch  überreichen 
Anlaß  bieten,  wieder  vergönnt  sein? 


Vermischtes. 


Reichsmittel  fiir  Wohnungsbau.  Die  lieiebsregierung  hat  kürzlich 
den  Ländern  Vorschüsse  für  Beihilfen  zur  Baukostenüberteuerung  in 
Höhe  von  U/s  Milliarden  Mark  zur  Verfügung  gestellt.  Es  ist  zu  be- 
merken, daß  es  sich  hierbei  nur  um  Vorschüsse  auf  diejenigen  Auf- 
wendungen handelt,  die  nach  dem  Reichsgesetz  über  die  Förderung 
des  Wohnungsbaues  vom  12.  Februar  d.  J.  die  Länder  selbst  aufzu- 
bringen haben.  Die  Vorschüsse  sind  mit  5 vH  zu  verzinsen  und  bis 
zumal.  März  1922  zurückzuzahlen.  Reichsmittel  stehen  im  laufenden 
Jahre  für  Bauzuschüsse  nicht  zur  Verfügung. 

Die  Hochliausfrage  in  künstlerischer  und  wirtschaftlicher  Be- 
ziehung sowie  im  Zusammenhang  mit  der  Wohnungsnot  erörtert  der 
Direktor  des  städtischen  Wohnungsamts  in  München,  ®i\=3üg.  A.  Gut, 
in  drei  größeren  Aufsätzen  sehr  ausführlich  in  den  Nummern  92,  94 
und  96  der  „Münchener  Neuesten  Nachrichten“.  Wenn  die  Ausführungen 
auch  auf  die  besonderen  Münchener  Verhältnisse  zugeschnitten  sind, 
so  dürften  doch  die  grundsätzlichen  Erörterungen  auch  für  die  übrigen 
Großstädte  Deutschlands  in  gleicherweise  Geltung  haben.  Der  Verfasser 
geht  davon  aus,  daß  amerikanische  Wolkenkratzer  in  München,  wo 
diese  Frage  seit  Wochen  in  der  Öffentlichkeit  sehr  lebhaft  besprochen 
wird,  schlechterdings  undenkbar  sind.  Nur  die  Errichtung  von  Hoch- 
häusern, deren  Stockwerkzahl  von  Fall  zu  Fall  festgestellt  werden  muß, 
von  etwa  8 bis  10  Geschossen,  kann  ernstlich  in  Frage  stehen.  Auch  das 
Hochhaus  wird  in  München  eine  vereinzelte,  eine  Ausnahmeerscheinung 
bleiben  müssen.  In  dieser  Einzelerscheinung  kommt  ihm,  wenn  es 
mit  bewußtem  Kunstwillen  in  das  Stadtbild  gesetzt  wird,  eine  hervor- 
ragende städtebauliche  und  künstlerische  Bedeutung  zu.  Dabei  ist 
von  besonderer  Wichtigkeit,  wie  sich  das  Hochhaus  einmal  in  seine 
Nachbarschaft,  sodann  in  das  Gesamtstadtbild  einfügt.  Das  letztere 
ist  in  München  besonders  bedeutungsvoll,  da  die  Isarstadt  in  der 
Frauenkirche  ein  bauliches  Heiligtum  besitzt,  das  im  Stadtbild  be- 
herrschend bleiben  muß  (um  die  künstlerische  Fernwirkung  von  Hoch- 
häusern prüfen  zu  können,  hat  sich  der  Münchener  Stadtrat  kürzlich 
mit  der  Herstellung  von  Gesamtaufnahmen  der  Stadt  einverstanden 
erklärt).  Vielleicht  noch  wichtiger  als  die  künstlerische  Seite  der 
Frage  ist  vorerst  die  wirtschaftliche.  Sind  Hochhäuser  wirtschaftlich 
notwendig  und  sind  Hochhäuser  wirtschaftlich  zu  finanzieren?  Die 
ausführliche  Untersuchung  dieser  Fragen,  die  hier  nur  angedeutet 
werden  kann,  geht  von  der  Voraussetzung  aus,  daß  Hochhäuser  nur 
für  Bureau-  und  Gescbäftszwecke,  nicht  für  Wohnungen  in  Frage 
kommen.  Im  übrigen  steht  die  Beantwortung  im  engsten  Zusammen- 
hang mit  der  heutigen  Lage  auf  dem  gesamten  Baumarkt.  Es  ist 
nicht  richtig,  zu  sagen,  heute,  wo  nicht  einmal  das  kleinste  Wohnhaus 
ohne  öffentliche  Zuschüsse  erbaut  werden  kann,  ist  erst  recht  nicht 
an  die  Errichtung  von  Bureauhochhäusern  zu  denken^  sondern  weil 
in  absehbarer  Zeit  an  eine  durchgreifende  Besserung  auf  demWohnungs- 
baumarkt  nicht  zu  denken  ist,  muß  versucht  werden,  die  Gesundung 
des  allgemeinen  Baumarktes,  und  damit  auch  die  Wiederbelebung  der 
(privaten)  Wohnungsbautätigkeit,  auf  dem  Umweg  über  den  Geschäfts- 
hausbau zu  erreichen.  Die  Finanzierung  solcher  Unternehmungen  ohne 
öffentliche  Zuschüsse  (mit  Ausnahme  etwa  der  produktiven  Erwerbs- 
losenfürsorge) erscheint  heute  nicht  mehr  von  vornherein  ausgeschlossen, 
da  der  freien  Mietpreisbildung  Hindernisse  demnächst  nicht  mehr 
im  Wege  stehen  sollen.  Sie  wird  um  so  leichter  sein,  wenn  nach- 
gewiesen wird,  daß  sich  der  Einheitpreis  für  das  Kubikmeter  umbauten 
Raumes  bei  Geschäftshochhäusern  mit  der  größeren  Zahl  der  Stock- 
werke unter  gewissen  Voraussetzungen  (bis  zu  einer  gewissen  Grenze) 
verringert;  genaue  Berechnungen  hierüber  siifd  in  München  im  Gange. 
Eine  wichtige,  wenn  nicht  ausschlaggebende  Rolle  spielt  dabei  auch 


die  Geschäftslage  des  Bauplatzes;  denn  der  zu  fordernde  erhöhte  Miet- 
preis muß  sich  in  erster  Linie  durch  die  Lage  des  Gebäudes  zu  den 
bereits  vorhandenen  Geschäftsvierteln  bezahlt  machen.  Die  Errichtung 
von  Bureauhochhäusern  unter  den  angedeuteten  Einschränkungen 
würde  nach  Ansicht  des  Verfassers  die  Wohnungsnot  sowohl  un- 
mittelbar als  auch  vor  allem  mittelbar  günstig  beeinflussen.  Es 
könnten  nicht  nur  Wohnungen,  die  heute  für  Geschäftszwecke  in  Be- 
nutzung sind,  freigemaoht  und  dem  Wohnungsmarkt  wieder  zugeführt 
werden,  der  wohltätige  Einfluß  der  Wiederbelebung  des  Baumarktes 
und  des  Baustoffgewerbes  — einmal  wieder  in  Gang  gesetzt,  würde 
sich  dieses  seine  Absatzgebiete  schon  schaffen  — auf  die  Wohnungs- 
bautätigkeit könnte  im  Zusammenhang  mit  dem  auf  Grund  solcher 
Unternehmungen  ungeheuer  anwachsenden  Vertrauen  in  die  Stetigkeit 
der  Verhältnisse  und  auf  die  Erholung  des  allgemeinen  Wirtschafts- 
lebens früher  oder  später  nicht  ausbleiben. 

„Produktive“  Erwerbsloseufiirsorge.  Für  unverzinsliche  Zu- 
schüsse zu  den  Straßenbauten  des  kommunalen  Zweckverbandes  der 
„Jura- Erschließung“  hat  das  bayerische  Staatsministerium  den  Betrag 
von  3 V3  Mill.  Mark  als  Nachtrag  zum  außerordentlichen  Staatshaushalt 
beim  Landtag  in  Vorschlag  gebracht.  Die  Bewilligung  scheint  nicht 
zweifelhaft  zu  sein,  da  der  genannte  Zweckverband,  bestehend  aus 
I den  Bezirken  Eichstätt  und  Kipfenberg,  den  Städten  Eichstätt  und 
Weißenburg  sowie  der  Landgemeinde  Altdorf,  mit  dem  Bau  von 
mehrere  hundert  Kilometer  langen  Straßenstrecken  eine  nutzbringende 
und  umfangreiche  Arbeitsgelegenheit  für  Erwerbslose  bezweckt,  wo- 
durch die  Bodenschätze  des  Gebiets  vielfach  der  Verwertung  erst  zu- 
gänglich gemacht  werden  sollen.  J.  St. 

Der  Verlauf  von  Tide-  und  Sturinüutwellen.  Zu  meinem  Auf- 
satz auf  S.  91  d.  Bl.  werde  ich  vom  Geheimen  Rat  Professor  Dr.  Engels 
in  Dresden  darauf  aufmerksam  gemacht,  daß  der  im  Eingang  auf- 
gestellte Satz:  „Sobald  die  Wellenlänge  wesentlich  größer  als  die  sechs- 
fache Wassertiefe  ist,  haben  wir  es  mit  reinen  Grundwellen  zu  tun“ 
mißverstanden  werden  kann.  Zur  Erläuterung  diene  folgenderNachtrag. 

Bei  kurzen  Wellen  und  großer  Wassertiefe  (wenn  L kleiner  als 
T ist)  haben  wir  es  mit  reinen  Oberflächenwellen  zu  tun.  Die 
Bewegung  der  Wasserteilchen  auf  annähernd  kreisförmigen  Bahnen 

nimmt  nach  der  Tiefe  sehr  schnell  ab  und  ist  in  einer  Tiefe  T = -J 

schon  äußerst  gering.  Die  Fortschrittgeschwindigkeit  C = |/ g 

ist  von  der  Wassertiefe  unabhängig. 

Bei  sehr  langen  Wellen  und  kleiner  Wassertiefe  haben  wir  es  mit 
reinen  Grundwellen  zu  tun.  Die  Bewegung  der  Wasserteilchen 
geht  fast  geradlinig  hin  und  her;  sie  nimmt,  abgesehen  von  der  Bett- 
reibung, nicht  mit  der  Tiefe  ab  und  ist  am  Grunde  fast  ebenso  stark 
wie  an  der  Oberfläche.  Die  mittlere  Fortschrittgeschwindigkeit 
G=Vgf  ist  von  der  Wellenlänge  unabhängig. 

Zwischen  beiden,  wenn  die  Wellenlänge  etwa  gleich  der  sechs- 
fachen Wassertiefe  ist  (=2  n T),  liegt  das  Gebiet  der  Seichtwasser- 
wellen. Die  Bewegung  der  Wasserteilchen  auf  mehr  und  weniger 
ellipsenförmigen  Bahnen  nimmt  zwar  nach  der  Tiefe  ab,  ist  aber  am 
Grunde  noch  mehr  oder  weniger  stark.  Die  Fortschrittgeschwindig- 
keit ist  sowohl  von  der  Wellenlänge  als  auch  von  der  Wassertiefe 
abhängig. 

Trägt  man  die  Wellengeschwindigkeit  für  gleiche  Wassertiefen  in 
Abhängigkeit  von  der  Wellenlänge  L logarithmisch  auf,  so  erhalten 
I wir  für  die  Oberflächen  wellen  eine  1 : 2 steigende  gerade  Linie  nach 
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der  Gleichung  ('=  y 9 J'n  und  für  die  reinen  Grundwellen  eine 
horizontale  Gerade  nach  der  Gleichung  C=Vg'l\  Beide  Linien 
schneiden  sich  bei  einer  Abszisse  2 n (s.  d.  Abb.).  Das  ist  also  der 
Trennungspunkt  zwischen  Oberflächenwellen  und  Grundwellen. 


Beiderseits  dieses  Punktes  ist  aber  die  Wellengeschwindigkeit  in- 
folge der  Einwirkung  des  Grundes  und  der  Wellenlänge  kleiner,  als 
sie  durch  beide  Geraden  angegeben  ist.  Sie  folgt  der  punktierten 
Übergangslinie  der  Abbildung. 

Dieses  Gebiet  der  Seicbtwasserwellen  hatJEngels  abgegrenzt  etwa 
zwischen  Wellenlängen  L = 2 T bis  L — 25  T.  Vgl.  a.  Engels,  Handbuch 
des  Wasserbaues,  Band  I,  S.  157. 

Berlin.  Dr.-Ing.  H.  Krey. 


Patente. 

Elektrisch  betriebener  Eisenbahndrehkrau.  D.  R.-P.  328541. 
Maschinenbau-Akt.  - Ges.  vorm.  Beck  u.  Henkel  in  Cassel.  — Den 
elektrisch  betriebenen  Eisenbahndrehkranen  wird  der  Strom  durch  ober- 
irdische blanke  Zuleitungen  mittels  eines  an  einem  Stromabnehmermast 
angeordneten  Rollen-  oder  Bügelabnehmers  zugeführt.  Um  zu  erreichen, 
daß  einerseits  beim  Einstellen  des  Drehkrans  in  einen  Güterzug  so- 
wohl der  Ausleger  als  auch  der  Stromabnehmermast  durch  ein  einziges 
Windwerk  in  das  Eisenbahnladeprofil  umgelegt  werden  kann,  und 


anderseits  der  Stromabnehmermast  beim  Aufrichten  des  Auslegers 
auch  ohne  die  Ausführung  besonderer  Handhabungen  wieder  in  seine 
Arbeitslage  gelangt,  ist  gemäß  der  Erfindung,  wie  die  Abbildung  zeigt, 
der  Stromabnehmermast  a um  eine  zur  Auslegerschwenkachse  b 
parallele  Achse  c drehbar  angeordnet  und  durch  einen  Lenker  d o.  dgl. 
mit  dem  Ausleger  e zwangläulig  verbunden.  Einen  weiteren  Vorteil 
weist  der  neue  Drehkran  dadurch  auf,  daß  es  bei  ihm  nicht  möglich 
ist,  den  leichten  Stromabnehmermast  a allein  von  Hand  anzuheben, 
so  daß  er  also  nie  außerhalb  des  Ladeprofils  liegen  kann,  es  sei  denn, 
daß  der  schwere,  nur  durch  ein  Windwerk  anhebbare  Ausleger  mit- 
gehoben worden  wäre. 

Selbsttätige  Eisenbahnkupplung  mit  eiuein  um  einen  senk- 
rechten Bolzen  drehbaren  Herzstück.  D.  R.-P.  326  931.  Waggon- 
fabrik L.  Steinfurt  G.  m.  b.  H.  in  Königsberg  i.  Pr.  — Um  bei  Klein- 
bahnen mit  kleinen  Gleiskrilmtnungeu  ein  richtiges  Aufeinandertreffen 
der  Kupplungen  zu  gewährleisten,  wird  nach  der  Erfindung  der 
Kuppelbügel  bei  unbenutzter  Kupplung  in  eine  von  der  Parallelo- 
grammlage abweichende,  nach  außen  gespreizte  Stellung  gebracht.  — 
Das  Herzstück  a ist  in  bekannter  Weise  (Scharfenbergkupplung)  auf 
der  einen  Seite  mit  einem  Hakenmaul,  auf  der  anderen  mit  einem 
Kuppelbügel  b versehen  (Abb.  1 u.  2).  Dieser  ist  dicht  an  seinem 
Drehpunkt  mit  einem  nach  außen  gerichteten  Vorsprung  c versehen,  der 
sich  bei  unbenutzter  Kupplung  unter  der  Einwirkung  der  an  dem 


1 
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Herzstück  angreifenden  Feder  f gegen  einen  entsprechenden  Anschlag  1 
des  Kuppelgehäuses  d legt.  Infolgedessen  wird  der  Kuppelbügel  durch  J 
den  Zug  der  Feder  nach  außen  gespreizt,  bis  er  an  der  Außenseite  • 


der  für  ihn  vorgesehenen  Öffnung  des  Gehäuses  anliegt  (Abb.  I).  Bei  4 
dieser  Stellung  der  Bügel  werden  sie  auch  bei  größeren  Seitenverschie-  • 
bungen  der  Wagen  gegeneinander  sicher  in  den  Einfübrungstriehter  h . 
hineingeleitet.  Bei  geschlossener  Kupplung  legen  sich  die  vorderen  | 
Enden  der  Bügel  b gegen  einen  Anschlag  g der  Gegenkupplung,  bevor  % 
ihre  nach  außen  gerichteten  VorsprüDge  c gegen  ihre  Widerlager  treffen,  ] 
so  daß  die  Bügel  sicher  in  den  Hakenmäulern  festgehalten  werden 


Im  Erdreich  herzustclleuder  Betonpfahl,  bei  dem  die  in  dem 
Pfahlloch  stehende,  flüssige  Betonsäule  in  das  umschließende  Erd- 
reich gepreßt  wird.  D.  R.-P.  324  910.  Wilhelm  Michaelis  in  Char- 
lottenburg. — Die  Erfindung  verfolgt 
den  Zweck,  ohne  Rammarbeit  eine  be- 
liebig starke  Pressung  des  Betons  bei 
den  im  Erdreich  herzustellenden  Beton- 
pfählen zu  erzielen  und  dadurch  selbst 
bei  schlechter  Bodenbeschaffenheit 
einen  festen,  stark  gegen  das  Erdreich 
gepreßten  Pfahl  zu  erhalten.  — Um 
dies  zu  erreichen,  wird  nach  Abb.  1 in 
das  zweckmäßig  durch  Bohrung  in  das 
Erdreich  eingelassene  Metallrohr  in  eine 
Fußplatte  a versenkt,  an  der  ein  Stab  b 
oder  mehrere  Stäbe  befestigt  sind.  So- 
dann wird  das  Mantelrohr  m teilweise 
oder  ganz  mit  flüssigem  Mörtel  k ge- 
füllt und  der  Betonmörtel  oben  durch 
eine  Platte  oder  Haube  d abgeschlossen, 
die  durch  den  Stab  b oder  mehrere  der- 
selben mit  der  Fußplatte  verbunden 
wird.  — Erfolgt  nun  durch  Anziehen 
der  Mutter  g eine  Pressung  des  flüssi- 
gen Betons  und  wird  das  Mantelrohr  »i 
teilweise  oder  ganz  aus  dem  Erdreich 
herausgezogen,  so  preßt  sich  alsdann 
der  Beton  gegen  das  umschließende 
Erdreich  und  sichert  dadurch  eine  hohe  Tragfähigkeit  des  fertigen 
Pfahles.  — In  Abb.  2 ist  die  Fußplatte  a mit  seitlichen,  ins  Erdreich 
greifenden  Klappen  oder  Haken  f versehen.  Sie  ist  durch  mehrere 
Stäbe  c mit  der  Haube  d zugfest  verbunden. 


Bücherschau. 

Der  Baukredit.  Von  Dr.  Karl  F.  Stöhr.  München,  Berlin  u. 
Leipzig  1921.  J.  Schweitzer  Verlag  (Arthur  Sellier).  VIII  u.  164  S. 
in  8°.  Geh.  12  Jl. 

Diese  Frage  ist  schon  oft  Gegenstand  der  Behandlung  im  Schrift- 
tum über  die  Wohnungsfrage  gewesen.  Stöhr  versucht,  einen  allge- 
meinen Überblick  über  die  Kreditquellen,  über  die  Voraussetzungen 
für  die  Kreditgewähr  und  über  die  Träger  des  Kleinhausbaues  zu  geben. 
Dies  ist  ihm  jedoch  nicht  völlig  gelungen,  seine  Darstellungen  ■weisen 
manche  Lücken  auf,  auch  hat  ihm  bei  allem  Fleiß,  den  die  Arbeit  ver- 
rät, hier  und  da  die  nötige  Sachkunde  gemangelt.  Wenn  er  z.  B.  S.  83 
mitteilt,  „die  Städte  übernehmen  gewöhnlich  die  Bürgschaft- für 
II.  Hypotheken  bis  zu  90  vH  der  Bausumme“,  so  ist  das  sehr  gewagt. 
Seine  Würdigung  der  Landes-  und  Proviuzialwobnungsvereine  ent- 
spricht nicht  deren  Bedeutung;  die  Wohnungsfürsorgegesellschaften 
werden  überhaupt  nicht  erwähnt,  obwohl  einige  derselben  schon  zur 
Zeit  der  Herausgabe  des  Buches  bestanden.  Seine  Mitteilung  über  die 
Verordnung  des  Bundesrats  vom  31.  Oktober  (nicht  August,  wie  Stöbr 
irrtümlich  sagt)  1918,  betreffend  die  Gewähr  verlorener  Zuschüsse  zu 
Wohnungsbauten,  ist  nicht  ganz  richtig;  in  der  Verordnung  wird  näm- 
lich bestimmt,  daß  das  Reich  die  Hälfte,  Staat  und  Gemeinde  je  ein 
Viertel  (nicht  zwei  Sechstel  bezw.  ein  Sechstel,  wie  Stöhr  angibt)  zu 
übernehmen  haben.  Das  Buch  enthält  indessen  immerhin  manches 
Wissenswerte.  * Gretzschel. 


Verlag  von  Wilhelm  Ernst  & Sohn,  Berlin.  — Für  den  nichtamtl.  Teil  verantwortlich:  In  Vertr.  R.  Bergius,  Berlin.  — Druck  der  Buchdruckerei  Gebr.  Ernst,  Berlin. 
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Bezugspreis:  Vierteljährlich 


»:  Dienst-Nachrichten.  — Niohtamtliohes:  Aus  den  ersten  Baujahren  der  Würzburger  Residenz.  — Ausbesserung  der  Auflagerknotenpunkte  der 
hnbrücke  über  die  Spree  bei  Bahnhof  Bellevue  in  Berlin.  — Vermischtes:  Höchstpreise  für  Zement.  — Bezug  von  Karten  der  Landesaufnahme. 


INHALT:  Amtliches: 

Stadtbahnbrücke  _ ^ 

Zusammenkunft  Alter  Herren  des  90.  Semesters  der  Berliner  Bauakademie  auf  der  Wartburg.  — Bau  vielgeschossiger  Hiiuser  in  Spanien.  — Maßnahmen 
der  Stadt  Augsburg  zur  Bekämpfung  der  Wohnungsnot.  — Hölzerner  Träger.  — August  Lindemann  t. 


Amtliche  Mitteilungen. 


Preußen. 

Seitens  der  Minister  der  öffentlichen  Arbeiten  und  für  Landwirt- 
schaft, Domänen  und  Forsten  ist  der  Vorsitzende  der  Handelskammer 
für  das  südöstliche  Westfalen  Dassel  in  Allagen  als  Mitglied  des 
Beirats  bei  den  Arbeiten  der  Landesanstalt  für  Gewässerkunde  be- 
rufen worden,  und  zwar  an  Stelle  des  von  diesem  Amt  zurückgetretenen 
Grafen  zu  Stolberg-Stolberg  auf  Westheim. 

Zu  Wasserbaudirektoren  sind  befördert:  die  Regierungs-  und  Bau- 
räte Thomas  in  Duisburg  unter  Versetzung  an  die  Dortmund -Ems- 
Kanalverwaltung  in  Münster  i.W.,  Rogge  in  Harburg  unter  Versetzung 
an  die  Wasserstraßendirektion  in  Hannover  und  Frentzen  in  Pots- 
dam, bei  der  Verwaltung  der  Märkischen  Wasserstraßen  in  Potsdam. 

Zu  Strombaudirektoren  sind  befördert:  die  Regierungs-  und  Bau- 
räte Fabian  in  Köslin  unter  Versetzung  an  die  Oderstrombauver- 
waltung in  Breslau  und  Langen  in  Hannover  unter  Versetzung  an 
die  Rheinstrombauverwaltung  in  Koblenz. 

Zu  Oberbauräten  sind  befördert:  der  Regierungs-  und  Baurat 
Geheime  Baurat  Wilhelms  bei  der  Überleitung  in  Danzig;  — die 
Regierungs-  und  Bauräte  Preiß  in  Hannover  unter  Versetzung  an 
die  Kanalbaudirektion  Essen,  Hentscbel  in  Stralsund  unter  Ver- 
setzung an  die  Regierung  in  Königsberg,  Hobrecht  in  Berlin  unter 
Überweisung  an  die  Verwaltung  der  Berliner  Wasserstraßen  (Polizei- 
präsidium) in  Berlin,  Schmitz  in  Allenstein  unter  Versetzung  an  die 
Dortmund-Ems-Kanalverwaltung  in  Münster  i.W.,  Loebell  bei  der 
Abteilung  für  Vorarbeiten  für  den  Weser- Elbe- Kanal  in  Hannover, 
Raddatz  bei  der  Regierung  in  Düsseldorf,  Ziegler  bei  der  Oberbau- 
leitung für  den  Masurischen  Kanal  in  Insterburg,  Innecken  beim 
Vorarbeitenamt  für  den  Weser -Main -Kanal  in  Eisenach  (von  Hann.- 
Münden  nach  Eisenach  versetzt)  und  Gelinsky  bei  der  Rheinstrom- 
bauverwaltung in  Koblenz. 

Beförderungsstellen  als  Regierungs-  und  Bauräte  sind  verliehen 
worden:  den  Regierungs-  und  Bauräten  Kaufnicht  in  Koblenz  unter 
Überweisung  an  die  Rheinstrombauverwaltung,  ®r.»3rig.  Schmidt  in 
Münster  i.  W.  unter  Überweisung  an  die  Dortmund  - Ems  - Kanal- 
verwaltung, Burkowitz  (Maschinenbau)  in  Königsberg  unter  Ein- 
berufung in  das  Reicbsverkehrsministerium,  Ti  Hieb  in  Stettin  unter 
Versetzung  an  die  Regierung  in  Köslin,  Ostmann  in  Greifenhagen 
unter  Versetzung  an  die  Verwaltung  der  Märkischen  Wasserstraßen  in 
Potsdam,  Gährs,  Vorstand  des  Wasserbauamts  Emden,  Ruhtz  in 
Stralsund,  unter  Versetzung  an  die  Regierung  in  Königsberg,  Eilmann, 
Vorstand  des  Wasserbauamts  in  Husum,  Prengel  unter  Übertragung 
der  Vorstandstelle  des  Hafenbauamts  in  Piliau,  Lachtin  bei  der 
Kaualbaudirektion  in  Essen,  Germanus  in  Duisburg  unter  Ernennung 
zum  Vorstand  der  Duisburg -Ruhrorter  Hafenverwaltung,  Paxmann 
in  Burg  unter  Versetzung  an  die  Verwaltung  der  Märkischen  Wasser- 
straßen in  Potsdam,  Pigge  in  Potsdam  unter  Versetzung  an  die 
Wasserstraßendirektion  in  Hannover  und  Verlohr  unter  Ernennung 
zum  Vorstand  des  Wasserbauamts  in  Harburg. 

Als  Regierungs-  und  Bauräte  sind  planmäßig  angestellt:  die  Re- 
gierungsbaumeister Prölß  bei  der  Regierung  in  Stade,  Reinhardt 
beim  Bauamt  II  für  den  Masurischen  Kanal  in  Insterburg,  Seemann 
beim  Wasserbauamt  II  in  Minden  i.W.,  Hans  Müller  bei  der  Re- 
gierung in  Wiesbaden,  Berg  im  Reichsverkehrsministerium,  Wilhelm 
beim  Bauamt  für  die  Regulierung  der  unteren  Oder  in  Greifenbagen, 
Lahr  bei  der  Verwaltung  der  Märkischen  Wasserstraßen  in  Potsdam, 
Tzschirntsch  bei  der  Regierung  in  Merseburg,  ®r.=3ng-  Lohmeyer 
beim  Wasserbauamt  in  Emden,  Warn  in  g bei  der  Regierung  in 
Köslin,  Albrecht  beim  Kanalbauamt  in  Hildesheim,  Schulemann 
bei  der  Regierung  in  Trier,  Haardt  zur  Kohlenwirtschaftstelle  in 
Düsseldorf  beurlaubt,  Wencker  zu  den  Ostpreußischen  Kraftwerken 
in  Königsberg  beurlaubt,  Bayer  beim  Wasserbauamt  in  Hoya  und 
Schlette  bei  der  Bauleitung  Allenburg  für  den  Masurischen  Kanal. 

Versetzt  sind:  Oberbaurat  Haesler  von  der  Regierung  in  Merse- 
burg an  die  Verwaltung  der  Märkischen  Wasserstraßen  in  Potsdam;  — 


die  Regierungs-  und  Bauräte  (in  Beförderungstellen)  Regierungs-  und 
Baurat  Stüwert  von  Rathenow  an  die  Oderstrombauverwaltung  in 
Breslau,  Schönsee  von  Danzig  an  die  Oderstrombauverwaltung  in 
Breslau,  Niehrenheim  von  Swinemünde  an  die  Regierung  in  Lüne- 
burg und  Becker  von  Piliau  an  die  Regierung  in  Wiesbaden;  — die 
Regierungs-  und  Bauräte  Diete  von  Genthin  an  die  Regierung  in 
Stade,  Georg  Kozlowski  von  Stade  au  die  Dortmund-Ems-Kanal- 
verwaltung in  Münster  i.  W.,  Michels  von  Flensburg  an  die  Elb- 
strombauverwaltung in  Magdeburg,  Ernst  Witte  von  Norden  an  die 
Wasserstraßendirektion  in  Hannover,  Mohr  von  Stolpmünde  nach 
Tapiau  als  Vorstand  des  Wasserbauamts,  Schasler  von  Tapiau  an 
das  Polizeipräsidium  (Verwaltung  der  Berliner  Wasserstraßen)  in 
Berlin,  Hinsmann  von  Meppen  nach  Koblenz  sris  Vorstand  des 
Wasserbauamts  I,  Rättig  von  Emden  nach  Stolpmünde  als  Vor- 
stand des  Hafenbauamts,  Jacobi  von  Piliau  nach  Elbing  als  Vor- 
stand des  Wasserbauamts,  Kiesow  von  Kolberg  an  die  Regierung 
Stettin,  Körner  von  Stettin  nach  Burg  bei  Magdeburg  als  Vorstand 
des  Neubauamts  für  den  Ihle- und  Plauer  Kanal,  Mieblke  von  Ober- 
weinberge an  das  Wasserbauamt  in  Köpenick  zur  Verwaltung  des 
Bauamts,  Kurt  Lohse  von  Husum  nach  Norden  als  Vorstand  des 
Wasserbauamts,  Heß  von  Hannover  nach  Potsdam  als  Vorstand  des 
Wasserbauamts,  $)r.=3ng.  Hugo  Heiser  von  Swinemünde  nach  Kol- 
berg als  Vorstand  des  Hafenbauamts,  Ecke  von  Landsberg  a.  d.  W. 
nach  Greifenhagen  als  Vorstand  des  Bauamts  für  die  Regulierung 
der  unteren  Oder,  Karl  Schäfer  von  Tönning  nach  Rathenow  als 
Vorstand  des  Wasserbauamts,  Timpe  von  Breslau  nach  Münster  i.  W. 
als  Vorstand  des  Wasserbauamts,  Schneuzer  von  Münster  i.W.  an 
die  Wasserstraßendirektion  in  Hannover,  Küble  von  Neusalz  a.  d.  0. 
als  Vorstand  an  das  Wasserbauamt  Genthin,  Strasburger  von 
Ohlau  nach  Tilsit  als  Vorstand  des  Wasserbauamts,  Mannsdorf 
von  Köpenick  nach  Tönning  als  Vorstand  des  Wasserbauamts, 
Fichtner  von  Glückstadt  nach  Tschicherzig  (Dienstsitz:  Oberwein- 
berge bei  Züllichau)  als  Bauleiter  beim  Ausbau  der  Oder  unterhalb 
Breslau,  Bruchmüller  von  Berlin  nach  Stralsund  als  Vorstand  des 
Wasserbauamts  Stralsund -West,  ®r.=3üg.  Friedrich  Herbst  von 
Harburg  an  das  Wasserbauamt  II  in  Berlin,  Otto  Braun  von  Inster- 
burg nach  Swinemünde  als  Vorstand  des  Hafenbauamts,  Sagemüller 
von  Norden  an  die  Regierung  in  Aurich,  Conradt  von  Berlin  an  die 
Kanalbaudirektion  in  Essen,  Illing  von  Berlin  nach  Flensburg  als 
Vorstand  des  Wasserbauamts,  Gustav  Schmidt  von  Swinemünde 
nach  Insterburg  als  Vorstand  des  Pregelbauamts,  Schütz  von  Han- 
nover an  das  Hafenbauamt  in  Piliau,  Mösenthin  von  Hann.-Münden 
an  das  Vorarbeitenamt  für  den  Weser -Main- Kanal  in  Eisenach  und 
Ludwig  Schulze  von  Tapiau  an  das  Wasserbauamt  in  Emden. 

Überwiesen  sind:  die  Regierungs-  und  Bauräte  (in  Beförderung- 
stellen) $r.*3ng.  Bölte  von  der  Regierung  in  Hannover  der  Abteilung 
für  Vorarbeiten  in  Hannover  und  Quedefeld  von  der  Verwaltung 
der  Berliner  Wasserstraßen  an  das  Polizeipräsidium  in  Berlin;  — die 
Regierungs-  und  Bauräte  Nicol  vom  Wasserbauamt  in  Breslau  an  die 
Oderstrombauverwaltung  daselbst,  Bohrer  vom  Wasserbauamt  in 
Münster  i.  W.  an  die  Dortmund-Ems-Kanalverwaltung  in  Münster, 
Franzius  in  Stettin  von  der  Regierung  dem  Wasserbauamt  in  Stettin 
und  Jehn  in  Münster  i.  W.  von  der  Dortmund-Ems-Kanalverwaltung 
dem  Wasserbauamt  in  Münster  i.  W. 

Übertragen  ist:  den  Regierungs-  und  Bauräten  Georg  Braun  die 
Vorstandstelle  beim  Wasserbauamt  in  Fürstenwalde,  Arnous  die 
Vorstandstelle  beim  Wasserbauamt  in  Landsberg  a.  d.  W.,  Asmussen 
die  Vorstandstelle  des  Wasserbauamts  in  Oppeln  endgültig,  Gold- 
sticker die  Vorstandstelle  beim  Wasserbauamt  in  Diez  a.  d.  Lahn, 
Arp  in  Geestemünde  die  Leitung  des  Neubauamts  für  die  Erweiterung 
und  Einschleusung  des  Fischereihafens  daselbst  als  Vorstand  und 
Franz  Lohse  die  Vorstandstelle  beim  Wasserbauamt  in  Stade. 

Der  Regierungs-  und  Baurat  Rudolf  Schmidt  in  Berlin  ist  in 
das  Reichsverkehrsministerium  einberufen  worden. 
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Planmäßige  Regierungs-  und  Bauratstellen  sind  ferner  verlieben: 
den  Regierungsbaumeistern  des  Straßen-  und  Wasserbaufaches  Eich- 
mann in  Charlottenburg,  Stracke  in  Düsseldorf,  Baumgärtel  in 
Allenstein,  Wittmer  in  Potsdam  und  Heckmann  in  Minden. 

Der  ordentliche  Professor  an  der  Technischen  Hochschule  Berlin 
Geheimer  Regierungsrat  Heyn  ist  zum  Direktor  des  Kaiser- Wilhelm- 
Instituts  für  Metallforschung  ernannt  worden. 

Versetzt  sind  ferner:  die  Regierungsbaumeister  Bernhard  Schu- 
macher von  Insterburg  an  das  Wasserbauamt  Duisburg- Meiderich, 
Kossinna  vom  Wasserbauamt  Hitzacker  an  die  Oberbauleitung  für 
den  Masurischen  Kanal  in  Insterburg  und  Scheelhase  von  der 
Regierung  in  Aurich  an  das  Wasserhauamt  in  Norden. 

Überwiesen  sind  unter  Wiederaufnahme  in  den  Staatsdienst:  die 
Regierungsbaumeister  Kaumanns  der  Verwaltung  der  Märkischen 
Wasserstraßen  in  Potsdam,  Bollmann  dem  Wasserbauamt  in  Meppen, 
Krüger  dem  Wasserbauamt  in  Landsberg  a.  d.  W.,  Wagner  dem 
Hafenbauamt  in  Pillau  und  Sem ler  dem  Wasserbauamt  in  Osterode 
i.  Ostpreußen. 

Der  Regierungsbaumeister  Dr.  Teubert  bei  der  Verwaltung  der 
Märkischen  Wasserstraßeu  in  Potsdam  ist  infolge  Übertritts  in  den 
Reichsdienst  ausgeschieden. 


Deutsches  Reich. 

Reichseisenbahnen.  Preußen  - Hessen.  Der  Regierungs- 
und Baurat  Henkel,  bisher  in  Brandenburg,  ist  zur  Eisenbahndirek- 
tion nach  Magdeburg  versetzt. 

Reichseisenbahnen.  Bayern.  In  gleicher  Diensteseigenschaft 
sind  in  planmäßiger  Weise  berufen:  der  Vorstand  der  Bauinspektion  I 
Nürnberg  Regierungsrat  Friedrich  Glück  an  die  Eisenbahndirektion 
Nürnberg  und  der  Vorstand  der  Bauinspektion  III  Nürnberg  Re- 
gierungsrat Wilhelm  Hensolt  als  Vorstand  an  die  Bauinspektion  I 
Nürnberg  sowie  der  Vorstand  der  Maschineninspektion  Passau  Re- 
gierungsrat Ludwig  Maier  an  die  Eisenbahndirektion  Regensburg. 

Vom  1.  Oktober  1920  an  wird  der  mit  dem  Charakter  eines  Ge- 
heimen Baurats  bekleidete,  im  einstweiligen  Ruhestand  sich  befindende 
Eisenbahn- Bau-  und  Betriebsinspektor  der  vormaligen  Reichseisen- 
bahnverwaltung in  Elsaß -Lothringen  Ludwig  Drumm  bei  der  Eisen- 
bahndirektion München  planmäßig  wieder  angestellt. 

Württemberg. 

Durch  Entschließung  des  Staatspräsidenten  ist  dem  Bauinspektor 
Friz,  bisherigem  Landestechniker  für  das  landwirtschaftliche  Bau- 
wesen bei  der  Zentralstelle  für  die  Landwirtschaft,  die  nachgesuchte 
Entlassung  aus  dem  Staatsdienst  bewilligt  worden. 


Nichtamtlicher  Teil. 

Schriftleiter:  Friedrich  Scliultze  und  Richard  Bergius. 

Aus  (len  ersten  Baujahren  der  Würzburger  Residenz. 

Von  Dr.  Karl  Lolimcyer  in  Heidelberg. 


An  einen  Aufsatz  von  mir  über  „Johann  Lukas  v.  Hildebrandt 
und  das  Mannheimer  Schloß“,1)  in  dem  ich  der  ganzen  Sachlage  nach 
gezwungen  war,  kurz  schon  auch  auf  die  Entstehung  der  Würzburger 
Residenz  einzugehen,  haben  sich  sehr  zahlreiche  Aufsätze  und  Presse- 
notizen angeschlossen,  die  zum  Teil  dazu  angetan  sind,  Mißverständ- 
nisse aufkommen  zu  lassen.  In  Kürze  mag  daher  hier  einiges  schon 
an  Hand  sehr  zahlreicher  archivalischer  Funde,2)  wie  ich  sie  seit 
langen  Jahren  gesammelt  habe,  als  eine  Vornotiz  und  zum  Teil  als 
Auszug  der  in  aller  Kürze  selbst  als  I.  Band  der  Forschungen  zur 
Geschichte  des  rheinisch-fränkischen  Barocks  erscheinenden  Briefe  und 
Dokumente  aus  dem  Zeitalter  Balthasar  Neumanns  folgen,  die  nur 
die  Ungunst  der  Zeitverhältnisse  so  lange  zurückgehalten  hat.3) 

Am  18.  September  1719  war  Johann  Philipp  Franz  v.  Schönborn 
zum  Fürstbischof  von  Würzburg  erwählt  worden.  — Der  Schönborner 
„Bauwurmb“  ließ  ihn  nicht  ruhen,  und  schon  im  Oktober  entwarf  er 
zusammen  mit  seinem  damaligen  Ingenieurleutnant  Balthasar  Neumann 
die  Baukonzepte  zu  einem  neuen  „Schlößlein“  am  Rennweg  in  Würz- 
burg, vorläufig  nur  „nach  dem  verjüngerten  Maßstab“  seines  „landts 
und  beutels“  und  unter  Benutzung  der  bereits  bestehenden. 

So  aber  wollten  es  die  hochstrebenden  Verwandten  auf  dem  Mainzer 
Kurthron  und  der  Vertreter  des  Kaisers  des  heiligen  römischen  Reiches 
in  Wien,  der  Reichsvizekanzler,  nicht.  — Vorerst  wurde  einmal 
Neumann  nach  Mainz  an  den  Oheim  des  Bischofs,  den  Kurfürsten 
Lothar  Franz  v.  Schönborn,  zum  Erlangen  weiterer  Vorschläge  und 
Anregungen  gesandt,  wo  er  einen  so  guten  Eindruck  hinterließ,  daß 
dieser  bauverständige  Herr  allbereits  am  17.  Oktober  1719  von  ihm 
sagt,  „welcher  alles  wohl  begriffen  und  von  solcher  guten  eigenschafft 
zu  seyn  scheint,  daß  er  sich  durchgehents  gern  weißen  lasset,  so  ge- 
stalten, daß,  wo  dieser  mensch  nur  auff  trey  jahr  in  Italien  zu  gehen 
das  Glück  haben  sollte,  von  dessen  guter  Application  sich  zu  Ew.  Ld. 
und  dero  Hocbstifft  Diensten  viel  ersprießliches  zu  versprechen 
und  die  auf  selbigen  gehende  Kösten  Verwendung  nicht  übel  angeleget 
seyn  dörffe,  zu  dem  endte,  denselben  in  dero  hohe  Gnaden  protection 
bestens  recomendire.“ 

0 Mannheimer  Geschichtsblätter.  NXI.  November/Dezember  1920. 
Nr.  11/12. 

3)  Sie  sind  zu  linden  in  den  Archiven  von  Bamberg,  Koblenz, 
Wiesentheid,  Würzburg,  bei  den  Handschriften  des  Historischen  Ver- 
eins für  Unterfranken,  der  Universitätsbibliothek  Würzburg  u.  a.  m. 

s)  Das  rheinisch  - fränkische  Barock.  Herausgegeben  von  Karl 
Koetschau  u.  Karl  Lohmeyer.  I.  Bd.  Die  Briefe  Balth.  Neumanns 
an  Friedrich  Karl  v.  Schönborn  und  Dokumente  aus  den  ersten  Bau- 
jahren der  Würzburger  Residenz.  Gebr.  Hofer.  Saarbrücken  — Stutt- 
gart — Leipzig  — Berlin.  Ihm  soll  noch  ein  zweiter  Band  mit  den 
verstreuten  Briefen  des  Meisters  und  weiteren  Dokumenten  folgen. 
Erst,  wenn  das  ganze  archivalische  Material  geschlossen  vorliegt,  wird 
man  gut  tun,  daran  zu  geben,  eine  abschließende  Würdigung 
Balthasar  Neumanns  unter  Heranziehung  der  genauesten  Stilkritik  zu 
schreiben,  die  in  dieser  Art  auch  als  ein  Band  der  jetzt  beginnenden 
Serie  mit  in  Aussicht  genommen  ist. 


Noch  am  Ende  desselben  Monats  traf  aber  auch  schon  auf  Ver- 
anlassung des  Reichsvizekanzlers  Friedrich  Karl  v.  Schönborn  Johann 
Lukas  v.  Hildebrandt,  der  Kaiserliche  Hofingenieur  von  Wien,  in 
Franken  ein,  und  der  Kanzler  war  selbst  zu  diesem  Ereignis  anwesend. 
Er  zeigte  ihm  das  schon  bestehende  Pommersfelden,  und  dann  ging 
die  Reise  des  Architekten  auf  Würzburg,  wo  der  erste  „Brouillon- 
riß“  nun  nicht  mehr  zu  einem  „Schlößlein“,  sondern  schon  zu  einer 
monumentalen  Residenz  damals  das  Licht  der  Welt  erblickte.  Nach 
Heußenstamm  fuhr  er  weiter  und  von  da  auf  Mainz,  um  sich  dort 
die  vielbewunderte,  neuartige  Festungsanlage  von  Maximilian 
v.  Welsch  zu  betrachten,  dieses  bis  vor  wenigen  Jahren  in  seiner  wahren 
Bedeutung  gänzlich  verkannten  und  vergessenen  Hauptarchitekten 
des  rheinisch -fränkischen  Barocks  aus  dem  beginnenden  Jahrhundert, 
der,  ein  Franke  selbst  von  Geburt,  am  Rhein  in  Mainz  seinen  Wohn- 
und  Wirkungssitz  hatte,  das  er  zu  einem  Mittelpunkt  dieser  Bau- 
tätigkeit zu  gestalten  wußte. 

Und  ebenso,  wie  man  allmählich  die  künstlerische  Bedeutung 
dieses  Mannes  auf  dem  Gebiet  der  Zivilbaukunst  zu  ahnen  beginnt, 
fängt  man  auch  an  zu  merken,  daß  er  der  eigentliche  Vater  und  Be- 
gründer des  modernen  Festungsbauwesens  war,  dessen  Ideen  erst 
später  von  Preußen  und  Friedrich  dem  Großen  zum  Lernen  an  den 
Rhein  entsandte  Schüler  von  ihm  in  die  nordischen  Lande  über- 
tragen haben.  In  Würzburg  war  man  inzwischen  auch  nicht  müßig. 
Balthasar  Neumann  und  der  Bischof  planten  nun  auch  ihrerseits  einen 
großen  Palast,  aber  immer  noch  im  Gegensatz  zu  Wien  unter  Berück- 
sichtigung bestehender  Bauwerke.  Der  Bischof,  der  selbst  an  seiner 
möglichen  Ausführung  verzweifelt,  nennt  ihn  ein  „Castello  in  aria“, 
ein  Luftschloß. 

Und  nun  beginnt  ein  höchst  interessanter  Kampf  zwischen  ihm 
und  den  einzelnen  Hauptmitgliedern  des  Hauses  Schönbom.  Während 
gerade  der  Fürst,  dem  es  vom  Schicksal  vergönnt  war,  die  monu- 
mentalste Barockresidenz  Deutschlands,  die  auch  in  Frankreich  und 
Italien  nicht  ihresgleichen  findet,  zu  planen  und  zu  beginnen,  anfangs 
nur  ein  „Schlößlein“  genehmigen  will,  wird  er  nacheinander  von 
seinen  Verwandten  immer  weiter  und  weiter  in  die  Baulust  hinein- 
gerissen. Und  während  Kurmainz  und  damit  zugleich  Welsch  noch 
geneigt  ist,  ihm  das  Stehenlassen  älterer  Bauwerke  zuzubilligen,  will 
dann  Wien  und  damit  Hildebrandt  nichts  davon  wissen  und  gleich 
tabula  rasa  machen,  alles  Stehende  beseitigen,  um  dann  in  einer 
ganz  großen  Bauidee  schwelgen  zu  können.  Doch  der  Bischof  wider- 
setzt sich  dem  zuerst  ganz  energisch  und  immer  in  Bedenken  über 
die  Finanzlage  seines  Landes.  Aber  nun  wird  ihm  Stück  um  Stück 
zuerst  von  Mainz,  zum  Schluß  von  Wien  abgetrotzt,  die  „allzu  große 
Idea“  wird  Herr. 

Als  Grundlage  für  die  Würzburger  Wünsche  gehen  zuerst  die 
„Brouillonskizze“  Hildebrandts  samt  dem  „Castello  in  aria“  Neumanns 
nach  Mainz,  wo  sie  weiter  ausgearbeitet,  verbessert  und  ins  Mögliche 
umgesetzt  werden  sollen,  denn  in  Mainz  saß  damals  die  leitende 
Baukommission  der  rheinisch- fränkischen  Lande  unter  dem  Vorsitz 
des  kunstverständigen  Kurfürsten  mit  dem  Beisitz  seines  genialen 
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Oberbaudirektors  Maximilian  v.  Welsch  und  einem  feinsinnigen  Kunst- 
kenner, dem  Geh.  Rat  Philipp  Christoph  Reichsfreiherrn  v.  Erthal, 
der  als  Kunstideengeber  auch  für  die  Würzburger  Residenz  ganz  und 
gar  nicht  unterschätzt  werden  darf,  ja,  einmal  sogar  aus  hohem  Munde 
direkt  Architekt  genannt  und  auch  als  solcher  gewertet  wird  und  sich 
so  als  ein  Vorläufer  eines  auch  in  Mainz  geschaffenen  Typs  der  Zeit 
ergibt,  als  den  der  Vereinigung  von  Hofkavalier  und  Architekt,  der 
dann  in  dem  Reichsfreiherrn  Anselm  Franz  v.  Ritter  zu  Grünsteyn 
die  Hauptverkörperung  gefunden  hat,  ein  Beispiel,  dem  sich  danach 
viele  kleinere  Höfe  der  Gegend  nur  allzugern  anschlossen.  Während 
nun  in  Mainz  an  dem  Ausführen  der  Pläne  gearbeitet  wird,  wendet 
sich  der  Bischof  in  Würzburg  an  wenigstens  zehn  Architekten  ersten 
Ranges  im  In-  und  Ausland,  in  Italien,  Frankreich  und  Österreich,  um 
weitere  Vorschläge  und  Konkurrenzpläne.  Auch  Germain  Boffrand, 
der  Pariser,  wird  damals  bereits  um  seinen  Rat  gefragt. 

Zugleich  geht  der  Pater  Loyson  nach  Wien  ab,  den  Würzburg 
von  Kurmainz  als  Bauleiter  für  die  Residenz  begehrt,  da  er  sich  alle 
Achtung  in  derselben  Stelle  beim  Pommersfeldener  Bauwesen  erworben 
hat,  das  sich  in  merkwürdiger  Parallele  zu  Würzburg  auch  kollekti- 
vistisch erhoben  hatte,  auch  unter  Verquickung  von  Mainzer  und 
Wiener  Einflüssen  von  Welsch  und  Hildebrandt  im  Verein  mit 
dem  Bauherrn,  wobei  Johannes  Dientzenhofer  eine  ganz  ähnliche 
Rolle  spielte,  wenn  auch  im  verkleinerten  Maßstab,  wie  Neumann 
später  bei  der  Würzburger  Residenz.  Auch  hier  war  die  Mainzer 
Baukommission  an  der  Arbeit,  der  er  jeden  etwa  auf  ihn  zurück- 
gehenden Vorschlag  und  Riß  vorher  zu  unterbreiten  hatte. 

Unruhige  Zeiten  ließen  das  Zivilbauwesen  in  Franken  nun  zuerst 
zurücktreten,  der  Festungsbau  trat  in  seine  Rechte. 

Nun  soll  Welsch  wieder  helfen,  aber  er  hat  das  Podagra  und  ist 
nicht  geneigt,  vor  seiner  Heilung  abzureisen,  wenn  auch  der  Bischof 
ihn  dringend  sowohl  dieserhalb  als  auch  wegen  des  Residenzbauwesens 
verlangt,  trotzdem  er  auch  hier  immer  wieder  Bedenken  und  Gewissens- 
bisse äußert,  daß  es  ein  zu  „spesoser“  Mann  sei,  allzu  kostbar  und 
teuer  für  den  Würzburger  Beutel.  Als  ihn  darüber  endlich  der  Kur- 
fürst beruhigt  hat  und  das  Podagra  den  Gewaltigen  verläßt,  reisen 
Welsch  und  Erthal  mit  den  Plänen  nach  Würzburg,  obwohl  der 
Bischof  noch  immer  in  Angst  vor  den  Kosten  meint,  es  sei  genug, 
wenn  Erthal  sie  überbringe  und  auch  erkläre. 

Und  diese  Pläne  erregen  allgemeine  Bewunderung  in  der  Franken- 
stadt, aber  nur  zuerst  — , denn  bald  stellen  sich  Bedenken  auf  Be- 
denken des  vorsichtigen  Fürsten  ein,  der  eine  schlaflose  Nacht  nach 
der  andern  verbringt,  plötzlich  mitten  in  der  Nacht  von  seinem  un- 
ruhigen Lager  aufspringt  und  an  das  Studium  der  Risse  geht  und  sich 
so  wieder  als  ein  echter  Schönborn  erweist.  — Und  immer  neue  Be- 
denken, immer  mehr  stellen  sich  ein,  so  daß  Erthal  und  vor  allem 
Welsch,  der  gewohnt  ist,  in  Mainz  wie  ein  rohes  Ei  behandelt  zu 
werden,  und  keinen  Widerspruch  verträgt,  sehr  ungehalten  und  un- 
geduldig werden  und  fast  schon  die  Flinte  ins  Korn  werfen.  Dabei 
drängt  der  Reichsvizekanzler  in  Wien  auf  die  Durchführung  der  noch 
grandioseren  Ideen  Hildebrandts,  für  die  das  „Brouillon“  ja  auch  in 
Mainz  samt  den  Neumannschen  Plänen  als  Grundlage  Vorgelegen  hatte. 

Und  in  Mainz  wird  man  ebenfalls  ungnädig.  Ärgerlich  spricht 
man  davon,  daß,  wenn  die  Mainzer  Ideen  scheiterten,  niemand  schuld 
daran  sei  als  der  „Herr  Jean  Luca“  in  Wien,  und  der  Kurfürst 
redet  gar  spöttisch  „von  der  herrlichen  Architektur“,  die  der  Wiener 
mit  dem  von  ihm  geplanten  zweiten  Mezanin  über  dem  Erdgeschoß 
zustande  bringen  wolle,  das  gegen  jede  Regel  guter  Baukunst  gründ- 
lich verstoße.  Aber  man  muß  sich  doch,  ob  man  will  oder  nicht, 
vielen  von  Wien  ausgehenden  Ideen  fügen,  um  nur  das  Heft  in 
Würzburg  in  der  Hand  zu  behalten,  denn  darauf  kam  es  vor  allem 
Kurmainz  eben  an. 

Der  Plan,  mit  dem  Bestehenden  gänzlich  zu  brechen,  wie  er  von 
Wien  einmal  ausgegangen  war,  setzt  sich  durch,  das  zweite  Mezanin 
desgleichen,  trotz  allen  Sträubens  der  Mainzer,  und  auch  ihre  Pläne 
müssen  demgemäß  umgearbeitet  werden.  In  Wien  aber  war  das 
Schaffen  einer  solchen  Hauptresidenz  ein  Ereignis.  Neben  der  Haupt- 
triebkraft, dem  Reichsvizekanzler,  nahmen  der  Kaiser,  der  Prinz  Eugen 
und  viele  Bauverständige  der  Kaiserstadt  lebhaften  Anteil  daran  und 
ließen  sich  die  Pläne  von  Hildebrandt  vorlegen  unter  ihrem  Ausdruck 
der  Bewunderung  und  aller  Anerkennung. 

Und  so  wurden  sie  nach  Würzburg  gesandt  und  waren  damit 
die  ersten  Hauptrisse,  die  nun  auch  mit  allen  bestehenden  Bauten 
gründlich  brachen.4)  Aber  der  Bischof  hatte  außer  auf  Wien  auch 
noch  auf  Mainz  und  seinen  mächtigen  Oheim,  den  Kurfürsten,  Rück- 
sicht zu  nehmen,  und  so  gab  es  schließlich  ein  Kompromiß  der  Mainzer- 


4)  In  verschiedenen  sich  an  meinen  eingangs  erwähnten  Aufsatz 
anschließenden  Referaten  und  Pressenotizen  ist  gerade  dieser  Zwischen- 
satz, den  ich  als  besonders  wichtig  dazu  gesperrt  drucken  ließ,  aus- 
gelassen, was  wieder  Mißverständnisse  hervorbringen  mußte  und  auch 
gebracht  hat. 


Würzburger  mit  den  Wiener  Ideen,  das  zur  Ausführung  bestimmt 
wurde.  Und  wenn  auch  Hildebrandt  in  den  nächsten  Monaten, 
während  der  Bau  schon  in  die  Höhe  stieg,  bis  in  den  Herbst  hinein 
weiter  um  seinen  Rat  gefragt  wird  und  ihn  auch  erteilte,  in  der  Aus- 
führung war  er  die  nächsten  Jahre  wenigstens  ausgeschaltet,  hier  war 
und  blieb  lange  Zeit  die  erste  Autorität  Maximilian  v.  Welsch  und 
neben  ihm  schon  Balthasar  Neumann,  von  dem  manche  Ideen  nach- 
einander doch  Geltung  und  Boden  gewannen,  wenn  auch  noch  der 
mächtige  Mainzer  Baudirektor,  dem  sich  Neumann  völlig  im  Gegen- 
satz zu  Hildebrandt  in  allen  Baufragen  unterwarf,  den  letzten  Aus- 
schlag erteilte.  Welsch  hatte  auch  noch  die  Genugtuung,  daß  man 
schließlich  zu  der  Ansicht  in  Würzburg  kam,  daß  durch  das  Hilde- 
brandtsche  Mezanin  doch  der  Bau  zu  „excessive“  hoch  würde,  und 
sollte  nun  wieder  Abhilfe  schaffen,  kam  auch  dazu  nach  Schloß  Main- 
berg, wohin  Neumann  die  Pläne  brachte  und  der  Bischof  ungeduldig 
wartete,  da  ihm  der  Abt  von  Theres  drohte,  die  Säue  wegzuschießen. 
Aber  Welsch  zeigt  sich  damals  wenig  geneigt,  den  Wünschen  des 
hohen  Herren  zu  willfahren,  und  reist  dann  mit  Neumann  nach  Würz- 
burg,  um  sich  über  den  Gartenplan  zu  besprechen,  denn  er  war  auch 
ein  Gartenarchitekt  hohen  Ranges. 

So  sehen  wir,  wie  auch  an  den  beschlossenen  Ausführungsplänen, 
während  der  Bau  sich  schon  erhob,  immer  wieder  geändert  und  ge- 
ändert wurde.  Noch  legt  Neumann  auch  seine  eigenen  neuen  Vor- 
schläge, während  er  weiter  an  der  Ausarbeitung  der  Risse  arbeitet, 
in  Mainz  vor,  wo  sie  teils  mit,  teils  auch  schon  ohne  Zuziehung  von 
Welsch  genehmigt  werden,  denn  immer  mehr  faßt  gerade  der  Kur- 
fürst ein  großes  Vertrauen  zu  dem  jungen  Architekten  und  protegiert 
ihn,  wo  er  nur  kann,  bis  man  schließlich  auf  den  Gedanken  kommt, 
Neumann  nach  Frankreich  zu  senden,  da  sich  die  Wetterfahne  des 
italienisch-süddeutschen  Barocks  allgemach  von  Süden  und  vor  allem 
von  Osten  her  nach  dem  Westen  zu  drehen  begann.  Mit  Empfehlungen 
von  Erthal,  der  ein  Freund  vieler  Pariser  Architekten  war,  und  auch 
von  einem  fränkischen  Baukünstler  größeren  Stils,  dem  Ansbacher 
Oberbaudirektor  v.  Zocha,  der  auch  in  Paris  studiert  hatte,  machte 
sich  Neumann  unter  Mitnahme  der  durch  ihn  nun  ausgezeichneten 
und  festgelegten  Pläne  auf  den  Weg. 

Und  in  Paris  legt  er  sie  den  maßgebenden  Architekten  des  Königs 
Robert  de  Cotte  und  Germain  Boffrand  vor,  wobei  einer  nichts 
von  dem  anderen  wissen  darf,  und  Cotte  den  klassischen  Ausspruch 
über  die  Risse  tut,  sie  seien  „auf  die  italienisch  Manier  und  etwas 
teutsches  dabey“,  und  so  treffend  die  kollektivistische  Arbeit  charak- 
terisiert, auch  wohl  noch  den  Einfluß  des  in  Genua  geborenen,  in 
Österreich  groß  gewordenen  Hildebrandt  erkennt,  wenn  auch  das  in 
Paris  Vorgelegte  weder  die  reinen  Mainzer  noch  Hildebrandtschen 
Pläne  mehr  waren,  sondern  das  eben  inzwischen  in  Würzburg  fest- 
gelegte Gesamtergebnis,  das  übrigens  damals  schon  in  Paris  als  das 
des  Ausarbeiters  Neumann  galt,  denn  die  Vorlage  ihrer  eigenen  Pläne 
hätten  sich  zwei  gerade  so  anerkannte  und  verwöhnte  Meister  wie 
Welsch  und  Hildebrandt  schon  verbeten.  Daß  es  so  war,  dafür  haben 
wir  ja  das  völlig  unverfängliche  Zeugnis  von  Boffrand  selbst,  wenn 
er  von  den  Würzburger  Plänen  schreibt:  „Le  projet  general  du  Palais 
de  Wurtzbourg  en  Franconie  a ete'  forme'  de  premier  lieu  par  S.  A. 
Mgr.  l’Eveque  de  Wurtzbourg  et  par  Mr.  Neumann,  habile  Architecte, 
sur  lequel  projet  le  Prince  proposa  ä Mr.  Boffrand  d’aller  en  1724  sur 
les  lieux,  ou  il  les  redigea.“5) 

Boffrand  war  nämlich  in  diesem  Jahre  wirklich  auf  einige  Zeit 
nach  Franken  gekommen,  das  er  unter  großen  Ehrungen  durchreiste; 
der  Fürst  begleitete  ihn  selbst  auch  nach  Pommersfelden,  das  zur 
Freude  des  erbauenden  Kurfürsten  von  Mainz  seine  volle  Anerkennung 
fand,  und  zum  Schluß  machte  er  auch  am  Rhein  in  Mainz  seinen 
Besuch  und  blieb  noch  längere  Zeit  auch  damit  von  Paris  aus  in 
künstlerischer  Verbindung,  die  er  noch  später  mit  v.  Ritter  zu  Grün- 
steyn unterhielt,  wie  vorhandene  Briefe  beweisen.  Und  von  jetzt  ab 
ist  auch  ganz  entschieden  mit  seinem  Einfluß  auf  das  Würzburger 
Bauwesen  zu  rechnen,  und  in  Kellers  Neumannbiographie  ist  doch 
gerade  er  besonders  schlecht  weggekommen,  und  erst  Eckert,  ein 
Nachkomme  der  Würzburger  Baumeisterfamilie,  die  noch  ein  Band 
durch  den  Besitz  und  das  Erhalten  der  Plansammlung  Eckert  deut- 
lich mit  dem  18.  Jahrhundert  und  Neumann  verband,  ist  ihm  in  seiner 
besonders  verdienstvollen,  leider  durch  die  Kriegszeit  nicht  nach  Ge- 
bühr beachteten  Veröffentlichung6)  erst  wieder  gerecht  geworden.  Der 
Franzose  hatte  ohne  Frage  damals  einen  nicht  zu  unterschätzenden 
Einfluß  ausgeübt,  namentlich  auf  die  Inneneinteilung  und  Ausgestal- 
tung. Die  beiden  Fürsten  rühmen  dazu  restlos  sein  bescheidenes 
Wesen,  „trotzdem  er  ein  Franzose  sei“  und  so  wenig  zu  dem  National- 
charakter dieser  Nation  passe. 

Während  Neumann  in  Paris  weilte,  vertrat  ihn  in  Würzburg  im 


6)  J.  Keller,  Balthasar  Neumann,  Würzburg  1896,  S.  61. 

6)  G.  Eckert,  Balthasar  Neumann  und  die  Würzburger  Residenz- 
pläne. Straßburg  1917. 
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weiteren  Ausarbeiten  der  Risse  der  schon  erwähnte  junge  Mainzer, 
gut  mit  Paris  und  seinen  Architekten  bekannte  Anselm  Franz  v.  Ritter 
zu  Grilnsteyn,  der  schon  Ende  des  Jahres  1722  bei  Gelegenheit  der 
Vorarbeiten  zur  Pariser  Reise  daselbst  weilt,  über  den  sich  der 
Bischof  in  einigen  jetzt  vorliegenden  Briefen  sehr  lobend  äußert,  und 
durch  den  auch  Neumann  nach  Paris  weitere  Vorschläge  seines 
Herren  zur  Unterbreitung  bei  den  Franzosen  gesandt  erhält.7)  Kur- 
mainz hatte  nämlich  auch  weitere  beim  Mainzer  und  Bamberger 
Bauwesen  tätige  Kräfte  zur  Bewältigung  der  großen  Bauaufgabe 
Würzburg  zur  Verfügung  gestellt,  neben  Ritter  auch  schon  vorher 
den  als  Ersatz  für  den  verstorbenen  Pater  Loy  so  n gedachten  Bam- 
berger Hofbaumeister  Johannes  Dientzenhofer. 

Der  Tod  des  Schönborner  Bischofs  am  18.  August  1724  läßt  dann 
eine  Stockung  im  Bauwesen  eintreten.  Unter  Hutten  wird  verhältnis- 
mäßig wenig  gebaut.  Auch  jetzt  ist  Welsch  immer  noch  in  Würzburg 
die  erste  Autorität  neben  Neumann,  und  dieser  beruhigt  einmal  den 
Kurfürsten  von  Mainz  auf  dessen  besorgte  Anfrage,  wie  es  mit  dem 
Bauwesen  nun  weiter  werden  solle,  daß  man  es  durchaus  nicht 
aufzugeben  willig  sei  und  auch  der  neue  Bischof  befohlen  habe,  die 
Verbindung  mit  Welsch  und  Boffrand  aufrecht  zu  erhalten,  während  von 
Hildebrandt  alle  die  Jahre  nicht  mehr  die  Rede  ist. 

Das  wird  dann  wieder  anders,  als  1729  der  Reichsvizekanzler  den 
Thron  von  Würzburg  besteigt. 

Nun  scheidet  der  Einfluß  des  alternden  Welsch  vollkommen  aus 
und  pikiert  erinnert  er  bereits  am  4.  Februar  1730  in  einem  Schreiben 
an  den  neuen  Bischof  an  seine  vielfachen  Dienste  sowohl  im  Zivil- 
ais Militärbauwesen  gerade  für  die  Bistümer  Würzburg  und  Bam- 
berg, reklamiert  sein  ihm  von  Würzburg  zugesichertes  Jahresgehalt 
und  weist  ausdrücklich  auf  die  von  ihm  „projektierten  und  auf- 
geführten Werke“  hin,  wobei  er  wohl  auch  an  die  Schönbornkapelle 
am  Dom  in  Würzburg,  zu  der  seine  Pläne  die  Grundlage  für  die 
Neumannsche  Ausgestaltung  abgaben,  wie  ich  früher  schon  im  Gegen- 
satz zu  der  bisherigen  Forschung  festgestellt  habe,8)  und  auch  an 
seine  Mitarbeit  bei  der  Residenz  denkt. 

Nun,  da  der  Reichs  Vizekanzler  selbst  Landesherr  geworden  ist, 
sieht  er  doch  ein,  daß  der  Residenzbau  in  einer  fast  zu  großen 
„Idea“  begonnen  wurde,  an  der  er  selbst  ja  eigentlich  die  Haupt- 
verantwortung trägt.  Und  sein  alter  Freund  Joh.  Lukas  v.  Hildebrandt 
wird  nun  völlig  Herr  in  Würzburg,  zum  großen  Ärger  des  allmählich 
selbst  zu  einer  ersten  Autorität  herangewachsenen  Neumann,  dem 
er  nun  in  all  seine  meist  sehr  verständigen  Vorschläge  hineinredet,  und 
schleunig  geht  der  Wiener  nun  auch  daran,  alles,  was  noch  von  seinen 
alten  Plänen  zü  retten  ist,  wieder  aufzugreifen  und  sie  noch  so  weit 
restlos  durchzuführen,  als  es  eben  möglich  war.  Und  so  hat  er  es  ver- 
standen, dem  Bau  doch  seinen  Stempel  aufzudrücken,  und  hat  auch 
von  diesem  Standpunkt  aus  im  Verein  mit  seinem  entscheidenden  Ein- 
fluß in  der  ersten  Zeit  auch  ein  Recht,  wenn  er  1748  an  den  Bischof 
mit  bezug  darauf,  daß  Augsburger  Verleger  Stiche  der  Residenz  mit 
dem  Namen  Neumann  als  dem  des  Architekten  herausgegeben  hatten, 
schreibt:  „ ....  wo  also  gahr  schön  dieser  Vers  darauf  alludiret 
werde  et  hos  ego  versulos  feci  tulit  alter  honores.  Mir  thut  sehr 
wehe,  daß  sich  ein  anderer  mit  meinen  Kleydern  anlegen  solle,  dahero 
bitte  Ew.  Hochf.  Gnaden  unterth.,  daß  mir  in  diesem  Werk  kein 
solches  großes  Unrecht  geschehe  . . . . “.9) 

Allgemach  war  eben  Neumann,  besonders  durch  die  Gunst  der 
rheinischen  Fürsten,  ein  so  angesehener  Baukünstler  geworden,  daß 
man  ihm  schon  zu  Lebzeiten  die  Residenz  allein  zuschrieb,  ja  selbst  in 
Wien  schon  1747,  kurz  nach  dem  Tode  Hildebrandts,  es  nicht  mehr 
anders  wußte. 

Die  oft  aufgeworfene  Frage  nach  der  künstlerischen  Herkunft 
Balthasar  Neumanns  ist  aber  jetzt  leicht  zu  lösen.  Im  Wettstreit  der 
ersten  Architekten  der  Welt  ist  er  beim  Würzburger  Residenz- 
bauwesen selbst  groß  geworden  als  ein  Schüler  in  erster  Linie 
M.  v.  Welschs  und  Hildebrandts,  nicht  ohne  daß  er  vom  Westen  her 
den  erkaltenden  Einfluß  des  Klassizismus  bereits  in  sich  aufnahm. 
Und  hat  ihn  mit  Welsch  immer  hohe  Achtung  und  Freundschaft  ver- 
bunden, so  trat  zwischen  ihn  und  Hildebrandt  doch  stets  trennend 
eine  gewisse  Eifersucht  auf  beiden  Seiten,  trotz  allem,  was  er  gerade 
von  Österreich  her  und  auch  schon  vor  dem  beginnenden  Residenzbau 
gelernt  hat. 

Diese  beim  Würzburger  Bauwesen  durchgemachte  wahrhaft 
glänzende  Schule  hat  ihn  dann  befähigt,  von  etwa  1730  ab,  als  der 
alternde  Welsch  nach  und  nach  vom  Schauplatz  abtrat,  die  erste 

7)  Vgl. dazu  Lohmeyer,  Die  Briefe  B.  Neumanns  von  seiner  Pariser 
Studienreise,  Düsseldorf  1911,  und  Rott,  Kunstdenkmäler  von  Baden, 
Bruchsal.  Tübingen  1913,  S.  94. 

8)  Lohmeyer,  Johannes  Seiz,  Bautätigkeit  eines  rheinischen  Kur- 
staates in  der  Barockzeit.  Heidelberg  1914,  S.  10. 

9)  Rudolf  Pfister  u.  Richard  Sedlmaier,  Balthasar  Neumanns 

Anteil  an  der  Würzburger  Residenz.  Kunstchronik  vom  14.  Januar  1921, 

Nr.  16,  S.  313.  — Vergl.  a.  S.  18  d.  Bl. 


Autorität  sowohl  im  Zivil-  wie  Festungsbauweseu  in  Rheinland  und 
Franken  zu  werden,  die  er  einmal  ist  und  bleibt,  sie  hat  ihn  auch  be- 
fähigt, all  seine  Paläste,  Kloster-  und  Kirchenhallen  in  jenen  Landen 
emporsteigen  zu  lassen,  von  Vierzehnheiligen  zu  Neresheim,  von 
Werneck  angefangen  bis  zu  seinem  restlosen  Hauptwerk  Schönborns- 
lust am  Rhein,  das  sich  ganz  sicher  ohne  jeden  fremden  Einfluß  un- 
kollektivistisch erhob,  und  gerade  in  seinem  machtvollen  Zusammen- 
klang der  Räume  seines  Mittelbaues  um  eine  von  beiden  Seiten  in  vier 
Läufen  aufsteigende  gewaltige  Treppenanlage  hat  er  noch  einmal  kurz 
vor  seinem  Tode  sein  letztes  künstlerisches  Bekenntnis  abgelegt,  mit 
dem  sein  Leben  in  einem  wundervoll  harmonisch  aufjubelnden  Akkord 
verklang. 

Die  letzten  Endes  gerade  auf  ihn  doch  zurückgehenden  Vorzüge 
der  Raumgestaltung  von  Würzburg  und  Bruchsal  waren  hier  dazu  in 
aller  Großartigkeit  vereint,  und  als  raumschöpferischer  Künstler  be- 
zeichnet er  nach  wie  vor  den  Höhepunkt  des  Schaffens  einer  öster- 
reichisch-rheinisch-fränkischen Architektengenealogie. 

Nicht  glücklich  ist  so  der  weit  in  der  Presse  herumgekommene 
Ausdruck  vom  als  Architekten  maßlos  überschätzten  „Festungsbau- 
meister und  Ingenieur“  Neumann,  der  vielfach  die  Meinung  auf- 
kommen  ließ,  daß  er  nun  für  die  Zivilarchitektur  ganz  auszuscheiden 
habe,  wie  ein  Nachsatz  dazu  falsch  verstanden  wurde,  als  ob  auch 
seine  Urheberschaft  bei  den  vielen  übrigen  Werken  jetzt  ins  Wanken 
geraten  müßte,  wie  zahlreiche  Zuschriften  und  Anfragen  bewiesen 
haben. 

Die  mit  einem  Male  klärenden  Funde  unter  der  hier  andeutungs- 
weise vorbeigezogenen  Archivalienreihe,  die  bald  ungekürzt  der  all- 
gemeinen Forschung  vorliegen  wird,  zwangen  mich  dann  dazu,  es 
zuerst  in  meiner  im  November  1919  geschriebenen  Einleitung  zu  der 
im  Eingang  näher  bezeichneten  Publikation  einmal  auszusprechen,  daß 
Neumann  „nicht  mehr  schlechthin  wie  bisher  als  der  Architekt  der 
Würzburger  Residenz  im  landläufigen  Sinne“  gelten  könne,  während 
ich  bereits  vor  einer  Reihe  von  Jahren  aus  stilistischen  Gründen  auf 
den  Einfluß  von  Welsch  und  Hildebrandt  auf  ihn  hinwies.10) 

Nach  eingehender  Übersicht  über  die  Mitarbeit  vieler  an  der 
Residenz  heißt  es  dann  zum  Schluß:  „1745  konnte  Neumann  be- 
friedigt auf  das  im  wesentlichen  vollendete  Werk  blicken,  mit  dem 
es  ihm  gelungen  war,  die  einheitlichste  und  großartigste  Residenz  der 
Barockzeit  zu  schaffen.  Und  daß  sie  als  diese  heute  vor  uns  steht, 
ist  trotz  aller  kollektivistischen  Zusammenarbeit  eben  doch  das  un- 
verminderte Verdienst  des  Meisters,  dessen  stets  bewundernswerte  Tat 
es  ist  und  bleibt,  sich  unterordnend  und  anpassend,  all  die  vielen 
Ideen  fremder  Meister  mit  seinen  eigenen  zu  unerreichter  Einheitlich- 
keit zusammengezogen  und  weiter  ausgestaltet  zu  haben.“ 

Zu  Beginn  des  Jahres  1920  erschien  dann  ein  Aufsatz  von  mir 
über  „Balthasar  Neumann  und  Kurtrier",11)  in  dem  ich,  wie  schon 
früher,13)  nochmals  auf  die  Fehler  und  Vorzüge  seiner  rheinischen 
Planungen  hinwies  und  zugleich  den  wirklichen  Anteil  Hildebrandts 
und  Welschs  an  den  ihm  zugeschriebenen  Würzburger  Hauptwerken 
feststellte  mit  dem  Bemerken,  daß  durch  deren  Beteiligung  hier  etwas 
Prunkenderes  und  Formvollendeteres  entstehen  mußte,  als  in  diesen 
seinen  ureigensten  Bauten,  damit  zugleich  die  von  nun  an  notwendige 
künstlerische  Einschränkung  in  vielem  betonend. 

Im  Herbst  des  Jahres  kam  dazu  dann  noch  mein  eingangs  erwähnter 
Aufsatz  über  „Johann  Lukas  v.  Hildebrandt  und  das  Mannheimer 
Schloß“,  in  dem  ich  wieder  unter  Betonung  der  kollektivistischen 
Bautätigkeit  festlegte,  daß  Neumann  nicht  mehr  so  rückhaltlos  wie 
bisher  als  der  Architekt  der  Residenz  gelten  könne,  zugleich  an  Hand 
auch  noch  weiterer  Akten  auf  die  frühe  Beteiligung  Hildebrandts  und 
den  wirklichen  Anteil  Welschs  und  Boffrands  sowie  auf  das  Kon- 
kurrenzausschreiben,  soweit  es  eben  für  die  Art  des  Aufsatzes  un- 
bedingt notwendig  war,  einging,  immer  unter  Hinweis  auf  die  nun  in 
ihrer  Gesamtheit  vorliegenden  sehr  zahlreichen  Archivalien  der  kom- 
menden Publikation.13) 

10)  Lohmeyer,  Johannes  Seiz  1914  an  vielen  Stellen;  vgl.  auch 
Lohmeyer,  Barocke  Kunst  und  Künstler  in  Ehrenbreitstein,  Düssel- 
dorf 1919,  S.  24  u.  26. 

u)  Zeitschrift  für  Heimatkunde  von  Koblenz  und  Umgebung.  I 2. 
Februar  1920. 

12)  Lohmeyer,  Johannes  Seiz,  1914,  und  Barocke  Kunst  und 
Künstler  in  Ehrenbreitstein,  1919. 

13)  Die  Behauptungen  über  den  Anteil  Welschs  erfolgten  auch  nicht, 
wie  es  in  der  Kunstchronik  1921,  Nr.  16.  S.  313  heißt,  „nach  Wild“  (Karl 
Wild:  Lothar  Franz  v.  Schönborn,  Heidelberg  1904),  sondern  nach 
einer  großen  Anzahl  neuer,  hier  zum  Teil  jetzt  schon  näher  charakteri- 
sierten, Archivalien,  wie  ich  sie  gerade  über  diesen  Meister,  nachdem 
er  bei  Gelegenheit  meiner  Monographie  über  F.  J.  Stengel,  Düssel- 
dorf 1911,  sich  erst  wieder  als  der  entscheidende  rheinisch-fränkische 
Hauptmeister  des  beginnenden  Jahrhunderts  erwiesen  hatte,  seit  da- 
mals gesammelt  habe.  Auch  von  seiner  Beteiligung  am  Ideenwett- 
bewerb war  nicht  die  Rede,  sondern  von  seinem  wirklichen  Anteil  und 
Einfluß  auf  den  heute  stehenden  Bau  der  Residenz. 
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Lassen  wir  zum  Sohluß  Balthasar  Neumann  selbst  zu  Worte 
kommen,  wie  er  aus  seinem  Bilde  im  Historischen  Verein  für  Unter- 
franken  zu. uns  zu  sprechen  scheint. 

Dort  hält  seine  Rechte  einen  Festuugsplan,  während  die  Linke 
warnend  erhoben  ist  und  auf  einen  Pavillon  der  Würzburger  Residenz 
deutet.  So  nimmt  er  selbst  nachdrücklich  die  Vereinigung  von  Zivil- 
baukünstler  und  Fcstungsbaumeister  für  sich  in  Anspruch,  wie  sie  ihm 
als  ersehntes  und  auch  erreichtes  Ziel  in  der  Nachahmung  seines 


Lehrers  Welsch  erschien  und  in  dem  ihm  wieder  seine  eigenen  Schüler 
mit  Stolz  nacheiferten.  Küchel,  in  dem  ich  unbedingt  den  Schöpfer 
jenes  herrlichen  Architekturbildes,  des  Bamberger  Rathauses,  sehe  in 
diesen  Gegenden,  Johann  Michael  Fischer  im  Würzburgischen  und 
Johannes  Seiz  am  Rhein  und  an  der  Mosel,  der  länger  als  anderswo 
dort  die  Richtung  unseres  Meisters  verteidigte  in  den  Landen,  von  wo 
aus  sie  noch  weiter,  als  man  wohl  dachte,  ihre  Ausstrahlungen  ent- 
sandt hat. 


Ausbesserung  der  Auflagerknotenpunkte  der  Stadtbahnbrücke  über  die  Spree 

beim  Bahnhof  Bellevue  in  Berlin. 

Vom  Regierungsbaumeister  Kuhnke  in  Berlin. 


Die  Berliner  Stadtbahn  überschreitet  in  der  Nähe  des  Bahnhofs 
Bellevue  die  Spree  mit  einer  Brücke,  bestehend  aus  drei  Öffnungen 
mit  drei  zweigleisigen  Parallelträger -Überbauten  mit  obenliegender 
Fahrbahn  für  die  beiden  Ferngleise  und  drei  gleichen  Überbauten  für 
die  beiden  Stadtgleise  (vgl.  Abb.  1 sowie  Zeitschrift  für  Bauwesen 
1884,  S.  225  mit  Tafel  8 u.  9 im  Atlas,  ferner  Zentralblatt  der  Bau- 


festes Lager,  die  beiden  Stützpunkte  auf  den  runden  Mittelpfeilern 
und  derjenige  auf  dem  östlichen  Widerlager  als  bewegliche  Lager 
ausgebildet  sind.  Die  beiden  Trägerenden  auf  einem  runden  Mittel- 
pfeiler haben  nur  einen  Stützpunkt  und  ruhen,  klammerartig  inein- 
andergreifend, auf  einem  gemeinschaftlichen  Lager.  Der  Zweck  dieser 
Ausbildung  war,  die  Mauerwerkmassen  der  Mittelpfeiler  möglichst  zu 

verringern  und  dem  gesamten 


festes  Lager 


Abb,  1 . Lageplan. 

Verwaltung  1920,  S.  458).  Die  Brücken  gehören  der  Klasse  IV  an, 
d.  h.  die  rechnerisch  vorhandenen  Beanspruchungen  einzelner  Eisen- 
teile überschreiten  die  zulässigen  der  Vorschriften  vom  Jahre  1895; 
die  eisernen  Überbauten  müßten  daher  an  einzelnen  Teilen  eigentlich 
verstärkt  werden.  Von  einer  solchen  Verstärkung  mußte  jedoch  Ab- 
stand genommen  werden,  da  außer  den  Fahrbahnträgern,  die  zur 


Abb.  5. 
Wagrechter 

Abb.  4.  Wagrechter  Schnitt  c — d.  Schnitt  e f. 

Abb.  2 bis  5.  Die  schadhaften  Auflagerpunkte  über  den  Mittel- 
pfeilern. 

Aufnahme  der  hier  noch  vorhandenen  Oberbaulängsschwellen  aus 
sogenannten  Trögen  bestehen,  auch  die  Enddiagonalen  der  Überbauten 
der  mittleren  Öffnung  erneuerungsbedürftig  waren.  Außerdem  hat 
sich  die  außergewöhnliche  Lagerung  der  Fachwerkträger  nicht  bewährt. 
Die  hintereinanderliegenden  Träger  der  drei  Öffnungen  haben  vier 
Stützpunkte,  von  denen  der  eine  auf  dem  westlichen  Widerlager  als 


Brückenbauwerk  das  Aussehen 
eines  leichten  durchlaufenden 
Gitterträgers  zu  geben.  Das 
Lager  auf  dem  Mittelpfeiler  ist 
derart  gestaltet,  daß  jeder  Über- 
bau allein  eine  Drehung,  hervor- 
gerufen durch  die  Durchbie- 
gung, vornehmen  kann;  jedoch 
kann  sich  der  einzelne  Über- 
bau in  der  Richtung  der  Bahn- 
achse, unabhängig  von  den  in 
der  Längsrichtung  anschließenden  Überbauten,  allein  nicht  bewegen. 
Die  untere  Lagerplatte  eines  solchen  Lagers  und  die  Stelzen  sind 
in  der  üblichen  Weise  ausgebildet;  auf  dem  Lagerbock  mit  der 
Kippvorrichtung  ruhen  die  beiden  oberen  Lagerkörper  der  über  dem 
Pfeiler  zusammenstoßenden  Trägerenden.  Diese  oberen  Lagerkörper 
sitzen  lose  ineinander  und  können  sich  unabhängig  voneinander 
bewegen  (Abb.  2 bis  5).  In  den  erwähnten  Enddiagonalen  der  Über- 
bauten der  mittleren  Öffnung  sind  Risse  eingetreten;  vermutlich  sind 
diese  auf  die  Knotenpunktausbildung  am  Auflager  und  auf  die 
Lagerungsart  der  Überbauten  zurückzuführen.  Abgesehen  davon  hat 
die  Ausbildung  der  Lagerkörper  auf  den  Mittelpfeilern  den  großen 
Nachteil,  daß  eine  Untersuchung  der  Kipplager  unmöglich  ist.  Trotz 
vieler  Bemühungen,  auch  mittels  elektrischer  Lampe  und  Spiegel, 
war  es  bei  Feststellung  der  Ursachen  der  Risseerscheinungen  in  den 
Enddiagonalen  nicht  möglich,  den  Zustand  der  Lagerkörper  zu  er- 
kennen. 

Anstatt  der  Verstärkung  wurde  daher  eine  völlige  Auswechslung 
sämtlicher  Überbauten  geplant.  Infolge  des  Krieges  und  des  in  seinem 
Verlauf  eintretenden  Mangels  an  Arbeitskräften  und  Eisen  konnte  jedoch 
die  geplante  Auswechslung  der  Brücken  nicht  ausgeführt  werden;  der 
Brückenumbau  wurde  hinausgeschoben. 

Im  Laufe  der  Kriegsjahre  verschlechterte  sioh  der  Zustand  der 
Enddiagonalen  der  mittleren  Öffnung  wesentlich.  An  sieben  End- 
diagonalen, bestehend  aus  einem  Stegblech,  vier  Winkeleisen  und 
zwei  seitlich  aufgenieteten  Lamellen,  waren  schließlich  die  vier  Winkel 
völlig  gebrochen,  und  im  Stegblech  zeigte  sich  ein  etwa  50  cm  langer 
Riß;  bei  zwei  Enddiagonalen  war  außerdem  ein  zweiter  Riß  im  Steg- 
blech, senkrecht  zum  ersten,  also  in  horizontaler  Richtung  sichtbar 
(vgl.  Abb.  3).  Eine  Ausbesserung  war  also,  um  die  Brücke  betrieb- 
sicher zu  erhalten,  dringend  geboten.  Eine  Deckung  der  gebrochenen 
Teile  der  Enddiagonalen  durch  Winkel  und  Laschen  kam  nicht  in 
Frage,  da  die  Stellen  gänzlich  unzugänglich  waren.  Die  mannig- 
fachen Überlegungen  wegen  einer  anderen  Lösung  führten  schließlich 
zu  folgendem  Ergebnis  (Abb.  6 bis  9). 

Der  untere  Teil  eines  gebrochenen  Diagonalstabes  wird  durch  zwei 
Stäbe,  je  mit  I-förmigem  Querschnitt  ersetzt,  die  seitlich  von  dem 
alten  H- förmigen  Diagonalstab  angeordnet  und  untereinander  und 
mit  dem  alten  Stab  durch  zwei  15  mm  starke  Bleche  auf  möglichst 
große  Länge  verbunden  werden  (Abb.  6,  Aufsicht  und  Schnitt  a — b). 
Desgleichen  wird  der  entsprechende  Untergurtstab  durch  zwei  Stäbe, 
je  mit  C -förmigem  Querschnitt,  ersetzt,  die  ebenfalls  seitlich  vom 
alten  Untergurtstab  liegen  (Abb.  6,  Schnitt  c — d).  Diese  beiden 
Ersatzuntergurtstäbe  werden  oben  untereinander  und  mit  dem  alten 
Untergurtstab  durch  ein  20  mm  starkes  Blech  ebenfalls  auf  möglichst 
große  Länge  verbunden;  unten  dagegen  können  die  neuen  Stäbe  nur 
an  den  alten  Stab  durch  je  ein  15  mm  starkes,  165  mm  breites  Blech, 
jedoch  auf  größere  Länge  angeschlossen  werden . i Abb.  8).  Die 
neuen  vier  Ersatzstäbe,  durch  zwei  20  mm  starke  KDotenbleohe  ver- 
bunden, übertragen  die  Kräfte  auf  neue  Lagerkörper  (Abb.  7).  Da 
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die  Auflagerfläche  der  runden  Mittel- 
pfeiler nicht  vergrößert  werden  kann,  so 
werden  die  alten  unteren  Lagerplatten 
und  die  alten  Stelzen  weiter  verwendet; 
der  Lagerbock  mit  der  Kippvorrichtung 
dagegen  wird  erneuert  und  erhält  oben 
durch  seitliche  Auskragungen  die  für  die 
Aufnahme  der  neuen,  oberen  Lagerplatten 
erforderliche  Breite.  Ein  Fachwerkträger 
der  Seitenöffnung,  der  früher  mit  einem 
Ende  klammerartig  das  Ende  eines  Fach- 
werkträgers der  Mittelöffnung  umschloß, 
liegt  nunmehr  am  Auflagerpunkt  über 
dem  Mittelpfeiler  zwischen  den  neuen 
Ersatzstäben  dieses  Fachwerkträgers  der 
Mittelöffnung.  Die  neue  obere  Lagerplatte 
des  Seitenträgers  ruht  also  jetzt  in  der 
Mitte  auf  dem  Lagerbock,  während  zu 


Unteransicht  auf  die  Untergurtstähe. 
Gruudanordnung  zu  den  Abb.  6 u.  8. 


Nr.  Bl. 


Zentralblatt  der  Bauverwaltung. 


195 


beiden  Seiten  derselben  je  eine  neue  Lagerplatte  des  Mittelträgers  auf 
dem  Lagerbock  aufsitzt.  Der  gebrochene  Endteil  einer  Enddiagonale 
des  mittleren  Fachwerkträgers  bleibt  bestehen;  er  liegt  nicht  auf 
dem  Lagerbock  auf,  wird  also  ganz  außer  Tätigkeit  gesetzt. 

Diese  Ausbesserung  der  Auflagerknotenpunkte  Uber  den  Mittel- 
pfeilern bedingt  jedoch  auch  eine  Änderung  des  Windverbandes  (Abb.  1). 
Die  Andreaskreuze  der  Überbauten  der  mittleren  Öffnung,  die  die 
Wiudkräfte  aus  dem  oberen  Windverband  in  die  Auflagerpunkte  über- 
tragen, müssen  verlegt  werden,  da  sie  der  Anbringung  der  neuen  Er- 
satzstäbe hinderlich  sind.  Und  zwar  geschieht  diese  Verlegung  in  die 
Ebene  der  früher  einmal  eingebauten  Hilfsdiagonalen.  Die  Hilfs- 
diagonalen sind  vor  Jahren  eingezogen  worden,  um  zur  Wieder- 
herstellung der  richtigen  Höhenlage  der  eisernen  Überbauten,  die  mit 
den  runden  Mittelpfeilern  sich  gesenkt  hatten,  an  diesen  Stellen  (unter 
Benutzung  eines  Eisengerippes  zwischen  den  Mittelpfeilern  als  Unter- 
stützung) die  eisernen  Überbauten  während  des  Einbaues  von  starken 
Platten  unter  die  Lager  anheben  zu  können.  Zur  sicheren  Übertragung 
der  aus  der  neuen  Querverbindung  — an  Stelle  des  Andreaskreuzes  — 
(Abb.  9)  in  den  Untergurt  gelangenden  Kräfte  auf  den  Auflagerpunkt 
muß  der  Untergurt  an  dieser  Stelle  durch  zwei  kleinere  C- förmige 
Querschnitte,  aus  L-Eisen  bestehend,  verstärkt  werden  (Abb.  6 
Schnitt  c — d). 


Die  Ausführung  der  Ausbesserung  der  Auflagerknotenpunkte  ge- 
schah folgendermaßen.  Zunächst  wurden  die  neuen  Querverbindungen 
in  den  Ebenen  der  Hilfsdiagonalen  an  beiden  Enden  des  Überbaues  der 
Mittelöffnung  eingebaut  und  die  Untergurte  an  den  Enden  der  Fachwerk- 
träger des  gleichen  Überbaues  verstärkt;  sodann  wurden  die  Andreas- 
kreuze in  den  Ebenen  der  Enddiagonalen  der  Mittelöffnung,  nunmehr 
überflüssig,  herausgenommen.  Nach  Fertigstellung  dieser’  Arbeiten 
wurden  die,  soweit  wie  möglich,  in  der  Werkstatt  zusammengesetzten 
neuen  Ersatzstäbe  während  des  Betriebes  an  eine  Enddiagonale  und 
den  entsprechenden  Untergurt  des  einen  Fachwerkträgers  des  mittleren 
Überbaues  angeschlossen,  in  einer  nächtlichen  Betriebspause  ein  Träger 
der  Mittelöffnung  und  der  benachbarte  der  Seitenöffnung  an  den 
Enden  mit  Pressen  an  den  Punkten,  an  denen  die  Hilfsdiagonalen 
angreifen,  angehoben,  der  alte  Lagerbock  und  die  alten  oberen  Lager- 
platten auf  dem  entsprechenden  runden  Mittelpfeiler  ausgebaut,  die 
neuen  Lagerkörper  eingebracht  bezw.  angeschlossen  und  schließlich 
die  Hauptträger  auf  die  neue  Unterstützung  abgesetzt.  Auf  diese 
Weise  wurden  alle  acht  Auflagerpunkte  auf  den  runden  Mittelpfeilern 
nacheinander  wiederhergestellt. 

Der  Entwurf  dieser  Instandsetzung  ist  von  der  Unternehmung 
Beuchelt  u.  Ko.  in  Grünberg  ausgearbeitet,  die  auch  die  Arbeiten 
ausgeführt  hat. 


Vermischtes. 


Höchstpreise  für  Zement  (1917  d.  Bl.,  S.  68;  1920,  S.G36;  1921 
S.  122).  Der  Reicbskommissar  für  Zement,  Ministerialrat  Wessig’ 
veröffentlicht  im  Reichsanzeiger  81  vom  8.  d.  M.  die  vom  1.  April  d.  J. 
ab  gültigen,  durch  Zuschläge  infolge  der  Kohlenfracht-  und  Kohlen- 
preiserhöhung festgesetzten  Preise.  Es  beträgt  demnach  der  Höchst- 
preis vom  1.  April  d.  J.  ab:  A.  für  Lieferungen  an  private  Zement- 
abnehmer: a)  im  Gebiete  des  Norddeutschen  Zement-Verbandes 
3410  Mark;  b)  im  Gebiete  des  Rheinisch -Westfälischen  Zement-Ver- 
bandes, einschl.  der  Verkaufsvereinigung  Rheinischer  Hochofenzement- 
werke 3220  Mark;  c)  im  Gebiete  des  Süddeutschen  Zement-Verbandes 
3503  Mark.  - B.  Für  Lieferungen  an  die  Staatsverwaltungen  für  Staats- 
bauten gelten  dementsprechend  folgende  Preise:  a)  im  Gebiete  des 
Norddeutschen  Zement -Verbandes  3340  Mark;  b)  im  Gebiete  des 
Rheinisch -Westfälischen  Zement -Verbandes  3150  Mark;  c)  im  Gebiete 
des  Süddeutschen  Zement -Verbandes  3433  Mark. 

Die  Karten  der  Landesaufnahme  sind  nach  Auflösung  der  amt- 
lichen Kartenverkaufstellen  (am  1.  d.  M.)  von  allen  Buchhandlungen  zu 
beziehen  sowie  a)  bei  der  amtlichen  Hauptvertriebstelle:  Verlagsbuch- 
handlung R.  Eisenschmidt  in  Berlin  NW  7,  Dorotheenstraße  60,  von  Be- 
stellern aus  dem  Reichsgebiet  westlich  der  Weichsel;  b)  bei  der  amt- 
lichen Provinzialvertriebstelle  für  Ostpreußen  Buchhandlung  Gräfe  u. 
Unzer  in  Königsberg  i.  Pr.,  Paradeplatz  6,  von  Bestellern  aus  dem 
Reichsgebiet  östlich  der  Weichsel  und  aus  den  Gebieten  der  Freistaaten 
Danzig  und  Memel;  c)  bei  der  Karten  Vertriebsabteilung,  Plankammer, 
Berlin  NW  40.  Verzeichnisse  und  Übersichten  der  Kartenwerke  der 
Landesaufnahme  sowie  Vordrucke  für  die  Bestellung  können  bei  den 
vorgenannten  Stellen  kostenfrei  entnommen  werden  oder  gegen  Vor- 
einsendung des  Portos  für  einen  Brief  über  20  g bezogen  werden. 

Eine  Zusammenkunft  aller  derjenigen  Alten  Herren  des  90.  Se- 
mesters, die  im  Herbst  1876  die  Berliner  Bauakademie  bezogen  haben 
ist  für  den  12.  Mai  d.  J.,  mittags  12  Uhr,  auf  der  Wartburg  geplant 
Geheimer  Baurat  Professor  $r.  = 3ng.  Ewald  Genzmer,  Dresden- 
Radebeul,  Riesestraße  6,  bittet  um  umgehende  Anmeldung  zu  dieser 
Veranstaltung  unter  seiner  vorstehend  angegebenen  Anschrift. 

®er  Bau  vielgescliossiger  Häuser  hat  in  Spanien  bereits  ohne 
viel  Aufsehen  seinen  Einzug  gehalten.  Schritt  für  Schritt  hat  er  sich 
aus  der  Erweiterung  der  bisherigen  einschränkenden  Polizeivorschriften 
entwickelt,  so  daß  in  Madrid  bereits  bis  zu  elf  Stock  hohe  Geschäfts- 
und VVohnhäuser  gebaut  werden. 

Nachdem  die  Madrider  Baupolizeiverordnung  in  den  letzten  Jahren 
mehrfach  zugunsten  einer  größeren  Ausnutzung  des  Baugeländes  die 
orschnften  über  Gebäudehöhe  und  Stockwerkzahl  abgeändert  hatte, 
wurde  im  Jahre  1904  für  die  35  m breite  Mittelstrecke  der  großen 
Durchbruchstraße  durch  die  Altstadt,  der  Gran  Via,  die  bisherige 
Höchstgrenze  von  21,50  m (1907  für  über  25  m breite  Straßen  all- 
gemem  auf  25  m erhöht)  auf  35  m bis  zur  Oberkante  in  der  Straßen- 
uucht  hinaufgerückt,  und  darüber  hinaus  wurden  noch  Aufbauten  und 
zmückgesetzte  Dachgeschosse  von  4 m Höhe  zugelassen.  Es  handelte 
“™ei  ln  erster  Linie  darum,  dieser  Prachtstraße  durch  größeren 
Maßstab  der  Gebäude  ein  stattlicheres  Aussehen  zu  geben.  Zugleich 
mit  der  Gesamthöhe  der  Häuser  wurden  auch  die  Höhen  der  einzelnen 
vergrößert.  Statt  der  sonst  geltenden  Mindestabmessungen 
von  o,bü  m für  das  Erdgeschoß  und  3 m (bis  1907  nur  2,80  m)  für 
die  übrigen  Stockwerke  wurden  die  folgenden  lichten  Maße  vorge- 
ÜLoi?  ®n'  Erdgeschoß  4,25  m,  etwaiges  Zwischengeschoß  3 m,  Haupt- 
e o .1,75  m,  zweiter  Stock  3,50  m,  dritter  3,40  m und  die  übrigen 


3,30  m Mindesthöhe.  Hiernach  waren  also  im  ganzen  acht  Voll- 
geschosse  möglich  und  außerdem  ein  hinter  die  Straßenllucht  zurück- 
springendes neuntes  Geschoß  von  2,80  m lichter  Höhe  sowie  einzelne 
Räume  in  türm-,  erker-  oder  giebelartigen  Aufbauten.  Die  daraufhin 
in  den  Jahren  1918  und  1919  bereits  erbauten  Häuser  an  dem  Platz 
Red  de  San  Luis  zu  Beginn  des  35  m breiten  Teils  der  Gran  Via 
(Abb.  1)  unterscheiden  sich  infolge  der  geringen  Vergrößerung  der 
Geschoßzahl  und  der  Art  ihrer  architektonischen  Durchbildung  in 
ihrer  Gesamterscheinung  nicht  wesentlich  von  den  bisher  zulässigen 
sechs-  und  siebenstöckigen  Bauten. 

Letzthin  hat  sich  nun  die  Stadtpolizeiverwaltung  von  Madrid 
unter  dem  Druck  des  herrschenden  Wohnungsmangels  und  auf  Grund 


Abb.  1.  Geschäfts-  und  Wohnhäuser  an  der  Gran  Via  in  Madrid. 


Abb.  2.  Entwurf  für  ein  Wohnhaus  in  der  Vorstadt  Cuatro  Caminos. 
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des  durch  das  Beispiel  der  Gran  Via  gegebenen  Vorgangs  bereit- 
finden lassen,  der  Baugesellschaft  der  Madrider  Untergrundbahn  (vgl. 
1920  d.  Bl.,  S.  493)  die  Genehmigung  zu  erteilen,  hei  der  Glorieta  de 
los  Cuatro  Caminos,  dem  vorläufigen  Endpunkt  der  bisher  ausgeführten 
Bahnlinie,  an  einer  40  m breiten  Straße  ebenfalls  35  m hohe  Häuser 
erbauen.  Dabei  ist  nun  aber  keine  größere  Stockwerkhöhe  aus- 


bedungen  als  die  in  der  allgemeinen  Bauordnung  vorgeschriebene. 
Somit  können  bei  voller  Ausnutzung  in  einem  solchen  Gebäude  von 
35  m Straßenhöhe  ein  Erdgeschoß  von  3,60  m und  neun  Geschosse 
von  3 m lichter  Höhe  und  darüber  hinaus  noch  ein  von  der  Straßen- 
flucht abgerücktes  Stockwerk,  im  ganzen  also  eit  Geschosse  unter- 
o-ebracht  werden.  Nachdem  man  sich  bei  der  Ausführung  des  ersten 
dieser  „Titanic“- Häuser  davon  überzeugt  hat,  daß  in  der  hergebrachten 
Weise  solche  Baumassen  schwer  künstlerisch  befriedigend  durchzu- 
bilden sind,  hat  man  bei  dem  Entwurf  für  das  zweite  dieser  Gebäude 
(Abb  2)  von  aufgezwungenen  Architekturformen  und  besonderem 
Schmuckwerk  gänzlich  abgesehen.  Nur  durch  rhythmische  Gruppie- 
rung der  Öffnungen  und  großzügig-einfache  Behandlung  der  Wand- 
flächen Pfeiler  und  Gesimse  ist  der  als  Gesamtgebilde  einheitliche 
Baukörper  gegliedert  und  belebt.  So  ist  eine  Art  „Norm“  für  den 
auf  das  knappste  zugeschnittenen  und  aus  den  Mindestanforderungen 
der  Polizeivorschriften  heraus  entwickelten  Aufbau  entstanden,  nicht 
unähnlich  den  in  Amerika  neuerdings  ausgeführten,  meist  auch  recht 
formenkarg  durchgebildeten  Hochbauten  (vgl.  S.  113  d.  Bl.).  Die  durch 
diese  Beschränkung  sich  ergebende  ruhige  Klarheit  ist  der  Auflösung 
der  ihrer  Natur  nach  von  unten  bis  oben  mehr  oder  weniger  gleich- 
wertigen Fassade  in  stark  voneinander  unterschiedene  Teile  durch 
unorganisch  eingefügte  architektonische  Systeme  jedenfalls  künstlerisch 

weit  überlegen.  . . , , , 

Gegen  die  Ausführung  solcher  hohen  Häuser  im  Brennpunkt  der 
Altstadt,  wo  sie  in  der  Hauptsache  Geschäftsräume  enthalten,  ist  in 
wirtschaftlicher  wie  in  stadtbaukünstlerischer  Hinsicht  wohl  kaum 
etwas  einzuwenden,  wenn  sie  die  Nachbarschaft  in  bezug  auf  Licht 
und  Luft  nicht  beeinträchtigen  und  wenn  sie  eine  zweckentsprechende, 
auch  den  gesundheitlichen  Anforderungen  genügende  Grundnßgestal- 
tun<*  erhalten.  In  letztgenanntem  Punkte  lassen  sie  aber  manches  zu 
wünschen  übrig.  Sonnenlose  Lichtschächte  und  dunkle  oder  mangelhaft 
beleuchtete  Innenräume  finden  sich  in  großer  Anzahl.  Weit  bedenklicher 
ist  die  Sache  nun  bei  deD  an  der  äußersten  Grenze  des  Weichhildes  der 
Stadt  erbauten  Häusern,  die  fast  ausschließlich  Wohnzwecken  dienen 
sollen.  Hier  ist  schon  aus  hodenpolitischen  Gründen  eine  solche 
Stockwerkhäufung  überhaupt  nicht  am  Platze.  Auch  hier  birgt  sich 
hinter  der  stattlichen  Fassade  an  der  breiten,  hellen  Straße  eine  wenig 
erfreuliche  Kehrseite  mit  engen,  zum  Teil  über  13  m tiefen  und  nui 
3 50  m breiten  Schlitzen,  an  denen  neben  den  untergeordneten  Räumen 
des  Hauses  auch  zum  dauernden  Aufenthalt  bestimmte  Zimmer  liegen. 
Auch  von  dem  zur  Bewältigung  großer  Haustiefen  so  bequemen,  nur 
mittelbar  vom  Nebenraum  aus  beleuchteten  Schlafzimmer,  der  echt 
spanischen  alcoba,  ist  ausgiebig  Gebrauch  gemacht  worden  Gerade 
hier  hätte  die  Baupolizei  den  selbstsüchtigen  Plänen  der  Baugesell- 
schaft  weniger  entgegenkommen  und  eine  so  weitgehende  Ausnutzung 
der  Grundstücke  nicht  zulassen  sollen.  0.  Jürgens. 

Die  Maßnahmen  der  Stadt  Augsburg  znr  Bekämpfung  der  Woh- 
nungsnot behandelt  eine  vom  Stadtrat  in  Augsburg  herausgegebene 
Denkschrift  des  Oberbaurats  Holzer  daselbst,  aus  der  zu  entnehmen 
ist,  daß  Augsburg  seit  März  1918  auf  dem  Gebiete  des  stadteigenen 
Wohnungsbaues  584  Wohnungen  in  Bau  genommen  und  hierfür^  ins- 
gesamt 6 706  100  Mark  zur  Verfügung  gestellt  hat  (s.  a.  1918  d.  Bl.,  S.  383 
u.  504).  Von  diesen  Wohnungen  befinden  sich  203  in  Neubauten,  224  in 
städtischen  Altbauten  oder  aufgekauften  Häusern  und  157  sind  Notwoh- 
nungen in  Holzburacken.  Die  Denkschrift  gewinnt  durch  die  eingehende 
tabellarische  Nachweisung  der  aufgewendeten  Mittel,  der  Zuschüsse 
durch  Reich,  Staat,  Kreis  und  Gemeinde  und  der  Verzinsung  durch  die 
eingehenden  Mieten  besonderes  Interesse.  Die  Baukosten  für  die  203 
Neubauwohnungen  werden  sich  auf  rd.  6 000  000  Mark  belaufen,  ein- 
schließlich der  Straßenbaukosten  auf  6 155  000  Mark.  Der  hierbei  zu 
Lasten  der  Stadt  verbleibende  Aufwand  beträgt  3 967  000  Mark.  Da 
zur  Zeit  für  diese  Wohnungen  nur  115  124  Mark  Mieten  eingehen, 
beträgt  die  Verzinsung  nur  2,65  vH;  bei  einer  Annahme  von  einer 
Rente  von  7 vH  müßten  jährlich  277  600  Mark  Miete  eingehen.  Die 
Mieten  verzinsen  also  nur  1 645  000  Mark,  so  daß  sich  für  die  Stadt 
neben  den  Pflichtzuschüssen  in  Höhe  von  111500  Mark  noch  eine 
Draufzahlung  von  2 332  000  Mark  ergeben  wird;  das  bedeutet  einen 
Zuschuß  von  rd.  11  440  Mark  auf  die  einzelne  Wohnung.  Diese  Be- 
trachtung muß,  wie  die  Denkschritt  ausführt,  zwangweise  zu  einer 
wesentlichen  Steigerung  der  Mieten  führen.  Günstiger  stellt  sich  die 
gleiche  Rechnung  für  die  224  Wohnungen  in  den  Altbauten  mit  ins- 
gesamt 3 374  694  Mark  Baukosten.  Hier  errechnet  sich  die  Zubuße 
für  die  einzelne  Wohnung  zwar  nur  auf  2881  Mark,  aber  auch  sie 
bedingt  eine  höhere  Ansetzung  der  Mieten. 

Ftfr  die  157  Barackenwohnungen  ist  mit  einer  Lebensdauer  von 


15  Jahren  gerechnet.  Bei  1 299  728  Mark  Gesamtkosten.  758  786  Mark 
Gesamtzuschüssen  (zu  Lasten  der  Stadt  540  942  Mark),  einem  in 
Rechnung  gestellten  Verkaufswert  von  etwa  ’/ä  der  Neuhaukosten  und 
einer  jährlichen  Mieteinnahme  von  49  652  Mark  ergibt  sich  unter 
Berücksichtigung  von  Zinsendienst,  Tilgung  und  baulichem  Unter- 
halt ein  jährlicher  Fehlbetrag  von  20  434  Mark  oder  306  510  Mark  in 
15  Jahren.  Auf  die  einzelne  Wohnung  umgeschlagen,  errechnet  sich 
eine  jährliche  Zubuße  von  130  Mark  und  von  1950  Mark  auf  die 
Bestanddauer  von  15  Jahren.  Die  Gegenüberstellung  mit  den  Einbau- 
wohnungen in  Altbauten  ergibt,  daß  mit  einer  Zubuße  von  2101  Mark 
eine  Dauerwohnung  geschaffen  werden  konnte,  die  dem  ursprünglichen 
Zweck  auch  nach  Ablauf  von  15  Jahren  mit  Sicherheit  noch  zur  Ver- 
fügung stehen  und  überdies  dem  Wohnungsinhaber  weit  mehr  be- 
friedigen wird  als  die  Unterkunft  in  einer  Holzbarackenwohnung. 
Aus  dieser  Berechnung  wird  der  Schluß  gezogen,  daß  die  Errichtung 
von  Barackenwohnungen  nicht  mehr  in  Frage  kommen  kann.  Ihre 
Herstellung  war  auch  seinerzeit  nur  durch  die  Baustoffnot  gerecht- 
fertigt. — Eine  weitere  Übersicht  behandelt  die  Privatbauten  und  die 
Unternehmungen  der  Baugenossenschaften.  Hier  sind  188  W ohnungen 
hergestellt  worden,  von  denen  jede  durchschnittlich  mit  2690  Mark  ver- 
lorenem Bauaufwand  seitens  der  Stadtgemeinde  unterstützt  worden  ist. 

Hölzerner  Träger,  dessen  Gnrtuugeu  und  Steg  aus  mehreren 
übereinander  gelagerten  Lamellen  bestehen.  D.  R.-P.  323  912J 
Otto  Hetzer  Akt.-Ges.  in  Weimar.  — Das  Zusammenfügen  des  bei- 
spielweise I-förmigen  Trägers  erfolgt  in  der  Weise,  daß  zunächst 
die  Einzelstäbe  a des  Steges  übereinander  geschichtet  werden.  Diese 
Stäbe  sind  an  einzelnen  Stellen  mit  schwalbenschwanzartigen 
Nuten  b für  Verbindungsglieder  ausgestattet.  Sind  die  einzelnen 
Stäbe  a nach  den  Abbildungen  übereinander  geschichtet,  dann 
werden  die  den  Stegen  benachbarten  Lamellen  c der  Gurtungen 
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auf  den  Träger 
gelegt  und  in 
die  Öffnungen 
derselben  Ein- 
lagen d einge- 
fügt und  letztere 
durch  Nasen  e 
festgehalten. 
Hierauf  werden 
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Abb.  4.  Schnitt  C C. 
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der  aus  Abb.  4 

ersichtlichen  Querschnittsgestaltungein- 
getrieben, wodurch  eine  feste  Verbin- 
dung zwischen  dem  Steg  a und  den 
Lamellen  c geschaffen  wird.  Auf  die 
Gurtungslamellen  c wird  dann  eine 
zweite  oder  werden  mehrere  Gurtungslamellen  g aufgebracht.  Die 

Lamellen  c und  g sind  mit  doppelschwalbenschwanzförmigen  Nuten 

versehen,  in  die  die  Keile  h eingetrieben  werden.  - Nach  Voll- 
endung dieses  Arbeitsvorganges  ist  der  entstandene  I-irager  ge- 
brauchsfertig, ohne  daß  an  ihm  weitere  Arbeiten  auszuführen  waren. 
— Sollen  die  Träger  gebogen  hergestellt  werden,  so  ist  nur  forder- 
lich, die  einzelnen  Teile  in  gekrümmtem  Zustande  vor  der  Einführung 
der  Verbindungsglieder  zusammenzufügen.  — Auf  diese  Weise  ber- 
gestellte  Tragwerke  aus  Holz  eignen  sich  besonders  für  Tragbalken 
der  Kali-  und  chemischen  Industrie  oder  solche  Anlagen,  bei  denen 
in  den  Arbeitsräumen  hoher  Feucbtigkeits-  oder  Säuregehalt  der  Luft 
vorhanden  ist,  durch  den  Eisenhauwerke,  eiserne  Verbindungsmittei 
oder  Klebstoffverbindungen  zerstört  werden  würden. 

August  Lindemaun  f.  Am  6.  September  1842  in  Neustadt  a.  d. 
Dosse  geboren,  in  Berlin  aufgewachsen  und  gebildet,  fand  Lindemann. 
nachdem  er  an  den  Feldzügen  1866  und  1870/71  teilgenommen,  im 
Dienste  der  Stadtgemeinde  Berlin  als  Stadtbauinspektor  und  Baurat 
seine  berufliche  Lebensaufgabe.  Als  nach  den  Entwürfen  des  Stadt- 
baurats Blankenstein  die  umfangreichen  Anlagen  des  Zentralv  ieh-  una 
Schlachthofes.,  der  Zentralmarkthalle  und  der  13  Bezirksmarkthfü en 
sowie  das  große  Polizeidienstgebäude  am  Alexanderplatz  zu  errichte 
waren,  wurde  Lindemann  mit  der  Oberleitung  der  Ausführung  be- 
traut. Gewandt  in  der  Führung  der  Geschäfte,  ausgerüstet  mit  ge- 
diegenem technischen  Können,  verstand  er  es,  für  die  schwieriger- 
. „.i  Anforderungen  der  Gebäude  die  ge-, 


statischen  und  wirtschaftlichen  Anforderungen  der  Gebäude  die  e 
eigneten  Lösungen  zu  finden  und,  in  seiner  stattlichen  Erscheinim 
ein  Bild  gesunder  Kraft  und  klaren  Wollens.  den  großen  Steh  seine’ 
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Mitarbeiter  zu  gemeinsamem  Ziele  zu  führen.  Im  Auftrag  des  Magi 
strats  verfaßte  er  die  eingehenden  Veröffentlichungen  über  dl®  b“ 
lieh.»  Anlage»  und.  Betriebsei», iehtungen  d«. .Vieh-  und .Schlad. 


11CÜ611  Anlagen  uuu  ucintucviuwvu  ~ n ««; 

hofes  und  der  Markthallen,  von  denen  jene  188o,  in  Gemeinschaft  an 
Blankenstein  bearbeitet,  diese  1899,  nachdem  jener  aus  dem  Amt«; 
geschieden,  erschienen.  Ebenso  lieferte  er  die  DarsteUungen  derselbe’ 
Gebäude  in  „Berlin  und  seine  Bauten“.  1896.  Im  Ruhestand  ist  «I 
am  23.  März  d.  J.  entschlafen.  **'  B 
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vm*  Ton  Wilhelm  Ern. t A Sohn,  Berlin.  - Für  den  nlohtamtl.  Teil  verantwortet  ln  Vert,  R.  Bergiu«,  Berlin.  - Druck  der  Buchdruckerei  Gebr.  Ern.t, 
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INHALT:  Aus  dom  Entwurf  zum  Reichshausbalt  für  1921.  — Vermischtes:  Wettbewerb  für  Entwürfe  zur  Umgestaltung  des  rtathaussaalos  in  Darmstadt. 
Aufnahmen  für  einen  großen  Wasserstraßenfilm.  — Doutscho  Gowerboschau  in  München. 


[Allo  Reohto  vorbohalton.] 

Aus  dem  Entwurf  zum 

der  in  der  Sitzung  des  Reichstags  vom  19.  März  d.  J.  verabschiedet 
worden  ist,  sind  im  folgenden  die  einmaligen  Ausgaben  für  Bauten  und 
für  Beschaffungen  zusammengestellt,  ln  den  Verwaltungen  mit  umfang- 
reicheren Ansätzen  für  diese  Zwecke  sind  an  Ausgaben  vorgesehen: 


Im  Haushalt  der  Reichspostverwaltung  ....  1 520  063  084  JC 
Im  Haushalt  der  Reichseisenhahnen: 

I.  Hauptstelle 3130  000  000  „ 

II.  Zweigstelle  Preußen-Hessen  ....  1 582  805  000  „ 

III.  Zweigstelle  Bayern 439  259  000  „ 

IV.  Eisenbahn-Generaldirektion  Dresden  . 187  880  000  „ 

V.  Eisenbahn-Generaldirektion  Stuttgart . 179  350  000  „ 

VI.  Eisenbahn-Generaldirektion  Karlsruhe  104  364  000  „ 

VII.  Eisenbahn-Generaldirektion  Schwerin  . 16  497  000  „ 

VIII.  Eisenhahndirektion  Oldenburg  ...  9 845  000  „ 


Insgesamt  5 650  000  000  JC 


Aus  den  Haushaltplänen  der  Verwaltungen  mit  nur  wenigen  An- 
sätzen für  Bauvorhaben  seien  vorweg  zusammengestellt: 

Im  Haushalt  des  Reichspräsidenten  (ordentl.  Haushalt): 
56  500  JC  für  außerordentliche  Instandsetzung  des  Dienstgebäudes. 

Im  Haushalt  des  Auswärtigen  Amts  (ordentl.  Haushalt): 
12  000  Ji  für  Unterstützung  von  deutschen  technischen  Schulen  in 
China,  250  000  JC  einmaliger  Beitrag  zu  den  Kosten  der  Wieder- 
einrichtung der  Ingenieurschule  in  Woosung  (China),  1 908  750^  zum 
Erwerb  eines  Grundstücks  für  die  Gesandtschaft  in  Stockholm  und 
zu  den  nötigen  baulichen  Veränderungen  und  3 000  000  JC  zur  Aus- 
stattung von  Beamtenwohnungen  bei  den  Auslandsvertretungen  einschl. 
Fracht  und  Kursausgleich. 

Haushalt  des  Reichsministeriums  des  Innern  (ordentl.  Haus- 
halt): 30  000  JC  als  Beitrag  für  den  Verein  zur  Erhaltung  des  Kunst- 
historischen Instituts  in  Florenz,  500  000  JC  als  Beitrag  für  das  Deutsche 
Museum  in  München,  3 000(<00,A£  für  Fertigstellung  des  Neubaues 
des  Deutschen  Museums  in  München,  5 600  000  JC  für  Kriegergräber- 
fürsorge, und  zwar:  2 000  000  JC  für  Instandsetzung  der  Gräber  in 
Ost-  und  Westpreußen  (Schlachtfelder),  8 000  000  JC  für  Instandsetzung 
der  Gräber  im  übrigen  Reichsgebiet  und  600  000  JC  für  Herstellung 
und  Instandsetzung  der  deutschen  Kriegergräber  im  Ausland. 

Haushalt  des  Reichswirtschaftsminisfceriums  (ordentl.  Haus- 
halt): 800  000  JC  als  Beiträge  zur  Hebung  der  Wirtschaftlichkeit  der 
gewerblichen  und  industriellen  Produktionen,  5 000  000  JC  für  Förderung 
der  Kleinseeschiffahrt  und  30  000  JC  als  Beitrag  für  die  Versuchsanstalt 
für  technische  Moorverwertung  an  der  Technischen  Hochschule  Han- 
nover. 

Haushalt  des  Reichsarbeitsministeriums  (ordentl.  Haus- 
halt) : 24  000  Ji  für  einen  neuen  gußeisernen  Gliederkessel  für  die 
Warmwasserheizungsanlage  im  Verwaltungsgebäude  der  „Ständigen 
Ausstellung  für  Arbeiterwohlfahrt“  in  Charlottenburg,  48  000  JC  für 
Ausbesserungen  und  Ergänzungsarbeiten  an  den  Dienstgebäuden 
Scharnhorststraße  35  und  Luisenstraße  32/33,  20  000  JC  für  Instand- 
setzung der  Heizungsanlagen  im  Dienstgebäude  Luisenstraße  32/33, 
100  000  JC  für  Verbesserung  der  Zentralheizungsanlage  im  Dienst- 
gebäude Luisenstraße  32/33,  40  000  JC  für  Einbau  einer  zweiten 
Unterwindfeuerung  im  Dienstgebäude  Scbarnhorststraße  35  sowie 
Anschluß  der  bereits  vorhandenen  Unterwindfeuerung  an  das  Ven- 
tilargebläse,  5 000  000  JC  für  Ersatz  von  Schäden  bei  Auflösung  von 
Mietkrankenhäusern  und  bei  Lösung  sonstiger  Miet-  und  Leihver- 
hältnisse, 6 000  000  JC  zum  Ankauf  von  Dienstgebäuden  für  die  Dienst- 
stellen des  Versorgungswesens,  5 000000^  für  größere  Um-  und  Er- 
weiterungsbauten, soweit  sie  für  die  Landesdienststelle  für  das  Ver- 
sorgungswesen in  Bayern,  die  Hauptversorgungsämter,  die  Pensions- 
regelungsbehördeu  und  die  Versorgungsämter  erforderlich  sind  und 
die  einzelnen  Bauvorhaben  den  Betrag  von  200  000  JC  überschreiten.  — 
(Außerordentl.  Haushalt):  10  000  000  JC  zur  Förderung  der  Herstellung 
geeigneter  Kleinwohnungen  für  Arbeiter  und  Beamte  in  den  Betrieben 
und  Verwaltungen  des  Reichs,  soweit  eine  solche  Fürsorge  unter  Berück- 
sichtigung der  wirtschaftlichen  Verhältnisse  begründet  ist,  sowie  für 
Kriegsbeschädigte  und  Witwen  der  im  Kriege  Gefallenen  durch  Ge- 
währung von  Darlehnen  an  Private  und  an  gemeinnützige  Unter- 
nehmungen (Bauvereine,  Baugenossenschaften,  Baugesellschäften  u.  a.) 
sowie  zum  Erwerb  geeigneten  Baugeländes  zur  Herstellung  solcher 
Wohnungen,  12  175  000^  für  Aufwendungen  für  Urbarmachung  der 
Heideflächen  des  Lockstedter  Lagers  und  von  Moor-  und  Ödlandflächen 
in  den  Provinzen  Hannover  und  Schleswig-Holstein  zur  Beschäftigung 
von  Erwerbslosen  und  1 500  000  000  JC  für  Vorschüsse  zur  Errichtung 
von  Bergmannswohnungen. 

Haushalt  des  Reichswehrministeriums.  I.  Reichsheer 
(ordentl.  Haushalt):  210 000  JC  für  Anlage  von  Minenwerferständen  und 


ßeichshaushalt  für  1921, 

Deckungsanlagen  auf  den  Truppenübungsplätzen  für  die  Scharfschieß- 
Ubungen,  1 000  000  JC  für  Wiederherstellung  und  Ergänzung  der  artille- 
ristischen Einrichtungen  auf  Truppenübungsplätzen,  1.  Teilbetrag, 
3 000  000^  für  Um- und  Ersatzbauten  eines  Munitionslagers  und  einer 
Munitionsfertigungsstelle  beim  Zeugamt  Königsberg,  1.  Teilbetrag, 

2 000  000^  für  Errichtung  von  technischen  Standortübungsplätzen  für 
alle  Waffen,  2.  Teilbetrag,  600  000^  für  Errichtung  von  Fahrbahnen  für 
die  Kraftfahrkompagnien,  2.  Teilbetrag.  5 504  500  JC  für  Errichtung  von 
Betriebsstoff behältern  (Tankanlasjen)  für  die  mit  Kraftfahrzeugen  aus- 
gestatteten Truppen,  1.  Teilbetrag,  15  000  000  JC  für  Um-  und  Er- 
gänzungsbauten, Pflasterungen  usw.  zur  Unterbringung  des  Geräts  von 
18  Kraftfahrkompagnien,  1.  Teilbetrag,  15  000  000^  für  Schaffung  von 
Familienwohnungen  für  verheiratete  Unteroffiziere  und  Mannschaften 
und  von  Stallungen  für  Pferde  der  Infanterie  in  Standorten,  wo  ihre 
Zahl  ungenügend  ist,  Einrichtung  von  Unterrichts-  oder  Wohlfahrts- 
räumen, Verbesserung  der  Mannschaftsküchen  und  andere  durch  die 
Umbildung  des  Heeres  veranlaßte  Baumaßnahmen,  2.  Teilbetrag, 

3 000  000  JC  für  Vermehrung  und  Verbesserung  der  Geräte  für  Mann- 
schaften und  ihre  Speisesäle  und  Küchen,  2.  Teilbetrag  und  1 500  OuO  JC 
für  Einrichtung  von  Spiel-  und  Sportplätzen,  voller  Bedarf.  — 
II.  Reichsmarine  (ordentl.  Haushalt):  4 OuOOOO  JC  zur  Fertigstellung 
des  Vermessungsschiffs  „Meteor“,  Schlußbetrag,  8 320  000  JC  für  Fort- 
setzung der  Arbeiten  zur  Verbesserung  des  Fahrwassers  der  Jade, 
8.  Teilbetrag,  1 000  000  JC  für  Grundreparatur  der  III.  Hafeneinfahrt 
in  Wilhelmshaven  und  90000  JC  für  Neubau  der  Rettungsbake  „Mellum“, 
voller  Bedarf. 

Haushalt  des  Reichsjustizministeriums  (ordentl.  Haushalt): 
8000  JC  für  Bauarbeiten  zur  Gewinnung  von  Diensträumen  und  zur 
Instandsetzung  von  vorhandenen  Räumen  im  Gebäude  des  Reichs- 
justizministeriums, Restbetrag,  230000  JC  für  den  Umbau  der  Kessel 
der  Heizungsanlage  im  Gebäude  des  Reichsgerichts. 

Haushalt  des  Reichsschatzministeriums  (außerordentl.  Haus- 
halt): 20  000000  ^ an  Betriebsausgaben  aus  Anlaß  der  Verwertung 
von  entbehrlichem  Heeres-  und  Marinegut. 

Haushalt  des  Reichsverkehrsministeriums,  Abteilungen 
für  W asserstraßenund  für  Luft  - und  Kraftfahrwesen  (ordentl. 
Haushalt):  10  000  JC  als  Beitrag  zu  den  laufenden  Betriebskosten  der 
Drachenwarte  in  Friedrichshafen  am  Bodensee  für  die  Erforschung 
der  oberen  Luftschichten,  100  000  JC  als  Beitrag  zu  den  Unterhaltungs- 
kosten einer  Deutschen  Versuchsanstalt  für  Luftfahrt,  11  000  0' 4)^  als 
Reichsbeihilfe  für  die  dem  regelmäßigen  öffentlichen  Verkehr  dienenden 
Luftfahrtunternehmungen  und  60  000  JC  als  Beitrag  zu  den  Unterhal- 
tungskosten der  Aerodynamischen  Versuchsanstalt  in  Göttingen. 

Haushalt  des  Reichsministeriums  für  Ernährung  und 
Landwirtschaft  (ordentl.  Haushalt):  200000  JC  für  den  Ausbau 
einer  vorhandenen  massiven  Scheune  für  Laboratoriumszwecke  und 
Fertigstellung  der  in  Angriff  genommenen  Bauten. 

Haushalt  der  Reichsschuld  (ordentl.  Haushalt):  13  220157  JC 
zum  Erwerb  der  Grundstücke  Orauienstraße  99  bis  109,  Alte  Jakob- 
straße 118  bis  120,  Feilnerstraße  5 bis  12  und  Lindenstraße  35  bis  37 
in  Berlin  zu  einem  Dienstgebäude  für  die  Reichsschuldenverwaltung, 
Neubau  eines  Dienstgebäudes  für  die  Kontrolle  der  Staatspapiere  auf 
den  Grundstücken  Oranienstraße  104  bis  109,  Alte  Jakobstraße  118 
bis  120,  Feilnerstraße  5,  5 a und  6 in  Berlin,  4.  Teilbetrag. 

Haushalt  des  Reichsfinanzministeriums  (ordentl.  Haushalt): 
90  000  JC  für  Erwerb,  bauliche  Herrichtung  und  innere  Ausstattung 
des  Grundstücks  Schützenstiaße  3 in  Berlin,  2.  Teilbetrag,  41  000  JC 
für  Instandsetzung  der  Hofansichten  auf  den  Grundstücken  Wilhelm- 
platz 2 und  Kaiserhofstraße  1 in  Berlin,  \9b00000JC  für  einmalige 
Geschäftsbedürfnisse  für  die  erstmalige  Einrichtung  der  Landesfinanz- 
ämter und  Finanzämter,  3.  Teilbetrag  (Schlußbetrag),  200000000  JC 
für  Neu-,  Um-  und  Ergänzungsbauten  sowie  Erwerbung  von  Dienst- 
gebäuden im  Kostenbeträge  von  mehr  als  50d00./#  im  einzelnen  für 
die  dem  Reichsfinanzministerium  naebgeordneten  Behörden,  2.  Teil- 
betrag (Schlußbetrag)  und  1000  000  JC  für  Herrichtung  des  Rohbaues 
auf  dem  reichseigenen  Grundstück  in  München-Bogenhausen  zu  einem 
Dienstgebäude  für  den  Reichsfinanzhof,  2.  Baubetrag  (Schlußbetrag). 

Haushalt  des  Reichsministeriums  für  Wiederaufbau  (ordentl. 
Haushalt):  75  000 JI  für  bauliche  Verbesserungen  an  den  Dienstgebäuden, 
1 832  941  JC  als  Kostenbeitrag  für  die  Binnenschiffahrtorganisation  und 
1ÖO00  JC  als  erstmalige  Einrichtung  des  erweiterten  neu  angemieteten 
Dienstgebäudes  für  den  Reichsausschuß  für  Wiederaufbau  der  Handels- 
flotte. — (Außerordentl.  Haushalt) : 600  000  JC  als  Beitrag  des  Reichs 
zur  Instandsetzung  reparaturbedürftiger  Binnenschiffe. 

Haushalt  der  allgemeinen  Finanzverwaltung  (außerordentl. 
Haushalt):  216  000  000  JC  für  den  Bau  von  Fischkuttern,  Fisch-  und 
Handelsdampfern. 
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Haushalt  für  die  Ausführung  des  Fri edensvertrages  (außer- 
ordentl.  Haushalt).  Reicbsschatzministerium:  757  197  500  M für  Grund- 
stückerwerbungen,  Neubauten  und  Umbauten  anläßlich  der  Unter- 
bringung der  Besatzungstruppen  im  Rheinland,  32  000  000  JC  für 
Instandhaltung  der  von  den  Besatzungstruppen  im  Rheinland  be- 
nutzten Grundstücke  und  Baulichkeiten  und  250  000  000  M für  Entfesti- 
gungen durch  die  lieichsbauverwaltung.  — Reichsverkehrsministerium 
(Abteilung  für  Wasserstraßen):  2 000  000^  zur  Internationalisierung 
der  deutschen  Ströme. 

Haushalt  des  Reichspostministeriums. 

A.  Ordentl.  Haushalt. 

I.  Reichspost-  und  Telegraphen  Verwaltung. 

1.  Errichtung  und  Ankauf  von  Wohngebäuden  für  ge- 


ringer besoldete  Beamte  in  Orten,  wo  großer  Woh- 
nungsmangel herrscht 20  000  000 

2.  Beteiligung  an  der  Aufbringung  von  Baugeldern  für 
Wohnungshauten,  die  Angehörigen  der  Reichspost- 

und  Telegraphenverwaltung  zugute  kommen  . . . 10  000000 

3.  Vorbereitungsarbeiten  für  Bauten,  die  in  späteren 

Rechnungsjahren  bei  den  einmaligen  Ausgaben  vor- 
zusehen sind 250000 

4.  Unvorhergesehene  Grundstückankäufe  und  Bauten.  . 1700  000 


5.  Herstellung  drahtloser  Funkanlagen  für  den  Inland- 
verkehr   3 700  000 

6.  Um-  und  Erweiterungsbau  des  Fernsprechgebäudes 

in  Hamburg,  Schlußbetrag 5141350 

7.  Desgl.  auf  dem  Postgrundstück  An  der  Zeil  in  Frank- 
furt a.  Main,  7.  Betrag 1 100000 

8.  Herstellung  eines  neuen  Dienstgebäudes  Ecke  Soor- 

und  Fredericiastraße  in  Charlottenburg,  5.  Betrag  . 3 000  000 

9.  Desgl.  für  das  Postscheckamt  in  Berlin,  2.  Bau- 
abschnitt, 4.  Betrag  5 000  000 

10.  Um-  und  Erweiterungsbau  auf  dem  Postgrundstück 
an  der  Französischen,  Oberwall-  und  Jägerstraße  in 

Berlin,  3.  Betrag .1  912  200 

11.  Erweiterungsbau  für  das  Postscheckamt  auf  dem  Post- 

grundstück an  der  Kaiserstraße  in  Karlsruhe  i.  Baden, 
Schlußbetrag 1 999  800 

12.  Um-  und  Erweiterungsbau  auf  dem  Postgrundstück 

in  Spandau,  3.  Betrag 900  000 

13.  Desgl  in  Berlin-Tegel,  Schlußbetrag 1821  400 

14.  Herstellung  eines  neuen  Dienstgebäudes  am  Haupt- 
bahnhof in  Chemnitz,  2.  Betrag 6 000000 

15.  Um-  und  Erweiterungsbau  auf  dem  Postgrundstück 

Haroldstraße  38  in  Düsseldorf,  2.  Betrag 3 400  000 

16.  Desgl.  in  Erfurt,  2.  Betrag 2 400  000 

17.  Desgl.  in  Halberstadt,  Schlußbetrag 300  0j0 

18.  Erwerbung  eines  bebauten  Grundstücks  anderSencken- 
berg-,  Brönner-  und  Bleichstraße  in  Frankfurt  a.  Main, 

Umbau  und  Herstellung  eines  neuen  Dienstgebäudes 
für  das  Postscheckamt  auf  diesem  Grundstück,  2.  Kauf- 
geld und  2.  Baubetrag 4 127  750 

19.  Erwerbung  eines  Grundstücks  in  Hamm  i.  Westf.  und 

Herstellung  eines  neuen  Dienstgebäudes  auf  diesem 
Grundstück,  2.  Baubetrag 2 000  000 

20.  Erwerbung  eines  Grundstücks  und  Herstellung  eines 
neuen  Fernsprechgebäudes  am  Westbahnhof  in  Köln, 

2.  Baubetrag 2 000  000 

21.  Erwerbung  eines  Grundstücks  und  Herstellung  eines 

neuen  Dienstgebäudes  für  die  Oberpostdirektion  in 
Königsberg  i.  Pr.,  2.  Baubetrag 4 000  000 

22.  Nachforderung  für  Bauten,  deren  Anscblagsummen 

bereits  früher  vollständig  bewilligt  waren  ....  23928800 

*23.  Herstellung  eines  neuen  Fernspreehgebäudes  auf  dem 

Postgrundstück  in  Altona  a.  d.  Elbe,  1.  Betrag.  . . 1000  000 
*24.  Herstellung  eines  neuen  Dienstgebäudes  in  Attendorn. 

1.  Betrag 300  000 

*25.  Desgl.  auf  dem  Grundstück  Ecke  Bergmann-  und 

Schleiermacherstraße  in  Berlin,  1.  Betrag 3 085  000 

’v26.  Um-  und  Erweiterungsbau  auf  dem  Postgrundstück 

am  Dominikanerplatz  in  Breslau,  1.  Betrag  ....  3000000 
*27.  Desgl.  am  Königsplatz  in  Cassel,  1.  Betrag  ....  800  000 

*28.  Herstellung  eines  weiteren  und  Umbau  des  vor- 
handenen Dienstgebäudes  auf  dem  Postgrundstück 

in  Krefeld,  1.  Betrag 1500000 

*29.  Herstellung  eines  neuen  Dienstgebäudes  in  Göttingen, 

1.  Betrag 1500  000 

*30.  Herstellung  eines  neuen  Dienstgebäudes  für  das  Post- 
scheckamt in  Hannover,  1.  Betrag 1 500  000 

*31.  Um-  und  Erweiterungsbau  auf  dem  Postgrundstück 

am  Großen  Domhof  in  Minden  i.  Westf.,  1.  Betrag  . 940  000 

*32.  Vergrößerung  des  Postgrundstücks  in  der  Goethestraße 
in  Charlottenburg  und  Um-  und  Erweiterungsbau  auf 
diesem  Grundstück,  volles  Kaufgeld  und  1.  Baubetrag  1 757  500 


Zu  übertragen  120  063  000 


Übertrag  120063000 

*33.  Erwerbung  von  Bauland  und  Herstellung  eines  neuen 


Dienstgebäudes  in  Düsseldorf,  1.  Kaufgeld  und  1.  Bau- 
betrag   ■ 3 085  000 

‘ 34.  Erwerbung  eines  Grundstücks  in  Leipzig-Reudnitz  und 
Herstellung  eines  neuen  Dienstgebäudes  auf  diesem 
Grundstück,  volles  Kaufgeld  und  1.  Baubetrag.  . . 1824  200 

*35.  Erwerbung  eines  bebauten  Grundstücks  an  der  Meer- 
feldstraße  in  Mannheim.  Umbau  und  Herstellung  eines 
neuen  Dienstgebäudes  auf  diesem  Grundstück,  volles 
Kaufgeld,  voller  Umbaubetrag  und  1.  Baubetrag  . . 4886000 

36.  Herstellung  und  Ausrüstung  von  Wagenhallen,  Werk- 
stätten usw.  für  den  Kraftwagenbetrieb,  weiterer  Bedarf  4 200  000 

37.  Neubeschaffung  von  Hauptausstattungsgegenständen 

aus  Anlaß  der  Neueinrichtung  von  Verkehrsämtern, 
Geschäftstellen  usw 3 000  000 

38.  Beschaffung  von  Großfunkstationsgerät  . . . . , 10  000  000 


Summe  147  059  000 


II.  Bayern. 

1.  Errichtung  und  Ankauf  von  Wohngebäuden  für  ge- 

ringer besoldete  Beamte  an  Orten,  wo  großer  Wohnungs- 
mangel herrscht 2 000  000 

2.  Beteiligung  an  der  Aufbringung  von  Baugeldern  für 
Wohnungsbauten,  die  Angehörigen  der  Reichspost- 

und  Telegraphenverwaltung  zugute  kommen  . . . 2 000  000 

3.  Vorbereitungsarbeiten  für  Bauten,  die  in  späteren 

Rechnungsjahren  bei  den  einmaligen  Ausgaben  vor- 
zusehen sind 50  000 

4.  Unvorhergesehene  Grundstückankäufe  und  Bauten  . 300000 

5.  Erwerbung  und  Umbau  eines  Doppelwohnhauses  für 

ein  Posthaus  in  Landsberg  a.  Lech,  Schlußbetrag  . . 50000 

(i.  Desgl.  von  Gebäuden  für  das  Postscheckamt  in  München, 

Schlußhetrag 7 850  000 

7.  Geschoßaufbau  auf  das  Posthaus  an  der  Bayerstraße 
(Hauptbahnhof)  in  München,  Schlußbetrag  ....  2 900  000 

8.  Erweiterung  der  Postgebäude  am  Hauptbahnhof  in 

Nürnberg.  4.  Betrag 5 000  00O 

9.  Umbau  von  zwei  Anwesen  für  die  Umschaltestelle 
und  die  Zweigdienststelle  des  Postamts  in  Amberg 

i.  d.  Oberpfalz,  Schlußbetrag 275  000 

10.  Posthausneubau  in  Weilheim  i.  Oberbayern,  Schluß- 
betrag   380  000 

11.  Desgl.  in  Rotenburg  o.  d.  Tauber.  Schlußbetrag  . . 500000 

12.  Erbauung  einer  Umschaltestelle  in  München-Sendling, 

Schlußbetrag 80000 

*13.  Herstellung  eines  neuen  Dienstgebäudes  in  Donau- 
wörth. voller  Bedarf 1 450000 

*14.  Desgl.  am  Bahnhof  in  Laudshut,  1.  Betrag  ....  2000000 
*15.  Desgl.  in  Lauf  a.  d Pegnitz,  voller  Bedarf  ....  1210000 
*16.  Herstellung  einer  Kraftwagenhalle  mit  Werkstatt  in 

Pirmasens,  voller  Bedarf 710  000 

*17.  Desgl.  eines  neuen  Telegraphenmagazingebäudes  in 

Weilheim  i.  Oberbayern,  voller  Bedarf 282  000 


*18.  Erwerbung  zweier  Grundstücke  zur  Errichtung  von 
Kraftwagenhallen  und  Werkstätten  an  der  Arnulf- 
straße und  Umbau  einer  angemieteten  Halle  an  der 
Mercystraße  in  München.  1.  Kaufgeld  und  voller  Bau- 


betrag   2 700  000 

*19.  Desgl.  eines  Grundstücks  am  Bahnhof  in  Wasserburg 
a.  Inn  und  Herstellung  eines  Dienstgebäudes  auf  diesem 
Grundstück,  voller  Bedarf 1 260  000 


Summe  30  997  000 


III.  Württemberg. 

1.  Errichtung  und  Ankauf  von  Wohngebäuden  für  ge- 

ringer besoldete  Beamte  in  Orten,  wo  großer  Wohnungs- 
mangel herrscht 1 919  000 

2.  Beteiligung  an  der  Aufbringung  vou  Baugeldern  für 
Wohnungsbauten,  die  Angehörigen  der  Reicbspost- 

und  Telegraphenverwaltung  zugute  kommen  . . . 100  000 

3.  Unvorhergesehene  Gruudstückankäufe  und  Bauten  . 100  000 

4.  Für  die  Errichtung  eines  Selbstanschlußamts  in  Stutt- 
gart, Schlußbetrag 5 000  000 

5.  Herstellung  eines  neuen  Dienstgebäudes  für  das  Post- 
scheckamt in  Stuttgart.  1.  Bauabschnitt,  2.  Betrag  . 750000 

6.  Desgl.  für  die  Telegraphenwerks'ätte  sowie  für  Post- 

betriebszwecke  in  Stuttgart,  2.  Betrag 900  000 

7.  Umbau  des  Hauptpostgebäudes  in  Stuttgart,  Schluß- 
betrag   490  000 

8.  Herstellung  eines  neuen  Dienstgebäudes  und  einer 
Kraftwagenhalle  in  Tübingen,  Schlußbetrag  ....  1570000 

9.  Herstellung  eines  neuen  Dienstgebäudes  in  Backnang, 

Schlußbetrag 1 160000 


Zu  übertragen  1 1 989  UtJO 


Sir.  32, 


Zentralblatt  der  Bauverwaltung. 


199 


Übertrag  1 1 989  000 

10.  Herstellung  eines  neuen  Dienstgebäudes  in  Obertürk- 

heim,  Schlußbetrag 445  000 

11.  Desgl.  in  Winnenden,  Schlußbetrag 010000 

12.  Desgl.  in  Onstmettingen,  Schlußbetrag 120  000 

13.  Desgl.  in  Gerabronn,  Schlußbetrag 500  000 

14.  Um-  und  Erweiterungsbau  auf  dem  Postgrundstück 

in  Künzelsau,  Schlußbetrag 182  000 

15.  Posthausaufbau  in  Freudenstadt.  Nachforderung  . . 145  000 

*16.  Herstellung  eines  neuen  Dienstgebäudes  in  Kißlegg, 

1.  Betrag 300  000 

*17.  Um-  und  Erweiterungsbau  in  Oberndorf  a.  Neckar. 

1.  Betrag 200000 

*18.  Herstellung  eines  neuen  Dienstgebäudes  in  Ochsen - 

hausen,  1.  Betrag 600  000 

*19.  Um-  und  Erweiterungsbau  in  Öhringen,  1.  Betrag  150  000 

*20.  Umbau  der  für  das  neue  Fernsprech-Selbstanschluß- 
amt  usw.  angemieteten  Räume  des  Königsbaues  in 

Stuttgart.  Tilgung  und  Zinsen 454  000 

*21.  Um-  und  Erweiterungsbau  in  Tuttlingen.  1.  Betrag  . 200  000 

Summe  15  895  000 

IV.  Reichsdruckerei. 

1.  Erweiterung  des  Grundstücks  der  Reichsdruckerei, 

22.  Teilbetrag 87  084 

2.  Erweiterungsbau  auf  d.  Hinterlande  d.  Reichsdruckerei- 
grundstücks Kommandantenstraße  7 bis9  und  Erweite- 
rung der  Maschinen-  und  Kesselanlagen,  8. Teilbetrag  6 000  000 


Summe  6 087  084 


B.  Aujlerordentl.  Haushalt. 

I.  Reichspost-  und  TelegTaphenvenvaltung. 

1.  Für  Fernsprechzwecke 876  000  000 

2.  Zur  Herstellung  großer  unterirdische*  Fernkabelan- 
lagen [Fernkabel  nach  dem  Westen,  Fernkabellinie 
Hannover— Hamburg,  2.  Fernkabel  Berlin — Hannover, 
Fernkabellinie  Berlin —Leipzig- Frankfurt  a.  Main]  300000000 

3.  Zur  Auslegung  eines  Telegraphen-  und  Fernsprech- 
seekabels von  Stralsund  nach  Schweden  ....  . 22  500  000 

Summe  1 198500000 

II.  Bayern. 

1.  Vervollständigung  des  bayerischen  Telegraphennetzes  10  000  000 


2.  Desgl.  des  Fernsprechnetzes  90  000  000 

Summe  100  000  000 

III.  Württemberg. 

1.  Für  Fernsprechzwecke 21  525  000 


Haushalt  des  Reichsverkehrsministeriums. 
Reichseisenbahn  en. 

Außerordentl.  Haushalt. 

Hanptstelle. 

1.  Gewährung  von  Darlehnen  an  notleidende  nebenhahn- 
ähnliche Kleinbahnen  oder  an  Privatbahnen  von  der 
Bedeutung  nebenbahnähnlicher  Kleinbahnen  . . . 20  000  000 

2.  Zur  Unterstützung  des  Baues  von  Kleinbahnen  und 
Bahnen,  die  den  Kleinbahnen  gleich  zu  achten  sind  5 000  000 

3.  Vermehrung  der  Wohngelegenheiten  für  Reichseisen- 
bahnbedienstete   300  000  000 

4.  Beschaffung  von  Apparaten  und  sonstigen  Hilfsvor- 

richtungen zur  Vornahme  von  Eignungsprüfungen 
einzustellender  Handwerkslehrlinge  und  anderer  Be- 
diensteten   200  000 

5.  Ergänzung  der  Bahnanlagen  an  den  neuen  Reichs- 
und Zollgrenzen 20  000000 

6.  Beschaffung  von  Fahrzeugen  als  Vermehrung  für  die 

bestehenden  Reichseisenbahnen 2 479  800  000 

7.  Ausrüstung  vorhandener  Güterzugfahrzeuge  mit  der 

Kunze-Knorr-Bremse 200000000 

8.  örtliche  Einrichtungen  für  Betriebsführung  mit  der 

Kunze-Knorr-Bremse 5 000  060 

9.  Zu  unvorhergesehenen  Ausgaben 100  000  000 

Summe  3 130  00O0U0 


Zweigstelle  Preußeu- Hessen. 

Eisenbahndirektion  Altona. 

10.  Bau  einer  Neheneisenbahn  von  Neustadt  in  Holstein 


nach  Schwartau  (13  500  000) 6 000  000 

11.  Desgl.  von  Kiel  nach  Holtenau  (11054  000)  ....  5000000 

12.  Desgl.  von  Niebüll  nach  Westerland  (82  311000)  . . 9 000  000 

13.  Herstellung  einer  Umgehungsbahn  für  den  Güter- 
verkehr bei  Hamburg  (32  574  000) 7 000  000 


Übertrag  27  000  000 


14.  Erweiterung  des  Bahnhofs  Schleswig  (2  892  000)  . . 2 000  000 

15.  Desgl.  des  Umstellbahnhofs  Harburg  II.  (3  628  000)  . 400  000 

16.  Umbau  der  Bahnhofsanlagen  in  Kiel  (24  000000)  . . 5 000000 

17-  Erweiterung  des  Bahnhofs  Büchen  (3160  000)  . . . 1000000 

18.  Herstellung  eines  Umstellbahnhofs  bei  Eidelstedt 

(39  984  000) 15  000  000 

19.  Erweiterung  des  Bahnhofs  Husum  Nord  (3  350  000)  300  000 

20.  Desgl.  Itzehoe  (6  274  000) 2 000  000 

21.  Desgl.  Neustadt  a.  d.  Dosse  (11620000) 5000  000 

22.  Umgestaltung  des  Bahnhofs  Elmshorn  (19  932000)  . 8000000 

23.  Desgl.  der  Bahnanlagen  in  u.  bei  Flensburg  (51  000000)  15  000  000 

24.  Herstellung  neuer,  stärkerer  Überbauten  für  die  Strom- 
öffnungen der  Eisenbahnbrücke  über  die  Süderelbe 

. bei  Harburg  (21  300  0H0) 17  000  00b 

25.  Herstellung  eines  Überholungsgleises  auf  Bahnhof 

Vietznitz  (920  000) 400  000 

26.  Desgl.  einer  Koblenkipperanlage  auf  Bahnhof  Ham- 
burg Han.  (670  000) 10  000 

27.  Desgl.  je  eines  Kreuzungsgleises  auf  dem  Haltepunkt 
Bavendorf  und  zwischen  den  Bahnhöfen  Hitzacker 

und  Leitstade  (555  000) 178  000 

28.  Erweiterung  der  Gleisanlagen  auf  dem  Güterbahnhof 

Neumünster  (2  527  000) 1 500  000 

29.  Desgl.  der  Hauptwerkstätte  Glückstadt  (11091000)  6 000  000 

30.  Errichtung  eines  elektrischen  Kraftwerks  bei  der 

Hauptwerkstätte  Wittenberge  (3  150  000) 1000  000 

31.  Erweiterung  d.  Hauptwerkstätte  Neumünster  (4983000)  3 000000 


32.  Verbesserung  der  Dreherei  und  Maßnahmen  zur  Er- 

höhung der  Feuersicherheit  in  der  Hauptwerkstätte 
Wittenberge  (2  450  000) 1000  000 

33.  Umbau  der  Eisenbahnbrücke  über  die  Schlei  bei 
Lindaunis,  Strecke  Kiel— Flensburg  (2  762  00O)  . . . 1000  000 

34.  Errichtung  einer  Räderwerkstatt,  Kupferschmiede  u. 

Abkocherei  i.  d.  Hauptwerkstätte  Harburg  (1  525  000)  1 000  000 

*35.  Beschaffung  einer  Stangenlagerausbohrerbanlt  für  die 

Hauptwerkstätte  Wittenberge  (426  0O0) 400000 

*36.  Desgl.  einer  Wagenschiebebühne  mit  elektrischem 

Antrieb  für  die  Hauptwerkstätte  Harburg  (306  000)  300  0(0 

*37.  Erbauung  eines  Schuppens  zur  Wiederherstellung  von 
Überhitzerelementen  u.  Vorwärmern  sowie  f.  Schweiß- 
arbeiten in  der  Hauptwerkstätte  Harburg  (546  000)  . 500  000 

*38.  Beschaffung  eines  Bohrwerks  für  Kolbenringe  und 

Zylinder  in  der  Hauptwerkstätte  Glückstadt  (17100üj  150000 

*39.  Errichtung  einer  Sauerstoff-Erzeugungsanlage  in  der 

Hauptwerkstätte  Harburg  (587  000) 500  000 

*40.  Erweiterung  derHolzbearbeitungswerkstatt  der  Haupt- 
werkstätte Harburg  (245  000) 200  000 

*41.  Herstellung  von  Zuführungs-  und  Abstellgleisen  für 
die  Lokomotivabteilung  der  Hauptwerkstätte  Witten- 
berge (2  176  000) 1000  000 

*42.  Beschaffung  von  Ausrüstungsteilen  für  die  Neben- 
werkstätte Ohlsdorf  (406  000) 400  000 

*43.  Desgl.  von  vier  Steilrohrdampfkesseln  für  das  Kraft- 
werk Altona  (2  499  000) 1 000  000 

*44.  Erweiterung  d.  Wagenwerkmeisterei  auf  dem  Betriebs- 
bahnhof Hamburg  B.  (265  000) 250000 

*45.  Erbauung  eines  Empfangsgebäudes  auf  Bahnhof 

Dollern  (370000) 200  000 

*46.  Herstellung  einer  Fernsprechdoppelleitung  für  den 
Zugnachrichtendienst  auf  der  Strecke  Bad  Oldesloe — 

Hageno w L.  (462  000) 450  000 

*47.  Desgl.  eines  Überholungsgleises  und  eines  Zwischen- 
hahnsteigs mit  schienenfreiem  Zugang  auf  Bahnhof 

Bordesholm  (4  064  000) 1 500000 

*48.  Desgl.  eines  Überholungsgleises  und  Verbesserung  der 

südlichen  Einfahrt  auf  Bahnhof  Hassee  (1245  000)  800  000 

*49.  Verbesserung  des  Wasseswerks  auf  Bahnhof  Ratze- 
burg (507  000) 300000 

*50.  Verlegung  der  Bureauräume  der  Betriebswerkstatt 

in  Altona  (225  000) 200  000 

*51.  Erweiterung  der  Gleisanlagen  auf  Bahnhof  Neu- 
münster (1484000) 700000 

*52.  Herstellung  einer  hölzernen  Fußgängerbrücke  auf 

Bahnhof  Neumünster  (215  000) 200000 

*53.  Ausbau  des  Bahnhofs  Oldesloe  als  Lokomotivwende- 

station  (1486  000) 800000 

*54.  Desgl.  Hagenow  Land  als  Lokomotivwendestation 

(1342  000) 900  000 

*55.  Herstellung  einer  elektrischen  Beleuchtungs-  und 

Kraftanlage  auf  Bahnhof  Büchen  (263  000)  ....  200000 

*56.  Errichtung  einer  Werkstatt  zur  Ausbesserung  von 
Schraubfinkupplungen  in  der  Hauptwerkstätte  Glück- 
stadt (670  000) 600  000 

*57.  Erweiterung  d.  Haltepunkts  Elmschenhagen  (746  000)  600  000 

*58.  Beschaffung  einer  Achsschenkel-  und  Kurbelzapfen- 
schieil maschine  für  die  Hauptwerkstätte  Neumünster 
(855  000) 400  000 


Zu  übertragen  27  000  000 


Zu  übertragen  125  338  000 
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Übertrag  125  338  000 


Eisenbaiindirektion  Berlin. 

59.  Ausbau  der  Berlin-Görlitzer  Bahn  v.  d.  Berliner  Ring- 
bahn bis  Grünau  u.  Ausbau  d.  Anschlußbahn  v.  Neu- 
kölln bis  Nieder-Scböneweide-Johannestal  (13  490  000)  G7  000 
00.  Bau  einer  Haupteisenbahn  von  Nauen  nach  Oranien- 
burg (11  000000)  160000 

61.  Herstellung  besonderer  Vorortgleise  der  Nordbahn  auf 

der  Strecke  Schönholz — Hermsdorf  einschl.  des  Grund- 
erwerbs f.d.spät.  Fortführung b.Oranienburg(7 -100000)  142  000 

62.  Bau  einer  Haupteisenbabn  von  Michendorf  nach  Mahls- 
dorf (36  000  OOU)  (Teilausführung) 10  000  000 

63.  Herstellung  des  fünften  und  sechsten  Gleises  auf  der 

Strecke  Stralau-Itummelsburg — Treptow  (3  997  000)  . 1 500000 

64.  Vorbereitung  eines  elektrischen  Betriebs  auf  den  Ber- 

liner Stadt-,  Ring-  und  Vorortbahnen  (60  000  000) 
(Teilausführung) 15  000  000 

65.  Herstellung  des  dritten  und  vierten  Gleises  auf  der 
Strecke  Frohnau — Birkenwerder  (6  000  000)  ....  2000000 

66.  Desgl.  des  zweiten  Gleises  auf  der  Strecke  Tegel — 

Velten,  Grunderwerb  (2  000  000) 1486  000 

67.  Umgestaltung  d.  Bahnanlagen  b.  Spandau  (58  978  000)  21000  000 

68.  Erweiterung  des  Bahnhofs  Friedrichstraße  in  Berlin 

(42  565  000) 9801000 

69.  Desgl.  des  Umstellbahnhofs  Tempelhof  (14360000)  4500000 

70.  Umgestaltung  der  Ringbahn  zwischen  Treptow  und 

Neukölln  (9  100  000) 800000 

71.  Herstellung  eines  Abstellbahnhofs  für  Fernzüge  am 
Umstellbahnhof  Rummelsburg  und  Ausbau  des 
Personenbahnhofs  an  der  Warschauer  Straße  in  Berlin 

(9  750  000) 4 065  000 

72.  Umgestaltung  der  Zugangswege  zum  Bahnhof  Stralau- 

Rummelsburg  (302  000) 50  000 

73.  Herstellung  eines  Abstellbahnhofs  f.  d.  PotsdamerFern- 

verkehr  bei  dem  Betriebsbahnhof  Schöne  berg  (1251 000)  50  000 

74.  Erweiterung  des  Hauptstofflagers  in  der  Hauptwerk- 
stätte Grunewald  (998  000) 798  000 

75.  Errichtung  einer  Abkochanlage  in  der  Jlauptwerk- 

stätte  Potsdam  (24  0 000) 140  000 

76.  Erwerb  und  AusbaudesReichswerksPlaue  beiBranden- 

burg  zu  Eisenbahnwerkstattanlagen  (92  000  000)  . . 8 000  000 

*77.  Erweiterung  der  Siederohrwerkstatt  in  der  Haupt- 
werkstätte Berlin  2 (472  000)  472  000 

*78.  Desgl.  der  Dreherei  in  der  Hauptwerkstätte  Grunewald 

(252  000) 252  000 

*79.  VerlegungeinesneuenFernsprechkabels  auf  der  Strecke 

Großgörschenstraße — Steglitz  (490  000) 490  000 

*80.  Herstellung  e.  Hauptfernsprechamts  i Berlin  (1  900 000)  1000000 

*81.  Erweiterung  der  Lokomotivbehandlungsanlage  auf 

dem  Umstellbahnhof  Pankow  (2  90ü000j 2 600000 

*82.  Desgl.  der  Zentralkesselanlage  in  der  Hauptwerkstätte 

Tempelhof  (1575  000) 1575000 

*83.  Herstellung  des  zweiten  Gleises  auf  der  Strecke  Tegel — 

Hennigsdorf  nebst  Grunderwerb  bis  Velten  (149  782000)  3 000  00)0 
*84.  Erweiterung  der  Aufenthalträume  für  Güterboden- 
arbeiter auf  dem  Umstellbahnhof  Pankow  (215  000)  215  000 


Zu  übertragen  214  501  000 


Übertrag  214  501  000 

Eisenbahndirektion  Osten  in  Berlin. 

85.  Bau  einerNebeneisenbahn  von  (Landsberga. d.  Warthe) 

Roßwiese  nach  Zielenzig  (3  618  000) 105000 

86.  Desgl.  vonSommerfeldnachKrossena.d.Oder(3940000)  174000 

87.  Desgl.  von  (Kontopp)  Kolzig,  Kr.  Grünberg,  nach 

Glogau  mit  Abzweigung  nach  Fraustadt  (6  954  000)  301000 

88.  Herstellung  des  zweiten  Gleises  auf  der  Strecke Küstrin- 


Kietz— Frankfurt  a.  d.  Oder  (1  377  000) 46000 

89.  Desgl.  Kreuz— Stargard  i.  Pomm.  (6  512  000)  . . . 1000  000 

90.  Desgl.  Breslau- Glogau  (18  057  000) . 2 000  000 

91.  Bau  einerNebeneisenbahn  von  Kontopp  nachSchwiebus 

(9  390  000) 2 500  000 

92.  Umbau  des  Bahnhofs  Frankfurt  a.  d.  Oder  und  Her- 
stellung eines  Umstellbahnhofs  zwischen  Booßen 

und  Frankfurt  a.  d Oder  (28  100000) 9 000000 

93.  Höherlegung  der  Ostbahn  innerhalb  der  Stadt  Lands- 
berg a.  d.  Warthe  (4  500000) 264  000 

94.  Beseitigung  der  schienengleichen  Kreuzung  der  Posen- 

Stargarder  Bahn  mit  der  Ostbahn  am  Westende  des 
Bahnhofs  Kreuz  (1530  000) 20  000 

95.  Umbau  des  Bahnhofs  Glogau  (9  390  000) 3 000000 

96.  Erweiterung  des  Bahnhots  Neudamm  (736  000)  . . 204  000 

97.  Desgl.  des  Personenbahnhofs  Schneidemühl  (570000)  234  (XX) 

98.  Herstellung  einer  Wegüberführung  in  km  125,1  der 

Strecke  Fürstenwalde— Sommerfeld  (158  000)  . . . 54  000 

99.  Erweiterungd.  Gleisanlagen  a.  Bahnhof  Kreuz  (1 128000)  239000 

100.  Herstellung  eines  Überholungsgleises  auf  Bahnhof 

Ziltendorf  (650  000) . . 290  000 

101.  Erweiterung  der  Wagen werkstätte  Schneidemühl 

(528000) 200  0O0 

102.  Herstellung  eines  Überholungsgleises  in  km  86,8  der 

Strecke  Fürstenwalde — Sommerfeld  (950000)  . . . 600000 

103.  Einrichtung  von  Diensträumen  für  die  Eisenbahn- 
direktion Osten  in  Berlin  (4  500  000) 2 300  000 


*104.  Erhöhung  der  Leistungsfähigkeit  der  Strecke  Glogau — 

Reppen  (35  500  000) 2 500000 

*105.  Herstellung  eines  Grenzbahnhofs  -westlich  Bentschen 

(20117  000) 3000000 

*106  Desgl.  e.  Ausziehgleises  a.  Bahnhof  Sprottau  (1  570  000)  500  000 

*107.  Verbesserung  der  Bahnsteiganlagen  auf  Bahnhof 

Ottendorf  (350  000) 200000 

*108.  Erweiterung  des  Ortsgüterschuppens  auf  Bahnhof 

Kreuz  (420  000) 200  000 

*109.  Herstellung  eines  neuen  Stellwerks  aufBahnhof  Golzow 

i.  Oderbruch  (445  O00) . • • 300000 

*110.  Herstellung  einer  Sauerstoffgewinnungsanlage  in  der 

Lokomotivwerkstätte  Schneidern  Uhl  (543  000)  . . . 400000 

*111.  Erbauung  einer  Kupferschmiede  in  der  Lokomotiv- 
werkstätte Schneidemühl  (190  000) 150000 

*112.  Verbesserungen  in  der  Lokomotivwerkstätte  Schneide- 
mühl (1  900  000) 1 000000 

*113.  Erweiterung  des  Kantinengebäudes  auf  dem  Personen- 
bahnhof Sclmeidemübl  (11 2 000) 100000 

*114.  Desgl.  der  Tankanlagen  auf  Bahnhof  Schneidemühl 

(220  000) 200000 


(Fortsetzung  folgt.)  Summe  245  582  000 


Vermischtes. 


In  dem  Wettbewerb  fiir  Entwürfe  zur  Umgestaltung  des  ßat- 
hanssaales  in  Darmstadt,  den  die  Stadtverwaltung  unter  Darmstädter 
Architekten  ausgeschrieben  hatte  unter  Ausschluß  vollbeschäftigter 
Architekten  im  freien  Beruf  und  von  Studierenden,  waren  14  Entwürfe 
eingegangen.  Das  Preisgericht  hat  zuerkannt:  den  ersten  und  zweiten 
Preis  (3O00  und  2250  Mark)  dem  Architekten  Regierungsbaumeister 
Friedrich  Schiander,  den  dritten  Preis  (1500  Mark)  dem  Regierungs- 
baumeister Rudolf  Schreiner,  von  dem  auch  zwei  weitere  Ent- 
würfe zu  je  800  Mark  angekauft  wurden;  weiter  wurden  angekauft 
ein  Entwurf  des  Arcb.  H.  Schäfer  und  der  Entwurf  „Auch  einer". 

Aufnahmen  für  einen  großen  Wasserstraßeufilm  sowie  für  ver- 
schiedene Wasserkraftfilme  sind  von  München  aus  im  Gange;  sie  sollen 
zum  erstenmal  auf  der  Ausstellung  für  Wasserstraßen  und  Energie- 
wirtschaft in  München  im  Juni  d J.  gezeigt  werden.  Die  Aufirahmen 
werden  unter  der  Aufsicht  von  Fachleuten  hergestellt;  sie  sollen  auch 
breiteren  Volksschichten  die  Bedeutung  der  Wasserstraßen  und  der 
Wasserwirtschaft  in  leicht  faßlicher  Weise  vor  Augen  führen. 

Die  Deutsche  Gewerbeschau  wird  nunmehr  bestimmt  im  Jahre 
1922  in  München  auf  dem  Ausstellungsgelände  stattfinden,  wie  kürzlich 
in  einer  vom  Präsidium  der  Gewerbeschau  einberufenen  Sitzung  fest- 
gestellt worden  ist.  Auch  der  Reichspräsident  ist  dem  Ehrenausschuß 
beigetreten.  Außer  einem  Hauptausschuß,  dem  100  Mitglieder  an- 


gehören, ist  u.  a.  ein  Künstler--,  ein  Werbe-,  ein  Presseausschuß  usw. 
gebildet  worden.  Vorsitzender  des  Künstlerausschusses  ist  Professor 
Riemerschmid  in  München,  Geschäftsführer  dieses  Ausschusses  im 
Hauptamt  Regierungsbaumeister  Berchtold.  In  der  Ausstellungs- 
halle I sollen  nach  vorläufiger  Feststellung  Glas,  Keramik,  Stein,  Holz, 
Leder,  Papier  und  Stoffe  sowie  die  hieraus  gefertigten  Gegenstände 
untergebracht  werden ; Halle  II  ist  für  Metalle  mit  einer  Sonderabteilung 
für  Edelmetalle  in  Aussicht  genommen,  während  in  der  Halle  III  Mode 
und  Sondergruppen  Unterkunft  finden  sollen.  Als  Sondergruppen 
kommen  u.  a.  die  Wiener  Werkstätten,  der  Expressionismus  im  Kunst- 
gewerbe, deutsche  Schulen,  die  auf  künstlerischem  Gebiet  arbeiten, 
ferner  deutsche  Erzeugnisse  aus  Siebenbürgen,  Bessarabien  und  dem 
südlichen  Rußland  in  Betracht.  Auch  eine  Ausstellung  für  religiöse 
Kunst  (Vorsitz:  Professor  Berndl)  ist  in  Aussicht  genommen. 

Zur  architektonischen  Ausgestaltung  der  Halle  I wurden  auf  Grund 
einer  unter  namhaften  Münchener  Künstlern  veranstalteten  Besprechung 
sechs  Entwürfe  gefertigt,  die  zur  Ausarbeitung  eines  endgültigen  Ent- 
wurfs herangezogen  werden  sollen.  Bei  der  Einrichtung  der  Halle  II 
sollen  außer  Münchener  Architekten  auch  auswärtige  Künstler  wie 
Bruno  Paul.  Peter  Behrens,  Pölzig  und  Bonatz  herangezogen  werden, 
Die  vorläufigen  Kostenanschläge  errechnen  die  Ausgaben  mit  18VS  Mil- 
lionen Mark,  zu  deren  Deckung  erhebliche  Zuschüsse  von  Reich,  Staat 
und  Stadtgemeinde  erforderlich  sind. 
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köpfe und  Aufdrucke  für  Gescbäftspapiere,  für  Entwürfe  zur  künstlerischen  Ausgestaltung  von  zwölf  großen  Umspannerstellen  und  zu  einem  Bebanungs 
plan  der  Stadt  Breslau  und  ihrer  V ororte.  — Dr.  Alwin  Vietor  t- 


Ordensauszeichnungen 
Bs  haben  erhalten: 

das  Eiserne  Kreuz  erster  Klasse: 

Achenbach,  Friedrich,  Regierungsbaumeister,  Dingelstädt. 

Baller,  Walter,  Regierungsbaumeister,  Stargard  i.  Pomm., 

Fischer,  Walter,  Regierungsbauführer,  Pillkallen, 

Hagemann,  Karl,  Oberbaurat,  Berlin, 

Jorcke,  Fritz,  Regierungsbaumeister,  Düsseldorf, 

Krug,  Felix,  Regierungstiaumeister,  Pillkallen, 

Lindberg,  Albert,  Regierungsbauführer,  Charlottenburg, 

Müller,  Heinrich,  Regierungs-  und  Baurat,  Koblenz, 

Osterwold,  Heinrich,  Regierungs-  und  Baurat,  Stettin. 

Pracht,  Franz,  Baumeister,  Peißenberg, 

Reetz,  Hans,  Regierungsbauführer,  Berlin, 

Seidel,  Walter,  Brandver&icberungs-Bauamtmann,  Bautzen. 

Skutsch,  Theodor,  Regierungsbaumeister,  Wilhelmshafen, 

Stahl,  Karl,  Regierungsbauführer,  Helminghausen; 

das  Eiserne  Kreuz  zweiter  Klasse: 

Gerstenhauer,  Hugo,  Regierungs-  und  Baurat,  Diepholz, 

Goebel,  Konrad,  Regierungsbaumeister,  Glatz, 

Hensolt,  Wilhelm,  Regierungsrat,  Nürnberg, 

Kabel,  Erich,  Regierungsbauführer,  Stade, 

Peters,  Wilhelm,  Regierungsbaumeister,  Oppeln, 

Rahn,  Johannes,  Regierungsbaumeister,  Stade, 

Stahl,  Karl,  Regierungsbaumeister,  Hannover, 

Steude.  Alfred,  Regierungs-  und  Baurat,  Celle, 

Zimmermann,  Rudolf,  Regierungsbaumeister.  Hamm; 

die  vierte  Klasse  mit  Schwertern  des  bayerischen 
Militär-Verdienst  - Ordens: 

Hensolt,  Wilhelm,  Regierungsrat,  Nürnberg. 



Amtliche  Mitteilungen. 

Erlaß,  betreffend  die  Vermessung  und  Aufteilung  der  Anlan- 
dungen an  Wasserläufen  erster  Ordnung  zur  Berichti- 
gung des  Grundsteuerkatasters. 

Berlin,  den  18.  März  1921. 

Nach  Absatz  6,  Ziffer  3 des  Runderlasses  vom  18.  August  1897  — 
F.  M.  II.  7242,  I 10  443,  M.  d.  ö.  A.  III  b 7221  — sind  die  infolge  der 
Anlegung  von  Deck  werken,  Buhnen  usw.  in  den  damaligen  öffent- 
lichen (schiffbaren)  Flüssen,  jetzigen  Wasserläufen  I.  Ordnung  ent- 
standenen Anlandungen  in  der  Grundsteuermutterrolle  dem  Artikel  zu- 
zuschreiben, auf  dem  das  Ufergrundstück  des  Anliegers  eingetragen 
steht.  Die  zur  Berichtigung  des  Grundsteuerkatasters  erforderlichen 
Messungsunterlageu  haben  die  Uferanlieger  beizubringen.  Um  aber 
Schwierigkeiten  zu  vermeiden  und  dafür  zu  sorgen,  daß  die  Kataster- 
verwaltung möglichst  bald  von  den  entstandenen  Veränderungen 
Kenntnis  erhält,  ist  im  Absatz  G,  Ziffer  1 a.  a.  0.  bestimmt  worden, 
daß  die  mit  der  Verwaltung  des  Wasserlaufs  betraute  Behörde,  wenn 
sie  Messungsschriften  von  der  Anlandung  besitzt,  Auszüge  aus  ihnen 
der  Katasterverwaltung  für  die  Zwecke  der  Fortschreibung  zur  Ver- 
fügung stellt.  In  der  Regel  werden  von  der  Strombauverwaltung  für 
solche  Anlandungen,  deren  Ausbildung  und  Befestigung  sie  beabsichtigt, 
Messungen  ausgeführt  werden.  Wenn  auch  diese  in  der  Hauptsache 
auf  die  Zwecke  der  Stromhauverwaltung  gerichtet  sein  werden,  so 
ist  es  doch  zur  Vermeidung  von  Doppelarbeiten  und  -kosten  und 
auch  zur  Herbeiführung  eines  einheitlichen  Verfahrens  bei  der  Berichti- 
gung des  Grundsteuerkatasters  durchaus  erwünscht,  daß  mit  diesen 
Messungen  die  Aufteilung  der  Anlandungen  nach  Anliegergrundstücken 
verbunden  wird.  Die  hierdurch  entstehenden  Mehrkosten  können  den 


Üferanliegern  auf  Grund  der  im  Absatz  5 a.  a.  0.  angeführten  ge- 
setzlichen Bestimmung  auferlegt  werden.  Vorausgesetzt  wird  hierbei, 
daß  die  Uferanlieger  die  Unterlagen  zur  Berichtigung  des  Grundsteuer- 
katasters nicht  auf  andere  Weise  beibringen  wollen. 

Wir  ersuchen  ergebenst,  die  Bauämter  mit  entsprechender  Weisung 
zu  versehen. 

Zugleich  im  Namen  des  Finanzministers 
Der  Minister  der  öffentlichen  Arbeiten. 

III.  G3  C.  M.  d.  ö.  A.  — Im  Aufträge 

K.  V.  1007.  F.  M.  Krohne. 


Preußen. 

Vom  preußischen  Staatsministerium  ist  an  Stelle  des  verstorbenen 
Baurats  Hager  der  Ritterschaftsdirektor  v.  Pappritz  in  Radach  Nm. 
bis  zum  1.  August  1926  zum  Laienmitglied  des  Landeswasseramts 
ernannt  worden. 

Dem  bisherigen  Hilfsarbeiter  hei  dem  Kulturbauamt  in  Allenstein 
Regierungs-  und  Baurat  Baumgärtel  ist  die  Verwaltung  dieses  Bau- 
amts übertragen  worden. 

Zu  Regierungs-  und  Vermessungsräten  sind  ernannt:  die  Re- 
gierungs-Oberlandmesser Hansen  bei  der  Rheinstrombauverwaltung 
in  Koblenz,  Wachert  hei  der  Oderstrombauverwaltung  in  Breslau, 
Montua  bei  der  Kanalbaudirektion  in  Essen  a.  d.  Ruhr,  Butschkow 
bei  der  Verwaltung  der  Märkischen  Wasserstraßen  in  Potsdam  und 
Wiegandt  bei  der  Abteilung  für  Vorarbeiten  des  Ober-Präsidiums  in 
Hannover. 

Der  Geheime  Baurat  Rudolf  Richard,  früher  Mitglied  der  Eisen- 
hahndirektion Magdeburg,  ist  gestorben. 

Deutsches  Reich. 

Im  Reichsverkehrsministerium  — • Wasserstraßenabteilung  — sind 
ernannt  worden:  der  Ministerialrat  Dr.  jur.  et  rer.  pol.  Reuß  zum 
Ministerialdirektor,  der  Marinehafenbaudirektor,  Geheime  Marinebau- 
rat Rollmann  zum  Ministerialrat  sowie  die  Regierungsräte  Gotthold 
und  Dr.  Diller  zu  Oberregierungsräten. 

Reichswehrministerium.  Marine.  Der  Marinebaumeister 
auf  Wartegeld  Rudolf  Meyer  ist  als  Marinehaurat  in  die  Reichs- 
marine wieder  eingestellt. 

Der  Marinebaurat  Krankenhagen  von  der  Abwicklung  der 
Unterseeboot-  und  Torpedoinspektion  ist  aus  dem  Reichsdienst  aus- 
geschieden. 

Reichsschatz  Verwaltung.  Versetzt  sind:,  die  Regierungsbau- 
räte Groß  und  Roßkotten  vom  Landesfinanzamt  — Reichsschatz- 
abteilung — Großberlin  zur  Reichsbauverwaltung  für  die  Reichs- 
ministerien, der  Geheime  Regierungsrat  Regierungshaurat  Straß  er  vom 
Reichsvermögensamt  Koblenz  zum  Landesfinanzamt  — Reichsschatz- 
abteilung — Nürnberg,  der  Regierungs-  und  Baurat  Brummer  vom 
Reichs-Vermögensamt  Münster  zum  Reichs-Vermögensamt  Ingolstadt 
und  der  Regierungsbaumeister  Göbel  vom  Reichs -Vermögensamt 
Ingolstadt  zum  Reichs-Vermögensamt  I München. 

Der  Regierungsbauassessor  Schultze  heim  Landesfinanzamt 
Reichsschatzabteilung  — Stettin  ist  aus  dem  Reicbsdienst  ausgesohieden. 

Reichseisenbahnen.  Bayern.  In  gleicher  Diensteseigenschaft  in 
planmäßiger  Weise  sind  berufen:  der  Vorstand  der  Neuhauinspektion 
München  für  den  elektrischen  Eisenbahnbetrieb  Regierungsrat  Naderer 
an  die  Eisenbahndirektion  München,  der  Eisenhahnassessor  der  Eisen- 
bahndirektion München  2>r.=^ng.  Ludwig  Schultheiß  als  Vorstand 
an  die  Neubauinspektion  München  für  den  elektrischen  Eisenbahn- 
betrieb, der  Vorstand  der  Maschineninspektion  I Nürnberg  Direktions- 
rat Otto  Michel  an  die  Eisenbahndirektion  München. 

Der  Oberregierungsrat  der  Eisenbahndirektion  München  Ferdinand 
Karl  ist  gestorben. 

Bayern. 

Zu  Oberbauamtmännern  der  Gruppe  XI  sind  in  etatmäßiger 
Weise  ernannt:  die  Regierungsbauräte  und  Vorstände  der  Kulturbau- 
ämter Regen»burg  Hugo  Rieh,  Pfarrkirchen  Eugen  Vogler,  Landshut 


202 


Zentralblatt  der  Bauverwaltung. 


23.  April  1921. 


Otto  Hahn;  — za  Oberbauamtmännern  der  Gruppe  XI  sind  in  etat- 
mäßiger Weise  befördert:  die  mit  dem  Titel  und  Hang  eines  Oberbau- 
amtmannes ausgestatteten  Bauamtmänner  und  Vorstände  der  Kultur- 
bauämter Donauwörth  Ernst  Götz,  Aschaffenburg  Alois  Steichele, 
Weiden  Richard  Sachsperger;  — zu  Regierungsbauräten  der 
Gruppe  XI  sind  in  etatmäßiger  Weise  befördert:  die  Bauamtmänner 
und  Vorstände  der  Kulturbauämter  Würzburg  Gg.  Schenk.  Ingolstadt 
Ernst  Schnerr,  Weißenburg  Ludwig  Klenk. 

Württemberg. 

Durch  Entschließung  des  Staatspräsidenten  ist  die  außerordentliche 
Professur  für  theoretische  Physik  an  der  Technischen  Hochschule 
Stuttgart  dem  Privatdozenten  Dr.  Peter  Paul  Ewald  an  der  Universität 
München  übertragen  worden. 

Bei  der  Staatsprüfung  im  Baufach  sind  die  nachstehenden  Prüf- 
linge für  befähigt  erklärt  worden:  Moritz  Burkhardt  aus  Stuttgart, 
Richard  Docker  aus  Weilheim,  Oberamt  Kirchheim,  Bertold  Epple 
aus  Unterheimbach,  Oberamt  Weinsberg,  Johannes  Fulda  aus  Deuf- 
ringen, Oberamt  Böblingen,  Adalbert  Heß  aus  Langenburg,  Oberamt 
Gerabronn,  Albert  Lang  aus  Ludwigsburg,  Walter  Lay  aus  Herber- 
tingen, Oberamt  Saulgau,  Max  Luz  aus  Unterriexingen,  Oberamt  Vai- 
hingen, Erwin  Rail  aus  Leutkircb,  Otto  Reuschle  aus  Renningen, 
Oberamt  Leonberg,  Walter  Schulz  aus  Weinheim  in  Baden,  Otto 
Schweizer  aus  Schramberg.  Oberamt  Oberndorf,  Otto  Weiler  aus 
Halle  und  Oskar  Widmann  aus  Stuttgart  (Hochbaufach);  — Paul 
Bausch  aus  Nagold,  Paul  Beck  aus  Stuttgart,  Felix  Burger  aus 
Nußdorf,  Oberamt  Vaihingen,  Eduard  Eberle  aus  Steinheim,  Oberamt 


Heidenheim,  Eugen  Ernst  aus  Horb,  Karl  Gäßler  aus  Ochsenberg; 
Oberamt  Heidenheim,  Hugo  Gerlach  aus  Feuerbach,  A.-Oberamt  Stutt- 
gart, Dr.  Karl  Haller  aus  Ulm,  Theodor  Jaißle  aus  Feuerbach, 
A.-Oberamt  Stuttgart,  Georg  Kleinmann  aus  Mainz-Kastel,  Karl  Koch 
aus  Beinstein,  Oberamt  Waiblingen,  Paul  Kühner  aus  Brackenheim, 
Georg  Mayer  aus  Weingarten,  Oberamt  Ravensburg,  Max  Nieffer  aus 
Kirchheim  u.  T.,  Ernst  Reich le  aus  Aalen,  Oskar  Staiger  aus  Weins- 
berg, Ewald  Welt  aus  Marbach  a.  N.  und  Paul  Zimmermann  aus 
Stuttgart  (Bauingenieurfach).  — Sie  haben  die  Bezeichnung  „Regierungs- 
baumeister“ erhalten. 

Baden. 

Der  RegieruDgsbaumeister  Eugen  Trefzger  in  Lörrach  ist  mit 
der  einstweiligen  Verwaltung  der  Wasser-  und  Straßenbauinspektion 
Achern  betraut  und  der  Regierungsbaumeister  Robert  Jakobi  in 
Freiburg  zur  Wasser-  und  Straßenbauinspektion  Lörrach  versetzt 
worden. 

Die  Ingenieurpraktikanten  Adalbert  Baumann  aus  Mannheim, 
Richard  Mayer  aus  Donaueschingen.  Karl  Pahl  aus  Posen  und  Oskar 
Riegl  er  aus  Mannheim  sind  als  in  der  Staatsprüfung  im  Ingenieurbau 
fach  bestanden  erklärt  und  zu  Regierungsbaumeistern  ernannt  wurden. 

Der  Oberbaurat  Hermann  Behaghel,  früher  Vorstand  der  evan- 
gelischen Kirchenbauinspektion  Heidelberg,  ist  gestorben. 

Hamburg. 

Der  Senat  hat  den  Oberregierungsrat  bei  der  Finanzdeputation 
Paul  Alfred  Olshausen.  J.  U.  Dr.,  zum  Regierungsdirektor  bei  der 
Baudeputation  ernannt. 


[Alle  Reohte  Vorbehalten  ] 


Nichtamtlicher  Teil. 

Schriftleiter:  Friedrich  Schnitze  und  Richard  Bergius. 


Formänderung  eines  Trägers  mit  einseitigen  Flanschen. 


Wenn  ein  Träger  mit  solchem  Querschnitt,  z.  B.  ein  T-Eisen,  an 
den  Enden  gestützt  und  in  der  Mitte  durch  eine  Einzelkraft  belastet 
wird,  so  verkürzt  sich  der  Obergurt,  während  der  Untergurt  länger 
wird.  Diese  Formänderung  kommt  nur  zustande  durch  Mitwirkung 
der  Schubkräfte  zwischen  den  einzelnen  Schichten  des  Stabes.  Ins- 
besondere wird  die  Verlängerung,  und  Verkürzung  der  Flanschen  nur 
durch  die  Schubkräfte  bewirkt,  die  am  Ansatz  vom  Steg  aus  auf  die 
Flanschen  übergehen.  Eine  solche  Belastung  durch  Längskräfte,  die 
nur  an  dem  einen  Rand  eines  Flachstabes  wirken,  muß  notwendig 
eine  Krümmung  zur  Folge  haben.  Man  erkennt  leicht,  daß  der  obere 
Flansch  durch  die  am  Innenrand  angreifenden,  von  den  Enden  nach 
der  Mitte  gerichteten  Schubkräfte  so  verbogen  wird,  daß  die  hohle 
Seite  dem  Steg  zugekehrt  ist.  Beim  unteren  Flansch,  der  an  seinem 
Innenrand  Zug  erhält,  tritt  eine  entgegengesetzte  Krümmung  ein.  In 
der  Mitte  des  Trägers  w'ird  also  der  obere  Rand  des  Steges  vom  an- 
grenzenden Flansch  zur  Seite  gezogen,  der  untere  Rand  vom  dortigen 
Flansch  zur  Seite  gedrückt.  Hieraus  entspringt  die  von  Bach1)  bei 
Belastungsversuchen  wahrgenommene  Verdrehung  des  Mittelquer- 
schnitts gegen  die  Endquerschnitte  des  Trägers,  wie  auch  in  der 
unten  genannten  Mitteilung  schon  hervorgehoben  ist. 

In  der  nebenstehenden 
Abb.  1 sind  diese  Ver- 
hältnisse — der  Deutlich- 
keit wegen  stark  über- 
trieben — dargestellt.  Die 
Flanschen  sind  durch 
einen  dicht  neben  dem 
Steg  gelegten  senkrechten 
Schnitt  abgetrennt,  und 
in  der  Schnittfläche  sind 
die  inneren  Kräfte  als 
äußere  angebracht.  Wenn 
über  ihre  Verteilung  eine 
Annahme  gemacht  wird, 
lassen  sie  sich  der  Größe 
nach  bestimmen;  und 
zwar  die  Längskräfte  aus 
der  Bedingung,  daß  die  Längenänderung  des  Flanschrandes  in  jedem 
Punkt  ebenso  groß  sein  muß  wie  die  Längenänderung  des  an- 
grenzenden Stegrandes;  die  Querkräfte  aus  der  Bedingung,  daß  die 
seitliche  Ausbiegung  der  zusammengehörigen  Ränder  in  jedem  Quer- 
schnitt gleich  sein  muß. 

Bei  einem  Träger  mit  Last  P in  der  Mitte  und  symmetrischem 
Querschnitt  ist  die  Q.uerkraft  = 1/'a  P und  die  Schubspannung  im 
Flanschenansatz  überall  gleich.  Es  wird  angenommen,  daß  auch 

*)  Zeitschrift  des  Vereins  deutsoher  Ingenieure  1909  und  1910. 


beim  unsymmetrischen  Querschnitt  die  Schubspannung  überall  die- 
selbe und  nur  ihre  Größe  geändert  sei.  — Das  Gesetz,  Dach  dem  die 
Normalspannungen  zwischen  den  sich  ausbiegenden  Flanschen  und 
dem  von  ihnen  mitgenommenen,  sich  verdrehenden  Steg  über  die 
Trennungsfläche  verteilt  sind,  läßt  sich  beim  derzeitigen  Stand  der 
Theorie  nicht  angeben.  Es  wird  angenommen,  daß  sich  diese 
Spannungen  ohne  wesentliche  Änderung  des  Verhaltens  des  Stabes 
durch  je  eine  Einzelkraft  Q im  Schwerpunkt  der  Trennungsflächen, 
also  in  der  Mitte  der  Stablänge  ersetzen  lassen.  Die  Annahme  recht- 
fertigt sich  unter  anderem  dadurch,  daß  sie  beim  Übergang  zu  starrer 
Querstützung  zu  dem  Ergebnis  führt,  daß  die  Flanschen  gerade 
bleiben,  d.  h.,  daß  die  seitliche  Ausbiegung  verschwindet  und  daß 
die  Schubspannung  im  Flanschenansatz  ebenso  groß  gefunden  wird, 
wie  nach  den  üblichen  Formeln  für  symmetrische  Querschnitte. 

Es  sei  nun 

P die  lotrechte  Last  in  der  Mitte  des  Trägers; 

Q die  vom  ausbiegenden  Flansch  auf  den  Stegrand  in  Stab- 
mitte ausgeübte  Einzelkraft,  Zug  im  Obergurt,  Druck  im 
Untergurt; 

s die  Schubkraft  auf  die  Längeneinheit  zwischen  den 
Stegrändern  und  den  Flanschen; 

VF  das  Widerstandsmoment  des  Steges  allein,  bezogen  auf  die 
wagerechte  Schwerpunktachse  des  Querschnitts; 

w das  Widerstandsmoment  eines  Flansches,  bezogen  auf  die 
lotrechte  Schwerpunktachse  des  Flanschquerschnitts  und  den 
Rand  an  der  Trennungsfläche; 

e der  Abstand  dieses  Schwerpunkts  von  demselben  Rand; 

f die  Querschnittfläche  eines  Flansches; 

h die  Steghöhe  des  Trägers; 

l seine  Stützweite; 

E die  Elastizitätsziffer  des  Trägerstoffes: 

& der  Drehungswinkel  des  ganzen  Querschnitts  für  die 
Längeneinheit  des  Trägers  und  das  Verdrehungsmoment 
Qh  in  Trägermitte; 

&=Qk:&.  Diese  Größe2)  hängt  von  der  Querschnittform 
uud  dem  Schubelastizitätsmaß  des  Trägerstoffes  ab.  Sie 

3)  Es  erscheint  zweckmäßig,  die  Bedeutung  der  Größen  & und  £ 
etwas  näher  zu  erläutern.  Sie  lassen  sich  für  ein  Rechteck  wenigstens 
annähernd  berechnen.  Bezeichnet  man  das  Drehmoment  mit  Md,  die 
Schubelastizitätsziffer  mit  G,  die  Querdehnungsziffer  mit  m,  die  Höhe 
des  Rechtecks  mit  h,  die  Breite  mit  b,  so  ist 

nach  der  allgemeinen  Elastizitätstheorie  (Grashof,  2.  Aufl..  S.  144): 

9 = 4,o  Md  ■ worin  ^ = y - -^2?: 

nach  Versuchen  von  Wertheim  (daselbst  S.  147): 

& = 6.7  Md  • vtvv“,  , worin  G = 0,38  E, 

G h*  ds 
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wird  am  besten  im  Einzelfall  durch  einen  Verdrehungsver- 
versuch  (Messung  von  9 bei  beliebigem  Qh)  am  unbelasteten 
Träger  (P  — 0)  ermittelt. 

Mit  diesen  Bezeichnungen  und  unter  der  Annahme,  daß  Steg- 
und  Flanschdicke  klein  im  Vergleich  zur  Steghöhe  und  Flanschbreite, 
gestaltet  sich  die  weitere  Rechnung  wie  folgt. 

Die  Bedingung,  daß  sich  die  aneinander  grenzenden  Ränder  des 
Steges  und  der  Flanschen  überall  um  dasselbe  Maß  verlängern  oder 
verkürzen,  kann  offenbar  auch  dadurch  ersetzt  werden,  daß  beide 
Teile  in  den  benachbarten  Punkten  ihrer  Querschnitte  gleich  bean- 
sprucht sein  müssen.  An  der  beliebigen  Stelle  im  Abstand  x vom 
Stabende  wirkt  auf  den  Steg  am  oberen  Rand  die  Längskraft  sx 
ziehend,  am  unteren  Rand  drückend.  Es  ist  also  das  Biegungsmoment 

Mx  = 1LPx 

die  Randspannung 

i)  «,=  'i>p-sh 


sx  ■ h, 


W 


x. 


b. 


An  derselben  Stelle  wirkt  auf  den  Flansch  die  Längskraft  sx  in 
entgegengesetztem  Sinn,  und  zwar  einseitig  im  Abstand  e vom  Schwer- 
punkt des  Querschnitts;  außerdem  quer  die  Einzelkraft  l/2Q  am 
Hebelarm  x.  Damit  wird  die  Randspannung 

2)  Of=  |Y-i  -j-  e 1 s ~L 

\ / w J zw 
Das  Verdrehungsmoment  Qh  in  Stabmitte  erzeugt  auf  die  Längen- 
einheit einen  Verdrehungswinkel  9,  für  die  halbe  Länge  des  Stabes 
den  Winkel  */2 19.  Dem  entspricht  eine  Seitenbewegung  Jys  der 
Stegränder  um  je  1/-il9l/2h  — lUlh9,  oder  da  9 — Qh:@, 

3)  Jys  = Qh2l:  40. 

Auf  die  entsprechende  Durchbiegung  Jyy  des  Flansches  übt  nur 
das  Moment  einen  Einfluß  aus,  das  schon  in  2)  auftritt  und  für  den 
beliebigen  Abstand  x vom  Stabende 

4)  Mx  ---  {es  — V2  Q)  X 

ist.  Da  die  Klammergröße  eine  unveränderliche  Kraft  darstellt,  die 
am  Hebelarm  x wirkt,  so  läßt  sich  die  von  ihr  an  der  Länge  1/2 1 er- 
zeugte Ausbiegung  ohne  weiteres  nach  den  geläufigen  Formeln  hin- 
schreiben. Das  für  wagerechte  Biegung  in  Betracht  kommende  Träg- 
heitsmoment eines  Flansches  ist  = ew.  Damit  wird 

5)  Jyf=  (es  - '/,  Q)  = (es  - '/,  Q) 


24  Eew 

Die  beiden  Bedingungen,  aus  denen  s und  Q zu  bestimmen  sind, 
lauten  jetzt: 

„ _ 7a P—  sh  ( 1 e \ Q 

— TT“  = (7  + ^)s“2»: 


d*- 


6) 


! 4ys  = 4yr- 


QhH 

40 


(7 + i) 

(es  — y8  0 P 
24  Eew 


Es  empfiehlt  sich,  die  Gleichungen  vor  der  Auflösung  in  eine 
etwas  andere  Form  zu  bringen,  nämlich: 

f W W h \ W 

4+  - + — )(««>-  y-  ■ Q = V2  P 

\ef  w e ) v ' 2 w 

(es)  -j-  Q — 0. 


7) 


1 + 12  Eeivh 2 : 01 2 

Hieraus  folgt 


8)  es  - 


7a -P 


wo 


N 

W 


9)  Q 


P:  [1  + \2Eewh2:0P] 
N 
W 


m n=PL+E.  + ä) 

\ef  w e ) 

Diese  Formeln  sind  so  geordnet,  daß  die  Klammerausdrücke  reine 


: [1  + 12 Eewh2 : 0l2 1. 
w L 1 1 


nach  Versuchen  von  Bauschinger  (Bach,  4.  Aufl.,  S.  340): 

}t 2 _i_  wa 

9 = 3,2  Md  ■ 'qj  3^3  • (Gußstäbe  mit  Endplatten.) 

Wennd  klein  ist  gegen  h,  kann  man  mit  h?  teilen,  d2:h 3 gegen  1 
vernachlässigen  und  hd3=\2i  setzen,  wo  i das  Trägheitsmoment  des 
Stabquerschnitts,  bezogen  auf  die  lotrechte  Schwerpunktachse.  Indem 
man  G noch  durch  E ausdrückt  und  alle  Zahlenwerte  in  einer  Ziffer  n 
zusammenfaßt,  erhält  man 

„ Md  ...  , 1 Mb 

9 — n wahrend  — : = - - 
Ei  q EJ 

der  allgemeine  Ausdruck  für  die  Krümmung  eines  Stabes  mit  dem 
Biegungsmoment  Mb  und  dem  Trägheitsmoment  J ist.  Da  1 : q den 
Biegungswinkel  für  die  Längeneinheit  darstellt,  so  zeigt  sich,  daß  die 
Formeln  für  die  Drehung  und  für  die  Biegung  ganz  gleich  gebaut 
sind.  Im  vorliegenden  Fall  ist  G = Ei:n,  wo  n eine  durch  Versuche 
zu  bestimmende  Zahl. 


Zahlen  bilden.3)  Da  W und  w gleichartige  Größen  sind,  ist  auch  N 
eine  reine  Zahl.  Die  Schubspannung  s gilt  für  die  Längeneinheit; 
e ist  eine  Länge,  mithin  ist  es  eine  Kraft.  Auf  beiden  Seiten  von  8) 
und  9)  stehen  also  Kräfte.  Diese  Gestaltung  bietet  vor  der  von  6) 
den  Vorteil,  daß  die  Formeln  durchsichtiger  und  unabhängig  sind  von 
den  gewählten  Maßeinheiten. 

Anwendung. 

Da  für  den  QQuerschnitt  ft  nicht  wohl  durch  Rechnung  ermittelt 
werden  kann,  lassen  sich  auch  s und  Q nicht  allgemein  bestimmen. 
Die  Grenzen,  zwischen  denen  ft  liegen  muß,  können  aber  angegeben 
werden  und  damit  auch  die  entsprechenden  Grenzwerte  von  s und 
Q sowie  ihr  Einfluß  auf  die  Tragfähigkeit  des  Stabes. 

A.  Wenn  der  Drehwinkel  9,  den  ein  gegebenes  verdrehendes 
Moment  erzeugt,  sehr  groß,  die  Verdrehungssteifigkeit  des 
Stabes  also  sehr  klein  oder  in  der  Grenze  Null  ist,  so  ist  in  den 
Formeln  8)  bis  10) 

11)  0 = 0 

zu  setzen.  Damit  wird  nach  9)  Q — 0 und  nach  8)  und  10) 

12)  es=  w V rh" 

r I I 

ef  w e 

Nachdem  s hieraus  berechnet  ist,  läßt  sich  die  größte  Spannung  a 
in  einem  beliebigen  Querschnitt  im  Abstand  x vom  Stabende  am 
einfachsten  aus  Gleichung  2)  ermitteln.  Ist  der  Flansch querschnitt 
ein  Rechteck,  so  ist  e : w = 3 : Z’  und  <7  = 4sx:f.  Dann  herrscht  am 
anderen  Rande  die  Spannung  — '2sx:f,  d.  h.  im  Druckgurt  Zug,  im 
Zuggurt  Druck.  Wendet  man  das  Rechnungsverfahren  auf  die  j+Eisen 
der ■ Normalprofilreihe  an,  so  ergibt  sich  beispielweise  die  größte 
Spannung  im  N.-P.  20  rund  2,05,  im  N.-P.  30  rund  1,91  mal,  im  Durch- 
schnitt also  etwa  doppelt  so  groß  als  nach  der  gewöhnlichen  Berech- 
nungsweise. Ohne  die  Mitwirkung  der  Verdrehungssteifigkeit  wäre 
das  Verhalten  dieser  Stäbe  als  Träger  sehr  ungünstig. 

B.  Wenn  der  Verdrehungswinkel  9 , den  ein  gegebenes  Drehmoment 
erzeugt,  sehr  klein,  die  Verdrehungssteifigkeit  des  Stabes  also 
sehr  groß  oder  in  der  Grenze  00  ist,  so  ist  in  den  Formeln  8)  bis  10) 


13) 

zu  setzen.  Damit  wird 

Va-P 


0 — 00 


H) 


es  = 


TF  . h 

ef  ' e 


15)  Q 


W h 
ef  ' e 


’es. 


Diese  Werte  in  4)  einsetzend,  erkennt  man,  daß  jetzt  das  Moment 
für  die  wagerechte  Ausbiegung  der  Flanschen  überall  Null  ist,  d.  h. 
die  Flanschen  bleiben  gerade,  obgleich  der  Verdrehungswiderstand  Q 
nur  als  Einzelkraft  in  Träger  mitte  angenommen  wurde. 

Die  Gleichung  14)  läßt  sich  in  folgender  Weise  umformen: 


16)  S =1/2P- 


1 


w 


= %P- r 


7 *J*_-i/ip.1iiß. 


f 


■ +Ä 


Hierin  ist  i/2P  die  Querkraft,  V2  fh  das  statische  Moment  eines 
Flanschquerschnitts  bezogen  auf  die  wagerechte  Schwerpunktachse 
des  Gesamtquerschnitts  und  Jo  dessen  Trägheitsmoment  gegen  dieselbe 
Achse.  Es  stellt  also  16)  die  bekannte  Schubspannungsformel  dar, 
wie  sie  u.  a.  zur  Berechnung  der  Nietteilung  in  Blechträgern  benutzt 
zu  werden  pflegt.  Selbstverständlich  wird  hiernach  bei  ft  = 00  die 
Tragkraft  des  |~-Eisens  voll  ausgenutzt. 

C.  Man  kann  auf  die  Mithilfe 


LW.7/7/  \ tgj  — 


Abb.  2. 


der  Verdrehungssteifigkeit  des 
Stabes  verzichten,  wenn  die  Ver- 
drehung durch  äußere  Seitenkräfte, 
etwa  durch  eine  Führung  ver- 
hindert wird  (Abb.  2).  Dann  ist 
der  Wert  von  Q aus  15)  der  Füh- 
rungsdruck. Dasselbe  läßt  sich 
aber  auch  dadurch  erreichen,  daß 
man  P einseitig  wirkend  an- 
bringt, d.  h.  mit  einem  Hebelarm  z, 
der  sich  aus  der  Gleichung  Pz=  Qh  bestimmt  (Abb.  3).  Mit  15)  u.  16) 
ist  also  zu  setzen 

Q , 2 es  7 i 

17)  s—  p -h—  ~p -•*—  y0  'e- 

Hierin  bedeutet  J0  wie  oben  das  Trägheitsmoment  des  Gesamt- 
querschnitts, i das  Trägheitsmoment  beider  Flanschen  gegen  die 
wagerechte  Schwerpunktachse.  Für  die  Normalprofile  ist  durch- 
schnittlich z = 0,7  e. 

Berlin,  im  März.  H.  Zimmermann. 

3)  Vgl.  Fußnote  a). 
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Die  Lehr-  und  Versuchstelle  für  Naturbauweisen  in  Schweizerberge- Zepernick 

bei  Berlin. 


Die  Siedlung  Schweizerberge -Zepernick  ist  gegründet  von  der 
Siedlungsgesellschaft  m.  b.  H.  Niederbarnim.  Diese  verfolgt  drei  Haupt- 
ziele: infolge  der  Knappheit  vieler  Baustoffe  in  weitestgehendem  Maße 
Naturhauweisen  anzuwenden,  der  herrschenden  Wohnungsnot  durch 
schnelle  Ausführung  von  Neubauten  abzubelfen  und  den  Drang  der 
Großstädter  nach  natürlicheren  und  menschenwürdigeren  Wohnungen 
zu  befriedigen.  Sie  gelangte  in  Schweizerberge  bei  Röntgental  (in  der 
Nähe  von  Bernau)  in  den  Besitz  eines  auf  einer  Anhöhe  oberhalb  der 
Panke  gelegenen  Gutsgeländes.  Östlich  der  Neuanlage  erstreckt  sich 
die  ältere  in  Wald  und  Feld  gelegene  Siedlung  Schweizerberge.  Von 
dem  Gelände  von  insgesamt  36  Morgen  Feld,  1,5  Morgen  Wiese  und 
8 Morgen  angebautem  Garten  wurden  im  Jahre  1920  rund  18  Morgen 
Feld  behaut.  Leider  entspricht  der  Lageplan,  dessen  Straßenführungen 
und  Straßenbreiten  bereits  vor  Jahren  vom  Zweckverband  festgelegt 
waren,  keineswegs  den  Wünschen  der  Siedlungsgesellschaft.  Die  Ent- 
würfe sind  das  Werk  des  Leiters  der  Gesellschaft,  Architekt  Richard 
Brodersen.  Es  stehen  Ein-,  Zwei-  und  Vierfamilienhäuser  von 
wechselnder  äußerer  Gestaltung  mit  wenigstens  1250  qm  oder  rund 
Vj  Morgen  Land  für  jeden  Siedler  zur  Verfügung.  Die  einzelnen 
Besitzungen  können  als  Gartenrentengüter  durch  Anzahlung  von 
mindestens  10000  Mark  erworben  werden.  Die  wirtschaftlichen  und 
sonstigen  Belange  der  entstehenden  Siedlung  werden  durch  eine  Ge- 
nossenschaft verfolgt.  Mit  Rücksicht  auf  die  durch  die  Reichsrats- 
bestimmungen vom  10.  Januar  1920  (1920  d.  Bl.,  S.  83)  gewährte  staat- 
liche Unterstützung  für  Kleinwohnungen  von  nicht  mehr  als  70  qm 
Wohnfläche  wurde  dieses  Flächenmaß  nicht  überschritten.  Hiermit 
stehen  für  jeden  Siedler  drei  Stuben  und  eine  Küche  oder  zwei  Stuben 
und  eine  große  Wohnküche,  nebst  Keller,  Kleinviehstall,  Waschküche 
und  Geräte-  oder  Lagerraum  zur  Verfügung.  Abb.  1 u.  2 zeigen  Ent- 
wurf und  Ausführung  eines  Hauses  für  zwei  Familien.  Alle  Häuser 
weisen  ein  Erdgeschoß  und  ein  ausgebautes  Dachgeschoß  auf.  Die 
beiden  Wohnungen  liegen  übereinander.  Teils  hat  jede  Wohnung  einen 
besonderen,  teils  haben  zwei  Wohnungen  einen  gemeinsamen  Eingang. 
Die  Wasserversorgung  erfolgt  bei  jedem  Hause  durch  eine  Handpumpe. 
Geheizt  wird  durch  Veltener  Kachelöfen.  Bei  dem  Abort  sind  kleine 
Kübel  verwendet. 

Da  wir  durch  die  technische  und  kulturelle  Entwicklung  der 
letzten  50  Jahre  den  Naturbauweisen  fast  ganz  entfremdet  wurden, 
müssen  wir  uns  damit  erst  wieder  vertraut  machen.  Dies  wird 
aber  nicht  ganz  in  der  alten  Weise,  vielmehr  unter  Nutzbarmachung 
der  zur  Zeit  noch  wirtschaftlichen  technischen  Errungenschaften  ge- 
schehen. Es  erschien  daher  zweckmäßig,  die  im  Jahre  1920  voll- 
endeten ersten  Bauten  im  sogenannten  Kolonialvertrage  (vgl.  1919  d.  Bl., 
Seite  140)  zu  vergeben,  da  die  Unternehmer  selbst  noch  Erfahrungen 
sammeln  mußten  und  zunächst  keine  festen  Preise  abgeben  konnten. 
Die  Ausführung  der  Siedlungsbauten  wurde  der  Hoch-  und  Tiefbau- 
unternehmung Lerche  u.  Nippert  und  der  Härtelbaugesellschaft  m.  h.  H., 
beide  in  Berlin,  übertragen.  Gleichzeitig  aber  sollten  die  von  neuen 
Versuchen  zu  erwartenden  Ergebnisse  der  Allgemeinheit  und  nament- 
lich den  selbst  bauenden  Siedlern  in  weitestgehendem  Maße  zugängig 
gemacht  werden.  Daher  wurde  nach  einem  Vorschläge  des  preußischen 
Ministeriums  für  Volkswohlfabrt  mit  dem  Bau  der  Siedlung  eine 
„Staatlich  unterstützte  Lehr-  und  Versuchstelle  für  Naturhauweisen“ 
verbunden.  Die  staatliche  Unterstützung  war  erwünscht,  damit  die 
Siedlungshäuser  nicht  gar  zu  teuer  und  der  Besuch  der  Lehrgänge  auch 
Minderbemittelten  möglich  wurde.  Infolgedessen  standen  die  Bauten 
des  Jahres  1920  durchaus  im  Zeichen  des  Lern-  und  Lehrversuches, 
so  daß  nicht  immer  von  wirtschaftlicher  Bauarbeit  gesprochen  werden 
kann.  Dies  wird  vielmehr  erst  nach  Auswertung  und  Anwendung 
der  bisherigen  Erfahrungen  und  Versuchsergebnisse  der  Fall  sein 
können. 

In  erster  Linie  handelt  es  sich  um  den  Ersatz  des  gebrannten 
Ziegelsteines  und  des  gebrannten  Dachziegels.  Der  Ersatz  von  Zink- 
rinnen und  Zinkabfallrohren  durch  Holzformen  mit  wasserdichter  Aus- 
stattung und  andere  weniger  einschneidende,  auch  sonst  bereits  be- 
kannte Maßnahmen  mögen  hier  unerörtert  bleiben.  Als  Ersatzstoffe 
kamen  Sand,  Kies  und  namentlich  Lehm  in  Frage,  die  iq  unmittel- 
barer Nähe  der  Baustelle,  zum  Teil  auch  aus  der  Baugrube,  in  ge- 
eignetem Zustande  und  reichlichen  Mengen  entnommen  werden 
konnten.  Ihre  Erschließung  erfolgte  unter  Berücksichtigung  einer 
weiteren  Bautätigkeit  in  den  nächsten  Jahren  in  großzügiger  Weise. 
Sand  und  Kies  wurden  mit  einem  Dampfgreifer  aus  der  Grube  ge- 
hoben und  in  Loren  durch  eine  Benzinlokomotive  angefahren,  der 
Lehm  nach  Aushub  von  Hand.  Sand  und  Kies  ermöglichten  die  Aus- 
führung der  Gründungen  in  Stampfbeton  mit  etwas  Kalkzusatz,  die 
Herstellung  von  Betonhohlsteinen  für  Gebäudeecken  (Abb.  3),  für  die 
unteren  Teile  der  Wände  in  den  Stall-  und  Wirtschaftsgebäuden  (Abb.  4) 


und  für  die  Schornsteine,  von  Treppenstufen,  Eisenbetonstürzen  über 
Fenstern  und  Türen,  Falzziegeln  und  Zementdachsteinen  in  roter  und 
grauer  Farbe.  Die  Hohlsteine  wrurden  in  eisernen  Kasten,  die  Stürze 
usw.  in  Holzformen  gestampft,  die  Dachsteine  mit  Handmaschinen 
nach  den  Bauweisen  „Ambi“  und  „Berbet“  hergestellt. 

Die  Lehmbaukunst  war  in  Deutschland  nur  noch  in  einigen 
ländlichen  Gegenden  durch  einheimische  und  Wanderpoliere  vor  dem 
völligen  Aussterben  infolge  des  Wettbewerbs  der  Ziegelbauten  bewahrt 
worden.  Es  galt  jetzt,  sie  auf  Grund  der  Erfahrung  solcher  Leute, 
schriftlicher  Überlieferungen  und  der  lehrreichen  Sprache  noch  be- 
stehender mehr  als  10t)  Jahre  alter  Lehmbauten  zu  neuem  Leben 
zu  erwecken.  Als  feststehend  konnte  nach  den  Erfahrungen  der 
Siedlungsgesellschaft  im  Baujahr  1919  betrachtet  werden,  daß  ein 
Lehmhaus  bei  guter  Trocknung  vor  dem  Beziehen  und  bei  späterer 
weiterer  guter  Trockenbaltung  eine  einwandfreie  Wohnstätte  liefern 
könne,  zumal  der  von  Lehmwänden  gebotene  Wärmeschutz  besser 
ist  als  der  gleichtragfähiger  Ziegelwände.  Um  ein  Aufsteigen  der 
Erdfeuchtigkeit  in  und  an  den  Lehmwänden  und  Schäden  durch  Regeu- 
spritzwasser  zu  verhüten,  wurden  die  Betongrundmauern  bis  auf 
0,50  m Höhe  über  dem  Erdboden  hochgeführt  und  mit  Isolierpappe 
abgedeckt.  Stallwände  wurden  bis  zu  1 m über  dem  Boden  in  Hohl- 
steinen ausgeführt.  Die  Lehmwände  wurden  außen  im  allgemeinen 
durch  Lebmkalkputz,  innen  durch  Lehmputz  verkleidet.  Zur  Ver- 
bindung des  Putzes  mit  den  Wandflächen  wurden  die  gut  ausge- 
trockneten Außenwände  entweder  mit  einem  in  Wasser  unlöslichen 
Teererzeugnis,  wie  Preolit,  Kiton  usw.,  gestrichen  oder  der  Putz  in 
zwei  Schichten  aufgetragen,  von  denen  die  erste  aus  Lehmmörtel  (Lehm 
und  Sand)  mit  hydraulischem  Kalk  und  die  zwreite  aus  gewöhnlichem 
Kalkputz  (Kalk  und  Sand)  bestand.  In  beiden  Fällen  erhielt  der 
fertige  Putz  noch  einen  kräftigen,  wasserabweisenden  Kalkanstrich. 
Soweit  für  die  äußere  Putzschicht  und  den  Anstrich  gebrannter  Kalk 
nicht  in  genügender  Menge  zur  Verfügung  stand,  wurde  Karbidkalk 
(vgl.  1920  d.  Bl„  S.  543)  verwendet.  Die  Ausführung  von  Lehmmörtel- 
glattstrichen läßt  sich  durch  Zusatz  von  Lehmschlämme  vervoll- 
kommnen, doch  muß  der  aufgetragene  Putz  dann  schon  ziemlich  fest  sein. 
Probeweise  wurden  die  Außenflächen  bei  dem  Dachgeschoß  eines 
Hauses  (Abb.  6)  mit  einer  lotrechten  getränkten  Holzschalung  mit  Fugen- 
deckleisten und  bei  einem  Gartenhaus  mit  Lehmschindeln  verkleidet. 
Die  Lehmwände  der  Wohn-  und  Stallgebäude  wurden  niemals  in  Ver- 
bindung mit  einem  Holzfaclmerk  oder  sonstigem  Gerippe  ausgeführt, 
weil  ein  Arbeiten  des  Holzes  gegenüber  dem  Lehm  nicht  ausbleiben  kann. 
Da  von  einem  winterlichen  Durchfrieren  des  Lehmes  vor  dem  Gebrauch 
wegen  der  Kürze  der  Zeit  und  auch  wegen  der  erforderlichen  be- 
deutenden Mengen  abgesehen  werden  mußte,  wurde  er  lediglich  in 
einem  Tonschneider  unter  geringem  Wasserzusatz  zu  einem  gleich- 
förmigen Brei  verarbeitet.  Die  Wände  wrurden  in  Lehmmauerwerk 
und  in  Lehmstampfbau  ausgeführt.  Nur  bei  einem  Versuchsbau  für 
Stroheindeckung,  dem  bereits  genannten  Gartenhaus,  wurde  ein 
Holzgerippe  verwendet,  dessen  Fächer  teils  mit  Grünlingen  aus- 
gemauert, teils  mit  Lehmwickelstaken  gefüllt  wurden.  Der  in 
Zepernick  Vorgefundene  Lehm  -war  als  Baustoff  gut  geeignet.  Die 
Untersuchung  der  Geologischen  Landesanstalt  ergab  bei  der  Schlämm- 
analyse: Feinstes  (unter  0,01  mm  Durchmesser)  27,0  vH,  Staub  (von 
0,01  bis  0,05  mm  Durchmesser)  10,4  vH,  Sand  (über  0,05  mm  Durch- 
messer) 62,6  vH.  Der  Gehalt  an  kohlensaurem  Kalk  betrug  3.7  vH. 
Es  handelt  sich  demnach  um  einen  etwas  kalkarmen,  aber  einiger- 
maßen tonreichen  Geschiebemergel,  der  zu  Stampfarbeiten  gut  ge- 
eignet ist.  Zum  Lehmmauerwerk  wurden  Grünlinge  und  Patzen  ver- 
wendet. Die  Grünlinge  hatten  Ziegelgröße,  wurden  von  Hand  aus 
reinem,  nicht  zu  fettem  Lehm  geformt,  an  der  Luft  getrocknet  und  in 
Lehmsandmörtel  versetzt.  Über  Türen  und  Fenstern  wurden  die 
Stürze  teils  als  scheitrechte  Bogen  gemauert,  teils  mit  sichtbaren 
Holzstürzen  versehen  oder  in  Eisenbeton  ausgeführt.  Die  Gebäude- 
ecken und  Türleibungen  wurden  teils  in  Grünlingen,  teils  in  Beton- 
formsteinen oder  Schlackensteinen  hergestellt.  Von  einer  stillgelegten 
Ziegelei  bezogene  lufttrockene  Tongrünlinge  wurden  hier  und  da 
zwischen  den  Lehmgrünlingen  verwendet.  Den  Patzen  von  16- 18-30  cm° 
wurden  als  Bindemittel  Häcksel,  zerschnittener  Ginster  oder  Heide- 
kraut, auch  Kiefernadeln  beigemischt.  Das  Anfertigen.  Trocknen  und 
Versetzen  der  Patzen  hat  sich  wegen  der  geringeren  Handlichkeit  als 
ungleich  schwieriger  als  das  der  Grünlinge  herausgestellt.  Sie  wurden 
daher  wrenig  verwendet. 

In  Stampfbau  wurden  die  Außenwände  ausgeführt;  Innenwände 
wurden  aus  Grünlingen  in  Nuten  eingemauert.  Zur  Herstellung  der 
Stampfmauern  wurden  meist  alle  Wände  gleichzeitig  mit  für  den 
Großbetrieb  geeigneten  Schalungsteilen  umbaut.  Datei  wurden  die 
Gebäudeecken  zur  Erleichterung  der  Einschalung  in  Beton-  oder 
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Abb.  1. 

Zweifamilienhaus 
in  Zepernick. 
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Abb.  2.  Ansicht  zu  Abb.  1. 


Schlackensteinen  ausge- 
fllhrt.  Diese  dürften  aber 
wegen  ihrer  großen  Porig- 
keit in  unverputztem 
Zustande  Frostantrriffen 
keinen  genügenden  Wider- 
stand entgegensetzen. 

Wegen  des  in  der  Wand- 
längsrichtung auftreten- 
den Stampfdruckes  wurde 
die  Schalung  entsprechend 
abgestützt.  Auch  wurden 
in  der  Wand  die  mit 
schrägem,  unterem  Anlauf 
aufgemauerten  Eckpfeiler 
durch  lange  eiserne  Anker 
mit  dem  gestampften 
Lehm  verbunden.  Um  die 
Festigkeit  des  Lehmes  zu  erhöhen,  sein  Austrocknen  zu  erleichtern 
und  ihn  noch  wärmehaltender  zu  machen,  wurden  Kurzstroh  und 
Schlackenstücke  beigemischt.  Damit  diese  dem  Lehm  nicht  zu  viel 
Feuchtigkeit  entzogen,  wurden  sie  vorher  mit  Lehmschlämme  durch- 
tränkt, die  man  antrocknen  ließ.  Der  unter  den  Stampfer  kommende 
Lehm  war  nur  soweit  erdfeucht,  daß  sich  erst  nach  dem  Stampfen 
oben  ein  feuchter 
Glanz  einstellte.  In- 
folge der  Bindemit- 
tel und  der  Rauheit 
der  Schalung  bilde- 
ten sich  wirksame 
Haftstellen  für  den 
Putz.  Um  das  Aus- 
trocknen zu  be- 
schleunigen — das 
sonst  länger  dauert 
als  bei  einer  mit  luft: 
trockenen  Patzen 
oder  Grünlingen  aus- 
geführten Wand  — , 
wurde  ein  Trok- 
kenverfahren  der 
Härtelbaua’esell- 
schaft  mit  Karbid- 
gasflammen ausge- 
probt, das  sich  aber 
als  ziemlich  kost- 
spielig erwies.  Um 
den  Beweis  zu  er- 
bringen, daß  man 
auch  mit  einfache- 
ren Hilfsmitteln 
Stampfwände  auf- 
führen kann,  wur- 
den die  Außen- 
wände eines  Mehr- 
familienhauses mit 
einer  Wanderscha- 
lung von  etwa  0,5  m 
Höhe  und  3 m Länge 
gestampft.  Diese 
wird  wagerecht  wei- 
ter verschoben,  bis 
ringsum  eine  Höhen- 
lage fertig  ist.  Fen- 
ster- und  Türöffnun- 
gen werden  mit 
Holzeinsätzen  aus- 
gespart. Einbau  und 
Benutzung  einer 
Wanderschalung  er- 
fordern aber  Sorg- 
falt und  Geschick- 
lichkeit, damit  die 
Wände  gerade, eben 
und  lotrecht  wer- 
den. Die  Ausfüh- 
rung erfolgte  unter 
Leitung  eines  der 
eingangs  erwähn- 
ten Wanderpoliere. 

Besondere  Trock-  Abb.  5. 


Abb.  3. 
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Abb.  4. 


nungsvorrichtungen  wurden  nicht  getroffen,  jedoch  dem  Lehm  Kiefer- 
nadeln, Ginster  und  Stroh  beigemengt.  Um  die  Lehmwände  der  Ein- 
wirkung des  Regens  zu  entziehen,  wurden  sie  an  jedem  Abend  und 
bei  Regenwetter  mit  Dachpappe  oder  Brettern  abgedeckt.  Die  Lehm- 
mauern wurden  durch  Deckenbalken  in  der  Regel  nicht  unmittelbar 
belastet;  vielmehr  wurde  über  Mitte  Wand  eine  kräftige  breite  Mauer- 
latte auf  Isolierpappe  in  Lehmmörtel  verlegt,  auf  der  die  Balken  ge- 
lagert und  zugleich  aufgekämmt  wurden. 

In  sehr  vorteilhafter  Weise  ließ  sich  der  Lehm  auch  in  Verbindung 
mit  Langstroh  zu  Lehmschindeln  verarbeiten.  Ein  Schindeldach 
wurde  zunächst  auf  einem  scheunenartigen  Versuchsbau,  späteren 
Gartenhaus,  von  einem  Sorauer*)  bei  gleichzeitigem  Anlernen  von  Zeper- 
nicker  Polieren  hergestellt  und  einer  Brandprobe  unterworfen.  Weitere 
Brandproben  folgten  nach  jedesmaliger  Wiederherstellung  des  Daches 
durch  Zepernicker  Schüler.  Der  mit  Lehm  gestrichene  First  und  die  mit 
Lehm  bekleideten  Innenflächen  wurden  vom  Feuer  nicht  angegriffen, 
so  daß  dieses  bei  sachgemäßer  Ausführung  des  Daches  weder  von  außen 
nach  innen,  noch  von  innen  nach  außen,  noch  von  einer  Dachseite 
zur  anderen  überspringen  kann.  Eine  weitere  Anwendung  des  Lehm- 
schindeldaches bei  einem  Bohlenbinderdach  (Abb.  5 u.  6)  ergab  jedoch 
den  Nachteil,  daß  die  oberen  Schindeln  so  flach  zu  liegen  kommen, 
daß  der  Wind  unterfassen,  die  Strohlage  lockern  und  die  Halme 
brechen  kann.  Es  dürfte  sich  daher  empfehlen,  zunächst  ein  Draht- 
netz auf  das  Stroh  zu  legen,  das  nur  so  lange  zu  halten  braucht,  bis 
das  Stroh  verfilzt  ist.  Der  First  wurde  dabei  mit  mehreren  Ziegel- 
reihen bedeckt  (vergl.  1919  d.  Bl.,  S.  596).  Die  Wiederaufnahme  des 
Bohlendaches  erfolgte  in  Anlehnung  an  eine  heute  noch  erhaltene 
Ausführung  in  Berlin -Friedrichsfelde  an  der  Frankfurter  Landstraße 
aus  dem  Jahre  1801.  Diese  Dachform  gestattet  die  Verbindung  kurzer 
Brettstücke,  deren  Zurichtung  allerdings  erst  durch  Benutzung  einer 
ohnehin  vorhandenen  Bandsäge  wirtschaftlich  wurde,  und  ergibt  ver- 
hältnismäßig große  Räume  im  Dachgeschoß.  Verschiedene  andere 
solche  Dächer  wurden  ohne  irgendwelche  Schwierigkeiten  mit  Falz- 
ziegeln oder  Zementdachsteinen  eingedeckt  (Abb.  2 u.  3).  Im  Dach- 
geschoß wurden  Lehm  wickel  staken  zum  Wärmeschutz  der  der 
Dachform  angepaßten  Schrägen  benutzt;  sie  sind  zweifellos  sehr 
wirksam,  doch  ist  ihr  Eigengewicht  beträchtlich. 

Insgesamt  wurden  in  der  Siedlung  Schweizerberge-Zepernick  vom 
15.  Mai  bis  zum  15.  Oktober  1920  36  Häuser  errichtet,  von  denen  am 
1.  Dezember  drei  bezogen,  während  bei  den  übrigen  noch  Innen- 
arbeiten zu  verrichten  waren. 

Die  Schüler  der  Lehrsiedlung,  zu  denen  auch  der  Verfasser 
gehörte,  konnten  aus  gewerkschaftlichen  und  sonstigen  Gründen  nicht 
mit  den  Lohnarbeitern  Zusammenwirken.  Sie  wurden  daher  in  vier 
Gruppen  eingeteilt,  denen  sie  bei  der  üblichen  Ausbildungszeit  nach- 
einander je  eine  Woche  angehörten.  Der  Wissensdurst  der  Schüler 
war  keineswegs  gleichartig  und  einheitlich.  Befanden  sich  doch 
unter  den  insgesamt  160  Schülern  des  Jahres  1920  Angehörige  der 
verschiedensten  Gesellschaftsklassen  und  Berufe,  die  hier  alle  durch 
einen  gleichgerichteten  bejahenden  Lebenswillen  zusammengeführt  und 
zusammengehalten  wurden.  Auch  lediglich  Arbeitslose  und  Sommer- 
frischler segelten  unter  der  Flagge  des  Siedlers  und  „Schülers“.  Da 
man  unmöglich  für  jede  Vorbildung  und  Bestrebung  einen  besonderen 
Ausbildungsgang  schaffen  konnte,  mußte  jeder  im  einzelnen  selbst 
danach  trachten,  auf  seine  Kosten  zu  kommen.  Gearbeitet  wurde  von 
den  Schülern  an  dem  Lehmschindelversuchsbau,  an  der  Wickelstaken- 
verkleidung von  Dachräumen,  beim  Lehmstampfbau  mit  Betongrün- 
dung und  Betonecken  und  Deckschichten  aus  Grünlingen,  an  der  Her- 
stellung von  Grünlingen,  Patzen,  Hohlsteinen  und  Formstücken  aus 


*)  Vergl.  „Das  Lehmschindeldach"  von  Stadtbaurat  Fauth  in 
Sorau  N.-L.  (1920  d.  Bl.,  S.  396). 
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Beton  und  Eisenbeton  und  dem  Versetzen  von  Grünlingen.  Neben  der 
handwerklichen  Ausbildung  fanden  Vorträge  statt  über  den  Lehmbau, 
die  Anlage  von  vorstädtischen  und  ländlichen  Siedlungen,  die  Geld- 
beschaffung für  Siedlungen,  die  Grundbegriffe  des  Bodenrechts,  das 
Reichsheimstättengesetz,  das  Genossenschaftswesen,  das  Reichssiedlungs- 
gesetz, den  Lehmstampfbau  und  mehrere  sonstige  einschlägige  Gebiete. 
Im  engeren  Kreise  hielten  während  eines  den  ganzen  Betrieb  lahm- 
legenden Streiks  auch  die  Schüler  selbst  Vorträge  über  verschiedene 
Sondergebiete.  Insgesamt  fand  die  Frage,  wie  man  am  schnellsten 
und  billigsten  zu  einem  Siedlerheim  kommt,  eine  lebhafte  Erörterung. 
Es  wurde  dabei  nicht  verkannt,  daß  ein  überreiches  Schrifttum  auch 
irrtümliche  und  abenteuerliche  Auffassungen  verbreitet  hatte.  Die 
Schüler  fanden  bei  freier  Verpflegung  kostenlose  kasernenmäßige 


Unterkunft  in  Wirtschaftsgebäuden  des  früheren  Gutshofs.  Außerdem 
wurden  bei  achtstündiger  Arbeitszeit  jedem  ungelernten  Arbeiter  arbeits- 
täglich fünf  Mark  und  jedem  gelernten,  zu  denen  auch  Angehörige 
des  Baufaches  zählten,  zehn  Mark  gezahlt.  Durch  einen  Schülerrat 
fanden  deren  mannigfaltige  Wünsche  ihren  Ausgleich  und  Ausdruck. 
Die  von  den  Schülern,  insbesondere  auch  den  Polieren  und  Arbeitern 
gesammelten  Erfahrungen  und  Kenntnisse  lassen  die  beabsichtigte  Neu- 
belebung der  Lehmbautechnik  als  geglückt  erscheinen.  Die  Teilnahme 
an  einem  Lehrgang  der  Siedlung  in  Zepernick  und  schon  eine  bloße 
Besichtigung  des  dort  im  Jahre  1920  Geschaffenen  lehrt,  daß  der  Lehm- 
bau für  die  ländliche  Siedlung  ein  erfolgreicher  Retter  aus  den  heutigen 
Wirtschaftsnöten  werden  kann.  Sr.=3ng.  R.  Sonntag, 

Berlin -Friedrichshagen.  Regierungsbaumeister  a.  D. 


Über  das  Brückenüberwachimgs-  und  Unterlialtungswesen. 


Die  „Bemerkungen  zur  Überwachung  und  Unterhaltung  von 
eisernen  Brücken  und  anderen  Kunstbauten“  von  Regierungsbaumeister 
PaulHoffmann  in  Hamburg  im  Jahrg.  1920  d.  Bl.,  Seite  621,  gipfeln 
darin,  die  Vornahme  der  Prüfungen  der  Bauwerke  für  mehrere  Be- 
triebsämter durch  einen  besonderen  Beamten  mit  einer  fliegenden 
Rotte  von  vornherein  auszuscheiden  und  diese  Prüfungen  den  Betriebs- 
amtsvorständen vorzubehalten.  Demgegenüber  sprechen  die  Er- 
fahrungen mit  der  Zusammenfassung  des  Prüfungswesens,  wie  es  bei 
der  Eisenbahn-Generaldirektion  Stuttgart  von  jeher  eingeführt  ist,  dafür, 
dieses  Verfahren  beizubehalten.  Da  letzteres  in  weiteren  Fachkreisen 
kaum  bekannt  sein  dürfte,  möge  es  zunächst  kurz  dargestellt  werden. 

Die  regelmäßige  Prüfung  — Jahresprüfung  — der  eisernen  Brücken 
wie  aller  anderen  Eisenbahnkunstbauten  obliegt  den  Vorständen  der 
Eisenbahnbauämter  (Bauinspektionen  und  Betriebsämter).  Die  Haupt- 
prüfung  dagegen,  die  für  jedes  Bauwerk  in  fünfjährigen  Zwischen- 
räumen stattfindet,  wird  für  alle  Brücken  des  gesamten  Direktions- 
bezirkes durch  ein  und  denselben  Beamten  des  Brückenbaubureaus 
der  Eisenbahn- Generaldirektion  unter  Beteiligung  der  Eisenbahnbau- 
ämter vorgenommen.  Bei  einem  Bestand  von  etwa  2000  Brücken  im 
württembergischen  Bahnnetz  erstreckt  sich  das  Hauptprüfungsgebiet 
jährlich  auf  vier  Betriebsämter  oder  Bauinspektionen  mit  etwa 
500  eisernen  Bahn-  und  Wegebrücken.  Die  regelmäßige  Hauptprüfung 
wird  eingeleitet  durch  eingehende  Voruntersuchungen  von  eigens  hierzu 
ausgebildeten  Brückenschlossern,  die  ihr  Hauptaugenmerk  auf  die 
Unversehrtheit  der  Nietverbindungen  und  den  Zustand  der  einzelnen 
Glieder  der  Überbauten  zu  richten  haben.  Bei  der  eigentlichen  Haupt- 
prüfung, die  unmittelbar  folgt,  werden  die  bei  der  Voruntersuchung 
festgestellten  Mängel  auf  ihre  Bedeutung  geprüft  und  das  gesamte 
Bauwerk  in  konstruktiver  Hinsicht  und  nach  seinem  Verhalten  im 
Betrieb  beurteilt.  Dabei  ist  es  nun  die  Regel,  daß  bei  den  Jahres- 
prüfungen unbeachtet  gebliebene  oder  nicht  genügend  gewürdigte  Ver- 
änderungen besonders  an  den  Eisenkonstruktionen  festgestellt  werden. 

Hierfür  ein  paar  Beispiele.  „Es  ist  eine  nicht  seltene  Erscheinung 
an  älteren  eisernen  Überbauten,  daß  wichtige  Anschlußniete  aus- 
geschlagen, d.  h.  durch  ein  Zwischenglied  des  Querschnitts,  etwa  ein 
Stehblech  zwischen  zwei  Anschluß  winkeln,  derart  eingekerbt  sind, 
daß  die  nutzbare  Scherfläche  auf  die  Hälfte  oder  noch  weniger  der 
ursprünglichen  Größe  verringert  ist.  Solche  Veränderungen,  die,  wenn 
sie  unbeachtet  bleiben,  schwere  Unfälle  verursachen  können,  sind  nicht 
leicht  zu  erkennen,  da  die  Niete  beim  Anschlägen  weder  dem  Gefühl 
noch  dem  Gehör  einen  Anhaltpunkt  hierfür  geben.  Der  ungeübte 
Prüfende  wird  solche  gefährliche  Punkte  der  Eisenkonstruktion  weder 
suchen  noch  finden. 

Häufig  bleiben  unbeachtet:  Lagerbrüche,  arbeitende  ungedeckte 
Stöße,  schlaffe  Streben,  überhängende  Schildmauern,  unzulängliche 
Entwässerungsvorrichtungen,  mangelhafte  Schwellenbefestigung,  Haupt- 
trägerverbiegungen u.  a. 

Die  Verlegung  von  Schienenstößen  in  die  Nähe  der  Brückenlager 
beeinflußt  den  Zustand  letzterer  und  des  Mauerwerks  ungünstig. 
Bei  den  Hauptprüfungen  werden  jedoch  immer  wieder  solche  An- 
ordnungen gefunden. 

In  den  letzten  Jahren  fiel  auf,  daß  der  Grad  der  Verrostung  einer 
Anzahl  von  Fußstegen  über  die  Bahn  viel  weiter  fortgeschritten  wTar 
als  bei  anderen  Eisenkonstruktionen.  Untersuchungen  in  verschiedenen 
Eisenbahnbauämtern  ergaben,  daß  die  Gehwege  während  der  Frost- 
periode  mit  Salz  bestreut  wurden,  das  sich  bei  Tauwetter  gelöst  über 
die  Konstruktion  ergoß.“  — Die  Beispiele  ließen  sich  beliebig  vermehren. 

Schließt  man  den  Mangel  an  Achtsamkeit  bei  den  Jahresprüfungen 
als  Ursache  aus,  so  kann  die  Nichtbeachtung  vieler  erst  bei  den  Haupt- 
prüfungen  festgestellter  Mängel  nur  darauf  zurückgeführt  werden, 
daß  den  mit  der  Untersuchung  Betrauten  die  nötige  Schulung  in 
der  Erkennung  der  Anzeichen  und  des  Bestehens  der  für  die  Er- 
haltung der  Überbauten  wichtigen  Erscheinungen  fehlt.  Hierin  liegt 
kein  abfälliges  Urteil  über  die  technischen  Fähigkeiten  der  mit  der 
Untersuchung  Beauftragten,  vielmehr  soll  anerkannt  werden,  daß  in 


Bezirken  mit  zahlreichen  und  verschiedenartigen  Brücken  bei  lang- 
jähriger Beobachtung  durch  die  hierzu  Berufenen  auch  dem  Sonder- 
fachmann wertvolle  Anregungen  gegeben  werden  können.  Die  Kunst 
„sich  in  alles  einarbeiten  zu  können“  sollte  jedoch  da  nicht  angewandt 
werden,  wo  bei  Antritt  einer  Tätigkeit  die  einwandfreie  Sachkenntnis 
bereits  vorauszusetzen  ist  und  nicht  erst  durch  die  Arbeit  vieler  für  den 
Zweck  verlorener  Jahre  erworben  werden  muß.  Die  Möglichkeit,  alle 
Eisenbahnbauämter  mit  hinreichend  erfahrenem  Personal  zu  besetzen, 
besteht  eben  nicht,  da  diese  Besetzung  nicht  ausschließlich  von  Ge- 
sichtspunkten abhängig  gemacht  werden  kann,  die  für  die  Brückeu- 
unterhaltung  wichtig  sind.  Die  Ausbildung  der  Leiter  dieser  Ämter 
vollends  muß  sich  auf  so  viele  Gebiete  der  Technik,  des  Betriebs  und 
der  Verwaltung  erstrecken,  daß  eine  weitgehende  Erfahrung  in  Sonder- 
fächern, die  sich  über  die  Erfordernisse  der  Betriebsicherheit  hinaus 
erhebt,  nicht  wohl  verlangt  werden  kann.  So  wenig  man  aber  von 
diesen  Vorständen  etwa  die  eingebende  Kenntnis  der  Lokomotivtypen, 
die  ihren  Bezirk  befahren,  oder  der  verwickelteren  elektrischen  Stell- 
werkanlagen fordern  wird,  kann  man  bei  dem  heutigen  Stand  des 
Brückenbaues  erwarten,  daß  dessen  verfeinerte  Methoden  restlos  durch 
sie  erfaßt  werden,  da  ihnen  bei  der  allgemeinen  Überlastung  einfach 
die  Zeit  fehlt,  sich  dauernd  auf  allen  Gebieten  der  Eisenbahntechnik 
auf  dem  Laufenden  zu  erhalten. 

Man  denke  nur  an  die  Verschiedenheit  des  eisernen  Brückenbau- 
stoffs, der  die  Wandlungen  eines  halben  Jahrhunderts  in  der  Hütten- 
kunde mitgemacht  hat,  an  die  Veränderungen  im  Werkzeug-  und  Bau- 
maschinenwesen, an  den  fortgesetzten  Wechsel  in  den  Berechnungs- 
grundlagen, die  Schwierigkeit  der  Berechnungsmethoden  statisch  un- 
bestimmter Tragwerke,  oder  an  die  zum  Teil  noch  ungelösten  Fragen 
der  Farbtechnik.  Wo  aber  die  Möglichkeit  zur  Aneignung  oder  Er- 
haltung tieferer  Sachkenntnis  fehlt,  besteht  die  Gefahr,  in  die  beiden 
Extreme  der  Über-  oder  Unterschätzung  eines  auffallenden  Vorgangs 
zu  verfallen.  Beide  können  wirtschaftlich  zu  ganz  bedeutenden  Nach- 
teilen führen.  Denn  einmal  sind  die  Zeiten  vorüber,  in  denen  man 
mit  überreichlichen  Sicherheitsgraden  ohne  wesentliche  materielle 
Einbußen  über  Fragen  der  Festigkeit  hinweg  kam,  und  anderseits 
können  Wagnisse,  die  sich  in  der  Belassung  erkannter  Mängel  äußern 
bei  den  heutigen  Baukosten  zu  großen  Wertverlusten  führen,  die  sich 
bei  rechtzeitigem  Eingriff  vermeiden  ließen.  Der  Stolz,  mit  geringsten 
Mitteln  bei  den  Unterhaltungsarbeiten  auszukommen,  ist  ebenso  falsch 
wie  die  Scheu  vor  der  Umständlichkeit  von  Verbesserungen  un- 
wirtschaftlich. Als  oberster  Grundsatz  sollte  daher  auch  bei  der 
Brückenunterhaltung  das  „Principiis  obsta“  gelten.  Anderseits  trifft 
man  häufig  auf  wohlgemeinte  Vorbeugungsmaßnahmen,  die  in  Wirk- 
lichkeit nur  das  Auge  beruhigen  können.  Hierher  gehören  die  so 
beliebten  Entlastungsböcke  aus  Holz,  nahe  an  unsicheren  Widerlagern. 
In  der  Mehrzahl  der  Anwendungsfälle  werden  sich  diese  Unterstützungen 
als  wirkungslos  erweisen,  weil  einmal  die  physikalischen  Eigenschaften 
des  Holzes  und  dann  die  meist  angewandte  unzulängliche  Verbindung 
zwischen  Überbau  und  Bock  nicht  geeignet  sind,  zur  Entlastung  eines 
bewegten  Lasten  ausgesetzten  und  elastischen  Tragwerks  zu  dienen. 
Häufig  trifft  man  auch  auf  den  vorschnellen  Vorschlag  des  Aus- 
wechselns  einer  zweifelhaften  Konstruktion.  Der  Zwang  zur  Spar- 
samkeit läßt  es  aber  nicht  mehr  zu,  Bauwerke  nach  einer  bestimmten 
Lebensdauer  im  wahren  Sinne  des  Wortes  zum  alten  Eisen  zu 
werfen,  vielmehr  ergibt  sich  die  Notwendigkeit,  die  Konstruktion  so 
lange  unter  Betrieb  zu  erhalten,  als  das  mit  Rücksicht  auf  dessen 
Sicherheit  möglich  ist.  Das  erfordert  aber  reichlichen  Beobachtungs- 
und Vergleichsstoff,  dessen  wissenschaftliche  Sichtung  für  die  Erhaltung 
und  Verbesserung  des  Eisenwerks  nach  festen  Grundsätzen  ausschlag- 
gebend ist.  Erst  das  gleichzeitige  Auftreten  von  Erscheinungen  an 
den  verschiedenen  Bauwerken  unter  ähnlichen  Bedingungen  kann 
häufig  den  Fingerzeig  geben,  wo  und  wie  rechtzeitig  Abhilfe  geschafft 
werden  kann. 

Man  denke  beispielweise  an  die  jetzt  häufige  Erhöhung  der 
Betriebslasten,  die  gewisse  schädliche  Veränderungen  an  den  Brücken 
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(Mauerwerk,  Überbau  und  Oberbau)  verursachen  kann,  die  sich  nicht 
voraussehen  lassen.  Hier  wäre  es  doch  durchaus  verfehlt,  wenn  jedes 
Eisenbahnbauamt  die  gleichen  Erfahrungen  von  neuem  machen  sollte. 
Und  um  ein  weiteres  Beispiel  zu  bringen,  wie  kann  die  Bewährung 
einzelner  Konstruktionsteile  etwa  von  Schienenauszügen  beurteilt 
werden,  wenn  diese  immer  nur  an  Einzelausführungen  verfolgt  werden 
kann?  Auch  die  Entwicklung  des  Brückenbaues  insbesondere  hinsicht- 
lich der  Fahrbahnanordnung  kann  nur  gefördert  werden,  wenn  dem 
Studium  der  Betriebseinwirkungen  weitester  Spielraum  gelassen  ist. 
Sodann  besteht  die  Gefahr  der  Verallgemeinerung  wahrgenommener 
Einzelerscheinungen,  wenn  Vergleichsmöglichkeiten  fehlen. 

Wie  schon  aus  der  Beibehaltung  der  vorerwähnten  Jahresprüfungen 
hervorgeht,  soll  den  Bauamtsvorständen  die  Sorge  für  die  Brücken- 
überwachung durch  die  Vornahme  der  Hauptprüfungen  seitens  der 
Generaldirektion  in  keiner  Weise  abgenommen  werden.  Diese  Über- 
wachung kann  sich  aber  in  der  Hauptsache  nur  auf  die  Betriebssicherheit 
beziehen,  der  Brückenerhaltung  auf  lange  Sicht  aber  nicht  dienen. 

Was  nun  die  Durchführung  der  Probebelastungen  durch  die  Einzel- 
ämter angeht,  so  wird  gerade  deren  Beschränkung  auf  besondere  Fälle, 
wie  sie  auch  vom  Regierungsbaumeister  Hoffmann  gefordert  wird, 
zur  Ausführung  durch  nur  eine  Stelle  innerhalb  des  Direktionsbezirks 
hinweisen.  Denn  anders  kann  man  sich  wohl  für  eine  feine  Messung, 
bei  der  Sinneswahrnehmungen  eine  große  Rolle  spielen,  keinen  Erfolg 
versprechen,  als  wenn  sie  nach  umfassender  Erfahrung  ausgeführt  wird, 
die  wiederum  nur  bei  der  Bearbeitung  zahlreicher  Fälle  erworben 
werden  kann. 

Der  Ansicht,  daß  sich  Brückenprüfung  und  Brückenunterhaltung 
nicht  trennen  lassen,  kann  man  nur  beipflichten.  Die  für  die  von  einer 
Stelle  geleitete  Hauptprüfung  der  Brücken  sprechenden  Gesichtspunkte 
treffen  in  der  Hauptsache  auch  für  die  Zusammenfassung  der  Maß- 
nahmen zur  Beseitigung  der  festgestellten  Mängel  und  der  Verbesserungs- 
arbeiten an  Brücken  zu.  Abgesehen  von  unerheblichen  Ergänzungen 
können  Entwürfe  selbst  für  kleinere  Verstärkungen  nur  durch  ein  im 
Eisenbrückenbau  erfahrenes  Personal  angefertigt  werden.  Es  ist  aber 
nicht  angängig,  jedem  Eisenbahnbauamt  mehrere  oder  auch  nur  einen 
gelernten  Eisenkonstrukteur  beizugeben.  Die  Auswertung  vielseitiger 
Erfahrungen,  die  Beziehungen  der  auf  verschiedensten  Grundlagen 
aufgebauten  statischen  Berechnungen  zu  den  Tragwerken,  das  Ein- 
passen der  beabsichtigten  Arbeiten  je  nach  Dringlichkeit  in  den  durch 
die  Mittel  des  Gesamthaushaltplans  gegebenen  Rahmen,  weisen  auf 
einheitliche  Leitung  dieser  Geschäfte  in  großen  Bezirken  hin. 

Auch  für  diese  Zusammenhänge  mögen  einige  erläuternde  Beispiele 
angeführt  werden:  „Die  Schwellenbefestigung  geschah  früher  in  der 
Regel  durch  senkrechte  Schrauben,  die  durch  Schwelle  und  Längsträger 
geführt  waren.  Bei  Änderungen  im  Oberbau,  die  Verschiebungen  der 
Schwellen  mit  sich  bringen,  oder  beim  Einbau  von  Schwellenwinkeln 
werden  häufig  die  neuen  Schraubenlöcher  wahllos  in  das  Eisen  gebohrt, 
oft  in  unmittelbarer  Berührung  mit  den  alten  Löchern,  ein  andermal 
wieder  in  den  Riß  der  Halsniete  stark  beanspruchter  Schwellenträger, 
wodurch  unzulässige  Verschwächungen  eintreten,  die  ein  gelernter 
Eisenkonstrukteur  immer  zu  vermeiden  wissen  wird. 

Bei  oben  offenen  Brücken  — Trogbrücken  — findet  man  mitunter 
erhebliche  Ausbuchtungen  in  den  Obergurtungen,  die  die  Knickgefahr 
erhöhen  und  sehr  schwer  zu  beseitigen  sind.  Die  Ursachen  können 
verschiedener  Art  sein:  Ungenügende  Verbände,  Durchbiegung  von 
Querträgern,  ungeregelte  Lagerung,  Überbeanspruchung  u.  a.  Tritt 
man  zum  erstenmal  an  die  Aufgabe  heran,  derartige  Erscheinungen 
zu  ergründen  und  zu  beseitigen,  so  wird  man  ziemlich  im  Dunkeln 
tappen.  Einzig  das  Studium  vieler  solcher  Vorgänge  und  die  öftere 
Ausführung  deren  Verbesserung  kann  zu  fruchtbaren  Ergebnissen  führen. 

Zur  Beurteilung  der  Tragfähigkeit  von  Brücken  bedient  man  sich 
in  der  Regel  der  an  die  Berechnung  angehefteten  Übersichtstabellen. 
Ungeübte  können  dabei  zu  grundverschiedenen  Ergebnissen  in  der 
Beurteilung  gelangen,  wogegen  der  eingearbeitete  Fachmann  aus  der 
Entstehungszeit  der  Brücke  und  dem  Alter  der  Berechnung,  oft  auch 
aus  den  Eigenheiten  der  Methoden  des  entwerfenden  oder  berechnenden 


Statikers  Schlüsse  ziehen  kann,  die  demjenigen,  der  nur  die  nackten 
Zahlen  sieht,  verborgen  bleiben. 

In  Württemberg  werden  zur  Zeit  umfangreiche  Verstärkungen  von 
Bahnbrücken  zwecks  rascher  Einführung  schwerer  Maschinen  vor- 
genommen. Die  Arbeiten  erstrecken  sich  über  das  ganze  Land.  Die 
verfügbaren  Mittel  sind  beschränkt.  Bliebe  nun  die  Beurteilung  der 
einzelnen  Kunstbauten  den  Eisenbahnbauämtern  allein  überlassen,  so 
würde  bei  der  zu  erwartenden  gegensätzlichen  Anschauung  Uber  die 
Tragfähigkeit  oder  Erhaltung  von  Brücken  schließlich  ein  Gemisch  von 
Vorschlägen  entstehen,  denen  jeder  einheitliche  Zug  fehlt  und  die 
hinsichtlich  der  Dringlichkeit  der  Durchführung  ein  schwer  zu  be- 
urteilendes buntes  Bild  böten.“ 

Einwandfreie  Neukonstruktionen  können  auch  nur  entstehen,  wenn 
das  entwerfende  Technische  Bureau  in  ständiger  Fühlung  mit  den 
Ingenieuren  steht,  die  sich  mit  der  Beseitigung  von  Mängeln  an 
bestehenden  Brücken  befassen.  Aus  solchen  Erwägungen  heraus  würde 
es  auch  verfehlt  sein,  die  Bearbeitung  von  Neubauentwürfen  oder  Ver- 
stärkungen den  Brückenbauanstalten  allein  zu  überlassen,  weil  in 
letzter  Linie  nicht  eine  statisch  einwandfreie  Konstruktion  über 
die  Erhaltung  des  Bauwerks  entscheidet,  sondern  die  Fülle  von 
scheinbaren  Kleinigkeiten,  die  nur  erkennen  kann,  wer  die  Ein- 
flüsse des  Betriebs  und  der  Witterung  ständig  vor  Augen  hat. 
Hier  sind  besonders  zu  nennen  die  Erfahrungen  über  die  Fahrbahn- 
befestigung und  deren  Einfluß  auf  die  Stoß  Wirkungen  der  Fahr- 
zeuge, über  Schotterabschlüsse,  über  Anordnung  und  Einbau  der 
Lager,  über  das  Beizen  oder  mechanische  Reinigen  der  Eisenteile. 
Auch  sei  hier  der  Farbanstriche  gedacht,  deren  Erneuerung  nebst 
Auswahl  der  Farbstoffe  zur  Zeit  unmöglich  dem  Ermessen  der  einzelnen 
Dienststelle  oder  Brückenbauwerkstatt  überlassen  werden  kann. 

Ob  schließlich  ein  zu  erneuerndes  Bauwerk  zweckmäßig  wieder 
aus  Eisen  oder  aus  anderem  Baustoff  erbaut  werden  soll,  vermag 
einwandfrei  nur  zu  entscheiden,  wer  sozusagen  täglich  vor  solche 
Fragen  gestellt  wird. 

Die  unverhältnismäßig  hohen  Kosten  der  Ausführung  kleinerer 
Verbesserungsarbeiten  an  eisernen  Brücken  durch  Unternehmer  haben 
die  Eisenbahn-Generaldirektion  Stuttgart  dazu  geführt,  solche  Arbeiten 
durch  eine  Regiebrückenbauwerkstätte  besorgen  zu  lassen.  Die  hiermit 
gemachten  Erfahrungen  sind  durchweg  gut.  Eine  solche  Werkstätte 
ist  aber  nur  im  Zusammenhang  mit  einer  einheitlich  geleiteten  BFücken- 
unterhaltung  denkbar.  Eine  Beeinträchtigung  des  Verwaltungsautbaues 
durch  Verlegung  des  gesamten  Brückenprüfungs-  und  Unterhaltungs- 
wesens nach  den  Direktionen  vermag  ich  nicht  zu  erkennen.  Wenigstens 
sind  in  Württemberg  Schwierigkeiten  hieraus  niemals  erwachsen.  Da 
die  örtliche  Bauleitung  in  allen  Fällen  den  Eisenbahnbauämtern  obliegt, 
bleibt  der  Zusammenhang  zwischen  Bauausführung  und  Betrieb  diesen 
Ämtern  erhalten. 

Der  Vorschlag,  die  Eisenbetonbrücken  in  die  regelmäßige  Über- 
wachung einzubeziehen,  entspricht  einem  auch  in  Würtemberg  erkannten 
Bedürfnis.  Daß  auch  hier  nur  ein  geschulter  Fachmann,  dem  reichliche 
Gelegenheit  zu  Beobachtungen  zur  Verfügung  steht,  wirklich  Er- 
sprießliches wird  leisten  können  unterliegt  keinem  Zweifel.  Wenn 
man  bedenkt,  daß  diese  Bauweise  noch  in  der  Entwicklung  begriffen 
ist,  wird  man  zugeben  müssen,  daß  es  einem  mehr  Außenstehenden 
unmöglich  ist,  mit  den  sich  drängenden  Erfahrungen  Schritt  zu  halten. 
Wie  verwickelt  die  dabei  auftretenden  Erscheinungen  sind,  ist  in 
anschaulicherWeise  aus  der  Veröffentlichung  des  Regierungsbaumeisters 
Wörnle  in  der  Zeitschrift  „Beton  u.  Eisen“  1917,  17./18.  Heft  u.  f.  über 
„Untersuchung  von  vier  Eisenbetonbrücken  im  Bereich  der  württem- 
bergischen  Eisenbahnverwaltung  auf  Riß-  und  Rostbildung“  ersichtlich. 

Es  waren  gute  Gründe,  die  in  Württemberg  dazu  geführt  haben, 
Brückenprüfung  und  -Unterhaltung  bei  der  Direktion  zu  belassen.  Daß 
der  Zustand  von  Brücken  nach  oft  über  öOjähriger  Inbetriebhaltung 
in  Hauptbahnen  heute  noch  derart  ist,  daß  sich  ihre  Verstärkung  für 
schwerste  Belastungen  als  wirtschaftlich  erweist,  zeigt,  daß  die  Ver- 
waltung auf  richtigem  Wege  war. 

Stuttgart.  Arnold  Neustätte r,  Diplomingenieur. 


Vermischtes. 


In  dem  Wettbewerb  für  Briefköpfe  und  Aufdrucke  für  Geschäfts- 
papiere, ausgeschrieben  von  der  Vereinigten  Bauunternehmung  Breslau 
unter  schlesischen  Künstlern  (S.  94  d.  Bl.),  waren  47  Entwürfe  ein- 
gegangen. Die  vier  Preise  von  2500,  2000,  1500  und  1000  Mark 
wurden  zuerkannt:  Josef  Sobainsky  in  Breslau,  Ernst  Kaschner 
in  Breslau,  Madeline  Winkler  in  Berlin -Halensee  und  Hans  Sachs 
in  Neustadt  in  Oberschlesien.  ADgekauft  sind  die  Entwürfe  von  Hans 
Friedrioh  Pohlens  in  Berlin,  Willi  Koschel  in  Neusalz  a.  d.  Oder, 
je  ein  weiterer  Entwurf  von  Hans  Sachs  in  Neustadt  i.  Oherschlesien 
und  Joseph  Sobainsky  in  Breslau.  Die  Entwürfe  werden  bis  zum 
30.  d.  M.  im  Lichthofe  des  Kunstgewerbemuseums  in  Breslau  aus- 
gestellt. 


Wettbewerb  für  VoreutwUrfe  zur  küustlerisclieu  Ausgestaltung 
von  zwölf  großen  Umspaunerstellen  (Transformatorenhäuser)  für  das 
Bayernwerk  (S.  130  u.  174  d.  Bl.).  Der  Staatskommissar  des  Bayern- 
werks hat  die  folgenden  sechs  weiteren  von  den  Preisrichtern  emp- 
fohlenen Entwürfe  angekauft:  „Bayernkraft“,  Architekten  Blersch 
u.  Volbehr;  „Elektra“,  Oswald  Herrmann;  „Zweckbau“,  Architekt 
Flaschenträger;  „BW“,  Richard  Schachner;  „Ich  bab  mein  Sach 
auf  nichts  gestellt“,  Professor  Bieber,  und  „Vulgura  frango“,  Bau- 
amtmann Badberger,  sämtlich  in  München. 

Wettbewerb  für  Yoreutwiirfe  zu  eiuem  Bebauungsplan  der 
Stadt  Breslau  und  ihrer  Vororte  (Seite  120  d.  Bl.).  Die  Unterlagen 
für  diesen  Wettbewerb  sind  erschienen.  Der  früher  vielen  Preis- 
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bewerbungen  zu  machende  Vorwurf,  daß  die  Unterlagen  ungenügend 
seien  und  dadurch  viel  nutzlose  Arbeit  hervorgerufen  werde,  kann 
jedenfalls  für  den  Breslauer  Wettbewerb  nicht  gemacht  werden.  Die 
Stadt  hat  sich  bemüht,  unter  Benutzung  der  besten  Vorarbeiten 
ein  Planmaterial  zu  schaffen,  das  es  den  Bewerbern  ermöglicht, 
auch  ohne  langwierige  und  kostspielige  Besichtigungen  der  Örtlich- 
keit mit  einiger  Sicherheit  zu  planen.  Die  Anlehnung  dieser  Unter- 
lagen besonders  an  die  für  Großdüsseldorf  und  Großzürich  seiner- 
zeit herausgegebenen  Unterlagen  ist  unverkennbar,  und  es  darf  be- 
sonders gelobt  werden,  daß  nicht  versucht  worden  ist,  völlig  Neues 
zu  geben,  sondern  sich  an  alte  bewährte  Methoden  anzuschließen. 
Dadurch  gewinnen  solche  Wettbewerbunterlagen  künftig  einheitliches 
Gepräge,  und  ihre  Benutzung  durch  die  Bewerber  wird  wesentlich  er- 
leichtert. Besonders  sind  auch  die  vom  Deutschen  Archiv  für  Sied- 
lungswesen verwalteten  Einheitpläne,  die  für  die  Internationale  Bau- 
fachausstellung 11)13  vom  Unterzeichneten  aufgestellt  wurden,  weit- 
gehend berücksichtigt  worden  und  nur  der  zu  hohen  Kosten  wegen 
teils  farbig  vereinfacht,  teils  in  Schwarz-weiß-Darstellung  umgewandelt 
worden  oder  zu  mehreren  auf  einem  Blatt  vereinigt.  Vermißt  werden 
nach  diesen  Vorbildern  Angaben  über  die  Bodenwerte,  die  ohne 
Zweifel  sehr  wichtige  Grundlagen  nicht  nur  für  die  innerstädtische 
Entwicklung,  sondern  auch  für  die  weitere  Entwicklung  abgegeben 
hätten,  ferner  eine  Zusammenstellung  über  die  soziale  Verteilung  der 
Bevölkerung,  wie  sie  seinerzeit  bei  einem  Düsseldorfer  Wettbewerb 
vorzügliche  Dienste  leistete  und  in  den  Einheitplänen  weiter  vervoll- 
kommnet wurde,  ferner  Angaben  über  die  Verteilung  der  öffentlichen 
Einrichtungen.  Diese  sind  lediglich  durch  einige  Bemerkungen  im 
Text  ersetzt.  Einige  dieser  Auslassungen  mögen  auch  dadurch  erklärt 
werden,  daß  infolge  der  durch  den  Krieg  geschaffenen  unübersehbaren 
Entwicklungsverhältnisse  sichere  Rückschlüsse  aus  solchen  Unterlagen 
nicht  gezogen  werden  können,  immerhin  dürfte  die  Hervorhebung 
öffentlicher  Einrichtungen  bei  künftigen  Wettbewerben  doch  erwünscht 
sein,  da  wir  schon  aus  Sparsamkeitsrücksichten  auf  die  verschieden- 
artigste Verwendung  dieser  Gebäude  besonders  angewiesen  sind. 
Empfindlicher  ist  das  Fehlen  näherer  Angaben  über  die  Verteilung  der 
Laubenkolonien,  Schrebergärten  und  anderen  Pachtlandes,  das  gewisse 
Rückschüsse  auf  den  Gartenbedarf  der  jetzigen  Bevölkerung  erlaubt. 

Im  einzelnen  ist  zu  den  Unterlagen  folgendes  zu  sagen: 

1.  Die  Übersichtskarte  von  Breslau  und  Umgebung  1:25  000 
(Schwarzdruck)  gibt  nach  Art  der  Meßtischblätter  einen  guten  Über- 
blick über  Gesamtbesiedlung  und  Flächenbenutzung,  auf  den  heutigen 
Stand  ergänzt,  soweit  dies  durchführbar  war.  Doch  sind  leider  durch 
die  heutigen  Druckschwierigkeiten  manche  Einzelheiten  nicht  so  ge- 
kommen, daß  ein  näheres  Eingehen  auf  die  Örtlichkeit  in  den  Außen- 
gebieten möglich  wäre.  Hier  würden  einige  Fliegeraufnahmen  ganz 
ausgezeichnete  Dienste  geleistet  haben,  umsomehr  als  die  Auswertung 
durch  die  Kriegsübung  den  meisten  Bewerbern  geläufig  geworden 
sein  wird.  Bei  künftigen  Wettbewerben  wäre  jedesfalls  dieses  Hilfs- 
mittel noch  mehr  heranzuziehen. 

2.  Der  Plan  1:10t  00  (Schwarzdruck)  bildet  mit  seinen  ein- 
getragenen Grundstückgrenzen  eine  gute  Unterlage  für  den  Haupt- 
entwurf. Höhenkurven  sind  jedoch  nicht  eingetragen  und  müssen 
bereits  auf  Blatt  1 berücksichtigt  werden.  Wünschenswert  wäre  es 
wohl  gewesen,  soweit  angängig,  die  Angaben  des  Meßtischblattes  in 
diesen  Plan  mit  hineinzuarbeiten,  damit  die  vorhandenen  Baum- 
bestände, Gartenflächen,  vor  allem  um  die  bestehenden  Dörfer  herum 
und  Bodenerhebungen  auch  im  Hauptplan  einen  Anhaltpunkt  für  den 
Entwerfenden  bieten  konnten. 

3.  Der  Plan  der  inneren  Stadt  1 : 2000  (Schwarzdruck)  gibt  einen 
guten  Überblick  der  Bebauung  mit  besonderer  Hervorhebung  der 
Gebäude,  deren  Erhaltung  wegen  ihres  Denkmalwerts  erwünscht  ist, 
und  der  Gebäude,  die  unbedingt  erhalten  werden  müssen.  Gut  wäre 
gewesen,  auch  noch  hervorzuheben,  welche  dieser  Stadtteile  etwa 
einer  Sanierung  bedürften  und  welche  Straßenzüge  auch  als  solche 
Denkmalwert  haben,  ohne  daß  vielleicht  die  Mehrzahl  ihrer  Gebäude 
als  besonders  erhaltungswürdig  hervorzuheben  wäre.  Bezeichnend  ist 
für  ein  Stadtbild  das  „Mittelgut“,  die  große  Zahl  der  weniger  auf- 
fallenden Bauten,  die  der  Stadt  das  Gesamtgepräge  geben,  ohne  im 
einzelnen  Denkmalwert  zu  besitzen.  Die  Berliner  Wilhelmstraße  z B. 
hat  an  ihrem  alten  Charakter  bereits  stark  eingebüßt,  trotz  Erhaltung 
der  hervorragenderen  historischen  Gebäude,  weil  man  ihr  auch  im 
nördlichen  Teil  den  Gesamtcharakter  der  Zweistöckigkeit  nahm. 

4.  Die  für  die  Sonderaufgaben  notwendigen  sonstigen  genauen 
Pläne  dürften  ähnlich  zu  behandeln  sein. 

5.  Der  farbig  überdruckte  Plan  1:25000  mit  Hervorhebung  des 
städtischen  fiskalischen  Grundbesitzes,  der  Waldungen  und  Parke,  der 
Hochwassergelände  und  einiger  Hauptvorortstrecken  entspricht  allen 
Anforderungen  aufs  beste. 

6.  Der  farbige  Plan  1 : 10000  bietet  ebenfalls  eine  vorzügliche  und 
klare  Unterlage  über  die  verschiedenen  Bauzonen,  begonnene  Klein- 
siedlung mit  und  ohne  höherer  Randbebauung,  vorhandene  und  ge- 


plante Industriegelände,  Gruhenanlagen  und  Friedhofanlagen;  ferner 
Überschwemmungsgebiete,  für  Wasserversorgung  frei  zu  haltende  Ge- 
biete, Gelände  der  Eisenbahaverwaltung,  der  Landwirtschafts-  und 
Universitätsverwaltung;  ferner  wertvolle  Angaben  über  bestehende  und 
geplante  Straßenzüge,  die  möglichst  beizubebalten  sind,  und  solche, 
die  verändert  werden  dürfen.  Ferner  sind  hier  auch  die  Straßen- 
bahnen hervorgehoben.  Besonders  die  Kennzeichnung  der  geplanten  An- 
lagen, von  denen  man  vielfach  nur  durch  örtliche  Erkundigung  erfährt, 
wird  bei  dieser  Darstellung  von  den  Bewerbern  begrüßt  werden. 

7.  Für  die  ingenieurtechnischen  Arbeiten  leistet  ein  Plan  mit 
Höhenangaben  für  Eisenbahnen  und  Flußläufe  wertvolle  Dienste. 

8.  und  9.  Ein  Plan  der  bestehenden  Baupolizeiverordnung  ver- 
anschaulicht den  Inhalt  der  beigegebenen,  43  Seiten  umfassenden  Bau- 
ordnung, die  den  Entwurf  einer  neuen  Bauordnung  enthält. 

10.  Bei  der  Zusammenstellung  der  statistischen  Unterlagen,  die 
13  Darstellungen  über  Bevölkerungs-,  Wohnungs-  und  Bauverhält- 
nisse, Industrie  und  Verkehr  bringen,  sind  besonders  anerkennend 
hervorzuheben:  die  knappen  und  übersichtlichen  Erläuterungen,  welche 
jedem  Bewerber  wertvolle  Anhaltspunkte  für  die  Bedeutung  und  Be- 
rücksichtigung dieser  statistischen  Unterlagen  geben.  Sie  bilden  gerade- 
zu eine  Art  Vorgutachten  und  ersparen  dem  Bewerber  manche  Arbeit. 
Bei  künftigen  Wettbewerben  dürfte  es  zweckmäßig  sein,  derartige 
Vorgutachten  von  besonders  sachkundiger  Stelle  noch  etwas  ein- 
gehender zu  gestalten.  Sehr  schön  ist  auch  ein  kleines  Plänchen  mit 
genauer  namentlicher  Bezeichnung  der  einzelnen  Stadtviertel,  was 
besonders  für  die  Abfassung  des  Erläuterungsberichtes  als  Erleichte- 
rung empfunden  werden  dürfte. 

11.  Eine  FarbentafeJ,  welche  die  Darstellungsweise  der  Entwurf- 
blätter auf  das  genaueste  vorschreibt,  kann  als  besonderer  Vorzug 
dieser  Wettbewerbunterlagen  hervorgehoben  werden.  Es  wird  dadurch 
der  leidigen  und  für  die  Bearbeiter  so  kostspieligen  Jagd  nach  Effekt 
in  der  Darstellungsweise  jedenfalls  zu  aller  Befriedigung  ein  Riegel 
vorgeschoben,  das  Wettbewerbgeheimnis  besser  gewahrt  und  vor 
allem  dem  Preisgericht  eine  rein  sachliche  und  parteilose  Urteilsfällung 
wesentlich  erleichtert.  Die  Ausgestaltung  dieser  Farbentafel  im  ein- 
zelnen weiter  durchzubilden,  dürfte  Sache  der  Normierung  der  zeichne- 
rischen Darstellungsweisen  sein,  bei  welcher  auf  diesem  Gebiet  auch 
das  Deutsche  Archiv  für  Siedlungswesen  mitwirkt. 

Wenn  etwas  an  diesen  Unterlagen  noch  fehlt,  so  ist  es  angesichts 
unserer  heutigen  grundlegenden  Siedlungsaufgaben,  die  mehr  auf  das 
Gartentechnische,  Halbländliche  und  Ländliche  hinweLen,  eine  genauere 
Bearbeitung  der  Bodenverhältnisse.  Der  heutige  Siedlungstechniker, 
auch  der  Städtebauer,  muß  über  die  Verteilung  der  besseren  Garten- 
böden Bescheid  wissen  und  auch  die  sonstigen  agronomischen  Ver- 
hältnisse genügend  übersehen,  auch  dürfte  die  Hervorhebung  von 
Lehmvorräten  für  die  Lage  von  Siedlungen  vielfach  von  ausschlag- 
gebender Bedeutung  sein.  Vielleicht  ist  es  möglich , die  Bewerber 
auf  die  entsprechenden  Karten  der  Geologischen  Landesanstalt  hinzu- 
weisen und  diese  vielleicht  durch  einige  erläuternde  Erklärungen  zu 
ergänzen.  Jedenfalls  dürfte  es  für  jede  Stadt,  die  in  Zukunft  Wett- 
bewerbe auszuschreiben  beabsichtigt,  das  Ratsamste  sein,  sich  wegen 
Bearbeitung  ihrer  Wettbewerbunterlagen  mit  dem  Deutschen  Archiv  für 
Siedlungswesen  in  Verbindung  zu  setzen,  das  sich  seit  vielen  Jahren 
besonders  mit  dieser  Aufgabe  der  Verbesserung  siedlungstechnischer 
Plauunterlageu  befaßt  und  dadurch  der  Architektenschaft  wertvolle 
Dienste  leistet.  Langen,  Regierungsbaumeister  a.  D. 

Dr.  Alwin  Yietor  +.  Im  Dezember  vorigen  Jahres  ist  der  ehemalige 
Oberingenieur  des  Georgs -Marien -Bergwerks-  und  Hüttenvereins  in 
Osnabrück  Dr.  phil.  Vietor  im  G5.  Lebensjahre  einer  schweren  Krankheit 
erlegen.  Eine  eingehendere  Schilderung  seines  Lebenslaufes  findet  sich 
in  Nr.  7 der  Zeitschrift  „Stahl  und  Eisen“  von  1921.  Für  unseren 
Leserkreis  ist  besonders  die  Tätigkeit  von  Bedeutung,  die  Vietor  als 
Mitarbeiter  Haarmanns  bei  dessen  langjährigen  Bestrebungen  zur 
Vervollkommnung  des  reinen  Eisenoberbaues  ausgeübt  hat.  Wenn  auch 
nicht  bekannt  geworden  ist,  welcher  Anteil  davon  dem  Verstorbenen 
zufällt,  so  haben  doch  die  beteiligten  Kreise  den  Wert  seiner  Mitarbeiter- 
schaft rückhaltlos  anerkannt.  Auch  geht  man  wohl  nicht  fehl,  wenn  man 
ihn  als  den  eigentlichen  Verfasser  der  verschiedenen  Werke  über  das 
Eisenbahngleis  ansieht,  die  Haarmann  herausgegeben  hat.  Übrigens 
war  Vietor  auch  selbständig  auf  diesem  Gebiet  als  Schriftsteller  tätig. 
Nicht  immer  haben  seine  Ausführungen  allseitige  Zustimmung  gefunden, 
was  sich  ja  insofern  leicht  erklärt,  als  er  in  erster  Linie  die  Interessen 
des  genannten  Vereins  zu  vertreten  hatte.  Immerhin  sind  dessen 
Erzeugnisse  aber  doch  in  weitgehendem  Umfang  von  den  Eisenbahn- 
verwaltungen angewendet  worden  und  zum  Teil  noch  in  Gebrauch. 
Eine  Leistung  besonderer  Art,  die  aus  dem  Rahmen  der  engeren 
Berufstätigkeit  Vietors  herausfällt,  ist  die  Einrichtung  der  als  Gleis- 
museum bekannt  gewordenen,  jetzt  in  Berlin  befindlichen  Sammlung 
von  Oberbauarten  aus  alter  und  neuer  Zeit.  Sie  allein  genügt  schon, 
um  dem  Namen  Vietors  neben  dem  ihres  Begründers  und  Stifters  ein 
i dauerndes  Gedenken  zu  sichern.  Z. 
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INHALT:  Reichshaushalt  für  1921.  (Fortsetzung.)  — Vermischtes:  Deutsche  Mitwirkung  am  Wiederaufbau  in  Nordfrankreioh. 


[Allo  Reohte  Vorbehalten.] 


Reichshaushalt  für  1921. 


Reichseisenbahll Verwaltung.  (Fortsetzung  aus  Nr.  32.) 

Übertrag  von  Seite  200  245  582  000 


Eisenbahndirelction  Breslau. 

115.  Bau  einer  Nebeneisenbahn  von  Scbottwitz  nach  Me- 
ieschwitz (Laskowitz-Beckern)  (8  400  000) 3 500  000 

11G.  Herstellung  des  zweiten  Gleises  auf  der  Strecke 

Kameuz  (Schlesien)— Königszelt  <'5  740  000)  ....  94000 

117.  Desgl.  Dittersbach — Neurode  (9  940  000) 218  000 

118.  Ausbau  der  Nebenbahnen  Striegau — Merzdorf  und 

Jauer— Rohnstock  zu  Hauptbahnen  unter  gleichzeitiger 
Herstellung  einer  Verbindung  zwischen  Merzdorf  und 
Landeshut  (Schlesien)  (5  591  000) 100  000 

1 19.  Einrichtung  elektrischerZugfÖrderung  auf  den  Strecken 
Lauban— Dittersbach — Königszelt  mit  den  Zweig- 
strecken Hirschberg  (Schlesien) — Grünthal,  Hirsch- 
berg (Schlesien)  - Schmiedeberg  (Riesengeb.)— Landes- 
hut (Schlesien),  Ruhbank— Liebau  und  Nieder-Salz- 

brunn — Halbstadt  (29  420  000)  . ./ 8 000  000 

120.  Bau  einer  Nebeneisenbahn  von  Maltsch  nach  Wohlau 

(13  090  000) 3 000  000 

121.  Bau  einer  Haupteisenbahn  von  Arnsdorf  (Kr.  Liegnitz) 
nach  einem  in  der  Nähe  von  Liegnitz  gelegenen  Punkte 
der  Strecke  Liegnitz  - Königszelt  (früher  Neuhof) 

(16  275  000)  . . 10  477  000 

122.  Bau  einer  Nebeneisenbahn  von  Nikolausdorf  nach 

Küpper  (1  780  000) 500  000 


123.  Erweiterung  des  Bahnhofs  Brieg  (3  239  000)  ....  199000 

124.  Desgl.  Görlitz  (11  525  000) 525  000 

125.  Vereinigung  der  Ortsgüteranlagen  des  Märkischen 

und  des  Freiburger  Bahnhofs  in  Breslau  sowie  Er- 
weiterung des  Umstellbahnhofs  Mochbern  und  Her- 
stellung einer  Verbindungsbahn  Mochbern— Groß- 
Mochbern  (6  933  000) 100  000 

126.  Erbauung  einer  Lokomotivwerkstätte  und  Erweiterung 

des  Bahnhofs  in  Öls  (38  691  000) 13  000  000 

127.  Desgl.  eines  Geschäftsgebäudes  für  die  Eisenbahn- 
direktion in  Breslau  (3  810  000) 210  000 

128.  Umbau  des  Bahnhofs  Liegnitz  (14  688  000)  ....  5427000 

. 129.  Erweiterung  des  Bahnhofs  Hundsfeid  (582  000) ...  50  000 

130.  Desgl.  Breslau  Odertor  (2  849  000) 200  000 

131.  Umbau  des  Bahnhofs  Kamenz  (Schlesien)  (3  721000)  500  000 

132.  Erweiterung  des  Bahnhofs  Rauscha  (430  000)  . . . 100  000 

133.  Desgl.  der  Hauptwerkstätte  Breslau(Oberschh)  (550  000)  50000 

134.  Umbau  des  Bahnhofs  Altwasser  (5  258  000)  ....  200  000 

135.  Desgl.  der  Brücke  über  die  alte  Oder  in  km  1,6  der 

Strecke  Breslau— Öls  (1  313  000) 120  000 

136.  Beseitigung  der  Schienenübergänge  zwischen  km  58,3 
und  59,6  der  Strecke  Freiburg  (Schles.) — Nieder-Salz- 

brunn  (260  000) 20  000 

137.  Erweiterung  des  Umschlaghafens  bei  Maltsch  (380  000)  99  000 

138.  Desgl.  des  Bahnhofs  Schottwitz  (823  000) 50  000 

139.  Desgl.  des  Personenbahnhofs  Königszelt  (3  993  000)  . 100  000 

140.  Umgestaltung  der  Lokomotivschuppenanlage  I auf 

Bahnhof  Breslau  Hbf.  (700  000) 200  000 

141.  Errichtung  einer  Wagenwerkstätte  am  Bahnhof 

Schweidnitz  N.  (14  754  000) 4 109  000 

142  Erweiterung  des  Bahnhofs  Kaiserswaldau  (334  000)  . 64  000 

143.  Errichtung  einer  Kesselschmiede  in  der  Hauptwerk- 
stätte Breslau  Odertor  (5  100  000) 3 850  000 

144.  Erweiterung  der  Hauptwerkstätte  Breslau  (Märkisch) 

(229  000) , 29  000 


*145. 

*146. 

*147. 

*148. 

*149. 


Einrichtung  elektrischer  Zugförderung  auf  der  Strecke 

Lauban — Görlitz — Schlauroth  (27  382  000) 18  000  000 

Erweiterung  der  Umstellgleise  auf  Bahnhof  Hirsch- 
berg (Schlesien)  (570  000) 400  000 

Anbau  zur  Ausbesserung  elektrischer  Lokomotiven 
in  der  Hauptwerkstätte  und  Erweiterung  der  Betriebs- 
anlagen auf  Bahnhof  Lauban  (12  500  000)  ....  4 000  000 

Erweiterung  d.  Betriebswerkstätte  Breslau  Hbf.  (382  000)  300  000 

Verbesserung  der  Lokomotivausbesserungsanlagen  in 
der  Hauptwerkstätte  Breslau  Odertor  (1  624  000)  . . 1000  000 
Erweiterung  der  Sicherungsanlagen  auf  Bahnhof  Neu- 
markt (232  000) 200  000 

Desgl.  der  Lagerräume  und  des  Dienstgebäudes  in 

der  Hauptwerkstätte  Lauban  (735  000) 300  000 

Desgl.  der  Gleisanlagen  auf  Bahnhof  Kohlfurt  (6  937  000)  1 300  000 
Desgl.  der  Gleise  auf  Bahnhof  Sambowitz  (810  000)  . 400  000 

Änderung  d.  Gleisanlagen  a.  Bahnhof  Brockau  (154  000)  1 00  000 

Einrichtung  elektrischer  Beleuchtung  auf  Bahnhof 

Sorau  (221  000) 200  000 

Verbesserung  der  Wasserversorgung  auf  Bahnhof 
Brockau  (118  000) 100  000 


Übertrag  326  973  000 


*157.  Änderung  der  Lokomotivbehandlungsanlagen  auf 

Bahnhof  Brockau  (12  500  000) 2 000  000 

*158.  Erweiterung  der  Gleisanlagen  auf  Bahnhof  Ditters- 
bach (3  481  000)  1 000  000 

Eisenbahndirektion  Cassel. 

159.  Bau  einer  Nebeneisenbabn  von  Kirchhain  i.  Hessen 

nach  Gemünden  a.  d.  Wohra  (3  729  000) 17  000 

160.  Desgl.  von  Korbach  nach  Brilon  (Wald)  (9  800  000)  . 144  000 

161.  Desgl.  von  Göttingen  nach  Bodenfelde  (4  080  000)  . 19  000 

162.  Desgl.  von  Bleicherode  nach  Herzberg  a Harz(7  191  000)  25  000 

163.  Desgl.  von  Heiligenstadt  nach  Schwebda  (Eschwege) 

(6  411000) 50  000 

164.  Desgl.  von  (Walburg)  Velmeden  nach  Eichenberg 

(8  791000) 200000 

165.  Desgl.  von  (Erndtebrück)  Raumland-Markhausen  nach 

Allendorf  b.  Battenberg  (7  225  000) 28  000 

166.  Desgl.  von  Uslar  nach  Schönhagen  (7  622  000)  . . . 2 000  000 

167.  Desgl.  von  Stolberg-Rottleberode  nach  Stolberg  a.  Harz 

(4  9G4  000) 1 500  000 


168.  Erweiterung  des  Bahnhofs  Alfeld  (395  000)  ....  20  000 

169.  Desgl.  Nordhausen  (25  550  000) 2 000  000 

170.  Herstellung  einer  Wegüberführung  vor  Bahnhof 

Zimmersrode  (290  000) 5 000 

171.  Erweiterungd.  Personenbahnhofs  Göttingen  (19  100  000)  3000000 

172.  Desgl.  des  Bahnhofs  Ihringshausen  (2  600  000)  . . . 200  000 

173.  Desgl.  der  Hauptwerkstätte  Paderborn  (5  786  000)  . 800  000 

174.  Desgl.  des  Bahnhofs  Blankenheim  (Kr.  Sangerhausen) 

(1090  000) 500  000 

175.  Herstellung  von  zwei  Überholungsgleisen  zwischen  den 

Bahnhöfen  Wilhelmshöhe  und  Guntershausen  (855  000)  51  000 

176.  Erweiterung  der  Hauptwerkstätte  Göttingen  (12152000)  3 000  000 

177.  Desgl.  des  Bahnhofs  Bad  Sassendorf  (535  000)  . . . 50  000 

178.  Desgl.  des  Bahnhofs  Neuenbeken  (2  736  000)  . . . 1 512  000 

179.  Ausbau  der  Werkstättenanlagen  auf  Bahnhof  Cassel  R. 

(15  800  000) 2 500  000 

180.  Erweiterung  des  Bahnhofs  Blankenheim  (Trennungs- 
bahnhof) (7  959  000)  1 000  000 

181.  Erbauung  eines  Lokomotivschuppens  auf  Bahnhof 

Bestwig  (4  790  000) 1 500  000 

182.  Bau  einer  Wagenschnellausbesserungshalle  in  der 

Hauptwerkstätte  Paderborn  Nord  (391000)  ....  11000 

183.  Bau  einer  neuen  Weichenwerkstätte  beim  Bahnhof 

Paderborn  Nord  (2  768  000) 820  000 

184.  Erweiterung  des  Bahnhofs  Seesen  (3  943  000)  . . . 50  000 

185.  Desgl.  des  Bahnhofs  Grebenstein  (2  974  000)  ...  1 100000 

186.  Desgl.  des  rechteckigen  Lokomotivschuppens  auf  dem 

Betriebsbahnhof  Cassel  (Bahndreieck)  (1  240  000)  . . 200  000 


• 

187.  Herstellung  von  Stellwerken  auf  Bahnhof  Holzminden 

(3  120  000) 1 850  000 

188.  Desgl.  eines  zweiten  Überholungsgleises  und  Er- 

weiterung der  Laderampe  auf  Bahnhof  Niedersachs- 
werfen (398  000) 98  000 

189.  Erweiterung  des  Bahnhofs  Nuttlar  (1785  000)  . . . 200000 

190.  Herstellung  von  Sicherungsanlagen  für  das  dritte  Gleis 

zwischen  Bahnhof  Bad  Sassendorf  und  dem  Abstell- 
bahnhof Soest  (151000) 51000 


*191.  Erweiterung  der  Betriebswagenwerkstätte  auf  Bahnhof 

Soest  (678  000)  500  000 

*192.  Erbauung  eines  Lokomotivschuppens  auf  Bahnhof 

Sangerhausen  (2  408  000) 1 200  000 

*193.  Bau  eines  Lokomotivanheizschuppens  in  der  Haupt- 

■werkstätte  Cassel  V.  (3  234  000) 1 000  000 

*194.  Bau  einer  Kupplungs-  und  Pufferrichtwerkstätte  in 

der  Wagenwerkstätte  Paderborn  Nord  (785  000)  . . 500  000 

*195.  Einrichtung  des  Gleises  10  als  Überholungsgleis  auf 

Bahnhof  Bodenfelde  (407  000) 300  000 

*196.  Herstellung  eines  Stellwerks  auf  Bahnhof  Lippstadt 

(683  000) 600  000 

*197.  Errichtung  einer  Sauerstofferzeugungsanlage  in  der 

Hauptwerkstätte  Göttingen  (598  000) 500  000 

*198.  Erweiterung  des  Amtsgebäudes  auf  Bahnhof  Nord- 
hausen (136  000) 100  000 

*199.  Desgl.  der  Sicherungsanlagen  zwischen  den  Bahn- 
höfen Altenbeken  und  Tunnelstation  (2  845  000)  . . 1 000  000 

*200.  Herstellung  von  Stellwerken  auf  Bahnhof  Vorwohle 

(903  000) 750  000 

*201.  Anlage  eines  Ablaufberges  auf  der  Südseite  (West- 
ende) des  Bahnhofs  Sangerhausen  (1  104  000)  . . . 500  000 

*202.  Erweiterung  des  Hofes  in  der  Hauptwerkstätte  Cassel  V. 

(615  000) 500  000 


Zu  übertragen  326  973  000 


Zu  übertragen  361  924  000 
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Übertrag  3G1  924  000 


*203.  Herstellung  eines  Überholungsgleises  auf  Bahnhof 

Grifte  (957  000) 600  000 

*204.  Desgl.  Borgholz  (1  443  000) 500000 

*205.  Erweiterung  des  Bahnhofs  Driburg  (294  0(0)  . . . 200000 

*206.  Desgl.  Messinghausen  (1531000) 800  000 

*207.  Herstellung  e.  dritten  Einfahrt  f.  Güterzüge  aus  d.  Rich- 
tung Ottbergen  auf  Bahnhof  Northeim  (Hann.)  (228  000)  200000 

*208.  Desgl.  eines  Stellwerks  auf  Bahnhof  Roßla  (472  000)’.  400  000 

*209.  Errichtung  einer  Streckenblockstelle  Kressenbrunnen 

in  km  326,7  der  Strecke  Warburg— Cassel  (126  000)  . 100  000 

*210.  Desgl.  eines  Wasserturms  mit  Reinigungsanlage  auf 

Bahnhof  Sangerhausen  (843  000) 500  000 

*211.  Herstellung  einer  Warm  Waschanlage  zum  Auswaschen 

von  Lokomotiven  auf  Bahnhof  Göttingen  (150  000)  . 120  000 

*212.  Errichtung  eines  Werkstattgebäudes  auf  Bahnhof 

Northeim  (Hann.)  (227  000) 200  000 

*213.  Beschaffung  eines  Dampfhammers  für  die  Hauptwerk- 
stätte Paderborn  Nord  (170  000) 170  000 

*214.  Erweiterung  des  Eilgutschuppens  und  Bau  eines  neuen 

Kleidermagazins  auf  Bahnhof  Cassel  O.  (764  000)  . 500  000 

*215.  Herstellung  einer  unmittelbaren  Fernsprechverbindung 
zwischen  den  Bahnhöfen  Northeim  (Hann.)  und  Nord- 
hausen (152  000) 152  000 

*216.  Desgl.  einer  Fernsprechdoppelleitung  auf  der  Strecke 

Cassel-Soest  (1  80000(0 1 500000 

*217.  Änderung  der  Lokomotivgleise  auf  Bhf.  Soest  (360  000)  300  000 

*218.  Herstellung  eines  Anbaues  an  die  Kesselschmiede  der 

Hauptwerkstätte  Cassel  R.  (173  000) 173  000 

Eiseilbahndirektion  E 1 b e r fei d. 

219.  Bau  einer  Haupteisenbahn  von  Witten  West  nach 

einem  geeigneten  Punkte  der  Bahnstrecke  Schwelm- 
Barmen- Rittershausen  (63  700  000) 6 000  000 

220.  Desgl.  einer  Nebeneisenbahn  von  Velbert  nach  Kettwig 

(27  705  000) 9 000000 

221.  Herstellung  des  zweiten  Gleises  auf  der  Strecke  Hagen 
(Westf.)  — Oberhagen — Oberbrügge  (11  141  000)  . . . 2000000 

222.  Desgl.  Marienheide -Dieringhausen  (10  250  000)  . . 4 000  000 

223.  Desgl.  Bommern  — Vorhalle,  einer  Verbindungsbahn 

von  Bommerholz  nach  Wengern  und  Erweiterung  des 
Bahnhofs  Vorhalle  (27  031000) 10  000  000 

224.  Desgl.  des  dritten  und  vierten  Gleises  auf  der  Strecke 

Düsseldorf-Eller— Hilden  (18  222  000) 4 000  000 

225.  Desgl.  einer  Verbindungsbahn  bei  Ohligs  (6  495  000)  1000  000 

226.  Bau  einer  Nebeneisenbahn  von  Meinerzhawen  nach 

Olpe  (34  377  000) 5 290  000 

227.  Herstellung  des  dritten  und  vierten  Gleises  auf  der 

Strecke  Kreuztal —Weidenau  (12  000  000) 9 379  000 

228.  Desgl.  des  zweiten  Gleises  auf  der  Strecke  Osberg- 
hausen— Dieringhausen  (4  825  000)  .......  900  000 

229.  Bau  der  Nebeneisenbahn  von  Menden  nach  Neuenrade 

(5  578  000) 20  000 

230.  Verlegung  der  Bahnstrecke  Ferndorf — Hilchenbach 

(2  600  000) 75  000 

231.  Erweiterung  des  Bahnhofs  Osberghausen  (2  820  000).  800  000 

232.  Desgl.  Iserlohn  (7  159  000) 3 000  000 

233.  Verbesserung  der  Gleiskrümmungen  am  Westende 

des  Bahnhofs  Haspe-Heubing  (643  000) 13000 

234.  Erweiterung  des  Bahnhofs  Altena  (Westf.)  (650000).  40000 

235.  Desgl.  Altenhundem  (36  664  000) 10000  000 

236.  Erweiterung  der  Bahnanlagen  bei  Hagen  i.  Westf. 

(42  300  000) 2000  000 

237.  Desgl.  des  Bahnhofs  Dieringhausen  ( 9 6G0  000 1 . . . 3 000  000 

238.  Desgl.  Brügge  (4  730  000) 2 000  000 

239.  Verbesserung  der  Ferngüterzuggleise  bei  Düsseldorf- 
Rath  sowie  Umbau  der  Bahnhöfe  Düsseldorf-Rath 

und  Ratingen  West  (38  876  000) 20  000  000 

240.  Erweiterung  des  Bahnhofs  Kreuztal  (16  800C00)  . . 1 000  000 

241.  Desgl.  Erndtebrück  (1,890  000)  30  000 

242.  Umbau  d.  Bahnhofs  Düsseldorf-Derendorf  (19  900  000)  1 000  000 

243.  Errichtung  einer  Lokomotivwerkstätte  bei  Schwerte 

(193  500  000) 80  000  000 

244.  Selbständige  Einführung  d.  Verbindungsbahn  Siegen — 

Siegen  Ost  in  die  beiden  Endbahnhöfe  (2  310  000)  . 1 500000 

245.  Umbau  des  Bahnhofs  Düsseldorf-Gerresheim  und  Her- 

stellung einer  Gleisverbindung  Block  Hardt — Düssel- 
dorf-Gerresheim (2  320  000) 100000 

246.  Erweiterung  des  Bahnhofs.  Schlebusch  (1  185  000).  . 100000 

247.  Herstellung  neuer  eiserner  Überbauten  f.  d.  Ruhrbrücke 

in  km  199.6S  der  Strecke  Schwerte— Bestwig  (700  000)  50000 

248.  Anschluß  des  Bahnhofs  Düsseldorf-Grafenberg  an  die 

Gütergleise  bei  Block  Flingern  (1  466  00U)  ....  500  000 

249.  Erweiterung  des  Bahnhofs  Düsseldorf-Eller  und  Her- 

stellung einer  Gleisverbindung  Block  Flingern— Düssel- 
dorf-Eller (2  908  000) 500  000 

250.  Herstellung  einer  Wagenausbesserungshalle  in  Finnen- 
trop (1  220  000)  1000000 


Übertrag  546  636  000 

*251.  Herstellung  einer  Wasserleitung  vom  Wasserturm  nach 

der  Hauptwerkstätte  in  Opladen  (340000)  ....  300000 

*252.  Verlängerung  d.  Wagenausbesserungshalle  u.  Herstel- 
lung v.  Aufenthalträumen  a.  Bahnh.  Schwerte„(40O  000)  300  000 

*253.  Erweiterung  der  Wagenausbesserungshalle,  Herstellung 
von  Packwagen-  und  Wagenausbesserungsgleisen  sowie 
eines  Magazingebäudes  mit  Aufenthalträumen  auf 


Bahnhof  Letmathe  (2  300  000) 1 000000 

*254.  Desgl.  der  Schmiede-  u.  Schlosserwerkstätte  im  neuen 

Lokomotivschuppen  auf  Bahnhof  Vohwinkel  (160  000)  100  0C0 

*255.  Beschaffung  und  Einbau  einer  20  m-Drehscheibe  auf 

dem  Bahnhof  in  Vohwinkel  (750  000)  ......  700000 

*256.  Herstellung  von  Aufenthalträumen  in  der  Betriebs- 
werkstätte und  Vergrößerung  des  Petroleumlagers 

auf  Bahnhof  Finnentrop  (180000) 100000 

*257.  Verlegung  eines  Fernsprechkabels  auf  der  Strecke 

Schwerte  - Soest  (126  000) 100  000 

*258.  Errichtung  eines  Eisenlagers  in  der  Hauptwerkstätte 

Arnsberg  (900  000) 500  000 

*259.  Desgl.  von  Bureauräumen  für  die  Güterabfertigung 

auf  Bahnhof  Siegen  (870  000) 500  0<  K) 

*260.  Desgl.  einer  Lokomotivschuppenanlage  auf  dem  Bahn- 
hof Hagen-Eckesey  (13  650  000) 1000000. 

*261.  Desgl.  Holzwickede  (13  420  000) 2 000  000 

*262.  Errichtung  eines  Aufenthaltgebäudes  für  Lokomotiv- 

personal  auf  Bahnhof  Siegen  (280  000) 200  000 

*263.  Vergrößerung  des  Gepäckraums  auf  dem  Bahnhof  in 

Barmen-Rittershausen  (150  000) 100  000 

*264.  Herstellung  e.  Badeanstalt  a.  Bahnh.  Hengstey  (160  000)  100  000 

*265.  Erweiterung  der  Anlagen  der  Betriebswerkstätte  und 
Verlängerung  der  Wagenausbesserungshalle  auf  dem 
Güterbahnhof  in  Hagen  i.  Westf.  (969000) 500000 

266.  Überdachung  der  offenen  Umladebühnen  am  Eilgut- 
schuppen in  Hagen  i.  Westf.  (1  131  000) 1 000  000 

*267.  Erweiterung  der  Eilgutabfertigung  auf  Bahnhof 

Düsseldorf  Hbf.  (2  000  000), 1000  000 

*268.  Beschaffung  und  Einbau  einer  20  m-Drehscheibe  auf 

dem  Bahnhof  in  Finnentrop  (683  000) 5O0  000 

*269.  Erweiterung  der  Eilgutabfertigung  auf  dem  Bahnhof 

Hagen  i.  Westf.  (221000) 200  000 

*270.  Herstellung  einer  Greiferdrebkrananlage  zur  Bekohlung 

der  Lokomotiven  auf  dem  Bahnhof  Siegen  (440  000)  400000 

*271.  Erweiterung  der  Wasserversorgungsanlage  auf  dem 

Bahnhof  in  Hengstey  (399  000) 300  000 

*272.  Desgl.  der  Betriebswerkstätte  auf  dem  Bahnhof  in 

Finnentrop  (275  000) 200000 

*273.  Herstellung  einer  Wagenausbesserungshalle  auf  dem 

Bahnhof  in  Hengstey  (1430  000) 1000  000 

*274.  Desgl.  von  Überholungsgleisen  auf  Bahnhof  Finnentrop 

(2  520  000) 1000000 

*275.  Erweiterung  der  Hauptwerkstätte  Siegen  (3  902  000)  1 000  000 

Eisenbalmdirektion  Erfurt. 

276.  Bau  einer  Nebeneisenbahn  von  Sonneberg  nach  Eisfeld 

(4896000) 10000 

277.  Herstellung  des  zweiten  Gleises  auf  der  Strecke 

Triptis— Saalfeld  (3  110  000) 36  000 

278.  Desgl.  Hermsdorf-Klosterlausnitz— Gera  (2  120  000)  . 50  000 

279.  Bau  einer  Nebeneisenbahn  von  Weidhausen  (S.-Kob.) 

nach  Neustadt  i.  Sachsen -Koburg  (1 1 840  000)  . . . 5 000  000 

280.  Herstellung  des  zweiten  Gleises  auf  der  Strecke 
Salzungen — Meiningen  (Pr.  Stb  ) (30  450  000)  . . . . SOOOOOC 

281.  Desgl.  Eisfeld— Koburg  Pbf.  (2180000) 487  000 

282.  Desgl.  Gerstlingen — Vacha  (57  860  000) 10  000  000 

283.  Bau  einer  Nebeneisenbahn  von  Mühlhausen  (Thür.) 

nach  Treffurt  (5  826  400) 400  0QP 

2S4.  Desgl.  von  Suhl  nach  Schleusingen  (3138  000)  . . . 5000C 

285.  Vollspuriger  Ausbau  der  schmalspurigen  Nebenbahn 
Dorndorf— Kaltennordheim  (Feldabahn)  (4  810000)  . 16100W’ 

286.  Bau  einer  Nebeneisenbahn  von  Laucha  a.  d.  Unstrut 

nach  Kölleda  (7  062  000) 100  OOC 

287.  Umgestaltung  der  Bahnanlagen  in  Zeitz  (8  434  000)  . 20  00C 

2S8.  Erweiterung  der  Bahnanlagen  in  Gera  (9  040  000).  . 30000( 

289.  Umbau  des  Bahnhofs  Weißenfels  (26163  000)  . . . 300000t 

290.  Erbaung  einer  neuen  Hauptwerkstätte  in  Meiningen 

(6  315  000) 100« 

291.  Umbau  des  Bahnhofs  Weimar  (11405  000)  ....  250000 

292.  Erweiterung  des  Bahnhofs  Waltershausen  (610000)  . 349  00 

293.  Desgl.  des  Personenbahnhofs  Koburg  (10  574  000).  . 2 50000 

294.  Desgl.  des  Güterbahnhofs  Erfurt  (15  790000).  . . . 4 30000 

295.  Desgl.  am  Ostende  des  Bahnhofs  Gotha  (7  070000)  . 3 00000 

296.  Desgl.  der  Hauptwerkstätte  Jena  (745  000)  ....  7900' 

297.  Desgl.  des  Bahnhofs  Hildburghausen  (1  115  000)  . . 322  00 

298.  Desgl.  der  Bahnanlagen  in  Rudolstadt  i. Thür.  (1 180000)  56  00 

299.  Desgl.  in  Saalfeld  (5  805  000) 2 00000 

300.  Desgl.  der  Gleis-  und  Bahnsteiganlagen  auf  dem 

Personenbahnhof  Erfurt  (3  514  000) 1 64800 

301.  Desgl.  des  Bahnhofs  Sömmerda  (1  335  000)  . . . ■ 500  00 1 


Zu  übertragen  607  063  00 


Zu  übertragen  546  636  000 
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Übertrag  607  063  000 


302.  Erweiterung  des  Bahnhofs  Nebra  (735  000)  ....  500000 

303.  Desgl.  Dorndorf  (2  805  000) 1 500  000 

304.  Herstellung  einer  Lokomotivschuppenanlage  am  Ost- 
ende des  Güterbahnhofs  Eisenach  (9  000  000)  . . . 2 500  000 

*305.  Vermehrung  der  Güterzugeinfahrgleise  auf  Bahnhof 

Gerstungen  (6  893  000) 500  000 

*306.  Erweiterung  der  Eilgutschuppenanlage  auf  Bahnhof 

Erfurt  (357  000) 300  000 

*307.  Desgl.  der  Lokomotivschuppenanlagen  auf  Bahnhof 

Gerstungen  (2  700  000) 500  000 

*308.  Desgl.  des  Güterschuppens  und  der  Gleisanlagen  auf 

Bahnhof  Jena  (Saalbhf.)  (680  000) 200  000 

*309.  Herstellung  einer  Abkocherei  in  der  Hauptwerkstätte 

Erfurt  (680  000) 500  000 

*310.  Desgl.  eines  zweiten  Güterzughauptgleises  und  eines 

Eilgutschuppens  auf  Bahnhof  Meiningen  (897  000)  . 600  000 

*311.  Erweiterung  d.  Hauptwerkstätte  in  Meiningen  (3444000)  2 000  000 
*312.  Herstellung  eines  zweiten  Wasserbehälters  auf  Bahn- 
hof Probstzella  (200  000) 200  000 

*313.  Erweiterung  der  Gleisanlagen  auf  Bahnhof  Kleinfurra 

(680  000) 300  000 

*314.  Desgl.  Zella-Mehlis  (13  338  000) 1 300  000 

*315.  Einrichtung  eines  Drehstromanschlusses  in  der  Haupt- 
werkstätte Erfurt  (987  000) 600  000 

*316.  Herstellung  einer  Drehstromanlage  in  der  Haupt- 
werkstätte Jena  (1218  000) 1000  000 

*317.  Erweiterung  des  Verwaltungsgebäudes  der  Eisenbahn- 
direktion in  Erfurt  (940  000) 940  000 

*318.  Beschaffung  eines  Dampfhammers  für  die  Haupt- 
werkstätte Jena  (220  000) . . 220  000 

*319.  Umbau  der  Bekohlungsanlagen  zur  Einrichtung  des 

Greiferkranbetriebs  auf  Bahnhof  Eisenach  (870  000)  . 500  000 

*320.  Desgl.  auf  Bahnhof  Gerstungen  (800  000) 500  000 

*321.  Erweiterung  des  Güterschuppens  auf  Bahnhof  Walters- 
hausen (285  000) 250  000 

Eisenbalmdirektion  Essen. 

322.  Bau  einer  Haupteisenbahn  von  (Essen  Hbf.)  Katern- 

berg  Nord  nach  Buer  Süd  (8  027  000) 2 557  000 

323.  Herstellung  des  zweiten  Gleises  auf  der  Strecke 
Bochum  Nord — Präsident  und  des  zweiten  und  dritten 

Gleises  Präsident— Riemke  (30  146  000) 10000  000 

324.  Desgl.  des  dritten  und  vierten  Gleises  auf  der  Strecke 
Mülheim  a.  d.  Ruhr-Styrum— Essen  West  (26  793  000)  8 000  000 

325.  Fertigstellung  der  Bauausführungen  der  früheren  Alt- 

damm-Kolberger  und  der  Dortmund-Gronau-Enscheder 
Eisenbahn  (4  467  000) 600  000 

326.  Herstellung  der  Verbindungsbahn  von  Borbeck  über 

Frintrop  nach  Bottrop  (7  570  000) 1000  000 

327.  Desgl.  des  dritten  und  vierten  Gleises  auf  der  Strecke 

Scharnhorst — Hamm  i.  Westf.  (27  309  000)  ....  10  000  000 


328.  Herstellung  eines  Freiladebahnhofs  im  Nordosten  der 

Stadt  Essen  (4  487  000) 1 000  000 

329.  Erweiterung  des  Bahnhofs  Herne  (15  892  000)  ...  3 000  000 

330.  Desgl.  Dahlhausen  a.  d.  Ruhr  (3  430  000) 215  000 

331.  Umgestaltung  d.  Bahnhofs  Hamm  i.  Westf.  (147000000)  25  000  000 

332.  Erweiterung  des  Bahnhofs  Dortmunderfeld  (5  552  000)  5 000 

333.  Desgl.  des  Personenbahnhofs  Essen  Hbf.  (15  272  000)  4 000  000 

334.  Desgl.  des  Bahnhofs  Dinslaken  (13  082  000)  ....  3 000  000 

335.  Desgl.  des  Bahnhofs  Essen  Nord  (9  460  000).  . . . 4 000  000 

336.  Umbau  der  Hauptwerkstätte  Speldorf  (10  135000)  . 1 197  000 

337.  Erweiterung  des  Bahnhofs  Mülheim  a.  d.  Ruhr-Heißen 

(11867  000) 1 000  000 

338.  Desgl.  der  Bahnanlagen  bei  Duisburg  (225  486  000)  . 13  000  000 

339.  Desgl.  des  Bahnhofs  Annen  Nord  (980  000)  ....  5000 

340.  Desgl.  des  Bahnhofs  Barop  (3  000  000) 110  000 

341.  Desgl.  des  Bahnhofs  Gelsenkirchen -Schalke  und  Be- 

seitigung von  Schienenübergängen  auf  der  Strecke 
Wanne— Sterkrade  zwischen  km  2.2  und  8,1  (5650000)  100  000 

342.  Herstellung  eines  Umstellbahnhofs  Beeck  (11  949  000)  100000 

343.  Erweiterung  der  Wagen werkstätte  Recklinghausen 

(9  800  000) 3 000  000 

344.  Herstellung  einer  Abstellgruppe  für  Personenzüge  auf 

Bahnhof  Essen  Hbf.  (5  262  000) 2 000  000 

345.  Erweiterung  d. Gleisanlagen  a.Bahnh. Sinsen  (1  966  000)  800000 

316.  Desgl.  der  Kesselschmiede  der  Hauptwerkstätte  Mül- 
heim-Speldorf (1  406  000) 6 000 

347.  Desgl.  des  Bahnhofs  Duisburg-Hochfeld  Süd  (13976000)  1 000  000 

348.  Desgl.  der  Hauptwerkstätte  Wedau  (58  685  000)  . . 13  000  000 

349.  Desgl.  der  Arbeits-  und  Aufstellgleise  in  der  Haupt- 

wTerkstätte  Witten  (1  070  000) 470  000 

350  Desgl.  des  Bahnhofs  Aplerbeck  (700  000) 50  000 

351.  Verbesserung  der  Gleisanlagen  auf  Bahnhof  Bottrop 

(1701000).  1000000 

352.  Errichtung  eines  Nebengebäudes  und  Erweiterung  des 

Nebenlagers  d.  Betriebswerkstätte  Langendreer  (279  000)  79  000 


Zu  übertragen  731  267  000 


Übertrag  731  267  000 


353.  Erweiterung  des  Bhf.  Friedrichsfeld  b.  Wesel  (774  000)  400  000 

354.  Beschaffung  einer  Drehscheibe  für  den  Bahnhof  Oster- 
feld Süd  und  Herstellung  von  Gleisänderungen  (1  225000)  1 000000 

355.  Erweiterung  des  Lokomotivschuppens  auf  Bahnhof 

Herne  (1  965  000) 1200000 

356.  Umbau  der  Lokomotivbekohlungsanlage  auf  Bahnhof 

Dortmund_Süd  (1600  000) 300  000 

:!:357.  Herstellung  eines  Oberholungsgleises  auf  Bahnhof 

Katernberg  Süd  (1  523  000) . 1 000  000 

*358.  Errichtung  eines  Wasserturms  auf  Bahnhof  Osterfeld 

Süd  (1050  000) 1000000 

*359.  Erweiterung  d. Trennungsgleise  b. Block  Horl  (3450000)  3 000  000 
*360.  Errichtung  eines  Wasserturms  auf  Bahnhof  Dortmund 

Süd  (851000) 800000 

*361.  Erweiterung  des  Lokomotivschuppens  auf  Bahnhof 

Hattingen  (228  000) 200  000 

*362.  Errichtung  einer  Wagenausbesserungshalle  auf  dem 

Umstelibahnhof  Dortmund  (655  000) 500000 

*363.  Desgl.  auf  Bahnhof  Duisburg-Ruhrort  (170  000)  . . 100000 

*364.  Umänderung  des  nördlichen  Ablaufberges  auf  Bahn- 
hof Wedau  (2  739  000) 2 000  000 

*365.  Errichtung  einer  Güterabfertigung  auf  Bahnhof 

Duisburg  West  (336  000) 300  000 

*366.  Herstellung  des  vierten  Gleises  auf  der  Strecke  Oster- 
feld Süd  Pbhf.— Block  Hochstraße  (3  250  000)  ._  . . 2 000  000 
*367.  Beschaffung  zweier  Dampfkessel  für  die  Sammelheizung 

in  der  Hauptwerkstätte  Dortmund  (546  000) ....  500  000 

*368.  Umbau  der  Lokomotivbekohlungsanlage  auf  Bahnhof 

Langendreer  (l  146  000) 1000000 

*369.  Errichtung  einer  Betriebswerkstätte  auf  Bahnhof 

Hattingen  (557  000) 500  000 

*370.  Desgl.  eines  Schrott-  u.  Eisenlagers  in  der  Lokomotiv- 

werkstatt  Dortmund  (840  000) 500  000 

*371.  Umänderung  der  Gleichstromanlage  auf  Bahnhof 

Dortmund  »Süd  für  Drehstrom  (840  000) 800  000 

*372.  Herstellung  einer  Lokomotivschuppenanlage  auf  dem 

Bahnhof  Gelsenkirchen-Bismarck  (9  500  000)  ....  2000000 
*373.  Umgestaltung  des  Bahnhofs  Oberhausen  (134  000000)  1 000  000 

Eisenbahndirektion  Frankfurt  a.  Main. 

374.  Bau  einer  Nebeneisenbahn  von  (Wetzlar)  Albshausen 

nach  Grävenwiesbach  (6  230  000) 50  000 

375.  Herstellung  einer  Bahnverbindung  zwischen  Frank- 
furt a.  Main  Ost  und  Frankfurt  a.  Main  Süd  (8  615  000)  300  000 

376.  Desgl.  des  zweiten  Gleises  auf  der  Strecke  Friedrichs- 
dorf (Taunus) — Friedberg  i.  Hess.  (3  078  000)  . . . 78  000 

377.  Desgl.  einer  Verbindungsbahn  bei  Bebra  (4  420  000)  300  000 

378.  Desgl.  des  dritten  und  vierten  Gleises  auf  der  Strecke 

Haiger — Dillenburg  (2  180  000) 325  000 

379.  Bau  einer  Nebeneisenbahn  von  Oberscheld  nach 

Wallau  (Biedenkopf)  (4  312  000) 70  000 

380.  Desgl.  von  Hilders  nach  Wüstensachsen  (2  030  000)  330  000 

381.  Gewährung  eines  weiteren  Zuschusses  zu  den  Grund- 

erwerbkosten der  Nebeneisenbahn  von  Hilders  nach 
Wüstensachsen  an  den  Kreis  Gersfeld  (27  000)  ...  27  000 

382.  Herstellung  des  zweiten  Gleises  auf  der  Strecke 

Niedernhausen — Eschhofen  (3  955  000) 200  000 

383.  Desgl.  einer  Verbindungsbahn  bei  Gießen  (4  030  000)  800  000 

3S4.  Desgl.  des  zweiten  Gleises  auf  der  Strecke  Höchst 

a.  Main — Niedernhausen  (6  125  000) 1000  000 

385.  Desgl.  ein.  Verbindungsbahn  b.  Hanau  Ost  (4  000  000)  1 200  000 

386.  Bau  einer  Nebeneisenbahn  von  Stockhausen  (Kr. 

Wetzlar)  nach  Beilstein  (10  000  000) 4 000  000 

- 387.  Desgl.  von  Haiger  nach  Gusternhain  (14  110  000)  . . 5 000  000 

388.  Selbständige  Einführung  d.  Homburger  Bahnstrecke  in 

d.  Hauptpersonenbahnhof  Frankfurt  a.  Main  (14980000)  6000  000 

389.  Erweiterung  des  Ostbahnhofs  Frankfurt  a.  Main 

(9  480  000) 50000 

390.  Desgl.  des  Bahnhofs  Dillenburg  (12  300  000)  ....  3000000 

391.  Desgl.  Bad  Ems  (880  000) 22  000 

392.  Desgl.  Friedberg  i.  Hess.  (8366  000) 1 000000 

393.  Desgl.  Höchst  a.  Main  (12  400  000) 2.300  000 

394.  Desgl.  Weilburg  (1  760  000) 76  000 

395.  Desgl.  des  Hauptpersonenbabnhofs  Frankfurt  a.  Main 

(32  420  000) 16  000000 

396.  Desgl.  des  Bahnhofs  Fulda  (20  763  000) 2 800  000 

397.  Desgl.  Wissen  (2  990000) 1 000  000 

398.  Desgl.  d.  Hauptbahnhofs  Offenbach  a.  Main  (17  323000)  8 500  000 

399.  Herstellung  einer  Straßenunterführung  auf  Bahnhof 

Haiger  (423  000) - 100  000 

400.  Erbauung  einer  Lokomotivwerkstätte  in  der  Ge- 
markung Nied  bei  Frankfurt  a.  Main  (27  096(00)  . . 9 000000 

401.  Beseitigung  des  Schienenübergangs  am  Haltepunkt 

Frankfurt-Eschersheim  und  Verbesserung  der  dortigen 
Stationsanlagen  (769  000) 84  000 

402.  Herstellung  eines  Überholungsgleises  auf  Bahnhof 

Nievern  (736  000) 50  000 


Zu  übertragen  814  729  000 
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408.  Herstellung  von  zwei  Überholungsgleisen  auf  Bahnhof 

Götzenhof  (735  000) 238  000 

404.  Desgl.  auf  dem  Haltepunkt  Badenburg  (411  000)  . . 100  000 

405.  Desgl.  eines  zweiten  Überholungsgleises  auf  Bahnhof 

Neukirchen,  Kr.  Hünfeld  (1  650  000)  .......  500  000 

406.  Umbau  der  Lokomotivhalle  der  Hauptwerkstätte  Lim- 
burg a.  d.  Lahn  (1  038  000) 200  000 

407.  Herstellung  eines  Kraftstellwerks  auf  Bahnhof  Gießen 

(1  550  000) 300  000 

408.  Desgl.  von  zwei  Überholungsgleisen  und  Einrichtung 

einer  Güterladestelle  auf  dem  Haltepunkt  Groß- 
Krotzenburg  (913  000) 350  000 

409.  Erweiterung  d.  Bahnhofs  Alsfeld  i.  Oberhess.  (1  440  000)  20  000 

410.  Erweiterung  der  Überdachung  der  Wagen  wiederher- 
stellungsgleise auf  Bahnhof  Bebra  (126  000)  ....  26000 

411.  Erweiterung  und  Verbesserung  der  Äbstellgleisgruppe 

zwischen  den  Bahnhöfen  Frankfurt  a.  Main  Ost  und 
Mainkur  (2  600  000) 1 200  000 

412.  Herstellung  von  zwei  Überholungsgleisen  auf  der 

Blockstelle  Hohenwerda  (516  000) 200  000 

413.  Desgl.  von  zwei  Überholungs-  und  zwei  Aufstellungs- 
gleisen auf  der  Blockstelle  Neustadt  (1  224  000)  . . C00  000 

414.  Beschaffung  eines  dritten  Dampfkessels  für  die  Haupt- 
werkstätte Nied  (1  260  000) 1 000  000 

415.  Erweiterung  des  Wasserwerks  auf  Bahnhof  Dillen- 

burg  (675  000) 50  000 


*416.  Erweiterung  des  Bahnhofs  Ostheim,  Kr.  Hanau 

(7  140  000) 500  000 

*417.  Herstellung  von  zwei  Überholungsgleisen  auf  Block- 
stelle Katzenberg  (2  640  000) 500  000 

*418.  Bau  eines  Aufenthalt-  und  Übernachtungsgebäudes 

im  Güterbahnhof  Frankfurt  a.  Main  Ost  (430  000)  . 400  000 

*419.  Änderung  d.  Gleisanlagen  auf  Bahnhof  Bebra  (3460000)  1000  000 
*420.  Herstellung  eines  zweiten  Überholungsgleises  auf 

Bahnhof  Mecklar  (1  495  000) 500  000 

*421.  Desgl.  von  zwei  Überholungsgleisen  auf  Blockstelle 

Oden  Sachsen  (2  175  000) 1 200000 

*422.  Erweiterung  der  bahneigenen  Wasserversorgungs- 
anlagen des  Bahnhofs  Grävenwiesbach  (165  000)  . . 150  000 

*423.  Desgl.  der  Hauptwerkstätte  Fulda  (4189  000)  . . . 2 5C0  000 
*424.  Herstellung  von  zwei  Überholungsgleisen  auf  Block- 
stelle Neudorf  (2  230  000) 1 000  000 

*425.  Desgl.  einer  Überdachung  der  Querbühne  am  Güter- 
schuppen auf  dem  Hauplgüterbahnhof  Frankfurt 

a.  Main  (200  000) 150  000 

*426.  Bau  einer  Verbindungsbahn  zwischen  Hanau  Ost 

(Südseite)  und  Bahnhof  Wolfgang,  Kr.  Hanau  (3500000)  2 500  000 

*427.  Erweiterung  der  Eilgüterhalle  auf  dem  Hauptbahnhof 

Frankfurt  a.  Main  (825  000) 700  000 

*428.  Errichtung  eines  Aufenthaltgebäudes  für  Lokomotiv- 
personale  auf  dem  Hauptgüterbahnhof  Frankfurt 

a.  Main  (539  000) 500  000 

*429.  Erweiterung  der  Aufenthalträume  in  der  Betriebs- 
werkstätte auf  Bahnhof  Frankfurt  a.  Main  Ost  (503  000)  500  000 

*430.  Errichtung  eines  Aufenthaltgebäudes  auf  dem  Per- 
sonenbahnhof Frankfurt  a.  Main  Ost  (189  000)  . . . 150  000 

*431.  Erweiterung  der  Kläranlage  auf  Bahnhof  Bebra  (925000)  500  000 

*432.  Desgl.  des  Lokomotivschuppens  auf  Bahnhof  Fried- 
berg i.  Hess.  (847  000) 600  000 

*433.  Herstellung  eines  zweiten  Lokomotivschuppens  auf 

Bahnhof  Friedberg  i.  Hess.  (6  667  000) 2 000  000 

*434.  Erweiterung  der  Schreinerei  in  der  Personenwagen- 
werkstätte Frankfurt  a.  Main  (588  000) 400  000 

*435.  Desgl.  der  Lehrlingswerkstätte  in  der  Hauptwerkstätte 

Limburg  a.  d.  Lahn  (344  0C0)  300000 

Eisenbahndirektion  Halle  a.  d.  Saale. 

436.  BaueinerNebeneisenbahn  von  Finsterwalde  i.d. Nieder- 
lausitz nach  Luckau  (2  680  000) 173  000 

437.  Herstellung  des  zweiten  Gleises  auf  der  Strecke  Zossen— 

Elsterwerda  (Berl.-Dresdn.  Bhf.)  (5190000)  ....  57000 

438.  Bau  einer  Nebeneisenbahn  von  Merseburg  nach 

Zöschen  (4  553  000) 200  000 

439.  Bau  einer  Haupteisenbahn  von  Wiesenburg  nach 

Roßlau  (42  920  000) 3 500  000 

440.  Einrichtung  elektrischer  Zugförderung  auf  der  Strecke 
Magdeburg — Bitterfeld— Leipzig— Halle  a.  d.  Saale 

(57  315  000) 19  000  000 

441.  Herstellung  des  dritten  und  vierten  Gleises  auf  der 

Strecke  Luckenwalde— Jüterbog  (16  919  000) . . . . 1 630  000 

442.  Desgl.  Berlin — Luckenwalde  (13  300  000) 4119  000 


443.  Herstellung  eines  Hauptbahnhofs  in  Leipzig  und  einer 

Verbindungsbahn  von  Wahren  nach  Schönefeld  und 
Heiterblick  sowie  Erweiterung  des  Bahnhofs  Plagwitz- 
Lindenau  (37  645  000) 49  000 

444.  Erweiterung  des  Bahnhofs  Eisleben  (650  000)  . . . 5 000 


Zu  übertragen  864  296  000 


Übertrag  864  296  000 


445.  Erweiterung  des  Bahnhofs  Dessau  (950  000)  ....  332  000 

446.  Desgl.  der  Hauptwerkstätte  Kottbus  (914  000)  . . . 164  000 

447.  Gleiserweiterung  am  Nordende  des  Bahnhofs  Halle 

a.  d.  Saale  (27  000  000) 8 000  000 

448.  Umbau  d.  Bahnhofs Senftenberg i.d. Lausitz (54 300 000)  15000000 

449.  Erweiterung  des  Bahnhofs  Elsterwerda  (Berl.-Dresdn. 

Bhf.)  (1  730  000) ' 300  000 

450.  Desgl.  Falkenberg  (H.  S.  G.)  (768  000) 18  000 


451.  Erweiterung  der  Lokomotivschuppenanlagen  auf 

Bahnhof  Hoyerswerda  (5  500  000) 1 500  000 

452.  Desgl.  der  Betriebswerkstätte  a.  Bahnhof  Eilenburg 

(263  000) 13  000 

453.  Erbauung  einer  Holzzerkleinerungsanstalt  auf  Bahn- 
hof Dessau  (136  000) 36  000 

454.  Desgl.  eines  Lokomotivschuppens  auf  Bahnhof  Witten- 
berg (2  080000) 800  000 


*455.  Erweiterung  des  Güterschuppens  und  der  Abferti- 
gungsräume auf  Bahnhof  Forst  i.  d.  Lausitz  (841  000) 
*456.  Desgl.  der  Betriebswerkstätte  und  Erbauung  eines 
Dienstgebäudes  auf  Bahnhof  Kottbus  (3  108  000)  . . 
*457.  Bau  einer  Betriebswagenwerkstätte  auf  Bahnhof 

Senftenberg  i.  d.  Lausitz  (2  340  000) 

*458.  Erweiterung  der  Stationsdiensträume  auf  Bahnhof 

Kottbus  (580  000) 

*459.  Erbauung  eines  Hilfswasserwerks  auf  Bahnhof  Hohen- 

bocka  Nord  (135  000) 

*460.  Herstellung  eines  Ausziehgleises  auf  Bahnhof  Bitter- 
feld (221  000) 

*461.  Erweiterung  der  Stationskasse  auf  Bahnhof  Kottbus 

(315  000) 

*462.  Beschaffung  einer  Lokomotivdrehscheibe  von  20  m 
Durchmesser  für  Bahnhof  Lübbenau  (666  000)  . . . 
*463.  Erweiterung  des  Güterschuppens  auf  Bahnhof  Senften- 
berg i.  d.  Lausitz  (257  000)  . 

*464.  Einrichtung  elektrischer  Beleuchtung  auf  dem  Per- 
sonenbahnhof Roßlau  i.  Anh.  (305  000) 

*465.  Erbauung  einer  Wasserförderanlage  für  das  Wasser- 
werk des  Bahnhofs  Korbetha  (935  000) 

*466.  Bau  eines  Aufenthaltgebäudes  am  Lokomotivschup- 
pen III  auf  Bahnhof  Kottbus  (550  000) 

*467.  Erweiterung  des  Stofflagers  der  Hauptwerkstätte 

Delitzsch  (274  000)  . 

*468.  Desgl.  des  Wasserwerks  auf  dem  Umstellbahnhof 

Falkenberg  (H.  S.  G.)  (304  000) 

*469.  Desgl.  der  Räderwerkstatt  in  der  Hauptwerkstätte 

Halle  a.  d.  Saale  (148  000) 

*470.  Desgl.  des  Stoff  lagers  und  des  Eisenlagers  der  Haupt- 
werkstätte Halle  a.  d.  Saale  (400  000) 

*471.  Errichtung  einer  Sauerstofferzeugungsanlage  in  der 
Hauptwerkstätte  Halle  a.  d.  Saale  (435  000)  .... 
*472.  Einrichtung  einer  Ladeanlage  für  die  elektrische 
Speicherbeleuchtung  derD-Zug-Wagen  auf  dem  Haupt- 
bahnhof Leipzig  (1100  000) 

*473.  Verbesserung  der  Kompressorenanlage  des  Lokomotiv- 
schuppens III  auf  dem  Hauptbahnhof  Leipzig  (153  000) 
*474.  Errichtung  einer  Betriebswerkstätte  für  Lokomotiven 

auf  Bahnhof  Wahren  (730  000) 

*475.  Bau  einer  Wagenausbesserungshalle  auf  Bahnhof 

Wittenberg  (150  000) 

*476.  Herstellung  einer  Fernsprechleitung  zwischen  Berlin 

und  Luckenwalde  (156  000) 

*477.  Erweiterung  der  Güterabfertigungsräume  auf  Bahnhof 

Wolfen  (Kr.  Bitterfeld)  (150  000) . . 

*478.  Vereinigung  der  ehemals  preußischen  und  sächsischen 
Heizungsanlagen  auf  dem  Hauptbahnhof  Leipzig 
(452  000) 
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Eisenbahndirektion  Hannover. 

479.  Bau  einer  Nebeneisenbahn  von  Salzwedel  nach  Arend- 

see  (17  845  000) 8 500000 

4S0.  Herstellung  des  zweiten  Gleises  auf  der  Strecke 
Geestemünde — Speckenbüttel,  einschl.  Umgestaltung 
der  Bahnanlagen  in  und  bei  Geestemünde  (12  600  000)  1 000  000 

481.  Bau  einer  Nebeneisenbahn  von  Arendsee  nach  Geest- 
gottberg (23  136  000)  2 000  000 

452.  Desgl.  von  ülzen  nach  Dannenberg  (37  844  000)  . . 15  000000 

453.  Bau  einer  Haupteisenbahn  vou  Nienburg  a,  d.  Weser 

nach  Minden  i.  Westf.  mit  Abzweigung  nach  Stadt- 
hagen (87  092  000) 32  000  C00 

484.  Bau  einer  Nebeneisenbahn  von  Celle  nach  Braun- 
schweig mit  Abzweigung  nach  Peine  (36  641  000).  . 5 00000I1 

485.  Bau  einer  Haupteisenbahn  von  Celle  nach  Hannover 

(117  664  000) 12  000  000 

4S6.  Herstellung  des  dritten  und  vierten  Gleises  auf  der 

Strecke  Hamm  i.  Westf. — Wunstorf  (ISS  541  000)  . . 34  000  000 

487.  Bau  einer  Haupteisenbahn  von  Verden  nach  Roten- 
burg i,  Hann.  (113  721  000) . . . 26  000  000  \ 


Zu  übertragen  1 036  775  000 
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Übertrag  1 03C  775  000 


488.  Herstellung  des  zweiten  Gleises  auf  der  Strecke 

Pyrmont— Himmighausen  (9  244  000) 2 000  000 

489.  Desgl.  einer  östlichen  Verbindungsbahn  in  der  Nähe 

von  Waldhausen  bei  Hannover  (2  900  000)  ....  1 000000 

490.  Umgestaltung  der  Bahnanlagen  zwischen  Lehrte  und 
Wunstorf,  einschl.  Erweiterung  des  Hauptbahnhofs 
Hannover  nach  dem  Raschplatz  und  Herstellung  der 
Personenstationen  Kleefeld,  Bismarckstraße  und  Hain- 

hoiz  (18  776  000) 76  000 

491.  Desgl.  in  Bremen  (20  180  000) 530  000 

492.  Erweiterung  der  Gleisanlagen  auf  dem  Güterbahnhof 

Hameln  (6  219  000) 3 000  000 

493.  Beseitigung  von  sechs  Wegübergäugen  in  der  Ge- 
markung Grasdorf  (502  000) 12  000 

494.  Herstellung  neuer  Gleis-  und  Abfertigungsanlagen  am 

Fischereihafen  in  Geestemünde  (2  929  000)  ....  300  000 

495.  Erweiterung  des  Bahnhofs  Grohn-Vegesack  (5  208  000)  1 500  000 

496.  Herstellung  einer  neuen  Lokomotivschuppen-  und 
Bekohlungsanlage  auf  Bahnhof  Lehrte  (6  651  000) . . 3 000  000 

497.  Umbau  des  Bahnhofs  Elze  (2  724  000) 300  000 

498.  Erweiterung  d.  Gleisanlagen  a.  Bahnh.  Harsum  (250  000)  30  000 

499.  Stromversorgung  der  Bahnhöfe  Hannovers  aus  dem 

Kraftwerk  Dörverden  (940000) 200  000 

500.  Verlängerung  der  Übergabegleise  und  Herstellung  von 

Umstellgleisen  auf  Bahnhof  Lüneburg  (11000  000)  . 4 000  000 

501.  Herstellung  einer  Güterwagenausbesserungshalle  in 

der  Hauptwerkstätte  Leinhausen  (1  022  000)  . . . ^ . 100  000 

502.  Erweiterung  der  Lokomotivschuppen-  und  Bekohlungs- 
anlagen auf  Bahnhof  Öbisfelde  (4  243  000)  ....  1 000  000 

503.  Ausbau  der  Hauptwerkstätte  Leinhausen  (2  522  000)  500  000 

504.  Herstellung  einer  neuen  Wasserreinigungsanlage  auf 

Bahnhof  öbisfelde  (1  801  000) 600  000 

505.  Erweiterung  der  Lokomotivhalle  II  der  Hauptwerk- 
stätte Leinhausen  (6  585  000) 3 000  000 

506.  Verbesserung  der  Wasserversorgungsanlage  auf  Bahn- 
hof Seelze  (3  400  000) 1 000  000 

507.  Herstellung  einer  Fernsprechdoppelleitung  zwischen 

Hannover  und  Essen  (169  000) 19  000 


508.  Neubau  einer  Telegraphen  werkstätte  an  der  Artillerie - 

Straße  in  Hannover  (1  240  000) 50  000 

509.  Erweiterung  der  Gleisanlagen  und  Neubau  eines 

Stellwerks  auf  Bahnhof  Hemelingen  (1  064  000)  . . 500  000 

510.  Erbauung  eines  Kleiderlagers  am  Bahnhof  Herren- 
hausen ( 1 200  000)  100  000 

511.  Erweiterung  der  Hauptwerkstätte  Sebaldsbrück 

(16  610  000) 5 000  000 


*512.  Umbau  des  Bahnhofs  Salzwedel  (2  326  000)  ....  500000 

*513.  Erweiterung  des  Übernachtungsgebäudes  an  der  Ar- 
tilleriestraße in  Hannover  (334  000) 250  000 

*514.  Herstellung  eines  Überholungsgleises  und  Erbreiterung 

eines  Bahnsteigs  auf  Bahnhof  Seelze  (412  000)  . . . 200  000 

*515.  Desgl.  eines  Gebäudes  für  Schrank-  und  Waschräume 

auf  dem  Umstellbahnhof  Seelze  (120  000) 100  C00 

*516.  Erweiterung  des  Kesselausklopfschuppens  in  der 

Hauptwerkstätte  Leinhausen  (518  000) 300  000 

*517.  Desgl.  des  Lokomotivschuppens  auf  Bahnhof  Salzwedel 

(915  000) 500  000 

*518.  Desgl.  der  Wasch-,  Schrank-  und  Aufenthalträume 

auf  Bahnhof  Hainholz  (130  000) 100  000 

*519.  Beschaffung  einer  Kolbenstangenschleifmaschine  für 

die  Hauptwerkstätte  Sebaldsbrück  (250  000) ....  250  000 

Eisenbalmdirektion  Katto witz. 

520.  Bau  einer  Nebeneisenbahn  von  Kempen  (Pos.)  nach 

Namslau  (5  600  000) 131000 

521.  Erweiterung  des  oberschlesischen  Schmalspurnetzes 

(Bewilligung  1908)  p 720  000) 200  000 

522.  Bau  einerNebeneisenbahn  von  AnnabergnachDeutsch- 

Krawarn  mit  Abzweigung  nach  Haatsch  (5  975  000)  235  000 

523.  Herstellung  des  zweiten  Gleises  auf  der  Strecke 

Myslowitz— Oswiecim  (1  683  000) 72  000 

524.  Erweiterung  des  oberschlesischen  Schmalspurnetzes 

(Bewilligung  1910)  (1  435  000) 300  000 

525.  Herstellung  des  zweiten  Gleises  auf  der  Strecke 

Bismarckhütte — Chorzow  (940  000) 82  000 

526.  Desgl.  des  dritten  und  vierten  Gleises  auf  der  Strecke 

tMorgenroth— Schoppinitz  Süd  (5  612  000) 500  000 

527.  Erweiterung  des  oberschlesischen  Schmalspurnetzes, 

Grunderwerb  (Bewilligung  1918)  (2  583000)  ....  100000 


528.  Umbau  des  Bahnhofs  Schwientochlowitz  (2  942  000)  . 101000 

529.  Erweiterung  des  Bahnhofs  Kandrzin  (16  000  000)  . . 1 000  000 

530.  Umbau  des  Personenbahnhofs  Myslowitz  (6  196  000)  . 117  000 

531.  Desgl.  Gleiwitz  und  der  östlichen  Einführungslinien 

(11  570  000) 242  000 

532.  Erweiterung  des  Bahnhofs  Ratibor  (6  150  000)  . . . 552  000 


Übertrag  1070  424  000 


533.  Verbesserung  der  Gleislage  am  Westende  des  Per- 

sonenbahnhofs Oppeln  und  Verlängerung  der  Umstell- 
gleise daselbst  (313  000) 90  000 

534.  Erweiterung  des  Bahnhofs  Peiskretscham  (1  440  000)  86  000 

535.  Desgl.  Kunigundeweiche  und  Herstellung  einer  Unter- 
führung für  die  Kaiser- Wilhelm-Straße  in  Zawodzie 

(810  000) 100000 

536.  Desgl.  Kostuchna  (1225  000) 383  000 

537.  Erweiterung  der  Nebenwerkstätte  Roßberg  (579  000)  10  000 

538.  Desgl.  des  Bahnhofs  ( harlottegrube  (früher  Gzernitz) 

(619  000) 100000 

539.  Desgl.  des  Umschlagbahnhofs  Kosel  Hafen  (1  250  000)  322  000 

540.  Herstellung  einer  Unterführung  der  Dorotheenstraße 
in  Hindenburg  (Oberschles.)  — früher  Zabrze  — bei 

km  8,5  der  Strecke  Gleiwitz— Poremba  (201000)  . . 11  000 

541.  Desgl.  verstärkter  Überbauten  für  die  Oderbrücke  bei 

Kosel  (277  000)  60  000 

542.  Erweiterung  des  Bahnhofs  Scharley  (793  000)  . . . 50  000 

543.  Desgl.  der  Hauptwerkstätte  Oppeln  (4  383  000)  . . . 21000 

544.  Umbau  des  Bahnhofs  Chorzow  (5  020  000)  ....  500000 

545.  Herstellung  eines  Kraftstellwerks  auf  Bahnhol  Kreuz- 
burg (Oberschles.)  (263  000) 250  000 

546.  Erweiterung  des  Bahnhofs  Annaberg  (Oberschles ) 

(1  550  000) 100  000 

547.  Desgl.  Nikolai  (1  610  000)  300000 

548.  Desgl.  des  Schmalspurbahnhofs  Roßberg  (l  010000)  300  000 

549.  Desgl.  des  Bahnhofs  Loslau  (1  172  000)  500  000 

550.  Desgl.  der  Wagenwerkstätte  Gleiwitz  (5  544  000)  . . 1 000  000 


*551.  Herstellung  einer  ^Weichenausbesserungsanlage  auf 

Bahnhof  Gleiwitz  (4  616  000)  1000  000 

*552.  Errichtung  einer  Hilfskesselhalle  und  Erweiterung  der 
Aufstellgleise  in  der  Lokomotiv werkstätte  Gleiwitz 

(2  600  000) 1 500000 

*553.  Herstellung  einer  Schlackenförderungs-  u.  Bekohlungs- 
anlage für  den  Umstellbahnhof  Gleiwitz  (580  000)  . . 300  000 

*554.  Neubau  des  EmpfaDgsgebäudes  auf  Bahnhof  Mokrau 

(525  000) 200000 

*555.  Herstellung  einer  zweiten  Umformeranlage  für  das 

Kraftwerk  der  Hauptwerkstätte  Oppeln  (473  000)  . . 400000 

*556.  Erweiterung  des  Güterschuppens  auf  Bahnhof  Bauer- 
witz (175000)  100  000 

Eisenbahndirektion  Köln. 

557.  Bau  einer  Haupteisenbahn  von  Oberhausen  West  nach 
Hohenbudberg,  einschl.  einer  neuen  Eisenbahnbrücke 

über  den  Rhein  bei  Ruhrort  (73  680  000) 4 000  000 

558.  Desgl.  von  Mörs  nach  Geldern  (146  700  000)  . . . 14  000  000 

559.  Bau  einer  Nebeneisenbahn  von  Ahrdorf  nach  Blanken- 
heim i.  d.  Eifel  (8  271  000) 200  000 

560.  Herstellung  des  zweiten  Gleises  auf  der  Strecke 

Grevenbroich  — Odenkirchen  (3  436  000) 500000 

561.  Desgl.  Köln-Ehrenfeld — Grevenbroich  (52  000  000)  . . 14  000  000 

562.  Bau  einer  Haupteisenbahn  von  (Neuß)  Holzheim  nach 

Rommerskirchen  (Bergheim)  (57  638  000) 35  587  000 


563.  Desgl.  v.  Liblar  nach  d.  Ahrtal  (Dernau)  (267  746  000)  40  000  000 

564.  Herstellung  des  zweiten  Gleises  auf  der  Strecke 
Friemersheim — Millingen,  einschl.  Herstellung  einer 
Verbindungslinie  von  Repelen  nach  der  neuen  Rhein- 
brücke bei  Ruhrort  mit  Anschluß  an  die  Neubaulinie 

Mörs — Geldern  (105  157  000) 15  630  000 

565.  Ausbau  der  Nebenbahn  Rommerskirchen — Mödrath — 

Liblar  zur  Hauptbahn  (72  245  000) 45  467  000 

566.  Herstellung  des  dritten  und  vierten  Gleises  auf  der 

Strecke  Köln-Nippes — Neuß,  Grunderwerb  (1000  000)  100  000 

567.  Desgl.  Buir  — Stolberg  und  einer  Güterumgehungsbahn 

bei  Aachen,  Teilausführung  (26  724  000) 1 000  000 

568.  Desgl.  Hohenbudberg  — Duisburg  - Hochfeld  Süd 

(34  714  000) 8 000  000 

569.  Herstellung  des  fünften  und  sechsten  Gleises  auf 
der  Strecke  Hohenbudberg— Ürdingen  — Krefeld  Linn 

(44  740000) 8 000  000 

570.  Desgl.  einer  neuen  Verbindung  zwischen  Aachen  und 

der  Reichsgrenze  (5  405  000) 171  C00 

571.  Desgl.  des  dritten  und  vierten  Gleises  auf  der  Strecke 
Krefeld-Linn — Neuß — Holzheim  (12  860000)  ....  1 000000 


572.  Erweiterung  der  Bahnhofsanlagen  in  Aachen  (11640000)  10000 

573.  Desgl.  des  Bahnhofs  Rheydt,  einschl.  Herstellung 
von  Verbindungen  mit  den  Linien  nach  Odenkirchen 
und  Viersen  und  Herstellung  des  zweiten  Gleises  auf 
der  Strecke  Neersen— Rheydt  unter  ihrer  Verlegung 

bei  München-Gladbach  (8  479  000) 49  000 

574.  Umgestaltung  der  Bahnanlagen  in  Mülheim  a.  Rhein 

(9  990  000) 50  000 

575.  Herstellung  eines  lTmstellbahnhofs  bei  Kalk  Nord 

(16  430000) 130  000 

576.  Umgestaltung  der  Bahnanlagen  in  und  bei  Köln 

(32  765  000) 815  000 


Zu  übertragen  1 070  424  000 
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577.  Umbau  des  Bahnhofs  Leutesdorf  a.  Rhein  (680  000)  . 15  000 

578.  Erweiterung  d.Güterbahnh.  Koblenz  (Mosel)  (7  200000)  1000  000 

579.  Desgl.  des  Bahnhofs  Erkelenz  (600  000) 10  000 

580.  Desgl.  Hönningen  a.  Rhein  (382  000) 2 000 

581.  Desgl.  Wahn  (1300  000) 10  000 

582.  Desgl.  Koblenz  (Rheinbhf.)  (7  200000) 200  000 

583.  Beseitigung  der  Schienenkreuzungen  am  Block  Groß- 
kreuz bei  Köln  (30  268  000) 7 000  0C0 

581.  Änderung  der  Bahnlage  am  Bahnhof  Ehrenbreitstein 

und  auf  der  Anschlußstrecke  nach  Pfaffendorf  (2300000)  99  000 

585.  Erweiterung  des  Bahnhofs  Dalheim  (1  780  0(0)  . . 200  000 

586.  Umgestaltung  der  Bahnanlagen  bei  Viersen  (19  382  000)  5000000 

587.  Herstellung  eines  Kohlen-  und  Wasserspeichers  für 

den  Betriebsbahnhof  Köln-Gereon  (998  000)  ....  38000 

588.  Erweiterung  des  Bahnhofs  Köln-Nippes  zu  einem 

Hauptumstellbahnhof  (58  756  000) 22  000  000 

589.  Desgl.  Friedrich -Wilhelms-Hütte  (940000)  ....  5000 

590.  Desgl.  Herzogenrath  (5  290  000) 1000  000 

591.  Anlage  von  Straßen  behufs  Veräußerung  von  Grund- 
stücken in  Mülheim  a.  Rhein  (511000) 50  000 

592.  Erbauung  einer  Hauptwerkstätte  bei  Jülich  (35150000)  5 000  000 

593.  Erweiterung  des  Bahnhofs  Anrath  (150  000)  . . . 90  000 

594.  Umgestaltung  der  Bahnanlagen  bei  Bedburg  (Kreis 

Bergheim)  (1  580  000) 80  000 

595.  Herstellung  von  Überholungsgleisen  auf  Bahnhof  Kre- 
feld Stahlwerk  (180  000) 140  000 

596.  Erweiterungd.UmstellbahnhofsKölnEifeltorl28965000)  7 000000 

597.  Herstellung  von  Überholungsgleisen  auf  den  Bahn- 
höfen Reuland  und  Lengeier  (207  000) 97  000 

598.  Desgl.  von  Überholungs-  und  Aufstellgleisen  auf  Bahn- 
hof Kierberg  (1  466  000) 500  000 

599.  Erweiterung  des  Hauptbahnhofs  Koblenz  (1700  000).  50  000 

600.  Errichtung  einer  Umformeranlage  in  der  Hauptwerk- 
stätte Köln-Nippes  (1  194  000) 500  000 

601.  Herstellung  eines  neuen  Umstellbahnhofs  Gremberg 

bei  Köln  (71  650  000) 20000  000 

602.  Desgl.  eines  Übergabebahnhofs  für  die  Hauptwerk- 
stätte Jülich  (1  220  000) 128  000 

603.  Änderung  der  Bahnanlagen  südlich  des  Bahnhofs 

Remagen  (1  158  000) 35  000 

604.  Erweiterung  der  Lokomotivabteilung  der  Hauptwerk- 
stätte Köln-Nippes  (1  950  000) 200  000 

605.  Desgl.  der  Steinkohlengasanstalt  auf  Bahnhof  Köln- 

Nippes  (2  250  000)  . . . .' 1400000 

606.  Herstellung  von  Überholungs-  und  Umspanngleisen 

hei  Bahnhof  Wickrath  (2  450  000) 200  000 

607.  Erweiterung  des  Bahnhofs  Krefeld-Linn  (1  500  000)  . 500  000 

608.  Herstellung  verstärkter  eiserner  Überbauten  auf  neun 
Wegunterfübrungen  zwischen  km  146,8  und  147,8  der 

Strecke  Troisdorf— Niederlahnstein  (1  664  000)  . . . 300  000 

609.  Verbesserung  der  Wassergewinnungsanlage  auf  Bahn- 
hof Linz  (215  000) 50  000 

610.  Erweiterung  des  Bahnhofs  Neuwied  (2  430.000).  . . 500  000  • 

611.  Desgl.  Friemersheim  (5  000000) 300  000 

612.  Desgl.  der  Gleisanlagen  auf  Bahnhof  Neersen  (384  000)  184  000 

613.  Desgl.  des  Bahnhofs  Nordstern  (630  000) 100  000 

614.  Umbau  des  Bahnhofs  Ürdingen  (3  000  000)  ....  200000 

615.  Einbau  von  Lokomotivhebekranen  in  der  Hauptwerk- 
stätte Köln-Nippes  (462  000) 100  000 

616.  Herstellung  einer  elektrisch  betriebenen  Hängebahn 

in  der  Hauptwerkstätte  Köln  Nippes  (15SOOO)  . . . 50  000 

617.  Desgl.  von  Überholungsgleisen  für  Güter-  und  Per- 
sonenzüge nebst  Anlage  von  Bahnsteigen  in  Namedy 

(1  079  000) 200  000 


618.  Errichtung  eines  Filterbrunnens  für  die  Wasserver- 
sorgungsanlage auf  Bahnhof  Koblenz  Hbf.  (154  000)  . 

619.  Desgl.  eines  Betriebsstoffbauptlagers  an  der  Geldern- 

straße  in  Köln  (1464  000) 

620.  Erweiterung  des  Lokomotivschuppens  der  Betriebs- 
werkmeisterei Köln  Betriebsbahnhof  (210  000)  . . . 

621.  Bau  eines  Aufenthaltgebäudes  für  Lokomotivpersonale 
b.  d.  Betriebswerkmeisterei  Köln-Deutzerfeld  (150  000) 

622.  Erweiterung  des  Werkstoff  hauptlagers  b in  der  Haupt- 
werkstätte Köln-Nippes  (457  000) 

623.  Desgl.  des  Bahnhofs  Köln  Bonntor  (10  000  000)  . . 

624.  Herstellung  einer  Lokomotivwendeanlage  auf  Bahnhof 

Rommerskirchen  (400000)  


625.  Desgl.  Herstellung  einer  verstärkten  Lokomotivschiebe- 

bühne  für  die  Betriebswerkstätte  Deutzerfeld  (305  000)  100  000 

*626.  Erweiterung  der  Luftpreßanlage  auf  Bahnhof  Köln 

Eifeltor  (174  000) 150  000 

*627.  Desgl.  des  Hauptlagers  der  Hauptwerkstätte  Köln- 

Nippes  (200  000) 100  000 

*628.  Desgl.  und  Teilung  des  Stofflagers  für  die  Ämter  a 

und  b in  der  Hauptwerkstätte  Krefeld-Oppum  (850  000)  400  000 

*629.  Desgl.  der  Wagenausbesserungshalle  auf  Bahnhof 

Rheydt  Umstellbahnhof  (800  000) 400  000 
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630.  Aufbau  eines  Stockwerks  auf  die  Polierwerkstätte  in 

der  Hauptwerkstätte  Krefeld-Oppum  (400 000 . . . 200000 

*631.  Errichtung  eines  Aufenthaltgebäudes  auf  Bahnhof 

Aachen  West  (200000) 100000 

*632.  Einrichtung  elektrischer  Beleuchtung  auf  Bahnhof 

Kleve  (368  000) 200000 

•633.  Herstellung  einer  Abkochanlage  in  der  Hauptwerk- 
stätte Köln-Nippes  (200  000).  . 100  (XX) 

*634.  Errichtung  einer  neuen  Wasserenthärtungsanlage  auf 

Bahnhof  Köln  Eifeltor  (1695  000) 500000 

Eisenbahndirektion  Königsberg  i.  Pr. 

635.  Bau  einer  Nebeneisenbahn  von  Nikolaiken  (Ostpr.) 

nach  Arys  (3  330  000) 270  000 

636.  Desgl.  von  Arys  nach  Lyck  (5  017  000) 145  000 

637.  Desgl.  von  Marggrabowa  nach  Czymochen  (2  483  000)  299  000 

638.  Desgl.  von  Goldap  nach  Blindgallen  (4  625  000)  . . 1 855  000 

639.  Desgl.  von  Blindgallen  nach  Szittkehmen  (4  589  000)  . 1 877  000 

640.  Desgl.  von  Wormditt  nach  Schlobitten  (17  520  000)  . 8 000  000 

641 . Herstellung  des  zweiten  Gleises  a.  d.  Strecke  Skandau— 

Insterburg  (8150000) 162  000 

642.  Desgl.  Insterburg— Tilsit  (28  725  000) 1 000  000 


643.  Umgestaltung  der  Bahnanlagen  bei  Königsberg  i.  Pr. 

(79  047  000) 26  000  000 

644.  Erweiterung  des  Bahnhofs  Korschen  (8  725  000)  . . 4 000  000 

645.  Desgl.  Allenstein  (875  000) 53  000 

646.  Umbau  des  Bahnhofs  Osterode  i.  Ostpr.  (1  270000)  . 100  000 

6 17.  Desgl.  d.  Hauptwerkstätte  Osterode  i.  Ostpr.  (6  935  000)  180  000 

648.  Neubau  einer  Tenderwerkstatt  und  eines  Altstoff  lagers 


in  der  Hauptwerkstätte  Königsberg  i.  Pr.  (5  158  000)  3 000  000 


*649.  Herstellung  eines  Endstellwerks  auf  Bahnhof  Groß- 

Lindenau  (2C0  000) 150  O00 

*650.  Herstellung  eines  Telegraphendoppelgestänges  auf  der 

Strecke  Norkitten  — Insterburg  (420  000) 400  000 

*651.  Desgl.  Dönbofstädt — Skandau  (162  000) 150  000 

*652.  Herstellung  einer  Fernsprechdoppelleitung  auf  der 

Strecke  Allenstein— Königsberg  i.  Pr.  (148  000)  . . . 130  000 

*653.  Erweiterung  der  Kesselschmiede  in  der  Hauptwerk- 
stätte Königsberg  i.  Pr.  (976  000) 976  000 

*654.  Herstellung  einer  Kondenswasser  - Rückgewinnungs- 
anlage für  das  Werkstättenamt  C in  Königsberg  i.  Pr. 

(600  000) 400  000 

*655.  Neubau  einer  Gerätesammelstelle  in  der  Hauptwerk- 
stätte Königsberg  i.  Pr.  (550000) 400  00© 

*656.  Erweiterung  des  Lokomotivanheizschuppens  der  Haupt- 
werkstätte Königsberg  i.  Pr.  (717  000) 500000 

Eisenbah ndirek tion  Magdeburg. 

657.  Bau  einer  Nebeneisenbahn  von  Bad  Harzburg  nach 

Oker  (1430  000) 9 000 

658.  Herstellung  des  zweiten  Gleises  auf  der  Strecke 

Heudeber-Danstedt— Ilsenburg  (2  145  000) 10  000 

659.  Bau  einer  Nebeneisenbahn  von  Klaustal  - Zellerfeld 

nach  Altenau  (2  400  000) 10  000 

660.  Herstellung  des  zweiten  Gleises  auf  der  Strecke  Wege- 
leben-Thal e (2  030  000) 10  000 

661.  Desgl.  Vienenburg— Graubof  (Gbhf.)  (517  000)  . . . 10000 

662.  Desgl.  Ilsenburg— Bad  Harzburg  (1610000)  ....  10000 

663.  Bau  einer  Nebeneisenbahn  von  Mansfeld  nach  Wippra 

(15  375  000) 6 000  000 


664.  Umgestaltung  d.  Bahnhofanlagen  in  Köthen  (11670000)  1 000000 

665.  Desgl.  in  Eilsleben  (19  330000) 1 200000 

666.  Desgl.  in  Vienenburg  (21050  000) 1500000 

667.  Erweiterung  d.  Bahnhofs  Lutter  a.  Barenberg  (4S8  000)  10  000 

668.  Desgl.  des  Umstellbahnhofs  Magdeburg  Buckau 

(16  800000) 2 000  000 

669.  Herstellung  stärkerer  Überbauten  für  die  Okerbrücke 
in  km  125.5  der  Strecke  Vienenburg — Langelsheim 

(160  000) 98  000 

670.  Desgl.  v.  Aufstellgleisen  a.  Bahnhof  Jerxheim  (1  360  000)  700000 

671.  Umgestaltung  der  Bahnhofanlagen  in  Braunschweig 

(29193  000)  . . . 1000  000 

672.  Herstellung  eines  Überholungsgleises  auf  Bahnhof 

1 Ibersted t (1  343  000) 419000 

673.  Desgl.  Giersieben  (670000) 400000 

674.  Herstellung  von  Abstellgleisen  auf  Bahnhof  Branden- 
burg Stb.  (3  036  000) 1 500  000 

675.  Desgl.  Möser  (335  000) 35  000 

676.  Errichtung  einer  neuen  Hauptwerkstätte  bei  Braun- 
schweig (13  428  000) 4 000  000 

677.  Anlage  einer  Lokomotivdrehscheibe  auf  Bahnhof 

Börßum  (714  000) 500  000 

OTS.  Herstellung  von  Wagenausbesserungsgleisen  und  Er- 
richtung einer  Arbeitshalle  auf  Bahnhof  Börßum 

(932  000) 500  000 


Zu  übertragen  1 345  973  000 


Zu  übertragen  141S041000 
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*679.  Herstellung  eines  Weichen-  und  Signalstellwerks  auf 

dem  Hauptbahnhof  Magdeburg  (1600(00)  ....  000000 

*680.  Erweiterung  der  Gleisanlagen  auf  dem  Umstellbahn- 

hof  Aschersleben  (12  110  000) 500  000 

*681.  Herstellung  eines  Überholungsgleises  auf  Bahnhof 

Magdeburg  Neustadt  (2  290  000) 500  000 

'•‘682.  Erbauung  einer  Wagenausbesserungshalle  auf  Bahnhof 

Güsten  (323  000) 300000 

‘‘683.  Errichtung  eines  Kassengebäudes  und  Erweiterung 
der  Abfertigungsräume  im  Güterschuppen  auf  Bahnhof 

Magdeburg  Buckau  (168  000) 150  000 

*684.  Desgl.  eines  Werkstatt-  und  Aufenthaltgebäudes  auf 

Bahnhof  Halberstadt  (185  000) 150  000 

*685.  Desgl.  eines  Werkstättenanbaues  an  den  Lokomotiv- 
schuppen II  auf  Bahnhof  Braunschweig  Ost  (140  000)  120  000 

‘•'686.  Erweiterung  d.  Bahnhofs  Neudorf-Platendorf  (881  000)  300  000 

*687.  Verlegung  der  Wagenschnellausbesserung  aus  der 
Hauptwrerkstätte  Halberstadt  nach  Bahnhof  Wege- 
leben (1  828  000) 500000 

*688.  Erweiterung  des  Bahnhofs  Büddenstedt  (1900  000)  . 600000 

*689.  Desgl.  Offleben  (4  647  000) 500  000 

Eisenbahndirektion  M a i n z. 

690.  Herstellung  einer  Verbindungsbahn  zwischen  Rüdes- 

heim  (Geisenheim)  und  Sarmsheim  (Ockenheim)  — 
Teilstrecken  auf  preußischem  Gebiet  (8  825  000)  . . 100  000 

691.  Erweiterung  des  Bahnhofs  Niederlahnstein  (1  485  000)  350  000 

692.  Verlegung  des  Giiterbahnhofs  Bad  Kreuznach 

(6  704  000) 300  000 

693.  Erweiterung  des  Bahnhofs  St.  Goar  (1  269  000)  . . . 500  000 

694.  Errichtung  einer  Betriebswerkstätte  nebst  Lokomotiv- 
schuppen auf  Bahnhof  Biebrich  Ost  (541 000)  . . . 105  000 

695.  Herstellung  von  Aufstellgleisen  auf  Bahnhof  Binger- 
brück (937  000) 500(100 

696.  Erbauung  eines  Lokomotivschuppens  auf  Bahnhof 

Bingerbrück  (998  000) 500  000 

697.  Erweiterung  der  Gleisanlagen  auf  Bahnhof  Alzey 

(5  500  000) 1 000  000 

698.  Desgl.  der  Hauptwerkstätte  Darmstadt  2 (1  920  000)  570  000 

699.  Verlegung  der  Kesselschmiede  und  der  Stangen- 
schlosserei in  der  Hauptwerkstätte  Mainz  (300  000)  . 50  000 

700.  Änderung  d. Bahnhofsanlagen  i. Biebrich  Ost  (3  100  000)  2 000000 

701.  Desgl.  Oberlahnstein  (5  900  000) 3 000  000 

*702.  Herstellung  einer  zweiten  Wasserversorgungsanlage 

auf  Bahnhof  Bingerbrück  (330  000)  300  000 

*703.  Erweiterung  der  Wasserversorgungsanlagen  auf  Bahn- 
hof Buchbolz  (180  000) 150  000 

*704.  Desgl.  des  Bahnhofs  Rhens  (1  370000) 300  000 

*705.  Herstellung  eines  Stellwerks  auf  Bahnhof  Erbach  i. 

Rheingau  (233  000) 200  000 

*706.  Desgl.  Kamp  (214  000)  200000 

*707.  Änderung  des  Stellwerks  IV  auf  Bahnhof  Bad  Münster 

am  Stein  (630  000) 500  000 

*708.  Beschaffung  und  Verlegung  von  Fernsprechkabeln  auf 

den  Bahnhöfen  Bingerbrück  und  Bingen  (420  000)  . 389  000 

*709.  Erbauung  eines  Lokomotivschuppens  auf  Bahnhof 

Worms  (2  250  000) 500  000 

*710.  Desgl.  Goddelau-Erfelden  (1  630  000) 500  000 

*711.  Beschaffung  einer  Rundschleifmaschine  für  die  Haupt- 
werkstätte Darmstadt  2 (141  000)  . . . . „ . . . 141000 

*712.  Desgl.  einer  Drehbank  für  die  Hauptwerkstätte  Darm- 
stadt 2 (153  000)  153000 

*713.  Erweiterung  der  mechanischen  Werkstattabteilungen 

in  der  Hauptwerkstätte  Darmstadt  2 (1820  000)  . . 1 000  000 
*714.  Desgl.  der  Gleisanlagen  auf  Bahnhof  Mannheim-Wald- 
hof (646  000) 500  000 

*7 15.  Desgl.  Friedrichsfeld  M.  N.  B.  (4  500  000) 500  000 

*716.  Erbauung  einer  Betriebswerkstätte  mit  zugehörigem 
Dienstgebäude  sowie  eines  Lokomotivschuppens  auf 

Bahnhof  Bischofsheim  (6  930  000) 500  000 

*717.  Erweiterung  des  Übernachtungsgebäudes  auf  Bahnhof 

Wiebelsbach-Heubach  (248  000) 200  000 

*718.  Einrichtung  elektrischer  Stationsblockung  auf  Bahn- 
hof Mörfelden  (440  000) 440  000 

*719.  Herstellung  eines  Stellwerks  auf  Bahnhof  Bischofs- 
heim (221000) ‘ 221000 

*720.  Desgl.  Gonsenheim  (158  000) 158  000 

*721.  Desgl.  einer  Fernsprechdoppelleitung  u.  Verbesserung 
der  Fernsprechanlagen  auf  der  Strecke  Mainz  Hbf. — 

Worms  (357  000) 300  000 

Eisenbahndirektion  Münster  i.  Westf. 

722.  Herstellung  einer  Haupteisenbahn  von  (Dortmund) 

Preußen  nach  Münster  i.  Westf.  (180  795  000)  . . . 9 000  000 

723.  Bau  einer  Nebeneisenbahn  von  Nienburg  a.  d.  Weser 

nach  Diepholz  (52  408  000) 7 000  000 


Übertrag  1 454  088  000 


724.  Herstellung  des  zweiten  Gleises  auf  der  Strecke 

Emden— -Norddeich  (3  050  000) 1993  000 

725.  Desgl.  des  dritten  und  vierten  Gleises  auf  der  Strecke 
Münster  i.  W.  — Block  Hörne  (Osnabrück)  (14345000)  8 242000 

726.  Herstellung  von  Aufstellgleisen  vor  Bahnhof  Osna- 
brück (6  820  000) 3 000  000 

727.  Erweiterung  des  Bahnhofs  Buchholz  (Kr.  Harburg) 

(4  710  000) 2 000  000 

728.  Umgestaltung  d.  Bahnanlagen  i.  Osnabrück  (21  370000)  4 00O000 

729.  Erweiterung  des  Bahnhofs  Rheine  (9  994  000)  . . . 2 000  000 

730.  Desgl.  Kirchweyhe  (23  000  000) 1000  000 

731.  Verbreiterung  der  Mole  im  Hafen  in  Norddeich 

(1390  000) 50  000 

732.  Erweiterung  der  Hauptwerkstätte  Lingen  (14  397  000)  5 000  000 

733.  Umgestaltung  der  Bahnanlagen  in  und  bei  Münster 

i.  Westf.  (12  147  000) 1000000 

734.  Herstellung  von  Aufstellgleisen  auf  Bahnhof  Koesfeld 

i.  Westf.  (225  000) 25  000 

735.  Erweiterung  der  Lokomotivbekohlungsanlage  auf 

Bahnhof  Osnabrück  Br.  (2  100  000) 1000  000 

736.  Desgl.  des  Lokomotivschuppen  I auf  Bahnhof  Kirch- 
weyhe (220  000) 20  000 

737.  Herstellung  eines  Ausziebgleises  für  die  Wagenwerk- 
stätte auf  Bahnhof  Osnabrück  (340  000) 40  000 

738.  Erweiterung  der  Wagenausbesserungshalle  in  Lingen 

(2  060  0000)  . 1500  000 

*739.  Erweiterung  des  Lokomotivschuppens  auf  Bahnhof 

Gronau  (320  000) 300  000 

*740.  Höherlegung  des  Ladekais  auf  Bahnhof  Leer  (550  000)  500  000 

*741.  Erweiterung  des  Güterschuppens  auf  Bahnhof  Münster 

(120  000) 100  000 

*742.  Desgl.  des  Bahnhofs  Haltern  (4  253  000) 2 000  000 

*743.  Überdachung  des  Zwischenbaues  zwischen  den 
Lokomotivschuppen  A und  B auf  Bahnhof  Osna- 
brück Br.  (545  000) 500  000 

*744.  Herstellung  einer  Fußwegunterführung  beim  Bahnhof 

Wulfen  (225  000) 200  000 

*745.  Einrichtung  von  zwei  Transformatorstationen  und 
Änderung  des  bestehenden  Leitungsnetzes  auf 
Bahnhof  Kirchweyhe  (315  000) 300  Q00 

Eisenbahndirektion  Stettin. 

746.  Herstellung  des  zweiten  Gleises  auf  der  Strecke 

Stresow  - Lauenburg  i.  Pomm.  (2  400  000)  ....  20000 

747.  Bau  einer  Nebeneisenbahn  von  Jasenitz  nach  Groß- 

Ziegenort  (1  232  000) 7 000 

748.  Desgl.  von  Pollnow  nach  Zollbrück  in  Pommern 

(20  410  000) 10  000  000 

749.  Ausbau  der  Nebeneisenbahn  Stralsund  — Rostock  Hbf. 

zur  Hauptbahn  (3  284  000) 190  000 

750.  Bau  einer  Nebeneisenbahn  von  Schlawe  nach  Stolp- 

münde  (4  896  000) 69  000 

751.  Erweiterung  des  Bahnhofs  Stralsund  (1  203  000)  . . 100  000 

752.  Einführung  einer  Höchstgeschwindigkeit  von  50km/Std. 

auf  d.  Nebenbahnstrecke  Gollnow — Kolberg  (245  000)  40  000 

753.  Herstellung  von  Unterführungen  der  Lehmann-  und 
Schelliner  Straße  auf  Bahnhof  Stargard  i.  Pomm. 

(606  000) _ 91000 

754.  Desgl.  einer  Unterführung  der  Strelliner  Straße  auf 

Bahnhof  Stolp  (2  270  00;  i) 1 600  000 

755.  Erweiterung  des  Umstellbahnhofs  Stettin  (8950000)  5 400000 

756.  Desgl.  der  Lokomotivwerkstätte  Stargard  i.  Pomm. 

(13  560  000) 4 000  000 

757.  Verbesserungen  in  der  Hauptwerkstätte  Greifswald 

(4  304  000) 2 700  000 

758.  Erweiterung  des  Umstellbahnhofs  Stargard  i.  Pomm. 

(1  942  000) 500000 

759.  Desgl.  des  Bahnhofs  Belgard  (2  900  000) 1236  000 

760.  Bau  einer  Betriebswrerkstätte  auf  Bahnhof  Stralsund 

(1  200  000)  697000 

*761.  Erweiterung  der  Umstellgleise  am  Ostende  des  Bahn- 
hofs Altdamm  (11478  000) 1 500  000 

*762.  Ausbau  des  Bahnhofs  Jädickendorf  zur  Lokomotiv- 

wechselstation  (13  300  000) 3 400  000 

*763.  Erweiterung  der  Gleisanlagen  auf  Bahnhof  Templin 

(1  500  000) 600  000 

*764.  Einrichtung  einer  Wagen werkstätte  auf  Bahnhof 

Neustettin  (3  240  000) 1000  000 

*765.  Erweiterung  des  Eilgutschuppens  auf  Bahnhof  Stargard 

i.  Pomm.  (314  000) 314  000 

*766.  Herstellung  einer  Stellwerkanlage  auf  Bahnhof  Pölitz 

(212  000) 212  000 

*767.  Erweiterung  des  Aufenthaltgebäudes  am  Lokomotiv- 
schuppen auf  Bahnhof  Neustettin  (200000)  . . . . 200  000 


Zu  übertragen  1 522  734  000 


Zu  übertragen  1454  088  000 
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*768. 

*769. 

*770. 


*771. 


*772. 

*773. 

*774. 


Übertrag  1 522  734  000 

Erweiterung  des  Lokomotivschuppens  auf  Bahnhof 


Wriezen  (536  000) 536  000 

Desgl.  des  Hauptstofflagers  der  Hauptwerkstätte 

Greifswald  (689  000) 689  000 

Bau  eines  Eisenlagers  in  der  Hauptwerkstätte  Stargard 

i.  Pomm.  (945  000) 945  000 

Errichtung  einer  Sauerstofferzeugungsanlage  in  der 
Hauptwerkstätte  Stargard  i.  Pomm.  (434  000)  . . . 434  000 

Erweiterung  des  Werkstoff  lagers  für  die  Kesselschmiede 
der  Hauptwerkstätte  Stargard  i.  Pomm.  (336  000) . . 336  000 

Desgl.  der  Betriebswerkstätte  auf  Bahnhof  Stralsund 

Hafen  (600  000) 600  000 

Desgl.  der  Betriebswerkmeisterei  auf  Bahnhof  Anger- 
münde (214  000) 214  000 


Zu  übertragen  1 526  488  000 


Übertrag  1 526  488  000 


*775.  Bau  einer  Wagenschnellausbesserungshalle  auf  dem 

Hauptgüterbahnhof  Stettin  (423  000) 423  000 

*776.  Herstellung  einer  Gasfüllanlage  auf  dem  Hauptgüter- 
bahnhof Stettin  (325  000) 325  000 

777.  Beschaffung  einer  Achsschenkeldreh-  und  Schleif  bank 
für  die  Betriebswerkstätte  des  Hauptgüterbahnhofs 

Stettin  (166  000) .-  166  000 

*778.  Desgl.  für  die  Betriebswerkstätte  Pasewalk  (166  000)  166  000 

*779.  Desgl.  für  Stargard  i.  Pomm.  (166  000) 166  000 

*780.  Einrichtung  elektrischer  Beleuchtung  und  Kraft- 
versorgung auf  Bahnhof  Neustettin  (656  000)  . . . 656  000 

*781.  Herstellung  eines  Befehlstellwerks  Sst  auf  Bahnhof 

Stargard  i.  Pomm.  (2  000  000) 2 000000 


(Schluß  folgt.)  Summe  1530  390000 


Vermischtes. 


Deutsche  Mitwirkung  am  Wiederaufbau  in  Nordfrankreich. 
Die  zahlreichen  Äußerungen  und  Vorschläge  über  deutsche  Mit- 
wirkung am  Wiederaufbau  in  Frankreich,  die  nach  längerem  Schweigen 
in  den  letzten  Monaten  in  der  deutschen  Presse  erschienen  sind,  zeigen 
deutlich  die  Bereitwilligkeit  Deutschlands,  an  dem  großen  Werke  sich 
tatkräftig  zu  beteiligen.  Die  französische  Presse  gibt  im  allgemeinen  ihrer 
Abneigung  gegen  deutsche  Mitarbeit  Ausdruck.  Nur  vereinzelte  Stimmen 
sprechen  sich  zugunsten  deutscher  Lieferungen,  deutscher  Unternehmer 
und  deutscher  Arbeiter  aus. 

Inzwischen  sind  seitens  der  französischen  Regierung  Wieder- 
herstellungsarbeiten an  Fabriken,  Bergwerken,  Eisenbahnen  und 
staatlichen  Anlagen  aller  Art  in  großem  Maße  geleistet  worden.  Auch 
umfangreiche  landwirtschaftliche  Schäden  sind  durch  die  Urbarmachung 
zerstörten  Ackerlandes  beseitigt  worden.  Der  geringste  Erfolg  aber 
ist  bei  den  eigentlichen  Bauarbeiten,  sowohl  bei  dem  ländlichen  als 
bei  dem  städtischen  Wiederaufbau,  zu  verzeichnen.  Zwar  sind  diese 
im  wesentlichen  der  eigenen  Anregung  der  Gemeinden  und  der 
Eigentümer  selbst  überlassen.  Aber  das  Prüfen,  Genehmigen  und 
Eingreifen  einer  Staffel  von  staatlichen  Behörden  scheint  die 
Gemeinde-  und  Privattätigkeit,  wenn  man  aus  den  gegenseitigen 
Beschuldigungen  Schlüsse  ziehen  darf,  mehr  zu  hemmen  als  zu  fördern. 
Durch  Uneinigkeit  und  Streit  über  auszufiihrende  Entwürfe  scheint 
viele  Zeit  unnütz  verbraucht  und  manche  Unternehmungslust  in 
bedauerlicher  Weise  unterdrückt  zu  werden.  Was  von  den  Wieder- 
aufbauplänen für  Reims,  Bapaume,  Arras  und  Lille  bekannt  ge- 
worden ist,  erscheint  wenig  vertrauenerweckend.  Man  klagt  über  die 
Schar,  „sogenannter“  Architekten,  dont  la  competence  n’est  pas  indis- 
cutable,  die  sich  auf  die  verwüsteten  Gegenden  niedergelassen 
haben,  und  über  die  Unternehmergesellschaften,  die  dort  ihre  „Beute“ 
suchen.  Die  Unzufriedenheit  über  den  Stand  der  Dinge  ist  weit 
verbreitet.  Und  doch  scheint  die  Abneigung,  oder  besser  die  Furcht 
vor  deutscher  Mitwirkung  vorläufig  noch  größer  zu  sein.  Von  der 
'.politischen  Stimmung  möge  die  folgende  Mitteilung  eines  oppo- 
sitionellen französischen  Blattes  (Oeuvre)  Zeugnis  ablegen.  Ein  Minister 
äugte  in  der  Unterhaltung:  Essei  zweifellos  erwünscht,  daß  nicht  bloß 
deutsche  Waren  für  den  Wiederaufbau  verwendet  werden,  sondern 
auch  deutsche  Unternehmungen,  deutsche  Architekten  und  Ingenieure 
und  vor  allem  deutsche  Arbeiter,  nicht  bloß  um  die  Wiederherstellung 
zu  beschleunigen,  sondern  auch  damit  die  französische  Industrie  nicht 
ihre  Bedeutung  auf  dem  Weltmarkt  dadurch  verliere,  daß  sie  sich  jahr- 
zehntelang fast  ausschließlich  mit  dem  eigenen  Lande  beschäftige 
und  nachher  die  fremden  Märkte  besetzt  und  verschlossen  fände.  Auf 
die  Frage  aber,  ob  der  Angeredete  das  Gesagte  als  Ergebnis  einer 
politischen  Aussprache  veröffentlichen  dürfe,  erfolgte  die  schnelle 
Antwort:  dann  werde  Wort  für  Wort  widerrufen  werden. 

Der  Allgemeine  Arbeiterverband  Frankreichs  (C.  G.  T.)  scheint  sich 
angesichts  der  unbefriedigenden  Zustände  mit  der  Heranziehung 
deutscher  Arbeiter  zu  befreunden.  Dagegen  geben  die  bürgerlichen 
Kreise  und  insbesondere  die  Kreise  der  Unternehmer  fast  überall  ihrer 
Abneigung  Ausdruck.  Die  Hauptgründe  sind  offenbar  die  Besorgnis 
vor  einer  dauernden  deutschen  Kolonisation  und  mehr  noch  vor  dem 
billigeren  deutschen  Wettbewerb.  Auch  eine  andere  sonderbare  Rücksicht 
scheint  mitzuwirken,  die  sich  auf  die  Vergnügungsreisen  und  die  aus 
dieser  Quelle  fließenden  Einnahmen  bezieht.  Reisen  durch  die  zer- 
störten Gegenden  sind  wohlorganisiert  und  finden  unter  Franzosen 
und  Fremden  lebhaften  Zuspruch.  Wurde  doch  als  ein  Grund  für 
umfangreiche  Erweiterung  der  Stadt  Reims  u.  a.  der  Umstand  betont, 
daß  Reims  der  Mittelpunkt  für  den  „tourisme“  der  Kriegsgebiete  sei. 

Inzwischen  haben  am  19.  März  d.  J.  Beratungen  im  deutschen 
Wiederaufbauministerium  stattgefunden,*)  wobei  die  technisch-wirt- 


schaftlichen Fragen  unter  Mitwirkung  deutscher  Unternehmer  und 
Arbeiter  erörtert  worden  sind.  Einem  „aus  Vertretern  von  Fachver- 
bänden und  Gewerkschaften,  Sachverständigen  und  Beamten“  gebildeten 
Aussohuß  wurde  die  eingehende  Durcharbeitung  dieser  Fragen  über- 
tragen. Ob  sich  hieraus  bestimmte  Vorschläge  entwickelt  haben  und 
den  zuständigen  französischen  Stellen  übergeben  worden  sind,  ist 
nicht  bekannt  geworden.  Wenn  dies  der  Fall  ist,  so  bilden  sie  ein 
Glied  der  geldlichen  und  sachlichen  Wiedergutmachungsvorschläge, 
die  der  Feindbund  bis  zum  1.  Mai  d.  J.  erwartet.**) 

Die  deutsche  Mitwirkung  kann  auf  mancherlei  Art  geschehen: 
1.  durch  unmittelbare  Lieferung  von  Baustoffen,  Maschinen,  Werk- 
zeugen, Waren  aller  Art,  auch  fertiger  oder  halbfertiger,  für  den  Trans- 
port geeigneter  Behelfsbauten;  2.  durch  Beteiligung  deutscher  Unter- 
nehmer mit  deutschen  Arbeitern  als  Unterbeteiligte  französischer 
Generalunternehmungen;  3.  durch  unmittelbare  deutsche  Unter- 
nehmung unter  Leitung  französischer  Staats-  und  Gemeindebeamten; 

4.  durch  selbständige  Aufbautätigkeit  technisch  - wirtschaftlicher 
Organisationen  Deutschlands,  also  auch  deutscher  Architekten  und 
Ingenieure,  unter  der  unvermeidlichen  französischen  Oberverwaltung; 

5.  durch  bloße  Überlassung  deutscher  Arbeitskräfte  an  französische 
Unternehmer. 

Die  fünfte  Art  würde  den  in  Frankreich,  wenn  auch  nicht 
widerspruchlos,  laut  gewordenen  Wünschen  vielleicht  am  meisten  ent- 
sprechen, ist  aber  weder  für  uns  annehmbar  noch  politisch  durch- 
führbar. Der  ersten  Art  steht  zwar  die  Besorgnis  der  französischen 
Industrie  vor  dem  deutschen  Wettbewerb  entgegen,  sie  ist  aber 
hoffentlich  nicht  völlig  unüberwindlich.  Die  zweite  Art  soll  von 
französischen  Unternehmungsgesellschaften  gelegentlich  zur  Sprache  ge- 
bracht sein.  Die  Bedenken  liegen  auf  der  Hand,  aber  auch  sie  dürften 
nicht  unbedingt  hinderlich  sein.  Auch  die  dritte  Art  ist  für  uns 
keineswegs  bedenkenfrei,  würde  aber  bei  gutem  beiderseitigen  Willen 
und  genügenden  Bürgschaften  doch  nicht  unausführbar  sein.  Voraus- 
setzung wäre  die  Bereitwilligkeit  französischer  Behörden,  von  der  bis 
jetzt  nichts  verlautet.  Am  wirksamsten  und  für  beide  Teile  mit  den 
verhältnismäßig  geringsten  Reibungen  verknüpft  wäre  die  vierte  Art. 
Freilich  nicht  auf  dem  Wege  amtlicher  deutscher  Betätigung  nach 
ostpreußischera  Vorbild,  sondern  nur  durch  privatwirtschaftliches  oder 
gemischtwirtschaftliches  Wirken  ohne  ein  eigentliches  deutsch  es  Beamten- 
tum, da  an  eine  Ausschaltung  französischer  Behörden  füglich  nicht  zu 
denken  ist.  Könnte  Frankreich  sich  entschließen,  ohne  Verzicht  auf 
seine  Oberverwaltung,  sein  Genehmigungs-  und  Kontrollrecht  deutscher 
Technik  und  Wirtschaft  in  bestimmten  Bezirken,  in  bestimmten 
Gemeinden  oder  Städten  ein  möglichst  freies  Betätigungsfeld  zu  über- 
lassen, so  würden  der  Sache  des  schnellen  und  guten  Wiederaufbaues 
die  besten  Dienste  geleistet  werden.  Auch  würde  bei  einer  solchen 
Verwirklichung  selbständiger  deutscher  Mitarbeit  die  Anwendung 
der  anderen  Methoden  an  anderen  Stellen  nicht  ausgeschlossen 
sein.  — Geldgeber  und  Zahlungspflichtiger  wäre  in  allen  Fällen  das 
Deutsche  Reich  in  Erfüllung  eines  namhaften  Teiles  seiner  durch  den 
Versailler  Zwangs  vertrag  übernommenen  Verpflichtungen. 

Vermutlich  wird  es  sich  in  Bälde  zeigen,  ob  bei  der  feindseligen 
Stimmung  der  französischen  Regierungsmänuer  ein  friedlicher  Weg 
gefunden  wird.  Man  sollte,  wenn  nicht  alle  Vernunft  aus  der  Welt 
verschwunden  ist,  die  Hoffnung  noch  nicht  aufgeben.  Die  Ent- 
scheidung scheint  unmittelbar  bevorzustehen.  Wahrhaft  traurig  wäre 
es,  nicht  nur  für  Deutschland,  wenn  durch  die  französischen  Gewalt- 
maßnahmen, die  für  den  1.  Mai  d.  J.  in  aller  Schärfe  angedroht  sind, 
alle  vorstehenden  Erwägungen  hinfällig  und  die  Kriegszustände  zum 
unendlichen  Schaden  Europas  verewigt  werden  sollten. 

Münster  i.  Westf.  J.  Stübben. 


*)  Vgl.  Tägliche  Rundschau,  1.  April  1921.  Technik  und  Pro- 
paganda des  Wiederaufbaues.  Von  Dr.  J.  Curtius,  M.  d.  R. 


**)  Die  Mitteilung  ist  vor  Veröffentlichung  der  Wiederaufbaunote 
vom  23.  April  d.  J.  verfaßt  worden.  D.  Schriftltg. 
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Amtliche  Mitteilungen. 


Preußen. 

Die  Wahrnehmung  der  Geschäfte  des  Ministers  der  Öffentlichen 
Arbeiten  ist  dem  Staatsminister  Fischbeck  mitübertragen  worden. 

Den  Regierungs-  und  Bauräten  Senff  bei  der  Regierung  in  Hildes- 
heim, Krecker  bei  der  Ministerialbaukommission  in  Berlin  und 
Röttcher  bei  der  Eisenbahndirektion  in  Berlin  sind  gehobene  Re- 
gierangs- und  Bauratstellen  bei  diesen  Behörden  verliehen  worden. 

Zu  Regierungs-  und  Bauräten  sind  ernannt:  die  Regierungsbau- 
meister des  Hochbaufaches  Richter  bei  der  Eisenbahndirektion  in 
Köln,  Reck  bei  der  Regierung  in  Köslin,  Mylius  beim  Hochbauamt 
in  Bonn,  Oppenheim  bei  der  Eisenbahndirektion  in  Trier,  Michael 
in  Lingen,  Karl  Herr  mann  bei  der  Eisenbahndirektion  in  Essen, 
Rumler  beim  Hochbauamt  in  Leobschütz,  Weyrauch  in  Witten, 
Völpel  in  Gollnow,  Spielberg  bei  der  Regierung  in  Erfurt  und 
Konrad  Lehmann  bei  der  Ministerialbaukommission  in  Berlin. 

Dem  Regierungs-  und  Baurat  Rumler  in  Leobschütz  ist  die  Vor- 
standstelle des  Hocbbauamts  daselbst  verlieben. 

Die  Regierungs-  und  Bauräte  Kühn  von  der  Regierung  in  Düssel- 
dorf, ®r.=3ng.  Nonn  vom  Hocbbauamt  in  Frankfurt  a.  d.  0.  und 
Marcinowski  vom  Hochbauamt  Berlin-Potsdam  III  sind  in  die 
Hochbauabteilung  des  Finanzministeriums  einberufen. 

Versetzt  sind:  die  Regierungs-  und  Bauräte  Strutz  von  der  Re- 
gierung in  Königsberg  i.  Pr.  an  die  Regierung  in  Stettin,  Silbermann 
vom  Hochbauamt  in  Marggrabowa  an  die  Regierung  in  Frankfurt  a.  d.  0., 
Hassenstein  von  Kiel  an  die  Regierung  in  Stettin  und  Dulitz  von 
der  Regierung  in  Gumbinnen  an  die  Regierung  in  Allenstein. 

Der  Regierungs-  und  Baurat  Koehn,  bisher  beim  Oberpräsidium  in 
Berlin-Charlottenburg,  ist  zur  Staatshochbauverwaltung  zurückgetreten 
und  nach  Düsseldorf  als  Vorstand  des  Hochbauamts  daselbst  versetzt. 

Eine  Beförderungsstelle  als  Regierungs-  und  Baurat  hat  erhalten 
der  Regierungs-  und  Baurat  Kühn  in  Hannover,  unter  Versetzung  an 
die  Regierung  in  Hildesheim. 

Versetzt  sind  ferner:  die  Regierungs-  und  Bauräte  Hagen  von 
Köln  an  die  Regierung  in  Merseburg,  und  ®r.=3ng.  Winkel  von 
Eberswalde  an  die  Versuchsanstalt  für  Wasserbau-  und  Schiffbau 
(beim  Polizeipräsidium)  in  Berlin. 

Überwiesen  sind:  die  Regierangsbaumeister  des  Wasser-  und 
Straßenbaufaches  Heinrich  Kohlschütter  aus  Halle  a.  d.  Saale  dem 


Kulturamt  in  Potsdam  und  Otto  Zillmann  aus  Mogilno  dem  Kultur- 
bauamt in  Landsberg  a.  d.  Warthe. 

Der  Regierungs-  und  Baurat  Bode  bei  der  Regierung  in  Hannover 
ist  zum  ständigen  Staatskommissar  für  die  Diplomprüfungen  an  der 
Technischen  Hochschule  Hannover,  Abteilung  für  Architektur,  an 
Stelle  des  in  den  Ruhestand  getretenen  Regierungs-  und  Baurats  Ge- 
heimen Baurats  Schwarze  in  Hildesbeim  ernannt  worden. 

Einen  Lehrauftrag  für  Architektur  bei  der  Kunstakademie  in  Düssel- 
dorf erhält  der  Architekt  Professor  Peter  Behrens  in  Neubabelsberg. 

Die  Regierungs-  und  Bauräte  Christian  Prior,  Vorstand  des  Eisen- 
bahn-Betriebsamts 2 in  Köln,  und  Paul  Scheepers  in  Marburg  a.  d. 
Lahn  sowie  der  Stadtbaurat  U h 1 i g in  Berlin- Lichtenberg  sind  gestorben 

Deutsches  Reich. 

Im  Reichsverkehrsministerium,  Wasserstraßenabteilung,  ist  der 
Oberbaurat  Hans  W.  Schultz  zum  Ministerialrat  ernannt  worden. 

Dem  Ministerialdirektor  Breusing  ist  die  nachgesucbte  Ent- 
lassung aus  dem  Reichsdienst  erteilt. 

Reichsschatz  Verwaltung.  Der  Oberregierungsbaurat  ®i'.=  3n3- 
Rothacker  vom  Landesfinanzamt  — Reichsschatzabteilung  — Breslau 
ist  zum  Landesfinanzamt  — Reichsschatzabteilung  — Münster  i.  W. 
versetzt. 

Sachsen. 

Der  Oberbaurat  Karl  S achse,  Vorstand  des  Landbauamts  Plauen, 
ist  gestorben. 

Württemberg. 

Der  Königl.  Baurat  Eugen  Dobel,  früher  bei  der  Stadt  Stuttgart, 
und  der  Professor  an  der  Baugewerkschule  Stuttgart  Baurat  Karl 
Schmid  sind  gestorben. 

Mecklenburg-  Schwerin. 

Der  Oberbaurat  Wilhelm  Schollähn  in  Schwerin  ist  zum  Mini- 
sterialrat beim  Ministerium  des  Innern  bestellt  worden;  er  ist  an 
Stelle  des  ausgeschiedeuen  Regierungs-  und  Baurats  Schäfer  wiederum 
zum  Mitglied  der  Prüfungskommission  für  die  Kandidaten  des  Bau- 
faches bestellt. 

Der  Regierungsbaumeister  Lorenz,  bisher  beim  Hochbauamt 
Rostock  II,  ist  mit  der  kommissarischen  Leitung  des  Hochbauamts 
Parchim  beauftragt. 


Nichtamtlicher  Teil. 

Schriftleiter:  Friedrich  Schultze  und  Richard  Bergius. 

Ein  altstädtischer  Kleinwohnuiigsbezirk  in  Amsterdam. 

Vom  Professor  Dr.  Rud?  Eherstadt  in  Berlin. 


Aus  der  in  Bearbeitung  befindlichen  Wohnungsaufnabme  und 
Grandstücksbeschreibung  von  Amsterdam  veröffentlicht  das  dortige 
Wohnungsamt  die  überaus  wertvolle  Darstellung  eines  Teilgebiets*);  sie 
betrifft  einen  dichtbebauten  altstädtischen  Innenbezirk  (Abb.  1), 
der  sich  an  der  Westseite  des  allbekannten  Grachtengürtels  jenseit  der 
Prinzengracht  angliedert,  während  er  gegenüber  der  späteren  Stadt- 
erweiterung durch  die  Lijnbaansgracht  abgegrenzt  wird.  Der  zwischen 
diesen  beiden  Wasserläufen  eingelagerte  Stadtbezirk  trägt  die  Bezeich- 
nung „der  Jordan“,  ein  Ausdruck,  dessen  Ursprung  und  Bedeutung 
ebenso  strittig  ist,  wie  bei  dem  gleichfalls  an  einen  biblischen  Namen 
erinnernden  Berliner  Stadtteil  „Moabit“.  Die  jüngste  Auslegung  will 
die  Amsterdamer  Benennung  herleiten  von  dem  Straßenschild  eines 


")  A.  Keppler,  Het  Technisch  Woningonderzoek  en  de  systema- 
tische Perceelsbeschrijving  van  Amsterdam.  Eerste  Deel.  De  Jordaan. 
Amsterdam  1920.  102  S.  und  fünf  Kartenbeilagen,  gr.  8°. 


Hauses  oder  einer  Herberge,  in  der  Annahme,  daß  ein  im  18.  Jahr- 
hundert nachweisbarer  Wobngang,  der  Jordangang,  nach  einem  solchen 
Grundstück  benannt  worden  sei  und  die  Bezeichnung  sich  allmählich 
auf  den  Bezirk  übertragen  habe. 

Der  Jordan  verdankt  seine  Entstehung  dem  gewaltigen  Unter- 
nehmen der  Amsterdamer  Stadterweiterung,  die  in  der  Zeit  von  160ü 
bis  1658,  als  Amsterdam  auf  den  Höhepunkt  seiner  Weltstellung  empor- 
stieg, um  den  alten  Stadtkern  den  weiten  Ring  einer  neuen  Stadt  legte. 
Damals  wurde  als  Hauptstüok  der  neuen  Stadtanlage  der  dreifache 
Grachtengürtel  mit  seinen  unerreichten  Wirkungen  der  Städtebaukunst 
geschaffen.  Die  Stadtverwaltung  verwendete  alle  Sorgfalt  auf  den 
Ausbau  dieses  großen  Werkes;  das  gesamte  Gelände  wurde  enteignet 
und  neu  aufgeteilt;  Geländeausnutzung  und  Zuschnitt  der  Baustellen 
wurden  in  jeder  Einzelheit  geregelt.  Eine  rückwärtige  Baufluchtlinie, 
seit  1612  festgelegt,  sorgte  für  weiträumige  Bebauung  und  schrieb  bei 
110  Fuß  Gebäudetiefe  eine  Freifläche  von  80  Fuß  vor.  Geräuschvolle 
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und  lästige  Betriebe  waren  allgemein  im  Bereich  des  Grachtengürtels 
verboten,  in  dem  sich  die  städtebaulich  und  wohnungspolitisch  günstigen 
Verhältnisse  im  wesentlichen  durch  die  Jahrhunderte  auf  die  Dauer 
erhalten  konnten. 

Ganz  anders  gestalteten  sich  die  Verhältnisse  in  dem  gleichaltrigen 
Jordanbezirk.  Von  Anfang  an  wurden  die  Industrie  und  die  störenden 
Betriebe  dorthin  verwiesen  und  prägten  einem  Teil  des  Bezirks  ihren 
Charakter  auf.  Die  Stadtverwaltung  widmete  hier  der  Geländeauf- 
teilung nur  geringe  Aufmerksamkeit.  Vorschriften  über  die  Freihaltung 
von  Innenflächen  wurden  nicht  gegeben;  die  Grundbesitzer  waren  in 
der  Bebauung  und  Ausnutzung  der  Grundstücke  im  allgemeinen  un- 
behindert. Die  Besiedlung  trug  im  übrigen  kein  einheitliches  Ge- 
präge, sondern  zeigte  von  Anbeginn  erhebliche  Gegensätze.  Ein  Teil 
des  Jordan  entwickelte  sich  zu  einem  bürgerlichen  Wohnbezirk,  in 
dem  Familien  mittleren  und  höheren  Einkommens  sich  niederließen; 
ein  anderer  und  wohl  der  größere  Teil  dagegen  wurde  mit  Industrie- 
bauten, Speicherbauten  und  Kleinwohnungen  besetzt.  In  den  bürger- 
lichen Wohnstraßen  fanden  sich  die  guten  und  bis  ins  19.  Jahrhundert 
gut  gehaltenen  Wohnbauten  von  Kaufleuten  und  namentlich  von 
Doktoren;  auch  unter  den  Amsterdamer  Malern  zählte  der  Jordan  eine 
Reihe  berühmter  Namen  zu  seinen  Bewohnern,  insbesondere  Rem- 
brandt,  der  hier  seine  letzte  Wohnung  innehatte,  Hobbema,  du  Jardin- 
Th.  de  Keyzer.  Aus  anderen  Berufen  seien  Arnos  Comenius  und 
Professor  Ruysch  genannt.  Die  schmalen  Nebenstraßen  beherbergten 
die  minder  wohlhabende,  die  ärmere  und  die  ärmste  Bevölkerung. 
Auch  zahlreiche  Wohnungsstiftungen  und  Wohltätigkeitsanstalten 
waren  im  Jordan  gelegen.  „Wer  den  Jordan  durchschritt,  kam  in 
raschem  Wechsel  in  Berührung  mit  dem  Proletariat,  der  kleinen 
Bürgerklasse  und  dem  wohlhabenden  Bürgerstand“,  sagt  eine  ältere 
Schilderung  aus  dem  19.  Jahrhundert. 

Mit  dem  Wegzug  der  besseren  Mieterschaft  und  der  veränderten 
Benutzung  vormaliger  Industrie-  und  Speicherbauten  entwickelte  sich 
der  Jordan  seit  Ende  des  19.  Jahrhunderts  zu  einem  Bezirk  mit 
billigsten  Kleinwohnungen,  in  dem  der  Wohnungsverfall  und  die 
Wohnungsverwahrlosung  sich  ausbreiteten.  Zugleich  wurde  die  Aus- 
nutzung des  Bodens,  namentlich  der  Innenflächen,  eine  immer  ge- 
drängtere; die  Belegung  der  Gebäude  und  die  Wohndichte  steigerten 
sich  durch  Wohnungs-  und  Gebäudeteilung  (Abb.  2).  Von  dem  letzten 
Zustand  der  Umwandlung  dieses  Stadtteils,  der  14  807  Wohnungen 
mit  rund  64  000  Bewohnern  enthält,  gibt  uns  die  Veröffentlichung  des 
Wohnungsamts  einen  anschaulichen  Bericht. 

Betrachten  wir  zunächst  die  der  Amsterdamer  Schrift  beigege- 
benen, durchweg  bemerkenswerten  Abbildungen,  so  wird  der  Leser 
bei  manchen  unter  ihnen  auf  den  ersten  Blick  nicht  annehmen,  daß 
es  sich  um  Verfallwohnungen  handelt;  es  bedarf  bei  einzelnen  Bildern 
genaueren  Zusehens,  um  die  bau-  und  wohnungstechnischen  Mängel 
zu  erkennen.  In  ihrer  äußeren  Erscheinung  haben  die  Wohngebäude 
die  Form  des  Einfamilienhauses  beibehalten;  in  der  tatsächlichen  Aus- 
nutzung dagegen  wurden  sie  zu  Stockwerkbauten,  in  denen  jedes  Ge- 
schoß einer  Familie  zur  Wohnung  dient.  Die  Formen,  unter  denen  sich 
diese  Umgestaltung  vollzog,  lassen  sich  an  der  hier  wiedergegebenen 
Reihe  von  vier  Wohnhäusern  verfolgen,  die  nach  dem  Bericht  des 
Wohnungsamts  als  typisch  fiir  den  Jordan  zu  bezeichnen  sind  (Abb.  3). 
Der  erste  äußerliche  Eindruck  ist  kein  ungünstiger.  Prüfen  wir  indes 
genauer,  so  finden  wir  in  den  sechs  Hauseingängen,  die  ich  mit  den 
Buchstaben  a bis  f bezeichnet  habe,  bedeutsame  Unterschiede,  aus 
denen  wir  auf  die  Wandlungen  im  Innern  der  Häuser  schließen  können. 
Nach  holländischer  Sitte  haben  beim  Mehrwohnungshaus  das  Erd- 
geschoß und  das  Obergeschoß  getrennte  Hauseingänge.  In  unserem 
Fall  sind  diese  nun  bei  a,  c,  d und  f in  jeder  Weise  verschieden  von 
I)  und  e.  Die  erstgenannten  Eingänge  haben  eine  breitere  und  besser 
ausgestattete  Vortreppe,  die  Haustüren  sind  wesentlich  breiter  und 
mit  einer  stattlicheren  Umrahmung  versehen,  die  bei  b und  e fehlt. 
Der  Eintritt  ist  hier  so  eng,  daß  nach  dem  Bericht  des  Wohnungsamts 
„die  Haustüren  beim  Aufschlagen  nach  innen  der  Breite  nach  zu- 
sammengeklappt werden  müssen  wegen  der  Schmalheit  des  Raumes 
vor  der  dahinterliegenden  Innentreppe“.  Besonders  zu  beachten  ist 
endlich,  daß  bei  b und  e die  Mauerscheide  genau  auf  den  Scheitel  der 
Haustür  fällt.  Aus  allen  diesen  Umständen  ergibt  es  sieb,  daß  es  sich 
bei  unserer  Hausreihe  um  ursprünglich  bürgerliche  Einfamilien- 
häuser handelt,  die  mit  dem  Niedergang  des  Bezirks  zu  Stockwerk- 
wohnungen umgewandelt  wurden,  wobei  man  sich  begnügte,  zur  Zu- 
gänglichmachung des  Obergeschosses  im  Innern  die  steilen  Treppen 
bei  b und  e einzubauen.  Bei  einer  solchen  Hausteilung  müssen  sich 
ungünstige  Wohnungszustände  entwickeln.  Das  alte  Einfamilienhaus 
ist  auf  die  Geschoßteilung  in  keiner  Weise  eingerichtet;  die  nach- 
trägliche Anlage  notwendiger  Vorkehrungen,  wie  Abort;  Wasseraus- 
guß. Nebenräume,  Zugänge  u.  a.  m.  ist  schwierig  und  zum  Teil  nicht 
oder  nur  mit  erheblichem  Kostenaufwand  möglich.  Die  Instandhaltung 
der  schlecht  abgeteilten  Wohnungen  wird  von  Mieter  und  Hausbesitzer 
vernachlässigt;  die  Wohnung  gerät  in  Verfall  und  wird  bald  — so- 


Abb.  1.  Blick  vom  Turm  der  Westerkirche  Hach  Nordwest. 


lange  nicht  dringende  Wohnungsnot  besteht  — nur  noch  von  einer 
minder  guten  Mieterschaft  besetzt. 

Wie  wenig  die  Kleinwohnungen  des  Jordan  einer  zureichenden 
Hausteilung  entsprechen,  ergibt  sich  aus  der  Kepplerschen  Statistik. 
Unter  einer  Gesamtzahl  von  3670  Wohngrundstücken  befinden  sich 
nur  673,  in  denen  keine  Gemeinschaft  der  Treppen-  und  Zugaugsräume 
besteht;  ein  feuersicherer  Abschluß  dieser  gemeinsamen  Räume  ist  nur 
in  760  Fällen  vorhanden.  Betrachten  wir  die  Zugänge  allein,  so  ergibt 
sich  eine  gesonderte  Anlage  des  Zugangs  nur  bei  3707  = 26,1  vH  der 
Wohnungen,  wohl  meist  die  Erdgeschoßwohnungen  der  zu  Stockwerk- 
wohnungen umgewandelten  Wohngebäude.  Besonders  ungünstige  Ver- 
hältnisse finden  sich  in  den  Dachwohnungen,  deren  Zahl  1181  beträgt 
und  die  wohl  zum  großen  Teil  nachträglich  zur  Ausnutzung  des  Dach- 
bodens eingefügt  wurden.  In  528  = 44,8  vH  dieser  Wohnungen  fehlte 
die  Abortanlage,  während  Wasserleitung  in  418  Fällen  =35,4  vH  fehlte: 
die  Wohnungsinhaber  müssen  diese  Einrichtungen  in  anderen  Ge- 
schosseu  mitbenutzen.  Kellerwohnungen  wurden  insgesamt  noch  181 
gezählt;  im  Verhältnis  der  Gesamtzahl  nicht  mehr  als  eine  über- 
mäßige Ziffer  zu  bezeichnen,  wenn  auch  die  Benutzung  von  Keller- 
wohnungen, namentlich  hinsichtlich  Zimmerhöhe  und  Luftzufuhr, 
nicht  als  einwandfrei  gelten  wird. 

Die  Statistik  behandelt  in  32  Tabellen  die  Zustände  in  den  unter- 
suchten Wohnungen,  wobei  den  Zahlenreihen  jeweils  eine  übersicht- 
liche Darstellung  durch  graphische  Tafeln  beigegeben  ist.  Hervorzu- 
heben sind  die  eingehenden  Angaben  über  die  gesundheitlichen  Ver- 
hältnisse, über  die  Belichtung  und  Lüftung,  über  die  Räume  zum 
Schlafen  unter  Verwendung  der  in  Holland  üblichen  „festen  Bett- 
stellen“ und  Schlafverschläge  (s.  meinen  „Städtebau  in  Holland“,  S.  168), 
die  Wohnungsdichte  u.  a.  m.  Eine  Erwähnung  verdient  noch  die  Tabelle 
der  Mietpreisbewegung;  in  den  Wohnungen  des  Jordanbezirks  hat  von 
1909  bis  1917  — jede  bauliche  Aufwendung  ungerechnet  — eine  Miet- 
erhöhung von  durchschnittlich  8,56  vH  stattgefunden,  wobei  jedoch 
die  Steigerung  bei  den  Mieten  der  obersten  Stufe  nur  1,40  vH.  bei 
denen  der  untersten  Stufe  dagegen  10,58  vH  betragen  hat. 


Abb.  2.  Ausschnitt  aus  dem  Stadtplan. 

Maßstnb  1 : 2500.  Einzelwohmingen. 


Zentralblatt  dor  Bauverwaltung. 


219 


Nr.  35. 


Die  Schrift 
des  Amster- 
damer Woh- 
nungsamts bietet 
die  vielseitigste 
Anregung,  zu  der 
die  Beigabe  einer 
Reihenfolge  treff- 
lich gewählter 
Abbildungen  alt- 
städtischer Bau- 
weise wesentlich 
beiträgt.  Einige 
Einzelheiten 
möchte  ich  mei- 
nerseits noch 

hinzufügen.  Die 
Amsterdamer 
Untersuchung 
erstreckt  sich  in 
der  Hauptsache 
auf  ein  Gebiet, 
das  ich  als  das 
der  „unternor- 
malen Woh- 

nung“ bezeich- 
net habe.  Hier- 
Abb.  3.  Elandsgracht  93  bis  99.  bei  sind  zwei 

verschiedene 

Gesichtspunkte  zu  beachten:  in  solchen  Bezirken  ist  allerdings 
der  Wohnungszustand  schlecht,  aber  sie  enthalten  in  der  Groß- 
stadt den  stärksten  und  zunächst  unentbehrlichen  Bestand  der 
billigsten  Wohnungen.  Auch  im  Jordan  zählen,  was  der  Hervor- 
hebung bedarf,  nicht  weniger  als  6924  = 48,7  vH  der  Wohnungen, 
also  bereits  nahezu  die  Hälfte  aller  Wohnungen,  zu  den  untersten 
Mietstufen  der  niedrigen  Sätze  von  52  Fl.  bis  130  Fl.  (!)  Jahresmiete 
(=  88  Mark  bis  220  Mark  alte  Währung),  während  noch  weitere 
3827  Wohnungen  = 26,9  vH  der  Stufe  von  130  bis  182  Fl.  (=  220 
bis  310  Mark)  angehören.  In  den  folgenden  Stufen  fallen  die  Ziffern 
rasch;  Wohnungen  im  Mietwert  von  700  Fl  und  darüber  waren  ins- 
gesamt nur  115  vorhanden.  Es  handelt  sich  um  den  typischen  alt- 
städtischen Bezirk  mit  seinen  stets  verbunden  auftretenden  Er- 
scheinungen des  Wohnungsverfalls  und  der  billigsten  Mieten;  „gerade 
der  hochwertigste  Boden  der  Großstadt  ist  durchsetzt  von  unter- 
wertigen Bezirken,  die  die  billigstenWohnungen  der  Stadt  enthalten“ 
(Handbuch  des  Wohnungswesens,  4.  Aufl.,  S.  366  u.  653). 

Das  Schlagwort  der  „Citybildung“  hat  die  Fachkreise  lange  Zeit 
über  die  rein  wohnungspolitische  Bedeutung  der  Innenstadt 
getäuscht.  Das  19.  Jahrhundert  insbesondere  kannte  in  den  fest- 
ländischen Staaten,  seit  Napoleon  III.  während  der  Umgestaltung 
von  Paris  das  vorbildliche  System  des  „imponierenden“  Städtebaues 
aufstellte,  bei  den  Eingriffen  gegenüber  den  Mißständen  in  den  Alt- 
städten allgemein  nur  das  Mittel  der  Niederlegung.  Erst  spät  wurde 
man  gewahr,  daß  man  mit  der  Beseitigung  der  minderwertigen  Wohn- 
gebäude zugleich  einen  neuen  Notstand,  den  örtlichen  Mangel  an  Klein- 
wohnungen, herbeigeführt  hatte.  Die  Schrift  des  Amsterdamer  Woh- 
nungsamts vergegenwärtigt  uns  aufs  neue,  welche  Schwierigkeiten  die 
wohnungspolitiscbe  Behandlung  der  altstädtischen  Bezirke  zu  über- 
winden hat.  Die  Wohnungsnot,  die  heute  in  allen  Ländern  herrscht, 
wird  zweifellos  jeden  Eingriff  verbieten,  der  eine  wesentliche  Minde- 


rung der  zur  Zeit  vorhandenen  Wohnungen  zur  Folge  haben  würde. 
Es  wäre  bedauerlich,  wenn  unter  diesen  Umständen  der  Kampf 
gegen  den  Wohnungsverfall  erlahmte;  gerade  die  Niederlande  bieten 
in  den  neuerdings  geschaffenen  behördlichen  Befugnissen,  wie  nament- 
lich in  der  althergebrachten  Tätigkeit  gemeinnütziger  Organisationen 
die  Vorbedingungen  für  ein  wirkungsvolles  Vorgehen  gegenüber 
wohnungspolitischen  Mißständen,  und  als  einen  Mahnruf  zu  weiterem 
Handeln  wird  man  die  Amsterdamer  Veröffentlichung  betrachten 
dürfen  2) 

Zu  einer  anderen  Gegenwartsaufgabe,  die  heute  wohl  unterscbied- 
los  in  allen  Ländern  besteht,  nämlich  der  Haus-  und  Wohnungs- 
teilung, liefert  uns  die  Amsterdamer  Untersuchung  einen  beachtens- 
werten Beitrag.  Die  herrschende  Wohnungsnot  führt  allenthalben  zu 
Versuchen,  durch  verstärkte  Ausnutzung  und  Teilung  größerer  Haus- 
und Wohnungseinheiten  Kleinwohnungen  zu  beschaffen.  Die  Ent- 
wicklung des  Jordan  zeigt,  welche  schweren  Mißstände  eintreten 
müssen,  wenn  hierbei  nicht  durch  bestimmte  Maßnahmen  der  Ent- 
stehung des  Wohnungsverfalls  vorgebeugt  wird.3) 

Mögen  diese  Hinweise  in  einer  Zeit,  in  der  unsere  Teilnahme  zu- 
nächst durch  die  Sorge  um  Neubautätigkeit  und  Ansiedlung  bean- 
sprucht wird,  die  Erwägung  nahelegen,  daß  wir  die  wohnungspolitische 
Entwicklung  der  älteren  Gebäude  nicht  vergessen  dürfen;  jede  Ver- 
nachlässigung würde  hier,  namentlich  unter  dem  Druck  der  Wohnungs- 
not, rasch  zu  den  schwersten  Schädigungen  führen.  Die  Veröffentlichung 
des  Amsterdamer  Wohnungsamts  gibt  uns  für  dieses  Sondergebiet  des  alt- 
städtischen Wohnungswesens  Lehren  von  allgemeinster  Bedeutung,  und 
ihr  Studium  kann  den  Fachkreisen  angelegentlichst  empfohlen  werden. 

3)  Wegen  der  besonderen  Verhältnisse,  die  in  den  holländischen 
Großstädten  den  großen  Umfang  und  die  Bedeutung  des  Bestandes 
altstädtischer  Kleinwohnungen  verursachen,  s.  meinen  Städtebau  in 
Holland,  S.  96  u.  125;  über  die  eigenartigen  örtlichen  Organisationen 
zur  Bekämpfung  der  Wohnungsmißstände  vergl.  die  Schilderung  der 
einzelnen  Städte  und  die  Zusammenfassung  a.  a.  O.  S.  395.  Bezüglich 
der  wohnungspolitischen  Aufgaben  sei  insbesondere  hingewiesen  auf 
die  Schrift  von  H.  G.  van  Beusekom,  Beschouwingen  over  den 
woningnood,  Rotterdam  1920. 

3)  Unter  den  neueren  Gesetzgebungen  hat  sich  namentlich  die 
englische  mit  besonderen  Vorschriften  über  die  nachträgliche  Anlage 
von  Kleinwohnungen  befaßt.  Nach  dem  Wohnungsgesetz  von  1919 
kann  das  Grafschaftsgericht,  „wenn  ihm  glaubhaft  nachgewiesen  wird, 
daß  ein  Haus  als  Großwohnung  nicht  gut  vermietbar  ist,  dagegen 
nach  Aufteilung  zu  Kleinwohnungen  sich  gut  vermieten  würde“,  jede 
der  Aufteilung  entgegenstehende  Bestimmung  oder  Verfügung  auf- 
heben.  Die  Ortsbehörden  werden  ferner  ermächtigt,  Häuser,  die  zur 
Aufteilung  in  Kleinwohnungen  geeignet  sind,  freihändig  oder  im  Wege 
der  Enteignung  zu  erwerben  und  die  erforderlichen  Umbauten  aus- 
zuführen. Ist  ein  Hausbesitzer  bereit,  den  Umbau  selbst  zu  bewerk- 
stelligen, so  können  ihm  für  diesen  besonderen  Zweck  verzinsliche 
Darlehne  in  Höhe  der  Baukosten  (jedoch  höchstens  bis  zur  Hälfte  des 
ganzen  Grundstückswertes)  bewilligt  werden.  Der  Umbauplau  ist  der 
Behörde  vorzulegen,  die  bei  ihrer  Genehmigung  auf  die  Durchführung 
der  gesundheitlichen  und  wohnungspolitischen  Anforderungen  zu  achten 
hat.  Nach  Auskunft  des  Ministers  für  Gesundheitswesen  waren  bis 
4.  Dezember  1919  für  195  Häuser  Pläne  zur  Aufteilung  in  Geschoß- 
wohnungen eingereicht  und  zum  Teil  in  Angriff  genommen.  (Vergl. 
hierzu  Jabrg.  1920  d.  Bl.,  S.  208.)  In  Berlin  hat  sich  das  städtische 
Wohnungsamt  insbesondere  um  die  Instandsetzung  solcher  Wohnungen 
bemüht,  die  infolge  baulicher  oder  wohnungstechnischer  Mängel  un- 
bewohnbar oder  unbenutzt  waren.  Nachdem  die  Stadtverwaltung  für 
den  Zweck  der  „ Wohnreifmachung“  von  Räumen  größere  Geldmittel 
bewilligt  hatte,  wurden  vom  Dezember  1918  bis  April  1919  in  850  Fällen 
Zuschüsse  an  Grundbesitzer  in  Höhe  von  2,08  Mill.  Mark  gezahlt,  wo- 
durch 2630  Wohnungen  mit  6500  Räumen  hergerichtet  wurden. 


Hochhäuser  ohne  Eisengerippe. 

Von  0.  Leitholf  in  Berlin. 


Der  vom  Architekten  Dr.  German  Bestelmeyer  herrührende 
Entwurf  eines  solchen  Gebäudes,  der  für  den  Neubau  der  Reichs- 
schuldenverwaltung in  Berlin  erdacht  war,  gab  in  seiner  originalen 
Ausarbeitung  K.  Bernhard  Veranlassung  zur  Abfassung  seines  Auf- 
satzes „Hochhäuser  ohne  Skelett“  in  Nr.  7 d.  Bl.  vom  22.  Januar  d.  J. 
Der  preußische  Minister  für  Volkswohlfahrt  hat  mit  dem  Erlaß  vom 
3.  Januar  1921  (S.  48  d.  Bl.)  seine  grundsätzliche  Gegnerschaft  gegen 
die  Errichtung  hoher  Gebäude  aufgegeben.  Die  Erbauung  hoher  Ge- 
bäude ist  somit  auch  für  Deutschland  zu  einer  Tagesfrage  geworden, 
die  weitere  Besprechungen  rechtfertigt. 

Zunächst  ist  zu  bemerken,  daß  die  Verwendung  eines  Eisen- 
gerippes gegenüber  der  einfachen  Mauerkonstruktion  den  großen 
Vorzug  der  Raum-  und  Gewichtsersparnis  schafft,  der  unter  normalen 
Verhältnissen  stets  zur  Wahl  der  mit  Ziegel  ummantelten  Eisengerippe 
als  Tragwerk  führen  muß.  Bei  dem  in  Rede  stehenden  Gebäude  kam  die 
Verwendung  eines  Eisengerippes  aus  folgenden  Gründen  nicht  in  Frage. 

Einmal  war  der  Preis  des  Konstruktionseisens  damals  sehr  hoch, 


so  daß  die  Kosten  zu  groß  geworden  wären,  anderseits  war  Eisen 
seinerzeit  nur  schwer  erhältlich,  und  weiterhin  stand  der  Mangel  an 
Profilsteinen  für  die  Ummantelung  des  Eisens  hindernd  im  Wege. 
Endlich  war  der  mit  Rücksicht  auf  Kostenersparnis  sehr  begreifliche 
Wunsch,  die  auf  der  Baustelle  in  erheblichen  Mengen  zur  Verfügung 
stehenden  Abbruchziegel  zu  verwenden,  für  die  Errichtung  eines  Ziegel- 
baues ausschlaggebend. 

In  dem  genannten  Aufsatz  wird  nun  die  Auffassung  vertreten, 
daß  die  Standfestigkeit  des  Bauwerks  gegen  Winddruck  und  die 
Aussteifung  nur  durch  ausreichende  Querschnittabmessung  der  in  der 
gebogenen  Wand  liegenden  Pfeiler  einer  jeden  Fenslerachse  erreicht 
werden  können,  so  daß  eine  unmittelbare  Übertragung  der  Windkräfte 
erfolgt.  Im  Gegensatz  hierzu  ist  aber  auch  die  Auffassung  der  Über- 
tragung der  Windkräfte  durch  die  Decken  auf  die  Treppenhäuser  be- 
rechtigt. Abb.  2,  S.  42  des  Aufsatzes  zeigt  schon  die  nachträglich  er- 
heblich verstärkte  Gestaltung  der  Treppenhäuser,  wie  sie  dem  Archi- 
tekten vom  Verfasser  dieser  Zeilen  vorgeschlagen,  der  gleichfalls  zur 
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statischen  Begutachtung  des  Entwurfs  herangezogen  wurde.  Diese 
Treppenhäuser  genügen  allein  schon  für  die  Aufnahme  und  Über- 
tragung der  Windkräfte  in  die  Grundbauten.  Hierzu  sei  noch  folgen- 
des bemerkt. 

Die  vorgesehenen  Hohlziegeldecken  mit  Eiseneinlage  und  Beton- 
druckschicht wirken  bezüglich  der 
Übertragung  ihrer  lotrechten  Lasten 
als  Träger  auf  vier  Stützen,  die  durch 
je  zwei  Front-  und  Flurwände  gebildet 
werden.  Nur  diejenigen  Teile  dieser 
Decken,  soweit  sie  einerseits  in  die 
Frontwände  eingreifen  und  anderseits 
die  Flurwände  durchdringen,  sollten 
in  Beton  ausgeführt  werden,  weil 
hierdurch  gegenüber  der  teilweisen 
Ausführung  dieser  Teile  in  Hohl- 
ziegeln die  volle  Tragfähigkeit  der 
Wände  erhalten  und  die  Möglichkeit  bei  den  Frontwänden  gegeben 
wurde,  dort  die  Eiseneinlagen  einzubringen,  welche  für  die  Eignung 
der  Deckenplatten  in  ihrer  Gesamtheit  als  wagerechte  Versteifungsträger 
zur  Aufnahme  und  Übertragung  der  Windkräfte  in  die  Treppenhäuser 
erforderlich  waren.  Diese  durch  Eiseneinlage  gesicherten  Betonring- 
stücke der  Decken  in  beiden  Frontwänden  wirken  bei  der  Wind- 
kraftübertragung wie  die  Gurtungen  vollwandiger  Träger  (Ahh.  1). 

In  gleicher  Weise  war  die  Ausbildung  der  Flurringstücke  ab  cd 
der  Treppenhäuser  (Abb.  3)  gedacht,  die  bei  ungleicher  Belastung 
ihrer  mit  den  Deckenscheiben  verbundenen  freien  Enden  die  Wind- 
kräfte in  die  Wände  der  Treppenhäuser  zu  verteilen  haben.  Letztere 
verlangen  bei  den  reichlichen  Tiefenabmessungen  besonders  ihrer 
Scheidewände  Dicken,  die  von  38  im  Obergeschoß  äußerst  nur  bis 
90  cm  im  Erdgeschoß  zunehmen. 

Unter  diesen  Voraussetzungen  waren  die  Pfeiler  der  Frontwände 
und  die  Flurwände  der  vier  Bauteile,  die  zwischen  den  Treppenhäusern 
liegen,  nur  für  Eigengewicht  und  Nutzlasten  zu  bestimmen,  die  bei 
Verwendung  der  nach  ihrer  Güte  gesonderten  Abbruchsteine  vom 
Obergeschoß  bis  zum  Erdgeschoß  in  den  Frontwänden  gleichfalls  von 
38  auf  90  cm,  in  den  Flurwänden  von  38  auf  64  cm  Dicke  zunehmen, 
wobei  für  die  Untergeschosse  nur  Hartbrandsteine  in  Kalkzement-Mörtel 
mit  höchstens  15  kg  Pressung  angesetzt  wurden.  Abb.  2 zeigt  einen 
Querschnitt  der  gleichmäßig  für  den  gesamten  Ringbau  ermittelten 
Wanddicken.  Bei  der  Bernhardschen  Berechnung  ergaben  sich  Dicken 
der  Frontwandpfeiler  im  Erdgeschoß  von  1,16  m bei  25,8  kg  (S.  44) 
größter  Pressung,  was  Klinkermauerwerk  voraussetzt;  hier  hätten  sich 
die  Wanddicken  im  Erdgeschoß  bei  gleicher  Pressung  auf  s/5  • 90  = 54  cm 
ermäßigt.  Klinker  standen  jedoch  der  Bauverwaltung  nicht  zur  Ver- 
fügung. 

Gegen  die  Anordnung  von  Fugen,  die  nach  dem  Aufsatz  das  Ge- 
bäude in  ganzer  Höhe  in  vier  voneinander  unabhängige  Teile  zerlegen 
(S.  42,  Abb.  3),  muß  aus  folgenden  Gründen  Stellung  genommen 
werden.  Die  Notwendigkeit  dieser  offenen  Fugen  wird  dabei  be- 
gründet mit  der  Rücksicht  auf  die  Ausschaltung  der  Einwirkungen 
des  ungleichen  Setzens  des  Gebäudes  und  den  Ausgleich  der  Längen- 
änderungen bei  Wärmeschwankungen.  Bei  der  im  vorliegenden 
Fall  vorhandenen  gleichmäßigen  lotrechten  Belastung  und  gleich- 
mäßigen Güte  des  Baugrundes  ist  der  erstere  Grund  m.  E.  nicht 
stichhaltig;  anderseits  kommt  der  letztere  Grund  nicht  in  Frage 
wegen  der  dem  Ziegelmauerwerk  innewohnenden  Eigenschaft,  infolge 
seiner  nahe  beieinander  liegenden,  nicht  überall  vollen  Mörtelfugen 
dem  Baukörper  die  Möglichkeit  der  elastischen  Formveränderungen 
zu  geben.  Für  diese  Annahme  spricht  das  Verhalten  von  Futter- 
mauern und  gemauerten  Viadukten  größter  Längenausdehnung,  hohen 
geschlossenen  Baugruppen  freistehender  Monumentalbauten,  Um- 
fassungswänden großer  Gasbehälter  u.  a. , bei  denen  während  jahr- 


zehntlangen. ja  teilweise 
während  jahrhundert- 
langen Bestehens  der 
Mangel  der  in  Rede 
stehenden  Dehnfugen  nie- 
mals zu  Schädigungen  der 
Baukörper  führte.  Ähn- 
lich verhalten  sich  eiserne 
Hallenbauten,  bei  denen 
der  Ausgleich  der  Längen- 
änderungen in  der  Längs- 
achse des  Gebäudes  allein 
durch  die  Verschraubung 
und  das  Spiel  der  Pfetten 
an  den  Bindern  und  die 
dadurch  möglichen  ge- 
ringen Verschiebungen  an 
den  Bindern  möglich  wird, 
wTeil  die  Verschraubung 
im  Gegensatz  zur  Ver- 
nietung stets  Längenände- 
rungen in  den  bequem 
weiten  Löchern  zuläßt. 
Abweichend  hiervon  ver- 
halten sich  Betonausfüh- 
rungen, für  die  nach  den 
vorliegenden  neueren  Er- 
fahrungen Dehnfugen 
schon  in  15  m Abstand 
voneinander  gefordert 
werden.  Ferner  würde  die 
Anordnung  der  oben  er- 
wähnten vier  Fugen  den 
Bau  in  seiner  Ausführung 
und  Instandhaltung  erheb- 
Abb.  2.  Querschnitt.  lieh  verteuern  und  ihn 

■weiterhin  in  sei- 
ner Benutzung 
auch  beeinträch- 
tigen. 

Der  Bestel- 
meyersebe  Ent- 
wurf des  Hoch- 
hauses, der  leider 
nicht  zur  Ausfüh- 
rung gelangte, 
verwies  den 
Personen-  und 
Lastenverkehr 
(schwere  Akten) 
weniger  in  die 
Weite , sondern 
vorwiegend  in 
die  scbnellfab- 
renden  und  be- 
quemen Auf- 
züge; er  ermög- 
lichte die  Ein- 
schränkung der  bebauten  Fläche  auf  ein  Drittel  und  überließ  den 
Rest  des  zur  Verfügung  stehenden  Baublocks  der  Schaffung  von 
Parkanlagen,  die  dem  betreffenden  Stadtteil  fehlen.  Die  Ausführung 
des  Entwurfs  wäre  somit  nach  allem  in  ausgezeichneter  Weise  dazu 
angetan  gewesen,  den  Bau  von  Hochhäusern  die  Wege  zu  ebnen. 
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Rcicbshaushalt  für  1921. 


(Fortsetzung  aus 

Reicliseiseiibahn  Verwaltung. 

Noch  Zweigstelle  Preußen -Hessen. 

Eisenbahndirektion  Trier. 

Übertrag  von  Seite  216  1 530390  000 


Bau  einer  Nebeneisenbahn  von  (Wengerohr)  Wittlich 

nach  Daun  (8  910  000) 40000 

Herstellung  einer  zweigleisigen  Verbindung  zwischen 
den  Bahnhöfen  Hillesheim  (Linie  Dümpelfeld — Lissen- 
dorf)  und  Gerolstein  nebst  selbständiger  Einführung 
derBahn  von  Prüm  in  den  Bahnhof  Gerolstein  (6560000)  300  000 

Anlage  eines  zweiten  Gleises  auf  der  Strecke  Türkis- 
mühle— Nonnweiler  (2  050000) 250  000 

Bau  einer  Nebeneisenbahn  von  Irrel  nach  Igel(92Ö9000)  100  000 


Zu  übertragen  1531080  000 


Nr.  34,  statt  Schluß.)  Übertrag  1 531  080000 


7S6.  Herstellung  des  dritten  und  vierten  Gleises  auf  der 

Strecke  Trier  Hbf.— Karthaus  (4  047  000) 600  0O0 

787.  Bau  einer  Nebeneisenbahn  von  Simmern  nach 

Gemünden  (15377000) '.  . . . 3500000 

788.  Desgl.  von  Neuerburg  nach  Bitburg  (8  373  000)  . . 1000O00 

789.  Bau  einer  Haupteisenbahn  von  Neuwied  nach  Koblenz 

und  einer  Eisenbahn  von  Karden  nach  Neef  (112000000)  15  000 000 

790.  Herstellung  des  dritten  und  vierten  Gleises  auf  der 

Strecke  Trier  Hbf. — Ehrang  (38  613  000) < 000  000 


791.  Ergänzung  und  Verbesserung  der  Lüftungsanlage  des 

Kaiser- Wilhelm-Tunnels  bei  Kochern  (1  262  000)  . . 355000 

792.  Beseitigung  der  Wegeübergänge  in  km  77,1  der  Mosel- 

bahn Koblenz — Trier  und  in  km  0,5  und  0,7  der 
Strecke  Wengerohr — Wittlich  (180  000) 140  000 


Zu  übertragen  1 558  675  000 


fllr.  35. 
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Übertrag  1 558  675  000 


798.  Umbau  des  Bahnhofs  Simmern  (7  788  000)  ....  .3000000 

794.  Herstellung  eines  Überholungsgleises  auf  Bahnhof 

Daufenbach  (2  813  000) 1 040  000 

795.  Erweiterung  des  Bahnhofs  Hetzerath  (187  000)  . . . 90  0U0 

796.  Desgl.  der  Bahnhofsanlagen  in  Ehrang  und  Trier 

(9  469  000) 4 000  000 

797.  Ausbau  des  Bahnhofs  St.  Thomas  (1  004  000)  . . . 600  000 

798.  Erweiterung  der  Hauptwerkstätte  Konz  (3  978  000)  . 1000  000 

799.  Herstellung  stärkerer  Brücken  über  die  Lieser  und 

Salm  in  km  78,3  und  85,8  der  Moselbahn  (289  000)  . 200  000 

800.  Neubau  eines  Gesohäftsgebäudes  für  die  Eisenbahn- 
direktion Trier  (18  037  000) 4 100  000 


Ü bertrag  1 3 1 54  6 00*  t 


Lokalbahnen : 

18.  Kaiserslautern- Westbahnhof — Lampertsmühle  — Rei- 
chenbach (6  000  000) . . 100  000 

19.  Holenbrunn  - Selb  (2  141  000) 1 000 

20.  Gasseldorf — Behringersmühle  (25  784  000)  . . . . 7 800  000 

21.  Sei bitz— Helmbrechts  (21  500000) 7 000000 

22.  Kaufbeuren — Schongau  (36  380  000) 13  200000 

23.  Oggersheim-Rheinvorland  bei  Ludwigshafen  (8024000)  1 570  000 

24.  Zwiesel — Bodenmais  (35  500  000) 9 000  000 

25.  Eisenberg — Enkenbach  (85  000  000) 9 000  000 

Sonstige  Bauausführungen: 

26.  Erweiterung  des  Güter-  und  Umstellbahnhofs  Landau 

i.  d.  Pfalz  (4  400  000) 341  000 


*801.  Einrichtung  einer  neuen  Fernsprechzentrale  für  das 
neue  Verwaltungsgebäude  der  Eisenbahndirektion 

Trier  (1  800  000) 500  000 

*802.  Beschaffung  einer  Achsschenkelschleifmaschine  für  die 

Hauptwerkstätte  Trier  (693  000) 600  000 


Für  alle  Eisenbahndirektionen  der 
Zweigstelle  Preußen  - Hessen. 

803.  Herstellung  von  elektr.  Sicherungsanlagen  (51  600  000)  2 000  000 


*804.  Herstellung  von  Fernsprechverbindungen  zwischen  den 
Eisenbahndirektionen  untereinander  und  der  Zentral- 
behörde (7  000  000) . . . 7 000  000 

Summe  1 582  805  000 


Zweigstelle  Bayern. 


A.  Frühere  Laudesbewilligungeu. 

1.  Herstellung  eines  Hauptumstellbahnhofs  Nürnberg 

und  Umbau  des  bestehenden  Hauptbahnhofs  Nürnberg 
(8  832  000) 

2.  Beseitigung  schienengleicher  Überfahrten,  Gruppe  9, 

Überführung  der  Sigmundstraße  in  Nürnberg-Doos 
(2540000) 

3.  Erweiterung,  Umbau  u.  Zentralisierung  von  Stationen, 

Stationserweiterungsgruppe  9 (12  852  000) 

4.  Zweigleisiger  Ausbau  der  Hauptbahnlinien  Eben- 
hausen— Ritschenhausen,  Großhesselohe — Deisenhofen 
und  München  Ost- Schwaben,  Gruppe  10  (10  993  000) 

5.  Umbau  der  Lokalbahn  Gemünden — Hammelburg  und 

Neubau  der  eingleisigen  Hauptbahn  von  Hammelburg 
nach  Bad  Kissingen  (54  000  000) 

6.  Beseitigung  schienengleicher  Überfahrten,  Gruppe  10, 

Ersatz  Sieboldstraßenüberfahrt  durch  eine  4 m weite 
Fußwegunterführung  in  Station  Würzburg  Süd 
(2  733  000) 

7.  Erweiterung, Umbau  und  Zentralisierung  von  Stationen, 

Stationserweiterungsgruppe  10,  Fortsetzung  der  Bau- 
arbeiten : a)  Lindau  10  018  000  Jt,  b)  Maisach  900  000  Jt 
(37  256  000) 

8.  Zweigleisiger  Ausbau  der  Hauptbahnlinie  Nürnberg- 

Mögeldorf— Amberg,  Gruppe  11,  Fortsetzung  der  Bau- 
arbeiten: a)  Amberg  3 770  000  Jt,  b)  Hartmannsdorf 
800  000  Jt  (15  176  OuO) 

9.  Erweiterung,  Umbau  und  Zentralisierung  von  Stationen, 
Stationserweiterungsgruppe  11,  Fortsetzung  der  Bau- 
arbeiten: a)  Memmingen  382  000  Jt,  b)  Regensburg 
West  29800)0,/#,  c)  Lambrecht  2590000 Jl,  d)  Maisach 
2500ÜOOJT,  e)  Biebermühle  200  000  «Ä  (61  967  000).  . 

10.  Telephon-  und  Streckenblockanlagen  (7  052  000)  . . 

11.  Erweiterung,  Umbau  undZentralisierung  von  Stationen, 

Stationserweiterungsgruppe  12,  Fortsetzung  der  Bau- 
arbeiten: a)  München  Hbf.  11  213  000,/#,  b)  München 
Ost  23  600  000  Jl,  c)  Kaiserslautern  Umstellbahnhof 
30  640  000  ^#,  d)  Neustadt  a.  d.  H.  5 000  000  Jl 
(236  211  000) 
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70  453  000 


12.  Viergleisiger  Ausbau  der  Bahnstrecke  Ludwigshafen 

a.  Rhein— Oggersheim,  Gruppe  14  (1  760  000)  . . . 698  000 

13.  Neubauten  zu  maschinentechnischen  Zwecken, 

Gruppe  10:  Restarbeiten  an  der  Hauptwerkstätte 
Nürnberg  Umstellnahnhof  (11  431  000) 681  000 

14.  Einführung  des  elektrischen  Betriebs  auf  den  Staats- 

eisenbahnen: Bahnstrecke  Salzburg  - Reichenhall  — 
Berchtesgaden  (Baggeranlage)  (8  850  000) 2 088  000 

15.  Neueinrichtung  von  elektrischen  Beleuchtungsanlagen, 

Gruppe  10:  Stationen  Nürnberg-Doos  und  Landshut 
(1230000).  . 165000 

16.  Neu-  und  Erweiterungsbauten  zu  maschinentechni- 

schen Zwecken,  Gruppe  11:  Lokomotivschuppen  im 
Bahnhof  Bamberg  (4  800  000) 800  000 

17.  Desgl.,  Gruppe  12:  Personenwagenwerkstätte  Neu- 
aubing (49  000  000) 14  433  000 


Zu  übertragen  131  546  000 


B.  Bewilligungen  des  Reichs. 


Eisenbah n dir ektion  A u g s b ur g. 

27.  Stationserweiterung  Geitendorf  einschließlich  Wasser- 
entnahmevorrichtung (4  000000)  91)0  00*) 

28.  Neue  Lokomotivwerl<stätte  Augsburg  (9  146  000)  . . 3 700  000 

29.  Neubau  eines  Dienstgebäudes  in  der  Betriebswerk- 

stätte Augsburg  zur  Schaffung  von  Waschgelegen- 
heiten (1  566  000) 1 236  000 

30.  Teilweise  Herstellung  der  Erdarbeiten  für  zwei  weitere 
Gleise  zwischen  Augsburg  und  Augsburg-Oberhausen 

(242  000) 88  000 

31.  Errichtung  einer  Abzweigstation  in  Kempten  Ost 

(1  320  000) 845  000 

32.  Entwässerung  und  Pflasterung  des  Ladehofs  in  Neu- 

ulm  (313000)  _.  166  000 

33.  Staatsstraßenunterführung  in  km  5,183  der  Bahnlinie 

Kempten— Ulm  bei  Binzenried  (495  000) 330  000 

34.  Vergrößerung  der  Wagenreparaturwerkstätte  Augs- 
burg (13  657  000) 3 536  000 

35.  Verlegen  der  Bahnlinie  Kempten — Pfronten  zwischen 

km  14,6  und  16,0  (836  000) 583  000 

36.  VergrößerungderWagenreparaturwerkstättei.Kempten 

(4  620  000) 2 888  000 

37.  Zentralisierung  des  Bahnhofs  Lindau  Stadt  (6  000  000)  1 000  000 

38.  Desgl.  Memmingen  (8100  000) 900  00) 

39.  NeueLokomotivremise  im BahnhofSchongau  (3819000)  2 864  000 

40.  Erweiterung  der  Station  Babenhausen  (282  000)  . . 282  000 

41.  Überdachung  eines  Arbeitsgleises  im  Bahnhof  Buchloe 

(220  000) 220  000 

42.  Umbau  d.  Stromerzeugungsanlage  in  Buchloe  (165  000)  165  000 

43.  Erweiterung  der  Station  Burgau  (473  000)  ....  473000 

44.  Verlegen  der  Reparaturgleisanlage  und  Umbau  des 

Exerzierhauses  des  vorm.  12.  Inf.-Regts.  in  eine  Wagen- 
reparaturwerkstätte im  Bahnhof  Neuulm  (592  000)  . 592  000 

Eisenbahndirektion  Ludwigshafen. 

45.  Doppelgleisiger  Ausbau  der  Linie  Kaiserslautern- 

Enkenbach  (44  000  000) 2 500  000 

46.  Schaffung  von  Zollabfertigungsgebäuden  in  Bruch- 
mühlbach (748  00O) 264000 

47.  Einführung  von  Ausfahrsignalen  auf  der  Bahnlinie 

Germersheim — Zweibrücken  (880  000) 680  000 

48.  Anlage  neuer  Putzgraben-  und  Entschlackungsanlagen 

bei  der  Betriebswerkstätte  Ludwigshafen  (517  0U0)  . 242  000 

49.  Erweiterung  der  Personenwagenreparaturwerkstätte 

in  der  Hauptwerkstätte  Ludwigshafen  (385  000)  . . 135  000 

50.  Errichtung  einer  Bekohlungsanlage  und  Wasserent- 

nahmevorrichtung mit  Hochbehälter  im  Bahnhof 
Pirmasens  (275  000) 115  000 

51.  Erweiterung  der  Güterhalle  in  Rockenhausen  (176  000)  55  000 

52.  Ausbau  der  Stellwerkanlage  in  Zweibrücken  (1 320000)  935  000 

53.  Errichtung  eines  Übernachtungsgebäudes  in  Zwei- 
brücken (1  265  000) 545  000 

54.  Erweiterung  des  Betriebshauptgebäudes  in  Zwei- 
brücken (3  520  000) 3 058  000 

55.  Neubau  eines  Werkstättengebäudes  im  Bahnhof  Zwei- 
brücken (319  000) 99  000 

56.  Erweiterung  der  Ladeanlagen  des  Bahnhofs  Berg 

(650  000) 650  000 

57.  Entwässerung  des  Heiligenbergtunnels  der  Bahnlinie 

Ludwigshafen — Homburg  (3  300  000) 300  000 

58.  Erweherung  der  Wagen werkstätte  in  der  Hauptwerk- 
stätte Kaiserslautern  (20  000  000) 10  000  000 

59.  Umbau  des  Bahnhofs  Landstuhl  (19  735000)  . . . 1000000 

60.  Erweiterung  des  Bahnhofs  Böhl-Iggelheim  (500  000)  . 500000 

61.  Desgl-  der  Station  Kontwig  (691  0U0) 691000 

62.  Wasserreinigungsanlage  für  Hauptbahnhof  Ludwigs- 
hafen (550  000) 550  000 

63.  Blockabhängigkeit  zwischen  Posten  163  und  Stell- 
werk 10  in  Ludwigsbafen,  Umstellbahnhof  (205  000)  205  000 

64.  Gleisänderungen  im  Umstellbahnhof  Ludwigshafen 

(550  000) '550  000 


Zu  übertragen  223  400  000 
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Übertrag  223  400000 


05.  Bau  einer  Sackhalle  am  Winterhafen  im  Bahnhof 

Ludwigshafen  (731 000) 731 000 

06.  Neue  Auskocherei  in  der  Lokomotivwerkstätte  im 

Bahnhof  Ludwigshafen  (528  000)  . 528  000 

07.  Siederohrreinigung  und  Warmwasserauswaschvorrich- 

tung  für  die  Betriebswerkstätte  Ludwigshafen  (260000)  260  000 

68.  Erweiterung  der  Station  Waldmohr  (550000)  . . . 550  000 

09.  Desgl.  des  Bahnhofs  Weisenheim  a.  S.  (330  000)  . . 330000 

Eisenbahndirektion  M iin  ch  en. 

70.  Erbauung  der  Montierungshalle  für  elektrische  Loko- 
motiven in  Freilassing  (4  950  000) 3 300  000 

71.  Erweiterung  der  Station  Freising  (10  500000)  . . . 1 500000 

72.  Einführung  des  elektrischen  Betriebs  auf  der  Gar- 
mischer und  Holzkirchner  Liniengruppe  (353100  000)  50  000  000 

73.  Erweiterung  der  Station  Grafing  (5  100  000)  ....  400000 

74.  Neue  Betriebswerkstätte  in  München  Ostbahnhof 

(59  000  000) 9 215  000 

75.  Verlegung  des  Bahnhofs  Bad  Tölz  (12  997  000)  . . . 1 570  000 

76.  Erweiterung  der  Station  Weilheim  (8  525  000)  . . . 2 160  000 

77.  Desgl.  Eichstätt  Stadt  (600  000) 380  000 

78.  Umbau  der  Stellwerkanlage  i.  d.  Station  Endorf  (589  000)  50000 

79.  Viergleisiger  Ausbau  Gauting — Starnberg  (3  937  000)  1700  000 

80.  Erweiterung  der  Station  Hexenagger  (472  000)  . . . 291000 

81 . Desgl.  d.  nördlichen  Lokomotivremise  in  Ingolstadt  Hbf. 

(950  000) 236000 

82.  Errichtung  freistehender  südlicher  Lokomotivschuppen 

in  Ingolstadt  Hbf.  (980  000) 286  000 

83.  Herstellung  zweier  Putzgrabengleise  mit  Wasserkranen 

und  neuem  Lokomotivgleis  der  Betriebswerkstätte 
Ingolstadt  (880  000) 606  000 

84.  Neue  Putzgrabenanlage  bei  der  Betriebswerkstätte  I 

in  München  Hbf.  (700  000) 233  000 

85.  Errichtung  von  Unterkunftbaracken  in  München  Hbf. 

(330  000)  44  000 

86.  Doppelgleisiger  Ausbau  der  Bahnlinie  München-Laim— 

Al  lach  (350  000) 20  000 

87.  Desgl.  München-Laim — Moosach  (290  000) 40  000 

88.  Desgl.  Freimann— Milbertshofen  (233  000)  ....  13000 

89.  Herstellen  des  Baugeländes  zu  Werkstättenerweiterun-  ' 

gen  in  Neuaubing  (1  100  000) 160  000 

90.  Vergrößerung  der  Dreherei  in  der  Betriebswerkstätte 

Rosenheim  (198  000) 27  000 

91.  Neue  Dampfheizanlage  in  der  Betriebswerkstätte 

Rosenheim  (220  000) 44  000 

92.  Errichtung  einer  Wagenreparaturwerkstätte  in  Rosen- 
heim (831  000) 468  000 

93.  Umbau  der  Stellwerkanlage  in  der  Station  Solnhofen 

(700  000) 260  000 

94.  Erwerbung  der  Heeresverpflegungsanstalt  in  Ingol- 

stadt Hbf.  und  Umbau  derselben  zu  einer  Starkstrom- 
werkstätte mit  Magazinen  und  zu  einer  Unterkunft- 
baracke für  die  Station  Treuchtlingen  (170  000)  . . 35  000 

95.  Erweiterung  der  Station  Uffing  (330  000) 106  000 

96.  Erweiterung  des  Bahnhofs  Allach  (4  550  000)  ...  2 000  000 

97.  Desgl.  d.  Station  Höbenkirchen-Siegertsbrunn  (550000)  215  000 

98.  Errichtung  einer  Nebenwerkstätte  für  elektrische  Loko- 
motiven in  Garmisch-Partenkirchen  (4  400  000).  ..  . 2 000  000 

99.  Erweiterung  der  Hauptwerkstätte  Ingolstadt  für  die 
Lokomotivinstandsetzung  (68  600  000)  ......  10000000 

100.  Einrichtung  eines  Betriebsschuppens  mit  Werkstätte 

f.  elektrische  Lokomotiven  i.  München  Hbf.  (22  000  000)  3 000  000 

101.  Errichtung  einer  Hauptwerkstätte  für  elektrische 

Lokomotiven  bei  München  (66  000  000) 2 000  000 

102.  Erbauung  einer  Lokomotiv-Nebenwerkstätte  I in 

München  Hauptwerkstätte  (33  400  000) 2 000000 

103.  Desgl.  einer  Lokomotiv-Aufbauhalle  III  in  München 

Hauptwerkstätte  (11000000) 1500  000 

104.  Neubau  eines  Modellschuppens  mit  Modellschreinerei 

in  München  Hauptwerkstätte  (6  360  000) 1 080  000 

105.  Erweiterung  der  Betriebswerkstätte  Treuchtlingen 

(5  680  0U0) 2 182  000 

106.  Einführung  des  elektrischen  Betriebs  auf  der  Strecke 

München — Regensburg  (297  000000) . 40  000  000 

107.  Erweiterung  der  Station  Haifing  (326  000)  ....  326000 

108.  Umbau  der  Abortanlagen  bei  den  zwei  Maschinen- 
häusern in  der  Betriebswerkstätte  Ingolstadt  (176  000)  1 76  ( >00 

109.  Errichtung  einer  Wagenreparaturhalle  in  der  Betriebs- 
werkstätte Ingolstadt  (220  000) 220  000 

110.  Schaffung  neuer  Fahrstraßen  und  Umbau  des  Stell- 
werks II  in  München  Süd  (805  O00) 805  000 

111.  Umbau  der  Bekohlungsanlage  im  Bahnhof  München- 

Laim  (1000  000) 1000000 

112.  Kohlenschuppen  für  Werkstätteninspektion  II  in 

München  Hbf.  (183  000) 183  0n0 

1 13.  Stockwerkaufbau  auf  den  westlich  der  Kesselschmiede 
gelegenen  Kohlenschuppen  und  Ausbau  desselben  bei 

• der  Werkstätteninspektion  II  in  München  Hbf. (820000)  820  000 


.Zu  übertragen  368  510  000  I 


Übertrag  368  510000 


114.  Anbau  an  die  Kesselschmiede  der  Werkstätten- 
inspektion II  in  München  Hbf.  (506  000) 506  000 

115.  Desgl.  an  die  alte  Aufbauhalle  der  Werkstätten- 
inspektion II  in  München  Hbf.  (1  500  000)  ....  1 500000 

116.  Desgl.  an  das  Farbenmagazin  in  der  Werkstätten- 
inspektion III  in  München  Hbf.  (220  000) 220  000 

117.  Aufbau  des  Anheizhauses  IV  für  Wasch-  und  An- 
kleideräume  des  Personals  der  Betriebswerkstätte  I 

in  München  Hbf.  (322  000) 322  000 

118.  Preßluftleitung  vom  Olmagazin  zu  d.  Anheizhäusern  II, 

IV  und  V in  München  Hbf.  (235  000) 235  000 

1 19.  Umbau  und  Erweiterung  der  Lokomotivbesandung 

für  die  neue  Putzgrabenanlage  in  München  Haupt- 
bahnhof (367  000) ^ 367  000 

120.  Niederdruckdampfheizungsanlage  an  Stelle  der  ver- 
alteten Heißwasserheizungsanlage  im  Betriebsgebäude 

des  Bahnhofs  München  Ost  (243  000) 243  000 

121.  Übernahme  des  ehemaligen  militärischen  Bureau- 

gebäudes und  der  Güterhalle  des  Materialdepots  im 
Bahnhof  München  Ost  (265  000) 265  000 

122.  Erbauung  einer  Wagen  reparaturhalle  im  Bahnhof 

Mühldorf  (235  000) 235  000 

123.  Einbau  von  Wasch  Vorrichtungen  in  der  westlichen 

Wagenreparaturwerkstätte  in  Hauptwerkstätte  Neu- 
aubing (410  000) 410  000 

124.  Neue  Torfladerampe  i.  Bahnhof  Ostermünchen  (649000)  649  000 

125.  Herstellung  einer  Bekohlungsanlage  bei  der  Betriebs- 
werkstätte Rosenheim  (400  000) 400  000 

126.  Erweiterung  des  Bahnhofs  Seeshaupt  (980  000)  . . . 980  000 

127.  Überdachung  des  Raumes  zwischen  Wagenmontierung 
und  Schmiede  in  der  Betriebswerkstätte  Treuchtlingen 

(367  000) 367  000 

Eisenbahndirektion  Nürnb erg. 

128.  Erweiterung  der  Station  Feucht  (2  460  000)  ....  1 000000 

129.  Desgl.  Forchheim  (630  000) 34  000 

130.  Fortsetzen  d.  Bauarbeiten  am  neuen  Verkehrsmuseum 
u.  Erweiterung  d.  Amtsgebäudes  d.  Eisenbahndirektion 
Nürnberg  zwecks  Herstellung  eines  Verbindungsganges 

von  diesem  zum  Verkehrsmuseum  (10  625  000)  . . . 5 955  000 

131.  Erweiterung  der  Station  Oberkotzau  (7  500  000)  . . 500000 

132.  Desgl.  Stein  (6  900  000) 608  000 

133.  Verlängerung  der  Güterhalle  in  der  Station  Kronach 

(484  000) 352  000 

134.  Erweiterung  der  Güterabfertigung  in  Nürnberg  Hbf. 

(719  000) 31  000 

135.  Errichtung  einer  Güterabfertigung  Nürnberg  Süd 

(5  500  000) 4 400000 

136.  Erweiterung  der  Station  Nürnberg,  Umstellbabnhof 

(3  047  000) 2 222  000  - 

137.  Unterkunftbaracken  in  Nürnberg  Hbf.  (669  000)  . . 229  00n 

138.  Hochbauten  anläßlich  d.  Verlegung  d.  Bahnmeisterei 

Roßstall  nach  Stein  (375  000) 188(00 

139.  Zentralheizungsanlage  für  die  Arbeitshallen  der  Werk- 

stätteninspektionen I und  II  Nürnberg,  Hauptwerk- 
stätte im  Hauptbahnhof  (2  000  000) 25  000  < 

140.  Überdachung  von  Arbeitsplätzen  in  der  Betriebs- 
werkstätte Bamberg  (176  000)  .........  176000 

141.  Erweiterung  der  Station  Neumarkt  (Opf.)  (702  000)  . 702  000 

142.  Errichtung  und  Ausbau  von  Unterstandhütten  in 

Nürnberg  Umstellbahnhof  (200  000) 200  000 

143.  Schaffung  von  Unterkunftsräumen  im  Betriebshaupt- 
gebäude der  Station  Nürnberg  Hbf.  (170  000)  . . . 170  000 

144.  Erweiterung  der  Güterwagen werkstätte  bei  der  Haupt- 
werkstätte Nürnberg  (230  000) . 230  000 

145.  Vermehrung  der  Brausen  im  Arbeiterbad  der  Werk- 
stätteninspektion I der  Hauptwerkstätte  Nürnberg 

im  Hauptbahnhof  (120  000) 120000 

146.  Wasserversorgung  der  Betriebswerkstätte  Nürnberg 

Hbf.  (250000) 250000 

147.  Bauliche  Verbesserung  in  der  Betriebswerkstätte 

Nürnberg  Hbf.  (330000) 330  000 

148.  Verbreiterung  des  westlichen  Lokomotivschuppens  _ 1 

der  Betriebswerkstätte  Nürnberg  Hbf.  (170000)  . . 170000 

149.  Vergrößerung  der  Waschgelegenheiten  für  die  Werk- 

stättenarbeiter der  Betriebswerkstätte  Nürnberg  Um- 
stellbahuhof  (170000) 170000  I 

150.  Überdachung  von  Arbeitsplätzen  für  die  Ausbesse- 

rung der  Güterwagen  in  der  Betriebswerkstätte  Nürn- 
berg Umstellbahnhof  (20S  000) 20S  000  I 

151.  Aufbau  auf  das  Hauptmagazingebäude  für  Zwecke 

der  Materialinspektion  Nürnberg.  Hauptwerkstätte  im 
Hauptbahnhof  (220  000) • 220  000  I 

152.  Verlängerung  der  Güterhalle  in  Nürnberg- Schweinau 

(113  000)  . 113  000  ' 

153.  Einrichtung  eines  Fahrkartenschalters  am  Haltepunkt  _ I 

Reichelsdorfer  Keller  (165  000) 165  000  I 

154.  Erweiterung  der  Station  Vach  (1  720  000)  . . . . . 1 200  000  I 


Zu  übertragen  395  177  000 
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Übertrag  .'505  1 77  0 00 


Eisenbahndirektion  Regens  bürg. 

o ö 

155.  Erbauung  einer  Wageninstandsetzungswerkstätte  in 

der  Hauptwerkstätte  Weiden  (6  160  000) 1585  000 

156.  Erweiterung  der  Werkstätte  der  Betriebswerkstätte 

Landsbut  (380000) 380  000 

157.  Verbesserung  der  Leistungsfähigkeit  des  Bahnhofs 

Passau  (300000) 300  000 

158.  Herstellen  einer  Auf'bewahrungshalle  für  Fahrräder 
und  Kleider  bei  der  Betriebswerkstätte  Regensburg 

(145  000) 145  000 

159.  Umbau  der  Stromerzeugungsanlagen  in  Regensburg 

(325  000) ' 325  000 

IGO.  Erbauung  von  2 neuen  Nebengebäuden  im  Schwellen- 
werk Schwandorf  (385  000) 385  000 

. IG l . Erweiterung  der  Station  Waldkirchen  (500  000)  . . 500  000 

162.  Ausrüstung  der  bestehenden  Blockanlagen  in  der 
Strecke  Weiden — Hof  mit  je  einer  besonderen  Leitung 

zum  Blocken  und  Entblocken  (155  000) 155  000 

163.  Einbau  von  vier  Jalousie-Rostfeuerungen  in  die  Kessel- 
anlage der  Hauptwerkstätte  Weiden  (500  000)  . . . 500  000 

Eisenbahncl irektion  W ii rzbu r g\ 

164.  Mechanische  Bekohlungsanlage  in  Würzburg  Hbf. 

(2  600000) 427  000 

165.  Erweiterung  der  Gleisanlage  in  Aschaffenburg  Hbf. 

(4  219  000) 2 673  000 

166.  Errichtung  einer  Kantine  in  Aschaffenburg  Hbf. 

(275  000) 25  000 

167.  Desgl.  einer  Wagen reparaturwerkstätte  in  Aschaffen- 
burg (1  458  000)  133  000 

168.  Erweiterung  der  Station  Gerolzhofen  (1  515  000)  . . 935  000 

169.  Desgl.  Gnötzheim  (1  460  000) 1 108  000 

170.  Herstellung  eines  Güterzug- Abstellgleises  in  Station 

Goldbach  (1  118  000) 1018  000 

171.  Herstellen  von  Waschanlagen  bei  den  Lokomotiv- 

rotunden  in  Schweinfurt  Hbf.  (327  000) 30  000 

172.  Errichtung  einer  Kantine  für  das  Personal  der  Be- 
triebswerkstätte Schweinfurt  Hbf.  (182  000)  ....  17000 

173.  Desgl.  eines  Ubernachtungsgebäudes  in  Schweinfurt 

Hbf.  (420  000) 68  000 

174.  Erweiterung  der  Güterhalle  in  Schweinfurt -Sennfeld 

(319  000) 29  000 

175.  Desgl.  der  Wagenreparaturwerkstätte  in  Würzburg 

(2  189  000) 299  000 

176.  Desgl.  der  Station  Windsfeld-Dittenheim  (1331000)  . 1 166  000 

177.  Vermehrung  der  Einfahrgleise  in  Würzburg -Zell  Um- 

stellbahnhof  (1  547  000) 1 447  000 

178.  Herstellung  von  fünf  neuen  Richtungsgleisen  und  Ver- 

längerung von  zwei  bestehenden  Richtungsgleisen  in 
Würzburg-Zell  Umstellbahnhof  (5G20  000)  ....  3620000 

179.  Desgl.  von  drei  Ausfabrgleisen  in  Würzburg-Zell  Um- 
stellbahnhof (2  040  000) 1440  000 


Zu  übertragen  413  887  000 


Übertrag  113  887  000 


180.  Errichtung  einer  Lokomotivdrehscheibe  und  eines  Re- 

paraturschuppens mit  drei  Ständen  in  Würzburg-Zell 
Umstellbahnhof  (4470000) l870<J0n 

181.  Mechanische  Entschlackungsanlage  in  Würzburg  Hbf. 

(1600000) . . 1 50000U 

182.  Ankauf  und  Umbau  einer  Baracke  für  die  Kleider- 
und Schuhabgabestelle  in  Würzburg  Hbf.  (170  000)  . IG 000 

183.  Erweiterung  der  Lokomotivrotunden  der  Betriebs- 
werkstätte Würzburg  (1  265  000) 345  000 

184.  Überdachung  von  Arbeitsplätzen  in  der  Betriebswerk- 
stätte Würzburg  (400  000) 37  000 

185.  Herstellung  .gesonderter  Lokomotivgleise  für  die  Zu- 

und  Abfahrt  der  Lokomotiven  zu  und  von  den  Loko- 
motivschuppen in  Würzburg  Hbf.  (1209  000)  . . . 277  000 

1 8G.  Verbesserung  der  W asserentnahme  Vorrichtung  in  W Urz- 

burg  Hbf.  (1  937  000) 765  000 

187.  Errichtung  einer  Lokomotivinstandsetzungshalle  in 

Würzburg  Hbf.  (385  000) 22  000 

188.  Umbau  der  Wasserleitung  im  Bahnhof  Aschaffen- 
burg Hbf.  (520  000) 520  000 

189.  Neubau  eines  Dienstgebäudes  im  Kohlenhof  Aschaffen- 
burg (305  000) 305  000 

190.  Auswechslung  des  Bahnhofumschalters  nach  dem  Zen- 
tralbatteriesystem in  Aschaffenburg  Hbf.  (121000)  121000 

191.  Neue  Umladebühne  für  Eilgut  und  Erbauung  eines 

Aufenthaltgebäudes  für  das  Ladepersonal  im  Bahnhof 
Aschaffenburg  (176  000) 176  000 

192.  Umbau  der  Stromerzeugungsanlage  in  Aschaffenburg 

(215  000) 215  000 

193.  Verstärkung  des  Eisenüberbaues  der  Bahnbrücke  über 

die  Aisch  bei  km  34,452  der  Bahnlinie  Fürth — Rotten- 
dorf (745  000) 745  000 

194.  Auswechseln  des  Eisenüberbaues  der  Bahnbrücke  über 
den  Ehebach  bei  km  40,514  der  Bahnlinie  Fürth — 

Rottendorf  (250  000) 250  00o 

195.  Verbesserung  der  Wasserleitung  im  Bahnhof  Schwein- 
furt (275  000) 275  000 

196.  Umbau  der  Stromerzeugungsanlage  in  Würzburg  Hbf. 

(700  000) 700  000 

197.  Stockwerkaufbau  auf  das  Gebäude  der  Sicherungs- 
werkstätte in  Würzburg  Hbf.  (858  000)  . . . . . 858000 

198.  Neubau  einer  Werkstätte  für  Reparaturschlosser  der 

Betriebswerkstätte  Würzburg  (140  000) 140  000 

Für  alle  Eisenbahndirektionen  der 
Zweigstelle  Bayern. 

199.  Ausbau  neuer  Fernsprechlinien  (11  074  000)  ....  4 140000 

200.  Einführung  des  Vorsignaldoppellichtes  (12  645  000)  . 4 975  000 

201.  Einrichtung  elektr.  Beleuchtung  in  Stationen  (7  260000)  3 630  000 

202.  Desgl.  elektrischer  Signalbeleuchtung  (1  980  000)  . . 990  000 

(Schluß  folgt.)  Summe  439  259  000 


Vermischtes. 


Übernahme  des  preußischen  Finanzmiuisteriums  durch  deu 
Minister  Saeinisch.  Im  Festsaal  des  Finanzministeriums  in  Berlin  fand 
am  26.  April  die  Übergabe  der  Dienstgeschäfte  von  dem  bisherigen 
Finanzminister  Lüdemann  an  seinen  Amtsnachfolger  in  Gegenwart 
von  sämtlichen  Beamten  statt.  Minister  Lüdemann  verabschiedete  sich 
mit  herzlichen  Worten/indem  er  einesteils  darauf  hinwies,  in  wie 
schwierigen  Zeiten  ihm  die  Führung  der  preußischen  Staatsfinanzen 
anvertraut  war,  und  wie  es  doch  gelungen  wäre,  eine  neue  Ordnung 
anzubahnen;  das  sei  andernteils  der  hingebenden  Mitarbeit  der  Beamten 
zuzuschreiben,  wofür  er  insbesondere  seinem  Vertreter,  Staatssekretär 
Dr.  Weber  und  den  Ministerialdirektoren  seinen  Dank  ausdrückte.  Für 
die  Beamten  widmete  Staatssekretär  Weber  dem  scheidenden  Minister 
Abschiedsworte,  denen  sich  Minister  Saeinisch  mit  dem  Ausdruck 
der  Genugtuung  anschloß,  daß  er  mit  ihm  als  Abgeordneten  weiter 
zum  Wohl  des  Vaterlandes  würde  arbeiten  können. 

Minister  Saemisch  übernahm  dann  sein  neues  Amt;  er  sei  bei  der 
jetzigen  Neubildung  der  preußischen  Regierung  nur  schweren  Herzens 
dazu  bereit  gewesen,  wenn  er  an  die  schwere  Aufgabe  denke,  die  zur 
weiteren  Ordnung  der  Finanzen  in  den  gegenwärtigen  Verhältnissen 
der  Abhängigkeit  vom  Feindesbund  zu  leisten  wäre.  Er  habe  aber 
das  Amt  als  Beamter  zu  übernehmen  geglaubt,  um  seine  ganze  Kraft 
der  Sache  und  dem  alten  preußischen  Staat  zu  widmen.  Er  wolle  es 
auch  nicht  führen  etwa  mit  dem  Gedanken,  daß  die  neue  Regierung 
nur  von  kurzem  Bestand  sein  könnte , sondern  mit  vollem  Ver- 
antwortlichkeitsgefühl für  den  Aufbau  dauernder  Maßnahmen.  Sein 
Leitsatz  solle  der  Spruch  aus  der  preußischen  Vergangenheit  sein: 
Suum  cuique;  sein  Streben  werde  dahin  gerichtet  sein,  jedem  Beamten 
an  seiner  Stelle  die  möglichst  große  Selbständigkeit  zu  gewähren,  um 
so  die  Geschäfte  zu  dezentralisieren.  Besonderen  Wert  müsse  er  auf 


ein  verständnisvolles  Zusammenarbeiten  mit  den  Reichsbehörden 
legen,  deren  Zuständigkeit  so  vielfach  in  die  früher  größere  Selb- 
ständigkeit der  Länder  auf  finanziellem  Gebiet  eingreife.  Ergehe  mit 
Vertrauen  auf  seine  Mitarbeiter  an  die  Erfüllung  der  übernommenen 
Aufgabe  und  erwarte  das  gleiche  Vertrauen  von  jedem  einzelnen 
auch  zu  sich. 

Die  Würde  eines  Doktorilngenieurs  ehrenhalber  haben  Rektor 
und  Senat  der  Technischen  Hochschule  Dresden  auf  einstimmigen 
Antrag  der  Bauingenieur- Abteilung  dem  Geheimen  Baurat  Ernst  Toller , 
bisher  Vortragender  Rat  im  sächsischen  Finanzministerium  verliehen  in 
Anerkennung  seiner  Verdienste  als  Erbauer  neuzeitlicher  hervorragender 
und  mustergültiger  Bahnhofsanlagen,  insbesondere  der  Verschiebe- 
bahnhöfe Dresden-Friedrichstadt  und  Engelsdorf  sowie  des  Haupt- 
bahnhofs Leipzig. 

Wettbewerb  für  Vorentwürfe  zur  Ausgestaltung  des  Balmhof- 
vorplatzes  in  Stuttgart  (1920  d.  Bl.,  S.  476  u.  579).  Die  Stadtver- 
waltung hatte  in  Verbindung  mit  Eisenbahngeneraldirektion  und 
Straßenbahndirektion  einen  allgemeinen  Wettbewerb  ausgeschrieben, 
der  sich  erstreckte  auf:  Ausgestaltung  der  Plätze  am  neuen  Haupt- 
bahnhof in  verkehrstechnischer  und  künstlerischer  Hinsicht,  Leitung 
des  Straßenbahn-,  Einzelfahr-  und  Fußgängerverkehrs,  des  Fracht- 
verkehrs des  Güterbahnhofs,  Anordnung  und  Ausbildung  von  Verkehrs- 
inseln, Wartehallen,  Bedürfnisanstalten,  Masten  für  Beleuchtung  und 
Straßenbahnoberleitungen.  Verkaufstände  und  Reklame.  Ausgeschlossen 
war  die  in  der  Hauptsache  schon  festgestellte  Ausbildung  der  Platz- 
wände, eingeschlossen  jedoch  Vorschläge  für  die  künftige  Gestaltung 
der  Verkehrsanlagen  in  Großstuttgart  mit  weiterer  Umgebung  durch 
Vorortstraßenbahnen,  u.  U.  Straßenschnellbahnen,  Steilbahnen,  Auf- 
züge auf  die  hochliegenden  Stadtteile  und  dergl. 
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In  diesem  Wettbewerb  waren  24  Arbeiten  eingelaufen,  über  die  das 
Preisgericht  am  23.  u.  24.  April  beraten  und  die  folgende  Entscheidung 
getroffen  hat.  Es  wurde  zuerkannt:  der  erste  Preis  (6000  Mark)  dem 
Begierungsbaumeister  Luz  in  Tübingen,  Mitarbeiter  Diplomingenieur 
Schneider  in  Tübingen  und  Diplomingenieur  Dierlamm  in  Stutt- 
gart; der  zweite  Preis  (4000  Mark)  dem  Regierungsbaumeister  Sr.=3ng. 
Späth  in  Stuttgart,  Architekt  Bengel  in  Göppingen  und  Bauwerk- 
meister Bauer  in  Stuttgart;  der  dritte  Preis  (3000  Mark)  dem  Prof. 

= Blum  in  Hannover,  Stadtbaurat  Clement  in  Eßlingen, 
Architekt  Prof.  <Sr.  = 3lt(l-  Vetterlein  in  Hannover  und  Diplom- 
ingenieur Hummel  in  Eßlingen.  Angekauft  (je  2250  Mark)  wurden 
vier  Entwürfe:  von  Obergeometer  Schmelz  in  Stuttgart,  Architekt 
Georg  Martin  u.  Diplomingenieur  Karl  Magenau  in  Korntal  und 
Oberingenieur  Erwin  Mayer  in  Stuttgart;  Bauamtmann  Bernhardt 
u.  Regierungsbaumeister  Schweizer  in  Stuttgart;  Regierungsbau- 
meister Christaller  in  Biberach  u.  Regierungsbaumeister  Fulda  in 
Stuttgart;  Architekt  Mehrtens  in  Stuttgart.  — Das  Preisgericht  be- 
stand aus:  Bürgermeister  Sigloch  in  Stuttgart  als  Vorsitzenden,  Baurat 
Heim  in  Stuttgart,  Prof.  E.  Högg  in  Dresden,  Prof.  2>r.=3ng.  H.  Jansen 
in  Berlin,  Straßenbahndirektor  Lörcher,  Oberbaurat  Maier, 

Oberbaurat  M.  Mayer  und  Baudirektor  Nägele  in  Stuttgart,  Beigeord- 
neten Muesmann  und  Straßenbahndirektor  Stahl  in  Düsseldorf. 

In  dem  Wettbewerb  fiir  Voreutwürfe  zu  einem  Bebauungsplan  der 
Bergmaunssiedlung  linker  Niederrhein  in  Moers  (S.  107  u.  122  d.  Bl.) 
erteilte  das  Preisgericht  je  einen  zweiten  Preis  (6500  Mark)  Regierungs- 
baumeister R.  Lemppund  Professor  P.  Schmitthenner  in  Stuttgart ; 
je  einen  dritten  Preis  (3000  Mark)  Ad.  Engel  und  W.  Riphahn  in 
Köln.  Angekauft  zu  je  2500  Mark  wurden  die  Entwürfe  von  E.  Me  wes 
in  Köln  und  von  Professor  H.  Tessenow  in  Hellerau -Dresden;  ferner 
zu  je  2000  Mark  die  Entwürfe  von  Fritz  Voggenberger,  Mitarbeiter 
G.  Schaupp  in  Frankfurt  a.  M.,  Professor  Schmitthenner  u.  Re- 
gierungsbaumeister Jost  in  Stuttgart  und  von  G.  A.  Münzer  in 
Düsseldorf. 

Wettbewerb  für  Entwürfe  zu  einem  Werbeaushang  (Plakat) 
für  die  Deutsche  Gewerbeschau  in  München  1022  (S.  200  d.  Bl.), 
ausgeschrieben  unter  deutschen  Künstlern  mit  vier  Preisen  zu  6000, 
4000,  3000  und  2000  Mark  sowie  acht  Preisen  zu  je  1500  Mark.  Die 
Entwürfe  sind  bis  21.  Mai  bei  der  Geschäftstelle  der  Deutschen  Gewerbe- 
schau, München,  Ausstellungspark,  einzuliefern,  von  der  die  Wett- 
bewerbsbestimmungen zu  beziehen  sind. 

Die  Angelegenheiten  der  Binnenschiffahrt,  soweit  sie  bisher  zum 
Geschäftskreis  des  Reichswirtschaftsministers  gehörten,  werden  nach 
einem  Erlaß  des  Reichspräsidenten  vom  1.  April  d.  J.  vom  Reichs- 
verkehrsminister übernommen;  ferner  gehen  nach  einem  Erlaß  des 
Reichsverkehrsministers  und  des  Reichswirtschaftsministers  die  Befug- 
nisse der  Ende  März  d.  J.  aufgelösten  Schiffahrtabteilung  beim  Chef 
des  Feldeisenbahnwesens  — später  beim  Reichsverkehrsministerium  — 
vom  1.  April  1921  auf  die  Wasserstraßenabteilung  des  Reichsverkehrs- 
ministeriums  über  (vgl.  auch  Jahrg.  1920  d.  Bl.,  S.  13  u.  591). 

Mitteldeutsche  Ausstellung  für  Siedlung,  Sozialfürsorge  und 
Arbeit  in  Magdeburg  1922  (Jahrg.  1920  d.  Bl.  S.  160).  Die  Bürgschaft- 
zeichnungen der  vom  15.  Mai  bis  15.  Oktober  1922  stattfindenden  Aus- 
stellung, zu  denen  bisher  nur  Magdeburgs  Industrie,  Handel  und  Gewerbe 
eingeladen  worden  waren,  hat  bereits  die  Höhe  von  3 J/4  Millionen  Mark 
erreicht.  In  der  letzten  Sitzung  des  städtischen  Ausschusses  wurde 
die  Frage,  ob  die  innerdeutschen  Unruhen  oder  die  außenpolitische 
Unsicherheit  durch  die  Maßnahmen  des  Feindbundes  eine  Verschiebung 
der  Ausstellung  geboten  erscheinen  lassen,  übereinstimmend  verneint. 
Gegenüber  den  Gewaltmaßnahmen  des  Feindbundes  sind  führende 
deutsche  Köpfe  der  Meinung,  daß  die  deutsche  Industrie  sich  nunmehr 
in  höherem  Maße  um  das  Inlandgeschäft  und  besonders  den  mittel- 
deutschen Markt  bemühen  werde.  Auskünfte  erteilt  die  Geschäftstelle, 
Magdeburg,  Kaiserstr.  30. 

Bei  der  Tagung  der  Vereinigung  deutscher  Wohnungsämter  in 
München  vom  11.  bis  14.  Mai  d.  J.  (S.  152  d.  Bl.)  werden  in  öffent- 
licher Versammlung  sprechen:  Oberregierungsrat  Dr.  Löhner,  Landes- 
wohnungsrat im  bayerischen  Ministerium  für  Soziale  Fürsorge,  über 
die  Aussichten  für  die  Wohnungsbeschaffung  und  ®r.=^ng.  A.  Gut, 
Direktor  des  Münchener  Städtischen  Wohnungsamts,  über  Wege  zur 
Milderung  der  Wohnungsnot.  In  der  Mitgliederversammlung  werden 
berichten:  Bezirkswohnungskommissar  Baurat  Peters  in  Hamburg 
und  rechtsk.  Stadtrat  Dr.  Helmreich  in  München  über  die  Haft- 
pflicht der  Gemeinden,  bei  Beschlagnahmen  und  Zivileinquartierung, 
U>l\=2>ng.  Weidenbacher,  Vorstand  des  Städtischen  Wohnungsamts 
Augsburg,  über  Gebührenerhebungen  durch  die  Wohnungsämter  und 
Direktor  des  Städtischen  Wohnungsamts  Berlin  Dr.  W.  de  Laporte 
über  zwischenörtliohen  Wohnungstausch. 

Eine  Gedenkfeier  veranstalten  die  Angehörigen  der  ehemaligen 
Verkehrstruppen  am  20.  und  21.  Mai  d.  J.  in  Berlin  zur  Erinnerung 
an  das  fünfzigjährige  Bestehen  des  1.  Bataillons  des  Eisenbahnregiments 


Nr.  1,  der  Stammtruppe  aller  Verkehrstruppen.  Zu  dieser  Feier  sind 
auch  Nichtmitglieder  des  Verkehrstruppenvereins  eingeladen.  Frei- 
willige Spenden  werden  auf  Postscheckkonto  Nr.  105665,  Postscheckamt 
Berlin  NW  7 erbeten.  Auskunft  erteilt  der  Vorsitzende  des  Vereins 
ehemaliger  Kameraden  der  Verkehrstruppen  in  Berlin,  F.  Jaeger. 
Bi-rlin-Schöneberg,  Gotenstraße  39. 

Die  zehnte  Tagung  für  Heizuug  und  Lüftung  findet  in  der  Zeit 
vom  6.  bis  8.  Juli  d.  J.  in  München  statt.  Nach  einer  Pause  von  acht 
Jahren  (1913  d.  Bl.,  S.  184)  soll  nunmehr  wieder  ein  Kongreß  für 
Heizung  und  Lüftung  abgehalten  werden.  Zeit  und  Ort  der  Tagung 
sind  so  gewählt,  daß  die  Teilnehmer  gleichzeitig  die  heiztechnische 
Ausstellung,  die  die  bayerische  Landeskohlenstelle  im  Einvernehmen 
mit  der  preußischen  Landeskohlenstelle  und  dem  Reichskommissar 
für  die  Kohlenverteilung  plant,  besuchen  können.  Der  ständige 
Ausschuß,  an  dessen  Spitze  Senatspräsident  a.  D.  Geheimrat  Professor 
2)r.=  3ltg.  e.  h.  Konrad  Hartmann  steht,  der  bei  den  diesjährigen 
Vorbereitungen  durch  Ministerialrat  Huber  und  Ingenieur  C.  Emhardt 
unterstützt  wird,  bittet,  ihm  unter  der  Anschrift:  Geschäftstelle  des 
Orts-  und  Arbeitsausschusses  des  Kongresses  für  Heizung  und  Lüftung, 
München  SW  2,  Haydnstr.  1,  möglichst  bis  zum  30.  April  zunächst 
unverbindliche  Anmeldungen  zuzusenden,  um  einen  Überblick  über  die 
zu  erwartende  Beteiligung  zu  erhalten.  Die  näheren  Einzelheiten 
werden  noch  später  bekanntgegeben. 

Znm  Reichshaushalt  für  1920  (1920  d.  Bl.,  S.'346,  391,  403,  590, 
600,  638;  1921  S.  58,  120,  133  u.  149)  sind  dem  Reichstag  unter  dem 
14.  April  1921  weitere  Nachträge  zu  den  einzelnen  Haushalten  zu- 
gegangen, die  teils  neue  Ansätze,  teils  erhöhte  Kosten  vorsehen.  Es 
werden  darin  an  einmaligen  Ausgaben  für  Bauten  und  technische 
Zwecke  angefordert: 

Im  Haushalt  des  Reichsministeriums  des  Innern:  S00  000^ 
zum  Umzug  des  Zentralnachweiseamts  für  Kriegerverluste  und  Krieger- 
gräber nach  Spandau  sowie  zur  Instandsetzung  der  für  die  Unter- 
bringung in  Aussicht  genommenen  Kaserne  in  Spandau. 

Im  Haushalt  des  Reichs  Wirtschaftsministeriums:  21000000.# 
zum  Ankauf  des  staatlichen  Wilhelmgymnasiums  in  der  Bellevuestraße 
in  Berlin  als  Dienstgebäude  für  den  vorläufigen  Reichswirtschaftsrat 
(Kaufpreis  17  000  000  Jl,  Einrichtung  des  Grundstücks  2 500  000  Jl, 
für  Geräteausstattung  1 500  000  Jt). 

Im  Haushalt  des  Reichswehrministeriums.  Heerwesen: 
240  000  Jt  zur  Überfahrung  und  zum  Aufbau  von  zwei  Stallbaracken 
für  den  Standort  Landsberg  a.  L. 

Im  Haushalt  des  Reichsverkehrsministeriums,  Abteilung 
für  W asserstraßen:  400  000  JL  als  2.  Teilbetrag  zur  Einrichtung  einer 
Materialien-  und  Instrumentenzentrale  für  Seewetter-  und  Seedrachen- 
warten sowie  eines  meteorologischen  Versuchslaboratoriums  nebst 
Prüfungsstation,  410  000  M als  2.  Teilbetrag  zum  Ausbau  des  Seewetter- 
dienstes, IbOOOJL  zur  Instandsetzung  und  Aufstellung  einer  Kreisel- 
kompaßanlage, 18  000  JL  zur  Aufstellung  eines  Mastfernrohrs,  43  000  Jl 
zur  Erneuerung  der  Fernsprechanlage  im  Gebäude  der  Seewarte, 

10  000  JL  zu  Möbeln  für  den  Sitzungssaal  der  Seewarte  und  191  000  J 
für  wissenschaftliche  Hilfsmittel  und  Veröffentlichungen  der  Seewarte. 

Im  Haushalt  der  Reichsschuld:  39 1 000  Jt  zum  Erwerb  und  zur 
Instandsetzung  des  Grundstücks  Taubenstraße  25  in  Berlin  zur  Ver- 
wendung als  Dienstgebäude  der  Staatsschuldentilgungskasse  und 
10  000.77  zu  einer  Treppenverlegung  in  dem  Hause  Taubenstraße  27  28. 

Im  Haushalt  des  Reichsfinanzministeriums:  55  000 000  Jl  als 
2.  Teilbetrag  zu  einmaligen  Geschäftsbedürfnissen  für  die  erstmalige 
Einrichtung  der  Landesfinanzämter  und  Finanzämter. 

Die  Regelung  des  zwischenörtlichen  Wohnungsaustausehes 
(Wohnungstausch  von  Ort  zu  Ort)  hat  die  „Vereinigung  Deutscher 
Wohnungsämter“,  welcher  die  Mehrzahl  der  in  den  deutschen  StädteD 
bestehenden  Gemeinde- Wohnungsämter  angeschlossen  sind,  unter 
Förderung  durch  den  Deutschen  Städtetag  in  die  Hand  genommen. 
Es  wird  unter  Mitwirkung  der  der  Vereinigung  angehörendeu 
Wohnungsämter  ein  Wohnungstauschanzeiger  herausgegeben,  der 
an  die  Stelle  der  in  letzter  Zeit  wie  Pilze  sich  %’ermehrenden  Unter- 
nehmungen ähnlicher  Art,  die  lediglich  den  Vorteilen  einzelner  dienen 
und  zu  einer  starken  Ausbeutung  der  Wohnungsuchenden  geführt 
haben,  treten  soll.  Wer  seine  Wohnung  gegen  eine  solche  an  einem 
anderen  Orte  zu  tauschen  wünscht,  braucht  sich  in  Zukunft  lediglich 
an  das  Wohnungsamt  seines  Aufenthaltortes  zu  wTenden,  wro  ihm  gegen  j 
eine  mäßige  Gebühr  die  Möglichkeit  gegeben  wird,  sich  mit  Tausch-  \ 
lustigen  an  dem  Ort,  an  deu  er  verziehen  will,  in  Verbindung  zu 
setzen.  Die  hier  getroffene  Regelung  ist  von  besonderer  Bedeutung 
auch  für  versetzte  Beamte. 

Veräußerung  eines  Gasmotors.  Bei  dem  Fürstin- Hedwig- 
Gymnasium  in  Neustettin  ist  infolge  Anschlusses  des  Gebäudes  an  die 
städtische  Wasserleitung  ein  Gasmotor  nebst  Pumpenanlage  entbehrlich 
geworden  und  soll  veräußert  werden.  Es  handelt  sich  um  einen 
Deutzer  Otto-Motor  liegender  Bauart  von  3 PS.  Weitere  Auskunft 
srteilt  das  Hochbauamt  in  Neustettin. 
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39. 

40. 

41. 


(Alle  Rechte  Vorbehalten.] 

Reichshaushalt  für 

(Schluß  aus  Nr.  35.) 

Reichseisenbalmvervvaltimg-. 

Eisenbahn -Generaldirektion  Dresden. 

A.  Früher  genehmigte  Bauausführungen. 

Neue  Eisenbahnen. 

1.  Herstellung  einer  vollspurigen  Nebenbahn  vonTheuma 

nach  Plauen  i.  Vogtl.  (10  993  000) 3 500  000 

2.  Desgl.  von  Kupferhammer- Grüntal  nach  Deutsch- 
neudorf (19  820  000) 

3.  Desgl.  einer  schmalspurigen  Nebenbahn  von  Klingen- 
berg-Kolmnitz nach  Oberdittmannsdorf  (27  200  000)  . 

4.  Verlegung  der  Schmalspurbahn  Hainsberg— Kipsdorf 
zwischen  Oberkarsdorf  und  Buschmühle  (12  450  000) 

5.  Fortsetzung  d.  schmalspurigen  Nebenbahn  Heidenau 
Geising- Altenberg  nach  Altenberg  (11  900  000)  . . . 

G.  Herstellung  einer  schmalspurigen  Nebenbahn  von 
Schmiedeberg  (Bez.  Dresden)  nach  Moldau  (40000000) 

7.  Herstellung  einer  vollspurigen  Nebenbahn  von  Ober- 

kunewalde  nach  Löbau  (30  000  000) 3 000  000 

8.  Desgl.  von  Priestewitz  nach  Radibor  über  Radeburg— 

Königsbrück-Kamenz  i.  Sa.  (Nordostbahn),  Teilstrecke 
Priestewitz— Radeburg  (60  000  000) 2 000  000 

9.  Desgl.  von  Borna  bei  Leipzig  über  Bad  Lausick  nach 

Großbothen  (44  600  000) 2 500  000 

10.  Desgl.  von  Wurzen  nach  Eilenburg  einschließlich  Er- 
weiterung des  Bahnhofs  Wurzen  (39  181000)  . . . 

11.  Fortsetzung  des  vollspurigen  Industriegleises  im  Pöhl- 

bachtal  bis  Königswalde  (6  500  000) 

12.  Herstellung  einer  elektrischen  Nebenbahn  von  Bühlau 

nach  Weißig  und  einer  vollspurigen  Nebenbahn  von 
Weißig  nach  Dürröhrsdorf  (2  150  000) 

Mehrgleisige  Ausbaue. 

13.  Viergleisiger  Ausbau  der  Linie  Bodenbach— Dresden 
zwischen  Pirna  und  Heidenau  einschl.  der  Herstellung 
eines  Industriegleises  zwischen  Pirna  und  Heidenau  und 
eines  Abstellbahnhofs  f.  Vorortzüge  i.Pirna  (54  200  000) 

14.  Desgl.  Dresden— Werdau  zwischen  Dresden-Altstadt 

und  Potschappel  mit  fünftem  Gleis  bis  Stat.  35  DW 
(89  950  000) 

15.  Desgl.  Dresden — Werdau  zwischen  Niederwiesa  und 

Chemnitz-Hilbersdorf  (13  200  000) 3 000  000 

16.  Zweigleisiger  Aushau  der  Linie  Bischofswerda— Zittau 
zwischen  Oberoderwitz  und  Taubeuheim  (46  300  000) 

17.  Herstellung  eines  dritten  Gleises  zwischen  den  Bahn 

höfen  Engelsdorf  und  Borsdorf  (3  256  000)  .... 

18.  Zweigleisiger  Ausbau  der  Linie  Zeithain— Elsterwerda 

(12  000  000) 2 000  000 

Sonstige  Bauausführungen. 

Bezirk  Chemnitz. 

19.  Erweiterung  des  Bahnhofs  Ölsnitz  (880  000)  .... 

20.  Desgl.  der  Güterverkehrsanlagen  auf  Bahnhof  Chemnitz 

Süd  (957  000) 

21.  Herstellung  eines  Anbaues  an  die  Oberbauwerkstatt 
auf  Werkstättenhahnhof  Chemnitz  (420  000)  .... 

22.  Erweiterung  des  Bahnhofs  Zschopau  (5  667  000)  . . 

23.  Desgl.  Waldheim  (3  293  000) 960  000 

24.  Desgl.  Olbernhau  (1  141000) . . . . 115  000 

25.  Desgl.  Hartmanusdorf  (1  303  000) 200  000 

26.  Umbau  des  Bahnhofs  Glauchau  (40  000  000)  . . . . 2 000  000 

27.  Erweiterung-  des  Bahnhofs  Flöba  (80  000  000)  . . . 4 000  000 

28.  Erbauung  einer  neuen  Kesselschmiede  auf  dem  Werk- 
stättenbahnhof Chemnitz  (15  850  000)  2 500  000 

Bezirk  Dresden- Altstadt. 

29.  Erweiterung  des  Bahnhofs  Gittersee  (640  000)  ...  177  000 

30.  Verbesserung  der  Güterverkehrsanlagen  in  Dresden- 

Altstadt  (7  385  000) 1 643  000 

31.  Erweiterung  der  Güteranlagen  auf  Bahnhof  Dresden 

Elbufer  Altstadt  (251  000) 6 000 

32.  Aushau  der  Fernsprechanlagen  in  Dresden-Altstadt 

(1  160  000) . 160  000 

33.  Vergrößerung  des  Güterschuppens,  Erweiterung  der 

Ladegleise  und  Errichtung  eines  Wasserturms  auf 
Bahnhof  Glashütte  (320  000) 

34.  Umbau  des  Bahnhofs  Bad  Schandau  (11300  000)  . . 

35.  Errichtung  einer  neuen  Stangenschlosserei  auf  Werk- 
stättenbahnhof Dresden-Friedrichstadt  (2  500  000)  . . 

36.  Desgl.  eines  Magazingebäudes  auf  Werkstättenbahn- 
hof Dresden-Friedrichstadt  (2  380  000) 

37.  Erweiterung  der  Umladeanlagen  auf  Bahnhof  Dresden- 

Friedrichstadt  (1603  000) 250  000 


1921. 
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Bezirk  Dresden-Neustadt. 

38.  Verlegung  und  Unterführung  des  Kommunikations- 
weges von  Niederoderwitz  nach  Spitzkunnersdorf  bei 
Stein  362  + 80  der  Linie  Zittau — Löbau  in  Flur  Nieder- 
oderwitz (380  000) 221  000 

Umbau  des  Bahnhofs  Bautzen  (41  730  000]  ....  5500000 

Erweiterung  des  Bahnhofs  Hirschfelde  (2  000  00+ . . 360  000 

Desgl.  Löbau  (Ausbau  des  Ostkopfes  nebst  zugehörigen 
Güteranlagen,  Anbau  an  das  Stationsgebäude  und 
Umbau  eines  Dienstgebäudes  sowie  Erweiterung  der 
Ortsgüteranlagen)  (7  000  000) 450000 

Bezirk  Leipzig  I. 

42.  Herstellung  einer  Gasleitung  von  Engelsdorf  nach 

Leipzig  (1  733  000) 863  000 

43.  Verlängerung  der  Gleise  15  bis  17  des  Bahnhofs 

Meuselwitz  und  der  Unterführung  des  Penkwitzer 
Kommunikationsweges  (790  000) 540  00o 

44.  Erweiterung  der  Werkstättenanlagen  in  Engelsdorf 

bei  Leipzig  (10  425  000) 4 000  000 

45.  Desgl.  der  Lokomotivwerkstatt  auf  Werkstättenbahn- 
hof Engelsdorf  bei  Leipzig  (16  800  000) 8 400  000 

46.  Desgl.  des  Bahnhofs  Dölau  (4  530  000) 250  000 

47.  Desgl.  Kieritzsch  (1  188  000) 708  000 

48.  Desgl.  Altenburg  (55  300  000) 5 500  000 

49.  Desgl.  Regis-Breitiugen  (8  300  000) .2  000  000 

Bezirk  Leipzig  II. 

50.  Erweiteruug  des  Bahnhofs  Riesa  (1  823  000)  ....  31000 

51.  Herstellung  eines  Überholungsgleises  hei  Zeithain 

(1  128  000) 328  000 

52.  Verbesserung  der  Gleis-  und  Ladeanlagen  am  Riesaer 

Hafen  (14  800  000) 4 000  000 

53.  Verbesserungen  der  Lokomotiv-Behandlungsanlagen 

und  der  Gleisanlagen  für  den  Lokomotivumlauf  auf 
Bahnhof  Riesa  (1  170  000) * 921000 

54.  Erweiterung  der  Verschiebe-  und  Umschlaganlagen 
sowie  des  Empfangsgebäudes  auf  Bahnhof  Riesa 

(45  200  000) 11000  000 

55.  Desgl.  des  Bahnhofs  Lobstädt  (11300  000)  ....  1500000 

56.  Umbau  des  Bahnhofs  Meißen  und  zweigleisiger 
Ausbau  der  Strecke  Meißen  — Meißen  Triebischtal 

(5(1000  000) 7 500  000 

Einführung  der  Streckeublockung  auf  Teilstrecken  der 

Linie  Borsdorf — Koswig  (963  000) 365  0O0 

Erbauung  einer  Wegüberführung  bei  Stein  359-)-  30 
der  Linie  Leipzig— Dresden  und  eines  Fußgänger- 
tunnels bei  Stein  357  + 93  der  Linie  Leipzig-  -Dresden 
zur  Beseitigung  und  Verlegung  des  Schienenüber- 
gangs bei  Stein  357  + 93  am  Bahnhof  Dornreiclien- 
bach  (587  000) 50  000 

Bezirk  Zwickau. 

Erbauung  eines  Überholungsgleises  und  Beseitigung 
eines  schienengleichen  Übergangs  auf  Bahnhof  Guten- 
fürst (3  923  000)  . 1 580  000 

Herstellung  eines  Überholungsgleises  auf  Bahnhof 
Neumark  i.  Sa.  und  Kürzung  der  Blockstrecken 
zwischen  diesem  Bahnhof  und  dem  Bogeudreieck  hei 

Werdau  (688  000) 420  000 

Erweiterung  des  Bahnhofs  Erla  (1  927  000)  ....  200000 

62.  Beseitigung  des  Straßenübergangs  bei  Stein  674  -(-  85 

und  des  Wegübergangs  bei  Stein  675  + 63  der  Linie 
Werdau— (Weida— )Mehltheuer  am  Bahnbof  Mehl- 
theuer (3  767  000) 1 00O  000 

63.  Erweiterung  des  Bahnhofs  Aue  (3  720  000)  ....  920000 

64.  Anlage  des  Bahnhofs  Plauen- Chrieschwitz  (28  000  000)  1 500  000 

65.  Erweiterung  des  Werkstättenhahnhofs  Zwickau 

(13  216  000) 4 000  000 

66.  Desgl.  des  Bahnhofs  Zwickau  (löOOOOOOOj  ....  3000000 

67.  Desgl.  des  obereu  Bahnhofs  Plauen  i.  Vogtl.  (70  000  000)  5 500  000 

68.  Beseitigung  der  Schienenübergänge  hei  Stein  1256  +60, 

1258  + 52  und  1263  + 65  der  Linie  Dresden  — Werdau 
in  Flur  Zwickau  durch  Herstellung  von  Wegunter- 
führungen  bei  Steio  1258  + 47,5  und  1263  + 63,3  ge- 
nannter Linie  (4  870  000) 


oi 
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Für 


69. 


den  Bereich  der  Eisenbahn-General- 
direktion. 

Ausbau  des  Eisenhahn-Fernsprechnetzes  (7  497  000)  . 


3 506  000 


Zu  übertragen  157  900  000 
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B.  Neuforderungen. 

Bezirk  Chemnitz. 

*70.  Herstellung  eines  Kreuzungs-  und  Überholungsgleises 

auf  Bahnhof  Scharfenstein  (1  300  000) 700  000 

*71.  Desgl.  eines  Überholungsgleises  für  die  Kohlenzüge 
auf  der  Riesa-Chemnitzer  Linie  in  Stauchitz  bei  Riesa 

(2  971  000) 1471  000 

*72.  Desgl.  für  die  Kohlenzüge  auf  der  Riesa-Chemnitzer 

Linie  in  Seerhausen  bei  Riesa  (4  000  000) 1 500  000 

*73.  Verbesserung  der  Zu-  und  Abfahrgleise  zwischen  den 
Heizhäusern  und  den  Einfahrgleisen  auf  Bahnhof 

Chemnitz-Hilbersdorf  (1  300  000) 600  000 

*74.  Erbauung  einer  Lokomotivbetriebswerkstatt  auf  Bahn- 
hof Chemnitz-Hilbersdorf  (1  378000)  840  000 

*75.  Ausbau  von  Gleis  4 auf  Bahnhof  Mittweida  (365  000)  365  000 

*76.  Verlegung  einer  zweiten  Wasserleitung  auf  Bahnhof 

Marienberg  (262  000) 262  000 

*77.  Anbau  an  dasEmpfangsgebäudeaufBahnhoft  Lemnitz-  - 

Hilbersdorf  (200  000) 200  000 

*78.  Anschluß  der  Heizhäuser  auf  Bahnhof  Chemnitz- 

Hilbersdorf  an  die  städtische  Wasserleitung  (150 000)  15000O 

*79.  Herstellung  von  Lagerplätzen  auf  Werkstättenbahnhof 

Chemnitz  (300  000) 300  000 

*80.  Desgl.  von  Abstellgleisen  auf  Werkstättenbahnhof 

Chemnitz  (368  000) 368  000 

81 . Elektrische  Lichtbogen- Schweißanlage  für  die  Werk- 
stätten Chemnitz  (250  000) 250000 

Bezirk  Dresden- Altstadt. 

*82.  Erweiterung  des  Bahnhofs  Dohna  (750  000)  ....  500000 

*83.  Desgl.  der  Gleisanlagen  auf  dem  Werkstättenbahnhof 

Dresden-Friedrichstadt  (444  000) 234  000 

*84.  Desgl.  der  Wagenschmiede  und  Dreherei  auf  Werk- 
stättenbahnhof Dresden-Friedrichstadt  (2  330  000)  . . 1 330  000 
*85.  Verbesserung  der  maschinellen  Anlagen  in  Lokomotiv- 
und  Wagen  Werkstatt  auf  Werkstättenbahnhof  Dresden- 

Friedrichstadt  (1  504  000) 1 104  000 

*86.  Erbauung  einer  Lokomotivbetriebswerkstatt  auf  Bahn- 
hof Dresden-Friedrichstadt  (600  000) 533  000 

*87.  Vergrößerung  des  Güterschuppens  auf  Bahnhof  Kosse- 

baude  (145  000) 145  000 

*88.  Herstellung  eines  zweiten  Bahnsteigtunnels  auf  Bahn- 
hof Pirna  (900  000) 900  000 

*89.  Erweiterung  der  Gleisanlagen  auf  Bahnhof  Bärenhecke- 

Johnsbach  (300  000) 300  000 

*90.  Vergrößerung  des  Heizhauses  auf  Bahnhof  Potschappel 

(170  000) 170  000 

*91.  Bau  eines  Voll-  und  eines  Schmalspurgleises  auf  Bahn- 
hof Heidenau  (145  000) 145  000 

*92.  Herstellung  von  Aukleide-  und  Schrankräumen  für 
das  Heizhaus-  und  Lokomotivpersonal  auf  den  Bahn- 
höfen Dresden-Altstadt  und  Dresden-Friedrichstadt 

( 290  000) 290  000 

*93.  Vergrößerung  des  Eilgüterschuppens  auf  Bahnhof 

Dresden- Friedrichstadt  (510  000) 510  000 

*94.  Vergrößerung  der  Drehscheibe  und  sonstige  Ver- 
änderungen am  Heizhaus  E III  auf  Bahnhof  Dresden- 

Friedrichstadt  (360  000) 360000 

*95.  Aufbau  eines  Stockwerks  auf  das  Arbeiterhaus  K III 

auf  Bahnhof  Dresden-Friedrichstadt  (286  000)  . . . 286  000 

*96.  Gleiserweiterung  auf  dem  Ablaufberge  des  Bahnhofs 

Dresden-Friedrichstadt  (554  000 1 554  000 

*97.  Errichtung  eines  zweigeschossigen  Anbaues  für  die 
Luftbremsen-  und  für  die  elektrische  Abteilung  an 
der  Wagen  Werkstatt  auf  Werkstättenbahnhof  Dresden- 

Friedrichstadt  (1  760  000) 1 760  000 

*98.  Erweiterung  der  Lokomotivschmiede  auf  Werkstätten- 
bahnhof Dresden-Friedrichstadt  (975  000) 975  000 

*99.  Errichtung  eines  Anbaues  für  Herdfeuer  an  der 
Lokomotivkesselschmiede  auf  Werkstättenbahnhof 
Dresden-Friedrichstadt  (189  000) 189  000 

Bezirk  Dresden-Neustadt. 

*100.  Erweiterung  des  Eilgüterschuppens  auf  Bahnhof 

Zittau  (255  000) 255  000 

*101.  Desgl.  der  Telegraphenmeisterei  auf  Bahnhof  Zittau 

(400000) 400  000 

*102.  Herstellung  einer  Verschiebestellerei  auf  Bahnhof 

Zittau  (289  000) 289  000 

Bezirk  Leipzig  I. 

*103.  Erweiterung  der  Umladebühne  auf  Bahnhof  Gößnitz 

(415  000) 215  000 

*104.  Erbauung  einer  Lokomotivbetriebswerkstatt  auf  Bahn- 
hof Meuselwitz  (557  000) 456  000 

*105.  Erweiterung  des  Güterabfertigungsgebäudes  auf  Bahn- 
hof Altenburg  (135  000) 135  000 

*106.  Desgl.  der  Güterabfertigung  auf  Bahnhof  Meuselwitz 

(230000) 230  000 


Übertrag  17  < 171  000 


107.  Schaffung  von  Unterkunfträumen  für  das  Personal 

auf  Bahnhof  Werdau  durch  Aufbau  des  Güterabfer- 
tigungsgebäudes (180  000) 180  000 

108.  Erweiterung  des  Erapfangsgebäudes  auf  Bahnhof 

Rositz  (150  000) 150000 

*109.  Desgl.  der  Schmiede  der  Betriebswagenwerkstatt  auf 

Hauptbahnhof  Leipzig  (300  000)  .........  300000 

*110.  Ausbau  der  Lokomotivbetriebswerkstatt  auf  Haupt- 
bahnhof Leipzig  (Anbau  an  das  Heizhaus  A)  (109  000)  109  000 

1 1 1.  Desgl.  auf  dem  Bayerischen  Bahnhof  i.  Leipzig  (280000)  280000 

Bezirk  Leipzig  II. 

112.  Anlage  eines  Verschiebebahnhofs  zwischen  Bahnhof 

Riesa  und  Bahnhof  Elsterwerda  (35  000  000)  . . . 500  000 

113.  Erbauung  einer  Lokomotivbetriebswerkstatt  auf  Bahn- 
hof Riesa  (1  100000)  875  000 

"114.  Herstellung  v.  Abstellgleisen  auf  Bhf.  Koswig  (970000)  470  000 

1 15.  Desgl.  eiues  Kreuzungsgleises  auf  Bhf.  Brandis  (683  000)  683  000 

*116.  Verbesserung  von  Gleisverbindungen  auf  Bahnhof 

Riesa  (1700  000) 1 700  000 

*117.  Herstellung  eines  Überholungsgleises  au  der  Einfahrt 

von  Leipzig  auf  Bahnhof  Riesa  (1  700  000)  ....  1 700000 

*118.  Erbauung  einer  Gleisbrücken  wage  von  40  t Tragkraft 

auf  Bahnhof  Brandis  (162  000)  .........  162000 

119.  Aufstellung  eines  Tränkkessels  aus  der  Holz  trän  kan  stalt 

Falkenstein  in  der  Holztränkanstalt  W ülknitz  (300  000)  1 10  000 

Bezirk  Zwickau. 

120.  Beschaffung  von  Lagerplätzen  auf  dem  ehemaligen 
Werkstättenbahnhof  Zwickau  bzw.  in  dessen  Nähe 

mit  Auschluß  an  denselben  (650  000) 200000 

*121.  Erbauung  einer  Lokomotivbetriebswerkstatt  auf  dem 

oberen  Bahnhof  Reichenbach  i.  Vogtl.  (1  250  000)  . . 972  000  . 

*122.  Desgl.  auf  Bahnhof  Zwickau  (1025  000) 925000 

*123.  Herstellung  von  Abstellgleisen  am  westlichen  Ende 

des  Bahnhofs  Mehltheuer  (435  000) 235  000 

*124.  Erweiterung  der  Arbeiter-  und  Diensträume  auf 

Bahnhof  Wilkau  (255  000) 255  0UÜ 

*125.  Desgl.  d.  Güterschuppens  auf  Bhf.  Grünstädtel  (346000)  346  000 

*126.  Desgl.  d.  Wartehallengebäudes  auf  Bahnhof  Oberschön- 
heide (137000) 137  000 

*127.  Vergrößerung  der  Diensträume  auf  Bahnhof  Harten- 
stein (125  000) ; 125000 

*128.  Herstellung  einer  Gleisverbindung  bei  Stein  905  -f  25 
der  Linie  Leipzig — Hof  in  Reichenbach  i.  Vogtl.  ob.  Bhf. 
zur  Schaffung  eines  weiteren  Güterz ugaufstellungs- 

gleises  (150  000) 150000 

*129.  Vergrößerung  der  Diensträume  des  Bhf.  Schwarzen- 
berg und  der  dadurch  bedingten  Erbauung  eines  Tele- 
graphendienstgebäudes (145  0ÜU) 145  000 


Summe  187  880000 

Eisenbahn- Generaldirektion  Stuttgart. 

A.  Bereits  genehmigte  Bauten. 


Nebenbahnen: 

1.  Göppingen — Boll  (18  480  000) 6 200  000 

2.  Spaicbingen — Nusplingen  (30  000  000) 8 000000 

3.  Biberach — Utten weder  (24  000  000) 1800000 

4.  Schömberg — Rottweil  (22  000  000) 2 000  000 

5.  Künzelsau — Forchtenberg  (21  700  000) 5 000  000 

6.  Unterböbingen — Heubach  (9  000  000) 4 000000 

7.  Klosterreichenbach— Raum ünzach  (44  000000)  . . . 5 500000 

8.  Vaihingen(Filder) — Echterdingen  (12  200  000)  . . • 1900  000 

9.  Leinfelden— Waldenbuch  (23  500  000) 1000  000 

10.  First — Schönaich  (5  000  000)  3 000000 

Zweite  und  weitere  Gleise. 

11.  Horb— Rottweil  (80  000  000)  6 000000 

12.  Böblingen — Eutingen  (32  000  000)  18  500000 

13.  Gmünd— Aalen  (18  000000)  5 000000 

14.  Kalmbad— Wildbach  (10  000  000) 500000 

15.  Jagstfeld— Osterburken  (57  000  000) 1500000 

16.  Verstärkung  von  Bahnbrücken  anläßlich  der  Einfüh- 
rung schwererer  Lokomotiven  (21  600  000)  ....  15  000  000 


17.  Umbau  des  Hauptbahnhofs  Stuttgart  und  weitere 

Eisenbahn-Neu-  und  Erweiterungsbauten  zwischen 
Ludwigsburg  und  Plochingen  (290  000  000)  ....  60  000000 

Sonstige  Bauausführungen : 

18.  Einrichtung  einer  Stationsschlosserei  auf  Bahnhot 

Aulendorf  (380  000) 120  000 

19.  Errichtung  des  Haltepunkts  Stuttgart-Ivarlsvorstadt 

(975  000) 275  000 

20.  Erweiterung  des  Bahnhofs  Sindeltingen  (1473  000)  . 100000 

21.  Desgl  der  Werkstätte  Aalen  (1  500  000) 850  000 

22.  Bauliche  Änderungen  in  der  Wagenwerkstätte  Kann- 

statt  (5  580  000) 1 700  000 


Zu  übertragen  177  171  000 


i 


Zu  übertragen  147  945  000 
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\ Nr.  36. 


Übertrag  147  945  000 


•23.  Erweiterung  der  Lokomotivwerkstätte  Eßlingen 

(10  800  000) 7 200  000 

24.  Desgl.  des  Bahnhofs  Fellbach  (11000  000)  ....  220000 

25.  Desgl.  d.  Betriebswerkstätte  i.  Freudenstadt  (6  000  000)  1 850  000 

26.  Desgl.  des  Bahnhofs  Gaildorf  (2300000) 1500000 

27.  Desgl.  Königsbronn  (2  930  000) 480  000 

28.  Bau  einer  neuen  Wagen werkstätte  bei  Kornwestheim 

(35  200  000) 3 600  000 

29.  Verbindungsbahn  vom  Verschiebebahnhof  Kornwest- 
heim zum  Bahnhof  Korntal  (10  000  000) 2 600000 

30.  Erweiterg.  d.  Bahnhofs  Marbach  a.  Neckar  (3000000)  1500  000 

31.  Bau  eines  dritten  Gleises  auf  dem  Bahnhof  Möckmühl 

(1900  000) 500  000 

32.  Erweiterung  des  Bahnhofs  Münster  a.  Neckar  (2  400  000)  500  000 

33.  Desgl.  Pforzheim  (22  000  000) 1000  000 

34.  Desgl.  Reutlingen  Süd  (1800  000)  350  000 

35.  Desgl.  Spaicbingen  (10  000  000)  1770  000 

36.  Umbau  des  Lokomotivschuppens  in  Stuttgart  Nord 

zu  einer  Wagen  werkstätte  (3  157  000) 600  000 

37  Erweiterung  des  Bahnhofs  Stuttgart  West  (4  800  000)  1 21)0  000 

38.  Desgl.  Tübingen  u.  d dortigen  Werkstätte  (11  800000)  600  000 

39.  Desgl.  Ulm  (15000  000) 100  000 

40.  Neubau  einer  Kantine  auf  dem  Verschiebebahnhof 

Untertürkheim  (500  000) 50  000 

41.  Einrichtung  einer  Stationsschlosserei  mit  überdachten 

Wagenständen  in  Untertürkheim  (400  000)  ....  50000 

42.  Verbesserung  und  Überdachung  der  Umladerampen 

in  Aalen  (447  000) 100  000 

43.  Erweiterung  des  Bahnhofs  Neuhausen  (Filder)  (900  000)  400  000 

44.  Aufenthaltgebäude  in  Untertürkheim  (200  000)  ...  50  000 

ß.  Neuforderungen. 

*45.  Erweiterung  des  Bahnhofs  Aulendorf  (7  700  000)  . . 1 000  000 

*46.  Desgl.  Backnang  (1400  000) 500000 

*47.  Verlängerung  des  Kreuzungsgleises  in  Beuron  (450  000)  300  000 

*48.  Erweiterung  des  Bahnhofs  Burgstall  (700  000)  . . . 100  000 

*49.  Desgl.  Ebingen  (4000  000) 500  000 

*50.  Erweiterung  des  Güterschuppens  in  Heilbronn  Um- 
stellbahnhof (Böckingen)  (230  000)  150  000 

*51.  Desgl.  auf  Bahnhof  Stuttgart  West  (500  000)  ....  200000 

*52.  Vergrößerung  d.  Elektrizitätswerks  in  Aalen  (450  000)  450  000 

*53.  Umbau  der  elektrischen  Anlagen  in  Heilbronn  (400  000)  400  000 

*54.  Erweiterung  der  Werkstätte  für  die  Oberbaumaterial- 
verwaltung in  Heilbronn  Umstellbabnhof  (315  000)  315  000 

*55.  Verlängerung  des  Kreuzungsgleises  in  Kirchberg  a.  d. 

Murr  (300  000) 300  000 

*56.  Erweiterung  d.  Empfangsgebäudes  in  Lauffen  a.  Neckar 

(170  0U0) 170  000 

*57.  Stockaufbau  auf  das  Badgebäude  der  Werkstätte 

Rottweil  (350  000)  , 350  000 

*58.  Versorgung  der  Hauptwerkstätte  Rottweil  mit  elek- 
trischem Strom  für  Kraftzwecke  (450  000)  ....  450000 


Summe  179  350  000 


Eisenbahn  - Gen  eraldirektion  Karlsruhe. 


A.  Bereits  genehmigte  Bauten. 

Neue  Eisenbahnen. 

1.  Neckarsteinach— -Schönau  (6  000  000)  500  000 

2.  Bretten— Kürnbach  (19  000  000) 3 000  000 

3.  Oppenau — Griesbach  (22  000  000) 4 00t)  000 

4.  Titisee— St.  Blasien  (50  000  000) 13  000  000 

5.  Wertheim— Miltenberg  (1070  000)  57  000 

Sonstige  Bauausführungen. 

6.  Auffüllung  des  Ergänzungs-  und  Erneuerungsfonds 

der  Nebenbahn  Mosbach— Mudau  (251  000)  ....  131  000 

7.  Vermehrung  der  Fernsprechleitungen  auf  den  Strecken 

Mannheim — Olfen  bürg  u.  Heidelberg — Lauda  ( 1 043  000)  780  000 

8.  Heidelberg,  Bau  eines  besonderen  Gütergleises 
zwischen  Wieblingen  und  dem  Heidelberger  Umstell- 
bahnhof und  von  vier  weiteren  An-  und  Abfalirt- 

gleisen  im  Umstellbabnhof  (6  320000) 1 820  000 

9.  Neckargemünd  — Neckarelz,  Ausbau  des  zweiten 

Gleises  (5  621000).  200000 

10.  Hausach— Immendingen,  Einrichtung  der  elektrischen 

Strecken  blockung  (2  985  000) 1 020  000 

11.  Mannheim,  Hauptgüterbahnhof,  Pflasterung  der  Werft- 
hallen- und  Rheinkaistraße  (311  000) 35  000 

12.  Desgl.,  Erweiterung  des  Sammelbahnhofs  (463  000)  . 80000 

13.  Desgl.,  Um-  und  Ausbau  der  Fernsprechanlagen  für 

das  Hafengebiet  (572  000) 290  000 

14.  Desgl.,  Personenbahnhof,  Dienstgebäude  der  Betriebs- 

werkmeisterei mit  Aufenthalträumen  für  Wagen- 
reiniger und  Maschinenhausarbeiter  (890  000)  . . . 540  000 

15.  Eberbach , Verbesserung  der  Lokomotivspeisungs- 

einrichtung  (400  000) 100  000 


Zu  übertragen  25  553  000 


Übertrag 

16.  Neckarelz  und  Lauda,  Aufstellung  von  zwei  Lokomotiv- 

drehscheiben  (201  000) 

17.  Schwetzingen,  Beseitigung  des  Kreiswegübergangs 

im  Norden  des  Bahnhofs  (803  000)  ...... 

18.  Desgl.,  Erweiterung  der  Werkstätte  (4  900  000)  . . . 

19.  Rheinau,  Herstellung  eines  Vorbahnhofs  (6  378000)  . 

20.  Karlsruhe,  Umstellbahnhof,  Erweiterung  der  Kabel 

(222  000) 

21.  Desgl.,  (Jmstellbahnhof,  Aufenthaltgebäude  für  Wagen- 
revidenten, Radschuhleger  und  Hallenarbeiter  (400  000) 

22.  Desgl.,  Umbau  der  Fernsprechanlagen  (392  000)  . . 

23.  Desgl.,  Umstellbabnhof,  Bau  eines  neuen  Zugabferti- 
gungsgebäudes (315  000) 

24.  Desgl.,  Entwässerung  der  Hauptwerkstätte  und  Her- 

stellung von  Aborten  mit  Anschluß  an  die  Schwemm- 
kanalisation (2  460  000) 

25.  Desgl..  Hauptwerkstätte,  Anlage  eines  Waschraums  auf 

der  Westseite  der  Revisionswerkstätte  (914  000)  . . 

26.  Haueneberstein,  Bau  zweier  Überholungsgleise 

(2  217  000).  

27.  Kehl,  Erweiterung  der  Hafenanlagen  (1  135  000)  . . 

28.  Desgl.,  Hafen,  Vollzug  der  in  Durchführung  des 
Friedensvertrags  erforderlichen  Arbeiten  (14  872  000) 

29.  Albert-Hauenstein,  Kreuzungs-  und  Überholungsgleis 

(l  400  000) 

30.  Im  Weiler,  Errichtung  einer  Güterstation  (614  000)  . 

31.  Waldshut,  Herstellung  eines  Abstellgleises  und  Er- 
weiterung der  Güterhalle  und  Verladerampe  (1  460  000) 

32.  Einführung  der  Bahnsteigsperre  auf  der  Murgtalbahn 

(400  000) 

33.  Grötzingen — Mühlacker,  Einrichtung  der  elektrischen 

Streckenblockung  (4  428  000) . . 

34.  Villingen— Immendingen,  Bau  des  zweiten  Gleises 

(12  800  000) 

35  Mannheim,  Umbau  der  Zufahrtlinien  (9  900  000)  . . 

36.  Desgl. , Umstellbahnhof,  Bau  eines  Bureaugebäudes 
mit  Aufenthalt-  und  Waschräumen  (1000  000)  . . . 

37.  Rheinauhafen,  Erweiterung  der  Gleisanlagen  (695  000) 

38.  Durlach,  Erweiterung  der  Werkstätte  (10  432  000).  . 

39.  Pforzheim,  Bahnhofserweiterung  (12(00  000)  . . . . 

40.  Königsbach.  Bau  eines  Überholungsgleises  (1  890  000) 

41 . Karlsruhe,  Verlegung  des  Personenbahnhofs  (37  579000) 

42.  Desgl..  Rheinhafen,  Herstellung  einer  zweiten  Zufahrt 

(1  980  01.0) 

43.  Durmersheim,  Bahnhofserweiterung  (1305  000)  . . . 

44.  Karlsruhe,  Hauptwerkstätte,  Bau  eines  Kesselhauses 

(6  270  000) 

45.  Desgl.,  Verlegung  der  Siederohrwerkstätte  und  Ein- 
führung eines  neuen  Arbeitsverfahrens  (2  840  000).  . 

46.  Freiburg,  Verlegung  der  Höllentalbahn  (43  000  000)  . 

47.  Wintersdorf,  Grenzbahnhof  (35  000  000) 

48.  Kehl,  Grenzbahnhof,  Personenbahnhof  (700  000)  . . 

49.  Desgl.,  Güterbahnhof  (40  000  000) 

50.  Breisach, Grenzbahnhof  (11000  000) 

51.  Neuenburg.  Grenzbahnhof  (8  600  000) 

52.  Palmrain,  Grenzbahnhof  (6  700  000) 

53.  Aufstellung  zweiflügliger  Signale  und  Vergrößerung 

der  Vorsignalentfernungen  (7  310000) 

B.  Neuforderungen. 

*54.  Wiesental,  Anlage  eines  Überholungsgleises  (2  360  000) 
*55.  Karlsruhe,  Hauptwerkstätte,  Anbau  an  die  Revisions- 
werkstätte (2  106  000) 

*56.  Desgl.,  Errichtung  einer  besonderen  Lehrlingswerk- 
stätte (2  100000) 

*57.  Villingen,  Anbau  an  die  Lokomotivwerkstätte  (470000) 
*58.  Basel,  Erweiterung  der  Fernsprechkabelanlage 

(350  000) ‘ __ 

*59.  Ausbau  von  Fernsprechleitungen  (975  000)  .... 

*60.  Desgl.  von  Telegraphenleitungen  (275  000)  . . . . 

*61.  Mannheim,  Personenbahnhof,  Beschaffung  und  Auf- 
stellung einer  Kohlenverladebühne  (845  000)  .... 
*62.  Desgl.,  Personenbahnhof,  Herstellung  von  Aufenthalt- 
räumen bei  den  Maschinenhäusern  I und  II  (180  000) 
*63.  Desgl.,  Umstellbahnhof,  Bau  eines  Maschinengleises 
für  die  Gruppe  M und  Einrichtung  der  Strecken- 
blockung für  Gleis  44  (665  000) 

*64.  Desgl.,  Schaffung  weiterer  Diensträume  für  die  Bezirks- 
stellen (220  000) 

*65.  Seckenheim,  Herstellung  einer  Kläranlage  zum  Secken- 

heimer  Wohnviertel  (160  000) 

*66.  Errichtung  eines  Haltepunkts  bei  Blockstelle  Molzau 
zwischen  Wiesental  und  Graben -Neudorf,  Rheintal- 
bahn (140  000) 

*67.  Heidelberg,  Güterbahnhof,  Anbau  an  die  Güterhalle 

als  Zollhalle  (420  000) 

*68.  Eberbach,  Ersatz  der  Drehscheibe  von  16  m durch 
eine  solche  von  23  m Durchmesser  (420  000)  . . . 

Zu  übertragen 
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Übertrag  97  751  000 


69.  Lauda,  Kantinenneubau  und  Verlegung  der  Dienst- 
räume des  Werkstättenamts  (150000) 150000 

*70.  Desgl.,  Erweiterung  und  Änderung  der  Gleisanlagen 

(400000) 400  000 

*71.  Reicholzheim,  Erweiterung  der  Gleisanlagen  und  des 

Freiladeplatzes  (400  000) 400000 

*72.  Wiesloch,  Erweiterung  d.  Aufnahmegebäudes  (153  OOOj  153  000 
*73.  Bruchsal,  Güterbahnhof,  Anlage  weiterer  Abstell- 

und  Freiladegleise  (780000) 780000 

*74.  Pforzheim,  Herstellung  einer  Feuerputzstelle  und  von 

Reparaturgleisen  (600  000) 600  000 

*75.  Karlsruhe,  Umstellbahnhof,  Herstellung  von  zwei 

Putzgruben  beim  Maschinenbaus  I (170  000)  . . . 170  000 

*76.  Desgl.,  Umstellbahnhof,  Magazingebäude  für  die  Be- 
triebswerkmeisterei (150  000)  150  000 

*77.  Desgl , Umstellbahnhof,  Herstellung  von  Aufenthalt- 
räumen für  Verschieber,  Zugpersonal  usw.  (300  000)  300  000 

*78.  Desgl.,  Rheinhafen,  Vergrößerung  des  bebelfmäßigen 

Verwaltungsgebäudes  der  Güterstation  (180  000)  . . 180  000 

*79.  Desgl.,  Magazin  I,  Errichtung  einer  überdachten  Lager- 
stelle (210  000) 210  000 

*80.  Desgl.,  Magazin  II,  Aufbau  eines  weiteren  Stockwerks 

auf  das  Magazingebäude  für  Diensträume  (190  000)  . 190000 

*81.  Desgl.,  Gerätemagazin,  Bau  eines  Schuppens  zur  Unter- 
bringung von  Geräten  (115  000) 115  000 

*82.  Desgl.,  Hauptwerkstätte,  Anbau  an  die  Lokomotiv- 
werkstätte  für  Arbeiterwaschanlage  und  Speiseräume 

(300  000) 300  000 

*83.  Basel,  Vollausbau  des  Lagerbahnhofs  (350000)  . . 350  000 

*84.  Desgl.,  Umstellbahnhof.  Ausbau  der  Gleise  17,  18 

und  19  der  Gruppe  J (350  000) 350  000 

'85.  Schopf  heim,  Geländeerwerb  zur  Erweiterung  der  Babn- 

hofsanlage  und  Verlängerung  der  Güterhalle  (670  000)  670  000 

*86.  Waldshut.  Verbesserung  der  Zufahrt  zur  Drehscheibe 

(270  000) 270  000 

*87.  Anbringung  von  besonderen  Verschlußwecbseln  an 

Blockfeldern  (875  000) 875  000 


Summe  104564  000 


Eisenbahn -Generaldirektion  Schwerin. 


A.  Bereits  genehmigte  Bauten. 

1 . Herstellung  des  zweiten  Gleises  auf  der  Strecke  Herrn 

bürg — Bobitz  (26  292  000) 

2.  Desgl.  Blankenberg — Warnow  (2  550  000)  .... 

3.  Desgl.  Laiendorf — Teterow  (13158  000)  .... 

4.  Erweiterung  des  Bahnhofs  Krivitz  (550  000)  . . . 

5.  Umbau  des  Bahnhofs  Grevesmühlen  (1600  000) 

6.  Desgl.  und  Erweiterung  der  Anlagen  für  den  Rampen 
und  Viehverkehr  auf  Bahnhof  Güstrow  (510  000)  . 


4 8o0  000 
650  000 
1 002  000 
400  000 
400  000 

200  (400 


Zu  übertragen  7 452  000 


Übertrag  7 452  000 

7.  Erweiterung  d.  Gleisanlagen  a.Bahnh. Güstrow  685000)  525000 

8.  Umbau  des  Bahnhofs  Schönberg  (6  000  000)  ....  500000  i 

9.  Erweiterung  d. Personenbahnhofs  Schwerin  (10  000  000)  700000 

10.  Desgl.  des  Güterbahnhofs  Schwerin  (4  000  0(10)  . . . 2 000000  H 

11.  Desgl.  des  Bahnhofs  Waren  (9  000000)  l 500000  ' 

12.  Erneuerung  oder  Verstärkung  von  eisernen  Brücken 

auf  den  Hauptbahnstrecken  (6  500  000) 1 500 000 

13.  Verstärkung  des  Oberbaues  auf  den  Strecken  Bützow— - 
Güstrow  und  Oertzenhof — Landesgrenze  bei  Strasburg 

sowie  auf  Bahnhof  Neubrandenburg  (4000000)  . . 1 200000  |j 

14.  Herstellung  einer  Fernsprechzentrale  im  Verwaltungs- 

gebäude und  eines  daran  anschließenden,  über  den 
ganzen  Verwaltungsbereich  sich  erstreckenden  Fern- 
sprechnetzes (.500  000) 2200(1)  I 


B.  Xeuforderuiigeii. 

*15.  Beschaffung  einer  20  m-Gelenkdrehscheibe  mit  elek- 
trischem Antrieb  für  den  Bahnhof  Neubrandenburg 

(945  0 00)  . 540  0(10  1 


*16.  Erweiterung  der  Güterabfertigung  auf  Bahnhof  Rostock 

Hafen  (190  000) 190000 

*17.  Herstellung  von  Aufenthalträumen  f.  Verschiebedienst- 

und  Zugpersonal  auf  Bahnhof  Schwerin  (170000).  . 170000  ] 


Summe  16  497  C*  io 


934  0T0 
1 468  000 
793  000 


2 500  00O  | 

155  000  I 

1 000  ooo  1 

! 08000(1  1 

420 (KX)  I 

7O0  000  I 

1 75  0D0  1 

17O  000  1 

45O00O  1 

Summe  9 *45  000  1 


Eisexibahndirektion  Oldenburg-. 

Ä.  Bereits  genehmigte  Bauten. 

1 . Herstellung  des  zweiten  Gleises  auf  der  Strecke  Brake  - 

Nordenham  (1  939  000) 

2.  Umbau  des  Bahnhofs  Wilhelmshaven  (7  450  000'  . . 

3.  Desgl.  d.PersonenbahnhofsBremen Neustadt  (9  300000) 

B.  Xenforderungen. 

*4.  Erweiterung  d.  Hauptwerkstätte  Oldenburg  3 800000) 
*5.  Desgl.  der  Fernsprechanlagen  auf  dem  Hauptbahnhof 
Oldenburg  (155  000)  ............. 

*6.  Anlegung  von  Lagerplätzen  auf  Bahnhof  Oldenburg 

(1000000) 

*7.  Desgl.  von  Abstellgleisen  für  den  Hafenverkehr  in 

Oldenburg  (1080  000) 

*8.  Herstellung  einer  Bahnsteigüberführung  auf  Bahnhof 

Sande  (420  000) 

*9.  Erweiterung  der  Betriebswagenwerkstätte  auf  dem 
Umstellbahuhof  Oldenburg  (Osternburg)  (700  00O).  . 
*10.  Herstellung  eines  Stations-  und  Nebengebäudes  auf 

Bahnhof  Scbneiderkrug  (175  000) 

1 1.  Desgl.  einer  Zugmeldeleitung  auf  der  Strecke  Delmen- 
horst— Hesepe  (170  000) 

*12.  Desgl.  einer  Achssenke  in  der  Betriebswerkstätte  auf 
Haupthahnhof  (»Idenburg  (450  000) 


Abänderung-  der  Gebührensätze  fiir  Sachverständige  (s.  a.  f920 
d.  Bl.,  S.  367;  1921,  S.  171).  Durch  Erlaß  des  Reichsministers  des  Innern 
vom  12.  April  1921  sind  die  Gebühren  für  Sachverständige  vom  20.  Mai 
1920  erhöht  worden.  Zu  den  bestimmungsmäßigen  Reisetagegeldern 
wird  vom  1.  April  d.  J.  ab  bei  mehrtägigen  Reisen  ein  Zuschlag  von 
200  vH,  bei  eintägigen  von  160  vH  gewährt.  Für  Sitzungen  am  Wohn- 
ort ist  das  Tagegeld  auf  28  Mark,  für  Vorarbeiten  der  Stundensatz  auf 
3,50  Mark,  bis  zum  Höchstbetrage  von  28  Mark  für  jeden  Tag,  berauf- 
gesetzt.  Bei  Ausarbeitung  von  Gutachten  kann  bis  zu  15  Mark  für 
die  Stunde  gezahlt  werden. 

Eine  ^Nordische  Woche“  iu  Lübeck  wird  in  der  Zeit  vom 
1.  bis  11.  September  d.  J.  geplant.  Der  leitende  Grundgedanke 
hierbei  ist,  die  wirtschaftlichen  wie  auch  die  geistigen  Beziehungen, 
die  seit  Jahrhunderten  zwischen  Lübeck  und  den  nordischen  Ländern 
bestehen,  zum  Ausdruck  zu  bringen  und  anderseits  Verbindungen, 
die  durch  den  Krieg  unterbrochen  worden  sind,  wieder  fester  zu 
knüpfen.  U.  a.  wird  eine  Architektur-Ausstellung  „Der  Wohnbau“  für 
Kleinwohnungs-  und  Siedlungsbau  im  unteren  Chor  der  Katharinen- 
kirche in  Aussicht  genommen.  Bei  der  sehr  regen  Tätigkeit  Lübecks 
aut  diesem  Gebiet  ist  zu  erwarten,  daß  manches  Vorbildliche  gezeigt 
werden  kann. 

Für  die  Stelle  eines  Technischen  Stadtrats  im  Magistrat  der  Stadt 
Kiel,  die  kürzlich  geschaffen  worden  ist,  ist  der  bisherige  Leiter  des 
städtischen  Hochbauamts  in  Rüstringeu  $r.=  (\itg.  Hahn  gewählt  worden. 

Zur  Hebung  der  Wirtschaftlichkeit  (1er  gewerblichen  und 
industriellen  Produktion  sieht  der  Reichshaushalt  für  1921  beim 
Reicbswirtscbaftsministerium  den  Betrag  von  800000  Mark  vor.  Es 
wird  damit  bezweckt  die  Steigerung  der  Güte  und  die  Herabsetzung 
der  Kosten  der  Erzeugnisse  im  Handwerk  und  in  den  verschiedenen 
Industriezweigen  zur  Erhaltung  unserer  Wettbewerbfähigkeit.  Die 


hieraus  sich  ergebenden  Aufgaben  wurden  auf  Wunsch  der  Industrie 
vom  Reichswirtschaftsministerium  dem  Verein  deutscher  Ingenieure 
zur  Selbstverwaltung  übertragen  (s.  a.  Jahrg.  1919  d.  Bl..  S.  172).  Ar 
den  Arbeiten  sind  beteiligt:  die  Maschinenindustrie  durch  den  Verein 
deutscher  Ingenieure,  die  Elektrotechnik  durch  den  Verband  deutschei 
Elektrotechniker,  das  Bauwesen  durch  die  Deutsche  Gesellschaft  füi 
Bauingenieurwesen,  das  Metallwesen  durch  die  Deutsche  Gesellschaft  i 
für  Metallkunde,  das  Handwerk  durch  den  Reichsverband  des  deutschen  j 
Handwerks,  die  Landwirtschaft  durch  die  Deutsche  Landwirtschafts- 
gesellschaft, außerdem  eine  Reihe  von  Reichs-  und  Staatsbehörden. 
Bei  dem  Verein  deutscher  Ingenieure  sind  als  besondere  Arbeitstellen  I 
eingerichtet:  die  Betriebstechnische  Abteilung,  der  Ausschuß  für  wirt- 
schaftliche Fertigung,  der  Normenausschuß  der  deutschen  Industrie  | 
die  Arbeitsgemeinschaft  deutscher  Betriebsingenieure,  die  Hauptstelle 
für  Wärmewirtschaft  und  einige  Hilfsausschüsse.  Die  Arbeitsergebnisse 
dieser  Ausschüsse  werden  dann  zur  allgemeinen  Beurteilung  in  Fach-  i 
Zeitschriften  veröffentlicht.  Folgende  Aufgabengebiete  sind  in  Arbeit 
genommen:  Durcbfor-chung  der  Eigenschaften  der  Werkstoffe,  besonder? 
der  Leichtmetalle,  wirtschaftlichste  Gewinnung,  Aufbereitung  und  Ver 
arbeituug  der  Werkstoffe,  weitestgehende  Verwendung  einheimischer 
Rohstoffe,  Erhöhung  der  Arbeitsgenauigkeit  durch  Verfeinerung  der> 
Meßmethoden  und  Meßeinrichtungen  als  Grundlage  der  Fabrikation 
Verbesserung  der  Hand-  und  Mascbiuenwerkzeuge  und  der  Bearbeituugs 
maschinell  zur  Vervollkommnung  der  Arbeitsverfahren,  Steigerung  der 
Wirkungsgrads  menschlicher  Arbeit  und  Verminderung  der  Handarbeit 
Verbesserung  der  Wärmewirtschaft,  Einschränkung  der  Energieverlust! 
durch  Verbesserung  der  elektrischen  und  mechanischen  Kraftüber 
tragung,  Verbesserung  der  Selbstkostenermittlung  und  Betriebs 
Organisation,  Durchführung  der  Normung  ohne  Beeinträchtigung  dei 
technischen  Entwicklung,  Hebung  der  Fachbildung  der  Arbeiter 
Techniker  und  Ingenieure. 


Vermischtes. 


Verlag  von  Wilhelm  E r n s t & Sohn,  Berlin.  — Für  den  nichtamtl.  Teil  verantwortlich : In  Vertr.  R.  B ergius,  Berlin.  — Druck  der  Buehdruckerei  Gebr.  Ernst,  Berlin 
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Amtliche  Mitteilungen. 


Preußen. 

Beförderungsstellen  als  Regierungs-  und  Bauräte  sind  verliehen 
worden;  den  Regierungs-  und  Bauräten  Diete  bei  der  Regierung  in 
Stade,  Melcher  bei  der  Regierung  in  Merseburg  und  Knoetzelein 
in  Koblenz,  unter  Überweisung  an  die  Regierung  in  Koblenz. 

Versetzt  sind;  die  Regierungs-  und  Bauräte  Pfannmiiller  von 
Aachen  an  die  Regierung  in  Trier,  Klenner  von  Rathenow  an  das 
Wasserbauamt  in  Breslau,  Marizy  von  Meppen  an  das  Wasserbauamt 
in  Rathenow,  Jehn  von  Münster  i.  W.  nach  Meppen  als  Vorstand 
des  Wasserbauamts  und  Reinhardt  von  Insterburg  zur  Bauleitung 
KL  Bajohren. 

Dem  Regierungs-  und  Baurat  Zinke  in  Stade  ist  die  Verwaltung 
des  Kulturbauamts  in  Schleswig  übertragen  worden  unter  gleich- 
zeitiger Versetzung  dorthin  und  dem  Regierungs-  und  Baurat  Timm 
in  Osnabrück  die  Verwaltung  des  in  Meppen  neu  errichtetem  Kultur- 
bauamts unter  gleichzeitiger  Versetzung  dorthin. 

Versetzt  ist  ferner:  der  Regierungsbaumeister  (Maschinenbaufach) 
Rente  von  Potsdam  nach  Königsberg  zur  Verwaltung  des  Maschinen- 
bauamts daselbst. 

Überwiesen  sind;  der  Marinebaurat  Koch  der  Verwaltung  der 
Märkischen  Wasserstraßen  in  Potsdam  und  der  Regierungsbaumeister 
iluschke  dem  Wasserbauamt  in  Genthin. 

Die  Staatsprüfung  haben  bestanden:  die  Regierungshauführer 
Otto  Hensel  und  2)r.=3ttg.  Alfred  Gerber  (Hochbaufach);  — Otto 
Uhden  (Wasser-  und  Straßenhaufach);  — Rudolf  Kersten  und 
Friedrich  Staub  (Eisenbahn-  und  Straßenbaufach). 

Der  Königl.  preußische  Geheime  Baurat  Oskar  Emanuel  Maercker, 
früher  Vorstand  des  Eisenbahn -Werkstättenamts  Cassel  a,  der  Regie- 
rungs- und  Baurat  Seiffert,  Mitglied  der  Eisenbahndirektion  Erfurt, 
und  der  Geheime  Baurat  Fritz  Borggreve,  früher  Landesbauinspektor 
in  Kreuznach,  sind  gestorben. 

Deutsches  Reich. 

Reichseisenhahnen.  Preußen  - Hessen.  Der  Regierungs- und 
Baurat  Wendler  in  Berlin  ist  mit  der  Wahrnehmung  der  Geschäfte 
eines  Oberhaurats  bei  dem  Eisenbahn -Zentralamt  beauftragt. 

Versetzt  sind:  die  Regierungs-  und  Bauräte  Jochem,  bisher  in 
Saarbrücken,  als  Mitglied  der  Eisenbahndirektion  nach  Trier,  ®r.=3n9- 
\ eite,  bisher  in  Danzig,  als  Mitglied  der  Eisenbahndirektion  nach 
Elberfeld,  Dorenberg,  bisher  in  Köln -Deutz,  als  Mitglied  (auftrw.) 
des  Eisenbahn-Zentralamts  nach  Berlin  und  Crayen,  bisher  in  Danzig, 
nach  Magdeburg  als  Vorstand  eines  Werkstättenamts  bei  der  Eisen- 
bahn-Hauptwerkstätte Magdeburg- Salbke;  — der  Vorstand  eines 
Maschinenamts  Heyne,  bisher  in  Rheine,  als  Vorstand  des  Eisen- 


bahn-Maschinenamts nach  Köln-Deutz;  — der  Regierungsbaumeister 
des  Eisenbahnbaufaches  Markert,  bisher  in  Liegnitz,  als  Vorstand 
(auftrw.)  des  Elsenbahn-Betriebsamts  nach  Koburg;  — der  Regierungs- 
baumeister des  Maschinenbaufaches  Gantzer,  bisher  in  Magdeburg, 
nach  Meiningen  als  Vorstand  eines  Werkstättenamts  bei  der  Eisen- 
bahn-Hauptwerkstätte daselbst. 

Zu  Regierungsbaumeistern  sind  ernannt:  die  RegieruDgsbauführer 
des  Maschinenbaufaches  Joachim  Stutterheim  aus  Berlin  - Schöneberg 
und  Anselm  Bock  aus  Bielefeld  beide  unter  Einberufung  zur  Be- 
schäftigung heim  Eisenbahn -Zentralamt  in  Berlin. 

Dem  Geheimen  Baurat  Rischboth,  Mitglied  der  Eisenbahn- 
direktion in  Berlin,  und  den  Regierungs-  und  Bauräten  Schumann, 
Mitglied  des  Eisenbahn -Zentralamts  in  Berlin,  und  Althüser,  Vor- 
stand des  Eisenbahn -Maschinenamts  2 in  Dortmund,  ist  die  nach- 
gesuchte Entlassung  aus  dem  Reichseisenbahndienst  erteilt. 

Reichseisenbahnen.  Bayern.  Der  Vorstand  der  Betriebs-  und 
Bauinspektion  Lindau  Regierungsrat  Anton  Klotz  ist  in  gleicher 
DieDstesoigenschaft  an  die  Eisenbahndirektion  Würzburg  in  etatmäßiger 
Weise  berufen. 

Reichsvermögensverwaltung.  Versetzt  sind:  der  Regierungs- 
haurat Lau  g vom  Reichsvermögensamt  Tübingen  zum  Reichsvermögens- 
amt Stuttgart  und  der  Regierungshauassessor  Hofmann  vom  Reichs- 
vermögensamt Stuttgart  zum  Reichsvermögensamt  Tübingen. 

Bayern. 

Der  Regierungsrat  mit  dem  Titel  und  Rang  eines  Oberregierungs- 
rats Valentin  Zehnder  heim  Maschinenkonstruktionsamt  in  München 
und  der  ordentliche  Professor  der  Maschinenbaukunde  an  der  Tech- 
nischen Hochschule  München  Dr.  phil.  S)r.=Jsng.  Rudolf  C am  er  er 
sind  gestorben. 

Sachsen. 

Versetzt  sind:  die  Regierungsbauräte  Wolf  beim  Landbauamt 
Leipzig  als  Vorstand  an  das  Landbauamt  Bautzen  und  Berger  beim 
Neubauamt  Umbau  Landhaus  zum  Landbauamt  I Dresden,  abgeordnet 
zum  Landbauamt  Plauen,  der  Regierungsbaumeister  Hahnemann  beim 
Neubauamt  II  Vet.-Med.  Institut  in  Leipzig  zum  Landbauamt  Leipzig. 

Der  Regierungshauführer  Eugen  Leo  Heinrich  Müller  ist  zum 
Regierungshaumeister  ernannt  worden. 

Oldenburg. 

Der  Oberhaurat  Borchers  in  Oldenburg  ist  mit  Wirkung  vom 
Tage  seiner  Ernennung  zum  Vortragenden  Rat  im  Ministerium  des 
Innern  ab  für  das  Deichamt  zum  Deichgrafen  ernannt  und  der  Regie- 
rungshaumeister Wohlschläger  in  Oldenburg  zum  Baurat  befördert 
worden. 


[Alle  Reohte  Vorbehalten  1 


Nichtamtlicher  Teil. 

Schriftleiter:  Friedrich  Schnitze  und  Richard  Bergius. 


Erweiterung  des  Sitzungssaales  der  Stadtverordneten  im  Berliner  Rathaus. 

• Von  0.  Leitholf  in  Berlin. 


Die  Bildung  der  neuen  Stadtgemeinde  Großberlin  erforderte 
die  Erweiterung  des  Sitzungssaales  der  Stadtverordneten  um  30  neue 
Sitzplätze.  Der  hier  angewendete  Bauvorgang  ist  bemerkenswert,  weil 
eine  hoch  belastete  Frontwand  in  Saalhöhe,  die  bislang  als  Außenwand 
des  Saales  diente,  ohne  Verwendung  einer,  wie  in  ähnlichen  Fällen 
üblichen,  behelfsmäßigen  Abstützung  der  Frontwand  oberhalb  Saal- 
höhe hinweggenommen  wurde. 

Bei  9,58  m Geschoßhöhe  und  15,93  m Tiefe  betrug  die  Länge  des 
Saales  vor  dem  Umbau  22,13  m,  wobei  die  beiden  letzten  Grundzahlen 
von  Innen-  zu  Innenkante  sich  gegenüberliegender  innerer  Wand- 
vorlagen gemessen  sind.  Die  beiden  Langwände  dienen  zwei  mit  dem 


Saalbau  zusammenhängenden  Bauteilen  gleichfalls  als  Umtassungs- 
wände,  während  die  beiden  übrigen  Umfassungswände  Frontwände 
sind,  durch  die  auch  der  Saal  belichtet  wird.  Die  der  Tribüne  gegen- 
überliegende Frontwand,  die  hei  1,05  m Stärke  nahe  den  Drittel- 
punkten zwei  innere  Vorlagen  von  0,90  • 0,90  m auf  wies,  war  auf 
16,50  m Breite  zu  entfernen  und  eine  neue  Wand,  durch  die  der  Saal 
um  5 m verlängert  wurde,  in  dem  dort  anschließenden  Hof  zu  errichten. 

Oberhalb  des  Saalbaues  in  seiner  alten  Form  befindet  sich  ein 
saalartiger  Raum  von  6,83  m Höhe,  dessen  Frontwand,  die  oberhalb 
der  wegzunehmenden  Saalwand  liegt,  mit  letzterer  gleiche  Querschnitts- 
ahmessungen zeigt.  Darüber  befindet  sich  der  Bodenraum,  der  durch 
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die  Saalumfassungswände  und  zudem  durch  eine  in  beiden  Stock- 
werken angeordnete  Querwand,  die  im  Saalgeschoß  drei  offene  Bogen- 
stellungen zeigt,  und  Sitzungs-  und  Tribünenraum  trennt,  getragen 
wird.  Weiterhin  dienen  dem  Zweck  zwei  Satteldachbinder,  die  den 
Saallangwänden  gleichgerichtet  sind  und  auf  den  beiden  bereits  er- 
wähnten inneren  Vorlagen  der  Querfrontwände  des  Obergeschosses 
lasten.  Die  beiden  Binder  dienen  zudem  in  je  zwei  Knotenpunkten 
ihrer  Untergurte  zur  Aufhängung  zweier  Blechträger  der  Saaldecke 
des  Sitzungssaales,  die  mit  den  Bindern  in  gleicher  Flucht  liegen. 
Diese  Aufhängungen,  die  aus  zwei  übereck  gestellten  Winkeleisen  ge- 
bildet wurden,  sind  im  Obergeschoß  in  Säulenform  ummantelt  (vgl. 
Abb.  1 u.  5).  Der  Entwurf  dieser  Konstruktion  rührt  von  Schwedler 
her.*)  Zur  Abfangung  der  alten  und  der  neuen  Lasten  kommen  zur 
Verwendung:  Ein  Gitterträger  von  16,80  m Stützweite  und  4,75  m 
Konstruktionshöhe,  der  im  Obergeschoß  hart  an  der  inneren  Wand- 
tlucht  in  der  Mittelebene  seiner  Lasten  verlegt  ist,  die  beiden  Wand- 
vorlagen durchschneidet  (Abb.  1),  und  dessen  Gurt-  und  Wandglieder 

*)  Vgl.  auoh  Zeitschrift  f.  Bauwesen  1872  bi»  1876  u.  1882,  S.  301. 


die  Fensteröffnungen  frei  lassen  (Abb.  2 u.  5);  die  Tragwerke  und  Stützen 
der  neuen  Frontwand,  die  behufs  Gewichts-  und  damit  verbundener 
Grundbauersparnis  aus  Eisenkonstruktionen  gebildet  sind,  die  in  Roh- 
ziegelbau umkleidet  wurden  und  die  bis  zum  Kellerfußboden  hinab- 
reichen;  ferner  vier  Unterzüge  7 u.  8 (Abb.  1 bis  4),  die  in  den  Fluchten 
der  Dachbinder  innerhalb  der  Decken-  und  Dachkonstruktionen  des 
neuen  Saalteiles  liegen.  Sie  ruhen  mit  einem  Ende  auf  Stützen- 
stellungen der  neuen  Frontwand  auf,  am  anderen  Ende  sind  diese 
Unterzüge  mit  dem  Untergurt  des  hohen  Gitterträgers  verlascht. 

Neben  den  neuen  Dachlasten  tragen  die  beiden  mittleren  Unter- 
züge 8 am  inneren  Ende  die  Lasten  der  Blechträger  der  alten  Saal- 
decke, die  mit  ihnen  verlascht  sind,  alle  vier  außerdem  die  Unterzug- 
träger 2 B 1 29,  die  unter  die  1,05  m starke  Frontwand  des  Ober- 
geschosses gezogen  wurden. 

Auf  der  einen  Langwand  fand  das  Auflager  des  hohen  Gitter- 
trägers wegen  eines  dort  befindlichen  Wandkanals  keine  unmittelbare 
Stützung,  die  erst  vermöge  einer  Stütze  S1  in  Höhe  des  Saalfußbodens 
gefunden  wurde.  Zur  Vermeidung  teurer  und  umfänglicher  Stemm- 
arbeiten für  eine  unmittelbare  Auflagerung  und  der  Gleichartigkeit 
der  Ausbildung  wegen  wurde  für  das  andere  Auflager  eine  gleiche 
Abstützung  gewählt 

Die  neue  Hoffrontwand  erhielt,  ihrer  architektonischen  Ausbildung 
angemessen,  im  Saalgeschoß  vier  leicht  vergitterte  Stützenpaare  Sa 
und  iS:1,  die  in  ihren  Kopfpunkten  und  in  Höhe  der  Oberkante  Fenster- 
brüstuug  leichte  Unterzüge  tragen,  während  im  Erdgeschoß,  wo  die 
neue  Wand  wegen  nicht  zulässiger  Verkleinerung  des  Hofes  eine  14  m 
weite  Öffnung  aufweist,  nur  die  beiden  äußeren  StützeDpaare  Ss  möglich 
waren,  die  bis  zum  Kellerfußboden  durchgeführt  sind.  Zur  Über- 
brückung dieser  Öffnung  dienen  zwei  Gitterträger  16  und  17  von  1,60  m 
Höhe  und  14,90  m Stützweite,  die  außer  ihren  unmittelbaren  Lasten  von 
Wand  und  Saalfußboden  die  Stützenpaare  Sa  als  Einzellasten  tragen. 

Der  Bauvorgang  wickelte  sich  nun  derart  ab,  daß  zunächst  die 
inneren  Unterzugträger  4,  5,  6 aus  I B29  (Ahb.  1 u.  4)  eingebracht  und 
gut  übermauert  wurden.  Die  Gitterträger  kamen  nur  als  Einzelstähe 
auf  den  Bau;  Stöße  der  Ober-  und  Untergurte  liegen  in  oder  bei 
den  mittleren  Knotenpunkten.  Der  Gitterträger  wurde  nun  sogleich 
an  seinem  richtigen  Ort  zusammengestellt,  wobei  bei  der  Durchführung 
der  Gurte  und  Wandstäbe  durch  Pfeilervorlagen  und  Langwände 
Schlitze  zu  stemmen  waren,  bei  den  Obergurten  von  größerer,  bei  den 
Untergurten  von  geringerer  Ausdehnung.  Die  Verbindungen  in  den 
Knotenpunkten  sind  durchweg  mittels  Maschinenschrauben  von  30  mm 
Durchmesser  hergestellt;  die  zugehörigen  Bolzenlöcher  wurden  auf  der 
Zulage  im  ganzen  gebohrt.  Nur  die  beiden  Hängestäb»  bei  den  mittleren 
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Abb.£5.  Gitterträger  in  der  Frontwand  des  Oberlichtsaales. 


Abb.  6.  Eisengerüst  derrneuen  Saalwand  im  Hofe. 


Knotenpunkten  mußten  bei  der  Zu- 
sammenfügung zunächst  noch  Zurück- 
bleiben. Die  Stutzen  Sx  der  Gitter- 
träger wurden  im  ganzen  durch  seit- 
lich bei  ihren  Aufstellungsorten  in 
die  Frontwand  gestemmte  Schlitze  in 
den  Saal  geschoben  und  in  den  vor- 
bereiteten lotrechten  Schlitzen  in 
richtige  Stellung  zum  Gitterträger  ge- 
bracht, dann  wurden  die  Stützenroste 
unterkeilt  und  untergossen. 

Weiterhin  kamen  leichte  Krag- 
träger mit  Hilfsträgern  zur  Verlegung, 
die  bei  den  vier  Knotenpunkten 
des  Obergurtes  des  Gitterträgers  auf- 
liegen und  in  die  Wände  hinein - 
gehen.  Sie  dienen  zur  Abfangung 
der  Anfänger  der  vier  Widerlager 
der  Wandnischenbogen,  die  während 
dieser  Arbeiten  durch  leichte  Lehr- 
gerüste auf  dem  Obergurt  des  Gitter- 
trägers gestützt  wurden  (Abb.  5). 
Hierauf  wurden  nach  gleichzeitig  voll- 
endeter Aufstellung  des  Eisengerüstes 
der  neuen  Hoffrontwand  die  vier 
Decken-  und  Dachunterzüge  7,  8 ein- 
gebracht und  mit  dem  Gitterträger 
und  bei  den  beiden  mittleren  mit  den 
Blechträgern  des  alten  Deckenteiles 
des  Saales  verschraubt,  endlich,  nach 
Vornahme  der  erforderlichen  Stemm- 
arbeiten die  äußeren  Wandunterzüge  4, 
5,  6 aus  I B 29  verlegt  und  übermauert 
und  zum  Schluß  die  vier  Wand  Vorlagen 
am  Gitterträger  im  Obergeschoß  ent- 
fernt, seine  beiden  vertikalen  Wand- 
glieder eingebracht  und  die  Front- 
wand in  Saalhöhe  entfernt.  Abb.  4 
gibt  Grundrisse  und  zwar  auf  einer 
Seite  eine  Hälfte  des  Erdgeschosses, 
auf  der  andern  eine  solche  für  die 
Grundbauten  und  Stützenroste  unter 
Fußboden  des  Kellergeschosses. 

Abb.  5 zeigt  ein  Schaubild  des 
Gitterträgers  nach  Fortnahme  der 
Wandvorlagen  und  der  in  Säulen- 
form verkleideten  Schwedlerschen  Auf- 
hängung im  Vordergrund,  während 
Abb.  6 das  Eisengerüst  der  neuen 
Saalwand  darstellt.  Beim  Ausbau  er- 
hielt der  Gitterträger  eine  Verkleidung 
durch  eine  Drahtputzwand  und  die 
Wandvorlagen  wurden  in  alter  Form 
wieder  vorgeblendet. 

Der  Umbau  wurde  nach  den  Plänen 
des  Geheimen  Baurats  <Sr.=3n9-  Ludwig 
Hoffmann  ausgeführt.  Mit  dem  Ent- 
wurf und  der  Einzelbearbeitung  der 
Konstruktionen,  ebenso  der  Ober- 
leitung ihrer  Ausführung  und  Auf- 
stellung war  der  Verfasser  betraut,  die 
Ausführung  besorgte  die  Aktien- 
gesellschaft Deutscher  Eisenhandel  in 
Berlin.  Für  die  besprochenen  Ge- 
samtarbeiten stand  die  pünktlich  ein- 
gehaltene Zeitdauer  von  nur  21/*  Monat 
zur  Verfügung. 


Die  Verwendung  eiserner  Spundwände. 

Vom  Regierungs-  und  Baurat  G.  Freund  in  Mülheim  a.  d.  Ruhr. 


Eiserne  Spundwände,  und  zwar  nach  dem  System  Larssen  „Niet- 
los“, sind  beim  Bau  des  Schiffahrtsweges  nach  Mülheim  a.  d.  Ruhr  in 
ausgedehntem  Umfange  verwendet  worden.  Zum  Teil  handelte  es  sich 
um  Anlagen,  die  einen  dauernden  Bestand  haben  sollen,  wie  die  Her- 
stellung des  senkrechten  Hafenufers  und  eines  Schutzes  gegen  Um- 
läufigkeit  von  Bauwerken,  dann  aber  in  erster  Linie  um  Bauteile  von 
vorübergehender,  aber  darum  nicht  geringerer  Bedeutung,  wie  die 
Einfassung  von  Baugruben  oder  die  Herstellung  einer  wasserdichten 
Umschließung,  um  Baugruben  vom  Grundwasser  möglichst  frei  zu 


halten.  Das  Gewicht  der  zur  Verwendung  gelangten  Bohlen  hat  etwa 
4000  Tonnen  betragen,  wobei  die  Spundbohlen  in  Längen  von  4 bis 
14  m und  in  Profilen  II,  III  und  IV  verwendet  wurden.  In  den  nach- 
folgenden Ausführungen  sollen  zunächst  kurze  Beschreibungen  dieser 
Anlagen  gegeben  und  zum  Schluß  die  beim  Rammen,  nach  dem 
Ausschachten  der  Baugruben,  beim  Wiederausziehen  der  Spundwände 
und  beim  Abschneiden  unter  Wasser  gemachten  Erfahrungen  mit- 
geteilt werden. 

Das  Hafenufer  hat  nach  seiner  jetzigen  Ausführung  eine  Länge 
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Abb.  1.  Spundwand 
am  Hafen ufer. 
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von  etwa  1400  m.  An  der  Stelle,  wo  das  zukünftige  Stichbecken  ab- 
zweigen  soll,  ist  eine  Einbuchtung,  die  vorläufig  als  Wendeplatz  dient, 
gemacht  worden,  indem  die  Hafenspundwand  mit  Halbmessern  von  40 
und  370  m herumgezogen  wurde,  um  so  einen  schlanken  Übergang 
in  die  Begrenzungslinie  des  zukünftigen  Stichbeckens  zu  bekommen. 
Mit  der  nur  40  cm  breiten  Larssenbohle  ließ  sich  selbst  der  kleine 
Halbmesser  bequem  und  einwandfrei  ausführen. 

Die  Anordnung  der  Hafenspundwand  geht  aus  Abb.  1 hervor. 
Die  Bohlen,  Profil  III,  von  8,40  m Länge,  reichen  2,70  m unter  Kanal- 
sohle und  sind  1 m von  der  Oberkante  nach  rückwärts  verankert. 
DieVerankerungbe-  ' 0 

steht  aus  einem 
Holm,  der  aus  zwei 
U -Eisen  gebildet 

wird  und  der  im  Ab- 
stand von  2,80  m 
durch  Rundeisen- 
stangen von  65  mm 
Durchm.  mit  zwi- 
schengeschalteten 
Spannschlössern  an 
einem  durchgehen- 
den Eisenbetonklotz 
festgehalten  wird.  Das  Nähere  ergibt  die  Abb.  1.  Der  die  Spundwand 
oben  abschließende  Holm  besteht  aus  Beton. 

Sehr  einfach  gestaltet  sich  die  auswechselbare  Anbringung  der 
Steigeleitern.  Auch  die  Anbringung  der  Reibhölzer,  die  zu  beiden 
Seiten  der  Steigeleitern  und  dazwischen  in  Abständen  von  9,60  bis 
10,40  m vorgesehen  sind,  ist  einfach  und  gestattet  eine  bequeme  Aus- 
wechslung. Die  Schiffshalteringe  befinden  sich  ebenfalls  grundsätzlich 
neben  den  Leitern,  damit  sie  von  hier  aus  bequem  erreicht  werden 
können.  Um  die  Spundwand  nicht  mit  dem  Schiffszug  in  einzelnen 
Fällen  zu  stark  zu  belasten,  endigen  die  Schiffshaltevorrichtungen  in 
Betonankerplatten  von  1,30  zu  1,80  m,  so  daß  der  an  dem  Haltering 
entstehende  Schiffszug  auf  eine  große  Spundwandiläche  übertragen 
wird.  Sämtliche  Ankerstangen  wurden  zur  Vermeidung  von  Durch- 
biegungen durch  eine  schmale  Wand  aus  Magerbeton  unterstützt,  der 
Anker  selbst  in  eine  etwas  bessere  Betonmischung  verlegt,  die  oben 
dachförmig  abgeglicben  ist,  damit  der  darauf  liegende  Boden  beim 
Nachsacken  besser  abrutschen  kann.  Die  Spundbohlen  wurden  vor 
ihrem  Eintreiben  in  den  Boden  mit  Asphaltlack  gestrichen.  Die 
Ansichtflächen  der  Hafenspundwand  wurden  nach  gründlicher  Ent- 
rostung mit  Siderosthen-Lubrose  gestrichen,  so  daß  zu  erwarten  steht, 
daß  die  Anlagen,  deren  Herstellung  nur  etwa  ein  Drittel  der  Kosten 
einer  Mauer  verursachte,  auch,  eine  genügend  lange  [Lebensdauer 
haben  werden. 

Außer  bei  der  Hafeneinfassung  sind  eiserne  Spundwände  als 
dauernde  Bestandteile  eines  Bauwerks  noch  verwendet  bei  dem  Bau 
des  Walzenwehres  in  km  10,7  der  Ruhr  und  beim  Bau  der  Kammer- 
schleuse in  dem  Durchstich  des  Schiffahrtweges  nach  Mülheim  a.  d. 
Ruhr.  Bei  beiden  Bauwerken  werden  die  eigentlichen  Sohlenplatten, 
und  zwar  beim  Wehr  die  ganzen  Sohlenplatten,  bei  der  Schleuse  nur 
die  Platten  der  Häupter  von  Spundwänden  eingefaßt  als  Schutz  gegen 
Umläufigkeit  und  Unterspülung  der  Sohlen.  Bei  Schleusen-  und  Wehr- 
baugrube sind  Einfassungen  aus  eisernen  Spundwänden  zur  Abhaltung 
des  Grundwassers  ausgeführt  worden.  Die  Spundwände  reichen  bis 
in  die  Tonschicht,  die  überall  unter  der  Grundwasser  führenden,  etwa 
4 m mächtigen  Kiesschicht  ansteht. 

Beim  Wehrbau  (Abb.  2)  ist  die  An- 
ordnung so  getroffen,  daß  in  den  quer 
zur  Flußrichtung  geschütteten  Fange- 
dämmen eiserne  Spundwände  eingerammt 
sind,  die  die  Längsseite  der  rechteckigen 
Baugrube  bilden.  Die  Querseiten  des 
Rechtecks  bilden  Spundwände,  die  in 
dem  gewachsenen  Boden  des  rechten  und 
linken  Ufers  eingerammt  wurden.  Die 
Umfassungsspundwände  von  Profil  II 
haben  eine  Länge  von  7,70  und  8,80  m 
und  stecken  ohne  jede  Verankerung  im 
Boden.  Nur  an  der  Querwand  auf  dem 
rechten  Ufer  war  eine  Aussteifung  nötig, 
weil  dort  nicht  genügend  Platz  für  die 
Herstellung  einer  Anschüttung  vorhanden 
war.  Für  die  Bauausführung  des  Wehres 
war  es  von  ganz  besonderer  Bedeutung, 
eine  möglichst  wasserdichte  Baugrube  zu 
schaffen,  um  die  Pumpkosten  auf  ein 
Mindestmaß  herabzudrücken.  Dies  konnte 
nur  gelingen,  wenn  die  Spundwände  gut 
dicht  waren  und  überall  fest  in  den 


Schlössern  saßen.  Die  Verwendung  hölzerner  Spundwände  kam 
nicht  in  Frage,  da  aus  vorausgegangenen  Rammversuchen  in  dem  aus 
grobem  Kies  bestehenden  Untergrund  hervorging,  daß  sich  hölzerne 
Spundwände  nur  schwer  schlagen  ließen  und  teilweise  vollständig 
zertrümmert  wurden,  was  beim  Ausgraben  der  Versuchsbohlen  fest- 
gestellt werden  konnte.  Aber  auch  bei  Verwendung  eiserner  Spund- 
wände konnte,  selbst  wenn  die  Längenmaße  der  Umfassungswände 
der  Gesamtlänge  der  einzelnen  Spundbohlen  unter  Berücksichtigung 
der  erforderlichen  Zwischenräume  der  Schlösser  angepaßt  wurden, 
nicht  mit  Sicherheit  darauf  gerechnet  werden,  daß  an  der  Schlußstelle 
ein  genaues  Ineinanderpassen  der  letzten  Bohlenpaare  möglich  war. 
Dies  wurde  noch  dadurch  erschwert,  daß  die  Bauausführung,  die  nach 
dem  Bauprogramm  in  einem  Bausommer  erfolgen  sollte,  es  erforderte, 
daß  mit  zwei  Rammen  von  beiden  Ufern  her  gearbeitet  wurde.  Trotz- 
dem ließ  sich  eine  lückenlose  Spundwandeinfassung,  bei  der  alle 
Spundbohlen  untereinander  durch  die  Schlösser  verbunden  waren,  auf 
folgende  Weise  berstellen. 

Nachdem  die  Querwände  gerammt  waren,  wurden  die  Längswände 
bis  auf  ein  Zwischenstück  von  etwa  15  m von  beiden  Seiten  her  ge- 
rammt. Das  Zwischenstück  von  15  m wurde  zunächst  nicht  ein- 
gerammt, sondern  nur  ineinandergefaßt,  aufgestellt  und  mit  Hilfe  der 

beiderseitigen  Rammen  so  verankert,  daß 
<<**3331  es  nicht  umfallen  konnte.  Nach  dem 
Ansetzen  des  letzten  Bohlenpaares  zeigte 
sich  dann  auch,  daß  der  Zwischenraum 
nicht  mehr  groß  genug  war,  um  ein 
ganzes  Bohlenpaar  einfassen  zu  können. 
Mit  Hilfe  von  Winden  wurden  daher  die 
hoch  herausstehenden  Wände  im  Grund- 
riß aus  der  geraden  in  eine  wellen- 
förmige Linie  (Abb.  ?>)  gedrückt,  bis  der 
erforderliche  Zwischenraum  für  das 
letzte  Bohlenpaar  vorhanden  war.  Erst 
dann  wurde  dieser  15  m lange  Spund- 
wandteil abgerammt,  was  trotz  des 
grobkörnigen  Untergrundes  gut  gelang. 
Nachdem  dieselbe  Ausführung  auf  der 
anderen  Seite  vorgenommen  und  eben- 
falls gut  geglückt  war,  zeigte  sich  als 
Ergebnis  der  Rammung,  daß  die  Bau- 
grube mit  einer  Grundrißfläche  von  etwa 
5000  qm  und  mit  einer  Fläche  der  um- 
fassenden Spundwände  von  etwa  2000  qm 
iflV  1 bei  4 m unter  NW  liegenden  Gründungs- 

I '* ..  \Zr.z  "m  sohle  mit  Hilfe  einer  Kreiselpumpe  von 

15  cm  Durchm.  in  kurzer  Zeit  leer- 
gepumpt  und  unter  Verwendung  einer 
IHRHkII  Pumpe  von  10  cm  Durchm.  trocken  ge- 
Abb.3.  Die  in  eine  Wellen-  halten  werden  konnte  die  insgesamt 
linie  gedrückte  Längsspund-  aur  ,a°  acht  Stunden  des  24stündigen 
j Betriebstags  der  Pumpanlage  zu  arbeiten 

brauchte. 

Beim  Bau  der  Schleuse  wird  die  Baugrube  in  gleicher  Weise 
durch  eine  Umfassungswand  abgesperrt,  die  gänzlich  im  Boden  steckt, 
unten  etwa  1 m in  die  Tonschicht  eingreift  und  weder  Verankerung 
noch  Abstützung  aufweist.  Auch  hier  hat  sich  die  Spundwand  gut 
bewährt,  denn  auch  diese  Baugrube  mit  einer  Fläche  von  etwa 


Abb.  2.  Anordnung  der  Spundwände  beim  Wehrbau 
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Abb.  4. 


20000  qm  konnte  mit  einer  Kreiselpumpe  von  15  cm  Durchm.,  die 
zeitweise  noch  stark  gedrosselt  werden  mußte,  wasserfrei  gehalten 
werden. 

Die  bemerkenswerteste  Bauausführung  unter  Zuhilfenahme  eiserner 
Spundwände  war  die  Herstellung  der  Widerlager  für  die  Eisenbahn- 
brücken am  Kolkerhof.  Hier  sind  Spundwände  von  4,  7,  9,  11  und  14  m, 
steigend  von  Profil  II  bis  IV  unter  sehr  schwierigen  Verhältnissen 
verwendet.  Für  den  Bau  der  Brücken  im  Zuge  der  Strecke  Duisburg — 
Oberhausen  und  der  daneben  liegenden  Vorbahnhofsgleise  für  den 
Duisburger  Hafen  und  das  Ausfahrtgleis  nach  Oberhausen-West  stand 
nur  ein  sehr  beschränkter  Raum  bei  der  Bauausführung  zur  Verfügung. 
Der  Bahndamm,  auf  dem  die  fünf  Gleise  liegen,  weist  eine  Breite  für 
sieben  Gleise  auf,  da  schon  der  Raum  für  das  dritte  und  vierte  Gleis 
Duisburg— Oberhausen,  das  jedoch  noch  nicht  ausgeführt  ist,  frühzeitig 
vorgesehen  wurde.  Dieser  freie  Raum  konnte  dazu  benutzt  werden, 
zwei  der  vorhandenen  Gleise  dahin  zu  verschwenken,  während  das 
eine  der  Vorbahnhofsgleise  so  weit  verkürzt  werden  konnte,  daß  für 
die  Zeit  der  Bauausführung  an  der  Brückenbaustelle  nur  vier  Gleise 
vorhanden  waren.  Zur  Herstellung  der  Baugrube  für  den  ersten  Bau- 
abschnitt und  zur  Abstützung  des  Eisenbahndammes  war  es  erforderlich, 
Spundwände  von  14  m Länge  zu  schlagen,  die  zur  Absteifung  der  Bau- 
grube unmittelbar  neben  dem  Betriebsgleis  dienten.  Hier  steckten  die 
oben  verankerten  Spundbohlen  ebenfalls  wieder  unten  im  Ton  und 
hielten  den  Wasserandrang  von  der  Baugrube  ab. 

Die  Rammung  der  langen  Spundwände  bot  große  Schwierigkeiten 
und  erforderte  Rammen  von  hohem  Bärgewicht.  Zunächst  war 
nicht  ersichtlich,  worauf  das  schlechte  Rammergebnis  zurück- 
zuführen war.  Erst  nach  dem  Ausschachten  der  Baugruben  konnte 
dies  festgestellt  werden.  Es  zeigte  sich  nämlich,  daß  der  Damm 
nicht,  wie  angegeben,  aus  Haldenmaterial  geschüttet  war,  sondern  aus 


einem  Gemisch  von  Bauschutt  mit  Beton-  und  Mauer- 
werksklötzen und  großen  Mengen  Hochofenschlacke, 
Schlackensand  und  Abraummassen  von  Hüttenwerken. 
Diese  Schuttmassen  waren  im  Laufe  der  Zeit  durch 
chemische  Veränderungen  einzelner  Stoffe  fest  zu- 
sammengebacken und  nur  schwer  und  stellenweise 
überhaupt  nicht  zu  durchrammen.  Die  Spundwände 
waren  daher  oftmals  gezwungen,  von  der  vorgesehenen 
Richtung  abzuweichen,  sich  zu  verdrängen  und  zu 
verbiegen.  Für  die  Rammung  der  darauf  folgenden 
geraden  Bohlen  war  dies  natürlich  ein  außerordentlich 
starkes  Hemmnis,  da  sich  diese  Bohlen  der  Form  der 
vorhergehenden  wieder  anpassen  mußten  und  zum  Teil  wieder  auf 
neue  Widerstände  stießen,  die  unter  Umständen  ein  Ausweichen  nach 
einer  anderen  Richtung  erforderlich  machten.  Trotz  dieser  außer- 
ordentlich ungünstigen  Beanspruchung  der  Spundbohlen  ist  mit  Aus- 
nahme einer  kleinen  Stelle  die  Spundwand  nirgends  undicht  gewesen, 
und  alle  Bohlen  saßen  im  Schloß  fest  ineinander.  Die  Ausbuchtung 
der  Spundwände  betrug  stellenweise  bis  zu  35  cm,  die  Verdrehung 
einzelner  Spundbohlen  gegeneinander  bis  zu  45  °.  In  Abb.  4 sind 
einige  Punkte  aus  der  Spundwand  dargestellt. 

Ein  weiterer  Vorteil  eiserner  Spundwände,  die  im  Anschaffungs- 
preis allgemein  teurer  sind  als  hölzerne  Spundbohlen,  besteht,  namentlich 
bei  größeren  Längen,  wo  hölzerne  Spundbohlen  größere  Stärken  auf- 
zuweisen haben,  in  der  Möglichkeit  der  Wiederverwendung  an  anderer 
Stelle,  nachdem  man  sie  wieder  ausgezogen  hat.  Von  diesem  Vorteil 
ist  bei  den  vorerwähnten  Baustellen  auch  in  reichlichem  Maße 
Gebrauch  gemacht  worden.  Ursprünglich  bestand  die  Absicht,  die 
nur  vorübergehend  nötigen  Spundwände  sämtlich  wieder  aus- 
zuziehen, um  sie  entweder  an  anderer  Stelle  zu  verwenden  oder  aber 
zu  veräußern.  Diese  Absicht  wurde  im  Anfang  nicht  überall  erreicht, 
weil  die  bis  dahin  bekannten  Ausziehvorrichtungen  sehr  mangelhaft 
und  nicht  imstande  waren,  die  stellenweise  auftretenden  großen  Wider- 
stände zu  überwinden.  Bei  den  ersten  Versuchen  zum  Ausziehen  der 
Spundwände  wurden  Kabelwinden,  die  teilweise  noch  durch  Wagen- 
winden unterstützt  wurden,  angewendet.  Es  zeigte  sich  aber,  daß 
selbst  ein  Zug  von  20  t nicht  ausreichte,  wenn  sie  nicht  erschüttert 
und  losgerissen  wurden.  Solange  aber  die  Spundwand  tief  im  Boden 
steckte,  war  eine  Erschütterung  mit  Hilfe  von  Hammerschlägen  nicht 
möglich  oder  nicht  wirksam  genug,  um  einen  Erfolg  zu  erzielen.  Das 
gelang  erst  unter  Zuhilfenahme  von  Dampfkraftzangen.  Die  einzigen, 
bislang  bekannten  Werkzeuge  dieser  Art  waren  englisches  Erzeugnis 
und  englisches  Patent  (Abb.  5).  Der  Grundgedanke  war  die 
Umkehrung  der  Rammung;  die  Wirkung  der  englischen 
Kraftzangen  beruhte  darauf,  daß  in  einem  schweren  Eisen- 
zylinder ein  Kolben  durch  Dampfdruck  gegen  den  Deckel 
des  Zylinders  schlug  und  dadurch  ein  ruckweises  An- 
ziehen der  Bohlen  bewirkte.  Die  Zange,  deren  Gewicht 
etwa  3000  kg  betrug,  brauchte  zu  ihrer  Betätigung  außer- 
ordentlich große  Dampfmengen,  so  daß  ein  Lokomobil- 
kessel  von  25  qm  Heizfläche  und  ein  damit  verbundener 
Rammkessel  von  4,4  qm  Heizfläche  nicht  imstande  waren, 
den  nötigen  Dampf  zu  erzeugen.  Die  volle  Dampfspan- 
nung fiel  binnen  10  Minuten  gänzlich  ab,  und  es  mußte 
dann  bis  zur  Erreichung  der  Dampfspannung  eine  Pause 
von  20  Minuten  eintreten , bevor  die  Zange  wieder 
arbeiten  konnte. 

Der  Erfolg  mit  diesem  Gerät  war  daher  immerhin 
noch  sehr  bescheiden  und  die  Leistung  so  gering,  daß 
die  Kosten  für  das  Ausziehen  etwa  das  30  fache  von 
dem  Angebotpreis  des  Unternehmers  betrugen.  Es  war 
klar,  daß  der  Unternehmer  zur  Verringerung  seiner  Un- 
kosten auf  Mittel  zur  Abhilfe  dieses  Mißstandes  sann. 
Auf  Anregung  des  Verfassers  wurde  daher  von  der  Dort- 
mund ” Union,  die  die  Larsseneisen  herstellt,  eine  neue 
7 gegeben,  die  von  der  Deutschen  Maschinen- 

f;  . ,i  Duisburg  ausgeführt  und  die  auf  der  Baustelle 
Koikerhol  ausgeproht  wurde.  Diese  neue  Kraftzange 
(Abb.  6)  beruht  darauf,  daß  an  einem  Dampfkolben  die 
Spundwand  angehängt  ist  und  ein  Eisenzylinder  durch 
Einführung  von  Dampf  sich  bewegt  und  gegen  den 
Kolben  nach  oben  schlägt,  so  daß  durch  den  Kolben 
eine  starke  und  dauernde  Erschütterung  der  Spundbohlen 
hervorgerufen  wird.  Die  Zange  wird  an  einem  Gerüst 
aufgehängt  und  durch  einen  Seilzug  mittels  Winde  ge- 
halten. Der  große  Vorteil,  den  die  deutsche  Kraftzange 
gegenüber  der  englischen  hat,  liegt  darin,  daß  die  minüt- 
liche Zahl  der  Schläge  bedeutend  größer  ist,  dabei  das 
ganze  Gewicht  der  Vorrichtung  nur  etwa  ein  Zehntel 
des  englischen  Geräts  beträgt  und  der  Dampf- 
verbrauch erheblich  kleiner  ist.  Die  Wirkungsweise  der 
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neuen  Zange  ist  also  die,  daß  durch  schnell  aufeinander  folgende, 
nach  oben  wirkende  Schläge  die  Spundwände  von  dem  Boden,  in 
dem  sie  stecken,  losgerüttelt  werden,  wobei  die  eigentliche  Hubarbeit 
von  der  Winde  geleistet  werden  muß.  Bisher  war,  auch  bei  der 
englischen  Zange,  das  Anheben  der  gelockerten  Bohlen  durch  eine  von 
Hand  bediente  Kabelwinde  bewirkt  worden.  Später  wurde  hierfür 
eine  zweizylindrige  Dampfwinde  benutzt,  weil  hiermit  ein  ununter- 
brochener Zug  ausgeübt  werden  kann,  den  man,  namentlich  bei  dem 
Vorhandensein  mehrerer  Übersetzungen,  beliebig  langsam  oder  schnell 
wirken  lassen  kann.  Die  Wirkung  der  deutschen  Zange  wird  dadurch 
noch  besonders  erhöht,  daß  zwischen  Zange  und  Spundwand  möglichst 
wenig  Gelenkteile  eingeschaltet  wurden.  Das  Vorhandensein  mehrerer 
Gelenke,  in  denen  die  Kraftübertragung  durch  Bolzen  erfolgt,  ist  deshalb 
so  nachteilig,  weil  die  an  sich  geringe  Hubhöhe  des  einzelnen  Schlages 
durch  die  in  den  Gelenken  vorhandenen  unvermeidlichen  Spielräume 
ganz  erheblich  herabgemindert  wird.  Es  ist  aber  zur  Erzielung  einer 
guten  Wirkung  erforderlich,  daß  die  Spundwand,  namentlich  im 
Anfang,  gar  nicht  zur  Ruhe  kommt,  sondern  die  Schläge  so  rasch  auf- 
einander folgen,  daß  der  die  Spundwand  umgebende  Boden  keine  Zeit 
hat,  sich  wieder  fester  an  die  Spundwand  anzudrücken.  Zur  Erreichung 
einer  guten  Wirkung  ist  nach  den  auf  einer  Baustelle  an  der  Isar  neuer- 
dings gemachten  Erfahrungen  ein  Dampfdruck  von  mindestens  10  Atm. 
zweckmäßig. 

Die  Wirkung  der  neuen  Zange  war  ganz  vorzüglich,  trotzdem  es 
sich  um  ein  Versuchsstück  handelte,  das  in  manchen  Einzelheiten 
noch  verbesserungsfähig  war.  Mit  Hilfe  dieser  Zange  ist  es  gelungen, 
selbst  Bohlen,  die  trotz  größter  Anstrengung  auch  mit  der  englischen 
Zange  nicht  angehoben  werden  konnten,  mühelos  herauszuziehen.  Die 
auf  solche  Weise  wiedergewonnenen  Bohlen  befanden  sich  in  tadel- 
losem Zustande,  so  daß  sie  ohne  weiteres  wiederverwendet  werden 
konnten.  Stellenweise  sind  Bohlen  schon  zum  vierten  Male  verwendet 
worden,  ohne  daß  sich  Schäden  daran  zeigten,  so  daß  eine  noch  öftere 
Verwendung  dieser  Bohlen  möglich  ist. 

Soweit  das  Ausziehen  der  Bohlen,  die  wieder  entfernt  werden 
mußten,  mit  Rücksicht  auf  die  Bauwerke  nicht  möglich  oder  nicht 
empfehlenswert  schien,  wurden  die  Bohlen  autogen  abgeschnitten. 
Diese  Arbeiten,  die  stellenweise  in  größerem  Umfang  ausgeführt 
wurden,  gingen  glatt  vonstatten.  Die  Umfassungswände  in  dem  Fange- 
damm des  Wehres  sollten  ursprünglich  ebenfalls  ausgezogen  werden. 
Bei  der  Bauausführung  erwies  es  sich  jedoch  als  zweckmäßig,  die 
Befestigung  des  Sturzbettes  ober-  und  unterhalb  des  Wehres  auf 


möglichst  große  Strecken  im 
Trocknen  und  mit  möglichst 
großen  Betonklötzen  vorzu- 
nehmen. Daher  wurden  statt 
dessen  die  Fangedämme  zu 
beiden  Seiten  der  Spund- 
wand teils  durch  Baggerung, 
teils  durch  Handschacht  weg- 
genommen und  die  Spund- 
wand zunächst  nach  innen 
abgesteift,  und  im  Schutze 
dieser  Spundwandumfassung 
die  Betonklötze  hergestellt. 
Nach  Fertigstellung  der  Be- 
tonklötze wurde  die  Spund- 
wand in  der  Sohle  des  Wehres 
gegen  einen  Wasser  Überdruck 
von  etwa  2 m abgeschnitten. 
Dies  geschah  mit  Hilfe  des 
von  der  Dortmunder  Union  gelieferten  Unterwasserschneidegeräts. 
Daß  die  Spundwand  infolge  der  vorzüglichen  Ausbildung  des  Spund- 
wandschlosses auch  große  Kräfte,  die  quer  zu  den  Spundbohlen  auf- 
treten,  aufnehmen  kann,  zeigte  sich  neben  anderen  Gelegenheiten 
bei  einem  Unfall  kleinerer  Art,  der  an  der  Umfassungswand  der 
Schleuse  vorgekommen  war,  wo  bei  Hochwasser  infolge  Überflutens 
der  Spundwand  der  vor  der  Spundwand  liegende  Boden  weggewaschen 
wurde  (Abb.  7).  Hier  zeigte  sich,  daß  die  Spundwand  den  Verbiegungen 
und  starken  Längszugkräften  gut  standhielt  und  nirgends  aus  dem 
Schloß  sprang. 

Zusammenfassend  kann  gesagt  werden,  daß  die  eisernen  Spund- 
wände überall  den  Erwartungen,  die  an  sie  gestellt  wurden,  entsprochen 
haben.  Die  Rammarbeit  hat  durchweg  weniger  Kosten  verursacht 
als  bei  Verwendung  hölzerner  Spundwände.  Einige  Bauausführungen 
wären  in  dieser  Weise  überhaupt  nicht  möglich  gewesen  oder  hätten 
bedeutend  höhere  Kosten  verursacht.  Die  Möglichkeit  ihrer  Wieder- 
verwendung läßt  die  Spundwände  in  hohem  Maße  wirtschaftlich  er- 
scheinen, zumal  wenn  sich  mehrere  Bauausführungen  aneinanderreihen 
und  die  Verwendung  in  der  Hand  desselben  Unternehmers  oder  desselben 
Auitraggebers  möglich  ist.  Die  nietlose  Spundwand,  System  Larssen, 
hat  sich  auch  überall  da  gut  bewährt,  wo  durch  Verdrehungen  der  Einzel- 
bohlen und  Verbiegungen  der  Wand  starke  Beanspruchungen  eintraten. 


Abb.  7. 


Vermischtes. 


Der  Bernfsverein  höherer  Staatsbaubeamter  in  Preußen  hält 
seine  diesjährige  Hauptversammlung  am  Sonnabend,  den  21.  Mai  d.  J. 
vormittags  9 Uhr  im  Landwehroffizierkasino  am  Bahnhof  Zoologischer 
Garten  in  Berlin  ab.  Von  wichtigeren  Punkten  seien  hervorgehoben 
die  Berichte  über  den  Stand  der  Verwaltungsreform  und  Organisa- 
tionsfragen. 

Die  Eröffnung  der  „Schwarz-Weiß“-  Ausstellung  in  der  Akademie 
der  Künste  in  Berlin  fand  am  4.  Mai  statt.  Auf  die  Ansprache  des 
Präsidenten  der  Akademie  Prof.  Liebermann  erwiderte  der  Kultus- 
minister und  hob  dabei  die  Bedeutung  der  graphischen  Künste  gerade 
für  das  deutsche  Wesen  hervor.  Sie  müßten  gepflegt  und  unterstützt 
werden.  Wenn  er  auch  in  der  Anwesenheit  des  Finanzministers  den 
Beweis  sähe,  daß  der  Staat  sein  möglichstes  tun  werde,  so  müßte  er 
sich  doch  an  das  breite  Publikum  mit  der  Bitte  um  verständnis- 
volle Hilfe  wenden.  Die  Ausstellung  bietet  eine  Fülle  von  Kunst- 
werken graphischer  Kunst.  Ein  Saal  ist  den  Werken  Klingers  ein- 
geräumt. Ein  weiterer  gibt  eine  Übersicht  über  die  Plastiken 
A.  v.  Hildebrandts. 

Notkirche  St.  Kunigund  iu  Nürnberg -Glaißhammer.  Bei  dem 
ständigen  Zunehmen  der  Bevölkerung  Nürnbergs  war  schon  seit  Jahren 
der  Bau  einer  Reihe  katholischer  Kirchen  im  äußeren  Ringe  der  Stadt 
geplant,  nur  teilweise  aber  zur  Ausführung  gekommen.  Der  Krieg 
hat  auch  hier  die  Weiterführung  des  aufgestellten  Bauprogramms  und 
damit  auch  die  beabsichtigte  Erbauung  der  St.  Kunigundenkirche  in 
der  südöstlichen  Vorstadt  Glaißhammer  verhindert.  Um  aber  dem 
Bedürfnis  nach  einem,  wenn  auch  nur  bescheidenen  Gotteshause  ab- 
zuhelfen, entschloß  sich  der  katholische  Kirchenbauverein  Herz-Jesu, 
eine  der  Holzbaracken  des  früheren  Lazaretts  auf  dem  sog.  Ludwigs- 
felde zu  erwerben  und  zur  Notkirche  umzubauen.  Aus  der  für  einen 
Kirchenbau  scheinbar  wenig  geeigneten,  7 auf  40  m messenden  und 
nur  3 bezw.  5 m hohen  Baracke  wurde  nach  Herausnahme  der  vor- 
handenen Zwischenwände  und  durch  den  seitlichen  Anbau  zweier 
querschiffartiger  Gebäudeteile  ein  Raum  geschaffen,  der  für  800  bis 
1000  Personen  Platz  bietet.  Im  Chorraum  wie  in  den  Querschiffarmen 
hat  je  ein  Altar,  den  Seitenaltären  gegenüber  je  ein  Beichtstuhl  Auf- 
stellung gefunden.  Das  Mittelschiff  nimmt  das  zunächst  nur  teilweise  be- 
schaffte Gestühl  auf.  Am  Giebeleingang  (Abb.  2),  Uber  dem  ein  kleiner 


Glockenturm  aufgesetzt  worden  ist,  ist  eine  Sänger-  und  Orgelempore 
eingebaut  worden.  Um  für  sie  die  erforderliche  Höhe  zu  erhalten,  ist 
der  Kirchenfußboden  unter  der  Empore  um  einige  Stufen  tiefer  gelegt 
worden.  Der  Unterbau  des  Glockenturms  dient  gleichzeitig  als  Windfang. 
Ein  ebenfalls  mit  Windfang  versehener  Seiteneingang  schließt  sich  an 
den  einen  Querschiffarm  an.  Die  innere  Ausstattung  der  Kirche  (Abb.  1) 
ist  mit  Rücksicht  auf  die  verfügbaren,  verhältnismäßig  gferingen  Mittel 
in  der  schlichtesten  Weise  durchgeführt  worden.  Wände  und  Decken 
zeigen  die  ursprüngliche  Holzverschalung,  die  Fußböden  teilweise  die 
alte  Bretterung,  teilweise  Plattenböden.  Decken  und  Wände  haben 
gleichmäßig  weißen  Anstrich,  letztere  außerdem  einen  zu  der  Fassung 
der  Altäre  stimmenden  dunkelblauen  Sockelanstrich  erhalten.  Gestühl. 
Kanzel  und  Beichtstühle  sind  dunkelbraun  gebeizt.  Im  Äußeren  hat 
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Abb.  2.  Notkircbe  St.  Kunigund  in  Nürnberg- Giaißhammer. 


der  Kircliennotbau,  der  mit  seinem  roten  Turmdach  unter  den  an- 
schließenden verwitterten,  zum  großen  Teil  zu  Notwohnungen  umge- 
bauten Holzbaracken  des  Ludwigsfeldes  schon  von  weitem  seine 
kirchliche  Bestimmung  erkennen  läßt,  einen  freundlichen  hellen  An- 
strich erhalten.  Die  gesamten  Kosten  des  Umbaues,  dessen  Arbeiten 
in  der  Hauptsache  von  Baumeister  Hans  Saueressig  ausgeführt  wurden, 
haben  einschließlich  des  Erwerbs  der  Baracke  und  der  Inneneinrichtung 
170  000  Mark  betragen. 

Nürnberg.  Schulz. 

Weiterführung'  der  Wasserbauten  im  Odergebiet.  Der  äußerst 
unregelmäßige  natürliche  Wasserhaushalt  der  Oder  hat  in  den  letzten 
Jahrzehnten  einige  außerordentliche  Hochfluten  und  Wasserklemmen 
bewirkt,  deren  Schäden  und  Nachteile  durch  eine  Reihe  von  wasser- 
wirtschaftlichen Maßnahmen  ausgeglichen  werden  sollten.  Teilweise 
sind  die  hierdurch  bedingten  Wasserbauten  bereits  fertiggestellt,  teil- 
weise wurde  ihre  Vollendung  durch  den  Weltkrieg  verhindert;  und 
die  seitdem  eingetretene  Überteuerung  hat  die  Nachbewilligung  be- 
deutender Geldmittel  notwendig  gemacht,  um  sie  weiterführen  zu 
können.  Aus  den  jetzt  veröffentlichten,  von  der  verfassunggebenden 
preußischen  Landesversammlung  im  Dezember  v.  J.  und  Januar  d.  J. 
beschlossenen  Gesetzen  entnehmen  wir  folgende  Angaben: 

Die  Hochflut  von  1897  hatte  namentlich  an  den  schlesischen  Ge- 
birgsflüssen  schwere  wirtschaftliche  Schäden  verursacht,  die  zunächst 
zum  Erlaß  des  Notstandgesetzes  vom  20.  April  1898  und  sodann  zum 
Hochwasserschutzgesetz  für  Schlesien  vom  3.  Juli  1900  Anlaß  gaben. 
Für  die  dem  Provinzialverbande  der  Provinz  Schlesien  übertragene 
Durchführung  dieses  Gesetzes  sind  zum  Zweck  des  Flußausbaues  und 
der  Anlegung  von  Hochwassersammelbecken  insgesamt  52,25  Mill.  Mark 
zur  Verfügung  gestellt  worden.  Während  bei  Beginn  des  Krieges  noch 
gehofft  werden  durfte,  die  Restarbeiten  mit  den  verfügbaren  Mitteln 
beendigen  zu  können,  haben  die  in  den  Kriegsjahren  eingetretenen 
Störungen  im  Ausbau  und  in  der  Unterhaltung  sowie  die  Beschädi- 
gungen beim  Hochwasser  von  1917  weitere  Arbeiten  erforderlich  ge- 
macht, die  nach  Friedenspreisen  2,10  Mill.  Mark  kosten  würden.  Um 
die  vorgesehenen  Ausbauarbeiten  zu  einem  einigermaßen  befriedigenden 
Abschluß  zu  bringen,  hat  die  Landesversammlung  aus  Staatsmitteln 
weitere  10  Mill.  Mark  bewilligt  unter  der  Voraussetzung,  daß  der 
Provinzialverband  von  Schlesien  einen  gleichen  Beitrag  leistet. 

Durch  das  sogenannte  „Odergesetz“,  betreffend  Maßnahmen  zur 
Regelung  der  Hochwasser-,  Deich-  und  Vorflutverhältnisse  an  der 
oberen  und  mittleren  Oder  vom  12.  August  1905,  veranlaßt  durch  die 
verheerende  Hochflut  von  1903,  war  die  Aufgabe  gestellt  worden,  die 
Schädlichkeit  der  besonders  gefährlichen  höchsten  und  hohen  Hoch- 
wässer in  Schlesien  und  Brandenburg,  unterhalb  Küstrin  auch  die  der 
mittleren  und  kleineren  Hochwässer  herabzumindern.  Nach  dem  zum 
Gesetz  gehörigen  Generalplan  sollten,  abgesehen  von  1 Mill.  Mark  Ins- 
gemeinkosten, für  die  Oder  von  der  österreichischen  Grenze  bis  Küstrin 
44,58  und  für  die  Oder  von  Küstrin  bis  Raduhn  (unterhalb  des  Oder- 
bruchs) 14,42  Mill.  Mark  aufgewandt  werden.  In  diese  Gesamtkosten 
sollten  sich  Staat,  Provinzen  und  Interessenten  derart  teilen,  daß  dem 
Staat  die  Hauptlast  zufallen  müsse.  Bis  zum  Ausbruch  des  Krieges 
waren  vom  Staat  43  Mill.  Mark  bereitgestellt  und  sind  verausgabt. 
Diese  Summe  ist  von  der  Landesversammlung  zunächst  um  weitere 
116  auf  159  Mill.  Mark  erhöht  worden.  Die  Beteiligung  der  Provinzen 
und  Heranziehung  der  öffentlichen  Verbände  und  Körperschaften,  wo- 
durch sich  die  Gesamtsumme  noch  erhöhen  wird,  soll  durch  besonderes 
Gesetz  geregelt  werden.  Nach  der  Regierungsvorlage  wrar  eine  Er- 
höhung der  staatlichen  Geldbeiträge  um  50  Mill.  Mark  beantragt. 
Jedoch  hat  die  Landesversammlung  diesen  Antrag  um  66  Mill.  Mark 
überschritten,  hauptsächlich  zur  Herbeiführung  besserer  Vorflutver- 
hältnisse in  den  ausgedehnten  Niederungen  des  brandenburgischen 
Odergebiets.  Als  staatliche  Aufwendungen  für  Maßnahmen  an  der 
Oderstrecke  Küstrin — Raduhn  sind  14,  für  Vorflutverbesserungen  im 


Innern  des  Oderbruchs  16  und  für  Notstand heihilfen  in  den  von  Ober- 
schwemmungen im  Jahre  1920  heimgesuchten  Niederungen,  besonders 
Oder-  und  Warthebruch,  20  Mill.  Mark  bewilligt  worden. 

Den  einer  gründlichen  Verbesserung  bedürftigen  Vorllutverhält- 
nissen  des  Oderbruchs  soll  auch  noch  in  anderer  Weise  geholfen 
werden,  nämlich  durch  ein  am  letzten  Tage  der  Landesversammlungs- 
verhandlungen beschlossenes  Gesetz,  das  einen  Nachtrag  zum  Gesetz 
vom  4.  August  1904,  betreffend  Verbesserung  der  Vorflut  in  der  unteren 
Oder,  bildet.  Diese  Verbesserung  bezweckte  eine  Trennung  der  Ost- 
oder, die  von  Raduhn  am  östlichen  Talrand  des  breiten  Mündungs- 
tales entlang  nach  dem  Dammschen  See  und  durch  ihn  in  das  Stettiner 
Haff  fließt,  von  der  Westoder,  die  sich  bis  Stettin  am  westlichen  Tal- 
rand hält.  Die  Ostoder,  eine  Fortsetzung  der  Oderstrecke  Küstrin — 
Raduhn,  soll  als  Stromoder  dienen  und  den  von  Schlesien  nach  Stettin 
gehenden  Schiffsverkehr  aufnehmen.  Die  gegen  ihr  Überschwemmungs- 
gebiet hochwasserfrei  eingedeichte  Westoder  nimmt  den  Schiffsverkehr 
von  Berlin  nach  Stettin  auf  und  dient  als  Vorfluter  des  Oderbruchs. 
Da  einstweilen  der  hochwasserfreie  Deich  bei  Schwedt  noch  fehlt,  so 
ist  die  Trennung  noch  nicht  vollzogen  und  staut  das  Hochwasser  der 
Oder  bis  zum  Hohensaatener  Wehr  dermaßen  zurück,  daß  die  Aus- 
wässerung des  Oderbruchs  öfter  sehr  nachteilig  unterbrochen  wird. 
Die  früher  bereitgestellte  Summe  von  41,87  Mill.  Mark  ist  um  36  auf 
77,87  Mill.  Mark  zur  Fertigstellung  der  noch  fehlenden  Arbeiten  erhöht 
worden. 

Schließlich  hat  die  Landesversammlung  der  Staatsregierung  die 
Ermächtigung  erteilt,  außer  den  durch  das  Gesetz  vom  30.  Juni  1913 
für  die  Verbesserung  der  Oderwasserstraße  unterhalb  Breslau  be- 
willigten Geldmitteln,  noch  weitere  40  Mill.  Mark  für  den  Ausbau  der 
Oder  und  für  Schaffung  von  Stauräumen  zur  Niedrigwasserspeisung  des 
Stromes  zu  verwenden.  — Möge  die  Schaffenslust,  die  zur  Gewährung 
dieser,  auch  bei  Berücksichtigung  des  gesunkenen  Geldwerts  großen 
Summen  für  Wasserbauten  im  Odergebiet  geführt  hat,  durch  gutes 
Gelingen  belohnt  werden.  r. 

Wettbewerb  fürVorentwürfe  zu  einer  Stadtsparkasse,  verbunden 
mit  Stadtbank  für  Recklinghausen,  ausgeschrieben  unter  Architekten 
für  Rheinland  und  Westfalen  (S.  147  d.  Bl.).  Eingereicht  waren 
60  Entwürfe,  unter  denen  das  Preisgericht  zuerkannte:  den  ersten 
Preis  dem  Professor  Karl  Wach  u.  Architekten  Heinrich  Beck  in  Düssel- 
dorf; den  zweiten  Preis  dem  Architekten  Alwin  Haus  in  Bielefeld;  den 
dritten  Preis  den  Architekten  F.  Lucas  u.  Regierungsbaumeister 
G.  Rödel  in  Köln.  Die  Entwürfe  von  Stadtbaumeister  Ho  ose  in 
Herne,  C.  Pohlig,  Mitarbeiter  Paul  Schmidt,  Architekten  in  Reckling- 
hausen, und  Architekt  M.  Ronneburger  in  Essen  wurden  der  Stadt- 
gemeinde zum  Ankauf  empfohlen. 

Über  Anstriclierneuerungen.  Behörden  und  Industrie  sind  seit 
dem  vorigen  Jahre  damit  beschäftigt,  ihre  Eisenbauten  wieder  in 
Ordnung  zu  bringen,  die  während  der  Kriegsjahre  der  früheren 
peinlich-sorgsamen  Pflege  entbehren  mußten/')  Ein  Vergleich  mit 
dem  neutralen  Ausland  läßt  in  der  Heimat  so  recht  die  Verrottung 
aller  Bauten,  das  Abblättern  der  Häuseranstriche  und  die  Ver- 
rostung von  allem,  was  Eisen  ist,  erkennen.  Daß  wir  während  des 
Krieges  an  ärgster  Fettnot  litten  und  alles  Leinöl  zur  Margarine- 
herstellung verwenden  mußten,  daß  infolgedessen  ein  Verbot  der 
Verwendung  von  Leinöl  für  Farben  erlassen  wurde,  daß  man  als 
Ersatz  zu  Anstrichmassen  aus  Kumaronharzlösungen  greifen  mußte 
(Kriegsfarben)  und  daß  diese  Farben  nicht  besonders  wetterbeständig 
waren,  dies  alles  ist  zur  Genüge  bekannt.  Die  Aufsichtsstellen  von 
behördlichen  und  industriellen  Betrieben  scheuten  sich,  in  der  steten 
Hoffnung  auf  ein  baldiges  Kriegsende,  für  Erneuerungsanstriche  von 
ungewisser  Güte  das  teure  Geld  auszugeben.  Erst  in  der  letzten  Zeit 
des  Krieges,  als  ein  Ende  immer  noch  nicht  abzusehen  war,  entschloß 
man  sich  vielfach  zu  Notanstrichen,  die  man  als  Behelfe  bis  zum 
Eintritt  besserer  Tage  ansah. 

Seitdem  nun  vom  vorigen  Jahre  an  Leinöl  wieder  reichlicher  ins 
Land  kommt,  geht  man  daran,  Brücken  und  Eisenbauten  planmäßig 
nach  und  nach  neu  zu  streichen.  Dieses  Beginnen  ist  vernünftig 
und  richtig,  denn  ein  längeres  Warten  auf  ein  weiteres  Herabgehen 
der  schon  stark  herabgegangenen  Preise  für  Leinöl  kann  Enttäuschungen 
bringen,  da  niemand  weiß,  ob  unsere  Währung  steigen  oder  fallen 
wird,  und  die  Schäden  inzwischen  immer  tiefer  fressen.  Weniger 
vernünftig  und  richtig  ist  es  aber,  zu  glauben,  daß  das  Wort  „Leinöl- 
farbe“ auch  dafür  bürgt,  daß  nunmehr  die  neugestrichenen  Eisen- 
konstruktionen für  Jahre  wohl  geborgen  stehen.  Man  hat  über  den 
Krieg  hin  schnell  vergessen,  daß  die  Anstrichfarbe  kein  beliebiges 
Gemenge  ist.  welches,  weil  eben  Leinöl  darin  ist,  seine  Pflicht  von 
selbst  tut.  Vor  dem  Kriege  unterrichtete  sich  der  Ingenieur  über 
die  Zubereitung  der  leinölhaltigen  Teile  der  Farbe,  über  den  Unter- 

*)  Vgl.  a.  Schaper,  Rostschutz  eiserner  Brücken  und  eiserner 
Hochbauten,  Jahrg.  1916  d.  Bl.,  S.  584. 
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grund,  auf  dem  gestrichen  werden  sollte,  und  über  die  Anforderungen, 
die  unter  den  bestimmten  vorliegenden  Verhältnissen  an  den 
Anstrich  gestellt  werden  mußten.  Früher  enthielten  alle  Farben 
Leinöl,  und  doch  wußte  der  Ingenieur  und  Bautechniker,  daß  sie  ver- 
schieden wirkten,  sich  verschieden  bewährten  und,  nur  abweichend 
zusammengesetzt,  den  verschiedenen  Zwecken  mit  Erfolg  dienen 
konnten.  Heute  soll  alles  das  Wort  „Leinöl“  heilen.  Leinöl  tuts 
aber  nicht  allein,  sondern  die  Art  der  Zusammensetzung,  die  Menge 
des  Leinölfirnis  im  Verhältnis  zum  Farbkörper,  die  Wahl  der  Farb- 
stoffe und  verschiedenes  andere  ist  von  wesentlicher  Bedeutung. 
Das  Verständnis  für  die  wissenschaftlichen  Grundlagen  einer  guten 
Rostschutzfarbe  und  die  Notwendigkeit,  auf  die  Umstände  zu  achten, 
unter  denen  der  Anstrich  aufgebracht  werden  und  schützen  soll,  fing 
vor  dem  Kriege  gerade  an,  allgemeiner  zu  werden  — der  Krieg  hat 
vieles  davon  wieder  verwischt. 

Gerade  der  heutige  noch  immer  verhältnismäßig  hohe  Preis  der 
Farben  sollte  es  umsomehr  zur  Pflicht  machen,  der  Frage  mehr  Auf- 
merksamkeit zuzuwenden,  ob  die  betreffende  Anstrichart  auch  für 
den  gerade  vorliegenden  Fall  zweckmäßig  ist  oder  nicht.  Beispiel- 
weise verträgt  sich  ein  Leinölanstrich  nicht  mit  einer  Kumaron- 
Kriegsfarbe,  schon  weil  beide  zu  verschiedene  Ausdehnungsziffern 
haben,  und  doch  werden  vielfach  ohne  Rücksicht  Leinölanstriche  auf 
diese  Kriegsanstriche  aufgetragen.  Die  Folgen  werden  nicht  aus- 
bleiben.  Ebenso  wird  auf  eine  Entrostung  allzuoft  nicht  mehr 
genügend  geachtet,  die  gerade  um  so  sorgfältiger  vorgenommen  werden 
müßte,  als  der  Rost  in  den  langen  Jahren  dem  Eisen  oft  tiefe  Wunden 
geschlagen  hat. 

Ein  Unterschied  zwischen  Grund-  und  Deckfarbe  wird  fast  nirgends 
mehr  gemacht,  obwohl  der  Fachmann  weiß,  daß  Grund-  und  Deck- 
farbe verschieden  gearbeitet  sein  sollen. 

Es  wird  einfach  „Leinölfarbe“  bestellt,  und  der  Fabrikant  soll  die 
Verantwortung  übernehmen,  daß  nur  reines  Leinöl  darin  enthalten 
sei;  Holzöl,  das  in  gewissei)  Mengen  nur  von  Vorteil  sein  kann,  wird 
als  Verfälschung  angesehen.  Der  Besteller  zwingt  den  Fabrikanten, 
ihm  eine  bestimmte  Farbe  zu  liefern,  obwohl  vielleicht  für  den  vor- 
liegenden Fall  eine  etwas  anders  zusammengesetzte  Farbe  zweck- 
mäßiger gewesen  wäre.  Mißerfolge  werden  daher  nicht  ausbleiben, 
und  Zwistigkeiten  zwischen  dem  Besteller  und  dem  Lieferer  werden 
die  Folge  sein. 

Zu  den  Behörden  und  Betrieben,  bei  denen  man  auf  den  Vorkriegs- 
erfahrungen weiter  baut,  gehören  erfreulicherweise  in  erster  Linie 
die  Eisenbahnbehörden.  Im  allgemeinen  aber  ist  die  Neigung,  zu 
glauben,  daß  mit  der  Bestellung  einer  Leinölfarbe  alles  Erforderliche 
getan  sei,  recht  verbreitet,  jedenfalls  so  verbreitet,  daß  man  bei  den 
Werten,  die  heute  in  Frage  kommen,  warnend  die  Stimme  erheben  muß. 

Berlin  - Halensee.  Dr.  E.  Liebreich. 

Die  Wärmeleitzahl  von  Bau-  und  Isolierstoffen  und  die  Wärme- 
durchlässigkeitszalil  neuer  Bauweisen  behandeltauf  Grund  eingehender 
praktischer  Versuche,  die  im  Laboratorium  für  Technische  Physik  der 
Technischen  Hochschule  München  vorgenommen  worden  sind,  an 
Hand  von  Skizzen  und  zahlreichen  Tabellen  sehr  ausführlich  Professor 
Oskar  Knoblauch  nebst  seinen  beiden  Mitarbeitern  E.  Raisch  und 
H.  Reiher  in  Nr.  52  des  „Gesundheits-Ingenieurs“  (Jahrg.  1920).  Die 
Versuche  erstreckten  sich  u.  a.  auf  Ziegelmauerwerk,  Betonmauer- 
werk, Kalksandsteinmauerwerk,  Lehmsteinmauerwerk,  Betonhohlstein- 
wände, Barackenwände,  Holzhohlwände  und  Dachverbände  (vgl.  auch 
S.  162  d.  Bl.). 

Wasserstaud-  und  Eisverliältnisse  in  den  norddeutschen  Strom- 
gebieten im  März  1921.  (Nach  den  amtlichen  Nachrichten 
der  Landesanstalt  für  Gewässerkunde.)  Auch  im  März  hat 
sich  im  Flachlande  eine  Schneedecke  nicht  mehr  gebildet  und  ist  die 
Decke  im  Gebirge  von  geringer  Ausbreitung  geblieben.  Die  Niederschläge 
des  Monats  waren  im  allgemeinen  nicht  ergiebig.  Während  der  März 
gewöhnlich  ein  Monat  ausgedehnter  Hochwassererscheinungen  ist,  sind 
diesmal  nur  im  Memelgebiet  Wasserstände  aufgetreten,  die  sich  dem 
MHW  genähert  und  infolge  Staues  beim  Eisgang  es  vereinzelt  erreicht 
haben.  Pregel,  Weichsel  und  Oder  hatten  nur  unbedeutende  An- 
schwellungen; Pregel  und  Weichsel  sind  nur  schwach,  die  Oder  ist 
überhaupt  nicht  ausgeufert.  Die  Wasserstände  der  westlichen  Ströme 
haben  sich  in  überwiegend  absteigender  Linie  bewegt.  Während  bei 
den  Flachlandflüssen  Pregel,  Warthe,  Netze,  Havel  und  Spree  das 
Monatmittel  der  Wasserstände  nicht  wesentlich  vom  25jährigen  Monat- 
durchschnitt abweicht  und  es  bei  der  Weichsel  und  Oder  nur  wenig  unter 
ihm  liegt,  zeigt  es  an  der  Elbe,  Saale  und  in  den  westlichen  Gebieten 
im  Vergleich  zu  ihm  große  Fehlbeträge.  Immerhin  sind  die  Wasserstände 
doch  auch  im  Weser-  und  Emsgebiet  erheblich  über  MNW  geblieben. 
Bei  der  Weser  haben  hierzu  Zuschüsse  aus  dem  Waldecker  Staubecken 
beigetragen,  die  dessen  Inhalt  von  191  auf  164  Mill.  cbm  verringert 
haben.  Die  Wasserstände  des  Rheins  haben  nicht  nur  von  Anfang 
an  unter  MNW  gelegen,  sondern,  wenn  auch  nur  in  ganz  geringem 
Maße,  zuletzt  auch  noch  die  Niedrig  wasserstände  vom  Dezember  1920 


unterschritten,  die  am  Mittel-  und  Niederrhein  seit  mehr  als  100  Jahren 
die  niedrigsten  eisfreien  Wasserstände  gewesen  waren. 

Der  Eisgang  des  Memelstroms  vollzog  sich  bei  Tilsit  vom  15. 
bis  zum  20.,  nach  Eisrücken  am  13.  14.  Auch  das  Mündungsgebiet 
war  am  21.,  bis  auf  treibende  Schollen  schon  am  17.  eisfrei,  und  am 
24.  war  die  Schiffahrt  auf  allen  Wasserstraßen  des  Regierungsbezirks 
Gumbinnen  eröffnet.  Das  Eis  des  Pregels  setzte  sich  in  der  Gegend 
bei  Tapiau  am  5.  und  6.  in  Bewegung,  ebenso  das  der  oberen  Deime. 
Am  11.,  großenteils  schon  am  7.,  waren  die  Gewässer  bei  Tapiau,  vom 
15.  ab  Pregel  und  Deime  in  ganzer  Ausdehnung  eisfrei,  und  am  16. 
war  die  Schiffahrt  auch  auf  dem  Frischen  Haff  eröffnet.  In  der 
W eichsei  trieben  bis  zum  3.  März  noch  einzelne  Schollen;  dann  war 
sie  wie  die  weiter  westlichen  Wasserstraßen  eisfrei.  K.  F. 


Wasserstände  im  März  1921. 
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0 Bei  Insterburg  enthalten  die  letzten  vier  Spalten  Mittelwerte  aus 
den  Abflußjahren  1908/20,  bei  Rathenow  und  Kersdorf  aus  1914/20,  bei 
Maxau  aus  1896/1915. 


Formänderung  eines  Trägers  mit  einseitigen  Flauschen  (33  d.  Bl., 
S.  202).  In  der  fünften  Zeile  der  Fußnote  2 auf  Seite  202  ist  statt  l 
zu  lesen  d. 


Bücherschau. 

Professor  Dr.  E.  Glinzers  Banstoffkunde.  Neubearbeitet  von 
2>r.=^ug.  D.  Dieckmann,  Baurat,  Lehrer  an  der  staatl.  Baugewerk- 
schule Hamburg,  und  Sr.=3ng.  H.  Nitzsche,  Studienrat  an  der  staatl. 
Baugewerkscbule  Frankfurt  a.  M.,  Privatdozent  an  der  Technischen 
Hochschule  Darmstadt.  Sechste  vielfach  erweiterte  Auflage.  Leipzig. 
H.  A.  Ludwig  Degener.  XVI  u.  237  S.  in  8°  mit  31  Abb.  Geh.  12,50./# 
und  100  vH  Teuerungszuschlag. 

Das  bereits  in  sechster  Auflage  erscheinende,  durchaus  bewährte 
Werk  ist  von  Baurat  S)r.*;$ng.  Dieckmann  mit  einem  Vorwort  ver- 
sehen, aus  dem  ersichtlich  ist,  daß  der  inzwischen  verstorbene  Ver- 
fasser, Professor  Dr.  Glinzer,  Vorsorge  getroffen  hatte,  die  neuen  Auflagen 
in  ununterbrochener  Folge  zu  veröffentlichen.  Wesentlich  umgestaltet 
ist  in  dem  Werk  der  Abschnitt  II,  Mörtel.  Mit  den  Abbildungen  haben 
sich  die  Verfasser  gewisse  Beschränkungen  auferlegen  müssen;  leider  ist 
das  auch  mit  den  Quellenangaben  geschehen.  Darin  liegt  ein  Mangel. 

Das  Buch  behandelt  in  zwei  großen  Abschnitten  die  Aufbau-  oder 
Konstruktionsstoffe  und  die  Ausbaustoffe  und  gibt  einen  kurzen  über- 
blick über  das  gesamte  Gebiet  der  Baustoffe  in  gedrängter  Form,  aber 
unter  Berücksichtigung  aller  wichtigen  Hinweise.  Auch  die  chemischen 
Eigenschaften  sind  herangezogen,  soweit  sie  zum  Verständnis  für  das 
innere  Wesen  der  Baustoffe  erforderlich  sind.  Die  Ergebnisse  der 
Prüfungen  in  den  Materialprüfungsämtern  haben  in  einzelnen  Kapiteln 
Aufnahme  gefunden,  neue  Bauweisen  aber  sind  nur  behandelt  worden, 
soweit  sie  sich  auf  neuartige  Baustoffe  stützen. 

Der  schnelle  Verkauf  der  vierten  und  fünften  Auflage  des  Buches 
ist  der  beste  Beweis  dafür,  daß  es  in  den  Kreisen,  für  die  es  bestimmt 
ist,  nämlioh  in  erster  Linie  für  die  Baugewerkschulen  und  für  die 
praktischen  Bauleute,  großen  Anklaug  gefunden  hat.  Leider  sind 
I Papier  und  Druck  kriegsmäßig.  G. 
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Zum  70.  Geburtstag 

Am  13.  Mai  d.  J.  begeht  ein  Mann  seinen  siebzigsten  Geburtstag, 
dessen  Wirken  tiefe,  nachhaltige  Spuren  im  Ingenieurwesen  hinterlassen 
bat.  Heinrich,  Franz,  Bernhard  Müller-Breslau  verdient  zweifellos 
zu  jenen  bedeutenden  Persönlichkeiten  gerechnet  zu  werden,  deren 
Leistungen  für  die  Technik  der  Welt  angehören.  Weit  über  die  Grenzen 
seines  Vaterlandes  dringt  sein  Ruf,  und  die  Frucht  der  Saat,  die  er 
seit  50  Jahren  auf  dem  Felde  der  statischen  Wissenschaft  ausgestreut 
hat,  genießen  Ingenieure,  wo  sie  auch  mit  statischen  und  konstruktiven 
Aufgaben  betraut  sein  mögen.  Sein  im  Jahre  1887  begonnenes  hervor- 
ragendes Lehrbuch  für  Konstruktionen  in  Eisen  und  Stahl  „Die 
graphische  Statik  der  Baukonstruktionen“  ist  ins  Französische,  Spanische, 
Russische  und  Italienische  übersetzt.  Wer  jemals  die  Vorlesungen  des 
geistvollen  Lehrers  der  Berliner  Hochschule  gehört  hat,  wird  einen 
bleibenden  Eindruck  mitgenommen  haben.  Diese  Vorlesungen  waren 
nichts  weniger  als  populär  und  für  den  berechnet,  der  gelegentlich 
einmal  erfahren  wollte,  was  in  anderen  Sphären  vorgeht.  Nur  lebendiges 
Interesse  und  der  improbus  labor  weihen  in  eine  Wissenschaft  ein.  Aber 
wem  es  daran  nicht  fehlte,  dem  wird  das  bei  Müller-Breslau  getriebene 
Fach  lieb  gewonnen  haben.  Seine  meisterhafte  Darstellung  trägt  das 
Gepräge  der  Vollendung  und  wird  belebt  durch  den  reichen  Schatz 
seiner  praktischen  Erfahrungen.  Gerade  die  Wahrnehmung,  daß  der 
Lehrer  selbst  bei  den  tiefgründigsten  theoretischen  Untersuchungen 
von  einer  durch  die  Praxis  gestellten  Notwendigkeit  ausgeht,  fesselt 
das  Interesse  des  Studierenden  und  regt  zum  Selbststudium  an.  Das 
Selbststudium  zu  leiten  und  auf  exakter  Grundlage  in  erfolgreiche 
Bahnen  zu  lenken,  ist  eines  der  wesentlichen  Merkmale  Müller- 
Breslauscher  Lehrmethode,  die  den  Ruf  seiner  Schule  begründet  hat. 

Sohn  eines  Breslauer  Kaufmanns,  in  Schlesiens  Hauptstadt  am 
13.  Mai  1851  geboren,  erhielt  er  eine  gediegene  Erziehung  und  legte 
die  Reifeprüfung  auf  dem  Realgymnasium  am  Zwinger  ab.  Im  Drange 
nach  Betätigung  wandte  er  sich  zunächst  der  militärischen  Laufbahn 
zu  und  trat  als  Fahnenjunker  beim  8.  Rheinischen  Pionier-Bataillon  in 
Koblenz  ein;  ein  Jahr  später  brach  der  Deutsch -französische  Krieg 
aus,  wobei  er  an  dem  Sturm  auf  die  Spicherer  Höhen,  der  Schlacht 
bei  Gravelotte  und  der  Belagerung  von  Metz  teilnahm.  Ein  schwerer 
Typhus  betraf  den  durch  übermenschliche  Anstrengungen  geschwächten 
Körper  und  zwang  zur  Rückkehr.  Kaum  unter  der  liebevollen  Pflege 
seiner  Eltern  genesen,  eilte  Müller -Breslau  zur  Front  zurück.  In 
fesselnder  Weise  beschreibt  er  seine  im  Kriege  gesammelten  Beob- 
achtungen in  einem  Festvortrag,  den  er  gelegentlich  seines  Rektorats 
im  Jahre  1896  in  Berlin  gehalten  hat. 

Inzwischen  hatte  sich  Müller-Breslaus  Neigung  dem  Studium  der 
Ingenieurwissenschaften  zugewandt.  In  glücklichster  Weise  vereinigte 
sich  iu  ihm  praktischer  Sinn  und  mathematisch-physikalische  Be- 
gabung. So  entsagte  er  des  Königs  Rock  und  bezog  Ende  des 
Jahres  1871  die  Gewerbeakademie  in  Berlin,  um  Ingenieurwesen  zu 
studieren.  Zugleich  widmete  er  sich  dem  Studium  der  Mechanik  und 
gleichzeitig  der  höheren  Mathematik  an  der  Universität  bei  Aronhold, 
Christoffel  und  Weierstraß.  Mit  genialem  Scharfblick  erkannte  schon 
der  junge  Student  das  Brachfeld,  das  zu  bebauen  die  Aufgabe  der 
nächsten  Jahrzehnte  war. 

Bereits  aus  dieser  Zeit  stammen  die  ersten  wissenschaftlichen  Er- 
zeugnisse Müller- Breslaus:  das  bei  A.  Seydel  in  Berlin  erschienene 
„Elementare  Handbuch  für  Festigkeitslehre“,  das  heute  noch  als 
Muster  elementarer  Darstellung  hingestellt  werden  kann,  sowie 
„Die  wichtigsten  Resultate  für  die  Berechnung  eiserner  Träger  und 
Stützen“. 

Im  Jahre  1875  als  Zivilingenieur  sich  niederlassend,  trat  er  in  leb- 
haften Verkehr  mit  der  Praxis,  die  ihn  jedoch  stetig  zu  weiterer 
wissenschaftlicher  Tätigkeit  anregte.  In  dieser  Zeit  entstand  sein  Werk 
„Theorie  und  Berechnung  der  eisernen  Bogenbrücken“  (Berlin  1880). 
Im  Jahre  1883  erhielt  er  den  Ruf  als  ordentlicher  Professor  an  die 
Technische  Hochschule  Hannover,  wo  er  bis  zum  Jahre  1888  wirkte. 

Im  Jahre  1888  wurde  Müller-Breslau  Nachfolger  Winklers  an  der 
Technischen  Hochschule  Berlin,  an  der  er  — seit  1896  als  Geheimer 
Regierungsrat  — noch  heute  das  Lehrgebiet  der  Statik  der  Baukon- 
struktionen und  des  eisernen  Brückenbaues  vertritt.  Eine  vollständige 
Würdigung  der  Arbeiten  und  Entdeckungen  des  noch  in  unverminderter 
geistiger  Frische  forschenden  Gelehrten  zu  versuchen,  kann  nicht  in  den 
Rahmen  dieses  Aufsatzes  fallen.  Wir  beschränken  uns  auf  die  Wieder- 
gabe einer  Zusammenstellung  der  wichtigsten  seiner  zahlreichen  Ar- 
beiten, die  neben  seiner  graphischen  Statik  entstanden  und  die  wir 
einer  Bearbeitung  seines  Sohnes,  Professors  des  Hochbaues  an  der 
Technischen  Hochschule  Breslau,  entnehmen: 

Theorie  des  durch  einen  Balken  verstärkten  steifen  Bogens  (Zivil- 
Ingenieur  1883);  — Influenzlinien  für  kontinuierliche  Träger  mit  drei 
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Stützpunkten  (Wochenblatt  f.  Arch.  und  Ing.  1883);  — Zur  Theorie 
der  Versteifung  labiler  und  flexibler  Bogenträger  (Zeitschr.  f.  Bauw. 
1883);  — Elastizitätstheorie  der  Tonnengewölbe  (Zeitschr.  f.  Bauw. 
1883);  — Die  neueren  Methoden  der  Festigkeitslehre  und  der  Statik 
der  Baukonstruktionen  (Leipzig  1886  bis  1904);  weiter  die  Abhand- 
lungen: Beitrag  zur  Theorie  des  durch  einen  Balken  versteiften  Bogens 
(Zeitschr.  f.  Bauw.  1884);  — Über  kontinuierliche  Bogen  und  Balken 
(Wochenblatt  f.  Arch.  und  Ing.  1884);  — Elastizitätstheorie  der  nach 
der  Stützlinie  geformten  Tonnengewölbe  (Zeitschr.  f.  Bauw.  1884);  — 
Vereinfachung  der  Theorie  der  statisch  unbestimmten  Bogenträger 
(Zeitschr.  d.  Arch.-  und  Ing.-Ver.  in  Hannover  1884);  — Beitrag  zur 
Theorie  des  Fach werks  (ebenda  1885);  — Beitrag  zur  Theorie  des 
ebenen  Fachwerks  (Schweiz.  Bauztg.  1887);  — Zur  Frage  der  Berück- 
sichtigung der  Anfangspannungen  von  Trägern  (Wochenschrift  des 
österr.  Arch.-  und  Ing.-Ver.  1887);  — Beitrag  zur  Theorie  der  ebenen 
elastischen  Träger  (ebenda  1888);  — Zur  Theorie  der  Biegungspan- 
nungen in  Fachwerkträgern  (Allg.  Bauzeitung,  Wien  1885);  — Zur 
Theorie  der  Biegungspannungen  in  Fachwerkträgern  (Zeitschr.  d. 
Arch.-  und  Ing.-Ver.  in  Hannover  1886);  — Beitrag  zur  Theorie  der 
ebenen  elastischen  Träger  (Zentralbl.  d.  Bauverw.  1889);  — Über 
einige  Aufgaben  der  Statik,  welche  auf  Gleichungen  der  Clapeyron- 
schen  Art  führen  (Zeitschr.  f.  Bauw.  1891);  — Beiträge  zur  Theorie  des 
räumlichen  Fachwerks  (Zentralbl.  d.  Bauverw.,  1891/92);  — Berech- 
nung statisch  unbestimmter  Auslegerbogenbrücken  (Zentralbl.  d.  Bau- 
verw. 1897);  — Beiträge  zur  Theorie  der  Kuppel-  und  Turmdächer  und 
verwandter  Konstruktionen  (Zeitschr.  d.  Ver.  deutscher  Ingenieure  1898, 

1899) ;  — Die  Berechnung  achtseitiger  Turmpyramiden  (ebenda  1899);  — 
Der  Kaisersteg  über  die  Spree  bei  Oberschöneweide  (Zeitschr.  f.  Bauw. 

1900) ;  — Über  räumliche  Fachwerke  (Zentralbl.  d.  Bauverw.  1902);  — 
Über  die  Bildungsgesetze  ebener  Fachwerke  und  deren  Anwendung 
bei  Bestimmung  der  Spannungen  (Zeitschr.  f.  Arch.  u.  Ingenieurw. 
1904);  — Beiträge  zur  Theorie  der  Windverbände  eiserner  Brücken 
(ebenda  1904,  1905);  — Über  exzentrisch  gedrückte,  gegliederte  Stäbe 
(Sitzgsber.  d.  preuß.  Ak.  d.  Wiss.  12.  Febr.  1910);  — Über  exzentrisch 
gedrückte  Stäbe  und  über  Knickfestigkeit  (Eisenbau  1911,  1913);  — 
ferner  das  Buch:  Erddruck  auf  Stützmauern  (Stuttgart  1906);  — Zur 
Auflösung  mehrgliedriger  Elastizitätsgleichungen,  drei  Abhandlungen 
(Eisenbau  1916,  1917);  — Zur  Festigkeitsberechnung  der  Flugzeug- 
holme (Technische  Berichte  der  Flugzeugmeisterei  der  Inspektion  der 
Fliegertruppen  1918);  — Zur  Berechnung  von  Tragflächenholmen, 
drei  Abhandlungen  (Zeitschr.  f.  Flugtechnik  und  Motorluftschiffahrt 
1918,  1919,  1920);  — Zur  Frage  der  Knicksicherheit  biegungsfester 
Fachwerkstäbe  (Zentralbl.  d.  Bauverw.  1919);  — Über  Knickfestigkeit 
(ebenda  1919). 

Aus  der  reichen  Praxis  Müller-Breslaus  seien  erwähnt:  eine  Straßen- 
brücke über  die  Ihme  in  Hannover,  eiserne  Turmkonstruktionen  und 
Glockenstühle  für  die  Pfarrkirche  in  Harsum  und  die  Marienkirche  in 
Hannover;  die  Markthalle  in  Hannover;  zahlreiche  Führungsgerüste  für 
Gasbehälter;  die  Entwürfe  für  den  Kaisersteg  über  die  Spree  bei  Ober- 
schöneweide und  eine  Eisenbahnbrücke  über  die  Wolga  bei  Kasan,  sowie 
die  sämtlichen  Ingenieurkonstruktionen  (Fundierung,  Rüstung,  Pfeiler 
und  Gewölbe,  Dächer,  Kuppeln)  des  Doms  in  Berlin,  außerdem  eine 
große  Reihe  von  Untersuchungen  für  schwierige  Hoch-  und  Tief  bauten. 
Auch  Graf  v.  Zeppelin  wurde  bei  der  Gestaltung  seines  Luftschiffes  von 
Müller-Breslau  außerordentlich  unterstützt,  der  bereits  in  den  ersten 
Stadien  des  Baues  auf  Grund  der  seinerzeit  mit  den  von  Renard  auf 
der  La  France  in  Paris  gemachten  Erfahrungen  die  günstigste  Schiffs- 
form und  die  mit  dieser  zu  erzielenden  Geschwindigkeiten  genau 
vorausberechnete.  Der  Gedanke  für  die  räumliche  Facliwerkversteifung 
des  Luftschiffes  rührt  ebenfalls  von  Müller- Breslau  her  (Verhandlungen 
des  Vereins  zur  Beförderung  des  Gewerbfleißes  1914,  I.  Heft,  S.  35: 
Müller-Breslau,  Zur  Geschichte  des  Zeppelin-Luftschiffes). 

Während  des  Krieges  wurde  Müller -Breslau  vom  Kriegsminister 
besonders  bei  dem  Bau  von  Flugzeug-  und  Luftschiffhallen  sowie 
ihres  Schutzes  gegen  Fliegerangriffe  hinzugezogen  und  bearbeitete  auch 
die  außerordentlich  schwierige  Konstruktion  der  großen  Drehhallen 
sowie  die  Berechnung  von  Flugzeugen. 

Die  schöpferische  Tätigkeit  des  Meisters  der  Ingenieurbaukunst 
wurde  durch  zahlreiche  hohe  Auszeichnungen  anerkannt.  Zweimal 
wurde  Müller -Breslau  zum  Rektor  der  Berliner  Hochschule  erwählt 
(1895/96  und  1910/11).  Er  wurde  1889  zum  ordentlichen  Mitglied  der 
Akademie  des  Bauwesens,  1901  zum  ordentlichen  Mitglied  der  Königl. 
preußischen  Akademie  der  Wissenschaften  ernannt.  1902  erhielt  er 
die  große  goldene  Medaille  für  Verdienste  um  das  Bauwesen  und  wurde 
in  demselben  Jahre  zum  Ehrenmitglied  der  American  Academy  of  Arts 
and  Sciences  in  Boston,  1903  zum  ®r.=  3ttg.  e.  h.  der  Technischen  Hoch- 
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schule  Darmstadt  ernannt.  Im  Jahre  1908  wurde  er  Mitglied  der 
Königl.  schwedischen  Akademie  der  Wissenschaften  in  Stockholm  und 
1910  Ehrenmitglied  des  Instituts  für  Wasser-  und  Wegehauingenieure 
in  Petersburg.  Im  Jahre  1913  wurde  der  Gelehrte  in  das  Herrenhaus 


berufen.  — Seine  langjährige  Lehrtätigkeit  und  umfangreichen  wissen- 
schaftlichen Arbeiten  haben  eine  Schule  geschaffen,  die  auch  den 
schwierigsten  Aufgaben  gewachsen  ist. 

Breslau.  L.  Mann. 


Architektenhonorare  und  Bauleitungskosten  der  preußischen  Hochhauverwaltung. 


Das  Bestreben  der  freien  Architekten,  an  der  Entwurfsbearbeitung 
und  Bauleitung  von  Staatsbauten  beteiligt  zu  werden,  wird  unter 
anderem  damit  begründet,  daß  die  Staatsbaubeamten  weniger  wirt- 
schaftlich arbeiteten  als  die  freien  Architekten  und  daß  durch  den 
Beamtenapparat  dem  Staat  erheblichere  Kosten  erwüchsen,  als  wenn 
die  Bauleitung  den  freien  Architekten  übertragen  würde.  Die  Unter- 
suchung an  der  Hand  amtlicher  Unterlagen  ergibt  folgendes  Bild  für 
den  Bereich  der  preußischen  Hochbauverwaltung. 

Nach  der  Denkschrift,  die  das  Ministerium  der  öffentlichen  Arbeiten 
früher  alle  10  Jahre  aufstellte,  und  die  zuletzt  für  den  Zeitraum  von 
1900  bis  1910  verfaßt  wurde,*)  wurden  in  dieser  Zeit  595  Bauten  errichtet 
oder  fertiggestellt,  deren  Bausumme  im  einzelnen  mehr  als  50000  Mark 
betrug,  und  3673  Bauten  mit  einer  Bausumme  von  10000  bis  50000  Mark. 
Nach  dem  Anschlag  sollten  diese  4268  Neubauten  340  022  700  Mark 
erfordern,  ausgegeben  wurden  aber  nur  337  130  400  Mark,  so  daß  also 
2 892  300  Mark  oder  0,85  vH  der  Anschlagsumme  erspart  wurden. 
Diese  Ersparnis  ist  um  so  beachtenswerter,  als  95  Bauten  erst  nach 
mehr  als  drei  Jahren  nach  dem  Baubeginn  fertiggestellt  wurden,  die 
Anschläge  also  fünf  bis  sechs  Jahre  vor  der  Beendigung  aufgestellt 
wurden  mußten  und  aus  Etatsgründen  häufig  recht  erhebliche  Beträge 
aus  den  Anschlägen  gestrichen  wurden.  Wenn  trotzdem  in  dem  ge- 
nannten Zeitabschnitt  nur  47  Nachanschläge  bzw.  Nachbewilligungs- 
anträge eingereicht  wurden,  so  beweist  dies  die  gewissenhafte  Arbeit 
der  Baubeamten  im  Veranschlagen. 

Nach  dem  Staatshaushalt  für  1905  waren  für  Neubauten  ein- 
schließlich größerer  Um-  und  Erweiterungsbauten  37  569  565  Mark  im 
außerordentlichen  Etat  ausgeworfen.  Hierzu  kamen  noch  Zuschüsse 
für  Neubauten  von  Schulen  und  Kirchen  auf  Grund  der  Patronats- 
verpflichtungen von  3 500  000  Mark,  so  daß  für  die  Neubauten  im 
ganzen  41  069  565  Mark  vorgesehen  waren. 

An  bauleitenden  Beamten  waren  dafür  in  erster  Linie  beschäftigt 
8 Regierungs-  und  Bauräte  und  40  Bauinspektoren  in  „fliegenden 
Stellen“,  die  einschließlich  des  Wohnungsgeldes  eine  Ausgabe  von 
238  110  Mark  erforderten.  Von  den  392  planmäßigen  Baubeamten  in 
gleichem  Range,  deren  Bezüge  mit  2 214  280  Mark  angesetzt  sind,  ist 
in  der  Hauptsache  Verwaltungs-  bzw.  Unterhaltungsarbeit  geleistet, 
so  daß  es  mehr  als  ausreichend  ist,  wenn  von  den  Kosten  etwa 
500  000  Mark  auf  deren  Tätigkeit  bei  der  Beaufsichtigung  und  Ober- 
leitung der  Neubauten  gerechnet  werden. 

Außerdem  sind  in  dem  gleichen  Etatsjahr  1 208  800  Mark  für 
Tagegelder  der  Regierungsbaumeister  und  Regierungsbauführer  der 
gesamten  Bauverwaltung  in  Anschlag  gebracht.  Bei  dieser  Summe 
ist  nicht  festzustellen,  wieviel  auf  die  Hochbauverwaltung  entfallen. 
Es  wird  genügen,  wenn  für  diese  die  Hälfte,  also  etwa  600  000  Mark, 
angenommen  wird.  Da  die  aus  diesem  Titel  zu  besoldenden  Beamten 
jedoch  auch  bei  der  Baupolizei,  den  Regierungen  und  anderen  Stellen 
beschäftigt  wurden,  wird  die  Summe  von  500  000  Mark  für  die  reine 
Neubautätigkeit  eher  zu  hoch  gegriffen  sein. 

Es  dürfte  also  für  die  persönlichen  Bauleitungskosten  ein  Gesamt- 
betrag von  1 238  000  Mark  (3,3  vH  der  Bausumme)  anzunehmen  sein. 
Diese  Summe  durch  Hinzuzählen  eines  Betrages  für  Pensionen, 
Witwen-  und  Waisengelder  zu  erhöhen,  ist  durchaus  unberechtigt,  da 
nur  in  seltenen  Ausnahmefällen  ein  Bauleitender,  in  der  Regel  ein 
Beamter  in  jüngeren  Jahren,  die  Inanspruchnahme  dieser  Fonds  ver- 
anlaßt hat.  Diese  Fonds  sind  vielmehr  erst  nach  der  auf  die  Neu- 
bautätigkeit folgenden  langen  Verwaltungszeit,  für  die  die  Neubau- 
tätigkeit als  Vorbereitung  angesehen  werden  muß,  in  Anspruch  ge- 
nommen. 

Nach  der  Gebührenordnung  von  1901  würde  bei  Zugrundelegen 
des  Durchschnitts  der  reinen  Neubauten  von  1900  bis  1910  an  Archi- 
tektenhonorar die  Summe  von  rd.  2 020  000  Mark  (5,9  vH  der  Bau- 
summe) oder  782  000  Mark  mehr  als  für  die  persönlichen  Bauleitungs- 
kosten erforderlich  gewesen  sein.  Die  Belastung  des  Etats  durch  die 


*)  Die  Verwaltung  der  öffentlichen  Arbeiten  in  Preußen  1900  bis  1910. 


Beamtengehälter  ist  also  um  mehr  als  ein  Drittel  geringer  als  durch 
Honorar  für  freie  Architekten.  Dabei  ist  zu  berücksichtigen,  daß  die 
Durchschnittsumme  der  Jahre  1900  bis  1910  mit  34  Mill.  Mark  noch 
um  7 Mill.  Mark  hinter  dem  Neubauetat  für  1905  zurückbleibt,  das 
Architektenhonorar  sich  also  noch  um  ein  Fünftel  erhöhen  und  damit 
den  Unterschied  noch  mehr  zugunsten  der  Staatsbauverwaltung,  auf 
etwa  1 181  000  Mark,  verschieben  würde.  Zu  beachten  ist  ferner  noch, 
daß  die  Honorarsumme  weiter  steigen  würde,  weil  aus  Gründen  ver- 
waltungstechnischer Art  die  Aufstellung  mehrerer  Vorentwürfe  oft 
nicht  zu  umgehen  ist,  die  nach  der  Gebührenordnung  besonders  zu 
vergüten  sind. 

Die  sächlichen  Bauleitungskosten  sind  bei  der  Staatshochbau- 
verwaltung nicht  in  allen  Fällen  ohne  eine  in  keinem  Verhältnis  zu 
dem  Ergebnis  stehende  Mühe  auf  den  Pfennig  festzustellen.  Hier 
wird  es  genügen,  den  Satz  nach  einigen  Angaben  des  Staatshaushalts 
zu  ermitteln.  Er  schwankt  zwischen  3,25  und  1 ,91  vH  der  Bausumme 
und  wird  im  Durchschnitt  etwa  2,45  vH  betragen.  Die  sächlichen 
Kosten  enthalten  aber  zum  Hauptteil  die  in  § 2 der  Gebührenordnung 
aufgezählten  Nebenkosten,  die  dem  Architekten  besonders  zu  vergüten 
sind.  Unter  diesem  Gesichtspunkt  betrachtet  ist  der  Gesamtsatz  der 
Bauleituugskosten  von  etwa  5,75  vH  noch  um  ein  erhebliches  geringer 
als  die  Kosten,  die  durch  einen  nicht  der  Verwaltung  angehörenden 
Architekten  entstehen. 

Noch  günstiger  stellt  sich  das  Ergebnis  für  die  Staatshochbau- 
verwaltung, wenn  die  heutigen  Zahlen  herangezogen  werden.  Zwar 
ist  hierfür  ein  statistisches  Material  im  Augenblick  nicht  zu  be- 
schaffen, würde  auch  wegen  der  augenblicklich  fast  völlig  ruhenden 
Neubautätigkeit  ein  falsches  Bild  ergeben.  Es  wird  daher  ausreichend 
sein,  wenn  man  sich  an  der  Hand  von  Verhältniszahlen  eine  Über- 
sicht verschafft.  Das  Durchschnittsgehalt  der  staatlichen  Bauleitenden 
nach  dem  Etat  von  1905  mit  4950  Mark  hat  durch  die  neue  Besoldungs- 
ordnung einschließlich  aller  Zulagen  eine  etwa  4-  bis  5 fache  Steigerung 
erfahren.  Die  Architektenhonorare  sind  dagegen  in  erheblich  größerem 
Umfang  gestiegen.  Nach  der  Gebührenordnung  von  1901  war  an 
Honorar  für  einen  Bau  von  50  000  Mark  bei  50  10o  Ausbauverhältnis 
8 vH  zu  zahlen,  nach  der  von  1920  aber  für  die  gleiche  Bausumme 
9.9  vH.  Da  indessen  die  Kosten  für  den  Lebensunterhalt  u.  dergl.  um 
das  9-  bis  10 fache,  die  Baukosten  um  das  12-  bis  14  fache  gestiegen 
sind,  ist  hier  bei  der  gleichen  Bausumme  die  persönliche  Bauleitung 
in  Wirklichkeit  um  das  14,8-  bis  15,8fache  teurer  geworden.  Auch 
die  relative  Hex-absetzung  des  Gebührensatzes  auf  7,4  vH  bei  einer 
Bausumme  von  600  000  Mark,  die  dem  Friedenswert  von  50  000  Mark 
entsprechen  würde,  stellt  ebenfalls  eine  absolute  Steigerung  von  8 vH 
auf  8,88  bis  9,87  vH  oder  um  das  11,1-  bis  12,4  fache  dar. 

Da  nun  nach  dem  oben  Gesagten  die  persönlichen  Bauleitungs- 
kosten der  Baubeamten  zu  den  Architektenhonoraren  sich  unter  der 
günstigsten  Annahme  für  die  letzteren  wie  3:5  verhielten,  würde 
der  Staat  bei  Ausschaltung  seiner  Beamten  etwa  4,3  mal  so  viel  für 
persönliche  Bauleitungskosten  auswerfen  müssen. 

Die  Staatshochbau  Verwaltung  könnte  unter  diesen  Umständen 
die  grundsätzliche  Inanspruchnahme  freier  Architekten  für  Neubauten 
nicht  verantworten,  zumal  sie  damit  gerade  den  entgegengesetzten 
Weg  beschreiten  würde,  den  die  deutsche  Industrie  eingeschlagen 
hat.  Diese,  deren  wirtschaftliches  Denken  durch  den  Erfolg  bewiesen 
ist,  ist  dazu  übergegangen,  für  ihre  Werke  besondere  Architekten 
anzustellen,  in  der  Erkenntnis,  daß  die  Bearbeitung  ihrer  Aufgaben 
eine  starke  Spezialisierung  und  genaue  Kenntnis  der  Betriebe  erfordert. 
Die  gleichen  Gründe  sprechen  in  gleichem  Maß  für  die  Staatsbau- 
verwaltung. Auch  hier  kann  nur  der  Baubeamte  durch  seine  genauen 
Kenntnisse  der  Staatsbetriebe  die  nötigen  Ersparnisse  an  Arbeit,  Zeit 
und  Geld  herauswirtschaften,  abgesehen  davon,  daß  durch  die  Er- 
fahrungen beim  Bauen  erst  das  wirtschaftliche  Verwalten  und  Unter- 
halten der  Staatsbauten  ermöglicht  wird,  das  allseitig  als  notwendiges 
Arbeitsgebiet  des  Baubeamten  anerkannt  ist. 

Berlin.  Marcinowski,  Regierungs-  u.  Baurat. 


Vermischtes. 


In  dem  Reichsgesetz  über  die  vorläufige  Förderung  des  Woh- 
nungsbaues vom  12.  Februar  d.  J.  (S.  120  u.  159  d.  Bl.)  ist  der  § 3 
durch  Gesetz  vom  28.  April  d.  J.  abgeändert  und  darin  jetzt  bestimmt 
worden,  daß  die  Länder  die  Grundsätze  für  die  Bemessung  und 
Erhebung  der  Abgaben  und  Zuschläge  treffen,  sofern  sie  nicht  bis 
1.  Juli  d.  J.  (statt  bisher  1.  Mai  d.  J.)  durch  Reichsgesetz  geregelt  sind. 


Eine  Brandprobe  mit  Lehmschindeldächern  und  Vergleichsdach - 
deckungen  fand  auf  Veranlassuixg  des  Ministeriums  für  Volks wohlfahrt 
am  5.  April  1921  im  Materialprüfungsamt  in  Dahlem  statt.  Es  waren 
fünf  massive  Häuschen  von  gleichen  Abmessungen  und  bei  gleichem 
Dachverband  für  die  Versuche  hergerichtet.  Zwei  davon  waren  ab- 
gedeckt mit  Lehmschindeldächern,  davon  das  eine  roh,  das  andere  im- 
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prägniert  mit  einem  Besen  Uberstrich  von  Wasserglas -Lehmbrühe,  ferner 
waren  errichtet  ein  Strohdach,  ein  Pappdach  und  ein  Biberschwanz- 
kronendach. 

Die  Versuche  erstreckten  sich  zunächst  auf  das  Verhalten  bei 
Flugfeuer  von  außen.  Ein  Knäuel  Putzwolle  rollt  brennend  an"  der 
Dachfläche  herab.  Das  normale  Lehmschindeldach  wird  zwar  entzündet, 
es  brennt  aber  nur  langsam  schwelend  auf  der  oberen  Strohfläche  ohne 
helle  Flammenbildung  und  ohne  Entwicklung  von  Flugfeuer.  Die 
verkohlte  Oberfläche  kann  schließlich  heruntergeharkt  werden.  Dabei 
zeigt  sich,  daß  die  darunter  liegende  Lehmschicht  der  Schindeln  un- 
versehrt gehlieben  ist,  auch  ist  im  Innern  des  Daches  keinerlei  Zer- 
störung wahrzunehmen.  Das  imprägnierte  Lehmschindeldach  verhält 
sich  insofern  noch  etwas  günstiger,  als  hier  die  Entzündung  nach 
dem  Aufliegen  des  brennenden  Balles  erst  nach  einer  Minute  erfolgt. 
Im  Gegensatz  dazu  steht  das  Strohdach,  dessen  Versuchsstück  in  zwei 
Minuten  mit  bellen  Flammen  restlos  verbrannt  ist  bei  so  starker 
Flugfeuerbildung,  daß  ganze  Fetzen  brennenden  Strohes  hoch  in  die 
Luft  fliegen.  Das  Pappdach  zeigt  sich  nur  insofern  günstiger  als  das 
Lehmscbindeldacb,  als  es  schwerer  zu  entzünden  ist.  Ist  indessen  die 
Oberhaut  einmal  in  Brand  geraten,  dann  verhält  es  sich  sogar  un- 
günstiger als  das  Lehmschindeldach,  da  die  Pappe  auf  brennbarer 
Holzschalung  liegt,  während  beim  Lehmschindeldach  die  Lehmdecke 
der  Schindeln  dem  Feuer  Widerstand  leistet.  Zusammenfassend  kann 
also  zu  den  Versuchen  mit  Flugfeuer  von  [außen  gesagt  werden:  das 
Lehmschindeldach  ist  dem  Strohdach  bei  weitem  überlegen,  dem  Papp- 
dach gegenüber  steht  es  zwar  in  bezug  auf  die  Aufnahmefähigkeit  von 
Feuer  nach,  in  der  Auswirkung  des  Feuers  aber  ist  es  widerstands- 
fähiger als  das  Pappdach. 

Zur  Erzeugung  des  Innenfeuers  wird  in  jedes  Brandhaus  1 chm 
Kiefernscheitholz  gleichmäßig  eingesetzt  und  entzündet.  Das  Stroh- 
dach -wird  schon  nach  D/a  Minuten  von  den  Flammen  durchbrochen, 
wobei  sich  starkes  Flugfeuer  entwickelt.  Nach  4 Minuten  steht  nur 
noch  das  nackte  Gespärre  da.  Beim  Lehmschindeldach  wurden  durch 
die  aus  dem  Hausinnern  herausschlagenden  Stichflammen  zuerst  die 
Windfedern  und  Traufbretter  entzündet,  wonach  alsdann  das  Feuer 
außen  herum  an  die  obere  Strohschicht  geleitet  wurde.  Sie  begann 
nach  14*  Minuten  Gesamtzeit  zu  brennen.  Beim  Pappdach  brechen 
schon  nach  12  Minuten,  also  früher,  die  Flammen  durch  die  Dach- 
fläche. Beim  Ziegeldach  fällt  nach  5 Minuten  der  erste  Ziegel  ab,  nach 
weiteren  3 Minuten  brennen  die  Sparrenköpfe  an  der  Traufe.  Bis  die 
ganze  Dachfläche  von  den  Flammen  erfaßt  ist,  dauert  beim  Pappdach 
14  Minuten,  heim  Lehmschindeldach  15  Minuten.  Ein  Durchschlagen 
der  Flammen  durch  die  Dachhaut  wird  heim  Pappdach  nach  12,  beim 
Ziegeldach  nach  16,  heim  Lehmschindeldach  erst  nach  21  Minuten  be- 
obachtet. Bei  Innenfeuer  zeigt  sich  also  das  Lehmschindeldach  wider- 
standsfähiger als  das  Pappdach  und  in  bezug  auf  Erhaltung  einer 
dichten  Dachhaut  günstiger  selbst  noch  als  das  Ziegeldach. 

Die  umfangreiche  Brandprohe  hat  also  den  Beweis  für  den  hohen 
Grad  der  Feuersicherheit  des  Lehmschindeldaches  erbracht.  Im  An- 
schluß an  den  Versuch  fand  am  14.  April  im  Wohlfahrtsministerium 
eine  Besprechung  mit  den  Vertretern  der  Feuerversicherungsverbände 
statt,  in  deren  Verlauf  dann  auch  dem  Lehmschindeldach  eine  gün- 
stigere Bewertung  zugestanden  wurde.  Erfreulicherweise  zeigten  sich 
die  Feuerversicherungsgesellschaften  bereit,  die  Prämiensätze  für  länd- 
liche Gebäude  mit  solchen  Dächern  wesentlich  niedriger  als  für  solche 
mit  weicher  Bedachung  zu  bemessen.  Da  sich  hiermit  zugleich  die 
Beleihungsfähigkeit  dieser  Gebäude  erhöht,  ist  ein  wichtiger  Schritt 
zur  weiteren  Verbreitung  des  in  heutiger  Zeit  volkswirtschaftlich  be- 
deutsamen Lehmschindeldaches  zu  verzeichnen. 

Berlin.  Müller,  Regierungsbaumeister. 


ßücherschau. 

Beiträge  zur  sparsamen  Bauweise.  Von  A.  Bosslet,  Dr. 
K.  Hencky,  0.  Leitolf,  Dr.  K.  Meisner  und  K.  Reuter.  Auf 
Veranlassung  des  Ministeriums  für  soziale  Fürsorge  herausgegeben  vom 
Bayerischen  Landesverein  zur  Förderung  des  Wohnungswesens  (e.  V.). 
München  1921.  Ernst  Reinhardt.  84S.  22:29  cm  mit  lllAbb.  Geh.  6 JC. 

In  der  vorliegenden  Veröffentlichung,  die  als  16.  Heft  der  Schriften 
des  Bayerischen  Landesvereins  zur  Förderung  des  Wohnungswesens 
herausgekommen  ist,  sind  mehrere  bemerkenswerte  Aufsätze,  die  in 
der  letzten  Zeit  in  der  „Zeitschrift  für  Wohnungswesen  in  Bayern“ 
erschienen  sind,  zusammengestellt  worden,  um  sie  dadurch  einem 
weiteren  Leserkreis  zugänglich  zu  machen.  Die  größeren  Aufsätze 
behandeln  Die  Lehrkolonien  in  Bayern,  Alte  und  neue  Lehmbauten, 
Ersatzbauweisen,  Heeresgut  im  Dienst  der  Ersatzbauweisen  und  Billige 
Häuser  (Architekt  A.  Bosslet  in  München),  Die  Lehrkolonie  Aschaffen- 
burg  (0.  Leitolf,  Direktor  der  Meisterschule  für  Bauhandwerker  in 
Aschaffenburg),  ferner  Ländliche  Bauweisen,  Einfache  Türen,  Läden, 
Fenster  nebst  Beschlägen  für  Holz-  und  Fach  werkbauten  und  Einfache 
Dächer  (Regierungsbaurat  K.  Reuter  in  Würzburg)  sowie  Wärme- 


technische Berechnungen  und  Versuche  für  die  in  der  Lehrkolonie 
München  angewandten  Bauweisen  (Privatdozent  IDr.^nß-  K.  Hencky 
in  München),  endlich  noch  einige  kleinere  Abhandlungen  über  Spar- 
same Bauweisen,  Erzeugung  von  Kalk  in  Feldbrandöfen  usw.  Eine 
zweckmäßige  Ergänzung  haben  diese  Darstellungen  durch  die  vom 
bayerischen  Ministerium  für  soziale  Fürsorge  herausgegebenen  „Richt- 
linien für  Flachbauten“  und  „Grundregeln  für  Lehmbauten“  erfahren. 

Das  Heft  zeigt,  daß  man  im  Ministerium  für  soziale  Fürsorge 
gewillt  ist,  nicht  nur  theoretisch  durch  Verordnungen,  sondern  auch 
durch  praktische  Maßnahmen  zur  Linderung  der  Wohnungsnot  bei- 
zutragen. Für  die  angezeigte  Veröffentlichung  gilt  überdies  der  Satz: 
„Wer  vieles  bringt,  wird  manchem  etwas  bringen“. 

München.  Sr.=3ng.  A.  Gut. 

Ausführuugsbestimmungeu  zu  dem  Gesetz  vom  14.  Januar  1921, 
betreffend  die  Bereitstellung  von  Staatsmitteln  zur  Abbürdung  der 
Baukostenüberteuer uug  nebst  Musterfragebogen  und  Musterberecli- 
uuug.  Berlin  1921.  Karl  Heymanns  Verlag. 

Diese  von  den  zuständigen  Ministern  für  Volkswirtschaft,  der  Fi- 
nanzen und  für  Landwirtschaft  erlassenen  Bestimmungen  (s.a.S.47  d.Bl.) 
stellen  an  die  Spitze  den  Satz,  daß  Staatszuschüsse  davon  abhängig  sind, 
daßdie  Baukosten  soweit  irgend  möglich  durch  [die  Mieten  verzinst 
werden  und  letztere  in  Neubauten  stets  höher  sein  sollen  als  in  alten 
Häusern.  Solche  Bauweisen  sind  zu  bevorzugen,  bei  deren  Anwendung 
Kohlen  erspart  und  für  deren  Einzelteile  auf  „Typisierung“  nach  Art  des 
Normenausschusses  der  deutschen  Industrie  Bedacht  genommen  wird. 
In  erster  Linie  sollen  ein-  und  zweigeschossige  Flachbauten  berück- 
sichtigt werden,  dreigeschossige  Mehrfamilienhäuser  nur  innerhalb 
städtischer  Verhältnisse,  Neubauten  von  mehr  als  drei  Geschossen  nur 
ausnahmsweise  zur  Ausfüllung  von  Baulücken  mit  besonderer  mini- 
sterieller Genehmigung.  „ Werkwohnungen“  sind  nicht  mit  Landes- 
darlebnen  zu  unterstützen,  Wohnbauten  landwirtschaftlicher  Arbeitgeber 
nur,  wenn  die  Kündigung  des  Arbeitsvertrages  nicht  auch  die  Kün- 
digung des  Mietvertrages  einschließt.  Es  sollen  nur  Wohnflächen  bis 
zu  70  qm  (ausnahmsweise  bis  80  qm)  berücksichtigt  werden,  Viehställe 
von  mehr  als  10  qm  nur  bei  rein  ländlichen  Siedlerstellen.  Der  Ein- 
heitsatz der  Beihilfe  für  1 qm  Wohnfläche  soll  für  ein-  und  zwei- 
geschossige Häuser  auf  dem  Lande  nicht  über  165  Mark,  unter 
städtischen  Verhältnissen  nicht  über  180  Mark,  im  drei-  und  mehr- 
geschossigen Bau  nicht  mehr  als  „150  bis  165  Mark“  betragen.  Für 
Wohnungen  kleinsten  Grundrisses  empfiehlt  sich,  einen  verhältnis- 
mäßig höheren  Einheitsatz  zu  gewähren,  „da  die  Baukosten  bei  diesen 
Kleinstwohnungen  verhältnismäßig  hoch  sind“.  Die  Gewährung  von 
Staatsdarlebnen  ist  abhängig  davon,  daß  zugleich  Gemeindedarlehne  in 
Höhe  von  wenigstens  einem  Drittel  des  staatlichen  Betrages  gegeben 
werden;  Ausnahmen  sind  zulässig  bei  ländlichen  Siedlungen,  nament- 
lich solchen  im  Rentengutsverfahren  zugunsten  der  Umsiedlung 
städtischer  Arbeiter  auf  das  Land.  In  Höhe  der  Summe  des  Landes- 
und Gemeindedarlehns  ist  eine  vorläufig  unverzinsliche  „Beihilfe- 
hypothek“ zu  bestellen.  Die  Gemeinde,  unter  Umständen  mit  Zu- 
stimmung der  Vorgesetzten  Behörde,  stellt  die  Gesamtherstellungskosten 
und  die  Miethöhe  fest,  welch  letztere  alle  fünf  Jahre  nachgeprüft  wird. 
Sobald  die  Miete  den  ursprünglich  festgesteilten  Betrag  übersteigt,  ist 
das  Mehr  zur  verhältnismäßigen  Tilgung  des  Beihilfedarlehns  zu  ver- 
wenden. Dasselbe  gilt  für  den  Betrag,  um  den  etwa  ein  Verkaufspreis 
den  Unterschied  zwischen  dem  Gesamtherstellungspreis  und  dem  Bei- 
hilfedarlehn  übertrifft.  Nach  zwanzig  Jahren  findet  endgültige  Ab- 
rechnung statt  derart,  daß  der  Unterschied  zwischen  dem  alsdann 
festzusetzenden  Wert  und  den  Herstellungskosten  als  „verlorener  Bau- 
kostenzuschuß“ gelöscht  wird.  Der  Rest  der  Beihilfehypothek  ist  mit 
4 vH  zu  verzinsen  und  mit  1 vH  zu  tilgen. 

Die  Entscheidung  über  Darlehngewährung  wird  entweder  im 
einzelnen  Falle  durch  den  Regierungspräsidenten  getroffen  oder  an 
Gemeinden  und  Siedlungsgesellschaften  vom  Wohlfahrtsminister  (bezw. 
Regierungspräsidenten)  für  mehrere  Bauvorhaben  als  „Rahmenbescheid“ 
unter  besonderen  Bedingungen  erteilt.  In  letzterem  Falle  bleibt  der 
Gemeinde  oder  der  Siedlungsunternehmung  oder  dem  zuständigen 
Kulturamt  die  Verteilung  auf  die  einzelnen  Bauvorhaben,  vorbehaltlich 
der  Prüfung,  überlassen. 

In  der  beigefügten  Musterberechnung  sind  angenommen  der  Preis 
des  rohen  Bodens  zu  3 Mark  je  Quadratmeter,  die  Kosten  des  baureif 
gemachten  Baulandes  zu  10,25  Mark  je  Quadratmeter,  die  Gesamt- 
herstellungskosten eines  Einfamilienreihenhauses  von  60  qm  Wohn- 
und  8 qm  Stallfläche  nebst  Grunderwerb  und  Pflasterkosten  zu 
25  300  Mark,  eines  Zweifamilienreihenhauses  zu  46  800  Mark,  der  ren- 
tierliche  Wert  des  Einfamilienhauses  bei  800  Mark  Miete  zu  11  400  Mark 
(also  Bedarf  an  Überteuerungszuschuß  13  900  Mark),  ebenso  des  Zwei- 
familienhauses bei  1360  Mark  Miete  zu  19  500  Mark  (also  Zuschuß- 
bedarf 27  300  Mark).  Es  dürfte  keinem  Zweifel  unterliegen,  daß  die 
Straßenherstellungskosten  und  die  Hausbaukosten  hier  recht  mäßig 
veranschlagt  sind.  Sie  haben  oft  ein  Mehrfaches  betragen. 

In  dem  an  die  Regierungspräsidenten  usw.  gerichteten  Erlaß  vom 
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25.  Februar  d.  J.  weist  der  Wohlfahrtsminister  darauf  bin,  daß  es  nur 
in  bescheidenem  Umfange  möglich  sein  wird,  den  ergangenen  Bedarfs- 
anmeldungen, auch  soweit  sie  als  begründet  anzuerkennen  sind,  im 
Kähmen  der  zur  Verfügung  stehenden  Summe  von  400  Millionen  Mark 
zu  genügen.  Die  Bedarfsanmeldungen  überschreiten  den  Betrag  von 
zwei  Milliarden.  Wohnungsmangel  allein  soll  für  die  Zuschußgewäh- 
rung nicht  entscheidend  sein,  sondern  es  muß  auch  in  Betracht  ge- 
zogen werden,  ob  am  Orte  Arbeitsgelegenheit  vorhanden  ist.  Die 
Überleitung  städtischer  Arbeitlosen  auf  das  Land  ist  zu  begünstigen. 
Auch  bei  etwaiger  Steigerung  der  Baukosten  werden  die  staatlichen 
Darlehne  nicht  erhöht  werden.  Die  Regierungspräsidenten  sollen  sich 
mit  einem  aus  fünf  Vertretern  des  Landeskulturamts,  der  provinziellen 
Wohnungsfürsorgegesellschaft,  der  provinziellen  ländlichen  Siedlungs- 
gesellschaft, der  Städte  und  der  Landkreise  bestehenden,  ehrenamt- 
lichen und  gutachtlichen  Beirat  umgeben.  Für  die  Aufklärung  der 
Öffentlichkeit  über  die  Errichtung  von  Bauten  mit  staatlicher  Unter- 
stützung soll  mehr  als  bisher  gesorgt  werden,  auch  darüber,  daß  Neu- 
bauten ohne  Zuschüsse  den  Vorschriften  über  Zwangseinquartierung 
und  Höchstmiete  nicht  unterliegen. 

Diese  Ausführungsbestimmungen  und  Anordnungen  werden  all- 
gemeiner Anerkennung  sicher  sein,  mögen  auch  die  Beihilfesätze  mit 
Recht  als  knapp  bezeichnet  werden.  Es  kann  aber  doch  die  Frage 
aufgeworfen  werden,  ob  in  und  bei  Städten  nicht  die  weitere  kost- 
spielige Aufschließung  von  Bauland  — es  sind  Fälle  bekannt,  wo  die 
Aufschließung  bis  zu  GO  Mark  für  das  Quadratmeter  Bauland  gekostet 
hat  — nach  Möglichkeit  zu  vermeiden  und  mehr  auf  die  Benutzung 
des  an  fertigen  Stadtstraßen  in  großer  Menge  zur  Verfügung  stehenden 
baureifen  Baulandes  Bedacht  zu  nehmen  ist.  Daß  dies  in  Bezirken  drei- 
oder  selbst  viergeschossiger  Bauweise  liegt,  sollte  angesichts  der  zu 
erstrebenden  größeren  Wirtschaftlichkeit  des  Baues  von  Klein-  und 
Kleinstwohnungen  und  im  Hinblick  auf  die  so  stark  gestiegenen  Be- 
förderungstarife kein  Hindernis  für  Beihilfen  aus  öffentlichen  Mitteln 
sein,  da  auch  in  derartigen  Mehrfamilienhäusern  bei  hinreichenden 
Freiflächen  gesundheitlich  befriedigende  Unterkünfte  geschaffen  wrerden 
können.  Ein  solcher  Übergang  der  Wohnungsfürsorge  in  höhere  Bau- 
klassen — neben  der  ländlichen'oder  halbländlichen,  mit  Aufschließungs- 
kosten wenig  belasteten  Flachsiedlung  — dürfte  besonders  als  all- 
mähliche Vorbereitung  auf  die  Wiedererweckung  der  privaten  Bau- 
unternehmung, ohne  welche  die  Beseitigung  der  Wohnungsnot  nicht 
zu  erwarten  ist,  die  ernsteste  Erwägung  verdienen. 

Münster  i.  W.  J.  Stübben. 

Der  Deutsche  Ausschuß  für  Eiseubetou  setzt  die  Veröffent- 
lichung der  von  ihm  ausgeführten,  für  die  Fortentwicklung  der  Eisen- 
betonbauweise grundlegenden  Versuche  in  weiteren  Heften  fort;  es  seien 
nachstehend  das  44.,  45.  u.  47.  sowie  das  46.  Heft  kurz  besprochen. 

44.  Heft.  Versuche  mit  zweiseitig  aufliegenden  Eisenbetonplatten 
bei  konzentrierter  Belastung.  I.  Teil.  Ausgeführt  in  der  Material- 
prüfungsanstalt der  Technischen  Hochschule  Stuttgart.  Bericht  erstattet 
von  S)r.=  SnG-  C.  Bach  u.  0.  Graf.  Berlin  1920.  Wilh.  Ernst  u.  Sohn. 
54  S.  in  8°  mit  91  Textabb.  u.  11  Zusammenstellungen.  Geh.  20  JL 

Die  „Bestimmungen  für  die  Ausführung  von  Bauwerken  aus 
Eisenbeton“  schreiben  vor,  daß  Platten  von  der  Stützweite  l,  die 
Einzellasten  aufzunehmen  haben,  auf  Biegung  zu  berechnen  sind  wie 
plattenförmige  Balken  von  der  Breite  2/3 1.  In  Ermanglung  einer 
sicheren  Berechnungsweise  sollte  diese  Vorschrift  durch  Belastungs- 
versuche von  Platten  verschiedener  Breite  unter  dem  Einfluß  konzen- 
trierter Belastungen  nacbgeprüft  werden.  Es  wurden  Platten  von 
2,0  m Stützweite  und  Breiten  von  0,5,  0,8,  1,4  und  3,0  m untersucht. 
Bis  zu  einer  Plattenbreite  von  1,4  m = etwa  3/3 1 waren  die  Quer- 
verbiegungen der  Platten  nur  unbedeutend,  so  daß  die  Last  sich 
nahezu  gleichmäßig  auf  die  ganze  Breite  verteilt.  Erst  bei  den  3 m 
breiten  Platten  wurden  starke  Querverbiegungen  beobachtet.  Die 
sorgfältig  ermittelten  Formänderungen  sind  in  ausführlichen  Zahlen- 
tafeln und  übersichtlichen  zeichnerischen  Darstellungen  wiedergegeben. 
Aus  den  Untersuchungen  geht  der  günstige  Einfluß  einer  kräftigen 
Querbewehrung  auf  die  Erzielung  einer  gleichmäßigen  Lastverteilung 
hervor.  Die  Tragfähigkeit  der  3 m breiten  Platten  hat  sich  selbst 
bei  den  in  der  Querrichtung  nur  leicht  bewehrten  als  etwa  doppelt 
so  groß  ergeben,  als  sie  nach  der  eingangs  angeführten  Vorschrift 
hätte  erwartet  werden  können. 

45.  Heft.  Versuche  mit  eingespannten  Eisenbetonbalken.  Aus- 
geführt in  der  Materialprüfungsanstalt  der  Technischen  Hoohschule 
Stuttgart.  Bericht  erstattet  von  2>r.=3ng.  C.  Bach  u.  0.  Graf. 
Berlin  1920.  Wilhelm  Ernst  u.  Sohn.  38  S.  in  gr.  8°  mit  59  Abb. 
u.  10  Zusammenstellungen.  Geh.  17  JL 

Im  Anschluß  an  früher  (Heft  38)  mitgeteilte  Versuche  mit  frei 
aufliegenden  Balken  wird  in  dem  vorliegenden  Heft  über  bemerkens- 
werte Versuchsreihen  mit  einseitig  und  beiderseitig  eingespaunten 
Eisenbetonbalken,  die  auf  Biegung  beansprucht  wurden,  berichtet. 
Die  Einspannung  wurde  durch  eine  au  dem  überkragenden  Balken- 
ende angreifende  Kraft  bewirkt,  die  so  bemessen  wurde,  daß  der 


Balken  über  dem  Auflager  seine  Neigung  nicht  änderte.  So  konnten 
die  von  der  Einspannung  ausgeübten  Momente  stets  mit  Sicherheit 
angegeben  werden.  Die  eingehenden  Messungen  der  Formänderungen 
und  der  Einspannungsmomente  ergaben  eine  gute  Übereinstimmung 
der  berechneten  mit  den  beobachteten  Werten.  In  einzelnen  Fällen 
festgestellte  größere  Abweichungen  scheinen  auf  örtliche,  die  Meß- 
ergebnisse störende  Rißbildungen  zurückzuführen  zu  sein.  Im  übrigen 
haben  die  Versuche  gezeigt,  daß  die  gebräuchlichen  Berechnungsarten 
als  hinreichend  zuverlässig  anzusehen  sind. 

47.  Heft,  a)  Eisen  in  Beton  mit  schlackenhaltigem  Bindemittel 
nach  Versuchen  im  Staatlichen  Materialprüfungsamt  Berlin -Dahlem, 
berichtet  von  2)r.=3ng-  e.  h.  M.  Gary,  und  b)  Versuche  über  den 
Gleitwiderstand  verzinkten  Eisens  in  Beton,  ausgeführt  im  mechanisch- 
technischen  Laboratorium  der  Technischen  Hochschule  München.  Be- 
richt erstattet  von  Professor  F.  Schmeer.  Berlin  1920.  Wilhelm 
Ernst  u.  Sohn.  52  S.  mit  32  Abb.  Geh.  \±JC. 

Zu  a)  Die  Versuche  sollten  feststellen,  ob  Eisenportland-  und 
Schlacken(Hocbofen-)zemente  einen  sicheren  Rostschutz  für  Eisen- 
einlagen bieten.  Sie  wurden  in  der  Weise  ausgeführt,  daß  man  kleine 
Eisenstückchen  in  Kiesbetonwürfel  von  30  cm  Kantenlänge  einbettete 
und  die  Würfel  nach  45  Tagen,  ll/2  und  5 Jahren  zerdrückte.  Dabei 
wurden  die  Würfel  teilweise  an  der  Luft,  im  Wasser  und  im  Wechsel 
von  Trockenheit  und  Nässe  aufbewahrt.  Die  auf  die  letzte  Art  be- 
handelten Proben  zeigten  die  besten  Festigkeitswerte  und  lassen  es 
deshalb  als  geboten  erscheinen,  den  Beton  auch  in  den  Bauwerken, 
wenn  irgend  möglich,  eine  längere  Zeit  lang  wiederholt  anzufeuchten. 
Die  besonders  bei  den  Hochofenzementkörpern  beobachteten  schwachen 
Anrostungen  sind  nach  Ansicht  des  Materialprüfungsamtes  so  uner- 
heblich, daß  Eisenportland-  und  Hochofenzemente  bei  gewissenhafter 
Auswahl  der  verarbeiteten  Schlacken  unbedenklich  auch  für  Eisen- 
betonbauten verwandt  werden  können. 

Zu  b)  Durch  frühere  Versuche  (Heft  8 der  Veröffentlichungen  des 
Deutschen  Ausschusses  für  Eisenbeton)  war  festgestellt  worden,  daß 
Zink  ein  auffallend  starkes  Festhaften  an  Zement  zeigt.  Diese  Be- 
obachtung ist  durch  die  vorliegenden  Versuche  bestätigt  worden,  bei 
denen,  in  üblicherweise  im  heißen  Bade,  und  durch  Anstrich  (Epicassit) 
verzinkte  Rundeisen  aus  Betonwürfeln  von  300_mm  Kantenlänge  heraus- 
gezogen wurden.  ®r.*3;üg.  Gaede. 

46.  Heft.  Belastung  und  Feuerbeanspruchung  eines  Lagerhauses 
aus  Eisenbeton  in  Wetzlar.  Bericht  nach  Versuchen  des  Staatlichen 
Materialprüfungsamtes  zu  Berlin-Dahlem,  erstattet  von  Sr.^ttg.  e.  h. 
M.  Gary,  Geheimer  Regierungsrat,  Professor,  Abteilungsvorsteher  im 
Staatlichen  Materialprüfungsamt.  Berlin  1920.  Wilhelm  Ernst  u.  Sohn. 
46  S.  in  8°  mit  37  Abb.  Geh.  16  JL. 

Die  Buderusschen  Eisenwerke  in  Wetzlar  beabsichtigten  im 
Jahre  1919  einen  zehn  Jahre  alten  dreigeschossigen  Modellschuppen  aus 
Eisenbeton  abzubrechen.  Diese  seltene  Gelegenheit,  an  einem  ganzen 
Bauwerk  von  übersichtlicher  Gliederung  Untersuchungen  vorzunehmen, 
nutzte  der  Deutsche  Ausschuß  für  Eisenbeton  aus  und  ließ  durch  das 
Materialprüfungsamt  Dahlem  an  einem  Deckenfelde  des  ersten  Stock- 
werks Belastungsversuche  mit  anschließender  Brandprobe  anstellen. 
Es  erfolgte  eine  erste  Belastung,  darauf  Entlastung.  Nachdem  die  Last 
wieder  aufgebracht  war,  wurde  unter  dem  belasteten  Deckenfeld  ein 
starker  Brand  mit  einer  Hitzentwicklung  bis  1000°  und  etwa  einstündiger 
Dauer  entfacht.  Nach  dem  Löschen  des  Brandes  wurde  die  Last,  die 
bisher  das  4,3fache  der  für  die  Decke  vorgesehenen  Verkehrslast  von 
500  kg/qm  betrug,  auf  das  6 fache,  also  auf  rd.  3000  kg  qm  gesteigert, 
ohne  daß  ein  Bruch  eintrat. 

Bei  dem  jetzt  folgenden  Abbruch  stellte  es  sich  heraus,  daß  die 
Bewehrung  wenig  sachgemäß  durchgebildet  iwar  und  in  manchen 
Punkten  den  heutigen  Anschauungen  nicht  entsprach.  Einige  Werk- 
stattversuche über  die  Zusammensetzung  und  die  Druckfestigkeit 
herausgebrochener  Betonstücke  und  die  Zugfestigkeit  verwendeter 
Rundeisenstäbe  vervollständigten  die  Versuchsergebnisse. 

Die  Durchführung  der  Versuche  zeugt  von  großer  Umsicht  und 
Sorgfalt.  Es  sind  nicht  nur  die  Durchbiegungen  des  belasteten  Decken- 
feldes, sondern  auch  die  der  benachbarten  Felder  sowie  die  Aus- 
bauchungen und  Längenänderungen  der  vier  Eisenbetonstützen  fest- 
gestellt worden.  Die  Ergebnisse  der  Messungen  shid  übersichtlich 
zusammengestellt  und  als  Schaubilder  aufgetragen.  Eine  Reihe  guter 
Abbildungen  veranschaulichen  die  Rissebildung.  Die  Schlußfolgerungen 
aus  den  Versuchen  haben  2>r.=3ü9-  e.  h.  Koenen  und  £r.=3ng.  e.  h. 
Hüser  dahin  gezogen,  daß  trotz  der  Fehler  in  bezug  auf  die  Anordnung 
der  Eisen  das  Bauwerk  gegenüber  der  übertrieben  hohen  Beanspruchung 
durch  die  aufgebrachte  Belastung  und  durch  die  Brandprobe  einen  er- 
staunlichen Sicherheitsgrad  gezeigt  habe.  Es  kann  nur  begrüßt  werden, 
wenn  zum  Schluß  der  Verfasser  die  Frage  aufwirft,  „ob  nicht  im  Hin- 
blick auf  die  mißliche  wirtschaftliche  Lage  Deutschlands  eine  Verringe- 
rung des  rechnungsmäßigen  Sicherheitsgrades  solcher  Bauten,  nament- 
lich für  Bauteile  zulässig  wäre,  die  den  Einflüssen.der  Witterung  entrückt 
und  keinen  stoßweisen  Belastungen  ausgesetzt  sind“.  W.  N. 
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Amtliche  Mitteilungen. 


Prenßen. 

Das  Technische  Ober-Prüfungsamt  in  Berlin  ist  vom  1.  April  d.  J. 
ab  wie  folgt  zusammengesetzt: 

Mit  der  einstweiligen  Führung  der  Geschäfte  des  Präsidenten  ist 
der  Abteilungsvorsteher  Ministerialdirektor  ®r.=  3rtg.  Uber  betraut. 

I.  Abteilung.  Hochbaufach.  Abteilungsvorsteber:  Ministerial- und 

Oberbaudirektor  ®r.=!3ug.  Uber;  Stellvertreter  des  Abteilungs Vorstehers: 
Geheimer  Oberbaurat  Fürstenau;  Mitglieder:  Geheimer  Baurat 

Eggert,  Geheimer  Oberbaurat  Kickton  und  Ministerialrat  Schin- 
do  wski. 

II.  Abteilung.  Wasser-  und  Straßenbaufach.  AbteiluDgsvorsteher: 
Stadtbaurat  Geheimer  Baurat  Krause;  Stellvertreter  des  Abteilungs- 
vorstehers: Wirkl.  Geheimer  Oberbaurat  Nol da;  Mitglieder:  Ministerial- 
rat 2>r.=$ttg.  Ellerbeck,  Geheimer  Regierungsrat  Professor  Grantz, 
Magistratsbaurat  Langbein,  Geheimer  Oberbaurat  Gustav  Meyer, 
Ministerialdirektor  ®r.=£;ug.  Ott|mann  und  Geheimer  Baurat  Volk. 

III.  Abteilung.  Eisenbahn-  und  Straßenbaufach.  Abteilungsvor- 
steher: Geheimer  Oberbaurat  Hoogen;  Stellvertreter  des  Abteilungs- 
vorstehers: Geheimer  Oberbaurat  Mellin;  Mitglieder:  Geheimer  Ober- 
baurat Kraefft,  Geheime  Bauräte  Marx  und  Schaper,  Regierungs- 
und Baurat  Zander  und  Geheimer  Oberbaurat  Zirkler. 

IV.  Abteilung.  Maschinenbaufach.  Abteilungsvorsteher:  Ministerial- 
und  Oberbaudirektor  Anger;  Stellvertreter  des  Abteilungsvorstehers: 
Geheimer  Baurat  Ackermann;  Mitglieder:  Geheimer  Baurat  Loch, 
Regierungs-  und  Bauräte  Strahl  und  Wechmann. 

Versetzt  sind:  die  Regierungs-  und  Bauräte  Stöcke  vom  Hoch- 
bauamt in  Stuhm  an  die  Regierung  in  Marienwerder  und  Wille  vom 
Hochbauamt  in  Orteisburg  nach  Marggrabowa  als  Vorstand  des  Hoch- 
bauamts daselbst. 

Dem  Regierungs-  und  Baurat  Stöcke  in  Marienwerder  ist  eine  ge- 
hobene Regierungs-  u.  Bauratstelle  bei  der  Regierung  daselbst  verliehen. 

Beförderungsstellen  als  Regierungs-  und  Baurat  sind  verliehen 
worden:  dem  Regierungs-  und  Baurat  Schirmer,  Vorstand  des 
Kulturbauamts  in  Schleswig,  bei  der  Regierung  daselbst  und  dem 
Regierungs-  und  Baurat  Drees,  Vorstand  des  Kulturbauamts  in  Cassel, 
bei  der  Regierung  daselbst. 

Dem  bisher  als  ständigen  Hilfsarbeiter  bei  dem  Kulturbauamt  in 
Lüneburg  beschäftigten  Regierungs-  und  Baurat  Mithoff  ist  die 
Verwaltung  des  Kulturbauamts  in  Cassel  unter  gleichzeitiger  Ver- 
setzung dorthin  übertragen  worden. 

Der  Regierungsbaumeister  Vogt  ist  dem  Wasserbauamt  in  Breslau 
überwiesen  worden. 

Der  Marinebaumeister  Zimmermann  beim  Maschinenbauamt  in 
Breslau  ist  als  Regierungsbaumeister  endgültig  in  die  Wasserbau- 
verwaltung übernommen  worden. 


Die  hochbautechnische  Ratstelle  (Beförderungsstelle)  bei  der  Re- 
gierung in  Aurich  und  die  Vorstandstelle  des  Hochbauamts  in  Ortels- 
burg  sind  zur  Wiederbesetzung  frei  geworden. 

Die  Staatsprüfung  haben  bestanden:  die  Regierungsbauführer  Rud. 
Hamme  (Hocbbaufach);  — Emil  Melms  (Wasser-  u.  Straßenbaufacb). 

Der  Regierungs-  und  Baurat  Otto  Goldschmidt  bei  der  Eisen- 
bahndirektion in  Königsberg  i.  Pr.  und  der  Stadtbaurat  Otto  Herrnring 
in  Berlin -Wilmersdorf  sind  gestorben. 

Deutsches  Reich. 

Im  Reichsverkehrsministerium  — Reichseisenbahnen  — ist  der 
Regierungs-  und  Baurat  Cornelius  zum  Ministerialrat  ernannt;  — 
im  Reichsverkehrsministerium  — Abteilung  für  Wasserstraßen  — 
sind  ernannt:  der  Regierungsrat  Dr.  Robinow  und  der  Regierungs- 
und  Baurat  Weidner  zu  Ministerialräten;  — der  Regierungs-  und 
Baurat  Burkowitz  zum  Oberregierungsbaurat;  — der  Ministerial- 
bureauvorsteher  Rechnungsrat  Fauteck  und  der  Ministerialamtmann 
Rechnungsrat  Th  eilen  zu  Regierungsräten. 

Reichseisenbahnen.  Preußen-Hessen.  Dem  Regierungsbau- 
meister des  Eisenbahnbaufaches  Guttstadt  in  Berlin  ist  die  Stellung 
des  Vorstands  des  Eisenbahn-Betriebsamts  5 daselbst  übertragen. 

Versetzt  sind:  der  Betriebsamtsvorstand  Ruckas,  bisher  in 

Sulingen  i.  Hannover,  als  Vorstand  des  Eisenbahn -Betriebsamts  2 
nach  Köln  und  der  Regierungsbaumeister  des  Eisenbahnbaufaches 
Dubois,  bisher  in  Koblenz,  zur  Eisenbahndirektion  nach  Köln. 

Dem  Regierungsbaumeister  des  Eisenbahnbaufaches  v.  Gizycki  in 
Aachen  ist  die  nachgesuchte  Entlassung  aus  dem  Reichsdienst  erteilt. 

Reichseisenbahnen.  Bayern.  Der  Vorstand  der  Bauinspek- 
tion II  Würzburg  (Hochbau)  Direktionsrat  Alfred  Eisert  ist  in  gleicher 
Diensteseigenschaft  an  die  Eisenbahndirektion  Würzburg  in  etatmäßiger 
Weise  berufen. 

Reichspostverwaltung.  Der  bisherige  Telegrapheningenieur 
Baurat  K.  Hoffmann  in  Berlin  ist  zum  Postbaurat  ernannt  worden. 

Rei«h  spostverwaltung.  Bayern.  Der  Ministerialrat  Ludwig 
Bauer  im  Reichspostministerium,  Abteilung  München,  ist  gestorben. 

Bayern. 

Dem  Regierungsbaurat  1.  Klasse  Theodor  Gebhard  beim  Kanal- 
bauamt München  wird  während  der  Dauer  seiner  Abordnung  als 
Leiter  der  Technischen  Abteilung  des  Generalsekretariats  der  Inter- 
nationalen Donaukommission  in  Budapest  der  Titel  und  Rang  eines  Ober- 
regierungsrats verliehen. 

Württemberg. 

Bei  den  Staatsprüfungen  im  Maschineningenieurfach  einschließlich 
der  Elektrotechnik  ist  Max  Diez  aus  Stuttgart  für  befähigt  erklärt 
worden;  er  bat  die  Bezeichnung  Regierungsbaumeister  erhalten. 


Nichtamtlicher  Teil 

Schriftleiter:  Friedrich  Schultze  und  Richard  Bergius. 

Altchristliche  Ruinenstädte  der  Sinaiwüste. 


Krieg  und  Denkmalschutz  sind  zwei  einander  widersprechende  | 
Dinge.  Die  Zerstörung  wertvoller,  ja  unersetzlicher  Baudenkmäler  ist 
häufig  — nicht  nur  im  letzten  Kriege  — zur  militärischen  Notwendig- 
keit geworden,  zur  Notwendigkeit,  denn  aus  böswilligem  Vernichtungs- 
trieb bat  kein  Kulturvolk  in  unserem  und  im  vergangenen  Jahrhundert 
Kunstdenkmäler  im  Kriege  zerstört  — nur  die  Franzosen  taten  es. 

Im  Weltkrieg  haben  deutsche  Gelehrte  an  der  Westfront,  in  Norditalien, 
in  Polen,  Mazedonien  und  anderen  Kriegsschauplätzen  an  der  Er- 
forschung und  Erhaltung  der  Bau-  und  Kunstdenkmäler  auch  in 
Feindesland  gearbeitet  — zumeist  unter  tatkräftiger  Förderung  durch 
die  militärischen  Dienststellen.  Auch  die  Türkei  blieb  darin  nicht 
zurück.  Auf  Anregung  Theodor  Wiegands  bat  der  Führer  der 


4.  türkischen  Armee  Ahmed  Djemal  Pascha  das  Deutsch-Türkische 
Denkmalschutz-Kommando  ins  Leben  gerufen,  das  unter  Wiegands 
Führung  in  Syrien,  Palästina  und  Westarabien  arbeitete  und  dort  eine 
Fülle  neuen  Stoffes  durch  Beobachtung  und  Aufnahme  gewonnen  hat. 
Die  wissenschaftlichen  Ergebnisse  werden  jetzt  veröffentlicht.1)  Das 
erste  der  Sinaihalbinsel  gewidmete  Heft  bringt  nach  einer  fesselnden 
Schilderung  der  kriegerischen  Ereignisse  auf  der  Halbinsel  und  am 
Suezkanal  von  der  Hand  des  Generals  Freiherrn  Kreß  v.  Kressen- 
stein archäologisch -topographische  Beobachtungen  von  Theodor 


')  Vgl.  hierzu:  Alte  Denkmäler  aus  Syrien,  Palästina  und  West- 
arabien. Jahrg.  1920  d.  Bl.,  S.  106  u.  117. 
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Wiegand,  KarlWul- 
zinger,  C.  Watzin- 
ger,  E.  Werth  und 
W.  Schubart.2)  Dem 
Bauhistoriker  und  Ar- 
chitekten sind  vor 

allem  wichtig  die 

Schilderungen  und  Auf- 
nahmen der  Wüsten- 
städte Ruh  ehe  -Reh  o - 
bot,  Sbeita,  ‘Abde 
und  Hafir  el-  ‘Aud- 
scha  mit  ihren  früh- 
christlichen Kirchen, 

Klosteranlagen  und 
Wohnhäusern,  der 
Bergfeste  Mischrefe 
und  des  eigenartigen 
christlichen  Zentral- 
baues, der  unter  dem 
islamischen  Weli  des 
Arongrabes  auf  dem 
Berge  Hör  verborgen 
liegt.  Außer  Plänen,  Aufnahmezeichnungen  und  Photographien  tragen 
zahlreiche  Fliegeraufnahmen  zum  Verständnis  wesentlich  bei  und 
müssen,  da  seit  dem  Bahnbau  der  Engländer  diese  bisher  vergessenen 
Ruinenstätten  mit  Sicherheit  schnell  der  Zerstörung  anheimfallen 
werden,  als  unschätzbare  Dokumente  gelten.  Es  ist  das  erste  Mal, 
daß  das  Flugbild  in  diesem  Umfang  als  archäologisches  Erkenntnis- 
mittel herangezogen  wurde. 

Die  eigentümliche  Kultur  des  nördlichen  Teiles  der  Sinaihalbinsel 
steht  ursprünglich  im  Zusammenhang  mit  dem  Bestand  des  Nabatäer- 
Reiches  und  seiner  Hauptstadt  Petra,  das  seine  Handelsstraße  durch 
dieses  Gebiet  nach  dem  Mittelmeer  besaß.  Auch  späterhin  war 
die  Gegend  für  den  Überlandhandel  von  Ägypten  nach  Palästina  und 
Syrien  und  von  Akaha  nach  Gaza  und  El  ‘ Arisch,  dem  alten  Rhino- 
korura,  von  Bedeutung,  stand  im  5.  und  6.  Jahrhundert  in  höchster 
Blüte,  nicht  nur  als  Handelsdurchgangsland,  sondern  auch  durch  den 
Pilgerverkehr  nach  den  heiligen  Stätten  der  Christenheit,  bis  die  Er- 
oberung durch  die  Mohammedaner  im  7.  Jahrhundert  den  Handel  in 
andere  Bahnen  drängte  und  die  einsetzende  Nomadenwirtschaft  jeden 
Kulturbestand  vernichtete.  Trotz  intensiver  Kultur  war  dem  Boden 
wohl  kaum  so  viel  an  Brotgetreide  abzugewinnen,  wie  die  den  Ruinen 
nach  zu  schließen  doch  ziemlich  dichte  Bevölkerung  brauchte.  Hoch- 
wertige Produkte,  namentlich  Wein  und  Datteln,  bildeten  zwar  begehrte 
Ausfuhrwaren,  aber  zu  erklären  ist  die  starke  Besiedlung  dieser  heute 
scheinbar  nur  für  Nomadenwirtschaft  geeigneten  Gegend  allein  im 
Zusammenhang  mit  den  allgemeinen  wirtschaftlichen  Verhältnissen 
der  Ostmittelmeerländer  vor  dem  Aufstieg  der  islamischen  Groß- 
macht. 

Es  ist  keine  hohe  Kunst,  die  uns  in  den  Wüstenstädten  der 
Sinaihalbinsel  entgegentritt,  und  mit  den  stolzen  christlichen  Bauten 
Nordsyriens  oder  Rusafas  können  sich  ihre  anspruchlosen  Kirchen 
und  Wohnbauten  nicht  messen.  Aber  sie  legen  Zeugnis  ab  von  der 
Arbeit  eines  fleißigen,  geschäftstüchtigen  Volkes,  das  sich  nicht  damit 
genug  sein  ließ,  dem  kargen  Boden  das  zum  Leben  unbedingt  Nötige 
abzuringen,  sondern  in  seinen  Bauten  einen  gewissen  Luxus  entfaltete 
und  ihnen  sogar  seinen  eigenen  künstlerischen  Stempel  aufdrücken 
konnte.  Zudem  wird  es  wenige  Ruinenstätten  geben,  die  ein  so 
vollständiges  Bild  altchristlich  - orientalischen  Siedlungswesens  ver- 
mitteln können  wie  die  seit  ihrem  Untergang  vergessenen  und  nie 
wieder  bewohnten  Städte  der  Sinaiwüste  mit  ihren  Kirchen,  Klöstern, 
Häusern  und  Zisternen.  Hat  sich  doch  sogar  die  Einteilung  der 
Felder,  Weinberge  und  Gärten  kenntlich  erhalten. 

Wir  sind  von  den  antiken  Städten  Syriens  streng  regelmäßige 
Plananlagen  gewöhnt.  Ruhebe  und  Sbeita  sind  indessen  keine  plan- 
mäßigen Gründungen  wie  etwa  Gerasa,  Damaskus  und  andere.  Trotz- 
dem die  erkennbaren  Hausgrundrisse  fast  durchweg  gut  rechtwinklig 
angelegt  erscheinen,  auch  die  Grundstücke  zumeist  rechtwinklig  ge- 
schnitten sind,  was  übrigens  weniger  aus  den  gezeichneten  Plänen 
einzelner  Häuser  als  aus  den  Fliegeraufnahmen  hervorgeht,3)  bildet  das 
Straßennetz  das  typische  regellose  Gassengewirr  moderner  orientalischer 
Städte. 


a)  Wissenschaftliche  Veröffentlichungen  des  Deutsch-Türkischen 
Denkmalschutz-Kommandos.  Herausgegeben  von  Theodor  Wiegand. 

1.  Heft:  Sinai.  Vou  Theodor  Wiegand.  Mit  Beiträgen  von 
F.  Freiherrn  Kreß  v.  Kressenstein,  W.  Schubart,  C.  Watzinger, 

E.  Werth  u.  K.  Wulzinger.  Berlin  u.  Leipzig  1920.  Vereinigung  J 
wissenschaftl.  Verleger  Walter  de  Gruyter  u.  Ko.  145  S.  26  : 86  cm 
groß  mit  8 Tafeln  u.  142  Abb.  im  Text.  Geb.  100  JC. 

3)  Vgl.  Tafel  V u.  VII  des  Werkes. 


Das  ist  merkwürdig,  wenn  man  weiß,  daß  arabische  Dörfer  in  der 
Ebene  heutzutage  fast  stets  mit  rechtwinklig  gekreuzten  Straßen  an- 
gelegt zu  werden  pflegen.  Man  muß  sich  die  Entstehung  der  ver- 
worrenen Straßennetze  der  sinaitischen  Wüstenstädte  wohl  so  denken, 
daß  größere,  weit  auseinanderliegende  Gehöfte  zunächst  einzelne 
Siedlungskerne  bildeten,  um  die  sich  dann  weitere  Wohnbauten  mit 
einem  im  wesentlichen  rechtwinkligen  Straßennetz  kristallisierten, 
bis  endlich  diese  einzelnen  Teile  mit  verschiedenen  Richtungsdomi- 
nanten ineinanderwmchsen. 

Befestigungen  besaßen  die  Wüstenstädte  nicht.  Die  Bürger  kamen 
also  selbst  kaum  in  die  Lage,  ihre  Stadt  gegen  Beduinen  verteidigen 
zu  müssen.  Ein  System  von  Kastellen  mit  ständigen  Besatzungen 
gab  den  nötigen  militärischen  Schutz.  In  ‘Abde  steht  noch  die  Ruine 
eines  sechzehntürmigen  römischen  Kastells,  unweit  dessen  später  ein 
byzantinisches  zu  stehen  kam.  Die  Bergfeste  von  Mischrefe,  früh- 
byzantinisch, unweit  von  Sbeita  gelegen,  diente  wohl  weniger  dem 
auschließlichen  Schutz  der  Stadt  als  der  Straße  Gaza  — Ruhebe, 
Hafir  el  -‘Audscha — Akaba. 

Die  Wohnhäuser  unterscheiden  sich  in  der  Plananlage  nicht 
wesentlich  von  denen,  die  wir  aus  syrischen  — vor  allem  aus  haura- 
nischen  Landstädten  der  Zeit  kennen,  wo  neben  ihnen  ganz  anders- 
gestaltete villenartige  Bauten  auftreten,  die  sich  im  Sinaigebiet  bisher 
nicht  nachweisen  ließen.  Ein  Haus  aus  Ruhebe  mag  als  Beispiel 
dienen  (Abb.  2).  Die  einzelnen  rechtwinkligen  Gemächer  legen  sich 
in  mehr  oder  minder  geschlossener  Reihung  — quer  oder  senkrecht 
gestellt  — um  den  geräumigen  Binnenhof,  der  allein  als  Licht-  und 
Luftquelle  dient.  Nach  der  Straße  gehen  nur  vereinzelt  hochgelegene 


Abb.  2.  Wohnhaus  in  Ruhebe -Rehobot. 
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Abb.  3.  Kastell  und  Doppelkloster  in  ‘Abde. 


Liohtschlitze.  Über  die  Bestimmung  der  einzelnen  Räume  läßt  sich 
nicht  viel  Sicheres  sagen.  Heute  unterscheidet  der  Syrer  wie  der 
Orientale  überhaupt  die  Räume  seines  Hauses  nicht  so  sehr  nach  der 
Art  und  Weise  wie  er  sie  bewohnt,  sondern  wann  er  sie  bewohnt, 
d.  h.  ob  sie  ihm  für  den  Aufenthalt  am  Tage,  am  Abend  oder  in 
der  Nacht,  im  Sommer  oder  Winter  dienen.  Eine  solche  Wohnweise 
setzt  eine  gewisse  Möbellosigkeit  voraus  oder,  besser  gesagt,  einen 
Zustand,  in  dem  die  Möbel  noch  wirklich  mobilia,  d.  h.  bewegliche, 
und  zwar  leicht  bewegliche  Dinge  sind.  Das  heutige  Madeba  im 
Ostjordanland,  das  mit  seinen  Kirchen  überhaupt  als  eine  noch 
lebende  Parallele  einer  solchen  offenen  christlichen  Landstadt  gelten 
muß,  besitzt  Wohnhäuser  genau  von  gleicher  Art  wie  Ruhebe  und 
Sbeita.  Darin  gibt  es  allerdings  fest  eingebaute  „Möbel“,  d.  h. 
Wandschränke,  gemauerte  Sitz-  und  Schlafbänke  — diese  auch  auf 
dem  Hof  unter  freiem  Himmel  — und  in  einer  Feuerstelle,  die  sich 
inmitten  des  für  den  Winteraufenthalt  und  als  Empfangsraum  be- 
nutzten Zimmers  befindet,  einen  „häuslichen  Herd“.  Aber  ein  Schlaf- 
zimmer in  unserem  Sinne  gibt  es  ebensowenig  wie  ein  Eßzimmer 
oder  eine  Küche.  Gekocht  wird  auf  einem  tragbaren  Kohlenbecken  — 
im  Sommer  oder  bei  gutem  Wetter  auf  dem  Hof,  sonst  in  irgend 
einem  der  zahlreichen  Räume.  Ähnlich  mag  es  in  Ruhebe  und  Sbeita 
gewesen  sein.  (In  der  nach  Osten  offenen  Halle  des  in  Abb.  2 ge- 
gebenen Hauses  genoß  man  wohl  die  Vormittagsonne  der  Winter- 
tage. Der  Einzelraum  links  des  breiten,  auf  Kamelbetrieb  deutenden 
Torwegs  mag  der  Geschäftsraum  des  Hausherrn  gewesen  sein,  einen 
Vorratraum  mag  man  in  dem  langen  schmalen  Raum  in  der  Nord- 
ecke vermuten.)  Im  übrigen  wurden  die  Räume  wohl  in  ganz  all- 
gemeinem Sinn  bewohnt,  man  schlief,  aß  und  wirtschaftete  darin, 


je  nachdem  der  Aufenthalt  in  ihnen  am  Morgen,  Mittag  oder  Abend, 
im  Sommer  oder  Winter  am  angenehmsten  war.  Sommerräume 
wurden  wohl  als  Wohnkeller  vertieft  angelegt,  wie  das  heute  eine  von 
Indien  bis  nach  Syrien  verbreitete  Gepflogenheit  ist.  In  Sbeita  ließ 
sich  wenigstens  ein  solcher  Wohnkeller,  den  die  Araber  mit  dem 
persichen  Wort  „Serdab“  bezeichnen,  in  einem  Fall  nachweisen.  Die 
Mauern  bestanden  aus  Stein  — Bruchsteinen  oder,  wie  in  Ruhebe, 
gut  geschnittenen  Quadern  — und  Lehmmörtel,  die  Dächer  waren  mit 
Estrich  gedeckte  Terrassen,  das  Haus  sah  also  von  außen  wie  ein 
flacher  Würfel  aus.  Konstruktiv  zeigen  die  Decken  eine  Besonderheit. 
Holz  war  rar,  und  das,  was  es  gab,  Palmenstämme,  hatte  als  Baustoff 
nur  geringen  Wert.  Man  überbrückte  den  Raum  mit  einer  Reihe 
paralleler  Gurtbogen,  die,  zur  Horizontale  übermauert,  die  kurzen 
Steinplatten  der  Decke  trugen  (Abb.  1).  Das  ist  die  für  den  Hauran 
typische  Deckenkonstruktion,  die  sich  aber  auch  an  anderen  Stellen 
Syriens  und  Westarabiens  findet,  auffallenderweise  auch  im  Palast 
von  Hatra  im  östlichen  Mesopotamien.4)  Vereinzelt  fand  ich  sie  in 
Wohnhäusern  Aleppos,  durchgängig  aber  bei  den  Häusern  von  Madeba, 
dort  allerdings  mit  kurzen  Holzbalken  über  den  — wie  in  Sbeita  — 
in  der  Regel  zu  dreien  gereihten  Bogenlamellen. 

Die  Kl  osteranlagen  — ob  die  an  die  Kirchen  in  der  Regel 
anschließenden  Wohnbauten  wirklich  immer  Klöster  waren,  mag  dahin- 
gestellt bleiben  — unterscheiden  sich  nicht  wesentlich  von  den  Wohn- 
häusern. Der  Nordkirche  von  Sbeita  ist  ein  Wohnhof  im  Westen 
vorgelagert,  der  den  Zweck  eines  Atriums  miterfüllen  könnte.  Bei 
der  Mittelkirche  von  Sbeita  liegen  zwqi  Hauskomplexe  im  Süden  und 
Osten,  die  anscheinend  nicht  unmittelbar  mit  der  Kirche  in  Zu- 
sammenhang standen.  Ein  Kloster  liegt  aber  zweifellos  in  den  Ruinen 
von  'Abde  (Abb.  3)  vor.  Dort  liegt  inmitten 
des  vielfach  gebrochenen  Ringes  der  Stadt- 
mauer das  bereits  genannte  rechteckige  früh- 
byzantinische Kastell,  an  das  sich  offenbar 
später  im  Westen  eine  doppelte  Klosteranlage 
angeschlossen  hat  — zwei  Kirchen,  jede  mit 
einem  Säulenatrium  und  darum  gruppierten 
Wohnräumen  im  Westen,  beide  Anlagen  durch 
eine  gemeinsame  Umfassungsmauer  verbunden. 
Die  Atrien  beider  Kirchen  und  der  äußere  Hot 
der  Nordwestgruppe  haben  Säulenhallen,  sind 
also  mehr  oder  minder  vollkommene  Peristyl- 
aulagen, wie  sie  in  den  hauranischen  und  nord- 
syrischen Klöstern  Vorkommen  — Schakka,  Umm 
es-Suräb,  El  Bärah  u.  a.  — , aber  ebensooft  und 
öfter  fehlen.  Mau  darf  aber  doch  wohl  den 
Peristylhaustypus  nicht  verallgemeinern  und  an- 
nehmen, daß  die  Wohnhäuser  der  Wüsten- 
städte, in  denen  keine  Säulenspuren  erhalten 
geblieben  sind,  Holzsäulen  besessen  hätten. 


jStdc/tsate 
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Abb.  4.  Die  Nordkirche  in  Sbeita. 


4)  Glück,  Breit-  und„Langhausbau  in  Syrien. 
Zeitschr.  für  Gesch.  der  Architektur,  Beiheft  14. 
Heidelberg  1916.  S.  13  u.  f. 
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Abb.|5.  Kircbensäule 
aus  Hafir  el  Audscha. 


Peristylhäuser  wie  eines,  das  in  Kuhebe  mit  steiner- 
nen Säulen  nachgewiesen  ist,  kommen  zwar  vor, 
waren  wohl  üppige  Ausnahmen  und  entsprachen 
kaum  dem  Landestyp,  der  heute  wenigstens  durch- 
aus säulen los  ist.  Ich  möchte  da  wieder  die  Häuser 
von  Madeba  nennen,  die  sich  in  Anlage  und  Bau- 
art mit  denen  der  Wüstenstädte  fast  decken. 

Aber  auch  die  Häuser  großer  syrischer  Städte  von 
heutzutage  — Damaskus,  Hama,  Aleppo  — ver- 
zichten in  ihrer  überwiegenden  Mehrzahl  auf  Teil- 
oder Vollperistyle. 

Die  Kirchen  selbst  sind  dreischiflige  Säulen- 
basiliken, meist  mit  drei  außen  rechteckig  um- 
mantelten Rundapsiden  und  bisweilen  mit  Parek- 
klesien  (Abb.  4).  Der  für  die  syrischen  Kirchen 
übliche  Abschluß  der  Seitenschiffe  mit  im  Viereck 
geschlossener  Prothesis  und  Diakonikon  tritt  nur 
einmal  vollständig  bei  der  Nordwestkirche  von 
Abde  auf  (Abb.  3).  Einen  seltsamen  und  in  Syrien 
in  dieser  Form  nicht  üblichen  Chorschluß  hat  die 
Klosterkirche  von  Hafir  el -‘Audscha,  bei  der  die 
Apsis  frei  innerhalb  der  rechteckigen  Umfassungs- 
mauer des  Kirchenraumes  steht  (Grundriß  Abb.  102 
des  Werkes).  Es  ist  also  ein  regelrechter  Umgang 
gebildet  im  Unterschied  etwa  zu  der  Kirche  von 
Binin  oder  der  alten  Basilika  von  Ruwehä,  bei 
denen  das  Apsisrund  ebenfalls  besonders  in  den 
rechteckigen  Mauerrahmen  gesetzt  erscheint,  aber 
die  Außenwand  tangiert  und  so  spitze  Raumzwickel 
bildet.  Das  mag  sich  aus  dem  Streben  nach  Ma- 
terialersparnis erklären,  auf  das  Wiegand  auch 
die  sonderbaren  rechteckigen  Hohlräume  zurück- 
führen möchte,  die  sich  bei  den  meisten  der  sinaiti- 
schen Kirchen  — z.  B.  bei  sämtlichen  Kirchen 
von  Sbeita  — hinter  den  Apsiden  vorfinden.  Die 
Apsismauern  erscheinen  aber  allein  reichlich  stark 
genug,  um  dem  Schub  der  Halbkuppeln  zu  be- 
gegnen. Schiebt  man  noch  die  Außenmauern  der  Hohlräume  etwa 
bei  der  Nordkirche  von  Sbeita  (Abb.  4)  an  die  Apsidenrückwände 
heran,  so  erhält  man  derartig  übergroße  Mauerstärken,  daß  man  von 
einer  Materialersparnis  doch  wohl  nicht  reden  kann.  Irgend  einen 
Zweck  hatten  die  Hohlräume  sicher.  Der  nördliche  der  Mittelkirche 
von  Sbeita  war  von  der  Apsis  aus  zugänglich,  während  sich  bei  den 
übrigen  eine  Zugangsmöglichkeit  nicht  feststellen  ließ.  Ob  die  Kirchen 
Emporen  besaßen,  ließ  sich  aus  dem  Ruinenbefund  nicht  mehr 
entnehmen,  doch  vermutet  Wiegand  in  den  Räumen  vor  der  West- 
front der  Nordkirche  von  Sbeita  Treppen  und  schließt  daraus  auf 
Emporen. 

Konstruktiv  stehen  die  Kirchen  zu  den  Wohn- 
bauten darin  im  Gegensatz,  daß  sie  den  Raum 
nicht  wie  diese  durch  Aneinanderreihen  von  quer- 
gestellten Bogenelementen  mit  Steinbalkendecken 
auf  bauen,  wie  das  auch  die  typischen  hauranischen 
Basiliken  tun,  sondern  mit  Längsarkaden  über 
Säulen.  Sie  hatten  also  Holzdecken  wie  die  nord- 
syrischen Kirchen.  Im  Hauran  kommen  ja  beide 
Arten  an  einem  Orte  nebeneinander  vor  — so  in 
Umm  ed-Djimäl. 

Merkwürdig  ist  der  Charakter  der  Formen- 
welt. In  älteren  Bauten,  wie  in  der  Südwestkirche 
von  ‘Abde,  ist  noch  ein  Anschluß  an  die  antike 
Überlieferung  erkennbar:  attische  Säulenbasen, 

Kompositkapitelle,  gut  geschnittene  Profile,  dazu 
Mosaikfußböden  mit  Mäandern,  Netzmustern,  Tier- 
figuren, wie  sie  mit  einer  ähnlichen  Architektur 
in  Madeba  am  schönsten  erhalten  sind.  Dazu 
steht  im  schroffen  Gegensatz  eine  zweite  Art,  die 
auf  plastische  Wirkung  verzichtet,  ihre  Schmuck- 
formen, wie  Kreuze,  Rosetten,  Palmblätter,  Zick- 
zackmuster u.  dergl.,  in  Kerbschnittweise  oder  ganz 
flachem  Relief  auf  die  Flächen  setzt  (Abb.  6),  die 
Profile  verflacht  und  abstumpft  und  beispielweise 
die  zylindrischen  Säulen  nicht  auf  ausladende 
Basen  stellt,  sondern  den  unteren  Teil  des  Schaftes 
in  einer  Folge  dichtgereihter,  niedriger  und  kaum 
ausladender  Wulstprofile  auf  der  Drehbank  be- 
arbeitet oder  diese  Horizontalringe  nur  durch 
Ritzlinien  andeutet.  In  Hafir  el  -‘Audscha  tritt 
diese  Drehbanktechnik  in  schärfster  Charakteri- 
sierung auf  (Abb  ö).  Man  hat  sich  die  geringe 
Wirkung  dieses  phantasiearmen  SchmuckesJ  durch 


farbige  Behandlung  gesteigert  zu  denken.  Daß  in  der 
Innenausstattung  der  Kirchen  die  Farbe  eine  bedeutende 
Rolle  spielte,  wird  durch  die  Reste  von  figürlichen  Male- 
reien nahegelegt,  die  Wiegand  an  der  Apsiswölbung 
der  Nordkirche  von  Sbeita  fand.  Die  gleiche  Formen- 
welt, aber  ungleich  spärlicher',  tritt  im  Wohnhausbau 
auf.  Säulen  kommen  da,  wie  gesagt,  nur  vereinzelt 

vor.  aber  reichere  Wohnhäuser  besitzen  unter  anderem 
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Abb.  6.  Kapitellform  aus  Hafir  el  ‘Audscha. 


profilierte  Türgewände  mit  Kapitellbekrönungen,  deren  palmblatt- 
artige Verzierungen  in  einfacher  derber  Kerbschnittechnik  hergestellt 
sind. 

Das  Grab  Arons  auf  dem  Berge  Hör  behandelt  das  Schluß- 
kapitel. Das  islamische  Weli,  das  heute  den  Felsgipfel  krönt,  deckt 
nach  Wiegands  Aufnahme  teilweise  die  Reste  eines  älteren  Baues. 
Wiegand  und  Wulzinger  ergänzen  einen  christlichen  Zentralbau  mit 
Innenstützen,  genauer  gesagt  ein  Konchenquadrat  mit  Innenstützen 
(Abb.  7),  das  man  dann  allerdings  mit  der  von  Strzygowski  ver- 
öffentlichten armenischen  Kirche  von  Bagaran5)  und  Bauten  wie 


ergarvzle  /MauerTeile 


Abb.  7.  Berg  Hör.  Grundriß  des  christlichen  Zentralbaues. 
Ergänzungsversuch  Wulzingers. 
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Germigny  des  Pres  und  San  Satiro  in  Mailand  in  engere  Parallele 
stellen  müßte  als  mit  dem  Zentralbau  von  Rusafa  oder  San  Lorenzo 
in  Mailand,  es  sei  denn,  daß  sich  der  Mittelbau  in  Säulenstellungen 
nach  dem  rechtwinklig  herumgelegten  Raumtrakt  geöffnet  hätte,  der 

5)  Strzygowski,  J.  Die  Baukunst  der  Armenier  und  Europa. 
Wien  1918.  Abb.  84. 


dann  als  Umgang  zu  deuten  wäre.  Das  nimmt  aber  Wulzinger  in 
seiner  Ergänzung  nicht  an.  Wäre  der  Bau  justinianisch,  wie  Wiegand 
vermutet,  so  hätte  man  hier  den  Typ  von  Bagaran  in  der  syrischen 
Sphäre  um  ein  Jahrhundert  früher  als  in  Armenien.  Indessen  ist 
weder  die  Ergänzung  noch  die  Zeitstellung  so  gesichert,  daß  man  daran 
weitergehende  Folgerungen  knüpfen  dürfte. 

Dresden.  Oscar  Reuther. 


Die  Verwertung  des  Wassers  durch  Stauwerke  für  Kraftgewinnung,  Schiffahrt 

und  Landeskultur.  ) 

Von  E.  Mattem  in  Potsdam. 


Die  vielseitige  Verwertung  des  Wassers  für  die  unmittelbaren 
Bedürfnisse  des  Menschen,  für  Trink-  und  Gebrauchszwecke  und  für 
die  großen  Wirtschaftsgebiete  der  Landwirtschaft,  des  Handels,  der 
Schiffahrt  und  der  Gewerbe  nimmt  seine  Vorräte  stark  in  Anspruch, 
woraus  sich  eine  gegenseitige  Beeinflussung  und  der  Widerstreit  der 
Belange  leicht  ergibt.  Dazu  kommt,  daß  diese  Vorräte  begrenzt  sind, 
und  im  besondern  steht  ihrer  gleichmäßigen,  ununterbrochenen  Aus- 
nutzung die  meist  sehr  wechselnde  Wasserführung  der  Flüsse  entgegen. 
Deshalb  bedarf  es  einer  künstlichen  Regelung  der  natürlich  gegebenen 
Verhältnisse  und  einer  geordneten  Verteilung.  Der  Eingriff  in  die 
Wasserführung  der  Flüsse  durch  Stauwerke  kann  einen  doppelten 
Zweck  haben.  Einmal  können  die  Maßnahmen  Wasseraufspeicherungen 
für  die  vorerwähnten  Zwecke  zum  Gegenstand  haben,  um  Zeiten  des 
Überflusses  mit  denen  des  Mangels  auszugleichen,  und  im  zweiten  Fall 
kann  durch  Hebung  des  Wasserspiegels  ein  Gefälle  für  Kraft  und  für 
Wasserumleitungen  zu  Bewässerungszwecken  angestaut  oder  in  schiff- 
baren Flüssen  eine  größere  Fahrtiefe  für  den  Verkehr  geschaffen 
werden.  Wenden  wir  unsere  Aufmerksamkeit  zunächst  den  Wasser- 
aufspeicherungen und  der  Überlegung  zu,  was  in  dieser  Hinsicht  ge- 
chehen  ist,  wie  es  um  unsere  Wasserwirtschaft  steht  und  welches 
die  zukünftigen  Aufgaben  sind. 

Die  Wasserwirtschaft  ist  in  mancherlei  Hinsicht  noch  eine  extensive 
und  erschöpft  sich  zum  Teil  in  einseitiger  Verwertung.  Vielleicht  geht 
man  leichter  darüber  hinweg,  weil  dieses  Gut  unerschöpflich  ist  und 
sich  im  ewigen  Kreislauf  immer  wieder  erneuert.  Aber  eine  planmäßige 
Wasserwirtschaft  ist  eine  der  Grundlagen  des  wirtschaftlichen  Lebens 
im  allgemeinen.  Der  Wasserausgleich  der  Flüsse  und  Seen  durch 
Aufspeicherungen  ganz  großen  Stils  wird  eine  der  vornehmlichsten 
Aufgaben  für  die  Zukunft  sein  müssen.  Diese  Entwicklung  kann 
durch  die  gegenwärtig  schwierige  Geldlage  des  Reichs  und  der  Länder 
vielleicht  verzögert,  aber  nicht  beseitigt  werden.  Manches  ist  in  den 
letzten  Jahrzehnten  schon  geschehen.  Man  hat  in  Deutschland  und 
im  Auslande  zahlreiche  Talsperren  und  Seeregelungen  hergestellt.  Die 
Talsperren  im  Westen  Deutschlands,  zum  großen  Teil  aus  der  Tatkraft 
der  Beteiligten  ohne  staatliche  Unterstützung  hervorgegangen,  dienen 
der  Trinkwasserversorgung,  dem  Kraftgewinn  und  Bewässerungs- 
zwecken. Diese  Selbsthilfe  muß  unter  den  heutigen  Verhältnissen  als 
Vorbild  für  neue  Unternehmungen  dieser  Art  besonders  betont  werden. 
Hier  im  Westen  stand  die  Wiege  des  neueren  deutschen  Talsperren- 
baues. Leider  hat  uns  der  Krieg  mit  so  unendlich  viel  anderem  auch 
den  Verlust  der  Talsperren  in  den  Vogesen  gebracht.  Mit  den  Hoch- 
wasserschutzbecken in  Schlesien,  den  Sammelbecken  in  Sachsen, 
Thüringen,  im  Harz  und  im  Wesergebiet  besitzt  Deutschland  im  ganzen 
zur  Zeit  etwa  50  Talsperren  mit  zusammen  rd.  600  Mill.  Kubikmeter 
Stauraum. 

Sollen  die  Staubecken  vollwertige  Wirkung  ausüben,  so  müssen 
sie  möglichst  geräumig  angelegt  werden.  Man  sollte  sie  so  groß 
machen,  als  die  Wasservorräte  und  die  natürlichen  Gelände-  und 
Niederschlagsverhältnisse  der  Einzugsgebiete  dies  irgend  ermöglichen. 
Eine  zu  viel  schadet  weniger  als  eine  zu  klein  bemessene  Talsperre. 
Denn  Bedarf  an  Wasser  ist  immer  vorhanden  und  steigert  sich  mit 
wachsender  wirtschaftlicher  Entwicklung.  Man  bemißt  die  Größe  auf 
40  bis  60  vH  der  Wassermenge,  die  in  einem  mittleren  Jahre  abfließt, 
bei  Vorratsbecken  für  mehrjährigen  Ausgleich  etwa  auf  die  volle 
Jahresabflußmenge.  Die  genaue  Größenbestimmung  sollte  stets  an  der 
Hand  eines  Wasserwirtschaftsplans  erfolgen,  der  den  Umfang  der  zu 
gewinnenden  Nutzwassermenge,  für  Kraftwerke  also  die  Betriebs- 
wassermenge, erkennen  läßt.  Das  ist  mit  der  Kernpunkt  der  Entwurf- 
bearbeitung. 

Neben  der  Wassermenge  ist  die  weitere  Grundlage  der  Wasser- 
kraftnutzung  das  Gefälle.  Das  Zusammenwirken  des  Wassers  mit 
dem  Gefälle  gibt  die  Rohleistung  der  Kraft,  die  sich  bei  der  Um- 
setzung in  den  Wassermotoren  infolge  der  Reibung  und  anderer  Ein- 
flüsse vermindert,  so  daß  nur  75  bis  80  vH  der  Rohkraft  an  der 

x)  Nach  einem  Lichtbildervortrag  des  Verfassers  im  Architekten- 
verein in  Berlin  am  18.  April  1921. 


Arbeitswelle  im  Krafthause  nutzbar  werden.  Es  ist  der  Zug  der  Zeit, 
hohe  Pressungen  für  die  Kraftgewinnung  zu  verwerten,  und  nur  die 
Festigkeit  der  Baustoffe  setzt  hierin  eine  Grenze.  Das  größte  bisher 
nutzbar  gemachte  Gefälle  ist  das  von  Martigny  in  der  Schweiz  mit 
1650  m.  Das  größte  Gefälle  in  Deutschland  besitzt  zur  Zeit  das 
Kraftwerk  der  Stadt  Nordhausen  a.  H.  mit  192  m.  In  Bau  ist  das 
Walchensee  werk  mit  200  m Gefälle.  Die  untere  Grenze  ist  1 m,  selten 
weniger.  Bei  der  Gefällerschließung  ist  ein  Vorgehen  nach  einem  ein- 
heitlichen Plan  unter  allen  Umständen  geboten.  Praktisch  läßt 
sich  aus  mancherlei  Gründen  die  rein  theoretische  Gefällausnutzung 
nicht  erreichen.  Aber  man  sollte  es  jedenfalls  verhindern,  daß  einzelne, 
besonders  günstige  Abschnitte  einer  Flußstrecke  für  die  Kraftgewinnung 
herausgeschnitten  werden.  Es  sei  vergleichsweise  bemerkt,  daß  an  der 
ziemlich  stark  ausgebauten  Wupper  etwa  70  vH  des  natürlichen 
Gefälles  ausgenutzt  werden. 

Die  Zusammenfassung  des  Talgefälles  erfolgt  an  Wehren,  in  Trieb- 
werkkanälen, Gebirgsstollen,  geschlossenen  Druckrohrleitungen  oder 
durch  Vereinigung  dieser  Mittel.  Die  Gefällgewinnung  allein  durch 
hohe  Wehraufstauungen  ohne  Betriebskanäle  ist  nur  unter  besonders 
geeigneten  Geländeverhältnissen  möglich  in  tiefeingeschnittenen  Tälern 
mit  hohen  Ufern  (Oberrhein,  Rhone,  Amerika  usw.),  wenn  land- 
wirtschaftliche Schädigungen  oder  solche  der  Schiffahrt  vermieden 
werden  oder  in  ihrer  Bedeutung  zurücktreten.  Die  Gefällgewinnung 
durch  Anstauung  hochgelegener  natürlicher  Seen  kommt  vornehm- 
lich in  gebirgigen  Ländern  vor.  Die  Schweiz,  Norwegen,  Schweden 
haben  dazu  mehrfach  Gelegenheit  geboten.  In  der  gleich  günstigen 
Lage  befindet  sich  Bayern,  wo  die  Seen  bedeutende  Höhenunterschiede 
zueinander  haben,  wie  z.  B.  zwischen  Walchen-  und  Kochelsee.3) 

Man  muß  bei  der  Kräfte  Verwertung  eine  hohe  Flußnutzung 
d.  h.  einen  tunlichst  geringen  Wasserverlust  durch  Überlaufen  an  den 
Wehren  anstreben.  Die  Werke  sind  daher  für  eine  möglichst  große 
Betriebswassermenge  auszubauen.  Diese  ist  mit  der  Entwicklung  der 
Wasserkraftwirtschaft  ständig  gesteigert  worden.  Während  man  früher 
in  den  Motoren  eine  Wassermenge  nutzte,  die  an  mindestens  240  bis 
270  Tagen  im  Jahr  vorhanden  war,  geht  man  heute  auf  eine  solche 
hinauf,  die  nur  an  100  Tagen  und  noch  weniger  abfließt,  obwohl 
naturgemäß  die  zeitweise  Stillegung  oder  Leistungsverminderung 
solcher  Werke  die  Einträglichkeit  des  Anlagekapitals  ungünstig  be- 
einflußt. Ein  Ausgleich  hierfür  ist  gegeben  in  dem  späterhin  zu 
erörternden  Zusammenschluß  vieler  Werke.  Weiterhin  empfiehlt  sich 
eine  hohe  Werknutzung,  die  sich  daraus  ergibt,  daß  die  Betriebs- 
gestaltung des  Werkes  dem  Wasserzufluß  weitestgehend  angepaßt  wird, 
so  daß  in  den  Arbeitspausen  möglichst  wenig  Wasser  ungenutzt  ab- 
fließt.3) Zu  diesem  Zweck  dienen,  wie  die  großen  Wasserspeicher  für 
den  Jahresausgleich,  die  eine  Dampfaushilfe  ersetzen  können,  kleine 
Weiher  für  den  Tages-,  Nacht-  und  Spitzenausgleich.  Sie  sind  zur 
Spitzendeckung,  d.  h.  zur  Deckung  des  Bedarfs  in  Stunden  starker 
Beanspruchung  des  Kraftwerks  durch  die  Stromabnehmer  unter  Um- 
ständen unumgänglich  nötig  und  sollen  als  Ausgleichweiher  den  Ab» 
fluß  aus  den  Werken  vergleichmäßigen.  Ein  Werk  dieser  Art  mit 
Spitzenweiher  oberhalb  und  Ausgleichraum  im  Unterkanal  ist  z.  B. 
das  Leitzachwerk  in  Bayern. 

Ein  Hindernis  für  die  volle  Ausnutzung  des  ununterbrochen 
abfließenden  Wassers  ist  der  heute  vorhandene,  zum  Teil  stark  un- 
gleichmäßige Ausbau  der  Triebwerke  an  den  Flußläufen.  Die  erwähnten 
Zwischenspeicherwerke  sind  teuer  und  lassen  sich  nach  den  örtlichen 
Geländeverhältnissen  nicht  überall  einbauen.  Eine  durchgreifende 
Hilfe  könnte  hier  erzielt  werden  durch  Normalisierung  der  Kraft- 
werke, d.  h.  dadurch,  daß  sämtliche  Werke  eines  Triebbaches  auf  die 
gleiche  Aufnahmefähigkeit  der  Motoren  gebracht  werden.  Die  Speicher- 
werke werden  überdies  überflüssig  durch  Einrichtung  einer  über  Tag 
und  Nacht  ununterbrochenen  Arbeitszeit.  Eine  solche  Dauer  von 
24  Stunden,  die  sich  dem  ununterbrochenen  Abfluß  des  Wassers  an- 
paßt, muß  als  die  naturgemäße  Betriebszeit  für  derartige  Wasserkraft- 
betriebe angesehen  werden,  und  sie  muß  als  das  Ziel  einer  wirtschaft- 

3)  Jahrg.  1919  d.  Bl.,  S.  258.  — 3)  Jahrg.  1920  d.  Bl.,  S.  363. 
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lieberen  Gestaltung  der  Wasserkraftverwertung  bezeichnet  werden,  wo 
und  soweit  die  gewerblichen  Verhältnisse  dies  irgend  zulassen. 

Betrachtet  seien  kurz  einige  Sonderfälle  der  Wasserkraftverwertung. 
In  den  hydraulischen  Kompressoren  wird  die  Energie  des 
fallenden  Wassers  in  Druckluft  für  den  unmittelbaren  Arbeitsbetrieb 
umgesetzt,  indem  das  Wasser  vom  Oberwasser  durch  einen  tief- 
reichenden Schacht  einem  Unterkanal  zugeführt  wird.  Hierbei  sondert 
sich  in  einem  Behälter  im  Grunde  des  Schachtes  die  im  fließenden  Wasser 
mitgerissene  Luft  ab.  Die  Nutzwirkung  solcher  Anlagen  beträgt 
75  bis  90  vH.  Voraussetzung  für  die  Anwendbarkeit  dieses  Verfahrens 
sind  besonders  günstige  örtliche  Verhältnisse,  da  die  Schachtabteufungen 
kostspielig  sind.  Ausgeführte  Anlagen  dieser  Art  finden  sich  in 
Deutschland  bei  Laurenburg  a.  d.  Lahn  und  bei  Klaustal  und 
Gittelde  a.  Harz.4 *)  Seit  langem  sind  Bestrebungen  im  Gange,  aus  der 
Flutbeweg.ung  an  Tidemeeren  Kraft  zu  gewinnen.  Der  Flutwechsel 
beträgt  an  manchen  Küsten  über  12  m,  an  der  deutschen  Nordsee- 
küste 3 m.  Die  bisherigen  Mißerfolge  liegen  nicht  so  sehr  auf  tech- 
nischem als  auf  wirtschaftlichem  und  betriebstechnischem  Gebiet. 
Für  die  Ausnutzung  der  Tidekraft  müssen  besondere  Becken  durch 
Stauwerke  gebildet  werden.  In  den  Staudämmen  werden  die  Turbinen 
untergebracht.  Die  Anlagekosten  sind  bedeutend.  Große  Betriebs- 
schwierigkeiten bringen  die  ständigen  erheblichen  Änderungen  des 
Gefälles  und  der  Kraftleistungen  mit  sich.  Dazu  kommt,  daß  nach 
Ausgleich  der  Innen-  und  Außenwasserstände  die  Turbinen  zeitweise 
am  Tage  ganz  aufhören  zu  arbeiten.  Diese  Unterbrechungen  ver- 
schieben sich  im  Laufe  der  24  Tagesstunden  entsprechend  dem  Laufe 
des  Mondes.  Das  macht  den  Ausbau  der  Kraftwerke  und  den  Kraft- 
absatz schwierig.  Für  die  Anpassung  an  den  gewerblichen  Kraft- 
bedarf müssen  Aushilfskraftanlagen  u.  a.  durch  Speicherung  geschaffen 
werden.  Die  Nutzbarkeit  erscheint  nur  unter  günstigen  örtlichen  Ver- 
hältnissen möglich.  An  der  deutschen  Nordseeküste  ist  ein  Ausbau 
u.  a.  bei  Husum  vorgeschlagen  worden.  Eifrig  werden  infolge  der 
Kohlenfeuerung  derartige  Pläne  zur  Zeit  in  England  und  Frankreich 
verfolgt.  An  der  Südwestküste  Englands  will  man  in  der  Severn-Bucht 
bei  12,6  m Tidehöhe  bei  Springflut  ein  Flutkraftwerk  für  1 Mill.  PS 
hersteilen.  Man  sollte  der  bedeutenden  Frage  auch  in  unseren  Versuchs- 
anstalten durch  Modellversuche  näher  treten,  um  die  Grundlagen 
der  Kraftgewinnung  zu  klären.  Man  hat  ferner  versucht,  durch  die 
steigende  Flut  Luft  in  Glocken  zusammenzupressen  und  so  Druck- 
luft für  mechanische  Arbeitsleistungen  zu  gewinnen.  Französische 
Ingenieure  haben  unlängst  der  Akademie  der  Wissenschaften  einen 
Vorschlag  unterbreitet,  die  Stoßkraft  der  Meereswellen  zu  benutzen, 
um  in  einem  zellenförmig  ausgebauten  Bauwerk  Druckluft  nach  dem 
Vorgang  einer  Saug-  und  Druckpumpe  oder  einer  hydraulischen  Presse 
zu  erzeugen.  Die  Spannung  der  gepreßten  Luft  kann  2 bis  3 kg  er- 
reichen. Versuche  darüber  sind  dort  gegenwärtig  im  Gange.  Die 
Gründung  der  Bauwerke  müßte  sehr  sorgfältig  sein,  um  der  Meeres- 
brandung zu  widerstehen.  Die  Einträglichkeitsfrage  ist  noch  offen. 

Zur  Verbesserung  der  Fahrtiefen  für  die  Schiffahrt  stehen  zwei 
Möglichkeiten  zur  Verfügung:  Ausbau  des  Strombettes  und  Regelung 
der  Abflußmengen.  Der  Ausbau  des  Strom  Schlauches  geschieht  durch 
Werke  (Buhne,  Parallel  werk)  oder  durch  Kanalisierung.  Bei  der 
Kanalisierung  wird  für  die  Schiffahrt  nur  wenig  Wasser  gebraucht, 
der  größte  Teil  bleibt  für  Kraftzwecke  verfügbar.  Beide  Arbeiten  — 
Regelung  des  Flußbettes  sowie  der  Abflußmengen  durch  Talsperren  — 
tragen  zur  Vermehrung  der  Fahrtiefen  hei.  Diese  Ausbauarten  schließen 
sich  gegenseitig  nicht  aus  — auch  bei  Kanalisierung  nicht  — , sondern 
erzielen  in  gemeinsamer  Wirkung  die  höchstmögliche  Ausnutzung  der 
Ströme  als  Verkehrstraßen.  Sie  werden  damit  auch  zur  Grund- 
lage der  Verkehrstechnik  der  Kanäle,  da  man  bei  Festlegung  der 
Größenabmessungen  der  Kanäle  letzten  Endes  von  den  Strömen  und 
ihren  Tiefen  Verhältnissen  ausgehen  muß. 

Die  Nutzbarmachung  der  Talsperren  für  Schiffahrtzwecke  bedeutet 
einen  neuen  Abschnitt  in  der  Geschichte  des  Ausbaues  der  Ströme. 
Ihre  Durchführbarkeit  erscheint  technisch  möglich.  Im  Gebiet  der 
Elbe  lassen  sich  nach  vorläufigen  Feststellungen  21/1  Milliarden  cbm 
Stauraum  gewinnen,  noch  mehr  im  Odergebiet. 

Es  sind  oft  zu  weit  gehende  Hoffnungen  gehegt,  und  daher  ist  hier 
und  da  eine  gewisse  Ernüchterung  eingetreten.  In  den  in  Deutschland 
am  stärksten  durch  Talsperren  ausgehauten  Flüssen,  der  Wupper  und 
Ruhr,  sind  bisher  nur  11  bezw.  14  vH  des  Gesamtgebietes  abgesperrt. 
Ein  bisher  nur  teilweiser  Erfolg  ist  daher  nicht  in  verfehlten  Maß- 
nahmen, sondern  darin  zu  erblicken,  daß  an  sieb  durchaus  richtige 
Mittel  erst  in  ungenügendem  Umfange  angewandt  wurden.  Vielfach 
sind  die  Talsperren  zur  Aufspeicherung  von  Wasser  zur  Speisung  von 
Schiffahrtskanälen  verwandt,  in  Frankreich,  Rußland  und  neuerdings 
auch  in  Deutschland  (Edertalsperre,  Mittellandkanal). 

Die  Belange  der  Schiffahrt  und  Kraftnutzung  stimmen 

4)  Weiteres  hierüber  s.  Mattem,  Ausnutzung  der  Wasserkräfte, 

3.  Aufl.,  1921,  S.  397. 


darin  überein,  daß  die  Zusammenziehung  der  Gefälle  an  hohen  Stau- 
stufen zur  Ersparnis  der  Bau-  und  Betriebskosten,  zur  Beschleunigung 
der  Schiffahrt  und  zur  Gewinnung  großer  Kraftmengen  vorteilhaft  ist.6) 
Die  früher,  in  gewissem  Grade  dadurch  gegebene  Un Wirtschaftlichkeit, 
daß  bei  Niederlegung  der  Wehre  Unterbrechungen  der  Kraftleistungen 
eintreten  und  besondere  Dampfaushilfen  nötig  wurden,  ist  durch  die 
neuere  Betriehsgestaltung,  die  Zusammenschließung  von  Kraftwerken, 
durch  die  damit  erzielte  bessere  Belastung  der  Werke  und  nicht  zuletzt 
durch  die  Kohlenteuerung  ausgeglichen.  Durch  die  Kraftausnutzung 
werden  gemeinsame  Schiffahrts-  und  Kraftwasserkanäle  vielfach  erst 
wirtschaftlich.  Bemerkenswert  sind  die  Bestrebungen  am  Oberrhein 
und  in  Bayern.  Auf  der  Strecke  Basel — Bodensee  hat  der  gemeinsame 
Ausbau  durch  Kanalisierung  bereits  angesetzt  (Laufenburg,  Augst— 
Wylen),  nachdem  Kraftnutzung,  Schiffahrt  und  Naturschönheit  hier 
einen  langen  Kampf  gekämpft  haben.  Auf  dem  Lauf  des  Rheins 
zwischen  Basel  und  Straßburg  hat  Frankreich  nach  dem  Vertrag  von 
Versailles  das  Recht,  Wasser  für  Kraftzwecke,  Schiffahrt,  Bewässerung 
oder  andere  Zwecke  aus  dem  Rhein  zu  entnehmen.6)  Man  plant 
800  cbm/Sek.,  also  fast  die  Mittelwassermenge,  abzuleiten.  Durch 
eine  solche  Entleerung  des  Rheins  würde  die  Landeskultur  und  Land- 
wirtschaft auch  auf  dem  rechten  deutschen  Rheinufer  unersetzlich  ge- 
schädigt werden.  Es  sollte  daher  nur  der  Ausbau  des  Rheins  selbst 
in  Frage  kommen. 

Man  hat  in  den  letzten  Jahren  den  Ausbau  der  Klein  Wasserkräfte 
als  nicht  einträglich  vernachlässigt.  Es  mag  sein,  daß  sich  die  kleinen 
Werke  nicht  immer  vorteilhaft  dem  Betriebe  und  den  elektrischen 
Spannungsverhältnissen  einer  Überlandzentrale  mit  etwa  vielen  tausenden 
Pferdestärken  einpassen  lassen,  und  daher  haben  große  Werke 
gemeinhin  wenig  Neigung,  die  kleinen  Einheiten  in  ihr  Netz  auf- 
zunehmen. Diese  kleinen  Anlagen  von  vielleicht  100  PS  Leistung  oder 
mehr  oder  weniger,  haben  auch  nur  örtliche  Bedeutung.  Aber  Kohlen- 
ersparnis und  Kostendeckung  läßt  sich  auch  aus  ihnen  herausholen. 
Man  sollte  von  ihrer  kostspieligen  elektrischen  Fernleitung  Abstand 
nehmen  und  die  unmittelbare  Nutzbarmachung  der  kleinen  Kräfte 
durch  Ansiedlung  von  Kleingewerbetreibenden,  Handwerkern,  die  unter 
Umständen  geneigt  sind,  die  Werke  selbst  auszubauen,  ins  Auge 
fassen.  Der  Wert  der  Wasserkräfte,  ihr  Kapital-  und  Pachtwert,  ist 
in  etwa  gleichem  Verhältnis  mit  den  Kohlenpreisen  um  das  Zwanzig- 
fache gestiegen.  Es  erscheint  wünschenswert,  daß  der  Staat,  soweit 
dies  noch  nicht  geschehen  ist,  diese  Staue  und  Wassermühlen  oder  zum 
mindesten  die  Stauberechtigung  in  sein  Eigentum  bekommt.  Damit 
erst  wird  er  Herr  der  Wasserwirtschaft  in  seinen  Gewässern.  Lediglich 
durch  Vorschriften  gelingt  die  Regelung  der  Wasserstände  und  des 
Wasserabflusses  an  den  Stauwerken  erfahrungsgemäß  nur  unvoll- 
kommen. Sind  aber  die  Staue  in  staatlichem  Besitz,  so  kann  ihre  Ver- 
wertung durch  Eigenbetrieh  oder  Verpachtung  erfolgen  nach  Richt- 
linien, die  der  allgemeinen  Wasserwirtschaft  und  dem  Gesamtplan 
förderlich  sind. 

Die  Kleinkräfte  haben  ihre  angemessene  volkswirtschaftliche  Be- 
deutung, und  es  sollte  kein  Zweifel  sein,  daß  ihre  Verwertung  sich 
wirtschaftlich  gestalten  läßt.  Es  ist  dies  in  langen  Jahrhunderten  in 
den  heute  zum  Teil  veralteten  Mühlenanlagen  möglich  gewesen,  wie- 
viel mehr  muß  dies  der  Fall  sein  bei  deßa  hohen  Wirkungsgrad  der 
Mittel  der  neuzeitlichen  Technik.  Es  sei  daran  erinnert,  daß  die  kleinen 
Wasserkräfte  des  Bergischen  und  Siegener  Landes  die  Grundlage  der 
blühenden  Gewerbe  jener  Bezirke  waren  und  daß  sie  neuerdings, 
belebt  durch  den  Wasserzuschuß  aus  Talsperren,  wieder  erhöhte 
Bedeutung  erlangt  haben. 

Während  für  die  Kleinkräfte  eine  dezentralisierte  Verwertung  am 
Platze  ist,  sehen  wir  nach  der  anderen  Richtung  die  Zusammenfassung 
der  Kraftbetriebe  zu  großen  und  größten  Betriebsgemeinschaften, 
teils  um  Betriebstörungen,  teils  um  den  Wasservorrat  verschiedener 
Niederschlagsgebiete  auszugleichen  (Mauer  und  Marklissa,  Murgkraft- 
werk7) u.  a.).  Als  besonders  vorteilhaft  gestaltet  sich  der  kraft- 
wirtschaftliche Zusammenschluß  von  Hoch-  und  Mittelgebirgsflüssen, 
wodurch  sich  der  Winterabfluß  des  Mittelgebirges  mit  der  reichlichen 
Schnee-  und  Gletscherschmelze  des  Hochgebirges  ergänzt.  In  Deutsch- 
land wird  dies  erreicht  werden  im  Bayernwerk,  in  dem  Hochdruck-, 
Niederdruck-  und  Dampfkraftwerke  zu  gemeinsamer  Arbeit  für  die 
Kraftversorgung  von  Bayern  zur  Belebung  seiner  Industrie  vereinigt 
werden.8)  Wie  durch  elektrische  Übertragung  kann  auch  eine  Fern- 
wirkung von  Kraftvorräten  durch  unmittelbares  Überleiten  des  Wassers 
aus  einem  Flußgebiet  in  das  andere  erfolgen.  Es  ist  in  Verbindung 
mit  dem  Donau-Main-  und  Neckar-Donau-Kanal  geplant,  Donauwasser 
in  das  Rheingebiet  zu  leiten,  weil  am  Main  und  am  Neckar  höhere 
Gefälle  zur  Verfügung  stehen,  also  größere  Kraftmengen  gewonnen 

6)  Jahrg.  1919  d.  Bl.,  S.  593. 

6)  Jahrg.  1920  d.  BL,  S.  554  und  Zeitschrift  des  Vereins  deutscher 
Ingenieure  1921,  S.  41. 

■)  Jahrg.  1916  d.  Bl.,  S.  457.  - «)  Jahrg.  1919  d.  Bl.,  S.  259 
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werden  können  als  an  der  Donau.  Man  hat  berechnet,  daß  auf  diese 
Weise  am  Donau-Main-Kanal  bis  1 Mill.PS  erschlossen  werden  können.9) 
Diese  Pläne  sind  großzügig  und  bedeutend  und  sollten  ernstlich 
geprüft  werden.  Es  geht  heute  um  die  Zusammenfassung  aller 
Energien  des  Landes.  Das  Bestreben  zum  Großbetrieb,  das  auf 
allen  Gebieten  gewerblicher  Tätigkeit  hervortritt,  ist  damit  auch  in 
der  Wasserkraftver Wertung  unverkennbar  festgelegt,  wenn  zwar  die 
großen  Kosten  der  elektrischen  Verbindungsleitungen  den  Zusammen- 
schluß heute  schwieriger  als  vor  dem  Kriege  gestalten.  Der  Absatz 
der  gewonnenen  Energien  ist  nicht  in  Frage  gestellt,  da  der  Bedarf  an 
billigen  mechanischen  Kraftleistungen  — abgesehen  von  vorübergehenden, 
durch  die  gegenwärtigen  Verhältnisse  gebotenen  Schwankungen  — 
ständig  wächst. 

In  der  Landeskultur  dienen  die  Stauwerke  mit  ihren  Wasser- 
aufspeicherungen zur  Verhinderung  der  Vernichtung  vorhandener  Güter 
durch  die  elementare  Gewalt  des  abstürzenden  Wassers  und  zur 
Steigerung  der  Erträge.  Der  Schutz  der  Niederungen  wird  im  Flach- 
lande durch  Eindeichungen,  Überlaufpolder,  Eisbrecharbeiten,  im 
Gebirge  durch  Ausbau  der  Flüsse,  Befestigung  und  Staffelbau,  Anlage 
von  Talsperren  und  Aufforstungen  herbeigeführt.  Die  schlesischen 
Hochwasserschutzbecken  sind  vorbildlich  auch  für  das  Ausland  ge- 
worden. 

Die  landwirtschaftlichen  Erträge  eines  Landes  sind  durch  Aus- 
dehnung und  Fruchtbarkeit  der  angebauten  Flächen  begrenzt.  Ist  die 
Gesamtfläche  angebaut,  so  ist  die  Steigerung  der  Erträge  nur  möglich 
durch  stärkere  Bearbeitung.  Bei  der  Verwertung  des  Wassers  und 
seiner  befruchtenden  Wirkung  für  den  Kulturbau  dienen  die  Stau- 
werke teils  der  Wasseransammlung  auf  Vorrat,  teils  der  Hebung  des 
Wasserspiegels,  um  das  erforderliche  Fließgefälle  zu  gewinnen.  Bei 
niedrig  gelegenen  Ländereien  ist  die  Verbesserung  der  Vorflut  und  die 
Absenkung  zu  hoher  Wasserstände  durch  Beseitigung  oder  Minderung 
der  Staue  eine  wesentliche  Aufgabe  der  Landeskultur. 

Die  Bewässerung  von  Ländereien  hat  hauptsächlich  Bedeutung 
für  die  Tropen  mit  ihrem  krassen  Wechsel  von  Niederschlag  und 
langanhaltender  Trockenheit.  In  Europa,  auch  in  Deutschland,  tritt 
diese  Frage  zurück,  weil  hier  die  nassen  und  trocknen  Zeiten  gleich- 
mäßiger wechseln.  Es  seien  drei  Hauptgebiete  erwähnt:  Ägypten, 
Mesopotamien  und  die  kleinasiatische  Türkei  und  der  Westen  Nord- 
amerikas. In  Ägypten  handelt  es  sich  um  die  Bewässerung  von  etwa 
2,4  Mill.  ha,  und  der  gesamte  Wasserbedarf  wird  auf  4 bis  6 Milliarden 
cbm  geschätzt,  wovon  die  Hälfte  durch  die  Assuansperre  gedeckt 

9)  Näheres  s.  Zeitschrift  des  Vereins  deutscher  Ingenieure  1921,  S.  299. 


wird,  deren  Stauinhalt  2,3  Milliarden  cbm  beträgt.  Der  weitere 
Wasserbedarf  auch  für  den  Sudan  soll  aus  den  Gebieten  des  oberen 
Nils,  durch  künstliche  Sammelbecken  und  Seeregelungen  am  Weißen 
und  Blauen  Nil  gedeckt  werden.  Der  kennzeichnende  Unterschied 
zwischen  dem  Wasserhaushalt  des  Nils  und  dem  des  Euphrat  und 
Tigris  ist,  daß  im  letzteren  Gebiet  im  Frühjahr,  wo  der  größte  Bedarf 
au  Wasser  besteht,  eine  reiche  Wasserführung  in  den  Flüssen  vor- 
handen ist,  während  der  Nil  in  der  Wachstumzeit  April-Mai  trocken 
liegt.  Während  also  am  Nil  kostspielige  Aufspeicherungen  nötig  sind, 
bedarf  es  in  der  babylonischen  Ebene  nur  des  Einbaues  von  Wehren, 
um  das  Wasser  umzuleiten.  Bedeutende  Bewässerungspläne,  die  den 
Grundzügen  der  Anlagen  des  Altertums  folgen,  sind  nach  dem  Kriege 
aufgestellt.  Die  Engländer  beherrschen  hier  das  Feld.  In  Kleinasien 
sind  im  Zusammenhang  mit  dem  Bau  der  Bagdadbahn  durch  deutsche 
Unternehmungen  umfangreiche  Bewässerungen  bei  Konia10)  und  in 
der  Adana-Ebene  durchgeführt  worden.  Der  deutsche  Einfluß  war 
vor  und  während  des  Krieges  stark,  nach  dem  Kriege  ist  Kleinasien 
französisches  Einflußgebiet  geworden.  Die  Bewässerungen  dienen  der 
Baumwollenkultur,  dem  Getreide-  und  Zuckerrohrbau  u.  a.  m. 

In  Nordamerika  sind  für  Bewässerungszwecke  u.  a.  die  großen 
Staubecken  angelegt:  das  Rooseveltbecken  (1730  Mill.  cbm),  das 
Pathfinderbecken  (1230  Mill.  cbm)  und  das  Shoshonebecken  (560  Mill. 
cbm)  mit  zum  Teil  sehr  hohen  Stauwerken  für  Getreide-,  Gemüse-. 
Apfelsinenbau  usw.,  wie  ich  den  vom  Herrn  Minister  der  öffentlichen 
Arbeiten  überlassenen  Unterlagen  entnehme. 

Die  Wasseraufspeicherungen  üben  auf  die  Umgebung  oft  weit- 
gehenden Einfluß  aus.  Leicht  entstehen  Schädigungen  durch  Hebung 
des  Grundwasserstandes  und  Verwässerungen  der  Ländereien.  Diese 
Wirkungen  sind  im  Flachlande  nachhaltiger  als  im  Gebirge.  Das 
landwirtschaftliche  Bild  kann  gefährdet  werden.  Zur  Aufrechterhaltung 
der  Schiffahrt  müssen  Schleusen  an  den  Stauwerken  eingebaut  werden 
(Assuansperre,  Gatundamm  des  Panamakanals).11) 

Als  Beispiel  eines  engen  Zusammenhanges  zwischen  Stauwerken 
und  Landeskultur  sei  zum  Schluß  die  Wasserwirtschaft  in  der 
Mark  Brandenburg  erwähnt.  Es  kommt  hier  vornehmlich  die 
Beseitigung  zu  hoher  Wasserstände  und  Aufspeicherung  in  natürlichen 
Seen  und  künstlichen  Staubecken  zur  Bereitstellung  von  Ersatz  für 
das  durch  die  Wasserwerke  von  Großberlin  fortgepumpte  Wasser  in 
Betracht.  Weitere  Darlegungen  hierüber  siehe  „Technik  und  Wirt 
Schaft“  1919,  S.  733  u.  f. 

10)  Jahrg.  1919  d.  Bl.,  S.  320  und  Zeitschrift  für  Bauwesen  1912,  S.  422. 

xl)  Weiteres  hierüber  s.  „Technik  und  Wirtschaft“  1919,  S.  506  u.  f. 


Vermischtes. 


Die  Wtii'de  eines  Doktor -Ingenieurs  ehrenhalber  haben  ver- 
liehen Rektor  und  Senat  der  Technischen  Hochschule  Berlin  auf 
einstimmigen  Antrag  des  Kollegiums  der  Abteilung  für  Chemie  und 
Hüttenkunde  anläßlich  des  Übertritts  in  den  Ruhestand  dem  ordent- 
lichen Professor  für  anorganische  Chemie  und  Elektrochemie  an  der 
Technischen  Hochschule  Aachen  Geheimen  Regierungsrat  Dr.  Alexander 
C lassen  in  Anerkennung  der  außerordentlichen  Verdienste,  die  sich 
der  Genannte  um  die  wissenschaftliche  und  technische  Chemie  er- 
worben hat;  — dem  ordentlichen  Professor  für  chemische  Technologie 
an  der  Technischen  Hochschule  München  Geheimen  Regierungsrat 
Dr.  Gustav  Schultz  in  Würdigung  seiner  großen  Verdienste  um  die 
Entwicklung  der  chemischen  Technologie,  insbesondere  auf  dem  Ge- 
biete der  Verarbeitung  der  Produkte  aus  Steinkohlenteer; 

ferner  Rektor  und  Senat  der  Technischen  Hochschule  Dresden 
auf  einstimmigen  Antrag  der  Bauingenieur -Abteilung  dem  Geheimen 
Baurat  Friedrich  Gerlach,  ordentlichen  Professor  an  der  Technischen 
Hochschule  Danzig,  in  Anerkennung  seiner  hervorragenden  Verdienste 
auf  den  verschiedensten  Gebieten  des  Städtebaues  in  wissenschaftlicher 
und  praktischer  Beziehung  und  in  Würdigung  seines  überaus  erfolg- 
reichen Eintretens  für  die  allgemeine  Wertschätzung  der  Technischen 
Wissenschaften  und  für  die  Hebung  des  Ansehens  des  Technischen 
Berufes. 

In  dem  engeren  Wettbewerb  für  Entwürfe  zu  einem  Elias-Holl- 
Denkmal  in  Augsburg-  (1913  d.  Bl.,  S.  422;  1914,  S.  60;  1920,  S.  600) 
sind  29  Arbeiten  eingesandt  worden.  Das  Preisgericht  beschloß,  die 
Gesamtpreissumme  von  4000  Mark  in  vier  gleiche  Preise  zu  je  1000  Mark 
aufzuteilen  und  erkannte  diese  zu  den  Münchener  Künstlern : Architekt 
Fritz  Landauer  u.  Bildhauer  Resch  (zwei  Arbeiten),  Bildhauer 
Professor  Albertshofer  und  Bildhauer  Georg  Müller.  Eine  der 
beiden  preisgekrönten  Arbeiten  von  Architekt  Fritz  Landauer  u. 
Bildhauer  Resch  empfahl  das  Preisgericht  dem  Stadtrat  zur  Ausführung. 

Technisches  Vorlesungswesen  Berlin  (1920  d.  Bl.,  S.  476  u.  590). 
Die  bautechnischen  Vorträge  und  Übungen  für  die  Monate  April,  Mai 
und  Juni  d.  J.  (s.  a.  den  Anzeigenteil  d.  Bl.,  Nr.  25)  begannen  am 
25.  April.  Im  Mai  finden  die  folgenden  weiteren  Vortragsfolgen  statt: 


Holzimprägnierung  gegen  Fäulnis,  Feuer  und  Tiere  (Dr.  2)i>£$ng.  Moll). 
Beginn  am  23.  Mai.  — Der  echte  Hausschwamm  und  seine  Bekämpfung 
(Baurat  Mahlke).  Beginn  am  20.  Mai.  — Neuzeitliche  Holz-,  Eisen-  und 
Eisenbetonbauweisen  (Oberingenieur  Kersten).  Beginn  am  23.  Mai.  — 
Übungen  in  der  Statik  und  im  Berechnen  und  Entwerfen  einfacher 
Eisenbetonbauten  (Oberingenieur  Kersten).  Beginn  am  13.  Mai.  — Ein- 
führung in  die  Berechnung  statisch  unbestimmter  Systeme  mit  be- 
sonderer Berücksichtigung  der  durchlaufenden  Balken  und  Rahmen 
(®r.=2(ng.  Hauer).  Beginn  am  18.  Mai.  — Auskünfte  in  allen  Vortrags- 
angelegenheiten erteilt  die  Geschäftstelle  des  Technischen  Vorlesungs- 
wresens,  Berlin  NW  7,  Sommerstraße  4 a (Fernruf  Zentrum  15207 
bis  15212). 

Tagung  des  ßeichsvex*eius  deutscher  Feuerwehriugeuieure  E.  Y . 
iu  Hamelu.  Der  Reichsverein  deutscher  Feuerwehringenieure  E.  V. 
(Gesohäftstelle  Berlin,  Lindenstr.  41)  hält  in  der  Zeit  vom  6.  bis 
10.  Juni  d.  J.  seine  diesjährige  Mitgliederversammlung  in  Hameln  ab . 
Der  Verein  umfaßt  die  Oberbeamten  der  kommunalen  und  industriellen 
Berufsfeuerwehren  Deutschlands.  Er  erstrebt  die  Förderung  des  Feuer- 
verhütungs-,  Feuerlösch-  und  Rettungswesens  auf  wissenschaftlicher 
Grundlage.  Aus  der  Tagesordnung  seien  u.  a.  genannt:  Vorträge  des 
Oberbaurats  Sr.^rtg.  Sander  in  Hamburg  über  „Beiträge  zur  Frage 
des  Feuerschutzes  in  Mühlen“,  des  Brandinspektors  F ebrans  in  Berlin- 
Halensee  über  „Bau,  Leistung  und  Prüfung  von  Feuerlöschbrunnen“, 
des  Brandmeisters  Diplomingenieur  Lindner  in  Berlin  „Über  den 
Stand  des  Feuerschutzes  bei  Lichtbildvorführ ungen“  und  des  Brand- 
meisters Diplomingenieur  Wagner  in  Berlin  über  „Auswertung  der 
bei  Filmbränden  gemachten  Erfahrungen  in  bezug  auf  die  Einrichtung 
von  Filmbetrieben  und  Filmlager“. 

Verstärkung  der  Gewölbe  von  Eisenbalmbrückeu.  Dem  aut 
Seite  49  d.  Bl.  beschriebenen  Verfahren  zur  Verstärkung  der  Gewölbe 
von  Eisenbahnbrücken  dürften  vom  betriebstechnischen  Standpunkt 
aus  erhebliche  Bedenken  entgegenstehen.  Bei  Steinbrücken  wird  die 
Bahnbettung  regelmäßig  durohgeführt;  sie  bildet  eine  elastische  Unter- 
lage des  Gleises,  das  sich  in  die  Bettung  eindrückt.  Bei  der  vor- 
geschlagenen Verstärkung  durch  Einbau  eiserner  Träger  liegen  die 
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Verstärkung  von  Steingewölben. 

Ansicht  .Längenschnitt 

vor  der  nach  der  durch  die  durch 

Verstärkung  Verstärkung  Verstärk.-Rippen  die  Felder 


Querschnitt 
durch  die  durch 

Verst.-Lamellen  die  Felder 


Abb.  1. 


EMI  Altes  Gewölbe. 

1=3  Altes  Mauerwerk. 

1 Eisenbeton.  Bein.  Während  der  Ausführung  (gleisweise)  werden  die  Gewölbe  auf  Lehrbögen  abgestützt. 


Schwellen  unmittel- 
bar auf  den  Eisen- 
trägern auf,  können 
also  bei  Belastung 
nicht  nachgeben.  Bei 
einer  größeren  An- 
zahl aufeinanderfol- 
gender Gewölbe  wird 
daher  das  belastete 
Gleis  eine  wellen- 
förmige Lage  ein- 
nehmen, wodurch 
nicht  nur  ein  un- 
ruhiges Befahren  des- 
selben verursacht 
wird,  sondern  auch 
starke  Stöße  an  den 
Übergangstellen  von 
Bettung  und  fester 
Unterlage  auftreten 
und  die  Gefahr  von 
Schienenbrüchen  be- 
steht. Die  Eisenkon- 
struktion selbst  wird 
mit  der  Zeit  durch  diese  Stöße  verschoben  und  beschädigt  werden, 
umsomehr  als  sie  keinen  starken  Bremsverband  besitzt.  Auch  gegen 
seitliche  Stöße  bildet  die  Verankerung  der  beiden  Endquerträger  mit 
knicksicher  ausgebildeten  Flacbeisen  keinen  genügenden  Wider- 
stand; seitliche  Verschiebung  der  ganzen  Konstruktion  und  damit 
Entgleisungsgefabr  werden  die  Folge  sein.  Wollte  man  diese  Nach- 
teile vermeiden,  so  müßte  die  Eisenkonstruktion  auf  die  ganze 
Brückenlänge  durchgeführt  werden,  wobei  es  allerdings  noch  frag- 
lich erscheint,  ob  die  Eisenkonstruktion  genügend  Widerstand  gegen 
das  Wandern  der  Schienen  besitzt,  das  bei  beiden  Gleisen  in  ver- 
schiedener Richtung  erfolgt  und  daher  eine  Verdrehung  des  Einbaues 
bewirken  würde. 

Ein  weiterer  Nachteil,  der  allerdings  nur  für  die  Zeit  der  Bauaus- 
führung besteht,  ist  der,  daß  zum  Einbau  der  Verstärkung  beide 
Gleise  für  den  Zugverkehr  gesperrt  werden  müssen;  wieweit  dies  vom 
betriebstechnischen  Standpunkt  aus  überhaupt  zulässig  ist,  kann  ohne 
Kenntnis  der  Gleisanlagen  nicht  beurteilt  werden.  Lediglich  der  Voll- 
ständigkeit halber  sei  noch  erwähnt,  daß  die  Mischung  einer  Stein- 
mit  einer  Eisenkonstruktion  vom  schönheitlichen  Gesichtspunkt  aus 
nicht  befriedigen  kann. 

Besser  als  die  vorgeschlagene  Lösung,  weil  diese  Nachteile  ver- 
meidend, erscheint  mir  das  folgende,  durch  die  Abb.  1 u.  2 näher  er- 
läuterte Verfahren.  Nach  Abstützung  des  Gewölbes  auf  ein  Gerüst 
werden  in  bestimmten,  durch  die  statische  Berechnung  sich  ergebenden 
Abständen  unterhalb  des  Gewölbes  Bogenrippen  aus  Eisenbeton  her- 
gestellt, die  bis  zu  etwa  l/2  der  Stärke  des  alten  Gewölbes  in  dieses  ein- 
greifen.  Zur  gegenseitigen  Versteifung  dieser  Rippen  und  um  ein 
möglichst  vollkommenes  Zusammenwirken  des  alten  Gewölbes  mit  der 
Verstärkung  zu  gewährleisten,  werden  an  geeigneten  Stellen  wage- 
rechte, etwa  ebenso  tief  in  das  Gewölbe  eingreifende  Eisenbeton- 
lamellen angeordnet;  diese  bilden  gleichzeitig  eine  Verankerung  der 
äußeren  Gewölbestreifen  und  sind  daher  an  den  Stirnen  auf  die  ganze 
Stärke  des  Gewölbes  durchzuführen.  Erfahrungsgemäß  treten  die 
Längsrisse  hauptsächlich  in  der  Nähe  der  Stirnen  auf;  durch  die  ge- 
schilderte Verankerung  wird  dem  entgegengewirkt. 

Über  den  Pfeilern  werden  die  Bogenrippen  der  benachbarten  Ge- 
wölbe ineinander  übergeführt  und  übertragen  zusammen  mit  den 
Kämpferlamellen  den  Kämpferdruck  auf  die  Pfeiler;  diese  können 
auf  ähnliche  Weise  verstärkt  werden.  Ist  die  Grundfläche  der  Pfeiler 
an  sich  groß  genug,  um  die  Last  von  Bauwerk  und  Verkehr  auf  den 
Untergrund  zu  übertragen,  und  ist  nur  eine  Aufrichtung  der  Drucklinie 
des  Pfeilers  zwecks  Verminderung  der  Kantenpressungen  erforder- 
lich, so  kann  dies  durch  Einbau  der  in  der  Abbildung  gestrichelten 
Horizontalversteifung  erfolgen,  die,  mit  der  Kämpferlamelle  organisch 
verbunden,  einen  beliebigen  Teil  des  Gewölbehorizontalschubs  auf- 
nimmt. Sie  kann  aus  einzelnen,  durch  Querversteifungen  verbundenen 
Eisenbetonbalken  oder  aus  einem  System  von  Plattenbalken  bestehen 
und  erforderlichenfalls  gegen  die  Scheitellamelle  versteift  werden 
und  sowohl  als  Zuggurt  wie  als  Druckversteifuug,  ähnlich  den  bei 
Talbrücken  üblichen  Verspaunungsbogen,  ausgebildet  werden. 

Bezüglich  der  Bemessung  der  Verstärkungsteile  wäre  den  Längs- 
rippen die  Übertragung  der  Last  des  ruhenden  Gewölbes  zu  über- 
weisen, die  Bewehrung  der  Lamellen  hätte  nach  konstruktiven  Gesichts- 
punkten zu  erfolgen,  während  der  durch  die  Horizontalversteifung  zu 
übertragende  Teil  des  Horizontalschubs  aus  einem  Kräftedreieck  zu 
ermitteln  ist,  dessen  zweite  Seite  nach  Richtung  und  Größe  der  Resul- 
tierenden der  auf  die  gefährdete  Pfeilerfuge  wirkenden  Kräfte  ent- 


spricht und  dessen  dritte  Seite  die  gewünschte  Richtung  der  Pfeiler- 
druckliuie  hat. 

Die  Kosten  dieser  Verstärkungsart  dürften  sich  bei  den  heutigen 
Preisen  des  Formeisens  nicht  wesentlich  höher  stellen  als  die  einer 
Eisenkonstruktion  nach  dem  eingangs  behandelten  Vorschlag,  dessen 
Vorteile  bezüglich  Verbesserung  der  Gewölbestützlinie  und  Vermin- 
derung der  Bodenpressung  nicht  verkannt  werden. 

Biberach  a.  d.  Riß.  Regierungsbaumeister  Schmidt. 

Beratungstellen  zur  Förderung  der  Lehmbauvreise  (S.  95,  130 
u.  204  d.  Bl.).  Die  vom  preußischen  Minister  für  Voklswohlfahrt  ein- 
gerichteten Beratungstellen,  die  allgemeine  Auskunft  unentgeltlich  und 
auf  Antrag  jede  besondere  Auskunft  erteilen  sowie  auf  Wunsch  eine 
örtliche  Beratung  ausüben,  sind  errichtet:  für  die  Regierungsbezirke 
Breslau  und  Oppeln  in  Breslau,  Grünstraße  46,  Schlesisches  Heim 
(Leiter:  Architekt  May);  für  die  Provinz  Ostpreußen  in  Königsberg, 
Theaterstraße  3,  Ostpreußische  Heimstätte  (Leiter:  Regierungsbaumeister 
Schlemm);  für  die  Provinz  Pommern  in  Köslin,  Regierung  (Leiter: 
Regierungs-  und  Baurat  Drescher);  für  die  Regierungsbezirke  Merseburg 
und  Magdeburg  in  Eisleben,  Kreissiedlungsgesellschaft  Mansfeld  (Leiter: 
Regierungsbaumeister  Köster);  für  den  Regierungsbezirk  Erfurt  in 
Erfurt,  Predigerstraße  6,  Mitteldeutsche  Heimstätte  (Leiter:  Architekt 
Gernandt);  für  die  Provinz  Schleswig-Holstein  in  Kiel,  Schloßgarten  1, 
Scbleswig-Holsteinsche  Heimstätte  (Leiter:  Regierungs-  und  Baurat 
Lübbert);  für  Großberlin  NW  40,  Alexanderufer  1,  Kreissiedlungs- 
gesellschaft Niederbarnim  (Leiter:  Architekt  Brodersen);  für  die  Provinz 
Hannover  und  den  Regierungsbezirk  Cassel  in  Achim,  Hannoversche 
Siedlungsgesellschaft  (Leiter:  Kreisbaumeister  Engelhardt).  Die  Be- 
ratung für  das  Lehmschindeldach  wird  für  ganz  Preußen  von  der 
Lehr-  und  Versuchstelle  für  Naturbauweisen  in  Sorau  i.  d.  Nieder- 
lausitz ausgeübt,  die  auch  gleichzeitig  unter  Leitung  von  Stadtbaurat 
Fauth  die  allgemeine  Beratung  in  allen  Lehmbauverfahren  für  die 
Provinz  Brandenburg,  ausgenommen  Großberlin,  für  den  Regierungs- 
bezirk Liegnitz  und  für  die  Grenzmark  ausübt. 

Fönlerung  der  Bautätigkeit  in  Bayern.  Auf  Grund  der  §§  S und  9 
der  Bekanntmachung  über  Maßnahmen  gegen  Wohnungsmangel  vom 
23.  September  1918  und  des  § 5a  der  Bekanntmachung  zum  Schutze 
der  Mieter  vom  gleichen  Tage  in  der  Fassung  des  Gesetzes  vom 
11.  Mai  1920  hat  das  Ministerium  für  soziale  Fürsorge  in  Bayern  mit 
Zustimmung  des  Reichsarbeitsministers  durch  eine  Entschließung 
(Nr.  1746  a 1)  für  alle  Gemeinden  des  Freistaates  Bayern  die  Anordnung 
getroffen,  daß  auf  Neubauten,  die  nach  der  Verkündigung  der  vor- 
genannten Verordnung  fertiggestellt  werden,  die  Bekanntmachung 
über  Maßnahmen  gegen  Wohnungsmangel  vom  10.  August  1920  keine 
Anwendung  findet.  Es  sind  also  alle  nach  dem  genannten  Zeitpunkt 
errichteten  neuen  Wohnungen  insbesondere  von  der  Zivilein quartieruug 
befreit.  Durch  die  gleiche  Entschließung  werden  die  Stadt-  und 
Gemeinderäte  ermächtigt,  anzuordnen,  daß  §4  der  Bekanntmachung 
zum  Schutze  der  Mieter  vom  13.  August  1920  (nach  welcher  alle 
Mietzinsvereinbarungen  behördlich  nachgeprüft  und  die  Mietzinse 
erforderlichenfalls  auf  die  angemessene  Höhe  herabgesetzt  werden 
können)  auf  Mietzinsvereinbarungen  Uber  Geschäftsräume  in  solchen 
Neubauten  keine  Anwendung  findet,  die  nach  der  Bekanntgabe  der 
vorgenannten  Verordnung  fertiggestellt  werden.  Durch  diese  An- 
ordnung wird  es  möglich  sein,  Geschäftshausbauteu  wieder  aus  sich 
heraus  auf  Grund  freier  Mietpreisbildung  zu  finanzieren,  wobei  aller- 
dings vorausgesetzt  ist,  daß  die  dabei  in  Rechnung  zu  stellenden 
hohen  Mietpreise  von  der  Geschäftswelt  getragen  werden  können. 


Verl»p  von  Wilhelm  Ernet  A Sohn.  Berlin.  — Für  den  nichtamtl.  Teil  verantwortlich:  XnVertr.  R.  Bergius,  Berlin.  — Druck  der  Buchdruckerei  Gebr.  Ernst.  Berlin. 
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flr.  40. 

INHALT:  Amtllohes:  Erlaß  vom  28.  April  1921,  betr.  don  Entwurf  zu  einer  Bauordnung.  (Zum  Runderlaß  vom  25- April  1919.) Nichtamtliches : Bruch  eines  Dückeri 
untor  dem  Ems-Weaer-Kanal.  — Vermischtes:  Ernennung  zu  Ehrenmitgliedern  dor  Technischen  Hochschule  Berlin.  — Elektrisches  Zementbrennen. 
Verfahren  zum  gerüstlosen  Aufbau  von  Scbalungou. 


Amtliche  Mitteilungen. 


Erlaß,  betreffend  den  Entwurf  zu  einer  Bauordnung.*)  — Zum 
Runderlaß  vom  25.  April  1919  — St.  6.  Nr.  103.  — 

Berlin,  den  28.  April  1921. 

Das  Bestreben,  die  Wohnungsnot  nach  Möglichkeit  zu  lindern, 
und  der  Wunsch,  tunlichst  die  Hindernisse  zu  beseitigen,  die  einer 
Belebung  der  Bautätigkeit  im  Wege  stehen,  haben  mich  veranlaßt, 
erneut  zu  prüfen,  welche  weiteren  baupolizeilichen  Erleichterungen  in 
die  Bauordnungen  eingeführt  werden  können.  Als  solche  wurden  ins- 
besondere bezeichnet  die  Abstandnahme  von  einer  zweiten  Treppe 
und  von  der  Überdachführung  der  Brandmauern,  die  Zulassung  ge- 
meinsamer Brandmauern  auch  für  Hochhäuser,  die  Herabsetzung  der 
Geschoßmindesthöhen  sowie  die  Abstandnahme  von  der  Forderung, 
Scheidewände  zwischen  den  einzelnen  Wohnungen  ein  Stein  stark 
herzustellen.  Ich  konnte  mich  der  Berechtigung  dieser  Forderungen 
in  der  Jetztzeit  nicht  verschließen. 

Hieraus  ergeben  sich  Änderungen  des  Ihnen  mit  Runderlaß  vom 
25.  April  1919  übersandten  Entwurfs  einer  Bauordnung.  Insbesondere 
wurde  eine  Neufassung  der  §§  14  und  17  notwendig. 

Gelegentlich  der  Konferenz  wurde  der  ganze  Entwurf  der  Bau- 
ordnung erneut  durchgesprochen.  Auf  Grund  dieser  Aussprache  habe 
ch  mich  zu  folgenden  weiteren  Änderungen  bereit  erklärt,  die  ich  in 
die  Bauordnungen,  soweit  solche  bisher  nach  dem  Musterentwurf  noch 
nicht  erlassen  sind,  nachträglich  aufzunehmen  ersuche. 

§ 1 D.  Das  Wort  „höheren“  ist  zu  streichen. 

§ 2 b.  „auf  besonderes  Verlangen“  ist  zu  streichen  und  dafür  zu 
setzen  „in  besonderen  Fällen  auf  Verlangen“. 

§ 2 zu  a— d,  Abs.  5.  „mit  einer  durchsichtigen“  ist  zu  streichen. 
Dafür  ist  zu  setzen  „in  einer“.  Ferner  ist  zu  streichen  „Farbe  an- 
zulegen“ und  dafür  zu  setzen  „Darstellung  auszuführen“. 

§ 2,  Abs.  8.  Die  Worte  „für“  und  „die  nachträgliche  Baugenehmi- 
gung einzuholen“  sind  zu  streichen.  Es  ist  hinzuzufügen  „sofort  an- 
zuzeigen und  für  sie  nachträglich  die  Baugenehmigung  einzuholen“. 

§ 3,  Abs  1.  Für  die  zu  streichenden  Worte  „auf  der  Baustelle“ 
ist  zu  setzen  „zur  Einsicht“. 

§4a.  Hinter  „eine  vorläufige  sein“  ist  einzufügen:  „Eine  Ab- 
nahme einzelner  Teile,  insbesondere  der  Eisenkonstruktionen  der 
Treppen,  ist  zulässig“. 

Im  folgenden  Satz  sind  die  Worte  „vom  Bauherrn“  zu  streichen. 

§ 4 b.  Zwischen  „ferner“  und  „bei  Fabrikgebäuden“  ist  hinzuzu- 
setzen „bei  Umbauten“. 

§ 4 c,  Abs.  2.  Das  Wort  „höheren“  ist  zu  streichen. 

§ 14  erhält  folgende  neue  Fassung: 

§ 14.  Brandmauern. 

Brandmauern  sind  Mauern,  die  bestimmt  sind,  die  Verbreitung 
eines  Brandes  zu  verhindern.  Sie  müssen  von  Grund  auf  massiv 
ohne  Öffnungen  und  Hohlräume  in  der  Stärke  von  mindestens  einem 
Stein  hergestellt  werden.  Hölzerne  Träger,  Balken  und  Rahmstücke 
dürfen  in  Brandmauern  nur  eingelegt  werden,  wenn  die  Mauer  noch 
mindestens  13  cm  stark  verbleibt  und  auf  der  anderen  Seite  verputzt 
wird.  Brandmauern  brauchen  nicht  über  Dach  geführt  zu  werden, 
müssen  aber  beiderseitig  bis  unter  die  Dachhaut  geputzt  sein. 

Brandmauern  sind  herzustellen: 

a)  Zum  Abschluß  von  Gebäuden,  die  unmittelbar  an  der  Nachbar- 
grenze errichtet  werden.  Gemeinsame  Brandmauern  sind  zulässig. 
(Wegen  der  Doppel-,  Gruppen-  und  Reihenhäuser  vergl.  den  vorletzten 
Absatz  dieses  Paragraphen.) 

b)  Zur  Trennung  von  Räumen  mit  Feuerstätten  von  anderen 
Räumen  auf  demselben  Grundstück,  die  infolge  ihrer  Bauart  oder  Be- 
nutzung der  Feuersgefahr  besonders  ausgesetzt  sind. 

c)  In  ausgedehnten  Gebäuden  mindestens  in  Abständen  von  40  m. 

Die  Ortspolizeibehörde  kann  zulassen,  daß  Brandmauern  zwecks 

einheitlicher  Benutzung  der  Räume  durch  Öffnungen  durchbrochen 
werden.  Diese  sind  im  Dachgeschoß  stets,  in  den  übrigen  Geschossen 
in  der  Regel  mit  feuer-  und  rauchsicheren  Türen  zu  versehen  (§  10). 

In  Doppel-,  Gruppen-  und  Reihenhäusern,  sofern  sie  Einfamilien- 
häuser, Kleinhäuser  oder  Mittelhäuser  (§  28)  sind,  kann  zugelassen 
werden,  daß  die  Trennungswand  zwischen  zwei  Gebäuden  */a  Stein 
stark  oder  als  Fachwerkwand  hergestellt  wird;  in  Abständen  von 
ungefähr  40  m sind  aber  die  Trennungswände  massiv  ohne  Öffnungen 
in  der  Stärke  der  Brandmauern  herzustellen. 

Enthält  ein  einzelnstehendes  Einfamilienhaus  oder  ein  Kleinhaus 
Wohn-  und  Wirtschaftsräume  unter  einem  Dach,  kann  die  Trennungs- 
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wand  ebenfalls  Va  Stein  stark  oder  als  Fachwerkwand  hergestellt 
werden,  wenn  sie  durch  beiderseitigen  Verputz  auch  im  Dachraum 
feuersicher  und  wenn  die  Eindeckung  feuerfest  ist. 

§ 15.  Als  erster  Absatz  ist  neu  einzusetzen:  „Holzbalkendecken 
über  und  unter  Räumen,  die  zum  Aufenthalt  von  Menschen  dienen, 
müssen  Zwischendecken  mit  Auffüllung  erhalten.“  In  dem  dann 
folgenden  Absatz  ist  statt  „Gips“  „Gipsabfälle“  zu  setzen. 

§ 16,  letzter  Abs.  Die  Worte  „und  Abdeckungen  von  Gebäude- 
teilen“ und  „(Rinnen,  Abfallrohre,  Zwischendächer)“  sind  zu  streichen. 

§ 17  erhält  folgende  neue  Fassung: 

§ 17.  Treppen. 

Jede  Treppe,  einschließlich  der  Treppenabsätze,  muß  sicher  gangbar 
sein.  Treppen  müssen  mit  Handläufer  versehen  sein.  Bei  Wendel- 
stufen darf  der  Auftritt  in  einer  Entfernung  von  15  cm  von  der 
schmälsten  Stelle  nicht  geringer  als  10  cm  sein.  Treppen  müssen 
überall  mindestens  1,80  m Kopfhöhe  aufweisen. 

Jedes  nicht  zu  ebener  Erde  liegende  Wohngeschoß  muß  durch 
eine  oder  mehrere  Treppen  zugänglich  sein,  von  denen  der  Ausgang 
ins  Freie  jederzeit  gesichert  ist  (notwendige  Treppen).  Ausnahmen 
bezüglich  des  Dachgeschosses  können  von  der  Ortspolizeibehörde  mit 
Rücksicht  auf  die  besondere  Benutzungsart  zugelassen  werden.  Von 
jedem  zum  dauernden  Aufenthalt  von  Menschen  bestimmten  Raume 
muß  eine  Treppe  auf  höchstens  25  m Entfernung  erreichbar  sein,  wo- 
bei der  Abstand  von  der  Mitte  des  betreffenden  Raumes  bis  zur 
Treppenhaustür  gemessen  wird. 

Alle  notwendigen  Treppen  müssen  feuersicher  sein,  vom  Tages- 
licht genügend  erhellt  werden  und  in  unmittelbarer  Verbindung  durch 
alle  Vollgeschosse  führen.  Die  Treppenräume  notwendiger  Treppen 
müssen  feuersichere  Decke,  massive  Wände  und  unmittelbaren  Aus- 
gang ins  Freie  haben  und  in  Wohngebäuden  mit  mehr  als  sechs 
Wohnungen  außerdem  gegen  Verqualmung  aus  dem  Kellergeschoß  in 
ausreichender  Weise  gesichert  sein. 

Das  Steigungsverhältnis  der  notwendigen  Treppen  darf  nicht  steiler 
als  19  : 26  cm  sein;  in  Mittelhäusern,  in  Gebäuden  von  nicht  mehr  als 
zwei  Vollgeschossen  und  in  Einfamilienhäusern,  auch  wenn  sie  mehr 
als  zwei  Vollgeschosse  haben,  darf  das  Steigungsverhältnis  20 : 25  cm 
betragen. 

Die  Laufbreite  der  Treppen  wird  in  Höhe  des  Handläufers  ge- 
messen, und  zwar  in  der  Mittelachse  desselben.  Wandhandläufer 
bleiben  außer  Ansatz. 

In  Mehrfamilienhäusern  von  mehr  als  zwei  Vollgeschossen,  von 
denen  jedes  zwei  und  mehr  Wohnungen  enthält,  muß  die  Laufbreite 
der  notwendigen  Treppe  mindestens  1,10  m betragen. 

In  Mehrfamilienhäusern  mit  mehr  als  zwei  Vollgeschossen,  von 
denen  jedes  nur  eine  Wohnung  enthält,  muß  die  notwendige  Treppe 
mindestens  1 m Laufbreite  haben. 

In  sonstigen  Mehrfamilienhäusern,  in  Einfamilienhäusern  (§  28) 
mit  mehr  als  zwei  Vollgeschossen  und  in  Mittelhäusern  muß  die  not- 
wendige Treppe  mindestens  0,90  m Laufbreite  haben,  wobei  aber  die 
Treppenabsätze  mindestens  1 m Breite  erhalten  müssen. 

Keller-  und  Dachgeschoßtreppen  von  Mittelhäusern  brauchen  nur 
70  cm  breit  zu  sein  und  dürfen  Steigungen  bis  45  ° aufweisen. 

Die  Treppen  in  Kleinhäusern,  die  nur  von  einer  Familie  benutzt 
werden,  dürfen  beliebige  sein,  d.  h.  es  werden  keine  besonderen  An- 
forderungen über  Ausmaß  und  Anlage  gestellt. 

Ist  mehr  als  eine  selbständige  Wohnung  in  einem  Kleinhaus  vor- 
gesehen, so  muß  die  Treppe  unmittelbar  ins  Freie  führen  oder  in 
einem  mit  einem  unmittelbaren  Ausgang  ins  Freie  versehenen  Flur 
liegen,  dessen  Wände  feuersicher  sind. 

Als  Kellertreppen  in  Kleinhäusern  genügen  auch  hölzerne  Leiter- 
stufen, die  von  Küchen  und  Nebenräumen  unmittelbar  zugänglich 
sein  dürfen. 

§ 19,  Abs.  2.  Hinter  „ins  Freie  führt“  ist  „muß“  zu  streichen 
und  dafür  zu  setzen  „so  kann  die  Ortspolizeibehörde  verlangen,  daß“. 
Statt  „versehen  sein“  ist  zu  setzen  „versehen  wird“. 

§ 20,  Abs.  3.  Zwischen  „von“  und  „Zentralheizungen“  ist  „größeren“ 
einzufügen. 

§ 20,  Abs.  10.  Statt  „14  : 14  cm“  ist  zu  setzen  „Va  Stein  Normal- 
format“. 

§ 20,  Abs.  11.  Der  Satz  „diese  dürfen“  bis  „Geschossen  liegen“ 
ist  zu  streichen. 

Hinter  „Ein  Kochherd“  im  letzten  Satz  ist  einzufügen  „mit  mehr 
als  einer  Feuerung“. 

§ 20,  Abs.  12.  Der  Satz  „Wangen  zwischen“  bis  „stark  sein“  ist 
zu  streichen. 
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§ 20,  Abs.  13  hat  im  Anfang  nach  Streichung  von  „Küchen  und 
Werkstätten“  zu  lauten:  „In  Werkstätten  und  Küchen  mit  größerer 
Dampfentwicklung“. 

§ 23  erhält  nachstehende  Fassung: 

§ 23.  Lichtschächte. 

Die  Lichtschachtwände  müssen  über  die  Dacheiudeckung  geführt 
werden.  Die  Sohle  des  Lichtschachtes  muß  für  die  Reinigung  zu- 
gänglich, wasserdicht  und  genügend  entwässert  sein. 

Lichtschächte,  die  durch  mehr  als  zwei  Vollgeschosse  fuhren, 
müssen  mindestens  6 qm  Grundfläche  mit  2 m kleinster  Abmessung 
haben.  Die  umschließenden  Wände  müssen  massiv  sein.  Im  übrigen 
ist  eine  Mindestgrundfläche  von  3 qm  bei  1,50  m kleinster  Abmessung 
erforderlich,  und  für  die  umschließenden  Wände  genügt  feuersichere 
Herstellung. 

Öffnungen  nach  dem  (Dachraum  müssen  mit  rauch-  und  feuer- 
sicherem Verschluß  versehen  sein.  Öffnungen,  die  lediglich  der  Licht- 
zufuhr zum  Dachraum  dienen,  können  aus  Drahtglas  hergestellt  werden 
das  fest  in  die  Lichtschachtwände  eingefügt  werden  muß. 

§ 26.  Dem  Absatz  „Jede  Wohnung  ....  ist  verboten“  ist  fol- 
gender neue  Satz  hinzuzufügen:  „Die  Ortspolizeibehörde  kann  eine 
Ausnahme  von  der  letzteren  Vorschrift  zulassen,  falls  die  Durchführung 
der  Vorschrift  im  Einzelfalle  zu  einer  Härte  führen  würde  und  die 
sonstigen  Licht-  und  Luftverhältnisse  für  die  fragliche  Wohnung 
günstige  sind.“ 

Im  folgenden  Absatz  ist  statt  „2,75  m“  „2,50  m“  zu  setzen  und  der 
folgende  Satz  „In  den  Obergeschossen  ....  von  2,50  m“  ist  zu  streichen. 

In  dem  zweiten  Satz  des  „Auf  eine  Treppe“  beginnenden  Absatzes 
sind  die  Worte  „auf  drei“  und  „drei“  zu  streichen. 

In  der  „Anlage“  ist  „zu  § 13“,  Abs.  4,  statt  „mindestens  ein  Stein“ 
zu  setzen  „mindestens  Vs  Stein“. 

Ferner  habe  ich  nichts  dagegen  einzuwenden,  wenn  folgende  Worte 
oder  Sätze  in  den  nach  dem  Musterentwurf  aufzustellenden  Bau- 
ordnungen fortgelassen  bezw.  geändert  werden: 

§ 1 Aa:  „und  Grundstücksgrenzen  Blitzableiter“  kann  fortgelassen 
werden. 

§ 2 b,  Abs.  2.  Statt  „einzelne“  kann  „wichtige“  gesetzt  werden. 

§ 2 zu  a — d,  Abs.  2.  Die  Worte  „mit  Genehmigung  der  Orts- 
polizeibehörde“ und  „von  dieser  zu  bestimmenden“'  können  fort- 
gelassen werden. 


§ 3,  Abs.  2.  Es  kann  folgender  Zusatz  aufgenommen  werden: 
„Ausnahmsweise  kann  die  Ortspolizeibehörde  in  besonderen  Fällen, 
auch  vor  Aushändigung  des  Bauscheins  den  Beginn  der  eigentlichen 
Bauarbeiten  gestatten.“ 

§ 10,  3 a.  Die  Worte  „ausgestakte“  bis  „und“  können  gestrichen 
werden. 

§26a.  Das  Wort  „Wohndiele“  kann  gestrichen  werden,  falls 
dafür  eine  Erläuterung  des  Wortes  „Diele“  (b,  Zeile  2)  in  der  be- 
treffenden Bauordnung  in  einer  Anmerkung  erfolgt. 

Diese  Erläuterung  erfolgt  zweckmäßig  in  Anlehnung  an  die  Aus- 
legung, die  dieser  Raum  in  der  Wohnungsluxussteuer- Gesetzgebung 
findet. 

§ 28  zu  3.  Die  Worte  „(etwa  10  qm  für  jede  Wohnung)“  können 
fortgelassen  werden. 

§ 30,  Abs.  3 und 

§ 32,  Abs.  2 können  gestrichen  werden. 

§ 37.  Gegen  die  Einsetzung  eines  anderen  Termins  zur  Inkraft- 
setzung der  Bauordnung  werden  Bedenken  nicht  erhoben  werden. 

Im  übrigen  verweise  ich  erneut  auf  meinen  Runderlaß  vom 
25.  April  1919,  nach  dem  ich  auf  die  unveränderte  Übernahme  der 
Vorschriften  in  die  Regierungs-  und  Ortspolizeiverordnungen  besonderen 
Wert  lege,  daß  aber  nichts  im  Wege  steht,  Zusätze  zu  den  Vorschriften 
zu  machen,  sofern  örtliche,  auf  klimatischer  oder  landschaftlicher 
Verschiedenheit  beruhende,  anerkannte  und  berechtigte  Baugewohn- 
heiten die  Einfügung  notwendig  erscheinen  lassen. 

Von  erneuter  Anhörung  von  Sachverständigen  und  Interessenten 
über  die  von  mir  in  diesem  Erlaß  geforderten  Zusätze  ersuche  ich 
Abstand  zu  nehmen,  da  solche  in  weitgehendem  Maße  durch  Anhörung 
der  über  das  Land  verteilten  bausachverständigen  Berufsverbände  er- 
folgt ist. 

Ich  erwarte  vielmehr,  daß  nunmehr  überall  mit  Beschleunigung 
die  neue  Bauordnung  erlassen  wird. 

Ein  Neuabdruck  des  Bauordnungsentwurfs  mit  den  in  diesem 
Erlaß  angeordneten  Änderungen  wird  binnen  kurzem  in  Karl  Heymanns 
Verlag  in  Berlin  W,  Mauerstraße,  erscheinen. 

Der  Minister  für  Volkswohlfahrt. 

In  Vertretung 

II.  9.  Nr.  359.  Scheidt. 
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Nichtamtlicher  Teil. 


Bruch  eines  Dückers  unter  dem  Ems -Weser -Kanal. 


Im  März  1912  brach  bei  der  erstmaligen  Durchleitung  des  Wassers 
der  bei  km  80,1  des  Ems-Weser-Kanals  gelegene  Flöthedücker.  Die 
Bruchstellen  sind  auf  den  Abb.  1 bis  3 u.  8 zu  ersehen.  Es  stellte 
sich  danach  heraus,  daß  der  Fuß  der  Mittelwand  durch  einen  durch- 
gehenden Riß  von  der  Sohle  getrennt  war.  Desgleichen  wiesen  die 
beiden  Seitenwände  in  einer  fast  gleichmäßigen  Höhe  von  0,4  m über 
der  Sohle  einen  Riß  auf.  In  der  Bauwerksohle  wurden  Beschädigungen 
nicht  festgestellt.  u| 


Die  Seitenwände 
hatten  außerdem 
nicht  überall  die 
vorgeschriebene 
Stärke  (ohne 
Rammzuschlag) 
von  85  cm  er- 
halten , da  die 


langen 

wände 

innen 

wichen 
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Abb.  1.  Ansicht  gegen 
die  Mittelwand. 


Spund- 

nach 

ausge- 

waren. 


Die  Ursache  des 
Bruches  ist  nun 
weniger  in  dieser 
Verminderung 
der  Seiten  wand- 
abmessungen  zu 
suchen,  da  bei 
der  Berechnung 
die  günstige 
Wirkung  der 
Spundwände 
nicht  berück- 
sichtigt war,  als 
in  folgender  Tat- 
sache. 


Abb.  2.  Oberansicht 
auf  den  Dücker. 


Dückerrücken  n.  d.  Bnuch 
EntwurfsmäSige  PücKerforin/ 


Die  Mittel- 
wand  ist  nach 
dem  Bruch  um 
0,02  m auf  der 
Fuge  6 versetzt. 


abc  Arbeits- 
fugen u.  Risse 
in  den  Dücker- 
wänden. 


Abb.  3.  Schnitt  a—b  zu  Abb.  2. 


Das  Bauwerk  ist  ein  doppelteiliger  Dücker  mit  dem  in  Abb.  4 
dargestellten  Querschnitt.  Der  Dücker  war  als  reines  Betonmauerwerk 
berechnet  und  hatte  nur  eine  Längsbewehrung  von  2 mal  24  Rundeisen 
mit  je  15  mm  Durchmesser  erhalten.  Diese  Bewehrung  war  deshalb 
vorgesehen,  weil  infolge  ungleichmäßigen  Setzens  der  Fundierung,  was 
selten  mit  Sicherheit  zu  vermeiden  ist,  Momente  auftreten,  welche  die 
obere  und  untere  Zone  des  Rohrquerschnitts  auf  Zug  beanspruchen. 

Die  Seitenwände 
sollten  ohne  Ramm- 
zuschlag eine  Stärke 
von  85  cm,  die  Mittel- 
wand eine  solche  von 
50  cm  erhalten,  wäh- 
rend die  Decke  in  den 
Gewölbemitten  30  cm 
stark  war.  Bei  dem  un- 
günstigsten Belastungs- 
falle: „Kanal  leer,  Bach 
hochwasservoll,  Dücker 
gefüllt“  mußte  rech- 
nungsmäßig nur  in  der 
Nähe  des  Gewölbe- 
scheitels eine  Zug- 
beanspruchung von  rd. 
0,6  kg/qcm  eintreten. 
Der  Beton  in  der 
Mischung:  1 Teil  Ze- 
ment: 3 Teile  Sand : 5 Teile  Kies  hatte  eine  Würfelfestigkeit  von  min- 
destens 150  ke/qcm;  die  errechnete  Zugbeanspruchung  von  0,6  kg/qcm 
war  daher  keineswegs  zu  hoch,  besonders  da  sie  nur  bei  dem  un- 
günstigsten, vorübergehenden  Belastungsfall  auftrat. 

Die  wahrscheinliche  Ursache  des  Bruches  scheint  nach  den  Fest- 
stellungen bei  den  Abbrucbarbeiten  die  folgende  zu  sein.  Der  Dücker 
war  in  zwei  Zeitabschnitten  hergestellt,  die  durch  einen  vierwöchigen 
Frost  getrennt  waren.  Während  dieser  Frostzeit  stand  Wasser  in  der 
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Abb.  4.  Querschnitt  durch  den  Dücker 
in  Kanalmitte. 
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(49,50  - 45,32)  .2-1,15 


1,152 


-] 


• 1000  = 8575  kg. 


Als  Gegendruck  wirkt  das  Gewicht  des  Gewölbes  nebst  Zubehör  mit 


V/yyy/A  Alter  Beton 

Abb.  5. 
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Abb.  6. 


Baugrube.  Nun  sind  die  oben  erwähnten  Risse 
in  den  Seitenwänden  und  der  Mittelwand  ge- 
nau an  den  Arbeitsfugen  aufgetreten,  die  infolge 
der  Frostzeit  entstanden  waren.  In  Abb.  9 sind  die  Abstemmarbeiten 
bis  auf  die  Arbeitsfuge  erfolgt;  der  Beton  sprang  hier  glatt  ab.  An- 
scheinend muß  es  unterlassen  worden  sein,  für  eine  gute  Verbindung 
des  neuen  Betons  mit  dem  alten  zu  sorgen.  Hieraus  ergibt  sich  nun, 
daß  die  beiden  Gewölbe  durch  den  Innendruck  des  Wassers  abgehoben 
wurden,  soweit  in  dem  mittleren  tiefliegenden  Dückerteil  der  Wasser- 
innendruck  größer  war  als  das  D ückergewicht.  Der  Auftrieb  in  den 
Fugen  a,  b und  c (Abb.  5)  für  1 m Dückerlänge  beträgt  bei  dem  da- 
maligen Bach  wasserstand  von  N -N  -(-49,50  m: 


(2>l+i’5 . o,88  - _|_  o,5  • 0,45 J . 2200  = 4888  kg. 

Es  bleibt  somit  ein  wirksamer  Auftrieb  von  8575  — 4888  = 3687  kg. 
Dieser  Auftrieb  verteilt  sich,  da  der  Aufbau  als  Träger  auf  drei  Stützen 
zu  betrachten  ist,  auf  die  Stützen  wie  folgt: 

A = 1/a-  0,375  • 3687  = 691  kg, 

B = V,  • 1,250  • 3687  = 2305  kg, 

C=  V2  • 0,375  • 3687=  691  kg 
zusammen:  3687  kg. 

2305 

Die  Mittelstütze  erhielt  mithin  den  größten  Zug  mit  Tq~  jqq' 

= 0,46  kg/qcm  und  hob  sich  in  der  schlechten  Verbindungsfuge  ab. 
Die  Decke  des  Dückers  bildete  nunmehr  nur  noch  einen  Träger  auf 
zwei  Stützen  mit  der  großen  Stützweite  von  3,65  m.  — Das  Biegungs- 
moment im  Gewölbescheitel  berechnet  sich  (Abb.  6)  wie  folgt: 

1.  Durch  Wasserauf trieb: 

A ==  V2  (8575  -f  0,5  ■ 4,63  • 1000)  = 5445  kg 


=( 


1,15 


•4,18 


1,152  • n ' 


1000  = 2144  kg 


2 16  , 

M{  = — 5445  • 100  + 2144  • 29  = rd.  — 482  324  cmkg 

2.  Durch  Gegengewicht  (Abb.  7). 


, 4888  , 

A = — ^ — = rd.  2440  kg 
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Abb.  8. 


Abb.  9. 


= rd.  1170  kg 

II  = 2440  • 100  — 1170  • 65  = 167  950  cmkg. 

Demnach  ist 

M = M1  + M,  = — 482  324  + 168  350 

= — 314  374  cmkg, 

w 302  • 100  1 C,  AAA  3 

W — 75 = 15  000  cm3 

b 

a — 314  374  : 15  000  = qp-  20,96  kg/qcm. 

Eine  derartige  hohe  Zugbeanspruchung  konnte 
aber  das  Betongewölbe  des  Dückers  nicht  aushalten. 
Das  Gewölbe  mußte  daher  brechen,  sich  zugleich 
von  den  Widerlagern  abheben  und  durch  den  Wasser- 
auftrieb heben.  Jetzt  hatten  auch  die  Widerlager 
keinen  Halt  mehr  und  wurden  durch  den  seitlichen 
Schub  der  dicht  oberhalb  des  Dückerrückens  ab- 
gestemmten Spundwände  nach  innen  gedrückt. 

Ein  etwaiger  Temperaturunterschied  zwischen 
Bachwasser  und  Luft  kann  nicht  die  Ursache  des 
Bruches  gewesen  sein.  Denn  selbst  wenn  man  einen 
solchen  Unterschied  von  6 0 annimmt  und  nach 
Emperger,  Handbuch  für  Eisenbetonbau,  IV.  Band, 
2.  Teil,  S.  153  u.  f.  die  Berechnung  durchführt,  so  er- 
gibt sich  eine  Zugspannung  von  0,78  kg/qcm,  die 
unmöglich  das  Gewölbe  zerstören  konnte.  Auch 
praktische  Überlegungen  zeigen,  daß  ein  etwaiger 
Temperaturunterschied  den  Bruch  nicht  verursacht 
hat.  Denn  das  Gewölbe  ist  unmittelbar  nach  dem 
Einlassen  des  Wassers  gebrochen.  Es  verblieb 
keinerlei  Zeit  dafür,  daß  die  Kälte  des  Wassers  in 
den  Beton  eindrang.  Dazu  gehören  nicht  nur  Stun- 
den, sondern  Tage. 

Bei  den  Wiederherstellungsarbeiten  wur- 
den, da  das  Gewölbe  nur  in  dem  mittleren  Dücker- 
teil gebrochen  war,  auch  nur  die  mittleren  18  m 
abgebrochen  und  aus  Eisenbeton  neu  aufgeführt. 
Um  ein  möglichst  zusammenhängendes  Gewölbe  zu 
schaffen,  wurden  die  Stümpfe  der  Seiten  wände  und 
der  Mittelstützen  bis  zu  den  Fugen  a und  b (Abb.  10) 
weggestemmt.  Auf  diese  Weise  konnte  gleichzeitig 
eine  Verbindung  der  neuen  Quereisenbewehrung  mit 
der  alten,  unteren  Längsbewehrung  geschaffen  werden. 
Um  aber  die  alten  und  die  neuen  Betonmassen  gründ- 
lich zu  verbinden,  wurden  diese  Gefahrfugen  durch 
eiserne  Bügel,  die  in  den  alten  Beton  hineinbanden, 
gesichert.  In  die  Dückersohle  wurden  Löcher  (4  Stück 
auf  1 m jeder  Fuge)  eingestemmt,  die  sioh  nach  unten 
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Zementmörtel  vergossen. 
Als  Querbewehrung  erhielt  die  Decke  oben  und  unten  je  6 Rundeisen 
von  10  mm  Durchmesser. 

Für  den  Belastungsfall:  „Dlicker  leer,  Kanal  gefüllt“,  treten  die 
größten  Beanspruchungen  auf  und  zwar  im  Eisen:  =660  kg/qcm, 


im  Beton  Gbd  = 10  kg/qcm  und  unter  Berücksichtigung  der  Betonzug- 
spannungen C,)d  = <fbz  = 4,4  kg/qcm. 

Die  Schubspannung  an  der  ungünstigsten  Stelle  des  Gewölbes 
beträgt  0,68  kg/qcm,  während  sich  die  Haftspannung  zu  3,4  kg/qcm 
errechnet.  Die  beiden  Seitenwände  erhielten  dieselbe  Bewehrung  w'ie 
die  Decke,  d.  h.  6 Rundeisen  von  je  10  mm  Durchmesser.  Bei  der 
Wandstärke  an  der  ungünstigsten  Stelle  von  rd.  50  cm,  für  welche  die 
ganze  Berechnung  durcbgeführt  ist,  beträgt:  og  — 720  kg/qcm;  obd  = 
4,07  kg/qcm;  Ohz  = 1,70  kg/qcm.  Der  Berechnung  der  Mittelstütze 
wurde  zur  Sicherheit  folgende  Annahme  zugrunde  gelegt:  „Kanal  leer, 
Dücker  aufgegraben,  gewichtlos  gedacht  und  gefüllt.“  In  diesem  Fall 
erfährt  die  Mittelstütze  Zugspannungen  durch  den  Auftrieb,  die  allein 
durch  die  Eiseneinlagen  (8  Rundeisen  von  12  mm  Durchmesser)  auf- 
genommen werden  sollen.  Der  Auftrieb  beträgt  im  Höchstfälle 
rd.  6250  kg.  Die  Eisenbeanspruchung  errechnet  sich  danach  zu  ae  = 1 
6250  „or.  . , 

8 i,i3  = G90kg(qcm. 

Da  nun  in  den  an  den  neu  eingebauten  mittleren  Dückerteil  sich 
anschließenden  alten  Dückerteilen  auch  noch  die  Risse  der  Arbeits- 
fuge sich  feststellen  ließen,  wurden  hier  eiserne  Klammern  (3  Stück 
auf  1 m Riß)  mit  fettem  Zementmörtel  einbetoniert  (Abb.  11).  Bei  der 
erneuten  Inbetriebnahme  (jedes  Rohr  wurde  zuerst  einzeln  gefüllt  und 
die  Wände  dabei  untersucht)  zeigten  sich  keinerlei  Mängel  mehr. 

Hoya  a.  d.  Weser.  Regierungs-  und  Baurat  Post. 


Vermischtes. 


Zu  Ehrenmitgliedern  der  Technisclieu  Hochschule  Berliu  haben 
Rektor  und  Senat  ernannt  aus  Anlaß  der  Übergabe  des  Braunkohlen- 
forscbungsinstituts  an  die  Technische  Hochschule  Berlin  sowie  ins- 
besondere des  sechzigjährigen  Bestehens  der  ehemaligen  Königlichen 
Bergakademie  Berlin,  jetzigen  Abteilung  für  Bergbau  der  Berliner 
Hochschule:  den  Generaldirektor  und  Vorsitzenden  der  Rheinischen 
Aktiengesellschaft  für  Braunkohlenbergbau  und  Brikettfabrikation  in 
Köln  2>r.  = !yttQ-  e.  h.  Silverberg  in  Anerkennung  seiner  namhaften 
Verdienste  durch  Förderung  der  Braunkohlenindustrie,  durch  seine 
Mitarbeit  und  durch  Überweisung  von  Geldmitteln  bei  der  Schaffung 
des  Instituts  für  Braunkohlenforschung;  — den  Generaldirektor  der  Ver- 
einigten Königs-  und  Laurahütte  Aktiengesellschaft  für  Bergbau  und 
Hüttenbetrieb  in  Laurahütte  i.  Oberschlesien  Geheimen  Bergrat 
2>r.=§ng.  e.  h.  Ewald  Hilger  in  Anerkennung  seiner  namhaften  Ver- 
dienste um  die  Förderung  des  Stein  kohlen-Bergbaues,  des  Eisenhütten- 
wesens und  durch  Zuwendung  von  Geldmitteln  an  ein  Institut  der 
Bergbauabteilung;  — den  Direktor  der  Firma  Emanuel  Friedländer 
in  Berlin  Rudolf  Alberti  in  Anerkennung  seiner  namhaften  Verdienste 
um  die  Förderung  der  Braunkohlen-Mineralöl-  und  Schmierölindustrie 
und  durch  Überweisung  von  Geldmitteln  bei  der  Schaffung  des  Instituts 
für  Braunkohlenforschung. 

Elektrisches  Zementbrenneu.  In  Schweden  hat  man  versucht, 
Zement  durch  den  elektrischen  Strom  zu  brennen,  und  zwar  bei  den 
Anlagen  der  „Stora  Kopparbergs  Aktiebolag“  bei  „Domnarfvets  Bruk“. 
Da  diese  Versuche  zur  Zufriedenheit  ausgefallen  sind,  wird  jetzt  bei 
der  genannten  Grube  eine  Fabrik  zu  diesem  Zweck  errichtet.  Außer- 
dem sind  von  einigen  Beteiligten  Versuche  durch  Verwendung  von 
elektrischer  Kraft  des  „Trollhätta“-Kraftwerks  vorgenommen  worden, 
die  zur  vollsten  Zufriedenheit  ausgefallen  sind.  In  Deutschland  und 
in  der  Schweiz  wurden  auch  bereits  vereinzelte  Versuche  in  kleinem 
Maßstab  durchgeführt,  ohne  daß  bisher  in  einem  fabrikmäßigen 
Probebetrieb  die  technische  und  wirtschaftliche  Seite  der  Aufgabe  näher 
untersucht  worden  wäre. 

Im  kohlenarmen  Österreich,  das  über 
rund  2 000  000  PS  ausbauwürdiger  Wasser- 
kräfte verfügt  (etwa  ein  Drittel  der 
Wasserkräfte  Deutschlands),  sollte  man 
durch  Vornahme  von  Vorversuchen  in 
größerem  Maßstab  den  ersten  Schritt  auf 
dem  bezeichneten  Wege  tun,  dies  um- 
somehr, als  die  elektrothermische  Stoff- 
erzeugung ja  schon  seit  längerer  Zeit  in 
der  Technik  eine  Rolle  spielt  (Elektro- 
metallurgie), die  Verbrennung  guter 
Kohle  im  Sinne  der  Wirtschaftlichkeit 
wrenn  irgend  möglich  zugunsten  der  neu- 
zeitlichen Kohlenvergasung  vermieden 
werden  sollte  und  die  Baustoffnot  bei 
uns  derart  verhängnisvoll  geworden  ist, 
daß  an  eine  großzügige,  planmäßige 
Baustofferzeugung  ohne  ausgiebigste 


Heranziehung  der  „weißen  Kohle“  kaum  zu  denken  ist.  — Als 
Beispiel  der  Erzeugung  eines  vollwertigen  Baustoffs  auf  diesem  neuen 
Wege,  ganz  ohne  Kohle,  jedoch  nicht  auf  kaltem  Wege,  sei  etwa 
ein  „Hochofenzement“  oder  „Montanzement“  angeführt,  der  aus 
mindestens  15  Gewichtshundertteilen  Portlandzement  und  (normen- 
gemäß) höchstens  85  vH  basischer  gekörnter  Eisenhochofenschlacke 
besteht.  Bei  vorhandener  Wasserkraft  könnte  in  Hinkunft  damit  nicht 
nur  die  mechanische  Aufbereitung  (Mahlen),  sondern  auch  das  „Brennen“ 
der  aus  Schlacke,  bezw.  Mergel  und  Kalkstein  bestehenden  „Portland- 
klinker“ besorgt  wrerden.  Auch  würde  bei  der  Erzeugung  von  regel- 
rechtem Portlandzement,  für  den  man  jetzt  im  Drehofen  ohne  zur 
Verfügung  stehende  Wasserkraft  300  000  bis  360  000  Wärmeeinheiten 
für  100  kg  Zement  und  im  Schachtofen  mit  zur  Verfügung  stehender 
Wasserkraft  110  000  bis  180  000  Wärmeeinheiten  für  100  kg  benötigt, 
wobei  die  Wasserkraft  zur  mechanischen  Aufbereitung  (Mahlen)  dient, 
bei  Benutzung  des  angedeuteten  Weges  eine  beträchtliche  Menge  guter 
Kohle  für  solche  Verwendungen  frei,  für  die  sie  unbedingt  nötig  ist. 

Wien.  Dr.  Hasch. 


Verfahren  zum  geriistlosen  Aufbau  von  Schalungen.  D.  R.-P. 
266  834  vom  8.  Februar  1912.  Emil  Melzer  in  Osthofen  in  Rhein- 
hessen. — Der  Vorzug  dieses  neuen  Verfahrens  liegt  darin,  daß  nur 
verhältnismäßig  wenig  Schalung  gebraucht  wird.  Durch  verstellbare 
Haltebügel  -werden  die  Nut-  und  Federschalbretter  in  ihrer  Lage  fest- 
gehalten und  ein  Ausbiegen  beim  Stampfen  verhindert.  Mit  dem 
Fortschreiten  des  Stampfens  können  die  unteren  Bretter  entfernt  und 
oben  wieder  aufgesetzt  werden.  Nach  Befestigung  der  oberen  Schalung 
werden  die  unteren  Haltebügel  gelöst,  so  daß  keine  Querverbindung 
durch  das  Winkeleisen,  an  dem  die  Haltebügel  befestigt  sind,  den 
Stampfvorgang  stört.  — Der  Erfinder  ist  im  Krieg  gefallen ; die  Patente 
sind  von  der  Apparate- 
Fabrik  Fromme  in  Frank- 
furt a.  Main  (Ludwigstr.  31) 
erworben  worden. 


Ä 
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Verlag  von  Wilhelm  Ernst  & Sohn,  Berlin.  — Für  den  nichtamtl.  Teil  verantwortlich:  In  Vertr.  R.  Bergius,  Berlin.  — Druck  der  Buchdruckerei  Gebr.  Ernst,  Berlin 
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Cowalschky  (Wasser-  u.  Straßenbaufach);  — Kurt  Schäfer  (Eisen- 
bahn- und  Straßenbaufach). 

Die  Vorstandstellen  der  Hochbauämter  in  Breslau  II,  Schlawe 
und  Lötzen  werden  am  1.  Oktober  d.  J.  zur  Wiederbesetzung  frei. 

Der  Ministerialrat  Geheime  Oberbaurat  Friedrich  Schultze  und 
der  Oberbaurat  Fasquel,  beide  bisher  in  der  Hochbauabteilung  des 
Finanzministeriums,  sind  in  den  Ruhestand  getreten. 

Dem  Regierungsbaumeister  Kurt  Schultze  in  Berlin -Friedenau 
ist  die  nachgesuchte  Entlassung  aus  dem  Staatsdienst  erteilt  worden. 

Deutsches  Reich. 

Reichsschatz ver waltung.  Der  Reichspräsident  hat  zu  Re- 
gierungsbauräten ernannt:  die  Regierungsbauineister  Baurat  Konrad 
Schnitzel- Groß,  Hermann  Rauscher,  Wilhelm  Asbach,  Rudolf 
Lampp;  — die  Hochbauinspektoren:  Gustav  Druxes  und  Ernst 
Wendel,  sämtlich  im  besetzten  rheinischen  Gebiet;  — die  Regierungs- 
baumeister Baurat  Johannes  Schettler  beim  Reichsvermögensamt 
Eisenach,  Robert  Lang  beim  Reichsvermögensamt  Tübingen,  Reinhard 
Tuscher  beim  Reichsvermögensamt  Klausdorf,  Karl  Wagner  beim 
Reichsvermögensamt  Münster  i.  W.,  Kurt  Schönfeld  beim  Reichs- 
vermögensamt II  Hannover,  Georg  Thiel  beim  Reichsvermögensamt 
Klausdorf  (verwendet  beim  Reichsvermögensamt  Charlottenburg);  — 
die  Regierungsbauassessoren  German  Mar  statt  beim  Reichs  ver- 
mögensamt Koblenz,  Wilhelm  Hof  mann  beim  Reichsvermögensamt 
Stuttgart,  Kurt  Simon  beim  Laudeslinanzamt,  Reichsneubauamt  Cassel. 

Sachsen. 

Der  Baudirektor  der  Stadt  Düsseldorf  Oberbaurat  Muesmann  ist 
vom  1.  Oktober  1921  ab  zum  ordentlichen  Professor  für  Entwerfen  in 
der  Hochbauabteilung  der  Techn.  Hochschule  Dresden  ernannt  worden. 

Der  Geheime  Baurat  Oswald  Schmidt,  früher  Vortragender  Rat 
und  Vorstand  der  Wasserbaudirektion  im  Finanzministerium  in 
Dresden,  ist  gestorben. 

Badeu. 

Der  Regierungsbaumeister  Hermann  Schurhammer  in  Forbacb 
ist  in  gleicher  Eigenschaft  nach  Bonndorf  versetzt  und  einstweilen  mit 
der  Leitung  der  Wasser-  und  Straßenbauinspektion  Bonndorf  betraut. 

Der  Reichspräsident  hat  dem  Oberbauinspektor  S)r.=(sitg.  Ernst 
Gaber  in  Mannheim  die  nachgesuchte  Entlassung  aus  dem  Reichs- 
dienst erteilt. 

Hamburg1. 

Der  Oberbaurat  Hartwig  Caspersohn  in  Hamburg,  Leiter  der 
Abteilung  für  Straßenreinigung,  ist  gestorben. 


Ordensauszeichnungen: 

Es  haben  erhalten: 

das  Eiserne  Kreuz  erster  Klasse: 

Herr,  Otto,  Regierungsbaumeister,  Guben, 

Krause,  £aul,  Regierungs-  und  Baurat,  Lüneburg, 

Müller,  Gustav,  Regierungsbaumeister,  Sehnde; 

das  Eiserne  Kreuz  zweiter  Klasse: 

Kahle,  Albert,  Regierungs-  und  Baurat,  Dorsten, 

Martin,  Paul,  Regierungs-  und  Baurat,  Dorsten, 

Mosterts,  Franz,  Regierungs-  und  Baurat,  Siegburg, 

Pfaue,  Theodor,  Regierungs-  und  Baurat,  Dorsten, 

Sagemüller,  Wilhelm,  Regierungsbaumeister,  Breslau, 

Schlette,  Willi,  Regierungsbaumeister,  Alienburg, 

Waade;  Karl,  Regierungsbaumeister,  Angerburg, 

Westhoff,  Julius,  Diplomingenieur,  Essen. 

Amtliche  Mitteilungen. 

Preußen. 

Dem  bisherigen  Regierungsrat  im  Reichsdienst  Paul  Herr  mann  ist 
die  planmäßige  Regierungs-  und  Bauratstelle  für  den  Bezirkswohnungs- 
aufsichtsbeamten in  Magdeburg  und  dem  Regierungs-  und  Baurat 
Wohlfarter  die  planmäßige  Regierungs-  und  Bauratstelle  für  den  Be- 
zirkswohnungsaufsichtsbeamten in  Köln  verliehen  worden.  Herrmann 
bleibt  bis  auf  weiteres  als  Hilfsarbeiter  im  Ministerium  für  Volks- 
wohlfahrt beschäftigt. 

Versetzt  sind:  die  Regierungsbaumeister  des  Hochbaufaches 

Schenck  von  Berlin  nach  Elberfeld,  Li  eben  thal  von  Frankfurt  a.  d.  0. 
nach  Goldap,  Fiebelkorn  von  Cassel  nach  Frankfurt  a.  d.  0.  uud 
Fernholz  von  Essen  nach  Düsseldorf. 

Zur  Beschäftigung  sind  überwiesen:  die  Regierungsbaumeister 
des  Hochbaufaches  Büge  der  Regierung  in  Arnsberg  und  II  einem  ei  er 
dem  Oberpräsidium  in  Charlottenburg. 

Die  Staatsprüfung  haben  bestanden:  die  Regierungsbauführer 

Paul  Fehmer  und  Werner  Dobisch  (Hochbaufach);  — Friedrich 


(Alle  Reohte  Vorbehalten  J 


Nichtamtlicher  Teil. 


Städtebauliche  „Verteilung“. 

Vortrag  von  Raymond  IJuwiu,  gehalten  am  7.  Januar  1921  im  Town  planning  Institute  in  London. 


Unter  dem  Stichwort  „Distribution“  hat  R.  Unwin  kürzlich  einen 
für  die  Fragen  der  Großstadt  bedeutungsvollen  Vortrag  gehalten,  den 
wir  auszugweise  wiedergeben. 

Das  Stichwort  soll  sich  sowohl  auf  die  Anordnung  der  ver- 
schiedenen Stadtteile  beziehen,  als  auf  die  örtliche  und  tägliche 
Bewegung  der  Bevölkerung.  So  viel  städtebauliche  Einzelfragen  bisher 
bearbeitet  und  gelöst  worden  sind,  so  hat  in  bezug  auf  die  große, 
allgemeine  Frage  der  „Verteilung“  der  Stadt  und  ihrer  Bewohner 
kaum  eine  Untersuchung  und  noch  weniger  eine  Lösung  stattgefunden.' 
Gewiß  sind  in  vielen  Stadtbauplänen  getrennte  Bezirke  für  Groß- 
gewerbe, für  Geschäfte  und  für  Wohnungen  ausgewiesen  und  dadurch 
Fortschritte  in  der  Richtung  der  Verteilungsaufgabe  angebahnt  worden: 
wenigstens  wurde  die  öffentliche  Aufmerksamkeit  auf  diesen  Punkt 
gelenkt.  Aber  der  Gegenstand  ist  von  viel  tieferer  Wichtigkeit,  als 
bisher  angenommen  wurde.  Er  bildet  die  Wurzelfrage  der  Großstadt, 
wenn  man  sie  als  Ganzes  betrachtet. 

Trotz  aller  bekannten  Nachteile  dauert  das  Wachstum  der  Groß- 
städte fort.  Das  Volk  unterliegt  ihrer  Anziehungskraft.  Es  wird  fort- 


gerissen von  der  Strömung  und  der  Hast  des  Getriebes.  Das  wechselnde 
Bild  der  Interessen  und  die  Menge  billiger  Vergnügungen  hält  die 
Menschen  von  Stunde  zu  Stunde  in  Bewegung  und  verhindert  sie,  die 
Häßlichkeit  und  den  Schmutz  ihrer  Umgebung  dauernd  zu  empfinden 
sowie  des  geringen  Wertes  der  Zerstreuungen  sich  bewußt  zu  werden, 
denen  sie  oft  genug  ihr  bestes  opfern.  Die  große  Stadt  ist  nicht  mehr 
ein  wirklich  organisiertes  Gemeinwesen,  gefestigt  durch  ein  anerkanntes, 
die  verschiedenen  Individuen  und  Klassen  vereinigendes  Band.  Sie  ist 
heute  wenig  mehr  als  eine  amorphe  Volksmasse  ohne  geordneten  Auf- 
bau, wenn  auch  angefüllt  mit  gelegentlichen,  mehr  oder  weniger  aus- 
gedehnten und  mächtigen  Gruppierungen,  deren  Dasein  sich  haupt- 
sächlich stützt  auf  eines  oder  anderes  der  Sonderzwecke,  die  um  die 
Beeinflussung  der  Menge  streiten.  Dieser  Mangel  an  dem  gebührenden 
Maß  von  Einheit  und  von  Verteilung  spiegelt  sich  in  der  äußeren  Gestalt 
der  Stadt  wieder  und  ist  zugleich  eine  Gegenwirkung  der  äußeren 
Form.  Die  Verbesserung  der  Lebensbedingungen  in  der  modernen 
Stadt  ist  von  der  Erreichung  zweier  Hauptziele  abhängig:  der  ge- 
eigneten Anordnung  der  Stadtteile  und  der  angemessenen  örtlichen 
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Festigung  des  Lebens  ihrer  Einwohner  in  diesen.  So  lange  die 
gewerbereichen,  geschäftlichen  und  Wohngegenden  in  hoffnungslosem 
Gemenge  liegen,  jede  bemüht,  sich  auf  Kosten  der  Bedürfnisse 
der  anderen  auszudehnen,  und  >o  lange  in  dieser  Umgebung  die 
Volksteile  vor-  und  rückwärts  geschoben  werden  im  ganzen  Stadt- 
körper, ohne  einen  Platz,  wohin  sie  wirklich  gehören,  und  ohne  ein 
bestimmtes  Band,  das  sie  vereinigt,  gibt  es  kein  Heil  gegen  die  Miß- 
stände des  Wohnens,  die  körperliche  Verschlechterung  der  Kasse 
und  den  minderwertigen  Lebensinhalt,  der  die  Zukunft  der  Stadt- 
bevölkerung untergräbt. 

Das  ist  eine  schwere  und  ernste  Frage,  die  dem  Städtebauer  ge- 
stellt ist  und  sorgfältige  Untersuchungen  erfordert,  bevor  die  Mittel 
zu  ihrer  Lösung  gefunden  werden  können. 

Das  Wachstum  der  großen  Stadt  entspringt  den  zentralisierenden 
Bestrebungen  in  bezug  auf  Handel  und  Industrie  sowie  auf  Ver- 
gnügungen und  andere  Lehenszweige.  Die  Mittelpunkte  des  Handels 
innerhalb  der  Städte  dehnen  sich  immer  mehr  aus  und  vielleicht  am 
schnellsten  in  den  größten  Städten.  Unbequemlichkeiten  und  Kosten 
werden  nicht  gescheut,  um  während  der  Arbeitstunden  innerhalb  des 
Raumes  sich  zu  befinden,  der  eine  schnelle  persönliche  Verbindung 
mit  einer  möglichst  großen  Zahl  wichtiger  Geschäftsleute  gestattet. 
Wir  müssen  auf  ein  Verstärken  dieser  Zusammenfassung  des  Handels 
vorbereitet  sein.  Der  Industrie  haben  Fernsprecher  und  Kraftwagen 
bereits  eine  Dezentralisation  erlaubt;  sie  haben  die  Trennung  zwischen 
dem  Handelszentrum  und  den  Fabrikbezirken  erleichtert.  Letztere 
liegen  heute,  obschon  ihre  Handelskontore  im  Zentrum  geblieben  sind, 
in  der  Regel  außerhalb  der  eigentlichen  Stadt.  Die  Ansammlung  der 
Industrie  in  getrennten  äußeren  Ortsbezirken  befindet  sich  erst  in 
den  Anfängen  und  wird  mit  Recht  behördlich  gefördert.  Wirksame 
Spezialisierung  in  der  großgewerblichen  Erzeugung  hängt  eng  mit 
diesem  neuen  örtlichen  Zusammenschluß  zusammen,  der  eine  innige 
Berührung  mit  den  anderen  Sonderfabrikationen  ermöglicht,  von  denen 
Stoffe,  Maschinen  oder  Hilfsmittel  bezogen  werden.  Die  bis  zu  ge- 
wissem Maße  durchgeführte  Zusammenlegung  verwandter  Großgewerbe 
hat  auch  den  Vorteil,  daß  der  Wechsel  an  Arbeitsgelegenheit  in  den 
verschiedenen  Fabriken  ausgeglichen  wird.  Das  steht  im  Gegensatz 
zum  Industriedorf,  wo  alle  Bewohner  von  der  Arbeitsquelle  eines 
einzelnen  Werkes  oder  Gewerbezweiges  abhängig  sind  und  wo  die 
Erzeugungsmenge  auf  die  vorhandenen  Arbeitskräfte  beschränkt  ist, 
ohne  plötzlich  vermehrtem  Bedarf  genügen  zu  können. 

Einen  Hauptvorteil  großgewerblichen  Zusammenschlusses  bilden 
die  Verfrachtungserleichterungen.  Ersparnisse  in  den  Beförderungskosten 
sind  für  die  gewerbliche  Entwicklung  wesentlich.  Unnötige  Straßen- 
fuhren sind  kostspielig  und  zeitraubend.  Einer  der  besteingerichteten 
Fabrikbezirke  ist  derjenige  am  Osthafen  von  Frankfurt  a.  Main,  dessen 
Fortschritte  zwischen  den  Jahren  1909  und  1912  außerordentlich  schnelle 
waren;  sie  verlangsamten  sich  dann  und  ruhten  während  des  Krieges. 
Zwar  decken  dort  die  Einnahmen  noch  nicht  die  Ausgaben.  Mittelbar 
muß  aber  die  bedeutende  industrielle  Entwicklung  als  ein  für  die 
Stadt  höchst  nützlicher  Erfolg  anerkannt  werden.  Eine  ähnliche  An- 
lage wurde  jüngst  im  Trafford  Park  errichtet. 

Die  Ausdehnungsmöglichkeit  eines  Fabrikbezirks  wird  durch  drei 
Ursachen  eingeschränkt:  die  Schwierigkeiten  und  Kosten  der  Frachten 
über  eine  gewisse  Entfernung  hinaus;  die  Zunahme  der  Bodenpreise 
und  der  Verwaltungskosten;  endlich  der  Mangel  an  Raum  und  an 
guten  örtlichenJBedingungen  für  spätere  Niederlassungen,  die  mit  minder 
geeigneten  Lagen  zu  den  Wasserbecken  und  Gleisen  sich  begnügen 
müssen,  als  ihre  von  Ursprung  an  angesiedelten  Vorgänger  und 
Mitbewerber.  Großen  Städten  wird  am  besten  durch  mehrere  Fabrik- 
bezirke gedient  sein,  jeder  von  einer  Ausdehnung  und  Lage,  die  den 
Frachterleichterungen  und  dem  Erweiterungsbedürfnis  der  einzelnen 
Werke  entspricht  und  zugleich  ein  genügend  großes  Wohngelände 
für  Arbeiter  und  Angestellte  vorfindet.  Eine  solche  Anordnung  sichert 
die  geringsten  Beförderungskosten  für  Güter  und  Menschen. 

Zugegeben  muß  werden,  daß  die  Wiederbelebung  des  Straßen- 
frachtverkehrs durch  Motorwagen  und  die  leichte  Verteilung  der 
elektrischen  Kraft  in  etwas  der  Fabrikenanhäufung  entgegenwirken, 
indem  dadurch  manchen  Betrieben,  die  hauptsächlich  unmittelbar  für 
den  örtlichen  Kleinverbrauch  arbeiten,  die  Möglichkeit  geboten  wird, 
ohne  erhebliche  Nachteile  auf  die  Lage  an  Wasserwegen  und  Bahn- 
gleisen zu  verzichten.  Dahin  gehören  Wäschereien,  Holzbearbeitungen 
und  ähnliche  reinliche  Gewerbebetriebe  von  geringerem  Umfang,  deren 
Lage  in  der  Nähe  von  Wohnbezirken  verhältnismäßig  harmlos  ist. 

ln  Verbindung  mit  der  wachsenden  Handelszusammenfassung  und 
der  beschränkteren  Ansammlung  industrieller  Werke  in  besonders  ein- 
gerichteten Fabrikbezirken  hat  in  manchen  Großstädten  eine  bedeut- 
same, nach  auswärts  gerichtete  Bewegung  der  Bevölkerung  statt- 
gefunden, teils  wegen  des  viel  verbreiteten  Wunsches,  etwas  Garten 
und  mehr  Ruhe  und  Häuslichkeit  im  vorortlichen  Wohnen  zu  finden, 
teils  aber  hinausgedrückt  durch  Geschäftshäuser  und  Gewerbe.  In 
London  hat  der  erstere,  seelische  Grund  stärker  gewirkt  als  der  ma- 


1 terielle;  denn  nicht  bloß  ist  die  Bevölkerungszahl  in  der  inneren  Stadt 
gefallen,  sondern  auch  die  Wohndichtigkeit  hat  merklich  abgenommen. 
Es  ist  bisher  nur  in  geringem  Grade  versucht  worden,  dieses  nach  außen 
gerichtete  Streben  zu  ordnen  und  zu  leiten.  Das  Ergebnis  ist,  daß 
die  Bevölkerung  die  Stadtumgebung  überflutet,  indem  sie,  den  Linien 
des  geringsten  Widerstandes  folgend,  an  den  Bahnlinien  und  Haupt- 
straßen und  in  den  durch  sie  erreichbaren  Gebieten  sich  niedergelassen 
hat,  wo  landschaftliche  Vorzüge  vorhanden  waren  oder  eine  gewisse 
Aufschließung  des  Landes  durch  die  Eigentümer  es  ermöglichte. 

Die  Außenbewohner  der  großen  Städte  haben  den  Blick  auf  die 
Stadtmitte  gerichtet,  von  wo  sie  ausgewandert  sind,  wo  sie  ihren  Lebens- 
unterhalt und  ihr  Vergnügen  suchen,  und  haben  nur  wenig  Gemeinschaft 
mit  ihren  eigentlichen  Wohnorten  oder  Anhänglichkeit  an  deren 
Interessen.  Ohne  Zweifel  ist  diese  Art  von  Vororteentwicklung  sozial 
ungesund  und  wirtschaftlich  unbefriedigend.  * Eine  der  Hauptaufgaben 
des  Städtebaues  ist  die  örtliche  Einbürgerung  dieser  vorstädtischen 
Bevölkerung.  Im  Bann  der  Großstädte  werden  außer  dem  Haupt- 
handelsbetrieb auch  manche  andere  Einrichtungen  stets  zentralisiert 
bleiben.  Aber  es  liegt  kein  zwingender  Grund  vor,  warum  nicht  der 
größere  Teil  des  Lebens  in  weiter  oder  eoger  begrenzten  Gemein- 
schaften zusammengefaßt  werden  sollte,  mit  eigener  Ortsverwaltung, 
eigenen  Gewerbebetrieben,  Läden  und  Märkten  und  besonders  mit 
eigenen  Erziehungs-  und  Erholungstätten.  Die  Bemühungen  in 
amerikanischen  Städten,  Nachbarzentren  zu  schaffen,  und  das  englische 
Streben  nach  örtlichen  Theatern,  Schulen  und  Erholungsgelegenheiten 
sind  Zeichen  von  der  allgemeinen  Unzufriedenheit  mit  den  gegen- 
wärtigen vorstädtischen  Schlafstätten  für  eine  Bevölkerung,  die  ihr 
Leben  lang  den  verschiedensten  in  einer  Hand  zusammengefaßten  Be- 
schäftigungen in  der  Innenstadt  nachgeht.  Fahren  die  Städte  fort, 
sich  wie  bisher  zu  entwickeln,  so  kann  eine  befriedigende  Lebens- 
führung für  die  Gesamtheit  der  Büger  nur  auf  dem  Boden  der  an- 
gedeuteten örtlichen  Festigung  erwartet  werden.  Eine  solche  Neu- 
gestaltung der  Stadtentwicklung  kann  indes  schwerlich  als  das  Er- 
gebnis eines  Zufall  Wachstums  entstehen.  Obschon  die  Unzufriedenheit 
mit  den  gegenwärtigen  Wohn-,  Gewerbe-,  Erholungs-  und  Verkehrs- 
bedingungen der  Großstadt  tief  ist,  so  kann  doch  ohne  eine  allgemeine 
Führung  und  Überwachung  der  Trieb  nach  außen  nicht  zu  befriedi- 
genden Lösungen  führen. 

In  den  größten  Städten,  wie  London,  Neuyork  und  Paris,  macht 
die  Frage  sich  in  scharfer  Weise  als  eine  Frage  der  Verkehrs- 
anhäufung geltend.  Man  ist  vielfach  geneigt,  die  Verkehrschwierig- 
keiten der  Dezentralisation  der  Bevölkerung  zur  Last  zu  legen.  Aber 
sind  nicht  diese  Schwierigkeiten  in  höherem  Grade  dem  Mangel  einer 
verständigen  Bindung  des  örtlichen  Lebens  zuzuschreiben? 

Die  Berichte  von  Hellard  über  den  Londoner  Verkehr  geben  uns 
eine  ausgezeichnete  Grundlage  für  das  Studium  sowohl  der  dauernden 
als  der  täglichen  Ortsveränderungen.  Es  würde  sehr  wertvoll  sein, 
wenn  diese  Forschungen  einen  Schritt  weiter  unternähmen,  so  daß  die 
Wirkungen  auf  die  Verkehrsüberbäufungen  in  London  einesteils  durch 
die  Bewohner  der  nahen  Vororte  und  andemteils  durch  eine  gleiche 
Zahl  von  Bewohnern  eines  etwas  entfernteren  Ortes,  wo  das  örtliche 
Leben  mehr  gefestigt  ist,  verglichen  werden  könnten.  Wahrscheinlich 
sind  die  täglichen  Reisen  zur  und  von  der  Arbeitstelle  ungebührlich 
übertrieben,  und  der  Vorteil  einer  Verminderung  oder  Kürzung  dieser 
Fahrten  wäre  bedeutend,  weil  sie  gerade  in  den  Stunden  starken 
Verkehrs  stattfinden  und  die  örtliche  Überlastung  der  Verkehrsmittel 
in  der  unmittelbaren  Umgebung  Londons  herbeiführen.  Nach  den 
Diagrammen  von  Hellard  sind  die  Verkehrsströme  sowohl  auf  den 
Straßen  wie  auf  den  Eisenbahnen  verhältnismäßig  dünn  außerhalb  der 
inneren  Vororte  und  verbreitern  sich  rasch  bei  der  Annäherung  an 
die  Stadtmitte.  Obwohl  die  den  Kreis  der  wenigen  inneren  Vorort- 
stationen bedienenden  Züge  die  nach  den  Außenstationen  fahrenden 
Züge  an  Zahl  weit  übersteigen,  scheint  es,  daß  die  letzteren  auf  der 
äußeren  Hälfte  der  Fahrt  viele  leere  Plätze  aufweiseu.  Es  würde  also 
die  Verkehrshäufung  nicht  verstärkt,  sondern  vermindert  werden, 
wenn  die  erforderliche  Zahl  vollbesetzter  Züge  ohne  Anhalten  von  den 
Außenvororten  oder  den  Nebenstädten  bis  zu  den  Zentralstationen 
durchliefen.  Würden  gleicherzeit  die  Verkehrsanhäufungen  in  der 
Innenstadt  durch  eine  stärkere  Bindung  des  Lebens  der  übrigen 
Familienmitglieder  an  den  außerhalb  gelegenen  Wohnort  gemildert, 
so  könnte  eine  sehr  beträchtliche  Verminderung  der  täglichen  Fahrten 
herbeigeführt  werden.  Dies  würde  nach  meiner  Ansicht  eine  Folge 
eines  Systems  von  Neben-  oder  Planetenstädten  sein,  während  die 
herrschende  Bauart  eines  Ringes  innerer  Vororte  dazu  geführt  hat,  daß 
alle  Mitglieder  der  Familie  und  selbst  Handwerker  und  Tagelöhner, 
welche  allerlei  Dienste  um  ihr  tägliches  Brot  verrichten,  beständig  die 
Beförderungsmittel  für  fast  alle  Zwecke  in  Anspruch  nehmen.  Je 
näher  die  Wohnungen  bei  London  liegen,  desto  weniger  geht  die 
Bevölkerung  zu  Fuß  und  desto  größer  ist  der  Betrag  des  Geldes,  den 
sie  täglich  verdienen  müssen  zur  Bestreitung  der  Eisenbahn-  und 
Omnibusfahrten  ihrer  Familie. 
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So  erhebt  sich  die  Frage,  inwieweit  es  für  eine  wachsende  Stadt 
möglich  ist,  ihrer  Ausdehnung  ein  Ziel  zu  setzen,  was  ebenso  wünschens- 
wert wäre  wie  die  größere  Bindung  des  örtlichen  Lebens.  Ich  glaube, 
daß  eine  geeignete  Verteilung  der  Siedlung  und  eine  klare  Bestimmung 
der  verschiedenen  Gelände  in  dieser  Richtung  vieles  nützen  kann. 
Jede  Siedlung,  in  der  ein  örtliches  Leben  sich  entwickeln  soll, 
müßte  mit  allen  Erleichterungen  für  alle  zur  örtlichen  Befriedigung 
geeigneten  Lebensäußerungen  versehen  sein.  Örtliche  Arbeit  und 
Beschäftigung  für  möglichst  Viele,  Märkte  und  Läden  für  die  täglichen 
Bedürfnisse,  Schulen  und  Erholungstätten.  Zwar  können  nicht 
Hochschulen  an  jedem  Ort  eingerichtet  werden,  wohl  aber  die 
erforderlichen  Mittelschulen.  Keine  Albert-Halle  für  große  Konzerte, 
kein  Kennington  Oval  für  internationale  Sportfeste,  aber  doch  eine 
Musikhalle,  ein  Theater  und  so  viel  Spiel-  und  Sportplätze,  daß  es 
um  der  gewöhnlichen  Erholungen  willen  keiner  Fahrt  anderswohin 
bedarf.  Eine  solche  Ortsverteilung  ist  in  beträchtlichem  Grad  abhängig 
von  der  guten  Bemessung  von  Freiflächen  um  jede  Siedlung,  für  zwei 
Hauptzwecke.  Sie  sollen  einesteils  Gelegenheit  geben  für  Spiel,  Sport 
und  Nutzgärten  und  werden  anderseits  durch  die  Abtrennung  von  den 
Nachbarsiedlungen  die  Bedeutung  des  Ortes  als  einer  geschlossenen  Ein- 
heit erhöhen.  Noch  vor  wenigen  Jahren  waren  Hampstead.  Dulwich  und 
andere  Vororte  klar  umgrenzt  und  von  London  getrennt  und  hatten 
ein  beträchtliches  inneres  Leben.  Jetzt,  nachdem  die  Erweiterung 
der  Stadt  alles  überflutet  hat,  kann  niemand  mehr  erkennen,  wo 
Hampstead  endigt  und  Willesden  oder  St.  Pancras  anfängt.  Der 
örtliche  Gemeinsinn  ist  verloren  gegangen,  und  die  Mehrzahl  der 
85  000  Einwohner  von  Hampstead  sind  bloße  Vorortbewohner  Londons 
und  kennen  nicht  die  Grenzen  ihres  eigenen  Wohnortes. 

An  Stelle  der  horizontalen  Ausbreitung  der  Bevölkerung  hat  man 
die  Zunahme  der  Höhe  nach  vorgeschlagen.  Gewiß  würde  dadurch 
die  Zahl  derjenigen,  die  in  der  inneren  Stadt  wohnen  können,  ver- 
mehrt werden,  und  es  würde  vorteilhaft  sein  für  alle  diejenigen,  die 
den  vermeintlichen  Vorzügen  des  innerstädtischen  Lebens  möglichst  nahe 
sein  möchten.  Auch  glaubt  man  dadurch  die  Überlastung  der  Ver- 
kehrsmittel mildern  zu  können.  Aber  die  amerikanischen  Städte 
haben  die  entgegengesetzte  Erfahrung  gemacht  und  suchen  nunmehr 
die  Höhenübertreibungen  zu  mäßigen.  Auch  gesundheitliche  und 
soziale  Bedenken  sprechen  dagegen.  Besonders  für  die  Kinder,  für 
das  kommende  Geschlecht,  wäre  die  vorgeschlagene  vertikale  Stadt- 
erweiterung, insofern  sie  auf  Wohnviertel  Anwendung  finden  sollte, 
ein  Unsegen. 

Die  Stadt  ist  für  die  Menschen  da,  nicht  umgekehrt.  Den  größten 
Lebenswert  für  den  einzelnen  hat  das  Wohnen  und  Wirken  in  einer 
Gemeinschaft,  die  groß  genug  ist,  um  einer  angemessenen  Betätigung 
der  verschiedenen  Fähigkeiten  und  Charaktere  Raum  zu  gewähren, 
aber  auch  hinreichend  begrenzt,  um  in  dem  Einzelnen  ein  Gefühl 
von  Verwandtschaft  und  Anteilnahme  für  alle  Glieder  derselben 
Gemeinschaft  zu  erhalten.  Dies  finden  wir  in  den  kleineren  Städten, 
wo  das  Gemeinsamkeitsleben  verbunden  ist  mit  dem  freien  Zugang 
zu  allen  Vorteilen  und  Freuden  des  offenen  Landes,  wo  die  Stadt  der 
Wohnort  oder  Mittelpunkt  ist  sowohl  für  die  industrielle  und  handel- 
treibende Bürgerschaft  als  für  eine  landwirtschaftliche  Bevölkerung. 
Unsere  großen  Städte  sind  in  ihrer  Größe  weit  über  die  Möglich- 
keit solcher  Lebensweise  hinausgewachsen.  Das  persönliche  Band 
zwischen  den  Gliedern  der  Gemeinde  ist  verschwunden  und  aus 
diesem  Grunde  droht  die  soziale  Struktur  zusammenzubrechen.  Es  gibt 
nach  meiner  Ansicht  nur  ein  mit  der  Aufrechterhaltung  der  großen 
Städte  verträgliches  Mittel,  und  das  ist,  die  große  Stadt  umzuwandeln 
in  eine  Gruppe  kleinerer  Einheiten,  von  denen  jede  eine  örtliche 
Gemeinschaft  bildet,  ihre  bestimmte  Ausdehnung,  ihre  freie  Zu- 
gänglichkeit zum  offenen  Lande  und  ein  hauptsächlich  auf  den  Ort 
begrenztes  Gemeinschaftsleben  besitzt,  zugleich  aber  manche  be- 
deutenden Vorteile  aus  der  Tatsache  zieht,  daß  sie  ein  Glied  der 
größeren  Einheit  bildet:  nämlich  der  Großstadt,  welche  allen  ge- 
meinsam in  kultureller,  kommerzieller  und  industrieller  Beziehung 
Erwerbsgelegenheiten  und  Lebensquellen  darbietet,  die  über  die  Kraft 
der  individuellen  kleinen  Stadt  hinausgehen. 

Ein  solches  Gefüge  der  Großstadt  bietet  mehr  Wahrscheinlichkeit 
des  Erfolges,  als  jedes  andere.  Es  versucht  nicht  die  Uhr  zurück- 
zustellen und  zur  friedlichen  Kleinstadt  oder  zum  bescheidenen 


Marktllecken  zurückzukehren;  es  will  vielmehr  den  Drang  zur 
Bildung  noch  größerer  Gruppenstädte  aufrecht  halten  und  zugleich 
deren  Gliederung  zweckmäßig  gestalten.  Wohl  können  wir  nicht 
ohne  weiteres  unsere  großen  Städte  in  selbständige  Einzelorte 
aufteilen  und  diese  durch  Niederlegung  von  Gebäuden  mit  Frei- 
flächen umgeben  und  durch  Errichtung  öffentlicher  Bauwerke 
zu  selbständigem  Leben  verhelfen.  Wenn  wir  aber  überzeugt 
sind,  daß  nach  den  vorgeschlagenen  Grundlinien  die  richtige 
Lösung  der  Großstadtfrage  zu  suchen  ist,  so  können  wir  als 
Stadtplaner  in  dieser  Richtung  wirken.  Zunächst  könnte  die  Aus- 
dehnung der  bestehenden  Städte  mehr  und  mehr  in  dem  beab- 
sichtigten Sinne  geleitet  werden.  Unsere  Erweiterungspläne  sollten 
immer  mehr  die  Bildung  selbständiger  und  klar  abgegrenzter  Vor- 
städte herbeizuführen  suchen  und  nicht  bloß  das  weitere  Wachstum 
der  Stadt  selbst.  Wo  die  Gelegenheit  sich  bietet,  sollten  wir  das 
Entstehen  von  Neben-  oder  Planetenstädten  begünstigen  und  diese 
Art  von  Stadterweiterung  als  die  beste  im  Auge  behalten.  Ferner 
sollten  wir  die  bauliche  Staffelung  und  Zonenbildung  (the  zoning) 
der  bestehenden  Stadtgebiete  im  Hinblick  auf  ihre  allmähliche  Auf" 
lockerung  und  auf  die  Schaffung  von  Stadtteilen  mit  eigenem  Leben 
bearbeiten.  Es  werden  Ergänzungen  zum  Stadtplanungsgesetz  er- 
forderlich sein,  um  den  Gemeinden  die  nötigen  Vollmachten  zu- 
zuführen. 

Dazu  aber  kommt  schließlich  die  Frage  der  Bodenwerte.  Sie 
werden  durch  die  Stadtplanung  in  hohem  Grade  beeinflußt;  sie 
werden  gesteigert  oder  in  ihrer  zukünftigen  Entwicklung  gehemmt. 
Diese  Eigentümer  werden  benachteiligt,  jene  begünstigt.  Es  ist 
billig,  daß  ein  Ausgleich  gefunden  werde,  wie  es  in  einigen  amerika- 
nischen Städten  bereits  geschehen  sein  soll.  Auch  diese  Frage  bedarf 
einer  ernsteren  Bearbeitung,  als  sie  bisher  erfahren  hat. 

Der  Vortrag  Unwins  wurde  von  der  Versammlung  mit  vielem 
Beifall  aufgenommen,  der  in  den  Ausführungen  verschiedener  Redner 
zum  Ausdruck  kam.  Einer  von  ihnen,  Mawson,  bekannte  sich  in 
gewissem  Umfange  zur  vertikalen  Stadterweiterung  neben  der  hori- 
zontalen. wenn  ein  geeignetes  Verhältnis  zwischen  Höhen  und  Frei- 
flächen gewahrt  bleibe.  Das  Wachstum  einer  Stadt  über  300  000  bis 
400  000  Einwohner  wurde  als  unerwünscht  bezeichnet.  Auch  wurde 
auf  die  Nachteile  der  großen  Endbahnhöfe  hingewiesen  und  die 
Durchführung  der  Bahnen  durch  die  Stadt  empfohlen;  die  dies- 
bezüglichen Vorschläge  des  Großberliner  Wettbewerbs  kamen  dabei 
zur  Sprache.  Im  Schlußwort  nannte  Unwin  als  Beispiele  für  die 
Möglichkeit,  die  Ausdehnung  einer  Stadt  zu  begrenzen,  die  Städte 
des  Mittelalters  und  deren  Festungswälle.  Daß  es  auch  Örtlichkeiten 
gebe,  die  zur  Errichtung  eines  sehr  hohen  Gebäudes  für  Geschäfts- 
zwecke geeignet  sind,  wolle  er  nicht  bestreiten;  aber  die  Neigung 
zum  Höherbauen  sei  gefährlich  und  bedürfe  sorgsamer  Überwachung. 
Die  örtliche  Festigung  des  vorstädtischen  Volkslebens  sei  eine  ent- 
scheidende Forderung  für  große  Städte,  wenn  nicht  ihre  Bevölkerung 
entarten  und  ihr  Stand  der  Bildung  und  Gesittung  der  Gefahr  des 
Unterganges  ausgesetzt  sein  solle. 

Den  Stadtverwaltungen  liege  eine  ungeheure  Verantwortung  ob, 
und  nicht  weniger  denen,  die  sie  über  der  zukünftigen  Entwicklung 
beraten.  Ob  es  indes  unter  den  herrschenden  Verhältnissen  möglich 
sei.  die  Frage  zu  lösen,  lasse  er  dahingestellt  sein. 

Die  in  dem  Unwinschen  Vortrag  dem  Städtebau  gewiesenen  Wege 
weichen  beträchtlich  ab  von  dem  Gang  der  Dinge  in  Deutschland. 
Auch  abgesehen  von  der  fast  grotesken  Bildung  einer  Viermillionen- 
Einheitgemeinde  Großberlin  sind  bei  uns  die  Zentralisierungs- 
bestrebungen, wie  sie  sich  besonders  in  den  andauernden  Ein- 
gemeindungen aussprechen,  stärker  als  die  Absichten  der  Dezentrali- 
sation. Beide  haben  ihre  Berechtigung.  Aber  im  Unwinschen  Sinne 
müßten  nur  solche  kommunalen  Vereinigungen  angestrebt  werden, 
die  das  Leben  der  Einzelglieder  nicht  aufsaugen,  sondern  in  allen 
örtlichen  Belangen  stärken.  Und  die  große  Einheitstadt  müßte  ver- 
suchen, ihren  Stadtteilen  eine  namhafte  örtliche  Selbständigkeit  zu- 
zuweisen. Die  Art  der  Lösung  von  Stadtbau-  und  Stadterweiterungs- 
fragen müßte  durch  diese  Zielgedanken  entscheidend  beeinflußt  werden. 
Sie  verdienen  auch  in  Deutschland  eingehender  Erwägungen  und 
ernster  Forschung.  J.  Stübben. 


Auswechslung  der  eisernen  Überbauten  der  Eiseilbahnüberführung 
über  die  Bollwerkstraße  in  Stettin. 


Vom  Eisenbahninspektor  Meerkatz  in  Stettin. 


Das  zweigleisige,  im  Jahre  1868  errichtete  Bauwerk  überbrückt  die 
längs  der  Oder  verlaufende,  am  Vorplatz  des  Personenbahnhofes 
Stettin  beginnende  Bollwerkstraße  und  zwei  weitere  Straßen,  die  aus 
ihr  unmittelbar  vor  der  Überführung  abzweigen  und  nach  der  Innen- 
stadt führen.*)  Die  drei  Straßen  werden  unter  der  Brücke  nur  durch 


schmale  Fußgängerinseln  voneinander  geschieden.  Die  beiden  der 
Oder  zunächst  gelegenen  Straßen  führen  Straßenbahngleise  für  drei 
verschiedene  Linien  (Abb.  3).  Fast  der  gesamte  Verkehr  zum  und  vom 


*)  S.  a.  Zeitschrift  für  Bauwesen  1879  S.  359,  und  Blatt  47  bis  51. 
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Abb.  4.  Querschnitt  der~alten  Brücke. 
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Bahnhof  wickelt  sich  auf  diesen  Straßen  ab.  Auch  der  Verkehr  auf 
der  Brücke  ist  infolge  ihrer  Lage  in  der  Gemeinschaftstrecke  dreier 
verschiedener,  bei  Stettin  zusammenlaufender  Eisenbahnlinien  (Stettin — 
Stargard  i.Pomm.,  Stettin— Gollnow  und  Stettin— Küstrin)  äußerst  rege. 
Etwa  200  Züge  rollen  täglich  über  die  Brücke,  deren  Anordnung  aus 
den  Abb.  1 , 2 u.  4 ersichtlich  ist.  Die  Brücke  hat  eine  Länge  von  rd. 
60  m und  besteht  aus  14  einzelnen,  paarig  nebeneinander  liegenden 
eingleisigen  Blechträgerüberbauten  von 
5,8  bis  10,8  m Stützweite.  Die  Über- 
bauten werden  von  gußeisernen,  acht- 
eckigen Säulen  getragen,  die  auf  rd.  9 m 
tiefen  Pfahlrost  gegründet  und  mit  den 
Fundamenten  verankert  sind.  Auf  den 
beiden  Außenbürgersteigen  bilden  je  8, 
auf  den  beiden  Fußgängerinseln  je 
11  Säulen,  durch  schmiedeeiserne  Bogen 
untereinander  versteift  und  durch  die 
Hauptträger,  den  Quer-  und  Windver- 
band der  Überbauten  fest  miteinander 
verbunden,  einen  räumlich  geschlossenen, 
festen  Pfeiler,  auf  dem  die  über  den 
Fahrstraßen  gelegenen  Überbauten  frei 
aufliegen.  Von  diesen  letzteren  Über- 
bauten sind  die  paarig  nebeneinander- 
liegenden nur  durch  leichte  U-  Eisen 
untereinander  verbunden,  die  gleich- 
zeitig Träger  für  den  mittleren  Fuß- 
steg sind.  Die  Schienen  ruhen  mittels 
eiserner  Unterlagsplatten  unmittelbar  auf 
den  Querträgern.  Die  Gleise  liegen  in 
einer  unregelmäßigen,  scharfen  Krüm- 
mung und  in  einem  Übergangsbogen, 
aus  dem  sie  auf  der  anschließenden  Oder- 

brücke  in  die  Gerade  übergehen.  Der  gegenseitige  Gleisabstand  be- 
trägt hier  3,5  m,  am  anderen  Ende  (Bahnhofseite)  5,8  m.  Die  Fahr- 
bahn und  die  beiden  äußeren  Fußstege  sind  ebenso  wie  der  Fußsteg 


zwischen  den  beiden  Gleisen  mit  hölzernen  Bohlen  abgedeckt.  Zum 
Schutz  des  Verkehrs’  unter  der  Brücke  sind  an  der  Unterseite  der 
Träger  Wellblech  tafeln  angebracht. 

Bei  der  Aufstellung  des  Entwurfes  für  den  Neubau  mußte 
man  wegen  der  Lage  des  Bauwerks  und  wegen  der  Lage  der  Gleise 
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Abb.  6. 


der  geringen  Bau- 
im  besonderen  von 
einer  Änderung  der  all. 
gemeinen  Anordnung  ab- 
sehen.  Nachdem  eine 
Nachrechnung  ergeben 
hatte,  daß  die  Säulen  den 
gesteigerten  Betriebslasten 
noch  genügen,  beschränkte  sich  die  Auf- 
gabe darauf,  die  zu  schwachen,  zur  Ver- 
stärkung nicht  mehr  geeigneten  Über- 
bauten durch  stärkere  zu  ersetzen.  Um 
einerseits  den  lichten  Raum  zu  wahren 
und  die  Unregelmäßigkeiten  in  der  Gleiskrümmung  möglichst  auszu- 
gleichen, anderseits  aber  die  Säulen  nicht  zu  exzentrisch  zu  belasten, 
war  man  gezwungen,  die  Hauptträger  bis  70  mm  weiter  auseinander- 


Längenschuitt  eines  10,8  m weiten 
neuen  Überbaues. 
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Abb.  7.  Befestigung  der  Schienen  auf  den  Querträgern. 


zurücken  und  die  Über- 
bauten etwas  gegenein- 
ander zu  versetzen.  Da- 
bei war  zu  beachten,  daß 
nicht  nur  zwei  aufeinander 
folgende  neue  Überbauten, 
sondern  auch  jedesmal  ein 
neuer  und  ein  alter  Über- 
bau genau  aneinander 
paßten.  Bei  der  Ausbil- 
dung der  schrägen  Enden 
war  ferner  in  Anbetracht  der  dichten  Lagerung  der  Überbauten  auf 
den  Säulen  auf  leichte  Ausführbarkeit  der  Auswechslung  Rücksicht  zu 
nehmen.  Größte  Genauigkeit  aber  war  notwendig  bei  der  Bestimmung 
der  Gleislage  auf  den  Überbauten,  da  eine  nachträgliche  Berichtigung 
nicht  möglich  war.  Diese  Festsetzungen  wurden  noch  dadurch  er- 
schwert, daß  von  dem  alten  Bauwerk  genaue  Maßzeichnungen  nicht 
vorhanden  waren.  Die  Lage  der  alten  Überbauten  zueinander,  die 
Stellung  der  Säulen  und  die  Gleislage  mußten  durch  Aufmaß  erst  be- 
stimmt werden.  Die  Überbauten  waren  sämtlich  voneinander  ver- 
schieden. 

Über  die  statische  Berechnung  der  Überbauten  ist  besonderes 
nicht  zu  bemerken.  Längen-  und  Querschnitt  eines  10,8  m weiten  Über- 
baues sind  in  Abb.  5 u.  6 dargestellt.  Die  neuen  Überbauten  haben 
eine  dichte  Fahrbahn  aus  6 mm  starken  Buckelblechen  mit  Kiesschicht 
erhalten.  Nur  an  den  schrägen  Enden  sind  die  Querträger,  die  durch- 
weg aus  zwei  U-Eisen  NP  26,  einem  gleiclizeitg  als  Futter  dienenden 
Stegblech  260 . 24  und  einer  Decklamelle  200 . 8 bestehen,  durch  8 mm 
starke  plangespannte  Bleche  miteinander  verbunden.  Der  mittlere 
Fußsteg  und  die  zum  gefahrlosen  Begehen  der  Brücke  etwas  verbrei- 
terten beiden  äußeren  Stege  sind  mit  6 cm  starken  Eisenbetonplatten 
abgedeckt,  auf  denen  ein  zur  Vermeidung  von  Rissen  mit  Drahtnetz 
armierter  2 cm  starker  Zementestrich  aufgebracht  ist.  Der  Kies  soll 
zur  Milderung  der  Geräusche  beitragen,  die  beim  Befahren  der  alten 
Überbauten  sehr  stark  waren  und  allgemein  als  lästig  empfunden 
wurden.  An  den  Hauptträgern  sind  zur  Abhaltung  des  Kieses  und 
der  Feuchtigkeit  von  den  Haupttragteilen  und  zu  ihrem  Schutz  gegen 
Rosten  seitliche  Abschlußbleche  vorgesehen,  die  von  Querträger- 
Anschlußwinkel  zu  Querträger-Anschlußwinkel  reichen  und  mittels 


Winkel  50 . 50 . 7 an  diesen  befestigt  sind.  Die  Bleche  sind  auf  diesen 
Befestigungswinkeln  mit  Stiftschrauben  aufgeschraubt,  können  also  bei 
Prüfungen  oder  Ausbesserungen  der  Eisenkonstruktion  nach  Bedarf 
abgenommen  werden.  An  der  unmittelbaren  Schienenauflagerung  auf 
den  Querträgern  mußte  wegen  des  geringen  Hauptträgerabstandes  und 
der  niedrigen  Bauhöhe  festgehalten  werden. 

Aus  Abb.  7 ist  die  neue,  wesentlich  verbesserte  Schieneu- 
befestigung  ersichtlich.  Besonderer  Wert  ist  auf  schalldämpfende 
Lagerung  und  Verwendbarkeit  der  Befestigungsmittel  des  Eisenquer- 
schwellenoberbaues der  Form  15c  gelegt.  Ersterem  Zweck  dient- 
die  elastische  Gewebebauplatte,  deren  Stärke  nicht  unter  27  mm 
gewählt  worden  ist,  damit  sich  beim  Zusammendrücken  der  Platte 
der  Kopf  der  Hakenschraube  nicht  auf  den  Querträger  aufsetzt.  Über 
dieser  Gewebebauplatte  liegt  eine  380.210  mm  große,  9mm  starke 
Flußeisenplatte.  Beide  Platten  sind  mit  vier  Bolzen  mit  dem  Querträger 
fest  verschraubt.  Damit  sich  der  Schaft  beim  Anziehen  der  Bolzen 
nicht  mitdrehen  kann,  sind  unter  dem  Bolzenkopf  Z-förmige  Plättchen 
untergelegt.  Die  flußeisernen  Platten  ersetzen  in  Verbindung  mit  dem 
Querträger  gewissermaßen  die  eiserne  Querschwelle  und  sind  ähnlich 
wie  diese  gelocht.  Nur  ist  hier  das  sonst  58.29  mm  grosse  viereckige 
Loch  auf  58 . 33  mm  vergrößert,  so  daß  sich  der  23  mm  große  Vierkant- 
schaft der  Hakenschraube  darin  drehen  kann.  Dies  ist  notwendig, 
damit  die  Hakenschraube  bei  etwas  zusammengedrückter  Gewebebau- 
platte entfernt  werden  kann.  Zu  dem  gleichen  Zweck  ist  auch  der 
normal  20  mm  lange  Vierkant  der  Hakenschraube  auf  13  mm  abge- 
arbeitet. Bei  angezogener  Hakenschraube  ragt  sonach  der  Vierkant 
um  4 mm  in  das  25  mm  breite  viereckige  Loch  der  Schienenunterlags- 
platte und  verhindert  so  ein  Mitdrehen  des  Schraubenschaftes  beim 
Drehen  der  Schraubenmutter. 


Abb.  8.  Einbau  eines  neuen  Überbaues. 


Abb.  9.  Ausheben  eines  alten  Überbaues. 
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Abb.  10.  Blick  auf  die  neue  Brücke. 


Die  Überhöhung  der  äußeren  Schiene  hat 
man  durch  Neigung  der  Querträger  erreicht. 

Diese  Neigung  ist  in  den  Ubergangsbogen 
entsprechend  der  von  0 bis  70  mm  anstei- 
genden Überhöhung  bei  den  einzelnen  Über- 
bauten verschieden,  bei  den  Querträgern  ein 
und  desselben  Überbaues  aber  zur  Verein- 
fachung der  Werkstattarbeiten  unter  sich 
gleich,  und  zwar  entspricht  sie  der  stets  am 
Anfang  des  Überbaues  vorhandenen  niedrig- 
sten Überhöhung.  So  sind  die  Querträger 
beim  ersten,  an  die  Oderbrücke  anschließen- 
den Überbau  um  35  mm,  — auf  1,5  m Länge 
gemessen,  — beim  zweiten  um  50  mm,  beim 
dritten  um  GO  mm  und  bei  dem  vierten  bis 
siebenten  Überbau  um  70  mm  geneigt.  Auf 
den  ersten  drei  Überbauten  waren  sonach 
Rampen  bis  zu  15  mm  Höhe  durch  Unter- 
legen von  1 bis  8 mm  starken  Futterblecken 
unter  die  27  und  33  mm  starken  Gewebe- 
bauplatten herzustellen. 

Für  die  Auswechslungsarbeiten  auf  der 
Baustelfe  war  vorgeschrieben:  Schnelle  Aus- 
führung ohne  Störung  des  Eisenbahnver- 
kehrs und  ohne  wesentliche  Beeinträchti- 
gung des  Fußgänger-,  Fuhrwerk-  und 
Straßenbahnverkehrs.  Die  längste  Zugpause 
am  Tag  betrug  62  Minuten.  Für  diese 
Zeit  durfte  jedoch  nur  das  Gleis,  in  dem  der  auszuwechselnde 
Überbau  lag,  gesperrt  werden.  Das  nebenliegende  Gleis  war  in 
dieser  Pause  nur  für  rd.  20  Minuten  zur  Mitbenutzung  frei.  Von 
den  drei  Straßen  durfte  immer  nur  eine  gesperrt  werden,  zwei 
mußten  für  den  Verkehr  frei  bleiben.  Unter  diesen  Bedingungen  war 
die  Auswechslung  mit  Hilfe  von  Kranen  die  gegebene  Arbeitsweise. 
Das  Gewicht  eines  5,8  m weiten  Überbaues  betrug  rd.  11  t,  das  eines 
10, 8 m weitgespannten  etwa  22  t.  Verwendet  wurden  zwei  Portal- 
Fachwerkkrane  von  je  11t  Tragkraft.  Sie  liefen  zu  ebener  Erde 
auf  kurzen,  jederzeit  schnell  entfernbaren  Schienen.  Ihre  Weite  im 
Lichten  war  12,5  m,  ihre  Höhe  von  Oberkante  Laufschiene  bis  Unter- 
kante Laufkatzen  träger  rd.  10,7  m.  Zwischen  diesem  Träger  und  der 
oberen  Umgrenzungslinie  des  lichten  Raumes  verblieb  noch  ein  Spiel- 
raum von  rd.  1,5  m.  Die  Hub  Vorrichtung  war  mit  elektrischem  An- 
trieb versehen,  das  Hubseil  etwa  in  Höhe  der  Laufbahn  der  Katze 
an  dem  der  Hubwinde  gegenüberliegenden  Kranpfosten  befestigt  und 
lief  von  hier  über  vier  in  der  Katze  und  über  drei  in  dem  Flaschenzug- 
kloben eingebaute  Rollen  nach  der  Trommel  der  Hubwinde,  die  auf 
einem  seitlich  auskragenden  Podest  in  etwa  2,5  m Höhe  über  der 
Straße  stand  und  durch  ein  Bretterhäuschen  geschützt  war.  Die  Hub- 
winde war  eine  3 t-Handwinde  üblicher  Bauart,  an  welche  unter  Ein- 
schaltung einer  weiteren  Übersetzung  ein  Elektromotor  von  10  PS 
angebaut  war.  Das  Verfahren  der  Katze  geschah  mit  einer  2 t-Hand- 
winde, die  in  ähnlicher  Weise,  jedoch  ohne  Schutzhäuschen  auf  einem 
Podest  am  anderen  Kranpfosten  aufgestellt  war.  Das  Seil  lief  von 
der  Katze  über  eine  feste  Umlenkrolle  auf  der  einen  Kranpfostenseite 
quer  über  die  ganze  Kranbreite  nach  der  anderen  Pfostenseite,  hier 
über  eine  feste  Rolle  nach  unten  zur  Windentrommel  und  von  hier 
zur  Katze  zurück.  Die  Winde  wurde  bei  voller  Belastung  von  vier 
Mann  bedient.  Dabei  waren  dadurch,  daß  sich  beim  Verfahren  der 
Last  die  Hubseilrollen  in  der  Katze  und  in  dem  Flaschenzugkloben 
unter  Biegen  des  Hubseiles  mitdrehten,  größere  Reibungswiderstände 
mit  zu  überwinden.  Beim  Auswechseln  griff  der  Lasthaken  in  die 
Öse  einer  besonderen  Aufhängevorrichtung,  die  rahmenartig  den  Über- 
bau umschloß  und  oben  und  unten  aus  zwei  U-Eisen,  seitlich  aus  je 
einer  diese  beiden  U-Eisen  verbindenden  Schraubenspindel  bestand 
(Abb.  8).  Zu  jedem  Kran  gehörten  zwei  Aufhängevorrichtungen ; 
je  eine  für  den  neuen  und  für  den  alten  Überbau.  Die  vier  Über„ 
bauten  in  den  Endöffnungen  wurden  nur  mit  einem  Kran  ausge- 
wechselt. Hierbei  war  die  Aufhängevorrichtung  etwa  in  Überbaumitte 
und,  um  den  Überbau  in  der  Schwebe  möglichst  wagerecht  zu  halten, 
etwas  schräg  zur  Überbauachse  angebracht. 

Die  Krane  wurden,  soweit  es  mit  Rücksicht  auf  ihre  Abbeförderung 
auf  der  Eisenbahn  möglich  war,  in  der  Werkstatt  zusammengebaut 
und  genietet.  Die  beiden  Pfosten  wurden  von  der  Straße  aus  mittels 
hölzerner  Standbäume,  die  durch  Drahtseile  seitlich  abgefangen  wmrden, 
nacheinander  aufgerichtet,  und  zwar,  um  nicht  durch  die  Straßenbahn 
und  deren  Leitungs-  und  Abspanndrähte  behindert  zu  sein,  auf  der 
Bahnhofseite.  In  einer  Zügpause  wmrde  der  Laufkatzenträger  auf 
einem  Eisenbahnwagen  herangebracht,  quer  zu  den  Gleisen  gedreht 
und  mittels  zwreier  leichter  Flaschenzüge,  die  auf  dem  Kopf  der 
Kranpfosten  an  kleinen  Auslegern  befestigt  wraren  (Abb.  8),  hoch- 
gezogen und  mit  den  beiden  Kranpfosten  verschraubt.  Nach  voll- 


ständiger Aufstellung  wurden  beide  Krane  nach  dem  anderen  Brücken- 
ende, auf  dem  der  Ausbau  beginnen  sollte,  verschoben.  Um  die  Krane 
dem  Fortgang  der  Arbeiten  entsprechend  ungehindert  verschieben  zu 
können,  mußten  die  oberen  Leitungsdrähte  der  Straßenbahn  vor  und 
hinter  der  Brücke  getrennt  wrerden.  Die  Straßenbahn  sollte  während 
der  Dauer  dieser  Leitungstrennung  die  Brücke  mit  abgezogener  Zu- 
leitungstauge durchfahren,  und  nur  während  der  Auswechslung  der 
über  den  Straßenbahngleisen  gelegenen  Überbauten  sollte  der  Straßen- 
bahnverkehr unterbrochen  werden.  Diese  Rücksichtnahme  auf  die 
Straßenbahn  erübrigte  sich  aber,  da  sie  ihren  Betrieb  infolge  Streiks 
der  Angestellten  für  längere  Zeit  einstellen  mußte. 

Auch  die  eisernen  Überbauten  wurden  bis  auf  die  Fußwregteile 
in  der  Werkstatt  vollständig  fertig  genietet  und  auf  S -Wagen  zur 
Baustelle  gebracht.  Vor  der  Auswechslung  eines  Überbaues  waren 
erforderlich:  Die  Beseitigung  des  Geländers,  Abtrennen  der  Fußweg- 
vorkragungen und  aller  entbehrlichen  Verbindungen  mit  den  Säulen 
und  den  anstoßenden  und  nebenliegenden  Überbauten,  Gangbarmachen 
aller  Oberbaubefestigungsmittel,  genaue  Einstellung  der  Krane,  Be- 
festigen der  unteren  Doppel-U-Eisen  an  dem  auszubauenden  Überbau 
und  Einhängen  der  zugehörigen  Schraubenspindeln,  Aufbringen  der 
Schienenunterlagsplatten  und  der  Leitschienenstützen  auf  dem 
neuen  Überbau  und  Anbringen  der  Aufhängevorrichtungen  an  den- 
selben. Die  Auswechslung  eines  Überbaues  ging  dann  wie  folgt 
vor  sich. 

Unmittelbar  nach  Durchfahrt  des  letzten  Zuges  und  nach  Sperrung 
des  Gleises  wurden  die  Aufhängevorrichtungen  am  auszubauenden 
Überbau  zu  Ende  angebracht,  alle  noch  vorhandenen  Verbindungen 
entfernt,  die  Schienen  gelöst  und  auf  die  anschließenden  Überbauten 
zurückgezogen.  Sodann  hoben  die  Krane  den  Überbau  etwa  2 m in 
die  Höhe,  damit  die  Köpfe  der  Säulen  gereinigt  und  für  die  Auf- 
lagerung des  neuen  Überbaues  hergerichtet  werden  konnten  (vgl.  Abb.  9). 
Inzwischen  war  auch  für  das  Nachbargleis  die  Zugpause  eingetreten, 
so  daß  auf  diesem  der  Bauzug,  der  aus  Maschine,  einem  leeren  S-Wagen 
und  dem  mit  dem  neuen  Überbau  beladenen  S-Wagen  bestand,  vor- 
rücken konnte.  Der  alte  Überbau  wurde  nun  seitlich  verfahren  und 
auf  dem  leeren  Wagen  abgelasseD,  die  Maschine  drückte  den  Zug 
um  eine  Wagenlänge  zurück,  die  Krane  nahmen  den  neuen  Überbau 
auf  (Abb.  S)  und  ließen  ihn  auf  die  Säulen  in  die  vorher  genau  fest- 
gelegte Lage  nieder,  was  bei  einigen  Überbauten  wregen  der  geringen 
Spielräume  förmlich  einem  Einfädeln  von  oben  und  von  der  Seite 
gleichkam.  Das  eigentliche  Auswechseln  (vom  Augenblick  des  Aus- 
hebens des  alten  Überbaues  bis  zum  Verlegen  des  neuen  Überbaues 
dauerte  nur  20  .Minuten.  Das  Nachbargleis  konnte  somit  sofort  nach 
Abgabe  des  neuen  Überbaues  an  die  Krane,  also  lauge  vor  Ablauf 
der  Pause,  vom  Bauzuge  geräumt  und  der  planmäßige  Zugverkehr  auf 
diesem  Gleis  wieder  aufgenommen  werden.  Wesentlich  längere  Zeit 
nahmen  die  Gleisarbeiten  in  Auspüich.  Durch  die  Verbesserung  der 
Gradiente  und  infolge  der  größeren  Bauhöhe  erhielt  das  Gleis  auf  den 
neuen  Überbauten  eine  bis  etwa  55  mm  höhere  Lage  als  bisher.  Es 
mußten  deshalb  Übergangsrampeu  vom  alten  zum  neuen  Überbau 
durch  Unterlegen  verschieden  starker  Holzfutter  unter  die  Schienen- 
unterlagsplatten hergestellt  werden.  Die  Zeit,  während  der  die  Gleis- 
arbeiten ausgeführt  wurden,  wurde  benutzt,  um  den  neuen  Überbau 
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auf  den  Säulen  zu  befestigen  und  mit  dem  nebenliegenden  Überbau 
vorläufig  behelfsmäßig  zu  verbinden  (Abb.  10).  Erst  als  dies  geschehen 
und  eine  Probebelastung  des  Überbaues  erfolgt  war,  wurde  das  Gleis 
für  den  Betrieb  wieder  freigegeben.  Die  Reihenfolge  in  der  Aus- 
wechslung der  Überbauten  wurde  so  gewählt,  daß  je  zwei  neben- 
einanderliegende Überbauten  nacheinander  ausgewechselt  wurden. 
Die  Krane  wurden  also  in  die  nächste  Öffnung  erst  verschoben,  nach- 
dem beide  Überbauten  erneuert  und  an  beiden  die  äußeren  Fußweg- 
vorkragungen und  das  Geländer  angebracht  worden  waren.  Dieser 
Arbeitseinteilung  entsprechend  rückten  die  Krane  allmählich  nach  der 
Bahnhofseite  wieder  zurück.  Sie  wurden  hier  nach  Erledigung  aller 
Arbeiten  wieder  abgebrochen.  Zwischendurch  wurden  unabhängig 
vom  Betriebe  die  Windverbände  zwischen  den  Überbaupaaren  1,  3,  5 
und  7 entsprechend  der  alten  Anordnung  und  die  Eisenteile  für  den 
mittleren  Fußsteg  angebracht.  Die  Auflager  auf  den  Widerlagern 
wurden  gleichzeitig  mit  dem  zugehörigen  Überbau  ausgewechselt. 

Nach  Beendigung  der  eigentlichen  Bauarbeiten  wurden  die  alten 
Fahrschienen  im  Zusammenhang,  d.  h.  in  einer  Zugpause  immer  ein 


durchgehender  Schienenstrang,  ausgewechselt.  Diese  Arbeit  mußte  bis 
zuletzt  zurückgestellt  werden,  da  bei  der  geänderten  Lage  der  neuen 
Schienenstöße  — sie  liegen  auf  kurzen  Schienenlängsträgern  in  den 
mit  Planblechen  abgedeckten  Überbau-Endfeldern  — die  Paßlängen  der 
neuen  Schienen  erst  nach  Einbau  aller  Überbauten  genau  festgestellt 
werden  konnten.  Auf  diese  Weise  hat  man  die  alten  Schienen  nicht 
zu  zerschneiden  brauchen  und  die  neuen  Schienen  in  großen  Längen 
ohne  nennenswerten  Abfall  verwenden  können. 

Zum  Schlüße  sei  noch  erwähnt,  daß  beim  Auswechseln  der  End- 
überbauten auf  der  Bahnhofseite  die  dicht  am  Widerlager  und  die 
beiden  mitten  auf  dem  Bürgersteig  stehenden  Säulen,  die  den  Verkehr 
sehr  behinderten,  entfernt  worden  sind. 

Die  gesamten  Arbeiten  waren  der  Brückenbauanstalt  J.  Gollnow 
u.  Sohn  in  Stettin  von  der  Baubehörde,  der  Eisenbahndirektion  Stettin, 
übertragen  worden.  Die  genannte  Firma  hatte  die  Einzelbearbeitung 
des  Entwurfs  mit  übernommen  und  war  auch  an  den  örtlichen  Er- 
hebungen der  Eisenbahnverwaltung  rege  beteiligt.  Sie  ist  allen"  An- 
forderungen mit  guter  Sachkenntnis  gerecht  geworden. 


I 

Vermischtes. 


Die  Würde  eines  Doktor -Ingenieurs  ehrenhalber  haben  Rektor 
und  Senat  der  Technischen  Hochschule  Darmstadt  auf  einstimmigen 
Antrag  der-  Abteilung  für  Ingenieurwesen  verliehen  dem  Mitinhaber 
der  Firma  A.  Klönne  in  Dortmund,  Moritz  Klönne,  in  Anerkennung 
seiner  großen  Verdienste,  die  er  sich  um  die  Entwicklung  des 
modernen  Eisenbaues  erworben  hat,  insbesondere  unter  Berück- 
sichtigung der  hervorragenden  Leistungen  der  Firma  auf  dem  Gebiet 
des  Behälterbaues,  und  dem  Direktor  der  Firma  Ph.  Holzmann,  A.-G. 
in  Frankfurt  a.  M,  Julius  Kesselheim,  in  Anerkennung  seiner 
hervorragenden  Verdienste  um  die  Entwicklung  des  Ingenieurbau- 
wesens, insbesondere  durch  die  Ausbildung  neuerer  Methoden  zur 
Bewältigung  von  Massenförderungen  bei  großen  Bauten. 

Die  Hauptversammlung  1921  der  deutschen  Gesellschaft  für  Bau- 
iugenieurwesen  (1920  d.  Bl.,  S.  492)  findet  in  München  statt  im  An- 
schluß an  die  Ausstellung  für  Wasserstraßen  und  Energiewirtschaft 
in  Bayern  (S.  72  u.  162  d.  Bl.).  Am  Eröffnungstage,  dem  20.  Juni, 
werden  sprechen  Oberregierungsrat  Krieger  in  München  über:  Die 
wirtschaftlichen  Grundlagen  des  neuzeitlichen  Wasserkraftausbaues 
und  Prof.  Dantscher  in  München  über:  Die  Entwicklung  des  Wehr- 
baues im  Zusammenhang  mit  der  Wasserkraftausnutzung;  am  21.  Juni 
Oberingenieur  Grünhut  aus  Zürich  über:  Die  Verlegung  der  links- 
ufrigen  Seelinie  in  der  Stadt  Zürich  und  Diplomingenieur  H.  Gerloff 
über:  Die  Sicherstellung  des  technisch -wissenschaftlichen  Wiederauf- 
baues durch  die  Technische  Nothilfe.  Für  den  22.  Juni  ist  ein  Ausflug 
nach  dem  Walchensee  vorgesehen.  Einladungen  zur  Tagung  können 
bei  der  Geschäftstelle  in  Berlin  NW  7,  Sommerstraße  4a,  sowie  bei 
Prof.  Dantscher  in  München,  Adelheidstraße  11  II,  angefordert  werden. 

Die  deutsche  Gesellschaft  für  Volksbäder  (Geschäftstelle  Berlin 
W 62,  Kurfürstenstr.  81)  wird  ihre  diesjährige  Hauptversammlung  am 
29.  Mai  in  Berlin  im  preußischen  Wohlfahrtsministerium  (früheres 
Herrenhaus,  Leipziger  Straße)  abhalten.  An  Vorträgen  sind  bis  jetzt  an- 
gemeldet:  Baurat  Hausbrand,  Bericht  über  den  Erfolg  des  Preis- 
ausschreibens für  Entwürfe  zu  einer  billigen  Badeanstalt  und  Wie  kann 
in  anderen  Betrieben  überschüssige  Wärme  für  Badeanstalten  nutzbar 
gemacht  werden?  — Ingenieur  Scherrer  aus  Ems,  Einige  Gesichts- 
punkte über  Möglichkeiten  zur  Milderung  der  wirtschaftlichen  Not- 
lage in  Bäderbetrieben.  — Direktor  Spaleck  aus  Dessau,  Das  Bad  im 
eigenen  Heim. 

Zeitschrift  für  Metallkuude.  Die  vom  Verein  deutscher  Ingenieure 
ins  Leben  gerufene  Deutsche  Gesellschaft  für  Metallkunde  läßt  ihre 
Zeitschrift  vom  April  ab  unter  der  Leitung  von  Prof.  Dr.  W.  Guertler 
und  Diplomingenieur  H.  Groeck  im  Verlage  des  Vereins  deutscher 
Ingenieure  monatlich  erscheinen.  Die  Zeitschrift  für  Metallkunde  soll 
die  enge  Verbindung  zwischen  der  Metallforschung  und  den  schaffenden 
Ingenieuren  aufrecht  erhalten  und  wird  daher  die  gesamte  mechanisch- 
technologische Verarbeitung  der  Metalle  behandeln.  Sie  ist  berufen 
dem  Mangel  abzuhelfen,  daß  in  Deutschland  im  Gegensatz  zum  Ausland 
bisher  ein  führendes  Blatt  der  eigentlichen  Metallverarbeitung  nicht  vor- 
handen war.  — Zu  beziehen  durch  die  Buchhandlung  Gebr.  Bornträger 
in  Berlin  W35,  Schöneberger  Ufer  12a,  zum  Jahrespreis  von  70  Jl. 

Die  Wasserstände  in  den  norddeutschen  Stromgebieten  im 
April  1921.  (Nach  den  amtlichen  Nachrichten  der  Landes- 
anstalt für  Gewässerkunde.)  In  der  Oder  ist  gegen  Schluß  des 
Monats  ein  mäßiges  Hochwasser  aufgetreten.  Fast  in  allen  übrigen 
Gebieten  sind  die  Wasserstände  den  ganzen  Monat  hindurch  unter  der 
für  den  April  normalen  Höhe  geblieben.  Von  der  Elbe  ab  westwärts 
haben  sie  sogar  den  ganzen  Monat  hindurch  unter  dem  vieljährigen 
Jahres-MW  gelegen,  eine  in  dieser  Ausdehnung  für  den  April  un- 
gewöhnliche Erscheinung.  Die  Weserwasserstände  wären  ohne  Zu- 


schüsse aus  dem  Waldecker  Staubecken,  die  dessen  Inhalt  von  164 
auf  140  Millionen  Kubikmeter  vermindert  haben,  dem  Mittelniedrig- 
wasser sehr  nahe  gekommen.  Ganz  besonders  niedrig  hat  wieder  der 
Rhein  gestanden,  und  zwar  bei  Köln  und  bei  Ruhrort  den  ganzen 
Monat  hindurch  unter  den  seit  über  100  Jahren  bis  Oktober  1920  be- 
obachteten niedrigsten  eisfreien  Wasserstäuden,  wobei  freilich  zu  be- 
rücksichtigen ist,  daß  sich  das  Strombett  gesenkt  hat.  Die  niedrigsten 
Wasserstände  im  April  haben  bei  Köln  und  Ruhrort  nach  den  bisher 
vorliegenden  Meldungen  auch  alle  von  November  1920  bis  März  1921 
vorgekommenen  Wasserstäude  noch  unterschritten.  — Die  Oder  ist 
der  einzige  Hauptstrom,  bei  dem  das  diesmalige  Monatmittel  nur  um 
einen  mäßigen  Betrag  unter  dem  25jährigen  Monatdurchschnitt  liegt. 
Bei  den  übrigen  Hauptströmen  ist  die  Fehlhöhe  größer  als  1 m.  Bei 
Kaub  beträgt  sie  1,85  m,  bei  Köln  2,64  m.  K.  F. 


Wasserstände  im  April  1921. 


Gewässer 

Pegelstelle 

April  1921 

MW 

AprU 

96/20Ü 

Jahresmittel  96/20 

NW 

MW 

HW 

MNW 

MW 

MHW 

Memel 

Tilsit 

195 

255 

307 

422 

78 

243 

611 

Pregel 

Insterburg ') 

10 

70 

170 

131 

-48 

46 

380 

Weichsel 

Thorn 

100 

140 

206 

260 

2 

143 

480 

Oder 

Ratibor 

116 

220 

490 

234 

79 

181 

604 

n 

Frankfurt 

101 

138 

218 

216 

57 

165 

375 

Warthe 

Landsberg 

19 

58 

85 

144 

—34 

66 

250 

Netze 

Vordamm 

-48 

18 

77 

73 

—39 

28 

143 

Elbe 

Barby 

85 

115 

148 

276 

27 

175 

454 

» 

Wittenberge 

114 

145 

179 

294 

47 

191 

443 

Saale 

Trotha  U.  P. 

126 

146 

166 

262 

119 

210 

488 

Havel 

Spandau  U.  P. 

45 

64 

87 

113 

22 

77 

147 

» 

Rathenow  U.P.1) 

33 

62 

96 

116 

—18 

55 

156 

Spree 

SprembergU.P. 

88 

102 

116 

116 

66 

106 

265 

n 

Kersdorf  U.P.1) 

186 

205 

222 

233 

176 

227 

317 

Weser 

Minden 

180 

189 

204 

305 

164 

264 

569 

Aller 

Westen 

202 

213 

225 

342 

183 

290 

483 

Ems 

Lingen 

-131 

-117 

—95 

i —8 

-142 

—32 

244 

Rhein 

Maxau1) 

261 

288 

307 

441 

284 

422 

660 

n 

Kaub 

62 

76 

87 

261 

102 

239 

522 

n 

Köln 

21 

33 

42 

297 

78 

261 

647 

Neckar 

Heilbronn 

8 

21 

35 

126 

17 

95 

426 

Main 

Wertheim 

78 

88 

96 

192 

85 

158 

426 

Mosel 

Trier 

1 

6 

13 

130 

—2 

103 

477 

0 Bei  Insterburg  enthalten  die  letzten  vier  Spalten  Mittelwerte  aus 
den  Abflußjahreü  1908/20,  bei  Rathenow  und  Kersdorf  aus  1914/20,  bei 
Maxau  aus  1896/1915. 


Eine  Ausstellung  für  Kleinwohnungswesen  ist  in  München  in 
den  Räumen  des  Arbeitermuseums  durch  das  Ministerium  für  soziale 
Fürsorge  in  Bayern  eingerichtet  und  kürzlich  anläßlich  der  Haupt- 
versammlung des  Bayerischen  Landeswohnungsvereins  zur  Förderung 
des  Wohnungswesens  eröffnet  worden.  Die  Ausstellung  bringt  Bei- 
träge der  Bauberatungsstelle  des  Landeswohnungsvereins,  des  Landes- 
vereins für  Heimatschutz,  der  Beratungsstelle  des  Verkehrsministeriums 
und  des  Archivs  des  Ministeriums  für  soziale  Fürsorge.  Ausgestellt 
sind  in  erster  Linie  Pläne  und  photographische  Aufnahmen  von  ausge- 
führten Kleinwohnungsanlagen,  darunter  Entwürfe  für  Kleinhaustypen 
für  die  verschiedenen  Gegenden  Bayerns,  ferner  Aufnahmen  von  den 
in  verschiedenen  bayerischen  Städten  errichteten  Lehr-  und  Versuchs- 
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bauten,  endlich  Kleinwohnungsbauten  von  bayerischen  Gemeinden, 
besonders  den  großen  Städten  München,  Nürnberg  und  Augsburg, 
und  zahlreichen  gemeinnützigen  Baugesellschaften.  Die  Bestrebungen 
des  Landesnormenausschusses  und  die  Vorschläge  der  Landeskohlen- 
stelle für  die  Beheizung  der  Kleinwohnungen  sind  durch  Ausstellung 
von  Musterblättern  dargestellt.  Es  ist  beabsichtigt,  durch  den  Wechsel 
der  Ausstellungsgegenstände  die  auf  dem  Gebiete  des  Kleinwohnungs- 
baues in  Bayern  gesammelten  Erfahrungen  den  Fachkreisen  und  der 
Allgemeinheit  auf  diese  Weise  dauernd  zugänglich  zu  machen. 

Bücherschan. 

Handbuch  des  Wasserbaues  für  das  Studium  und  die  Praxis. 

Von  Hubert  Engels.  Zweite  Auflage.  Leipzig  1921.  Wilhelm  Engel- 
mann. In  zwei  Bänden.  XVII  u.  1614  S.  in  gr.  8°  mit  1710  Abb. 
Geh.  260  Jl ; in  imitiert  Halbfranz  geb.  292  JL\  in  echt  Halbfranz  340  Jl. 
einschl.  Verleger-Teuerungszuschlag. 

Der  Geheime  Kat  ®r.=3ug.  ehrenhalber,  Dr.  der  Technischen  Wissen- 
schaften ehrenhalber  Hubert  Engels,  Professor  an  der  Technischen 
Hochschule  Dresden,  hat  sein  erstmalig  im  Jahre  1914  herausgegebenes 
•Werk  in  zweiter  Auflage  erscheinen  lassen.  Im  Jahrgang  1915  d.  Bl. 
hat  auf  S.  344  kein  Geringerer  als  der  Wirkliche  Geheime  Oberbaurat 
2)r.=3üg.  ehrenhalber  Keller  dem  Buch  warm  empfehlende  Worte  ge- 
widmet. Auf  jene  Ausführungen  kann  nur  Bezug  genommen  werden. 

Das  Werk  ist  in  seiner  Anlage  unverändert  geblieben.  Der  Ver- 
fasser bat  aber  der  Entwicklung  der  Technik  weitgehend  Rechnung 
getragen.  So  finden  wir  in  der  neuen  Auflage  die  Treidelei  mit  Motor- 
lokomotiven, das  Segmenttor  am  Oberhaupt  der  Gröschelschleuse  in 
Breslau,  das  Walzentor  in  der  Ruhrschleuse  bei  Mülheim  und  das 
Schiffshebewerk  sowie  die  quergeneigte  Ebene  der  Maschinenfabrik 
Augsburg-Nürnberg,  Werk  Gustavsburg.  Der  die  Wehre,  Talsperren 
und  Wasserkraltanlagen  behandelnde  Teil  hat  — insbesondere  hin- 
sichtlich der  letzteren  — wesentliche  Erweiterungen  erfahren  und  be- 
handelt neu  die  selbsttätigen  Abflußregelungen  bei  Wasserkraftanlagen 
mit  wechselndem  Gefälle.  Bei  der  Vortrefflichkeit  des  Werkes,  dessen 
eingehendes  Inhalts-  und  Sachverzeichnis  und  dessen  gediegene  Aus- 
stattung Hervorhebung  verdienen,  wird  es  den  Studierenden  in  die 
Wasserbaukunst  gut  einführen  und  dem  entwerfenden  Ingenieur  stets 
ein  zuverlässiger  Ratgeber  sein. 

Berlin.  Ottmann. 

Kolonial-  und  Kleinbahnen.  Von  Prof.  F.  Baltzer.  (Sammlung 
Göschen.)  Berlin  u.  Leipzig  1920.  Zwei  Teile.  In  kl.  8°.  Broschiert. 
Jeder  Teil  geb.  2,10  Jl  und  100  vH  Teuerungszuschlag. 

Teil  I behandelt  das  Wesen  der  Kolonial-  und  Kleinbahnen  und 
ihre  Eigenart  gegenüber  den  Haupt-  und  Nebenbahnen  unter  besonderer 
Berücksichtigung  der  ehemals  deutschen  Kolonialbahnen.  Es  werden 
die  verschiedenen  Unternehmungsformen  erörtert,  die  Bauverträge 
beschrieben  und  über  Bauvorbereitung  und  Bauausführung  praktische 
Winke  gegeben.  — Teil  II  behandelt  die  bauliche  Ausgestaltung  der 
Bahnanlage  und  der  Betriebsmittel,  Linienführung,  Bahn-Unter-  und 
-Oberbau,  die  Bahnhofsanlagen  und  Betriebseinrichtungen,  die  Hoch- 
bauten und  Werkstattanlagen,  die  Handhabung  des  Betriebes,  die 
fahrdienstlichen  Vorschriften,  die  Regelung  des  Be förderungs wesens 
im  Personen-  und  Güterverkehr,  die  Tarifgestaltung. 

In  den  beiden  Bändchen  wird  eine  Fülle  interessanten  und  lehr- 
reichen Stoffes  geboten  auf  Grund  der  reichen  Erfahrungen,  die  der 
Verfasser  im  Ausland  und  in  seiner  früheren  Tätigkeit  als  Vortragender 
Rat  im  Reichs-Kolonialamt  gewonnen.  In  der  Vorbemerkung  zum 
Teil  I wird  mit  Recht  von  ihm  darauf  hingewiesen,  der  Umstand,  daß 
wir  unsere  Schutzgebiete  zur  Zeit  verloren,  rechtfertige  nicht,  das 
wichtige  Gebiet  der  Kolonialbahnen  zu  vernachlässigen.  Das  Studium 
des  kleinen  inhaltreichen  Werkes  kann  allen  Facbgenossen  aufs  beste 
empfohlen  werden.  K. 

Hie  Regelung  des  Ostrawitza- Wildflusses.  Von  Baurat  Ing. 
Hugo  Werner.  Wien  1921.  Lehmann  u.  Wentzel  G.  m.  b.  H.  96  S. 
mit  41  Abb.  u.  14  Tafeln. 

Diese  Neuerscheinung  verdient  die  Beachtung  aller,  die  sich  mit 
der  Regelung  von  Gebirgsflüssen  zu  befassen  haben.  • Sie  gibt  ein  an- 
schauliches Bild  nicht  nur  von  der  Ostrawitza,  einem  rechtseitigen 
Zuflüsse  der  oberen  Oder  in  Österreichisch-Schlesien,  und  ihrer  Eigenart, 
sondern  auch  von  den  Sorgen  und  Nöten  des  Flußbauingenieurs  in 
seinem  Kampf  mit  den  ungebärdigen  Elementen.  Darüber  hinaus  stellt 
der  Verfasser  seine  reichen  Erfahrungen,  die  er  bei  der  Ostrawitza- 
regelung  zu  sammeln  Gelegenheit  hatte,  den  Facbgenossen  zur  Ver- 
fügung. Er  zeigt  an  praktischen  Beispielen  einerseits  die  ungünstigen 
Ergebnisse  bei  verschiedenen  Bauweisen,  wie  sie  an  der  Ostrawitza 
versucht  wurden,  um  dann  anderseits  seine  guten  Erfahrungen  mit  der 
bei  uns  noch  wenig  bekannten  Palvissclien  DrahtschotterbauwTeise  ein- 
gehend zu  besprechen.  Als  besonders  bemerkenswert  sei  hervor- 
gehoben, daß  Werner  im  Gegensatz  zu  den  früher  herrschenden  An- 
schauungen, wie  sie  von  Flachlandflüssen  überkommen  waren,  die 
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künstliche  Schaffung  eines  regelmäßigen  durchlaufenden  Flußschlauches 
bei  Gebirgsflüssen  verwirft.  Er  empfiehlt,  sich  darauf  zu  beschränken, 
das  Hochwasser  durch  Festlegung  seines  Bettes  mittels  zweckmäßig 
angeordneter  Buhnen  unschädlich  zu  machen,  im  übrigen  aber  dem 
Fluß  keinen  weiteren  Zwang  anzutun.  Was  ich  von  seinen  Bauaus- 
führungen und  deren  Wirkung  auf  das  Hochwasserbett  gesehen  habe, 
bestätigt  die  Richtigkeit  dieser  Auffassung.  Der  Leser  wird  sich  nun 
aber,  wie  überall  im  Flußbau,  hüten  müssen,  die  hier  unter  Bestimmten 
örtlichen  Verhältnissen  gemachte  Erfahrung  als  allgemein  gültige  Regel 
hinzunehmen.  Sie  wird  vielmehr  von  Fall  zu  Fall  nach  den  jeweiligen 
Umständen  erst  auf  ihre  Gültigkeit  geprüft  werden  müssen. 

Werner  bedient  sich  bei  seinen  Hochwasserregelungen  sehr  kräftiger 
Buhnen,  die  aus  Drahtschotterkörpern  aufgebaut  sind.  Er  bat  mit 
dieser  Bauweise  (System  Pal  vis)  an  der  Ostrawitza  sehr  gute  Erfolge 
erzielt.  Dem  Wesen  nach  besteht  diese  Bauweise  darin,  daß  Körper 
beliebiger  Form,  gebildet  aus  Drahtgeflechthüllen  mit  Flußsteinfüllung, 
zu  Buhnen  und  Leitwerken  zusammengesetzt  tverden.  Solche  Bauten 
vereinen  großes  Gewicht  mit  außerordentlicher  Biegsamkeit.  Sie  werden 
durch  die  Angriffe  des  Wassers  wohl  in  der  Form  verändert,  aber  bei 
der  Zugfestigkeit  des  bis  4,2  mm  starken  verzinkten  Drahtes  sind  sie 
sehr  widerstandsfähig.  Bei  sachgemäßer  Herstellung  sind  die  Bau- 
werke durchaus  zuverlässig  und  bilden  einen  sicheren  Uferschutz.  Der 
Vergleich  der  Kosten  mit  denjenigen  für  andere  Bauweisen  fällt  nach 
Werner  sehr  zugunsten  der  von  ihm  empfohlenen  aus. 

Das  mit  sehenswerten  Bildern  und  Plänen  — darunter  befindet 
sich  ein  durchgearbeiteter  Bauentwurf  — reich  ausgestattete  Buch 
kann  jedem  Wasserbauingenieur  wärmstens  empfohlen  werden. 

Oppeln.  F.  Koepke,  Regierungs-  u.  Baurat. 

Anlagen  zur  Gewinnung  von  natürlichem  und  künstlichem  Grund- 
wasser. Von  P.  Brinkhaus.  (Technische  Handbibliothek,  23.  Bd.) 
München  u.  Berlin  1920.  R.  Oldenbourg.  XIV  u.  227  S.  in  8°  mit 
158  Abb.  Geb.  20  Jl  zuzüglich  Sortimenter -Teuerungszuschlag. 

Gemäß  der  steigenden  Bedeutung  unserer  Grundwasserschätze 
für  eine  gesundheitlich  einwandfreie  Trinkwasserversorgung  treten 
letzthin  immer  mehr  führende  Ingenieure  wegweisend  auf  diesem  bis 
dahin  recht  stiefmütterlich  bedachten  Gebiet  der  praktischen  Hydrologie 
an  die  Öffentlichkeit.  Auf  E.  Prinz  kommt  in  schneller  Folge  Paul 
Brinkhaus  mit  einem  knapp  und  sehr  klar  gefaßten,  in  erster  Linie 
für  den  ausführenden  Techniker  bestimmten  Bändchen  über  Vor- 
arbeiten, Entwurf  und  Bau  von  Anlagen  zur  Gewinnung  von  Grund- 
wasser Die  Arbeit  befaßt  sich  nirgends  mit  der  Beschreibung 
vorhandener  Anlagen,  sondern  gibt  ausführliche  Darlegungen  über 
Ausführungsweisen,  die  vom  Verfasser  als  mustergültig  erkannt  sind. 
Die  wissenschaftlichen  Formelentwicklungen  sind  sehr  verständlich: 
zahlreiche  Rechnungsbeispiele  erhöhen  den  Wert  des  Buches. 

Der  erste  Teil  behandelt  Anlagen  zur  Gewinnung  von  natürlichem 
Grundwasser.  Im  ersten  Abschnitt  über  die  allgemeinen  Grundlagen 
wird  in  Hinsicht  auf  die  Bedeutung  einer  dauernden  Ergiebigkeit 
der  Fassungsanlageu  zwischen  ruhendem  Grundwasser  oder  Grund- 
wasserbecken und  Grundwasserströmen  unterschieden.  Es  dürfte 
angebracht  sein,  bei  einer  Neuauflage  auch  auf  die  hygienischen 
Unterschiede  im  Vorkommen  des  Grundwassers  einzugehen.  Als 
Widerstandsgesetz  wird  jenes  von  Smreker  in  der  allgemeinen  Form 

^ =c-vn  zugrunde  gelegt.  Es  mag  darauf  hingewiesen  werden,  daß 

der  Beiwert  c und  der  Exponent  n durchaus  nicht  für  dasselbe  Ver- 
suchsfeld konstant  sind,  sondern  in  Abhängigkeit  von  der  Grund- 
wassergeschwindigkeit stehen.  Die  aus  verschiedenen  Absenkungen 
am  gleichen  Versuchsbrunnen  gefundenen  Werte  von  c und  n sollten 
deshalb  auch  nicht  gemittelt  werden.  Der  zweite  Abschnitt  bringt 
die  Vorarbeiten  für  den  Bau  von  Grundwasserfassungen.  Der  dritte 
Abschnitt  über  Entwurf  und  Bau  von  Schachtbrunnen,  der  vierte  über 
Sammelleitungen  und  der  fünfte  über  Rohrbrunnenanlagen  zeugen  von 
dem  reichen  Erfahrungsschatz  des  Verfassers.  Die  Angabe  der  Bezugs- 
quellen für  seltenere  Bauteile  ist  zu  begrüßen. 

Der  zweite  Teil  des  Werkes  behandelt  die  Anlagen  zur  Gewinnung 
von  künstlichem  Grundwasser.  Die  umfangreiche  wissenschaftliche 
Behandlung  dieses  Stoffes,  der  ständig  an  Bedeutung  gewinnt,  ist 
hoch  anzuschlagen,  auch  wenn  man  dem  Verfasser  nicht  bei  allen 
Formelableitungen  zustimmen  kann.  Für  die  hohle  Ausbildung  der 
Absenkungslinie  nächst  der  Versickerungsstelle  wird  eine  Erklärung 
gegeben,  die  nur  teilweise  zutreffend  sein  dürfte.  Die  Verstopfung 
des  Untergrundes  in  weiterem  Umfang  der  Versickerungsstelle  ist  nach- 
gewiesen (s.  Thiem,  Journ.  f.  Gas  1919,  S.  390).  Uber  die  Lebensdauer 
der  Versickerungsbrunnen  und  -leitungen  wird  nichts  gesagt;  sie  dürfte 
bei  weniger  durchgreifender  Vorreinigung  leider  nicht  sehr  groß  sein. 

Es  mag  noch  bemerkt  werden,  daß  die  Kennbuchstaben,  die  den 
Hauptbuchstaben  der  Formeln  angehängt  sind,  wegen  ihrer  Länge 
häufig  recht  störend  wirken.  Die  Beigabe  eines  Quellenverzeichnisses 
wird  bei  einer  Neuauflage  des  Werkes  empfohlen. 

Berlin.  Z unk  er. 
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(Alle  Rechte  Vorbehalten.]  i 

Der  Bau  vielgeschossiger  Häuser  und  die  Wohnungsfrage. 


Um  ein  möglichst  umfassendes  Bild  des  .Meinungsstreites  über  die 
Hocbhausfrage  zu  bieten  (s.  a.  S.  41,  48,  113,  120,  145  und  187  d.  Bl.), 
gibt  die  Schriftleitung  den  nachstehenden  Ausführungen  Raum. 

Nicht  nur  Entwürfe  für  in  den  verschiedensten  Städten  Deutsch- 
lands zu  errichtende  Hochhäuser  sondern  auch  Aufsätze,  die  deren 
Ausführung  befürworten  und  als  große,  einem  dringenden  Zeit- 
bedürfnis entsprechende  Tat  preisen,  füllen  jetzt  unsere  Fachzeit- 
schriften. Nicht  ganz  so  schnell  scheint  es  mit  der  Verwirklichung 
solcher  Pläne  zu  geben.  Von  einem  Hochhaus,  das  schon  im 
Entstehen  begriffen  oder  dessen  Ausführung  wenigstens  bereits  in 
greifbare  Nähe  gerückt  wäre,  hat  man  wohl  noch  nichts  verlauten 
hören.  Mit  deutschem  Kapital  dürfte  dieses  vorläufig  auch  kaum 
möglich  sein.  Denn  selbst  wenn  sich  zur  Zeit  für  solche  Neubauten 
ein  Zinsertrag  errechnen  ließe,  müßte  es  bei  unserem  unklaren 
Valutastand  doch  immer  mehr  als  zweifelhaft  bleiben,  ob  die  Ver- 
zinsung der  aufgewendeten  Mittel  damit  auch  nur  für  wenige  Jahre 
gesichert  wäre.  Man  denkt  darum  vielfach  an  die  Beteiligung  aus- 
ländischen, vor  allem  amerikanischen  Kapitals  und  glaubt  sogar  die 
Heranziehung  des  letzteren  aus  unseren  Kriegserfahrungen  heraus 
besonders  befürworten  zu  können.  Es  sei  ein  Fehler  gewesen,  nicht 
ebenso  wie  die  Ententestaaten  durch  Unterbringung  von  Kriegsanleihen 
in  Amerika  dieses  Land  finanziell  an  uns  interessiert  zu  haben.  Wenn 
es  jetzt  gelänge,  amerikanisches  Kapital  in  größerem  Maßstabe  in 
Deutschland  festzulegen,  so  würde  uns  damit  ein  gewisser  Schutz 
gegen  die  weiteren  wirtschaftlichen  Absichten  Frankreichs  und  Englands 
erwachsen.  Ich  fürchte  nur,  das  heißt  den  Teufel  mit  Beelzebub  aus- 
treiben.  Nachdem  wir  unsere  außenpolitische  Freiheit  so  gut  wie  ganz 
verloren  haben,  würde  auf  diese  Weise  auch  unsere  innerpolitische  in 
bedenklicher  Weise  aufs  Spiel  gesetzt  werden.  Vestigia  terrent.  Als 
der  einst  unabhängige  deutsche  Bauer  seine  Selbständigkeit  dadurch  auf- 
gab, daß  er  sich  unter  den  Schutz  eines  Grundherrn  stellte,  verlor  er  damit 
Schritt  für  Schritt  seine  persönliche  Freiheit,  und  die  Wiedererlangung 
dieser  hat  er  dann  später  schwer  genug  mit  dem  teilweise  oder  sogar 
gänzlichen  Verlust  seines  Landbesitzes  erkaufen  müssen . Etwas  Ähnliches 
köhnte  uns  auch  heute  mit  einer  wirtschaftlichen  Auslandschutzberrschaft 
geschehen.  Wir  waren  doch  bisher  stolz  darauf,  das  Land  des  sozialen 
Fortschritts  zu  sein,  und  wenn  wir  unter  den  jetzt  einmal  eingetretenen 
Verhältnissen  von  der  Zukunft  auch  nicht  viel  erwarten  dürfen,  so  ist 
doch  immerhin  zu  hoffen,  wenigstens  in  dieser  Richtung  weiter  kommen 
zu  können.  Faßt  nun  aber  immer  mehr  landfremdes  Kapital  bei  uns 
Fuß,  so  wird  dieses  jeder  Beschränkung  seiner  Betätigungsfreiheit, 
wie  sie  letzten  Endes  mit  einer  gesunden  sozialen  Weiterentwicklung 
und  so  auch  mit  einer  befriedigenden  Lösung  der  Wohnungsfrage  ver- 
bunden sein  muß,  aufs  stärkste  widerstreben,  und  wir  verlieren  so  durch 
Druck  von  außen  unsere  Entschlußfreiheit  auf  diesem  wichtigen  Gebiet. 

Wenn  wir  also  jetzt  wirklich  Wolkenkratzer  brauchen,  so  schaffen 
wir  sie  uns  schon  besser  aus  eigener  Kraft.  Nun  ist  es  gewiß  merk- 
würdig genug,  wir,  die  wir  bisher  seit  dem  Kriege  kaum  das  erforderliche 
Baumaterial  und  Kapital  zu  den  dringendst  notwendigen  Wohnbauten 
aufbringen  konnten,  wollen  uns  mit  einem  Male  an  diese  Riesenbauten  * 
heranmachen,  mit  denen  wir  es  doch  selbst  zu  den  glänzenden 
wirtschaftlichen  Zeiten  vor  dem  Kriege  gar  nicht  so  eilig  hatten.  Oder 
sollte  es  eine  Art  Naturgesetz  sein,  daß  jeder  große  Krieg,  ob  gewonnen 
oder  nicht,  eine  verstärkte  Intensität  für  die  bauliche  Ausnutzung  des 
städtischen  Grund  und  Bodens  bringen  muß?  Nach  dem  Sieben- 
jährigen Kriege  ließ  Friedrich  der  Große  die  niedrigen  Häuser  um  den 
Dönhoffplatz  in  Berlin  abbrechen  und  stellte  viergeschossige  Miet- 


kaserr.en  (allerdings  ästhetisch  einwandfreie)  an  ihre  Stelle,  nach  dem 
Siebziger  Kriege  setzte  die  typisch  trostlose  Verbauung  unserer  städti- 
schen Zentren  mit  voller  Macht  ein,  und  heute  will  man  nicht  nur  den 
Bedarf  an  Geschäftsräumen,  sondern  auch  an  Kleinwohnungen  für  die 
Reichshauptstadt  in  Form  von  Wolkenkratzern  decken.  Ich  glaube 
aber,  Naturgesetze  dieser  Art  gelten  nur  so  lange,  bis  man  den  Willen 
und  die  Fähigkeit  entwickelt  hat,  aus  der  Vergangenheit  zu  lernen. 

Die  bedenklichen  Verhältnisse,  wie  sie  die  zweite  Hälfte  des  ver- 
flossenen Jahrhunderts  im  deutschen  Wohnungswesen  geschaffen,  ent- 
standen, weil  man  sich  in  jedem  einzelnen  Fall  zu  spät  entschloß, 
die  nötigen  Beschränkungen  für  die  bauliche  Ausnutzung  des  Grund 
und  Bodens  festzusetzen  und  diese  aus  Schonung  schon  entstandener 
Wertbildungen  daher  immer  wieder  ungenügend  ausfielen.  Da  es 
infolgedessen  Gebiete,  in  denen  eine  wirklich  befriedigende  Wohuweise 
sichergestellt  war,  nur  verhältnismäßig  weit  vom  Zentrum  der 
wirtschaftlichen  Entwicklung  entfernt  gab.  konnten  diese  sehr  schwer 
einen  erfolgreichen  Wettbewerb  mit  den  günstiger  gelegenen  Zonen 
dichter  Bebauung  aufnehmen.  Und  das  wurde  ihnen  noch  weiter 
dadurch  erschwert,  daß  die  baupolizeilichen  Vorschriften  und  sonstigen 
Anforderungen,  wie  sie  sich  als  notwendig  für  die  typisch  gewordene 
dichte  und  hohe  Verbauung  ergeben  hatten,  in  gedankenloser  Weise 
auch  als  Zwang  auf  die  extensive  Bauweise  übertragen  wurden.  So 
konnte  von  außen  her  nur  sehr  allmählich  eine  Besserung  des  Wohnungs- 
wesens der  modernen  städtischen  Siedlung  erreicht  werden.  Desto 
wichtiger  war  es,  daß  der  Sache  vom  inneren  Stadtkern  aus  ein 
Bundesgenosse  erstand.  Das  ist  die  sogenannte  Citybildung,  das 
ständige  Größerwerden  der  reinen  Geschäftsstadt,  die  bei  ihrer  Aus- 
breitung immer  mehr  der  ältesten  und  engstverbauten  Wohnquartiere 
als  solche  beseitigt  und  so  einen  überaus  wichtigen  Faktor  der  all- 
mählichen Sanierung  des  Wohnungswesens  bildet.  Entstehen  nach 
außen  zu  immer  mehr  befriedigende  Wohnungen  und  werden  von 
innen  her  immer  mehr  schlechte  ausgeschaltet,  so  muß  dieser  Vorgang 
in  absehbarer  Zeit  eine  befriedigende  Endlösung  des  so  lange  ver- 
fahrenen Problems  bringen.  Lassen  wir  jetzt  aber  wieder  für  die 
innere  Geschäftstadt  eine  neue  Intensitätsteigerung  der  baulichen  Aus- 
nutzung zu,  so  berauben  wir  uns  eines  überaus  wichtigen  Helfers  für 
eine  günstige  Weiterentwicklung  der  Wohnungsfrage.  Gibt  es  heute 
wirklich  genügend  Baustoffe  und  Kapital  für  eine  lebhafte  Bautätigkeit, 
so  müssen  sich  Mittel  und  Wege  finden  lassen,  diese  in  erster  Linie 
der  Schaffung  neuer,  gesunder  Wohnquartiere  zuzuführen,  statt  einer 
uferlosen  Amerikanisierung  Tor  und  Tür  zu  öffnen.  Es  ist  doch  mehr 
als  sonderbar,  in  demselben  Augenblick,  wo  wir  hören,  daß  man  in 
Amerika  auf  Grund  langer  Erfahrungen  auf  diesem  Gebiet  dazu  über- 
geht, die  weitere  Entwicklung  der  Hochhausbauten  zu  beschneiden, 
sollen  wir  uns  überreden  lassen,  zu  diesem  in  gesundheitlicher, 
feuerpolizeilicher  wie  verkehrstechnischer  Hinsicht  gleich  bedenklichen 
Bausystem  überzugehen.  Man  soll  nur  nicht  glauben,  wenn  man  bei 
uns  erst  Wolkenkratzer  grundsätzlich  zugelassen  hat,  sie  dauernd  auf 
Ausnahmen  beschränken  zu  können.  Nur  allzubald  dürfte  es  heißen: 
Die  ich  rief,  die  Geister,  werd’  ich  nun  nicht  los. 

Man  weiß  doch  heute,  wer  der  eigentliche  Kriegsgewinner  und 
Kriegsgewinnler  in  dieser  Weltkatastrophe  gewesen:  das  internationale 
Großkapital.  Beginnen  wir  jetzt  bei  uns  mit  dem  Bau  von  Hoch- 
häusern, so  heißt  das  weiter  nichts,  als  daß  wir  uns  diesem  größten 
Feind  aller  Zukunftskultur  beugen  und  ihm  als  gehorsame  Sklaven 
Riesendenkmäler  seines  endgültigen  Weltsieges  errichten. 

Danzig.  0.  Kloeppel.  ord.  Prof.  a.  d.  Techn.  Hochschule. 


Vermischtes. 


Die  Würde  eines  Doktor-Ingenieurs  ehrenhalber  hat  die  Tech- 
nische Hochschule  Karlsruhe  aus  Anlaß  der  Jahrhundertfeier  des  Ver- 
eins zur  Beförderung  des  Gewerbefleißes  in  Berlin  dem  Kommerzienrat 
Julius  Gebauer  in  Berlin  verliehen  in  Anerkennung  seiner  Verdienste 
um  die  Förderung  des  deutschen  Maschinenbaues,  besonders  auf  dem 
Gebiet  der  Veredelungsmaschinen  für  die  Textilindustrie,  und  seiner 
Betätigung  für  die  Beförderung  des  Gewerbefleißes. 

Wege  zur  Milderung  der  Wohnungsnot.  Hauptvortrag,  gehalten 
bei  der  Münchener  Tagung  der  Vereinigung  deutscher  Wohnungs- 
ämter am  12.  Mai  1921  von  2)r.=S«3-  Albert  Gut.  Den  Ausführungen 
des  auf  dem  Gebiet  des  Wohnungswesens  äußerst  rührigen  Vortragenden 
lag  eine  Umfrage  bei  36  deutschen  Städten  zugrunde.  Redner  schil- 
derte, daß  es  nur  einen  Weg  zur  Beseitigung  oder  auch  nur  zur  fühl- 
baren Milderung  der  Wohnungsnot  gäbe,  das  sei  „Bauen“.  Der  Bau- 
tätigkeit in  dem  erforderlichen  Umfang  stehen  zur  Zeit  noch  unüber- 


windliche Schwierigkeiten  im  Wege,  vor  allem  fehlt  es  an  den  er- 
forderlichen Geldmitteln.  Deshalb  müssen  die  Wohnungsämter  neben 
den  Wegen,  die  zu  einer  Förderung  und  Erleichterung  der  Neubau- 
tätigkeit führen,  auch  alle  diejenigen  Möglichkeiten  aufsuchen,  die 
sonst  in  irgend  einer  Weise  zur  Milderung  des  Wohnungselends  bei- 
tragen können,  zumal  der  Höhepunkt  der  Wohnungsnot  noch  immer 
nicht  überschritten  ist.  Es  kommen  hierbei  Maßnahmen  zur  Verminde- 
rung der  Zahl  der  Wohnungsuchenden.  Maßnahmen  zur  besseren  Er- 
fassung oder  besseren  Ausnutzung  des  vorhandenen  Wohnraumes 
sowie  Maßnahmen  zur  Beschaffung  neuer  Wohnungen,  wobei  wieder 
die  Förderung  und  Belebung  der  Neubautätigkeit  die  wichtigste  Rolle 
spielt,  in  Frage.  Letztere  kann  erreicht  werden  durch  Maßnahmen 
zur  Verbilligung  des  Bauens,  durch  Maßnahmen  zur  Aufbringung  von 
Geldmitteln  zur  Deckung  der  Uberteuerung  und  durch  Maßnahmen 
zur  ^nreguncr  der  privaten  Bautätigkeit.  Alle  diese  Möglichkeiten 
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belegte  der  Redner  mit  zahlreichen  praktischen  Beispielen  aus  der 
Tätigkeit  der  deutschen  Stadtverwaltungen  und  Wohnungsämter.  Bei 
der  Erörterung  der  privaten  Bautätigkeit  kam  Redner  auf  die  beiden 
einander  gegenüberstehenden  Ansichten  zu  sprechen,  von  denen  die 
eine  die  sofortige  völlige  Beseitigung  der  Zwangswirtschaft  auf  dem 
Gebiet  des  Wohnungswesens,  die  zweite  eine  noch  verschärfte  Zwangs- 
wirtschaft fordert.  Die  Erfüllung  der  ersten  Forderung  würde  zu  den 
folgenschwersten  Erschütterungen  führen.  Eine  unbegrenzte  Häuser- 
spekulation, ungeheuerer  Mietwucher  und  namenloses  soziales  Elend 
wären  die  Folge.  Ebenso  sicher  steht  fest,  daß  die  Zwangswirtschaft 
auf  die  Dauer  nicht  die  Befreiung  von  dem  Wohnungselend  bringen  kann, 
da  eine  Organisation  des  Mangels  allein  noch  nie  eine  wirksame  Waffe 
zur  Bekämpfung  dieses  Mangels  gebildet  bat.  Es  muß  planmäßig  auf 
den  allmählichen  Abbau  der  Zwangswirtschaft  hingearbeitet  werden. 
Das  kann  mit  Erfolg  nur  in  Angriff  genommen  werden  durch  eine 
ganz  bedeutend  stärkere  Erstellung  von  Wohnungen,  die  mit  allen 
verfügbaren  Mitteln  unter  Ausnutzung  aller  nur  irgendwie  vorhandenen 
Möglichkeiten  in  gemeinschaftlicher  Zusammenarbeit  und  unter  Mit- 
wirkung aller  berufenen  Kräfte  von  Reich,  Staat,  Gemeinden,  Bau- 
genossenschaften und  der  Privatwirtschaft  sowie  auch  Handel  und 
Industrie  erstrebt  werden  muß.  Es  muß  zunächst  ein  Ausgleich  in 
dem  schreienden  Mißverhältnis  zwischen  dem  Wohnungsangebot  und 
der  Nachfrage  hergestellt  werden.  Diesen  Ausgleich  mit  aller 
Beschleunigung  und  Entschiedenheit  herbeizuführen,  ist 
oberste  und  erste  Pflicht  der  Reichsbehörden,  in  erster  Linie 
durch  die  beschleunigte  Erschließung  von  Geldquellen  für  die  Ge- 
meinden und  die  dadurch  bedingte  beschleunigte  Beschaffung  von 
Mitteln  in  einem  Umfang,  der  die  Gemeinden  in  die  Lage  versetzt,  ein 
großzügiges  Bauprogramm,  tunlichst  auf  mehrere  Jahre  hinaus,  auf- 
zustellen. 

Zur  Neuordnung-  des  Anpreisewesens  auf  Bahnhöfen  (Eisenbahn- 
reldanie).  Um  das  Anpreisewesen,  dessen  Ausdehnung  auf  allen  be- 
deutenden Bahnhöfen  und  sonstigen  Eisenbahnanlagen  mit  Rücksicht 
auf  die  Hebung  des  einheimischen  Handelsverkehrs  und  der  bedeuten- 
den Einnahmen  für  die  Reichskasse  unvermeidbar  ist,  in  künstlerisch 
einwandfreie  Bahnen  zu  lenken,*)  hatte  das  Reichsverkehrsministerium 
um  Ostern  d.  J.  eine  Besprechung  der  beim  Reklamewesen  mitwir- 
kenden Referenten  und  Dezernenten  des  Ministeriums  und  der  bis- 
herigen preußisch-hessischen  Eisenbahndirektionen  unter  Hinzuziehung 
des  Reichskunstwarts  Professor  Redslob  und  verschiedener  Beteiligten 
nach  Erfurt  einberufen.  An  der  Hand  von  Beispielen  und  Gegen- 
beispielen wurden  die  für  eine  geschmackvolle  Ausführung  und  An- 
bringung der  Werben  maßgebenden  Gesichtspunkte  erläutert.  Bei 
Neubauten  von  Empfangsgebäuden  und  anderen  ähnlichen  Bauten 
wurde  empfohlen,  von  vornherein  geeignete  Flächen  vorzusehen,  wie  dies 
zum  Beispiel  bei  den  Bahnhöfen  der  Untergrundbahn  in  Berlin  anfangs 
mustergültig  geschehen  ist.  Schwieriger  gestaltet  sich  die  Ausführung 
in  vorhandenen  Gebäuden,  bei  denen  meist  die  von  Architektur- 
teilen freigebliebenen  Wandflächen  schon  mit  leider  nicht  immer 
vorbildlichen  älteren  Anschlägen  der  Eisenbahnverwaltung  belegt  zu 
sein  pflegen.  Ein  ganz  neues  Gebiet  eröffnet  sich  aus  der  Notwendig- 
keit, weitere  geeignete  Flächen  zu  schaffen,  indem  für  künstlerische 
Dauerreklamen  etwa  Kunstverglasungen  von  Wartesaal-  und  Hallen- 
fenstern in  Frage  kommen,  die  den  Räumen  eine  harmonische  Belichtung 
geben  und  zugleich  durch  eine  eingearbeitete  Reklame  dem  notleidenden 
Staatssäckel  eine  erwünschte  Einnahme  bringen  würden.  Auch  kommen 
solche  Werben  in  Putzmosaikausführung,  wie  sie  z.  B.  die  Firma  Puhl 
u.  Wagner  in  Neukölln  herstellt,  für  die  Anbringung  in  Wandnischen. 
Türbögen  u.  dgl.  im  Innern  der  Empfangsgebäude  in  Frage.  Daß  ferner 
in  der  Erörterung  die  Fragen  der  Denkmalpflege  und  des  Heimat- 
schutzes voll  zu  ihrem  Recht  kamen,  ist  selbstverständlich.  Es  werden 
jetzt  schon  in  wichtigeren  Fällen  Plakate  vor  Ausführung  und  An- 
bringung der  zuständigen  Eisenbahndirektion  zur  Genehmigung  vor- 
gelegt, wo  sie  von  Fachleuten,  gegebenenfalls  auf  Grund  örtlich  an- 
zubringender Probe,  auf  ihre  Eignung  schärfstens  geprüft  werden.  Bei 
sogenannten  Außenreklamen  kommt  außerdem  in  der  Regel  die  Zu- 
ständigkeit der  Baupolizei  hinzu,  welche  meist  auf  Grund  eines  nach  dem 
sogenannten  Verunstaltungsgesetz  erlassenen  Ortsstatuts  Einspruchs- 
recht hat.  Manche  Sünden  gegen  den  guten  Geschmack,  die  aus 
älterer  Zeit  und  aus  früheren  Verträgen  herstammen,  müssen  leider  für 
die  Dauer  einer  hoffentlich  nicht  zu  langen  Übergangsperiode  vor- 
läufig noch  in  Kauf  genommen  werden.  Nachdem  aber  das  Reklame- 
wesen unter  die  sachkundige  Leitung  von  Fachleuten,  insbesondere 
der  Eisenbahuhochbaubeamten  gelegt  ist,  denen  es  obliegt,  neben  dem 
kaufmännischen  Standpunkt  auch  den  künstlerischen  obwalten  zu 
lassen,  darf  erwartet  werden,  daß  Verunstaltungen  und  Beleidigungen 
des  guten  Geschmacks  durch  die  Reklame  auf  Bahngebiet  nicht  mehr 
zu  beklagen  sein  werden. — Es  sei  schließlich  noch  bemerkt,  daß  die 

*)  Vergl.  hierzu  die  ausführlichen  Mitteilungen  von  Martin  Mayer 
in  Stuttgart  im  Jahrg.  1020  d.  Bl.,  S.  340. 


Vergebungen  von  Geschäftsanzeigen  nicht  durch  die  Verwaltung, 
sondern  ausschließlich  durch  die  Deutsche  Eisenbahnreklame  G.m.b.  H. 
Berlin  W 35,  erfolgen. 

Magdeburg.  Jüsgen,  Regierungs-  und  Baurat. 

Hölzerne  Türschlösser.  An  Ställen  und  Scheunen  hessischer 
Dörfer  finden  sich  vereinzelt  noch  alte  Holzschlösser  nach  neben- 
stehender Skizze  (vgl.  auch  Denkmalpflege  1002,  S.  4 und  1907,  S.  TG). 
Das  Schloß  und  der  Schlüssel  sind  aus  zähem  Eschenholz  oder 
Eichenholz  geschnitten.  Der  Schloßkörper  wird  von  einer  tiefen  und 
großen  Nut  durchbohrt,  in  welcher  der  Riegel  läuft.  Darüber  zeigt 
er  eine  Anzahl  senkrechter  Ausschnitte,  in  denen  die  Fallen  sich  be- 
wegen. Die  Stege  zwischen  den  Ausschnitten  und  die  Fallen  sind  zur 
Aufnahme  des  Schlüssels  ausgekerbt.  Bei  vorgeschobenem  Riegel 
gleiten  die  Fallen  in  entsprechende  Ausschnitte  der  Riegeloberkante 
und  sperren  das  Schloß.  Um  es  zu  offnen,  müssen  die  Fallen  mit 
den  entsprechenden  Vorsprüngen  des  Schlüssels  aus  ihren  Lagern  im 

Riegel  herausgeho- 
ben und  dieser 
muß  dadurch  frei- 
gemacht werden. 
Die  Holzschlösser 
bieten  große  Sicher- 
heit gegen  Anferti- 
gung eines  Nach- 
schlüssels, da  sich 
durch  Veränderung 
der  Zahl,  Stärke  und 
Länge  der  Fallen, 
der  entsprechenden 
Einschnitte  des  Rie- 
gels un  d V orsprünge 
des  Schlüssels  un- 
zählig viele  Abarten  des  Schlosses  herstellen  lassen.  In  feuchter  Luft 
sind  die  Holzschlösser  haltbarer  als  die  dem  Verrosten  ausgesetzten 
eisernen  Vorlegeschlösser  und  sie  kosten  nur  den  dritten  Teil  eines 
entsprechend  starken  Vorlegeschlosses.  Aus  diesen  Gründen  der  er- 
höhten Sicherheit,  Haltbarkeit  und  Billigkeit  sind  Holzschlösser  bei 
den  Neubauten  des  Hauptgestüts  Altefeld  zum  Verschluß  der  Hafer- 
böden wieder  verwendet  worden. 

Altefeld.  Kuh  low» 

Vorrichtung  zum  seitlichen  Verschieben  von  Gleisen  durch  vor- 
wärtsbewegte. an  einer  Schiene  augreifende  Rollen  (»der  Knaggen. 
D.  R.-P.  324870.  Lübecker  Maschinenbau-Gesellschaft  in 
Lübeck.  — Abb.  1 zeigt  einen  Längsschnitt  der  Vorrichtung  ge- 
mäß der  Erfindung,  Abb.  2 einen  Grundriß  und  Abb.  3 eine  Duer- 
ansicht.  Wie  hieraus  ersichtlich,  ist  an  einem  Fahrzeuggestell  1, 
z.  B.  einem  Bagger,  ein  Ausleger  2 so  angebracht,  daß  er  in  wagerechter 
Ebene  um  einen  Zapfen  3 schwingen  kann.  An  dem  Ausleger  sind 
zwei  Rollen  4 mittels  Sehraubenspindeln  5 und  zugehöriger  Hand- 
räder G wTagerecht  in  der  Richtung  quer  zum  Gleis  verstellbar.  Die 


4<  Abb.  3. 

Rollen  legen  sich* 
wechselseitig  an  eine 
von  den  Schienen  7 
an,  auf  denen  das 
Fahrgestell  1 fährt.  — 
Bei  der  Benutzung 
der  Vorrichtung  wird 
die  dem  Fahrzeug  nähere  Rolle  4 hart  an  die  Schiene  angestellt, 
und  dann  die  Schiene  durch  entsprechende  Verstellung  der  anderen 
Rolle  4 ausgebogen.  Wird  dann  das  Fahrzeug  1 in  Bewegung  gesetzt, 
so  überträgt  es  die  Ausbiegung  nach  und  nach  auf  die  ganze  von 
den  Rollen  4 befahrene  Länge  und  verschiebt  dadurch  das  Gleis.  — 
Den  Rollen  4 gegenüber  können  auf  der  anderen  Seite  der  Schiene  . 
Gegenrollen  4'  angebracht  sein,  wie  sie  gestrichelt  in  Abb.  2 dargestellt 
sind.  Dann  ist  es  möglich,  das  Gleis  nach  Belieben  von  der  Fahrt- 
richtung nach  rechts  oder  nach  links  zu  verschieben.  Die  Rollen  4' 
brauchen  gegen  die  Rollen  4 nicht  verstellbar  zu  sein.  — Die  Vor- 
richtung ist  vorzugsweise  für  das  Verschieben  von  Baggergleisen  be- 
stimmt. In  diesem  Fall  soll  der  Ausleger  2 am  Bagger  selbst 
angebracht  sein.  Bei  dein  Hin-  und  Herfahren  des  Baggers  wird 
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dann  das  Gleis  um  ein  entsprechendes  Stück  verschoben.  Mit  dem 
Baggern  zugleich  findet  also  eine  fortdauernde  Gleisverlegung  statt. 
Das  hat  besonderen  Wert  bei  Hochbaggern,  bei  denen  dann  das  Gleis  je 
um  die  Schnittiefe  verschoben  wird.  Die  Stellung  der  Leiter  braucht 
dann  von  einem  Schnitt  zum  anderen  nicht  verändert  zu  werden. 

Bücherschaii. 

Neu  erschienene,  bei  der  Schriftleitung  eingegaugene  Bücher. 

(Alle  bei  der  Schriftleitung  eingehenden  Werke  werden  in 
diesen  Verzeichnissen  aufgeführt.  Rücksendung  der  Werke 
kann  nicht  stattfinden.) 

Abigt,  E.  u.  Hey  er,  H.  Die  billigste  Bauweise  der  Gegenwart  für 
Wohn-  und  Zweckbauten.  Wiesbaden.  Heimkulturverlag  G.  m.  b.  H. 
118  S.  in  kl.  8°  mit  125  Abb.  Geh.  7 Ji,  geb.  10.50 

Bau,  Emil  u.  Beetz,  Max.  Jedem  sparsamen  Arbeiter  ein  eigenes 
Heim.  Ein  Beitrag  zur  Lösung  der  Wohnungsfrage  für  die  „Heim- 
kultur“. ß.  Aufl.  Wiesbaden.  Heimkulturverlag  G.  m.  b.  H.  96  S.  in 
kl.  8 0 mit  72  Abb.  Geh.  5.50  Ji. 

Die  Bau-  und  Kunstdenkmäler  von  Westfalen.  Im  Auf- 
träge des  Provinzialverbandes  der  Provinz  Westfalen  bearbeitet  von 
A.  Ludorff.  Münster  i.  Vrestf.  Kommissionsverlag  von  Ferd.  Schöningh 

tin  Paderborn.  In  4°.  — Kreis  Gelsenkirchen-Stadt.  Bearbeitet 
von  A.  Ludorff,  mit  geschichtlichen  Einleitungen  von  Prof.  Dr.  Darpe. 
1908.  VIII  u.  40  S.  mit  4 Karten  u.  37  Abb.  auf  8 Taf.  u.  im  Text. 

{Geh.  — Kreis  Gelsenkirchen-Laud.  Bearbeitet  von  A.  Ludorff,  mit 
geschichtlichen  Einleitungen  von  Prof.  Dr.  Darpe.  1908.  VIII  u.  44  S. 
mit  8 Karten,  17  Abb.  auf  3 Taf.  u.  im  Text.  Geh.  — Kreis  Hagen- 
Stadt.  Bearbeitet  von  A.  Ludorff.  mit  geschichtlichen  Einleitungen 
von  Prof.  Dr.  Darpe.  1910.  VIII  u.  2G  S.  mit  3 Karten  u.  18  Abb.  auf 

f()  Taf.  u.  im  Text.  Geh.  — Kreis  Hagen -Land.  Bearbeitet  von 
A.  Ludorff,  mit  geschichtlichen  Einleitungen  von  Prof.  Dr.  Darpe.  1910. 
VIII  u.  82  S.  mit  3 Karten  u.  110  Abb.  auf  30  Taf.  u.  im  Text.  Geh.  — 
Kreis  Schwelm.  Bearbeitet  von  A.  Ludorff.  mit  geschichtlichen 
Einleitungen  von  Prof.  Dr.  Dütschke.  1910.  VIII  u.  43  S.  mit  3 Karten 
u.  73  Abb.  auf  IG  Taf.  u.  im  Text.  Geh.  — Kreis  Witten -Stadt. 
Bearbeitet  von  A.  Ludorff,  mit  geschichtlichen  Einleitungen  von  Prof. 
Dr.  Darpe.  1910.  VIII  u.  19  S.  mit  3 Karten  u.  IG  Abb.  auf  4 Taf. 

fu.  im  Text.  Geh.  — Kreis  Altena.  Bearbeitet  von  A.  Ludorff.  mit 
geschichtlichen  Einleitungen  von  A.  Kuemmel.  1911.  VIII  u.  106  S. 
mit  3 Karten,  1 Stadtplan  u.  219  Abb.  auf  44  Taf.  u.  im  Text.  Geh.  — 

i Kreis  Coesfeld.  Bearbeitet  von  A.  Ludorff,  mit  geschichtlichen 
Einleitungen  von  Prof.  Dr.  Darpe  f u.  Prof.  Dr.  Weskamp.  1913. 
VIII  u.  144  S.  mit  3 Karten  u.  443  Abb.  auf  S4  Taf.  u.  im  Text.  Geh. 

Beckmann-Führer.  Heilbronn  a.  N.  Otto  Weber.  In  Größe  von 
10,5:19  cm.  Je  mit  einem  Stadtplan  und  mit  zahlreichen  Abb.  auf 
Tafeln.  — Darmstadt  und  Umgebung.  3.  Aufl.  1918.  Bearbeitet  von 
Prof.  Dr.  E.  Anthes.  XI  u.  88  S.  3 Ji.  — Heidelberg  und  Umgebung. 
10.  Aufl.  Bearbeitet  von  Prof.  Dr.  Th.  Lorentzen.  XIV  u.  152  S. 
G Ji.  — Mainz  und  Umgebung.  4.  Aufl.  Bearbeitet  von  Prof.  E.  Neeb. 
1G4  S.  5 Ji.  — Bad  Nauheim  und  Friedberg  in  Hessen  nebst  Um- 
gebung. 4.  Aufl.  1920.  Neu  bearbeitet  von  Prof.  Ferd.  Dreher. 

174  S.  6,50  Ji.  — Worms  am  Rhein  und  Umgebung.  4.  Aull.  Be- 
arbeitet von  Prof.  Dr.  Weckerling.  113  S.  5 Ji. 

Beiträge  zur  sparsamen  Bauweise.  Von  A.  Bosslet,  Dr. 
K.  Hencky,  O.  Leitolf,  Dr.  K.  Meisner  und  K.  Reuter  sowie  „Mit- 
teilungen des  Ministeriums  für  soziale  Fürsorge“.  Sonderabdrücke 
aus  der  „Zeitschrift  für  Wohnungswesen  in  Bayern“.  Auf  Ver- 
anlassung des  Ministeriums  für  soziale  Fürsorge  herausgegeben 
vom  Bayerischen  Landesverein  zur  Förderung  des  Wohnungswesens. 
München  1921.  Ernst  Reinhardt.  84  S.  in  gr.  8°  mit  zahlr.  Abb. 
Geh.  6 Ji. 

Bielile,  Johannes.  Der  Einfluß  der  Aufhängung  schwingender 
Glocken  auf  ihre  Tongebung.  Berlin  S14.  Dr.  Wedekind  u.  Ko., 
Abtlg.  „Musik-Industrie“.  36  S.  in  8°  mit  8 Zeichnungen  und  einem 
Literaturverzeichnis.  Geh.  5 Ji. 

Buchholz,  H.  Theorie  und  Berechnung  der  statisch  unbestimmten 
Tragwerke.  Elementares  Lehrbuch.  Berlin  1921.  Julius  Springer. 
VI  u.  212  S.  in  8°  mit  zahlr.  Abb.  Geh.  62  Ji,  geb.  68  Ji. 

§ Darstellungen  zu  „Grundsätze  für  Kachelofen-  und 
Herdbau“.  Bearbeitet  von  der  Heiztechnischen  Landeskommission 
München.  Herausgegeben  von  der  Bayerischen  Landeskohlenstelle 
München,  Leopoldstr.  4.  1921.  10  Tafelblätter  in  Größe  von  21  : 29  cm 
mit  zugehörigem  Text.  Geh.  etwa  9 Ji. 

Deutscher  Ausschuß  für  Eisenbeton.  Berlin  1921.  Willi. 
Ernst  u.  Sohn.  In  gr.  8°.  48.  Heft:  Versuche  mit  Eisenbetonbalken 
zur  Ermittlung  der  Widerstandsfähigkeit  verschiedener  Bewehrung 
gegen  Schubkräfte.  4.  Teil.  Ausgeführt  in  der  Materialprüfungs- 
anstalt der  Technischen  Hochschule  Stuttgart  im  Jahre  1920.  Be- 
richt erstattet  von  ®r.»!3ng.  C.  Bach  u.  Otto  Graf.  18  S.  mit  29  Text- 
abb.  u.  3 Zusammenstellungen.  Geh.  13  Ji. 


Doerbecker,  Otto.  Die  Entwicklung  der  kirchlichen  Baukunst  in 
Alsfeld.  Darmstadt  1920.  Im  Verlag  des  Historischen  Vereins  für 
das  Großh.  Hessen.  23  S.  19 : 25  cm  groß  mit  vielen  Abb.  u.  1 Bildlaf. 
Geh.  12  Ji. 

Dreher,  Ferd.  Das  malerische  Friedberg.  Bleistiftskizzen  von 
Fritz  Max  Hessemer  f.  Zur  Erinnerung  an  das  700  jährige  Bestehen 
der  einst  freien  Reichsstadt  Friedberg  i.  d.  Wetterau  Friedberg  in 
Hessen  1919.  Selbstverlag  des  Stadt. archivs.  29  S.  Text  u.  IG  Taf. 
Abb.  in  8°.  Geh. 

S)r.=^itg.  Ellerbeck.  Erläuterungen  zu  den  preußischen  Hochbau- 
belastungsvorschriften 1919.  (Unter  besonderer  Berücksichtigung  der 
Bestimmungen  über  Knicksicherheit.)  2.  Aufl.  Berlin  1921.  Wilh. 
Ernst  u.  Sohn.  IV  u.  55  S.  in  kl.  8°  mit  13  Textabb.  Geh.  7,80  Ji. 

SDiWyitfl.  Engels,  Hubert.  Handbuch  des  Wasserbaues  für  das 
Studium  und  die  Praxis.  2.  Autl.  Leipzig  1921.  Wilhelm  Engelmann. 
In  2 Bänden.  XVII  u.  1614  S.  in  gr.  8"  mit  1710  Abb.  Geh.  2G0 Ji, 
in  imitiert.  Halbfranz  geb.  292.  //,  in  echt  Halbfranz  310  Ji  einschl. 
Verleger-Teuerungszuschlag. 

7)i\=3ng.  Engeßer,  Fr.  Technik,  Ingenieur  und  Hochschulstudium. 
Ein  Einführungsvortrag.  Gehalten  an  der  Technischen  Hochschule 
Karlsruhe.  Berlin  1921.  Julius  Springer.  52  S.  in  8°.  Geh.  5 Ji. 

Fasse,  Richard.  Das  Steinholz.  (Iber  das  Steinholzmaterial  und 
seine  praktische  Anwendung  unter  besonderer  Berücksichtigung  der 
Beton-  und  sonstigen  Unterlagen.  Leipzig  1921.  Verlag  der  Fach- 
zeitung Baumaterialien-Markt.  .34  S.  in  8°  mit.  14  S.  Bezugsquellen- 
verzeichnis. Geh. 

Finsterbusch,  Paul.  Bauplatz  und  Baubureau,  ein  Ratgeber  für  die 
praktische  Bauausführung.  Regeln  und  Richtlinien  für  örtliche  Bau- 
leitung. Vertragsbedingungen,  Kostenanschlag,  Werkvertrag.  Breslau 

1920.  Verlag  Ostdeutsche  Bau-Zeitung.  IV  u.  146  S.  in  8°.  In  Steif- 
band 1 2 Ji. 

Forschungsarbeiten  auf  dem  Gebiet  des  Ingenieur- 
wesens. Herausgegeben  vom  Verein  deuscher  Ingenieure.  Berlin  1920. 
Verlag  des  Vereins  deutscher  Ingenieure.  Kommissionsverlag  von  Jul. 
Springer.  In  gr.  8°.  227.  Heft:  Die  Druckelastizität  und  Zugelastizität 
des  Betons.  25  Jahre  Forschungsarbeit  auf  dem  Gebiet  des  Betonbaues. 
Mitteilung  aus  der  Materialprüfungsanstalt  der  Technischen  Hochschule 
Stuttgart.  Von  Otto  Graf.  52  S.  mit  25  Abb.  Geh.  15  Ji  einschl. 
Versandgebühren.  — 228.  Heft:  Die  Wärmeleitfähigkeit  von  feuerfesten 
Steinen  bei  hohen  Temperaturen  sowie  von  Dampfrohrschutzmassen 
und  Mauerwerk  unter  Verwendung  eines  neuen  Verfahrens  der  Ober- 
flächentemperaturmessung. Von  ®r. =3«g.  Willem  van  Rinsum  f. 
58  S.  mit  23  Abb.  Geh.  18,75  Ji  einschl.  Versandgebühren.  — 229.  Heft: 
Versuche  über  die  Beanspruchungen  in  den  Laschen  eines  gestoßenen 
Flacheisens  bei  Verwendung  zylindrischer  Bolzen.  Von  2)v.  = .png. 
Ul.  Findeisen.  Zugleich  Mitteilungen  des  Versuchs-  und  Material- 
prüfungsamts an  der  Technischen  Hochschule  Dresden.  57  S.  mit 
26  Abb.  u.  1 Taf.  Geh.  25  Ji  einschl.  Versandgebühren. 

Galka,  Max.  Technische  Mechanik.  Zweiter  Teil.  (Kollegienhefte. 
XI.  Bd.  Herausgegeben  von  Prof.  Dr.  Foehr).  2.  Aufl.  Leipzig  1921. 
S.  Hirzel.  XI  u.  198  S.  in  8(u  mit  96  Textabb.  Geb.  27  Ji. 

Gayer,  Sig.  Die  Holzarten  und  ihre  Verwendung  in  der  Technik. 
Zweite  neubearbeitete  Auflage.  (Bibliothek  der  gesamten  Technik. 
237.  Bd.).  Leipzig  1921.  Dr.  Max  Jänecke,  Verlagsbuchhandlung. 
VIII  u.  278  S.  in  kl.  8,°  mit  47  Abb.  Geh.  27,50.4/. 

2>r.*Sng.  Groll,  Weruer.  Die  Kontrolle  in  gewerblichen  Unter- 
nehmungen. Grundzüge  der  Kontrolltecbnik.  Berlin  1921.  Jul.  Springer. 
X u.  226  S.  in  8°  mit  89  Textabb.  Geb.  64  Ji. 

Handbuch  der  Architektur.  Begründet  von  Dr.  phil.  u. 
SDr.=2>ng.  Eduard  Schmitt  f.  Leipzig.  J.  M.  Gebhardts  Verlag.  In 
gr.  8°.  IV.  Teil:  Entwerfen,  Anlage  und  Einrichtung  der  Gebäude. 
5.  Halbband:  Gebäude  für  Heil-  und  sonstige  Wohlfahrtsanstalten. 
3.  Heft:  Bade-  und  Schwimmanstalten.  Von  Felix  Genzmer.  2.  Aufl. 

1921.  VI  u.  454  S.  mit  573  Textabb.  u.  17  Taf.  Geh.  110.4/,  geb.  128.4/. 
Handbuch  für  Eisenbetonbau.  Herausgegeben  von  Dr.-Ing. 

F.  Emperger.  In  12  Bänden  und  1 Ergänzuugsband.  2.  Aufl.  Berlin  1921. 
Wilh.  Ernst  u.  Sohn.  In  gr.  8n.  — 8.  Bd.:  Feuersicherheit,  Bauunfälle. 
2.  Lief.:  Bauunfälle.  Bearbeitet  von  Dr.-Ing.  F.  Emperger.  VIII  u. 
191  S.  mit  262  Textabb.  u.  Sachverzeichnis  zum  8 Bd.  Geh.  45  Ji. 

Handbuch  der  Ingenieurwissenschaften.  Leipzig.  Wilhelm 
Engelmaun.  In  gr.  8°.  In  5 Teilen.  — 3.  Teil.  Der  Wasserbau. 
Herausgegeben  von  J.  F.  Bubendey  f,  G.  Franzius,  A.  Frühling  f, 
Th.  Köhn  f,  Fr.  Kreuter,  Th.  Rehbock,  O.  Smreker,  Ed.  Sonne  f und 

G.  de  Thierry.  5.  Aufl.  6.  Bd.:  Der  Flußbau.  Bearbeitet  und  heraus- 
gegeben von  S>i-.=^ng.  Franz  Kreuter.  5.  Aufl.  1921.  XIV  u.  724  S. 
mit  485  Textabb.,  54  Lichtbildern,  3 Taf.  u.  Inhaltweiser.  Geh.  136  Ji, 
geb.  154  Ji. 

$r.=3ng.  Hayashi,  Keiichi.  Fünfstellige  Tafeln  der  Kreis-  und 
Hyperbelfunktionen  sowie  der  Funktionen  ex  und  e~ * mit  den  natür- 
lichen Zahlen  als  Argument.  Berlin  u.  Leipzig  1921.  Vereinigung 
Wissenschaft!.  Verleger,  Walter  de  Gruyter  u.  Ko.  182  S.  in  8 °.  Geh.  45  Ji. 


264 


Zentralblatt  der  Bauverwaltung. 


25.  Mai  1921 


®r.=3ng.  Hayashi,  Keiichi.  Theorie  des  Trägers  auf  elastischer 
Unterlage  und  ihre  Anwendung  auf  den  Tiefbau  nehst  einer  Tafel  der 
Kreis-  und  Hyperbelfunktionen.  Berlin  1921.  Julius  Springer.  X u. 
301  S.  in  gr.  8°  mit  150  Textabb.  Geh.  40  Jt,  geh.  50  Jt. 

Heiz-  und  Koch- Anlagen  für  Kleinhäuser.  Eine  Sammlung 
ausgewählter  Konstruktionen.  Bearbeitet  von  der  Heiztechnischen 
Landeskommission  München.  Herausgegeben  von  der  Bayerischen 
Landeskohlenstelle  München,  Leopoldstr.  4.  1921.  17  Tafelblätter  in 

Größe  von  21 : 29  cm  mit  zugehörigem  Text.  Geh.  14  Jt. 

Der  Indische  Kulturkreis  in  Einzeldarstellungen. 
Herausgegeben  von  A.  Grünwedel,  H.  Stönner,  K.  Döhring.  Asia 
Publishing- House  Bangkok,  Siam.  1920.  Vereinigung  wissenschaftl. 
Verleger  Walter  de  Gruyter  u.  Ko.  — Erste  Abteilung:  Buddhistische 
Tempelanlagen  in  Siam.  Von  Karl  Döhring.  3 Bände  in  Lexikon- 
größe. Textband  300  S.  mit  1 1 G Abb.,  2 Tafelbände  mit  je  90  Tafeln 
und  kurzem  beschreibenden  Text.  Geb.  450  Jt. 

Karow,  0.  Die  Architektur  als  Raumkunst.  Berlin  1921.  Wilh. 
Ernst  u.  Sohn.  VI  u.  129  S.  in  gr.  8"  mit  76Textabb.  Geh.  32  Jt , geb.  36  Jt. 

Kersteu,  0.  Freitragende  Holzbauten.  Vorträge  von  Regierungs- 
baumeister F.  Geissler,  S)r.=3üg.  Th.  Gesteschi,  Ingenieur  W.  Greim, 
Direktor  0.  Hetzer,  Regierungsbaumeister  2)r.=^ug.  A.  Jackson,  Architekt 
0.  Kaper,  ®r.  = ;gng.  H.  Lewe,  Kommerzienrat  S.  Michalski,  Baurat 
2)r.=$ug.  A.  Nenning,  Dr.  phil.  R.  Plönnis,  Ingenieur  J.  Stamer,  Ober- 
ingenieur H.  Stork,  Oberingenieur  S.  Voss.  Mit  einem  Geleitwort  von 
Baurat  ®r.=!yug.  Weiss.  Berlin  1921.  Julius  Springer.  X u.  222  S. 
in  gr.  8°  mit  335  Textabb.  Geb.  74  Jt. 

Kirsch,  Bernhard.  Uber  Stoß,  Relaxation  und  Sprödigkeit.  Ein 
Beitrag  zur  Technischen  Mechanik  zäher  Körper.  Wien  u.  Leipzig 
1921.  Franz  Deuticke.  IV  u.  26  S.  in  gr.  8°  mit  10  Textabb.  Geh. 
5 Jt  oder  36  Kronen. 

Das  Klein wohnungsh aus  der  Neuzeit.  Ländliche  und 
städtische  Kleinwohnungen  in  offener  und  geschlossener  Bauweise. 
Mit  365  Ansichten  und  Grundrissen.  Veröffentlicht  von  der  Gesellschaft 
für  Heimkultur  e.  V.,  Wiesbaden.  Text  von  Prof.  A.  Wienkoop, 
Darmstadt.  5 Aufl.  Wiesbaden,  Heimkulturverlag.  176  S.  in  gr.  8°. 
Geh.  17,50  Jt , geb.  23  Jt. 

Die  Kohlenwirtschaft  Bayerns  bis  Ende  1920.  Im  Aufträge 
des  bayer.  Staatsministeriums  für  Handel,  Industrie  und  Gewerbe 
herausgegeben  von  der  Bayer.  Landeskohlenstelle  und  vom  Bayer. 
Oberbergamt.  49  S.  in  gr.  8°.  Geh. 

Koppe,  R.  0.  Kleinwohnungsbauten  für  Behörden,  Gemeinden, 
Baugesellschaften  und  Industrie  und  Bergmannswohnstätten  aus  der 
Praxis  in  sparsamer  Bauweise.  Halle  a.  S.  1921.  Karl  Marhold.  99  S. 
22:28  cm  groß  mit  300  Abb.  u.  Plänen.  Geb.  50  Jt. 

Die  Kunstdenkmäler  von  Bayern.  Herausgegeben  im  Auf- 
träge des  Staatsministeriums  des  Innern  für  Erziehung  und  Kultus. 
München  1921.  R.  Oldenbourg.  In  gr.  8°.  — 3.  Bd.  Regierungsbezirk 
Unterfranken  und  Aschaffenburg.  Herausgegeben  im  Auftrag  des 
Landesamts  für  Denkmalpflege  von  Felix  Mader.  — 21 . Heft.  Bezirks- 
amt Mellrichstadt.  Bearbeitet  von  Karl  Gröber.  Mit  einer  historischen 
Einleitung  von  Max  Kaufmann  und  zeichnerischen  Aufnahmen  von 
Kurt  Müllerklein.  176  S.  mit  5 Taf.,  166  Abb.  u.  1 Karte.  Geb.  44  Jt. 

Die  Kunst-  und  Altertums-Denkmäler  in  Württemberg. 
Im  Auftrag  des  württ.  Ministeriums  des  Kirchen-  und  Schulwesens 
herausgegeben  von  Prof.  Dr.  Peter  Goeßler.  Eßlingen  a.  N.  Paul  Neff 
Verlag  (Max  Schreiber).  Inventar.  60.  bis  64.  Liefei’ung:  Donaukreis 
und  Oberamt  Kirchheim.  Bearbeitet  von  Dr.  Hans  Christ.  1921.  238  S. 
in  gr.  8°  mit  zahlr.  Abb.  und  1 Karte.  Geh.  40  Jt,  geb.  46  Jt. 

Lichttechnik.  Von  Dr.  W.  Bertelsmann,  ®r.=$ng.  L.  Bloch,  Dr. 
G.  Gehlhoff,  Dr.  A.  Korff-Petersen,  Dr.  H.  Lux,  Dr.  A.  R.  Meyer,  G.  R. 
Mylo,  W.  Wechmann  u.  Dr.  W.  Wedding.  Erweiterte  Wiedergabe  einer 
Vortragsreihe  zur  Ausbildung,  von  Beleuchtungsingenieuren,  ver- 
anstaltet von  der  Deutschen  Beleuchtungstechnischen  Gesellschaft  vom 
13.  bis  18.  September  1920  in  der  Technischen  Hochschule  Berlin. 
Im  Auftrag  der  Deutschen  Beleuchtungstechnischen  Gesellschaft  heraus- 
gegeben von  2)r.=3ng.  L.  Bloch.  München  n.  Berlinl92l.  R.  Oldenbourg. 
XIX  u.  591  S.  in  gr.  8°  mit  356  Abb.  Geh.  118  Jt,  geb.  \}§Jt. 

Sr.dyug.  Mayer,  Rudolf.  Die  Knickfestigkeit.  Berlin  1921.  Jul. 
Springer.  VIII  u.  501  S.  in  8°  mit  280  Textabb.  u.  87  Tab.  Geh. 
120  Jt,  geb.  130  Jt. 

Metzger,  Max.  Der  Gangbutscher.  Ein  Lübecker  Roman.  Berlin. 
August  Scherl  G,  m.  b.  H.  280  S.  in  kl.  8°.  Geb.  6 Jt. 

Dr.  Moye,  A.  Das  Gipsformen.  2.  Aufl.  Berlin  1921.  Verlag  der 
Tonindustrie-Zeitung  G.  m.  b.  H.  38  S.  in  8°  mit  Abb.  Geh.  6 Jt 
ohne  Zuschlag. 

Dr.  Neuburger,  Albert.  Die  Technik  des  Altertums.  Zweite  ver- 
besserte Aufl.  Leipzig  1921.  R.  Voigtländers  Verlag.  XVIII  u. 
570  S.  in  gr.  8°  mit  676  Abb.  Geb.  65  Jt. 

Oelenheinz,  Leopold.  Frankenspiegel.  Splitter  und  Skizzen.  l .Bd. 
Koburg  1919.  Kommissionsverlag  von  Hugo  Bonsack.  IV  u.  252  S. 
in  8°  mit  vielen  Abb.  u.  Zeichnungen  des  Verfassers.  Geb. 


Ott.  Die  Befreiung  von  der  Zwangswirtschaft  im  Wohnungswesen 
unter  Erfassung  des  Wertzuwachses  an  Grundstücken  durch  Ausbau 
des  Besitzsteuergesetzes.  Ein  Vorschlag  zur  beschleunigten  Hebung 
der  Bautätigkeit  und  Schaffung  einer  ausbaufähigen  Einnahmequelle 
für  Mie  Gemeinden.  Berlin-Bohnsdorf.  1921.  Schild  u.  Scholle,  Ver- 
lagsgesellschaft  m.  b.  H.  34  S.  in  kl.  8°.  — Geh.  3,20  Jt. 

$r.=3üg.  Pirlet,  J.  Kompendium  der)  Statik  der  Baukonstruk- 
tionen. 2.  Bd.:  Die  statisch  unbestimmten  Systeme.  1.  Teil:  Die  all- 
gemeinen Grundlagen  zur  Berechnung  statisch  unbestimmter  Systeme. 
Die  Untersuchung  elastischer  Formveränderungen.  Die  Elastizitäts- 
gleichungen und  deren  Auflösung.  Berlin  1921.  Jul.  Springer.  IX  u. 
206  S.  in  8°  mit  136  Textabb.  Geh.  it)  Jt,  geb.  46  JL 

Die  Preisermittlung  im  Maurer-  und  Zim mm erer-Gewerbe. 
Herausgegeben  von  der  ..Westdeutschen  Bauhütte“  e.  V.  Essen.  4.  Aufl'. 
Essen  1921.  Westdeutsche  Bauhütte  e.  V.  Essen..  Baedekerstraße  21. 
220  S.  in  8°.  Geb.  50  Jt. 

3)i\=3ng.  Ranck,  Clir.  Kulturgeschichte  des  deutschen  Bauern- 
hauses. (Aus  Natur  und  Geisteswelt,  121.  Bd.)  3.  Aufl.  Leipzig  u. 
Berlin  1921.  B.  G.  Teubner.  103  S.  in  kl.  8°  mit  73  Textabb.  In 
Steifband  2,80.4/,  geb.  3,50  Jt.  Hierzu  120  vH.  Teuerungszuschlag. 

Dr.  Riune,  Friedrich.  Gesteinskunde.  Für  Studierende  der  Natur- 
wissenschaft, Forstkunde  und  Landwirtschaft,  Bauingenieure,  Archi- 
tekten und  Bergingenieure.  6.  u.  7.  Aufl.  Leipzig  1921.  Dr.  Max 
Jänecke,  Verlagsbuchhandlung.  VII  u.  365  S.  in  gr.  8°  mit  1 Titelbild 
und  509  Textabb.  Geb. 

Sabielny,  Haus.  Die  Glasbütter  „Archimedee“- Rechenmaschinen 
und  ihre  Handhabung.  Gemeinverständliches  Lehrbuch  für  das 
Maschinenrechnen  zum  Selbstunterricht  und  für  den  Gebrauch  in  Lehr- 
anstalten. 1920.  Selbstverlag  H.  Sabielny.  Dresden-A.  24.  48  S.  in  8° 
mit  Abb.  Geb._  5 Jt. 

5r.=3btg.  Dr.  Sarrazin,  0.  u.  Oberbeck,  H.  Taschenbuch  zum 
Abstecken  von  Kreisbogen  mit  und  ohne  Ubergangskurven  für  Eisen- 
bahnen, Straßen  und  Kanäle.  Mit  besonderer  Berücksichtigung  der 
Eisenbahnen  untergeordneter  Bedeutung.  Mit  einem  Nachtrag 
zur  Herstellung  der  Übergangsbogen  auf  den  preuß.-hess.  Staats- 
eisenbahnen nach  den  neuen  Vorschriften.  37.  Aufl.  Berlin  1921. 
Jul.  Springer.  In  kl.  8°.  X u.  74  S.  Einleitung  mit  20  Abb.,  203  S. 
Tab.  Geb.  7,60  Jt. 

Schau,  A.  Festigkeitslehre.  (Aus  Natur  und  Geisteswelt.  829  Bd.) 

2.  Aufl.  Leipzig  u.  Berlin  1921.  B.  G.  Teubner.  112  S.  in  kl.  8°  mit 
119  Textabb.  In  Steifband  2,80  ,ft,  geb.  3,50  Jt.  Hierzu  120  vH 
Teuerungszuschlag. 

Schau,  A.  Statik.  (Aus  Natur  und  Geisteswelt.  828.  Bd.)  2.  Aufl. 
Leipzig  u.  Berlin  1921.  B.  G.jTeubner.  110S.  in  kl.  8°  mit  112  Textabb. 
In  Steifband  2,80  Jt,  geb.  3,50  „Ä.  Hierzu  120  vH  Teuerungszuschlag. 

Siedlungswerk.  Herausgegeben  von  der  Vereinigung  für 
deutsche  Siedlung  und  Wanderung  und  dem  Deutschen  Bund  Heimat- 
schutz. München  1921.  Georg  D.  W.  Callwey.  Erscheint  in  36  bis 
40  Lief.  — 17.  bis  26.  Lief.  Kleinbürgerliche  Siedlungen  in  Stadt  und 
Land.  Eine  Untersuchung  der  Siedlungsformen  an  Hand  von  Bei- 
spielen ‘aus  der  Zeit  von  1500  bis  1850.  Bearbeitet  von  $i'.=3ttg. 
Waldemar  Kuhn.  168  S.  in  gr.  8°  mit  156  Abb.  Geh.  im  Abonnement 
30  „4/,  Einzelbezug  40  Jt. 

Wciß-Hebenstrcit,  Wilmfried.  Sprengmittel  und  Sprengarbeiten. 
Eine  Aufstellung  der  gebräuchlichsten,  z.  T.  neuen  Sprengmittel  nach 
ihrer  Bezeichnung,  Klasse,  Eigenschaft,  Zusammensetzung  und  Ver- 
wendung. München  1920.  F.  Lehmann.  123  S.  in  kl.  8°  mit  51  Abb. 
im  Text.  Geb.  10  Jt. 

Werner,  Hugo.  Die  Regelung  des  Ostrawitza- Wildtlusses.  Wien 
1921.  Lehmann  u.  Wentzel,  G.  m.  b.  H.  96  S.  in  8°  mit  41  Abb.  im 
Text  u.  14  Taf.  Geh. 

$r.=3ng.  Weyrauch,  Robert.  Wasserversorgung  der  Ortschaften. 

3.  verbess.  Aufl.  (Sammlung  Göschen).  Berlin  u.  Leipzig  1921.  Ver- 
einigung wissenschaftl.  Verleger  W alter  de  Gruyter  u.  Ko.  133  S.  in 
kl.  8°  mit  79  Abb.  Geb.  2,10  Jt  und  100  vH.  Teuerungszuschlag. 

Wissenschaftliche  Veröffentlichungen  des  deutsch- 
türkischen Denkmalschutz-Kommandos.  Herausgegeben  von 
Theodor  Wiegand.  3.  Heft:  Petra.  Von  W.  Bachmann,  C.  Watzinger, 
Th.  Wiegand.  Mit  einem  Beitrag  von  K.  Wulzinger.  Berlin  u.  Leipzig 
1921.  Vereinigung  wissenschaftl.  Verleger  Walter  de  Gruyter  u.  Ko. 
X u.  94  S.  26  : 35  cm  groß  mit  2 Beilagen  u.  79  Abb.  im  Text.  Geb.  100  Jt. 

Wohnungsausschuß  Groß-Danzig.  Ein  Vorschlag  zur  Lösung 
der  Wohnungsfrage.  Danzig-Langfuhr  1920.  W.  Brodt.  12  S.  in  kl.  8°. 
Geh.  1 Jt.  — Hierzu  II.  Erläuterungen.  19  S.  in  kl.  8°.  Geh. 

Wolf,  Georg  Jakob.  Ein  Jahrhundert  München  1800  bis  1900. 
Zeitgenössische  Bilder  und  Dokumente.  Zweite  umgearbeitete  und 
vermehrte  Auflage.  München  1921.  Franz  Hanfstängl.  XII  u.  400  S. 
in  gr.  8°  mit  zahlr.  Abb.  u.  Bildtaf.  Geb.  25.//. 

Zucker.  Paul.  Die  Brücke.  Typologie  und  Geschichte  ihrer 
künstlerischen  Gestaltung.  Berlin  1921.  Ernst  Wasmuth  A.  G.  I\  u. 
20S  S.  in  gr.  8°  mit  183  Abb.  Geb.  90 M. 


▼erlag  von  Wilhelm  E r n s t & Sohn.  Berlin . Für  den  nicb  tarnt!.  Teil  verantwortlich : ln  Vertr.  R.  B er  gi  u e . Berlin  — Druck  der  Buchdruckerei  Gehr.  Ernst,  Berlin 
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druoktheorie  — Vermischtes:  Verleihung  der  akademischen  Würde  eines  Doktor-Ingenieurs  ehrenhalber.  — Dritte  Hauptversammlung  des  Berufsvereins 
höherer  Staatsbaubeamter  in  Preußen.  — Dritter  Reichssiedlertag.  — Versammlung  des  Deutschen  Ausschusses  zur  Forderung  der  Lehmbauweise. 
„Die  Arche“,  Vereinigung  deutscher  Architekten.  — Fettfänger.  — Bücherschau. 


Amtliche  Mitteilungen. 


Preußen. 

Dem  Regierungs-  und  Baurat  Giencke,  bisher  Hilfsarbeiter  bei 
dem  Kulturbauamt  in  Osnabrück,  ist  die  Verwaltung  des  Kulturbau- 
amts in  Aurich  und  dem  Regierungs-  und  Baurat  Greis  in  Stettin, 
bisher  Hilfsarbeiter  bei  dem  Kulturbauamt  daselbst,  die  Verwaltung 
des  Kulturbauamts  in  Osnabrück  übertragen  worden. 

Versetzt  sind:  die  Regierungs-  und  Bauräte  Vaske  von  Inster- 
burg nach  Koblenz  als  Vorstand  des  Wasserbauamts  II,  Walter 
Winkler  von  Hannover  nach  Insterburg  als  Vorstand  des  Bau- 
amts II  für  den  Masurischen  Kanal,  Proelß  von  Stade  an  das 
Saaletalsperren -Neubauamt  in  Saalfeld  a.  d.  Saale  und  ®r.=!3ng.  Loh- 
meyer von  Emden  nach  Berlin  in  das  Ministerium  für  Handel  und 
Gewerbe. 

Überwiesen  sind:  der  Regierungsbaurat  (Maschinenbaufach)  Paul 
Meyer  der  Abteilung  für  Vorarbeiten  in  Hannover  und  der  Regie- 
rungsbaumeister Ludwig  Weinreich  dem  Vorarbeitenamt  für  den 
Weser -Main -Kanal  in  Eisenach. 

Der  Regierungsbaumeister  des  Wasser-  und  Straßenbaufaches 


Meyer  bei  dem  Kulturbauamt  in  Frankfurt  a.  d.  Oder  ist  an  das 
Kulturbauamt  in  Stettin  versetzt  worden. 

Die  Staatsprüfung  haben  bestanden:  die  Regierungsbauführer  Karl 
Beckmann  (Hochbaufach);  — Karl  Schmitt  und  Oskar  Sahm 
(Eisenbahn-  und  Straßenbaufach). 

Deutsches  Reich. 

Der  Reichspräsident  hat  dem  Maschineninspektor  Otto  Metzger 
in  Bruchsal  die  nachgesuchte  Entlassung  aus  dem  Reichsdienst  erteilt. 

Sachsen. 

Dem  Dr.-Ing.  Otto  Israel  ist  die  Lehrberechtigung  für  das  all- 
gemeine Gebiet  der  Vermessungskunde  und  Katastertechnik  in  der  Bau- 
ingenieurabteilung der  Technischen  Hochschule  Dresden  erteilt  worden. 

Mecklenburg  - Schwerin. 

Der  Geheime  Oberbaurat  Friedrich  Wilhelm  Piernay,  früher 
Dirigent  der  Technischen  Abteilung  der  Generaldirektion  der  Eisen- 
bahnen in  Schwerin,  ist  gestorben. 


[Alls  Reohte  Vorbehalten  ] 


Nichtamtlicher  Teil. 


Das  neue  Physikalische  Institut  der  Universität  Marburg. 


Bereits  im  Jahre  1901  wurde  angeregt,  die  Physikalische  Anstalt 
umzubauen  und  zu  erweitern,  da  die  Räume  den  gesteigerten  An- 
forderungen nicht  mehr  genügten.  Von  dem  Umbau  wurde  jedoch 
Abstand  genommen,  da  durch  einen  Neubau  die  Bedürfnisse  ein- 
wandfreier und  mit  nur  verhältnismäßig  geringen  Mehrkosten  zu  be- 
friedigen waren.  Auch  konnte  das  alte  Gebäude  in  seiner  vorhandenen 
Gestalt  mit  Nutzen  für  andere  Universitätszwecke  verwendet  werden. 
Ein  Bauplatz,  der  eine  durch  Nachbargebäude  nicht  beengte,  sonnige, 
erschütterungsfreie  Lage  gewährleistet,  fand  sich  an  der  Renthofstraße 
der  alten  Anstalt  gegenüber  (Abb.  2).  Hier  erhebt  sich  jetzt  der 
stattliche  Neubau  in  halber  Höhe  des  Schloßberges,  vom  Tal  aus  weither 
sichtbar.  Mit  seinen  kräftigen  Umrissen  fügt  er  sich  dem  schönen 
Stadtbild  gut  ein.  Steigt  man  von  der  Stadt  her  die  Renthofstraße 
hinan,  so  wächst  das  viergeschossige  Gebäude  hinter  hoher  Böschungs- 
mauer steil  und  mächtig  empor  (Abb.  1). 


Die  Berglage  ließ  eine  Tiefenausdehnung  des  Baues  nicht  zu; 
auch  bei  dem  hieraus  sich  ergebenden  langgestreckten  Grundriß 
waren  noch  erhebliche  Bodenbewegungen  erforderlich.  Die  Baumasse 
gliedert  sich  in  ein  Hauptgebäude  und  einen  achteckigen  Hörsaalbau 
(Abb.  3 u.  6).  Das  Gebäude  ist  nicht  unterkellert,  lediglich  der  Fuß- 
boden des  Heizkessel-  und  Kohlenraumes  ist  gegen  das  Sockelgeschoß 
um  1,65  m vertieft.  Das  Sockelgeschoß  enthält  die  große  Werkstatt, 
die  Räume  für  Maschinen  und  Sammler  und  die  Wohnungen  für  den 
Diener  und  den  Heizer.  Auf  der  Bergseite  liegt  ein  Teil  des  Sockel- 
geschosses unter  der  Erdoberfläche.  Hier  haben  die  Räume  für  be- 
ständige Temperaturen  sowie  ein  Alterungsraum  für  Untersuchungen 
an  magnetischen  Legierungen  ihren  Platz  gefunden.  Im  Erdgeschoß 
liegt  der  durch  eine  besondere  Treppenhausanlage  zugängliche  große 
Hörsaal  für  301  Hörer  mit  elektrisch  betriebener  Verdunkelungsein- 
richtung und  Bildwerfer.  Im  gleichen  Geschoß  wie  im  ersten  und 

zweiten  Obergeschoß  des  Hauptbaues 
sind  Arbeits-  und  Sammlungsräume, 
Bücherei,  kleiner  Hörsaal,  physikali- 
scher und  photographischer  Ubungs- 
saal  untergebracht.  Die  Beförderung 


a Magnetisches  Gartenhaus. 


Abb.  2.  Lageplan. 


Abb.  1.  Ansicht  von  der  Renthofstraße. 
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Abb.  3.  Erdgeschoß. 


schwerer  Geräte  wird  durch  einen  elektrischen  Fahr- 
stuhl erleichtert.  Ein  durch  das  ganze  Gebäude  hin- 
durchführender senkrechter  Schacht  ermöglicht  Fall- 
versuche. Für  Beobachtungen  im  Freien  ist  aui 
dem  rückwärtigen  Gebäudeflügel  ein  flaches  Dach 
angeordnet.  Hinter  der  Anstalt  ist  ein  eisenfreies 
Gartenhaus  für  magnetische  Messungen  errichtet 
(Abb.  4 u.  5). 

Das  Gebäude  ist  in  Ziegelsteinen  unter  spar- 
samer Verwendung  von  Sandstein  und  mit  massiven 
Decken,  die  in  verschiedenen  Arbeitsräumen  erschütte- 
rungsfreie Inseln  erhalten  haben,  ausgeführt.  Die 
Ansichtsflächen  sind  mit  ockerfarbener  rauher  Terra- 
nova,  Fensterumrahmungen  und  sonstige  Gliede- 
rungen glatt  im  Sandsteinton  verputzt.  Das  statt- 
liche Dach  ist  in  Schiefer  gedeckt.  Als  Fußboden- 
belag ist  im  allgemeinen  rotes  Linoleum,  für  die 
Arbeitsräume  Steinholzfußboden  verwendet.  Die  Be- 
heizung erfolgt  durch  eine  Niederdruck  Warmwasserheizung.  Als  Be- 
leuchtung wird  elektrisches  Licht,  in  den  Aborten  Gaslicht  verwendet. 
Der  elektrische  Strom  für  Licht-  und  Arbeitszwecke  wird  vom  städti- 
schen Elektrizitätswerk 
geliefert.  Die  maschinel- 
len Einrichtungen  im 
Hause  gestatten,  daß  vom 
Maschinenraum  aus  nach 
jedem  Arbeitsraum  Gleich- 
strom in  jeder  gewünsch- 
ten Spannung  von  2 bis 
440  Volt  sowie  Wechel- 
strom  von  65  bis  110  Volt 
Spannung  gesendet  wer- 
den kann. 

Die  Baukosten  be- 
tragen rd.  289  300  Mark, 
das  ist  für  1 qm  bebauter 
Grundfläche  277,24  Mark 
und  für  1 cbm  umbauten 
Baumes  19,07  Mark.  Es 
sind  ferner  aufgewendet 
worden  für  den  Bau  des 
magnetischen  Gartenhau- 
ses rd.  24  000  Mark,  für 
die  Außenanlagen  rd. 

29  000  Mark,  für  die 
innere  Einrichtung  ein- 
schließl.  Maschinen  und 
elektrische  Anlagen  rd. 

105  000  Mark.  Für  die 
Ergänzung  des  Lehrgeräts 
standen  30  000  Mark  zur 
Verfügung. 

Die  Ausarbeitung  des 
ausführlichen  Entwurfs  er- 
folgte nach  einem  vom 
Wirkl.  Geheimen  Ober- 
baurat Dr.  Thür  im  Mini- 
sterium der  öffentlichen  Arbeiten  entworfenen  Vorentwurf  durch  den 
damaligen  Regierungsbaumeister  Schindowski  in  Marburg.  Die  Bauaus- 
führungleitete Regierungsbaumeister  Witt  bis  zum  Ausbruch  des  Krieges, 


in  dem  er  leider  den  Heldentod  fand.  Die  weitere  Leitung  übernahm 
auf  kurze  Zeit  Regierungsbaumeister  Stechei  und  danach  der  Unter- 
zeichnete. Der  im  Frühjahr  1912  begonnene,  durch  die  Kriegswirren 


behinderte  Neubau  wurde  im  Sommer  1915  fertig.  Das  magnetische 
Gartenhaus  konnte  erst  im  Herbst  1920  der  Benutzung  übergeben  werden. 
Marburg  a.  d.  Lahn.  Leyn,  Regierungs-  und  Baurat. 


Geschäftsunkosten  und  Meisterverdienst. 

Vom  Stadtbaurat  Hans  Winferstein  in  Charlottenburg. 
(Ergänzung  zu  Jahrgang  1920  d.  Bl.,  S.  506.) 


I. 

Die  Ausführungen  über  Geschäftsunkosten  und  Meisterverdienst 
im  vorigen  Jahrgang  d.  Bl.  (S.  500  u.  f.)  bedürfen,  da  sie  damals  sehr 
knapp  gehalten  werden  mußten,  noch  gewisser  Ergänzungen: 

Nach  dem  Vorgang  einiger  Verfasser  hatte  ich  allgemein  auf 
16  Arbeitstunden  1 Polierstunde  gerechnet.  Das  ist  natürlich  nur 
eine  Durchschnittsannahme,  die  für  jeden  Einzelfall  auf  ihre  Richtig- 
keit nachzuprüfen  ist.  Früher  galt  in  Berlin  die  Regel,  daß  auf  6 Ge- 

')  Aus  nicht  mehr  feststellbarer  Ursache  ist  in  Spalte  e für  die 
Krankenkassenbeiträge  der  Poliere  eine  falsche  Summe  angegeben, 
statt  1780,80  Mark  muß  es  heißen  273,60  Mark,  so  daß  der  Hundert- 
satz sich  von  0,59  auf  0,09  vermindert  und  die  gesamten  Polierunkosten 
von  7,85  auf  7,35  vH.  Gleichzeitig  sei  auch  bemerkt,  daß  in  der  Zu- 
sammenstellung S.  503  der  Hundertsatz  für  IV  in  Spalte  c nicht  7,40, 
sondern  1,40  heißen  muß.  Die  Endsumme  ist  richtig. 


seilen  und  weniger  ein  Postengeselle,  aul  7 bis  25  Gesellen  ein  Polier, 
auf  jede  25  Gesellen  mehr  noch  ein  weiterer  Postengeselle  gerechnet 
wurde.  Werden  also  auf  einem  Bau  während  der  ganzen  Bauzeit 
24  Gesellen  beschäftigt,  zu  denen  bei  dem  Verhältnis  von  3:2  noch 
16  Arbeiter  hinzuzuzählen  sind,  so  verteilen  sich  die  Polierkosten 
nicht,  wie  angenommen,  auf  16,  sondern  auf  40  Arbeitskräfte.  Der 
bei  16  Arbeitskräften  auf  7,35  (s.  Spalte  e,  S.  502)  >)  errechnete  Un- 

16 

kostensatz  ermäßigt  sich  also  in  diesem  Falle  auf  ^-7,35  = 2,94. 

Aus  diesem  Zahlenbeispiel  ist  zu  ersehen,  daß  Polierunkosten  etwa 
zwischen  3 und  8 vH  schwanken  können.  Die  untere  Grenze  dürfte 
nur  seltener  in  Frage  kommen,  da  bei  jeder  Bauausführung  Zeiten 
auftreten,  in  denen  nur  wenig  Arbeitskräfte  beschäftigt  werden  können, 
diese  Zeiten  also  den  für  die  gesamte  Ausführung  zu  berechnenden 
Durchschnittsatz  herunterdrücken.  Eine  Überschreitung  der  oberen 
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Grenze  (rd.  8 vH)  muß  nach  Möglichkeit  dadurch  vermieden  werden, 
daß  bei  weniger  als  16  Arbeitskräften  der  Polier  selbst  mitarbeitet. 

Die  „Westdeutsche  Bauhütte“  hat  mir  gütigst  einen  Fahnenabdruck 
von  der  neuesten  Auflage  ihrer  „Preisermittlung“  zur  Verfügung  ge- 
stellt, der  ein  Gesellenlohn  von  6,95  Mark  zugrunde  liegt.  Sie  hat 
hierbei  auch  in  der  von  mir  vorgeschlagenen  Weise  sämtliche  Un- 
kosten der  Poliere  für  sich  zusammengefaßt,  weil  dadurch  die  Um- 
rechnung nach  dem  oben  angeführten  Beispiel  leichter  ermöglicht 
wird.  Auch  im  übrigen  hat  sie  die  von  mir  vorgeschlagene  Einteilung 
in  allen  wesentlichen  Punkten  übernommen,  so  daß  vielleicht  mit  der 
Zeit  eine  Vereinheitlichung  dieser  Einteilung  zu  erhoffen  ist. 

Dagegen  hat  sie  sich  noch  nicht  meiner  Berechnungsweise  der 
Geräte  und  Gerüste  angeschlossen.  Der  Unterschied  in  der  Auffassung 
macht  sich  in  der  Höhe  der  Zinsen  der  für  die  Geräte  und  Gerüste 
erforderlichen  Anlagegeldsumme  geltend.  Die  „Westdeutsche“  glaubt 
die  nach  den  heutigen  hohen  Preisen  für  neue  Geräte  und  Gerüste 
erforderliche  Summe  von  50  000  Mark  verzinsen  zu  müssen,  während 
ich  nach  den  Preisen  von  1917,  und  zwar  für  zum  Teil  gebrauchte 
Geräte  und  Gerüste  nur  die  Zinsen  von  4500  Mark  unter  V,  5 eingesetzt 
habe.  Natürlich  muß  diese  Summe  bei  länger  andauernden  hohen 
Einkaufspreisen  allmählich  erhöht  werden;  aber  trotzdem  glaube  ich, 
daß  die  Art  und  Weise  meiner  Berechnung  nicht  anfechtbar  ist,  denn 
nur  unter  den  von  mir  vorgeschlagenen  Rechnungsvoraussetzungen 
ist  es  möglich,  die  Unkosten  der  Geräte  und  Gerüste  gleichmäßig  auf 
die  einzelnen  Jahre  zu  verteilen,  was  angestrebt  werden  muß,  schon 
damit  der  Unternehmer  in  jedem  einzelnen  Fall  wettbewerbfähig 
bleibt.  Daß  in  Wirklichkeit  ein  Unternehmer  bei  einem  ausnahms- 
weise größeren  Bauauftrag  sich  plötzlich  mit  sehr  viel  mehr  Gerät 
und  Gerüst  eindecken  muß,  ändert  an  der  Sache  nichts.  Auf  einen 
solchen  Fall  habe  ich  auch  bereits  hingewiesen,  indem  ich  auf  S.  501 
die  Berechnung  für  ein  neugegründetes  Geschäft  gegeben  habe.  Außer- 
dem werden  die  heutigen  hohen  Anschaffungskosten  ja  auch  in  vollem 
Maße  durch  die  bei  V,  1 bis  4 eingesetzten  Summen  berücksichtigt, 
d.  h.  sie  werden  im  Anschaffungsjahr  sofort  in  ganzer  Höhe  getilgt, 
so  daß  eine  Verzinsung  dieser  hohen  Anschaffungskosten  in  späteren 
Jahren  überhaupt  nicht  mehr  in  Frage  kommen  kann. 

Die  Zinsen  für  die  Anlagesumme  der  Geräte  und  Gerüste  habe 
ich  von  den  anderen  Zinsen  (VII)  aus  demselben  Grunde  bereits  unter 
V,  5 gesondert  aufgeführt,  aus  dem  ich  die  sämtlichen  Unkosten  für 
Poliere  unter  II  zusammengefaßt  habe,  nämlich  um  sämtliche  Un- 
kosten der  Gerüste  und  Geräte  in  einer  Summe  zusammen  zu  haben 
und  um  sofort  ersehen  zu  können,  um  wieviel  sich  die  Unkosten  bei 
Ausführungen  vermindern,  bei  denen  keine  Geräte  und  Gerüste  erforder- 
lich sind. 

Die  „Westdeutsche  Bauhütte“  hat  sich  dieser  Verteilung  der  Zinsen 
auf  V und  VII  nicht  angeschlossen,  sondern  führt  alle  Zinsen  an  einer 
Stelle  zusammen  auf.  Auch  hierfür  lassen  sich  Gründe  anführen,  die 
mir  erst  jetzt  durch  Lesen  des  neuen  Buches  von  Marinebaurat  Friedrich 
Kleemann,  „Systematische  Selbstkostenberechnung“,3)  klar  geworden 
sind.  Kleemann  legt  seinen  Ausführungen  die  Verhältnisse  bei  großen 
Werften  zugrunde,  deren  weitverzweigter  und  dem  Wechsel  und  der 
Veränderung  unterworfener  Betrieb  eine  so  genau  und  folgerichtig 
durcbgeführte  Selbstkostenberechnung  erfordert,  wie  wohl  kaum  ein 
anderer  Betrieb.  Große  und  teure  Maschinenanlagen,  die  nicht  ständig 
ausgenutzt  werden,  fressen  auch  während  ihrer  Nichtbenutzung  Zinsen, 
die  Kleemann  mit  Leerlaufkosten  bezeichnet.  Man  kann  nun  entweder 
diese  Leerlauf  kosten  auf  alle  Geschäftsaufträge  verteilen  oder  auch 
nur  diejenigen  Aufträge  damit  belasten,  bei  denen  die  betreffenden 
Maschinen  Verwendung  finden.  Ebenso  kann  man  auch  bei  Arbeiten, 
die  keine  Geräte  und  Gerüste  erfordern,  entweder  deren  Anlagezinsen 
trotzdem  anteilmäßig  auf  diese  Arbeiten  mit  verteilen  oder  nicht. 

Laufen  die  Arbeiten  ohne  Gerüste  und  Geräte  gewissermaßen 
nebenher,  ohne  daß  deshalb  die  anderen  Arbeiten  ihrem  Umfang  nach 
eingeschränkt  werden,  so  ist  für  diese  der  Abzug  der  Unkosten  unter  V 
einschließlich  der  Zinsen  gerechtfertigt;  machen  sie  dagegen  einen 
erheblichen  Teil  der  Aufträge  aus,  so  daß  die  angeschafften  Geräte 
und  Gerüste  nur  wenig  ausgenutzt  werden,  so  wird  man  auch  für  sie 
die  Verzinsung  V,  5 mit  in  Rechnung  setzen  müssen  und  kann  sie 
alsdann  auch  von  vornherein  besser  unter  VII  in  Ansatz  bringen. 
Im  ersteren  Fall  ist  aber  zu  beachten,  daß  sich  alsdann  die  Gerüst- 
kosten für  die  übrigen  Arbeiten  um  so  höher  errechnen,  weil  diese 
Kosten  dann  nicht  mehr  auf  die  gesamte  Jahreslohnsumme  (14)  ver- 
teilt werden,  sondern  auf  eine  um  die  herausgenommenen  Arbeiten 
verminderte  Jahressumme. 

Mehr  und  mehr  macht  sich  die  Ansicht  geltend,  daß  die  Summe, 
die  jeder  Unternehmer  zu  seinem  eigenen  Lebensunterhalt  aus  dem 


3)  Marinebaurat  Friedrich  Kleemann.  Systematische  Selbst- 
kostenberechnung. Glöckners  Handelsbücherei,  herausgegeben  von 
Professor  Adolf  Ziegler,  Band  66/67, 1921.  Leipzig,  Glöckners  Verlag. 
202  S.  in  8«.  6 Jl. 
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Geschäft  herauswirtschaften  muß,  genau  so  wie  bei  Gesellschaften  die 
Vergütung  für  einen  oder  mehrere  Geschäftsführer,  nicht  zum  eigent- 
lichen Gewinn,  sondern  zu  den  allgemeinen  Geschäftsunkosten  zu 
rechnen  ist.  Für  den  Arbeitgeber  ist  es  nicht  von  großer  Wichtig- 
keit, ob  ihm  der  Unternehmerlohn  als  ein  Teil  der  allgemeinen  Ge- 
schäftsunkosten oder  als  ein  Teil  des  Unternehmergewinns  in  Abzug 
gebracht  wird.  In  meinem  damaligen  Aufsatz  hatte  ich  die  Be- 
merkungen über  den  Meisterlohn  an  den  Schluß  gesetzt,  weil  ich  die 
Höhe  dieses  Lohns  bei  den  Geschäften  verschiedener  Größe  den  ge- 
samten übrigen  Unkosten  gegenüberstellen  mußte.  Will  man  den 
Meisterlohn  bezw.  die  Vergütung  für  den  Geschäftsführer  gleich  unter 
den  Geschäftsunkosten  mit  aufführen,  so  dürfte  die  geeignetste  Stelle 
der  Anfang  des  Abschnitts  III  sein.  Die  Höhe  dieses  Meisterlohns  be- 
mißt  die  „Westdeutsche  Bauhütte“  in  ihrer  neuen  Auflage  um  20  vH 
höher  als  das  Poliereinkommen,  das  sind  47  vH  mehr  als  der  Durch- 
schnittslohn des  Gesellen  und  Arbeiters.  Diese  Höhe  läßt  sich  sehr 
wohl  mit  meinen  Annahmen  vereinbaren,  wenn  man  beachtet,  daß 
ich  bei  meinen  für  größere  Geschäfte  höher  bemessenen  Sätzen  die 
Entschädigung  für  die  Wagnisgefahr  mit  einbegriffen  habe. 

II.  Arbeitsleistungen  und  Baustoffbedarf. 

Mit  der  Feststellung  der  Geschäftsunkosten  und  des  Meister- 
verdienstes allein  kann  aber  eine  Kostenberechnung  noch  nicht  durch- 
geführt werden.  Um  irgend  einen  Stückpreis  zu  ermitteln,  bedürfen 
wir  außerdem  noch  der  Kenntnis,  wieviel  Arbeit  die  erforderlichen 
Arbeitskräfte  in  der  Zeiteinheit  zu  leisten  vermögen,  und  bei  Preisen 
einschließlich  Lieferung,  wieviel  Baustoffe  dazu  nötig  sind. 

Ältere  Kostenveranschlagungsbücher,  wie  das  von  Manger-Neu- 
mann (4.  Aufl.,  1883),  enthalten  noch  ausführlichere  Angaben  über  die 
Zeitleistungen  der  einzelnen  Handwerker  bei  den  verschiedensten 
Arbeiten.  Allerdings  waren  diese  in  den  einzelnen  Orten  verschieden. 
Man  wußte,  daß  die  tägliche  Verarbeitungsziffer  von  800  bis  1000  Ziegeln, 
wie  sie  die  Berliner  Maurer  leisteten,  von  den  Gesellen  auf  dem  Lande 
nicht  erreicht  wurde.  Man  nahm  deshalb  allgemein  an,  daß  der  höhere 
Lohn  in  Berlin  durch  die  höhere  Leistung  sich  ausglich.  Bis  zu  welchem 
Grade  der  Genauigkeit  diese  Annahme  wirklich  richtig  war,  ist  durch 
umfangreichere  Ermittlungen  wohl  kaum  jemals  festgestellt  worden. 
Für  einen  einzelnen  war  das  nur  sehr  schwer  möglich,  und  größere 
Verbände  oder  Behörden,  denen  diese  Aufgabe  obgelegen  hätte,  waren 
damals  wohl  erst  im  Entstehen.  So  verschwanden  denn  auch  die  An- 
gaben über  die  Arbeitsleistungen  in  den  Lehrbüchern  mehr  und  mehr. 
Man  hatte  seine  mehr  oder  weniger  zutreffenden  Erfahrungsätze  im 
Kopf,  wie  hoch  der  Preis  für  1 cbm  Mauerwerk,  für  1 qm  Putz  usw. 
angesetzt  werden  mußte.  Die  Kenntnis  aber,  aus  welchen  Einzelteilen 
sich  diese  Preise  aufbauten,  ging  immer  mehr  verloren.  Wer  sie 
wirklich  noch  besaß,  bewahrte  sie  als  ein  Geschäftsgeheimnis.  Erst 
die  großen  Preiserhöhungen  haben  hier  wieder  Wandel  geschaffen, 
und  als  Bahnbrecher  muß  auch  hier  wieder  P.  Lauffer  in  Königsberg 
i.  Pr.  genannt  werden,  der  durch  Rundfrage  unter  den  Mitgliedern 
des  Ostpreußischen  Arbeitgeber- Bezirksverbandes  1917  Erhebungen 
über  die  Höhe  der  Arbeitsleistung  von  Maurer-  und  Zimmererarbeiten 
veranstaltete  und  veröffentlichte.  Diese  Erhebung  fällt  schon  in  die 
Zeit,  wo  die  Leistung  zu  sinken  begonnen  hatte,  so  daß  der  Maurer 
vielfach  nur  noch  kaum  300  Steine  verarbeitete,  während  vorher  in  Ost- 
preußen 500  geschafft  wurden.  Die  Schwankungen  in  der  Arbeitsleistung 
wurden  dann  1918  und  1919  noch  größer.  Auch  jetzt  sind  wohl  noch 
längst  nicht  überall  wieder  feste  Verhältnisse  erreicht,  wenn  auch  ver- 
einzelt behauptet  wird,  daß  namentlich  bei  den  Baubetriebsgenossen- 
schaften die  Höhe  der  Friedensleistung  schon  wieder  erzielt  sei. 
Dauernde  statistische  Erhebungen  täten  hier  dringend 
not.  Die  im  Gange  befindlichen  Untersuchungen  der  Forschungs- 
gesellschaft für  wirtschaftlichen  Baubetrieb  versprechen  uns  weitere 
Klarheit  in  dieser  Frage. 

Dem  Bedürfnis  der  Zeit  entsprechend  werden  aber  schon  jetzt 
allerorten  Bücher  mit  Angaben  über  Arbeitsleistungen  herausgegeben. 
Mir  liegen  augenblicklich  drei  derartige  Druckwerke3)  vor;  leider  aber 
fußt  keins  von  ihnen  auf  umfangreicheren  eigenen  statistischen  Vor- 
erhebungen. Kern  scheint  bezüglich  der  Angaben  über  Arbeits- 
leistungen lediglich  die  Veröffentlichungen  des  Ostpreußischen  Arbeit- 


3)  Joseph  Kern,  Gumbinnen.  Tabellen  zur  Baustoffbedarfs-  und 
Preisermittlung  im  praktischen  Baugewerbe.  Mai  1920.  Selbstverlag 
des  Verfassers.  4°.  75  S.  36  Jl. 

Paul  Besser,  Köln  a.  Rh.  Handbuch  für  die  neuzeitlich  bedingte 
Preisberechnung  im  Maurergewerbe  mit  allgemeinen  und  besonderen 
Bedingungen  für  die  Ausführung  und  das  Aufmaß  von  Erd-  und 
Maurerarbeiten.  Selbstverlag  des  Verfassers.  II.  Aufl.  Juni  1920.  4°. 
144  S.  40  Jl. 

Die  Baufibel,  aufgestellt  von  den  zuständigen  Fachverbänden 
des  Kartells  rhein.-westf.-lipp.  Hand  werkerfach  verbände  usw.  Heraus- 
gegeben von  der  „Westdeutschen  Bauhütte“,  e.  V.  in  Essen,  Trentei- 
gasse 19.  Im  Erscheinen  begriffen. 
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geber-Bezirksverbandes,  Heft  7,  übernommen  zu  haben,  ohne  dabei 
aber  die  Berichtigungen  zu  verwerten,  die  P.  Lauffer  in  Nr.  12  der 
genannten  Veröffentlichungen  gebracht  hat  (S.  37  bis  39).  Außerdem 
gibt  er  am  Schluß  seines  Buches  große  Zahlentafeln,  die  an  und  für 
sich  die  Gebrauchsfähigkeit  seines  Buches  erhöhen  würden,  wenn  sie 
nicht  für  Zahlenwerte  aufgestellt  wären,  die  praktisch  keine  Bedeutung 
mehr  haben,  denn  mit  Preisen  vop  6 bis  37  Mark  für  einen  Gesellentag 
einschließlich  der  Kosten  für  den  zugehörigen  Arbeiterhalbtag  und  ein- 
schließlich Unkosten  und  Verdienst  war  doch  wohl  1920  selbst  in  Ost- 
preußen kaum  noch  zu  rechnen.  Auch  der  Zuschnitt  auf  den  zehn- 
stündigen Arbeitstag  mutet  für  das  Erscheinungsjahr  des  Buches  etwas 
veraltet  an.  Hoffentlich  beseitigt  der  Verfasser  in  der  nächsten  Auf- 
lage diese  Mängel,  da  die  Gesamtanordnung  seines  Buches  recht 
brauchbar  ist. 

Besser  trägt  in  seinem  Buch  den  heutigen  Verhältnissen  durchaus 
Rechnung.  Als  Grundlage  aller  seiner  Angaben  dient  durchweg  der 
achtstündige  Arbeitstag;  seine  Zahlen  über  Arbeitsleistungen  ent- 
springen zum  größten  Teil  wohl  eigenen  Erfahrungen.  Sein  Buch 
zeichnet  sich  im  übrigen  ganz  besonders  dadurch  aus,  daß  er  für  jede 
einzelne  Stücklohnarbeit  alle  Teilpreise,  aus  denen  sich  der  Gesamt- 
preis zusammensetzt,  angibt  und  auch  sogar,  wie  sich  diese  Teilpreise 
wieder  aus  Einzelberechnungen  ergeben.  So  gibt  er  für  jeden  einzelnen 
Baustoff  wertvolle  Zusammenstellungen  der  verschiedenen  Einzelkosten, 
also  z.  B.  bei  Ziegeln  außer  dem  Grundpreis  Stempel,  Anschluß,  Wiege- 
gebühr, Anfuhr  usw.  Am  Schluß  seines  Buches  sind  die  Bedingungen 
für  Bauarbeiten  abgedruckt,  die  der  Deutsche  Wirtschaftsbund  für  das 
Baugewerbe  aufgestellt  hat  und  die  dieser  allgemein  zur  Anerkennung 
bringen  will.  Leider  haben  sich  die  dieserhalb  vor  zwei  Jahren  mit 
dem  Verband  der  Architekten-  und  Ingenieurvereine  angeknüpften 
Verhandlungen  bisher  immer  noch  nicht  zum  Abschluß  bringen  lassen ; 
es  ist  aber  doch  zu  hoffen,  daß  schließlich  eine  Einigung  über  diese 
wichtige  Sache  erzielt  werden  wird. 

Von  der  Baufibel  der  „Westdeutschen  Bauhütte“  liegen  mir  erst 
einige  Probebogen  vor;  es  ist  aber  anzunehmen,  daß  auch  diese  Ver- 
öffentlichung der  überaus  rührigen  „Westdeutschen  Bauhütte“  dank 
dem  tatkräftigen  Vorgehen  ihres  Leiters,  des  Herrn  Lorenz  Schwarz 
in  Dortmund,  sich  als  eine  gewissenhaft  aufgestellte  und  brauchbare 
Arbeit  erweisen  wird. 

Alle  drei  Bücher  enthalten  auch  die  Angaben  über  den  nötigen 
Bedarf  an  Baustoffen;  aber  es  ist  im  höchsten  Grade  kennzeichnend, 
daß  selbst  bei  den  landläufigsten  Arbeiten  die  Einheitsätze  für  den 
Baustoff  bedarf  in  allen  drei  Büchern  ganz  verschieden  sind.  Am 
meisten  gehen  die  Angaben  über  den  Bedarf  der  einzelnen  Bestand- 
teile von  Mörtel-  und  Betonmischungen  auseinander.  Als  ich  für  den 
Jahrgang  1914  des  Deutschen  Baukalenders  das  Kapitel  Baustoff  bedarf 
neu  bearbeitete,  zeigten  sich  schon  die  Schwierigkeiten,  aus  den  vielen 
wissenschaftlichen  Einzelveröffentlichungen  allgemein  für  die  Bauaus- 
führungen brauchbare  Mittelwerte  herauszufinden.  Seitdem  haben  sich 
noch  weitere  Veröffentlichungen  mit  der  Ergiebigkeit  von  Mörtel-  und 
Betonmischungen  befaßt,  deren  Ergebnisse  immer  noch  mehr  von- 
einander abweichen.  Deshalb  stellt  sich  je  länger  je  mehr  die  Not- 
wendigkeit heraus,  aus  all  diesen  wissenschaftlichen  Einzelunter- 
suchungen endlich  Zahlen  auszuwählen  und  diese  allgemein  für  die 
Berechnungen  vorzuschreiben.  Die  schon  aus  alter  Zeit  herstammenden 
Zahlen  für  den  Baustoff  bedarf,  welche  noch  immer  bei  preußischen 
Staatsbauten  vorgeschrieben  sind,  erfreuten  sich  früher  einer  all- 
gemeinen Anerkennung  und  Benutzung.  Diese  haben  sie  im  Laufe 
der  Zeit  stark  verloren,  hauptsächlich  wohl,  weil  sie  für  neue  Bau- 
weisen nicht  rechtzeitig  ergänzt  sind.  Es  wäre  im  Sinne  einer  ein- 
heitlichen Regelung  zu  wünschen,  wenn  die  Bauverwaltung  des  Reiches 
oder  des  Staates  sich  dieser  Frage  baldigst  annehmen  würde,  und  zwar 
möglichst  in  Fühlung  sowohl  mit  den  anderen  Bauverwaltungen  und 
Privatarchitekten  als  auch  mit  den  Unternehmerverbänden,  damit  ihre 
allgemeine  Einführung  von  vornherein  gesichert  wird. 

Man  hat  in  den  letzten  Jahren  so  viel  von  der  Verbilligung  der 
Bauten  durch  Einführung  von  Normen  geredet  und  geschrieben.  Auch 


die  Normen  für  den  Baustoffbedarf  würden  für  die  Berechnung  ver- 
einfachend und  demgemäß  auch  verbilligend  wirken. 

Schließlich  sind  aber  selbst  mit  einer  genaueren  Ermittlung  der 
Arbeitsleistungen,  mit  einer  Vereinheitlichung  der  besonderen  und 
allgemeinen  Bedingungen  sowie  der  dem  Baustoffbedarf  zugrunde 
zu  legenden  Einheitmengen  unsere  Aufgaben  noch  nicht  erschöpft; 
dringend  erforderlich  ist  außerdem  noch  eine  einheitliche  Einteilung 
der  Kostenanschläge.  Auch  in  dieser  Beziehung  haben  sich  die  Ver- 
hältnisse in  den  letzten  Jahren  nicht  verbessert,  sondern  wesentlich 
verschlechtert.  Vorher  hatte  die  von  der  preußischen  Bauverwaltung 
eingeführte  Titeleinteilung  der  Kostenanschläge  segensreich  gewirkt. 
Jahrzehntelang  wurde  wohl  ziemlich  allgemein  von  allen  Behörden 
und  Privaten  diese  Kosteneinteilung  den  Kostenanschlägen  zugrunde 
gelegt.  Dann  kam  aber  eine  Zeit,  in  der  diese  Einteilung  für  die  neu 
hinzugekommenen  Ausführungsweisen  und  Baustoffe  nicht  mehr  aus- 
reichte; die  wenigen  Ergänzungen  und  Veränderungen,  die  im  Laufe 
der  Zeit  die  preußische  Bauverwaltung  vorzuschreiben  für  nötig  hielt, 
waren  für  andere  Behörden  und  für  Private  unzulänglich,  und  so  wurde 
allerorten  für  den  eigenen  Bedarf  angeflickt  und  verändert,  ohne  daß 
man  irgendwo  sich  die  Mühe  gab,  eine  gründliche  und  planvolle  Neu- 
gestaltung vorzunehmen,  die  allen  neuzeitlichen  Anforderungen  genügt 
hätte.  Bei  der  Neubearbeitung  von  Schwatlos  Kostenberechnungen 
1908/09  habe  ich  dem  Mangel  abzuhelfen  versucht  und  einen  Vorschlag 
gemacht,  den  ich  einige  Jahre  später  bei  Neubearbeitung  des  „Deutschen 
Baukalenders“  noch  weiter  durchgeführt  habe.  In  der  „Deutschen  Bau- 
zeitung“ habe  ich  damals  auf  die  Notwendigkeit  einer  Neugestaltung 
hingewiesen.  Leider  haben  die  Behörden  bisher  dieser  ganzen  An- 
gelegenheit aber  keine  Beachtung  entgegengebracht.  Eine  restlose 
Anpassung  an  meine  Vorschläge  wurde  dabei  selbstverständlich  nicht 
ohne  weiteres  erwartet;  über  das  Wie  läßt  sich  im  einzelnen  immer 
noch  streiten,  weit  wichtiger  ist  aber,  daß  überhaupt  etwas  ge- 
schieht. 

Nun  ist  im  vorigen  Jahre  meinen  Anregungen  zufolge  durch  einen 
Ausschuß  der  Vereinigung  der  Technischen  Oberbeamten  deutscher 
Städte  ein  Vorschlag  zur  Vereinheitlichung  der  Kostenanschläge  aus- 
gearbeitet 4)  und  von  der  Vereinigung  angenommen  worden.  Der  Vor- 
schlag beschränkt  sich  nicht  nur  auf  die  Namhaftmachung  der  einzelnen 
Titel,  sondern  er  gibt  auch  für  jeden  einzelnen  Titel  so  viel  Einzelheiten 
in  Form  von  Stichworten,  daß  nicht  nur  innerhalb  der  einzelnen  Titel 
stets  die  gleiche  Reihenfolge  eingehalten  wird,  sondern  daß  Lücken 
in  den  Kostenanschlägen  vermieden  werden  und  der  einen  Kosten- 
anschlag prüfende  Beamte  Lücken  leichter  feststellen  kann. 

Daß  gerade  die  städtischen  Baubeamten  die  Notwendigkeit  einer 
Regelung  in  der  Kostenveranschlagung  eingesehen  haben,  liegt  in  der 
Natur  der  Sache,  weil  diese  viel  mehr  auch  mit  Kostenanschlägen,  die 
von  Privatarchitekten  aufgestellt  sind,  zu  tun  haben,  weil  für  sie  eine 
zuverlässige  Bautenstatistik  auf  möglichst  straffer,  einheitlicher  Grund- 
lage weit  notwendiger  ist,  weil  sie  gegen  Kostenvergleiche,  die  nicht 
auf  einheitlicher  Grundlage  aufgebaut  sind,  weit  schwererere  Kämpfe 
auszufechten  haben,  als  andere.  In  letzterer  Beziehung  sei  nur  an  die 
vor  dem  Kriege  entstandene  Streitfrage  um  die  Kosten  von  Kranken- 
hausbauten erinnert.  Aber  auch  für  alle  anderen  Kreise  sollte  das 
Interesse  nicht  weniger  groß  sein. 

Es  darf  deshalb  wohl  gehofft  werden,  daß  dieser  Schritt  der  Ver- 
einigung doch  schließlich  noch  die  staatlichen  Behörden  veranlassen 
wird,  wenn  nicht  restlos  sich  dem  gemachten  Vorschläge  anzuschließen, 
so  doch  wenigstens,  u.  U.  in  gemeinsamer  Arbeit,  eine  -weitere  Be- 
arbeitung des  Vorschlages  einzuleiten,  die  dann  alle  Ansprüche  be- 
friedigen würde  und  allgemeine  Anerkennung  fände. 


4)  Vordruckbogen  zu  Kostenanschlägen  für  Hochbauten  aller  Art: 
Einzelgebäude,  Gebäudegruppen,  Siedlungen,  zur  Einführung  empfohlen 
von  der  Vereinigung  der  Technischen  Oberbeamten  deutscher  Städte. 
Verlag  der  Wochenschrift  des  Architektenvereins  in  Berlin,  Paul  Lehsten, 
Charlottenburg,  Berliner  Straße  119.  Preis  für  1 Stück  des  Vordrucks 
(1  Bogen  Reichsfoilnat)  1 J(,  100  Stück  75  Jl. 


Bau  einer  gewölbten  Wegüberführung  unter  Anwendung  von  Maßnahmen 
zur  Einhaltung  der  theoretischen  Stützlinie. 


Die  Tatsache,  daß  beim  Bau  gewölbter  Brücken  die  Standfestig- 
keit des  Gewölbes  nicht  wenig  von  dem  Einhalten  der  theoretischen 
Stützlinienform  abhängt,  hat  bekanntlich  zu  verschiedenen  Hilfsmitteln 
geführt,  die  sämtlich  darauf  hinauslaufen,  die  ungünstigen  Einflüsse 
aus  dem  Setzen  und  Verdrüoken  des  Gerüstes  und  aus  der  Zusammen- 
pressung des  Baustoffes  und  des  Baugrundes  unmittelbar’  nach  dem 
Ausrüsten  nach  Möglichkeit  unschädlich  zu  machen.  Neben  dem  jetzt 
fast  allgemein  üblichen  Verfahren,  das  Gewölbe  in  einzelnen  Lamellen 
herzustellen,  um  das  Gerüst  möglichst  gleichmäßig  und  symmetrisch 
zu  belasten,  darf  wrohl  die  vorübergehende  Einschaltung  von  Gelenken 


am  Kämpfer  und  Scheitel  als  das  wirksamste  Hilfsmittel  gelten.  In 
der  Regel  werden  diese  Gelenke  zum  Unterschied  vom  reinen  Drei- 
gelenkbogen, bei  welchem  sie  ein  dauerndes  Zwangsmittel  zur  Bei- 
behaltung der  theoretischen  Lage  der  Stützlinie  darstellen  und  offen- 
bleiben, sogleich  nach  dem  Ausrüsten  durch  Schließen  der  Kämpfer- 
und Gelenkfugen  wieder  unwirksam  gemacht. 

Ein  abweichendes  Verfahren  ist  im  Eisenbahndirektionsbezirk 
Stettin  auf  Anregung  des  Geheimen  Baurats  Schaper  beim  Bau  einer 
gewölbten  Wegüberführung  angewendet  worden,  bei  dem  die  Gelenk- 
fugen erst  nach  Auf  bringen  der  vollen  ruhenden  Last  geschlossen 
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Ansicht. 


Abb.  2. 


Abb.  1.  Längenscbmtt. 


Abb.  3. 
Querschnitt. 


wurden  und  bei  dem  die  Gelenke  eine  neuartige  Ausbildung  er- 
hielten. 

Die  über  eine  eingleisige  Nebenbahn  führende  Wegebrücke  bat 
eine  lichte  Weite  von  13,60  m in  Kämpferhöhe  und  eine  Pfeilhöhe  von 
3,20  m.  Sie  ist  auf  guten  Sand  gegründet  und  vollständig  in  Beton 
hergestellt.  Ihre  Gesamtbreite  beträgt  6,20  m,  die  nutzbare  Breite 
der  Fahrbahn  4,60  m und  das  liebte  Maß  zwischen  den  Geländern 
5,60  m.  Die  Abb.  1 bis  3 zeigen  das  Bauwerk  in  der  Ansicht,  im  Längen- 
und  Querschnitt  und  lassen  weitere  Einzelheiten  erkennen.  Der  Beton 
der  Widerlager  besteht  aus  1 Teil  Zement,  4 Teilen  Sand  und  6 Teilen 
Grobgrus,  der  in  den  Steinbrecherwerken  bei  der  Herstellung  von 
Bettungsschotter  als  Rückstand  in  großen  Mengen  gewonnen  wird. 
Die  Mischung  des  Gewölbebetons  schwankt  zwischen  1:3:5  und 
1 : 2 : 4,  je  nach  der  Größe  der  errechneten  Beanspruchung. 

Um  der  Rissebildung  soweit  als  möglich  vorzubeugen,  sollte  beim 
Bau  besonderer  Wert  auf  Sicherung  des  Lehrgerüstes  gegen  Ver- 
drückung und  auf  Einhaltung  der  entwurfsmäßigen  Lage  der  Stütz- 
linie gelegt  werden.  Der  Gewölbebogen  wurde  deshalb  auf  einem 
besonders  kräftigen,  als  Ständer-  und  Strebengerüst  ausgebildeten 
Lehrgerüst  in  einzelnen  Querlamellen  in  der  auf  der  Abb.  1 durch 
Zahlen  kenntlich  gemachten  Reihenfolge  gestampft  und  zunächst  als 
Dreigelenkbogen  hergestellt.  Im  Scheitel  und  an  den  Kämpfern  blieben 


hierbei  6 cm  weite  Fugen 
offen.  Hier  wurden  Flach- 
eisen von  80  mm  Breite  und 
12  bzw.  20  mm  Stärke  ein- 
betoniert, welche  die  sonst 
üblichen  Bleiplatten  und 
Wälzgelenke  ersetzen  soll- 
ten. Diese  Flacheisen  liegen 
in  33  cm  Abstand  vonein- 
ander genau  in  der  Mitte 
der  Gewölbestärke  und  in 
der  Richtung  der  Tangente 
an  die  Stützlinie  aus  der 
vollen  ruhenden  Last.  An 
diesen  Flacheisen  sind  mit 
Hilfe  von  Winkeleisen  fast 
auf  die  ganze  Gewölbe- 
stärke durchgehende  U-Eisen 
angenietet  (s.  Abb.  4),  welche 
die  Druckspannung  des  Be- 
tons unter  der  zulässigen 
Grenze  halten.  Die  Erhär- 
tungsdauer für  den  Ge- 
wölbebeton betrug  28  Tage. 
Nach  Ablauf  dieser  Frist, 
während  der  die  Wider- 
lagerflügel aufgeführt  wur- 
den, wurde  das  Gerüst  all- 
mählich und  gleichmäßig 
abgelassen , bis  sich  das 
Gewölbe  selbst  trug.  Die 
Messungen  nach  dem  Aus- 
rüsten ergaben  an  den 
Kämpfern  keine  Verände- 
rungen, an  dem  Scheitel 
eine  Senkung  von  4 mm. 
Um  die  günstige  Wirkung 
der  Gelenke  für  die  volle  ruhende  Last  auszunutzen,  wurden  die  Gelenk- 
fugen bis  nach  Aufbringung  dieser  Last  offen-  und  zugänglich  ge- 
halten (s.  Längenschnitt,  Abb.  1).  Es  konnten  sodann  die  Stirnmauern 
und  das  Geländer  aufgeführt  und  dem  Fortgang  dieser  Arbeit  ent- 
sprechend der  Füllboden  möglichst  gleichmäßig  und  symmetrisch  zur 
Bogenmitte  aufgebracht  werden,  bis  die  Belastung  dem  endgültigen 
Ruhezustand  entsprach.  In  den  Stirnmauern  und  im  Geländer  blieben 
an  den  Gelenkstellen  ebenfalls  schmale  Schlitze  offen.  Die  größte 
Druckbeanspruchung  der  Flacheisengelenke  unter  dieser  Last  betrug 
700  kg/qcm.  Eine  weitere  Scheitelsenkung  trat  nicht  ein.  Erst  jetzt 
wurden  die  Gelenkfugen  vergossen.  Der  statisch  bestimmte  Drei- 
gelenkbogen ging  damit  für  die  Verkehrslast  in  den  statisch 
unbestimmten  gelenklosen  Bogen  über. 

Auf  die  vergossenen  Fugen  wurde  dann  die  in  den  drei  aus- 
gebohlten Kanälen  bis  dahin  etwas  hochgezogene  doppelte  Asphalt- 
isolierpappe verlegt  und  miteinander  verklebt,  so  daß  danach  die 
Lücken  in  den  Stirnmauern  und  im  Geländer  ausgestampft,  die  Stirn- 
mauerrückflächen an  diesen  Stellen  verputzt  und  mit  Goudron  ge- 
strichen und  die  Kanäle  mit  Erde  verfüllt  werden  konnten.  Die 
Bauweise  hat  sich  gut  bewährt.  Die  Ausführung  der  Arbeiten  lag 
in  den  Händen  der  Firma  Luther  u.  Ko.  in  Stettin. 

Stettin.  Meerkatz,  Eisenbahninspektor. 


Abb.  4.  Ansicht 
und  Grundriß  des  Scheitel- 
gelenks. 


Neue  Ergebnisse  in 

Zu  dem  Aufsatz  von  ®r.=3»8-  A.  Freund  auf  S.  625  im  Jahrg.  1920 
d.  Bl.  sind  folgende  Einwendungen  gemacht  worden,  denen  wir  die  Ant- 
wort des  Verfassers  folgen  lassen  unter  Hinweis  auf  die  eingehenderen 
Untersuchungen  im  Heft  1 bis  3 der  Zeitschrift  für  Bauwesen  1921: 

I. 

Die  Ausführungen,  welche  älteren  Forschern  z.  T.  eine  mangelnde 
Nachprüfung  der  logischen  und  physikalischen  Grundlagen  vorwerfen, 
enthalten  selbst  einige  Ungenauigkeiten  und  Unrichtigkeiten,  auf  die 
hier  kurz  hingewiesen  werden  soll,  bevor  weitere  eingehende  Schluß- 
folgerungen aus  ihnen  gezogen  werden. 

1.  Widersprüche  der  alten  Erddrucktheorien  bestehen  nicht,  wenn 
man  sich  klar  macht,  von  welchen  Voraussetzungen  in  jedem  Falle 
ausgegangen  wird  (unberührter  Erdkörper  — Schüttung  usw.). 

2.  Keiner  der  genannten  älteren  Forscher  behandelt  Körper  aus 
loser  Erde  als  feste  Körper;  alle  rechnen  mit  lose  gegeneinander  ver- 
schieblichen Erdteilchen. 

Neuere  Forscher  haben  schon  recht  lange  die  Elastizität  der  (losen) 
Erde  berücksichtigt  und  bei  der  bisherigen  Theorie  verwandt.  Es  ist 
also  kein  Fehler  der  bisherigen  Theorie.*) 


der  Erddrucktheorie. 

3.  Das  Grundgesetz  des  Gleichgewichts  (Summe  aller  Kräfte  und 
Momente  = 0)  gilt  nicht  allein  für  feste  Körper,  sondern  sogar  für 
Flüssigkeiten,  also  sicher  auch  für  einen  beliebig  umgrenzten  Teil 
loser  Erde. 

4.  Die  aufgeführten  Grundlagen  der  „neuen  Erddrucktheorie“ 
weichen  meines  Wissens  in  keinem  Punkte  von  den  Grundlagen  der 
bisherigen  Theorie  ab. 

5.  Der  Spannungszustand  in  einem  ruhenden,  reibungslos  auf- 
gebauten, unberührten  „gleichförmigen“  Erdkörper  ist  derart,  daß  der 
Druck  auf  eine  senkrechte  Wand  parallel  zur  Oberfläche  gerichtet  ist, 
nicht  wagerecht,  wie  Herr  Freund  annimmt.  Eine  Betrachtung  mehrerer 
ganz  gleicher,  nebeneinander  liegender  Erdprismen  nach  Abb.  1 oder  3 
(S.  625)  führt  zwingend  zu  diesem  Ergebnis. 

Bei  einem  nachträglich  in  seiner  Lagerung  veränderten  oder  in 
anderer  Weise  entstandenen  Erdkörper  ist  der  Spannungszustand 
natürlich  ein  anderer. 


*)  Vergl.  auch  meine  Ausführungen  in  dem  Buche  Erddruck,  Erd- 
widerstand usw.  Berlin  1918. 
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Die  unter  Nr.  6 und  7 angeführte  Betrachtung  der  nachträglichen 
Änderung  des  Spannungszustandes  im  gleichförmigen  Erdkörper  ist 
neuartig.  Inwieweit  sie  geeignet  ist,  den  wirklichen  Verhältnissen 
Rechnung  zu  tragen  uud  die  Lösung  von  Erddruckaufgaben  zu 
ermöglichen,  muß  abgewartet  werden. 

Berlin,  den  17.  Dezember  1920.  Dr.-Ing.  H.  Krey. 

Zu  diesen  Ausführungen  bemerke  ich  folgendes: 

Zu  1 . Wenn  man  das  Anwendungsgebiet  der  alten  Theorien  gemäß 
den  ihnen  zugrunde  liegenden  Voraussetzungen  einschränkt,  so  werden 
die  Widersprüche  allerdings  praktisch  bedeutungslos.  Die  Theorien 
verlieren  dann  aber  ihre  universelle  Gültigkeit.  Außerhalb  der  gezogenen 
Grenzen  stellen  sie  nur  wenig  befriedigende  Annäherungen  dar.  Auch 
die  neue  Theorie  ist  im  streng  wissenschaftlichen  Sinne  noch  eine 
Annäherung,  die  aber  der  exakten  Lösung  in  gewissen  Punkten  näher- 
kommt. Wenn  sie  auch  noch  mit  einigen  der  Ungenauigkeiten  be- 
haftet ist,  die  auch  den  alten  Theorien  zu  eigen  sind,  so  ermöglicht 
sie  doch  die  Lösung  einiger  Aufgaben,  bei  denen  jene  versagen. 

Zu  2.  Die  Behauptung,  daß  von  älteren  Forschern  lose  Erdmassen 
wie  feste  Körper  behandelt  worden  sind,  bezieht  sich,  wie  aus  den 
Ausführungen  in  Nr.  100  d.  Bl.,  Jahrg.  1920,  hervorgeht,  nicht  auf  die 
den  Theorien  zugrunde  liegenden  Auffassungen  über  das  Wesen  loser 
Erde,  sondern  lediglich  auf  denjenigen  Teil  der  Theorien,  der  zu  den 
bekannten  Widersprüchen  führt.  Daß  neuere  Forscher  schon  recht 
lange  die  Elastizität  der  losen  Erde  berücksichtigt  und  bei  der  bisherigen 
Theorie  verwandt  haben,  ist  mir  bei  Abfassung  meiner  Untersuchungen 
(1917/18)  allerdings  nicht  bekannt  gewesen;  ich  habe  mich  im  wesent- 
lichen auf  die  Ausführungen  von  Müller- Breslau  gestützt,  die,  wie  aus 
dem  Quellenverzeichnis  hervorgeht,  den  Stand  der  Theorie  im  Jahre  1905 
wiedergehen.  In  der  Abhandlung  des  Dr.-Ing.  Krey  vom  Jahre  1918 
über  Erddruck,  Erdwiderstand  usw.  wird  die  Elastizität  der  Erdteilchen 
nur  zur  Bildung  eines  wegen  seiner  Kleinheit  zu  vernachlässigenden 
Berichtigungswertes  verwendet,  der  sich  aus  der  Seitenausdehnung  der 
gedrückten  Erdteilchen  ergibt.  Der  Einfluß  der  elastischen  Ver- 
schiebungen der  Erdfeeilchen  gegeneinander  ist  jedoch  von  Krey 
noch  nicht  untersucht  worden.  Daß  dieser  Einfluß  sehr  erheblich  sein 
kann  und  hei  großen  Druckhöhen  nicht  vernachlässigt  werden  darf, 
geht  aus  Beobachtungen  hervor,  die  meines  Wissens  an  den  Wänden 
von  Silozellen  gemacht  worden  sind.  Meine  neuen  Untersuchungen 
stehen  mit  diesen  Beobachtungen  (raschere  Abnahme  des  Erddrucks 
in  größerer  Tiefe,  als  nach  den  alten  Theorien  zu  erwarten)  in  grund- 
sätzlicher Übereinstimmung.  Da  die  Theorien  von  Coulomb  und 
Rankine  nicht  die  Möglichkeit  gewähren,  die  Elastizität  der  Erde  in 
dem  erläuterten  Sinne  zu  berücksichtigen,  sind  sie  von  mir  als 
mangelhaft  bezeichnet. 

Zu  3.  Daß  das  allgemeine  Grundgesetz  des  Gleichgewichts  (Summe 
aller  Kräfte  und  Momente  = 0)  auch  für  beliebig  umgrenzte  Teile 
loser  Erde  gilt,  wird  von  mir  nicht  bestritten,  wenn  ich  auch  zugebe,  daß 
meine  Bemerkungen  über  diesen  Gegenstand  etwas  mißverständlich 
sein  können.  Nur  weil  die  Anwendung  der  Gleichgewichtsbedingungen 
auf  endliche  Massen  loser  Erde  zu  unbefriedigenden  Ergebnissen 
führt  und  weil  bei  diesem  Verfahren  kein  Unterschied  zwischen  der 
Behandlung  fester  Körper  und  der  loser  Massen  zu  erkennen  ist,  habe 
ich  das  Verfahren  als  fehlerhaft  bezeichnet.  Neuere  Untersuchungen 
über  den  Gegenstand,  die  ich  noch  nicht  veröffentlicht  habe,  bestätigen 
diese  Auffassung. 

Zu  4.  Die  neuen  Untersuchungen  weichen  von  den  alten  Theorien 
vor  allem  darin  ab,  daß  von  einem  unendlich  kleinen  Erdteilchen 
ausgegangen  wird;  im  übrigen  werden  die  alten  Grundlagen  verwendet. 

Zu  5.  Da  der  gleichförmige  Spannungszustand  als  Ausgangs- 
zustand gebraucht  wird,  aus  dem  die  ungleichförmigen  Zustände  ab- 
geleitet werden,  so  müssen  für  ihn  Annahmen  getroffen  werden,  die 
eine  einfache  mathematische  Behandlung  ermöglichen.  Als  solche 
erschien  mir  die  auch  mit  dem  Naturvorgang  heim  Aufbau  überein- 
stimmende Annahme  zweckmäßig,  daß  in  Lotebenen  die  Schub- 
spannungen Null  sind.  Dennoch  möchte  ich  die  Möglichkeit  nicht  von 
der  Hand  weisen,  daß  die  Rankinesche  Annahme,  wonach  der  Seiten- 
druck auf  lotrechte  Flächen  zur  Oberfläche  parallel  ist,  sich  nicht 
ebensogut,  vielleicht  noch  besser  als  Merkmal  eines  gleichförmigen 
Zustandes  verwenden  läßt.  Diese  Frage  wird  noch  eingehend  zu 
prüfen  sein. 

Essen,  im  Januar  1921.  2)r.=  3ug.  A.  Freund. 

II. 

In  Nr.  100  d.  Bl.,  Jahrg.  1920  veröffentlicht  $>r.=3ug.  A.  Freund 
eine  neue  Theorie  des  Erddrucks,  durch  die  er  nicht  nur  die  be- 
stehenden Erddrucktheorien,  sondern  auch  die  Grundlagen  der  ganzen 
Statik  umwirft,  indem  er  von  der  willkürlichen  Behauptung  ausgeht, 
daß  man  das  Grundgesetz  für  das  Gleichgewicht  fester  Körper  nicht 
auf  eine  begrenzte  Masse  loser  Erde  anwenden  könne.  Durch  nach- 
folgenden streng  mathematischen  Beweis  läßt  sich  jedoch  leicht  zeigen, 


daß  diese  Anschauung  unzutreffend  ist.  Um  keine  willkürlichen  An- 
nahmen über  die  Form  der  einzelnen  Erdteilchen  machen  zu  müssen, 
soll  vorausgesetzt  werden,  daß  es  sich  um  losen  Sand  handeln  möge, 
der  naturgemäß  aus  einer  sehr  großen  Anzahl  äußerst  kleiner  Steinchen 
von  beliebiger  Form  (Sandkörner)  besteht.  In  Abh.  1 ist  eine  Anzahl 
derartiger  miteinander  in  Berührung  stehender  Sandkörner  in  ver- 
größertem Maßstab  mit  den  auf  sie  einwirkenden  Kräften  dargestellt. 
An  den  Stellen  gegenseitiger  Berührung  der  Körner  wirken  Druck- 
kräfte, die  im  allgemeinen  nicht  normal  zur  Berührungsfläche  gerichtet 
sind,  sondern  unter  einem  Winkel,  der  nicht  größer  als  der  Reibungs- 
winkel ist,  gegen  die  Normale  geneigt  sind.  Diese  Kräfte  können  in 
je  eine  wagerechte  und  eine  lotrechte  Seitenkraft  P und  Q zerlegt 
werden.  Außerdem  wirken  auf  die  Körner  noch  ihr  Eigengewicht  G 
und  die  durch  die  benachbarten  Körner  an  den  äußeren  Berührung- 
stellen übertragenen  Druckkräfte,  die  in  je  eine  wagerechte  und  eine 
lotrechte  Seitenkraft  II  und  V zerlegt  werden  können.  Für  jeden  der 
einzelnen  Körper  gelten  nun  die  statischen  Gleichgewichtsbedingungen, 
und  zwrar  lauten  diese  z.  B.  für  den  Körper  G\ 

I)  II \ + II,  -Px-  P2  - 0 

II)  Vl  + Va  + G1-Q1-  Qt  = 0 

III)  S1y1-\-H;sy2—Piys—Ptiyi:  + V1x1+V,xa—  öl *3—  QiXi-\-GiX=0 

Für  die  Momentengleichung  III  ist  Punkt  0 als  Bezugspunkt  ge- 
wählt worden.  Für  jeden  der  übrigen  Körper  lassen  sich  drei  ähnliche 
Gleichungen  aufstellen.  Bildet  man  nun  die  Summe  sämtlicher 
Gleichungen  I),  so  treten  darin  paarweise  gleiche  Kräfte  P mit  ent- 
gegengesetztem Vorzeichen  auf,  die  also  in  der  Summe  verschwunden, 
so  daß  letztere  übergeht  in 
F)  2 H = 0, 

worin  II  die  algebraische  Summe  aller  an  den  äußeren  Berührungs- 
flächen angreifenden  Horizontalkräfte  bedeutet.  Ebenso  findet  man 
durch  Addition  sämtlicher  Gleichungen  II)  infolge  des  Wegfallens  der 
Kräfte  Q die  Gleichung 

II')  ^ V -f  2 G = 0, 

worin  2 V die  algebraische  Summe  aller  äußeren  Vertikalkräfte  uud 
2 G das  Gesamtgewicht  aller  Sandteilchen  bedeutet.  Bei  der  Addition 
sämtlicher  Momentengleichungen  III)  ergeben  sich  ebenfalls  paarweise 
gleiche  Momente  P ■ y und  Q ■ x mit  entgegengesetztem  Vorzeichen,  die 
aus  der  Summe  herausfallen,  wodurch  dieselbe  übergeht  in 
III)  2V-x  + 2H-y  + 2G-z  = Q. 

Die  drei  Gleichungen  I',  II'  und  IIP  stellen  aber  weiter  nichts  dar 
als  die  drei  Gleichgewichtsbedingungen  eines  festen  Körpers  vom 
Gewicht  2 G,  auf  dessen  Oberfläche  die  Kräfte  H und  V einwirken. 
Damit  ist  bewiesen,  daß  es  für  die  Aufstellung  der  Gleicbgewichts- 
bedingungen  gleichgültig  ist,  ob  es  sich  um  einen  festen  Körper  oder 
um  eine  begrenzte  lose  Masse  handelt.  Dieser  zunächst  für  losen  Sand 
bewiesene  Satz  gilt  natürlich  auch  für  loses  Erdreich,  denn  dieses 
besteht  letzten  Endes  auch  nur  aus  neben-  und  übereinander  gelagerten 
sehr  kleinen  festen  Körperchen  von  beliebiger  Form,  die  in  diesem 
Falle  nur  viel  kleiner  sind  als  bei  gewöhnlichem  Sand.  Freund  be- 
zieht seine  mathematischen  Ableitungen  auf  ein  unendlich  kleines 
dreiseitiges  Prisma,  welches  er  im  Gegensatz  zum  Coulombschen  Prisma 
als  festen  Körper  betrachtet,  der  durch  Druck-  und  Reibungskräfte  im 
Gleichgewicht  gehalten  wird.  Diese  Annahme  ist  willkürlich  und 
logisch  nicht  einwandfrei.  Wenn  man  nämlich  aus  einer  losen  Masse 
ein  unendlich  kleines  dreiseitiges  Prisma  heraustrennt,  so  kann  man 
sich  dies  nur  aus  einem  der  kleinen  festen  Körperchen  von  unregel- 
mäßiger Form,  aus  der  die  lose  Masse  besteht,  berausgeschnitteu 
denken.  Dann  handelt  es  sich  aber  um  ein  aus  einem  festen  Körper 
herausgeschnittenes  Prisma,  auf  dessen  Oberfläche  keine  Reibungs- 
kräfte, sondern  Schubspannungen  und  Normalspannungen,  die  auch 
Zugspannungen  sein  können,  wirken.  Einen  festen  Körper  von  der 
Form  eines  dreiseitigen  Prismas,  auf  dessen  Oberfläche  Reibungskräfte 
wirken,  gibt  es  in  einer  losen  Masse  nicht,  denn  dann  müßten  die 
Flächen  des  Prismas  gleichzeitig  die  natürliche  Oberfläche  dieses  kleinen 
Körpers  sein,  wTas  nur  möglich  ist,  wenn  man  die  willkürliche  Annahme 
macht,  daß  die  lose  Masse  aus  lauter  übereinander  gelagerten  drei- 
seitigen Prismen  besteht.  Diese  Annahme  ist  aber  nicht  nötig,  denn 
man  kann  sich  zwecks  mathematischer  Behandlung  aus  der  losen 
Masse  ein  dreiseitiges  Prisma  von  endlicher  Größe  herausgeschnitten 
denken,  welches  ebenfalls  aus  loser  Masse  besteht.  Zwecks  Integrierung 
kann  man  dann  nach  Aufstellung  der  Gleichgewichtsbedingungen 
dieses  Prisma  als  unendlich  klein  ansehen.  Da  Freund  irrtümlicher- 
weise die  Statischen  Gleichgewichtsbedingungen  nur  für  feste  Körper 
gelten  läßt,  war  er  natürlich  gezwungen,  das  Prisma  im  Gegensatz 
zum  Coulombschen  Prisma  als  festen  Körper  anzusehen. 

Freund  begründet  seine  Ansicht  über  die  Unzulässigkeit  der 
statischen  Gleichgewichtsbedingungen  bei  einer  begrenzten  losen  Masse 
mit  dem  Hinweis,  daß  ein  aus  der  Masse  herausgetrenntes  rechteckiges 
Prisma  zu  einem  abgeböschten  Haufen  auseinanderfällt,  wenn  man  es 


Nr.  43. 


Zentralblatt  der  Bauverwaltung. 


271 


auf  eine  Unterlage  setzt  und  sich  selbst  überläßt.  Er  begeht  hierbei 
den  Fehler,  daß  er  die  auf  die  Seitenwände  des  Prismas  wirkenden 
Kräfte  E0  und  Eo'  einfach  wegläßt.  Diese  Kräfte  sind  aber,  solange 
der  abgegrenzte  Körper  von  der  übrigen  losen  Masse  umgeben  ist, 
vorhanden  und  verhindern  das  Auseinanderfallen  des  Körpers.  Wenn 
der  Belastungszustand  des  Körpers  beim  Herausheben  nicht  geändert 
werden  soll,  so  muß  derselbe  natürlich  samt  den  an  ihm  angreifenden 
Kräften  aus  der  losen  Masse  herausgehoben  werden.  Der  Körper  zer- 
fällt dann  natürlich  nicht,  sondern  die  an  ihm  angreifenden  Kräfte 
machen  ihn  gewissermaßen  zu  einem  festen  Körper,  auf  den  die 
Gleichgewichtsbedingungen  ohne  weiteres  anwendbar  sind. 

Freund  weist  zur  Begründung  seiner  abweichenden  Ansicht  auch 
darauf  hin,  daß  sich  das  physikalische  Verhalten  loser  Erde  demjenigen 
einer  Flüssigkeit  nähere,  übersieht  aber  hierbei  ganz,  daß  sogar  bei 
dem  abgegrenzten  Teil  einer  vollkommenen  Flüssigkeit  die  Gleich- 
gewichtsbedingungen genau 
so  angewendet  werden  kön- 
nen wie  bei  einem  festen  Kör- 
Abgesehen  davon,  daß 


I 


Y 


Abb.  2. 


per. 

dies  aus  dem  für  lose  Erde 
(Abb.  1)  bereits  geführten 
Nachweis,  der  natürlich  auch 
auf  unendlich  kleine  Teilchen 
ausgedehnt  werden  kann, 
ohne  weiteres  hervorgeht, 
läßt  es  sich  auch  in  anderer 
Weise  sehr  einfach  be- 
weisen. Denkt  man  sich  z.  B. 
einen  an  einem  Faden  auf- 
gehängten festen  Körper  in 

eine  Flüssigkeit  eingetaucht , so  verliert  derselbe  bekanntlich  so  viel 
an  Gewicht,  als  die  von  ihm  verdrängte  Flüssigkeitsmenge  wiegt.  Die 
um  diesen  Betrag  verringerte  Fadenspannung  ergibt  also  mit  dem 
Eigengewicht  des  Körpers  zusammen  eine  nach  unten  wirkende  Re- 
sultierende, die  gleich  dem  Gewicht  der  verdrängten  Flüssigkeitsmenge 
ist.  Da  der  Körper  sich  in  Ruhe  befindet,  müssen  sämtliche  an  ihm 
angreifenden  Kräfte  im  Gleichgewicht  sein.  Der  gesamte  auf  die  Ober- 
fläche des  Körpers  wirkende  Flüssigkeitsdruck  muß  also  mit  der 
Resultierenden  aus  der  Fadenspannung  und  dem  Eigengewicht  des 
Körpers,  also  mit  dem  Gewicht  der  verdrängten  Flüssigkeitsmenge  im 
Gleichgewicht  sein.  Denkt  man  sich  nun  den  festen  Körper  entfernt 
und  an  dessen  Stelle  eine  Flüssigkeitsmenge  von  gleicher  Form  ab- 
gegrenzt, so  ist  natürlich  der  auf  die  Oberfläche  dieser  Flüssigkeits- 
menge wirkende  Flüssigkeitsdruck  der  gleiche  wie  bei  dem  festen  Körper, 
muß  also  ebenfalls  mit  dem  Gewicht  der  Flüssigkeitsmenge  im  Gleich- 
gewicht sein.  Man  kann  sich  auch  auf  analytischem  Wege  davon  über- 
zeugen, indem  man  sich  in  der  Flüssigkeit  einen  Körper  von  möglichst 
einfacher  Form,  z.  B.  ein  dreiseitiges  Prisma,  abgegrenzt  denkt  und  auf 
dessen  Oberfläche  den  proportional  der  Druckhöhe  anzunehmenden 


Flüssigkeitsdruck  angreifen  läßt,  dann  wird  man  finden,  daß  die  Gleich- 
gewichtsbedingungen genau  wie  bei  einem  festen  Körper  erfüllt  sind. 
Die  Behauptung,  daß  eine  begrenzte  lose  Masse  bezüglich  der  Gleich- 
gewichtsbedingungen nicht  wie  ein  fester  Körper 
behandelt  werden  dürfe,  läßt  sich  also  weder 
durch  den  Hinweis  auf  das  Verhalten  einer 
Flüssigkeit  noch  sonst  irgendwie  wissenschaft- 
lich begründen. 

Deshalb  ist  auch  der  von  Freund  auf- 
gestellte Grundsatz,  wonach  bei  geneigter  Erd- 
oberfläche der  auf  eine  lotrechte  Fläche  wir- 
kende Druck  wagerecht  sein  soll,  unzutreffend, 
denn  es  würde  bei  dem  in  Abb.  2 dargestellten  Prisma  ein  Kräfte- 
paar E • e übrigbleiben,  also  kein  Gleichgewicht  bestehen. 

Leipzig.  A.  Sen  ft,  Oberingenieur. 

Zu  dem  Beweis,  daß  die  allgemeinen  Gleichgewichtsbedingungen 
auch  für  lose  Massen  gelten,  habe  ich  nichts  hinzuzufügen. 

Die  Befürchtung  des  Oberingenieurs  Senft,  daß  der  Angriff  auf  die 
alten  Erddrucktheorien  auch  die  Grundgesetze  der  Statik  umwerfen 
wolle,  ist  offenbar  durch  eine  mißverständliche  Auffassung  meiner 
Darlegungen  entstanden.  Diese  sind  aus  der  Erkenntnis  entsprungen, 
daß  es  nicht  möglich  ist,  eine  befriedigende  Erddrucktheorie  zu  ent- 
wickeln, wenn  man,  wie  es  bei  der  statischen  Behandlung  fester 
Körper  üblich  ist,  von  der  Gleichgewichtsbetrachtung  an  endlichen 
Erdkörpern  ausgeht.  Der  Ton  ist  hierbei  nicht  auf  das  Wort  „Gleich- 
gewicht“, sondern  auf  das  Wörtchen  „endlich“  zu  legen.  Bei  dem 
Ziel,  das  den  neuen  Untersuchungen  gesteckt  war,  kam  den  Gleich- 
gewichtsbedingungen zunächst  nur  eine  Nebenrolle  zu.  Bei  der  An- 
wendung des  Coulombschen  Verfahrens  auf  ein  unendlich  kleines  Erd- 
prisma — das  jedoch  kein  fester  Körper  im  üblichen  Sinne,  sondern 
im  Sinne  der  alten  Erddrucktheorie  sein  soll,  d.  h.  mit  den  Eigen- 
schaften der  losen  Masse  versehen  — wurde  die  Anwesenheit  der 
Gleichgewichtsungenauigkeit  als  Annäherung  zugelassen.  Infolge- 
dessen kann  auch  bei  der  endlichen  Erdmasse  die  Gleichgewichts- 
bedingung nicht  erfüllt  sein.  In  diesem  Sinne  ist  die  Zulassung  einer 
Abweichung  von  den  allgemeinen  Gleichgewichtsbedingungen  als  Be- 
dingung zur  Gewinnung  einer  Näherungslösung  der  Erddruckaufgabe 
zu  verstehen.  Folgerichtig  muß  der  Gleichgewichtsfehler  bei  der  end- 
lichen Masse  verschwinden,  sobald  er  am  unendlich  kleinen  Erdprisma 
beseitigt  ist.  Die  Ablenkung  der  Aufmerksamkeit  von  den  Gleich- 
gewichtsbedingungen ist  in  der  Tat  nur  ein  Hilfsmittel,  das  die  Befreiung 
der  Erddrucktheorie  zum  Ziele  hat  und  das  Ziel  auch  erreichen  wird. 

Die  Festsetzung,  daß  beim  gleichförmigen  Zustand  der  Erddruck 
auf  lotrechte  Flächen  wagerecht  wirken  muß,  ergibt  sich  als  logische 
Folge  aus  der  Gleichgewichtsbetrachtung  am  unendlich  kleinen  Erd- 
prisma. Nach  der  Beseitigung  des  Gleichgewichtsfehlers  wird  dieser 
Punkt  nochmals  zu  prüfen  sein. 

Essen,  im  April  1921.  S)v.=g|hg.  Albert  Freund. 


Vermischtes. 


Die  akademische  Würde  eines  Doktor -Ingenieurs  ehrenhalber 
haben  Rektor  und  Senat  der  Technischen  Hochschule  Berlin  am 
22.  v.  Mts.  auf  den  einstimmigen  Antrag  sämtlicher  Abteilungen  dem 
ordentlichen  Professor  an  der  hiesigen  Hochschule,  Geheimen  Regie- 
rungsrat e.  h.  Müller-Breslau  anläßlich  seines  70.  Geburts- 

tages in  Anerkennung  seiner  unvergänglichen  wissenschaftlichen  und 
praktischen  Leistungen  auf  dem  Gebiete  der  Statik  und  des  Eisenbaues 
sowie  seiner  erfolgreichen  Tätigkeit  als  Hochschullehrer  verliehen. 

Die  dritte  Hauptversammlung  des  Berufsvereins  höherer  Staats- 
baubeamter in  Preußen  fand  am  21.  d.  Mts.  unter  Leitung  des  Vor- 
sitzenden, Ministerialdirektors  a.  D.  Dr.-Ing.  Sympher,  im  Landwehr- 
kasino in  Berlin  statt.  Von  den  etwa  60  Anwesenden  war  fast  die 
Hälfte  aus  den  Provinzen  gekommen,  ein  Beweis,  wie  rege  der  Anteil 
aller  Mitglieder  an  den  Arbeiten  des  Vereins  ist. 

In  dem  Geschäftsbericht  und  den  Berichten  über  den  Stand  der 
Verwaltungsreform  konnte  eine  Reihe  von  Erfolgen  aufgezählt  werden. 
Anderseits  mußte  aber  auch  die  immer  mehr  fortschreitende  Zer- 
splitterung der  technischen  Verwaltungen  beklagt  werden,  die  mit 
dem  1.  April  d.  J.  durch  die  Auflösung  des  Ministeriums  der  öffent- 
lichen Arbeiten  wohl  ihren  Höhepunkt  erreicht  hat.  Es  wurde  daher' 
eine  Entschließung  angenommen,  die,  mit  Hilfe  des  Reichsbundes 
deutscher  Technik,  den  Strömungen,  die  zur  Zerschlagung  und 
Trennung  der  Wasser-  und  Hochbauverwaltung  geführt  haben,  ent- 
gegenarbeiten soll  und  mit  allem  Nachdruck  die  Schaffung  technisch- 
wirtschaftlicher Ministerien  im  Reich  und  in  den  Ländern,  in  denen 
aber  auch  der  Technik  die  ihrer  Bedeutung  für  das  wirtschaftliche 
Leben  der  Gesamtheit  entsprechende  Stellung  eingeräumt  werden 
muß,  fordert.  Vor  allem  wurde  noch  dagegen  Stellung  genommen, 
daß  die  Techniker  etwa  völlig  aus  den  Ministerien  entfernt  werden 


könnten  und  daß  gerade  bei  der  Auswahl  der  leitenden  technischen 
Beamten  politische  und  nicht  sachliche  Gründe  ausschlaggebend  sein 
sollten. 

Auch  der  Kampf,  den  der  B.  D.  A.  gegen  die  beamteten  Architekten 
führt,  wurde  lebhaft  erörtert.  Da  die  Angriffe  nicht  nur  gegen  die 
Baubeamten,  sondern  auch  gegen  die  Verwaltung  gerichtet  sind,  wurde 
in  einer  Entschließung  gefordert,  daß  die  Regierung  aus  ihrer  bis- 
herigen Zurückhaltung  heraustreten  und  das  reiche  Material  über  die 
Tätigkeit  von  Privatarchitekten  im  Bereich  der  Hochbauverwaltung, 
besonders  in  Ostpreußen,  veröffentlichen  sollte,  damit  ihr  Stillschweigen 
nicht  falsch  ausgelegt  würde.  Außerdem  wurde  erneut  festgestellt, 
daß  schon  aus  wirtschaftlichen  Gründen  grundsätzlich  Staatsbauten 
durch  Baubeamte  ausgeführt  werden  müssen. 

Die  Angriffe  von  außen,  die  zum  Teil  als  der  allgemeine  Kampf 
gegen  das  Berufsbeamtentum  angesehen  werden  müssen,  und  die  Zer- 
splitterung der  technischen  Verwaltungen  machen  das  Bestehen  tech- 
nischer Beamtenverbände  zu  einer  gebieterischen  Notwendigkeit.  Es 
wurden  deshalb  auch  die  Pläne,  die  zu  einer  festeren  Verbindung 
aller  technischen  Beamtenverbände  Deutschlands  zu  Großorganisationen 
führen  sollen,  gebilligt.  Auch  der  Berufsverein  soll  durch  die  Auf- 
nahme möglichst  aller  technischen  Beamten  erweitert  werden;  neben 
der  Ausgestaltung  in  vertikaler  Richtung  soll  aber  auch  die  Organi- 
sation auf  horizontaler  Grundlage  noch  mehr  gefestigt  werden. 

In  den  weiteren  Verhandlungen  wurde  dann  noch  besonders  ver- 
langt, daß  den  Oberbauräten  das  ihrer  Stellung  entsprechende  Arbeits- 
gebiet zuzuweisen  sei  und  daß  besondere  Bauabteilungen  bei  den 
Provinzialbehörden  eingerichtet  werden  sollten.  Da  die  Gleichstellung 
der  technischen  und  nichttechnischen  Beamten  noch  keineswegs  in 
der  Besoldung  erreicht  ist,  soll  beantragt  werden,  daß  im  Wege  der 
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Organisation  in  möglichst  großem  Umfang  Beförderungstellen  ein- 
gerichtet und  auch  die  gleichen  Verhältnisse  wie  im  Reich  geschaffen 
werden.  Auch  für  die  Regierungsbauführer  sollen  die  gleichen  Lebens- 
bedingungen wie  für  die  Referendare  erzielt  werden.  In  Anbetracht 
der  Wohnungsnot  wurde  gefordert,  daß  mit  Beschleunigung  staats- 
eigene Wohnungen  hergestellt  würden  und  die  Regierung  sich  einen 
Einfluß  auf  die  Zuweisung  von  Wohnungen  für  Beamte  durch  die 
Wohnungsämter  verschaffen  sollte. 

Zum  Schluß  der  arbeitsreichen  Tagung  sprach  die  Versammlung 
dem  Vorstand,  insbesondere  dem  ersten  Vorsitzenden,  der  wieder- 
gewählt wurde,  den  Dank  für  die  geleistete  Arbeit  aus.  Ma. 

Dei-  dritte  Reichssiedlertag  hielt  seine  Besprechungen  vom 
14.  bis  16.  Mai  im  „Rheingold“  in  Berlin  ab.  Die  Tagung,  zu  der 
Vertreter  des  Wohlfahrtsministeriums  und  des  Reichswirtschafts- 
rats entsendet  waren,  sollte  vornehmlich  der  Praxis  in  der  Siedlungs- 
arbeit gewidmet  sein;  demzufolge  waren  Vorträge  zweier  Architekten 
angesetzt,  von  denen  der  des  Architekten  B.  D.  A.  Prömmel  Kritik  an 
behördlicher  Bevormundung  und  Unvollkommenheit  übte,  ohne  mit 
greifbaren  Vorschlägen  als  Ersatz  zu  dienen.  Sachlich  bedeutungsvoll 
war  der  Vortrag  des  Architekten  Lutz -Leipzig,  der  aus  gediegener 
Siedlungstätigkeit  heraus  viele  Mittel  und  Wege  wies,  wie  Erfreulicheres 
als  meist  bisher  im  Siedlungswesen  erreicht  werden  könnte.  Er  empfahl 
namentlich  die  guten  Beispiele  der  friderizianischen  Zeit  sowohl  in 
geschmacklicher  wie  in  handwerklicher  Beziehung,  gab  praktische 
Maße  und  Ratschläge  für  Raumgrößen  und  -lagen.  Auch  die  Grenze 
und  Möglichkeit  der  Mitarbeit  des  Siedlers  und  namentlich  die  zweck- 
mäßigste Art  der  Vergebung  — getrennt  in  Leistungs-  und  Lieferungs- 
verträgen mit  festen  Einheitsätzen  — wurde  eingehend  gewürdigt 
und  scheint,  bei  größeren  Bauvorhaben  wenigstens,  einen  durchaus 
beachtenswerten  Weg  zu  zeigen,  um  wirtschaftlicher  zu  bauen. 

Diesen  technischen  Vorträgen  war  ein  volkswirtschaftlicher  des 
Rechtsanwalts  Dr.  Breymann  vorausgeschickt,  der  namentlich 
der  Ausschaltung  der  Behörden  und  der  Freiwirtschaft  das  Wort 
sprach.  Der  sachlichen  Begründung,  die  namentlich  glaubte,  auf  den 
Wert  der  Heranziehung  des  Privatkapitals  im  Unternehmertum  hin- 
weisen  zu  müssen,  wird  man  sich  nicht  verschließen  dürfen,  wenn- 
gleich man  einer  behördlichen  Aufsicht  zur  Sicherstellung  der  Ein- 
heitlichkeit und  zur  Vermeidung  von  Abwegigkeiten  nicht  wird 
entraten  können. 

An  einen  Filmvortrag,  der  die  Naturbauweisen,  Brandproben, 
Arbeitsvorgänge  usw.  geschickt  darstellte,  schloß  sich  eine  Aussprache 
über  die  drei  Hauptvorträge,  die  weniger  Vorschläge  für  praktische 
Siedlungsarbeit  als  sehr  scharfe  Kritik  an  den  Staatsbehörden  zutage 
förderte.  Volkswirtschaftlich  bedeutsamen  Forderungen,  wie  sie  z.  B. 
der  Landtagspräsident  von  Anhalt  vorbrachte  (Forderung  höherer  Miete 
von  den  Arbeitern  im  Verhältnis  zum  zehnfach  gesteigerten  Verdienst), 
wurde  offensichtlicher  Widerspruch  von  der  Versammlung  ent- 
gegengesetzt. 

Mit  Besprechungen  über  die  Gesamtorganisation  und  Siedlungs- 
besichtigungen schloß  die  Tagung.  Als  Ergebnis  darf  man  den  Wunsch 
verzeichnen,  die  Wohnungsbewirtschaftung  zugunsten  des  frei  arbeiten- 
den Unternehmertums  abzubauen  und  den  um  ein  Mehrfaches  zu  er- 
höhenden Zuschuß  seitens  der  öffentlichen  Gewalten  — möglichst  in 
Form  von  Quadratmeterdarlehen  — jedoch  als  Anreiz  zum  Bauen 
weiter  bestehen  zu  lassen.  2)r.=3ttg.  Berger  - Schaefer. 

Versammlung  des  Deutscheu  Ausschusses  zur  Förderung  der 
Lehnibauweise  in  Eisleben  am  7.  und  8.  Mai.  Es  nahmen  Vertreter 
der  preußischen,  sächsischen,  badischen  und  anhaitischen  Regierung 
teil.  Regierungsbaurat  Stegemann  berichtete  über  die  Verhandlungen 
mit  Feuerversicherungsgesellschaften  über  Prämienherabsetzung  von 
Bauten  mit  Lehmschindeldeckung  gegenüber  dem  gewöhnlichen  Stroh- 
dach. Für  die  Lehmbauweise  wird  eine  Herabsetzung  der  Prämien 
gelegentlich  der  demnächst  stattfindenden  Tagung  der  Feuerversiche- 
rungsgesellschaften erwartet.  Es  wird  festgestellt,  daß  Schwierigkeiten 
in  der  Hypothekenbeschaffung  für  Lehmbauten  bisher  nicht  eingetreten 
sind.  Die  Versuchstelle  für  Naturbauweise  in  Sorau  gibt  ein  Nach- 
richtenblatt „Der  Lehmbau“  heraus,  das  auch  von  Privaten  bezogen 
werden  kann.  Stadtbaurat  Fauth  in  Sorau  berichtet,  daß  bei  richtig 
angewandter  Technik  10  bis  12  vH  Ersparnisse  durch  Lehmbauweise 
gegenüber  Ziegelbau  erzielt  werden  können.  Er  kündigt  eine  Ver- 
öffentlichung der  Erfahrungen  über  Dachkonstruktionen  im  Lehmball 
au.  Der  Bericht  über  die  am  28.  und  29.  Januar  in  Dresden  ab- 
gehaltene Lehmbautagung  ist  nun  bei  Oskar  Laube,  Dresden  A, 
Wettinerstraße  15  erschienen. 

„Die  Arche“,  Vereiiiiguug  deutscher  Architekten.  Unlängst 
haben  sich  in  Königsberg  nach  erfolgtem  Austritt  aus  dem  „Bund  deut- 
scher Architekten“  (B.D.A.)  mehrere  namhafte  ostpreußische  Architekten 
unter  dem  Namen  „Die  Arche“  zusammengesohlossen.  Vorsitzender 
der  „Arche“  ist  Architekt  H.  Meier  in  Angerburg,  Stellvertreter  sind 
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die  Herren  Prof.  F.  Lahrs,  Prof.  E.  May  und  Architekt  H.  I.  Philipp 
in  Goldap.  Mitglied  kann  jeder  deutsche  Architekt  werden,  der  den 
Nachweis  künstlerischer  Befähigung  und  Betätigung  erbringt,  die 
Mitgliedschaft  kann  jedoch  nur  durch  Berufung  erworben  werden. 
Die  Vereinigung  bezweckt  den  Zusammenschluß  der  tüchtigen  deutschen 
Architekten  zur  Hebung  ihres  Ansehens,  zum  Schutze  ihrer  Arbeit, 
zur  Förderung  der  Fachleistungen  und  zur  Heranbildung  eines  fähigen 
Nachwuchses. 

Fettfänger.  D.  R.-P.  326  020.  Hans  Dorfmüller  in  München.  - 
Der  Fettfänger  besteht  aus  einem  Sammelbehälter  d,  dem  seitlich  eine 
Kammer  a vorgelagert  ist.  In  dieser  sitzt  ein  herausnehmbarer  Korb- 
seiher  b.  Am  Einlauf  ist  ein  Rost  angeordnet,  der  in  das  Abwrasser 
zufällig  gelangte  Sperrstücke  abfängt.  Die  Kammer  a geht  in  ein  in 
der  senkrechten  Mittelachse  in  den  Sammelbehälter  d mündendes 
Einlaßrohr  c über,  das  in  einem  sich  nach  oben  hin  erweiternden 
Trichter  endigt.  Der  Sammelbehälter  d verjüngt  sich  nach  unten  hin 

zu  einem  regelmäßigen  Trichter.  Vom 
Boden  des  Sammelbehälters  führt  ein 
Rohr  cj  die  Wandung  entlang  nach 
oben.  Die  Wirkungsweise  der  Vor- 
richtung ist  folgende:  Das  fett-  und 
ölhaltige  Abwasser  durchfließt  den  in 
der  Kammer  a befindlichen  Korb- 
seiher b,  in  dem  die  groben  Sinkstoffe 
zurückgehalten  werden,  und  tritt  durch 
das  trichterförmig  erweiterte  Ende  des 
Zuführungsrohres  c mit  verlangsamter  Geschwindigkeit  in  den  oberen 
Teil  des  Sammelbehälters  d,  wodurch  die  fett-  oder  ölhaltigen  Teilchen 
Zeit  finden,  sich  hier  zu  einer  Schwimmschicht  e zu  vereinigen.  Das 
seiner  fetthaltigen  Stoffe  entledigte  Abwasser  strömt  samt  den  noch 
darin  enthaltenen  Sinkstoffen  mit  wachsender  Geschwindigkeit  nach 
dem  unteren  Ende  des  Sammelbehälters  d,  um  durch  das  hier  an- 
setzende Rohr  g abgeführt  zu  werden.  Die  Vorrichtung  verhindert 
durch  die  sich  immer  wiederholende  Erneuerung  des  Abwassers  dessen 
Faulung  in  den  Räumen  a und  d,  so  daß  Geruchbelästigungen  ver- 
mieden werden,  da  der  sie  hauptsächlich  verursachende  Bodenschlamm 
stets  mit  dem  entfetteten  Wasser  abgeschwemmt  wird. 


Bücherschau. 

Die  gesuude  Wohnung  nnd  ihre  sachgemäße  Benutzung.  Von 
Dr.  med.  Moritz  Fürst.  Naturwissenschaftliche  Bibliothek  für  Jugend 
und  Volk.  Herausgegeben  von  Konrad  Höller  u.  Dr.  Georg  Ulmer. 
Leipzig  1920.  Quelle  u.  Meyer.  VIII  u.  103  S.  in  4°.  Geb.  6 JC. 

Das  Büchlein,  das  in  geschmackvoller  äußerer  Gewrandung  vor 
uns  liegt,  will  „unser  Volk  und  insbesondere  unsere  Jugend“  über 
die  Vorbedingungen,  die  zu  einer  gesunden  Wohnung  gehören,  und 
die  sachgemäße  Benutzung  der  letzteren  aufklären.  Zu  diesem  Zweck 
werden  die  Beziehungen  der  Wohnung  zu  den  allgemeinen  Gesundheits- 
verhältnissen, die  Zusammenhänge  zwischen  Wohnung  und  Krank- 
heiten, ferner  der  Bau  und  die  Einrichtung  der  Wohnung  im  Sinne 
der  Gesundheitspflege  dargestellt.  Auch  ein  kleiner  Ausflug  in  das 
Gebiet  der  Wohnungspolitik  und  der  Wohnungsreform  fehlt  nicht. 
Alles  in  allem  eine  dankbare  Aufgabe  und  eine  dankenswerte  Arbeit, 
da  Volksaufklärung  in  dieser  Zeit  der  Wohnungsnot  dringender  von- 
nöten ist  denn  je.  Die  Volks-  und  Jugendaufklärung  ist  vielleicht 
auf  keinem  der  vielen  Teil-  und  Zweiggebiete  des  Wohnungswesens 
heute  so  vordringlich,  als  auf  dem  der  Wohnungspflege.  Es  ist 
schade,  daß  die  vorliegende  Arbeit  dieser  brennenden  Tagesfrage  nicht 
so  gerecht  wTird,  wie  man  dies  wünschen  möchte.  Zwar  enthält  das 
Büchlein  auch  ein  Kapitel  mit  der  Überschrift  „Die  Wohnungspflege 
in  öffentlicher  und  privater  Beziehung“,  in  dem  aber  noch  nicht  ein- 
mal das  grundlegende  preußische  Wohnungsgesetz  gew'ürdigt  ward 
(nur  von  dem  Entwmrf  dazu  ist  die  Rede,  obwohl  das  Gesetz  am 
28.  März  1918,  das  Buch  aber  erst  1919/20  herausgekommen  ist). 
Vollends  vermissen  wir  aber  eine  Darstellung  der  praktischen  Woh- 
nungsptlege,  der  Mängel  in  der  falschen  und  mißbräuchlichen  Art  der 
Benutzung  der  Wohnungen,  die  sich  heute  in  erschreckender  Häufung 
breit  machen,  eine  Darstellung  etwa  in  der  Art,  wie  sie  der  Verfasser 
über  die  natürliche  und  künstliche  Feuchtigkeit  gebracht  hat.  Es 
scheint  uns  überhaupt  ein  Mangel  des  Büchleins  zu  sein,  daß  es  in 
einzelnen  Teilen  zu  gelehrt  geschrieben,  zu  sehr  mit  Bücherweisheit 
gefüllt  ist,  statt  in  das  volle  Menschenleben  zu  greifen.  Als  Volksbuch 
hätte  es  noch  volkstümlicher,  naiver  geschrieben  sein  dürfen.  In 
diesem  Sinne  sind  am  besten  die  letzten  Kapitel,  die  die  Belichtung 
und  Beleuchtung,  Heizung  und  Lüftung  behandeln. 

Möge  die  kleine  Arbeit  zu  ihrem  Teil  beitragen,  Aufklärung  in 
die  Massen  zu  bringen.  In  diesen  Zeiten  ist  jeder  Mitkämpfer  will- 
kommen! 

München.  2)r.=3ng.  A.  Gut. 
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Zur  Berechnung  von  Fachwerkträgern. 

Vom  Sng.  Prof. 


1.  (Jegeben  seien  zwei  Kreise  mit  demselben  Mittelpunkt  0 (Abb.  1), 
die  wir  als  Innen-  und  Außenkreis  unterscheiden.  Legt  man  in  den 
Umfangspunkten  ß und  C des  Innenkreises  Tangenten  an  diesen  Kreis 
bis  zu  ihren  Schnittpunkten  B1  und  Cy  mit  dem  Außenkreis,  so  sind 
die  Strecken  R By  und  CCi  gleich  groß,  als  Hälften  zweier  Sehnen, 
die  gleichen  Abstand  vom  Mittelpunkt  haben;  wir  schreiben  ihnen 
auch  den  gleichen  Sinn  zu,  wenn  sie  von  den  Berührungspunkten 
B und  C aus  entweder 
beide  auf  den  Schnitt- 
punkt T der  Tangenten 
zulaufen  (wie  in  Abb.«!) 
oder  beide  von  diesem 
Schnittpunkt  weglaufen 
(wie  AAy  und  CCi).  Bei 
gleichem  Sinn  der  Strek- 
ken  B B\  und  CCj  ist 
die  Sehne  By  Cy  des 
Außenkreises  parallel 
der  Sehne  B C des  Innen - 
kreises.  Legt  man  also 
in  einem  dritten  Um- 
fangspunkt des  Innen- 
kreises an  diesen  die  Abb.  1. 

mit  CCy  gleichgesinnte 

Tangente  AAy,  so  ist  auch  die  Sehne  A1Cl  parallel  der  Sehne  AG. 
Daraus  folgt  der  Hilfssatz: 

a)  Legt  man  in  zwei  Umfangspunkten  A und  B des  Innenkreises 
an  diesen  Tangenten  mit  umgekehrtem  Sinn  bis  zu  ihren  Schnitt- 
punkten Ay  und  By  mit  dem  Außenkreis  und  zieht  durch  Ay  und  B, 
Parallele  zu  zwei  beliebigen  Sehnen  AG  und  BG  des  Innenkreises,  so 
schneiden  sich  diese  Parallelen  in  einem  Punkt  Cj  auf  dem  Umfang 
des  Außenkreises;  die  Verbind ungsslinie  GyC  ist  Tangente  des  Innen- 
kreises in  C und  gleich  AAy  bezw.  B By. 


b)  Legt  man  dagegen  in  A und  B Tangenten  mit  gleichem 
Sinn  bis  zu  ihren  Schnittpunkten  A‘  und  By  mit  dem  Außenkreis 
und  zieht  durch  A'  und  By  Parallele  zu  AC  und  BC,  so  schneiden 
sich  diese  Parallelen  in  einem  Punkt  C',  der  auf  der  Verbindungslinie 
des  Umfangspunktes  C mit  dem  Schnittpunkt  S der  beiden  Tangenten 
in  A und  B liegt. 

Denn  verbindet  man  A mit  B und  A‘  mit  By,  so  ist  A‘ By1£  AB, 
weil  SA  — SB  und  AA‘  — BBy  ist;  daher  ist  A AB  C~  A‘ By  G‘ , und 
da  die  Verbindungslinien  A A‘  und  BBy  sich  in  S schneiden,  so  ist  S 


L.  Geusen  in  Dortmund. 

der  Älinlichkeitsp'inkt  beider  Dreiecke,  durch  den  auch  die  Ver- 
bindungslinie C‘G  der  dritten  Ecken  gehen  muß. 

Dieser  Hilfssatz  überträgt  eine  für  regelmäßige  Vielecke  aus 
der  Theorie  des  Fachwerks  bekannte  Eigenschaft  auf  alle  Sehnenviel- 
ecke durch  den  Lehrsatz: 

a)  Ein  ebenes  Gelenkvieleck  von  2 n Seiten  bis  s.in  (Abb.  2), 
dessen  Ecken  auf  dem  Umfang  eines  Kreises  liegen  und  radial  ge- 
führt sind,  ist  von 
endlicher  Beweg- 
lichkeit. 

b)  Ein  ebenes 
Gelenkvieleck  von 
(2  v — 1)  Seiten  Sy 
bis  s2n-i  (Abb.  3), 
dessen  Ecken  auf 
dem  Umfang  eines 
Kreises  liegen  und 
radial  geführt  sind, 
ist  starr. 

Beweis,  a)  Dem 
2 n - Eck  (Abb.  2) 
fehlen , als  ebenes 
Fachwerk  betrach- 
tet. zur  inneren 
Un  Verschieblichkeit 
ein  — 3)  Diagona- 
len; zur  Hebung 
dieses  Mangels  sind 
daher  außer  den  zur 
vollständigen  Stüt- 
zung des  Fachwerks 
mindestens  erfor- 
derlichen drei  Stütz- 
drücken noch  (2  n — 3)  weitere  Stützdrücke  hinzuzufügen,  so  daß  die  Ge- 
samtzahl der  in  Abb. 2 erforderlichen  Stützdrücke  « — 3 + (2  n — 3)  = 2 n 
beträgt;  ordnen  wir  nun  nach  Abb.  2 in  jedem  der  2 n auf  dem  Kreis- 
umfang  liegenden  Knotenpunkte  einen  Stützdruck  N in  der  zugehörigen 
Tangentenrichtung  an,  so  daß  also  alle  Knotenpunkte  in  radialer 
Richtung  geführt  sind,  so  ist  das  Vieleck  von  endlicher  Beweglichkeit; 
die  2 n Stützdrücke  Ny  bis  N2n  bilden  für  sich  ein  Gleicbgewichts- 
system,  d.  h.  nimmt  man  beim  Fehlen  äußerer  Lasten  für  einen  Stütz- 
druck, z.  B.  Nx,  einen  beliebigen  Wert  an,  so  lassen  sich  die  (2u — 1) 
übrigen  Stützdrücke  Ns  bis  Nia  aus  den  drei  Gleichgewichtsbedingungen 
j für  die  Ebene  berechnen;  für  die  Stützdrücke  A\  bis  Nan  ergibt  sich 
! ein  geschlossenes  Kräfte-  und  Seileck.  Zum  Beweise  beschreiben  wir  um 
den  Mittelpunkt  0 mit  beliebigem  Halbmesser  einen  zweiten,  in  Abb.  2 
gestrichelten  Kreis,  der  die  Stützdrücke  Ny  bis  N.,n  y in  den  Punkten 
(U)  bis  (2  n — 1)'  schneidet;  dann  denken  wir  uns  die  Führung  im 
Knotenpunkt  (2  ri)  entfernt  und  erteilen  dem  Punkt  (!)  in  der  Richtung 
des  Halbmessers  eine  virtuelle  Geschwindigkeit  beliebiger  Größe.  Stellt 
dann  (1)  — (P)  die  augenblickliche  um  90°  gedrehte  Geschwindigkeit 
des  Punktes  (1)  dar,  so  geht  die  Parallele  durch  (P)  zu  (1)  — (2)  durch 
den  vorher  ermittelten  Umfangspunkt  (2')  des  Außenkreises,  und 
| (2)  — (2')  ist  die  augenblickliche  lotrechte  Geschwindigkeit  des 

Punktes  (2):  ebenso  erhält  man  die  augenblicklichen  lotrechten  Ge- 
schwindigkeiten (3)  — (3')  bis  (2  n — 1)  — (2  n — 1)'  der  Knotenpunkte 
(3)  bis  (2  h — 1).  Zieht  man  nun  durch  (P)  eine  Parallele  zur 
Sehne  s2n  und  durch  (2  n — 1)'  eine  Parallele  zur  Sehne  s2 « - i-  so 
schneiden  sich  diese  Parallelen,  da  (1)  — ( P)  und  (2  n - 1)  — (2  n — 1)' 
umgekehrten  Sinn  haben,  nach  Hilfssatz  a)  in  einem  Punkte  ( 2 n)'  auf 
dem  Umfang  des  Außenkreises;  die  Verbindungslinie  (2  n)‘—(2n)  ist 
j die  augenblickliche  lotrechte  Geschwindigkeit  des  Punktes  (2  n),  aber 
auch  Tangente  des  Innenkreises  in  (2  n),  fällt  daher  mit  der  Richtung 
j des  Stützdrucks  N2n  zusammen.  Das  Gelenkvieleck  ist  von  endlicher 
Beweglichkeit;  man  kann  die  ungeraden  Knotenpunkte  (1),  (3)  .... 
(2  n — 1)  radial  nach  innen,  die  geraden  (2),  (4)  . . . . (2  n)  radial  nach 
außen  bewegen,  ohne  die  Stablängen  s zu  ändern,  wie  in  Abb.  2 
strichpunktiert  dargestellt;  beim  regelmäßigen  Vieleck  werden  diese 
radialen  Verschiebungen  dem  absoluten  Werte  nach  gleich  groß. 
Stellt  man  (Abb.  2 a)  den  Stützdruck  Ny  durch  die  beliebige  Strecke 
(I)  — (II)  dar  und  zerlegt  Ny  nach  den  Richtungen  von  s2n  und  st, 
darauf  Sj  nach  den  Richtungen  von  N2  und  s2  usf.,  schließlich  s2n  -2 
nach  den  Richtungen  N2n  — y und  san—y,  so  ergibt  sich  die  Ver- 
bindungslinie der  Eckpunkte  von  s2n-  i und  s2n  parallel  zu  N2n- 
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Abb.  2 a ist  das  Krafteck  mit  dem  Pol  0 (der  hier  in  den  Kreismittel-  | 
punkt  gelegt  ist),  Abb.  2 das  Seileck  mit  den  Seilseiten  Sj  bis  s3« 
zu  den  Kräften  Nx  bis  Nin;  beim  regelmäßigen  Vieleck  liegen  die 
Punkte  (I),  (II)  ....  des  Kraftecks  (Abb.  2a)  ebenfalls  auf  einem 
Kreise,  wie  aus  der  Gleichheit  der  Seiten  und  Winkel  leicht  folgt. 

b)  Für  Abb.  3 ist  die  Gesamtzahl  der  erforderlichen  Stützdrücke 
« = 3 -f-  [(2  w — 1)  — 3]  = 2 n — 1,  also  wieder  gleich  der  Anzahl  der 
Knotenpunkte.  Wir  denken  uns  die  Führung  des  Punktes  (2  n — 1) 
entfernt  und  bestimmen  genau  wie  vorher  aus  der  angenommenen 
augenblicklichen  lotrechten  Geschwindigkeit  (1)  — (P)  des  Knoten- 
punkts (1)  mit  dem  Hilfskreise  die  lotrechten  Geschwindigkeiten 
(2)  — (2')  bis  (2  n - 2)  — (2  n — 2)';  ziehen  wir  dann  durch  (P)  eine 
Parallele  zu  s3n  — i,  durch  (2  n — 2)'  eine  Parallele  zu  s2n  — 3,  so 
schneiden  sich  diese,  da  (1 ) — (P)  und  (2  n — 2)  — (2  n — 2)'  denselben 
Sinn  haben,  nach  Hilfssatz  b)  in  einem  Punkt  der  Geraden  S — (2w  — 1), 
wo  S der  Schnittpunkt  von  Nx  und  JVj«  — 3 ist;  die  augenblickliche 
lotrechte  Geschwindigkeit  (2  n — 1)  — C des  Punktes  (2  w)  fällt  daher 
nicht  in  die  Richtung  des  Stützdrucks  Nin- x:  das  Vieleck  ist  starr. 

Im  Krafteck  (Abb.  3a)  wird  die  Verbindungslinie  der  Eckpunkte  von 
Ni  und  Nw  — i parallel  zu  SC,  die  Stützdrücke  bilden  daher  für  sich 
kein  Gleichgewichtssystem.  Beim  regelmäßigen  Vieleck  steht  die  Ge- 
rade SC  wegen  .v3)t  — 3 —sin  — 1 rechtwinklig  zum  Stützdruck  N«n—  j. 


2.  Die  Führung  eines  Knotenpunkts  C des  ebenen  Gelenkvielecks 
in  einer  Geraden  OC  kann,  wie  in  Abb.  4 in  Grund-  und  Aufriß  dar- 
gestellt, so  erfolgen,  daß  C gegen  zwei  nicht  in  der  Ebene  des  Viel- 
ecks liegende  feste  Punkte  A und  R abgestützt  wird,  deren  Ver- 
bindungslinie AB  rechtwinklig  zur  Verschiebungsrichtung  OC  liegt. 
Der  Knotenpunkt  C kann  sich  dann  auf  dem  Umfang  des  mit  DC 
um  D beschriebenen  Kreises  bewegen,  wobei  CDj_AB  ist.  Werden 
alle  Knotenpunkte  der  Abb.  2 auf  diese  Art  geführt,  so  würden  sie 
sich  bei  einer  Radialverschiebung  gleichzeitig  sämtlich  aus  der  Ebene 
des  Vielecks  herausbewegen,  und  zwar  würden  sich  die  nach  innen 
verschobenen  ungeraden  Knotenpunkte  (1),  (3),  ....  (2  n — 1)  senken, 
die  geraden  aber  heben.  Daraus  folgt,  daß  die  in  Abb.  5 dargestellte 
Netzwerkkuppel,  die  in  den  Knotenpunkten  des  unteren  Ringes  in 
festen  Punkten  mit  je  drei  Stützdrücken  (einem  lotrechten  und  zwei 
wagerechten)  aufgeiagert  ist,  nicht  starr  ist,  weil  der  obere  Ring  ein 
Sehnenvieleck  von  2 n Seiten  ist,  die  Verbindungslinien  der  festen 
Auflagerpunkte  aber  rechtwinklig  zu  den  Halbmessern  durch  die  oberen 
Eckpunkte  stehen,  trotzdem  bei  v = 2-2n  = 4n  Knotenpunkten, 
ß=2  n 4 71  = ß n Stäben  und  n = 3 • 2 n = 6 71  Stützdrücken  die  Be- 
dingung 3 v = <r  -f  ct  erfüllt  ist. 

3.  Ein  Sehnenviel- 
eck, das  zu  zwei  recht- 
winklig zueinander 
stehenden  Durchmes- 
sern des  Umkreises, 
den  „Hauptachsen“, 
symmetrisch  ist  (wie 
z.  B.  das  Rechteck), 
nennen  wir  ein  zwei- 
achsiges. Zweiachsige 
Sehnenvielecke  haben 
stets  eine  gerade  An- 
zahl von  Seiten;  dieVer- 
bindungslinien  gegen- 
überliegender Eck- 
punkte schneiden  sich 
im  Kreismittelpunkt 
(Abb.  6).  Die  regelmäßi- 
gen Vielecke  sind  Son- 
derarten der  zweiachsi- 
gen. Wir  nennen  ein 


zweiachsiges  Sehnengelenkvieleck  symmetrisch  geführt,  wenn  die  zu  einer 
Hauptachse  symmetrisch  liegenden  Knotenpunkte  in  Geraden  geführt 
sind,  die  sich  in  einem  Punkt  dieser  Achse  schneiden  (Abb.  6);  insbeson- 
dere sind  daher  zwei  in  einer  Hauptachse  liegende  Knotenpunkte  ent- 
weder in  dieser  Achse  oder  rechtwinklig  zu  ihr  geführt.  Da  die  an  den 
Führungen  der  Knotenpunkte  auftretenden  Stützdrücke  rechtwinklig 
zu  den  betr.  Führungsgeraden  stehen,  sich  daher  bei  symmetrisch 
liegenden  Knotenpunkten  ebenfalls  in  einem  Punkt  einer  Hauptachse 
schneiden,  so  gibt  es  zwei  Gruppen  von  geraden  Linien:  die  Linien  / 
der  Führungen  und  die  rechtwinklig  dazu  stehenden  Linien  t der 
Stützdrücke.  In  jedem  Knotenpunkt  (m)  entspricht  einer  Linie  fm 
der  ersten  Gruppe  eine  Linie  tm  der  zweiten  Gruppe;  betrachtet  man 
aber  tm  als  eine  Linie  der  ersten  Gruppe,  so  ist  fm  die  entsprechende 
Linie  der  zweiten  Gruppe;  die  Gruppen  f und  t sind  daher  in- 
volutorisch;  sie  dürfen  beliebig,  aber  nur  symmetrisch  mitein- 
ander vertauscht  werden.  Die  radiale  Führung,  bei  der  die  Punkte 
0, 03  (Abb.  6)  in  den  Kreismittelpunkt  zusammenfallen,  ist  eine 
Sonderart  der  symmetrischen;  bei  ihr  dürfen  Halbmesser  und  Tangente, 
aber  wieder  nur  symmetrisch,  miteinander  vertauscht  werden. 

Hilfssatz,  a)  Legt  man  durch  einen  beliebigen  Punkt  T eines 
Kreisdurchmessers  C G (Abb.  7)  unter  gleichem  Winkel  «'  zwei 
Strahlen  TA  und  TB  bis  zum  Kreisumfang,  trägt  von  A und  U 

aus  die  gleichen  Strecken  A A, 
= BB1  — a in  umgekehrtem 
Sinne  (von  T aus  gerechnet)  ab 
und  zieht  durch  Ax  und  Bl 
Parallele  zu  den  Sehnen  A C 
und  BC,  so  schneiden  sich  diese 
in  einem  Punkt  Cx  der  Kreis- 
tangente in  C. 

b)  Trägt  man  dagegen  die 
Strecken  AAX  = BB'  — a in  glei  - 
ehern  Sinne  ab,  so  schneiden  sich 
die  Parallelen  durch  A,  und  B'  in 
einem  Punkte  G des  Kreisdurch- 
messers CG. 

Dann  zieht  man  AlC1  % A C 
und  verbindet  Cx  mit  Bx , so  ergibt 
sich  mit  den  in  Abb.  7 einge- 
schriebenen Winkelbezeichnungen 
der  Abstand  des  Punktes  C von  der  Parallelen  AlC{  zu  a sin  ß,  folglich 

wird  C Ci  = - un(j  (jer  Abstand  des  Punktes  C>  von  der  Sehne 

sin  ö 

CB  zu  CCX  • sin  tf=asin/3;  gerade  so  groß  ist  der  Abstand  des  Punktes  Bx 
von  der  Sehne  CB;  daher  ist  CiBx^:CB.  Zieht  man  aber  AlC‘^-A  C 
und  verbindet  C‘  mit  B‘,  so  stimmen  die  Trapeze  ACC'A1  und  BCC'B' 
in  fünf  voneinander  unabhängigen  Stücken  überein  (AAX  — R B‘; 
AC  = BC ; CC‘  — CC‘;  <$  A = < B = ß;  < A C G = <£  B C G = «*»). 
sind  daher  kongruent;  folglich  ist  <£  BB'G  = <S.  A Ax  ("  — 180°  — ß, 
also  B‘ G^  BC. 

Ersetzt  man,  wie  in  der  unteren  Hälfte  der  Abb.  7 dargestellt,  die 
Sehnen  AC  und  BC  durch  die  (ein-  oder  mehreremal)  gebrochenen 
Sehnenzüge  H9(G  und  B 93  G,  zieht  die  Strahlen  und  9321  unter 
gleichem  Winkel  zum  Durchmesser  CG  und  darauf  Al'M.ij;  A%  und 
R93  bezw.  B'23' R93,  so  ergibt  sich  leicht,  daß  3t2l1  = S23' 
= 93  23!  ist;  die  Parallelen  durch  21x  und  93i  bezw.  93'  zu  ?lGund23G 
schneiden  sich  daher  nach  dem  Hilfssatz  in  einem  Punkte  G!  der  Kreis- 
tangente in  G bezw.  G'  des  Kreisdurchmessers  GC. 


Abb.  7. 


Umkehrung  des  Hilfssatzes.  Wählt  man  die  Punkte  At 
und  Bx  bezw.  B‘  auf  den  Strahlen  TA  und  TB  so,  daß  sich  die 
durch  Ax  und  Bx  bezw.  B‘  zu  den  Sehnen  AC  und  BC  Parallelen  in 
einem  Punkt  Cx  der  Kreistangente  in  C bezw.  C‘  des  Kreisdurch- 
messers CG  schneiden,  so 
sind  die  Strecken  AAX,  B Bx 
und  BB'  gleich  groß. 

Lehrsatz.  Ein  zwei- 
achsiges , symmetrisch  ge- 
führtes Sehnengelenkvieleck 
ist  von  endlicher  Beweg- 
lichkeit. 

Beweis,  a)  Wir  be- 
trachten zunächst  ein  Viel- 
eck, bei  dem  kein  Knoten- 
punkt auf  einer  der  beiden 
Hauptachsen  liegt  (Abb.  8), 
deDkeu  uns  die  Führung 
des  Punktes  (2 «)  entfernt 
und  erteilen  dem  Punkt  (I) 
eine  virtuelle  Geschwindig- 
keit beliebiger  Größe.  Ist 
(!) — (10  die  augenblick- 


Abb.  G. 


Abb.  8. 
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liehe,  um  90°  gedrehte  Geschwindigkeit  des  Punktes  (1),  so 
liefert  die  durch  (P)  zur  Seite  (1)  — (2)  Parallele  die  lotrechte  Ge- 
schwindigkeit (2)  — (2')  des  Punktes  (2);  ebenso  erhält  man  nach- 
einander die  Punkte  (3'),  (4')  ....  bis  (2  w — 1)'  und  durch  eine  Parallele 
durch  (2m  — 1)'  zu  (2m — 1)— (2m)  endlich  den  Punkt  (2m)'.  Nun 
ist  wegen  der  Symmetrie  (3)  — (3')  — (2)  — (2'),  daher  wegen  der 
Kongruenz  der  Trapeze  (1)  (2)  (P)  (2')  und  (4)  (4')  (3)  (3')  (überein- 
stimmend in  zwei  Seiten  und  drei  Winkeln)  (4)  — (4')  = (1)  — (P); 
ebenso  folgt  (5)  — (5')  = (4)  — (4') , daraus  wieder  (6)  — (6')  = (3)  — (3') 
l = (2  n — 1)  — (2  m — 1)'  = (2)  — (2'),  daraus  wegen  der  Kongruenz  der 
Trapeze  (1)  (P)  (2)  (2')  und  (2  n)  (2  m)'  (2  n — 1)  (2  m — 1)'  (überein- 
I stimmend  in  zwei  Seiten  und  drei  Winkeln),  endlich  (2  m)  — (2m)' 
= (1)  — (P),  d.  h.  die  Verbindungslinie  (2  m)'  — (P)  ist  parallel  zur 
letzten  Seite  (2  m)  — (1);  die  lotrechte  Geschwindigkeit  (2  m)  — (2  m)' 
des  Punktes  (2  m)  fällt  in  die  Richtung  des  Stützdrucks  N2n,  clas  Ge- 
lenkvieleck ist  beweglich.  Aus  dem  beliebig  angenommenen  Stütz- 
druck Wj  ist  in  Abb.  8a  das  Krafteck  gezeichnet;  die  letzte  Seite 
!■  <V I IT)  - (I)  ergibt  sich  parallel  zu  N2n- 


b)  In  Abb.  9 ist  der  Fall  dargestellt,  bei  dem  auch  auf  den  Hauptachsen 
Knotenpunkte  des  Gelenkvielecks  liegen.  Aus  der  beliebig  gewählten 
augenblicklichen  lotrechten  Geschwindigkeit  (1)  — (P)  des  Punktes  (1) 
ergeben  sich  zunächst  die  Punkte  (2')  (3')  (4')  und  (5');  aus  Symmetrie- 
gründen  ist  (5)  — (5")  = ( 1 ) — (P)  und  (4)  — (4')=(2) — (2');  aus  (5') 
bestimmt  sich  durch  eine  Parallele  zur  Seite  (5)  — (6)  der  Punkt  (6') 
und  aus  diesem  durch  eine  Parallele  zu  (6)  — (7)  der  Punkt  (7');  da 
sich  nun  die  Parallelen  durch  (5')  und  (7;)  in  einem  Punkt  (6')  der 
Tangente  in  (6)  schneiden,  ist  nach  der  Umkehrung  des  Hilfssatzes 
(7)  — (7')  = (5)  — (5')  = (1)  — (P);  aus  (7')  bestimmen  sich  die  Punkte 
(8')  bis  (2  m — 1)',  und  aus  Symmetriegründen  ist  (2  n — 1)  — (2  m — 1)' 
= (7)  — (7')  = (1)  — (P).  Zieht  man  nun  durch  (P)  eine  Parallele  zu 
(1)  — (2  m)  und  durch  (2  n — 1)'  eine  Parallele  zu  (2  n — 1)  — (2  m),  so 
schneiden  sich  diese  Parallelen  nach  dem  Hilfssatz  in  einem  Punkt 
(2  n)‘  der  Tangente  in  (2  m);  die  augenblickliche  lotrechte  Geschwindig- 
keit (2  m)  — (2  n)'  des  Knotenpunkts  (2  n)  fällt  daher  in  die  Richtung 
des  Stützdrucks  N2n,  das  Gelenkvieleck  ist  beweglich.  In  Abb.  9 a ist 
aus  dem  beliebig  angenommenen  Stützdruck  das  Krafteck  ge- 
zeichnet, dessen  letzte  Seite  (XII)  — (I)  parallel  zu  N2n  wird. 

4.  Das  in  Abb.  10  dargestellte  eingeschossige  Zimmermannsche 
Raumfachwerk  ist  in  den  2 m Knotenpunkten  des  Fußrings  abwechselnd 


in  Flächenlagern  (A  mit  je  einem  lotrechten  Stützdruck)  und  Linien- 
auflagern {H  mit  je  einem  lotrechten  und  einem  wagerechten  Stützdruck) 
gelagert;  es  istbei  i'  = m-)-2m=3m  Knotenpunkten, G=n-\-'6n-\- 2«  =-  6n 


Stäben  und 


Abb.  10. 
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■ 2 m -)-  1 m = 3 m Stützdrücken  statisch  bestimmt 

(3  v = G -f-  « ; in  Abb.  10 
ist  m = 4 gewählt).  Läßt 
man  die  2 n Stäbe 
des  Fußrings  und  die 
m Diagonalen,  insge- 
samt also  3 m Stäbe, 
fort  und  verwandelt 
dafür  alle  Auflager  in 
Punktauflager  mit  je 
drei  Stützdrücken 
(einem  lotrechten  und 
zwei  wagerechten),  so 
entsteht  das  in  Abb.  10a 
dargestellte  Raumfach- 
werk, das  mit  »•  = 3 n, 
G—n-\-2n—‘6n  und 
Abb.  10  a.  « = 3 • 2 n = 6 n wieder 
statisch  bestimmt  ist; 
trotzdem  ist  das  Raum- 
ßx  fachwerk  verschieblich, 

also  für  die  Ausführung 
unbrauchbar,  wenn  die 

Knotenpunkte  des  oberen  Ringes  wie  in  Abb.  10  einem  zweiachsigen, 
symmetrisch  geführten  Sehnenvieleck  angehören  (vgl.  auch  Abb.  4). 

Die  in  Abb.  11  dargestellte  zweigeschossige  Kuppel,  die  in  den 
Knotenpunkten  des  Fußrings  in  Punktlagern  mit  je  drei  Stütz- 
drücken (einem  lotrechten  und  zwei  wagerechten)  aufgelagert  ist,  hat 
v = m -j-  2 ■ 2 m = 5 m Knotenpunkte , O = n -f-  3 n -f-  2 n + 3 n = 9 n 
Stäbe  und  a — 3 • 2 n = 6 n Stützdrücke,  so  daß  die  Bedingung  für 
die  statische  Bestimmtheit  (3  v — G -j-  «)  erfüllt  ist  (in  Abb.  11  ist  n — 8 
gewählt).  Das  obere  Geschoß  ist  ein  Zimmermannsches,  das  untere 

ein  Schwedler- 
sches  Fachwerk, 
bei  dem  nur  in  n 
der  2 n Felder 
Diagonalen  an- 
geordnet sind. 
Die  Frage,  ob  es 
zulässig  ist,  die 
m Diagonalen  D 
des  oberen  Ge- 
schosses fortzu- 
lassen und  dafür 
die  m fehlenden 
Diagonalen  des 
unteren  liinzu- 
zufügen , wird 
durch  den  auf- 
gestellten Lehr- 
satz dahin  be- 
antwortet, daß 
diese  Vertau- 
schung unzu- 
lässig ist,  wenn 
Abb.  11.  der  obere  Ring 

wie  in  Abb.  11 

ein  zweiachsiges  symmetrisch  geführtes  Sehnen vieleck  bildet,  ins- 
besondere also  stets  dann,  wenn  der  obere  Ring  ein  Rechteck  ist, 
dessen  vier  Knotenpunkte  symmetrisch  zu  seinen  beiden  Hauptachsen 
geführt  siud. 


Wohnungsnot  und 

Die  beginnende  Bauzeit  ruft  wiederum  alle  Möglichkeiten  auf  den 
Plan,  der  Wohnungsnot  abzuhelfen,  und  ein  Überblick  über  die  Art, 
wie  man  dem  Wohnungselend  zu  steuern  gedenkt,  zeigt,  auf  wie 
verschiedenen  Wegen  hier  dasselbe  Ziel  erstrebt  wird.) 

Noch  erhofft  ein  großer  Teil  der  beteiligten  Kreise  von  genossen- 
schaftlichem Zusammenschluß,  von  gemeinsamem  Vorgehen,  von  staat- 
licher und  kommunaler  Unterstützung  jeder  Art  das  Heil,  während 
eine  zunehmende  Minderheit  vielmehr  nur  in  dem  vollkommen  freien 
Wettbewerb,  in  gänzlicher  Freigabe  alles  Bewirtschafteten,  in  Aus- 
schaltung jeder  behördlichen  Teilnahme  an  der  Lösung  der  Frage  den 
richtigen  Weg  glaubt  erkennen  zu  sollen. 

Die  vielen  Bau-  und  Wohnungsgenossenschaften,  die  in  jüngster 
Zeit  neu  gegründet  worden  sind,  werden  der  staatlichen  Hilfe  in  größtem 
Maße  nicht  entraten  können.  Ob  diese  Hilfe  ihnen  iedoch  in  aus- 


Bauyorhaben  1921. 

reichender  Höhe  wird  zuteil  werden  können,  scheint  zum  mindesten 
fraglich  angesichts  der  steigenden  Not  selbst  alter,  gut  fundierter 
Baugenossenschaften.  Aus  Frankfurt  a.  Main  wird  berichtet,  daß 
die  gemeinnützige  Baugenossenschaft  ihren  gesamten  Besitz  der  Stadt 
angeboten  habe,  da  ihr  selbst  die  Möglichkeit  fehlt,  den  Besitz  nutz- 
bringend oder  auch  nur  verlustlos  weiter  zu  verwalten. 

Neugründungen  von  Genossenschaften  zum  Zwecke  des  Erwerbs, 
der  Erbauung  und  Verwaltung  von  Wohn-  und  Wirtschaftstätten  sind 
u.  a.  letzthin  vorgenommen  worden  in  Langen altheim  (Bayern; 
Bekenntnis  zur  Bodenreform),  Dresden  (reine  Wirtschafts-  und 
Verwertungsgenossenschaft),  Werksegen-München  (Wohn-,  Bau-  und 
Wirtschaftsgenossenschaft),  Bad  Gottleuba-Dresden  (Wohnbau- 
genossenschaft ausschließlich  für  Minderbemittelte),  Dresden  (Bau- 
und  Wirtschaftsgenossenschaft  für  Kriegsbeschädigte  und  Hinter- 
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bliebene),  Waldsee- Stuttgart  (Genossenschaft  zur  Erbauung  von 
Wohnungen)  usw. 

Hierzu  kommt  dann  jedoch  eine  Reihe  bedeutsamer  Gründungen, 
an  denen  sich  Privatkapital  in  erheblicher  Weise  beteiligt,  namentlich 
hergegeben  von  Banken,  beteiligten  Industriekreisen  und  vom  Gewerbe. 
So  in  Dortmund,  wo  mit  Zwei-Drittel-Hilfe  der  Stadt  30  Millionen 
bereitgestellt  werden  sollen  unter  ausdrücklicher  Feststellung,  daß  ein 
Loskommen  vom  staatlichen  Zuschußwesen  als  das  erstrebte  Ziel  zu 
betrachten  sei.  Ebenso  liegen  die  Verhältnisse  in  Mannheim, 
Hildburghausen  und  im  Kreise  Chemnitz  (hier  beabsichtigte 
Gründung  Gersdorf),  wo  überall  nach  Kräften  der  Weg  der  Selbst- 
hilfe beschritten  wird,  den  letzten  Endes  auch  die  in  Merseburg 
gegründete  Siedlungsgemeinschaft  für  die  Provinz  Sachsen  als  erwünscht 
bezeichnet  in  Übereinstimmung  mit  den  vielen  beteiligten  Siedlungs- 
lustigen, die  auf  schnelle  Durchführung  praktischer  Siedlungsarbeit 
dringen. 

Während  die  Kreisbaugenossenschaft  Hildburghausen  bereits  mit 
festem  Plan  auftritt  (80  Heimstätten  je  50  000  Mark),  sind  in  Hamburg 
B.  die  Planungen  noch  im  Gange.  Die  Gründung  der  Wohnungs- 
bau G.  m.  b.  H.  ist  erfolgt,  Bebauung  von  Lockstedt  (Altona)  und  Heide 
sind  in  Aussicht  genommen,  falls  Staats-  und  Privatzuschüsse  zur 
Verfügung  gestellt  werden. 

Neben  diese  Vorbereitungsmaßnahmen  tritt  eine  Reihe  gereifter 
Planungen,  um  der  Wohnungsnot  zu  steuern,  hier  namentlich  unter 
Heranziehung  des  400  Millionenfonds,  den  der  Preußische  Staat  für 
1921  zur  Verfügung  gestellt  hat.  (Dem  Vernehmen  nach  sind  beim 
Reg.  Pr.  Potsdam  allein  bereits  Anträge  in  Höhe  von  300  Milk  Mark 
eingegangen!)  So  legt  Frankfurt  a.  Main  2]/3  Mill.  Mark  zu  den 
zugeteilten  7 hinzu,  allerdings  mit  der  gleichzeitigen  Feststellung, 
daß  der  Staatszuschuß  für  die  geplanten  280  Wohnungen  un- 
zureichend ist  Und  erhöht  werden  muß.  Leipzig  hat  der  Be- 


willigung von  50  Mill.  Mark  für  den  Bau  von  Kleinwohnungen 
und  das  Wohnungsbauprogramm  1921  zugestimmt  und  wird  diese 
Summe  auf  Eiuzelbauvorhabeu  und  Einzelgenossenschaften  verteilen. 
Sehr  bemerkenswert  ist  hier  die  Feststellung,  daß  mit  Übereinstimmung 
des  sächsischen  Ministeriums  des  Innern  die  Stadt  nur  dann  Bauten 
in  Selbstunternelimung  ausführen  wird,  wenn  einwandfrei  feststeht, 
„daß  die  Ausführung  der  Bauten  in  Regie  für  die  Stadt  vorteilhafter 
sei,  als  die  Ausführung  durch  private  Unternehmer.“  Wenn  sich  also 
auch  hier  wieder  Zweifel  zeigen  an  dem  Erfolg  der  Wohuungs- 
berstellung  durch  Behörden,  so  wird  das  vielerorts  bestätigt,  so  auch 
aus  Frankfurt  a.  d.  Oder,  wo  man  vielleicht  zu  Unternehmerbauten 
übergehen  wird,  trotzdem  ganze  Siedlungsteile  mit  unverhältnismäßig 
niedrigen  Verwaltungs-  und  Bauleitungskosteu  erstellt  worden  sind. 
Auf  diesem  Wege  will  die  Kolonie  Volksdorf  (Hamburg;  noch  weiter 
gehen  und  vollkommen  aus  privaten  Mitteln  Wohnungen  erbauen.  ' 
die  dafür  ^allerdings  auch  nach  Zusicherung  des  Wohnungskommissars 
von  jeder  Zwangseinquartierung  befreit  bleiben  sollen. 

Wenn  sich  anderseits  große  Verbände,  wie  die  Nordbayerischen 
Baugenossenschaften  (Augsburg),  auf  den  Standpunkt  stellen, 
daß  die  Aufbringung  der  Mittel  für  die  Förderung  des  Wobnungs- * 
wesens  gemeinsame  Aufgabe  des  ganzen  Volkes  sein  muß,  und  auf  • 
dem  Wege  der  Bodenreform,  der  Hypothekenreform,  der  Baureform 
dem  erstrebten  Ziel  nahe  kommen  wollen,  so  kann  man  wohl  hier  von 
einer  sozialen  Lösung  der  Frage  im  Gegensatz  zu  der  technischen 
Lösung  sprechen.  In  diesen  beiden  Wegen  scheint  sich  nach  dem 
augenblicklichen  Stand  der  Dinge  die  Wohnungsfrage  zu  gabeln. 
Welcher  der  kürzere,  erfolgreiche  ist,  wird  die  Zeit  lehren:  vielleicht 
ist  eine  Vereinigung  beider  Wege  zum  mindesten  zweckdienlich  zur 
schnellen  Erreichung  eines  Zieles,  von  dem  Wohl  und  Ruhe  tausender 
von  Menschen  abhängen. 

Berlin.  $r.=  3nfl-  Hans  Berger-Schaefer.  , 


Vermischtes. 


Mit  Ermächtigung  des  preuß.  Finanzministers  wird  das  Technische 
Ober-Prüfungsamt  in  diesem  Jahre  bis  zum  15.  Juli  und  vom  15.  Sep- 
tember ab  Staatsprüfungen  im  höheren  Baufach  abhalten;  in  der  Zeit 
vom  ltj.  Juli  bis  14.  September  d.  J.  finden  keine  Prüfungen  statt. 

Die  Würde  eines  Doktor-Ingenieurs  ehrenhalber  haben  Rektor 
und  Senat  der  Technischen  Hochschule  Berlin  auf  den  einstimmigen 
Antrag  der  Abteilung  für  Schiff-  und  Schiffsmaschinenbau  dem  ordent- 
lichen Professor  Geheimen  Regierungsrat  Dr.  3)r.*§ng.e.  h.  Alois  Riedler 
anläßlich  seiner  Emeritierung  verliehen,  weil  er  Unvergängliches  als 
persönlichkeitsstarker,  tiefwirkender  Lehrer,  als  überragender  Meister 
der  Technik,  als  großzügiger,  beharrlicher  Kämpfer  für  die  Hebung 
des  deutschen  Ingenieurstandes  und  der  Technischen  Hochschulen 
geleistet  hat. 

Biichersclmu. 

Kalkulation  und  Zwisclieukalknlation  im  Großbaubetrieb.  Von 
Rudolf  Kundigraber.  Berlin  1920.  Julius  Springer.  58  S.  in  8°  mit 
4 Abb.  Geh.  6,40  JL 

Unter  allen  gewerblichen  Unternehmungen  haben  die  großen  Bau- 
betriebe mit  einer  ungewöhnlich  großen  Verlustgefahr  zu  rechnen. 
Nicht  nur  der  Einfluß  der  allgemeinen  Marktlage  bei  langer  Dauer  der 
Ausführungen,  sondern  auch  zahlreiche,  vorher  nicht  zu  übersehende 
Verhältnisse,  wie  Bodenbeschaffenheit,  Wasserandrang,  Leistungen 
von  Mensch  und  Maschine,  Beschaffung  von  Arbeitskräften  und  Ver- 
brauchstoffen u.  dergl , machen  eine  sichere  Preisberechnung  als  Unter- 
lage für  ein  Angebot  außerordentlich  schwierig.  Die  Abweichungen 
der  Nachkalkulation  von  der  Veranschlagung  sind  daher  hier  besonders 
groß.  Au  Vorschlägen,  die  Kalkulation  auf  eine  sichere  Grundlage  zu 
stellen  und  die  nicht  übersehbaren  Einflüsse  durch  Beweglichkeit  der 
Preise  herabzumildern,  fehlt  es  nicht.  Um  nun  wenigstens  die  Ab- 
weichungen der  wirklichen  Ausführung  von  der  Kalkulation  rechtzeitig 
zu  erfassen,  danach  die  Maßnahmen  im  Baubetrieb  zu  treffen  und  den 
Betrieb  auf  diese  Weise  so  wirtschaftlich  wie  möglich  zu  gestalten, 
schlägt  der  Verfasser  eine  ein-  oder  mehrmalige  Zwischenkalkulation 
vor,  die  sich  im  Gegensatz  zur  Nachkalkulation  nicht  als  eine  Ver- 
teilung der  entstandenen  Kosten  darstellt,  sondern  unter  Beibehaltung 
des  vorausbestimmendeu  Zweckes  die  entstehenden  Kosten  unter  Zu- 
grundelegung der  wirklichen  Betriebsvorgänge  und  der  tatsächlichen 
Besetzung  der  Betriebe  zu  erfassen  sucht.  Sie  ist  vorzunehmen,  so- 
bald die  Kosten  für  Einrichtung  der  Baustelle  und  die  laufenden  Aus- 
gaben für  Instandhaltungen  und  Ersatzteile  sich  einigermaßen  genau 
übersehen  lassen.  Der  Verfasser  gibt  an,  wie  eine  solche  Zwdschen- 
kalkulation  im  einzelnen  auszuführen  ist.  Er  fordert  genaue  Unter- 


lagen über  die  Einrichtung  der  Baustelle,  eine  gründliche  Massen- 
berechnung und  vor  allem  einen  eingehenden  Arbeitsplan.  Er  wünscht, . 
daß  nur  erfahrene  und  geschäftsgewandte  Kräfte  für  diese  Arbeiten 
| herangezogen  werden,  und  weist  auf  die  Wichtigkeit  einer  besseren 
wirtschaftlichen  Ausbildung  der  Bauleiter  hin.  . In  seinen  weiteren 
Ausführungen  behandelt  der  Verfasser  kurz  weitere  Einzelheiten,  die 
Werkstoffphotographie  und  ihre  Ergänzung  durch  Proben,  die  Be- 
nutzung von  Flächenplänen  mit  Kurven  der  Kostenentwicklung  von 
Baubedürfnissen  und  Löhnen,  endlich  die  Aufstellung  von  Finanz- 
plänen zur  geschickten  Einrichtung  umfangreicher  Baubetriebe  von 
langer  Dauer.  Er  streift  noch  kurz  die  Frage  der  Leistungssteigerung 
in  ihrer  Anwendung  auf  Baubetriebe  unter  Benutzung  Taylorscher 
Grundsätze  und  gibt  schließlich  Beispiele  für  seine  Vorschläge. 

Die  Schrift  kann  heute,  wto  die  Wirtschaftlichkeit  der  Bauten  eine 
größere  Rolle  spielt  als  je,  ja,  wo  bei  der  Zurückhaltung  der  Auftrag- 
geber das  Fortbestehen  des  Baugewerbes  von  der  Erzielung  einer  größt- 
möglichen Leistung  mit  den  geringsten  Mitteln  und  unter  Ausnutzung 
aller  Kräfte  abhängt,  jedem  Fachgenosseu  empfohlen  werden. 

Berlin.  ü)r.=  (\ug.  Steinbrecher.  1 

Die  Grumlziige  des  Eiseubetoubaues.  Von  Prof.  ST.=ong.  e.  h.  Max 
Foerster,  Geh.  Hofrat  in  Dresden.  Zweite,  verbesserte  und  vermehrte 
Auflage.  Berlin  1921.  Julius  Springer.  VIII  u.  416  S.  in  gr.  8°  mit 
] 170  Textabb.  Geb.  38  JL 

Die  Wertschätzung  des  vorzüglichen  Buches  in  erster  Auflage,," 
welche  im  Jahrg.  1919  d.  Bl.,  S.  340  ausgesprochen  worden  ist.  kann 
keine  bessere  Rechtfertigung  zeitigen  als  die  Tatsache,  daß  nach  nicht 
ganz  zwei  Jahren  schon  die  zweite  Auflage  vorliegt.  Sie  ist  in  der 
gleichen  Art  und  Form  erschienen,  vermehrt  durch  die  inzwischen  ver- 
öffentlichten Forschungsarbeiten,  besonders  durch  die  neuesten  Arbeiten 
des  Deutschen  Ausschusses  für  Eisenbeton,  durch  neuere  praktisch 
brauchbare  Tabellen  besonders  für  die  Berechnung  von  Platten  und 
Plattenbalken  und  durch  Zahlenbeispiele,  wie  sie  als  „Musterbeispiele“ 
von  der  preußischen  Bauverwaltung  zu  den  Eiseubetonbestimmungen 
herausgegeben  worden  sind.  Ein  neuer  Abschnitt  beschäftigt  sich  mit 
der  zeichnerischen  Ermittlung  der  Nullinie  in  einem  durch  ein  Moment 
und  eine  Normalkraft  beanspruchten  Querschnitt,  ein  Verfahren,  welches 
bei  vieleckigen,  kreis-  und  ringförmigen  Querschnitten  von  Vorteil  ist, 
auf  das  näher  hier  einzugehen  der  Raummangel  verbietet.  Es  kann 
ja  im  übrigen  auf  das  verwiesen  werden,  was  bereits  beim  Erscheinen 
der  ersten  Auflage  gesagt  worden  ist  und  darin  gipfelt,  daß  Max 
Foerster  in  gewohnter  Meisterschaft  sein  hervorragend  gutes 
Handbuch  nicht  bloß  für  den  studierenden,  sondern  auch  für  den 
schaffenden  Ingenieur  auf  volle  Höhe  neuzeitlicher  Entwicklung  ge- 
bracht hat,  dem  der  beste  Erfolg  nach  jeder  Richtung  hin  sicher  ist 

Berlin.  Karl  Bernhard. 
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Amtliche  Mitteilungen. 


Erlaß,  betreffend  Niederdruck  -Warmwasserheizanlagen,  im 
Anschluß  an  die  Erlasse  vom  10.  Februar  1914  und 
vom  8.  Juli  1915.*) 

Berlin,  den  15.  März  1921. 

Der  Verband  der  Zentralheizungsindustrie  e.  V.  in  Berlin  bat  eine 
hinsichtlich  der  Sicherheitsvorrichtungen  von  den  bisher  zugelassenen 
Ausführungen  abweichende  Niederdruck- Warm wasserheizanlage  im  Be- 
triebe vorgeführt  und  durch  angestellte  Versuche  den  Nachweis  erbracht, 
daß  auch  die  im  vorliegenden  Falle  getroffenen  Anordnungen  den 
sicherheitspolizeilichen  Anforderungen  genügen. 

Gemäß  Ahs.  8 des  letzten  der  eingangs  genannten  Erlasse  können 
hiernach  auch  die  in  Rede  stehenden  Niederdruck- Warmwasserheiz- 
anlagen zugelassen  werden.  Sie  müssen  den  nachstehenden  Be- 
stimmungen entsprechen: 

Jeder  unmittelbar  geheizte  Niederdruck-Warmwasserheizkessel  ist 
durch  zwei  unabsperrbare,  miteinander  nicht  unmittelbar  in  Verbindung 
stehende  Leitungen  von  mindestens  25  mm  lichtem  Durchmesser  mit 
dem  Ausdehnungsgefäß  zu  verbinden. 

Der  lichte  Durchmesser  der  Sicherheitsausdehnungsleitung  darf 
hierbei  an  keiner  Stelle  geringer  sein  als:  l/.D  = 15  -f-  V 20  F und 
der  der  Sicherheitsrücklaufleitung  an  keiner  Stelle  geringer  als: 
II/.d  = 15-f-  V 10  -F.  In  den  Gleichungen  bedeuten  D und  d die 
lichten  Rohrweiten  in  mm  und  F die  gesamte  von  den  Heizgasen  be- 
spülte Kessellläche  in  qm. 

Übersteigt  die  Länge  einer  Leitung  in  der  wagerechten  Projektion 
gemessen  das  Maß  von  20  m oder  die  Zahl  der  Richtungsänderungen 
die  Zahl  8,  so  ist  die  lichte  Weite  beider  Sicherheitsleitungen  auf  das 
nächstfolgende  Handelsmaß  zu  erhöhen. 

Das  Ausdehnungsgefäß  ist  mit  einem  Deckel  und  einer  unab- 
sperrbaren  Entlüftungsleitung  zu  versehen.  Die  Entlüftungsleitung  muß 
mindestens  eine  nach  Gleichung  I zu  bemessende  lichte  Weite  haben. 

Die  tunlichst  von  oben  in  das  Ausdehnungsgefäß  einzuführende 
Sicherheitsausdehnungsleitung  muß  ebenso  wie  die  Entlüftungsleitung 
oberhalb  des  höchsten  Wasserspiegels  einmünden,  die  Sicherheitsrück- 
laufleituDg  ist  am  tiefsten  Punkte  des  Ausdehnungsgefäßes  anzuschließen. 
Die  Sicherheitsausdehnungsleitung  ist  außerdem  in  den  wagerechten 
Strecken  mit  reichlicher  Steigung  und  mit  Krümmungsradien  von 
mindestens  der  dreifachen  lichten  Rohrweite  zu  verlegen. 

Die  Sicherheitsausdehnungs-  und  die  Rücklauf  leitung  können  ganz 
oder  teilweise  als  Steig-  beziehungsweise  Fallrohrleitung  der  Anlage 
benutzt  werden  und  umgekehrt,  sofern  die  letztgenannten  Leitungen 
die  Bedingungen  des  Erlasses  erfüllen. 

Ausdehnungsgefäß  und  SicherheitsleituDgen  sind  durch  Verkleidung 
gegen  Einfrieren  zu  schützen,  sofern  nicht  die  örtlichen  Verhältnisse 
die  Gefahr  des  Einfrierens  ausschließen.  Kesselgruppen,  die  im  Vor- 
und  Rücklauf  keine  Einzelabsperrungen  erhalten,  sind  wie  Einzelkessel 
gleicher  Größe  zu  behandeln.  Bei  Einzelahsperrungen  im  Vorlauf 
können  sie  mit  einer  gemeinsamen  Sicherheitsrücklaufleitung,  hei  Einzel- 
absperrungen im  Rücklauf  mit  einer  gemeinsamen  Sicherheitsausdeh- 
nungsleitung versehen  werden.  Mehrere  Sicherheitsausdehnungs-  oder 
Rücklauileitungen  können  auch  in  je  eine  der  in  Frage  kommenden 
gesamten  Kesselheizfläche  entsprechende  Sicherheitsleitung  zusammen- 
gefaßt werden. 

Die  Gleichungen  I und  II  geben  bei  den  nachstehenden  Kessel- 
größen folgende  Werte  für  die  Sicherheitsleitungen: 

Sicherheitsausdehnungsleitungen. 


Kessel  bis 

8 

qm 

Heizfläche:  D — 25 

mm 

3?  33 

20 

33 

„ F — 34 

33  • 
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33  33 
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*)  Zentralblatt  der  Bauverwaitung  1914,  S.  217  und  1915,  S.  417. 


Sicher  heitsrilcklaufleitungen. 

Kessel  bis  10  qm  Heizfläche : d — 25  mm, 

„ „ 36  „ ..  d — 34  „ , 

„ „ 58  „ .,  d — 39  „ , 

„ „ 115  „ „ d —49  „ . 

Jeder  mittelbar  mit  Dampf  oder  Heißwasser  geheizte  Warmwasser- 
heizkessel ist  wie  ein  feuerbeheizter  zu  behandeln.  Soweit  die  Tempe- 
ratur des  Heizmittels  niedriger  ist  als  die  dem  statischen  Druck  der 
Anlage  entsprechende  Verdampfungstemperatur,  hat  die  lichte  Weite 
der  Sicherheitsausdehnungsleitung  mindestens  25  mm  zu  betragen- 
Eine  Sicherheitsrücklaufleitung  ist  für  diesen  Fall  nicht  erforderlich. 
Für  alle  übrigen  Fälle  ist  hei  der  Bemessung  der  Sicherheitsleitungen 
die  Heizfläche  in  feuergeheizte  umzuwerten.  Die  Wärmeabgabe  des 
feuergeheizten  Kessels  ist  dabei  zu  10  000  WE/qm  und  Stunde,  die 
Wärmedurchgangszahl  der  mittelbar  mit  Dampf  geheizten  Kessel  zu 
1000  und  der  mit  Heißwasser  geheizten  zu  500  WE/qm  und  Stunde, 
bezogen  auf  1°  C anzunehmen. 

Der  Wasserstand  in  der  Anlage  ist  im  Kesselraum  durch  Mano- 
meter oder  eine  andere  geeignete  Vorrichtung  ersichtlich  zu  machen, 
der  Kessel  selbst  ist  mit  einer  Ablaßvorrichtung  auszurüsten. 

Der  Einhau  eines  Thermometers  ist  aus  wärmewirtschaftlichen 
Gründen  zweckmäßig. 

Die  Anlage  ist  nach  Fertigstellung  einer  Druckprobe  mit  kaltem 
Wasser  zu  unterwerfen.  Der  Probedruck  muß  den  im  Kessel  vorhan- 
denen statischen  Druck  um  V/a  Atmosphären  übersteigen,  er  soll  aber 
nicht  mehr  als  4*/3  Atmosphären  betragen. 

Die  eingangs  erwähnten  Erlasse  bleiben  in  Kraft.  Hinsichtlich  der 
Durchführung  der  vorstehenden  Anforderungen  wird  auf  den  letzten 
Absatz  des  erstgenannten  Erlasses  verwiesen. 

Anschließend  wird  einer  dahingehenden  Eingabe  entsprechend 
darauf  hingewiesen,  daß  der  Verband  der  Zentralheizungsindustrie  in 
Berlin  W 9 sich  bereit  erklärt  hat,  durch  seine  technischen  Organe  jede 
neu  errichtete  Anlage  auf  die  Einhaltung  dieser  Vorschriften  prüfen  zu 
lassen  und  hierüber  dem  Besitzer  oder  Erbauer  der  Anlage  eine  Be- 
scheinigung auszustellen,  die  als  Nachweis  für  die  Einhaltung  der  Vor- 
schriften gelten  kann. 

Der  Minister  Der  Der  Minister 

für  Handel  und  Gewerbe.  Finanzminister,  für  Volkswohlfahrt. 

Im  Aufträge  Im  Aufträge  Im  Aufträge 


v.  Meyeren.  Uber. 

III  756  M.f.H.  — III0  82  F.-M.  — II  9.  246  M.  f.  V. 


Conze. 


Prenßen. 

Versetzt  sind:  die  Regierungs-  und  Bauräte  Goßen  von  der 
Regierung  in  Marienwerder  an  die  Regierung  in  Stettin,  Biel  vom  Hocb- 
hauamt  in  Leer  nach  Magdeburg  als  Vorstand  des  Hochbauamts  I 
daselbst,  Gerstenhauer  vom  Hochhauamt  in  Diepholz  nach  Frank- 
furt a.  d.  O.  als  Vorstand  des  Hochhauamts  daselbst,  Reich  eit  vom 
Hochbauamt  I in  Magdeburg  an  die  Regierung  in  Schleswig,  Erich 
Schulz  von  der  Regierung  in  Allenstein  an  die  Regierung  in  Düssel- 
dorf und  ®r.=3Il3-  Mylius  vom  Hochbauamt  in  Bonn  an  die  Regierung 
in  Aachen. 

Dem  Regierungs-  und  Baurat  Garrelts  in  Leer  ist  die  Vorstand- 
stelle des  Hochbauamts  daselbst  verliehen. 

Der  Regierungs-  und  Baurat  Pfannmüller  bei  der  Regierung  in 
Aachen  ist  zum  1.  Juni  d.  J.  an  die  Regierung  in  Wiesbaden  versetzt 
worden. 

Der  Regierungs-  und  Baurat  Krug  von  der  Ansiedlungskommission 
ist  mit  dem  15.  Mai  d.  J.  in  die  Landwirtschaftliche  Wasserbauverwal- 
tung übernommen  und  der  Regierung  in  Breslau  überwiesen  worden. 

Eine  Beförderungsstelle  als  Regierungs-  und  Baurat  hat  erhalten: 
der  Regierungs-  und  Baurat  Rössing  in  Königsberg  i.  Pr.  zum 
1.  Mai  d.  J.  unter  Versetzung  an  die  Regierung  in  Gumbinnen. 
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4.  Juni  1921. 


Zu  Regierungs-  und  Bauräten  sind  ernannt:  die  Regierungsbau- 
meister des  Hochbaufaches  Georg  Büssow  bei  der  Ministerial- Bau- 
kommission in  Berlin,  Hans  Gerlach  beim  Schloßbauamt  in  Königs- 
berg i.  Pr.,  2u-.=  3n9*  Gustav  Wege  bei  der  Regierung  in  Magdeburg, 
Johannes  Huntemüller  beim  Bauberatungsamt  in  Darkehmen, 
Konrad  Rühl  in  Marburg,  Friedrich  Neumann-Hartmann  beim 
Hochbauamt  in  Johannisburg  und  Richard  B rademann  bei  der 
Eisenbahndirektion  in  Berlin. 

Dem  Regierungs-  und  Baurat  Gerlach  in  Königsberg  i.  Pr.  ist 
die  Vorstandstelle  des  Schloßbauamts  daselbst  und  dem  Regierungs- 
und Baurat  Neumann-Hartmann  in  Johannisburg  die  Vorstand- 
stelle des  Hochbauamts  daselbst  verliehen. 

Der  Regierungsbaumeister  des  Wasser-  und  Straßenbaufaches 
Lindenberg  aus  Nenndorf  ist  zum  1.  Mai  d.  J.  dem  Kulturbauamt 
in  Stade  überwiesen  worden. 

Dem  Regierungsbaumeister  des  Wasser-  u.  Straßenbaufaches  Martin 
Schirmer  ist  vom  1.  Juni  d.  J.  ab  eine  planmäßige  Regierungs-  u.  Baurat- 
stelle in  der  preußischen  landwirtschaftl.  Verwaltung  verliehen  worden. 

Die  Staatsprüfung  haben  bestanden:  die  Regierungsbauführer  Ernst 
Becker  und  Karl  Gehrt  (Hochbaufach);  — Georg  Bormann  und 
Reinhard  Wendehorst  (Wasser-  und  Straßenbaufach);  — Franz 
Artmann  und  Adolf  Mohr  (Eisenbahn-  und  Straßenbaufach). 

Deutsches  Reich. 

Im  Reichsministerium  für  Wiederaufbau,  Kolonial -Zentralverwal- 
tung, sind  zu  Oberregierungsräten  ernannt  worden:  die  Geheimen 
Bauräte  Ruthe  und  Schubert. 

Beim  Reichsverkehrsministerium  — Wasserstraßenabteilung  — sind 
die  Regierungsräte  Utpott  und  Eichler  zu  Oberregierungsräten  er- 
nannt worden. 


Reichseisenbahnen.  Preußen  - Hessen.  Der  Regierungsbau- 
meister des  Maschinenbaufaches  Kurt  Wehner  in  Düsseldorf  ist  mit 
der  Wahrnehmung  der  Geschäfte  des  Vorstandes  des  Eisenbahn- 
Maschinenamts  daselbst  beauftragt. 

Der  Geheime  Baurat  Schönemann,  Mitglied  der  Eisenbahn- 
direktion in  Halle  a.  d.  Saale,  ist  gestorben. 

Bayern. 

Der  Bauamtmann  beim  Landbauamt  Memmingen  Georg  Dirrigl 
wird  vom  1.  Juni  d.  J.  ab  in  gleicher  Diensteseigenschaft  in  etat- 
mäßiger Weise  an  das  Landbauamt  Bayreuth  berufen. 

Sachsen. 

Der  Privatdozent  Dr.  Karl  Bräuer  ist  zum  nichtplanmäßigen 
außerordentlichen  Professor  in  der  Allgemeinen  Abteilung  der  Tech- 
nischen Hochschule  Dresden  ernannt  worden. 

Der  Geheime  Hofrat  Theodor  Boehm,  ehern,  ordentl.  Professor 
an  der  Technischen  Hochschule  Dresden,  ist  gestorben. 

Hessen. 

Der  Vorstand  der  Kulturinspektion  Friedberg  Baurat  Friedrich 
Heyl  in  Friedberg  ist  mit  Wirkung  vom  16.  September  d.  J.  an  zum 
Vorstand  der  Kulturinspektion  Darmstadt  ernannt  worden. 

Zu  Regierungsbaumeistern  sind  ernannt  worden:  die  Regierungs- 
bauführer Heinrich  Günther  aus  Gelnhausen,  Adolf  Knoblauch  aus 
Frankfurt  a.  M.,  Philipp  Luley  aus  Friedberg  und  Heinrich  Wigand 
aus  Cassel. 

Der  Vorstand  der  Kulturinspektion  Darmstadt  Baurat  Theodor 
Wallek  tritt  mit  Wirkung  vom  IG.  September  d.  J.  an  unter  An- 
erkennung seiner  dem  Staate  geleisteten  Dienste  in  den  Ruhestand. 


[Alle  Keohte  Vorbehalten ) 


Nichtamtlicher  Teil. 


I. 

Siam,  das  bedeutendste  Reich  Hinterindiens,  hat  schon  1851  seine 
Tore  freiwillig  dem  internationalen  Handel  geöffnet,  während  sich 
Japan  erst  1868  unter  amerikanischem  Druck  dazu  bequemte.  Der 
kulturelle  Fortschritt  ging  in  Siam  vom  Hofe  aus.  Seine  drei  letzten 
Herrscher  waren  der  westlichen  Kultur  geneigt  und  haben  in  langsamer, 
stetiger  Arbeit  das  Land  mit  den  Fortschritten  derselben  vertraut 
gemacht.  Infolgedessen  wurden  mehrere  Europäer  als  Beamte  in  den 
siamesischen  Staatsdienst  berufen,  vor  allem  für  die  technische 
Verwaltung.  So  kam  auch  ich  dorthin  und  war  zunächst  bei  der 
Eisenbahnverwaltung,  später  als  Abteilungschef  im  Ministerium  des 
Innern  und  als  Chefarchitekt  des  Königs  tätig.  In  dieser  Stellung 
habe  ich  die  Architektur  und  das  Kunstgewerbe  Siams,  zum  Teil  im 
Aufträge  der  siamesischen  Regierung,  studiert. 

Die  Staatsreligion  Siams  ist  der  Buddhismus.  Im  Volksleben  tritt 
er  sehr  stark  in  den  Vordergrund.  Jeder  Siamese  muß  eine  längere 
Zeit  seines  Lebens  als  Mönch  in  einem  buddhistischen  Kloster  Zubringern 
So  war  König  Mongkut  (1851  bis  1868),  der  die  Handelsverträge  mit 
den  europäischen  Staaten  und  Amerika  abschloß,  vor  seiner  Thron- 
besteigung 18  Jahre  lang  Mönch  und  Priester  gewesen.  Auch  der 
jetzige  König  Rama  VI.  hat  als  Kronprinz  längere  Zeit  im  Kloster 
verweilt. 

Die  Siamesen  haben  eine  stark  national  betonte  Baukunst,  in  der 
sich  ein  selbständiger,  charakteristischer  Stil  ausprägt.  Der  Profanbau 
ist  schon  seit  langem  den  fremden  Einflüssen  europäischer  und 
chinesischer  Kunst  zugänglich  gewesen.  Besonders  kann  man  dies 
beim  Palastbau  bemerken.  Dagegen  blieb  die  hieratische  Baukunst 
Siams  ihren  alten,  einheimischen  Traditionen  treu.  König  Chulalongkorn 
(1868  bis  1910)  war  ein  besonderer  Freund  der  europäischen  Kultur. 
Unter  seiner  Regierung  sind  auch  gotische  und  Renaissance-Formen 
in  die  Tempelbaukunst  Siams  eingedrungen,  doch  ist  diese  Periode 
schnell  überwunden  worden,  und  gegen  Ende  seiner  Regierung  setzte 
eine  neue  nationale  Bewegung  ein,  die  mit  Erfolg  bestrebt  war,  diese 
fremden  Elemente  wieder  auszumerzen.  Der  jetzige  König  hat  als 
Erster  den  siamesischen  Stil  als  solchen  in  gebührender  Weise  anerkannt. 
Er  selbst  hat  über  die  Archäologie  seines  Landes  ein  Werk  geschrieben 
(Meine  Reise  im  Lande  des  Königs  Phra  Ruang). 

Will  man  siamesische  Architektur  kennen  lernen,  so  kann  man 
sich  heute  eigentlich  nur  an  die  Tempelarchitektur  in  ihrem  großen 
Formenreichtum  und  ihrer  Farbenpracht  halten.  Seit  Beginn  meines 
dortigen  Aufenthaltes  habe  ich  siamesische  Architektur  aufgemessen 


V 1 Textband  und  2 Tafelbände  im  Verlag  „Vereinigung  wissen- 
schaftlicher Verleger“,  Ende  1920.  Geb.  450  M. 


Buddhistische  Tempelanlagen  in  Siam. 

Von  Professor  Dr.  Döliring. 

und  aufgenommen.  Als  Ergebnis  meiner  Arbeiten  liegt  zunächst  ein 
dreibändiges  Werk  „Buddhistische  Tempelanlagen  in  Siam“1)  vor. 
Im  Nachfolgenden  soll  einiges  aus  dem  Inhalt  dieses  Buches  wieder- 
gegeben werden. 

Die  buddhistischen  Tempelanlagen  schließen  mit  ganz  wenigen 
Ausnahmen  stets  ein  Kloster  ein.  Die  zum  Teil  sehr  umfangreichen 
Baulichkeiten  gliedern  sich  daher  in  eine  Mönchsstadt,  die  den  buddhisti- 
schen Priestern  als  Wohnung  dient,  und  in  die  Kultgebäude,  den 
eigentlichen  Tempel.  Die  Mönchsgemeinde  ist  nach  alten,  strengen 
Vorschriften  durch  eine  Hierarchie  fest  geordnet.  Diese  Hierarchie 
prägt  sich  auch  in  dem  Grundriß  einer  Mönchsstadt  aus.  Die  ganze 
Priesterstadt  hat  meist  regelrecht  angelegte  Straßen,  die  einzelnen 
Mönchswohnungen  in  einem  Tempel  sind  durchgehend  nach  einem 
Schema  gebaut.  Hinzu  treten  noch  Bibliotheken,  dann  Glockentürme, 
von  denen  aus  die  Priesterscbaft  zu  gemeinsamer  Andacht  gerufen 
und  ihr  das  Zeichen  zum  Aufstehen,  Essen  und  Niederlegen  gegeben 
wird.  Das  Leben  eines  buddhistischen  Mönchs  ist  nach  vielen  Vor- 
schriften streng  geregelt. 

Während  die  Bauten  der  Mönchsstadt  einfach  gehalten  sind,  ist 
umsomehr  Prunk  auf  die  Kultbauten  verwendet.  Von  den  Wohn- 
gebäuden der  Mönche  sind  diese  in  der  Regel  durch  eine  Mauer  ab- 
gegrenzt. Nur  bei  kleineren  Anlagen  fehlt  eine  solche  Abscbließung. 
Je  nach  der  Größe  der  Tempelanlage  ist  die  Anzahl  der  Kultgebäude 
verschieden.  Im  Gegensatz  zu  unseren  Kirchen  bildet  der  siamesische 
Tempel  eine  größere  Gruppe  von  Gebäuden,  niemals  einen  einheit- 
lichen Bau.  Man  könnte  eine  solche  Anlage  im  modernen  Sinne  etwa 
als  im  „Pavillon -System“  errichtet  bezeichnen.  Die  Ursache  dieser 
Zersplitterung  im  Bau  liegt  in  dem  heißen  Klima  des  Landes.  In 
Siam  weht  der  Monsun  von  April  bis  Dezember  von  Südsüdwesten 
nach  Nordnordosten,  in  der  übrigen  Zeit  dauernd  in  umgekehrter 
Richtung.  Die  Räume,  in  denen  sich  Menschen  aufhalten,  müssen 
immer  so  gebaut  sein,  daß  sie  quer  zur  Windrichtung  liegen,  so  daß 
die  Luft  kühlend  hindurchstreiohen  kann. 

Grund  und  Boden  sind  früher  in  Siam  nicht  so  teuer  gewesen 
wie  bei  uns  der  Baugrund  der  Kirchen.  So  kann  man  fast  von  Raum- 
verschwendung sprechen,  wenn  man  auf  der  Karte  der  Hauptstadt 
sieht,  daß  fast  Vs  der  Altstadt  von  Tempelgruud  bedeckt  wird.  Erst 
in  den  letzten  Jahrzehnten  macht  sich  auch  hier  ein  Anwachsen  der 
Bodenpreise  geltend,  und  1908  wurden  überflüssige  Teile  des  Tempels 
Suthat  abgetrennt  und  mit  Wohnhäusern  und  Straßenzügen  bedeckt. 
Als  Beispiel  einer  siamesischen  Tempelanlage  gibt  Abb.  1 den  Grund- 
riß der  Kultgebäude  des  Vat  Saket.  Der  Gesamtgrundriß  bildet  ein 
Rechteck,  dessen  Langseiten  (150  m)  die  doppelte  Abmessung  haben 
wie  die  Schmalseiten  (75  m).  Die  Hauptfront  liegt  nach  Osten.  Wir 
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Abb.  1.  Grundriß  der  Kultgebäude  des  Tempels  Vat  Saket  in  Bangkok. 


Abb.  2.  Grundriß  des  Tempels  Mongkut  Krasat  in  Bangkok. 


sehen  zunächst  die  Gebäude  von  einer  Mauer  (1)  eingefaßt.  Sie  führt 
im  Siamesischen  den  Namen  „Edelsteinmauer“,  weil  sie  das  Haupt- 
buddhabild  umschließt.  In  buddhistischer  Sprechweise  wird  Buddha 
oder  eine  Buddhastatue  als  Lotosblume  oder  als  Juwel  in  der  Lotos- 
blume bezeichnet. 

Man  kann  zwei  große  Baugruppen  innerhalb  dieser  Mauer  unter- 
scheiden, den  Haupttempel  (12)  und  den  Nebentempel  (7).  Nach 
buddhistischer  Lehre  hat  jeder  Buddha  auf  Erden  ein  Spiegelbild  im 
Himmel,  so  entspricht  auch  jedem  Haupttempel  in  einer  Tempelanlage 
ein  Nebentempel.  Architektonisch  sind  beide  gleich,  nur  ist  der 
Haupttempel  meist  mit  größerer  Pracht  ausgestattet.  Hier  beim  Vat 
Saket  liegt  er  im  Osten  der  Anlage,  umgeben  von  einer  großen  Wandel- 
halle (8).  In  den  Mitten  der  vier  Seiten  der  Wandelhalle  sind  große 
Torbauten  (9)  angeordnet.  Rein  äußerlich  unterscheidet  sich  jeder 
Haupttempel  (Bot)  von  einem  Nebentempel  (Vihan)  dadurch,  daß  er 
von  acht  Tempelgrenzsteinen  (10)  umgeben  ist.  Sie  bilden  daher 
das  äußere  Kennzeichen  für  diesen.  Stets  sind  sie  so  aufgestellt,  daß 
sie  sich  an  jeder  der  vier  Ecken  des  Gebäudes  und  in  den  Mitten  der 
vier  Seiten  vor  dem  Gebäude  nach  den  vier  Himmelsrichtungen  be- 
finden. Diese  acht  Steine  umgrenzen  den  heiligen  Bezirk  des  Tempels. 
Innerhalb  desselben  hört  die  weltliche  Macht  der  siamesischen  Regierung 
auf,  und  nur  der  Oberpriester  hat  hier  die  höchste  Gewalt  auszuüben, 


So  waren  diese  heiligen  Bezirke  von  jeher  Zufluchtstätten.  Die  Grenz- 
steine haben  aber  nicht  nur  die  Aufgabe,  den  geweihten  Platz  zu  um- 
zirken.  sondern  auch  böse  Geister,  die  die  Feiern  im  Haupttempel 
stören  könnten,  fernzuhalten.  So  sehen  wir  .auf  ihnen  vielfach,  be- 
sonders in  früherer  Zeit,  Göttergestalten  abgebildet,  welche  die 
Dämonen  scheuchen  sollen.  Bei  größeren  Anlagen  werden  Tabernakel 
und  Schutzdächer  über  den  Grenzsteinen  errichtet,  und  in  den  reicheren 
Tempeln  sind  sie  zu  besonderen  Prunkstücken  siamesischer  Archi- 
tektur geworden. 

Die  Tempelhöfe  innerhalb  (11)  und  außerhalb  (4)  der  Wandel- 
halle (8)  sind  mit  großen  Steinplatten  ausgelegt.  Rings  um  die  Wandel- 
halle sind  zwölf  Reliquienbauten  (Phrachedi)  (3)  aufgeführt.  In  dem 
Haupttempel  befindet  sich  das  Hauptbuddhabild  (13).  Hinter  dem 
Wandelgang  liegt  der  Nebentempel,  von  vier  kleinen  Hallen  (Sala)  (6) 
umgeben,  deren  Dächer  auf  je  sechs  Pfeilern  ruhen.  An  den  hinteren 
Ecken  der  Umgrenzungsmauer  sind  zwei  Bauten  (5)  gelegen,  deren 
Längsachse  im  rechten  Winkel  geknickt  ist.  Sie  dienen  zum  Auf- 
bewahren von  beschädigten  Kultgegenständen  und  Votivbuddhabildern, 
die  im  Haupttempel  keinen  Platz  mehr  finden. 

In  der  Außenmauer  vermitteln  sechs  Tore  (2)  den  Zugang  zu  den 
inneren  Höfen.  Diese  Tore  sind  genau  in  den  Achsen  des  Haupt-  und 
Nebentempels  angeordnet. ^Überhaupt  ist  es_ein  Grundzug  der  siame- 
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sischen  Architektur,  die  Symmetrieachsen  streng  durchzubilden.  Die 
ganze  Architektur  erhält  dadurch  etwas  feierlich  Hieratisches. 

Zu  beachten  ist  in  dieser  Tempelanlage  ferner  noch,  daß  einmal 
der  Gesamtgrundriß,  sodann  der  heilige,  durch  die  acht  Tempelgrenz- 
steine eingefaßte  Raum,  ferner  der  Peripteros  und  schließlich  die  Cella 
ähnliche  Rechtecke  bilden.  Dasselbe  gilt  von  dem  Nebentempel  und 
den  ihn  umgebenden  vier  Hallen.  Die  Vordergebäude  zeigen  das 
Verhältnis  von  Breite  zur  Länge  1:2,  die  hinteren  das  Verhältnis  2:3. 

Der  Hauptunterschied  zwischen  europäischen  Kirchen  und  bud- 
dhistischen Tempeln  besteht  darin,  daß  unsere  Architekten  ein  einziges 
Monumentalgebäude  aufführen,  Haupt-  und  Nebengebäude  zu  einem 
Ganzen  zusammenschweißen,  in  Siam  dagegen  sehen  wir  eine  Vielheit 
von  Baulichkeiten,  die  durch  einen  achsial  gut  durchgebildeten,  in  den 
Hauptproportionen  wohlabgewogenen  Gesamtplan  zu  einem  Ganzen 
vereinigt  werden.  Für  die  Zusammenfügung  aller  dieser  Bauten  hat 
sich  eine  Reihe  von  Anordnungen  herausgebildet,  die  immer  wieder- 
kehrt. Dabei  spielen  zunächst  die  beiden  Hauptkultgebäude,  der 
Haupt-  und  Nebentempel,  und  ein  großer  Reliquienbau  in  Form  eines 
Grabes  (Phrachedi)  die  erste  Rolle.  Die  einfachste  Anordnung  ist  der 
Tempel,  der  nur  aus  einem  Haupttempel  und  den  ihn  umgebenden 
acht  Grenzsteinen  besteht.  Zu  dieser  Anlage  kann  in  der  Hauptachse 
im  Westen  ein  Phrachedi  treten.  In  einem  solchen  sind  immer  Buddha- 
reliquien, d.  h.  Verbrennungsreste,  beigesetzt.  Westen,  die  Gegend  der 
untergehenden  Sonne,  versinnbildlicht  ja  seit  grauem  Altertum  in 
Asien  das  scheidende  Leben,  das  Sterben. 

Eine  weitere  Aus- 
bildung kann  durch  die 
Errichtung  zweier  Phra- 
chedi in  der  Hauptachse 
an  den  beiden  Stirn- 
seiten des  Haupttempels 
erreicht  werden.  Tritt 
als  Gegenstück  zum 
Haupttempel  noch  ein 
Nebentempel  hinzu , so 
ist  es  erklärlich , daß 
das  Hauptphrachedi  zwi- 
schen beiden  liegt.  Hier- 
bei können  beide  Ge- 
bäude in  der  Längs- 
achse hintereinander 
oder  parallel  nebenein- 
ander liegen.  Die  pa- 
rallele Anordnung  von 
Haupt-  und  Neben- 
tempel ist  die  gebräuch- 
lichere. 

Bei  größeren  An- 
lagen ordnet  man  Haupt- 
und  Nebentempel  auch 
so  an,  daß  die  Haupt- 
achsen beider  senkrecht 
zueinander  stehen.  Das 
Hauptphrachedi  muß  bei 
dieser  Anordnung  stets 
in  der  Hauptachse  des 
Tempels  liegen.  Bei  der 
letztgenannten  Anord- 
nung findet  sich  eine 
besondere  Lösung  unter 
Hinzuziehung  einer  Wan- 
delhalle um  das  Haupt- 
phrachedi, wie  es  Abb.  3 
zeigt.  Abb.  2 gibt  hierzu 


Abb.  6.  Grundriß -Schema  IV. 

ein  Beispiel  aus  dem  Tempel  Mongkut  Krasat.  Der  Nebentempel  ist 
dabei  mit  in  die  Wandelhalle  einbezogen  und  ersetzt  so  einen  Portal- 
bau in  ihr.  Das  Hauptphrachedi  gilt  als  der  heiligste  Teil  der  ganzen 


Abb.  7.  Blick  in  den  Tempel  Vat  Arun  in  Bangkok. 
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Tempelanlage.  Es  ist  daher  nur  natürlich,  daß  man  dasselbe  auch  | 
in  den  Mittelpunkt  derselben  zu  stellen  bemüht  ist,  wie  dies  das 
Grundrißschema  in  Abb.  4 zeigt. 

In  Abb.  5 sehen  wir  im  Gegensatz  dazu  eine  Anordnung,  in  der 
der  Haupttempel  in  der  Mitte  liegt,  umgeben  von  vier  Nebentempeln. 

Abb.  6 gibt  die  reichste  Ausbildung  dieser  Art.  Hier  sind  vier 
Nebentempel  durch  doppelte  Wandelgänge  miteinander  verbunden,  die 
einen  Hof  einschließen,  in  dessen  Mitte  sich  der  Haupttempel  erhebt. 

Abb.  7 vermittelt  den  Blick  in  einen  Tempelhof,  wo  wir  um  den 
Haupttempel  die  verschiedenartigsten  Gebäude  gruppiert  sehen. 

Bei  dem  Entwurf  einer  Tempelanlage  wird  dem  Architekten  freieste 
Hand  gelassen.  Bei  der  obigen  Aufstellung  wurde  nur  auf  die  Haupt- 


I gebäude  Rücksicht  genommen.  Bei  der  Ausschmückung  einer  solchen 
Tempelanlage  ist  die  weitestgehende  Freiheit  gestattet.  So  gibt  es 
denn  tatsächlich  kaum  einen  Tempel,  der  einem  andern  genau  im  Grund- 
riß gleicht.  Möglichkeiten  der  Abwechslung  bilden  die  Anbringung 
von  Reliquiengebäuden  (Phrachedi),  Glockentürmen,  Portalbauten, 
Hallen  usw.  und  die  Anordnung  von  Umschließungsmauern  und 
weiteren  Wandelhallen.  Die  Anzahl  der  dadurch  möglichen  Umbil- 
dungen ist  unbegrenzt.  Hier  ist  eine  Entwicklungsmöglichkeit  der 
siamesischen  Baukunst  gegeben.  Kennzeichnend  für  alle  Lösungen 
ist  jedoch  die  Zugrundelegung  eines  Rechtecks  oder  Quadrates  für 
die  ganze  Anlage  und  die  streng  symmetrische  Durchbildung  aller 
Achsen.  (Fortsetzung  folgt.) 


Neugestaltung  der  Ministerial-,  Militär-  und  Baukommission  in  Berlin. 

Vom  Oberbaurat  Max  Guth  in  Potsdam. 


Durch  Kabinettsorder  vom  21.  Dezember  1821  bestimmte  der  König 
von  Preußen,  daß  die  bis  dahin  von  der  damals  aufgelösten  Berliner 
Regierung  abhängig  gewesenen  Militär-  und  Bauangelegenheiten  für  Berlin 
von  zwei  besonderen,  von  den  betreffenden  Ministerien  unmittelbar 
ressortierenden  Kommissionen  bearbeitet  werden  sollten.  Diese  Ent- 
schließung wurde  die  Veranlassung  zur  Gründung  der  „Ministerial-, 
Militär-  und  Baukommission“,  die  demnach  im  nächsten  Jahre 
auf  ihr  hundertjähriges  Bestehen  zurückblicken  kann. 

Vor  einem  Jahrzehnt  hatte  die  Behörde  eine  Einbuße  an  Tätigkeits- 
gebieten zu  erleiden  durch  die  Übertragung  der  Wasserbauangelegen- 
heiten auf  das  Polizeipräsidium  und  durch  den  Fortfall  der  umfang- 
reichen Hinterlegungsgeschäfte.  Auch  die  Beendigung  des  Weltkrieges 
brachte  ihr  infolge  Einschränkung  und  Neuordnung  der  Militär- 
angelegenheiten einen  weiteren  Verlust  an  Aufgaben.  Jetzt  sind  diese 
aber  wieder  durch  die  Schaffung  von  Großberlin  ganz  wesentlich 
erweitert  worden.  Einmal  wurde  der  Behörde  die  Katasterverwaltung 
mit  den  vielen  Katasterämtern  in  Großberlin  eingegliedert,  und  dann 
fielen  ihr  vom  1.  April  ab  die  zahlreichen  staatlichen  Grundstücke 
und  Gebäude  zu,  die,  außerhalb  des  bisherigen  engeren  Berliner 
Weichbildes  gelegen,  bis  dahin  zur  Regierung  in  Potsdam  gehörten, 
nach  ihrer  Eingemeindung  in  Großberlin  aber  an  die  Ministerial- 
Baukommission  abgegeben  wurden.  Man  wird  den  Aufgabenkreis, 
den  die  Behörde  in  Zukunft  zu  bewältigen  hat,  als  recht  groß  bezeichnen 
müssen,  nicht  nur  im  Vergleich  zu  dem  früheren  Umfange,  sondern 
auch  gegenüber  dem  mancher  anderen  Regierung,  besonders  wenn 
man  den  Umfang  des  Gebietes  von  Großberlin,  die  Dichte  seiner 
Bebauung,  die  Größe  des  staatlichen  Besitzes  in  ihm  untl  die  Be- 
deutung in  Rücksicht  zieht,  die  die  auf  fiskalischem  Grund  und  Boden 
und  auch  sonst  in  Berlin  untergebrachten  staatlichen  Behörden,  Bildungs- 
anstalten usw.  nicht  nur  für  die  Hauptstadt  selbst,  sondern  weit  über 
diese  hinaus  haben. 

Die  neuen  Verhältnisse  bedingten  Veränderungen  in  der  Behörde. 
Daß  diese  sich  nicht  nur  auf  die  Zusammensetzung  des  Beamtenkörpers  I 
beschränkt  haben,  sondern  auch  auf  die  Art  der  Erledigung  der  Ge- 
schäfte ausgedehnt  wurden,  und  zwar  im  Sinne  einer  wirklich  durch- 
greifenden, auf  Vereinfachung  hinzielenden  Reform,  ist  auf  Anregungen 
zurückzuführen,  die  der  derzeitige  Präsident  der  Ministerial-,  Militär- 
und  Baukommission,  Geheimer  Oberregierungsrat  Dr.  Tüll  vor  drei 
Jahren  gegeben  hat.  Beeinflußt  durch  tiefere  Einblicke,  die  er 
namentlich  bei  seiner  langjährigen  Tätigkeit  als  Personalreferent  im 
Ministerium  der  öffentlichen  Arbeiten  in  den  Gang  der  Geschäfte  der 
staatlichen  Bauverwaltung  und  in  die  Art  der  Ausnutzung  der  sich 
ihr  zur  Verfügung  stellenden  Kräfte  gewonnen  hatte,  und  gestützt 
auf  die  dabei  gesammelten  Erfahrungen  hatte  er  am  23.  Mai  1918 
eine  „Denkschrift  zur  Umgestaltung  der  staatlichen  Hoch- 
bauverwaltung für  Berlin“  den  zuständigen  Ministern  vorgelegt, 
die  bereits  alle  die  Gesichtspunkte  enthielt,  die  bei  einer  Neuregelung 
der  Ministerial -Baukommission  in  Betracht  zu  ziehen  sein  würden 
und  bei  deren  Durchführung  schließlich  auch  Berücksichtigung  gefunden 
haben. 

Die  Denkschrift  betont,  wie  immer  wieder  auf  Übelstände  hin- 
gewiesen werde,  die  namentlich  mit  der  Behandlung  der  Bauentwürfe 
in  mehreren  Instanzen  verbunden  sind,  und  eine  durchgreifende 
Vereinfachung  gefordert  werde.  Der  Minister  der  öffentlichen  Arbeiten 
hätte  die  Berechtigung  dieser  Forderungen  grundsätzlich  anerkannt, 
und  sie  durch  Erlasse  in  den  Jahren  1915  und  1916  auch  in  gewissem 
Umfang  bereits  erfüllt.  Man  könnte  aber  unbedenklich  viel  weiter 
gehen.  Noch  immer  müßten  Entwürfe  zu  Bauten  von  recht  geringer 
architektonischer  und  wirtschaftlicher  Bedeutung  nicht  selten  mehr- 
mals aufgestellt  und  ihre  Kostenanschläge  mehrmals  durchgearbeitet 
werden.  Dieses  höchst  umständliche  und  zeitraubende  Verfahren 
stehe  nicht  im  richtigen  Verhältnis  zu  den  dadurch  erreichten,  oft 
meist  geringfügigen  Verbesserungen  und  zu  dem  für  den  Staat  in 
künstlerischer  und  wirtschaftlicher  Beziehung  etwa  erzielten  Gewinn. 
Auch  verzögere  sich  oft  das  Zustandekommen  notwendiger  Bauten 


erheblich,  wobei  staatliche  Interessen  geschädigt  und  mittelbar  durch 
die  Beschäftigung  einer  Anzahl  höherer  und  mittlerer  Beamten  mit 
diesen  Mehrarbeiten  bedeutende  Kosten  verursacht  würden.  Ferner 
hätte  der  jetzige  Zustand  den  schwerwiegenden  Nachteil,  daß  durch  das 
ständige,  meist  als  überflüssig  empfundene  Eingreifen  einer  höheren 
Instanz  und  ihre  nicht  selten  nur  auf  einem  gewissen  Autoritätsbedürfnis 
beruhenden  „Verbesserungen“  Selbstvertrauen,  Entschlußfähigkeit  und 
Verantwortungsfreudigkeit  der  Ortsbaubeamten  beeinträchtigt  und  ihr 
Interesse  für  ihre  Bauten  abgestumpft  werde.  Ebenso  müsse  es  un- 
günstig auf  die  Ortsbaubeamten  wirken,  daß  ihre  Geschäftsführung  der 
Aufsicht  der  Referenten  der  Provinzialbehörde  unterstellt  sei.  Zu  einer 
derartigen  Beaufsichtigung  liege  im  allgemeinen  kein  Grund  vor,  sie 
sei  auch  oft  der  Grund  dafür,  daß  ein  befähigter  Beamter  trotz  der 
Gleichstellung  mit  den  Regierungs-  und  Bauräten  im  Endgehalt  nicht 
dauernd  in  der  Ortsbaubeamtenstelle  bleiben  wolle.  Besonders  tüchtige 
Beamte  empfänden  die  Beaufsichtigung  und  Prüfung  durch  die 
Referenten  der  Provinzialbehörden  vor  allem  peinlich,  und  es  käme 
daher  manchmal  zu  Reibungen,  unter  denen  der  Dienst  und  die  Berufs- 
freudigkeit der  Beamten  beider  Instanzen  leiden  müßten. 

Als  Mittel  zur  Behebung  dieser  Übelstände  — so  führt  die  Denk- 
schrift weiter  aus  — wäre  nicht  nur  die  Beseitigung  der  Prüfung  der  Bau- 
entwürfe unter  Aufrechterhaltung  der  Nachprüfung  in  der  Ministerial- 
instanz  für  große  Bauten,  sondern  auch  die  Zusammenlegung  aller 
oder  wenigstens  mehrerer  Hochbauämter  eines  Bezirks  zu  einer 
selbständigen  Baubehörde  mit  mehreren  gleichgeordneten  Vorständen 
gefordert  worden.  Ersteres  sei  unbedingt  zu  befürworten,  und  auch 
für  die  Zweckmäßigkeit  der  vorgeschlagenen  Zusammenlegung  zu 
einer  Behörde  spräche  vieles.  Sie  werde  aber  in  den  Provinzen  bei 
der  räumlichen  Entfernung  vom  Sitz  dieser  bauenden  Behörde  auf 
Schwierigkeiten  stoßen.  Außerdem  würde  man  dort  an  sie  kaum 
ohne  Rücksicht  auf  die  Wege  herantreten  können,  die  die  zu  er- 
wartende allgemeine  Verwaltungsreform  einschlagen  werde. 

Für  Berlin  kämen  aber  beide  Bedenken  nicht  in  Frage.  Hier 
böten  die  eigenartigen  Verhältnisse  der  staatlichen  Hochbauverwaltung, 
die  ohne  inneren  Zusammenhang  mit  einer  anderen  Verwaltungs- 
behörde für  sich  allein  dastehe,  die  Möglichkeit  einer  Umgestaltung 
nach  beiden  angedeuteten  Richtungen  hin.  Sie  könne  besonders 
deshalb  ohne  Schwierigkeiten  vor  sich  gehen,  weil  es  nicht  der 
Schaffung  eines  ganz  neuen  Organismus  bedürfe,  sie  vielmehr  ihre 
Grundlage  in  der  bereits  vorhandenen  Ministerial  - Baukommission 
fände,  die  nur  entsprechend  umgestaltet  werden  müßte.  Es  dürfte 
sich  daher  empfehlen,  für  Berlin  eine  Änderung  der  Organisation  der 
Hochbauverwaltung  in  den  erwähnten  Richtungen  schon  jetzt  — die 
Denkschrift  trägt  das  Datum  des  23.  Mai  1918  — in  Erwägung  zu 
ziehen.  Ihre  Ausgestaltung  würde  zudem  gewisse  Grundlagen  für  die 
Beurteilung  der  etwa  auch  in  den  Provinzen  zu  treffenden  organi- 
satorischen Veränderungen  liefern. 

Die  Organisation  für  Berlin  könnte  in  der  Zusammenfassung  der 
gesamten  Hochbauverwaltung  bestehen,  dergestalt,  daß  die  Ministerial- 
Baukommission  mit  sämtlichen  ihr  jetzt  unterstehenden  Bau- 
ämtern zu  einer  Behörde  verbunden  werde,  die  in  sich  die 
Aufgaben  der  Provinzialbehörde  und  die  unmittelbar  bauende  und 
verwaltende  Tätigkeit  der  Ortsbaubeamten  vereinigt.  Zu  dem  Zweck 
würden  die  Hochbauämter  und  Neubauämter  aufgehoben  werden 
müssen.  Ihre  Tätigkeit  ginge  auf  die  Ministerial-Baukommission  über 
und  würde  von  deren  Dezernenten  ausgeübt. 

Die  bisherigen  Dezernenten  würden  in  ihren  Aufgaben  als  „Refe- 
renten der  Vorgesetzten  Dienstbehörde“  überflüssig,  da  die  prüfende, 
leitende  und  beaufsichtigende  Tätigkeit  der  Kommission  fortfiele.  Sie 
würden  in  derselben  Weise  beschäftigt  werden  wie  die  neu  ein- 
tretenden Dezernenten,  die  bisherigen  Ortsbaubeamten.  Jeder  Dezer- 
nent wäre  im  vollen  Umfang  der  Zuständigkeit  der  Ministerial-Bau- 
kommission selbständig  im  Entwerfen  und  Ausfuhren  der  in  seinen 
Bereich  fallenden  Neubauten  und  Unterhaltungsarbeiten.  In  archi- 
tektonischer Beziehung  unterliege  er  keiner  Anweisung  und  Beauf- 
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sichtigung,  abgesehen  von  den  Fällen,  in  denen  die  Nachprüfung  der 
Ministerialinstanz  Platz  greift.  Für  größere  Bauten  könnte  vielleicht 
die  Besprechung  der  Entwürfe  in  einer  technischen  Konferenz  vor- 
gesehen werden. 

Auch  die  Oberleitung  größerer  Neubauten  würde  demjenigen 
Dezernenten  übertragen,  in  dessen  Bezirk  diese  fallen.  Wenn  aus- 
nahmsweise mit  ihr  ein  Baubeamter  beauftragt  werden  sollte,  der 
bis  dahin  der  Ministerial-Baukommission  nicht  angehört  hat,  so  würde 
der  für  die  Dauer  seines  Auftrages  als  Dezernent  in  diese  eintreten 
und  dann  als  ihr  Organ  handeln. 

Als  Vorteile  der  in  Vorschlag  gebrachten  Neuorganisation  hebt 
die  Denkschrift  unter  anderem  hervor:  Eine  Instanz  fiele  vollständig 
fort,  die  Unternehmer  und  Nutznießer  hätten  die  Gewähr,  daß  das, 
was  sie  mit  dem  bauleitenden  Dezernenten  ausgemacht  hätten,  nicht 
mehr  wie  früher  von  einer  Aufsichtsbehörde  angefochten  werden 
könne.  Der  Justitiar  könne  bei  den  Vertragsabschlüssen  und  sonstigen 
Rechtsfragen  gründlicher  beteiligt  werden,  engeres  Zusammenarbeiten, 
bessere  Nutzbarmachung  der  Erfahrungen  sämtlicher  Beamten,  größere 
Rücksichtnahme  auf  ihre  Eigenart  und  besonderen  Kenntnisse  und 
Erfahrungen  wäre  möglich,  die  Stellung  der  Baubeamten  würde  ge- 
hoben, ihr  Interesse  für  ihre  Aufgaben  würde  belebt,  auch  die  bis- 
herigen Dezernenten  hätten  Teil  an  der  unmittelbar  bauenden  Tätig- 
keit, den  Wünschen  der  Architekten  entsprechend. 

Schließlich  betont  dieDenkschrift  noch,  daß  von  der  vorgeschlagenen 
Umgestaltung  der  Hochbauverwaltung  Nachteile  nicht  zu  befürchten 
wären.  Auch  die  Gefahr,  die  Verwaltung  möchte  dadurch,  daß  die 
bauende  und  bauleitende  Tätigkeit  von  dem  einzelnen  Beamten  auf 
eine  Behörde  übergeht,  an  Initiative  einbüßen,  wäre  nicht  vorhanden, 
da  dem  einzelnen  Dezernenten  innerhalb  seines  Bereiches  dieselbe 
Bewegungsfreiheit  verbliebe,  wie  er  sie  bisher  als  Ortsbaubeamter 
gehabt  hätte.  Die  Organisation  würde  die  Vorzüge  der  zuverlässigen 
Art  einer  Behörde  mit  der  leichteren  Beweglichkeit  des  Einzelbeamten 
verbinden. 

Die  Tullsche  Denkschrift  vom  Mai  1018  hatte  den  Erfolg,  daß 
der  Minister  bereits  für  das  Kalenderjahr  1919  zur  versuchsweisen 
Einführung  der  vorgeschlagenen  Neuregelung  der  Hochbauangelegen- 
heiten bei  der  Ministerial-Baukommission  die  Eingliederung  der 
beiden  größeren  Hochbauämter  Berlin  V und  VIII,  denen  die 
Bauangelegenheiten  für  die  Universität  Berlin  und  für  die  Justiz- 
verwaltung oblagen,  in  die  Behörde  verfügte,  ihren  Vorständen 
Dezernatsbefugnisse  bei  Erledigung  der  Bauamtsaufgaben  einräumte, 
auch  gestattete,  daß  denselben  noch  andere  Dezernatsgeschäfte  über- 
tragen werden  durften.  Als  der  Versuch  als  geglückt  angesehen 
werden  konnte,  ordnete  der  Finanzminister  am  4.  September  1920 
völlige  Durchführung  der  in  der  Denkschrift  vorgeschlagenen 
Neuregelung  der  staatlichen  Hochbauverwaltung  für  Großberlin  an. 
So  sind  denn  seit  dem  1.  Januar  1921  — bis  auf  eine  Ausnahme  — 
auch  die  übrigen  der  Ministerial-Baukommission  bis  dahin  unterstellt 
gewesenen  Hoch-  und  Neubauämter  mit  ihr  zu  einer  einheitlichen 
Behörde  verbunden,  so  daß  von  dem  genannten  Zeitpunkte  ab  auch 
die  unmittelbar  bauende  Tätigkeit  des  Staates  in  Berlin  von  der  den 
Ministerien  unmittelbar  unterstellten  Behörde  selbst  ausgeübt  wird. 

Während  vordem  der  Minister  den  Umfang  der  Dienstgeschäfte  für 
alle  Bauämter  selbst  bestimmte,  hat  er  für  die  Ministerial-Baukom- 
mission nach  deren  Neuorganisation  auf  dies  Bestimmungsrecht  ver- 
zichtet. Die  Dienstgeschäfte  innerhalb  der  Ministerial-Baukom- 
mission verteilt  fortan  ausschließlich  der  Präsident,  der  dadurch 
in  die  Lage  versetzt  ist,  unter  Berücksichtigung  der  Eigenart  des  Einzel- 
falles und  der  oft  sich  plötzlich  verändernden  Verhältnisse,  jederzeit 
ausgleichend  und  sachlich  fördernd  einzuwirken  sowie  persönlichen 
Wünschen  und  Erfordernissen  Rechnung  zu  tragen,  was  um  so  eher 
möglich  ist,  als  das  Zusammenarbeiten  der  Dezernenten  bei  der 
Ministerial-Baukommission  auf  kollegialer  Grundlage  aufgebaut  ist. 

Ihre  Dezernenten  arbeiten  unterschiedslos  — also  unabhängig 
von  ihrer  juristischen  oder  technischen  Vorbildung,  auch  unabhängig 
von  ihrem  Alter  und  ihrer  Einreihung  in  verschiedene  Besoldungs- 
gruppen — völlig  gleichberechtigt  und  selbständig  neben- 
einander. 

Bekanntlich  geht  das  Streben  weiter  Kreise  dahin,  zu  erreichen, 
daß  die  Feder-  und  die  Zeichenstiftführung  — sofern  nicht  besondere 
Verhältnisse  notgedrungen  eine  Ausnahme  bedingen  — stets  in  der- 
selben Hand  bleiben,  und  zwar  von  dem  ersten  Bekanntwerden  eines 
Bedürfnisses  und  den  sich  dabei  entwickelnden  Baugedanken  an, 
während  der  Festlegung  der  Bauprogamme  und  der  Ausarbeitung  der 
dazu  erforderlichen  Vorarbeiten  und  Unterlagen,  während  der  Auf- 
stellung der  Vor-  und  endgültigen  Entwürfe,  während  der  Zeitab- 
schnitte vor  und  nach  der  Bewilligung  der  erforderlichen  Mittel  für 
die  Bauausführung  und  während  dieser  selbst  bis  zur  Abrechnung  und 
Übergabe  und  auch  nach  der  Übernahme  des  Fertigen  in  bauliche 
Pflege  und  Unterhaltung.  Vornehmlich  zur  Durchführung  dieses  in 
Wort  und  Schrift  sohon  so  häufig  ausgesprochenen  Gedankens  erschien 


die  Einreihung  auch  der  Regierungsbaumeister  in  die  Zahl  der  Dezer- 
nenten geboten.  Erleichtert  wurde  die  Entschließung  hierzu  durch 
die  Tatsache,  dass  in  der  reinen  Verwaltung  der  Nachwuchs  in  eben- 
solcher Selbständigkeit  den  anderen  Verwaltungsdezernenten  gegen- 
über arbeitet. 

Zur  Sicherung  der  Gleichmäßigkeit  in  der  Behandlung  der  Sachen 
und  zur  Erweiterung  des  Gesichtskreises  der  einzelnen  Dezernenten  sind 
bei  der  Ministerial-Baukommission  seit  dem  Anfang  d.  J.  Sitzungen 
eingeführt,  die  regelmäßig  an  jedem  ersten  Donnerstag  des  Monats 
unter  der  persönlichen  Leitung  des  Präsidenten  stattfinden  und  an 
denen  alle  Mitglieder  der  Behörde  teilzunehmen  verpflichtet  sind. 

In  diesen  Sitzungen  werden  alle  wichtigeren  Angelegenheiten 
durchberaten.  In  Aussicht  stehende  Baubedürfnisse  werden  auf  ihre 
Notwendigkeit  hin  und  in  bezug  auf  die  verschiedenen  Möglichkeiten 
zu  ihrer  Lösung  geprüft,  Vorentwürfe  und  endgültige  Entwürfe  mit 
ihren  Unterlagen  vorgelegt,  Neuerungen  auf  den  verschiedenen  Ge- 
bieten vorgetragen,  zu  bestehenden  Bestimmungen  und  Vorschriften 
notwendig  erscheinende  Abänderungen  durchgesprochen. 

Durch  die  Sitzungen  soll  den  Mitgliedern  der  Behörde  Gelegenheit 
geboten  werden,  sich  über  all  das  zu  unterrichten,  was  der  eine  oder 
andere  von  ihnen  an  besonderen  Erfahrungen  auf  seinen  Arbeitsgebieten 
gesammelt  hat,  vornehmlich  aber  auch  darüber,  was  andere  Be- 
hörden und  Körperschaften  sowie  die  Privaten  geleistet  haben  und 
weiter  zu  tun  beabsichtigen. 

Gerade  das  Letztere  ist  von  besonderer  Wichtigkeit.  Will  der 
Staat  in  den  Angelegenheiten,  die  die  Allgemeinheit  bewegen,  nicht 
abseits  stehen,  sondern  überall  da,  wo  es  nottut,  mit  ratend,  regelnd 
und  fördernd  eingreifen,  so  wird  er  nicht  erst  abwarten  dürfen,  bis 
man  an  ihn  herantritt,  sondern  aus  eigener  Entschließung  heraus  Vor- 
gehen und  handeln  müssen;  und  dazu  ist  es  nötig,  daß  seine  Beamten 
in  geeigneter  Weise  und  an  geeigneter  Stelle  über  alles,  was  vorgeht, 
unterrichtet  und  auf  dem  laufenden  erhalten  werden. 

Um  eine  sachgemäße  und  gründliche  Behandlung  aller  von  der 
Ministerial-Baukommission  zu  erledigenden  Aufgaben  sicherzustellen, 
ist  auf  ein  enges  Zusammenarbeiten  der  verschiedenen  De- 
zernenten besonderer  Wert  gelegt.  Die  Grundlage  dazu  bildet  die 
Form  des  Mitdezernats,  das  bereits  die  Regierungsinstruktion 
vom  23.  Oktober  1817  in  so  vorbildlicher  Weise  herausgearbeitet  hat. 
Die  Selbständigkeit  des  Hauptdezernenten  bleibt  dabei  vollständig 
gewahrt,  doch  ist  die  Möglichkeit  gegeben,  andere  und  neue  Gesichts- 
punkte vor  der  endgültigen  Erledigung  der  Angelegenheit  zur  Be- 
ratung, Besprechung  und  Berücksichtigung  zu  bringen.  Die  recht- 
zeitige Heranziehung  der  Mitdezernenten  schützt  den  Hauptdezernenten 
vor  der  Gefahr,  eine  Verantwortung  zu  übernehmen,  die  er  manch- 
mal, streng  genommen,  eigentlich  gar  nicht  übernehmen  dürfte,  und 
die  er  vielfach  auch  gar  nicht  zu  tragen  braucht,  weil  für  die  Einzel- 
fragen besser  unterrichtete  Mitdezernenten  vorhanden  sind. 

Um  zu  verhindern,  daß  einzelne  Dezernenten  beim  Anfordem  von 
Mitteln  die  Belange  ihres  Einzelgebietes  zu  ungunsten  anderer  gar  zu 
stark  in  den  Vordergrund  treten  lassen,  sind  drei  Regierungs-  und 
Bauräten  sogenannte  „Haushaltdezernate“  übertragen.  Den  Be- 
treffenden liegt  die  Sorge  ob,  bei  Anträgen  auf  Geldbewilligungen 
ausgleichend  mitzuwirken.  So  ist  für  den  Haushalt  der  Justizver- 
waltung, für  den  des  Ministeriums  für  Wissenschaft,  Kunst  und  Volks- 
bildung und  dann  für  alle  übrigen  preußischen  Haushalte  zusammen 
je  ein  Haushaltdezernat  vorgesehen.  In  der  Hand  eines  Oberbaurats 
sind  dann  die  Haushaltsgebiete  nochmals  zusammengefaßt. 

Durch  solche  Einrichtung  wird  dem  Bedenken  derer  begegnet,  die 
die  Beibehaltung  aller  bisherigen  Instanzen  für  unbedingt  notwendig 
erachten,  weil  sie  befürchten,  es  könnte,  sobald  die  Beamten  der  Orts- 
instanz Dezernatsbefugnisse  erhalten,  also  eine  prüfende  Instanz  fort- 
fällt, von  einzelnen  Dezernenten  nicht  mehr  wie  früher  auf  Sparsamkeit 
gebührend  Rücksicht  genommen  werden. 

Bei  dem  Zusammenarbeiten  der  Haushaltdezernenten  mit  den 
anderen  Dezernenten,  die  für  die  spätere,  ordnungsmäßige  Veraus- 
gabung der  zur  Verfügung  zu  stellenden  Mittel  zuständig  sind,  führen 
die  ersteren  die  Feder  solange , als  die  Gelder  noch  nicht  bewilligt 
sind,  während  die  letzteren  die  Federführung  von  dem  Zeitpunkt  an 
übernehmen,  an  dem  die  Bewilligung  der  Gelder  stattgefunden  hat. 
Für  die  Beschaffung  der  Unterlagen,  die  zu  den  Anträgen  auf  Geld- 
bewilligungen gehören,  sind  nicht  die  Haushaltdezernenten,  sondern 
die  anderen  Dezernenten  zuständig.  Hierbei  unterschreiben  etwaige 
Zeichnungen,  Berechnungen,  Erläuterungen  diejenigen,  welche  für 
ihren  Inhalt  die  Verantwortung  tragen. 

Sämtlichen  Mitgliedern  der  Ministerial  - Baukommission  ist  die 
Befugnis  eingeräumt,  von  Fall  zu  Fall  Teile  ihres  Arbeitsgebiets 
oder  Einzelaufgaben  den  Expedienten  zu  selbständiger  ver- 
antwortlicher Erledigung  zu  übertragen.  Das  hat  zur  Voraus- 
setzung, das  trotz  solcher  Übertragung  die  Dezernenten  über  ihr 
Arbeitsgebiet  und  über  alles,  was  in  ihm  vorgeht,  ordnungsmäßig  unter- 
richtet bleiben,  und  daß  keine  Sachen,  also  auch  nicht  diejenigen,  die 
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die  Expedienten  nach  vorstehendem  selbständig  erledigen  und  dem- 
entsprechend auch  unterschreiben,  ohne  Mitzeichnung  des  Dezernenten 
zu  den  Akten  geschrieben  werden  dürfen.  Der  Dezernent  kann  sich 
also  auch  nachträglich  über  alles  Geschehene  unterrichten,  danach  etwa 
erforderlich  werdende  Anregungen  gehen  sowie  entsprechende  Wei- 
sungen erteilen.  Zu  den  den  Expedienten  zu  übertragenden  Arbeiten 
gehören  außer  den  vielen  Registraturgeschäften,  wie  der  Führung  der 
Tagebücher,  Bestandsbücher  und  Bestandszeichnungen,  der  Soll-  und 
Kassenbücher  usw.,  vor  allem  die  Ausfertigung  der  Sammelsachen, 
soweit  sie  aus  den  Akten  entnommen  werden  können,  wie  die  Zu- 
sammenstellungen über  fortgesetzte  und  vollendete  Bauten,  die  Be- 
darfsanmeldungen, die  finanziellen  und  Heiz-Nachweisungen  u.  dergl., 
ferner  bei  der  Bauausführung  ein  großer  Teil  des  Schriftwechsels  mit 
den  Unternehmern  einschließlich  der  einfacheren  Bestellungen,  die  Ab- 
haltung von  Verdingungsterminen  mit  den  vorgeschriebenen  Nieder- 
schriften, bei  Vertragsabschlüssen  die  Stempelberechnung  u.  dergl.  mehr. 
Auch  die  Sorge  für  die  Beschäftigung  und  für  die  Beaufsichtigung  der 
Angestellten  würde  den  Expedienten  obliegen. 

Dadurch,  daß  den  Expedienten  die  Ermächtigung  erteilt  wird, 
derartige  Dienstsachen  selbständig  zu  erledigen  und  auch  mit  eigener 
Unterschrift  im  Aufträge  der  Behörde  herausgehen  zu  lassen,  ist  den 
Dezernenten  die  Möglichkeit  gegeben,  für  Arbeiten  Zeit  zu  gewinnen, 
die  mehr  ihrer  wissenschaftlichen  und  künstlerischen  Ausbildung  ent- 
sprechen. Das  wurde  bei  der  Neuordnung  der  Dienstgeschäfte  bei 
der  Ministerial- Baukommission  dazu  ausgenutzt,  eine  Reihe  all- 
gemeiner wissenschaftlicher  Dezernate  zu  schaffen,  die  bis 
dahin  nicht  bestanden  haben  und  in  Zukunft,  sofern  sie  von  ihren 
Inhabern  entsprechend  ausgebaut  werden , von  hoher  Bedeutung 
werden  können. 

Derartige  allgemeine  Dezernate  wurden  eingerichtet  für  Städtebau 
und  Siedlungswesen,  für  Denkmalpflege,  für  Baupolizei,  Ortsstatute, 
Fluchtlinien  wesen,  für  Grundstückswesen,  Wertbestimmungen  und 
Abschätzungen , Mietermittelungen,  Gebäude-  und  Grundstückstatistik, 
für  die  bautechnischen  und  maschinentechnischen  Angelegenheiten  bei 
den  Heizungs-  und  Lüftungsanlagen,  den  Be-  und  Entwässerungs-,  den 
Licht-  und  Kraftanlagen,  für  das  Material-Prüfungswesen,  die  bau- 
wissenschaftlichen Versuche,  die  neuzeitlichen  Bauweisen,  dann  für 
die  Anlage  und  Einrichtung  von  Räumen  für  Wissenschaft,  Forschung, 
Kunst  und  Unterricht,  für  Krankenhäuser  und  Heilstätten,  für  Gerichts- 
gebäude und  Gefängnisse,  für  Theater  und  Museen,  für  landwirtschaft- 
liche Bauten,  Gewächshäuser  usw. 

Erste  Aufgabe  dieser  Dezernenten  ist  es,  in  ihren  Gebieten  sich 
so  auf  dem  laufenden  zu  halten,  daß  sie  jederzeit  erschöpfende 
Auskunft  den  anderen  Dezernenten  geben  können.  Die  Fälle,  wo 
solche  Auskunft  rasch  für  weitere  Entschließungen  gebraucht  wird,  sind 
erfahrungsmäßig  häufig. 

Die  in  den  allgemeinen  Dezernaten  gesammelten  Erfahrungen  er- 
höhen die  Leistungsfähigkeit  der  Behörde  im  besonderen  Maße  und 
können  ebensogut  wie  für  den  inneren  Dienst  auch  nach  außen 
hin  im  Interesse  der  Allgemeinheit  Verwendung  finden. 

Nach  der  Auflösung  der  Hoch-  und  Neubauämter  der  Ministerial- 


Baukommission  wurden  die  in  ihnen  beschäftigt  gewesenen  Beamten 
und  Angestellten  in  die  Behörde  übernommen.  Zum  weitaus 
größeren  Teile  erhielten  sie  Zimmer  im  Behördengebäude  in 
der  Invalidenstraße  52.  Nur  einige,  deren  Dienst  eine  Ausnahme 
bedingte,  erhielten  ihren  Hauptsitz  außerhalb  des  Behördengebäudes. 
Ihnen  wurden  aber  außerdem  in  diesem  zu  vorübergehender  Tätig- 
keit Arbeitsplätze  zugewiesen.  Mit  dem  Tage  der  Durchführung  der 
Neuorganisation  hörten  die  früher  den  Vorständen  der  Hochbauämter 
gezahlten  Dienstaufwandentschädigungen  auf. 

Die  Geschäftsordnung  für  die  Ministerial-Baukommission  wurde 
im  Benehmen  mit  dem  Beamtenausschusse  neu  bearbeitet;  ebenso 
wurden  für  die  Dezernenten  und  für  die  Expedienten  zwei 
neue  Geschäftspläne  aufgestellt. 

Da  die  Einführung  der  Neuorganisation  mitten  in  das  laufende 
Rechnungsjahr  fiel,  außerdem  verschiedene  Versetzungen  zum  Teil  in 
andere  Dienststellen,  zum  Teil  in  den  Ruhestand  in  Aussicht  standen 
und  die  Überweisungen  der  von  der  Potsdamer  Regierung  und  der  Hof- 
bauverwaltung zu  übernehmenden]  Bauämter  erst  zu  einem  späteren 
Zeitpunkt  erfolgen  konnten,  wurden  besondere  Maßnahmen  für  die 
Übergangszeit  notwendig  und  durchgeführt. 

Die  Neuorganisation  der  Ministerial-Baukommission  bildet  einen 
ersten  ernsten  Schritt  auf  dem  Wege  zu  der  allgemeinen  Verwaltungs- 
reform, die  vor  einem  Jahrzehnt  eingeleitet  wurde,  an  der  in  der 
Zwischenzeit  viel  gearbeitet  ist,  die  aber  bisher  noch  nicht  zur  Tat 
werden  konnte.  Das  Wichtigste  an  ihr  ist  die  restlose  Beseitigung 
einer  Instanz  durch  die  Zusammenschweißung  zweier  Instanzen  zu 
einer  einheitlichen  Behörde,  in  der  die  verschiedenartig  vorgebildeten 
Beamten  gleichberechtigt  nebeneinander  arbeiten.  Ein  Schritt  vor- 
wärts, der  nicht  hoch  genug  bewertet  werden  kann.  Daß  gerade  die 
Baukunst  den  Boden  geboten  hat,  auf  dem  er  gewagt  wurde,  ist  be- 
sonders zu  begrüßen,  hat  sie  doch  unter  der  Fülle  der  vorhandenen 
Instanzen  und  unter  der  Bevorzugung  bestimmter  Vorbildung  im  Ver- 
waltungsdienst zu  leiden  gehabt. 

Von  besonderer  Bedeutung  ist  die  Stellung,  die  den  jüngeren 
Dezernenten  eingeräumt  wurde;  ist  doch  bei  so  vielen  gerade  die 
Zeit  der  jüngeren  Jahre  die  der  größeren  Fruchtbarkeit  im  Neuschaffen. 
Nicht  zu  unterschätzen  ist  auch  die  Stellung,  die  den  auf  reine  Fach- 
bildung sich  stützenden  Expedienten  zugewiesen  ist.  Die  Er- 
weiterung ihrer  Befugnisse  zu  selbständiger  Betätigung  ermög- 
licht es  erst,  daß  die  akademisch  Vorgebildeten  die  sich  ihnen  bietende 
Gelegenheit  zu  wissenschaftlicher  Arbeit  und  künstlerischem  Schaffen 
voll  ausnutzen  können,  was  vordem  durch  Überbürdung  mit  Dienst- 
geschäften, die  ihrer  Vorbildung  nicht  entsprachen,  vielfach  aus- 
geschlossen war. 

Die  Überführung  des  Beamtenkörpers  einer  alten  Behörde  in  neue 
Formen  ist  keine  leichte  Arbeit.  Der  Widerstände  sind  gar  viele, 
Geduld  und  Zeit  gehören  dazu.  Wertvolle  Früchte  reifen  nur  langsam. 
Möge  es  dem  zielbewußten  Leiter  der  Ministerial-Baukommission 
und  seinen  Mitarbeitern  gelingen,  die  Behörde  über  die  Schwelle  des 
zweiten  Jahrhunderts  ihres  Bestehens  hinüberzuführen  als  ein  Vor- 
bild, das  zur  Nacheiferung  anspornt. 


Vermischtes. 


Akademie  der  Künste  in  Berlin.  Vom  Minister  für  Wissenschaft, 
Kunst  und  Volksbildung  sind  in  Bestätigung  der  von  der  Genossen- 
schaft der  ordentlichen  Mitglieder  der  Akademie  der  Künste  statuten- 
mäßig vollzogenen  Wahlen  die  Architekten  Geheimer  Baurat  SrXJitg. 
L.  Hoffmann  und  Baurat  Professor  Heinrich  Seeling  zu  Mitgliedern 
des  Senats  berufen  worden. 

Wiederaufnahme  des  Postscheckverkehrs  mit  dem  Gebiet  der 
Freien  Stadt  Danzig.  Am  1.  Juni  d.  Js.  ist  mit  der  Postverwal- 
tung des  Gebiets  der  Freien  Stadt  Danzig  der  Postscheckverkehr  in 
vollem  Umfang  wieder  aufgenommen.  Es  sind  zugelassen  Über- 
weisungen von  einem  Postscheckkonto  auf  ein  anderes  Postscheck- 
konto, Einzahlungen  mit  Zahlkarte  und  Auszahlungen  durch  Zahlungs- 
anweisung. Die  Aufträge  können  auch  telegraphisch  erledigt  werden. 
Überweisungen  und  Zahlungsaufträge  mit  Zahlkarte  oder  Zahlungs- 
anweisung nach  dem  Gebiet  der  Freien  Stadt  Danzig  werden  im 
einzelnen  bis  3000  Mark  ohne  besonderen  Nachweis  ausgeführt.  Bei 
Aufträgen  über  höhere  Beträge  sind  Inhalt  und  Zweck  des  Geschäfts, 
für  das  die  Zahlung  dient,  anzugeben  und  durch  Nachweise  zu  be- 
legen. Die  Reichs-  und  Staatsbehörden  sowie  die  Reichs-  und  Staats- 
schuldbuchverwaltungen können  Überweisungen  und  Zahlungen  nach 
dem  Gebiet  der  Freien  Stadt  Danzig  ohne  besonderen  Nachweis  in 
jeder  Höhe  ausführen. 

Die  dritte  Tagung  der  „Vereinigung  deutscher  Wohnungsämter“, 
die  in  der  Zeit  vom  11.  bis  14.  Mai  im  Rathaus  in  München  statt- 
fand, nahm  einen  glänzenden  Verlauf.  Zahlreiche  Reichs-  und  Landes- 
behörden waren  vertreten,  so  u.  a.  das  Reichsarbeitsministerium  durch 


Ministerialrat  Dr.  Glaß  und  Regierungsrat  Dr.  Ebel,  das  preußische 
Wohlfahrtsministerium  durch  Geheimen  Regierungsrat  Kügler,  das 
bayerische  Sozialministerium  durch  Ministerialrat  Stützei.  Auch  der 
deutsche  Städtetag  und  der  bayerische  Städtebund  hatten  ihre  Ver- 
treter entsandt.  Die  deutschen  Groß-  und  Mittelstädte  dürften  mit 
wenigen  Ausnahmen  sämtlich  vertreten  gewesen  sein.  Zur  Zeit  ge- 
hören der  Vereinigung  über  200  Wohnungsämter  als  Mitglieder  an. 

Im  Mittelpunkt  des  ersten  Verhandlungstages  standen  zwei  be- 
deutsame Vorträge,  die  sowohl  nach  ihrem  Thema  als  auch  den 
Rednern  allgemeines  Interesse  beanspruchten.  Zunächst  sprach  Ober- 
regierungsrat Dr.  Löhner,  Landes  wohnungsrat  im  bayerischen  Sozial- 
ministerium, als  Gast  über  die  „Aussichten  für  die  Wohnungs- 
beschaffung“, die  er  für  das  Jahr  1921  als  wenig. erfreulich  bezeichnete. 
Der  Redner  betonte  u.  a.  die  widerspruchsvolle  und  verschleppende 
Sachbehandlung  der  Mitteldeckung  für  den  unrentierlichen  Bauauf- 
wand im  Reiche  und  legte  die  Bedeutung  einer  klaren  und  übersicht- 
lichen Beihilfenpolitik  für  die  praktische  Wohnungsbeschaffung  dar. 
Die  Vorschüsse  der  Landesregierungen  und  der  Gemeinden  ermöglichen 
zwar  im  Jahre  1921  eine  gewisse  Bautätigkeit,  aber  nicht  entfernt  in 
dem  Umfang,  der  unbedingt  erforderlich  ist,  weil  den  Gemeinden  die 
nötigen  Mittel  fehlen,  ihnen  auch  ausreichende,  gesetzlich  gesicherte 
Einnahmequellen  bisher  nicht  zur  Verfügung  stehen.  Erste  Forderung 
ist  daher,  daß  den  Gemeinden  ergiebige  Einnahmen  vorbehaltlos  er- 
schlossen werden.  Mit  Recht  müsse  auch  gefordert  werden,  daß  das 
Reich  in  seiner  Beihilfenpolitik  endlich  einmal  Rücksicht  auf  die  Bau- 
zeit nehme,  so  daß  eine  glatte  Baufinanzierung  vor  Eintritt  der  guten 
Baujahreszeit  möglich  gemacht  wird.  Die  Ausführungen  des  Redners 
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wurden  durch  wertvolle  Angaben  über  die  neuesten  statistischen  Er- 
hebungen über  den  Umfang  der  Wohnungsnot  und  der  Neubautätig- 
keit in  Bayern  ergänzt,  die  in  Anbetracht  des  Umfangs  des  bearbeiteten 
Gebiets  entsprechende  Rückschlüsse  auf  das  ganze  Reichsgebiet  zu- 
ließen. Als  Ergebnis  konnte  festgestellt  werden,  daß  die  Neubautätig- 
keit noch  nicht  im  entferntesten  in  der  Lage  ist,  den  alljährlichen 
Neubedarf  an  Wohnungen  zu  decken,  geschweige  denn  zu  einem 
Abbau  des  Fehlbetrages  beizutragen,  so  daß  dieser  noch  ständig  wächst. 

Den  Hauptvortrag  hielt  der  Direktor  des  Münchener  Wohnungs- 
amts, ®r.®3ng.  A.  Gut,  über  „Wege  zur  Milderung  der  Wohnungs- 
not“, der  bereits  auszugsweise  in  Nr.  42  d.  Bl.  mitgeteilt  worden  ist. 

Eine  außerordentlich  wichtige  Frage  beleuchtete  am  zweiten  Ver- 
handlungstag Baurat  Peters  in  Hamburg  hinsichtlich  der  „Entschädi- 
gungspflicht der  Gemeinden  nach  dem  Wohnungsmangelgesetz“.  Der 
Vortragende  legte  dar,  in  welcher  Weise  Schadenersatzforderungen  auf 
Grund  der  im  Verfolg  des  Wohnungsmangelgesetzes  vorgenommenen 
Eingriffe  der  Behörden  entstehen  können  und  schilderte  die  gesetz- 
lichen Bestimmungen,  die  die  Regelung  dieser  Schadenersatzforderungen 
betreffen.  Nach  seinen  Ausführungen  bedeutet  der  bestehende  Rechts- 
zustand in  seiner  Unklarheit  eine  finanzielle  Gefahr  für  die  Wohnungs- 
behörden und  die  Gemeinden,  der  gleichzeitig  die  Durchführung  der 
gesetzlichen  Bestimmungen  gegen  den  Wohnungsmangel  erheblich  er- 
schwert, ja  verhindert.  Vom  juristischen  Standpunkt  aus  ergänzte 
diese  Darlegungen  der  rechtskundige  Stadtrat  Dr.  Helm  reich  in 
München,  der  ebenfalls  zu  dem  Ergebnis  kam,  daß  die  Klarstellung 
grundsätzlich  wichtiger  Fragen  durch  die  Gesetzgebung  unter  Berück- 
sichtigung der  Wünsche  der  deutschen  Wohnungsämter  unumgänglich 
notwendig  sei. 

Sodann  behandelte  der  Vorstand  des  Augsburger  Wohnungsamts, 
2>r.=3ng.  Weidenbacher,  die  Frage  der  „Gebührenerhebungen  durch 
die  Wohnungsämter“.  Eine  Umfrage  bei  30  Städten  hat  ergeben,  daß 
vier  (Leipzig,  Chemnitz,  Cassel,  Königsberg)  solche  erheben,  bei 
anderen  sind  entsprechende  Vorlagen  in  Vorbereitung  (1 1 Städte), 
wieder  andere  haben  die  Erhebung  von  Gebühren  abgelehnt  (z.  B. 
München).  Die  erwünschte  Einheitlichkeit  des  Vorgehens  besteht 
also  nicht.  Die  beabsichtigte  Veröffentlichung  des  Materials  des  Vor- 
tragenden (einschließlich  der  Gebührensätze  usw.)  wird  hoffentlich  zu 
einer  Besserung  des  gegenwärtigen  Zustandes  beitragen. 

Scbließlich  berichtete  noch  der  Direktor  des  Berliner  Wohnungs- 
amts, Dr.  deLaporte,  über  „Zwischenörtlichen  Wohnungsaustausch“, 
der  im  Interesse  des  Wirtschaftslebens  von  der  Vereinigung,  ins- 
besondere durch  die  Herausgabe  eines  Wohnungstauschanzeigers  für 
das  ganze  Reichsgebiet,  in  jeder  Weise  gefördert  wird.  An  die  Vor- 
träge knüpften  sich  regelmäßig  längere  Aussprachen,  an  denen  sich 
auoh  die  verschiedenen  Ministerial-  und  Regierungsvertreter  wiederholt 
beteiligten.  Als  Ergebnis  der  Aussprachen  wurden  mehrere  Ent- 
schließungen einstimmig  angenommen,  von  denen  die  bemerkens- 
wertesten im  Nachstehenden  auszugweise  wiedergegeben  sind: 

Die  „Vereinigung  deutscher  Wohnungsämter“  bedauert,  daß  das 
Gesetz,  betreffend  die  Erhebung  einer  Abgabe  zur  Förderung  des 
Wohnungsbaues  (Mietsteuergesetz),  immer  noch  nicht  zur  Verabschie- 
dung gelangt  ist.  Die  fortdauernde  Verschleppung  wird  von  allen 
sachverständigen  Kreisen  nicht  mehr  verstanden.  Durch  die  gesetz- 
lichen Vorschriften  sind  die  gemeindlichen  Wohnungsämter  verpflichtet, 
die  Beamten  der  Reichs-  und  Staatsbehörden  bei  der  Zuweisung  be- 
sonders zu  berücksichtigen.  Da  die  Gemeinden  nicht  in  der  Lage 
sind,  dem  Bedürfnis  an  neuen  Wohnungen  gerecht  zu  werden,  muß 
verlangt  werden,  daß  die  Reichs-  und  Landesbehörden  in  weit  er- 
heblicherem Umfang  als  bisher  durch  eine  umfassende  und  planmäßige 
Erstellung  von  Dienstwohnungen  zur  Unterbringung  ihrer  zahlreichen 
Beamten  beitragen.  Das  gleiche  Verlangen  muß  an  Handel  und  In- 
dustrie hinsichtlich  der  Beschaffung  von  Wohnungen  für  ihre  Beamten, 
Angestellten  und  Arbeiter  gerichtet  werden.  Zu  einer  erheblichen 
Erleichterung  zur  Herstellung  von  Werkwohnungen  würde  es  bei- 
tragen, wenn  eine  Änderung  der  einschlägigen  gesetzlichen  Bestim- 
mungen in  der  Hinsicht  herbeigeführt  würde,  daß  die  hierfür  ge- 
machten Aufwendungen,  wenigstens  aber  die  unrentierlichen  Baukosten, 
bei  der  Steuerveranlagung  als  Werbungskosten  in  Abzug  gebracht 
werden  dürften.  Die  sofortige  Aufhebung  der  Zwangswirtschaft  auf 
dem  Gebiet  des  Wohnungswesens  ist  unmöglich.  Ungeachtet  dessen 
muß  auf  einen  Abbau  der  Zwangswirtschaft  planmäßig  hingearbeitet 
werden.  Dieser  Abbau  kann  jedoch  nur  allmählich  erfolgen.  Die 
vordringlichste  Forderung  ist,  den  Gemeinden  Mittel  in  weit  größerem 
Umfang  als  bisher  zur  Neuerstellung  von  Wohnungen  zuzuwenden. 

Die  bisherigen  Ergebnisse  des  Systems  der  Baukostenzuschüsse 
haben  gezeigt,  daß  auf  diesem  Weg  eine  merkbare  Linderung  der 
Wohnungsnot  nicht  erreicht  werden  kann.  Es  muß  deshalb  dabin 
gestrebt  werden,  allmählich  wieder  zu  einem  wirtschaftlichen  Bauen 
zu  gelangen.  Diese  Wirtschaftlichkeit  ist  erst  dann  restlos  durchzu- 
führen, wenn  auf  allen  Wirtschaftsgebieten,  namentlich  aber  hinsicht- 
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lieh  der  Gegenstände  des  täglichen  Bedarfs,  der  Nahrung  und  der 
Kleidung  ein  fühlbarer  Abbau  der  Preise  erreicht  ist. 

Von  der  Reichsverkehrsverwaltung  ist  zu  fordern,  daß  die  in  Aus- 
sicht gestellte  Verteuerung  des  städtischen  Vorortverkehrs,  die  jede 
vernünftige  Siedlungspolitik  unterbinden  muß  und  die  Wohnungsnot 
ins  Maßlose  vermehren  wird,  unter  allen  Umständen  unterbleibt  und 
daß  die  den  Städten  Berlin  und  Hamburg  in  dieser  Hinsicht  bis  jetzt 
gewährten  Vergünstigungen  auch  anderen  deutschen  Großstädten  zu- 
gute kommen. 

Bei  der  bereits  vorhandenen  ungewöhnlichen  Höhe  der  Baukosten 
bedeutet  die  neuerlich  bevorstehende  Erhöhung  der  Frachttarife  eine 
abermalige,  in  ihren  Folgen  unabsehbare  Erschwerung  der  Wohnungs- 
herstellung. Die  „Vereinigung  deutscher  Wohnungsämter“  tritt  des- 
halb mit  allem  Nachdruck  für  eine  Ermäßigung  der  Frachttarife  für 
Baustoffe  jeder  Art,  zum  mindesten  zugunsten  der  gemeinnützigen 
Bautätigkeit,  ein. 

Die  Hauptversammlungen  mit  den  Vorträgen  wurden  durch 
mehrere  sonstige  Veranstaltungen  ergänzt.  In  einem  Vorraum  zum 
Sitzungsaal  hatte  das  anscheinend  mustergültig  geleitete  Münchener 
Wohnungsamt  in  großen  Tabellen  und  graphischen  Darstellungen 
eine  wissenschaftlich  außerordentlich  bemerkenswerte  Darstellung  der 
Münchener  Wohnungsverhältnisse,  der  Wohnungsart  und  der  Bautätig- 
keit gegeben.  Eine  Ausstellung  der  neuesten  Literatur  auf  dem  Gebiet 
des  Wohnungswesens  fand  ebenfalls  Beachtung.  Die  vom  Ministerium 
für  soziale  Fürsorge  zusammen  mit  der  Bauberatungstelle  des  baye- 
rischen Landeswohnungvereins  im  Arbeitermuseum  veranstaltete  Klein- 
wohnungsbauplanausstellung konnte  unter  fachmännischer  Führung 
besichtigt  werden.  Außerdem  fanden  Führungen  durch  die  neuesten 
Münchener  Flachbaukolonien,  die  Lehrsiedlung,  die  „Alte  Heide“  uswr. 
statt.  Ungewöhnlich  starke  Beteiligung  hatten  auch  die  Führungen 
durch  den  Münchener  städtischen  Wohnungsnachweis,  dessen  vorbild- 
liche Einrichtungen  allgemeine  Anerkennung  fanden.  Die  Fachzeit- 
schriften „Die  Volkswohnung“  und  „Die  Zeitschrift  für  Wohnungs- 
wesen“ hatten  Sondernummern  zu  der  Tagung  herausgebracht. 

Der  Bericht  über  die  Veranstaltung,  die  allen  Teilnehmern  bedeut- 
same Vertiefung  ihrer  Kenntnisse  gebracht  und  manchen  praktischen 
neuen  Weg  gezeigt  hat,  wäre  unvollständig,  wenn  man  nicht  auch 
der  geselligen  Veranstaltungen  gedenken  wollte,  durch  die  München 
seinen  alten  guten  Ruf  als  Stadt  der  Kongresse  von  neuem  wahr- 
gemacht hat.  n. 

Staatliche  Förderung  des  Wohnungsbaues  in  Bayern.  Der 
bayerische.  Landtag  hat  zur  Förderung  des  Wohnungsbaues  für  das 
Jahr  1921  kürzlich  folgende  Mittel  bewilligt:  Zur  Gewährung  von 

Landesdarlehen  zur  Unterstützung  von  Wohnungsbauten  nach  Maß- 
gabe der  hierfür  geltenden  Reichs-  und  Landesbestimmungen  den 
Betrag  von  160  Mill.  Mark  (angefordert  waren  120  Mill.  Mark),  für 
den  Einbau  von  Mietwohnungen  in  Staatsgebäuden  den  Betrag  von 
4 Mill.  Mark  (angefordert  waren  3 Mill.  Mark)  und  zur  Gewährung 
von  sogenannten  Arbeitgeberzuschüssen  zum  Bauen  von  Wohnungen 
für  bayerische  Landesbeamte  den  Betrag  von  12  Mill.  Mark  (angefordert 
waren  10  Mill.  Mark),  zusammen  176  Mill.  Mark. 


Bücherschau. 

Der  Einfluß  der  Aufhängung  schwingender  Glocken  auf  ihre 
Tongebung.  Von  Johannes  Biehle,  Professor  und  Kirchenmusik- 
direktor. Berlin.  Dr.  Wedekind  u.  Ko.,  G.m.b.H.,  Abt.  Musikindustrie. 
3G  S.  in  8°  mit  8 Zeichnungen  und  einem  Literaturverzeichnis.  Geh.  5 Jt. 

Der  Verfasser  weist  mathematisch  nach,  daß  die  Tonhöhe  schwin- 
gender Glocken  sich  beim  vollen  Hin-  und  Hergang  periodisch  ändert. 
Er  geht  dabei  vom  Doppler-Effekt  aus,  der  z.  B.  den  Pfiff  einer  Loko- 
motive höher  erscheinen  läßt,  wenn  diese  herannaht,  als  wenn  sie  sich 
von  uns  entfernt.  Bei  der  Aufhängung  mit  geradem  Joch  beträgt  die 
Schwankung  für  einen  Grundton  mit  der  Schwingungszahl  n = 400 
etwa  0,016  Oktave,  bei  gekröpftem  Joch  aber  nur  0,01  Oktave.  Infolge- 
dessen ist  der  Ton  einer  Glocke  bei  gekröpfter  Aufhängung  weniger 
lebendig  als  bei  gerader.  Wenn  nun  der  ersteren  aus  praktischen 
Gründen  vielfach  der  Vorzug  gegeben  wird,  weil  nämlich  Turm  und 
Stuhl  dabei  weniger  in  Anspruch  genommen  werden,  der  Raumbedarf 
geringer  ist  und  die  Glocke  leichter  geläutet  werden  kann,  so  muß 
dafür  eine  geringere  Beseelung  des  Tons  in  Kauf  genommen  werden. 
Außerdem  wirkt  der  Klang  von  Glocken  umsoweniger  gehaltvoll,  je 
kleiner  die  Schwmngweite  ist,  was  auch  wieder  gegen  die  gekröpfte  Auf- 
hängung spricht.  Durch  Biehles  bedeutsame  Untersuchungen  werden 
manche  unbewußte  Eindrücke  geklärt,  die  vom  einzelnen  vielleicht  dunkel 
empfunden  werden,  für  die  aber  ein  folgerichtiger  Nachweis  bisher  fehlte. 
Die  Kirchenbaumeister,  dann  aber  auch  die  Geistlichen  und  die  mit 
der  Beschaffung  von  Glocken  betrauten  Behörden  werden  aus  der  ver- 
dienstvollen Schrift  manche  wertvolle  Lehre  entnehmen  können,  und 
es  sei  ihnen  daher  das  Studium  derselben  bestens  empfohlen.  M. 
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Die  elektrischen  Einrichtungen  von  Wehr-  und  Schleusenanlagen. 

Vom  Diplomingenieur  Georg  Hoymaun  in  Berlin. 


1.  Im  Vordergrund  der  öffentlichen  Besprechung  über  die  geplanten 
großen  Wasserstraßen  steht  die  Verteilung  der  dabei  gewonnenen 
elektrischen  Kraft.  Bei  den  hohen  Gestehungskosten  ist  ja  eine  Wirt- 
schaftlichkeit der  Bauwerke  nur  durch  die  Verwertung  des  elektrischen 
Stromes  ohne  unzulässige  Belastung  des  Schiffahrtverkehrs  möglich. 
Es  ist  daher  erklärlich,  daß  sich  das  Interesse  der  beteiligten  Kreise 
besonders  dem  Ausbau  der  Kraftwerke  selbst  zuwendet.  Für  die  Aus- 
führung der  erforderlichen  Wasserbauten,  insbesondere  der  Wehr-  und 
Schleusenanlagen  hat  aber  eine  große  Anzahl  von  maschinellen  Bau- 
werken wesentliche  Bedeutung,  deren  elektrischer  Antrieb  im  nach- 
stehenden beschrieben  und  deren  Eigenheiten  näher  besprochen  werden 
sollen. 

Daß  bei  den  großen  Abmessungen  dieser  Bauwerke  und  dem  zu 
erwartenden  regen  Verkehr  auf  den  Wasserstraßen  nur  maschineller 
Betrieb  in  Betracht  gezogen  werden  kann,  ist  selbstverständlich,  ebenso 
auch,  daß  dafür  nur  der  elektrische  Antrieb  in  Frage  kommt,  da  ja 
der  erforderliche  Strom  zur  Verfügung  steht.  Außerdem  gewinnt  man 
dabei  alle  Vorteile,  die  dem  elektrischen  Betrieb  eigentümlich  sind. 
Der  Einzelantrieb  jeder  Bewegung,  die  einfache,  gedrängte  Bauweise 
der  Winden,  der  bequeme  Zusammenbau  zwischen  Motor  und  Trieb- 
werk mit  Hilfe  von  Kupplung  und  Vorgelegen,  die  Möglichkeit,  Motor 
und  Triebwerk  an  jeder  beliebigen  Stelle  aufstellen  zu  können,  das 
sind  die  Merkmale,  die  zunächst  in  die  Augen  fallen.  Dazu  kommen 
noch  die  Annehmlichkeiten  und  Vorteile,  die  sich  während  des  Betriebs 
ergeben.  So  regelt  sich  der  Kraftverbrauch  selbsttätig  in  Abhängigkeit 
von  dem  am  Triebwerk  auftretenden  Widerstand.  Mit  Hilfe  der 
Steuerwalze  kann  man  jeden  Motor  durch  Vertauschen  zweier  zum 
Motor  führenden  Leitungen  umsteuern  und  seine  Geschwindigkeit  durch 
Einschalten  von  Widerständen  in  weiten  Grenzen  regeln.  Die  Be- 
dienung der  Steuergeräte  ist  so  einfach,  daß  ihre  Handhabung  auch 
jedem  ungelernten  Arbeiter  sehr  bald  geläufig  wird.  Die  Steuer- 
geräte können  entfernt  von  den  Triebwerken  aufgestellt  und  daher 
auch  an  einer  Stelle  vereinigt  werden.  Ebenso  können  die  Steuer- 
geräte neben  den  verschiedenen  Triebwerken  stehen  bleiben,  während 
ihre  Betätigung  von  einer  einzigen  Stelle  aus  mit  Hilfe  von  Fern- 
schaltung erfolgt.  In  beiden  Fällen  wird  Bedienungspersonal  gespart. 

Das  Kraftwerk  liefert  außerdem  auch  den  Strom  für  die  Beleuch- 
tung und  wird  zweckmäßig  schon  während  der  Bauarbeiten  zum  Be- 
trieb der  Betonmischmaschinen,  Grundwasserpumpen,  Aufzüge,  Haspel 
und  Krane  sowie  zur  Beleuchtung  der  Baustelle  und  der  Zufahrt- 
straßen herangezogen. 

2.  Um  nun  zu  prüfen,  nach  welchen  Gesichtspunkten  man  Motoren, 
Steuergeräte  und  sonstiges  Zubehör  für  Wehr-  und  Schleusenanlagen 
auszuführen  hat,  sei  zunächst  festgestellt,  wodurch  die  Belastungs- 
fähigkeit der  Motoren  und  Steuergeräte  allgemein  begrenzt  wird.  Für 
die  Elektromotoren  sind  dabei  im  wesentlichen  zwei  Größen  maß- 
gebend, einmal  der  durch  die  Kommutierung  der  Gleichstrommaschinen 
bezw.  das  Kippmoment  (Durchzugsvermögen)  der  Drehstrommotoren 
begrenzte  Spitzenwert,  und  zweitens  die  von  der  Dauer  der  Betriebs- 
zeiten und  Pausen  abhängige  Erwärmung. 

Die  Belastungsfähigkeit  der  Steuergeräte  hängt  nur  von  der  Zahl  der 
Schaltungen  ab,  die  in  einer  Stunde  regen  Betriebes  erforderlich  sind. 

Um  nun  diese  Grenzwerte  für  die  vorliegenden  Antriebe  festlegen 
zu  können,  muß  man  sich  weiter  die  Arbeitsbedingungen  vergegen- 
wärtigen, denen  die  elektrischen  Antriebe  dieser  Bauwerke  unterworfen 
sind.  Kurze  Zeit  dauernde  Bewegungen  werden  durch  längere  Betriebs- 
pausen abgelöst;  zwei  aufeinander  folgende  Bewegungen  pflegen  im 
allgemeinen  in  verschiedenen  Richtungen  zu  erfolgen.  Nur  bei  den 
Wehren  kommt  es  vor,  daß  ein  teilweise  geöffnetes  Wehr  noch  weiter 
geöffnet  werden  muß,  um  mehr  Wasser  ablaufen  zu  lassen.  Alle  Be- 
wegungen müssen  schnell  eingeleitet  werden,  um  z.  B.  unnötigen  Zeit- 
verlust bei  den  Vorbereitungen  für  eine  Schleusung  zu  vermeiden. 
Die  in  Bewegung  zu  setzenden  Massen  eines  Schützenwehrs  oder  eines 
Schleusentors  sind  häufig  sehr  groß,  und  wenn  auch  die  Geschwindig- 
keiten im  allgemeinen  klein  sind,  so  muß  der  Motor  doch  ein  kräf- 
tiges Anzugsmoment  abgeben  können,  weil  im  Winter  häufig  Wider- 
stände auftreten,  die  beim  Anfahren  ein  Vielfaches  der  Beharrungs- 
leistung erfordern.  Die  gemeinsamen  Merkmale  all  dieser  Antriebe  sind 
also  kurze  Betriebszeiten,  längere  Pausen,  wechselnde  Bewegungs- 
richtungen  und  kräftige  Anfahrleistungen. 

Innerhalb  dieser  Gleichartigkeit  der  allgemeinen  Arbeitsbedingungen 
ist  die  Beanspruchung  der  Antriebe  sehr  verschieden.  Die  Belastung 
der  Motoren  eines  Wehres  wechselt  während  einer  Bewegung  infolge 
des  veränderlichen  Auftriebes  sehr  stark,  bei  den  Stemmtoren  einer 
Schleuse  ist  der  Motor  im  Beharrungszustand  annähernd  gleichmäßig 


beansprucht,  nur  wenn  das  Tor  sich  der  Mauernische  nähert  und  das 
Wasser  verdrängt  werden  muß,  steigt  der  Stromverbrauch  erheblich 
an.  Die  Umlaufschütze  einer  Schleuse  erfordern  annähernd  gleich- 
bleibende Leistung. 

Ebenso  verschieden  ist  auch  die  Zeitdauer  einer  Bewegung.  Wenn 
ein  Wehr  bei  Hochwasser  und  Eisgang  ganz  freigegeben  werden  muß, 
so  muß  der  Motor  je  nach  der  gewählten  Geschwindigkeit  bis  zu  einer 
Stunde  und  mehr  ohne  Unterbrechung  arbeiten,  hat  dann  aber  mehrere 
Stunden  Ruhe,  so  daß  er  sich  wieder  abkühlen  kann.  Bei  Schleusen- 
toren mit  üblichen  Abmessungen  kommen  meist  nur  Betriebszeiten 
von  einer  Minute  und  darunter  vor. 

Für  die  Wahl  von  Motor  und  Steuergerät  ist  noch  die  Anzahl  der 
einzelnen  Bewegungen  maßgebend,  die  am  Tage  ausgeführt  werden. 
Bei  Schleusenanlagen  pflegt  im  allgemeinen  eine  tägliche  Betriebsdauer 
von  15  bis  16  Stunden  in  Frage  zu  kommen.  Man  hat  also  bei  regem 
Verkehr  mit  höchstens  180  bis  200  Bewegungen  der  Tore  am  Tage  zu 
rechnen.  Für  die  Umlaufschütze  verdoppelt  sich  diese  Zahl,  bei  Wehr- 
anlagen ist  sie  ganz  wesentlich  kleiner. 

Alle  Antriebe  der  Wehr-  und  Schleusenanlagen  weisen  demnach 
die  kennzeichnenden  Merkmale  des  kurzzeitigen  Betriebes  auf.  Denn 
wenn  auch,  wie  in  dem  aussetzenden  Betriebe  von  Hebezeugen,  Be- 
riebszeiten  und  Pausen  ständig  wechseln,  so  verteilen  sich  die  Zeiten 
doch  so,  daß  sich  die  Motoren  während  der  Pausen  wieder  auf  die 
Temperatur  der  umgebenden  Luft  abkühlen  können,  selbst  wenn  sie 
während  der  Betriebszeiten  in  Grenzfällen  die  höchste  zulässige  Er- 
wärmung erreicht  hatten.  Die  Anfahrleistungen  sind  zwar  auch  hier 
erheblich,  doch  braucht  man  niemals  mit  Rücksicht  auf  die  Massen- 
beschleunigung die  Motoren  größer  zu  wählen,  als  es  die  größte  vor- 
kommende Beharrungsleistung  erfordert.  Die  Zahl  der  Schaltungen  ist 
sehr  klein  und  bedarf  weder  bei  der  Wahl  der  Motoren  noch  bei  der 
der  Steuergeräte  besonderer  Berücksichtigung. 

Bevor  an  Hand  von  ausgeführten  Anlagen  gezeigt  wird,  in  welcher 
Weise  die  elektrische  Einrichtung  diesen  Gesichtspunkten  entsprechend 
auszuführen  ist,  soll  zunächst  erörtert  werden,  welche  Stromart  und 
Spannung  die  zweckmäßigsten  und  wie  Motoren  und  Zubehör  aus- 
zubilden sind. 

3.  In  den  meisten  Fällen  ist  wohl  damit  zu  rechnen,  daß  die  Bau- 
werke an  ein  vorhandenes  Kraftwerk  angeschlossen  werden.  Dann 
muß  man  sich  mit  der  zur  Verfügung  stehenden  Stromart  und 
Spannung  abfinden.  Hat  man  dagegen  die  Wahl  der  Stromart  frei,  so 
ist  es  vorteilhaft,  an  Gleichstrom  anzuschließen,  weil  dann  länger 
dauernde  Geschwindigkeitsregelungen  wirtschaftlich  durchführbar  sind. 
Regelbare  Drehstromkollektormotoren,  die  auch  eine  wirtschaftliche 
Regelung  gestatten,  sind  zu  vermeiden,  da  sie  zu  viel  Wartung  erfordern 
und  daher  auch  schlecht  an  ungünstigen  Stellen,  wie  sie  häufig  bei 
Wasserbauanlagen  Vorkommen,  untergebracht  werden  können.  Für 
Gleichstrom  spricht  noch  der  Umstand,  daß  man  eine  Akkumulatoren- 
batterie aufstellen  kann,  um  die  bei  dem  sehr  unregelmäßigen  Betrieb 
auftretenden  Stöße  aufzunehmen  und  so  die  Belastung  der  Dynamos 
niedrig  zu  halten,  sie  also  klein  zu  wählen.  Die  Batterie  ist  im  all- 
gemeinen so  groß  zu  wählen,  daß  sie  die  Spitzen  des  Betriebes  über- 
nehmen kann,  während  der  mittlere,  normale  Strombedarf  von  der 
Maschine  zu  leisten  ist.  Natürlich  muß  die  Batterie  auch  einmal  für 
kürzere  Zeit  den  ganzen  Betrieb  allein  bewältigen  und  besonders  von 
einem  bestimmten  Zeitpunkt  am  Abend  ab  sowohl  den  Strom  für 
Kraft  wie  für  Licht  voll  hergeben  können.  Bei  manchen  kleineren 

Anlagen  wird  am 
Tage  der  Betrieb 
ausschließlich  von 
der  Batterie  über- 
nommen, während 
die  Dynamo  nur 
zur  Batterieladung 
bestimmt  ist  und 
höchstens  in  den 
Abendstunden  zur 
Unterstützung  der 
Batterie  herangezo- 
gen wird.  Mit  Rück- 
sicht auf  den  Licht- 
betrieb wird  die 
Batteriespannung 
meist  mit  220  Volt 
Abb.  1.  Geschlossener  Gleichstromkranmotor  gewählt  und  damit 
der  AEG.  diese  auch  für  die 


i 
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Kraftbetriebe  festgelegt.  Bei  größeren 
Abmessungen  und  Leistungen  ist  ein 
Dreileiternetz  mit  440  Volt  Außenspannung 
günstiger,  wobei  dann  das  Licht  zwischen 
den  Nulleiter  und  die  Außenleiter  zu 
schalten  ist.  Wenn  man  beim  Anschluß 
an  ein  Drehstromnetz  die  Wahl  der 


Abb.  2.  Geschlossener  Drehstrom- 
kranmotor der  AEG. 


Niederspannung  frei  hat,  so  wird  man 
zweckmäßig  380  Volt  verwenden  und  dann 
das  Licht  an  die  vorhandene  Phasen- 
spannung von  220  Volt  anschließen. 

In  einzelnen  Fällen,  wie  z.  B.  wenn 
Einphasen  Wechselstrom  zur  Verfügung 
steht,  ist  Umformung  des  Stroms  in 
Gleichstrom  am  Platz.  Bisweilen  kann  dann  mit  Vorteil  die  Gleich- 
stromdynamo als  Anlaßmaschine  zur  Steuerung  der  verschiedenen 
Antriebe  kerange^sogen  werden. 

4.  Zum  Betrieb  aller  Triebwerke  der  Wehr-  und  Schleusenanlagen 
werden  gewöhnlich  Motoren  in  vollkommen  geschlossener  Ausführung 
vorgesehen.  In  den  meisten  Fällen  werden  dabei  Maschinen  verwendet, 
die  aus  den  normalen,  offenen  Lagerschildmotoren  durch  Schließen  dieser 
Schilder  entstanden  sind.  Sowohl  die  Drehstrom-  wie  die  Gleichstrom- 
maschinen zeigen  im  allgemeinen  diesen  Aufbau.  Vielfach  werden  bei 
Gleichstrom  auch  Motoren  geteilter  Bauart  benutzt,  wie  sie  im  Kranbau 
üblich  sind  (Abb.  1).  Die  Vorteile  der  geteilten  Motoren  kommen 
allerdings  bei  den  hier  in  Frage  stehenden  Anlagen  weniger  zur  Geltung. 
Die  Windwerke  sind  im  allgemeinen  einfach,  Raum  zum  Nachsehen 
der  Motoren  steht  zur  Verfügung,-  der  Ausbau  eines  Ankers  kommt 
selten  vor  und  ist  bei  der  Bauart  dieser  Antriebe  im  allgemeinen  nicht 
viel  einfacher  wie  der  der  ganzen  Maschine.  Man  sollte  daher  auf  die 
Verwendung  von  Motoren  mit  geteilten  Gehäusen  keinen  zu  großen 
Wert  legen.  Bei  Gleichstrommotoren,  bei  denen  der  Luftspalt 
zwischen  den  Polen  und  dem  Anker  groß  ist  und  die  Anker  den 
empfindlichsten  Teil  der  Maschine  darstellen,  kann  man  allerdings  den 
Einbau  dieser  Motoren  noch  rechtfertigen  und  den  Vorteil  des  etwas 
bequemeren  Ankerersatzes  mit  ausnutzen.  Bei  Drehstrommotoren  da- 
gegen kann  nur  das  Gehäuse  geteilt  werden,  während  die  Gehäuse- 
wicklung als  geschlossener,  ringförmiger  Körper  ausgebildet  und  als 
Ganzes  in  das  Gehäuse  eingesetzt  werden  und  in  achsialer  Richtung, 
sowie  gegen  Verdrehen  genau  gesichert  sein  muß.  Zur  Auswechslung 
eines  Ankers  muß  der  Ständerring  immer  mit  herausgenommen  und  mit 
dem  neuen  Anker  zusammen  wieder  ein- 
gesetzt werden.  Eine  solche  Handhabung 
ist  aber  nicht  einfacher  als  der  Ersatz  eines 
vollständigen  Motors.  Dazu  kommt  noch, 
daß  die  meisten  Unfälle  bei  Drehstrom- 
motoren mit  ihrem  kleinen  Luftspalt  durch 
zu  großen  Lagerverschleiß  hervorgerufen 
werden  und  daß  dann  meist  ein  Schleifen 
der  Läufer  an  den  Ständerwicklungen  ein- 
tritt,  also  beide  Teile  beschädigt  sind  und 
ausgewechselt  werden  müssen.  Es  ist  da- 
her zweckmäßiger,  die  Beaufsichtigung  und 
Auswechslung  der  Lager  bequem  zu  ge- 
stalten, die  Lager  der  Motoren  also  zwei- 
teilig auszuführen,  die  Motoren  selbst  aber 
ungeteilt  zu  lassen  (Abb.  2).  Diese  von  der 
AEG  gebauten  Maschinen  haben  den  Vor- 
teil, daß  nur  die  leichten  Lagerdeckel  ab- 
genommen zu  werden  brauchen , was  ohne 
Zuhilfenahme  von  Hebezeugen  bequem  durch- 


Abb.  3.  Gekapselte  Schaltanlage  der  AEG. 

geführt  werden  kann.  Diese  Maschinen  erscheinen  daher  für  die  vor- 
stehenden Antriebe  vorteilhaft,  wenn  man  sich  nicht  mit  der  normalen 
Bauart  der  Lagerschildmotoren  begnügen  will. 

Unzweckmäßig  ist  es,  Motoren  zu  verwenden,  die  von  den  normalen 
Bauarten  der  im  Hebezeugbau  üblichen  Maschinen  abweichen.  Es  sind 
daher  auch  nach  Möglichkeit  Motoren  mit  senkrechter  Welle  zu  ver- 
meiden, weil  diese  nicht  geeignet  sind,  seitliche  Lagerdrücke  aufzu- 
nehmen, wie  sie  bei  Zahnradübersetzungen  auftreten,  und  daher  die 
Zwischenschaltung  einer  Kupplung  und  die  gesonderte  Lagerung  der 
Vorgelege  erfordern.  Überhaupt  soll  man  danach  streben,  die  Aus- 
bildung der  bei  diesen  Bauten  vorkommenden  Antriebe  nach  Mög- 
lichkeit zu  normalisieren  und  auf  diese  Weise  sowohl  die  Kosten  wie 
die  Lieferzeiten  auch  für  die  elektrischen  Einrichtungen  günstig  zu 
beeinflussen.  Dies  ist  für  die  Kanalbauten  durchführbar,  da  ja  meist 
dieselben  Schiffgrößen  in  Frage  kommen,  und  daher  auch  die  Ab- 
messungen der  einzelnen  Schleusen  im  allgemeinen  miteinander  über- 
einzustimmen pflegen.  Zum  mindesten  wird  es  möglich  sein,  mit  einer 
beschränkten  Anzahl  von  verschiedenen  Größen  für  die  Tor-  und 
Schützenantriebe  auszukommen. 

Für  die  zweckmäßige  Wicklung  der  Motoren  bei  Gleichstrom- 
anlagen können  allgemeine  Richtlinien  nicht  aufgestellt  werden,  vielmehr 
muß  man  hierfür  die  Entscheidung  von  Fall  zu  Fall  treffen.  Ebenso 
wird  auch  bei  den  einzelnen  Beispielen  gezeigt  werden,  wie  die 
Steuerung  zweckmäßig  ausgebildet  wird.  Es  sei  hier  nur  bemerkt,  daß 
bei  den  Wehr-  und  Schleusenanlagen  meist  einfache  Steuerwalzen,  bis- 
weilen auch  selbsttätige  Umkehranlasser,  wie  für  Aufzüge,  verwendet 
werden.  Die  Anlaßwiderstände  brauchen  bei  den  Schleusenanlagen  nur 


Abb.  4.  Schützenwehrkanal  des  Kraftwerks  Laufenburg  a.  Rhein. 
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Abb.  5.  Triebwerke  der  Wehranlage  des  Kraftwerks  Laufenburg. 


für  einfaches  Anlassen  bemessen  zu  werden;  bei  den  Wehranlagen 
kommen  dagegen  oft  längere  Regulierungszeiten  vor,  denen  die  Wider- 
stände gewachsen  sein  müssen.  Ebenso  müssen  auch  die  Bremslüft- 
magnete für  die  größten  vorkommenden  Spielzeiten  ausgelegt  werden. 
Da  nun  die  normalen  Bremslüfter  meist  nur  für  eine  Spielzeit  von 
höchstens  drei  Minuten  ausreichen,  müssen  bisweilen  Magnete  für 
Dauereinschaltung  verwendet  werden.  Dafür  werden  bei  Drehstrom 
die  normalen  Bauarten  mit  entsprechend  niedrigerer  Belastung  benutzt, 
bei  Gleichstrom  dagegen  häufig  Magnete  mit  Sparschaltern.  Diese 
dienen  dazu,  nach  erfolgtem  Anziehen  einen  Teil  der  Wicklung  kurz 
zu  schließen. 

Für  die  Schaltanlagen  wird  man  zweckmäßig  nur  die  gekapselte 
Bauart  verwenden,  da  diese  gedrängte  Bauart  Schutz  gegen  Witterungs- 
einflüsse und  bequeme,  gefahrlose  Bedienung  gewährleistet  (Abb.  3). 
Die  Leitungsanlage  wird  als  Ringleitung  oder  auch  als  einfache  Leitung 


mit  Abzweigungen  ausgeführt;  bei  Schleusen- 
anlagen ist  es  üblich  und  zweckmäßig,  schon 
beim  Bau  unterhalb  der  Sohle  der  Schleusen- 
kammer Rohre  oder  Kanäle  anzuordnen, 
durch  welche  die  Leitungen  nach  der  anderen 
Schleusenseite  hinübergeführt  werden  können. 
Dann  ist  es  möglich,  normale  I’apierbleikabel 
zu  verwenden.  Bei  Wehranlagen  wird  man 
die  Leitungen  zweckmäßig  an  der  Eisenkon- 
struktion der  Wehrbrücken  befestigen  und 
kann  entweder  ebenfalls  Rapierbleikabel  oder 
auch  Panzeraderleitungen  benutzen. 

5.  Wir  kommen  nun  zur  Beschreibung 
der  verschiedenen  Bauwerke.  Als  Beispiel 
einer  Schützenwehranlage  sei  die  Anlage  für 
das  Kraftwerk  Laufenburg  am  Rhein  (Abb. 4) 
aufgeführt.  Der  maschinelle  Teil  wurde  von 
der  Maschinenfabrik  Augsburg  - Nürnberg 
Werk  Gustavsburg,  der  elektrische  von  der 
Allgemeinen  Elektrizitäts  - Gesellschaft  ge- 
liefert. Der  Rhein  hat  an  dieser  Stelle  eine 
Breite  von  165  m.  Um  brauchbare  Abmes- 
sungen für  die  Schütztafeln  zu  erhalten,  ist 
der  Fluß  durch  Pfeiler  in  vier  Öffnungen 
von  je  17,3m  lichter  Weite  geteilt,  die  durch 
die  Tafeln  geschlossen  werden.  Neben  dem 
Wehr  liegt  auf  der  einen  Seite  die  Schiffs- 
schleuse mit  12  m Breite,  auf  der  anderen 
die  Turbinenanlage  mit  ihren  besonderen 
Bedienungsschützen.  Die  Schütze  des  Wehres 
und  der  Schleuse  sind  in  je  zwei  über- 
einanderliegende Teile  zerlegt.  Die  Untertei- 
lung erfolgte,  um  Geschwemmsel,  Erde  usw. 
über  die  oberen  Schütze  ablassen  zu  können  und  bei  großer  Wasser- 
abführung durch  Absenken  der  oberen  und  gleichzeitiges  Anheben 
der  unteren  Schütze  gleichzeitig  Wasser  über  und  unter  den  Schützen 
abzulassen.  Dadurch,  daß  beide  Strahlen  aufeinander  treffen,  wird 
die  Stoßkraft  größtenteils  vernichtet,  so  daß  im  Unterwasser  eine 
kleinere  Geschwindigkeit  vorhanden  ist,  und  die  Sohle  des  Flußbettes 
nicht  weiter  beschädigt  wird.  Gleichzeitig  wird  erreicht,  daß  die  Ge- 
wichte der  einzelnen  Tafeln,  mithin  die  Motorleistungen,  die  zum 
Heben  der  einzelnen  Schütze  erforderlich  sind,  kleiner  werden.  Die 
für  die  Ausführung  maßgebenden  Beanspruchungen  der  Triebwerke  und 
die  Zeiten  für  einen  vollen  Hub  sind  aus  nachstehender  Aufstellung 
ersichtlich: 

1.  Untere  Wehrschütze  der  beiden  mittleren  Öffnungen : 

Belastung  35  PS.  Hubzeit  88  Minuten. 

2.  Untere  Wehrschütze  der  beiden  äußeren  Öffnungen: 

Belastung  33  PS.  Hubzeit  68  Minuten. 

3.  Obere  Wehrschütze: 

Belastung  48,5  PS.  Hubzeit  1 2 Minuten. 

4.  Untere  Schütze  am  Oberhaupt  der 
Schleuse  : 

Belastung  29  PS.  Hubzeit  16  Minuten. 

5.  Obere  Schütze: 

Belastung  27  PS.  Hubzeit  2 Minuten. 

6.  Untere  Schütze  am  Unterhaupt  der 
Schleuse : 

Belastung  27,6  PS.  Hubzeit  12  Minuten. 

7.  Obere  Schütze: 

Belastung  21,4  PS.  Hubzeit  6 Minuten. 

Aus  der  Aufstellung  geht  hervor,  daß 
für  die  Belastungen  der  einzelnen  Wehr- 
antriebe eine  gewisse  Übereinstimmung  er- 
zielt wurde,  während  die  Hubzeiten  stark 
voneinander  abweichen.  Das  wurde  da- 
durch erreicht,  daß  man  für  die  unteren 
Schütze  eine  kleinere  Geschwindigkeit  wählen 
konnte,  weil  sie  im  allgemeinen  seltener  be- 
wegt zu  werden  brauchen.  Die  angegebenen 
Belastungen  sind  Mittelwerte,  die  aus  den 
für  die  einzelnen  Triebwerke  aufgestellten 
Diagrammen  berechnet  wurden.  Dabei  wurde 
mit  Rücksicht  darauf,  daß  die  Erwärmung 
eines  Motors  im  Quadrat  mit  der  Strom- 
stärke, d.  h.  der  Belastung  wächst,  die  qua- 
dratische Mittelleistung  nach  der  Formel 

t berechnet,  worin  L die  Be- 
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Abb.  6.  Inneres  der  Steuer-  und  Schalthäuser  der  Wehranlage  Laufenburg. 


anspruchung  während  der  Zeit  t,  T die  Ge- 
samtzeit bedeutet. 
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Im  allgemeinen  werden  die  Schütze  der  Wehranlage  selten  ganz 
gehoben;  um  ein  Schütz  voll  zu  heben,  kann  der  Betrieb  so  ge- 
staltet werden,  daß  die  Motoren  höchstens  eine  Zeit  von  15  Minuten 
hintereinander  eingeschaltet  sind  und  dann  eine  oder  mehrere  Stunden 
still  stehen.  Doch  muß  in  Fällen  der  Gefahr  die  Möglichkeit  gegeben 
sein,  alle  Schütze  in  einem  Zuge  zu  öffnen.  Nach  erfolgter  ÜffnuDg 
der  Wehre  bleiben  sie  dann  aber  mehrere  Stunden  hintereinander  ge- 
öffnet, so  daß  sich  die  Motoren  auf  ihre  Anfangstemperatur  abkühlen 
können.  Demnach  wurden  die  Motoren  für  die  unteren  Schütze  der 
Wehre  so  gewählt,  daß  sie  ihre  Leistungen  während  der  angegebenen 
Zeiten  ohne  Unterbrechung  abgeben  können. 

Die  während  eines  Hubes  auftretenden,  verschiedenen  Belastungen 
sind  schon  bei  der  Bestimmung  der  quadratischen  Mittelleistungen 
berücksichtigt.  Zuschläge  für  die  Beschleunigung  kommen  nicht  in 
Frage,  weil  zwar  die  zu  beschleunigenden  Massen  groß  sind,  die  Ge- 
schwindigkeiten aber  so  klein,  daß  z.  B.  die  Beschleunigung  der  unteren 
Schutztafeln  mit  doppeltem  Drehmoment  eine  Anfahrzeit  von  geringen 
Bruchteilen  einer  Sekunde  erfordern  würde.  Es  braucht  daher  im 
wesentlichen  nur  der  Motoranker  beschleunigt  zu  werden,  was  aber 
keine  weitere  Steigerung  der  Motorleistung  erfordert.  Mit  Rücksicht 
auf  unvorhergesehene  Widerstände  wurden  Maschinen  gewählt,  die  eine 
Prüfleistung  von  31  kW  = 42  PS  für  90  Minuten  bei  ungefähr  zweifachem 
Anzugsmoment  besitzen. 

Für  alle  anderen  Antriebe  wurde  mit  Rücksicht  auf  möglichste 
Beschränkung  der  erforderlichen  Ersatzteile  der  gleiche  Motortyp 
gewählt.  Für  die  oberen  Schütze  bedeutet  dies,  abgesehen  von  un- 
vorhergesehenen Widerständen,  eine  Überlastung  von  etwa  15  vH.  Da 
aber  anderseits  die  längste  in  Frage  kommende  Hubperiode  bei 
diesen  Antrieben  nur  noch  13,5  vH  der  Prüfzeit  beträgt,  so  ist  die 
angegebene  Überlastung  ohne  weitere  zulässig.  Im  übrigen  liegen 
hier  die  Verhältnisse  bezüglich  des  Wechsels  der  Lasten  und  der  Be- 
schleunigungszeiten ähnlich  wie  bei  den  unteren  Schütztafeln. 

Motor  und  Triebwerk  sind  in  die  Eisenkonstruktion  eingebaut 
(Abb.  5),  die  sich  auf  die  Pfeiler  der  Wehranlage  stützt.  Der  Motor 
treibt  bei  der  unteren  Schütztafel  mittels  6,  bei  der  oberen  mittels  5 
Vorgelegen  auf  die  Kettenräder,  an  denen  die  Tafeln  durch  starke 
Gallsche  Ketten  aufgehängt  sind.  Das  erste  Vorgelege  ist  gekapselt 
und  läuft  in  einem  Ölbad.  Zwischen  Motor  und  Vorgelege  ist  eine 
als  Bandbremse  ausgebildete  elastische  Kupplung  eingeschaltet. 

Die  Schütze  an  den  beiden  Häuptern  der  Schleuse  müssen 
natürlich  bei  jeder  Schleusung  ganz  geöffnet  und  geschlossen  werden, 
da  sie  gleichzeitig  die  Verschlußtore  der  Schleusenkammer  bilden. 
Die  Bewegung  erfolgt  deshalb  so  langsam,  weil  der  Wasserausgleich 
ohne  Umläufe  durch  Anheben  der  Schütztafeln  erfolgt.  Die  Motoren 
der  unteren  Tafeln  haben  daher  verhältnismäßig  lange  Betriebszeiten, 


sind  aber,  wie  die  Tabelle  zeigt,  stark  entlastet.  Da  außerdem  ein  flotter, 
dauernder  Schiffahrtverkehr  an  dieser  Stelle  des  Rheines  zur  Zeit 
nicht  vorhanden  ist,  so  genügen  auch  hier  die  Pausen  zur  Abkühlung 
auf  die  umgebende  Luft.  Für  Beschleunigung  sind  Zuschläge  zur 
Leistung  nicht  erforderlich. 

Zur  Vermeidung  unzulässiger  Geschwindigkeiten  und  dadurch 
etwa  hervorgerufener  Brüche  an  den  kostspieligen  .Triebwerksteilen  oder 
den  Schützen  selbst  sind  zwischen  Motor  und  Triebwerk  Zentrifugal- 
bremsen eingebaut,  die  bei  einer  Steigerung  der  Umlaufzahl  um  20  vH 
zur  Wirkung  kommen,  gleichgültig,  ob  die  Schütze  gehoben  oder  gesenkt 
werden.  Für  die  Senkbewegung  wurde  eine  gute  Regelung  der  Ge- 
schwindigkeit gewünscht.  Die  Triebwerke  sind  wegen  des  günstigeren 
Stromverbrauchs  nicht  selbstsperrend  ausgeführt  worden.  Aus  betriebs- 
technischen Gründen  sowie  mit  Rücksicht  auf  günstigere  Regulier- 
fähigkeit wurden  die  Motoren  an  das  Gleichstromnetz  angeschlossen. 
Hauptstrommotoren  kommen  nicht  in  Frage,  weil  sie  bei  den  wechseln- 
den Beanspruchungen  während  eines  Hubes  zu  große  Geschwindig- 
keitsänderungen gezeigt  hätten.  Beim  Heben  der  Schütze  können 
unvorhergesehene  Widerstände  ein  starkes  Anwachsen  der  Belastung 
hervorrufen.  Da  nun  die  Motoren  unter  Umständen  von  einer  kleinen, 
zur  Reserve  dienenden  Benzindynamo  aus  gespeist  werden,  so  müssen 
die  auftretenden  Überlastungen  möglichst  klein  gehalten  werden,  um 
eine  schädliche  Einwirkung  auf  diese  Dynamo  zu  vermeiden.  Dies 
kann  in  gewissen  Grenzen  erreicht  werden,  wenn  zugleich  mit  starkem 
Anwachsen  des  Drehmoments  ein  Rückgang  der  Umlaufzahl  eintritt, 
weil  dann  die  von  der  Dynamo  abzugebende  Höchstleistung  in  kW 
beschränkt  wird.  Es  wurden  daher  Motoren  mit  Verbundwicklung 
angeordnet,  die  so  ausgeführt  sind,  daß  eine  Steigerung  der  Umlaufzahl 
um  15  vH  eintritt,  wenn  die  Belastung  von  dem  Nennwert  des  Motors 
(42  PS)  auf  den  niedrigsten  beim  Heben  vorkommenden  sinkt. 

Die  Steuerung  der  einzelnen  Wehre  erfolgt  von  Steuerhäuschen 
aus,  die  unmittelbar  oberhalb  der  Wehrbrücke  angeordnet  sind  und 
die  Einrichtungen  für  vier  Schützentafeln  vereinigen.  In  der  Abb.  6 
sind  die  Steuereinrichtungen  für  zwei  Schütze  dargestellt.  Danach  ist 
für  jedes  Triebwerk  außer  der  Steuerwalze  noch  der  Schaltkasten  sowie 
eine  Zeigervorrichtung  angeordnet.  Diese  Zeigervorrichtung  gibt  den 
jeweiligen  Stand  des  Wehres  an  und  dient  gleichzeitig  zur  Betätigung 
der  Endausschalter.  Durch  Beobachtung  der  Amperemeter  kann  der 
Wärter  das  Arbeiten  der  Motoren  überwachen  und  auftretende  unge- 
wöhnliche Widerstände  erkennen.  Die  Stromzuführung  ist  als  Ring- 
leitung ausgeführt.  An  diese  sind  die  einzelnen  Schaltkasten  an- 
geschlossen, von  jedem  zweigt  die  Leitung  zu  dem  betreffenden 
Antrieb  ab.  Die  Widerstände  sind  nicht  in  den  Steuerhäuschen, 
sondern  zwischen  den  Längsträgern  unterhalb  des  Bohlenbelags  unter- 
gebracht. (Schluß  folgt.) 


Vermischtes. 


Bekanntmachung. 

Für  die  Beamten,  Ruhestandsbeamten  und  Hinterbliebenen  von 
Beamten  des  Memellandes,  einschließlich  des  vom  Regierungsbezirk 
Königsberg  abgetretenen  Teils,  ist  eine  besondere  Fürsorgestelle  in 
Gumbinnen  errichtet  worden.  Sie  steht  unter  Leitung  des  Geheimen 
Regierungsrats  Dünkelberg. 

Berlin,  den  28.  Mai  1921. 

Der  Minister  für  Landwirtschaft,  Domänen  und  Forsten 
(Abwicklung  Wasserbau). 

Im  Aufträge 
Hecht. 

Lehrgang'  für  Siedlungsbauten.  Die  Lehr-  und  Versuchsstelle  für 
Naturbauweisen  in  Sorau  N.-L.  veranstaltet  einen  kurzen  Lehrgang  für 
Siedlungsbauten,  beginnend  am  28.  Juli,  abends  8 Uhr  und  endigend 
am  30.  Juli  mittags.  An  der  Hand  der  werdenden  Sorauer  Siedlung 
wird  das  Wesentlichste  über  Siedlungswesen  gebracht  werden.  Er- 
sparnismöglichkeiten bei  Bauten,  das  Finanzierungsproblem  einschließ- 
lich Zuschußverfahren  und  die  zweckmäßigsten  Wirtschaftspläne  für 
Siedlerstellen  von  300  qm  bis  5 Morgen  Größe  werden  den  Teilnehmern 
entwickelt.  Ferner  wird  ein  umfangreicher  Lehrfilm  „Die  Lehmbau- 
weise“ gezeigt  werden.  Anmeldungen  sind  an  die  „Lehr  und  Versuchs- 
stelle für  Naturbauweisen“  in  Sorau  N.-L.  zu  richten.  Die  Teilnehmer- 
gebühr beträgt  30  Mark. 

Miiiicheiior  Tagung  der  Vereinigung  deutscher  Wohnungsämter. 

Von  den  Entschließungen  auf  dieser  Tagung  (vergl.  S.  283  d.  Bl.)  ver- 
dienen einige  besondere  Beachtung.  So  fordert  die  Vereinigung  einer- 
seits, daß  die  Privilegierung  der  staatlichen  und  sonstigen  öffentlichen 
Gebäude  gegenüber  gesetzlichen  Eingriffen  der  Wohnungsämter  fort- 
fallen, anderseits,  daß  die  Reichs- und  Landesbehörden  in  weit  erheb- 
licherem Umfange  durch  eine  umfassende  und  planmäßige  Erstellung 


von  Dienstwohnungen  zur  Unterbringung  ihrer  zahlreichen  Beamten 
beitragen  sollen. 

Während  man  der  letzteren  Anregung  wohl  ohne  weiteres  zu- 
stimmen kann,  muß  die  erstere  doch  auf  erheblichen  Widerspruch 
stoßen.  Sie  geht  etwas  zu  einseitig  von  den  Bedürfnissen  der  Woh- 
nungsämter aus,  für  die  das  Privileg  der  Verwaltungen  ja  sicher 
manche  Hemmungen  bringen  dürfte.  Jedoch  zeigt  gerade  der  zweite 
Antrag,  wie  groß  die  Schwierigkeiten  für  die  Verwaltungen  sind. 
Die  Verwaltung  muß  im  dienstlichen  Interesse  Versetzungen  vor- 
nehmen und  hat  selbst,  und  damit  auch  die  Allgemeinheit,  das  größte 
Interesse,  daß  für  den  versetzten  Beamten  das  höchste  Maß  von 
Arbeitsfähigkeit  gesichert  bleibt.  Es  steht  nun  außer  jedem  Zweifel, 
daß  durch  die  monatelange  Trennung  von  der  Familie,  durch  die 
Unterbringung  in  Pensionen  oder  engen  Notwohnungen  der  Beamte 
gelähmt  wird.  Da  die  vorhandenen  Dienstwohnungen  bei  weitem 
den  Bedarf  nicht  decken,  wäre  es  schädlich,  wollte  man  etwa  die 
freiwerdenden  nun  nicht  wieder  Beamten  einräumen.  Ein  derartiger 
Eingriff  der  Wohnungsämter  in  das  Hausrecht  der  Verwaltungen 
wäre  nicht  zu  rechtfertigen,  abgesehen  davon,  daß  die  Unterbringung 
von  Mietern,  die  nicht  zu  der  Verwaltung  gehören  und  auf  deren 
Auswahl  die  Behörden  keinen  Einfluß  haben  sollen,  in  öffentlichen 
Gebäuden  schwere  Nachteile  nach  sich  ziehen  könnte. 

Im  gewissen  Widerspruch  zu  der  Erkenntnis,  daß  die  erhöhte 
Bautätigkeit  von  dem  Preisabbau  der  Gegenstände  des  täglichen 
Bedarfs  abhängig  ist,  steht  die  Forderung  nach  Einführung  der  Miet- 
steuer, deren  Ertrag  wohl  kaum  merkbarer  als  die  bisherigen  Bau- 
kostenzuschüsse die  Wohnungsnot  lindern  dürfte,  die  dagegen  die 
allgemeine  Lebenshaltung  noch  mehr  verteuert. 

Dem  Gedanken,  Baulustigen  Steuererleichterungen  zu  gewähren, 
wird  mehr  Beachtung  geschenkt  werden  müssen.  Dies  Mittel  wurde 
in  wirtschaftlich  bedrängten  Zeiten  häufig  und  stets  mit  dem  Erfolg 
einer  kräftigen  Belebung  der  Bautätigkeit  angewendet. Ma- 


V erlag  von  Wilhelm  Ernst  i Sohn,  Berlin.  — Für  den  nicht  am  tl.  Teil  verantwortlich : ln  V ertr.  R.  B er  gi  u a , Berlin.  — Druck  der  Buchdruckerei  Gebr.  Ernst,  Berlin. 
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INHALT:  Amtllohes:  Dienst-Nachrichten.  - Nichtamtliches:  Die  Dandhaussiedlung  La  Ciudad  Lineal  bei  Madrid.  — Die  elektrischen  Einrichtungen  von  Wein  n 
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wohnungen sind  einkommensteuerfrei.  — Die  Stellenbesetzuug  für  die  preußische  Hochbauverwaltung  nach  dem  Staatshaushaltplan  für  1921. 


Amtliche  Mitteilungen. 


Preußen. 

Versetzt  sind:  die  Regierungs-  und  Bauräte  Hagen  von  Merse- 
burg an  die  Elbstrombauverwaltung  in  Magdeburg,  Ahlei'eld  unter 
Verleihung  einer  Regierungs-  und  Baurat- Beförderungstelle  von 
Schneidemühl  an  die  Regierung  in  Arnsberg  und  Blitz  von  Brieg 
an  das  Wasserbauamt  in  Zehdenick. 

Der  Regierungs-  und  Baurat  Miehlke  in  Köpenick  ist  zum  Vor- 
stand des  Wasserbauamts  daselbst  ernannt  worden. 

Planmäßige  Regierungs-  und  Bauratstellen  in  der  preußischen  land- 
wirtschaftlichen Verwaltung  sind  verliehen  worden:  den  Regierungs- 
baumeistern des  Wasser-  und  Straßenbaufaches  Alexander  Krause 
beim  Kulturbauamt  in  Potsdam,  zur  Zeit  Hilfsarbeiter  im  Ministerium 
für  Landwirtschaft,  Domänen  und  Forsten,  und  Rehders  in  Fulda. 

Versetzt  sind  ferner:  die  Regierungsbaumeister  des  Hochbau- 
faches  Ros  eck  von  Stettin  nach  Naugard,  Werner  Richter  von 
Freienwalde  nach  Königsberg  i.  Pr.  und  Georg  Fritsch  von  Königs- 
berg i.  Pr.  nach  Potsdam. 

Überwiesen  sind:  die  Regierungsbaumeister  Herbert  Witte  dem 
Wasserbauamt  in  Harburg,  Hartmann  dem  Kanalbauamt  in  Peine, 
Franz  Albrecht  dem  Wasserbauamt  in  Fürstenwalde  a.  d.  Spree  mit 
dem  Dienstsitz  in  Fürstenberg  a.  d.  Oder  und  Lüpkes  dem  Wasser- 
bauamt in  Husum,  die  drei  letztgenannten  unter  Wiederaufnahme  in 
den  Staatsdienst. 

Die  Staatsprüfung  haben  bestanden:  die  Regierungsbauführer 
Elisabeth  v.  Knobelsdorff,  Herbert  Saring  und  Franz  Steinhauer 
(Hocbbaufach). 

Der  Wirkliche  Geheime  Oberbaurat  l)r.  pbil.  ®r.  = Sng.  Otto 
Sarrazin  in  Berlin,  früher  Vortragender  Rat  im  Ministerium  der 
öffentlichen  Arbeiten,  und  der  Regierungs-  und  Baurat  a.  D.  Oswin 
Gröhe  in  Charlottenburg,  früher  Vorstand  des  Wasserbauamts 
Fürstenwalde  a.  d.  Spree,  sind  gestorben. 

Dentsches  Reich. 

Reichsschatzverwaltung.  Der  Reichspräsident  hat  zu  Ober- 
regierungshauräten ernannt:  die  Regierungsbauräte  Kleyla  beim 
Landesfinanzamt  — Reichsscbatzabteilung  — München,  Straßer  beim 
L.  F.  A.  — R.  Sch.  Abt.  — Nürnberg,  Ben  da  beim  Reichsvermögens- 
amt I Cassel,  Bank  beim  L F.  A.  — R.  Sch.  Abt.  — Leipzig,  Mayr  bei 
der  Reichsvermögensverwaltung  Koblenz,  Hofmeister  beim  L.  F.  A. 

— R.  Sch.  Abt.  — Dresden,  Stürmer  beim  L.  F.  A.  — R.  Sch.  Abt. 

— Brandenburg,  Borowski  beim  L.  F.  A.  — R.  Sch.  Abt.  — Breslau, 
Hübener  beim  L.  F.  A.  — R.  Sch.  Abt.  — Großberlin,  Tiburtius 
beim  R.  Verm.-A.  III  Kiel,  Schulz  beim  L.  F.  A.  — R.  Sch.  Abt.  — 
Magdeburg,  Schwanbeck  beim  L.  F.  A.  — R.  Sch.  Abt.  — Stettin, 
Elsäßer  beim  L.  F.  A.  — R.  Sch.  Abt.  — Karlsruhe,  Gort zit za  beim 
L.  F.  A.  — R.  Sch.  Abt  — Breslau,  H e d d e beim  L.  F.  A.  — R.  Sch.  Abt. 

— Kiel,  Machwirth  beim  L.  F.  A.  — R.  Sch.  Abt.  — Münster, 
Krieger  beim  L.  F.  A.  — R.  Sch.  Abt.  — Schwerin,  Riekert  beim 
L.  F.  A.  — R.  Sch.  Abt.  — Stuttgart,  Bruker  beim  L.  F.  A.  — Ii.  Sch. 
Abt.  — Oppeln,  Dupont  beim  L.  F.  A.  — R.  Sch.  Abt.  — Cassel, 
Bartbold  beim  R.  Verm.-A.  III  Dresden,  Eugen  Müller  beim 
R.  Verm.-A.  II  Hannover,  Kleinert  beim  Reichsschatzministerium, 
Scbultze  beim  L.  F.  A.  — R.  Sch.  Abt.  — Düsseldorf,  Groß  bei  der 
lleichsbauverw.  für  die  Reichsministerien  und  Wiens  beim  Reicbs- 
schatzministerium. 


Dem  bisher  in  einer  Regierungsbauratstelle  verwendeten  Ober- 
regierungsbaurat Brune.  Vorstand  des  R.  Verm.-A.  IV  Wilhelmshaven, 
wird  eine  planmäßige  Oberregierungsbauratstelle  übertragen. 

Versetzt  werden:  vom  Reichsscbatzministerium  zum  R.  Verm.-A. 
Berlin -Zentrum  die  Oberregierungsbauräte  Fleinert  und  Wiens, 
beide  unter  Belassung  in  ihrer  Verwendung  beim  Reichsscbatz- 
ministerium; — vom  R.  Verm.-A.  Berlin -Zentrum  zum  Reicbsschatz- 
ministerium  die  Regierungsbauräte  Ziemer  und  Cr  am  er;  — vom 
It.  Verm.-A.  III  Dresden  zum  L.  F.  A.  R.  Sch.  Abt.  — Dresden  der 
Oberregierungsbaurat  Barthold. 

Der  Regierungsbaumeister  App  eit  ist  unterm  31.  März  1921  zum 
Regierungsbaurat  beim  R.  Verm.-A.  Landau  ernannt  worden. 

Versetzt  sind:  die  Regierungsbauräte  Gallwitz  vom  R.  Verm.-A. 
Eisenach  zum  R.  Verm.-  A.  Kreuznach  als  Vorstand,  Weitz  vom  L.  F.  A 

— R.  Sch.  Abt.  — Magdeburg  zum  R.  Verm.-A.  Aachen,  Gentz  von  der 
R.  Verm.-V.  zum  R.  Neubau-A.  Koblenz  als  Vorstand.  Grünler  vom 
L.  F.  A.  — R.  Sch.  A.  — Karlsruhe  zum  R.  Verm.-A.  I Köln  und  Dolle 
vom  R.  Verm.-A.  Lötzen  zur  R.  Verm.-V.  Koblenz;  — die  Regierungs- 
bauassessoren v.  Schneidemesser  vom  L.  F.  A.  — R.  Sch.-A.  — 
Düsseldorf  zum  R.  Neubau-A.  Krefeld  als  Vorstand  und  Sch us eil  vom 
R Verm.-A.  Lüneburg  zum  R.  Verm.-A.  Wiesbaden;  die  außer- 
planmäßigen Regierungsbaumeister  Ziegenhagen  vom  R.  Verm.-A. 
Schwerin  zum  R.  Verm.-A.  II  Mainz,  Weise  von  der  R.  Verm.-V.  Ko- 
blenz — Abt.  für  Zoll-  und  Steuerbauten  in  Köln  — zum  R.  Verm.-A. 
Trier  (für  Zoll-  und  Steuerbauten),  Naud  vom  R.  Verm.-A.  Koblenz 
zum  R.  Neubau-A.  Koblenz,  Dubois  vom  R.  Verm.-A.  II  Köln  zum 
R.  Neubau-A.  Köln  als  Vorstand  und  Ackerhans  vom  R.  Verm.-A. 
Bonn  zum  R.  Neubau-A.  Bonn. 

Endgültig  zugewiesen  sind:  die  Regierungsbauräte  Schnitzel- 
Groß  dem  L.  F.  A.  — R.  Scli.  Abt.  — Düsseldorf,  Rauscher  dem 
R.  Verm.-A.  Koblenz  als  Vorstand,  Asbach  der  R.  Verm.-V.  Koblenz 

— Abt.  für  Zoll-  und  Steuerbauten  Köln  — , Lampp  dem  R.  Verm.-A. 
Trier,  Druxes  dem  lt.  Verm.-A.  Aachen  als  Vorstand  und  Wendel 
dem  R.  Verm.-A.  Wiesbaden  als  Vorstand. 

Reichseisenbahnen.  Bayern.  Vom  1.  Juni  d.  J.  an  wurde 
der  Vorstand  der  Mi  II  Nürnberg  Regierungsrat  August  Ehren  sberger 
in  gleicher  Diensteseigenschaft  an  das  MA  beim  RVM,  ZB  in  München 
in  etatmäßiger  Weise  berufen. 

Württemberg. 

Durch  Entschließung  des  Staatspräsidenten  ist  eine  Bauratstelle 
(Gruppe  XI)  bei  der  Forstdirektion  dem  Bauamtmann  Dörr  bei  dieser 
Behörde  übertragen  worden. 

Badeu. 

Die  Versetzung  des  Regierungsbaumeisters  Eugen  Trefzger  in 
Lörrach  nach  Achern  ist  zurückgenommen  und  der  Regierungsbau- 
meister Robert  Jakobi  in  Freiburg  unter  Zurücknahme  seiner  Ver- 
setzung nach  Lörrach  zur  Wasser-  und  Straßenbauinspektion  Achern 
versetzt 

Mecklenburg-Schwerin. 

Der  Regierungsbaumeister  Dr.  Havemann  ist  an  Stelle  des  aus- 
geschiedenen Regierungs-  und  Baurats  Wolgast  zum  Mitglied  der 
Prüfungskommission  für  die  Kandidaten  des  Baufaches  bestellt. 

Der  Regierungsbauführer  Fritz  Dodell  in  Schwerin  ist  nach  be- 
standener Prüfung  für  das  Ingenieurfach  zum  Regierungsbaumeister 
ernannt  worden. 


fAHe  Reohte  Vorbehalten  ’| 


Nichtamtlicher  Teil. 


Die  Landhaiissiedluug-  La  Ciudad  Lineal  bei  Madrid. 


Vom  Regierungs-  und 

Unseren  Sonderfachleuten  auf  dem  Gebiete  des  Siedlungswesens 
dürfte  ein  Beispiel  aus  Spanien,  das  bis  zum  Kriege  ja  auch  unter 
drückenden  wirtschaftlichen  Verhältnissen,  wenn  auch  nicht  so  schwer 

V 


Baurat  0.  Jiirgeus. 

wie  wir  augenblicklich,  zu  leiden  gehabt,  vielleicht  ganz  erwünschte  An- 
regung zu  einigen  neuen  Gedanken  geben.  Es  ist  dies  die  bereits 
seit  mehr  als  fünfundzwanzig  Jahren  im  Ausbau  begriffene  sogenannte 
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Ciudad  Lineal,  die  Linien-  oder  Streckenstadt  bei  Madrid,  die  sowohl 
hinsichtlich  ihrer  ganzen  Anlage  als  auch  hinsichtlich  der  Art  und 
Weise  ihrer  Durchführung  eigene  Wege  gegangen  ist.  Es  handelte 
sich  dabei  um  die  Aufschließuug  weit  außerhalb  der  Stadt  liegenden 
billigen  Geländes  für  den  Bau  von  Einfamilienhäusern,  die  in  größerer 
Nähe  Madrids  bei  dem  dort  unumschränkt  herrschenden  Miethausbau 
nur  den  Allerwohlhabendsten  erschwinglich  sind.  Die  als  Vorbedingung 
für  dieses  Unternehmen  erforderliche  möglichst  enge  Verbindung  mit 
der  Stadt  ist  dadurch  herbeigeführt  worden,  daß  die  Siedlung  zu  beiden 
Seiten  einer  für  diesen  Zweck  erbauten  Straßenbahn,  in  deren  Linie 
auf  das  engste  angeschmiegter  Form,  angelegt  ist.  Die  Bahn  bildet 
also  den  Kern,  das  Rückgrat  der  Anlage,  deren  langgestreckte  Grund- 
gestalt sich  daraus  folgerichtig  entwickelt  hat.  Bahn  und  Siedlung 
sollen  nach  der  Absicht  ihres  Schöpfers,  des  Bahnbauunternehmers 
Art  uro  Soria  y Mata,  in  einem  Abstand  von  durchschnittlich  7 
oder  8 km  ringförmig  um  die  ganze  Stadt  herumgeführt  und  mittels 
bereits  bestehender  Linien  mit  dem  Stadtinnern  verbunden  werden. 

Zur  Ausführung  gekommen  ist  zunächst  eine  Strecke  von  etwa  5 km 
Länge,  beginnend  am  Schnittpunkt  der  geplanten  Ringlinie  mit  der 
nach  Osten  führenden  Landstraße  nach  Aragon,  bei  einem  Pueblo 
Nuevo  genannten  kleinen  Arbeitervorort.  In  nordwestlicher  Richtung 
verlaufend  hat  sie  bisher  den  Flecken  Chamartin  de  la  Rosa  erreicht. 
Ausgangs-  und  vorläufiger  Endpunkt  sind  an  die  Außenlinien  der 
Madrider  Straßenbahn  in  Ventas  del  Espiritu  Santo  und'  an  der  Glo- 
rieta  de  los  Cuatro  Caminos,  jetzt  auch  Haltestelle  der  neuen  Unter- 
grundbahn (vgl.  1920  d.  Bl.,  S.  493),  angeschlossen,  so  daß  bereits  eine 
Art  Ringverbindung  — über  die  Puerta  del  Sol,  dem  Hauptverkehrs- 
punkt der  Stadt  — besteht  (Abb.  1).  Das  Baugelände  ist  rechts  und 
links  der  Bahnlinie  soweit  möglich  in  gleichmäßiger  Breite  von  200  m 
abgegrenzt  und  durch  Querstraßen  in  Abständen  von  etwa  100  m 
ganz  schematisch  in  mehr  oder  weniger  regelmäßige  Rechteckflächen 
aufgeteilt  (Abb.  2). 

Die  Hauptstraße  mit  der  zweigleisigen  Bahnlinie  ist  40  m breit 
und  in  sieben  Abteilungen  zerlegt  (Abb.  3),  einen  14  m breiten  Mittel- 
damm und  beiderseits  je  einen  Fußweg  von  3 m,  je  einen  Streifen 
für  die  Bahn  von  4 m und  einen  Fahrdamm  von  6 m Breite  an  den 
Außenseiten,  so  daß  merkwürdigerweise  an  den  Grundstücken  entlang 
kein  Fußweg  angelegt  ist.  Die  Abteilungen  sind  durch  Baumreihen 
gebildet,  die  in  grabenartigen  Vertiefungen  und  sehr  eng  beieinander 
stehen.  So  wird  die  erforderliche  künstliche  Berieselung  erleichtert, 
und  die  Bäume  gewähren  sich  gegenseitig  Schutz,  so  daß  sie  hier,  auf 
dürrem  Boden  rund  750  m über  dem  Meeresspiegel  den  Unbilden  der 
Witterung  ausgesetzt,  ganz  überraschend  gut  gediehen  sind.  Die 
Querstraßen  sind  20  m und  die  die  Bauflächen  auf  der  Rückseite  be- 
grenzenden Straßen  10  m breit  und  mit  zwei  Baumreihen  bepflanzt. 
Die  Befestigung  ist  die  denkbar  einfachste,  Steinschlag-  und  Schlacken- 
schotter; nur  einige  Strecken  der  Hauptstraße  sind  gepflastert.  An 
den  Schnittpunkten  der  Querstraßen  mit  der  Hauptstraße  sollen 
Schutzhäuschen  für  die  die  Bahn  Erwartenden  erbaut  werden,  die 
zugleich  mit  Fernsprecher  versehen  als  Wächterhäuschen  für  den 
Sicherheitsdienst  gedacht  sind. 

Die  Bauflächen  sind  völlig  regelmäßig  eingeteilt,  derart,  daß  als 
Einheit  die  Baustelle  von  20  X 20  m angenommen  ist.  Durch  Zu- 
sammenlegen mehrerer  solcher  Einheitstellen  können  auch  größere 
Grundstücke  gebildet  werden  in  Abmessungen  von  je  einem  Mehr- 
fachen von  20  m als  Seitenlange.  Sie  dürfen  höchstens  bis  zu  einem 
Fünftel  ihrer  Fläche  bebaut  werden.  Die  Gesamthöhe  der  Häuser 
darf  15  m nicht  überschreiten.  Die  Bauflucht  liegt  5 m hinter  der 
Straßentlucht  zurück.  An  die  Nachbargrenze  dürfen  die  Häuser  heran- 
gerückt werden,  doch  sind  sie  meist  allseitig  freistehend  erbaut.  Dabei 
herrschen  im  allgemeinen  Umfang  und  Bauart  des  bescheidenen  Land- 
häuschens vor,  bis  zu  den  kleinsten  Ausführungen  herab. 

Häulig  linden  sich  einstöckige  Bauten  mit  fünf  Wohn-  und  Schlaf- 
räumen und  Küche  im  Erdgeschoß  mit  einer  Grundfläche  von  rund 
71)  qm  (Abb.  4),  wie  solche  zum  Preise  von  etwa  10 000  Peseten*) 
in  dortigen  Ansprüchen  genügender  Ausführung  hergestellt  sind.  Be- 
sonderer Wert  wird  darauf  gelegt,  daß  jedes  Haus  Spülabort  und 
Badezimmer  erhält.  Die  einfachste  Ausführung  in  Ziegelrohbau,  mit 
dem  ortsüblichen,  tlach  geneigten  und  allseitig  abgewalmten  Dach, 
mit  großen,  stark  gewölbten  Hohlpfannen  eingedeckt  (Abb.  6),  wirkt 
recht  gefällig,  jedenfalls  weit  ansprechender  als  anspruchsvolle,  meist 
wenig  geglückte  Nachahmungen  französischer  chalets  oder  englischer 
Fachwerkbauten. 

Reihenhäuser,  und  zwar  in  kleinstem  Umfange  für  Mindestbe- 
mittelte,  sind  erst  in  den  letzten  Jahren  erbaut  worden,  an  besonderen, 
die  Bautlächen  unterteilenden  Nebenstraßen.  Ihrer  Ausführung  liegt 
ein  Einheitplan  zugrunde  (Abb.  5),  der  zu  ebener  Erde  vier  Wohn- 

1 Pes.  hat  den  tatsächlichen  Wert  von  etwa  0,75  Mark.  Die 
hier  mitgeteilten  Preise  beziehen  sich  auf  die  Zeit  kurz  vor  dem 
Kriege;  heute  ist  mit  rund  150  vH  Mehrkosten  zu  rechnen. 


Abb.  1.  Übersichtsplan  von  Madrid  und  seinem  Straßenbahnnetz. 

« 

und  Schlafräume  nebst  Küche  von  insgesamt  rund  55  qm  Flächen- 
inhalt umfaßt.  In  einem  hinteren  Anbau  sind  ein  Abort,  der  aller- 
dings in  wenig  schöner  Weise,  wie  ehemals  in  Spanien  allgemein 
üblich,  von  der  Küche  aus  zugänglich  ist.  und  ein  kleiner  Stallraum 
vorgesehen.  Ein  etwa  8 m tiefer  Vorgarten  trennt  die  Häuser  von 
der  Straße.  Ihr  Herstellungspreis  betrug  rund  4500  Pes.  Der  Wert 
von  Grund  und  Boden  hielt  sich  anfangs  zwischen  2,5  und  3 Pes. 
für  das  Quadratmeter  und  ist  allmählich  auf  etwa  5 bis  7 Pes.,  je 
nach  Lage  und  Grundstücksbreite,  ge- 
stiegen. 

Geschäftlich  ist  das  Unternehmen 
folgendermaßen  durchgeführt.  Im  Jahre 
1894  war  es  Soria,  der  bereits  seit  1882  in 
Wort  und  Schrift  für  seinen  Gedanken 
kämpfte,  gelungen,  die  Compama  Ma- 
drilena  de  Urbanizaciön  zu  gründen,  deren 
Mitgliedschaft  durch  die  Zeichnung  von 
Anteilscheinen  zu  500  Pes.,  mit  10  Pes. 
monatlich  zahlbar  und  mit  3 vH  verzinst, 
erworben  wird.  Außerdem  werden  Grund- 
pfandbriefe zu  500  Pes.  Nennwert  aus- 
gegeben, und  es  ist  eine  Art  Sparkasse 
eingerichtet,  die  von  kleinen  Sparern  viel 
benutzt  wird.  Die  Häuser  werden  für  die 
Mitglieder  der  Gesellschaft  auf  langfristige 
Abzahlung  erbaut.  Bei  Abschluß  eines 
Kaufvertrages  sind  20  vH  des  Gesamt- 
preises anzuzahlen,  nebst  2 vH  Archi- 
tektengebühr für  die  Entwurfbearbeitung, 
den  Auflassungs-  und  Stempelkosten.  Der 
Rest  bleibt  als  in  zwanzig  Jahren  zu 
tilgende  Grundschuld  stehen.  Die  Zinsen 
für  die  jeweils  noch  ausstehende  Rest- 
summe betrugen  zunächst  10  vH,  sind  bis 
heute  schon  mehrfach  herabgesetzt  worden 
und  sollen  im  Laufe  der  Zeit  auf  5 vH  er- 
mäßigt werden. 

Die  Kleinst-  oder  Reihenhäuser  werden 
in  etwas  eigenartigem,  von  der  Regierung 
als  Lotterie  genehmigten  Verfahren  ver- 
äußert. Es  ist  eine  besondere  Unter- 
gesellschaft  gebildet,  von  deren  Mitgliedern 
1 Pes.  Jahresbeitrag  erhoben  wird.  Jedes- 
i-SOoou  mal,  wenn  5000  Pes  eingegangen  sind, 

Abb.  2.  Plan  wird  ein  Anwesen,  das  diesen  Wert  dar- 

der  Linienstadt.  stellt,  verlost.  Der  Gewinner  erhält  Haus 
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und  Grundstück  zu  eigen  und  hat  den  l’reis  dafür  in  fünfzig  Jahren, 
mit  100  Pes.  jährlich,  abzuzahlen.  Wie  in  der  ganzen  Siedlung,  so  ist 
auch  hier  das  Rückkaufsrecht  gesichert,  so  daß  das  Schicksal  früherer 
Kleinsiedlungen,  mit  der  Zeit  dem  Grundstückswucher  anheimzufallen, 
hier  ausgeschlossen  ist. 

Jahresüberschüsse  werden  nicht  ver- 
teilt. Die  Betriebsmittel,  die  zu  Beginn 
des  Unternehmens  sich  auf  die  sehr  be- 
scheidene Summe  von  250  000  Pes.  be- 
liefen, sind  bereits  auf  mehr  als  25  Mil- 
lionen aDgewachsen,  die  im  Grundbesitz 
und  in  den  technischen  Anlagen  der 
Gesellschaft  nutzbringend  angelegt  sind. 

Das  ganze  Unternehmen  zielt  weniger 
auf  Gelderwerb  ab  als  auf  Schaffung 
angemessener  Wohnverhältnisse  für  alle 
seine  Teilhaber,  ohne  dabei  aber  eigent- 
lich genossenschaftlichen  Anstrich  zu 
tragen.  Es  wird  weder  vom  Staate  noch 
von  Gemeinden  unterstützt,  sondern  baut 
sich  auf  einer  Art  Selbsthilfe  auf,  inso- 
fern, als  die  Gesellschaft  fast  alles  für 
Anlage  und  Ausbau  der  Siedlung  Er- 
forderliche von  Grund  auf  in  eigenem 
Betrieb  ausführt.  Sie  baut  die  Bahnlinie 
und  die  Straßen,  hat  ihre  eigenen 
Werkstätten  für  die  Instandhaltung  der 
Wagen,  ihre  eigene  Elektrizitäts-  und 
Wasserversorgung,  ihre  Ziegeleien,  Stein- 
brüche, Sägewerke,  Möbeltischlereien  und 
Baumschulen.  Alle  Bauten  werden  in 
eigener  Unternehmung  ausgeführt.  Ab- 
wässerleitung und  Straßenentwässerung 
sind  selbständig  geregelt.  Die  Gesell- 
schaft verfügt  über  ihr  besonderes  Babn- 
und  Wächterpersonal  und  ist  darum  be- 
müht, ordentliche  Handwerker  und  Bau- 
arbeiter in  ihrer  Siedlung  seßhaft  zu 
machen,  um  jederzeit  einen  Stamm  zu- 
verlässiger Leute  zur  Hand  zu  haben.  So 
erklären  sich  die  im  Vergleich  zu  Ma- 
drider Verhältnissen  außerordentlich  nie- 
drigen Preise  der  Grundstücke  und  Häuser. 

Die  Leiter  des  Unternehmens  wohnen  zum  größten  Teil  selbst  in 
der  Ciudad  Lineal  und  bekümmern  sich  gleich  einem  guten  Hausvater 
um  alle  Einzelheiten  dieses  ihres  Lebenswerkes.  Sie  geben  eine  be- 
sondere Zeitschrift  heraus,  in  der  fortlaufend  Rechenschaft  über  die 
Geschäftsführung  und  die  Fortschritte  im  Ausbau  der  Siedlung  ab- 
gelegt wird,  sowie  Ratschläge  und  Ermahnungen  bezüglich  der  Anlage 
und  Unterhaltung  von  Haus,  Hof  und  Garten  erteilt  werden.  Durch 


Abb.  5. 

Abb.  4.  u.  5.  Klein - 
hausgrundrisse. 


Abb.  G.  Ansicht  zu  Abb.  4. 

Vorträge  und  Ausstellungen  werden  die  Ziele  des  Unternehmens,  das 
in  der  ersten  Zeit  seines  Bestehens  mit  allgemeiner  Verständnislosigkeit 
zu  kämpfen  hatte,  einem  größeren  Kreise  klargelegt.  Als  recht  zug- 
kräftiges Werbemittel  haben  sich  auch  der  dort  eingerichtete  Ver- 
gnügungspark, eine  Radrennbahn  und  der  unvermeidliche  Stierkampf- 
platz erwiesen. 

Heutigentags  zählt  die  Siedlung  fast  5000  das  ganze  Jahr  hier 
lebende  Bewohner,  zu  denen  noch  zahlreiche  Sommergäste  kommen. 
Vier  Schulen  und  verschiedene  Kaufläden  sind  bereits  entstanden ; 
für  den  Gottesdienst  stehen  eine  Kapelle  an  der  ( 'arretera  de  Aragun 
und  die  Kirche  des  Jesuitenkollegs  in  Chamartin  zur  Verfügung.  Die 
Bahn,  die  anfangs  durch  Dampflokomotive  gezogen  wurde,  wird  seit 
langem  elektrisch  betrieben  und  verkehrt  in  immer  kürzeren  Abständen. 

Die  Gesellschaft  erstrebt  zu  wirksamer  Förderung  ihres  Unter- 
nehmens die  Anerkennung  seiner  Gemeinnützigkeit  im  Sinne  des 
Gesetzes  über  Zwangsenteignung,  die  ihm  wohl  auch  nicht  abzustreiten 
ist.  Liegt  doch  sowohl  in  der  Tatsache,  daß  es  sich  überhaupt  mit 
dem  wenig  einträglichen  Kleinhausbau  befaßt  und  so  mit  der  Zeit 
einer  ansehnlichen  Anzahl  von  Großstädtern  gesunde  Wohnungsver- 
hältnisse schafft,  als  auch  in  dem  Anbau  bisher  völlig  öde  daliegenden 
Landes  und  der  Anlage  eines  Grüngürtels  um  die  Stadt  herum  ein 
nicht  zu  unterschätzender  Vorteil  für  die  Allgemeinheit.  ' 

Die  größte  Mehrzahl  der  Madrider  weiß  aber  noch  immer  nicht 
recht  zu  würdigen,  was  da  draußen  vor  ihrer  Stadt  im  Entstehen  be- 
griffen ist.  Dagegen  hat  das  Ausland,  besonders  Südamerika,  auf  den 
Wert  solcher  Anlagen  für  eine  wirtschaftliche  Scheidung  von  Wohn-, 
Geschäfts-  und  Arbeitstätten,  in  deren  Kernpunkt  stets  die  Verkehrs- 
frage stehen  wird,  schon  mehrfach  hingewiesen.  Ein  chilenischer 
Architekt  legte  auf  dem  Städtekongreß  in  Gent  im  Jahre  1913  eine 
ausführliche  Beschreibung  der  Linienstadt  in  französischer  Sprache 
vor.  Meines  Wissens  ist  aber  eine  gleiche  Anlage  anderwärts  bisher 
noch  nicht  ausgeführt  worden.  Wenn  auch  der  hier  besprochene 
erste  Versuch  noch  manche  Mängel  aufweist,  so  erscheint  doch  der 
Grundgedanke  durchaus  entwicklungsfähig,  zumal  bei  geschickter 
Verbindung  der  eigentlichen  Siedlungsbahn  mit  in  das  Herz  der  Stadt 
führenden  Schnellbahnen.  Es  liegt  zweifellos  etwas  Verlockendes 
darin,  sich  vorzustellen,  wie  bei  großzügiger  Durchführung  desselben 
die  Umgebung  der  Großstädte  allmählich  von  einem  Netz  solcher  Land- 
haussiedlungen überzogen  werden  könnte,  als  eine  Art  Vorspiel  zu 
künftigen  Gartenstädten  im  Sinne  Ebenezer  Howards.  Ganz  besonders 
dürfte  aber  auch  der  hier  eingeschlagene  Weg  eines  verständigen 
Eigenbetriebes  zur  Schaffung  selbständig  lebensfähiger  Kleinsiedlungs- 
unternehmungen ernsthaftester  Beachtung  wert  sein. 


Die  elektrischen  Einrichtungen  von  Wehr-  und  Schleusenanlagen. 

(Schluß  aus  Nr.  46.) 


Um  die  Geschwindigkeit  der  Wehre  vollkommen  zu  beherrschen 
und  zu  vermeiden,  daß  die  Wehrtafeln  abstürzen.  bezw.  daß  die 
mechanischen  Geschwindigkeitsbremsen  zur  Wirkung  kommen,  hat  man 
Steuerwalzen  mit  Senkbremsschaltung  gewählt  und  die  Widerstände 
den  Beanspruchungen  der  einzelnen  Windwerke  gemäß  und  für  die 
dabei  gewünschten  Geschwindigkeiten  genau  berechnet. 

Die  im  Schaltbild  (Abb.  7)  dargestellte  Hilfswalze  wirkt  nur  auf 
den  Senkbremsstellungen  und  dient  dazu,  den  Bremsschutzwiderstand 
(ri  — zu  vergrößern,  wenn  von  den  Senkkraft-  auf  die  Senkbrems- 
stellungen zurückgeschaltet  wird,  indem  sie  dann  von  Stellung  1 nach 
Stellung  2 übergeht  und  die  beiden  bis  dahin  parallel  geschalteten 
Widerstandsgruppen  rx  — r2  und  r3  — r3  in  Reihe  schaltet.  Der  zum 
Anker  parallel  geschaltete  Widerstand  r8  — ry  bewirkt  beim  Heben 
langsames  Anfahren  und  gestattet  eine  weitgehende  Geschwindigkeits- 
verminderung beim  Senken. 


Um  gegen  Unaufmerksamkeit  des  Wärters  gesichert  zu  sein,  ist 
jedes  Triebwerk  mit  Endausschaltung  für  beide  Drehrichtungen  ver- 
sehen. Die  Endschalter  haben  zwei  zeitlich  nacheinander  zur  Wirkung 
kommende  Unterbrechungsstellen.  Ist  der  erste  Kontakt  ausgeschaltet, 
so  kann  erst  dann  weitergefahren  werden,  wenn  der  Spannungsaus- 
löser den  Kontakt  y-  und  </4  geschlossen  hat,  d.  h.  wenn  der  Führer 
die  Steuerwalze  soweit  zurückgeschaltet  hat,  daß  die  Geschwindigkeit 
und  damit  die  elektromotorische  Gegenkraft  auf  ein  vorher  bestimmtes 
Maß  gesunken  ist.  Mit  dieser  verringerten  Geschwindigkeit  kann  daun 
genau  ohne  Stoß  bis  in  die  zweite  Endstellung  gefahren  werden.  Die 
Endausschaltung  ist  mittelbar  mit  Hilfe  eines  elektromagnetisch  be- 
tätigten Schalters,  eines  Schützes,  durchgeführt,  da  bei  unmittelbarer 
Stromunterbrechung  diese  Sicherheitsschaltung  nicht  durchgeführt 
werden  kann. 

Die  Verwendung  dieser  mittelbaren  Schaltung  gestattete  auch  in 
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Abb.  8.  Grundsätzliche  Darstellung  des  Triebwerks 
eines  Walzen  wehres.  M.  l : '„>oo 


werden  entweder  an  Seilen  oder  Ketten  aufgehängt,  die  durch  das 
Windwerk  bewegt  werden.  Die  schematische  Anordnung  eines  solchen 
Windwerkes  zeigt  die  Abb.  8.  Die  Walzen  werden  an  Zahnstangen 
geführt.  Da  nun  die  Bewegung  der  Walzen  durch  den  Auftrieb 
unterstützt  wird  und  statt  einer  gleitenden  eine  rollende  ist,  so  sind 
die  Bewegungswiderstände  geringer  als  bei  Schützenwinden.  Bei  einer 
ausgeführten  Anlage  wurde  der  erforderliche  Zug  in  der  untersten 
Lage  der  Walze  mit  8600  kg  festgestellt,  während  er,  nachdem  die 
Walze  aus  dem  Wasser  aufgetaucht  war,  auf  24000  kg  stieg.  Die 
Winde  muß  natürlich  stark  genug  ausgeführt  werden,  um  diese 
Leistung  hergeben  zu  können,  und  so  steht  gerade  beim  Beginn  der 
Bewegung  ein  starker  Überschuß  zur  Überwindung  unvorhergesehener 
Widerstände  bei  Hochwasser  und  Eisgang  zur  Verfügung.  Auch  ist 
es  möglich,  durch  Änderung  der  Bahnneigung  für  die  Walze  die 
Beanspruchung  des  WindwTerkes  gleichmäßig  zu  gestalten. 

In  Abb.  10  ist  die  Anlage  bei  den  Stahlwerken  Brüninghaus  in 
Werdohl  dargestellt.  Die  Länge  jeder  der  beiden  Wehröffnungen  be- 
trägt 28  m,  die  Stauhöhe  2 m,  der  Antrieb  beider  Walzen  erfolgt  durch 
einen  Motor  der  Allgemeinen  Elektrizitäts-Gesellschaft  von  6,5  kW  bei 
720  Umdrehungen.  Das  Windwerk  ist  in  dem  kleinen  Häuschen  aut 
dem  Pfeiler  zwischen  den  beiden  Öffnungen  aufgestellt,  der  Strom 
wird  von  der  2 km  entfernten  Zentrale  aus  geliefert.  Einfache  End- 
ausschaltung für  beide  Drehrichtungen  ist  vorhanden. 
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einfacher  Weise  die  gleichzeitige  Durchführung  der  Höchst- 
stromauslösung und  des  Nullschaltungszwanges,  indem 
nur  noch  der  Auslöser  Pl\  eingebaut  wurde.  Da  das 
Schütz  einen  Anspringkontakt  kki  besitzt,  dieser  aber  nur 
beim  Einschalten  von  Null  aus  überbrückt  wird,  muß  nach 
erfolgter  Unterbrechung  durch  einen  Endschalter  oder  den 
Auslöser  immer  nach  Null  zurückgeschaltet  werden.  Um  zu 
bewirken,  daß  der  Bremslüftmagnet  schnell  abfällt,  ohne 
durch  die  elektromotorische  Gegenkraft  des  Motorankers 
oder  den  Induktionsstrom  des  Nebenschlußfeldes  beein- 
flußt zu  werden,  ist  er  gesondert  an  den  Punkt  b des  Kon- 
trollers bezw.  den  Kontakt  k a des  Schützes  angeschlossen. 

Die  Turbinenschütze  der  Anlage  werden  durch  Haupt- 
strommotoren angetrieben.  weil  beim  Senken  eine  Ge- 
schwindigkeitssteigerung um  etwa  75  vH  gewünscht  wurde 
und  diese  bei  Verbindung  mit  Senkbremskontrollern  er- 
reichbar ist.  Die  Antriebe  haben  einfache  Endausschaltung 
für  beide  Drehrichtungen. 

Die  Betätigung  der  Steuerwalzen  erfolgt  von  der  Schalt- 
anlage des  Kraftwerkes  aus,  die  Steuerwalzen  sind  mit 
den  Motoren  der  Windwerke  durch  kurze  Kabel  verbunden. 

Neben  den  Schützenwehren  haben  sich  seit  einer  Reihe 
von  Jahren  die  von  der  Maschinenfabrik  Augsburg -Nürn- 
berg ausgeführten  Walzenwehre  eingebürgert.  Die  Walzen 
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Abb.  9.  Schiffshebewerk  bei  Henriokenburg  (Dortmund-  Ems  -Kanal). 
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Diese  sind  in  neuerer  Zeit  u.  a.  bei  den  Wehranlagen  des  Groß- 
schiffahrtweges Berlin— Stettin  angewendet  worden.  Der  Motor  hat 
bei  diesen  nur  das  Eigengewicht  des  Wehrkörpers  zu  heben  und 
die  Zapfenreibung  zu  überwinden. 

6.  Bei  den  Kanälen  zur  Verbindung  zweier  Stromgebiete  unterein- 
ander sind  häufig  große  Höhenunterschiede  zu  überwinden.  Das  ge- 
schieht entweder  durch  Schachtschleusen  mit  Gefällen  bis  zu  15  m,  durch 
Schleusentreppen  mit  kurzen  Zwischenhaltungen  (Niederfinow)  oder 
durch  Hebewerke.  In  Deutschland  ist  bisher  nur  die  Anlage  bei 
Henrichenburg  am  Dortmund -Ems -Kanal  vorhanden  (Abb.  9),  die  seit 
22  Jahren  im  Betrieb  ist.  Die  Bewegung  dieses  Hebewerks,  dessen  elek- 
trische Einrichtung  von  den  Lahmeyerwerken  in  Frankfurt  a.  M.  geliefert 
wurde,  erfolgt  durch  vier  Schraubenspindeln,  die  durch  einen  Elektro- 
motor von  150  PS  Leistung  angetrieben  werden;  dieser  ist  in  der  Mitte 
des  über  dem  Trog  befindlichen  Eisengerüstes  angeordnet.  Triebwerk 
und  Motor  haben  lediglich  die  Reibungswiderstände 
zu  überwinden.  Die  eigentliche  Hubarbeit  wird  durch 
den  Auftrieb  und  das  Regulieren  der  Wasserstände  im 
Trog  geleistet.  Außer  dem  Hauptwindewerk  werden 
auch  die  Tore  durch  je  einen  Motor  elektrisch  an- 
getrieben, ferner  ist  elektrischer  Antrieb  bei  den 
Pumpen  vorhanden,  die  zum  Trockenhalten  der 
unteren  Trogkammer  und  zum  Entfernen  von  Leck- 
wasser in  den  Schwimmern  dienen. 

Für  die  großen,  augenblicklich  geplanten  Kanal- 
und Wasserstraßenanlagen  Rhein  — Main  — Donau, 
Neckarkanalisierung  bis  Plochingen,  zweiter  Abstieg 
bei  Niederfinow  am  Großschiffahrtweg  Berlin  — Stettin. 
Mittellandkanal  und  Oderkanalisierung  ist  eine  größere 
Zahl  von  neuen  Bauwerken  erforderlich.  Soweit  Hebe- 
werke in  Betracht  kommen,  gleichgültig  wie  die  mecha- 
nische Ausführung  auch  durchgeführt  wird,  sind  die 
zu  hebenden  Lasten  sehr  groß  (mehrere  tausend  Tons) 
und  infolgedessen  die  Hubleistungen  recht  erheblich, 
obgleich  die  Massen  größtenteils  durch  Gegengewichte 
ausgeglichen  werden  und  die  Hubgeschwindigkeit  ver- 
hältnismäßig klein  gewählt  wird.  Als  Folge  dieser 
kleinen  Geschwindigkeit  wird  auch  erreicht,  daß  die 
zur  Beschleunigung  der  Massen  erforderlichen  Kräfte 
außerordentlich  klein  sind  und  bei  der  Wahl  der 
elektrischen  Ausrüstung  nicht  berücksichtigt  zu 
werden  brauchen.  Im  allgemeinen  sind  nur  geringe 
Bruchteile  von  Sekunden  'nötig , um  bei  Annahme 
eines  doppelten  Drehmoments  die  Triebwerke  auf 
volle  Geschwindigkeit  zu  bringen.  In  der  Regel  werden 


Abb.  11  zeigt  das  Wind  werk  für  die  Wehranlage  des  Kraftwerkes 
des  Preußischen  Wasserbauamts  in  Hamm.  Die  Wehröffnung  hat  eine 
lichte  Weite  von  18  m,  der  Stau  beträgt  2,5  bis  3,25  m.  Zum  Antrieb 
wird  ein  Drehstrommotor  der  Allgemeinen  Elektrizitäts-Gesellschaft 
von  11  PS  Leistung  bei  etwa  730  Umdrehungen  für  220  Volt  und  50  Per. 
verwendet.  Der  Motor  ist  mit  dem  Triebwerk  durch  eine  Kupplung 
verbunden  und  treibt  mittels  eines  Schneckengetriebes  und  zweier 
Zahnradvorgelege  auf  die  Windentrommel.  Die  eine  Kupplungshälfte 
ist  als  Bremsscheibe  ausgebildet,  die  Bremse  wird  elektromagnetisch 
gelüftet.  Die  Steuerwalze  steht  unmittelbar  neben  der  Winde.  End- 
ausschaltungsvorrichtungen sind  nicht  vorhanden. 

Bei  den  beschriebenen  Walzenwehren  erfolgt  die  Auswahl  der 
Motoren  und  Steuergeräte  nach  denselben  Gesichtspunkten  wie  bei  den 
Schützen  wehren;  das  ist  ja  auch  ganz  selbstverständlich,  da  die  Betriebs- 
bedingungen die  gleichen  sind.  Dies  gilt  auch  für  die  Segmentwehre. 


Abb.  11.  Windwerk  eines  Walzenwehres  in  Hamm. 
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diese  Bauwerke  durch  mehrere  Motoren  angetrieben,  da  die  An- 
ordnung nur  eines  Motors  umfangreiche,  oit  sehr  schwer  anzu- 
ordnende und  bei  der  Größe  der  Bauwerke  sehr  teure  Wellen- 
anordnungen erfordern  würde.  Man  bekommt  dabei  gleich- 
zeitig Maschinen,  deren  Schwungmassen  verhältnismäßig  klein 
sind  und  auch  ihrerseits  keine  großen  Anlaufmomente  er- 
fordern. Die  Motoren  müssen  in  ihrer  Geschwindigkeit  genau 
miteinander  übereinstimmen,  um  unzulässige  Beanspruchungen 
am  Bauwerk  zu  vermeiden,  und  entsprechend  geschaltet  werden. 

Die  für  die  Bemessung  der  Motoren  in  Frage  kommende, 
für  den  einzelnen  Hub  erforderliche  Einschaltzeit  beträgt  un- 
gefähr 5 Minuten.  Die  darauf  folgende,  durch  das  öffnen  und 
Schließen  der  Verschlußtore  und  das  Aus-  und  Einfahren  der 
zu  schleusenden  Schiffe  bedingte  Pause  genügt  zur  Wieder- 
abkühlung. Die  Beanspruchung  der  Motoren  wechselt  bei  ein- 
zelnen Ausführungen  innerhalb  eines  Hubes  ziemlich  stark  in- 
folge der  Wirkungen  des  Winddruckes  und  des  Auftriebes; 
Geschwindigkeitsänderungen  dürfen  aber  nicht  eintreten,  und 
das  Anfahren  an  die  Haltungen  muß  von  den  wechselnden 
Belastungen  unabhängig  sein. 

Die  Steuerung  muß  also  so  ausgeführt  werden,  daß  man 
den  übereinstimmenden  Lauf  der  Motoren  gewährleisten  kann, 
die  Bewegung  in  jedem  Augenblick  leicht  beherrscht  und  an 
den  beiden  Haltungen  ganz  genau  einfahren  kann. 

Die  geeignetste  Steuerungsform  dafür  ist  die  Leonard- 
schaltung,  die  schematisch  in  Abb.  12 
dargestellt  ist.  Bei  dieser  wird  der 
Arbeitsmotor  nicht  unmittelbar  vom 
Netz  gespeist,  sondern  unter  Zwischen- 
schaltung eines  Umformers  von  einem 
besonderen  Generator,  der  Anlaß- 
maschine, aus.  Arbeitsmotor  und  An- 
laßmaschine sind  Nebenschlußmaschi 
nen,  die  von  einem  Gleichstromnetz 
fremd  erregt  werden,  und  zwar  der 
Motor  konstant,  während  das  Feld 
der  Anlaßmaschine  durch  den  Steuer- 
schalter und  den  Widerstand  allmäh- 
lich verändert  wird.  Je  geringer  der 
Widerstand  ist,  je  mehr  Spannung 
dem  Feld  also  zugeführt  wird,  um  so 
größer  ist  die  Spannung  an  den 
Ankerklemmen  der  Anlaßmaschine  und 
des  Arbeitsmotors  und  damit  die  Ge- 
schwindigkeit des  letzteren.  Um  die 
Drehrichtung  umzukehren,  braucht 
mit  dem  Steuerschalter  nur  die  Rich- 
tung des  Feldstromes  der  Anlaß- 
maschine geändert  zu  werden.  Bei 
dieser  Steuerung  bleibt  die  Geschwin- 
digkeit des  Motors  naturgemäß  voll- 
kommen unbeeinflußt  von  seiner  Be- 
lastung und  ist  nur  von  der  Stellung 
des  Steuerschalters  abhängig.  Durch 
Verminderung  der  Anlaßmaschinen- 
spannung wird  eine  kräftige  Verzöge- 
rung erreicht,  weil  der  Arbeitsmotor 
momentan  Rückstrom  an  die  Anlaß- 
maschine abgibt.  Bei  Anordnung 
mehrerer  Motoren  zum  Antrieb  eines 
Hebewerks  ist  es  zweckmäßig,  die 
Motoren  in  Reihe  zu  schalten,  um  eine 
gleichmäßige  Lastverteilung  bei  über- 
einstimmender Geschwindigkeit  zu  er- 
reichen. 

Die  zum  Abschluß  einer  Schleusen- 
kammer dienenden  Tore  wrerden  bei 
den  Fluß-  und  Kanalschleusen  der 
Binnenwasserstraßen  hauptsächlich  als 
zweiflügelige  Stemmtore  oder  als 
Klapp-  und  Hubtore  ausgeführt.  Ein 
Beispiel  für  die  Beweguugsvorrichtung 
eines  Stemmtores  zeigt  Abb.  13,  ge- 
liefert von  der  Maschinenbauanstalt 
G.  Luther  in  Braunschweig  zusammen 
mit  der  Uniou-Elektrizitäts-Gesellschaft 
für  eine  Schleuse  bei  Leer  in  Ostfries- 
land. Die  Winde  ist  in  einer  gegen 
das  Wasser  vollkommen  geschützten 
Kammer  im  Mauerwerk  der  Schleuse 
untergebracht;  der  Motor  von  26  PS 
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Abb.  12.  Grundsätzliche  Darstellung  der  Leonardschaltung. 


suo.  13.  Stemmtorantrieb  einer  Schleuse 
in  Leer  (Ostfriesland). 
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Abb.  14.  Klapptor  der  Schleuse  bei  Kersdorf  (Oder -Spree -Kanal). 
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Abb.  15.  Schaltbild  der  Schleuse  bei  Gleesen  (Dortmund- Ems-Kanal). 


Leistung  arbeitet  mittels  drei  Vorgelegen  auf  eine  Welle,  auf  welcher 
ein  Kettenrad  gelagert  ist.  Über  dasselbe  läuft  eine  kräftige  Gallsche 
Kette,  die  beiderseits  an  einen  Laufwagen  angeschlossen  ist.  Der 
Laufwagen  wird  mittels  Laufrollen  auf  Schienen  geführt  und  enthält 
den  Drehpunkt  für  den  Strebebalken,  der  das  Tor  öffnet  und  schließt. 

Abb.  14  zeigt  das  Klapptor  an  der  Schleuse  bei  Kersdorf  am  Oder- 


29ß 

Spree-Kanal.  Der  von  Fr. 
Gebauer  in  Berlin  und  der 
Allgemeinen  Elektrizitäts-Ge- 
sellschaft stammende  Antrieb 
ist  in  eine  Grube  eingebaut, 
der  Motor  treibt  auch  hier 
mittels  mehrerer  Vorgelege 
auf  die  Drehachse. 

Neuerdings  werden  bei 
Schachtschleusen  zum  Ab- 
schluß gegen  die  untere  Hal- 
tung häufig  Hubtore  ver- 
wendet, bei  denen  der  An- 
trieb oberhalb  der  Schleusen- 
brücke in  vollkommen  ge- 
schlossenen Häuschen  unter- 
gebracht ist.  Ein  solcher  An- 
trieb findet  sich  bei  den 
neuen  Schachtschleusen  bei 
Henrichenburg  und  bei 
Minden. 

Zum  Abschluß  der  Um- 
laufkanäle von  den  Kanal- 
haltungen bezw.  den  Spar- 
becken nach  der  Schleusen- 
kammer werden  vielfach  die 
Zylinderschütze  benutzt, 
bei  denen  kein  einseitiger 
Wasserdruck  auftritt  und 
deren  Bewegung  daher  ge- 
ringeren Kraftverbrauch  er- 
fordert. 

Für  die  Bemessung  der 
Motoren  können  als  allge 
mein  gültig  die  Daten  an- 
gesehen werden,  die  von  der 
neuen  Schleuse  bei  Gleesen 
am  Dortmund  - Ems  - Kanal 


Abb.  IG.  Klapptorantrieb  der  Schleuse  bei  Gleesen. 
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herrühren  und  nachstehend  zusammengestellt  sind: 

1 . Einfahren  eines  Schleppzuges,  beste- 

hend aus  1 Schleppdampfer  mit  2 Kähnen 
von  je  700  t Ladegewicht  und  67  m Länge 
vom  Oberwasser  in  die  Schleuse  . . . 

2.  Schließen  des  Obertores  .... 

3.  Absenken  des  Wassers  in  der 
Schleuse;  dabei  werden  nacheinander  die 
Umlaufschütze  zwischen  Kammer  und 
Sparbecken  bezw.  Kammer  und  Unter- 
wassser  geöffnet  und  geschlossen 

4.  Öffnen  des  Untertores  . . . 

5.  Ausfahren  des  Schleppzuges 

6.  Einfahren  des  Schleppzuges 

7.  Schließen  des  Untertores  . . 

8.  Füllen  der  Schleusenkammer 

9.  öffnen  des  Obertores 

10.  Ausfahrt  des  Schleppzuges,  ge- 
rechnet bis  zum  Freiwerden  des  Weges  für 
einen  neuen  nach  unten  fahrenden  Schlepp- 
züg __ 

Demnach  Gesamtdauer  einer 
Doppelschleusung  . . 2920  bis  höchst.  3064  Sek. 

Die  Motoren  zum  Antrieb  der  Tore  sind  danach  während  dieser 
Zeit  nur  60  bis  70  Sekunden  in  Betrieb.  Die  Motoren  für  die  Umlauf- 
schütze  arbeiten  noch  kürzere  Zeit,  man  braucht  daher  in  solchen 
Fällen  die  Motoren  lediglich  nach  ihrer  Belastungsfähigkeit  beim  An- 
lauf zu  bemessen. 

Der  maschinentechnische  Teil  dieser  Anlage  wurde  von  Fr.  Gebauer 
in  Berlin,  der  elektrische  Teil  von  den  Siemens-Schuckertwerken  ge- 
liefert. In  der  Abb.  15  ist  die  Schaltung  dieser  Anlage  dargestellt. 
Wie  aus  dieser  ersichtlich,  werden  sämtliche  Antriebe  von  einer 
Seite  der  Schleuse  gesteuert.  Zur  Verfügung  steht  Gleichstrom  von 
110  Volt  Spannung.  Die  Motoren  zum  Antrieb  der  Tore  (1  u.  2) 
haben  Hauptstromwicklung,  die  für  den  Antrieb  der  Umlaufschütze  (3) 
Nebenschlußwicklung,  die  der  Spille  (5)  Verbundwicklung.  Die  Tor- 
antriebe erhalten  elektromagnetisch  gelüftete  Bremsen  (4).  Die  größeren 
Motoren  der  Torantriebe  werden  durch  normale  Steuerwalzen  (6)  mit 
kurzschließbaren  Widerständen  gesteuert,  während  die  Motoren  für  die 
Umlaufschütze  feste  Vorschaltwiderstände  (12)  erhalten  und  durch  ein- 
fache, in  Form  von  Steuerwalzen  gebaute  Umschalter  (7)  betätigt  werden. 
Die  Widerstände  (13)  für  die  Schützenantriebe,  die  nicht  auf  der  Steuer- 
seite der  Schleuse  liegen,  sind  einstellbar  eingerichtet.  Die  beiden 
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Steuerwalzen  für  die  Stemmtorflügel  sind  durch  eine  gemeinschaftliche 
Steuerung  miteinander  verbunden.  Die  Umschalter  für  die  Motoren 
der  Schützenantriebe  steuern  die  einander  gegenüberliegenden  Schütze 
auf  beiden  Seiten  der  Schleuse  gleichzeitig. 

Jeder  Motor  kann,  um  ihn  einer  Untersuchung  zu  unterziehen,  von 
der  Steuerung  mit  Hilfe  eines  Drehschalters  (9)  abgetrennt  werden. 
Sämtliche  Triebwerke  mit  Ausnahme  der  Spille  haben  Endausschalter 
(10)  für  beide  Drehrichtungen,  die  bei  den  Torantrieben  doppelpolig 
ausgeführt  sind,  um  die  Nebenschlußmagnete  gesondert  zu  schalten. 
Sämtliche  Steuergeräte  werden  durch  eine  für  alle  gemeinsame,  ab- 
nehmbare Handkurbel  betätigt,  um  auf  diese  Weise  zu  verhindern, 
daß  Unbefugte  die  Anlage  in  Betrieb  setzen  können. 

Bei  einer  anderen  Anlage  des  gleichen  Kanals,  bei  der  Drehstrom 
zur  Verfügung  stand,  ist  die  Anordnung  ähnlich  durchgeführt,  nur 
werden  sämtliche  Motoren,  auch  die  für  die  Torantriebe,  durch  einfache 
Umschalter  gesteuert,  wobei  in  dem  Läuferstromkreis  feste  Schlupf- 
widerstände angeordnet  sind.  Die  Ausführung  mit  festen  Widerständen 
im  Anker-  bezw.  Läuferstromkreis  ist  infolge  ihrer  Einfachheit  besonders 
betriebssicher  und  billig  und  verdient  daher  den  Vorzug  vor  Selbst- 
anlassern selbst  dann,  wenn  die  Motoren  für  die  beiden  Schleusen- 
seiten von  einer  Seite  oder  beliebig  von  jeder  der  beiden  Seiten  aus 
bedient  werden  sollen.  Man  würde  in  solchem  Falle  auch  Selbst- 
anlasser anordnen  können,  diese  unmittelbar  neben  den  Motoren 
aufstellen  und  nur  Steuerstromleitungen  von  einer  zur  anderen  Seite 


verlegen.  Da  aber  bei  den  üblichen  Abmessungen  der  Kanalschleusen 
die  Motorleistungen  klein  zu  sein  pflegen,  so  ergibt  auch  die  Ausführung 
mit  Umschaltern  und  festen  Vorschaltwiderständen  nur  wenig  größere 
Kabelquerschnitte.  Der  Einfachheit  und  Betriebssicherheit  wegen 
verzichtet  man  daher  auf  die  Verwendung  der  Selbstanlasser. 

Die  Windwerke  sind  bei  diesen  neueren  Ausführungen  nicht  mehr 
in  Gruben,  sondern  oberhalb  der  Schleusenmauer  in  Kasten  aus 
Schmiedeeisen  eingebaut.  Abb.  16  zeigt  den  Antrieb  des  Klapptores 
für  die  Gleesener  Anlage.  Außer  dem  Antrieb  sind  in  diese  Kasten 
auch  die  Steuergeräte  mit  eingebaut;  der  Wellenstumpf,  auf  den  die 
zur  Steuerung  dienende  Kurbel  aufgesteckt  wird,  ragt  aus  dem  Kasten 
heraus.  Der  Vorteil  der  Anordnung  liegt  in  der  Bequemlichkeit,  mit 
der  man  die  Antriebe  nacksehen,  und  darin,  daß  man  sie  von  Zeit  zu 
Zeit  der  Sonnenwärme  aussetzen  und  gründlich  trocknen  lassen  kann, 
während  bei  dem  Einbau  in  Gruben  die  ganze  Einrichtung  nach  einer 
gewissen  Zeit  infolge  der  stets  herrschenden  Feuchtigkeit  sehr  leicht 
verrottet,  wenn  nicht  für  eine  besonders  sorgfältige  Wartung  der  An- 
lage gesorgt  wird. 

Die  vorstehenden  Ausführungen  zeigen,  wie  man  die  Aufgaben 
gelöst  hat,  die  der  elektrische  Antrieb  der  Wehr-  und  Schleusenanlagen 
stellt,  und  nach  welchen  Gesichtspunkten  die  Planung  der  Elektro- 
motoren und  ihres  Zubehörs  zu  erfolgen  hat.  Die  richtige  Wahl  ist  für 
die  Betriebssicherheit  dieser  Anlagen  von  ausschlaggebender  Bedeutung. 

Berlin.  Diplomingenieur  G.  Hey  mann. 


Vermischtes. 


Die  Würde  eiiies  Doktor-Ingenieurs  ehrenhalber  haben  Rektor  | 
und  Semit  der  Technischen  Hochschule  Darmstadt  auf  einstimmigen 
Antrag  der  Abteilung  für  Maschinenbau  verliehen:  dem  Geheimen 
Rat  Professor  Ernst  Brauer  in  Karlsruhe  in  Anerkennung  seiner 
langjährigen  erfolgreichen  Lehrtätigkeit  und  seiner  großen  wirtschaft- 
lichen Verdienste  um  den  theoretischen  Maschinenbau  und  dem 
Generaldirektor  der  Aktien-Gesellschaft  Buderussche  Eisenwerke  in 
Wetzlar,  Bergrat  Alfred  Groebler  in  Anerkennung  seiner  Verdienste 
um  den  deutschen  Bergbau  und  das  Eisenhüttenwesen  und  in 
Würdigung  des  zielbewußten  und  weitausschauenden  Ausbaues  der 
Buderusschen  Eisenwerke. 

Aufwenil u ngen  für  den  Bau  von  Kleinwohnungen  sind  ein- 


kommensteuerfrei.  In  vielen  Kreisen  ist  noch  wenig  bekannt,  daß 
nach  der  Novelle  zum  'Einkommensteuergesetz  vom  24.  März  1921 
(Reichsgesetzblatt  S.  313)  die  Beträge,  die  zur  Errichtung  von  Klein- 
wohnungen verbraucht  werden,  von  dem  Steuerpflichtigen  bei  Er- 
mittelung des  steuerbaren  Einkommens  in  ihrem  ganzen  Umfang  in 
Abzug  gebracht  werden  dürfen.  Hierunter  fallen  alle  Ausgaben  für 
den  Neubau  eigener  Kleinwohnungen  in  den  Jahren  von  1920  bis 
1923,  sofern  die  Verwendung  der  Bauten  als  Kleinwohnungen  min- 
destens 15  Jahre  lang  gesichert  ist,  und  alle  Beträge,  die  der  Steuer- 
pflichtige in  den  Jahren  1920  bis  1923  gemeinnützigen  Vereinigungen 
und  Gesellschaften  zuwendet,  die  ausschließlich  die  Förderung  des 
Kleinwohnungsbaues  bezwecken. 


Die  Stellenbesetzung:  für  die  preußische  Hochbauverwaltung;  nach  dem  Staatshauslialtplau  für  1921. 
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Buddhistische  Tempelaulagen  in  Siam. 

(Fortsetzung  aus  Nr.  45.) 


II.3) 

Im  Mittelpunkt  der  ganzen  Tempelanlage  liegt  gewöhnlich  das 
wichtigste  Kultgebäude,  der  Haupttempel  oder  Bot.  Er  gehört  zum 
absolut  notwendigen  Bestand  einer  Anlage  und  stellt  den  eigentlichen 
Kultraum  dar,  in  welchem  die  Hauptfeiern  der  Mönchsgemeinde  ab- 
gehalten werden.  Alle  anderen  Kultgebäude  können  mehr  oder  weniger 
fehlen.  In  der  Regel  ist  der  Haupttempel  ein  Gebäude,  das  aus  einem 
rechteckigen  oblongen  Raum  besteht. 

Der  Haupttempel  ist  stets  mit  der  Hauptfront  nach  Osten  gewandt. 
Im  Innern  erhebt  sich  im  Westen  ein  Buddhabild  in  sitzender  Stellung 
mit  untergeschlagenen  Beinen,  die  linke  Hand  auf  dem  Schoße  auf- 
liegend, die  rechte  über  das  Knie  herabhängend.  Das  Buddhabild 
schaut  somit  nach  Osten  und  ist  bestimmend  für  die  Orientierung  der 
ganzen  Tempelanlage.  Vor  diesem  ist  in  der  Regel  ein  Altar  aufgebaut, 
auf  dem  allerhand  Opfergaben  niedergelegt  werden.  Es  sind  meistens 
Blumengewinde  in  geschmackvoller  Zusammenstellung,  hauptsächlich 
Kränze  aus  weißen  Maliblüten,  die  einen  betäubenden  Duft  ausströmen, 
sodann  Kerzen  und  Weihrauch.  Ferner  werden  dort  kleine  Buddha- 
bilder aufgestellt,  auch  eiserne  Leuchter  stehen  da  zum  Aufstecken 
von  Wachskerzen.  In  der  Hauptachse  des  Bots  ist  vor  dem  Buddha- 
bild, diesem  den  Rücken  kehrend,  der  Sitz  des  Oberpriesters  angeord- 
net. Er  handelt  gewissermaßen  für  Buddha,  der  stets  als  den  Vorsitz 
in  der  Gemeinde  der  Mönche  führend  gedacht  wird,  daher  auch  die 
eigenartige  Stellung  des  Oberpriesters  vor  dem  Buddhabild,  nach  Osten 
schauend,  in  derselben  Richtung  wie  das  Kultbild. 

Der  Kern  des  Haupttempels  ist  stets  eine  rechteckige  Cella,  wäh- 
rend das  Verhältnis  der  Länge  zur  Breite  sich  sehr  abweichend  ge- 
staltet, weil  es  ganz  darauf  ankommt,  was  in  dem  Bot  unterzubringen 
ist.  Im  allgemeinen  übersteigt  das  Verhältnis  der  Breite  zur  Länge 
selten  1:2.  Es  muß  besonders  hervorgehoben  werden,  daß  in  der 
ganzen  Architektur  Siams  einfache  Zahlenverhältnisse  maßgebend  sind. 
Ursprünglich  scheint  die  Cella  keine  Fenster  besessen  zu  haben.  Ich 
habe  einige  wenige  Beispiele  davon  auch  noch  heute  gesehen,  die 
allerdings  ganz  kleine  Anlagen  darstellen.  Zuerst  hatte  der  siamesische 


Tempel  nur  eine  Tür  im  Osten,  genau  in  der  Achse  des  Gebäudes 
liegend.  Im  Verlauf  der  Entwicklung  wurde  die  Anzahl  dieser  Tore 
gesteigert  und  nicht  nur  im  Osten,  sondern  auch  im  Westen  Türen 
angebracht.  Doch  ist  die  höchste  Anzahl  der  Tore  sechs,  drei  im 
Osten  und  drei  im  Westen.  Dazu  treten  dann  die  Fenster  an  den 
Langseiten.  Diese  sind  zu  beiden  Seiten  des  Buddhabildes  symmetrisch 
angeordnet.  An  den  Schmalseiten  werden  niemals  Fenster  angebracht. 
Ursprünglich  wurden  die  Fenster  nur  sehr  klein  gebildet,  was  bei  der 
ungemein  hellen  Tropensonne  zur  Beleuchtung  auch  vollständig  genügt. 
Die  Anzahl  der  Fensterachsen  in  einem  Haupttempel  muß  stets  un- 
gerade sein,  wie  auch  sonst  die  ungeraden  Zahlen  in  der  siamesischen 
Kunst  bevorzugt  werden.  Es  ist  hier  zu  erinnern  an  die  ungerade 
Zahl  der  Etagen  der  Zeremonienschirme,  die  nachher  auf  die  Zahl  der 
Lotosblumen  an  den  Spitzen  der  Grabbauten  bestimmend  eingewirkt 
hat.  Die  ungeraden  Zahlen  gelten  in  Siam  als  die  starken  und  männ- 
lichen Zahlen  und  sind  als  solche  glückbringend,  während  die  geraden 
Zahlen  als  weiblich  und  unglückbringend  gelten.  Diese  Auffassung 
ist  auch  von  Asien  zu  uns  gekommen  und  spiegelt  sich  bei  uns  wider 
in  den  stets  ungeraden  Zacken  der  Adelskronen;  man  vergleiche  hierzu 
auch  die  Zahlenlehre  der  Schule  der  Pythagoräer  im  Altertum,  die  ja 
bekanntlich  von  Asien  her  beeinflußt  war. 

Die  Anzahl  der  Fensterachsen  schwankt  zwischen  11  und  13,  die 
gewöhnliche  Anzahl  derselben  ist  fünf.  Das  hat  seinen  Grund  darin, 
daß  an  den  Pfeilern  zwischen  den  Fenstern  die  Tossachat,  d.  h.  Dar- 
stellungen der  zehn  letzten  Wiedergeburten  Buddhas  in  Wandmalerei 
angebracht  werden.  Als  Beispiel  mag  hier  der  Grundriß  des  Haupt- 
tempels im  Tempel  des  Edelsteinbuddhas  gelten  (Abb.  9),  der  neun 
Fensterachsen  zeigt. 

Nur  bei  ganz  einfachen  Anlagen  besteht  der  Haupttempel  aus 
einer  einzigen  Cella.  Gewöhnlich  wird  im  Osten  und  Westen  je  eine 
Vorhalle  vorgelagert.  Diese  kann  sich  auch  zu  einem  vollständigen 
Säulenumgang  erweitern.  So  erhält  man  Tempelgrundrisse,  die  dem 
griechischen  Tempel,  dem  templum  in  antis,  dem  Peripteros,  dem 
Pseudodipteros  und  anderen  sehr  ähnlich  sind,  nur  daß  die  Rundsäulen 

des  griechischen  Tem- 
pels durch  quadratische 
Pfeiler  ersetzt  sind.  In 
alter  Zeit  wurde  beim 
Tempelbau  durchweg  die 
Rundsäule  mit  Lotos- 
kapitell angewandt.  Ein 
Beispiel  aus  neuerer  Zeit 
zeigt  Abb.  8. 

Diese  Ähnlichkeit  der 
siamesischen  Tempel  mit 
den  griechischen  ist  keine 
zufällige.  Bei  meinen 
Ausgrabungen  in  Nord- 
siam habe  ich  Baureste 
mit  streng  griechischer 
Profilbildung  wie  Sima, 
Kymation,  Eierstab,  Mä- 
ander und  Palmetten- 
motive gefunden,  außer- 
dem Fischteller,  wie 
sie  sonst  nur  in  den 
griechischen  Kolonien  am 
Schwarzen  Meer  und 
in  Kleinasien  hergestellt 
wurden.  Zusammen- 
hänge sind  sicher  vor- 
handen, wie  diese  aber 
gewesen  sind,  können 
nur  eingehende  Studien 


Abb.  8.  Haupttempel  im  Vat  Thepsirin  in  Bangkok. 


a)  Die  Ausführungen 
u.  Abbildungen  sind  dem 
dreibändigen  Werk  D ö h - 
ring,  „Buddhistische 
Tempelanlagen  in  Siam“ 
entnommen , erschienen 
Ende  1920  im  Verlag 
„Vereinigung  wissen- 
schaftlicher Verleger“, 
Berlin,  Genthiner  Str.  38. 
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und  Ausgrabungen  feststellen,  die  sich  über  Birma,  Vorderindien  und 
Zentralasien  erstrecken  müßten. 

Bis  zu  10  m Spannweite  kann  man  leicht  überdecken,  wird  diese 
überschritten,  so  stützt  man  die  Decke  des  Innenraumes  durch  zwei 
Reihen  von  Pfeilern  ab,  die  so  den  Raum  in  ein  Hauptschiff  und  zwei 
Nebenscbiffe  gliedern.  Die  Anzahl  der  Schiffe  muß  stets  ungerade 
sein.  Bei  den  heutigen  Tempeln  gibt  es  nie  mehr  als  drei  Schiffe. 
Bei  den  Tempeln  in  den  Ruinenstätten  des  Nordens  findet  man  bis  zu 
sieben  Schiffen. 

Was  den  Aufbau  betrifft,  so  liegt  der  Fußboden  stets  höher  als 
das  Steinpflaster  des  Tempelhofes.  Man  muß  also  auf  Treppen  von 
drei  bis  sieben  Stufen  zur  Vorhalle  emporsteigen.  Auch  hier  ist  die 
ungerade  Zahl  vorherrschend.  Vielfach  liegt  der  Fußboden  der  Cella 
wieder  höher  als  der  der  Vorhalle  und  'des  Säulenumgangs,  so  daß 
man  vor  die  Türen  Treppen  gelegt  hat,  die  zum  Teil  in  der  Türleibung 
selbst  liegen.  Das  Steigungsverhältnis  der  Treppe  ist  sehr  ungünstig, 
gewöhnlich  2S : 22  cm,  wobei  die  Steigung  größer  als  der  Auftritt  ist. 
Ist  ein  Pfeilerumgang  vorhanden,  so  werden  die  einzelnen  Pfeiler  mit 
einer  Brüstung  verbunden,  die  an  der  Außenseite  vielfach  mit  durch- 
brochenen chinesischen  Fayencekacheln  von  quadratischer  Form  ge- 
schmückt ist.  Diese  als  Schmuck  allgemein  verwendeten  Kacheln 
machen  auf  der 
schneeweißen,  glat- 
ten Putzfläche  einen 
wundervollen  Ein- 
druck. An  der 
Innenseite  der  Brü- 
stung sind  mehrfach 
kleine  Vertiefungen 
angebracht,  in  die 
man  bei  Festlichkei- 
ten Lampen  hinein- 
stellt. Der  ganze 
Tempel  erstrahlt  da- 
durch hell  in  der 
Dunkelheit,  ohne 
daß  man  ein  ein- 
ziges Licht  sieht. 

Diese  Lampen  wir- 
ken ähnlich  wie 
die  Rampenbeleuch- 
tung bei  unseren 
Bühnen.  Der  untere 
Teil  des  Haupt- 
tempels hat  eine 
profilierte  Basis.  Ist 
ein  Säulenumgang 
vorhanden,  so  zeigt 
sowohl  der  Unter- 
bau desselben  als 
auch  die  Wand  des 
Haupttempels  eine 
solche.  Es  ist  eine 
Eigentümlichkeit 
des  siamesischen 
Stils,  daß  die  Tür- 
leibungen diese 
Basispfeiler  glatt 
durchschneiden. 

Türen  und  Fenster 
des  Haupttempels 
sind  stets  recht- 
winklig mit  hori- 
zontalem Sturz,  der 
durch  eine  etwa 
8 cm  starke  Holz- 
bohle gebildet  wird. 

Über  diesem  hori- 
zontalen Brett  wird 
ohne  Entlastungs- 
bogen mit  hori- 
zontalen Schichten 
weitergemauert. 

Alle  Türen  und 
Fenster  zeigen  eine 
Umrahmung.  Sie 
haben  stets  wieder 
eine  eigene  reich- 
profilierte Basis  und 
werden  von  Lotos- 
pilastern  flankiert, 


die  ein  Giebeldreieck  tragen.  — Da  die  Mauern  durclrweg  sehr  große 
Stärken  zeigen,  sind  die  Fenster-  und  Türleibungen  tief.  Fenster 

1 

| 


Abb.  9.  Grundriß  des  Haupttempels 
im  Vat  Phra  Keo  in  Bangkok. 


Abb.  10.  Siamesischer  Entwurf  eines  Aufbaues 
für  eine  Leichenverbrennung. 
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und  Türen  sind  aus- 
schließlich  aus  bestem 
Teakholz  gearbeitet  und 
weisen  sehr  starke  Ab- 
messungen auf.  Sie 
schlagen  nach  innen  auf. 
Mauerstärken  der  Außen- 
wände kommen  bis  zu 
2 m vor.  Desgleichen 
sind  Innen-  und  Außen- 
pfeiler von  übermäßig 
starken  Abmessungen. 
Alle  Mauern  sind  nach 
oben  stark  verjüngt,  ähn- 
lich wie  bei  ägyptischen 
Bauwerken,  desgleichen 
auch  die  Tür-  und 
Fensteröffnungen  sowie 
alle  Pfeiler.  Auch  die 
Achsen  aller  Pfeiler  sind 
nicht  genau  senkrecht, 
sondern  treffen  sich  in 
einem  gedachten  Punkt, 
der  sehr  hoch  über  dem 
Mittelpunkt  des  ganzen 
Tempels  liegt.  Bei  Ab- 
bild. 10,  die  einen  siame- 
sischen Entwurf  für  eine 
V erbrennungsanlage  d ar- 
stellt,  sehen  wir  dieses 
Zusammenfallen  der  Eck- 
pfeiler besonders  stark. 

Mauern  und  Pfeiler 
sind  außen  mit  Putz 
überzogen.  Zuerst  wird 
eine  einfache  Mörtel- 
schicht aufgetragen , dann 
feiner,  blendendweißer 
Kalkmörtel  ohne  Sand- 


Abb.  11.  Tempel  Vat  Suthat  in  Bangkok, 


zusatz,  der  dann  noch  spiegelblank  poliert  und 
geschliffen  wird.  Diese  Art  Putz  hält  sich  sehr 
gut  und  bietet  vor  allem  dem  Pflanzenwuchs 
keine  Angriffsfläche.  Um  reichere  Wirkungen 
zu  erzielen,  verkleidet  man  die  ganzen  Wände 
und  Pfeiler  mit  grauem  Marmor  von  besonders 
schönem  Fugenschnitt  oder  Rauten  mustern, 
oder  man  hat  auch  in  die  weiße  Putzfläche 
Blumen  und  buntglasierte  Terrakotten  im  Rau- 
tenmuster eingedrückt.  Schließlich  ging  man 
dazu  über,  ganze  Gebäude  mit  Fayencetafeln 
zu  bekleiden.  Diese  Tafeln  werden  in  China 
nach  siamesischen  Zeichnungen  hergestellt. 

Die  Pfeiler  zeigen  bei  reicheren  Anlagen 
doppeltverkröpfte  Ecken,  so  daß  der  Querschnitt 
zwölf  verschiedene  Ecken  aufweist.  Die  Pfeiler 
haben  meist  ein  Lotoskapitell,  bisweilen  auch 
eine  Basis  mit  reicher  Profilbildung,  ähnlich 
den  Fußgesimsen  des  Haupttempels.  Im  Innern 
sind  die  Tempel  vielfach  mit  Gemälden  ge- 
schmückt, die  die  hohen  Wände  ringsum  von 
oben  bis  unten  zieren. 

Der  Innenraum  der  Cella  wird  mit  einer 
horizontalen  Holzdeck§  nach  oben  abgeschlos- 
sen, desgleichen  auch  die  Vorhallen.  Nur  bei 
ganz  einfachen  Anlagen  kann  man  ip  den 
offenen  Dachstuhl  hineinsehen.  Da  die  Wände 
reich  bemalt  sind,  dürfen  die  Decken  auch 
nicht  dahinter  zurückstehen.  Sie  sind  fast 
immer  mit  Rotlack  gestrichen.  Auf  diesem 
Untergrund  werden  Ornamente  in  echtem  Gold 
aufgetragen.  Auch  bringt  man  plastischen 
Schmuck  in  Blumenornamenten  an.  Die 
Dächer,  die  diese  Bauten  krönen,  können 
nicht  ganz  einfach  angelegt  werden,  wenn  sie 
im  Einklang  mit  der  Pracht  der  Gebäude 
stehen  wollen.  Sie  zeigen  durchschnittlich  eine 
Neigung  von  60  °,  dem  Tropenklima  mit  seinen 
außerordentlichen  Regenmengen  angepaßt.  Zur 
Dachdeckung  werden  glasierte  Ziegel  ver- 
wendet, die  aus  China  in  großen  Mengen 


Abb.  12.  Kanok-  Ornament. 


Abb.  12  a.  Kanok -Ornament. 
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eingeführt  werden.  Sie  haben  die  Gestalt  unserer 
Biberschwänze,  nur  daß  sie  kleiner  sind.  An 
Farben  sind  dunkelblau,  grtln  und  gelb  vor- 
handen. Die  Dächer  sind  so  gedeckt,  daß  die 
Hauptfläche  in  gelben  Ziegeln  hergestellt  wird, 
die  von  einem  breiten  ^Rahmen  aus  dunklen 
Sorten  eingefaßt  wird.  In  mehreren  Aufbauten 
sind  die  Satteldächer  der  siamesischen  Tempel- 
bauten übereinander  geschichtet,  meist,  in  zwei 
oder  drei  Lagen,  doch  kommen  auch  reichere 
Lösungen  vor.  Die  Dachfläche  als  solche  ist 
nicht  ganz  eben,  sondern  etwas  nach  innen 
durchhängend,  außerdem  wird  nach  der  Traufe 
zu  noch  ein-  bis  dreimal  in  einer  geringeren 
Dachneigung  abgesetzt.  Die  hinteren  und 
vorderen  Vorhallen  werden  durch  Pultdächer  in 
mehreren  Absätzen  abgedeckt,  die  sich  dann 
mit  den  unteren  Absätzen  des  Hauptdaches  in 
einem  Grat  verschneiden. 

Eine  imposantere  Lösung  ist  die  Durch- 
führung des  Satteldaches  auch  über  der  Vorhalle 
in  weiteren  Abtreppungen.  Ein  reiches  Beispiel 
zeigt  Abb.  11.  An  den  Stirnseiten  sind  die  Dach- 
ziegel durch  reicbgegliederte  Windbretter  gedeckt,  die  in  Form  von 
Schlangenleibern  ausgeschnitten  werden  und  unten  bei  jedem  Absatz 
in  einem  stark  stilisierten  fünfköpfigen  Schlangenhaupt  enden.  Dem- 
entsprechend wird  auch  der  Zusammenstoß  der  Windbretter  am 
Firstende  durch  einen  einzelnen  Schlangenkopf  gekrönt,  der  in  kühnem 
Bogen  sein  für  die  Umrißlinie  des  siamesischen  Tempels  so  charakte- 
ristisches Horn  gen  Himmel  reckt.  Die  Windbretter  in  Schlangenform 
werden  in  der  Regel  mit  Spiegelmosaik  bedeckt.  Besonders  reich  sind 
die  dreieckigen  Giebelfelder  geschmückt.  Auf  einer  Unterlage  von  Bret- 


tern ist  ein  prächtiges  Reliefschnitzwerk  angebracht,  meist  sogenanntes 
Kanok-Rankenwerk,  auf  dem  sich  figürliche  Darstellungen  der  siamesi- 
schen Sagenwelt  abheben  (Abb.  12  u.  12a).  Das  Kanok- Ornament  ist 
nach  siamesischer  Überlieferung  durch  die  Stilisierung  der  Reisblüte 
entstanden.  Ein  Beispiel  für  figürlichen  Schmuck  bildet  Abb.  13. 

Erwähnt  sei  noch,  daß  häufig  unterhalb  der  Traufbretter  vergol- 
dete Glöckchen  aufgehängt  werden,  an  deren  Schlägel  kleine  herz- 
förmige, vergoldete  Bleche  befestigt  sind,  so  daß  die  Glöckchen  durch 
ieden  Windhauch  zum  Klingen  gebracht  werden.  (Schluß  folgt.) 


Vermischtes. 


Die  Würde  eines  Doktor-Ingenieurs  ehrenhalber  haben  Rektor 
und  Senat  der  Technischen  Hochschule  Hannover  auf  einstimmigen 
Antrag  der  Abteilung  für  Mascbineningenieurwesen  verliehen  dem 
Professor  Konrad  Matschoß  in  Berlin  in  Anerkennung  seiner  hervor- 
ragenden Verdienste  um  die  Erforschung  der  Geschichte  des  Maschinen- 
baues. 

Technische  Hochschule  Berlin.  Mit  Zustimmung  des  Ministers 
für  Wissenschaft,  Kunst  und  Volksbildung  ist  der  Dr.  phil.  Gustav 
Mans  als  Lehrer  der  Vortragkunst  an  der  Technischen  Hochschule 
Berlin  zugelassen  worden. 

Tom  Deutschen  Museum  in  München  wird  berichtet,  daß  es 
nunmehr  gelungen  ist,  die  Mittel  für  den  Ausbau  dieses  nament- 
lich für  die  Technik  bedeutsamen  wissenschaftlichen  Unternehmens 
sicherzustellen.  Das  Reich  und  Bayern  haben  insgesamt  12  Mill. 
Mark  bereitgestellt,  des  weiteren  wird  die  deutsche  Industrie  erheb- 
liche Beiträge  leisten,  von  denen  über  4 Mill.  Mark  bereits  gezeichnet 
sind.  Die  Bauarbeiten  und  namentlich  die  Arbeiten  hinsichtlich  der 
Innenausstattung  sollen  nunmehr  in  vollem  Umfange  wieder  auf- 
genommen werden,  so  daß  die  Aussicht  besteht,  einzelne  Abteilungen 
(wie  z.  B.  Bergwerkbau,  Astronomie,  Chemie,  Musikinstrumente  usw.) 
bereits  im  Herbst  d.  J.  im  Neubau  in  fertigem  Zustande  zugänglich 
zu  machen.  Im  September  d.  J.  wird'  auch  zum  ersten  Male  seit 
vier  Jahren  wieder  eine  Jahresversammlung  des  Deutschen  Museums 
stattfinden. 

Die  Baukosten  nehmen  auch  in  Schweden  sehr  stark  zu,  wie 
die  folgenden  von  der  Wohnungskommission  der  Sozialverwaltung 
ermittelten  Zahlen  zeigen,  die  sich  auf  eine  „Feuerstätte“  beziehen, 
worunter  ein  Raum  von  30  qm  Fußbodenfläche  mit  zugehörigen 
Nebenräumen  verstanden  ist.  Auf  die  Feuerstätte  bezogen  setzten 
sich  die  Kosten  eines  Hauses  in  den  verschiedenen  Jahren  wie  folgt 
zusammen: 


Jahr 

1915 

1918 

1919 

1921 

Kr. 

Kr. 

Kr. 

Kr. 

Bauplatz  .... 

600 

800 

1000 

1000 

Baustoffe  . . . . 

1284 

3747 

6270 

5330 

Arbeitslohn  . . . 

367 

1353 

1616 

2014 

Bauleitung  . . . 

100 

125 

200 

250 

Verschiedenes  . . 

100 

250 

350 

400 

(Zinsen  usw.) 

2451 

6275 

9436 

8994 

Hierzu  sei  bemerkt,  daß 

die  schwedische  Valuta  sehr  hoch  steht, 

augenblicklich  50  vH  höher 

als  die 

norwegische. 

Eine  schwedische 

Krone  ist  etwa  14  deutsche 

dark  wert. 

K.  Hth. 

Oswin  Gröhe  f.  Am  3. 

Juni  d. 

J.  ist 

der  in  weiten  Kreisen  der 

älteren  Wasserbaubeamten  bekannte  und  wertgeschätzte  Regierungs- 


und Baurat  a.  D.  Oswin  Grobe  im  71.  Lebensjahr  in  Charlottenburg 
den  Folgen  eines  Schlaganfalles  erlegen.  Ein  reiches  Leben  ist  damit 
abgeschlossen.  — Gröhe  war  ein  außergewöhnlich  hochbegabter  Mann, 
ein  hervorragender  Techniker,  ein  tüchtiger  von  Vorgesetzten  und 
Untergebenen  geachteter  Beamter,  ein  treuer,  allzeit  hilfsbereiter  Freund. 
— Nach  beendetem  Schulbesuch  in  seiner  Vaterstadt  Görlitz  widmete 
er  sich  in  Berlin  den  Bauwissenschaften,  legte  die  Bauführerprüfung 
1874  und  die  Baumeisterprüfung  mit  Auszeichnung  1883  ab.  Mit  Hilfe 
der  ihm  aus  diesem  Anlaß  verliehenen  Staatsprämie  und  der  ihm 
gleichfalls  zuerkannten  Reiseprämie  aus  der  Louis-Boissonet-StittuDg 
machte  er  ausgedehnte  Studienreisen  nach  Rußland,  Frankreich.  Belgien, 
England  und  Schottland.  — Er  war  in  erster  Linie  Wasserbauer,  aber 
bei  seiner  vielseitigen  Begabung  konnte  er  sich  auch  im  Hochbau  er- 
folgreich betätigen.  Sowohl  als  Bauführer  hat  er  in  Schlesien  bei 
Kirchen-  und  anderen  Hochbauten  gearbeitet,  als  auch  nach  bestan- 
dener Baumeisterprüfung  zunächst  während  mehrerer  Jahre  im  Osten, 
besonders  in  Neidenburg  und  Soldau,  große  Kasernenbauten  ausge- 
führt. Dann  aber  wandte  er  sich  endgültig  seiner  eigentlichen  Lebens- 
aufgabe, dem  Wasserbau  zu.  ln  der  Kanal-Kommission  für  den  Bau 
des  Dortmund-Ems-Kanals  in  Münster  i.  W.  hat  er  von  1S90  bis  1896 
an  hervorragender  Stelle  gewirkt  und  durch  seine  theoretischen  und 
praktischen  Untersuchungen  im  Verein  mit  seinem,  leider  allzufrüh 
verstorbenen  Freunde  Lieckfeldt-  wesentlich  mit  dazu  beigetragen,  daß 
der  bereits  durch  Gesetz  festgestellte  Entwurf  namentlich  in  den  Quer- 
schnittabmessungen und  Krümmungsverhältnissen  geändert  und  ver- 
bessert wurde.  — 1896  wurde  er  als  Wasserbauamtsvorstand  nach 
Fürsten  walde  a.  d.  Spree  versetzt,  wo  er — 1901  zum  Regierungs-  und 
Baurat  ernannt' — ein  reiches  Feld  seiner  schöpferischen  und  ordnenden 
Tätigkeit  fand;  er  hat  den  Oder-Spree-Kanal  zur  leistungsfähigen  Wasser- 
straße umgewandelt,  oft  unter  den  allergrößten  Schwierigkeiten,  während 
des  sehr  lebhaften  Schiffverkehrs.  Nach  seinem  Ausscheiden  aus  dem 
Staatsdienst  1908  hat  er  die  Kanalisations-  und  Wasserversorgungs- 
anlagen von  Swinemünde  und  Misdroy  als  sein  Werk  ausgeführt, 
was  ihm  die  dankbarste  Anerkennung  der  beteiligten  Gemeinden  ein- 
brachte. Daneben  entwickelte  er  eine  umfangreiche  Tätigkeit  als 
Schiedsrichter  und  gerichtlicher  Sachverständiger;  auch  schriftstellerisch 
hat  er  häufig  zu  wichtigen  bauwissenschaftlichen  Fragen  in  techni- 
schen Zeitschriften  und  Berichten  zu  Schiffahrtkongressen  Stellung 
genommen. 

Nach  getaner  Arbeit  versammelte  Gröhe  gern  in  seinem  gastfreien 
Hause  seine  Freunde  um  sich  und  widmete  als  ausgezeichneter  Klavier- 
spieler der  Musik  seine  Zeit.  Das  Band  seiner  überaus  glücklichen 
Ehe  wurde  viel  zu  früh  im  zweiten  Kriegsjahr  durch  den  Tod  seiner 
Gattin  zerrissen.  Seine  Freunde  und  die  sonst  mit  ihm  dienstlich  oder 
außerdienstlich  in  Berührung  gestanden  haben,  werden  ihm  ein  treues, 
dankbares  Andenken  bewahren.  Sievers. 
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Amtliche  Mitteilungen. 

Preußen. 

Zu  Oberbauräten  sind  befördert  worden:  der  Regierungs-  und 
Baurat  Geheime  Baurat  Iken  bei  der  Regierung  in  Marien werder 
und  der  Regierungs-  und  Baurat  Roeßler  bei  der  Regierung  in 
Potsdam. 

Beförderungstellen  als  Regierungs-  und  Bauräte  sind  verliehen 
worden:  dem  Regierungs- und  Baurat  Book  bei  der  Kanalbaudirektion 
in  Essen  und  dem  Regierangs-  und  Baurat  Böen  ecke  in  Hannover 
unter  Versetzung  an  die  Regierung  in  Allenstein. 

Die  Vorstandstellen  der  Hochbauämter  in  Templin  und  Stargard 
i.  Pomm.  werden  am  1.  Juli  d.  J.  und  die  Vorstandstellen  der  Hoch- 
bauämter in  Brandenburg  a.  d.  Havel  und  Homburg  v.  d.  Höbe  am 
1.  Oktober  d.  J.  zur  Wiederbesetzung  frei. 

Die  Staatsprüfung  haben  bestanden:  die  Regierungsbauführer 
Friedrich  Melli.n  und  Erich  Wronka  (Hochbaufach);  — Otto 
Wolffram  und  Wilhelm  Mühlenbeck  (Wasser-  und  Straßenbau- 
fach); — Hermann  Elling  und  Paul  Bischof  (Eisenbahn-  und 
Straßenbaufach). 

Die  Geheimen  Bapräte  Karl  Schönemann,  Mitglied  der  Eisen- 


bahndirektion Halle  a.  d.  Saale,  und  Emil  Kressin  in  Wiesbaden, 
früher  Mitglied  der  Eisenbahndirektion  Mainz,  sind  gestorben. 

Deutsches  Reich. 

In  das  Reichsverkehrsministerium,  Abteilung  für  Wasserstraßen, 
ist  der  Regierungsbaumeister  Mügge  zur  auftragsweisen  Beschäftigung 
einberufen. 

Reichseisenbahnen.  Bayern.  Vom  1.  Juni  d.  J.  an  wurden  der 
Vorstand  der  Mat.  I.  München  Regierungsrat  Max  Häfner  in  gleicher 
Diensteseigenschaft  in  das  RVM,  ZB  in  München  in  etatmäßiger  Weise 
berufen  und  der  im  einstweiligen  Ruhestand  sich  befindende,  vor- 
malige Vorstand  des  Eisenbahn-Maschinenamts  in  Saargemünd  Baurat 
Ferdinand  Reisenegger  als  Vorstand  der  Mat.  I.  München  planmäßig 
wieder  angestellt. 

Baden. 

Das  Staatsministerium  hat  beschlossen,  den  ordentlichen  Honorar- 
professor an  der  Technischen  Hochschule  Karlsruhe  Christoph  Eberle 
seinem  Ansuchen  entsprechend  zum  1.  Oktober  d.  J.  aus  dem  badischen 
Staatsdienst  zu  entlassen. 


[Alle  Reohte  Vorbehalten.] 


Nichtamtlicher  Teil 

Schriftleiter;  Richard  Bergius  und  2)r.=  3itg.  Nonn. 


Das  Modell  des  Michelangelo  zur 

Vor  einem  Jahre  schon  hat  der  Privatdozent  an  der  Technischen 
Hochschule  Karlsruhe  Dr.-Ing.  Alker  in  seiner  Dissertation  „Die  Portal- 
fassade von  St. Peter  in  Rom  nach  dem  Michelangeloentwurf“  die  nahezu 
völlige  Übereinstimmung  zwischen  der  Kuppelmodellbeschreibung 
des  Vasari  und  den  Stichen  des  Duperac  festgestellt  und  war  be- 
züglich des  Modells  (Abb.  1)  zu  dem  Ergebnis  gekommen,  daß  es 

ursprünglich  mit 
Ausnahme  weni- 
ger Einzelheiten 
völlig  den  An- 
gaben beider 
zeitgenössischen 
Autoren  ent- 
sprochen haben 
müsse  und,  so- 
weit es  heute 
von  diesen  bei- 
den Quellen  ab- 
weiche, nach- 
träglich verän- 
dert worden  sei. 
Danach  stam- 
men noch  von 
Michelangelo  am 
Modell:  Tam- 

bur, Attika  und 
innere  Halbkup- 
pelschale. Die 
wichtigsten 
Änderungen, 
nämlich  äußere 
und  mittlere 
Spitzbogen- 
schale , die  La- 
terne und  vor 
allem  die  heral- 

Abb.  1.  Modell  der  Kuppel.  dischen  Drei- 


Kuppel  von  St.  Peter  in  Rom. 

berge  vor  den  Rippenanfängen  sind  unter  Sixtus  V.  unter  der  Bau- 
leitung des  Giac.  della  Porta  ausgeführt  worden.  Die  Autorschaft 
Michelangelos  an 
der  spitzbogigen 
I Kuppellinie  steht 
für  Alker  trotzdem 
außer  aller  Präge 
und  ist  vor  allem 
durch  die  echte 
Haarlemer  Hand- 
skizze  des  Meisters 
(Abb.  2)  gesichert. 

Schon  Geymüller 
hat  die  Überein- 
stimmung dieser 
Kuppellinie  auf  die- 
sem Blatte  mit  der 
Ausführung  nach- 
gewiesen. Alker 
macht  jedoch  wei- 
ter darauf  aufmerk- 
sam, daß  abwei- 
chend von  der  Be- 
schreibung des  Va- 
sari und  den  Stichen 
des  Duperac  auf 
allen  vier  Studien 
zur  Laterne , die 
sich  auf  diesem 
wertvollen  Doku- 
ment finden,  vor 
den  Postamenten 
der  Doppelsäulen 
volutenförmige  An- 
läufe skizziert  sind, 
ähnlich  der  heutigen 

Ausführung.  Damit  Abb.  2.  Haarlemer  Handskizze. 
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Abb.  3.  Schnitte  durch  die  Kuppel. 


war  die  Datierung  dieses  Blattes  nach  der  Modellfertigstellung  (15G1) 
sichergestellt,  zugleich  war  aber  auch  der  Entschluß  Michelangelos  er- 
wiesen, abweichend  vom  ersten  Modell  an  Stelle  der  Halbkreislinie  der 
Außenschale  die  Spitzbogenlinie  auszuführen. 

Mitte  August  vorigen  Jahres  erschienen  die  „Michelangelostudien " 
von  Dagobert  Frey  in  Wien,  die  sich  sehr  ausführlich  mit  der  Kuppel  von 
St.  Peter  und  ihrem  Modell  auseinandersetzen.  Auch  Frey  stellt  die 
Übereinstimmung  von  Vasari  und  Duperac  fest  (was  H.  Thode  190t' ja 
nur  zum  kleinsten  Teil  gelungen  war),  er  schließt 'jedoch  daraus,  daß 
Michelangelo  seine  Außenkuppel  nur  halbkugelförmig  habe  ausführen 
wollen  und  daß  demnach  dem  Giac.  della  Porta  die  Autorschaft  an 
der  heutigen  Kuppellinie  gebühre.  Er  kommt  somit  zu  dem  gleichen 
Schluß  wie  früher 
Letarouilly- Simil  und 
Garnier.  Das  Modell 
hält  Frey  für  ein  Werk 
des  18.  Jahrhunderts. 

Im  September  und 
Oktober  vorigen  Jah- 
res war  es  Alker  durch 
das  Entgegenkommen 
der  vatikanischen  Be- 
hörden möglich,  das 
Modell  sorgfältig  zu 
untersuchen  und  zeich- 
nerisch und  photo- 
graphisch einwandfrei 
aufzunehmen.  Abb.  4.  Bruchstück  des-  Kuppelmodells. 

Die  Ergebnisse  die- 
ser Arbeiten,  die  in  einer  Schrift  „Michelangelo  als  Architekt  von 
St.  Peter  in  Rom“  bei  der  Hotbuchdruckerei  Müller  in  Karlsruhe  er 
scheinen,  bestätigten  in  überraschender  Weise  die  früheren  Schluß- 
folgerungen des  Autors. 

1.  Tambur,  Attika  und  halbkuglige  Innenschale  stammen  von 
Michelangelo.  Beweis  ist  Alkers  Fund  der  von  Vasari  geschriebenen 
X-förmigen  Doppeltreppe  auf  dem  Rücken  dieser  Schale.  Abb.  4 gibt 
ein  lose  vorhandenes  unteres  Bruchstück  derselben  wieder.  Abb.  3 


zeigt  im  Grundriß  die  Treppenanordnung,  im  Aufriß  ist  dieser 
Kuppelteil  um  90  0 nach  vorn  gedreht  dargestellt.  Damit  ist  nun 
auch  die  bisher  undeutbare  Vasaristelle  geklärt:  Le  scale  di  mezzo 
fra  1 una  voltael’altra  ....  intersegandosi  le  scale  in  forma 
di  X 

2.  Die  spitzbogige  Außenschale  des  Modells  stammt  entweder  noch 
von  Michelangelo  selbst  oder  von  Giac.  della  Porta  nach  Michelangelos 
letzten  Ausführungsplänen.  Die  genaue  Aufnahme  dieser  Schale  er- 
gab, daß  bei  einer  Ausführung  nach  ihrer  Linie  die  Kuppel  um  2 m 
niedriger  geworden  wäre.  Sie  muß  dem  Modell  deshalb  vor  der  Bau- 
ausführung der  Kuppel  zum  Studium  der  Außenlinie  aufgesetzt  sein. 
Dies  wird  auch  bestätigt  durch  die  formalen  Einzelheiten  der  Rippen, 
die  in  Alkers  Schrift  zum  Vergleich  neben  die  Profile  der  Ausführung 
gesetzt  sind.  Damit  sind  auch  die  Aussagen  von  Grimaldi,  Ferrabosco, 
Fontana  usw.  über  eine  geringe  Kuppelüberhöhung  durch  Porta  be- 
stätigt. 

Die  mittlere,  spitze  Innenschale  des  Modells  ist  nicht,  wie  Durm 
angibt,  „mit  der  Außeuschale  und  der  zugehörigen  Rippe  aus  einem 
Stück  Holz  geschnitten“,  sondern  auf  einer  Brettafel  aufgemalt  dem 
Modell  hinzugefügt  worden.  Diese  Schale  ist  demnach  im  Modell 
überhaupt  nicht  plastisch  ausgeführt.  Abb.  5 gibt  das  Modell  mit  ab- 
genommener rechter  Brettafel. 


Abb.  5.  Innenansicht  des  Modells. 

3.  Porta  hat  dem  Modell  die  Laterne  hinzugefügt. 

4.  Um  1740  hat  Vanvitelli  das  Modell  zu  Studienzwecken  anläßlich 
der  Berufung  einer  Sachverständigenkommission  neu  instandsetzen 
und  bemalen  lassen.  Aus  dieser  Zeit  stammen  die  auf  Holztäfelchen 
und  Holzklötzchen  gemalten  Lukarnen,  die  volutenförmigen  Anläufe 
über  den  Strebepfeilern  und  die  Terrakottafigürchen  über  letzteren. 
Auch  die  Klappe  an  dem  äußersten  Strebepfeiler  rechts  mit  Angabe 
der  Armierung  stammt  aus  dieser  Zeit,  wie  auch  die  Aufmalung  sämt- 
licher Sprünge  und  das  kleine  Seilgerüst  im  Innern.  Der  durch  seine 
hervorragenden  Bramantestudien  um  die  St.  Peterforschung  so  ver- 
diente Dagobert  Frey  hat  sich  durch  diese  Überarbeitung  aus  dem 
18.  Jahrhundert  irreführen  lassen.  Ein  weiteres  sehr  interessantes 
Ergebnis  ist  ein  von  Alker  festgestelltes  Modell  zur  Laternenbekrönung 
aus  der  Zeit  des  Michelangelo  sowie  ein  noch  völlig  unbekanntes 
Modell  zu  den  Nebenkuppeln,  das  aus  der  Bauzeit  des  Ligorio  oder 
des  Vignola  stammt. 

Karlsruhe.  Sackur. 
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Buddhistische  Tempelanlagen  in  Siam. 

(Schluß  aus  Nr.  48.) 


III.') 

Die  siamesische  Architektur  wird  durch  einen  großen  Reichtum 
an  Einzelformen  ausgezeichnet,  die  aber  trotz  ihrer  Vielfarbigkeit  ein 
äußerst  harmonisches  Gesamtbild  ergeben.  Zunächst  ist  an  den  Tür- 
und  Fensterrahmen  reicher  plastischer  Schmuck  gehäuft.  Die  Wirkung 
wird  noch  dadurch  erhöht,  daß  die  vortretenden  Teile  meist  vergoldet 
sind  und  der  Untergrund  in  vielfarbigem  Spiegelmosaik  ausgelegt  ist. 
Ebenso  sind  die  Giebelfelder  aufs  reichste  vergoldet  und  mit  Spiegel- 
mosaik verziert.  Es  gibt  Tempel,  die  ganz  mit  Porzellantafeln  oder 
Fayencekacheln  inkrustiert  sind,  manche  Bauten  sogar  in  plastischem 
Goldmosaik.  Abb.  14  zeigt  eine  derartig  ausgeschmückte  Portalanlage. 
Die  siamesische  Architektur  hat  hier  eine  intensive  wirkungsvolle  Pracht 
erzielt,  die  wohl  nicht  mehr  überboten  werden  kann,  ohne  überladen 
zu  wirken. 

Die  siamesische  Malerei,  die  alle  Innenwände  überflutet,  hat  sehr 
strenge  Stilgesetze.  Für  alle  Helden  und  Götter  sind  bestimmte  Typen 
geschaffen,  die  schon  seit  Jahrhunderten  feststehen.  Alle  Figuren  sind 
ohne  Schatten  dargestellt.  Die  Überlieferung  fordert  für  gewisse  Helden 
grüne,  rote  oder  blaue  Körperfarbe.  Der  Hauptwert  ist  hier  auf  die 
Zeichnung  gelegt.  Es  haben  sich  auch  verschiedene  Gesetze  über  die 
Farben  der  Trennungslinien  erhalten,  so  ist  die  Zeichnung  auf  Gold- 
grund rot,  auf  rot  schwarz  und  umgekehrt.  Die  stilistische  Gebunden- 

")  Die  Ausführungen  und  Abbildungen  sind  dem  dreibändigen 
Werk  Döbriug,  „Buddhistische  Tempelanlagen  in  Siam“  entnommen, 
erschienen  Ende  1920  im  Verlag  „Vereinigung  wissenschaftlicher  Ver- 
leger“, Berlin,  Genthiner  Straße  38, 


Abb.  15.  Ausgeführter  Entwurf  für  eine  geschnitzte 
Füllung  im  Tempel  des  fünften  Königs  in  Bangkok. 

heit  zeigt  sich  hauptsächlich  an  den  überlieferten  Typen.  Sobald 
Volksgruppen  wiedergegeben  werden,  sind  diese  naiv,  natürlich  auf- 
gefaßt, ja  sogar  Ansätze  zur  Schattenbildung  sind  vorhanden. 

Der  erzählende  Inhalt  der  Bilder  wird  in  malerischer  Breite  mit 
sehr  vielem  Beiwerk  vorgetragen,  so  daß  der  eigentlich  dargestellte  Vor- 
gang nicht  sofort  in  die  Augen  fällt.  In  der  Regel  finden  wir  figuren- 
reiche Bilder  mit  prächtigem  architektonischen  Hintergrund,  aber  ohne 
Horizont  und  Bildpunkt,  in  leuchtenden  Farben  mit  echter  Vergoldung 
und  aufs  feinste  durchgearbeiteter  Zeichnung.  Ganz  vereinzelt  beginnt 
sich  auch  in  der  Malerei  europäischer  Eintl  uß  geltend  zu  machen,  doch 
solange  sich  die  alte  Überlieferung  erhält,  werden  Helden  und  Götter 
nach  dem  alten  Schema  dargestellt.  Eine  Entwicklung  ist  hier  nur 
im  Beiwerk  gegeben. 

Durch  die  tiefen  Farben  der  Gemälde  wird  das  Licht  in  den  Tempeln 
sehr  gedämpft.  Die  Fenster  sind  verhältnismäßig  klein  und  nur  unten 
angebracht,  während  die  Tempel  eine  bedeutende  Höhenentwicklung 
aufweisen.  Um  so  größer  ist  daher  der  Kontrast,  wenn  man  aus  den 
heißen,  durch  die  Tropensonne  hell  erleuchteten  Höfen  in  das  Halbdunkel 
des  kühlen,  schattigen  Haupttempels  tritt.  Hier  wirken  die  Malereien 
vorzüglich,  mit  feinem  Stilgefühl  sind  sie  für  diese  Umgebung  geschaffen. 
Dort  an  ihrer  Stelle  erhöhen  sie  den  Zauber  des  Gesamteindrucks, 
führen  den  Beschauer  in  märchenhafte  Traumländer.  Nimmt  man  sie 
aber  heraus  aus  ihrer  Umgebung  und  zerrt  sie  an  das  Sonnenlicht, 
so  wirken  sie  bunt,  kalt  und  fremd.  Auf  dem  Hintergrund  der  bilder- 
geschmückten Wände  hebt  sich  die  große  Buddhastatue  wirkungs- 
voll ab  und  leuchtet  mild  in  ihrer  Vergoldung  aus  dem  Schatten 
hervor.  Noch  reicher  als  die  Fensterumrahmungen  sind  die  Flügel 
der  Fenster  und  Türen  behandelt.  Es  gibt  da  verschiedene  Aus- 
führungen, zunächst  die  geschnitzten  Tür-  und  Fensterflügel,  welche 
meist  in  Hochrelief  ausgeführt  werden.  Der  Untergrund  wird 
leicht  mit  Spiegelmosaik  ausgelegt,  während  das  Ornament  und 


Abb.  14.  Portalanlage  im  Tempel  Vat  Rajabophit 
in  Bangkok. 
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die  Figuren  selbst  vergoldet  sind.  Abb.  15 
zeigt  einen  ausgeführten  siamesischen  Ent- 
wurf für  eine  derartig  geschnitzte  Füllung  im 
Tempel  des  fünften  Königs  zu  Bangkok.  Es 
ist  eine  Eigentümlichkeit  der  siamesischen 
Architekten,  daß  sie  ihre  Pläne  zumeist  mit 
weißer  Wasserfarbe  auf-  schwarzes  Papier 
mit  dem  Pinsel  auftragen.  Diese  Pinsel- 
technik der  Zeichnung  trägt  sehr  viel  zu 
dem  weichen,  abgerundeten,  harmonischen 
Charakter  der  siamesischen  Architektur  bei. 

Als  zweite  Dekorationstechnik  ist  die 
Schwarz  - Gold  - Lack  - Malerei  anzuführen, 
goldene  Ornamente  auf  schwarzem  Lack- 
grunde. Abb.  16  gibt  einen  Ausschnitt  aus 
einem  Türflügel  des  Vat  Suthat,  der  einen 
Welthüter  als  Torwächter  darstellt.  (Nach 
allindischer  Auffassung  sind  die  vier  Ecken 
der  Erde  vier  Göttern  zur  Bewachung  an- 
vertraut, die  die  vier  Welthüter  genannt 
werden.)  Bezeichnend  für  den  siamesischen 
Stil  ist  die  meisterhaft  flächige  Behandlung 
der  Figur,  der  ungeheure  Reichtum  der  ein- 
zelnen Muster  in  der  Gewandung  und  die 
teppichartige  Ausarbeitung  des  Hinter- 
grundes. Gerade  die  Schwarz-Gold-Technik 
ist  national  siamesisch,  seit  Hunderten  von 
Jahren  geübt,  jetzt  aber  im  Verfall  begriffen, 
weil  einerseits  die  geeigneten  Arbeitskräfte 
fehlen,  anderseits  bei  der  mehr  hastigen 
Bauart  nicht  die  nötige  Ruhe  vorhanden  ist, 
den  Lack  wie  früher  richtig  zu  schleifen 
und  trocknen  zu  lassen.  Diese  Techniken 
sind  vor  vielen  Jahrhunderten  entstanden, 
als  Zeit-  und  Arbeitsaufwand  noch  geringen 
Wert  hatten.  Gerade  in  dieser  Technik 
können  die  Siamesen  ihre  Meisterschaft  in 
der  Flächenbehandlung  zeigen.  Solche  Ar- 
beiten halten  sich,  Wind  und  Regen  aus- 
gesetzt, etwa  20  Jahre.  Nach  Ablauf  dieser 
Zeit  müssen  sie  erneuert  werden.  In  Innen- 
räumen dagegen  überdauern  sie  Jahrhun- 
derte. Den  herrlichsten,  aber  zugleich  zeit- 
raubendsten Schmuck  bilden  die  Perlmutt- 
einlegearbeiten in  Schwarzlackgrund.  Diese 
Arbeiten  sind  haltbarer  als  die  der  Schwarz- 
Gold  - Lack  - Technik.  Alle  hier  erwähnten 
Techniken  dienen  zum  Schmuck  der  Tür- 
und  Fensterflügel  an  den  Außenseiten.  An 
der  Innenseite  werden  sie  mit  Pflanzen- 
farben bemalt  in  derselben  Weise  wie  die 
Innenwände. 

Es  muß  noch  eine  Eigentümlichkeit  der 
siamesischen  Architektur  erwähnt  werden, 
die  ungemein  viel  zu  dem  Gesamteindruck 
der  graziösen  Formen  beiträgt,  die  sich 
besonders  an  den  frei  endenden  Spitzen 
zeigen.  Gerade  die  Verwendung  von  reich- 
geschmückten, frei  auslaufenden  langgezoge- 
nen Spitzen  ist  ein  besonderes  Merkmal  Abb.  16. 

der  siamesischen  Baukunst,  Pfeiler  und 
Säulen  sowie  Gebäudeecken  zeigen  mehr- 
fache Verkröpfungen,  die  bis  zu  neun  an  jeder  Ecke  zählen  können. 
Solange  Pfeiler  und  Endungen  quadratischen  Grundriß  mit  vier 
Ecken  haben,  ist  ihre  Konstruktion  genau  so  wie  in  Europa.  So- 
bald aber  drei  und  mehr  Verkröpfungen  auftreten,  also  zwölf  oder 
mehr  vorspringende  Ecken  vorhanden  sind,  würde  das  Verhältnis 
zwischen  der  Hauptbreite  des  Profils  und  der  Breite  der  Verkröpfung 
nicht  dasselbe  bleiben,  wenn  man,  wie  es  in  Europa  allgemein  üblich 
ist,  die  Gehrungslinien  der  Gesimse  unter  45°  anordnen  würde.  Im 
siamesischen  Stil  müssen  aber  alle  diese  Gehrungslinien  im  Grundriß 
nach  dem  Mittelpunkt  des  Eckpfeilers  oder  der  freien  Endigung  weisen. 
Sie  weichen  also  umsomehr  von  45°  ab,  je  weiter  sie  von  der  Diagonale 
des  Quadrates,  aus  dem  der  Grundriß  konstruiert  ist,  abkommen.  Das 
Gesetz  der  Zentralgehrungslinien  wäre  wohl  bei  unseren  Pfeilern  sehr 
gut  anwendbar,  wir  könnten  in  dieser  Beziehung  von  den  siamesischen 
Baumeistern  lernen. 

Bei  größeren  Abmessungen  hängen  bei  den  Profilen  sämtliche 
Horizontalen  nach  der  Ketienlinie  durch.  Dazu  kommt,  daß  alle 
Ecken  etwas  angehoben  werden.  So  sind  die  Dachfirste  besonders 
stark  gekrümmt,  und  diese  Rundung  läuft  sehr  harmonisch  in  einen 


Detail  von  einem  Türflügel  in  Schwarz -Gold -Lacktechnik 

im  Tempel  Vat  Suthat  in  Bangkok. 

Schlangen-  oder  Drachenkopf  aus.  Da,  wie  vorher  schon  gezeigt  wurde, 
sämtliche  Wände,  Tür-  und  Fensteröffnungen,  Pfeiler  und  Säulen  nach 
oben  verjüngt  sind,  so  gibt  es  in  der  ganzen  siamesischen  Architektur 
streng  genommen  keine  Horizontalen  und  Vertikalen.  Außerdem 
hängen  die  Giebeldreiecke  der  Tempel  im  Gegensatz  zu  den  sie 
tragenden  Pfeilern  leicht  nach  außen  über.  Infolgedessen  sind  selbst 
Umgrenzungsmauern  reich  profiliert.  Der  mittlere,  langgestreckte  Teil 
der  Mauer  zwischen  Basis  und  Bekröuungprofil  ist  leicht  nach  innen 
gewölbt. 

Wenn  wir  zum  Schluß  unserer  Betrachtung  ein  zusammenfassendes 
Urteil  über  die  siamesische  Baukunst  aussprechen  sollen,  so  ist  dies 
insofern  schwierig,  als  wir  mit  unserem  ganzen  Denken  und  Empfinden 
der  siamesischen  Kultur  als  solcher  fernstehen.  Der  große  Reichtum 
der  Formen,  der  den  Europäer  zuerst  fast  abstößt,  hat  hier  seine 
historische  Berechtigung;  die  Buntheit  der  Farben  wirkt,  da  alles 
gleichmäßig  bunt  ist,  im  ganzen  harmonisch,  nicht  schreiend.  Alle 
Details  sind  sorgfältig  und  liebevoll  durchgebildet.  Der  Maßstab  ist 
für  uns  manchmal  zu  klein,  doch  muß  mau  in  Betracht  ziehen,  daß 
der  Siamese  in  der  Regel  schärfere  Augen  hat  als  wir  und  daher  in 
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einer  großen  Höhe  Dinge  wahrnehmen  kann,  deren  Umrißlinien  für  | 
uns  verschwimmen.  Diese  äußerst  feine  Durchbildung  der  Einzelheiten 
erfordert  eine  Menge  von  Kunsthandwerkern,  leider  aber  sterben  diese 
immer  mehr  aus,  da  die  Kunstfertigkeit  in  Siam  verhältnismäßig 
weniger  einbringt  als  andere  Beschäftigung.  Bei  erhöhten  Löhnen 
wiederum  würden  die  siamesischen  Arcbitekturdetails  unverhältnis- 
mäßig teuer  werden.  Ohne  all  diesen  Reichtum  der  Einzelausführung 
würde  aber  die  siamesische  Kunst  gerade  ihre  intimsten  Reize  ent- 
behren. Jenes  Anhäufen  von  Schmuck  an  wenigen  Stellen,  z.  B.  an 
Fenster-  und  Türrahmen  auf  großen  glatten  Flächen  ist  eine  ihrer 
stärksten  Wirkungen.  Ein  anderer  Vorzug  sind  die  Flächenornamente, 
die  geradezu  meisterlich  Giebelfelder,  Türen,  Portale,  ja  ganze  Säulen 
und  Wände  überfluten.  Ein  feiner  Sinn 
für  Farbe  erzielt  überall  ein  harmoni- 
sches Gesamtbild  von  höchstem  Glanze. 

Die  Profile  sind  stets  klar  und  scharf 
durchgebildet  und  von  selbständiger 
Formengebung.  Grundrißanlagen  sind 
ebenfalls  gut  proportioniert  mit  starker 
Betonung  der  Hauptachsen.  Die  Linien- 
verhältnisse des  Aufbaues  der  Gebäude 
sind  leicht,  schlank  und  voller  Anmut. 

Die.  ganze  Baukunst  Siams  hat  etwas 
Edles,  scharf  Ausgeprägtes.  Straff  und 
sehnig  recken  sich  die  Säulen,  wie  zün- 
gelnde Flammen  zucken  die  Kanok-Orna- 
mente;  ein  jedes  ist  eigenartig  und  aufs 
feinste  ausgearbeitet;  äußerst  schlank 
erscheinen  die  Dachendungen.  Trotz  aller 
Mannigfaltigkeit  der  Formen  wirkt  die 
streng  durchgeführte  Symmetrie  groß 
und  beruhigend. 

Will  man  die  Schattenseiten  der 
siamesischen  Architektur  hervorheben,  so 


wäre  zu  bemerken,  daß  die  Technik  des  Baues  nicht  auf  der  Höhe  steht. 
Das  Baumaterial  ist  zu  monumentalen  Wirkungen  nicht  geeignet. 
Obwohl  es  in  Siam  genug  Marmor  und  Sandstein  gibt,  werden  die 
Außenflächen  in  ganz  feinen  Techniken  ausgeführt,  die  sich  mehr  für 
Innenarchitektur  eignen.  Dem  frommen  Buddhisten  kommt  es  nur 
darauf  an,  schnell  einen  Tempel  hochzuführen  und  ihn  als  Opfergabe 
im  Augenblick  der  Fertigstellung  möglichst  prunkvoll  erscheinen  zu 
lassen.  Vielfach  findet  sich  im  Mauerwerk  noch  Balkenverankerung. 
Gewölbte  Bogen  oder  gar  Gewölbe  sind  so  gut  wie  unbekannt. 

Die  Sterndeutekunst  steht  in  Siam  noch  in  hohen  Ehren.  So  hat 
sie  auch  einen  bestimmenden  Einfluß  auf  die  Abmessungen  nnd  An- 
ordnungen der  Tempel.  Ein  solcher  erscheint  mehr  oder  weniger  als 

Abbild  der  gesamten  Welt.  Das  Haupt- 
buddhabild stellt  den  Mittelpunkt  dar. 
Mönchswohnungen  müssen  südlich  vom 
Hauptbuddbabild  liegen,  da  der  Süden 
als  die  Gegend  des  Lebens  und  des 
Glücks  gilt  (der  Osten  als  die  Gegend 
der  Geburt,  der  Westen  als  die  Gegend 
des  Sterbens  und  der  Norden  als  die 
Gegend  des  Todes).  Die  Siamesen  ver- 
brennen als  Buddhisten  ihre  Toten.  Ver- 
brennungsanlagen liegen  stets  im  Norden 
oder  Westen,  Grabmäler  im  Westen  von 
TempelaDlagen.  Alle  Gebäudeteile  des 
siamesischen  Tempels  haben  symbolische 
Bedeutung  in  mehr  als  einer  Beziehung. 

Zum  Schluß  sei  noch  die  Abbildung 
einer  einfachen  siamesischen  Grabanlage 
gegeben,  die  auch  im  Äußeren  die  Form 
der  Aschenurnen  architektonisch  ver- 
wendet und  als  Doppelgrab  für  ein 
Ehepaar  bestimmt  ist  (Abb.  17). 

Professor  Dr.  Döbring. 


Abb.  17.  Doppelgrab  im  Tempel  Vat  Jai  Feng  in  Bangkok. 


Überbelastung  einer  Eisenbetondecke. 


Am  27.  Januar  1917  überfuhr  infolge  Versagens  der  Bremsen  der 
von  Frankfurt  a.  Main  um  l-5  Uhr  früh  auf  dem  Anhalter  Kopf- 
bahnhof in  Berlin  eintreffende  Schnellzug  D 11  den  Prellbock  des 
Bahnsteiggleises  6 und  fuhr  auf  den  Querbahnsteig  des  genannten 
Bahnhofs  auf.  Erst  durch  die  starke  Umfassungsmauer  des  Empfangs- 
gebäudes, die  ganz  unbedeutend  beschädigt  wurde,  wurden  die 
Lokomotive  und  die  anhängenden  Wagen,  von  denen  sich  die  ersten 
beiden  ineinander  schoben  und  zum  Teil  zertrümmert  wurden,  auf- 
gehalten. Unter  dem  Querbahnsteig  befinden  sich  die  Bahnhofs- 
Gepäckabfertigungsräume,  deren  Decke  zur  Hälfte  aus  gemauerten 
Gewölben,  zur  Hälfte  aus  einer  Eisenbetondecke  besteht.  Zunächst 
fuhr  die  Lokomotive  mit  den  Wagen  auf  die  Eisenbetondecke  und 
dann  auf  die  Gewölbe.  Die  Gewölbe  haben  die  schweren  Lokomotiv- 
lasten  ohne  jede  Schädigung  aufzunehmen  vermocht,  und  ebenso  ist 
derjenige  Teil  der  Eisenbetondecke,  der  aus  Eisenbetonplattenbalken 
besteht,  unversehrt  geblieben,  da  die  Lokomotivräder  ihren  Weg 
gerade  auf  den  Balken  nahmen  (Abb.  3,  Balken  IV  u.  V).  Nur  der- 
jenige Teil  der  Eisenbetondecke,  der  zwischen  den  Eisenbetonplatten- 
balken und  den  Gewölben  liegt  und  aus  Eisenbetonbalken  besteht, 
zwischen  denen  zur  Beleuchtung  der  darunter  befindlichen  Gepäck- 
räume größere,  wagerecht  liegende  Oberlichte  eingebaut  sind,  ist  be- 
schädigt worden.  Doch  haben  auch  hier  die  Balken,  obgleich  ihrer 


Abb.  1.  Aufsicht  auf  den  überbelasteten,  beschädigten 
Deckenteil. 


Berechnung  nur  eine  gleichmäßig  verteilte  Last  von  700  kg/qm  mit 
einem  Stoßzuschlag  von  20  vH  zugrunde  gelegt  war,  die  schweren 
Lokomotivachsen  zu  tragen  vermocht.  Wie  die  Abb.  1 u.  2 zeigen, 
ist  nur  an  den  Stellen,  an  denen  die  linken  Räder  auf  den  Balken 
gewissermaßen  sprungartig  aufgeschlagen  sind,  der  Beton  völlig  zer- 
trümmert und  haben  sich  die  Eiseneinlagen  durchgebogen;  während 
die  übrigen  Balkenteile  und  besonders  diejenigen,  an  denen  die 
rechten  Lokomotivräder  aufgeschlagen  sind,  nur  mehr  oder  minder 
starke  Risse  erhalten  haben.  Die  Lokomotive  wurde  auf  dem  gleichen 
Wege,  auf  dem  sie  den  Querbahnsteig  überfahren  batte,  nach  Unter- 
stützung der  Eisenbetonbalken  zurückbefördert.  Die  Abb.  1 u.  2 geben 
den  Deckenzustand  nach  der  Lokomotivrückbeförderung  wieder,  bei 


Abb.  2.  Aufsicht  auf  die  eine  Hälfte  des  überbelasteten, 
beschädigten  Deckenteils. 
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der  weitere  Beschädigungen  der 
Eisenbetonbalken  durch  Geräte  und 
Werkzeuge  nicht  zu  vermeiden 
waren. 

Der  Ausbildung  des  Balkens  II 
(Abb.  3,  4 u.  5),  der  die  Lokomotiv- 
lasten  unmittelbar  aufgenommen 
hat,  war  folgende  Berechnung  zu- 
grunde gelegt. 

Nutzlast:  700  kg/qm  mit  20  vH 
Zuschlag  für  etwa  auftretende 
Stöße.  Stoff beanspruchung:  Beton 
im  Mischungsverhältnis  (Portland- 
zement : Kiessand)  = 1:4.  Höchste 
Beanspruchung:  G6  = 40  kg  qcm. 
Eisen:  Höchste  Beanspruchung:  Ge 
= 1000  kg/qcm.  Stützweite =3,80 m. 
Gewicht  des  Oberlichts  = 150  kg  qm, 
Nutzlast  (einschließl.  20  vH  Stoß- 
zuschlag) = 840  kg/qm.  Zusam- 
men rund  1000  kg/qm.  Die  Ge- 
samtlast P = 3,80  X 1,25  X 100O 
= 4750  kg,  Eigengewicht  des  Balkens 


Aeg  der  Räder  der  entgleisten  Fahrzeuge  q 


Gewölbe 

Abb.  3.  Grundriß. 


Abb.  4.  Schnitt  « — b. 


Ba/kenHf  BalkenI 

~3h~ 2L20mm$je5,säßlg  2F.20mmf 


Ba/kenM 
8?  -—3^ 


Abb. 


4 u. 


Abb.  5.  Schnitt  c — d. 

5.  Entwurfzeichnungen  des  überbelasteten  Deckenteils. 


= 850  kg.  Zusammen  5600  kg.  Das  Moment  in  der  Mitte  M ^00  X ^80 

O 

= 266  000  cm  kg.  Für  den  Balken  war  gewählt  (vgl.  Abb.  4 u.  5): 
6 = 25  cm,  6 = 42  cm,  h — « = 38,5  cm,  fe  = 12,6  qcm  [4P20f/>|, 
fe  = 6,3  qcm  |2P20  «f»]. 

Unter  Vernachlässigung  von  fe  folgt  schließlich  de  = 648  kg/qcm 
und  (Sb  — 36,8  kg/qcm;  70  = 3,4  kg/qcm. 

Die  Beanspruchungen  des  Eisens  und  des  Betons  aus  der  Loko- 
motivbelastung  in  diesem  Balken  II  ergeben  sich  aus  der  folgenden 
Berechnung.  Stützweite  = 3,80  m. 

Belastung  (vgl.  Abb.  6):  eine  Achse  mit  16  t,  d.  i.  die  schwerste 
Achse  der  in  Betracht  kommenden  Schnellzuglokomotive  bei  größtem 

Betriebsgewicht.  Der  Raddruck  wird  mit  ^ = 8 t angenommen.  Diese 


7,38  - 

1,555 — »■ 

l 

* 1 

£2 f 

-7,555— 

/ 

B-ßßß1 


A-9, ‘t£t 


1,30 


IßO  — 


( Die  Radstellung  ist  örtlich  aufgenommen  j 


8t  8^ Iwkes Rad)  Annahme  ist  etwas  ungünstig,  da 

aus  der  starken  Zertrümmerung  des 
Betons  unter  den  linken  gegenüber 
der  ganz  geringen  Betonzerstörung 
unter  den  rechten  Rädern  (vgl. 
Abb.  1 u.  2)  geschlossen  werden 
kann,  daß  infolge  Schiefstellung 
der  Lokomotive  der  linke  Raddruck 
größer  als  der  rechte  war. 

Bei  einem  Eigengewicht  des 
Balkens  1 t ergibt  sich  ilfmax 
= 10,64  mt  und  mit  Berücksichti- 
gung von  fe':  % — 119,2  kg/qcm  und 
öV  2528  kg  qcm;  ferner  oe'  = 1284  kg/qcm;  schließlich  z0=  11,3kg  qcm 
und  z,  = 11,2  kg  qcm. 

In  der  vorstehenden  Berechnung  ist  die  Stoßwirkung  der  Loko- 
motivräder  auf  den  Eisenbetonbalken  nicht  berücksichtigt  worden. 
Wählt  man  für  diesen  Zuschlag  den  immerhin  sehr  geringen  Wert 
von  nur  60  vH  des  Raddrucks,  so  ergeben  sich  folgende  Beanspruchungs- 

%\erte.  <56  = 188,2  kg/qcm  r0  = 18,l  kg/qcm 

Oe  = 4000  „ 7j  = I8.0  „ 


Abb. 


6.  Lokomotivbelastung 
des  Balkens  II. 


oV=  2027  kg/qcm. 

Die  Streck-  oder  Fließgrenze  für  die  Rundeisen,  die  allgemein 
im  Mittel  mit  rund  2700  kg'qcm  angenommen  werden  kann,  ist  also 
im  vorliegenden  Falle  bei  Annahme  ruhender  Belastung  noch  nicht 
ganz  erreicht;  bei  Berücksichtigung  eines  60prozentigen  Stoßzuschlags 
sind  jedoch  die  Rundeisen  bis  zur  allgemein  festgestellten  höchsten 
Zugfestigkeitsgrenze  beansprucht  worden.  Dabei  ist  außer  acht 
gelassen,  daß  an  den  Aufschlagstellen  der  linken  Räder  der  Beton 
völlig  zerstört  worden  ist,  daß  hier  also  die  Eiseneinlagen,  nachdem 
der  Beton  durch  die  erste  und  zweite  Achse  zermürbt  war,  allein 
die  dritte  und  vierte  Lokomotivachse  nacheinander  haben  tragen 
müssen. 

Die  Druckfestigkeit  des  Betons  ist  nach  obiger  Berechnung  unter 
der  Lokomotivlast  größer  als  110,2  kg  qcm  bezw.  bei  Annahme  eines 
Stoßzuschlags  von  60  vH  des  Raddrucks  größer  als  188,2  kg  qcm 
gewesen  : denn  die  Zerstörung  des  Betons  an  denjenigen  Stellen,  an 
denen  die  linken  Lokomotivräder  aufgeschlagen  sind,  ist  unbedingt 
nur  durch  diese  Stoß  wirkung  herbeigeführt.  Die  Werte  von  119,2  kg  'qcm 
und  188,2  kg/qcm  bleiben  unterhalb  der  bei  allgemeinen  Versuchen 
mit  einer  Mischung  1 : 4 nach  28  Tagen  festgestellten  größten  Beton- 
druckfestigkcit  von  ungefähr  240  kg/qcm.  Besondere  Betonprüfungen 
sind  bei  der  Herstellung  der  Decke  nicht  ausgeführt  worden,  so  daß 
heute  nicht  mehr  angegeben  werden  kann,  ob  die  Druckfestigkeit  des 
Betons  nach  28  Tagen  etwa  größer  als  240  kg/qcm  gewesen  ist. 

Die  Schub-  und  Haftspannung,  die  bei  der  Belastung  durch  die 
Lokomotive  nach  obiger  Berechnung  11,3  bezw.  18,1  kg'qcm  beträgt, 
bleibt  ebenfalls  unterhalb  des  allgemein  durch  Versuche  festgestellten 
größten  Werts  von  ungefähr  25  kg  qcm. 

Immerhin  ist  beachtenswert,  daß  der  Beton  die  ihm  auferlegte 
Druckfestigkeit  und  der  Eisenbeton  die  hohe  Haftfestigkeit  besessen 
haben;  es  ist  dies  ein  Beweis  von  der  vorzüglichen  Ausführung  und 
der  Verwendung  guter  Baustoffe,  was  bei  der  Herstellung  von  Bau- 
werken aus  Eisenbeton  immer  eine  Hauptsache  sein  wird  und  auch 
im  vorliegenden  Falle  die  völlige  Zerstörung  der  Eisenbetonbalken 
und  den  Durchbruch  der  Lokomotive  vermieden  hat.  Die  Decke  ist 


von  der  Unternehmung  Max  Hamann,  Hoch-  und  Tiefbau,  Berlin  W 9, 
Köthener  Straße  31,  im  Anfang  des  Jahres  1913  hergestellt. 

Berlin.  Kuhnke,  Regierungsbaurat. 


Vermischtes. 


Die  Würde  eines  Doktor-Ingenieurs  ehrenhalber  haben  Rektor 
und  Senat  der  Technischen  Hochschule  Berlin  nachbenannten  Personen 
verliehen:  auf  den  einstimmigen  Antrag  der  Abteilung  für  Maschinen- 
ingenieurwesen dem  Direktor  der  Siemens-Schuckert-Werke  G.  m.  b.  H. 
in  Berlin  Karl  Köttgen  in  Anerkennung  seiner  hervorragenden 
Verdienste  um  die  Entwicklung  elektrischer  Antriebe,  insbesondere 
für  Walzwerke  und  Förderanlagen;  — auf  den  einstimmigen  Antrag 
der  Abteilung  für  Allgemeine  Wissenschaften  dem  ordentlichen 
Professor  an  der  Technischen  Hochschule  Karlsruhe  Geheimen 
Hofrat  Dr.  phil.  Karl  Heun  als  dem  hervorragenden  Gelehrten,  der 
die  heutige  Entwicklung  der  angewandten  Mathematik  und  Mechanik 
mit  begründen  half  und  sich  dadurch  auch  um  die  technischen 
Wissenschaften  bleibende  Verdienste  erworben  hat. 

Der  Akademische  Ingenieur-Verein  an  der  Technischen  Hoch- 
schule München  kann  in  diesem  Jahre  auf  sein  fünfzigjähriges  Be- 
stehen zurückblicken.  Er  wurde  nach  dem  glorreichen  Abschluß  des 
Krieges  1870/71  unter  dem  Namen  „Skizzenverein“  gegründet  zur  Pflege 
fachwissenschaftlicher  und  geselliger  Bestrebungen  der  Studierenden 


der  Bauingenieur-Abteilung.  Aus  dem  „Skizzenverein“  hat  sich  im 
Lauf  der  Jahre  die  fachwissenschaftliche  Körperschaft  „Akademischer 
Ingenieur- Verein“  entwickelt.  Die  Feier  des  fünfzigjährigen  Stiftungs- 
festes fiudet  in  der  Zeit  vom  24.  bis  26.  Juni  in  München  anläßlich 
der  Ausstellung  für  Wasserkraft  und  Energiewirtschaft  statt.  Näheres 
durch  den  Schriftführer  des  Verbandes  Alter  Herren  Diplomingenieur 
Streck,  Technische  Hochschule  München. 

In  dem  Wettbewerb  für  Vorentwürfe  zuni  Ban  eines  Kranken- 
hauses in  Velbert  (S.  SS  u.  184  d.  Bl.)  hat  das  Preisgericht  einstimmig 
erteilt:  zwei  Preise  von  S000  Mark  den  Entwürfen  „Krehwinkel“, 
Verfasser  Prof.  Fritz  Becker  u.  Architekt  Max  Lentzsch,  beide  in 
Düsseldorf,  und  „Weiße  Wand“,  Verfasser  Architekt  Jean  Flerus 
u.  Gartenarchitekt  G.  Alliuger,  beide  in  Dortmund,  Mitarbeiter  Cand. 
arch.  H.  Baum  in  Dortmund  - Huckarde;  einen  Preis  von  6000  Mark 
dem  Entwurf  „Virchow“,  Verfasser  Prof.  Karl  Wach  u.  Architekt 
Heinrich  Beck,  beide  in  Düsseldorf.  Zum  Ankauf  für  je  1500  Mark 
wurden  empfohlen  die  Entwürfe  „Licht  — Luft  — Sonne“  a),  \ erfasser 
Karl  Saurenbach  u.  Otto  Silberberg,  beide  in  Barmen,  und 
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„Gesund“,  Verfasser  Architekt  Hans  Landgrebe  in  Weitmar  bei 
Bochum  u.  Architekt  Walter  Kreuzer  in  Bochum.  Die  eingegangenen 
56  Entwürfe  sind  vom  IG.  bis  einschließlich  20.  Juni  1921  im  Saale 
des  Bürgervereins  in  Velbert  ausgestellt. 

Ein  Wettbewerb  um  Vorentwürfe  fiir  ein  Kriegorehrenmal 
und  Kriegergrab  steine  auf  dem  Sennefriedbof  in  Bielefeld  wird 
von  dem  Magistrat  Bielefeld  unter  Künstlern  deutscher  Reichs- 
angehörigkeit, die  in  der  Provinz  Westfalen,  im  Ileg.-Bez.  Osnabrück, 
in  Lippe-Detmold  oder  in  Schaumburg- Lippe  dauernden  Wohnsitz 
haben  oder  in  der  Stadt  Bielefeld  oder  im  Landkreise  Bielefeld  ge- 
boren sind,  mit  Frist  bis  1.  Oktober  192t  ausgeschrieben.  Unterlagen 
sind  bis  1.  Juli  1921  gegen  postfreie  Einsendung  von  10  Mark  vom 
Stadtbauamt  Bielefeld  zu  beziehen.  Vorgesehen  sind  drei  Preise  von 
3000,  2000  und  1000  Mai'k.  Vergütung  für  etwaige  Ankäufe  je  500  Mark. 
Dem  Preisgericht  gehören  u.  a.  an:  Prof.  Högg  in  Dresden,  Prof. 
Jobst  in  Darmstadb,  Gartendirektor  Mayerkamp  und  Stadtbaurat 
Schultz  in  Bielefeld. 

Eine  Ausstellung  „Wärmewirtschaft“  wird  im  Rahmen  der  Aus- 
stellung „Wasserstraßen-  und  Energiewirtschaft“  vom  13.  Juni  ah  auf 
vier  Wochen  in  München  veranstaltet.  Sie  wird,  von  hervorragenden 
Fachleuten  und  den  beteiligten  Berufsverbänden  bearbeitet,  für  Haus- 
halt, Gewerbe  und  Industrie  einen  lehrreichen  Überblick  bringen, 
zumal  auch  den  in  Frage  kommenden  Firmen  Gelegenheit  geboten 
ist,  ihre  Erzeugnisse  zu  zeigen  (vergl.  S.  224  d.  BI.). 

Reiclishochbauuormnug.  Am  26.  Mai  fand  in  Dresden  eine 
Sitzung  der  Obmänner  der  Reichshochbaunormung  unter  dem  Vorsitz 
von  Ministerialrat  Huber  in  München  statt.  Es  wurde  besonders  die 
Stellung  der  Reichshochbaunormung  im  Rahmen  der  gesamten  Bau- 
normung eingehend  besprochen.  Die  Versammlung  legte  ferner  die 
Ziele  und  weiteren  Aufgaben  der  Hochbaunormung  fest. 

Das  Materialpriifungsamt  in  Berlin-Dahlem  veröffentlicht  im 
4.  u.  5.  Heft  seiner  Mitteilungen  von  1920  den  Bericht  über  die 
Tätigkeit  des  Amts  vom  1.  April  1919  bis  31.  März  1920,  der  mit  dem 
Hinweis  beginnt,  wie  störend  der  Mangel  an  Heizstoffen  auf  den 
Fortgang  der  Arbeiten  des  Amts  eingewirkt  habe.  Diese  Störung 
war  um  so  fühlbarer,  als  in  sämtlichen  Abteilungen  mit  Ausnahme 
der  für  papier-  und  textiltechnische  Untersuchungen  die  Inanspruch- 
nahme des  Amts  durch  die  Industrie  einen  neuen  Aufschwung  ge- 
nommen hat.  Der  empfindliche  Mangel  an  Papier  hat  die  bisher  geübte 
Sorgfalt  in  der  Auswahl  und  Prüfung  der  Papiere  stark  beeinträchtigt. 
Die  Erhöhung  der  Gebühren  blieb  in  der  Berichtszeit  noch  auf  Zu- 
schläge von  50  vH  beschränkt,  während  die  neue  Gebührenordnung 
vom  27.  Oktober  1920  — 4.  u.  5.  Heft,  S.  319  — solche  von  250  bis 
400  vH  vorsieht. 

Als  bemerkenswerte  Forschungsarbeiten  erwähnt  der  einleitende 
Bericht  des  Direktors  Rudel  off  von  den  unter  seiner  persönlichen 
Leitung  ausgeführten  die  auf  Ersatzstoffe  für  Treibriemen  und  die 
Sicherung  von  Förderseilen  bezüglichen,  die  Untersuchung  dublierter 
Ballonstoffe,  des  Reibungswiderstandes  von  Treibriemenleder  auf  guß- 
eisernen Scheiben,  die  Beurteilung  von  Tischlerleim,  ferner  die  Arbeiten 
im  Normenausschuß  der  Deutschen  Industrie,  betreffend  Normal- 
bedingungen für  die  Lieferung  und  Prüfung  von  Eisenkonstruktionen 
u.  dergl.  m. 

Die  Aufträge  haben  an  Zahl  und  Umfang  zugenommen,  obwohl  ein 
großer  Teil  der  Aufgaben  der  vorangegangenen  Jahre  in  den  Forderungen 
des  Heeresdienstes  fortgefallen  ist.  Außerdem  wird  beispielweise  in  der 
Abteilung  I für  Metallprüfung  darauf  hingewiesen,  daß  sie  von  neuen 
großen  Industriegruppen  ihre  Aufgaben  empfängt,  die  sich  selten  auf 
kleinere  Versuchsarbeiten  beschränken,  sondern  meist  umfangreiche  Vor- 
arbeiten, Untersuchungen  und  neuartige  Einrichtungen  beanspruchen, 
und  daß  ferner  in  steigendem  Maße  von  größeren  Werken  eigene 
Prüfungstellen  eingerichtet  werden,  die  zur  Herstellung,  Prüfung  und 
Eichung  ihrer  Maschinen  und  Geräte  sich  der  Mitwirkung  des  Amts 
bedienen,  dessen  Kräfte  dadurch  aber  in  erwünschter  Weise  für 
wissenschaftliche  und  Forschungsarbeiten  frei  werden.  Hierauf 
bezieht  sich  eine  Reihe  von  Weisungen,  die  das  Amt  über  Be- 
schaffung, Unterhaltung,  regelmäßige  Prüfung  und  Kosten  solcher 
Anstalten  bekannt  gibt  und  deren  Beachtung  ihren  Inhabern  von 
großem  Nutzen  sein  wird. 

Von  älteren  Versuchsarbeiten  sind  die  Knickversuche  mit  ge- 
gliederten Druckstäben  an  der  3000  t- Maschine  wieder  aufgenommen 
worden  und  sollen  nunmehr  stetig  fortgesetzt  werden,  wenn  die  nötigen 
Mittel  aufgebracht  werden  können.  Andere  wiederaufgenommene 
Versuche  erstrecken  sich  auf  das  Verhalten  einfacher  und  zusammen- 
gesetzter D-Profile  bei  exzentrischer  Belastung,  auf  Dauerversuche  mit 
Rohrmaterial,  Bruchursachen  von  Förderseilen  und  Drähten,  Ketten, 
Kugelgelenkgliedern,  Festigkeit  von  elektrischen  Schweißungen,  Sonder- 
stählen, Legierungen,  Isolierungen,  eisernen  Ringdübeln,  auf  Farben, 
Lacke,  Kautschuk,  Gummi  u.  dergl.  m. 

Die  Abteilung  II  für  Baumaterialprüfung  zeigt  in  der  Zahl  der 


Aufträge  und  Versuche  gegen  das  Vorjahr  eine  Zunahme  von  40  bis 
50  vH.  Zwei  Drittel  davon  entfallen  auf  Bindemittel,  Beton  u.  dergl., 
der  Rest  auf  Steine  und  ähnliches.  Kalksandsteine  und  Klinker 
bewiesen  für  Zementmörtel  gleiche  Haftfestigkeit,  die  durch  Traß- 
zusatz  verringert  wurde,  ebenso  für  Kalkmörtel  mit  geringem  Zement- 
zusatz. 

Aus  der  großen  Zahl  sonstiger  Versuche  verdienen  die  im  2.  u. 

3.  Heft  der  Mitteilungen  von  1920  von  Professor  Burchartz  ver- 
öffentlichten Schlußberichte  über  die  Versuche  mit  Hochofenschlacke*) 
und  Hochofenzement  besondere  Beachtung.  Die  ersteren  sind  im 
Aufträge  der  „Kommission  für  Untersuchung  der  Verwendbarkeit  von 
Hochofenschlacke  zu  Betonzwecken“  in  den  Jahren  1911  bis  1916  nach 
dem  vom  Prüfungsamt  entworfenen  Arbeitsplan  ausgeführt  worden 
und  betrafen  Betonkörper,  bei  denen  die  Zuschläge  an  Sand,  Kies  und 
Schotter  zum  Portlandzement  und  Eisenportlandzement  durchweg  durch 
Hochofenschlacke  von  entsprechender  Korngröße  ersetzt  waren.  Auch 
über  das  Verhalten  von  Eiseneinlagen  in  solchem  Beton  und  über  die 
Einwirkung  des  Seewassers  auf  ihn,  besonders  in  gleichen  Mischungen 
wie  den  seinerzeit  bei  den  Helgoländer  Versuchen  verwandten,  sollen  die 
Versuche  Aufschluß  geben.  Der  Schlußbericht  enthält  eine  voll- 
ständige Übersicht  der  Anordnung,  Ausführung  und  der  zahlenmäßigen 
Ergebnisse  dieser  Arbeiten  nebst  einer  zusammenfassenden  Besprechung, 
nach  der  erwiesen  ist,  daß  die  geprüfte  Hochofenschlacke  zur  Herstellung 
von  Beton  im  Süß-  und  Seewasser  mindestens  ebenso  geeignet  ist  wie 
Naturkies,  daß  die  Mischung  von  1 R.-T.  Zement  zu  2 R.-T.  Schlacken- 
stein zu  3 R.-T.  Schlackengrusschottergemisch  genügend  dicht  ist.  um 
eingebetteten  Eisenstücken  eine  rostsichere  Umhüllung  zu  gewähren, 
und  daß  allgemein  die  Widerstandsfähigkeit  von  Zementbeton  gegen 
Seewasser  in  erster  Linie  von  der  Dichte  des  Betons  abhängt. 

Die  Versuche  mit  Hochofenzement  waren  bereits  früher  ab- 
geschlossen und  haben  zur  Feststellung  von  Normen  für  einheitliche 
Lieferung  und  Prüfung  von  Hochofenzement  geführt,  die  in  dem 
Erlaß  vom  12.  November  1917  (Jahrg.  1919  d.  Bl.,  S.  605)  ihre  An- 
erkennung gefunden  hatten. 

Der  Tätigkeitsbericht  des  Amts  erwähnt  ferner  noch  als  in  Aus- 
führung begriffen  die  Versuche  mit  Stampf-  und  Schüttbeton  im 
Meere,  deren  Probekörper  in  eine  Schutzmauer  auf  Helgoland  und  in 
die  Westbuhnen  von  Sylt  eingebaut  sind,  Betonversuche  für  den 
Deutschen  Moorausschuß,  Beobachtungen  zur  Erforschung  der  Wetter- 
beständigkeit natürlicher  Gesteine  und  des  Einflusses  von  Rissen  im 
Beton  auf  das  Rosten  von  Eiseneinlagen  und  Versuche  zur  Erzeugung 
von  Leichtbeton  für  Eisenbetonschiffe. 

Für  das  Baufach  wichtige  Mitteilungen  finden  sich  auch  in  den 
Berichten  der  Abteilungen  3 bis  6,  wie  die  über  die  Erhaltung  des 
Prüfungszwanges  für  Normalpapiere,  über  Ersatzstoffe  für  Treibriemen, 
über  Schäden  an  Maschinenteilen,  über  die  chemische  Untersuchung 
von  Sonderstählen  und  Legierungen  usw. 

Den  Schluß  des  Tätigkeitsberichts  bildet  wiederum  die  Übersicht 
über  die  schriftstellerischen  Arbeiten  der  Beamten,  in  der  wir  die 
bekannten  Namen  Rudeloff,  Memmler,  G.  Schulze,  A.  Schob,  Gary, 
Burchartz.  Herzberg,  O.  Bauer,  W.  Mecklenburg,  Ledebur,  R.  Kempf, 
Marcusson  fast  sämtlich  mehrfach  vertreten  finden,  auf  deren  erfolg- 
reichem Zusammenwirken  das  wachsende  Ansehen  des  Material- 
prüfungsamts beruht.  E. 

Wünschelrute  und  physikalische  Messungen.  Ein  nach- 
geprüfter Wünschelrutenfall.  (Nach  F.  Scliimrigk.  Über  Wasser- 
werke. Das  Gas-  und  Wasserfach.  64.  Jahrg.  1921.  3.  Heft,  S.  34. 

4.  Heft,  S.  52.)  Eine  Stadt  im  Osten  Deutschlands  hatte  vor  etwa 
20  Jahren  in  rund  7 km  Entfernung  von  der  Stadt  ein  Wasserwerk 
angelegt.  Man  hatte  artesisches  Wasser  gefunden,  das  4$ m über 
Gelände  anstieg,  und  rechnete  damit,  daß  bei  2 m Absenkung  eine 
Menge  von  1500  cbm  je  Tag  geliefert  werden  wrürde,  die  mit  natür- 
lichem Gefälle  der  Stadt  zufließen  sollte.  Anfangs  blieb  der  Verbrauch 
je  Kopf  außerordentlich  gering,  so  daß  der  Bedarf  noch  gedeckt 
wurde.  Nach  einigen  Jahren  mußte  man  jedoch  zum  Bau  von  Pumpen 
schreiten.  Als  sich  aber  zeigte,  daß  auch  auf  diese  Weise  nicht  die 
erforderliche  Wassermenge  beschafft  werden  konnte,  ließ  man  einen  be- 
kannten Rutengänger  kommen,  der  drei  Untergrundströme  „feststellte“. 
Über  seine  Angaben,  die  recht  genaue  Einzelheiten  enthielten,  wurde 
von  den  Beauftragten  der  Stadt  eine  Niederschrift  mit  Karte  auf- 
genommen. Er  hatte  besonders  einen  Punkt  4,  der  15  m von  einem 
vorhandenen  Brunnen  entfernt  lag,  empfohlen;  hier  sollte  nach  der 
„Feststellung“  des  Rutengängers  bei  63,3  m Tiefe  eine  Grundwasser- 
ader liegen,  die  die  ganze  Stadt  versorgen  könnte.  Bei  der  Bohrung 
traf  man  zunächst  dieselben  Schichten  an  wie  bei  dem  alten  Brunnen, 
nämlich  unter  einer  rund  10  m mächtigen  Tondecke  die  bereits  aus- 
gebeuteten  wasserführenden  Schichten,  die  bis  rund  36  m Tiefe  reichten. 
Dann  erbohrte  man  bis  105  m Tiefe  nur  Geschiebemergel  ohne  Grund- 
wasser. Im  festen  Vertrauen  auf  den  Rutengänger  hatte  man  Preise 

*)  Vgl.  auch  „Stahl  u.  Eisen“  1921,  Heft  6,  S.  193. 
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mit  dem  Bohruntemebmer  nur  bis  70  m Tiefe  vereinbart  und  mußte 
nun  die  weiteren  35  m im  steinigen  Gescbiebemergel  sehr  teuer  be- 
zahlen. Nach  diesem  Mißerfolge  ließ  man  das  Werk  in  sachgemäßer 
Weise  umbauen  und  erzielt  jetzt  bei  9 m Absenkung  eine  etwas 
größere  Förderung,  als  im  ursprünglichen  Entwurf  vorgesehen  war. 

Der  Eisenbahndirektion  Stettin  (Erlaß  in  deren  Amtsblatt 
vom  5.  März  1921)  erscheint  die  versuchsweise  Benutzung  der  Wünschel- 
rute in  geeigneten  Fällen  als  zweckmäßig.  Sie  empfiehlt,  zwei  unab- 
hängig voneinander  arbeitende  Rutengänger  heranzuziehen.  Wo  be- 
deutende Kosten  erwüchsen,  sei  gegebenenfalls  die  Geologische  Landes- 
anstalt zu  Rate  zu  ziehen.  Bei  allen  Versuchen  mit  der  Wünschelrute 
seien  eingehende  Niederschriften  anzufertigen.  — Es  wäre  zu  wünschen, 
daß  die  Behörden  bei  derartigen  Erlassen  nicht  nur  auf  die  Geologische 
Landesanstalt,  sondern  auch  auf  die  Landesanstalt  für  Gewässerkunde 
in  Berlin*)  als  die  gegebene  Dienststelle  zur  Beurteilung  der  ein- 
schlägigen hydraulischen  Fragen  und  der  Wasserspenden  hinweisen 
würden. 

„Untersuchungen  über  die  verschiedenen  Bewegungsarten  des 
siderischen  Pendels  und  über  deren  Ursachen“  hat  Georg  Haber- 
stumpf  bei  Max  Allmann  in  Leipzig  veröffentlicht.  Er  nimmt  an, 
daß  von  den  Rändern  unterirdischer  Gewässer,  von  Kohlenflözen, 
Erzgängen  usw.  Strahlungen  ausgehen. 

Beachtung  verdienen  die  Versuche,  die  Wünschelrute  und  das 
siderische  Pendel  durch  physikalische  Meßverfahren  zu  ersetzen, 
um  so  die  Beschaffenheit  der  nicht  unmittelbar  zugänglichen  Boden- 
schichten von  der  Erdoberfläche  aus  festzustellen.  Rührig  auf  diesem 
Gebiete  ist  die  unter  Leitung  des  Göttinger  Physikers  Rieh.  Ambronn 
stehende  Gesellschaft  „Erda“.  Sie  erstattet  Gutachten  über  die  Be- 
schaffenheit des  Untergrundes  und  führt  dazu  im  Verein  mit  der 
geologischen  Durchforschung  folgende  Messungen  aus:  der  elektrischen 
Leitfähigkeit  und  der  Durchlässigkeit  des  Bodens  für  elektrische 
Wellen,  der  Fortpflanzung  von  Schallschwingungen  oder  künstlicher 
und  natürlicher  Erdbebenwellen,  der  magnetischen  Eigenschaften  der 
verschiedenen  Gesteine  und  der  Radioaktivität. 

Berlin.  Dr.  W.  Koehne. 

Die  Wasscrstiiude  iu  deu  norddeutschen  Stromgebieten  im 
Mai  1921.  (Nach  den  amtlichen  Nachrichten  der  Landes- 
anstalt für  Gewässerkunde.)  Auch  diesmal  erreicht  das  Monat- 
mittel an  keiner  der  in  der  Tabelle  angegebenen  Pegelstellen  den 
Monatdurchschnitt  aus  1896/1920  oder  aus  den  anderen  benutzten 
Vergleichsreihen.  Der  Fehlbetrag  hat  sich  aber  fast  überall  vermindert, 
meist  freilich  nur  dadurch,  daß  der  mehrjährige  Durchschnitt  für  den 
Mai  erheblich  unter  dem  für  den  April  liegt.  Die  Wasserstände  der 

Wasserstände  im  Mai  1921. 


Gewässer 

Pegelstelle 

Mai  1921 

MW 

Mai 

96/201) 

Jahresmittel  96/20 

NW 

MW 

HW 

MNW 

MW 

MHW 

Memel 

Tilsit 

86 

136 

184 

228 

78 

243 

611 

Pregel 

Insterburg  [) 

—45 

— 13 

31 

25 

—48 

46 

380 

Weichsel 

Thorn 

75 

139 

208 

166 

2 

143 

480 

Oder 

Ratibor 

112 

192 

302 

202 

79 

181 

604 

n 

Frankfurt 

99 

174 

242' 

193 

57 

165 

375 

Warthe 

Landsberg 

20 

76 

101 

91 

—34 

66 

250 

Netze 

Vordamm 

-30 

10 

26 

39 

—39 

28 

143 

Elbe 

Barby 

58 

102 

143 

212 

27 

175 

454 

» 

Wittenberge 

80 

US 

147 

234 

47 

191 

443 

Saale 

Trotha  U.  P. 

126 

163 

256 

213 

119 

210 

48S 

Havel 

Spandau  U.  P. 

40 

47 

60 

80 

22 

77 

147 

)> 

RathenowU.P.1) 

11 

27 

42 

70 

— 18 

55 

156 

Spree 

SprembergU.P. 

SO 

87 

98 

104 

66 

106 

265 

n 

Kersdorf  U.P.1) 

188 

202 

218 

207 

176 

227 

317 

Weser 

Minden 

170 

183 

202 

263 

164 

264 

569 

Aller 

Westen 

172 

188 

206 

289 

183 

290 

483 

Ems 

Lingen 

-171 

-150 

—135 

.—58 

-142 

—32 

244 

Rhein 

Maxau1) 

293 

359 

439 

476 

284 

422 

660 

Yi 

Kaub 

83 

124 

187 

270 

102 

239 

522 

n 

Köln 

34 

75 

143 

287 

78 

261 

647 

Neckar 

Heilbronn 

7 

33 

65 

100 

17 

95 

426 

Main 

Wertheim 

71 

81 

100 

154 

85 

158 

426 

Mosel 

Trier 

-3 

12 

48 

94 

—2 

103 

477 

*)  Bei  Insterburg  enthalten  die  letzten  vier  Spalten  Mittelwerte  aus 
den  Abflußjahren  1908/20,  bei  Rathenow  und  Kersdorf  aus  1914/20,  bei 
Maxau  aus  1896/1915. 


Memel  haben  sich  zwischen  MNW  und  MW  bewegt,  ebenso  die  des 
Pregels,  der  unteren  Netze,  der  Elbe,  Havel  und  Spree,  während  die  der 
Weichsel,  Oder,  Warthe  und  Saale  in  mäßigen  Beträgen  um  MW  ge- 
schwankt haben.  Die  Weser  wasserstände  haben  meist  wieder  nur 
wenig  über  MNW  gelegen  und  würden  ohne  die  Zuschüsse  aus  dem 
Waldecker  Staubecken,  die  dessen  Inhalt  von  140  auf  118  Milt,  cbm 
vermindert  haben,  bis  auf  MNW  gefallen  sein.  Die  Ems  hatte  bei 
Lingen  mit  Ausnahme  weniger  Tage  Wasserstände  unter  MNW.  In 
den  letzten  Tagen  war  der  dortige  Pegelstand  nur  noch  5 bis  6 cm 
höher  als  der  Niedrigststand  vom  Sommer  1911.  Der  Rhein  ist  be- 
sonders infolge  Schmelzwasserzufuhr  aus  seinem  Alpenquellgebiet 
gestiegen.  Eine  kleine  Zunahme  war  schon  im  April  vorangegangen. 
Der  Anstieg  im  Mai  hat  bei  Mannheim  rund  1,5  m,  bei  Kaub,  Köln 
und  Ruhrort  rund  1 m betragen.  K.  F. 

Fahrbarer  Doppelauslegerkran.  D.  R.-P.  332  652.  Richard 
Steinbrecher  in  Berlin -Friedenau.  — Die  Erfindung  will  in  der 
Hauptsache  die  Wartung  und  Bedienung  eines  Doppelauslegerkranes 
vereinfachen,  indem  die  Schmierungen  leicht  zugänglich  und  die  ganze 
Anordnung  leicht  übersichtlich  gemacht  werden.  Dies  wird  dadurch 
erreicht,  daß  die  Seiltrommeln  in  Reichhöbe  über  dem  Führerstande 
angeordnet  werden  und  die  Kraftübertragung  von  der  Antriebswelle 
aus  durch  einen  endlosen,  beide  Seiltrommeln  antreibenden  Riemen 


erfolgt.  Dieser  läuft  stets  in  derselben  Richtung  und  je  nachdem  die 
eine  oder  andere  Seilrolle  eingerückt  wird,  wird  der  eine  oder  der 
andere  Kran  bedient.  Wie  aus  Abb.  1 bis  3 ersichtlich,  ist  a das 
Fahrgestell  mit  dem  Führerstand  e und  b ein  Motor  beliebiger  Art,  der 
eine  quer  zur  Fahrtrichtung  liegende  Welle  c antreibt,  die  eine  Riemen- 
scheibe d trägt.  Über  der  Welle  c sind  die  beiden  Winden  mit  den 
Riemenscheiben  /'  und  zwischen  ihnen  eine  Führungsrolle  g angeordnet, 
die  zwecks  Spannung  des  Riemens  i in  einem  gewichtsbelasteten 
Hebel  h gelagert  ist.  Wird  der  Riemen  i abgenommen,  so  kann  der 
Motor  allgemein  als  Autriebmotor  verwendet  werden,  ohne  daß  die 
Winden  mitlaufen. 

Bücherschau. 

Über  zeichuerische  Auswertung  wirtschafts-statistischen  Nacli- 
richteustoffes.  Von  Sr.=3ng.  Georg  Müller,  Regierungsbaumeister 
a.  D.,  Referent  in  der  Außenhandelsstelle  des  Auswärtigen  Amtes- 
Berlin  1919.  Hans  Robert  Engelmann.  96  S.  in  8°  mit  86  Textabb. 

Mit  den  Fachschriften  über  Wirtschaftsstatistik  haben  Veröffent- 
lichungen über  die  zeichnerische  Auswertung  derselben  in  keiner  Weise 
Schritt  gehalten,  was  ein  Blick  in  das  Quellenverzeichnis  des  vor- 
liegenden Buches  beweist.  So  wurde  auch  im  vorigen  Jahre  zufällig 
festgestellt,  daß  in  einer  Hochschulbibliothek  als  einziges  Werk  über 
zeichnerische  Darstellungen  sich  nur  ein  von  einem  österreichischen 
Generalstabsoffizier  um  die  Mitte  des  vorigen  Jahrhunderts  heraus- 
gegebener Atlas  vorfand.  Der  Verfasser  hat  daher  mit  seiner  Arbeit 
einem  dringenden  Bedürfnis  abgeholfen. 

Das  Buch  gibt  einen  großen  Bilderstoff,  der  vollkommen  er- 
schöpfend sein  dürfte.  Zu  bedauern  ist  nur,  daß,  wo  nötig,  keine 
bunten  Bilder  gegeben  sind,  obgleich  gerade  in  statistischen  Dar- 
stellungen die  Farbe  eine  große  Rolle  spielt.  Wahrscheinlich  werden 
über  die  zu  vermutenden  Wünsche  des  Verfassers  Bedenken  des  Ver- 
legers obgesiegt  haben.  Der  textliche  Inhalt  bietet  mehr,  als  der  Buch- 
titel erwarten  läßt,  indem  der  Verfasser  auch  in  bezug  auf  den 
Nachrichtenstoff  dankenswerte  Anregungen,  die  sich  allerdings  oft  nur 
auf  die  Jetztzeit  beziehen,  gibt.  Um  dem  Buch  einen  dauernden  Wert 
zu  geben,  dürfte  es  sich  empfehlen,  bei  einer  Neuauflage  diese  die 
Jetztzeit  betreffenden  Betrachtungen  fortzulassen,  wodurch  sich 
vielleicht  auch  eine  straffere  Gliederung  ergeben  würde.  Das  Buch 
hat  hoffentlich  eine  größere  Wirkung,  als  daß  es,  wie  der  \ erfasser  in 
den  Schlußbetrachtungen  sagt,  einen  bescheidenen  Beitrag  auf  dem 
engbegrenzten  Gebiet  des  wirtsohafts-statistischen  Nachrichtendienstes 
liefert,  sondern  in  die  Hände  eines  jeden  gelangt,  der  sich  mit 
statistischen  Aufgaben  zu  befassen  hat.  Sy.  jr. 


*)  Jetzt  im  Schloß,  Berlin  O 2,  untergebracht. 

Verlag  von  Wilhelm  E rn  a t & S o h n,  Berlin.—  Für  den  nichtamtlichen  Teil  verantwortlich:  R.Bergiua,  Berlin.—  Druck  der  Buchdruckerei  Gebr.  E rn  st,  Berlin. 
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INHALT:  Ausstellung  für  Wasserstraßen  und  Energiewirtschaft  München  1921.  — Das  elastische  Vorhalten  von  .Schleusenmauern.  — Vermischtem  Wettbewerbe 
für  Entwürfe  zu  einer  Kriegergedächtnisanlage  in  Hannover  und  zu  einem  Bebauungsplan  der  Stadt  Breslau  und  ihrer  Vororte.  Förderung  der  privaten 
Bautätigkeit  in  München.  — Inhalt  der  Zeitschrift  für  Bauwesen.  — Hugo  Koch  t. 

(Alle  Rechte  Vorbehalten.] 

Ausstellung  für  Wasserstraßen  und  Energiewirtschaft  München  1921.  - I. 

Vom  Geheimen  Oberbaurat  2>r.=3ttG-  e.  h.  R.  Schinick  in  München. 


In  den  bekannten  Ausstellungshallen  auf  der  Theresienwiese  in 
München  wurde  am  18.  Juni  d.  J.  die  Ausstellung  für  Wasserstraßen 
und  Energiewirtschaft  eröffnet. 

Die  Ausstellung  hat  die  Aufgabe,  die  geplante  große  Schiffahrt- 
straße des  Main-Donau-Kanals  in  ihrem  technischen  Ausbau  und  in 
ihrem  Einfluß  auf  den  Handelsverkehr  sowie  den  damit  in  Verbindung 
stehenden  Schiffahrtkanal  von  dem  Main  nach  der  Weser  darzustellen, 
ferner  Aufschluß  darüber  zu  geben,  welche  Wasserkräfte  in  Bayern 
bereits  ausgebaut  sind  und  welche  noch  zur  Verfügung  stehen. 
Außerdem  wird  vorgeführt,  mit  welchen  technischen  Mitteln  die 
insbesondere  in  Bayern  so  teure  Kohle  gespart  werden  kann,  wie  sich 
durch  zweckmäßige  Ausgestaltung  der  Feuerungsanlagen  der  Ver- 
brauch vermindern  läßt  und  in  welchem  Umfang  die  Kohlen  durch 
Wasserkräfte  zu  ersetzen  sind. 

Für  die  Volkswirtschaft  Bayerns  stehen  die  Anlage  der  geplanten 
Wasserstraßen,  der  Ausbau  der  Wasserkräfte  und  die  Kohlenersparnis 
durch  eine  sachgemäße  Wärme  Wirtschaft  in  engstem  Zusammenhang. 
Durch  die  Schiff ahrtstraßen  wird  die  Zufuhr  der  Rohstoffe  nach 
Bayern  und  die  Abfuhr  fertiger  Erzeugnisse  verbilligt.  Durch  den 
Ausbau  der  in  den  Flüssen  liegenden  noch  unausgenutzten  Kräfte 
läßt  sich  der  Bedarf  au  Kohle  beschränken,  und  der  Industrie  wird 
billigere  Kraft  dargeboten,  als  sie  aus  Kohle  zu  erzeugen  ist.  Eine 
sachgemäße  Wärmewirtschaft  in  Verbindung  mit  der  für  Bayern 
wichtigen  Torfausnutzung  vermindert  gleichfalls  den  Bedarf  an  Kohle 
und  ersetzt  sie  in  großem  Umfang  durch  eigene  Naturkräfte.  Das 
Ansiedeln  von  Industrien  in  Bayern  wurde  bisher  aber  ungünstig 
beeinflußt  einerseits  durch  die  großen  Beförderungskosten,  anderseits 
durch  die  hohen  Ausgaben  für  hochwertige  Kohle.  Es  darf  ange- 
nommen werden,  daß,  falls  durch  die  geplanten  umfangreichen  Bauten 
die  bisher  bestehenden  Nachteile  behoben  weiden,  künftig  die  Industrie 
in  Bayern  unter  wesentlich  günstigeren  Verhältnissen  wird  arbeiten 
können,  als  dies  bisher  der  Fall  war. 

Nicht  nur  Bayerns  Volkswirtschaft  allein,  sondern  auch  diejenige 
großer  Gebiete  Deutschlands  werden  erhebliche  Vorteile  durch  den 
Ausbau  der  Schiffahrtstraßen  und  der  Wasserkräfte  erzielen.  Der 
Main-Donau-Kanal  mit  dem  Rhein  und  der  Donau  vermittelt  den 
Verkehr  von  der  Nordsee  nach  dem  Schwarzen  Meer.  Diese  völker- 
verbindende Wasserstraße  wird  daher  die  Einfuhr  und  die  Ausfuhr 
Deutschlands  wesentlich  fördern.  Die  Wasserkräfte,  insbesondere  die 
im  Norden  Bayerns  an  dem  Main-Donau-Kanal  zu  gewinnenden, 
lassen  sich  bis  weit  nach  Mitteldeutschland  hinein  fortleiten  und 
werden  auch  in  diesen  Gebieten  den  Verbrauch  der  Kohle  einschränken. 
Wo  aber  immer  in  Deutschland  Kohlen  gespart  werden,  hat  das  ge- 
samte Reich  davon  Nutzen,  denn  die  Kohlenersparnis  ist  heute  und 
in  Zukunft  eine  nationale  Wirtschaftspflicht. 

Diese  Tatsachen  sind  bekannt.  In  welchem  Maße  aber  wirtschaft- 
liche Vorteile  dadurch  erreicht  werden  können,  ist  leider  noch  lange 


nicht  in  dem  Maße  in  das  Bewußtsein  der  Allgemeinheit  durch- 
gedrungen, als  dies  unbedingt  erforderlich  erscheint.  Diese  Kenntnis 
in  größerem  Umfang  zu  verbreiten,  ist  das  große  Ziel  der  Ausstellung 
für  Wasserstraßen  und  Energiewirtschaft. 

Der  Umfang  der  Ausstellung  wird  dadurch  gekennzeichnet,  daß 
von  den  sämtlichen  auf  der  Theresienhöhe  vorhandenen  Ausstellungs- 
räumen die  Hallen  I und  II,  die  Hälfte  der  Halle  IV  und  die  Hallen  V 
und  VI  voll  in  Anspruch  genommen  werden.  Im  ganzen  sind  rd. 
18  000  qm  Wandfläche,  13  600  qm  Bodenfläche  in  den  Hallen  und 
4600  qm  Hoffläche  belegt.  Das  sich  in  dieser  großen  Beteiligung  an 
der  Ausstellung  zeigende  Interesse  beschränkt  sich  nicht  nur  auf 
Bayern  und  Deutschland,  auch  Österreich  und  Ungarn  haben  wert- 
volle Beiträge  geliefert. 

Während  der  Ausstellung  werden  zahlreiche  Kongresse  stattfinden. 
Die  Deutsche  Gesellschaft  für  Bauingenieurwesen  hielt  am  20.  und 
21.  Juni  ihre  Hauptversammlung  ab;  der  Main-Donau-Stromverband 
wird  sich  vom  1.  bis  3.  Juli  hier  vereinigen.  Vom  4.  bis  6.  Juli  wird 
der  Zentralverein  für  deutsche  Binnenschiffahrt  in  Verbindung  mit 
dem  Main-Donau-Stromverband  und  dem  deutsch -österreichisch- 
ungarisch-schweizerischen  Verband  für  Binnenschiffahrt  tagen,  und 
zwar  zum  ersten  Male  wieder  seit  Beginn  des  Krieges;  vom  5.  bis 
8.  Juli  tritt  der  Kongreß  für  Heizung  und  Lüftung  hier  zusammen; 
am  8.  Juli  hält  der  Bayerische  Energiewirtschaftsyerband  eine  Ver- 
sammlung ab;  am  11.  Juli  wird  der  Polytechnische  Verein  Bayerns 
eine  Anzahl  von  Vorträgen  veranstalten,  und  vom  10.  bis  14.  Juli 
wird  der  Wasserwirtschaftliche  Ausschuß  des  vorläufigen  Reichswirt- 
schaftsrates  die  Ausstellung  besichtigen,  wobei  gleichfalls  durch  Vor- 
träge die  verschiedenen  einschlägigen  Fragen  erörtert  werden.  Eine 
Anzahl  deutscher  Technischer  Hochschulen  wird  Studienreisen  nach 
der  Ausstellung  veranstalten.  Mit  allen  diesen  Kongressen  sind  Be- 
sichtigungen der  fertigen  und  noch  im  Bau  befindlichen  großen  Wasser- 
kraftanlagen in  Bayern  verbunden,  so  der  Leitzachwerke,  des  Walchen- 
seewerkes und  des  Ausbaues  der  Mittleren  Isar. 

Während  der  Ausstellung  wird  in  dem  Künstlertheater  des  Aus- 
stellungsparkes eine  Reihe  von  Kulturfilmen  gezeigt,  die  das  Verständnis 
für  die  geplanten  Bauten  der  Allgemeinheit  noch  weiter  vermitteln 
sollen.  Der  Main-Donau-Stromverband  wird  einen  Film  der  gesamten 
Wasserstraße  von  der  Nordsee  bis  zum  Schwarzen  Meer  vorführen. 
Außerdem  werden  die  Bauarbeiten  an  dem  Walchensee  und  der 
Mittleren  Isar  zu  sehen  sein.  Auch  die  geplante,  mit  dem  Ausbau 
der  Mittleren  Isar  in  Verbindung  stehende  Abwässerreinigung  der  Stadt 
München  in  Fischteichen  wird  durch  einen  biologischen  Film  dargestellt. 

Die  Ausstellung  wird  daher  zweifellos  nicht  nur  dem  Ingenieur 
und  dem  Volkswirtschaftler,  sondern  den  weitesten  Kreisen  des 
deutschen  Volkes  viel  Sehenswertes  bieten.  Möge  ein  recht  zahlreicher 
Besuch  die  große  aufgewendete  Arbeit  lohnen  und  die  Ziele  der  Aus- 
stellung fördern  helfen. 


Das  elastische  Verhalten  von  Schleusenmauern. 

Vom  Regierungs-  und  Baurat  3)r.=3ud.  Winkel  in  Berlin. 


Die  Mauern  der  Schiffschleusen  sind  während  der  Schleusung 
ständig  wechselnden  Belastungen  unterworfen,  wodurch  in  den  Mauern 
selbst  sich  stetig  ändernde  Spannungen  hervorgerufen  werden.  Dabei 
ergeben  sich  elastische  Biegungen  der  Mauerkörper,  deren  Größen 
durch  den  jeweiligen  Belastungs-  und  Spannungszustand  bestimmt 
werden.  Wir  erkennen  also,  daß  das  Schleusenmauerwerk  während 
der  Füllung  oder  Leerung  der  Kammer  infolge  der  elastischen  Form- 
änderungen sich  ein-  und  ausbiegt,  mögen  die  Bewegungen  auch  noch 
so  klein  sein.1)  Gelingt  es,  durch  Feinmessungen  diese  Bewegungen 
in  ihrer  Größe  und  in  dem  Gesetz  ihrer  Veränderung  zu  verfolgen, 
so  bietet  die  Auswertung  der  Beobachtungsergebnisse  die  Möglichkeit, 
aus  dem  elastischen  Verhalten  des  Mauerkörpers  Schlüsse  auf  die  Be- 
schaffenheit und  Güte  des  Baustoffes  zu  ziehen.  Allerdings  muß 
dabei  die  Biegungsarbeit  des  betreffenden  Mauerkörpers  nach  der 
Elastizitätslehre  im  mathematisch  erfaßbaren  Ausdruck  verfolgt  werden 
können.  In  welcher  Weise  das  möglich  ist,  soll  weiter  unten  gezeigt 
werden.  Die  Ausbiegungen  des  Mauerkörpers  sind  am  größten  oben 
an  der  Mauerkrone  wagerecht  und  rechtwinklig  zur  Schleusenlängs- 
achse. Sie  lassen  sich  während  der  Schleusung  leicht  mit  Zeiger- 


')  Vgl.  hierzu  „Standsicherheitsfragen  beim  Bau  von  Schiffschleusen 
für  hohe  Gefälle“  von  Regierungs-  und  Baurat  Mattem.  Jahrg.  1919 
d.  Bl.,  S.  290,  Abb.  6. 


apparaten  messen,  welche  mit  einem  Übersetzungsverhältnis  von  etwa 
1 : 10  bis  1 : 50  die  Ausschläge  vergrößert  an  einem  Maßstab  anzeigen. 
Die  einfachste  Vorrichtung  besteht  aus  einer  hochkant  gestellten 
starken  Latte,  welche  quer  über  die  Schleusenkammer  geführt,  auf 
der  einen  Mauer  verankert  und  auf  der  anderen  Mauer  auf  eine  in 
Lagern  leicht  drehbare  Rolle  gelegt  wird.  Die  Rolle  trägt  einen 
langen  Zeiger,  der  die  Drehung  der  Rolle  während  der  Schleusung 
anzeigt.  Es  werden  so  die  Bewegungen  beider  Mauern  gleichzeitig 
gemessen,  die  Beobachtungsergebnisse  müssen  deshalb  durch  2 geteilt 
werden,  um  die  Bewegungen  einer  Mauer  allein  zu  ergeben.  In  ähn- 
licher Weise  läßt  sich  aber  auch  die  Bewegung  einer  einzelnen  Mauer 
messen,  indem  die  Latte  nicht  über  die  Schleusenkammer,  sondern 
von  der  Mauer  aus  nach  rückwärts  zu  einem  festen  Punkt  ge- 
führt wird,  welcher  außerhalb  der  Gleitflächen  des  Hinterfüllungs- 
bodens liegt. 

Praktisch  ausgeführte  Messungen  beim  Schleusenabstieg  Niederfinow 
und  an  einer  alten  Schleuse  des  Finowkanals  haben  gezeigt,  daß  das 
Mauerwerk  der  Schleusen  elastische  Formänderungen  erfährt  — und 
seien  sie  auch  noch  so  gering  — und  daß  auch  der  Baugrund  (einschließ- 
lich Pfahlgründung)  sowie  der  Hinterfüllungsboden  der  Mauern  in  den 
geringen  Bewegungsgrenzen,  welche  die  Schleusensohle  und  -mauern 
ausführen,  als  ein  nachgiebiger  und  elastischer  Stoff  angesehen  werden 
kann.  Insbesondere  ist  auch  zu  beachten,  daß  der  passive  Erddruck 
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erst  allmählich  von  Null  bis  zum  Größtwert  anwächst,  bei  sehr 
kleinen  Verschiebungen  der  Mauer  also  noch  sehr  gering  ist.  So 
wird  z.  B.  mit  zunehmender  Wasserfüllung  die  Sohle,  der  wechselnden 
Belastung  1 • y entsprechend,  mehr  und  mehr  nach  unten  eingebogen 
(Abb.  1 rechts),  sie  dreht  dabei  die  senkrechte  Mauer  zur  Schleuse  hin 
um  denselben,  in  Wirklichkeit  sehr  kleinen  <£ocy,  den  die  eingebogene 
Sohle  mit  ihrer  ursprünglichen  wagerechten  Lage  einschließt.  Die 
Mauerkrone  bewegt  sich  infolgedessen  um  den  Betrag H0tgoc,j  nach  innen 
zu;  jedoch  stimmt  der  dabei  beobachtete  Meßwert  Sy  nur  dann  mit  dem 
Betrag  H0tgXy  überein,  wenn  die  Einwirkung  des  seitlichen  Wasser- 
drucks auf  die  elastische  Formänderung  der  senkrechten  Mauer  noch 
als  sehr  gering  vernachlässigt  werden  kann.  Der  abweichende  Betrag 

Zy—  H0tgocy — Sy  wird  durch  den  Seitendruck  — ■—  des  Wassers  auf 


die  Mauer  bedingt,  welcher  durch  ein  Moment  Mu  = 


y‘\  y 


die  Mauer  wieder  nach  außen  zu  biegen  bestrebt  ist  und  sie  gleich- 
zeitig elastisch  zurückbiegt.  Das  Maß,  um  welches  die  Mauer  dabei 
gegen  die  ursprüng- 
liche Ruhelage  sich 
nach  rückwärts  be- 
wegt, ist  bei  stand- 
sicheren Mauern 
selbst  oben  an  der 
Mauerkrone  so  ge- 
ring (etwa^J  1mm), 
daß  die  Hinterfül- 
lung — ebenso  wie 
die  Gründung  — bei 
der  erfolgenden  Zu- 
sammenpressung 
noch  als  elastisch 
nachgiebiger  Stoff 
wirkt  (Abb.  1),  und 
daß  wahrscheinlich 
der  dabei  erst  von 
Null  allmählich  an- 
wachsende  passive 
Erddruck  gegen- 
über dem  großen 


[vi'l  elastisch  nachgebende  Hinterfüllung 
« „ Gründung. 

Abb.  1. 


aktiven  Wasserdruck  noch  verschwindend  klein 
bleibt  und  deshalb  unberücksichtigt  bleiben  kann. 

Es  gibt  offenbar  eine  Füllhöhe  yiimes  = A,  bei  welcher  die  Vorder- 
kante der  Mauerkrone  (von  elastischer  Änderung  abgesehen)  wieder 
in  die  ursprüngliche  Lage  gelangt,  um  bei  noch  größeren  Füllhöhen 
entgegengesetzt  nach  außen  zu  wandern  (wie  es  Abb.  1 links,  — Sy, 
darstellt).  Dieses  ist  der  Fall,  wenn  das  Sohlenmoment  Ms  von  einem 


gleich  großen  Moment  My  = + 


2 J 3 

aufgehoben  wird.  Aus  der  Annahme,  daß  die  Sohle  ein  gleichmäßig 
durch  (1  ■ y)  belasteter  beiderseits  eingespannter  Balken  von  der  Stütz- 
weite b ist,2)  folgt  Ms——  -^-(l  ■ y)  b'3 * * * *.  Für  yü. 


des  seitlichen  Wasserdrucks 


= li  besteht  daher 


die  Beziehung 


Oberhalb  dieser  Füllhöhe 
werden  die  Kammermauern 
wieder  stärker  nach  außen  zu- 
rückgebogen, weil  dann  das  Mo- 
ment My  das  Sohlenmoment  Ms 
an  Größe  übertrifft  (vgl.  Abb.  1 
links).  Die  nebenstehende  Ta- 
belle, die  für  die  in  Abb.  2 dar- 
gestellte Schleuse  mit  b — 10  m 
Sohlenhreite  berechnet  wurde, 
möge  dieses  veranschaulichen. 


2)  Gegen  die  Annahme  einer  Einspannung  könnte  der  Einwand 

erhoben  werden,  daß  die  vollkommene  Einspannung  tg<x  = 0 

bedingen  müßte.  Hierzu  sagt  z.  B.  Weyrauch  in  Luegers  Lexikon  der 
gesamten  Technik,  2.  Aufl.,  III.  Bd.,  S.  250:  ..Eine  vollkommene  Ein- 

spannung würde  man  haben,  wenn  jede  Bewegung  jenes  Einspannungs- 

querschnitts ausgeschlossen  wäre.  . . . Dieses  setzt  jedoch  voraus, 

daß  das  Material  unter  dem  Einfluß  der  Widerstände,  welche  die 
Einspannung  bewirken,  gar  keine  Formänderung  erlitte,  so  daß  eine 
vollkommene  Einspannung  praktisch  nicht  erreichbar  ist  ...  , sie 
kann  aber  je  nach  der  Art  der  Einspannung  und  dem  Material  der 
einspannenden  Körper  der  vollkommenen  Einspannung  nahekommen.“ 

In  den  hier  betrachteten  Fällen  ist  nun  der  Verdrehungswinkel  <x 


Füll- 
höhe 
y bez. 

(y  + 0 
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2 = ~ 8>33  y 
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Solange  die  Einwirkung  des  seitlichen  Wasserdrucks  gegen  die 
Mauer  bei  der  Sohlenhewegung  noch  vernachlässigt  werden  kann, 
ist  der  <£  oc,  den  die  elastisch  gebogene  Sohle  mit  ihrer  ursprüng- 
lichen Lage  an  den  Enden  bildet,  nach  der  Elastizitätslehre  aus 
b 


tg  ot 


‘=*=/ 


2 

Mx  dx 
EJ 


zu  ermitteln;  es  folgt,  weil  das  Moment  Mx  eine 


x=o 


lineare  Funktion  der  jeweils  gleichmäßig  verteilten  Belastung  py  = 1 • y 
ist,  tg  oiy  — xy=(^  -j.  j'j  y,  worin  k ein  durch  die  Art  der  Auflage- 

rung oder  Einspannung  bedingter  unveränderlicher  Wert  ist;  der 
Klammerwert  ist  mithin  selbst  eine  Unveränderliche  = c,  sofern  die 
Sohle  überall  gleich  stark  ist  und  daher  das  gleiche  Trägheitsmoment  J 
hat;  E ist  die  Elastizitätsziffer  des  Baustoffes.  Es  kann  deshalb  ganz 


allgemein 


tg  ay  — ccy  — c • y 


2) 


gesetzt  werden.  Die  Mauerkrone  bewegt  sich  also  bei  einer  ganz 
geringen  Füllhöhe  y‘  um  H0  tg  <x‘  — ( H0  c)  y‘  nach  innen,  und  dieser 
Betrag  wird,  weil  alsdann  noch  die  Einwirkung  des  seitlichen  Wasser- 
drucks auf  die  elastische  Formänderung  der  Mauer  ( zy‘ ) unendlich 
klein  ist,  durch  den  Meßwert  Sy  unmittelbar  angezeigt,  so  daß  für 


2/'~  0 der  Meßwert  selbst  Sij  — H0  tg  <x0  = H0c  y‘  ist,  womit  c — 

-°oJ/ 

folgt.  Läßt  man  y‘  von  y‘  ~ 0 um  einen  kleinen  Betrag  A y auf  y an- 

waclisen,  so  ist  ebenso  der  neue  Meßwert  sy  — H0cy  oder  x=  f ^ y ; 

dieses  ist  die  Gleichung  einer  durch  den  Ordinatennullpuukt  gehenden 
Geraden,  und  zwar  der  Tangente,  welche  die  Kurven  (Abb.  3)  im 
unteren  Anfangspunkt  haben,  die  sich  ergeben,  wenn  man  in  einem 
rechtwinkligen  Koordinatensystem  die  + sy  =>  Meßwerte  (Abb.  1 u.  3) 
als  Abszissen  an  den  zugehörenden  Füllhöhen  y (als  Ordinaten)  auf- 
trägt und  alsdann  durch  die  erhaltenen  Punkte  eine  Kurve  zieht. 

Der  unveränderliche  Wert  ist  die  Tangente  des  Richtungs- 

winkels «o,  den  die  Kurve  im  Fußpunkte  mit  der  Lotrechten  bildet. 
Man  kann  daher  möglicherweise  aus  der  Neigung  <x0  dieser  Kurven- 
tangente einen  Rückschluß  auf  das  elastische  Verhalten  der  Sohle  und 
der  Sohlengründung  ziehen.  Die  Kurven  zeigen,  daß  oberhalb  der 
Füllhöhe  7,1  m ein  etwas  stärkeres  Zurückbeugen  der  Kammermauem 
durch  den  seitlichen  Wasserdruck  eintritt,  weil  von  dort  an  das  Mo- 
ment -j-  My  größer  als  das  Sohlenmoment  — Ms  wird,  wie  es  die  obige 
Tabelle  lehrt  (vgl.  auch  den  Schlußsatz  der  Fußnote  2). 

Zu  beachten  ist  noch,  daß  hei  den  Messungen  (vgl.  Abb.  3 u.  6) 
die  bei  der  Leerung  gewonnene  Kurve  hinter  derjenigen  der  Füllung 
zurückbleibt.  Dieses  liegt  daran,  daß  hei  der  Leerung  eine  aktive 
äußere  Kraft  fehlt  und  nur  die  passive  innere  Kraft  der  elastischen 
Rückwirkung  zur  Geltung  kommt,  etwa  wie  eine  in  Spannung  ge- 
brachte Feder  bei  der  Entspannung  wieder  Arbeit  leistet.  Der  freie 
Raum  zwischen  der  Fillluugskurve  und  der  Leerungskurve  gibt  also 
ein  Maß  für  den  Energieverlust  an  (z.  B.  infolge  Erwärmung  des 
Mauerkörpers). 


so  wenig  von  Null  verschieden,  daß  die  Auflagerung  der  Sohle  der 
vollkommenen  Einspannung  nahekommt.  Nach  ausgeführten  Messungen 
au  Schleusen  mit  10  m Sohlenhreite  und  12  m hohen  Mauern  ergab 
sich  z.  B.  im  Höchstfall  tg  ot  < O.OOOOS  oder  -^[(X<0o  0'  16". 

Weiter  unten  wird  ferner  au  Meßergebnissen  untersucht  werden, 
inwieweit  die  Sohleneinspannung  gewahrt  bleibt. 


Nr.  50. 


J- 

Die  Messungen 
der  Abb.  3 konnten 
bisher  nur  in  den 
Grenzen  zwischen 
Unterwasser-  und 
Oberwasserhöhe 
vorgenommen  wer- 
den. Es  würde  eine 
Messung  schon  von 
der  Sohlen  höhe 
an  bis  zum  Ober- 
wasser voraussicht- 
lich nur  die  Ände- 
rung ergeben,  daß 
die  bisher  erhalte- 
nen Kurven  unge- 
fähr in  der  Richtung 
ihrer  Fußtangente 
bis  zur  Sohle  ver- 
längert erscheinen, 
wie  es  in  der  Abb.  3 
angedeutet  ist;  die 
Meßwerte  würden 
sich  demnach  um 
(tg«0-<)  vergrößert 
ergeben.  Die  Ta- 
belle lehrte,  daß 
gerade  in  dem  Be- 
reich von  3 bis 
5 m Füllhöhe  die 
Momentensumme 
(20,50;  22,66;  20,83) 
ziemlich  gleich 
bleibt,  daß  dort  die 
Kurven  also  fast  in 
eine  Gerade  über- 
gehen müssen,  wie 
es  in  der  Tat  die 
Kurven  der  Abb.  3 
auch  zeigen. 
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0,1  o 


Maßstab  f.  d.  Längen 
0,5 


1,0  mm 


10m 


Maßstab  f.  d.  Höben 


f Bei  der  Füllung  entstehende  Kurve. 

^ Dgl.  bei  der  Leerung  der  Schleuse. 
n ist  die  Lage  eines  Punktes  der  Mauerkrone,  wenn 
der  Sehleusenwasserstand  auf  U.  W.  steht. 
b ist  die  Lage  dieses  Punktes  a,  wenn  der  Schleusen- 
wasserstand um  die  Höhe  y über  U.  W.  steht. 
sy  ist  die  gemessene  Strecke  a b. 

Trägt  man  von  der  Bezugslotrechten  L in  der  jeweiligen 
Wasserstandshöhei/  die  zugehörenden  Strecken  auf, 
d.  h . cf— ab,  so  liefern  die  einzelnen  Punkte  e 
Punktreihe  die  eingetragene  Kurve. 

Abb.  3.  Bewegung  der  Mauerkrone 
einer  Mauer. 


als 


Endlich  sei  noch  der  oberhalb  der  Füllhöhe  h liegende  Kurventeil 
betrachtet.  Wir  haben  oben  gesehen,  weshalb  bei  Füllhöhen,  welche 
größer  als  h werden,  die  Meßwerte  sy  wieder  abnehmen  und  sogar 
negative  Werte  annehmen  können.  Der  starke  seitliche  Wasserdruck 
wirkt  nicht  nur  auf  die  Vergrößerung  des  Moments  My  hin,  sondern 
biegt  auch  die  Mauer  selbst  elastisch  nach  rückwärts  zurück.  Es 
gelingt  nicht,  das  Maß  der  elastischen  Durchbiegung  des  Mauerkörpers 
aus  den  Kurven  unmittelbar  abzuleiten,  wenn  man  nicht  von  der 
Vorstellung  ausgeht,  daß  die  Mauer  dann,  wenn  das  Zurückbiegen 
oberhalb  der  Füllhöhe  h beginnt,  als  reine  Stützmauer  dem  Wasser- 
druck Widerstand  zu  leisten  aufängt.  In  der  Tabelle  sind  aus  diesem 
Grunde  die  positiven  Momente  für  Füllhöhen  > h = 7,07  m einge- 
klammert; sie  kommen  infolge  der  Stützwirkung  nicht  mehr  voll  zur 
Geltung.  So  würde  das  in  der  Abb.  3 angegebene  Maß  fg  ungefähr 
die  elastische  Durchbiegung  der  Mauer  sein,  welche  indessen  infolge 
der  Nachgiebigkeit  des  Baugrundes  unter  der  Kammermauer  in  Wirk- 
lichkeit vielleicht  noch  ein  klein  wenig  geringer  sein  kann;  immerhin 
läßt  sich  dieser  Fehler  wohl  vernachlässigen,  sofern  die  Drucklinie  in 
der  Mauer  innerhalb  des  Kerns  verläuft  und  die  Gesamtresultierende  E 
aus  dem  seitlichen  Wasserdruck  W und  dem  Mauergewicht  G von 
dem  letzteren  nicht  sehr  ab  weicht,  wenn  also 
Für  die  Auswertung 
der  gemessenen  elastischen 
Durchbiegung  der  Kammer- 
mauern möge  eine  kurze  Dar- 
stellung der  Theorie  folgen. 

Die  Mauer  läßt  sich  als  Stab, 
welcher  an  einem  Ende 
eingespannt  ist,  betrachten. 

Nach  der  Elastizitätslehre  ist 
die  Gleichung  der  Biegungs- 
d2y  _ Mx 


R::  W^G^G  ist. 


linie 


-,  worin  Mx 


dx 2 EJx’ 

das  Biegungsmoment  in  Ab- 
stand x vom  freien  Ende 
(Abb.  4)  und  Jx  das  dort  vor- 
handene Trägheitsmoment  bedeutet.  E ist  die  Elastizitätsziffer  des  Bau- 
stoffs. Die  Biegungslinie  bildet  am  freien  Stabende  mit  der  von  der  Ein- 


spannungstelle aus  gezogenen  Tangente  einen  Winkel  ^ - 


Mxdx 
E Jx 


und  der  Abstand  des  freien  Endes  von  dieser  Tangente  ist  die  Durch- 

x — L 

/jyj  oc  d cc 

— . Das  Biegungsmoment  Mx  in  der  Entfernung 

E Jx 

x = o 

( l — x ) von  der  Einspannstelle  ist  nach  der  Abb.  4 Mx  = ',h\  x X 


PxX- 

6 


_VJL 

61 


x ■’ 


und  das  Trägheitsmoment  Jx  nimmt  mit 


dx=di+(jSj  x den  Wert  Jxd±J*?=± 


dx3  +3 dx2  Jx  + 3d1  i-  A't.  x~‘ 


an.  Setzt  man  diese  Werte  in  die  vorigen  Gleichungen  ein,  so  erhält  man 


2p 

' ” E l 


x 3 dx 


und 


X = 0 


(y)  xz  -\-  [odx  yj  x2-j-  {sd^-j-^  x-\-dj 


X = l 


X'  dx 


x = 0 


(y)  xz  + (3  dx  y)  a2  + (s^2  y)  * + dp 


X) 


4) 


Die  Integration  erfolgt  entweder  nach  vorheriger  Division  mit 
Hilfe  der  Partialbruchzerlegung  oder  durch  unmittelbare  Ausrechnung 
mit  endlichen  Werten  dx  und  Summierung  nach  der  Simpsonschen 
Regel. 

Vielfach  führt  indessen  eine  zeichnerische  Lösung  schneller  zum 
Ziel,  sie  soll  deshalb  kurz  an  einem  Beispiel  dargestellt  werden.  Der 

x~l 

Integralwert  jMxdx  ist  gleich  dem  Inhalt  Fm  der  Momentenfläche, 
x = 0 
x=l 

und  jMxxdx  gleich  dem  statischen  Moment  Fm  £ der  Momenten- 

x = 0 

fläche,  wenn  '£  der  Abstand  des  Schwerpunkts  der  Fm- Fläche  von 
dem  freien  Stabende  ist.  Der  Veränderlichkeit  des  Trägheitsmoments 

läßt  sich  Rechnung  tragen,  indem  man  statt  Mx  die  Größe  Mx  -4  auf- 

Jx 

trägt;  Jc  ist  ein  beliebiges  unveränderliches  Trägheitsmoment  (vgl.  z.  B. 
Keck,  Elastizitätslehre,  Kapitel  VIII). 


*1 


x = 0 


Dieses  Verfahren  ist  zur  Auswertung  der  Messungsergebnisse  der 
in  Abb.  5 dargestellten  Mauer  benutzt  worden.  Der  Inhalt  der  ver- 
zerrten Momentenfläche  wird  rechnerisch  oder  mit  einem  Planimeter 
ermittelt,  der  Schwerpunkt  nach  bekanntem 
Verfahren  oder  noch  schneller  durch  un- 
mittelbares Abwiegen  bestimmt,  nachdem  die 
verzerrte  Momentenfläche  auf  Karton  über- 
tragen und  ausgeschnitten  wurde.  Die  säge- 
förmige ^ Mx  - Linie  gilt  für  den  abge- 
treppten Mauerquerschnitt,  die  kurvenförmige 
(strichpunktierte)  Linie  für  eine  gleichmäßig 
abgeschrägte  Mauerrückseite.  Als  Jc  ist  das 

1 • d~3 

größte  Trägheitsmoment  Jc  = ^ - gewählt 

worden.  In  diesem  Beispiel  ist  der  Inhalt 
der  verzerrten  Momentenfläche  Fm  — rund 
100  m2 1 und  der  Schwerpunktabstand  dieser 
Fläche  £ = rund  4,05  m;  nach  dem  Meß- 
ergebnis (Abb.  6)  war  die  elastische  Durch- 
biegung f=  0,0008  m,  daraus  ergibt  sich 
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,,  FmS  100  m2 1 • 4,05  m ...  , , . , _ 

h = -Jej  = 2;G  m, . ()  0Ü08  m = 10o  000  t/qm  oder  (abgerundet) 

20  000  kg/qcm.  Dieses  ist  ein  Wert,  welcher  älterem  Ziegelmauer- 
werk, zumal  bei  starker  Beanspruchung  wohl  zukommen  kann. 
(Nach  der  „Hütte“  kann  etwa  28  000  kg/qcm  als  Durchschnittwert 
angenommen  werden.)  Die  aus  Ziegelsteinen  erbaute  Mauer  steht 
mit  der  Schleusensohle  in  keiner  Verbindung,  ist  also  von  der 
Sohlenbewegung  unbeeinflußt,  was  die  Meßergebnisse  der  Abb.  6 be- 
stätigen. Auch  hier  bleibt  aus  oben  erwähntem  Grunde  die  Kurve 


der  Leerung  hinter  der  Füllungskurve  zurück,  der  freie  Raum  zwischen 
beiden  ist  das  Maß  des  Energieverlustes. 

An  den  von  dem  Schleusenahstieg  Niederfinow  und  einer  alten 
Schleuse  des  Finowkanals  entnommenen  Beispielen  ist  gezeigt  worden, 
wie  wertvolle  Schlüsse  auf  die  Beschaffenheit  des  Baustoffs  und  der 
Gründung  die  im  einzelnen  entwickelte  Auswertung  solcher  Fein- 
messungen gestattet.  In  sinngemäßer  Weise  lassen  sich  diese  Be- 
trachtungen auch  an  Docks  anstellen,  welche  ebenfalls  beim  Füllen 
und  Leeren  stark  wechselnden  Belastungen  ausgesetzt  sind. 


Vermischtes. 


In  dem  Wettbewerb  für  Yorentwürfe  zu  einer  Kriegergedächtnis- 
anlage in  Hannover,  ausgeschrieben  unter  stadthannoverschen 
Künstlern  (S.  107  d.  Bl.),  haben  erhaltende  einen  ersten  Preis  (4000  Mark) 
Diplomingenieur  Architekt  Adolf  Falke  und  Bildhauer  Ludw.  Vier- 
thaler, einen  zweiten  Preis  (2500  Mark)  Diplomingenieur  Architekt 
Adolf  Falke  und  die  Architekten  Brüder  Siebrecht.  Zum  Ankauf 
(je  1000  Mark)  wurden  empfohlen  ein  weiterer  Entwurf  von  Diplom- 
ingenieur Architekt  Adolf  Falke  und  die  Entwürfe  von  Garten- 
architekt Adolf  W.  Erk  es,  gemeinsam  mit  Richard  Lesser  u.  Georg 
Pniower,  Architekt  Erich  Engelbrecht,  Architekt  H.  Lange, 
Friedei  Vordemberge  - Gilde  wart  sowie  ein  weiterer  Entwurf  der 
Architekten  Brüder  Siebrecht.  Die  Entwürfe  werden  bis  einschließl. 
26.  d.  M.  im  Leineschloß  in  Hannover  öffentlich  ausgestellt. 

Wettbewerb  für  Yorentwürfe  zu  einem  Bebauungsplan  der  Stadt 
Breslau  und  ihrer  Vororte  (S.  120  u.  207  d.  BL).  Das  Bauamt  der 
Stadterweiterung  versendet  auf  Anregung  des  Deutschen  Archivs  für 
Siedlungswesen  ein  Deckblatt  zum  Plan  1 : 25  000  (Unterlagen  1 und  5 
des  Wettbewerbs).  Außerdem  werden  15  Fragen  des  Archivs,  die  sich 
auf  klärungsbedürftige  Einzelheiten  der  Ausschreibung  beziehen,  be- 
antwortet. Wichtig  ist,  daß  bei  dem  Wettbewerb  eine  eingehende 
Behandlung  der  Entwässerungsfragen  nicht  verlangt  wird. 

Zur  Förderung  der  privaten  Bautätigkeit  ist  in  München  ein 
neuartiger  Weg  eingeschlagen  worden,  indem  der  Stadtrat  zunächst 
einmal  die  Summe  von  1 500  000  Mark  bereitgestellt  hat,  um  hieraus 
private  Bauunternehmer  durch  feste,  nicht  überschreithare  Zuschüsse 
zu  unterstützen.  Die  Zuschüsse  sollen  für  die  einzelne  Wohnung 
35  000  Mark  betragen  und  sind  weder  zu  verzinsen  noch  zurückzu- 
zahlen. Auch  im  übrigen  hat  der  Bauunternehmer  völlig  freie  Hand, 
die  Miete  darf  insbesondere  in  einer  Höhe  festgesetzt  werden,  die 
der  Verzinsung  der  tatsächlich  entstandenen  Baukosten  entspricht. 
Auch  auf  die  Mieterzuweisung  wird  verzichtet  mit  der  Einschränkung, 
daß  der  Mieter  aus  der  Zahl  der  beim  Wohnungsnachweis  vorge- 
merkten Wohnungsuchenden  ausgesucht  werden  soll.  Auch  die  Stadt 
Dortmund  beabsichtigt  in  ähnlicher  Weise  vorzugehen,  nur  soll  der 
einzelne  Zuschußbetrag  25  000  Mark  betragen.  Man  darf  auf  das  Er- 
gebnis dieses  Verfahrens  gespannt  sein,  ob  sich  Privatbauunternehmer 
fiuden  werden,  die  gewillt  sind,  unter  diesen  Bedingungen  zu  bauen. 
Sollten  sich  nicht  genügend  Baulustige  finden,  so  dürfte  damit  der 
Beweis  erbracht  sein,  daß  auch  die  von  verschiedenen  Seiten  ge- 
forderte sofortige  Aufhebung  der  Zwangswirtschaft  eine  fühlbare 
Milderung  der  Wohnungsnot  nicht  herbeiführen  wird.  Im  andern 
Falle  wäre  der  eingeschlagene  Weg  als  eine  beachtenswerte  Übergangs- 
maßnahme zur  freien  Wirtschaft  auf  dem  Gebiete  des  Wohnungs- 
baues zu  bezeichnen. 

Die  Zeitschrift  fiir  Bauwesen  enthält  im  4.  bis  6.  Heft  des 
Jahrgangs  1921  die  folgenden  Mitteilungen: 

Gezimmerte  Glockenstühle,  mit  66  Textabb.  und  7 Tafeln,  vom  Regie- 
rungsbaumeister 2)r.=$ttg.  Biebel  in  Oldenburg  i.  O. 

Gestaltung  und  Ausstattung  nichtkirchlicher  Räume  des  späteren  deut- 
schen Mittelalters  und  der  Renaissance  (Schluß),  mit  51  Textabb., 
vom  Wirklichen  Geheimen  Oberregierungsrat  Lutsch,  ehemaligem 
Konservator  der  Kunstdenkmäler,  in  Berlin. 

Beseitigung  der  Kreuzermole  und  der  Binnenbafenkaimauer  vor  den 
neuen  Ostseeschleusen  des  Kaiser-Wilhelm-Kanals,  mit  12  Textabb., 
vom  Regierungs-  und  Baurat  ®r.=3ng.  Lohmeyer  in  Emden. 

Die  Entwässerung  des  Kaiser-Wilhelm-Kanals  und  der  Bau  des  Ent- 
wässerungssiels bei  Holtenau,  mit  14  Textabb.,  vom  Wasserbau- 
direktor Rogge  in  Hannover  und  Regierungs-  und  Baurat  Jordan 
in  Fürstenberg. 

Die  Umgestaltung  der  Leipziger  Bahnanlagen  durch  die  preußische 
und  die  sächsische  Staatseisenbahnverwaltung,  mit  45  Textabb. 
und  5 Tafeln,  vom  Oberbaurat  Rothe  in  Leipzig,  Oberbaurat 
Mirus  und  Oberbaurat  Christoph  in  Dresden,  Regierungs-  und 
Baurat  Schmitz  in  Halle,  Regierungsbaumeister  Schl  unk  in 
Leipzig. 

Hugo  Koch  Am  14.  Febr.  d.  J.  verschied  hochbetagt  derordentl. 
Professor  im  Ruhestand  Geheimer  Baurat  3)i\=3ng.  Hugo  Koch.  Der 


Verstorbene  war  am  15.  Dezember  1843  in  Oppeln  geboren.  Nach 
Erlangung  der  Reifeprüfung  des  Gymnasiums  seiner  Vaterstadt 
widmete  er  sich  an  der  Bauakademie  in  Berlin  dem  Studium  des  Bau- 
faches. Zum  Bauführer  ernannt,  wurde  er  zunächst  bei  dem  Kreis- 
baubeamten seiner  Heimatstadt  und  dann  bei  dem  Neubau  des 
städtischen  Wasserwerks  in  Breslau  beschäftigt.  Nach  der  Ablegung 
der  2.  Staatsprüfung  und  der  am  14.  April  1872  erfolgten  Ernennung 
zum  Baumeister  wurde  er  von  den  Architekten  Kyllmann  und  Heyden 
für  die  Leitung  der  Bauten  der  Passage  Unter  den  Linden  und  des 
1911  wieder  abgebrochenen  Admiralsgartenbades  in  Berlin  gewonnen. 

Das  bei  diesen  Ausführungen  bewiesene  hervorragende  Können 
veranlaßte  die  Staatsbauverwaltung,  Hugo  Koch  1875  in  die  Ministerial- 
Baukommission  einzuberufen  und  ihn  nach  kurzer  Beschäftigung  bei  der 
Ausarbeitung  eines  Entwurfs  für  ein  Bibliothekgebäude  der  Bau- 
akademie auf  dem  Grundstück  der  Werderschen  Mühlen,  in  einem 
Alter  von  noch  nicht  32  Jahren  mit  der  Leitung  der  seinerzeit  in  der 
Reichshauptstadt  zur  Ausführung  gekommenen  größten  Bauanlage,  der 
neuen  Technischen  Hochschule  in  Charlottenburg,  zu  betrauen. 

In  engster  Zusammenarbeit  mit  den  Architekten  dieser  Anlage, 
namentlich  mit  Geheimrat  Hitzig,  in  dessen  Atelier  er  auch  wiederholt 
tätig  gewesen  war,  schuf  er  in  diesem  Hochschulbau  ein  Werk,  das  nicht 
allein  in  räumlicher  und  künstlerischer  Hinsicht,  sondern  namentlich  auch 
in  konstruktiver  Beziehung  und  in  der  selten  so  einwandfreien  Aus- 
wahl der  zur  Verwendung  gekommenen  Baustoffe  für  alle  Zeiten  als 
mustergültig  wird  bezeichnet  werden  müssen.  Während  dieser  bis 
zum  31.  März  1885  dauernden  Tätigkeit  w'urde  er  zum  Landbau- 
meister und  später  zum  Landbauinspektor  ernannt.  Nach  Beendigung 
des  Bauauftrages  wurde  er  in  das  Ministerium  der  öffentlichen  Arbeiten 
einberufen.  Hier  sollte  seine  Tätigkeit  jedoch  nur  von  ganz  kurzer 
Dauer  sein,  schon  am  16.  April  1885  wurde  ihm  der  durch  den  Tod 
des  Professors  Schwatlo  erledigte  Lehrstuhl  für  Baukonstruktionslehre 
an  der  Hochschule,  deren  Bau  er  soeben  vollendet  hatte,  übertragen. 

Mehr  als  drei  Jahrzente,  bis  zum  Herbst  1916,  hat  Hugo  Koch  hier 
unermüdlich  zu  allen  Zeiten  gewirkt,  stets  bestrebt,  sein  reiches  Wissen 
und  Können  seinen  zahllosen  Hörern  als  Lehrer  und  väterlicher  Freund 
zu  vermitteln.  In  den  Jahren  1885  bis  1900  hat  er  zugleich  die  Ge- 
schäfte des  Baubeamten  der  Hochschule  abgewickelt  und  bei  allen 
Fragen  der  weiteren  Ausgestaltung  der  Hochschule  im  Kreise  seiner 
Kollegen  an  erster  Stelle  mitgewirkt.  So  umfangreich  seine  Tätigkeit 
an  der  Hochschule  auch  war,  einem  so  rastlosen  Geist  wfie  Hugo  Koch 
war  sie  noch  nicht  genug.  Eine  Reihe  von  Privatbauten,  das  Wohn- 
haus Behrens  in  der  Pankstraße  in  Berlin,  die  Wohnhäuser  Schäffer 
und  Drenckmann  in  Magdeburg  u.  a.  m.  hat  er,  wie  die  Bewohner 
anläßlich  seines  Hinscheidens  jetzt  noch  hervorheben,  mit  viel  Liebe 
und  Verständnis  geschaffen.  Bei  einer  großen  Zahl  von  technischen 
Werken  ist  er  Mitarbeiter  gewesen,  namentlich  bei  dem  Handbuch  der 
Architektur  und  der  Baukunde  des  Architekten.  Auch  die  Ermitt- 
lungen des  Verbandes  deutscher  Architekten-  und  Ingenieur -Vereine 
über  die  natürlichen  Bausteine  Deutschlands  haben  von  ihm  in  zwei 
Werken  eine  eingehende  Bearbeitung  erfahren.  Aber  seine  noch  weit 
größere  Tätigkeit  lag  auf  dem  Gebiet  der  Gutachten.  In  dem  Menschen- 
alter, wo  Hugo  Koch  den  Lehrstuhl  an  der  Berliner  Hochschule  inne- 
hatte, ist  wohl  selten  eine  neuere  Konstruktion  zur  Anwendung  ge- 
kommen und  hat  kaum  ein  größerer  Rechtsstreit  auf  hochbautech- 
nischem Gebiet  seine  Erledigung  gefunden,  an  denen  er  nicht  mittelbar 
oder  unmittelbar  mitgewirkt  hätte. 

Ruhe  und  Erholung  in  seiner  rastlosen  Tätigkeit  hat  Hugo  Koch 
in  seiner  mit  Herz  und  Gemüt  ausgestatteten  Häuslichkeit,  in  der 
überaus  glücklichen  Verbindung  mit  seiner  ihn  überlebenden  Gattin 
gefunden.  Auf  seinen  Studienreisen  und  bei  seinen  Arbeiten  war  sie 
seine  vorsorgliche  und  verständnisvolle  Begleiterin  und  Helferin.  Die 
Kinder,  die  diesem  so  glücklichen  Paar  versagt  waren,  mußten  seine 
Studenten  und  seine  Mitarbeiter,  seine  Assistenten  ersetzen.  Alle,  die 
einmal  in  den  Bannkreis  dieser  stets  hilfsbereiten  und  liebenswürdigen 
Menschen  getreten  sind  und  in  der  stets  sonnigen  und  heiteren  Häus- 
lichkeit weilen  durften,  werden  sich  dieser  Stunden  dankbar  erinnern 
und  dem  Verewigten  als  Lehrer  und  Freund  ein  dauerndes  und  ehrendes 
Andenken  bewahren.  A.  Weiss. 
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Amtliche  Mitteilungen. 


Preußen. 

Als  Regierungs-  und  Bauräte  sind  planmäßig  angestellt  worden: 
die  Regierungsbaumeister  Wilhelm  Schumacher  heim  Wasserbauamt 
in  Fürstenwalde,  Huch  beim  Wasserbauamt  in  Harburg,  Schade  beim 
Wasserbauamt  in  Husum  und  Nakonz  (beurlaubt). 

Der  Regierungsbaumeister  Bachmann  ist  von  Düsseldorf  an  das 
Wasserbauamt  in  Landsberg  a.  d.  W.  versetzt  worden. 

Die  Marinebaumeister  Hoffmann  beim  Maschinenbauamt  Emden 
und  v.  Rohr  beim  Maschinenbauamt  Stettin-Bredow  sind  als  Regierungs- 
baumeister endgültig  in  die  Wasserbauverwaltung  übernommen  worden. 

Der  Regierungsbaumeister  des  Wasser-  und  Straßenbaufaches 
Karl  Sonntag  aus  Wittenberg,  Bez.  Halle  a.  d.  S. , ist  dem  Kultur- 
bauamt in  Cassel  überwiesen  worden. 

Die  Wahl  des  ordentlichen  Professors  Dr.  Rothe  zum  Rektor  der 
Technischen  Hochschule  Berlin  für  die  Amtszeit  vom  1.  Juli  1921  bis 
Ende  Juni  1922  ist  bestätigt  worden. 

Die  Staatsprüfung  haben  bestanden:  die  Regierungsbaufübrer  Otto 
Haupt,  Ludwig  Frenzei,  Heinrich  Hanke  und  Stephan  Kirchner 
(Hochbaufach);  — Gustav  Schlimme  und  Adolf  Fuhlrott  (Eisen- 
bahn- und  Straßenbaufacb). 

Der  Wirkliche  Geheime  Rat  2)r.=  2;ng.  Karl  Wiehert,  früher 
Ministerialdirektor  der  maschinentechnischen  Abteilung  im  Ministerium 
der  öffentlichen  Arbeiten,  der  Geheime  Regierungsrat  Johannes  Ober- 
gethmann,  Professor  an  der  Technischen  Hochschule  Berlin,  und 
der  Regierungsbaumeister  a.  D.  Ernst  Quandt(  Direktor  der  Deutschen 
Eisenbahn -Betriebsgesellschaft  in  Berlin,  sind  gestorben. 


Deutsches  Reich. 

Reichsvermögensverwaltung.  Der  Regierungsbaurat  Rieger 
ist  vom  Reichsvermögensamt  Emden  zum  Reichsvermögensamt  Würz- 
burg versetzt. 

Reichswehrministerium.  Marine.  Der  Oberregierungsbaurat 
Bergemann  von  der  Reichswerft  (Ahw.)  Kiel  ist  aus  dem  Reichsdienst 
ausgeschieden. 

Reichseisenbahnen.  Preußen  - Hessen.  Der  Reichspräsident 
hat  die  Regierungsbauräte  Meinecke  und  Wendler  in  Berlin  zu 
Oberregierungsbauräten  ernannt. 

Den  Regierungsbauräten  Franken  in  Frankfurt  a.  Main  und 
Kreß  in  Hannover  ist  die  Stellung  als  Eisenbahndirektionsmitglied 
übertragen. 

Zu  Regierungsbaumeistern  sind  ernannt:  die  Regierungsbauführer 
des  Eisenbahn-  und  Straßenbaufaches  Hans  Stephan  aus  Eisenherg 
i.  Sachs.- Altenb.  und  Robert  Feindler  aus  Daun  a.  d.  Eifel, 

Den  Regierungsbauräten  Ernst  Martens  in  Berlin-Lichterfelde 
und  Wehrspan  in  Gelsenkirchen  ist  die  nachgesuchte  Entlassung  aus 
dem  Reichsdienst  erteilt. 

Frühere  Hochhauverwaltung  in  Elsaß-Lothringen.  Der 
Regierungs-  und  Baurat,  frühere  Dombaumeister  von  Metz  und  Kon- 
servator der  Kunstdenkmäler  von  Lothringen,  Paul  Tornow,  ist  in 
Chazelles  gestorben. 

Sachsen. 

Der  Oberhaurat  v.  Metzsch,  früher  bei  der  Generaldirektion  der 
Staatseisenbahnen,  ist  gestorben. 


[Alle  Rechte  Vorbehalten] 


Nichtamtlicher  Teil. 

Schriftleiter:  Richard  Bergius  und  2>v.=3»ng.  Nonn. 


Der  Bahnhof  in  Stralsund. 
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Waschraum  für  Männer  b Wascliraum  für  Frauen  o Schankraum,  d Pförtner, 
e Windfan  g*. 

Ahh.  1.  Erdgeschoß. 


Das  neue  Empfangsgebäude  in  Stralsund  trat  an  die  Stelle  eines 
unscheinbaren,  einstöckigen  Baues,  der  ebenso  wie  die  im  Lage- 
plan (Abh.  3)  als  Beamtenwohnhäuser  kenntlich  gemachte  Bau- 
gruppe am  Jungfernstieg  und  Triebseer  Damm,  einem  Teil  des 
ehemaligen  Festungsgürtels,  aus  militärischen  Gründen  aus  Holz  er- 
richtet war. 

Die  Anlage  ist  zur  Hauptsache  eine  Kopfstation.  Die  Bahnsteige  1 
und  2 dienen  mit  vier  Kopfgleisen  den 
Zugrichtungen  nach  Rügen  und  Vor- 
pommern. Den  Verkehr  nach  Rostock 
vermitteln  Bahnsteig  3 und  4 mit  zwei 
durchgehenden  Gleisen,  die  zugleich 
bis  zum  Abzweig  von  der  Privatbahn 
für  den  Verkehr  nach  Triebsees  be- 
nutzt werden.  Für  den  Güterverkehr 
sind  besondere  Gleisgruppen  mit  Ab- 
stellgleisen vorhanden. 

Das  dem  Querbahnsteig  vorge- 
lagerte Empfangsgehäude  ist  im  Grund- 
riß durch  Abh.  1 erläutert.  Zu  beiden 
Seiten  des  Gebäudes  sind  Zufahrten 
angeordnet,  von  denen  die  zwischen 
Postdienstgebäude  und  nächstem  Gleis 
den  Zwecken  der  beiden  Behörden 
dient,  während  die  andere  zum  Wirt- 
schaftshof führt.  Aborte  sind  im  Ge- 
bäude nur  für  die  Inhaber  der  Woh- 
nungen untergebracht,  für  die  Reisen- 
den ist  ein  langgestrecktes  Abort- 
gebäude am  Querbahnsteig  in  der 
Nähe  der  Warteräume,  außerhalb  der 
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Abb.  2.  Schalterhalle. 


Sperre,  die  in  der  Mitte  des  Querbahnsteigs  angeordnet  ist,  er- 
richtet. 

In  der  Ausgestaltung  der  inneren  Räume  nehmen  ihrer  Be- 
deutung für  den  Verkehr  entsprechend  Warteräume  und  die  statt- 
liche Schalterhalle  die  erste  Stelle  ein  (Abb.  2 u.  4).  Zwei  mächtige) 
bis  an  die  Decke  reichende  Spitzbogenfenster  öffnen  die  Stirn- 
seiten der  Schalterhalle  und  erfüllen  die  Halle  zusammen  mit  den 
Fenstern  im  oberen  Teil  der  einen  Seitenwand  mit  vollkommener 
Helligkeit,  die,  unterstützt  durch  den  weißen  Wand-  und  Decken- 
anstrich, nur  mäßig  durch  das  dunkle  Holzwerk  des  Dachwerks 
und  die  Antik -Verglasung  der  Fenster  gemildert  wird.  Zur  rechten 
Seite  der  Halle  sind  die  Fahrkartenausgabe  mit  drei  Schaltern 
und  die  Gepäckabfertigung  angeordnet.  An  der  linken  Seite  der 
Halle  sind  innerhalb  des  Sockels  in  vorbildlicher  Weise  Fahrplan- 
und  Abfahrt-  wie  Ankunfttafeln  angebracht.  Mit  größter 
Sorgfalt  sind  auch  die  Warteräume  durchgebildet.  Der 
größere,  für  Reisende  der  dritten  und  vierten  Klasse 
bestimmte  Wartesaal  ist  im  unteren  Teil  mit  dunkel- 
blauen Fliesen  in  eichenem  Rahmenwerk  versehen,  die 
oberen  Wandflächen  sind  dunkelgelb  getönt,  die  Decke 
als  Balkendecke  mit  weißgeputzten  Zwischenfeldern  aus- 
geführt. Der  Wartesaal  erster  und  zweiter  Klasse  ist 
räumlich  zwar  kleiner,  aber  durch  die  Angliederung  eines 
besonderen  Damenzimmers  und  der  Waschräume  hervor- 
gehoben. 

Im  Äußern  (Abb.  5)  beherrscht  das  Ganze  der  Mittel- 
bau — die  Schalterhalle  — , gesteigert  in  seiner  Be- 
deutung durch  die  Anordnung  eines  Uhrturmes  an  der 
Vorplatzseite.  Klar  gliedern  sich  im  Aufbau  die  ver- 
schiedenen Raumgruppen,  die  sehr  geschickt  zu  einer 
lebhaften,  malerischen  Wirkung  vereinigt  sind.  Die 
Formengebung  des  im  einfachsten  Ziegelbau  gehaltenen 


Abb.  3.  Lageplan. 

Bauwerks  schließt  sich  an  die  mittel- 
alterliche, norddeutsche  Backsteinarchi- 
tektur, insbesondere  an  die  Formen  der 
Stralsunder  Bauten  an,  stets  auf  eine 
einwandfreie  Verteilung  der  Flächen  und 
Öffnungen  Bedacht  nehmend.  Eigentliche  architektonische  Ziermittel 
sind  fast  ganz  vermieden;  keine  Einzelheit  läßt  jedoch  die  liebevolle 
Sorgfalt  des  Architekten  vermissen. 

Das  Gebäude  wurde  am  29.  März  1903  dem  Verkehr  über- 
geben. Der  Entwurf  für  das  Empfangsgebäude  ist  durch  die  König- 
liche Eisenbahndirektion  in  Stettin  auf  Grund  einer  im  Ministerium 
der  öffentlichen  Arbeiten  entworfenen  Skizze  aufgestellt  worden. 
Die  Bearbeitung  des  ausführlichen  Bauentwurfs  sowie  die  spätere 
Bauleitung  lag  unter  der  Oberleitung  des  Wirklichen  Geheimen 
Oberbaurats  Sr.=3ng.  Rüdell  in  den  Händen  des  Landbauinspek- 
tors, jetzigen  Professors  an  der  Technischen  Hochschule  Braunschweig, 
Stubbe. 

Die  Baukosten  des  Empfangsgebäudes  betrugen  rd.  220  000  Mark. 

Stettin.  Birkholz,  Regierungs-  und  Baurat. 
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Abb.  4.  Schnitt  A—li  auf  Abb.  1. 


Der  Bahnhof  in  Stralsund. 
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Die  Kanalisation  yon  Wernigerode. 

Vom  Zivilingenieur  Geißler  in  Berlin -Nikolassee. 


Die  alte  schöne  Harzstadt  Wernigerode  ist  erst  nach  dem  Kriege 
dazu  gekommen,  eine  endgültige  Vollkanalisation  für  ihre  rd.  20  000 
Einwohner  planen  zu  lassen.  Wir  haben  es  nun  ja  allmählich  gelernt, 
das  rein  Technische  bei  solchen  Kanalisationen  sicher  zu  beurteilen 
und  zu  beherrschen,  aber  die  Folgen  des  Krieges  zwingen  dazu,  dieses 
Technische  nach  wirtschaftlichen  Gesichtspunkten  ganz  neu  zu  über- 
denken und  zu  gruppieren.  Nur  auf  diesem  Wege  werden  auf  lange 
Zeit  hinaus  Kanalisationen  durchführbar  sein,  die  Stadt  und  Einwohner 
nicht  über  das  Erträgliche  hinaus  belasten.  Darum  sollen  die  Teile 
aus  dem  Plan  für  Wernigerode,  die  diese  Dinge  behandeln,  hier  ver- 
öffentlicht werden. 

In  erster  Linie  sind  die  Rück  wirk  ungen  der  Wirtschaft  liehen 
W andlungen  auf  den  Entwurf  zu  untersuchen.  Denn  wir  dürfen  in 
absehbarer  Zeit  nur  Geld  aufwenden  für  Bauten,  die  entweder  dringend 
notwendig  oder  im  rechten  volkswirtschaftlichen  Sinn  nützlich  sind. 
Für  Bauten  also,  die  mehr  Arbeit  und  Aufwand  ersparen,  als  sie 
kosten.  Die  Kanalisation  von  Wernigerode  kann  ein  solches  Werk 
sein,  wenn  sie  an  die  bestehenden  Verhältnisse  richtig  angepaßt  wird. 
Aus  den  geschlossen  bebauten  Teilen  der  Stadt  müssen  Regen wasser, 
Schmutzwasser  und  Abfallstoffe  irgendwie  beseitigt  werden,  und  gerade 
weil  wir  sparen  müssen,  muß  diese  Aufgabe  auf  die  beste  Weise  ge- 
löst werden. 

In  Wernigerode  bestehen  insgesamt  7500  m Straßenkanäle  für 
die  Ableitung  von  Regen-  und  Wirtschaftswasser,  die  auch  weiterhin 
nutzbar  gemacht  werden  müssen.  Diese  Kanäle  münden  an  16  Stellen 
in  Vorfluter.  Da  es  unwirtschaftlich  wäre,  vor  jeder  dieser  Aus- 
mündungen eine  Kläranlage  zu  bauen  und  zu  betreiben,  dürfen  die 
Kanäle  kein  Schmutzwasser  aufnehmen.  Hausbesitzer,  die  Aborte  mit 
Wasserspülung  anlegen  wollen,  müssen  also  Sammelgruben  bauen  und 
leerfahren  lassen.  Neben  diesen  etwa  7500  m Straßen  mit  Kanälen 
sind  noch  12  600  m geschlossen  gebaute  Straßen  ohne  Kanal. 
Wenn  hier  die  Rinnsteine  nicht  in  einer  für  die  Gesundheit  der 
Bewohner  gefährlichen  Weise  als  Vorflut  benutzt  werden  sollen 
(was  an  vielen  Stellen  auch  technisch  nicht  geht,  weil  das  Wasser 
nicht  wegfließt),  müssen  die  Hausbesitzer  an  diesen  Straßen  alles 
Wirtschaftswasser  sammeln  und  abfahren. 

Diese  gemeinsamen  Bedürfnisse  der  Hausbesitzer  müssen  durch 
ein  Gemeinschaftsunternehmen,  d.  h.  durch  geregelte  Abfuhr  oder 
Kanalisation,  befriedigt  werden.  Die  Schwierigkeiten  und  Kosten  der 
Abfuhr  und  die  günstigen  Höhenverhältnisse  für  eine  Kanalisation  mit 
reichlichem  Gefälle  lassen  die  letztere  als  die  bessere  Form  des  Ge- 
meinschaftsunternehmens für  die  geschlossen  bebauten  Stadtteile,  wie 
die  Altstadt,  den  unteren  Teil  der  Berglage  und  manche  Teile  der 
Johannis-  und  Georgivorstadt,  erscheinen. 

Für  die  weiter  außen  liegenden  Bezirke,  oben  auf  dem  Lindenberg, 
in  Hasserode  und  auf  dem  Eisenberg,  wo  dicht  bewohnte  Häuser- 
gruppen mit  zerstreut  liegenden  Einfamilienhäusern  in  großen  Gärten, 
mit  ldeineren  Anwesen  ländlicher  Art  und  mit  unbebauten  Straßen- 
strecken abwechseln  und  der  Anteil  an  der  Kanalisation  dem  einzelnen 
Hausbesitzer  sehr  teuer  werden  würde,  ist  die  Kanalisation  einstweilen 
nicht  wirtschaftlich  und  gesundheitlich  nicht  so  nötig,  weil  vom  Regen- 
wasser viel  versickert  und  verdunstet  und  weil  viele  Hausbesitzer 
Wirtschaftswasser  und  Fäkalien  im  eigenen  Garten  unterbringen  und 
verwerten  können.  Im  Laufe  der  Entwicklung  können  sich  freilich 
die  Zustände  ändern.  Wernigerode  kann  schnell  wachsen;  denn  früher 
waren  es  die  Großstädte,  nach  denen  viele  nicht  an  einen  festen 
Wohnort  Gebundene  drängten,  jetzt  wird  das  ruhigere  und  in  der 
Regel  auch  billigere  Leben  in  hübschen  Mittelstädten  bevorzugt.  Diese 
Umgruppierung  der  Bevölkerung  wird  freilich  erst  sichtbar  werden, 
wenn  wieder  Häuser  gebaut  werden  können.  Und  dann  mag  es  bald 
sein,  daß  die  bunte  Stadt  am  Harz  eine  weiter  reichende  Kanalisation 
bauen  und  bezahlen  kann  als  jetzt. 

Oder  aber,  die  Kenntnis  vom  Nutzen  gesundheitlicher  Anlagen 
kann  sich  mehr  durchsetzen  als  bisher  und  Maßnahmen  zur  Unter- 
stützung der  Städte  hervorrufen,  die  solche  Anlagen  bauen  wollen. 
Dafür  reden  die  Zahlen  in  den  Krankheitskurven  der  kanalisierten 
und  nicht  kanalisierten  Städte  eine  so  erschütternde  Sprache.  Nach 
den  Zusammenstellungen  der  deutschen  Krankenkassen  betrug  der 
Verdienstausfall  durch  Krankheiten  im  Deutschen  Reich  bis  1910  jährlich 
21  .3  Milliarden  Mark  — eine  halbe  Milliarde  mehr  als  der  Ertrag  des 
ganzen  deutschen  Bergbaues.  Das  läßt  erkennen,  was  der  Bau  von 
Kanalisationen,  die  so  zweifellos  zum  Gesundhalten  der  Bevölkerung 
beitragen,  für  die  Volkswirtschaft  bedeutet.  Von  diesem  Gesichtspunkt 
aus  gegebene  Staatsbeihilfen  könnten  den  Umfang  der  Kanalisation 
freier  begrenzen  lassen  und  neue  Erweiteruugsmöglichkeiten  für  die 
Stadt  schaffen.  Und  die  Aufgabe  des  Entwurfs  muß  es  sein,  heraus- 
zußnden  und  festzulegen,  wie  im  Rahmen  eines  Bauplans,  der  alle 
erreichbaren  Möglichkeiten  berücksichtigt,  von  Schritt  zu  Schritt 


vorwärtsgegangen  werden  kann  in  dem  Maße,  wie  es  die  Entwick- 
lung zulassen  wird. 

Von  diesen  Grundzügen  aus  muß  die  Kanalisation  in  Wernige- 
rode erörtert  werden.  Wir  wissen  jetzt,  daß  für  mittlere  und 
kleinere  Städte  in  der  Regel  das  Trennsystem  die  vorteilhaftere 
Art  der  Entwässerung  ist.  In  der  norddeutschen  Ebene  regnet  es  an 
jährlich  durchschnittlich  165  Tagen  im  ganzen  500  bis  600  Stunden 
lang  so  stark,  daß  merkbare  Regenwassermengen  in  die  Kanäle  kommen. 
Brauchwasser  aber  fließt  in  allen  8760  Stunden  des  Jahres  ab.  Bei 
starken  Regengüssen  kann  50  bis  80  mal  soviel  Regenwasser  in  die 
Kanäle  kommen,  wie  in  der  gleichen  Zeiteinheit  und  auf  der  gleich 
großen  Fläche  an  Brauchwasser  erzeugt  wird.  Ein  Rohrnetz  für  die 
gemeinsame  Ableitung  von  Regenwasser  und  Brauchwasser  (Misch- 
system) muß  also  gelegentlich  50  bis  80  mal  soviel  leisten  wie  ein 
Rohrnetz  für  das  Brauchwasser  allein,  obgleich  das  Mischsystemrohr- 
netz mit  diesem  Mehr  nur  für  ungefähr  den  siebzehnten  Teil  der  Ge- 
samtzeit, und  auch  dann  noch  lange  nicht  immer  in  seinen  vollen 
Abmessungen,  beansprucht  wird.  Es  ist  klar,  daß  das  größere  Rohr- 
netz viel  teurer  sein  muß;  aber  diese  wirtschaftliche  Seite  ist  nicht  das 
einzige  Bedenken  gegen  das  Mischsystem.  Das  Mischsystem  ist  in  den 
Trockenwetterzeiten,  also  im  vielfach  größeren  Teil  der  Zeit,  zu  groß, 
und  ein  zu  großes  Rohrnetz  ist  ebenso  falsch  wie  ein  zu  kleines.  Die 
geringen  Trockenwetterabflußmengen  breiten  sich  in  regenlosen  Zeiten 
auf  der  Sohle  der  zu  großen  Kanäle  flach  aus,  dabei  finden  feste 
Schmutzstoffe  nicht  mehr  die  nötige  Schwimmtiefe,  sie  stranden  und 
bilden  so  die  Ursache  zu  Verstopfungen.  Das  fordert  häufiges  und 
teures  Reinhalten  und  Spülen  der  Kanäle.  Und  obgleich  so  die  Kanäle 
für  den  regelmäßigen  Betrieb  zu  groß  sind,  sind  sie  bei  starken  Regen- 
güssen doch  wieder  zu  klein,  denn  es  ist  aus  wirtschaftlichen  Gründen 
nicht  möglich,  ein  Rohrnetz  so  groß  zu  bauen,  daß  jeder  Regen 
glatt  abgeleitet  werden  könnte.  Bei  großen  Regenfällen  laufen  die 
Straßenrohre  voll,  und  es  entsteht  dann  leicht  Aufstau,  der  zu  den 
angeschlossenen  Kellern  der  Häuser  zurückwirken  und  sie  unter 
Wasser  setzen  kann.  Rückstauhähne,  Schieber  usw.,  die  man  zum 
Schutz  dagegen  einbaut,  sind  kein  sicheres  Abwehrmittel,  wie  sich 
bei  großen  Regengüssen  in  jeder  mischkanalisierten  Stadt  immer 
wieder  zeigt. 

Allerdings  braucht  man  beim  Einrichten  des  Trennsystems  neben 
dem  Brauchwasserrohrnetz  in  manchen  Straßen  auch  noch  Regen- 
wasserkanäle; in  Wernigerode  aber  sind  die  Straßengefälle,  die  Ver- 
zweigung der  Vorflutbäche  und  die  Bebauungsverhältnisse  in  den 
meisten  Teilen  der  Stadt  so  günstig,  daß  die  Regenwasserableitung  ver- 
hältnismäßig leicht  ist,  und  keinesfalls  würden  die  Einrichtungen,  die 
die  Regenwasserableitung  fordert,  die  Wirtschaftlichkeit  des  Trenn- 
systems in  Frage  stellen.  Ja,  die  besondere  Lage  von  Wernigerode 
drängt  aus  technischen  Gründen  geradezu  zum  Trennsystem.  Von  den 
vielen  steilen  Straßen  kommen  von  allen  Seiten  her  große  Wasser- 
mengen in  die  Ebene  herunter,  in  der  die  Altstadt  steht.  Laufen  diese 
Wassermengen  beim  Ankommen  in  die  Ebene  gleich  in  die  Vorfluter, 
wie  es  überall  geschehen  kann,  so  entstehen  nirgends  Schwierigkeiten. 
Müßte  man  aber  die  Wassermengen  unten  in  ein  zusammenhängendes 
Rohrnetz  aufnehmen  (oder  auch  nur  einen  Teil  des  Wassers,  wenn 
man  etwa  Regenauslässe  anlegt),  so  würde  das  Rohrnetz  in  der  Alt- 
stadt auch  dann  fast  sofort  volllaufen  und  das  Wasser  aufstauen 
lassen,  wenn  man  es  sehr  vorsichtig  berechnet. 

Beim  Durchführen  des  Mischsystems  würde  man  freilich  einen 
Teil  der  vorhandenen  7500  m Kanäle  erhalten  und  in  die  endgültige 
Kanalisation  eingliedern  können.  Ob  viel  dabei  herauskommen  würde, 
ist  fraglich.  Die  alten  Betonkanäle  sind  nicht  überall  einwandfrei, 
und  runde  Betonröhren  über  500  mm  Weite,  die  in  Wernigerode  viel 
verwendet  wurden,  sind  statisch  immer  bedenklich,  wenn  sie  nicht 
starke  Eiseneinlagen  haben  oder  mit  Magerbeton  umstampft  und  so 
gesichert  sind.  Durch  Risse  entstehende  Undichtheiten  machen  sie  zur 
Aufnahme  von  Schmutzwasser  ungeeignet,  da  der  Untergrund  verseucht 
werden  könnte.  Der  Gewinn  beim  Eingliedern  der  bestehenden  Ein- 
richtungen in  eine  Mischwasserkanalisation  würde  also  zweifelhaft  sein. 
Und  um  des  zweifelhaften  Gewinnes  halber  7500  m alte  Leitungen  zum 
Teil  und  vielleicht  nur  für  bemessene  Zeit  erhalten  zu  können,  müßten 
allein  für  die  geschlossen  bebauten  Straßen  der  Altstadt,  Johannis- 
und Georgivorstadt  12  600  m neue  Leitungen  in  den  großen,  teuren 
Rohrweiten  gebaut  werden,  die  das  Mischsystem  fordert. 

Das  wirtschaftliche  Für  und  Wider  zur  Bestimmung  des  Kanal- 
systems läßt  sich  klar  mit  Zahlen  belegen.  Wenn  der  Neubau  einer 
Vollkanalisation  zunächst  begrenzt  wird  auf  die  geschlossen  bebauten 
Teile  der  Altstadt,  Johannis-  und  Georgivorstadt  und  die  unteren  Teile 
der  Berglage,  so  wären  zwar  in  3600  m Straßen  Brauchwasserröhren 
neu  einzubauen,  wo  jetzt  schon  Leitungen  liegen;  dafür  müssen  aber 
in  13  000  m noch  nicht  kanalisierte  Straßen  neue  große  Mischwasser- 
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Maßstab  1 : 40  000. 


Land  zum  Bewässern 
mit  dem  Abwasser. 


Plan  von  Wernigerode. 

röhren  eingelegt  werden.  Von  diesen  13  000  m Straßen  brauchen  bei 
der  Durchführung  des  Trennsystems  nur  4500  m Brauchwasserröhren 
und  Regenwasserleitungen,  während  für  die  übrigen  8500  m Straßen 
die  kleinen  Brauchwasserröhren  allein  endgültig  genügen.  Beim  Ein- 
richten des  Trennsystems  verzichtet  man  also  auf  das  Eingliedern  von 
3600  m zweifelhafter  alter  Straßenkanäle  in  das  Schmutzwasserrohrnetz, 
um  für  8500  m Straßen  die  Regen  wasserableitungen  endgültig  ersparen 
zu  können.  Wird  die  Kanalisation  später  nach  außen  hin  fortgesetzt, 
so  wird  das  Bild  noch  günstiger,  in  Hasserode  und  in  den  neu  auf- 
geteilten Gebieten  des  Eisenberges  brauchen  von  rd.  26  000  m Straßen 
nur  rd.  9000  m Straßen  Regenwasserkanäle,  und  davon  sind  rd.  2100  m 
schon  vorhanden  und  zur  Ableitung  des  Regenwassers  auch  weiterhin 
geeignet,  aber  von  zweifelhaftem  Wert  für  den  Fall,  daß  sie  einmal 
in  ein  Mischwasserrohrnetz  eingegliedert  werden  sollen. 

So  drängen  wirtschaftliche  und  technische  Erwägungen  mit  guten 
starken  Gründen  zu  der  Entscheidung:  Trennsystem.  Und  rechtliche 
Erwägungen  sprechen  ebenfalls  dafür.  In  Wernigerode  werden  durch 
die  ganze  Gemarkung  hindurch  die  ins  Tal  kommenden  Gewässer 
vielfach  aufgestaut  und  wirtschaftlich  ausgenutzt.  Es  wäre  bedenklich, 
wenn  man  den  Vorflutern  und  damit  den  Stauwerken  das  Wasser 
aller  kleineren  und  mittleren  Regenfälle  durch  eine  planmäßige  Misch- 
wasserkanalisation entziehen  würde.  Denn  auf  das  Regenwasser  haben 
die  Werke  ein  Recht.  Auch  durch  das  bei  einer  Mischwasserkanalisation 
erforderliche  Abfangen  von  manchen  ständigen  Zuflüssen  aus  Neben- 
tälern würden  die  Staubesitzer  benachteiligt  werden. 

Die  Kanalisation  für  Wernigerode  muß  also  nach  folgenden  Gesichts- 
punkten eingerichtet  sein: 

1.  Alles  entstehende  Brauchwasser  aus  den  Häusern  wird  durch 
ein  verhältnismäßig  enges  und  billiges  Rohrnetz  zusammen- 
geführt. 

2.  Die  vorhandenen  Anlagen  bleiben  bestehen  zur  Ableitung  des 
Regen wassers.  Neu  gebaut  werden  Regenwasserleitungen  nur 
da,  wo  sie  praktisch  nötig  sind. 


Diese  Form  der  Kanali- 
sation läßt  es  zu,  daß  die 
Stadt  Teileinrichtungen  nach 
Bedarf  bauen  und  damit 
doch  dem  Ziel  der  erstrebten 
Vollkanalisation  näherkom- 
men kann.  Um  den  dringend- 
sten Bedürfnissen  zu  genügen, 
wird  man  zunächst  Regen- 
wasserkanäle in  der  Johannis- 
und Georgivorstadt  neu  ver- 
legen. Sie  entwässern  Tief- 
punkte, die  jetzt  keinen 
Abfluß  haben  und  bessern 
damit  den  bestehenden  Zu- 
stand. Später  kann  man 
dann  Teile  des  Brauchwasser- 
rohrnetzes, zunächst  für  die 
am  engsten  bebauten  Gebiete 
der  Stadt,  bauen  und  so  all- 
mählich weiterkommen. 

Von  großer  Bedeutung 
für  die  Wirtschaftlichkeit  der 
Kanalisation  ist  ferner  das 
richtige  Erkennen  der  Not- 
wendigkeiten für  die  Be- 
handlung des  Brauch- 
wassers. Das  zusammen- 
geführte Abwasser  muß 
irgendwie  einwandfrei  be- 
seitigt werden.  In  abseh- 
barer Zeit  muß  man  in  Werni- 
gerode für  20O00  Menschen 
Vorsorgen.  Das  entstehende 
Abwasser  kommt  bei  den 
günstigen  Gefällen  im  Rohr- 
netz schnell  zum  Sammel- 
punkt. Von  den  fernsten 
Teilen  der  Altstadt  bis  zum 
Sammelpunkt  unterhalb  der 


unterwegs.  Nicht  weit  von 
diesem  Sammelpunkt  ent- 
fernt fließt  die  Höltemme 
(vgl.  den  Lageplan).  Sie  hat 
an  etwa  230  Tagen  im  Jahre 
mittleres  und  hohes  Wasser 
mit  mindestens  400  Sek./l. 
In  diesem  größeren  Teil  des  Jahres  würde  das  Abwasser  aus  der  Stadt 
eine  Verdünnung  von  mindestens  1 : 10  erfahren.  Die  Höltemme  ist 
bei  ihrem  schnellen  Abfluß  und  dem  großen  Sauerstoffreichtum,  den 
sie  vom  Gebirge  herunterbringt,  ein  sehr  lebensfähiger  Vorfluter  mit 
starken  Kräften  zur  Selbstreinigung.  Sie  verarbeitet  jetzt  schon  alle 
die  ihr  aus  Wernigerode  zufließenden  Schmutzstoffe  so  rasch  und 
gründlich,  daß  sie  gleich  unterhalb  der  Stadt  wieder  vollständig  rein 
und  klar  ist.  Wenn  man  dazu  noch  bedenkt,  daß  das  Abwasser 
aus  der  Stadt  frisch  und  unangefault  unten  ankommt  und  daß  es  mit 
freiem  Gefäll  in  die  Höltemme  geleitet  werden  kann,  so  wird  man  ver- 
treten dürfen,  daß  eine  gute  mechanische  Vorreinigung  des  Abwassers 
bei  mittleren  und  höheren  Wasserständen  in  der  Höltemme  genügt. 

In  der  Hauptsache  kommt  es  für  die  Wirkung  von  mechanischen 
Kläranlagen  darauf  an , daß  das  Abwasser  frisch  behandelt  und 
möglichst  wenig  verunreinigt  wird  durch  Schmutzstoffe,  die  sich 
schon  in  der  Kläranlage  abgesetzt  haben  können,  denn  angefaultes 
Wasser  beeinflußt  die  Vorflut  schlimmer  als  frische  Schmutz- 
stoffe. Am  schnellsten  kann  man  Abwasser  durch  Siebe  und  Rechen 
hindurchbringen.  Aber  selbst  die  besten  von  diesen  Vorrichtungen 
wirken  nur  auf  die  gröbsten  Teile  der  festen  Schmutzstoffe  ein.  Man 
kann  die  Ausschnitte  in  den  Gittern,  die  das  Abwasser  durchfließen 
muß,  nicht  enger  als  U/a  mm  machen,  weil  sich  die  Poren  sonst  ver- 
stopfen, und  dabei  bleiben  nicht  mehr  als  15  vH  von  den  festen 
Schmutzstoffen  aus  dem  Abwasser  zurück.  Diese  Wirkung  würde  bei 
einer  Verdünnung  des  Abwassers  von  1:10  in  der  Vorflut  nicht  mehr 
sicher  genügen.  Sieb-  und  Recheneinrichtungen  brauchen  zudem  Ma- 
schinenkräfte und  ständige  Wartung,  welche  die  Bau-  und  Betriebskosten 
ungünstig  beeinflussen.  Darum  würde  es  für  Wernigerode  nicht  teurer 
und  für  die  Vorflut  besser  sein,  wenn  Absitzbecken  oder  Absitzbrunnen 
gebaut  würden.  Am  besten  geeignet  sind  Absitzbecken,  in  denen  der 
Teil,  in  dem  das  Absetzen  der  Schmutzstoffe  vor  sich  geht,  durch 
Wände  abgetrennt  ist  von  dem  Raum,  in  dem  sich  die  abgeschiedenen 
Schmutzstoffe  sammeln.  Man  erreicht  damit  nicht  nur,  daß  das  durch 
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fließende  Wasser  frischer  bleibt,  sondern  auch,  daß  die  schon  ab- 
geschiedenen Schmutzstoffe  sich  ungestört  vom  Wasserdurchfluß  um- 
formen können.  Sie  schrumpfen  dabei  wesentlich  zusammen  und  sind 
dann  leichter  zu  behandeln  und  zu  trocknen.  Es  gibt  eine  ganze 
Menge  solcher  Brunnen-  und  Beckenarten,  die  im  wesentlichen  sehr 
ähnlich  und  nur  in  Nebendingen  unterschieden  sind.  Es  kommt  vor 
allem  darauf  an,  sie  an  die  Art  des  zu  behandelnden  Abwassers  und  an 
die  bestehenden  Verhältnisse  anzupassen.  Sie  leisten  dann  auch  alle 
ungefähr  dasselbe,  und  man  darf  darauf  rechnen,  daß  sie  etwa  50  vH 
der  festen  Schmutzstoffe  des  Abwassers  zurückhalten.  Dieses  Ergebnis 
reicht  für  Wernigerode  bei  mittleren  und  hohen  Wasserständen  aus. 

Für  die  Zeiten  mit  niedrigem  Wasserstand  im  Fluß,  das  sind  im 
Durchschnitt  aus  20  Jahre  fortgesetzten  Beobachtungen  135  Tage  im 
Jahre,  ist  für  Anlagen  zu  weitergehender  Reinigung  des  Abwassers  vor- 
zusorgen. Diese  weitergehende  Reinigung  des  Abwassers  ist  nicht  mehr 
auf  mechanischem  Wege  und  dadurch  zu  erreichen,  daß  man  einen 
vielleicht  noch  größeren  Teil  der  festen  Schmutzstoffe  abfängt,  sondern 
sie  muß  auch  die  zersetzenden,  vergiftenden  und  fäulnisbildenden 
Stoffe  behandeln,  die  im  Abwasser  gelöst  sind.  Man  hat  die  Vorgänge, 
die  dabei  tätig  sind,  zusammenfassend  biologische  Reinigung  des  Ab- 
wassers genannt.  Das  Wesentlichste  dabei  ist  die  Zersetzungstätigkeit 
des  Sauerstoffs  der  Luft,  die  durch  Kleinlebewesen  gefördert  und  zu 
erhöhter  Wirkung  gebracht  wird. 

Am  besten,  sichersten  und  einfachsten,  und  dabei  oit  auch  vorteil- 
haft, kann  man  Abwasser  auf  geeignetem  Land  behandeln.  Wo  passend 
liegende  und  ausreichend  große  Landflächen  zur  VerrieseluDg  des  Wassers 
nicht  zur  Verfügung  stehen,  muß  das  Abwasser  in  künstlichen  Filtern, 
in  biologischen  Kläranlagen  behandelt  werden.  Mit  richtig  gebauten 
Anlagen  kann  man  Abwasser  bis  zur  vollständigen  Klarheit  reinigen. 
Aber  selbst  bei  guter  Anpassung  an  die  bestehenden  Verhältnisse 
haben  solche  Kläranlagen  viel  Mißliches.  Sie  sind  teuer  und  brauchen 
viel  Platz,  und  der  Betrieb  muß  sorgsam  geführt  und  überwacht 
werden.  Das  Personal  hierzu  ist  schwer  zu  haben.  Das  Geld  für  den 
Bau  einer  Kläranlage  ist  für  jeden  anderen  Zweck  verloren.  Land  aber 
ist  immer  ein  fester  Besitz,  der  durch  Befeuchtung  und  Düngung 
mit  Abwasser  oft  noch  verbessert  werden  kann.  In  einer  biologischen 
Kläranlage  kann  man  die  im  Abwasser  enthaltenen  Düngestoffe  im 
besten  Fall  vernichten,  die  man  doch  verwerten  sollte. 

Unterhalb  von  Wernigerode  liegen  flach  und  eben  weite  Flächen 
Ackerland,  die  nach  Art,  Lage  und  Oberflächengestaltung  gleichmäßig 
gut  geeignet  sind,  um  Abwasser  aufzunehmen  und  zu  reinigen.  Es 
soll  aber  nicht  ein  Rieselfeld  gebaut  werden  in  dem  schlimmen  (und 
überholten)  Sinne,  der  den  überlasteten  Einrichtungen  mancher  Groß- 
städte anhaftet,  sondern  das  Land  soll  befeuchtet  und  fruchtbar 
gemacht  werden  an  etwa  135  Tagen  im  Jahre,  wenn  der  schwächer 
gewordene  Vorfluter  nicht  alles  Abwasser  aufnehmen  kann,  also  gerade 
in  den  Zeiten,  wo  dürstende  Felder  Wasser  am  nötigsten  brauchen. 
Nach  vorsichtigem  Abwägen  der  bisher  gemachten  Erfahrungen  würde 
Wernigerode  12*  2 ha  Land  für  die  Behandlung  des  Abwassers  brauchen 
von  dem  Gebiet,  das  im  ganzen  rd.  90  ha  groß  ist.  Am  besten  wäre 
es  aber,  über  den  Umfang  der  Fläche  hinaus,  die  die  Stadt  braucht, 
um  die  Verarbeitung  des  Abwassers  sicherzusteilen,  möglichst  viele 
Besitzer  des  umliegenden  Landes  zu  einer  Genossenschaft  zu  vereinigen, 
die  das  städtische  Abwasser  zur  Versorgung  ihrer  Felder  abnimmt 
und  mit  Anlagen  nach  eigenem  Wunsch  und  auf  eigene  Kosten  ver- 
teilt. So  schafft  sich  die  Stadt  Entlastung  für  sich  selbst  und  gibt 
dem  umliegenden  Land  nützliches  Wasser. 

Schließlich  sollen  noch  die  Feststellungen  über  die  Ableitung 
des  Regen wassers  kurz  zusammengefaßt  mitgeteilt  werden,  die 
auch  von  großer  Bedeutung  für  die  Bauausgaben  sind.  Wernigerode 
liegt  in  einem  Gebiet,  in  dem  jährlich  70  bis  80  cm  Regen  fallen.  In 
das  Gebirge  hinauf  steigt  die  jährliche  Regenwassermenge  schnell. 
Harzburg  und  Goslar  haben  90  bis  100  cm  Regen  im  Jahre,  die  Brocken- 
kuppe 1G0  bis  180  cm.  Zur  Ebene  hin  fällt  sie.  In  Halberstadt, 
Quedlinburg  und  Ballenstedt  fallen  jährlich  50  bis  60  cm  Regen,  in 
Aschersleben  und  Staßfurt  nur  noch  40  bis  50  cm  nach  den  Ergebnissen 
von  Messungen,  die  an  3000  deutschen  Orten  im  Jahrzehnt  1893  bis 
1902  angestellt  worden  sind.  Für  die  Bemessung  des  Rohrnetzes 
kommt  es  aber  nicht  so  sehr  auf  den  jährlichen  Durchschnitt,  wie  auf 
die  möglichen  Höchstbelastungen  durch  starke,  lange  dauernde  Regen- 
güsse an.  Besondere  Messungen  für  Wernigerode  liegen  nicht  vor; 
sie  würden  nur  Wert  haben,  wenn  sie  lange  Zeit  hindurch  fortgesetzt 
wären.  Im  allgemeinen  ist  in  Deutschland  beobachtet  worden,  daß 
einzelne  Regenfälle  um  so  mächtiger  sein  können,  je  regenärmer  das 
Gebiet  im  ganzen  ist,  und  daß  heftige  Starkregen  in  der  Ebene  häufiger 
Vorkommen  als  in  höher  liegenden  Gebieten.  Darum  wird  man  zu  Ver- 
gleichen für  Wernigerode  die  sorgfältigen  Aufzeichnungen  der  Landwirt- 
schaftlichen Hochschule  in  Berlin  benutzen  dürfen.  Berlin  hat  50  bis  G0  cm 
Regenhöhe,  also  ebensoviel  wie  die  Städte  im  Vorland  des  Harzes. 

Kleinere,  schnell  vorübergehende  Regen  kommen  in  den  Abfluß- 
leitungen gar  nicht  zur  Erscheinung.  Ihr  Wasser  wird  aufgesogen  oder 


es  verdunstet,  ehe  es  bis  zu  den  Einläufen  kommt.  2 mm  Regenhöhe 
in  der  Stunde  lassen  in  der  Sekunde  5,5 1 auf  1 ha  niederfallen. 
Solche  Regen  machen  sich,  besonders  wenn  sie  länger,  also  nach  und 
nach  auf  schon  benetztes  Land  fallen,  im  Rohrnetz  schon  bemerkbar. 
5,5  Sek./l -Regen  sind  im  Durchschnitt  von  G Jahren  in  Berlin  jährlich 
1948  Minuten  lang  gefallen;  davon  waren  1000  Minuten  mit  mehr  als 
10  Sek./l  belastet,  mit  mehr  als  20  Sek./l  320  Minuten,  mit  mehr  als 
30  Sek./l  etwa  100  Minuten.  Regen  von  5,5  Sek./l  Stärke  und  darüber 
sind  in  Berlin  durchschnittlich  an  23  Tagen  im  Jahre  gefallen.  Im 
Durchschnitt  aus  44  Beobachtungsjahren  sind  zu  erwarten  an  jährlich 
1,4  Tagen  Regen  von  20  bis  25  mm  Höhe  (55  bis  70  Sek./l  rund),  an 
0,8  Tagen  Regen  von  25,1  bis  30mm  Höhe  (70  bis  83  Sek./l  rund)  und  an 
0,7  Tagen  Regen  über  30  mm  Höhe  (über  83  Sek./l  vom  Hektar). 

Nach  diesen  Feststellungen  soll  untersucht  werden,  ob  es  genügt, 
wenn  in  Wernigerode  für  Regengüsse  vorgesorgt  wird,  die  30  mm  Wasser 
in  der  Stunde  geben,  also  83  1 Wasser  auf  1 ha  in  der  Sekunde 
fallen  lassen.  Das  ist  die  Menge,  die  im  Durchschnitt  aus  44  Be- 
obachtungsjahren jährlich  nur  100  Minuten  lang  an  0,7  Tagen  im  Jahre 
überschritten  wird. 

Von  dem  fallenden  Regenwasser  kommt  nicht  alles  in  die  Kanäle, 
ein  großer  Teil  versickert  und  verdunstet.  Der  Umfang  dieses  Ver- 
lustes ist  verschieden  beim  Beginn  und  bei  der  Fortdauer  des  Regens 
(also  bei  trockenem  und  feuchtem  Boden),  an  kalten  und  warmen,  an 
windigen  und  windstillen  Tagen,  bei  durchlässigem  und  undurchlässigem 
Untergrund,  bei  geneigten  und  ebenen  Flächen,  auf  bewachsenem  und 
uubewachsenem  Land,  in  offen  und  geschlossen  bebauten  Stadtgebieten, 
bei  dicht  und  lose  gepflasterten  und  unbefestigten  Wegen  usw.  Man 
hat  versucht,  hier  angenäherte  Werte  als  Versickerungsbeiwerte 
zu  finden.  Nach  vorsichtiger  Bewertung  dieser  Versickerungszahlen 
würden  von  83  Sek./l  fallendem  Regenwasser  vom  Hektar  Fläche 
abfließen:  für  die  Stadtviertel  mit  dichterer  Bebauung  0,50  vom 
Ganzen  = 4 1,50 Sek./l,  für  die  Stadtviertel  mit  offener  Bebauung  0,25 
vom  Ganzen  = 20,75  Sek./l,  für  Anlagen,  Gartenflächen,  Bahnkörper  usw. 
0,10  vom  Ganzen  = 8,3  Sek  /l. 

Es  tritt  dann  noch  eine  weitere  Herabminderung  der  Kanal- 
belastungen ein  durch  die  „Verzögerung“  im  Abfluß.  Die  Dauer  eines 
starken  Regens  ist  in  der  Regel  kürzer  als  seine  Ablaufzeit,  und  es 
können  die  unteren  Teile  eines  Kanalnetzes  schon  leergelaufen  sein, 
ehe  das  Wasser  von  weiter  oben  herankommt.  Diese  Tatsache  selbst 
ist  zweifelfrei  — aber  die  daraus  folgende  Beurteilung  der  zulässigen 
Einschränkung  für  die  Berechnung  des  Rohrnetzes  ist  noch  sehr  um- 
stritten. Die  Verzögerung  ist  abhängig  von  der  Ausdehnung  der  Ab- 
flußgebiete und  der  Geschwindigkeit  des  Wasserabflusses,  von  der 
Wegrichtung  und  dem  Fortlaufen  des  Regens  über  das  Gelände  und 
von  der  Stärke  des  Regens  in  einzelnen  Zeitabschnitten  und  auf 
einzelnen  Flächen;  das  alles  kann  sehr  verschieden  sein. 

Die  wissenschaftlich  fest  zu  fassenden  Werte  für  die  Bemessung 
von  Regenwasserableitungen  sind  also  unsicher.  In  der  Praxis  kann 
man  das  aus  den  sehr  verschiedenen  Grundlagen  erkennen,  die  in 
Großstädten  nach  zum  Teil  sorgfältigen  Beobachtungen  für  die  Be- 
lastung der  Kanäle  gewählt  worden  sind.  So  rechnet  man  z.  B.  in 
Berlin  (früher  10,6  bis  21,2  Sek./l)  bei  neuen  Entwürfen  für  geschlossen 
bebaute  Viertel  in  hügeliger  Lage  52  Sek.  1(  ha,  in  Bremen  zwischen 

10.6  bis  42,2  Sek.  1/ha,  in  Breslau  bei  neueren  Ausführungen  bis  zu 
25  Sek.  1/ha,  in  Chemnitz  17  bis  50  Sek.  1 ha,  in  Danzig  12  bis  18  Sek.  1 ha, 
in  Dortmund  8,3  bis  16,7  Sek.  I ba,  in  Dresden  30  bis  50  Sek.  1/ha,  in 
Hannover  S,3  bis  40  Sek.  1/ha,  in ‘Karlsruhe  18  Sek.  1 ha,  in  Leipzig 

16.7  Sek.  1/ha,  in  München  9 bis  22  Sek.  1/ha,  in  Nürnberg  12  bis 
80  Sek.  1/ha,  in  Paris  42  Sek.  1/ha,  in  Pest  11  bis  21  Sek.  1/ha,  in  Posen 
50  Sek.  1/ha  usw. 

Das  sind  geschlossen  bebaute  Großstädte  mit  dicht  gepflasterten 
Straßen,  sehr  ausgedehnten  Rohrnetzen  und  langen  Kanälen  bis  zu 
den  entlastenden  Vorflutern,  mit  Verhältnissen  also,  in  denen  zu  geringe 
Kanalabmessungen  sehr  stören  müssen.  Vor  allem  aber  sind  es  Städte, 
die  nach  dem  Mischsystem  kanalisiert  sind,  wo  also  das  Volllaufen  der 
Straßenleitungen  nach  den  angeschlossenen  Kellern  der  Grundstücke 
zurückwirkt.  In  Wernigerode  ist  das  alles  anders.  Auch  in  der  am 
dichtesten  bebauten  Altstadt  sind  noch  Gärten  und  Plätze,  die  Regen- 
wmsser  auf  halten  und  versickern  lassen,  die  Einzelgebiete  für  die 
Regenwrasserableitung  sind  klein  und  laufen  schnell  in  Vorfluter  leer, 
und  die  Kanalisation  wird  nach  dem  Trennsystem  eingerichtet.  Es 
entstehen  also  auch  dann  keine  Gefahren  für  die  Grundstücke,  wenn 
die  Regenwasserleitungen  einmal  volllaufen  und  in  Stau  kommen. 

Darum  sind  für  den  wirklichen  Abfluß,  also  ohne  etwas  für  die 
Verzögerung  abzuziehen,  zugrunde  gelegt:  für  die  Gebiete  der  Innen- 
stadt 40  Sek./l,  für  die  offener  bebauten  Gebiete  der  äußeren  Bezirke, 
wechselnd  mit  der  Steilheit  der  Straßen,  zwischen  20  und  30  Sek.  1, 
für  die  waldigen  Außengebiete  (für  deren  Abflüsse  die  entlastende 
„Verzögerung“  am  stärksten  ist)  3 Sek./l. 

Es  muß  ausgesprochen  werden,  daß  diese  vorsichtig  gewählten 
und  von  umfassenden  Erfahrungen  gestützten  Grundlagen  nicht  völlig 
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ausschließen,  daß  gelegentlich  ein  besonders  starker  Regen  hier  und 
da  in  einem  Straßenteil  Wasseraufstau  entstehen  läßt.  Aber  diese 
Gefahr  läßt  sich  niemals  ganz  vermeiden  — schon  deswegen  nicht, 
weil  ein  „höchster  Regenfall“  nicht  fest  begrenzt  werden  kann.  Je  mehr 
Regenwasser  man  glatt  ableiten  will,  um  so  teurer  wird  das  Rohrnetz, 
und  seine  Wirtschaftlichkeit  ist  zweifelhaft,  wenn  die  Verzinsung  und 
Tilgung  mehr  kostet  als  der  Schaden,  den  es  verhindern  soll.  Die 
hier  der  Berechnung  zugrunde  gelegten  Zahlen  erfüllen  das  Wünschens- 


werte. Selbst  die  Überschreitung  dieser  Mengen  kann  bei  der  für 
Wernigerode  geplanten  Kanalisation  keinen  wesentlichen  Schaden  an- 
richten.  Würde  man  die  Leitungen  noch  größer  bauen,  so  wäre  fast 
nichts  an  Sicherheit  gewonnen,  aber  viel  Geld  am  Bau  der  größeren 
Leitungen  verloren.  Es  war  eine  Beruhigung,  bei  den  Einzelberechnungen 
feststellen  zu  können,  daß  nach  den  neuen  Werten  die  vorhandenen 
Leitungen  überall  ausreichen,  wie  es  sich  auch  in  Wirklichkeit  bisher 
erwiesen  hat. 


Jahresversammlung  des  Verbandes  deutscher  Elektrotechniker  in  Essen. 


Vom  28.  Mai  bis  2.  Juni  d.  J.  hielt  der  Verband  deutscher  Elektro- 
techniker seine  diesjährige  Jahresversammlung  in  Essen  ab.  Gleich- 
zeitig fanden  Sitzungen  der  Vereinigung  der  Hochschullehrer  für 
Elektrotechnik  sowie  der  führenden  Verbände  der  elektrotechnischen 
Industrie  und  des  Großhandels  auf  diesem  Gebiete  statt.  Eine  Elektro- 
Ausstellung  für  Berg-  und  Hüttenwesen,  Gewerbe,  Haus-  und  Land- 
wirtschaft vervollständigte  die  Veranstaltungen  der  „Zweiten  Elek- 
trischen Woche“,  welche  der  Verband  ins  Leben  gerufen  hat. 

In  den  Verbandssitzungen  wurde  eine  Reihe  von  Normen  für 
den  Bau  und  den  Betrieb  verschiedener  elektrotechnischer  Einrich- 
tungen erörtert  und  teilweise  festgestellt.  Der  Verband  hat  durch 
seine  Arbeiten  wesentlich  zu  der  dringend  erwünschten  Einheitlich- 
keit auf  dem  Gebiete  der  Elektrotechnik  beigetragen. 

Die  Reihe  der  technisch -wissenschaftlichen  Vorträge  wurde  von 
dem  Vorstande  des  Kaiser-Wilhelm-Instituts  für  Kohlenforschung  in 
Mülheim  a.d.Ruhr  Prof.Dr.  Fischer  durch  Mitteilungen  über  „Ziele  und 
Ergebnisse  der  Kohlenforschung“  eröffnet.  Der  Vortragende  zeigte, 
wie  es  gelungen  ist,  die  Struktur  der  Kohle  auf  wissenschaftlichem 
Wege  näher  zu  ergründen  und  daß  es  heute  schon  möglich  ist,  die 
Kohle  durch  chemische  Prozesse  vollständig  „aufzulösen“  statt  sie  zu 
verbrennen,  so  daß  die  wertvollen  Bestandteile  restlos  zur  weiteren 
Verarbeitung  vor  der  Verbrennung  der  minder  wertvollen  Teile  aus- 
geschieden werden  können.  Wenn  dies  auch  zunächst  nur  bei  Ver- 
suchen im  kleinen  geschehen  ist,  so  kann  doch  als  praktisches  Er- 
gebnis der  Forschungen  die  Gewinnung  des  sogenannten  Urteers  an- 
geführt werden.  Das  ist  Teer,  welcher  bei  niedrigeren  Temperaturen  als 
bisher  üblich  gewonnen  wird  und  der  aus  diesem  Grunde  eine  größere 
Ausbeute  an  chemisch  wertvollen  Nebenerzeugnissen  gestattet.  Als 
verwendbarer  Heizstoff  bleibt  hierbei  der  sogenannte  Halbkoks  zurück. 

Die  Wärme  Wirtschaft  fordert  gebieterisch,  der  Verschwendung 
Einhalt  zu  tun,  welche  mit  der  unmittelbaren  Verbrennung  der 
Kohlen  begangen  wird.  Es  wird  künftig  mehr  und  mehr  in  Frage 
kommen,  die  Kohle  in  ihre  Bestandteile  zu  zerlegen  und  die  nach 
Ausscheidung  der  wertvollen  Stoffe  verbleibenden  brennbaren  Teile 
in  flüssiger  oder  vergaster  Form  zur  Gewinnung  von  mechanischer 
bezw.  elektrischer  Arbeit  zu  verwenden.  Um  hierbei’ Wärmeverluste 
zu  vermeiden,  versucht  man  neuerdings  die  Kohlenenergie  durch  Gas- 
oder Ölturbinen  unmittelbar  auszunutzen.  Ein  zweiter  Vortrag  von  Prof. 
Schüle  in  Görlitz  über  den  „Stand  des  Baues  der  Ölturbine“  zeigte,  wie 
weit  die  Technik  auf  diesem  Gebiete  bis  jetzt  gekommen  ist.  Besonders 
wurde  der  Holz warth-Turbine  gedacht,  welche  nach  ihrem  Erlinder 
benannt  ist  und  von  der  Firma  Thyssen  gebaut  und  ausgeprobt  wird. 

Dr.  Fleischmann  in  Berlin  berichtete  über  den  „Jetzigen  Stand  des 
Elektromaschinenbaues“.  In  einer  Fülle  von  Beispielen  zeigte  der  Vor- 
tragende an  Hand  zahlreicher  Lichtbilder,  welche  Formen  und  Ab- 
messungen die  neuzeitlichen  elektrischen  Maschinen  angenommen 
haben  und  wie  deren  Aufbau  erfolgt.  Da  die  Leistung  großer 
Maschinen  sehr  wesentlich  von  deren  Kühlung  abhängt,  die  in  der 
Regel  durch  Luftströme  erfolgt,  bietet  die  zweckmäßige  Lüftung 
eines  Großkraftwerks  mitunter  größere  Schwierigkeiten  als  die  Be- 
lüftung irgend  eines  größeren  Gebäudes.  An  den  Vortrag  schloß  sich 
eine  lebhafte  allgemeine  Aussprache  an,  in  der  besonders  die  Schwierig- 
keiten erörtert  wurden,  die  für  die  großen  Überlandwerke  dadurch 
entstehen,  daß  viele  Motoren  an  das  Netz  angeschlossen  werden,  die 
den  größten  Teil  des  Tages  nur  mit  geringer  Belastung  laufen.  Die 
Folge  davon  ist,  daß  die  Netze  zwar  große  Ströme  fortleiten  und 
entsprechend  stark  gebaut  sein  müssen,  aber  nur  geringe  'Arbeits- 
leistung abgeben,  also  entsprechend  geringe  Einnahmen  einbringen. 
Als  ein  Mittel  zur  Bekämpfung  dieses  Übelstandes  wurde  die  Änderung 
der  bisher  üblichen  Tarife  empfohlen,  um  die  Stromabnehmer  hier- 
durch zu  zwingen,  die  Größenbemessung  und  Bauart  ihrer  Motoren 
sorgfältig  zu  prüfen  und  nur  solche  Motoren  zu  verwenden,  die  auch 
bei  geringer  Belastung  keine  allzu  ungünstige  Rückwirkung  (Phasen- 
verschiebung zwischen  Strom  und  Spannung)  auf  das  Netz  haben. 
Der  Vortrag  wurde  ergänzt  durch  einige  Mitteilungen  eines  Vertreters 
der  deutsch-amerikanischen  Elektrotechniker  über  neuere  Bestrebungen 
in  Amerika,  die  darauf  abzielen,  ähnliche  Fern  Wirkungen,  wie  sie  bei 
der  drahtlosen  Telegraphie  verwendet  werden,  auch  für  die  elektrische 
Kraftübertragung  nutzbar  zu  machen,  z.  B.  durch  die  Einschaltung 
ferngesteuerter  Relais. 


Das  Gebiet  der  Schwachstromtechnik  war  durch  einen  Vortrag 
von  Dr.  Ebeling  in  Berlin  über  „Fernkabel  und  Lautverstärkung“  ver- 
treten. Als  die  beiden  wichtigsten  neueren  Hilfsmittel  zur  Verbesse- 
rung des  Fernsprechwesens  wurden  hervorgehoben:  die  Pupinspulen 
und  die  sogenannten  Verstärkerlampen.  Durch  erstere  ist  es  möglich 
geworden,  eine  schädliche  Eigenschaft  zu  beseitigen,  die  alle  Fern- 
sprechkabel in  weit  höherem  Maße  als  Freileitungen  besitzen.  Infolge 
ihrer  größeren  Kapazität  verschlucken  gewissermaßen  die  Kabel  bei 
großer  Länge  die  in  sie  hineingeschickten  Sprechströme.  Diese  Wir- 
kung der  Kapazität  kann  aufgehoben  werden,  indem  in  bestimmten 
Entfernungen,  etwa  alle  2 km,  Pupinspulen  in  die  Leitungen  einge- 
schaltet werden;  diese  bestehen  lediglich  aus  Drahtspiralen,  welche 
um  einen  Eisenkern  gewickelt  sind  und  in  ihren  Abmessungen  dem 
Fernsprechkabel  angepaßt  sein  müssen.  Durch  diese  Spulen  ist  das 
Fernsprechkabel  für  größere  Entfernungen  erst  lebensfähig  geworden. 
Da  anderseits  Kabel  im  allgemeinen  betriebssicherer  sind  als  Frei- 
leitungen, so  steht  im  Gegensatz  zu  früheren  Anschauungen  zu 
erwarten,  daß  sehr  große  Entfernungen,  allerdings  bei  höheren  Kosten 
eher  durch  Kabel  als  durch  Freileitungen  zu  überbrücken  sind.  — 
Das  zweite  Hilfsmittel,  die  Verstärkerröhre  oder  Verstärkerlampe,  ge- 
stattet, die  Dicke  der  Leitungsdrähte  und  damit  die  sehr  erheblichen 
Kosten  der  Leitungsanlagen  herabzudrücken.  Eine  nähere  Beschrei- 
bung hier  zu  geben,  verbietet  leider  der  zur  Verfügung  stehende  Raum. 

Den  Abschluß  der  Vorträge  bildeten  Vorschläge,  welche  Ober- 
ingenieur Wiehert  machte  über„Normung  der  Leistungen  von  Straßen- 
bahn-, Kleinbahn-  und  Vollbahn-Motoren“.  Trotz  mancher  der  Nor- 
mung entgegenstehender  Schwierigkeiten  ist  eine  Einheitlichkeit  in 
wirtschaftlichem  Interesse  dringend  erwünscht  und  würde  z.  B.  bei 
größerer  Ausdehnung  des  elektrischen  Betriebes  auf  Vollbahnen  wegen 
der  leichteren  Unterhaltung  und  Auswechselbarkeit  der  Motoren  erheb- 
liche Vorteile  bieten.  Der  Vortragende  zeigte,  wie  sich  durch  einen 
planmäßigen  Ausbau  mit  verhältnismäßig  wenig  Typen  Motoren-Reihen 
schaffen  lassen,  die  durch  geeignete  Auswahl  und  Schaltung  sehr  weit 
auseinanderliegenden  Verhältnissen  in  völlig  ausreichender  Weise 
Rechnung  tragen  und  gleichwohl  eine  genügend  feine  Abstufung  der 
Leistungen  ermöglichen. 

Am  zweiten  Tage  der  Verbandstagung  fand  die  festliche  Eröffnung 
der  Elektro- Ausstellung  statt.  Diese  war  von  den  bedeutendsten 
Firmen  der  deutschen  Elektrotechnik  reichhaltig  beschickt  worden 
und  bot  einen  guten  Überblick  über  die  neueren  Erzeugnisse  dieser 
Industrie.  Von  den  zahlreichen  Ausstellungsgegenständen  sei  ein 
Modell  der  Holzwarth-Turbine  erwähnt.  Ferner  wurden  verschiedene 
mit  Quecksilberdampf  betriebene  Groß-Gleichrichter  in  Betrieb  vor- 
geführt. Diese  haben  in  neuerer  Zeit  eine  besondere  Bedeutung 
erlangt,  da  bei  dem  Übergang  von  den  älteren  Gleichstromwerken 
auf  die  neuen  mit  Drehstrom  betriebenen  Überlandzentralen  häufig 
die  Aufgabe  auftritt,  den  Drehstrom  in  Gleichstrom  umzuwaudeln. 
Die  Gleichrichter  lösen  diese  Aufgabe  ohne  die  Verwendung  sich 
drehender  Teile.  Sie  bedürfen  daher  nur  geringer  Wartung  und 
zeichnen  sich  überdies  durch  geringe  Energieverluste  aus. 

In  einer  besonderen  Festschrift  hatte  der  rührige  Elektrotechnische 
Verein  des  Rheinisch- Westfälischen  Industriebezirks  eine  sehr  über- 
sichtliche Zusammenstellung  der  vielseitigen  und  weit  ausgedehnten 
elektrotechnischen  Anlagen  unseres  größten  Industriebezirks  gegeben. 
Insbesondere  haben  die  allgemeinen  Kraftübertragungsanlagen  einen 
sehr  großen  Umfang  angenommen;  das  Goldenberg- Werk  in  Knapsack, 
südwestlich  von  Köln,  arbeitet  z.  B.  mit  Spannungen  über  100000  Volt, 
es  ist  das  größte  europäische  Kraftwerk  und  besitzt  Dampfturbinen 
von  je  50000  kW  Einzelleistung.  Zur  Feuerung  dient  Rohbraun- 
kohle. Die  Hochspannungsleitungen  überqueren  den  Rhein  an  drei 
Stellen  mit  Spannweiten  bis  zu  500  m und  Kreuzungstürmen  bis  zu 
105  m Höhe. 

Im  Anschluß  an  die  Sitzungen  des  Verbandes  war  durch  zahl- 
reiche Besichtigungen  Gelegenheit  geboten,  die  in  der  Nähe  liegenden 
technischen  Anlagen  zu  besuchen.  Außer  den  Kruppschen  Werken 
und  anderen  Stahl-  und  Hüttenwerken  wurden  verschiedene  Elek- 
trizitätswerke und  eine  Kabelfabrik  sowie  die  großen  Verkehrsanlagen 
der  Duisburg-Ruhrorter  Häfen  und  das  Schiffshebewerk  in  Henrichen- 
burg  gezeigt. 

Zehlendort.  F.  Besser. 
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Vermischtes. 


In  dem  Wettbewerb  fiir  Yorent  würfe  zur  Bebauung  des  Geländes 
an  der  Ainmonstraße  iu  Chemnitz,  den  die  Stadtgemeinde  gemeinsam 
mit  der  Siedlungsgesellschaft  Chemnitz- Altendorf  unter  Chemnitzer 
Architekten  ausgeschrieben  hatte,  waren  23  Arbeiten  eingegangen.  Es 
erhielten:  Stadtarchitekt  Richard  Grundmann  den  ersten  Preis 
(4500  Mark),  die  Architekten  Gerber  u.  Kerner  und  Ebert  u. 
Kranz  je  einen  Preis  von  3000  Mark,  Architekt  Willi  Schönfeld  den 
vierten  Preis.  Drei  weitere  Entwürfe  wurden  vom  Preisgericht  zum 
Ankauf  empfohlen. 

* Fiir  deu  Neubau  einer  städtischen  Kreissparkasse  in  Dessau 
war  vom  Magistrat  ein  Wettbewerb  ausgeschrieben  worden.  26  Archi- 
tekten beteiligten  sich  daran,  ein  Entwurf  mußte  wegen  zu  später  Ein- 
lieferung zurückgewiesen  werden.  Das  Preisgericht,  an  dem  außer  ein- 
heimischen Sachverständigen  Peter  Behrens  und  Stadtbaurat  Jost  aus 
Halle  teilnahmen,  gab  den  ersten  Preis  dem  Entwurf  „Im  Stadtbild“  des 
Architekten  Kurt  Elster  in  Dessau,  der  zweite  Preis  fiel  der  Arbeit 
der  Architekten  Friedrich  u.  Franz  Wiesel  in  Dessau  zu,  während  den 
dritten  Preis  ©ipl.«2jttg.  Walter  Puritz  in  Halberstadt  erhielt. 
Außerdem  wurden  zehn  Entwürfe  angekauft.  Unter  diesen  ragten  die 
Arbeiten  von  Regierungsbaumeister  a.  D.  Theodor  Overhoff  in  Dessau 
(Mitarbeiterin  5)ipI.=31uJ.  Edith  Schulze  in  Dessau)  und  Sasse  in 
Hannover  derart  hervor,  daß  auch  diesen  Arbeiten  ein  dritter  Preis 
zugesprochen  wurde.  Angekauft  wurden  außerdem  ein  weiterer 
Entwurf  von  Sasse  in  Hannover  sowie  die  Entwürfe  von  Regierungs- 
baumeister Alfr.  Fischer  in  Essen,  Alwin  Lingner  in  Dessau,  Fritz 
Lindemann  in  Dessau,  W.  Kramer  in  Dessau,  H.  Baethe  in  Dessau, 
W.  Berger  in  Dessau  und  Alex.  Sieges  in  Leopoldshall.  — Der  mit 
dem  ersten  Preis  ausgezeichnete  Elstersche  Entwurf  ist  dadurch  von 
besonderem  Reiz,  daß  er  den  alten  Turm  der  aus  dem  18.  Jahrhundert 
stammenden  architektonisch  sonst  durchaus  belanglosen  Kapelle,  an 
deren  Stelle  in  der  Poststraße  der  Sparkassenneubau  treten  soll,  unter 
einigen  Veränderungen  beibehält  und  rechts  und  links  von  ihm  je  eine 
Baugruppe  schafft,  eine  in  der  Tat  vortrefflich  „im  Stadtbild“  stehende 
Lösung.  — Das  Ergebnis  ist  für  die  Dessauer  Architekten  erfreulich, 
bleibt  doch  der  erste,  zweite  und  ein  dritter  Preis  in  Dessau. 

Dessau.  Dr.  Wilhelm  van  Kempen. 

Die  Deutsche  Gesellschaft  für  Metallkunde  hält  ihre  zweite 
Hauptversammlung  vom  1.  bis  4.  Juli  d.  J.  im  Ingenieurhause  in  Berlin, 
Sommerstr.  4 a ab.  Am  zweiten  und  dritten  Tage  ist  eine  Reihe 
wissenschaftlicher  Vorträge  vorgesehen,  u.  a.  über  die  chemischen 
Eigenschaften  der  Legierungen  vom  Geheimen  Regierungsrat  Prof. 
Dr.  Tammann  in  Göttingen;  über  Kristallographie  und  Metallkunde 
vom  Prof.  Dr.  V.  M.  Goldschmidt  in  Kristiania  und  über  neue  Er- 
fahrungen mit  Leichtmetallen  in  schnellaufenden  Motoren  vom  2)r.=!yng.' 
W.  v.  Selve  in  Altena  i.  W.  Den  Abschluß  der  Tagung  bildet  der 
Besuch  eines  in  der  Nähe  Berlins  gelegenen  Metallwerks.  Näheres 
durch  die  Geschäftstelle  der  Gesellschaft,  Berlin  NW 7,  Sommerstr.  4a 
(vgl.  auch  S.  259  d.  Bl.  über  die  Zeitschrift  für  Metallkunde). 

Technische  Hochschule  Berlin.  Dem  Privatdozenten  und  Chemiker 
bei  der  Porzellanmanufaktur  in  Charlottenburg  Dr.  Rieke  ist  die 
neu  begründete  planmäßige  Dozentur  für  Keramik  in  der  Abteilung 
für  Chemie  und  Hüttenkunde  übertragen  worden. 

Die  Erfind ungs-  uud  Neuheitenmesse  in  Köln  wird  im  Juli  1921 
wiederholt.  Sie  soll  in  erster  Linie  der  Einführung  von  Neuheiten 
uud  Erfindungen  dienen  sowie  dem  Auslandhandel  nach  den  West- 
ländern. Auskunft  erteilt  die  Geschäftstelle,  Köln,  Schildergasse  112. 

Karl  Wiehert  Am  18.  Juni  d.  J.  ist  in  Bad  Nauheim  der 
frühere,  langjährige  Ministerialdirektor  der  maschinell  technischen 
Abteilung  im  Ministerium  der  öffentlichen  Arbeiten,  Wirkliche  Ge- 
heime Rat  ®r.=2jng.  e.  h.  Karl  Wiehert  an  einem  Gehirnschlag  im 
79.  Lebensjahre  verstorben.  Aus  dem  Leben  des  Heimgegangenen,  der 
am  1.  Oktober  1919  im  Alter  von  76  Jahren  in  den  wohlverdienten 
Ruhestand  getreten  war,  sei  folgendes  mitgeteilt. 

Wiehert  besuchte  das  Gymnasium  in  seiner  Vaterstadt  Königs- 
berg i.  Pr.  und  studierte  das  Maschinenbaufach  in  Berlin.  Nach  seiner 
weiteren  Ausbildung  trat  er  im  Jahre  1872  mit  der  Ernennung  zum 
Königlichen  Eisenbahn-Maschinenmeister  in  seiner  Vaterstadt  in  deu 
höheren  Staatseisenbahndienst  ein.  ln  Erkenntnis  seiner  außer- 
ordentlichen Fähigkeiten  wurde  er  schon  frühzeitig,  im  Jahre  1875, 
nachdem  er  ein  Jahr  lang  das  maschinentechnische  Bureau  der  Eisen- 
bahndirektion Bromberg  geleitet  hatte,  in  das  damalige  Ministerium 
für  Handel,  Gewerbe  und  öffentliche  Arbeiten  berufen. 

Hier  hat  sich  Wiehert  durch  seine  Arbeitskraft  und  fachliche 
Tüchtigkeit  das  volle  Vertrauen  seiner  Vorgesetzten  erworben.  Ihm  ist 
es  vorwiegend  zu  danken,  daß  endlich  im  Jahre  1881,  der  Bedeutung 
des  Maschinenwesens  bei  der  Eisenbahnverwaltung  entsprechend,  eine 
bis  dahin  fehlende  maschinentechnische  Referentenstelle  im  Haushalt 
vorgesehen  wurde,  die  daun  einem  älteren  Maschinentechniker  übertragen 
wurde.  Wiehert,  der  1879  zum  Eisenbahn-Maschineninspektor  befördert 


worden  war  und  hieraui  zum  Betriebsamt  der  Stadt-  und  Ringbahn 
übertrat,  fand  in  dieser  Stellung  besondere  Gelegenheit,  seine  Kennt- 
nisse nutzbringend  zu  verwerten,  die  er  sich  im  Ministerium  bei  den 
Vorarbeiten  und  Vorbereitungen  für  den  Betrieb  der  Stadtbahn 
erworben  hatte.  Vorwiegend  seiner  Tätigkeit  war  es  zu  danken,  daß 
die  Stadtbahn  1881  ohne  Störung  und  in  der  größten  Regelmäßigkeit 
in  Betrieb  gesetzt  werden  konnte.  Von  diesem  Betriebsamte  kam  er 
im  Jahre  1883  unter  Ernennung  zum  Eisenbahndirektor  zur  Eisenbahn- 
direktion Berlin,  bei  der  er  bis  zum  Jahre  1889  verblieb.  Während 
dieser  Zeit  hat  er  sich  besonders  um  die  Ausbildung  und  Einführung 
der  verschiedenen  Luftdruckbremsen,  zuletzt  der  Kunze-Knorr-Bremse, 
verdient  gemacht.  Er  leitete  die  umfangreichen  Versuche  mit  den 
verschiedenen  Bremsen  in  der  sorgfältigsten  Weise,  er  führte  ferner 
die  einheitliche  Regelung  des  Werkstätten-  und  Betriebsmaterialien- 
wesens herbei  und  machte  endlich  die  für  den  Eisenbahnverkehr  so 
wichtigen  und  nutzbringenden  Untersuchungen  über  die  Größe  der 
Reibung  zwischen  Rad  und  Schiene. 

Das  Jahr  1889  brachte  Wiehert  die  Ernennung  zum  Geheimen 
Baurat  und  Vortragenden  Rat  auf  Anordnung  des  damaligen  Ministers 
Maybach,  bei  dem  er  sich  ebenso  wie  bei  seinem  Vorgänger 
Achenbach  und  seinen  Nachfolgern  des  größten  Ansehens  und  Ver- 
trauens erfreute.  Der  Aufschwung,  den  das  Maschinenwesen  der 
preußisch -hessischen  Staatseisenbahnverwaltung  genommen  hatte, 
brachte  es  im  Jahre  1907  unter  dem  Minister  Budde  endlich  dahin, 
daß  das  Maschinenwesen  von  der  Bauabteilung  abgezweigt  und  dem 
Verstorbenen  die  Leitung  der  neu  gebildeten  besonderen  Abteilung 
unter  Ernennung  zum  Oberbaudirektor  übertragen  wurde.  Wicherts 
Bestreben  war  es,  den  Fuhrpark,  sowohl  Lokomotiven  wrie  Wagen, 
auf  eine  den  Verkehrsverhältnissen  entsprechende  Höhe  zu  bringen 
und  die  Eisenbahnwerkstätten  durch  Neuanlagen  und  Erweiterungen 
so  auszubauen  und  zu  vervollkommnen,  daß  die  Unterhaltungsarbeiten 
am  Fuhrpark  in  möglichst  kurzer  Zeit  ausgeführt  werden  können. 

Auch  um  die  heimische  Industrie  hat  sich  Wiehert  besonders 
dadurch  verdient  gemacht,  daß  er  für  die  Fabriken,  die  für  die  Eisen- 
bahnverwaltung die  Lokomotiven  und  Wagen  liefern,  eine  über  das 
ganze  Jahr  hindurch  gleichmäßig  verteilte  Beschäftigung  herbeiführte. 
Für  dieses  segensreiche,  mit  Erfolg  durchgeführte  Bestreben  sind  ihm 
nicht  nur  die  Arbeitgeber,  sondern  auch  die  Arbeitnehmer  zu  großem 
Dank  verpflichtet.  Diesen  Dank  hat  man  dadurch  zu  erkennen 
gegeben,  daß  der  Lokomotiv-  und  Wagenverband  dem  Verein  Deutscher 
Maschineningenieure,  dessen  langjähriger  Vorsitzender  Wiehert  war, 
einen  größeren  Betrag  als  Grundstock  zu  einer  Wichert-Stiftung  über- 
wiesen hat.  Auch  der  Lokomotiv-  und  Wagenverband  fand  bei  ihm  in 
Erkenntnis  der  Wichtigkeit  seiner  Beibehaltung  wohlwollende  Förderung 
und  Unterstützung.  Auf  die  sachgemäße  Ausbildung  des  maschinen- 
technischen Nachwuchses  hat  er  mit  Nachdruck  hingewirkt. 

Mit  großer  Zähigkeit  und  Festigkeit  hat  er  1913  im  Abgeordneten- 
haus die  Vorlage  über  den  elektrischen  Betrieb  der  Berliner  Stadt- 
und  Ringbahn  und  der  Vorortbahnen  vertreten.  Es  hat  ihn  damals 
mit  besonderer  Genugtuung  erfüllt,  daß  diese  Vorlage  im  wesentlichen 
angenommen  worden  ist;  sie  konnte  infolge  des  Krieges  leider  bisher 
noch  nicht  durchgeführt  werden.  Wicherts  Tatkraft  ist  es  auch  mit 
zu  verdanken,  daß  durch  umfangreiche  Heranziehung  der  Privatfabriken 
und  durch  weitgehende  Neubestellung  an  Fahrzeugen  dem  Mangel  an 
rollendem  Material  nach  dem  unglücklichen  Ausgang  des  Krieges 
wenigstens  so  weit  vorgebeugt  werden  konnte,  daß  der  Eisenbahn- 
betrieb nicht  ganz  zum  Erliegen  kam. 

Trotz  der  Bürde  seines  verantwortungsvollen  und  schweren  Amtes 
als  höchster  maschinentechnischer  Beamter  der  preußisch-hessischen 
Staatseisenbahnen  hat  Wiehert  noch  Zeit  gefunden,  auch  außerhalb 
seiner  amtlichen  Stellung  sich  mit  Erfolg  zu  betätigen.  Er  war 
ordentliches  Mitglied  der  Akademie  des  Bauwesens,  bis  kurz  vor  seinem 
Ausscheiden  aus  dem  Dienste  Abteilungsvorsteher  im  Technischen 
Oberprüfungsamt  und  lange  Jahre  Vorsitzender  des  Vereins  Deutscher 
Maschineningenieure.  In  Anerkennung  seiner  Verdienste  um  das 
Eisenbahn-Maschinenwesen  wurde  Wiehert  von  der  Technischen  Hoch- 
schule Berlin  durch  die  Verleihung  der  Würde  eines  Doktor-Ingenieurs 
e.  h.  geehrt.  Außerdem  sind  ihm  neben  dem  Prädikat  „Exzellenz“  viele 
hohe  in-  und  ausländische  Ordensauszeichnungen  verliehen  worden. 
Auch  als  Mensch  zeichneten  Wiehert  vorzügliche  Eigenschaften  aus. 
Seine  Einfachheit  und  Schlichtheit  haben  ihm  das  Vertrauen  und  die 
Verehrung  nicht  nur  aller  Fachgenossen,  sondern  auch  weiterer  Kreise, 
die  mit  ihm  in  Berührung  kamen,  erworben.  Erst  ungewöhnlich  spät 
hat  sich  Wiehert  verheiratet,  um  nun  nach  ganz  kurzer  glücklichster 
Ehe  seine  liebenswürdige  Gattin  als  Witwe  zu  hinterlassen.  — Das 
Andenken  an  diesen  mit  hervorragenden  Geistesgaben  ausgestatteten 
Mann  wird  von  allen,  die  ihm  näherstanden,  in  hohen  Ehren  ge- 
halten werden. 

Berlin.  Sr:=3ng.  Karl  Müller. 


Vorlag  von  Wilhelm  Ernst  & S oh n,  Berlin.  — Für  den  nichtamtlichen  Teil  verantwortlich:  R.  Bergius,  Berlin.  — Druck  der  Buchdruckerei  Gebr.  Ernst.  Berlin. 
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Zentralblatt  der  Bauverwaltung. 


INHALT:  Versuche  über  Baukostenverminderune  in  England.  — VermiBohte«:  Wettbewerbe  für  Entwürfe  zu  einem  Erweiterungsbau  des  Kreishauses  in 
Gumbinnen  und  zu  einem  Krieger-Ehrenmal  in  der  Marienkirche  in  Kiibeck.  — Auflösung  dor  Zieglersehule  in  Frankfurt  a.  d.  Oder.  Karten  der 
Landesaufnahme.  Preissteigerung  der  Bauarbeiten.  — Wärmeversorgung  in  Siedlungen  — Umwandlung  von  Einfamilienhäusern  in  Stockwerkwohnung  in 
in  Nouyork.  — Denkschrift  über  das  Landes  Wohnungsamt  in  Sachsen.  — Übersicht  über  die  Bautätigkeit  von  <J2  bayerischen  Gemeinden  Bücberseha  u. 

[Alle  Rechte  Vorbehalten.] 

Versuche  über  Baukostenverminderung  in  England. 


Die  schwedische  Zeitschrift  „Byggnadswärlden“  (die  Bauwelt) 
bringt  in  ihrer  Nr.  8 einen  Aufsatz  vom  Zivilingenieur  Otto  Fischer 
unter  der  obigen  Überschrift.  Der  Inhalt  ist  zum  sehr  großen  Teil 
ein  Auszug  aus  einem  von  der  englischen  Regierung  (Ministry  of  Health) 
ausgearbeiteten  „report  of  Standardisation  and  New  Methods  of  Con- 
struction  Committee“.  Außerdem  sind  ergänzende  Beobachtungen  von 
Teilnehmern  des  internationalen  Wohnungskongresses  in  London  heran- 
gezogen, z.  B.  der  beachtenswerte  Bericht  „How  England  is  meeting 
the  housing  shortage“  von  Lawrence  Veillers,  „secretary  of  National 
Housing  Association“. 

Die  Bemühungen,  die  Baukosten  in  England  herabzumindern) 
richten  sich  teils  auf  Abhilfe  des  vorhandenen  Mangels  an  Baustoffen, 
teils  auf  Bewältigung  der  durch  die  Arbeiterverhältnisse  geschaffenen 
Schwierigkeiten. 

England  ist  ein  ziegelerzeugenües  Land.  Jedoch  hat  die  lawinen- 
artig wachsende  Nachfrage  nach  Baustoffen  in  den  letzten  Jahren  zu 
immer  weiteren  Versuchen  geführt,  neue  Baustoffe  anzuwenden,  so 
daß  jetzt  bei  mehr  als  20  vH  der  geschlossenen  Bauverträge  Beton- 
häuser zugrunde  gelegt  sind,  während  noch  vor  wenigen  Monaten 
praktisch  keine  Betonhäuser  angewendet  wurden.  Und  der  Hundert- 
satz an  Betonhäusern  nimmt  noch  sehr  schnell  zu,  weil  der  Ziegel- 
bau auch  durch  MaDgel  an  Maurern  erschwert  wird. 

Um  die  Arbeitskosten  abzumindern,  mußte  man  sowohl  die 
Schwierigkeit  überwinden,  die  im  Mangel  an  fachkundigen  Arbeitern 
liegt,  wie  auch  versuchen,  demobilisierte  Soldaten  usw.  anzustellen. 
Dies  gab  Veranlassung  zu  einem  ständig  wachsenden  Interesse  für 
das,  was  der  Verfasser  „Industrialisierungsgedanken“  genannt  hat. 
Danach  gilt  es,  solche  Bauweisen  zu  entwickeln,  durch  welche  die 
Bautätigkeit  soweit  möglich  von  den  Baustellen  in  die  Fabriken  ver- 
legt werden  kann,  wo  fertige  Bauteile  in  möglichst  großer  Ausdeh- 
nung hergestellt  werden,  unter  Ausnutzung  aller  Vorteile  der  Massen- 
herstellung und  Großindustrie.  Gleichzeitig  muß  natürlich  eine  weit- 
gehende „Normung“  des  Bauwesens  stattfinden. 

Eine  im  April  1919  von  der  englischen  Regierung  durch  „The 
Ministry  of  Health“  eingesetzte  Kommission  („Standardisation  and 
New  Methods  of  Construction  Committee“)  hat  jetzt  ihren  Bericht  über 
die  Wirksamkeit  des  ersten  Jahres  gebracht. 

Dieser  enthält  sowohl  Urteile  über  neue  Baustoffe,  die  von  der 
Kommission  empfohlen  werden,  wie  auch  Vorschläge  für  eine  er- 
weiterte Normung  auf  dem  Gebiet  des  Bauwesens.  Diese  Arbeit 
wird  weiter  fortgesetzt,  und  als  Glied  derselben  hat  man  noch  ein 
„BuildiDg  Research  Board“  gebildet,  um  die  Regierung  in  die  Lage 
zu  bringen,  selbst  bautechnische  Versuche  und  Untersuchungen  an- 
zustellen. 

A.  Neue  Baustoffe.  1.  Gebrannte  Ziegel.  Die  Kommission 
empfiehlt  die  Anwendung  von  Hohlziegeln,  6"  (15,2  cm)  stark  für 
Außenmauern  und  3"  (7,6  cm)  für  Zwischenwände.  Die  „Zellenwände“ 
sollen  mindestens  1"  (2,54  cm)  stark  sein;  hierdurch  bedeutende  Er- 
sparnisse an  Brennstoff  und  Fuhrkosten. 

2.  Steine  aus  Kreide.  Sehr  befriedigende  Ergebnisse  sollen  mit 
Kreide  erreicht  werden  können,  wie  sie  an  verschiedenen  Stellen  in 
England  gewonnen  wird.  Die  Kreide  wird  je  nach  ihrer  Güte  fein 
gemahlen,  und  es  werden  ziegelförmige  Steine  daraus  hergestellt 
unter  Zusatz  eines  Bindemittels  im  Verhältnis  1 : 6 für  Außenwände 
und  1 : 15  für  Innenwände.  Das  Material  darf  vom  Anfang  an  nicht 
zu  viel  Feuchtigkeit  enthalten  (14  bis  19  vH).  Mit  Zement  als  Binde- 
mittel erhält  man  nach  63  Tagen  eine  Festigkeit  von  35  bis  115  kg/qcm 
(35  kg/qcm  ist  doch  recht  wenig.  Der  Verf.).  Jedoch  hat  man  auch 
Kalk  und  Gips  entweder  allein  oder  in  Verbindung  mit  Zement  als 
Bindemittel  angewandt. 

3.  Gestampfter  Lehm  usw.  Über  die  in  „Byggnadswärlden<£ 
1920,  S.  337  erwähnten  Bauweisen  unter  Anwendung  von  ge- 
stampftem Lehm,  Kreide  usw.  wagt  die  Kommission  sich  noch  nicht 
auszusprechen,  bis  weitere  Untersuchungen  stattgefunden  haben.  Die 
Kommission  hat  jedoch  erhebliches  Interesse  an  dieser  Bauweise  schon 
wegen  der  Ersparnis  an  den  zugänglichen  künstlichen  Bindemitteln. 
Sie  beschreibt  die  Ausführung  und  schlägt  vor,  daß  diese  Bauweise 
erlaubt  wird  unter  der  Voraussetzung,  daß  die  Mauern  wohl  geschützt 
werden  gegen  das  Eindringen  der  Feuchtigkeit  unten  am  Sockel,  oben 
am  Dachgesims,  und  daß  die  Außenseite  mit  einem  Stoff  „bekleidet“ 
wird,  der  gegen  das  Einwirken  der  Witterung  schützt.  Besonders 


hat  die  Kommission  Interesse  für  das  in  Frankreich  angewandte  Ver- 
fahren „Pise  de  mache  Fer“,  das  aus  gestampfter  Eisenschlacke  und 
Kalk  besteht,  d.  h.  wo  diese  Stoffe  erhältlich  sind. 

4.  Beton.  Für  Zementsteine  und  Platten  ist  eine  Hauptbedingung 
ihrer  Wettbewerbfähigkeit  mit  gebrannten  Ziegeln  die,  daß  der 
Weg  von  dem  Herstellungsort  bis  zum  Arbeitsplatz  nicht  zu  lang 
ist.  Als  weitere  Erfordernisse  werden  bequeme  Behandlung  und 
geringes  Gewicht  angesehen.  Von  besonderem  Interesse  ist  es,  daß 
die  Kommission  auf  die  Gefahr  des  Feuchtwerdens  der  Gebäude 
hinweist,  die  dadurch  entsteht,  daß  Feuchtigkeit  durch  die  Fugen 
von  Außenkante  Wand  bis  Innenkante  durchdringen  kann,  selbst 
wenn  die  Außenseite  mit  wasserdichten  Mitteln  behandelt  ist. 
Mauern  von  zwei  getrennten  Wänden  mit  durchgehendem  Luft- 
zwischenraum sind  in  der  Regel  besser  als  Mauern  von  ganzen  Steinen. 
Für  Betonstärken  unter  7,6  cm  schreibt  sie  eine  Mischung  1 : 4,  für 
größere  Stärken  eine  Mischung  1 : 6 vor.  Wenn  Schlacke  angewendet 
wird,  darf  es  keine  Koksschlacke  sein.  Das  Gießen  von  Wänden 
auf  dem  Bauplatz  bietet  bedeutende  ökonomische  Vorteile  — ver- 
glichen mit  der  Herstellung  von  Zementstein  oder  Platten  — , sobald 
die  nötigen  Stein materialien  auf  dem  Bauplatz  vorhanden  sind  und 
Eisenbewehrung  vermieden  werden  kann.  Empfohlen  werden  hierfür 
massive  Wände  mit  durchgehender  Isolierung  in  der  Mitte.  Auf 
der  Innenseite  kann  Beton  mit  Schlacke  (jedoch  nicht  Koksschlacke) 
angewendet  werden.  Er  soll  jedoch  mindestens  5,1  cm  stark  sein, 
während  auf  der  Außenseite  gewöhnlicher  Beton  von  mindestens 
10,2  cm  Stärke  verwendet  werden  muß.  Die  Stärke  der  Außenmauern 
kann  in  besonderen  Fällen,  wenn  Wärmeisolierung  angewendet  wird, 
auf  15,2  cm  herabgemindert  werden. 

5.  Eisengerippe.  Merkwürdigerweise  werden  auch  Gebäude 
mit  Eiseugerippen  von  der  Kommission  empfohlen,  was  umsomehr 
überrascht,  als  Eisenbetonbauten  als  zu  teuer  angesehen  werden.  Die 
Ursache  des  wohlwollenden  Standpunkts  gegenüber  dieser  Bauweise 
dürfte  darin  zu  suchen  sein,  daß  ein  hohes  Maß  von  Normung 
und  „Industrialisierung“  erreicht  werden  kann,  und  daß  diese  Ge- 
bäude sehr  schnell  aufgeführt  werden  können. 

B.  Erniedrigung  der  Arbeitskosten  durch  Industriali- 
sierung. Die  Kommission  will  zum  Industrialisierungsgedanken  bei- 
tragen, indem  sie  den  Anfang  macht  mit  Vorschlägen  über  erwei- 
terte Normung.  Im  diesjährigen  Bericht  werden  ganz  verschiedene 
Sachen  behandelt,  wie  z.  B.  Badewannen,  Waschgestelle,  Kamine, 
Wasserwärmer,  Eisenfenster,  Dachrinnen  usw.  Für  alle  diese  Gegen- 
stände werden  ins  einzelne  gehende  Vorschläge  zur  Normung  ge- 
bracht, so  daß  nur  wenige  Typen  angewendet  werden  sollen  statt 
der  viel  zu  vielen  früheren.  Der  Aufsatz  bringt  als  Beispiel  eine  Ab- 
bildung, welche  18  verschiedene  Ausführungen  von  Dachrinnen  von 
derselben  Größe  und  Nummer  zeigt,  und  macht  darauf  aufmerksam, 
welche  Unbequemlichkeiten  und  wieviel  Undichtigkeiten  die  Folgen 
sind,  wenn  bei  Ausbesserungen  die  neuen  Teile  nicht  genau  zu  den  alten 
passen.  Der  Aufsatz  hebt  hervor,  daß  die  Tätigkeit  der  Regierung, 
um  die  Bauproduktion  zu  industrialisieren,  weit  über  das  sich  aus- 
gedehnt hat,  was  der  obengenannte  Kommissionsbericht  angibt.  Nach 
dem  Krieg  hatten  die  Produzenten  Bedenken,  ihre  Produktion  energisch 
zu  vergrößern,  und  um  diese  Bedenken  zu  überwinden,  bestellte  die 
Regierung  bei  den  Produzenten  große  Mengen  von  Ziegeln,  Schiefer, 
Glas  usw.,  die  in  den  Fabriken  bis  auf  einen  gelegenen  Zeitpunkt 
liegen  blieben,  für  welche  aber  die  Regierung  sofort  nach  der  An- 
erkennung durch  die  Inspektion  90  vH  bezahlte.  Solche  Verfahren 
wurden  auch  angewendet  sowohl  bei  den  oben  erwähnten  ge- 
normten Einrichtungsgegenständen  (Badewannen  usw.)  wie  für  ge- 
wöhnliche Türen,  Fenster  usw.,  die  noch  nicht  genormt  wareD. 
Auch  wenn  über  diese  Normaltypen  im  Kommissionsbericht  nichts 
gebracht  wird,  so  hat  doch  die  Regierung  in  einer  weit  wirksameren 
Weise,  als  der  trockene  Bericht  vermuten  läßt,  die  Industrialisierung 
gefördert,  indem  sie  durch  großzügige  Masseneinkäufe  der  Industrie 
eine  Richtung  für  eine  einheitliche  Massenproduktion  gab,  welche  ihres- 
gleichen in  der  ganzen  Welt  suchen  dürfte.  Das  Ergebnis  dieser  Tätigkeit 
war  eine  bedeutende  Verminderung  der  Preise  für  die  „Bauindustrie", 
eine  Verminderung,  die  z.  B.  für  Badewannen  bis  50  vH  betrug,  für 
Kochherde  30  vH.  Das  ist  besonders  belangreich  und  lehrreich  bei 
der  Erörterung  der  Wirkungen  des  Industrialisierungsgedankens. 

Frankfurt  a.  d.  Oder.  K.  Hiorth. 


Vermischtes. 

Iu  dem  Wettbewerb  für  Vorentwürfe  zu  einem  Erweiterungsbau  i eingegangen.  Das  Preisgericht  hat  von  der  Verteilung  eines  ersten 
des  Kreishanses  iu  Gumbinneu  (S.  152  d.  Bl.)  waren  43  Entwürfe  I und  zweiten  Preises  Abstand  genommen  und  je  einen  dritten  Preis 


322 


Zentraiblatt  der  Bauverwaltung. 


29.  Juni  1921. 


von  4000  Mark  zuerkannt  dem  Architekten  Paul  Engler  in  Gerdauen, 
Diplomingenieur  Stallmann  in  Königsberg  und  Architekt  Paul 
Boswau  in  Gumbinnen.  Ferner  wurden  für  je  1500  Mark  angekauft 
die  Entwürfe  von  Architekt  Hans  Meier  in  Angerburg,  Regierungs- 
baumeister Paul  Schlipf  u.  Architekt  Ulrich  Klötzke  in  Darkehmen 
und  Bauanwalt  W.  Reden  in  Orteisburg. 

Wettbewerb  für  Entwürfe  zu  einem  Krieger -Ehrenmal  in  der 
Marienkirche  in  Lübeck  (S.  120  d.  BL).  Der  erste  Preis  (3000  Mark) 
wurde  zuerkannt  dem  Regierungsbaumeister  Gustav  Blohm  u.  Bild- 
hauer Oskar  Ulmer  in  Hamburg,  der  zweite  Preis  (2000  Mark)  den 
Architekten  Runge  u.  Lenschow  in  Lübeck,  der  dritte  Preis 
(1000  Mark)  dem  Architekten  Max  Meyer  in  Lübeck. 

Die  drohende  Auflösung-  der  Zieglerschule  in  Frankfurt  a.d.Odcr. 
Seit  dem  Jahre  1804  bestand  in  Lauban  eine  städtische  Fachschule 
für  das  Ziegeleigewerbe,  die  im  Oktober  1919  mit  der  staatlichen  Bau- 
gewerkschule in  Frankfurt  a.  d.  Oder  vereinigt  worden  ist,  um  in  dieser 
Zeit  der  Baustoffnot  mitzuhelfen  bei  der  Überwindung  der  ungeheuer- 
lichen Wirtschaftsschwierigkeiten,  die  in  der  Baustoffbeschaffung  ent- 
standen sind.  Diese  Angliederung  an  eine  staatliche  Anstalt  wurde  all- 
seitig als  dringend  notwendig  anerkannt.  Jetzt  liegt  Gefahr  vor,  daß 
die  Schule  eingehen  muß,  weil  der  Etat  nicht  sichergestellt  werden 
kann.  1919  setzte  er  sich  aus  10  000  Mark  Staatszuschuß,  6000  Mark 
Zuschuß  der  Industrieverbände.  5000  Mark  Zuschuß  der  Provinz  und 
15  000  Mark  Schulgeldern  nebst  8000  Mark  Zuschuß  der  Stadt  Frankfurt 
a.  d.  Oder  zusammen.  Bei  der  inzwischen  eingetretenen  Steigerung 
aller  Ausgaben  ist  für  das  nächste  Etatsjahr  die  Einnahme  und  Aus- 
gabe mit  je  227  000  Mark  festgestellt  worden.  Hierbei  spielen  die 
Zinsen  eines  Kapitals  von  2 000  000  Mark  die  Hauptrolle,  welches 
seitens  der  Industrie  zu  4’  a vH  der  Stadt  Frankfurt  für  die  Zwecke 
der  Zieglerschule  zur  Verfügung  gestellt  worden  ist.  Es  sind  weiter 
erforderlich  ein  Zuschuß  des  Reiches  mit  60  000  Mark,  des  Staates  mit 
40  000  Mark,  der  Stadt  Frankfurt  mit  15  000  Mark,  sonstige  Zuschüsse 
5000  Mark,  Einnahmen  aus  Schulgeld  17  000  Mark.  Ob  sich  Reich  und 
Staat  nach  der  reichlichen  Beteiligung  der  Industrie  zu  den  genannten 
Zuschüssen  bereitfinden  werden,  steht  noch  nicht  fest.  Es  liegt  aber 
im  größten  Interesse  der  Öffentlichkeit,  daß  diese  gerade  heute  mehr 
denn  je  notwendige  Lehranstalt  erhalten  bleibt  und  eine  ganz  besonders 
kräftige  Förderung  erfährt.  Bei  allen  Versuchen  mit  Ersatz-  und 
Sparbauweisen  hat  es  sich  herausgestellt,  daß  der  Ziegelstein  stets 
eine  führende  Rolle  als  Baustoff  behalten  w'ird,  seine  Vervollkommnung 
und  weitere  sachgemäße  Herstellung  kann  nur  durch  Erhaltung  einer 
wohlgeleiteten  Lehranstalt  erreicht  werden.  N. 

Karten  der  Landesaufnahme.  Im  Verlag  der  Laudesaufnahme, 
Berlin  NW 40,  Moltkestraße  4,  sind  folgende  Karten  neu  erschienen: 
1.  Karte  des  Abstimmungsergebnisses  in  Oberschlesien  vom  20.  März  1921, 
Maßstab  1 : 200  0000.  Durch  verschiedenfarbige  Darstellung  ist  ein 
klares  Bild  des  Abstimmungsergebnisses  in  dem  ganzen  Gebiet  erzielt 
worden.  Ladenpreis:  6 Mark.  2.  Karte  des  Harzes,  Maßstab  1 : 100  000, 
in  Taschenformat  gefaltet  und  mit  Umschlag  versehen,  Schwarzdruck. 
Ladenpreis:  6,50  Mark.  3.  Wandkarte  von  Hamburg  und  Umgebung, 
Maßstab  1 : 100  000,  Schwarzdruck,  größere  Gewässer  blau,  in  Taschen- 
format gefaltet  (wird  in  dieser  Ausführung  nur  an  Behörden,  Truppen 
und  Schulen  ausgegeben).  Preis  für  Behörden  und  Schulen  bei 
Abnahme  von  100  bis  300  Stück  5,25  Mark,  über  300  Stück  4,50  Mark. 
4.  Umgebungskarte  von  Trier,  Maßstab  1 : 100  000,  größere  Gewässer 
blau,  Niederungen  grün;  in  Taschenformat  gefaltet.  Ladenpreis: 
6 Mark.  — Eingehend  berichtigt  ist  folgende  Karte:  Blatt  Nr.  56 
Bremen  der  Topographischen  Übersichtskarte  des  Deutschen  Reiches, 
Maßstab  1 : 200  000  (lfd.  Nr.  7 des  Preisverzeichnisses  vom  1.  April  1921). 
Ladenpreis:  9 Mark.  — Die  angezeigten  Karten  sind  in  allen  Buch- 
handlungen zu  haben.  Amtliche  Hauptvertriebstelle:  Verlagsbuch- 
handlung R.  Eisenschmidt,  Berlin  NW  7,  Dorotheenstraße  60,  für  das 
Reichsgebiet  östlich  der  Weichsel:  Buchhandlung  Gräfe  u.  Unzer, 

Königsberg  i.  Pr.,  Paradeplatz  6. 

Über  die  Preissteigerung  (1er  Bauarbeiteu  während  des  Krieges 
und  nach  dem  Kriege  bringt  Heft  1/2  des  „Profanbaues“  den  vierten 
Bericht,  der  sich  mit  den  Verhältnissen  des  Jahres  1920  beschäftigt. 
Zugrunde  gelegt  sind  die  Preise  vom  November  1920,  und  wieder  sind 
wie  in  den  Jahren  1918,  1919  und  1920  die  Vergleiche  zur  Vorkriegsieit 
und  den  vorhergegangenen  Jahren  gezogen.  Wenn  auch  bei  einigen 
wenigen  Baustoffen  der  Höhepunkt  im  Laufe  des  letzten  Jahres  über- 
schritten ist,  so  ist  doch  die  weitere  Entwicklung  sehr  ungünstig,  weil 
die  Löhne  noch  weiter  gestiegen  sind,  und  zwar  sprunghaft  seit  1919. 
Beachtenswert  ist,  daß  gerade  die  Löhne  für  die  ungelernten  Arbeiter 
stark  erhöht  sind,  was  für  die  Zukunft  der  gelernten  Arbeiter  und  die 
Güte  der  Ausführung  nicht  gerade  hoffnungsfreudig  stimmt.  Nach 
einer  Tabelle,  in  der  die  einzelnen  Löhne  einer  süddeutschen  Stadt  zu- 
sammengestellt sind,  beträgt  die  durchschnittliche  Steigerung  gegen  die 
Vorkriegszeit  bei  gelernten  Arbeitern  841  vH,  die  der  ungelernten  Arbeiter 
bis  1222  vH.  — In  einer  weiteren  Tabelle  sind  die  Kosten  für  die  einzelnen 


Titel  des  Kostenanschlags  untersucht.  Auch  hier  ist  das  sprunghafte 
Emporschnellen  seit  1919  auffallend.  Die  Prozentzahlen  sind  z.  B.  für 
Eisenkonstruktionen  gegen  1914:  72,  265,693  und  2982  in  den  Jahren 
1917  bis  1920.  Bei  gleichwertiger  Ausführung  kommt  die  Zusammen- 
stellung zu  dem  Ergebnis,  daß  ein  Bau  mit  einer  Bausumme  von 
100000  Mark  Friedenspreis  in  Süddeutschland  1920  17000000  Mark,  in 
Berlin  sogar  19800000  Mark  kosten  würde.  Daß  diese  gewaltige 
Steigerung  nicht  erreicht  wird,  liegt  nur  daran,  daß  sowohl  an  Aus- 
stattung wie  an  Menge  der  Baustoffe  (geringere  Mauerstärken  usw.) 
wesentlich  geringere  Ansprüche  gestellt  werden.  — Die  ganze  Ver- 
öffentlichung bringt  eine  Fülle  wertvoller  Einzelzahlen  und  verdient 
ernste  Beachtung  und  Nachahmung  auch  für  andere  Gegenden.  Ma. 

Die  Wärmeversorgung  in  Siedlungen.  Eine  wichtige  Rolle  beim 
Siedlungswesen  spielt  die  wirtschaftlich  vorteilhafteste  Wärmeversor- 
gung. Der  Siedler  hat  in  den  meisten  Fällen  nur  über  ein  kleines 
Einkommen  zu  verfügen  und  muß  in  seinem  häuslichen  Betriebe 
sparen;  Gasöfen  bieten  in  dieser  Beziehung  mancherlei  Vorteile. 

Es  sei  daher  ein  für  Siedlungs- 
zwecke bestimmter  Ofen  (Deutsches 
Reichspatent  Nr.  290811,  Hans  Kämpe 
in  Berlin)  beschrieben,  der  halb 
Kohlenofen,  halb  Gasofen  ist  (sieh 
d.  Abb.).  Der  für  Kohle  bestimmte 
Teil,  der  nach  Angabe  von  Professor 
Brabbee  gebaut  ist,  eignet  sich  nach 
Angabe  der  Gasbetriebsgesellschaft, 
Berlin  S 42  auch  für  die  Verwendung 
aller  festen  Brennstoffe,  die  dem 
Siedler  zur  Verfügung  stehen,  wie 
Holz,  Torf,  Preßkohlen  und  Koks, 
und  soll  während  der  Dauerheizung 
im  Winter  in  Betrieb  genommen 
werden.  Der  für  Gas  bestimmte 
vordere  Teil  des  Ofens  weist  als  wich- 
tigsten Bestandteil  mehrere  durch 
B unsenflammen  zum  Glühen  ge- 
brachte Schamotteröhrchen  auf,  die 
sofort  nach  dem  Anzünden  des 
Ofens  ihre  Wärme  durch  Strahlung 
auf  den  Raum  übertragen.  Er  soll 
in  Zeiten  geringen  Wärmebedarfs  und 
für  kürzere  Zeit  in  Dienst  gestellt 
werden.  Der  Ofen  ist  aus  Kacheln 
gebaut,  die  von  den  zum  Schorn- 
stein abziehenden  Gasen  geheizt 
I werden  und  ihre  Wärme  an  die  Zimmerluft  abgeben,  er  behält  daher 
! auch  nach  Abstellen  der  Gaszufuhr  seine  Wärme  noch  längere  Zeit 
bei.  Der  mit  Gas  geheizte  Teil  des  Ofens  wird  als  besonderer  Ein- 
satz von  der  Zentralwerkstatt  Dessau  hergestellt  und  ist  so  an- 
geordnet, daß  er  an  Ort  und  Stelle  eingesetzt  und  jederzeit  aus- 
gewechselt  werden  kann. 

Umwandlung  von  Einfamilienhäusern  in  Stockwerkwolinungen. 

Auf  S.  208  desJahrg.  1920  d.  Bl.  war  berichtet,  daß  diese  Maßnahme  in 
England  neuerdings  vielfach  zur  Linderung  der  Wohnungsnot  getroffen 
und  auch  durch  die  Behörden  gefördert  wird.  In  den  Heften  vom 
10.  November  und  1.  Dezember  1920  der  Zeitschrift  „The  American 
Architect“  wird  der  gleiche  Hergang  aus  Neuyork  mitgeteilt.  Auch 
hier  haben  die  Kriegsjahre  einen  außergewöhnlichen  Wohnungsmangel 
herbeigeführt  und  Neubauten  voraussichtlich  noch  auf  Jahre  hinaus 
erschwert.  Gegenstand  der  Umwandlung  sind  aber  nicht  wie  dort 
etwa  hundertjährige  Häuser,  sondern  entsprechend  der  wirtschaftlichen 
Schnelllebigkeit  solche  aus  den  siebziger  und  achtziger  Jahren,  meist  die 
nach  dem  Baustoff  ihrer  Fronten  sogen.  „Braunsteinhäuser“,  künstlerisch 
nicht  eben  hochstehende,  aber  für  den  wohlhabenderen  Mittelstand 
immerhin  gediegen  errichtete  Dreifensterhäuser  von  6 bis  8 m Front- 
länge mit  drei  oder  vier  nutzbaren  Geschossen.  Wegen  ihrer  veralteten 
Ausstattung,  besonders  aber  weil  ihre  Bewirtschaftung  eine  für  jene 
Gesellschaftschicht  nicht  mehr  erschwingliche  Dienstbotenschaft  er- 
forderte, fanden  diese  Häuser  immer  schwieriger  Mieter  oder  Käufer 
und  verzinsten  sich  trotz  des  Wohnungsmangels  nur  noch  ungenügend. 
Außerdem  nahm  die  herkömmliche  Anspruchslosigkeit  des  Amerikaners 
gegenüber  der  Wohnung  (s.  a.  den  Aufsatz  von  Otto  Wislicenus 
auf  S.  53  d.  Bl.)  gerade  in  den  Kriegsjabren  noch  weiter  zu,  so  daß 
nicht  mehr  besondere  Einzelhäuser,  sondern  zwei-  oder  dreiräumige 
StockwerkwobnuDgeu  am  gemeinsamen  TreppenÜur  am  meisten  ge- 
sucht wurden.  Diese  mußten  dann  allerdings  mit  W asserleitungs- 
einrichtungen . insbesondere  Bädern  und  sonstigen  Bequemlichkeiten 
aufs  beste  ausgestattet  sein.  Der  heutigen  Lebensführung  entsprechend 
wurde  die  Küche  immermehr  bis  zu  der  winzigen  „Kitchenette“  (vgl. 
Abb.  2)  verkleinert,  bei  den  sogen.  „Nichthausbaltungs“ Wohnungen 
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überhaupt  ganz  fortgelassen.  Sobald  man  nun  gefunden  hatte,  daß 
jene  Braunsteinhäuser  sich  besonders  gut  zur  Unterbringung  der  heute 
geforderten  Kleinwohnungen  eigneten,  wurden  solche  Umwandlungen 
alsbald  in  größerem  Umfang  vorgenommen  (vgl.  Abb.  1 bis  3).  Daß 
dabei  auch  nach  unserer  Anschauung  unerlaubte  Verhältnisse  geschaffen 
wurden,  zeigt  das  Beispiel  der  Abb.  3,  wo 
je  zwei  von  den  vier  Wohnungen  eines  Ge- 
schosses ihr  Licht  allein  von  einem  engen 
Innenhof  erhalten,  die  beiden  hinteren  aber 
durch  einen  kurzen, 
kaum  0,8  m breiten 
Gang  mit  der  ebenfalls 
lichtlosen  Treppe  ver- 
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Abb.  1.  Madison 
Avenue  436. 
Arch.  A.  Mertin. 


Abb.  2. 

Gramercy  Park. 
Arch.  A.  Mertin. 
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Abb.  3. 

West  49.  Straße. 
Arch.  H.  Lipp- 
maun. 


bunden  sind.  Auch  das  Mädchengelaß  (Md.)  an  dem  Lichtschacht  der 
Abb.  2 stellt  eine  recht  bedenkliche  Lösung  dar.  Trotzdem  ergaben 
die  neuen  Wohnungen  mit  ihrer  oft  geradezu  aufwändigen  Ausstattung 
einen  mehrfach  höheren  Gesamtmietertrag  als  das  frühere  Einfamilien- 
haus, so  daß  die  Kosten  des  Umbaues  innerhalb  weniger  Jahre  gedeckt 
werden  können.  Angesehene  Baukünstler  verbanden  mit  der  inneren 
Umgestaltung  auch  eine  Verschönerung  der  Schauseiten,  die  ihrer 
überflüssigen,  oft  sinnlosen  Gliederungen  entledigt,  bisweilen  auch 
hellfarbig  überputzt  wurden.  An  Stelle  der  Freitreppe  zum  erhöhten 
Erdgeschoß  trat  ein  bescheidener  Zugang  durch  das  Untergeschoß. 

Eine  besondere,  heute  in  Neuyork  bevorzugte  Lösung  zeigt  der 
Umbau  von  fünf  Einzelhäusern  an  einer  Ecke  der  Madison  Avenue 
durch  den  Architekten  Fr.  R.  King  (Abb.  4 bis  6).  Hier  wurden  zwei 
größere  und  zwei  kleinere  Läden  und  17  Wohnungen  geschaffen,  die 
von  geräumigen  an  zwei  Treppenhäuser  und  einen  Aufzug  an- 
geschlossenen Mittelfluren  aus  zugänglich  sind.  Keine  derselben  besitzt 


S Wandschrank.  Wa  Waschküche. 
A Aufzug. 

Abb.  4.  Erstes  bis  drittes  Ober- 
geschoß. 


-17i54- 
Abb.  5.  Erdgeschoß. 

Abb.  4 bis  6.  Umbau  an  der  Madison  Avenue. 


aber  eine  Küche,  sondern  die  Bewohner  nehmen  in  einem  Speisezimmer 
des  Untergeschosses  die  Mahlzeiten  ein,  die  der  Pförtner  des  Hauses 
in  einer  geräumigen  Küchenanlage  bereitet.  Für  dieses  Haus  ins- 
besondere dürfte  der  Schlußsatz  des  amerikanischen  Gewährsmannes 
zutreffen,  daß  diese  von  der  Not  erzwungenen  Umbauten  bereits  zu 
Lösungen  geführt  haben,  die  bei  wiedereinsetzender  Bautätigkeit  auch 
bei  Neubauten  eine  erfolgreiche  Anwendung  finden  werden.  Die  Not 
erweist  sich  also  auch  jenseit  des  großen  Wassers  als  die  Lehr- 
meisterin der  Menschheit.  Kr. 

Eine  bemerkenswerte  Denkschrift  über  das  Landes  Wohnungs- 
amt in  Sachsen  und  seinen  Geschäftsbereich  hat  das  Gesamtstaats- 
ministerium daselbst  dem  sächsischen  Landtag  überreicht  (Berichte  des 
sächsischen  Landtags  Nr.  127).  Aus  dem  vielseitigen  Inhalt  seien 
einige  Mitteilungen  gemacht.  In  dem  ersten  Abschnitt  werden  die 
Aufgaben  des  Landeswohnungsamts,  das  dem  Ministerium  des  Innern 
angegliedert  ist,  behandelt;  sie  umfassen  das  ganze  einschlägige  Gebiet 
außer  der  Baupolizei  (die  aber  dem  gleichen  Ministerium  unterstellt 
ist).  Der  zweite  größere  Abschnitt  behandelt  die  Ursachen  der 
Wohnungsnot,  der  dritte  die  Bewirtschaftung  des  vorhandenen  Wohn- 
raums,  wobei  insonderheit  Maßnahmen  gegen  Wohnungsmangel,  Mieter- 
schutz und  die  Verwendung  von  Staatsgebäuden  und  Kasernen  erörtert 
werden.  Die  Förderung  der  Neubautätigkeit  nimmt  im  vierten  Abschnitt 
einen  breiten  Raum  ein.  Es  ist  daraus  zu  entnehmen,  daß  in  Sachsen 
in  den  Jahren  1919  und  1920  für  rund  ,8580  Wohnungen  Zuschüsse 
bewilligt  wurden,  von  denen  37  vH  durch  Gemeinden,  45  vH  durch 
gemeinnützige  Baugenossenschaften  und  18  vH  durch  Private  erstellt 
worden  sind.  Von  Interesse  sind  in  diesem  Zusammenhang  die  Grund- 
■ sätze,  die  das  sächsische  Landeswohnungsamt  der  Reichsregierung  zu 
einer  Zwangstilgung  der  Beihilfen  zwecks  Herbeiführung  einer  größt- 
möglichen Sparsamkeit  beim  Bauen  vorgeschlagen  hat.  Zur  Frage 
„Flachbau  oder  Geschoßbau“  verdient  Erwähnung,  daß  sich  aus  ver- 
gleichenden Zusammenstellungen,  die  das  Landeswohuungsamt  auf 
Grund  eigener  Erfahrungen  aufgestellt  hat,  ergibt,  daß  die  Ersparnisse 
an  reinen  Baukosten  gegenüber  der  Wohnung  im  Eingeschoßbau  be- 
tragen beim  Haus  mit  2 Geschossen  13  vH,  mit  3 Geschossen  22  vH. 
mit  4 Geschossen  14  vH,  mit  5 Geschossen  13  vH.  Diese  Gegenüber- 
stellung erfährt  aber  dann  noch  eine  erhebliche  Änderung  zugunsten 
des  Eingeschoßbaues,  wenn  die  beim  Flachbau  zulässigen  geringen 
Seitenabstände  der  Gebäude,  die  geringeren  Straßenbreiten,  die  leichte- 
ren Befestigungen  der  Fahr-  und  Gangbahnen  usw.  Berücksichtigung 
finden.  In  dem  Abschnitt  „Überwachung  und  Beeinflussung  der  Bau- 
kosten“ werden  hinsichtlich  der  wichtigsten  Baustoffe,  namentlich  Ziegel. 
Kalk,  Zement  und  Holz,  vorbildliche,  zum  Teil  auch  zeichnerische  Über- 
sichten über  die  Preisentwicklung  und  die  Baustofferzeugung  gegeben 
und  beispielweise  'die  Bewegung  der  Preise  für  Mauerziegel,  Dachziegel 
und  Kohle  sowie  die  Arbeitslöhne,  Fuhrlöhne  und  Bahnfrachtsätze  von 
1914  bis  1920  in  einer  zeichnerischen  Darstellung  in  Vergleich  gestellt 
Um  beurteilen  zu  können,  welche  Wirkung  die  Steigerung  der  Bau- 
stoffpreise und  der  Löhne  aut  die  Baukosten  ausübt,  und  um  daraus 
ermessen  zu  können,  inwieweit  die  Baukosten  einer  Beeinflussung  durch 

den  Staat  zugäng- 
lich sind,  wird  in 
einem  weiteren  Ab- 
schnitt der  Anteil 
der  Baustoffe  und 
der  Löhne  an  den 
Gesamtbaukosten 
untersucht  (Ergeb- 
nis: Anteil  der 

Löhne  70  vH).  In 
einem  Abschnitt 
über  „Sonstige  Maß- 
nahmen zur  Ver- 
billigung der  Bau- 
kosten“ werden 
Ersatzbauweisen, 
Normenwesen,  bau- 
polizeiliche Er- 
leichterungen, Be- 
teiligung an  der 
Eigenerzeugung  von 
Baustoffen,  Groß- 
einkauf von  Bau- 
stoffen, Regiebau- 
ten, Sozialisierungs- 
bestrebungen im 
Baugewerbe  und 
Selbsthilfe  der  Sied- 
ler behandelt.  Wei- 
tere Abschnitte  be- 


Abb.  6.  Untergeschoß. 
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fassen  sich  mit  den  Trägern  der  Bautätigkeit,  Bodenpolitik,  Siedlungs- 
wesen, Gruudkredit,  Sozialisierung  des  Wohnungswesens,  Wohnungs- 
aufsicht und  Wohnungspflege,  Wohnungsnachweis,  Statistik  und  Auf- 
klärungstätigkeit.  Alles  in  allem  gewährt  die  Denkschrift  eine  lücken- 
lose Übersicht  über  das  Wohnungswesen  des  sächsischen  Staates. 
Von  besonderer  Bedeutung  erscheint  auch  hier  wieder  die  Feststellung, 
daß  alle  bisherigen  Maßnahmen  zur  Bekämpfung  der  Wohnungsnot 
völlig  unzureichend  waren;  mit  ungewöhnlichem  Emst  wird  darauf 
hingewiesen,  daß  die  Not  nicht  mehr  zu  überbieten  ist  und  daß  die 
Stimmung  der  zahlreichen  Menschen,  die  entweder  von  vollkommener 
Obdachlosigkeit  bedroht  sind  oder  unter  menschenunwürdigen  Zu- 
ständen hausen,  sehr  ernst  beurteilt  werden  muß  und  daß  „politische 
Erregungen  aus  dieser  Ursache  und  nahe  Gefahren  für  die  Sicherheit  des 
Staates  drohen“.  Wenn  von  einer  solchen  Stelle  die  Lage  so  ernst  be- 
urteilt wird  — und  die  Beurteilung  muß  als  richtig  bezeichnet  werden  — , 
sollte  man  meinen,  daß  sich  Reichsregierung  und  Reichstag  endlich  zu 
durchgreifenden  und  ausreichenden  Maßnahmen  entschließen.  — t. 

Eine  Übersicht  über  die  Bautätigkeit  von  62  bayerischen  Ge- 
meinden hat  der  Bayerische  Städtebund  für  die  Jahre  1914  bis  1920 
in  Form  von  fünf  tabellarischen  Übersichten  veröffentlicht,  von  denen 
sich  die  erste  auf  Wohngebäude,  die  zweite  auf  Fabrik-  und  Werk- 
stättengebäude, die  dritte  auf  Geschäfts-,  Kontor-  und  Restaurations- 
gebäude, die  vierte  auf  Lagerhäuser,  Lagerspeicher  und  Remisen  und 
die  letzte  auf  öffentliche  Verwaltungsgebäude  und  sonstige  Gebäude 
bezieht.  Aus  der  ersten  Übersicht,  die  auch  über  Bayern  hinaus  be- 
sondere Beachtung  beanspruchen  dürfte,  seien  im  Auszug  die  folgenden 
Zahlen  mitgeteilt: 


Zahl  der  erstellten  Wohngebäude  überhaupt 


1914 

1915 

1916 

1917 

1918 

1919 

1920 

Aschaffenburg  . . 

9 

3 





1 

1 

12 

Augsburg  .... 

129 

31 

12 

— 

3 

65 1) 

50 2) 

Bamberg  .... 

18 

2 

— 

— 

— 

39 

5 

Bayreuth  .... 

7 

7 

3 

— 

1 

5 

47 

Koburg 

22 

3 

— 

— 

— 

22 

12 

Erlangen  .... 

12 

— 

1 

— 

— 

13 

9 

Frankenthal  . . . 

36 

— 

— 

— 

— 

30 

45 

Fürth 

22 

4 

7 

6 

2 

82 

34 

Hof 

19 

2 

1 

— 

— 

353) 

164) 

Kaiserslautern  . . . 

31 

1 

1 

— 

— 

27 

34 

Kempten  .... 

6 

— 

— 

1 

— 

1 

19 

Landau  (Pfalz)  . . 

8 

10 

— 

— 

4 

19 

Ludwigshafen  . . . 

123 

71 

7 

2 

1 

6 

201 

Memmingen  . . . 

16 

— 

— 

— 

1 

16 

51 

München  .... 

199 

77 

16 

15 

2 

55 

217 

Nürnberg  .... 

289 

61 

24 

1 4 

* 4 

72 

420 

Pirmasens  .... 

58 

23 

21 

2 

— 

12 

39 

Regensburg  .... 

9 

3 

1 

— 

— 

7 

51 

Schwandorf  . . . 

5 

— 

— 

1 

4 

4 

24 

Schwein  furt  . . . 

39 

5 

1 

2 

14 

21 

Speyer  

16 

9 

4 

— 

2 

31 

8 

Weiden  ...  . . . 

11 

— 

— 

— 

— 

17 

16 

Würzburg  .... 

34 

14 

5 

3 

1 

12 

31 

Zusammen 

i 1118 

326 

104 

34 

24 

570 

1381 

Setzt  man  die  Zahl  von  1118  errichteten  Wohngebäuden  im  Jahre 
1914  in  den  aufgeführten  Ortschaften  als  normalen  Durchschnitt  vor- 
aus, so  hätten  in  den  darauffolgenden  Jahren,  einschließlich  1920,  im 
ganzen  1118  • 6 = 6708  Wohnungen  hergestellt  werden  müssen.  Es  sind 
jedoch  nur  erstellt  im  ganzen  2439  Wohnungen.  Auf  den  Tiefstand 
des  Jahres  191S  mit  24  Wohnungen  folgt  ein  Sprung  zum  Jahre  1919, 
der  schon  das  Ergebnis  des  Baujahrs  1915  nahezu  verdoppelt,  während 
bereits  im  Jahre  1920  der  angenommene  Durchschnitt  von  1914  erheb- 
lich überholt  ist.  Nimmt  man  für  1921  nur  eine  Steigerung  auf  1618, 
also  um  500  über  den  Durchschnitt  an  und  rechnet  mit  einer  gleich- 
mäßigen Innehaltung  dieses  Mehr  über  den  Durchschnitt  von  1914,  so 
würde  das  in  den  sechs  Jahren  von  1915  bis  1920  entstandene  Minus 
von  6708  — 2439  = 4269  in  rund  8V2  Jahren  ausgeglichen  sein. 

Um  eine  genaue  Übersicht  über  die  Gesamtlage  zu  erhalten,  wäre 
zu  wünschen,  daß  nicht  nur  die  Städte,  sondern  auch  die  Land- 
gemeinden in  derartige  Berechnungen  einbezogen  werden,  und  daß 
das  Material  hierüber  möglichst  umfangreich  und  in  regelmäßigen 
Zwischenräumen  veröffentlicht  wird.  Es  würde  damit  viel  Unsicherheit 
in  der  Beurteilung  der  Wohnungsfrage  beseitigt  werden. 


Bücherschall. 

Ein  Vorschlag  zur  Lösung  der  Wohnungsfrage,  aufgestellt  vom 
Wohnungsausschuß  Großdanzig.  Danzig-Langfuhr  1920.  W.Brodt.  12  S. 
in  kl.  8°.  Geh.  1 JL.  — Hierzu  II.  Erläuterungen.  19  S.  in  kl.  S°.  Geh. 

')  Darunter  29  Wohnbaracken.  — 2)  Darunter  2 Wohnbaracken. 
— :l)  Darunter  9 Wohnbaracken  und  13  Einfamilienhäuser.  — 4)  Dar- 
unter 6 im  Bau. 


Der  Vorschlag,  den  eine  große  Reihe  von  Verbänden,  meist  aus 
Wohnungsnehmern  bestehend,  in  diesem  Heftchen  unterbreitet,  sieht 
in  erster  Linie  ein  Fortbestehen  der  Zwangsbewirtschaftung  des 
Wohnungswesens  vor  mit  dem  Ziel,  den  Gesamtwohnungsbestand  des 
Freistaates  in  öffentliche  Hand  überzuführen  und  gemeinsam  zu  ver- 
walten, eine  geregelte  und  umfangreiche  Neubautätigkeit  durchzuführen 
und  den  erforderlichen  Grund  und  Boden  zu  beschaffen. 

Der  Träger  dieser  Tätigkeit  soll  als  Selbstverwaltungskörper 

— Wohnungsverband  — im  engsten  Einvernehmen  mit  dem  als 
Sammelbehörde  aller  bezüglichen  Gebiete  zu  schaffenden  staatlichen 
Siedlungsamt  arbeiten.  Zur  Geldbeschaffung  für  die  Durchführung 
dieser  Bestrebungen  ist  an  einen  anteiligen  Zuschlag  zu  dem  wirk- 
lichen Mietwert  gedacht,  der  als  „Jahresbeitrag“,  möglicherweise  durch 
Staatsbehörden  eingezogen  werden  soll.  Ein  Verkaufs-  und  Enteignungs- 
recht für  sämtliche  bebauten  und  unbebauten  Grundstücke  soll  dem 
Wohnungsverband  die  Möglichkeit  schaffen,  das  gesamte  Wohnungs- 
wesen in  Gemeinwirtschaft  überzuführen,  „da  nur  so  seine  gesunde 
Entwicklung  in  sozialer,  gesundheitlicher,  wirtschaftlicher  und  tech- 
nischer sowie  künstlerischer  Hinsicht  wirklich  sichergestellt  werden 
kann.“  In  baulicher  Beziehung  handelt  es  sich  natürlich  nur  um 
Eigenkleinhäuser  (Doppel-  oder  Reihenhäuser),  höchstens  kleine  Mittel- 
häuser mit  reichlicher  Landzuteilung;  Massenmiethäuser  werden  grund- 
sätzlich abgelehnt.  Mindestraumbedarf:  Stube,  zwei  Kammern  und 
Küche;  Höchstraumaufwand:  zwei  Stuben,  drei  Schlafräume,  Küche. 

Die  rechnerische  Grundlage  des  Gesamtvorschlags  ergibt  in 
Danzig  für  die  Kleinstwohnung  folgendes  Bild:  Herstellungspreis  einer 
Wohnung  60  000  Mark  (Juli  1920),  Wohnungsbedarf  jährlich  1000 
Wohnungen.  Die  Verzinsung  einschl.  Tilgung,  Verwaltung  und  Unter- 
haltungskosten erfordern  zu  74/2  vH  eine  Steigerung  des  Friedens- 
mietpreises von  jährlich  20  vH  solange,  bis  die  Miethöhe  den  Zinsen 
des  60  000  000  Mark -Kapitals  entspricht,  d.  h.  die  Miete  würde  dann 

— die  Stetigkeit  der  Preisgestaltung  vom  Juli  1920  vorausgesetzt  — 
für  die  Kleinstwohnung  4500  Mark  betragen  und  es  wären  in  diesem 
Zeitraum  von  50  Jahren  50  000  Wohnungen  geschaffen.  Es  kann  nicht 
geleugnet  werden,  daß  die  Folgerichtigkeit  dieser  Gedankengänge,  die  ge- 
währleistete Stetigkeit  in  der  Fortentwicklung  des  Bauprogramms  und 
die  Großzügigkeit  dieses  Planes  viel  Bestechendes  haben;  die  starken  An- 
griffe gegen  diese  Entwicklung,  namentlich  aus  Wohnungsgeberkreisen, 
beweisen  hinlänglich  die  Bedeutsamkeit.  Wenn  aber  der  Wobnungs- 
verbandin  einem  kürzlich  erschienenenEntgegnungsblatt(Märzl921)dem 
Hausbesitzer  nachzuweisen  versucht,  daß  eine  Erhöhung  der  Friedens- 
mieten um  100  vH  sein  Einkommen  verfünfzigfacht , so  geben  derartige 
Feststellungen  der  Gegenseite  Gelegenheit  zur  Kritik,  namentlich  wenn 
gleichzeitig  der  Hausbesitzer  als  Hausverwalter  seiner  Hypotheken- 
gläubiger bezeichnet  und  dieser  Zustand  als  Regelfall  gebrandmarkt  wird. 
Über  Einzelheiten  wird  man  sich  durchaus  streiten  können:  so  über  die 
Behauptungen,  daß  Hausabgaben,  Hausverwaltung  usw.  nur  eine  ver- 
hältnismäßig geringe  Preiserhöhung  bedeuten;  daß  man  unter  „Mieter“ 
auch  diejenigen  erfassen  muß,  die  bei  sich  selbst  zur  Miete  wohnen; 
daß  die  Wirtschaftlichkeit  weiträumiger  Siedlungen  allgemeingültig 
bewiesen  werden  kann;  daß  die  „Wohnungsrenovierungen“  grund- 
sätzlich dem  Mieter  zu  übertragen  wären  usw.  Wesentlich  bleibt 
jedoch  die  bedingungslose  Ausschaltung  des  freien  Spiels  der  Kräfte, 
die  Einschaltung  riesigen  Privatbesitzes  in  den  Verwaltungsbetrieb  der 
Gemeinwirtschaft.  Ob  hier  nicht  ein  .erheblicher  Verwaltungskörper 
wird  geschaffen  werden  müssen,  oder  ob  tatsächlich  im  allgemeinen 
ehrenamtliche  Tätigkeit  für  die  Verwaltung  von  50000  bestehenden  und 
die  Herstellung  von  50000  neuen  Wohnungen  genügt?  (Vergl.  die 
Übertragung  auf  Verhältnisse  größeren  Ausmaßes;  der  Provinz,  des 
Staates,  des  Reiches).  Ungeheuer  schwer  wird  es  sein,  mit  einem 
50  jährigen  Bauprogramm  auf  den  Plan  zu  treten  in  dem  sicheren  Be- 
wußtsein, daß  vielleicht  im  21.  Jahre  Verhältnisse  eintreten  können, 
die  die  Arbeit  von  20  Jahren  als  nutzlos,  als  falsch,  als  töricht  er- 
scheinen lassen  können.  Ebenso  schwer  wird  es  sein,  die  Mieter  in 
sozialem  Sinne  zu  idealen  Einwohnern  zu  erziehen,  obwohl  sie  sich, 
da  sie  unkündbar  sind,  als  Hausbesitzer  fühlen  könnten.  Man  hat  hier 
schon  zu  oft  Versuche  am  untauglichen  Objekt  vorgenommen.  Das 
Abwälzen  von  persönlichen  Lasten  auf  die  Allgemeinheit  hat  noch 
immer  bei  der  großen  Menge  das  Verantwmrtlicbkeitsgefühl  gegenüber 
dem  Gemeinbesitz  herabgestimmt.  Und  ob  die  Feststellung  „ich 
kann  mein  Eigentum  niemals  mit  Spekulationsgewinn  verkaufen"  sehr 
fördernd  auf  Verbesserung  der  Wohnbedingungen  und  Lebenshaltung, 
Unternehmungslust  und  Aufstiegsmöglichkeiten  einwirkt,  kann  zum 
mindesten  bezweifelt  werden. 

Es  wird  sehr  schwer  sein,  in  einer  Zeit,  in  der  ein  Abbau  der 
Zwangswirtschaft  auf  allen  Gebieten  vorgenommen  wird,  ein  so  un- 
bedingtes Bekenntnis  zum  Ausbau  der  Zwangswirtschaft  in  die  Tat 
umzusetzen.  Jedenfalls  ist  ein  Weg  gezeigt,  über  den  mau  wird  reden 
müssen,  und  das  Studium  des  Heltes  ist  für  den  bewanderten  Leser 
und  alle  Beteiligten  nutzbringend  und  empfehlenswert. 

Berlin.  2r.=3tig.  Hans  Berger-Schaefer. 
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Amtliche  Mitteilungen. 


Preußen. 

Versetzt  sind;  die  Regierungsbaumeister  des  Hochbaufaches 
Jebens  von  Schleswig  nach  Orteisburg  und  Bornatsch  von  Mel- 
sungen nach  Homberg. 

Zur  Beschäftigung  sind  überwiesen:  die  Regierungshaumeister 
des  Hochbaufaches  Fehmer  der  Regierung  in  Schneidemühl  und 
Dobisch  der  Regierung  in  Marienwerder. 

Die  Versetzung  des  Regierungs-  und  Baurats  Winkler  in  Han- 
nover nach  Insterburg  als  Vorstand  des  Bauamts  II  für  den  Masu- 
rischen Kanal  ist  zurückgenommen  worden. 

Zum  Rektor  der  Technischen  Hochschule  Hannover  für  die  Amts- 
zeit vom  1.  Juli  1921  bis  Ende  Juni  1923  ist  wiederum  der  ordent- 
liche Professor  Dr.  Müller  ernannt  worden. 


Der  Diplomingenieur  Ernst  Diepschlag  in  Köthen  ist  zum 
ordentlichen  Professor  an  der  Technischen  Hochschule  Breslau  er- 
nannt worden. 

Der  Ministerialdirigent  im  Ministerium  der  öffentlichen  Arbeiten, 
Geheimer  Oberregierungsrat  Reichart,  ist  aus  dem  Staatsdienst  aus- 
geschieden. 

Den  Regierungshaumeistern  des  Hochbaufaches  Max  Israel  in 
Berlin -Schöneberg,  Ernst  Kienitz  in  Stolp  i.  Pomm,,  Adolf  Diede- 
richsen  in  Altona,  Lothar  Kaminski  in  Frechen  bei  Köln  und 
Wilhelm  Florien  in  Essen  ist  die  nachgesuchte  Entlassung  aus  dem 
Staatsdienst  erteilt  worden. 

Der  Regierungsbaumeister  Martinius  beim  Hafenbauamt  in 
Swinemünde  ist  gestorben. 


[Alle  Rechte  Vorbehalten] 


Nichtamtlicher  Teil. 

Schriftleiter:  Richard  Bergius  und  2)v.»3ng.  Nonn. 


Die  Baukunst  Alt -Münchens. 


In  Gabriel  v.  Seidls  Bayerischem  Nationalinuseum  in  München 
steht  — jedem  Besucher,  der  die  herrlichen  Räume  nur  halbwegs 
mit  offenen  Sinnen  durchwandert,  als  eines  der  bemerkenswertesten 
Ausstellungsstücke  auffallend  — das  große  Holzmodell  der  Stadt 


München,  das  der  Straubioger  Drechslermeister  Jakob  Sandtner  im 
Aufträge  seines  Landesherrn , des  Herzogs  Albrecht  V.,  im  Maßstab 
1 : 750  gefertigt  hat.  1571  vollendet,  ist  es  gleichzeitig  mit  noch  vier 
anderen  Modellen  bayerischer  Städte  — Straubing,  Landshut,  Ingol- 
stadt und  Burghausen  — entstanden 
uud  wird  heute  von  allen  Sachver- 
ständigen nicht  nur  als  eine  hervor- 
rageude  technische  Arbeit,  sondern 
auch  als  eine  ungewöhnliche  künstle- 
rische Leistung  anerkannt.1)  Je  mehr 
aber  auch  in  München  die  baulichen 
Zeugen  aus  mittelalterlicher  Zeit  ver- 
schwinden, desto  größer  wird  die 
Bedeutung  des  Sandtnersclien  Stadt- 
modells als  einer  kultur-  uud  bau- 
geschichtlichen  Quelle  allerersten 
Ranges,  wie  sie  nur  wenige  Städte 
besitzen.  Sind  doch  die  einzelnen 
Gebäude  offenbar  nach  genauen  Auf- 
nahmen gefertigt;  auch  läßt  sich 
uocli  heute  iu  bestimmten  Stadtteilen 
Münchens,  die  sich  durch  Jahrhun- 
derte hindurch  ihren  ehemaligen  Cha- 
rakter erhalten  haben,  feststellen,  daß 
die  Straßenführungen,  die  Baufluchten 
usw.  genau  mit  dem  Modell  überein- 
stimmen. Was  diesem  weiterhin  noch 
den  Wert  einer  unersetzlichen  Urkunde 
verleiht,  ist  der  Umstand,  daß  es  mit 
Ausnahme  einiger  weniger  Stellen  fast 
vollständig  in  seiuem  ursprünglichen 
Zustande  auf  uns  gekommen  ist.  Da- 
her nimmt  es  als  l nterlage  für  die 
Erforschung  des  München  aus  goti- 
scher Zeit  den  ersten  Platz  ein. 

Welche  Bedeutung  aber  das  Sandt- 
nersche  Stadtmodell  neben  seinem 


Abb.  1.  Der  Alte  Hof  mit  der  Lorenzkirche. 


Q Abbildungen  sind  enthalten  in 
dem  Werk  „München  u.  seine  Bauten“. 
Herausgegeben  vom  Bayerischen  Archi- 
tekten- u.  Ingenieurverein.  München 
1912.  F.  Bruckmann  A.-G.  S.  17  bis  21. 
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Kunst-  uud  kulturgeschichtlichen  Wert  heute  noch  oder,  besser  ge- 
sagt, gerade  heute  wieder  für  die  Erhaltung  der  baulichen  Eigenart 
der  Stadt  München  besitzt,  das  in  einer  einzigartigen  Weise  der 
breitesten  Öffentlichkeit  anschaulich  vor  Augen  geführt  zu  haben,  ist 
das  große  Verdienst  des  Münchener  Architekten  S)r.=  3ng.  Gustav 
Steiulein,  des  Schriftleiters  der  „Süddeutschen  Bauzeitung“.  Stein- 
leiu  hat  in  jahrelanger,  mühevoller  Arbeit  über  eiu  halbes  Hundert 
besonders  wichtiger  oder  interessanter  Baugruppen  des  mittelalter- 
lichen München  an  Hand  der  kleinen  Holzhäuschen  des  Sandtnerscheu 
Stadtmodells  zeichnerisch  erstehen  lassen  (Abb.  1 bis  3).  Eine  Art 
Vorstudie  zu  diesen  Arbeiten  von  dein  gleichen  Verfasser  war  bereits 
im  Jahre  1910  erschienen.3)  Nunmehr  liegen  in  einer  ausführlicheren 
Veröffentlichung  die  Gesamtergebnisse  der  Forschungen  Stein- 
leins vor.3) 

Was  Steinlein  in  besonderem  Maße  zu  dieser  Arbeit  befähigte 
und  ein  W erk  entstehen  ließ,  das  seinen  Leser  restlos  fesselt,  das  ist 
die  Vereinigung  einer  heißen  Liebe  zur  Heimat  mit  einer  genauen 
Kenntnis  der  Geschichte  der  Isarstadt  uud  die  Paarung  des  sachlichen 
Verständnisses  für  den  baulichen  und  städtebaulichen  Werdegang 
der  Stadt  mit  der  Ausdruckskunst,  die  der  Architekt  mit  Feder 
und  Pinsel  beherrscht.  Dadurch  ist  es  für  jeden,  .der  Sinn  und 
Herz  für  die  Schönheit  alter  Städte  hat,  ein  hoher  Genuß,  sich  von 
Steinlein  durch  das  mittelalterliche  München  führen  zu  lassen.  Vor 
allem  jeder  Architekt  dürfte  das  Buch  nur  mit  dem  Gefühl  tiefer 
Befriedigung  aus  der  Hand  legen.  Denn  nur  ein  Architekt  kann 
nachempiinden,  was  Steinlein  mit  seinem  Xachschaffeu  gewollt 


hat,  kanu  ganz  würdigen,  wie  Steinlein  gearbeitet  hat.  Denn  nur 
der  Architekt  kann  so  arbeiten,  wie  es  hier  geschehen  ist.  So 
gibt  uns  der  Architekt  Steinlein  nicht  etwa  eine  reine  geschichtliche 
Abhandlung,  wie  es  vielleicht  der  Kunsthistoriker  getan  hätte,  er  malt 
uus  auch  nicht  nur  einige  schöne  Bildchen,  wie  es  der  Maler  gemacht 
hätte,  sondern  er  baut  von  Grund  auf,  indem  er  zunächst  den  Stadt- 
plan der  mittelalterlichen  Stadt  nach  dem  Saudtnerschen  Modell 
wiederherstellt  und  uns  diesen  lesen  lehrt.  In  diesen  Stadtplan 
zeichnet  er  genau  den  jeweiligen  Standpunkt  uud  das  Gesichtsfeld 
ein,  das  seinen  Schaubildern  zugrunde  gelegt  ist,  wodurch  die 
örtliche  und  stadträumliche  Vorstellung  erst  ermöglicht  wird.  Des 
weiteren  zeichnet  der  Architekt  z.  B.  den  Grundriß  der  Stadt 
München  vom  Jahre  1570  auf  den  Grundriß  der  Stadt  aus  dem 
Jahre  1915,  so  daß  man  u.  a.  alle  wesentlichen  Baulinienänderungen 
verfolgen  und  die  Baustellen  nicht  mehr  bestehender  Bauten  leicht 
feststeWen  kann.  Durch  dieses  planmäßige  Vorgehen,  das  im  einzelnen 
nicht  weiter  belegt  werden  soll,  wird  Steinleins  Arbeit  aus  einem 
städtebaulichen  Bilderbuch,  als  welches  es  dem  llüchtigen  Betrachter 
im  ersten  Augenblick  erscheinen  könnte,  zu  einem  wertvollen  Werk- 
zeug für  den  neuzeitlichen  Stadtbaukünstler. 

Nur  allzu  bescheiden  in  der  Betonung  und  für  den  gehetzten 
Alltagsmenschen  unserer  Zeit  viel  zu  wenig  auffallend  zieht  Steinlein 
in  seinem  Schlußwort  aus  dieser  Arbeitsweise  als  Architekt  seine 
Schlußfolgerungen,  die  hier  mit  Nachdruck  unterstrichen  werden 
sollen.  Mit  Recht  bezeichnet  der  Verfasser  als  Merkmal  des  mittel- 
alterlichen München  die  Einheitlichkeit  und  Geschlossenheit  der  Stadt- 
bilder. Mit  noch  größerem  Rechte  geißelt 
er,  daß  die  zweite  Hälfte  des  verflossenen 
Jahrhunderts  diesem  alten  Kern  der  Stadt 
München  au  wichtigen  Stellen  ihren  Stempel 
in  der  Weise  aufgedrückt  hat,  daß  sie  solche 
Stadtbilder  rücksichtslos  aus  ihrem  Zusam- 
menhang reißen  ließ.  Hier  sind  nie  wieder 
gut  zu  machende  Sünden,  nie  wieder 
auszugleichende  Unterlassungen  begangen 
worden,  indem  man  nicht  verhinderte,  daß 
sich  an  hervorragenden  Stellen  der  Stadt 
fremde  Elemente  — Steinlein  erinnert  in 
diesem  Zusammenhang  z.  B.  an  manches 
ßankgebäude,  das  in  seiner  protzenhaften 
Aufmachung  so  gar  nicht  in  das  Wesen 
dieser  Stadt  hineinpaßt  — eindrängten,  die 
den  künstlerischen  Gesamteindruck  ganzer 
Straßen  und  Plätze  vernichtet  haben.  Daß 
es  in  dieser  Beziehung  an  einer  starken 
Hand  gefehlt  hat,  kann  leider  durch  Bei- 
spiele bis  ins  20.  Jahrhundert  hinein  be- 
legt werden.  Um  so  erfreulicher  und  er- 
frischender wirken  diejenigen  Straßenbilder 
in  München,  bei  denen  man  es  verstanden 
hat,  die  überlieferte  Eigenart  mit  den  An- 
forderungen einer  neuen  Zeit  in  Gleichklang 
zu  bringen.  Daß  dies  möglich  ist,  ohne 
romantischen  Schwärmereien  zu  verfallen, 
dafür  hat  auch  München  gute  Beispiele  auf- 
zuweisen. Steinlein  deutet  selbst  einige  der 
Voraussetzungen  au , unter  denen  dieses 
Ziel  erreicht  werden  kann,  daß  nämlich 
danach  getrachtet  werden  muß,  München 
in  seinem  Grundriß  zu  erhalten,  und  daß 
danach  gestrebt  werden  muß,  die  alten  Bau- 
linien nicht  zu  verlieren.  Auf  ihnen  bauen 
sich  die  Straßenbilder  auf.  die  der  Stadt 


3)  München  im  16.  Jahrhundert.  Heraus- 
gegebeu  vom  Verein  für  Volkskunst  uud 


Abb.  2.  Das  Rathaus  und  das  Talburgtor. 


Volkskunde  (Verein  für  lleimatschutz).  Mün- 
chen 1910.  Mit  250  Abb.  Geb.  16  M.  Auch 
enthalten  im  5./6.  Heft  des  7.  Jahrgangs. (19 10) 
der  Monatsschrift  „Bayerischer  Heimatschutz" 
des  Bayerischen  Laudesvereins  für  Heimat- 
schutz. 

3)  Die  Baukunst  Altmüneheus.  Eine 
städtebauliche  Studie  über  die  Müuchener 
Bauweise  von  der  Gründung  der  Stadt  bis 
Ende  des  16.  Jahrhunderts.  Von  Sr.=!yng. 
Gustav  Steiulein,  Architekt  in  München. 
64  S.  mit  57  Abb.  im  Text  und  9 Sondertafeln. 
21  : 29  cm.  Geb.  26  Jl.  Auch  enthalten  im 
3.  bis  12.  lieft  des  18.  Jahrgangs  (1920)  der 
Monatsschrift  „Bayerischer  Heimatschutz“ 
des  Bayerischen  Laudesvereins  für  Heimat- 
schutz. 
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ihren  bestimmten  Ausdruck  verleihen,  wenn  sie  auch  allein  diesen 
nicht  schaffen  können. 

So  atmet  und  lebt  Steinleins  Buch  nicht  nur  iu  der  Vergangen- 
heit, sondern  es  ist  Wegweiser  auch  in  die  Zukunft.  Dadurch  zeigt  es 
anschaulich,  wozu  auch  heute  noch  das  Studium  alter  Stadtbaukunst 


gut  und  nützlich  ist,  und  wie  seine  Nutzanwendung  auf  die  Gegen- 
wart sein  soll.  Und  hierin  liegt  nach  der  Auffassung  des  Unter- 
zeichneten der  größte  Wert  des  Buches,  dem  diese  Zeilen  neue  Freunde 
zuführen  mögen. 

München.  2)r.=>'^ng.  Albert  G ut. 


Eine  neue  Anwendung  des  Prinzips  der  kleinsten  Formänderungsarbeit. 

Beitrag  zur  Lösung  der  Frage,  ob  der  Beton-  und  Eisenbetonquerschnitt  bei  der  Biegung  eben  bleibt. 


Vom  Regierungsbaumeister  3r.=S>u(]. 

Bei  der  Berechnung  von  Bauteilen  aus  Beton  oder  Eisenbeton 
geht  man  gewöhnlich  von  der  Annahme  aus,  daß  die  Querschnitte 
nach  der  Biegung  eben  bleiben.  Für  Körper  aus  homogenem  Bau- 
stoff, für  den  das  Hookesche  Gesetz  gilt,  ist  dies  zwar  bewiesen;  für 
Körper  aus  einem  nicht  dem  Hookeschen  Gesetz  unterliegenden  Bau- 
stoff wie  Beton,  und  für  nicht  homogene  Querschnitte,  wie  bei  Eisen- 
beton, ist  das  Ebenbleiben  aber  durchaus  nicht  bewiesen.  Die 
folgenden  Ausführungen  sollen  hierzu  einen  Beitrag  liefern. 

Wir  wollen  einen  auf  zwei  Stützen  statisch  bestimmt  gelagerten 
Balken  annehmen,  der  von  beliebigen  Kräften  angegriffen  werde. 
Durch  den  Balken  denken  wir  an  beliebiger  Stelle  einen  senkrechten 
Schnitt  geführt  und  denken  uns  die  beiden  Balkenteile  wieder  durch 
unendlich  viele  Stäbe,  deren  Achsen  senkrecht  zum  Querschnitt  liegen 
und  die  über  den  ganzen  Querschnitt  gleichmäßig  verteilt  sind,  mit- 
einander verbunden.  Diese  unendlich  vielen  Stäbe  sind  imstande, 
die  im  Querschnitt  vorhandenen  Normalspannungen  aufzunehmen  — 
von  Schub-  und  Scherspannungen  wollen  wir  absehen  — und  die 
in  ihnen  auftretenden  Spannungen  werden  ebenso  groß  sein  wie  die 
an  den  entsprechenden  Stellen  des  Querschnitts  vorhandenen.  Wenn 
die  äußeren  Kräfte  in  einer  Ebene  liegen,  was  wir  annehmen  wollen, 
so  würden  zwei  Stäbe  genügen,  um  das  Gleichgewicht  herzustellen; 
die  Spannungen  in  den  übrigen  Stäben  sind  statisch  unbestimmte 
Größen.  Wir  haben  in  diesem  Fall  also  ein  unendlich  vielfach  statisch 
unbestimmtes  System  vor  uns.  Auf  dieses  System  wenden  wir  nun 
das  Prinzip  der  kleinsten  Formänderungsarbeit  an,  das  besagt,  die 
statisch  unbestimmten  Größen  machen  die  Formänderungsarbeit  zu 
einem  Minimum.  Voraussetzung  für  die  Anwendung  des  Prinzips  ist, 
daß  das  Hookesche  Gesetz  gilt.  Wir  finden  also,  indem  wir  die  An- 
ordnung der  Stäbe  uns  wieder  fortdenken,  daß  die  Spannungen  sich 
in  solcher  Weise  über  den  Querschnitt  verteilen,  daß  die  dabei  auf 


Christian  Haveiuauu  in  Schwerin  i.  M. 

einer  unendlich  kleinen  Balkenlänge  ds  geleistete  Formänderungs- 
arbeit zu  einem  Minimum  wird. 

Hiernach  soll  zunächst  der  Eisenbetonquerschnitt  unter  der  Vor- 
aussetzung untersucht  werden,  daß  Zugspannungen  vom  Beton  nicht 
aufgenommen  werden. 

Abb.  1 stelle  einen  beliebig  gestalteten  Eisenbetonquerschnitt  mit 
der  Eiseneinlage  fe  dar,  der  von  einem  Biegungsmoment  M bean- 
sprucht werde.  Abb.  2 sei  das  Spannungsbild;  oberhalb  der  Null- 
linie wirken  die  Betondruckspannungen,  unterhalb  der  Nullinie  nur 
die  Eisenzugspannungen.  Bei  fast  allen  Berechnungsverfahren  des 
Eisenbetonkörpers  wird  die  Annahme  gemacht,  daß  die  Betondruck- 
spannungen sich  nach  einer  geraden  Linie  über  den  Querschnitt  ver- 
,.  teilen.  Diese  durch  Versuche  als  zulässig 

erwiesene  Annahme  wird  beibehalten;  sie 
schließt  die  Annahme  in  sich,  daß  die 
Formänderungen  des  Betons  unter  der 
Einwirkung  der  Druckspannungen  dem 
Hookeschen  Gesetz  folgen , ebenso  wie 
selbstverständlich  die  Formänderung  der 
Eiseneinlage.  Gegen  die  Anwendung  des 
Prinzips  der  kleinsten  Formänderungs- 
arbeit bestehen  also  in  dieser  Hinsicht 
keine  Bedenken. 

Für  die  Formänderungen  des  Betons  und  des  Eisens  gelten  also 
die  Gleichungen : « = txb  • <S  und  « = oce  ■ G. 

Zur  Frage  steht  nun:  „Wie  werden  sich  die  Spannungen  über 
den  Beton  und  die  Eiseneinlage  verteilen?“  Zur  vollständigen  Be- 
stimmung des  Spannungsbildes  sind  drei  Gleichungen  erforderlich, 
zwei  davon  liefern  die  allgemeinen  Gleichgewichtsbedingungen,  eine 
dritte  das  Prinzip  der  kleinsten  Formänderungsarbeit. 

Die  von  den  Betondruckspannungen  geleistete  Formänderungs- 
arbeit ist  mit  den  Bezeichnungen  aus  Abb.  1 u.  2 unter  Vernach- 
lässigung des  überall  gleichen  und  außerhalb  des  Integralzeichens 


Abb. 


Abb.  2. 


stehenden  Faktors  d s 
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oder  da  f — ab  • & 


' s'dx-  ab  ■ a2  (x0  — x) 

o j ^ — db  ' 


CCb'Gb" 
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fÄ  Oo  — ü')2  dx 


Ab  7 2 x02  o 

Die  von  der  Zugspannung  der  Eiseneinlage  geleistete  Formände- 
rungsarbeit ist  ^ ^ f ^ 2 


Ae  = fe-  ^ 


und  die  gesamte,  in  dem  Querschnitt  auftretende  Formänderungs- 
arbeit ist 

A = Ab+A,=  Xfl  fl  (*„  - .r)2  ix  + 

«A/Q  0 " 

die  zu  einem  Minimum  werden  muß. 

Wenn  das  Elastizitätsmaß  des  Eisens  gleich  dem  n- fachen  von 
dem  des  Betons  ist,  so  ist  ocb  = n <xe,  daher 

,4  //  CXg  (Sb  r r \2r7  I ^e'/e  o • 

A=  —r — - ) z (x0  — x)ldx-\-  n • ae-  — min,  oder 
2 X0  o 2 

1)  11  fz  (x'o  — x)2  dx  -\-  /j,  • <Se2  — min 

X0  o 


Die  Gleichgewichtsbedingungen  liefern  die  Gleichungen: 

n 

Vb  - 


X0  0 


Jz(x o — x)  dx  — ft-<se 


Abb.  3.  Häusergruppe  in  der  Kreuzstraße  (Nr.  17  u.  18). 
Die  Baukunst  Alt- Münchens. 


3) 


(ä’o  — x)2  d x -\- Öe  ■ fe  (h  — x0)  = M 
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x)  dx  — S das  statische  Moment, 
X )2  dx  — J das  Trägheitsmoment 


Nun  ist 

Js(x  o 
o 

/»(,*  0 
0 

des  durch  die  Nullinie  abgeschnittenen  oberen  Querschnitteils  in 
bezug  auf  die  Nullinie,  und  mit  Einführung  dieser  Bezeichnungen 
gehen  die  drei  Gleichungen  über  in  die  folgenden: 

4)  ■ /+  /e ' ö'e2  = min 

Xq 


5) 


6) 


«b 

x0 


S=fe 


r>b_ 

X0 


J+oe-fe  (h  — x0)  = Bl 


Aus  diesen  Gleichungen  ergibt  sich  unter  Fortlassung  der  ziemlich 
umständlichen  Entwicklung  schließlich  die  Gleichung  n ■ fe-{h  — x0)  = S. 
Dieselbe  Gleichung  erhält  man,  wenn  man  von  der  Annahme  ausgeht, 
daß  der  Querschnitt  eben  bleibt.  Diese  Annahme  ist  daher  für  diesen 
Fall  unter  der  Voraussetzung  als  richtig  bewiesen,  daß  das  Hookesche 
Gesetz  für  die  Betondruckspannungen  gilt,  und  daß  die  Betondruck- 
spannungen nach  einer  geraden  Linie  verlaufen. 

Wir  wollen  nun  von  einer  Annahme  über  den  Verlauf  der  Span- 
nungen ganz  absehen,  einen  homogenen  Baustoff,  also  ohne  Eisen- 
einlagen, annehmen  und  zunächst  noch  voraussetzen,  daß  das  Hookesche 
Gesetz  gilt,  daß  also  {■  — a G 

Wir  wollen  den  Belastungsfall  ver- 
allgemeinern, indem  wir  annehmen,  daß 
der  Querschnitt  von  einer  normal  zum 
Querschnitt  gerichteten  Kraft  P bean- 
sprucht wird,  deren  Angriffspunkt  auf 
einer  Hauptachse  und  im  Abstand  d 
von  der  anderen  Hauptachse  liegt 
(Abb.  3 u.  4).  Die  Spannungen  werden 
sich  nach  irgend  einer  Kurve,  wie  in 
Abb.  4 gezeichnet,  über  den  Quer- 
schnitt verteilen.  Die  Kurve,  und  damit 
die  Spannungen  selbst,  zu  bestimmen, 
ist  jetzt  unsere  Aufgabe. 

Die  in  dem  Querschnitt  durch  die 
Spannungen  geleistete  Formänderungsarbeit  ist 


A — 
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y- 

- 
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Z dx  Gf 


£ — aG 


2 dx. 


- 


Nach  dem  Gesetz  der  kleinsten  Formänderungsarbeit  muß  dieser 
Ausdruck  zu  einem  Minimum  werden,  also 

-+-  x2 

1)  K — fz  ff2  dx  ==■  min. 

— an 

Außerdem  liefern  die  Gleichgewichtsbedingungen  die  Gleichungen : 

2)  P = f z G dx 


3) 


Pd=z  Bl = jsGxdx. 


—*i 


Die  Lösung  dieser  drei  Gleichungen  stellt  eine  Aufgabe  der 
Variationsrechnung  dar.  Die  Lösung  geschieht  auf  folgende  Weise: 

+ x2 

K -f-  P -f-  M — f(z  ff2  -f-  Aj  s G -j-  2 a x)  dx  = min. 

— *i 

und  A2  bedeuten  Konstante,  die  zu  bestimmen  sind.  Wenn 
der  Ausdruok  im  Integral  z ff3  kx  z G A3  z G x — F gesetzt  wird,  so 
liefert  folgende  Differentialgleichung  die  Lösung: 

9F 


Z _ A-  f AZA  = o 

'ff  dx  \9a‘  ) 

3F 

G -\-  XxZ  Z X 

C O 


9F 


da'  ~ 0) 

also  2 z G + z -f-  A2  z x — Ü. 

A,  und  A3  sind  aus  den  Gleichungen  2)  und  3)  zu  bestimmen. 


Man  sieht  schon,  daß  die  Funktion  für  o vom  ersten  Grade  ist, 
daß  die  Spannungen  also  nach  einer  geraden  Linie  verlaufen  müssen, 
ein  Ergebnis,  das  man  auch  erhält,  wenn  man  von  der  Annahme 
ausgeht,  daß  der  Querschnitt  eben  bleibt.  Die  weitere  Entwicklung 
gibt  die  Naviersche  Formel 

P . Blx 
F + J~y 

in  der  F die  Fläche  des  Querschnitts  und  ./  das  Trägheitsmoment 
der  Querschnittsfläche  bedeuten. 

Wir  wollen  nun  keine  von  vornherein  bekannte  Abhängigkeit 
zwischen  Dehnungen  und  Spannungen  voraussetzen,  sondern  allgemein 
setzen  t = f(a)  und  untersuchen,  ob  auch  dann,  die  allgemeine  Gültig- 
keit des  Gesetzes  der  kleinsten  Formänderungsarbeit  vorausgesetzt, 

der  Querschnitt  eben  bleibt. 

Der  Querschnitt  werde  wieder 
von  einer  beliebigen,  aber  normal 
zum  Querschnitt  gerichteten  Kraft  P 
beansprucht  (Abb.  5 u.  6).  Die 
Formänderungsarbeit  dA  in  einem 
Flächenelement  d F ergibt  sich  aus 

y4=r  — Jg  d £,  de  = f (ff)  d G 

ClU  0 

dA 


Abb.  5 


Abb.  6. 


dF 


——  j G f‘  (ö)  d ff- 


also 


l) 


A = ffo  /'■  (o)  d g d F,  dF—zdx 

a o 

h ff 

A — K—f  [af  ( g ) d Gz  dx  = min. 

a 0 

Die  Gleichgewichtsbedingungen  liefern  wieder 
h 

P — jz  Gdx 

a 

h 

Bl=  fzGxdx 

a Äff 

K -f  P -j-  h,  M= J[z J g f‘  (ff)  da  + lx  zg- f /2 s gx\ dx 


F — Z J G f‘  (ff)  d G -(-  Aj  Z G Ä2  Z G X. 

d / ÖF 
dx  \ d o‘ 


d F 

Die  Gleichung  ^ ^ 


0 liefert  wieder  die  Lösung 


9F 
9 g‘ 


= 0 


9F 

9g 


— Z Gf‘  (ff)  -j-  /-i  S + 2 X ■—  0 


oder 


G t ‘ (°)  H-  A ~f"  A x — f‘  (ff)  — 


d t 
dx 


Wenn  nun  der  Querschnitt  eben  bleiben  soll,  müssen  die  Form- 
änderungen f eine  gerade  Funktion  von  x sein  oder  auch  umgekehrt, 
und  wir  können  setzen  Aj  -j-  A3  x = — kx  — k2  f,  wobei  kx  und  k2  andere 
Konstante  bedeuten.  Also 


d s 

ff-  = 

a ff 

A'l  Jc%  £ 

, da 

df 

ff 

JC\  € 

['  dG 

r d£ 

J ff 

J kx  -f-  k-2  £ 

ln  ff 

ln  (fcj  + k2  f) 

ko 

— ln  <7 


/.'2  ln  ff  -|~  ln  C — ln  ( kx  -j-  k2  f ) 
ln  (Cfffc->)  = ln  (&j  + Jc%  f) 

C gI:->  = p + 

Wenn  nun  i—O  für  ff  = 0,  folgt  kx  — 0,  und  wir  erhalten  mit 
anderen  Zeichen:  f _ (/ 

Diese  Abhängigkeit  zwischen  Dehnungen  und  Spannungen  muß  also 
bestehen,  wenn  der  Querschnitt  eben  bleiben  soll. 

Wir  haben  bei  dieser  Ableitung  vorausgesetzt,  daß  das  Prinzip 
der  kleinsten  Formänderungsarbeit  allgemeine  Gültigkeit  hat,  gleich- 
gültig, welche  Abhängigkeit  zwischen  Formänderungen  und  Spannungen 
besteht.  Wir  wollen  nun  untersuchen,  ob  das  Prinzip  gilt,  wenn  das 
: (X  ff«*  gilt. 
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Das  Prinzip  des  Castigliano  gründet  sich  auf  den  Satz,  daß  die 
Verschiebung  des  Angriffspunkts  einer  Last  P/„-  gleich  der  partiellen 
Abgeleiteten  der  Formänderungsarbeit  nach  der  Last  P&  ist.  Wenn 
wir  diesen  Satz  hier  auch  beweisen  können,  haben  wir  auch  die 
Gültigkeit  des  Prinzips  des  Castigliano  bewiesen. 

Wenn  in  einem  Stab  von  der  Länge  s und  dem  Querschnitt  F 
eine  Spannung  S herrscht,  so  ist  die  Verlängerung  des  Stabes: 

s 

J s = a am  s,  ö = „ 

P 


J s 


i X s 


oder  wenn  wir  vr  — ß setzen, 
JPm  r 

J S 


Sm  . s. 

Fm 

ß Sm. 


Die  IFormänderungsarbeit,  die  bei  dieser  Verlängerung  geleistet 
wird,  ist  ^ 

A = fS  d (A  s),  d (J  s ) = mß  8m  1 d S 

o 

A—Jmß  SmdS  = m(t  J SmdS  = -ßSm  + l 

0 • 0 TH  - j-  1 


oder 


Di  r,  . 

■ O //  s. 

m 1 

Die  gesamte,  in  einem  Fachwerk  auftretende  Formänderungs- 
arbeit,  die  wir  zum  Unterschied  mit  2f  bezeichnen  wollen,  ist  daher 

?(—  m ■ 2tiSm  M oder  = "!  . ■ 2 S J S. 


= 7 , -ZßSm  ■■  1 oder  = . . 

m -f  1 m + 1 


(Schluß  folgt.) 


Otto  Sarrazin  f* 


Am  6.  Juni  ist  ein  Mann  aus  dem  Leben  geschieden,  der  als  Leiter 
des  Zentralblatts  der  Bauverwaltung  dem  Leserkreise  viele  Jahre  hin- 
durch geistig  nahegestanden  hat, 
außerdem  aber  als  warmherziger  und 
kluger  Vertreter  der  Interessen  aller 
Techniker  wie  der  Technik  gegen- 
über den  älteren  Ständen  und  Berufen 
ein  Menschenalter  hindurch  seinen 
Fachgenossen  eine  kräftige  und  zu- 
verlässige Stütze  gewesen  ist,  der 
Wirkliche  Geheime  Oberbaurat 
Sr.=  3n3-  ehrenhalber  Dr.  phil.  ehren- 
halber Otto  Sarrazin  in  Berlin- 
Friedenau.  — Am  22.  Dezember  1842 
in  Bocholt  in  Westfalen  geboren,  er- 
hielt er  dort  auch  seine  Erziehung  bis 
zum  15.  Jahre  und  kam  dann  nach 
Münster,  wo  er  im  Jahre  1862  die 
Reifeprüfung  am  Paulinischen  Gym- 
nasium bestand.  Von  da  an  machte 
er  den  üblichen  Bildungsgang  als 
„Baukunstbeflissener“  durch,  wobei  er 
hauptsächlich  am  Bau  der  Neuen  Ber- 
liner Verbindungsbahn  unter  Dircksen 
tätig  war.  Die  Baumeisterprüfung  hat 
er  im  Juni  1872  abgelegt;  die  Ernen- 
nung wurde  aber  um  elf  Monate 
zurückdatiert,  weil  er  den  Feldzug 
1870/71  gegen  Frankreich  (bei  der 
Feldeisenbahn  - Abteilung  3)  mitge- 
macht hatte.  Von  jetzt  an  war  er 
als  Hilfsarbeiter  der  Technischen  Ab- 
teilung für  das  Eisenbahnwesen  im 
Handelsministerium  beschäftigt  und 
nebenbei  an  der  Bauakademie  unter 
Franzius  als  Hilfslehrer  im  Wasser- 
bau, bis  er  im  Dezember  1873  der 
Eisenbahndirektion  in  Wiesbaden  zur 
Teilnahme  an  der  Leitung  des  Baues 
der  Eisenbahnstrecke  Oberlahnstein— Koblenz— Güls  überwiesen  wurde. 
Er  wohnte  in  Koblenz  und  trat  dort  auch  in  den  Ehestand.  Der 
dortige  Aufenthalt  neben  natürlicher  Veranlagung  mag  es  bewirkt 
haben,  daß  sein  ganzes  Wesen  mehr  die  Züge  des  Rheinländers  zeigte 
als  die  des  Westfalen.  Ältere  Facbgenossen  erinnern  sich  noch  gern 
seiner  geselligen  Gaben  und  besonders  seiner  Gesangleistungen  im 
„Motiv“. 

Im  Jahre  1881  trat  nun  ein  Ereignis  ein,  das  seiner  Laufbahn  eine 
neue  Wendung  geben  sollte:  die  Begründung  des  Zentralblatts  der 
Bauverwaltung.  Er  war  mit  einigen  geschickt  und  schlagfertig  ge- 
schriebenen Aufsätzen  in  der  Kölnischen  Zeitung  gewissen  Bestrebungen 
im  Landtag  entgegengetreten,  die  darauf  hinzielten,  die  Anforderungen 
an  die  allgemeine  sowohl  wie  auch  an  die  fachliche  Bildung  der  Staats- 
baubeamten herabzusetzen.  (Ihre  Hauptstütze  war  der  Abgeordnete 
Reichensperger.)  Man  darf  annehmen,  daß  diese  Veröffentlichungen  es 
gewesen  sind,  die  die  Blicke  des  Ministers  Maybach  auf  Sarrazin  ge- 
lenkt und  ihn  bewogen  haben,  den  federgewandten  Mann  zum  Leiter 
des  neugegründeten  Blattes  zu  bestellen.  In  dem  betreffenden  Erlaß 
vom  1.  Februar  1881  wird  zunächst  der  Zweck  und  der  Wirkungskreis 
des  Blattes  beschrieben  und  dem  künftigen  Leiter  seine  Aufgabe  zu- 
gewiesen. Dann  fährt  der  Minister  fort:  „Ich  vertraue,  daß  Euer  p.  p. 
sich  diesem  ebenso  wichtigen  wie  interessanten  Auftrag  mit  Freudig- 
keit und  Eifer  unterziehen  und  bemüht  sein  werden,  dem  neuen  Journal 
eine  bevorzugte  und  geachtete  Stellung  in  der  Fachliteratur  zu  er- 


werben“. Dieser  Erwartung  gerecht  zu  werden,  ist  fortan  das  Lebens- 
ziel Sarrazins  gewesen,  und  die  Lösung  der  ihm  anvertrauten,  zunächst 

keineswegs  leichten  Aufgabe  hat 
sein  Leben  über  die  Grenzen  des 
Amtes  hinaus  erfüllt.  Ob  sie  ihm  ge- 
lungen ist,  darüber  mögen  die  Leser 
des  Zentralblatts  selbst  urteilen,  be- 
sonders die,  die  seinen  Entwick- 
lungsgang vom  Beginn  bis  zum 
jetzigen  Stand  kennen  — deren  ja 
freilich  nicht  mehr  viele  da  sind. 
Vielleicht  darf  der  Unterzeichnete  als 
einer  der  wenigen  sich  ein  paar 
Worte  dazu  erlauben.  Die  erste 
Sorge  Sarrazins  bestand  natürlich  in 
der  Gewinnung  guter  Beiträge.  Des- 
halb beschränkte  er  sich  nicht  auf 
den  Stoff,  der  ihm  von  Amts  wegen 
zufloß,  sondern  knüpfte  gern  un- 
mittelbare Verbindung  mit  allen 
namhaften  Fachleuten  an.  Ferner 
sorgte  er  dafür,  daß  der  gute  Inhalt 
auch  in  schöner,  ansprechender  Form 
erschien,  wobei  ihn  der  Verlag  stets 
einsichtvoll  unterstützt  hat.  Was 
Sarrazin  vorschlug,  war  immer  prak- 
tisch; auch  wenn  er  einem  Kollegen 
Rat  erteilte,  um  den  er  nicht  selten 
gebeten  wurde.  So  ist  es  erklärlich, 
daß  das  neue  Blatt  sich  schnell  den 
Beifall  und  die  Wertschätzung  nicht 
nur  der  deutschen  Fachwelt,  son- 
dern ebenso  des  Auslandes  errungen 
und  dauernd  bewahrt  hat.  Für  die 
Bauverwaltung  aber  ist  der  Besitz 
dieses  Blattes  ohne  Zweifel  von 
größtem  Wert. 

Eine  wesentliche  Erweiterung 
von  Sarrazins  Arbeitskreis  trat  ein, 
als  ihm  auch  die  Leitung  der  Zeitschrift  für  Bauwesen  übertragen 
wurde,  die  bis  dahin  von  einem  anderen  im  Nebenamt  besorgt  worden 
war  — nicht  zum  Vorteil  der  alten,  hoch  angesehenen  Fachschrift. 
Der  Erfolg  hat  gezeigt,  daß  dieser  Wechsel  das  Richtige  traf.  Auch 
hier  bewährte  sich  der  Eifer  und  die  Geschicklichkeit  Sarrazins,  der 
gute  Beiträge  heranzuholen  und  minderwertige  fernzuhalten  wußte. 
An  der  verdienten  Anerkennung  hat  es  ihm  denn  auch  nicht  gefehlt; 
vor  allem  dadurch,  daß  die  anfängliche  Hilfsarbeiterstelle  1896  in  die 
eines  Vortragenden  Rates  umgewandelt  wurde,  dann  aber  auch  durch 
den  Aufstieg  bis  zum  Rat  erster  Klasse,  als  welcher  Sarrazin  am  30.  Juni 
1913  in  den  Ruhestand  getreten  ist  — die  üblichen  Orden  und  Ehren- 
zeichen gingen  nebenher.  Die  Technische  Hochschule  Berlin  hat  ihn 
mit  dem  Doktor-Ingenieur  geehrt,  die  Universität  Gießen  mit  dem 
Doktor  der  Philosophie. 

Es  bleibt  noch  einiger  Geisteserzeugnisse  besonderer  Art  zu  ge- 
denken, nämlich  des  Taschenbuches  zum  Abstecken  von  Kreisbogen, 
das  Sarrazin  im  Verein  mit  Oberbeck  herausgegeben  hat,  und  des  wohl 
ebenso  geschätzten  und  weitverbreiteten  Verdeutschungswörterbuches, 
dem  ein  Schriftchen  „Beiträge  zur  Fremdwortfrage“  vorausgegangen 
war  und  ein  „Rechtschreibwörterbuch  der  deutschen  Einheitsschrei- 
bung“ folgte.  Wer  je  mit  ihm  zusammen  gearbeitet  hat,  der  mußte 
sein  hohes  Gefühl  für  Reinheit  und  Feinheit  der  Sprache  bewundern. 
So  erklärt  es  sich,  daß  er,  ein  Vertreter  der  mit  dem  Stoffe  ringenden 
Technik,  daneben  in  einem  ganz  anderen  geistigen  Zielen  zustrebenden 
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Kreise,  dem  Allgemeinen  Deutschen  Sprachverein,  eine  lebhafte  Tätig- 
keit entwickeln  und  sogar  seit  1900  als  erster  Vorsitzender  lange  Jahre 
mit  großem  Erfolg  tätig  sein  konnte.  Auf  die  Niederlegung  dieses 
Ehrenamtes  ist  leider  sein  Hinscheiden  schnell  gefolgt.  Seine  Gattin 
war  ihm  kurze  Zeit  vorangegangen;  den  einzigen  Sohn  hatte  ihm 


der  Krieg  gerauht.  Schwer  drückte  den  treuen  deutschen  Mann  die 
Not  des  Vaterlandes,  gegen  die  in  seiner  Art  zu  kämpfen  ihn  selbst 
das  hohe  Alter  nicht  hindern  konnte.  Er  hat  Gutes  geschaffen  und 
ist  vom  Übeln  erlöst. 

Berlin.  Dr.  H.  Zimmermann. 


Vermischtes. 


Die  Würde  eines  Doktor- Ingenieurs  ehrenhalber  haben  Rektor 
und  Senat  der  Technischen  Hochschule  Hannover  auf  einstimmigen 
Antrag  der  Abteilung  für  Maschinen -Ingenieurwesen  dem  General- 
direktor Richard  Lindenberg  in  Baden-Baden  verliehen,  in  An- 
erkennung seiner  hervorragenden  Verdienste  um  die  deutsche  Technik, 
insbesondere  um  die  Einführung  und  erfolgreiche  Durchbildung  des 
Elektrostablverfahrens. 

Ausblick  ins  Fach.  Das  Wort  Huttens  ..es  ist  eine  Lust  zu 
leben“,  konnte  sich  vor  dem  Kriege  mit  Fug  und  Recht  zu  eigen 
machen,  wer  seinem  Beruf  als  Ingenieur  in  Liebe  anhing.  Auch  der 
noch  im  Werden  begriffene  Nachwuchs  brauchte  nicht  ängstlich  die 
Aussichten  für  das  Fortkommen  in  den  verschiedenen  Zweigen  des 
Faches  abzuwägen,  konnte  vielmehr  Begabung  und  Neigung  in  erster 
Linie  für  die  Wahl  des  Weges  sprechen  lassen.  Das  hat  sich  leider 
sehr  geändert.'  Wenn  jetzt  ein  „alter  Herr“  mit  Studierenden  zusammen- 
kommt, muß  er  nicht  selten  auf  leise  Bitten  um  Rat  gefaßt  sein.  Er 
wird  ihn  gern  geben,  soweit  es  möglich.  Das  ist  aber  nicht  weif. 
Denn  wer  kann  heute  in  die  Zukunft  sehen  und  auch  nur  einigermaßen 
sicher  Voraussagen,  wie  sich  die  Dinge  in  den  kommenden  Jahren 
gestalten  werden?  Da  gewinnt  der  andere  Faktor,  der  neben  der  Gunst 
der  äußeren  Verhältnisse  für  die  Befriedigung  im  Leben  unentbehrlich 
ist,  erhöhte  Bedeutung:  die  persönliche  Tüchtigkeit  und  Eignung  für 
den  Beruf.  Genauer  als  vordem  muß  nunmehr  der  Jünger  des  Faches 
prüfen,  was  es  von  ihm  demnächst  verlangen  wird,  und  was  er  dann 
an  Wissen  und  Können  bieten  kann.  Wohl  ihm,  wenn  er  ältere  Fach- 
genossen, seien  es  Ausübende  oder  Lehrer,  als  getreue  und  mit- 
fühlende Helfer  findet.  Gibt  es  einen,  der  beides  zugleich  ist,  wo- 
möglich alt  an  Jahren,  aber  jung  an  Herzen,  einen  bewährten  Mann, 
dessen  Leistungen  der  Jugend  als  Vorbild  dienen  können,  — der  wird 
Segen  stiften,  wenn  er  sie  auf  eine  Höhe  geleitet,  von  der’sie  einen 
Blick  in  das  Land  ihrer  Zukunft  tun  und  sich  die  Wege  suchen  kann, 
die  dahin  führen.  Wie  dieser  Gedanke  zu  verwirklichen  ist,  dafür  liegt 
uns  ein  schönes  Beispiel  vor  in  der  Einführungsansprache,  die 
Friedrich  Engeßer  im  vorigen  Jahre  an  der  Technischen  Hochschule 
Karlsruhe  gehalten  hat.  Durch  die  Veröffentlichung  ist  auch  für 
weitere  Kreise  die  Möglichkeit  geboten,  sich  des  vielseitigen  Inhalts 
zu  freuen  und  aus  ihm  Nutzen  zu  ziehen.*)  Wer  Engeßer  nur  als 
hervorragenden  Bewältiger  theoretischer  Schwierigkeiten  kennt,  wird 
mit  Bewunderung  und  Genugtuung  aus  dem  Schriftchen  ersehen,  daß 
man  ein  tüchtiger  „Spezialist“  sein  kann,  ohne  die  Weite  des  Gesichts- 
kreises und  den  Sinn  für  das  Allgemeine  einzubüßen.  Möge  die 
verdienstliche  Schrift  recht  viele  dankbare  Leser  linden!  Z. 

Wärmewirtschaft  und  Wohnungsbau.  Da  für  den  Hausbrand 
nur  beschränkte  Kohlenmengen  zur  Verfügung  stehen,  ist  die  weitest- 
gehende Ausnutzung  der  vorhandenen  Brennstoffe  dringend  erforder- 
lich. Die  unerläßliche  Voraussetzung  dafür  bildet  die  wärmetechnisch 
einwandfreie  Durchbildung  der  Wohnungsbauten.  Die  mannigfachen 
Gesichtspunkte,  die  bei  dieser  Aufgabe  zu  beachten  sind,  werden  in 
übersichtlicher  Weise  zusammengestellt  in  den  vom  preußischen 
Minister  für  Volkswohlfahrt  herausgegebenen  „Richtlinien  zur 
Förderung  der  Wärmewirtschaft  beim  Wohnungsbau“,  die 
im  Einvernehmen  mit  den  zuständigen  Behörden  und  Fachverbänden 
ausgearheitet  sind.  Die  Richtlinien  erstrecken  sich  sowohl  auf  Fragen 
der  Wohnungsherstellung  als  der  Wohnungsbenutzung.  Sie  heben 
,die  technischen  Bedingungen  hervor,  die  im  Interesse  der  Wärme- 
wirtschaft heim  Aufbau  des  Wohnhauses,  hei  der  Gestaltung  des 
Grundrisses,  bei  der  Anordnung  der  Gebäude  auf  dem  Grundstück 
zu  beachten  sind.  Tür-  und  Fensteröffnungen  sowie  Geschoßhöhen 
sind  danach  aus  wärmetechnischen  Gründen  auf  Mindestmaße  zu  be- 
schränken. Bei  der  Wahl  der  Wandkonstruktionen  ist  auf  möglichst 
gesteigerte  Fähigkeit  zur  Wärmespeicherung  hinzuarbeiten.  Fußböden 
und  Decken  bedürfen  zu  diesem  Zweck  besonderer  wärmeschützender 
Ausführungen.  Die  Richtlinien  behandeln  ferner  die  Anlage  der  Rauch- 
rohre und  geben  Anhaltpunkte  für  die  Ausbildung  der  Heiz-  und 
Kochanlagen. 

Die  rechtzeitige  Einflußnahme  auf  eine  wärmetechnisch  einwand- 
freie Ausführung  bei  Aufstellung  von  Wohnbauentwürfen  ist  volks- 

*) Technik,  Ingenieur  und  Hochschulstudium.  Ein  Ein- 
führungsvortrag, gehalten  an  der  Technischen  Hochschule  Karlsruhe 
von  5r.  = ^ug.  Fr.  Engeßer,  Professor  und  Geheimer  Oberbaurat. 
Berlin  1921.  Julius  Springer.  52  S.  in  gr.  8°.  Geh.  5 Jl. 


wirtschaftlich  heute  von  größter  Bedeutung.  Es  muß  daher  versucht 
werden,  bei  jeder  Gelegenheit,  bei  Verhandlungen  mit  den  Bauherren 
und  hei  örtlichen  Besichtigungen  aufklärend  in  dieser  Richtung  zu 
wirken.  Dafür  bieten  die  Richtlinien  des  Wohlfahrtsministeriums 
wertvollen  Anhalt.  Bei  der  Bearbeitung  der  Anträge  auf  Landesdar- 
lehne  sollen  künftig  die  Baupläne  auch  auf  ihre  Wärmewirtschaftlich- 
keit geprüft  werden.  Gegebenenfalls  sollen  entsprechende  technische 
Bedingungen  im  Beihilfebescheid  Aufnahme  finden. 

Eine  vergessene  Bauweise.  In  Nr.  15  der  „Süddeutschen  Bau- 
zeitung“ wird  auf  eine  alte  Bauweise  hingewiesen,  die  gesundheitlich 
und  künstlerisch  angeblich  besser  ist  als  Lehmbau,  das  Kalkguß- 
mauerwerk, das  in  Syrien,  Ägypten  usw.  in  Bauten  Jahrtausende 
überdauert  hat.  Gelöschter  Kalk,  grober  Sand  und  Wasser  bilden  die 
Grundmasse  im  Verhältnis  1 : 10  mit  so  viel  Wasser,  daß  ein  dicker 
Brei  entsteht.  Dieser  wird  wie  Beton  in  Schalungen  gestampft,  und 
zwar  auf  eine  Lage  Mörtel  immer  eine  Lage  groben  Schotters,  der 
völlig  in  die  Mörtelschicht  eingedrückt  werden  muß,  worauf  wieder 
Mörtel  und  Schotter  folgt  usf.  In  dieser  Technik  können  sogar 
Gewölbe  von  erheblicher  Spannweite  hergestellt  werden.  Die  unbedingt 
erforderliche  Isolierung  gegen  Bodenfeuchtigkeit  wird  erzielt,  indem 
man  30  cm  über  dem  Boden  eine  doppelte  Lage  Asphaltpappe  oder 
eine  5 cm  starke  Schicht  von  Asphaltguß  einfügt. 

Der  Bund  höherer  Baubeamter  Deutschlands  hielt  am  23.  Juni 
in  Berlin  seinen  diesjährigen  Vertretertag  ab.  Aus  der  Reihe  von 
Erfolgen,  die  der  Bund  und  die  ihm  angeschlossenen  Verbände  erzielt 
haben,  sei  besonders  hervorgehoben,  daß  das  Reichsschatzministerium 
dahin  entschieden  hat,  daß  die  Oberregierungsbauräte  den  Anspruch 
auf  die  Vertretung  der  Präsidenten  der  Finanzämter  haben.»  Aus 
wirtschaftlichen  Gründen  wurde  die  fortschreitende  Zersplitterung  der 
technischen  Verwaltungen  allgemein  als  schädlich  bezeichnet  und 
durch  eine  Reihe  von  Entschließungen  dem  einmütigen  Wunsch  Aus- 
druck gegeben,  alle  Kräfte  dafür  einzusetzen,  daß  möglichst  bald 
technisch-wirtschaftliche  Zentralbehörden  geschaffen  wrürden  und  dem 
Techniker  an  allen  Stellen  der  gebührende  Einfluß  eingeräumt  würde. 
Als  besonders  dringend  wurde  das  für  alle  Stellen  anerkannt,  die  sich 
mit  der  Vorbereitung  der  Verwaltungsreform  beschäftigen.  Mit  Genug- 
tuung konnte  festgestellt  werden,  daß  die  Ziele  und  Aufgaben  des 
Bundes  auch  in  noch  außerhalb  stehenden  Verbänden  Anklang  finden 
und  daß  ein  baldiger  lückenloser  Zusammenschluß  aller  höheren 
technischen  Beamten  zu  erwarten  ist.  Ma. 

Die  Reicksarbeitsgemeinscliaft  technischer  Beamtenverbände 
(Rateb)  hielt  am  24.  und  25.  Juni  in  Dresden  ihre  2.  ordentliche 
Tagung  ab,  zu  der  neben  zahlreichen  Vertretern  aus  allen  Verwal- 
tungen und  Staaten  des  Deutschen  Reiches  auch  solche  von  den 
in  Frage  kommenden  sächsischen  Ministerien  und  vom  Reichsbund 
deutscher  Technik  entsandt  wraren. 

In  dem  Tätigkeitsbericht  konnte  hervorgehoben  werden,  daß  trotz 
der  Jugend  dieser  technischen  Großorganisation  ihr  doch  eine  Reihe 
von  Erfolgen  beschieden  gewesen  ist.  Diese  und  anderseits  die  Er- 
kenntnis, daß  die  Widerstände  wTach^en,  die  der  Technik  den  not- 
wendigen Einfluß  in  den  Verwaltungen  strittig  machen,  zeigen,  daß 
die  Arbeitsgemeinschaft  für  den  Wiederaufbau  des  Reiches  unentbehr- 
lich ist.  Besonders  wrnrde  verurteilt,  daß  sogar  vom  Bund  tech- 
nischer Angestellter  und  Beamter  wüe  von  dem  Bund  deutscher  Archi- 
tekten scharfe  Angriffe  gegen  das  Berufsbeamtentum  geführt  würden 
und  daß  sogar  Verbände  nichttechnischer  Beamter  diesen  Kampf 
unterstützen.  Die  durch  das  Entente-Ultimatum  geforderte  Abtrennung 
von  Bauverwmltungen  für  Heer  und  Marine  von  der  Reichsbauverwal- 
tung wurde  aus  wirtschaftlichen  Gründen  lebhaft  bedauert,  die  Be- 
strebungen der  Reichssparkommission,  nur  die  Hoheitsverwaltungen 
in  den  Ministerien  zu  belassen,  die  übrigen  Verwaltungen,  darunter 
auch  die  technischen,  an  Reichsmittelbehörden  abzugeben,  entschieden 
abgelehnt.  In  zwrei  Entschließungen  wurde  deshalb  mit  aller  Ent- 
schiedenheit gegen  die  Zersplitterung  der  technischen  Verwaltungen 
Einspruch  erhoben  und  die  baldigste  Zusammenfassung  aller  teebniseh- 
wdrtscbaftlicben  Verwaltungszweige  in  großtechnischen  Reichs-  und 
Länderzentralen  zur  Förderung  des  Wirtschaftslebens  gefordert. 

Da  eine  wirtschaftliche  Durchbildung  unserer  Verwaltung  ohne 
die  Technik  unmöglich  ist,  wrnrde  verlangt,  daß  in  den  Sparkommissionen 
auch  Techniker  vertreten  sein  müßten,  wie  überhaupt  die  technischen 
Beamten  überall  nach  den  Beschlüssen  der  Parlamente  endlich  die  Würdi- 
gung ihrer  Leistungen  und  völlige  Gleichstellung  erwarten  könnten. 
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Wie  ernst  es  der  Arbeitsgemeinschaft  ist,  ihren  Mitgliedern  alle 
Quellen  zu  erschließen,  durch  die  ihnen  die  verwaltungstechnischen 
und  volkswirtschaftlichen  Kenntnisse  vermittelt  werden  können,  zeigt 
die  Tatsache,  daß  sie  zu  den  Förderern  der  Verwaltungsakademie 
gehört  und  daß  der  erste  Tag  der  Verhandlungen  durch  einen  Vor- 
trag des  Prof.  Dr.  Gehrig  von  der  Technischen  Hochschule  Dresden 
„Über  Wert  und  Wertung  technischer  Arbeit“  beschlossen  wurde. 
An  der  Hand  einfacher  Zahlen  konnte  dieser  bekannte  National- 
ökonom die  Bedeutung  technischer  Arbeit  für  die  Fortschritte  der 
Kultur  der  zahlreichen  Versammlung  vor  Augen  führen.  Der  Tech- 
niker wird  durch  seinen  Beruf  zur  wirtschaftlichen  Denkweise  ge- 
zwungen und  unterscheidet  sich  dadurch  in  der  Verwaltung  von  den 
übrigen  Beamten.  Er  tut  die  Arbeit  um  der  Nutz  Wirkung  willen  und 
ist  nicht  so  wie  der  Jurist  an  die  Form  gebunden.  Deshalb  ist  auch 
der  volkswirtschaftlich  denkende  Techniker  zur  Führung  bestimmt. 

Aus  den  weiteren  Verhandlungen  sei  noch  hervorgehoben,  daß 
Einmütigkeit  darüber  herrschte,  daß  insbesondere  die  Stellung  der 
handwerklich  vorbereiteten  Techniker  gehoben  werden  muß.  Allseitig 
wurde  der  Wunsch  geteilt,  daß  die  noch  fernstehenden  Organisationen 
sich  bald  der  Rateb  anschließen  möchten  und  daß  den  Arbeiten,  ge- 
tragen von  der  Einmütigkeit  aller  technischen  Beamten,  in  Zukunft 
die  Erfolge  beschieden  seien,  die  die  Techniker  zum  Besten  der  All- 
gemeinheit erstreben.  ZuVorsitzenden  wurden  Oberingenieur  Stelzer, 
Regierungs-  und  Baurat  Marcinowski  und  Wagenaufseher  Loewe 
gewählt. 

Den  Schluß  der  Tagung  bildete  ein  Ausflug  nach  Meißen,  das 
die  Besucher  nach  getaner  Arbeit  mit  dem  Genuß  der  technischen 
Meisterwerke  der  Albrechtsburg  und  des  Domes  belohnte.  Ma. 

Die  Forschuagsgesellscliaft  für  wirtschaftlichen  Baubetrieb 
(1919  d.  Bl.,  S.  404;  1920,  S.  246)  hat  auf  ihrer  letzten  Mitglieder- 
versammlung beschlossen,  sich  wegen  Mangels  an  Mitteln  aufzulösen 
und  das  wissenschaftliche  Material  dem  Architektenverein  Berlin  zu 
überweisen.  Die  Einstellung  der  Arbeiten  dieser  Gesellschaft  ist  sehr 
zu  bedauern,  und  es  wäre  zu  wünschen,  daß  die  Bemühungen  des 
Reichstags,  die  Reichsregierung  zur  Hilfe  zu  veranlassen,  Erfolg  hätten. 

Der  Preußische  Beamten- Verein  in  Hannover,  Lebensversiche- 
rungsverein a.  G.,  Versicherungsanstalt  für  deutsche  Beamte  und  Ange- 
stellte (einschließlich  der  Architekten  und  Ingenieure  sowie  der  Privat- 
beamten) hielt  am  16.  Juni  d.  J.  seine  44.  ordentliche  Hauptversamm- 
lung ab.  Aus  dem  Geschäftsbericht  ist  zu  ersehen,  daß  der  Gesamt- 
bestand an  Lebens-,  Kapital-,  Sterbegeld-  und  Rentenversicherungen 
Ende  1920  106  945  Policen  über  543  336  570  Mark  Kapital,  und 
1 361  328  Mark  jährliche  Rente  betrug.  An  Versicherungsummen  hat  der 
Verein  im  Jahre  1920  gezahlt:  für  Lebensversicherungen  11037 175  Mark, 
für  Sterbegeldversicherungen  162  319  Mark,  für  Kapitalversicherungen 
1 181  300  Mark  und  für  Rentenversicherungen  985  940  Mark.  Im  Jahre 
1920  erzielte  der  Verein  einen  Überschuß  von  6 028  691  Mark.  An 
Policen-  und  Kautionsdarlehnen  wurden  im  Jahre  1920  bewilligt: 
4 443  588  Mark  und  zurückgezahlt  5 214  128  Mark.  Der  Bestand  an 
solchen  Darlehnen  belief  sich  Ende  1919  auf  13  416  950  Mark.  — Aus- 
kunft über  die  Einrichtung  und  Verwaltung  des  Vereins  sowie  über 
die  Billigkeit  der  Prämien  geben  insbesondere  die  Druckhefte  ..Satzung 
und  allgemeine  Versicherungsbedingungen“,  und  „Was  will  und  was 
bietet  der  Preußische  Beamten-Verein“,  die  von  der  Direktion  des 
Preußischen  Beamten- Vereins  in  Hannover  kostenfrei  zugesandt 
werden. 

K.  Y.  Suppan  f.  In  dem  Ende  Mai  in  Wien  verstorbenen  nau- 
tischen Direktor  der  Donau -Dampfschiffahrt- Gesellschaft  Karl  Viktor 
Suppan  ist  ein  Mann  von  hervorragender  Bedeutung  für  die  Binnen- 
schiffahrt im  allgemeinen,  wie  für  die  Gesellschaft  im  besonderen, 
der  er  mehr  als  40  Jahre  angehörte,  dahingegangen.  Neben  seinen 
Schriften  für  die  Schiffahrtkongresse  und  den  Deutsch -Österreich- 
Ungarischen  Verband  für  Binnenschiffahrt  ist  Suppan  über  die  Grenzen 
Österreichs  hinaus  durch  sein  Werk  über  „Wasserstraßen  und  Binnen- 
schiffahrt“ (Berlin  1902  bei  Troschel,  s.  a.  Jahrgang  1902  d.  Bl.,  S.  644) 
bekanntgeworden,  ein  Werk,  das  zum  Studium  für  den  bauausführenden 
Ingenieur  empfohlen  werden  kann,  um  ihn  über  die  Erfordernisse  des 
Schiffahrtsbetriebes  aufzuklären. 


Bücherschau. 

Lexikon  der  gesamten  Technik  und  ihrer  Hilfswissenschaften. 
Von  Otto  Lueger.  2.  vollständig  neubearbeitete  Aufl.  2.  Ergänzungs- 
band. Stuttgart  u.  Leipzig  1920.  Deutsche  Verlagsanstalt.  684  S. 
in  gr.  8°  mit  zahlreichen  Abb.  In  Halbleinenband  100  Jl,  in  Halb- 
lederband 140  Ji. 

Der  erste  Ergänzungsband  wurde  bei  Ausbruch  des  Krieges  aus- 
gegeben (vgl.  Jahrg.  1914  d.  Bl.,  S.  636).  Fast  unmittelbar  nach  Be-  t 
endigung  des  Krieges  erscheint  der  zweite.  Man  hat  daher  an  diesem 
Band  einen  ausgezeichneten  Maßstab  für  die  inzwischen  gemachten 
technischen  Fortschritte.  Sie  sind  erstaunlich,  auf  manchen  Gebieten, 
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wie  in  den  chemisch -technischen  Gewerben,  geradezu  umwälzend. 
Der  größte  Erlinder  ist  der  Krieg;  ein  Weltgeschehen  von  solchem 
Umfang  und  von  solcher  Zeitdauer,  wie  es  den  ganzen  Erdball  heim- 
gesucht hat,  mußte  sich  notwendigerweise  erfinderisch  in  hohem 
Maße  auswirken.  Zur  Verzeichnung  all  der  Neuerungen  hätte  ein 
Band  nicht  ausgereicht,  wenn  der  Stoff  nicht  durch  ausgiebige  An- 
wendung von  Kleindruck  in  starkem  Maße  zusammengedrängt  worden 
wäre.  Dennoch  ist  er  auf  einen  Umfang  von  nahezu  700  Seiten  an- 
gewachsen. 

In  erster  Linie  hat  die  Kriegstechnik  eine  außerordentliche  Aus- 
bildung erfahren.  Das  lehrt  die  Betrachtung  zahlreicher  Abschnitte, 
in  denen  die  Kriegswerkzeuge  und  ihre  Hilfsmittel  beschrieben  sind. 
Die  Friedenswirtschaft  zieht  aus  einer  Fülle  von  Neuerungen 
Vorteile,  die  dem  Kriege  ihre  Entstehung  verdanken,  so  auf  dem 
Gebiet  des  Eisenbahnwesens,  der  Motorfahrzeuge,  des  Schiffs-  und  Luft- 
verkehrs, des  Nachrichtendienstes,  wie  der  Telegraphie  und  des  Fern- 
sprechwesens mit  seinem  Zubehör,  auch  in  seiner  Anwendung  in  Ge- 
bäuden, ferner  des  Meß-  und  Sicherungswesens.  Die  Fortschritte  im 
Maschinenbau  werden  durch  Beiträge  über  Dampfkessel  und  Feue- 
rungsanlagen, Dampfturbinen,  Schiffsmaschinen,  Abdampfausnutzung, 
Fördermittel  wie  Krane  — Werftkrane,  Schwimmkrane  u.  a.  — , ferner 
über  Schiffskessel,  Schiffsmaschinen,  Luftpumpen,  Kältemaschinen  usw. 
erläutert.  Die  Normalisierung  der  Einzelteile,  verbesserte  Arbeitsver- 
fahren — Taylorsystem  — haben  im  Maschinenbau  wichtige  Ver- 
einfachungen ergeben.  Der  Krieg  hat  ferner  Anstoß  zu  wesentlichen 
Fortschritten  in  den  chemisch-technischen  und  mechanisch-technischen 
Gewerben  gegeben.  Hier  ist  zu  erinnern  an  die  Neuerungen,  ins- 
besondere auf  dem  Gebiet  der  Brennstoffe  und  ihrer  Ausnutzung,  der 
Stickstoffchemie,  in  der  jetzt  die  Düngemittel  eine  besondere  Rolle 
spielen,  ferner  an  die  Fortschritte  in  der  Verwertung  der  Abfallfette, 
Pflanzenöle,  von  Kautschuk,  Kunsthorn,  Kunstleder.  Weitere  Beiträge 
lehren,  daß  in  der  Erzeugung  der  Kohlensäure,  von  Tieftemperatur- 
teer, von  Ersatzmetallen,  ferner  in  der  Abfallverwertung  der  Metalle, 
in  der  Metallographie,  im  Schweißen,  weiterhin  im  Textilgewerbe, 
wie  der  Baumwollspinnerei,  der  Gewinnung  von  Fasern  u.  a.  eine 
wesentliche  Weiterentwicklung  zu  verzeichnen  ist.  Im  Bauwesen  hat 
die  Not  der  Zeit  zur  Ausbildung  des  Ersatzbaues  namentlich  bei 
Hochbauten  geführt. 

Die  vorstehenden  Angaben  sollen  nur  einen  ungefähren  Überblick 
über  den  im  vorliegenden  Band  behandelten  umfangreichen  Stoff  ge- 
währen, der  ebenso,  wie  in  den  früheren  Bänden,  durch  eine  Fülle 
bester  Abbildungen  erläutert  ist.  Für  die  sachgemäße  Art  der  Stoff- 
behandlung, wie  wir  sie  ebenfalls  aus  den  früheren  Bänden  kennen, 
bürgen  die  Namen  der  Verfasser,  zu  deren  Stamm  jetzt  eine  größere 
Zahl  neuer  Fachleute  hinzugetreten  ist.  Alles  in  allem  legt  der  Heraus- 
geber auch  mit  dem  vorliegenden  Band  alle  Ehre  ein.  — m — 

Die  Wärmeverluste  durch  ebene  Wände  unter  besonderer  Berück- 
sichtigung des  Bauwesens.  Von  2>r.=  Slu3-  Karl  Hjsncky,  Privatdozent 
an  der  Technischen  Hochschule  München.  München  u.  Berlin  1921. 
R.  Oldenbourg.  VIII  u.  124  S.  in  gr.  8°  mit  25  Abb.  Geh.  26  M,  geb.  36  Ji. 

Das  vorliegende  Buch  macht  es  sich  zur  Aufgabe,  die  Lösung  der 
Fragen  anzubahnen,  die  sich  auf  Sparsamkeit  beim  Brennstoffverbrauch 
durch  bauliche  Gestaltung  der  Außenwände  beziehen.  Insbesondere 
wird  erstrebt,  eine  vergleichende  Beurteilung  der  verschiedenen  Bau- 
weisen bezüglich  des  Wärmebedarfs  zu  ermöglichen.  Im  ersten  Teil 
wird  die  Wärmeübertragung  für  ebene,  massive  Mauern,  Luftschichten 
und  für  beide  vereint  behandelt.  Ein  zweiter  Teil  befaßt  sich  mit 
der  Luftdurchlässigkeit  der  Baustoffe  und  einzelner  Bauteile,  z.  B.  der 
Fenster.  Der  dritte  Teil  behandelt  den  Anteil  der  vorbezeichneten 
Baustoffe  und  Bauweisen  am  Gesamtwärmeverlust.  Von  der  Angabe 
bestimmter  Zahlenwerte  für  die  verschiedenen  Bauarten  glaubte  Ver- 
fasser absehen  zu  müssen,  weil  noch  nicht  übersehen  werden  kann, 
welche  Bauarten  sich  dauernd  behaupten  werden.  Sehr  zutreffend 
ist  darauf  hingewiesen,  wie  falsch  es  ist,  Baustoffe  deshalb  zu  bevor- 
zugen, weil  zu  ihrer  Herstellung  verhältnismäßig  wenig  Brennstoff 
nötigt  ist,  während  deren  Wärmedurchlässigkeit  so  groß  ist,  daß 
durch  die  dauernd  wiederkehrenden  Mehraufwendungen  an  Brennstoff 
zur  Erwärmung  unserer  Wohnungen  die  Ersparnisse  bei  Herstellung 
der  Baustoffe  in  kurzer  Zeit  hinfällig  werden.  Von  Wichtigkeit  sind 
die  Mitteilungen  über  den  Einfluß  von  Feuchtigkeit  auf  die  Wärme- 
leitzahlen. Für  verschiedene  Ziegelsteinmauern  sind  unter  Annahme 
von  Trockenheit  die  Wärmedurchlässigkeitszahlen  als  Beispiele  be- 
rechnet. Auch  die  Wärmedurchlässigkeit  einer  beliebig  zusammen- 
gesetzten Wand  und  die  Einwirkung  von  Luftschichten  auf  Wärme- 
haltung werden  erörtert.  Bei  der  im  dritten  Teil  behandelten  Berechnung 
der  Wärmebedarfszahlen  ist  darauf  hingewiesen,  welchen  Einfluß  die 
Luftdurchlässigkeit  auf  die  Wärmedurchgangszahlen  hat.  Besonders 
anschaulich  sind  die  Unterschiede  der  Wärmeverluste  durch  eine  38  cm 
starke  Ziegelmauer  mit  18  vH  Fensterfläche  bei  natürlicher  Lüftung 
und  bei  Windanfall  gemacht,  und  zwar  bei  einfachen  Fenstern  und 
Doppelfenstern.  In  einem  Schlußabschnitt  sind  Richtlinien  für  die 
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wärmetechnische  Ausgestaltung  der  Gebäude  gegeben,  die  insbesondere 
für  Baumeister  beherzigenswert  sind.  Überhaupt  wendet  sich  das 
Buch  im  wesentlichen  an  die  entwerfenden  und  ausführenden  Bau- 
meister, denen  es  zum  Studium  bestens  empfohlen  werden  kann.  Aber 
auch  die  Heizungsingenieure  werden  darin  die  Anregung  finden,  die 
Wärmeverlustberecknungen,  die  sich  bisher  hauptsächlich  auf  Er- 
fahrungssätze mit  mehr  oder  minder  unsicheren  Zuschlägen  stützten, 
kritischer,  d.  h.  unter  genauerer  Berücksichtigung  der  einzelnen  in 
Betracht  kommenden  Einflüsse  aufzustellen.  Wenn  auch  bis  jetzt  nur 
für  einige  Bauarten  die  Wärmedurchgangszahlen  ermittelt  sind  und 
noch  manche  Lücke  auszufüllen  bleibt,  so  ist  doch  der  Weg  zur  Aus- 
füllung dieser  Lücken  gewiesen,  und  der  Versuch,  die  Vorgänge  beim 
Wärmeaustausch  geheizter  Räume  näher  zu  ergründen,  sehr  zu  be- 
grüßen. Nicht  nur  Sache  der  Laboratoriumsversuche  wird'es  sein,  in 
der'angedeuteten  Richtung  weiter  zu  arbeiten,  sondern  den  ausführenden 
Heizungsingenieuren  fällt  die  Aufgabe  zu,  sich  an  dem  Finden  einer 
einfachen  wissenschaftlich  einwandfreien  Berechnungsform  zu  beteiligen, 
und  es  ist  Pflicht  der  Baumeister,  die  im  vorliegenden  Buch  gegebenen 
Fingerzeige  beim  Entwerfen  und  Ausführen  zu  beachten.  U. 

Wirtschaftliche  Verwertung  der  Brennstoffe.  Kritische  Be- 
trachtung zur  Durchführung  sparsamer  Wärmewirtschaft.  Von  Baurat 
G.  de  Grahl.  2.  Aufl.  München  u.  Berlin  1921.  R.  Uldenbourg.  484  S. 
in  gr.  8°  mit  224  Textbildern  und  1(5  Tafeln.  Geh.  110  Jl,  geb.  120  Jl. 

Das  sehr  inhaltreiche  Werk  ist  hervorgegangen  aus  einem  vor  etwa 
10  Jahren  erschienenen  Buch  des  Verfassers,  das  im  wesentlichen  den 
gleichen  Gegenstand  behandelt.  Besonders  in  den  letzten  Jahren  haben 
die  Bestrebungen,  die  Wärmewirtschaft  zu  verbessern  und  die  Brenn- 
stoffe möglichst  nutzbringend  nach  ihrem  gesamten  Wertinhalt  zu 
verwenden,  in  stark  steigendem  Maße  an  Boden  gewonnen  und  zahl- 
reiche der  besten  Köpfe  unter  den  beteiligten  Fachmännern  zu  leb- 
hafter und,  wie  man  wohl  sagen  darf,  reichen  Ertrag  versprechender 
Tätigkeit  angeregt.  Der  Gegenstand,  dem  das  Werk  gewidmet  ist,  hat 
heute  einen  so  gewaltigen  Umfang  angenommen,  daß  neben  außer- 
gewöhnlichem Fleiß  und  umfassender  Kenntnis  der  zahllosen  Ver- 
zweigungen und  Zusammenhänge  der  Wärme-  und  Kraftwirtschaft  in 
Lehre  und  Leben  wahrhaftig  kein  geringer  Mut  dazu  gehört,  an  die 
gewaltige,  zunächst  fast  hoffnungslos  erscheinende  Aufgabe  heranzu- 
treten, ihn  zu  meistern.  Nun,  der  Verfasser  hat  es  mit  gutem  Erfolg 
getan  und  in  der  Tat  ein  wertvolles  Hilfsmittel  geschaffen,  das  ge- 
eignet ist,  auf  den  verschlungenen  Pfaden  des  weiten  Gebietes  so 
zuverlässig  zu  führen,  wie  es  beim  heutigen  Stand  der  Forschung 
und  Entwicklung  möglich  ist.  Das  Werk  umfaßt  so  ziemlich  alles, 
was  mit  der  Wärme-  und  Kraftwirtschaft  zusammenhängt:  Vorkommen 
und  Eigenschaften  der  festen,  flüssigen  und  gasförmigen  Brennstoffe, 
Umwandlung  und  Veredlung  der  Brennstoffe  im  weitesten  Sinne, 
Feuerungseinrichtungen  aller  Art,  eingehende  Beurteilung  der  Feuerungs- 
technik, die  Wärmewirtschaft  großer  Gemeinwesen  und  zum  Schluß 
mancherlei  über  Kraftwirtschaft.  Es  dürfte  nicht  viele  Fragen  geben, 
über  die  nicht  wenigstens  andeutungsweise  gesprochen  wird.  Zahl- 
reiche, meist  sehr  gute  Abbildungen  und  Tafeln  unterstützen  die 
Darlegungen  des  Textes.  Wer  sich  die  Grundlagen  für  eine  ersprieß- 
liche Tätigkeit  in  der  Wärme-  und  Kraftwirtschaft  aneignen  will, 
deren  überwiegende  Bedeutung  für  die  gesamte  Weltkultur  durch  die 
Vorgänge  der  letzten  Jahre  in  ein  grelles  Licht  gerückt  worden  ist, 
der  sollte  nicht  verfehlen,  sich  mit  dem  Werke  de  Grahls  bekannt  zu 
machen.  Es  wird  ihn  fast  durchweg  gut  beraten. 

Bei  der  schnellen  Erweiterung  mancher  Gebiete,  wie  sie  durch  die 
Mühlheimer  Forschungsanstalt  sowie  andere  Forschungen  und  Arbeiten 
angebahnt  worden  ist  — es  sei  nur  an  die  Einrichtungen  zum  Ver- 
werten dieser  Forschungen  für  die  Wirtschaft,  an  die  Gas-  und  Öl- 
turbine, die  Einführung  der  Verbrennungsmaschine  in  den  Schiffs- 
und Eisenbahnbetrieb  und  anderes  mehr  erinnert  — kann  natürlich 
keine  Rede  davon  sein,  das  Werk  auch  nur  vorübergehend  abzuschließen. 
Es  wäre  aber  vielleicht  möglich,  in  etwa  jährlichen  Nachträgen  alle 
diese  Fortschritte  zu  berücksichtigen.  Von  einer  Neuauflage  des 
Werkes  könnte  dann  auf  lange  hinaus  abgesehen  werden,  was  ohne 
Zweifel  seiner  Verbreitung  förderlich  sein  würde.  W. 

Freitragende  Holzbauten.  Eine  Sammlung  von  Vorträgen  Uber 
neue  Holzbauweisen,  vor  allem  weittragender  Konstruktionen.  Mit 
einem  Geleitwort  von  Baurat  2>r.=^ng.  Weiß,  zusammengestellt  und 
ergänzt  von  C.  Kersten.  Berlin  1921.  Jul.  Springer.  X u.  222  S. 
in  gr.  8°  mit  335  Textabb.  Geb.  74  JL 

Der  Verein  deutscher  Ingenieure  hat  auf  Anregung  des  Ober- 
ingenieurs Kersten  im  Frühjahr  1919  es  unternommen,  durch  eine 
Reihe  vbn  Vorträgen  alle  während  der  Kriegs-  und  Nachkriegszeit 
auf  dem  Gebiete  des  Holzbaues  gemachten  Erfindungen  und  Erfah- 
rungen, die  geeignet  erscheinen,  das  Bauen  zu  verbilligen,  durch 
fachmännische  Vertreter  der  in  Betracht  kommenden  Holzbaufirmen 
vorzuführen.  Um  diese  Kenntnisse  auch  weiteren  Kreisen  mitzuteilen 
und  um  den  neuen  Bauweisen  neue  Freunde  zu  erwerben,  wurden 
diese  Vorträge  gesammelt  und  in  Form  des  vorliegenden  Buches 


„Freitragende  Holzbauten“  veröffentlicht.  Daneben  enthält  das  Buch 
aber  noch  mehrere  Aufsätze,  die  manches  Bemerkenswerte  bringen, 
was  zum  Holzbau  gehört,  wie  anatomischen  Aufbau  des  Holzes,  die 
Feuerschutzmittel  beim  Holzbau,  die  wirtschaftliche  Lage  des  Holz- 
marktes u.  a.  m. 

An  Hand  von  335  Textabbildungen  und  Bildern  sind  die  ver- 
schiedenen neuen  Holzbauweisen  mehr  oder  weniger  eingehend  er- 
klärt und  durch  ausgeführte  Bauten  dargestellt.  Zwar  soll  das  Buch 
kein  Lehrbuch  sein,  und  aus  anderen  naheliegenden  Gründen  sind 
die  Verfasser  nicht  auf  die  theoretische  und  praktische  Ausbildung 
der  von  ihnen  vertretenen  Bauweisen  allzutief  eingegangen,  doch 
würde  es  im  allgemeinen  Interesse  liegen  und  dem  Holzbau  nur 
förderlich  sein,  wenn  die  einzelnen  Firmen  aus  ihrer  Zurückhaltung 
heraustreten  würden.  Dadurch,  daß  oft  nur  die  Grundzüge  der 
Bauweise  erwähnt  wurden,  erhält  der  die  einzelnen  Systeme  verglei- 
chende Leser  manchmal  den  Eindruck,  daß  eine  Firma  bei  ihrer 
Bauweise  dasjenige  als  Vorzug  des  Holzbaues  betrachtet,  was  die 
andere  als  dessen  Nachteil  ansieht,  was  bei  eingehender  Schilderung 
der  theoretischen  Voraussetzungen  und  Annahmen  vermieden  und  in 
Einklang  gebracht  worden  wäre.  Auch  lassen  sich  mitunter  mangels 
genauer  Angabe  der  Einzelheiten  die  erwähnten  Vorzüge  nicht  immer 
auf  ihre  Stichhaltigkeit  prüfen.  Im  allgemeinen  aber  erfüllt  das  Buch 
seinen  Zweck,  alles  Wesentliche  der  neueren  Holzbauformen  in  zu- 
sammenfassender Weise  zur  Darstellung  zu  bringen  und  vor  allem 
manche  Vorurteile  gegen  den  Holzbau  zu  beseitigen,  denen  man  noch 
oft  begegnet.  — Der  Druck  und  das  Papier  sowie  der  reiche  Bild- 
schmuck des  Buches  sind  von  einer  für  die  Jetztzeit  selten  guten 
Ausführung.  K — s. 

Wasserversorgung  der  Ortschaften.  Von  Professor  Sr.=2>ng. 
Robert  Weyrauch.  3.  verbess.  Aufl.  (Sammlung  Göschen.)  Berlin  und 
Leipzig  1921.  Vereinigung  wissenschaftl.  Verleger  Walter  de  Gruyter 
u.  Ko.  133  S.  in  kl.  8°  mit  79  Abb.  Geb.  2,10  Jl  und  100  vH  Teuerungs- 
zuschlag. 

Das  kleine  Werk  ist  ein  schönes  Beispiel  für  klares,  übersichtliches 
Zusammenfassen  eines  weiten  Wissensgebietes  in  einem  gedrängten 
Rahmen.  Es  gibt  Verwaltungsbeamten  und  Hygienikern  alles,  was  sie 
für  die  Beurteilung  der  einschlägigen  Fragen  im  ganzen  und  im 
einzelnen  brauchen,  und  ist,  mit  seinen  guten  Hinweisen  auf  ein- 
gehendere Schriften,  dem  jüngeren  Fachmann  eine  wertvolle  Gabe. 
Für  spätere  Auflagen  möchte  man  wünschen,  daß  das  Büchlein  noch 
mehr  als  bisher  auf  die  jetzt  so  bedeutungsvollen  wirtschaftlichen  Fragen 
für  kleinere  Werke  eingeht  (z.  B.  neben  Dampfkraftanlagen  auch 
Explosions-  und  Elektromotoren  ausführlicher  behandelt)  und  auf 
möglichst  restlose  Eingliederung  von  Reserveanlagen  in  den  ständigen 
Betrieb  verweist  (Höchstleistungen  nicht  durch  größere  oder  mehr 
Maschinen,  sondern  durch  längere  Betriebszeiten).  Auch  Kiesschüttungs- 
brunnen in  feineren  Sauden  sollten  behandelt  und  Vorteile  und  Nach- 
teile von  Schleuderpumpen  gegenüber  Kolbenpumpen  dargelegt  werden. 
Und  schließlich  würde  eine  kurze  Erörterung  des  neuen  Wassergesetzes 
(rechtliche  Fragen  am  Grundwasser,  Verfahren  der  „Verleihung“)  das 
Werk  wohl  noch  wertvoller  machen.  Geißler. 

Straßenbahnen.  Von  Diplomingenieur  August  Boshart.  2.  Aufl. 
(Sammlung  Göschen.)  Berlin  u.  Leipzig  1920.  Vereinigung  wissen- 
schaftlicher Verleger  Walter  de  Gruyter  u.  Ko.  132  S.  in  kl.  8°  mit 
72  Abb.  Geb.  2,10  „ff  und  100  vH  Verlegerteuerungszuschlag. 

Der  zunehmenden  Bedeutung  der  Straßenbahnen  in  unseren 
Mittel-  und  Großstädten  entspricht  es,  daß  diese  zum  Gegenstand 
gesonderter  wissenschaftlicher  Bearbeitung  geworden  sind.  Das 
Werkchen  von  Boshart  behandelt  im  wesentlichen  die  technischen 
Anlagen  und  Einrichtungen  der  Straßenbahnen,  und  zwar  in  getrennten 
Abschnitten  ihre  verschiedenen  Betriebsarten,  ihre  Linienführung  und 
Gleislage,  den  Oberbau,  die  Gleisverbindungen  und  Gleiskreuzungen, 
die  Stromzuführung  und  Streckenausrüstung  bei  elektrischem  Betriebe, 
und  ihre  Betriebsanlagen;  zum  Schluß  werden  einige  statistische 
Angaben,  Gesetze  und  sonstige  Bestimmungen  für  Straßenbahnen  mit- 
geteilt und  einige  straßenbahnähnliche  Einrichtungen,  wie  gleislose 
elektrische  Bahnen  und  Fuhrwerksbahnen,  kurz  erörtert. 

Von  dem  Bändchen,  das  im  Jahre  1911  in  erster  Auflage  erschienen 
war,  ist  nach  9 Jahren  eine  zweite  Auflage  erforderlich  geworden, 
ein  Beweis,  daß  für  die  Behandlung  des  Stoffes  in  der  gedrängten 
Abrißform  der  „Göschenbändchen“  ein  Bedürfnis  besteht,  und 
daß  es  dem  Verfasser  gelungen  ist,  in  der  Auswahl  und  dem  Umfang 
seiner  Arbeit  das  Richtige  zu  treffen.  Die  von  118  auf  130  Seiten 
vermehrte  zweite  Auflage  hat  einige  Erweiterungen  erfahren,  u.  a. 
über  Straßenbahntunnel,  über  die  Riffelbildung  auf  den  Fahrflächen 
der  Schienen,  über  die  Streckenunterhaltung  im  Abschnitt  Betriebs- 
anlagen. Der  Text  ist  an  vielen  Stellen  durch  Mitteilungen  über 
t Neuerungen  ergänzt  worden,  die  als  zweckmäßig  und  wertvoll  an- 
zuerkennen sind.  So  ist  anzunehmen,  daß  das  Bändchen  auch  in 
seiner  neuen  Auflage  den  Kreisen  der  Straßenbahner  nützliche  Dienste 
leisten  wird.  F.  B. 


Verlag  von  Wilhelm  E rn  st  & S oh n,  Berlin.  — Für  den  nichtamtlichen  TeU  verantwortlich:  R.  Bergius,  Berlin.  — Druck  der  Buchdruckerei  Gebr.  Ernst.  Berlin. 


Nr.  53. 


Nr.  54. 


Zentralblatt  der  Bauverwaltung. 


333 


INHALT:  Hauptversammlung  der  deutschen  Gesellschaft  für  Bauingenieurwesen  in  München  vom  20.  bis  22.  Juni  1921.  — Vermischtes:  Verleihung  der  Würde  ' im 
Doktor-Ingenieurs  ehrenhalber.  — Tagung  des  Rcichsvercins  deutscher  Feuerwehringenicure  in  Hameln.  — Neue  Amtsbezeichnungen  der  Heichseisenbabn- 
beamten.  — Bücherschau. 

[Alle  Rechte  Vorbehalten.] 

Hauptversammlung  der  deutschen  Gesellschaft  für  Bauingenieurwesen  in  München 

vom  20.  bis  22.  Juni  1921. 


Es  war  ein  glücklicher  Gedanke,  der  die  Versammlung  in  den 
Rahmen  der  bedeutungsvollen  und  glänzend  gelungenen  Ausstellung 
für  Wasserstraßen  und  Energiewirtschaft  in  Bayern  gestellt  hat  in 
einer  Woche,  in  der  die  Isarstadt  noch  nicht  vom  vollen  Fremden- 
strom der  sommerlichen  Ferienzeit  durchflutet  war. 

Der  erster  Vorsitzende  der  Gesellschaft,  Geheimer  Baurat  und 
Professor  der  Technischen  Hochschule  Berlin  ®r.=3n9-  G.  de  Thierry, 
eröffnete  die  Tagung  mit  einer  herzlichen  Begrüßung  und  Worten 
dankbarer  Anerkennung  für  die  weitsichtigen  Veranstalter  und  Förderer 
der  Ausstellung,  die  berufen  ist,  weiten  Kreisen  die  Bedeutung  und 
Entwicklung,  die  Leistungen  und  kühnen  Entwürfe  deutscher  Techniker 
und  besonders  der  Bauingenieurkunst  zu  zeigen.  Worte  der  Begrüßung 
und  Wünsche  auf  erfolgreichen  Verlauf  der  Tagung  sprachen  dann 
Ministerialdirektor  v.  Reuter  im  Namen  der  bayerischen  Staats- 
regierung, Ministerialdirektor  S)r.=3n9-  Ottmann  im  Namen  des 
Reichsverkehrsministers  Gröner,  der  selbst  Mitglied  der  Gesellschaft 
ist,  aber  am  Erscheinen  verhindert  war,  ferner  Assessor  Helm  ich 
für  den  Verein  deutscher  Ingenieure,  Landrat  a.  D.  Rötger  als  Vor- 
sitzender des  Deutschen  Wasserwirtschafts-  und  Wasserkraftverbandes 
und  Ministerialrat  Dantscher  für  den  Bayerischen  Architekten-  und 
Ingenieurverein. 

Die  Reihe  der  Vorträge  eröffnete  Professor  Dantscher  von  der 
Technischen  Hochschule  München;  er  sprach  über  die  Entwicklung 
des  Wehrhaues  im  Zusammenhang  mit  der  Wasserkraftausnutzung. 
Der  Vortragende  ging  von  den  bayerischen  Verhältnissen  aus,  da  die 
Entwicklung  der  Wehrhauten  überall  dort  allmählich  verlaufen  ist, 
wo  die  Wehre  an  gefällreichen  Flüssen  der  Kraftausnutzung  dienen 
müssen.  Die  ältesten  und  einfachsten  Einhauten,  in  Südbayern 
„Facheiwehre“  genannt,  nach  Bedarf  leicht  zu  verändern  und  wieder 
zu  ergänzen,  sollten  aus  einem  Wasserlauf  lediglich  eine  geringe 
Wassermenge  für  Bewässerungs-  oder  Kleinkraftzwecke  erhaschen; 
sie  sind  mit  zunehmender  Ordnung  in  den  Flüssen  verschwunden. 
Die  Grundform  eines  der  Kraftnutzung  dienenden  Wehres  bildete  an 
geschieheführenden  Wasserläufen  die  Grundschwelle.  Sie  wurde  aus 
Steinen  und  Faschinen,  die  durch  Pfähle  zusammengehalten  werden, 
hergestellt  und  legte  die  Sohle  des  Flußlaufes  fest,  ohne  die  Wasser- 
und  Geschieheführung  wesentlich  zu  beeinträchtigen.  Das  Geschiebe 
ging  in  der  Regel  ungestört  darüber  hinweg;  wo  es  den  Einlauf  zum 
Werkgrahen  störend  verlegte,  behalf  man  sich,  um  mühsame  Räu- 
mungsarbeit zu  vermeiden,  häufig  durch  Erhöhung  der  Schwelle,  die 
somit  aus  dem  Fluß  herauswuchs  und  zum  Überfallwehr  wurde,  das 
oben  Geschiebe  zurückhielt  und  unten  Kolkwirkungen  ausgesetzt 
war.  Die  Kolkgefahr  führte  zur  Anlage  treppenförmiger  Abstürze; 
die  Bedürfnisse  der  Floßfahrt  verlangten  einen  Einschnitt  im  Wehr- 
körper, die  Floßgasse,  und  aus  der  Notwendigkeit,  das  Geschiebe 
vom  Werkkanal  abzuhalten,  entstanden  andere  Einschnitte  in  Form 
der  Kiesschleusen  und  Grundablässe.  Diese  Wehrform  entwickelte 
die  neuere  Wasserkraftausnutzung  weiter,  die  der  Umwandlung  der 
Arbeitskraft  des  fließenden  Wassers  in  elektrische  dient  und  rest- 
lose Erfassung  der  Wassermengen  und  Gefälle  fördert.  Der  sich 
allenthalben  bahnbrechende  Betonbau  wirkte,  in  Bayern  etwa  von 
1890  an,  mithestimmend  auf  die  Gestaltung  der  Wehre  ein.  Auf- 
kiesungen oberhalb  und  Eintiefungen  unterhalb  der  Wehre  gaben 
den  Anlaß,  einen  immer  größeren  Wehrteil  beweglich  zu  machen. 
Vorübergehend  verleitete  das  Versagen  von  Wehranschlüssen  dazu, 
daß  man  die  beweglichen  Teile  als  unwirksam  für  die  Hochwasser- 
abfuhr rechnete  und  Wehrlängen  ausführte,  welche  die  Normalhreite 
des  Flusses  beträchtlich  übertrafen.  Das  Bestreben,  bei  Wasser- 
ständen mit  Geschiebetrieb  den  bisherigen  Flußhaushalt  möglichst 
wenig  zu  ändern,  führte  aber  bald  zum  vollständig  beweglichen  Wehr 
mit  größeren  Öffnungen,  mit  Verschlüssen  verbesserter  Bauart  und 
sicheren  Bewegungsvorrichtungen,  die  es  gestatten,  bei  höheren  Wasser- 
ständen den  eigentlichen  Flußlauf  fast  vollständig  wieder  frei  zu  gehen. 
Die  Entwicklung  in  konstruktiver  Hinsicht  ging  vom  Faschinen-, 
Stein-  und  Holzbau  zur  fast  ausschließlichen  Verwendung  von  Beton 
und  Eisen.  Die  Forderung  nach  geringsten  Wasserverlusten,  Abfangen 
der  Grundströme  und  Verminderung  der  Kolk-  und  Unterspülungs- 
gefahr brachte  verbesserte  Ausbildung  der  Querspundwände  aus  Holz 
oder  Eisen;  wo  besonders  tiefe  Grundwerke  auszuführen  waren, 
schritt  man  zur  Druckluftgründung.  Die  einfache  Holzfalle  wuchs 
in  die  Breite  und  Höhe  zur  ein-  und  zweiteiligen  eisernen  Schütze 
oder  gestaltete  sich  zum  Klappen-,  Trommel-,  Segment-,  Walzen-  und 
Sektorwehr  mit  besonders  durcbgehildeten  Lagerungen  und  Dichtungs- 


maßnahmen. Das  Erfordernis,  den  Stau  unter  allen  Umständen  auch 
bei  Ausbesserungen  an  den  Verschlüssen  aufrecht  zu  erhalten,  ent- 
wickelte die  Konstruktion  der  Dammbalken  und  anderer  vorüber- 
gehender Abschlußvorrichtungen. 

Ob  die  breite  oder  die  kurze  und  tiefer  gegründete  Wehrform  vor- 
zuziehen ist,  wird  durch  die  Art  des  Flusses  und  seiner  Wasser- 
führung, durch  Stauhöhe,  Kolkgefahr  und  andere  örtliche  Verhältnisse 
bestimmt.  Die  breite  Form  verlegt  den  Kolk  durch  Verlängerung  des 
Abfallbodens  möglichst  weit  vom  Bauwerk  weg;  bei  der  kurzen  über- 
läßt man  es  dem  Wasser,  im  Kolke  selbst  ein  tiefes  Wasserkissen  zu 
bilden,  in  dem  sich  die  Strömung  durch  innere  Wirbel  verarbeiten 
soll.  Dies  führt  wehrab  zur  Anordnung  tiefreichender  Spundwände 
oder  dichter  und  tiefgegründeter  Quermauern,  die  man  häufig  unter 
Verwendung  von  Druckluft  ansführen  mußte.  Im  Kampfe  gegen  die 
Kolkwirkung  wurde  durch  bewegliche  Steindeckungen,  Floßfedern 
und  andere  Unterhaltungsmaßnahmen  mancher  Erfolg  erzielt. 

Den  Talsperrenbau  hezeichnete  der  Vortragende  als  Sondergebiet 
des  Wehrbaues;  in  ihrer  ersten  Entwicklung  dienten  die  Talsperren 
der  Bewässerung  von  Ländereien,  der  Wasserversorgung,  dem  Hoch- 
wasserschutz und  der  Aufspeicherung  des  Wassers  für  Schiffahrtkanäle ; 
erst  später  wurden  sie  für  Wasserkraftzwecke  verwendet.  Im  Süden 
Bayerns  bieten  steile  Gefälle  und  enge  Täler  selten  Gelegenheit  zur 
Gewinnung  großer  Stauräume;  starke  Überschotterung  der  Flußsohle, 
kostspielige  Gründungen  und  die  Geschiebeführung  geben  hier  oft  zu 
ernsten  Bedenken  gegen  die  Talsperren  Anlaß. 

Der  Wehrbau  hat  in  drei  Jahrzehnten  bedeutende  Fortschritte 
gemacht;  wirtschaftliche  Verarbeitung  der  Erfahrungen  und  planvolle 
Forschung  an  Hand  von  Modellversuchen  arbeiten  an  der  weiteren 
Vervollkommnung. 

Dem  Vortrag  folgte  eine  anregende  Aussprache  über  die  Tal- 
sperrenfrage, an  der  sich  Regierungs-  und  Baurat  Mattem  in  Potsdam, 
Professor  Holz  in  Aachen,  Geheimrat  Professor  Rehhock  in  Karls- 
ruhe, Professor  Dantscher  und  Oberregierungsrat  Holler  in  München 
beteiligten. 

Diplomingenieur  Gerloff  von  der  Hauptstelle  der  technischen  Not- 
hilfe heim  Reichsministerium  des  Innern  hielt  einen  Vortrag  über  die 
Sicherstellung  des  technisch-wirtschaftlichen  Wiederaufbaues  durch 
die  technische  Nothilfe.  Er  führte  aus,  daß  Wasserkraftanlagen,  Bahn- 
bauten und  ähnliche  Werke  dem  Ingenieur  zwei  Aufgaben  stellen; 
die  erste  befaßt  sich  mit  den  Vorarbeiten,  Berechnungen  und  der  Aus- 
führung, die  als  Ergebnis  einen  fertigen  Bau  mit  seinen  dem  Zwecke  an- 
gepaßten mechanischen  Einrichtungen  liefern  soll;  die  zweite  verlangt 
die  Sicherstellung  der  Bedienung  einer  fertigen  Anlage  durch  mensch- 
liche Arbeitskräfte.  Nur  dann  kann  eine  befriedigende  Leistung  er- 
wartet werden,  wenn  beide  Aufgaben  erfüllt  sind.  Der  Betrieb  einer 
Anlage  muß  vor  jeder  Störung  wirksam  geschützt  sein.  Unter  einer 
unangetasteten  Staatsgewalt  war  die  Sicherstellung  der  Bedienung 
lebenswichtiger  Anlagen  eine  Aufgabe  der  Regierung.  In  Zeiten  be-1 
denklicher  Lockerung  des  Staatsgefüges,  der  ungezählten  wilden  und 
politischen  Streiks  und  der  Mißachtung  von  Lebensnotwendigkeiten 
der  Gesamtheit  ist  die  geschwächte  Staatsgewalt  nicht  imstande, 
lebenswichtige  Betriebe  gegen  Störungen  irregeleiteter  Vernunft  wirk- 
sam zu  schützen.  Hier  will  die  Tätigkeit  der  technischen  Nothilfe 
einsetzen  und,  ohne  als  Streikbrecher  aufzutreten,  für  ausfallende 
Bedienung  lebenswichtiger  Werke  Ersatz  stellen.  Der  Ingenieur  kann 
nicht  mehr  wie  früher  vom  politischen  Leben  abseits  stehend  sich 
allein  mit  seinen  technischen  Arbeiten  befassen.  Wenn  er  seine 
Betriebe  sichern  will,  ist  es  seine  Aufgabe,  die  vom  Willen  des  Volkes 
abhängige  Regierung  auf  die  regen  Beziehungen  zwischen  Technik 
einerseits,  Kultur,  Valuta  und  Volksgesundheit  anderseits  hinzuweisen 
und  zu  fordern,  daß  die  Verordnung  des  Reichspräsidenten  über  den 
Schutz  lebenswichtiger  Betriebe  vom  10.  November  1920  in  ein  Gesetz 
verwandelt  und  zu  einer  besseren  Stütze  des  Wirtschaftslebens  aus- 
gebaut wird. 

Oberingenieur  Grünhut  in  Zürich  sprach  über  die  Verlegung  der 
linksufrigen  Seebahn  in  der  Stadt  Zürich.  Nach  Darstellung  der 
Verkehrsentwicklung,  die  zur  Verlegung  drängte,  der  Vorarbeiten 
und  Verhandlungen  über  die  Wahllinien  schilderte  er  an  Hand  zahl- 
reicher Lichtbilder  die  zur  Ausführung  bestimmte  Tiefbahn,  die 
erst  gewählt  wurde,  nachdem  sich  die  Stadt  zu  erheblichen  Opfern 
entschlossen  hatte.  Die  neue  Linie  wird  etwa  3,4  km  lang  und  weist 
eine  Reihe  beachtenswerter  Bauwerke  auf;  besonders  hervorzuheben 
ist  die  Kreuzung  der  Bahn  mit  der  Sihl,  die  dadurch  möglich  war, 
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daß  man  den  Fluß  auf  eine  Strecke  von  etwa  1 km  höher  legte.  Die 
Sihl  hat  wildbachartigen  Charakter  und  weist  einen  Unterschied  in 
der  Wasserführung  von  1,5  bis  550  cbm/'Sek.  auf.  An  der  Kreuzungs- 
stelle der  Bahn  mit  dem  Fluß  ergab  sich  ein  38  m langes  Wehr, 
unter  dem  der  Bahntunnel  durchführt.  . Die  Form  dieses  Wehrs  wurde 
auf  Grund  eingehender  Modellversuche  von  Geheimrat  Professor 
Rehhock  bestimmt  und  hat  sich  vortrefflich  bewährt.  Die  Arbeiten 
der  Bahnverlegung  haben  während  des  Krieges  hauptsächlich  infolge 
der  Schwierigkeiten  in  der  Steinbeschaffung  gelitten  und  sind  zur  Zeit 
noch  nicht  abgeschlossen.  — Professor  Rehbock  gab  einige  Erläute- 
rungen über  die  vom  Vorredner  erwähnten  Modellversuche,  die  eine 
bedeutende  Vereinfachung  und  Verbilligung  des  ursprünglichen  Wehr- 
entwurfs ergeben  haben.  Solche  Versuche  sind  ein  wichtiges  Hilfs- 
mittel zur  Erforschung  der  Wasserbewegung  geworden,  schaffen  Klar- 
heit, wo  theoretische  Erwägungen  allein  nicht  zum  Ziele  führen,  und 
sollten  bei  allen  größeren  Aufgaben  des  Wasserbaues  zu  Rate  gezogen 
werden. 

Den  vierten  Vortrag  hielt  Oberregierungsrat  und  Staatskommissar 
für  den  Ausbau  der  Mittleren  Isar,  Krieger  in  München,  über  die 
wirtschaftlichen  Grundlagen  des  neuzeitlichen  Wasserkraftausbaues. 
Das  vielfach  gebrauchte  Wort  „wirtschaftlich“  will  er  nicht  im  Sinne 
von  „Privatgewinn  bringend,  Dividende  •erzeugend“  anwenden,  sondern 
weiter  fassen  im  Sinne  der  Schaffung  von  Lebensmöglichkeiten,  der 
Förderung  des  Allgemeinwohls  und  der  Erleichterung  der  Güter- 
erzeugung. In  der  Ungewißheit  der  Weiterentwicklung  der  deutschen 
Wirtschaft  ist  eines  sicher,  daß  uns  nur  die  entschlossene  Tat  vorwärts 
und  aufwärts  bringen  kann.  Ein  Mittel  zur  Hebung  unserer  Leistungs- 
fähigkeit, zur  Schaffung  neuer  Werte  ist  der  Ausbau  der  Wasserkräfte; 
man  wird  darin  aber  nicht  das  alleinige  Heilmittel  erblicken  dürfen, 
da  die  Wasserkraftdarbietungen  begrenzt  und  der  Ausbau  der 
Kräfte  bei  uns  nicht  allzuleicht  ist;  unsere  Wassermengen  bieten  sich 
oft  gerade  im  umgekehrten  Verhältnis  zu  unseren  Bedürfnissen  dar. 

In  Bayern  setzte  die  Wasserkraftausnutzung  in  größerem  Umfange 
um  die  Jahrhundertwende  ein;  damals  diente  als  Maßstab  für  die 
Wirtschaftlichkeit  hauptsächlich  der  Vergleich  mit  der  Wärmekraft, 
der  oft  zuungunsten  der  Wasserkraft  zu  sprechen  schien  und  deren 
Entwicklung  hemmend  im  Wege  stand.  Erst  die  Kohlennot  der  I 
Neuzeit  rückte  die  Wasserkraft  in  den  Vordergrund.  Es  fragt  sich 
nun,  ob  die  Wirtschaftsverhältnisse  der  Zukunft  die  Aufschließung 
neuer  Kraftquellen  erforderlich  machen,  ob  sich  die  gewaltig  gestiegenen 
Kosten  der  Neuzeit  für  den  Ausbau  rechtfertigen  lassen,  und  ob  der 
Ausbau  nach  den  früheren  oder  nach  neuen  Grundsätzen  erfolgen  soll. 

Schon  die  erste  Frage  muß  bejaht  werden.  Ein  Vielfaches  der 
bei  uns  vorhandenen  Wassernutzungsmöglichkeiten  könnte  allein 
schon  für  den  elektrischen  Betrieb  der  Bahnen  und  als  Ersatz  der 
vorhandenen  Dampfwerke  Verwendung  finden.  Die  elektrische  Kraft 
ist  das  Rüstzeug  für  Arbeitsbeschaffung  und  Gütererzeugung.  Der 
Feind  hat  uns  gewaltige  Kohlenmengen  entzogen.  Wenn  wir  in 
dieser  Lage  die  Wasserkräfte  nutzbar  machen,  sichern  wir  uns 
Lebensmöglichkeiten  und  handeln  damit  wirtschaftlich.  Ein  Vergleich 
mit  anderen  in  der  Elektrizitätsverwendung  weiter  vorgeschrittenen 
Ländern  zeigt,  daß  bei  uns  noch  eine  große  Aufnahmefähigkeit  für 
elektrische  Kraft  bestehen  muß. 


Bei  Bejahung  der  zweiten  Frage  ist  der  Vortragende  der  Ansicht, 
daß  sich  die  Kohlen  trotz  aller  gegenteiligen  Voraussagen  bisher  ver- 
teuert haben  und  noch  weiter  verteuern  werden.  Heute  betragen  die 
Brennstoffkosten  für  1 kW-Std.  selbst  in  besteingerichteten  Dampf- 
kraftwerken 40  bis  50  Pfg.,  während  die  kW-Std.  Wasserkraft  auch 
bei  den  heutigen  hohen  Ausbaukosten  billiger  hergestellt  werden  kann. 
Im  Ausbau  der  Wasserkräfte  darf  man  sich  auch  durch  Hoffnungen 
auf  eine  bessere  Auswertbarkeit  der  Kohle  nicht  aufhalten  lassen. 

Die  dritte  Frage  wird  dahin  beantwortet,  daß  man  neue  Wege 
gehen  müsse.  Die  Wasserkraftscbätze  dürfen  nicht  mehr  in  verzettelter 
Wirtschaft  an  Einzelunternehmer  überlassen  werden,  die  gerade  die 
besten  und  billigsten  Kräfte  ohne  Rücksicht  auf  Verkümmerung  von 
Nachbar -Nutzungsmöglichkeiten  ausnutzen  wollen,  sondern  müssen 
nach  einheitlichen  Gesichtspunkten  von  der  Allgemeinheit  für  die  All- 
gemeinheit ausgebaut  werden.  Alle  Wasserkräfte  des  Landes  sind  restlos 
und  höchstwertig  zu  erfassen,  und  die  gewonnenen  Kräfte  durch  Hoch- 
spannungsleitungen zusammenzuschließen,  damit  speicherfähige  Werke 
andere  ergänzen  können.  Überschüssige  Sommerkräfte  lassen  sich 
durch  Anschluß  an  Wärmekraftwerke  nutzbringender  Verwertung  zu- 
führen. Das  Gebot  ist  also  einheitliche  Zusammenfassung  und  Ver- 
teilung der  gesamten  Kräfte  zum  Nutzen  des  ganzen  Volkes. 

Im  Anschluß  an  den  Vortrag  folgten  einige  Bemerkungen  vom 
Regierungs-  und  Baurat  Mattem  über  die  hohe  Bedeutung  der  Wirt- 
schaftlichkeit bei  allen  Fragen  der  Wasserkraftausnutzung  und  über 
die  Notwendigkeit  der  volkswirtschaftlichen  Schulung  der  Ingenieure. 
Professor  Holz  verwies  auf  die  Ähnlichkeit  der  Wasserdarbietungen 
in  Schweden  und  Bayern;  auch  dort  hat  der  Ausbau  stark  zugenommen 
und  im  Bayerischen  ähnliche  Bestrebungen  in  Fluß  gebracht.  Geheimer 
Baurat  de  Thierry  dankte  namens  der  Gesellschaft  den  Rednern  für 
ihre  wertvollen  Darlegungen.  — Über  die  Ausstellung  selbst,  die  eine 
starke  Anziehungskraft  auf  die  Teilnehmer  der  Versammlung  ausübte, 
wird  an  anderer  Stelle  berichtet. 

In  der  Mitgliederversammlung  erstattete  Regierungsbaumeister 
Mansfeld  in  Berlin  den  Geschäftsbericht,  worauf  Geheimer  Baurat 
de  Thierry,  Geheimer  Oberbaurat  Dr.  Schmick  und  Dr.  Hüser 
zu  den  wirtschaftlichen  Zielen  und  Gelderfordernissen  der  Gesellschaft 
das  Wort  ergriffen.  In  Bearbeitung  befinden  sich  u.  a.  Studien  über 
den  geringsten  Baustoffaufwand  für  eiserne  Fachwerkbrücken,  über  die 
Frage  der  billigsten  Beförderung,  über  die  Möglichkeit  der  Schiffahrt 
auf  Werkkanälen,  Anpassung  des  Straßen-Unter-  und  Oberbaues  an 
den  neuzeitlichen  Verkehr,  Prüfung  und  Normung  von  Baustoffen 
und  praktische  Vorbildung  des  studierenden  Nachwuchses. 

Die  Ausflüge  zum  Ausbau  des  Walchenseewerks  und  der  Mittleren 
Isar  litten  teilweise  unter  dem  Einfluß  kalter  und  regnerischer  Witterung. 
Kurze  Angaben  über  diese  hervorragenden  Wasserkraftanlagen  finden 
sich  in  dem  Aufsatz  des  Regierungs-  und  Baurats  Mattem  im  Jahrg. 
1919  d.  Bl.,  S.  258  bis  261  u.  307;  über  die  künstlerische  Ausgestaltung 
der  Anlagen  des  Walchenseewerks  ist  auf  Seite  322  des  gleichen  Jahr- 
gangs berichtet.  Die  Bauarbeiten  sind  inzwischen  stark  gefördert 
worden.  — Der  Verlauf  der  Tagung  war  fruchtbar  und  anregend  und 
bewies,  daß  die  unbeugsame  Kraft,  das  erprobte  Können  und  Wissen 
und  der  feste  Wille  des  deutschen  Ingenieurs  für  den  Wiederaufbau 
zum  Wohle  des  ganzen  Volkes  rüstig  am  Werk  sind.  K. 


Vermischtes. 


Die  Würde  eines  Doktor-Ingenieurs  ehrenhalber  haben  verliehen: 
die  Technische  Hochschule  Aachen  dem  Geheimen  Regierungsrat 
Professor  Dr.  phil.  Ludwig  Bräuler  in  Wiesbaden  aus  Anlaß  des 
50jährigen  Gedenktages  seiner  Promotion  als  Doktor  der  Philosophie 
in  Würdigung  seiner  großen  Verdienste  um  die  wissenschaftliche  Bele- 
bung des  Eisenbahnwesens  und  seiner  Teilgebiete  an  der  Technischen 
Hochschule  Aachen; 

ferner  die  Technische  Hochschule  Hannover  auf  einstimmigen 
Antrag  der  Abteilung  für  Architektur  dem  Geheimen  Oberbaurat  Pro- 
fessor Karl  Hoffmann  in  Darmstadt  in  Anerkennung  seiner  hervor- 
ragenden Verdienste  um  die  deutsche  Baukunst;  sowie  auf  einstimmigen 
Antrag  der  Abteilung  für  Maschinen -Ingenieurwesen  dem  Geheimen 
Hofrat  Professor  Artur  Lüdicke  in  Braunschweig  in  Anerkennung 
seiner  hervorragenden  Verdienste  als  Forscher  und  Lehrer  der  mecha- 
nischen Technologie,  insbesondere  auf  dem  Gebiet  der  Faserstoffe. 

Der  Reiclisverein  deutscher  Feuerwehringenieure  hielt  vom  6.  bis 
10.  Juni  in  Hameln  seine  17.  Tagung  ab.  Es  wurde  dort  nach  einem 
Vortrag  des  Oberbrandingenieurs  Sen  ekel  in  Stettin  als  erforderlich  be- 
zeichnet, daß  für  die  Schulen  Vorträge  über  Feuerschutz  unter  Vor- 
führung von  Filmen  gehalten  würden.  Oberbaurat  S)r.*3ug.  Sander  be- 
richtete über  Feuerschutz  in  Mühlen.  Er  forderte  Trennung  von  Mühle 
und  Lagerschuppen  und  an  Stelle  ungeschützter  Eisenkonstruktion 
möglichste  Bevorzugung  von  Betonbauten.  Auch  die  Benzinextraktions- 
anlagen müssen  von  der  Mühle  vollkommen  abgeschlossen  sein. 
Schwere  Maschinenteile  sind  nicht  in  den  Umfassungsmauern  zu  ver- 


ankern und  Schneckengänge,  Becherwerke  usw.  über  die  Brandmauern 
zu  führen.  Ferner  wurden  noch  der  Umbau  vorhandener  Brunnen- 
anlagen auf  dem  Lande  in  Feuerlöschbrunnen  und  die  Sicherheit- 
maßnahmen bei  Filmanlagen  besprochen.  Letztere  wurden  in  vielen 
Fällen  als  änderungsbedürftig  bezeichnet.  Ein  ausführlicher  Bericht 
und  Abdrucke  der  Vorträge  werden  in  dem  Organ  des  Reichsvereins 
„Feuerschutz“,  Berlin  W 66,  Leipziger  Straße  115/116  erscheinen. 

Die  neuen  Amtsbezeichnungen  der  Reichseisenbahnbeamten, 
Zweigstelle  Preußen-Hessen,  sind  durch  die  Reichsbesoldungsordnung 
festgelegt.  Zu  ihrer  Führung  sind  die  Beamten  sogleich  berechtigt; 
besondere  Einzelverfügungen  über  die  Beilegung  der  neuen  Amts- 
bezeichnungen werden  nicht  übersandt.  Wohlerworbene  Ehrentitel, 
z.  B.  Rechnungsrat,  Geheimer  Regierungsrat,  sollen  im  dienstlichen 
Verkehr  neben  der  neuen  Amtsbezeichnung  weitergeführt  werden. 
Von  den  Beamten,  die  in  der  8.  und  9.  Gruppe  eingestuft  sind,  erhalten 
die  nichttechnischen  Beamten  die  Amtsbezeichnung  „Eisenbahn- 
inspektor“ oder  „Eisenbahnoberinspektor“,  die  technischen  Beamten  die 
Amtsbezeichnung  „Eisenbahningenieur“  oder  „Eisenbahnoberingenieur“. 
Auszugweise  seien  hier  zusammengestellt: 


Bisherige  Amtsbezeichnung 

Künftige  Amtsbezeichnung 

Gruppe 

Technische  Bureauassistenten 

Eiseubahntechniker 

VI 

Technische  Eisenbahn- 

VII 

obersekretäre 

Bahnmeister 

Bahnmeister 

VI 

Oberbahnmeister 

VII 
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Bisherige  Amtsbezeichnung 

Künftige  Amtsbezeichnung 

Gruppe 

Technische  Betriebssekretäre 

Technische  Eisenbahn- 

VII 

obersekretäre 

Nichttechnische  Betriebssekretäre 

Eisenbahnobersekretäre 

.VII 

Bahnmeister  I.  Klasse 

Oberbahnmeister 

VH 

Werkmeister 

Werkstättenvorsteher 

VII 

Technische  Eisenbahnobersekretäre 

Technische  Eisenbahn- 

VII 

obersekretäre 

O berbahnmeister 

Oberbahnmeister 

VII 

Werkstätten  Vorsteher 

W erkstätten  vorsteb  er 

VII 

Betriebsingenieure 
Technische  Kontrolleure 

j Eisenbahningenieure 

VIII 

Technische  Rechnungsrevisoren 
Eisenbahninspektoren 

) 

Eisenbahninspektoren  und 

VIII 

Eisenbahningenieure 

Eisenbahningenieure 

Eisenbahnoberingenieure 

IX 

Landmesser  und  Oberlandmesser 
Regierungsbaumeister  und  Bau- 

Oberlandmesser 

IX 

inspektoren 

Vorstände  der  Betriebs-,  Maschinen- 

} Regierungsbauräte 

X 

und  Werkstättenämter 

Telegrapheninspektoren 
Regierungs-  und  Bauräte  als  Mit- 

; 

Regierungsbauräte 

XI 

glieder  der  Eisenbahndirektionen 
und  des  Eisenbahn -Zentralamts 

Oberregierungsräte  und  0 berbaur äte 

Oberregierungsräte  und 

XII 

als  Mitglieder  der  Eisenbahn- 
direktionen und  des  Eisenbahn- 
Zentralamts 

als  erster  Vertreter  desPräsidenten 

Oberregierungsbauräte 

XIII 

Abteilungsdirektoren 

Bücherschau. 

Die  Aufstellung-  und  Durchführung  von  amtlichen  Bebauungs- 
plänen. Leitfaden  für  kommunale  Verwaltungsbeamte  und  Gemeinde- 
techniker. Bearbeitet  von  Alfred  Ab endroth.  Dritte  vermehrte  und 
verbesserte  Auflage.  Berlin  1920.  Karl  Heymanns  Verlag.  VIII  u. 
154  S.  in  8°  mit  14  Textabb.  Geh.  15  Jl. 

Das  vorliegende  Buch  hat  sich  die  Aufgabe  gestellt,  die  Ent- 
stehung und  Durchführung  des  amtlichen  Bebauungsplans  darzustellen. 
In  den  einzelnen  Abschnitten  werden  demgemäß  der  geeignete  Zeit- 
punkt zur  Aufstellung  eines  zusammenhängenden  Stadtbebauungsplans, 
die  Prüfung  und  Verwendbarkeit  des  vorhandenen  Planmaterials,  das 
Dringlichkeitsverfahren  und  die  Beschaffung  des  allgemeinen  Be- 
bauungsplans, die  wichtigsten  Grundsätze  künstlerischer,  verkehrs- 
technischer und  wirtschaftlicher  Art  hei  der  Aufstellung  allgemeiner 
Bebauungspläne,  die  Bearbeitung  und  Festsetzung  des  allgemeinen 
und  des  ausführlichen  Bebauungsplans  behandelt.  Die  Durchführung 
des  amtlichen  Bebauungsplans  wird  an  der  Hand  eines  Ortsstatuts 
und  einer  Polizeiverordnung  hetr.  anbaufähige  Straßen  sowie  durch 
die  Schilderung  der  Handhabung  des  Ortsstatuts,  schließlich  durch 
die  ausführliche  Beschreibung  der  Baulandumlegung  als  eines  be- 
sonderen Falles  der  Bebauungsplandurchführung  erläutert.  In  einem 
Anhang  sind  die  grundlegenden  gesetzgeberischen  Unterlagen  und  in 
einem  Sachregister  die  wichtigsten  Stichworte  zusammengestellt. 

Der  auf  diese  Weise  entstandene  Leitfaden  soll  in  erster  Linie 
für  kommunale  Verwaltungsheamte,  insbesondere  der  mittleren  und 
kleineren  Städte,  bestimmt  sein,  denen  „die  Materie  der  Bebauungs- 
planfestsetzung noch  recht  wenig  geläufig  ist“,  zumal  es  „an  einer 
übersichtlichen,  auch  Nichttechnikern  verständlichen  Zusammenstellung 
derjenigen  Grundsätze  gehricht,  deren  Beachtung  für  das  Zustande- 
kommen und  die  Durchführung  guter,  rechtsverbindlicher  Bebauungs- 
pläne unerläßlich  ist“.  Die  vorliegende  Arbeit  wird  dieser  Aufgabe 
mit  den  nachfolgenden  Einschränkungen  gerecht.  Diejenigen  Ab- 
schnitte, welche  die  vermessungs-  und  verwaltungstechnischen  sowie 
die  wirtschaftlichen  Gesichtspunkte  behandeln,  können  sogar  als  vor- 
trefflich bezeichnet  werden  und  zeugen  von  der  Sachkenntnis  des 
Verfassers.  Nicht  nur  Verwaltungsheamte,  auch  Techniker  werden 
die  betreffenden  Ausführungen  vielfach  mit  Erfolg  studieren  und  zum 
Nutzen,  der  Gemeinden  und  der  Siedlungslustigen  anwenden.  Da- 
gegen befriedigt  der  Leitfaden  nicht  an  denjenigen  Stellen,  an  denen 
der  Verfasser  von  seiner  eigentlichen  Zuständigkeit  abgeht,  insbesondere 
nicht  in  dem  Kapitel  über  die  künstlerischen  Grundsätze  im  Städte- 
bau. Der  im  Vorwort  ausgesprochenen  Bitte  des  Verfassers  an  die 
Techniker  und  Architekten,  „dem  Büchlein  nicht  als  einen  Fehler 
anzurechnen,  daß  darin  der  vereidete  Landmesser  zu  seinem  viel- 
bekämpften Recht  gekommen  ist“,  soll  gern  entsprochen  werden,  ob- 
wohl das  Werkchen  durch  die  Weglassung  des  Polemischen  nur  ge- 
winnen könnte.  Aber  wenn  schon  die  Schilderung  der  künstlerischen 
Grundsätze  beweist,  daß  der  Architekt  bei  der  Aufstellung  des  Be- 
bauungsplans nicht  entbehrt  werden  kann,  um  wieviel  mehr  trifft 


dies  für  die  praktische  Ausführung  zu.  Bei  der  Aufstellung  der  Be- 
bauungspläne handelt  es  sich  eben  um  die  Vorbereitung  von  Raum- 
schöpfungen, und  diese  gehören  nun  einmal  in  den  Aufgabenbereich 
des  Architekten.  Gemäß  dem  im  Vorwort  ausgesprochenen  Grund- 
satz, daß  Landmesser,  Architekten  und  Ingenieure  sich  „mit  gleicher 
Hingabe  — ich  füge  hinzu:  im  Verhältnis  ihrer  Zuständigkeit  in 
die  Arbeit  teilen“  sollten,  dürfte  es  sich  empfehlen,  daß  sich  der  Ver- 
fasser bei  einer  Neuauflage  die  Mitarbeit  eines  Architekten  sichert. 

Auch  der  ausführliche  Abschnitt  über  „die  Baulandumlegung  als 
besonderer  Fall  der  Bebauungsplandurchführung“  gibt  noch  zu  einigen 
Anmerkungen  Veranlassung.  Nicht  richtig  ist  es  zunächst,  wenn  der 
Verfasser  sagt  (S.  94),  in  Preußen  sei  die  Baulandumlegung  bis  jetzt 
allein  für  die  Stadt  Frankfurt  a.  M.  festgesetzt  gewesen,  vielmehr  ist 
die  lex  Adickes  von  1902  auch  auf  die  Städte  Posen,  Wiesbaden 
und  Köln  (1911)  ausgedehnt  und  für  die  letztgenannte  Stadt  durch 
Gesetz  vom  28.  März  1919  neuerdings  in  bemerkenswerter  Weise  ab- 
geändert worden.  Wenn  weiterhin  der  Wunsch  nach  einer  „einheit- 
lichen Regelung  der  Baulandumlegung“  zum  Ausdruck  gebracht  wird 
(S.  120),  so  hätte  in  diesem  Zusammenhang  nicht  unerwähnt  gelassen 
werden  dürfen,  daß  das  preußische  Wohnungsgesetz  vom  28.  März  1918 
in  Artikel  I 10  dem  § 14  des  alten  Fluchtliniengesetzes  einen  § 14  a 
hinzugefügt  hat  — der  in  dem  Gesetzesanhang  leider  ebensowenig 
berücksichtigt  ist  wie  die  lex  Adickes  selbst  — , wonach  die  letztere 
für  den  Bezirk  einer  Gemeinde  einfach  durch  Ortssatzung  eingeführt 
werden  kann.  Wahrscheinlich  ist  auch  vor  Erscheinen  der  vorliegenden 
Arbeit  der  Entwurf  eines  Gesetzes  über  die  Umlegung  von  Grund- 
stücken der  preußischen  Landesversammlung  zugegangen  gewesen 
(Januar  1920,  Gesetz  vom  21.  September  1920). 

Endlich  sei  noch  festgestellt,  daß  der  Abschnitt  über  die  Kosten 
der  Bebauungspläne  und  für  ihre  Durchführung  leider  durch  die  Ein- 
setzung von  Friedenspreisen  praktisch  fast  nicht  verwertbar  ist. 

Außer  Verwaltungsbeamten  und  Technikern  mittlerer  und  kleinerer 
Städte  werden  in  unserer  Zeit  auch  Baugenossenschaften,  Siedlungs- 
gesellschaften u.  dgl.  aus  der  Schrift  Nutzen  ziehen  können,  der  bei 
Berücksichtigung  der  angedeuteten  Gesichtspunkte  bezw.  durch  Neu- 
bearbeitung der  betreffenden  Kapitel  noch  erheblich  zu  steigern  wäre. 

München.  ®r.=  3ng.  A.  Gut. 

Die  Preisermittlung  im  Maurer-  und  Zimmerer-Gewerbe.  Her- 
ausgegeben von  der  „Westdeutschen  Bauhütte“  e.  V.  Essen.  4.  Aufl. 
Essen  1921.  Westdeutsche  Bauhütte  e.  V.  Essen,  Baedekerstraße  21. 
220  S.  in  8°.  Geb.  50  JL 

In  dem  Vorwort  dieser  Neuauflage  findet  sich  der  grundlegende 
Satz,  daß,  gewollt  oder  nicht  gewollt,  kein  Gewerbestand,  weder  Handel 
noch  Industrie,  sich  der  Forderung  nach  öffentlicher  Preisüberwachung 
werde  entziehen  können.  Besonders  trifft  dieser  Satz  für  das 
Baugewerbe  zu,  da  dieses  mit  der  Zahl  der  beschäftigten  Arbeiter 
in  der  gesamten  Industrie  Deutschlands  bisher  an  erster  Stelle  stand 
und  hei  der  Gewährung  von  öffentlichen  Mitteln  für  die  Bau- 
aufgaben des  Siedlungswesens  u.  dergl.  besonders  auf  die  Wirtschaft- 
lichkeit und  Angemessenheit  der  Preise  hin  beobachtet  werden  muß. 
Bei  den  ständig  schwankenden  Rohstoffpreisen  und  den  steigenden 
Löhnen  war  eine  Prüfung  fast  zur  Unmöglichkeit  geworden.  Es  wurden, 
wie  die  Bauhütte  selbst  hervorhebt,  die  Preise  zum  großen  Teil  nicht 
mehr  ermittelt,  sondern  geschätzt.  Dies  zieht  aber  nicht  nur  für  den 
Bauherrn,  sondern  auch  für  den  Unternehmer  und  dadurch  für  das  ge- 
samte Baugewerbe  gefährliche  Folgen  nach  sich,  da  u.  a.  die  Gefahr 
besteht,  daß  bei  zu  niedrigen  Schätzungen  der  Unternehmer  seinen 
Verlust  durch  minder  gute  Arbeit  einzubringen  versuchen  wird,  und 
so  statt  eines  vertrauensvollen  Zusammenarbeitens  Mißtrauen  er- 
weckt werden  kann.  Nach  der  „Anarchie  in  der  Preiswirtschaft“ 
soll  nun  dieses  Büchlein  zur  Hebung  der  Mißstände  beitragen  und  jedem, 
der  mit  dem  Baugewerbe  zu  tun  hat,  sein  Recht  zuteil  werden  lassen. 

Es  sind  zunächst  die  „Allgemeinen  Geschäftsausgaben“  in  einem 
Maurergewerbebetrieb  von  30  und  100  Leuten  untersucht.  Die  Ge- 
schäftsunkosten auf  den  tarifmäßigen  Arbeitslohn  werden  auf  46  vH. 
auf  die  Werkstoffe  auf  6 vH  bezw.  44  vH  und  6 vH  errechnet,  wobei 
das  Verhältnis  der  Kosten  der  Werkstoffe  zu  den  Löhnen  mit  9:8  an- 
genommen ist.  Bei  einem  mittleren  Zimmereibetrieb  stellten  sich  die 
Hundertsätze  auf  45  vH  und  4 vH  bei  einem  Verhältnis  von  Lohn  zu 
Werkstoff  von  1:4.  Zu  diesen  Unkosten  tritt  noch  ein  weiterer  Zu- 
schlag von  7,5  vH  für  Risiko  und  Rücklagen.  Wenn  auch  diese  Be- 
rechnung, die  auf  Grund  ungemein  sorgfältig  zusammengestellter  Einzel- 
beträge ermittelt  ist,  vielleicht  nicht  überall  vollen  Anklang  finden 
wird  (S.  266  d.  Bl.),  so  wird  sie  doch  als  Anhalt  sehr  wertvoll  sein 
und  es  ermöglichen,  von  Fall  zu  Fall  je  nach  den  Lohnsätzen  u.  dergl. 
die  Angaben  einer  genauen  Prüfung  zu  unterziehen. 

Zu  diesen  „allgemeinen  Gescbäftsausgaben“  treten  noch  die  „be- 
sonderen Unkosten“  aus  Nebenleistungen,  die  nicht  besonders  vergütet 
und  für  jeden  Einzelfall  besonders  berechnet  werden  müssen.  In  wei- 
teren Abschnitten  sind  die  Tagelohnsätze  und  ausführlich  der  Material- 
bedarf für  Mörtel,  Beton  und  Mauerwerk  ermittelt. 
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Zentralblatt  der  Bauverwaltung. 


ti.  Juli  1921. 


Der  II.  Teil  bringt  die  praktische  Anwendung  des  ersten  auf  die 
einzelnen  Titel  und  Positionen  des  Kostenanschlags.  Die  Einheits- 
preise für  Lohn  und  Werkstoff  sind  auf  Grund  sorgfältiger  Ermitt- 
lungen festgestellt,  und  zwar  so,  daß  sie  sich  ohne  weiteres  nach  an- 
deren örtlichen  Verhältnissen  umrechnen  lassen.  Aus  einer  Zerglie- 
derungsliste, die  in  den  einzelnen  Spalten  den  Arbeitsaufwand  und 
Werkstoff  bedarf  enthält,  ergibt  sich  dann  der  angemessene  Angebot- 
preis der  einzelnen  Positionen. 

Zum  Schluß  darf  das  reiche  Quellenverzeichnis  nicht  unerwähnt 
bleiben.  Es  ermöglicht,  die  verschiedenen  Ansichten  über  die  schwie- 
rige Aufgabe  der  Preisermittlung  zu  vergleichen.  Die  Schrift  kann  als 
ein  wichtiger  Schritt  zur  Gesundung  der  Verhältnisse  Bauunternehmern 
und  Bauleitenden  nur  dringend  zum  gründlichen  Studium  empfohlen 
werden.  Sie  bietet  allen  dienstlichen  Stellen,  welche  Kostenanschläge 
aufzustellen,  zu  prüfen  oder  zu  genehmigen  haben,  eine  Möglichkeit,  von 
fast  willkürlicher  Schätzung  zu  planmäßiger  Überlegung  zurückzu- 
kehren. Marcinowski. 

Statik  uml  Festigkeitslehre.  Von  Max  Fischer.  Vollständiger 
.Lehrgang  zum  Selbststudium  für  Ingenieure,  Techniker  und  Studierende. 
3.  Band.*)  Formänderungen.  Berlin  1920.  Herrn  Meusser.  XVI  u. 
(100  S.  in  gr.  8°  mit  zahlreichen  Beispielen  u.  Zeichnungen  im  Text. 
Geb.  96  Jt. 

Der  Verfasser  behandelt  zunächst  sehr  eingehend  die  Spannungen 
— Normal-  und  Schubspannungen  — , sodann  nach  dem  Verfahren  von 
Mohr  die  Formänderungen  des  Freiträgers  und  des  Balkens  auf  zwei 
Stützen,  die  Formänderungen  steifer  Stabzüge  — eingespannter  und 
solcher  mit  wagerecht  und  schräg  beweglichem  Auflager  — und  die 
von  Fachwerkkonstruktionen.  Ferner  erörtert  er  das  Williotsche  Ver- 
fahren und  das  Stabzugverfahren  Müller-Breslaus.  Der  letzte  Abschnitt 
behandelt  die  Ermittlung  der  Formänderungen  von  Fachwerken  und 
vollwandigen  Systemen  auf  rein  rechnerischem  Wege,  das  Gegen- 
seitigkeitsgesetz der  Formänderungen  mit  den  sich  daraus  ergebenden 
Folgerungen  und  die  Ableitung  und  Anwendung  der  Arbeitsgleichung. 
Für  die  theoretischen  Entwicklungen  ist  lediglich  die  elementare  Mathe- 
matik benutzt,  auf  jede  Anwendung  der  Differential-  und  Integral- 
rechnung ist  verzichtet.  Bei  der  Berechnung  der  Winkeländerungen 
erscheint  die  Bezeichnung  der  Dreieckswinkel  mit  d und  der  Eck-  oder 
Iiandwinkel  mit  c nicht  glücklich  gewählt,  da  der  Buchstabe  d als  Be- 
zeichnung der  Diagonalenlänge  üblich  ist  und  die  Bezeichnung  der 
Winkel  mit  griechischen  Buchstaben,  die  der  Verfasser  übrigens  auch 
sonst  gewählt  hat,  — in  diesem  Fall  mit  oc  und  ff  — , wohl  schon  als 
allgemein  eingebürgert  gelten  kann.  Doch  tut  diese  Abweichung  dem 
Wert  der  Ausführungen  keinen  Abbruch.  Bei  den  Formänderungen 
der  Stabzüge  untersucht  der  Verfasser  immer  getrennt  die  Einflüsse  der 
Winkeländerungen  und  der  Längenänderungen;  man  vermißt  die  Formel, 
für  das  elastische  Gewicht,  in  dem  beide  Einflüsse  vereinigt  sind. 
Ebenso  vermißt  man  das  Verfahren  Müller-Breslaus  zur  Berechnung 
der  elastischen  Gewichte  fürs  Fachwerk  nur  aus  den  Längenänderungen 
mit  Hilfe  der  Arbeitsgleichung,  das  für  die  Untersuchung  statisch  un- 
bestimmter Systeme  von  besonderer  Wichtigkeit  ist. 

Im  übrigen  ist  das  Thema  des  Buches  außerordentlich  gründlich 
behandelt;  die  Art  der  Darstellung  ist  sehr  ausführlich,  sehr  klar  und 
sehr  leicht  verständlich,  was  bei  dem  vorliegenden  Stoffe  besonders 
wertvoll  ist;  denn  erfahrungsgemäß  macht  gerade  das  Gebiet  der 
Formänderungen  — z.  B.  die  „zweite  Verschiebung“  zur  Erfüllung 
der  Auflagerbedingungen  und  die  Anwendung  der  Arbeitsgleichung 
auf  zwei  verschiedene  Systeme  der  Kräfte  und  der  Formänderungen  — 
dem  Anfänger  große  Schwierigkeiten.  Eine  große  Zahl  von  Beispielen 
und  Zeichnungen  im  Text  trägt  zum  leichten  Verständnis  wesentlich 
bei.  Eine  Beschränkung  des  Umfanges  wäre  aber  immerhin  erwünscht. 
Die  Ausstattung  ist  gut.  Das  Buch  kann  zum  Selbststudium  durchaus 
empfohlen  werden;  niemand,  der  es  durchgearbeitet  hat,  wird  es  ohne 
großen  Nutzen  aus  der  Hand  legen.  Prof.  ®r.=3ng.  Petermann. 

Handbuch  für  Eisenbetonbau.  Herausgegeben  von  Dr.-Iug.  F.Em- 
perger.  In  12  Bänden  und  2 Ergänzungsbänden.  2.  Aufl.  Berlin  1921. 
"Wilh.  Ernst  u.  Sohn.  In  gr.  8°.  — 8.  Bd.:  Feuersicherheit,  Bau- 
unfälle. 2. Lief.:  Bauunfälle.  Bearbeitet  von  Dr.-Ing.  F.  Emperger. 
VIII  u.  191  S.  mit  2C2  Textabb.  u.  Sachverzeichnis  zum  8.  Bd.  Geh.  45  JC. 

Mit  dem  Erscheinen  des  achten  Bandes  liegt  die  zweite  Auflage 
des  Handbuchs  nunmehr  vollständig  vor.  Das  Kapitel  über  „Bau- 
unfälle“ macht  es  sich  zur  Hauptaufgabe,  die  Unfallschadenverhütung 
darzulegen.  Hierbei  werden  vor  allem  jene  Fragen  eingehend  erörtert, 
deren  Bedeutung  über  die  eines  örtlichen  Fehlers  eines  Bauteils  hin- 
ausgeht, durch  die  vielmehr  ein  gefährlicher  Schwächezustand  in  dem 
ganzen  Bauwerk  geschaffen  wird,  bei  dem  schon  eine  geringe  Ände- 
rung für  den  Bestand  des  Bauwerks  gefährlich  werden  kann. 

*)  Der  1.  Band  über  Grundlagen  der  Statik  usw.  ist  im  Jahrg  1910, 
S.  152,  der  2.  Band  über  Berechnungen  von  statisch  bestimmten  Fach- 
werkkonstruktionen im  Jahrg.  1912,  S.  496  besprochen. 


Wie  der  Verfaser  in  der  Einleitung  bemerkt,  können  bei  jedem 
Bauunfall  eine  ganze  Reihe  von  Fehlerquellen  angegeben  und  daher 
auch  verschiedene  Theorien  zu  seiner  Aufklärung  aufgestellt  werden. 
Ein  verhältnismäßig  kleiner  Anlaß,  der  bei  einem  gut  ausgeführten 
Bauwerk  ohne  Belang  ist,  kann  bei  einer  fehlerhaften  Anlage  zum 
Unfall  führen;  dagegen  gibt  es  Fehler,  denen  selbst  ein  sonst  ein- 
wandfreies Gebäude  nicht  gewachsen  ist.  Die  Bauunfälle  sind,  richtig 
erforscht  und  ausgewertet,  die  besten  Lehrmeister  für  die  Beurteilung 
der  Grenzen  für  die  Ausnutzung  unserer  Baustoffe.  Leider  wurden 
früher  in  vielen  Fällen  seitens  der  Behörden  Unfälle  verheimlicht,  so 
daß  es  lange  Zeit  unmöglich  war,  die  Nutzanwendung  aus  ihnen  zu 
ziehen.  Gelangten  aber  diese  Tatsachen  schließlich  doch  zur  Kenntnis 
der  Öffentlichkeit,  so  geschah  es  meist  in  entstellter  und  übertriebener 
Form,  wodurch  unverdientes  Mißtrauen  dem  Eisenbetonbau  gegenüber 
erzeugt  wurde.  Auf  eine  Erscheinung  weist  der  Verfasser  besonders 
hiD,  nämlich  auf  die  Tatsache,  daß  eine  Reihe  von  Einstürzen  beson- 
ders zur  Herbstzeit  erfolge,  also  zur  Zeit  der  ersten  kalten  Nächte. 
Um  dieser  Erscheinung  auf  den  Grund  zu  gehen,  hätte  es  einer  amt- 
lichen Statistik  bedurft,  die  jedoch  erst  1911  eingeführt  worden  ist. 
Eine  der  wichtigsten  Quellen  der  Unfälle  im  Eisenbetonbau  scheint 
somit  in  dem  Einfluß  der  Wärme  beim  Abbinden  des  Betons  zu 
suchen  zu  sein.  Es  ist  daher  sehr  wesentlich,  in  der  kalten  Jahres- 
zeit, insbesondere  beim  Beginn  des  Herbstes,  wo  die  Wärme  in  der 
Nacht  unter  5°  C sinkt,  eine  laufende  Kontrolle  durch  Bruch  versuche 
auf  der  Baustelle  auszuüben.  Die  Aufstellung  einer  amtlichen  Unfall- 
statistik ist  durch  den  ministeriellen  Runderlaß  vom  18.  September 
1911  verfügt  worden  (1911  d.  Bl.,  S.  541).  Die  Eisenbetonvorschriften 
vom  13.  Januar  1916  stellen  als  erste  und  wichtigste  Forderung  den 
§ 831  des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs  an  die  Spitze,  nämlich  den 
Nachweis  einer  gründlichen  Kenntnis  der  Eisenbetonbauweise  beim 
Unternehmer  und  Bauleiter.  Der  „Internationale  Verband  für  Material- 
prüfungen der  Technik“  hat  auf  Anregung  Empergers  die  Behand- 
lung von  Bauunfällen  in  sein  Programm  aufgenommen  und  vor  dem 
Kriege  unter  Vorsitz  des  Genannten  eine  Kommission  geschaffen, 
welche  fast  in  allen  Kulturländern  der  Erde  einen  Ausschuß  besaß. 
Diese  Kommission  konnte  wegen  Ausbruch  des  Krieges  ihre  Arbeiten 
nicht  beginnen. 

Der  Stoff  des  Buches  wird  nach  den  Ursachen  der  Bauunfälle 
eingeteilt.  Zuerst  werden  die  Unfälle  besprochen,  hervorgerufen  durch 
elementare  Gewalt,  wie  Erdbeben  und  Rutschungen,  Hochwasser  und 
Ungewitter  (bei  Brücken),  Sturm,  Explosionen  und  Brände,  ferner  die 
Unfälle,  die  durch  Herabfallen  einzelner  Teile  bei  der  Bauausführung, 
bei  Bränden,  Explosionen  sowie  während  des  Betriebs  entstehen. 

Als  weitere  Ursache  wird  „Mangel  an  Verantwortlichkeitsgefühl“ 
genannt.  Dieser  Fall  kommt  z.  B.  vor,  wenn  Arbeiten  an  Sonder- 
unternehmungen auf  Grund  eines  Mindestangebots  vergeben  werden 
und  wenn  es  hierbei  an  einer  tatkräftigen  Bauleitung  fehlt,  welche 
hieraus  sich  ergebende  Fehler  verhindert.  Eine  andere  Ursache  zu 
Unglücksfällen  ist  in  Mängeln  beim  Entwurf  oder  in  der  Bauausfüh- 
rung zu  suchen.  Diese  Mängel  können  im  Unterbau  des  eigentlichen 
Tragwerks  (Fundamente,  Mauern  und  Säulen)  oder  im  Tragwerk  selbst 
(Balken,  Gewölbe  und  Rahmen)  liegen.  Bei  letzterem  kommen  in 
Frage:  Annahme  unrichtiger  Nutzlasten,  unzureichende  Balkenauflage- 
rung, unrichtige  Bewehrung,  fehlerhafte  Deckenbauweisen  u.  a.  Hier- 
bei wird  insbesondere  auf  die  Wichtigkeit  von  Belastungsproben  hin- 
gewiesen, die  zuweilen  sonst  unsichtbare  Fehler  zutage  fördern.  Un- 
fälle können  ferner  eintreten  infolge  Fehler  bei  der  Ausrüstung,  ferner 
infolge  verfrühter  Ausschalung,  oft  in  Verbindung  mit  Frost  und  Tau- 
wetter. Ferner  entstehen  in  einem  Bauwerk  Schäden  aus  der  Ver- 
wendung schlechter  Baustoffe,  wie  schlechten  Anmachewassers,  un- 
reiner Zuschlagstoffe,  schlechten  Zements.  Als  weitere  Ursachen 
kommen  nachträglich  zerstörende  Einflüsse  in  Betracht,  und  zwar 
mechanische  Zerstörungen  (Überlastung  neuvollendeter  Bauten),  Zer- 
störungen durch  Wärmeänderungen,  durch  Unterbrechungen  während 
der  Betonierung  und  schließlich  durch  chemische  Einflüsse  isäure- 
oder  salzhaltiges  Grundwasser). 

In  einem  besonderen  Abschnitt  werden  endlich  die  Wiederher- 
stellungsarbeiten an  Mauern,  Stützen,  Trägern  und  Gewölben  be- 
sprochen. Es  handelt  sich  hierbei  teils  um  Verstärkung  bestehender 
Bauwerke  oder  Teile  derselben  infolge  erhöhter  Belastungen  und  teils 
um  Ausbesserung  beschädigter  Bauteile. 

Den  Schluß  des  achten  Bandes  bildet  ein  vom  Geheimen  Regie- 
rungsrat A.  Laskus  bearbeitetes  Sachverzeichnis,  welches  die  Be- 
nutzung des  Buches  sehr  erleichtert.  Da  im  vorliegenden  Werk  eine 
große  Zahl  lehrreicher  Bauunfälle  erörtert  und  durch  viele  Abbil- 
dungen veranschaulicht  werden,  so  verdient  es  eine  eingehende  Würdi- 
gung nicht  nur  seitens  der  Eisenbetoningenieure,  sondern  auch  aller 
Fachleute,  die  mit  Bauausführungen  zu  tun  haben;  sein  Erscheinen 
ist  daher  zu  begrüßen. 

Berlin.  Df.  Gestescbi. 
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Amtliche  Mitteilungen. 


Preußen. 

Das  preußische  Staatsministerium  hat  den  Regierungs-  und  Baurat 
Hane  zum  Regierungsrat  im  Ministerium  für  Wissenschaft,  Kunst  und 

I Volksbildung  ernannt. 

Versetzt  sind:  der  Oberbaurat  Schmidt  von  der  Regierung  in 
Schleswig  an  die  Ministerial-,  Militär-  und  Baukommission  in  Berlin 
und  die  Regierungs-  und  Bauräte  S kutsch  von  der  Regierung  in 
Aurich  an  die  Regierung  in  Marienwerder,  Ihnken,  bisher  bei  der 
Landesschule  in  Pforta,  an  die  Regierung  in  Stettin  und  Bggeling 
vom  Hochbauamt  in  Templin  an  die  Regierung  in  Aurich. 

Eine  Beförderungstelle  als  Regierungs-  und  Baurat  ist  den  Re- 
gierungs- und  Bauräten  Lübke  bei  der  Regierung  in  Oppeln,  Egge- 
ling  bei  der  Regierung  in  Aurich  und  Palaschewski  in  Magdeburg 
verliehen.  Der  Regierungs-  und  Baurat  Meffert,  bisher  bei  der 
Ministerial-,  Militär-  und  Baukommission  in  Berlin,  ist  in  die  Hoch- 
bauabteilung des  Finanzministeriums  einberufen. 

Der  Direktor  der  städtischen  Kunstgewerbe-  und  Handwerker- 
schule in  Charlottenburg  Professor  Thiele  ist  zum  Direktor  der 
Kunstakademie  in  Königsberg  ernannt  worden. 

Die  Staatsprüfung  haben  bestanden:  die  Regierungsbauführer 
Paul  Albrecht,  Kurt  Winzer,  Otto  Wieland,  Otto  Zielke,  Hans 
Tietböhl,  Heinz  Bremer,  Hermann  Ude  und  Enzio  Stöckhardt 
(Hochbaufach); — Fritz  Wiehert,  Hellmut  Zander  und  Harry  Rutz 
(Wasser-  u.  Straßenbaufach);  — Heinrich  Friemann,  Günter  Herbig, 
Kurt  Meiners  und  Kurt  Fuhrherg  (Eisenbahn-  u.  Straßenbaufach). 

Der  frühere  Stadtbaurat  von  Duisburg- Meiderich,  Heising,  ist 
gestorben. 

Deutsches  Reich. 

Der  Regierungsbaurat  Bertheau  ist  zum  Regierungsrat  im  Reichs- 
arbeitsministerium ernannt  worden. 

Reichseisenbahnen.  Preußen  - Hessen.  Versetzt  sind:  die 
Oberregierungsbauräte  Grunzke,  bisher  in  Köln,  nach  Essen,  Cle- 
mens, bisher  in  Essen,  zur  Eisenbabndirektion  nach  Köln,  Engel- 
brecht, bisher  in  Magdeburg,  zur  Eisenbahndirektion  nach  Hannover, 
Mestwerdt,  bisher  in  Hannover,  nach  Hemelingen  als  Vorstand 
eines  Werkstättenamts  bei  der  Eisenbahn- Hauptwerkstätte  Sebalds- 
brück, Rave,  bisher  in  Münster  i.  Westf.,  als  Mitglied  der  Eisen- 
babndirektion nach  Erfurt,  Quelle,  bisher  in  Erfurt,  als  Mitglied  der 
Eisenbahndirektion  nach  Hannover,  Hansmann,  bisher  in  Stettin,  als 
Vorstand  des  Eisenbahn-Maschinenamts  nach  Hamburg  und  Zink- 
eisen,  bisher  in  Berlin -Schöneberg,  nach  Berlin  als  Vorstand  eines 

I Werkstätten amts  bei  der  Eisenbahn  - Hauptwerkstätte  2 daselbst;  — 
die  Regierungsbauräte  Frederking,  bisher  in  Halle  a.  d.  Saale,  als 
Mitglied  der  Eisenbahndirektion  nach  Cassel,  Henske,  bisher  in 
Königsberg  i.  Pr.,  zur  Eisenbahndirektion  nach  Halle  a.  d.  Saale,  Fritz 
Neubert,  bisher  in  Cassel,  als  Vorstand  des  Eisenbahn-Betriebsamts  2 
nach  Berlin,  Lüttmann,  bisher  in  Marienwerder  i.  Westpr.,  als  Mit- 
glied der  Eisenbahndirektion  nach  Königsberg  i.  Pr.,  Spiesecke, 
bisher  in  Berlin,  als  Vorstand  des  Eisenbahn  - Betriebsamts  nach 
Brandenburg  a.  d.  Havel,  Pösentrup,  bisher  in  Hagen  i.  Westf.,  als 
Vorstand  des  Eisenbahn-Betriebsamts  1 nach  Münster  i.  Westf.,  Stüve, 
bisher  in  Korbach,  als  Vorstand  des  Eisenbahn -Betriebsamts  nach 
Sulingen  i.  Hann.,  Stengel,  bisher  in  Münster  i.  Westf.,  nach  Köln 
als  Oberbaurat  (auftrw.),  und  Vorstand  des  Eisenbahn -Betriebsamts  1 
Köln-Deutz,  Reichert,  bisher  in  Hannover,  als  Oberbaurat  (auftrw.) 
und  Vorstand  des  Eisenbahn  - Betriebsamts  1 nach  Frankfurt*  a.  Main, 
Zietz,  bisher  in  Osterode  i.  Ostpr.,  als  Vorstand  des  Eisenbahn- 
Betriebsamts  nach  Marienwerder  i.  Westpr.,  Gengelbach,  bisher  in 
Elberfeld,  als  Vorstand  des  Eisenbahn -Betriebsamts  nach  Weimar 
i.  Thür.,  Lubeseder,  bisher  in  Frankfurt  a.  Main,  als  Mitglied  (auftrw.) 
der  Eisenbahndirektion  nach  Stettin,  Max  Schulze,  bisher  in  Halber- 
stadt, als  Mitglied  (auftrw.)  des  Eisenbahn -Zentralamts  nach  Berlin, 
Wiegels,  bisher  in  Horrem,  als  Vorstand  des  Eisenbahn -Betriebs- 


amts 1 nach  Hannover,  Mann,  bisher  in  Halle  a.  d.  Saale,  als  Vor- 
stand des  Eisenbahn  • Betriebsamts  nach  Korbach,  Rohde,  bisher  in 
Berlin,  als  Vorstand  des  Eisenbahn -Betriebsamts  2 nach  Halberstadt, 
Eyert,  bisher  in  Senftenberg,  als  Vorstand  des  Eisenbahn-Betriebs- 
amts 3 nach  Hagen  i.  Westf.,  Mau,  bisher  in  Trier,  als  Vorstand  des 
Eisenbahn -Betriebsamts  nach  Sorau,  Georg  Neumann,  bisher  in 
Beuthen  i.  Oberschi.,  zur  Eisenbahndirektion  nach  Essen,  Sehe  er, 
bisher  in  Berlin,  als  Mitglied  der  Eisenbahndirektion  nach  Altona, 
Baltin,  bisher  in  Berlin,  als  Mitglied  der  Eisenbahndirektion  nach 
Trier,  de  Neuf,  bisher  in  Köln,  als  Mitglied  der  Eisenbahn direktion 
nach  Essen,  Brunner,  bisher  in  Frankfurt  a.  d.  Oder,  nach  Potsdam 
als  Vorstand  eines  Werkstättenamts  bei  der  Eisenbahn -Hauptwerk- 
stätte daselbst,  Gustav  Rosenfeldt,  bisher  in  Stargard  i.  Pomm., 
zur  Eisenbahndirektion  nach  Stettin,  Grabe,  bisher  in  Hemelingen, 
zur  Eisenbahndirektion  nach  Elberfeld,  Wilhelm  Kayser,  bisher  in 
Worms,  als  Oberbaurat  (auftrw.)  und  Vorstand  des  Eisenbahn- 
Maschinenamts  nach  Hagen  i.  Westf.,  Wieszner,  bisher  in  Breslau, 
nach  Oels  als  Vorstand  des  Werkstättenamts  bei  der  Eisenbahn- 
Hauptwerkstätte  daselbst.  Ahlf,  bisher  in  Jena,  als  Mitglied  (auftrw.) 
der  Eisenbahn  direktion  nach  Erfurt,  Crayen,  bisher  in  Magdeburg, 
nach  Brandenburg  a.  d.  Havel  als  Oberbaurat  (auftrw.)  und  Vorstand 
des  Eisenbahnwerks  Brandenburg  West,  Lorenz,  bisher  in  Erfurt, 
nach  Dortmund  als  Oberbaurat  (auftrw.)  und  Vorstand  eines  Werk- 
stättenamts bei  der  Eisenbahn -Hauptwerkstätte  daselbst,  Müsken, 
bisher  in  Königsberg  i.  Pr.,  nach  Magdeburg  als  Vorstand  eines 
Werkstätten  amts  bei  der  Eisenbahn  - Hauptwerkstätte  Magdeburg- 
Salbke,  Paul  Neubert,  bisher  in  Potsdam,  als  Mitglied  (auftrw.) 
des  Eisenbahn -Zentralamts  nach  Berlin,  Ernst  Braun*  bisher  in 
Trier,  als  Oberbaurat  (auftrw.)  und  Vorstand  des  Eisenbahn- Ma- 
schinenamts nach  Frankfurt  a.  Main,  Emil  Moeller,  bisher  in 
Paderborn,  nach  Witten  als  Oberbaurat  (auftrw.)  und  Vorstand 
eines  Werkstättenamts  bei  der  Eisenbahn  - Hauptwerkstätte  daselbst, 
Paehler,  bisher  in  Recklinghausen,  nach  Paderborn  als  Oberbaurat 
(auftrw.)  und  Vorstand  eines  Werkstätten  amts  bei  der  Eisenbahn- 
Hauptwerkstätte  Paderborn  2 Nord,  Fleck,  bisher  in  Weißenfels, 
als  Mitglied  (auftrw.)  der  Eisenbahndirektion  nach  Halle  a.  d.  Saale, 
Silbereisen,  bisher  in  Neumünster,  als  Mitglied  (auftrw.)  der  Eisen- 
bahndirektion nach  Münster  i.  Westf.,  Promnitz,  bisher  in  Oels,  nach 
Königsberg  i.  Pr.,  als  Oberbaurat  (auftrw.)  und  Vorstand  eines  Werk- 
stättenamts bei  der  Eisenbahn-Hauptwerkstätte  daselbst,  Paul  Wilcke, 
bisher  in  Limburg  a.  d.  Lahn,  nach  Erfurt  als  Vorstand  des  Werk- 
stättenamts bei  der  Eisenbahn-Hauptwerkstätte  daselbst,  Hebbel, 
bisher  in  Hagen  i.  Westf.,  als  Vorstand  des  Eisenbahn-Maschinenamts 
nach  Weißenfels,  Streuber,  bisher  in  Hamburg,  als  Vorstand  des  Eisen- 
bahn - Maschinenamts  2 nach  Dortmund,  Körner,  bisher  in  Leipzig, 
nach  Breslau  als  Vorstand  eines  Werkstättenamts  bei  der  Eisenbahn- 
Hauptwerkstätte  2 daselbst,  Hickmann,  bisher  in  Weimar'  i.  Thür., 
nach  Limburg  a.  d.  Lahn  als  Vorstand  eines  Werkstättenamts  “bei 
der  Eisenbabn-Hauptwerkstätte  daselbst  und  Richard  Richter,  bisher 
in  Dortmund,  nach  Berlin  als  Vorstand  eines  Werkstättenamts  bei 
der  Eisenbahn -Hauptwerkstätte  Berlin  Markgrafendamm;  — der  Eisen- 
bahn-Betriebsingenieur Haeske,  bisher  in  Elberfeld,  als  Vorstand 
(auftrw.)  des  Eisenbahn -Maschinenamts  2 nach  Magdeburg;  — der 
Eisenbahninspektor  Großschupff,  bisher  in  Breslau,  nach  Stargard 
i.  Pomm.  als  Vorstand  (auftrw.)  eines  Werkstättenamts  bei  der  Eisen- 
bahn-Hauptwerkstätte daselbst. 

Übertragen  ist:  den  Oberregierungsbauräten  Ciliax  in  Königsberg 
i.  Pr.  die  Stellung  des  Vorstandes  des  Eisenbahn-Betriebsamts  1 daselbst, 
Gustav  Koehler  in  Cassel  die  Stellung  des  Vorstandes  des  Eisen- 
bahn-Betriebsamts 2 daselbst,  und  Peine  in  Magdeburg  die  Stellung 
des  Vorstandes  des  Eisenbahn -Betriebsamts  5 daselbst;  — den  Re- 
gierungsbauräten Pommerehne  in  Cassel  die  Stellung  des  Vorstandes 
des  Eisenbahn  - Betriebsamts  1 daselbst,  Ruckes  in  Magdeburg  die 
Stellung  des  Vorstandes  des  Eisenbahn  - Betriebsamts  4 daselbst,  Lewe- 
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renz  in  Königsberg  i.  Pr.  die  Stellung  des  Vorstandes  des  Eisenbahn- 
Betriebsamts  3 daselbst,  ®r.=  ^ng.  Steinbrecher  in  Berlin  die  Stel- 
lung des  Vorstandes  des  Eisenbahn -Betriebsamts  1 daselbst,  2)r.=3ng. 
Gustav  Wagner  in  Wedau  die  Stellung  des  Vorstandes  des  Eisen- 
bahn-Maschinenamts 2 in  Duisburg  und  Wolfgang  Köhler  in  Berlin 
die  Stellung  des  Vorstandes  des  Eisenbahn- Werkstättenamts  la  Berlin 
Markgrafendamm. 

Der  Regierungsbaurat  Reinitz  in  Berlin  ist  der  Eisenbahndirektion 
Berlin  zur  Beschäftigung  überwiesen. 

Dem  Ober-  und  Geheimen  Baurat  Otto  Krause  bei  der  Eisen- 
bahndirektion in  Elberfeld,  den  Oberregierungsbauräten  J ahnke  beim 
Eisenbahn-Zentralamt  in  Berlin,  Patte  bei  der  Eisenbahndirektion  in 
Erfurt  und  Struck  bei  der  Eisenbahndirektion  in  Stettin,  den  Ge- 
heimen Bauräten  Klotzbach,  Mitglied  des  Eisenbahn -Zentralamts  in 
Berlin,  Hoefer,  Mitglied  der  Eisenbahndirektion  in  Köln,  und  Ca- 
pelle, Vorstand  des  Eisenbahn  - Betriebsamts  in  Sorau,  ist  die  nach- 
gesuchte Entlassung  aus  dem  Reichseisenbahndienst,  dem  Regierungs- 
baurat Krolin,  Vorstand  des  Eisenbahn- Werkstättenamts  la  Berlin, 
die  nachgesuchte  Entlassung  aus  dem  Reichsdienst  erteilt. 

Reichseisenbahnen.  Bayern.  Der  Vorstand  der  Bauinspektion 
Aschaffenburg  Direktionsrat  Johann  Feuerlein  ist  in  gleicher  Dienstes- 
eigenschaft an  die  Hafeninspektion  Aschaffenburg -Leider  in  etat- 
mäßiger Weise  berufen. 

Der  Oberregierungsrat  der  Eisenbahndirektion  Nürnberg  Albert 
Hüb ler  ist  in  gleicher  Diensteseigenschaft  an  die  Eisenbahndirektion 
München  in  etatmäßiger  Weise  berufen. 

Der  Direktionsrat  der  Direktion  Würzburg  Friedrich  Kieffer  tritt 


am  1.  Oktober  d.  J.  auf  sein  Ansuchen  unter  Anerkennung  seiner 
Dienstleistung  in  den  dauernden  Ruhestand. 

Reichswehrministerium.  Marine.  Die  Marinebauräte  Ehren - 
berg  und  Ahnhudt  sind  zu  Obermarinebauräten  ernannt  worden. 

Zu  Marinebauräten  sind  ernannt:  die  charakterisierten  Marine- 
bauräte Ulffers,  Lottmann,  Hänisch  und  Wichmann  sowie  die 
Marinebaumeister  Brussatis.  Wurm,  Burckhardt,  Levin,  Pingel. 
Erich  Thämer,  Fuhrmann,  Horstmann  und  Markworth. 

Bayern. 

Der  Kommerzienrat  $r.=  !3ttg.  e.  h.  Konrad  Freytag  in  Neustadt 
a.  d.  Haardt  ist  gestorben. 

Württemberg. 

Durch  Entschließung  des  Staatspräsidenten  ist  die  Bauamtmann- 
stelle bei  der  Forstdirektion  dem  Regierungsbaumeister  Lehrenkraus 
bei  dieser  Behörde  übertragen  worden. 

Baden. 

Der  Eegierungsbauuieister  Oskar  Köhler  bei  der  Kulturinspekiion 
Heidelberg  ist  planmäßig  angestellt  worden. 

Der  Regierungsbaumeister  Adalbert  Baumann  aus  Mannheim  ist 
auf  Ansuchen  aus  dem  Staatsdienst  ausgeschieden. 

Hamburg. 

Der  Senat  hat  den  Regierungsbaumeister  a.  D.  Hans  Wilhelm 
Friedrich  Rolffsen  zum  Baurat  bei  der  Baupflegekommission  sowie 
die  Diplomingenieure  Matthias  Dohr  und  2>r.*3ng.  Oswrald  Konrad 
Friedrich  zu  Bauräten  bei  der  zweiten  Sektion  der  Baudeputation 
ernannt. 


[Alle  Rechte  Vorbehalten] 


Nichtamtlicher  Teil. 

Schriftleiter:  Richard  Bergius  und  Nonn. 


Das  Statut  von  Barcelona  über  die  Rechtsverhältnisse  der  internationalen  Wasserstraßen. 

Vom  Staatssekretär  Max  Peters. 


In  den  Friedensverträgen  vom  Jahre  1919  zwischen  den  beiden 
Völkergruppen  des  Weltkrieges  ist  in  Gestalt  des  Völkerbundes  eine 
für  alle  Staaten  der  Erde  bestimmte  Organisation  geschaffen  worden, 
die  unter  anderm  auch  den  Zweck  verfolgt,  gemeinsame  völkerrecht- 
liche Regeln  über  Wasserstraßen  und  Schiffahrt  aufzustellen.  Es 
handelt  sich  hierbei  nicht  nur  um  die  Kodifikation  des  bestehenden, 
zum  großen  Teil  ungeschriebenen,  sondern  auch  um  die  Schaffung 
eines  neuen,  geschriebenen  Völkerrechts  für  ein  wichtiges  Gebiet  des 
Verkehrswesens,  also  um  etwas,  was  einen  großen  Fortschritt  nach 
vielen  Richtungen  bedeuten  kann. 

Um  diese  Aufgaben  zu  lösen,  hatte  der  Völkerbund  die  ihm  an- 
gehörigen  und  auch  einen  Teil  der  ihm  nicht  angehörigen  Regierungen 
nach  Barcelona  eingeladen,  wo  auf  Grund  eines  von  der  Bundesleitung 
aufgestellten  Entw  urfs  im  März  und  April  d.  J.  ein  ., Statut  relatif 
au  regiement  des  voies  navigables  d'interet  international“  in  sechs- 
wöchiger Verhandlung  vereinbart  worden  ist.  Das  Statut  von  Barcelona 
ist  sogleich  von  einer  großen  Anzahl  von  Staaten  gezeichnet  worden, 
während  die  Unterschriften  von  einer  anderen  Gruppe  von  Regierungen 
noch  ausstehen.  Bei  allen  Staaten  — es  waren  ihrer  einige  vierzig  in 
Barcelona  vertreten  — wird  es  aber  noch  auf  die  Ratifizierung  ankommen, 
der  die  Zustimmung  aller  beteiligten  Volksvertretungen  vorangehen  muß. 
Es  ist  also  noch  keineswegs  abzusehen,  ob  und  wie  weit  die  in 
Barcelona  beschlossenen  Völkerrechtsregeln  wirklich  eine  Art  von  Welt- 
gesetz für  Wasserstraßen  und  Schiffahrt  darstellen  werden.  Auf  jeden 
Fall  werden  einige  für  die  Schiffahrt  wichtige  Länder,  wrie  Rußland, 
die  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika  und  Argentinien,  die  in 
Barcelona  nicht  vertreten  wraren,  zunächst  außerhalb  der  neuen  Rechts- 
ordnung bleiben. 

Es  ist  keine  leichte  Aufgabe,  in  wenigen  Strichen  ein  klares  Bild 
von  dem  Inhalt  und  der  Tragweite  dieser  neuen  Rechtsordnung  zu 
zeichnen,  weil  deren  leitende  Grundgedanken  durch  zahlreiche  Aus- 
nahmen und  Vorbehalte  eingeschränkt  worden  sind  und  starke  Ab- 
wandlungen oder  Einschränkungen  erlitten  haben.  Entgegenstehende 
Wünsche  und  gegeneinanderlaufende  Interessen  beteiligter  Staaten 
haben  es  sehr  erschwert,  befriedigende  Lösungen  auf  einfacher  und 
klarer,  überall  gültiger  Grundlage  zu  linden;  es  mußten  dann  nicht 
selten  Vermittlungsvorschläge  angenommen  werden,  die  nicht  nur  den 
Wortlaut,  sondern  auch  den  Inhalt  des  Statuts  kompliziert  haben. 
Es  stellte  sich  bald  heraus,  daß  man  auf  andere  Weise  nicht  zum 
Schluß  kommen  konnte,  wenn  man  sich  die  Aufgabe  setzte,  die  Rechts- 
verhältnisse der  Schiffahrtswege  zu  regeln  durch  Grundsätze  und 
Formeln,  die  nicht  nur  für  die  Wasserwirtschaft  aller  Breitengrade, 
sondern  auch  für  Länder  in  den  verschiedensten  Stadien  der  staat- 
lichen und  ökonomischen  Entwicklung  anwendbar  sein  sollten. 
Man  hat  deshalb  auch  nicht  überall  starre  Anordnungen  mit  un- 


bedingter Rechtswirkung  schaffen  können,  sondern  elastische  Momente 
einschalten  und  der  Selbstbestimmung  einzelner  Staatengruppen 
Bewegungsfreiheit  lassen  müssen.  Nur  ein  Teil  des  Statuts  soll 
zwingendes  Recht  sein  in  dem  Sinne,  daß  entgegenstehende  Ab- 
machungen oder  Satzungen  nicht  zulässig  sind,  während  ein  anderer 
Teil  solche  Rechtsätze  enthält,  die  nur  subsidiäre  Geltung  bean- 
spruchen und  durch  spätere,  abweichende  Verträge  aufgehoben  oder 
abgeändert  werden  können.  Die  bestehenden  Verträge  werden  durch 
das  Statut  nicht  eigentlich  und  von  Rechtswegen  berührt;  wohl  aber 
verpflichten  sich  die  Signatarmächte  in  Art.  13  die  Bestimmungen  dieser 
Verträge  untereinander  nicht  zur  Anwendung  zu  bringen,  soweit  sie 
mit  dem  Inhalt  des  Statuts  im  Widerspruch  stehen.  Anderseits  geben 
sich  die  Unterzeichneten  Staaten  in  Art.  18  die  gegenseitige  Zusage,  in 
ihren  Beziehungen  zu  Nichtsignatarmächten  keine  Regelung  auf  dem 
Gebiet  der  Wasserstraßen  und  der  Schiffahrt  eintreten  zu  lassen,  die 
den  Bestimmungen  des  Statuts  nicht  entspräche.  Das  Statut  ist  in 
einem  französischen  und  einem  englischen  Text,  die  beide  gleichberech- 
tigt sein  sollen,  vollzogen  worden.  Auch  die  Verhandlungen  wurden 
in  diesen  beiden  Sprachen,  und  zwar  — soweit  es  sich  um  Vollsitzungen 
handelte  — öffentlich  geführt. 

Man  war  sich  bald  darüber  einig,  daß  nicht  alle  Wasserstraßen 
Gegenstand  der  Vertragsregelung  sein  sollten,  sondern  in  der  Haupt- 
sache nur  die  natürlichen,  und  auch  diese  nur  insoweit,  als  sie 
mehreren  Staaten  gemeinsam  und  vom  Meere  aus  auf  natürlichem 
Wege  zugänglich  sind.  Die  Nebenflüsse  werden  dabei  als  besondere 
Wasserstraßen  im  Sinne  des  Statuts  angesehen,  also  nicht  ohne  weiteres 
von  der  Internationalisierung  mit  ergriffen;  jedoch  soll  der  Haupt- 
strom von  seiner  Mündung  ins  Meer  bis  zur  Einmündung  des  mehreren 
Staaten  gemeinsamen  Nebenflusses  aufwärts,  auch  wenn  er  auf  dieser 
Strecke  nur  einem  Staat  angehört,  ebenfalls  dem  Statut  unterworfen 
sein.  Seitenkanäle  wrerden  als  Bestandteile  der  Ströme  behandelt. 
Als  natürliche  Wasserstraßen  sollen  nicht  nur  diejenigen  gelten, 
auf  denen  eine  regelmäßige  Schiffahrt  zu  wirtschaftlichen  Zwecken 
(navigation  commerciale  ordinaire)  — wrenu  auch  mit  Umladung  von 
Schiff  zu  Schiff  — stattfindet,  sondern  auch  diejenigen,  die  nach 
ihren  natürlichen  Verhältnissen  (par  ses  conditions  naturelles)  geeignet 
sind,  einer  solchen  Schiffahrt  zu  dienen  (de  faire  l’objet  d’une  teile 
navigation).  Uuter  regelmäßiger  Schiffahrt  zu  wirtschaftlichen  Zwecken 
soll  verstanden  werden  eine  Schiffahrt,  die  in  Anbetracht  der  wirt- 
schaftlichen Verhältnisse  der  Uferstaaten  mit  geschäftlichem  Erfolg 
unter  gewöhnlichen  Umständen  durchführbar  ist  (commercialement  et 
couramment  practicable  — im  englischen  Text:  normally  practicable). 

Man  hat  die  wichtige  Frage  der  Abgrenzung  des  Kreises  der 
unter  das  Statut  fallenden  Wasserstraßen  lange  erörtert  in  dem  Sinne, 
ob  eine  namentliche  Aufzählung  dieser  Wasserstraßen  oder  ihre 
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Zusammenfassung  unter  eine  allgemeine  Begriffsbestimmung  den  Vor- 
zug verdiene.  Schließlich  hat  man  sich  zur  Beschreitung  des  letzteren 
Weges  entschlossen,  trotz  der  großen  dabei  zu  überwindenden 
Schwierigkeiten,  die  in  der  innerdeutschen  Gesetzgebung  zur  Wahl  des 
umgekehrten  Verfahrens,  der  sogenannten  „Enumerationsmethode“  ge- 
führt und  auch  in  der  oben  erwähnten  Begriffsbestimmung  keineswegs 
ehie  restlose  Lösung  gefunden  haben.  Man  kann  Uber  die  Frage,  ob 
und  wann  die  Schiffahrt  auf  einer  natürlichen  Wasserstraße  cornmer- 
cialement  et  couramment  practicable  sei,  auch  bei  vollem  Willen  zur 
Sachlichkeit  sehr  verschiedener  Meinung  sein.  Die  Beantwortung 
dieser  Frage  wird  je  nach  den  klimatischen  Verhältnissen,  nach  der 
wirtschaftlichen  Entwicklung  und  vor  allen  Dingen  nach  der  Dichte 
des  Eisenbahnnetzes  in  den  einzelnen  Ländern  ganz  verschieden  aus- 
fallen.  In  der  Beratung  war  von  verschiedenen  Seiten  vorgeschlagen 
worden,  Mindestmaße  festzusetzen  und  in  die  Begriffsbestimmung 
aufzunehmen  für  die  jährliche  Dauer  der  Schiffahrt,  die  Größe  der 
Schiffsgefäße  und  die  Tiefe  ihrer  Eintauchung;  alle  diese  Versuche 
wurden  aber  für  undurchführbar  erkannt.  Eine  Schiffahrtbetriebszeit, 
die  für  eine  mitteleuropäische  Wasserstraße  zu  kurz  ist,  kann  einen 
kanadischen  Fluß  zu  einem  wichtigen  Verkehrsmittel  machen. 

Außer  den  unter  diese  allgemeine  Begriffsbestimmung  fallenden 
Wasserstraßen  sollen  dem  Statut  auch  noch  unterworfen  sein  die 
natürlichen  und  künstlichen  Wasserstraßen,  die  durch  besondere  Völker- 
rechtsverträge oder  einseitige  Akte  als  solche  erklärt  worden  sind. 

In  diese  zweite  Gruppe  fallen  für  Deutschland  der  Nord-Ostsee- 
Kanal  und  die  Oder,  in  die  erste,  durch  die  allgemeine  Begriffserklärung 
abgegrenzte,  der  Rhein,  die  Ems,  die  Elbe,  die  Weichsel  mit  Nogat 
und  Frischem  Haff,  die  Memel  und  die  Donau,  nicht  aber  der  Boden- 
see und  der  Rhein  von  Konstanz  bis  Schaffhausen,  weil  sie  — obwohl 
mehreren  Staaten  gemeinsam  — nicht  vom  Meere  aus  mit  Schiffen 
erreichbar  sind. 

Unter  den  hiernach  für  international  erklärten  Wasserstraßen  bilden 
wieder  eine  besondere  Gruppe  diejenigen,  die  unter  die  Verwaltung 
internationaler  Kommissionen  mit  Beteiligung  von  Nichtuferstaaten 
gestellt  worden  sind,  wie  das  in  Deutschland  für  den  Rhein,  die  Elbe, 
Oder  und  Donau  zutrifft.  Die  Sonderstellung  dieser  Wasserstraßen 
zeigt  sich  darin,  daß  nach  Art.  5 die  an  ihnen  gelegenen  Staaten  hin- 
sichtlich der  sogenannten  „Flußcabotage“  geringere  Rechte  haben  als 
andere  Länder,  daß  nach  Art.  10  die  Bestimmungen  über  Bau-  und 
Unterhaltungspflicht  nur  subsidiär  gelten  und  daß  Streitigkeiten  über 
diese  Pflicht  nach  einem  besonders  geregelten  Verfahren  entschieden 
werden,  ferner  in  einer  Sondervorschrift  bezüglich  der  Einführung 
von  Schleppmonopolen  (Art.  12)  und  endlich  darin,  daß  für  die  Macht- 
befugnisse der  internationalen  Stromkommissionen  nach  Art.  14  ge- 
wisse Mindestgrenzen  vorgeschrieben  sind. 

Eine  weitere  besondere  Klasse  im  Sinne  des  Statuts  bilden  natürliche 
Wasserstraßen  mit  nur  zwei  beteiligten  Uferstaaten,  für  welche  hinsicht- 
lich der  Cabotage  in  Art.  5 eine  Ausnahmevorschrift  getroffen  ist. 

Was  den  sachlichen  Inhalt  der  Akte  angeht,  so  sind  an  die  Spitze 
gestellt  die  Grundsätze  der  völligen  Freiheit  der  Schiffahrt  und  ihrer 
Gleichbehandlung  unter  allen  dem  Statut  beitretenden  Staaten,  ohne 
jede  Unterscheidung  nach  der  Flagge  des  Schiffs,  der  Staatsangehörigkeit 
der  Schiffer,  der  Fahrtrichtung,  der  Herkunft  und  der  Bestimmung  der 
Güter.  Es  sollen  keine  ausschließlichen  Schiffahrtberechtigungen  zu- 
lässig sein,  weder  für  Gesellschaften  noch  für  Private. 

Die  Beschränkung  der  Schiffahrtfreiheit  durch  Einrichtung  staat- 
licher Schleppmonopole  ist  zwar  in  Art.  12  zugelassen,  aber  an  zwei 
Bedingungen  geknüpft;  ein  solches  Monopol  muß 

1.  „die  Ausübung  der  Schiffahrt  erleichtern“  und 

2.  von  allen  Uferstaaten,  im  Falle  des  Bestehens  einer  internatio- 
nalen Stromkommission  auch  von  den  darin  vertretenen  Nichtufer- 
staaten, einstimmig  zugelassen  sein. 

Praktisch  gesprochen  wird  durch  die  letztere  Bestimmung  an  dem 
bestehenden  Zustand  nichts  geändert,  denn  es  verstand  sich  von  selbst, 
daß  die  übereinstimmende  Willensmeinung  aller  beteiligten  Staaten  für 
derartige  Maßregeln  auf  internationalen  Strömen  einerseits  notwendig, 
anderseits  ausreichend  war. 

Eine  tiefergreifende  Ausnahme  von  dem  Grundsatz  der  Freiheit 
und  Gleichheit  der  Schiffahrt  ist  in  Art.  5 zugelassen  hinsichtlich  der 
sogenannten  Cabotage,  d.  h.  der  Beförderung  von  Personen  und 
Gütern  zwischen  zwei  Häfen  oder  Uferplätzen  desselben  Staates.  Die 
Uferstaaten  haben  das  Recht,  diesen  Verkehr  ihrer  eigenen  Flagge 
vorzubehalten.  Auf  den  unter  internationale  Stromkommissionen  mit 
Beteiligung  von  Nichtuferstaaten  gestellten  Wasserstraßen  kann  der 
Vorbehalt  aber  nur  ausgeübt  werden  für  örtlichen  Verkehr  von  Reisenden 
und  Waren,  die  heimischen  Ursprungs  oder  in  den  inländischen  Güter- 
umlauf übergegangen  sind;  außerdem  sollen  auf  diesen  Wasserstraßen 
alle  noch  weitergehenden  Beschränkungen  des  Cabotagerechts  innerhalb 
eines  Staates  aus  bestehenden  Verträgen  aufrechterhalten  werden,  was 
insbesondre  für  den  Rhein  von  Wichtigkeit  ist,  wo  es  nach  der  Rhein- 
schiffahrtakte von  186S  ein  Cabotagerecht  nicht  gibt. 


Für  Wasserstraßen  und  Wasserstraßen  netze,  an  denen  nur  zwei 
Staaten  beteiligt  sind,  ist  außerdem  noch  eine  besondere  Vorschrift 
erlassen,  die  es  solchen  Staaten  ermöglicht,  nicht  nur  den  Verkehr 
zwischen  den  eigenen,  sondern  auch  den  Verkehr  zwischen  den  beider- 
seitigen Häfen  im  beiderseitigen  Einverständnis  den  beiderseitigen 
Flaggen  unter  Ausschluß  Dritter  vorzubehalten.  Ausnahmen  sind  für 
den  Verkehr  von  und  nach  See  und  mit  anderen  internationalen  Wasser 
Straßen  vorgesehen.  Diese  für  gewisse  außereuropäische  Verhältnisse 
berechneten  Bestimmungen  könnten  in  Deutschland  für  die  Ems, 
Weichsel  und  Memel  Bedeutung  gewinnen.  Sie  sind  nicht  anwendbar 
auf  Wasserstraßen  unter  Kontrolle  von  Stromkommissionen  mit  Be- 
teiligung von  Nichtuferstaaten,  also  in  Deutschland  nicht  auf  die  Elbe. 

Unter  den  Begriff  der  „Flußcabotage“  fällt  nicht  und  kann  deshalb 
auch  nicht  Vorbehalten  werden  der  Verkehr  zwischen  einem  Binnen 
hafen  und  einem  Seehafen  desselben  Landes,  sofern  es  sich  um  Güter 
handelt,  die  in  dem  letzteren  nur  umgeschlagen  werden,  auch  wenn 
der  Seehafen  zugleich  Binnenhafen  ist. 

Von  der  Internationalisierung  nicht  betroffen  sind  die  Rechte  der 
Uferstaaten  hinsichtlich  der  allgemeinen  Polizeihoheit  — im  Gegensatz 
zur  Strom-  und  Schiffahrtpolizei  — , der  Zölle,  des  Gesundheitwesens, 
der  Ein-  und  Auswanderung  sowie  der  Ein-  und  Ausfuhrverbote;  jedoch 
sollen  alle  Maßregeln  auf  diesem  Gebiet  im  Sinne  der  Gleichbehandlung 
aller  Flaggen,  Güter  und  Staatsangehörigen  und  nur  in  den  Grenzen 
der  Notwendigkeit,  unter  möglichster  Schonung  der  freien  Schiffahrt, 
getroffen  werden. 

Hinsichtlich  der  Erhebung  von  Abgaben  für  die  Befahrung  der 
Wasserstraßen  ist  ungefähr  der  Rechtszustand  unserer  Reichsverfassung 
angenommen  worden,  wonach  solche  Abgaben  nur  insoweit  erhoben 
werden  dürfen,  als  sie  die  Gegenleistung  für  schiffahrtförderliche  An- 
stalten sind  und  ihr  Ertrag  die  Kosten  der  Unterhaltung  oder  Verbesserung 
der  Wasserstraße  nicht  übersteigt.  Ihre  Erhebung  soll  so  eingerichtet 
sein,  daß  eine  Prüfung  des  Inhalts  der  Schiffsladung  — abgesehen 
von  dem  Verdacht  der  Hinterziehung  — entbehrlich  gemacht  wird. 

Über  die  Zollbehandlung  wird  in  Art.  8 angeordnet,  daß  der  Zoll- 
verkehr in  einer  möglichst  schonenden,  einfachen  und  wenig  kost- 
spieligen Weise,  unter  Anwendung  des  in  Barcelona  gleichzeitig  be- 
schlossenen Statuts  über  die  Freiheit  der  Durchfuhr  (Statut  sur  la 
liberte  du  transit)  abgefertigt  werden  soll.  Für  Durchfuhrgüter  ohne 
Umladung  genügt  eine  Zollerklärung,  allgemeine  Besichtigung  (visite 
sommaire)  und  Versiegelung,  Verschließung  oder  Zollbewachung.  Bei 
der  Durchfuhr  auf  grenzbildenden  Stromstrecken  soll,  abgesehen  von 
gewissen  Ausnahmefällen,  jede  Zollbehandlung  unterbleiben. 

Für  die  Häfen  an  internationalen  Wasserstraßen  ist  in  Art.  9 be- 
stimmt, daß  die  Untertanen,  Güter  und  Flaggen  aller  vertragschließenden 
Staaten  sowohl  hinsichtlich  der  Hafenabgaben  als  auch  in  jeder  anderen 
Beziehung  völlig  gleiche  Behandlung , ähnlich  wie  auf  den  Wasser- 
straßen, genießen  sollen.  Das  soll  sich  auf  alle  Güter  beziehen,  die 
dem  Ursprung,  der  Herkunft  oder  der  Bestimmung  nach  irgend  einem 
dieser  Staaten  angehören.  Die  Hafeneinrichtungen  dürfen  dem  öffent- 
lichen Verkehr  (usage  public)  nur  entzogen  werden  in  angemessenem 
und  mit  dem  freien  Schiffahrtverkehr  durchaus  vereinbarem  Umfang  (dans 
une  mesure  raisonnable  et  pleinement  compatible  avec  le  libre  exercice 
de  la  navigation).  Hierbei  ist  insbesondere  an  die  langfristige  Verpach- 
tung von  Häfen  oder  Hafenteilen  an  einzelne  Unternehmungen  gedacht. 

Auch  für  die  Erhebung  von  Zöllen,  örtlichen  Verbrauchsteuern 
und  sonstigen  Abgaben  in  den  Häfen  dürfen  keine  Unterscheidungen 
Platz  greifen  zum  Nachteil  eines  der  Unterzeichner.  Nur  dann  soll  jeder 
Staat  das  Recht  zur  Schlechterstellung  nicht  einer  fremden  Flagge,  aber 
einzelner  fremder  Schiffahrtunternehmer  haben,  wenn  einem  solchen 
nacbgewiesen  wird,  daß  er  die  Untertanen  des  zur  Gegenmaßregel 
greifenden  Staates  grundsätzlich  benachteiligt.  Hierbei  ist  die  Mög- 
lichkeit ins  Auge  gefaßt,  daß  irgend  ein  Schiffahrtunternehmer  eine 
dem  Lande  schädliche  Geschäftsübung,  etwa  im  Sinne  eines  unlauteren 
Wettbewerbs,  betreiben  könnte. 

Schließlich  ist  noch  der  für  die  Schiffahrt  außerordentlich  wichtige 
Grundsatz  ausgesprochen  worden,  daß  in  den  Flußhäfen  keine  höheren 
Zölle  als  an  den  trockenen  Grenzen  und  in  den  Seehäfen  desselben 
Staates  erhoben  werden  dürfen,  damit  der  Ein-  und  Ausfuhrverkehr 
nicht  durch  einseitige  Zollpolitik  von  einer  internationalen  Wasser- 
straße abgedrängt  werden  kann.  Freilich  ist  es  nicht  gelungen,  diesen 
Grundsatz  restlos  und  ohne  jeden  Vorbehalt  im  Statut  zur  Geltung 
zu  bringen;  es  mußte  das  Zugeständnis  gemacht  werden,  daß  außer- 
ordentliche Anlässe,  die  durch  wirtschaftliche  Notwendigkeiten  gegeben 
sein  könnten,  eine  Ausnahme  rechtfertigen  würden  („ä  moins  de  motif 
exceptionnel  justifiant  pour  des  ne'cessites  economiques  une  de'rogation“). 

Von  besonderer  Bedeutung  für  die  künftige  Entwicklung  der 
Wasserstraßen  sind  die  Bestimmungen  des  Art.  10,  die  deren  Unter- 
haltung und  Ausbau  betreffen  und  einen  der  Kernpunkte  des  Statuts 
darstellen.  Die  Staaten  übernehmen  dort  nicht  nur  die  Verpflichtung, 
alle  Maßregeln  zu  unterlassen,  die  der  Schiffahrt  nachteilig  sein  könnten, 
und  alle  Vorkehrungen  zu  treffen,  um  neu  auftretende  Hindernisse  und 


Zentralblatt  der  Bauverwaltung. 


9.  Juli  1921. 


340 


Gefahren  zu  beseitigen,  sondern  auch  die  Verpflichtung  zur  dauernden 
Unterhaltung  und  Verbesserung  der  Wasserstraße,  und  zwar  jeder  Staat 
jedem  anderen  gegenüber.  Als  Maßstab  für  die  Begrenzung  der 
Unterhaltungspflicht  nach  ihrem  Umfang  ist  der  Zustand  der  Schiffahrt 
und  die  wirtschaftliche  Lage  der  durch  die  Wasserstraße  bedienten 
Landstriche  aufgestellt.  Die  Verpflichtung  zur  Unterlassung  oder  Ver- 
hinderung aller  Maßregeln,  die  für  die  Schiffahrt  nachteilig  sein  würden, 
kann  allerdings  — wie  durch  einen  von  der  deutschen  Abordnung  ge- 
machten und  von  der  Konferenz  gebilligten  Vorbehalt  festgestellt 
wurde  — nur  cum  grano  salis  übernommen  werden,  weil  das  Schiffahrt- 
interesse unter  Umständen  anderen  gleichberechtigten  Interessen,  z.  B. 
bei  Brückenbauten,  Raum  geben  muß. 

Jeder  Uferstaat  kann  von  den  übrigen  die  Übernahme  eines 
billigeh  Anteils  der  Unterhaltungskosten  einer  internationalen  Wasser- 
straße verlangen,  wenn  er  hierfür  triftige  Gründe  (motifs  valables)  an- 
zuführen hat;  diese  neue,  dem  bisherigen  Völkerrecht  fremde  Be- 
stimmung hat  aber  nur  subsidiäre  Geltung,  kann  also  in  den  zu 
vereinbarenden  Schiffahrtakten  abgeäudert  oder  aufgehoben  werden. 
Dasselbe  gilt  von  einer  anderen  Vorschrift,  wonach  ein  Uferstaat  sich 
von  seiner  Unterhaltungspflicht  durch  deren  Übertragung  an  einen 
anderen  Uferstaat  nur  befreien  kann,  wenn  auch  alle  anderen  Ufer- 
staaten damit  einverstanden  sind. 

Die  Verpflichtung  der  Uferstaaten  zu  Stromverbesserungen  auf  dem 
eigenen  Gebiet  im  Interesse  anderer  Uferstaaten  ist  grundsätzlich  aus- 
gesprochen; dem  interessierten  Staate  ist  ein  Anspruch  hierauf  gewährt, 
dessen  Verwirklichung  aber  an  folgende  Voraussetzungen  geknüpft  ist: 

1.  Der  fordernde  Staat  muß  sich  zur  Übernahme  aller  Kosten  ver- 
pflichten, die  auf  dem  Gebiet  des  beanspruchten  Staates  entstehen,  ein- 
schließlich „eines  angemessenen  Teils“  der  Mehrunterhaltungskosten. 
Der  letztere  kann  sich  von  dieser  Verbesserungspflicht  befreien,  wenn 
er  die  Bauausführung  dem  fordernden  Staate  überträgt,  wobei  die  Auf- 
sich ts-,  Verwaltungs-  und  Hoheitsrechte  des  beanspruchten  Staates  gegen- 
über dem  bauausführenden  in  vollem  Umfang  gewahrt  sein  sollen;  dies 
Übertragungsrecht  kann  durch  Vertrag  geändert  oder  beseitigt  werden. 

2.  Der  beanspruchte  Staat  kann  die  Forderung  ablehnen  durch 
Geltendmachung  entgegenstehender  eigener  Interessen,  die  sowohl 
Schiffahrtinteressen  als  auch  sonstige  mit  der  Wasserstraße  zusammen- 
hängende Interessen,  insbesondere  Interessen  der  Bewässerung  und  der 
Kraftausnutzung  sein  können.  Aus  denselben  Gründen  kann  jeder 
andere  Uferstaat  Widerspruch  erheben. 

3.  Außerdem  ist  noch  die  allgemeine,  aber  sehr  schwerwiegende 
Klausel  hinzugefügt,  daß  der  beanspruchte  Staat  sich  weigern  kann, 
wenn  seine  „Lebensinteressen“  der  verlangten  Stromverbesserung 
entgegenstehen. 

Schließlich  ist  für  Ströme,  die  mit  einem  Delta  in  die  See  münden, 
eine  Sondervorschrift  aufgenommen,  wonach  die  Bestimmungen  über 
Unterhaltungs-  und  Ausbaupflicht  nur  für  die  Hauptarme  gelten  sollen, 
die  zu  einer  vollwertigen  Verbindung  mit  dem  Meere  notwendig  sind. 

Es  ist  klar,  daß  Art  und  Umfang  von  Verpflichtungen,  die  auf  so 
stark  verschränkten  Rechtsätzen  beruhen,  in  Einzelfällen  in  hohem 
Maße  zweifelhaft  sein  können  und  daß  es  deshalb  für  die  Praxis  ganz 
wesentlich  auf  die  zur  Entscheidung  von  Meinungsverschiedenheiten 
berufene  Stelle  ankommen  würde. 

Diese  Stelle  wird  allgemein  der  ständige  internationale  Gerichtshof 
(cour  permanente  de  Justice  internationale)  sein,  der  auch  sonst  bei 
allen  Streitigkeiten  angerufen  werden  kann,  die  sich  aus  der  Anwendung 
des  Statuts  von  Barcelona  ergeben.  Für  die  von  internationalen 
Stromkommissionen  mit  Beteiligung  von  Nichtuferstaaten  verwalteten 
Ströme,  also  in  Deutschland  für  den  Rhein,  die  Elbe,  Oder  und  Donau, 
sind  diese  Kommissionen  zur  Vorentscheidung  nach  Maßgabe  der  be- 
stehenden oder  noch  zu  vereinbarenden  Schiffahr  takten  berufen.  Gegen 
die  Beschlüsse  der  Kommissionen  kann  der  ständige  Gerichtshof  nicht 
derart  angerufen  werden,  daß  die  Klage  gegen  die  Kommission  als 
solche  gerichtet  wird , sondern  nur  in  der  Weise,  daß  die  in  der 
Mehrheit  befindlichen  Staaten  verklagt  werden,  was  in  der  Sache  auf 
dasselbe  hinauskommt. 

Für  die  auch  hinsichtlich  der  Verwaltung  internationalisierten,  d.  h. 
unter  internationale  Kommissionen  gestellten  Ströme  sind  nicht  nur 
die  schon  erwähnten  Einzelbestimmungen,  sondern  so  gut  wie  alle  die 
Unterhaltung  und  den  Ausbau  betreffenden  Vorschriften  subsidiär, 
also  der  Abänderung  durch  Schiffahrtakten  fähig.  Insbesondere  sollen 
die  Schiffahrtakten  und  sonstigen  Verträge,  die  vorhandenen  ebenso 
wie  die  noch  abzuschließenden,  in  erster  Linie  Geltung  haben,  soweit 
sie  die  Rechte  und  Pflichten  der  Kommission  hinsichtlich  der  Anordnung 
und  Ausführung  von  Unterhaltungs-  und  Verbesserungsbauten  betreffen. 

Soweit  nicht  in  Schiffahrtakten  und  sonstigen  Verträgen  ein 
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In  dem  Streit  der  Meinungen  muß  grundsätzlich  zwischen  Stadt  und 
Land  unterschieden  werden.  Auf  dem  Lande  und  im  kleinen  Städtchen 


anderes  festgesetzt  ist  oder  noch  festgesetzt  werden  sollte,  ist  nach 
Art.  12  die  Verwaltung  der  Wasserstraßen  einschließlich  der  Strom- 
und  Schiffahrtpolizei  grundsätzlich  Sache  der  Uferstaaten;  sie  soll  aber 
so  gehandhabt  werden,  daß  die  freie  Ausübung  der  Schiffahrt  gewähr- 
leistet ist.  Das  Verfahren  bei  Zollabfertigungen  soll  so  einfach  wie 
möglich  sein.  Die  vertragschließenden  Staaten  erkennen  an,  daß  es 
„in  hohem  Maße  wünschenswert  ist“,  die  Verwaltungseinrichtungen 
auf  gemeinsamen  Wasserstraßen  einheitlich  zu  gestalten.  Für 
Deutschland  haben  diese  Bestimmungen  wenig  Bedeutung,  weil  für 
Rhein,  Elbe,  Oder  und  Donau  besondere  Schiffahrtakten  teils  bestehen, 
teils  in  der  Ausarbeitung  begriffen  sind. 

Die  Schiffahrtkommissionen,  in  denen  Nichtuferstaateu  vertreten 
sind,  sollen  für  die  von  ihnen  verwalteten  Wasserstraßen  ein  gewisses 
Mindestmaß  von  Zuständigkeiten  haben,  die  in  Art.  14  näher  bezeichnet 
sind.  Sie  erstrecken  sich  auf  den  Erlaß  von  Strom-  und  Schiffahrt- 
polizeiverordnungen, auf  die  Anordnung  von  Unterhaltungsarbeiten,  auf 
die  Entgegennahme  von  Mitteilungen  derUferstaaten  über  Verbesserungs- 
bauten und  auf  die  Genehmigung  von  Tarifen  für  Schiffahrtabgaben. 

Im  Falle  der  Not  und  der  höheren  Gewalt  (en  cas  d’evenements 
graves  interessant  la  sürete  de  l'Etat  ou  les  interets  vitaux  du  pays) 
soll  nach  Art.  19  ausnahmsweise  und  vorübergehend  die  Nichtbeachtung 
der  Vorschriften  des  Statuts  gestattet  sein. 

Wie  bereits  erwähnt,  sollen  alle  Streitigkeiten  über  die  Auslegung 
des  Statuts  vor  dem  ständigen  Gerichtshof  (cour  permanente  de  Justice 
Internationale)  im  Klagewege  zum  Austrag  gebracht  werden  können. 
Die  vertragschließenden  Staaten  verpflichten  sich  aber,  solche  Meinungs- 
verschiedenheiten vor  Beschreitung  des  Klageweges  der  durch  den  Völker- 
bund eingesetzten  Commission  consultative  et  technique  zu  unterbreiten, 
die  ihrerseits  versuchen  soll,  eine  gütliche  Regelung  herbeizuführen. 

Die  Vorschriften  des  Statuts  sollen  in  bezug  auf  die  der  Schiffahrt 
eingeräumten  Freiheiten  nur  als  ein  Mindestmaß  gelten  in  dem  Sinne, 
daß  alle  in  Gesetzen  und  Verträgen  etwa  zugestandenen  größeren 
Freiheiten  aufrecht  erhalten  werden  und  auch  in  Zukunft  weiter  ein- 
geräumt werden  können. 

Der  subsidiäre  Charakter  eines  großen  Teils  der  Vorschriften, 
die  in  dem  Statut  enthalten  sind,  bringt  es  mit  sich,  daß  die  ent- 
scheidenden Verhandlungen  über  eine  ganze  Reihe  von  wichtigen  Fragen 
erst  im  Schoß  der  Konferenzen  stattfinden  werden,  die  die  einzelnen 
Schiffahrtakten  für  Rhein,  Elbe,  Oder  und  Donau  zu  vereinbaren  haben. 

Schließlich  ist  ein  Schlußprotokoll  vereinbart  worden,  in  dem 
die  beteiligten  Staaten  sich  verpflichten,  auch  diejenigen  vom  Meer 
aus  zugänglichen  Wasserstraßen,  die  nach  dem  Statut  keinen  inter- 
nationalen Charakter  haben  werden,  einschließlich  der  daran  liegenden 
Häfen,  sich  gegenseitig  für  ihre  Flaggen  mit  voller  Gleichberechtigung 
aber  nur  für  Ein-  und  Ausfuhrverkehr  ohne  Umladung  — zur  Ver- 
fügung zu  stellen.  Es  bleibt  der  Entschließung  einer  jeden  Regierung 
Vorbehalten,  ob  sie  dieses  Protokoll  überhaupt,  und  ob  sie  es  für  alle 
oder  nur  für  die  natürlichen  Wasserstraßen  ihres  Gebiets  zeichnen 
will.  Das  Protokoll  hat  also  nur  die  Bedeutung  eines  Vertragsangebots 
oder  einer  Aufforderung. 

Diese  Darstellung  gibt  keineswegs  den  gesamten  Inhalt  der  in 
Barcelona  vereinbarten  völkerrechtlichen  Bestimmungen  wieder.  Sie 
enthält  nur  die  Grundzüge  und  Richtlinien  und  den  wichtigsten  Teil 
der  daran  anschließenden  Einzelvorschriften.  Ein  Teil  der  letzteren  ist 
hier  unerwähnt  geblieben  um  das  ohnehin  schwer  zu  zeichnende  Bild 
nicht  noch  unübersichtlicher  und  unklarer  zu  machen.  Das  gilt  nament- 
lich von  gewissen  Ausnahmen,  welche  die  Anwendung  der  im  Statut 
aufgestellten  Regehi  für  einzelne  besondere  Fälle  einschränken  sollen. 

Man  hat  — um  ein  Beispiel  hierfür  zu  geben,  das  die  Sachlage 
kennzeichnet  — nicht  einmal  den  Grundsatz  der  Internationalisierung 
der  mehreren  Staaten  gemeinsamen  Wasserstraßen  uneingeschränkt 
durchführen  können.  Es  stellte  sich  heraus,  daß  dieser  Grundsatz  auf 
den  Ganges  augewendet  werden  müßte,  weil  an  seinem  Unterlauf 
eine  kleine  französische  Kolonie  von  wenigen  Quadratmeter  Fläche, 
einer  der  wenigen  Reste  des  früheren  französischen  Indiens,  belegen  ist. 
Da  man  diese  Nutzanwendung  aus  jenem  Grundsatz  vermeiden  wollte, 
machte  man  eine  Ausnahmevorschrift  in  Art.  23,  wonach  die  Rechts- 
wirkung der  Internationalisierung  nicht  eintreten  soll,  wenn  einer  von 
zwei  beteiligten  Staaten  nur  mit  einem  verhältnismäßig  kleinen  und 
schwach  bevölkerten  Gebiet  an  der  Wasserstraße  läge.  Hierin,  ebenso 
wie  in  anderen  Sondervorschriften,  kommt  die  Tatsache  zur  Erscheinung, 
daß  die  wirklichen  Interessen  hinsichtlich  der  Wasserstraßen  aller  fünf 
Erdteile  doch  zu  sehr  auseinandergehen  und  zu  stark  verschieden  sind, 
als  daß  sie  ohne  weiteres  auf  den  gemeinsamen  Nenner  einheitlicher 
völkerrechtlicher  Abmachungen  gebracht  werden  könnten. 

td  Flachbau. 

wird  der  Flachbau  kaum  jemals  einer  besonderen  Förderung  bedürfen. 
Gleichwohl  hat  die  großstädtische  Mietkaserne  hin  und  wieder  in  be- 
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dauerlicher  Weise  auch  dort  ihren  Einzug  gehalten,  und  das  Straßen- 
und  Stadtbild  alsdann  unerfreulich  und  für  viele  Jahrzehnte  zerstört. 
In  und  bei  den  Städten  ist  das  fünfgeschossige  Zinshaus  mit  6/io 
bis  '/10  Überbauung  einst  in  wohlmeinender  Absicht  in  übertriebenem 
Umfange  zugelassen  worden.  Die  zulässige  Höchstausnutzung  wurde 
aber  erst  durchweg  zur  Kegel,  als  übermäßige  Anforderungen  an 
Straßenlandopfer  (schließlich  bis  zu  45  vH  des  Rohlandes)  und  an 
Straßenbaukosten  mehr  und  mehr  einen  Zwang  dazu  ausübten. 
Schließlich  bestrafte  geradezu  die  Grundwertsteuer  seit  1893  jede 
ungenügende  Ausnutzung  der  Baustelle,  und  vertrieb  so  allmählich 
die  letzten  Privatgärten  aus  den  deutschen  Großstädten,  zumal  die 
Baukosten  in  erster  Linie,  dann  der  Regelungsaufwand,  und  der 
„Boden“  erst  in  letzter  Linie  Träger  der  Grundwertsteuer  waren. 

In  Großstädten  kostete  bei  Zinshäusern  mit  kleineren  Wohnungen 
eine  baureife  Baustelle  (selbst  in  Berlin)  selten  mehr  als  60  bis  80  Mark 
je  qm , der  Bau  (bei  Friedensbaukosten)  selten  weniger  als  das  Drei- 
bis  Vierfache  des  Bauplatzes.  Die  Bauplatzrente  (nicht  „Bodenrente) 
beanspruchte  also  selten  mehr  als  1/i  bis  1/i,  die  „Bodenrente  (ein- 
schließlich aller  Erschließungsgewinne)  dagegen  etwa  nur  y10  der 
Bruttomiete.  Heute  sind  Bauplatz-  und  Bodenrente  auf  einen  kleinen 
Bruchteil  ihrer  geringfügigen  Friedenshöhe  zusammengeschrumpft, 
weil  die  Boden-  und  Bauplatzflächen  trotz  der  Geldentwertung  fast 
überall  und  überreichlich  zu  Friedenspreisen,  selten  mit  geringfügiger 
Steigerung,  manchmal  sogar  noch  billiger  als  1914  angeboten  werden. 
Für  den  Wert  eines  heutigen  Stundenlohnes  kann  man  1 bis  2 qm 
Land,  vielfach  sogar  an  geregelter  Straße  bei  Berlin  kaufen  (z.  B.  in 
den  Wohnvororten  mit  niedrigen  Bauklassen  an  der  Nordbahn).  Weder 
der  Landhunger  noch  der  Bedarf  für  Wohnzwecke  ist  groß  genug, 
als  daß  daraufhin  der  Wohnbodenvorrat  in  absehbarer  Zeit  einiger- 
maßen knapp  werden  könnte.  Im  heutigen  Großberlin  harren  noch 
Tausende  von  Hektaren  an  vielen  Dutzend  Kilometern  geregelter 
Straßen  seit  Jahren,  zum  Teil  seit  Jahrzehnten  vergeblich  der  Besiedlung. 
Viele  Tausende  von  Hektaren  Rohland  zwischen  den  radialen  Verkehrs- 
linien und  Ausfallstraßen,  die  als  Bauland  vermutlich  erst  nach  Jahr- 
zehnten, zum  Teil  vielleicht  — hoffentlich  — niemals  für  Wohnzwecke 
in  Frage  kommen,  belegte  man  als  vermeintliches  „spekulatives  Bau- 
land11 mit  laufender  Grundsteuer,  damit  sie  nach  bodenreformerischer 
Lehrmeinung  von  der  Spekulation  nicht  „zurückgehalten“  werden.  Im 
alten  Zweckverbandgebiet  Berlins  schätzte  ich  allein  die  jährliche 
Grundsteuerlast  bereits  1913  auf  4 bis  6 Mill.  Mark,  und  zwar  nur  für 
diejenigen  Gebiete,  die  infolge  ihrer  Lage  und  Billigkeit  gerade  für 
Kleinwohnungszwecke  aller  Abstufungen  in  Frage  kommen,  d.  h.  unter 
Ausschaltung  der  Luxusvororte.  Der  neue  Siedlungsdirektor  Berlins 
wird  hoffentlich  seine  erste  Aufgabe  darin  sehen,  den  Wohnbodenvorrat, 
besonders  den  an  geregelten  Straßen,  statistisch  genau  festzustellen,  und 
zwar  einschließlich  seiner  Preise,  der  bisherigen  und  zukünftigen 
Steuerlasten,  seiner  Erschließungsopfer,  Berohrungskosten  usw.  Der 
„Architektenausschuß  Großberlin“  hat  diese  Aufgabe  bereits  durch 
Versendung  von  Fragebogen  begonnen,  und  damit  den  Anstoß  ge- 
geben, daß  in  der  Bodenpolitik  nicht  mehr  nach  politischen  tenden- 
ziösen Gesichtspunkten,  sondern  in  klarer  wirtschaftlicher  Erkenntnis 
Siedlungspolitik  getrieben  wird.  Jede  deutsche  Stadt  sollte  sich 
endlich  die  gleiche  Grundlage  verschaffen. 

Die  Unkenntnis  auf  diesem  Gebiet  ging  soweit,  daß  unerfahrene 
Wohnungsorganisationen  noch  nach  dem  Kriege  Ankäufe  scheinbar 
billigen  fiskalischen  Rohlandes  für  eine  Reihe  von  neuen  Siedlungen 
bei  Berlin  Vornahmen,  dessen  Selbstkostenpreis  auch  bei  einfachstem 
Straßenbau  schließlich  4 bis  6 mal  höher  wurde  als  das  vorhandene 
Angebot  baureifen  Landes  in  oft  weit  besserer  Verkehrslage.  Diese 
ist  wegen  der  erhöhten  Tarife  gerade  von  besonderer  Wichtigkeit. 
Dicht  bei  den  Industriegegenden  Berlins  ist  ein  so  reicher  Bauplatzvorrat 
für  8 bis  12  Mark  je  qm  vorhanden,  daß  man  endlich  nach  so  vielem 
vergeudeten  kostspieligen  Lehrgeld  in  Preußen  amtlich  auf  dessen 
schleunigen  Verbrauch  erst  hinweisen  mußte.  Das  gleiche  geschah 
kürzlich  in  Bayern. 

Als  Friedensregel  konnte  gelten:  Bei  teurem  Rohland  und 

Hochbau  ist  das  Straßenlandopfer  (30  bis  45  vH)  ein  stärkerer  preis- 
bildender Faktor  als  der  Regelungsaufwand,  selbst  bei  teurer  Be- 
festigung und  Berohrung.  Bei  billigem  Rohland  und  Flachbau 
spielt  auch  billiger  Straßenbau  eine  größere  preisbildende  Rolle  als 
das  hier  nur  20  bis  30  vH  erfordernde  Straßenlandopfer. 

Inzwischen  hat  man  an  einigen  Stellen  auf  ehemaligem  Hochbau- 
gelände an  geregelter  Straße,  das  60  bis  80  Mark  je  qm  kostet, 
Kleinhäuser  mit  Mittelwohnungen  und  nur  3/10  Überbauung  errichtet. 
Die  erheblich  erhöhten  Baukosten  bewirkten,  daß  die  Bauplatzrente 
von  der  Miete  prozentual  weniger  beanspruchte,  als  wenn  man  die 
gleichen  Baustellen  zu  7/]0  mit  fünfgeschossigen  Zinshäusern  zu  ein- 
stigen Friedenspreisen  überbaut  hätte.  Gleichwohl  sollte  eine  ver- 
ständige Bodenpolitik  dafür  sorgen,  daß  für  3/10  Überbauung  mit 
drei  Geschossen  ein  Bauplatzhöohstpreis  von  20  bis  40  Mark  je  qm, 
bei  Kleinhäusern  ein  Höchstpreis  von  10  bis  20  Mark  je  qm  nicht 


zwangläufig  überschritten  wird,  bis  endlich  die  Besiedlung  beginnt. 
Die  mutmaßliche  Verwertungsdauer  des  zukünftigen  Wobnbodens 
ist  in  jeder  Gemeinde  je  nach  der  Lage  ziemlich  genau  zu  schätzen. 
Oft  wird  es  sich  nicht  um  Jahre,  sondern  um  viele  Jahrzehnte 
handeln.  Übertriebene,  rein  spekulative.,  Gewinne  an  Bauland  sind 
durch  die  Wertzuwachssteuer  und  die  beschränkte  Ausnutzung  kaum 
noch  möglich.  Die  laufende  Besteuerung  ertraglosen  Zukunftsbau- 
landes ist  dagegen  bei  langer  Verwertungsdauer  ein  verhängnisvoller 
Fehler,  ebenso  die  Höhe  der  heutigen  Handwechselunkosten  von 
8 bis  9 vH,  die  den  Wohnboden  ohne  Rücksicht  auf  die  Verkaufs- 
umstände sinnlos  verteuern.  Der  heutige  „gemeine“  Wert  ist  nämlich  = 

Höchstwert — (Erschließungskosten -(-Steuern)  , . ,7 

— —— — ! , wobei  n = Verwertungs- 

1,06  » 

jahre  zu  setzen  ist.  Nur  6 vH  für  Zins-  und  Nebenkosten  dürften  zu- 
dem selten  genügen.  Nicht  Städtebau  allein,  sondern  seine  wirtschaft- 
liche Auswertung  ist  die  Forderung  des  Tages.  Daraufhin  sollte  zu  jedem 
Bebauungsplan  ein  wirtschaftlicher  Erläuterungsbericht  nach  einem 
vorgeschriebenen  einfachen  Schema  verlangt  werden,  das  sich  bis 
zur  späteren  Mietpreisbildung  erstreckt.  Vorbildliche  Anhaltpunkte 
hierzu  gibt  Stadtbaurat  Brettschneiders  neue  Schrift  über  „die  Wirt- 
schaftlichkeit der  Berliner  Bauordnungen“  (s.  a.  1920  d.  Bl.,  S.  368). 
In  meiner  Dissertation  „Zur  Praxis  der  Stadterweiterungen“  (Darm- 
stadt 1919,  entstanden  in  französischer  Kriegsgefangenschaft)  gelangte 
ich  zu  ähnlichen  Ergebnissen.  Jeder  preisbildende  Faktor  muß  eben 
auf  1 qm  erstellter  Wohnfläche  ermittelt  werden.  Hieraus  ergeben 
sich  die  baulich-wirtschaftlichen  Richtlinien  der  gesamten  Boden- 
und  Wohnungspolitik,  die  man  bisher  rein  gefühlsmäßig  betrieb,  jetzt 
aber  von  jedem  beherrscht  werden  müsseD,  der  Anspruch  auf  prak- 
tische Mitarbeit  erhebt.  Die  Anregung  und  Anleitung  hierzu  gehört 
nebst  Zahlengrundlagen  aus  der  Praxis  in  die  Hochschulen,  und 
erfordert  nur  wenige  Vortragstunden  und  Besichtigungen. 

Es  ist  ein  müßiger  Streit,  ob  man  mit  drei,  vier  oder  fünf  Ge- 
schossen oder  gar  im  Flachbau  billiger  bauen  kann.  Die  Kosten- 
unterschiede sind  jedenfalls  herzlich  geringfügig.  Die  ortsüblichen 
Löhne  sind  so  verschieden,  daß  sie  schon  vor  dem  Kriege  in  den 
kleinen  Städten  erheblich  billigere  Baukosten  und  Mieten  ermöglichten 
als  in  den  Großstädten  (vgl.  die  im  Deutschen  Baukalender  ange- 
gebenen Baukosten).  Maßgeblich  ist  vor  allem  die  Wirtschaft- 
lichkeit der  fertigen  Hausgrundstücke,  und  zwar  vor  allem  hinsichtlich 
der  Steuerlasten,  welche  die  hohen  Baukosten  prozentual  ebenso 
erfassen,  wie  die  immer  nebensächlicher  gewordenen  Bauplatz-  und 
Bodenwerte.  Hier  ist  ganz  allein  der  Grund  zu  suchen,  daß  heute 
kein  rechnender  Kapitalist  mehr  Mietwohnungen  errichtet,  trotz  aller 
Versprechungen  hinsichtlich  Freistellung  von  Mietbeschränkung  und 
Zwangseinquartierung,  und  trotz  Zugeständnis  von  hohen  Zuschüssen, 
belanglosen  Baupolizeierleichterungen  oder  Ersatzbaustoffen.  Erst 
jetzt  werden  endlich  im  Reichs  wirtschaftsrat  steuerliche  Nachlässe 
für  Neubauten  „erwogen“,  nachdem  sie  in  Amerika  längst,  angeblich  bis 
1932  zugebilligt  wurden.  Ein  Friedrich  der  Große  hätte  damit  den 
ersten  Schritt  zur  Bekämpfung  der  Wohnungsnot  getan.  Nur  die 
mangelnde  Beherrschung  der  wirtschaftlichen  Zusammen- 
hänge und  der  Mangel  an  praktisch  erfahrenen  Tech- 
nikern in  leitenden,  den  Ausschlag  gebenden  Stellen  ver- 
mochte den  heutigen  bedenklichen  Kreislauf  der  Dinge 
im  deutschen  Wohnungswesen  an  Stelle  produktiver  Ar- 
beit hervorzurufen.  Technik  ist  Wirtschaft,  niemals  Politik. 
Zunächst  gilt  es,  die  Wohnungsnot  zu  beheben,  ganz  gleich  mit 
welcher  Wohnform,  selbstverständlich  mit  Ausschaltung  überlebter 
Bauart.  Die  Angst  vor  der  „Mietkaserne“  ist  unbegründet.  Das  große 
Zinshaus  wäre  ein  Millionenobjekt,  und  wird  daher,  abgesehen  von  der 
berechtigten  Angst  vor  der  Vermieterunfreiheit,  niemals  mehr  Gegen- 
stand privater,  geschweige  denn  genossenschaftlicher  Bautätigkeit  sein. 

Die  Verschlechterung  und  Verteuerung  der  Tarife  sorgt  aber  dafür, 
daß  die  Städte  nicht  überwiegend  im  Flachbau  angelegt  oder  erweitert 
werden  können.  Das  Bürgerhaug  mit  vier,  sechs  oder  acht  Wohnungen 
muß  wieder  lebensfähig  gemacht  werden,  tunlichst  mit  einem  Gärtchen 
für  jede  Wohnung.  Das  Einfamilienhaus  mag  man  durchaus  als 
die  idealste  Wohn  weise  ansprechen,  aber  es  gehört  nicht  in  den  Stadt- 
kern, erfordert  seßhafte  Eigentümer,  teuere  Unterhaltung  und  Be- 
rohrung und  findet,  zumal  in  Privathand,  vorläufig  leider  überhaupt 
keine  halbwegs  ausreichende  hypothekarische  Beleihung. 

Alle  künstlichen  Hilfsmittel  zur  Belebung  der  Bautätigkeit  haben 
versagt.  Die  unproduktiven  Kosten  der  Zwangswirtschaft  im  Miet- 
und  Bauwesen  und  hoffnungslose  Sozialisierungsversuche  werden  noch 
viele  Millionen  verschlingen,  die  besser  als  Betriebskapital  segens- 
reicher Bautätigkeit  Nutzen  gestiftet  hätten.  Die  Leistungen  im  Woh- 
nungsbau stehen  im  umgekehrten  Verhältnis  zu  dem  Aufwand  an 
Arbeit  und  Opfern.  Es  handelt  sich  nicht  nur  um  nutzlose  Milliarden- 
verluste, sondern  um  schwere  soziale  Folgen  und  Schäden  der  Woh- 
nungsnot, in  die  wir  immer  tiefer  hineingeraten.  Mit  Lehrmeinungen 
und  schönen  Worten  baut  man  weder  neue  Häuser,  noch  schützt 
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man  die  alten  vor  beschleunigtem  Verfall.  Darum  fort  mit  unfrucht- 
barem Streit;  Flachbau  oder  verbesserter  Hochbau,  — jeder  an  seiner 
Stelle.  Wieviel  Prozent  der  Bevölkerung  gemeinnützig,  d.  h.  unter 
Opfern  seitens  der  anderen  Volksschichten  untergebracht  werden 
können,  richtet  sich  nach  deren  Belastungsfähigkeit.  Nur  die  private 
Bautätigkeit  kann  Rettung  bringen.  Sie  bleibt  aber  gelähmt,  solange 
die  wirtschaftlichen  Gesichtspunkte  von  Amtswegen  vernachlässigt 
werden. 

Bei  Flachbau  verträgt  der  rohe  Wohnboden  keinesfalls  die  Be- 
lastung mit  den  auch  dann  unvermeidlichen  teuren  Verkehrsstraßeu 
Selbst  bei  mehrgeschossiger  Bauweise  wird  man  dazu  übergehen 
müssen,  wenigstens  einen  Teil  des  Straßenaufwandes  der  Allgemeinheit 
aufzubürden,  wie  es  z.  B.  in  Zürich  längst  die  Regel  war.  Dort  sorgt 
ein  verständiges  „Quartierplanverfahren“  sogar  für  Zwangsumlegung 
und  sachgemäße  Aufteilung  der  Baublöcke.  Die  Allgemeinheit  trägt 


außer  dem  Verkehrestraßenbau  sogar  noch  einen  erheblichen  Teil  der 
Wohnstraßenkosten.  Auf  diese  Weise  ist  es  möglich,  daß  in  Zürich 
laut  amtlicher  Statistik  mit  Ausnahme  des  Geschäfts-  und  Luxus- 
viertels der  Bauplatzpreis  auch  im  Hochbaugebiet  bis  heute  nur  10 
bis  höchstens  40  Franken  je  qm  beträgt.  Die  Privatgärten  werden 
steuerlich  bevorzugt!  Zürich  wird  daher  stets  eine  Gartenstadt 
mit  aufgelockerter  Bauweise  bleiben.  Erst  nachdem  man  dort  durch 
dreigeschossige  Reihengruppen  allmählich  die  schlimmste  Wohnungs- 
not gemildert  hatte,  tritt  man  dem  Flachbaugedanken  näher.  Kühl 
rechnende  Baugenossenschaften  bauen  in  der  Stadt  trotz  billiger 
Bauplätze  sogar  vier  und  fünf  Geschosse,  aber  mit  Randbebauung 
und  Gärten  zu  jeder  Wohnung.  Wir  sollten  an  dem  lernen,  was  die 
Schweiz  bereits  in  der  Kriegszeit  Vorbildliches  geleistet  hat.  Manche 
Enttäuschung  wäre  uns  dann  erspart  geblieben. 

Hermsdorf  bei  Berlin.  T)r.=  3n9-  Wehl. 


Eine  neue  Anwendung  des  Prinzips  der  kleinsten  Formäuderungsarbeit. 

Beitrag  zur  Lösung  der  Frage,  ob  der  Beton-  und  Eisenbetonquerschnitt  bei  der  Biegung  eben  bleibt. 

(Schluß  aus  Nr.  53.) 


Wir  wollen  nun  ein  statisch  bestimmtes  Fachwerk  von  beliebig 
vielen  Stäben  bis  sn  annehmen,  das  von  beliebig  vielen  Lasten  1\ 
bis  Pr  beansprucht  werde.  Die  Stäbe  mögen  beliebige  Verlänge- 
rungen bezw.  Verkürzungen  Js  erfahren;  die  zugehörigen  Verschie- 
bungen der  Knotenpunkte  bezeichnen  wir  mit  ff.  Dann  gilt  nach 
dem  Prinzip  der  virtuellen  Verrückungen: 

2SJs=  ZPd 

S^z/Si  -j-  $2  A S2  + . . . Sn<d  Sn  r—  P l dj  -j-  -Pj  4 + ■ • ■ Pr  6r. 

Wenn  nun  eine  der  Lasten,  z.  B.  Pk  um  d Pk  zunimmt,  so  ändert 
sich  die  rechte  Seite  der  Gleichung  um  d Pk  ■ ff/fc,  die  linke  Seite  um 


3 5, 
3 Pk 
3 Sn 


• d P /-  z/  Sj  -+ 


3 S$ 

TP,, 


• d P/c  d s2  -f- . • . 

3 S 


3Pk  % dFkJSn  — 2 ‘ 3Pk  ' d PkJs' 
da  ja  die  beliebig  gewählten  Verschiebungen  von  Pk  unabhängig  sind. 
Wir  erhalten  also;  -j  o 

z.TT-dPkJs=dPkdk. 

3 Pk 

Wenn  wir  nun  für  die  Längenänderung  der  Stäbe  die  bei  der 
Belastung  des  Fachwerks  wirklich  auftretenden  nehmen,  so  stellt  #k 
die  wirkliche  Verschiebung  des  Knotens  k dar,  und  wir  erhalten: 

3 S a 0 

/i  z/  .v  = ß S 1 


3 Pk 

dk  = 2ßS™- 


3 S 


3Pk 


v 3 ( ßSm  + l\ 

3 Pk  V 1 ) 


ßS 


m + 1 


m + 

3 2( 
3Pk 


21  H V,  A 1 

_ - -,  daher  ök  = — 

m + 1 m m 

Wir  finden  also  den  Satz:  „Bei  einem  Fachwerk,  dessen  Stäbe  bei 

der  Formänderung  dem  Gesetz  folgen,  ist  die  Verschiebung 

eines  Knotenpunktes  gleich  dem  m ten  Teil  der  partiellen  Abgeleiteten 

der  Formänderungsarbeit  nach  der  am  Knotenpunkt  angreifenden  Last.“- 

Von  diesem  Satz  aus  kann  man  auf  dieselbe  Weise  auf  das  Prinzip 

der  kleinsten  Formänderungsarbeit  schließen,  wie  von  dem  für  Körper, 

Ö 21 

die  dem  Hookeschen  Gesetz  unterliegen,  geltenden  <)/,  = • 

Man  nehme  zu  dem  Zweck  an,  daß  in  einem  statisch  unbestimmten 
System  eine  statisch  unbestimmte  Größe,  bei  der  die  Verschiebung 
des  Angriffspunktes  gleich  Null  ist,  die  Last  Pk  ist,  dann  ist 

1 5 31  3 3( 

4 = 0,  also  — • s pi  = 0,  oder  = 0, 

d.  h.  die  statisch  unbestimmten  Größen  machen  die  Formänderungs- 
arbeit zu  einem  Minimum. 

Die  Ableitung  ist  aber  an  die  Voraussetzung  gebunden,  daß  m 
für  alle  Teile  des  Systems  denselben  Wert  hat.  Wenn  dies  nicht  der 
Fall  ist,  so  ist  die  Formänderuugsarbeit  in  einem  Stabe: 

A = 1T^.ßS»>  + 1 

m + 1 

und  die  gesamte  Formänderungsarbeit 

% = Z — T--.ßS™+1 

m + 1 

C y C/ 

3 Pk  - - P Pk 
ßSm+ 1 _ 3 

m + 1 3 Pk 


ch  = IßS’ 
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f ßSm  + 1 
m + 1 
„ A 


\ 


s rt 


Hier  ergibt  sich  also  der  Satz:  „Die  statisch  unbestimmten  Größen 

machen  den  Ausdruck  2 ‘ zu  einem  Minimum.“ 
m 

Der  Satz  ist  von  allgemeinerer  Bedeutung  als  der  vorher  abge- 
leitete. Der  letztere  folgt  daraus  ohne  -weiteres,  wenn  m für  alle  Teile 
denselben  Wert  hat  oder  gleich  1 ist  wie  beim  Hookeschen  Gesetz. 
Wir  wollen  im  folgenden  unter  der  Bezeichnung  „Satz  der  kleinsten 
Formänderungsarbeit“  auch  den  zuletzt  abgeleiteten  verstehen. 

Die  Richtigkeit  des  Satzes  wollen  wir  an  einem  einfachen  Bei- 
spiel prüfen. 

Wir  denken  uns  an  zwei  gleichlangen  senkrechten  Fäden  ein 
Gewicht  hängen.  Wenn  der  Querschnitt  der  Fäden  im  Verhältnis  zu 
ihrer  Länge  sehr  klein  ist,  können  die  Achsen  als  zusammenfallend 
angesehen  werden,  und  das  System  ist  dann  ein  statisch  unbestimmtes. 
Die  in  den  beiden  Fäden  auftretenden  Spannungen  können  dadurch 
bestimmt  werden,  daß  die  Verlängerungen  beider  Fäden  gleich  sein 
mijssen.  Wir  wollen  nun  annehmen,  daß  die  beiden  Fäden  verschie- 
denen Elastizitätsgesetzen  unterliegen,  und  daß  für  den  einen  Stab  gilt: 

f rzßj  crmi,  für  den  anderen  e — a2  ff’”-' 
und  wollen  den  Satz  von  der  kleinsten  Formänderungsarbeit  darauf 
anwenden.  Nach  den  obigen  Ableitungen  ergibt  sich: 

jSl=ß{  sin\  jSa=ß,sr* 

m,  „ «m.+ 1 i _ »h 

m2  + l 

A 

Yj  + 1 


^1  = 


0 nmj+1 

‘Pl&l  3 
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Vli  + 1 
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nii  + 1 
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Aus  Gleichung  1)  folgt: 

=ßlsr+ß2sr- 


ß2Sp- 


■ + 1 = min 


3 Pi 


II! 


3 S2 
3Sl 


= 0. 


Aus  Gleichung  2)  folgt: 

3 6 2 


3 5, 


= - 1, 


daher 


m 


ß1STl  = ß»8tnh 

oder  A A s2, 

d.  h.  die  Verlängerungen  der  beiden  Fäden  müssen  gleich  sein,  danach 
müssen  die  Spannungen  bestimmt  werden.  Das  Ergebnis  ist  richtig. 

Wir  kehren  nun  zur  Behandlung  der  Frage,  ob  der  Querschnitt 
eines  Betonkörpers  bei  der  Biegung  eben  bleibt,  zurück.  Wir  haben 
gefunden,  daß  dies  bei  einem  Baustoff,  der  dem  Elastizitätsgesetz 
t = (\  Om  unterliegt,  wobei  m für  alle  Teile  denselben  Wert  hat,  der 
Fall  ist.  Für  die  Formänderungen  des  Betons  bei  Druckspannungen 
ist  nun  die  Gültigkeit  der  Formel  *=<xff'»  durch  eine  Reihe  von  Ver- 
suchen nachgewiesen.  Das  soll  nicht  heißen,  daß  die  theoretische 
Gültigkeit  der  Formel  nachgewiesen  ist,  sondern  nur,  daß  die  Ab- 
hängigkeit zwischen  den  Formänderungen  des  Betons  bei  Druck 
und  den  zugehörigen  Spannungen  sich  genügend  genau  durch  eine 
Gleichung  der  obigen  Form  ausdrücken  läßt.  Für  den  Fall,  daß  nur 
Druckspannungen  auftreten,  kann  man  daher  annehmen,  daß  der 
Querschnitt,  wenn  nur  Normalspannungen  wirken,  eben  bleibt. 

Ob  das  Potenzgesetz  f — ocO”'  auch  für  die  Betonzugspannungen 
genügend  genau  gilt,  ist  noch  nicht  nachgewiesen,  da  die  hierüber 
angestellten  Versuche  sich  alle  nur  Uber  verhältnismäßig  niedrige 
Spannungen  erstrecken.  Wir  wollen  es  hier  annehmen.  Jedenfalls 
aber  haben  <x  und  m für  die  Zugspannungen  andere  Werte  als  für 
die  Druckspannungen,  und  es  tritt  nun  die  Frage  auf,  ob  auch  in  dem 
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Fall,  wo  sowohl  Druck-  als  Zugspannungen  auftreten.  der  Querschnitt 
eben  bleibt. 

Wir  wollen  hier  die  Lage  der  Nullinie  zunächst  einmal  als  ge- 
geben voraussetzen.  Dann  haben  die  auf 
einer  beliebigen  Seite  der  Nullinie,  z.  B. 
der  unteren  in  Abb.  7 u.  8,  vorhandenen 
Spannungen  nach  den  Gleichgewichts- 
bedingungen den  Gleichungen  zu  genügen : 

1)  l(Szdx=B 
o 

2)  lözxdx=C , Abb.  7.  Abb.  8. 

o 

wobei  B und  G Konstante  bedeuten,  die  von  den  äußeren  Kräften 
und  von  den  auf  der  anderen  Seite  der  Nullinie  befindlichen  Span 
nungen  abhängig  sind.  Dabei  können  die  Spannungen  aber  natür- 
lich, um  die  beiden  Gleichungen  zu  erfüllen,  nach  jeder  beliebigen 
Kurve  verlaufen.  Damit  dem  Gesetz  der  kleinsten  Formänderungs- 
arbeit Genüge  geschieht,  müssen  sie  aber  nach  einer  solchen  Kurve 
verlaufen,  daß  ihre  Formänderungsarbeit  für  sich  ein  Minimum  wird, 
und  diese  Bedingung  wird,  wie  sich  aus  der  obigen  Ableitung  ohne 
weiteres  ergibt,  erfüllt,  wenn  die  Dehnungen  nach  einer  Geraden 
verlaufen,  wenn  also  der  Querschnitt  auf  dieser  Seite  der  Nullinie 
eben  bleibt. 

Wir  haben  also  gefunden,  daß  der  Querschnitt  zu  jeder  Seite  der 
Nullinie  eben  bleibt;  es  fragt  sich  noch,  ob  er  es  auch  im  ganzen  tut. 

Wir  wollen  hier,  der  Einfach- 
heit halber,  um  die  Ableitung 
nicht  allzu  verwickelt  werden  zu 
lassen,  einen  rechteckigen  Quer- 
schnitt von  der  Breite  1 und  der 
Höhe  h annehmen,  auf  den  eine 
normal  zum  Querschnitt  gerichtete 
Kraft  P im  Abstand  a von  der 
Oberkante  des  Querschnitts  wirke 
(Abb.  9 u.  10). 

Wir  wissen,  daß  zu  beiden  Seiten  der  Nullinie  der  Querschnitt 
eben  bleibt,  daß  also  die  Formänderungen,  Dehnungen  bezw.  Zu- 
sammendrückungen, eine  gerade  Funktion  des  Abstandes  von  der 
Nullinie  sein  müssen.  Wir  können  also  setzen: 

X — Jet  oder,  da  t — a ff”1,  x — Je  cc  Gm. 


Die  Summe  der  Spannungen  auf  einer  Seite  der  Nullinie,  die  wir  F 
nennen  wollen,  ist: 

’ X 

F—jadx , dx  — Je  a m om'~l  da 
o 

<7  G 

F = flccc  m Gm  da=  Je  cc  m J <sm  da 
ö o 
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mxG 
m -j-  1 


Das  Moment  der  Spannungen  in  bezug  auf  die  Nullinie,  das  wir 
mit  S bezeichnen  wollen,  ist: 


x a 

S = J gx  d x = Jg  Je  a Gm  Je  cc  m Gm  ~ 1 da 

u u 


S — m Je 2 ar  J o 2 m d o 


S. 


m Je2  al  er- m + 1 
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m xl  g 
2 m -f-  1 


Die  von  den  Spannungen  geleistete  Formänderungsarbeit  ergibt 
sich  aus 
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Mit  dem  Index  o bezw.  u werde  die  Beziehung  auf  die  oberhalb 
bezw.  unterhalb  der  Nullinie  herrschenden  Spannungen  bezeichnet. 

A 

Dann  erhält  man  nach  dem  Satz:  X = min  und  aus  den  Gleich- 
en 

gewichtsbedingungen  die  folgenden  Gleichungen: 
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Die  ziemlich  umständliche  Entwicklung  dieser  Gleichungen  hat 
schließlich  das  Ergebnis 

a0  o™°  xu  = au  Guu  X0 

und  da  z0  — ]c0  a0  G™°  und  Xu  — Jcu  au  d™“. 

folgt  weiter  «0  d0m°  Jcu  ccu  G™u  = ccu  G™u  te0  a0  d”f° 
oder  Jc„  = Jca, 

d.  h.  die  Formänderimgen  verlaufen  auf  beiden  Seiten  der  Nullinie  nach 
derselben  Geraden,  der  Querschnitt  bleibt  also  eben. 

Unsere  Hauptaufgabe  ist  damit  gelöst.  Wir  haben  gefunden,  daß 
der  Betonquerschnitt,  wenigstens  der  rechteckige,  unter  der  Voraus- 
setzung, daß  die  Formänderungen  bei  Zug  und  Druck  dem  Potenz- 
gesetz folgen,  bei  der  Biegung  eben  bleibt.  Von  der  Wirkung  etwaiger 
Schub-  und  Scherspannungen  ist  dabei  abgesehen. 

Wenn  ein  streng  mathematischer  Beweis  in  diesen  Ausführungen 
auch  wohl  nicht  erblickt  werden  kann,  da  insbesondere  die  Anwen- 
dung des  Prinzips  der  kleinsten  Formänderungsarbeit  auf  den  Fall 
mit  unendlich  vielen  statisch  unbestimmten  Größen  doch  nur  ein 
etwas  willkürlicher  Schluß  ist,  so  wird  man  aus  ihnen  doch  folgern 
können,  daß  die  Annahme  von  Ebenbleiben  der  Querschnitte  auch 
für  den  Beton-  und  Eisenbetonkörper  so  sehr  an  Wahrscheinlichkeit 
gewonnen  hat,  daß  man  sie  allen  Berechnungen  mit  gutem  Recht  zu- 
grunde legen  kann.  Es  erscheint  dann  aber  auch  geboten,  diese  An- 
nahme überall  folgerichtig  durchzuführen,  auch  bei  der  Berechnung 
der  Betonzugspannungen,  was  bisher  bei  den  hierfür  aufgestellten 
Verfahren  nicht  genügend  geschehen  ist.  Der  Verfasser  hat  hierüber 
Näheres,  auch  ein  praktisch  leicht  anwendbares  Berechnungsverfahren, 
in  seiner  Doktor-Ingenieur-Arbeit  ausgeführt,  die,  durch  den  Krieg 
verzögert,  demnächst  im  Druck  erscheinen  wird. 

Schwerin  i.  M.  2)r.=3üq.  Christian  Havemann, 

Regierungsbaumeister. 


Vermischtes. 


Für  den  Reichskunstwart  und  für  die  Betätigung  einer  künst- 
lerischen Auffassung  bei  den  Aufgaben  der  Gesetzgebung  und  Ver- 
waltung ist  im  Nachtrag  zum  Haushalt  des  Reichsministeriums  des 
Innern  für  1921  der  Betrag  von  200  000  M vorgesehen.  In  den  Er- 
läuterungen zu  dieser  Geldanforderung  wird  u.  a.  ausgeführt:  Der 

Reichskunstwart  ist  nunmehr  auf  Grund  freien  Vertrages  unter  Ge- 
währung der  Bezüge  der  Besoldungsgruppe  B I unter  Zubilligung 
einer  Dienstaufwandentschädigung  von  15  000  Jft  angestellt.  Hilfs- 
arbeiter und  Angestellte  erhalten  Vergütungen  nach  dem  Einheitstarif. 
Für  persönliche  Ausgaben  sind  vorgesehen : Reichskunstwart  63  600  J(. 
1.  Referent  beim  Reichskunstwart  27  400  M,  2.  Referent  beim  Reichs- 
kunstwart 22  000  Jl,  Bureauhilfsarbeiterin  17  000  J/ , Kanzleihilfs- 
arbeiterin 10  000  JL  Für  sonstige  Ausgaben,  insbesondere  für  die 
Anfertigung  von  Entwürfen,  für  Gutachten  von  Sachverständigen, 
für  Dienstreisen  usw.  sind  schätzungsweise  nach  den  Erfahrungen 
des  Vorjahres  60  000  Jt  erforderlich,  darunter  10  000  Jt  als  Honorar 


für  einzelne  zu  vergebende  Arbeiten  und  Gutachten;  das  Arbeitsgebiet 
der  künstlerischen  Formgebung  der  Reichsbehörden  ist  so  verzweigt, 
daß  in  Ermanglung  ausreichender  ständig  angestellter  Referenten 
einzelne  fachlich  und  örtlich  unterrichtete  Hilfskräfte,  besonders  Archi- 
tekten, herangezogen  werden  müssen. 

Zuin  Entwurf  des  Reichshauslialts  für  1921  (S.  197  d.  Bl.)  sind 
dem  Reichstag  Nachträge  zugegangen,  die  teils  neue  Anforderungen, 
teils  erhöhte  Beträge  gegenüber  den  früheren  Ansätzen  enthalten.  In 
den  Nachträgen  sind  unter  den  einmaligen  Ausgaben  für  Bauten.  Be 
Schaffungen  und  technische  Zwecke  u.  a.  vorgesehen: 

Im  Haushalt  des  Reichstages:  90  000  Jt  zur  Ergänzung  des 
Gestühls  im  Vollsitzungssaale  des  Reichstages  und  55  000  JL  zur  Be- 
schaffung einer  Schnellpresse  für  die  Hausdruckerei  des  Reichstages. 

Im  Haushalt  des  Auswärtigen  Amts:  12  000  JL  zur  Unter- 
stützung von  deutschen  Technischen  Schulen  in  China,  250  000^/7  als 
einmaliger  Beitrag  zu  den  Kosten  der  Wiedereinrichtung  der  Ingenieur- 
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schule  in  Woosung  i.  China,  1908  750,/#  zum  Erwerb  eines  Grund- 
stücks für  die  Gesandtschaft  in  Stockholm,  Zinsen  für  das  gestundete 
Restkaufgeld  und  zu  den  baulichen  Veränderungen,  2 000000  Jt  zur 
Ausstattung  von  Beamtenwohnungen  bei  den  Auslandvertretungen 
einschließlich  Transportkosten  oder  Kursausgleich,  \ 100  000  Jt  zur 
baulichen  Wiederherrichtung  und  Erweiterung  des  Dienstgebäudes 
Wilhelmstraße  76,  voller  Bedarf. 

Im  Haushalt  des  Iteichsministeriums  des  Innern:  600000  Jt 
als  Beitrag  für  das  Deutsche  Museum  in  München,  zur  Krieger- 
gräberfürsorge: 3 043  000  Jt  zur  Instandsetzung  der  Gräber  im  Reichs- 
gebiet und  1 500  000  Jt  zur  Herstellung  und  Instandsetzung  der  deut- 
schen Kriegergräber  im  Ausland,  386  250  Jt  zur  außerordentlichen 
Instandsetzung  der  Dienstgebäude,  70 000  Jt  als  Kosten  für  Instand- 
setzung der  ermieteten  Diensträume  des  Zentral -Nachweiseamts  für 
Kriegerverluste  und  Kriegergräber  aus  Anlaß  der  Verlegung  des  Amts 
nach  Spandau.  — Von  den  früher  unter  den  einmaligen,  jetzt  unter  den 
dauernden  Ausgaben  des  Reichsministeriums  des  Innern 
beantragten  allgemeinen  Bewilligungen,  seien  hieraufgeführt:  1301330./# 
als  Beitrag  für  das  Germanische  Museum  in  Nürnberg,  16  000  Jt  als 
Beitrag  für  das  Römisch -Germanische  Museum  in  Mainz,  44  500,/# 
zur  Unterhaltung  des  Nationaldenkmals  für  Kaiser  Wilhelm  den  Ersten, 
de8  Standbildes  für  Kaiser  Friedrich,  des  Nationaldehkmals  für  den 
Fürsten  von  Bismarck  in  Berlin  sowie  des  Nationaldenkmals  auf  dem 
Niederwald,  200  000,/#  für  die  Betätigung  einer  künstlerischen  Auf- 
fassung bei  den  Aufgaben  der  Gesetzgebung  und  Verwaltung  ein- 
schließlich der  durch  freien  Vertrag  festzusetzenden  Bezüge  des  Reichs- 
kunstwarts,  der  nach  dem  Einheitstarife  zu  bemessenden  Bezüge  von 
zwei  vertraglich  anzustellenden  Hilfsarbeitern  und  zwei  vertraglich 
anzustellenden  Schreibkräften,  1 000  000  Jt  zur  Förderung  wissenschaft- 
licher und  künstlerischer  Zwecke  (vgl.  a.  1920  d.  Bl.,  S.  600),  1 600000,/# 
für  Unterhaltung  von  Kriegergräbern  aus  dem  Kriege  1914  bis  1918. 

Im  Haushalt  des  Reichswirtschaftsministeriums:  1500000,/# 
als  Beiträge  zur  Hebung  der  Wirtschaftlichkeit  der  gewerblichen  und 
industriellen  Produktion,  7 000  000,/#  zur  Förderung  der  Kleinsee- 
schiffahrt, C0  000  Jt  als  Beitrag  für  die  Versuchsanstalt  für  technische 
Moorverwertung  an  der  Technischen  Hochschule  Hannover,  1 500  000  Jt 
als  Beitrag  für  die  Gewerbeschau  1922  in  München. 

Im  Haushalt  des  Reichsarbeitsministeriums:  1500  000,/#  als 
Reichszuschuß  zum  Ausbau  einer  orthopädischen  Anstalt  in  Heidelberg 
(letzter  Beitrag)  — Ferner  im  außerordentlichen  Haushalt:  G0  000  Jt 
an  Kosten,  die  dem  Reiche  durch  die  Kontrolle  und  die  wissenschaft- 
liche Förderung  auf  dem  Gebiete  des  ländlichen  Siedlungswesens  ent- 
stehen, 110  000  000  Jt  zur  Förderung  der  Beschaffung  von  Wohnungen 
für  Beamte,  Angestellte  und  Arbeiter  der  Reichsressorts  (mit  Aus- 
nahme der  Betriebsverwaltungen)  durch  Gewährung  von  Arbeitgeber- 
Zuschüssen. 

Im  Haushalt  des  Reichswehrministeriums,  a)  Heerwesen: 
28  000  000  Jt  zur  Beschaffung  von  Panzerkraftwagen  für  die  Kraftfahr- 
abteilungen (56  000  000),  1 . Teilbetrag,  1 000  000  Jt  zur  Einrichtung  von 
Heereslazaretten  in  vorhandenen  reichseigenen  Gebäuden,  voller  Bedarf, 
25  000  000  Jt  zur  Schaffung  von  Familienwohnungen  für  verheiratete 
Unteroffiziere  und  Mannschaften  und  von  Stallungen  für  Pferde  der 
Infanterie  in  Standorten,  wo  ihre  Zahl  ungenügend  ist,  Einrichtung 
von  Unterrichts-  oder  Wohlfahrtsräumen,  Verbesserung  der  Mannschafts- 
küchen und  andere  durch  die  Umbildung  des  Heeres  veranlaßte  Bau- 
maßnahmen, 2.  Teilbetrag,  3 000  000  Jt  zur  Einrichtung  von  Spiel- 
und  Sportplätzen,  voller  Bedarf,  2 500  000  Jt  zum  Wiederaufbau  des 
abgebrannten  Teiles  der  Kaserne  Schloß  Gottorp  in  Schleswig  (6  000  000), 

I . Teilbetrag,  300  000,/#  zum  Anschluß  der  Infanterie- und  der  Pionier- 
schule in  München  an  das  Hochspannungsnetz  der  städtischen  Elektri- 
zitätswerke, voller  Bedarf,  700  000./#  zur  Beseitigung  von  Wolken- 
bruchschäden auf  dem  Truppenübungsplatz  Ohrdruf.  — b)  Marine: 
272  000  Jt  zur  Herrichtung  und  Verbesserung  der  Sport-  und  Spiel- 
plätze der  Marine,  voller  Bedarf,  300  000  Jt  zur  einmaligen  gründ- 
lichen Instandsetzung  von  Marinekraftfahrzeugen,  voller  Bedarf. 

Im  Haushalt  des  Reichsschatzministeriums:  300000  Jt 
zur  Wiederherstellung  des  durch  Feuer  zerstörten  Dachgeschosses  des 
Geschäftszimmergebäudes  Ehrensteinstraße  in  Leipzig,  3 000  000  Jt  zur 
Beschaffung  von  Unterkunft  für  Reichsbehörden,  235  000  Jt  zum  An- 
kauf eines  Hauses  für  das  Reichsvermögensamt  Wiesbaden,  3 583  000  Jt 
zum  Rückkauf  von  Maschinen  und  Apparaten  in  ehemaligen  Militär- 
und  Marinegasaustalten,  die  auf  Grund  des  Friedensvertrages  an  die 
interalliierten  Mächte  ausgeliefert  worden  sind; — ferner  im  außerordent- 
lichen Haushalt:  10  000  000  Jt  zur  Fortführung  der  von  Heer  und 
Marine  begonnenen  größeren  baulichen  Maßnahmen. 

Im  Haushalt  des  Reichsverkehrsministeriums,  Abteilung  für 
Wasserstraßen  und  für  Luft-  und  Kraftfahrwesen:  156000.# 
als  Beitrag  zu  den  laufenden  Betriebskosten  der  Drachenwrarte  in 
Friedricbsbafen  am  Bodensee  für  die  Erforschung  der  oberen  Luft- 
schichten, 500  000  Jt  als  Beitrag  zu  den  Unterhaltungskosten  einer 
Deutschen  Versuchsanstalt  für  Luftfahrt,  26000000^#  als  Reichsbeihilfe 
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für  die  dem  regelmäßigen  öffentlichen  Verkehr  dienenden  Luftfahrt- 
unternehmungen, 2500000  Jt  als  Reichsbeihilfe  für  den  Ausbau  der  ort- 
festen  Luftfahrtanlagen  zur  Erzielung  größtmöglicher  Betriebssicherheit, 

60  000  Jt  als  Beitrag  zu  den  Unterhaltungskosten  der  Aerodynamischen 
Versuchsanstalt  in  Göttingen,  10  000  000./#  als  Reichsbeihilfe  für  die 
durch  das  Bauverbot  betroffenen  Luftfahrzeugbauunternehmen. 

Im  Haushalt  des  Reichsministeriums  für  Ernährung  und 
Landwirtschaft:  200000./#  zum  Bau  eines  neuen  Laboratoriums- 
gebäudes der  Biologischen  Reichsanstalt  für  Land-  und  Forstwirtschaft 
einschließlich  der  ersten  Einrichtung  der  Laboratorien. 

Im  Haushalt  des  Reichsfinanzministeriums:  54  500000  Jt 
als  Schlußbetrag  für  einmalige  Geschäftsbedürfnisse  zur  erstmaligen 
Einrichtung  der  Landesfinanzämter  und  Finanzämter,  5 500  000  Jt 
zur  Herrichtung  des  Rohbaues  auf  dem  reichseigenen  Grundstück  in 
München-Bogenhausen  zu  einem  Dienstgebäude  für  den  Reichsfinanz- 
hof, 2.  und  3.  Baubetrag. 

Im  Haushalt  des  Reichspostministeriums:  35  000  000  ,/#  zur 
Errichtung  und  zum  Ankauf  von  Wohngebäuden  für  geringer  besoldete 
Beamte  in  Orten,  wo  großer  Wohnungsmangel  herrscht,  25  000  000.#  fl 
zur  Beteiligung  an  der  Aufbringung  von  Baugeldern  für  Wohnungs- 
bauten, die  Angehörigen  der  Reichs-Post-  und  Telegraphenverwaltung 
zugute  kommen,  7 700  000  Jt  zur  Herstellung  drahtloser  Funkanlagen 
für  den  Inlandverkehr,  2 500  000  Jt  zum  Um-  und  Erweiterungsbau 
auf  dem  Postgrundstück  An  der  Zeil  in  Frankfurt  a,  Main,  7 000  000  Jt 
zum  Bau  eines  neuen  Dienstgebäudes  für  das  Postscheckamt  in  Berlin, 

590  000  Jt  zum  Um-  und  Erweiterungsbau  auf  dem  Postgrundstück 
in  Halberstadt,  600  000  Jt  zum  Bau  eines  neuen  Dienstgebäudes  in 
Attendorn,  37  326  000  Jt  zur  Neubeschaffung  von  Postkraftwagen. 

— Ferner:  263  000  Jt  zum  Um-  und  Erweiterungsbau  auf  dem  Post- 
grundstück am  Kapuzinergraben  in  Aachen,  voller  Bedarf,  5 000  000  Jt 
zum  Bau  eines  neuen  Dienstgebäudes  für  die  Oberpostdirektion  auf 
dem  Grundstück  Alt-Moabit  1 17/1  IS  in  Berlin,  1.  Betrag,  6 000000./# 
zum  Bau  eines  neuen  Dienstgebäudes  für  das  Fernamt  in  Berlin, 
erster  Bauabschnitt,  1.  Betrag,  1000000  Jt  zum  Bau  eines  neuen 
Dienstgebäudes  in  Emmerich,  1.  Betrag,  1 000  000  Jt  zu  einem  Um- 
und  Erweiterungsbau  auf  dem  Postgrundstück  in  Gotha,  1.  Betrag, 

1600  000  Jt  zum  Umbau  eines  ehemaligen  Artillerie -Wagenhauses 
auf  dem  Grundstück  Ecke  Karthäuserwall-Ulrichgasse  in  Köln,  voller 
Bedarf,  1 500000  Jt  zu  einem  Erweiterungsbau  auf  dem  Postgrund- 
stück in  Neukölln,  1.  Betrag,  341000  Jt  zum  Um-  und  Erweiterungs- 
bau auf  dem  Postgrundstück  in  Nordhausen,  voller  Bedarf,  800  000  Jt 
zum  Bau  eines  neuen  Dienstgebäudes  in  Stallupönen,  1.  Betrag, 

1 500  000  Jt  zum  Bau  zweier  Dienstgebäude  für  die  Funkempfangs- 
anlage in  Zehlendorf  a.  d.  Wannseebahn,  voller  Bedarf.  — Ferner: 

2 1 0 000  Jt  zum  Umbau  eines  angemieteten  Gebäudes  und  Vergrößerung 
des  Postgrundstücks  in  Bochum,  voller  Baubetrag,  5 000  000  Jt  zum 
Erwerb  eines  Grundstücks  am  Hauptbahnhof  in  Bremen  und  Her- 
stellung eines  neuen  Dienstgebäudes  auf  diesem  Grundstück,  volles 
Kaufgeld  und  1.  Baubetrag,  1041  300  Jt  zum  Erwerb  eines  Grund- 
stücks und  Herstellung  eines  neuen  Dienstgebäudes  in  Oelsnitz  i.  Vogt- 
land, volles  Kaufgeld  und  1.  Baubetrag.  — 700  000  Jt  zur  Einrichtung 
eines  Posterholungsheims  in  Schloß  Nordkirchen,  1.  Betrag.  — Im  außer- 
ordentlichen Haushalt:  1 220  000  000  Jt  zu  Fernsprechzwecken  und 
600  000  000  Jt  zur  Herstellung  großer  unterirdischer  Fernkabelanlagen 
(Fernkabel  nach  dem  Westen,  Fernkabellinie  Hannover — Hamburg. 

2.  Fernkabel  Berlin — Hannover,  Fernkabellinie  Berlin— Leipzig— Frank- 
furt a.  Main  nebst  Abzweigung  in  der  Richtung  nach  Bayern).  — 
Sonderhaushalt  für  Bayern:  490  000  Jt  zur  Herstellung  einer 
Kraftwagenhalle  in  Eisenberg  i.  d.  Pfalz,  voller  Bedarf,  8 000  000  Jt 
zum  Erwerb  eines  Grundstücks  und  eines  neuen  Dienstgebäudes  für 
das  Postscheckamt  in  Nürnberg,  volles  Kaufgeld  und  1.  Baubetrag. 

— Außerordentlicher  Haushalt:  12  500  000  Jt  zur  Vervollständigung 
des  bayerischen  Telegraphennetzes  und  137  500  000  Jt  zur  Vervoll- 
ständigung des  bayerischen  Fernsprechnetzes.  — Sonderhaushalt 
für  Württemberg:  600  000  Jt  als  Beteiligung  an  der  Aufbringung 
von  Baugeldern  für  Wohnungsbauten,  die  Angehörigen  der  Reichs- 
Post-  und  Telegraphenverwaltung  zugute  kommen,  250000  Jt  zum 
Bau  eines  neuen  Dienstgebäudes  in  Niederstetten,  1.  Betrag,  und 
300  0O0  Jt  zum  Um-  und  Erweiterungsbau  in  Ravensburg,  1.  Betrag. 

Außerordentlicher  Haushalt:  46  525  000  Jt,  zu  Fernsprechzwecken. 

Im  Haushalt  des  Reichsverkehrsministeriuma,  Verwaltung 
der  Reichseisenbahnen,  außerordentlicher  Haushalt,  Hauptstelle: 

6O0  000  000,#  zur  Vermehrung  der  Wohngelegenheiten  für  Reichseisen- 
bahnbedienstete, 40000  000./#  zur  Ergänzung  der  Bahnanlagen  in  den 
neuen  Reichs-  und  Zollgrenzen,  1 500  000  000,/#  zur  außergewöhn- 
lichen Beschaffung  von  Fahrzeugen,  erster  Teilbetrag,  170000000  Jt 
zu  unvorhergesehenen  Ausgaben,  60  000  000  Jt  zur  Ausgestaltung  der 
Bahnanlagen  infolge  Verkehrsverschiebungen  in  den  westlichen  Be- 
zirken und  2 820  000  000  Jt  zur  Erhöhung  der  im  außerordentlichen 
Haushalt  1921  bei  Kapitel  2 („Sonstige  Baufonds“)  vorgesehenen  Teil- 
beträge (vgl.  S.  199  u.  f.  d.  Bl.).  ' 

In  Vertr.  Tr.»  3ng.  Xonn,  Berlin.  — Druck  der  Buohdruckerei  Gebr.  Ernst.  Berlin. 
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INHALT-  Ausstellung  für  Wasserstraßen  und  Energiewirtschaft  in  München  1921.  - II.  - Aus  dem  Entwurf  /.um  preußischen  Staatshaushalt  für  1921.  Ver- 
mischtes- Ehrenmitglied  der  Technischen  Hochschule  Berlin.  - Verleihung  der  Würde  eines  Doktor-Ingomours  ehrenhalber  Wettbewerbe  für  Plane 
r.u  einem  Verwaltungsgebäude  der  Allgemeinen  Ortskrankenkasso  in  Gera  und  für  Entwürfe  zu  einem  Heldengedenkstein  in  Hagen  i.  Westf.  - Aus- 
scheiden des  Stadtbaurats  von  Neukölln.  - Große  Wanderausstellung  für  Siedlungswesen,  Städtebau  und  Wohnungswesen  in  Breslau.  - Technische 
Hochschule  Hannovor.  — Tr  >3n>).  e.  h.  Konrad  Freytag  f. 


[Alle  Rechte  Vorbehalten.] 

Ausstellung  für  Wasserstraßen  und  Energiewirtschaft  in  München  1921.  - II. 

Vom  Geheimen  Oberbaurat  2>r.=3ng.  e.  b.  R.  Schinick  in  München. 

(Fortsetzung  von  S.  309  d.  Bl.) 


Abb.  1.  Plan  der  Ausstellungsbauten  in  München. 

Bei  der  feierlichen  Eröffnung  der  Ausstellung  am  18.  v.  M.  in 
Anwesenheit  von  etwa  900  geladenen  Gästen  diente  als  Fest- 
raum die  Vorhalle  der  Ausstellung  (Abb.  1 u.  2),  die  von  dem 


Architekten  der  Ausstellung,  Regierungsbaurat 
Pfaller,  in  einfacher,  aber  künstlerisch  über- 
aus wirkungsvoller  Weise  geschaffen  ist.  An- 
wesend waren  die  jetzigen  und  früheren  Mi- 
nister, zahlreiche  Vertreter  der  Regierung  und 
des  Landtags,  ein  Vertreter  des  Reichsverkehrs- 
ministers und  des  Reichswirtschaftsministers, 
sowie  Vertreter  der  Stadt  München  und  anderer 
bayerischer  Städte,  ferner  Vertreter  des  öster- 
reichischen und  ungarischen  Staates,  der 
Münchener  Hochschulen,  der  technischen  Ver- 


eine Bayerns  und  eine  ausgewählte  Zahl 
hervorragender  Persönlichkeiten  aus  Wissen- 
schaft und  Industrie. 

Zunächst  ergriff  Ministerialrat  Dr.  v.  Graß  - 
mann  das  Wort.  Er  gab  einen  Über- 
blick über  die  Vorbereitungen  zur  Aus- 
stellung, über  den  Gedanken,  der  ihr 

zugrunde  liegt,  und  zeigte,  wie  die  ein- 
zelnen Abteilungen  in  innerem  Zusammen- 
hang stehen.  Er  schloß  mit  dem  Dank 
an  alle,  die  in  uneigennützigster  Arbeit 
zum  Gelingen  des  großen  Werkes  beige- 
tragen haben,  und  bat  den  Ministerpräsi- 
denten Dr.  v.  Kahr,  nunmehr  die  Aus- 
stellung zu  eröffnen. 

Dieser  hielt  darauf  eine  längere,  inhalt- 
reiche Ansprache,  in  der  er  zunächst  darauf 
hinwies,  daß  die  Verbindung  des  Rheins 
mit  der  Donau  bereits  von  Karl  dem  Großen 
angestrebt  worden  sei,  daß  Goethe  in  seinen 
Gesprächen  mit  Eckermann  diese  Verbin- 
dung der  Nordsee  mit  dem  Schwarzen 
Meere  dem  Panamakanal  und  dem  Suez- 
kanal gleichgestellt  habe.  Die  bayerischen 
Könige  hätten  dieses  Ziel  eingehend  ver- 
folgt. Der  von  Ludwig  I.  ausgeführte 
Ludwigskanal  befriedige  heute  nicht  mehr. 
Es  solle  nunmehr  an  den  Ausbau  dieser 
gewaltigen  Schiffahrtstraße  herangetreten 
werden,  so  daß  in  Zukunft  1200  t- Schiffe 
von  dem  Rhein  nach  der  Donau  gelangen 
könnten.  Heute  gehe  man  trotz  unserer  da- 
niederliegenden Volkswirtschaft  an  diese  große  Arbeit  mit  dem  Wahl- 
spruch Ulrich  v.  Huttens:  „Ich  hab's  gewagt“.  Die  Wasserkraft- 
ausnutzung zeige  in  der  Ausstellung,  wie  erfinderischer  Menschen- 
geist und  die  Ingenieurkunst  von  Erfolg  zu 
Erfolg  vordrängen,  um  sich  die  ungeheure 
Naturkraft  des  Wassers  in  möglichst  voll- 
kommener Weise  untertan  zu  machen.  Die 
Ausstellung  werde  ferner  ein  Bild  davon 
geben,  welche  Vorräte  Bayern  an  Stein- 
kohle und  Braunkohle  sowie  an  Torf  be- 
sitze, sie  solle  der  Wärmewirtschaft  im 
Hausbrand  und  in  Gewerbe  und  Industrie 
das  Verständnis  Öffnen.  Er  dankte  namens 
der  bayerischen  Staatsregierung  allen  Ver- 
anstaltern der  Ausstellung,  insbesondere 
aber  auch  den  Herren,  die  aus  den  Nach- 
barstaaten, aus  Deutschland,  aus  Deutsch- 
Österreich  und  aus  Ungarn  hierher  geeilt 
seien  und  schloß  mit  folgenden  Worten: 
„Diese  einzigartige  Veranstaltung  wird, 
so  hoffe  ich,  in  Wahrheit  ein  Markstein 
in  unserer  Kulturentwicklung  sein.  Was 
hier  gezeigt  wird,  ist  die  Quintessenz  der 
Arbeit  der  fähigsten  Kräfte  von  Gene- 
rationen. Die  Ausstellung,  sie  lehrt  uns, 
was  wir  besitzen,  sie  zeigt  uns  aber  auch, 
was  wir  können,  und  sie  soll  uns  beseelen 
zu  mutigem  Vorwärtsschreiten,  zu  stahl- 
hartem Wollen.  Dann  wird  sie  nicht  nur  eine  gewaltige  technisch- 
wissenschaftliche Vorführung,  sondern  eine  Kulturtat  ersten  Ranges 
sein.“ 

Danach  ergriff  noch  Ministerialdirektor  ®r.=  (dt 8-  e.  h.  Ottmann 
das  Wort,  um  in  zündenden  Worten  im  Namen  des  Reichsverkehrs- 
ministers und  des.  Reichswirtschaftsministers  den  Dank  für  die 
Einladung  und  gleichzeitig  das  Bedauern  auszusprechen,  daß  sie 
an  der  Eröffnungsfeier  nicht  hätten  teilnehmen  können.  Die  beiden 
Herren  Minister  würden  aber  demnächst  die  Ausstellung  besuchen. 

An  diese  Feier  schloß  sich  ein  Rundgang  durch  die  Ausstellung 
an,  der  allgemein  den  Eindruck  hervorrief,  daß  ein  voller  Erfolg  die 
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Bestrebungen  der  Veranstalter  krönen  werde.  Dem  entspricht  auch 
der  bisher  für  eine  solche  Fachausstellung  außerordentlich  zahlreiche 
Besuch.  Besonders  ist  es  zu  begrüßen,  daß  weite  Kreise  des  Volkes 
Gelegenheit  nehmen,  sich  über  die  dargestellten  Fragen  zu  unter- 
richten. Um  dies  nach  Möglichkeit  zu  fördern,  wird  die  Ausstellung 
bis  zum  17.  Juli  d.  J.  geöffnet  bleiben. 

Es  soll  nunmehr  ein  Überblick  über  die  Fülle  des  Gebotenen 
gegeben  werden,  und  zwar  getrennt  nach  den  einzelnen  Abteilungen 
(Abb.  2). 

1.  Erschließung  und  Verwertung  der  bayerischen 
Wasserkräfte.  Die  Abteilung  über  die  Erschließung  und  Verwertung 
der  bayerischen  Wasserkräfte  ist  von  dem  Vorstand  der  Abteilung  für 
Wasserkraftausnutzung  und  der  Elektrizitätversorgung  im  Staats- 
ministerium des  Innern,  Ministerialrat  Frey  tag,  außerordentlich  über- 
sichtlich und  technisch  vollkommen  ausgestaltet  worden.  Unterstützt 
wurde  er  dabei  im  wesentlichen  durch  die  Oberregierungsräte  Holler 
und  Fuchs  sowie  durch  den  Regierungsbaurat  Dreyer.  In  dem 
ersten  Raum  ist  ein  geschichtlicher  Überblick  über  das  Entstehen  der 
Wasserkraftmaschinen  gegeben.  Aus  dem  Besitz  der  Stadt  Augsburg 
und  des  Deutschen  Museums  sind  alte  Modelle  von  den  verschiedensten 
Wasserrädern  zusammengestellt,  ferner  sind  zu  sehen  alte  Schiffs- 
mühlen, Hammerwerke  sowie  die  Gnepfe,  eine  eigenartige  Wasser- 
kraftmaschine für  geringe  Wassermengen.  Besonders  bemerkenswert 
ist  ein  vertikalachsiges  Löffelrad,  das  als  Vorläufer  des  Peltonrades 
bezeichnet  werden  kann,  ferner  ein  Becherrad  mit  wagerechter  Achse, 
bei  dem  das  Betriebwasser  durch  zwei  Düsen  zugeführt  wird.  Dieses 
Becherrad  war  lange  Jahre  in  der  Nähe  von  München  in  Betrieb 
und  zeigt,  daß  der  Gedanke  des  Peltonrades  aus  Deutschland  stammt. 
Das  Modell  eines  Pelton-Rades,  wie  es  heute  im  Gebrauch  ist,  läßt 
deutlich  die  Ähnlichkeit  erkennen.  Modelle  von  Niederdruckturbinen 
aus  den  Sammlungen  des  Hydraulischen  Instituts  der  Technischen 
Hochschule  München  veranschaulichen  die  Entwicklung  der  Wasser- 
kraftmaschinen bis  zur  Neuzeit.  Die  neuesten  Konstruktionen  von 
Kaplan  u.  Lavazcek  vervollkommnen  das  Bild.  In  diesem  Raum 
sind  dann  noch  das  Modell  und  Entwurfzeichnungen  der  neuen 
Wasserkraftanlage  am  Hochzoll  der  Stadt  Augsburg  mit  den  Wehr- 
verschlüssen und  ihren  Aufzugvorrichtungen  untergebracht,  sowie  die 
der  Maschinenfabrik  Augsburg-Nürnberg  patentierte  Anordnung  zweier 
übereinanderliegender  Schütze  für  Wehrverschlüsse.  Außerdem  befindet 
sich  dort  noch  das  Modell  einer  der  ersten  größeren  deutschen  Tal- 
sperren, der  Urftalsperre,  und  ein  solches  der  Brennerwerke  bei  Inns- 
bruck. Der  Energievernichter  von  Professor  Kreuther  in  München  in 
dem  zwischen  künstlich  erzeugten  Wasserwalzen  die  Kraft  des  über- 
schüssigen Wassers  abgebremst  wird,  wird  im  Betrieb  vorgefülirt. 

Den  Übergang  zu  dem  zweiten  Raum  bilden  mehrere  Entwurf- 
zeichnungen für  Kleinwasserkräfte,  deren  einheitlicher  Ausbau  heute 
wieder  besondere  Bedeutung  gewonnen  hat. 

Der  zweite  Raum  selbst  ist  in  dem  Gedanken  aufgebaut,  die  Grund- 
lagen für  die  Wasserkraftausnutzung  zu  geben.  Die  Bayerische  Landes- 
stelle für  Gewässerkunde  stellt  ihre  vorbildlichen  Veröffentlichungen 
über  die  Niederschläge  in  Bayern  und  die  Abflüsse  der  Gewässer  aus. 
Es  werden  Wassermeßinstrumente  zum  Teil  im  Betrieb  gezeigt.  Wie 
Geländeaufnahmen  durchzuführen  sind  und  wie  die  Ergebnisse  solcher 
Aufnahmen  mit  Rücksicht  auf  das  zweckmäßig  auszunutzende  Gefälle 
von  Flüssen  verwertet  werden,  ist  dargestellt.  Insbesondere  wird 
das  neue  stereophotogrammetrische  Verfahren  des  Privatdozenten 
Dr.  v.  Grub  er  veranschaulicht.  Sehr  belehrend  sind  die  Labo- 
ratoriumversuche von  Geheimrat  Dr.  Koch  in  Darmstadt  und 
3)l\®!yng.  Frey  tag  in  Nürnberg  über  die  Wasserbewegung  in  Flüsseu  bei 
Grundwehren  und  anderen  Einbauten,  die  den  Wasserabfluß  beeinflussen. 
Hierbei  zeigt  sich  der  Wert  richtiger  Laboratoriumversuche  im  Gegen- 
satz zu  anderen,  die,  falls  die  Grundlagen  nicht  richtig  gewählt  sind, 
zu  Irrtümern  führen  können. 

Vergleichende  Pläne  über  die  Gefällverhältnisse  der  bayerischen 
Gebirgsflüsse  und  der  Flachlandflüsse  Main  und  Donau  weisen  den 
Ingenieur  darauf  hin,  daß  für  den  Ausbau  eines  jeden  Flusses  nach 
seiner  Eigenart  besondere,  in  jedem  Einzelfall  genau  zu  überlegende 
Maßnahmen  notwendig  sind.  Aber  nicht  nur  die  Gefällverhältnisse, 
sondern  auch  der  Abfluß  Vorgang  ist,  je  nachdem  es  sich  um  Alpenflüsse 
oder  Flachlandflüsse  handelt,  außerordentlich  verschieden.  Während 
die  Alpenflüsse  meist  im  Sommer  starke  Abflüsse  aufweisen,  ist  dies 
bei  den  Flachlandflüssen  im  Winter  der  Fall.  Eine  Karte  über  den 
Jahresverlauf  der  Nutzbarkeit  der  Wasserführung  bayerischer  Flüsse 
gibt  hierüber  ein  sehr  gutes  Bild.  Aus  dieser  Tatsache  könnte  man 
schließen,  daß  die  Abflüsse  sich  in  vorteilhafter  Weise  während  des 
Jahres  ergänzen,  daß  die  Alpenflüsse  im  Sommer,  die  Flachlandflusse 
im.  Winter  das  für  die  Krafterzeugung  erforderliche  Wasser  liefern. 
Leider  ist  aber  die  Wasserführung  der  Alpenflüsse  gegenüber  derjenigen 
der  Flachlandflüsse  so  groß,  daß  ein  Ausgleich  nur  im  beschränkten 
Maße  möglich  ist. 

Ein  Plan  über  die  Nutzbarkeit  bayerischer  Seen  und  Stauseen 
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Flüsse  der  Pfalz 19  000  0,58  11000 

Maingebiet 188  000  0,58  109  000 

Donaugebiet 383  000  0,81  310  000 

Illergebiet 144  000  0,68  98  000 

Lechgebiet 309  000  0,645  199  000 

Isargebiet 448  000  0,645  288  000 

- ) Hauptflüsse  ....  262000  0,76  199000 

lnD  \ Nebenflüsse  . . . . 217  000  0,66 143  000 

Summe  1970  0U0  0,69  1 357  000 

Abb.  3.  Mittlere  Monatsleistung  der  bayerischen  Wasserkräfte 
im  Laufe  eines  gemittelten  Jahres. 

stellt  die  vorhandenen  oder  in  Entwürfen  bearbeiteten  Wasserspeicher 
mit  ihrer  wasserwirtschaftlichen  Bedeutung  dar.  Bayern  hat  eine 
große  Anzahl  natürlicher  Seen,  und  Talsperren  können  in  erheblicher 
Zahl  errichtet  werden.  Beide  dienen  zu  einem  Ausgleich  der  Wasser- 
führung der  Flüsse  in  den  verschiedenen  Jahreszeiten,  wenn  auch  ihre 
Stauräume  nicht  so  groß  bemessen  werden  können,  daß  ein  voll- 
ständiger Ausgleich  zu  erzielen  wäre.  Bei  Staubecken  haben  sich 
bereits  durch  die  starke  Geschiebeführung  der  Alpenflüsse  zum  Teil 
erhebliche  Mißstände  ergeben.  Aufgabe  des  Ingenieurs  ist  es,  diese 
Gefahr  durch  zweckmäßige  vorbereitende  Arbeit  entweder  ganz  zu 
beseitigen  oder  wenigstens  doch  bis  zu  einem  erträglichen  Maß  zu 
vermindern.  Die  in  den  hauptsächlichsten  Flüssen  Bayerns  auf- 
tretenden Geschiebe  sind  zum  Vergleich  nebeneinandergeordnet.  Die 
mittleren  Monatleistungen  der  bayerischen  Wasserkräfte  im  Laufe 
eines  gemittelten  Jahres  sind  in  einem  Plan  (Abb.  3)  dargestellt.  Aus 
einem  Kraftleistungslageplan  (Abb.  4)  ist  ersichtlich,  welche  Kräfte 
an  den  hauptsächlichsten  Flüssen  ausgebaut  werden  können.  Es  sei 
besonders  hingewiesen  auf  die  Darstellung  der  Spitzenkräfte  am 
Walchenseekraftwerk,  an  dem  Leitzachwerk  und  an  dem  Saalachwerk 
sowie  an  den  verschiedenen  geplanten  Talsperren  an  der  Iller  und 
dem  Lech.  Die  Wasserkraftanlagen  der  Unteren  Isar  und  des  Walchen- 
seewerkes sind  schematisch  in  zwei  sehr  übersichtlichen  Karten  auf- 
getragen, um  die  wesentlichen  Unterschiede  einer  Niederdruckanlage 
und  einer  Hochdruckanlage  vorzuführen.  Alle  diese  Arbeiten  zeigen, 
in  welch  mustergültiger  Weise  von  dem  bayerischen  Staatsministerium 
des  Innern  der  für  Bayerns  Wirtschaftsleben  so  ungemein  wichtige 
Ausbau  der  Wasserkräfte  vorbereitet  worden  ist.  Ein  eingehendes 
Studium  möge  allen  Ingenieuren  empfohlen  sein. 

Ergänzt  werden  diese  grundlegenden  Arbeiten  dann  noch  durch 
eine  Übersichtskarte  und  durch  Pläne  über  die  ausgebauten  und  im 
Bau  befindlichen  Wasserkraftanlagen  sowie  über  den  Stand  der  Ent- 
wurfsarbeiten, ferner  durch  einen  Plan  über  die  Bau-,  Jahres-  und 
Kilowattstunden-Kosten  einer  bayerischen  Durchschnitt- Wasserkraft- 
anlage und  einer  Groß  - Dampfkraftanlage  unter  Zugrundelegung- der 
Preise  der  Vorkriegszeit,  der  jetzigen  Verhältnisse  und  für  eine  Zeit 
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des  voraussichtlichen  Sinkens  der  Preise  und  Löhne,  wie  sie  für 
die  Wirtschaftlichkeit  der  zukünftigen  großen  Bauten  maßgebend 
sein  dürften. 

Auf  einer  großen  Übersichtskarte  sind  weiter  die  ausgebauten  und 
im  Bau  befindlichen  Groß-  und  Kleinwasserkräfte  Bayerns  dargestellt. 
Aus  ihr  ergibt  sich,  daß  ein  großer  Teil  der  Kleinwasserkräfte  bereits 
ausgebaut  ist.  Immerhin  zeigen  viele  Entwürfe,  auf  die  hier  nicht 
näher  eingegangen  werden  kann,  daß  der  Ausbau  der  Kleinwasser- 
kräfte sich  mit  Vorteil  noch  weiter  durchführen  läßt.  Besonders 
aufmerksam  gemacht  soll  hier  werden  auf  die  Pläne  der  Firma 
Gebrüder  Rank  in  München’  über  die  planmäßige  Ausnutzung  eines 
ganzen  Mittelgebirgsflusses,  der  Ilz,  eines  Nebenflusses  der  Donau, 

[durch  hintereinandergeschaltete  Talsperren. 

Die  anschließenden  Räume  zeigen,  sehr  übersichtlich  nach  Fluß- 
gebieten geordnet,  die  bereits  ausgebauten  Wasserkräfte  sowie  Ent- 
würfe für  weitere  Ausbaumöglichkeiten,  und  zwar  für  das  gesamte 
Flußgebiet  von  der  Quelle  bis  zur  Landesgrenze.  In  jedem  Raum 

Igibt  zunächst  ein  Übersichtsplan  hierüber  ein  außerordentlich  klares 
Bild.  Entwürfe  behandeln  dann  die  einzelnen  Gefällstufen. 

Der  erste  dieser  Räume  stellt  dar  die  Flußgebiete  der  Iller  und 
des  Lech.  Für  die  Iller  ist  von  dem  Verfasser  dieses  Berichts  ein 
umfassender  Entwurf  bearbeitet,  der  zeigt,  wie  die  Wasserwirtschaft 
des  Oberlaufes  eines  Flusses  durch  Talsperren  und  Niederdruckwerke 
zusammenfassend  eingerichtet  werden  kann.  Besonderer  Wert  ist 
hierbei  gelegt  auf  einen  möglichsten  Ausgleich  der  Wassermengen  zum 
Vorteil  sämtlicher  unterliegenden  Niederdruckwerke,  auf  einen  Hoch- 
wasserschutz und  auf  einen  Kraftausgleich,  der  dadurch  erzielt  wird, 
daß  an  den  einzelnen  in  Aussicht  genommenen  Sperren  Kraftwerke 
errichtet  werden,  die,  auf  eine  gemeinsame  Sammelschiene  arbeitend, 
die  Ausgleichkraft  liefern,  wenn  die  Wassermenge  des  Flusses  zurück- 
geht. Während  des  Kraftmangels  ergänzen  daher  sowohl  das  aus 
den  Talsperren  abfließende  Wasser  als  die  an  den  Talsperren  erzeugten 
Kräfte  den  Kraftbedarf  gemeinsam.  Besonderer  Wert  ist  auch  auf 
das  Erzeugen  von  Spitzenkräften  gelegt,  die  fiir  den  Bahnbetrieb  be- 
sonders wertvoll  sind.  Es  möge  hier  eingeschaltet  werden,  daß  an 
anderen  ausgestellten  Entwürfen  für  verschiedene  Flußgebiete  Tal- 
sperren lediglich  für  den  Ausbau  einer  Wasserkraft  vorgeschlagen 
sind.  Ingenieure,  die  sich  mit  dem  Entwerfen  für  Wasserkraftanlagen 


beschäftigen,  sollten 
zur  Erkenntnis  kom- 
men, daß  Talsperren, 
die  außerdem  nicht 
noch  anderen  Zwecken, 
wie  zum  Erzeugen 
von  Spitzenkräften, 
Hochwasserschutz  und 
dergleichen  dienen  kön- 
nen, für  den  Ausbau 
einer  Wasserkraft  fast 
ausnahmslos  wirt- 
schaftlich unmöglich 
sind,  da  die  Kosten 
der  Wasserkraft  zu 
hoch  werden. 

Im  Zusammenhang 
mit  dem  erwähnten 
Entwurf  ist  von  dem 
Ministerium  des  Innern 
eine  Reliefdarstellung 
des  Niedersonthofener 
Sees  ausgestellt,  der 
als  Speicheranlage  für 
die  Iller  in  erster 
Linie  in  Frage  kommt. 
Bemerkenswerte  Ent- 
würfe für  die  untere 
Illerstrecke  bis  zur 
Mündung  in  die  Donau 
sind  von  den  Ober- 
schwäbischen Elektri- 
zitätswerken, Biberach, 
von  der  Elektrizitäts- 
Aktiengesellschaft 
vorm.  Lahmeyer, 
Frankfurt  a.  Main  in 
Verbindung  mit  den 
Lech  - Elektrizitäts- 
werken A.-G.,  Augs- 
burg, zu  sehen. 

Die  Wasserführung 
des  Oberlaufs  des  Lechs 
soll  gleichfalls  durch  Stauseen  ausgeglichen  werden,  von  denen  nach 
einer  Studie  der  Wasserkraftabteilung  des  Ministeriums  des  Innern  ein 
solcher  von  200  Mill.  cbm  nutzbaren  Inhalt  ausgeführt  werdep  kann. 
Weitere  Entwürfe  hierfür  sind  von  Wayss  u.  Freytag  in  Verbindung  mit 
Ingenieur  Dr.  Fischer,  Reinau,  bearbeitet.  Von  Bedeutung  für  den 
weiteren  Ausbau  ist  eine  technisch  und  wirtschaftlich  hervorragende 
Studie  von  Oberregierungsrat  Krieger,  der  den  Fluß  von  Roßhaupten 
bis  Augsburg  in  einem  Zuge  erschließen  will.  Entwürfe  für  den  Ausbau 
von  Teilstrecken  sind  für  die  Amperwerke  von  Ingenieur  Telorac 
bearbeitet,  ferner  für  die  Strecke  Prittriching— Augsburg  von  dem 
Stadtbauamt  Augsburg.  Das  im  Bau  befindliche  Werk  Meiringen  an 
dem  Unterlauf  des  Lechs  mit  schönem  Modell  des  Krafthauses  schließt 
sich  den  Werken  von  Gersthofen  und  Langweid  an  und  wird  durch 
denselben  Oberwasserkanal  gespeist.  Hier  liegen  also  drei  größere 
Werke  an  einem  Werkkanal. 

Der  nächste  Raum  umfaßt  die  Flußgebiete  der  Isar,  der  Loisach 
und  der  Amper.  Hier  ist  zunächst  das  Walchenseewerk  zu  nennen, 
das  aber  in  dem  nächsten  Raum  ausführlich  ausgestellt  ist.  Für  die 
Isar  vom  Kochelsee  abwärts  sind  Entwürfe  ausgestellt  von  Ingenieur 
Hallinger  und  von  den  Isarwerken,  endlich  Entwürfe  für  die  Süd- 
werke der  Stadt  München.  Daran  schließt  sich  an  eine  eingehende, 
äußerst  sehenswerte  Darstellung  des  im  Bau  begriffenen  Kraftwerks 
der  Mittleren  Isar,  einer  Niederdruckanlage  mit  Speicherweiher  im 
Flachland,  die  alle  technischen  Errungenschaften  der  Neuzeit  verwertet. 
Es  soll  hier  ausdrücklich  auf  die  schönen  Modelle  verwiesen  werden, 
wobei  zum  Ausdruck  kommt,  daß  auch  auf  die  baukünstlerische  Aus- 
gestaltung des  Wehrs  und  der  Kraftstufen  ein  besonderer  Wert  gelegt 
wird.  Auch  für  die  Untere  Isar  sind  Entwürfe  ausgestellt,  die  jedoch 
vor  der  endgültigen  Entwurfbearbeitung  noch  eingehende  Erwägungen 
erforderlich  machen. 

Das  Gefälle  der  aus  dem  Kochelsee  abfließenden  Loisach  soll  an 
der  Schönmühle  von  der  Oberbayerischen  Überlandzentrale  ausgenutzt 
werden.  Für  das  Ausnutzen  der  Amper  haben  die  Amperwerke  einen 
Entwurf  ausgestellt,  der  ein  Aufspeichern  des  während  der  Nacht 
ungenutzt  ab  fließenden  Wassers  für  die  Zeit  des  Spitzenbedarfs 
vorsieht. 

In  dem  nächsten  Raum  werden  die  Flußgebiete  des  Inns,  der 
Saalach  und  der  Leitzach  dargestellt,  und  zwar  zunächst  der  Entwurf 
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der  Ober-Inn-Gesellsckaft  für  die  Gefällstufe  von  Kufstein  bis  an  das 
Kloster  Attel,  dann  das  von  der  Bayerischen  Aluminium-A.-G.  gegen- 
wärtig im  Bau  begonnene  Innwerk  von  Jettenbach  bis  Töging,  die 
Entwürfe  der  Bayerischen  Stickstoff  werke  für  das  Ausnutzen  der  Alz 
unterhalb  des  Chiemsees  sowie  der  gleichfalls  in  Ausführung  befind- 
liche Entwurf  der  Dr.  A.  Wacker- Gesellschaft  für  elektro-chemische 
Industrie,  nach  dem  die  Alz  bis  zum  Gewinnen  eines  größeren  Gefälls 
nach  der  Salzach  übergeleitet  werden  soll.  Einzelheiten  dieser  Ent- 
würfe werden  durch  wohlgelungene  Modelle  erläutert.  . 

Es  schließen  sich  an  Entwürfe  und  Modelle  von  dem  bekannten 
Saalachwerk,  das  von  dem  bayerischen  Verkehrsministerium  als 
Spitzenkraftwerk  für  Bahnbetiiebzwecke  bereits  vor  dem  Krieg  erbaut 


| wurde;  ebenso  ist  das  von  dem  Verfasser  dieses  Berichts  durch- 
geführte Leitzachwerk  in  einem  großen  Modell  und  einzelnen  Zeich- 
nungen dargestellt,  eine  Spitzenkraft  mit  dem  Seehamer  See  als  Aus- 
gleichbecken. 

Einen  besonderen  Raum  nimmt  die  Darstellung  des  Walchensee- 
werkes ein.  Abgesehen  von  vorzüglichen  Zeichnungen  sind  auch 
hierfür  mustergültige  Modelle  ausgeführt,  die  die  Baumaßnahmen  bei 
dem  Werk  vorfuhren.  Besonders  bemerkenswert  ist  auch  hierbei  die 
baukünstlerische  Gestaltung  des  Wasserschlosses  und  des  Krafthauses. 

In  dem  letzten  Raum  dieser  Abteilung  zeigen  Karten  und  Modelle 
das  vom  Geheimen  Baurat  Dr.  0.  v.  Miller  entworfene  Bayernwerk 
und  den  gegenwärtigen  Stand  der  Überlandversorgung  Bayerns. 


Aus  dem  Entwurf  zum  preußischen  Staatshaushalt  für  1921, 


der  dem  preußischen  Landtag  unter  dem  31.  Mai  d.  J.  zugegangen  ist, 
sind  im  folgenden  die  einmaligen  Ausgaben  aufgeführt,  die  für 
Bauten  und  Beschaffungen  sowie  für  sonstige  technische  Zwecke  vor- 
gesehen sind.  Aus  denjenigen  Verwaltungen,  die  im  außerordentlichen 
Haushalt  nur  wenige  Ansätze  für  Bauausführungen  enthalten,  seien 
die  folgenden  Ausgaben  vorweg  zusammengestellt. 

Im  Haushalt  der  Forstverwaltung:  8 100000  Jl  zum  Ankauf 
und  zur  ersten  Einrichtung  von  Grundstücken  zu  den  Forsten,  Vor- 
bereitung und  Ausführung  des  Verkaufs  von  Forstgrundstücken,  z.  B. 
Herstellung  der  nötigen  Straßen-,  Beleuchtungs-,  Entwässerungs-  usw. 
Anlagen  sowie  deren  Unterhaltung,  5 000  000  Jl  zur  Beschaffung  von 
Instbäusern  für  Arbeiter,  400  000  Jl  zur  Herstellung  von  Fernsprech- 
anlagen, 1 2 000  0( )0  Jl  und  2 000  000  Jl  als  außerordentliche  Zuschüsse 
zu  den  dauernden  Ausgaben  beim  Forstbaufonds  und  beim  Wegebau- 
fonds. 

Im  Haushalt  der  Gestütverwaltung:  je  1250  000  Jl  zum  Neu- 
bau je  eines  Vierfamilienhauses  nebst  Stall  und  Nebenanlagen  auf  den 
Landgestüten  Rastenburg,  Gudwallen,  Labes,  Leubus  und  Dillenburg, 
127  200  Jl  zum  Umbau  des  Gestütwärterwohnhauses  auf  dem  Vorwerk 
Neubleesern  und  zum  Einbau  von  zehn  Oberstuben  in  den  Arbeiter- 
häusern der  Vorwerke  Graditz  und  Repitz,  Hauptgestüt  Graditz,  186300,/# 
zum  Ausbau  der  Arbeiterkaserne  auf  den  Vorwerken  Döhlen  und 
Repitz  sowie  zum  Neubau  eines  Waschhauses  und  eines  Erdkellers  für 
die  Ortsarmen  in  Neubleesern,  Hauptgestüt  Graditz,  36  500  Jl  zum  Um- 
bau des  alten  Schweinestalles  auf  dem  Hauptgestüt  Beberbeck,  200  000  Jl 
für  Instau dsetzungsarbeiten  an  Gebäuden  des  Landgestüts  Celle, 
250  000  Jl  lur  Instandsetzungsarbeiten  an  Gebäuden  des  Landgestüts 
Dillenburg,  110  000,/#  für  Bauleitungskosten  für  die  Unterhaltung  des 
Neubauamts  Altefeld  im  Rechnungsjahr  1921,  100  000  Jl  für  Instand- 
setzung der  Gebäude  und  für  Einfriedigungen  auf  dem  Gestütvorwerk 
Römerhof,  Hauptgestüt  Beberbeck,  4 083  000,/#  zur  Übernahme  des 
lebenden  und  toten  Inventars  sowie  des  Gebäudeinventars  des  früheren 
Remonteamts  Hunnesrück  sowie  zu  ersten  baulichen  Einrichtungen. 

Im  Haushalt  der  allgemeinen  Finanzverwaltung:  270000,/# 
zur  Einrichtung  einer  Schnelldampferlinie  Swinemünde — Pillau,  Anteil 
Preußens. 

Im  Haushalt  des  preußischen  Staatsministeriums  und 
des  Ministerpräsidenten:  2500000,/#  zum  Neubau  eines  Dienst- 
gebäudes für  das  Geheime  Staatsarchiv  in  Berlin -Dahlem,  2.  Er- 
gänzungsbetrag. 

Im  Haushalt  des  Finanzministeriums:  220000  Jl  zur  Einrich- 
tung einer  Warmwasserheizungsanlage  im  Dienstgebäude  des  Finanz- 
ministeriums, 100  000  Jl  und  20  000./#  für  bauliche  Instandsetzungen 
bei  den  bisherigen  Königlichen  Theatern  in  Berlin  und  in  Cassel, 
77  100  Jl  zu  weiteren  Grunderwerbskosten  für  den  geplanten  Neubau 
eines  Opernhauses  in  Berlin,  200000000,/#  zur  Unterhaltung  der  Dienst- 
gebäude und  sonstigen  Staatsgebäude  aller  Verwaltungen  mit  Aus- 
schluß der  größeren  Neubauten  und  Hauptinstandsetzungen  und  zur 
Unterhaltung  der  dazu  gehörigen  Gärten,  20 000 000  Jl  als  einmaliger 
außerordentlicher  Zuschuß  zu  den  Baufonds  aller  Verwaltungen  für 
noch  unerledigte  Bauentwürfe,  für  die  bei  den  einmaligen  und  außer- 
ordentlichen Ausgaben  der  betreffenden  Verwaltung  1921  und  früher 
die  Schlußbeträge  angefordet  worden  sind. 

Im  Haushalt  der  Handels-  und  Gewerbe  Verwaltung: 
180  000,/#  für  Erweiterungsbauten  auf  dem  Dienstgrundstück  des  Eich- 
amts Cassel,  Ergänzungsbetrag,  300 000 Jl  zur  darlehnsweisen  Gewährung 
von  Mitteln  für  die  Ausbesserung  von  instandsetzungsbedürftigen 
Binnenschiffen,  Ergänzungsbetrag,  und  zwar  1B0000JI  im  Gebiet  der 
märkischen  Wasserstraßen  und  170000,/#  in  anderen  Stromgebieten, 
220  000  Jl  zur  Beschaffung  vonAVerkzeugmaschinen  und  eines  Elektro- 
motors für  die  Fachschule  für  die  Kleineisen-  und  Stahlwarenindustrie 
in  Schmalkalden,  8000  Jl  als  einmaliger  Zuschuß  zu  Beschaffungen 
für  die  Werkstatt  der  Fachschule  für  Feinmechanik  in  Göttingen, 
60  000  Jl  zur  Ausstattung  der  Handwerker-  und  Kunstgewerbe- 
schulen und  ähnlichen  Fachschulen  mit  Maschinen,  Werkzeugen  und 
Lehrmitteln. 


Im  Haushalt  des  Ministeriums  des  Innern:  400000  Jl  zum 
Ankauf  von  Dienstwohngebäuden  für  Landjägereibeamte. 

Im  Haushalt  des  Ministeriums  für  Volkswohlfahrt:  82  \80Jl 
zur  Unterhaltung  eines  Laboratoriums  der  Landesanstalt  für  Wasser- 
hygiene in  Berlin-Dahlem  für  die  Zwecke  der  Mainwasseruntersuchung  in 
Wiesbaden,  505 000  Jl  zur  Schaffung  eines  Ersatzes  für  das  infolge  Ge- 
bietsabtretung in  Wegfall  gekommene  Leprakrankenheim  bei  Memel, 
20  000  000  Jl  zu  Rückprämien  für  zum  Kleinwohnungsbau  verwendetes 
Holz  aus  Staatsforsten,  50000,/#  als  Zinszuschüsse  an  gemeinnützige  Bau- 
vereinigungen, die  Wohnungen  für  Arbeiter  und  Beamte  der  staatlichen 
Verwaltungen  herstellen,  10  000  000  Jl  zur  Abbürdung  der  durch  den 
Krieg  verursachten  Kostenüberteuerung  solcher  Wohnungsbauten,  die 
Arbeitern  und  Beamten  der  staatlichen  Verwaltungen  zugute  kommen, 
500  000  Jl  zur  Unterstützung  von  Vereinigungen,  Unternehmungen  und 
Veranstaltungen  sowie  von  wissenschaftlichen  Arbeiten  zur  Förderung 
von  sparsamen  und  Ersatzbauweisen  und  für  wissenschaftliche  und 


wirtschaftliche  Betriebsführung  bei  Ersatzbauten. 

Diese  Ausgaben  betragen  zusammen 289  335  280  Jl 

Dazu  kommen  die  nachstehend  zusammengestellten 
Beträge  für  Bauausführungen  im  Bereiche 

I.  der  Domänenverwaltung 21  553  600  „ 

II.  der  Berg-,  Hütten-  und  Salinenverwaltung  . . 94  340  000  „ 

III.  der  Justizverwaltung 15  321  000  „ 

IV.  der  landwirtschaftlichen  Verwaltung 

a)  Landwirtschaftliche  Verwaltung  * 2 584  880./# 

b)  Wasserbauverwaltung 

1.  Abwicklung  Wasserbau  . . . 4 696  000  „ 


V.  des  Ministeriums  für  Wissenschaft,  Kunst  und 

Volksbildung 43  994  350  „ 


Gesamtbetrag  513  412  610 Jl. 

I.  Einmalige  und  außerordentliche  Ansgaben  für  die  Bau- 


ausführungen der  Domänen  Verwaltung. 

1.  Verzinsliche  Beihilfen  zur  Ausführung  von  Bodenver- 

besserungen, insbesondere  Drainierungen,  auf  Domänen- 
vorwerken und  sonstigem  Domänengrundbesitz  . . . 500  000 

2.  Vermehrung  und  Verbesserung  der  Arbeiter  wohn  ungen 
• nebst  Zubehör  an  Stallgebäuden,  Brunnen  usw.  auf 

den  Domänen 3 000  000 

3.  Erwerbung  und  erste  Einrichtung  von  Domänen  und 

Domänengrundstücken 3 300  000 


4.  Vorbereitung  und  Ausführung  des  Verkaufs  der  hierzu 


bestimmten  Teile  der  Domäne  Dahlem  im  Regierungs- 
bezirk Potsdam  sowie  Herstellung,  laufende  Unter- 
haltung und  Benutzung  der  Straßen-,  Beleuchtungs-, 
Entwässerungs-  usw.  Anlagen,  auch  Ablösung  von  Lasten 
der  Domänenverwaltung 2 000  000 

5.  Außerordentlicher  Zuschuß  zum  ordentlichen  Domänen- 
baufonds   5 000  000 

6.  Staatliche  Weinberganlagen  in  der  Saar-,  Mosel-  und 

Nahe- Gegend 197  000 

7.  Ausbau  und  Instandsetzung  der  Bäder  der  Domänen- 
verwaltung   750  000 

8.  Landgewinnungsarbeiten  im  Regierungbezirk  Schleswig  750  000 

9.  Weiterführung  der  Arbeiten  zur  Aufschließung  der 

staatlichen  Moore  in  Ostfriesland,  16.  Teilbetrag  . . 400  000 

10.  Landgewinnungsarbeiten  an  der  ostfriesischen  Küste  260  000 

11.  Durchführung  der  Meliorations-  usw.  Arbeiten  am 
Drausensee  im  Kreise  Elbing  und  in  angrenzenden 

Kreisen  (Eindeichung  der  staatlichen  Aulandungen)  . . 146  600 

12.  Beihilfen  zu  Wegebauten  und  zur  Anlegung  von  Eisen- 
bahngüterhaltestellen, die  von  wesentlichem  Nutzen  für 

die  Domänenverwaltung  sind *.....  200  000 

13.  Beihilfe  zur  Eindeichung  der  Pohnshallig  und  des 
Morsumkoogvorlandes  im  Regierungsbezirk  Schleswig, 

3.  Teilbetrag 1 000  00t» 


Zu  übertragen  17  503  600 
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"Übertrag  17  503  600 


14.  Sommerbedeichung  des  Hellers  auf  der  hoben  Plate 

(Leybucht)  im  Regierungsbezirk  Aurich 500  000 

15.  Beschaffung  von  Alaschinen  und  sonstigen  Geräten  für 

die  Bedeichungsarbeiten  im  Regierungsbezirk  Schleswig  1550  000 

16.  Bauliche  Instandsetzung  und  Ergänzung  der  Domänen- 
weingüter   2 000  000 


Summe  21  553  600 

II.  Einmalige  und  außerordentliche  Ausgaben  für  die 
Bauausführungen  der  Berg-,  Hütten-  und  Salinenverwaltung'. 


1.  Steinkohlenbergwerke. 

Bergwerkdirektion sbezirk  H i n d e n b u r g . 

1.  Turbokompressor  für  das  Nordfeld  des  Steinkohlenberg- 
werks König 2 000  000 

2.  Kabelkran  für  den  Holzplatz  Wilhelm  ine  auf  dem  West- 
feld des  Steinkohlenbergwerks  Königin  Luise  . . . 300  000 

3.  Ausbau  des  Schachtes  II  der  Delbrückschächte  des 

Steinkohlenbergwerks  b.  Bielschowitz  (8000000),  weiterer 
Teilbetrag 1 500  000 

4.  Hilfsschacht  mit  Spülversatzanlage  und  Ventilator  für 

das  Südfeld  der  Rheinbabenschächte  des  Steinkohlen- 
bergwerks bei  Bielschowitz  (3  600  000),  1.  Teilbetrag  . . 500  000 

5.  Hilfsschacht  mit  Spülversatzanlage  u.  Ventilator  südlich 

der  Delbrückschächte  des  Steinkohlenbergwerks  bei 
Bielschowitz  (4100  000),  1.  Teilbetrag 600000 

6.  Schmalspurige  Sandförderbahn  nach  den  Rheinbaben- 
und  Delbrückschächten  des  Steinkohlenbergwerks  bei 
Bielschowitz  sowie  Einrichtung  für  die  Sandgewinnung 

(4  000  000),  1.  Teilbetrag 500  000 

7.  Wasserleitung  für  die  Versorgung  der  Tagesanlagen  des 
Steinkohlenbergwerks  Knurow  mit  Betriebswasser 

(6  000  000),  weiterer  Teilbetrag 2 500  000 

8.  Ausbau  der  Schachtanlage  Knurow-Westfeld  (16  000  000), 

weiterer  Teilbetrag 4 000  000 

9.  Einrichtung  von  Spülversatz  auf  dem  Ost-  und  Westfeld 

des  Steinkohlenbergwerks  Knurow  (5  000  000),  weiterer 
Teilbetrag 1 000  000 

10.  Ausbau  der  Kokerei  des  Steinkohlenbergwerks  Knurow  550  000 

11.  Erneuerung  der  Alaschinen-  und  Kesselanlagen  auf  dem 
Wasserwerk  Adolfschacht  (Wasserversorgungsanlage), 

1.  Teilbetrag 800  000 

Bergwerkdirektionsbezirk  Recklinghausen. 

12.  Weiterer  Ausbau  der  Arbeiteransiedlungen'  im  Berg- 

werkdirektionsbezirk Recklinghausen  (12  000  000),  letzter 
Teilbetrag 5 000  000 

13.  Errichtung  von  staatseigenen  Beamtenwohnungen  im 

Bergwerkdirektionsbezirk  Recklinghausen  (9  760  000), 
weiterer  Teilbetrag 5 950  000 

14.  Neuer  Schacht  mit  Nebenschächten  für  das  Steinkohlen- 
bergwerk Ibbenbüren  (15  000  000),  weiterer  Teilbetrag  2 000000 

15.  Umbau  der  Kesselanlage  auf  der  Schachtanlage  von 
Oeynhausen  des  Steinkohlenbergwerks  Ibbenbüren, 

(2  800  000),  1.  Teilbetrag 600  000 

16.  Selbständiger  Wagenumlauf  auf  der  Hängebank  der 

Alöller-  und  Rheinbabenschächte  des  Steinkohlenberg- 
werks Gladbeck  (5  000  000),  1 . Teilbetrag 1 000  000 

17.  Beschaffung  von  neuen  Dampfkesseln  mit  Zubehör  für 

die  Alöller-  und  Rheinbabenschächte  des  Steinkohlen- 
bergwerks Gladbeck,  1.  Teilbetrag 4 000  000 

18.  Unterstation  auf  der  Schachtanlage  Bergmannsglück  des 

Steinkohlenbergwerks  Buer 250  000 

19.  Erweiterungd.  Grubenbahn-Umformeranlagen  unterTage 
auf  den  Schachtanlagen  Bergmannsglück  und  Westerholt 

des  Steinkohlenbergwerks  Buer  (1000  000),  1.  Teilbetrag  500  000 

20-  Erweiterung  der  Kokerei  des  Steinkohlenbergwerks 

Waltrop  (1  340  000),  letzter  Teibetrag 400  000 

21.  Alaschinelle  Streckenförderung  für  das  Steinkohlenberg- 
werk Waltrop  (1  480  000),  letzter  Teilbetrag  ....  1 125000 

22.  Fördergerüst  und  Schachtgebäude  für  Schacht  II  nebst 
Förder-  und  Betriebseinrichtung  sowie  Verbindungs- 
brücke mit  Schacht  I des  Steinkohlenbergwerks  Waltrop 

(3  445  000),  1.  Teilbetrag 100  000 

23.  Schwemmsümpfe  für  Kokskohle  auf  dem  Steinkohlen- 
bergwerk Waltrop  (5  000  000),  1.  Teilbetrag  ....  1000000 

24.  Weiterer  Ausbau  der  Dampfkessel-  und  Alaschinen- 
anlagen  auf  der  Schachtanlage  Zweckel  des  Steinkohlen- 
bergwerks Zweckel  (8  380  000),  letzter  Teilbetrag  . . . 4 500  000 

25.  Erweiterung  der  Kokerei  auf  der  Schachtanlage  Scholven 

des  Steinkohlenbergwerks  Zweckel  (10  474  000),  weiterer 
Teilbetrag 2 500  000 


26.  Herstellung  von  ringförmigen  Lokomotivschuppen  in 
den  Übergabebahnhöfen  Gladbeck  und  Hassel,  Ausbau 
der  alten  Lokomotivschuppen  auf  den  Schachtanlagen 
Alöller,  Zweckel,  Scholven  und  Westerholt  als  Wasch- 
kauen, ferner  Herstellung  je  einer  besonderen  Waschkaue 
auf  den  Schachtanlagen  Bergmannsglück  und  Rhein- 
baben (Hafenverwaltung)  (1  360  000),  weiterer  Teilbetrag  300  000 

Zu  übertragen  43  475  000 


Übertrag  43  475  000 

27.  40  t-Kran  für  die  Eisenbahnwerkstätte  in  Gladbeck 

(Hafenverwaltung) 200  000 

28.  Überführung  über  die  Zechenbahn  nach  Zweckel  und 

Verbindungsstraße  zwischen  Tauschlag-  und  Lortzing- 
straße  in  der  Kolonie  Rebbelmund  in  Gladbeck  (Hafen- 
verwaltung), 1.  Teilbetrag 250  000 

29.  Regelung  des  Haarbachs  (Hafenverwaltung)  (150  000), 

letzter  Teilbetrag 50  000 

Steinkohlenbergwerk  am  Deister. 

30.  Weiterer  Ausbau  der  Wasserhaltung  für  die  4.  Sohle 

des  Schachtes  III  (7  000  000),  weiterer  Teilbetrag  . . 2 000  000 

31.  Ausbau  der  Wasserleitung  zur  Betriebswasserversorgung 

(3  300  000),  weiterer  Teilbetrag 1 200  000 

32.  Um-  und  Ausbau  der  Steinkohlenbergwerke  am  Deister, 

1.  Teilbetrag 2 600  000 

2.  Braunkohlenbergwerke. 

33.  Wasserhaltungsschacht  im  Nordfeld  des  Braunkohlen- 
bergwerks bei  Löderburg 1 500  000 

34.  Alaschinelle  Einrichtung  für  die  Kettenförderung  in  der 

6.  Sohle  des  Braunkohlenbergwerks  bei  Löderburg  . . 500  000 

35.  Verlegung  zweier  Wege  im  Felde  des  Braunkohlenberg- 
werks bei  Löderburg  350000 

3.  Erzbergwerke. 

36.  Verstärkung  der  Pumpenanlage  im  Königin -Alarien- 

Schacht  bei  der  Berginspektion  Klaustal 225  00O 

37.  Erweiterung  der  Klaustaler-Einersberger  elektrischen 

Kraftzentrale  in  der  Kesselanlage  nebst  Zubehör  bei  der 
Berginspektion  Klaustal  2 765  000 

38.  Zwei  Vierfamilienwohnhäuser  für  Arbeiter  und  zwei 
Zweifamilienwohnhäuser  für  Beamte  nebst  Stallgebäuden 

bei  der  Berginspektion  Klaustal,  1.  Teilbetrag  . . . 1000  000 

39.  Waschkaue  mit  Umkleidehalle  bei  der  Berginspektion 

Lautental  (835  000),  letzter  Teilbetrag  ^35  000 

40.  Ein  Vierfamilienwohnhaus  für  Arbeiter  und  ein  Zwei- 
familienwohnhaus für  Beamte  nebst  Stallgebäuden  bei 

der  Berginspektion  Grund,  1.  Teilbetrag 400  000 

4.  Bernsteinwerke. 

41.  Ausgestaltung  des  Tagebaues  in  Palmnicken,  1.  Teil- 
betrag   10  000  000 

42.  Pumpe  n^bst  Alotor  und  Rohrleitungen  für  den  Tagebau  100  000 

43.  Erneuerung  des  Werkstattgebäudes  auf  dem  Werkhofe 

in  Palmnicken  nebst  Inneneinrichtung  (1  900  000)  1.  Teil- 
betrag   500  000 

44.  Erweiterung  der  Arbeiteransiedelung  bei  Palmnicken 

(3  300  000),  weiterer  Teilbetrag 1 400  000 

45.  Erneuerung  und  Erweiterung  des  Betriebsgebäudes  der 

Bernsteinwerke  in  Königsberg  (1  660  000),  letzter  Teil- 
betrag   1 060  000 

5.  Eisenhütten. 

46.  Ausbau  des  Hüttenamts  Gleiwitz 500  000 

47.  Zufahrtbrücke  zur  Piossekschen  Insel  in  Alalapane  und 

Damptlokomotivkran  für  die  Alalapaner  Hütte  . . . 400  000 

48.  Umstellung  des  Betriebes  bei  dem  Hüttenamt  Rote- 

hütte,  1.  Teilbetrag 200  000 

49.  Ein  Zweifamilien wohnhaus  für  Beamte  nebst  Stall- 
gebäude bei  dem  Hüttenamt  Lerbach,  1.  Teilbetrag  . . 200  000 

6.  Blei-  und  Silberhütten. 

50.  Achtfamilienwohnhaus  für  Arbeiter  der  Blei-  und  Silber- 
hütte in  Friedrichshütte  (500  000),  1.  Teilbetrag  . . . 450  000 

51.  Ein  Vierfamilienwohnhaus  für  Arbeiter  und  ein  Zwei- 
familienwohnhaus für  Beamte  nebst  Stallgebäuden  bei 

den  Silberhütten  Klaustal  und  Lautental,  1.  Teilbetrag  400  000 

7.  Salzwerke. 

52.  Erneuerung  der  Salztrockenvorrichtungen  im  Siedehause 

Itzenplitz  I und  II  der  Saline  in  Schönebeck  a.  d.  E.  . 15O000 

53.  Zwei  Vierfamilienhäuser  für  Arbeiter  der  Saline  in 

Dürrenberg  400  000 

54.  Kleinwohnungen  für  Arbeiter  am  Achenbachschacht 

des  Salzwerks  in  Staßfurt  ( 1 500  000),  weiterer  Teilbetrag  600  000 

55.  Weiterer  Ausbau  des  Salzwerks  in  Staßfurt,  1.  Teil- 
betrag   3 080  000 

56.  Erneuerungen  von  Betriebseinrichtungen  der  Fabrik  am 

Achenbachschacht  des  Salzwerks  in  Staßfurt  ....  1 000  000 

57.  Chlorkaliumfabrik  u.  Spülversatzanlage  auf  der  Doppel- 

schachtanlage Kleinbodungen  des  Kalisalzwerks  Bleiche- 
rode (14  000  000),  weiterer  Teilbetrag 5 000  000 

58.  Wohnungen  für  Arbeiter  und  Beamte  des  Salzwerks  in 

Vienenburg  (1  000  000),  weiterer  Teilbetrag 450  000 

59.  Karnallitfabrik  und  Wetterschacht  mit  Anschlußbahn 

für  das  Salzwerk  in  Vienenburg,  1.  Teilbetrag  . . . 2 500  000 

60.  Erweiterung  der  Fabrikanlagen  des  Kaliwerks  Vienen- 
burg (2  250000),  weiterer  Teilbetrag 1 500  000 


61.  Für  Grunderwerb  und  zur  Erwerbung  von  Bergwerks- 
eigentum . . 1 700  000 

Zu  übertragen  88  340  000 


350 


Zentralblatt  der  Bauverwaltung. 


13.  Juli  1921. 


Übertrag  88  340  000 

62.  Baukostenzuschüsse  für  Arbeiter-  und  Beamtenwoh- 
nungen. die  aus  Mitteln  der  Wohnungfürsorgegesetze 


gebaut  werden 3000  000 

(13.  Für  unvorhergesehene  dringliche  Ausgaben 3 000  000 


Summe  94  340  000 

(Davon  trägt  die  Klosterkammer  in  Hannover  1 450000) 


III.  Einmalige  und  außerordentliche  Ausgaben  für  die 


Bauausführungen  der  Justizverwaltung. 

1.  Bezirk  des  Kammergerichts, 
t.  Um-  und  Erweiterungsbau  des  Geschäftsgebäudes  für 
das  Landgericht  II  Berlin  und  das  Amtsgericht  Berlin- 
Tempelhof  (4  570  861),  8.  Teilbetrag 100000 

2.  Bezirk  des  Oberiandesgerichts  in  Stettin. 

2.  Um-  und  Erweiterungsbau  des  Zentralgefängnisses  in 
Gollnow  (4  130  000),  4.  und  Ergänzungsbetrag  ....  1 000  000 

3.  Bezirk  des  Oberiandesgerichts  in  Kiel. 

3.  Neubau  eines  Amtsgerichts  und  Gefängnisses  in  Eckern- 
förde, 4.  und  Ergänzungsbetrag 600000 

4.  Bezirk  des  Oberiandesgerichts  in  Celle. 

4.  Erneuerung  der  Zentralheizungsanlage  im  Justizgebäude 

in  Osnabrück,  1.  Teilbetrag 195  000 

5.  Bezirk  des  Oberiandesgerichts  in  Ilamrn. 

5.  Neubau  eines  Land-  und  Amtsgerichts  nebst  Gefängnis 

in  Hagen  i.  Westf.,  4.  und  Ergänzungsbetrag  ....  4500000 

6.  Neubau  eines  Amtsgerichts  in  Witten,  4.  und  Er- 
gänzungsbetrag   1 400  000 

7.  Wiederaufbau  der  Geschäftsräume  des  Amtsgerichts  im 

unteren  Schlosse  in  Siegen  (3  699  000)  2 500  000 

6.  Bezirk  des  Oberiandesgerichts  Frankfurt  a.  M. 

8.  Umbau  des  Dachgeschosses  des  Amtsgerichts  in  Dillen- 

burg 460  000 


7.  Bezirk  des  Oberiandesgerichts  Düsseldorf. 
9.  Ausbau  eines  Geschäftsgebäudes  für  die  Zivilabteilungen 


des  Land-  und  Amtsgerichts  in  Düsseldorf  und  Umbau 
der  jetzigen  Geschäftsgebäude  daselbst  für  die  Zwecke 
der  Staatsanwaltschaft  sowie  der  Strafabteilungen  des 
Land-  und  Amtsgerichts,  9.  und  Ergänzungsbetrag  . . 2 956  400 

10.  Neubau  des  Landgerichts  und  Erweiterung  des  Amts- 

gerichts in  Krefeld  (rd.  6 249  500),  letzter  und  Er- 
gänzungsbetrag   634  600 

11.  Neubau  des  Amtsgerichts  und  Gefängnisses  in  Rem- 
scheid, 4.  und  Ergänzungsbetrag 975  000 


Summe  15  321  000 

IV.  Einmalige  und  außerordentliche  Ausgaben  für  die 
Bauausführungen  der  landwirtschaftlichen  Verwaltung. 

a)  Landwirtschaftliche  Verwaltung. 

1.  Ausbau  der  hochwassergefährlichen  Gebirgsflüsse  in  der 


Provinz  Schlesien,  Restbetrag 945  000 

2.  Instandsetzungen  an  den  Dienstgebäuden  des  Mini- 

steriums für  Landwirtschaft,  Domänen  und  Forsten  am 
Leipziger  Platz • 170000 

3.  Beihilfen  zur  Errichtung  von  Kreiswiesenbaumeister- 
stellen   50  000 

4.  Förderung  der  Kultivierung  der  Niederungsmoore  durch 

Folgeeinrichtungen 100  000 

5.  Beihilfe  zur  Melioration  des  Havelländischen  Luchs, 

2.  Teilbetrag 46  700 

6.  Beihilfe  zur  Regelung  und  Bedeichung  der  Schlesischen 

Weichsel  im  Kreise  Pleß  auf  der  Grenzstrecke  zwischen 
Preußen  und  Polen  (Nachtragsforderung) 237  000 

7.  Einrichtung  eines  neuen  Landeskulturamts  für  die  Pro- 
vinz Schleswig -Holstein 200  000 

8.  Apparative  Ausstattung  des  Instituts  für  Vererbungs- 

lehre und  Züchtungskunde  bei  der  Landwirtschaftlichen 
Hochschule  Berlin 70  000 

9.  Herrichtung  neuer  Räume  für  die  ambulatorische  Klinik 

der  Tierärztlichen  Hochschule  Berlin 205  000 

10.  Apparative  Austattung  des  Tierzuchtinstituts  an  der 

Tierärztlichen  Hochschule  Hannover 66  000 

1 1 . Beschaffung  eines  Dienstfahrzeugs  für  die  Fischerei- 
aufsichtsstation in  Altona 210000 

12.  Beschaffung  eines  Dienstfahrzeugs  für  die  Fischerei- 

aufsichtsstation  in  Eckernförde 210  000 

13.  Einbau  eines  Motors  in  das  Dienstfahrzeug  des  Fisch- 
meisters in  Breege 43180 

14.  Ankauf  eines  Dienstgehöfts  für  die  Fischereiaufsichts- 
stelle Born  (Regierungsbezirk  Stralsund) 32  000 


15. 

16. 

17. 

18. 

19. 

20. 
21. 

22. 

23. 

24. 

25. 

26. 

27. 

28. 

29. 

30. 


31. 

32. 

33. 

34. 

35. 

36. 

37. 

38. 

39. 

40. 

4L 


42. 


43. 

44. 

45. 


46. 

47. 

48. 

49. 

50. 


51. 


b)  Wasserbau  Verwaltung. 

(Restverwaltung  der  Bauverwaltung  des  früheren 
Ministeriums  der  öffentlichen  Arbeiten.) 

1.  Abwicklung  Wasserbau. 

Ausbau  des  Pregels  zwischen  Insterburg  und  Groß- 
Bubainen,  2.  Teilbetrag  (preußischer  Anteil)  ....  1 250000 
Unterhaltungsarbeiten  am  Aland  von  der  Zollbrücke  bei 

Seehausen  bis  zur  Elbe 500000 

Unterhaltung  der  Jeetzel  im  Kreise  Salzwedel ....  38  000 

Instandsetzung  der  wasserbaufiskalischen  Holzbrücken 
über  die  Hamme -Durchstiche  Nr.  IV  (Linteler  Brücke) 

und  Nr.  VI  (Scharmbeckstoteier  Brücke) 130  000 

Weiterer  Ausbau  der  Halligschutz  werke,  4.  Teilbetrag 

(preußischer  Anteil) 150  000 

Verlängerung  der  Strandmauer  vor  Wittdün  auf  der 
Insel  Amrum,  2.  Ergänzungsbetrag  (preußischer  Anteil)  40  000 
Sicherung  des  Fußes  der  Steindecken  auf  den  Halligen 
Hooge,  Nordmarsch  und  Gröde  (preußischer  Anteil)  . 115  000 

Wiederherstellung  des  Dammes  Festland-Nordstrand 

(920  000),  Rest 567  000 

Instandsetzung  des  Dammes  zwischen  den  Halligen 

Gröde  und  Appelland  (180  000),  Rest 90  000 

Instandsetzung  und  rückwärtige  Verlängerung  der 
Zwiscbenbuhne  III  s + 150  bei  Westerland  auf  Sylt 

(preußischer  Anteil) 70  000 

Wiederherstellung  der  Buhnen  am  Weststrand  der  Insel 
Sylt  vor  der  Stadt  Westerland,  1.  Teilbetrag  (preußischer 

Anteil) 750000 

Verlängerung  des  Dünenschutzwerks  auf  Norderney,  Er- 
gänzungsbetrag (preußischer  Anteil) 35  000 

Erneuerung  des  Strandschutzwerks  auf  der  Insel  Baitrum, 

1.  Teilbetrag  (preußischer  Anteil) 500000 

Neupflasterung  des  BuchwalderSteindammes  bei  Senften- 

berg  (200  000),  1.  Teilbetrag 100  000 

Zur  Ausführung  von  Bauten  mit  Hilfe  der  produktiven 
Erwerbslosen  fürsorge  (vgl.  Reichsverordnung  vom 
26.  Januar  1920  — Reichs- Gesetzbl.S.  98  u.  f.)  in  den  Re- 
gierungsbezirken Allenstein  und  Potsdam 356  000 

Versuche  auf  dem  Gebiet  des  Eisenbetonbaues,  weiterer 

Ergänzungsbetrag  (preußischer  Anteil) 5 000 

Summe  4 696  000 


2.  Ministerium  für  Handel  und  Gewerbe. 


Neubau  der  Adlerbrücke  über  die  Deime  bei  Labjau, 

2.  Ergänzungsbetrag 

Neubau  der  Netzebrücke  bei  Vordamm  (3  434  000),  1.  Teil- 
betrag   

Aufmauerung  der  Molen  im  Fischereihafen  Neukuhren 

(711  000),  Rest 

Ausbesserung  des  Kopfes  der  Landebrücke  bei  Dagebüll 
Weiterer  Ausbau  des  Fischereihafens  in  Büsum  (5000000), 

1.  Teilbetrag 

Weiterer  Ausbau  des  Ostufers  des  Fischereihafens  in 
Geestemünde  nördlich  des  Ufereinschnitts  (2  300  000), 

2.  Ergänzungsbetrag 

Sicherung  gefährdeter  Ufermauern  im  Geestemünder 

Hafen,  2.  Ergänzungsbetrag 

Beschaffung  eines  eisernen  Anlegepontons  für  den 

Fischereihafen  in  Geestemünde 

Lieferung  und  Einbau  eines  neuen  Dampfkessels  für 
den  Dampfer  „Sirius“  des  Wasserbauamts  Geestemünde 
Erneuerung  des  Fußbodenbelags  in  den  Auktions- 
hallen I und  III  am  Fischereihafen  in  Geestemünde, 

Ergänzungsbetrag 

Bau  von  zwrei  neuen  Packhallen  (7  u.  8)  und  Erschließung 
des  Geländes  des  alten  Versandbahnhofs  im  Fischerei- 
hafen in  Geestemünde  (8  200  000),  1.  Ergänzungsbetrag 
Weiterer  Ausbau  des  Geländes  auf  dem  West-  und 
Ostufer  des  Fischereihafens  in  Geestemünde  (4  000000), 

1.  Ergänzungsbetrag 

Wiederherste]  lungd.  Dampferanlegebrücke  auf  Norderney 
Erweiterung  und  Verbesserung  des  Hafens  am  Nord- 
deich, 1.  Ergänzungsbetrag • 

Zur  Ausführung  von  Bauten  mit  Hilfe  der  produktiven 
Erwerbslosenfürsorge  (vgl.  Reichsverordnung  vom  26.  Ja- 
nuar 1920  — Reichs- Gesetzbl.  S.  98  u.  f.) 

Ausbesserung  des  alten  Borssumer  Siels  (2  250  000), 

1.  Ergänzungsbetrag  . 

Herstellung  einer  Umschlagstelle  am  neuen  Binnenhafen 

in  Emden,  Ergänzungsbetrag 

Ausbau  der  Emder  Hafenanlagen  (7  200000),  1.  Ergän- 
zungsbetrag   

Landgewinnung  westlich  des  Emder  Außenhafens,  3.  Er- 
gänzungsbetrag   

Beschaffung  eines  Schwimmdocks  für  den  Emder  Hafen 

(7  000  000),  1.  Teilbetrag • • 

Bau  eines  Doppeldienstwohnhauses  für  den  Betriebs- 
leiter und  einen  Maschinenmeister  des  Kraftwerks  in 
Dörverden 


1 000  000 

1 500  000 

211  000 
43  000 

2 000  000 

700  Ö00 
S00  000 
355  000 
31 1 000 

530  000 

7 550  000 

1000  000 
270  000 

494  000 

109  000 
SSO  000 
470  000 

3 054  500 
15  000  000 

4 000  000 

360000 


Summe  2 584  880 


Summe  40  587  500 
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V.  Einmalige  und  außerordentliche  Ausgaben  für  die  Bau- 
ausführungen des  Ministeriums  für  Wissenschaft, 


Kunst  und  Volksbildung. 

Universität  Königsberg. 

L Anmietung  von  Räumen  in  der  Palästra  Albertina  zur 
Unterbringung  der  Universitätseminare  sowie  Heizung, 
Beleuchtung  und  Reinigung  der  Räume 242  500 

2.  Zur  Unterhaltung  des  von  der  Palästra  Albertina  den 

Studierenden  zur  Verfügung  gestellten  Sportplatzes,  der 
Turnhalle  und  der  Fechtsäle 10000 

3.  Erweiterung  der  Medizinischen  Klinik  einschließlich  der 

inneren  Einrichtung  (1  242  100),  letzter  Teilbetrag  . . 942  100 

4.  Apparative  und  instrumenteile  Ausstattung  des  Er- 
weiterungsbaues der  Medizinischen  Klinik 75  750 

5.  Erwerb  des  Wilhelm-  und  Auguste-Viktoria-Kinder- 

Krankenhauses  in  Königsberg  als  Universitäts-  und  Poli- 
klinik für  Kinderkrankheiten 439  500 

G.  Ankauf  eines  Grundstücks  zum  Neubau  eines  Zahn- 
ärztlichen Instituts  (412500),  letzter  Teilbetrag  ....  162  500 

7.  Neubau  eines  Zahnärztlichen  Instituts  (1  322  150),  1.  Teil- 
betrag   900  000 

8.  Apparative  und  instrumentelle  Einrichtung  des  Zahn- 
ärztlichen Instituts  (623  000),  1.  Teilbetrag 221  500 

9.  Neubau  einer  Poliklinik  für  Haut-  und  Geschlechts- 

krankheiten mit  stationärer  Abteilung  (1  554  000),  1.  Teil- 
betrag   900  000 

10.  Für  den  Unterricht  in  der  landwirtschaftlichen  Maschinen- 
kunde: 

a)  bauliche  Einrichtung  und  Ausstattung  der  Institut- 
räume mit  Möbeln  sowie  Beschaffung  der  für  die 


Verwaltung,  den  Unterricht»  und  die  wissen- 
schaftlichen Untersuchungen  erforderlichen  Gegen- 
stände   15  000 

b)  Instrumente  usw 15  000  30  000 

11.  Beschaffung  von  Apparaten  und  Lehrmitteln  für  das 

Philosophische  Seminar 3 000 

Universität  Berlin. 

12.  Anmietung  von  Räumen  im  Kaiserin-Friedrich-Haus  für 

das  ärztliche  Fortbildungswesen  für  Zwecke  der  Uni- 
versität   62  400 

13.  Unterbringung  der  Universitätsbibliothek  im  Gebäude 

der  Preußischen  Staatsbibliothek 480  000 

14.  Zur  weiteren  Ausführung  des  westlichen  Zwickelbaues 
des  Universitäthauptgebäudes  einschl.  der  Außenanlagen 

und  der  inneren  Einrichtung  (2  099  000),  2.  Teilbetrag  725  000 

15.  Für  das  Psychologische  Institut  zur  Ausstattung  der  neuen 

Abteilung  für  angewandte  Psychologie  mit  Apparaten, 
Einrichtungsstücken  usw 50  000 

Universität  Greifswald. 


10.  Apparative  Ausstattung  der  Poliklinik  für  Haut-  und 

Geschlechtskrankheiten  nebst  stationärer  Abteilung  . . 125  000 

Universität  Breslau. 

17.  Anschaffung  eines  Röntgenapparates  für  Tiefentherapie 

für  die  Chirurgische  Klinik 122  300 

18.  Beschaffung  und  Einrichtung  einer  Unterrichtsbaracke 

für  das  Zahnärztliche  Institut 170  300 

19.  Erweiterung  des  Zahnärztlichen  Instituts  durch  Ausbau 

des  Dachgeschosses  (440  000),  1.  Teilbetrag 350  000 

20.  Neubau  der  Landwirtschaftlichen  Institute  einschl.  der 

inneren  Einrichtung  und  der  Außenanlagen,  letzter 
Teilbetrag 1 1 400  000 

21.  Apparative  Ausstattung  des  Neubaues  der  Landwirt- 
schaftlichen Institute,  letzter  Teilbetrag 400  000 

22.  Zur  Anlage  eines  Turn-  und  Spielplatzes 130  000 


Universität  Halle. 

23.  Ausbau  der  alten  Sammlungsräume  im  Landwirtschaft- 
lichen Institut  zu  Arbeitsräumen  für  die  Abteilung  für 
landwirtschaftliche  Betriebslehre  und  Anlage  einer  elek- 
trischen Beleuchtung  in  den  Räumen  der  Instituts- 


bücherei   . 48  000 

24.  Innere  Einrichtung  der  Räume  der  Abteilung  für  land- 

wirtschaftliche Betriebslehre  des  Landwirtschaftlichen 
Instituts 11  000 

Universität  Kiel. 

25.  Übernahme  des  Heinrich-Kinder-Hospitals  als  Universi- 
täts-Kinderklinik und  -Poliklinik , . . . 770  000 

2G.  Bauliche  Änderungen  im  Chemischen  Institut  ....  60  000 


Universität  Göttingen. 

27.  Ergänzung  der  Bureaueinrichtung  der  Universitätskasse 

und  Universitätsquästur 6 000 

28.  Bauliche  Herstellungen  und  Inventarbeschaffungen  für 

das  Theologische  Stift 26  500 

29.  Erweiterung  der  Kinderpoliklinik  und  Kinderklinik 

einschl.  der  inneren  Einrichtung  und  der  Außenanlagen 
(1046000)  letzter  Teilbetrag  822  700 


Zu  übertragen  19  692  050 


Übertrag  19  692  050 


30.  Apparative  und  instrumenteile  Ausstattung  der  Kinder- 
poliklinik und  Kinderklinik  6 600 

31.  Beschaffung  einer  Gasverflüssigungsanlage  für  das  Physi- 
kalische Institut 40  000 

32.  Beschaffung  der  ersten  inneren  Einrichtung,  von  Lehr- 

mitteln, Büchern  usw.  für  die  Abteilung  für  Betriebs- 
lehre des  Landwirtschaftlichen  Instituts 10  000 

Universität  Münster. 

33.  Neubau  der  Medizinischen  Klinik  nebst  einer  Absonde- 
rungsbaracke, 7.  Teilbetrag 2 160  000 

34.  Neubau  der  Chirurgischen  Klinik,  7.  Teilbetrag  . . . 2 230  000 

35.  Neubau  der  Frauenklinik,  6.  Teilbetrag 1 344  000 

36.  Beschaffung  von  Einrichtungsstücken  für  die  dem  Staats- 

wissenschaftlichen Institut  im  alten  Paulinum  neu  zur 
Verfügung  gestellten  Räume 30  000 

Universität  Marburg. 

37.  Herrichtung  von  zwei  Beamtenwohnungen  im  Kugel- 
herrngebäude   80  300 

38.  Neubau  einer  Poliklinik  für  Haut-  und  Geschlechts- 
krankheiten (999  000),  2.  Teilbetrag 790  000 

39.  Einrichtung  einer  Kinder-Poliklinik  nebst  stationärer 

Abteilung 154  000 

40.  Einrichtung  von  Räumen  für  den  gerichtsärztlichen 

Unterricht 35  000 

41.  Bauliche  Erweiterung  und  Ergänzung  der  apparativen 

Ausstattung  des  Physiologischen  Instituts 188  000 

42.  Einrichtung  des  magnetischen  Pavillons  beim  Physi- 
kalischen Institut 15 100 

43.  Für  das  Physikalische  Institut  zur  Ergänzung  der  appa- 
rativen Ausstattung 90  000 

44.  Zur  Beschaffung  von  Instrumenten  und  Apparaten  für 

das  Zahnärztliche  Institut 220  000 


Universität  Bonn. 

45.  Erweiterung  der  Medizinischen  Poliklinik  in  der  Wilhelm- 
straße   

46.  Beschaffung  von  Inventar,  Instrumenten  und  Apparaten 

für  ein  Zahnärztliches  Institut 

47.  Neubau  einer  Röntgenabteilung  bei  der  Chirurgischen 

Klinik  einschließlich  der  Nebenanlagen 

Charitekrankenhaus  Berlin. 

48.  Weitere  Ausführung  des  Neubaues  der  Geburtshilflichen 

Abteilung  der  Frauenklinik,  2.  Teilbetrag 1 000  000 

49.  Weitere  Ausführung  des  Um-  und  Erweiterungsbaues  des 

Lehrgebäudes  der  Kinderklinik,  letzter  Teilbetrag  . . 1 304  000 

Technische  Hochschulen. 

Technische  Hochschule  Berlin. 

50.  Erweiterung  der  Versuchseinrichtungen  des  Laborato- 
riums für  Statik  der  Baukonstruktionen 

• 51.  Apparative  Einrichtung  des  Neubaues  des  Metallhütten- 
männischen Instituts 

52.  Gesteinsuntersuchungen  im  Mineralogisch-Geologischen 

Institut 

53.  Zur  Einrichtung  eines  Erweiterungsbaues  des  Versuchs- 
feldes für  Werkzeugmaschinen 

54.  Erhaltung  der  Motorensammlung  bei  der  Versuchsanstalt 

für  Verbrennungsmaschinen  und  Kraftfahrzeuge  . . . 

Technische  Hochschule  Hannover. 

55.  Beschaffung  von  Maschinen,  Kesseln,  Apparaten,  Instru- 
menten für  das  neue  Maschinenbaulaboratorium  nebst 
Zentrale  für  Heizung,  Lüftung  und  elektrischen  Strom, 

9.  Teilbetrag 1 090  000 

Technische  Hochschule  Aachen. 

56.  Ergänzung  der  inneren  Einrichtung  des  Elektrotech- 

technischen  Instituts 

57.  Unterhaltung  des  Bauingenieurlaboratoriums  .... 

Technische  Hochschulen  im  allgemeinen. 

58.  Beschaffung  von  Instrumenten,  Apparaten  und  sonstigen 

Unterrichtsmitteln 

59.  Einmalige  Verstärkung  der  Mittel  zur  vorübergehenden 

Annahme  von  Hilfsassistenten  . • 

60.  Verstärkung  der  Mittel  zu  Beihilfen  für  Privatdozenten  . 

61.  Verstärkung  der  Mittel  zu  Beihilfen  und  sonstigen 

Unterstützungen  für  Studierende  der  Technischen  Hoch- 
schulen   

Materialprüfungsamt  in  Berlin-Dahlem. 

62.  Förderung  der  Prüfung  von  Brückenkonstruktionen 

größten  Umfanges 30  000 

Sonstige  wissenschaftliche  Anstalten  und  Zwecke. 

63.  Für  das  Geodätische  Institut  bei  Potsdam  zur  Einrich- 

ung  von  zwei  Empfangsapparaten  für  drahtlose  Tele- 
graphie, Anschaffung  eines  Vertikalseismographen  und 
Wiederherstellung  von  Beobachtungsstationen  ....  22  000 

Zu  übertragen  34865  750 


270  000 
6 000 

180  000 

900  000 
50  000 

90  000 


44  500 
1 925  000 
27  700 
35  000 
190  000 


76  000 
232  500 
308  000 
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Übertrag  34  865  750 


64.  Einmaliger  Beitrag  zur  Einsteinspende  für  die  Errichtung 

eines  Turmspektrographen  beim  Astrophysikalischen 
Observatorium  bei  Potsdam 200  000 

65.  Zuschuß  zu  den  laufenden  Unterhaltungs-  und  Betriebs- 
kosten des  vorbezeiclineten  Turmspektrographen  . . . 18  000 

66.  Kosten  der  Beteiligung  des  Aeronautischen  Observatoriums 

bei  Lindenberg  an  den  Arbeiten  des  öffentlichen  Wetter- 
dienstes und  Zuschuß  zu  den  Kosten  des  Höhenwetter- 
dienstes . 25  000 

67.  Zuschuß  zu  den  Kosten  der  wissenschaftlichen  Flugzeug- 

aufstiege des  Aeronautischen  Observatoriums  bei 
Lindenberg 75  000 

68.  Instandsetzung  der  Außenanlagen  der  Biologischen 

Anstalt  auf  Helgoland 250  000 

Kunst. 

69.  Erweiterungs-  und  Neubauten  für  die  Museen  in  Berlin, 

14.  Teilbetrag 6 000  000 

70.  Einrichtung  des  Griechischen  Hofes  im  Neuen  Museum 

in  Berlin  als  Ausstellungssaal 375  000 

71.  Instandsetzung  und  Ausstattung  der  der  Staatlichen 

Bildstelle  in  Berlin  zuzuweisenden  Räume  in  der  bis- 
herigen Meßbildanstalt  und  im  Hause  Wilhelmstr.  69  208  800 

72.  Verstärkung  der  Mittel  bei  Kap.  1 14  Tit.  95  (Förderung 

der  monumentalen  Malerei  und  Plastik) 200  000 

73.  Verstärkung  der  Mittel  bei  Kap.  114  Tit.  96  (Arbeiten 

zur  Veröffentlichung  deutscher  Kunstdenkmäler)  . . . 10  000 

74.  Zum  Ausbau  von  Schülerateliers  und  Werkstätten  im 
Gebäude  der  Akademie  für  Kunst  und  Kunstgewerbe 

in  Breslau 40  000 


Zu  übertragen  42  267  550 


75. 

76. 


Übertrag 

Ausgrabung  und  wissenschaftliche  Erforschung  des 

römischen  Kaiserpalastes  in  Trier 

Bauliche  Sicherung  der  römischen  Kaiserthermen  in  Trier 
(103  500),  1.  Teilbetrag 


42  267  550 
60  000 
35000 


Volksbildung. 

A.  Höhere  Lehranstalten  für  die  männliche 
Jugend. 

77.  Herstellung  einer  Be-  und  Entwässerungsanlage  bei  dem 

Gymnasium  in  Rössel  und  deren  Anschluß  an  die 
städtische  Kanalisation 80  000 

78.  Umdeckung  der  Dächer  und  sonstige  Instandsetzungs- 
arbeiten an  den  Gymuasialgebäuden  in  Lingen  ...  91  600 

79.  Umbau  des  Aulaflügels  im  alten  Gymnasialgebäude  in 

Koest'eld  zu  einer  Direktordienstwohnung 136  000 

HO.  Anschaffung  physikalischer  Apparate  für  das  Gymnasium 

in  Minden 20  000 

8 1 . Instandsetzungsarbeiten  bei  der  Oberrealschule  in  Minden  43  200 

82.  Realgymnasium  in  Hagen: 

a)  für  den  Neubau 300  000 

b)  Beschaffung  von  Lehrmitteln  für  den 

Physik-  und  Zeichenunterricht  . . . . 15  000  315  000 

83.  Wiederherstellung  des  durch  Brand  zerstörten  Klassen- 
gebäudes des  Gymnasiums  in  Traben-Trarbach  . . . 446  000 

B.  Höhere  Lehranstalten  für  die  weibliche 
Jugend. 

84.  Ankauf  der  Szitnickschen  Grundstücke  in  Königsberg  für 
eine  neu  zu  errichtende  staatliche  höhere  Lehranstalt 

für  die  weibliche  Jugend 500  000 

Summe  43  994  350 


Vermischtes. 


Zum  Ehreumitglied  der  Technischen  Hochschule  Berlin  ist  der 
Präsident  des  Reichsversicherungsamts  Wirklicher  Geheimer  Ober- 
regierungsrat Dr.  jur.,  Dr.  med.  h.  c.  Kaufmann  in  Berlin  ernannt 
worden,  in  Anerkennung  seiner  großen  Verdienste  um  den  Ausbau 
der  Unfallverhütungstechnik  auf  mechanischem  Gebiete. 

Die  Würde  eines  Doktor-Ingenieurs  ehrenhalber  ist  verliehen 
worden:  von  der  Technischen  Hochschule  Berlin  auf  den  ein- 
stimmigen Antrag  des  Kollegiums  der  Abteilung  für  Bergbau  dem 
Generaldirektor  der  Maschinenbauanstalt  Humboldt  Bergrat  Zorn  er 
in  Köln-Kalk  in  Anerkennung  seiner  großen  Verdienste  um  die  Förde- 
rung des  Bergbaues  und  Autbereitungswesens  und  um  die  Vervoll- 
kommnung der  Aufbereitungstechnik;  — dem  Generaldirektor  des  Stein- 
kohlenwerks Vereinigte  Glückhilf- Friedenshoffnung  und  Vorsitzenden 
des  Aufsichtsrats  des  Niederschlesischen  Kohlensyndikats  Hermsdorf 
bei  Breslau  Bergassessor  a.  D.  Tittler  wegen  seiner  großen  Ver- 
dienste um  die  Entwicklung  des  Waldenburger  Steinkohlenbergbaues, 
seiner  Fördereinrichtungen,  Bewetterung  und  Wohlfahrtseinrichtungen; 

ferner  von  der  Technischen  Hochschule  Braunschweig  dem  Ge- 
neraldirektor der  Maschinen-  und  Fahrzeugfabriken  Alfeld -Delligsen 
Max  Meyer  in  Anerkennung  seiner  hervorragenden  Verdienste  um 
die  Entwicklung  der  Fabrikation  von  Schalenguß  sowie  seiner  aus- 
gezeichneten organisatorischen  Tätigkeit  im  maschinentechnischen 
Großbetriebe;  — dem  Fabrikbesitzer  Wilhelm  Langelott  in  Dresden 
in  Anerkennung  seiner  hervorragenden  Verdienste  um  die  Förderung 
der  Beton-  und  Eisenbetonindustrie,  seines  wissenschaftlich  anregenden 
Wirkens  auf  technischen  und  wirtschaftlichen  Gebieten  und  seiner 
bedeutenden  Leistungen. 

Emen  Wettbewerb  für  Pläne  zu  einem  Verwaltungsgebäude 
dor  Allgemeinen  Ortskrankenkasse  in  Gera  schreibt  die  Kranken- 
kasse unter  den  Architekten  Thüringens  und  der  preußischen  Gebiets- 
teile Thüringens,  sowie  in  Thüringen  geborenen  Architekten  mit  Frist 
bis  zum  1.  September  d.  J.  und  mit  drei  Preisen  von  6000,  4000  und 
2000  Mark  aus.  Die  Wettbewerbunterlagen  sind  für  15  Mark,  die  dem 
Bewerber  zurückerstattet  werden,  bei  der  genannten  Kasse  erhältlich. 

Wettbewerb  für  Entwürfe  zu  einem  Heldeugedeuksteiu  in  Hagen 
i.  Westf.,  ausgeschrieben  unter  Künstlern  in  den  Regierungsbezirken 
Arnsberg  und  Düsseldorf  und  im  Stadtkreis  Hagen  mit  Frist  bis 
zum  25.  August  d.  J.  Dem  Preisgericht  gehören  u.  a.  an:  Bildhauer 
Prof.  Hugo  Lederer  in  Uharlottenburg,  Gartenarchitekt  Leberecht 
Migge  in  Worpswede,  Stadtbaurat  Figge  und  Maler  Prof.  Chr.  Roh Ifs 
in  Hagen.  Vorgesehen  sind  drei  Preise  von  5000,  3000  und  2000  Mark 
sowie  zwei  Ankäufe  zu  je  1000  Mark.  Die  Unterlagen  können  für  10  Mark 
von  der  Geschäftstelle  des  Stadtkrieger- Verbandes  Hagen  i.  Westf., 
Goldbergstraße  17,  bezogen  werden;  bei  Einsendung  eines  Entwurfs 
wird  der  Betrag  zurückerstattet. 

Der  Stadtbaurat  von  Neukölln,  Hermann  Weigand,  ist  nach 
31  jähriger  Dienstzeit  aus  der  städtischen  Verwaltung  ausgeschieden. 
Als  Dezei'nent  für  das  Bauwesen  ist  der  Gemeindebaumeister  Müller 
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aus  Berlin -Steglitz  in  das  Bezirksamt  14  berufen  und  am  29.  Juni 
in  sein  Amt  eingeführt  worden. 

Die  große  Wanderausstellung  für  Siedluugsweseu,  Städtebau 
und  Wohnungswesen,  die  am  2.  Juni  in  Breslau  eröffnet  wurde,  soll 
auch  in  anderen  Teilen  Schlesiens,  wenn  möglich  auch  in  Oberschlesien 
und  vervollkommnet  später  in  ganz  Deutschland  gezeigt  werden. 
Neben  den  Fragen  der  Wasserwirtschaft,  des  Verkehrs,  der  Strom- 
versorgung, der  Neuregelung  der  Landesbauordnungen  geht  die  Aus- 
stellung besonders  auf  die  ländliche  und  halbländliche  Besiedlung  ein. 
Sie  bringt  Vorschläge  für  die  zweckmäßigsten  Formen  von  Siedlungen 
und  Erweiterungen  in  Stadt  und  Land  und  eine  Auswahl  von  Klein- 
haustypen und  ausgeführten  Beispielen  von  Kleinhaussiedl  uns  en.  Die 
Leitung  liegt  in  den  Händen  des  Deutschen  Archivs  für  Siedlungs- 
wresen  e.  V.,  Berlin,  Luisenstraße  27/28, 

Technische  Hochschule  Hannover.  Der  Minister  für  Wissenschaft, 
Kunst  und  Volksbildung  hat  nach  dem  Vorschlag  der  Gesamtheit  der 
Abteilungskollegien  wiederum  den  ordentlichen  Professor  D.  C.  Müller 
zum  Rektor  der  Hochschule  für  die  Amtszeit  vom  1.  Juli  1921  bis 
Ende  Juni  1923  ernannt  und  die  von  den  Abteilungskollegien  ge- 
troffenen Wahlen  der  Abteilungsvorsteher  für  die  Zeit  vom  1.  Juli  1921 
bis  dahin  1922  bestätigt.  Den  Senat  bilden  hiernach  für  die  gleiche 
Amtsdauer  die  ordentlichen  Professoren  Dr.  C.  Müller,  Rektor,  als  Vor- 
sitzender und  Geheimer  Regierungsrat  Troske,  Prorektor;  die  Ab- 
teilungsvorsteher ordentlichen  Professoren  Kanold,  Geheimer  Re- 
gierungsrat Dr.  Oertel,  Geheimer  Regierungsrat  S)r.=  3n9-  Nacht  weh, 
Geheimer  Regierungsrat  Dr.  Kohlrausch  und  Dr.  Salkowski;  die 
von  der  Gesamtheit  der  Abteilungskollegien  gewählten  drei  Senatoren, 
ordentliche  Professoren  2)r.=(siig.  Vetterlein,  Geheimer  Regierungs- 
rat Otzen  und  Dr.  Biltz;  der  Syndikus  Landgerichtsdirektor  Geheimer 
Justizrat  Meyer. 

2u\s,3nQ.  *•  1*.  Konrad  Freytag  f.  Am  2.  Juli  ist  in  Wiesbaden 
Kommerzienrat  Konrad  Freytag,  Ehrendoktor  der  Ingenieurwissen- 
schaften der  Technischen  Hochschule  Darmstadt,  im  Alter  von  nahezu 
75  Jahren  gestorben.  Freytag  war  eine  Persönlichkeit  von  unbe- 
strittener Bedeutung  im  deutschen  Ingenieurwesen.  Im  Jahre  1884 
erwarb  er  die  sogenannten  Monierpatente,  womit  ein  nahezu  unbekannt 
gebliebener  Pariser  Gärtner  die  Verwendung  von  Eiseneinlagen  in 
Zementumhüllung  praktisch  erprobte.  Freytag  betrieb  damals  in 
Neustadt  a.  d.  Haardt  ein  bescheidenes  Baugeschäft,  das  einen  un- 
geahnten Aufstieg  nahm,  nachdem  das  Mißtrauen  gegen  die  neue 
Bauweise  überwunden  war.  Sein  scharfer  Blick  für  die  Bedeutung  der 
von  ihm  nach  Deutschland  verbrachten  Erfindung,  seine  unbeugsame 
Entschiedenheit  verschafften  dieser  Bauweise  Ansehen  und  Zutrauen. 
Bis  zu  seinem  66.  Lebensjahre  leitete  Freytag  die  Geschicke  seiner 
Firma  und  übernahm  dann  die  Stellung  des  AufsichtsratvorsitzendeD, 
die  er  mit  vorbildlicher  Tatkraft  bis  zu  seinem  Ableben  verwaltete. 
Große  Verdienste  hat  er  sich  auch  um  seine  Heimatstadt  Neustadt 
erworben,  die  ihn  im  Jahre  1918  zu  ihrem  Ehrenbürger  ernannte. 

ln  Vertr.  Xonn  . Berlin.  — Druck  der  Buchdruckerei  Gebr.  Ernst,  Berlin. 
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Amtliche  Mitteilungen. 


Preußen. 

Das  preußische  Staatsministerium  hat  zu  Oberbauräten  ernannt: 
den  Regierungs-  und  Baurat  Geheimen  Baurat  Bergius  und  den  Re- 
gierungs- und  Baurat  Grube  in  Berlin;  — den  Regierungs-  und  Baurat 
Geheimen  Baurat  Fischer  in  Breslau,  die  Regierungs-  und  Bauräte 
Sarauw  in  Stettin,  Wichmann  in  Potsdam,  Evers  in  Koblenz, 
Czygan  in  Hannover,  Brauer  in  Königsberg,  Herrmann  in 
Münster  i.  W.,  Klinkert  in  Magdeburg  und  Mahr  in  Düsseldorf. 

Den  Kulturbauamtvorständen  Regierungs-  und  Bauräten  Stader- 
mann in  Osnabrück,  Diemer  in  Auricb  und  Linsert  in  Stralsund 
sind  gehobene  Regierungs-  und  Bauratstellen  bei  den  Regierungen 
ihres  Amtssitzes  verliehen  worden. 

Als  Regierungs-  und  Bauräte  sind  planmäßig  angestellt  worden: 
die  Regierungsbaumeister  Teubert  beim  Maschinenbauamt 

in  Minden  i.  W.,  Sr.sgttg.  Voigt  beim  Elektrizitätsamt  in  Cassel, 
Scbuppan  beim  Wasserbauamt  I in  Berlin,  Rente  in  Königsberg 
unter  Ernennung  zum  Vorstand  des  Maschinenbauamts  daselbst,  Felix 
Bräuler  beim  Wasserbauamt  in  Zehdenick  und  Wilhelm  Meyer  in 
Cassel  unter  Versetzung  nach  Hanau  und  Ernennung  zum  Vorstand 
des  Elektrizitätsamts  daselbst. 

Der  Regierungs-  und  Baurat  Schonk  in  Hannover  ist  zum  Vor- 
stand des  Kanalbauamts  daselbst  ernannt,  der  Regierangs-  und  Baurat 
Walter  Wellmann  in  Geestemünde  an  die  Regierung  in  Arnsberg 
versetzt  worden. 

Überwiesen  sind:  die  Regierungsbaumeister  Knautb  — dieser 
unter  Wiederaufnahme  in  den  Staatsdienst  — dem  Kanalbauamt  in 
Hildesheim,  Cowalscbky  dem  Neubauamt  für  die  Erweiterung  und 
Einschleusung  des  Fischereihafens  in  Geestemünde  und  Timme  dem 
Wasserbauamt  in  Diez  a.  d.  Lahn. 

Dem  Regierungs-  und  Baurat  Matz  in  Königsberg  ist  die  Ver- 
waltung des  Kulturbauamts  II  daselbst  übertragen  worden. 

Dem  Regierungsbaumeister  D.  Gerhard  Schroeder  bei  dem 
Kulturbauamt  in  Aurich  ist  eine  planmäßige  Regierungs-  und  Baurat- 
stelle verliehen  worden. 

Der  Privatdozent  und  Dozent  Professor  Dr.  Leo  Finzi  an  der 
Technischen  Hochschule  Aachen  ist  zum  ordentlichen  Professor  an 
dieser  Hochschule  ernannt  worden. 

Die  Staatsprüfung  haben  bestanden : die  Regierungsbauführer  Karl 
Geick  (Hochbaufach);  — Erich  Hinz,  Jakob  Adolf  Hibben  und 
Walter  Ruoff  (Wasser-  u.  Straßenbaufach);  — Hans  Bergner  und 
Heinz  Knoche  (Eisenbahn-  u.  Straßenbaufach). 

Der  Wirkliche  Geheime  Oberregierungsrat  Felix  Herrmann,  früher 
Vortragender  Rat  im  Ministerium  der  öffentlichen  Arbeiten,  die  Königl. 
Geheimen  Bauräte  Karl  Rebentisch,  früher  Mitglied  der  Eisenbahn- 
direktion Hannover,  und  Johannes  Müller  in  Braunschweig  sowie 
der  Königl.  Regierungs-  und  Baurat  Otto  Guericke,  Mitglied  der 
Eisenbahndirektion  Hannover,  sind  gestorben. 

Deutsches  Reich. 

Im  Reichsverkehrsministerium,  Abteilungen  für  Wasserstraßen, 
ist  der  Regierungs- und  Baurat  Wilhelm  van  Heys  zum  Ministerialrat 
und  der  Regierungsrat  Oppermann  zum  Oberregierungsrat  ernannt 
worden. 

Reichsschatzverwaltung.  Der  Regierungsbauassessor  Nie- 
metz vom  Reichsschatzministerium  ist  zum  Reichsministerium  für 
Wiederaufbau  übergetreten  und  dort  zum  Regierungsrat  ernannt 
worden. 


Reichsarbeitsministerium.  Ernannt  sind:  der  Oberregierungs- 
rat (technischer  Referent)  im  Reichsarbeitsministerium  Dr.  Friedrich 
Schmidt  und  der  preußische  Regierungs-  und  Gewerberat  Paul  Meyer 
zu  Ministerialräten. 

Reichseisenbahnen.  Bayern.  Zu  Regierungsräten  in  etat- 
mäßiger Weise  sind  befördert  worden:  der  Direktionsrat  der  Eisen- 
bahndirektion Nürnberg  Johann  Weiß  bei  dieser  Eisenbahndirektion 
und  der  Vorstand  der  Maschineninspektion  Augsburg  Direktionsrat 
Harald  Kuli  an  seineni  bisherigen  Dienstorte. 

Zu  Vorständen  wurden  in  etatmäßigerWeise  berufen:  die  Eisen- 
bahnassessoren Ludwig  Kinner  bei  der  Direktion  München  an  die 
Mascbineninspektion  Rosenheim,  Karl  Senninger  bei  der  Direktion 
Nürnberg  an  die  Maschineninspektion  I Nürnberg,  Otto  Taschinger 
bei  der  Direktion  Nürnberg  an  die  Mascbineninspektion  II  Nürnberg 
und  Rudolf  Graßl  bei  der  Direktion  Regensburg  in  gleicher  Dienstes- 
eigenschaft an  die  Maschineninspektion  Passau. 

Vom  1.  August  1921  an  treten  in  den  Ruhestand:  der  Ministerialrat 
im  Reichsverkehrsministerium,  Zweigstelle  Bayern,  Richard  Ritter 
v.  Opel  unter  Anerkennung  seiner  vorzüglichen  Dienstleistung,  der 
Vorstand  der  Bauinspektion  I München  Regierungsrat  Friedrich  Kößler 
und  der  Vorstand  der  Bauinspektion  II  München  Regierungsrat  Johann 
Hafner  unter  Anerkennung  ihrer  Dienstleistung. 

Bayern. 

Zu  Ministerialräten  sind  in  etatmäßiger  Weise  befördert  worden: 
die  Oberregierungsräte  bei  der  Obersten  Baubehörde  im  Staats- 
ministerium des  Innern  Heinrich  Greuling,  Hans  Holler,  Christian 
Peruzzi  und  Joseph  Vilbig;  — zum  Ministerialrat  außer  dem  Stande : 
der  zum  Ausbau  der  Mittleren  Isar  beurlaubte  Oberregierungsrat  hei 
der  Obersten  Baubehörde  im  Staatsministerium  des  Innern  Franz 
Krieger;  — zum  Oberregierungsbaurat:  der  Oberbauamtmann  und 
Vorstand  des  Landbauamts  Nürnberg  Karl  Hoepfel. 

Württemberg. 

Durch  Entschließung  des  Staatspräsidenten  ist  der  Baurat  Planitz 
bei  dem  Bezirksbauamt  Ravensburg  seinem  Ansuchen  entsprechend 
in  den  bleibenden  Ruhestand  versetzt  worden. 

Baden. 

Die  Regierungsbaumeister  Heinrich  Wittmann,  Ernst  Schil- 
ling und  Emil  Knauf  sind  als  zweite  Beamte  bei  Bezirksbehörden 
planmäßig  angestellt  worden. 

Die  Baupraktikanten  Thuspelde  Birmelin  aus  Emendingen,  Franz 
Ganter  aus  Alt -Breisach,  Heinrich  Gropp  aus  Mannheim,  Karl 
Hoffmann  aus  Bruchsal,  Eduard  Merkel  aus  Rastatt,  Paul  Motz 
aus  Allmannsdorf,  Wilhelm  Schmidt  aus  Bauschlott,  Ernst  Turban 
aus  Konstanz  und  Gustav  Ziegler  aus  Tauberbischofsheim,  die  sich 
im  Juni  1921  der  Staatsprüfung  im  Ilochbaufach  unterzogen  haben,  sind 
für  bestanden  erklärt  und  zu  Regierungsbaumeistern  ernannt  worden. 

Der  Regierungsbaumeister  Dr.  Karl  Paravicini  ist  in  den  Ruhe- 
stand getreten. 

Der  Regierungsbaumeister  Stadtrat  Seibold,  Dezernent  für  das 
städtische  Wohnungswesen  in  Mannheim,  ist  gestorben. 

Braunschweig. 

Die  Regieruugsbaumeister  Gottfried  Hart  wieg  in  Wolfenbüttel 
und  Max  Meier  in  Helmstedt  sind  als  Bauräte  angestellt  worden. 

Der  Regierungs-  und  Baurat  Hermann  Escbemann  in  Schöningen 
ist  auf  sein  Ansuchen  in  den  Ruhestand  getreten. 


[Alle  Rechte  Vorbehalten] 


Nichtamtlicher  Teil. 

Schriftleiter:  Richard  Bergius  und  Nonn. 


Schulbauten  im  Kreise  Alfeld. 

Im  Kreise  Alfeld  herrschte  Schulnot  in  den  ländlichen  Ortschaften,  i Vorliebe  in  den  die  Stadt  umgebenden  Dörfern  nieder,  da  sie  dort 
Die  gewerblichen  Arbeiter  der  Stadt  Alfeld  a.  d.  Leine  ließen  sich  mit  ' billiges  Bauland  und  genügende  Gartenfläche  erhalten  konnten;  die 
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Abb.  1 bis  3.  Schule  in  Warzen. 


Abb.  7 bis  9.  Schule  in  Sehlem. 


Abb.  10.  Schule  in  Wettensen. 


Bevölkerung  der  Dörfer  wuchs  schnell  an  und  damit  die  Zahl  der 
Schulkinder,  so  daß  bald  die  alten  Schulhäuser  nicht  mehr  ausreichten, 
ln  anderen  Ortschatten  des  Kreises  entwickelten  sich  örtliche  Gewerbe. 


Im  ganzen  sind  in 
: 1 Schulhaus  für 


an  alte  Schulhäuser  mit  Wohnungen  für 
unverheiratete  Lehrer,  6 einklassige 
Schulhäuser  mit  Wohnungen  für  ver- 
heiratete Lehrer , 5 zweiklassige  Schul- 
häuser mit  je  zwei  Wohnungen,  1 sie- 
benklassige  Schule  ohne  Lehrerwoh- 
nung, 2 Lehrer  Wohnhäuser. 

Einer  Vorführung  der  Haupttypen 
im  Bilde  seien  zunächst  einige  Be- 
merkungen über  die  allgemeine  An- 
ordnung und  die  Bauart  der  Gebäude 
vorausgeschickt.  Die  beiden  Teile  der 
Schulhäuser,  Klassen  und  Wohnungen, 
sind  getrennt  voneinander  mit  be- 
sonderen Zugängen  angelegt.  Nur  bei 
einklassigen  Schulen  mit  Wohnung  für 
einen  unverheirateten  Lehrer  ist  auf 
einen  besonderen  Zugang  zur  Wohnung 
verzichtet,  da  hierdurch  die  Anlage 
unverhältnismäßig  verteuert  wrorden 
wäre.  Die  Wohnungen  für  Verheiratete 
haben  in  der  Regel  eine  Wohnfläche  von 
85  his  100  qm  erhalten.  In  einzelnen 
Fällen  haben  die  Gemeinden  größere 
Wohnungen  gewünscht  und  die  Mehr- 
kosten unter  Verzicht  auf  das  Staats- 
drittel allein  bezahlt.  Die  Wohnungen 
für  unverheiratete  Lehrer  bestehen  aus 
Stube,  Kammer  und  kleiner  Küche.  Die 
Gebäude  sind  fast  alle  ganz  unterkellert; 
es  befinden  sich  unter  der  Wohnung 
die  Waschküche  und  die  Wirtschafts- 
keller des  Lehrers,  unter  der  Klasse  das 
Schulbad.  Alle  Gebäude  lassen  sich 
ohne  erhebliche  Eingriffe  in  den  alten 
Baubestaud  erweitern.  Die  Aborte, 
Ställe  und  Holzräume  sind  in  einem 
Nebengebäude  untergebracht,  geräu- 
mige Spielplätze  vorgesehen. 

Im  Kreise  Alfeld  herrscht  von  alters 
her  die  Zweistöckigkeit.  Danach  mußte 
sich  die  Bauart  der  Schulhäuser  im 
wesentlichen  richten,  um  sich  dem 
Ortsbild  anzupassen.  War  ein  zwei- 
stöckiges Gebäude  wie  bei  einklassigen 
Schulen  nicht  am  Platze,  so  wurde  dem 
einstöckigen  Bau  ein  massiver  Erker  aufgesetzt,  in  dem  die  Dach- 
zimmer ihren  Platz  erhielten.  Das  Ortsbild  der  Dörfer  im  Kreise 
Alfeld  hat  im  ganzen  noch  wenig  unter  Verunstaltung  durch  Neu- 


Abb.  9.  Erdgeschoß. 


Abb.  11.  Schule  in  Wrisbergholzen. 


Abb.  12. 

Abb.  12  u.  13.  Lehrer- 
wohnhaus in  Duingen. 


Abb.  13.  Vorderansicht. 


Abb.  14.  Gesims  aus  Klinkern. 


Abb.  15. 


Entwässerung 

Schnitt. 


bauten  gelitten.  Noch  immer  überwiegt  das  alte,  schlichte  Bauernhaus. 
Demgemäß  wurde  auch  bei  den  Schulbauten  besonderer  Wert  auf 
rechteckigen  Grundriß  und  geschlossene  Gebäudemasse  gelegt.  Als 
Dach  wurde  das  mit  den  hier  bodenständigen  roten  Hohlziegeln 
gedeckte  Walmdach  verwandt,  dessen  Walme  etwas  steiler  gestellt 
sind  als  die  übrigen  Dachflächen.  Mansarden dächer  kamen  nur  in 
Betracht,  wenn  größere  Wohnungen  im  Dach  angelegt  werden  mußten. 
Die  Schulbauten  sind  im  Massivbau  aufgeführt  und  verputzt.  Hie  und  da 
fand  sich  Gelegen- 
heit, im  Dach  oder  | Wasserbehälter 

bei  Treppenhausauf- 
bauten etwas  von 
dem  allmählich  aus 
dem  Ortsbild  ver- 
schwindenden Fach- 
werk zu  zeigen. 

Schmuckformen 
sind  nicht  ver- 
wendet, außer  viel- 
leicht eine  kleine 

Handschmiede- 
arbeit, eine  etwas 
besser  ausgestattete 
Haustür  oder  ein 
auf  die  Erbauung 
des  Hauses  deuten- 
der in  den  Putz  ein- 
gepchnittener  Sinn- 
spruch. 

Als  Beispiel  einer 
einklassigen  Schule 
mit  Wohnung  für 
einen  verheirateten 
Lehrer  sei  hier  die 
Schule  in  Warzen 
gegeben  (Abb.  1 
bis  3),  wo  die  Woh- 
nung im  Erd-  und 
ausgebauten  Dach- 
geschoß unterge- 
bracht ist.  In  Wet- 
tensen (Abb.  10) 
ist  die  Wohnung 
etwas  größer  und 

daher  der  Wohnflügel  vollständig  zweistöckig 
Anbau  einer  zweiten  Schulklasse  nebst  Wohnung 
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16.  Grundriß. 


16.  Badeanlage. 


ausgebaut.  Den 
für  einen  unver- 
heirateten Lehrer  zeigt  die  Schule  in  Winzenburg  (Abb.  4 bis  6). 
Eine  zweiklassige  Schule  mit  Wohnungen  für  einen  verheirateten  und 
einen  unverheirateten  Lehrer  ist  in  Sehlem  (Abb.  7 bis  9)  errichtet. 
In  Wrisbergholzen  (Abb.  11)  mußte  auch  im  Dachgeschoß  ein  ver- 
heirateter Lehrer  untergebracht  werden;  daher  wurde  das  geräumige 
Mansardendach  gewählt,  das  hier  auch  mit  den  benachbarten  Schloß- 
bauten gut  zusammengeht.  Es  muß  dann  zwar  im  Schulflügel  eine 


Treppe  angelegt  werden,  auch  ist  mehr  Platz  für  Flure  erforderlich, 
aber  anderseits  werden  die  Träger  gespart,  die  bei  Anlage  der 
Wohnungen  über  den  Klassen  nötig  sind.  Über  dem  Eingangsflur  im 
Klassenflügel  kann  im  Obergeschoß  ein  kleines  Lehrmittelzimmer  ab- 
geteilt werden.  Ein  besonderes  Lehrerwohnhaus  mit  zwei  Wohnungen 
ist  z.  B.  in  Duingen  erbaut  (Abb.  12  u.  13). 

Von  den  technischen  Einzelheiten  ist  folgendes  zu  erwähnen.  Der 
äußere  Wandputz  ist  aus  Wasserkalkmörtel  ausgeführt.  Die  Gesimse, 
Fensterbänke  und  Schornsteinköpfe  sind  aus  blaugrauen  Klinkern,  die 
hier  leicht  zu  haben  sind,  in  Flach-  und  Rollschichten  hergestellt  und 
weiß  verfugt,  eine  vollständig  wetterbeständige  Ausführung  (Abb.  14). 
Die  in  den  Farben  lebhaften  Klinker  mit  der  weißen  Verfügung  gehen 
gut  mit  dem  gelblich  oder  grau  getönten  Putz  zusammen.  Bei  den 
Giebeln  schießt  die  Dachdeckung  Uber  das  Giebelgesims  hinweg  und 
springt  vor  diesem  5 cm  vor,  was  Metallteile  an  dieser  Stelle  entbehr- 
lich macht.  Die  Flure  haben  Plattenbelag  aus  roten  Tonplatten  er- 
halten, die  Klassen  Fußböden  aus  Pitcbpineholz,  alles  übrige  tannene 
Fußböden.  Die  Vorräume  und  Eintrittshallen  sind  bis  1,20  oder 
1,50  m Höhe  mit  ausgesuchten  Ziegelsteinen  verblendet,  weiß  gefugt 
und  mit  einer  Kleiderhakenleiste  abgeschlossen.  Die  Ziegelverblen- 
dung  ist  auch  um  die  Türen  herumgeführt  und  die  Türen  an  ihr 
mit  Blendrahmen  befestigt.  Auch  die  als  einfache  Wandbrunnen  aus- 
gebildeten Wasserzapfstellen  sind  in  gleicher  Weise  hergestellt.  Die 
Klassenräume  werden  durch  niedrige  eiserne  Kastenöfen  von  der 
Bauart  Wasseral fingen  beheizt,  die  sich  sehr  bewährt  haben.  Die 
Wandtafeln  bestehen  aus  schwarzem  Linoleum,  das  auf  die  glatt- 
geputzte Wandfläche  aufgeklebt  ist.  Sie  reichen  über  die  ganze  Breite 
der  KathederwandJ  und  sind  oben  und  unten  durch  Holzleisten  ab- 
geschlossen. Um  Blendung  zu  verhindern,  muß  die  Wand  oben  um 
6 bis  8 cm  nach  hinten  geneigt  sein,  also  schräg  gemauert  werden, 
was  keine  Schwierigkeiten  macht. 

Fast  alle  Schulen  haben  Bäder  erhalten,  die  gleichzeitig  der  Be- 
völkerung dienen.  Der  Tatkraft  des  Landrats  Dr.  Burchard  ist  es  zu 
verdanken,  daß  im  Laufe  von  vier  Jahren  40  vH  der  Bevölkerung  des 
Kreises  Alfeld  mit  Badegelegenheit  versorgt  wurden.*)  Für  Schul- 
bäder eignet  sich  in  gesundheitlicher  und  wirtschaftlicher  Hinsicht 
am  besten  das  Brausebad.  Für  Schulen  von  1 bis  3 Klassen  genügen 
vier  Brausen,  denen  in  der  Regel  eine  Wanne  angeschlossen  ist.  Ein 
solches  Bad  ist  in  Abb.  15  u.  16  in  Übersichts-Darstellung  vorgeführt. 
Die  Einrichtung  eines  gesonderten  An-  und  Auskleideraumes  hat  sich 
nicht  bewährt,  da  der  Lehrer  dann  den  Betrieb  zu  wenig  übersehen 
kann,  auch  erhebliche  Kosten  zur  Heizung  dieses  Raumes  entstehen. 
Im  Kreise  Alfeld  sind  in  wenigen  Jahren  17  Schulbäder  entstanden, 
von  denen  die  meisten  in  den  Schulen,  einige  auch  in  alten  Molkereien 
oder  unbenutzten  Gebäuden  untergebracht  sind.  Die  Bevölkerung,  die 
anfangs  durchaus  nicht  von  dem  Segen  der  neuen  Einrichtungen  über- 
zeugt war,  hat  die  Bäder  stark  benutzt,  bis  dann  der  Kohlenmangel 
der  letzten  Jahre  den  Badebetrieb  beeinträchtigt  hat. 

Hildesheim.  B.  Senff,  Regierungs-  und  Baurat. 

*)  Jahrbuch  für  Wohlfahrtsarbeit  auf  dem  Lande  1920.  3.  Heft. 
Ländliche  Schul-  und  Volksbäder  im  Kreise  Alfeld.  Von  Landrat 
Dr.  Burchard,  Hannover. 


Einflußlinien  zur  Ermittlung  der  Ablaufpunkte  und  Zeit-Wege-Linien 
der  vom  Ablaufberg  rollenden  Wagen. 

Vom  Regierungsbaurat  3)r.=;3ng.  W.  Müller  in  Berlin. 

Zur  Neuordnung  werden  die  Güterzüge  auf  den  Verschiebebahn-  i der  Schwerkraft  durch  die  Verteilungs weichen  in  die  Ordnungsgleise, 
höfen  von  einer  Lokomotive  über  den  Ablaufberg  mit  der  Zuführungs-  I Zur  Beurteilung  der  zweckmäßigsten  Gestalt  des  Ablauf hügels,  der 
geschwindigkeit  v0  = 0,6  bis  1,2  m/Sek.  gedrückt.  Die  vor  dem  Ablauf-  I richtigen  Lage  der  Verteilungsweichen  und  Gleisbremsen  sowie  der 
punkt  abgehängten  Wagen  laufen  nach  dessen  Überschreitung  infolge  I vorteilhaftesten  Zuführungsgeschwindigkeit  dienen  die  Pufferabstand- 
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linien,  das  sind  die  Zeit-Wege-Linien  für  die  hinteren  Puffer  der  vor- 
auslaufenden Fahrzeuge  und  für  die  vorderen  Puffer  der  nachfolgenden. 
Vorbedingung  für  die  Aufzeichnung  der  Pufferabstandlinien  ist  die 
Ermittlung  des  Ablaufpunktes,  d.  h.  des  Punktes,  in  dem  die  hinteren 
Puffer  der  abgehängten  Wagen  durch  die  Schwerkraft  sich  von  den 
vorderen  Puffern  der  nachfolgenden  entfernen.  Ablaufpunkt  und  Zeit- 
Wege -Linie  sind  nicht  allein  von  der  Gestalt  der  Laufstrecke,  ins- 
besondere von  der  Ausrundung  der  Bergspitze  abhängig,  sondern  auch 
vom  Laufwiderstand  der  Fahrzeuge  und  von  der  Zusammensetzung  der 
abrollenden  Gruppen.  Nachstehend  soll  ein  zeichnerisches  Verfahren 
angegeben  werden,  die  Lage  des  Ablaufpunktcs  und  die  Zeit-Wege- 
Linie  sowohl  für  Einzelwagen  als  auch  für  Wagengruppen  unter  Be- 
rücksichtigung vorgenannter  Abhängigkeiten  durch  Einflußlinien  zu 
ermitteln. 

1.  Geometrische  Beziehungen.  Die  Zuführungssteigung s0=  15 
bis  20  vT  geht  mit  einer  Ausrundung  vom  Halbmesser  R = 100  bis 
300  m in  das  Ablaufgefälle  = 30  bis  40  vT  über.  Verlängert  man 
diese  Neigungen  über  die  Endpunkte  der  Ausrundung  hinaus  und  legt 
durch  den  Höchstpunkt  C des  Kreises  eine  wagerechte  Tangente,  die 
diese  Verlängerungen  schneidet,  so  sind  die  Tangentenlängen  vom 

Berührungspunkt  bis  zum  Schnittpunkt  t — R-  tg  — ^qqq  , da  tg <% 

= s vT  ist  (Abb.  1).  Es  ist  BF=FC=t0—  und  CE  = ED 
B ■ s 

= ti=  • Bei  tg<x  = 40  vT  entspricht  <x  einem  Winkel  von  un- 
gefähr i,b  Grad,  daher  kann  die  Länge  der  Ausrundung  B CD  = 2 (f0  + *i) 
= — foÖÖ  1 g^ich  ihrer  wagerechten  Projektion  gesetzt  werden. 
s0  '=  20  vT,  s,  = 40  vT  und  R = 200  m ist  B CD  — 12  m. 


Für 


Legt  man  durch  C als  Nullpunkt  ein 
Koordinatensystem  mit  der  wagerechten 
Tangente  als  X-Achse,  so  ist  die  Aus- 
rundungslinie durch  die  Kreisgleichung 

xz  — y (2  R — y)  oder  bei  Vernachlässigung  des  Gliedes  zweiter  Ord- 

ocft 

nung  y2  durch  die  Parabelgleichungy  = -r-—  bestimmt  (Abb.  1). 

2 R 

2.  Die  Neigungskräfte.  Bewegen  sich  über  den  Ablaufberg 
gleichzeitig  mehrere  abgehängte  Wagen  mit  gleichförmiger  Zuführungs- 
geschwindigkeit, so  beginnt  das  Abrollen  infolge  der  Schwerkraft, 
wenn  die  Gefällkräfte  Z der  Achslasten  größer  werden  als  die  Steigungs- 
kräfte W.  Im  Ablaufpunkt  A ist  also  Z — W.  Die  Achslast  G auf 
einem  Ablaufgefälle  (Abb.  3)  wird  in  eine  Seitenkraft  S in  Richtung 
der  Fahrbahn  und  in  eine  Kraft  N senkrecht  dazu  zerlegt.  Dann  ist 


Abb.  2. 


Abb.  3. 


S = G ■ sin  oc  und  N=  G • cos  oc.  Da  oc  sehr  klein  ist,  kann  sin  oc  = tg  oc 
= s vT  und  cos  oc  — 1 gesetzt  werden.  Es  ist  also  S = G ■ s und  N=G. 
Die  Normalkraft  N=G  ruft  den  Laufwiderstand  G ■ iv0  bei  der  Be- 
wegung hervor.  Die  Widerstandszahl  t«0  = tg  qr  ergibt  den  Laufwider- 
stand K = Ntg  tp  = G ■ w0.  Die  treibende  Neigungskraft  ist  dann 
Z = S — K = G (s  — wQ)  kg.  Entsprechend  ist  nach  Abb.  2 die 
hemmende  Neigungskraft  einer  die  Steigung  hinaufrollenden  Achse 
IF  = S X = G (s  -{-  w0).  Der  freie  Ablauf  beginut  also,  wenn 

m n 

Z > W wird,  d.  h.  im  Ablaufpunkt  ist  2 G ■ (s  — w0)  = Z G (s  + w0). 

0 m+1 

Die  Werte  für  w0  nach  Versuchen  von  Dr.  Frölich  (Rangieranlagen 
und  ihre  Bedeutung  für  den  Eisenbahnbetrieb)  sind  aus  nachstehender 
Zusammenstellung  zu  entnehmen. 


Laufwiderstände  w0  bei  verschiedenen  Wind-  und 
Temperaturverhältnissen. 

(Vwa  = Geschwindigkeit  der  Außenluft.) 


w0 

Vwa  =0  m/Sek. 
Temperatur 

normal  tief 

vT  vT 

Vwa  = — 6 m/Sek 
Temperatur 
normal  tief 

vT  j vT 

10««  = + 6 m/Sek. 

. Temperatur 

normal  tief 

vT  1 vT 

1 leerer  G.  . . 

5,0 

9,5 

8,9 

13,4 

4,0 

■ 8,5 

1 beladener  0. 

2,8 

5,6 

3,7 

6,5 

2,8 

5,6 

2 leere  G.  . . 

4,5 

8,7 

7,1 

11,3 

3,9 

8,1 

2 beladene  0.  . 

2,5 

5,0 

3,1 

5,6 

2,5 

5,0 

3 leere  G.  . . 

4,2 

8,3 

6,1 

10,2 

4,1 

8,1 

3 beladene  0.  . 

2,4 

4,8 

2,8 

5,2 

2,4 

4,8 

5 leere  G.  . . 

3,9 

7,8 

5,0 

8,9 

3.9 

7,8 

5 beladene  0.  . 

2,2 

4,4 

2,3 

4,7 

2,2 

4,4 

10  leere  G.  . . 

3,3 

6,6 

4,1 

7,4 

3,3 

1 6,6 

10  beladene  0.  . 

1,6 

3,2 

1,8 

3,4 

1,6 

| 3,2 

B F C 


3.  Die  Einflußlinie  der  Neigungskräfte.  Differentiiert  man 

d 1J  OC 

die  Gleichung  der  Ausrundungslinie  V — ^ n : 80  'st  ~dx~^R~^<x 

= s vT,  d.  h.  die  Differentiallinie  ist  eine  Gerade  durch  den  Koordi- 
natenanfangspunkt C.  Die  Kraft  S einer  Last  G=lt,  die  auf  der 

1 * »c 

Neigung  s vT  steht,  ist  dann  S ==  1 • s = — ^ kg,  die  Ordinate  in  bezug 

auf  die  Wagerechte  durch  C.  Verschiebt  man  diese  Wagerechte  um 
1 • iv0  kg  abwärts,  so  stellen  die  Ordinaten  oberhalb  = — 1 (s  + w0)  kg 
und  diejenigen  unterhalb  rj  = -f-  1 (s  — io0)  den  Einfluß  der  über  die 
Ausrundung  wandernden  Last  G — 1 t auf  die  hemmenden  und  trei- 
benden Neigungskräfte  W und  Z dar.  Der  Größtwert  W=  1 (s0  -f-  tc0) 
wird  im  Abstand  2 t0  von  C,  der  Größtwert  Z=l(s1  — w0 ) in  der 
Entfernung  2 t1  von  C erreicht.  Für  die  Neigungen  s0  und  verläuft 
die  Einflußlinie  in  diesen  senkrechten  Abständen  wagerecht.  Der 
Nullpunkt  0 der  Einflußlinie  hat  vom  Punkt  C den  wagerechten 

Abstand  m (Abb.  4).  Der  Linienzug  I II  hängt  nur  von  der 

Gestalt  des  Ablaufberges  ab. 

Ist  auf  der  Spitze  des  Ablaufberges  eine  Wagerechte  CiC°  — b 
eingeschaltet,  so  hat  die  Einflußlinie  den  nach  Abb.  5 aufgezeichneten 
Verlauf.  Mit  diesen  Einflußlinien  sollen  die  Ablaufpunkte  einzelner 
Wagen  oder  beliebig  zusammengesetzter  Wagengruppen  ermittelt 
werden. 

4.  Der  Ablaufpunkt  eines  Einzel wagens.  Die  Ordinaten 
-f- 1)  und  — >j  der  gleichschweren  Achslasten  im  halben  Achsabstand 
von  0 sind  bei  Beginn  des  Ablaufens  einander  gleich  (Abb.  4a).  Das 

Wagengewicht  braucht 
nicht  bekannt  zu  sein. 
Der  Ablaufpunkt  liegt 
dann  in  der  Entfernung 
der  halben  Wagenlänge 
links  von  0.  Bei  drei- 
achsigen Wagen  ist  die 
mittlere  Achse  im  PunktO 
anzuordnen.  F alls  die 
Spitze  des  abgerundeten 
Ablaufberges  durch  die 
Wagerechte  Cj  C2  abge- 
flacht ist,  klappt  man 
den  Zweig  der  Einfluß- 
linie für  das  Ablauf- 
gefälle um  die  X-Achse 
nach  oben,  zieht  zu  der 
so  erhaltenen  Linie  im 
Achsabstand  a eine  Par- 
allele, die  den  Zweig  links  von  0 in  H trifft.  Eine  Wagerechte 
durch  H schneidet  den  Zweig  der  Linie  des  Ablaufgefälles  im  Achs- 
abstand a eines  zweiachsigen  Wagens  in  J.  Die  Ordinaten  durch  H 
und  durch  J sind  einander  gleich,  also  ist  Z = W.  Der  Ablaufpunkt  .4 
liegt  im  Abstand  1 3 (1  — a)  von  H.  I ist  die  Wagenlänge  von  Puffer 
zu  Puffer  (Abb.  5). 

5.  Der  Ablaufpunkt  zweier  gekuppelter  Wagen.  Die  Ge- 
wichte beider  Wagen  seien  verschieden.  Das  Verhältnis  des  Gewichts 

Q 

des  vorderen  zu  dem  des  hinteren  Wagens  sei  = y (Abb.  4 b).  Dann 

ist  für  Z = IF  die  Ordinate  >iv  = y (sr  — w0 ) = ^ = s,t  + ic0  und  sv 
und  sh  sind  die  mittleren  Neigungen  des  vorderen  und  des  hinteren 
Wagens.  Trägt  man  auf  einer  Wagerechten  vom  Punkt  C0  senkrecht 


Abb.  4. 


fsr  Abb.  4a. 


Abb.  4 b. 


frvc-fkgftl 

Ly*ojsJ 
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unterC  die  Strecke  in  der  Laufrichtung  im  Längenmaßstab  bis  0 


ab,  errichtet  im  Abstand  2 t0 


R 1 so 
1000 


links  vom  C0  die  Ordinate 


B0 1 = s0  -f-  w0  nach  oben  und  ebenso  im  Abstand  2 f. 


B-s1 

1000 


die 


Ordinate  D0II  = y (sx  — m-0),  verbindet  I und  II  mit  0 und  zieht  durch 
I und  II  nach  außen  Wagerechte,  so  erhält  man  die  Einflußlinien. 
Eine  Parallele  im  Abstand  der  Wagenschwerpunkte  /0  zur  Linie 
y (s  — iv0 ) schneidet  die  Linie  s + w0  im  Punkt  N.  Links  von  N in 

der  wagerechten  Entfernung  der  halben  Wagenlänge  des  letzten 
Wagens  liegt  der  Ablaufpunkt  A. 

6.  Der  Ablaufpunkt  einer  Wagengruppe  unter  Berück- 
sichtigung ihrer  Zusammensetzung.  Die  Achsen  einer  aus  ver- 
schieden schweren  Wagen  zusammengesetzten  Gruppe  mögen  sich 
beim  Beginn  des  Abrollens  sowohl  auf  der  Ausrundung  als  auch  auf 
den  anschließenden  Neigungen  s0  und  befinden  (Abb.  6 a u.  6b). 


Die  Ausrundung  ist  selten  länger  als  18  m,  so  daß  mit  hinreichender 
Genauigkeit  angenommen  werden  kann,  daß  sich  stets  nur  die  Schwer- 
kräfte zweier  Wagen  auf  der  Ausrundung  befinden.  Legt  man  durch 
den  Punkt  C des  Ablaufberges  eine  wagerechte  Tangente,  verlängert 
die  durchgehenden  Neigungen  s0  und  bis  zum  Schnitt  F und  E 
mit  dieser,  zieht  von  F nach  oben  und  von  E nach  unten  Strahlen, 
die  mit  der  Wagerechten  den  Winkel  cp  bilden,  wobei  tg  cp  = w0  ist, 
so  erhält  man  den  Maßstab  zur  Ermittlung  der  Neigungskräfte  auf 
s0  und  sx  infolge  der  Wagengewichte.  Trägt  man  nämlich  ein  Wagen- 
gewicht G im  Kräftemaßstah  von  F oder  E nach  außen  wagerecht 
ah,  so  sind  die  Senkrechten  in  diesen  Abständen  G zwischen  den 
Strahlen  s0  und  w0  bezw.  und  w0  die  Neigungskräfte  MK—  Gn (s0  -j-  w0) 
bezw.  QH—G1(sl  — w0).  Von  einer  Wagerechten  ql  q2  aus  reiht  man 
auf  einem  Lot  W mit  dem  letzten  Wagen  beginnend  die  Kräfte  G (s0  -f  w0) 
aneinander  und  gleichzeitig  im  Sinne  des  Ausgleichs  von  derselben 
Wagerechten  auf  einer  Senkrechten  Z mit  dem  ersten  Wagen  an- 
fangend die  Kräfte  G ■ (sx  — w0),  bis  eine  der  mittleren  Wagenkräfte 
über  die  Summe  der  anderen  ganz  oder  teilweise  überschießt.  In 
Abb.  6 a wird  der  Ablaufpunkt  für  eine  Gruppe  von  fünf  Wagen,  in 
Abb.  6 h für  dieselben  Wagen,  jedoch  in  umgekehrter  Reihenfolge 
rollend  ermittelt.  Nach  Abb.  6 a ist  q2B'  die  Summe  der  Neigungs- 
kräfte auf  für  die  Wagen  1 bis  3,  qxS'  diejenige  auf  g0  für  die 
Wagen  4 und  5,  hierbei  ist  q2B‘  > qxS',  also  Z >W.  Lotet  .man  die 
Endpunkte  Fx  und  Et  der  Ausrundung  auf  eine  Wagerechte  und  trägt 
in  diesen  Punkten  Fn  und  E0  nach  unten  die  obersten  Neigungs- 
kräfte S'  T = F0  F2  und  B‘  P = E0  E2  auf,  legt  durch  die  End- 
punkte F2  und  E-2  nach  außen  Wagerechte  und  verbindet  F2  und  E2 

TD  ' ... 

mit  Punkt  0,  der  von  C den  wagerechten  Abstand  J hat,  dann  ist 

der  Zweig  der  Linie  links  von  0 die  Einflußlinie  für  das  Gewicht  des 
Wagens  4 und  der  rechts  von  0 die  Einflußlinie  für  das  Gewicht  des 
Wagens  3. 


Für  diese  beiden  auf  der  Ausrundung  befindlichen  Wagen  könnte 
nun  nach  dem  angegebenen  Verfahren  die  Stellung  ermittelt  werden, 
bei  der  die  Gefällkräfte  gleich  den  Steigungskräften  unter  Berück- 
sichtigung des  Laufwiderstandes  wären,  wenn  sich  die  entsprechenden 
Kräfte  der  auf  den  Neigungen  s0  und  8X  befindlichen  Wagen  im  Gleich- 
gewicht befänden.  Nach  Abb.  6 a schießt  die  Kraft  2 des  letzten  auf 
Neigung  sx  stehenden  Wagens  um  das  Stück  PTn  über  die  Kraft  ö 
des  letzten  auf  sa  stehenden  Wagens  über.  Die  zwei  Wagen  auf  der 
Ausrundung  müssen  also  so  aufgestellt  werden,  daß  W — Z = PT0 
ist.  Man  überträgt  daher  B‘  T0  von  Ea  bis  E2  und  zieht  durch  E2 
eine  Parallele  zu  der  Einflußlinie  OE2U.  Hierzu  zeichnet  man  im 
wagerechten  Abstand  des  Schwerpunktabstandes  l0  eine  zweite  Par- 
allele, falls  E0M  > F0F2  ist  (Abb.  6b).  Ist  E0E2  < FQF2  (Abb.  6a), 
so  zieht  man  in  diesem  Abstand  l0  zu  F2  0 eine  Parallele.  Im  ersteren 
Fall  trifft  diese  Linie  die  Einflußlinie  I F20  in  Tx,  im  letzteren  die 
Parallele  zu  E20  in  Ta.  Die  Wagerechten  durch  1\  bezw.  T2  machen 
S0  Tx  — T,B0. 

Durch  die  Einflußlinie  OE2ll  wird  auf  T2B„  das  Stück  B0 P()  ab- 
geschnitten. Trägt  man  auf  der  Senkrechten  der  W- Kräfte  im  End- 
punkt der  Kraft  5 nach  oben  ST~S0TX  und  auf  der  Senkrechten 
der  Z- Kräfte  im  Punkt  P nach  oben  PB  = P0B0  an,  so  ist  Sqx  — ZW 
= Bq2  — 2Z.  Verändert  haben  sich  hierbei  nur  die  Kräfte  der  auf 
der  Ausrundung  stehenden  Wagen  3 und  4.  Die  Ordinaten  S0Tt  und 
£0  P0  legen  auf  der  Abszissenachse  die  Wagenschwerpunkte  und  somit 
die  Stellung  der  Gruppe  auf  dem  Ablaufberg  vor  Beginn  des  Ab- 
rollens fest. 

Abb.  6 a u.  6 h zeigen  deutlich  den  Einfluß  der  verschiedenartigen 
Zusammensetzung  ein  und  derselben  Wagengruppe  in  der  Laufrichtung 
auf  die  Lage  des  Ablaufpunktes. 

7.  Das  Ablaufprofil  als  Einflußlinie  für  gleichmäßig 
verteilte  Wagenlast.  Nimmt  man  bei  der  Ermittlung  des  Ablauf- 
punktes auf  die  Verschiedenartigkeit  der  Wagengewichte  und  ihrer 

2 G~ 

Stellung  in  der  Gruppe  keine  Rücksicht,  so  kann  man  = q t/m 
setzen.  2 G ist  das  Gewicht  und  L die  Länge  der  Gruppe.  Die 

m n 

Neigungskräfte  der  Gruppe  wären  dann  2 G ■ y und  2 G - y für  den 

0 m + 1 

negativen  und  den  positiven  Teil  der  Einflußlinie. 

Bei  gleichmäßig  verteilter  Wagenlast  ist 

X 

2Grj—Jqridx  = q-F. 
o 

Es  ist  die  Einflußfläche  (Abb.  7) 


F —f  rj  dx  r=  / (s  + w0 ) dx  = F F F°. 
o o 

Fs  ist  die  von  der  Wagerechten  durch  Punkt  C unterteilte  Ein- 
flußfläche, F°  der  Streifen  zwischen  den  Wagerechten  mit  dem 
Abstand  w0.  Zu  der  negativen  Fläche  Fx  ist  das  entsprechende  P)0 

zuzuzählen  und  von  der  positiven 
Fläche  Fts  die  Fläche  F2°  abzuziehen. 
Es  ist  x 


F3 


f 


dy 

dx 


dx  = y , 


Abb.  7. 


d.  h.  falls  w0  — 0 ist,  stellen  die 
Ordinaten  des  Ablaufprofils  in 
bezug  auf  die  wagerechte  Tan- 
gente durch  den  Höchstpunkt  C, 
der  Koordinatennullpunkt  ist, 
den  Inhalt  der  entsprechenden 
Einflußfläche  von  C aus  ge- 
rechnet dar. 


Der  wagerechte  Abstand  der  Punkte  0 und  C ist  0 C — 


w0- B 
1000  ' 


Es  ist  (Abb.  7) 


Fl"  = U + %G)  w,  ==(*,  + O'Q  tg'»  =.»i" 

und  / O 

F2°=[x2 j Wo  = (x2  — 0‘ C)  tg  cp  = y2°, 


d.  h.  die  Inhalte  i^0  und  F3°  werden  durch  die  Ordinaten  y°  ober- 
halb und  unterhalb  der  X-Achse  dargestellt,  deren  Endpunkte  von 
der  Tangente  an  den  Punkt  0 des  Ablaufprofils  begrenzt  sind.  Diese 
Tangente  schneidet  die  X-Achse  im  Abstand  1/a  O.C=  0‘  C vom  Höchst- 
punkt C unter  dem  Winkel  <p,  so  daß  tg  cp  = w0  ist. 

Es  ist  dann  yx  + yx°  = Yx  — Fxs  + Fx°  ==  Ft  für  den  negativen 
Teil  und  y2 — y2°  = Y3  = Fa  — Ffl=F2  für  den  positiven 

Teil  der  Einflußfläche.  Diese  Ableitung  ist  von  der  Gestalt  des  Ab- 
laufprofils unabhängig  (Abb.  7). 
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S.  Der  Ablaufpunkt  einer  Wagengruppe  ohne  Rücksicht 
auf  deren  Zusammensetzung.  Zur  Bestimmung  des  Ablaufpunktes 
muß  Z,  — 11''  = q • F2  = q ■ F\  = F2  Yx  sein.  Um  A zu  erhalten, 
verschiebt  man  das  Ablaufprofil  in  der  Richtung  des  Strahls  io0  um 
die  Gruppenlänge  L nach  links, 
dann  schneiden  sich  beide  Proliie  im 
Ablaufpunkt.  Eine  Parallele  durch 
A zum  Strahl  w0  schneidet  auf  dem 


Abb.  8. 


ursprünglichen  Profil  im  Abstand  L 
den  Punkt  P ab.  A und  P haben 
von  dem  Strahl  w0  gleichen  lotrech- 
ten Abstand  (Abb.  8),  also  Z—W. 

9.  Die  Zeit  - Wege  - Linie  eines  Einzelwagens.  Hat  ein 
Einzelwagen  oder  eine  Wagengruppe  den  Ablaufpunkt  überschritten, 
so  wird  Z > W.  Als  bewegende  Kraft  wirkt  dann  die  Schwerkraft 

m n 

W=zG> 


D Z 


Der  Ablaufvorgang  wird  am  anschau- 


Z G>i. 
o m + 1 

lichsten  durch  die  Zeit-Wege-Linie  dargestellt,  deren  Aufzeichnung 
mit  Hilfe  der  Einflußlinien  zunächst  für  einen  Einzelwagen  gezeigt 
werden  soll. 

Nach  der  dynamischen  Grundgleichung  ist  D = M J kg. 

J t 

J V km/Std.  ist  die  Geschwindigkeitsänderun?  in  der  Zeit  A t,  At  ist 
der  beliebig  gewählte  Teil  einer  Stunde,  die  Masse  M des  Wagens  G t 

ist  M ^ ' kg  • Sek.a/m.  Die  unbenannte  Zahl  ß = 1,07  berück- 

sichtigt die  Erhöhung  der  Masse  durch  die  umlaufenden  Räder.  Da 
JV  in  km/Std.  ausgedrückt  wird,  so  sind  auch  bei  </  = 9,81  m/Sek. - 


diese  Maßeinheiten  einzuführen,  also 


{) 


9,81  • 3G003 
1000 


km  Std.2,  dann 


ist  M ^3600"  ^ 0,0084  fr  kg  • Std.3/km.  Wählt  man  At 

0, 0167  Std..  «.  ist  " = S0~Te-  Al1- 
M 1 

gemein  tlir  J t = 1 : n Min.  ist  = n • G,  und  es  ist  Z — W=  + D 

J t 2 

9 n G A V oder  die  Geschwindigkeitsänderung  in  1 : n Min.  ist 


IV  + 


D 


km/Std. 


n G 


Für  einen  Einzelwagen  ist  D G ■ Die  Ordinate  gilt  für  den 
Wagenschwerpunkt.  Hat  dieser  vom  Nullpunkt  0 aus  die  Strecke  V 
zurückgelegt,  so  ist  Bx  G ■ ^ = G ■ V ■ tg  ß,  wo  ß die  Neigung  der 
Einflußlinie  gegen  die  Wagerechte  ist. 

ES  1St  IO,  .o...  <It1  ... . 0_  ± «§>]  _ d2y  _ 1 

& dx  dx  dx 2 R ’ 

falls  y = -g-g-  und  w0  unveränderlich  ist.  Daher  ist  Dx  — * ^ ■ 

Rückt  der  Schwerpunkt  in  der  Zeit  A t um  A / m vor,  so  ist 

G{l±Jl) 

R 

Die  Mittelkraft  ist  dann 


D > — G • rj-2 


D 


- H~  -^2 

2 

Nun  ist 


Ki,+  t) 


ji 

2 


(v 

escln 
0 n S 

n(v  jv\  looo 
2 V “ 2 ) 2 ; 60  n 


- G • T]m  

Jt  . 


n-G-J  V 


V‘  ist  die  bekannte  Geschwindigkeit  am  Ende  des  Weges  V. 
ist  für  1 : n Min.  A t — 1 : 60  n Std.,  daher 

Jl 


Es 


m. 


Eingesetzt  erhält  man,  da  G sich  forthebt, 

JV  1 . Jl\  V,  V‘  • 1000 


2 


und 


R 

JV 

•) 


‘ ~R  + "OU60  n 

1000 
R 


± 


JV- 1000 
2 • 2 R • 60  n 


v+v 


n + 


2 • 60  n 

iÖÖÖ"~ 


^m/Std. 


Es  ist  dann 

}__  („  , v • 1000 \ _Vm_  JV 
R - n \ '2-60 nj  n 2 

Die  Geschwindigkeitsänderung  ist  unabhängig  vom  Wagengewicht. 
nm  ist  die  Ordinate  des  Wagenschwerpunktes  im  Abstand 

V -\ — q-  vom  Nullpunkt  0.  Am  Ende  der  Ausrundung  erreicht  r\m 

den  Höchstwert  Sj  — iu0,  die  zugehörige  Abszisse  ist  l'=  2 f,  — R (st  — tv0). 

. , 1 /„  . V'  ■ 1000  \ , V • 1000 

Dann  ist  ( 1‘  + ] ==  — w0  + 


R V 2 • 60  n 
schließenden  Ablaufneigung  ist  R = cxd,  daher 
AV  — M)0  _ >n 


. Auf  der  an- 

2 R ■ 60  n 

V'  -1000 

OP  en  =0  und 
2 R ■ 60  n 


daher  ■ 

AV 


Die  halben  Geschwindigkeitsänderungen 


in  der  Zeit  A t infolge  D — q kann  man  an  einem  Maßstab  ab- 
greifen (Abb.  9).  Zu  dessen  Herstellung  trägt  man  die  senkrechte 
Strecke  EF=  n im  Maßstab  von  tj  auf,  in  F wagerecht  FK=V 
— 1 km/Std.  an  und  verbindet  E mit  K.  Für  die  Ordinate  tjm  = ES 

erhält  man  dann  als  Abstand  des  Punktes  S vom  Strahl  EK. 


A JV  1 

da  2 : 1 


nm'-n. 


Überträgt  man 


A V 


zweimal  auf  der  wagerechten  Geschwindig- 


V‘  die  Geschwindigkeit  nach 
= V'  ± ViJL  die  Geschwin- 


keitsachse  von  der  Zuführungsgeschwindigkeit  V0  aus  ab  und  reiht 
ebenso  die  der  Zeit  nach  folgenden  dem  Vorzeichen  entsprechend 
■ m A V 

dem  vorhergehenden  an,  so  ist  2 — r— = 

o i 

a V 

Zurücklegung  der  Strecke  V und  2 a 

o a 

digkeit  nach  der  Strecke  V + , das  ist  die  mittlere  Geschwindig- 

keit während  der  Zurücklegung  des  Weges  A l in  der  Zeit  A t.  Es 

l V>  — 

ist  daher  ^ = (v‘  + ) = j • Trügt  man  im  Nullpunkt 

der  V- Achse  den  senkrechten  Polabstand  l=p  mm  bis  P ab,  ver- 
bindet P mit  den  Punkten  V'  + der  F-  Achse,  legt  durch  eine 

Schar  Wagerechter  im  gegenseitigen  Abstand  A t von  Schnittpunkt 
zu  Schnittpunkt  aneinandergereiht  zu  den  Polstrahlen  Parallelen  (ge- 


~Sn  -20  /OO  +c  - gj)  o. 


■ /f  *200771 


Longenprofi/ 


10  20  30  W SO  60  70  30  .90  100 


ISO 


Moßstob 

zur 


~ 2 R • 60  n 

Da  bei  diesen  Untersuchungen  in  der  Ausrundung  der  Ablauf- 
berge meist  At  = 5 Sek.,  also  n—  12  gewählt  wird,  so  ist  im  Nenner 
für  den  kleinsten  gebräuchlichen  Halbmesser  R = 100  m der  Wert 

, --,v— ^ ~ gegen  »i  — 12  ohne  merklichen  Fehler  zu  vernaoh- 

2 R ■ 60  n 144  ° 6 

lässigen. 


~77~ 

L ogep/an 

Abb.  9.  Zeit-,  Wege-  und  Pufferabstandlinien  für  2 Einzelwagen. 
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strichelt),  deren  wagereohte  Projektionen  die  Wegstrecken  A i in  den 
Zeiteinheiten  At  sind,  und  erhält  so  die  Zeit- Wege- Linie  (ge- 
strichelt, Abb.  9).  Der  Polabstand  1 ist  p mm  — a / mm,  falls 
für  V = 1 km/Std.  = a mm,  t — 1 Std.  b mm  und  / = 1 km  c mm  ist. 
Zur  Ermittlung  vom  rechnet  man  für  ein  beliebiges  V, 

■/..  B.  — 20  km/Std.,  diesen  Ausdruck  aus,  trägt  den  Wert  im  Längen- 
maßstab vom  Punkt  V'  — 20  der  V- Achse  nach  unten  ab  und  verbindet 
den  Endpunkt  mit  dem  Achsnullpunkt.  Die  lotrechten  Abstände 

„ . J r ..  V‘  ■ 1000 

dieser  Linie  mit  den  Punkten  V‘  sind  dann  die  Langen  g ^ ^ m. 

Zur  Aufzeichnung  der  Zeit -Wege- Linien  für  den  Wagenschwer- 
punkt überträgt  man  V0a  — ] ° ‘ 1(^0  vom  Nullpunkt  0 der  Einfluß- 

A V 

linie  nach  rechts,  ermittelt  ' 9 für  das  zugehörige  >j  am  Maßstab, 

überträgt  von  F0  aus  diesen  Wert  zweimal  auf  der  Geschwindigkeits- 
achse. zieht  vom  ersten  Teilpunkt  1 einen  Strahl  nach  dem  Pol  P 

V • 1000 

und  vom  zweiten  V eine  Senkrechte  Vb  = 7rn  nach  unten.  Von 

in-  bu 

einem  Punkt  senkrecht  über  0 zieht  man  eine  Parallele  zum  Pol- 
strahl bis  zur  Wagerechten  im  lotrechten  Abstand  At.  Vom  Schnitt- 
punkt trägt  man  auf  dieser  nach  rechts  P b bis  20  ab.  Fiir  die  Ordi- 

A V 

nate  17  senkrecht  unter  20  ermittelt  man  wieder  und  setzt,  wie 

beschrieben,  die  Aufzeichnung  der  Zeit-Wege-Linie  fort. 

Durchläuft  der  Wagen  den  krummen  Strang  einer  Weiche,  so 
zieht  man  für  die  Länge  dieser  Strecke  zur  Einflußlinie  eine  Parallele 
° G50 

im  Abstand  des  Krümmungswiderstandes  Ww  = ^ H/55  kg/t  als 
Steigungszuschlag. 

Befindet  sich  der  Wagenschwerpunkt  in  der  Nähe  des  Übergangs 
vom  geneigten  Zweig  der  Einflußlinie  zum  wagerechten,  daß  eine 
Achse  auf  der  Ausrundung,  die  andere  auf  der  durchgehenden  Neigung 
ist,  so  trägt  man  vom  Standort  des  Schwerpunktes  aus  beiderseits 
den  halben  Achsabstand  auf  der  Einflußlinie  ab,  verbindet  diese 
Punkte,  dann  ist  >7  von  der  Nullinie  aus  bis  zu  dieser  Verbindungs- 
linie abzugreifen. 

Die  positive  Einflußfläche  stellt  die  Beschleunigungsarbeit,  die 
negative  die  Widerstandsarbeit  der  Neigungskräfte  für  G = I t dar. 
Falls  der  Wagen  mit  der  Zuführungsgeschwindigkeit  V0  — 0 von  der 
Spitze  des  Berges  abrollt,  ist  beim  Halten  des  Wagens  die  negative 
gleich  der  positiven  Einflußfläche.  Mit  zunehmender  Zuführungs- 
geschwindigkeit ü0  vergrößert  sich  die  Laufweite  um  A l0,  der  eine 
Vermehrung  der  Widerstandsarbeit  der  Neigungskräfte  und  somit  auch 

9"qV„  entspricht. 


Dies  ist  anderseits  der  Betrag  der  von  der  Lokomotive  aufgewandten 
Beschleunigungsarbeit  für  1 t,  um  die  gleichförmige  Zuführungs- 
geschwindigkeit V0  herbeizuführen.  ist  die  an  die  Ablaufneigung  x] 
anschließende.  Da  su  w0  eine  gleichbleibende  Ordinate  der  Einfluß 
linie  ist,  so  kann  man  die  Zunahme  der  Laufweiten  durch  die  Ver 


2 • 3,0-  (s2  wü) 


größerung  der  Zuführungsgeschwindigkeit  aus  A lu 
berechnen. 

10.  Die  Zeit-Wege-Linie  einer  Wagengruppe,  a)  Unter 
Berücksichtigung  ihrer  Zusammensetzung.  Auch  für  eine 
beliebig  zusammengestellte  Wagengruppe  kann  man  nach  diesem  Ver- 
fahren die  genaue  Zeit-Wege-Linie  aufzeichnen.  Da  die  Wagen  alle 
miteinander  gekuppelt  sind,  erfährt  jeder  in  der  Zeit  At  dieselbe  Ge- 

n A V 


schwindigkeitsänderung  A V,  daher  ist 


(öi  + <h 


• -j-  Gv 


2 ■ G >) 
0 


der  negativen  Einflußfläche  um  Al0(s2  — w0) 

L ogep/an 


•3,6  3 g 


lcm/Std. 


Abb.  10.  Zeit-Wege-Linie  einer  abrollenden  Wagengruppe  von  5 Wagen 
und  L = 40  m Länge. 


— Gi  >7|  -j-  G.j  rj^  -j-  . . . -j-  Gm  um.  oder  m km/Std. 

n 2 G 
0 

Die  Zeit-Wege-Linie  wird  zweckmäßig  für  die  hintersten  Puffer  des 
letzten  Wagens  aufgetragen,  deren  Anfangspunkt  durch  den  Ablauf- 
punkt A festgelegt  ist.  Zur  Ermittlung  der  Ordinaten  <7  für  die 
einzelnen  Wagenschwerpunkte  trägt  man  deren  Abstände  vorteilhaft 

auf  einem  Papierstreifen  auf,  der  dem  Wert  V -j-  - ~}  — ■ entsprechend 

vorzuschieben  ist.  Ähnlich  wie  bei  der  Ermittlung  des  Ablaufpunktes 
einer  Gruppe  gezeigt,  ist  durch  Abgreifen  und  Aneinanderreihen  2 G 

— G(s+w0)  = Z — W zu  bilden.  Fiir  den  Maßstab  zur  Ermittlung 

AV 

von  ist  auf  der  Senkrechten  von  E aus  statt  der  Strecke  n die 

Länge  n 2 G im  Kräftemaßstab  aufzutragen.  Sonst  ist  das  weitere 
Verfahren  genau  wie  das  vorher  beschriebene. 

b)  Ohne  Rücksicht  auf  die  Zusammensetzung.  Die  Aus- 
wertung des  Zählers  2 G >j  wird  vermieden,  wenn  man  die  Verschieden- 
artigkeit der  einzelnen  Wagengewichte  nicht  berücksichtigt  und  die 
Wagenlast  über  die  ganze  Gruppe  gleichmäßig  verteilt  annimmt.  Es 
2 G 

sei  dann  q t/m.  Nach  den  Ausführungen  des  Abschnitts  7 ist 

1)  Z — W = 2 G-tj  = q-  F — q{Yi  — Y3)  = q-AY.  Die  Ordinaten  1/ 
und  Y.2  haben  den  Abstand  der  Gruppenlänge  L. 

Die  Geschwindigkeitsänderung  ist  dann 

JV  _ q-  J-Y  JY 

2 n -q  ■ L n • L 

Die  Zeit-Wege-Linie  wird  vom  Ablaufpunkt  A aus  also  für  die 
hintersten  Puffer  der  Gruppe  aufgezeichnet.  Von  den  Schnittpunkten 
der  Zeit-Wege-Linie  mit  den  Wagerechten  im  Abstand  At  = 1 : n Min. 

trägt  man  Wagerechte  im  Längenmaßstab  — - — ab 

und  lotet  diesen  Punkt  bis  zum  Ablaufprofil.  Von  dem 
Schnittpunkt  zieht  man  eine  Parallele  zum  Strahl  iv0, 
den  man  als  Tangente  an  den  Punkt  0 der  Ausrundung 
unter  dem  Winkel  <f  gelegt  hat  (Abb.  10).  Auf  dieser 
Parallelen  zeichnet  man  in  der  Entfernung  L abwärts  eine 
Senkrechte  bis  zum  Ablaufprofil  und  erhält  so  AY,  mit 
AV 

dem  man  9 an  einem  Maßstab  ermittelt,  auf  dessen 

Senkrechte  man  statt  n die  Strecke  n L im  Maßstab  vom 
lY  abträgt.  Das  weitere  Verfahren  ist  genau  wie  beim 
Einzelwagen.  Während  die  positiven  A F oberhalb  des 
Ablaufprofils  liegen,  sind  die  negativen  unterhalb. 

Durchläuft  die  Gruppe  den  krummen  Strang  einer 
Weiche,  so  ist  von  dem  Beginn  bis  zum  Ende  an  die 
Tangente  w°  nach  unten  ein  Strahl  unter  dem  Winkel  ww 
anzutragen,  so  daß  t g qw  ..  w,v  =>  6 kg/t  der  Krümmungs- 
widerstand entspricht.  Auf  dieser  Strecke  ist  A Y durch 
eine  Parallele  zum  Strahl  wv,  zu  bestimmen.  Ist  die 
Gruppe  nur  teilweise  in  der  Krümmung,  so  ist  für  diesen 
Widerstand  ein  Strahl  mittlerer  Neigung  zwischen  tr0 
und  ww  zu  ziehen. 

Die  senkrechten  Abstände  des  den  Punkt  0 berüh- 
renden Linienzuges  (»oundw»)  vom  Ablaufprofil  stellen 
die  aufgespeicherten  lebendigen  Kräfte  für  die  Achslast 
ß=l  t bei  der  Zuführungsgeschwindigkeit  ü0  = 0 dar. 
Für  eine  gegebene  größere  Zuführungsgeschwindigkeit  ver- 

y 2 

schiebt  sich  diese  Linie  um  h„  nach  oben. 

3,6- -2  g 

lm  Haltpunkt  eines  Wagens  ist  die  lebendige  Kraft  durch 
die  Widerstandsarbeit  aufgezehrt.  Der  Linienzug  schneidet 
in  diesem  Punkt  das  Ablaufprofil. 
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11.  Die  Pufferabstandlinien.  Mit  Rücksicht  auf  einen  ge- 
regelten Wagenablauf  stellt  Ammann  (Die  Leistungsfähigkeit  von  Ab- 
laufanlagen auf  Verschiebebahnhöfen  in  ihrer  Abhängigkeit  von  den 
Gefällverbältnissen)  als  Mindestforderung  auf,  daß  die  Zuführungs- 
geschwindigkeit höchstens  so  groß  gewählt  werden  darf,  daß  auf  der 
Strecke  vom  Ablaufpunkt  bis  hinter  die  Verteilungsweiche  bezw.  bis 
zu  den  Gleisbremsen  — auf  der  Gefahrstrecke  — bei  jeder,  auch  der 
ungünstigsten  Wagenfolge  die  für  das  Umstellen  der  Weichen  und 
Bedienen  der  Gleisbremsen  erforderlichen  Wagenabstände  gewahrt 
bleiben.  Als  hierzu  erforderlicher  Mindestzeitabstand  zweier  sich 
folgender  Wagen  wurde  ein  Zeitraum  von  etwa  4 Sek.  vom  hintersten 
Puffer  eines  schlechten  Läufers  bis  zu  dem  vordersten  eines  nach- 
folgenden guten  Läufers  festgestellt.  Die  Zeit-  und  Raumabstände 
dieser  Puffer  für  alle  Punkte  des  Ablaufprofils  werden  durch  die 
Pufferabstandlinien  dargestellt.  Sie  bilden  die  Grundlage  für 
die  Gestaltung  des  Ablaufprofils,  die  Anordnung  der  Verteilungsweichen 
und  Gleisbremsen  sowie  zur  Bestimmung  der  größten  zulässigen  Zu- 
führungsgeschwindigkeit V0. 

Man  erhält  die  Pufferabstandlinien,  indem  man  die  Zeit-Wege- 
Linie  für  die  genannten  Puffer  der  Zeitfolge  nach  aufzeichnet.  Sind 
die  Zeit-Wege-Linien  für  die  Wagenschwerpunkte  ermittelt,  so  sind 
die  Kurven  um  die  Schwerpunktabstände  wagerecht  gegeneinander 
zu  verschieben  (Abb.  9). 

12.  Anwendung.  Um  die  zugeführten  Wagen  schnell  ins  Laufen 
zu  bringen,  wird  bisher  empfohlen,  die  Spitzen  der  Ablaufberge  mit 
einem  kleinen  Halbmesser  — etwa  R = 100  m — auszurunden.  In- 
folge der  scharfen  Ausrundung  brechen  bei  Wagen  mit  Drehgestellen 
häufig  die  Drehzapfen  ab.  Diese  Wagenbeschädigungen  würden  durch 
Hache  Ausrundungen  vermieden  werden.  Man  kannte  jedoch  bisher 
nicht  den  Einfluß  der  größeren  Krümmungshalbmesser  auf  den  Ablauf 
der  Wagen.  Die  Anwendung  der  Einflußlinien  zur  Aufzeichnung  der 
Zeit -Wege -Linie  der  ablaufenden  Wagen  bringt  hier  eine  einwand- 
freie Klärung. 

In  Abb.  11  sind  die  Pufferabstandlinien  (a,  b und  c)  für  einen 
schlechten  Läufer  mit  tv0  = 8,9  kg/t  und  einen  nachfolgenden  guten 
mit  m>0  = 3,7  kg/t,  bei  gleicher  Zuführungsgeschwindigkeit  U0=  3 km/Std. 
aber  für  verschiedene  Ausrundungshalbmesser  R = 100,  200  und  300  m 
der  Ablaufbergspitzen  aufgezeichnet  (sieh  auch  Abb.  9).  Die  senk- 
rechten Zeitabstände  von  4 Sek.  von  Puffer  zu  Puffer  in  der  Nähe  des 
Ablaufpunktes  und  hinter  der  Verteilungsweiche  sind  eingezeichnet. 
Zur  anschaulichen  Darstellung  wurden  die  Pufferzeitabstände  von 
einer  Wagerechten  aus  abgetragen  und  die  oberen  Endpunkte  zu  den 
Pufferzeitabstandkurven  miteinander  verbunden.  Diese  Linien  zeigen, 
daß  der  Einfluß  der  Ausrundungshalbmesser  für  den  Ablauf  wenig 
ins  Gewicht  fällt.  Mit  Recht  vertritt  daher  Dr.  Frölich  in  seiner  er- 
erwähnten  Schrift  die  Ansicht,  daß  es  nicht  angebracht  sein  dürfte, 
zum  Zwecke  derartig  geringfügiger  Verbesserungen  der  nutzbaren 
Pufferzeitabstände  Ausrundungshalbmesser  anzuwenden,  die  Entglei- 
sungen und  Zapfenbrüche  bei  Wagen  und  Lokomotiven  herbeiführen 
können.  Wirksameren  Einfluß  auf  die  räumliche  Entfernung  der 
Mindestzeitabstände  von  4 Sek.  hat  die  Verminderung  der  Zugführungs- 
geschwindigkeit (Abb.  1 1,  Pufferabstandlinie  d,  bei  der  V0  = 2,16  km/Std. 
angenommen  worden  ist).  Hiernach  kann  die  für  die  Zone  der 
Verteilungsweichen  erforderliche  Zuführungsgeschwindigkeit  ermittelt 
werden. 

Schluß.  Durch  die  Einführung  der  Einflußlinien  sind  die 
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Abb.  11.  Einfluß  der  Ausrundungshalbmesser  und  der  Zuführungs 
geschwindigkeit  auf  die  Pufferabstände. 


Verfahren  zur  Aufzeichnung  der  Ablaufpunkte  und  der  Zeit-Wege- 
Linien  für  die  Abläufe  von  Einzelwagen  und  Gruppen,  die  Verfasser 
bereits  in  seiner  Schrift  „Ein  einheitliches,  zeichnerisches  Verfahren 
zur  Ermittlung  der  Fahrzeiten,  der  Zugförderungsarbeit  sowie  des 
Kohlen-  und  Stromverbrauchs“,  Verlag  H.  Prikarts,  Mainz,  beschrieben 
hat,  vervollkommnet  worden.  Ihre  Anwendung  wird  nicht  nur  für  die 
bei  der  Nachprüfung  des  Betriebes  bestehender  Ablaufberge  sowie  für 
den  Einbau  von  Gleisbremsen,  sondern  auch  für  die  zweckmäßigste 
Gestaltung  und  Betriebsweise  von  Neuanlagen  mit  richtig  eingeschätzten 
Laufwiderständen  stets  brauchbare  Ergebnisse  liefern.  Mühevolle  und 
unübersichtliche  Zahlenrechnungen  werden  hierbei  durch  anschauliche 
Zeichnungen  ersetzt. 


Vermischtes. 


Die  Würde  eines  Doktor -Ingenieurs  ehrenhalber  haben  Rektor 
und  Senat  der  Technischen  Hochschule  Hannover  auf  einstimmigen 
Antrag  der  Abteilung  für  Bauingenieurwesen  verliehen:  dem  Direktor 
Heinrich  Kreß  in  Berlin  in  Anerkennung  seiner  Verdienste  um  die 
Entwicklung  der  Bauweisen  von  unterirdischen  Stadtschnellbahnen, 
insbesondere  bei  Tunneln  unter  Wasserläufen  sowie  dem  General- 
direktor Ernst  St  ahm  er  in  Georgsmarienhütte  in  Anerkennung  seiner 
großen  Verdienste  um  die  Ausbildung  der  Eisenbahnsicherungsanlagen, 
insbesondere  der  Kraftstellwerke. 

Martin  Nyrop  in  Kopenhagen  f.  Die  architektonischen  Über- 
raschungen unserer  Zeit  sind  nicht  immer  durch  architektonische 
Fortschritte  veranlaßt  worden.  Zu  sehr  wurde  unsere  Arbeit  von 
Stimmungen  beeinflußt,  die  alles  andere  als  wissenschaftlich,  logisch 
oder  in  sich  beherrscht  waren.  Nyrops  Kopenhagener  Rathaus  war 
eine  solche  aus  überquellendem  Herzen  geborene  Überraschung.  Von 
der  Masse  noch  heute  maßlos  überschätzt,  haben  sich  die  Architekten 
Dänemarks  bald  zu  ruhigerer,  besonnener  Arbeit  zurückgefunden,  zu 
der  schon  H.  B.  Storcks  bescheideneres  Abel -Cathrine- Stift  vor  Er- 
bauung des  Rathauses  den  Ton  angegeben  hatte.  Trotzdem  war 
Nyrops  Werk  aber  eine  Tat  des  Fortschrittes,  für  die  ihm  sein  Land 
ewig  dankbar  bleiben  wird,  nur  daß  dieser  Fortschritt,  mehr  auf  dem 
Gebiet  des  Handwerklich -Schönen  und  Gesunden  als  auf  dem  der 


Architektur  lag.  Gewiß  hatte  Nyrop  1890  in  dem  für  den  Rathaus- 
bau ausgeschriebenen  Wettbewerb  für  unsere  heutigen  Augen  noch 
klarer  gesiegt,  als  selbst  die  Preisrichter  damals  wohl  glauben 
mochten.  Er  hatte  die  saftlose  Kümmerlichkeit  mühselig  verdienter 
Reißbrettarchitektur  zunichte  gemacht.  Seine  Art  aber  war  gesundes 
Bauen.  Und  das  ist  nicht  nur  ihm,  sondern  der  ganzen  Folgezeit  bis 
heute  zugute  gekommen. 

Die  Kopenhagener  Blätter  melden  den  am  18.  Juni  d.  J.  erfolgten 
Tod  des  greisen  Meisters,  der  wie  ein  Nationalheld  zu  Grabe  geleitet 
wurde.  Man  trauert  um  einen  Mann,  der  mehr  war  als  ein  Baukünstler, 
der  ein  Mensch  voller  Tätigkeit,  Klugheit  und  Güte  war.  Für  die 
' Bevölkerung  bleibt  sein  Ratbaus  ein  Volkslied,  und  alle  seine  anderen 
späteren  z.  T.  besseren  Bauten  (Bispebjerg- Hospital)  erreichten  den 
Ruhm  des  ersteren  nicht  mehr.  Für  die  Architekten  bleibt  Nyrop 
ein  feinsinniger  Lehrer  und  Erzieher  einer  ruhigen,  selbstfreudigen 
Art,  wie  ihn  die  folgende  Zeit  wohl  kaum  wieder  zeigen  wird.  In 
der  symbolischen  Handlung,  wie  er  ein  Jahr  vor  seinem  Tode 
Professor  Edvard  Thomsen,  seinem  Nachfolger  auf  dem  Lehrstuhl  der 
Königlichen  Akademie  seine  englische  Palladioausgabe  schenkte,  liegt 
das  in  Dänemark  noch  lebendige  Patriarchentum  offenbar.  Nyrop  hatte 
noch  das  Zeug  dazu.  Nyrops  Tod  ist  mehr,  als  das  Scheiden  eines 
einzelnen.  Jakstein. 
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Die  Erhaltung  baukünstlerischer  Handzeichnungen. 


Schon  lange  werden  die  Handzeichnungen  der  Maler,  Schwarz- 
weißkünstler und  Bildhauer  von  Liebhabern  aufgespürt,  in  öffentlichen 
Sammlungen  verwahrt  und  für  die  Schaulustigen  ausgestellt.  Aber 
ebenso  selten,  wie  die  Laien  sich  überhaupt  um  den  hinter  seinem 
Werk  zurücktretenden  Baumeister  kümmern,  hat  auch  ihr  künstlerischer 
Nachlaß  öffentliche  Beachtung,  und  Pflege  gefunden.  Außer  der  Samm- 
lung in  den  Uffizien  in  Florenz  und  den  anläßlich  der  internationalen 
Architektentagung  in  Wien  (vgl.  1918  d.  Bl.,  S.  289  u.  f.)  zum  ersten  Male 
ausgestellten  Schätzen  der  Wiener  Nationalbibliothek  ist  wohl  nur  noch 
das  Schinkelmuseum  in  der  Technischen  Hochschule  Berlin  durch  er- 
folgreiche Erwerbung  von  Handzeichnungen  aus  dem  Gebiete  der  Bau- 
kunst bekannt  geworden.  Wie  unendlich  viel  ist  aber  von  jenen  Bau- 
rissen verloren  gegangen,  die  seit  der  Zeit  der  Gotik,  über  deren  Zeich- 
nungen uns  Hasak  im  Handbuch  der  Architektur  (II.  4,  3)  unterrichtet 
hat,  für  jedes  bedeutendere  Werk  und  mit  den  fortschreitenden  Jahr- 
hunderten immer  mehr  auf  jede  Einzelheit  sich  ausdehnend,  gefertigt 
wurden.  Oft  sind  die  Handzeichnungen  als  freie  Darstellung  der  innersten 
Stimmungen  und  Absichten  für  eine  Zeit  oder  einen  Künstler  kenn- 
zeichnender als  die  ausgeführten  Werke,  die  schon  im  Entstehen  oder 
doch  im  Laufe  der  Zeit  mannigfachen  Veränderungen  und  Verstümme- 
lungen ausgesetzt  waren.  Bei  so  vielen  später  untergegangenen  Denk- 
mälern müssen  sie  der  Forschung  sogar  den  einzigen  und  oft  voll- 
wertigen Ersatz  liefern.  Ein  nur  verschwindend  geringer  Teil  von 
diesen  wertvollsten  Zeugnissen  der  Baugeschichte  ist  aber  gerettet 
worden.  Auch  gegenwärtig  noch  gelangen  sie  meistens  an  den 
Hausierer  zum  Einstampfen  oder  an  die  Köchin  zum  Heizen,  da  die 
Hinterbliebenen  von  ihrem  Wert  nichts  ahnen,  die  Facbgenossen  aber 
gerade  die  Leistungen  des  eben  aussterbenden  Geschlechtes  zunächst 
gering  schätzen.  Ist  es  doch  noch  in  unseren  Tagen  nicht  möglich 
gewesen,  wesentliche  Teile  aus  dem  Nachlaß  eines  Karl  Schäfer  aus- 
findig zu  machen. 

Der  erste,  der  großzügig  die  Handzeichnungen  für  die  Bau- 
geschichte verwertete,  war  der  1910  verstorbene  Freiherr  v.  Gey- 
müller (vgl.  Jahrg.  1910  d.  Bl.,  S.  32),  zunächst  für  seine  grundlegenden 
Werke  über  die  italienische  und  französische  Renaissancebaukunst, 
sodann  aber  für  ein  Unternehmen,  das  allerdings  wegen  seines  riesigen 
Umfanges  unausgeführt  blieb.  Er  beabsichtigte,  alle  Entwurfzeichnungen 
und  zeitgenössischen  Darstellungen  der  kunstgeschichtlich  bedeutsamen 
Bauten,  die  ihm  in  öffentlichen  oder  Liebhabersammlungen  oder  sonstwie 
erreichbar  waren,  einschließlich  der  mit  der  Baukunst  verbundenen 
Schwesterkünste  in  getreuen  Wiedergaben  herauszugeben  und  hierfür 
die  Zusammenarbeit  aller  Kulturvölker  herbeizuführen,  ein  hei  der 
Verarmung  Mitteleuropas  und  dem  feindseligen  Geist  der  übrigen 
Hauptmächte  doppelt  aussichtloses  Beginnen.  Die  wichtigste  Vorarbeit 
jedoch,  nämlich  die  Sicherung  der  durch  den  Tod  der  Verfasser 
oder  durch  die  Auflösung  von  Geschäften  oder  Ämtern  gefährdeten 


zeichnerischen  Urkunden,  ist  auch  hei  dem  heutigen  Stande  der  Dinge 
noch  zu  fördern,  oder  wenn  man  von  jenen  genannten  Veranstaltungen 
absieht,  eigentlich  erst  zu  begründen. 

Welche  Schätze  hier  für  die  haugeschichtliche  Bearbeitung  noch 
zu  retten  sind,  lehrte  jüngst  ein  Vortrag  des  Architekten  Joseph 
Beitscher  im  Berliner  Architektenverein  und  eindringlicher  noch  ein 
Blick  in  die  wohlgeordnete  Sammlung,  die  dieser  eifrige  Liebhaber  in 
seinem  Berliner  Heim  geschaffen  hat.  Insbesondere  von  den  oft  alle 
drei  bildenden  Künste  in  gleicher  Vollendung  beherschenden  Meistern 
des  17.  und  18.  Jahrhunderts  finden  sich  hier  auf  Blättern  der  ver- 
schiedensten Darstellungsweisen  Leistungen,  deren  Hochstand  die  oft 
märchenhafte  und  fast  unerschöpfliche  Vielseitigkeit  der  in  jener  Zeit 
ausgeführten  Werke  erst  verständlich  macht.  Solchem  Reichtum  gegen- 
über ist  die  jüngste  Vergangenheit  und  die  Gegenwart  zur  Bescheiden- 
heit verpflichtet.  Dennoch  werden  auch  diese  Zeiten  sich  ihren  Platz 
in  der  zukünftigen  Wertung  sichern,  eine  unparteiische  Erkenntnis 
ihres  Ringens  und  Kämpfens  überhaupt  erst  ermöglichen,  wenn  der 
Nachwelt  jene  Blätter  erhalten  bleiben,  die  ihre  vornehmsten  Streiter 
in  den  Stunden  reiner  Hingabe  an  ihre  Kunst  nur  im  Spiel  der  Erfindung 
oder  für  die  Ausführung  geschaffen  haben.  Die  Bewunderung  für  jene 
zeichnerischen  Hinterlassenschaften  früherer  Jahrhunderte  sollte  uns 
daher  veranlassen,  auch  diejenigen  Schätze  zu  sammeln,  die  heute 
noch  wie  einst  von  der  Vernichtung  bedroht  sind,  mit  geringfügiger 
Aufwendung  aber,  von  den  für  eine  solche  Ehrung  dankbaren  Erben 
sicher  oft  umsonst,  zu  erlangen  sind.  Welche  Stellen  für  die  Sammlung 
und  Verwertung  Sorge  zu  tragen  haben,  wird  noch  zu  klären  sein, 
an  erster  Stelle  wohl  die  Denkmalarcbive  der  Provinzen  (vgl.  Denkmal- 
pflege Jahrg.  1910,  S.  102;  1913,  S.  46,  95,  121),  daneben  aber  auch  jede 
sonstige  Sammlung,  deren  Leitung  eine  Gewähr  für  würdige  und 
sichere  Unterbringung  und  für  leichte  Zugänglichkeit  bietet.  Für 
Hannover  war  bereits  im  Jahrg.  1916  d.  Bl.,  S.  412,  ein  „Hase-Museum“ 
angeregt,  in  dem  entsprechend  dem  Berliner  Schinkel -Museum  der 
künstlerische  Nachlaß  hannoverscher  Künstler  eine  sichere  Stätte 
finden  könnte.  Inzwischen  ist  daselbst  der  niedersächsische  Bau- 
museumsverein (vgl.  1918  d.  Bl.,  S.  428  und  Denkmalpflege  1920,  S.  7) 
gegründet  worden,  der  in  erweiterter  Weise  diese  Gedanken  verfolgt. 
Auch  die  Büchereien  größerer  Berufsvereine,  wie  die  des  Berliner 
Architekten  Vereins,  besitzen  in  den  niedergelegten  Wettbewerbarheiten 
schon  einen  Grundstock,  an  den  die  Vermächtnisse  ihrer  Mitglieder 
sich  anreihen  könnten.  Das  Wesentliche  bleibt  die  Verbreitung  der 
Einsicht,  welcher  Wert  jenen  Urkunden  innewohnt,  dann  werden  die 
Besitzer  oder  Verwalter  von  Handzeichnungen  auch  schon  die  Stellen 
zu  finden  wissen,  denen  sie  ihre  Schätze  zur  weiteren  Sicherung  anver- 
trauen können.  Zunächst  nur  eine  Anregung  in  diesem  Sinne  war  auch 
das  Ziel  vorstehender  Zeilen,  die  auf  den  Vortrag  des  Architekten  Beit- 
scher und  den  Besuch  seiner  Sammlung  zurückgehen.  Kr. 


Vermischtes. 


Bekanntmachung-  über  Höchstpreise  für  Zement  (S.  122  u.  195 
d.  Bl  ).  Auf  Grund  des  § 1 der  Bundesratsverordnung  vom  25.  Janua  1917 
(1917  d.  Bl.,  S.  68,  R.-G.-Bl.  S.  74)  wird  bestimmt: 

Die  durch  Bekanntmachung  des  Reichskommissars  für  Zement 
vom  7.  April  1921  (vgl.  Deutscher  Reichs-  und  Preußischer  Staats- 
anzeiger Nr.  81  vom  8.  April  1921)  festgesetzten  Preise  werden  mit 
Wirkung  vom  1.  Juli  1921  an  durch  Zuschlag  infolge  der  am 
1.  Juli  1921  eingetretenen  Kohlenpreisverteuerung  in  nachstehend  an- 
gegebener Weise  erhöht;  die  Preise  gelten  für  10000  kg  Zement  ab 
Werk  ohne  Verpackung  und  für  die  Gebiete  sämtlicher  deutschen 
Zementverbände  und  sind  Höchstpreise  im  Sinne  des  Höchstpreis- 
gesetzes vom  4.  August  1914  (R.-G.-Bl.  S.  339)  in  der  Fassung  der 
Bekanntmachung  vom  17.  Dezember  1914,  vom  22.  März  1917  und  der 
Verordnung  vom  17.  Januar  1920  (R.-G.-Bl.  1914,  S.  516;  1917,  S.  253; 
1920,  S.  94).  Zement  im  Sinne  dieser  Bekanntmachung  sind  Portland- 
zement, Eisenportlandzement,  Hochofenzement,  Schlackenzement  und 
zementähnliche  Bindemittel,  die  in  einer  Mischung  von  1 : 3 bei  Wasser- 
lagerung nach  28  Tagen  eine  Druckfestigkeit  von  mehr  als  150  kg/qcm 
haben.  Die  Umsatzsteuer  ist  in  diesen  Preisen  mit  enthalten. 

A.  Für  Lieferungen  an  private  Zementabnehmer: 

a)  Im  Gebiet  des  Norddeutschen  Zementverbandes: 

Höchstpreis  vom  1.  April  1921  ab 3410  Jt 

neuer  Zuschlag  für  Kohlenpreiserhöhung  ....  60  „ 

Höchstpreis  vom  1.  Juli  1921  ab " 3470  Jt. 


b)  Im  Gebiet  des  Rheinisch-Westfälischen  Zementverbandes  einschl. 
der  Verkaufsvereinigung  Rheinischer  Hochofenzementwerke: 

Höchstpreis  vom  1.  April  1921  ab 3220  Jt 

neuer  Zuschlag  für  Kohlenpreiserhöhung  . . . . 60  „ 

Höchstpreis  vom  1.  Juli  1921  ab 3280  Jt. 

c)  Im  Gebiet  des  Süddeutschen  Zementverbandes: 

Höchstpreis  vom  1.  April  1921  ab 3503  Jt 

neuer  Zuschlag  für  KohlenpreiserhöhuDg  ....  60  „ 

Höchstpreis  vom  1.  Juli  1921  ab 3563  Jt. 

B.  Für  Lieferungen  an  die  Staatsverwaltungen  für  Staatsbauten 
gelten  dementsprechend  folgende  Preise: 
a)  Im  Gebiet  des  Norddeutschen  Zementverbandes 

3340  + 60  = ' . . . 3400  Jt 

h)  im  Gebiet  des  Rheinisch-Westfälischen  Zement- 
verbandes 3150  -f-  60  = 3210  „ 

c)  im  Gebiet  des  Süddeutschen  Zementverbandes 

3433  + 60  = 3493  „ 

ln  Zukunft  eintretende  Kohlenpreiserhöhungen  bedingen  eine  Er- 
höhung der  Zementpreise  derart,  daß  jede  Kohlenpreiserhöhung  für 
10  000  kg  mit  55  vH  in  Anrechnung  zu  btingen  und  den  Zementpreisen 
zuznschlagen  ist.  Hierbei  sind  die  vom  Reichskohlenverband  für  den 
Bezirk  des  Rheinisch -Westfälischen  Kohlensyndikats  für  Fettkohlen 
festgesetzten  Höchstpreise  (einschl.  Kohlen-  und  Umsatzsteuer)  zugrunde 
zu  legen. 
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20.  Juli  1921. 


In  Zukunft  auf  den  deutschen  Reichseisenbabnen  eintretende 
Kohlenfrachterhöhungen  sollen  ebenfalls  eine  Erhöhung  der  Zement- 
preise bedingen,  die  auf  ähnliche  Weise  berechnet  wird. 

Zu  A.  wird  bemerkt:  Die  Zementverbände  setzen  für  ihre  Privat- 
kundschaft in  den  einzelnen  Verkaufstellen  Stationfrankopreise  fest, 
die  nach  den  tatsächlichen  oder  den  Durchschnittfrachten  bemessen 
sind.  Von  der  Reichsstelle  für  Zement  werden  diese  Stationsfranko- 
preisberechnungen  vor  ihrem  Inkrafttreten  auf  die  Zulässigkeit  der 
angewandten  Berechnungsarten  geprüft. 

Berlin,  den  ö.  Juli  1921. 

Der  Reichskommissar  für  Zement. 

Wessig,  Ministerialrat. 


In  dem  Wettbewerb  fiir  Voreutwiirfe  zu  einem  Bebauungsplan 
der  JSiidkolonie  in  Sensburg  und  für  Entwürfe  zu  den  Bauten 
('S.  171  d.  Bl.)  waren  36  Entwürfe  eingegangen.  Es  erhielten:  Regierungs- 
baumeister Seeliger  in  Allenstein  den  ersten  Preis,  Architekt  Werz 
in  Wiesbaden  den  zweiten  Preis,  Architekt  Frick  in  Königsberg  den 
dritten  Preis.  Die  Entwürfe  von  Architekt  Fischer  in  Halle  a.  d.  Saale 
und  Architekt  Dienger  in  Rasten  bürg  wurden  angekauft. 

Der  Reiclisverband  der  deutscheu  Steiuiiidnstrie  hatte  im  Ver- 
lauf der  Reichssteinwoche  am  29.  Juni  d.  J.  in  Eisenach  einen  ersten 
deutschen  Natursteintag  veranstaltet.  Unter  den  400  Teilnehmern 
befanden  sich  Vertreter  des  Reichswirtschaftsministeriums  sowie  der 
preußischen  und  bayerischen  obersten  Landesbehörden.  Die  Ergebnisse 
der  Verhandlungen  wurden  im  Anschluß  an  die  Berichte  des  1.  Vor- 
sitzenden des  Reichsverbandes  der  deutschen  Steinindustrie  Direktor 
SrXJng.  H.  Barkhausen  in  Linz  a.  Rh.,  des  Professors  Dr.  Paulcke, 
in  Karlsruhe  über  die  deutschen  Natursteinschätze  und  des  Ministerial- 
rats Huber  vom  bayerischen  Staatsministerium  des  Innern  über  die 
volkswirtschaftliche  Bedeutung  der  deutschen  Natursteinindustrie  bei 
der  Vormittagtagung  in  drei  Entschließungen  niedergelegt.  Diese 
Entschließungen  fordern  sofortige  Maßnahmen  zur  Bekämpfung 
der  Notlage  in  der  deutschen  Natursteinindustrie  und  dem  Steinmetz- 
handweik,  Beseitigung  der  Rheinzollinie,  Aufhebung  der  erhöhten 
Umsatzsteuer  (Luxussteuer)  und  ausschließliche  Verwendung  von  deut- 
schen Baustoffen.  Die  Bedeutung  der  Friedhof-  und  Denkmalkunst 
für  das  Steinmetzgewerbe  wurde  einer  besonderen  Behandlung  unter- 
zogen. Allgemein  kam  zum  Ausdruck,  daß  man  auf  der  für  nächstes 
Jahr  in  Aussicht  genommenen  zweiten  Tagung  bereits  Wirkungen  der 
heute  gefaßten  Beschlüsse  erkennen  möge. 

Einen  Einspruch  gegen  die  Verunstaltung  Berlins  durch  die 
beabsichtigte  Verwendung  der  Parkmaueru  in  der  Königgrätzer 
Straße  und  Budapcster  Straße  für  Geschäftsanzeigen  und  Werbezwecke 
erhebt  der  Senat  der  Akademie  der  Künste  in  Berlin  in  einer 
Eingabe  an  den  Reichskanzler.  Die  Akademie  verkennt  keineswegs 
die  Notwendigkeit  der  Zulassung  von  Straßenreklame,  auch  nicht  den 
Wunsch,  neue  Geldquellen  damit  zu  erschließen;  die  in  der  Öffentlich- 
keit zuzulassende  Reklame  müsse  aber  in  den  Grenzen  des  Erträglichen 
bleiben  und  dürfe  das  Stadtbild  keinesfalls  verunstalten.  Die  Reklame 
müsse  für  jeden  Einzelfall  nach  künstlerischen  Gesichtspunkten  ent- 
worfen und  dürfe  nur  unter  Beteiligung  von  Künstlern  durchgeführt 
werden.  Den  Plan  der  Ausnutzung  der  Parkmauer  des  Prinz-Albrecht- 
Palais  in  der  Königgrätzer  und  Anhalt -Straße,  für  den  bereits  ein 
Entwurf  vorliegt,  hält  die  Akademie  in  Einzelheiten  für  bedenklich, 
weil  die  architektonischen  Linien  und  Gliederungen  der  schönen,  von 
Schinkel  entworfenen  Mauer  durch  die  vorgesehene  Anbringung  der 
Plakattafeln  in  störender  Weise  überschnitten  und  verdeckt  werden. 
Entschiedener  Einspruch  wird  gegen  eine  gleiche  Verwendung  der 
großen  Parkmauer  in  der  Budapester  Straße  erhoben,  von  der  auf 
Grund  eines  Beschlusses  des  Reichskabinetts  zunächst  eine  Strecke 
von  100  m probeweise  für  Verkehrsreklame  freigegeben  werden  soll. 
Die  Zulassung  einer  umfangreichen  Plakatreklame  an  so  vornehmer 
Stelle  ist  unter  allen  Umständen  eine  grobe  Verunstaltung  des  Stadt- 
bildes; an  den  Reichskanzler  ist  die  dringende  Bitte  gerichtet,  von 
der  Ausführung  des  Kabinettbeschlusses  abzusehen.  Der  Senat  der 
Akademie  weist  zugleich  auf  die  unausbleiblichen  Folgen  hin,  wenn 
die  Reichsbehörden  selbst  mit  so  üblem  Beispiel  vorangehen  würden. 
Plant  doch  der  Magistrat  Berlin  schon  jetzt  die  Zulassung  einer 
Straßenreklame,  die  uns  mit  Tafeln,  Kiosken  und  Reklameautomaten 
an  mehr  als  13  000  Stellen  der  Stadt  beglücken  soll. 

Als  Preisnuf'gabeu  der  Technischen  Hochschule  Berlin  für  das 
Jahr  1921/22  wurden  gewählt:  in  der  Abteilung  für  Architektur: 
Der  Entwurf  zu  einem  Wohnhause  für  einen  Architekten.  An  Dar- 
stellungen sind  erforderlich:  ein  kurzer  Erläuterungsbericht,  der 
Lageplan  mit  der  Anordnung  des  Gartens  und  der  Umwehrung 
(1:200),  Grundrisse  vom  Untergeschoß,  Erdgeschoß  und  Obergeschoß 
(1  : 100),  zwei  Durchschnitte  (1 : 100),  die  Ansichten  der  Nord-,  Ost- 
und  Südfront  (1  : 100)  sowie  die  ganze  Anlage  aus  der  Vogel- 
schau in  Skizze:  — in  der  Abteilung  für  Bauingenieur  wesen : 


Die  Beziehungen  zwischen  dem  L'astiglianoscben  Prinzip  der  kleinsten 
Formänderungsarbeit  und  dem  Lagrangeschen  Prinzip  vom  Minimum 
der  potentiellen  Energie  sollen  erläutert  und  an  einfachen  Beispielen 
veranschaulicht  werden;  — in  der  Abteilung  für  Maschinen- 
ingenieurwesen: Das  Trocknen  wasserhaltiger  Brennstoffe  und 
seine  wirtschaftliche  Bedeutung:  — in  der  Abteilung  für  Schi  ff-  und 
Schiffsmaschinenbau:  Bearbeitung  der  Literatur,  Schiffe  durch 
Strahlpropeller  (hydraulische  Reaktionspropeller)  anzutreiben;  — in 
der  Abteilung  für  Chemie  und  Hüttenkunde:  Die  bisherigen  Ver- 
fahren zur  Trennung  von  Anthrazen  und  Karbazol  sind  einer  kritischen 
Prüfung  zu  unterziehen,  und  es  sind  neue  Wege  zur  technischen  Ge- 
winnung von  Karbazol  in  Vorschlag  zu  bringen  und  auszuarbeiten;  — 
in  der  Abteilung  für  Bergbau:  Es  ist  v.u  untersuchen,  inwieweit  die 
Schaffung  von  Normalien  beim  Braunkohlenbergbau  Vorteile  gewähren 
kann,  und  welche  Gebiete  des  Bergbaubetriebes  sich  besonders  dazu 
eignen  würden;  — in  der  Abteilung  für  Allgemeine  Wissen- 
schaften: Fehler  der  Indikatoren,  die  zur  Registrierung  des  zeitlichen 
Gasdruckverlaufs,  z.  B.  bei  Dampfmaschinen,  Verwendung  finden.  — 
Die  Lösungen  müssen  bis  zum  1.  Mai  1922  unter  den  Anschriften  der 
Abteilungsvorsteher,  versiegelt  und  mit  einem  Kennwort  versehen,  in 
dem  Sekretariat  der  Hochschule  eingeliefert  werden.  Die  Verkündung 
der  Preise  findet  am  1.  Juli  1922  statt.  Die  Bestimmungen  sind  im 
Sekretariat  der  Technischen  Hochschule  Berlin  unentgeltlich  zu  er- 
halten. 

Die  Beaniteuräte  bei  den  Verwaltungen  der  Reichseiseubalmen. 
Da  die  gesetzliche  Regelung  der  Frage  der  Beamtenvertretungen 
voraussichtlich  noch  längere  Zeit  auf  sich  warten  lassen  wird,  so  hat 
der  Reichsverkehrsminister  am  7.  Mai  1921  einen  Erlaß  herausgegeben 
(Reichs-Verkehrs-Blatt  Nr.  27  und  30  vom  18.  Mai  und  5.  Juni  1921), 
der  diese  Frage  im  Bereich  der  Reichseisenbahnverwaltung  einstweilen 
zum  Abschluß  bringt  und  so  den  zur  Zeit  bestehenden  Zustand  be- 
seitigt, daß  die  Beamtenvertretungen  bei  den  einzelnen  Dienststellen 
verschieden  aufgebaut  und  mit  voneinander  abweichenden  Befug- 
nissen ausgerüstet  sind. 

Der  neue  Erlaß  sieht  drei  Arten  von  Beamtenvertretungen  vor: 

1)  Die  örtlichen  Beamtenräte  werden  bei  den  Dienststellen  und 
Behörden  gebildet,  also  z.  B.  bei  jedem  Bahnhof,  jeder  Bahnmeisterei. 
Auch  bei  den  Ämtern  und  Eisenbahndirektiönen  werden  örtliche 
Beamtenräte  gewählt,  die  aber  nur  die  Belange  der  bei  diesen  Behörden 
selbst  beschäftigten  Beamten,  nicht  aber  die  der  Beamten  der  unter- 
stellten Dienststellen  vertreten. 

2)  Für  den  Gesamtbereich  jeder  Eisenbahndirektion  (Eisenbahn- 
Generaldirektion,  Betriebsdirektion)  wird  ein  Bezirksbeamtenrat 
eingesetzt.  Dieser  hat  die  Beamten  des  Direktionsbezirks  in  allen  An- 
gelegenheiten zu  vertreten,  die  über  den  Bereich  eines  Amtes  (oder 
Inspektion)  hinaus  von  Bedeutung  sind,  außerdem  ist  er  zu  Bera- 
tungen heranzuziehen,  wenn  die  Eisenbahndirektion  einem  Anträge 
eines  örtlichen  Beamtenrates  nicht  entspricht.  Endgültig  entscheidet 
in  solchen  Fällen  die  Direktion. 

3)  Beim  Reichsverkebrsministerium  wird  ein  Hauptbeamtenrat 
gebildet,  der  die  gesamte  Beamtenschaft  in  allen  Angelegenheiten  ver- 
tritt, die  Uber  den  Bereich  eines  Bezirksbeamtenrates  hinaus  von  Be- 
deutung sind.  Außerdem  verhandelt  der  Reichsverkehrsminister  mit 
dem  Hauptbeamtenrat  in  Angelegenheiten,  in  denen  zwischen  Bezirks- 
beamtenrat und  Direktion  eine  Einigung  nicht  erzielt  wurde.  End- 
gültig entscheidet  in  solchen  Fällen  der  Minister. 

Über  die  Zahl  der  Mitglieder  der  Beamtenräte  ist  folgende 
Bestimmung  getroffen: 

Der  örtliche  Beamtenrat  besteht,  bei  Dienststellen  mit  20  bis  49 
Beamten  aus  3,  mit  50  bis  99  Beamten  aus  5,  mit  100  bis  199  aus  G, 
mit  200  bis  299  aus  7,  mit  300  bis  399  aus  8 und  mit  über  400  Be- 
amten aus  9 Mitgliedern.  Bei  Dienststellen,  die  weniger  als  20,  aber 
mindestens  5 Beamte  beschäftigen,  wird  kein  Beamtenrat.  sondern  nur 
ein  Obmann  (und  für  diesen  ein  Stellvertreter)  gewählt.  Dienststellen 
mit  weniger  als  5 Beamten  werden  anderen  Dienststellen  zugeteilt. 

Der  Bezirksbeamtenrat  besteht,  wenn  die  Zahl  der  von  ihm  ver- 
tretenen Beamten  weniger  als  1000  beträgt,  aus  5 Mitgliedern:  für  je 
weitere  angefangene  llOO  Beamte  erhöht  sich  die  Mitgliederzahl  um 
einen  bis  zur  Höchstzabl  von  11  Mitgliedern. 

Der  Hauptbeamtenrat  besteht  aus  17  Mitgliedern.  In  ihm  wird 
für  die  Zweigstelle  Preußen-Hessen  und  für  die  Zweigstelle  Bayern  je 
ein  besonderer  selbständiger  Ausschuß  gebildet  aus  13  bezw.  5 Mit- 
gliedern. Sind  im  Hauptbeamteurat  genügend  Mitglieder  aus  den 
beiden  Verwaltungsbereichen  nicht  vorhanden,  so  werden  sie  aus  den 
Wahllisten  ergänzt. 

Die  Wahlen  der  Mitglieder  der  örtlichen  Beamtenräte,  der 
Bezirksbeamtenräte  und  des  Hauptbeamtenrates  erfolgen  in  einem 
gemeinsamen  Wahlgange  in  unmittelbarer  und  geheimer  Wahl  nach 
den  Grundsätzen  der  Verhältniswahl.  Gewählt  wird  jedesmal  für  die 
Dauer  von  zwei  Jahren.  Die  verschiedenen  Dienstzweige  sollen  bei 
der  Zusammensetzung  der  Beamtenräte  möglichst  berücksichtigt 
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werden,  insbesondere  muß  in  jedem  Beamtenrat  mindestens  je  ein 
Mitglied  aus  den  Beamten  der  Besoldungsgruppen  I bis  IV,  V bis  VIII 
und  IX  bis  XIII  sein,  wenn  mindestens  drei  Wahlberechtigte  dieser 
zusammengefaßten  Gruppen  vorhanden  sind. 

Wahlberechtigt  sind  alle  mindestens  18  Jahre  alten  männlichen 
und  weiblichen  Beamten  und  Beamtenanwärter.  Wählbar  sind  alle 
mindestens  24  Jahre  alten  Wahlberechtigten,  deren  erstmalige  Berufs- 
ausbildung beendet  ist  und  die  am  Tage  der  Wahl  mindestens  drei 
Jahre  im  Dienste  der  Eisenbahn  stehen.  Wiederwahl  ist  zulässig. 
Dienststellenvorsteher  sind  bei  ihrer  eigenen  Dienststelle  nicht  wählbar- 

Über  die  Wahlvorstände  sind  eingehende  Bestimmungen  er- 
lassen. Das  Wahlverfahren  ist  durch  eine  Wahlordnung  des 
Ministers  geregelt.  Für  die  Vorstandwahl  und  die  Geschäfts- 
führung sind  ausführliche  Anordnungen  getroffen.  Die  Verwaltung 
kann  die  Einberufung  des  Beamtenrats  verlangen  und  muß  dann  an 
der  Sitzung  beteiligt  werden.  Ihren  Vertretern  ist  außer  der  Reihe 
das  Wort  zu  erteilen.  Die  Mitglieder  der  Beamtenräte  und  die  Ob- 
männer verwalten  ihr  Amt  unentgeltlich  als  Ehrenamt.  Die  Ausübung 
des  Amtes  ist  den  Mitgliedern  durch  entsprechende  Diensteinteilung 
unter  Berücksichtigung  dringender  dienstlicher  Aufgaben  zu  ermöglichen. 
Ihre  Amtsführung  hat  dienstlichen  Charakter.  Bei  Dienststellen  mit  50 
oder  mehr  Beamten  kann  der  Beamtenrat  eine  regelmäßige  Sprech- 
stunde einrichten,  die  mit  der  Verwaltung  zu  vereinbaren  ist,  falls  sie 
in  die  Dienstzeit  fällt.  Alle  durch  die  Geschäftsführung  der  Beamten- 
räte entstehenden  Kosten  trägt  die  Verwaltung.  Beiträge  irgendwelcher 
Art  dürfen  von  den  Beamten  nicht  erhoben  werden. 

Aufgabe  der  Beamtenräte  ist,  u.  a.  die  Verwaltung  durch 
Rat  zu  unterstützen,  um  mit  ihr  für  möglichste  Wirtschaftlichkeit 
zu  sorgen,  das  Pflichtbewußtsein  und  die  Arbeitsfreudigkeit  zu  heben, 
das  Vertrauen  zwischen  Beamten  und  Verwaltung  sowie  der  Beamten 
zueinander  zu  stärken,  Anträge,  Anregungen  und  Beschwerden  der 
Beamten,  die  sich  auf  ihre  persönlichen  Dienstverhältnisse  beziehen, 
entgegenzunehmen  und,  wenn  sie  für  begründet  erachtet  werden,  bei 
der  Verwaltung  zu  vertreten. 

Die  Beamtenräte  haben  ferner  das  Recht  der  Mitwirkung 
bei  Regelung  der  die  allgemeinen  persönlichen  Dienstverhältnisse  der 
Beamten  betreffenden  Angelegenheiten,  hierzu  gehören  insbesondere: 
die  Dienst-  und  Ruhezeiten,  die  Dienststundenpläne,  die  Arbeitsordnung 
und  Dienstvorschriften,  der  Urlaubsplan,  Unterstützungen  und  Beloh- 
nungen, Verteilung  der  Dienst-  und  Pachtländereien,  der  Mietwoh- 
nungen, über  die  die  Verwaltung  verfügt,  die  Wohlfahrteinrichtungen, 
Erlaubnis  zu  Nebenbeschäftigungen,  Wiedereinstellung  Entlassener  u.  a. 
Auf  Antrag  der  Beteiligten  wirken  sie  mit  bei  Verteilung  der  Dienst- 
wohnungen und  Diensträume,  bei  Verhängung  von  Ordnungsstrafen, 
Urlaubsverweigerung  usw.  Mit  den  Beamtenvertretungen  ist  zu 
verhandeln  über  den  Haushaltplan,  der  persönliche  Angelegenheiten 
der  Beamten  berührt,  über  die  Grundsätze  über  Einstellung  und  Ent- 
lassung von  Anwärtern,  über  die  Durchführung  der  Ausbildung  und 
auf  Antrag  der  Beteiligten  bei  Versetzungen.  Der  Beamtenrat  hat 
ferner  das  Recht,  Vorschläge  für  die  Ernennung  von  stimmberechtigten 
Mitgliedern  der  Prüfungskommissionen  zu  machen.  Auf  Verlangen 
ist  Einsicht  in  die  Akten  zu  gestatten,  auch  in  die  Personalakten, 
letzteres  im  allgemeinen  nur  mit  Zustimmung  des  betreffenden  Beamten. 
Ein  Eingriff  in  Verwaltung,  Verkehr  und  Betrieb  durch  selbständige 
Anordnungen  steht  den  Beamtenräten  nicht  zu. 

Zur  Sicherung  der  Beamtenratmitglieder  sind  besondere  Schutz- 
bestimmungen erlassen.  So  dürfen  Äußerungen,  die  in  Ausübung 
des  Amtes  oder  in  Sitzungen  gemacht  werden,  nicht  dienstlich  ver- 
folgt werden  und  Entlassungen  bezw.  Kündigungen  sowie  Versetzungen 
von  Beamtenratmitgliedern  nur  mit  Zustimmung  der  Beamtenver- 
tretungen erfolgen,  es  sei  denn,  daß  sie  durch  straf-  oder  disziplinär- 
gerichtliche  Urteile  oder  Stillegung  von  Dienststellen  hervorgerufen  sind. 

In  gemeinsamen  Angelegenheiten  können  die  Beamtenräte  mit 
d?n  Betriebsräten  in  gemeinsamen  Sitzungen  beraten,  doch  muß  die 
Beschlußfassung  getrennt  erfolgen. 

Der  Erlaß  enthält  außerdem  eine  Anzahl  von  Einzelbestimmungen, 
auf  die  im  Rahmen  dieser  Ausführungen  nicht  näher  eingegangen 
yverden  kann. 

Berlin.  Fritz  Gerstenberg,  Regierungsbaurat. 

Veröffentlichungen  über  Heiz-  nnd  Kochanlagen.  Die  bayerische 
Landeskohlenstelle  in  München  hat  eine  Reihe  von  Druckschriften 
herausgegeben,  die  von  der  Heiztechnischen  Landeskommission  in 
München  bearbeitet  sind  mit  der  Absicht,  die  Herstellung  sparsamer 
und  zweckentsprechender  Heiz-  und  Kochanlagen  zu  fördern. 

Zu  den  bereits  früher  in  diesem  Blatte  angezeigten  „Grundsätzen 
für  Kachelofen-  und  Herdbau“  (1920  d.  Bl.,  S.  311)  sind  jetzt  „Dar- 
stellungen“ im  Sinne  von  Erläuterungen  zu  den  „Grundsätzen“  er- 
schienen.1) Die  in  den  Grundsätzen  aufgestellten  Mindestforderungen 

*)  Darstellungen  zu  „Grundsätze  für  Kachelofen-  und 
Herdbau“.  Bearbeitet  von  der  Heiztechnischen  Landeskommission 
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für  die  handwerkliche  Herstellung  derartiger  Heizanlagen  sind  durch 
Zeichnungen  und  schaubildliche  Darstellungen  allgemein  verständ- 
lich erklärt,  wobei  von  dem  bewährten  Verfahren  der  Gegen- 
überstellung von  Beispiel  und  Gegenbeispiel  in  ausgiebigem  Maße 
Gebrauch  gemacht  worden  ist.  Die  durch  die  Zeichnungen  erläuterte 
Forderung  der  „Grundsätze“  ist  dabei  stets  auf  der  Rückseite  des 
vorhergehenden  Blattes  unter  Hinweis  auf  die  betreffende  Stelle  in 
den  „Grundsätzen“  abgedruckt.  Man  kann  dem  Heft  in  Fach-  und 
Architektenkreisen  nur  die  weiteste  Verbreitung  wünschen  und  dabei 
die  Hoffnung  aussprechen,  daß  bei  einer  Neuauflage  einige  kleine 
Veränderungen  noch  vorgenommen  werden,  die  den  Wert  der  Ver- 
öffentlichung nur  noch  steigern  könnten. 

Es  ist  weiter  unten  (Seite  364)  darauf  hingewiesen,'  daß  ein 
Einbau  eines  Wärmespeichers  zwischen  die  stehenden  Züge  eines 
Ofens,  wie  er  auf  Blatt  6 dargestellt  ist,  als  verfehlt  bezeichnet 
werden  muß.  Ein  derartiger  Wärmespeicher  würde  aber  als  Aus 
füllung  zwischen  den  beiden  seitlichen  Zungen  bei  Schnitt  1 auf 
Blatt  7 durch  Ausnutzung  der  strahlenden  Wärme  des  eisernen  Heiz- 
einsatzes und  deren  langsame  Abgabe  an  die  zwischen  ihm  und  dem 
Einsatz  durchgeführte  Raumluft  von  großem  Nutzen  sein.  Bei  nieder- 
schlagender Feuerung  hätte  in  der  Decke  des  Feuerraums  das  für  den 
Zug  zu  Beginn  des  Heizens  und  für  den  Bestand  des  Ofens  wichtige 
Gasloch  angedeutet  sein  können.  Die  Innungen  müßten  dafür  sorgen, 
daß  die  Veröffentlichung  in  den  Händen  eines  jedes  Töpfergesellen 
sich  befindet,  wie  jeder  Bauleiter  damit  vertraut  sein  sollte.  — 

In  der  Veröffentlichung  „Kachelöfen  und  Kachelherde  in 
Bayern"2)  sind  von  den  Zeichnungen  für  die  verschiedenen  Feuerungs- 
anlagen am  ansprechendsten  die  Beispiele,  die  sich  an  alte  ländliche 
Vorbilder  anlehnen.  Der  Architekt  richtete  bei  Kachelöfen  und  Herden 
bisher  sein  Augenmerk  oft  nur  auf  die  äußere  Formgebung,  auf  Farbe, 
Glasur  und  Ausstattung  der  Kacheln.  Er  fühlte  auch  vielleicht  den 
traulichen  Eindruck,  den  die  auf  Beinen  und  Stützen  stehenden  alten 
Barock-  und  Renaissanceöfen  den  Räumen  verliehen,  selten  aber 
legte  er  sich  Rechenschaft  darüber  ab,  daß  die  alten  Öfen  die  gute 
Ausstattung  meist  mit  einer  vollendeten  Zweckform  verbinden. 

Das  1763  von  Friedrich  dem  Großen  erlassene  Preisausschreiben: 
„Auf  einen  Kachelofen,  so  am  wenigsten  Holz  verzehret“  beweist, 
daß  die  Anforderungen  an  Ofenanlagen  schon  damals  klar  erkannt 
worden  sind:  die  Ausnutzung  der  strahlenden  Wärme  nach  unten 
durch  Stellung  der  Öfen  auf  Beine,  die  Vergrößerung  und  günstige  Ver- 
teilung der  Wärme  abgebenden  Oberfläche  durch  möglichste  Freistellung 
der  Öfen  von  der  Wand,  durch  Anordnung  von  Durchsichten  und  durch 
Anwendung  einer  niedrigen  und  breiten  Form,  ohne  weit  vorspringende, 
den  Luftumlauf  hindernde  Gesimse,  und  endlich  die  möglichst  voll- 
kommene Übertragung  der  Wärme  der  Heizgase  auf  die  zur  Abgabe 
bestimmten  Ofenoberflächen  durch  einen  entsprechenden  Einbau,  von 
Zügen.  Fügen  wir  noch  hinzu,  daß  die  von  der  strahlenden  Wärme 
getroffene  Fläche  unter  dem  Ofen  leicht  von  Staub  müßte  gereinigt 
werden  können,  daß  als  Wärme  abgebende  Flächen  solche  aus  gla- 
siertem Ton  in  gesundheitlicher  Hinsicht  den  Vorzug  verdienen  und  der 
Luftumlauf  bei  den  Durchsichten  möglichst  nicht  durch  Gitter  oder  eine 
zu  niedrige  Form  der  Durchsicht  behindert  werden  sollte,  so  dürften 
damit  die  Forderungen  bei  Heizöfen  erschöpfend  zusammengestellt  sein. 
Der  Veröffentlichung  gebührt  das  Verdienst,  erneut  auf  all  diese  Forde- 
rungen hingewiesen  zu  haben.  Wenn  auch  nicht  alle  Typen  befriedigen, 
so  kann  doch  die  Anregung  für  die  Ausführung  guter  Öfen  in  den 
jetzt  herzustellenden  Siedlungsbauten  sehr  wertvoll  werden.  Die  Aus- 
gestaltung der  Öfen  bei  diesen  Bauten  ist  bisher  selbst  von  namhaften 
Architekten  zuweilen  arg  vernachlässigt  worden.  Die  Häuser  weisen  z.  T. 
innen  „"Wohnküchen“  auf,  die  im  Winter  durch  einen  zweiseitig  ange- 
bauten, in  seinen  Abmessungen  noch  durch  die  Lage  der  Türen  be- 
schränkten, offenen  Küchenherd  erwärmt  werden  sollen.  Solche  Fehl- 
griffe können  in  Zukunft  nur  vermieden  werden,  wenn  sich  der  Architekt 
auch  mit  den  notwendigen  technischen  Grundlagen  für  die  Herstellung 
guter  Öfen  bekannt  macht.  Zu  den  einzelnen  Grundformen  wird  be- 
merkt: die  Durchsichten  zur  Vermehrung  der  Heizfläche  bei  den  Öfen 
sind  durch  Einsätze  aus  Eisenblech  gebildet  und  z.  T.  mit  Gittertüren 
verschlossen.  Wenn  auch  die  Unterseiten  der  zunächst  von  den  Heiz- 
gasen bestrichenen  Durchsichten  teils  in  Gußeisen  angenommen,  teils 
durch  eine  untergelegte  Ziegelflachschicht  gegen  Durchbrenneu  etwas 
geschützt  sind,  so  ist  doch  mit  einem  schnellem  Verschleiß  besonders 
dort  zu  rechnen,  wo  bei  Verwendung  von  stark  Wasser  haltendem 
Brennstoff,  wie  Holz  oder  Rohbraunkohle,  auch  noch  ein  Durchrosten 

München  Herausgegeben  von  der  Bayerischen  Landeskohlenstelle 
München,  Leopoldstr.  4.  1921.  10  Tafelblätter  in  Größe  von  21 : 29  cm 
mit  zugehörigem  Text.  Geb.  etwa  9 J(. 

3)  Kachelöfen  und  Kachelherde  in  Bayern.  18  Konstruk- 
tionstypen. Bearbeitet  von  der  Heiztechnischen  Landeskommission 
München.  Herausgegeben  von  der  Bayerischen  Landeskohlenstelle 
München,  Leopoldstr.  4.  1921.  18  Tafelblätter  in  Größe  von  21 : 29  cm 
mit  zugehörigem  Text.  Geh. 
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zu  befürchten  ist.  — Bei  den  Öfen,  bei  denen  unmittelbar  hinter  der 
Feuerung  die  Heizgase  nach  unten  geführt  werden,  um  auch  den  Ofen- 
fuß für  eine  ausgiebige  Erwärmung  auszunutzen,  müßte  in  der  Decke 
des  Feuerraums  ein  Gasloch  angelegt  werden,  wenn  gasreiche  Brenn- 
stoffe zu  Verwendung  gelangen.  Es  wird  damit  ein  schnelleres  An- 
heizen ermöglicht  und  der  Gefahr  einer  Knallgasentwicklung  unmit- 
telbar nach  dem  Anheizen  vorgebeugt,  die  bei  geringwertiger  Stein- 
kohle und  bei  unvorsichtigem  Nachlegen  eine  Zerstörung  des  Ofens 
herbeifuhren  kann.  Der  Verwendung  von  Drosselklappen  in  den  Ver- 
binduugsrohren  zwischen  Ofen  und  Schornstein  stehen  in  manchen 
Gegenden  baupolizeiliche  Bestimmungen  entgegen.  Der  Zweck,  nach 
dem  Anheizen  den  Zug  nach  dem  Schornstein  zur  besseren  Ausnutzung 
der  Wärme  zu  verringern,  kann  man  durch  einen  gelochten  Schieber 
besser  erreichen.  Bei  diesem  wird  sich  ansetzender  Ruß  beim  Gebrauch 
stets  abgestreift,  während  die  Drosselklappe  sich  unter  Umständen  voll- 
kommen zusetzen  kann.  Bedenken  sind  auch  geltend  zu  machen  gegen 
die  Abführung  der  Heizgase  durch  einen  senkrecht  nach  oben  durch  die 
Ofendecke  geführten  Rauchrohranschluß.  Bei  dieser  Anordnung  wird 
eine  wesentliche  Erwärmung  der  Ofendecke  nicht  mehr  eintreten,  die 
damit  als  Wärme  abgebende  Fläche  für  die  Raumbeheizung  ausscheidet. 
Als  verfehlt  muß  aber  ein  Zimmerofen  mit  Wärmespeicher  bezeichnet 
werden,  bei  dem  der  Wärmespeicher  gebildet  wird  durch  einen  mit 
Kieselsteinen  gefüllten,  allseitig  von  den  Heizgasen  umspülten,  schmiede- 
eisernen Kasten.  Die  Bedenken  wegen  des  Durchbrennens  und  des 
Durchrostens  bestehen  hier  noch  in  erhöhtem  Maße.  Einen  Wärme- 
speicher für  die  Beheizung  der  Zimmerluft  gibt  der  Kasten  dabei 
nicht  ab,  da  diese  nirgends  an  ihn  unmittelbar  herantreten  kann.  Der 
„Wärmespeicher“  kann  nach  dem  Anheizen  nur  zugverstärkend  und 
daher  schädlich  wirken.  Bei  den  eingebauten  Eisenteilen  müßte  auch 
die  Möglichkeit  einer  unschädlichen  Längsdehnung  von  vornherein  ge- 
geben sein.  Bei  den  Kochröhren  der  Heiz-  und  Kochöfen  oben  an  der 
Decke  hätte  ganz  allgemein  ein  kleiner  Wrasenabzug  angeordnet  sein 
können.  Sehr  zweckmäßig  ist  es,  daß  bei  den  einzelnen  Musterzeich- 
nungen die  Möglichkeit  der  Anlage  ausreichender,  mit  Stürzen  ver- 
schlossener Kehröffnungen  bereits  vorgesehen  ist. 

Eine  weitere  Veröffentlichung  bringt  Heiz-  und  Kochanlagen  für 
Kleinhäuser.3)  Eingeschriebene  Maße  und  kleine  Grundrißskizzen  von 
Wohnungseinheiten,  in  denen  die  Heizanlagen  bereits  verwendet  sind, 
gestatten  dem  entwerfenden  Architekten,  Heizanlage  und  Raumanord- 
nung von  vornherein  einander  anzupassen. 

Neu  sind  darin  unter  B.  Heiz-  und  Kochanlagen  die  Forderungen 
unter  Punkt  3,  daß  die  Wärme  abgebenden  Heizflächen  den  tatsäch- 
lichen Wärmeverlusten  des  zu  beheizenden  Raumes  entsprechen  müssen, 
ferner  der  Hinweis  unter  Punkt  5,  daß  die  Rostgröße  zu  dieser  Heiz- 
fläche in  einem  richtigen  Verhältnis  stehen  muß,  und  endlich,  Punkt  9, 
daß  die  Kochanlagen  auch  bei  Sommerbetrieb  die  Heizgase  voll  aus- 
nutzen sollen  und  daß  eine  Verbindung  zwischen  Stubenofen  und 
Kochherd  nicht  auf  Kosten  der  Wirtschaftlichkeit  des  Herdes  erfolgen 
soll.  Diese  Forderungen  können  nur  dann  erfüllt  werden,  wenn  der 
Architekt  auch  bei  Heiz-  und  Kochanlagen  regelrechte  Wärmeverlust- 
berechnungen, wie  bei  Sammelheizungen  aufstellt.  Da  es  sich  in  vielen 
Fällen  um  sog.  Typenhäuser  handeln  wird,  ist  die  sich  daraus  er- 
gebende Mehrarbeit  nicht  bedeutend.  Erfahrungen  bei  Schulhaus- 
bauten im  Posenschen  haben  gezeigt,  daß  von  dem  Zeitpunkt  an, 
als  die  Ofengrößen  in  diesen  meist  ungeschützt  für  sich  freistehenden 
Gebäuden  berechnet  wurden,  statt,  wie  bis  dahin  nach  Faustregeln,  die 
Klagen  über  schwer  zu  beheizende  Räume  verstummten. 

Bei  der  Veröffentlichung  nehmen  naturgemäß  einen  breiten  Raum 
ein  die  verschiedenen  Möglichkeiten,  den  Küchenherd  für  die.  Raum- 
beheizung und  für  die  Erwärmung  benachbarter  oder  darüberliegender 
Räume  auszunutzen.  Derartige  für  den  Winter  und  die  Übergangszeit 
erwünschte  Anordnungen  müssen  aber  so  beschaffen  sein,  daß  sie  im 
Sommer  ganz  außer  Tätigkeit  gesetzt  werden  können.  Bei  der  An- 
ordnung des  Wohnküchenherdes  (Tafel  12)  kann  dies  zweifelhaft  sein. 
Bei  Heiz-  und  Kochöfen  sollten  die  Zuströmungsöffnungen  für  den 
Luftumlauf  nicht  gerade  unmittelbar  unter  dem  Aschenloch  liegen, 
weil  sich  dann  Verschmutzungen  der  schwer  zugänglichen  engen  Luft- 
wärmeräume nicht  vermeiden  lassen.  Die  Ausnutzung  der  Wärme 
des  Kochherdes  durch  Einführung  in  den  Oberteil  eines  regelrechten 
Zimmerofens  in  einem  benachbarten  Raum  ist  unbedenklich,  wenn 
für  einen  dicht  herzustellenden  Abschluß  des  selbständigen  Ofens 
gegen  den  Herd  bezw.  den  Küchenofen  etwa  durch  einen  Schieber 
gesorgt  wird  und  wenn  bei  der  Führung  der  Züge  eine  Knallgas- 
entwicklung ausgeschlossen  ist.  Für  die  Erwärmung  des  Neben- 
raumes während  der  Übergangszeit  reicht  eine  derartige  Verbindung 

3)  Heiz-  und  Kochanlagen  für  Kleinhäuser.  Eine  Samm- 
lung ausgewählter  Konstruktionen.  Bearbeitet  von  der  Heiztechnischen 
Landeskommissinn  München.  Herausgegeben  von  der  Bayerischen 
Landeskohlenstelle  München,  Leopoldstr.  4.  1921.  17  Tafelblätter  in 
Größe  von  21:29  cm  mit  zugehörigem  Text.  Geb.  14  Jl. 


mit  dem  Kochherd  meist  aus.  Bei  stärkerem  Wärmebedarf  muß  der 
Nebenzimmerofen  vollkommen  für  sich  geheizt  werden  können. 

Den  Versuchen,  die  Herdanlage  zu  einer  Heizung  für  die  ganze 
Wohnung  auszubauen,  kann  man  nur  regste  Beachtung  wünschen,  weil 
der  Zeit-  und  Arbeitaufwand  für  die  Hausfrau  bei  richtiger  Anlage  am 
geringsten  ist.  Es  können  dadurch  auch  bei  der  Bauanlage  und  später 
bei  der  Bewirtschaftung  des  Hauses  erhebliche  Beträge  gespart  werden. 
Die  Anlage  auf  Tafel  17a  der  Veröffentlichung  kann  beim  Entwerfen 
wertvolle  Anregungen  geben.  Hierbei  läßt  sich  auch  die  Forderung 
am  ehesten  erfüllen,  daß  die  zum  Erwärmen  der  Zimmer  benutzte 
Luft  nicht  der  Küche,  sondern  einem  Wohnraum  entnommen  werden 
soll.  Bei  den  oberen  Räumen  einer  Wohnung  wird  man  allerdings  eine 
ausreichende  Erwärmung  von  einem  darunterliegenden  Wohnzimmer 
nur  dann  erreichen,  wenn  deren  Luftraum  zwangläufig  in  den  Umlauf 
der  erwärmten  Luft  eingeschaltet  werden  kann.  Eine  Erwärmung 
lediglich  mit  der  von  unten  nach  oben  getriebenen  Warmluft  kann 
neben  sonstigen  Unzuträglichkeiten  leicht  zu  einem  unerwünscht  großen 
Verbrauch  von  Brennstoffen  führen. 

Es  wäre  sehr  zu  wünschen,  daß  die  in  handlicher  und  an- 
sprechender Form  erschienene  Veröffentlichungen  recht  viele  Archi- 
tekten anregen,  sich  wissenschaftlich  und  praktisch  mit  den  hier  be- 
handelten Fragen  mehr  als  bisher  zu  beschäftigen. 

Liegnitz.  A.  Hertzog,  Regierungs-  und  Baurat. 

Fritz  Klingholz  -j\  In  der  Frühe  des  23.  Januars  d.  J.  ist  der 
Architekt  und  ordentliche  Professor  an  der  Technischen  Hochschule 
Berlin,  Geheimer  Regierungsrat  e-  h.  Fritz  Klingholz,  59  Jahre 

alt,  aus  dem  Leben  geschieden. 

Geboren  in  Barmen  am  21.  Oktober  1861,  hat  er,  nach  fachlicher 
Vorbildung  als  Baueleve  in  Bonn,  sich  vom  Herbst  1880  an  den 
Königl.  Technischen  Hochschulen  Stuttgart  und  Berlin  dem  Studium 
der  Architektur  gewidmet.  Vom  1.  Dezember  1886  an  war  er  als 
Regierungsbauführer  bei  der  Umgestaltung  der  Bahnhofanlagen  in  und 
bei  Düsseldorf  beschäftigt.  Nach  bestandener  Baumeisterprüfung  führte 
er  eine  Studienreise  nach  Toskana  aus.  Danach  war  Fritz  Klingholz 
als  Regierungsbaumeister  eine  lange  Reihe  von  Jahren  — von  Mitte 
August  1892  bis  Mitte  April  1904  — im  bautechnischen  Bureau  des 
Ministeriums  der  öffentlichen  Arbeiten  mit  Entwerfen  von  Eisenbahn- 
Hochbauten  beschäftigt.  Diese  Tätigkeit  wurde  jedoch  von  Anfang 
November  1893  bis  Anfang  Juni  1895  durch  eine  dreizehnmonatige 
Tätigkeit  im  Reichsdienst  als  stellvertretender  Baudirektor  beim  Kaiserl. 
Gouvernement  von  Deutsch-Ostafrika  und  eine  hierauf  folgende  halb- 
jährige Studienreise  durch  Ostindien  unterbrochen.  Vom  15.  April  1904 
an  leitete  er  die  Bauausführung  des  von  ihm  entworfenen  Eisenbahn- 
Empfangsgebäudes  in  Wiesbaden,  bis  er  am  1.  April  des  folgenden 
Jahres  als  ordentlicher  Professor  an  die  Königl.  Technische  Hoch- 
schule Aachen  berufen  wurde.  Drei  Jahre  später  folgte  er  einem  Rufe 
an  die  Königl.  Technische  Hochschule  Hannover  und  schließlich  am 
1.  April  1911  einem  neuen  Rufe  an  die  Königl.  Technische  Hochschule 
Berlin.  Nach  Beginn  des  Weltkrieges  hat  er  dann,  obwohl  wegen  einer 
bei  einem  Bauunfall  erlittenen  schweren  Verletzung  als  Invalide  aus 
dem  Heeresdienst  ausgeschieden,  Frau  und  Kind  verlassen,  sich  für  den 
Felddienst  zur  Verfügung  gestellt  und  diesem  bei  einer  Etappe  in 
Rußland  seine  Kraft  gewidmet. 

Von  den  im  Staatsdienst  ausgeführten  Werken  des  Verstorbenen 
ist  außer  dem  oben  genannten  Empfangsgebäude  in  Wiesbaden  eine 
große  Zahl  von  Eisenbahn- Hochbauten  anzuführen,  insbesondere  das 
Empfangsgebäude  in  Kreuznach,  der  Entwurf  für  den  Erweiterungs- 
bau des  Stettiner  Bahnhofs  in  Berlin,  und  die  an  den  hessischen  Bahn- 
strecken errichteten  Hochbauten.  Von  seinen  im  Reichsdienst  geleisteten 
Arbeiten,  seien  hervorgehoben  die  Sanierung  von  Daressalam  durch  Ent- 
wässerung und  die  zahlreichen  über  ganz  Deutsch-Ostafrika  verteilten 
Stationsgebäude  für  die  Schutztruppe.  An  privaten  Aufträgen  hat 
Klingholz  eine  Anzahl  von  Empfangsgebäuden  für  die  Ostdeutsche 
Eisen  bahn -Gesellschaft  (Lenz  u.  Ko.)  ausgeführt,  darunter  den  Kaiserl. 
Empfangspavillon  in  Kadinen,  das  Empfangsgebäude  in  Travemünde 
(1913  d.  Bl.,  S.  306)  als  sein  letztes  für  die  Eisenbahn  ausgeführtes  Werk. 
Auch  an  Wettbewerben  hat  der  Verstorbene  sich  vielfach  mit  Erfolg 
beteiligt,  so  am  ersten  Wettbewerb  für  das  Völkerscblachtdenkmal  bei 
Leipzig,  an  denen  für  die  Eisenbahn-Empfangsgebäude  in  Metz  (erster 
Preis),  Darmstadt  (erster  Preis)  und  Hamburg  (angekauft)  sowie  für  das 
Ministerialgebäude  mit  Ministerwohnung  in  Rudolstadt  (preisgekrönt). 

Mit  Fritz  Klingholz  ist  ein  Meister  der  Baukunst  von  uns  ge- 
schieden, in  dem  starke  Kraft  der  Phantasie  mit  hoher  Begabung  und 
unermüdlichem  Fleiße  sich  einten.  Er  war  eine  vorbildlich  reich  und  har- 
monisch durchgebildete  Persönlichkeit  von  der  gleich  feinen  Empfind- 
samkeit. wie  sie  seine  Werke  beseelt,  eine  Persönlichkeit,  die  stets  freund- 
lich und  hilfsbereit,  Licht  und  Wärme  von  sich  ausgestrahlt  hat,  und 
deren  Andenken  wie  ein  heller  Stern  in  der  Seele  aller  derer  fortleuchten 
wird,  die  das  Glück  gehabt  haben,  als  Angehörige.  F reunde,  Amtsgenossen 
oder  Schüler  im  Leben  mit  ihm  in  nähere  Berührung  zu  kommen. 

Berlin.  Bruno  Schulz. 
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Amtliche  Mitteilungen. 

Preußen. 

Versetzt  sind:  die  Regierungs-  und  Bauräte  Fichtner  von  Ober- 
weinberge bei  Ziillichau  an  das  Wasserbauamt  in  Brieg/jBezirk  Breslau, 

Steude  von  Celle  an  die  Abteilung  für  Vorarbeiten  in  Hannover, 

Zimmermann  von  Hamm  an  das  Kanalbauamt  in  Dorsten,  v.  Zych- 
linski  von  Georgenfelde  an  das  Bauamt  I für  den  Masurischen  Kanal 
in  Insterburg  und  Warning  von  Köslin  an  das  Wasserbauamt  in 
Emden. 

Die  Staatsprüfung  haben  bestanden:  die  Regierungsbauführer 
Walter  Rathke  und  ®r.=  ^ng.  Hans  Berger- Schäfer  (Hochbau- 
fach);  — Otto  Löhr  und  Julius  Polte  (Wasser-  u.  Straßenbaufach);  — 

Hans  Bliimner  und  Walter  Guth  (Maschinenbaufach). 

Der  Geheime  Baurat  St\=3tt9-  Fritz  Wolff,  Professor  an  der 
Technischen  Hochschule  Berlin-,  ist  gestorben. 

Deutsches  Reich. 

Der  Reichsinspektor  für  die  Schiffsingenieur-  und  Maschinisten- 
prüfungen Regierangsrat  Dr.  Jahn  ist  zum  Oberregierungsrat  ernannt 
worden. 

Reichsbahnen.  Preußen  - Hessen.  Versetzt  sind:  der  Ober- 

B regierungsbaurat  Seyffert,  bisher  in  Saarbrücken,  zur  Eisenbahn- 
direktion nach  Trier,  die  Regierangsbauräte  Lettau,  bisher  in  Magde- 
burg, als  Vorstand  der  Eisenbahn-Bauabteilung  nach  Lauban,  Schanze, 
bisher  in  Leipzig,  als  Vorstand  der  Eisenbahn -Bauabteilung  2 nach 
Halle  a.  d.  Saale,  Schiunk,  bisher  in  Leipzig,  als  Vorstand  der  Eisen- 

I bahn  - Bauabteilung  nach  Senftenberg  i.  d.  Lausitz,  Balfanz,  bisher 
in  Neustettin,  als  Mitglied  (auftrw.)  der  Eisenbahndirektion  nach 
Stettin  und  Angst,  bisher  in  Frankfurt  a.  Main,  als  Vorstand  des 
Dach  Hanau. 


Nichtamtlicher  Teil. 

Schriftleiter;  Richard  Bergius  und  $r.=3ttt}.  Noim. 

■ ' 

Der  neue  städtische  Friedhof  in  Bremen  - Osterholz. 

Architekt:  Professor  Frauz  Seeck  und  Gartenarchitekt  Paul  Freye  in  Berlin. 

Die  Stadt  Bremen  besaß  bis  vor  kurzem 
zwei  größere  Gemeindefriedhöfe,  in  Rhiensberg 
und  Walle,  deren  Belegung  in  den  ersten 
Jahren  des  neuen  Jahrhunderts  soweit  vor- 
geschritten war,  daß  an  die  Anlage  eines 
neuen  großen  Friedhofs  gedacht  werden  mußte, 
der  auf  mindestens  100  Jahre  ausreichen  sollte. 
Es  wurde  daher  ein  Gelände  von  60  ha  Größe 
in  der  Feldmark  Osterholz  - Tenever  erworben 
und  zur  Erlangung  geeigneter  Pläne  im  Herbst 
des  Jahres  1909  unter  deutschen  Architekten 
und  Garteukünstlern  ein  allgemeiner  Wettbewerb 
ausgeschrieben  (1909  d.  BL,  S.  547  u.  552;  1910 
S.  123).  Der  Plan  der  oben  genannten  Ver- 
fasser, der  den  zweiten  Preis  erhalten  hatte 
wurde  zur  Ausführung  bestimmt. 

Die  Aufgabe  war  insofern  schwierig,  als 
der  Grundwasserstand  auf  dem  Marschgelände 
der  Wesermündung  ein  sehr  hoher  ist  (bis  0,40 
über  Bremer  Null),  das  Gelände  also  für  Be- 
erdigungen ungünstig  war.  Abgesehen  von  einer 
großzügigen  Entwässerung  mußten  mithin  um- 
fangreiche Aufschüttungen  die  nötige  Höhe  für 
wasserfreie  Beerdigungsgruben  schaffen.  Dazu 
kam  noch  der  Umstand,  daß  in  Bremen  zum 


Eisenbahn-Maschinenaml 


[Alle  Rechte  Vorbehalten  ] 


Der  Regierungsbaurat  Söffing  in  Kattowitz  ist  mit  der  Wahr- 
nehmung der  Geschäfte  eines  Mitgliedes  hei  der  Eisenbahndirektion 
daselbst  beauftragt. 

Der  RegieruDgsbauführer  des  Eisenbahn-  und  Straßenbaufaches 
Hermann  Elling  aus  Daverden,  Kreis  Achim,  ist  zum  Regierungs- 
baumeister ernannt. 

Reichswehrministerium.  Marine.  Der  Geheime  Marine- 
baurat Schiffbaudirektor  Harry  Schmidt  ist  aus  dem  Reichsdienst 
ausgeschieden. 

Sachsen. 

Der  Baudirektor  für  die  Landesanstalten  Oberregierungsrat  Grube 
ist  zum  Ministerialrat  im  Ministerium  des  Innern  befördert  worden. 

Baden. 

Der  Regierungsrat  Dr.  Karl  Paravicini  (nicht  wie  auf  Seite  353 
nach  amtlicher  Quelle  mitgeteilt  Regierungsbaumeister  Dr.  Paravicini) 
ist  in  den  Ruhestand  getreten. 

Braunschweig. 

An  der  Technischen  Hochschule  Braunschweig  sind  ernamit 
worden:  der  Direktionsassistent  ®r.=3ttg.  Otto  Schmitz  in  Hattingen 
zum  ordentlichen  Professor  für  die  Lehrgebiete  Mechanische  Tech- 
nologie, Werkzeugmaschinen,  Fabrikanlagen,  Fabrikorganisation  und 
Fertigungslehre,  der  außerordentliche  Professor  für  Botanik  Dr.  phil. 
Gustav  Gassner  zum  ordentlichen  Professor,  der  Regierungsbau- 
meister Dr.  phil.  Kurt  Eis enmann  in  Siegen  zum  ordentlichen  Pro- 
fessor für  Technische  Mechanik  und  Statik  der  Baukonstruktionen,  und 
der  Oberingenieur  Diplomingenieur  Richard  Düll  in  Mülheim  a.  d.  Ruhr 
zum  1.  Oktober  1921  zum  ordentlichen  Professor  für  die  Lehrgebiete 
Wärmemechanik  und  Verbrennungskraftmaschinen. 


[ 


366 


Zentralblatt  der  Bauverwaltung. 


23.  Juli  1921. 


CT-»-*  ’T~3 " *, 


Abb.  2.  Lageplan. 
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allee  ausgehoben  und  ein  den  ganzen  Friedhof  umgebender  Grenz- 
graben durch  Querkanäle  mit  ihnen  verbunden.  Der  hierdurch  ge- 
wonnene Boden  wurde  im  Verhältnis  der  geforderten  Erdhöhe  auf 
die  Gräberfelder  verteilt,  wozu  der  noch  fehlende  dem  benachbarten 
Holter  Felde  entnommen  wurde.  An  einigen  Stellen  wurden  außer- 
dem große  Wassersammelbecken  angelegt,  die  mit  den  Kanälen  in 
Verbindung  standen  und  ebenfalls  einen  erheblichen  Erdausbub  für 
die  Aufhöhung  der  Gräberfelder  lieferten. 

Künstlerisch  ließen  sich  diese  Maßnahmen  wirkungsvoll  verwerten 
(Abb.  2).  Die  Hauptwege  erhielten  durch  die  beiderseitige  Graben- 
einfassung mit  ihren  breiten  Wasserflächen  und  den  hohen  Böschungen 
ein  stattliches  Aussehen.  Die  Grünflächen  der  Böschungen  boten 
einen  Ersatz  für  die  in  den  ersten  Jahrzehnten  noch  unvollkommenen 
Pflanzungen.  Ihre  Wirkung  wird  in  späteren  Zeiten,  nachdem  sich 
die  Baumgänge  entwickelt  haben,  von  noch  größerer  Bedeutung  sein. 
Die  Gräberfelder  werden  durch  ihre  Höhenlage  dem  Einblick  der 
Besucher  von  den  Hauptwegen  aus  verborgen.  Die  Spiegel  der 
Wasserflächen  mit  ihren  Krümmungen  und  Überbrückungen  konnten 
das  Landschaftsbild  wechselvoll  beleben  und  durch  ihre  Anordnung 
auch  die  Wirkung  der  Bauten  steigern.  Im  übrigen  wurde  die 
Anlage  wie  eine  Städtebauaufgabe  behandelt  mit  einer  klaren  Füh^ 
rung  der  Haupt-  und  Nebenwege,  einer  räumlich  wirksamen  Auf- 
teilung der  Belegfelder  und  einem  planmäßigen  Aufbau  der  Massen, 
die  in  der  Hauptkapelle  ihren  beherrschenden  Mittelpunkt  erhielten. 
Da  das  Grundstück  auf  seiner  an  der  Straße  von  Bremen  gelegenen 
Schmalseite  nur  an  der  Süd  westecke  Staatseigentum  war,  so  konnte 
der  Haupteingang  nur  hier  angelegt  werden.  Die  Mittelallee,  die  das 
Gelände  in  seiner  ganzen  Länge  von  Norden  nach  Süden  durchquert, 
erhielt  dadurch  einen  Bruch,  der  ihre  Länge  teilte  und  zugleich  den 
geeigneten  Platz  für  die  Anlage  des  Hauptbauwerks  hergab.  Hier 
sollte  nach  der  ersten  Vorschrift  die  Verbrennungshalle  liegen.  Nach 
Freigabe  der  Feuerbestattung  in  Preußen  schwand  aber  die  Wahr- 
scheinlichkeit, daß  in  Bremen  noch  auswärtige  Einäscherungen  statt- 
linden würden,  so  daß  die  alte  Anlage  auf  dem  Rhiensberger  Fried- 
hof für  ausreichend  befunden  und  auf  den  Bau  einer  neuen  ver- 
zichtet wurde.  Der  Platz  wurde  daher  nunmehr  für  die  Hauptkapelle 
bestimmt.  In  der  Mitte  der  nördlichen  Schmalseite  ist  ein  zweiter 
Eingang  für  später  vorgesehen.  Zwei  weitere  fahrbare  Wege  zweigen 
kurz  hinter  dem  Eingang  ab  und  erschließen  das  Grundstück  eben- 
falls in  süd -nördlicher  Richtung  parallel  zur  Mittelachse.  Zahlreiche 
Querwege  verbinden  die  Hauptwege  untereinander  und  vermitteln  die 


größeren  Teil  zweischichtige  Beisetzung  üblich  ist,  bei  der  in  der- 
selben Grube  zwei  Särge  übereinander  gestellt  werden.  Die  Auf- 
höhung mußte  also  zum  Teil  über  die  sonst  üblichen  Maße  noch  er- 
heblich hinausgehen.  Nach  dem  Programm  war  gefordert  worden  für 
Urnenbeisetzungen  eine  Erdhöhe  von  1,90  m,  für  einschichtige  Gräber 
vou  2,60  m und  für  zweischichtige  Gräber  von  3,60  m über  Bremer 
Null,  und  zwar  sollten  ein  Zehntel  der  gesamten  Beisetzungsfläche  für 
Ürnenbestattungen,  drei  Zehntel  für  einschichtige  und  sechs  Zehntel 
für  zweischichtige  Gräber  benutzt  werden.  Es  ergab  sich  daher  aus  { 
reinen  Zweckmäßigkeitsgründen  für  die  Anlage  der  folgende  Grund- 
gedanke. Die  Hauptwege  wurden  möglichst  eben  geführt,  die  Kanäle  I 
zur  Entwässerung  des  Geländes  wurden  zu  beiden  Seiten  der  Haupt- 


Zugänge  zu  den  Gräberfeldern.  Die  Aufteilung  ist  im  allgemeinen 
eine  geometrische  und  die  Führung  der  Wege  eine  geradlinige.  Doch 
ist  in  der  süd  - östlichen  Ecke,  wo  ein  hainartiger  alter  Baumbestand 
vorhanden  war,  eine  Wegeführung  gewählt  wrnrden,  die  dem  land- 
schaftlichen Gepräge  entsprach.  Auch  die  Wasserzüge  haben  hier 
freiere  Formen  erhalten.  Die  alten  Bäume,  unter  ihnen  herrliche 
Eichen,  die  die  einzige  Belebung  des  sonst  einförmigen  Landes  bildeten, 
sind  ausnahmslos  erhalten  worden. 

Für  die  Bepflanzung  sind  die  verschiedensten  Baumsorten  ver- 
wendet worden.  Die  Hauptwege  sind  mit  großen  Kroneubäumen 
bestanden.  Der  große  Mittelweg  hat  vier  Reihen  ungarischer  Silber- 
linden erhalten;  die  anderen  Hauptwege  zwei  Reihen  verschiedener 
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Abb.  4.  Haupteingang. 


Abb.  5.  Innenhof  des  Haupteingangs. 


Baumarten.  Entsprechend  der  regelmäßigen  Auf 
teilung  ist  von  der  Anpflanzung  von  Hecken 
ausgiebig  Gebrauch  gemacht  worden.  So 
haben  die  Gräberfelder  nach  den  Wegen  hin 
größtenteils  Einfassungen  von  Hecken  erhalten; 
aber  auch  die  innere  Aufteilung  ist  vielfach 
durch  Hecken  bewirkt.  Da  das  Bestreben  vor- 
handen war,  das  meist  wenig  erfreuliche  Bild 
großer  Grabfeldflächen  zu  vermeiden,  so  sind 
die  Belegfelder  durch  Zwischenpflanzung  in 
kleine  Teile  zerlegt  worden.  Dieser  Gedanke 
der  Zerlegung  ergab  sich  schon  durch  die 
natürliche  Terrassenbildung,  die  durch  die 
Verschiedenheit  der  Höhen  entstanden  war. 
Um  die  meist  unschöne  Anhäufung  größerer 
Grabmalanlagen  zu  vermeiden,  sind  auch 
Einzelstellen  in  dichte  Pflanzungen  eingeschlos- 
sen worden.  Wo  für  die  Grabpflege  Wasser- 
schöpfstellen notwendig  waren,  haben  diese 
die  Form  von  kleinen  Zierbrunnen  erhalten, 
deren  Aufstellung  Gelegenheit  zur  Ausbildung 
beschaulicher  Ruheplätze  bot. 

Die  Bauten  zerfallen  in  zwei  Gruppen: 
die  Eingangsbauten  und  die  Hauptkapelle. 
Entsprechend  dem  Gepräge  der  Landschaft 
haben  sämtliche  Bauten  wagerechte  Ent- 
wicklung erhalten,  mit  Ausnahme  der  Ka- 
pelle, die  als  Wahrzeichen  und  Richtungs- 
mal ein  ausgesprochener  Höhenbau  ist.  Die 
Eingangsbauten  tragen  im  Hinblick  auf 
die  Umgebung  ländliches  Gepräge  (Abb.  3, 
4 u.  5).  Sie  fassen  mit  ihren  beiden  Giebeln 
das  Haupttor  und  mit  ihren  Längsseiten  den 
inneren  Vorhof  ein,  der  durch  anschließende 
Arkaden  in  den  Hauptweg  übergeleitet  wird. 
In  dem  östlichen  Gebäude  befinden  sich  die 
Verwaltungsräume  und  Dienstwohnungen,  in 
dem  westlichen  eine  Werkstätte  sowie  die 
Aborte.  Ein  Vorhof  außerhalb  der  Eingangs- 
bauten dient  als  Halteplatz  für  Wagen  und 
vermittelt  den  Übergang  von  der  Bremer 
Landstraße  zu  der  schrägen  Achse  des  Fried- 
hofs. Die  Straßenbahn  ist  in  den  Friedhof 
hineingeführt,  und  die  Einstellung  besonderer 
Züge  für  das  Trauergefolge  ist  in  Aussicht 
genommen.  Den  Baustoff  der  Hochbauten 
bilden  rote  Ziegelsteine  holländischer  Form; 
für  die  Dächer  sind  geschmauchte  Pfannen 
verwendet.  Der  innere  Vorhof  hat  in  seiner 
ganzen  Ausdehnung  ein  Ziegelpflaster  er- 
halten. (Schluß  folgt.) 


Die  ehemaligen  Nebenkapellen 

Im  32.  Band  der  Forschungen  zur  brandeuburgischen  und  preußi- 
schen Geschichte,  S.  479  bis  484,  werden  die  bis  jetzt  erschienenen 
Bände  der  Kuostdenkmäler  der  Provinz  Brandenburg  eingehend  be- 
sprochen. Soweit  sich  diese  Abhandlung  auf  die  von  mir  bearbei- 
teten Kreise  bezieht,  können  m.  E.  mit  einer  Ausnahme  keine  Be- 
anstandungen erhoben  werden.  In  jener  Besprechung  werden  nämlich 
auch  Bedenken  geltend  gemacht  hinsichtlich  der  Richtigkeit  des 
Wiederherstellungs Versuchs  der  engeren  Klosteranlage  von  Dobrilugk 
vornehmlich  so  weit  dieser  im  Gegensatz  steht  zu  den  Ausführungen 
von  Adler.1) 

Auch  ich  folgte  anfangs,  bei  der  Aufzeichnung  der  wahrscheinlich 
im  .Tahre  1622  niedergelegten,  dem  Hauptchor  ehemals  seitlich  an- 
gegliederten doppelten  Nebenkapellen  zunächst  der  mit  größter  Be- 
stimmtheit vorgetragenen  Adlerschen  Überlieferung. 

Unmittelbar  vor  der  Veröffentlichung  des  Luckauer  Bandes 
jedoch  setzte  mich  eine  Unterredung  mit  dem  Geheimen  Oberbaurat 
Hoßfeld  im  Ministerium  der  öffentlichen  Arbeiten  in  den  Stand, 
eingehend  Kenntnis  zu  nehmen  von  den  kurz  zuvor  eiugegangenen 
Ausgrabungsergebnissen  von  Professor  Karl  Weber.  Ein  an- 
schließender brieflicher  Gedankenaustausch  mit  diesem  hatte  u.  a. 
die  noch  rechtzeitige  Abänderung  der  Grundrißzeichnung  der  in 
Frage  stehenden  Ostanbauten  im  SinDe  der  Veröffentlichung  zur 
Folge.  Im  Text  dagegen  mußte  ich  mich,  da  der  Satz  schon  fest- 
stand, um  kostspielige  Änderungen  zu  vermeiden,  mit  einer  kurzen, 
dem  Zeilenmaß  angepaßten  Richtigstellung  beguügen;  auch  ist  ein 

3)  Mittelalterl.  Backsteinbauten  II,  S.  29,  Anm.  2. 


der  Klosterkirche  in  Dobrilugk. 

Inventar  nicht  der  Ort  für  Darlegungen  weitgehender,  kunstgeschicht- 
licher Untersuchungen;  diese  müssen  einer  Sonderarbeit  Vorbehalten 
bleiben. 

Ein  eigenartiges  Schicksal  ,waltete  über  den  mir  seinerzeit  über- 
lassenen, nach  Benutzung  aber  sofort  wieder  zurückgesandten  Unter- 
lagen. Erst  nach  monatelangen  Anfragen  verschiedenen  Orts3)  konnte 
ich  durch  Regierungsbaumeister  Bertram  in  Breslau,  dessen  An- 
schrift ich  Geheimrat  Kickton  verdanke,  wenigstens  die  Bestätigung 
der  Richtigkeit  meiner  Grundrißrekonstruktion  und  außer  ein  gen  für 
meine  weitere  Ausarbeitung  wichtigen  Aufrißmaßen  die  von  ihm 
selbst  angefertigte  photographische  Aufnahme  (Abb.  1)  sowie  endlich 
eine  Abschrift  des  Weberschen  Ausgrabungsberichtes3)  erhalten. 

2)  U.  a.  erhielt  ich  von  der  Technischen  Hochschule  Hannover  die 
Nachricht,  daß  die  Schwester  Webers  nach  dem  Verlust  von  Bruder 
und  Gatten  nach  Heidelberg  verzogen  sei  und  unmittelbar  vor  ihrem 
Anfang  1920  in  Heppenheim  erfolgten  Tode  den  ganzen  wissenschaft- 
lichen Nachlaß  verbrannt  habe. 

3)  Die  für  meine  Arbeit  maßgebende  Stelle  des  Ausgrabungs- 
berichtes vom  15.  Juli  1909  lautet: 

„d.  Von  großem  historischen  Interesse  dürften  die  Aufdeckungen 
im  Osten  der  Kirche  sein.  Hier  fand  sich,  bis  dicht  unter  die  Erd- 
oberfläche reichend,  das  Sockelmauerwerk  der  Nebenapsiden  bis 
zur  Höhe  des  äußeren  Sockelgesimses  vor  (vgl.  Abb.  1).  Im  Innern 
der  Apsiden  war  der  alte  Fußboden,  aus  glatten,  roten  Tonflieseu 
von  20:20  cm  Größe  bestehend,  und  das  Fundament  der  Altäre 
wohl  erhalten.  Die  südlichen  Kapellen  waren  zweigeschossig,  wie  die 
I Anschlußspuren  an  den  Wänden  der  Chorvorlage  und  des  Kreuzschiffes 
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Mit  der  Veröffentlichung  der  photographischen 
Wiedergabe  wäre  zwar  allein  schon  meiner  Recht- 
fertigung gegenüber  der  eingangs  erwähnten  Kritik 
Genüge;  getan;  denn  klipp  und  klar  liegt  das 
Mauerwerk  des  freigelegten  Unterbaues  der  halb- 
kreisförmigen südlichen  Nebenkapellenapsiden  vor 
unseren  Augen.  Wenn  man  aber  weiterhin  auf  die 
Anfertigung  eines  gleichwertigen  Lichtbildes  der 
auf  der  Nordseite  aufgedeckten  entsprechenden 
Bauteile  anscheinend  wegen  der  dafür  ungünstigen 
Beleuchtungsverhältnisse  verzichtete  und  sich  nur 
mit  zeichnerischen  Maßaufnahmen  begnügte,  so 
wird  trotzdem  doch  wohl  niemand  an  der  Zu- 
verlässigkeit dieser  Notizen  zweifeln,  sondern  sie 
als  höchst  wertvolle  Ergänzung  willkommen  heißen. 

Sind  doch  dadurch  u.  a.  auch  erst  die  im  Licht- 
bild erkennbaren  Einzelheiten  einschließlich  der 
Altarfundamente  einwandfrei  festgelegt.  Von  nicht 
geringem  Wert  ist  ferner  die  im  Bild  festgehaltene, 
durch  Abtreppung  hergestellte,  vermittelnde  Über- 
leitung von  den  ehemaligen  Kapellen  zu  ihren 
Apsiden,  und  selbst  über  das  in  Gestalt  einer 
flachen  Kehle  hergestellte  äußere  Sockeiprofil  der 
Apsiden,  das  jeweils  an  zwei  Stellen  von  einem 
Formstein  mit  halbkreisförmigem  Querschnitt 
unterbrochen  wird,  gibt  uns  die  Aufnahme 
ebenso  deutlich  Aufschluß  wie  über  das  etwas  höher  gelegene,  zier- 
licher gehaltene  entsprechende  Bauglied  am  Hauptchor.  Im  Hin- 
blick auf  diese  Feststellung  eines  deutlich  wahrnehmbaren  Höhen- 
unterschiedes der  beiden  Mauersockel  sowie  nicht  minder  auf  Grund 
des  Unterschiedes  ihrer  formalen  Durchbildung  könnten  Folgerungen 
von  weittragender-  baugeschichtlicher  Bedeutung  gezogen  werden. 
Eine  solche  Abschweifung  jedoch  liegt  nicht  im  Rahmen  meiner 
Ausführungen,  es  soll  nur  darauf  verwiesen  werden,  daß  aus  dieser 
formalen  Verschiedenheit  und  dem  Höhenunterschied  der  beiden 
Sockelprotile  auf  eine  allerdings  im  unmittelbaren  Anschluß  an  den 
fertiggestellten  Hauptbauteil  erfolgte  nachträgliche  Aufführung  der 
Nebenkapellen  geschlossen  werden  darf,  im  übrigen  will  ich  mich 
im  folgenden  auch  weiterhin  nur  mit  der  Verwertung  der  mir  über- 
lassenen Unterlagen  befassen,  soweit  sich  aus  ihnen  Schlüsse  ziehen 
lassen  auf  den  weiteren  Ausbau  der  Xebenkapellenpaare  und  ihre 
ehedem  in  Abrede  gestellten  halbrunden  Apsiden. 

Obwohl  infolge  des  vollständigen  Überputzens  des  Hauptbaues 
anläßlich  der  letzten  Instandsetzung  und  Bemalens  der  Wände  mit 
Backsteinfugen  aus  dem  kleinen  freigelassen en  Stück  auf  der  Ostseite 
der  Hauptkirche  kein  sicherer  Schluß  auf  den  ehemaligen  Verband 
der  niedergelegten  Bauteile  gezogen  werden  kann,  so  scheint  doch, 
soweit  dies  das  Lichtbild  erkennen  läßt,  weder  der  deutsche  noch 
der  wendische  Verband  streng  regelmäßig  durchgeführt  worden  zu  sein. 
Um  so  folgerichtiger  läßt  sich  der  Aufbau  der  nördlichen  Neben- 
chöre entwickeln.  Jene  eingelegten  Formsteine  am  Sockel  sind  nicht 
anders  zu  deuten  denn  als  untere  Endigungen  von  ehemals  der 
Außenwand  vorgelegten  Ilalbsäulchen  zum  Zweck  einer  senkrechten 
Dreigliederung  des  Halbrunds  der  Fassade,  entsprechend  der  architek- 
tonischen Durchbildung  der  Außenseite  der  Hauptapsis.  Es  kann 
nicht  geleugnet  werden,  daß,  worauf  auch  Adler  bereits  hingewiesen 
hat,  hinsichtlich  der  formalen  Gestaltung  mancher  Einzelheiten,  wie 
des  Kreuzbogenfrieses  u.  a.  in.,  eine  enge  Verwandtschaft  besteht 
zwischen  der  Prä- 
monstratenser- 
klosterkirche  in  Je- 
richow  in  der  Alt- 
mark und  dem 


zeigen , die  nörd- 
lichen Kapellen  nur 
eingeschossig.  Mit 
diesem  Funde  rückt 
Dobrilugk  aus  sei- 
ner Sonderstellung 
(vgl.  Dohme,  Die 
Zisterzienser- 
kirchen Deutsch- 
lands) in  die  Reihe 
der  typischen  Zister- 
zienseranlagen ein. 
Die  Bedeutung  des 
südlich  von  den 
Kapellen  gelegenen 
quadratischen  Fun- 
daments ist  noch 
unaufgehellt. 


Abb.  1.  Apsisfundamente  der  Südkapellen. 

Gotteshaus  von  Dobrilugk.  Im  Hinblick  auf  die  Gesamtanlage  des 
Grundrisses  (Abb.  2)  vornehmlich  der  in  Betracht  kommenden 
Nebenkapellen  aber  steht  unserem  Bau  noch  eine  gleichzeitige 
Zisterzienserschöpfung  nahe  — die  Klosterkirche  in  Zinna  bei 
Jüterbog.  Gerade  weil  diese  aus  dem  dauerhaften  Granit  aufge- 
führt ist,  zeigt  sie  sich  heute  noch  so,  wie  sie  sich  in  der  ersten 
Bauzeit  heraus  entwickelt  hat,  und  gibt  daher  für  unsere  Rekon- 
struktion wertvolle  Vergleiche.  Nach  dem  Weberschen  Bericht  wareu 
die  nördlichen  Xebenkapellen  eingeschossig.  Ihre  äußere  Abdeckung 
wird  wohl  wie  in  Zinna  ein  von  Westen  nach  Osten  fallendes  Pult- 


Abb.  2.  Grundriß  der  Südkapellen. 
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Abb.  3.  Querschnitt  durch  die 
Südkapellen  mit  Satteldach 
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Abb.  4.  Blick  in  die  Südostecke  der  Klosterkirche. 
Südkapellen  mit  Satteldach. 


Abb.  5.  Schnitt  durch 
die  Südkapellen  mit  Pultdach. 


Abb.  6.  Ansicht 
der  Südkapellen  mit  Pultdach. 
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dach  gebildet  haben,  während  die  beiden  runden  Apsiden  mit 
Halbkegeldächern  abschlossen  (Abb.  7 u.8).  Unter  ihrem  Hauptgesims 
zog  sich,  zwischen  die  halbrunden  Säulchen  eingespannt,  der  Kreuz- 
bogenfries des  Hauptbaues  entlang,  oder  dieser  wurde,  was  mich  bei 
den  geringeren  Abmessungen  und  Maß  Verhältnissen  wahrscheinlicher 
dünkt,  wie  am  Seitenschiff  in  Jerichow  durch  den  einfacheren  Rund- 
bogenfries ersetzt. 

Obwohl  sich  \Üeber  über  den  Ausbau  des  Innern,  dessen  Fuß- 
bodenbelag, nach  dem  Befund  der  Ausgrabung  zu  schließen,  aus 
glatten,  quadratischen,  roten  Tonfliesen  von  20  cm  Seitenlange 
'bestand,  nicht  näher  ausspricht,  läßt  sich  mit  Hilfe  der  mir  von  Herrn 
Bertram  übersandten  und  in  meine  Zeichnungen  eingetragenen 
Maßskizzen  auch  weiterhin  der  ehemalige  Zustand  folgern : Spuren 


von  Rundbögen  an  der  Außenseite  der  Nordwan d des  Altarhauses 
weisen,  da  sie  hinsichtlich  der  Höhenlage  der  Kämpfer  und  Scheitel 
völlig  im  Finklang  stehen,  mit  den  jetzt  geschlossenen  Öffnungen 
nach  dem  nördlichen  Qucrscbiffflügel  zweifellos  auf  eine  ehemalige 
Deckeubildung  in  Gestalt  von  Kreuzgewölben  hin.  Erfahrungsgemäß 
deckte  wie  anderwärts,  z.  B.  in  Zinna,  so  auch  hier  wohl  die  im 
Grundriß  halbkreisförmige  Apsis  ein  Halbkuppelgewölbe,  und  ein 
einziges  in  der  Achse  dieses  Ausbaues  durchgebrochenes  hundbogen- 
fenster  von  etwa  40  cm  lichter  Weite  führte  dem  Inneren  Licht  zu. 
Die  Altäre  einer  jeden  Kapelle,  deren  Fundamente  einwandfrei  bloß- 
gelegt wurden,  erhoben  sich  wohl  auch  hier  über  einer  etwa  15  bis 
20  cm  hohen,  vielleicht  aus  Backstein  gemauerten  Unterlage,  während 
die  obere  Abdeckung  des  einfachen,  prismatischen,  völlig  glatten 
Backsteinkerns  von  80  cm  Höhe  und  mit  dem  für  die  „capsa  mit 
der  Reliquie  und  der  Weihurkunde  bestimmten  „sepulcrum“  in  der 
Mitte  der  Vorderfront  eine  einzige,  rund  20  cm  dicke  Sandsteinplatte 
bildete.  Die  Kredenznische  endlich,  ein  wesentlicher,  zum  Altardienst 
erforderlicher  Bestandteil,  ist  rechts  vom  Altar  als  eine  in  die  Apsis- 
wand eingelassene  Vertiefung  anzunehmen. 

Ungleich  verwickelter  gestaltet  sich  der  Wiederherstellungsversuch 
des  Kapellenbaues  auf  der  Südseite  des  Altarhauses.  Nach  dem  Weber- 
scheu  Bericht  war  diese  Anlage  zweigeschossig,  wobei  das  Erdgeschoß 
im  allgemeinen  dem  vorstehend  entwickelten  Kapellenpaar  aut  der 
Nordseite  entsprach.  Das  Vorhandensein  eines  Obergeschosses  war  bei 
der  eingehenden  Bauuntersuchung  deutlich  an  zwei  jetzt  vermauerten3 
rundbogigen  Durchbrüchen  nach  dem  südlichen  Querschiffflügel  zu 
erkennen,  die  achsial  zu  den  Arkaden  des  Erdgeschosses  vorgesehen 
waren.  Ein  wagerecht  verlaufender  25  cm  breiter  Mauerstreifen 
au  der  südlichen  Außenwand  des  Altarhauses  wird  zwar  in  dem 
betreffenden  Abschnitt  des  Berichtes  nicht  erwähnt,  ist  aber  für 
unsere  weiteren  Untersuchungen  von  weit  größerer  Bedeutung,  als  es 
für  den  ersten  Augenblick  erscheinen  konnte.  Die  Tatsache  nämlich, 
daß  seine  Höhenlage  (Abb.  3 u.  5)  sich  mit  der  Kämpferhöhe  der 
wiederholt  genannten  vermauerten  Öffnungen  nach  dem  südlichen 
Kreuzarm  deckt,  berechtigt  uns  wohl  zu  der  Annahme,  daß  in  ihm 
die  Spuren  des  Auflagers  eines  von  Westen  nach  Osten  gerichteten 
Tonnengewölbes  zu  erkennen  sind.  Diese  zunächst  befremdende  Art 
der  Einwölbung  eines  Obergeschosses  über  einem  kreuzgewölbten 
Erdgeschoß  wird  verständlich  im  Hinblick  auf  andere  gleichzeitige 
und  gleichartige  Beispiele  wie  der  entsprechenden  Anordnung  der 
Deckenbilduug  in  der  südlichen  Nebenkapelle  der  Klosterkirche  in 
Jerichow;  überdies  gibt  uns  auch  die  Stärke  der  Umfassungsmauer 
die  Gewähr  für  die  erforderliche  Standsicherheit,  selbst  bei  der  An- 
nahme einer  massiven  Einwölbuug.  Eine  etwa  1 m hohe,  zwischen 
die  Bogenöffnungen  eingespannte  Brüstung  sicherte  gegen  Absturz. 
Eine  Verbindungstür  endlich  ermöglichte  den  Verkehr  zwischen  den 
beiden  Räumen. 

Da  die  Fenster  am  Chor  und  am  südlichen  Kreuzarm  unserer 
Kirche  im  Gegensatz  zu  den  verhältnismäßig  hochliegenden  ent- 
sprechenden Lichtöffnungen  in  der  Nordostecke  der  allerdings  rund 
einhundert  Jahre  jüngeren  Klosterkirche  in  Chorin  durch  die  Wahl 
des  Pultdaches  über  den  Kapellen  einerseits  ganz,  anderseits  teil- 
weise verdeckt  würden,  so  erscheint  zunächst  der  Wunsch  berechtigt, 
diesem  Übelstand  durch  eine  andere  Dachlösung  zu  begegnen,  das  ist 
durch  die  Aufbringung  von  Satteldächern,  deren  First  in  der  Längen- 
richtung der  Tonnengewölbe  verläuft  (Abb.  3, 4 u.  8).  Die  technischen 
Mängel  dieser  Dachart  aber  bei  unseren  Anbauten  sind  nicht  zu  ver„ 
kennen;  mangelhafte  Abwässerung  und  Schneesäcke 
bergen  eine  große  Gefahr  für  den  Bestand  des  an- 
schließenden Mauerwerkes.  Bei  der  Kirche  in  Jerichow 
suchte  man  die  schädliche  Einwirkung  der  Witterung 
von  den  Wänden  des  Altarhauses  durch  Einschalten 
von  halben  Satteldächern  abzuwenden;  auch  sonst  sind 
solche  und  ähnliche  nicht  ganz  einwandfreie  Dach- 
lösungen vornehmlich  dann,  wenn  es  sich  um  bauliche 
Erweiterungen  selbst  bei  größeren  Anlagen  handelt, 
keine  Seltenheit,  wie  z.  B.  die  Eindeckungen  der 
Marienkirche  in  Frankfurt  a.  d.  O.  und  vor  allem  der 
St.  Michaelskirche  in  Schwiebus,  deren  Dach  im  19.  Jahr- 
hundert nach  dem  alten  Vorbild  erneuert  wurde,  be- 
weisen. 

Trotz  aller  dieser  Kronzeugen  könnte  man  sich  auch 
bei  der  Frage  nach  der  ursprünglichen  äußeren  Ab- 
deckung des  zweigeschossigen  Aubaues  in  Dobrilugk 
für  ein  Pultdach  entscheiden  (Abb.  5 bis  7),  und  zwar 
unter  der  Voraussetzung,  daß  nachstehende  Erwägungen 
zutreffen.  Wie  bereits  erwähnt,  dürften  die  Kapellen- 


4)  Vgl.  W.  Jung.  Die  Klosterkirche  in  Zinna  im 
Mittelalter.  Straßburg  1904.  I.  H.  Ed.  Heitz  (Heitz  u, 
Mündel).  S.  94  u.  f. 


Abb.  8.  Ostansicht  der  Klosterkirche. 


370 


Zentralblatt  der  Bauverwaltung. 


aubauten  wie  auch  anderwärts,  z.  B.  bei  der  Vorgängerin  der  heutigen 
Kirche  in  Altenberg,4)  bei  der  Planung  des  Kirchenbaues  noch  nicht 
vorgesehen  gewesen  sein.  Ihre  bauliche  Inangriffnahme  erfolgte,  wenn 
auch  frühzeitig  schon,  so  doch  erst  nach  der  Vollendung  des  Ostteils 
der  Klosterkirche.  Wie  die  Kapellen  auf  der  Nordseite  waren  auch 
die  Anlagen  in  der  Südostecke  zwischen  Altarhaus  und  südlichem 
Kreuzarm  zunächst  eingeschossig  und  mit  einem  Pultdach  abgedeckt. 
Wiederum  bald  darauf,  also  in  fast  ununterbrochener  Folge  machte 
sich,  vielleicht  augeregt  durch  andere  Vorbilder,  der  Wunsch  nach 
dem  zweigeschossigen  Ausbau  geltend,  der  daun  ebenfalls  mit  einem 
Pultdach  abgeschlossen  wurde,  wobei  man  die  oben  erwähnten  Nach- 
teile mit  in  Kauf  nehmen  konnte,  zumal  der  südliche  Kreuzarm 
durch  die  übrigen  Fenster  noch  genügend  Licht  erhielt.  Auf  diese 
Weise  ließe  sich  auch  die  auffallende  Erscheinung  erklären,  daß  bei 
der  Instandsetzung  der  Kirche  durch  Weber  gerade  die  nach  meiner 
Annahme  frühzeitig  verdeckten  Fenster  ihre  am  einwandfreiesten 
erhaltene  ursprüngliche  Gestalt  aufwiesen.  Sie  waren  vor  späteren 
Abänderungen  geschützt  gewesen. 

Zum  Schluß  wäre  noch  die  Frage  nach  der  Zugangstreppe  zu  dem 
tonnengewolbten  Obergeschoß  kurz  zu  erörtern,  lu  Chorin  z.  B.  liegt 
der  Aufgang  in  der  nördlichen  Umfassungsmauer  des  betreffenden 
Kreuzarmes.  Eine  entsprechende  Annahme  im  Innern  der  bei 
Dobrilugk  in  Frage  kommenden  Außenmauer  ist  wohl  ausgeschlossen, 
man  hätte  sie  dann  doch  wohl  auch  bei  der  Kirchenerneuerung  wie 
andere  Feststellungen  am  Bau  der  Nachwelt  sichtbar  erhalten.  Auch  die 
Richtigkeit  der  Verlegung  der  Treppe  in  die  Südwand  des  Kapellen- 
baues, wie  dies  bei  der  beigefügten  Grundrißzeichnung  (Abb.  2)  versucht 
wurde,  kann  füglich  bezweifelt  werden,  zumal  wenn  man  Erdgeschoß 
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und  Obergeschoß  nicht  als  gleichzeitig  entstanden  voraussetzt.  Am 
wahrscheinlichsten  dünkt  mich  die  Anlage  der  Aufstiegmöglichkeit 
außerhalb  der  Anbauten  selbst.  Sie  staud  vielleicht  in  enger  Be- 
ziehung zu  dem  ehemaligen  kleinen  Bau  östlich  der  Sakristei,  von  dem 
auch  in  dem  mehrfach  erwähnten  Ausgrabungsbericht  angenommen 
wird,  daß  er  eine  spätere  Zutat  sei.  Anbau  und  Zugangstreppe 
hingen  daun  eng  mit  der  Einrichtung  des  tonnengewölbten  Ober- 
geschosses der  südlichen  Nebenkapellen  zusammen. 

Abgesehen  von  dem  Nachweis  der  halbkreisförmigen  Ostschlüsse 
der  Kapellenanbauten  und  der  dadurch  ermöglichten  Einordnung  der 
Dobrilugkcr  Klosterkirche  in  die  Reihe  jener  Ordenskirchen,  die  wie 
Altenberg  I (Zinna)  und  Brombach  dem  Planschema  von  Morimond  i 
folgen,  hoffe  ich  mit  meinen  kurzen  Ausführungen  einen  wenn  auch 
bescheidenen,  so  doch  weiteren  Beitrag  zur  Baugeschichte  des 
Zisterzienserordens  geliefert  zu  haben,  jenes  Vorkämpfers  christlich- 
germanischer Kolonisationstätigkeit  in  der  Provinz,  dessen  Verdienste 
neben  denen  des  Prämonstratenserordens  nicht  genug  gewürdigt 
werden  können.  Vielleicht  ist  es  mir  einmal  später  vergönnt,  an 
gleicher  -Stelle  auch  auf  die  ursprüngliche  Zweckbestimmung  der 
übrigen  Anbauten  zurückzukommen,  deren  einstiges  Vorhandensein 
an  der  Hand  der  freigelegten  Fundamente  nachgewiesen  ist.  Dann 
werde  ich  vor  allem  auch  Stellung  nehmen  zu  der  von  Weber  auf- 
geworfenen Frage,  ob  der  südliche  Kreuzgangflügel  zweischiffig 
gewesen  sein  kann  oder  einschiffig,  wie  ich  ihn  vor  Kenntnisnahme 
des  Ausgrabungsberichtes  in  meine  Grundrißrekonstruktion  (vgl.  Band 
Luckau  der  Kunstdenkmäler  der  Provinz  Brandenburg,  Tafel  I) 
eingezeichnet  habe. 

Berlin.  Dr.  phil.  W.  Jung. 


Die  zehnte  Tagung  für  Heizung  und  Lüftung  in  München. 


Die  bayerische  Landeskohlenstelle  benutzte  im  Einvernehmen  mit 
der  preußischen  und  dem  Reichskommissar  für  Kohlenverteilung  die 
Ausstellung  für  Wasserstraßen,  Energie-  und  Wärmewirtschaft  in. 
München,  in  der  u.  a.  die  aus  den  Kriegsnotwendigkeiten  entstandenen 
Forderungen  der  Heiztechnik  an  praktischen  Beispielen  erläutert 
werden,  um  nach  achtjähriger  Pause  den  seit  25  Jahren  regelmäßig 
tagenden  Kongreß  für  Heizung  und  Lüftung  in  der  Zeit  vom  6.  bis 
9.  Juli  d.  J.  in  München  abzuhalten. 

Bei  Anwesenheit  des  Ministerpräsidenten  Dr.  v.  Kahr  als  Protektor 
des  Kongresses,  ferner  des  Handelsministers  Hamm,  Staatsrats  Wimmer, 
Ministerialdirektors  v.  Reuter,  Präsidenten  der  Versicherungskammer 
Englert,  Staatssekretärs  Dr.  Schweyer.  Ersten  Bürgermeisters  Schmid, 
Reicbsrats  Oskar  v.  Miller  fand  die  Eröffnung  statt.  Zahlreiche  Ver- 
treter der  Ministerien,  Behörden,  Technischen  Hochschulen,  Gemeinde- 
verwaltungen und  verschiedener  Körperschaften  wohnten  ihr  bei. 

Die  Eröffnungsansprache  hielt  der  Vorsitzende  des  Hauptaus- 
schusses, Professor  der  Technischen  Hochschule  Berlin  S)r.=^ng.  Hart- 
mann. Er  wies  auf  die  wichtigen  Aufgaben  der  Heizungs-  und 
Lüftungstechnik  hin,  die  durch  den  Krieg  eine  ganz  besondere  Be- 
deutung bekommen  haben,  da  infolge  des  Mangels  an  Heizmitteln 
Wege  gefunden  werden  müssen,  die  vorhandenen  Wärmequellen  so 
gründlich  und  sparsam  wie  möglich  auszunutzen.  Dies  soll  durch 
eine  eingehende  Aussprache  der  berufenen  Stellen  und  Persönlich- 
keiten geschehen.  Der  Kongreß  wurde  von  650  Teilnehmern  besucht, 
darunter  über  100  Fremde  aus  dem  neutralen  Auslande. 

Ministerpräsident  v.  Kahr  dankte  für  die  Wahl  des  Versammlungs- 
ortes. Bayern  sei  ein  Land,  in  dem  ein  tief  heimattreuer  deutscher 
Volksstamm  auf  ererbter  Scholle  lebt  und  friedlich  arbeitet.  Was  die 
Gäste  vom  volkswirtschaftlichen  Standpunkt  ganz  besonders  schätzen 
werden,  seien  die  ausgedehnten  Wälder,  der  Bayerische  Wald,  der 
Böhmerwald,  der  Sagenreiche  Spessart,  die  Hardt,  die  unerschöpfliche 
Wärmequellen  bilden.  Daneben  liefern  weit  ausgedehnte  Torfmoore 
nicht  zu  unterschätzende  Heizstoffe.  „Nicht  zu  reich  sind  wir  an 
Kohle,  besonders  nachdem  uns  durch  den  Friedensvertrag  die  besten 
Gruben  in  der  Pfalz  entzogen  wurden.  Warme  Tage  sind  in  Bayern 
verhältnismäßig  selten.  Deshalb  ist  Bayern  der  Ausstellung  und 
dem  Kongreß  sehr  dankbar,  daß  man  es  auf  dem  Gebiete  der 
Wärmewirtschaft  belehren  wolle,  was  mit  den  natürlichen  Wärme- 
quellen zu  machen  sei.  Hocherfreulich  wäre  es  auch,  wenn  sich  die 
großen  Erwartungen  verwirklichen  würden,  die  man  an  die  Umwand- 
lung von  elektrischer  Energie  in  Wärme  knüpft.  Eine  wichtige  Auf- 
gabe der  Heizungsindustrie  ist  auch  die  Verbesserung  des  traulioben 
althergebrachten  Kachelofens. 

Geheimer  Hofrat  Prof.  Pfützner  in  Dresden  hielt  eine  tiefempfun- 
dene Gedenkrede  für  den  verstorbenen  Altmeister  der  Heizungs-  und 
Lüftungstechnik  Rietschel  (geb.  1847,  gest.  1914)  und  feierte  ihn  als 
geistigen,  wissenschaftlichen  Mittelpunkt  der  bisherigen  Fachkongresse, 
die  das  Werk  des  Begründers  der  wissenschaftlichen  Heizungs-  und 
Lüftungstechnik  gewesen  seien.  Rietschel  habe  neue  Wege  gezeigt  und 
die  Brücke  von  der  Theorie  zur  Praxis  zu  schlagen  gewußt.  Seine 


Verdienste  seien  unvergeßlich.  Er  übergab  sodann  eine  vom  Kongreß 
dem  Deutschen  Museum  in  München  gewidmete  Büste  Rietschels,  ein 
Werk  des  Bildhauers  Klimsch,  in  die  Obhut  des  Deutschen  Museums; 
mit  Rietschels  Hilfe  s.  Z.  wurde  im  Museum  versucht,  die  Geschichte 
der  Heizung  darzustellen,  angefangen  von  den  Hilfsmitteln  der  vor- 
geschichtlichen Bevölkerung  bis  zur  modernen  Fernheizung. 

Der  Industrielle  2)r.=Sn9-  Ernst  Schiele  in  Hamburg  sprach  als 
Fachreferent  über:  „Das  Heizungsfach  während  und  nach  der  Kriegs- 
zeit“. Mit  diesem  Vortrag  wurde  eine  Brücke  geschlagen  vom  letzten, 
in  Köln  (1913)  abgehaltenen  Kongreß  zum  gegenwärtigen,  Vergangenes 
in  Erinnerung  gebracht  und  ein  Bild  der  geleisteten  Arbeit  gegeben. 
Die  Brennstoff  frage  habe  die  Heiztechniker  während  des  Krieges  auf 
das  eingehendste  beschäftigt.  Neben  der  Kohlennot  sei  die  Heizungs- 
industrie durch  die  Revolution  und  die  Unruhen  nach  dieser,  sowie 
durch  die  Einführung  des  Achtstundentages  sehr  stark  in  Mitleiden- 
schaft gezogen  worden.  Auf  dem  Gebiet  der  Verordnungen  sei  es 
etwas  ruhiger  geworden.  Das  Betriebsrätegesetz  habe  eine  Vermin- 
derung der  Leistungen  gebracht  und  diene  nur  der  öden  Gleich- 
macherei der  Betriebe.  Das  Wiederaufblühen  der  Industrie  könne 
durch  gesunden,  freien  Wettbewerb  und  das  Wiederbeleben  des  Bau- 
marktes gefördert  werden. 

Über  „Die  Bedeutung  der  Heizung  in  gesundheitlicher  Beziehung“ 
sprach  Geheimer  Regierungsrat  Dr.  Weber,  Präsident  des  sächsischen 
Landesgesundheitamtes.  An  Hand  von  Tabellen  wies  er  den  Sommer- 
und Wintergipfel  der  Krankheiten  und  Sterbefälle  nach  und  hob  her- 
vor, daß  insbesondere  infolge  der  Kohlenuot,  dem  Mangel  an  Nahrungs- 
mitteln und  Kleidern  nahezu  eine  Million  Menschen  in  den  letzten 
Jahren  vorzeitig  starben.  Namentlich  seit  dem  Winter  1916/17 
habe  die  Koblennot  erbarmungslos  unter  allen  Altersklassen  und  be- 
sonders unter  den  Säuglingen  Opfer  gefordert.  Eine  regelmäßige 
Erwärmung  der  Wohnräume  ist  daher  außerordentlich  nötig.  Die 
Räume  müssen  gleichmäßig  temperiert  sein,  auch  in  der  Nacht  gas- 
förmige Verunreinigungen  ferngehalten  werden,  die  Luft  soll  einen 
bekömmlichen  Feuchtigkeitsgehalt  haben,  nasse  Kleidung  verbraucht 
ebensoviel  Wärme,  wie  der  Körper  im  ganzen  Tag  hervorbringt.  Die 
Volksgesundheit  verlange,  daß  der  Heizungsnot  kräftig  zu  Leibe 
gegangen  wird  und  daß  dabei  an  den  Grundsätzen  der  Hygiene 
festgehalten  werde. 

Ministerialdirektor  Sr.=!yng.  Uber  sprach  über  „Die  Wirtschaft- 
lichkeit der  Zentralheizung“.  Den  Ausgang  bildete  der  Kachelofen. 
Es  wurde  eingehend  nachgewiesen,  daß  der  Kachelofen  durch 
Rauch-  und  Staubentwicklung  und  seine  sonstigen  Tücken  außer- 
ordentlich gesundheitschädlich  ist,  wenn  er  nicht  entsprechend  ge- 
pflegt wird.  Anders  dagegen  die  Zentralheizung,  bei  der  es  nötig 
und  meist  möglich  ist,  die  Heizkörper  unter  den  Fenstern  verteilt  an- 
zubringen. Von  den  Kesselaulagen  ausgehend,  stellte  der  Vortragende 
Richtlinien  für  die  zweckmäßige  Behandlung  der  Heizung  auf.  Den 
Architekten  legte  der  Vortragende  nahe,  von  vornherein  so  zu 
bauen,  daß  den  Wärme-  und  Heizungsverhältnissen  Rechnung  ge- 
tragen wird. 
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Stadtrat  Ecker  in  München,  ein  Fachmann  im  Ofensetzergewerbe, 
sprach  über  den  „Kachelofen  in  der  Wärmewirtschaft“.  Er  konnte 
aus  langjähriger  Erfahrung  die  Bedeutung  des  Kachelofens,  die 
Bemühungen  des  Ofensetzergewerbes  um  die  Vervollkommnung 
seiner  Erzeugnisse  schildern.  Ecker  hob  hervor,  daß  das  Ofensetzer- 
gewerbe der  Heizungs-  und  Lüftungstechnik  keineswegs  Abbruch  tue, 
sondern  im  friedlichen  Wettbewerb  dafür  sorgt,  daß  dem  Wärme- 
bedürfnis der  Bevölkerung  im  weitestgehenden  Maße  entsprochen  wird. 
— An  den  Bericht  schloß  sich  eine  eingehende  Aussprache,  in  der  das 
Wort  der  letzten  Würzburger  Tagung  erfüllt  wurde:  „Der  Zentral- 
heizung, was  der  Zentralheizung  ist;  dem  Kachelofen,  was  des  Kachel- 
ofens ist“. 

Baurat  Diplomingenieur  Dr.  Gustav  de  Grahl  in  Berlin  gab  eine 
„Kritik  der  Abwärmeverwertung“.  Er  verwies  darauf,  daß  wir  durch 
sie  ein  Mittel  zur  Erzielung  von  Ersparnissen  besitzen.  Ihre  Höhe 
ist  — besondere  Verhältnisse  ausgenommen  — doch  zu  gering  und 
bescheiden,  um  allgemein  die  Beschaffung  von  Sondereinrichtungen 
zu  rechtfertigen.  Ersparungen  aus  der  Abwärmeverwertung  lassen 
sich  häufig  schon  durch  bessere  Feuerführung,  Dauerbeschickung, 
geeignetes  Isolieren  usw.  erreichen.  Der  Redner  wies  besonders  auf 
die  Verschlechterung  unserer  gesamten  Brennstoffe  hin.  Es  wäre  viel 
billiger,  sparsamer  und  volkswirtschaftlich  besser,  die  Kohle  in  den 
Bergwerken  sorgfältiger  aufzubereiten,  sie  von  den  Ballaststoffen  zu 
befreien.  Jetzt  geschieht  die  Sortierung  erst  auf  dem  Umweg  über 
die  Schlacke  oder  den  Kehrichthaufen.  Die  Beförderung  der  Ballast- 
stoffe verschlingt  nicht  allein  Millionen,  für  die  das  Volk  rund  eine 
Milliarde  an  Kohlensteuer  zahlt,  der  Fabrikant  bringt  wegen  des 
schlechten  Feuerwirkungsgrades  die  größten  Geldopfer  und  schlägt 
sie  auf  die  Fabrikate,  der  Heizer  endlich  verschwendet  Gesundheit  und 
Nerven  mit  den  fortwährenden  Schwierigkeiten  beim  Schlacken, 
Stochern  und  Unterhalten  der  Feuer.  Immer  wieder  haben  Ingenieure 
und  Sachverständige  Einspruch  erhoben  gegen  das  vielfach  unver- 
ständliche Verhalten  der  Behörden  in  der  Kohlenfrage,  leider  ohne 
bisher  Gehör  zu  finden. 

Prof.  2>r.=!3ng.  Gramberg  in  Frankfurt  a.  M.  behandelte  „Die  Ab- 
wärmeverwertung in  der  Industrie“.  Daß  die  technische  Möglichkeit 
der  Abdampfausnutzung  gegeben  ist,  kann  keinem  Zweifel  unterliegen. 


Zwei  Vorbedingungen  sind  jedoch  zu  erfüllen,  um  die  dazu  notwen 
digen  kostspieligen  Anlagen  auch  wirtschaftlich  zu  gestalten: 

1.  es  soll  die  Anlage  nicht  zu  klein  und 

2.  muß  sie  ziemlich  stetig  in  Betrieb  sein.  In  Krankenhäusern 
und  Anstalten  mit  ausgedehnten  Heizanlagen  lassen  sich  daher 
zweifellos  große  Vorteile  durch  Abwärmeverwertung  erzielen.  Doch 
auch  in  der  Industrie  bietet  sich  noch  ein  weites  Arbeitsfeld.  Die 
Abnahme  der  erzeugten  Energie  kann  in  der  Form  des  elektrischen 
Stromes  oder  als  Wärme  erfolgen.  Im  letzteren  Falle  muß  man 
lediglich  die  Wassermengen  der  Kondensation  in  einer  Maschine  ab- 
drosseln. Bedingung  hierbei  ist  jedoch,  daß  sowohl  die  Kraft  als 
auch  die  Wärme  wirklich  abgenommen  werden.  Sehr  vorsichtig  muß 
man  in  der  Bemessung  der  einzuführenden  Maschinengröße  sein.  In 
vorhandenen  Betrieben  ist  vieles  zu  erreichen,  um  die  Verhältnisse 
zu  bessern.  Es  handelt  sich  um  außerordentlich  schwer  übersehbare 
Verhältnisse,  und  nur  die  sorgfältigste  Durcharbeitung  und  Prüfung 
aller  Vorbedingungen  können  zu  einem  Ziele  führen. 

In  der  anschließenden  Besprechung  der  Vorträge  wurde  besonders 
die  Abwärmeverwertung  der  Hüttenbetriebe  behandelt  und  auf  die 
Notwendigkeit  der  Wärmeaufspeicherung  verwiesen.  Auch  der  Grenzen 
der  wirtschaftlichen  Fortleitung  der  Wärme  und  der  Boden-  und  Frei- 
landheizung wurde  gedacht.  Es  wurde  darauf  hingewiesen,  daß  sich  bei 
richtiger  Verwertung  der  Hausbrandabgase  bis  zu  66  vH  Ersparnisse  er- 
zielen ließen.  Ferner  wurde  betont,  daß  die  Zentralheizungsindustrie  nur 
gedeihen  kann,  wenn  es  gelingt,  die  Abhitze  nutzbringend  zu  verwerten. 

Hiermit  fanden  die  fachlichen  Beratungen  der  Tagung  ihr  Ende. 
Der  Höhepunkt  des  Festabends  war  die  Rede  des  bedeutenden  nieder- 
ländischen Industriellen  Ko  op  mann,  der  im  Namen  der  Niederländer 
und  aller  anwesenden  neutralen  Ausländer  sprach  und  unter  lebhaftem 
Beifall  Deutschland  als  das  „Land  der  Arbeit“  pries:  „Ich  habe  in 
den  letzten  Monaten  das  Ausland  bereist  und  nirgends  das  Volk  so 
an  der  Arbeit  gefunden  wie  in  Deutschland.  Wenn  Deutschland  auch 
den  Krieg  verloren  hat,  so  wird  es  doch  durch  seine  Arbeit  wirt- 
schaftlich siegen.  Nach  einigen  Jahren  der  Arbeit  wird  Deutschland 
wieder  so  stark  und  mächtig  sein  wie  vor  dem  Kriege.“  Sein  Hoch 
galt  dem  „Deutschland  der  Arbeit“. 

München.  Günter  Schmick,  Regierungsbaumeister. 


Vermischtes. 


Je  einen  Wettbewerb  für  Vorentwürfe  zu  drei  Baugruppen 
von  Offizierwohnungen  für  die  Besatzung  in  München -Gladbach 
schreibt  die  Stadtverwaltung  unter  Architekten  im  Stadt-  und  Land- 
kreis M.- Gladbach  und  im  Stadtkreis  Rheydt  mit  Frist  bis  zum 
10.  August  d.  J.  aus.  Es  sind  neun  Preise  vorgesehen  in  Höhe  von 
2400  bis  1000  Mark  und  mehrere  Ankäufe.  Die  Wettbewerbsunter- 
lagen sind  für  20  Mark,  die  dem  Bewerber  zurückgegeben  werden,  vom 
Neubauamt  für  Besatzungsbauten  in  München  - Gladbach  zu  beziehen. 

Ein  Wettbewerb  für  Entwürfe  zu  einem  schlichten  Gedächtnis- 
mal für  die  Gefallenen  der  Stadt  Greifeuberg  i.  Pomm.  wird  mit  Frist 
bis  zum  15.  August  d.  J.  und  mit  drei  Preisen  von  insgesamt  3000  Mark 
ausgeschrieben.  Preisrichter  sind  u.  a.  Geheimer  Baurat  Röseuer  in 
Stettin,  Baurat  Preller  in  Greifenberg  i.  Pomm.,  Regierungs-  und  Bau- 
rat Reck  in  Köslin.  Die  Unterlagen  für  den  Wettbewerb  sind  für  10  Mark, 
die  den  Bewerbern  zurückgegeben  werden,  vom  Magistrat  der  Stadt 
Greifenberg  i.  Pomm.  zu  beziehen. 

Wettbewerb  für  Entwürfe  zu  einem  Krankenhaus  in  Ilmenau 
in  Thüringen,  ausgeschrieben  vom  Stadtgemeindevorstand  unter  Archi- 
tekten Thüringens  und  der  preußischen  Gebietsteile  Thüringens  mit 
Frist  bis  zum  15.  September  d.  J.  Ausgesetzt  sind  drei  Preise  von  8000, 
6000  und  4000  Mark  sowie  zwei  Ankäufe  zu  je  1000  Mark.  Be- 
dingungen und  Unterlagen  für  den  Wettbewerb  sind  für  15  Mark  zu 
beziehen,  die  dem  Bewerber  erstattet  werden. 

Ein  Preisausschreiben  zur  Erlangung  von  Unterlagen  für  die 
Bewertung  der  Betonbauweisen  erläßt  der  Deutsche  Zementbund 
mit  Frist  bis  zum  8.  Oktober  d.  J.  Die  Bedingungen  sind  von  dem 
Deutschen  Zementbund  G.  m.  b.  H.,  Charlottenburg,  Knesebeckstraße  74 
zu  beziehen.  Ausgesetzt  sind  fünf  Preise  von  8000,  6000,  4000, 
2000  und  1000  Mark.  Dem  Preisgericht  gehören  u.  a.  an:  Prof.  Dr.-Ing. 
Gehler  in  Dresden,  Baumeister  Heuer  in  Berlin,  Architekt  Kröger 
und  Prof.  Nuß  bäum  in  Hannover,  Baurat  $r.=  2fig.  Riep  er  t in 
Charlottenburg. 

Technische  Hochschule  Berlin.  Die  Wahl  der  ordentlichen 
Professoren  2)r,=3ttg.  Weiß,  Weihe,  T)r.=3üg.  Drawe,  Geheimer 
Regierungsrat  Romberg,  Schuberg,  Bergrat  Dr.  Tübben  und 
Geheimer  Regierungsrat  Dr.  Scheffers  zu  Abteilungsvorstehern  für 
die  Zeit  vom  1.  Juli  1921  bis  Ende  Juni  1922  ist  vom  Minister  für 
Wissenschaft,  Kunst  und  Volksbildung  bestätigt  worden. 

Die  Bezeichnung  „Deutsche  Reichsbahn“  sollen  nach  einem  Er- 
laß des  Reichsverkehrsministers  vom  27.  Juni  d.  J.  die  Eisenbahnfahr- 


zeuge der  Reichsbahnen  als  Anschrift  erhalten;  sie  ist  auch  sonst, 
z.  B.  auf  Kursbüchern,  Fahrplänen  und  sonstigen  Drucksachen  und 
auf  Frachtbriefstempeln,  anzuwenden  in  Abänderung  des  Erlasses 
vom  8.  September  1920  (Reichsverkehrsblatt  9 vom  23.  September  1920). 

Bauschule  Zerbst.  Der  Landtag  und  der  Staatsrat  des  Freistaates 
Anhalt  haben  beschlossen,  die  Anhaitische  Bauschule  in  Zerbst  zu 
erhalten  und  zu  diesem  Zweck  120  000  Mark  in  den  Staatshaushalt 
eingestellt.  Die  Schule,  mit  Abteilungen  für  Hochbau-,  Tiefbau-  und 
Steinmetztechniker,  besitzt  die  Gleichberechtigung  mit  den  preußischen 
Baugewerkschulen  und  den  gleichen  Anstalten  in  den  übrigen 
Bundesstaaten. 

Eine  Stadtbauratstelle  iu  Geestemünde  mit  Besoldung  nach 
Klasse  13  ist  zur  Bewerbung  ausgeschrieben.  Der  Stadtbaurat  soll 
indes  Sitz  und  Stimme  im  Magistrat  nur  für  die  ihm  unterstellten 
Verwaltungsgebiete  erhalten.  Hiergegen  wird  von  einer  Reihe  maß- 
gebender technischer  Vereine  Einspruch  erhoben  und  gefordert,  daß 
er  sofort  voll  Sitz  und  Stimme  erhält.  Die  Vereine  führen  aus  der 
Erfahrung  an,  daß  ein  etwaiges  Versprechen,  erst  bei  Bewährung 
Sitz  und  Stimme  in  vollem  Umfange  zu  erhalten,  schwer  eingelöst 
werden  kann.  Auch  wird  es  viel  Streit  entfachen,  wenn  erst  jedesmal 
entschieden  werden  muß,  wann  der  Stadtbaurat  zu  den  Sitzungen 
heranzuziehen  ist.  Wenn  die  Bewerber  die  Wahl  nur  unter  der  Be- 
dingung eines  vollen  Sitzes  und  voller  Stimme  annehmen,  werden  sie 
die  Forderung  auch  erreichen. 

Der  Reichsbund  Deutscher  Technik  hat  auf  der  5.  Bundesver 
Sammlung  in  Essen  sich  auch  mit  der  Selbstverwaltung  beschäftigt. 
Er  sieht  in  dem  Ausbau  und  der  Erweiterung  der  öffentlichen  Selbst- 
verwaltung die  natürliche  Ergänzung  der  zentralen  Staatsverwaltung, 
die  ihr  Schwergewicht  auf  die  Schaffung  und  Durchführung  grund- 
sätzlicher Verwaltungsmaßnahmen  legen  und  deshalb  von  der  Klein- 
arbeit und  den  örtlichen  Aufgaben  entlastet  werden  muß.  In  einer 
Entschließung  wird  ferner  die  Reichsregierung  gebeten,  die  von  der 
Entente  geforderte  Wiedereinrichtung  besonderer  Bauabteilungen  für 
Heer  und  Marine  zu  verhindern,  da  es  nicht  in  der  Absicht  der  Entente 
liegen  kann,  durch  unwirtschaftliche  Zersplitterung  der  Baubetätigung 
des  Reiches  die  Reichsfinanzen  und  damit  die  Reparationen  zu 
schädigen.  Im  Zusammenhang  hiermit  ist  nochmals  die  Zusammen- 
fassung aller  technisch- wirtschaftlichen  Verwaltungen  in  technischen 
Zentralbehörden  gefordert.  Der  Reichsbund  Deutsche!  Technik  erachtet 
es  ferner  für  unerläßlich,  daß  im  Interesse  einer  möglichst  gesteigerten 
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Wirtschaftlichkeit  nur  Techniker  als  Leiter  und  Vorstände  der  tech- 
nischen Abteilungen  und  technischen  Bureaus  herangezogen  werden. 
Auch  wird  der  lteichsvei kehrsminister  gebeten,  mit  der  Behandlung 
allgemeiner  Gebiete  seiner  Verwaltung  geeignete  Techniker  in  Ideal- 
konkurrenz mit  den  juristisch  oder  rein  verwaltungstechnisch  vor- 
gebildeten Beamten  zu  betrauen.  Im  Interesse  des  Siedlungswesens 
wird  die  Herabsetzung  der  Vororttarife  und  die  Anerkennung  des 
Reichsbunds  Deutscher  Technik  als  Wahlkörper  im  Siedlungsverband 
verlangt,  damit  die  allgemeinen  technischen  Fragen  mehr  berücksichtigt 
werden.  Ma. 

Praktische  Arbeitszeit  für  Studierende  des  Baniugenieurwesens. 
Der  Deutsche  Beton-Verein  hat  den  ersten  Schritt  zur  Verwirklichung 
einer  praktischen  Beschäftigung  der  Studierenden  des  Bauingenieur- 
wesens1) vor  der  Diplomvorprüfung  getan,  indem  er  Richtlinien  für 
die  praktische  Arbeitszeit  aufgestellt  und  durch  ein  Rundschreiben  2) 
die  Mitglieder  seines  Vereins  und  des  Beton-  und  Tiefbau-Arbeitgeber- 
verbandes für  Deutschland  aufgefordert  hat,  Studierende  auf  ihren 
Baustellen  zum  Zwecke  der  praktischen  handwerksmäßigen  Aus- 
bildung anzunehmen.  Die  mindestens  fünfmonatige  Arbeitszeit  soll 
in  der  Regel  in  dem  Sommersemester  vor  Beginn  des  Studiums  oder 
in  den  großen  Ferien  vor  der  Vorprüfung  liegen  und  durch  die  Ein 
richtung  eines  besonderen  Arbeitsnachweises,  ähnlich  wie  es  von  dem 
Deutschen  Eisenbau-Verband  und  dem  Reichsverband  des  Deutschen 
Tiefbaugewerbes  beabsichtigt  ist,  vermittelt  werden. 

Der  Arbeitgeberverband  und  der  Deutsche  Beton -Verein  sind 
nach  Landesteilen  in  21  Gruppen  eingeteilt,  denen  die  einzelnen  Mit- 
gliedsfirmen angeboren  und  die  gemäß  den  Meldungen  der  Bauunter- 
nehmungen über  freie  Stellen  die  nachsuchenden  Studierenden  möglichst 
in  dem  betreffenden  Bezirk  unterbringen.  Die  Arbeitgeber  sollen  den 
Studierenden  im  allgemeinen  auch  eine  Studienbeihilfe  gewähren  in 
Höhe  von  400  bis  G00  Mark  monatlich,  je  nach  dem  Arbeitswillen 
und  den  Leistungen  des  einzelnen. 

In  den  Richtlinien  sind  allgemeine  Anhaltspunkte  über  die  Arbeits- 
gebiete gegeben.  Der  Studierende  soll  in  der  Arbeitskolonne  selbst 
mitarbeiten;  er  erhält  zum  Schluß  ein  Zeugnis,  das  er  bei  Zulassung 
zur  Diplomvorprüfung  mit  vorlegen  muß.  Einzelne  Hochschulen,  wie 
Dresden  und  Stuttgart,  machen  die  praktische  Tätigkeit  bereits  zur 
Bedingung.  Die  Arbeitsgebiete  erstrecken  sich  auf:  1.  Erd-  und  Grund- 
bau einschließlich  Wasserhaltung;  2.  Maurer-  und  Betonarbeiten; 
3.  Eisenarbeiten  für  Eisenbetonbauten;  4.  Gerüstbauten  und  Schaluugs- 
arbeiten  für  Eisenbeton,  schließlich  5.  Baumaschinenbedienung  und 
Ausbesserungs-  und  Werkstattbetrieb. 

Abiturienten  und  Studierende  können  sich  entweder  selbst  an  die 
Geschäftstelle  des  Deutschen  Beton- Vereins  in  Obercassel  (Siegkreis) 
oder  durch  Vermittlung  der  Vertretungen  der  Studentenschaft  an  den 
Technischen  Hochschulen  und  deren  Arbeitsvermittlungstellen  an  die 
Gruppen  des  Beton-  und  Tiefbau-Arbeitgeberverbandes  wenden. 

Der  Nordwestdeutsclie  Handwerkertag'  fand  am  24.,  25.  und 
2G.  Juni  in  Hamburg  unter  sehr  starker  Beteiligung  statt.  Er  stellte 
sich  voll  hinter  die  Bayreuther  Beschlüsse  des  Reichsverbandes  des 
deutschen  Handwerks,  die  sich  gegen  die  Ausschaltung  und  Zer- 
schlagung des  Handwerks  durch  die  neuere  Gesetzgebung  richten. 
Besonders  wurde  gegen  den  Beschluß  des  sozialpolitischen  Ausschusses 
des  Reichswirtschaftsrates,  der  die  Einbeziehung  des  Lehrlingwesens  in 
den  Tarifvertrag  und  die  Schlichtungsordnung  fordert  und  der  gegen 
die  Stimmen  des  Handwerks  gefaßt  ist,  entschiedener  Einspruch  erhoben. 
Für  die  Berufsberatung  und  die  Lehrstellenvermittlung  wurde  die  Mit- 
wirkung des  Handwerkerstandes  in  seinen  verschiedenen  Berufszweigen 
verlangt.  Das  Überhandnehmen  gewerblicher  Nebenarbeit  nach  Ablauf 
des  Achtstundentages  fand  allgemeine  Mißbilligung.  Zu  dem  Verdin- 
gungswesen wurden  Beschlüsse  gefaßt,  die  die  Einrichtung  von  Ver- 
dingungsämtern  bei  Staats-  und  Gemeindeverwaltungen  fordern.  In 
diesen  Ämtern  soll  dem  Handwerk  der  entscheidende  Einfluß  ein- 
geräumt werden.  Die  Arbeiten  sollen  möglichst  in  kleine  Lose  ge- 
teilt und  der  Zuschlag  auf  Grund  des  angemessenen  Preises  gegeben 
werden. 

Die  Wasserslände  in  den  norddeutschen  Stromgebieten  im 
Juni  1921.  (Nach  den  amtlichen  Nachrichten  der  Landes- 
anstalt für  Gewässerkunde.)  Die  Wasserstandschwaukungen 
waren  im  Juni  ziemlich  gering.  Die  mittlere  Wasserstandhöhe  hat  im 
Vergleich  zu  Mai  in  den  östlichen  Stromgebieten  erheblich  abgenommen. 
Im  Elbegebiet  hat  sie  sich  weniger  vermindert;  im  Wesergebiet  und  an 
der  Ems  ist  sie  ziemlich  unverändert  geblieben.  Am  Rhein  hat  sie 

')  Für  die  Architekten  war  vom  Deutschen  Ausschuß  für  Tech- 
nisches Schulwesen  die  gleiche  Forderung  gestellt  (vgl.  Jahrg.  1919 
d.  Bl.,  S.  500). 

a)  Vgl.  hierzu  auch  Heft  6 der  Zeitschrift  ..Der  Bauingenieur“  1921, 
worin  die  Entschließung  des  Vorstandes  vom  27.  Januar  1921  ab- 
gedruckt ist. 


Wasserstände  im  Juni  1921. 


Gewässer 

Pegelstelle 

Juni  1921 

MW 

Juni 

96/201) 

J ahresmittel  96/20 

NW 

MW 

HW 

MNW 

MW 

MHW 

Memel 

Tilsit 

57 

G3 

84 

149 

78 

243 

611 

Pregel 

Insterburg  ’) 

—49 

—40 

-25 

—20 

-48 

46 

380 

Weichsel 

Thorn 

25 

42 

68 

101 

2 

143 

480 

Oder 

Ratibor 

101 

112 

158 

155 

79 

181 

604 

n 

Frankfurt 

75 

84 

94 

130 

57 

165 

375 

Warthe 

Landsberg 

-30 

—17 

13 

19 

—34 

66 

250 

Netze 

Vordamm 

-47 

—40 

—28 

-2 

—39 

28 

143 

Elbe 

Barby 

56 

80 

108 

131 

27 

175 

454 

V 

Wittenberge 

67 

87 

109 

152 

47 

191 

443 

Saale 

Trotha  U.  P. 

152 

170 

234 

184 

119 

210 

488 

Havel 

Spandau  U. P. 

33 

40 

48 

55 

22 

' 77 

147 

„ 

Rathenow  U.P.1) 

— 10 

3 

15 

10 

-18 

55 

156 

Spree 

SprembergU.P. 

76 

83 

92 

91 

66 

10G 

265 

n 

Kersdorf  U.P.1) 

184 

197 

210 

195 

176 

227 

317 

Weser 

Minden 

164 

177 

190 

221 

164 

264 

569 

Aller 

Westen 

170 

194 

222 

24P 

183 

290 

483 

Ems 

Lingen 

-172 

-146 

—131 

-95 

-142 

—32 

244 

Rhein 

Maxau J) 

386 

411 

440 

508 

284 

422 

660 

n 

Kaub 

147 

172 

192 

285 

102 

239 

522 

n 

Köln 

100 

129 

152 

284 

78 

261 

647 

Neckar 

Heilbronn 

10 

28 

60 

84 

17 

95 

426 

Main 

Wertheim 

73 

83 

115 

129 

85 

158 

426 

Mosel 

Trier 

— 19 

-4 

19 

53 

—2 

103 

477 

x)  Bei  Insterburg  enthalten  die  letzten  vier  Spalten  Mittelwerte  aus 
den  Abflußjahren  1908/20,  bei  Rathenow  und  Kersdorf  aus  1914/20,  bei 
Maxau  aus  1896/1915. 


weiter  zugenommen;  im  Vergleich  zu  ihrer  Höhe  am  Monatanfang 
sind  die  Rhein  wasserstände  dann  aber  wieder  etwas  gefallen,  bis  zum 
Schluß  des  Monats  etwa  um  0,5  m.  Die  Wasserstände  der  Memel 
haben  mit  Ausnahme  der  ersten  Tage  des  Monats,  auch  die  der  Ems 
bei  Liugen  mit  wenigen  Ausnahmen  unter  MNW  gelegen.  Die  der 
übrigen  Flüsse  haben  sich  meist  zwischen  MW  und  MNW  bewegt; 
das  Weserwasser  ist  wieder  durch  Zuschüsse  aus  dem  Waldecker  Stau- 
becken, die  dessen  Inhalt  von  118  auf  105  Mill.  cbm  vermindert  haben, 
ein  wenig  aufgehöht  worden.  Das  diesmalige  Wasserstandmonats- 
mittel liegt  an  allen  Pegelstellen  der  Tabelle  außer  Kersdorf  unter 
dem  zum  Vergleich  beigefügten  mehrjährigen  Junidurchschnitt.  Be- 
sonders groß  sind  die  Fehlbeträge  an  der  Memel  und  noch  immer 
am  Rhein.  K.  F. 


Verfahren  zur  Ausführung  vou  Arbeiten  au  Mauerwerk,  das  auf 
der  ciueu  Seite  uuter  Wasserdruck  steht.  D.  R.-P.  333  051.  August 
Wolfsholz,  Preßzementbau  Akt.- Ges.  in  Berlin.  — Die  Ausführung 
des  Verfahrens  ist  in  der  Abbildung  beispielweise  an  einem  Durchbruch 
durch  eine  Kellersohle  dargestellt.  — Wie  ersichtlich,  wird  über  der 
Durchbruchstelle  a der  Kellersohle  b eine  Druckglocke  c aufgestellt, 
die  so  groß  bemessen  ist,  daß  die  Arbeiter  mit  ihren  Werkzeugen  und 
Geräten  darin  Platz  finden  können.  Die  Ränder  der  Glocke  c sind 
an  der  Kellersohle  durch  Luftschläuche  d abgedichtet.  Die  Glocke 

wird  entweder  belastet  oder 
durch  Absteifungen  oder  Ver- 
ankerungen gegen  die  Keller- 
sohle gedrückt.  In  die  so  auf- 
gestellte Druckglocke  c läßt  man 
Druckluft  einströmen,  deren 
1 iV  Druck  dem  unter  der  Kellersohle 

— — o.  a herrschenden  Wasserdruck  ent- 

spricht  oder  besser  etwas  höher 
ist.  Nunmehr  kann  man  Arbeiten  jeder  Art  an  der  von  der  Glocke 
überdeckten  Stelle  an  der  Kellersohle  vornehmen.  Selbst  bei  völligem 
Durchbruch  wird  das  Wasser  durch  den  Luftdruck  zurückgehalten, 
so  daß  es  nicht  in  den  Keller  eindringen  kann.  Werden  die  Arbeiten 
tiefer  geführt,  so  muß  der  Luftdruck  entsprechend  erhöht  werden.  — 
Es  ist  also  möglich,  mit  Hilfe  des  neuen  Verfahrens  beispielweise 

Tieferlegungen  der  schon  bestehenden  Sohlen  von  Behältern . die 

dem  äußeren  Grund  wasserdrang  ausgesetzt,  sind,  sowie  Umände- 
rungen au  im  Grundwasser  liegenden  Kanälen  und  Schächten  vor- 
zunehmen. ohne  zu  dem  Hilfsmittel  einer  Grundwasserspiegelsenkung 
greifen  zu  müssen.  Die  Anwendung  der  Druckglocken  bei  Arbeiten 
an  den  Seitenwänden,  z.  B.  von  Bergwerkschächten  oder  auch  an 
den  dem  Wasserdruck  ausgesetzten  Decken  von  Bauwerken,  erfolgt 
in  gleicher  Weise. 


Verlag  von  Wilhelm  Ernst&Sohn,  Berlin.  — Für  den  nichtamtlichen  Teil  verantwortlich:  R.  B er  giu  s,  Berlin.  — Druck  der  Buchdruckerei  Gebrüder  Ernst  Berlin. 
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Die  neuen  Reiclisbedingungen  für  das  Baugewerbe. 


Von  dem  Verband  deutscher  Architekten-  und  Ingenieurvereine 
und  dem  Bund  deutscher  Architekten  einerseits  und  dem  Deutschen 
Wirtschaftsbund  für  das  Baugewerbe  und  dem  Innungsverband  deut- 
scher Baugewerksmeister  anderseits  sind  „ReichsbediDgungen“  für  das 
Baugewerbe  aufgestellt,*)  deren  wesentliche  Bestimmungen  nachstehend 
im  Auszug  wiedergegeben  werden. 

Aus  den  Bedingungen  für  die  Ausschreibungen  sei  hervorgehoben, 
daß  außer  Einzelmitgliedern  der  Innungen  usw.  auch  die  Innungen  und 
Arbeitgeberverbände  sich  um  Arbeiten  bewerben  können.  Bedingung 
für  die  Annahme  ist,  daß  der  Unternehmer  für  tüchtige  und  pünktliche 
Ausführung  die  erforderliche  Sicherheit  bietet.  Über  die  Unterlagen 
für  ein  Preisangebot  werden  genaue  Bestimmungen  aufgestellt.  Es  wird 
als  unstatthaft  bezeichnet,  Arbeiten  ohne  genügenden  Anhalt  für  ihre 
Vorausberechnung  oder  Arbeiten,  die  nach  den  „Bestimmungen  über 
die  Berechnung  der  gelieferten  Arbeiten“  in  besonderen  Ansätzen  zu 
berechnen  möglich  sind,  als  unentgeltliche  Nebenleistungen  anbieten 
zu  lassen,  eine  Forderung,  die  zum  Schutz  des  Baugewerbes  und  zur 
Verhinderung  von  Streitigkeiten  durchaus  zu  begrüßen  ist.  Ausdrücklich 
wird  ferner  hervorgehoben,  daß  der  Unternehmer  nicht  zur  unentgelt- 
lichen Anfertigung  von  Unterlagen  irgendwelcher  Art  für  sein  Angebot 
verpflichtet  ist,  sondern  nur  die  Postensummen  und  die  Endsumme 
festzustellen  hat.  Verlangt  wird  ferner,  daß  die  Zahlungsbedingungen 
gleichzeitig  mit  der  Ausschreibung  bekanntgegeben  werden.  Für 
engere  Ausschreibungen  sollen  in  gewöhnlichen  Fällen  nicht  mehr  als 
fünf  möglichst  gleichwertige  Teilnehmer  aufgefordert  und  bei  der 
Zuschlagserteilung  in  der  Regel  der  Mindestfordernde  gewählt  werden, 
während  bei  öffentlicher  Ausschreibung  die  Bauleitung  nicht  an  das 
niedrigste  Angebot  gebunden  sein  soll. 

Die  Bedingungen  für  die  Übernahme  von  Bauarbeiten  sehen  im  § 1, 
Gegenstand  des  Unternehmens,  u.  a.  vor,  daß  die  Unterlagen  für  die  Aus- 
führung, wie  Werkzeichnungen,  Berechnungen  usw.,  dem  Unternehmer 
besonders  vergütet  werden  müssen,  wenn  nicht  der  Anschlag  etwas 
anderes  vorsieht.  Alle  Zeichnungen,  Muster  und  Probestücke  bleiben 
geistiges  Eigentum  des  Urhebers  und  sind  auf  Verlangen  zurückzugehen. 

Die  Preise  für  Arbeiten,  die  der  Unternehmer  ohne  vorherige 
Vereinbarung  ausführt,  kann  nach  § 2,2  die  Bauleitung  festsetzen.  Preis- 
ermäßigungen bei  anderer  Ausführung  oder  Erhöhungen  sind  nur  nach 
Verständigung  vor  der  Ausführung  zulässig.  Wesentlich  erscheint  der 
Punkt  5,  wonach  für  Tagelohnarbeiten  die  Lohnsätze  und  Baustoff- 
preise auf  Vorschlag  der  Innungen  und  Arbeitgeberverbände  durch 
Sachverständigenausschüsse  festgesetzt  werden,  in  denen  auch  die 
zuständigen  Staats-,  Kreis-  und  Gemeindebauverwaltungen  vertreten 
sein  sollen.  Bedenklich  ist  dagegen,  daß  auf  die  Ärheitszeit  auch  der 
Weg  zwischen  dem  Werkplatz  des  Meisters  und  der  Arbeitsstelle  an- 
gerechnet werden  soll.  Namentlich  in  Großstädten  kann  diese  Be- 
stimmung zu  Mißhelligkeiten  führen.  Für  die  Beaufsichtigung  von 
Tagelohnarbeiten  durch  einen  auf  der  Baustelle  gleichzeitig  beschäftigten 
Polier  soll  auf  je  15  Arbeiterstunden  je  eine  Polierstunde  als  Zuschlag 
vergütet  werden;  wenn  nicht  der  Lohn  für  den  Polier  in  die  Tagelohn- 
sätze bereits  eingerechnet  ist.  Tagelohnzettel  sind  täglich  einzureichen 
und  möglichst  innerhalb  acht  Tagen  zu  prüfen.  Die  Prüfung  schließt 
nicht  die  Anerkennung  der  Berechtigung  als  Tagelohnarbeit  ein. 

Eine  Vermehrung  oder  Verminderung  der  im  Vertrag  vorgesehenen 
Arbeiten  und  Lieferungen  um  10  vH  muß  der  Unteruehmer  ohne  Preis- 
änderung hinnehmen  (§§  4 u.  5).  Vom  Vertrage  abweichende  oder 
im  Angebot  nicht  vorgesehene  Arbeiten  bedürfen  der  Genehmigung  der 
Bauleitung.  Andernfalls  ist  der  Unternehmer  zur  Wiederentferuung 
und  zum  Schadenersatz  verpflichtet. 

Streik  oder  Aussperrung  verlängern  alle  davon  abhängigen  Fristen, 
soweit  diese  Arbeitseinstellungen  innerhalb  cu-  vereinbarten  Zeiten 
liegen  (§  6).  Lohnerhöhungen  und  sonst  veränderte  Arbeitsbedingungen 
werden,  wenn  ohne  Schuld  des  Unternehmers  die  Fertigstellungs- 
fristen hinausgeschoben  werden,  so  berücksichtigt,  daß  der  Unter- 
nehmer 1/5 , der  Auftraggeber  4/5  der  tatsächlich  entstandenen  Mehr- 
kosten übernimmt  (§  9,1). 

Die  Absicht,  eine  Vertragstrafe  in  Kraft  treten  zu  lassen,  muß  dem 


*)  Veröffentlicht  in  der  Baugewerkszeitung  vom  25.  Juni-  1921, 
Nr.  26,  Verlag:  Berlin -Wilmersdorf,  Helmstedter  Straße  6. 


Unternehmer  innerhalb  einer  Woche  nach  der  Fristüberschreitung  mit- 
geteilt werden.  Bei  tageweise  zu  berechnenden  Vertragstrafen  sind 
Sonn-  und  Feiertage  und  außerdem  die  Tage  nicht  in  Ansatz  zu 
bringen,  an  denen  wegen  der  Witterung  nicht  hat  gearbeitet  werden 
können  (§  7). 

Umstände,  die  an  der  ordnungsmäßigen  Fortführung  der  Arbeit 
hindern,  können  nur  berücksichtigt  werden,  wenn  sie  sofort  der  Bau- 
leitung schriftlich  angezeigt  werden.  Hieraus  erwachsende  Schaden- 
ersatzansprüche sind  innerhalb  einer  Woche  vom  Unternehmer  anzu- 
melden (§  8). 

Dauert  eine  Arbeitsunterbrechung  länger  als  sechs  Monate,  so  können 
beide  Teile  nach  schriftlicher  Erklärung  vom  Vertrage  zurücktreten. 
Die  Abrechnung  der  bisherigen  Leistungen  erfolgt  dann  nach  den  Preisen 
des  Vertrages.  Werden  die  Arbeiten  durch  höhere  Gewalt  oder  Schuld 
des  Auftraggebers  unterbrochen,  so  kann  der  Unternehmer  außerdem 
Schadenersatz  beanspruchen  (§  9,3).  — Falls  Baustoffe  beanstandet 
werden,  kann  auf  Antrag  des  Unternehmers  die  Entscheidung  einer 
amtlichen  Prüfungsanstalt  angerufen  werden,  deren  Gutachten  end- 
gültig entscheidet. 

Auf  der  Baustelle  übt  die  Bauleitung  das  Hausrecht  aus.  Ihren 
Anordnungen  ist  Folge  zu  leisten.  Für  die  Bewachung  seines  Eigentums 
hat  der  Unternehmer  zu  sorgen.  — Nach  § 15  soll  die  Bauleitung  für 
die  Beobachtung  der  polizeilichen  und  sonstigen  Vorschriften  nicht 
verantwortlich  sein,  vielmehr  haftet  der  Unternehmer  für  jeden 
Schaden,  der  durch  Nichtbefolgung  sowie  durch  sein,  seiner  Arbeiter 
oder  Angestellten  Verschulden  dem  Auftraggeber  oder  Dritten  zu- 
gefügt wird.  Die  Haftung  der  Bauleitung  nach  dem  B.  G.  B.  kann 
durch  diese  Bestimmung  nicht  außer  Kraft  gesetzt  werden. 

Von  dem  Abrechnungswesen  ist  besonders  zu  beachteu,  daß  der 
Unternehmer  verpflichtet  ist,  die  gemeinsame  Aufnahme  aller  Arbeiten, 
die  später  nicht  mehr  festzustellen  sind,  rechtzeitig  zu  beantragen. 
Tagelohnrechnungen  sind  spätestens  alle  vier  Wochen  einzureichen. 
Abschlagzahlungen  müssen  sich  zwischen  3/4  und  u/i0  der  nachgewie- 
senen Leistungen  bewegen.  Die  Unterlagen  sind  von  der  Bauleitung  zu 
prüfen,  ohne  daß  aber  aus  der  Zahlung,  die  spätestens  acht  Tage  nach 
der  Prüfung  erfolgen  soll,  eine  vorbehaltlose  Anerkennung  der  geleisteten 
Arbeiten  gefolgert  werden  darf.  Die  Schlußzahlung  muß  spätestens 
drei  Monate  nach  Einreichung  der  Rechnung  erfolgen. 

Die  Gewährleistungsfrist  beträgt  zwei,  bei  Holzerkrankungen  fünf 
Jahre.  Einwände,  die  auf  die  Güte  der  von  ihm  geleisteten  Arbeiten 
von  Einfluß  sein  können,  muß  der  Unternehmer  vor  Beginn  seiner 
Arbeiten  erheben.  Auch  die  vorbehaltlose  Abnahme  der  Arbeiten  ent- 
bindet nicht  von  der  Gewährleistungspflicht  (§  21). 

Eine  Sicherheitsleistung  soll  im  allgemeinen  nicht  gefordert  werden, 
sonst  muß  sie  in  der  Ausschreibung  besonders  verlangt  werden  und  in 
der  Regel  5 vH  der  Vertragsumme  betragen.  Bis  zu  dieser  Höhe  können 
auch  Sicherheiten  bis  zum  Ablauf  der  Gewährleistungsfrist  einbehalten 
werden,  wenn  sich  bei  der  Abnahme  Mängel  herausstellen  (§  22). 

Zu  den  Schiedsgerichten  wird  festgesetzt,  daß  diese  bei  Streitfällen 
möglichst  anzurufen  sind,  und  zwar  innerhalb  14  Tagen  nach  der  Fest- 
stellung, daß  eine  Einigung  nicht  zu  erzielen  ist.  Erfolgt  die  Anrufung 
in  dieser  Frist  nicht,  so  ist  anzunehmen,  daß  der  Austrag  auf  dem 
ordentlichen  Rechtswege  erfolgen  soll  (§  25). 

Im  allgemeinen  stellen  die  „Reichsbedingungen“,  in  die  außerdem 
noch  eingehende  Bestimmungen  über  den  Ausschluß  besonderer  Ver- 
gütung für  Nebenleistungen,  die  Güte  der  Arbeiten  und  Lieferungen, 
Überwachung  und  Entziehung  der  Arbeiten,  Erfüllung  der  dem  Unter- 
nehmer, Handwerkern  und  Arbeitern  gegenüber  obliegenden  Verbind- 
lichkeiten, Mitbenutzung  von  Rüstungen,  Übertragung  des  Vertrages, 
Gerichtsstand  sowie  Kosten  und  Stempel  aufgenommen  sind,  eine  klare 
Zusammenfassung  alles  Erforderlichen  dar  und  weichen  von  den  amt- 
lichen nicht  erheblich  ab.  Da  sie  von  den  maßgebenden  Kreisen  auf- 
gestellt sind,  darf  man  in  dieser  Übereinstimmung  ein  Zeichen  dafür 
sehen,  daß  die  Bauverwaltungen  bisher  den  wirtschaftlichen  Verhält- 
nissen durchaus  im  großen  und  ganzen  Rechnung  getragen  haben. 
Sie  sind  auch  so  allgemein  gefaßt,  daß  sie  im  wesentlichen  für  das 
ganze  Reich  werden  gelten  können,  und  so  steht  zu  hoffen,  daß  sie  zur 
Gesundung  des  Baugewerbes  erheblich  beitragen  werden. 

Berlin.  Marcinowski,  Regierungs-  und  Baurat. 


Vermischtes. 


Ehrenmitglieder  der  Technischen  Hochschule  Berlin.  Rektor 
und  Senat  der  Technischen  Hochschule  Berlin  haben  beschlossen,  an 
eine  Reihe  der  um  die  Hebung  der  Industrie  und  die  Aufrechterhaltung 


des  Deutschtums  in  Oberschlesien  verdienten  Männer  die  Ehrenmit- 
gliedschaft zu  verleihen  und  wollen  dadurch  ihre  warme  Anteilnahme 
an  der  Erhaltung  dieses  schwergequälten  und  hart  bedrohten  deutschen 
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27.  Juli  1921: 


Gaues  zum  Ausdruck  bringen.  Auf  Antrag  der  Abteilungen  für 
Chemie  und  Hüttenkunde  und  für  Bergbau  haben  Rektor  und  Senat 
in  Anerkennung  ihrer  hervorragenden  Verdienste  um  die  vaterländische 
Kohlenindustrie  Oberschlesiens  einstimmig  zu  Ehrenmitgliedern  der 
Technischen  Hochschule  Berlin  ernannt:  den  Generaldirektor  der 
Giesches  Erben  A.-G.  £>r.=  £hl9-  e.  h.  Seeger,  den  Generaldirektor  der 
Oberschlesischen  Eisenbahnbedarf  A.-G.  2)r.=  3itg.  e.  h.  Niedt,  den 
Fürsten  Guidotto  v.  Donnersmarck  in  Neudeck  bei  Tarnowitz  i. 
Oberschi.,  den  Generaldirektor  der  Borsigwerke  Euling  in  Borsig- 
werk  bei  Beuthen,  den  Generaldirektor  der  Oberschlesischen  Koks- 
werke und  chemischen  Fabriken  A.-G.  Bie  in  Hindenburg  i.  Oberschles., 
den  Chef  der  Firma  C.  Wollheim  in  Berlin  Geheimen  Kommerzienrat 
Arnhold,  den  Generaldirektor  der  Donnersmarckhiitte  Bergrat 
Stähler  in  Hindenburg  i.  Oberschi.,  und  den  Generaldirektor  der 
Rybniker  Steinkohlen  A.-G.  Wachsmann  in  Rybnik. 

Die  Würde  eines  Doktor- Ingenieurs  ehrenhalber  haben  Rektor 
und  Senat  der  Technischen  Hochschule  Berlin  dem  maschinen- 
technischen Leiter  der  Ilse,  Bergbau- Aktien -Gesellschaft,  Direktor 
Müller,  verliehen  in  Anerkennung  seiner  hervorragenden  Verdienste 
um  die  Entwicklung  der  Maschinentechnik  und  der  W ärmewirtschaft 
bei  der  Gewinnung  und  Verwertung  der  Braunkohle. 

Eine  neue  Fischschlense.  Zu  dem  Aufsatz  im  Jahrg.  1920  d.  Bl, 
S.  640.—  Die  folgenden  Ausführungen  sollen  im  wesentlichen  zeigen, 
daß  man  sich  bei  Stauanlagen,  bei  denen  bereits  eine  Einkammerfisch- 
schleuse  besteht  und  die  Einrichtung  einer  zweiten  Kammer  auf 
Schwierigkeiten  stößt,  mit  dem  Umbau  der  einen  Kammer  begnügen, 
auf  die  Doppelkammer  verzichten  und  so  ohne  erheblicheren  Kosten- 
aufwand den  Umbau  vornehmen  kann.  Der  Vorteil  der  Zweikammer- 
schleuse, daß  der  Fisch  immer  eine  Kammer  offen  findet,  entfällt  dann 
allerdings;  das  ist  aber  nicht  sehr  erheblich.  Denn  ist  der  Fisch 
durch  die  untere  Schlupföffnung  in  die  Kammer  gelangt,  muß  er  auch 
bei  der  Zweikammerschleuse  auf  das  Öffnen  des  Oberschützes  warten, 
weil  er  durch  die  kleine  Öffnung  i in  der  Zwischenwand  (vgl.  Abb.  1 
u.  1 a in  Nr.  103)  wegen  der  starken  Strömung  nicht  von  einer  zur 
anderen  Kammer  und  damit  zu  dem  jeweils  offenen  Oberschütz  ge- 
langen kann.  Es  dürfte  also  auch  der  beregte  Nachteil  wenig  ins 
Gewicht  fallen,  wenn  nur  die  Fische  stets  den  Eingang  in  den  Fisch- 
weg offen  finden  und  in  diesen  durch  eine  stetige,  genügend  starke 
Strömung  hineingelockt  werden.  Dafür  wird  es  genügen,  vor  das 
Unterschütz  der  Kammer,  vom  Unterwasser  aus  gesehen,  eine  oder 
mehrere  Stufen  anzuordnen,  wie  sie  diejenigen  Fischtreppen  zeigen, 
die  erfahrungsgemäß  von  den  Fischen  gern  genommen  werden.  Die 
Stufen  können  hier  besonders  niedrig  und  deshalb  bequem  für  die 
Fische  angenommen  werden,  weil  sie  nicht  Gefälle  überwinden,  sondern 
nur  die  Fische  zum  Hineinschwimmen  in  den  Fischweg  bewegen  sollen. 
Solche  niedrigen  Stufen  erfordern  zum  Betrieb  auch  nur  wenig  Wasser. 
Zwischen  den  Segmentschützen  und  dem  Mauerwerk  wird  ein  be- 
stimmter Zwischenraum  je  nach  der  für  den  Fischweg  verfügbaren 
Wassermenge  belassen.  Die  bei  geschlossenem  Schütz  durch  den  Spalt 
durchtretenden  Wassermengen  werden  als  Lockstrahl  wirken,  die  Fische, 
wenn  das  Schütz  geschlossen  sein  sollte,  vor  diesem  festhalten  und 
außerdem  den  unterhalb  der  Schleuse  angeordneten  Stufen  das  zum 
Anlocken  der  Fische  nötige  Wasser  ständig  und  gleichmäßig 
zuführen.  So  gleicht  der  Eingang  in  den  Fischweg  in 
jeder  Hinsicht  dem  der  üblichen  bewährten  Fischtreppen, 
und  es  ist  zu  erwarten,  daß  die  Fische  diese  Stufen  nehmen  und 
so  an  den  Eingang  zur  Schleuse  herankommen  werden.  Sie  werden 
dann,  sobald  das  Unterschütz  aufgeht,  was  bei  der  neuen  Fischschleuse 
sehr  bald  der  Fall  ist,  in  diese  hineinschwimmen:  ist  ein  Fisch  aber 
erst  in  dem  Fischweg,  so  wird  er  nicht  ohne  zwingenden  Grund 
wieder  umkehren. 

Als  Lockmittel  für  den  Eintritt  in  die  Stufen  dient  außer  dem 
über  die  Stufen  austretenden  Wasser  noch  weiter  die  in  Nr.  103  be- 
schriebene Wasserstrahlpumpe,  so  daß  die  Fische  auch  bei  hohem 
Unterwasser  durch  das  Wehrgeräusch  und  die  Luftblasen  auf  den  dann 
tief  unter  Wasser  liegenden  Eingang  gut  aufmerksam  gemacht  werden. 
Zweckmäßig  wird  es  sein,  innerhalb  der  Kammer,  nahe  deren  oberer 
Abschlußwand,  noch  eine  zweite  Wasserstrahlpumpe  anzuordnen. 
Diese  wird  durch  ihr  Rauschen  die  Fische  in  die  Kammer  locken. 
Der  Auslauf  dieser  Pumpe  liegt  im  Unterwasser  in  der  Nähe  des 
Abflusses  der  ersten  Pumpe. 

Als  Änderung  gegenüber  der  Anordnung  im  Modell  in  Abb.  1 u. 
la  der  Nummer  103  wird  es  zur  Erleichterung  des  Austritts  der  Fische 
in  das  Oberwasser  für  zweckmäßig  und  notwendig  erachtet,  die  strom- 
aufwärts befindliche  Schlupföffnung  so  nahe  wie  möglich  unter  der 
Glasdecke,  und  diese  selbst  etwa  in  Höhe  des  niedrigsten  gestauten 
Wasserspiegels,  bei  dem  die  Fischschleuse  noch  arbeiten  soll,  anzulegen. 
(Die  tiefe  Lage  der  oberen  Schlupföffnung  wird  auch  bei  der  alten 
Bauart  als  nachteilig  erachtet.)  Hier  ist  die  hohe  Lage  geboten.  Denn 
die  Fische  werden,  sobald  in  der  Kammer  der  OW-Druck  sich  ein- 
zustellen beginnt,  zumal  bei  größerem  Wehrgefälle,  sofort  nach  oben 


schwimmen,  weil  sie  bei  der  geringen  Tiefe  unserer  Binnengewässer 
nicht  an  hohen  Druck  und  überhaupt  nur  an  Schwankungen  des  auf  sie 
wirkenden  Wasserdrucks  durch  Orts  Veränderung  gewöhnt  sind.  Etwas 
Luft  wird  bei  hoher  Lage  des  Oberschützes  allerdings  durch  die  Öffnung, 
durch  die  das  Zugseil  zum  Bewegen  des  Schutzes  hindurchgeht,  in  die 
Kammer  gelangen,  wenn  nicht  besondere  Einrichtungen  (Stopfbüchse, 
Wasser  Verschluß)  angebracht  werden.  Das  schadet  aber  keineswegs. 

Die  Glasdecke  wird  voraussichtlich  auch  nicht  vollkommen  luftdicht 
abschließen.  Infolge  des  Lufteintritts  sinkt  nur  der  Wasserstand  in 
der  Kammer  bei  UW- Druck  um  etwas.  Auf  denselben  Wegen,  aut 
denen  die  Luft  zugetreten  ist,  entweicht  sie  auch  wieder,  wenn  sich 
der  OW-Druck  einstellt.  Diese  geringen  Schwankungen  der  Luftschicht- 
stärke unter  der  Decke  bewirken  eine  Erneuerung  der  Luft,  und  die 
größere  Luftmenge  verhindert,  da  sie  — was  besonders  bei  höheren 
Gefällen  erwünscht  ist  — als  Puffer  wirkt,  eine  zu  schnelle  Änderung 
der  Druckverhältnisse  in  den  Kammern  der  Fischschleuse. 

Bei  Ausführungen  werden  alle  sich  bewegenden  Teile  tunlichst 
gegen  Frost  gesichert.  Ferner  sind  die  feinen  Ausgleichungen  in  der 
Bewegungsvorrichtung  des  Modells,  das  nur  mit  '/2  kg  Kraft  arbeitet, 
nicht  erforderlich,  da  in  Wirklichkeit  beliebig  große  Kräfte  zur  Ver- 
fügung stehen.  Die  neue  Schleuse  wird  ebenso  einfach  wie  die 
Reckensche  Schleuse,  bei  der  die  Bewegung  der  Schütztafeln  ebenfalls 
durch  Wasserkraft  erfolgte. 

Die  in  Nr.  103  be-  1 
sprochene  Bewegungsvor- 
richtunghateinenSchwim- 
mer  N,  welcher  vom  OW 
bis  in  das  UW  des  Wehres 
reicht.  Bei  großen  Ge- 
fällen würde  diese  Anord- 
nung kostspielig  und  un- 
bequem werden.  Neben- 
stehende Abbildung  zeigt 
einen  Schwimmer  S,  des- 
sen Bauhöhe  nur  abhängig 
ist  von  dem  höchsten  und 
niedrigsten  Stande  des 
Oberwasserspiegels,  bei 
dem  die  Fiscbschleuse  in 
Tätigkeit  sein  soll,  aber 
nicht  vom  Stande  des  Un- 
terwassers. Der  Wechsel 
im  Auftrieb  des  Schwimmers,  seine  Auf-  und  Abwärtsbewegung  und 
die  Bewegung  der  Schütze  wird  auch  hier  dadurch  bewirkt,  daß  beim 
Wechsel  von  Ober-  und  Unterwasserdruck  in  derjenigen  Kammer,  mit 
welcher  der  Schwimmerbrunnen  in  Verbindung  steht,  der  Wasser- 
ausgleich im  Schwimmers  durch  die  kleine  (einstellbare)  Bodenöffnung v 
sich  langsamer  vollzieht  als  in  dem  mit  der  Kammer  durch  den  weiteren 
Wasserweg  e verbundenen  Brunnen.  Es  stellt  sich  an  Stelle  des  UW 
bei  der  alten  Anordnung  im  Schwimmer  und  Schwimmerbrunnen  jetzt 
aber  höchstens  ein  durch  die  Höhenlage  der  Verbindungsleitung  e\  be- 
dingter Mindestwasserstand  ein,  der  ganz  unabhängig  vom  UW  des 
Wehres  ist.  Der  Schwimmer  erhält  durch  einen  Luftkasten  den  für 
die  Bewegung  der  Schütze  genügenden  Auftrieb  P.  Das  Zusatz- 
gewicht Q muß  dann  etwa  2 P wiegen. 

Bei  den  Staustufen  mit  größerem  Gefälle  als  etwa  7 m wird  man 
entweder  die  die  Kammer  abschließende  Glasdecke  höchstens  7 m über 
NUW  legen,  oder  man  wird  besser  nach  Art  der  Kuppelschleusen 
mehrere  Fischschleusen  mit  gegen  5 m Gefälle  derart  hintereinander 
schalten,  daß  die  AustrittöffnuDg  der  einen  die  Eintrittöffnung  der 
folgenden  Kammer  bildet. 

Es  ist  zu  wünschen,  daß  bald  eine  der  bestehenden,  von  den 
Fischen  nicht  benutzten  Fischschleusen  den  obigen  Vorschlägen  ent- 
sprechend umgebaut  wird.  Hierzu  anzuregen  ist  der  Hauptzweck  der 
vorliegenden  Veröffentlichung.  Die  nicht  erheblichen  Kosten  würden 
sich  durch  Ersparnis  an  „weißer  Kohle“  in  ganz  geringer  Zeit  bezahlt 
machen.  Für  künftige  Bauten  wäre  es  aber  wesentlich,  wenn  die  viel 
Kosten  und  Wasser  erfordernden  Wildpässe  und  Fischtreppen  ganz 
entbehrt  und  durch  die  im  Bau  billigen  und  im  Wasserverbrauch 
sparsamen  und  den  Fischen  einen  leichten  Aufstieg  ermöglichenden 
Fischschleusen  ersetzt  werden  könnten,  wie  das  bei  Bekanntwerden 
der  Reckenschen  Fischschleuse  erhofft  wurde. 

Charlottenburg.  Abraham,  Regierungs-  und  Baurat. 

Über  die  Feuersicherheit  des  Lelnnschiudeldaches  (S.  238  d.  Bl.) 
bringt  die  Feuerwehrtechnische  Zeitschrift  vom  20.  Mai  d.  J.  eine  Reihe 
von  neuen  Feststellungen.  Die  Frage  der  Feuersicherheit,  die  nach 
den  Brandproben  in  Sorau  i.  d.  N.-L.  sich  zugunsten  der  Lehm- 
schindeldächer zu  lösen  scheint,  hat  schon  1796  den  Geheimen  Ober- 
baurat Gilly  beschäftigt.  Auf  seine  Veranlassung  wurde  auf  der  sog. 
Freiheit  in  Spandau  ein  Gebäude  von  10  Fuß  Länge  und  Breite  und 
8 Fuß  Höhe  errichtet.  Die  Wände  wurden  in  Lehmpatzen  1 l/s  Stein 
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stark,  die  Dackgiebel  1/a  Stein  stark  aufgeführt  und  die  Decke,  ein 
flaches  Kreuzgewölbe  von  J/2  Stein  Stärke,  aus  rohen  Lehmsteinen 
hergestellt.  Das  Dach  wurde  mit  Lehmschindeln  gedeckt,  nach  völliger 
Austrocknung  des  Gebäudes  mit  Strohbündeln  besteckt  und  bei  hef- 
tigem Winde  angesteckt.  Nach  25  Minuten  war  auf  dem  Dachboden 
„noch  nicht  die  geringste  Hitze“  zu  verspüren.  Die  Ablöschung  mit 
der  Feuerspritze  ging  ohne  Schwierigkeiten  vonstatten,  und  es  stellte 
sich  heraus,  daß  „nur  das  obere  Stroh  und  etwa  ein  Drittel  des  über- 
haupt in  den  Lehmschindeln  enthaltenen  Strohes  verbrannt,  das 
übrige  aber  unversehrt  geblieben  war“.  Auch  nach  einer  halben 
Stunde  war  das  Gespärr  und  die  Latten  auf  der  entgegengesetzten 
Dachseite,  die  nicht  gelöscht  war,  völlig  unberührt.  Besonders  ver- 
merkt wurde,  daß  von  dem  Lehmschindeldach  kein  Flugfeuer  entstand. 
Gleich  günstigen  Erfolg  hatte  eine  zweite  Probe,  bei  der  im  Dach- 
boden trockene  Späne  und  Stroh  angezündet  wurden.  Erst  „nach 
22  Minuten  entstand  eine  Öffnung  im  Dache,  weil  durch  eine  ab- 
gebrannte Latte  die  daraufgelegten  Lehmschindeln  ihre  Unterstützung 
verloren  hatten  und  herunterfielen“.  Zum  Schluß  wurden  noch  das  Dach 
und  die  Giebel  dergestalt  eingerissen,  „daß  alles  einwärts  auf  das  Ge- 
wölbe Zusammenstürzen  mußte,  wodurch  das  Gewölbe  nicht  im  min- 
desten beschädigt  wurde,  so  daß  man  unten  im  Innern  des  Gebäudes 
sicher  hineingehen  konnte“.  In  einem  an  Gilly  aus  Kammin  i.  Westpr. 
am  20.  Juli  1794  gerichteten  Schreiben  wird  dann  von  dem  Brand 
eines  Brauhauses  berichtet,  das  auch  nur  durch  Lehmschindeldeckung 
vor  größerem  Schaden  bewahrt  werden  konnte.  Der  Berichterstatter 
weist  dann  noch  besonders  darauf  hin,  daß  die  Befestigung  der  Lehm- 
schindeln mit  Weiden  die  Entfernung  brennender  Lehmschindeln 
erleichtert.  Endlich  wird  in  demselben  Blatt  noch  von  einem  Brand 
berichtet,  der  vor  kurzer  Zeit  auf  dem  Siedlungsgelände  Thielvorwerk 
bei  Sorau  ausgebrochen.  Es  gelang  den  Siedlern,  den  Brand  zu  loka- 
lisieren und,  als  erst  nach  s/4  Stunden  die  Feuerwehr  eintraf  und  den 
Brand  leicht  löschte,  zeigte  sich,  daß  das  Dach  nirgends  durchgebrannt 
war.  Im  Innern  des  Dachraumes  war  weder  Rauch  noch  Wärme- 
entwicklung wahrzunehmen,  und  der  äußere  Schaden  konnte  in  kür- 
zester Zeit  beseitigt  werden. 

Durch  diese  geschichtlichen  Zeugnisse,  die  amtlichen  Brandproben 
und  das  Schadenfeuer  in  Sorau  dürfte  dem  Vorurteil  gegen  die  Lehm- 
schindeldächer weiterer  Boden  entzogen  werden. 

Berlin.  Marcinowski. 

Fahrbalmbreiteu  bei  Straßenbrücken.  Bei  den  im  Jahrg.  1920 
d.  BL,  S.38I  und  auf  S.  149  d.  J.  veröffentlichten  Vorschlägen  über  „Regel- 
querschnitte für  Straßenbrücken“  möchte  zu  bedenken  sein,  daß  diese 
Vorschläge  in  der  heutigen  Zeit  der  Verarmung  doch  wohl  nicht  ganz 
den  Geboten  äußerster  Sparsamkeit  entsprechen.  Wenn  wir  nicht  auf 
Jahrzehnte  Not  und  Elend  gegenüberständen,  Staat  und  Gemeinden 
sich  vielfach  überlegen  müßten,  wo  an  Ausgaben  gespart  werden  kann, 
so  könnte  man  ohne  weiteres  den  Vorschlägen  zustimmen.  Als  älterer 
Brückenbauer  muß  ich  jedoch  darauf  hinweisen,  daß  eine  Fahrbahn- 
breite von  5 m bei  zweispurigen,  von  7,5  m bei  dreispurigen 
Straßenbrücken  völlig  genügt,  wie  ich  das  in  meinen  „Eisernen 
Brücken“  (Verlag  der  Deutschen  Bauzeitung  1911)  und  an  vielen 
anderen  Stellen  zum  Ausdruck  gebracht  habe,  vgl.  dort  S.  27  „Grund- 
lagen für  die  Breitenabmessungen  der  Brücken“.  1898  habe  ich  bereits 
den  Nachweis  hierfür  in  einer  Habilitationsschrift  gebracht,  deren 
Inhalt  im  vorgenannten  Buche  mit  aufgegangen  ist.  Die  Rücksicht- 
nahme in  den  Vorschlägen  des  Sonderausschusses  für  die  Behandlung 
der  Brückenbreiten  auf  3 m breite  Möbelwagen  und  3,2  m breite  Heu- 
wagen in  Begegnung  mit  2,2  m breiten  Kraftlastwagen  führt  entschieden 
zu  weit.  Die  Seltenheit  solcher  Fälle  sollte  nicht  als  Grundlage  von 
Regeln  dienen.  Der  Verkehr  ungewöhnlich  breiter  Fahrzeuge  bei 
unbeleuchteten  laugen  Brücken  ist  praktisch  wohl  leicht  zu  regeln, 
z.  B.  wie  bisher  durch  Ortspolizeivorschriften,  die  ja  auch  den 
Verkehr  mit  ungewöhnlich  schweren  Fahrzeugen  behandeln.  Wie  in 
meinen  oben  erwähnten  Darlegungen  vorgeführt,  gehört  zu  der  Fest- 
legung der  Fahrbahnbreite  außer  den  Fahrzeugbreiten  auch  noch  das 
Zwischenmaß  in  Abhängigkeit  von  der  Schnelligkeit  des  Fahrzeuges 
und  von  der  bei  den  Fuhrwerklenkern  gewohnten  Geschicklichkeit; 
diese  ist  in  den  Großstädten  und  bei  geprüften  Kraftfahrern  größer 
als  in  Kleinstädten.  Bei  glattem  Pflaster  muß  sie  größer  sein  als  bei 
rauhem.  Ob  glatt  oder  rauh,  hängt  von  den  Steigungsverhältnissen  ab. 
In  Großstädten  mit  starkem  Autobusverkehr  muß  der  Zwischenraum 
bei  glattem  Pflaster  größer  sein,  namentlich  für  die  Schrammkante, 
da  ein  Schleudern  des  sehr  langen  Hinterteils  beim  Bremsen  zu  Unfällen 
geführt  hat.  Diese  Zwischenräume  sind  nach  meinen  Erfahrungen  mit 
0,35  bis  0,50  m in  Rechnung  zu  setzen.  Bei  einfachen  Verhältnissen 
unter  dem  Druck  äußerster  Sparsamkeit  würde  ich  für  eine  zweispurige 
Fahrbahn  2 • 2,5  — 2 0,3  + 0,35  = 4,75  m sogar  schon  für  ausreichend 
erachten.  In  der  Zeitschrift  „Der  Straßenbau“  vom  15.  Oktober  1920 
verlangt  3)r.=3ttg.  Häberle  die  Bestimmung  der  Fahrbahnbreiten  bei 
städtischen  Straßen  mit  Rücksicht  auf  die  durch  Zählung  festgestellte 
Größe  des  Verkehrs.  Er  beruft  sich  sehr  sachgemäß  auf  eine  Reihe 


von  Zählungen  in  Stuttgart  und  anderen  Städten  und  kommt  zu  dem 
Schluß,  daß  die  Grenze  der  Leistungsfähigkeit  einer  Fubrwerkhahn 
von  2,5  m Breite  auf  einer  städtischen  Straße  400  Fahrzeuge  in  der 
Stunde  sei,  die  nach  einer  Zählung  vom  Jahre  1907  in  der  Leipziger 
Straße  in  Berlin  mit  218  noch  nicht  erreicht  ist.  Er  schlägt  für 
Straßen  als  Regel  eine  5 m breite  Fahrbahn  vor,  die  meines  Erachtens 
bei  Brücken  mit  zweispuriger  Fahrbahn  umsomehr  berechtigt  ist, 
als  hier  das  Aufstellen  von  Wagen  zum  Vorfahren  wegfällt.  Darüber 
hinauszugehen  und  dies  als  Regelquerschnitt  zu  verkünden,  muß 
aus  Sparsamkeitsgründen  bekämpft  werden. 

Noch  größer  sind  die  Bedenken  für  die  8 m breite  Fahrbahn  als 
Regelquerschnitt  dreispuriger  Brücken.  Der  Leser  findet  in  meinem 
Buche  Dutzende  von  Beispielen  bestehender  Straßenbrücken  auch  aus 
den  letzten  Jahrzehnten  und  kann  sich  überzeugen,  daß  Straßenbrücken 
wie  die  über  die  Norderelbe  bei  Hamburg,  über  den  Rhein  bei  Mainz, 
bei  Bonn  und  bei  Worms,  über  die  Elbe  bei  Magdeburg  und  bei 
Dresden,  über  die  Süderelbe  bei  Harburg,  wie  die  neue  Kornhaus- 
brücke in  Bern,  die  Treskowbrücke  bei  Oberschöneweide  und  ver- 
schiedene andere  weniger  als  8 m Fahrbahnbreite  bei  dreispuriger 
Anlage  aufweisen.  Gleim  und  Engels  gebührt  meines  Wissens  das 
Verdienst,  beim  Entwurf  der  Straßenbrücke  über  die  Norderelbe  bei 
Hamburg  den  Weg  gewiesen  zu  haben,  wie  die  Bemessung  der  Fahr- 
bahnbreite aus  denVerkehrsbreiten  neuzeitlicher  Fahrzeuge  folgt  (vgl. 
Abb.  23,  S.  30  meiner  „Eisernen  Brücken“),  und  für  die  dreispurige 
Fahrbahn  einer  Brücke  vom  Range  der  Hamburger  Elbbrücke  7 m 
Fahrbahnbreite  als  ausreichend  ableiten.  Die  Kosten  einer  Straßen- 
brücke wachsen  etwa  im  Verhältnis  der  Fahrdammbreite.  Die  160  m 
lange  Treskowbrücke  mit  7,50  m Fahrdammbreite  hat  bei  einem  Eisen- 
preis von  255  Mark/t  407  600  Mark  gekostet,  1 m Fahrdammbreite  also 
54  350  Mark.  Nach  heutigen  Werten  müßte  man  also  mindestens 
1 Müll.  Mark  für  1 m Fahrdamm  dieser  Brücke  rechnen.  Die 
732  m lange  Bonner  Rheinbrücke  mit  7,15  m Fahrdammbreite  würde 
nach  dem  Regelquerschnitt  von  8 m Fahrdamm  heute  10  Mill.  Mark 
mehr  kosten.  Aus  diesem  Grunde  bedarf  es  keiner  weiteren  Worte, 
um  eine  Nachprüfung  der  Vorschläge  aus  volkswirtschaftlichen 
Gründen  zu  verlangen. 

Berlin.  Karl  Bernhard. 

Ein  eig  enartiges  Land-  und  Wasserfahrzeug  (Train  - Amphibie ). 
Die  wichtige,  schwierige  Aufgabe,  eine  Zugform  zu  erfinden,  mit  der 
man  zu  Lande  wie  zu  Wasser  gleich  gut  fahren  kann,  scheint  nach 
einem  Bericht  der  Independance  beige  (Nr.  120)  vom  30.  April  d.  J. 
in  Belgien  eine  Lösung  gefunden  zu  haben.  Die  Ingenieure  Gold- 
schmidt und  Vanderhaeghen  haben  dem  belgischen  Kolonialminister 
Franck  und  Vertretern  der  Presse  ihren  Versuchzug,  der  zu  Wasser 
und  zu  Lande  gleich  brauchbar  sein  soll,  in  Willebroeck  vorgeführt 
und  dabei  angeblich  ein  befriedigendes  Ergebnis  erzielt,  so  daß  man 
in  dieser  Zugform  ein  brauchbares  Beförderungsmittel  für  den  Kongo 
gefunden  zu  haben  glaubt. 

Über  die  Bauart  des  Zuges  bringt  der  Bericht  nur  dürftige  An- 
gaben. Zwei  Schwimmgefäße  (flotteurs)  sind  mittels  eines  doppelten 
Joches  seitlich  an  dem  Fahrzeug  befestigt,  an  dem  in  der  Mitte  ein 
Antrieb  zum  Rollen  auf  einer  einschienigen  Gleitbahn  aufgehängt  ist. 
Die  Einschienenbahn  ist  auf  einem  gemauerten  oder  aus  Holz 
gezimmerten  LTnterbau  angeordnet,  dessen  Umriß  sich  mit  genügen- 
dem Spielraum  in  den  Zwischenraum  zwischen  die  beiden  Schiffs- 
gefäße einfügt.  Die  in  Willebroeck  hergestellte  Versuchsbahn  besteht 
aus  einer  einfachen  Pfahlstellung  teils  in  einen  Kanal,  teils  in  die 
Erde  gerammter  Pfähle,  die  durch  ein  fortlaufendes  Tragwerk  ver- 
bunden sind.  Auf  diesem  ist  die  Fahrschiene  befestigt.  Beim 
Schwimmen  ist  die  Standfähigkeit  infolge  der  Breite  des  Fahrzeugs 
sehr  groß.  Ein  genauer  Gewichtsausgleich  der  beiden  Gefäße  ist 
nicht  unbedingt  erforderlich,  da  deren  Schwerpunkt  sehr  tief  unter 
der  Aufhängungslinie  liegt;  daher  ist  auch  die  Standsicherheit  auf 
der  Laufschiene  sehr  groß. 

Der  Zug  besteht  aus  dem  Treiber  (loco-remorqueur)  und  mehreren 
Fahrzeugen  von  (je  ?)  20  t Nutzlast.  Die  Motoren  können  beliebig  auf 
die  Schiffschrauben  oder  die  Triebräder  geschaltet  werden.  Die 
Landung  vollzieht  sich  in  einem  Führungskanal.  Die  Einführung  des 
Fahrzeugs  auf  die  Schienenbahn  wird  selbsttätig  gesichert  durch 
eine  gabelförmige  Anordnung,  die  vor  jedem  Radsatz  angebracht  ist, 
wobei  jede  Mitwirkung  der  Bedienungsmannschaft  entbehrlich  und  jede 
gewünschte  Sicherheit  der  Wirkung  erzielt  wird. 

Für  das  gewaltige  Kongobecken  soll  der  neue  Wasserlandzug 
eine  wirklich  wirtschaftliche  Beförderung  ermöglichen.  Die  Mehr- 
zahl der  Wasserstraßen  im  Kongogebiet  ist  durch  natürliche  Hinder- 
nisse, Wasserfälle  oder  Stromschnellen,  unterbrochen,  deren  Über- 
schreitung bisher  für  unmöglich  galt.  So  enthält  die  Wasserstraße 
des  Kongo  von  Bukama  bis  zur  Mündung  in  den  Atlantischen  Ozean 
bei  mehr  als  3000  km  Länge  eine  Reihe  von  schiffbaren  Stromhaltungen, 
wechselnd  mit  Abschnitten,  die  nicht  für  schiffbar  gelten;  es  ergaben 
sich  daraus  für  die  Beförderung  der  Güter  vom  Katangabezirk  nach 
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dem  Atlantischen  Ozean  auf  der  einzigen  rein  belgischen  Verkehrs- 
straße, über  welche  die  belgische  Kongokolonie  verfügt,  nicht  weniger 
wie  14  ebenso  langwierige  als  kostspielige  Umladungen.  Die  Ein- 
führung des  neuen  Fahrzeugs  in  die  Kongokolonie  würde  eine  Be- 
förderung der  Frachten  in  dem  Schiffswagen  ohne  Umladung  von 
beliebiger  Stelle  des  Schutzgebiets  bis  zum  Weltmeer  ermöglichen. 

Die  Kruppscheu  Monatshefte,  die  im  2.  Jahrgang  erscheinen, 
bringen  allmonatlich  sozialpolitische  und  technisch- wissenschaftliche 
Abhandlungen  und  allgemein  wissenswerte  Ausführungen  über  die 
Arbeiten  der  Kruppschen  Unternehmungen.  Im  Juniheft  wird  über 
praktische  Messung  industrieller  Gasmengen  unter  Beigabe  wichtiger 
Zahlenreihen  in  Tabellenform  und  über  Umsetzkrane  zur  Bedienung 
großer  Lagerplätze  gesprochen.  Der  Preis  der  Kruppschen  Monats- 
hefte beträgt  12  Mark  für  einen  Jahrgang.  Sie  erscheinen  im  Selbst- 
verläge der  Krupp  A.-G.,  Essen. 

Prellbock  mit  die  Schienen  umfassenden  Schuhen  und  Keilkörpern 
in  den  Schuhhöhlungen.  D.  ß.-P.  335  665.  Franz  Rawie  in  Osna- 
brück-Schinkel.—' Die  Dreieckverstrebungen  des  Prellbocks  sind  an  ihren 
unteren  Enden  gleitschuhartig  ausgebildet  und  umfassen  die  Schienen 
des  Gleises.  Die  kanalförmigen  Öffnungen  der  Gleitschuhe  1,  die  auf 
den  Schienen  2 sitzen,  sind  nach  ihrem  einen  Ende  hin  erweitert.  In 
diesen  Erweiterungen  der  Führungskanäle  sitzen  bei  der  Ausführungs- 
form nach  Abb.  1 bis  4 Keile  3,  die  auf  den  Schienenkopf  aufruhen.  Beim 
Auffahren  eines  Fahrzeuges  auf  den  Prellbock  und  dadurch  bewirkter 
Verschiebung  des  letzteren  in  der  Pfeilrichtung  erfolgt  ein  Einschieben 
des  Keils  in  das  erweiterte  Ende  des  Gleitkanals,  wodurch  eine  Ein- 
klemmung des  Keils  und  damit  eine  Bremsung  der  Gleitbewegung  des 
Prellbocks  zustande  kommt.  — Bei  der  Ausführungsform  nach  Abb.  5 
sind  statt  der  Keile  3 Rollen  4 vorgesehen,  während  die  Führungs- 
kanäle des  Prellbocks  in  derselben  Weise  wie  bei  der  Ausführung  nach 
Abb.  1 bis  4 nach  dem  einen  Ende  hin  erweitert  sind.  Die  Brems- 


Abb.  1.  1 


Abb.  2. 


Abb.  4 (Schnitt  4—4). 


rollen  4 wirken  in  diesem 
Falle  genau  so  wie  die 
Keile  3.  — Nach  der  Aus- 
führung von  Abb.  6 u.  7 
ist  der  bremsende  Klemm- 
körper gelenkig  mit  dem 
Prellblock  verbunden  und 
besteht  aus  einer  Klemm- 
platte 5,  die  mittels  eines 


Gelenkhebels  6 an  dem  Prellbock  angehängt  ist.  Der  Gelenkhebel 
ist  schräg  zur  Schienenkopffläche  gestellt?  so  daß  bei  einer  Bewegung 
des  Prellbocks  in  der  Pfeilrichtung  und  der  dieser  entsprechenden 
Drehung  des  Gelenkhebels  6 in  der  Richtung  entgegengesetzt  der 
Uhrzeigerbewegung  ein  Festklemmen  der  Platte  5 eintritt,  während 
bei  entgegengesetzter  Bewegung  des  Prellbocks  die  Klemmplatte  5 
gelockert  wird.  — Die  gleiche  Bremseinrichtung  läßt  sich  auch  für 


Schleppschwellen,  die  mit  dem  Prellbock  verbunden  sind,  anwenden. 
In  diesem  Fall  würden  auch  die  Schleppschwellen  an  Führungskörpern 
in  der  Gleisrichtung  zu  führen  und  zwischen  den  Fübrungsscbuheu 
und  Führungsbalken  einseitig  wirkende  Klemmkörper  anzuordnen  sein, 
so  daß  bei  Verschiebung  der  Schwellen  in  dem  einen  Sinne  eine 
Bremsung  der  Schwellenbewegung  erfolgt,  während  bei  der  Bewegung 
in  der  entgegengesetzten  Richtung  eine  freie  Verschiebung  stattfinden 
kann.  — Da  die  rücklaufende  Bewegung  des  Prellbocks  ohne  jeden 
Bremswiderstand  erfolgt,  ist  es  möglich,  durch  Gewichtswirkung 
ständig  einen  solchen  Zug  auf  den  Prellbock  entgegengesetzt  der 
Kraftrichtung  eines  auffahrenden  Wagens  auszuüben,  daß  der  Prellbock 
jederzeit  in  seiner  Betriebstellung  erhalten  und  nach  jedesmaliger 
Verschiebung  in  diese  zurückgezogen  wird. 


Bücherschau. 

Die  Ausnutzung-  der  Wasserkräfte.  Technische  und  wirtschaft- 
liche Grundlagen.  Neuere  Bestrebungen  der  Kulturländer.  Von 
E.  Mattem.  3.  Aufl.  Leipzig  1921.  Wilhelm  Engelmann.  XI  u.  1029  S. 
in  8°  mit  349  Abb.  Geh.  192  Jt,  geb.  212  M. 

Das,  was  in  diesem  Blatte  der  ersten  und  zweiten  Auflage  des 
Buches  nachgerühmt  worden  ist*):  geschickter  und  klarer  Aufbau  sowie 
fesselnde  Darstellung,  ist  auch  der  dritten  Auflage  zu  eigen.  Der  erheblich 
vermehrte  Umfang  gegenüber  der  vor  13  Jahren  erschienenen  2.  Auflage 
läßt  schon  äußerlich  erkennen,  in  welchem  Maße  die  Bedeutung  der 
Ausnutzung  der  Wasserkräfte  für  unser  Wirtschaftsleben  inzwischen 
gewachsen  ist.  Der  Verfasser  hat  es  verstanden,  unter  Wahrung  der 
Einheitlichkeit  des  Ganzen  und  unter  Beibehaltung  der  früheren  Stoff- 
gliederung das  Werk  auf  der  Höhe  der  Zeit  zu  erhalten.  Es  ist  ein 
besonderer  Vorzug  des  Werkes,  daß  es  nicht  mit  baulichen  Einzel- 
heiten belastet  ist,  dafür  aber  wirtschaftlichen  Erwägungen  einen 
breiten  Raum  gewährt  und  sich  auch  dem  Nichttechniker  durch  kurze 
klare  Erläuterungen  der  wichtigsten  technischen  Grundbegriffe  zu- 
gänglich macht.  Es  wird  daher  nicht  nur  den  engeren  Fachkreisen, 
sondern  auch  dem  Verwaltungsbeamten,  dem  Volkswirtschaftler,  dem 
Landwirt,  dem  Industriellen  und  Schiffahrttreibenden  ein  wertvoller 
und  zuverlässiger  Ratgeber  bleiben  und  dank  der  gesunden  vorgetra- 
genen Anschauungen  zur  P'örderung  der  Wasserwirtschaft  in  ihrem 
weitesten  Umfange  beitragen.  H.  Engels. 

Veranschlagen,  Bauleitung,  Baupolizei  und  Heiniatschutzgesetze. 
Von  Friedrich  Schultz,  Stadtbaurat  in  Bielefeld.  (Teubners  Tech- 
nische Leitfäden,  12.  Bd.)  Leipzig  u.  Berlin  1921.  B.  G.  Teubner. 
150  S.  in  8°  mit  3 Tafeln.  In  Steifband  9,40  M und  120  vH  Teuerungs- 
zuschlag. 

Das  kleine  Werk,  als  12.  Band  von  Teubners  Technischen  Leit- 
fäden erschienen,  ist  in  erster  Linie  für  die  Jünger  der  Baukunst 
gedacht,  um  diesen  die  von  ihren  Hauptaufgaben  abseits  liegenden 
Gebiete  näher  zu  bringen.  Der  Verfasser  beklagt  mit  Recht,  daß  diese 
praktischen  Fragen  meist  als  nebensächlich  behandelt  sind;  infolge- 
dessen ist  der  Glaube  an  die  wirtschaftliche  Zuverlässigkeit  der 
Architekten  ins  Wanken  geraten  mit  Ausnahme  der  gerade  in  dieser  Be- 
ziehung gründlich  geschulten  Staatsbaubeamten.  Seine  Ausführungen 
über  Veranschlagen  nehmen  den  breitesten  Raum  ein.  Bei  der 
Prüfung  der  Preise  weist  er  besonders  auf  den  Vorteil  der  Behörden 
hin,  die  dauernd  brauchbare  und  statistisch  festgelegte  Beispiele 
aus  ihrem  großen  Arbeitsgebiet  haben.  Die  genaue  Besprechung  aller 
Stufen  des  Kostenanschlages  wird  durch  ein  durcbgeführtes  Beispiel 
für  ein  Zweifamilienhaus  abgeschlossen.  Hier  sind  die  Preise  von 
1914  und  1919  gegenübergestellt.  Der  nächste  Abschnitt  bespricht 
ausführlich  die  verschiedenen  Aufgaben  der  Bauleitung  von  der  Bau- 
erlaubnis bis  zur  Abrechnung  wieder  unter  besonderer  Berücksichtigung 
der  Einhaltung  der  Bausumme,  Als  Sicherheit  wird  auch  den  Privat- 
architekten die  vielfach  erprobte  dauernde  Fortführung  einer  finan- 
ziellen Nachweisung  empfohlen,  wie  sie  von  jeher  im  preußischen 
Staatsdienst  üblich  ist.  Eine  Sammlung  von  allgemeinen  und  beson- 
deren Bedingungen  vervollständigt  diesen  Teil  des  Büchleins.  Der 
folgende  Abschnitt  unterzieht  verschiedene  Bauordnungen  einer 
gründlichen  Prüfung,  insbesondere  davon  ausgehend,  welcher  Schaden 
durch  die  bedingungslose  Übertragung  großstädtischer  Verordnungen 
auf  das  Land  entstanden  ist.  Die  verschiedenen  auszugsweise  wieder- 
gegebenen Gesetze  und  Bauordnungen  lassen  lehrreiche  Vergleiche 
zu.  Recht  wertvoll  ist  eine  Zusammenstellung  der  wichtigsten  Para- 
graphen des  Reichsstraf-  und  Bürgerlichen  Gesetzbuches  und  eine 
kurze  Erörterung  über  die  Heimatschutzgesetze.  Wenn  auch  das 
kleine  Werk  keine  erschöpfende  Darstellung  aller  Punkte  bringen 
kann,  so  birgt  es  doch  manche  Anregungen  auch  für  solche  Leser, 
die  die  Lernzeit  längst  hinter  sich  haben.  Ma. 


*)  Jahrg.  1906,  S.  545;  1909,  S.  68. 
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mit  Nachrichten  der  Reichs-  und  Staatsbehörden, 

I Herausgegeben  im  preußischen  Finanzministerium 

Nr.  61.  Berlin,  30.  Juli  1921.  41.  Jahrgang. 

Erscheint  Mittwoch  und  Sonnabend.  — Sohriftleitung:  W 66  Wilhelmatr.  89.  — Geschäftstella  und  Annahme  der  Anzeigen:  W 60  Wilbelmstr.  90  — Bezugspreis:  Vierteljährlich 

einschließlich  Abtragen,  Poet-  oder  Streifbandzusendung  16  Mark;  desgl.  für  das  Ausland  30  Mark. 

INHALT;  Amtliches:  Dienst-Nachrichten.  — Nichtamtliches:  Der  neue  städtische  Friedhof  in  Bremen-Osterholz.  (Schluß.)  — Ausstellung  für  Wasserstraßen  und  Kuergie- 
wirtschaft  in  München  1921.  — III.  — Heimatschutz  und  Siedlungswesen.  — Vermischtes:  Verleihung  der  Würde  eines  Ehifendoktoringenieurs 
Gedächtnisfeier  für  Karl  Wiehert.  — 76.  Stiftungsfest  des  „Akademischen  Vereins  Hütte"  an  der  Technischen  Hochschule  Berlin. 


Auf  dem  Felde  der  Ehre  sind  gefallen; 

Dietz,  Hans,  Regierungsbauführer,  Berlin, 

Hentzelt,  Wolfgang,  Regierungsbaufiihrer,  Berlin, 

Reintzscher,  Martin,  Studierender  der  Ingenieurwissenschaften,  ge 
fallen  in  Oberschlesien  im  Kampfe  gegen  die  polnischen  Banden, 
Roth,  Erich,  Regierungsbauführer,  Berlin, 

Weygoldt,  Max,  Regierungsbauführer,  Berlin. 

Ordensauszeichnuugen: 

Es  haben  erhalten: 

das  Eiserne  Kreuz  erster  Klasse: 

Brasch,  Walter,  Regierungshaumeister,  Berlin, 

Brauer,  Alexander,  Regierungs-  und  Baurat,  Berlin. 

Hasselbusch,  Ludwig,  Diplomingenieur,  Minden, 

Lührs,  Hans,  Regierungsbauführer,  Dahlem, 

Petersen,  Hans,  Regierungsbaumeister,  Berlin, 

Schade,  Eberhard,  Regierungsbaumeister,  Husum, 

Schulz,  Erich,  Regierungsbauführer,  Düsseldorf, 

Spendlin,  Otto,  Regierungsbauführer,  Harburg, 

Thien,  Karl,  Regierungsbaumeister,  Hannover, 

2)r.=3ng.  Thum,  Friedrich,  Regierungsbaumeister,  Herne, 
Verhülsdon,  Wilhelm,  Architekt,  Berlin; 

das  Eiserne  Kreuz  zweiter  Klasse: 
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Amtliche  Mitteilungen. 

Preußen. 

Das  preußische  Staatsministerium  hat  den  der  Ministerial-,  Militär- 
und  Baukommission  in  Berlin  angehörenden  Oberbaurat  Hagemann 
zum  Oberregierungsrat  ernannt;  ihm  ist  die  Stelle  des  Ersten  Ver- 
treters des  Präsidenten  dieser  Kommission  übertragen  worden. 


Der  Regierungs-  und  Baurat  Joseph  bei  der  Regierung  in  Stade 
ist  zum  Oberbaurat  befördert  worden. 

Der  Regierungs-  und  Baurat  Hans  Müller  von  Wiesbaden  ist  an 
die  Rheinstromhauverwaltung  in  Koblenz  versetzt. 

Der  Regierungs-  und  Baurat  Klenner  heim  Wasserbauamt  in 
Breslau  ist  der  Oderstromhauverwaltung  und  der  Marinebaumeister 
Schumann  dem  Maschinenhauamt  in  Herne  überwiesen  worden. 

Dem  Regierungs-  und  Baurat  Hahn  in  Köslin  ist  eine  Regierungs- 
und Bauratstelle  der  Gruppe  11  beim  Verbandspräsidium  des  Siedlungs- 
verbandes Ruhrkohlenbezirk  in  Essen  verliehen  worden. 

Zum  Vorsitzenden  der  Prüfungskommission  für  Schiffer  auf  Küsten 
fahrt  in  Königsberg  i.  Pr.  ist  an  Stelle  des  Geheimen  Regierungs-  und 
Baurats  Ladisch  der  Regierungs-  und  Baurat  Ruhtz  und  zu  seinem 
Stellvertreter  der  Regierungs-  und  Baurat  Kuwert  ernannt  worden. 

Versetzt  sind:  die  Regierungsbaumeister  des  Hochbaufaches 

Hauch  von  Danzig  nach  Potsdam  und  Stang'e  von  Gumbinnen  nach 
Merseburg. 

Zur  Beschäftigung  ist  überwiesen:  der  Regierungshaumeister  des 
Hochbaufaches  Frenzei  der  Regierung  in  Köslin. 

Bayern. 

Der  Direktionsrat  Alwin  Titscher,  früher  bei  der  Eisenhahn- 
direktion München,  ist  gestorben. 

Württemberg. 

Dem  Privatdozenten  Wilhelm  W eigel  an  der  Architekturabteilung 
der  Technischen  Hochschule  Stuttgart  ist  die  Amtsbezeichnung  eines 
außerordentlichen  Professors  verliehen  worden. 

Dem  Vorstand  der  Technischen  Beratungstelle  des  Landesgewerbe- 
amts, Baurat  von  der  Burchard,  ist  die  nachgesuchte  Entlassung 
aus  dem  Staatsdienst  gewährt  worden. 

Der  Baurat  Oskar  Hartmann,  früher  Vorstand  der  Eisenbahn- 
hausektion in  Kannstatt,  ist  gestorben. 

Baden. 

Der  Direktor  des  Gewerbeaufsichtsamts  Oberregierungsrat  Privat- 
dozent 2)r.=2>ttg.  Friedrich  Ritz  mann  und  der  Oberregierungsbaurat 
hei  der  Eisenhahn-Generaldirektion  Karlsruhe  Ferdinand  Grimm  sind 
zugleich  zu  ordentlichen  Honorarprofessoren  an  der  Technischen  Hoch- 
schule Karlsruhe  ernannt. 

Vom  1.  Oktober  d.  J.  an  ist  der  ordentliche  Honorarprofessor  an 
der  Technischen  Hochschule  Karlsruhe  Hofrat  Dr.  Max  Tolle  unter 
Verleihung  der  Amtsbezeichnung  und  der  akademischen  Rechte  eines 
ordentlichen  Professors  zum  planmäßigen  außerordentlichen  Professor 
in  der  Abteilung  für  Maschinenwesen  der  Technischen  Hochschule 
ernannt  worden. 

Hessen. 

Zum  Rektor  der  Technischen  Hochschule  Darmstadt  wurde  für 
die  Zeit  vom  1.  September  1921  bis  31.  August  1922  der  ordentliche 
Professor  2>r.  = 2iug.  Waldemar  Petersen  gewählt. 

Ernannt  wurde  vom  1.  Oktober  d.  J.  an  der  ordentliche  Professor 
des  Maschinenbaufaches  an  der  Technischen  Hochschule  Breslau 
Wilhelm  Wagenbach  zum  ordentlichen  Professor  des  Maschinenbau- 
faches an  der  Technischen  Hochschule  Darmstadt. 

Der  Regierungshauführer  Ludwig  Böttinger  aus  Darmstadt  ist 
zum  Regierungsbaumeister  ernannt. 


[Alle  Rechte  Vorbehalten] 


Nichtamtlicher  Teil. 

Schriftleiter:  Richard  Bergius  und  2)r.=  3ltfl.  Nonn. 


Der  neue  städtische  Friedhof  in  Bremen -Osterholz. 

(Schluß  aus  Nr.  59.) 

Da  der  Raumbedarf  für  die  Hauptkapelle  ein  einfacher  war,  i Lage  im  Mittelpunkt  des  ganzen  Friedhofs  machte  es  wünschenswert, 
so  ergab  sich  keine  besondere  Grundrißschwierigkeit  (Abb.  9).  Die  I sie  von  allen  Seiten  in  gleicher  Ansicht  erscheinen  zu  lassen.  Sie 
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ist  daher  als  Rundbau  mit  kuppelförmigem  Dach  gestaltet  worden 
(Abb.  11  u.  12).  Die  heraustretende  Vorhalle  ist  nach  Westen  ge- 
richtet; sie  ist  zweigeschossig  und  enthält  im  Untergeschoß  einen  Vor- 
raum zur  Versammlung  des  Trauergefoiges,  im  Obergeschoß  eine  Musik- 
empore. Der  Kapellenraum  bietet  Platz  für  500  Personen,  von  denen 
250  sitzen  können.  Sie  ist  in  ihrem  Innern  dreischiffig.  das  Mittel- 
schiff mit  einer  Eisenbetonkuppel  überwölbt.  Dorische  Säulen  trennen 
das  Mittelschiff  von  den  Seitenschiffen  (Abb.  10).  Die  Ausmalung  er- 
folgte nach  Entwürfen  des  Berliner  Malers  Professor  Kutschmann. 
Die  Glasfenster  sind  ebenfalls  von  Kutschmann  durch  den  Glasmaler 
Rhode  in  Bremen  ausgeführt.  Der  Hauptfarbenton  der  Kapelle  ist 
ein  apfelgrüner  Wandton,  von  dem  sich  die  Architekturteile  in  einem 
bräunlichgelben  Ton  abheben.  Die  Kuppel  ist  schwarz  mit  vergoldeten 
Sternen;  bei  den  Fenstern  ist  außer  Schwarzlot  nur  Silbergelb  ver- 
wendet worden.  Der  Kapellenboden  ist  in  gemustertem  Terrazzobelag 
hergestellt.  Das  Gerüst  der  äußeren  Kuppel  ist  nach  einem  Vor- 
schlag des  Ingenieurs  Leitholf  in  Berlin  aus  Eisen  errichtet.  An  die 
Kapelle  schließen  sich  auf  der  einen  Seite  die  Sakristei  und  die  Aborte 
für  das  Trauergefolge,  auf  der  anderen  ein  Raum  für  die  vorläufige 


Abb.  G.  Querschnitt 
durch  den  Hof. 


Abb.  8.  Innenhof  der  Einsegnungshalle. 


Abb.  7. 
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Einsegnungshalle.  Gesamtlängenschnitt. 


Unterstellung  der  Särge  an.  Da  in 
Bremen  die  Vorschrift  besteht,  den 
Sarg  nach  der  Einsegnung  nicht 
wieder  durch  das  Hauptportal  hinaus- 
zutragen, ist  die  Kapelle  in  der  Haupt- 
achse nach  der  Rückseite  hin  geöffnet. 
Durch  eine  Schiebetür  tritt  man  in 
einen  feierlichen  Innenhof  hinaus,  in 
dem  der  Trauerzug  beim  Verlassen 
der  Kapelle  sich  entwickeln  kann 
(Abb.  8).  Dieser  Hof  dient  zugleich  dazu, 
die  Beförderung  der  Särge  zur  Leichen- 
halle dem  Anblick  zu  entziehen. 

Zur  Erzielung  einer  großen  künst- 
lerischen Wirkung  ist  der  Kapellenbau 
mit  den  Hauptwasserbecken  zu  einer 
Anlage  zusammengezogen,  und  zwar 
liegt  er  auf  einer  Landbrücke,  im  Zuge 
der  durch  den  Bruch  der  Hauptachse 
■geführten  Querachse  (Abb.  1 u.  2,  Seite 
365  u.  366).  Zwei  breite  Fahrwege 
begleiten  ihn  auf  beiden  Seiten  über 
die  Landbrücke  hin.  Die  Futtermauern 
erheben  sich  hier  unmittelbar  aus  dem 
Wasser,  während  die  Ränder  der 
Wasserbecken  sonst  von  grünen 
Böschungen  gebildet  werden.  Im  An- 
schluß an  den  inneren  Hof  umziehen  ge- 


Abb.  9.  Einsegnungshalle. 


Fahrweg 
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Abb.  10,  Einsegnungshalle. 

mauerte  und  überdachte  Wandelgänge  die  Wasserflächen  in  ihrer  ganzen 
Länge  an  den  Nord-,  Ost-  und  Südseiten.  Diese  Gänge  dienen  zum 
Wetterschutz  und  in  erweiterten  Ausbauten  auch  für  Urnenbeisetzung. 
Als  westliche  Endigungen  der  beiden  Schmalseiten  sind  besondere 
Unterstandshallen  in  Form  von  geschlossenen  Pavillons  angeordnet. 

Der  Baustoff  ist  auch  für  den  Kapellenbau  ein  roter  Backstein 
kleiner  Form,  doch  sind  die  Hauptgesimse  geputzt.  Die  Dächer 
sind  mit  geschmauchten  Pfannen,  das  Dach  der  Kuppel  mit  eben- 
solchen Biberschwänzen  eingedeckt.  Die  Dachluken  sind  mit  Kupfer 
verkleidet.  Der  Kapellenbau,  der  Vorraum  und  die  Sakristei  werden 
durch  eine  Warmwasserheizung  geheizt,  deren  Kessel  in  einem 
Kellerraum  unter  der  Sakristei  aufgestellt  ist.  Die  Gründung  des 
Kapellenbaues  bereitete  Schwierigkeiten,  da  der  Boden  nicht  fest, 
sondern  zum  Teil  Schliefsand  war.  Es  mußte  daher  eine  Pfahlrost- 
gründung angewendet  werden.  Im  Zusammenhang  mit  dem  Kapellen- 


Abb. 11.  Einsegnungshalle. 

Ansicht  von  Westen  über  das  Rosenparterre  hinweg. 


bau  ist  die  Querachse  ihrer  Bedeutung  entsprechend  auch  in  ihrem 
gärtnerischen  Teil  besonders  ausgebildet  worden.  Ein  Terrassengarten 
von  roten  und  weißen  Rosen,  die  nacheinander  blühen,  breitet  sich 
vor  der  Kapelle  aus;  seine  Wirkung  wird  noch  durch  rhythmische 
Verteilung  freistehender  Bogen  von  Schlingrosen  erhöht.  Ein  Hohl- 
weg, der  mit  Pyramideneichen  bestanden  ist  und  dessen  umrahmende 
Böschungen  am  Eingang  von  Pergolabauten  gekrönt  sind,  führt  die 
Querachse  nach  Westen  weiter.  Nach  Osten  hinter  der  Kapelle  wird 
sie  ebenfalls  durch  eine  Allee  von  Pyramideneichen  fortgesetzt.  Auch 
die  nächstgelegenen  nördlichen  und  südlichen  Querachsen  haben  nach 
Westen  hin  eine  besondere  Ausbildung  erfahren.  Die  südliche  ist 
als  Ehrenstraße  gedacht  mit  regelmäßigen  Taxuspflanzungen  für 
die  Beisetzung  verdienter  Bremer  Bürger.  Die  nördliche  soll  die 
Zugangstraße  zu  der  gegebenenfalls  noch  zu  errichtenden  Ver- 
brennungshalle bilden.  Die  Plätze  für  zwei  weitere  Kapellen  sind  auf 
der  nördlichen  Hälfte  in  symmetrischer  Anordnung  zur  Mittelachse 
vorgesehen. 

Fertiggestellt  sind  bisher  etwa  sieben  Zwölftel  der  ganzen  Anlage, 
doch  sind  die  Baumgänge  bereits  für  den  ganzen  Friedhof  gepflanzt, 
damit  eine  einheitliche  Wirkung  für  später  gewährleistet  wird.  Für 
die  Bewässerung  ist  eine  besondere  Wasserleitung  gelegt,  deren  Wasser 
aus  den  großen  Wasserbecken  an  der  Kapelle  entnommen  wird.  Die 
Sohle  dieser  Becken  und  der  Kanäle  liegt  1,50  m unter  Bremer  Null, 
die  Wege,  in  denen  die  Rohrleitungen  liegen,  2,20  m über  Bremer 
Null.  Eine  Pumpenanlage,  die  das  Wasser  mit  zwei  Atmosphären 
Druck  in  die  Leitung  preßt,  ist  hinter  den  Bogengängen  an  einer 
verborgenen  Stelle  angelegt.  Die  Leistung  ist  auf  40  cbm  Wasser 
in  der  Stunde  berechnet;  doch  dürfen  im  höchsten  Fall  nur  vier 
Entnahmestellen  gleichzeitig  in  Benutzung  genommen  werden.  Die 
Anlagekosten  haben  für  die  Bodenbewegung  und  Gärtnerarbeiten  in 
dem  zunächst  angelegten  Teil  von  35  ha  Fläche  618  000  Mark,  die 
Kosten  für  die  Hochbauten  insgesamt  500  000  Mark  betragen.  Davon 
entfallen  nach  Abzug  von  58  000  Mark  Bauleitungskosten  usw.  auf 
die  Eingangsbauten  48  000  Mark,  auf  die  Kapelle  300  000  Mark  und 
auf  die  Wandelhallen  94  000  Mark.  Für  die  innere  Ausstattung  der 
Kapelle  und  Verwaltungsräume  sind  insgesamt  9000  Mark  aufgewendet 
worden.  Die  gesamte  Bauleitung  lag  in  den  Händen  der  Bremischen 
Staatsbauverwaltung. 

Um  zu  verhindern,  daß  die  beabsichtigte  räumliche  Wirkung  des 


Abb.  12.  Einsegnungshalle. 
Ansicht  von  Südosten. 
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Friedhofs  durch  die  Anlage  auffallender  Denkmäler  beeinträchtigt  wird, 
ist  eine  besondere  Friedhofordnung  geschaffen  worden.  Und  zwar 
hat  man  sich  nicht  damit  begnügt,  nur  gewisse  einschränkende  Be- 
stimmungen zu  erlassen,  sondern  es  sind  für  alle  Teile  vollständige 


Belegungspläne  mit  Angabe  von  Abmessung  und  Art  der  Denkmäler 
wie  der  Grabausbildung  aufgestellt  worden.  Ein  Ausschuß  von  Sach- 
verständigen, dem  alle  geplanten  Anlagen  zur  Beurteilung  vorgelegt 
werden  müssen,  steht  der  Friedhofverwaltung  zur  Seite. 


Ausstellung  für  Wasserstraßen  und  Energiewirtschaft  in  München  1921.  - III. 

Vom  Geheimen  Oberbaurat  ®r.=3>ng.  e.  h.  ß.  Schmick  in  München. 

(Schluß  von  Seite  345  d.  Bl.) 


Ab wässerbeseitiguug  der  Stadt  München.  Die  Abwässer 
der  Stadt  München  fließen  bisher  ungereinigt  der  Isar  zu.  Durch  den 
Ausbau  der  Kraftwerke  der  Mittleren  Isar  wird  das  Wasser  zeit- 
weise zum  größten  Teil  dem  Isarbett  entzogen,  so  daß  die  Münchener 
Abwässer  nunmehr  geklärt  werden  müssen,  um  von  dem  Isarbett 
aufgenommen  werden  zu  können.  Wie  die  Abwasserreinigung  geplant 
ist,  wird  nach  Entwürfen  von  Direktor  Keppner  der  Mittleren 
Isar  A.-G.  in  einer  sehr  sehenswerten  Abteilung  der  Ausstellung  vor- 
geführt. Sie  gibt  ein  lehrreiches  Bild  über  die  wichtige  Rolle,  die 
die  städtischen  Abfallstoffe,  die  Abwässer  und  auch  der  Hausmüll  in 
der  Technik,  im  Haushalt  der  Natur  und  in  der  Volkswirtschaft 
spielen. 

Das  städtische  Abwasser  soll  in  einem  Sammelkanal  nach  Groß- 
lappen nördlich  von  München  geführt,  dort  durch  einen  Sandfang 
mit  Grobrechenanlagen  von  mineralischen  Bestandteilen  und  Sperrstoffen 
befreit  werden.  In  einer  sogenannten  Frischwasserkläranlage  wird  der 
größte  Teil  der  Schlammstoffe  ausgeschieden.  Durch  eine  elektrische 
Kreiselpumpe  soll  das  vorgeklärte  Abwasser  durch  eine  Druckrohr- 
leitung auf  das  rechte  Isarufer  befördert  und  nach  Zusatz  einer 
größeren  MeDge  Frischwasser  in  einer  rund  240  ha  großen  Fischteich- 
anlage gereinigt  werden.  In  dieser  Fischteichanlage  werden  die  noch 
im  Klärwasser  enthaltenen  organischen  Stoffe  von  kleinen  Organismen 
pflanzlicher  und  tierischer  Art  aufgenommen  und  verarbeitet,  und 
diese  Organismen  dienen  den  Nutzfischen  zur  Nahrung.  Das  auf 
diese  Weise  vollkommen  gereinigte  Abfluß wasser  der  Teiche  fließt 
entweder  in  den  Stauweiher  der  Mittleren  Isar  oder  in  den  Werk- 
kanal und  erhöht  dadurch  die  in  den  Krafthäusern  der  Mittleren 
Isar  auszunutzende  Wassermenge.  Der  in  den  Klärbecken  abgesetzte 
Schlamm  soll  entweder  ausgefault  unmittelbar  als  Dünger  verwendet, 
oder  in  frischem  Zustand  mit  dem  städtischen  Feinmüll  vermischt  zu 
einem  gartenerdeartigen  Mengedünger  verarbeitet  werden,  ln  einer 
Reihe  größerer  Tafeln  sind  die  wirtschaftlichen  Vorteile  dieser  Klär- 
arbeit dargestellt.  Abb.  5 zeigt  die  Lage  der  geplanten  Fischteiche 
zu  dem  Werkkanal  der  Mittleren  Isar. 

Die  Bayerische  staatliche  Abwasserstation  zeigt  in  Verbindung 
damit  eine  Übersichtkarte  von  Bayern,  worin  in  sinnvoller  Darstellung 
die  Flußverunreinigungen  aufgetragen  sind,  die  von  den  größeren 
bayerischen  Städten  und  Industrieanlagen  hervorgerufen  werden.  Es 
zeigt  sich,  das  diese  Verunreinigungen  besonders  stark  sind  bei  der 
Isar  unterhalb  Münchens,  bei  der  Pegnitz  unterhalb  Fürths  und  dem 
Main  unterhalb  Aschaffenburgs.  Die  Ausstellung  wird  ergänzt 
durch  Lichtbildaufnahmen  und  Pläne  von  den  verschiedenen  Arten 
der  Reinigung  und  Verwertung  der  Abwässer.  Es  sind  ferner  in 
übersichtlicher  Weise  Präparate  der  Lebewesen  ausgestellt,  die  den 
Abbau  der  im  Abwasser  enthaltenen  organischen  Stoffe  vornehmen, 
also  der  Bakterien,  Würmer,  Insektenlarven,  Schnecken,  Fische  usw. 
Die  Abteilung  veranschaulicht  die  äußerst  verwickelten  Vorgänge 
bei  der  Abwasserreinigung  und  Abwasserverwertung  in  einer  auch 
der  Allgemeinheit  verständlichen  umfassenden  Weise. 

2.  Wasserstraßen.  Die  Abteilung  für  Wasserstraßen  nimmt 
den  mittleren  größten  Teil  der  Halle  I ein.  Sie  ist  veranstaltet  von 
dem  Main-Donau-Stromverband  unter  Leitung  des  Ministerialdirektors 
Dr.  v.  Graßmann  unter  hauptsächlichster  Mitwirkung  des  Ober 
regierungsrats  Kränzer  und  des  Regierungsbaurats  Pfaller. 

In  einem  Einführungsraum  befinden  sich  große  Übersichtkarten 
mit  der  allgemeinen  Linienführung  des  Main-Donau-Kanals  und 
ihren  wirtschaftlichen  Einflußgebieten.  Auf  einer  Wasserstraßenkarte 
Mitteleuropas  sind  der  Entwurf  des  Schiffahrtweges  von  der  Nordsee 
bis  zum  Schwarzen  Meer  sowie  die  übrigen  Schiffahrtstraßen  in 
ihrem  Zusammenhang  dargestellt.  Die  Industrie-  und  die  Kohlen- 
gebiete des  Mittel-  und  Niederrheins,  sowie  die  Agrarländer  an  der 
unteren  Donau  werden  in  Zukunft  durch  die  völkerverbindenden 
Wasserstraßen  ihre  Erzeugnisse  auf  dem  kürzesten  und  billigsten  Weg 
gegenseitig  austauschen.  Ihre  Vorkommen  und  ihre  Mengen  ergeben 
sich  aus  weiteren  Karten.  In  diesen  Übersichtkarten  ist  auch  der 
Main -Werra -Kanal,  die  Verbindung  der  Donau  mit  dem  Bodensee 
und  weiter  mit  der  Rhone  im  Zusammenhang  erläutert.  Die  Aus- 
stellung gibt  daher  nicht  nur  ein  Bild  von  der  technischen  Anlage 
der  geplanten  Groß-Schiffahrtwege,  sondern  sie  zeigt  auch  in  muster- 
haften Darstellungen  ihren  wirtschaftlichen  Einfluß  zunächst  auf 
Deutschland,  darüber  hinaus  aber  auch  auf  Mitteleuropa. 


Im  Anschluß  an  den  Einführungsraum  wird  dann  der  Entwurf 
für  den  Donau -Main -Kanal  in  Lageplänen  1:2500  und  1:5000  von 
Aschaffenburg  bis  Passau  eingehend  geschildert.  Es  würde  zu  weit 
führen,  im  Rahmen  dieses  Berichtes  auf  die  allgemeine  Linienführung 
näher  einzugehen  (vgl.  a.  1919  d.  Bl.,  8.  261)»  Kurz  soll  nur  angeführt 
werden,  daß  die  Gesamtlänge  der  Wasserstraßen  von  Aschaffenburg  bis 
zur  Reichsgrenze  bei  Passau  607  km  beträgt,  die  Zahl  der  Schleusen  49. 
Die  Scheitelhöhe  bei  Hilpoltstein  liegt  auf  der  Höhe  406  m -f-  NN  in  einer 
Einsattelung  des  Gebirges.  Die  Scheitelhöhe  des  Neckar-Donau-Kanals 
beträgt  569  m -f-  NN , liegt  also  163  m höher.  In  die  Lagepläne  ist  die 
Schiffahrtrinne  eingetragen.  Es  sind  die  Wehre  mit  den  Schleusen 
und  die  Krafthäuser  dargestellt,  die  die  Einzelgefälle  bei  dieser  großen 
Kraftwasserstraße  in  elektrische  Energie  umsetzen  werden.  Das  Kraft- 
wasser sowie  das  Betriebswasser  wird  dem  Lech  bei  Meitingen  ent- 
nommen und  in  einem  89  km  langen  Zubringer  mit  natürlichem 
Gefälle  der  Scheitelhaltung  des  Kanals  zugeführt.  Ein  dort  angeord- 
netes Staubecken  von  12  Mill.  cbm  Fassungsraum  gestattet,  auch  bei 
kürzeren  Unterbrechungen  des  Zuflusses  den  Betrieb  der  Schiffahrt- 
straße und  der  Kraftwerke  weiterzuführen.  Es  sind  im  ganzen 
33  Kraftwerke  vorgesehen,  die  250 000  PS  erzeugen  können,  wodurch 
etwa  2,5  Mill.  t Kohlen  jährlich  der  deutschen  Volkswirtschaft  erspart 
werden.  Eine  besondere  Karte  veranschaulicht  die  Größe  der  Lei- 
stungen jedes  einzelnen  Kraftwerkes  sowie  den  Anschluß  an  die 
Speisepunkte  des  Bayernwerkes. 

Das  etwas  gleichförmige  Bild  des  großen  Lageplanes  wird  unter- 
brochen durch  eine  Anzahl  schöner  Photographien  der  an  der  Schiffahrt- 
straße liegenden  Städte  und  Dörfer.  Fünf  in  dem  Mittelraum  auf- 
gestellte Tafeln  geben  ein  Gesamtbild  der  ganzen  Groß-Schiffabrtstraße 
aus  der  Vogelschau.  Auch  hier  wird  das  technische  Bild  durch  sehr 
lehrreiche  Wirtschaftskarten  ergänzt,  aus  denen  die  wirtschaftlichen 
Zusammenhänge  zwischen  der  Höhe  der  Frachten  und  den  Arbeits- 
löhnen, dem  Wasserstand  und  den  Ladekosten  zu  erkennen  sind. 
Ein  vergleichender  Höhenplan  des  Main-Donau-Kanals  und  des  Neckar- 
Donau-Kanals  läßt  die  Vorteile  des  ersteren  ersehen. 

Die  bedeutendsten  rheinischen  Hafenanlagen  von  Basel  bis  Rotter- 
dam sowie  die  auf  dem  Rhein  verkehrenden  Fracht-  und  Personen- 
schiffe, ein  Vergleich  der  deutschen  Rheinflotte  vor  dem  Kriege  und 
nach  ihm,  finden  allgemeines  Interesse. 

In  einem  besonderen  Raum  sind  die  Baupläne  des  alten  Ludwig- 
Donau-Main-Ivanals  untergebracht,  die  zeigen,  iD  wrelch  gründlicher 
Weise  dieser  Bau  in  der  ersten  Hälfte  des  vorigen  Jahrhunderts  mit 
den  damaligen  technischen  Mitteln  vorbereitet  wurde.  Es  folgt  die 
Darstellung  der  bayerischen  Donau  von  Regensburg  bis  Passau,  der 
Ausbau  der  oberen  Donau  von  Ulm  bis  Kelheim  zur  Groß-Schiffahrt- 
uud  Großkraft-Wasserstraße  mit  den  verschiedenen  Entwürfen  für  den 
Anschluß  Münchens  und  Augsburgs  an  den  zukünftigen  großen 
Schiffahrtsverkehr. 

In  einem  großen  Raum  werden  von  der  Nürnberg- Augsburger 
Maschinenfabrik,  der  Deutschen  Maschinenbau  - Aktiengesellschaft 
Duisburg  u.  a.  sehr  lehrreiche  Modelle  von  der  Kammerschleuse, 
der  Sparschleuse  sowie  von  den  neuesten  Konstruktionen  von  Hebe- 
werken und  einer  Schiffseisenbahn,  weiter  verschiedene  Wehr- 
verschlüsse, ein  Pumpwerk  zur  Kanalspeisung,  ein  Eisbrecher,  eine 
Treidellokomotive,  elektrische  Ausrüstungen  für  Wehr-  und  Schleusen- 
aulagen usw.  gezeigt.  Ein  Teil  dieser  Modelle  wurde  auch  im  Betrieb 
vorgeführt  und  bot  dadurch  dem  Ingenieur  und  der  Allgemeinheit 
ein  höchst  lehrreiches  Bild  über  den  Stand  der  heutigen  Technik. 

Neben  diesen  großen  Raum  sind  Ausstellungen  des  österreichischen 
und  des  ungarischen  Staates  angefügt.  Beide  Länder  stellen  durch 
Zeichnungen  und  Modelle  ihre  Hafenanlagen  dar , so  diejenigen 
von  Wien  und  Budapest.  Besonders  bemerkenswert  ist  dabei  ein 
Höhenschichteuplan  einer  Strecke  der  ungeregelten  Donau  im  Ver- 
gleich mit  einem  solchen  der  durch  Einbauten  geregelten,  wobei  die 
Kolkungen  in  dem  Flußbett  vor  und  nach  den  Einbauten  für  den 
Ingenieur  äußerst  lehrreich  sind.  Modelle  von  Donauschiffen  sowie 
Karten  über  die  Verkehrsentwicklung  auf  der  Donau  und  der  Theiß, 
eine  vergleichende  Darstellung  der  Steigerung  des  Hafenverkehrs  von 
Budapest  von  zehn  zu  zehn  Jahren  und  andere  technische  und  sta- 
tistische Aufzeichnungen  verdienen  eine  eingehende  Beachtung. 

In  einer  weiteren  Abteilung  finden  sich  Pläne  des  Main-Weser- 
Kanals,  der  Bayern  eine  unmittelbare  Verbindung  mit  dem  Seehafen 
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Werkkanal 


Standrokr  Vorklärteich  Vorfluter 
für  Frisclrwasser 
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Zubringer 
für  Frischwasser 


Abb.  5.  Abwasserreinigung’ für  die  Stadt  München.  Fischteiche  und  Werkkanal  der  Mittleren  Isar. 


Bremen  verschaffen  soll.  Entwürfe  für  die  Kreuzung  des  Mittelland- 
kanals über  die  Weser  an  der  Porta  Westfalica,  der  Wettbewerb- 
entwurf von  Grün  u.  Bilfinger  in  Verbindung  mit  der  Firma  Buß  u.  Ko. 
über  das  Ausgestalten  der  Rheinstrecke  Basel — Konstanz  zu  einer 
Schiffahrtstraße  mit  Ausnutzung  der  großen  Gefälle  für  Kraftwerke, 
ferner  die  Pläne  für  die  geplante  Verbindung  Ulm— Bodensee. 

In  weiteren  Räumen  sind  zu  sehen  Modelle  und  Pläne  des  neuen 
Hafens  bei  Aschaffenburg  und  anderer,  außerdem  große  Krane  zum 
Ein-  und  Ausladen  der  Schiffe,  von  Kohlenhäfen,  den  hierbei  ver- 
wendeten Maschineneinrichtungen  usw.  Den  Schluß  bildet  eine  Ab- 
teilung, die  Baumaschinen,  wie  Eimerbagger,  Löffelbagger,  Schiffs- 
bagger, Rammen  usw.,  in  Plänen  und  Modellen  vorführt. 

Die  große  Anzahl  der  Entwürfe  und  Modelle  macht  ein  Eingehen 
auf  Einzelheiten  unmöglich.  Die  erschöpfende  Zusammenstellung 
bietet  jedem  Ingenieur  Gelegenheit  zu  eingehendem  Studium. 

3.  Wärmewirtschaft.  Die  dritte  Abteilung  der  Ausstellung 
erläutert  die  gesamte  Wärme  Wirtschaft  in  Industrie  und  Haushalt. 
Leiter  dieser  Abteilung  sind  Oberbaurat  Ludwig  und  Dr.  Gröber 
von  der  Landeskohlenstelle  Bayerns  mit  einer  Anzahl  von  Mitarbeitern. 
Die  Abteilung  führt  vor,  wie  durch  sachgemäße  Einrichtungen  Kohlen 
gespart  und  wie  sie  durch  Wasserkräfte  ersetzt  werden  können.  Sie 
hat  die  Aufgabe,  die  Verbraucher  der  Brennstoffe  über  die  tech- 
nischen Möglichkeiten  zum  Verbessern  der  Anlagen  und  zur  Spar- 
samkeit aufzuklären,  und  soll  der  breiten  Öffentlichkeit  ein  Bild 
geben  von  dem  Begriff  „Wärmewirtschaft“  und  von  der  Bedeutung 
der  Brennstoffe  für  die  gesamte  Volkswirtschaft. 

Aus  einer  Gruppe  „Statistik“  ersieht  man,  welche  Steinkohlen- 
vorräte Deutschland  hat,  wie  lange  sie  bei  gesteigertem  Verbrauch 
voraussichtlich  noch  reichen  werden,  wie  die  Zwangslieferung  von 
24  Mill.  t Kohlen  an  die  Entente  unsere  Vorräte  beeinflußt  usw. 
Auf  einer  großen  Karte  sind  die  Stein-  und  Braunkohlengebiete 
Deutschlands  sowie  das  Torf  - Vorkommen  und  die  Holzbestände, 
die  jährliche  und  monatliche  Förderung  an  Kohle,  sowie  die  Erzeu- 
gung von  Koks  und  Briketts  dargestellt.  Zeichnerische  Auf- 
tragungen zeigen  die  Schwankungen  in  der  Kohlenförderung  und 
dem  Kohlenverbrauch,  beeinflußt  durch  die  Revolution,  durch 
Streiks  usw.  Weiter  ist  die  Preisgestaltung  der  Kohlen  ersichtlich, 
zerlegt  in  Löhne,  Grubenholzkosten,  sonstige  Betriebskosten,  Unter- 
nehmergewinne, Frachten  usw.  Es  werden  auf  zwei  großen  Bildern 
die  Wirkungsgrade  von  Kraftmaschinen,  von  Gasanstalten  und  Gene- 
ratoren sowie  von  Öfen  erläutert.  Besonders  erwähnenswert  ist  eine 
Zusammenstellung  über  den  Verbrauch  von  Kohlen  bei  der  Herstel- 
lung der  verschiedenen  Erzeugnisse  in  Gewerbe  und  Industrie,  immer 
im  Vergleich  mit  der  hierauf  zu  verwendenden  Gasmenge  und 
Elektrizität. 

Das  Bayerische  Oberbergamt  gibt  Aufschluß  über  das  Kohlen- 
vorkommen in  Bayern,  Darstellungen  des  Tagebaues  und  des  Tief- 
baues zur  Kohlengewinnung,  die  Förderungsziffern  der  einzelnen 
Kohlenarten,  Belegschaftsziffern,  Löhne  und  Schichtleistungen. 

Die  Brennstoffkunde  wird  erläutert  durch  eine  Sammlung  von 
etwa  70  Brennstoffen  mit  ihrem  Heizwert  und  ihrer  Zusammensetzung, 
über  die  Destillation  der  Brennstoffe  usw.  Viele  Beachtung  findet 
eine  vergleichende  Sammlung  von  Brennstoffen  nach  ihrem  Heizwert, 
so  von  Petroleum,  Benzin,  verschiedenen  Kohlensorten,  Torf,  Holz  usw., 
wobei  jedesmal  die  Brennstoffmengen  aufgeschichtet  sind,  die  einen 
gleichen  Heizwert  von  100  000  Wärmeeinheiten  ergeben. 

Eine  Gruppe  über  Meßtechnik  ist  zusammengestellt  für  die  Messung 
von  Flüssigkeiten,  Gas-  und  Dampfmengen,  ferner  für  die  Geschwin- 
digkeitsmessungen bei  Strömungen  und  Zugmessungen,  für  die  Be- 
stimmung von  Heizwerten,  die  Vornahme  von  Gasanalysen  und  Rauch- 
gasprüfungen, einwandfreie  Temperaturmessungen  usw. 


Die  Gruppe  „Feuerungs- 
kunde“ lehrt,  wie  feuerungs- 
technische Kenntnisse  allge- 
meiner verbreitet  werden  kön- 
nen, welche  Verlustquellen  bei 
der  Heizung  entstehen,  wie 
minderwertige  Brennstoffe  aus- 
genutzt werden  können  usw. 
Strömungserscheinungen  an 
den  Feuerungsanlagen  werden 
an  typischen  Beispielen  erläu- 
tert, so  im  Dampfkessel,  im 
Zimmerofen,  im  keramischen 
Ofen  und  im  Gaserzeugungs- 
ofen. 

Die  Gruppe  „Organisation 
und  Unterricht“  zeigt,  wie  im 
Haushalt  an  Kohlen  gespart 
werden  kann,  wie  insbeson- 
dere wirtschaftliche  Feuerungs- 


stätten herzustellen  sind,  wie  sie  richtig  bedient  und  instandgehalten 
werden  sollen  und  welcher  ausreichende  Wärmeschutz  den  Gebäuden 
zu  geben  ist.  Hausschornsteine  werden  in  richtiger  und  falscher 
Bauweise  gezeigt.  Der  Wärmebedarf  für  die  Beheizung  der  Gebäude 
ist  eingehend  behandelt  und  ausgeführt,  wie  die  Verluste  durch 
Mauern,  Fenster,  Türen,  die  Decken  und  den  Fußboden  vermieden 
werden  können.  Die  neuesten  Versuche  über  eine  wärmetechnisch 
richtig  gewählte  Gebäudeform  und  eine  entsprechende  Raumein- 
teilung sowie  über  die  geeignete  Wahl  der  Bauweise  für  Wände 
sind  in  Tafeln  und  in  Modellen  erörtert.  Daran  schließt  sich  die 
Ausstellung  von  Kachelöfen  und  Kachelherden  nach  den  neuesten 
wärmespärenden  Ausführungen  und  Eisenöfen  mit  großer  Heiz- 
wirkung, insbesondere  irische  Öfen,  amerikanische  Dauerbrandöfen, 
Regulier-  und  Landöfen,  Spezialöfen  für  minderwertige  Brennstoffe, 
wobei  immer  darauf  hingewiesen  wird,  welche  dieser  Öfen  sich  für 
besondere  Zwecke  am  besten  eignen.  Die  wichtigeren  technischen  Einzel- 
heiten der  Öfen  sind  zusammengestellt,  so  Regelungsvorrichtungen, 
Anordnung  der  Roste,  Reinigung  der  Züge  usw.  Es  schließen  sich 
an  schmiedeeiserne  Herde  mit  Kohlenfeuerung  und  mit  Gasheizung, 
wobei  immer  richtige  Konstruktionen  den  falschen  zur  Belehrung 
gegenübergestellt  sind. 

Die  Gruppe  „Elektrizität  im  Haushalt“  belehrt  darüber,  wie  Kohle 
erspart  und  durch  elektrische  Heizung  ersetzt  werden  kann,  und  zwar 
bei  Koch-  und  Heizeinrichtungen,  bei  Warm wasserbeheizung  mit  Wärme- 
speicherung, ferner  in  großem  Maßstab  für  gewerbliche  Zwecke,  für 
Brauereien,  Wäschereien,  Badeanstalten  und  im  kleinen  zum  Bügeln, 
Kochen,  Braten,  Backen  usw. 

Es  folgt  die  Gruppe  über  ..Zentralheizungen“.  Auch  hier  wird  in 
gleicher  Weise  dargestellt,  wie  Brennstoff  durch  verständnislose  Hand- 
habung,  mangelhafte  Pflege  und  falsch  angebrachte  Sparsamkeit  ver- 
geudet werden  kann.  Es  wird  ein  Wohnraum  gezeigt  mit  unzweckmäßiger 
Aufstellung  des  Heizkörpers  und  schlechtem  Fenster,  demgegenüber  das 
Gegenbeispiel  richtiger  Aufstellung  des  Heizkörpers,  Doppelfenster  usw- 
Ein  betriebsfertiges  Glasmodell  zeigt  den  Aufbau  und  die  Wirkungs- 
weise von  Warmwasserheizungen.  Endlich  wird  erörtert,  welche  Vor- 
teile die  Abwärmeverwertung  in  industriellen  Betrieben  bietet. 

Die  mit  dieser  Abteilung  verbundene  Ausstellung  von  Industrie 
und  Gewerbe  zeigt  gewerbliche  Feuerungen,  ferner  die  Verwendung 
von  Elektrizität  in  Gewerbe  und  Industrie  mit  betriebsfähigen  Appa- 
raten für  elektrisch  geheizte  Metallbäder  und  dem  Modell  eines  elek- 
trisch geheizten  Dampfkessels,  weiter  Dampfkesselfeuerungen,  den 
Wärmeschutz  von  Rohrleitungen  und  Behälterteilen  in  der  Industrie,  die 
Abdampf-  und  Zwischendampfverwertung,  Trocknerei  und  Brennerei, 
keramische  Feuerungen  usw. 

4.  Die  Torf  Wirtschaft.  Im  Anschluß  an  die  Ausstellung  für 
Wärmewirtschaft  wird  die  für  Bayern,  aber  auch  für  andere  Gebiete 
Deutschlands  so  wichtige  Torfwirtschaft  vorgeführt.  Dieser  Teil  ist 
veranstaltet  vom  Regierungsrat  Harttu ng.  Er  gibt  ein  Bild  über  das 
Vorkommen  der  Moore  sowie  die  Gewinnung,  Veredelung  und  Ver- 
wertung des  Torfes.  Eine  Karte  Bayerns  zeigt  seine  verschiedenen 
Vorkommen.  Man  erhält  hieraus  ein  klares  Bild  darüber,  daß  das 
Verwerten  der  vorhandenen  großen  Mengen  einen  wesentlichen  Ein- 
fluß auf  die  Wärme  Wirtschaft  haben  muß.  Sehr  anschaulich  sind 
ein  Niedermoor  und  ein  Hochmoor  mit  dem  ihnen  eigentümlichen 
Pflanzenwuchs  dargestellt  sowie  Schnitte  durch  ein  Moor,  aus  denen 
das  Lagern  der  verschiedenen  Torfschichten  auf  dem  undurchlässigen 
Boden  zu  ersehen  ist. 

Die  Moore  müssen  zunächst  durch  Bohrungen  auf  ihre  Mächtigkeit 
und  die  Beschaffenheit  der  Schichten  untersucht  werden.  Proben  aus 
verschiedenen  Tiefen  müssen  auf  ihre  Zusammensetzung  ihren  Aschen- 
und  Wassergehalt  sowie  inneren  Zersetzungsgrad  und  ihren  Heizwert 
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untersucht  werden.  Die  Geräte  hierfür  sowie  das  geeignete  Vorgehen 
werden  vorgeführt.  Baupläne  für  das  Erschließen  der  Moore  mit 
Entwässerungs1  und  Stichkanälen,  die  Abfuhrbahnen  oder  Abfuhr- 
wege sowie  die  sonstigen  Anlagen  sind  aus  Plänen  zu  ersehen.  Die 
Torfgewinnung  durch  den  seit  Jahrhunderten  üblichen  Handstich 
sowie  durch  Maschinen  in  ihrer  heutigen  Konstruktion  ist  dar- 
gestellt, ebenso  sind  Torfbagger  zu  sehen,  die  die  Leistungsfähigkeit 
der  von  Hand  beschickten  Torfformmaschinen  erhöhen.  Es  wird 
gezeigt,  wie  der  Torf  durch  Sonne  und  Wind  und  wie  er  durch 
künstliche  Verfahren  getrocknet  werden  kann.  Das  Brikettieren 
von  Torf  hat  bisher  zu  einem  wirtschaftlichen  Erfolg  nicht  geführt; 
dagegen  läßt  sich  Torf  zu  Isöliersteinen  sowie  zu  Torfstreu  und  Torf- 
mull verarbeiten.  Auch  kann  der  Torf  in  Kohle,  Koks  und  Gas  um- 
gewandelt werden.  Die  üblichen  Verarbeitungsweisen  sind  durch 
Zeichnungen,  Tafeln  und  Proben  der  Erzeugnisse  dargestellt.  Bei  der 
Torfaufschließung  werden  Nebenerzeugnisse  gewonnen,  ein  dünnllüssiges 
Öl  sowie  der  als  Humalsäure  bezeichnete  Extrakt  wasserlöslicher 
Salze.  Auch  diese  Produkte  werden  vorgeführt.  Verschiedene  Ab- 
beförderungs-  und  Verlademöglichkeiten  des  Torfes  sind  zu  sehen. 
Die  für  das  Vergasen  des  Torfes  üblichen  Torfgeneratoren  sind  in 
Schnittzeichnungen  dargestellt.  Verschiedene  gewerbliche  Feuerungs- 
anlagen, außerdem  Öfen  für  Hausbrand  vervollständigen  das  Bild. 

5.  Ausstellung  von  Unternehmerfirmen  und  Privat- 
in gen  ieurbureaus.  Der  bisher  beschriebene  Teil  der  Ausstellung 
hat  amtliche  Eigenschaft.  Er  wird  ergänzt  durch  die  Ausstellung  von 
den  meisten  großen  Bauunternehmungen  sowie  von  Privatingenieur- 
bureaus. Die  Unternehmungen  führen  Pläne,  Lichtbilder,  auch 
Modelle  von  ausgefiihrten  Arbeiten  und  von  Baubetrieben  vor,  die 
Ingenieurbureaus  Entwürfe  für  Wasserkraftanlagen,  Kanäle  usw.  Es 
ist  in  diesen  einzelnen  Ausstellungen  eine  große  Fülle  technischen 
Könnens  niedergelegt.  Im  Rahmen  dieses  Berichtes  einzelne  besonders 
bemerkenswerte  Bauten  hervorzuheben  und  zu  beschreiben,  ist  un- 
möglich; es  sei  daher  nur  ein  kurzer  Überblick  gegeben. 

Dyckerhoff  u.  Widmann  zeigen  unter  besonderer  Berücksichti- 
gung Bayerns  Hafen-  und  Schiffahrtanlagen,  Kai-  und  Ufermauern, 
Tunnel-  und  Stollenbauten,  Talsperren,  Pfahlgründungen,  Schmutz- 
und  Regen wasserkanäle,  Wasserleitungen  und  Kläranlagen,  Peter 
Bauwens  in  Köln  im  Bau  begriffene  Anlagen  der  Mittleren  Isar, 
die  Tiefbau-  u.  Eisenbetongesellschaft  in  München  Bauausfüh- 
rungen an  den  Leitzachwerken  und  an  anderen  Wasserkraftanlagen, 
Edwards  u.  H u mm el- Alfred  Kunz  in  München  Wehre,  Tunnel- 
bauten und  Brücken,  Gebrüder  Rank  in  München  den  Ausbau  der 
Ilzwasserkräfte  im  Bayerischen  Wald,  Hafen  und  Iudustriegebäude, 
den  Entwurf  der  Stadterweiterung  und  des  Donauhafens  Straubing, 
Millers  Iugenieurbureau  in  Nürnberg  Entwürfe  aus  dem  Norden 
Bayerns,  Widmann  u.  Telorac  in  Kempten  einen  Entwurf  für  die 
Kraftanlage  im  Donau-Kachlet  und  andere,  Wayss  u.  Freytag  in 
Neustadt  a.  d.  H.  ebenfalls  Pläne  und  Modelle  von  ausgeführten 
Bauten,  Grün  u.  Bilfinger  in  Mannheim  das  Modell  einer  Tauch- 
schleuse, einer  Druckluftgründung,  Entwürfe  für  Wasserkraftstraßen 
usw.,  Gebrüder  Hallinger  in  München  Pläne  und  Entwürfe  der 
ihnen  durch  Patent  geschützten  Wasserturbinenanordnung  sowie  gleich- 


falls Entwürfe  von  Wasserkraftwerken,  B. Liebold  u.  Ko.  in  Holzminden 
das  Saalachkraftwerk  bei  Reichenhall,  die  Talsperren  bei  Mauer  und 
Marklissa  und  einige  kleinere  Sperren,  Diplomingenieur  Natterer  in 
München  das  Kraftwerk  Laufenburg  und  den  Entwurf  eines  Kraft- 
werkes der  Stadt  Forchheim,  endlich  2r.  = 3ng.  A.  Ludin  in  Karls- 
ruhe i.  Baden  Entwürfe  und  Gutachten  über  Wasserkraftausnutzungen, 
schriftstellerische  Arbeiten  usw. 

6.  Die  Industrie-Abteilung.  Die  Industrie- Abteilung  füllt  drei 
große  Hallen.  Sie  zeigt  von  den  meisten  Firmen  Deutschlands  alle 
Erzeugnisse,  die  sich  im  weiten  Rahmen  irgendwie  mit  dem  Grund- 
gedanken der  Ausstellung  verbinden  lassen.  Elektrische  Kraft- 
maschinen sowie  Hauseinrichtungen,  Schaltanlagen,  Transformatoren, 
elektrische  medizinische  Apparate,  Bügeleisen  und  Küchengeräte, 
Baustoffe,  insbesondere  der  bayerische  Traß,  sowie  Asphalt-  und  Teer- 
erzeugnisse, eiserne  und  hölzerne  Druckröhren,  Feldbahnen  mit  Kipp- 
wagen  und  Lokomotiven  für  Dampf-  und  elektrischen  Antrieb,  Motor- 
boote mit  eingebautem  und  mit  Außenbordmotor,  Segeljachten  und 
Betonschiffe,  Flaschenzüge,  eiserne  Spundwände,  Turbinen,  Bagger, 
Betonmischmaschinen,  Schieber  für  Wasserkraftanlagen,  Vermes- 
sungsgeräte, Triebwerke,  Kompressorenanlagen  zum  Betrieb  von 
Gesteinbohrmaschinen  und  Pumpen  sind  zu  sehen.  Besonders 
erwähnt  sei  die  Ausstellung  der  bayerischen  Luftsalpetergesell- 
schaft mit  dem  Entwurf  einer  Luftsalpeterfahrik,  unter  beson- 
derer Darstellung  der  Anpassungsfähigkeit  einer  solchen  Anlage 
an  die  Tagesschwankungen  eines  elektrischen  Betriebes,  sowie  die 
Ausstellung  des  Zweckverbandes  für  Juraerschließungsstraßen  mit 
vielen  Plänen  und  Lichtbildern.  In  Verbindung  mit  der  Wärme- 
wirtschaft sind  Gaskocher,  Gasherde,  elektrische  Wärmeapparate,  ge- 
nietete und  geschweißte  Kessel  für  Hochdruckdampf,  Niederdruck- 
dampf und  warmes  Wasser,  elektrische  Wärmespeicher,  Dampfkessel 
mit  verschiedenen  Feuerbrücken  mit  Schrägrosten,  Treppenrosten  und 
Sparrosten,  sich  selbstregelnde  Feuerung,  Unterwind- Feuerungen, 
Müllverbrennungsanlagen,  Isoliermaterial,  Dampfmesser,  Gasmesser, 
Luftmesser  und  Wassermesser,  alle  Arten  von  Öfen  aus  Eisen  und 
Ton,  zum  Teil  in  sehr  ansprechenden  Formen,  gußeiserne  Heiz- 
körper, Glieder- Heizkessel  in  den  verschiedensten  Ausführungen  aus- 
gestattet. 

In  den  einzelnen  Berichten  über  die  Ausstellung  für  Wasser- 
straßen und  Energiewirtschaft  wurde  versucht,  in  der  gebotenen 
gedrängten  Form  eine  Übersicht  über  ihren  Inhalt  zu  geben.  Auf 
Vollständigkeit  kann  die  Darstellung  keinen  Anspruch  machen,  da 
der  Besucher  selbst  bei  häufiger  Wiederkehr  immer  wieder  etwas 
Neues  fand.  Die  Ausstellung  erfreute  sich  eines  stets  steigenden 
Zuspruches.  Nicht  nur  Ingenieure  und  Architekten,  sondern  gerade 
die  große  Allgemeinheit  füllten  die  Ausstellungshallen.  Mit  Rücksicht 
auf  diesen  regen  Besuch  war  die  Dauer  der  Ausstellung  nochmals, 
und  zwar  bis  zum  24.  Juli  verlängert.  Die  Hoffnung  ist  nicht  unbe- 
gründet, daß  die  gesteckten  Ziele  erreicht  werden,  daß  der  Begriff 
von  technischem  Können  und  von  dem  Wert  der  Wasserkräfte,  der 
Wasserstraßen  und  der  Wärmewirtschaft  mehr  zum  Allgemeingut  der 
Bevölkerung  wird,  als  dies  bisher  der  Fall  war. 


Heimatschutz  und  Siedlungswesen. 


Ein  Beitras:  zur  Frasre  Kleinhaus  oder  Massenmiethaus. 


I. 

Die  gegenwärtig  im  Siedlungswesen  im  Vordergrund  stehende 
Frage  über  die  wirtschaftlichen  Vorzüge  der  zu  wählenden  Bautormen 
wird  neuerdings  mit  gesteigerter  Erregung  behandelt,  indem  von  den 
Baugeländehändlern  das  gegenwärtige  Versagen  der  Bautätigkeit  be- 
nutzt wird,  um  für  die  Stockwerkhäufung  Stimmung  zu  machen. 
Die  Gefahr  dieser  mit  irrigen  Beweisgründen  vorgehenden  Bewegung 
ist  eine  große,  weniger  für  unser  engeres  Heimatland  Sachsen,  das, 
wie  kaum  ein  anderes  im  Besitz  des  besten  allgemeinen  Baugesetzes, 
wie  der  besten,  gegen  die  Verunstaltung  von  Ortschaften  bestehenden 
Vorschriften  ist,  als  für  zahlreiche  andere  Gebiete  unseres  deutschen 
Vaterlandes. 

An  der  Erkenntnis,  daß  die  Lösung  der  Wohnungsfrage  im  Sinne 
der  Minderung  der  Wohndichte  mehr  denn  je  eine  Frage  der  Stärkung, 
der  Erhaltung  unseres  Volkes  bedeutet  und  daß  demzufolge,  wo 
auch  immer  angängig,  der  gartenumschlossene  Flachbau  gegenüber 
dem  großen  Miethaus  zu  bevorzugen  ist,  hat  sich  trotz  der  neuer- 
dings vielfach  geltend  gemachten,  angeblichen  wirtschaftlichen  Vor- 
züge des  letzteren,  nichts  wesentliches  geändert.  Wenn  aber  als 
Kronzeuge  für  die  angebliche  wirtschaftliche  Überlegenheit  des  viel- 
geschossigen Massenmiethauses  gegenüber  der  Kleinbauweise  eine 
Autorität  wie  Baudirektor  Prof.  Dr.  Fr.  Schumacher  herangezogen 
wird,  so  bedarf  dies  doch  der  Aufklärung.  „Bei  meiner  letzten  Klein- 
siedlungskolonie in  Hamburg“  — so  schreibt  dieser  wörtlich  — „arbeite 
ch  auf  einem  Gelände,  dessen  gesetzlicher  Bebauungsplan  sechs  Ge- 


schosse (!)  vorsah.  Durch  meine  Umgestaltung  konnte  ich  auf  drei 
Geschosse  herabzonen,  aber  nicht  tiefer.  Darin  liegt  vielleicht  die 
Quelle  des  Mißverständnisses. 

Meine  grundsätzliche  Stellung  zum  Flachbau  ist  im  übrigen  aus 
meiner  Schrift  „Kleinwohnung“  bei  Quelle  u.  Meyer  genügend  zu  er- 
sehen. Die  spezielle  Frage  kann  in  einzelnen  Fällen  sehr  verschieden 
liegen  und  muß  immer  als  Sonderfall  behandelt  werden. 

Die  Straßen-  und  Leituugsanlageu  sind  dabei  für  die  Frage  der 
Wirtschaftlichkeit  vor  allem  maßgebend  und  die  liegen  aber  in  jedem 
Falle  besonders.  Deshalb  kann  man  keine  allgemein  zutreffenden 
Thesen  aufstellen. 

Als  reines  Bauobjekt  betrachtet  — was  natürlich  nicht 
maßgebend  ist  — scheint  mir  unter  den  Einzelhäusern  der 
eingebaute  und  erdgeschossige  Typ  und  unter  den  Mehr- 
familienhäusern das  mit  zwei  Obergeschossen  ohne  aus- 
gebautes Dach  am  wirtschaftlichsten  zu  sein.“ 

Eine  vermittelnde  Stellung  und  den  künstlerischen  wie  wirtschaft- 
lichen Gesichtspunkten  dabei  Rechnung  tragend,  nimmt  Prof.  Dr.  Th. 
Fischer  in  München  ein,  wenn  er  sich  unterm  28.  April  1921  wie 
folgt  äußert: 

„Die  Reaktion  gegen  das  extreme  Streben  nach  dem  Flachbau 
scheint  mir  nicht  unbegründet.  Als  wir  vor  Jahren  mit  diesen  Be- 
strebungen einsetzten,  hatten  wir  die  Alleinherrschaft  des  Massen- 
miethauses zu  bekämpfen.  Nun  tritt  das  charakteristische  Zeichen 
einer  mit  Riesenschritten  abwärts  sinkenden  Kultur  zutage,  daß 
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man  von  einem  Extrem  in  das  andere  hinübertaumelt.  Für  mich 
wenigstens  gibt  es  keinen  betrübenderen  Beweis  der  Haltlosigkeit, 
daß  sozialpolitisch  und  kulturell  niemand  auf  der  Mitte  verharren 
kann.  Ich  bin  der  Meinung,  daß  bei  neuen  gartenstadtähnlichen 
Siedlungen  selbstverständlich  das  Einzelhaus  die  Norm  sein  muß. 
Ich  halte  es  aber  für  falsch,  wenn  nun  in  nächster  Nähe  von  Groß- 
und  Mittelstädten  Siedlungen  in  Massen  entstehen,  welche  jenen  Typ 
zum  Gesetz  machen  wollen.  Unsere  soziale  Tradition  und  die  heutige 
wirtschaftliche  Lage  läßt  das  Miethaus  bescheidenen  Umfangs  (Vier-  bis 
Sechs  wohnungshaus)  durchaus  berechtigt  erscheinen.  In  mittleren  und 
kleineren  Städten  sollte  m.E.  das  zweigeschossige  Miethaus  mit  vier  Woh- 
nungen, in  größeren  das  dreigeschossige  mit  sechs  Wohnungen  durchaus 
berechtigt  sein,  und  zwar  neben  den  Einzelfamilienhäusern  für  diejeni- 
gen, die  etwas  mehr  leisten  können  als  die  Durchschnittstaatsbürger.“ 

Das  sind  beherzigenswerte  treffliche  Anschauungen,  die  sich 
völlig  mit  denjenigen  gutgeleiteter  Siedlungsgesellschaften  decken. 
Es  bedarf  noch  sehr  der  allgemeinen  Aufklärung,  daß  die  Wirtschaft- 
lichkeit einer  Bauanlage  nicht  durch  die  rechnerische  Gegenüber- 
stellung der  einzelnen  Bauausgaben  und  Leistungen  allein,  sondern 
auch  dadurch  zur  Geltung  kommt,  welche  ethischen,  sozial-wohlfahrt- 
lichen  und  Gemütswerte  für  die  Steigerung  des  Wohlbefindens  und 
der  Kräftigung  der  Volksgesundheit  in  Betracht  zu  ziehen  sind.  Neben 
dem  Walten  einer  wirklich  sparsamen  Bauausführung,  wie  sie  eine 
frühere  künstlerisch  höher  stehende  Zeit  in  so  vorbildlicher  Weise 
uns  gelehrt  hat  und  wie  sie  bei  ländlichen  Siedlungsanlagen  im  be- 
sonderen durch  die  Schlichtheit  und  Einfachheit  in  der  Gestaltung 
der  Verkehrsstraßen,  der  Plätze,  Nebenanlagen  und  Leitungen  in  die 
Erscheinung  tritt,  ist  es  der  Überschuß  an  Nebenräumen,  die  unmittel- 
bare Zugänglichkeit  von  Hof  und  Garten,  Keller-  und  Bodengelassen, 
die  Möglichkeit  der  Kleinviehhaltung  und  die  Nutzung  von  Obst-  und 
Gartentlächen,  welche  das  Kleinhaus,  gleichviel  in  welcher  Bauform, 
bei  gleicher  Nutzungsfläche  an  Wohnräumen,  als  wirtschaftlich  vorteil- 
hafter gegenüber  dem  mehrgeschossigen  großen  Miethause  erscheinen 
läßt,  selbst  wenn  in  einzelnen  Fällen  die  eigentlichen  Baukosten  und 
Anliegerleistungen,  durch  örtliche  Verhältnisse  bedingt,  höhere  sein 
sollten  als  beim  mehrgeschossigen  Miethaus. 

Wenn  beispielweise  das  Sächsische  Landessiedlungsamt  an  die 
bereits  vor  18  Jahren  vom  sächsischen  Finanzministerium  an  die 
Hochbauämter  erlassene  Verordnung  anknüpft  und  Richtlinien  über 
die  Erstellung  von  Kleinhausbauten  herausgab  und  als  obersten 
Grundsatz  gelten  ließ,  „mit  dem  geringsten  Aufwand  an  Mitteln  die 
größte  Anzahl  einfacher  aber  guter  Wohnungen  zu  erstellen“,  so  war 
es  bei  der  in  Aussicht  gestellten  Berücksichtigung  einer  Beihilfe- 
gewährung in  erster  Linie  nur  an  Flachbauten  sich  seiner  aus  Gründen 
der  Volkswohlfahrt  und  Volks  Wirtschaftlichkeit  empfohlenen  Stellung- 
nahme wohl  bewußt.  Mehren  sich  doch  in  zunehmendem  Maße  die 
Stimmen,  wonach  eine  fruchtbare  deutsche  Entwicklung  nur  aus  der 
Pflege  unserer  Stammesart  und  eine  Stärkung  und  Kräftigung  des 
Heimatgefühls  und  der  Gemütpflege  der  Allgemeinheit  unserer  Be- 
völkerung hieraus  erwartet  werden  kann. 

In  diesem  Zusammenhang  aber  spielt  die  Wohnungsfrage,  ob 
Kleinhaus  oder  Massenmiethaus  eine  bedeutsame  Rolle.  Die  Bevor- 
zugung des  Flachbaues  bedeutet  eine  Verminderung  der  Wohnungs- 
dichte und  durch  die  größere  Fühlung  des  Menschen  mit  der  Natur 
eine  Stärkung  des  Heimatsinnes  und  der  Heimatliebe,  ethische  Werte, 
die  in  gleicher  Weise  bei  dem  Zusammenwohnen  vieler  Familien  über- 
und untereinander  nicht  geboten  werden  können. 

„Würden  — so  äußert  sich  hierüber  Prof.  Dr.  Albert  Weiß  in  Char- 
lottenburg — die  Lebensmittelschwierigkeiten  in  den  Städten  während 
des  Krieges  und  auch  während  der  Nachkriegszeit  so  zerstörend  ge- 
worden sein,  wenn  eine  größere  Zahl  von  Bewohnern  ein  kleines 
Anwesen  mit  der  Möglichkeit  des  Anbaues  von  etwas  Kartoffeln  und 
Gemüse  und  mit  der  Möglichkeit  des  Haltens  einer  Ziege,  einiger 
Hühner  gehabt  hätte!'  Schon  vor  zehn  Jahren  habe  ich  hervorgehoben, 
daß  man  von  dem  Mietkasernenbewohner  mit  seinem  Existenzminimum 
keine  sonderliche  Vaterlandsliebe  erwarten  kann  und  daß  man  von 
einer  aus  diesen  freudlosen  Hofquartieren  ausgehenden  Volkserhebung 
das  allerschlimmste  befürchten  müsse.  Würde  die  auch  heute  an 
vielen  Orten  zutage  tretende  vaterlandlose  Gesinnung  so  kraß  in  die 
Erscheinung  treten  können,  wenn  ein  größerer  Teil  unserer  kleinen 
Leute  durch  Kleinbauten  an  das  Land  gekettet  wäre?  Die  Sorge  um 
die  Zerstörung,  um  die  Entwertung  dieses  Kleinbesitzes  würde  viele 
zur  Vernunft  gebracht  und  uns  selbst,  wenn  der  Krieg  auch  verloren 
gegangen,  von  dem  jetzigen,  nur  der  Revolution  zu  dankenden  ent- 
setzlichen Etwas  und  der  noch  größeren  Schmach  bewahrt  haben.“ 

Auch  der  verdienstvolle  Herausgeber  des  deutschen  Siedlungs- 
werkes, Prof.  Dr.  C.  J.  Fuchs  in  Tübingen,  weist  auf  die  zur  Zeit  wirt- 
schaftliche Überlegenheit  des  Flachbaues  hin,  da  die  meisten  Mittel 
und  Formen  der  „sparsamen  und  Ersatzbauweisen“  und  unter  diesen 
die  wichtigste,  der  Lehmbau,  ihre  Vorzüge  doch  am  meisten  erst  bei 
kleinen  Häusern  mit  ein  oder  höchstens  drei  Geschossen  entfalten, 


also  namentlich  beim  Einfamilienhaus  mit  Eigenbau  oder  Bauhilfe 
des  Siedlers  und  bei  dem  heute  noch  mehr  als  früher  billigsten  und 
wirtschaftlich  vorteilhaftesten  Haustyp:  dem  zweigeschossigen  Reihen- 
kleinhaus. „So  fördert“,  sagt  am  Schluß  seiner  gutachtlichen  Dar 
legungen  Prof.  Dr.  Fuchs,  „die  Not  die  von  den  Wohnungsreformern 
so  lange  angestrebte  bessere  Bauform.“ 

für  die  Beurteilung  der  Frage,  ob  eine  Stadtverwaltung  bei  ihren 
bodenpolitischen  Maßnahmen  (Straßenaufschließung,  Straßenbaukosten 
usw.)  auf  den  Stockwerkbau  oder  auf  den  Kleinhausbau  hinarbeiten 
soll,  dürfte  die  Mitteilung  interessieren,  daß  in  Großberlin  bei  dem 
spekulativen  Bodengeschäft  ein  Umschwung  in  der  Wertung  des  Bau 
Systems  eingetreten  ist.  Die  „Neue  Bodengesellschaft“  bemerkt  hierzu 
in  ihrem  Bericht  für  1919  nach  Hervorhebung  des  günstigeren  Absatzes 
von  Einzelparzellen:  „Unser  Hauptgebiet,  die  Verwertung  von  Hoch 
baugelände,  lag  völlig  brach  und  die  Errichtung  von  Wohnhäusern 
in  Hochbaubezirken  mit  Hüte  von  Teuerungszuschüssen  hat  sich 
unter  den  gegenwärtigen  Verhältnissen  als  praktisch  nicht  durch 
führbar  erwiesen.“  Zugleich  betätigt  sich  die  rührige  Berlinische 
Bodengesellschaft  seit  einem  Jahre  in  großem  Umfang  und  mit  treff 
lichem  Erfolg  im  Bau  von  Einfamilienhausanlagen. 

Hierzu  bemerkt  Stadtbaurat  Beuster  in  Berlin,  daß  die  von  dem 
Wohnungsverband  Großberlin  ausgeführten  Flachbauten  sowohl  hin 
sichtlich  der  Herstellungskosten  wie  auch  hinsichtlich  der  Zuschüsse 
im  allgemeinen  etwas  günstiger  abgeschnitten  hätten  als  die  Hoch 
bauten.  In  England  hat  man  sogar  bei  Erlaß  des  neuen  Wohnungs- 
gesetzes im  Jahre  1919  jede  Form  des  Stockwerkhauses  — selbst  das 
Cottage  Hat  (Zweiwohnungshaus)  — abgelehnt.  Bei  den  jetzigen 
Zeitverhältnissen  spielt  also  die  Frage,  ob  die  Mietkaserne  etwas 
wirtschaftlicher  ist  als  das  Kleinhaus,  keine  wesentliche  oder  aus- 
schlaggebende Rolle  mehr,  sondern,  wie  gutachtlich  sich  Prof.  Dr.  Alb. 
Weiß  unterm  2.  Mai  d.  J.  äußert,  lediglich  die  Frage,  finden  sich  unter 
den  trostlosen  heutigen  Verhältnissen  des  Mangels  einer  Valuta- 
sicherung und  des  Tiefstandes  der  Mark  Leute,  die  auf  eigenes  Risiko 
und  mit  einiger  Sicherheit  für  den  Geldbeutel  der  Allgemeinheit  dieses 
komplizierte  Gebilde  der  Mietkaserne  übernehmen  oder  ob  der  Staat 
diese  Gebilde  besitzen  und  verwalten  soll?  Daß  bei  Berücksichtigung 
all  dieser  doch  täglich  mit  wuchtigen  Schlägen  in  Erscheinung 
tretenden  Schwierigkeiten  es  noch  Staatsorgane  geben  kann,  die  die 
Hand  zu  der  Weiterbildung  solch  unfähiger  Gebilde  wie  die  Miet- 
kaserne geben  kann,  hält  Prof.  Dr.  Weiß  für  durchaus  unwahrscheinlich. 

Zusammenfassend  darf  schließlich  der  zuversichtlichen  Hoffnung  Aus 
druck  gegeben  werden,  daß  die  dankbar  anzuerkennenden  und  segens- 
reichen Bestrebungen  auf  dem  Gebiet  der  Wohnungsfürsorge  zu- 
gunsten des  Kleinhauses  nicht  erlahmen,  vielmehr  eine  weitere  Kräf- 
tigung und  Stärkung  zur  Belebung  des  Wohlbehagens,  der  Arbeits- 
freude und  der  Leistungsfähigkeit  der  Bevölkerung  und  damit  im 
Zusammenhang  eine  Erhöhung  der  staatserhaltenden  Liebe  zur  Heimat, 
zum  Vaterlande  in  zunehmendem  Maße 'erfahren  möchte. 

Dresden.  ®r.=3nq.  e-  h.  Schmidt,  Geheimer  Baurat. 


II. 

Hierzu  veröffentlichen  wir  im  Einvernehmen  mit  Geheimen  Baurat 
Schmidt  die  folgenden  weiteren  Ausführungen: 

1.  Die  Wohnungsnot  kann  nur  beseitigt  werden  durch  starkes 
Einsetzen  von  Wohnungsneubauten. 

2.  Diese  Neubauten  müssen  nicht  nur  in  großer  Zahl,  sondern 
auch  möglichst  rasch  und  besonders  in  wirtschaftlichster  Weise 
errichtet  werden. 

3.  Als  Baugelände  käme  in  Frage:  a)  fertiggestellte,  bisher  un- 
bebaut gebliebene  Straßen  innerer  Stadtteile,  vielfach  inmitten  von 
vielgeschossig  begonnenen  Baublöcken  gelegen,  b)  unerschlossene  Ge- 
biete äußerer  Stadterweiterungen. 

4.  Danach  ist  die  Wohnhausbauweise  in  jeder  Stadt  zum  erheb- 
lichen Teil  im  voraus  bestimmt,  indem  die  unter  a)  zu  errichtenden 
Wohngebäude  sowohl  als  auch  die  unter  b)  an  den  Verkehrsstraßen 
zu  erbauenden  Wohnhäuser  aus  wirtschaftlichen  und  städtebaulichen 
Gründen  mit  Rücksicht  auf  die  Straßenausgestaltung,  Straßenherstel- 
lung und  Anliegerbeiträge  sicher  nicht  im  Flachbau  aufgeführt  werden 
können;  wogegen  für  den  Flachbau  alle  zwischen  den  Verkehrsstraßen 
des  äußeren  Stadterweiterungsgebiets  angegrenzten  Blockeinheiten 
in  Frage  kommen  dürften. 

5.  Es  handelt  sich  also  nicht  um  einseitige  Stellungnahme  für 
Flachbau  oder  Hochbau  bei  der  weiteren  Wohnungsherstellung, sondern 
um  die  Lösung  mittels  Flachbau  und  Hochbau. 

6.  Eine  Verteilung  der  Bauweisen  in  Hochbau  und  Flachbau  ist 
durchaus  nicht  gegen  das  Wohnbedürfnis  im  Zusammenhang  mit 
Grünland  gerichtet  (vergl.  meine  Ausführungen  im  zweiten  Doppelheft 
des  Jahrganges  21  des  „Städtebau“),  sondern  kommt  dem  Wohn- 
bedürfnis besonders  nach  drei  Seiten  entgegen,  nämlich: 

a)  Nicht  jede  Familie  will  im  Einfamilienhaus  angesiedelt  sein, 
und  es  kann  auch  nach  dem  Charakter  des  Berufes  nicht  jede  Familie 
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angesiedelt  werden;  die  Erfahrung  lehrt  vielmehr,  daß  mindestens 
die  Hälfte  aller  Wohnungsuchenden  sehr  gern  in  Mietwohnungen  im 
Mehrfamilienhaus  einziehen,  welch  letzteres  sehr  wohl  selbst  bei  vier- 
bis  fünfgeschossiger  Bauweise  allen  gesundheitlichen  und  städtebau- 
lichen Anforderungen  entsprechend  gebaut  werden  kann,  wie  dieses 
eine  Reihe  von  gemeinnützigen  und  sonstigen  Baugesellschaften  längst 
erwiesen  haben.  (Vergleiche  insbesondere  die  ausgezeichnet  gelungene 
fünfgeschossige  Wohnungskolonie  Nürnberg-Gibitzenhof  von  Architekt 
Ruff,  oder  die  vier-  bis  fünfgeschossigen,  sehr  schönen  Wohngebäude  des 
Spar-  und  Bauvereins  Dortmund,  oder  die  vielgeschossigen  musterhaften 
Wohnhausgruppen  in  Berlin-Friedenau.)  Man  darf  daher  im  Kampfe 
gegen  das  „Massenmiethaus“  nicht  immer  einseitig  die  schlechtesten 
Berliner  Hinterhofgebäude  zum  Vergleich  mit  dem  Flachbau  heranziehen. 

b)  Es  ist  Tatsache,  daß  der  schnellste  Weg  zur  Wohnungs- 
herstellung der  Weg  über  das  mehrgeschossige  Miethaus  ist.  Die 
Gründe  sind  sehr  einleuchtend:  straff  zusammengefaßter  Baubetrieb  an 
einer  eng  begrenzten  Baustelle,  einheitlicher,  zusammenhängender  Keller 
aushub,  einheitliche  Aufführung  der  aufgehenden  Wände  und  Decken, 
einheitliche  Dachkonstruktion  und  Dacheindeckung,  gemeinsam  gelegte 
Waschküche,  Badegelegenheiten  usw.,  alles  Dinge,  die  zudem  eine 
planmäßige  Zugabe  von  Grünland  in  nächster  Nähe  der  Wohnungen 
durchaus  nicht  ausschließen. 


c)  Nach  den  von  mir  in  jüngster  Zeit  angestellten  eingehenden 
Untersuchungen  ist  zur  Zeit  der  städtische  Wohnungsbau  (mit  sämt- 
lichen Versorgungsleitungen)  im  Mehrfamilienmiethaus  von  drei  bis 
vier  Geschossen  erheblich  billiger  als  der  gleichartige  Wohnungsbau 
in  ausgesprochenem  Siedlungscharakter  (Einfamilienhaus).  Ohne  dies 
verallgemeinern  zu  wollen,  bin  ich  doch  der  Meinung,  (laß  vielerorts 
ähnliche  wirtschaftliche  Tatsachen  vorliegen  werden. 

7.  Der  Umstand,  daß  dem  mehrgeschossigen  Miethause  seine  Stel- 
lung gegenüber  dem  Einfamilienhaus  in  einem  nach  Sachlage  der  je- 
weiligen örtlichen  Verhältnisse  zustehenden  Maße  gewährt  werden  muß, 
darf  nicht  dazu  führen,  dem  Großhaus  überwiegend  das  Wort  zu  reden. 
Vielmehr  muß  der  Flachbau  überall  da,  wo  er  nur  einiger- 
maßen für  die  örtlich  gegebene  Wohnungsbauform  an- 
gesehen werden  kann,  mit  allen  Kräften  gegenüber  dem 
Hochbau  gefördert  werden,  weil  das  Einfamilienhaus  für 
alle  jene  Berufsschichten,  die  keinem  starken  Wechsel 
der  Arbeitsstätte  unterworfen  sind,  infolge  seiner  Eigen- 
schaft, den  Wohnungsinhaber  mit  der  Scholle  dauernd  zu 
verbinden  und  die  Ernährung  zu  steigern  und  zu  verbilli-  > 
gen,  unleugbar  als  die  erstrebenswerteste  Wohnhausform 
in  allen  Bevölkerungsschichten  bezeichnet  werden  muß. 

Brandenburg  a.  d.  Havel.  2>r.=3ng.  Wolf,  Stadtbaurat. 


Vermischtes. 


Die  Würde  eines  Elirendoktoringenieurs  wurde  verliehen:  von 
der  Technischen  Hochschule  München  dem  ordentlichen  Professor 
für  Straßen-,  Eisenbahn-  und  Tunnelbau  an  der  Technischen  Hoch- 
schule Dresden  Geheimen  Hofrat  Georg  Lucas  in  Anerkennung  seiner 
großen  Verdienste  um  die  Entwicklung  von  Bau  und  Betrieb  der 
Eisenbahnen  sowie  als  akademischer  Lehrer;  — von  der  Technischen 
Hochschule  Darmstadt  auf  einstimmigen  Antrag  der  Abteilung  für 
Maschinenbau  dem  Ingenieur  und  Fabrikbesitzer  Karl  Steinmüller, 
Mitinhaber  der  Firma  L.  u.  K.  Steinmüller  in  Gummersbach  i.  d.  Rhein- 
provinz in  Anerkennung  seiner  großen  Verdienste  um  die  Entwick- 
lung der  Kesselindustrie  in  Deutschland,  insbesondere  um  die  Ein- 
führung der  Wasserrohrkessel. 

Eine  Gedächtnisfeier  für  Karl  Wiehert  veranstaltete  die  Deutsche 
Maschinentechnische  Gesellschaft  in  Berlin  am  13.  Juli  zu  Ehren  ihres 
langjährigen  Vorsitzenden  und  Ehrenmitgliedes.*)  Die  Eisenbahnver- 
waltung hatte  zu  dieser  Feier  den  mit  reichem  Trauerschmuck  ver- 
sehenen großen  Saal  des  Potsdamer  Bahnhofs  zur  Verfügung  gestellt. 
Außer  den  Angehörigen  des  Verstorbenen  und  den  Mitgliedern  der 
Gesellschaft  waren  der  Reichsverkehrsminister  Groener,  die  Präsidenten 
der  Eisenbahndirektionen  Berlin  und  Osten,  des  Eisenbahn-Zentralamts 
und  zahlreiche  andere  hohe  Staatsbeamte  und  Freunde  des  Verstor- 
benen erschienen.  Nach  einem  von  dem  Kosleckschen  Trompeten-  und 
Posaunenchor  vorgetragenen  Trauermarsch  hielt  der  Vorsitzende  der 
Gesellschaft,  Baurat  de  Grahl,  die  Gedächtnisrede,  worin  er  die 
Verdienste  Wicherts  um  den  Eisenbahnstaatsbetrieb  schilderte  und 
sein  Leben,  das  ausgefüllt  war  durch  55  Jahre  treuer  Pflichterfüllung 
im  Staatsdienst,  und  seine  Charaktereigenschaften  würdigte.  Ins- 
besondere bleibe  für  die  Maschinentechnische  Gesellschaft  der  Name 
ihres  Ehrenmitgliedes  als  des  erfolgreichen  Förderers  ihrer  Wissen- 
schaftlichen Bestrebungen  in  den  Annalen  der  Gesellschaft  verewigt. 
Als  Vertreter  der  Reichseisenbahnverwaltung  gab  alsdann  Staats- 
sekretär Kumbi  er  dem  Dank  an  den  Verstorbenen  Ausdruck,  den 
ihm  in  Sonderheit  die  preußischen  Staatsbahnen  schuldeten;  sein 
Werdegang  spiegele  gewissermaßen  die  Entwicklung  des  maschinen- 
technischen Dienstes  bei  den  Eisenbahnen  wieder,  und  Männer  wie 
er,  von  unbeugsamer  Arbeitskraft,  Lauterkeit  der  Gesinnung  und 
Schlichtheit  des  Wesens,  täten  uns  not  für  einen  glücklichen  Wieder- 
aufbau des  Vaterlandes.  Die  Feier  wurde  beendet  durch  zwei  weitere 
musikalische  Darbietungen  des  Kosleckschen  Bläserchors. 

75.  Stift uugsfest  des  „Akademischen  Vereins  Hiitteu  an  der 
Technischen  Hochschule  Berlin.  Über  diese  Erinnerungsfeier  am 
PJ.  Mai  d.  J.  möge  nachträglich  noch  das  Folgende  mitgeteilt  werden. 

Die  „Hütte“  wurde  1S46  von  Studierenden  des  ehemaligen  Königl. 
Gewerbeinstituts  gegründet.  Der  doppelten  Bedeutung  ihres  Namens 
entsprechend,  sollte  sie  unter  ihren  Mitgliedern  wissenschaftliche  und 
gesellige  Bestrebungen  fördern.  Erstere  wurden  von  den  Begründern 
angestrebt  durch  die  Schaffung  einer  Bücherei  von  fach-  uud  schön- 
wissenschaftlichen Werken,  weiterhin  durch  die  Herausgabe  technischer 
Zeichnungen  ausgeführter  Maschinenanlagen  und  des  bekannten  Nach- 
schlagebuches  „Hütte“,  des  Ingenieurs  Taschenbuch.  Das  Zeichnungs- 
unternehmen ist  zum  Anfang  der  achtziger  Jahre  als  nicht  mehr 
zweckdienlich  eingestellt  worden,  während  die  Abfassung  der  auch 
heute  noch  erscheinenden  Werke  „Eisenhütte“  und  „A.Brix,  Bootsbau“ 
hinzukamen.  Das  Taschenbuch  genoß  in  der  Technikerwelt  stets  be- 

*)  Vgl.  den  Nachruf  auf  S.  320  d.  Bl. 


sondere  Wertschätzung,  was  aus  den  23  Auflagen  und  ihrer  Übersetzung 
in  vier  Weltsprachen  hervorgeht.  Der  Pflege  und  Erweiterung  der 
Bücherei  wurde  stets  größte  Aufmerksamkeit  zugewendet,  so  daß  sie 
heute  eine  der  vielseitigsten  und  umfangreichsten  ist. 

Als  Ziel  der  Geselligkeit  wurde  von  jeher  erstrebt,  den  Aktiven 
das  ferne  Elternhaus  zu  ersetzen,  und  die  bekannten  Bezeichnungen  : 
„Mutter  Hütte“  für  den  Verein  und  „Hüttenbruder“  für  seine  Mit- 
glieder zeigen,  daß  diese  Bestrebungen  erfolgreich  waren.  Beim  zehn- 
jährigen Stiftungsfest  in  Halberstadt  wurde  von  23  jungen  Ingenieuren  ^ 
der  „Hütte“  der  Verein  Deutscher  Ingenieure  gegründet,  der 
heute  Weltruf  besitzt. 

Die  Aktivitas  begann  das  75.  Stiftungsfest  am  19.  Mai  d.  J. 
in  Berlin  mit  der  feierlichen  Enthüllung  einer  Gedenkplatte  für  die 
im  Weltkriege  gebliebenen  84  Hüttenbrüder  und  die  1870/71  Gefallenen,  •. 
welche  in  dem  schönen  Vereinshaus  in  der  Bachstraße  errichtet 
worden  ist.  Gleichzeitig  hiermit  wurde  den  Gebliebenen  eine  Gedenk- 
schrift zum  ehrenden  Gedächtnis  gewidmet,  die  u.  a.  mit  den  Bild-  ; 
nissen  aller  84  Helden  geschmückt  ist.  Die  eherne  Gedenktafel  und 
die  Gedenkschrift  stiftete  die  Alteherrenschaft,  in  deren  Namen  der 
Vorsitzende  des  Ausschusses  Alter  Herren  eine  warm  empfundene  Ge- 
dächtnisrede den  Gefallenen  widmete.  Beim  Festkommers  im  Marmor- 
saal des  Zoologischen  Gartens  am  Abend  desselben  Tages  überreichten 
befreundete  Korporationen  der  Jubilarin  sinnige  Gaben,  unter  denen 
besondere  Erwähnung  verdient  das  Geschenk  einiger  Alter  Herren 
in  Gestalt  des  von  Meisterhand  herrührenden  trefflichen  Gemäldes 
eines  ihrer  Besten,  des  verstorbenen  Geheimrats  Adolf  Slaby. 

Die  Alteherrenschaft,  die  mit  ihren  Damen  teilweise  von 
weither  gekommen  war,  feierte  das  Stiftungsfest  vom  20.  bis  23.  Mai 
mit  den  gegenwärtigen  88  Aktiven  zusammen  wieder  in  der  alten 
Feststadt  Wernigerode,  wozu  die  Mittel  von  den  Alten  Herren  , 
fürsorglicherweise  bereitgestellt  waren.  Hier  knüpfte  die  Hütten-  j 
gemeinde  in  besonderer  Herzlichkeit  das  Band  zwischen  den  Alten  . 
und  Jungen  wieder  fester,  das  durch  die  langen  Kriegsjahre  ge- 
lockert war.  Der  Glanz  der  früheren  Feste  dort  wurde  angesichts 
der  Not  des  Vaterlandes  beim  Festkommers  ersetzt  durch  um  so 
tiefergreifende  Ansprachen  zweier  Alter  Herren,  die  aus  dem  westlichen 
und  östlichen  Notdeutschland  herbeigeeilt  waren.  Eine  hierbei  für  1 
Oberschlesien  veranstaltete  Geldsammlung  ergab  einen  erheblichen  • 
Betrag.  Als  besonders  geehrte  Gäste  dieser  Festtage  konnten,  wie  bei 
früheren  Anlässen,  die  Mitglieder  des  Wernigeroder  Fürstenhauses  be- 
grüßt werden.  Besonderer  Verehrung  erfreute  sich  auch  der  anwesende 
Alte  Herr  Stadtrat  Wunder  aus  Leipzig,  der  vor  65  Jahren,  am  zehn- 
jährigen Stiftungsfest,  das  Präsidium  innegehabt  hatte. 

Während  in  früheren  Zeiten  vor  der  Bildung  der  Technischen 
Hochschule  die  Hüttenmitglieder  vorwiegend  den  Abteilungen  für  • 
Maschinen-  und  Schiffbaukunde,  der  Chemie  und  des  Hüttenfaches 
angehörten,  kommen  seit  der  Verschmelzung  des  ehemaligen  wissen- 
schaftlichen Vereins  an  der  Bauakademie  mit  der  .Hütte“  im  Jahre  1879 
ihre  Mitglieder  aus  allen  Fachrichtungen;  hierdurch  ist  eine  früher 
vorhandene  gewisse  Einseitigkeit  behoben  worden. 

Möge  die  „Hütte“  noch  .viele  Jahrzehnte  im  alten  Ansehen  wie 
bisher  ihre  Lebensaufgabe  an  der  Technischen  Hochschule  Berlin  er- 
füllen und  tatkräftig  und  gut  ausgerüstete  Söhne  in  die  Welt  schicken, 
für  ihr  Teil  mit  dazu  beitragend,  daß  Deutschlands  Ehre  und  Er- 
starkung wieder  hergestellt  werde. 

Berlin.  0.  Leitholf. 
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Tagung-  des  Zentralrereins  für  deutsche  Binnenschiffahrt, 

des  Main -Donau -Strom verbände»  und  des  deutsch -österreichisch -ungarisch -schweizerischen  Verbandes 

für  Binnenschiffahrt  in  München. 


Eine  für  die  Binnenschiffahrt  hochbedeutsame  Tagung  hat  an- 
läßlich der  Ausstellung  für  Wasserstraßen  und  Energiewirtschaft  in 
München  im  Ausstellungspark  stattgefunden,  wo  sich  der  Zentral- 
verein für  deutsche  Binnenschiffahrt,  der  Main-Donau-Stromverband 
und  der  deutsch-österreichisch-ungarisch-schweizerische  Verband  für 
Binnenschiffahrt  in  den  Tagen  vom  4.  bis  6.  Juli  1921  zu  gemein- 
samer Beratung  zusammenfanden.  Im  Vordergrund  der  Erörterungen 
standen  der  Entwurf  der  Großschiffahrtstraße  Rhein— Main — Donau  und 
die  zusammenhängenden  Schiffahrtfragen  auf  dem  Rhein  und  der 
Donau.  Daneben  wurden  die  wirtschaftlichen  Verhältnisse  in  Öster- 
reich, Ungarn  und  Jugoslawien  sowie  die  Bedeutung  der  Donau  für 
diese  Länder  durch  Vorträge  landeskundiger  Redner  und  der  Entwurf 
eines  Weser-Main-Kanals  erläutert.  Die  große  allgemeine  Bedeutung 
der  behandelten  Fragen  kam  in  der  Anwesenheit  zahlreicher  führender 
Männer  des  Staates,  der  Wissenschaft,  der  Technik,  der  Industrie,  der 
Verwaltung,  der  Bank-  und  Handelswelt  zum  Ausdruck. 

Der  stellvertretende  Vorsitzende,  Kommerzienrat  Gustav  Stinnes,  | 
eröffnete  die  Tagung  mit  kurzen  Begrüß ungs Worten,  insbesondere  an 
den  anwesenden  bayerischen  Ministerpräsidenten  Dr.  v.  Kahr  und  den 
Reichsverkehrsminister  $r.=2iitg.  Groener. 

Namens  der  bayerischen  Staatsregierung  hielt  Ministerpräsident 
Dr.  v.  Kahr  die  Begrüßungsansprache  und  widmete  einen  besonderen 
Willkommengruß  ,dem  Reichsverkehrsminister.  Er  wies  darauf  hin, 
daß  es  in  Wahrheit  internationale  Belange  seien,  in  deren  Dienst  sich 
die  zur  Zeit  in  München  tagenden  Verbände  gestellt  hätten,  handele 
es  sich  doch  um  die  Verbindung  der  beiden  größten  Stromgebiete 
Europas,  des  Rheins  und  der  Donau,  mit  ihren  Nebenflüssen  und 
außerdem  um  den  Zusammenschluß  dieser  Strombereiche  durch  eine 
weitere  Großschiffahrtstraße,  den  Main- Weser-Kanal,  mit  den  Nordsee- 
häfen. Der  Umstand,  daß  zwischen  den  beiden  Stromgebieten  des 
Rheins  und  der  Donau  bedeutende  Erhebungen  liegen,  sei  bisher  als  das 
am  schwersten  zu  überwindende  Hindernis  für  ihre  Verbindung  durch 
eine  Scbiffahrtstraße  erschienen.  Unsere  fortgeschrittene  Ingenieur- 
wissenschaft habe  die  Wege  gefunden,  gerade  diesen  Höhenunterschied 
dem  anzustrebenden  Ziele  nutzbar  zu  machen.  33  Kraftwerke  im 
Zuge  der  Großschiffahrtstraße  vom  Main  zur  Donau  und,  wenn  man 
die  geplante  Abzweigung  einer  Großschiffahrtstraße  entlang  der 
oberen  Donau  von  Kelheim  bis  Ulm  mit  in  Betracht  zöge,  45  Kraft- 
werke würden  in  der  Lage  sein,  35S  0Ü0  PS  mit  einer  Jahresleistung 
von  2 Milliarden  Kilowattstunden  zu  erzeugen.  Voraussetzung  für 
diesen  ungeheuren  Kraftgewinn  sei,  daß  der  Scheitelhaltung  des 
Main-Donau-Schiffabrtw'eges  aus  dem  Lech  bei  Meitingen  75  cbm/Sek. 
Wasser  zugeführt  würden.  Der  in  den  45  Kraftwerken  gewonnene 
elektrische  Strom  solle  in  den  Riesenring  des  Bayern werks  eingezogen 
werden.  In  diesem  Kräftekreislauf  mitpulsierend,  solle  er  der  Ver- 
wertung da  zugeführt  werden,  wo  Bedarf  an  elektrischem  Strom 
bestehe,  nicht  nur  im  nordwestlichen  Bayern,  sondern  auch  in  Baden, 
Hessen,  Württemberg  und  mitteldeutschen  Gebieten.  Die  Einnahmen 
aus  dem  Absatz  der  elektrischen  Kraft  würden  die  Finanzierung  des 
gesamten  Unternehmens  der  Großschiffahrtstraße  ermöglichen. 

Reichsverkehrsminister  Groener  überbrachte  in  seiner  Erwiderung 
die  besten  Wünsche  der  Reichsregierung  für  die  Tagung.  Die  Zeit, 
in  der  wir  leben,  scheine  nicht  dazu  angetan,  große  Pläne  verfolgen 
zu  sollen,  und  doch  sei  er  der  Überzeugung,  daß  wir  nichts  besseres 
tun  könnten,  als  mit  Zähigkeit  diejenigen  Pläne  zu  verfqlgen,  die  wir 
zur  Wiederaufrichtung  unserer  Wirtschaft  für  geboten  erachteten. 
Wenn  neuerdings  die  Fürsorge  für  die  Wasserstraßen  an  das  Reichs- 
verkehrsministerium übergegangen  sei,  so  halte  er  es  für  seine  Pflicht, 
nicht  nur  mit  den  Verbänden  zu  gehen,  sondern  an  ihrer  Spitze 
voranzugehen.  Er  meine,  .daß  eine  einseitige  Eisenbahnpolitik  eiDe 
verkehrte  Verkehrspolitik  sei.  Im  Bayernlande  stehe  im  Vordergrund 
der  Plan,  den  Rhein  und  die  Donau  miteinander  zu  verbinden.  Der 
Minister  erinnerte  an  die  verdienstvolle  Tätigkeit  des  Bayerischen 
Kanalvereins,  insbesondere  des  Main  - Donau  - Stromverbandes,  und 
sprach  den  Persönlichkeiten,  die  sich  um  diesen  Plan  besonders  verdient 
gemacht  hätten,  seine  volle  Anerkennung  aus.  Ergab  der  Hoffung  Aus- 
druck, daß  die  gegenwärtige  Tagung  und  die  Ausstellung  wesentlich 
dazu  beitragen  möchten,  die  Gründung  der  Aktiengesellschaften  zur  Ver- 
wirklichung des  Großschiffahrtweges  Main  — Donau  zu  bewerkstelligen, 
und  erklärte  sich  als  Reichsverkehrsminister  im  Einvernehmen  mit  der 
Reichsregierung  bereit,  diese  Pläne  mit  aller  Kraft  zu  fördern.  Noch 
weitere  Pläne  ständen  in  Aussicht  in  Nord  und  Süd.  Wir  müßten 
unseren  Verkehr  zu  höchster  Leistungsfähigkeit  ausgestalten,  um 


unserer  Volkswirtschaft  die  Entwicklung  zu  erleichtern.  Der  Minister 
betonte  zum  Schluß,  man  dürfe  die  Erhöhung  der  Eisenhahntarife 
nicht  als  etwas,  was  bestimmt  ist,  nehmen,  sondern  es  solle  damit 
erreicht  werden,  eine  gesunde  finanzielle  Grundlage  für  die  weitere 
Entwicklung  zu  gewinnen.  Auch  auf  dem  Gebiete  der  Binnenwasser- 
straßen würde  es  von  besonderem  Werte  sein,  diese  gesunde  Grund- 
lage zu  schaffen. 

Die  Reihe  der  technisch-wissenschaftlichen  Vorträge-  eröffnete 
Ministerialdirektor  a.  D.  Dr.-Ing.  Symplier  in  Berlin  durch  den 
Vortrag  über  die  Zukunft  der  deutschen  Wasserstraßen. 

Der  Redner  griff  auf  die  Zeit  um  die  Mitte  des  vorigen  Jahr- 
hunderts zurück,  wo  neben  dem  Siegeszug  der  Eisenbahnen  der  An- 
fang der  Bestrebungen  für  die  Vervollkommnung  der  Wasserstraßen 
läge,  Bestrebungen,  die  dann  1869  zur  Begründung  des  Zentralvereins 
für  Hebung  der  deutschen  Fluß-  und  Kanalschiffahrt  führten.  Seitdem 
habe  der  Gedanke  nicht  wieder  geruht,  und  bald  wären  die  Regie- 
rungen, voran  die  preußische  Regierung,  den  Bestrebungen  gefolgt. 
Zunächst  sei  man  an  den  Ausbau  der  natürlichen  Wasserstraßen 
durch  Regelung  gegangen,  dem  die  Anlage  neuer  Schiffskanäle  und 
die  Kanalisierung  von  Flußstrecken  gefolgt  seien  trotz  mancherlei 
Widerstände,  die  sich  bis  in  die  erste  Zeit  des  Krieges  entgegen- 
gestellt hätten. 

Durch  den  Krieg  seien  hinsichtlich  der  Wasserstraßen  zwrni  große 
Lücken  aufgedeckt:  das  Fehlen  des  Mittellandkanals  und  die  man- 
gelnde Verbindung  zur  Donau.  Als  drittes  Erfordernis  müsse  das 
Verlangen  nach  einheitlichen  Abmessungen  der  Hauptlinien  genannt 
werden,  damit  Schiffe  von  gewissen  Regelmaßen  überall  hin  gelangen 
könnten. 

Der  deutsche  Reichstag  habe  die  ersten  Teilbeträge  für  den  Neckar- 
Donau-  und  für  den  Donau-Main-Kanal  bewilligt.  Zunächst  handele 
es  sich  beim  Neckar  um  die  Strecken  von  Mannheim  bis  Plochingen 
und  beim  Donau-Main-Kanal  um  den  Ausbau  und  die  teilweise 
Kanalisierung  der  Donau  von  Passau  bis  Kelheim  sowie  um  die  Fort- 
führung der  Main-Kanalisierung  von  Ascbaffenburg  bis  Bamberg. 
Unter  gewissen  Voraussetzungen  soll  auch  schon  in  nächster  Zeit  mit 
dem  eigentlichen  Donau-Main-Kanal  auf  der  Strecke  Bamberg — Nürn- 
berg begonnen  werden. 

Die  Vorbedingungen  dafür  seien  auch  besonders  günstig,  nachdem 
die  Wasserkräfte  Deutschlands  eine  ungeahnte  Bedeutung  durch  den 
hohen  Preis  der  Kohle  und  durch  die  Bildung  umfangreicher  Elek- 
trizitätsversorgungsbezirke gewonnen  hätten. 

Insbesondere  wäre  anzunehmen,  daß  durch  den  Ausbau  der 
Bayernwerks  die  Verwertung  großer,  unregelmäßiger  und  unregulier- 
barer Wasserkräfte  möglich  sein  würde,  wie  sie  aus  der  Fortsetzung 
des  Donau-Main-Kanals  von  Nürnberg  bis  Kelheim  und  aus  der 
Donau  von  Ulm  bis  Kelheim  gewonnen  werden  sollten. 

Die  zwischen  Weser  und  Elbe  noch  bestehende  Lücke  solle  durch 
die  Fortsetzung  des  Mittellandkanals  beseitigt  werden,  wofür  durch 
die  preußische  Landesversammlung  die  Mittel  bewilligt  worden  seien. 
Das  Reich  habe  sich  verpflichtet,  unter  billigen  Bedingungen  die  Erb- 
schaft anzutreten.  So  dürften  wir  also  hoffen,  in  absehbarer  Zeit  ein 
einheitliches  und  zusammenhängendes  deutsches  Wasserstraßennetz 
von  großer  Leistungsfähigkeit  zu  besitzen.  In  welcher  Richtung  sich 
die  Pläne  zur  Schaffung  neuer  Kanäle  zu  bewegen  hätten,  lasse  eine 
zeichnerische  Übersicht  der  Erzeugung,  des  Verbrauchs  und  des  vor- 
handenen Verkehrs  erkennen.  Vor  allem  kämen  zum  Mittellandkanal 
der  Anschluß  zur  Saale  und  nach  Leipzig  hinzu,  ferner  die  weiteren 
Verbindungen  zur  Donau  nach  Kelheim  bezw.  Ulm,  die  Verbindung 
nach  dem  Oberrhein  von  Straßburg  über  Basel  nach  Konstanz  und 
die  Kanalisierung  der  Mosel  und  Saar. 

An  weiteren  Linien  kämen  später  noch  nach  örtlichen  Verhält- 
nissen die  Lahn-Kanalisierung  und  ;der  Ausbau  der  Ruhr  und  vor 
allem  der  Bau  des  Weser-Main-Kanals  in  Betracht,  der  unter  den 
jetzigen  Verhältnissen  besondere  Bedeutung  habe,  weil  die  Weser 
als  einziger  großer  Strom  Deutschlands  nicht  internationalisiert  sei. 
Die  Verbindung  werde  in  erster  Linie  von  Bamberg  über  die  Werra 
zur  Weser  erstrebt.  Neuerdings  seien  auch  andere,  früher  erwogene 
Möglichkeiten  von  Frankfurt  über  Fulda  mit  Abzweigung  zum  Main 
bei  Gemünden  sowie  über  Gießen  und  Marburg  nach  Cassel  wieder 
in  die  Erörterung  gezogen.  Damit  sei  die  zukünftige  Gestaltung  des 
deutschen  Wasserstraßennetzes  in  ihren  Grundzügen  gekennzeichnet. 

Da  aber  die  Wasserstraßen  eines  Landes  auch  gemeinsam  mit  denen 
der  angrenzenden  Länder  wirken  müßten,  so  berührten  uns  näher  als  die 
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allgemeinen  internationalen  Beziehungen,  die  früher  in  dem  Verband 
der  internationalen  Schiffahrtkongresse  aufrechterhalten  wurden  und 
jetzt  gelüst  sind,  die  des  deutsch-österreichisch-ungarisch-schweizerischen 
Verbandes,  den  zu  einem  mitteleuropäischen  auszugestalten,  schon  vor 
dem  Kriege  die  Absicht  gewesen  sei.  Trotz  der  Änderung  des  poli- 
tischen Einflusses  und  der  Internationalisierung  der  Schiffahrt  auf  der 
Donau,  dem  Rhein,  der  Elbe,  der  Oder,  Weichsel  und  Memel  seien 
die  wirtschaftlichen  Belange  im  wesentlichen  dieselben  geblieben. 
Landwirtschaftliche  Erzeugnisse  und  Rohstoffe  vermöchten  die  östlichen 
Länder  abzugeben,  gewerbliche  Güter  die  westlichen,  und  umgekehrt 
läge  der  Bedarf.  An  die  guten  Wasserstraßen  und  insbesondere  an 
die  Donau  knüpfe  sich  daher  auch  ein  gut  Teil  der  Hoffnungen.  Wenn 
die  Donau  auch  außerhalb  der  Reichsgrenze  bis  nach  Rumänien  hinein 
ein  stets  zuverlässiger,  leistungsfähiger  Großschiffahrtweg  geworden 
sei,  werde  sie  im  Süd-  und  südöstlichen  Wasserstraßennetz  als  Rück- 
grat aller  Anschluß-  und  Verbindungslinien  von  Ulm  bis  Preßburg 
erscheinen  und  darüber  hinaus  eine  Reihe  schiffbarer  Zuflüsse  besitzen. 

Zu  dem  mitteleuropäischen  Wirtschaftsgebiet  gehöre  auch  die 
Tschechoslowakei,  Polen,  Litauen,  Lettland  und  die  Ukraine.  Im 
Ausbau  der  Elbe  und  in  deren  Verbindung  mit  der  Donau  laufen  die 
Interessen  der  Slowakei  und  Deutschlands  zusammen.  Ganz  besonders 
wichtige,  auf  Wasserstraßen  zu  stützende  Beziehungen  seien  im 
Weichsel-  und  Memelgebiet  zu  erhoffen.  Noch  größere  Bedeutung 
könne  ein  Wasserweg  gewinnen,  der  vom  Dnjepr  über  den  Pripet, 
den  Dnjepr-Bug-Kanal,  den  Bug  und  den  Narew  bis  zur  Weichsel 
reiche.  Denke  man  sich  diese  und  die  nach  Westen  anschließende 
Oder- Weichsel- Verbindung  in  Abmessungen  für  1000 t-Schiffe  aus- 
gebaut, so  erhielte  man  im  nördlichen  Mitteleuropa  eine  über  3000  km 
lange  Wasserstraße  in  gestreckter,  fast  genau  westöstlicher  Richtung 
ohne  nennenswerte  Höhenunterschiede  vom  Rhein  bis  ins  Herz  der 
Ukraine  hinein.  So  könne  das  mitteleuropäische  Wasserstraßennetz 
seiner  Bedeutung  nach  in  wirtschaftlicher  und  politischer  Beziehung 
nicht  hoch  genug  eingeschätzt  werden. 

Den  zweiten  Vortrag  hielt  der  Generaldirektor  des  Rhenania- 
Schiffahrtkonzerns  Hermann  Hecht  aus  Mannheim  über  die 
Entwicklung  der  Rheinschiffahrt  und  die  Einwirkung  des 
Friedensvertrages.  Die  wachsende  Industrialisierung  Deutsch- 
lands in  den  vergangenen  Jahrzehnten  habe  für  die  Rheinschiffahrt  einen 
gewaltigen  Aufschwung  gebracht.  Der  gesamte  Verkehr  in  den 
deutschen  Rheinhäfen  habe  im  Jahre  1890  13  Mill.  t betragen 
und  im  letzten  Friedensjahr  1913  G7  Milk  t erreicht.  Im  Laufe 
des  Krieges  sei  dieser  Verkehr  allerdings  auf  etwa  die  Hälfte  gefallen. 
Im  Jahre  1840  kamen  über  die  niederländische  Grenze  128  000 1 Güter, 
davon  etwa  42  vH  Kolonialwaren.  Zu  Tal  gingen  375  000  t,  davon 
Kohlen  37  vH,  Holz  36  vH,  Weizen  etwa  5 vH.  Man  sähe  daraus, 
daß  die  Ausfuhr  beinahe  das  Dreifache  der  Einfuhr  betragen  habe, 
daß  die  Einfuhr  in  der  Hauptsache  Kolonialwaren  umfasse,  während 
sich  die  Ausfuhr  im  wesentlichen  aus  deutschen  Urstoffen  zusammen- 
gesetzt habe.  Im  Jahre  1913  wäre  die  Einfuhr  über  die  niederländische 
Grenze  auf  nahezu  20  Milk  t gestiegen , wobei  die  Erze  mit 
9,7  Milkt,  Getreide  mit  4,5  Mill.  t,  Holz  mit  1,3  Milkt  den  wesent- 
lichsten Anteil  gehabt  hätten.  Die  Ausfuhr  wäre  im  gleichen 
Jahr  auf  17V2  Milkt  gestiegen,  davon  11,8  Milkt  Kohle,  während 
der  Rest  in  der  Hauptsache  aus  Halb-  und  Fertigfabrikaten  bestanden 
habe.  Während  im  Jahre  1840  kein  Getreide  eingeführt  sei, 
habe  dessen  Einfuhr  70  Jahre  später  fast  ein  Viertel  der  gesamten 
Einfuhr  betragen;  während  1840  keinerlei  Eisenerze  über  den  Rhein 
nach  Deutschland  gingen,  habe  die  Einfuhr  im  Jahre  1913  mit 
10  Milk  t etwa  die  Hälfte  des  ganzen  Bergverkehrs  betragen.  Von  ähn- 
lichem Interesse  sei  die  Zahl  der  Schiffe,  die  die  Grenze  passiert  hätten. 
Von  den  nahezu  97  000  Schiffen,  die  im  Jahre  1913  die  Grenze  passiert 
hätten,  seien  rund  65  vH  unter  niederländischer,  20  vH  unter  deut- 
scher und  14,4  vH  unter  belgischer  Flagge  gefahren,  während  die  franzö- 
sische überhaupt  nicht  vertreten  gewesen  sei.  Ende  August  1912 
habe  die  gesamte  Rheinflotte  aus  nahezu  1700  Dampfern  mit  354  000  PS 
Leistung  und  aus  10  800  Kähnen  mit  rund  4,9  Milk  t Fassungs- 
vermögen bestanden.  Die  Zunahme  der  Massentransporte  habe  die 
Vereinigung  von  großen  Mengen  Schiffsraum  und  Schleppkraft  in 
einer  Hand  gefordert.  Nach  mancherlei  Veränderungen  habe  sich  im 
Jahre  1919  folgende  Verteilung  der  deutschen  Rheinflotte  ergeben. 
Von  dem  Gesamtbestand  von  rund  190  000  PS  Schleppkraft  und 
2,2  Milk  t Kahnraum  seien  an  das  Kohlenkontor  angeschlossen 
gewesen  87  000  PS  Schleppkraft  und  250  000  t Kahnraum;  die  freien 
Reedereien  hätten  über  47  500  PS  Schleppkraft  und  über  515  000 1 
Kahnraum  verfügt.  Es  seien  also  etwa  zwei  Drittel  der  Schleppkraft 
und  etwa  die  Hälfte  des  Kahnraumes  in  Händen  der  Großfirmen  ver- 
einigt gewesen,  und  der  Rest  entfiele  auf  Einzelschiffer.  Während  des 
Krieges  sei  die  Einfuhr  von  der  See  her  infolge  der  Sperre  vollständig 
stillgelegt  worden.  Schwere  Schläge  habe  der  Friedensvertrag  der 
Rheinschiffahrt  versetzt.  Der  Redner  erörterte  im  einzelnen  die  für 
den  Rhein  geltenden  Bestimmungen. 
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Nach  Abzug  der  Wiedergutmachungsforderung  ergäbe  sich  ein 
Bestand  der  Rheinflotte  von  1 888  600  t Kahnraum  und  170  264  PS 
Schleppkraft,  wovon  nach  dem  amerikanischen  Schiedsspruch  noch 
254  150  t Kahnraum  und  23  760  PS  Schleppkraft  abgegeben  werden 
müßten  außer  76  vH  der  Anteile  der  Rheinschiffahrt-Aktiengesellschaft, 
vorm.  Fendel  in  Mannheim.  Die  Wiedergutmachungskommission  habe 
festgesetzt,  daß  die  ungeheure  Menge  von  810  000  t Kahnraum  und 
23  564  t Schleppkraft  abzutreten  sei.  Trotzdem  würden  die  beteiligten 
Kreise  nicht  den  Mut  verlieren;  wenn  auch  von  schweren  Sorgen 
erfüllt,  blickten  sie  vertrauensvoll  in  die  Zukunft,  erwarten  aber  von 
der  Regierung,  daß  sie  bei  ihrer  Eisenbahnpolitik  der  schweren  Lage 
des  Schiffabrtgewerbes  Rechnung  tragen  würde. 

Über  die  österreichische  Donau  sprach  der  Sektionschet 
im  österreichischen  Bundesministerium  für  Handel  und  Bauten  und 
geschäftsführender  Vorsitzender  der  niederösterreichischen  Donau- 
Regulierungskommission  Ingenieur  Rudolf  Reich.  Nach  einem  Über- 
blick über  den  gegenwärtigen  Zustand  der  österreichischen  Donau- 
strecke faßte  der  Vortragende  das  Ergebnis  der  bisherigen  Aus- 
bauarbeiten dahin  zusammen,  daß  mit  Ausnahme  einiger  noch  nicht 
fertig  ausgebauter  Strecken  bereits  eine  Fahrwassertiefe  von  2 m 
bei  niedrigstem  Schiffahrt wasserstande  vorhanden  sei.  Bei  der  Er- 
örterung der  Frage,  welche  Ausbauziele  an  der  österreichischen  Donau 
erreicht  werden  könnten,  verwies  der  Redner  vor  allem  darauf,  daß 
die  natürlichen  Eigenschaften  der  oberen  Donau  — insbesondere 
die  dort  herrschenden  verhältnismäßig  geringen  Niedrigwassermengen 
und  ungünstigen  Krümmungsverhältnisse  — dem  Ausbau  dieser  Teil- 
strecke gewisse  Grenzen  zögen.  Die  Untersuchungen  hätten  gezeigt, 
daß  innerhalb  der  jährlichen  Schiffahrtzeit  von  etwa  300  Tagen  an 
durchschnittlich  30  Tagen  mit  einer  Fahrwassertiefe  von  weniger  als 
2,50  m gerechnet  werden  müßte.  Nach  den  Wasserstandbeobachtungen 
sei  außerdem  etwa  in  jedem  zweiten  Jahre  ein  Zeitraum  von  60  bis 
90  Tagen  zu  erwarten,  an  denen  die  1200  t-Kähnq  nicht  mit  voller 
Ladung  fahren  könnten.  Von  den  weiteren  Untersuchungen  werde 
es  abhängen,  ob  unter  diesen  Umständen  die  Verwendung  von  1200  t- 
Schiffen  wirtschaftlich  sei. 

Der  Königl.  ungarische  Rat  Trebitsch,  Direktor  der  Ungarischen 
Fluß-  und  Seeschiffahrt- A.-G.  in  Budapest,  erstattete  Bericht  über 
Ungarn  und  die  Donau.  Er  gab  zunächst  ein  Bild  von  den 
wirtschaftlichen  und  den  Verkehrsverhältnissen  in  Ungarn  vor  und 
nach  dem  Kriege  mit  besonderer  Berücksichtigung  der  Donau.  Die 
Länge  der  mit  Dampfschiffen  befahrbaren  Wasserstraßen  Ungarns 
habe  vor  dem  Kriege  rd.  3500  km  betragen.  Den  größten  Anteil  am 
Donauverkehr  zwischen  Regensburg  und  Sulina  hätte  Budapest  mit 
einem  Jahresverkehr  von  25  Mill.  t gehabt.  Durch  den  Krieg  habe 
der  Schiffpark  von  164  Dampfern,  521  eisernen,  150  hölzernen  Schlepp- 
kähnen eine  Verminderung  um  11  Personendampfer.  45  Schlepper  und 
363  Kähne  erfahren.  Ungarn  beklage  den  Verlust  von  zwei  Drittel  seines 
Staatsgebiets,  von  59  vH  seiner  Bevölkerung,  des  größten  Teiles  seiner 
Gruben,  Wälder  und  Wasserkräfte  und  sei  mehr  als  vor  dem  Kriege 
darauf  angewiesen,  mit  der  ihm  offen  gebliebenen  Donauwasserstraße 
am  Welthandelsverkehr  teilzunehmen,  wenn  auch  die  Friedensverträge 
der  Freiheit  der  Schiffahrt  auf  der  Donau  schwere  Fesseln  anlegten. 
In  Ungarn  baue  man  darauf,  daß  die  zwingende  Kraft  des  europäischen 
Wirtschaftslebens  das  Kartenhaus  der  Friedensverträge  hinwegfegen 
werde. 

Im  Anschluß  an  diesen  Vortrag  sprach  Herr  Dusan  Petrovic  von 
der  Zweigstelle  Bayern  der  Reichstreuhandgesellschaft  über  Jugo 
slawien  und  die  Donau.  Der  Redner  gab  ein  Bild  über  den  Handel, 
die  Industrie  und  die  Landwirtschaft  des  Landes.  An  der  Spitze  der 
landwirtschaftlichen  Industrie  ständen  heute  die  Mühlenbetriebe, 
die  imstande  wären,  die  gesamte  Ernte  des  Landes  an  Körner- 
früchten selbst  zu  vermahlen.  Der  Handel  sei  durch  die  verworrenen 
politischen  Verhältnisse  und  die  Verkehrsschwierigkeiten  niederge- 
halten worden.  Die  Wasserstraßen  hätten  eine  Gesamtlänge  von 
2000  km,  wovon  600  km  auf  die  Donau  entfielen.  Der  Vortragende 
schloß  mit  der  Erwartung,  daß  Deutschland  und  Jugoslawien  sich 
gegenseitig  so  viel  zu  geben  hätten,  daß  ein  Gegeneinanderarbeiten 
widersinnig  wäre. 

Den  letzten  Vortrag  des  ersten  Tages  hielt  Stadtbaurat  Lutz  in 
Konstanz  über  den  Oberrhein  von  Straßburg  bis  zum  Bodensee 
als  Schiffahrtstraße  und  Energiequelle.  Der  Verkehr  zwischen 
Straßburg  und  Basel  betrage  ungefähr  600000  t.  Frankreich  habe  den 
Plan,  auf  dem  linken  Rheinufer  einen  Kanal  von  117  km  Länge  zu 
bauen.  Die  Ausführung  sei  aber  mit  Rücksicht  auf  die  hohen  Kosten 
zweifelhaft.  Auf  deutscher  Seite  — und  teilweise  auch  in  der  Schweiz  — 
herrsche  die  Auffassung  vor,  daß  eine  Kanalisierung  die  zweckmäßigste 
Lösung  sein  würde.  Der  Wettbewerb  Basel — Bodensee  habe  die  tech- 
nische Durchführbarkeit  des  Ausbaues  des  Rheins  als  Wasserstraße 
und  Kraftquelle  bewiesen  und  auch  die  Unterlagen  für  eine  günstige 
Beurteilung  in  wirtschaftlicher  Beziehung  geliefert.  Unter  Berück- 
sichtigung der  vom  Preisgericht  vorgeschlagenen  Änderungen  würden 


Nr.  62. 


Zentralblatt  der  Bauverwaltung. 


387 


die  Gesamtkosten  für  den  Schiffahrtweg  und  die  Kraftwerke  etwa 
214  Mill.  Goldmark  betragen. 

Der  zweite  Sitzungstag'  galt  in  der  Hauptsache  der  Erörterung 
der  Großschiffahrtstraße  Rhein— Main — Donau.  Über  den 

technischen  Teil  sprach  Oberregierungsrat  , Kr enz er  in  München. 
Er  erörterte  die  verschiedenen  in  der  neueren  Zeit  ausgearbeiteten 
Entwürfe  des  Kanalvereins  und  des  Main-Donau-Stromverbandes,  die 
Stepperger,  Amberger  und  Beilngrieser  Linie  und  kam  mit  dem  Strom- 
verband  zu  dem  Ergebnis,  daß  die  Beilngrieser  Linie  die  empfehlens- 
werteste sei.  Ohne  hier  auf  die  Ausführungen  näher  einzugehen, 
mögen  nur  kurz  die  finanziellen  Ergebnisse  mitgeteilt  werden.  Die 
Gesamtkosten  für  die  eigentliche  Kanal  Verbindung  Main— Donau 
(Aschaffenburg  bis  Landesgrenze  bei  Passau)  betragen  ohne  Bauzinse 
etwa  8,94  Milliarden  Mark.  Die  Kosten  für  Unterhaltung  und  Betrieb 
würden  auf  etwa  130  Mill.  Mark  geschätzt.  An  Wasserkräften  würden 
gewonnen  im  Jahresmittel  etwa  245  000  PS  oder  1,4  Milliarden  Kilo- 
wattstunden Jahresleistung.  Bei  einem  Preis  von  50  Pfennig  für  die 
Kilowattstunde  ergäbe  sich  ein  Jahresertrag  von  etwa  720  Mill.  Mark, 
so  daß  nach  vollständigem  Ausbau  des  Werkes  ohne  Berücksichtigung 
der  Einnahmen  aus  dem  Ertrage  des  Schiffahrtbetriebes  mit  einem 
jährlichen  Rohüberschuß  von  'etwa  590  Mill.  Mark  zu  rechnen  sei,  was 
einer  Gesamtverzinsung  und  Tilgung  des  Anlagekapitals  von  etwa  6,6  vH 
entspräche.  Im  übrigen  sei  auf  die  an  anderer  Stelle  bereits  erschienenen 
und  noch  bevorstehenden  ausführlichen  Veröffentlichungen  über  die 
Entwürfe  der  Großsobiffahrtstraße  Rhein — Main — Donau  hingewiesen. 

Der  zweite  Referent,  Stadtrat  Dr.  Landmann  in  Frankfurt  a.  M., 
beleuchtete  die  Verkehrs  wirtschaftliche  Bedeutung-  der  Groß- 
schiffahrtstraße Rhein — Main — Donau.  Seinen  Darlegungen  lagen 

großenteils  die  Untersuchungen  zurunde,  die  das  bayerische  Tarifamt 
bereits  vor  dem  Kriege  über  das  Einflußgebiet  des  Main-Donau-Kanals 
in  verkehrswirtschaftlicher  Hinsicht  angestellt  hat.  Bei  der  Bedeutung 
dieser  Frage  möge  auch  hier  auf  die  an  anderer  Stelle*)  veröffent- 
lichten. Ausführungen  hingewiesen  werden. 

Über  den  Ausbau  der  oberen  Donau  zur  Großschiffahrt- 
straße hielt  alsdann  der  Stadtbaurat  Sametscheck  in  Augsburg 
einen  Vortrag.  Die  Bestrebungen  des  Bayerischen  Kanalvereins  für 
den  Ausbau  der  oberen  Donau  zwischen  Kelheim  und  Ulm  fänden 
ihren  Ausdruck  in  dem  Entwurf  des  Ministerialrats  Faber,  der  die 
Herstellung  eines  eigenen  Schiffahrtkanals  als  die  richtige  Lösung 
vorschlage.  Zur  Förderung  des  Ausbaues  der  oberen  Donau  habe 
sich  im  Herbst  1919  der  Verband  „Obere  Donau“  mit  dem  Sitz  in 
Günzburg  gebildet.  Der  im  Aufträge  dieses  Verbandes  von  der 
Firma  Grün  u.  Bilfinger  in  Mannheim  ausgearbeitete  Entwurf  ermögliche 
auf  der  174  km  langen  Donaustrecke  Ulm— Regensburg  bei  einem 
Gesamtgefälle  von  130  m an  13  Staustufen  die  Gewinnung  einer 
Gesamtjahresleistung  von  etwa  1185  Mill.  Kilowattstunden.  Bezüglich 
der  Einzelheiten  des  Entwurfs  sei  auf  die  Veröffentlichungen  an  an- 
derer Stelle  verwiesen. 

Den  letzten  Vortrag  hielt  Stadtrat  Dr.  Quark  in  Koburg  über 
den  Weser-Main-Kanal.  In  der  Einleitung  führte  der  Redner  aus, 
die  süddeutschen  Kanalpläne,  so  folgerichtig  sie  aufgebaut  und  so 
wirksam  sie  wirtschaftlich  begründet  seien,  wiesen  noch  zu  einseitig 
auf  die  Verbindung  über  den  internationalisierten  Rhein  nach  aus- 
ländischen Seehäfen  hin,  sie  bedürften  einer  Ergänzung  nach  dem 
deutschen,  unbeeinflußten  Norden.  Diese  Ziele  verfolge  der  Weser- 
Main-Kanal,  wie  ihn  der  Werra-Kanalverein  erstrebe.  Schon  beim 
Bau  des  Ludwigkanals  habe  man  nach  den  Berichten  von  Zeitgenossen 
erkannt,  daß  diese  Wasserstraße  erst  durch  die  Fortsetzung  nach  der 
Weser  ihre  volle  Bedeutung  erhalten  würde.  Deshalb  sei  damals 
Bamberg  als  nördlicher  Endpunkt  gewählt,  weil  es  für  die  gegebene 
Abzweigstelle  der  Main-Weser-Verbindung  angesehen  wurde.  Auf 
Grund  umfangreicher  Voruntersuchungen  für  die  Linienführung  des 
Kanals  und  für  die  Anlage  von  Talsperren  im  Werra-  und  Fulda- 
gebiet durch  den  Werra-Kanalverein  habe  die  Reichsregierung  auf 
Zustimmung  der  Nationalversammlung  im  April  1920  sich  bereit- 
gefunden unter  der  Bedingung,  daß  entsprechende  Beträge  im  Reichs- 
haushalt zur  Verfügung  ständen  und  von  den  Beteiligten  ein  an- 
gemessener Kostenbetrag  übernommen  würde , die  Pläne  weiter 
zu  fördern.  Die  Verhandlungen  hätten  zu  dem  Abkommen  vom 
8.  Oktober  1920  geführt,  wonach  das  Reichsverkehrsministerium  die 
weiteren  Vorarbeiten  übernimmt,  nachdem  ihm  die  vom  Werra-Kanal- 
verein gesammelten  Unterlagen  übergeben  seien  und  die  Beteiligten 
von  den  Vorarbeitkosten  drei  Fünftel  übernommen  hätten.  Das 
Ziel  der  Vorarbeiten  sei  die  Aufstellung  einer  Gesetzes  Vorlage  über 
den  Bau  eines  Weser-Main -Kanals  und  von  Talsperren  im  Werra- 
und  Fuldagebiet.  Am  1.  Januar  1921  sei  in  Eisenach  das  Vorarbeiten- 


*) Vergl.  das  Wasserstraßen-Jahrbuch  1921,  S.  104  im  Verlage  von 
Richard  Pflaum,  München. 


amt  für  den  Kanal  errichtet,  und  die  Mitwirkung  der  Geldgeber  erfolge 
durch  einen  Beirat  von  ;30  Mitgliedern  mit  einem  Verwaltungsaus- 
schuß von  9 Mitgliedern. 

Nach  den  Vorentwürfen  solle  der  Kanal  bei  Münden  mit  einer 
Wasserspiegelhöhe  NN  -f-  120  m beginnen.  Soweit  die  Werra  benutzt 
würde,  seien  Staustufen  vorgesehen,  bestehend  aus  einer  Schleuse 
von  85  bis  110  m bezw.  225  m nutzbarer  Länge  und  12  m Breite, 
einem  beweglichen  Wehr  mit  Fischpaß  und  in  den  meisten  Fällen 
aus  einer  Turbinenanlage  zur  Ausnutzung  der  Wasserkraft.  Oberhalb 
Münden  berühre  der  Kanal  die  Orte  Witzenhausen,  Aliendorf,  Sooden, 
Eschwege,  Wanfried,  Treffurt,  Mihla,  Kreuzburg,  Hörschel,  wo  ein 
im  Hörseltale  verlaufender  Stichkanal  nach  Eisenach  abzweige,  und 
durchschneide  zwischen  Berka  und  Salzungen  das  Kaligebiet.  Bei 
Wernshausen  solle  der  Kanal  das  Bett  der  Werra  verlassen  und  von 
da  ab  als  Hangkanal  ausgebaut  werden.  Er  führe  über  Meiningen 
nach  Untermaßfeld,  wo  ein  größerer  Umschlaghafen  für  das  Hinter- 
land geplant  sei,  und  ginge  dort  mit  Hilfe  einer  Schachtschleuse  in 
die  Scheitelhaltung  (NN  -|-  310  m)  über.  Nach  dem  von  der  Firma 
Havestadt  u.  Contag  aufgestellten  Entwurf  soll  die  rd.  36  km  lange 
Seheitelhaltung  auf  9 km  Länge  durch  einen  Tunnel  geführt  werden. 
Der  Abstieg  zum  Main  bei  Bamberg  habe  79  m Gefälle  zu  überwinden. 
Er  benutze  das  Itz-  und  Maintal  und  berühre  die  Orte  Römhild, 
Heldburg,  Seßlach  und  Hallstadt  bei  Bamberg.  Aus  der  Scheitelhaltung 
zweige  bei  Rodach  ein  24  km  langer  Stichkanal  nach  Koburg  ab.  Der 
Hauptkanal  habe  zwischen  Münden  und  Bamberg  eine  Gesamtlänge 
von  272  km.  Die  Wasserversorgung  dürfe  nach  den  bisher  vor- 
liegenden Untersuchungen  als  gesichert  gelten. 

Die  Baukosten  des  Kanals  seien  von  Havestadt  u.  Contag  zu 
Vorkriegspreisen  folgendermaßen  veranschlagt:  1.  Kanalisierung  der 
Werra  einschl.  der  Kraftanlagen  49  Mill.  Mark.  2.  Kanal  von  Werns- 
hausen bis  Bamberg  96  Mill.  Mark;  zusammen  145  Mill.  Mark.  Bisher 
sei  mit  dem  Verkehr  von  600  t- Schiffen  gerechnet,  doch  werde  von 
jetzt  ab  das  Maß  von  1000  t zugrunde  gelegt. 

Voraussetzung  für  die  Wirtschaftlichkeit  des  Weser- Main- Kanals 
sei  in  erster  Linie,  daß  die  Weser  von  Münden  abwärts  mindestens 
die  gleiche  Leistungsfähigkeit  erhalte  wie  der  Kanal.  Der  Verkehr 
auf  der  Weser  leide  in  trockenen  Zeiten  unter  niedrigen  Wasserständen, 
die  zwar  durch  Zuschußwasser  aus  der  Eder-  und  Diemeltalsperre 
aufgebessert  würden,  aber  dem  Großschiffahrtverkehr  noch  nicht 
genügten.  Diesem  Mangel  könne  nur  durch  Anlage  neuer  Talsperren 
im  Werra-  und  Fuldagebiet  wirksam  abgeholfen  werden.  Es  seien 
für  neun  große  Staubecken  im  Gebiet  der  Fulda,  Werra  und  Itz  mit 
einem  Gesamtfassungsvermögen  von  etwa  600  Mill.  cbm  Vorentwürfe 
aufgestellt  und  außerdem  mehr  als  30  Sperrstellen  mit  kleinerem 
Stauraum  näher  untersucht  worden.  Würden  schon  aus  den  Staustufen 
der  kanalisierten  Werra  schätzungsweise  230  Mill.  Kilowattstunden 
gewonnen,  so  sei  aus  Talsperren  mit  einer  Erhöhung  dieser  Menge 
auf  etwa  300  Mill.  Kilowattstunden  zu  rechnen.  Aufgabe  des  staatlichen 
Vorarbeitenamts  wäre  es,  diese  Entwurfgrundlagen  zu  prüfen  und 
weiter  auszubauen.  In  mancher  Beziehung  würde  man  dabei  vielleicht 
unter  dem  Druck  der  veränderten  Verhältnisse  zu  anderen  Ergebnissen 
kommen. 

Der  Redner  erörterte  dann  die  wirtschaftliche  Seite  des  Kanal- 
planes und  hob  hervor,  daß  der  Kanal  zwischen  Rhein  und  Elbe  ein 
Gebiet  von  300  bis  400  km  Breite  und  850  km  Längenausdehnung 
erschließen  würde.  Nach  den  Hauptverkehrsrichtungen  seien  Anschluß- 
möglichkeiten gegeben.  An  Güterverkehr  würde  es  dem  Kanal  aus 
keiner  Richtung  mangeln , da  schon  in  unmittelbarer  Nähe  wert- 
volle, für  den  Wasserweg  geeignete  Güter  gewonnen  würden.  In 
Betracht  kämen  hierbei  namentlich  die  Kaliindustrie,  die  im  Werra- 
gebiöt  mit  22  Schächten  1343  000  t im  Jahre  1919  förderte.  Das 
Gebiet  der  vielseitigen  Industrie  Thüringens  könne  durch  kurzen 
Bahnanschluß  und  später  durch  eine  Kanal  Verbindung  mit  der  Saale 
herangebracht  werden.  Die  großen  Basalt-  und  Schieferbrüche,  vor 
allem  der  Waldreichtum  würden  erhebliche  Beiträge  zum  Güter- 
verkehr liefern.  Von  einschneidender  Bedeutung  sei  der  Anschluß 
des  südostdeutschen  Wirtschaftgebiets  mit  den  90  000  ha  umfassenden 
Erzlagern  des  Fränkischen  Juras.  Bei  den^  wirtschaftlichen  Unter- 
suchungen spiele  auch  hier  der  Gewinn  an  elektrischer  Kraft  eine 
ausschlaggebende  Rolle,  wodurch  ein  großer  Teil  der  Jahreskosten 
gedeckt  werden  könnte. 

Am  Schluß  seiner  Ausführungen  streifte  der  Redner  kurz  die  von 
anderer  Seite  verfolgten  Pläne  zur  Verbindung  des  unteren  Mains  mit 
der  Weser.  Vom  bayerischen  Standpunkt  aus  betrachtet,  würden 
diese  Möglichkeiten  einen  erheblichen  Umweg  bedeuten  und  nicht 
die  gleichen  Vorteile  bieten  wie  die  vom  Werra-Kanalverein  vor- 
geschlagene Linienführung. 

Sämtliche  Vorträge  wurden  von  der  zahlreich  besuchten  Ver- 
sammlung mit  lebhaftem  Beifall  aufgenommen.  Ga. 


388 


Zentralblatt  der  Bauverwaltung. 


3.  August  1921. 


Vermischtes. 


Wettbewerb  fiir  Voreiitwiirfe  zum  Neubau  der  Landesbraud- 
kasse  in  Oldenburg1,  ausgeschrieben  unter  Oldenburger  Architekten 
(S.  184  d.  Bl.).  Es  wurde  zuerkannt  den  Architekten  Fichtner  u. 
San  deck  in  Oldenburg  der  erste  Preis  (8000  Mark),  dem  Architekten 
Otto  Katzmann  in  Oldenburg  der  zweite  Preis  (6000  Mark),  dem 
Architekten  Otto  Klatt  in  ltüstringen  der  dritte  Preis  (4000  Mark,). 
Zum  Ankauf  wurden  bestimmt  oder  empfohlen  die  Entwürfe  von 
Regierungsbaumeister  Hans  Freese  in  Neu-Köln,  Architekt  Gerd 
Luers  in  Worms,  Regierungsbaumeister  J.  Wohlschläger  in  Olden- 
burg und  ein  zweiter  Entwurf  von  Architekt  Gerd  Luers  in  Worms- 
Die  eingereichten  41  Entwürfe  werden  vom  15.  bis  28.  d.  M.  im 
Landtagsgebäude  in  Oldenburg  öffentlich  ausgestellt  werden. 

Eineu  Wettbewerb  fiir  Entwürfe  zur  Neubebauung  des  Grund- 
stücks Viktoriastraße  37 — Bellevuestraße  11  iu  Berlin  schreibt,  der 
Architektenverein  in  Berlin  unter  seinen  Mitgliedern  mit  Frist  bis 
zum  30.  September  d.  J.  aus.  Vorgesehen  sind  vier  Preise  von  16000 
13000,  10000  und  7000  Mark;  es  bleibt  Vorbehalten,  weitere  Entwürfe 
zum  Preise  von  4000  Mark  anzukaufen.  Die  Bedingungen  sind  für 
10  Mark,  die  dem  Bewerber  erstattet  werden,  vom  Architektenverein 
zu  beziehen. 

Als  Wettbewerbaufgabe  um  deu  Willielin-Straucli-Preis  für 
1922  des  Berliner  Architektenvereins  hat  dieser  die  Bearbeitung  des 
Entwurfs  zu  einem  als  Kopfstation  in  einer  Provinzialhauptstadt 
hauptsächlich  für  Personenverkehr  gedachten  Bahnhof  gewählt.  Als 
Reiseaulgabe  hierzu  ist  für  den  Preisträger  gestellt  die  Erforschung 
des  süddeutschen  Ziegelbaues  in  Bayern  in  den  wichtigsten  Orten  ins- 
besondere Altbayerns  südlich  der  Donau. 

Eineu  Wettbewerb  für  Entwürfe  zu  Hausausichteu  für  einen 
Teil  der  Oberstraße  iu  Duisburg  schreibt  die  Stadt  unter  Duisburger 
Architekten  mit  Frist  bis  zum  15.  Oktober  d.  J.  und  mit  drei  Preisen 
von  4000,  3000  und  2000  Mark  aus.  Preisrichter  sind  u.  a.  Stadt- 
baurat Lüd  ecke,  Beigeordneter  Pregizer  und  Architekt  J.  Loch 
in  Duisburg,  Professor  Metzendörf  in  Essen  und  Professor  Dr- 
Renard  in  Bonn.  Die  Wettbewerbunterlagen  können  vom  städtischen 
Hochbauamt  in  Duisburg  bezogen  werden. 

Technische  Hochschule  Berlin.  Dem  Gartendirektor  der  Stadt 
Charlottenburg  Erwin  Barth  ist  mit  Genehmigung  des  Ministers  für 
Wissenschaft,  Kunst  und  Volksbildung  die  Abhaltung  eines  wöchentlich 
zweistündigen  Unterrichts  in  Gartenbaukunst  während  eines  Semesters 
im  Studienjahr  an  der  Hochschule  übertragen  worden. 

Teclmischo  Hochschule  Dresden.  Dem  Adjunkten  am  Maschinen- 
laboratorium Dr.-Ing.  Walter  Pauer  aus  Regensburg  ist  die  Lehr- 
berechtigung für  das  Lehrgebiet  des  Maschinenwesens  in  der  Mechani- 
schen Abteilung  erteilt  worden. 

Deu  Amtsvorständen  des  städtischen  Tiefbauamts  und  Hochbau- 
amts iu  Stuttgart,  Oberbaurat  Maier  und  Oberbaurat  Pantle 

wurde  die  Amtsbezeichnung  eines  städtischen  Baudirektors  verliehen. 

Die  Preise  für  Kachelerzeuguisse  werden  nach  einer  Mitteilung 
der  Tonindustrie-Zeitung  infolge  der  allgemeinen  Wirtschaftslage  an- 
geblich bald  steigen,  obgleich  diese  Industrie  bisher  bemüht  war. 
ihren  Erzeugnissen  durch  niedrige  Preise  den  Absatz  zu  sichern. 

Beiträge  an  die  „Liebhaber“  von  Heimstätten  will  nach  einem 
einstimmigen  Beschluß  ein  Verein  der  ortsaugesessenen  Industriellen  in 
Tailfingen,  O.-A.  Balingen,  der  Gemeinde  oder  einer  gemeinnützigen 
Baugenossenschaft  zur  Verfügung  stellen  in  Höhe  von  10  vH  der 
Umsatzsteuer  für  das  Jahr  1920,  unter  der  Voraussetzung,  daß  alle 
Umsatzsteuerpflichtigen  dieselben  10- vH- Abgabe  leisten  und  die 
gesamte  Arbeiterschaft  des  Ortes  den  Verdienst  aus  einer  wöchent- 
lichen Überstunde  zehn  Wochen  lang  zum  gleichen  Zweck  zur  Ver- 
fügung stellt.  Beachtenswert  ist  dieser  Beschluß  durch  die  in  ihm 
liegende  stillschweigende  Anerkennung,  daß  im  vorliegenden  Fall  der 
Wohnungsbau  als  hauptsächliche  Pflicht  derjenigen  erkannt  wird, 
die  durch  Umsatzvermehrung  eine  größere  Zusammenballung  der  Be- 
völkerung hervorrufen,  aber  daß  auch  gleichzeitig  auf  die  Notwendig- 
keit hingewiesen  wird,  auch  der  Arbeiter  möge  selbst  an  der  Lösung 
seiner  Wohnungsfrage  mltwirken.  Also  mehr  Selbsthilfe  und  weniger 
Staatshilfe.  Mehr  solche  Beschlüsse  würden  zur  allgemein  geforderten 
Entlastung  des  Staates  und  damit  der  Steuerzahler  selbst  erheblich 
beitragen.  N. 

Der  Neubau  des  Rathauses  iu  Rotterdam,  erbaut  nach  dem  Ent- 
würfe des  Professors  Evers  in  Delft,  ist  im  Jahrg.  1918  d.  Bl.,  S.  480 
hinsichtlich  seiner  technischen  Durchbildung  geschildert  worden. 
Nachdem  nunmehr  auch  die  Festsäle,  die  Halle,  der  Ratssaal  und  der 
Uhrturm  fertiggestellt  sind,  auch  das  benachbarte  Post-  und  Tele- 
graphenamt im  Rohbau  gleichfalls  nahezu  vollendet  ist,  tritt  die  volle 
Wirkung  im  Schaubild  an  dem  gedempten  Koolzingel  zutage.  Die 
schon  früher  geäußerte  Annahme,  die  Stellung  der  drei  öffentlichen 
Bauten  nebeneinander  könne  nicht  als  glücklich  angesehen  werden, 


erscheint  nunmehr  voll  berechtigt.  Man  vergleiche  hiermit  die  Be- 
bauung des  Gendarmenmarktes  in  Berlin,  die  zeigt,  was  in  einem 
ähnlichen  Falle  geleistet  ist.  Es  wäre  die  Schaffung  eines  gemein- 
schaftlichen Architekturbildes  anzustreben  gewesen. 

Hinsichtlich  der  künstlerischen  Wirkung  findet  die'  Verkleidung 
der  Hofumfassungen  mit  ihren  heimatlichen  Baustoffen  und  den 
Musterungen  nach  friesischer  Art  am  meisten  Anklang.  Ebenso  ist 
die  Verbindung  des  Einwohnermeldeamts  mit  den  anschließenden 
Umgängen  besonders  eigenartig  und  beachtenswert.  Die  Traulichkeit 
der  eigentlichen  Festräume  wird  durch  die  Aufstellung  von  Kaminen 
in  geschickter  Weise  gefördert.  Die  Anlage  von  besonderen  Räumen 
für  die  Einnahme  des  zweiten  Frühstücks  und  die  Anlage  von  Dach- 
gärten für  denselben  Zweck  wird  von  den  städtischen  Beamten  günstig 
empfunden  werden.  K.  M. 

Karten  der  Laudesaufnahme  (S.  95,  131  u.  322  d.  Bl.).  Jm  Verlage 
der  Landesaufnahme,  Berlin  NW  40,  Moltkestraße  4,  sind  folgende 
Karten  neu  erschienen:  Karte  des  Teutoburger  Waldes  und  Weser- 
berglandes, 1:100  000,  Schwarzdruck,  in  Taschenformat  gefaltet. 
Ladenpreis  6,50  Mark.  — Karte  des  Gebietes  der  freien  Stadt  Danzig, 
1 : 100  000,  Schwarzdruck  mit  rot  eingetragenen  Grenzen  nach  den 
amtlichen  Angaben  der  Grenzkommission,  in  Taschenformat  gefaltet. 
Ladenpreis  6 Mark.  — Karte  des  Kreises  Züllichau  - Schwiebus. 
1:100  000,  Schwarzdruck,  Kreisgrenze  und  Anschluß  der  Nachbar- 
kreise rot,  in  Taschenformat  gefaltet,  Ladenpreis  6 Mark.  — Karte 
des  Kreises  Soldin,  1:100000,  Schwarzdruck,  Kreisgrenze  und  An- 
schluß der  Nachbarkreise  rot,  in  Taschenformat  gefaltet.  Ladenpreis 
6,50  Mark.  — Eingehend  erkundet  und  berichtigt  ist  folgende  Karte: 
Meßtischblatt  Nr.  3340  „Habelschwerdt“  (lfd.  Nr.  1 des  Preisverzeich- 
nisses vom  1.  April  1921).  Ladenpreis  4,50  Mark.  — Die  angezeigten 
Karten  sind  in  allen  Buchhandlungen  zu  haben.  Amtl.  Hauptvertriebs- 
stelle: Verlagsbuchhandlung  R.  Eisenschmidt,  Berlin  NW  7,  Dorotheen- 
straße 60,  für  das  Reichsgebiet  östlich  der  Weichsel:  Buchhandlung 
Gräfe  u.  Unzer,  Königsberg  i.  Pr.,  Paradeplatz  6. 


Bücherschau. 

Über  die  Konstitution  und  Wetterfestigkeit  des  Kunststeins 
und  seines  Bindemittels.  Von  Dr.  Albert  Wespi,  Architekt,  Assistent 
für  Baukunst  an  der  Eidgenössischen  Technischen  Hochschule  Zürich. 
Zürich  1921.  Speidel  u.  Wurzel.  55  S.  in  gr.  8°  mit  6 Abb.  Geh.  30  JC. 

Zum  Zwecke  der  Erlangung  der  Würde  eines  Doktors  der  Tech- 
nischen Wissenschaften  der  Eidgenössischen  Technischen  Hochschule 
Zürich  hat  der  Verfasser  die  vorliegende  Schrift  veröffentlicht.  Er 
beabsichtigt,  das  vielfach  bestehende  Vorurteil  gegen  den  Kunst- 
stein, den  „Betonwerkstein",  durch  den  Vergleich  mit  natürlichen 
ähnlich  zusammengesetzten  Bausteinen  zu  bekämpfen,  und  stützt  seine 
Ausführungen  auf  die  günstigen  Erfahrungen,  die  vielfach  bei  Ver- 
wendung von  Kunststein  z.  B.  an  dem  Umbau  der  Technischen  Hoch- 
schule in  Zürich  gegenüber  dem  schlechten  Vorhalten  des  an  den  älteren 
Bauteilen  benutzten  Molassesandsteins  von  Ostermundig  gemacht 
sind.  Einige  der  Schrift  beigefügte  Bilder  beweisen  die  geringe  Wetter- 
beständigkeit des  genannten  Molassesandsteins.  Es  kann  nicht 
wundernehmen,  daß  diesem  minderwertigen  Sandstein  gegenüber 
guter  V orsetzbeton  günstig  abschneidet. 

Der  Verfasser  beschäftigt  sich,  nachdem  er  eine  kleine  Einleitung 
über  die  Geschichte  des  Portlandzements  vorangesetzt  hat,  wesentlich 
mit  den  mikroskopischen,  petrographischen  Eigenschaften  des  Port- 
landzements, wie  sie  aus  Untersuchungen  im  mineralogisch -petro- 
graphischen Institut  der  Züricher  Hochschule,  den  Forschungen  von 
Le  Cbatelier,  Törnebohm,  Jaenicke  und  Rankin  zum  Ausdruck 
kommen. 

In  der  Materialprüfungsanstalt  der  Hochschule  hat  er  dann  eine 
Anzahl  von  technologischen  Proben  ausgefübrt,  die  ihm  die  Unter- 
lagen für  den  Vergleich  des  natürlichen  Steins  und  des  Kunststeins 
liefern.  Die  Untersuchungen  führen  zu  dem  Schluß,  daß  der  unter- 
suchte Kunststein  um  1U  weniger  porig  ist  als  der  Ostermundiger 
Molassesandstein  und  daß  er  bedeutend  weniger  hygroskopisch  ist, 
als  dieser.  Die  Festigkeit  des  Kunststeins  ist  ungefähr  doppelt  so 
groß  als  die  des  Sandsteins  und  auch  die  Wetterbeständigkeit  ist  be- 
deutend bessere. 

Die  Druckschrift  ist  als  eine  gerechte  Würdigung  des  Beton- 
werksteins zu  begrüßen,  wenn  sie  auch  nicht  frei  von  Irrtümern  ist. 
Die  Ansicht,  hydraulischer  Kalk  sei  nichts  anderes  als  unvoll- 
endeter Zement,  dürfte  sich  nicht  aufrechterhalten  lassen,  ebenso- 
wenig die  Behauptung,  „die  Schlackenzemente  wie  auch  der  Traß- 
mörtel  werden  in  der  Regel  schwindrissig“.  Natürliche  Portland- 
zemente und  Romanzemente  werden  als  gleich  behandelt.  — Das 
Schweizerdeutsch  mit  seinen  zahllosen  Fremdwörtern  mutet  den  Nord- 
deutschen eigenartig  an.  G. 


\ erlag  v on  Wilhelm  Ernst&Sohn,  Berlin.  — Für  den  nichtamtlichen  Teil  verantwortlich : R.  B e r g i u a , Berlin.  — Druck  der  Buchdruckerei  Gebrüder  Ernst,  Berlin. 
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mit  Nachrichten  der  Reichs-  und  Staatsbehörden, 

Herausgegeben  im  preußischen  Finanzministerium. 

Berlin,  6.  August  1921. 


41.  Jahrgang. 


Erscheint  Mittwoch  und  Sonnabend.  — Sohrlftleitung:  "W  66  Wilhelmstr.  89.  — Gesohäftstelle  und  Annahme  der  Anzeigen:  W 66  Wilbelmstr.  90 

einschließlich  Abtragen,  Post-  oder  Streiibandzusendung  16  Mark;  desgl.  für  das  Ausland  30  Mark. 


Bezugspreis:  Vierteljährlich 


INHALT:  Amtllohes:  Dienst-Nachrichten.  — Nlohtamtliohes:  Der  Umbau  von  Schloß  Hartenfels  bei  Torgau.  — Der  Spannungszustand  der  Erdoberfläche  bei  Boden- 
senkungen. — Vermischtes:  Akademie  des  Bauwesens.  — Ehrung  Gerbers.  — Wettbewerb  für  Entwürfe  für  ein  Gabriel-Seidl-Denkmal.  Technische 
Hochschule  Berlin.  — Dr.  Wilhelm  van  Kempen.  — Fördervorrichtung  für  Eisenbahnwagen  o.  dergl.  auf  Schrägen.  — Geheimer  Baurat  Professor  Ir.=3ltfj.  e.  h. 
Fritz  Wolff  t-  — Bücherschau. 


Amtliche  Mitteilungen. 


Deutsches  Reich. 

Der  Reichspräsident  hat  den  Präsidenten  des  Eisenbahn-Zentralamts 
Gutbrod  in  Berlin  zum  Ministerialdirektor  bei  den  Eisenbahnabtei- 
lungen des  Reichsverkehrsministeriums  und  den  Ministerialrat  Hammer 
in  Berlin  zum  Präsidenten  des  Eisenbahn-Zentralamts  Berlin  ernannt. 

Reichsbahnen.  Preußen  - Hessen.  Versetzt  sind:  die  Ober- 
regierungsbauräte Balduin  Schmitz,  bisher  in  Halle  a.  d.  Saale,  zur 
Eisenbahndirektion  nach  Köln,  Paul  Schmidt,  bisher  in  Essen,  zur 
iisenbahndirektion  Osten  nach  Berlin,  Baumgarten,  bisher  in  Frank- 
furt a.  Main,  zur  Eisenbahndirektion  nach  Elberfeld,  Foellner,  bisher 
in  Magdeburg,  zum  Eisenbahn-Zentralamt  nach  Berlin,  Metzger,  bisher 
in  Cassel,  zur  Eisenbahndirektion  nach  Magdeburg,  Senf  fl  eben,  bisher 
in  Bremen,  zur  Eisenbahndirektion  nach  Elberfeld,  Frevert,  bisher 
in  Treis  a.  d.  Mosel,  als  Vorstand  des  Eisenbahn-Betriebsamts  2 nach 
Koblenz  und  Lei bb  rand,  bisher  in  Berlin,  als  Vorstand  des  Eisen- 
bahn-Betriebsamts 1 nach  Elberfeld;  — die  Regierungsbauräte  Brieg- 
leb,  bisher  in  Trier,  als  Mitglied  der  Eisenbahndirektion  nach  Han- 
nover, Tschich,  bisher  in  Berlin,  als  Mitglied  der  Eisenbahndirektion 
nach  Münster  i.  Westf.,  Schloe,  bisher  in  Erfurt,  als  Mitglied  der 
Eisenbahndirektion  nach  Altona,  Emil  Hartmann,  bisher  in  Rheine, 
als  Vorstand  des  Eisenbahn-Betriebsamts  nach  Oberlahnstein,  Hoese, 

■ bisher  in  Halle  a.  d.  Saale,  als  Vorstand  des  Eisenbahn-Betriebsamts  2 
nach  Hannover,  Heidensieben,  bisher  in  Aschersleben,  als  Vor- 
stand des  Eisenbahn -Betriebsamts  1 nach  Leipzig,  Dieckhoven, 
bisher  in  Gerolstein,  als  Vorstand  des  Eisenbahn-Betriebsamts  nach 
Bochum,  Karl  Jordan,  bisher  in  Lyck,  als  Vorstand  des  Eisen- 
bahn-Betriebsamts nach  Nienburg  a.  d.  Weser,  Scheel,  bisher  in 
Oppeln,  als  Vorstand  des  Eisenbahn -Betriebsamts  nach  Kolberg, 
Schlott,  bisher  in  Seesen,  als  Vorstand  des  Eisenbahn -Betriebs- 
amts 1 nach  Göttingen,  Lodemann,  bisher  in  Deutsch -Eylau, 
als  Vorstand  des  Eisenbahn -Betriebsamts  nach  Seesen,  Rohrs, 
bisher  in  Essen,  als  Mitglied  (auftrw.)  der  Eisenbahndirektion 
nach  Hannover,  Sonne,  bisher  in  Finsterwalde  i.  N.-L.,  als  Vor- 
stand des  Eisenbahn -Betriebsamts  3 nach  Allenstein,  Kr  edel, 
bisher  in  Koesfeld,  als  Vorstand  des  Eisenbahn-Betriebsamts  2 
nach  Aschersleben,  Philipp  Becker,  bisher  in  Jülich,  als  Vorstand 
des  Eisenbahn-Betriebsamts  nach  Limburg  a.  d.  Lahn,  Finkei  de,  bisher 
in  Ludwigslust,  als  Mitglied  (auftrw.)  der  Eisenbahndirektion  nach 
Halle  a.  d.  Saale,  Honemann,  bisher  in  Breslau,  als  Mitglied  (auftrw.) 
der  Eisenbahndirektion  nach  Königsberg  i.  Pr.,  Westphal,  bisher  in 
Mayen,  als  Mitglied  (auftrw.)  der  Eisenbahndirektion  nach  Münster 
i.  Westf.,  Franz  Berndt,  bisher  in  Stargard  i.  Pomm.,  als  Mitglied 
(auftrw.)  der  Eisenbahndirektion  nach  Königsberg  i.  Pr.,  Dintelmann, 
bisher  in  Halberstadt,  unter  Übertragung  der  Steilung  eines  Eisenbahn- 
direktions-Mitgliedes  als  Vorstand  des  Eisenbahn-Betriebsamts  1 nach 
Bremen,  Wist,  bisher  in  Bochum,  als  Oberregierungsbaurat  (auftrw.) 
und  Vorstand  des  Eisenbahn-Betriebsamts  1 nach  Dortmund,  Marais, 
bisher  in  Dortmund,  als  Mitglied  (auftrw.)  der  Eisenbahndirektion 
nach  Altona,  Kleemann,  bisher  in  Oberlahnstein,  als  Mitglied  (auftrw.). 

Ider  Eisenbahndirektion  nach  Köln,  Stäckel,  bisher  in  Eisenach,  als 
Mitglied  (auftrw.)  der  Eisenbahndirektion  nach  Köln,  Hennig,  bis- 
her in  Husum,  als  Mitglied  (auftrw.)  der  Eisenbahndirektion  nach 
Erfurt,  Heinrich  Müller,  bisher  in  Flensburg,  als  Mitglied  (auftrw.)  der 
Eisenbahndirektion  nach  Cassel,  Heyne,  bisher  in  Allenstein,  als  Vor- 
stand des  Eisenbahn-Betriebsamts  1 nach  Halberstadt,  Pietz,  bisher 
in  Worms,  als  Mitglied  (auftrw.)  der  Eisenbahndirektion  nach  Frankfurt 
a.  Main,  Heinrich  Tecklenburg,  bisher  in  Gera  i.  Reuß,  als  Ober- 
regierungsbaurat (auftrw.)  und  Vorstand  des  Eisenbahn-Betriebsamts  2 
nach  Stettin,  Pfeiffer,  bisher  in  Stettin,  als  Mitglied  (auftrw.)  der 
Eisenbahndirektion  nach  Essen,  Urban,  bisher  in  Göttingen,  als  Mit- 
glied (auftrw.)  der  Eisenbahndirektion  nach  Cassel,  Popcke.  bisher  in 
Stolp  i.  Pomm.,  als  Mitglied  (auftrw.)  der  Eisenbahndirektion  nach 
Mainz,  Fritzen,  bisher  in  Düsseldorf,  als  Oberregierungsbaurat 


(auftrw.)  und  Vorstand  des  Eisenbahn-Betriebsamts  2 nach 
Duisburg,  August  Sauer,  bisher  in  Limburg  a.  d.  Lahn,  als 
Mitglied  (auftrw.)  der  Eisenbahndirektion  nach  Erfurt,  Walter 
Fröhlich,  bisher  in  Koblenz,  als  Mitglied  (auftrw.)  der  Eisenbahn- 
direktion nach  Trier,  Kriesei,  bisher  in  Giogau,  als  Vorstand  des 
Eisenbahn-Betriebsamt  3 nach  Breslau,  Alfred  Zimmermann,  bisher 
in  Hamm  i.  Westf.,  als  Vorstand  des  Eisenbahn-Betriebsamts  1 nach 
Giogau,  Türcke,  bisher  in  Lauenburg  i.  Pomm.,  als  Vorstand  des 
Eisenbahn-Betriebsamts  nach  Heilsberg,  Franz  Hartmann,  bisher  in 
Daisburg,  als  Mitglied  (auftrw.)  der  Eisenbahndirektion  nach  Köln, 
Albert  Ritter,  bisher  in  Essen,  als  Vorstand  des  Eisenbahn-Betriebs- 
amts nach  Eisenach,  Bohnhoff.  bisher  in  Luckenwalde,  als  Vorstand 
des  Eisenbahn-Betriebsamts  2 nach  Halle  a.  d.  Saale,  Purrucker, 
bisher  in  Bad  Oeynhausen,  als  Vorstand  des  Eisenbahn-Betriebsamts 
nach  Flensburg,  Moldenhauer,  bisher  in  Goldap,  als  Vorstand  des 
Eisenbahn -Betriebsamts  nach  Elbing,  Karl  Becker,  bisher  in 
Münster  i.  Westf.,  als  Vorstand  des  Eisenbahn-Betriebsamts  nach 
Gerolstein,  Mock,  bisher  in  Kiel,  als  Vorstand  des’  Eisenbahn-Be- 
triebsamts nach  Gera  i.  Reuß,  Roloff,  bisher  in  Hannover,  als  Vor- 
stand des  Eisenbahn  - Betriebsamts  nach  Luckenwalde,  Christian 
Kraft,  bisher  in  Itzehoe,  als  Vorstand  des  Eisenbahn-Betriebs- 
amts nach  Arnsberg  i.  Westf.,  Kleist,  bisher  in  Dessau,  als  Vor- 
stand des  Eisenbahn-Betriebsamts  nach  Guben,  Matthaeas,  bisher 
in  Minden  i.  Westf.,  als  Vorstand  des  Eisenbahn-Betriebsamts  nach 
Rheine,  Johannes  Böhme,  bisher  in  Liegnitz,  als  Vorstand  des 
Eisenbahn  - Betriebsamts  nach  Finsterwalde  i.  N.-L.,  Funke,  bisher 
in  Merseburg,  als  Vorstand  des  Eisenbahn-Betriebsamts  2 nach 
Düsseldorf,  Mor rasch,  bisher  in  Frankfurt  a.  Main,  als  Vorstand 
des  Eisenbahn -Betriebsamts  1 nach  Worms,  Euler,  bisher  in  Fulda, 
als  Vorstand  des  Eisenbahn  - Betriebsamts  nach  Betzdorf  a.  d.  Sieg, 
Paul  Krüger,  bisher  in  Düsseldorf,  als  Vorstand  des  Eisenbahn- 
Betriebsamts  10  nach  Berlin,  Keßler,  bisher  in  Trier,  als  Vor- 
stand des  Eisenbahn-Betriebsamts  4 nach  Essen,  Rudolphi,  bis- 
her in  Berlin,  als  Vorstand  des  Eisenbahn-Betriebsamts  3 nach  Essen, 
Leopold,  bisher  in  Cassel,  als  Vorstand  des  Eisenbahn-Betriebs- 
amts 2 nach  Oppeln,  Walter  Hartmann,  bisher  in  Münster  i.  Westf., 
als  Vorstand  des  Eisenbahn- Betriebsamts  2 nach  Essen,  Ernst  Koester, 
bisher  in  Borgholzhausen,  als  Vorstand  des  Eisenbahn-Betriebsamts 
nach  Stolp  i.  Pomm.,  Freyß,  bisher  in  Köln,  als  Vorstand  des  Eisen- 
bahn-Betriebsamts nach  M.-Gladbach,  Vibrans,  bisher  in  Halle 
a.  d.  Saale,  als  Vorstand  der  Eisenbahn-Bauabteilung  nach  Dessau, 
Ebeling,  bisher  in  Köln,  zur  Eisenbahndirektion  nach  Hannover, 
Altenburg,  bisher  in  Fulda,  zur  Eisenbahndirektion  nach  Frank- 
furt a Main,  Noeßke,  bisher  in  Heilsberg,  als  Vorstand  des  Eisen- 
bahn-Betriebsamts 2 nach  Breslau  und  Bartmer,  bisher  in  Lötzen, 
als  Vorstand  des  Eisenbahn-Betriebsamts  nach  Koesfeld;  — der 
Regierungsbaumeister  des  Eisenbahn-  und  Straßenbaufaches  Grapow, 
bisher  in  Küstrin,  zur  Eisenbahndirektion  nach  Berlin;  — der 
Regierungsbaumeister  des  Hochbaufaches  Friedrich  Arnold,  bisher 
in  Erfurt,  zur  Eisenbahndirektion  nach  Altona. 

Mit  der  Wahrnehmung  der  Geschäfte  eines  Eisenbahndirektions- 
mitgliedes sind  beauftragt:  die  Regierungsbauräte  Bach  bei  der  Eisen- 
bahndirektion in  Elberfeld,  William  Wolff  bei  der  Eisenbahndirektion 
in  Berlin,  Heinrich  Dorpmüller  bei  der  Eisenbahndirektion  Osten 
in  Berlin,  Schönborn  bei  der  Eisenbahndirektion  in  Breslau,  Krabbe 
und  Irmer  bei  der  Eisenbahndirektion  in  Essen. 

Übertragen  ist:  dem  Oberregierungsbaurat  Meinecke  in  Berlin 
die  Stellung  des  betriebstechnischen  Oberregierungsbaurats  bei  der 
Eisenbahndirektion  in  Berlin,  dem  Oberregierungsbaurat  Horstmann 
in  Köln  die  Stellung  des  Vorstandes  des  Eisenbabn-Betriebsamts  1 
daselbst;  — den  Regierungsbauräten  Hülsner  in  Halle  a.  d.  Saale 
die  Stellung  des  Vorstandes  des  Eisenbahn-Betriebsamts  1 daselbst. 
Tillinger  in  Aschersleben  die  Stellung  des  Vorstandes  des  Eisen- 


390 


Zentralblatt  der  Bauverwaltung. 


bahn-Betriebsamts  1 daselbst,  Parow  in  Breslau,  die  Stellung,  des 
Vorstandes  des  Eisenbahn-Betriebsamts  1 daselbst,  Löliger  in  Star- 
gard  i.  Pomm.  die  Stellung  des  Vorstandes  des  Eisenbahn -Betriebs- 
amts 2 daselbst  und  Tils  in  Duisburg  die  Stellung  des  Vorstandes 
des  Eisenbahn-Betriebsamts  3 daselbst. 

Einberufen  zur  Beschäftigung  im  Reicbseisenbabndienst  sind  die 
Regierungsbaumeister  des  Eisenbahn-  und  Straßenbaufaches  Robert 
Fein  dl  er  bei  der  Eisenbahndirektion  in  Elberfeld  und  Hermann 
Elling  bei  der  Eisenbahndirektion  in  Köln. 

Auf  ihren  Antrag  sind  in  den  Ruhestand  getreten:  der  Wirk- 
liche Geheime  Oberbaurat  Richard,  Präsident  der  Eisenbahn- 
direktion in  Münster  i.  Westf.;  — der  Abteilungsdirektor  Ignaz 
Meyer  bei  der  Eisenbabndirektion  in  Elberfeld;  — die  Ober- 
regierungsbauräte Geheimen  Bauräte  Kulimann  bei  der  Eisenbahn- 
direktion in  Köln,  Deufel  bei  der  Eisenbahndirektion  in  Han- 
nover, Kahler  bei  der  Eisenbahndirektion  in  Essen  und  Große  bei 
der  Eisenbahndirektion  in  Königsberg  i.  Pr.;  — die  Oberregierungs- 
bauräte Schayer  bei  der  Eisenbahndirektion  in  Hannover,  Max 
Meyer  bei  der  Eisenbahndirektion  in  Altona,  Liesegang  bei  der 
Eisenbahndirektion  in  Frankfurt  a.  M.,  Werren  bei  der  Eisenbahn- 
direktion in  Köln,  Geber  bei  der  Eisenbahndirektion  in  Elberfeld, 
Hans  Schwarz  beim  Eisenbahn-Zentralamt  in  Berlin,  Schäfer  bei 
der  Eisenbahndirektion  in  Cassel  und  Lütke  bei  der  Eisenbahn- 
direktion in  Köln;  — die  Regierungsbauräte  Geheimen  Bauräte  und 
Mitglieder  der  Eisenbahndirektion  Steinmann  in  Münster  i.  Westf., 
Galmert  in  Altona,  Georg  Peters  in  Stettin,  Heller  in  Münster 

i.  Westf.,  Adalbert  Michaelis  in  Königsberg  i.  Pr.,  Prött  in  Elber- 
feld und  Bulle  in  Magdeburg;  — die  Regierungsbauräte  Geheimen 
Bauräte  Boettcher,  Vorstand  des  Eisenbahn -Betriebsamts  5 in 
Berlin,  Kroeber,  Vorstand  des  Eisenbahn-Betriebsamts  1 in  Leipzig, 
Großjohann,  Vorstand  des  Eisenbahn-Betriebsamts  in  Nienburg 


6.  August  1921. 


a.  d.  Weser,  Tanneberger  bei  der  Eisenbahn direktion  in  Trier, 
Lang,  Vorstand  eines  Eisenbahn- Werkstättenamts  in  Köln-Nippes 
und  de  Haas,  Vorstand  des  Eisenbahn-Maschinenamts  2 in  Duisburg; 
— die  Regierungsbauräte  Lenz,  Vorstand  eines  Eisenbahn- Werkstätten- 
amts in  Dortmund,  Baur,  Vorstand  des  Eisenbahn-Betriebsamts  in 
Kolberg,  Grimm,  Vorstand  des  Eisenbahn-Betriebsamts  in  Betzdorf, 
Pi etig,  Vorstand  des  Eisenbahn-Betriebsamts  in  Arnsberg,  Umlauf f, 
Vorstand  des  Eisenbahn-Betriebsamts  in  Weimar,  Ozygan,  Vor- 
stand des  Eisenbahn-Betriebsamts  2 in  Hannover  und  Roth,  Vor- 
stand des  Eisenbahn-Betriebsamts  in  Guben:  — der  Eisenbahn  direkter 
Maring  beim  Eisenbahn-Zentralamt  in  Berlin. 

Dem  Regierungsbaurat  Albert  Beil  in  Godesberg  und  dem  Re- 
gierungsbaumeister des  Eisenbahn-  und  Straßenbaufaches  Friedrich 
Wille  in  Liegnitz  ist  die  nachgesuchte  Entlassung  aus  dem  Reichs- 
eisenbahndienst erteilt. 

Bayern. 

Dem  Bauamtmann  Hans  Bleimberger  beim  Straßen-  und  Fluß- 
bauamt Dillingen  ist  die  erbetene  Entlassung  aus  dem  Staatsdienst 
zwecks  Übertritt  in  den  Reichseisenbahndienst  bewilligt  worden. 

Hessen. 

Der  ordentliche  Honorarprofessor  an  der  Technischen  Hochschule 
Karlsruhe  und  Leiter  der  Hauptstelle  für  Wärmewirtschaft  in  Berlin 
Christoph  Eberle  in  Berlin  ist  vom  1.  Oktober  1921  an  zum  ordent- 
lichen Professor  für  Wärmetechnik  und  Wärmewirtschaft  an  der 
Technischen  Hochschule  Darmstadt  ernannt  worden. 

Mecklenburg  - Schwerin. 

Der  Sitz  des  Wasserstraßenamts  Güstrow  ist  nach  Rostock  ver- 
legt; Vorstand  ist  der  Regierungs-  und  Baurat  Beuthien  daselbst. 

Der  Regierungsbauführer  ®r.=3»9-  Kurt  Fischer  in  Güstrow  ist 
nach  bestandener  Prüfung  für  das  Hochbaufach  zum  Regierungsbau 
meister  bestellt. 


[Alle  Rechte  vorbehalteu] 


Der 

Im  Jahre  1904  trat  die  Unterrichts- 
verwaltung mit  der  Absicht  hervor, 
das  Schloß  Hartenfels*),  das  bisher  als 
Kaserne  benutzt  war,  zu  erwerben, 
um  es  durch  Umbau  für  die  Zwecke 
eines  Lehrerinnenseminars  brauchbar 
zu  machen.  Demgemäß  wurde  auf 
Grund  eines  Bauprogramms  im  Jahre 
1905  der  Vorentwurf  aufgestellt.  Dieses 
verlangte: 

1.  die  notwendigen  Unterrichts- 
räume für  Seminar  und  Übungsschule, 
insbesondere  die  Klassen,  einen  Pby- 
siksaal,  einen  Zeichensaal,  Musiksaal, 
Turnhalle  und  Festsaal  mit  den  je- 
weils erforderlichen  Nebenräumen; 

2.  für  allgemeine  Zwecke:  Bücherei, 
Beratungs-  und  Lehrerzimmer  sowie 
mehrere  Lehrmittelräume; 

3.  Für  das  Internat:  Wohn-  und 
Arbeitsräume  sowie  Schlaf-  und  Wasch- 
säle für  die  Seminaristinnen,  eine 
Krankenstation  usf.; 

4.  an  Wirtschaftsräumen:  Speise- 
saal, Küche,  Waschküche,  Rollstube 
u.  dergl.  sowie  eine  Wohnung  für  den 
Speisewirt; 

5.  Dienstwohnung  für  den  Direk- 
tor, den  Oberlehrer,  den  Seminarlehrer, 
die  Oberlehrerin  und  zwei  Lehrerinnen 
sowie  für  den  Schuldiener; 

C.  einen  Spielplatz,  einen  Erho- 
lungsgarten und  für  jede  Dienstwoh- 
nung möglichst  einen  Garten. 

Der  Vorentwurf  bildete  nach  man- 
nigfachen Änderungen  die  Grundlage 
des  ausführlichen  Entwurfs  nebst 
Kostenanschlag,  der  am  15.  Juli  1911 
aufgestellt  wurde ; bei  der  Prüfung  wurde 
der  Bauanschlag  auf  522  100  Mark. 

) Vgl.  Denkmalpflege  1921,  S.61  u.  69. 


Nichtamtlicher  Teil. 

Schriftleiter:  Richard  Bergius  und  2>r.*3itß.  Nonn. 

Umbau  yon  Schloß  Hartenfels  bei  Torgau. 

Flaschen!.  1545  N.Grohmann 


Durch  Eckhardt  verändert  1SGC 
z.  Hälfte  abgetrag.  um  1880 


K Oie  Stockwerke  1539  u.  1791  abgebrannt* 
u.  wieder  aufgebaut 


iHasenturm  1545’ 


ächtert  Anlage  1514 
ausgeb.  1533. 1639  d.  Stege 
um  30  Ellen  erhöht 


Abb.  1.  Erdgeschoß. 
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Abb,  4.  FlügeJ  ß.  Schnitte — d. 


Abb.  3.  Erstes  Obergeschoß. 
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der  Kostenanschlag  für  die  innere  Einrichtung  auf  43920  Mark  fest- 
gesetzt und  außerdem  bestimmt,  daß  der  Erlös  aus  Altmaterial 
dem  Baufonds  zugute  kommen  sollte.  Das  Schloß  wurde  jedoch 
erst  im  April  1913  vom  Reichsmilitärliskus  an  die  Unterrichts- 
verwaltung übergeben;  inzwischen  waren  die  Vorarbeiten  für  die 
Bauausführung  erledigt  und  diese  selbst  eingeleitet  worden,  so  daß 
mit  dem  Umbau  unmittelbar  nach  der  Übergabe  begonnen  werden 
konnte. 

Im  Laufe  der  Ausführung  erfuhr  das  Bauvorhaben  noch  mancherlei 
Änderungen,  insbesondere  wurden  statt  zweier  Lehrerinnenwohnungen 
deren  vier  gefordert  und  die  Raumzahl  dieser  Wohnungen  zugleich 
erhöht,  so  daß  jede  drei  Wohnräume,  eine  kleine  Küche,  abge- 
schlossenen Flur  und  Abort  erhielt.  Die  endgültige  Verteilung  und 
Gestaltung  der  Räume  veranschaulichen  die  Grundrisse  (Abb.  1 bis  3). 
Der  Flügel  C enthält  im  dritten  Obergeschoß  noch  Wohn-  und 
Arbeitszimmer,  Flügel  B die  Krankenstation  und  den  Musiksaal. 
In  dieser  Weise  ließen  sich  die  Räume  zwanglos  in  den  vorhandenen 
Gebäudebestand  (Abb.  9)  einfügen;  ihre  Lage  und  Verbindung  unter- 
einander scheint  sich  zu  bewähren. 

An  größeren  Bauänderungen,  die  die  Unterbringung  und  zweck- 
entsprechende Gestaltung  der  neuen  Räume  erforderte,  sind  die  folgenden 
zu  nennen:  Im  Flügel  D wurden  die  alten  Zimmerdecken  sowie  auch 
ein  niedriges  Zwischengeschoß  über  dem  zweiten  Stockwerk  beseitigt, 
weil  die  alten  Decken  vollständig  abgängig  waren  und  die  Höhe  des 
letzteren  vergrößert  werden  mußte.  Es  sind  durchweg  Eisenbeton- 
decken eingebaut  worden,  die  den  Vorzug  der  Feuersicherheit  mit 
dem  Vorteil  verbinden,  daß  in  den  Waschsälen  massive  Fußböden 
hergestellt  werden  konnten;  auch  waren  die  Außenwände  im  oberen 
Teile  bereits  bis  zu  30  cm  aus  dem  Lote  gewichen,  so  daß  eine 
Verankerung  durch  Massivdecken  geboten  erschien.  Überhaupt  war 
der  Bauzustand  dieses  Flügels  so  bedenklich,  daß  er  schon  während 
der  letzten  Jahre  der  Kasernenzeit  teilweise  außer  Gebrauch  gesetzt 
war.  Das  schöne  Gewölbe  des  kleinen  Wendelsteins  (Abb.  7)  konnte 
erhalten  bleiben. 

Eine  gewisse  Schwierigkeit  bot  die  Anordnung  der  Massivdecken 
über  den  erhaltenswerten  sichtbaren  Holzdecken,  insofern  als  hier 
eine  Schalung  nicht  angebracht  werden  konnte;  während  daher  im 
allgemeinen  Hohlstein  decken  auf  Eisenbetonunterzügen  hergestellt 
sind,  wurden  über  diesen  Räumen  Trägerdecken  mit  eingelegten 
Eisenbetonplatten  angeordnet,  wobei  zugleich  an  den  Trägern  mittels 
Holzschrauben  die  gegliederten  Deckenbalken  angehängt  sind  (Abb.  8). 
Alle  Massivdecken  sind  11  m und  darüber  freitragend.  Damit  die 
bemalte  Decke  über  der  Anrichte  frei  sichtbar  ist,  wurde  die  An- 
richte nur  auf  a/3  der  Speisesaalhöhe  gebracht  und  durch  eine  leichte 
Holzbrüstung  nach  oben  abgeschlossen. 

Da  sich  ferner  in  allen  Räumen  (später  eingebaute)  hölzerne 
Säulen,  Pfosten  und  Unterzüge  befanden,  die  den  Raum  beengten 
und  auch  die  Wirkung  der  alten  Holzdecken  beeinträchtigten,  war 
eine  Umgestaltung  des  Dachstuhls  nötig,  den  jene  unmittelbar  oder 
mittelbar  unterstützten;  sie  geschah  durch  Einbau  von  Sprengewerken 
in  die  Dachbinder,  so  daß  jetzt  die  Gesamtlast  auf  den  Umfassungs- 
wänden ruht  (Abb.  5). 

Der  Flügel  C besaß  im  Erdgeschoß  ausgedehnte  Bogenstellungen 
aus  starkem  Mauerwerk,  die  in  der  Kasernenzeit  zu  dem  Zweck 
eingebaut  worden  sein  sollen,  um  Kanonen  auffahren  zu  können. 
Diese  Einbauten  mußten  zur  Schaffung  der  Übungsklassen  heraus- 
gebrochen werden.  Ferner  sind  in  den  beiden  unteren  Geschossen 
alle  senkrechten  Stützen  beseitigt  worden,  weshalb  die  Decken  durch 
umfangreiche  Trägerlagen  verstärkt  werden  mußten;  die  Träger 
waren  dabei  so  zu  bemessen,  daß  sie  zugleich  die  Stützen  und  Wand- 
lasten aus  den  oberen  Geschossen  und  auch  zum  Teil  noch  die  Dach- 
last tragen. 

Da  eine  Treppenverbindung  zwischen  dem  Erd-  und  den  Ober- 
geschossen früher  nicht  bestand,  diese  vielmehr  nur  über  die  äußeren 
seitlich  am  Großen  Wendelstein  emporführenden  Treppen  zugänglich 
waren,  sah  der  Entwurf  eine  innere  Treppe  vom  Erd-  nach  dem  ersten 
Obergeschoß  vor.  Diese  Treppe  wurde  bei  der  Ausführung  durch 
sämtliche  Geschosse  weitergeführt,  einmal  weil  der  Große  Wendel- 
stein eine  für  den  täglichen  Verkehr  immerhin  etwas  gefährliche 
Treppe  bildet,  dann  aber  auch,  weil  der  Wendelstein,  dessen  Öffnungen 
nach  dem  Umbauentwurf  verglast  werden  sollten,  eine  unverhältnis- 
mäßig große  Wärmemenge  erfordert  hätte,  die  ständigen  Ausgaben 
für  Heizung  also  erheblich  gesteigert  worden  wären.  Bei  der  gewählten 
Lösung  kann  er  im  Winter  für  den  Verkehr  ausgeschaltet  werden,  die 
Verglasung  gespart  und  die  Öffnungen  konnten,  so  wie  es  ursprünglich 
war,  vollständig  offenbleiben,  ein  Umstand,  der  im  Sinne  der  Denkmal- 
pflege zu  begrüßen  war.  Die  Sandsteinstufen  des  Wendelsteins  ein- 
schließlich der  seitlichen  Freitreppen  hatten,  da  sie  ausgetreten  waren, 
während  der  militärischen  Benutzung  Holzbelag  erhalten,  wobei  die 
hinderlichen  Steinprofile  in  unbedachter  Weise  abgeschlagen  waren; 
infolgedessen  zeigten  die  Treppen  nach  Enfernung  des  Holzbelages  ein 


Hünenhaftes  Aus- 
sehen. Für  die  In- 
standsetzung bot 
sich  ein  vorzüg- 
liches Mittel  in 
Muschelkalkkunst- 
stein dar;  aus 
diesem  Kunststein 
wurden  neue  Stu- 
fen mit  der  alten 
Profilierung  aufge- 
stampft; hiermit 
ist  nicht  nur  die 
frühere  Wirkung 
wiedergewonnen, 
sondern  infolge 
der  Fugenlosigkeit 
auch  ein  guter 
Schutz  gegen  Ein- 
dringen von  Nässe 
und  Verwitterung 
gegeben. 

Bei  Flügel  B 
ist  zunächst  der 
Einbau  von  zwei 
durch  die  beiden 
obersten  Geschosse 
reichenden  Eisenbetonpfeilern  zu  nennen,  die  nötig  waren  zur 
Schaffung  des  großen  Zeichensaals  und  zur  Aufnahme  der  Decken- 
und  Dachlasten  in  dem  betreffenden  Bauteil  (Abb.  4).  Ferner 
mußten  die  Fenster  des  Zeichensaals  bedeutend  vergrößert  werden, 
da  die  Lichtfläche  der  alten  Fenster  bei  weitem  nicht  genügte; 
sie  ist  durch  die  neuen  Fenster  auf  das  31  2 fache  vermehrt  worden. 
Es  ist  dies  übrigens  der  einzige  Fall,  in  dem  ein  Eingriff  in  die  äußere 
Erscheinung  gemacht  wurde;  mit  Rücksicht  auf  die  Dringlichkeit  ließ 
er  sich  nicht  vermeiden;  er  erschien  unbedenklich,  da  es  sich  um  den 
architektonisch  am  wenigsten  bedeutsamen  Schloßteil  bandelte.  Der 
Erfolg  hat  gezeigt,  daß  irgendwelche  Beeinträchtigung  nicht  einge- 
treten ist.  Sodann  wurde  eine  neue  Treppe  neben  der  Schloßkirche 
eingefügt,  um  eine  Verbindung  zwischen  den  Seminarräumen  und  der 
Aula  (Schloßkirche)  zu  schaffen. 

Die  Kirche  selbst  hat  bauliche  Änderungen  nicht  erfahren, 
doch  kam  es  an  den  Gewölben  zu  Instandsetzungsarbeiten  von 
bedeutendem  Umfange.  Nach  Beseitigung  der  alten,  in  vielen  Schichten 
aufliegenden  Tünche  zeigten  sich  verbreitete  Schäden,  die  in  Riß- 
bildung an  den  Kappen,  besonders  aber  in  dem  Loslösen  der  nicht 
in  diese  einbindenden,  sondern  frei  untergewölbten  Rippen  bestanden- 


Abb.  8.  Alte  Holzbalkendecke  im  Flügel  D mit  darübergelegter 
Eisenbetondecke. 


Der  Ursprung  dieser  Schäden  liegt  rund  80  Jahre  zurück,  sie  sind 
infolge  übermäßiger  Belastung  des  Gewölbes  entstanden,  indem 
man  auf  dem  Kirchenboden  Montierungskammern  eingerichtet  hatte. 
Bereits  in  den  vierziger  Jahren  des  vorigen  Jahrhunderts  war  infolge- 
dessen das  Gewölbe  gerissen,  so  daß  die  Kirche  für  die  Dauer 
mehrerer  Jahre  wegen  Baufälligkeit  gesperrt  gewesen  ist  Es  wurden 
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denn  auch  damals  die  Kammern  wieder  beseitigt,  die  Dachbinder 
abgesprengt  und  die  Gewölbeschäden  ausgebessert.  Die  Ausbesse- 
rung ist  aber  nur  notdürftig  und  insofern  verfehlt  gewesen,  als  die 
Rippen  durch,  Eisenklammern  verbunden  wurden.  Zweifellos  hat 
das  Eisen  durch  Rosten  den  Sandstein  zerstört;  der  Zustand  war 
schließlich  gefährlich,  und  es  ist  fast  zu  bewundern,  daß  nicht  Rippen- 
stücke gelegentlich  abgestürzt  sind.  Alle  Eisenteile  wurden  deshalb 
wieder  entfernt,  die  Rippen,  die  sich  bis  zu  8 cm  losgelöst  hatten, 
neu  eingewölbt,  nachdem  die  einzelnen  Stücke  an  den  schadhaften 
Enden  gekürzt  und  durch  neue  Teile  ergänzt  waren,  und  endlich 
fast  sämtliche  Schlußsteine  erneuert,  da  sie  kreuz  und  quer  gerissen 
waren.  Auch  einige  Kappen  bedurften  der  Neueinwölbung.  Diese 
unvorhergesehenen  Ausbesserungsmaßnahmen  erforderten,  weil  fast 
jede  Rippe  einzeln  behandelt  werden  mußte,  ein  ungewöhnliches  Maß 
von  Vorsicht,  Zeit  und  Arbeitsaufwand  und  Kosten. 

Der  Flügel  A erforderte  an  besonderen  Bauänderungen  nur  den 
Einbau  einer  massiven  Treppe  für  die  Dienstwohnungen  sowie  die 
teilweise  Verlegung  des  Wohnungsflures  von  der  Hofseite  nach  der 
Bärengrabenseite,  letzteres,  um  zu  erreichen',  daß  wenigstens  ein  Teil 
der  Wohnräume  Südlage  erhielt. 

Im  Flügel  E wurden  sämtliche  Mauern  des  vormaligen  Erd-  und 
Obergeschosses  sowie  die  Decke  über  dem  ersteren,  soweit  der 
Turnsaal  reicht,  herausgebroohen,  so  daß  diese  also  zwei  Geschosse 
hoch  ist.  Zur  Entlastung  der  Dachbalkenlage  wurde  auch  hier  der 
Dachstuhl  durch  Anordnung  von  Sprengewerken  geändert  (Abb.  6); 
außerdem  erhielt  das  Dach  eine  vollständig  neue  Ziegeleindeckung. 

Außer  den  vorbeschriebenen  besonderen  Baumaßnahmen  waren 
allgemein  weitgehende  Veränderungen  und  Erneuerungen  nötig. 
Zahlreiche  Wände,  Öffnungen,  Treppen,  Schornsteine  usw.  mußten 
geändert,  der  gesamte  Innenputz  abgeschlagen  und  erneuert  werden; 
ferner  sind  fast  alle  Türen  und  Fenster  — diese  in  Flügel  C elbseitig 
als  Doppelfenster  — sowie  sämtliche  Fußböden  mit  alleiniger  Aus- 
nahme des  Plattenbelages  in  der  Kirche  neu  hergestellt  worden; 
hierbei  haben  die  Erdgeschoßflure  Belag  aus  gebrannten  Tonplatten, 
Küche  und  Waschsäle  weißen  Fliesenbelag  erhalten,  während  für  die 
Wirtschaftsräume  Zementestrich  genügte;  in  den  Obergeschossen  des 
Flügels  D ist,  soweit  sie  nicht  von  den  Waschsälen  eingenommen 
werden,  Linoleum  verlegt,  ebenso  auf  den  neuen  Massivtreppen  in 
Flügel  C,  B und  A.  Im  übrigen  besteht  der  neue  Fußboden  aus 
Eiche,  Buche  oder  Kiefer,  je  nach  dem  Grade  der  Beanspruchung. 


Bauverwaltung 

Beheizt  wird  das  Schloß  durch  eine  Niederdruckdampfheizung, 
der  ein  stündlicher  Wärmeverlust  von  912000  WE  zugrunde  liegt. 
Die  in  der  südlichen  Hälfte  des  Kellergeschosses  im  Flügel  C unter- 
gebrachte Kesselanlage  besteht  aus  vier  Oatena-  Zwillingsj-Kesseln 
des  Strebeiwerkes  mit  zusammen  rund  170  qm  Heizfläche;  als  Heiz- 
körper sind  durchweg  Radiatoren  (zus.  1350  qm)  verwendet.  Die 
Dienstwohnungen  im  Flügel  A haben  Kachelöfen. 

Die  Bäder  versorgt  eine  besondere  Warm wasser bereitungsanlage ; 
als  Beleuchtung  ist  in  den  Schlaf-  und  Waschsälen,  im  Speisesaal, 
in  der  Aula  und  in  der  Krankenstation  elektrisches  Licht,  sonst  überall 
Gas  eingerichtet.  In  allen  Bauteilen  sind  Wasserzapfstellen  vorhanden, 
die  in  besonderer  Berücksichtigung  der  Forderungen  der  Feuer- 
sicherheit angebracht  wurden.  Die  Waschsäle  sind  in  Anlehnung 
an  das  in  der  Schrift  von  Dr.  R.  Uber  „Die  staatlichen  Seminarbauten 
in  Preußen“,  S.  23.  gegebene  Beispiel  mit  Einzelzellen  ausgestattet. 
Diese  sind  aus  Drahtglastafeln  zwischen  Winkeleisen  gebildet  zum 
Zwecke  ausgiebiger  Beleuchtung  und  Reinlichkeit;  nur  die  Front- 
wände und  Schränke  bestehen  aus  Holz.  Die  Küche  und  Anrichte 
sind  durch  einen  elektrisch  betriebenen  Speiseaufzug  verbunden.  An 
strich  und  Tapezierung  der  Räume  ist  wie  üblich  einfach  gehalten, 
doch  sind  satte  und  kräftige  Farben  bevorzugt,  um  den  Eindruck 
größerer  Behaglichkeit  in  den  infolge  der  beträchtlichen  Höhe  viel- 
fach etwas  unwohnlichen  Räumen  zu  erwecken. 

Es  bleibt  noch  ein  Wort  zu. sagen  über  die  Instandsetzung  der 
äußeren  Architekturteile;  sie  war  in  einem  besonderen  Anschläge  auf 
107  000  Mark  berechnet.  Erneuert  werden  mußten  die  Giebel  auf 
Uhr-  und  Wächterturm  gänzlich,  die  Giebel  der  Flügel  A,  D,  B sowie 
die  Gesimse  teilweise.  Im  übrigen  wurde  die  Instandsetzung  beschränkt 
auf  sorgfältiges  Reinigen  der  Architekturteile,  Auskratzen  der  aus- 
gewitterten Fugen  und  Neuvergießen  mit  Traß-  und  Kalkmörtel  und 
Verbinden  im  Gefüge  gelockerter  Werkstücke  mittels  Messingdübeln. 
Als  wesentlichstes  Mittel  gegen  weiteren  Vergang  wurde  eine  weit- 
gehende Abdeckung  von  Giebeln  und  Gesimsen  mit  Walzblei  angewandt. 
Leider  konnte  diese  Sicherheitmaßregel  nicht  vollständig  durebgeführt 
werden,  weil  Blei  nicht  mehr  erhältlich  war,  ohne  daß  die  Baumittel 
in  kürzester  Zeit  erschöpft  gewesen  wären.  Soweit  die  Abdeckung 
also  noch  fehlt,  muß  sie  späterer  Zeit  Vorbehalten  bleiben. 

Die  innere  Einrichtung  des  Seminars  hält  sich  im  Rahmen  des 
Üblichen;  gegenüber  dem  Programm  mußten  aber  mit  Rücksicht  auf 
die  gewaltigen  Preissteigerungen  gewisse  Einschränkungen  eintreten ; 
immerhin  ist  es  gelungen  die  Ausstattung  so  vollständig  zu  beschaffen, 
daß  ein  ordnungsmäßiger  Anstaltsbetrieb  gewährleistet  ist. 

Zeitlich  wurde  der  Umbau  durch  den  Krieg  und  seine  Folgen 
stark  beeinträchtigt,  besonders  weil  im  Jahre  1916  infolge  des 
allgemeinen  Bauverbots  die  Arbeiten  nahezu  eingestellt  werden  mußten. 
Die  Folge  war  nicht  nur  eine  erhebliche  Verzögerung  der  Fertigstellung, 
sondern  auch  ein  Überschreiten  der  Anschlagsmittel.  Konnte  bis 
dahin  mit  ziemlicher  Wahrscheinlichkeit  angenommen  werden,  daß 
die  Baugelder  trotz  bereits  gestiegener  Preise  ausreichen  würden,  so 
machten  die  veränderten  Verhältnisse  nach  Wiederaufnahme  der 
Bauarbeiten  bedeutende  Mehrausgaben  nötig,  die  zu  Nachbewilligungen 
von  Baugeldern  führten.  Trotzdem  können  die  Baukosten  in  Anbetracht 
des  großen  und  vielfach  weit  über  den  Entwurf  hinausgehenden 
Umfanges  der  ausgeführten  Arbeiten  noch  mäßig  genannt  werden: 
sie  werden  nach  Erledigung  einiger  Restarbeiten  betragen:  für  den 
Baufonds  840000  Mark,  für  die  innere  Einrichtung  rund  100000  Mark. 

Der  Vorentwurf  und  der  ausführliche  Entwurf  wurden  unter 
Beachtung  der  vom  Ministerium  der  öffentlichen  Arbeiten  gegebenen 
Richtlinien  und  Prüfungsbemerkungen  vom  Hochbauamt  Torgau 
aufgestellt.  Während  der  Ausführung  übten  für  das  genannte  Mini- 
sterium der  Wirkliche  Geheime  Oberbaurat  Dr.  Uber,  für  die  Regie- 
rung Merseburg  nacheinander  die  Regierungs-  und  Bauräte  Geheimer 
Baurat  Beißner,  Geheimer  Baurat  Behrendt  und  Gül  denpfennig 
die  Aufsicht  aus.  wobei  für  das  Zustandekommen  und  das  Gelingen 
des  Umbaues  Dr.  Uber  und  Behrendt  von  entscheidendem  Einfluß 
waren.  Die  örtliche  Bauleitung  oblag  dem  Verfasser,  und  zwar  bis 
März  1914  mit  Unterstellung  unter  das  Hochbauamt,  dann  selbständig. 
Ihm  wurde,  nachdem  ihm  die  Vorstandstelle  des  Hochbauamts  über- 
tragen war,  von  der  Wiederaufnahme  der  Bauarbeiten  im  Januar 
1919  ab  als  örtlicher  Bauleiter  der  Regierungsbaumeister  Tucholski 
beigegeben.  - Rudhard. 


Der  Spannungszustand  der  Erdoberfläche  bei  Bodensenkungen. 


Bodensenkungen  können  überall  und  unter  den  verschiedensten 
Verhältnissen  eintreten.  Am  stärksten  sind  die  vom  Bergbau  her- 


*) Zentralblatt  der  Bauverwaltung  1902,  S.  137,  154,  303,  356  u.  456; 
1913,  S.  13,  307  u.  320;  1914,  S.  308;  1915,  S.  270;  1917,  S.  485  u.  490; 
1920,  S.  577.  : 


rührenden.  Darüber  ist  schon  sehr  viel  geschrieben  worden,*)  und  so 
erübrigt  sich  eine  längere  Erklärung  hierzu.  Den  im  Zusammenhang 
mit  den  Bodensenkungen  auftretenden  Spannungszustand  der  Erdober- 
fläche, d.  h.  die  Zug-  und  Druckspannungen  hat  man  aber  dabei 
vielfach  vernachlässigt.  Man  hat  sich  meist  damit  begnügt,  ein 
Bild  über  die  Entstehung  der  Senkungen  und  über  die  lotrechten 
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Verschiebungen  zu  entwerfen.  Für  die  Feststellung  vieler  Schäden 
ist  es  auch  gleichgültig,  ob  sie  auf  Zug-  oder  Druckwirkungen  zurück- 
zuführen sind.  Erst  bei  den  Beobachtungen  der  Wirkungen  am 
Straßenbahngleis  wurde  man  in  höherem  Maße  darauf  aufmerksam. 

Die  Bodensenkungen 
treten  im  allgemeinen  mul- 
denförmig auf;  dabei  ent- 
stehen im  Boden  Span- 
nungen und  Verschiebun- 
gen. Es  bewegt  sich  Erd- 
reich nach  der  tiefsten 
Stelle  der  Mulde  hin.  Dort 
findet  eine  Zusammenpressung  statt,  während  an  den  Rändern  der 
Mulde  der  Boden  auseinandergezerrt  wird  (Abb.  1).  Regierungs- 
baumeister a.  D.  Korten  hat  dies  sehr  schön  an  seinem  Sandkasten- 
versuch nachgewiesen,  den  er  in  seiner  Abhandlung  in  Nr.  25  des 
Jahrgangs  1909  der  bergmännischen  Zeitschrift  „Glückauf*'  erwähnt. 
Zu  einer  reinen  muldenförmigen  Ausbildung  des  Einflußgebietes  wird 
es  aber  selten  kommen,  da  fast  immer  mehrere  über-  und  neben- 
eiuanderliegende  Flöze  gleichzeitig  im  Abbau  begriffen  sind.  Die 
Wirkungen  der  einzelnen  Brüche  gehen  daher  ineinander  über.  Es 
wird  aber  stets  eine  Stelle  der  tiefsten  Senkung  vorhanden  sein  und 
es  werden  einzelne  Hauptrichtungen  zu  erkennen  sein,  in  denen  be- 
sonders starke  Bewegungen  des  Bodens  stattfinden.  In  Abb.  3 sind 
zwei  untereinanderliegende  Flöze  dargestellt  und  in  Abb.  4 zwei 
nebeneinanderliegende  Flöze.  Die  Mulden  greifen  in  beiden  Fällen 
ineinander  über.  Bezeichnet  man  die  Massen-Mittelpunkte  der  ab- 
sinkenden Bodenmassen  mit  Mi  und  M-i  dann  kann  die  Richtung 
der  Hauptsenkung  aus  der  Gleichung 

M1  ■ al  = ilf2  • a 2 

ermittelt  werden.  Die  Wirkungen  an  solchen  Stellen  bleiben  aber 
durchaus  nicht  die  gleichen,  sondern  sie  sind  veränderlich,  je  nachdem 
die  Abbautätigkeit  im  Innern  fortschreitet;  so  kann  es  z.  B.  Vor- 
kommen, daß  ein  Pnnkt,  der  ursprünglich  in  der  Zugzone  lag  und 
etwa  nach  Norden  wanderte,  nach  einiger  Zeit  bei  fortschreitendem 
Abbau  deutliche  Pressungserscheinungen  zeigt  und  bald  darauf  wieder 
in  einer  Zugzone  liegt,  aber  nun  nach  Süden  wandert.  Dieser  Vor- 
gang kann  in  Abb.  5 bei  Punkt  b beobachtet  werden.  Betrachten 
wir  noch  den  Punkt  c.  Dieser  liegt  bei  der  ersten  Senkung  in  der 
Druckzone;  bei  der  zweiten  am  theoretischen  Anfang  der  Zugzone. 
c wird  aber  nicht  liegen  bleiben,  die  Bewegung  setzt  sich  über  c hinaus 
fort,  und  die  Druckzone  (von  der  ersten  Senkung)  wird  entlastet.  Das 
Verhalten  von  c hängt  aber  vor  allem  davon  ab,  wie  weit  sich  die 
Spannungen  der  ersten  Senkung  wieder  ausgeglichen  haben. 

Der  Zusammenhang  der  Zug-  und  Druckwirkungen  kann  am 
besten  aus  der  Kortenschen  Theorie  ersehen  werden:  Man  denke 
sich  zwei  sich  berührende  Senkungsmulden  lotrecht  durch  die  Sen- 
kungsmitte durchschnitten  (Abb.  fi).  Betrachtet  man  dann  diese 
Zeichnung,  so  ist  es  klar,  daß  in  der  Mitte  cc  die  größte  Pressung 
herrscht.  Einp  Verschiebung  dieses  Punktes  ist  jedoch  nicht  möglich, 
da  von  allen  Seiten  die  Pressung  gleichmäßig  wirkt.  Am  Berührungs- 
punkte d tritt  der  größte  Zug  ein;  aber  eine  Verschiebung  kann  auch 
hier  nicht  stattfinden,  da  der  Zug  nach  allen  Seiten  gleichmäßig  ist 
und  sich  aufhebt.  Am  Rande  der  Senkungen  in  den  Punkten  a 
müssen  sowohl  Spannung  wie  Verschiebung  Null  sein.  Zwischen 
den  Punkten  a,  c und  c,  d müssen  die  Punkte  bb  liegen,  wo  die 
Spannung  ebenfalls  Null  ist.  Es  ist  anzunehmen,  daß  diese  Punkte 
mit  denen  der  größten  Bodenverschiebung  zusammenfallen.  Die  Ver- 
schiebungsgrößen verhalten  sich  demnach  annähernd  umgekehrt  wie 
die  Spannungen.  Daraus  ergeben  sich  dann  die  Bilder  für  die  Span- 
nungen und  Verschiebungen. 

In  Abb.  2 ist  eine  Senkungsmulde  von  oben  gesehen  dargestellt. 
a a war  vor  der  Senkung  eine  gerade  Linie.  Nach  der  Bodenbewegung 
hat  sie  sich  nach  a c‘  a verschoben;  die  Punkte  b sind  nach  b',  c 
nach  c‘  gewandert  und  zwar  immer  in  der  Richtung  nach  dem 
Mittelpunkt  M.  Nur  in  der  Umgebung  von  M können  reine  senkrechte 
Senkungen  auftreten. 

Wie  schon  eingangs  erwähnt,  sind  die  Zug-  und  Druckwirkungen 
am  besten  am  Straßenbahngleis  zu  erkennen  (vgl.  1917  d.  BL,  S.  485 
u.  490).  Darum  seien  sie  au  dieser  Stelle  kurz  beschrieben.  Liegt 
das  Gleis  in  der  Zugzone  und  wirkt  der  Zug  ungefähr  in  der  Richtung 
des  Gleises  — senkrecht  zur  Gleisachse  wirkende  Bodenbewegungen 
sind  ohne  nennenswerte  Bedeutung  für  die  Gleisanlagen  — dann  werden 
die  Wirkungen  zunächst  in  den  Stößen  zu  bemerken  sein.  Dort  zeigen 
sich  Lücken,  die  immer  größer  werden;  zuletzt  werden  die  Lascheu- 
bolzen  abgeschert  und  die  Schienen  auseinandergerissen.  Ist  das  Gleis 
verschweißt  oder  können  die  Schraubenbolzen  widerstehen , dann 
treten  Risse  und  Brüche  ein.  An  den  Spurstangen  wrellt  sich  der 
Boden  mit  dem  Pflaster  auf;  meist  halten  die  Spurstangen  den  Druck 
nicht  aus  und  biegen  sich  durch. 


Abb. 


6.  August  1921. 


Anders  ist  das  Verhalten  des 
Gleises,  wenn  Pressung  vorhanden  ist. 
Die  etwa  vorhandenen  Stoßlücken  ver- 
schwinden vollkommen.  Bei  an- 
dauernder Pressung  tritt  auch  hier  ein 
Aufstauen  der  Bodenmassen  an  den 
Spurstangen  und  ein  Verbiegen  der 
Spurstangen  ein.  Im  ^eiteren  Verlauf 
weichen  die  Schienen  aus  und  be- 
kommen ein  wellenförmiges  Aussehen. 
Findet  das  Gleis  an  dem  Pflaster  all- 
zugroßen Widerstand , dann  krümmen 
sich  die  Schienen  nach  oben  und 
liegen  hohl. 


Abb.  5. 
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Abb.  6. 

Würde  die  Gerade  a c a in  Abb.  2 ein  Straßenbahngleis  dar- 
stellen, dann  würde  bb  die  Druckzoue  begrenzen,  und  zwar  würde 
der  Druck  dort  am  stärksten  sein,  wto  das  Straßenbahngleis  die 
Seitenbewegung  des  Punktes  c nicht  mitmachen  kann.  Diese  Zug- 
und  Druckwirkungen  sucht  man  bei  den  Gleisanlagen  dadurch 


Abb.  3 
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unschädlich  zu  machen,  daß  man  sogenannte  Ausgleichstöße  einbaut. 
Diese  passen  sich  den  Spannungen  ziemlich  genau  an,  wenn  sie  an 
der  richtigen  Stelle  eingebaut  sind.  Wenn  man  also  ein  genaues 
Bild  von  den  Senkungen  haben  will,  so  wird  man  ein  solches  durch 
Beobachtungen  am  Straßenbahngleis  bekommen. 

Es  wäre  von  Belang,  zum  Schluß  noch  einige  Angaben  über 
die  Größe  der  Zug-  und  Druckspannungen  zu  bringen ; aber  leider 


haben  wir  hierüber  noch  keine  Anhaltpunkte.  Man  könnte  vielleicht 
auch  hier  wieder  auf  die  Zugwirkungen  am  Straßenbahngleis  zurück - 
kommen.  Um  einen  Bruch  einer  Schiene  herbeizuführen,  sind  Kräfte 
mit  mindestens  7000  bis  8000  kg/qcm  notwendig,  aber  wahrscheinlich 
sind  die  auftretenden  Spannungen  noch  bedeutend  größer. 

Essen,  den  31.  Mai  1921.  Diplomingenieur  G.  Kühn, 

Oberingenieur  der  Essener  Straßenbahn. 


Vermischtes. 


Die  Akademie  des  Bauwesens  beschäftigte  sich  in  den  jüngst 
abgehaltenen  Sitzungen  ihrer  Abteilung  für  den  Hochbau  mit  der 
Unterstützung  eines  von  Professor  ®v.=3üg.  Phleps  in  Danzig  heraus- 
zugebenden Werkes  über  „Farbige  Außenarchitektur“  sowie  mit  dem  von 
Professor  2>r.=8üg.  Michel  in  Hannover  verfaßten  Werke  „Über  die  Hör- 
samkeit großer  Räume“,  dessen  Inhalt,  neue  Untersuchungen,  verbunden 
mit  einer  Zusammenfassung  der  bisherigen  Ergebnisse,  für  den  ent- 
werfenden oder  mit  Verbesserungen  auf  diesem  Gebiete  beauftragten 
Architekten  von  Nutzen  sein  wird.  — Aus  Anlaß  einer  ihr  vorgelegten 
Denkschrift  über  die  Notlage  der  deutschen  Mosaikkunst  sprach  sich 
die  Abteilung  dahin  aus,  daß  es  im  künstlerischen  wie  im  volkswirt- 
schaftlichen Interesse  Deutschlands  als  schwerer  Verlust  zu  betrachten 
wäre,  wenn  dieser  in  Friedenszeiten  auf  eine  bedeutende  Höhe 
gebrachte  und  vermöge  der  gediegenen  Durchführung  zahlreicher 
monumentaler  Aufgaben  im  In-  und  Auslande  zu  hohem  Ansehen 
gebrachte  Kunstzweig  durch  die  plötzliche  Verarmung  des  Vaterlandes 
an  das  Ausland  verloren  ginge. 

Auf  Ersuchen  des  Reichs  Verkehrsministers  wurde  ein  Gutachten 
abgegeben  über  den  Entwurf  für  die  architektonische  Ausbildung  der 
nördlichen  Ansicht  des  Bahnhofs  Friedrichstraße  in  Berlin,  dessen 
Gesamthaltung  unter  Anerkennung  der  beobachteten  sachlichen 
Schlichtheit  im  wesentlichen  gebilligt  wurde,  wobei  gleichzeitig  An- 
regungen für  die  weitere  Durcharbeitung  des  Entwurfs  gegeben 
wurden. 

Eliruug-  Gerbers.  Die  Siemens-Ring-Stiftung  i,S.  7 d.  Bl.) 
hat  in  Erfüllung  ihrer  Aufgabe,  das  Andenken  großer  Männer  der 
Wissenschaft  und  Technik  zu  ehren,  dem  verstorbenen  Altmeister 
der  deutschen  Eisenbaukunst  Heinrich  Gerber  eine  Huldigung  dar- 
gebracht. Sie  hat  durch  den  Münchener  Bildhauer  Erwin  Kurz  ein 
Reliefbild  Gerbers  herstellen  lassen,  das  mit  hinweisender  Inschrift  an 
der  Stätte  seines  Wirkens,  dem  schlichten  Hause  in  Gustavsburg, 
ferner  in  der  Technischen  Hochschule  München  und  an  einigen  seiner 
Hauptwerke,  den  Gerherbrücken  in  Mannheim,  Bamberg  und  Haßfurt, 
angebracht  werden  soll.  Diese  Tafeln  sind  jetzt  den  Vertretern  der 
zuständigen  Behörden  in  feierlicher  Veranstaltung  übergeben  worden. 
Wie  groß  die  Pflicht  ist,  eines  Mannes  wie  Gerber  rühmend  zu  ge- 
denken, haben  wir  in  unserem  Nachruf  vom  Jahre  1912  (S.  29  d.  Bl.) 
bereits  dargelegt.  Jetzt  möchten  wir  mit  Dank  gegen  die  Siemens- 
Ring-Stiftung  nur  noch  hervorheben,  daß  dem  Andenken  Gerbers 
nun  in  einer  Weise  Rechnung  getragen  ist,  die  auch  die  Blicke  der 
Laienwelt  auf  einen  führenden  Mann  der  Technik  lenkt.  Das  ist 
um  so  erfreulicher,  als  sonst  der  Ingenieur,  mehr  noch  als  der 
Architekt,  mit  seiner  Person  leicht  hinter  seinem  Werk  verschwindet. 
Der  nationale  Gedanke  der  Wiedergeburt  unseres  in  Verwilderung  der 
Sitten  und  in  tiefe  Schmach  gestürzten  Vaterlandes  durch  die  gemein- 
same Wirkung  von  Geist  und  Körper  veredelnder  Arbeit  gab  dieser  fest- 
lichen Veranstaltung  ein  besonders  erhebendes  Gepräge.  S. 

In  dem  Wettbewerb  für  ein  Gabriel- Seidl- Denkmal  zwischen 
Pullach  und  Höllriegelskreuth,  den  der  Isartalverein  ausgeschrieben 
batte,  sind  22  Entwürfe  eingereicht  worden.  Das  Preisgericht  erkannte 
die  drei  Preise  von  500,  300  und  200  Mark  zu:  dem  Professor  Julius 
Seidler,  dem  Architekten  Hugo  M.  Roechl  und  dem  Professor 
Rieh.  Berndl  in  München. 

Technische  Hochschule  Berlin.  Der  Minister  für  Wissenschaft, 
Kunst  und  Volksbildung  hat  den  Dozenten  Geheimen  Regierungsrat 
Professor  Dr.  Jucke nack  zum  Mitglied  des  Kollegiums  der  Abteilung 
für  Chemie  und  Hüttenkunde  ernannt. 

Dr.  Wilhelm  van  Kempen  in  Dessau  ist  als  Dozent  an  die  vor 
einigen  Semestern  neugeschaffene  Abteilung  für  Bauwesen  am  Friedrichs- 
Polytechnikum,  Gewerbe-  und  Handelshochschule  in  Köthen  i.  Anhalt 
berufen  worden.  Er  wird  im  Winter  1921/22  über  Geschichte  der 
Architektur  Vorlesungen  abhalten. 

Fördervorrichtuug  für  Eisenbahnwagen  o.  (lgl.  auf  Schrägen. 

D.  R.-P.  332  850.  Carstens  u.  Fabian  in  Magdeburg-Neustadt.  — 
Nach  Abb.  1 bis  5 wird  der  Eisenbahnwagen  1 von  dem  Gleis  2 
mittels  einer  Drehscheibe  3 in  die  Richtung  des  Gleises  4 gebracht, 
das  auf  der  Schräge  5 liegt  und  normale  Spurweite  hat.  In  dieser 
Stellung  befindet  sich  der  Wagen  1 in  Richtung  eines  Portals  6,  das 
auf  Rädern  7 läuft  und  außen  und  innen  mit  Puffern  8,  9 versehen 


ist.  Letztere  sind  soweit  voneinander  entfernt,  daß  der  längste  zu 
verschiebende  Wagen  zwischen  ihnen  Platz  findet,  und  können  so 
eingerichtet  sein,  daß  ihr  Abstand  für  kleinere  Wagen  verringert  werden 
kann.  Die  Entfernung  der  Radsätze  7 des  Portals  6 voneinander  ist 
größer  als  der  Durchmesser  der  Drehscheibe  3.  Am  Portal  6 greift 
das  Seil  10  an,  das  in  üblicher  Weise  über  Rollen  11  geführt  und  mit 
einer  Spann  Vorrichtung  12  versehen  ist.  Das  Seil  10  läuft  im  Wende- 
betriebe. — Nach  Überführung  des  Wagens  1 in  die  Stellung  nach 


Abb.  1 u.  3 bis  5 wird  der  Seilbetrieb  eingeschaltet  und  das  Portal  0 
nach  rechts  gezogen.  Nunmehr  wird  zunächst  das  Portal  0 in  Be- 
wegung gesetzt,  das  den  Wagen  1 mitnimmt,  sobald  die  linken  Puffer  9 
auf  die  Wagenpuffer  auftreffen.  Dann  gelangen  die  rechten  Räder  7 
des  Portals  6 auf  die  Schräge  5 (Abb.  4).  Sobald  auch  die  rechten 
Räder  des  Wagens  1 auf  diese  Schräge  kommen,  wird  sich  der  Wagen  1 
von  den  linken  Puffern  9 lösen  und  gegen  die  rechten  Puffer  9 legen. 
Ist  das  Portal  6 mit  dem  Wagen  1 unten  angekommen,  so  wird  dieser 
mittels  der  Drehscheibe  13  auf  eines  der  Gleise  14  geschoben  und  dem 
Hauptgleis  zugeführt,  — Bei  dem  erläuterten  Seiltriebe  hat  das  Seil  10 
mehr  als  den  gesamten  Widerstand  zu  halten,  der  dem  auf  der 
Schräge  5 hinaufgezogenen  Portal  6 mit  dem  Wagen  1 entspricht, 
Wird  das  Seil  10  über  zwei  Seilscheiben  15,  16  (Abb.  6 bis  8)  geführt, 
von  denen  je  eine  am  rechten  und  am  linken  Fuße  des  Portals  6 
gelagert  ist,  so  wird  das  Seil  nur  etwa  halb  so  stark  beansprucht  und 
kann  daher  dünner  ausgeführt  werden,  so  daß  der  ganze  Antrieb 
leichter  und  billiger  wird,  zumal  er  doppelt  so  schnell  läuft  als  der 
Antrieb  nach  Abh.  1 bis  5.  Werden  die  Seilscheiben  15,  16  mit  einem 
die  Spurweite  des  Gleises  4 überschreitenden  Durchmesser  ausgeführt, 
so  läuft  das  Seil  10  rechts  und  links  von  dem  Gleis  4 (Abb.  8).  In 
diesem  Fall  ist  die  Anbringung  von  Druckrollen  zum  Niederhalten 
des  Seiles,  wie  sie  bei  17  in  Abb.  4 dargestellt  sind,  neben  dem  Gleis 
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möglich.  — Die  erläuterte  Vorrichtung  ist  auch  auf  Strecken  verwendbar, 
die  nicht  aus  einer  fortlaufenden  Schräge,  sondern  aus  mehreren 
Schrägen  mit  dazwischengeschalteten  Horizontalstrecken  bestehen. 
Ferner  kann  die  Fördervorrichtung  auch  zum  Überwinden  von  Hügeln 
oder  Bergen  Verwendung  finden. 

Geheimer  Baurat  Professor  2r.>3n0-  e.  h.  Fritz  Wollt  -j-  (geh. 
15.  März  1S47,  gest.  IG.  Juli  1921).  Fritz  Wolff  entstammte  einer 
aitberliner  Familie.  Sein  Vater  war  der  als  „Tier-Wolff“  bekannte 
Bildhauer  Wilhelm  Wolff.  Nach  Ablegung  der  Reifeprüfung  am 
Friedrich-Wilhelm-Gymnasium  trat  er  als  Baueleve  bei  Fr.  Adler  ein 
und  bestand  nach  dreijährigem  Studium  an  der  Bauakademie  die 
Bauführerprüfung,  arbeitete  wieder  bei  Adler  und  bei  Lucae,  errang 
1873  die  Schinkel-Medaille  und  legte  1874  die  Baumeisterprüfung  ab. 
Gleich  darauf  übernahm  er  die  Bauleitung  des  von  Lucae  entworfenen 
Hauses  für  Borsig  an  der  Ecke  der  Wilhelmstraße  und  Voßstraße. 
Die  Bearbeitung  der  vortrefflichen  Einzelheiten  ist  sein  eigenstes  Werk. 
Nach  einer  mehrjährigen  Beschäftigung  im  Ministerium  der  öffent- 
lichen Arbeiten  trat  er  1881  zur  Miuisterial-Baukommission  über  und 
entwarf  ein  Gebäude  für  die  Provinzial-Steuerdirektion  und  den  neuen 
Packhof,1)  bei  deren  Ausführung  1883  bis  1886  er  die  Oberleitung 
hatte.  Für  die  Jubiläums- Kunstausstellung  1886  führte  er  einen 
Erweiterungs-  und  inneren  Umbau  des  Glaspalastes  am  Lehrter  Bahn- 
hof aus.-)  Nach  seinem  Entwurf  wurde  1897  bis  1899  das  Pergamon- 
Museum1)  ausgeführt,  das  nach  nur  neunjährigem  Bestände  den 
Messelschen  Museumsbauten  Platz  machen  mußte.  Bei  dem  Wett- 
bewerb für  die  Bebauung  der  Museumsinsel  1 884 4)  trug  Wolff  einen 
der  vier  gleichen  Preise  davon. 

Schon  frühzeitig  hatte  er  sich  aus  innerster  Neigung  der  Lehr- 
tätigkeit zugewandt  und  den  Anfang  damit  1876  nebenamtlich  am 
Gewerbemuseum  gemacht.  Nachdem  er,  nach  Lucaes  Tode  (1877), 
schon  provisorisch  mit  dem  Unterricht  im  Entwerfen  an  der  Bau- 
akademie betraut  gewesen  war,  trat  er  1886  aus  der  Allgemeinen  Bau- 
verwaltung aus  und  wurde  Endes  Nachfolger  an  der  Technischen 
Hochschule.  Die  Übungen  im  Entwerfen  aus  dem  Stegreif  werden 
allen  seinen  Schülern  in  schönster  Erinnerung  geblieben  sein. 

Wolffs  ganze  Begeisterung  und  Kennerschaft  galt  der  italienischen 
Renaissance.  Aber  ebensogut  wußte  er  in  den  Denkmälern  deutscher 
Kunst,  der  Gotik  wie  der  Renaissance,  Bescheid,  und  daß  er  die 
Antike  kannte  wie  einer,  das  ist  bei  einem  Architekten  der  Berliner 
Schule  wohl  selbstverständlich. 

Die  üblichen  Anerkennungen  durch  Orden  und  Titel  sind  nicht 
ausgeblieben;  besonders  sei  hervorgehoben,  daß  die  Technische 
Hochschule  Berlin  ihn  1900  zu  ihrem  Rektor  wählte,  die  zu  Han- 
nover ihm  1918  die  Würde  eines  Doktor-Ingenieurs  ehrenhalber  verlieh 
und  daß  er  Mitglied  der  Akademie  des  Bauwesens  war.  Das  Gesetz 
über  die  Altersgrenze  im  Dienste  der  Beamten  setzte  seinem  Wirken 
mit  dem  1.  April  d.  J.  ein  Ziel. 

Als  Künstler  wie  als  Mensch  war  Fritz  Wolff  eine  harmonische, 
innerlich  gefestigte  Erscheinung.  Treu  seinen  Idealen,  unbeirrt  durch 
Modewandlungen,  kerndeutsch  von  Gesinnung,  durch  und  durch  wahr- 
haftig, hat  er  in  seinem  Beruf  wie  am  häuslichen  Herd  ein  glückliches, 
gesegnetes  Leben  gelebt.  Aufrichtig  trauert  mit  der  Familie  des  Ent- 
schlafenen um  ihn,  den  trefflichen,  feinfühligen  Künstler,  den 
geliebten,  verehrten  Lehrer,  die  deutsche  Architektenschaft.  R. 


Bücherschau. 

Grundriß  der  Hygiene.  Unter  Mitwirkung  von  zahlreichen  Fach- 
genossen herausgegeben  von  Prof.  Dr.  med.  Hugo  Selter  in  Königs- 
berg. Band  II.  Hygiene  im  Städtebau  und  in  der  Wohnung. 
Dresden  u.  Leipzig  1920.  Theodor  Steinkopff.  320  S.  in  8°  mit  233  Abb. 
Geh.  25  Jt,  geb.  30.  JC. 

An  großen  und  kleinen  Handbüchern  für  das  Gebiet  der  Hygiene 
ist  im  allgemeinen  kein  Mangel,  trotzdem  dürfte  auch  das  vorliegende 
Buch  noch  seinen  Platz  behaupten,  und  zwar  hauptsächlich  weil  es 
trotz  seines  mittleren  Umfanges  nicht  der  Feder  eines  einzelnen  ent- 
sprungen, sondern  in  den  einzelnen  Teilen,  die  sich  ja  bei  der  Hygiene 
auf  die  verschiedensten  Fachgebiete  erstrecken,  von  namhaften  Sonder- 
lächmännern  geschrieben  ist. 

Der  die  allgemeine  und  soziale  Hygiene  sowie  die  übertragbaren 
Krankheiten  behandelnde  Band  I kommt  für  den  Techniker  weit 
weniger  in  Betracht  als  der  vorliegende  Band  II.  Bei  diesem  genügt 
schon  der  Name  Dunbar  zu  der  Überzeugung,  daß  die  von  diesem 
bearbeiteten  Kapitel:  Einfluß  des  Bodens,  Trinkwasserversorgung. 

‘)  Fritz  W olff  u.  Herrn.  Keller.  Die  neue  Packhofanlage.  Ernst  u. 
Korn  1888.  Zentralblatt  1882  bis  1887,  besonders  1884,  S.  375  u.  f. 

-)  Zentralblatt  der  Bauverw’altung  1886,  S.  177  u.  f. 

;l)  Ebenda  1899,  S.  405. 

4)  Ebenda  1884,  S.  170,  171,  173. 


Beseitigung  der  Abfallstoffe,  vollständig  auf  der  Höhe  stehen,  ja,  man 
bedauert  bei  diesen  die  vielfach  etwas  allzu  kurze  Fassung,  die  den 
Verfasser  mehrfach  zwingt,  auf  seine  ausführlichen  Werke  lediglich 
zu  verweisen.  Die  Wissenschaft  über  die  hier  behandelten  Fragen, 
dürfte  heute  im  großen  ganzen  bis  zu  einem  gewissen  Abschluß 
gekommen  sein,  namentlich  die  Frage  wegen  der  Abwasserbeseitigung. 
Um  so  wertvoller  ist  es,  in  dem  vorliegenden  Buch  eine  Übersicht 
zu  erhalten,  wie  sich  diese  Frage  im  Laufe  der  letzten  50  Jahre  ent- 
wickelt hat. 

Auch  dem  von  Schoenfelder  bearbeiteten  Kapitel  über  die 
hygienische  Seite  des  Städtebaues  möchte  man  eine  etwas  größere 
Ausführlichkeit  wünschen,  zumal  bei  den  vielen  Siedlungen,  die  in  den 
letzten  Jahren  entstanden,  und  den  noch  viel  zahlreicheren,  die  wir 
zur  Linderung  der  immer  noch  mehr  überhand  nehmenden  Woh- 
nungsnot in  nächster  Zeit  bauen  müssen,  gerade  dieses  Kapitel  von  größ- 
ter praktischer  Bedeutung  ist.  Ausführlicher  als  diese  Kapitel  sind  schon 
die  von  Edmund  Hennig  verfaßten  über  Hygiene  des  Wohnhauses 
und  der  Krankenanstalten.  Zahlreiche,  gut  ausgesuchte  Abbildungen 
begleiten  diese  Kapitel,  die  alles  bringen,  was  vom  Standpunkt  der 
Hygiene  zu  ihnen  zu  sagen  ist.  Nur  bei  einer  Frage,  die  dem  Tech- 
niker nahezu  tagtäglich  begegnet,  wäre  eine  etwas  ausführlichere 
Behandlung  endlich  einmal  sehr  erwünscht  gewesen.  Die  Erscheinung, 
die  wir  landläufig  mit  „Durchschlagen  der  Wände“  bezeichnen,  wird 
für  gewöhnlich  lediglich  dem  Schlagregen  in  die  Schuhe  geschoben. 
Bei  den  vielen  Schäden,  die  dieses  „Durchschlagen“  tatsächlich  ver- 
ursacht, wäre  sehr  viel  gewonnen,  wenn  die  durch  den  Ausdruck 
begünstigte  Ansicht,  als  ob  es  sich  um  durch  die  Wand  hindurch- 
dringendes Wasser  handele,  allmählich  beseitigt  würde;  denn  die 
an  der  einen  Wandseite  sich  zeigende  Feuchtigkeit  ist  in  den  wenig- 
sten Fällen  unmittelbar  von  außen  durchgedrungen,  sondern  die  im 
Zimmer  selbst  befindliche  Feuchtigkeit  der  Luft  schlägt  sich  an  der 
kalten  Wand  nieder,  deren  Kälte  allerdings  vielfach  durch  Verdunstung 
des  an  der  Außenfläche  der  Mauer  aufschlagenden  Schlagregens  her- 
vorgerufen wird.  Bleiben  wir  uns  stets  bewußt,  daß  das  „Durch- 
schlagen“ physikalisch  nichts  anderes  ist  als  das  „Schwitzen“  der  Fenster- 
scheiben, daß  also,  ebenso  wie  das  Glas  im  Innern  nicht  feucht  ist, 
auch  die  „durchschlagende“  Wand  im  Innern  durchaus  nicht  immer 
feucht  zu  sein  braucht,  sondern  nur  durch  ihre  Kälte  die  Erscheinung 
hervorbringt,  so  werden  wir  auch  um  so  leichter  die  richtigen  Mittel 
gegen  das  Durchschlagen  anwenden,  die  weniger  die  Wasserdurch- 
lässigkeit als  die  Wärmedurchlässigkeit  berücksichtigen  müssen. 

Der  Herausgeber  hat  selbst  die  Kapitel  über  Leichenbestattung 
sowie  über  Lüftung  und  Heizung  geschrieben.  In  letzterem  wird  ein 
Hinweis  auf  die  Fernheizung  vermißt,  die  zwar  grundsätzlich  nichts 
anderes  ist  als  die  Zentralheizung,  durch  die  aber  doch  der  hygienische 
Vorteil  der  letzteren  ganz  bedeutend  verstärkt  werden  kann,  so  daß 
sie  wohl  doch  noch  berufen  sein  dürfte,  die  Hygiene  der  großen 
Städte  wesentlich  zu  verbessern.  Ganz  besondere  Beachtung  verdient 
auch  noch  das  durch  v.  Stockhausen  verfaßte  Kapitel  über  Beleuch- 
tung. Während  der  Stoff  der  übrigen  Kapitel  schon  vorJahrzehnten  ein- 
gehende Bearbeitung  gefunden,  ist  die  Hygiene  der  Beleuchtung  noch 
verhältnismäßig  jung,  deshalb  aber  nicht  weniger  bedeutungsvoll. 
In  der  Beleuchtungstechnik  haben  die  letzten  Jahrzehnte  ganz  außer- 
ordentliche Fortschritte  erlebt,  in  der  Beleuchtungshygiene  dagegen 
weniger.  Wenn  auch  unsere  elektrischen  Lampen  die  Luft  nicht 
mehr  so  verschlechtern  wie  die  anderen  Lampen,  so  wird  doch  leider 
durch  das  Blenden  der  allzu  starken  Beleuchtungskörper  noch  allzu- 
viel gesündigt.  Hier  steht  die  Technik  noch  vor  wichtigen  und 
schweren  Aufgaben,  um  den  Forderungen  der  Hygiene  genügend 
gerecht  zu  werden.  Hans  Winterstein. 

Die  Kohleuwirtschaft  Bayerns  bis  Ende  19*20.  Im  Aufträge  des 
bayerischen  Staatsministeriums  für  Handel,  Industrie  und  Gewerbe 
herausgegeben  von  der  Bayerischen  Landeskohlenstelle  und  vom  Baye- 
rischen Oberbergamt.  49  S.  in  gr.  8°.  Geh. 

Die  vorliegende  Denkschrift  behandelt  in  umfassender  und  sach- 
kundigster Weise  die  Beschaffung  von  Kohlen  während  und  nach 
Beendigung  des  Krieges  sowie  deren  Verteilung  für  den  Hausbrand, 
für  die  Versorgung  der  Industrie,  Eisenbahnen,  Binnenschiffahrt  usw. 
Besondere  Berücksichtigung  hat  hierbei  die  technische  Seite  der 
Kohlen  Wirtschaft  gefunden ; eine  von  der  Landeskohlenstelle  ins  Leben 
gerufene  Brennstofftechnische  Abteilung  hat  eine  umfassende  Tätigkeit 
entfaltet,  um  auch  durch  Einschränkung  des  Kohlenverbrauchs  durch 
technische  Maßnahmen  die  Kohlennot  zu  lindern.  Auch  die  ein- 
schneidenden allgemeinen  Wirtschaftsfragen  — Wertigkeit  der  Kohlen- 
sorten, Kohlenpreise,  Kohlensteuer,  Bahn-  und  Wasserfrachten  — 
sind  eingehend  erörtert.  Über  die  einheimischen  Kohlengruben  und 
die  Bedeutung  dieser  Kohlenbergwerke  für  die  bayerische  Kohlen- 
versorgung gibt  ein  besonderer,  von  dem  Oberbergamt  bearbeiteter 
Abschnitt  der  Denkschrift  Auskunft.  Tr. 
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INHALT:  Preisentwicklung  am  Baumarkt  1914bis  1921.  — Vermischtes:  Verleihung  her  Würde  oines  Doktor-  Ingenieurs  ehrenhalber.  Wettbewerb  für  Entwürfe 
zu  einem  Kriegorgedächtnisinal  auf  dem  Ehrenfriedhof  Elberfeld  und  zu  den  Grabsteinen  der  Einzelgräber.  — Wettbewerb  für  eine  künstlerische  Form  der 
Ehrung  der  gefallenen  Münchener  Krieger.  — Die  Frage  der  Normung  von  ungleichen  Gesichtspunkten  aus  beurteilt.  — Hochhäuser  ohne  Eisen- 
gerippe. — Bücherschau. 


[Alle  Rechte  Vorbehalten  ] 


Preisentwicklung  am  Baumarkt  1914  bis  1921. 


Die  Preise  im  Baugewerbe,  die  während  der  Kriegsjahre  andauernd 
gestiegen,  sind  im  Jahre  191!)  und  besonders  in  der  ersten  Hälfte  1920 
sprunghaft  in  die  Höhe  gegangen.  Während  dann  bei  den  Baustoffen 
ein  Stillstand  oder  eine  Senkung  eintrat,  zeigten  die  Löhne,  die  diese 
sprunghafte  Erhöhung  der  Baustoffe  nicht  mitgemacht  hatten,  in 
Anlehnung  an  die  allgemeinen  Teuerungsverhältnisse  eine  weitere 
Steigerung. 

Für  den  Fachmann  dürfte  es  nun  besonders  zur  Abschätzung  und 
Begutachtung  der  in  den  Jahren  1914  bis  1921  ausgeführten  Bauten 
oder  zur  Nachprüfung  von  Rechnungen  von  Wert  sein,  diese  un- 
gewöhnliche Preisentwicklung,  vor  allem  während  der  Jahre  1919  bis 
1920,  wo  überall  große  Knappheit  an  greifbaren  Materialien  herrschte, 
und  demzufolge  bei  den  hohen  Preisen  auch  ein  schwunghafter 
Handel  mit  Abbruchen  und  Altmaterialien  einsetzte,  in  tabellarischer 
Form  und  graphischer  Darstellung  festgehalten  zu  sehen.  Wenn  auch 
die  Ausarbeitung  nur  für  den  Bezirk  Brandenburg  erfolgte,  so  ist  sie 
doch  bei  dem  allmählichen  Ausgleich  der  Preise  in  den  verschie- 
denen Gegenden  auch  für  andere  Bezirke  mit  etwaigen  Abänderungen 
und  Ergänzungen  erfolgreich  zu  verwenden. 

Die  Angabe  der  Steigerungsfaktoren  bei  den  verschiedenen 
Materialien  und  Löhnen  nach  dem  Vielfachen  des  Friedenspreises 
bietet  einen  klaren  Überblick  über  die  Verteuerung. 

Tabelle  1 (Seite  398)  enthält  Preise  der  Arbeitslöhne  und  der 
Materialien  nach  den  Kostenanschlagstiteln  geordnet;  und  zwar  sind 
bei  den  Arbeitslöhnen  die  reinen  gezahlten  Löhne  eingesetzt,  da 
die  Meisteraufschläge  zu  verschieden  waren , um  einen  klaren 
Entwicklungsgang  zu  zeigen. 

Die  in  Rechnung  zu  stellenden  Stundenlöhne  können  aber  leicht 
durch  Zuschlag  des  zulässigen  Unkostenbeitrages  und  Verdienstes 
ermittelt  werden.  Aus  demselben  Grunde  sind  auch  bis  auf  die 
Malerarbeiten  keine  Gesamtarbeiten  aufgenommen  worden;  denn  gerade 
hier  zeigten  sich  bei  den  Verdingungen  die  größten  Preisunterschiede. 
Aus  den  Angaben  über  Arbeitslöhne  und  Materialien  lassen  sich 
leicht  die  richtigen  Werte  finden. 


Tabelle  2.  Graphische  Darstellung  für  die  Steigerung  der  Arbeitslöhne, 
der  hauptsächlichsten  Baustoffe,  der  Anfuhrkosten  sowie  der 
Gesamtbaukosten. 


Tabelle  2 mit  der  graphischen  Darstellung  gibt  einen  Oberblick 
über  die  Steigerung  der  Arbeitslöhne  der  hauptsächlichsten  Baustoffe, 
der  Anfuhrkosten  sowie  der  Gesamtbaukosten  (graphisch). 

Tabelle  3 einen  Überblick  über  die  Steigerung  der  Gesamt- 
baukostensumme eines  Bauwerks  (Massivbau)  kleineren  bis  mittleren 
Umfangs  in  den  verschiedenen  Jahren. 

Die  hier  eingesetzten  Steigerungszahlen  sind  auf  Grund  der  Ta- 
bellen 1 und  2 unter  Berücksichtigung  der  auf  die  Gesamtkosten- 
summe entfallenden  Anteile  an  Materialien  und  Arbeitslöhnen  be- 
sonders ermittelt. 

Die  graphische  Darstellung  ist  in  Tabelle  2 mit  aufgenommen. 
Durch  eine  Zwölftelfeilung  der  hier  für  das  Jahr  angenommenen 
Breite  kann  der  Verteuerungsfaktor  (xfache  des  Friedenspreises  von 
1914)  für  jede  Zeit  festgestellt  werden. 

Brandenburg  a.  d.  Havel.  Bömke, 

Technischer  Regierungsobersekretär. 
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Jahr  1911 

1915 
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1921 


VH 

\\  j 

—VI 


■== 


Arbeitslohn. 


35faclie 


30  " 


25  II 


20  n 


15  " 


10  II 

3 
8 
7 
6 
5 

4 
3 
2 
1 
0 


Mauergesell.  0,- 55 

0,62 

0,62 

0,94 

1,50 

2,10 

4,10 

5,40 

Steigerung  um  \ 
das  xtache  ) 

1,10 

1,10 

1,60 

2,60 

4,70 

8,10 

9,30 

Hauptsächl 

lehste  Baust 

0 f f e. 

Mauersteine  19,00 

26,50 

35,50 

65,00 

78,00 

175,00 

320,00 

320,00 

Steigerung  usw. 

1,40 

1,90 

3,40 

4,10 

9,20 

16,80 

16,80 

Zementkalk  1,10 

1.60 

2.25 

3,50 

7,00 

12,50 

17,50  17,50 

17,00 

Steigerung  usw. 

1,50 

2.00 

3,20 

6,40 

11,40 

15,90  15,90 

15,50 

Balkenholz  50,00 

52,00 

56,00 

58,00 

68,00 

450,00 

1200,00  1200,00 

900,00 

Steigerung  usw. 

1,00 

1,10 

1,20 

1,40 

9,00 

24,00  24,00 

18,00 

Eisenträger  14,00 

19,50 

23,50 

32,00 

45,00 

220,00 

480,00  294,00 

240,  >0 

Steigerung  usw. 

1,40 

1,70 

2,30 

3,20 

15,70 

34,30  21,00 

17,10 

Anfuhrkosten. 

Gespann  Tg.16,00 

20,00 

25,00 

40,00 

60,00 

70,00 

170,00 

200,00 

Steigerung  usw. 

1,30 

1,60 

2,50 

3,80 

4,40 

10,60 

12,50 

Tabelle  3.  Übersicht  über  die  Steigerung  der  Gesamtkosten  eines  Bauwerks  — Massivbau. 


Jahr 

1915 

1916 

1917 

1918 

1919 

1920 

1921 

Steigerung  um 

Dezember 

Dezember 

Dezember 

Dezember 

Dezember 

April— Dezember 

Mai 

das  x fache  des 

Friedenspreises 

von  1914  .... 

1.2 

1.3 

2 

2,8 

7,3 

14,4  bis  14,6 

12,8 
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Tabelle  1.  Preisentwicklung-  am  Banmarkt,  1914  bis  1921.  Baukreis  Brandenburg  a.  d.  Havel. 
Unter  besonderer  Berücksichtigung  der  sprunghaften  Preisentwicklung  im  Herbst  1919  und  Frühjahr  1920. 


Preise 

1914 

Spr  un 

ghafte  Preisentwicklung 

Preise 

Steigerung 
der  Preise 

Titel 

Gegenstand 

1919  • 

1920 

1921 

1914  bis  1921 
um  das 

Bemerkungen 

Sept. 

Okt.  Nov. 

Dez. 

Jan.  Febr.  März  April 

Juli 

Mai 

x fache 
von  1914 

I. 

Erdarbeiten. 

a)1)  Arbeiter Std. 

0,44 

2,13 

2,28 

2,28 

2,51 

2,51 

3,28 

3,28 

4,53 

4,53 

5,23 

11,90 

')  a)  Gezahlte  Ar 
beitslöhne  ohne 

II. 

Mauerarbeiten. 

jed.  Aufschlag 

a)  Mauerpolier 

0,75 

2,55 

2,70 

2,70 

2.95 

2,95 

3,70 

3,75 

5,00 

5,05 

6,00 

8,00 

Geselle 

0,58 

2,30 

2,45 

2,45 

2,70 

2,70 

3,45 

3)4:5 

4,70 

4,70 

5,40 

9,30 

b)2)  Hintermauerungssteine  Tsd. 

19,00 

100,00 

138,00 

165,00 

175,00 

175,00 

200,00 

215,00 

260,00 

320,00 

320,00 

16,80 

s)  b)  Materialien." 

Zementkalk  ....  Ztr. 

1,10 

10,00 

11,00 

12,50 

12,50 

12,50 

14,00 

16,00 

16,50 

17,50 

17,00 

15,50 

Zement „ 

■2,25 

12,60 

14,10 

17,70 

17,70 

17.70 

20,50 

33,00 

33,00 

34,009 

25,50 

11,30 

3)15,lfache  größt« 

Sand  einschl.  Anfuhr  cbm 

2,00 

12,00 

12,00 

15,00 

15,00 

20,00 

20,00 

20,00 

22,00 

25,00 

28,00 

14,00 

Steigerung. 

III. 

Asphaltarbeiten. 

b)  Isolierpappe  ....  qm 

0,55 

3,00 

3,50 

3,50 

5,00 

6,50 

8,50 

10,00 

10.00 

io,oo4): 

8,00 

14,50 

*)  18.2 

IV. 

Steinmetzarbeiten. 

a)  Steinmetzgehilfe  . . Std. 

0,60 

2,75 

2,75 

2,75 

3,00 

3,00 

3,50 

3,50 

5,25 

5,50 

6,50 

10,80 

b)  Granit'')  — roh  — . . cbm 

200,00 

500,00 

800,00 

800,00 

800,00 

1000,00 

1000,00 

1 100,00 

1200,00 

1200,00 

1500,00 

7,50 

■"')  Ab  Bruch. 

Sandstein’)  ....  „ 

25,00 

200,00 

300,00 

300,00 

300,00 

400,00 

400,00 

400,00 

410,00 

410,00 

500,00 

20,00 

V. 

Zimmerarbeiten. 

a)  Zimmerpolier  . . . Std. 

0,75 

2,25 

2,70 

2,70 

2,95 

2,95 

3,70 

3,75 

5,00 

5,10 

6,00 

8,00 

Geselle 

0,58 

2,30 

2,45 

2,45 

2,70 

2,70 

3,45 

3,45 

4,70 

4,70 

5,40 

9,30 

b)  Balkenholz  ....  cbm 

50,00 

200,00 

205,00 

220,00 

450.00 

650,00 

900,00 

1100,00 

1200,00 

1200.00') 

900,00 

18.00 

'•)  24 fache  g rößtt 

Dachverbandholz  . . „ 

44,00 

180,00 

190,00 

200,00 

420,00 

600,00 

800,00 

900,00 

1000,00 

1000,009 

700,00 

15,80 

Steigerung. 
')  22.7 

Dachlatten  4/6  cm  . . . m 
Fußboden  28  mm,  geh. — 

0,16 

0,50 

0,55 

0,70 

1,20 

1,70 

1,80 

2,00 

2,50 

2,50*1 

2,00 

12,50 

x)  15.6  1 

gesp qm 

2,40 

10,00 

10,50 

11,00 

17,50 

30,00 

36,00 

42,00 

42,00 

42,00’) 

30,00 

12,50 

»)  17,5 

Deckenschalung  . . „ 

0,65 

3,00 

3,50 

3,50 

5,00 

7,00 

12,00 

14,00 

16,00 

16,00'"), 

13,50 

20,80 

w,  24.6 

VI. 

Stakerarbeiten. 

b)  Stakung qm 

0,45 

2,00 

2,00 

2,50 

3,00 

4,00 

4,50 

6,00 

6,00 

6,00 

5,00 

11,10 

Lehm  einschl.  Anfuhr  cbm 

. 5,00 

24,00 

24,00 

24,00 

24.00 1 

28,00 

28,00 

28,00 

28,00 

32.00 

38,00 

7,60  i 

VII. 

Schmiede-  u.  Eisenarbeit, 
a)  Schlosser-  oder  Schmiede- 

geselle Std. 

0,50-0,60 

2,40 

2,60 

2,60 

2,60 

3,20 

3,20 

3,20 

4,00 

4,30 

5,50 

11,00 

b)  I-Träger  ....  100  kg 

14,00 

91,00 

140,00 

145,00 

220,00 

220,00 

340,00 

360,00 

480, 00n) 

405,00 

240,00 

17,10 

ii)  34.3 

Unterlagsplatten  . „ 

18,00 

190,00 

275,00 

290,00 

375,00 

375,00 

450,00 

450,00 

500, 0012) 

450,00 

400,00 

22,20 

>2)  27.8 

Flacheisen  für  Anker  „ 

14,00 

114,00 

120,00 

153,00 

245,00 

255,00 

375,00 

385,00 

500, 00'3) 

440,00 

240,00 

17,10 

iq  35.7 

VIII. 

Dachdecke  rarbeiten. 

a)  Dachdeckergeselle  . . Std. 

0,55 

2,00 

2,50 

2.50 

2,50 

2,85 

3,50 

3,50 

4,75 

4,75 

5,65 

10,30 

b)  Dachpappe  Nr.  100  Rolle 

4,00 

20,00 

24,00 

24,00 

32,50 

45,00 

60,00 

72,50 

90, 0014> 

90,00 

60,00 

15,00 

M)  225 

Dachsteine  (Handstr.)  Tsd. 

35,50 

235,00 

235,00 

265,00 

275,00 

330,00 

330,00 

380,00 

580.00 

630,00 

650,00 

18,30 

I*. 

Ivlempn  erarbeiten. 

a)  Klempnergeselle  . . Std. 

0,40 

2,50 

2,50 

3,00 

3,00 

3,00 

3,45 

3,45 

4,35 

4,55 

5,80 

14,50 

b)  Zinkblech  Nr.  13  . . qm 

5,00 

25,00 

32,00 

37,00 

45,00 

56,00 

68,00 

72,0t) 

84,00 

95, 00,v 

65,00 

13,00 

v.)  19 

X. 

Tischlerarbeiten. 

a)  Tischlergeselle  . . . Std. 

0,58 

2,00 

2,00 

2,50 

2,50 

2,50 

3,00 

3,80 

4,40 

4,40 

5,00 

S,60 

b)  Holz  (Stammware)  . cbm 

100,00 

350,00 

600,00 

800,00 

800,00 

1200,00 

1400,00 

1400,00 

1400,00 

1400,00 

1400.00 

14,00 

XI. 

Schlosserarbei ten. 

a)  Schlossergeselle . . . Std. 

b)  Baskülverschluß  für  Fenster 

0,50  -0,60 

2,40 

2,60 

2,60 

2,60 

3,20 

3,20 

3,20 

4.00 

4,30 

5,50 

11,00 

Stele. 

0,75 

2,90 

3,15 

3,15 

3,75 

3,75 

5,75 

11,00 

13,00 

19,00"v 

9,00 

12,00 

1 ■")  25.3 

Einsteckschloß  mit  eis. 

Drücker  ....  „ 

3,50 

10,00 

13,00 

13,00 

16,50 

16,50 

24,00 

48,50 

56, (X) 

60,00,:) 

28,00 

8,00 

ii)  17.1 

XII. 

Glaserarbeiten. 

a)  Glasergeselle  ....  Std. 

0,50 

2,00 

2,00 

2,00 

2,00 

2,25 

2,50 

2,50 

3,50 

3,50 

4,50 

9,00 

b)  1 4 Glas,  II.  Wahl  . . qm 

2,30 

20,50 

22,70 

30,00 

34,60 

46,00 

56,50 

64,50 

71,00 

75,00'J 

40,00 

17,40 

! i')  32.6 

XIII. 

Anstreicher- 

und  Tapeziererarbeiten, 
a)  Malergehilfe  ....  Std. 

0,50 

2,00 

2,00 

2,00 

2,00 

2,40 

3,40 

3,40 

3,40 

4,80 

5,S5 

11,70 

Tapeziergehilfe  . . . „ 

0,50 

2,50 

2,50 

2,50 

3,00 

0)50 

3,50 

3,50 

3,50 

5,00 

5,80 

11,60 

1 ) 80  fache  größl 
Steigerung 

b)  Firnis kg 

0,60 

20,00 

20,00 

20,00 

20.00 

30,00 

40,00 

45,00 

4S.00U7 

40,00 

12.00 

20,00 

Tapete Rolle 

cf)  Fensteraustrich  — grund., 

0,50 

\ 

3,00 

3,00 

3,00 

0,50 

5,00 

5,00 

5,00 

5,50 

5,50 

5,00 

10,00 

2°)  c)  Arbeitslohn 
mit  Material., 
2i)  Anstrich  mitO 
ersatz:  Preit 

die  Hälfte. 

zweimal  streich,  u.  lack,  qm 

2,00 

24, 00-1) 

24,00 

24.00 

24,00 

28,00 

35,00 

35,00 

35,00 

40,0CF) 

24,00 

12,00 

Türanstrich,  desgl.  . „ 

1,00 

12,00-*) 

12,00 

12,00 

12,00 

12,00 

16,00 

1S,Q0 

18,00 

20,00*9 

15,00 

15,00 

22)  20  fache  größt 
Stei gernng 

Wandanstrich,  Leimf.  „ 

0.15-0,20 

1,00 

1,00 

1,20 

1,20 

1,50 

1,50 

1,50 

1,50 

1,75 

1.80—2,00 

10,-12.00 

2»)  20 
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Nr.  64. 


Titel 

v 

1 

Gegenstand 

' 

Preise 

1914 

Sprunghafte  Preisentwicklung 

Preise 

1921 

Mai 

Steigerung 
der  Preise 
liJUbis  1021 
um  das 
x fache 
von  1014 

Bemerkungen 

1919 

1920 

Sept. 

Okt. 

Nov. 

Dez. 

Jan. 

Febr. 

März 

April 

Juli  j 

XIV. 

Ofenarbeiten  und 

r 

Zentralheizungsanlagen. 

a)  Töpfergeselle ....  Std. 

0,65 

2,50 

2,80 

2,80 

2,80 

3.50 

3,50 

3,50 

3,50 

5,00 

6,00 

9,20 

■ 

Monteur „ 

0,40 

2,50 

2,50 

3,00 

3,00 

3,00 

3,45 

3,45 

4,35 

4,55 

5,80 

14,50 

Helfer  , 

0,30 

1,75 

1,75 

2,00 

2,00 

2,10 

2,50 

2,50 

3,30 

3,50 

4,70 

15,70 

b)  Kachelzeug  (Schmelzka.)  f. 

Ofengr.272><4x  10  Ka  Ofen 

7S,00 

G00,00 

600,00 

650.00 

850,00 

950,00 

950,00 

975,00 

975,00 

975,00 

975,00 

1 2,50 

Eisenzeug  dazu . . . „ 

8,00 

50,00 

65,00 

65,00 

G5.00 

155,00 

165,00 

165,00 

165,00 

165,0024 

130,00 

16,30 

2«)  20,6  fache 
größte 

gußeis.  Strebelkessel  4 qm 

Steigerung. 

Heizfläche Stck. 

350,00 

2200,00 

2500,00 

2500,00 

4300,00 

5725,00 

7000,00 

7500,00 

7500,00 

7500, OO'G 

5000,00 

14,30 

2')  21,4  „ 

XV. 

Gas-  und  Wasseranlagen. 

a)  Rohrleger Std. 

0,40 

2,50 

2,50 

3,00 

3,00 

3,00 

3,45 

3,45 

4,35 

4,55 

5,80 

14,50 

Helfer 

0,30 

1,75 

1,75 

2.00 

2,00 

2,10 

2,50 

2,50 

3,30 

3,50 

4,70 

15,70 

b)  scbmiedeis.  Gasrohr  20  mm 

0,85 

4.80 

6, 00 

8,00 

13,50 

13,50 

15,00 

18,00 

25,00*) 

20,00 

13,00 

15,30 

, 2<1)  29.4  „ 

Durchm m 

gußeis.  Ausgußb.  . Stck. 

4,50 

32,00 

40,00 

40,00 

62,50 

62,50 

90,00 

105,00 

135,00-9 

105,00 

80,00 

17,80 

i  *  29  30 

Kohl.-Badeof.  v.  Zink  1 10  1 

85,00 

400,00 

400,00 

450,00 

600,00 

600,00 

750.00 

900,00 

1 150,00-9 

1100,00 

1050,00 

12,40 

28)  13.5  „ 

Bleidruckrohr  13  mm  . m 

1,80 

14,00 

14,00 

15,00 

34,00 

34,00 

60,00 

65, 00-") 

60,00 

35,00 

22,00 

12,20 

*>)  36.1 

guß.  Abflußrohr  100  mm  „ 

4,00 

25,00 

27,50 

27,50 

47,00 

47,00 

77,50 

100,00 

125,00'°) 

100,00 

60,00 

15,00 

30 ) 31,3  „ 

glas.  Tonmuffenrohr  . . „ 

1,80 

8,00 

• 9,00 

11,00 

11,00 

12.00 

15,00 

21.00 

21,00 

23,00 

25,00 

13,90 

XVI. 

Anfuhrkosten. 

Gespann,  zweisp.,  mit  Kutscher 

Tag 

IG, 00 

70,00 

70,00 

70,00 

70,00 

90,00 

120,00 

150,00 

150,00 

160,00 

200,00 

12,50 

Vermischtes. 


Die  Würde  eines  Doktor -Ingenieurs  ehrenhalber  haben  Rektor 
und  Senat  der  Technischen  Hochschule  Darmstadt  auf  einstimmigen 
Antrag  der  Abteilung  für  Ingenieurwesen  dem  Ingenieur  Franz 
Schlüter,  Mitinhaber  der  Firma  Spezialgeschäft  für  Beton-  und 
Monierbau  Franz  Schlüter  in  Dortmund  verliehen  in  Anerkennung 
der  hervorragenden  Verdienste,  die  sich  die  Firma  unter  der  Leitung 
von  Franz  Schlüter  während  ihres  25jährigen  Bestehens  um  die 
wissenschaftliche  und  praktische  Entwicklung  des  Eisenbetonbaues 
erworben  hat. 

Einen  Wettbewerb  für  Torentwürfe  zu  einem  Kriegergedächtnis- 
mal  auf  dem  Ehrenfriedhof  Elberfeld  und  zu  Kriegergrabsteinen 
der  Einzelgräber  schreibt  der  Oberbürgermeister  von  Elberfeld  unter 
Künstlern  deutscher  Staatsangehörigkeit  mit  Frist  bis  zum  1.  Dezember 
d.  J.  mit  vier  Preisen  von  10  000,  7500.  5000  und  3000  Mark  aus; 
weitere  fünf  Entwürfe  können  zu  je  1500  Mark  angekauft  werden. 
Die  Unterlagen  sind  für  10  Mark  vom  Städtischen  Hochbauamt  zu 
beziehen. 

Wettbewerb  um  Vorentwürfe  für  eine  künstlerische  Form  der 
Ehrung  der  gefallenen  Münchener  Krieger.  Nach  den  Vorarbeiten 
zu  diesem  vom  Bayerischen  Landesverein  für  Heimatschutz  auf  Er- 
suchen des  Obmannsbezirks  München  (Stadt)  des  Bayerischen  Krieger- 
bundes durchgeführten  Wettbewerb  soll  für  die  Wahl  des  Platzes 
und  die  Form  der  Kriegerehrung  dem  Künstler  volle  Freiheit  gelassen 
werden.  Dem  Preisgericht  gehören  an  die  Architekten  städtischer  Ober- 
baurat Beblo,  städtischer  Baurat  Blößn  er,  Professor  Dr.  Th.  Fischer, 
Stadtbaudirektor  Prof.  Dr.  Grässel,  Ministerialrat  Dr.  Groeschel, 
Bauamtmann  Hocheder  und  Dr.  Steinlein;  die  Bildhauer  Professor 
Beyerer,  Gg.  Müller,  Professor  Schwegerle,  Professor  Balth. 
Schmitt  und  Professor  Wad  er  e':  die  Maler  Professor  Gaspari,  Pro- 
fessor Fr.  E rl er  und  Professor  v.  Stuck.  Als  Kostensumme  für  das 
Denkmal  ist  der  Betrag  von  einer  Million  Mark  vorgesehen;  für 
Preise  stehen  20000  Mark  zur  Verfügung.  Aus  den  ausgezeichneten 
Bewerbern  wird  das  Preisgericht  die  Teilnehmer  zu  einem  zweiten 
engeren  Wettbewerb  bestimmen.  Die  Entwürfe  sind  bis  zum  18.  Ok- 
tober d.  J.  einzuliefern.  Die  Wettbewerbbedingungen  können  für 
1 Mark  vom  Kunstschreinermeister  Dimpfl  in  München,  Herren- 
straße 30,  bezogen  werden. 

Die  Frage  der  Normung  von  ungleichen  Gesichtspunkten  aus 
beurteilt,  wird  von  der  Schriftleitung  der  Zeitschrift  „Byggnads- 
världen“  in  der  Ausgabe  dieses  Blattes  Nr.  8 vom  IG.  April  d.  J. 
besonders  behandelt.  Darin  wird  zunächst  darauf  hingewiesen,  wie 
eifrig  der  Normungsgedanke  in  allen  Ländern  erörtert  worden  ist, 
aber  auch  wie  verschieden  die  Ergebnisse  dieses  Studiums  sind.  Die 
Normenfrage  hat  eine  besonders  eingehende  Behandlung  in  den  Nieder- 


landen gefunden.  Die  aus  Fachleuten  gebildete  niederländische 
Normenkommission  ist  zu  dem  Ergebnis  gekommen,  daß  die  Normung 
nicht  als  ein  wirksames  Mittel  zur  Abhilfe  der  Wohnungsnot  bezeichnet 
werden  kann. !)  Die  Kommission  unterscheidet  Normen  von  Bau- 
plänen und  Bauteilen.  Gegen  die  ersteren  wird  die  große  Schwierig- 
keit geltend  gemacht,  durch  wenige  Typen  die  verschiedenen  Belange 
zu  befriedigen.  Selbst  ein  so  kleines  Land  wie  die  Niederlande  verlangt 
auf  Grund  örtlicher  Besonderheiten  eine  große  Menge  ungleicher  Typen. 
Dennoch  werden  alle  diese  Bedenken  in  den  Hintergrund  treten 
müssen,  wenn  die  Normung  durch  größere  Wirtschaftlichkeit  und 
durch  Zeitersparnis  zur  Linderung  der  Wohnungsnot  beitragen  würde. 
Sie  kommt  jedoch  zu  einem  verneinenden  Ergebnis.  Die  Bauarbeiten 
seien  mit  der  eigentlichen  Handwerksarbeit  zu  eng  verbunden,  um 
eine  Art  zentralisierte  Großindustrie  möglich  zu  machen.  Die  Nor- 
mung der  Bauteile  ist  schon  in  großer  Ausdehnung  geschehen,  z.  B. 
Träger,  Schrauben,  Ziegel  usw.  Gegen  die  Normung  der  Holzteile, 
wie  Balken,  Dachstuhlhölzer,  Treppen,  Türen,  Fenster  usw.,  hat  die 
Kommission  schwerwiegende  Bedenken,  weil  eine  allzu  starke  Be- 
schränkung in  der  Freiheit  des  Architekten  die  Folge  sein  muß. 
Einheits  - Dachstuhlholz,  Balken  und  Treppen  müßte  Einheitsgrund- 
risse voraussetzen.  Uber  Fenster  und  Türen  erhielt  man  bei  den 
Sachverständigen  die  einstimmige  Antwort,  daß  bei  Einführung  von 
Einheitsformen  die  mangelhafte  Verwendungsmöglichkeit  der  Abfälle 
eine  erhebliche  Preissteigerung  herbeiführen  würde.  Auch  die  großen 
Tischlereifirmen  betonten,  daß  die  große  Verschiedenheit  in  den  Ab- 
messungen der  Fenster  und  Türen  eben  die  Möglichkeit  bot,  daß  die  Her- 
stellung dieser  Bauteile  weiter  betrieben  werden  konnte.  Die  Kommission 
ist  zu  dem  Schlußergebnis  gekommen,  daß  gegenüber  geringen  Vor- 
teilen in  bezug  auf  Zeitersparnis  und  Kostenminderung  so  schwer- 
wiegende ästhetische  und  praktische  Nachteile  vorhanden  sind,  daß 
sie  eine  streng  durchgeführte  Normung  nicht  befürworten  könnte. 
Dagegen  hat  die  Kommission  angeregt,  daß  die  Regierung  erfahrene 
Architekten  beauftragt,  Modelle  für  verschiedene  Typen  von  Häusern 
und  Bauteilen  auszuarbeiten.  Daneben  sollten  diejenigen,  die  es  nötig 
hätten,  sachverständigen  Beistand  bei  der  Herstellung  von  Zeichnungen 
erhalten,  und  man  sollte  denjenigen,  die  bauen  wollten,  auch  sonst 
möglichst  viel  Entgegenkommen  zeigen,  damit  sie  z.  B.  leicht  die  nötigen 
Aufklärungen  über  die  Schritte  bei  den  Behörden  usw.  erhielten.3)  Der 
Aufsatz  hebt  dann  hervor,  daß  man  im  Gegensatz  zu  den  Niederlanden 
in  England  die  Normung  günstiger  beurteilt,  wrenn  man  sich  auch 


Normalisatie  in  den  Woningbouw,  Amsterdam  1920. 

2)  Wir  verweisen  auf  den  Aufsatz  von  Regierungs-  und  Baurat 

Krause  über  die  Musterzeichnungen  des  preußischen  Fiskus  auf 
S.  185  d.  Bl.  D.  Schriftltg. 
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dort  gegen  eine  Normung  sträubt,  die  das  ganze  Haus  betrifft. 
Die  Engländer  befürworten  z.  B.  Normalmaße  bei  Türen  und  Fenstern 
ganzer  Haustypen  wie  von  Einzelheiten  in  beschränktem  Maße.  Der 
Gedanke,  das  ganze  Haus  zu  normalisieren,  wird  verworfen. 

Frankfurt  a.  d.  Oder.  K.  Hiorth. 

Hochhäuser  ohne  Eisengerippe.  Zu  den  Ausführungen  auf  S.  41 
u.  219  d.  Bl.  erhalten  wir  die  folgenden  Zuschriften  der  Verfasser. 

I. 

Daß  die  Aussteifung  durch  die  Decken  und  die  vier  Treppen- 
häuser wegen  ihrer  unzureichenden  Standfestigkeit  nicht  möglich  sei, 
ist  aus  meinem  Aufsatz  (Seite  41  d.  Bl.)  an  keiner  Stelle  heraus- 
zulesen. Nach  Abb.  3 daselbst  sind  im  Gegenteil  die  flachgekrümmten 
Teile  I durch  die  Decken  als  Flachträger  mit  Hilfe  der  Treppen- 
häuser standsicher  gemacht.  Da  dieser  Weg  zur  Erreichung  der 
Standsicherheit  ein  sehr  alter,  und  von  mir  seit  Jahrzehnten  bei 
der  Berechnung  von  Geschäftshäusern  benutzt  worden  ist,  so  habe 
ich  davon  Abstand  genommen,  in  meinem  Aufsatz  weitere  Aus- 
lührungen daran  zu  knüpfen,  sondern  mich  lediglich  mit  dem  bis- 
lang noch  nicht  beschrittenen  Wege  beschäftigt,  zur  Erzielung  der 
Standsicherheit  von  Hochhäusern  ohne  Skelett  die  Krümmung  der 
Wände  mit  herauzuziehen  und  hierfür  einige  kurze  theoretische 
Grundlagen  zu  geben.  Daß  außerdem  auch  die  Decken  oder  andere 
Konstruktionsmittel  altbekannter  Bauweisen  mit  heranzuziehen  vorteil- 
haft sein  kann,  bleibt  eine  Sache  für  sich.  Es  handelt  sich  bei  mir 
um  die  Standsicherheit  von  Hochhäusern,  welche  mit  den  ge- 
wöhnlichen Mitteln  des  Hochbaues  auszuführen  sind.  Zu 
meinen  Betrachtungen  hat  allerdings  der  Entwurf  von  Bestelmeyer  die 
Anregung  gegeben.  Er  hat  als  freier  Architekt  den  Entwurf  gemacht 
und  von  Anfang  an  die  Lage  der  Treppenhäuser  so  geplant,  daß  sie 
als  Versteifung  für  die  Standsicberheit  des  Gebäudes  dienen  sollten. 
Die  weitere  Verarbeitung  ist  erst  viel  später  durch  mich  aus  wissen- 
schaftlichen Gründen  erfolgt  und  dann  veröffentlicht,  um  die  Frage 
der  Standsicherheit  von  Hochhäusern  mit  etwa  zehn  Stockwerken 
in  Fluß  zu  bringen.  So  anerkennenswert  die  Hinweise  von  0.  Leit- 
holf  auch  sind,  so  muß  ich  doch  noch  auf  weitere  Irrtümer  hin- 
weisen.  Die  Grundgestaltung  der  Treppenhäuser  mit  radial  fortge- 
setzten Seitenmauern  ist  zur  Erhöhung  der  Standsicherheit  von  mir 
selbständig  erfolgt  und  vorgescblagen.  Das  Bauprogramm  fordert  die 
stückweise  Herstellung  des  Ringes.  Wie  ohne  Dehnungsfugen  die  mit 
Zement  als  wesentliches  Element  hergestellten  Decken,  die  Ausführung 
des  Ringes  und  die  Übertragung  der  Seitenkräfte  auf  die  Treppen- 
häuser gedacht  ist,  bleibt  unausgesprochen.  Was  der  Einsender  über 
Dehnung  des  Mauerwerks  mitteilt,  bezieht  sich  nicht  auf  Zementmauer- 
werk. Leitholfs  wagerechte  Eisenbetonversteifung  auf  die  ganze  Länge 
in  gewöhnlichem  Mauerwerk  eingespannt,  erscheint  mir  von  diesem 
Standpunkt  aus  sehr  bedenklich.  Nach  § 15  der  Bestimmungen  für 
Eisenbeton  sind  Schwindfugen  in  Abständen  von  30  bis  40  m an- 
zuordnen. 

Berlin.  Karl  Bernhard. 

II. 

ln  meinen  Bemerkungen  (S.  219  d.  Bl.)  finde  ich  keinen  Anlaß  zu 
der  Annahme,  daß  ich  hätte  voraussetzen  können,  K.  Bernhard  kenne 
das  dort  angezogene  Verfahren  der  Versteifung  durch  die  Treppen- 
häuser nicht. 

Weiterhin  bemerke  ich  berichtigend,  daß  ich  von  der  Bauver- 
waltung des  Hauses,  der  Reichsschuldenverwaltung,  dem  Architekten 
Dr.  Bestelmeyer  als  Gutachter  für  die  statischen  Fragen  des  Entwurfes 
überwiesen  wurde,  auch  erhalte  ich  aufrecht,  daß  die  S.  42,  Abb.  2 
angegebene  Anordnung  der  Treppenhauswände  von  mir  herrührt. 
Von  meiner  Auffassung,  daß  bei  gemauerten  Umfassungswänden  die 
Anordnung  von  Dehnfugen  für  letztere  auch  bei  Verwendung  von 
Zementmörtel  (Futtermauern)  nicht  erforderlich  und  schwTer  ausführbar 
ist,  vermag  ich  nicht  abzugehen.  Zementmauerwerk  steht  zudem 
bei  meinem  Vorschläge  nicht  in  Frage.  Seitenschübe  der  Decken  treten 
bei  ihrer  Ausbildung  als  einfache  Balken  — wie  von  mir  beabsichtigt 
— nicht  auf.  Der  Einfluß  der  Temperaturänderungen  auf  die  Decken, 
die  einer  durchschnittlich  gleichen  Jahreswärme  ausgesetzt  sind,  ist 
unerheblich.  Einer  Anordnung  von  Dehnfugen  bei  den  Anschnitten 
der  Deckenplatten  an  die  Treppenhaus  wände  steht  nichts  im  Wege.  — 
Die  Angelegenheit  ist  hiermit  für  mich  beendet. 

Berlin.  O.  Leitholf. 

III. 

1.  Auf  Seite  219  wird  von  O.  Leitholf  behauptet,  ich  hätte  die 
Auffassung  vertreten,  daß  die  Standfestigkeit  gegen  Winddruck  nur 
durch  ausreichende  Querschnittabmessung  der  in  der  gebogenen  Wand 
liegenden  Pfeiler  erreicht  werden  könne.  Durch  keine  Stelle  meines 
Aufsatzes  ist  diese  Behauptung  begründet. 

2.  Bei  Auflösung  des  Ringbaues  in  vier  statisch  verschieden  wir- 
kende und  zeitlich  getrennt  auszuführende  Baukörper  sind  Trenuuugs- 
fugen  ratsam.  Unvermeidlich  sind  sie,  sobald  wie  beim  Leitholfschen 
Vorschläge  flach  liegende  Eisenbetonaussteifungen  ausgeführt  werden, 

V erlag  von  Wilhelm  Ernst&Sohn,  Berlin.  — 


da  sie  als  Schwindfugen  nach  den  amtlichen  Bestimmungen  nötig 
werden. 

3.  Die  Treppenhäuser  waren  in  den  mir  zur  Begutachtung  vor- 
gelegten Zeichnungen  nicht  für  die  ihnen  zugedachte  Aufgabe  der 
Aussteifung  zweckentsprechend  gestaltet.  Ich  habe  den  Vorschlag  zu 
der  in  Abb.  2,  Seite  42  dargestellten  Gestalt  dem  Architekten  unab- 
hängig gemacht. 

Berlin.  Karl  Bernhard. 


Bücherschau. 

51.  Verzeichnis  (1er  wissenschaftlichen  Abhandlungen  zur  Er- 
langung der  Würde  eines  Doktor -Ingenieurs*)  bei  der  Technischen 

Hochschule 

Berlin:  Fenyves,  Eugen.  Untersuchung  einer  Stromart  für 
elektrische  Hindernisse.  (Auszug.)  — Leyensetter,  Walter.  Luft- 
schiffe als  Verkehrsmittel  unter  besonderer  Hervorhebung  der  Gesichts- 
punkte, welche  ihre  Wirtschaftlichkeit  wesentlich  beeinflussen.  Aus- 
zug.) Veröffentlicht:  Zeitschrift  für  Flugtechnik  und  Motorluftschiff- 
fahrt 1920.  — Kretzschmer,  Fritz.  Die  typischen  Lieferungsverträge 
der  Maschinenindustrie  und  verwandter  Gebiete  unter  Einfluß  der 
Preisbewegung  des  Krieges  und  der  nachrevolutionären  Epoche.  1921. 
(Auszug.)  — Meyer,  Heinrich.  Über  die  Lade-  und  Löscheinrichtungen 
der  Frachtschiffe.  (Auszug.)  Vollständig  veröffentlicht  in  der  Zeitschrift 
„Schiffbau“  1920.  — Mrongovius,  Erich.  Die  Bestimmung  der 
Ein-  und  Auslaßquerschnitte  bei  Gleichstromdampfmaschinen.  1921. 
(Auszug.)  — Paul,  Richard.  Über  den  Wert  des  Zinks  in  Erzen  und 
die  wirtschaftlichen  Grundlagen  der  Zinkgewinnung.  Halle  a.  d.  Saale 
1920.  Wilh.  Knapp.  — Rumpff,  Hans.  Die  wissenschaftliche  Photo- 
graphie als  experimentelle  Grundlage  des  Maschinenbaues.  1919.  Ver- 
öffentlicht im  Selbstverlag  unter  dem  Titel:  Die  wissenschaftliche 
Photographie  als  experimentelle  Grundlage  des  Geschützbaues.  — 
Wettstädt,  Friedrich.  Über  Vergasermaschinenbetrieb.  (Auszug.) 

Breslau:  Eibern,  Alwin.  Über  deutsche  Eisenbau  Werkstätten 
und  ihre  Arbeitsweisen.  Berlin  1920.  Wilh.  Ernst  u.  Sohn.  Ver- 
öffentlicht: Zeitschrift  für  Bauwesen  1920.  — Lyche,  Leif.  Uber  die 
Herstellung  von  Gießerei -Roheisen  im  elektrischen  Ofen.  1920.  — 
Schmidt,  Max.  Studien  über  die  Raffination  von  Zink.  1920.  (Aus- 
zug.) — Sommer,  Friedrich.  Beiträge  zur  Erhöhung  der  Ammoniak- 
ausbeute bei  der  Destillation  der  Steinkohle.  Düsseldorf  1920.  Verlag 
Stahleisen.  Veröffentlicht  zum  Teil:  „Stahl  und  Eisen“  1919. 

Danzig:  Carl,  Hugo.  Über  die  Kompressionsgleichung  der  Flüssig- 
keiten. (Auszug.)  — Eßer,  Joseph.  Beitrag  zur  Festigkeitsrechnung 
stabförmiger  Körper  mit  einfach  gekrümmter  Mittellinie  ohne  Berück- 
sichtigung der  Querdehnung  und  Schubspannung  1921.  (Auszug.)  — 
Fischer,  Max.  Beitrag  zur  Untersuchung  der  Form-  und  Lagen- 
änderungen eines  auf  Biegung  beanspruchten  Stabes.  1920.  (Auszug.) 

— Friz,  Wilhelm.  Die  Kirche  St.  Katharinen  in  Danzig.  Ein  Beitrag 
zur  Geschichte  der  Pseudo -Basilika.  1920.  — Jaschino  wski,  Kurt. 
1.  Weitere  Versuche  über  Bromierung  ungesättigter  Verbindungen  mit 
Bromacetamid.  — 2.  Ein  Versuch  zur  Darstellung  des  Asparagindi- 
aldehydes.  (Auszug.)  Veröffentlicht  verkürzt  in  den  Berichten  der 
deutschen  Chemischen  Gesellschaft  1921.  — Karraß,  Georg.  Die 
Trägheitsmomente  von  Zahnrädern.  1920.  (Auszug.)  Veröffentlicht  (ge- 
kürzt) in  der  Zeitschrift  „Die  Werkzeugmaschine“,  Okt.  u.  Nov.  1920. 

— Schellenberg,  Roman.  Die  Überführung  des  aktiven  Glycerin- 
aldehyds in  die  aktive  Glycerinsäure.  (Auszug.) 

Haimover:  Fischer,  K.  Das  St.-Annen-Kloster  in  Lübeck.  Ein 
Beitrag  zur  Kunstgeschichte  Lübecks.  (Auszug.)  — Meyer,  Hermann. 
Die  Verwendung  von  Barytsalpeter  in  Schwarzpulvermischungen.  — 
Sachtleben,  Kurt.  Über  die  Vereinigung  von  Chlor  und  Wasser- 
stoff in  der  Wärme.  — Sander,  Willi.  Der  v.  Orel-Zeißische  Stereo- 
autograph und  neue  Vorschläge  für  seine  weitere  Ausgestaltung. 
Veröffentlicht:  Zeitschrift  für  Instrumentenkunde.  1921.  Berlin, 

Jul.  Springer. 

Karlsruhe:  Schlüter,  Walter.  Beitrag  zur  Geschichte  der  Basis- 
vergrößerung und  zur  Theorie  der  zweckmäßigsten  Form  des  Ver- 
größerungsdreiecks. 1920. 

München:  Simon,  Ludwig.  Die  Entstehung  der  voralpinen 
bayerischen  Seen.  1920. 

Stuttgart:  Burkhardt,  Emil.  Wasserspeicherung  und  ihre  Bedeu- 
tung für  die  Wasserkräfte  Württembergs.  Eine  Untersuchung  über  die 
Möglichkeit  einer  gesteigerten  Ausnutzung  der  Wasserkräfte  des  Landes 
auf  Grund  eingehender  Bearbeitung  amtlich  veröffentlichter  Unter-, 
lagen.  Stuttgart  u.  Leipzig  19 IS.  Eugen  Wahl.  — Hammer,  Oskar. 
Das  Münster  in  Salem.  Sein  ursprünglicher  Chor  und  seine  Gewölbe- 
und  Strebesysteme.  1920.  — Rembold,  Viktor.  Uber  das  Anlassen 
und  Umsteuern  von  Dieselmotoren  zum  Antrieb  von  Handelsschiffen 
mittels  Preßluft.  1921.  Veröffentlicht:  Zeitschrift  „Schiffbau“, 22.  Jahrg 

*)  Vgl.  S.  S4  Jahrg.  1921  d.  Bl.  sowie  vom  Jahrg.  1909  ab. 

Berlin.  — Druck  der  Buelidruekerei  Gebrüder  Ernst,  Berlin. 


Für  den  nichtamtlichen  Teil  verantwortlich:  R.  Bergius, 
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Gefallenen  der  Stadt  Greifenberg  i.  Pomm.  — 46.  Abgeordnetenversammlung  des  Verbandes  deutscher  Architekten- und  Ingenieur- Vereine  in  Heidelberg. 
Hauptversammlung  der  Vereinigung  der  technischen  Oberbeamten  deutscher  Städte  in  Nürnberg.  — Walchensee-  und  Bayernwerk.  — Tief-  und  Flachkeller. 
Paul  Tornow  f.  — Bücherschau. 


Amtliche  Mitteilungen. 


Preußen. 

Dem  Regierungs-  und  Baurat  Richard  Buchholz  in  Stettin  ist 
unter  Versetzung  an  die  Rheinstrombauverwaltung  in  Koblenz  eine 
Regierungs-  und  Baurats  - Beförderungssteile  verliehen  worden. 

Versetzt  sind:  die  Regierungs-  und  Bauräte  Fähndrich  von 
Danzig  nach  Stettin  als  Vorstand  des  Wasserbauamts  und  Winkler 
von  Hannover  an  die  Regierung  in  Stade. 

Der  Regierungs-  und  Baurat  Heinrich  Piper  in  Fürsten walde  ist 
zum  Vorstand  des  Neubauamts  daselbst  ernannt  worden. 


Überwiesen  sind:  die  Regierungsbaumeister  Mühlenbeck  dem 
Wasserbauamt  in  Celle  und  Wiehert  dem  Wasserbauamt  in  Münster  i.W. 

Der  Geheime  Baurat  Bernhard  Harnisch,  früher  Regierungs-  und 
Baurat  in  Bromberg,  und  der  Regierungs-  und  Baurat  Bressel,  früher 
Vorstand  des  Eisenbahn -Betriebsamts  in  Neustrelitz,  sind  gestorben. 

Hamburg. 

Der  Senat  hat  den  Diplomingenieur  Walter  Georg  Julius  Böttcher 
zum  Baurat  hei  der  Kaiverwaltung  ernannt. 


[Alle  Reohte  Vorbehalten] 


Nichtamtlicher  Teil. 

Schriftleiter:  Richard  Bergius  und  2)r.»,5ng.  Nonn. 


Das  Würzburger  Residenzmuseum  und  die  Balthasar-Neumann-Ausstellung. 

Von  Dipl. -Ing.  Dr.  Gg.  Eckert  in  Würzburg. 


Seit  der  zweiten  Hälfte  des  Juni  bis  Ende  September  ist  die  Würz- 
burger Residenz  — als  Ganzes  wohl  die  glänzendste  Schöpfung  des 
18.  Jahrhunderts  in  deutschen  Landen  — dem  allgemeinen  Besuch 
als  Museum  zugänglich,  in  dem  man,  frei 
von  der  sonst  üblichen  Führung,  mit  Muße 
sich  in  den  Geist  einer  vergangenen  kunst- 
frohen  Zeit  zurückversetzen  und  die  Fülle 
ihrer  köstlichen  Formen  voll  auf  sich  wirken 
lassen  kann.  Dem  raschen  Stilwechsel  der 
dapaaligen  Zeit  folgend,  hat  der  Bau  be- 
sonders im  Iuneren  alle  Stilwandlungen  des 
18.  Jahrhunderts  durchlaufen,  und  wir  können 
darin  die  Entwicklung  von  den  frühen  An- 
fängen des  beginnenden  Rokokos  bis  zu 
seiner  höchsten  Blüte  studieren;  wir  sehen 
seinen  letzten  Glanz,  sein  jubelndes  Aus- 
klingen und  allmähliches  Versinken  und 
Starrwerdeu  im  Louis  Seize,  das  schließlich 
vom  Empire  abgelöst  wurde;  diese  letzte 
Stufe  zeigt  eine  ganze  Reihe  von  Gemächern 
aus  der  Großherzoglicheu  Zeit  Würzburgs 
kurz  nach  1800,  deren  Einrichtung  uns 
leider  um  eine  Reihe  der  schönsten  Schöp- 
fungen des  Rokokos  gebracht  hat,  die  da- 
bei entfernt  wurden.  Auf  bekannte  Einzel- 
heiten, wie  die  köstlichen  Tiepolofresken 
und  den  wohl  den  Höhepunkt  von  Eleganz 
und  Reichtum  darstellenden  Spiegelsaal, 
brauche  ich  nicht  besonders  hinzuweisen. 

Es  war  eiu  glücklicher  Gedanke  der 
Direktion  der  bayerischen  Schloßmuseen, 
gleichzeitig  und  im  Zusammenhang  mit  dem 
Würzburger  Residenzmuseum  eine  Aus- 
stellung zu  veranstalten,  die  uns  die  Baugeschichte  des  Schlosses  und 
das  Schaffen  Balthasar  Neumanns,  des  in  letzter  Zeit  viel  umstrittenen 
Architekten  (s.  a.  S.  18  u.  190  d.  Bk),  und  anderer  innerhalb  seines 
Wirkungskreises  tätigen  ßaukünstler  vor  Augen  führt.  Annähernd 
150  Originalzeichnungen  und  Stiche  und  einige  Modelle,  die  in  drei 
Vorzimmern  aufgestellt  sind,  sollen  uns  einfüliren  iu  das  Bauschaffen 
jener  Zeit.  Wohl  noch  niemals  ist  eine  solche  Anzahl  von  Plänen 
des  18.  Jahrhunderts  in  einer  Ausstellung  vereinigt  gewesen;  und  doch 
gibt  die  Ausstellung  aus  dem  überreich  erhaltenen  Material  nur  eine 
Auswahl,  die  getroffen  wurde,  um  einmal  in  großen  Zügen  ein  Bild 
von  dem  Lebenswerk  Balthasar  Neumanns  zu  geben.  Im  Zusammen- 
hang damit  erscheint  eine  Reihe  anderer  Meister  jener  Zeit,  doch 


hat  man  aus  Grundsatz  ebensosehr  auf  Vollständigkeit  als  auf  jedes 
Eingehen  ins  Detail  verzichtet,  sich  vielmehr  auf  rein  architekto- 
nische Zeichnungen  (Grundrisse,  Aufrisse  und  Schnitte  und  einige 
schaubildliche  Darstellungen)  beschränkt. 
Die  ausgestellten  Schätze  entstammen  dem 
Nationalmuseum  in  München,  dem  Ger- 
manischen Museum  in  Nürnberg,  der  Samm- 
lung Eckert  im  Luitpoldmuseum  und  den 
Uuiversitätssammluugen  in  Würzburg,  den 
Historischen  Vereinen  in  Würzburg  und 
Bamberg  und  aus  Würzburger  Privatbesitz. 
Architekten  und  Kunsthistorikern  ist  damit 
eine  seltene  Gelegenheit  zum  Studium  ge- 
boten, worauf  alle  Fachgenossen  nachdrück- 
lich st  hingewieseu  seien. 

Wir  wollen  in  einem  kurzen  Rund- 
gauge die  einzelnen  Stücke  etwas  näher  ins 
Auge  fassen.  Der  erste  Saal  zeigt  an  den 
Wänden  die  Porträte  der  Fürstbischöfe,  die 
mit  dem  Würzburger  Residenzbau  verknüpft 
waren,  dazu  das  Bildnis  Neumanns  (Abb.  1), 
das  ihn  als  Soldat  und  gleichzeitig  als  Meister 
der  Zivil-  und  Festungsbaukunst  darstellt;1) 
es  hat  die  Inschrift:  Balthasar  von  Neu- 
mann Obrister  des  Ersenckifchen  Kreyfes, 
Erbauer  der  hiefigen  Refidenz.  — Balthasar 
Neumann,  1687  in  Eger  geboren  und  1753 
als  „eines  löblichen  Fränkischen  Kreises 
Artillerie  Obrist,  fürstlich  Bambergischer 
und  Würzburger  Oberingeuieur  und  Bau- 
direktor“ gestorben,  war  nichts  weniger 
als  ein  glänzender  Zeichner,  wie  Hirsch2) 
überzeugend  nachgewiesen  hat.  Gleich- 
wohl ist  Hirsch  iu  seinen  Schlußfolgerungen  dabei  zu  stark  ins 
Negative  geraten.  Ihm  gegenüber  möchte  ich  auf  den  von  Frey3) 
gegebenen  Gedanken  hinweisen,  daß  bei  architektonischen  Werken 
die  persönlichen  Beziehungen  des  Künstlers  zu  seinem  Werk  nicht 
iu  der  Eigenhändigkeit  der  Ausführung,  sondern  eben  in  der 
Architektur  liegen,  was  gerade  bei  bezeichneten  Werkstattplänen, 

*)  Vgl.  a.  Dr.  Karl  Lohmeyer,  Aus  den  ersten  Baujahren  der 
W ürzburger  Residenz,  S.  193  d.  Bl. 

3)  Fritz  Hirsch,  Das  sog.  Skizzenbuch  Balthasar  Neumanns, 

Zeitschr.  f.  Geschichte  der  Architektur,  8.  Beiheft.  Heidelberg  1905. 

:i)  Dr.  Dagobert  Frey,  Die  Architekturzeichnungen  der  Kupfer- 
stichsammlung der  österreichischen  Nationalbibliothek.  Wien  1920. 


Abb.  1.  Bildnis  Balthasar  Neumanns  im 
Historischen  Verein  iu  Würzburg. 
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wie  sie  von  Neumann 
zahlreich  vorliegen, 
das  Wesentliche  ist. 
Der  kurze  Hinweis 
möge  hier  genügen. 

Übergehend  zu 
den  ausgestellten  Plä- 
nen sehen  wir  ein- 
leitend einen  Entwurf 
für  die  Neumünster- 
fassade iu  Würzburg 
aus  der  Zeit  vor 
Neu  mann,  in  den 
schweren  Barockfor- 
men noch  an  die 
eben  verflossene  Zeit 
eines  Petriui  er- 
innernd. Dann  folgen 
allzu  nüchternen  alten 


Sammlung  Schert. 


Abb.  2.  Gartenfassade  der  Würzburger  Residenz.  Zeichnung  Neumanns  aus*  der  Zeit  der  Pariser  Studienreise  1723. 


die  Pläne  zur  barocken  Umgestaltung  der 
Domfassade  iu  Würzburg.  Drei  große  Ent- 
würfe dafür  erregen  unser  lebhaftes  Interesse:  der  eine  architektonisch 
gut  entwickelt,  doch  prunkend  mit  reichstem  plastischen  Schmuck  in 
gedrängter  Fülle  von  dem  Mainzer  und  Bamberger  Oberbaudirektor 
Maximilian  v.  Welsch,  der  zweite  datiert  von  1730  von  dem  Wiener 
Hofarchitekten  Lukas  v.  Hildebrandt,  weniger  durch  den  plastischen 
Schmuck  als  durch  das  Gehäufte  der  Architekturgliederung  in  barockem 
Sinne  wirkend,  wobei  die  eigenartig  kantig  gebrochenen  Formen  das 
Persönliche  des  Stils  ausmachen.  Ein  dritter  Entwurf  von  B.  Fischer, 
hinter  dem  wir  den  aus  anderen  Leistungen  bekannten  geschickten 
Werkstattzeichuer  Neumanns  vermuten  dürfen,  verarbeitet  die  Hilde- 
brandtsche  Idee  in  glänzender  Weise;  alles  wird  fein  und  leicht  und 
zeigt  in  den  fließend  gerundeten  Linien  und  dem  weichen  Schatten- 
spiel eine  außerordentliche  Eleganz.  Die  Formen  weisen  schon  auf 
die  Mitte  des  Jahrhunderts  zu.  Für  die  Umgestaltung  des  Würz- 
burger Domchores  im  Inneren  und  die  Anfügung  von  Sakristeibauten 
liegen  Neumanns  Grundrißpläne  vor. 

In  der  Hauptsache  ist  der  erste  Saal  aber  dem  Würzburger 
Resideuzbau  gewidmet.  Eine  Reihe  von  Gesamtansichten  in  Stichen 
und  Zeichnungen  bringt  uns  das  Ganze  des  großen  Baues  mit  ver- 
schiedenen Variationen  vor  Augen,  dessen  einzelne  Entwicklungen 
wir  in  einer  Reihe  von  Grundrissen  verfolgen  können.4)  Nach  den 
neueren  Forschungen  (vgl.  S.  190  d.  Bl.)  war  gleich  nach  der  Thron- 
besteigung des  Johann  Philipp  Franz  v.  Schönborn  1719  nur  ein  Umbau 
des  1700  bis  1705  errichteten  Greiffenklauschlößchens  geplant,  dessen 
Grundriß  nach  einer  Bauautüahme  vorliegt:  wohl  hauptsächlich  dem 
Drängen  des  Mainzer  und  Bamberger  Fürstbischofs  Lothar  Franz 
v.  Schönborn  folgend,  faßte  man  dann  die  Idee  eines  völligen  Neu- 
baues, den  wir  zuerst  als  eine  Anlage  um  zwei  Höfe  dargestellt  sehen. 
Hieraus  entwickelte  sich,  wie  wir  verfolgen  können,  die  größere  um 
vier  Höfe  gruppierte  Anlage.  An  der  ersten  Planung  war  neben 


gehört  ein  Grundriß  an  mit  mächtigen  Prunkräumen  gegen  den 
Garten  und  einer  allzuweitläufig  geratenen  Kirchenanlage.  Deutlich 
können  wir  die  Entwicklung  des  Stiegenhauses  aus  kleinen  Anfängen 
heraus  verfolgen,  bis  es  infolge  der  Anregung  der  Franzosen  durch 
Neumann  in  Paris  seine  großräumige  Gestalt  erhielt,  die,  ursprünglich 
in  doppelter  Form  geplant,  in  der  Wiener  Bausitzung  vom  Jahre  1730 
nach  Ausweis  der  vorliegenden  Pläne  auf  die  einseitige  Ausgestaltung 
beschränkt  wurde.  Hildebrandts  Grundrisse  von  1731  bringen  gegen- 
über den  Neumannschen  Plänen  keine  wesentlichen  Änderungen.  Die 
Kirche,  anfänglich  an  der  Nordostecke  des  Baues,  später  in  dem  Oval 
gegen  den  Rennweg  geplant,  wurde  von  Xeumann  1730  an  die  Süd- 
westecke des  Baues  verschoben  und  kam  dort  nach  Hildebrandts 
Ideen,  in  geschwungenen  Linien  in  die  rechteckige  Außenform  ein- 


Abb. 


Würzburger  Residenzgrundriß  von  Welsch  (?). 


Neumanu  eine  Reihe  der  bedeutendsten  damaligen  Architekten  be- 
teiligt; einer  der  erhaltenen  Pläne  (Abb.  3)  dürfte  wohl  auf  den 
kurmaiuzischen  Oberbaudirektor  Maximilian  v.  Welsch  zurückgehen.5) 
Dem  Ideenkreise  des  französischen  Hofarchitekten  Germain  Boffrand 

4)  Vgl.  dazu  Dr.  Gg.  Eckert,  Balthasar  Neumann  und  die  Würz- 
burger Residenzpläne,  Heft  203  der  Studien  zur  deutschen  Kunst- 
geschichte. Straßbürg  1917. 

5)  Weitere  Abbildungen  sieh  Eckert,  B. Neumann  und  die  Würz- 
burger Residenzpläne. 


Abb.  4.  Nordblock  der  Würzburger  Residenz  ( 723). 
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Abb.  5.  Würzburger  Residenz,  Passade  gegen  die  Stadt  (um  1723). 


gebaut,  zur  Ausführung.  Ein  beachtenswerter  Stich  gibt  uns  nach 
Neumanns  Zeichnung  ein  Innenschaubild  dieser  eigenartigen  An- 
lage (Abb.  6 nach  der  Originalvorlage  für  den  Stich).  Besonderes 
Interesse  gebührt  dem  großen  Fassadenentwurf  für  den  Nordblock 
(Abb.  4),  dessen  Entstehung  wir  in  die  erste  Bauzeit  setzen  dürfen 
und  in  dem  wir  die  Mainzer  und  Wiener  Einflüsse  verarbeitet  finden. 
Die  Gartenfassade  Neumanns  für  die  Würzburger  Residenz  (Abb.  2) 
aus  der  Zeit  der  Pariser  Studienreise  ist  uns  wichtig,  nicht  nur  für 
deu  Stand  der  damaligen  Planung,  sondern  auch  als  eigenhändige 


Zeichnung  Neumanns 
für  die  Beurteilung 
seiner  Zeichen- 
technik; Neumann 
sucht  die  mangel- 
hafte Zeichnung  des 
Details  durch  gute 
mit  dem  Pinsel  ein- 
gesetzte Schattierung 
zu  verdecken/')  Ein 
kleiner  Stich  gibt  er- 
gänzend die  Fassade 
uegen  die  Stadt  in 
der  damals  geplanten 
Form  (Abb.  5).  Ein 
auch  zeichnerisch 
hervorragendes  Stück 
ist  der  Plan  Hilde- 
brandts für  den  präch- 
tigen Gitterabschluß 
des  Ehrenhofs  (Abb.  7);  der  Plan  wurde  der  Ausführung  zugrunde  gelegt 
und  läßt  uns  heute  noch  den  Reichtum  jenes  später  dem  veränderten 
Zeitgeist  zum  Opfer  gefallenen  Kunstwerkes  anschaulich  werden.  Nicht 
unerwähnt  bleiben  soll  eine  köstliche  Skizze  für  die  Innendekoration, 
nämlich  der  originelle  Entwurf  für  die  Stiegenhaus  wand  gegen  den 
Weißen  Saal,  wo  die  Saalwand,  durch  fünf  Pilasterstellungen  ge- 
gliedert, sich  im  mittleren  Feld  in  einem  gemalten  Balkon  öffnet, 
von  dem  aus  der  Fürstbischof  mit  seiner  Umgebung  seine  Gäste 
begrüßt.  Das  farbig  gehaltene  Blatt  in  äußerst  flotter  Darstellung 
entstammt  zweifellos  im  dekorativen  Teil  der  Hand  eines 
Malers.  Die  Reihe  der  Residenzpläne  schließt  mit  Neu- 
manns letzter  uns  bekannter  Zeichnung,  die  im  Jahre  1753, 
also  zwei  Monate  vor  seinem  Tode  gefertigt,  uns  das 
für  den  Hofgarten  geplante  Orangeriegebäude  zeigt.  Die 
etwas  nüchternen  Formen  mit  einzelnen  Ornamenten 
eines  schon  verwilderten  Rokokos  sind  für  die  Spätzeit 
des  Meisters  charakteristisch.  Hingewiesen  sei  noch  auf 
den  prachtvollen  Stich  von  Hohmaun  aus  dem  Jahre  1723 
nach  Neumanns  Zeichnung,  der  eine  vorzügliche  Ansicht 
der  Stadt  Würzburg  aus  der  Vogelschau  mit  allen 
Einzelheiten  wiedergibt;  Residenz  und  Schönbornkapelle 
sind  außerdem  in  besonderen  Randbildern  beigegeben, 
woraus  wir  wertvolle  Anhaltpunkte  für  die  'Entwicklungs- 
geschichte jener  Bauten  gewinnen.  Weiter  werden  uns 
im  ersten  Saale  noch  vorgeführt  Pläne  für  die  Schloß- 
aulagen in  Werneck,  Veitshöchheim  und  dem  Gutten- 
bergerwald  bei  Würzburg,  für  die  Huttenschen  Schloß- 
bauten in  Würzburg  und  Steinbach  bei  Lohr  und  ferner 
für  einige  Profanbauten. 

Der  zweite  Saal  bringt  eine  bemerkenswerte  Ent- 
wicklung der  Schönbornkapelle  in  etwa  15  Blättern;  als 
Gegenstück  finden  wir  dann  die  Pläne  zu  zwei  bekannten 
Zentralbauten  Neumanns,  der  Kirche  in  Etwashausen  bei 
Kitzingen  und  der  Wallfahrtkirche,  genannt  „Käppele“, 
bei  Würzburg,  ferner  aus  Neumanns  Frühzeit  Zeich- 
nungen zu  der  in  einfachen  ruhigen  Formen  gehaltenen 
Holzkirchener  Rotunde  und  zur  Kirche  in  Wiesentheid, 
weiterhin  einige  kleinere  Kirchenbauten  Neumanns  und 
einige  Kirchenbauten  aus  dem  Österreichischen,  deren 
Formen  dem  Hildebrandtkreise  anzugehören  scheinen. 

Im  dritten  Saale  sind  die  großen  Kirchenbauten  ver- 
einigt, bei  denen  Neumann  tätig  war.  Diese  Abteilung 
sei  der  besonderen  Beachtung  der  Fachmänner  empfohlen, 
da  es  sich  hier  um  die  größten  Raumentfaltungen  handelt 
worin  gerade  Neumanns  Hauptstärke  begründet  lag.  In 
einer  Reihe  von  Entwicklungen  sehen  wir  dargestellt  die 
Klosterkirchen  von  Miinsterschwarzach,  Vierzehnheiligen, 
Langheim,  Neresheim,  die  Jesuitenkirchen  von  Mainz  und 
Würzburg,  die  Wallfahrtkirchen  Göß Weinstein  und  Maria- 
Limbach.  Das  Oval  spielt  in  der  Grundrißbildung  dabei 
eine  große  Rolle  und  wird  immer  stärker  vorherrschend, 
bis  Neumann  in  der  Gestaltung  der  Kirche  von  Neres- 
heim durch  Aneinanderreihung  von  fünf  mit  Kuppeln 
überdeckten  Ovalen,  denen  sich  zwei  weitere  als  Quer- 
schiffe seitlich  anschließen,  dem  Problem  eine  Lösung 
gab,  die  einen  in  der  ganzen  Barockkunst  unerreichten, 
allerdings  auch  letzten  Höhepunkt  bedeutet  (1917  d.  BL, 
S.  570).  Neben  Neumanns  Entwürfen  linden  wir  andere, 
so  vor  allem  die  Wettbewerbentwürfe  für  Vierzehn- 


Abb.  6.  Innenperspektive  der  Würzburger  Hofkirche,  Zeichnung  Neumanns.  6)  Vgl.  Eckert,  B.  Neumann,  S.  97. 
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heiligen;  der  eine  stammt 
von  dem  fürstlichen  Archi- 
tekten J.  W.  Krohne,  nach 
dessen  Entwürfen  der 
Kircheubau  begonnen 
wurde.  Krohne  gibt  sich 
dabei  ganz  als  Deko- 
rateur in  einem  eigen- 
artig schwülstigen  Barock 
mit  stark  theatralischer 
Wirkung.  Daneben  tritt 
der  bambergische  Archi- 
tekt Küchel,  ein  Neumann- 
schüler,  auf  den  Plan 
mit  einer  geschlossenen, 
gut  entwickelten  ovalep 
Zentralanlage  mit  Kuppel, 
in  dem  trefflichen  Detail 
und  der  gewandten  Zeichnung  seinen  Lehrmeister  weit  überragend. 
Neumanns  daneben  hängende  schlichte  Fassade  mit  zwei  Türmen  ans 
dem  Jahre  1745  ist  aber  in  der  architektonisch  klaren  Entwicklung 
doch  bei  näherem  Studium  von  höchstem  Wert.  Bezeichnend  für 
das  gediegene  Schaffen  der  Zeit  sind  die  zwei  großen,  leider  stark 
beschädigten  Holzmodelle  für  die  Kirchen  von  MünsterSchwarzaoh 
und  Vierzehnheiligen,  die  in  allen  Einzelheiten  des  Außen-  und 
Innenbaues  sorgfältig  durchgebildet  sind;  bei  dem  von  Vierzelm- 
heiligen  sind  die  Fensterumrahmungen  von  Bleiguß  angesetzt.  Dazu 
kommt  ein  kleines  Wachsmodell  von  der  Gesamtanlage  der  Abtei 


Abb.  7.  Gitterabschluß  an  der  Würzburger  Residenz  von  Hildebrandt. 


Münsterscliwarzach.  Einige  Zeichnungen,  technisch  und  inhaltlich  be- 
deutende Stücke  von  Neumanns  Sohn  Ignaz  Michael,  geben  der  Aus- 
stellung auch  zeitlich  einen  ausklingenden  Abschluß. 

Durch  die  jetzt  von  vielen  Seiten  erfolgenden  Einzelbearbeitungen 
werden  wir  uns  bald  ein  wahrheitgetreues  Bild  von  dem  Lebenswerk 
und  Schaffen  Balthasar  Neumanns  machen  können.  Versäume  es 
aber,  wenn  möglich,  uiemand,  aus  eigener  Anschauung  diese  reiche 
Plansammlung,  die  für  die  ganze  damalige  Zeit  so  charakteristisch  ist. 
sich  anzusehen  und  selbst  seine  Beobachtungen  und  Vergleiche  zu 
machen;  es  lohnt  sich,  schon  wegen  der  Seltenheit  solcher  Gelegenheit. 


Der  Übergang  der  Wasserstraßen  auf  das  Reich. 

Vom  Ministerialrat  Dr.  Brose  in  Berlin. 


Mit  dem  am  4.  Juli  d.  J.  vom  Reichstage  verabschiedeten  „Gesetz 
über  den  Staatsvertrag  betreffend  den  Übergang  der  Wasserstraßen 
von  den  Ländern  auf  das  Reich“  ist  ein  weiterer  Schritt  auf  dem 
Wege  getan,  den  die  Reichsverfassung  in  den  Artikeln  89  u.  f.  vor- 
gezeichnet hat.  Wie  die  dem  allgemeinen  Verkehr  dienenden  Eisen- 
bahnen (Art.  89)  hat  das  Reich  auch  die  dem  allgemeinen  Verkehr 
dienenden  Wasserstraßen  (Art.  97)  sowie  die  Seezeichen  (Art.  101) 
in  sein  Eigentum  und  seine  Verwaltung  zu  übernehmen.  Wie  bei  den 
Eisenbahnen  soll  auch  bei  den  Wasserstraßen  und  Seezeichen  eine 
vertragliche  Verständigung  über  die  Bedingungen  der  Übernahme 
zwischen  den  Wasserstraßen  besitzenden  Ländern  und  dem  Reich 
erstrebt  werden;  nur  wenn  und  soweit  eine  solche  nicht  erzielt  wird, 
soll  der  Staatsgerichtshof  entscheiden  (Art.  171). 

Die  Übernahme  der  Wasserstraßen  auf  das  Reich  war  bei  der 
Beratung  der  neuen  Verfassung  in  der  gesetzgebenden  National- 
versammlung die  Folge  des  auf  die  Übernahme  der  Eisenbahnen  gerich- 
teten Beschlusses  und  der  zwischen  beiden  Verkehrsanstalten  bestehenden 
engen  Wechselbeziehungen.  Zwischen  beiden  besteht  (Motive)  ein  Ver- 
hältnis gegenseitiger  Abhängigkeit  und  Bedingtheit;  sie  beeinflussen  und 
ergänzen  sich  gegenseitig  in  so  hohem  Maße,  sie  sind  in  ihrer  wirt- 
schaftlichen Einwirkung  so  stark  miteinander  verklammert  und 
verflochten,  daß  man  sie  auch  organisatorisch  nur  nach  einheitlichen 
und  gleichmäßigen  Gesichtspunkten  behandeln  kann.  Man  war  sich 
aber  schon  damals  darüber  klar,  daß  die  Verhältnisse  für  die  Los- 
lösung der  Wasserstraßen  aus  dem  Gefüge  der  Landesverwaltungen 
und  für  ihre  Eingliederung  in  die  Reichsbehörden  in  gewisser  Hin- 
sicht schwierig  seien.  Im  Gegensatz  zu  den  Eisenbahnen,  die  nur 
Verkehrsanstalten  sind  und  als  solche  von  jeher  einen  geschlossenen 
Verwaltungskörper  mit  eigenem  Personal  und  gesonderter  Geld- 
wirtschaft bildeten,  haben  die  Wasserstraßen  außer  dieser  Eigenschaft 
noch  eine  Reihe  von  anderen  wichtigen  Zweckbestimmungen.  Sie 
sind  gleichzeitig  Vorfluter  für  die  Abführung  der  Niederschläge,  Kraft- 
quellen im  Falle  der  Anstauung  durch  Ausnutzung  des  Gefälles, 
Aufnahmegefäße  von  industriellen  und  städtischen  Abwässern;  ihr 
Wasserschatz  wird  in  Anspruch  genommen  für  die  Bedürfnisse  der 
Landwirtschaft,  der  Industrie  und  der  Städte;  daneben  besteht  auf 
ihnen  die  Fischerei.  Vermöge  dieser  Eigenschaften,  die  oft  nicht 
einmal  Nebeneigenschaften  sind,  sondern  zuweilen  eine  den  Verkehrs- 
zweck überwiegende  Bedeutung  haben,  stehen  die  Wasserstraßen  in 
enger  Beziehung  zu  den  Landesinteressen  der  Einzelstaaten  und  ihrer 
Verwaltung.  Demgemäß  ist  auch  die  Verwaltung  der  Wasserstraßen 
nicht  lediglich  als  Verkehrsanstalt  aufgebaut,  sondern  der  Vielheit 
und  der  gegenseitigen  Bedingtheit  der  in  Frage  kommenden  Aufgaben 
angepaßt;  so  ist  sie  in  Preußen  in  der  Provinzialinstanz  den  Behörden 
der  allgemeinen  Landesverwaltung,  den  Oberpräsidien  und  Regierungen 
angegliedert  oder  eingegliedert. 

Ob  und  inwieweit  man  bei  den  Weimarer  Beratungen  die  Größe 
dieser  Schwierigkeiten  voll  gewürdigt  hat,  mag  dahingestellt  bleiben. 
Die  Verhandlungen,  die  zwischen  dem  Reich  und  den  mit  Wasser- 


straßenbesitz beteiligten  Ländern  — es  sind  außer  Preußen:  Bayern, 
Württemberg,  Sachsen,  Baden,  Hessen,  Hamburg,  Mecklenburg- 
Schwerin,  Braunschweig,  Oldenburg,  Anhalt,  Bremen,  Lippe,  Lübeck 
und  Mecklenburg-Strelitz  — gepflogen  worden  sind,  haben  jedenfalls 
gezeigt,  daß  es  sich  bei  der  Übernahme  der  Wasserstraßen  um  eine 
ganz  außergewöhnlich  schwierige  Aufgabe  handelt.  Nur  dadurch  ist 
es  zu  erklären,  daß  einmal  trotz  der  vielfachen,  sehr  eingehenden 
Beratungen  zwischen  Reich  und  Ländern  und  unter  den  Ländern 
allein  erst  sehr  spät  ein  Ergebnis  erzielt  wrorden  ist,  und  weiter,  daß 
es  trotzdem  bis  heute  noch  nicht  gelungen  ist,  alle  bei  den  Beratungen 
aufgetauchten  Gegensätze  zu  überbrticken  und  alle  Streitfragen  zu 
lösen.  Viele,  ja  die  schwierigsten  Punkte  harren  noch  der  Lösung. 
Trotzdem  hat  man  sich  entschlossen,  das  bisher  Erreichte  vertraglich 
festzulegen  und  dadurch  wenigstens  eine  vorläufige  Regelung  zu 
treffen.  Die  Vertragschließenden  sind  sich  aber,  wie  es  in  § 30  heißt, 
„darüber  einig,  daß  dieser  Vertrag  den  Übergang  der  Wasserstraßen 
nur  vorläufig  und  nicht  vollständig  regelt  und  der  endgültigen  Rege- 
lung nicht  vorgreift“.  Es  ist  also  nur  ein  Teilwerk,  eine  vorläufige 
Regelung,  die  nach  Absatz  1 des  soeben  verabschiedeten  Gesetzes  mit 
Wirkung  vom  1.  April  1921  als  Gesetz  in  denjenigen  Ländern  in  Kraft 
tritt,  die  den  Vertrag  unterzeichnen.  Denn  der  Vertrag  ist  kein  Ge- 
samtvertrag,  sondern  ein  solcher,  der  als  mit  jedem  einzelnen  Lande 
für  dessen  Gebiet  besonders  abgeschlossen  zu  gelten  hat.  Soweit 
daher  einzelne  Länder  dem  Vertrage  nicht  beitreten  sollten  — noch 
nicht  in  allen  haben  die  Volksvertretungen  die  verfassungsmäßige 
Zustimmung  erklärt  — , wTürde  er  doch  mit  denjenigen  zustande 
kommen,  die  ihre  Zustimmung  erklären.  Dem  preußischen  Landtage 
liegt  der  Vertrag  zur  Zeit  vor;  die  Genehmigung  ist  aber  noch  nicht 
erteilt.  Erst  mit  dieser  erlangt  er  für  Preußen  Gesetzeskraft.*) 

Der  zweite  Absatz  des  Gesetzes  enthält  eine  für  die  Rechnungs- 
prüfung durch  den  Rechnungshof  des  Deutschen  Reiches  notwendige 
Bestimmung:  im  dritten  Absatz  wfird  die  Reichsregierung  zum  Ab- 
schluß von  Verträgen  mit  den  beteiligten  Landesregierungen  über 
Ausführung  schwebender  Wasserstraßenpläne  unter  bestimmten  Vor- 
aussetzungen ermächtigt. 

Nun  zu  dem  vorläufigen  Staatsvertrage  im  einzelnen.  Die  für 
alle  Länder  gleichmäßig  in  Betracht  kommenden  Bestimmungen  sind 
in  den  fünf  Abschnitten  des  Hauptvertrages  zusammengefaßt;  ihm 
schließen  sich  noch  Zusatzverträge  an,  in  denen  die  mit  Preußen  und 
den  drei  Hansestädten  vereinbarten  Sonderbestimmungen  enthalten  sind. 

Die  erste  Aufgabe  war,  den  Kreis  der  an  das  Reich  übergehenden 
Verwaltungsobjekte  abzugrenzen.  Hiervon  handelt  der  erste  Abschnitt: 
Gegenstand  des  Vertrages. 

Wasserstraßen:  Die  Binnenwasserstraßen,  die  dem  allgemeinen 


*)  Der  Staatsvertrag  ist  inzwischen  am  14.  Juli  1921  preuß. 
Abgeordnetenhause  angenommen  worden;  in. Bayern  liegt  bezügl. 
Gesetzentwurf  nebst  einer  Denkschrift  über  die  Neueinrf  or  g einer 
Wasserstraßen  Verwaltung  z.  Zt.  dem  Landtage  vor.  I hriftltg. 
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Verkehr  dienen  und  auf  das  Reich  übergehen,  sind  in  der  Anlage  A 
des  Staatsvertrages  unter  149  Nummern  einzeln  aufgeführt.  Die 
Worte  „allgemeiner  Verkehr“  in  Art.  97  Abs.  1 der  Reichsverfassung 
haben,  wie  die  Begründung  zur  Verfassung  ausführt,  nicht  ganz  die 
gleiche  Bedeutung  wie  in  den  das  Eisenbahnwesen  behandelnden 
Artikeln  89  bis  96,  wo  sie  die  eigentlichen  Eisenbahnen  im  Rechts- 
sinne, im  Gegensatz  zu  den  sonstigen  Schienenwegen,  insbesondere 
den  Kleinbahnen  und  Privatanschlußbahnen  im  Sinne  des  preußischen 
Gesetzes  vom  28.  Juli  1892  bezeichnen.  In  Preußen  wurde  bei  jeder 
Genehmigung  von  Schienenwegen  für  den  öffentlichen  Verkehr  von 
vornherein  festgestellt,  ob  das  Unternehmen  als  Eisenbahn  oder  als 
Kleinbahn  anzusehen  ist.  Kleinbahnen  können  im  übrigen  einen 
starken  Verkehr  haben.  Eine  ähnliche  Unterscheidung  bezüglich  der 
Wasserstraßen  gibt  es  nicht;  der  Art.  97  will  dem  Reiche  diejenigen 
Wasserstraßen  zuweisen,  die  einen  größeren,  ein  gewisses  Mindestmaß 
überschreitenden  Verkehr  und  deshalb  eine  gewisse  allgemeine  Be- 
deutung für  das  deutsche  Wirtschaftsleben  haben.  Das  maßgebende 
Begriffsmerkmal  ist  also  lediglich  wirtschaftlicher  und  quantitativer 
Art.  Im  übrigen  wird  auch  der  Umstand  in  Betracht  kommen,  daß 
Haupt-  und  Nebenwasserstraßen  oft  eine  nicht  trennbare  Einheit 
bilden.  Bei  Feststellung  des  Verzeichnisses  der  Binnenwasserstraßen 
ist  gemäß  diesen  Gesichtspunkten  davon  ausgegangen,  daß  in  der 
Regel  als  „dem  allgemeinen  Verkehr  dienend“  diejenigen  Flüsse  und 
Kanäle  anzusehen  sind,  welche  vor  dem  Kriege  einen  durchschnitt- 
lichen Jahresverkehr  von  50  000  t gehabt  haben.  An  diesem  Grund- 
satz starr  festzuhalten,  empfahl  sich  jedoch  nicht.  Es  mußte  ver- 
mieden werden,  Teile  eines  zusammenhängenden  Wasserstraßennetzes 
unzweckmäßig  auseinanderzureißen  und  durch  Belassung  von  Rest- 
stücken bei  den  Ländern  deren  Verwaltung  unwirtschaftlich  zu  ver- 
teuern. Abgesehen  hiervon  sind  auch  einige  zur  Zeit  verkehrschwache 
Flußläufe  aufgenommen  worden,  weil  sie  früher  einen  starken  Verkehr 
gehabt  haben  und  für  die  Schiffahrt  wieder  Bedeutung  gewinnen 
können.  Als  solche  sind  z.  B.  die  Lahn,  die  Ruhr  u.  a.  zu  nennen. 
Ihre  Übernahme  erfolgt  nicht  auf  Grund  der  Verfassung,  sondern 
auf  Grund  besonderer  Vereinbarung.  Das  Reich  hat  sie  in  Zukunft 
zu  unterhalten;  abweichend  von  den  übrigen  Wasserstraßen  finden 
jedoch  auf  sie  die  Grundsätze  über  die  finanzielle  Auseinandersetzung 
keine  Anwendung.  — Über  einige  Wasserstraßen,  die  nicht  im  Eigen- 
tum der  Länder,  sondern  anderer  öffentlicher  Körperschaften  stehen 
und  die  nach  Maßgabe  obiger  Grundsätze  gleichfalls  auf  das  Reich 
übergehen,  müssen  besondere  Verträge  mit  den  betreffenden  Körper- 
schaften abgeschlossen  werden.  In  Betracht  kommen  hier  der  Teltow- 
kanal, der  Kraffohlkanal  sowie  die  Seewasserstraßen  der  Städte  Rostock 
und  Wismar. 

Die  Seewasserstraßen  der  Länder  gehen  in  ihrer  Gesamtheit  auf 
das  Reich  über. 

Die  Abgrenzung  der  Wasserstraßen  von  den  Ufergrundstücken 
richtet  sich  nach  Landesrecht.  Bei  Seen,  Haffen  und  seeartigen  Er- 
weiterungen umfaßt  die  Wasserstraße  die  mit  Wasser  bedeckte  Fläche 
in  ihrem  ganzen  Umfange. 

Mit  den  Wasserstraßen  gehen  deren  Bestandteile  und  Zubehör 
auf  das  Reich  über.  Als  solche  sind  insbesondere  gemeint  Grund- 
stücke, Dienstgebäude,  Bauhöfe,  Bagger,  Baugeräte  usw.  Staatliche 
Brücken  und  Fähren  gehen  nur  insoweit  über,  als  sie  durch  die  Her- 
stellung der  Wasserstraßen  notwendig  geworden  sind.  Preußischer- 
seits  ist  die  Übernahme  der  Brücken  und  Fähren  auch  an  natürlichen 
Wasserstraßen  begehrt  worden;  die  endgültige  Entscheidung  wird 
noch  zu  treffen  sein.  Mit  den  Wasserstraßen  gehen  ferner  über  die 
zur  Erhaltung  des  Fahrwassers  dienenden  Anlagen  der  Länder  an 
den  Seeküsten  und  auf  den  Meeresinseln  sowie  die  Seezeichen  und 
das  Lotsenwesen.  Auf  Grund  besonderer  Abrede  mit  Preußen  sind 
von  dem  Übergang  auf  das  Reich  ausgenommen  diejenigen  Anlagen 
an  der  Seeküste  und  auf  den  Meeresinseln,  die  nicht  aus  Mitteln  des 
preußischen  Ministeriums  der  öffentlichen  Arbeiten  unterhalten  wurden, 
sowie  die  Dämme  nach  Ohland-Langeneß  und  Nordstrand.  Von  den 
Häfen  gehen  nur  die  Schutz-  und  Sicherheitshäfen  als  Teile  der  Wasser- 
straße kraft  Verfassung  auf  das  Reich  über.  Dagegen  unterliegt  der 
Übergang  der  Verkehrs- (Umschlags)  häfen  freier  Vereinbarung  und 
bildet  nicht  Gegenstand  des  Staatsvertrages.  Wegen  Übernahme  ein- 
zelner staatlicher  Verkehrshäfen,  die,  wie  gelegentlich  gesagt  ist,  zu 
den  Wasserstraßen  etwa  in  demselben  Verhältnis  stehen  wie  die 
Bahnhöfe  zu  den  Schienenwegen,  sind  Verhandlungen  mit  Preußen 
eingeleitet.  — Aus  dem  mit  Preußen  abgeschlossenen  Zusatzverträge 
sei  hier  noch  erwähnt,  daß  Preußen  dem  Reich  alle  für  die  Ausübung 
des  staatlichen  Schleppbetriebes  auf  dem  Rhein-Weser-Kanal  beschafften 
Anlagen  und  Betriebsmittel  überträgt.  Als  Vergütung  hierfür  erstattet 
das  Reich  sämtliche  aufgewendeten  Einrichtungskosten  und  die  bisher 
entstandenen  Fehlbeträge  abzüglich  etwa  erzielter  Überschüsse. 

Das  dem  Reich  zufallende  Eigentum  an  den  Wasserstraßen  ist 
dat  volle  privatrechtliche  Eigentum  mit  allen  daran  haftenden  Rechten 
un<  Pflichten.  Auch  Privateigentum  Dritter,  wie  es  in  einzelnen 


Bauverwaltung. 


Gegenden  an  den  Wasserläufen  vorkommt,  geht  auf  Grund  des  ver 
fassungsrechtlich  begründeten  Eigentums  des  Reiches  Uber.  Diese 
Dritteigentümer  sollen  jedoch  nach  landesrechtlichen  Enteignung« 
Vorschriften  entschädigt  werden. 

Nutzungsrechte.  An  sich  erwirbt  das  Reich  auch  das  volle 
Nutzungsrecht  an  den  übergehenden  Gegenständen.  Um  jedoch  den 
Ländern  und  dritten  Eigentümern  nicht  über  das  für  das  Reich  un- 
bedingt notwendige  Maß  hinausgehende  Nutzungen  zu  entziehen,  ist 
das  Nutzungsrecht  des  Reiches  weitgehend  eingeschränkt  worden. 
Au  Seen,  Haffen  und  seeartigen  Erweiterungen  von  Wasserstraßen 
verbleiben  den  Ländern  alle  Nutzungen,  soweit  deren  Ausübung  nicht 
der  Erfüllung  der  dem  Reiche  an  den  Wasserstraßen  obliegenden 
Aufgaben  und  der  Fürsorge  fiir  einen  guten  Uferschutz  widerstreitet- 
Die  Rohr-,  Schilf-  und  Weidennutzung  verbleibt  den  Ländern  ganz. 
Die  staatlichen  Fischereien  an  den  natürlichen  Wasserstraßen  und  an 
den  kanalisierten  Strecken  solcher  verbleiben  ebenfalls  bei  den  Ländern. 
Das  Reich  erwirbt  also  nur  die  Fischereien  an  den  künstlichen  Wasser- 
straßen. Auch  bei  den  Nutzungen  ist  vorgesehen,  Drittberechtigte 
für  die  Entziehung  ihrer  Nutzungen  zu  entschädigen,  wenn  das  Reich 
sie  in  Anspruch  nimmt. 

Wasserkräfte.  Sie  stehen  nach  der  Verfassung  grundsätzlich 
dem  Reiche  zu.  Es  ist  jedoch  vereinbart  worden,  daß  die  von  den 
Ländern  bereits  erbauten  oder  im  Bau  begriffenen  Kraftwerke  im 
Eigentum  der  Länder  verbleiben.  Das  Reich  verzichtet  ausdrücklich 
auf  eine  Vergütung  für  die  Überlassung  der  in  diesen  Werken  aus- 
gebauten Wasserkräfte  im  Rahmen  des  bisherigen  Wasserverbrauchs. 
Grundsätzlich  sollen  auch  liier  Rechte  Dritter  an  Wasserkräften  un- 
berührt bleiben;  natürlich  fließen  aber  Wasserzinse  und  sonstige 
Abgaben  dem  Reiche  zu.  Dem  Grundsatz  gemäß,  daß  bestehende 
Kraftwerke  den  Ländern  verbleiben,  fällt  ein  Kraftwerk  nach  Ablauf 
der  früher  erteilten  Erlaubnis  nicht  an  das  Reich,  sondern  an  das 
Land.  Im  übrigen  bedarf  es  noch  eingehender  Regelung  der  Frage 
der  Wasserkräfte;  hier  sind  bei  einzelnen  Ländern  lebhafte  Wünsche 
auf  eine  Beteiligung  an  den  Überschüssen  der  vom  Reich  gewonnenen 
Wasserkräfte  aufgetreten,  die  in  dem  endgültigen  Vertrag  unbedingt 
geregelt  werden  müssen. 

Grundbesitz.  Auf  das  Reich  gehen  über  diejenigen  Grundstücke 
der  Länder,  die  bisher  ausschließlich  für  die  Verwaltung  der  über- 
gehenden Wasserstraßen  benutzt  worden  sind,  soweit  sie  für  Wasser- 
straßenzwecke erforderlich  sind.  Auf  welche  Verwaltung  die  Grund- 
stücke im  Grundbuch  eingetragen  sind,  soll  dabei  unerheblich  sein. 
Für  Preußen  ist  hierbei  besonders  hervorzuheben,  daß  nach  dem 
Vertrage  der  sogenannte  „erweiterte  Grunderwerb“  (Gesetze  von  1905 
und  1907)  nicht  mit  auf  das  Reich  übergeht;  es  wird  jedoch  voraus- 
sichtlich eine  andere  Regelung  getroffen  werden.  Für  Grundstücke, 
die  bisher  nicht  ausschließlich  für  die  Wasserstraßenverwaltung  be- 
nutzt worden  sind,  ist  ein  Benutzungsrecht  des  Reiches  für  eine  ge- 
wisse Zeit  vereinbart  worden. 

Rechtsnachfolge.  Da  das  Reich  Rechtsnachfolger  im  Besitz 
der  Länder  nach  Maßgabe  der  Vertragsbestimmungen  wird,  so  tritt 
es  in  die  öffentlich-rechtlichen  und  in  die  privatrechtlichen  Verträge 
der  Länder  ein,  soweit  sie  Rechte  und  Pflichten  für  die  Verwaltung 
der  übergehenden  Wasserstraßen  begründen.  Den  besonderen  preußi- 
schen Verhältnissen  entspricht  die  in  den  Zusatzvertrag  mit  Preußen 
aufgenommene  Bestimmung,  wonach  das  Reich  besondere  Verpflich- 
tungen, die  beim  Bau  von  Kanälen,  dem  Ausbau  der  Ströme  oder 
Flüsse  und  bei  der  Verwaltung  der  Wasserstraßen  gegenüber  anderen 
Verwaltungen  des  Landes  Preußen  im  Interesse  der  Landeskultur 
übernommen  sind,  auch  als  für  seine  zukünftige  Verwaltung  der 
Wasserstraßen  maßgebend  anerkennen  wird,  sofern  sich  diese  Ver- 
pflichtungen im  Rahmen  der  durch  Artikel  97  Absatz  3 der  Verfassung 
dem  Reiche  zugewiesenen  Aufgabe  halten,  „bei  der  Verwaltung  von 
Wasserstraßen  die  Bedürfnisse  der  Landeskultur  und  der  Wasser- 
wirtschaft zu  wahren  und  zu  fördern.“ 

Der  zweite  Abschnitt  des  Vertrages  behandelt  die  finanzielle  Aus- 
einandersetzung. Hierbei  hat  man  sich  nach  langwierigen  Verhand- 
lungen, in  denen  sich  die  Auffassungen  des  Reiches  und  der  Länder 
stark  entgegenstanden,  schließlich  dahin  geeinigt,  daß  das  Reich  als 
Abfindung  30  vH  des  Anlagekapitals  gewährt,  das  die  Gesamtheit 
der  deutschen  Länder  für  die  auf  Grund  des  Staatsvertrages  auf  das 
Reich  übergehenden  Gegenstände  bis  zum  31.  März  1921  seit  100  Jahren 
aufgewendet  hat.  Wie  schon  oben  hervorgehoben,  bleiben  hierbei 
einige  Flüsse  (Lahn,  Ruhr  usw.)  außer  Betracht.  Von  der  danach  zu 
gewährenden  Abfindungssumme  erhalten  die  Hansestädte  vorweg 
denjenigen  Teil  ihres  Anlagekapitals,  der  durch  Anleihen  aufgebracht 
und  noch  nicht  getilgt  ist.  Diese  Bestimmung  rechtfertigt  sich  da- 
durch, daß  die  Hansestädte  nach  dem  Abschluß  des  Eisenbahn. 
Vertrages  allein  von  allen  Ländern  noch  mit  ungetilgten  Wasserstraßen- 
anleihen  belastet  sind  und  diese  Anleihen  zur  Herstellung  von  Anlagen 
aufgenommen  haben,  die  dem  ganzen  Reiche  zugute  gekommen  sind. 
Der  Rest  der  Abfindungssumme  wird  auf  die  Länder  verhältnismäßig 
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verteilt.  Uber  die  Höhe  des  Anlagekapitals  und  der  danach  zu 
gewährenden  Abfindungssumme  liegen  endgültige  Ziffern  noch  nicht 
vpr.  Einnahmen  und  Ausgaben  für  die  Wasserstraßen  fließen  vom 
1.  April  1921  dem  Reiche  zu  und  werden  von  ihm  bestritten. 

Im  dritten  Abschnitt  des  Vertrages,  der  die  Verwaltung  der 
Reichswasserstraßen  zum  Gegenstand  hat,  tritt  der  vorläufige  Charakter 
der  Vereinbarungen  besonders  stark  in  Erscheinung.  Es  ist  nicht 
gelungen,  den  Plan  schon  jetzt  zu  verwirklichen,  eine  einheitliche 
Reichswasserstraßenverwaltung  mit  Reichsbehörden  in  allen  Instanzen 
zu  schaffen.  Lediglich  in  der  Zentralinstanz  sind  die  Verwaltungs- 
Zuständigkeiten  der  Landeszentralbehörden  hinsichtlich  des  Baues, 
der  Unterhaltung,  des  Betriebes  und  der  Verwaltung  der  Reichs- 
wasserstraßen einschließlich  der  Strom-  und  Schiffahrtpolizei  und 
hinsichtlich  der  sonstigen  auf  den  Verkehr  bezüglichen  Befugnisse, 
sowie  hinsichtlich  der  Seezeichen  und  des  Lotsenwesens  mit  dem 
1.  April  d.  J.  auf  das  Reichsverkehrsministerium  übertragen  worden 
(§  11  des  Vertrages).  Im  übrigen  erfolgt  die  Verwaltung  der  Reichs- 
wasserstraßen einstweilen  durch  die  mittleren  und  unteren  Behörden 
der  Länder  auf  Kosten  des  Reichs  und  unter  Leitung  des  Reichs 
Verkehrsministeriums.  Diese  Regelung,  insbesondere  die  Belassung 
der  Verwaltung  in  der  Mittel-  und  Unterinstanz  bei  den  Länder- 
behörden, entspricht  den  Forderungen  der  Länder,  die  es  mangels 
vorhandener  einheitlicher  materiell-rechtlicher  Vorschriften  für  nicht 
durchführbar  hielten,  sofort  mit  dem  am  1.  April  1921  erfolgenden 
Übergang  der  Wasserstraßen  eine  vollständige  eigene  Reichswasser- 
straßenverwaltung  einzusetzen.  Wenn  auch  grundsätzlich  vom  Stand- 
punkt des  Reichs  aus  diese  Regelung  wenig  befriedigt,  wenn  ins- 
besondere gewichtige  haushaltrechtliche,  verwaltungstechnische  und 
finanzielle  Gründe  gegen  sie  sprechen,  so  bietet  die  getroffene  Lösung 
anderseits  gewisse  Vorteile  für  die  Überleitung  in  die  neuen  Ver- 
hältnisse. 

Die  §§  1&  u.  f.  geben  Richtlinien,  die  bei  der  Ausübung  der  vor- 
läufigen Verwaltung  seitens  des  Reiches  und  der  Länder  zu  beachten  sind. 

Ein  besonders  schwieriges  Problem  stellte  hierbei  der  Absatz  3 des 
Artikels  97  der  Verfassung  auf.  In  ihm  kommt  der  Grundsatz  zum 
Ausdruck,  daß  das  Reich  als  Eigentümer  der  Wasserstraßen  die  Ge- 
samtheit aller  wasserwirtschaftlichen  Aufgaben,  auch  wenn  sie  nicht 
den  Verkehr  betreffen  und  der  Fürsorge  in  den  einzelnen  Ländern 
überlassen  bleiben,  berücksichtigen  soll.  Es  soll,  soweit  es  ohne 
Mehrbelastung  des  lleichsliskus  möglich  ist,  nicht  nur  jeder  Benach- 
teiligung solcher  Interessen  Vorbeugen,  sondern  auch  auf  ihre  positive 
Förderung  Bedacht  nehmen.  Die  hiermit  gestellte  Aufgabe  ist  bei 
den  bisherigen  Verhandlungen  nicht  gelöst  worden;  es  war  aber  not- 
wendig, auch  für  die  Zwischenzeit  schon  gewisse,  den  beiderseitigen 
Aufgaben  möglichst  gerecht  werdende  Grundsätze  festzulegen.  Daher 
ist  vereinbart  worden,  daß  bis  zur  endgültigen  Regelung  Zuständig- 
keiten der  Landesbehörden  einschließlich  der  Landeszentralstellen, 
die  dazu  dienen,  die  verschiedenen  Zweckbestimmungen  einer  Wasser- 
straße auszugleichen,  bei  diesen  Behörden  verbleiben.  Soweit  jedoch 
eine  Landeszentralbehörde  die  besonderen  Benutzungsarten  der 
Wasserstraßen  wahrzunehmen  hat,  gehen  deren  Befugnisse  zur  Wahr- 
nehmung dieser  besonderen  Aufgabe  auf  das  Reich  über.  Die  Zu- 
ständigkeiten des  Reichsverkehrsministeriums  werden,  soweit  die  Vor- 
aussetzungen des  Artikels  97  Absatz  3 der  Verfassung  gegeben  sind, 
nur  mit  Zustimmung  der  Länder  ausgeübt. 

Weiter  mag  hier  besonders  hervorgehoben  werden,  daß  zwar  den 
Landesbehörden  die  Verfügung  über  die  Beamten  in  der  Mittel-  und 
Unterinstanz  verbleibt,  da  diese  Beamten  ja  vorerst  noch  Landes- 
beamte bleiben;  da  das  Reich  aber  naturgemäß  ein  sehr  erhebliches 
Interesse  daran  hat,  bei  der  Verfügung  über  die  in  wichtigeren  Stellen 
befindlichen  Beamten  mitzuwirken,  so  ist  bestimmt  worden,  daß  es 
der  Zustimmung  des  Reichsverkehrsministeriums  bedarf  bei  der  Ver- 
fügung über  die  der  Gruppe  A X und  die  einer  höheren  Gruppe  an- 
gehörenden Beamten.  Auch  der  Personalhaushalt  der  mittleren  und 
unteren  Landesbehörden  bedarf,  soweit  diese  mit  Reichsaufgaben 
befaßt  werden,  der  Zustimmung  der  Reichsregierung. 

Da  die  Ausübung  von  Rechten  an  den  Wasserstraßen  durch  das 
Reich  sehr  erheblich  in  die  Interessen  der  einzelnen  Länder  eingreift, 
die  nur  im  engsten  Einvernehmen  mit  den  Landesbehörden  sachgemäß 
gewahrt  werden  können,  muß  eine  möglichste  Dezentralisation  der  Ver- 
waltung der  Reichswasserstraßen  angestrebt  werden.  Dies  ist  im  § 13 
schon  jetzt  ausdrücklich  ausgesprochen  worden.  Das  Reich  hat  dabei 
zugesagt,  daß  es  insbesondere  auf  die  Verkehrs-  und  volkswirtschaft- 
lichen und  die  politischen  Interessen  des  Landes  unter  Abwägung 
der  verschiedenen  Verhältnisse  bedacht  sein  und  bei  Interessengegen- 
sätzen einen  gerechten  Ausgleich  herbeiführen  wolle. 

Mangels  einheitlicher  wasserrechtlicher  Vorschriften  für  das  ge- 
samte Reichsgebiet  müssen  die  Gesetze  und  Verordnungen  der  Länder 
bis  auf  weiteres  in  Kraft  bleiben. 

Bezüglich  der  Gebühren  und  Abgaben  ist  — dem  Eisenbabn- 
vertrage  nachgebildet  — die  Bestimmung  aufgenommen,  daß  das 


Reich  die  Gebühren  und  Abgaben  für  die  Benutzung  der  Wasser- 
straßen mit  tunlichster  Schonung  bestehender  Verhältnisse  fortbilden 
und  den  Verkehrsbedürfnissen  der  Länder  — namentlich  auf  dem 
Gebiete  der  Rohstoffversorgung  — nach  Möglichkeit  Rechnung  tragen 
werde,  daß  es  ferner  bei  Festsetzung  von  Schiffahrtabgaben  auf  See- 
wasserstraßen dafür  sorgen  werde,  daß  kein  deutscher  Seehafen  vor 
einem  anderen  bevorzugt  wird  und  daß  die  Häfen  im  Wettbewerb 
des  Weltverkehrs  bestehen  können. 

Begonnene  Bauten.  Die  von  den  Ländern  begonnenen  Bauten 
an  den  Reichswasserstraßen  muß  das  Reich  fortführen,  soweit  das 
Bedürfnis  in  unveränderter  Weise  fortbesteht  und  nicht  Rücksichten 
auf  die  wirtschaftliche  Lage  des  Reichs  entgegenstehen.  In  einer  be- 
sonderen Anlage  zum  Staatsvertrage  sind  diejenigen  Bauausführungen 
der  Länder  einzeln  aufgeführt,  die  im  Sinne  dieser  Vertragsbestimmung 
als  begonnene  Bauten  anzusehen  sind. 

In  Verbindung  hiermit  sei  die  Bestimmung  im  Zusatzverträge 
mit  Preußen  erwähnt,  nach  der  sich  das  Reich  verpflichtet,  in  gleicher 
Weise  wie  Preußen  dafür  zu  sorgen,  daß  die  Fahrwasser  nach  den 
preußischen  Seehäfen  den  Ansprüchen  der  Seeschiffahrt  entsprechen. 
Preußen  hat  insbesondere  dahin  gearbeitet,  daß  die  Fahrtiefe  nach 
Emden  nicht  hinter  der  nach  Bremerhaven  und  Hamburg  zurücksteht. 
Das  Reich  wird  das  gleiche  tun.  Zunächst  soll  das  Fahrwasser  von 
See  nach  Emden  auf  10  m Wassertiefe  bei  mittlerem  Niedrigwasser, 
das  Fahrwasser  von  See  nach  Stettin  und  von  See  nach  Königsberg 
auf  mindestens  8 m Tiefe  gebracht  werden,  wobei  jedoch  in  den 
Fahrwasserstrecken  vor  Swinemünde  und  Pillau  und  seewärts  dieser 
Orte  10  m Wassertiefe  vorhanden  sein  soll. 

Bau  neuer  Wasserstraßen.  Neue,  dem  allgemeinen  Verkehr 
dienende  Wasserstraßen  wird  das  Reich  nach  Maßgabe  der  Verkehrs- 
und wirtschaftlichen  Bedürfnisse  der  Länder  und  der  verfügbaren 
Mittel  ausführen.  Das  gleiche  gilt  für  den  Um-  und  Ausbau  bestehender 
Anlagen.  Bei  der  Vergebung  von  Lieferungen  und  Arbeiten  für  die  Reichs- 
wasserstraßen wird  das  Reich  die  Unternehmer  im  gesamten  Reichs- 
gebiet nach  gleichen  Grundsätzen  berücksichtigen  und  nach  Möglichkeit 
dafür  sorgen,  daß  Industrie,  Handwerk  und  Handel  in  der  gleichen 
Weise,  wie  es  bisher  die  Länder  getan  haben,  herangezogen  und  in 
ihrer  Entwicklung  gefördert  werden. 

Was  die  Bestimmungen  über  das  Personal  der  Wasserstraßen - 
Verwaltungen  der  Länder  anlangt,  so  mußte  sich  der  vorliegende  vor- 
läufige Staatsvertrag  darauf  beschränken,  Vereinbarungen  hinsichtlich 
der  in  das  Reichsverkehrsministerium  übertretenden  Beamten  zu  treffen, 
da  nur  diese  Reichsbeamte  werden,  während  die  in  der  mittleren  und 
unteren  Instanz  für  das  Reich  tätigen  Beamten  vorläufig  noch  Landes- 
beamte bleiben.  Es  kann  daher  genügen,  wenn  aus  dem  hierfür  in  Be- 
tracht kommenden  4.  Abschnitt  des  Vertrages  hervorgehoben  wird,  daß 
den  zum  Reichsverkehrsministerium  übertretenden  Beamten  grund- 
sätzlich die  Rechte  gewährleistet  werden  sollen,  die  sie  im  Dienste 'der 
Länder  am  31.  März  1921  erworben  hatten.  Es  ist  ihnen  ein  längstens 
bis  zum  30.  September  1921  befristetes  Rücktrittsrecht  eingeräumt.  Wenn 
sonach  auch  die  übertretenden  Beamten  grundsätzlich  nicht  schlechter 
fahren  sollen,  als  wenn  sie  im  Länderdienst  verblieben  wären,  so  er- 
fährt dieser  Grundsatz  doch  eine  Einschränkung  dadurch,  daß  Besser- 
stellungen unberücksichtigt  bleiben,  die  nach  dem  30.  Juni  1920  von  den 
Ländern  vorgenommen  worden  sind  und  die  über  die  am  1.  April  1921 
geltenden  entsprechenden  reichsgesetzlichen  Bestimmungen  hinausgehen. 
Dasselbe  gilt  von  der  Höherstufung  einzelner  Beamten  und  Beamten- 
klassen. Die  Bedingungen  für  den  Übertritt  der  in  der  Mittel-  und 
Ortsinstanz  tätigen  Beamten  werden  später  geregelt  werden  müssen. 
Gegenüber  den  auf  Grund  des  Staatsvertrages  in  den  Dienst  des  Reichs- 
verkehrsministeriums übernommenen  Angestellten  und  Arbeitern  tritt 
das  Reich  in  die  am  31.  März  1921  gültigen  Dienst-  imd  Tarifverträge 
ein;  erworbene  Anwartschaften  auf  eine  Beamtenlaufbahn  werden 
gewährleistet.  Die  Angestellten  und  Arbeiter  behalten  also  dem  Reich 
gegenüber  die  gleichen  Rechte,  die  sie  bisher  dem  Lande  gegenüber 
hatten. 

Aus  den  Schluß-  und  Übergangsbestimmungen  (Abschnitt  5)  ist 
außer  der  schon  eingangs  erwähnten  Feststellung,  daß  der  Staatsvertrag 
nur  ein  vorläufiger  sei,  noch  hervorzuheben,  daß  für  Streitigkeiten,  die 
sich  aus  der  Anwendung  der  Bestimmungen  dieses  vorläufigen  Staats- 
vertrages ergeben,  ein  Schiedsgericht  vorgesehen  ist.  Erwähnt  sei  endlich 
noch  die  sogenannte  Meistbegünstigungsklausel  (§32);  sofern  nämlich 
nicht  alle  Länder,  deren  Wasserstraßen  auf  das  Reich  übergehen,  dem 
Vertrage  beitreten,  verpflichtet  sich  das  Reich,  keine  abweichenden 
Vereinbarungen  ohne  Anhörung  der  vertragschließenden  Länder  zu 
treffen.  Falls  das  Reich  mit  einzelnen  Ländern  abweichende  Verein- 
barungen abschließt,  können  die  Länder,  die  dem  Vertrage  beigetreten 
sind,  tür  sich  die  gleichen  Zugeständnisse  beanspruchen,  soweit  diese 
über  den  Inhalt  des  gegenwärtigen  Vertrages  hinausgehen  und  "h- 
weislich  für  sie  günstiger  sind. 

In  Vorstehendem  sind  die  wichtigsten  Bestimmungen  des  .'  )t- 

vertrages  und  des  mit  Preußen  vereinbarten  Zusatzvertrages  daj  - gt- 
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Das  Inkrafttreten  dieser  Verträge  schafft,  wie  schon  mehrfach  liervor- 
gehoben,  nur  eine  vorläufige  Regelung.  Der  Erledigung  harren  noch 
eine  große  Anzahl  zum  Teil  äußerst  schwieriger  und  wichtiger  Fragen. 
So  die  Lösung  der  in  Artikel  97  Absatz  .‘J  der  Verfassung  gestellten  Auf- 
gabe, und,  nicht  minder  bedeutungsvoll,  die  Frage  der  Behördenein- 
richtung der  Reichswasserstraßenverwaltung.  Die  Mehrzahl  der  Länder 
hat  in  letzterer  bisher  den  Standpunkt  eingenommen,  daß  die  Ein- 
richtung der  Reichswasserstraßenverwaltung  Gegenstand  der  Ober- 
nahmebedingungen  und  deshalb  von  ihrer  Zustimmung  abhängig  sei, 
während  reichsseitig  an  dem  auf  allgemeine  staatsrechtliche  Grundsätze 
sich  stützenden  selbständigen  Organisationsrecht  der  Reichsregierung 
festgehalten  wird.  Zur  Entscheidung  dieser  Frage  hat  das  Reich  den 
Staatsgerichtshof  angerufen;  zum  Vorteil  der  Sache  wäre  es  jedoch 
lebhaft  zu  wünschen,  daß  die  noch  nicht  endgültig  aufgegebenen  Ver- 
handlungen zu  einer  Verständigung  zwischen  Reich  und  Ländern  in 
dieser  so  außerordentlich  wichtigen  Frage  führen  möchten  und  damit 
die  Entscheidung  des  Staatsgerichtshofes  unnötig  würde. 

Das  Inkrafttreten  des  vorläufigen  Staatsvertrages  bringt  in  Preußen 
die  Auflösung  des  Ministeriums  der  öffentlichen  Arbeiten  mit  sich, 
während  an  der  Behördeneinrichtung  in  der  Mittel-  und  Unterinstanz 
zunächst  noch  nichts  Grundsätzliches  geändert  wird.  Nach  dem  Über- 
gang der  Eisenbahnen  auf  das  Reich  und  nach  der  am  1.  April  1920 
vorgenommenen  Angliederung  der  Hochbauabteilung  einschließlich  des 
Technischen  Oberprüfungsamts,  der  Akademie  des  Bauwesens,  der 
Schriftleitung  der  Zeitschrift  für  Bauwesen,  des  Zentralblatts  der  Bau- 
verwaltung und  der  Denkmalpflege  an  das  Finanzministerium  war 


dem  Ministerium  der  öffentlichen  Arbeiten  neben  der  Kleinbahnaufsicht 
nur  noch  die  Wasserbauverwaltung  geblieben.  Mit  dem  Übergang 
der  Wasserstraßen  ist  nun  der  weitaus  größte  Teil  der  bisher  vom 
Ministerium  der  öffentlichen  Arbeiten  verwalteten  Angelegenheiten  auf 
das  Reich  iibergegangen  und  der  Geschäftskreis  des  Ministeriums  so 
zusammengeschrumpft,  daß  die  Auflösung  und  die  Verteilung  des  Restes 
des  ehemaligen  Arbeitsgebiets  auf  andere  Ministerien  notwendig  wurde. 
Zur  anderweiten  Regelung  der  auf  Gesetz  beruhenden  Zuständigkeiten 
des  Ministers  der  öffentlichen  Arbeiten  ist  dem  Landtag  ein  Gesetz- 
entwurf zu  möglichst  baldiger  Beschlußfassung  zugegangen,  der  folgende 
Regelung  vorsieht: 

Die  Zuständigkeiten  des  Ministers  der  öffentlichen  Arbeiten,  die 
durch  gesetzliche  Vorschrift  geordnet  sind,  gehen,  insoweit  sie  nicht 
beim  Übergang  der  Eisenbahnen  und  der  Wasserstraßen  auf  das  Reich 
Reichsbehörden  übertragen  werden,  Uber 

a)  in  Angelegenheiten  des  Wege wesens  und  in  Angelegenheiten 
der  Wasserläufe  1.  Ordnung,  die  nicht  auf  das  Reich  übergehen,  ein- 
schließlich der  Häfen,  Fähren  und  Brücken  an  diesen  Wasserläufen  auf 
den  Minister  für  Landwirtschaft,  Domänen  und  Forsten; 

b)  in  Angelegenheiten  der  Reichswasserstraßen  mit  Ausnahme  der 
Angelegenheiten  der  Häfen.  Fähren  und  Brücken  an  den  Reichswasser- 
straßen auf  die  Minister  für  Handel  und  Gewerbe  und  für  Landwirtschaft. 
Domänen  und  Forsten; 

c)  im  übrigen,  insbesondere  bezüglich  der  Häfen,  Fähren  und 
Brücken  an  den  Reichswasserstraßen,  auf  den  Minister  für  Handel 
und  Gewerbe. 


Vermischtes. 


In  dem  Wettbewerb  fiir  Entwürfe  zu  einem  Bureaulians  am 
Alleeplatz  in  Düsseldorf,  den  die  Stadtverwaltung  zusammen  mit 
der  Bureauhaus -Gesellschaft  ausgeschrieben  hatte,  hat  das  Preis- 
gericht die  drei  Preise  zuerkannt:  Prof.  Wilhelm  Kreis.  Theobald 
Schöll  und  A.  Breker  u.  H.  Bähr.  Zum  Ankauf  wurden  empfohlen 
die  Entwürfe  von  Wilhelm  Schmidt  (Mitarbeiter  Biskaborn  und 
Trautmann),  Karl  Vogel  u.  Hassel,  Prof.  Fr.  Becker  (Mitarbeiter 
Walter  Kremer),  Prof.  Fahre nkamp  und  ein  weiterer  Entwurf  von 
Breker  u.  Bähr. 

In  dein  Wettbewerb  für  ein  Gedächtnismal  der  Gefallenen  der 
Stadt  Greifenberg  i.  Pomm.  (S.  371  d.  Bl.)  ist  die  Frist  für  die  Ein- 
reichung der  Entwürfe  vom  15.  August  auf  den  15.  September  d.  J- 
verschoben  worden. 

Die  46.  Abgeorduetenversammlnng  des  Verbandes  deutscher 
Architekten-  und  Ingenieur-Vereine  findet  am  2.  und  3.  September  d.  J. 
in  Heidelberg  statt;  an  sie  schließt  sich  am  4.  September  eine  Fest- 
sitzung zur  Feier  des  50  jährigen  Bestehens  des  Verbandes  an,  wenn  auch 
der  eigentliche  Gründungstag  des  Verbandes  auf  den  28.  Oktober 
fällt.  Mit  der  Versammlung  wird  eine  Ausstellung  von  Plänen  süd- 
deutscher Wasserstraßen  verbunden.  Außer  den  vorgesehenen  Be- 
sichtigungen ist  am  5.  September  ein  Ausflug  in  die  Rheinpfalz  nach 
Bad  Dürkheim  geplanf.  Bei  der  Festsitzung  wird  nach  einer  An- 
sprache des  Vorsitzenden  Geheimen  Oberbaurats  2)r.=3üß.  Schmick 
aus  München  und  Bekanntgabe  von  Ehrungen  Dr.  Edelmaier  .aus 
Neckargemünd  über  „Die  alten  Bauten  Heidelbergs“  sowie  Geheimer 
Oberbaurat  Prof.  ®r.=3n!h  Reh  bock  aus  Karlsruhe  über  „Die  Energie- 
versorgung Badens  aus  seinen  Wasserkräften“  sprechen.  Die  Tages- 
ordnung der  Abgeordnetenversammlung,  zu  der  sich  bisher  einige 
70  Abgeordnete  angemeldet  haben,  sieht  u.  a.  Beratungen  vor  über 
Bauordnungs-  und  Wohnungswesen,  über  Allgemeine  Bedingungen 
für  die  Vergebung  von  Bauarbeiten,  über  die  Einsetzung  eines  Aus- 
schusses für  Wasserwirtschaft  und  Wasserrecht  sowie  eine  Stellung- 
nahme zur  Hochschulneuordnung,  zur  Errichtung  von  Architekten- 
und  Ingenieurkammern,  zu  verschiedenen  Fragen  der  Neuordnung  in 
Staat  und  Gemeinde,  insbesondere  in  ihrer  Rückwirkung  auf  die 
Techniker. 

Die  Vereinigung  der  technischen  Oberbeamten  deutscher  Städte 
hält  ihre  Hauptversammlung  im  Anschluß  an  die  Tagung  des  Deutschen 
Vereins  für  öffentliche  Gesundheitpflege  vom  13.  bis  15.  September  d.  J. 
in  Nürnberg  ab.  Am  Mittwoch,  den  14.  und  Donnerstag,  den  15.  Sep- 
tember soll  in  den  Hauptversammlungen  u.  a.  verhandelt  werden 
Uber:  Siedlungs-  und  Wohnwesen,  Berichterstatter  Stadtrat  Stadtbaurat 
Lehrmann  aus  Weimar;  — Die  Anpflasterung  der  Schienen  in 
Straßen  mit  geräuschloser  Befestigung,  Berichterstatter  Stadtbaurat 
Michael  aus  Chemnitz;  — Die  Errichtung  von  Hochhäusern,  Bericht- 
erstatter Stadtbaurat  2)i'.=  2;ng.  Bühring  aus  Leipzig;  — Stellung- 
nahme zu  den  Bestimmungen  der  Friedhofordnungen,  hinsichtlich 
der  Verwendung  bestimmter  Baustoffe  für  Grabmalzwecke,  und  Fried- 
hofsfragen im  allgemeinen,  Berichterstatter  Beigeordneter  Stadtbaurat 
Buxbaum  aus  Darmstadt;  — Das  städtische  Fuhrwesen  auf  Stadt- 
Straßen  gegenüber  dem  Gesetz  (Kraftfahrzeugverordnung  und  Fahr- 
zeugbesteuerung), Berichterstatter  Magistratsbaurat  ®r.=Sü0-  Scheuer- 


mann aus  Wiesbaden;  — Stellungnahme  zu  den  neueren  Bestrebungen 
des  Bundes  deutscher  Architekten,  Berichterstatter  Stadtrat  Stadt- 
baurat Schaumann  aus  Frankfurt  a.  M. 

Walcheusee-  uud  Bayernwerk.  Geheimer  Baurat  S)r.=^ng.  Oskar 
v.  Miller  in  München  hat  das  von  ihm  bisher  bekleidete  Amt 
als  Staatskommissar  des  Walchenseewerks  und  des  Bayernwerks 
niedergelegt,  nachdem  diese  staatlichen  Unternehmungen  aus  finan- 
ziellen Gründen  in  Aktiengesellschaften  umgewandelt  worden  sind.  Er 
hat  auf  Wunsch  der  bayerischen  Staatsregierung  nunmehr  die  Stelle  als 
deren  Berater  in  Energiewirtschaftsfragen  übernommen  und  wird  als 
solcher  auch  an  den  Aufsichtsratsitzungen  der  staatlichen  Gesellschaften 
für  Wasserkraftausnutzung  und  Elektrizitätsversorgung  teilnehmen. 

Tief-  und  Flachkeller.  Neuerdings  wird  von  Arch.  Huth  der  Ge- 
danke erörtert,  unter  dem  bisher  üblichen  (Flachkeller)  noch  einen 
zweiten  Keller  (Tiefkeller)  anzuordnen.  Eine  solche  Anlage  verspräche 
eine  große  Wirtschaftlichkeit,  die  auch  dann  gewährleistet  sei,  wenn  der 
zweite  Keller  in  bestehenden  Häusern  erst  durch  Unterfangen  der 
Grundmauern , Ausschachten  des  Erdreichs  und  Neueinziehen  von 
Decke  und  Fußboden  geschaffen  werden  müßte.  Zu  der  Notwendigkeit 
solcher  Anlagen  — mindestens  durchweg  bei  Neubauten  — führt  die 
Erkenntnis,  daß  sowohl  an  Geschäftslager-,  Pack-  und  Maschinen- 
räumen als  auch  an  Nutz-  und  Wirtschaftskellern  im  üblichen  Wohn- 
und  Geschäftshause  offensichtlich  Mangel  herrscht.  Indes  wird  sich 
der  Gedanke  einer  solchen  Hausanlage,  namentlich  was  ihre  Wirt- 
schaftlichkeit anbetrifft,  wohl  nur  bei  hochwertigen  Geschäftsgrund- 
stücken mit  einwandfreiem  Baugrund  Berechtigung  verschaffen  können. 

Inwieweit  es  vom  gewerbepolizeilichen  Standpunkt  aus  zweckmäßig 
erscheint,  Pack-  und  Mascbinenräume  usw.  zwei  Stock  tief  in  der  Erde 
anzulegen  oder  durch  Dienstboten  Brennstoff-  und  Wirtschaftsvorräte 
von  dort  in  die  Wohnung  zu  schaffen,  sei  dem  Urteil  der  Ge- 
werbeaufsichtstellen überlassen.  Wenn  man  annehmen  könnte, 
daß  bedeutende  technische  Schwierigkeiten  einem  Unterfangen  alter 
Häuser  nicht  im  Wege  ständen,  so  muß  dabei  mindestens  erwogen 
werden,  daß  die  Frage  der  Beleuchtung  und  Lüftung  auf  festbe- 
grenzten und  vollbebauten,  oft  überbauten  Grundstücken  und  die 
Beschäftigung  von  Menschen  in  solchen  Räumen  Voraussetzungen 
haben,  die  im  Wege  der  Verordnungen  durch  Gewerbeaufsicht,  Bau- 
polizei und  Wohlfahrtpflege  erst  geschaffen  werden  müssen.  Vor 
allem  handelt  es  sich  hier  nicht  nur  darum,  technisch  herstellbare  und 
wirtschaftlich  verzinsliche  Räume  zu  schaffen,  sondern  sie  müssen 
in  erster  Linie  in  sozialer  und  hygienischer  Beziehung  nicht  zu  Miß- 
ständen Veranlassung  geben.  B.-Sch. 

Paul  Tornow  f.  Der  frühere  Dombaumeister  von  Metz,  Paul 
Tornow,  ist  Anfang  Juni  d.  J.  in  Chazelles  bei  Metz,  73  Jahre  alt, 
gestorben.  Mit  ihm  ist  wieder  einer  jener  begeisterten  Meister  mittel- 
alterlicher Kunst  ins  Grab  gesunken,  auf  welche  Deutschland  mit  Fug 
und  Recht  stolz  sein  kann.  *)  Seine  zeichnerischen  Fähigkeiten  waren 
glänzende.  Schon  in  ganz  jungen  Jahren  hat  er  für  „Rheinlands  Bau- 

*)  S.  a.  1891  d.  BL,  S.  497  u.  517;  1903,  S.  241  und  in  der  Denk- 
malpflege 1900,  S.  122;  1901,  S.  48;  1902,  S.  101;  1903,  S.  55  und 
1906,  S.  63. 
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Abb.  1.  Blondelscher  Vorbau. 

Abb.  1 u.  2.  Westseite 


Abb.  2.  Nach  dem  Umbau  durch  Tornow, 
des  Domes  in  Metz. 


denkmale“  von  Fr.  Bock  die  hervorragendsten  Abbildungen  geliefert, 
welche  wie  die  von  der  Burg  Eltz,  Münstermaifeld  und  Arnstein 
geradezu  bahnbrechend  wirkten  in  der  Wiedergabe  jener  Perlen  mittel- 
alterlicher Kunst,  die  sich  bis  dahin  nicht  eben  der  allerbesten  Dar- 
stellung erfreut  hatten.  Dieses  richtige  Erfassen  der  mittelalterlichen 
Einzelheiten  kam  ihm  bei  seinem  Lebenswerk,  den  Instandsetzungs- 
arbeiten des  Metzer  Domes,  auf  das  glücklichste  zustatten,  so  daß  man 
sich  dem  Genuß  des  wieder  erstandenen  Meisterwerks  langer  kunst- 
reicher Jahrhunderte  rückhaltlos  hingeben  konnte.  Unterstützt  war 
er  bei  den  mit  so  verschwenderischer  Pracht  an  Bildhauerwerken  aus- 
gestatteten Torbauten  am  Westende  des  Domes  in  gleich  glücklicher 
Weise  durch  einen  Meister  unserer  Schwesterkunst,  den  Bildhauer 
Dujardin.  Nur  den  leisen  Wunsch  kann  man  bei  dem  Beschauen 
seiner  Schöpfungen  nicht  unterdrücken,  daß  er  das  „Stilisieren“  be- 
sonders der  Gesichter  hätte  unterlassen  sollen.  Die  Reimser  und 
Pariser  mittelalterlichen  Schönheiten  erreichte  er  doch  nicht.  Wären 
dagegen  die  Köpfe  und  Körper  unserer  heutigen  Menschen  seine  Vor- 
bilder gewesen  — das  neue  Tor  von  Jung -Sankt -Peter  in  Straßburg 
(1909  d.  Bl.,  S.  518),  unter  den  Meisteraugen  Karl  Schäfers  geschaffen, 
bietet  dafür  ein  überaus  reizvolles  Beispiel  — und  wäre  das  Laubwerk 
unmittelbar  nach  der  Natur,  aber  nicht  nach  mittelalterlichen  Resten 
oder  Gipsen  entstanden,  dann  würde  unter  der  Meisterhand  Dujardins 
und  der  nie  versagenden  Leitung  Tornows  etwas  Neuzeitliches  ge- 
schaffen worden  sein,  das  allen  Anforderungen  einer  gesunden  Denk- 
malpflege entsprochen  hätte.  Daß  Tornow  den  Blondelschen  Vorbau 
im  Westen  beseitigt  hat.  ist  ein  Verdienst  um  die  künstlerische 
Wirkung  des  Ganzen  (Abb.  1 u.  2).  Versöhnen  die  gewalttätigen 
Anbauten  und  Ummantelungen  der  Barockzeit  zumeist  durch  ihre 
Genialität,  so  ließ  sich  dies  mit  dem  besten  Willen  für  Blondeis 
Anbau  nicht  behaupten.  Er  schädigte  das  Ganze,  und  an  sich  ent- 
zückte er  nicht. 

Im  Metzer  Dombaublatt  hatte  Tornow  seit  188G  ebenfalls  für 
andere  Dome  etwas  Vorbildliches  geschaffen,  und  es  war  ihm  gelungen, 
in  diesem  Blatt  wie  in  dem  Dombauverein  die  Deutschsprechenden 
mit  den  Französischredenden  zu  dem  gemeinsamen  Ziele  zu  einen, 
der  Schönheit  des  Metzer  Domes  nachzustreben.  Es  hat  ihm  nicht 
an  Tadlern  gefehlt.  Aber  nur  solche,  die  weder  in  der  Baukunst 
noch  in  der  Bildhauerkunst  etwas  schaffen,  verlästerten  Tornows 
Werk.  Deutschland  darf  mit  Stolz  auf  das  schauen,  was  es  durch 

Verlag  von  Wilhelm  Erna  t & Sohn  Berlin, 


Tornows  Können  und  Begeisterung  am  uralten,  glanzvollen  Heiligtum 
Lothringens  Großes  geleistet  hat,  und  wir  rufen  ihm  und  seinem 
Werke  hoffnungsvoll  zu  ins  frische  Grab:  „Auf  Wiedersehen!“ 

Hasak. 

Bücherschau. 

Beiträge  zur  Förderung  des  Kleinwohnuiigsbaues.  Von  Architekt 
Albert  Boßlet,  Referent  im  bayerischen  Ministerium  für  Soziale 
Fürsorge.  Im  Benehmen  mit  dem  Ministerium  für  Soziale  Für- 
sorge herausgegeben  vom  Bayerischen  Landesverein  zur  Förderung 
des  Wohnungswesens.  München  1921.  Ernst  Reinhardt.  In  8Ü.  Mit 
150  Abb.  5 Ji. 

Eine  Aufklärungsschrift,  um  einer  Verschleuderung  der  öffent- 
lichen Beihilfen  zum  Wohnungsbau  durch  die  Aufstellung  finanziell 
undurchführbarer  Bauprogramme  entgegenzuwirken.  Eine  Werbe- 
schrift zugleich  für  das  Kleinhaus,  die  nicht  nur  mit  Worten  ficht, 
sondern  durch  gute  Pläne  für  Grundriß  und  Aufriß  sowie  — besser 
noch  — durch  ausgeführte  Beispiele  den  vertretenen  Anschauungen 
Nachdruck  verleiht.  Die  Veröffentlichung  sagt  dem  in  der  Praxis 
stehenden  Fachmann  nichts  Neues:  sie  soll  vor  allem  dem  kleinen 
Bauherrn  auf  dem  Lande  Anregungen  gebeu , der  die  durch  den 
Krieg  veränderten  Verhältnisse  im  Bau-  und  Wohnungswesen  nicht 
genügend  kennt,  dann  auch  kleinen  Gemeinden  und  Baugenossen-, 
schäften  an  die  Hand  gehen,  denen  es  ähnlich  ergeht  und  die  infolge- 
dessen auf  falsche  Wege  geraten  und  Zeit  und  Geld  verlieren,  schließlich 
auch  dem  Architekten  als  Anschauungsmittel  dienen,  der  meistens 
tauben  Ohren  predigt,  wenn  er  zur  Sparsamkeit  und  Einfachheit 
und  zu  bodenständigem  Bauen  mahnt.  Zu  diesem  Zweck  sind  die 
wichtigsten  Grundsätze,  zu  denen  wir 'uns  unter  dem  Druck  der 
Verhältnisse  auf  dem  Gebiete  des  Ivleinwohnungs-  und  Kleinhaus- 
baues durchgerungen  haben,  übersichtlich  zusammengestellt.  Die 
Schrift,  als  Heft  17  der  Schriften  des  Bayerischen  Landesvereins  zur 
Förderung  des  Wohnungswesens  erschienen,  ist  in  erster  Linie  auf 
bayerische  Verhältnisse  zugeschnitten,  wird  aber  auch  für  andere 
Gegenden  Deutschlands  sicherlich  gute  Dienste  leisten.  Sie  zeichnet 
sich  durch  ein  reiches  Abbildungsmaterial  und  eine  für  die  heutigen 
Zeiten  erstaunliche  Billigkeit  aus.  so  daß  sie  sich  auch  zum  Massen- 
vertrieb eignet. 

München.  S)r.=  ;Jng.  A.  G u . 

R.  Bergius,  Berlin.  — Druck  der  Buchdruckerei  Gebrüder  Ern  st  Ber 


— Für  den  nichtamtlichen  Teil  verantwortlich : 


Nr.  » 


Nr.  66. 
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INHALT:  Antike  Synagogen  in  Galiläa.  — Biichorschaii, 


[Alle  Rechte  Vorbehalten.] 


Die  Synagogen  von  Galiläa  sind  für  Juden  und  Christen  gleich 
ehrwürdig.  Für  die  Juden  stellen  deren  Überreste  die  ältesten  be- 
kannten Synagogen  dar.  Anderseits  hat  Jesus  in  den  Synagogen 
Galiläas  gelehrt  und  seine  wunderbaren  Heilungen  in  ihnen  gewirkt. 
Sind  nun  unter  den  Überresten  noch  solche  aus  Jesu  Zeit?  Die  Frage 
ist  zu  bejahen.  Die  Ausgrabungen  der  Orientgesellschaft  waren  daher 
mit  Dankbarkeit  zu  begrüßen,  und  die  Veröffentlichung  der  Ergebnisse 
ist  ebenso  geschickt  wie  belehrend.1)  Sie  kann  insbesondere  der  jungen 
Kollegenschaft  empfohlen  werden,  um  sich  durch  Wiederherstellung 
der  zusammengestürzten  Bauten  auf  dem  Papier  in  die  Römerkunst 
zu  vertiefen. 

Die  Entstehungszeit  dieser  Bauten  festzustellen,  ist  sehr  schwierig, 
weil  Inschriften  und  schriftliche  Überlieferungen  fehlen.  Selbst  die 
Orte  mit  ihren  Namen  sind  verschwunden.  Gleich  das  erste  Trümmer- 
feld in  Teil  Hum  läßt  sich  nur  mit  aller  Wahrscheinlichkeit  als  das 
der  Synagoge  von  Kapernaum  mutmaßen.  Dann  ist  sie  aber  allem 
Anschein  nach  in  ihren  Unterteilen  noch  diejenige  Synagoge,  die  der 


Antike  Synagogen  in  Galiläa. 

brunst  vernichtet  worden  sein  und  hat  300  bis  400  Jahre  nach  ihrer 
ersten  Entstehung  einen  reichen  Wiederherstellungsbau  erfahren  (Ab- 
bild. 2).  Diese  Zwiespältigkeit  der  Einzelheiten  ist  den  Verfassern 
anscheinend  entgangen  und  so  reihen  sie  das  Ganze  der  Zeit  der 


Westseite  der  Synagoge  von  Kapernaum  (Teil  Hum)  nach  der  Freilegung 
durch  die  Franziskaner.  (Gez.  von  Kohl  1912.) 


Abb.  3.  Grundriß  der  Synagoge  von  Kapernaum  (Teil  Humj. 


römische  Hauptmann  den  Juden  erbaut. hat.  Lukas  schreibt  7,  1 bis  5 
über  Jesus: 

Nachdem  er  aber  alle  seine  Reden  zu  Ohren  des  Volkes  gebracht 
hatte,  begab  er  sich  nach  Kapernaum.  Der  Knecht  eines  Haupt- 
manns aber,  der  diesem  sehr  lieb  war,  lag  krank  und  war  am 
sterben.  Und  da  er  von  Jesus  hörte,  schickte  er  die  Ältesten 
der  Juden  zu  ihm  und  bat  ihn,  zu  kommen  und  seinen  Knecht 
gesund  zu  machen.  Und  als  diese  zu  Jesus  kamen,  baten  sie 
ihn  angelegentlich  und  sprachen  zu  ihm : Er  ist  würdig,  daß  du 
ihm  dieses  erweisest;  denn  er  liebt  unser  Volk  Denn  er  hat 
uns  die  Synagoge  gebaut. 

Die  Skizze,  die  Kobl  (1912)  von  dem  noch  dastehenden  Unterteil 
angefertigt  hat  (Abb.  1)  — die  Franziskaner  hatten  die  Reste  frei- 
gelegt — , zeigt  eine  zierliche  Pilasterstellung  aus  klassischer  Zeit,  zu 
der  die  Einzelheiten,  Basen  und  Kapitelle,  in  ihrer  hellenischen  Auf- 
machung gut  passen.  — Im  Inneren  liegen  dagegen  Friese  mit  reichem 
Bildhauerschmuck,  die  einer  viel  späteren  Zeit  entstammen.  Sie 
rühren  aus  jener  Zeit  der  beginnenden  syrischen  Architektur  her, 
bald  nach  400  n.  Ohr.,  die  Graf  Melchior  von  Vogüe'  in  seinem 
klassischen  Werk:  La  Syrie  centrale,  Paris  1865  bis  1877  erschlossen 
hat.  Dort  sind  Inschriften  mit  Jahreszahlen  vorhanden,  dort  auch 
sieht  man  die  richtige  Entwicklung  dieser  Einzelheiten.  Die  Synagoge 
wird  schon  früher  einmal  durch  Erdbeben  oder  durch  eine  Feuers- 

9 Antike  Synagogen  in  Galiläa.  Von  Heinrich  Kohl  und  Karl 
Watzinger.  29.  Wissenschaftliche  Veröffentlichung  der  Deutschen 
Orientgesellschaft.  Leipzig  1916.  J.  C.  Hinrichssche  Buchhandlung. 
VIII  u.  231  S.  in  gr.  4°  mit  IS  Tafeln  und  306  Abb.  im  Text. 


Abb.  2.  Bruchstück  eines  Wandfrieses. 


Antonine  ein  (um  200  n.  Chr.),  unter  denen  die  Juden  in  Galiläa 
friedliche  Zeiten  genossen  haben,  wie  die  Rabbiner  im  Talmud  be- 
richten. Da  der  Wiederherstellungsbau  mit  seinen  reichen  Friesen  dem 
5.  oder  6.  Jahrhundert  erst  angehören  dürfte,  so  kann  er  selbst  durch 
die  Christen  vorgenommen  sein  — im  Andenken  an  Jesus  — dann 
aber  erklärten  sich  hier  ganz  ungezwungen  die  kleinen  Tiergestalten 
in  den  Friesen,  über  die  sich  in  neuester  Zeit  schon  viel  Tinte  er- 
gossen hat,  da  diese  völlig  gegen  die  strengen  jüdischen  Gesetzes- 
vorschriften verstoßen.  Die  fünf-  und  sechsstrahligen  Sterne  auf  diesen 


Friesen  sprechen  ihrerseits  nicht 
lieber  Zeit. 

Am  Fuß  des 
siebenarmigen 
Leuchters  sieht 
man  auf  seiner 
Darstellung  am 
Titusbogen 
ebenfalls  kleine 
Seeungetüme. 

Ich  habe  aber 
nachgewiesen, 
daß  dieser  Fuß 
eine  römische 
Zutat  ist,  die 
der  Leuchter 
wahrscheinlich 
bei  seiner  Auf- 
stellung in  Rom 
erst  erhalten 
hat,  da  die  jüdi- 
schen Darstel- 
lungen ihn 
durchweg  mit 
drei  Füßchen 
zeigen.  So  auch 
hier  am  Sturz 
der Synagoge  zu 
En-Nebraten.-j 
Unter  den 
erhaltenen  Res- 
ten ragt  die 


eine  Wiederherstellung  in  christ- 


-j  Das  Hei- 
lige Land.  Köln 
und  Düsseldorf 
1915.  S.  200  u.f. 


Abb.  4.  Mitteltür  in  der  Hauptansicht  der  Synagoge 
von  Kefr  Birim. 
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Hauptansicht  von  Kefr  Birim  hervor.  Mit  ihrem  ebenso  wuchtigen 
wie  meisterhaften  Mitteltor  (Abb.  4)  reizt  sie  zum  Nachdenken  über 
den  oberen  Abschluß  des  ganzen  Hauses,  und  man  wird  auch  den 
Gedanken  nicht  los,  die  wiederkehrende  Gestalt  dieser  Eingangstore 
mit  ihren  Halbkreis -Entlastungsbogen  gibt  vielleicht  die  Tempeltür 
von  Jerusalem  wieder.  Bei  ihrer  riesigen  Breite  von  mehr  als  6 m 
bedurfte  sie  wohl  solch  eines  Hilfsbogens.  Und  sie  stand  damals 
sicherlich  noch  aufrecht.  Auch  die  Weinranke  über  der  Tempeltür, 
wie  sie  Josephus  Flavius  beschreibt,  zeigt  der  Fries  über  dem  Tor 


17.  August  1921. 


zu  Kefr  Birim.  — Professor  $r.=  3>ug.  Grotte  sucht  in  einer  aus- 
führlichen Besprechung  dieser  Ausgrabungen  in  der  Monatsschrift 
für  Geschichte  und  Wissenschaft  des  Judentums  1921  für  das  Innere 
dieser  Synagogen  ebenfalls  nach  einem  Vorbilde  im  Tempel  in 
Jerusalem.  Er  glaubt,  dieses  im  Frauenhofe  gefunden  zu  haben, 
dessen  Grundriß  vielleicht  dem  dieser  Synagogen  (Abb.  3)  geglichen 
habe.  Allerdings  befindet  sich  keine  Belegstelle  für  feste  Säulen- 
hallen im  Frauenhofe. 

Berlin.  Hasak. 


Bücherschau. 


Neu  erschienene,  bei  der  Schriftloitung  eiugegangeue  Bücher. 

(Alle  bei  der  Schriftleitung  eingehenden  Werke  werden  in 
diesen  Verzeichnissen  aufgeführt.  Rücksendung  der  Werke 
kann  nicht  stattfinden.) 

Amtlicher  Führer  der  Ausstellung  für  Wasserstraßen 
und  Energiewirtschaft  München  1921.  Zusammengestellt  von 
der  Geschäftstelle.  2.  Aufl.  164  S.  in  kl.  8°  mit  Plänen  u.  Abb.  G JC- 
Die  Bau-  und  Kunstdenkmäler  der  Freien  und  Hanse- 
stadt Lübeck.  Herausgegeben  von  der  Baubehörde.  3.  Bd.,  2.  Teil: 
Jakobikirche,  Ägidienkirche.  Bearbeitet  von  Joh.  Baltzer  u.  Dr.  F.  Bruns. 
Lübeck  1921.  Bernhard  Nöhring.  XII  u.  267  S.  in  gr.  8°  mit  zahlr. 
Abb.  Geh.  25  JL 

Berichte  des  Ausschusses  für  Versuche  im  Eisenbau. 
Herausgegeben  vom  Deutschen  Eisenhauverband.  Ausgabe  A.  3.  Heft: 
Versuche  mit  Anschlüssen  steifer  Stäbe.  Berichterstatter  Prof.  3)r.=Sug. 
Max  Rudeloff.  Berlin  1921.  Jul.  Springer.  84  S.  in  gr.  4°  mit  96  Text- 
abb.  Geh.  20  JC. 

Bericht  Uber  die  Heiztechnische  Tagung  in  Hannover 
(November  1920)  und  die  Verhandlungen  über  wirtschaftlichen 
Betrieb  von  Zentralheizungen  auf  der  Feuerungstechnischen  Tagung 
Berlin  (September  1920).  Herausgegeben  von  der  Hauptstelle  für 
Wärme  Wirtschaft.  Berlin  1921.  Verlag  des  Vereins  deutscher  Ingenieure. 
In  gr.  8°.  Geh.  — 1 . Heft.  Öfen  und  Herde.  Kleingewerbliche  Feuerungen. 
54  S.  mit  42  Abb.  16  JC.  — 2,  Heft.  Zentralheizungen.  Organisation 
der  Beratungs-  und  Überwachungsstellen.  113  S.  mit  3 Abb.  28  JL 
XII.  Bericht  der  Römisch-Germanischen  Kommission 

1920.  Herausgegeben  vom  Deutschen  Archäologischen  Institut. 
Frankfurt  a.  M.  1921.  Joseph  Baer  u.  Ko.  XX,  IV  u.  75  S.  in  gr.  8° 
mit  7 Fundkartenblättern.  Geh. 

Bericht  der  Württembergischen  Straßen-  und  Wasser- 
bauverwaltung über  ihre  Tätigkeit  in  den  Kriegsj ahren  1 91 5 
bis  1918.  Herausgegeben  vom  württembergischen  Ministerium  des 
Innern.  Stuttgart  1921.  I.  Straßenbau,  II.  Wasserbau,  III.  Elektrische 
Anlagen.  6 Hefte  in  gr.  8°  mit  Plan-  u.  Kartenbeilagen.  Enthalten 
u.  a.  Beschreibung  der  unteren  Remsbrücke  bei  Schorndorf,  Umbau  der 
Neckarbrücke  bei  Köngen  und  Beschreibung  der  Riß. 

Bottler,  Max.  Technische  Anstrich-,  Imprägnier-  und  Isoliermittel 
und  deren  Verwendung  in  der  Industrie  und  den  Gewerben.  Würzburg 

1921.  Verlagsdruckerei  Würzburg.  VIII  u.  216  S.  in  kl.  8°.  Geh. 
Die  Briefmarke  als  Kunstwerk.  Ergebnis  des  Wettbewerbs 

für  Freimarkenentwürfe,  mit  Geleitwort  von  Max  Osborn.  Heraus- 
gegeben vom  Reichspostministerium,  Berlin;  zu  beziehen  durch  alle 
Postanstalten.  88  S.  in  kl.  8°  mit  343  Abb.  12  JC. 

Brinckmann,  A.  E.  Deutsche  Stadtbaukunst  in  der  Vergangenheit. 
Zweite  erweiterte  Auflage.  Frankfurt  a.  M.  1921.  Frankfurter  Verlags- 
anstalt A.-G.  199  S.  in  gr.  8°  mit  136  Abb.  u.  8 Tafeln.  Geh.  40  Jt, 
geb.  '48  JL 

Bruniby,  G.  Kleingarten-  und  Pachtschutz.  Kommentar  mit  be- 
schreibender und  kritischer  Darstellung  der  Kleingarten-  und  Klein- 
pachtlandordnung sowie  der  Pachtschutzverordnungen.  Berlin  1921. 
Industrieverlag  Spaeth  u.  Linde.  VIII  u.  142  S.  in  kl.  8°.  12  JC. 

2)1  =2>n9-  Cauer,  W.  Eisenbahnausrüstung  der  Häfen.  Berlin  1921. 
Jul.  Springer.  48  S.  in  gr.  4°  mit  51  Abb.  Geh.  12  JC. 

Cornelius,  C.  Eisenbahn-Hochbauten.  Handbibliothek  für  Bau- 
ingenieure, herausgegeben  vonRob.  Otzen.  2. Teil:  Eisenbahnwesen.  6.Bd. 
Berlin  1921.  Jul. Springer.  VIII  u.  128  S.  in  gr.8°  mit  157  Abb.  Geb.  22  Jt. 

Denkschrift  über  die  Lage  im  Wohnungswesen.  Vor- 
schläge zur  Behebung  der  Wohnungsnot.  Herausgegeben  vom  Rheinisch- 
Westfälischen  Ausschuß  zur  Förderung  des  Wohnungsbaues  unter 
dem  Vorsitz  von  Stadtbaurat  Diefenbach  in  Bochum  und  der  Schrift- 
leitung von  Syndikus  Höfling  in  Kastrop.  Im  Selbstverlag:  Kastrop, 
Kaiser-Friedrich-Straße  16.  16  S.  in  8U.  1 JC. 

Deutschlands  Landbau.  Berlin-Halensee.  Deutscher  Archi- 
tektur- und  Industrieverlag  („Dari“).  In  4°.  Jeder  Band  mit  zahlr. 
Abb.  u.  Kunsttafeln  und  mit  Geschäftsanzeigenanhang.  Nieder- 
sachsen. Beispiele  neuzeitlicher  ländlicher  und  landwirtschaftlicher 
Gebäude  aus  den  Gebieten  der  Provinz  Hannover  einschl.  Ostfrieslands, 
aus  Oldenburg  und  Braunschweig.  Von  Wolf  Niemeyer.  1920.  99  S. 
Geh.  30  JC.  — Pommern.  Bearbeitet  von  H.  Schucht.  75  S.  Geh.  36  JC. 


Deutschlands  Städtebau.  Berlin-Halensee.  Deutscher  Archi- 
tektur- und  Industrie- Verlag  („Dari“).  In  4°.  Jeder  Band  mit  zahlr. 
Abb.  u.  Kunsttafeln  und  mit  Geschäftsanzeigenanhang.  — Dortmund. 
Bearbeitet  und  herausgegeben  von  Stadtbaurat  Hans  Strobel.  1920. 
148  S.  Geh.  etwa  30  JC.  — Dresden.  Im  Aufträge  des  Rates  der 
Stadt  Dresden  redigiert  von  Prof.  Dr.  phil.  Friedr.  Schäfer.  1921. 
72  S.  Geh.  45  JC.  — Duisburg.  Herausgegeben  vom  Stadtbauamt 
Duisburg.  Bearbeitet  von  Diplomingenieur  Schneider,  Regierungshau- 
meister Grochtmann  u.  Stadtschulrat  Eicker.  1920.  Geh.  40  JC.  — 
Gera.  Im  Aufträge  des  Stadtrats  in  Gera-Reuß  bearbeitet  von  Stadt- 
baurat Luthardt.  1920.  65  S.  Geh.  35  JC.  — Halberstadt.  Heraus- 
gegeben vom  Magistrat  Halberstadt.  Bearbeitet  von  Geheimen  Baurat 
Knoch  in  Hannover.  1920.  33  S.  Geh.  2b  JC.  — Hamm  (Westf.)  Her- 
ausgegeben vom  Stadtbaumt  Hamm  (Westf.).  Bearbeitet  von  Geh. 
Baurat  Knoch  u.  Stadtbaumeister  Förster.  1919.  60  S.  Geh.  25  JC. — 
Herford.  Herausgegeben  vom  Magistrat  Herford.  Bearbeitet  von 
Stadtbaumeister  Messerschmidt.  1920.  37  S.  Geh.  30  JC.  — Hildes- 
heim. Herausgegeben  vom  Magistrat  der  Stadt  Hildesheim.  Bear- 
beitet von  Geh.  Baurat  A.  Knoch.  1921.  34  S.  Geh.  20  JC.  — Kol- 
berg.  Herausgegeben  vom  Magistrat  Ivolberg.  Bearbeitet  von  2)r.=3üg. 
H.  Göbel.  1921.  36  S.  Geh.  15  JC.  — Lübeck.  Herausgegeben 
vom  Senat  der  Freien  und  Hansestadt  Lübeck.  Bearbeitet  von  Baurat 
F.  W.  Virck.  1921.  92  S.  Geh.  35  JC.  — Naumburg  a.  d.  Saale 
und  Bad  Kosen.  Herausgegeben  vom  Magistrat  in  Naumburg,  be- 
arbeitet von  Stadtbaurat  Fr.  Hoßfeld  und  Prof.  Paul  Schultze-Naum- 
burg.  1921.  40  S.  Geh.  25  JC.  — Nord  hausen.  Herausgegeben 
vom  Magistrat  Nordhausen.  Bearbeitet  von  Stadtbaurat  Geißler. 
1921.  37  S.  Geh.  25  JC.  — Paderborn.  Herausgegeben  vom 
Magistrat  Paderborn.  Bearbeitet  von  Stadtbaurat  Michels.  1921.  54  S. 
Geh.  30  JC. 

Dienstalters-  und  Rangliste  der  höheren  Baubeamten 
Preußens  und  der  Reichsverwaltung.  Herausgegeben  von 
Albin  Eckhardt.  Begründet  im  Jahre  1884  von  Regierungsbaumeister 
Franz  Woas.  20.  Aufl.  Nach  dem  Stande  vom  April  1921.  (Abge- 
schlossen Anfang  Mai.)  Auf  Grund  amtlichen  Materials  verfaßt.  Vor 
dem  Druck  durchgesehen  in  den  Bureaus  der  Bauabteilungen  der  zu- 
ständigen Verwaltungsbehörden.  Marburg  1921.  Karl  Cauer.  174  S. 
in  kl.  8°  mit  Bezugsquellenverzeichnis.  12  JC. 

Eberlein,  Kurt  K.  Friedrich  Weinbrenner.  Denkwürdigkeiten 
aus  seinem  Leben  von  ihm  selbst  geschrieben.  Potsdam  1920.  Gustav 
Kiepenheuer.  278  S.  in  8°  mit  Abb.  Geb.  30  JC. 

Ecker.  Der  Kachelofen  im  Siedlungsbau.  Berlin  1921.  Albert 
Lüdtke.  VI  u.  92  S.  in  8°  mit  176  Abb.  Geh.  12  JC. 

®L'.=3ng.  Eisenlohr,  Roland.  Das  Arbeiter- Siedlungswesen  der 
Stadt  Mannheim.  Unter  besonderer  Berücksichtigung  der  großstädti- 
schen Entwicklung  von  Mannheim  als  Industriestadt.  Karlsruhe  i.  B. 
1921.  G.  Braunsche  Hofbuchdruckerei  und  Verlag.  IV  u.  86  S. 
in  8°  mit  1 Stadtplan  u.  12  Tafeln  Übersichtsplänen.  Geh.  18  JC. 

Engelhard,  Friedrich.  Kanal-  und  Schleusenbau.  Handbibliothek 
für  Bauingenieure,  herausgegeben  von  Friedr.  Otzen.  3.  Teil  Wasser- 
bau 4.  Bd.  Berlin  1921.  Jul.  Springer.  VIII  u.  261  S.  in  gr.  8° 
mit  303  Abb.  u.  einer  farbigen  Übersichtskarte.  Geb.  42  JC. 

2>r.=3itg.  Ensslin,  Max.  Eiastizitätslehre  für  Ingenieure.  (Samm- 
lung Göschen.)  I.  Grundlagen  und  Allgemeines  über  Spannungs- 
zustände, Zylinder,  Ebene  Platten,  Torsion,  Gekrümmte  Träger.  Zweite 
verbesserte  Auflage.  Berlin  u.  Leipzig  1921.  Vereinigung  wissen- 
schaftl.  Verleger,  Walter  de  Gruyter  u.  Ko.  147  S.  in  kl.  8°  mit 
65  Abb.  Geb.  2,10  JC  u.  I0O  vH  Teuerungszuschlag. 

Dr.  Erler.  Friedrich  u.  Dr.  Fritz  Koppe.  Die  Einkommensteuer- 
novelle.  Gesetz  zur  Änderung  des  Einkommensteuergesetzes.  Vom 
24.  März  1921.  Mit  eingehenden  Erläuterungen,  dem  vollständigen 
abgeänderten  Gesetzestexte  des  Einkommensteuergesetzes,  Tarifen  usw. 
2.  Aufl.  Berlin  1921.  Industrieverlag  Spaeth  u.  Linde.  244  S.  in  kl.  8°. 
Geb.  14,40  JC. 

Festschrift  zur  800-Jahr-Feier  der  Gründung  des  ehe- 
maligen Benediktinerklosters  Ensdorf.  Herausgegeben  vom 
Geistlichen  Rat  J.  B.  Schmidt,  Pfarrer  in  Ensdorf.  Kallmünz  bei 
Regensburg.  Oberpfälzische  Landbuchhandlung.  39  S.  in  gr.  8°  mit 
zahlr.  Abb.  u.  5 Kunstbeilagen.  Geh. 
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Forschungsarbeiten  auf  dem  Gebiete  des  Ingenieur- 
wesens. Herausgegeben  vom  Verein  deutscher  Ingenieure.  Berlin  1920. 
Verlag  des  Vereins  deutscher  Ingenieure.  Kommissionsverlag  von  Jul. 
Springer -Sonderreihe  M.  Mechanische  Technologie,  Materialprüfung 
und  Stoffkunde.  In  gr.  8°.  3.  Heft:  Neue  Kraftmesser  für  Festigkeits- 
prüfungen. Von  2>i\=!3n9-  Georg  Wazau.  105  S.  Geh.  32  Jl  einschl. 
Versandgebühren. 

Frick,  Otto  u.  Karl  Knüll.  Die  Konstruktion  von  Hochbauten. 
Zwei  Teile  in  einem  Bande.  Leipzig  u.  Berlin  1921.  B.  G.  Teubner. 
In  8°.  — > l . Teil : Auf-  und  Ausbau  kleinerer  Landhausbauten.  VIII  u. 
IGO  S.  mit  275  Abb.  — 2.  Teil:  Auf-  und  Ausbau  größerer  Hoch- 
bauten. VI  u.  203  S.  mit  251  Abb.  Beide  Teile  in  einem  Bande,  geb. 
34  M. 

Friedrichs,  Haus.  Das  Feldmessen  des  Tiefbautechnikers.  Leitfaden 
ür  den  Gebrauch  an  Technischen  und  verwandten  Fachschulen  sowie 
für  die  Praxis.  1.  Teil:  Horizontalmessungen.  Dritte  Auflage.  Be- 
arbeitet von  Prof.  Georg  [Reinecke.  Leipzig  u.  Berlin  1921.  B.  G. 
Teubner.  VIII  u.  125  S.  in  8°  mit  209  Textabb.  u.  2 Tafeln.  In  Steif- 
band 9, GO  Jl  u.  120  vH  Teuerungszuschlag. 

®r.=  3u8-  Fröhlich,  H.  Beitrag  zur  Berechnung  von  Mastfunda- 
menten. Zweite  erweiterte  Auflage.  Berlin  1921.  Wilh.  Ernst  u. 
Sohn.  80  S.  in  8°  mit  74  Textabb.  Geh.  18  Jl. 

Gabriel,  Kurt.  Wohnhäuser.  Sammlung  Göschen,  839.  u.  840.  Bd. 
Berlin  u.  Leipzig  1921.  Vereinigung  wissenschaftlicher  Verleger. 
Walter  de  Gruyter  u.  Ko.  I.  Anlage  und  Konstruktion  des  Wohn- 
hauses. 141  S.  in  kl.  8°  mit  91  Abb.  II.  Die  Räume  des  Wohnhauses. 
113  S.  in  kl.  8°  mit  44  Abb.  Der  Band  2,10  Jl  und  100  vH  Verleger- 
teuerungszuschlag. 

2)r.=3ng.  Gesteschi,  Th.  Hölzerne  Dachkonstruktionen.  Ihre  Aus- 
bildung und  Berechnung.  Zweite  neubearbeitete  Auflage.  Berlin  1921. 
Wilh.  Ernst  u.  Sohn.  VIII  u.  284  S.  in  8°  mit  470  Textabb. 
Geh.  43,50  Jl,  geb.  48  Jl. 

Graf,  Otto.  Die  Druckfestigkeit  von  Zementmörtel,  Beton,  Eisen- 
beton und  Mauerwerk.  Die  Zugfestigkeit  des  unbewehrten  und  be- 
wehrten Betons.  Versuchsergebnisse  und  Erfahrungen  aus  der  Material- 
prüfungsanstalt der  Technischen  Hochschule  Stuttgart.  Stuttgart 
1921.  Konrad  Wittwer.  VIII  u.  99  S.  in  gr.  8°  mit  49  Abb.  Geh. 
28  Jl,  geb.  34  JL 

Dr.  Großmaim,  Marcel.  Darstellende  Geometrie.  II.  Teil.  Zweite 
umgearbeitete  Auflage.  (Teubners  Technische  Leitfäden.  3.  Band.) 
Leipzig  u.  Berlin  1921.  B.  G.  Teubner.  VI  u.  154  S.  in  8°  mit  144 
Textabb.  In  Steitband  8 Jl  u.  120  vH  Teuerungszuschlag. 

Gürsclmer  u.  Benzei.  Der  Städtische  Tiefbau.  In  drei  Teilen. 
Hilfs-  und  Nachschlagebuch  für  das  Entwerfen  und  den  Bau  städtischer 
Straßen-,  Wasserversorgungs-  und  Entwässerungsanlagen.  2.  Aufl. 
Leipzig  u.  Berlin  1921.  B.  G.  Teubner.  In  8n.  — 1.  Teil:  Bebauungspläne 
und  Stadtstraßenbau.  IV  u.  172  S.  mit  212  Abb.  u.  3 Taf.  — 2.  Teil: 
Wasserversorgung  von  Ortschaften.  82  S.  mit  81  Abb.  — 3.  Teil: 
Stadtentwässerung.  143  S.  mit  144  Abb.  u.  9 Taf.  — Drei  Teile  in 
einem  Bande,  geb.  70  Jl. 

Handbuch  für  Eisenbetonbau.  Herausgegeben  von  Dr.-Ing. 
F.  Emperger.  Dritte  neubearbeitete  Auflage.  In  14  Bänden.  Berlin  1921. 
Wilh.  Ernst  u.  Sohn.  In  gr.  8°.  — 2.  Bd. : Der  Baustoff  und  seine  Be- 
arbeitung. Bearbeitet  von  K.  Memmler,  H.  Burchartz,  H.  Albrecht, 
H.  Schluckebier,  0.  Rappold  u.  A.  Nowak.  XX  u.  427  S.  mit  545  Textabb. 
Geh.  96  Jl,  geb.  114  Jl.  — 7.  Bd.:  Bogenbrücken  und  Uberwölbungen. 
Bearbeitet  von  Th.  Gesteschi.  XV  u.  627  S.  mit  728  Textabb.  u.  einem 
Sachverzeichnis,  bearbeitet  von  A.  Laskus.  Geh.  132  Jl,  geb.  150  Jl. 

Hegemann,  E.  Lehrbuch  der  Landesvermessung.  1.  Teil.  2.  Aufl. 
Berlin  1921.  Paul  Parey.1  VIII  u.  261  S.  in  8°  mit  114  Textabb.  u. 
1 Karte  und  einem  20  S.  starken  Anhang.  Geb.  70  Jl. 

Heimatblätter  der  Roten  Erde.  Zeitschrift  des  Westfälischen 
Heimatbundes.  Verantwortlich:  Karl  Wagenfeld  in  Münster  i.  Westt. 
Sonderheft  Soest.  Münster  i.  Westf.  1921.  Aschendorffsche  Verlags- 
buchhandlung. 60  S.  in  8°  mit  zahlreichen  Abb.  Jährlich  12  Hefte 
20  Jl , Einzelhefte  2,50  Jl. 

Hoenig,  Antou.  Deutscher  Städtebau  in  Böhmen.  Die  mittel- 
alterlichen Stadtgrundrisse  Böhmens  mit  besonderer  Berücksichtigung 
der  Hauptstadt  Prag.  Berlin  1921.  Wilh.  Ernst  u.  Sohn.  113  S.  in 
gr.  8°  mit  13  Abb.,  24  Taf.  u.  1 Faltplan.  Geh.  33  Jl,  geb.  37,50  Jl. 

Hopfner,  K.  A,  Grundbegriffe  des  Städtebaues.  1.  Band.  Berlin 
1921.  Jul.  Springer.  VI  u.  216  S.  in  8°  mit  37  Abb.  u.  8 Taf. 
Geh.  45  Jl,  geb.  51  Jl. 

Tl'.  = !yttg.  Jackson,  A.  Ingenieur-Holzbau.  5.  Bd.  von  Wittwers 
Technischen  Hilfsbüchern.  Stuttgart  1921.  Konrad  Wittwer.  VIII  u. 
174  S.  mit  168  Abb.  Geh.  42  Jl. 

Jahrbuch  der  angewandten  Naturwissenschaften  1919 
bis  1920,  31.  Jahrg.  Unter  Mitwirkung  von  Fachmännern  heraus- 
gegeben von  Dr.  Joseph  Plaßmann.  Freiburg  i.  Br.  1921.  Herder  u. 
Ko.,  G.  m.  b.  H.  XVI  u.  394  S.  in  gr.  8°  mit  147  Bildern  auf  20  Tafeln 
u.  im  Text.  Geb.  40  Jl  u.  Zuschläge. 


Jahrbuch  der  Bayerischen  Landesstelle  für  Gewässer- 
kunde (früher  Hydrotechnisches  Bureau),  Abteilung  der  Obersten 
Baubehörde  im  Staatsministerium  des  Innern.  München  1921.  Selbst- 
verlag der  Bayerischen  Landesstelle  für  Gewässerkunde.  In  4°.  Geh.  — 
18.  Jahrg.  1916.  1.  Heft.  Tätigkeitsbericht  und  Jahrescharakteristik. 

20  S.  mit  14  Taf. — 19.  Jahrg.  1917.  2.  Heft.  Niederschlagsmessungen. 
233  S.  — 3.  Heft.  Schneehöhenmessungen.  99  S.  — 4.  Heft.  Wasser- 
standsmessungen. 162  S.  — 20,  Jahrg.  1918.  2.  Heft.  Niederschlags- 
messungen. 232  S.  — 3.  Heft.  Schneehöhenmessungen.  108  S.  — 
4.  Heft.  Wasserstandsmessungen.  162  S. 

Jahrbuch  der  Denkmalpflege  im  Reg.-Bez.  (Jassel  1. 
Im  Aufträge  der  Bezirkskommission  zur  Erforschung  und  Erhaltung 
der  Denkmäler  innerhalb  des  Regierungsbezirks  Cassel  für  die  Zeit 
vom  1.  Januar  1914  bis  zum  1.  Januar  1917  herausgegeben  vom  Be- 
zirkskonservator Holtmeyer  Marburg  1920.  N.  G.  Elwertsche  Ver- 
lagsbuchhandlung (G.  Braun).  186  S.  in  4"  mit  116  Bildtafeln.  Geh.  40  Jl. 

Jahrbuch  des  Hydrographischen  Zentral  bureaus  im 
Staatsamt  für  Handel  und  Gewerbe,  Industrie  und  Bauten.  Neue 
Folge.  4.  Jahrg.  1917  (der  alten  Folge  25.  Jahrg.).  Wien  1919.  In 
Kommission  bei  W.  Braumüller.  In  Folio.  Vier  Hefte  über  die 
einzelnen  Flußgebiete. 

Die  Kalkulation  der  Bauarbeiten.  Stuttgart.  Karl  Schüler 
Verlag.  In  8°.  1.  Teil:  Grab-,  Beton-  und  Maurerarbeiten.  Von  Chr. 
Märkle.  1919.  70  S.  mit  Abb.  Geh.  5 Jl  zuzügl.  Versandspesen.  — - 
2.  Teil:  Zimmer-  und  Treppenbauarbeiten.  Von  Fritz  Kreß.  1919. 
112  S.  mit  Abb.  Geh.  7 Jl  zuzügl.  Versandspesen.  — 3.  Teil:  Eisen- 
beton-, Platten-,  Gipser-,  Anstrich-  und  Kanalisationsarbeiten.  Von 
Chr.  Märkle.  1919.  118  S.  mit  Abb.  Geh.  8 Jl  zuzügl.  Versand- 

spesen. — 4.  Teil:  Schreiner-,  Glaser-,  Schlosser-,  Flaschner-  und  In- 
stallationsarbeiten. Von  Chr.  Märkle.  1920.  104  S.  mit  Abb.  Geh. 

12  Jl  zuzügl.  Versandspesen. 

2)r.=!yttg.  Kann,  F.  Kegelförmige  Behälterböden,  -Dächer  und  Silo- 
trichter. Verfahren  zur  angenäherten  Berechnung  von  Kegelschalen 
aus  Beton  und  Eisenbeton  auf  Grund  der  Elastizitätstheorie  nebst 
Anwendungsbeispielen.  Berlin  1921.  Wilh.  Ernst  u.  Sohn.  IV  u.  40  S. 
in  gr.  8°  mit  16  Textabb.  Geh.  16,50  Jl. 

Dr.  Kaßner,  C.  Gerichtliche  und  Verwaltungs-Meteorologie.  Das 
Wetter  in  der  Rechtsprechung.  Für  Gerichte  und  Rechtsanwälte,  Ver- 
waltungen, Magistrate  und  Hausbesitzer,  Berufgenossenschaften  und 
Versicherungsgesellschaften,  für  Gewerbe,  Handel  und  Technik.  Mit 
483  Beispielen  aus  der  Praxis.  Berlin  u.  Leipzig  1921.  Vereinigung 
wissenschaftl.  Verleger,  Walter  de  Gruyter  u.  Ko.  208  S.  in  8°.  25  Jl. 

Kersten,  C.  Der  Eisenbetonbau.  Ein  Leitfaden  für  Schule  und 
Praxis.  In  2 Teilen.  Berlin  1921.  Wilh.  Ernst  u.  Sohn.  2.  Teil: 
Anwendungen  im  Hoch-  und  Tiefbau.  Mit  Anhang:  Kohlesparende 
und  wärmehaltende  Betonbauweisen,  Schlackenverwertung,  Leicht- 
beton u.  a.  10.  umgearbeitete  und  erweiterte  Auflage.  XII  u.  283  S. 
in  kl.  8°  mit  632  Textabb.  Geh.  28.50  Jl. 

2)r.=Csng.  KirchhofF,  Rudolf.  Die  Statik  der  Bauwerke.  In  zwei 
Bänden.  1.  Bd.:  Einführung  in  die  graphische  Statik., — Trägheits- 
und Zentrifugalmomente  ebener  Querschnitte.  Normal-  und  Schub- 
spannungen in  geraden  Stäben.  — Theorie  der  statisch  bestimmten 
ebenen  Träger.  Kinematische  Theorie  des  ebenen  Fachwerks.  — Die 
Theorie  des  Raumfachwerks.  Berlin  1921.  Wilh.  Ernst  u.  Sohn. 
VIII  u.  302  S.  in  gr.  8°  mit  379  Abb.  Geh.  66  Jl,  geb.  74  Jl. 

$r.=2>ng.  Kleinlogel,  A.  Rahmenformen.  Gebrauchsfertige  Formeln 
für  einhüftige,  zweistielige,  dreieckförmige  und  geschlossene  Rahmen  aus 
Eisen-  oder  Eisenbetonkonstruktion  nebst  Anhang  mit  Sonderfällen 
teilweise  und  ganz  eingespannter  Träger.  Dritte  neubearbeitete  und 
erweiterte  Auflage.  Berlin  1921.  Wilh.  Ernst  u.  Sohn.  XX  u.  244  S. 
in  8°.  273  Rahmenfälle  mit  485  Abb.  Geh.  4:8  Jl,  geb.  54  Jl. 

Dr.  Kloß.  Steuerschuldnerschutz.  Der  Schutz  des  Steuerpflichtigen 
und  die  dem  Steuerpflichtigen  zustehenden  Rechtsbehelfe  nach  der 
Reichsabgabenordnung.  Berlin  1921.  Industrieverlag  Spaeth  u.  Linde. 
43  S.  in  8°.  Geh.  4 Jl. 

Dr.-Ing.  Krey,  H.  Widerstand  von  Sandkörnern  und  Kugeln  bei 
der  Bewegung  im  Wasser  als  Grundlage  der  Schwemmstoffbewegung 
in  unseren  Flüssen.  1.  Heft  der  Mitteilungen  der  Versuchsanstalt 
für  Wasserbau  und  Schiffbau  in  Berlin.  Berlin  1921.  E.  S.  Mittler 
u.  Sohn.  43  S.  in  gr.  8°  mit  21  Abb.  16  Jl. 

Krüger,  E.  Kulturtechnischer  Wasserbau.  Handbibliothek  für  Bau- 
ingenieure, herausgegeben  von  Rob.  Otzen.  3.  Teil:  Wasserbau.  7.  Bd. 
Berlin  1921.  Jul.  Springer.  X u.  290  S.  in  gr.  8°  mit  197  Abb.  Geb.  42  Jl. 

Die  Kunstdenkmäler  von  Bayern.  Herausgegeben  im  Auf- 
träge des  Staatsministeriums  des  Innern  für  Erziehung  und  Kultus. 
München  1921.  R.  Oldenbourg.  In  gr.  8°.  — 4.  Bd.  Regierungsbezirk 
Niederbayern.  Herausgegeben  im  Aufträge  des  Landesamts  für  Denk- 
malpflege von  Felix  Mader.  — 5.  Heft.  Bezirksamt  Vilsbiburg.  Be- 
arbeitet von  Anton  Eckardt.  Mit  einer  historischen  Einleitung  von 
Fritz  Hefele  und  zeichnerischen  Aufnahmen  von  Otto  Fleischer,  Anton 
Eckardt  und  Kurt  Müllerklein.  330  S.  mit  13  Taf.,  235  Abb.  u.  1 Karte. 
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Geb.  96  . //.  — 6.  Heft.  Stadt  Straubing.  Bearbeitet  von  Felix  Mader. 
Mit  einer  geschichtlichen  Einleitung  von  Fridolin  Solleder  und  zeichne- 
rischen Aufnahmen  von  Georg  Lösti.  380  S.  mit  30  Taf.,  322  Abb.  u. 
einem  Stadtplan.  Geb.  100  JL. 

Lauensteiu,  R.  Die  Eisenkonstruktionen  des  Hochbaues.  Für  den 
Schul-  und  Selbstunterricht  sowie  zum  Gebrauch  in  der  Praxis.  2.  Teil. 
Eisen-  und  Deckenbau  in  Ausführung  und  Anwendung.  5.  Aufl.  Neu 
bearbeitet  von  Prof.  P.  Bastine.  Stuttgart  1921.  Alfred  Kröner. 
VIII  u.  384  S.  in  8°  mit  635  Abb.  Geh.  24  JL,  geb.  30  JL. 

Leituer,  Friedrich.  Die  Kontrolle  in  kaufmännischen  Unterneh- 
mungen. 2.  Aufl.  Frankfurt  a.  M.  1920.  J.  D.  Sauerländers  Verlag. 
VIII  u.  297  S.  in  8°  mit  4 Schaubildern  im  Text  u.  3 Tafeln.  Geh. 
2>QJ(,  in  Halbleinen  geb.  36  JL. 

Lindenberg,  Paul.  Julius  Pintsch.  Blätter  der  Erinnerung.  Berlin 
1914.  Kommissionsverlag  von  Jul.  Springer.  88  S.  in  8U.  Geb.  10  JL 
2>r.=3u3-  Ludin,  Adolf,  u.  S)i.=3Jtg.  Dr.  rer.  pol.  Waifen- 
schmidt,  W.  G.  Über  Wertberechnung  von  Wasserkräften.  Sonder- 
abdruck aus  „Der  Bauingenieur“,  2.  Jahrg.  1921,  4.  Heft.  Berlin  1921. 
Jul.  Springer.  18  S.  in  8°.  Geh.  2,AQ  JL. 

Mattem,  E.  Die  Ausnutzung  der  Wasserkräfte.  Technische  und 
wirtschaftliche  Grundlagen.  Neuere  Bestrebungen  der  Kulturländer. 

з.  Aufl.  Leipzig  1921.  Wilh.  Engelmann.  XI  u.  1029  S.  in  gr.  8°  mit 
349  Textabb.  Geh.  192  JL,  geb.  -212  JL. 

Memniler,  K.  Materialprüfungswesen.  Einführung  in  die  moderne 
Technik  der  Materialprüfungen.  I.  Teil:  Allgemeine  Materialeigenschaften, 
Festigkeitsversuche,  Hilfsmittel  für  Festigkeitsversuche.  3.  Aufl.  Samm- 
lung Göschen,  311.  Bd.  I.)  Berlin  u.  Leipzig  1921.  Vereinigung 
wissenschaftlicher  Verleger,  Walter  de  Gruyter  u.  Ko.  160  S.  in  kl.  8° 
mit  58  Abb.  2,10  JL  u.  100  vH  Verlegerteuerungszuschlag. 

Mielert,  Fritz.  Das  schöne  Westfalen.  2.  Bd.  Dortmund  1921. 
Fr.  Wilh.  Ruhfus.  117  S.  in  4°  mit  105  Bildern  nach  Aufnahmen  des 
Verfassers  auf  Kunstdruckpapier.  In  Steilband  24  JL. 

Dr.  Morteusen,  Haus.  Die  Morphologie  der  samländischen  Steil- 
küste auf  Grund  einer  physiologisch-morphologischen  Kartierung  des  Ge- 
bietes. 3.  Heft  der  Veröffentlichungen  des  Geographischen  Instituts  der 
Albertus-Universität  in  Königsberg,  herausgegeben  von  Dr.  Max  Friede- 
richsen. Hamburg  1921.  L.  Friederichsen  u.  Ko.  VIII  u.  70  S.  in  gr.  8° 
mit  2 Protilbeilagen,  26  Skizzen  u.  31  Abb.  im  Text.  Geh.  27,50  JL. 

Naatz,  Hermann  u.  Blochmaiiu,  Ernst.  W.  Das  zeichnerische 
Integrieren  mit  dem  Integranten.  Nach  leichtverständlichen  und  für 
den  praktischen  Gebrauch  bestimmten  Regeln.  München  u.  Berlin  1921. 
R.  Oldenbourg.  VII  u.  Gl  S.  in  8°  mit  46  Textabb.  In  Steifband  geh.  12  JL. 

Noack,  Viktor.  Wohnungsmangel  in  Stadt  und  Land.  Ergebnis 
einer  Studienreise  im  Aufträge  der  Sozialisierungskommission  in  den 
Provinzen  Brandenburg  und  Sachsen.  Berlin  1921.  Hans  Robert 
Engelmann.  21  S.  in  8°.  Geh.  4,b0JL. 

Die  oberschlesische  Frage  und  der  Wiederaufbau  der 
europäischen  Wirtschaft.  Ilerausgegeben  von  der  Handelskammer 
Breslau.  Breslau,  Anfang  Juni  1921.  Selbstverlag.  26  S.  in  4°.  Geh. 

Petersen,  Richard.  Die  zweckmäßigste  Neigung  der  Eisenbahn. 
Zuerst  veröffentlicht:  Schweizerische  Bauzeitung,  1920,  76.  Bd.  — Berlin 

и.  Wiesbaden  1921.  C.  W.  Kreidels  Verlag.  40  S.  in  8°  mit  14  Abb. 
Geh.  7 JL. 

Petersen,  Richard.  Verkehrsfragen  bei  Stadterweiterungen,  er- 
läutert au  Beispielen  von  Zürich  und  Danzig.  Sonderabdruck  aus  „Der 
Bauingenieur“,  Zeitschrift  für  das  gesamte  Bauwesen.  2.  Jahrg.  1921, 
3.  bis  6.  Heft.  Berlin  1921.  Jul.  Springer.  39  S.  in  8°  mit  23  Textabb. 
Geh.  5 JL. 

Rappold,  Otto.  Flußbau.  Zweite  neubearbeitete  Auflage.  (Samm- 
lung Göschen.)  Berlin  u.  Leipzig  1921.  Vereinigung  wissenschaftl. 
Verleger,  Walter  de  Gruyter  u.  Ko.  117  S.  in  kl.  8°  mit  105  Abb. 
Geb.  2,10  JL  und  100  vH  Verlegerteuerungszuschlag. 

Dr.  Reiners,  Heribert  u.  Dr.  Wilhelm  Ewald.  Kunstdenkmäler 
zwischen  Maas  und  Mosel.  München  1921.  F.  Bruckmann  A.-G. 
VIII  u.  248  S.  in  gr.  4°  mit  250  Abb.  Leicht  gebunden  75  JL,  in 
Halbleinen  100  JL,  in  Halbpergamentband  200  JL. 

Saalburg-Jahrbuch.  Bericht  des  Saalburgmuseums.  IV.  1913, 1. 
Frankfurt  a.  M.  1921.  Joseph  Baer  u.  Ko.  144  S.  in  gr.  4°  mit  einem 
Vorwort,  55  Textabb.  u.  5 Tafeln.  Geb.  80  JL. 

S>r.=  3HG-  Saliger,  Rudolf.  Praktische  Statik.  Einführung  in 
die  Standberechnung  der  Tragwerke  mit  besonderer  Rücksicht  auf 
den  Hoch-  und  Eisenbetonbau.  Wien  u.  Leipzig  1921.  Franz  Deuticke. 
XVI  u.  560  S.  in  gr.  8°  mit  568  Textabb.  Geh. 

Dr.  Saran,  Walter.  Baulluchtliniengesetz.  Gesetz,  betreffend  die 
Anlegung  und  Veränderung  von  Straßen  und  Plätzen  in  Städten  und 
ländlichen  Ortschaften  vom  2.  Juli  1875.  Zweite,  neubearbeitete  und 
vermehrte  Auflage.  (Taschen-Gesetzsammlung  74.)  Berlin  1921.  Karl 
Heymauns  Verlag.  XX  u.  623  S.  in  kl.  8°,  Geb.  40  M. 

Schiuid,  Karl.  Reinigung  und  Untersuchung  des  Kesselspeise- 
wassers. Mit  Anleitung  zur  Untersuchung  des  gereinigten  Speise- 
wassers auf  Alkalität  und  Härte  sowie  zur  Prüfung  des  Kalkwassers. 


Zweite  erweiterte  Auflage.  Stuttgart  1921.  Konrad  Wittwer.  38  S. 
in  8°  mit  10  Abb.  Geh.  3,85  JL. 

I)r.  Schrutka,  Lothar.  Elemente  der  höheren  Mathematik.  Für 
Studierende  der  Technischen  und  Naturwissenschaften.  Zweite  ver- 
besserte Auflage.  Leipzig  u.  Wien  1921.  Franz  Deuticke.  XXX  u. 
635  S.  in  gr.  8°  mit  143  Textabb.  Geh.  36  JL  oder  288  Kronen. 

Schubert -Roudolf.  Die  Sicherungswerke  im  Eisenbahnbetriebe. 
Ein  Lehr-  und  Nachschlagebuch  für  Eisenbahnbetriebsbeamte  und 
Studierende  des  Eisenbahnbaufaches.  Fünfte  vollständig  neu  bearbeitete 
Auflage.  1.  Bd. : Elektrische  Telegraphen,  Fernsprechanlagen,  Läute- 
werke, Kontaktapparate,  Blockeinrichtungen.  Berlin  u.  Wiesbaden  1921. 
( '.  W.  Kreidels  Verlag.  XI  u.  372  S.  in  8°  mit  404  Textabb.  Geb.  60  JL. 

Schultz,  Friedrich.  Veranschlagen,  Bauleitung,  Baupolizei  und 
Heimatschutzgesetze.  (Teubners  Technische  Leitfäden.  12.  Bd.) 
Leipzig  u.  Berlin  1921.  B.  G.  Teubner.  150  S.  in  8°  mit  3 Tafeln. 
In  Steifband  9,40  JL  u.  120  vH  Teuerungszuschlag. 

Schumacher,  M.  Tarifverträge  und  Schlichtungswesen.  Berlin  1921. 
Zentralverlag  G.  m.  b.  H.  32  S.  in  8°.  Geh.  2,50  JL. 

Dr.  jur.  Sieberg.  Richtlinien  für  den  Abschluß  von  Lieferungs- 
verträgen. Unter  Berücksichtigung  der  neuesten  Rechtsprechung  des 
Reichsgerichts  für  die  kaufmännische  Praxis  dargestellt.  Berlin  1921. 
Industrieverlag  Spaeth  u.  Linde.  93  S.  in  8°.  Geh.  9 JL. 

Stadtbaukunst  alter  und  neuer  Zeit.  Halbmonatschrift. 
Herausgegeben  von  Kornelius  Gurlitt  u.  Bruno  Möhring.  Berlin  1921. 
Arcbitekturverlag  „Der  Zirkel".  1.  Sonderheft:  Der  Wettbewerb  um  das 
Deutsche  Hygienemuseum  in  Dresden.  Text  von  Otto  Schubert.  12  S. 
Text  u.  48  S.  Abb.  in  Größe  von  23 : 31  cm.  Bezugspr.  lbJL  vierteljährl. 

Statistik  der  im  Betrieb  befindlichen  Eisenbahnen 
Deutschlands,  nach  den  Angaben  der  Eisenbabnverwaltungen  be- 
arbeitet im  Reichsverkehrsministerium.  40.  Band.  Rechnungsjahr  1919. 
Berlin  1921.  E.  S.  Mittler  u.  Sohn.  In  Folio.  Geh. 

Stauff,  Ph.  Runenhäuser.  2.  durchgearbeitete,  vermehrte  und 
erweiterte  Auflage.  Berlin-Lichterfelde  3.  1921.  Guido  v.  List-Verlag. 
135  S.  in  8U  mit  zahlr.  Abb.  u.  1 Bilderanhang.  Geh.  24  JL,  geb.  27  JL. 

Stephan,  P.  Die  Drahtseilbahnen  (Schwebebahnen).  Ihr  Aufbau 
und  ihre  Verwendung.  3.  verbesserte  Auflage.  Berlin  1921.  Jul- 
Springer.  IV  u.  459  S.  in  8°  mit  543  Textabb.  u.  3 Tafeln.  Geb.  150  JL. 

Straßner,  A.  Berechnung  statisch  unbestimmter  Systeme.  Ein- 
faches Verfahren  für  die  Berechnung  vollwandiger  Konstruktionen  auf 
geometrischer  Grundlage.  Für  Praxis,  Selbststudium  und  Schule,  1.  Bd.: 
Der  einfache  und  durchlaufende  Balken.  Berlin  1921.  Wilh. Ernst  u.  Sohn. 
VIII  u.  148  S.  in  gr.  8°  mit  192  Textabb.  Geh.  33  JL.  geb.  39  jfL. 

Straßner,  A.  Neuere  Methoden  zur  Statik  der  Rahmentragwerke 
und  der  elastischen  Bogenträger  mit  besonderer  Berücksichtigung  der 
Anwendung  in  der  Praxis  des  Eisenbetonbauses.  1.  Bd.:  Der  durch- 
laufende Rahmen.  2.  durchweg  neu  bearbeitete  Auflage.  Berlin  1921. 
Wilh.  Ernst  u.  Sohn.  VIII  u.  150  S.  in  gr.  8°  mit  170  Textabb. 
Geh.  34  JL,  geb.  40  JL. 

Erste  Tagung  für  Christliche  Kunst,  Würzburg  14.  Sep- 
tember 1920.  Stenographischer  Bericht.  53  S.  in  gr.  8°.  Zu  beziehen 
durch  L.  Schwann,  Druckerei  und  Verlag,  Düsseldorf. 

Taschenbuch  für  Monteure  elektrischer  Starkstrom- 
anlagen. Unter  Mitwirkung  von  Gottlob  Lux  u.  Dr.  C.  Micbalbe 
bearbeitet  und  heraugegeben  von  S.  Freiher  v.  Gaisberg.  78  Aufl. 
München  u.  Berlin  1921.  R.  Oldenbourg.  XX  u.  326  S.  in  kl.  8° 
mit  231  Abb.  und  Bezugsquellen-Verzeichnis.  In  Steif  band  12  JL. 

Thomann,  R.  Die  Wasserturbinen  und  Turbinenpumpen.  Zweite 
vollst.  umgearbeitete  Aufl.  1.  Teil.  Stuttgart  1921.  Konrad  Wittwer. 
VIII  u.  141  S.  in  gr.  S°  mit  145  Textabb.  Geh.  42  M,  geb.  50  JL. 

Yogd,  Rudolf.  Pumpen.  Druckwasser-  und  Druckluft-Anlagen. 
Ein  kurzer  Überblick.  4.  verb.  Aufl.  (Sammlung  Göschen.)  Berlin 
u.  Leipzig  1921.  Vereinigung  wissenschaftl.  Verleger,  Walter  de  Gruyter 
u.  Ko.  122  S.  in  kl.  8°  mit  97  Abb..  Geb.  2,10  M u.  100  vH  Ver- 
legerteuerungszuschlag. 

Wahle,  Ernst.  Fuudkatalog  (Anlage  II).  Die  Besiedlung  Süd- 
westdeutschlands in  vorrömischer  Zeit  nach  ihren  natürlichen  Grund- 
lagen. Beiheft  zum  XII.  Bericht  der  Röm.-Germ.  Kommission.  Frank- 
furt a.  M.  1921.  Joseph  Baer  u.  Ko.  43  S.  in  gr.  S°.  Geh.  3 JL  zu- 
zügl.  Versendungskosten. 

Das  Walchensee-Werk.  Herausgegeben  vom  Bayerischen 
Staatsministerium  des  Innern,  Oberste  Baubehörde,  Abteilung  für 
Wasserkraftsausnutzung  und  Elektrizitätsversorgung.  München  1921. 
Kommissionsverlag  Jobs.  Albert  Mahr.  22  S.  in  8°  mit  je  1 Lage- 
und  Höhenplan.  Geh.  3 JL. 

Wasserstraßen -Jahrbuch  1921.  (Oberes  Rhein-  und  Donau- 
Gebiet.)  Herausgeber:  Direktionsrat  Dr.  Reinhold  Zeitler  in  München. 
München  1921.  Richard  Pflaum.  194  S.  in  8°  mit  Karten  und  Uber- 
sichtszeichnungen. Geh.  30  JL. 

Dr.  Wespi.  Albert.  Über  die  Konstitution  und  Wetterfestigkeit 
des  Kunststeins  und  seines  Bindemittels.  Zürich  1921.  Speidel  u. 
Wurzel.  55  S.  in  gr.  S°  mit  6 Abb.  Geb.  30  JL. 
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Amtliche  Mitteilungen. 


Preußeu. 

Der  Ministerialrat  Geheime  Baurat  Block  ist  zum  Technischen 
Ministerialdirigenten  im  Ministerium  für  Handel  und  Gewerbe  ernannt 
worden. 

Versetzt  sind:  die  Regierungs-  und  Bauräte  Baller  vom  Hoch- 
bauamt Stargard  i.  Pomm.  an  die  Regierung  in  Schneidemühl  und 
Mackenthun  von  der  Regierung  in  Düsseldorf  an  die  Regierung  in 
Cassel. 

Dem  Regierungs-  und  Baurat  Leyn  in  Marburg  a.  d.  Lahn  ist 
die  Vorstandstelle  des  Hochbauamts  I daselbst  verliehen. 

Die  Regierungsbaumeister  des  Hochbaufaches  Hai  fei  d in  Han- 
nover, Seering  in  Kottbus,  Seidel  in  Stendal,  Brodführer  in 
Berlin  und  Liebentbal  in  Goldap  sind  zu  Regierungs-  und  Bauräten 
ernannt. 

Den  Regierungs-  und  Bauräten  Seering  in  Kottbus,  Seidel  in 
Stendal  und  Liebenthal  in  Goldap  sind  die  Vorstandstellen  der 
Hochbauämter  daselbst  verliehen. 

Versetzt  sind  ferner:  die  Regierungsbaumeister  des  Hochbaufaches 
Staubach  von  Hameln  nach  Diepholz,  Zölffel  von  Marburg  nach 
Wesel  und  Brasch  von  Berlin  nach  Stallupönen. 

Der  Regierungs-  und  Baurat  Engelhard  in  Brieg  ist  zum  Ober- 
baurat befördert  und  unter  Überweisung  an  die  Landesanstalt  für 
Gewässerkunde  nach  Berlin  versetzt  worden. 

Unter  Verleihung  einer  Beförderungstelle  als  Regierungs-  und 
Baurat  sind  versetzt  worden:  die  Regierungs-  und  Bauräte  Laubschat 
von  Steinau  a.  d.  Oder  an  die  Oderstrombauverwaltung  in  Breslau 
und  Saak  von  Breslau  an  die  Regierung  in  Oppeln. 

Der  Regierangs-  und  Baurat  Welz  in  Berlin  ist  nach  Steinau 
a.  d.  Oder  versetzt  und  zum  Vorstand  des  dortigen  Wasserbauamts 
ernannt  worden. 

Der  Regierungs-  und  Baurat  Knoetzelein  in  Koblenz  ist  der 
Rheinstrombauverwaltung  dortselbst  überwiesen  worden. 

Der  Regierungsbaumeister  Detig  ist  von  Greifenhagen  an  das 
Wasserbau  amt  in  Swinemünde  versetzt  worden. 

Der  Regierungs-  und  Baurat  Woeifert  vom  Kultnrbauamt  in 
Stralsund  ist  an  die  Regierung  in  Lüneburg  versetzt,  dem  bisher  als 
ständiger  Hilfsarbeiter  bei  dem  Kulturbauamt  in  Kottbus  beschäftigten 
Regierungs-  und  Baurat  Gortzitza  ist  die  Verwaltung  des  Kulturbau- 
amts in  Stralsund  unter  gleichzeitiger  Versetzung  dorthin  übertragen 
und  der  bisher  als  ständiger  Hilfsarbeiter  bei  dem  Kulturbauamt  in 
Landsberg  a.  d.  W.  beschäftigte  Regierangsbaumeister  Zillmann  in 
gleicher  Eigenschaft  an  das  Kulturbauamt  in  Kottbus  versetzt 
worden. 


Der  Regierungsbaumeister  des  Hochbaufaches  Stöckhardt  ist 
der  Regierung  in  Allenstein  zur  Beschäftigung  überwiesen. 

Der  Regierungsbaumeister  Gerhard  Busse  (bisher  beurlaubt)  ist 
auf  seinen  Antrag  aus  dem  Staatsdienst  ausgeschieden. 

Der  Ministerialrat  im  Finanzministerium  Geheime  Oberbaurat 
Walter  Hesse,  Mitglied  der  Akademie  des  Bauwesens,  ist  gestorben. 

Deutsches  Reich. 

Reichsbahnen.  Preußen  - Hessen.  Der  Regierungshaumeister 
des  Eisenbahn-  und  Straßenbaufaches  2)r.  = !yng.  Apel,  bisher  in  Magde- 
burg, ist  zum  Eisenbahn -Zentralamt  nach  Berlin  versetzt. 

Zu  Regierungshaumeistern  sind  ernannt:  die  Regierungsbauführer 
des  Maschinenbaufaches  Hans  Blümener  aus  Berlin  und  Walter 
Guth  aus  Charlottenburg. 

Reichsbahnen.  Baden.  Eisenbahn  - Generaldirektion. 
Der  Oberregierungsrat  Hermann  Zutt  ist  in  den  Ruhestand  getreten. 

Reichsschatzverwaltung.  Die  Regierungsbauräte  Schub  vom 
Landesfinanzamt  (Reichsschatzabteilung)  Nürnberg  und  Schmitz  vom 
Landesfinanzamt  (Reichsschatzabteilung)  Wiirzburg  sind  zu  Ober 
regierungsbauräten  ernannt. 

Versetzt  sind:  die  Regierungshauräte  Storck  vom  Landesfinanzamt 
Darmstadt  (Reichsschatzabteilung)  zum  Reichsvermögensamt  Darm- 
stadt, Steimann  vom  Reichsvermögensamt  II  Hannover  zum  Landes- 
finanzamt (Reichsschatzabteilung)  Hannover  und  Erich  Schmidt  vom 
Reichsvermögensamt  Halle  zum  Reichsvermögensamt  Krefeld. 

Frühere  Staatsbauverwaltung  in  Elsaß-Lothringen.  Der 
Baurat  Jakob  Huber,  früher  Kreisbauinspektor  in  Weißenburg  im 
Elsaß,  ist  gestorben. 

Bayern. 

Der  mit  dem  Titel  und  Rang  eines  ordentlichen  Professors  aus- 
gestattete Diplomingenieur  an  der  Technischen  Hochschule  München 
Dr.  Dieter  Thoma  ist  zum  ordentlichen  Professor  für  Wasserkraft- 
maschinen, Wasserkraftanlagen  und  Mechanik  flüssiger  Körper  in  der 
Maschineningenieur-Abteilung  dieser  Hochschule  in  etatmäßiger  Eigen- 
schaft ernannt  und  dem  Privatdozenten  an  dieser  Hochschule  Dr.  Karl 
Gr  über  für  die  Dauer  seiner  Wirksamkeit  im  bayerischen  Hoch- 
schuldienste der  Titel  und  Rang  eines  außerordentlichen  Professors 
verliehen  worden. 

Dem  Bauamtmann  Dr.  Ferdinand  Fey  beim  Straßen-  und  Fluß- 
bauamt Simbach  ist  die  erbetene  Entlassung  aus  dem  Staatsdienst 
zwecks  Übertritts  in  den  Reichseisenbahndienst  bewilligt. 

Der  Ministerialrat  Wilhelm  v,  Brenner,  früher  Vorstand  des 
Wasserversorgungsbureaus  im  Ministerium  des  Innern,  ist  gestorben. 


[Alle  Rechte  vorb  eh  alten.) 


Nichtamtlicher  Teil. 

Schriftleiter:  Richard  Bergius  und  $r.=3ng.  Nonn. 


Die  Wolmungsf’ürsorge  in  der  preußischen  Berg-,  Hütten-  und  Salinenverwaltung.  V. 

Die  Entwicklung  des  Siedluugswesens  in  Staßfurt,  Bleicherode  und  Schönebeck  a.  d.  Elbe. 

Vom  Regierungsbaumeister  Müller  in  Staßfurt. 

(Fortsetzung  aus  Nr.  13  d.  Bl.) 


1. 

Als  in  den  fünfziger  Jahren  das  fiskalische  Steinsalzbergwerk  in 
der  Stadt  Staßfurt  angelegt  worden  war,  erhielt  die  Stadt  einen 
starken  Zustrom  auswärtiger  Arbeiter.  Bald  machte  sich  ein  großer 
Wohnungsmangel  bemerkbar;  oft  wohnten  zwei  und  drei  Familien 
in  einer  gemeinsamen  Wohnung.  Die  damalige  Bautätigkeit  genügte 
nicht,  diesen  Wohnungsmangel  zu  beseitigen.  Zur  Ansiedlung  von 
zugezogenen  Arbeitern  beantragte  daher  die  Werkverwaltung  im 
Jahre  1857  die  Mittel,  um  strebsame  Arbeiter  durch  Zahlung  von 


Unterstützungen  und  Gewährung  von  Darlehnen  gegen  billige  Zinsen 
selbst  zum  Bau  von  Wohnhäusern  zu  veranlassen.  Das  Ministerium 
genehmigte  im  Jahre  1858  jährlich  für  fünf  zuverlässige  Arbeiter, 
die  sich  zur  Erbauung  von  Wohnhäusern  für  je  zwei  oder  drei  Familien 
und  zwei  oder  drei  unverheiratete  Arbeiter  entschlossen,  Hausbau- 
prämien zu  je  200  Talern  und  ferner  verzinsliche,  in  angemessenen 
Teilbeträgen  zurückzuzahlende  Darlehne  von  je  500  Talern.  Da 
der  Wert  der  zu  erbauenden  Wohnhäuser  rund  1400  Taler  betrug, 
wurde  den  Erbauern  anheimgestellt,  um  ein  weiteres  Darlehn  von 
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500  Talern  bei  dem  Halberstädter  Knappschaftsverein  nachzusuchen. 
Der  Erwerb  der  Baustellen  blieb  den  Arbeitern  überlassen.  Das 
Darlehn  wurde  im  ersten  Jahre  mit  4 vH  verzinst,  für  die  folgenden 
Jahre  waren  außer  diesen  Zinsen  noch  6 vH  zur  Tilgung  zu  entrichten 
Die  Erbauer  wurden  verpflichtet,  während  der  ersten  zehn  Jahre  die 
Wohnungen  nur  an  Bergwerkarbeiter  zu  vermieten.  Außerdem  wurde 
ihnen  eröffnet,  daß  bei  Arbeiteinstellung  oder  Entlassung  infolge  eines 
schuldigen  Vergehens  die  Kündigung  des  geliehenen  Kapitals  mit  einer 
halbjährlichen  Kündigungsfrist  erfolgte  oder  die  gezahlte  Bauprämie 
teilweise  oder  ganz  zurückverlaugt  werden  könnte.  Da  der  Mangel 
an  Bergmannswohnungen  im  Jahre  1860  behoben  war,  wurde  die  Ge- 
währung von  Hausbauprämien  und  Darlehn  zunächst  eingestellt.  Das 
Aufblühen  des  Staßfurter  Großgewerbes  zog  aber  immer  mehr  aus- 
wärtige Arbeiter  herbei,  so  daß  sich  bereits  wieder  im  Jahre  1862  ein 
starker  Wohnungsmangel  bemerkbar  machte.  In  diesem  Jahre  wurden 
deshalb  weitere  Mittel  bewilligt,  um  den  Bau  von  Wohnungen  in  der 
zuvor  dargestellten  Weise  zu  unterstützen,  und  es  entstanden  so  in 
den  Jahren  1857  bis  1864  22  Prämienhäuser. 

Im  Januar  1863  erwarb  die  Werkverwaltung  den  Kriegschen  Garten 
vor  dem  Aschersiebener  Tor,  um  ihn  in  Baustellen  aufzuteilen  und 
diese  an  baulustige  Arbeiter  abzutreten.  Der  Kaufpreis  für  das  rund 
2’/2  Morgen  große  Grundstück  betrug  2800  Taler.  Nach  einem  von 
dem  Bauinspektor  Flüge!  in  Schönebeck  angefertigten  Bebauungsplan 
wurde  das  Grundstück  in  zwölf  rund  29  bis  30  Quadratruten  große 
Baustellen  aufgeteilt  und  die  Wilhelmstraße  neu  angelegt.  Zum  An- 
kauf einer  Baustelle  war  ein  Vermögen  von  200  bis  300  Talern  nach- 
zuweisen. Die  Käufer  übernahmen  die  Verpflichtung,  das  Grundstück 
innerhalb  eines  Jahres  mit  einem  Wohnhaus  für  zwei  bis  drei  Familien 
und  zwei  bis  drei  unverheiratete  Arbeiter  nach  einem  von  der  Werk- 
verwaltung zuvor  genehmigten  Plane  zu  bebauen.  Außerdem  wurden 
sie  verpflichtet,  die  Wohnungen  die  ersten  zehn  Jahre  nur  an  Berg- 
werkarbeiter zu  vermieten.  Die  Kosten  für  Herstellung  und  Unter- 
haltung der  Straße  waren  vom  Käufer  anteilig  zu  tragen.  Als  Gegen- 
leistung und  Unterstützung  beim  Bau  erhielt  der  Anbauer  eine  Bau- 
prämie von  250  Talern,  die  zur  Auszahlung  oder  Anrechnung  auf 
die  geleisteten  Vorschüsse  gelangte,  sobald  der  Bau  planmäßig  voll- 
endet war.  Der  Halberstädter  Knappschaftsverein  erklärte  sich  bereit, 
auf  Wunsch  ein  Darlehn  bis  zu  500  Talern  herzugeben,  das  durch 
Eintragung  zur  ersten  Hypothek  auf  das  verkaufte  Grundstück  sicher- 
zustellen war.  Außerdem  erhielt  der  Käufer  nach  Maßgabe  des 
fortschreitenden  Baues  gegen  hypothekarische  Sicherheitsbestellung 
mit  dem  angekauften  Grundstück  und  erbauten  Hause  zur  zweiten 
Stelle  ein  ferneres,  mit  4 vH  zu  verzinsendes  und  mit  4 vH  zu  tilgen- 
des Darlehn  aus  der  Salzwerkkasse,  die  den  Betrag  der  zugesicherten 
Bauprämie  und  des  aus  der  Knappschaftskasse  gewährten  Darlehens 
bis  zu  drei  Viertel  der  anschlagmäßigen  Bausumme  ergänzte.  Die 
zwölf  so  erbauten  Häuser  enthielten  Erdgeschoß  und  ein  ausge- 
bautes Dachgeschoß,  für  je  zwei  Häuser  war  ein  gemeinschaftlicher 
Brandgiebel  vorgesehen.  Jedes  Haus  enthielt  durchschnittlich  zwei 
Wohnungen  im  Erdgeschoß,  bestehend  aus  Küche,  Stube  und  ein 
bis  zwei  Kammern  Im  Dachgeschoß  wurde  eine  Giebelstube  und 
eine  Erkerstube  mit  je  einer  anliegenden  Kammer  für  zwei  unverhei- 
ratete Arbeiter  eingerichtet,  die  jedoch  später  als  zwei  Wohnungen 
vermietet  wurden.  Die  Hälfte  des  Wohnhauses  war  unterkellert.  Die 
Geschoßhöhen  betrugen  im  lichten  für  das  Erdgeschoß  2,60  m,  tür  das 
Dachgeschoß  2,35  m.  Die  Baukosten  für  ein  Wohnhaus  betrugen  rund 
1400  Taler  (7  Mark/cbm),  dazu  kam  noch  der  Anteil  der  Kosten  für 
Herstellung  der  Straße  und  der  Kaufpreis  des  Grundstücks,  so  daß  der 
Gesamtwert  eines  Grundstücks  rund  1800  Taler  betrug.  An  Miete 
wurden  durchschnittlich  80  bis 
100  Taler  jährlich  eingenommen. 

Ferner  erwarb  die  Bergwerks- 
behörde zur  gleichen  Zeit  von 
dem  Mülilenbesitzer  David  Müller 
ein  in  der  Feldmark  Staßfurt  ge- 
legenes etwa  3 Vs  Morgen  großes 
Grundstück,  den  sogenannten 
Windmühlenberg,  für  einen  Kauf- 
preis von  4000  Talern.  Das 
Grundstück  wurde  in  16  Bau- 
stellen aufgeteilt,  und  von  diesen 
wurden  zehn  für  den  Preis  von 
8 Talern  8 Sgr.  5 Pf.  für  eine 
Quadratrute  unter  denselben  Be- 
dingungen wie  die  Baustellen  auf 
dem  Kriegseben  Grundstück  au 
Bergwerkarbeiter  verkauft.  Die 

Herstellungskosten  der  hier  entstandenen  zehn  Häuser  betrugen 
für  l cbm  umbauten  Raum  rund  7,50  Mark.  Die  erbauten  Wohn 
häuser  enthielten  je  5 bis  8 Wohnungen.  Auf  zwei  der  übrig- 
gebliebenen seohs  Baustellen  errichtete  die  Bergwerksbehürde  im 


Abb.  1.  Prämienhäuser  von  1864  in  der  Bischofstraße. 


Abb.  2.  Achtfamilienhäuser  von  1873  in  der  verlängerten 
Bischofstraße. 

Jahre  1863  bis  1864  ein  Schlafhaus  zur  Unterbringung  von  100  Ar- 
beitern. Das  Gebäude  wurde  zweigeschossig  hergestellt  und  enthielt 
Aufenthaltsräume,  Schlafräume,  einen  Waschraum  sowie  im  Erd- 
geschoß die  Hausmeisterwoknung.  Hinter  dem  Wohnhaus  wurde  ein 
Stallgebäude  errichtet.  Endlich  wurde  im  Jahre  1864  ein  Teil  des 
von  dem  Gutsbesitzer  Henschke  erworbenen,  in  Altstaßfurt  gelegenen 
Grundstücks  in  64  Baustellen  aufgeteilt  und  die  jetzige  Bischofstraße 
(Abb.  1),  die  in 


ihrer  Länge  das 
gesamte  Grund - 
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Siedlung  von  1894  am  Berlepsch- 
schacht. 


a Speisekammer,  b Schrankraum. 

Abb.  4.  Vierfamilienhaus  der  Siedlung  am  Berlepsch 
schacht. 


stück  durchläuft,  neu  angelegt.  Der  Kaufpreis  des  154,7  Ruten  langen 
und  16,9  Ruten  breiten  Grundstücks  betrug  7300  Taler.  Der  Verkaufs- 
preis für  die  einzelnen  etwa  34  Quadratruten  großen  Baustellen  wurde 
für  den  an  Altstaßfurt  gelegenen  Teil  auf  130  bis  150  Taler,  für  den 
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Abb.  5.  Fliegerschau  der  Siedlung  am  Athensiebener  Weg. 


\ 


nördlichen  Teil  auf  80  bis  100  Taler  festgesetzt.  Von  den  64  Baustellen 
wurden  in  den  Jahren  1864/65  32  Baustellen  des  näher  an  Altstaßfurt 
gelegenen  Teils  unter  denselben  Bedingungen  wie  beim  Kriegschen 
Grundstück  an  Bergwerkarbeiter  verkauft  und  von  diesen  mit  Wohn- 
häusern für  vier  bis  fünf  Familien  bebaut.  Die  Herstellungskosten  haben 
rund  7,50  Mark  für  1 cbm  umbauten  Raum  betragen.  Auf  Grund  des 
Erlasses  vom  2.  März  1865  wurden  die  an  die  Erbauer  der  Wohnhäuser 
gezahlten  Hausbauvorschüsse  auf  die  von  den  Arbeitern  erbauten  Wohn- 
häuser zur  zweiten  Stelle  im  Grundbuch  eingetragen.  Von  einer  Ver- 
zinsung der  nun  in  förmliche  Darlehn  umgewandelten  Hausbauvor- 
schüsse wurde  abgesehen.  Dafür  wurde  der  Tilgungsbetrag  auf 
121  /2  vH  erhöht,  später  aber  wieder  auf  8 vH  ermäßigt.  Da  jetzt  der 
Wohnungsmangel  scheinbar  behoben  war,  wurde  auf  mehrere  Jahre 
hinaus  von  der  Bebauung  der  übrigen  Baustellen  in  der  Bischofstraße 
abgesehen.  Erst  im  Jahre  1873  setzte  die  Bautätigkeit  wieder  ein. 
Die  Werksverwaltung  bebaute  selbst  die  östliche  Seite  der  Bischof- 
straße nördlich  der  Einmündung  der  Landwehrstraße  mit  Arbeiter- 
wohnhäusern. 

Im  Jahre  1883  wurden  von  der  Bergwerkshehörde  noch  16  Bau- 
stellen an  Bergwerkarbeiter  unter  ähnlichen  Bedingungen  zum  Preise 
von  durchschnittlich  3 Mark  für  1 qm  verkauft.  In  diesem  Preise  waren 
die  Kosten  der  ersten  Anlage  der  Straßenpflasterung,  Entwässerung 
und  Beleuchtung  mit  eingeschlossen.  Auch  hier  übernahm  der  Käufer 
die  Verpflichtung,  das  Grundstück  innerhalb  eines  Jahres  mit  einem 
Wohnhaus  für  Bergarbeiter  und  den  erforderlichen  Nebenräumen  nach 
einem  von  der  Werks  Verwaltung  zuvor  zu  genehmigenden  Plane  zu  be- 
bauen. Wohnhaus  und  Nebengebäude  durften  höchstens  die  Hälfte 
des  vorhandenen  Bauplatzes  einnehmen.  Die  Gebäude  waren  aus  guten 
Baustoffen  herzustellen,  der  Fußboden  des  Erdgeschosses  war  0,45  m 
über  dem  Gelände  anzulegen,  die  Wände  durch  Einlegen  von  Dach- 
pappe gegen  Grundfeuchtigkeit  zu  sichern.  Als  Gegenleistung  und 
Unterstützung  beim  Bau  erhielt  der  Anbauer: 

1.  eine  Bauprämie  aus  der  Salzwerkskasse.  Die  Prämie  wurde 
nach  Größe  des  hergestellten  Gebäudes  unter  Ausschluß  der  Keller- 
räume bemessen  ' und  betrug  für  1 cbm  Raum  des  Erdgeschosses 
1,25  Mark,  für  die  übrigen  Geschosse  weniger,  bis  hinab  zu  0,50  Mark 
und  bei  Stallgebäuden  für  1 qm  bebauter  Fläche  0,50  Mark.  Der  Ge- 
samtbetrag der  Prämie  durfte  den  Satz  von  2,05  Mark  für  1 qm  Bau- 
platz nicht  überschreiten. 

2.  ein  Knappschaftsdarlehn  und  3.  einen  unverzinslichen 
Hausbauvorschuß,  der  den  Betrag  von  4,80  Mark  für  1 qm 
Baustelle  nicht  überschreiten  durfte.  Die  Rückzahlung  dieser  unver- 
zinslichen Darlehn  erfolgte  durch  Lohnabzug  in  monatlichen  Teil- 
beträgen von  solcher  Höhe,  daß  alljährlich  mindestens  63/3  vH  der 
ganzen  Vorschußsumme  gedeckt  wurden.  Für  den  Fall  der  Veräußerung 
blieb  dem  Fiskus  das  Vorkaufsrecht  Vorbehalten.  Verzichtete  der 
Fiskus  auf  dessen  Ausübung,  so  durfte  die  Veräußerung  nur  an  einen 
Arbeiter  des  fiskalischen  Werkes  und  nur  mit  Zustimmung  der  Berg- 
werksbehörde erfolgen.  Das  Grundstück  durfte  an  den  Ankäufer  nur 
unter  denselben  Bedingungen,  unter  denen  es  der  Verkäufer  besessen 
hatte,  übertragen  werden.  So  sind  in  den  Jahren  1857  bis  1864  im 
ganzen  93  Wohnhäuser  zur  Unterbringung  von  422  Familien  von 
Arbeitern  des  fiskalischen  Salzbergwerks  selbst  erbaut  worden. 

Im  Jahre  1872  begann  die  Werksverwaltung  eine  größere  Anzahl 
Bergarbeiterwohnungen  für  fiskalische  Rechnung  zu  erbauen,  und 
zwar  zunächst  auf  dem  fiskalischen  Gelände  auf  der  östlichen  geite 
in  der  nördlichen  Verlängerung  der  Bischofstraße,  das  in  fünf  rund 
880  qm  große  Bauplätze  aufgeteilt  wurde.  Auf  diesen  entstanden  im 
Jahre  1873  und  1874  fünf  Arbeiter-Doppelwohnhäuser  für  je  acht 


Familien  (Abb.  2).  Die  bebaute  Fläche  beträgt  für  das  Wohnhaus 
237  qm,  für  das  Stallgebäude  rund  135  qm.  so  daß  noch  ein  rund 
500  qm  großer  Hofraum  vorhanden  ist.  Die  Wohnhäuser  bestehen  aus 
Erd-,  Ober-  und  Dachgeschoß;  rund  vier  Fünftel  der  behauten  Fläche 
ist  unterkellert.  Für  je  zwei  übereinanderlieffende  Wohnungen  ist  ein 
besonderer  Zugang  und  Treppenhaus  vorhanden.  Jede  Wohnung  ent- 
hält eine  Stube,  eine  Küche,  eine  Kammer  und  ein  Gelaß,  außerdem 
einen  Kellerraum  und  im  Dachboden  eine  Bodenkammer.  Die 
Umfassungswände  sind  aus  Bruchsteinen  hergestellt.  Die  Geschoß- 
höhen betragen  2,80  m,  von  Oberkante  bis  Oberkante  Fußboden  ge- 
messen. Das  auf  eine  Drempelwand  gelegte  Dach  ist  aus  Holz 
und  mit  Pappe  eingedeckt.  Die  Herstellungskosten  betrugen  durch- 
schnittlich für  das  Wohnhaus  rund  9100  Taler,  für  das  Stallgebäude 
rund  2500  Taler  und  für  die  Umwehrung  rund  360  Taler,  zusammen 
1 1 960  Taler.  Hierzu  kommen  noch  die  anteiligen  Kosten  für  Ein- 
richtung und  Pflasterung  der  Straße  mit  etwa  230  Talern.  Die  Her- 
stellungskosten für  1 cbm  umbauten  Raum  beliefen  sich  für  das  Wohn- 
gebäude auf  14,00  Mark,  für  das  Stallgebäude  auf  12,50  Mark.  Die 
Miete  für  eine  Wohnung  wurde  auf  jährlich  30  Taler  festgesetzt  und 
wurde  im  Jahre  1920  auf  150  Mark  erhöht. 

Da  sich  die  Wohnverhältnisse  in  Staßfurt  trotz  der  ausgedehnten 
privaten  Bautätigkeit  bis  in  die  neunziger  Jahre  noch  nicht  gebessert 
hatten,  wurde  1892  bis  1902  von  der  Bergwerksbehörde  die  Arbeiter- 
siedlung am  Berlepschschacht,  bestehend  aus  100  Wohnungen, 
auf  Grund  des  Gesetzes  vom  13.  August  1895,  betreffend  „Bewilligung 
von  Staatsmitteln  zur  Verbesserung  der  Wohnungsverhältnisse  der 
Arbeiter  in  staatlichen  Betrieben“,  errichtet  (Abb.  3 u.  4).  Das  Ge- 
lände befand  sich  in  fiskalischem  Besitz  und  ist  durch  vier  gleich- 
laufende Straßen  in  drei  Blöcke  geteilt.  Nach  den  Straßen  zu  liegen 
für  jede  Wohnung  die  rund  360  qm  großen  Hausgärten,  die  gebrauchs- 
fertig angelegt  und  mit  Beerensträuchern  und  Obstbäumen  bepflanzt 
wurden.  Jedes  Wohnhaus  (Kreuzhäuser)  umfaßt  vier  vollständig  ge- 
trennte Wohnungen,  deren  Räume  in  zwei  Geschossen  untergebracht 
sind.  Das  Erdgeschoß  enthält  außer  dem  Treppenflur  eine  Stube  von 
16  qm,  eine  Küche  von  9,5  qm  nebst  Speisekammer,  während  im 
Dachgeschoß  eine  16  qm  große  Schlafstube,  eine  9,5  qm  große  Kammer 
und  ein  Nebengelaß  untergebracht  sind.  Ein  Dachboden  ist  nicht 
vorhanden.  Die  bis  zum  Jahre  1S98  erbauten  Häuser  sind  ganz,  die 
übrigen  Häuser  teilweise  unterkellert.  Die  Geschoßhöhen  von  Ober- 
kante bis  Oberkante  Fußboden  betragen  im  Keller  2,25  m,  im  Erd- 
geschoß 3,10  m und  im  Dachgeschoß  2,80  m.  Das  Wirtschaftsgebäude, 
das  die  Ställe  und  Aborte  enthält,  steht  besonders.  Die  Bürgersteige 
der  Straßen  sind  mit  Mosaiksteinen  gepflastert,  der  Fahrdamm  teils 
mit  Kleinpflaster,  teils  durch  eine  Kiesschicht  befestigt.  Die  Her- 
stellungskosten für  ein  Vierfamilienwohnhaus  betrugen  durchschnittlich 
für  das  Wohnhaus  11  800  Mark,  für  die  Wirtschaftsgebäude  2500  Mark 
und  für  die  Umwehrung  1100  Mark,  zusammen  15  400  Mark.  Hierzu 
kommen  noch  die  anteiligen  Kosten  für  die  Straßenanlage  mit  rund 
1000  Mark.  Die  Herstellungskosten  für  1 cbm  umbauten  Raum  be- 
liefen sich  beim  Wohngebäude  auf  9 bis  10  Mark,  beim  Wirtschafts- 
gebäude auf  9 Mark.  Die  Miete  wurde  bis  1898  auf  130  bis  140  Mark, 
1898  auf  175  Mark  und  vom  Jahre  1920  auf  250  Mark  jährlich  fest- 
gesetzt. 

Im  Zusammenhang  mit  dem  Ausbau  der  Schachtanlagen  bei 
Tarthun  wurden  hier  in  den  Jahren  1897  bis  1900  im  ganzen  elf  Vier- 
familienwohnhäuser errichtet,  die  sich  in  Form  und  Größe  denen  der 
Berlepschsiedlung  anschlossen.  Desgleichen  wurde  hier  ein  Schlaf  haus 
erbaut.  In  diesem  wurden  jedoch  nach  dem  Kriege  elf  Wohnungen 
eingerichtet,  die  aus  je  zwei  Zimmern  und  einer  Wohnküche  bestehen. 


: 
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Erdgeschoß.  Dachgeschoß. 


Erd- 

geschoß. 


Dach- 

geschoß. 
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Erdgeschoß.  Dachgeschoß. 


Treppenhäuser  und  Stuben  unterkellert, 
a Speisekammern,  b Sckrankräume.  o Waschküchen,  d— f Ställe, 
j Hühnerauslauf. 

Abb.  9.  Form  c u.  d. 

Abb.  6 bis  10.  Doppelwohnhäuser  am  Athensiebener  Weg. 
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Abb.  8.  Form  a. 
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Abb.  10.  Form  b. 


2. 

Nach  dem  Kriege 
hat  der  steigende  Wohl- 
stand der  arbeitenden 
Klassen  in  Verbindung  mit 
der  sozialen  Fürsorge  trotz 
des  Rückganges  der  Be- 
völkerungsziffer auch  in 
Staßfurt  eine  Wohnungs- 
knappheit verursacht.  Die 
verbesserten  Einkommen- 
verhältnisse der  Arbeiter 
fanden  ihren  Ausdruck 
in  einem  ungewöhnlich 
großen  Umsatz  von  Grund- 
stücken mit  Klein-  und 
Mittelwohnungen  sowie  in 
einer  auffallenden  Steige- 
rung der  Zahl  der  Ehe- 
schließungen. Der  über- 
wiegende Teil  der  Käufer 
der  in  den  beiden  letzten 
Jahren  umgesetzten  Haus- 
grundstücke gehört  den 
arbeitenden  Klassen  an. 

In  den  meisten  Fällen 
war  die  Veranlassung 
zum  Kauf  der  Wunsch 
nach  einer  größeren  Woh- 
nung oder  das  Bestreben, 
den  Jungverheirateten  Fa- 
milienangehörigen eine 
Wohngelegenheit  zu  ver- 
schaffen. Zweifellos  hat 
diese  Selbsthilfe  der  Ar- 
beiterschaft ihre  günstigen 
Folgen  für  die  Wohn-  und 
Unterkunftverhältnisse  gezeitigt.  Die  frühere  Überfüllung  in  den 
Arbeiterwohnungen  ist  nicht  mehr  zu  beobachten.  Das  Schlafstellen- 
wesen und  das  Vermieten  möblierter  Zimmer  ist  in  weiten  Kreisen 
der  Arbeiterschaft  und  des  Mittelstandes  eingedämmt  worden.  Ander- 
seits ist  gerade  dieses  Ausdehnungsbestreben  der  Arbeiterschaft  die 
eigentliche  Ursache  der  seit  Jahresfrist  herrschenden  Wohnungsnot  in 
Staßfurt. 

Die  Bergverwaltung  entschloß  sich  daher  im  Oktober  1918  zu  dem 
Bau  von  neuen  Arbeiterwohnhäusern.  Für  die  Bebauung  kam  ein 
80  233,75  qm  großes,  dreieckförmiges  Gelände  in  Betracht,  das  von 
drei  Straßen  begrenzt  wird  (Abb.  5 u.  11,  Lageplan)  und  das  an  der 
Nordwestgrenze  der  Stadt  in  nächster  Nähe  der  fiskalischen  Achen- 
bachfabrik liegt.  Der  größere  Teil  des  Geländes  hat  Gefälle  nach  dem 
Sülzegraben,  als  natürlichem  Vorfluter.  Diesem  Gefälle  sind  die  neu 
angelegten  Straßenzüge  angepaßt,  so  daß  sich  eine  oberirdische  Ablei- 
tung der  Tagewässer  ermöglichen  läßt.  Zum  Aufschluß  des  Geländes 
ist  die  Anlage  von  vier  Straßenzügen  geplant.  Die  Hauptstraße  Nr.  1 
(Achenbachstraße)  zweigt  ab  von  dem  nördlichen  Ende  der  Sauerbrey- 
straße und  mündet  an  der  tiefsten  Stelle  des  Athensiebener  Weges 
gegenüber  dem  ^Abfluß  des  Sülzegrabens.  Da  die  Stadt  zum  Auf- 
schluß des  außerhalb  der  Bebauung  liegenden  Geländes  die  Anlage 
eines  Ringstraßenzuges  an  der  Stadtgrenze  plant,  dessen  einer  Teil  die 
Achenbachstraße  werden  würde,  soll  diese  Straße  eine  Breite  von  10  m 
erhalten.  Zu  beiden  Seiten  der  Straße  sind  Fußwege  von  je  1,50  m 
Breite  vorgesehen,  so  daß  die  zu  pflasternde  Fahrbahn  eine  Breite  von 
7 m erhält.  Für  die  übrigen  drei  Straßen,  die  nur  Wohnzwecken 
dienen  sollen,  genügt  eine  Breite  von  5 m und  die  Befestigung  durch 
Steinschlag  und  Kies,  während  besondere  Fußwege  nicht  angelegt 
werden.  Zum  Schutz  der  Garteneinfriedigungen  sind  zu  beiden  Seiten 
der  Straßen  gepflasterte  Gossen  vorgesehen,  deren  äußere  Böschungen 
als  Radabweiser  nach  den  Einfriedigungen  zu  steil  heraufgezogen 
werden.  Diese  Straßen  sollen,  wie  auch  die  Hauptstraße,  durch  Bäume 
eingefaßt  werden,  die  jedoch  in  den  Vorgärten  der  Grundstücke  an- 
zupflanzen sind.  Die  einzelnen  Pläne  werden  von  den  Straßen  durch 
hölzerne  Lattenzäune  abgeschlossen,  unter  sich  aber  durch  Drahtzäune 
getrennt.  Die  Straßen  Nr.  2 (Birkenweg)  und  Nr.  3 verlaufen  parallel 
zum  Athensiebener  Weg.  Ihre  Tagewässer  lassen  sich  größtenteils 
mit  natürlichem  Gefälle  nach  der  Hauptstraße  Nr.  1 (Achenbachstraße) 
ableiten.  Der  Verbindungsweg  Nr.  4 führt  die  Tagewässer  nach  dem 
Athensiebener  Weg  zu  ab.  Der  Knick  in  der  nordwestlichen  Hälfte 
der  Straße  Nr.  3 wird  zum  Ausweichen  der  Fuhrwerke  auf  9 m Breite 
erweitert.  Zur  Erzielung  einer  zweckmäßigen  Aufteilung  des  Geländes 
münden  die  neuen  Straßen  rechtwinklig  in  die  vorhandenen  Straßen 
ein.  soweit  dies  bei  der  Dreieckform  des  Geländes  möglich  ist. 


Von  dem  Gelände  entfallen  auf  die  Straßen  7404  qm,  so  daß  zur 
Bebauung  72  829,75  qm  zur  Verfügung  stehen.  Hiervon  sind  5424  qm 
Gelände  für  Beamtenwohnungen  vorgesehen,  die  an  der  Sauerbreystraße 
gegenüber  dem  Gymnasium  und  der  Volksbadeanstalt  errichtet  werden 
und  den  Übergang  von  einem  besseren  Wohnungsviertel  zur  Arbeiter- 
siedlung bilden.  Ferner  sind  nicht  für  Arbeiterwohn ungen  vorgesehen 
zwei  Eckgrundstücke  von  480  qm  und  931,50  qm  Größe  an  der  mittleren 
Straßenerweiterung.  Für  die  übrigen  Wohnungen  bleibt  somit  ein 
Gelände  von  durchschnittlich  je  536,53  qm  zur  Verfügung,  von  denen 
durchschnittlich  65  qm  überbaut  werden.  Zur  Vermeidung  übermäßig 
langer  Gartenwege  als  Folge  langgestreckter  Grundstücke  sollen  die 
einzelnen  Pläne  bei  einer  Länge  von  35  m eine  Breite  von  15  m er- 
halten. Aus  dieser  Breite  des  einzelnen  Grundstücks  ergibt  sich  die 
Bebauung  des  ganzen  Geländes  in  offener  Bauweise  mit  Zweifamilien - 
Wohnhäusern,  die,  soweit  nicht  die  Stallungen  an  den  Querwänden  der 
Gebäude  angeordnet  sind,  einen  Abstand  von  rund  18  m erhalten. 
Diese  weite  Bebauung  verleiht  der  Siedlung  ein  rein  ländliches  Gepräge. 


Die  Linienführung  der  Straßen  und  die  Stellung  der  Gebäude  an  ihnen 
verhindern  jedoch  weite  Durchsichten  und  geben  dem  Straßenbild 
einen  geschlossenen  Zusammenhang. 

Die  Stellung  der  Gebäude  richtet  sich  nach  der  Straßenführuug 
und  nach  der  Himmelsrichtung.  Die  Wohnräume,  insbesondere  die 
Wohnküchen,  sollen”  möglichst  von  Osten,  Süden  oder  Westen  her 
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Abb.  13.  Form  d. 

Abb.  12  u.  13.  Häuser  der  Siedlung  am  Athensiebener  Weg. 


besonnt  werden.  Hiernach  richtet  sich  die  Lage  der  an  die  Wohn- 
gebäude angebauten  Ställe,  so  daß  sich  vier  verschiedene  Häuserformen 
ergeben : 

a)  Traufe  an  der  Straße,  Stall  an  der  Hinterfront  (Abb.  6 u.  8), 

b)  Giebel  an  der  Straße,  Stall  an  der  Hinterfront  (Abb.  7 u.  10), 

c)  Giebel  an  der  Straße,  Ställe  an  den  Querwänden  (Abb.  9 u.  12), 

d)  Traufe  an  der  Straße,  Ställe  an  den  Querwänden  (Abb.  9 u.  13). 

Die  Giebelhäuser  sollen  an  den  Straßenkreuzungen  aufgestellt 

werden.  Zwischen  ihnen  werden  niedrige  Häuser  in  Form  a)  ein- 
gegliedert. Die  langgestreckte  Form  c)  dient  zum  Zusammenschluß  des 
Straßenbildes  der  breiteren  Achenbacbstraße.  Die  Form  d)  an  der 
Löderburger  Bahn  ergibt  sich  aus  der  Notwendigkeit,  die  nach  Süden 
zu  gerichteten  hinteren  Längswände  der  Gebäude  von  Ställen  frei 


zu  halten.  An  dem  Knickpunkt  der  Straße  Nr.  3 ergab  sich  die  Er- 
richtung eines  Dreifamilienwohnhauses,  das,  an  dem  äußeren  Winkel  ge- 
legen,einen  räumlichen  Abschluß  im  Straßenbild  bildet.  Auf  dem  Eck- 
grundstück  der  Straße  Nr.  3 an  dem  platzartig  erweiterten  Teil  der 
Achenbachstraße  ist  ein  Geschäftshaus  vorgesehen,  das  für  die  voraus- 
sichtlich 700  bis  1000  Personen  betragende  Einwohnerzahl  der  Siedlung 
unentbehrlich  ist.  Neben  ihm,  nahezu  in  der  Mitte  der  Siedlung,  wird 
als  Abschluß  des  südlichen  Teiles  der  Achenbachstraße  die  Errichtung 
eines  größeren  Wohlfahrtgebäudes  geplant. 

Der  Ausführung  sämtlicher  Wohnungen  ist  der  Runderlaß  vom 
26.  März  1917,  betreffend  Förderung  von  Kleinhaussiedlungen,  zu- 
grunde gelegt.  Sie  bestehen  aus  einer  Wohnküche,  und  einer  Stube 
im  Erdgeschoß,'  sowie  zwei  Kammern  im  Dachgeschoß.  Die  Größe 
der  bewohnten  Fläche  beträgt  einschließlich  der  Wohnküche,  aber  aus- 
schließlich Treppenhaus  bei  Form  a)  54,32  qm,  bei  F'orm  b)  54,75  qm. 
Ferner  besitzt  jede  Wohnung  im  Stallanbau  einen  Abort  und  eine 
Waschküche,  die  von  der  Wohnküche  her  durch  einen  offenen  V orbau 
zu  erreichen  ist,  sowie  einen  Ziegen-  und  einen  Schweinestall.  Über 
dem  Ziegenstall  ist  der  Hühnerwiemen  eingebaut.  Ställe  und  Abort 
sind  mit  einer  geschlossenen  Düngergrube  verbunden.  Da  den 
Wohnungsinhabern  der  neuen  Siedlung  ebenso  wie  denen  der  Sied- 
lung am  Berlepschschacht  in  der  Regel  außer  ihrem  Garten  neben 
der  Wohnung  noch  l/2  Morgen  Ackerland  verpachtet  wird,  sind 
über  sämtlichen  Wohnungen  und  Stallungen  hohe  Bodenräume  zur 
Lagerung  von  Stroh  und  Feldfrüchten  vorgesehen.  Da  Fehlen  dieser 
Bodenräume  hatte  in  der  Siedlung  am  Berlepschschacht  dazu  geführt, 
daß  dort  die  Bewohner  Bretterschuppen  neben  ihren  Wohnungen 
auf  eigene  Kosten  errichtet  haben,  deren  Übernahme  durch  die 
Nachfolger  beim  Wohnungswechsel  in  der  Regel  Schwierigkeiten  ver- 
ursacht hat  und  die  der  ganzen  Siedlung  ein  unschönes  Aussehen 
verliehen  haben. 

Die  Grundmauern  wie  auch  die  Umfassungswände  der  Wohnräume 
werden  aus  38  cm  starkem  Mauerwerk  hergestellt.  Die  Außenwände 
werden  geputzt,  die  Dächer  mit  roten  holländischen  Pfannen  eingedeckt. 
Die  Türen,  Fenster  und  Fensterläden  aller  Wohnungen  erhalten  zur 
Verbilligung  der  Herstellungskosten  gleiche  Form  und  Größe.  In  den 
Wohnküchen  werden  Kochöfen  aufgestellt,  die  mit  Grudeöfen  verbunden 
sind.  Die  Wohnungen  erhalten  elektrische  Beleuchtung  und  in  den 
Küchen  Wasserleitung. 

Im  Jahre  1919  sind  zunächst  zwölf  Doppelwohnhäuser  errichtet, 
deren  reine  Baukosten  sich  auf  60  000  Mark  für  jedes  Haus  belaufen. 
Hierzu  kommen  anteilige  Kosten  von  je  5000  Mark  für  die  Anlage 
des  Birkenweges  und  des  Verbindungsweges  Nr.  4,  für  die  Verlegung 
einer  80  mm  weiten  Wasserleitung  in  diesen  Wegen  sowie  für  die 
Einfriedigung  und  Bepflanzung  der  Grundstücke.  Die  Kosten  für  1 cbm 
umbauten  Raum,  ermittelt  aus  den  reinen  Baukosten,  belaufen  sich 
auf  97,50  Mark.  Die  Wohnungen  sind  zum  Preise  von  350  Mark 
jährlich  vermietet,  so  daß  die  gesamten  Baukosten  ohne  Berück- 
sichtigung des  Geländewerts  zu  1,17  vH  verzinst  werden.  Im  Jahre  1920 
wurden  die  gleiche  Anzahl  Häuser  sowie  zwei  Beamtendoppelwohn- 
häuser an  der  Sauerbreystraße  fertiggestellt.  Im  Jahre  1921  sind  sieben 
Arbeiterhäuser  im  Bau  begriffen,  so  daß  Ende  1921  die  Bebauung  am 
Athensiebener  Wege  und  des  Birkenweges  fertiggestellt  ist.  Die  reinen 
Baukosten  für  jedes  Arbeiterhaus  haben  sich  1920  auf  120  000  Mark 
belaufen.  (Schluß  folgt). 


Grundlagen  des  Bescliaffungswesens. 


Vom  Regierungsbaumeister  a. 

Beschaffung  ist  insofern  der  nächsthöhere  Gattungsbegriff  zur 
Verdingung,  als  die  Beschaffung  auch  im  Wege  der  freihändigen  Ver- 
gebung erfolgen  kann,  jedenfalls  nicht  ihrem  Wesen  nach  an  die 
äußere  Form  der  Verdingung  gebunden  ist.  Das  Endziel  jeder  Be- 
schaffung ist  die  Erlangung  eines  wirtschaftlichen  Gutes,  also  einer 
Ware,  eines  Werkes  oder  einer  Verbindung  von  beiden,  zu  den  vor- 
teilhaftesten Bedingungen.-  Die  privatwirtschaftliche  Beschaffung  wird 
dabei  von  verhältnismäßig  einfachen  Gesichtspunkten  geleitet.  Ist  aber 
die  beschaffende  Stelle  eine  Körperschaft  des  öffentlichen  Rechtes,  also 
Verwalterin  von  Rechten  und  Eigentum  der  Allgemeinheit,  vertreten 
durch  Reich,  Staat  oder  Gemeinde,  so  greift  die  Beschaffung  so  viel- 
fältig in  das  Gebiet  der  Volkswirtschaft  im  Gegensatz  zur  Privat- 
wirtschaft hinüber,  daß  eine  gewisse  öffentliche  Regelung  unausbleiblich 
erschien,  als  deren  Ergebnis  die  Verdingung,  d.  h.  der  schriftliche 
Wettbewerb  unter  Anerkennung  im  voraus  bestimmter  Unterlagen  zu 
gelteu  hat.  Von  den  verschiedenen  Formen  der  Beschaffung  zielt  also 
die  Verdingung  am  planvollsten  darauf  ab,  das  verlangte  Gut  auf 
demjenigen  Wege  zu  erlangen,  der  für  die  beschaffende  Stelle  und  die 
von  ihr  vertretene  Allgemeinheit  der  wirtschaftlichste  ist.  In  der  un- 
vollständigen Erkenntnis  dieses  Zieles,  vorzugsweise  in  der  Verwechs- 
lung der  Begriffe  wirtschaftlich  (preiswert)  und  billig,  sind  die  Haupt- 
mängel des  Beschaffungswesens  und  die  unzulänglichen  Erfolge  der 


D.  T)r.=3"ß-  Hasse  in  Berlin. 

Verbesserungsversuche  begründet.  Ein  vielseitiges  Schrifttum  legt  von 
dem  Bemühen  Zeugnis  ab,  dieser  Schwierigkeiten  Herr  zu  werden. 
Neuere  Werke  können  sogar  eine  gewisse  abschließende  und  richtung- 
gebende Stellung  beanspruchen.  Hiervon  im  einzelnen  zu  sprechen, 
erscheint  jedoch  ergiebiger,  wenn  zuvor  die  allgemeinen  Gesichtspunkte 
klargestellt  sind.  Da  die  Verdingung  nur  einer  von  den  möglichen 
Wegen  der  Beschaffung  ist,  muß  auf  die  Grundlagen  der  letzteren 
zurückgegangen  werden. 

I. 

Daß  das  zahlenmäßig  billigste  Angebot  nicht  immer  das  vor- 
teilhafteste oder,  um  den  bereits  gebrachten  Begriff  festzuhalten,  das 
wirtschaftlichste  ist,  steht  außer  Zweifel.  Die  Versuche,  dafür  andere 
Ausdrücke  und  andere  Begriffe,  wie  das  „annehmbare  Gebot",  den 
„annehmbaren  Preis“  usw.  einzuführen,  legen  davon  Zeugnis  ab,  daß 
diese  Unstimmigkeit  erkannt  ist.  Es  verlohnt  sich  deshalb,  die  Um- 
stände, die  die  Beurteilung  eines  Angebots  beeinflussen,  in  etwas 
anderer  Aufreihung  als  sonst  mit  einem  Anklang  an  mathematische 
Betrachtungsweise  zu  erörtern.  Wäre  der  Preis  p allein  das  Ent- 
scheidende, so  könnte  man  die  Zuschlagwürdigkeit  Z durch  die 

Funktion  Z — - erschöpfend  ausdrücken.  Eine  sonst  übliche  Ver- 
hältniszahl kann  entbehrt  werden,  weil  es  sich  hier  nur  um  eine  grund- 
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sätzliche  Betrachtung  und  nicht  um  rechnerische  Verfolgung  handelt. 
Die  größte  Zuschlagwürdigkeit  ist  also  durch  den  Größtwert  von  Z 
gegeben.  Schwierig  ist  aber  die  Berücksichtigung  der  anderweiten 
Einflüsse,  die  sich  nicht  auf  diese  einfache  Formel  bringen  lassen. 

Zunächst  ist  weiter  das  Merkmal  der  Güte,  und  zwar  der  be- 
dingten und  der  unbedingten  zu  berücksichtigen.  Als  bedingte  (relative) 
soll  diejenige  verstanden  werden,  die  von  der  beschaffenden  Stelle  zur 
Erfüllung  des  Zwecks  vorgeschrieben  ist;  als  unbedingte  (absolute)  die- 
jenige, die  von  der  Lieferung  voraussichtlich  oder  besser  tatsächlich 
erreicht  wird.  Proben  und  örtliche  Erkundigungen  sichern  die  Be- 
schaffenheit, Vorrat-  und  Einkaufnachweise  des  Lieferers  gewähr- 
leisten die  Menge.  Zweckdienliche  Angebotsunterlagen  müssen  so  ab- 
gefaßt sein,  daß  die  bedingte  mit  der  unbedingten  Güte  zusammen- 
fällt, d.  h.  es  darf  schon  aus  wirtschaftlichen  Gründen  kein  höherer 
Gütegrad  verlangt  werden,  als  dem  Zweck  entspricht  und  vom  Lieferer 
im  Durchschnitt  mit  Sicherheit  eingehalten  werden  kann.  Der  hier 
allein  in  Frage  kommende  tatsächlich  erreichbare  Gütegrad  g erhöht 
also  mit  seinem  Steigen  die  Größe  Z und  mindert  sie  mit  seinem  Fallen. 


Die  erste  Gleichung  erweitert  sich  zu  Z — ■ ■ 

Die  Gewähr  für  fristmäßige  Fertigstellung,  gemeinhin  Pünktlich- 
keit genannt,  ist  zahlenmäßig  erfaßbar  durch  die  Zeit  t,  innerhalb 
deren  Leistung  oder  Lieferung  voraussichtlich  erfüllt  werden.  Die  Zu- 
schlagwürdigkeit steigt  hier  im  umgekehrten  Verhältnis  des  Zeitauf- 
wandes, die  beeinflussende  Größe  t gehört  daher  in  den  Nenner  und 

ergänzt  die  Gleichung  zu  Z = - • Unter  sonst  gleichen  Umständen 

ist  also  das  Angebot  das  zuschlagwürdigste,  das  Gewähr  dafür  bietet, 
in  der  kürzesten  Zeit  fertig  zu  werden,  denn  hierin  liegt  die  größte 
Sicherheit  der  Fristeinhaltung. 

Beschränkt  sich  ein  Unternehmer  bei  unvorhergesehenen  Störungen 
darauf,  die  nach  seiner  Meinung  fristverlängernden  Umstände  ihrer 
Art  nach  festzustellen  und  das  Anerkenntnis  der  Fristverlängerung 
herbeizuführen,  so  wird  man  dies  als  formale  Deckung  jedem  zubilligen 
müssen.  Der  beschaffenden  Stelle  ist  aber  oft  mit  der  Gewißheit 
gedient,  daß  die  Fristverlängerung  in  solchem  Falle  nach  Möglichkeit 
eingeschränkt  wird,  weil  damit,  beispielweise  bei  Inbetriebnahme  von 
Verkehrsanlagen,  durch  Verringerung  der  Bauzinsen,  schnelleres  Ein- 
setzen der  Betriebseinnahmen  usw.  erhebliche  Ersparnisse  erzielt  werden 
können.  Besondere  Bedeutung  gewinnt  dies,  wenn  von  der  Vollendung 
der  Leistungen  des  einen  Unternehmers  das  Einsetzen  weiterer 
Lieferungen  abhängt,  die  von  diesem  Zeitpunkt  aus  befristet  sind. 
Die  Voraussetzungen  zu  solcher  Pünktlichkeit  liegen  überwiegend  auf 
dem  Gebiete  der  technischen  Disposition,  rechtfertigen  also  wohl  ihre 
Abtrennung  von  der  sonstigen  Zuverlässigkeit,  die  nunmehr  ausschließ- 
lich als  wirtschaftliche  bezeichnet  werden  kafan. 

Diese  wirtschaftliche  Zuverlässigkeit  als  Eigenschaft  des  Angebots 
ist  bedingt  durch  die  gleiche  Eigenschaft  des  anbietenden  Unternehmers 
und  durch  die  Sorgfalt,  die  die  ausschreibende  Stelle  darauf  verwandt 
hat.  Diese  Sorgfalt  ist  im  Rahmen  der  gleichen  Beschaffung  ein  Fest- 
wert, tritt  also  in  unserer  Gleichung  nicht  als  bedingende  Größe  in 
Erscheinung.  Soweit  sie  allgemeinere  Bedeutung  hat  und  in  Beziehung 
zu  den  abzustellenden  Mängeln  steht,  soll  sie  später  erörtert  werden. 
Die  erste  Teilgröße,  die  wirtschaftliche  Zuverlässigkeit  des  Unter- 
nehmers, sei  für  die  Zwecke  unserer  Gleichung  durch  w bezeichnet. 

Mit  ihr  geht  die  Gleichung  über  in  Z=  denn  mit  der  wirt- 
schaftlichen Zuverlässigkeit  steigt  und  fällt  auch  die  Zuschlagwürdigkeit. 

Wäre  rein  mathematische  Betrachtung  möglich,  so  könnte  man 
nunmehr  die  bedingte  Größe  Z nach  den  vier  bedingenden  ableiten, 
die  Ableitungen  gleich  Null  setzen  und  danach  den  Größtwert  von  Z 
aus  den  zugehörigen  bedingenden  Werten  von  p,  t,  g und  iv  errechnen. 
Wie  schon  oben  gezeigt,  sind  aber  die  vier  bedingenden  Größen  um 
so  weniger  funktioneller  Natur,  je  mehr  die  Einflüsse,  deren  Symbole 
sie  sind,  im  Bereich  des  Wirtschaftlichen  liegen.  Infolgedessen  ist 
gerade  die  wirtschaftliche  Zuverlässigkeit  ein  „Imponderabile“,  das 
eine  Fülle  verschiedenartiger  Einzelheiten  zusammenfaßt,  die  im  Ge- 
schäfts- und  Wirtschaftsleben  durch  das  gewertet  werden,  was  man 
den  Ruf  des  Unternehmers  nennt.  Au  Voraussetzungen  und  Folge- 
rungen, die  in  dieses  Gebiet  fallen,  seien  ohne  Anspruch  auf  Voll- 
zähligkeit aufgeführt:  sorgsame  Ermittlung  der  Gestehungskosten  — ge- 
ringes Wagnis;  guter  Gerätepark  — billige  Geräteunterhaltung;  be- 
scheidener gleichmäßiger  Wagniszuschlag  — geringes  Interesse  an 
spekulativen  Nachforderungen. 

Von  sozialer  Bedeutung  ist  die  Gewähr,  daß  kein  Lohndruck  aus- 
geübt wird,  vom  kaufmännischen  Standpunkt  ist  von  Belang  die  Höhe 
des  vorhandenen  Betriebskapitals,  das  zum  Teil  durch  Hinterlegung 
von  Sicherheiten  verstärkte  Bindung  eingehen  muß.  Kaufmännischer 
Natur  sind  auch  die  Pflichten,  deren  Erfüllung  jede  Hinterlegung  sicher- 
stellt, als:  Lohnzahlung,  Versicherungsbeiträge  und  andere  öffentliche 
Lasten  sowie  Verbindlichkeiten  gegen  Unterhandwerker  und,  nament- 


lich bei  persönlicher  Inhaberschaft,  eine  geordnete  Buchführung  und 
eine  gleichmäßige  Lebenshaltung,  die  bei  vorübergehenden  uner- 
warteten Erfolgen  nicht  in  Verschwendung  ausartet.  Dies  darf  er- 
wähnt werden,  ohne  jemand  zu  kränken,  weil  namentlich  im  Tiefbau- 
gewerbe unter  den  kleinen  Betrieben  sogenannte  Stehaufnaturen,  die 
jene  Eigenschaften  vermissen  lassen,  keine  Seltenheit  sind. 

Die  Größen  g und  t sind  verhältnismäßig  leicht  erfaßbar  und  auf 
eine  gleiche  Formel  zu  bringen,  g durch  die  oben  angedeuteten  Maß- 
nahmen und  Vorschriften,  t durch  die  Bedingungen  hinsichtlich  des 
angemessenen  anteiligen  Baufortschritts  und  nachdrücklich  verschärft 
durch  das  vertragliche  Recht  der  vergebenden  Stelle,  den  Unternehmer 
bei  Nichterfüllung  in  Verzug  zu  setzen,  nach  Ablauf  billig  bemessener 
Fristen  vom  Vertrage  zurückzutreten  und  für  Rechnung  und  Gefahr 
des  Unternehmers  anderweit  Deckung  zu  suchen. 

Nimmt  man  also  an,  daß  diesen  Umständen  gleichmäßig  Rechnung 
getragen,  daß  es  also  gelungen  ist,  g und  t zu  relativen  Festwerten  zu 
machen,  so  wurzeln  alle  vermeintlichen  und  tatsächlichen  Mängel  des 
Vergebungs wesens  in  der  Grüße  w,  und  alle  Verbesserungsvorschläge 
sind  danach  zu  beurteilen,  wie  weit  es  dabei  gelingt,  an  Stelle  der 
unsicheren  Größe  w wieder  einen  Festwert  zu  schaffen,  der  es  gestattet, 

zu  der  ursprünglichen  Idealgleichung  Z=  ^ zurückzukehren. 

II. 

Da  es  sich  hierbei  um  Betrachtungen  von  allgemeinerer  Bedeu- 
tung handelt,  die  über  den  Einzelfall  mit  fest  gegebenen  Unterlagen 
hinausgehen,  ist  nicht  nur  die  Zuverlässigkeit  eines  beschränkten  Bieter- 
kreises zu  erörtern,  sondern  auch  die  Beschaffenheit  der  Vergebungs- 
unterlagen und  das  Urteilsvermögen  und  geschäftliche  Geschick  der 
beschaffenden  Stelle.  Die  Aufgaben,  die  hier  zu  lösen  sind,  lassen  sich 
also  in  drei  Hauptforderungen  ausdrücken: 

1.  Heranbildung  eines  geschulten  Unternehmertums; 

2.  Ausarbeitung  klarer  und  eindeutiger  Verdingungsunterlagen: 

3.  Entwicklung  eines  Beamtenstabes  von  hinreichender  Erfahrung 
und  Selbständigkeit. 

An  der  Heranbildung  eines  zuverlässigen  Unternehmertums  hat 
dieser  Stand  selbst  das  gleiche  Interesse  wie  die  Verwaltung  und  der 
bauleitende  Beamte.  Alle  neueren  Bestrebungen  gehen  daher  auf  ge- 
meinsame Lösung  dieser  Frage  aus  und  weichen  nur  in  der  Wahl  des" 
Weges  voneinander  ab,  der  zu  diesem  Ziele  führen  soll.  Die  das  Ge- 
werbe vertretenden  Handwerkskammern  usw.,  die  maßgebenden  Be- 
hörden und  die  ausschreibenden  Stellen  haben  sich  in  gleicher  Weise 
um  Vereinheitlichung  und  Vereinfachung  der  Ausschreibungsunterlagen 
bemüht.  Schon  Janssen  stellt  in  seinem  1913  erschienenen  Werk 
„Der  Bauingenieur  in  der  Praxis“  (1913  d.  Bl,  S.  304)  die  Forderung 
auf,  daß  jeder  Posten  des  Verdingungsanschlags  eine  klar  abgegrenzte 
Leistung  und  nicht  eine  schwer  übersehbare  Vielheit  von  Einzelheiten 
verkörpern  soll,  weil  sonst  weniger  geübten  Unternehmern  eine  sach- 
gemäße Ermittlung  ihrer  Gestehungskosten  unmöglich  und  der  Bieter 
immer  mehr  oder  weniger  auf  „gegriffene“  Preise  angewiesen  ist,  wenn 
er  zuschlagwürdig  bleiben  will.  Es  spricht  nicht  gegen  diese  Auf- 
fassung, daß  Verdingungen,  die  sorgfältig  in  Einzelpositionen  aufgelöst 
sind,  meist  mit  höheren  Angebotsummen  abschließen  als  solche  mit 
umfassenden  Sammelpositionen,  denn  die  etwas  höhere  Verdingungs- 
summe wird  mehr  als  ausgeglichen  durch  die  Gewißheit,  daß  der 
Unternehmer  wirklich  auskömmliche  Preise  erhält  und  dadurch  auch 
unvorhergesehenen  Zwischenfällen  im  Rahmen  seines  Wagnisses  sehr 
viel  sicherer  gegenübersteht,  als  vertragschließender  Teil  also  erheblich 
ernster  genommen  werden  kann.  Alles  dies  gilt  zunächst  von  der 
Vergebung  zu  festen  Einheitpreisen  im  Rahmen  der  Verdingung  oder 
eines  ihr  gleichwertigen  Verfahrens,  gilt  aber  sinngemäß  auch  für  die 
neuzeitlichen  Bemühungen,  die  wirtschaftliche  Zuverlässigkeit  des 
Unternehmers  mittelbar  dadurch  zu  erhöhen,  daß  man  ihm  durch  die 
Ausschreibungsbedingungen  einen  Teil  des  Wagnisses  abnimmt  (Selbst- 
kostenvertrag, Lohnklausel,  Schätzungsverfahren  usw.). 

Am  heißesten  umstritten  und  am  wenigsten  gefördert  ist  bisher 
die  standespolitische  Seite  der  Frage,  die  Hebung  der  Verantwort- 
lichkeit und  Selbständigkeit  derjenigen  technischen  Beamten,  die  das 
Ausschreibungsergebnis  zu  beurteilen  und  seine  vertragmäßige  Durch- 
führung zu  vertreten  haben.  Unter  standespolitischen  Bestrebungen 
ist  hierbei  das  Bemühen  zu  verstehen,  das  Verständnis  für  die  Be- 
deutung der  Technik  auf  diesem  Gebiet  zu  entwickeln  und  zu  heben 
und  auf  dem  so  geschaffenen  Boden  die  Folgerungen  für  die  Stellung 
jener  Beamten  zu  ziehen,  die  die  technisch- wirtschaftlichen  Belange 
verkörpern. 

III. 

Gerade  die  jüngste  Zeit  des  Krieges,  der  Umwälzung  und  der 
noch  nicht  überwundenen  wirtschaftlichen  Nachwehen  hat  dazu  geführt, 
diesen  Fragen  mit  einer  Sorgfalt  auf  den  Grund  zu  gehen,  zu  der 
bei  den  feststehenden  wirtschaftlichen  Voraussetzungen  des  Vergebungs- 
wesens früher  wreniger  Anlaß  vorlag.  Es  kann  mit  Genugtuung  fesL 
gestellt  werden,  daß  auf  diesem  Gebiet  ein  gewisser  Höhepunkt  erreicht 
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ist,  der  zu  einer  Umschau  über  das  bisher  Erreichte  und  das  noch  zu 
Erreichende  einlädt.  Hierzu  regen  besonders  zwei  neue  Veröffent- 
lichungen an,  von  denen  jede  für  sich  einen  gewissen  Abschluß  dar- 
stellt. Beide  streben  sachlich  gleichen  Zielen  zu,  suchen  diese  aber, 
von  ungleichen  Voraussetzungen  ausgehend,  auf  verschiedenartigen 
Wegen  zu  erreichen,  deren  Gegensätzlichkeit  und  Vereinigungsmög- 
lichkeit den  Abschluß  vorliegender  Betrachtungen  bilden  mag. 

Im  Verlag  der  Braunschen  Hofbuchdruckerei  in  Karlsruhe  in 
Baden  ließ  der  damalige  Militär-Intendantur-  und  Baurat  Rothacker1) 
im  Jahre  1919  ein  Werk  über  „Das  Verdingungswesen  und  seine  Ab- 
hängigkeit von  Erziehung  und  Stellung  der  Baubeamten  und  seine 
Heilung“  erscheinen,  eine  gründliche,  sorgsam  gegliederte  und  zunächst 
einmal  wegen  der  Quellenwürdigung  im  historischen  Teil  wertvolle 
Arbeit. 

Wenig  später  — Rothacker  bereits  erwähnend  — erschien  1920  bei 
Hans  Robert  Engelmann  in  Berlin  Karl  Steinbrechers  Arbeit1)  über 
„Neuere  Vergebungsarten  für  Bauarbeiten  im  Rahmen  des  Verdingungs- 
wesens“ (vgl.  S.  84  d.  Bl.).  Der  Bearbeiter  ist  Regierungsbaumeister  des 
Eisenbahnbaufaches  und  zur  Zeit  im  Reichsverkehrsministerium  tätig. 
Die  Verschiedenartigkeit  des  Berufsweges  der  beiden  Verfasser  ist 
die  nächstliegende  Erklärung  für  die  Ungleichheit  ihrer  Auffassung. 
Rothacker  verwahrt  sich  selbst  dagegen,  die  bei  seiner  Verwaltung 
festgestellten  Mängel  kritiklos  auf  andere  zu  übertragen.  Man  muß 
also  bei  der  Beurteilung  von  Rothackers  Vorschlägen  dasjenige  aus- 
scheiden,  was  auf  Sondererfahrung  im  Bereich  der  Heeresbauverwaltung 
zurückgeht.  Infolgedessen  wird  es  Rothacker  nicht  als  Unbilligkeit 
empfinden,  wenn  die  heutigen  Hochbaubeamten  zu  ihren  Gunsten  geltend 
machen,  daß  ein  nicht  geringer  Teil  jener  Aufgaben,  für  die  er  die 
Wege  vorgezeichnet,  inzwischen  bereits  ihrer  Erfüllung  merklich  näher- 
gebracht und  damit  wirksame  Vorarbeit  für  seine  Pläne  geleistet  ist. 

Rothacker  stellt  die  Aufgabe  der  Teilung  des  Wagnisses  zwischen 
Verwaltung  und  Unternehmer  mit  voller  Schärfe  heraus  und  weist  der 
vergebenden  Stelle  die  bestimmte  Aufgabe  zu,  durch  sorgfältige  Be- 
arbeitung des  Entwurfs  und  der  sonstigen  Unterlagen  klare  Voraus- 
setzungen für  Gestehungskosten  und  Preisbildung  zu  geben,  verlangt 
aber  anderseits  vom  Handwerk  weitgehende  Einwirkung  auf  sach- 
gemäße Veranschlagung  des  Unternehmertums  bei  technischer  Tüchtig- 
keit. Rothacker  sucht  den  endgültigen  Ausgleich  in  einer  neuein- 
zuführenden  dritten  Größe,  dem  Verdingungsamt,  das  Vermittler 
sein  soll  zwischen  zwei  vertragschließenden  freien  und  gleichwertigen 
Parteien,  also  gewissermaßen  ein  behördliches  Bekenntnis  für  die 
Überlebtheit  jener  Auffassung,  die  den  Unternehmer  in  ein  Verhältnis 
der  Unterordnung  und  Abhängigkeit  zur  Verwaltung  zu  bringen 
suchte.  Nur  auf  dem  Boden  gerechter  Gleichstellung  kann  Rothackers 
Verdingungsamt  erwachsen  und  seine  Aufgaben  am  besten  erfüllen, 
indem  es  nicht  erst  bei  der  Schlichtung  von  Streitigkeiten  eingreift, 
sondern  Verhältnisse  schafft,  aus  denen  sich  gar  keine  Meinungsver- 
schiedenheiten mehr  bilden  können. 

Die  bedeutsame  Stellung,  die  das  Verdingungsamt  in  Ilotbackers 
Vorschlag  einnimmt,  beruht  auf  der  Eigenart  des  Hochbauwesens. 
Bei  der  Fülle  von  Einzelpositionen,  die  eine  bunte  Vielheit  von  Klein- 
handwerkern erfordern,  ist  es  eine  besondere  Aufgabe  des  Hochbau- 
beamten, der  in  wenig  erschlossenen  Gegenden  öffentliche  Gelder  in 
bauliche  Werte  umzusetzen  hat,  das  örtliche  Kleinhandwerkertum, 
das  aus  wirtschaftlichen  Gründen  Anspruch  auf  ausschließliche  oder 
bevorzugte  Berücksichtigung  hat,  zu  jener  technischen  Tüchtigkeit  zu 
erziehen,  die  im  ganzen  Deutschen  Reich  in  allen  öffentlichen  Bauten 
bleibenden  Ausdruck  gefunden  hat.  Gerade  gute  handwerkmäßige 
Schulung  unter  persönlicher  Mitarbeit  des  Meisters,  der  mit  seinem 
Handwerkzeug  leichter  hantiert  als  mit  der  Feder,  geht  infolgedessen 
vielfach  auf  Kosten  der  Fertigkeit  im  Rechnen  und  Veranschlagen. 
Kommen  hierzu  noch  mangelhafte  Verdingungsunterlagen,  so  sind  die 
Voraussetzungen  unzulänglicher  Preisforderungen  und  aller  üblen  Folge- 
erscheinungen gegeben. 

Rothacker  kommt  nach  eingehender  Würdigung  aller  anderweiten 
Versuche,  diesen  Mängeln  abzuhelfen,  zu  jenem  Vorschlag  der  Ein- 
schaltung eines  neutralen  Zwischenkörpers,  eines  Verdingungsamtes, 
einer  Körperschaft  des  öffentlichen  Rechtes,  die  sich  schlichtend  und 
beratend  gleichmäßig  in  den  Dienst  der  Verwaltung  und  des  Unter- 
nehmertums stellen  soll,  auf  der  einen  Seite  Sammelpunkt  weitest- 
gehender Normung  zur  Vereinfachung  aller  regelmäßig  oder  häufig 
wiederkehrenden  Verdingungen,  auf  der  anderen  Seite  Beratungstelle 
für  das  Handwerkertum,  beide  Arbeitsgebiete  zusammengefaßt  durch 
Schaffung  von  Unterlagen  stetiger  Preisbildung  in  Anlehnung  an  Löhne 
und  Baustoffpreise.  Alles  in  allem  bedeutet  dies  eine  weitgehende 
Herabsetzung  des  Wagnisses  für  den  Unternehmer,  also  eine  objektive 
Steigerung  der  wirtschaftlichen  Zuverlässigkeit  des  Angebots  mit  hin- 
reichendem Spielraum  für  die  subjektive,  die  beim  Unternehmer  liegt. 

U Vergl.  hierzu  auch  die  Besprechungen  in  der  Verkehrstechnischen 
Woche  1921,  Nr.  28. 


Als  wesentliche  Entlastung  des  Baubeamten  wird  es  begrüßt 
werden,  wenn  er  dadurch,  namentlich  in  weniger  erschlossenen  Ge 
genden , die  ihm  sonst  obliegende  Erziehungsarbeit  durch  das  Ver- 
dingungsamt bereits  geleistet  lindet.  Sind  diese  Verdingungsämter 
bei  Rothacker  Kreis-  oder  Ortsbehörden,  so  schafft  er  in  den  Uber 
geordneten  Landesverdingungsämtern  gewissermaßen  eine  Provinzial 
instanz  und  ordnet  diese  einer  Zentralinstanz,  dem  Reichsver- 
dingungsamt,  unter.  Das  System  ist  völlig  durchgebildet  und  sehr 
anschaulich  geschildert.  Die  Aufgaben  sind  mit  großem  organisatori- 
schen Geschick  gegeneinander  abgegrenzt.  Dies  ist  auch  jetzt  noch 
zu  begrüßen,  obwohl  inzwischen  eine  Reihe  von  Aufgaben,  die 
Rothacker  seinen  Verdingungsämtern  zuweist,  bereits  anderweit  gelöst 
sind.  Zum  Teil  ist  dies  eben  darauf  zurückzuführen,  daß  Rothacker 
wesentlich  vom  Hochbau  ausgeht,  während  die  Verhältnisse  im  Tiefbau 
und  Ingenieurbau,  die  Rothacker  zum  wenigsten  nicht  ausdrücklich 
berücksichtigt,  von  jeher  wesentlich  anders  lagen. 

Es  darf  infolgedessen  nicht  überraschen,  wenn  der  bereits  erwähnte 
Steinbrecher  zu  ganz  anderen  Ergebnissen  gelangt.  Steinbrecher 
steht  insofern  auf  anderem  Boden,  als  er  an  den  von  ihm  erörterten 
Verbesserungsvorschlägen  durch  eigene  Mitarbeit  Anteil  hatte  und 
sich  mit  seinen  Folgerungen  durchweg  im  Rahmen  des  Bestehenden 
hält.  Im  rückblickenden  Teil  seiner  Arbeit  geht  Steinbrecher  ähnliche 
Wege  wie  Rothacker.  Uber  die  Begriffsbestimmung  und  die  Not- 
wendigkeit der  Verdingung  kommt  er  völlig  mit  ihm  überein,  dagegen 
sucht  er  die  Hebung  der  Zuverlässigkeit  des  Angebots  nicht  von  außen 
her,  sondern  aus  den  Dingen  selbst  zu  entwickeln,  und  betrachtet  zu 
diesem  Zweck  eingehend  die  verschiedenen  Formen,  die  für  die  Ver- 
gebung gewählt  worden  sind,  nachdem  während  der  Kriegs-  und 
Umsturzzeit  das  Verdingungsverfahren  mit  festen  Einheitpreisen  ver- 
lassen werden  mußte.  Steinbrecher  stützt  sich  bei  allen  seinen  Erör- 
terungen auf  praktische  Versuche  und  ermöglicht  es  dem  Leser,  von 
jeder  von  ihm  erörterten  Vertragsform  durch  eigenes  Urteil  dasjenige 
herauszuschälen,  was  für  den  vorkommenden  Fall  zweckmäßig  sein 
kann.  Die  wirtschaftliche  Unsicherheit,  die  den  Selbstkostenvertrag 
mit  seinen  verschiedenen  Nebenformen  und  das  Schätzungsverfahren 
ins  Lehen  rief,  darf  hoffentlich  als  überwunden  gelten.  Der  gemilderte 
Akkord  vertrag , den  Steinbrecher  an  letzter  Stelle  beschreibt,  erfreut 
sich  bereits  zunehmender  Anwendung  und  bedeutet  äußerlich  die 
Rückkehr  zur  Vergebung  nach  Einheitpreisen,  jedoch  mit  Teilung 
des  Wagnisses  zur  Erhöhung  der  wirtschaftlichen  Zuverlässigkeit 
dergestalt,  daß  preisbildende  Faktoren  vereinbart  werden,  von  deren 
Steigen  und  Fallen  abhängig  sich  die  Einheitpreise  ändern,  wobei  die 
Verwaltung,  wenn  die  Verhältnisse  ungünstiger  werden,  den  größeren 
und  der  Unternehmer  den  kleineren  Teil  des  Wagnisses  trägt,  während 
zum  Ausgleich  auch  sein  Anteil  an  der  Ersparnis  entsprechend  ge- 
ringer ist,  wenn  sie  sich  günstiger  gestalten.  Als  bedingende  Größe 
dieser  Abhängigkeit  werden  meist  die  tarifmäßigen  Löhne  zugrunde 
gelegt,  die  im  Tief-  und  Ingenieurbau  den  wesentlichen  Teil  der  Ge- 
stehungskosten ausmachen.  Man  wird  also  Steinbrecher  darin  bei 
pllichten  können,  daß  der  gemilderte  Akkordvertrag  für  jetzt  und  die 
nächste  Zukunft  als  Regelfall  anzusprechen  ist,  während  Vertragsformen 
mit  weitergehender  Wagnisbeschränkung  nur  bei  besonderen  Schwierig 
keiten  am  Platze  sein  werden. 

Der  abweichende  Entwicklungsgang  in  Steinbrechers  Darlegungen 
erklärt  sich  auch  daraus,  daß  das  Unternehmertum  des  Tiefbaugewerbes 
ganz  anders  zusammengesetzt  ist  als  das  des  Hochbaues.  Der  Tiefbau 
großen  Stils  erfordert  Kapitalkraft  und  gute  Ausrüstung  mit  Geräten, 
an  der  Spitze  der  Unternehmungen  müssen  erfahrene  Ingenieure  und 
Kaufleute  stehen,  deren  Gedankengänge  sich  ohnehin  mit  denen  der 
Verwaltungsorgane  im  Hinblick  auf  die  gemeinsam  zu  schaffenden 
Werte  sehr  viel  näher  berühren  als  die  eines  Hochbaubeamten  und 
eines  Kleinhandwerkers.  Infolgedessen  nehmen  bei  Steinbrecher  auch 
die  Betrachtungen  über  die  Vorhaltung  des  Gerätes  und  ihre  Abgeltung 
einen  besonders  breiten  Raum  ein  und  schaffen  damit  eine  grundlegende 
klare  und  vollständige  Zusammenfassung  aller  preisbildenden  Um- 
stände.2) Mögen  die  Beispiele  zum  Teil  zahlenmäßig  überholt  sein, 
die  grundlegenden  Gedanken  werden  hiervon  nicht  berührt,  denn 
der  mathematisch  geschulte  Ingenieur  wird  jene  grundlegenden 
Rechnungsgrößen  durch  Einführung  allgemeiner  Zahlenzeichen  von  der 
Zeit  unabhängig  zu  machen  und  ihnen  je  nach  Bedarf  den  zeitlioh 
gültigen  Wert  zu  verleihen  wissen. 

Neben  dem  kapitalkräftigen  Unternehmertum  zieht  Steinbrecher 
auch  jene  unerfreulichen  Erscheinungen  in  den  Kreis  seiner  Betrach- 
tungen, die  oben  bereits  als  Stehaufnaturen  gekennzeichnet  wurden. 
Es  sind  dies  jene  Typen  wagemutiger  Kleinakkordanten,  die  aus  dem 
Schachtmeisterstand  hervorgegangen  sind  und  sich  manchmal  aus 
kleinen  Anfängen  recht  gut  entwickelt  haben.  Gerade  das  geringe 

2)  Vgl.  hierzu  auch  $r.=3üß-  Hasse,  „Unkosten“  und  „Geräte- 
vorhaltung und  Preisbildung“  in  der  Verkehrstechnischen  Woche  1921, 
Nr.  14  u.  25. 
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Betriebskapital  und  die  Abhängigkeit  vom  Geräteverleiher  mahnen  aber 
zu  großer  Vorsicht  im  Verkehr  mit  diesen  Erscheinungen,  bei  denen 
überdies  oft  der  Blick  für  den  eigenen  Nutzen  besser  geschult  ist  als 
für  eine  treue  Auslegung  des  Vertrages.  Ein  geringer  Mißgriff  in  der 
Beurteilung  einer  Bodenbeschaffenheit  kann  zu  falscher  Preisbildung, 
einem  scheinbar  annehmbaren  Gebot,  einer  unangebrachten  Zuschlag- 
erteilung, einer  Fülle  von  Weiterungen  und  einem  endlosen  Streit- 
verfahren führen,  das  für  die  Verwaltung  noch  dadurch  besonders  un- 
erfreulich wird,  daß  bei  kleinen  Unternehmern  oft  Sein  oder  Nichtsein 
von  dem  Erlös  eines  einzigen  Bauauftrages  abhängt.  Aus  diesen  Be- 
trachtungen geht  hervor,  daß  dem  Baubeamten  im  Ingenieurbau  wesent- 
lich andere  Aufgaben  gestellt  sind  als  im  Hochbau  und  daß,  soweit 
Mängel  im  Vergebungswesen  bestehen,  deshalb  auch  die  Wege  zur  Ab- 
hilfe andere  sein  müssen  als  dort. 

Kann  die  Arbeit  eines  Verdingungsamtes  im  Rothackerschen  Sinne 
sowohl  für  den  Hochbaubeamten  als  auch  für  den  Handwerker  eine  will- 
kommene Entlastung  bedeuten,  indem  mehrfache  Arbeit  wirksam 
zusammengefaßt  wird,  so  bleibt  im  Ingenieurbaufach  als  Hauptaufgabe 
immer  das  unbefangene  Eindringen  in  die  preisbildenden  Voraus- 
setzungen zu  lösen,  eine^Arbeit,  die  dem  Baubeamten  ein  Verdingungs- 
amt nur  teilweise  abnehmen  kann,  weil  dazu  die  örtlichen  Verhält- 
nisse von  Fall  zu  Fall  zu  verschieden  sind.  Auch  das  Bedürfnis  an 
sich  ist  nicht  so  dringend,  da  die  Ingenieurbauten  nicht  in  so  zahl- 
reiche Positionen  zerfallen  wie  die  Hochbauten. 

Kleinere,  regelmäßig  wiederkehrende  Arbeiten  werden  auch  hier 
der  Normung  zugänglich  sein,  und  der  Baubeamte  wird  es  als  eine 
willkommene  Entlastung  empfinden,  wenn  er  z.  B.  bei  Kanalisations- 
arbeiten, Wasserleitungen,  Straßenbefestigungen  usw.  auf  das  Ver- 
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dingungsamt  und  seine  Vordrucke  und  Preisnormen  zurückgreifen  kann. 
Ebenso  werden  diejenigen  Vertreter  des  Ingenieurbaufaches,  die,  wie 
häufig  die  Eisenbahntechniker,  Aufgaben  auf  dem  Gebiete  des  Hoch- 
baues mitzulösen  haben,  für  solche  Zwecke  vielleicht  gern  die  Mit- 
wirkung eines  Verdingungsamtes  in  Anspruch  nehmen,  namentlich  an 
solchen  Stellen,  wo  wegen  geringen  Bauobjektes  kein  Sonderfachmann 
zur  Verfügung  steht  und  eigene  Einarbeitung  nicht  lohnen  würde. 
Jedenfalls  ist  nicht  daran  zu  zweifeln,  daß  die  praktischen  Versuche, 
die  jetzt  mit  der  Einrichtung  solcher  Verdingungsämter  bereits  ein- 
geleitet worden  sind,  den  Nutzen  ihrer  Wirksamkeit  alsbald  über- 
zeugend dartun  werden. 

Eines  Umstandes  sei  zum  Schluß  noch  mit  besonderem  Nach- 
druck gedacht.  Sowohl  Rotbackers  wie  auch  Steinbrechers  Vorschläge 
sind,  wie  beide  selbst  betonen,  nur  durchführbar,  wenn  auch  die 
Schulung  des  Baubeamten  und  seine  dienstliche  Stellung  so  aus- 
gestaltet werden,  daß  er  das  Urteilsvermögen  erlangt,  dessen  er  für 
seine  Verantwortung  bedarf,  und  daß  er,  wo  diese  Voraussetzung  bereits 
erfüllt  ist,  Befugnisse  erhält,  die  ihn  solche  Verantwortung  freudig  tragen 
lassen.  Es  ist  ein  sehr  zu  begrüßender  Ausdruck  des  neuzeitlichen 
Zusammenwirkens  aller  gleichgerichteten  Kräfte,  daß  auch  Unternehmer- 
und Handwerkerkreise,  die  in  einflußreichen  Berufsvertretungen  wirt- 
schaftlich zusammengeschlossen  sind,  die  Bedeutung  dieser  Frage  an- 
erkennen und  sich  dafür  einsetzen,  das  Streben  der  Techniker  nach 
jener  ihnen  bisher  verkümmerten  oder  versagten  Stellung  zum  Wohle 
der  Gesamtheit  zu  unterstützen.  Es  scheint  erforderlich,  dies  schon 
jetzt  auszusprechen,  damit  in  einer  hoffentlich  nicht  zu  fernen  Zeit 
nicht  vergessen  wird,  wem  Dank  gebührt,  wenn  die  erstrebten  Er- 
folge erreicht  sind. 


Vermischtes. 


Franz  Sehwechteu  beging  am  12.  August  seinen  80.  Geburtstag. 
Es  ist  ihm  das  seltene  Glück  beschieden,  dies  hohe  Alter  in  voller 
Schaffenskraft  und  noch  in  seinem  Berufe  stehend  zu  erreichen.  Sein 
Lebenswerk  wurde  vom  Zentralblatt  der  Bauverwaltung  stets  verfolgt- 
Der  Schöpfer  des  Anhalter  Bahnhofs,  der  Kriegsakademie  und  der 
langen  Reihe  weiterer  Bauwerke  von  höchstem  Range  nimmt  eine 
Sonderstellung  dadurch  ein,  daß  namentlich  das  erstgenannte  seiner 
Werke  heut  nach  40  Jahren  noch  als  vollwertiger  Ausdruck  auch 
für  die  Bedürfnisse  unserer  Tage  angesprochen  zu  werden  verdient- 
Dieser  männlich  reife  und  langhin  wirkende  Impuls,  den  er  damals 
äußerte,  hat  wohl  in  manchen  seiner  späteren  Werke  eine  gewisse 
Abschwächung  erfahren.  Da,  wo  er  weniger  von  innen  heraus  und 
selbständig,  als  stilanlehnend  und  nachahmend  tätig  war,  entstanden 
Schöpfungen,  die  auch  in  den  Grenzen  dieser  gewollten  Einschränkung 
Meisterwerke  sind;  man  wird  diese  Beschränkung  nicht  allein  auf 
höfische  Beeinflussung  wie  beim  Bau  der  Kaiser-Wilhelm-Gedäclitnis- 
kirche  zurückführen  müssen,  vielmehr  werden  wir  bei  einem  Manne 
wie  Schwechten,  der  einen  so  starken  und  eigenwilligen  selbständigen 
Aufstieg  nahm,  voraussetzen  dürfen,  daß  dieses  Zurückfallen  in  einen 
Eklektizismus,  über  den  gerade  er  hätte  erhaben  sein  können,  ein 
bewußtes  Angehen  war  gegen  allzu  stürmischen  Neuerungsdrang,  der 
nicht  von  innen  heraus,  sondern  wie  im  Jugendstil  nur  an  Äußerlich- 
keiten, an  neuer  willkürlicher  Formenbildung  sich  äußerte.  Der  auf 
organisches  Fortschreiten  gerichtete  Geist  mußte  notgedrungen  hier- 
gegen Stellung  nehmen.  — Möge  es  dem  immer  noch  tätigen  Alt- 
meister beschieden  sein,  sein  Lebenswerk  noch  mit  Werken  abzu- 
schließen, die  ihn  als  den  Neuschöpfer  und- Wegweiser  weitex'leben 
lassen,  der  er  mit  den  besten  seiner  ersten  Schöpfungen  bereits  in  so 
vollendeter  Weise  gewesen  ist.  — n. 

Wettbewerb  für  Yorentwiirfe  zu  einem  Bebauungsplan  der 
Stadt  Breslau  und  ihrer  Vororte  (S.  120  u.  207  d.  Bl.).  Die  Frist 
für  Einreichung  der  Entwürfe  ist  vom  1.  Oktober  d.  J.  auf  den 
1.  Januar  1922  hinausgeschoben  worden. 

Siedluugs-  und  Kleinwolimmgswocheu  in  Kiel  und  in  Krefeld. 
Im  Kieler  Schloß  findet  in  der  Zeit  vom  4.  bis  10.  September  d.  J. 
eine  Woche  für  Siedlungs-  und  Kleinwohnungswesen  statt.  Ver- 
anstalter sind  die  am  Siedlungswesen  beteiligten  Behörden  und 
Körperschaften  Holsteins.  Das  Deutsche  Archiv  für  Siedlungswesen 
wird  eine  Ausstellung  für  Siedlungs-  und  Kleinwohnungswesen  ein- 
richten, die  durch  Arbeiten  schleswig-holsteinischer  Architekten  und 
durch  Aufnahmen  guter  älterer  Bauten  (Verein  für  Heimatschutz)  ergänzt 
werden  soll.  In  Verbindung  mit  der  Austeilung  ist  eine  Reihe  von 
Vorträgen  im  Saal  der  Kieler  Kunsthalle  in  Aussicht  genommen. 
Außerdem  wird  im  Park  des  Kieler  Schlosses  ein  Siedlerdoppelhaus 
nach  den  Angaben  der  Heimstätte  Schleswig-Holstein  errichtet. 

Eine  Rheinische  Siedlungsw'oclie  in  Krefeld  verbunden  mit  einer 
Siedlungsausstellung  veranstaltet  vom  17.  bis  22.  September  d.  J.  der 
Rheinische  Verein  für  Kleinwohnungswesen  Düsseldorf  im  Verein  mit 


anderen  Verbänden.  Bei  dem  hochentwickelten  Stande  des  Klein - 
wohnungs-  und  Siedlungsbaues  in  Rhein! and- Westfalen  darf  man  von 
der  Krefelder  Siedlungswoche  erwarten,  daß  sie  zur  wirtschaftlichen 
Gesundung  durch  neue  Anregungen  kräftig  beitragen  wird. 

Walter  Hesse  f.  Am  13.  d.  M.  sta^b  nach  schwerem  Leiden  der 
Geheime  Oberbaurat  Walter  Hesse,  Ministerialrat  im  preußischen 
Finanzministerium.  — Geboren  am  15.  Oktober  1857  in  Halberstadt 
erhielt  er  seine  Schulbildung  auf  der  Realschule  I.  Ordn.  seiner  Vater- 
stadt und  bezog  im  Herbst  1876  die  Königliche  Bauakademie  in 
Berlin  um  sich  dem  Studium  des  Hochbaufaches  zu  widmen.  Als 
Bauführer  war  er  beim  Neubau  des  Gerichtsgebäudes  in  Köln  be- 
schäftigt. Nachdem  er  im  Sommer  1887  das  Staatsexamen  abgelegt 
hatte,  wurde  er  als  Regierungsbaumeister  zunächst  teils  im  Ministerium 
der  öffentlichen  Arbeiten,  teils  beim  Hochbauamt  und  bei  der  Regie- 
rung in  Potsdam  beschäftigt  und  begann  dann  eine  besonders  er- 
sprießliche Tätigkeit  als  Bauleiter  von  1S90  bis  1895  beim  Neubau 
des  Oberlandesgerichts  in  Kiel,  von  1895  bis  1900  beim  Neubau  der 
Tierärztlichen  Hochschule  in  Hannover  und  1900  bis  1906  bei  den 
Justizbauten  in  Magdeburg.  Von  1906  bis  1910  war  er  als  Regie- 
rungs- und  Baurat  an  den  Regierungen  in  Magdeburg  und  Potsdam 
beschäftigt,  bis  er  mit  dem  1.  Januar  1911  als  Hilfsarbeiter  ins 
Ministerium  der  öffentlichen  Arbeiten  berufen  wurde,  in  dem  am 
3.  Juni  1914  seine  Ernennung  zum  Vortragenden  Rat  und  am  19.  Juni 
1918  zum  Geheimen  Oberbaurat  erfolgte.  Beim  Übergang  der  Hoch- 
bauabteilung des  Ministeriums  der  öffentlichen  Arbeiten  an  das 
Finanzministerium  am  1.  April  1920  trat  auch  er  in  das  letztere  ein. 

Eine  Beamtenlautbahn  wie  sie  schöner  und  erfolgreicher  kaum 
gedacht  werden  kann  hat  mit  seinem  Hinscheiden  ein  Ende  gefunden. 
In  allen  ihm  anvertrauten  Dienststellen  hat  er  uneingeschränkte  An- 
erkennung für  seine  gewissenhafte  Hingabe  an  den  Staatsdienst  ge- 
funden, die  durch  Ordensauszeichnungen  und  seine  Berufung  in  die 
Akademie  des  Bauwesens  zum  Ausdruck  kam.  Er  hat  sich  die  Wert- 
schätzung aller  erworben,  die  mit  ihm  in  amtliche  Beziehungen  traten. 
Die  Lauterkeit  seines  Charakters  und  seine  treue  Pflichterfüllung  als 
echt  preußischer  Beamter  sowie  seine  persönliche  Liebenswürdigkeit 
und  die  treue  Freundschaft,  die  ihn  mit  vielen  seiner  Fachgenossen 
verband,  sichern  ihm  ein  liebevolles  Andenken. 

Die  ersten  Anzeichen  seiner  Erkrankung  gegen  Ende  vorigen 
Jahres  ließen  zunächst  nicht  ahnen,  daß  seinem  Wirken  ein  so  nahes 
Ziel  gesetzt  werden  sollte.  Trotz  zeitweise  hohen  Fiebers  versah  er 
noch  bis  vor  etwa  3 Monaten  regelmäßig  seinen  Dienst,  bis  seine 
Kräfte  versagten.  Ärztliche  Wissenschaft  vermochte  sein  Leiden, 
anscheinend  eine  innere  Geschwulst  am  Rücken,  nicht  mehr  zu  be- 
seitigen, und  so  war  ihm  der  Tod  schließlich  eine  Erlösung  nach 
schmerzhaftem  Krankenlager. 

Mit  seiner  treuen  Lebensgefährtin  trauert  neben  seinen  Verwandten 
nur  noch  ein  Sohn,  nachdem  sein  älterer  Sohn  bereits  im  Jahre  1914 
als  Berufsoffizier  vor  dem  Feinde  gefallen  war.  Uber. 


Verlag  von  Wilhelm  Ernst  & S ohn  .Berlin.  — Für  den  nichtamtlichen  Teil  verantwortlich:  R.  Bergius,  Berlin.  — Druck  der  Buchdruckerei  Gebrüder  Ernst  Berlin. 


Nr.  67 


42t 


Nr.  68.  Zentralblatt  der  Bauverwaltung. 


INHALT:  Der  Speisesaal  der  Staatlichen  Taubstummenanstalt  in  Neukölln.  Vormisohtes:  Großer  Staatsprois  dir  Akademie  der  Künste  in  lierlin  und 
v.  Bohr- Pfeis.  — Großer  Staatspre's  der  Akademie  der  bildenden  Künste  in  Dresden.  — Preisausschreiben  für  Entwürfe  zu  einem  Kaffee-  und  Teeservici 
Außoninstitute  an  den  Technischen  Hochschulen.  — Wärme  im  Haushalt,  und  Kleingewerbe.  — Eigentum  an  der  Technischen  Hochschule  Danzig.  Haupt- 
versammlung der  Hafenbautechnischen  Gesellschaft  in  Mannheim.  — Hauberabungskursi  auf  dem  Lande.  — Versuchsmodell  für  ein  feuersicheres  Stroh- 
dach. Zeitschrift  „Feuerschutz  ' des  Reichsvereins  Deutscher  Feuerwehringenieure.  — Niederländische  Monatsschrift  für  Haus  und  Herd  .De  Bouwgids 
Verstärkung  der  Gewölbe  von  Eisenbahnbrücken.  — Wusserstando  in  den  norddeutschen  Stromgebieten  im  Juli  1921.  Bücherschau. 


|AlIe  Rechte  Vorbehalten.! 

Der  Speisesaal  der  Staatlichen  Taubstummenanstalt  in  Neukölln. 


Abb.  1.  Der  Speisesaal  der  Taubstummenanstalt  in  Neukölln. 


Abb.  2.  Beleuchtungskörper  im  Speisesaal  der  Taubstummenanstalt 

in  Neukölln. 


Infolge  der  Kriegswirren  konnte  erst 
mehrere  Jahre,  nachdem  die  Staatliche  Taub- 
stummenanstalt in  Neukölln  (vgl.  Jahrg.  1918, 
S.  389  d.  Bl.)  ihrem  Zwecke  übergeben  war, 
die  Ausstattung  des  Speisesaals  fertiggesteilt 
werden. 

Der  für  GO  bis  70  Kinder  eingerichtete 
Saal  liegt  im  ersten  Stockwerk  des  Wirt- 
schaftstlügels  und  hat  einen  Flächenraum  von 
97,70  qm.  Durch  die  Einführung  einer  Holz- 
tonne in  Korbbogenform  mit  Felderteilung 
in  den  dafür  entworfenen  Dachraum  (vgl.  den 
Schnitt  / — tu  im  Jahrg.  1918  d.  Bl.,  S.  391) 
wurde  eine  lichte  Gesamthöhe  von  .7,45  m 
erreicht.  Die  Wandflächen  haben  der  ltaum- 
belichtung  wegen  den  gleichen  hellen  Farb- 
ton in  einfacher  Ausführung  erhalten,  wie 
er  in  der  Mehrzahl  der  Anstalträume  vor- 
herrscht. Dem  sockelartig  niedrigen  Holz- 
getäfel sind  ringsum  laufende  nur  von  den 
Heizkörperverkleidungen  unterbrochene  Sitz- 
bänke in  rötlichem  Lasurton  vorgebaut. 

An  den  Lünetten-  und  Deckenflächen 
schien  indes  eine  Entfaltung  lebhafterer 
Farben  in  diesem  Raume  regelmäßiger  ge- 
selliger Zusammenkunft  besonders  erwünscht, 
da  die  taubstummen  Zöglinge,  die  ihre 
Lebenseindrücke  fast  ausschließlich  durch  die 
Augen  empfangen,  ein  natürliches  Verlangen 
nach  Farbigkeit  ihrer  Umgebung  haben.  Die 
Themen  der  Malerei  wurden  in  der  Haupt- 
sache dem  der  Gedankenwelt  der  Kinder  be- 
sonders nahestehenden  Märchenkreise  entnommen;  die  Darstellungen 
dienen  damit  gleichzeitig  den  erzieherischen  Zwecken  des  Anschauungs- 
unterrichts. Während  in  der  Wölbung  der  Decke  Begebenheiten  aus 
den  Grimmschen  Märchen,  die  Jahreszeiten  und  der  Tierkreis  der 
Sternbilder  dargestellt  sind,  schildert  die  Malerei  in  den  Lünetten  die 
beiden  Märchen  vom  Dornröschen  und  dem  gestiefelten  Kater  (Abb.  1). 
Wirksam  unterstützt  wird  der  gesamte  Bilderschmuck  durch  die  in 
dunklerer  Tönung  ornamental  behandelten  unterseitigen  Felder  des 
Gebälks. 

Die  Arbeiten  wurden  vom  Kunstmaler  Zepter  aus  Bromberg,  in 
Tempera  anfangs  unter  Leitung  des  inzwischen  verstorbenen  Baurats 
Heydemann,  dann  unter  der  des  Unterzeichneten  als  früheren  Vor- 
standes des  Hochbauamts  Berlin-Potsdam  III  ausgeführt.  Die  Kosten 
der  Ausmalung  beliefen  sich  auf  2400  Mark. 

Der  nach  dem  Entwurf  des  Unterzeichneten  ausgeführte  Be- 
leuchtungskörper (Abb.  2)  trägt  sowohl  der  kindlichen  Phantasie  wie 
dem  Wunsch  nach  Freihaltung  des  Blickes  auf  die  mit  den  Haupt- 
bildern geschmückten  Lünetten  Rechnung.  Die  Tischler-  und  Drechsler- 
arbeiten wurden  von  der  Firma  Schinkopf  in  Berlin  in  Elsenholz 
ausgeführt,  die  Flachschnitzereien  in  tiroler  Art  nach  besonderem 
Entwurf  durch  Fräulein  Alberti  aus  der  Klasse  Hitzberger  der  Unter- 
richtsanstalt des  Berliner  Kunstgewerbemuseums-  Auch  die  dekorative 
Ausmalung  wurde  durch  die  genannte  Anstalt  übernommen;  diese 
stellte  hierfür  die  Damen  Kaul  und  Mathes  aus  der  Klasse  von  Prof. 
Striibe  zur  Verfügung,  die  mit  Eifer  und  Geschick  ihre  Aufgabe 
lösten.  Die  Kosten  des  2 m langen  Beleuchtungskörpers  beliefen  sich 
auf  rd.  1900  Mark. 

Berlin.  K.  Schmidt,  Regierungs-  und  Baurat. 


Vermischtes. 


Großer  Staatspreis  (1er  Akademie  der  Künste  in  Berlin  und 
v.  Rohr-Preis,  Ausschreibungen  für  Architekten  im  Jahre  1921.  Für 
den  Staatspreis  ist  die  preußische  Staatsangehörigkeit,  für  den  v.  Rohr- 
Preis  die  deutsche  Staatsangehörigkeit  notwendig.  Einzureichen  sind 
selbständig  durchgeführte  Entwürfe  von  größeren  Bauten,  die  aus- 
geführt oder  für  die  Ausführung  gedacht  sind;  Photographien  des 
Inneren  und  des  Äußeren  derartiger  Gebäude,  die  durch  Grundrisse 
und  Schnitte  erläutert  sind,  sind  zulässig.  Der  Staatspreis  beträgt 
3300  Mark,  der  v.  Rohr -Preis  3800  Mark.  Als  Einlieferungsfrist  für 
die  Bewerbungsarbeiten  für  beide  Preise  gilt  in  Berlin  der  22.  Ok- 
tober d.  J.  Von  der  Ausführung  der  für  beide  Preise  vorgeschriebenen 


Studienreisen  wird  mit  Rücksicht  aut  die  Zeitumstände  auch  in  diesem 
Jahre  abgesehen,  dagegen  spricht  der  Senat  den  Wunsch  aus,  daß  der 
Preisträger  Reisen  innerhalb  Deutschlands  ausführt  und  der  Akademie 
darüber  berichtet. 

Der  Große  Staatspreis  der  Akademie  der  bildenden  Künste 
in  Dresden  auf  das  Jahr  1922  wird  für  Architektur  ausgeschrieben. 
Als  Bewerber  werden  Architekten  zugelassen,  welche  die  Staats- 
angehörigkeit im  Freistaat  Sachsen  besitzen  und  dem  Atelier  für 
Baukunst  an  der  Akademie  der  bildenden  Künste  in  Dresden  oder 
den  seit  Ostern  1919  eingerichteten  Schulen  für  Architektur  angehört 
haben  oder  noch  angehören.  Der  Große  Staatspreis  besteht  in  einem 
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24.  August  1921. 


Reisestipendium  von  insgesamt  8000  Mark,  über  dessen  Verwendung 
dem  Akademischen  Rat  nähere  Bestimmungen  Vorbehalten  bleibt. 
Die  Bewerbungsbedingungen  können  von  der  Akademiekanzlei  unent- 
geltlich bezogen  oder  dort  eingesehen  werden. 

Eiu  Preisausschreiben  für  Entwürfe  zu  einem  Eail’ee-  und 
Teeservice  erläßt  das  wiirttembergische  Landesgewerbemuseum  in 
Stuttgart  für  die  Wiirttembergische  Metallwarenfabrik  Geislingen. 
Erster  Preis  20  000  Mark,  Gesamtpreise  04  000  Mark.  Unter  den 
Preisrichtern  befinden  sich  Alex.  Koch  in  Darmstadt  und  ltiemer- 
schmid  in  München.  Die  Bedingungen  sind  durch  das  Museum  zu 
beziehen. 

Außeninstitute  an  den  Technischen  Hochschulen.  Zur  engeren 
Verbindung  der  Technischen  Hochschulen  mit  den  Aufgaben  des 
praktischen  Lebens  hat  der  Minister  für  Wissenschaft,  Kunst  und 
Volksbildung  bestimmt,  daß  zunächst  versuchsweise  an  jeder 
preußischen  Technischen  Hochschule  vom  1.  Oktober  1921  ab  eine 
freie  Vereinigung  gebildet  wird,  die  den  außerhalb  des  bisherigen 
regelrechten  Lehr-  und  Porschungbetriebes  der  Hochschule  liegenden 
aussichtreichen  Arbeitsgebieten,  insbesondere  Fortbildungskursen  für 
Männer  der  Praxis,  ihre  besondere  Pflege  widmet  und  als  „Außen- 
institut“ bezeichnet  wird.  Dem  Außeninstitut  können  grundsätzlich 
sämtliche  an  einer  Hochschule  tätigen  ordentlichen,  außerordentlichen 
und  Honorarprofessoren  sowie  die  Dozenten  und  Privatdozenten  an- 
gehören: die  Beteiligung  ist  freiwillig.  Das  Außeninstitut  muß  seine 
Ausgaben  durch  eigene  Einnahmen  decken,  die  Staatskasse  darf 
durch  seine  Tätigkeit  nicht  belastet  werden. 

Hie  Wärme  im  Haushalt  uml  Kleingewerbe  wird  in  einer  von 
der  preußischen  Landeskohlenstelle  veranstalteten,  am  20.  d.  M.  er- 
öffneten  Ausstellung  im  alten  Stadtschloß  in  Charlottenburg  Gegen- 
stand der  öffentlichen  Belehrung  sein.  In  einer  Abteilung  Brennstoff- 
kunde ist  der  Heizwert  der  verschiedenen  Brennstoffe  sinnfällig  dar- 
gestellt; die  richtige  Anlage  von  Schornsteinen  und  ihr  Einfluß  auf 
das  Brennen  der  Öfen  und  Herde  wird  gezeigt.  Besonders  ausführ- 
lich werden  sparsame  Heizsysteme  für  Siedlungsbauten  und  Klein- 
häuser vorgeführt  werden.  Ebenso  ist  an  Beispielen  die  richtige  und 
falsche  Bedienung  von  Zentralheizungs-  und  Warmwasseranlagen  er- 
sichtlich gemacht.  Abteilungen  für  Gas-  und  elektrische  Koch-  und 
Heizeinrichtungen  bieten  vielerlei  Anregung.  Es  soll  durch  die  Aus- 
stellung Gelegenheit  gegeben  werden,  daß  sich  Hausfrauen,  Haus- 
besitzer, Mieter  und  Gewerbetreibende  über  sparsames  Heizen  und 
Kochen  eingehend  unterrichten  können.  Die  Ausstellung  wird  auch 
die  Aufmerksamkeit  derjenigen  Stellen  verdienen,  die  ähnliche  be- 
lehrende Veranstaltungen  selbst  einzurichten  haben. 

Das  Eigentum  an  der  Technischen  Hochschule  Danzig  ist  durch 
einen  Entscheid  der  Interalliierten  Kommission  für  die  Verteilung  des 
ehemaligen  Reichs-  und  Staatseigentums  uneingeschränkt  der  Freien 
Stadt  Danzig  zugesprochen  worden.  Die  hieran  geknüpften  Bedin- 
gungen, Einführung  eines  Lektorates  für  die  polnische  Sprache,  einer 
Vorlesung  über  polnische  Wirtschaftsgeopraphie  und  Beschaffung  auch 
polnischer  wissenschaftlicher  Bücher  für  die  Bibliothek  und  paritätische 
Behandlung  polnischer  Staatsangehöriger  bei  der  Aufnahme  sind  von 
untergeordneter  Bedeutung.  Die  Hochschule  bleibt  vollkommen  deutsch 
und  behält  die  deutsche  Unterrichtssprache  und  Selbstverwaltung 
unter  der  Regierung  der  Freien  Stadt  Danzig  ohne  jeden  Einfluß  der 
Republik  Polen.  Der  deutsche  Charakter  wird  in  keiner  Weise 
angetastet. 

Die  Hafeuhautechnisclie  Gesellschaft  (Sitz  Hamburg,  Dalmann- 
straße  1)  hält  ihre  dritte  Hauptversammlung  in  Mannheim  ab  in 
der  Zeit  vom  21.  bis  25.  September  d.  J.  In  den  Verhandlungen 
werden  sprechen  am  22.  September  Generaldirektor  G.  Jaeger  in 
Mannheim  über  „Die  Häfen  als  Vermittler  der  Zusammenarbeit  von 
Schiffahrt  und  Eisenbahnen“;  Direktor  W.  Kern  in  Mannheim  über 
„Die  südwestdeutschen  Wasserstraßen  und  ihre  Hafenanlagen“;  der 
Leiter  des  städtischen  Industrieamts  Kayser  in  Riistringen  i.  0.  und 
Oberregierungsbaurat  Krüger  aus  Wilhelmshaven  sowie  Direktor 
Dr.  Meyer  und  Stadtbaurat  Kruse  aus  Kiel  über  „Die  wirtschaft- 
liche und  technische  Umstellung  der  Reichskriegshäfen  Wilhelms- 
haven-Rüstringen und  Kiel“.  Am  23.  September  findet  eine  Hafenfahrt 
Rheinau-Ludwigsbafen-Mannheim  und  die  Besichtigung  der  Verlade- 
anlagen der  Badischen  Anilin-  und  Sodafabrik  statt,  nachmittags 
Fahrt  nach  Heidelberg  und  Besichtigung  des  Schlosses.  Am  24.  Sep- 
tember sollen  der  Rheinhafen  in  Karlsruhe  und  die  bautechnischen 
Versuchsanstalten  der  Technischen  Hochschule  besucht  werden  (Fluß- 
baulaboratorium:  Geheimer  Oberbaurat  Prof.  2ü\=Jsitg.  Reh  bock; 
Betonbaulaboratorium:  Prof.  ®r.=  2>ug.  E.  Probst;  Neues  Verkehrs- 
museum: Prof.  ®r.=S«ß-  Amann).  Für  den  25.  September  wird 
ein  Ausflug  in  das  besetzte  Gebiet.  Besuch  von  Bad  Dürkheim,  vor- 
bereitet. 

Bau  berat  ungskurse  auf  dein  Lande.  Trotz  jahrzehntelanger 
Heimatschutzbestrebungen,  trotz  Verunstaltungsgesetz  und  aller  der- 


artiger Bemühungen  des  Staates  und  Privater  in  vielen  Gegenden 
stecken  wir  noch  ganz  tief  in  einer  Bauunkultur.  Schuld  an  der 
jämmerlichen  Bauweise  sind  sie  alle:  der  Bauherr,  der  Bauunter- 
nehmer und  der  Bauhandwerker.  Es  nutzt  nun  allein  meist  nichts, 
Bauberatungen  abzuhalten.  Einmal  kommen  nur  in  seltenen  Fällen 
der  Landmann  und  sein  Zimmermeister  oder  Mauermeister  zu- 
sammen in  die  Bauberatung.  In  der  Regel  kommt  nur  einer,  und 
wenn  man  diesen  so  weit  bat,  daß  er  zustimmt,  dann  wird  er  zu 
Hause  von  dem  anderen  Teil  wdeder  umgeschwatzt  und  — die 
Beratung  war  erfolglos.  Anderseits  ist  die  Beratung  meist  zu  spät, 
denn  die  Vorbereitungen  für  den  Bau  sind  schon  zu  weit  vor- 
geschritten, weil  die  Baulustigen  sich  nun  einmal  so  schwer  daran 
gewöhnen  können,  vorher  — ehe  sie  sich  die  schlechten,  teuren  * 
Zeichnungen  machen  lassen  — zum  Bauberater  zu  kommen.  Es  ist 
daher  notwendig,  beide:  Bauunternehmer  und  Bauherrn  zu  sach- 
gemäßem, heimisch-tüchtigem  Bauen  zu  erziehen.  Das  ist  aber  schnell  , 
und  wirksam  nur  durch  Unterrichtskurse  möglich. 

Ein  in  Hünfeld  als  Versuch  abgehaltener  Vortragskursus  von 
drei  Doppelstunden  gegen  Ende  des  vergangenen  Winters  wurde  von 
den  Mauer-  und  Zimmermeistern  des  Kreises  mit  großem  Interesse 
aufgenommen.  Es  wurden  die  wichtigsten  Einzelheiten  eines  Haus- 
baues durchgesprochen  und  mit  Zeichnungen  an  der  Wandtafel  er- 
läutert. Diese  Zeichnungen  waren  vorher  im  Umdruck  an  die  Teil-  : 
nehmer  verteilt.  Bedenken  gegen  die  vorgetragenen  Ansichten  und 
Konstruktionseinzelheiten  wurden  sofort  zur  Sprache  gebracht  und 
gemeinsam  auf  die  richtigscheinende  Lösung  festgelegt.  In  Frage 
kommen  für  diese  gemeinsamen  Besprechungen  nur  die  Wintermonate 
November  bis  Februar,  während  deren  die  Bauunternehmer  Zeit  genug 
haben.  Es  kommt  dabei  darauf  an,  im  Bauunternehmer  den  Stolz 
auf  gutes,  schlichtes  Bauen  wdeder  zu  erwecken  und  die  natürlichste 
Lösung  in  bewußter  Anlehnung  an  die  alte  Bauweise  ihrer  Dörfer 
suchen  zu  lassen. 

Für  den  nächsten  Winter  sind  hier  weiter  auszubauende  Vorträge 
dieser  Art  geplant,  die  sicheren  Anzeichen  nach  sehr  besucht  wrerden. 
zumal  auch  die  Kreisverwaltung  sehr  dafür  ist.  Erfolge  sind  schon 
bei  den  Teilnehmern  des  Versuchskursus  trotz  der  kurzen  Zeit  zu 
verzeichnen. 

Weiter  ist  es  aber  unbedingt  nötig,  auf  die  Bauherren  selbst, 
die  Landwirte,  auf  klärend  einzuwirken.  Gelegentlich  der  Haupt- 
versammlungen der  Bauernvereine  gehaltene  Vorträge  über  sach-  ’ 
gemäßes  Bauen  auf  dem  Lande  zeigten,  daß  ein  großer  Teil  der 
Landwirte  sieb  mit  diesen  Fragen  rege  beschäftigt.  Diese  Vorträge 
sollen  hauptsächlich  dem  Landwirt  zeigen,  daß  die  bisherige  Bau- 
gewohnheit in  vielem  falsch  ist,  daß  sie  unzweckmäßig  und  häßlich 
ist.  Weiter  sollen  sie  aber  auch  gewisse  Hauptpunkte  der  guten 
Bauweise  dem  praktischen  Sinne  des  Landwirts  näherbringen,  sie 
sollen  ihn  anregen,  über  Zweck  und  Wert  der  einzelnen  Ausführungs- 
weisen nachzudenken  und  ihn  mit  den  heutigen  Erkenntnissen  auf  dem 
Gebiete  des  Bauwesens  bekanntmachen.  Er  wird  dadurch  seinem  Bau- 
unternehmer gegenüber  zur  Kritik  erzogen.  Da  diese  Vorträge  natur- 
gemäß nur  selten  stattfinden  können,  anderseits  auch  hier  eine  schnellere,  i 
nachdrückliche  Beeinflussung  der  ländlichen  Bevölkerung  in  diesem 
Sinne  erforderlich  ist,  so  müssen,  wro  das  noch  nicht  geschieht, 
auch  auf  den  landwirtschaftlichen  Winterschulen  die  jungen  Land- 
wirtsöhne über  diese  Baunotwrendigkeiten  unterrichtet  werden.  Das 
Gehöft  mit  seinen  Bauten  ist  ein  wesentlicher  Bestandteil  des 
werbenden  Besitzes  eines  Landwirts;  deshalb  muß  dieser  auch  über 
die  Hauptfragen  beim  Bauen  ein  Urteil  besitzen,  zumal  er  sich  selten 
einen  wirklichen  Architekten  beim  Bauen  nimmt,  sondern  auf  die 
örtlichen  Handwerker  fast  immer  angewiesen  ist.  Es  ist  daher  unbe- 
dingt nötig,  daß  in  allen  landwirtschaftlichen  Winterschulen  derartige 
Bau vorträge  gehalten  werden.  Für  Hünfeld  werden  für  den  kommenden 
Winter  solche  Vorträge  — wöchentlich  eine  Doppelstunde  — vorbereitet. 

Berufen  zu  dieser  erziehenden  Arbeit  an  unserem  ländlichen 
Bauwesen  sind  in  erster  Linie  die  Ortsbaubeamten  und  ihre  Organe,  t 
wie  das  auch  der  Ministerialerlaß  vom  10.  Januar  190S  betont  (1908 
d.  Bl.,  S.  57).  Die  in  diesem  Erlaß  am  Schluß  unter  2 bis  4 auf- 
geführten Vorschläge  zur  Hebung  der  ländlichen  Bauweise  sind  unter 
den  heutigen  Verhältnissen  nicht  mehr  im  vollen  Umfange  durch-  j 
führbar.  Es  bleiben  daher  für  das  Land  hauptsächlich  diese  drei 
Wege:  Bauberatung,  Bauunternehmerkursus  und  Winterschul-  und 
Bauern  vorträge. 

Fulda.  Hans  Rosenthal,  Regierungsbaumeister. 

Eiu  Yersuchsmodell  für  eiu  feuersicheres  Strohdach  hat  Regie- 
ruugs-  und  Baurat  Raabe  in  Berlin -Grunewald  (Charlottenbrunner 
Straße  la)  hergestellt  und  stellt  es  zur  Besichtigung  zur  Verfügung. 

Bei  diesem  Versuch  sind  auf  einem  unter  45  ° geneigten  Lattengestell 
Strohbündel  (ineinandergesteckte  Weinflaschenstrohhülsen)  in  zwei 
Lagen  übereinander  mit  Draht  bei  Fugendeckung  gebunden.  Auf  der 
äußeren  Strohfläche  liegen  in  den  Abständen  der  Bindung  einzelne 
wagrecht  gespannte  Drähte  auf.  An  der  Traufe  diente  vorüber-  , S 
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gehend  eine  mit  Blechanschlußstreifen  in  das  Stroh  eingeschobene 
Holzrinne  dem  Zweck,  den  vom  oberen  Rand  der  Fläche  aus- 
geschütteten,  überschüssigen  Zementmörtel  zu  sammeln  und  in  einen 
Behälter  zur  Wiederverwendung  abzuleiten.  Von  dem  Zementmörtel 
(1  : 3)  wurde  zunächst  ein  dünnflüssiger,  dann  darüber  ein  dick- 
llüssigerer  Guß  verwendet,  so  daß  die  ganze  Fläche  schließlich  mit 
einem  1 bis  2 cm  starken  Zementverputz  übergossen  war.  Für  den 
dünnflüssigen  Guß  scheint  eine  Mischung  von  Kalkmilch  und  Zement- 
mörtel zweckmäßiger  zu  sein,  da  bei  Dünnflüssigkeit  des  reinen 
Zementmörtels  die  schwereren  Teilchen  sich  zu  schnell  absetzen. 

Auf  eine  Dachausführung  übertragen,  würde  der  Gang  der  Arbeiten 
folgender  sein.  Die  Strohdachflächen  werden  in  der  üblichen  Weise, 
jedoch  mit  Drahtbindung,  hergestellt  und  dünne  Drähte  wagrecht 
von  Giebelbrett  zu  Giebelbrett  gespannt.  Alsdann  deckt  man  den 

(9V  u.  Streiclistange.  First  nach  nebenstehender  Abb.  1 
derart  ein,  daß  zunächst  die  oberen 
Strohflächen,  soweit  sie  unter  die 


2 


8 Zementsammelrinne. 

Abb.  1.  Abb.  2. 

Firstziegel  greifen,  mit  Zementmörtel  gesättigt  und  überstrichen,  die 
Zement tirstziegel  in  Mörtel  verlegt  und  auf  der  Firstbohle  festgenagelt 
werden.  Der  Gefahr,  daß  das  Stroh  nach  unten  zu  abrutschen  und 
dadurch  die  Verbindung  zwischen  Firstziegeln  und  Flächen  gestört 
werden  könnte,  wäre  dadurch  zu  begegnen,  daß  die  ersten  beider- 
seitigen Drahtbindungen  und  Horizontaldrähte  durch  Drahtspannungen 
über  den  First  verbunden,  die  Strohlagen  also  gewissermaßen  auf- 
gehängt werden.  Von  einem  einfachen  Leitergerüst  (Abb.  2,  die  Leitern 
wären  nur  auf  dem  inzwischen  erhärteten  First  oder  einer  über  ihm 
befestigten  Streichstange  und  unten  auf  der  Rüstung  aufzulagern) 
würde  sich  der  Mörteleimer  über  Fläche  A ohne  Schwierigkeit  aus- 
gießen lassen;  ebenso  nach  Umsetzung  der  Leitern  über  Fläche  B. 

Durch  die  Sättigung  der  Strohdeckung  mit  Wasser  (aus  dem 
dünnflüssigen  ersten  Guß)  ist  wohl  immer  als  Ergebnis  eine  rißlose 
Zementschicht  zu  erwarten.  Etwaige  Risse  werden  sich  jederzeit 
durch  Überstreichen  oder  Übergießen  mit  Mörteltünche  schließen 
lassen,  sind  aber  auch  nicht  sehr  von  Belang,  da  das  Strohdach 
ja  an  sich  eindringendes  Wasser  ableitet  und  die  Luftdurchlässig- 
keit trotz  des  Zementputzes  hier  ausreichend  sein  wird,  die  gerin- 
geren ins  Stroh  dringenden  Feuchtigkeitsmengen  zum  Verdunsten 
zu  bringen,  ohne  daß  eine  besonders  große  Fäulnisgefahr  für  das 
Stroh  gegeben  ist.  Überstreicht  man  dann  weiterhin  die  innere  Stroh- 
dachfläche mit  einer  dicken  Kalkmörteltünche,  so  wird  man  auch 
Sicherung  gegen  leichte  Entflammbarkeit  von  innen  her  erzielen  können, 
die  mindestens  ebenso  groß  wie  bei  einem  verschalten  Dach  ist. 

Da  ferner  die  Dauer  dieser  Strohzementschicht  mit  Drahteinlage 
durch  Witterungseinflüsse  kaum  eine  Beeinträchtigung  erfährt,  so  daß 
also  der  Feuerschutz  auch  auf  die  Dauer  gewährleistet  scheint,  so 
liegt  kein  Grund  vor,  weshalb  ein  derartig  hergestelltes  Stroh-  und 
Rohrdach  nicht  von  den  Baupolizeibehörden  allgemein  als  völlig  feuer- 
sicher anerkannt  werden  sollte.  Vielleicht  unternimmt  es  eine  Sied- 
lungsgesellschaft, der  die  Sache  von  Wert  scheint,  zunächst  einen 
Brandversuch  durch  das  Materialprüfungsamt  anzuregen  und  bei 
Erfüllung  der  gehegten  Erwartungen  weitere  Schritte  zur  allgemeinen 
baupolizeilichen  Anerkennung  dieses  feuersicheren  Strohdaches  zu  tun. 

Rechnet  man,  daß  eine  Dicke  der  Strohlage  von  etwa  15  cm 
genügen  wird  und  dazu  noch  die  Kosten  eines  1,5  bis  2 cm  starken 
Zementverputzes  ziemlich  einfacher  Herstellung  treten,  so  werden  die 
Kosten  dieser  Dachausführung  immerhin  noch  unter  denen  eines 
Ziegeldaches  bleiben. 

Ästhetischen  Ansprüchen  scheint  die  infolge  der  Abflußgestaltung 
unregelmäßige  Flächenbildung  zu  genügen;  die  vielleicht  unerwünschte 
helle  Zementfarbe  ließe  sich  aber  auch  durch  Überguß  einer  dunkel 
gefärbten  Mörtelmischung  wunschgemäß  abtönen. 

Die  Zeitschrift  „Feuerschutz“  des  Reichsvereins  Deutscher  Feuer- 
wehringenieure, Berlin  W 66  — Verlagsgesellschaft  ,. Organisation"  — 
bringt  in  ihren  letzten  Nummern  eine  Reihe  von  Abhandlungen  über 
Brandversuche  der  Berliner  Feuerwehr  zur  Messung  des  Luftdrucks 
bei  Bühnenbränden.  Die  Nr.  2 enthält  außerdem  einen  kufzen  Bericht  i 


über  einen  Brand  im  Warenhaus  Tietz,  bei  dem  wichtige  Beobach- 
tungen über  das  Verhalten  des  Gipsputzes  an  Decken  und  über  bau- 
lichen Feuerschutz,  Drahtverglasung,  feuersichere  Ummantelung  von 
eisernen  Stützen  usw.  gemacht  wurden. 

Die  niederländische  Monatsschrift  für  Haus  und  Herd  „De 
Bouwgids“  (Antwerpen)  zeigt  großes  Verständnis  für  deutsches 
Schaffen  und  beobachtet  eingehend  die  Vorgänge  im  deutschen  Bau- 
sebaffen. Sie  weist  u.  a.  auf  die  Bestrebungen  Bruno  Tauts  hin, 
das  Aussehen  der  Straßen  farbig  zu  beleben.  Vom  deutschen  Bücher- 
markt bespricht  sie  eingehend  „Das  Kirchenportal"  von  Edwin 
Redslob  unter  Wiedergabe  von  Abbildungen  aus  dem  Buche.  Auch 
in  den  Niederlanden  steht  die  Siedlungsfrage  im  Mittelpunkt  des 
öffentlichen  Lebens  und  es  herrscht  das  Bestreben,  die  Zustände  zu 
verbessern.  Es  wird  der  enge  Stadtteil  „Jordaan“  in  Amsterdam 
(s.  a.  S.  217  d.  Bl.)  in  Vergleich  zu  neueren  Straßen  gestellt.  In 
älteren  Vierteln  entfallen  auf  eine  Wohnung  35  qm,  in  neueren  114  qm 
auf  die  Wohnung.  Es  wird  sich  zeigen,  ob  ein  unter  erheblich 
besseren  weltwirtschaftlichen  Verhältnissen  als  Deutschland  stehender- 
Staat  leichter  imtande  ist,  diese  in  der  ganzen  Welt  auftretende 
Wohnungsnot  zu  überwinden,  als  wir  selbst.  N. 

Verstärkung'  der  Gewölbe  von  Eisenbahnbrücken.  Wir  erhalten 
zu  den  beiden  Aufsätzen  auf  S.  49  u.  247  folgende  Zuschriften  der 
Verfasser: 

I. 

In  Nr.  39  dieses  Jahrgangs  wird  gegen  das  in  Nr.  8 beschriebene  Ver- 
stärkungsverfahren von  Steingewölben  nach  meinem  Patent  eine  Reihe 
von  Bedenken  erhoben,  die  in  technischer  Hinsicht  als  nicht  zutreffend 
zu  bezeichnen  sein  dürften.  Bei  dem  Übergang  von  den  auf  Schotter 
ruhenden  zu  den  auf  festem  Eisenüberbau  gelagerten  Schwellen  soll 
infolge  starker  Stöße  die  Gefahr  von  Schienenbrüchen  bestehen.  Dem 
steht  jedoch  die  langjährige  Erfahrung  bei  den  vielen  eisernen  Brücken 
ohne  Durchführung  der  Bettung  entgegen,  bei  denen  an  der  Übergang- 
steile  Schienenbrüche  nicht  häufiger  beobachtet  wurden  als  auf  der 
freien  Strecke.  Dabei  kann  hier  der  Unterschied  in  der  Nachgiebig- 
keit zwischen  dem  auf  weicher  Dammerde  ruhenden  Schotter  und  der 
Eisenkonstruktion  als  noch  größer  angesehen  werden  als  bei  Gewölben, 
wo  die  verhältnismäßig  dünne  Bettung  auf  unnachgiebigem  Mauer- 
werk gelagert  ist.  Erfahrungsgemäß  ist  die  Ursache  von  Schienen- 
brüchen meistens  auf  die  Schadhaftigkeit  der  Räder  zurückzuführen. 

Glaubt  man  trotzdem,  zur  Verbesserung  der  Gleislage  etwas  tun 
zu  müssen,  so  kommt  in  Frage,  unmittelbar  vor  und  hinter  den 
Eisenträgern  je  eine  oder  zwei  Breitschwellen  (Doppelschwelle)  zu 
verlegen,  die  auch  noch  durch  einen  Schwellrost  aus  Eisenbeton 
(vgl.  1920  d.  Bl.,  S.  158)  in  ihrer  Lage  gesichert  werden  kann.  Schließ- 
lich läßt  meine  Verstärkungsart  auch  zu,  bei  Anwendung  von  Buckel- 
blechen oder  einer  ähnlichen  Fahrbahn  die  Bettung  über  das  Eisen- 
gerüst ununterbrochen  durchzuführen  und  so  alle  Bedenken  hinsicht- 
lich der  Gleislage  mit  einem  Schlage  zu  beseitigen. 

Die  Gefahr,  daß  die  eiserne  Unterfangung  durch  die  Stöße  in  der 
Längen-  und  Querrichtung  verschoben  wird,  kann  nicht  anerkannt 
werden,  da  die  Schwellen  auch  nach  der  Verstärkung  in  der  Bettung 
ruhen,  in  der  sie  vorher  sicher  gelegen  haben.  Sollten  lediglich  durch 
das  Einziehen  von  eisernen  Trägern,  die  die  senkrechten  Lasten  ab- 
fangen,  die  Verhältnisse  verschlechtert  werden,  obgleich  durch  diese 
Träger  neue  Flächen  geschaffen  werden,  die  seitlichen  Druck  auf  die 
Bettung  übertragen?  Die  Verankerung  der  vier  Endquerträger  ist  für 
dieselbe  Kraft  (für  ein  Gleis  4 t)  berechnet,  die  man  für  den  Schlinger- 
verband bei  den  Längsträgern  größerer  eiserner  Brücken  anzunehmen 
pflegt.  Sie  dürfte  demnach  ausreichend  stark  sein. 

Ebensowenig  ist  die  Behauptung  zutreffend,  daß  während  der 
Bauausführung  beide  Gleise  für  den  Zugverkehr  gesperrt  sein  müßten. 
Die  Stemmarbeiten  an  dem  Gewölbe  und  die  Aufstellung  der  eisernen 
Stützen  lassen  sich  ohne  weiteres  während  des  Betriebes,  oder  in 
kurzen  Betriebspausen  ausführen.  Das  Einsetzen  der  ziemlich  leichten, 
eigentlichen  Unterfangungsträger  während  einer  größeren  Betriebs- 
pause ist  eine  Arbeit,  die  in  ähnlicher  Form  bei  der  Auswechslung 
kleinerer  eiserner  Brücken  so  häufig  ausgeführt  wird,  daß  hier  von 
einer  besonderen  Schwierigkeit  nicht  die  Rede  sein  kann. 

Wenn  bei  dem  in  Nr.  8 beschriebenen  Verstärkungsverfahren  auch 
statt  der  Stützen  eine  andere  Tragkonstruktion  gewählt  werden  kann, 
so  muß  zugegeben  werden,  daß  das  architektonische  Bild  des  Bau- 
werks beeinträchtigt  wird  und  daß  das  Verfahren  selbstverständlich 
nicht  in  allen  Fällen  anwendbar  ist,  z.  B.  dann  nicht,  wenn  eine  Be- 
schränkung des  lichten  Raumes  unter  dem  Gewölbe  nicht  stattfinden 
soll.  Der  Vorschlag  stellt  vor  allem  den  Gesichtspunkt  der  Wirt- 
schaftlichkeit in  den  Vordergrund  (Eisenverbrauch  für  ein  8 m- Ge- 
wölbe : 4,6  t für  ein  Gleis),  und  der  Gedanke  ist  im  Hinblick 
auf  die  Berliner  Verhältnisse  entstanden,  wo  viele  hundert  Räume  unter 
den  Gewölben  der  Stadt-  und  Ringbahn  als  Lagerräume,  Ställe  und 
dergl.  verpachtet  sind.  Aber  auch  an  anderen  Orten  dürfte  es  ge- 
nügend Möglichkeiten  geben,  das  Verfahren  mit  Vorteil  anzuwenden, 
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dessen  Vorzüge,  wie  Wirtschaftlichkeit,  einwandfreie  Kraftübertragung 
und  bedeutende  Herabminderung  der  Spannungen  im  Gewölbe  und 
der  Bodenpressung  nicht  von  der  Hand  zu  weisen  sind. 

Bei  Verstärkung  eines  Steingewölbes  mit  Hilfe  von  Längs-  und 
Querrippen  aus  Eisenbeton  beruht  die  statische  Berechnung  nur  auf 
gewissen  Annahmen.  Das  Zusammenwirken  der  Eisenbetonrippen 
und  des  eigentlichen  Gewölbes  hängt  lediglich  von  der  Sorgfalt  und 
der  Güte  der  Ausführung  ab;  wie  sich  die  Lasten  auf  die  beiden 
Konstruktionsteile  verteilen,  wird  durch  die  Formänderungen  des 
Steingewölbes  beeinflußt  und  ist  statisch  unbestimmt.  Es  erscheint 
auch  sehr  fraglich,  ob  man  es  wagen  darf,  diese  Verstärkungsart  mit 
Eisenbetonrippen  während  des  Betriebes  auszuführen,  denn  durch  das 
Ausstemmen  der  Schlitze  in  der  Längs-  und  Querrichtung  bis  etwa 
zur  halben  Gewölbestärke  wird  das  Gewölbe  derart  geschwächt,  daß 
Hisse  zu  befürchten  sind.  Ferner  würden  die  Erschütterungen  durch 
die  Verkehrslasten  das  Abbinden  der  Betonmasse  derart  beeinträchtigen, 
daß  eine  Lockerung  im  Zusammenhang  eintreten  kann. 

Berlin-Lichterfelde.  Diplomingenieur  Schmidt. 

II. 

Die  im  vorstehenden  vom  Verfasser  des  Artikels  in  Nr.  8 gegen 
meine  Ausführungen  in  Nr.  39  erhobenen  Einwände  konnten  meine 
Bedenken  nicht  zerstreuen.  Daß  beim  Übergang  von  elastischer  auf 
feste  Unterlage  Stöße  entstehen,  kann  nicht  bestritten  werden.  Jeden- 
falls hat  es  die  früher  württembergiscbe  Eisenbahn  Verwaltung,  wo 
irgend  möglich,  vermieden,  in  schnell  befahrenen  Gleisen  kurze  Brücken 
mit  eisernen  Überbauten  und  fest  aufliegenden  Schwellen  zu  erstellen 
und  trotz  der  höheren  Kosten  in  solchen  Fällen  eine  durchgehende  Bet- 
tung ungeordnet.  Der  Verfasser  gibt  ja  selbst  zu,  daß  Bedenken  hin- 
sichtlich der  Gleislage  bei  Anwendung  von  Buckelblechen  usw.  beseitigt 
werden  können.  Damit  entfallen  aber  wesentliche  Teile  seines  Vor- 
schlags; denn  an  Stelle  der  eisernen  Unterfangungskonstruktion  würde 
wohl  in  diesem  Falle  die  Ausführung  einer  Eisenbetonplatte  über 
dem  Gewölbe  mit  Kücksicht  auf  die  geringeren  Unterhaltungskosten 
vorzuziehen  sein;  es  blieben  damit  vom  Vorschlag  des  Verfassers 
lediglich  die  eisernen  Unterstützungen  der  Unterfangungskonstruktion 
durch  das  Gewölbe  hindurch  auf  den  Untergrund  erhalten,  womit  der 
angestrebte  Zweck  der  Entlastung  des  Gewölbes  ja  auch  erreicht  würde. 

Was  die  von  mir  in  Nr.  39  genannten,  vom  Verfasser  als  nicht 
zutreffend  bezeichneten  Bedenken  hinsichtlich  der  Widerstandsfähig- 
keit der  Unterfangungskonstruktion  gegen  Lageveränderungen  an- 
belangt, so  möchte  ich  darauf  aufmerksam  machen,  daß  bei  der 
wellenförmigen  Lage  des  belasteten  Gleises  die  Fahrzeuge  notwendiger- 
weise in  vertikale  Schwingungen  versetzt  werden;  welche  äußeren 
Kräfte  in  diesem  Falle  der  statischen  Berechnung  zugrunde  zu  legen 
sind,  läßt  sich  m.  E.  mit  Sicherheit  nicht  feststellen.  Ich  möchte 
davor  warnen,  eine  solchen  Stößen  der  Fahrzeuge  unmittelbar  aus- 
gesetzte Eisenkonstruktion  auf  derart  unsicherer  Grundlage  zu  dimen- 
sionieren. Wird  die  Eisenkonstruktion  aber  entsprechend  stark  be- 
messen, so  wird  wohl  die  Wirtschaftlichkeit  der  ganzen  Anordnung 
in  Frage  gestellt  sein. 

Unverständlich  ist  mir  die  in  Absatz  3 geäußerte  Meinung:  „die 
Schwellen  ruhen  auch  nach  der  Verstärkung  in  der  Bettung,  in  der 
sie  vorher  sicher  gelegen  haben.“  Soll  das  so  aufgefaßt  werden,  daß 
die  auf  eisernen  Schwellenträgern  mit  Winkeln  befestigten  Brücken- 
schwellen auch  noch,  wie  auf  der  freien  Strecke,  unterkrampt  werden? 
Mir  ist  ein  derartiges  Verfahren  bisher  nicht  bekannt  geworden,  ich 
kann  daher  auch  nicht  beurteilen,  ob  es  die  erwähnten  Wirkungen  hat. 

Was  die  Wirtschaftlichkeit  der  ganzen  Anordnung  betrifft,  so  ist 
ohne  Zweifel  die  von  mir  vorgescblagene  Eisenbetonkonstruktion 
weit  überlegen;  die  Eisenkonstruktion  wird,  insbesondere  da  sie  nicht 
trocken,  sondern  in  einer  Bettung  ohne  freien  Abzug  des  Wassers  liegt, 
einen  ganz  unverhältnismäßig  hohen  jährlichen  Unterhaltungsaufwand 
erfordern  und  in  nicht  allzulanger  Zeit  ausgewechselt  werden  müssen. 

Sodann  bestreitet  der  Verfasser,  daß  zum  Einbau  der  Verstärkung 
beide  Gleise  gesperrt  werden  müssen;  wie  aus  Abb.  1 u.  2 in  Nr.  8 
hervorgeht,  gehen  die  Unterfangungsträger  ohne  Stoß  unter  beiden 
Gleisen  durch;  es  müssen  somit  auch  beide  Gleise  gleichzeitig  gesperrt 
werden;  hierzu  kann  eine  „größere- Betriebspause“  verwendet  werden, 
wenn  auf  der  Berliner  Stadt-  und  Ringbahn  eine  solche  von  ge- 
nügender Länge  vorhanden  ist. 

Was  den  gegen  meinen  Vorschlag  erhobenen  Einwand  aubelangt, 
so  setze  ich  natürlich  voraus,  daß  derartige  Arbeiten  nur  an  erst- 
klassige Firmen  vergeben  werden;  damit  ist  aber  ohne  weiteres  eine 
Gewähr  für  Sorgfalt  und  Güte  der  Ausführung  gegeben.  Sollte 
die  Ausführung  der  Verstärkung  ohne  Sperrung  des  Betriebsgleises 
zu  Bedenken  Anlaß  geben,  was  von  dem  derzeitigen  Zustand  des 
Gewölbes  abhängt  und  allgemein  nicht  beurteilt  werden  kann,  so  ist 
eben  der  Verkehr  über  die  ganze  Zeit  der  Bauausführung  oder  nur 
über  die  Zeit  des  Abbindens  des  Betons  auf  das  andere  Betriebsgleis 
zu  verweisen.  Auf  sonstige  Fragen,  wie  z.  B.  die  der  Abdichtung 


des  Gewölberückens,  der  Beanspruchung  der  Wagenfedern  durch  die 
vertikalen  Schwingungen  u.  ä.,  näher  einzugehen,  ist  der  Raum  hier 
zu  knapp;  ich  sehe  daher  von  weiteren  Ausführungen  ab. 

Biberach  a.  d.  Riß.  Regierungsbaurat  Schmidt. 

I)ic  Wasserstände  in  den  norddeutschen  Stromgebieten  im 
Juli  1921.  (Nach  den  amtlichen  Nachrichten  der  Landes- 
anstalt für  Gewässerkunde.)  Im  Monatmittel  betrachtet,  haben 
die  Wasserstände  an  allen  in  der  Tabelle  angegebenen  Pegelstellen 
außer  der  Weichsel  abgenommen.  Das  Monatmittel  liegt  an  allen 
Stellen,  auch  an  der  Weichsel,  unter  dem  zum  Vergleich  beigefügten 
Julidurchschnitt,  und  zwar  meist  recht  tief.  Fast  alle  Wasserläufe 
haben  das  MNW  unterschritten.  An  der  Memel,  der  unteren  Netze, 
bei  Minden  an  der  Weser,  Lingen  an  der  Ems,  Wertheim  am  Main 
und  Trier  an  der  Mosel  hat  die  Lage  unter  MNW  den  ganzen  Monat 
gedauert.  Der  niedrigste  Wasserstand  im  Juli  1921  hat  am  Memel- 
strom und  am  oberen  Pregel  nur  um  4 bis  gegen  10  cm,  bei  Lands- 
berg an  der  Warthe  um  11  cm,  bei  Vordamm  an  der  Netze  um  12  cm, 
bei  Dresden  um  8 cm,  bei  Westen  an  der  Aller  um  5 cm,  bei  Lingen 
an  der  Ems  um  1 cm  über  dem  niedrigsten  bisher  beobachteten 
Wasserstande  gelegen.  Bei  Torgau,  bei  Baden  an  der  unteren  Weser, 
Wertheim  am  Main  und  Trier  an  der  Mosel  ist  das  bisherige  NNW 
sogar  etwas  unterschritten  worden.  Der  Inhalt  des  Waldecker  Stau- 
beckens hat  sich  durch  weitere  geringe  Entnahme  von  105  auf  86. Mil- 
lionen cbm  vermindert.  K.'F. 

Wasserstände  im  Juli  1921. 


Gewässer 

Pegelstelle 

Juli  1921 

MW 

Juli 

96/20») 

Jahresmittel  96/20 

NW 

MW 

HW 

MNW 

MW 

MHW 

Memel 

Tilsit 

38 

52 

72 

145 

77 

242 

611 

Pregel 

Insterburg  ‘) 

— 56 

—48 

—40 

—3 

—48 

46 

380 

Weichsel 

Thorn 

0 

50 

140 

117 

1 

143 

480 

Oder 

Ratibor 

85 

103 

186 

184 

79 

181 

604 

» 

Frankfurt 

25 

57 

84 

138 

57 

165 

375 

Warthe 

Landsberg 

-66 

—53 

-31 

8 

— 34  1 

66 

250 

Netze 

Vordamm 

-86 

—71 

—46 

-14 

—39! 

28 

143 

Elbe 

Barby 

—9 

36 

81 

126 

26 

175 

454 

7) 

Wittenberge 

7 

50 

86 

135 

46  j 

190 

443 

Saale 

Trotha  U.  P. 

112 

135 

168 

175 

118 

210 

48S 

Havel 

Spandau  U.  P. 

20 

27 

38 

48 

23 

77 

147 

RathenowU.P.1) 

—40 

—12 

10 

2 

— 18 

55 

156 

Spree 

SprembergU.P. 

62 

75 

94 

94 

66 

106 

265 

n 

Kersdorf  U.  P.1) 

178 

192 

202 

199 

176 

227 

317 

Weser 

Minden 

137 

152 

162 

212 

164 

264 

570 

Aller 

Westen 

150 

169 

209 

234 

183 

290 

4S3 

Ems 

Lingen 

— 175 

-165 

—143 

-102 

-142 

—32 

244 

Rhein 

Maxau  Q 

349 

381 

425 

501 

2S4  1 

422 

660 

n 

Kaub 

116 

141 

176 

283 

101  | 

238 

523 

r> 

Köln 

61 

90 

127 

280 

78 

261 

647 

Neckar 

Heilbronn 

—12 

7 

35 

75 

17 

95 

426 

Main 

Wertheim 

49 

58 

72 

120 

85 

15S 

426 

Mosel 

Trier 

—53 

— 33 

—8 

41 

—2 

1 

103 

477 

*)  Bei  Insterburg  enthalten  die  letzten  vier  Spalten  Mittelwerte  aus- 
den  Abflußjahren  1908/20,  bei  Rathenow  und  Kersdorf  aus  1914/20,  bei 
Maxau  aus  1896/1915. 


Bücherschau. 

Der  Brückenbau.  Nach  Vorträgen,  gehalten  an  der  deutschen 
Technischen  Hochschule  in  Prag  von  Diplom -Ingenieur  Dr.  e.  h. 
Joseph  Mel  an,  Hofrat,  o.  ö.  Professor  des  Brückenbaues.  2.  Band. 
Steinerne  Brücken  und  Brücken  aus  Beton  und  Eisen.  Zweite,  er- 
weiterte Auflage.  Leipzig  u.  Wien  1920.  Franz  Deuticke.  IV  u. 
452  S.  in  gr.  8°  mit  358  Abb.  Geh.  30  Jt  oder  120  Kronen. 

Die  erste  Auflage  des  genannten  Buches  ist  auf  S.  60  des  Jahr- 
gangs 1912  dieser  Zeitschrift  eingehend  besprochen  worden.  Dort 
sind  die  außerordentlichen  Vorzüge  des  Buches  im  einzelnen  gewürdigt 
worden.  Der  reiche  und  gediegene  Inhalt  ist  in  der  zweiten  Auflage 
durch  wertvolle^  Betrachtungen  neuester  Berechnungsarten  -und  Aus- 
führungsformen ergänzt  worden.  Der  Umfang  des  Buches  hat  von 
360  auf  452  Seiten  zugenommen,  die  Anzahl  der  Abbildungen  ist  von 
269  auf  358  vermehrt  worden.  Es  ist  Melau  gelungen,  in  seinem 
Buche  auf  einem  immerhin  noch  sehr  beschränkten  Raum  eine  er- 
schöpfende Darstellung  der  Berechnung,  der  Konstruktion  und  des 
Baues  der  Brücken  aus  Stein,  Beton  und  Eisenbeton  zu  geben.  Allen 
Studierenden  und  werktätigen  Ingenieuren  des  Brückenbaues  sei  das- 
Studium  des  Melauschen  Buches  von  neuem  warm  empfohlen. 

Berlin.  0 Sch  aper. 
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Erlaß,  betreffend  die  Grundsätze  bei  leihweiser  Überlassung 
von  Fahrzeugen  und  Geräten  der  preußischen  Wasser- 
bauverwaltung an  das  Reich. 

Berlin,  den  10.  August  1921. 

Nach  den  zur  Zeit  geltenden  Grundsätzen  für  die  Geräte  und 
Bauhöfe  der  preußischen  Wasserbau  Verwaltung  werden  bei  leih  weiser 
Überlassung  von  Fahrzeugen  und  Geräten  an  andere  preußische  Ver- 
waltungen und  hei  Arbeiten  und  Lieferungen  für  sie  unter  Außer- 
ansatzlassung  der  allgemeinen  Kosten  nur  die  Unterhaltungs-  und 
Betriebskosten  bezw.  die  buchmäßigen  Selbstkosten  erstattet. 

Im  Einverständnis  mit  dem  Herrn  Reichsverkehrsminister  be- 
stimme ich,  daß  die  vorbezeichneten,  in  der  allgemeinen  Verfügung 
Nr.  14  der  preußischen  Wasserbauverwaltung  aufgeführten  Grund- 
sätze gleichmäßig  auf  das  Verhältnis  zwischen  Reich  und  Preußen 
ausgedehnt  werden. 

Der  Minister  für  Landwirtschaft,  Domänen  und  Forsten. 

Abwicklung  Wasserbau. 

Im  Aufträge 

Nr.  2116.  Gerlach. 


Eisenbahn -Werkstättenamts  in  Osnabrück,  der  Regierungs-  und  Baurat 
Theodor  Oehmcke,  früher  bei  der  Regierung  in  Frankfurt  a.  d.  Oder, 
der  Regierungshaumeister  Meissner  in  Langenfeld  i.  Ostpr.  und  der 
Regierungshaumeister  Diplomingenieur  Otto  Helling  sind  gestorben. 

Deutsches  Reich. 

Reichsbahnen.  Eisenbahn  - Generaldirektion  Stuttgart. 
Der  Reichspräsident  hat  dem  Oberregierungsbaurat  Hoffacker,  den 
Regierungshauräten  Johannes  Mayer  und  Schiller  bei  der  Eisenbahn- 
Generaldirektion  Stuttgart,  Ganßer  bei  der  Eisenbahn-Bauinspektion 
Stuttgart  und  Schon  bei  der  Eisenhahn-Generaldirektion  Stuttgart  die 
nachgesuchte  Entlassung  aus  dem  Reichsdienst  erteilt. 

Württemberg. 

Der  Baudirektor  Albert  v.  Beger  bei  der  Bau-  und  Bergdirektion 

in  Stuttgart  ist  gestorben.  „ 

s ö Baden. 

Der  Regierungshaumeister  Manfred  Sütterlin  in  Mosbach  ist  zur 
Wasser-  und  Straßenbauinspektion  Konstanz  versetzt  und  der  Re- 
gierungsbaumeister Otto  Henninger  bei  der  Oberdirektion  des  Wasser- 
und  Straßenbaues  planmäßig  angestellt  worden. 


Preußen. 

Der  Regierungs-  und  Baurat  Gährs  ist  zum  Ministerialrat  im 
Ministerium  für  Handel  und  Gewerbe  ernannt  worden. 

Dem  Regierungs-  und  Baurat  Heinrich  Heiser  bei  der  Landes- 
anstalt für  Gewässerkunde  in  Berlin  ist  eine  Regierungs-  und  Baurat- 
Beförderungsstelle  verliehen  worden. 

Der  Geheime  Baurat  Gottfried  Ci  aasen,  früher  Vorstand  des 


Hessen. 

Der  frühere  eisaß -lothringische  Baurat  Wilhelm  Diefenbach 
aus  Darmstadt  ist  zum  überplanmäßigen  oberen  Baubeamten  bei 
einer  Kreisverwaltung  ernannt  worden. 

Der  ordentliche  Professor  an  der  Technischen  Hochschule  Darm- 
stadt Sr.=  3üg.  Ernst  Braun  scheidet  vom  1.  Oktober  d.  J.  an  unter 
Anerkennung  seiner  dem  Staat  geleisteten  Dienste  aus  dem  Staats- 
dienst aus. 


[Alle  Rechte  Vorbehalten  ] 


Nichtamtlicher  Teil. 

Schriftleiter:  Richard  Bergius  und  $r.=3ng.  Nonn. 


Die  Wohnungslürsorge  in  der  preußischen  Berg-,  Hütten-  und  Salineny erwaltung.  Y. 

Die  Entwicklung  des  Siedlungswesens  in  Staßfurt,  Bleicherode  und  Schöneheck  a.  d.  Elbe. 

(Schluß  aus  Nr.  67.) 


3. 

Im  Bereich  der  Bergmspektion  Bleicherode  lag  in  den  ersten 
Jahren  nach  dem  Ausbau  der  im  Jahre  1902  fertiggestellten  Velsen- 
schächte eine  dringende  Notwendigkeit  für  den  Bau  von  Arbeiter- 
wohnungen nicht  vor.  Der  größte  Teil  der  Belegschaft  setzte  sich  aus 
Einwohnern  der  umliegenden  Dörfer  zusammen,  die  dort  ohne 
Schwierigkeit  eine  auskömmliche  Wohngelegenheit  fanden.  Mit  den 
Betriebsbauten  wurden  jedoch  zugleich,  und  zwar  neben  den 
Velsenschächten  und  neben  dem  Verwaltungsgebäude  in  Bleicherode, 


Abh.  14.  Siedlung  bei  Bleicherode. 


zusammen  zehn  Wohnhäuser  für  21  Beamtenfamilien  errichtet.  Diese 
Gebäude  sind  in  gleicher  Form  und  Größe  (Backsteinrohbau  mit 
flachem  Pappdach)  ausgeführt,  wie  sie  neben  dem  Achenbachschacht 
und  derBerlepsch-Maybach-Schachtanlage  inStaßfurt  hergestellt  worden 
sind  (vgl.  unter  1.).  Die  Baukosten  blieben  aber  wegen  der  günstigen 
örtüchen  Lohnverhältnisse  niedriger  als  dort. 

Mit  der  fortschreitenden  Entwicklung  des  Werkes  wurde  auch 
in  Bleicherode  der  Bau  von  Arbeiterhäusern  notwendig.  Von  den 
im  ganzen  ausgefübvten  60  Wohnungen  wurden  die  ersten  20  in  den 

Jahren  1907/1908  erbaut,  deren 
Entwurf  und  Ausführung  bis 
zur  schlüsselfertigen  Übergabe 
einem  auswärtigen  Architekten 
übertragen  wurde.  Im  Jahre 
1912/1913  wurden  weitere  40 
Wohnungen  durch  die  Werks- 
verwaltung an  der  Linien- 
straße errichtet.  Daraus,  daß 
zu  jeder  Wohnung  ein  Gar- 
ten von  V2  Morgen  Größe 
gehört,  erklärt  sich  die  weit- 
läufige Anlage  der  Siedlung 
(Abb.  14  u.  15).  Jede  Woh- 
nung besteht  außer  den  Stal- 
lungen aus  einer  Wohnküche 
und  zwei  Zimmern  im  Erd- 
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Erdgeschoß. 


Dachgeschoß. 


geschoß,  einer  Giebelstube  und 
einem  geräumigen  Bodenraum 
im  Dachgeschoß.  Die  Bau- 
kosten betrugen  rund  4000  Mark, 
so  daß  sich  die  Kosten  für  1 cbm 
umbauten  Raum  auf  13,50  Mark 
belaufen. 

Im  Bereich  des  Salzamtes 
in  Schönebeck  a.  d.  Elbe 
wurde  im  Zusammenhang  mit 
der  Abteufung  des  Moltke- 
schachtes  und  der  Errichtung 
der  neuen  Betriebsanlagen  in 
den  Jahren  1873  bis  1876  auf 
dem  Gelände  zwischen  der  Feld- 
straße, der  Felgeleber  Straße 
und  dem  Anschlußgleis  des  Salz- 
werks eine  zusammenhängende 

Arbeitersiedlung  erbaut,  nachdem  bereits  in  den  Jahren  1872  bis  1873 
an  der  Barbyer  Straße  ein  Fachwerkhaus  iür  drei  Arbeiterfamilien 
zum  Preise  von  10  300  Mark  und  ein  massives  Gebäude  für  vier 
Familien  zum  Preise  von  24  500  Mark  hergestellt  worden  war.  Auf 
dem  Siedlungsgelände  (Abb.  19)  wurden  zunächst  acht  Vierfamilien- 
und  acht  Zweifamilienwohnhäuser  unter  Zugrundelegung  der  vom 
Ober- Berg-  und  Baurat  Kind  aufgestellten  Normalentwürfe  errichtet 
(Abb.  18).  Die  Baukosten  beliefen  sich  auf  17  430  Mark  und  12  032  Mark 
für  jedes  Wohnhaus,  so  daß  auf  jede  Wohnung  4357  Mark  bezw. 


Abb.  15.  Doppelwohnhaus 
in  Bleicherode. 


Abb.  16.  Reihenwohnhäuser  in  Schönebeck.  Form  F. 
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Abb.  17.  Vierfamilienhaus 
in  Schönebeck. 


Erdgeschoß. 


Dachgeschoß. 


Dach- 

geschoß. 


6016  Mark  entfielen.  Im  Jahre  1901  wurden  zwei  weitere  Vierfamilien- 
w'ohnhäuser  errichtet,  deren  Kosten  sich  auf  je  17  670  Mark  beliefen. 
Sämtliche  Gebäude  wurden  in  Backsteinrohbau  ausgeführt  und  mit 
flachem  Pappdach  eingedeckt.  Die  Wohnungen  bestehen  aus  'einer 
Wohnküche  und  zwei  Zimmern  im  Erdgeschoß  sowie  einer  Giebel- 
stube und  einem  größeren  Bodenraum  im  Dachgeschoß.  Zu  jeder 
Wohnung  gehören  zwei  Stallräume  im  Nebengebäude  sowie  ein  rund 
150  qm  großer  Garten.  Besondere  Waschküchen  sind  nicht  vorhanden, 
die  Waschkessel  befinden  sich  in  den  Wohnküchen.  Für  diese 
Wohnungen  wird  je  nach  dem  Alter  der  Wohnungen  ein  Mietpreis 
von  jährlich  102  bis  128  Mark  erhoben. 

Nach  dem  Kriege  machte  sich  auch  in  Schönebeck  ein  fühlbarer 
Mangel  an  Kleinwohnungen  geltend.  Die  Nähe  Magdeburgs  veranlaßte 
zahlreiche  Arbeiterfamilien,  die  dort  ein  Unterkommen  nicht  finden 
konnten,  nach  Schönebeck  überzusiedeln.  Die  Werksverwaltung  ent- 
schloß sich  daher,  im  Zusammenhang  mit  der  in  den  Jahren  1873/1876 
errichteten  Siedlung  weitere  72  Arbeiterwohnungen  zu  erbauen.  Zu- 
nächst sollen  auf  dem  noch  nicht  bebautem  Gelände  (Abb.  19)  der  alten 
Siedlung  fünf  Vierfamilienwohnhäuser  (Abb.  17)  und  ein  Zweifamilien- 
wohnhaus errichtet  wrerden.  Der  Grundriß  der  Gebäude  soll  jedoch 
nicht  die  Kreuzform  der  alten  Gebäude  erhalten,  vielmehr  sollen  die 
Wohnungen  zur  Erzielung  einer  besseren  Durchlüftung  nebeneinander- 
gelegt werden.  Die  übrigen  Wohnungen  werden  auf  dem  Gelände 
südlich  der  alten  Siedlung  errichtet,  das  durch  eine  5 m breite  Straße, 
gleichlaufend  zur  Fahrstraße,  für  die  Bebauung  aufgeschlossen  wird. 
Die  Gebäude  werden  an  die  Straße  gelegt  und  erhalten  einen  3 m 
breiten  Vorgarten.  Die  ortsübliche  Gartengröße  der  Arbeiterwohnungen 
von  rund  150  qm  gestattet  hier  die  Er- 
richtung von  Reihenhäusern,  die  teils  un- 
mittelbar nebeneinander  (Abb.  16  u.  20), 
teils  durch  Stallbauten  voneinander  ge- 
trennt (Abb.  21  u.  22),  errichtet  werden. 
Die  Gärten  erhalten  besondere  Zugänge 
von  den  2 m breiten  Gartenwegen,  die 
ebenfalls  gleichlaufend  zur  Fahrstraße  an- 
gelegt werden.  Jede  Wohnung  enthält  im 
Erdgeschoß  eine  Wohnküche,  Wohnstube,  Waschküche,  Abort  und 
einen  Stallraum  für  Schweine  und  Ziegen,  im  Obergeschoß  zwei  Schlaf- 
kammern. Die  Gebäude  sollen,  um  sich  ohne  störende  Gegensätze 

hervorzurufen  in  die  alte  Siedlung  ein- 
zugliedern, in  Backsteinrohbau  ausgeführt 
und  mit  schwarzen  holländischen  Pfannen 
eingedeckt  werden. 
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Abb.  18. 


Keller. 

Vierfamilienhaus  in  Schönebeck. 


Abb.  19.  Erweiterung 
der  Salinensiedlung 
in  Schönebeck. 


Abb.  20.  Reihen-wohnhaus 
in  Schönebeck.  Form  F. 


Abb.  21.  Doppelwmhnhaus  in  Schönebeck. 
Form  C. 


Abb.  22.  Doppelwohnhäuser  in  Schönebeck.  Form  C. 


Die  Rheinscliiffalirt  von  1914  bis  1920. 


Die  Jahresberichte  der  Zentralkommission  für  die  Rheiüscbiffahrt. 
die  ein  genaues  Bild  über  alle  Rheinverhältnisse  geben,  erschienen 
früher  regelmäßig  im  Sommer  des  auf  das  Berichtsjahr  folgenden 
Jahres.  Seit  Kriegsbeginn  konnten  sie  nur  mit  großer  Verspätung 
vorgelegt  werden,  einmal  weil  das  umfangreiche  statistische  Material 
spät  einging,  dann  aber  auch,  weil  aus  Mangel  an  Arbeitskräften  die 
Bearbeitung  und  der  Druck  sich  sehr  in  die  Länge  zogen.  So  ist 
erst  vor  kurzem  der  Bericht  über  das  Jahr  1918  erschienen,  während 
die  Berichte  über  die  Jahre  1919  und  1920  erst  nach  längerer  Zeit  zu 
erwarten  sind.  An  Hand  der  vorliegenden  Berichte  und  der  sonst 


beschafften  Unterlagen  sollen  indes  nachstehend  über  die  Jahre  1914 
bis  1920  kurz  einige  Hauptpunkte  über  den  Rhein  und  seine  Schiffahrt- 
verhältnisse mitgeteilt  werden.  Dabei  muß  jedoch  darauf  hingewiesen 
werden,  daß  die  Angaben  über  die  Jahre  1919  und  1920  Ungenauig- 
keiten enthalten  und  nur  als  annähernd  richtig  angesehen  werden 
können. 

Zu  Beginn  des  Krieges  kam  die  Rheinschiffahrt  fast  vollständig 
zum  Erliegen,  doch  bald  wurde  erkannt,  daß  es  dringend  notwendig 
sei.  die  Wasserstraßen  für  den  Güterverkehr  in  ausgedehntem  Maße 
zu  benutzen,  nachdem  die  Eisenbahnen  fast  ausschließlich  für  die 
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Zusammenstellung  A. 


1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8. 

9 

Jahr 

Gesamthafen- 
verkehr einschl. 

des  Verkehrs 
über  die  nieder- 
ländische Grenze 
t 

■ 

Verkehr  von- 
und  nach  den 
Kanälen  und 
Nebenflüssen 
t 

zusammen 

t 

Zu-  oder  Abnahme 
gegen  das  Vorjahr 

t vH 

Verkehr  über  die 
niederländische 
Grenze 

t 

Zu-  oder  Abnahme 
gegen  das  Vorjahr 

t ■■  ii 

1909 

1910 

70  872  424 
81  172  717 

3 480  552 
3 870  067 

74  352  977 
■ 85  042  785 

+ 5 783  414 
-f  10  689  808 

4-  8,4 
4-14,4 

• 

24  860  764 
30  131  387 

+ 5 270  623 

+ 21,2 

1911 

85  314  318 

3 864  776 

89  179  095 

+ 4 136  310 

+ 4,9 

31  206  706 

+ 1 075  319 

+ 3,6 

1912 

95  810  941 

4 088  264 

99  899  205 

+ 10  723  460 

4-  12,0 

34  621  689 

4-  3 414  983 

+ 10,9 

1913 

104  917  513 

4 263  552 

109  181  065 

+ 9 281  860 

+ 9,3 

37  529  649 

+ 2 907  959 

+ 3,4 

1914 

77  956  792 

2 986  006 

80  942  798 

— 28  238  267 

— 25,9 

25  755  946 

— 11  619  215 

— 31,4 

1915 

41  071  921 

2 142  688 

43  214  609 

— 37  728  189 

— 46,6 

8 570  420 

- 16  828  013 

— 67,1 

1916 

43  725  305 

2 243  033 

45  968  338 

4-  2 754  729 

+ 6,4 

10  145  288 

+ 2 759  737 

+ 18,4 

1917 

41  523  665 

2 390  208 

43  913  873 

— 2 054  465 

— 4,5 

7 371  300 

— 1043145 

— 27,3 

1918 

41  414  090 

9 801  127 

51  217  217 

4-  7 303  344 

+ 16,6 

5 076  961 

— 2 294  348 

— 31,1 

1919 

33  024  000 

7 130  000 

40  154  000 

— 11  163  217 

— 21,8 

6 066  021 

+ 989  060 

+ 19,5 

1920 

47  160  000 

7 440  000 

54  600  000 

4-  14  446  000 

+ 36,0 

13  106  207 

+ 7 040  186 

+ 116,0 

Heeresverwaltung  in  Anspruch  genommen  waren.  Der  Rheinverkehr 
mußte  hinter  den  Friedenszahlen  ganz  bedeutend  Zurückbleiben,  weil 
durch  die  immer  größer  werdenden  Einberufungen  von  Bergarbeitern 
und  Schiffsmannschaften  die  zu  befördernden  Massengüter  stark  ab- 
n ahmen  und  die  Schiffsreisen  wegen  Mangel  an  Bemannung  begrenzt 
waren.  Eine  Übersicht  über  den  Gesamtverkehr  gibt  vorstehende 
Zusammenstellung  A,  wobei  des  Vergleichs  halber  auch  die  5 letzten 
Friedensjahre  mit  berücksichtigt  worden  sind. 

Hierzu  ist  anzuführen,  daß  die  wirklich  beförderten  Güter  in 
den  Verkehrszahlen  doppelt  enthalten  sind,  weil  sie  einmal  in  dem 
Einladehafen  und  zum  zweitenmal  in  dem  Ausladehafen  oder  im 
Grenz-  oder  Nebenflußverkehr  angeschrieben  sind.  Die  Höhe  der 
tatsächlich  beförderten  Güter  beträgt  also  die  Hälfte  der  angegebenen 
Zahlen. 

Aus  der  Zusammenstellung  ist  zu  ersehen,  daß  der  Rheinverkehr 
während  des  Krieges  bis  unter  die  Hälfte  des  Verkehrs  im  letzten 
Friedensjahr  zurückgegangen  ist.  Daß  das  erste  Friedensjahr  1919 
den  geringsten  Verkehr  aufweist,  erklärt  sich  aus  den  Erschwernissen, 
welche  durch  die  Besetzung  des  Rheins  für  den  Verkehr  entstanden 
und  durch  die  Schwierigkeit  der  Umstellung  der  Kriegsarbeit  auf 
Friedensarbeit  in  der  Schwerindustrie.  Wenn  auch  für  das  Jahr  1920 
eine  starke  Verkehrssteigerung  zu  verzeichnen  ist,  so  dürfte  doch  das 
Jahr  1913  mit  der  Verkebrszahl  von  109  Millionen  Tonnen  für  ab- 
sehbare Zeiten  wohl  nicht  mehr  erreicht  werden. 

Die  bedeutende  Verkehrszunahme  von  und  nach  den  Nebenflüssen 
und  Kanälen  seit  dem  Jahre  1918  erklärt  sich  aus  dem  Umstande, 
daß  seit  dieser  Zeit  der  große  Verkehr  des  Rhein-Herne-Kanals 
besonders  angeschrieben  wird,  während  er  früher  im  Verkehr  des 
Ruhrorter  Hafens,  in  den  der  Kanal  mündet,  mitenthalten  war;  er 
war  allerdings  früher  auch  nicht  von  so  großer  Bedeutung. 

Besondere  Beachtung  verdient  der  Verkehr  auf  der  18,5  km  langen 
Stromstrecke  von  Stromstation  271,3  bis  289,8.  Hier  befinden  sich 
die  unter  dem  Sammelnamen  „Rhein-  und  Ruhrhäfen“  bekannten 
großartigen  Anlagen,  die  dem  Güteraustausch  zwischen  der  Rhein- 
wasserstraße und  dem  rheinisch-westfälischen  Industriegebiet  dienen. 
Es  sind  dies  die  Privathäfen  von  Krupp  und  der  Zeche  Rheinpreußen 
auf  dem  linken  Ufer,  die  Privatanlagen  der  Hütte  Phönix,  von  Thyssen, 
der  Gutehoffnungshütte  und  die  ausgedehnten  staatlichen  Ao lagen 
der  Duisburg-Ruhrorter  Häfen  auf  dem  rechten  Ufer.  Die  Entwicklung 
des  Verkehrs  zeigt  die  nebenstehende  Zusammenstellung  B.  Der 
Verkehrsrückgang  im  Jahre  1919  und  der  Aufschwung  im  Jahre  1920 
treten  hier  besonders  stark  hervor. 

Der  Wasserstand  war  in  den  Jahren  1914,  1915  und  1916  sehr 
günstig,  eine  Störung  der  Schiffahrt  trat  nirgendwo,  auch  nicht  am 
Oberrhein  ein.  Im  Jahre  1917  war  der  Wasserstand  auch  nicht 
ungünstig,  jedoch  mußte  am  Oberrhein  die  Schiffahrt  wegen  Wasser- 
mangel an  23  Tagen  zum  größten  Teil  eingestellt  werden,  während 
an  weiteren  37  Tagen  eine  zeitweilige  Behinderung  durch  Nebel  zu 
verzeichnen  war.  Das  Jahr  1918  war  weniger  günstig;  die  Oberrhein- 
schiffahrt war  an  53  Tagen  behindert.  Das  Jahr  1919  brachte  stark 
schwankende  Wasserstände;  in  den  Sommermonaten  ging  das  Wasser 
ständig  zurück,  und  im  September  und  Oktober  mußte  die  Beladung 
der  Schiffe  bedeutend  eingeschränkt  werden.  Im  Jahre  1920  fand  ein 
so  großer  Wechsel  in  den  Wasserständen  statt,  wie  dies  noch  nicht 
vorgekommen  ist.  Zwischen  dem  höchsten  und  niedrigsten  Wasser- 
stand des  Jahres  waren  Unterschiede  bis  zu  9,5  m zu  verzeichnen. 
Am  1.  Januar  1920  hatte  das  Wasser  eine  solche  Höhe  erreicht,  die 


Zusammenstellung  B. 


1 

2 

3 

4 

Jahr 

Gesamtverkehr  in  den 
Rhei  n-Ruhr-Häfe  n 
t 

Zu-  oder  Abnahme 
Vorjahr 

t 

gegen  das 
vH 

1909 

25  328  026 

1910 

29  086  742 

+ 3 758  716 

+ 14,8 

1911 

30  068  886 

+ 982  144 

+ 3,4 

1912 

33  967  776 

+ 3 898  886 

+ 13 

1913 

39  019  255 

+ 5 041  479 

+ 14,8 

1914 

28  926  913 

— 10092  342 

— 25,9 

1915 

15  681  642 

— 13  344  271 

— 46,0 

1916 

15  086  432 

595  210 

- 4,0 

1917 

14  625  648 

— 460  784 

- 3,1 

1918 

15  728  543 

+ 1 102  895 

+ 7,6 

1919 

8 140  000 

— 7 588  543 

— 48,3 

1920 

14  050  000 

+ 5 910  000 

+ 73 

nur  wenig  hinter  dem  Höchststand  im  Jahre  1882  zurückblieb  und 
bedeutende  Überschwemmungen  im  Gefolge  hatte.  Nach  kurzem 
Fallen  des  Wassers  trat  infolge  andauernder  Regenfälle  wiederum  ein 
starkes  Wachsen  ein,  und  Mitte  Januar  war  an  den  meisten  Orten 
am  Rhein  der  Wasserstand  vom  Jahre  1882  erreicht  oder  über- 
schritten.1) Die  Schäden  an  Gebäuden,  Vorräten  und  Ländereien 
waren  außerordentlich  hoch  und  gaben  Veranlassung,  die  Staats- 
hilfe in  bedeutendem  Maße  in  Anspruch  zu  nehmen.  Die  beiden 
Hochfluten  brachten  die  Schiffahrt  während  14  Tagen  zum  Erliegen. 
Im  Herbst  1920  ging  das  Wasser  allmählich  auf  einen  so  niedrigen 
Stand  zurück,  wie  er  noch  nie  beobachtet  war,2)  wodurch  eine 
bedeutende  Störung  in  der  Schiffahrt  hervorgerufen  wurde.  Die 
Beladung  der  Schiffe  mußte  immer  stärker,  teilweise  bis  auf  ein 
Drittel  der  Tragfähigkeit  eingeschränkt  werden,  und  oberhalb  St.  Goar 
konnten  als  Schleppboote  nur  noch  ganz  flachgehende  Raddampfer 
verwendet  werden.  Größere  Schiffansammlungen,  namentlich  in 
Salzig  und  kostspielige  Leichterungen  waren  eine  weitere  Folge  des 
Kleinwassers.  Auch  im  Jahre  1921  hält  der  niedrige  Wasserstand  mit 
geringen  Unterbrechungen  an  und  behindert  stark  die  Ausnutzung 
des  Schiffsraums. 

Durch  Eis  ist  in  der  Berichtszeit  die  Schiffahrt  wenig  behindert 
worden,  nur  im  Januar  und  Februar  1917  verursachte  das  Eistreiben 
und  teilweise  auch  der  Eisstand  eine  Unterbrechung  der  Schiffahrt 
auf  etwa  drei  Wochen. 

Über  die  Mitteilung  von  Unfällen  hat  die  Zentralkommission 
für  die  Rheinschiffahrt  im  Herbst  1915  beschlossen,  daß  jährlich  eine 
Übersicht  gegeben  werden  soll  über  solche  Unfälle,  bei  denen  Menschen 
getötet  oder  verletzt,  Schiffe  gesunken  oder  erheblich  beschädigt 
oder  Brücken  oder  andere  Anlagen  stark  beschädigt  worden  sind. 
Hiernach  sind  für  den  ganzen  Rhein  angeführt:  1915  88  Unfälle, 
1916  120  Unfälle,  1917  159  Unfälle,  1918  179  Unfälle;  für  1919  und  1920 
liegen  die  Zahlen  noch  nicht  vor.  Die  starke  Zunahme  der  Unfälle 
ist  zurückzuführen  auf  die  teilweise  unzureichende  und  nicht  genügend 


1)  Vgl.  Jahrg.  1920  d.  Bl.,  S.  179. 

2)  Jahrg.  1920  d.  Bl.,  S.  646. 
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ausgebildete  Mannschaft  und  auf  die  mangelnde  Beschaffenheit  der 
Geräte,  namentlich  der  Schleppstränge. 

Über  die  erheblichsten  Unfälle  auf  preußischem  Gebiet  ist  fol- 
gendes zu  erwähnen: 

Am  27.  Januar  1916  sank  ein  mit  Kalksteinen  beladener  Schlepp- 
kahn im  Bingerloch  und  sperrte  die  Durchfahrt  vollständig,  so  daß 
die  gesamte  Schiffahrt  das  sogenannte  zweite  Fahrwasser  mit  einer 
um  0,5  m geringeren  Fahrtiefe  benutzen  mußte.  Dadurch  wurde  eine 
geringere  Beladung  der  Schiffe  bei  niedrigem  Wasserstand  erforder- 
lich, während  anderseits  die  Schleppkraft  vergrößert  und  eine  Be- 
gegnung von  Berg-  und  Talfahrt  verboten  werden  mußte.  Die 
Hebungs-  und  Dichtungsarbeiten,  die  sich  in  der  sehr  starken  Strö- 
mung äußerst  schwierig  gestalteten  und  die  noch  durch  Hochwasser 
unterbrochen  wurden,  nahmen  einen  Zeitraum  von  61  Tagen  in  An- 
spruch, so  daß  die  Schiffahrt  während  dieser  langen  Zeit  stark  be- 
hindert wurde. 

Ein  ähnlicher  Unfall  ereignete  sich  im  September  1920,  wodurch 
das  Bingerloch  auf  fünf  Wochen  gesperrt  war.  Da  in  dieser  Zeit 
das  Wasser  sehr  niedrig  stand,  machte  sich  die  geringere  Fahrtiefe 
in  dem  der  Schiffahrt  zur  Verfügung  stehenden  zweiten  Fahrwasser 
in  ganz  empfindlicher  Weise  bemerkbar. 

Am  20.  November  1916  sank  der  mit  Eisenerz  beladene  Schlepp- 
kahn „Magdalena“  vor  der  Einfahrt  in  den  Ruhrorter  Hafenkanal  und 
behinderte  die  Schiffahrt  in  bedeutendem  Maße,  wenngleich  zu  beiden 
Seiten  des  gesunkenen  Schiffes  schmale  Durchfahrten  verblieben. 
Die  Entladung  des  gesunkenen  Schiffes  nahm  eine  sehr  lange  Zeit 
in  Anspruch,  da  genügend  kräftige  Schwimmkrane  in  Deutschland 
nicht  vorhanden  waren  und  ein  solcher  mit  großen  Schwierigkeiten  im 
Herbst  1917  aus  den  Niederlanden  beschafft  werden  mußte.  Die 
Hebungsarbeiten  des  mehrfach  gebrochenen  entleerten  Schiffes  gelangen 
nur  zum  Teil,  und  man  entschloß  sich  im  Jahre  1918  zur  Sprengung 
der  noch  im  Wasser  befindlichen  Teile.  Diese  Arbeit  dauerte  bis  zum 
Herbst  1919,  so  daß  die  Fahrt  zum  und  aus  dem  Ruhrorter  Hafen- 
kanal im  ganzen  zwei  Jahre  lang  behindert  war. 

In  der  Berichtszeit  sind  fünf  neue  Rheinbrücken  erbaut 
oder  fertiggestellt  worden,  und  zwar  drei  Eisenbahnbrücken,  bei 
Büdesheim,  Engers  (Neuwied),  Remagen  und  zwei  Straßenbrücken 
in  Köln  und  Wesel  als  Ersatz  für  die  dortigen  Schiffbrücken. 
Besondere  Beachtung  verdient  darunter  die  Hängebrücke  in  Köln 
mit  einer  Hauptöffnung  von  184  m und  zwei  seitlichen  Öffnungen 
von  je  92  m Stützweite.  Das  System  der  Hauptträger  ist  eine  durch 
einen  kontinuierlichen  Vollwandträger  versteifte  Kette  über  drei 
Öffnungen. 

Der  Unterricht  in  den  Schifferschulen  konnte  während  des 
Krieges  nicht  stattfinden,  da  die  Mannschaften  entweder  zum  Heeres- 
dienst einberufen  waren  oder  zur  Aufrechterhaltung  des  Scbiffahrt- 
betriebes  nicht  entbehrt  werden  konnten.  Auch  nach  dem  Kriege 


zeigt  sich  wenig  Neigung  für  die  Wiederaufnahme  des  Unterrichts.  Die 
Reeder,  die  früher  einigen  Matrosen  ihres  Betriebes  auf  ihre  Kosten 
den  Schulunterricht  ermöglichten,  finden  sich  nach  dem  Umschwung  in 
den  Arbeiterverbältnissen  nicht  mehr  veranlaßt,  für  die  Ausbildung 
von  Schiffsmannschaft  Kosten  aufzuwenden.  Die  Matrosen  selbst 
wollen  gut  bezahlte  Stellen  nicht  aufgeben  und  auf  eigene  Kosten  ihre 
Ausbildung  erweitern.  Im  Winter  1920/21  haben  sich  zum  ersten 
Male  wieder  11  Schüler  zu  einem  Lehrgang  in  der  Unterstufe  der 
Schifferschule  Koblenz  eiDgefunden. 

Der  Bestand  der  Rheinflotte  hat  sich  während  des  Krieges 
wenig  geändert,  indem  Neubauten  nur  im  geringen  Maße  ausgeführt 
werden  konnten  und  Veräußerungen  nach  dem  Auslande  verboten 
waren.  Nur  bei  den  Dampfern  ist  ein  größerer  Abgang  durch  Un- 
brauchbarwerden eingetreten.  Nach  § 357  des  Friedensvertrages  ist 
ein  Teil  der  deutschen  Rheinflotte  an  Frankreich  abzutreten,  worüber 
ein  amerikanischer  Schiedsrichter  zu  entscheiden  hat.  Einer  Forderung 
Frankreichs  von  828  000  t Kahnraum  und  65  000  Pferdestärken  Schlepp- 
kraft stand  ein  Angebot  Deutschlands  von  110  000  t Kahnraum  und 
7300  Pferdestärken  Schleppkraft  gegenüber.  Der  Schiedsrichter  hat 
Frankreich  zugesprochen  254  150  t Kahnraum  und  23  761  Pferdestärken 
Schleppkraft.  Außerdem  hat  nach  Teil  VIII  des  Friedens.vertrages 
Deutschland  an  die  Verbandsmächte  für  Wiedergutmachung  einen 
Teil  seiner  Flußschiffe  zu  ersetzen.  Den  hiernach  abzutretenden 
Schiffsraum  hat  der  Schiedsrichter  auf  540  000  t Kahnraum  und 
10  075  Pferdestärken  Schleppkraft  festgesetzt.  Diese  Schiffe  sind  aller- 
dings aus  dem  ganzen  deutschen  Flußschiffpark  zu  entnehmen,  .doch 
trägt  hierzu  die  Rheinflotte  wieder  einen  erheblichen  Teil  bei.  Genaueres 
über  die  zu  diesem  Zweck  abzutretenden  Rheinschiffe  ist  noch  nicht 
bekannt;  es  sind  jedoch  hiervon  346  500  t Kahnraum  als  Neubauten 
zu  liefern. 

Die  Zentralkommission  für  die  Rheinschiffahrt,  die  früher 
aus  Vertretern  der  Rheinuferstaaten  Baden,  Bayern,  Elsaß-Lothringen, 
Hessen,  der  Niederlande  und  Preußen  bestand,  ist  nach  § 355  des  Frie- 
densvertrages nunmehr  zusammengesetzt  aus  je  2 Vertretern  von  Belgien, 
Großbritannien,  Italien,  den  Niederlanden,  der  Schweiz  und  je  4 Ver- 
tretern von  Deutschland  und  Frankreich;  auch  stellt  dieses  Land  den 
Vorsitzenden,  ist  also  durch  5 Mitglieder  vertreten.  An  Stelle  der  bis- 
herigen 6 Mitglieder  haben  also  jetzt  19  Mitglieder  an  dem  Wohl  und 
Wehe  der  Rheinscbiffahrt  mitzuwirken.  Der  Sitz  der  Zentralkommission 
ist  von  Mannheim  nach  Straßburg  verlegt.  Die  wichtigste  Aufgabe 
der  Zentralkommission  in  der  nächsten  Zeit  wird  die  Neubearbeitung 
der  Rheinschiffahrtakte  sein,  wodurch  die  gesamten  Rheinschiffahrt- 
verhältnisse geregelt  werden.  Hoffentlich  werden  die  Beratungen 
über  diesen  wichtigen  Gegenstand  im  Sinne  der  Verständigung  und 
des  Friedens  geführt  und  gereichen  der  Rheinschiffahrt  und  damit 
allen  beteiligten  Staaten  zum  Segen. 

Koblenz.  Stelkens. 


Die  Baukunst  der  Armenier  und  Europa. 


Abschnitt  widmete.  Da  Schnaase  das  Land  aus 
eigener  Anschauung  nicht  kannte,  so  war  er  im 


Von  armenischer  Baukunst  wußten  wir  bisher  recht  wenig.  Der  erste 
deutsche  Forscher,  der  uns  mit  einigen  der  wichtigsten  Kunstdenkmäler 
dieses  eigenartigen  Grenzlandes  zwischen  Rußland,  Kleinasien  und 
Persien  bekannt  machte,  war  Karl  Schnaase,  der  ihm 
und  dem  benachbarten  Georgien  (vgl.  1918  d.  Bl., 

S.  158  u.  267)  im  dritten  Bande  seiner  „Geschichte 
der  bildenden  Künste“  (1869)  einen  besonderen 


Abb.  1.  GrundrißMer  Johanneskirche 
in  Mastara.  (640.) 


Abb.  2.  Basilika  von  Ereruk.  Grundriß.  (Um  500.) 


wesentlichen  auf  die  Reisewerke  der  Franzosen  Dubois  de  Montpereux 
(1843),  Brosset  (1851)  und  des  Russen  D.  Grimm  (1864)  angewiesen. 
Erst  in  neuester  Zeit  hat  sich  besonders  die  russische  Forschung  leb- 


Nr.  69. 


Zentralblatt  der  Bauverwaltung. 


des  armenischen  Hochlandes  führte,  in  einem  groß  angelegten  zwei- 
bändigen Werke  den  Versuch  gemacht,  die  alte  Lücke  auszufüllen  und 
uns  die  wunderbare  Baukunst  der  Armenier  mit  ihrer  Großzügigkeit 
näherzubringen,  die  auf  rein  architektonische  Wirkungen  ausgeht,  bei 
denen  das  Ornamentale  zurücktritt. !)  Das  Werk  ist  das  Ergebnis 
einer  von  ihm  im  Herbst  11)13  unternommenen  Forschungsreise  in 
die  russischen  Gebiete  Armeniens  um  den  Ararat,  wobei  die  beiden  in 
Wien  studierenden  Armenier:  der  Architekt  und  verdienstvolle  Er- 
forscher altarmenischer  Bauten  Thoros  Thoramanian  und  der  Ge- 
schichts-  und  Sprachforscher  Leon  Lissitzian  die  Führer  und  Mit- 
arbeiter machten.  Der  Aufenthalt  in  Armenien  hat  nur  drei  Wochen 
gedauert  und  bei  dieser  Kürze  der  Zeit  naturgemäß  eine  vielfach 
lückenhafte  Bearbeitung  des  Stoffes  zur  Folge  gehabt.  Strzygowski 
betrachtet  sein  Buch  daher  nur  „als  Vorläufer  in  die  wissenschaftliche 
Welt“,  bestimmt,  einem  gründlicheren,  auf  langjährigen  Forscher- 
arbeiten beruhenden  Tafelwerke  Thoramanians  die  Wege  zu  ebnen. 

Behandelt  sind  fast  ausschließlich  die  kirchlichen  Bauten,  die 
heute  in  vielen  Hunderten  von  Ruinen  das  Land  bedecken.  Die  eine 
Hauptgruppe  gehört  dem  7.  Jahrhundert,  einige  wenige  früherer  Zeit 
(bis  486)  an,  die  andere  der  Blüte  der  Bagratidenzeit,  die  ihren  Höhe- 
punkt im  10.  Jahrhundert  hatte.  In  diesem  friedlichen  Zeitraum  von 
rd.  500  Jahren  hat  das  sonst  fast  stets  von  Kriegen  zerfleischte  un- 
glückliche Land  eine  sehr  selbständige  Entwicklung  seiner  Baukunst 
erlebt,  die  bedeutend  genug  war,  ihre  Einwirkungen  weithin  in  die 
Nachbarländer,  das  östliche  Kleinasien,  das  nördliche  Mesopotamien 
und  vor  allem  in  das  Kaukasusgebiet  und  nach  Rußland  auszustrahlen. 
Die  Einwirkungen  auf  das  übrige,  besonders  das  westliche  Europa 
werden  von  Strzygowski  weit  überschätzt.  Das  Eigenartigste  an  der 
ganzen  armenischen  Bauweise  ist  die  Ausführung  mit  innerer  und 
äußerer  Steinplattenverblendung,  zwischen  welche  nachher  Gußmauer- 
werk gestampft  wurde : also  umgekehrt  wie  bei  heutigen  Betonbauten, 
wo  die  Verblendung  zuletzt  kommt.  Während  für  die  Verkleidung 
Platten  aus  Lava  und  Tuff  geschnitten  wurden,  diente  der  vulkanische 
Schutt,  der  die  armenische  Hochfläche  bedeckt,  in  größeren  oder 
kleineren  Brocken  als  Füllmauerwerk.  Ein  hydraulischer  Mörtel  ver- 
band Umhüllung  und  Kern  zu  so  fester  starrer  Verbindung,  daß  die 
Mauern  und  Wölbungen  auch  da  nicht  ganz  einstürzten,  wo  im  Laufe 
der  Jahrhunderte  durch  Zerstörungen  völlige  Unterhöhlung  eintrat 
(Abb.  4 u.  6).  Es  liegt  auf  der  Hand  — was  der  Verfasser  auf- 
fallenderweise nicht  hervorhebt  — , daß  diese  Bauweise  auf  die  Formung 
von  maßgebendem  Einfluß  sein  mußte,  daß  sie  im  Gesamtaufbau  zu 
der  Vorliebe  für  geschlossene  Massen  ohne  ausspringende  Strebepfeiler 
und  dergl.  führte,  aber  auch  die  Wahl  eigenartiger  Teile  wie  der  sonder- 
baren mit  Nischen  überdeckten  Dreieckschlitze  am  Chore  durch  die 
leichte  Ausführbarkeit  der  gewählten  Technik  begünstigte.  Auch  die 
Schmucklosigkeit  des  Innern  findet  in  der  Anordnung  schlichter 
Platten  an  den  Wandflächen  ihre  Erklärung,  und  selbst  für  die  ge- 
wählten etwas  trockenen  Einzelformen  wird  man 
in  dem  rauhen  Baustoff  des  Tuffs  eine  ihrer  wesent- 
lichen Vorbedingungen  finden. 

Das  Buch  gliedert  sich  in  vier  Teile.  Der  wert- 
vollste Teil  ist  der  erste,  der  die  untersuchten  Denk- 
mäler nach  den  drei  verbreitetsten  Grundrißformen 
ordnet.  Der  Ilauptnachdruck  ist  auf  die  zuerst  ge- 
nannte Gattung  der  „strahlenförmigen  Kuppel- 
bauten“ gelegt,  die  wiederum  in  „Kuppelquadrate 
mit  Strebenischen“  (in  den  Achsen  oder  Ecken)  und 
in  „reine  Strebenischenbauten“  nach  dem  Vierpaß-, 
Sechspaß-  oder  Achtpaßgrundriß  eingeteilt  werden. 
Als  der  reinste  Vertreter  altarmenischer  Baukunst 
der  ersteren  Art  wird  die  um  640  gebaute  Jo- 
hanneskirche in  Mastara  bezeichnet  (Abb.  1 u.  3). 
Bei  der  Überleitung  des  Quadrats  ins  Achteck  der 
Kuppel  sind  hier  wie  bei  den  meisten  älteren 
armenischen  Kuppeln  vier  gjoße  Trichternischen, 


L Die  Baukunst  der  Armenier  und  Europa. 
Ergebnisse  einer  vom  kunsthistorischen  Institut  der 
Universität  Wien  1913  durchgeführten  Forschungs- 
reise. Planmäßig  bearbeitet  von  Joseph  Strzy- 
gowski. Unter  Benutzung  von  Aufnahmen  des 
Architekten  Thoros  Thoramanian.  Mitarbeiter:  Assi- 
stent Dr.  Heinrich  Glück  und  Leon  Lissitzian.  Wien 
1918.  Anton  Schroll  u.  Ko.  G.  m.  b.  H.  In  2 Bän- 
den. In  gr.  8°.  1.  Band:  Einleitung.  Erstes  Buch: 

Denkmäler.  Zweites  Buch:  Wesen.  1.  Stoff  und 
Werk  (Gußmauerwerk  mit  Plattenverkleidung  . 
2.  Gegenstand  (altchristlicher  Kirchenbau).  3.  Gestalt 
(Kuppel).  XII  u.  455  S.  — 2.  Band:  Zweites  Buch: 
Wesen.  4.  Fornr.  5.  Inhalt.  Drittes  Buch:  Geschichte. 
Viertes  Buch:  Ausbreitung.  433  S.  Beide  Bände  zu- 
sammen mit  828  Abb.  und  einer  Karte.  Steif  geh. 
zus.  200  Jl. 


Abb.  3.  Johanneskirche  in  Mastara.  Südwestansicht. 

hafter  mit  armenischer  Kunst  befaßt,  und  diese  Teilnahme  des  Aus- 
landes hat  dann  auch  in  Armenien  selbst  tätigen  Widerhall  ge- 
funden. Nun  hat  der  unermüdliche  Vorkämpfer  für  orientalische 
Kunstströmungen  Joseph  Strzygowski,  den  schon  1889  zum  Studium 
seines  „Edschmiatsin-Evangeliars“  eine  erste  kurze  Reise  in  das  Herz 


Abb.  4.  Basilika  von  Ereruk.  Südseite. 
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bei  der  dann  folgenden  in  das  Rund  der  Fenstertrommel  acht  kleinere 
derselben  Art  verwendet.  Diese  Art  des  Kuppelbaus  weist  auf  alt- 
persische Vorbilder  (Firuzarbad,  Sarwistan),  die  kurz  vor  dem  Auftreten 
des  Islam  nach  Armenien  eingeführt  wurden.  Bedeutender  erscheint 
aber  der  Einfluß  Syriens,  man  vergleiche  z.  B.  die  Überführung  in  das 
Achteck  beim  armenischen  Kloster  Ketscharus  mit  der  beim  Tetrapylon 
von  Laodikeia  (sub  mare).  Die  Behauptung  Strzygowskis , daß  man 
die  andere  Art,  die  wir  nach  dem  ersten  großartigen  Beispiel  der 
Hagia  Sofia  als  die  byzantinische  bezeichnen  dürfen  — wenngleich 
auch  sie  schon  im  alten  Syrien  (Gerasa,  Thermen)  vorbereitet  wird  — , 
in  Armenien  nicht  kannte:  die  Kuppel  über  dem  umschriebenen 
Kreis,  die  sog.  Hängekuppel  auf  Pendentifs,  wird  durch  seine  eigenen 
Abbildungen  z.  B.  Abb.  5 u.  C am  besten  widerlegt  und  beweist  den 
weitreichenden  Einfluß  von  Byzanz  auch  nach  Armenien  hin.  Daß  der 
etwa  10  m weit  gespannte  Kuppelkreis  hier  in  Thalisch  nur  auf 
zwei  gegenüberliegenden  Seiten  die  Gurtbogen  berührt,  auf  den 
beiden  anderen  etwa  40  cm  davon  entfernt  bleibt,  d.  h.  daß  das 
untere  Viereck  kein  genaues  Quadrat,  bezw.  das  Kuppelrund  kein 
genauer  Kreis  ist,  stimmt  u.  a.  ganz  mit  den  von  byzantinischen 
Vorbildern  abgeleiteten  rumänischen  Kuppelkirchen  überein.  Das 
mächtigste  Beispiel  einer  Vierpaßanlage  mit  rundem  Umgang  ist 
die  heute  in  Trümmern  liegende  Palastkirche  in  Zwarthnotz  (041  bis 
(!G1),  deren  Aufrißgestalt  zweifelhaft  bleibt. 

Von  der  zweiten  Gattung,  den  „längsgerichteten  Tonnen- 
bauten“, sind  die  Reste  von  Tekor  (486)  und  Ereruk  (um  500)  (Abb.  2 
u.  4)  die  ältesten.  Strzygowski  möchte  in  ihnen  tonnengewölbte  Ba- 
siliken sehen.  Inzwischen  hat  Herzfeld  darauf  hingewiesen,  daß  die  An- 
nahme von  Gewölben  eine  beträchtlichere  Höhe  und  Stärke  der  Wider- 
lagmauern  voraussetzt  und  wir  hier  höchstwahrscheinlich  flacbgedeckte 
Basiliken  mit  versteifenden  Gurtbogen  nach  syrischer  Art  vor  uns  haben 
(Wasmuths  Monatshefte  für  Baukunst,  Jabrg.'lV,  Heft  1/2,  3/4  u.  11/12). 
Auch  die  Schauseiten  mit  Vorhallen,  Südportalen,  verkröpften  Fenster- 
umrahmungen u.  dergl.  weisen  auf  syrische  Einflüsse  deutlich  hin  (Deir 
Seman,  Turmanin).  Wird  man  somit  die  älteste  armenische  Baukunst 
auch  mit  Schnaase  nicht  als  einen  Ableger  der  altbyzantinischen 
bezeichnen  dürfen,  so  doch  noch  weniger  mit  Strzygowski  als  einen 
solchen  der  persischen.  Das  ältere  Werksteinland  Syrien  hat  dem  be- 
nachbarten Werksteinlande  Armenien  offenbar  die  ersten  Anregungen 
zu  einem  monumentalen  Baustil  gegeben.  Wie  selbständig  Armenien 
in  seiner  weiteren  Entwicklung  fremde  Anregungen  gegenüber  Byzanz 
verarbeitet  hat,  erkennt  man,  wenn  man  die  als  Kreuzkuppelkirche 
ums  Jahr  1000  gebaute,  in  allen  Kunstgeschichten  abgebildete  Kathe- 
drale von  Ani  mit  gleichzeitigen  spätbyzantinischen  Bauten  Griechen- 
lands wie  Hosios  Lukas,  Daphni  oder  der  Nea  Moni  in  Chios 
vergleicht.  Ein  älterer  Vertreter  dieser  dritten  Gattung  der  „längs- 
gerichteten Kuppelbauten“  ist  die  Kathedrale  von  Thalisch  (um 
670).  Sie  zeigt  besonders  schön,  wie  diese  altarmenischen  Bauten  nur 
durch  die  große  einfache  Form  wirken  wollen  (Abb.  5 u.  6). 

Auch  von  den  weitausgesponnenen  theoretischen  Untersuchungen 
im  zweiten  Buch  über  das  Wesen  dieser  eigenartigen  Baurichtung  und 
den  geschichtlichen  Grundlagen  im  dritten  Buch  gibt  der  Verfasser  zu, 
daß  sie  mehr  eine  Anregung  als  eine  Lösung  bedeuten  sollen.  Den 
erstrebten  Nachweis  von  den  „iranischen  Grundlagen“  des  armenischen 
Kirchenbaues  wird  man  auch  hier  nicht  als  gelungen  ansehen  können. 
Sehr  weit  ist  dann  im  letzten  Buch  über  „die  Wanderung  der  arme- 
nischen Bauform  nach  Europa“  an  der  Hand  der  umfassenden  Einzel- 
kenntnisse Strzygowskis  den  Ähnlichkeiten  mit  räumlich  und  zeitlich 
weit  entfernten  abendländischen  Denkmälern  bis  in  die  Renaissance- 
zeit hinein  nachgegangen.  Auf  dem  „uralten  Arierwege  längs  des 
Schwarzen  Meeres“  sollen  die  armenischen  Bauformen  über  Konstanti- 
nopel, den  Balkan  und  Italien  bis  nach  Frankreich  (z.  B.  Schloß 
Chambord)  und  das  übrige  Europa  gelangt  sein. 

Auch  wenn  man  diesen  Annahmen  nicht  folgen  kann  und  den 
gründlicheren  Untersuchungen  Bachmanns  oft  den  Vorzug  geben 
wird , muß  man  d#e  Absicht  freudig  begrüßen , auf  einem  bisher 


Abb.  5.  Kathedrale  von  Thalisch.  Innenansicht  der  Kuppelhalle 
vom  Westeingang  her. 

vernachlässigten  Gebiete  Anregungen  zu  weiteren  Forschungen  zu 
bieten.  Der  Wert  dieses,  wie  anderer  Werke  Strzygowskis  liegt  weniger 
in  der  Überzeugungskraft  der  immer  geistvoll -lebendigen  Beweisfüh- 
rung, als  in  dem  Zwange,  den  er  den  Fachleuten  auferlegt,  sich  mit 
dieser  auseinanderzusetzen  und  damit  dem  Fortschritt  zu  dienen. 
Schleswig.  Dr.  Wilh.  Jjänecke. 


Abb.  6.  Kathedrale  von  Thalisch.  Grundriß.  (Um  670.) 


Vermischtes. 

Die  Würde  eines  Doktor -Ingenieurs  ehrenhalber  haben  Rektor  | 
und  Senat  der  Technischen  Hochschule  Darmstadt  auf  einstimmigen 
Antrag  der  Abteilung  für  Maschinenbau  dem  Ingenieur  Fritz  Opel, 

Mitinhaber  der  Firma  Adam  Opel  in  Rüsselsheim,  anläßlich  seines 
25jährigen  Jubiläums  als  Mitarbeiter  der  Firma  verliehen  in  Aner- 
kennung seiner  unermüdlichen  Tätigkeit  für  die  Entwicklung  der  deut- 
schen Automobilindustrie,  insbesondere  die  konstruktive  Durcharbeitung 
der  Automobilmotoren  und  ihre  fabrikationsmäßige  Herstellung. 

Einen  Wettbewerb  für  Vorentwürfe  znr  Bebauung  eines  Sied- 
Iungsgeliindes  in  Neuwied  schreibt  die  Gemeindeverwaltung  unter 
deutschen  Architekten  im  Regierungsbezirk  Koblenz  mit  Frist  bis 
um  30.  September  d.  J.  aus.  Preisrichter  sind  u.  a.  Geheimer  Ober- 


baurat ®r.  = 3«g.  Stübben  in  Münster,  Architekt  Professor  Jahn 
in  Düsseldorf,  Architekt  Pflaume  in  Köln  und  Erster  Beigeordneter 
Regierungsbaumeister  a.  D.  Kindler  in  Neuwied.  Dem  Preisgericht 
steht  eine  Summe  von  23  000  Mark  zur  Verfügung.  Die  Wettbewerb- 
unterlagen können  für  15  Mark,  die  dem  Bewerber  zurückgegeben 
werden,  vom  Stadtbauamt  in  Neuwied  bezogen  werden. 

Neuzeitliche  Holzbauweise.  Der  Aufschwung  der  gesamten  Eisen- 
verwendung in  den  letzten  Jahrzehnten  des  vorigen  Jahrhunderts  hatte 
allmählich  den  mittelalterlichen,  weitgespannten  hölzernen  Dachstuhl 
bei  großen  Neubauten  verdrängt  und  für  die  Eisenverbände  freie  Bahn 
geschaffen.  Der  heutige  Mangel  an  Eisen  und  seine  hohen  Preise 
drängten  jedoch  wieder  auf  die  Holzbauweise  in  neuer  Form. 


Nr.  69. 


Zentralblatt  der  Bau  Verwaltung. 


431 


Im  Frühjahr  1919  wurde  der  Dachstuhl  für  den  Neuhau  eines 
Post-  und  Fernsprechamtes  in,  Berlin -Wilmersdorf,  Ecke  der  Emser 
und  Lietzenburger  Straße,  vergeben.  Ein  Saal  von  50  m Länge  und 
im  lichten  15,20  m Breite  war  zu  überdachen.  Die  äußere  Form  war  ein 
Mansarddach,  als  Dachdeckung  waren  graue  Pfannen  angenommen. 
Die  zwölf  Binder  hatten  ferner  eine  Rabitzdecke  zu  tragen,  die  an  einer 
Pfettenlage  mit  2 m Abstandweite  hängen  sollte.  Zur  Versteifung 
gegen  den  Winddruck  sollte  an  diese  Pfettenlage  ein  wagerechter  Wind- 
verband gelegt  werden.  Für  die  Berechnung  der  Pfetten  waren  ins- 
gesamt 250  kg  auf  1 qm  Nutzlast  und  Eigengewicht  der  Rabitzdecke 
angenommen.  Ausgeschrieben  wurde  der  Dachstuhl  zunächst  als 
Eisenkonstruktion;  dabei  ergab  sich  für  den  ganzen  Dachstuhl  ein- 
schließlich aller  Pfetten  ein  Betrag  von  etwa  47  000  Mark.  Eine 
zweite  Verdingung  zwischen  drei  Firmen,  die  in  neuzeitlicher  Holz- 
bauweise besonders  erfahren  waren,  ergab  als  billigstes  Angebot 
32  000  Mark.  Die  Lieferung  und  das  Aufrichten  geschah  in  zwölf 
Wochen.  Die  Binder  wurden  auf  dem  Bau  auf  einer  Rüstung  auf- 
gestellt, die  sich  etwa  1,30  m unter  dem  Binderauflager  befand. 

Die  Konstruktion  des  Nieskybinders  lehnt  sich  in  der  Grundform 
an  die  Eisenkonstruktion  an  (s.  d.  Abb.).  Die  Hölzer  sind  in  den 
Knotenpunkten  lediglich  durch  Bolzen  verbunden,  was  durch  die 
Wahl  der  Holzquerschnitte,  durch  einfache  und  mehrfache  Gurtungen 
sich  meist  leicht  erreichen  ließ,  während  an  den  Stellen,  wo  der 
Verband  dies  nicht  zuließ,  größere  Laschen  aus  Bohlenstücken  not- 
wendig wurden.  Beim  Zusammenschnitt  im  Knickpunkt  der  Dach- 
fläche und  ferner  des  senkrechten  Stabes  mit  dem  unteren  Zugholz 
wurden  Eisenlaschen  verwendet,  welche  die  mehrgliedrigen  Stäbe 
durch  eine  Schlaufe  zusammenfassen.  Den  Auflagerdruck  nimmt  eine 
imprägnierte  Hartholzplatte  auf.  Eine  besondere  Verankerung  der 
Binder  mit  dem  Mauerwerk  war  nicht  erforderlich. 

Diese  Ausführung  ist  wieder  ein  Beispiel  für  die  neuzeitliche  Holz- 
bauweise, deren  Vorteile  vor  allem  in  der  billigen  und  raschen  Her. 
Stellung  beruhen,  ohne  dabei  der  Eisenkonstruktion  an  Standsicherheit 
und  Aussehen  nachzustehen. 

Berlin.  ®r.=^nq.  Beisei,  Postbaurat. 

Für  die  Stelle  des  Städtebaudirektors  für  Berliu  stehen  unter 
44  Bewerbern  ®r.=>!yng.  Erwin  Gutkind  in  Berlin  - Grunewald,  Stadt- 
baurat ®r.=3ttg.  Heinrich  Höhle  in  Harburg  a.  d.  Elbe  und  Stadt- 
baurat Friedrich  Zollinger  in  Merseburg  in  engerer  Wahl.  Die 
Stelle  war  ausgeschrieben  mit  der  Bedingung  einer  Anstellung  auf 
Privatdienstvertrag  mit  der  Aussicht  auf  lebenslängliche  Anstellung 
bei  Bewährung. 

Technische  Hochschule  Müncheu.  Zum  Rektor  der  Hochschule 
für  die  Studienjahre  1921/22  und  1922/23  wurde  auf  Grund  Wahl- 
vorschlags des  Gesamtkollegiums  der  Hochschule  der  ordentliche  Pro- 
fessor der  Mathematik  an  der  Allgemeinen  Abteilung  der  Technischen 
Hochschule  Geheimer  Rat  Dr.  Walter  v.  Dyck  ernannt. 

Technische  Hochschule  Dresden.  Der  nichtplanmäßige  außer- 
ordentliche Professor  in  der  Allgemeinen  Abteilung  der  Hochschule 
Dr.  Friedrich  Schäfer,  Direktor  des  Statistischen  Amtes  der  Stadt 
Dresden,  ist  zum’  Honorarprofessor  ernannt  worden. 

An  der  Staatlichen  Tiefbauschule  in  Rendsburg  werden  jetzt 
die  Baufachschüler  im  Tauchen  unterwiesen.  Die  Einführung  dieses 
Unterrichts  ist  für  die  Wasserbau  Verwaltung  und  die  Tiefbauunter- 
nehmungen zweckmäßig,  da  es  auf  der  Baustelle  meist  an  Technikern 
fehlt,  die  im  Tauchen  ausgebildet  sind. 

Die  Gebührenordnung  für  Architekten  und  Ingenieure  wird 
nach  einem  Beschluß  des  Ausschusses  für  die  Gebührenordnung 


(AGO),  der  jetzt  14  Verbände  umfaßt,  zum  I.  Oktober  1921  ab- 
geändert und  erweitert  werden  (1920  d.  Bl.,  S.  307;  1921,  S.  171  u.  228). 
Danach  sollen  Rechtstreitigkeiten  aus  der  Anwendung  der  Gebühren- 
ordnung, falls  nicht  andere  Vereinbarungen  getroffen  werden,  in  Zu 
kunft  durch  Schiedsgerichte  unter  Anwendung  der  Schiedsgerichts- 
ordnung des  „Deutschen  Ausschusses  für  das  Schiedsgerichtswesen 
entschieden  werden  können.  Weiter  sind  in  dem  Abschnitt  über  die 
Gebühren  der  nach  Zeit  zu  berechnenden  Arbeiten  diese  auf  35  Mark 
für  die  Stunde  festgesetzt,  während  die  Mindestgebühr  70  Mark  be- 
tragen soll,  und  im  Abschnitt  Nebenkosten  wird  die  Reiseaufwand- 
entschädigung für  den  Tag  ohne  Übernachten  auf  70  Mark,  dazu  für 
Übernachten  auf  weitere  40  Mark  festgesetzt.  Diese  Bestimmungen 
gelten  einheitlich  für  die  Gebührenordnung  der  Architekten  wie  für 
diejenige  der  Ingenieure  und  die  jetzt  neu  aufgestellte  für  Garten- 
architekten. Außerdem  ist  mit  Rücksicht  auf  die  besonderen  Teuerungs- 
verhältnisse der  besetzten  Gebiete  für  diese  ein  besonderer  Teuerung- 
zuschlag von  25  vH  bewilligt. 

Die  Gebührenordnung  für  Architekten  hat  sich  in  ihren  Gebühren 
für  wiederholte  Benutzung  desselben  Entwurfes,  also  namentlich  für 
Siedlungen,  als  zu  hoch  herausgestellt.  Hier  ist  daher  eine  weitere 
Ermäßigung  bei  häufigeren  Wiederholungen  bis  auf  25  vH  herab 
vorgesehen  und  die  erhöhte  Gebühr  für  den  Entwurf  als  Einzel- 
leistung gestrichen.  Auch  für  Miethäuser  mit  sich  mehrfach  wieder- 
holendem Stockwerkgrundriß  sind  Ermäßigungen  vorgesehen.  Er- 
gänzt ist  die  Gebührenordnung  für  städtebauliche  Arbeiten,  indem 
der  noch  ausstehende  Abschnitt  über  städtebauliche  Einzelarbeiten 
eingefügt  ist.  Erhöht  ist  die  Gebührentabelle  für  Ortsbaupläne  um 
rd.  30  vH.  Diese  Änderungen  und  Zusätze  sind  auch  in  die  Gebühren- 
ordnung für  Ingenieure  aufgenommen,  die  im  Anhang  auch  die 
Städtebaugebühr  enthält.  Neu  wird  eine  Gebührenordnung  der 
Gartenarchitekten  zum  1.  Oktober  vom  Ausschuß  für  die  Gebühren- 
ordnung herausgegeben,  die  von  der  „Deutschen  Gesellschaft  für 
Gartenkunst“  und  vom  „Verband  Deutscher  Gartenarchitekten“  dem 
Ausschuß  zur  Genehmigung  vorgelegt  worden  ist.  — Die  sämtlichen 
Gebührenordnungen  sind  vom  Verlag  von  Julius  Springer  (Berlin  W 9, 
Linkstraße  23/24)  oder  durch  den  Buchhandel  zu  beziehen,  nicht  aber 
von  der  Geschäftstelle  des  Ausschusses  für  die  Gebührenordnung. 

Die  Architektur-Ausstellung  der  Nordischen  Woche  in  Lübeck 
wird  nicht  nur  für  Lübeck,  sondern  auch  in  weiteren  Kreisen  eine 
besondere  Bedeutung  dadurch  erhalten,  daß  hier  eine  Gegenüber- 
stellung gegeben  werden  kann  zwischen  dem  Wohnbau  der  früheren 
Jahrhunderte  und  dem  der  Jetztzeit.  Lübeck  hat  von  jeher  für  den 
Wohnhausbau  eine  besondere  Rolle  gespielt,  da  es  eine  eigene  Grund- 
form hat  für  das  Bürgerhaus  des  Mittelalters  wie  für  das  Klein- 
wohnungshaus. Es  zeigt  darin  eine  ununterbrochene  Weiterentwick- 
lung, eine  folgerichtige  Durchbildung  von  Grundriß  und  Aufbau. 
Die  Ausstellung  wird  diese  Entwicklung  an  der  Hand  von  Vorbildern 
aus  den  verschiedenen  Jahrhunderten  bis  zur  Jetztzeit  zeigen,  eine 
Entwicklung,  die  bei  dem  Kaufmannshause  des  Mittelalters  anfängt 
und  mit  dem  vornehmen  Einzelhaus  der  Gegenwart  aufhört.  Eine 
besondere  Stellung  in  dieser  Entwicklung  nimmt  der  Däne  Job.  Christ. 
Lillie  ein,  der  um  1800  länger  als  20  Jahre,  sowohl  als  ausführender 
Architekt  wie  auch  als  Lehrer  hier  tätig  gewesen  ist  (s.  a.  Denkmal- 
pflege 1921,  S.  49).  Seinen  Werken  ist  eine  besondere  Abteilung 
gewidmet,  die  sein  Wirken  für  Lübeck  in  einem  Umfang  zeigen 
wird,  wie  es  bisher  noch  nicht  bekannt  war.  Mancher  seiner  Ent- 
würfe wird  zeigen,  von  wie  großem  Einfluß  seine  Tätigkeit  für  Lübeck 
gewesen  ist. 

In  der  Abteilung  für  Kleinwohnungs-  und  Siedlungswesen  wird 
neben  den  großzügigen  Anlagen  der  Nachkriegszeit  die  Entwicklung 
des  Kleinwohnungshauses  früherer  Jahrhunderte  gezeigt.  Bisher  noch 
nicht  veröffentlichte  Aufnahmen  von  Gangwohnungen  und  Stiftshöfeu 
werden  dartun,  nach  welchen  Gesichtspunkten  früher  die  Wohnungs- 
frage gelöst  worden  ist.  Von  den  nordischen  Architekten  wird 
besonders  die  reichhaltige  Gruppe  der  Finnischen  Architekten,  die 
auch  schon  vor  dem  Krieg  in  Deutschland  gut  bekannt  waren,  durch 
ihre  ausgeprägte  Eigenart  Beachtung  verdienen. 

Lübeck.  Baurat  F.  W.  Virck. 

Besuch  der  Messe  durch  die  Vertreter  technischer  Beliördeu. 
Zur  Verwirklichung  der  Forderung  nach  einer  Durchdringung  der 
staatlichen  und  der  Gemeindeverwaltungen  mit  kaufmännischem  Geist 
haben  namentlich  viele  große  Stadtgemeinden  schon  seit  Jahren  ihre 
werbenden  Anlagen  (Gas-,  Wasser-,  Elektrizitätswerke,  Straßenbahnen) 
auf  kaufmännische  Grundlage  gestellt.  Auch  viele  technischen  Staats- 
verwaltungen haben  eine  Umgestaltung  nach  kaufmännischem  Muster 
erfahren.  Je  nach  den  besonderen  Umständen  ist  man  verschieden 
vorgegangen  und  bis  zu  verschiedenen  Grenzen  fortgeschritten.  Bei 
diesem  zielbewußten  Vorgehen  wird  man  nicht  zögern,  sich  aller  der 
Mittel  zu  bedienen,  die  der  private  Handel  und  die  Privatindustrie  zur 
Förderung  ihrer  Zwecke  als  vorteilhaft  erkannt  haben. 
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Es  ist  nicht  zu  verkennen,  daß  sich  die  Bedürfnisse  der  großen 
technischen  Verwaltungen,  der  Werften,  der  Eisenbahnen  und  Straßen- 
bahnen, der  Berg-  und  Hüttenwerke,  der  Gas-,  Elektrizitäts-  und 
Wasserwerke,  mit  denen  der  Privatunternehmen  in  vielen  Beziehungen 
decken.  Genau  wie  diese  brauchen  sie  Rohstoffe  und  Halberzeugnisse, 
Werkzeuge,  Arbeits-  und  Hilfsmaschinen,  Meßgeräte  u.  a.  m.,  wie 
diese  wollen  sie  möglichst  billig  liefern  und  ihre  Erzeugnisse  günstig 
absetzen.  Je  schwieriger  sich  in  Zukunft  die  Verhältnisse  auf  dem 
Rohstoff-  und  Arbeitsmarkt  gestalten,  um  so  nachdrücklicher  werden  sie 
auf  eine  Herabminderung  ihrer  Gestehungskosten  bedacht  sein  müssen. 

Unter  den  großzügigen  Veranstaltungen  des  Kaufmannstum  zur 
Erleichterung  des  Verkehrs  zwischen  Erzeuger  und  Verbraucher  spielt 
in  den  jetzigen  schweren  Zeiten  eine  der  wichtigsten  Rollen  die 
Leipziger  Mustermesse,  die  geeignet  erscheint,  auch  den  technischen 
Verwaltungen,  die  im  Dienste  von  Staat,  Gemeinden  oder  Verbänden 
stehen,  Vorteile  zu  gewähren.  In  ihrem  Streben  nach  kaufmännischer 
Geschäftsgestaltung  kann  ihnen  die  Mustermesse,  insonderheit  die 
Technische  und  Baumesse,  als  wirksames  Hilfsmittel  dienen  Die 
zeit-,  kraft-  und  geldsparende  Wirkung  des  Messeverkehrs  kommt 
auch  ihnen  zugute. 

Namentlich  sollte  der  Wert  des  persönlichen  Meinungsaustausches 
zwischen  Käufer  und  Verkäufer,  der  ganz  wesentlich  zur  Erleichterung 
und  Abkürzung  des  Geschäftsverkehrs  beiträgt,  nicht  unterschätzt 
werden.  In  persönlicher  Aussprache  wird  rascher  eine  Verständigung 
über  besondere  Wünsche,  über  die  Preise  und  anderes  erzielt,  als 
durch  langen  Briefwechsel.  Ein  Hauptwert  der  Musterschau  der 
Technischen  Messe  beruht  weiter  darin,  daß  der  Käufer  sich  von  der 
Brauchbarkeit  und  Güte  der  angebotenen  Waren  und  Maschinen  an 
Ort  und  Stelle  überzeugen  kann,  daß  sogar  viele  Apparate,  Werk- 
zeuge und  Maschinen  im  Betrieb  vorgeführt  werden.  Nicht  minder 
wird  von  den  Messebesuchern  die  Annehmlichkeit  geschätzt,  durch 
regelmäßigen  Besuch  der  Technischen  Messe  über  die  Fortschritte  auf 
den  für  sie  wichtigen  Gebieten  der  Technik  in  bequemer  Weise  unter- 
richtet zu  werden,  vor  allem  in  der  Richtung,  welche  Neuheiten  sich 
bewährt  und  auf  die  Dauer  als  marktgängig  erwiesen  haben.  Sie 
werden  dabei  immer  wieder  neue  Anregungen  für  Verbesserungen 
ihrer  Betriebe  erhalten.  Auch  werden  die  Leiter.  Lagerverwalter  und 
Materialeinkäufer  technischer  Betriebe  bei  aufmerksamer  Musterung 
der  Messeausstellung  stets  wieder  neue  Bezugsquellen  für  Bau-  und 
Betriebsstoffe,  Werkzeugmaschinen  u.  a.  m.  entdecken.  Oft  erscheinen 
auf  der  Technischen  Messe  neue  Arbeitsverfahren  und  Herstellungs- 
weisen, die  meist  in  ihrer  Wirkungsweise  vorgeführt  werden.  Zu 
beachten  sind  auch  die  Einrichtungen,  die  dazu  dienen,  die  Lage  der 
Arbeiter  in  sanitärer  und  wirtschaftlicher  Hinsicht  zu  verbessern.  In 
stetig  wachsender  Zahl  werden  derartige  neue  Einrichtungen  zur  Schau 
gebracht  und  regen  den  Messebesucher  an,  ihre  Einführung  in  dem 
eigenen  Betrieb  zu  erwägen. 

Alle  diese  Vorteile,  die  ein  Besuch  der  Technischen  und  der  Bau- 
messe bietet,  die  Mannigfaltigkeit  und  Vielseitigkteit  des  Angebots 
lassen  es  zweckmäßig  erscheinen,  daß  die  Abteilungen  der  staatlichen 
und  städtischen  Verwaltungen,  deren  Aufgabe  der  Einkauf  der  Bau- 
stoffe für  die  Betriebe  und  Werkstätten  und  ihre  Verarbeitung  ist, 
durch  geeignete  Beamte  diese  Meßveranstaltungen  regelmäßig  besuchen 
lassen.  Für  viele  Verwaltungen  mag  ein  Messebesuch  bisher  außer- 
halb des  Rahmens  ihrer  Tätigkeit  gelegen  haben,  aber  die  Einstellung 
auf  die  neuen  Verhältnisse,  vor  allem  die  Annahme  der  kaufmännischen 
Gepflogenheiten  für  die  Leitung  der  technischen  Unternehmungen 
fordert  gebieterisch,  daß  auch  in  dieser  Hinsicht  der  Brauch  des 
Handels  angenommen  und  etwaige  bureaukratische  Bedenken  hiergegen 
zurückgestellt  werden.  Was  der  Privatindustrie  in  so  hohem  Maße 
Nutzen  gebracht  hat,  wird  auch  den  staatlichen  und  städtischen 
technischen  Betrieben  zum  Vorteil  gereichen. 

Leipzig.  Oberbaurat  Trautmann. 

Iber  die  Greneltaten  der  polnischen  Aufrührer  während  des 
dritten  polnischen  Aufstandes  (Mai  und  Juni  1921)  versendet  jetzt 
das  deutsche  Auswärtige  Amt  eine  amtliche  Zusammenstellung  von 
Tatsachen  (56  S.  in  Folio),  in  der  außer  den  Aussagen  über  Grausam- 
keiten an  Deutschen  und  den  Abbildungen  von  viehisch  verstümmelten 
Leichnamen  deutscher  Staatsangehöriger  photographische  Beweise 
über  Zerstörungen  an  Bauwerken  beigebracht  werden.  Es  seien  hier 
nur  erwähnt  die  Abbildungen  mit  der  Zerstörung  der  von  polnischer 
Artillerie  beschossenen  Kirche  in  Alt-Kosel,  die  Brücken  in  Pogorzelletz, 
Klodnitz,  Kosel-Oderhafen,  Slawentzitz  und  Rosenberg,  der  Bahnhofs- 
gebäude in  Groß -Stein  und  Rosenberg,  von  zerstörten  Wohnungen 
in  Rosenberg  und  Sakrau-Turawo,  von  der  Plünderung  des  Schlosses 
Zyrowa,  der  völligen  Verwüstung  der  Schlösser  Zembowitz  und 
Stubendorf.  Alle  Bilder  zeigen  deutlich  die  tierische,  rohe  und 
sinnlose  Zerstörungsgier.  Aus  den  Photographien  einträchtlich  ver- 
sammelter Franzosen  und  Polen  sowie  den  Abbildungen  von  Doku- 
menten geht  die  langhändige  und  gemeinsame  Vorbereitung  dieses 


frechen  Überfalls  auf  deutsches  Kulturgut  durch  westliche  und  öst- 
liche Nachbarn  hervor.  Zu  den  Ruinen  des  Heidelberger  Schlosses, 
die  den  Raub  Überfall  Ludwigs  XIV.  im  Jahre  1695  bezeugen,  gesellen 
sich  nun  die  Schloßruinen  von  Zembowitz  und  Stubendorf,  die  eine 
nicht  weniger  eindringliche  Sprache  reden  von  den  Elementen,  vor 
deren  lästiger  Ausdehnung  Europa  und  die  Welt  seit  Jahrhunderten 
durch  ein  starkes,  selbstbewußtes  Deutschland  bis  zum  Jahre  1918 
bewahrt  werden  konnte.  N. 


Bücherschaii. 

Einfluß  bewegter  Last  auf  Eisenbahnoberbau  und  Brücken.  Von 
£r.=$;rtq.  Heinrich  Sailer,  Oberregierungsrat.  Berlin  u.  Wiesbaden  1 921  • 
C.  W.  Kreidels  Verlag.  II  u.  73  S.  in  gr.  8°  mit  48  Abb.  Geh.  16  Jl. 

Der  Verfasser  dieses  Werkes  vertritt  die  Meinung,  daß  die  Bean- 
spruchungen des  Oberbaues  und  der  Brücken  vorwiegend  dynamisch 
zu  beurteilen  seien.  Dem  ist  hinsichtlich  des  Oberbaues  wohl  ohne 
Bedenken,  was  die  Brücken  angeht,  mit  der  Einschränkung  beizustimmen, 
daß  bei  größeren  Bauwerken  die  Einflüsse  der  Bewegung  erfahrungs- 
gemäß gering  sind.  Für  kleine  Brücken  ünd  für  die  Fahrbahnteile  der 
größeren  wird  deswegen  allgemein  nur  eine  sehr  ermäßigte  Bean- 
spruchung zugelassen.  Beim  Oberbau  werden  die  Querschnitt- 
abmessungen überhaupt  weniger  aus  theoretischen  Erwägungen  heraus 
bestimmt,  als  durch  den  Anschluß  an  erprobte  Formen,  so  daß  hier 
die  Rechnung  nur  eine  Nebenrolle  spielt.  Diese  Sachlage  schließt  es 
aber  keineswegs  aus,  daß  ein  besseres  Durchschauen  der  Bewegungs- 
vorgp,nge  beim  Befahren  der  Gleise  und  Brücken  nützlich  und  daher 
erwünscht  sein  kann.  Daß  auf  diesem  Gebiet  bisher  nicht  viel  gearbeitet 
worden  ist,  erklärt  sich  wohl  in  erster  Linie  durch  die  eigentümlichen 
Schwierigkeiten  des  Gegenstandes,  die  besonders  dann  hervortreten, 
wenn  man  außer  der  Masse  der  bewegten  Lasten  auch  die  der  tragenden 
von  ihnen  in  Bewegung  gesetzten  Teile  berücksichtigen  oder  gar  noch 
die  Nachgiebigkeit  der  Auflager  in  Betracht  ziehen  will.  Bisher  ist 
eine  strenge  Lösung  der  Aufgabe  nur  für  den  masselos  und  starr  gestützt 
gedachten  Träger  gelungen.  In  der  vorliegenden  Schrift  (wie  in  einigen 
früheren  Arbeiten*)  hat  Salier  nun  den  Versuch  gemacht,  ein  weiteres 
Vordringen  in  das  unbekannte  Gebiet  dadurch  zu  ermöglichen,  daß  er 
von  der  wagerechten  Bewegung  der  Verkehrslast  absieht,  sie  sich  also 
in  einem  bestimmten  Punkt  ruhend,  dafür  aber  von  veränderlicher 
Größe  denkt.  Eine  solche  veränderliche  Last  muß  natürlich  Schwin- 
gungen erzeugen,  deren  Weite  von  der  Masse  der  Last  und  den 
Elastizitätseigenschaften  des  Trägers,  aber  auch  von  dessen  Masse  ab- 
hängt, die  sich  bei  diesem  Verfahren  hinreichend  genau  in  Rechnung 
stellen  läßt.  Dadurch,  daß  man  das  Gesetz  passend  wählt,  nach  dem 
sich  die  Größe  der  Last  mit  der  Zeit  ändern  soll,  erhält  man  eine 
Beziehung  des  Schwingungsvorganges  zur  Fahrtgeschwindigkeit;  nur 
bestimmt  diese  nicht  mehr  den  Ort  der  Last  auf  dem  Träger,  sondern 
ihre  in  jedem  Augenblick  vorhanden  gedachte  Größe.  Das  Änderungs- 
gesetz nimmt  Salier  in  der  Weise  an,  daß  er  zunächst  eine  unver- 
änderliche Last  mit  verschwindend  kleiner  Geschwindigkeit  über  den 
zu  untersuchenden  Träger  wandern  läßt  und  die  zu  jeder  Einzelstellung 
gehörende  Senkung  desjenigen  Punktes  C berechnet,  in  dem  nachher 
die  veränderliche  Last  P angebracht  werden  soll;  also  z.  B.  die  Senkung 
der  Mitte  eines  Trägers  oder  die  Senkung  eines  Schienenendes  am 
Stoß.  Bezeichnet  man  den  Abstand  der  langsam  wandernden  Last  von 
irgend  einem  Punkt  der  Bahn  mit  x,  so  erhält  man  die  Senkung  des 
Punktes  C als  Funktion  von  x.  Dieselbe  Senkungsreihe  kann  man 
sich  erzeugt  denken  durch  eine  in  C ruhende  Last  P,  wann  diese  als 
Funktion  von  x aufgefaßt  wird.  Ihr  Änderungsgesetz  in  der  Zeit 
ergibt  sich  dann  bei  einer  Fahrgeschwindigkeit  v aus  x=vt.  Man 
gelangt  so  zu  Differentialgleichungen,  die  den  Vorzug  haben,  integrierbar 
zu  sein,  während  die  — wesentlich  davon  verschiedenen  — Gleichungen 
für  eine  bewegte  Last  bisher  nicht  allgemein  integriert  werden 
konnten.  — Die  Frage  ist  nun,  ob  das  Verfahren  Sailers,  wie  er  glaubt, 
eine  hinreichend  brauchbare  Näherung  darstellt.  Sicheren  Aufschluß 
darüber  würde  man  erst  gewinnen,  wenn  strenge  Lösungen  bekannt 
wären.  Einstweilen  muß  man  sich  damit  begnügen,  daß  die  Ergeb- 
nisse weder  gegen  das  praktische  Gefühl,  noch  gegen  die  Messungen 
an  ausgeführten  Bauten  verstoßen.  Auf  die  umfangreichen  Rechnungen 
und  die  daraus  gezogenen  Schlüsse  hier  näher  einzugehen,  verbietet  der 
Raum.  Nur  das  möge  bemerkt  werden,  daß  Salier  die  obenerwähnte 
Geringfügigkeit  des  Einflusses  der  Fahrgeschwindigkeit  bei  größeren 
Brücken  durch  seine  Untersuchungen  bestätigt  findet.  Für  solche 
Brücken  gestaltet  sich  übrigens  die  genauere  Rechnung  besonders 
schwierig,  weil  die  Formänderungen  und  Massen  der  Fahrbahnträger 
eine  erhebliche  Rückwirkung  auf  die  Schwingungen  der  Hauptträger 
ausüben  müssen.  — Wer  sich  mit  dem  Gegenstand  näher  befassen  will, 
wird  wohltun,  auch  von  der  vorliegenden  fleißigen  und  mühevollen 
Abhandlung  Kenntnis  zu  nehmen.  H.  Zimmer  mann. 


) Vergl.  1917,  S.  298,  355  u.  429,  sowie  191S,  S.  181  u.  185.  d.  Bl. 
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[Alle  Rechte  Vorbehalten.] 

Vermischtes. 


Eine  eingehende  Beschreibung  der  neuzeitlichen  Einrichtungen 
der  Holstenbrauerei  in  Hamburg- Altona  mit  besonderer  Betonung 
der  Kraftanlage,  die  von  der  Hannoverschen  Maschinenbau- Aktien- 
gesellschaft vormals  Georg  Egestorff  in  Hannover -Linden  aufgestellt 
ist,  veröffentlicht  in  einer  Sondernummer  für  Brauereien  das  Juliheft 
der  von  dieser  Gesellschaft  herausgegebenen  Hanomag- Nachrichten. 
Die  Abhandlung  ist  für  Architekten,  die  mit  der  Errichtung  von 
Industriebauten  beschäftigt  sind,  sehr  lesenswert. 

Über  die  Wärinedurcklässigkeit  der  Außenwände  verschiedener 
Bauart  wird  in  Drontheim  an  24  Modellhäusern  eine  groß  angelegte 
Versuchsreihe  durchgeführt.  Wenn  in  einigen  Monaten  die  Ergeb- 
nisse veröffentlicht  werden,  dürften  sie  auch  hier  große  Aufmerksam- 
keit beanspruchen. 

Nach  dem  Plane  des  Professors  an  der  Technischen  Hochschule 
Drontheim  Andreas  Bugge,  Norwegens  bedeutendstem  Fachmann 
auf  dem  Gebiet  der  Baukonstruktionen,  sind  auf  einem  geeigneten 
Platze  in  der  Nähe  der  Technischen  Hochschule  24  kleine  Versuchs- 
häuschen in  einer  Reihe  aufgeführt.  Die  wärmetechnischen  Ver- 
suche werden  von  dem  Professor  für  Physik  Sem  Säland  geleitet. 
Der  Zweck  ist,  genauere  Kenntnis  zu  erlangen  über  den  Schutz 
gegen  Kälte  und  Feuchtigkeit,  den  einige  ältere  und  neuere  Wand- 
bauweisen und  Baustoffe  gewähren.  Können  dabei  Ausführungs- 
arten gefunden  werden,  die,  ohne  die  Baukosten  zu  erhöhen,  den 
älteren  gegenüber  einen  wirksameren  Wärmescbutz  und  Ersparnisse 
an  Heizstoff  zur  Folge  haben,  so  hätten  diese  auch  bei  uns  die 
größte  Bedeutung.  Beachtenswert  ist  die  Mitteilung,  daß  vor  ein  paar 
Jahren  in  Norwegen  nach  Schätzung  der  Sachverständigen  jährlich 
auf  den  Kopf  des  Einwohners  40  Kronen  für  Wohnungsbauten  und 
60  Kronen  für  Brennstoffe  ausgegeben  wurden  (1  Krone  = l1/«  Mark  — 
Friedensverhältnis). 

Von  den  24  Häuschen  sind  16  auf  Kosten  des  norwegischen 
Staates  und  acht  auf  die  Rechnung  der  Stadt  Drontheim  und  einiger 
Baustoffirmen  gebaut  worden.  Sie  sind  im  lichten  Grundriß  2:2m 
groß  und  2,25  m von  Fußbodenoberkante  bis  Deckenunterkante  hoch. 
Alle  haben  einen  2 m tiefen  Keller  mit  Fenster  und  ein  pyramiden- 
förmiges Dach,  dessen  vier  Dachflächen  etwas  steiler  als  45°  sind. 
Die  Dachdeckung  ist  Asphaltpappe,  die  Kellermauern  sind  aus  Beton, 
oben  mit  Asphaltpappe  isoliert.  Der  Baugrund  ist  trockengelegt. 
Die  Häuschen  sind  mit  je  einem  Fenster  und  einer  Tür  versehen, 
deren  Rahmen  mit  großer  Sorgfalt  gedichtet  sind.  Beide  Balkenlagen 
ähneln  denen  in  gewöhnlichen  Wohngebäuden,  und  auch  sonst  ist 
alles  gut  durchgearbeitet. 

In  jedem  Haus  ist  für  den  Versuch  ein  elektrischer  Ofen  auf- 
gestellt, womit  der  Raum  auf  eine  Temperatur  gebracht  werden  kann, 
die  bis  40°  höher  als  die  Außentemperatur  ist.  Die  Zufuhr  elektrischer 
Energie  wird  selbständig  so  geregelt,  daß  die  Temperatur  längere 
Zeit  hindurch  genau  gleich  in  sämtlichen  Häusern  gehalten  werden 
kann.  Dabei  wird  die  hierzu  in  jedem  Hause  verbrauchte  elektrische 
Energie  durch  einen  Wattstundenzähler  gemessen.  Auch  die  Feuchtig- 
keitsverhältnisse sowohl  im  Hause  wie  in  den  Hohlräumen  der  Wände 
werden  untersucht,  ebenso  die  äußeren  meteorologischen  Verhältnisse, 
die  ja  für  alle  Häuser  die  gleichen  sind.  Die  Messungen  werden 
somit  Vergleichswerte  für  die  wärmeschützende  Wirkung  usw.  der 
verschiedenen  angewandten  Wandkonstruktionen  geben.  Die  Versuche 
haben  l*/2  Winter  gedauert  und  werden  in  einigen  Häuschen  noch  im 
kommenden  Winter  fortgesetzt. 

Frankfurt  a.  d.  Oder.  K.  Hiorth. 

Die  Stadt  Madrid  steht  vor  durchgreifenden  Umgestaltungen 
ihres  alten  Straßennetzes  entsprechend  den  immer  dringender  werden- 
den Anforderungen  der  Neuzeit.  Soeben  ist  ein  Vorschlag  hierfür  von 
dem  Architekten  und  Mitglied  der  Königlichen  Akademie  der  Künste 
Jose  Luis  de  Oriol  veröffentlicht  worden,  der,  allem  Anschein  nach 
von  den  Behörden  günstig  aufgenommen,  vielleicht  nicht  ohne  Ein- 
fluß auf  die  demnächst  zu  erwartende  amtliche  Behandlung  dieser 
Frage  bleiben  wird.  Er  ist  recht  bezeichnend  für  den  heutigen  Stand 
der  Städtebaukunst  in  Spanien.  Abweichend  von  der  bisherigen 
Gepflogenheit,  beim  Entwurf  von  Straßendurchbrüchen  durch  die 
alten  Städte  lediglich  praktische  Erwägungen  walten  zu  lassen,  ist 
hier  wohl  darauf  Bedacht  genommen  worden,  diese  auch  mit  schön- 
heitlichen  Rücksichten  zu  vereinigen,  aber  in  einer  unserer  Auffassung 
nicht  recht  zusagenden  Weise;  es  wird  dabei  hauptsächlich  auf  äußer- 
liche Prachtentfaltung  abgezielt,  der  zuliebe  manche  recht  bedauerliche 
Opfer  an  gutem  Alten  gebracht  werden,  an  dem  Madrid  schon  nicht 
sehr  reich  ist. 

Ein  Hauptpunkt  dieses  Entwurfs  ist  der  Plan,  die  der  Stadt  zu- 


gewandte Seite  des  Königsschlosses  am  hohen  Ufer  des  Manzanares 
als  Blickpunkt  für  drei  strahlenförmig  von  hier  ausgehende  Durch- 
brüche auch  für  die  Straßen  der  Stadt  zu  wirkungsvoller  Geltung  zu 
bringen.  Hierbei  sollen  das  dem  Schloß  gegenüberliegende  Königliche 
Theater  und  die  den  Schloßplatz  auf  der  Ostseite  begrenzenden,  wohl 
sehr  einfachen,  aber  einheitlich  durchgebildeten  Bürgerhäuser  beseitigt 
werden.  In  den  Zwickeln  der  Strahlenstraßen  sind  symmetrisch  ge- 
staltete Prachtbauten  für  Oper  und  Akademie  vorgesehen.  Es  drängt 
sich  das  Bedenken  auf,  ob  in  heutiger  Zeit  eine  solche  Anlage  nach 
dem  Vorbilde  von  Versailles  wohl  angebracht  ist,  zumal  wenn  sie 
erst  durch  kostspielige  Umgestaltung  eines  vorhandenen  künstlerisch 
noch  gar  nicht  so  schlechten,  jedenfalls  mit  weit  geringerem  Auf- 
wand zu  verbessernden  Platzes  geschaffen  werden  soll. 

Als  verkehrstechnisch  wichtigste  Maßnahme  sind  zwei  die  Stadt 
von  Norden  nach  Süden  durchkreuzende  Straßenzüge  vorgeschlagen, 
die  beide  von  der  Glorieta  de  Bilbao,  einem  Hauptknotenpunkt  am 
nördlichen  Rande  der  Altstadt  ausgehen  und,  die  Puerta  del  Sol, 
diesen  bis  zur  Grenze  des  Möglichen  beanspruchten  Verkehrsbrenn- 
punkt meidend  und  dadurch  entlastend,  nach  Süden  zu  in  spitzem 
Winkel  auseinanderlaufen.  Die  östliche  dieser  Durchbruchstraßen  ist 
in  dreimal  leicht  geknickter  Linie  und  an  etwas  unbegründeter  Stelle 
in  die  südliche  Ringstraße  einmündend  geplant.  Die  westliche  da- 
gegen soll  in  einer  Breite  von  35  m und  einer  Länge  von  über  21/2  km 
die  Stadt  schnurgerade  durchziehen  und  genau  in  der  Mittelachse 
auf  das  anfangs  des  19.  Jahrhunderts  als  Triumphtor  ausgebaute 
Stadttor  Puerta  de  Toledo  auslaufen.  Sie  ist  rücksichtslos  über  alle 
Hindernisse  hinweggeführt,  soll  eine  Straße  mit  einer  Überbrückung 
kreuzen  und  in  der  Nähe  der  Plaza  Mayor  etwa  4 m tief  in  das  Gelände 
einschneiden.  Die  Plaza  Mayor,  der  völlig  in  sich  abgeschlossene  und 
gleich  einem  Festsaal  unter  freiem  Himmel  einheitlich  umbaute  Pracht- 
platz, soll  dabei,  auf  einer  Ecke  von  dem  Straßendurchbruch  getroffen, 
zu  einem  daneben  vorgesehenen  Halbrundplatz  hin  geöffnet  werden, 
indem  etwa  ein  Drittel  davon  glatt  weggeschnitten  wird.  Der  Höhen- 
unterschied zwischen  den  beiden  Plätzen  gibt  dem  Planverfasser  Anlaß 
zu  einer  prunkvollen  Treppenanlage  mit  Zierbrunnen  und  Wasser- 
fällen. Der  bestehende  Halbrundplatz  außen  vor  der  Puerta  de  Toledo 
soll  zu  einer  vollen  „glorieta“  erweitert  werden,  in  deren  Mitte  das 
Tor  dann  ganz  frei  stehen  würde. 

Ferner  sind  die  südlich  vor  dem  Königlichen  Schloß  im  Bau 
begriffene  Kathedrale  und  die  bisherige  Hauptkirche  San  Francisco 
el  Grande  als  Ausgangspunkte  für  einen  kürzeren  und  einen  längeren 
Straßendurchbruch  angenommen,  wobei  das  aus  dem  17.  und  18.  Jahr- 
hundert stammende  Rathaus,  immerhin  eines  der  architektonisch 
wertvollsten  Gebäude  Madrids,  beschnitten  und  der  ganze,  von  Bauten 
kunstgeschichtlichen  Wertes  umgebene,  stimmungsvolle  kleine  Rat- 
hausplatz stark  in  Mitleidenschaft  gezogen  wird. 

So  findet  man  in  diesem  Plan  hinsichtlich  der  Einzelheiten  recht 
wenig  geglückte  Lösungen.  Das  schlimmste  ist  wohl  die  geplante 
Verstümmelung  der  Plaza  Mayor,  des  städtebaulichen  Glanzstücks 
der  ganzen  Stadt,  deren  stärkste  Wirkung  eben  auf  ihrer  allseitigen 
Geschlossenheit,  wohlabgewogenen  Größe  und  einheitlich  - symmetri- 
schen Gestaltung  beruht.  Daraus,  daß  heutigentags  überhaupt  noch  ein 
solcher,  allen  Bestrebungen  für  Heimatschutz  und  Denkmalpflege 
zuwiderlaufender  Vorschlag  gemacht  werden  kann,  erkennt  man,  daß 
die  spanischen  Fachgenossen  noch  recht  wenig  in  die  Geheimnisse 
wahrer  Städtebaukunst  eingedrungen  sind.  Für  die  Erzielung  einer 
möglichst  neuzeitlich-großstädtischen  Erscheinung  der  alten  Städte  ist 
ihnen  kein  Preis  zu  hoch,  stets  schwebt  ihnen  das  nach  unseren  Be- 
griffen städtebaulich  etwas  vergewaltigte  Paris  vor  Augen,  das  auch 
in  der  Denkschrift  Oriols  als  das  nicht  zu  übertreffende  Vorbild  neuzeit- 
licher Stadtgestaltung  hingestellt  wird.  Wahrscheinlich  würde  sich  aber 
bei  einem  Versuch,  diesen  Entwurf  zu  verwirklichen,  sehr  bald  heraus- 
steilen, daß  sich  die  geplanten  langen,  schnurgeraden  Straßendurch- 
brüche schon  wegen  des  stark  welligen  Geländes  ganz  von  selbst  ver- 
bieten, da  an  den  erforderlichen  Überführungen  und  Einschnitten  ein 
vernünftiger  Anschluß  der  einmündenden  Nebenstraßen  sehr  schwer 
und  nur  mit  unverhältnismäßig  hohen  Kosten  möglich  sein  wird.  Es 
ist  daher  anzunehmen,  daß  dieser  Entwurf,  falls  er  weiter  verfolgt 
werden  sollte,  noch  gründlich  umgearbeitet  werden  muß,  wobei  er 
hoffentlich  von  einigen  der  ihm  anhaftenden  Mängel  befreit  werden 
wird.  0.  Jürgens. 

Byggnadsvärlden,  die  norwegische  ..Bauwelt“,  bringen  wieder 
mehrere  Patente  auf  Hohl wandbauweisen,  ein  Beweis,  welch  große  Be- 
deutung man  im  Norden  dem  Wärmeschutz  beimißt.  Die  dortigen 
Versuche  auf  diesem  Gebiet  dürfen  in  Deutschland  nicht  unbeachtet 
bleiben. 
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Bruch  eines  Dückers  unter  dem  Eins  - Weser  - Kanal  Zu  dem 
Aufsatz  auf  S.  250  d.  Bl.  erhalten  wir  folgende  Zuschriften: 

I. 

Auf  S.  250  in  Nr.  40  dieser  Zeitschrift  berichtet  Regierungs-  und 
Baurat  Post  über  den  Bruch  eines  Dückers  bei  der  erstmaligen  Durch- 
leitung des  Wassers.  Es  ist  sehr  dankenswert,  das  aus  dem  Jahre  1912 
stammende  Beispiel  veröffentlicht  zu  haben,  weil  die  Fehler,  die  bei 
diesem  kleinen  Bauwerk  zu  einer  Zerstörung  geführt  haben,  auch  bei 
größeren  Bauwerken  Vorkommen  könnten,  wo  sie  größeren  Schaden 
verursachen  würden.  Der  Verfasser  nimmt  als  wahrscheinliche  Bruch- 
ursache des  Dückers  an,  daß  die  Herstellung  nicht  ganz  sachgemäß 
war.  Die  Herstellung  des  Dückers  in  zwei  Abschnitten,  zwischen 
denen  eine  vierwöchige  Frostperiode  herrschte,  erforderte  eine  Arbeits- 
fuge zwischen  den  beiden  Abschnitten.  Da  die  Beobachtung  zeigte, 
daß  die  Risse  gerade  mit  den  Arbeitsfugen  zusammenfallen  und  der 
Beton  bei  den  Abstemmarbeiten  an  den  Fugen  glatt  absprang,  so 
folgert  Post  daraus,  daß  eine  Unterlassung  bei  der  Ausführung  vor- 
liege, weil  keine  genügende  Verbindung  zwischen  altem  und  neuem 
Beton  bestanden  habe. 

Was  die  Arbeitsfugen  betrifft,  so  sei  es  mir  gestattet,  darauf  hin- 
zuweisen, daß  man  derartige  Arbeitsfugen  nach  Möglichkeit  bei 
einem  Bauwerk  vermeiden  sollte,  dessen  statische  Beanspruchung 
einen  vollständig  zusammenhängenden  Querschnitt  erfordert.  In  dem 
vorliegenden  Fall  war  mit  Rücksicht  auf  die  Frostwochen  eine  Fuge 
notwendig  geworden.  Ohne  Zweifel  kann  man  eine  gute  Verbindung 
in  der  Arbeitsfuge  zwischen  dem  alten  und  neuen  Beton  herstellen, 
aber  nur  so  weit,  wie  dies  z.  B.  bei  den  Stampffugen  eines  gestampften 
Betons  möglich  ist.  Zur  Aufnahme  von  Zugbeanspruchungen  oder 
Scherbeanspruchungen  sind  Querschnitte  an  derartigen  Fugen  wenig 
geeignet,  wie  ja  allgemein  bekannt  ist. 

Nun  treten  aber  bei  dem  Dücker  nicht  unerhebliche  Zugspannungen 
auf,  wie  Verfasser  zum  Teil  mit  seiner  Berechnung  selbst  nachweist, 
besonders  aber  in  dem  Fall,  daß  bei  leerem  Kanal  ein  Überdruck  des 
Wassers  im  Dücker  entsteht.  Zur  Aufnahme  der  Zugspannungen 
war  jedoch  der  Querschnitt  im  ersten  Entwurf  m.  E.  nicht  geeignet. 
Das  Zusammenfallen  der  Risse  mit  den  Arbeitsfugen  erklärt  sich 
damit,  daß  die  Arbeitsfuge  die  schwächste  Stelle  des  Querschnitts 
war.  Wären  in  dem  Querschnitt  die  zur  Aufnahme  der  Zugspannungen 
unbedingt  erforderlichen  Querbewehrungen  vorhanden  gewesen,  so 
wäre  eine  Zerstörung  zweifellos  vermieden  worden..  Gerade  die  in 
Abb.  2 des  genannten  Aufsatzes  verzeichneten  Risse  weisen  auf  den 
Mangel  einer  Querbewehrung  hin.  Die  Ausbesserungsarbeiten,  die 
eine  Querbewehrung  in  Form  von  Bügeln  vorgesehen  haben,  haben 
auch  diesen  Mangel  beseitigt. 

Die  im  ersten  Entwurf  vorgesehenen  Längsbewehrungen  sind  wohl 
nicht  zu  entbehren,  aber  für  den  Fall  des  Auftretens  von  reinen  Zug- 
beanspruchungen in  den  Dücker  wänden  durfte  unter  keinen  Um- 
ständen auf  eine  Querbewehrung  verzichtet  werden. 

Zusammenfassend  möchte  ich  die  Zerstörung  des  Dückers  auf  einen 
Fehler  in  der  Entwurfsbearbeitung,  auf  einen  Mangel  jeder  Art  von  Quer- 
bewehrungen  zurückführen  und  nicht,  wie  es  Regierungs- und  Baurat  Post 
tut,  auf  einen  Mangel  in  der  Ausführung.  Selbst  wrenn  die  Herstellung 
nicht  in  zwei  Abschnitten  erfolgt  wäre,  hätte  sich  der  Mangel  einer  Quer- 
bewehrung bei  den  großen  Zugspannungen  bemerkbar  machen  müssen. 

Karlsruhe  i.  B.,  den  ö0.  Juni  1921.  E.  Probst. 


II. 

Dem  vorstehenden  Einwand  von  Prof.  ®r.=  2ing.  Probst,  der  nach 
dem  Bruch  seinerzeit  bereits  eingehend  geprüft  ist,  kann  ich  nicht 
beipflichten.  Ein  Fehler  in  der  Entwurfsbearbeitung  liegt  nicht  vor. 
Bei  einem  einwandfrei  ausgeführten  Betonkörper  wäre  nach  den  Be- 
rechnungen des  Bauwerks  bei  ungünstigster  Belastung  höchstens  die 
durchaus  zulässige  Zugbeanspruchung  von  rd.  0,6  kg/qcm  im  Scheitel 
des  Gewölbes  aufgetreten. 

Die  weitere  Annahme  von  Prof.  Probst,  daß  auch  ich  nachgewiesen 
hätte,  daß  „nicht  unerhebliche  Zugbeanspruchungen“  infolge  des  inneren 
Überdrucks  des  Wassers  aufgetreten  seien,  beruht  wohl  auf  einem  Irrtum 
seinerseits.  Der  Gedankengang  meiner  früheren  Ausführungen  ist  fol- 
gender: Bei  der  Füllung  des  Dückers  wurde  der  Wasserauftrieb  im 
Gewölbe  wirksam,  und  es  bekamen  die  drei  Arbeitsfugen  Zugbean- 
spruchungen, insbesondere  die  mittlere  Fuge  den  größten  Zug  mit 
0,46  kg  qcm.  Da  die  Mittelstütze  (infolge  der  Arbeitsfuge!)  diesen  ge- 
ringen Zug  nicht  aushalten  konnte  und  sich  in  der  Arbeitsfuge  abhob, 
entstanden  erst  die  zu  großen  Zugbeanspruchungen  in  der  Decke,  die 
den  Bruch  herbeiführten.  Diese  wären  nie  entstanden,  wenn  die  Fuge 
in  der  Mittelstutze  nicht  von  vornherein  dagewesen  wäre.  Denn  eine 
Zugbeanspruchung  von  0,5  kg/qcm  wird  doch  jeder  auch  nur  einiger- 
maßen einwandfrei  hergestellte  Beton  aushalten.  Daß  ein  Abbinden  an 
vier  Wochen  altem  Beton  bei  gediegener  Ausführung  unmöglich  ist, 
ist  eine  irrige  Ansicht.  Bei  guter  Ausführung  ist  dies  sehr  wohl 
möglich,  wie  ich  an  vielen  anderen  Beispielen  festgestellt  habe.  Und 
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wenn  man  nicht  der  Ansicht  gewesen  wäre,  daß  dieses  Anbinden 
erfolgte,  dann  hätten  kurze  Eisenbügel  zwischen  dem  alten  und  dem 
neuen  Beton  genügt,  um  das  Abheben  der  Gefahrfuge  und  damit  den 
Bruch  unmöglich  zu  machen.  Die  zweite  Ausführung  hat  gezeigt,  daß 
die  kleinen  Bügel  den  oberen  Teil  gehalten  haben. 

Es  liegt  also  nicht  ein  Fehler  in  der  Entwurfsbearbeitung  infolge 
Fehlens  der  Querbewehrung  vor.  Betonbauwerke  mit  geringen  Zug- 
beanspruchungen sind  doch  schon  oft  ausgeführt,  ohne  daß  die  Bau- 
werke einstürzten  oder  brachen. 

Hoya  a.  d.  Weser,  den  27.  Juli  1921.  Post. 


Bücherschau. 

Handbuch  für  Eiseubetonbau.  Herausgegeben  von  Dr.-Ing.  F.  Em- 
perger.  In  14  Bänden.  3.  Aufl.  Berlin  1921.  Wilhelm  Ernst  u.  Sohn. 
In  gr.  8°.  — 2.  Bd.:  Der  Baustoff  und  seine  Bearbeitung.  Be- 
arbeitet von  K.  Memmler,  H.  Burchartz,  H.  Albrecht,  H.  Schluckebier, 
0.  Rappold  und  Ä.  Nowak.  XX  u.  427  S.  mit  545  Textabb.  Geh.  96  M, 
geb.  114  Jl. 

Das  erste  Kapitel  behandelt  die  Baustoffe  des  Eisenbetons.  Das 
Eisen  ist  hinsichtlich  seines  Verhaltens  im  Beton,  bezüglich  seiner 
chemischen,  physikalischen  und  Festigkeitseigenschaften  erörtert.  Die 
üblichen  Formen  der  Eiseneinlagen  sind  zusammengestellt.  Von  den 
Bindemitteln  ist  dem  Portlandzement  der  breiteste  Raum  gewidmet. 
Die  Angaben  über  Mörtel  und  Beton  sind  unter  Berücksichtigung  der 
neuesten  Versuchsergebnisse  über  den  Einfluß  des  Wasserzusatzes  auf 
die  Festigkeit  ergänzt  worden.  Die  Abschnitte  Uber  Wärmeleitfähigkeit 
und  Luftdurchlässigkeit  sind  erweitert,  die  Abschnitte  über  Schall- 
sicherheit und  Nagelbarkeit  neu  aufgenommen  worden.  Im  zweiten 
Kapitel  werden  die  bewährten  älteren  und  neueren  Betonmisch- 
maschinen besprochen.  Die  drei  folgenden  Kapitel  behandeln  die  auf 
der  Baustelle  vorzunehmenden  Arbeiten  unter  Berücksichtigung  der 
neueren  Einrichtungen  und  Arbeitsweisen,  Förderung  der  Rohstoffe 
und  des  Betons,  Zurichtung  (Schneiden,  Biegen)  der  Eiseneinlagen 
und  Maßnahmen,  die  bei  der  Zubereitung  des  Betons  und  beim 
Betonieren  selbst  zu  beachten  sind.  In  den  beiden  nächsten  Kapiteln 
„Schalung  im  Hochbau“  und  „Schalung  bei  Balkenbrücken“  sind 
die  neuen  fahrbaren  Schalungsformen  für  Mauern  und  Wände 
hinzugekommen,  ferner  die  neuen  Schließvorrichtungen  für  Säulen- 
schalungen. Das  Schlußkapitel  „Schalung  und  Rüstung  für  Wölb- 
tragwerke“ ist  vollkommen  umgearbeitet  worden.  Die  Lehrgerüste 
sowohl  im  Hoch-  als  auch  im  Brückenbau  werden  an  Hand  aus- 
geführter Lehrgerüste  für  Gewölbe  und  Kuppeln  namhafter  Hoch- 
bauten und  verschiedener  Bogenbrücken  beschrieben.  Die  älteren 
Beispiele  sind  durchweg  durch  neuere  ersetzt  worden.  Der  vor- 
liegende Band  ist  ein  Nachschlagewerk  ersten  Ranges,  in  welchem  alle 
Neuerungen  zu  finden  sind. 

Berlin.  Dr.  Gesteschi. 

Forschungsarbeiten  auf  dem  Gebiete  des  Ingenieurvresens. 
Herausgegeben  vom  Verein  deutscher  Ingenieure.  225.  Heft:  I-Eisen 
unter  besonderer  Berücksichtigung  der  breitflanschigen  und  der  parallel- 
flanschigen  I-Eisen.  Von  2>r.=!yng.  Richard  Sonntag.  Berlin  1920. 
Selbstverlag  des  Vereins  deutscher  Ingenieure.  Kommissionsverlag 
von  Julius  Springer.  138  S.  in  8°  mit  85  Text-Abb.,  25  Zahlentafeln 
u.  8 schwarzen  u.  7 farbigen  Tafeln.  Geh.  30  Jt. 

Die  Frage  der  künftigen  Gestaltung  der  deutschen  I-Eisen  ist 
brennend.  Die  deutschen  Regel-I-Eisen  sind  verbesserungsbedürftig, 
sie  werden  den  in  wirtschaftlicher  Beziehung  an  sie  zu  stellenden  An- 
forderungen teilweise  nicht  gerecht.  Das  Bedürfnis  nach  einer  zweiten 
Reihe  von  Regel-I-Eisen  mit  breiten  Flanschen  ist  vorhanden.  Das 
zeigt  die  Tatsache,  daß  schon  seit  einigen  Jahren  breitflanschige  I-Eisen 
gewalzt  werden  und  weitere  Vorschläge  für  die  Herstellung  und  Form- 
gebung breittlanschiger  I-Eisen  vorliegen.  Eine  Vereinheitlichung  auf 
wirtschaftlicher,  konstruktiver  und  statischer  Grundlage  ist  dringend 
erwünscht. 

Die  vorliegende  umfangreiche  und  tiefgründige  Forschungsarbeit 
Sonntags  leistet  der  Vereinheitlichung  der  deutschen  I-Eisen  wert- 
volle Dienste.  Nach  einleitenden  Worten  über  die  Tätigkeit  derNor- 
malprofilbuch-Kommission,  der  wir  die  deutschen  Regel-I-Eisen 
verdanken,  werden  die  allgemeinen  Vorgänge  und  Gesichtspunkte  beim 
Walzen  der  I-Eisen  erläutert,  die  Vorzüge  der  Universalwalzwerke 
vor  den  Kaliberwalzwerken  für  die  Herstellung  der  I-Eisen  erörtert 
und  die  Walzspannungen  und  Walzschwierigkeiten  erklärt.  Es  folgen 
eingehende  Betrachtungen  über  die  verschiedenen  Walzverfahren  zur 
Herstellung  von  breitflanschigen  I-Eisen,  über  das  Thyssensche  Kaliber- 
walzwerk, über  die  geschlossenen  Universalwalzwerke  nach  dem  Patent 
Sack  und  über  die  offenen  Universalwalzwerke  nach  den  Patenten 
von  Grey  und  der  Differdinger  Hütte  und  des  Peiner  Walzwerks 
nach  dem  Patent  von  2>r.=3ng.  Puppe.  Aus  diesen  Ausführungen 
verdienen  vor  allem  folgende  Tatsachen  einer  Erwähnung:  Die  Reihe 
der  breitflanschigen  B-Träger  der  Differdinger  Hütte  ist  im  Jahre  1912 
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durch  eine  weitere  Reihe  von  dünnstegigen  Bd-Trägern  ergänzt  worden. 
Beide  Reihen  zeigen  geneigte  innere  Flanschflächen  mit  Neigung  9 vH. 
Im  Jahre  1916  brachte  Differdingen  die  DiP-Träger  mit  breiten  Flanschen 
und  parallelen  Flanschflächen  heraus  und  die  DiN-Träger  mit  schmalen 
Flanschen  und  parallelen  Flanschflächen.  Die  DiP-Träger  zeigten  zu- 
nächst parabelförmigen  Übergang  vom  Flansch  zum  Steg,  später 
wurde  dieser  Übergang  durch  eine  Kreisbogenausrundung  ersetzt. 
Die  DiN-Träger  sind  als  Ersatz  der  deutschen  Regel -I- Eisen  ge- 
dacht. 

Die  breitflanschigen  Träger  des  Peiner  Walzwerks  zeigten  anfangs 
nur  teilweise  parallele  Flanschflächen,  eine  mit  10  vH.  geneigte  Schräg- 
fläche bildete  den  Übergang  vom  Flansch  zum  Steg.  Später  wurde 
auch  bei  diesen  breitflanschigen  I-Trägern  dieser  Übergang  durch  eine 
Kreisbogenausrundung  ersetzt.  Die  Peiner  P-Träger  sollen  auch  piit 
dünnen  Stegen  als  Pd-Träger  gewalzt  werden.  Bis  zu  einer  Höhe  von 
30  cm  ist  die  Flanschbreite  gleich  der  Höhe.  Bei  dieser  Höhe  spalten 
sich  die  beiden  Reihen  in  je  zwei  weitere  Reihen,  in  die  Pa-,  Pad- 
und  Pb-  und  Pbd-Träger.  Bei  den  Pa-  und  Pad-Trägern  ist  die  Flansch- 
breite durchweg  30  cm,  bei  den  Pb-  und  Pbd-Trägern  ist  bis  zu  einer 
Höhe  von  38  cm  die  Flanschbreite  gleich  der  Höhe,  und  bei  größeren 
Höhen  ist  die  Flanschbreite  durchweg  gleich  38  cm. 

Das  Ergebnis  der  sich  anschließenden  eingehenden  statischen 
Untersuchungen  von  schmal-  und  breitflanschigen  I-Eisen  kann  dahin 
zusammengefaßt  werden,  daß  an  der  Übergangstelle  vom  Steg  zum 
Flansch  örtliche  Verstärkungen  weder  bei  dem  Steg  noch  bei  den 
Flanschen  erforderlich  sind,  daß  daselbst  vielmehr  bei  regelrecht 
parallelflächiger  Ausbildung  von  Steg  und  Flansch  ein  Ausrundungs- 
halbmesser gleich  der  Flanschstärke  bezw.  rd  = t als  ausreichende 
Begrenzung  des  Übergangs  vom  Steg  zum  Flansch  erscheint. 

Der  nächste  Abschnitt  enthält  die  Beschreibung  von  umfang- 
reichen und  eingehenden  Formänderungsversuchen  mit  breit-  und 
parallelflanschigen  I-Trägern  unter  einer  Einzellast  in  der  Trägermitte 
und  vier  Einzellasten  in  vier  Achtelpunkten.  Der  Verfasser  hat  diese 
Versuche  unter  den  schwierigsten  Verhältnissen  im  Kriege  auf  der 
Differdinger  Hütte  durchgeführt.  Die  Durchbiegungen  der  Trägerachse 
wurden  mit  Feinmeß-Tiefenlehren  und  die  Formänderungen  der  Träger- 
stirnflächen mit  besonderen  sinnreichen  Vorrichtungen  gemessen.  Die 
Versuche  haben  unzweideutig  ergeben,  daß  die  vollständig  parallel- 
flanschigen I-Träger  sich  ebenso  gut  verhalten  wie  die  Träger  mit  ge- 
neigten Flanschen  und  daß  als  Übergang  vom  Steg  zum  Flansch 
eine  Kreisbogenausrundung  mit  einem  Halbmesser  gleich  der  Stärke 
des  Flansches  vollständig  genügt,  um  den  Steg  gut  in  den  Flansch 
einzuspannen  und  ihn  vor  örtlichen  Verdrückungen  zu  schützen. 

Sonntag  behandelt  dann  die  günstigste  und  zweckmäßigste  Form 
von  breitflanschigen  I-Eisen  und  kommt  dabei  zu  folgenden  Schlüssen: 
Die  vollständig  parallelflanschigen  I-Träger  sind  gegen  Knicken  und 
Biegen  widerstandsfähiger  als  die  I-Eisen  mit  geneigten  inneren  Flansch- 
flächen, weil  bei  ihnen  ein  Teil  des  Baustoffs  weiter  von  den  beiden 
Hauptachsen  entfernt  ist  als  bei  den  letzteren.  Bei  vollständig 
parallelen  Flanschflächen  sind  alle  die  Schwierigkeiten  bei  den  Ver- 
nietungen und  den  Verschraubungen  nicht  vorhanden,  die  bei  ge- 
neigten inneren  Flanschflächen  auftreten.  Nur  in  dem  Falle,  daß  die 
Flansche  durch  Kräfte  an  ihren  Kanten,  wie  z.  B.  bei  der  Auflagerung 
von  Querschwellen  beansprucht  werden,  sind  die  Flansche  mit  ge- 
neigten inneren  Flächen  widerstandsfähiger  als  die  parallelflächigen 
Flansche.  Diese  Widerstandsfähigkeit  läßt  sich  aber  wegen  der 
mangelhaften  Widerstandskraft  des  Steges  nicht  ausnutzen.  Als 
wirtschaftlichen  Vergleichsmaßstab  der  verschiedenen  I-Eisen,  der 
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das  sind  die  Trägheits-  und  Widerstandsmomente  für  die  beiden 
Hauptachsen  geteilt  durch  die  Querschnittfläche.  Für  die  Bean- 
spruchung auf  Knicken  sind  die  beiden  ersten  Ausdrücke,  für  die 
Beanspruchung  auf  Biegen  die  beiden  letzten  maßgebend.  Diese 
Nutzungsgrade  sind  für  die  Stege  und  Flansche  getrennt  und  für  den 
zusammenhängenden  I-Querschnitt  eingehend  rechnerisch  untersucht. 
Am  Schluß  dieser  Abhandlungen  schlägt  Sonntag  als  weiteren  Ver- 
gleichsmaßstab die  sogenannten  Gütegrade,  das  sind  die  Nutzungs- 
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vor,  um  festzustellen,  mit  welcher  Querschnittfläche  ein  bestimmter 
Nutzungsgrad  erreicht  ist.  Bei  rein  theoretischen  Untersuchungen 
mag  dieser  Gütegrad  sehr  lehrreiche  Aufschlüsse  geben,  in  der  Praxis 
wird  man  ihn  kaum  nötig  haben;  denn  es  kommt  hier  doch  nur 
darauf  an,  für  bestimmte  Höhen  bestimmte  Trägheits-  und  Wider- 


standsmomente mit  einem  Kleinstmaß  von  Querschnittfläche  zu  er- 
zielen; hierfür  genügen  aber  vollständig  die  Nutzungsgrade. 

Es  werden  dann  die  wichtigsten  deutschen,  bisher  hergestellten 
oder  vorgeschlagenen  I-Eisen-Reihen  eingehend  behandelt,  die  Normal- 
profile,  die  von  der  Normalprofilhuch-Kommission  vorgeschlagenen 
NPK-Träger,  die  I-Eisen  der  Differdinger  Hütte,  des  Peiner  Walz- 
werkes, die  von  Fischmann  empfohlene  I Eisen-Reihe  und  die  von 
Sonntag  selbst  vorgeschlagenen  S-,  Sa-  und  Sb -Träger,  welche  voll- 
ständig parallelflanschig  sind  und  als  Übergang  vom  Steg  zum  Flansch 
eine  Kreisbogenausrundung  mit  einem  Halbmesser  gleich  der  Stärke 
des  Flansches  besitzen.  Die  S-Träger  zeigen  Höhen  von  14  bis  40  cm 
in  Abstufungen  von  2 zu  2 cm  und  ebensobreite  Flanschen,  die 
Sb-Träger  Höhen  von  42,5  bis  100  cm  und  überall  Flanschbreiten 
von  40  cm  und  die  Sa-Träger  Höhen  von  32  bis  100  cm  und  überall 
gleiche  Flanschbreiten  von  30  cm. 

Auf  sechs  großen  Tafeln  mit  vorzüglichen  Darstellungen  sind 
dann  alle  genannten  I-Eisen-Reihen  durch  Aufträgen  der  zu  den  ver- 
schiedenen Trägerhöben  gehörigen  Werte  der  Flanschbreite,  Flansch- 
stärke, Stegdicke,  von  F,  Jx,  Jy,  Wx,  Wy,  wjx,  njy,  nWx  und  nwy 
in  Vergleich  gestellt.  Sonntag  schließt  seine  gründlichen,  wissen- 
schaftlich bedeutsamen  Ausführungen  mit  dem  Vorschläge,  die  I-Eisen 
künftig  in  drei  Reihen  als  Schmalflanschträger,  Breitflanschträger 
und  Gleichflanschträger  zu  walzen.  Alle  haben  vollständigparallele 
Flanschflächen  und  Kreisbogen  Übergang  vom  Steg  zum  Flansch 
mit  einem  Halbmesser  gleich  der  Flanschstärke.  Die  Schmal- 
flanschträger haben  schmale  Flansche  und  stellen  eine  verbesserte 
Reihe  der  jetzigen  Normalprofile  dar,  sie  werden  in  allen  den  Fällen 
verwendet,  in  denen  die  Höhe  nicht  beschränkt  ist.  Die  Breitflansch- 
träger haben  Flanschbreiten,  die  gleich  den  Trägerhöhen  sind,  sie 
werden  bei  beschränkter  Bauhöhe  gebraucht.  Die  Gleichflanschträger 
bilden  die  Fortsetzung  der  Breitflanschträger,  bei  ihnen  haben  die 
Flansche  bei  allen  Höhen  die  gleiche  Flanschbreite.  Die  Gesamtzahl 
der  neu  vorgeschlagenen  I-Formen  beträgt  83  gegenüber  417  bisher 
hergestellten  oder  vorgeschlagenen  deutschen  I-Eisen. 

Der  Lösung  der  Frage  der  Verbesserung,  Ergänzung  und  Ver- 
einheitlichung der  deutschen  I-Eisen  stellt  sich  in  der  gegenwärtigen 
Zeit  der  wirtschaftlichen  Not  der  große  Kostenaufwand  für  die  Um- 
änderung oder  Neubeschaffung  der  Walzen  entgegen.  Die  erhöhte 
Wirtschaftlichkeit  der  neuen  Reihen  und  die  durch  sie  erzielte  er- 
hebliche Ersparnis  an  dem  teuren  Baustoff,  welche  bei  dem  Massen- 
umsatz von  I-Trägern  eine  nicht  geringe  Schonung  unsererer  Eisenvor- 
räte im  Gefolge  hat,  wird  aber  diese  Schwierigkeit  überwinden  helfen. 

Gerade  die  Not  unserer  Zeit  mahnt  Erzeuger  und  Verbraucher 
an  die  Pflicht,  sich  in  gemeinsamer  Arbeit  zusammenzutun  und 
sobald  wie  möglich  die  Frage  der  künftigen  Ausgestaltung  der  deutschen 
I-Eisen-Reihen  zu  lösen.  Bei  diesen  Arbeiten  werden  die  Forschungen 
Sonntags  wertvolle  Dienste  leisten. 

Berlin.  Schaper. 


Stellenbesetzung'  im  (Geschäftsbereich  der  früheren 
preußischen  YVasserbäuverwaltung  nach  dem  Reichs- 
und Staatshaushaltplan  für  1921. 


Dienststelle  und  Amtsbezeichnung 

An- 

zahl 

Be- 
sold.- 
gruppe 

A.  Wasserstraßenabteilungen  des  Reichs- 
verkehrsministeriums 

Staatssekretär 

1 i 

V 

Ministerialdirektoren  für  die  Bau-,  Verwaltungs-  und 
maschinentecbnische  Abteilung  (davon  2 Techniker, 
1 Verwaltungsbeamter) 

o 

O 

m 

Ministerialräte,  davon  1 als  (nichttechnischer)  Dirigent 
der  Verkehrsabteilung  (davon  11  Techniker,  1 Nau- 
tiker, 9 Verwaltungsbeamte) 

21 

13 

Oberregierungs-  und  Oberregierungsbauräte1) 

12 

12 

Regierungs-  und  Regierungsbauräte  als  Referenten1)  . . 

10 

11 

Ministerialamtmänner  in  Stellen  von  besonderer  Bedeutung 
(darunter  z.  Zt.  1 Techniker) 

10 

11 

Ministerialamtmänner  (32)  und  Ministerialkanzleidirektor 
(1)  (darunter  z.  Zt.  4 Techniker) 

33 

10 

Regierungsoberinspektoren,  technische  und  nichttech- 
nische (13),  Ministerialoberregistratoren  (4)  (darunter 
z.  Zt.  0 Techniker) 

17 

9 

Regierungsinspektoren,  technische  und  nichttechnische  (15), 
Marineinspektor  (1),  Ministerialregistratoren  (6)  (da- 
runter z.  Zt.  1 Techniker,  1 Nautiker) 

22 

8 

!)  Davon  13  für  die  Verwaltungs-  und  9 für  die  technischen 
Abteilungen  — Verwaltungs-  und  Verkehrs-,  Bau-  und  maschinen- 
technische — einschließlich  der  namentlich  in  den  Verwaltungs- 
abteilungen in  Betracht  kommenden  Stellen  für  Beamte,  die  aus  der 
bisherigen  mittleren  Laufbahn  aufgerückt  sind. 
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Dienststelle  und  Amtsbezeichnung 


Oberregierungs-  und  Oberregierungsbausekretäre  (6),  Mini- 
sterialkanzleiobersekretäre  (7)  (darunter  z.  Zt.  4 Tech- 
niker)   

Ministerialkanzleisekretäre  (13),  Werkmeister  (1).  . . . 

Ministerialkanzleiassistenten 

Ministerialhausinspektor(l),Ministerialamtsobergehilfen(18) 
Ministerialamtsgehilfen 

B.  Ministerium  für  Landwirtschaft,  Domänen 
und  Forsten  (Abwicklung  Wasserbau) 

Ministerialdirigent  (künftig  wegfallend)  2) 

Ministerialräte  (davon  2 technische,  künftig  wegfallend) 

Oberbaurat  „ „ 

Regierungs-  und  Bauräte  „ „ 

Ministerialsekretäre  (davon  1 „ ,, 

Wissenschaftliche  Mitarbeiter  „ „ 

Ministerialsekretäre  (davon  8 „ „ 

Ständige  Hilfsarbeiter  „ „ 

Technische  Ilegierungsobersekretäre  „ „ 

» » ))  Y) 

Ministerialkanzleisekretäre 

Ministerialkanzleisekretäre  (davon  1 künftig  wegfallend) 
Ministerialamtsgehilfen  „ 1 „ „ 

» » 1 » » 

Ministerium  für  Handel  und  Gewerbe 

Ministerialdirektor 

Technischer  Ministerialdirigent  (künftig  wegfallend) 2)  . . 
Ministerialräte  (davon  2 „ „ 

(2  technische,  2 Verwaltungsreferenten,  davon  je  1 
künltig  wegfallend) 

Oberregierungsrat 

Ministerialsekretäre 

» 

D.  Provinzial-  und  Ortsinstanz  (Ministerium 
für  Landwirtschaft,  Domänen  und  Forsten) 

(Abwicklung  Wasserbau) 

Wasser-  und  Strombaudirektoren  (davon  1 künftig  weg- 
fallend) 3) 

Oberbauräte  

Regierungs-  und  Bauräte  in  Beförderungstellen  (davon 

2 künftig  wegfallend) 

Regierungs-  und  Bauräte  in  Sonderstellungen  außerhalb 

der  Abwicklung  Wasserbau 

Regierungs-  und  Bauräte  (davon  1 künftig  wegfallend)  . 

Regierungs-  und  Vermessungsräte 

Regierungs-  und  Bauräte  (davon  8 künftig  wegfallend)  . 

„ „ „ künftig  wegfallend  in  Sonder- 
stellungen außerhalb  der  Abwicklung  Wasserbau  . . 

Regierungs-  und  Vermessungsräte 

Regierungslandmesser 

Ständiger  Hilfsarbeiter 

Regierungslandmesser 

Technische  Regierungsobersekretäre  (34),  Oberbauhofs- 
vorsteher (10),  davon  2 künftig  wegfallend,  erste 
Seekapitäne  (7),  Maschinenbetriebsinspektoren  (9), 

Schleppbetriebsinspektoren  (2) 

Technische  Regierungsobersekretäre  (67),  Regierungsbau- 
sekretäre (42)  (davon  19  bei  Erledigung  in  Anwärter- 
steilen  umzuwandeln),  Vermessungssekretäre  (3), 
Wasserbauobersekretäre  (6),  Wasserbausekretäre  (57), 
Maschinenbetriebsleiter  (14),  Seekapitäne  (28),  Dünen- 
meister (3),  Bauhofsvorsteher  (3),  Werkmeister  (4)  . . 

ferner  künftig  weglallend:  Maschinenbetriebsleiter  (1), 

Seekapitäne  (2),  Dünenmeister  (2),  Wasserbausekre- 
täre (1) 

Regierungsbausekretäre  (83),  Vermessungssekretäre  (7), 
Schleusenvorsteher  (15),  Abgabenrevisoren  (3),  Bauhofs- 
vorsteher (3),  Schiffskapitäne  (28),  Erste  Maschinen- 
meister (39),  Schleppbetriebsleiter  (5),  Wasserbau- 
sekretäre (116),  Werkmeister  (8),  Schiffbrückenmeister  (1) 
ferner  künftig  wegfallend:  Regierungbausekretäre  (1),  Bau- 
hofsvorsteher (1),  Wasserbausekretär  (1) 

Schleusenassistenten  (32),  Kapitäne  (111),  Maschinenmeister 
(119),  Strommeister  (191),  Hafenbauaufseher  (10),  Ma- 
gazinmeister (4) 

ferner  künftig  wegfallend:  Schleusenassistenten  (2),  Kapi- 
täne (6),  Maschinenmeister  (21),  Strommeister  (29), 
Hafenbauaufseher  (1),  Magazinmeister  (2) 

a)  Die  bei  B und  C als  „künftig  wegfallend“  bezeichneten  Stellen 
sind  im  wesentlichen  Abwicklungstellen. 

3)  Die  bei  D als  „künftig  wegfallend“  bezeichneten  Stellen  betreffen 
Beamte  aus  den  Abtretungsgebieten,  die  noch  nicht  untergebracht 
oder  auf  Wartegeld  gesetzt  sind. 


An- 

zahl 

Be- 

sold.- 

gruppe 

13 

7 

14 

6 

5 

5 

19 

4 

17 

3 

1 

II 

4 

13 

1 

12 

3 

11 

4 

11 

2 

11 

12 

10 

2 

10 

1 

8 

1 

7 

3 

7 

7 

6 

8 

4 

8 

3 

1 

III 

1 

II 

4 

13 

1 

12 

2 

11 

5 

10 

9 

13 

27 

12 

55 

11 

7 

11 

49 

11 

2 

11 

218 

10 

8 

10 

4 

10 

12 

10 

1 

9 

32 

9 

62 

8 

227 

7 

6 

7 

1308 


/4G7 


61 


Dienststelle  und  Amtsbezeichnung 

An- 

zahl 

Be- 

sold.- 

gruppe 

Schleusen  Verwalter  (141),  Magazinverwalter  (3),  Lager- 
hofverwalter (3),  Schiffsführer  (42),  Obermaschinisten 
(101),  Baggerführer  (46),  Dünenaufseher  (15),  Fahr- 

i 

[358 

4 

meister  (2),  Leitungsprüfer  (4),  Polizeioberwacht- 
meister (1)  . . * 

ferner  künftig  wegfällend:  Schleusenverwalter  (10),  Schiffs- 
führer (2),  Obermaschinist  (1).  Baggerführer  (2),  Dünen- 

I 

1 21 

4 

aufseher  (6) 

Oberschleusenmeister  (48),  Maschinisten  (21),  Leuchtfeuer- 
oberwärter (18),  Materialienaufseher  (1),  Buschauf- 

) 

! 97 

• ) 

seher  (3),  Schiffsbrückenoberaufseher  (6) 

ferner  künftig  wegfallend:  Oberschleusenmeister  . . . 

I 

1 

3 

Schleusenmeister  (31),  Leuchtfeuerwärter  (25),  Signal- 
wärter (3),  Steuermänner  (5),  Schiffsbrückenaufseher  (8), 

U 

2 

Brückenaufseher  (1),  Stackmeister  (2) '. 

ferner  künftig  wegfallend:  Leuchtfeuerwärter  (5),  Steuer- 
mann (1) 

1 

6 

2 

Bemerkungen. 

Von  den  bei  Preußen  verbliebenen  Teilen  bearbeitet 
das  Ministerium  für  Landwirtschaft,  Domänen  u.  Forsten  (B) 
(Abwicklung  Wasserbau) 

1.  die  nicht  auf  das  Reich  übergegangenen  Wasserläufe  I.  Ordnung 
mit  ihren  Häfen,  Brücken  und  Fähren; 

2.  die  nicht  auf  das  Reich  übergegangenen  Seeufer  und  Dünen; 

3.  die  Wegeangelegenheiten; 

4.  die  Überführung  preußischer  Wasserstraßen  auf  das  Reich  und 
Abwicklung  der  Bauabteilung  des  Ministeriums  der  öffentlichen 
Arbeiten; 

5.  die  Angelegenheiten  des  Staatsvertrages  für  den  Übergang  der 
Wasserstraßen  auf  das  Reich  und  Wahrnehmung  der  preußischen 
wasserwirtschaftlichen  Interessen  bezüglich  der  auf  das  Reich 
übergehenden  Wasserstraßen: 

das  Ministerium  für  Handel  und  Gewerbe  (C) 

1.  die  Seehäfen  und  Verkehrshäfen,  Fähren  und  Brücken  an  den 
auf  das  Reich  übergehenden  natürlichen  Wasserstraßen; 

2.  das  Kraft-  und  Luftfahrwesen; 

3.  die  Elektrizitäts Wirtschaft; 

4.  die  Enteignungssachen; 

5.  die  Wahrung  der  preußischen  verkehrspolitischen  Interessen 
bezüglich  der  auf  das  Reich  übergehenden  Wasserstraßen. 

Berlin.  Schmidt,  Regierungs-  und  Baurat. 


Die  Stelleiibesetzung  für  die  preußische  Kultur- 
bauverwaltung  nach  dem  Staatshaushaltplan  für  1921. 


Dienststelle  und  Amtsbezeichnung  ^atü  1 sold' 

I gruppe 


I.  Ministerialabteilung 

Ministerialräte z.  Zt.  3 13 

Technische  Ministerialsekretäre 2 10 

II.  Kulturbauverwaltung 
Regierungs-  und  Bauräte  in  Sonderstellung,  jetzt  Ober- 
bauräte   6 12 

Regierungs-  und  Bauräte  bei  den  Regierungen  und  Landes- 
kulturämtern1) (1) 11  11 

Regierungs-  und  Bauräte  als  Kulturbauamtsvorsteher1)  (1)  20  11 

Regierungs-  und  Bauräte1)  (2) 62  10 

Regierungsbaumeister3) IS  10 

Kulturoberbausekretäre  als  Bureauvorsteher  und  in  Auf- 

rückungsstellen 24  8 

desgl.  bei  der  Landw.  Versuchs-  und  Forschungsanstalt 

in  Landsberg  a.  d.  Warthe 1 8 

Kulturoberbausekretäre  u.Regierungsoberbausekretäre1)(l)  49  7 

desgl.  bei  der  Landw.  Hochschule  in  Bonn-Poppelsdorf  1 

Kulturbausekretäre1)  (1) 51  7 

Moorvögte1)  (1) 2 7 

Deichvögte ■.  . . . 2 7 

Kulturbausekretäre  •)  (2) 102  6 

Moorvögte  ’)  (1) 4 6 

Deichvögte 5 6 

Kulturbau  warte  ’) 103  6 

Strommeister 3 5 

Kanalaufseher 1 4 


9 Davon  ( — ) aus  den  Abtretungsgebieten,  künftig  wegfallend.  — 
3)  Nicht  planmäßig. 

Potsdam.  Wittmer,  Regierungs-  und  Baurat. 


Verl  >e  ’fon  Wilh.  Ernst  &8ohn.  Berlin.  — Für  den  nictatamtl.  Teil  verantwortlich : In  Vertr.  2>r.*  3r.g.  Xonn.  Berlin.  — Druck  der  Buchdruckerei  Gebr.  Ernst.  Berlin. 
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Amtliche  Mitteilungen. 


Preußen. 

Der  Wirkliche  Geheime  Oberregierungsrat  Dr.  Hecht  ist  zum 
Ministerialdirigenten  der  Abwicklungsstelle  Wasserbau  und  der  Regie- 
rungs-  und  Baurat  Im  and  aus  Marienwerder  zum  Ministerialrat  im 
Ministerium  für-  Landwirtschaft,  Domänen  und  Forsten  befördert 
worden. 

Der  Oberbaurat  a.  D.  Geheime  Baurat  Radloff  in'Wiesbaden  ist 
zum  Bezirkskonservator  für  den  Regierungsbezirk  Wiesbaden  bestellt 
worden. 

Der  außerordentliche  Professor  in  der  philosophischen  Fakultät 


der  Universität  Breslau  Dr.  Obst  ist  zum  außerordentlichen  Professor 
an  der  Technischen  Hochschule  Hannover  ernannt  worden. 

Deutsches  Reich. 

Der  Reichspräsident  hat  den  Eisenbahndirektions-Präsidenten 
v.  Frank  in  München  zum  Staatssekretär  bei  der  Zweigstelle  Bayern 
des  Reichsverkehrsministeriums  ernannt. 

Hamburg. 

Der  Senat  hat  den  Baurat  bei  der  ersten  Sektion  der  Baudeputation 
Konrad  August  Langhoff  zum  Oberbaurat  ernannt. 


[Alle  Rechte  vorbeb  alten] 


Nichtamtlicher  Teil. 

Schriftleiter:  Richard  Bergius  und  2)r.*Sng.  Norm. 


Das  neue  Greschältsgebäude  für  die  ZMlabteilungen  des  Land-  und  Amtsgerichts 

in  Königsberg  i.  Pr. 


Bei  dem  starken  Anwachsen  der  Dienstgeschäfte  der  Gerichts- 
verwaltung reichte  das  in  den  Jahren  1872  bis  1877  errichtete  und 
1893  bis  1894  erweiterte  alte  Gerichtsgebäude  am  Theaterplatz  nicht 
mehr  aus,  so  daß  schon  1907  die  Staatsanwaltschaft  in  einem  Miet- 
hause untergebracht  werden  mußte.  Unter  diesen  Umständen  wurde 
die  Errichtung  eines  Neubaues  notwendig.  Nach  eingehenden  Ver- 
handlungen wurde  im  Westen  der  Stadt,  am  Kaiser-Wilhelm -Damm, 
ein  zweckentsprechendes  Grundstück  erworben.  Mit  der  Niederlegung 
der  inneren  Festungswerke  Königsbergs  und  der  Erschließung  des 


Umwallungsgeländes  für  die  Behauung  bot  sich  dicht  vor  dem  ab- 
gebrochenen Steindammer  Tor  eine  günstige  Baustelle,  die  nach  Aus- 
bau der  geplanten  Verkehrslinien  für  alle  Teile  der  Stadt  leicht  zu 
erreichen  sein  wird.  Nach  dem  von  der  Stadt  aufgestellten  Bebauungs- 
plan wird  der  Neubau  am  Schnittpunkt  der  Fuchsberger  Allee  und 
des  Kaiser-Wilhelm -Damms  an  einem  wichtigen  Verkehrsplatz  ge- 
legen sein  (Abb.  1 ),  der  vom  Kranzer  Bahnhof  — dem  späteren  Nord- 
bahnhof — im  Norden  abgeschlossen  wird,  und  an  den  das  1915 
bezogene  neue  Polizeidienstgebäude  mit  seiner  Südostecke  stößt. 

Es  war  geplant,  den  Gerichtsneuhau  in 
zwei  Bauabschnitten  aufzuführen.  Die  Straf- 
abteilungen sollen  vorerst  in  dem  alten  Ge- 
richtsgebäude in  der  Stadt  verbleiben,  während 
der  Bauteil  für  die  Zivilgerichtsbarkeit  auf  der 
neuen  Baustelle  zunächst  zu  errichten  war. 
Daran  anschließend  soll  dann  — unmittelbar 
an  den  zukünftigen  Platz  stoßend  — der  Bau- 
teil für  die  Strafabteilungen  errichtet  werden. 
Die  Baustelle  bietet  dann  noch  Raum  für 
spätere  Erweiterungsbauten. 

Der  fertiggestellte  erste  Bauteil  für  die 
Zivil-Abteilungen  ist  mit  der  Hauptansicht 
(Abb.  6),  einem  bedeutsamer  ausgebildeten  Mit- 
telbau (Abb.  7)  und  dem  Haupteingang  dem 
Kaiser-Wilhelm-Damm  zugekehrt  und  nicht 
völlig  symmetrisch  angelegt,  doch  beabsichtigt 
die  Staatsbauverwaltung,  bei  Ausführung  des 
zweiten  Bauteils  völlige  Symmetrie  herzu- 
stellen. Hierzu  bedarf  es  indes  noch  weiterer 
Verhandlungen  mit  der  Stadtvertretung.  Die 
Räume  sind  im  neuen  Geschäftsgebäude  so 
verteilt,  daß  im  Untergeschoß,  dessen  Fuß- 
boden ungefähr  ebenerdig  liegt,  Dienstwoh- 
nungen für  den  Hauswart,  den  Botenmeister 
und  den  Heizer,  eine  Anzahl  Schreibstuben, 
Aktenaufbewahrungsräume  und  die  Heizung 
mit  den  anschließenden  Brennstoffräumen  unter- 
gebracht sind.  Das  Erdgeschoß  und  den 
größten  Teil  des  I.  Stocks  nehmen  die  Ge- 
schäftsräume des  Amtsgerichts,  den  Rest  des 
I.  Stocks  und  das  II.  Geschoß  das  Landgericht 
ein  (vgl.  Abb.  2 bis  4).  Im  rückwärtigen,  massiv 
ausgebauten  Teil  des  Dachgeschosses  liegen 
Schreibstuben  und  die  Katasterämter  Königs- 


a Platz  für  das  Wohnhaus  des  Oberlandesgevichtspräsidenten, 
Abb.  1.  Lageplan. 
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bergs,  im  östlichen  Teil  des  Vordertlügels  Kammern  für 
weggelegte  Akten. 

Im  Äußeren  ist  an  den  Hauptschauseiten  zu  den 
Sockelquadern  Muschelkalk,  zu  den  Fensterumrahmungen, 
Lisenen,  Gesimsen  und  sonstigen  Gliederungen  der  übrigen 
Geschosse  Tuffstein  verwendet.  Die  Fensterzwischenfelder 
sind  hier  mit  Maßberger  Muschelkalk  grauweiß  geputzt. 
Hofseitig  sind  die  niedrigen  Sockel  mit  braunen  Klinkern 
verblendet,  die  Flächen  darüber  und  die  Gliederungen 
mit  Förderstedter  Kalk  geputzt,  erstere  teils  glatt,  teils 
rauh,  um  architektonische  Teilung  zu  erzielen.  Das  Man- 
sarddacli  ist  in  grauen  Falzpfannen  holländischer  Form 
auf  Lattung  gedeckt.  Die  Dachstühle  sind  im  wesent- 
lichen aus  Kiefernholz,  doch  hat  der  feuersicher  aus- 
gebaute 'feil  des  Dachgeschosses  Betonbinder  mit  Stein- 
eiseiulecken  erhalten,  die  gegen  den  Bodenraum  durch 
Füllschichten  aus  Bimssand,  Kork  usw.  gegen  Wärme- 
verluste geschützt  sind.  Die  Mansardenflächen,  auch  die 
Wände  der  Dachausbauten  in  diesem  Dachgeschoßteil  sind 
als  eisenbewehrte  Hohlstein  wände,  die  Zwischenwände 


Abb.  2.  Querschnitt. 


a Unimlbuchgewölbe.  b Fernsprechzentrale 
c Vordrucke. 

Abb.  1.  Mittelbau  des  Erdgeschosses. 

ebendort  als  freitragende  Leichtstein- 
wände hergestellt  worden.  Die  Wände 
der  Eingangshalle  sind  in  ihren  Archi- 
tekturteilen  in  basaltlavaartigem  Kunst- 
steinputz scharriert,  die  Zwischenfelder 
in  feingestocktem,  graugrünlichem  Terra- 
novaputz  ausgeführt.  Die  freitragende 
Haupttreppe  (Abb.  ,>)  besteht  aus  tuffstein- 
ähnlichen, linoleumbelegten  Kunststein- 
stufen mit  Wangen  und  Brüstungen  aus 
gleichem  Stoff.  Bei  den  Nebentreppen 
sind  die  Wangen  und  die  linoleum- 
belegten Stufen  mit  dem  freitragenden 


Abb.  5.  Haupttreppenhaus  im  ersten  Stockwerk. 


Masch: 
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Eisenbetongerüst  zusammen  in  tuffsteinartigem  Vorsatzbeton  gestampft 
und  dann  scharriert.  Die  Nebentreppen  haben  schmiedeeiserne  Ge- 
länder mit  Holzhandläufen.  Sämtliche  Decken  des  Gebäudes  sind  als 
trägerlose  Hohlsteindecken,  sogenannte  Schillerdecken,  die  Zwischen- 
wände meist  aus  Ziegeln,  die  schwächeren  zum  Teil  aus  Schwemm- 
steinen ausgeführt,  die  Türumrahmungen  in  Hartputz  gezogen.  Spar- 
same Teilungen  durch  gezogene  Putzleisten  haben  die  Decken  des 
Haupttreppenhauses  und  der  Sitzungszimmer  erfuhren.  Linoleum  ist 
vorläufig  nur  auf  den  Treppen  sowie  in  den  Räumen  des  Präsidenten 
und  des  aufsichtführen  den  Amtsrichters  verlegt  worden.  Bei  den 


übrigen  Fußbodenflächen  ist  der  Zementestrich  etwas  getönt  und  glatt 
abgezogen  worden,  wobei  auf  die  spätere  Verlegung  .von  Linoleum 
Bedacht  genommen  ist.  Die  Wohn-  und  Diensträume  im  Unter- 
geschoß haben  Stabfußboden  auf  niedrigen  Lagern  über  gut  isolie- 
render Unterlage  erhalten.  Der  Fußboden  ist  in  der  Eingangs-  und 
der  Haupttreppenhaushalle  mit  Solnhofer  Schieferplatten,  in  den 
Aborten  und  Küchen  der  Dienstwohnungen  mit  Terrazzo,  im  Wert- 
gelaß und  in  den  Grundbucharchiven  mit  Tonplatten  belegt. 

Das  Gebäude  wird  durch  eine  Warmwasserheizung  erwärmt,  an 
die  die  zukünftigen  Erweiterungen  angeschlossen  werden  können. 

Alle  Räume  werden  elektrisch 
beleuchtet.  Gasleitungen  sind 
für  die  Küchen  der  Dienst- 
wohnungen vorgesehen.  Zwei 
kleine  elektrische  Aufzüge  dienen 
der  Beförderung  der  Akten. 

Soweit  für  die  innere  Ein- 
richtung neue  Stücke  beschafft 
worden  sind,  sind  sie  aus  Kiefern- 
holz mit  Öllasur  und  Lackierung 
gearbeitet. 

Der  Vorentwurf  ist  im  Mini- 
sterium der  öffentlichen  Arbeiten 
unter  der  Leitung  des  Geheimen 
Oberbaurats  Saal  aufgestellt 
worden.  Die  Oberleitung  bei 
der  Ausführung  hatte  der  Regie- 
rungs-  und  Baurat  Stiehl  bei 
der  Regierung  in  Königsberg  i.  Pr. 
Die  örtliche  Bauleitung  lag  in 
den  Händen  des  Regierungsbau- 
meisters Schmidt  bis  März  lül 6 
und  des  Regierungsbaumeisters 
Kraatz  bis  zur  Fertigstellung. 
Zeitweilig  wurden  sie  durch 
Regierungsbaumeister  Henrich 
vertreten.  Der  Bau  ist  im  April 
1913  begonnen  und  konnte  im 
September  1917  der  Gerichts- 
behörde übergeben  werden.  Die 
Gesamtkosten  waren  für  das 
Hauptgebäude,  Nebenanlagen, 
Bauleitungskosten  und  innere 
Einrichtung  auf  1 338  800  Mark 
veranschlagt.  Infolge  des  Krieges 
betragen  aber  die  Ausführungs- 
kosten insgesamt  rund  1 568  000 
Mark,  davon  entfallen  auf  das 
Gebäude  rund  1 310  000  Mark, 
auf  die  Nebenanlagen  rund 
14  000  Mark,  auf  die  Bauleitungs- 
kosten rund  83  000  Mark  und 
auf  die  innere  Einrichtung  rund 
131  000  Mark. 


Abb.  7.  Mittelbau. 
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‘3.  September  1921. 


Weichen  mit  gekrümmten  Herzstücken. 

Vom  Regierungsbaumeister  Vogel  in  Essen. 


In  einer  gleichbenannten  Abhandlung  im  Jahrgang  1920  d.  Bl., 
Seite  119  empfiehlt  Oberbaurat  Schwarz,  zur  Erzielung  steilerer 
Weichenstraßen  die  Weichenkrümmung  über  das  Herzstück  hinaus 
fortzuführen.  Er  zeigt  an  einer  Reihe  von  Beispielen,  welch  erhebliche 
Vorteile  für  die  Gleisentwicklung  daraus  zu  ziehen  sind,  so  daß  zu  er- 
warten ist,  daß  die  Reichsbahnen  sich  eingehend  mit  den  Vorschlägen 
beschäftigen.  Schwarz  hat  den  Halbmesser  und  die  Zungenvorrichtung 
der  Weiche  1 : 9 unverändert  in  seine  Vorschläge  übernommen,  weil 
— wie  er  in  Abschnitt  III  sagt  — der  Vorteil  des  gekrümmten  Herz- 
stücks klarer  hervortritt,  wenn  im  übrigen  an  der  Weiche  1:9  nichts 
geändert  wird.  In  den  nachstehenden  Ausführungen  soll  auf  dem  ge- 
wiesenen Wege  ein  Schritt  weitergegangen  und  auch  eine  Änderung 
des  Halbmessers  und  der  Zungenvorrichtung  vorgeschlagen  werden. 

I.  Zungenvorrichtung  und  Halbmesser.  Die  neuen  Vor- 
schläge sind  in  iolgenden  Gesichtspunkten  begründet:  Legt  man  un- 
mittelbar an  den  krummen  Strang  einer  Weiche  190  1 : 6 (Schwarz) 
eine  zweite,  in  gleichem  Sinne  gekrümmte  Weiche  an  (vgl.  Abb.  15  a bei 
Schwarz),  so  bilden  die  krummen  Stränge  der  beiden  Weichen  keine 
gleichmäßig  verlaufende  Kurve,  sondern  Uberschneiden  sich  dicht  hinter 
der  Zungenspitze  der  zweiten  Weiche.  Es  entsteht  also  ein  Knick  in 
der  Kurve,  der  durch  die  Abmessungen  der  Weiche  190  bedingt  ist: 
Das  Maß  Weichenanfang  bis  Schnittpunkt  ist  kürzer  als  das  Maß 
Schnittpunkt  bis  Kurvenende.  Der  Längenunterschied  erklärt  sich  aus 
der  Konstruktion  der  Weiche  mit  Überschneidung  (Abb.  1). 


a)  Der  Kurvenknick  wird  vermieden,  wenn  eine  Zungenkonstruktion 
eingeführt  wird,  die  vielfach  — besonders  bei  Straßenbahnen  — in  Ge- 
brauch ist.  Der  Weichenbogen  wird  hierbei  tangential  an  die  Backen- 
schiene herangeführt  und  der  Einschneidwinkel  so  gewonnen,  daß  das 
Zungenende  geradlinig  unter  dem  Winkel  </>  ausläuft. 

Die  Länge  dieser  Endgeraden  der  Zunge  ist  gleich  dem  Abstand 
der  Zungenspitze  vom  Kurvenanfang,  der  zugleich  Weichenanfang  ist. 
Man  hat  bei  Vollbahnen  diese  Weiche  deshalb  verlassen,  weil  sie  längere 
Zungen  bedingt.  Bei  Straßenbahnen  wird  dagegen  die  Weiche  ohne 
Überschneidung  oft  vorgezogen,  weil  sich  die  Überschneidung  bei  den 
kleinen  Halbmessern  und  kurzen  Radstäuden  durch  einen  starken  Ruck 
unangenehm  bemerkbar  macht.  Das  trifft  aber  auch  für  Vollbahnen 
zu,  deren  größeren  Halbmessern  auch  größere  Geschwindigkeiten 
gegenüberstehen.  Besonders  stark  tritt  der  Nachteil  der  Überschneidung 
bei  der  Weiche  140  1:7  mit  <j>  — 1 0 30'  in  Erscheinung.  Die  häufig 
vorkommenden  Entgleisungen  in  der  Zunge  sind  weniger  auf  den  zu 
geringen  Halbmesser  als  auf  die  starke  Überschneidung  zurückzuführen. 

Die  längeren  Zungen  der  Weichen  ohne  Überschneidung  bedingen 
eine  Verringerung  des  Halbmessers,  damit  bei  Kreuzungsweichen  ein 
genügend  großer  Abstand  zwischen  Zungenspitzen  und  Herzstücken 
entsteht.  Nach  der  von  Schwarz  aufgestellten  Berechnung  sind  für  die 
Weichen  1 : 14,  1 : 10  und  1 : 9 Geschwindigkeiten  von  66,  54  und  45  km 
zulässig.  Er  zieht  daraus  die  Folgerung,  daß  man  der  Weiche  1 : 14 
einen  Halbmesser  von  300  m geben  kann.  Dehnt  man  die  gleiche 
Folgerung  auf  die  übrigen  Weichen  aus,  so  ergeben  sich  für  1 : 10  225  m 
und  für  1 : 9 180  m Halbmesser.  Damit  sind  Kreuzungsweichen  gut  zu 
konstruieren.  Bezieht  man  den  Halbmesser  auf  die  Achse,  wie  das  bei 
der  württembergischen  Staatsbahn  auch  bei  Weichen  schon  üblich  ist, 
so  erhält  die  Weiche  180  ohne  Überschneidung  die  Abmessungen  der 
Abb  2. 

Die  Einführung  der  neuen  Zungenvorrichtung,  die  eine  langjährige 
Erprobung  voraussetzt,  darf  aber  die  Einführung  der  gekrümmten 
Herzstücke  nicht  aufhalten.  Es  müßte  daher  für  den  Übergang  eine 
Lösung  gefunden  werden,  die  den  Kurvenknick  annähernd  beseitigt. 
Abb.  3 stellt  folgenden  Vorschlag  dar: 


b)  Der  Halbmesser  190  der  preußischen  Weiche  1:9  geht  bei 
Funkt  B (3°  1' 15,8")  in  Halbmesser  180,7175  über.  Die  rückwärtige 
Verlängerung  dieses  Bogens  berührt  die  Backenschiene  im  Punkt  A, 
der  1,721  — 1,038  = 0,683  m vor  dem  Weichenanfang  liegt.  Dieses 
fehlende  Gleisstück  legt  man  an  das  Ende  der  über  das  Herzstück 
hinausgeführten  Krümmung  an.  Liegt  dann  Weiche  an  Weiche,  so 
entsteht  ein  in  der  Achse  auf  180  m gleichmäßig  gekrümmter  Bogen. 


Die  nachstehende  Untersuchung  möge  zeigen,  welche  Unterschiede 
in  der  Ablenkung  der  Fahrzeuge  beim  Befahren  der  Weichen  mit  und 
ohne  Überschneidung  auftreten.  Ein  Fahrzeug  von  4 m Radstand  fahre 
1.  aus  einer  Geraden,  2.  aus  einer  Kurve  von  ra—  190  bezw.  180,7175  m 
in  eine  Weiche  190  bezw.  180  mit  7- = 40'  ein.  Abb.  4,  6 u.  8 stellen 
die  Weiche  mit  Überschneidung,  Abb.  5 u.  7 die  Weiche  ohne  Über- 
schneidung dar.  Die  Ablenkungen,  die  das  Fahrzeug  erfährt,  sind  auf 
folgender  Grundlage  ermittelt: 

1.  Einfahrt  aus  einer  Geraden.  Es  ist  mittlere  Abnutzung  der 
Radflanschen  angenommen,  der  Spielraum  zwischen  Radflanschen  und 
Schienen  betrage  daher  18  mm,  also  beiderseits  9 mm.  Die  leichte 
Pendelbewegung  in  gerader  Strecke  ist  außer  Betracht  gelassen,  da  die 
Ermittlung  der  Grenzfälle  hierfür  zu  weit  führen  und  ihr  Mittelwert 
kein  wesentlich  anderes  Bild  als  die  Annahme  pendelfreier  Fahrt  geben 
würde.  Reim  Einfahren  in  eine  Rechtsweiche  (Abb.  4)  trifft  das  linke 
Vorderrad  da  auf  die  Zunge,  wo  sie  9 mm  stark  ist,  und  bleibt  von  da 
ab  in  Berührung  mit  der  Fahrkante  der  Zunge.  Die  Hinterachse  be- 
wegt sich  beim  Vorfahren  in  die  Weichenkrümmung  allmählich  nach 
rechts,  so  daß  etwa  an  der  Zungenspitze  das  rechte  Hinterrad  die  rechte 
(Innen-)  Schiene  berührt.  Diese  Stellung  behält  der  Wagen  in  der  Kurve 
bei.*)  Der  Spielraum  an  der  Zunge  ist  durch  10  mm  Spurerweiterung 
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auf  28  mm  gewachsen.  Die  Winkel,  die  die  Fahrzeugachse  mit  den 
Tangenten  an  die  Berührungspunkte  bildet  („Stellungswinkel“),  sind 
für  die  Auftreffstelle  und  die  Punkte  1,  2,  3 u.  4 ermittelt,  die  I,  2, 
3 u.  4 m von  der  Zungenspitze  entfernt  liegen  (Tafel  1 u.  2).  Bei  der 
\Yreiche  (Abb.  5)  ist  14  mm  Spurerweiterung  an  der  Zungenspitze  an- 
genommen (sieh  unter  2). 

2.  Einfahrt  aus  einer  Kurve.  Das  linke  Vorderrad  berührt  dauernd 
die  linke  Fahrkante,  das  rechte  Hinterrad  die  rechte  Fahrkante.*)  Spur- 
erweiterung ist  durchweg  zu  10  mm  gewählt,  was  später  begründet 
wird,  nur  an  der  Zungenspitze  ist  14  mm  (10  mm  Erweiterung  -(-  4 mm 
Pfeilhöhe  des  Bogens  für  40')  angenommen,  da  sonst  für  Punkt  4 
Einengung  erfolgen  würde.  Zur  Beobachtung  der  Stetigkeit  der  Be- 
wegung sind  für  die  Tafeln  3 bis  5 auch  die  Stellungswinkel  für  die 
Punkte  —-ly  —2  u.  —3  ermittelt.  In  Tafel  4 sind  fj  = 190  und  ra 
— 180,7175  m eingesetzt,  damit  der  Unterschied  der  Stellungs Winkel 
(ür  beide  Halbmesser  verglichen  werden  kann. 


Bauverwaltung. 


3.  Einfahrt  aus  einer  Kurve  180,7175  in  Weiche  190  mit  0,683  m 
Zwischengerade.  Diese  Anordnung  entspricht  dem  Vorschlag  b.  Zu  1 
zeigt  sich,  daß  bei  der  Weiche  mit  Überschneidung  der  Normal  - 
stellungswinkel  erheblich  überschritten  wird.  Ganz  abgesehen  von 
dem  unvermeidlichen  Anschlagwinkel  wirken  die  Ablenkungen 
günstigstenfalls  so,  als  sei  eine  kurze  Kurve  von  etwa  150  m 
Halbmesser  eingeschaltet.  Während  man  also  in  der  gewöhnlichen 
Kurve  das  an  sich  allmähliche  Anwachsen  der  Ablenkung  bis 
höchstens  zum  Normalsteliungswinkel  durch  Einschalten  eines  Über- 
gangbogens noch  verlangsamt,  wird  bei  der  Weiche  durch  die  Über- 
schneidung ein  schärferer  Bogen  vorgeschaltet.  Die  Einfahrt  muß 
daher  ruckartig  sein,  zumal  auch  der  erste  Ablenkwinkel  50'  beträgt. 
Bei  der  Weiche  ohne  Überschneidung  überschreitet  dagegen  die  erste 
Ablenkung  den  Einschneidwinkel  von  40'  nicht;  es  tritt  danach  sogar 
eine  kleine  Abschwächnng  ein,  und  dann  erfolgt  die  allmähliche  Ab- 
lenkung bis  zum  Normalstellungswinkel  wie  in  jeder  Kurve  ohne  Über- 


Weiche  mit  Überschneidung. 


Tafel  1. 


Abb.  4. 
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Allgemein  gilt:  Das  äußere  Rad  der  Vorderachse  führt  den 
Wagen  am  äußeren  Strang,  die  Hinterachse  stellt  sich  radial  ein  oder 
sucht  dies  zu  tun,  wenn  der  Radstand  zu  groß  ist.  Bei  180  m Halb- 
messer und  4 m Radstand  würde  durch  die  Radialstellung  der  Hinter- 
achse zwischen  äußerem  Hinterrad  und  äußerer  Schiene  ein  Abstand 
von  48  mm  entstehen.  Zur  Verfügung  stehen  aber  nur  18  mm  Spiel- 
raum -f-  10  mm  Spurerweiterung  = 28  mm,  daher  kann  sich  die  Achse 
nicht  radial  einstellen.  Das  ist  bei  180  m Halbmesser  erst  für  Rad- 
stände unter  3,04  m möglich. 


Weiche  ohne  Überschneidung.  Tafel  2. 
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Tafel  4. 


Bei  Abb.  4 bis  8 Fahrtrichtung  von  links  nach  rechts. 
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gang.  Aus  dem  Unterschied  erklärt  sich  zum  Teil  die  viel  stärkere 
Abnutzung  der  Weichenzungen  im  Vergleich  zum  Bogenende  be 
Weichen,  die  in  beiden  Richtungen  gleich  viel  befahren  werden. 

Bei  2 sind  die  Unterschiede  noch  augenfälliger.  Tafel  3 zeigt  Ab 
lenkwinkel,  wie  sie  günstigstenfalls  bei  einer  Kurve  von  130  m Halb- 
messer auftreten.  Tafel  4 zeigt  zwar  ebenfalls  den  starken  Ablenk- 
winkel an  der  Zungenspitze,  im  übrigen  bleibt  aber  das  Fahrzeug  in 
der  normalen  Kurvenstellung.  Der  Anschlagwinkel  wird  etwa  so  wirken 
wie  der  Stoß  einer  aus  ungebogenen  Schienen  verlegten  Kurve  (ein 
zwar  nicht  erstrebter,  aber  sehr  häufiger  Fall).  Bei  Fahrzeugen  mit 
Drehgestellen  (D-Zugwagen)  wird  kaum  eine  Erschütterung  wahrzu- 
nehmen sein,  da  der  große  Abstand  der  Drehgestelle  die  geringe  vor- 
übergehende seitliche  Verschiebung  derselben  ausgleicht. 

Bei  3.  wird  zwar  die  Ablenkung  an  der  Zungenspitze  etwas  ge- 
mildert, die  Überschreitung  des  Normalstellungswinkels  an  den  fol- 
genden Punkten  ist  aber  noch  recht  erheblich.  Auch  wird  die  Stetig- 
keit des  Fahrens  einmal  durch  Unterschreitung,  dann  durch  Über- 
schreitung der  Normalstellung  gestört. 

Die  Untersuchung  ergibt,  daß  ganz  unabhängig  davon,  ob  die 
Weichen  mit  gekrümmten  Herzstücken  eingeführt  werden  oder  nicht, 
die  Zungen  ohne  Überschneidung  eine  wesentliche  Verbesserung  dar- 
stellen. 

II.  Wahl  der  Weichen-Neigung.  Oberbaurat  Schwarz  hat 
seine  Beispiele  in  der  Hauptsache  für  die  Neigung  1 : 6 durchgeführt. 
Es  wird  lehrreich  sein,  nunmehr  das  Verhalten  der  Neigung  1 : 7 zu 
untersuchen. 


Abb.  10. 

Einfache  Weichen  180,  1 : 7 
in  Verbindung  mit  einfachen 
Weichen  180,  1 : 9. 


Die  Weiche  1 : 7 erweist  sich  hiernach  vermöge  ihrer  kurzen  Tan 
gentenlängen  vorteilhafter  als  1 : 6.  Ferner^  gibt  lj  7 bei  4,5  m Gleis; 
abstand  6,236m  Gerade  zwischen  Gegenweichen.  Neigung  1:6  hat 
dagegen  erst  bei  5,88  m Gleisabstand  6 m Zwischengerade. 

Die  Beispiele  Abb.  16  bis;  22  der  Abhandlung  von  Schwarz  lassen 
indessen  ohne  weiteres  erkennen,  daß  die  Neigung  1 : 6 deshalb 
vorteilhafter  ist,  weil  sie  größere  Längen  der  letzten  Gleise  bringt. 
Aber  auch  hier  spricht  der  Umstand,  daß  bei  Gegen  weichen  mit  6,236  m 
Zwischengerade  4,5  m Gleisabstand  zu  halten  ist,  zugunsten  von  1:7. 
Ferner  läßt  sich  die  gekröpfte  einfache  Weiche  1 : 9 7 ohne  ein  weiteres 
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Abb.  11. 

Einfache  Weichen  180,  1 : 6 
in  Verbindung  mit  einfachen 
Weichen  180,  1 : 9. 


Herzstück  hersteilen.  Man  legt  all  den  Stoß  vor  dem  Herzstück  einer 
Weiche  180  links  das  Herzstück  einer  Weiche  180  1:7  rechts  (vergl. 
Abb.  21).  Das  bietet  keine  Schwierigkeiten,  wenn  die  Stöße  in  der 
Neigung  1 : 18,06  liegen;  es  ist  lediglich  die  Spurerweiterung  zu  regeln. 
Die  Zwischengerade  zur  nächsten  Weiche  ist  dann  ebenfalls  6,23(<  m. 
Es  entstehen  dabei  die  gleichen  Verhältnisse  wie  bei  der  einseitig 
gekröpften  Kreuzungsweiche.  Da  die  gleiche  Anordnung  bei  1 : 6 
5,88  m Gleisabstand  bringen  würde,  ist  für  diese  Neigung  die 
180 

Weiche  1:9/6  .,j(()  inach  Vorschlag  Schwarz  Abb.  17  bei  Schwarz)  und 
mithin  ein  neues  Herzstück  erforderlich.  Die  Neigung  1 : 7 gestattet 
ferner  Beibehaltung  des  Gleisabstandes  von  4,5  m bei  Abzweigung  der 
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Güterbahn  vergl.  Abb.  16  bei  Schwarz),  und  zwar  bei  Doppelkröpfung 
sowohl  des  Gütergleises  (Abb.  12)  als  auch  der  Weichenstraße  (Abb.  13). 
Die  Neigung  1 : 6 bedingt  Gleisabstände  von  4,8  m zwischen  Gleis  5 


Nr.  71. 
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und  Gleisö  (zu  Abb.  12), 
bczw.  4,8  m Gleise  5/6 
und  5,88  m Gleise  0 7 
(zu  Abb.  10). 

Die  Entscheidung 
darüber,  ob  die  Vorteile 
der  Neigung  1 : 7 die 
Vorzüge  der  Neigung 
1 : 6 aufwiegen  können, 
wird  erst  nach  eingehen- 
der Prüfung  zu  treffen 
sein.  (Schluß  folgt.  ) 


In  (lern  Wettbewerb  fiir  Entwürfe  zu  einem  Werbeaushang 
(Plakat)  fiir  die  Deutsche  Gewerbeschau  in  München  1922  (S.  200 
u.  224  d.  Bl.)  waren  1118  Bewerbungsarbeiten  eingereicht  worden. 
Der  Beurteilungsausschuß  hat  die  vier  Preise  von  6000,  4000.  3000  und 
2000  Mark  zuerkannt:  Max  Eschle  in  München,  Ernst  Heigenmoser 
in  München,  Willi  Wolf  in  München  und  Friedrich  Kühn  in  Elber- 
feld; weitere  acht  Entwürfe  wurden  mit  Preisen  zu  je  1500  Mark 
ausgezeichnet. 

Eine  Kunstmesse  in  Frankfurt  a.  M.  ist  für  die  Zeit  vom  18.  Sep- 
tember bis  9.  Oktober  d.  J.  geplant.  Zu  diesem  Zweck  sind  die  sämt- 
lichen unteren  Räume  des  Römers  dem  Kunsthandel  in  einer  nach 
Ständen  geordneten  Ausstellung  überlassen,  während  in  den  oberen 
Räumen,  im  Kaiser-  und  Kurfürstensaal  eine  Ausstellung  mittelalter- 
licher Kunst  geboten  wird.  Die  Ausstellung  in  den  oberen  Räumen 
umfaßt  in  der  Hauptsache  farbige  Nachzeichnungen  nach  mittelalter- 
lichen Wandgemälden  aus  den  deutschen  Denkmälerarchiven,  ferner 
deutsche  primitive  Bildteppiche,  Paramente  und  Tafelgemälde,  auch 
Plastik  und  Kunstgewerbe. 

Für  die  Frankfurter  Herbstmesse,  die  vom  25.  September  bis 
1.  Oktober  d.  J.  stattfindet,  ist  das  vorläufige  Verzeichnis  der  Aus- 
steller erschienen.  Das  lieft  enthält  die  alphabetisch  geordneten 
Firmennamen  der  bis  zum  1.  August  zugelassenen  Aussteller  nach 
den  30  Warengruppen  geordnet.  Ein  Vorwort  in  deutscher,  englischer 
und  französischer  Sprache  gibt  dem  Einkäufer  über  alles  Wissens- 
werte Auskunft. 

Die  Entstellungszeit  der  Westseite  des  Halberstädter  Domes. 
Bei  der  Erstürmung  Haiberstadts  durch  Heinrich  den  Löwen  1179 
geht  die  gesamte  Stadt  in  Flammen  auf.  Auch  der  Dom  verbrennt. 
Der  Erzbischof  Wichmann  von  Magdeburg  schreibt  nach  Mainz  wie 
folgt:1 *) 

„W.  der  heiligen  Magdeburger  Kirche  Erzbischof  und  Domherr 
der  einstigen  Halberstädter  Kirche,  welche  schon  nicht  mehr  ist, 
weil  sie  ach ! zu  Asche  gemacht  ist , dem  Kapitel  der  Mainzer 
Kirche  ewiges  Heil  in  dem  Herrn! 

Über  das  schauerliche  und  unerhörte  Verbrechen,  welches  der 
Herzog  von  Sachsen  gegen  Gott  und  die  Halberstädter  Kirche  be- 
gangen hat,  durch  Trauer  und  Schmerz  verzehrt,  bitten  wir  Euch, 
daß  Ihr  Euch  der  Betrübten  erbarmt  und  Euch  als  Mauer  entgegen- 
stellt für  das  Haus  Israel  und  stehet  in  dem  Kampfe  des  Herrn. 
Weil  der  Herzog  die  Stadt  Halberstadt  von  Grund  aus  zerstörte,  hat 
er  das  Münster  des  hl.  Stephan  und  alle  Münster  und  Kirchen 
durch  Feuer  eingeäschert,  edle  Domherrn  und  ehrenwerte  junge 
Schüler  und  mehr  als  500  Menschen  beiderlei  Geschlechts,  welche 
schon  gefunden  worden  sind,  außer  denen,  die  unter  den  Trümmern 
der  Häuser  und  unter  der  Asche  bis  jetzt  noch  verborgen  sind,  hat 
er  in  den  Münstern  verbrannt“  usf. 

Daß  sich  selbst  das  reiche  Halberstadt  nur  schwer  von  dieser 
Verwüstung  erholt  hat,  dürfte  klar  sein.  Daß  aber  die  Wieder- 
herstellung der  Holzdecken  des  Domes  nicht  bis  1220  gedauert  hat, 
dürfte,  selbst  wenn  nicht  eine  Reihe  von  Urkunden  vorhanden  wäre, 
welche  die  Benutzung  des  Domes  bis  dahin  dartun,  ebenfalls  selbst- 
verständlich sein.  Wenn  also  erst  zum  16.  August  1220  die  Peters- 
berger Chronik  von  einer  feierlichen  Einweihung  berichtet,  so  darf 
man  sich  an  dem  heutigen  Dom  nach  Bauteilen  von  1220  umsehen. 
Sie  schreibt:3) 

-Der  Halberstädter  Dom  wird  am  Tage,  welcher  der  Himmel- 
fahrt der  Gottesgebärerin  folgt,  geweiht  durch  die  Bischöfe  Friedrich 
von  Halberstadt,  Siegfried  von  Hildesheim,  Konrad  von  Minden,  den 
von  Havelberg  und  Christian  von  Preußen,  im  44.  Jahr,  nachdem  er 
vom  Herzog  Heinrich  verbrannt  worden  ist.“ 

Diese  Weihung  galt  einem  lange  schon  wiederhergestellten  Dom. 


l)  Schmidt,  Urkundenbuch  des  Hochstiftes  Halberstadt.  Leipzig 

1883.  Teil  1,  S.  257  u.  f. 

-’)  Monumenta  Germ.  hist.  Scr.  XXIII.  Hannover  1874.  (Chroni- 

con  montis  Sereni.)  S.  198. 


Denn  vom  Bischof  Gardulf  wird  1195  berichtet,  als  er  sich  zur  Teil- 
nahme am  Kreuzzug  verpflichtet:3) 

„Deswegen  wurde  er,  während  er  sich  selbst  mit  ruhmvollem 
Aufwande  angeschickt  hatte,  die  Kirche  des  hl.  Stephan  zu  weihen, 
die  nach  der  schrecklichen  Vernichtung  der  Stadt  noch  nicht  wieder- 
geweiht worden  ist,  wegen  seines  drängenden  Gelübdes  auf  den  ge- 
heimen Ratschluß  Gottes  hin,  an  diesem  Wunsch  behindert.“ 

Ersichtlich  waren  die  abgebrannten  Decken  und  Dächer  seit  1179 
baldigst  hergestellt  worden  und  der  Dom  wieder  im  Gebrauch. 

Der  Nachfolger,  Bischof  Konrad  (1205  bis  1209),  scheint  dann 
diese  alte  romanische  Kirche  überwölbt  zu  haben.  Die  Halberstädter 
Chronik  berichtet  von  ihm: 

„Dieser  Bischof  förderte  das  auch  und  bewirkte  getreulich,  daß 
die  Kirche  des  hl.  Stephan,  welche  ungestalt,  roh  und  verachtet  war. 
sowohl  vergrößert  wie  auch  durch  ein  Gewölbe  auf  das 
geziemendste  geziert  wurde.“  (et  ampliata  et  testudine  decen- 
tissima  est  ornata.) 

Wo  haben  wir  die  Vergrößerung  zu  suchen?  Ersichtlich  im  Westen. 
Dort  springt  der  jetzige  Dom  weit  über  den  am  Kreuzgang  liegenden 
Saal  hervor,  und  zwar  gerade  um  das  neue  Turmpaar.  Unter  diesem 
Bischof  Konrad  hat  man  die  Westtürme  wahrscheinlich  begonnen 
(s.  a.  1896  d.  Bl.,  S.  425;  Zeitschrift  für  Bauwesen  1884,  S.  439,  Bl.  72: 
Denkmalpflege  1912,  S.  89). 

Aber  dort  stand  ja  noch  1227  der  uralte  Westchor,  wirft  man 
seit  einiger  Zeit  ein.  Die  Türme  sind  also  viel  später  entstanden. 
Dieser  Einwand  beruht  auf  einer  Anzahl  Übersetzungsfehlern.  Es 
hat  vor  1227  nie  einen  Westchor  zu  ebener  Erde  im  Halber- 
städter Dom  gegeben.  Aus  folgenden  Gründen: 

In  dem  so  eingehenden  Bericht  der  Gesta  Episcoporum  Halber- 
stadensium4)  über  die  Einweihung  des  Halberstädter  Domes  im 
Jahre  992  in  Gegenwart  des  jungen  Kaisers  Ottos  III.  heißt  es: 

„1.  Consecravit  autem  domnus  Hildewardus  maius  altare 
sancte  et  individue  Trinitati  primoque  suo  militi  Stephano  ...  7.  Ad 
occidentem  ecclesie  in  altioris  chori  medio  consecravit  altare  Hugo 
Ciciensis  episcopus  in  honore  martirum  Sixti  et  Felicissimi  et  Aga- 
piti  et  Januarii  ...  10.  Supremum  altare  dedicavit  Wilegisus 

Moguntine  sedis  archiepiscopus  in  honore  sanctorum  archangelorum 
Mychahelis,  Gabrielis,  Raphahelis  . . 

Döring  übersetzte  wie  folgt:5) 

„Hildewart  weihte  den  größeren  (!)  Altar  und  somit  die  ganze 
Kirche  der  Dreieinigkeit  und  dem  h.  Stephanus  ...  Im  Westen 
der  Kirche,  in  der  Mitte  des  hohen  (!)  (’hores  weihte  Hugo  von  Zeitz 
einen  Altar  zu  Ehren  der  hh.  Märtyrer  Sixtus,  Felicissimus,  Agapitus 
und  Januarius  . . . Den  Hochaltar  (!)  weihte  Willegis  von  Mainz  zu 
Ehren  des  h.  Michael,  Gabriel,  Raphael  und  aller  übrigen  Engel  . . .“ 

Auf  dieser  nicht  richtigen  Übersetzung  haben  Dörings  Schüler 
eine  noch  irrigere  Domgeschichte  aufgebaut. 

Die  Übersetzung  lautet  aber: 

„1.  Es  hat  aber  der  Herr  Hildeward  den  Hochaltar  der  heiligen  und 
ungeteilten  Dreieinigkeit  und  ihrem  ersten  Streiter  Stephan  geweiht  . . . 
7.  Nach  Westen  der  Kirche  in  der  Mitte  des  oberen  Chores  hat 
Hugo,  der  Bischof  von  Zeitz,  den  Altar  zur  Ehre  der  Märtyrer  Sixtus 
und  Felicissimus  und  Agapitus  und  Januarius  geweiht  . . . 10.  Den 

obersten  Altar  hat  Wilegis,  des  Mainzer  Sitzes  Erzbischof,  zur 
Ehre  der  heiligen  Erzengel  Michael,  Gabriel,  Rafael  geweiht.  . . 

Es  gab  eben  im  westlichen  Turmbau  — wahrscheinlich  über  dem 
Eingang  einen  oberen  Chor  und  darüber  noch  höher  gelegen 
einen  obersten  Altar  der  heiligen  Erzengel,  wie  dies  im  frühen 
Mittelalter  Sitte  war. 

In  ganz  ähnlicher  Weise  verhält  es  sich  mit  der  Übersetzung  der 

3)  Chronicon  Halberstadense  bei  Leibnitz.  Scr.  Brunsv.  illustr. 
Bd.  II.  Hannover  1710.  S.  139. 

4)  Monumenta  Germaniae  hist.  Scr.  XXIII.  Hannover  1874, 
S.  85  u.  f. 

5)  Beschreibende  Darstellung  der  älteren  Bau-  und  Kunstdenk- 
mäler der  Kreise  Halberstadt  Land  und  Stadt.  Halle  1902.  S.  228. 
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3.  September  1921. 


Urkunde  von  1227,  die  das  Bestehen  des  „uralten“  Westchors  auch 
damals  noch  erweisen  soll.  Sie  lautet:0) 

„In  nomine  sancte  et  individue  Trinitatis.  Fridericus  divina  pro- 
videntia  sancte  Halberstad ensis  ecclesie  episcopus  imperpetuum  . . . 
ceterum  de  aliis  quinque  mansis,  s.  Spiritus  gratia  sibi  affavente, 
taliter  ordinavit,  ut  in  continenti  post  mortem  ipsius  in  occidentali 
choro,  quem  ipse  ad  honorem  gloriose  virginis  Marie  et 
b.  Syxti  martiris  de  suis  cohstituit  sumptibus  perpetuus 
vicarius  habeatur.  qui  inibi  deserviat  divina  die  qualibet  celebrando 
et  in  choro  secundum  debitum  vicariorum  frequenter  presens  existat 
et  s.  Marie  ac  b.  Syxti  vicarius  nominetur.  . . 

(Im  Namen  der  heiligen  und  ungeteilten  Dreieinigkeit.  Friedrich, 
der  heiligen  Halberstädter  Kirche  Bischof  für  immer  . . . ferner 
von  anderen  5 Joch  verordnete  er,  indem  die  Gnade  des  hl.  Geistes 
es  ihm  eingab,  daß  sofort  nach  seinem  Tode  im  westlichen 
Chor,  den  er  selbst  zu  Ehren  der  glorreichen  Jungfrau 
Maria  und  des  hl.  Märtyrers  Sixtus  auf  seine  Kosten  ein- 
gerichtet hat,  ein  ständiger  Vikar  gehalten  werde,  der  darin  den 
Gottesdienst  versehe,  der  an  jedwedem  Tage  zu  feiern  ist,  und’  im 
Chor  gemäß  der  Pflicht  der  Vikare  häulig  gegenwärtig  sei,  und  Vikar 
der  hl.  Maria  und  des  hl.  Sixtus  genannt  werde  . . .) 

Der  Bischof  Friedrich  bestätigt  im  vorstehenden  den  letzten  Willen 
des  Domhüsters  und  Propstes  in  Jechaburg,  Burchard  von  Wartberg, 
der  den  Chor  eingerichtet  hat.  Worin  hat  er  ihn  eingerichtet?  In 
einem  vorhandenen  Chorbau?  — Wir  haben  nun  aber  gesehen,  daß 
im  Westen  kein  Chorbau,  sondern  ein  Turmbau  vorhanden  war,  in 
dessen  Obergeschossen  eine  Anzahl  Altäre  eingebaut  war,  die  höchst- 
wahrscheinlich ihre  Geistlichkeit  seit  langer  Zeit  besaß.  Der  Propst 
von  Jechaburg  könnte  also  höchstens  das  Untergeschoß  des  alten 
Turmbaues  zum  Westchor  eingerichtet  haben.  Das  kann  constituit 
allein  besagen.  Denn  will  man  constituit  mit  erbaut  übersetzen,  was 
überdies  nicht  richtig  sein  dürfte,  so  hätte  der  Propst  doch  jetzt  erst 
kurz  vor  1227  den  „uralten  Westchor“  erbaut.  Und  wo  wäre  dann 
dieser  geblieben? 

Nein!  Dieser  Westchor  ist  nur  neu  eingerichtet  worden  in  einem 
schon  bestehenden  Raum,  der  bis  dahin  keinen  Altar  besessen  hatte. 
Ein  solcher  leerer  Raum  im  Westen  kann  nur  zwischen  den  beiden 
neuen  Türmen  zu  suchen  sein,  entweder  im  Obergeschoß  oder  eben- 
erdig. So  kommen  wir  auf  die  wahrscheinliche  Lösung  des  ganzen 
Geheimnisses:  Die  Eingangshalle  zwischen  den  beiden  neuen  Türmen 
ist  als  Westchor  eingerichtet  worden,  genau  wie  zur  selben  Zeit  im 
Dom  in  Münster  in  Westfalen  die  Eingangshalle  zwischen  den  beiden 
Westtürmen  zum  Chor  eingerichtet  wurde,  und  später  im  Dom  in 
Magdeburg  die  gleiche  Eingangshalle  zwischen  den  Westtürmen  zur 
Annakapelle  und  später  zur  Grabkapelle  des  Erzbischofs  Ernst  ein- 
gerichtet wurde.  Die  Urkunde  von  1227  besagt  also  nichts  gegen 
das  Vorhandensein  der  heutigen  beiden  Westtürme;  im  Gegenteil,  sie 
verlangt  einen  derartigen,  schon  vorhandenen  Chorraum,  der  aber  bis 
dahin  als  Chor  nicht  im  Gebrauch  gewesen  war. 

Im  Mittelalter  wurden  die  Dome  anders  benutzt  als  heutzutage. 
Für  die  zahlreiche  Geistlichkeit  mußten  überall  Altäre  vorhanden  sein. 
Der  Zugang  erfolgte  zumeist  auch  von  den  Seiten  her,  von  den  Kreuz- 
gängen aus,  daher  war  die  Anlage  eines  Westchors  zwischen  den 
Türmen  nichts  Außergewöhnliches.  Daß  die  Westtürme  1220  fertig 
waren,  bezeugen  auch  ihre  Einzelheiten,  die  mit  denen  des  Bischot- 
ganges  in  Magdeburg  übereinstimmen,  der  ungefähr  von  1210  bis 
1220  entstanden  ist,7)  wenn  sie  auch  einer  anderen  Baumeisterhand 
angehören.  Das  Beste,  was  über  den  Dom  in  Halberstadt  geschrieben 
worden  ist,  bleibt  immer  noch:  „Der  Dom  in  Halberstadt“.  Baugeschicht- 
liche Studie  von  Regieruugsbaumeister  Karl  Elis,  dem  Zeichenlehrer  der 
Kinder  des  Kronprinzen  Friedrich  Wilhelm,  weiland  Professor  an  der 
Bauakademie  (Berlin  1883.  Jul.  Springer).  Man  findet  dort  nicht 
nur  vortreffliche  Zeichnungen  vom  gesamten  Dom,  Elis  hat  auch  zum 
erstenmal  die  bis  dahin  nicht  veröffentlichten  Urkunden  ihrem  Inhalt 
nach  angeführt.  Das  bei  Elis  noch  Fehlende  sucht  man  vergeblich 
in  der  „Beschreibenden  Darstellung  der  älteren  Bau-  und  Kunstdenk- 
mäler“. Hoffentlich  findet  sich  auch  einmal  ein  geschichtskundiger 
Gelehrter  oder  ein  Baumeister,  der  das  so  vorzügliche  Urkundenwerk 
von  Schmidt*)  fortsetzt  und  Elis  ergänzt.  Ohne  Urkunden  bleibt  die 
Kunstgeschichte  ein  nicht  richtiger  Roman  und  die  neuesten  Sammel- 
werke eine  Sammlung  aller  bisherigen  Irrtümer. 

Berlin.  • Hasak. 


Bücherschaii. 

Handbuch  der  Ingenieurwissenschaften.  Leipzig.  Willi.  Engel- 
manu.  In  gr.  8°.  In  5 Teilen.  — 3.  Teil.  Der  Wasserbau.  Heraus- 

°)  Schmidt,  Urkundenbuch  des  Hochstiftes  Halberstadt.  Leipzig 
1883.  Teil  1,  S.  539  u.  f. 

")  Zeitschrift  für  Bauwesen,  Jahrg.  1919:  Hasak,  „Deutsch- 
Gotisches“,  Sp.  39  u.  f. 

8)  Gustav  Schmidt,  Urkundenbuch  des  Hochstiftes  Halberstadt. 


gegeben  von  J.  F.  Bubendey  f,  G.  Franzius,  A.  Frühling  f , Th.  Köhn  f, 
Fr.  Kreuter,  Th.  Rehbock,  0.  Smreker,  Ed.  Sonne  f.  und  G.  de  Thierry. 
— 6.  Bd.;  Der  Flußbau.  Bearbeitet  und  herausgegeben  von  2)r.=3ng. 
Franz  Kreuter.  5.Aufl.  1921.  XIV  u.  724  S.  mit 485  Textabb.,  54  Licht- 
bildern, 3 Taf.  u.  Inhaltweiser.  Geh.  13 G Ji,  geb.  154  Jt. 

Diese  von  dem  bekannten  Münchener  Hochschullehrer  und  Forscher 
durchgeführte  Bearbeitung  darf  hinsichtlich  ihrer  äußeren  Gestalt  als 
ein  neues  Werk  ungesprochen  werden,  das  gegenüber  den  älteren 
Auflagen  unter  anderen  bemerkenswerten  Vorzügen  eine  sehr  klare 
und  straffe  Gliederung  des  Stoffs  aufweist.  Nur  solche  Gebiete  haben 
in  diesem  Bande  Aufnahme  gefunden,  die  zum  Flußbau  gehören. 
Alles,  was  sonst  noch  in  den  älteren  Auflagen  zusammen  mit  dem 
Flußbau  untergebracht  war,  ist  jetzt  in  andere  Bände  verwiesen 
worden.  Die  Benutzung  des  Werks  wird  dadurch  erleichtert.  Der 
umfangreiche  Stoff  ist  in  acht  Hauptstücke  zerlegt,  die  zusammen 
ein  bis  auf  die  Gegenwart  hinabreichendes  deutliches  und  umfassendes 
Bild  geben  nicht  nur  vom  heutigen  Stande  der  Flußbaukunst,  sondern 
auch  von  der  wissenschaftlichen  Forschung  auf  diesem  Gebiet.  Jedem 
Hauptstück  ist  ein  kurzer  Hinweis  auf  das  einschlägige  Schrifttum  bei- 
gegeben, das  am  Schluß  des  Bandes  ausführlich  zusammengestellt  ist. 

Nach  eingehender  Besprechung  der  allgemeinen  wissenschaftlichen 
Grundlagen,  von  welchen  die  1917  veröffentlichten  Forschungen  Reh- 
bocks über  die  Bewegung  des  fließenden  Wassers  besonders  erwähnt 
seien,  werden  die  Gesichtspunkte  erörtert,  die  bei  Anstellung  von  Vor- 
erhebungen und  Ausarbeitung  von  Vorentwürfen  maßgebend  sind. 
Hieran  schließt  sich  eine  Betrachtung  der  im  Flußbau  üblichen  Bau- 
stoffe und  der  bekanntesten  Baubestandteile.  Dabei  sind  auch  die 
Drahtnetze  erwähnt,  die  in  letzter  Zeit  mehr  und  mehr  im  Flußbau 
verwendet  werden.  Vielleicht  läßt  es  sich  in  der  nächsten  Auflage 
ermöglichen,  auch  auf  die  mit  diesem  Baustoff  durebgeführte  Draht- 
schotterbauweise einzugehen,  mit  der  an  Gebirgsnebenflüssen  der 
oberen  Oder  sehr  gute  Erfolge  erzielt  wurden  (vgl.  Regelung  der  Ostra- 
witza,  1921,  S.  260  d.  Bl.). 

Der  Ausführung  von  Flußbauten,  dem  Verbau  von  Wildbächen, 
der  Bändigung  von  Gebirgsflüssen  und  der  Verbesserung  schiffbarer 
Flüsse  sind  eingehende  und  anschauliche  Darlegungen  gewidmet. 

Auf  eine  nähere  Würdigung  dieser  Kapitel  muß  hier  leider  aus 
Mangel  an  Raum  verzichtet  werden.  Nur  sei  noch  erwähnt,  daß  das, 
was  in  § 112  über  die  Anforderungen  an  die  Flüsse  durch  den  Verkehr 
einerseits  und  die  Landwirtschaft  anderseits  gesagt  ist,  wohl  auf 
allgemeine  Zustimmung  rechnen  darf,  während  ein  gleiches  von  den 
hierauf  bezüglichen  Ausführungen  der  älteren  Auflagen  kaum  behauptet 
werden  konnte.  Deshalb  bedeutet  auch  die  Neubearbeitung  dieser 
Stelle  eine  Verbesserung.  Aber  vielleicht  könnte  bei  der  nächsten 
Auflage  noch  schärfer  zum  Ausdruck  kommen,  daß  da,  wo  für  den 
Verkehr  Veränderungen  am  Fluß  geplant  werden,  nicht  nur  auf  den 
Verkehr,  sondern  auch  auf  die  gleichberechtigte  Landwirtschaft  so  weit 
Rücksicht  genommen  werden  muß,  als  die  Gesamtwirtschaft  das 
erheischt. 

Dann  folgt  noch  ein  Abschnitt  über  Flußdeiche.  Damit  schließt 
das  Buch.  In  ihm  sind  Verarbeitung  des  Stoffs,  Darstellung  und 
Sprache  gleich  meisterhaft.  Die  vorzüglichen  und  lehrreichen  Bilder 
sind  sehenswert.  Ein  Werk  von  dieser  geistigen  Reife  bedarf  keiner 
weiteren  Empfehlung.  Es  gereicht  dem  Verfasser  und  der  ganzen 
Fachwelt  zur  besonderen  Zierde.  — Dem  Verlag  ist  zu  danken,  daß 
er  Papier  und  Druck  auf  alter  Höhe  erhalten  hat. 

Oppeln.  F.  Koepke,  Regierungs-  und  Baurat. 


Kulturteclmischer  Wasserbau.  Von  E.  Krüger,  Geheimer  Re- 
gierungsrat, ordentlicher  Professor  der  Kulturtechnik  an  der  Land- 
wirtschaftlichen Hochschule  Berlin.  III.  Teil:  Wasserbau.  7.  Band  der 
Handbibliothek  für  Bauingenieure,  herausgegeben  von  Robert  Otzen. 
Berlin  1921.  Jul.  Springer.  X u.  290  S.  in  gr.  8°  mit  197  Abb.  Geb.  42  Jl. 

Der  Verfasser  gibt  in  knapper,  aber  für  meliorationstechnische 
Baubeamte  durchaus  hinreichender,  und  wissenschaftlicher  Form  einen 
umfassenden  Überblick  über  den  gesamten  kulturtechnischen  Wasserbau, 
besonders  die  Bodenmeliorationen  im  allgemeinen,  den  Wasserhaushalt 
auf  der  Erde,  die  Eigenschaften  der  fließenden  Gewässer,  die  Ent- 
wässerung des  Bodens,  die  Dränungen,  die  Regelung  der  Wasserläufe, 
die  Bodenbewässerung  und  die  Moorkultur.  Besonders  zeitgemäß 
sind  die  Abschnitte  über  Bewässerung  von  Acker-,  Obst-  und  Gemüse- 
lände^eien  sowie  über  Ödlandkultur  und  Besiedlung  gehalten.  Die 
zu  wassertechnischen  und  wirtschaftlichen  Berechnungen  erforder- 
lichen Unterlagen  sind  in  genügender  Zahl  Und  gut  verständlich 
gegeben.  Durch  dreißigjährige  Praxis  besonders  berufen,  versteht  es 
der  Verfasser,  den  Stoff  durch  zahlreiche  Beispiele,  feststehende  Zahlen 
und  klare  Skizzen  so  anschaulich  zu  machen,  daß  sowohl  Studierende 
des  Wasserbaues  und  der  Kulturtechnik  wie  auch  ausführende  Kultur- 
ingenieure und  akademisch  gebildete  Landwirte  reichen  Nutzen  aus 
dem  Buche  ziehen  werden. 

Bonn.  Heimerle. 


Verlag  von  Wilh.  Ernst  & Sohn,  Berlin.  — Für  den  niohtamtl.  Teil  verantwortlich:  In  Vertr.  Sr.*3n«.  Konn,  Berlin.  - Druck  der  Buchdruckerei  Gebr.  Ernst,  Berlin. 
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Abb.  21. 

Einfache  gekröpfte  Weiche  180,  1 : 9/7  mit  preuß.  Zunge  190. 
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tisch  ohne  Belang.  Die  Verwendung  von  Federzungen  bedingt  die 
Änderung  der  Lochung  bei  den  Schwellen  FZ  11  bis  17,  im  übrigen 
gilt  das  für  Weiche  180  Gesagte. 

Der  Weiche  300  ist  entsprechend  dem  Vorschlag  von  Schwarz  eine 
Art  Übergangsbogen  dadurch  gegeben,  daß  die  Zunge  auf  475,7175  m 
gekrümmt  wird.  Dadurch  ist  es  möglich,  für  den  Übergang  die  alten 
Zungen  500  zu  verwenden.  Der  Halbmesser  300,7175  beginnt  bei 
1°58'24",  also  dicht  hinter  dem  Ende  der  Federzunge.  Wenn  man 
auf  den  Übergangsbogen  verzichtet  und  auch  die  Zunge  auf  300,7175  m 
Halbmesser  krümmt,  dann  ist  eine  wesentliche  Ersparnis  zu  erzielen, 
weil  die  Zunge  mit  geringen  Änderungen  dann  auch  für  die  Ersatz- 
weichen 1:11  mit  gekrümmten  Muttersträngen  zu  verwenden  ist. 
Außerdem  kann  die  Weiche  300  dann  leicht  in  eine  Kurve  300  einge- 
schaltet werden.  Das  ist  jedoch  eine  Überlegung,  die  über  den  Rahmen 
dieser  Arbeit  hinausgeht. 

Für  Weiche  300  1 : 10  ist  eine  Verlängerung  der  Kurve  hinter  dem 
Herzstück  durch  eine  Gerade  vorgesehen,  die  das  gleiche  Maß  von 
Herzstückspitze  bis  Weichenende  herstellt,  wie  bei  der  Weiche  300  1:9. 
Die  Weiche  300  kann  daher  für  beide  Neigungen  mit  fast  den  gleichen 
Abmessungen  verwendet  werden.  Der  einzige  Unterschied  besteht  in  der 
Lochung  der  Schwellen  vom  Bogenende  der  Neigung  1 : 10  ab  (Abb.  27 
bis  30).  Die  Verwendung  von  Schienenherzstücken,  bei  denen  der  krumme 
Strang  die  längere  Schiene  erhält,  wird  die  genaueste  Bogenführung 
gewährleisten.  Es  ist  eingangs  mit  10  mm  Spurerweiterung  gerechnet 


worden,  die  zwischen  Zwangsschiene  und  innerer  Schiene  liegt.  Es 
empfiehlt  sich  vielleicht,  Versuche  mit  einem  gebogenen  Herzstück 
anzustellen,  das  für  den  krummen  Strang  eine  bewegliche  Knieschiene 
erhält.  Die  Spurerweiterung  ließe  sich  dadurch  so  verteilen,  daß  die 
Herzstückflügelschiene  und  Zwangschiene  5 mm,  die  innere  Schiene 
10  mm  erhält.  Eine  größere  Erweiterung  der  Innenschiene  auf  15  mm 
bei  Weiche  180  wäre  dadurch  zwar  möglich,  sie  würde  aber  den 
Anschluß  einer  Weiche  an  die  Neigung  1:7  erschweren.  Die  Spur- 
erweiterung an  der  Zungenspitze  ist  mit  14  mm  (also  10  mm  für  die 
Kurve)  für  die  gerade  Durchfahrt  schon  reichlich  groß.  Begnügt  man 
sich  aber  an  dieser  Stelle  mit  10  mm  Kurvenerweiterung,  dann  kann 
man  sie  auch  für  das  Herzstück  zulassen.  Die  Anschlußmöglichkeit 
einer  Weiche  an  die  Gerade  sowohl  wie  an  die  Kurve  ist  dadurch  zu 
lösen,  daß  man  Schwelle  4 (vor  der  Zungenspitze)  13  mm  feststehende 
Erweiterung  gibt,  die  Erweiterung  bei  Schwelle  3 (Stoßschwelle)  aber 
veränderlich  macht.  Sie  müßte  bei  Anschluß  an  eine  Gerade  8 mm, 
an  eine  Kurve  11mm  und  damit  am  Stoß  G bezw.  10  mm  betragen. 
Der  Knick  der  Schiene  wird  zweckmäßig  auf  eine  Mittelstellung  ge- 
führt, damit  die  Spannungen  und  dadurch  die  Rückwirkung  auf  den 
Zurgenanschlag  möglichst  gering  für  beide  Stellungen  sind. 

III.  Weitere  Anwendung  der  gekrümmten  Herzstücke. 
Bei  Anwendung  von  drei  gekrümmten  Herzstücken  läßt  sich  eine  ein- 
seitige Doppelweiche  180  1:9  nach  Abb.  31  herstellen.  Daser 
Herzstück  entspricht  dem  Herzstück  der  einfachen  Weiche  180 
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oder  1 : G.  Die  beiden  anderen  Herzstücke  sind  einander  gleich.  Im 
Vergleich  zur  preußischen  einseitigen  Doppelweiche  1 : 10  wird  bei 
steilerer  Neigung  auch  noch  an  Länge  gespart.  (20+20  gegenüber 
18,416  + 24,696  m.) 

Die  einseitige  Doppelweiche  180  1 : 9 läßt  sich  vorteilhaft  für 
Gleisgruppen  verwenden,  wenn  nur  ein  Stammgleis  zur  Verfügung  steht, 
aus  dem  mit  Hilfe  von  Doppelweichen  nach  Abb.  32  auch  die  andere 
Seite  entwickelt  werden  soll.  Es  lassen  sich  23  Gleise  nach  Abb.  33 
entwickeln.  Die  Gleisentwicklung  entsprechend  Abb.  16  u.  18  der  Ab- 
handlung von  Schwarz  ist  mit  Hilfe  von  einseitigen  Doppelweichen  1 : 9 
nach  Abb.  34  u.  35  auszubilden. 

Die  einseitige  Doppelweiche  1 : 9 wird  vermöge  ihrer  steileren 
Neigung  und  geringeren  Länge  häufigere  Anwendung  finden  können  als 
die  preußische  einseitige  Doppelweiche  1 : 10.  Sie  wird  daher  den 
etwaigen  Verzicht  auf  die  Neigung  1:6  erleichtern,  da  sie  eine  Weichen- 
straßenneigung von  1 : 4,444  in  solchen  Fällen  ermöglicht,  wo  1 : 7 
nicht  ausreicht. 

Zusammenfassung.  Ia.  Um  unmittelbar  an  eine  Kurve  eine 
Weiche  gleichen  Krümmungssinnes  anlegen  zu  können,  ist  Änderung 
der  bisherigen  Zungenkonstruktion  mit  Überschneidung  in  eine  solche 
ohne  Überschneidung  zu  empfehlen,  wie  sie  bei  Straßenbahnen  viel- 
fach verwendet  wird.  Die  größeren  Zungenlängen  dieser  Konstruktion 


bedingen  Verringerung  der  Halbmesser  190  auf  180  und  245  auf  225, 
damit  Kreuzungsweichen  mit  Hakenverschlüssen  konstruiert  werden 
können.  Die  Halbmesser  180  und  225  lassen  die  gleichen  Geschwin- 
digkeiten zu  wie  die  Anschlagwinkel  40'  und  33'. 

b.  Sollen  die  alten  preußischen  Zungen  zunächst  beibehalten 
werden,  dann  ist  bei  Anschluß  einer  Weiche  180  an  eine  Kurve  180 
gleichen  Sinnes  eine  Gerade  von  0,683  m,  bei  Halbmesser  225  von  0,709  m 
einzuschalten,  die  die  volle  Tangentenlänge  des  Weichenbogens  her- 
stellt. Die  Abmessungen  der  Weichen  entsprechen  im  übrigen  den 
Weichen  unter  Ia. 

II.  Ein  Vergleich  der  Neigungen  1 : 6 und  l : 7 in  Weichen  mit 
gekrümmten  Herzstücken  zeigt,  daß  sich  mit  1 : 7 mehr  Gleise  ent- 
wickeln lassen  als  mit  1 : 6.  Ferner  bietet  1 : 7 den  Vorteil,  daß  der 
Gleisahstand  4,5  m überall  eingehalten  werden  kann  und  dabei  über 
6 m Zwischengerade  bei  Gegenweichen  bleibt.  Die  Übergangsweiche 
1 : 9/7  ist  im  Gegensatz  zu  1 : 9, 6 ohne  ein  abweichend  konstruiertes 
Herzstück  möglich. 

III.  Mit  gekrümmten  Herzstücken  läßt  sich  eine  einseitige  Doppel- 
weiche 180  1 : 9 hersteilen,  die  erhebliche  Vorteile  gegenüber  der 
preußischen  einseitigen  Doppelweiche  1 : 10  zeigt. 


Vermischtes. 


Ein  Unterricht  in  Denkmalarbeiten  wird  in  der  Kunstgewerbe- 
schule in  Stuttgart  eingerichtet  für  Meister  und  Gehilfen  im  Stein- 
metz- und  Bildhauergewerbe.  Der  Unterricht  findet  als  besonderer 
Lehrgang  in  der  Fachabteilung  für  Modellieren  statt  und  umfaßt  außer 
dieser  Beschäftigung  das  Entwerfen  in  Kohlezeichnungen  und  Ton, 
Architekturzeichnen,  Skizzierübungen  im  Freien,  Ornamentzeichnen, 
Schriftübungen,  geometrisches  Zeichnen,  Perspektiven,  Staffagen- 
übungen, Baustofflehre,  Stilformen,  Vorträge  über  Geschichte  der 
Plastik  und  Denkmalpflege  sowie  Kostenberechnen.  Der  reichhaltige 
Stoff  soll  in  der  Zeit  vom  1.  November  d.  J.  bis  Ende  Februar  1922 
verarbeitet  werden. 


Eine  Ausstellung  für  Kleinwohuuugsbau  iu  München.  In  den 
Räumen  der  Residenz  in  München  (Charlotten-  und  Allerheiligenflügel) 
wird  die  Ortsgruppe  Bayern  des  Bundes  deutscher  Architekten  im 
Monat  September  eine  Ausstellung  von  Kleinwohnungsbauten  ver- 
anstalten. Als  Zweck  der  Ausstellung  wird  bezeichnet,  der  Laien-  und 
der  Fachwelt  einen  Einblick  iu  den  derzeitigen  Stand  der  sich  rasch 
entwickelnden  Kleinbautechnik  zu  verschaffen.  Die  Ausstellung  wird 
bei  freiem  Eintritt  jedermann  zugänglich  sein.  Mitglieder  des  Bundes 
deutscher  Architekten  sollen  während  der  Besichtigungszeiten  dauernd 
anwesend  sein,  um  Aufschlüsse  zu  geben  und  auch  Führungen  zu 
veranstalten. 


Verlag  von  Wilh.  Ernst  * Sohn,  Berlin.  — Für  den  nichtamtl.  Teil  verantwortlich:  In  Vertr.  ®r.»3r.g. Nonn  Berlin.  — Druck  der  Buchdruckerei  Gebr  Ernst.  Berlin. 
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Preußen. 

Versetzt  sind:  die  Regierungs-  und  Bauräte  Lattemann  von 
Osnabrück  an  das  Vorarbeitenamt  in  Eisenach,  Walther  von  Pots- 
dam nach  Trier  als  Vorstand  des  Wasserbauamts,  Jlling  von  Flens- 
burg nach  Kiel,  Baumeister  von  Düsseldorf  an  das  Hafenbauamt 
in  Swinemünde. 

Versetzt  sind  ferner:  die  Regierungsbaumeister  Wilhelm  Schmidt 
von  Cassel  an  das  Kanalbauamt  in  Wesel,  Breuer  von  Flensburg 
nach  Kiel. 

Der  Regierungsbaumelster  Hibben  ist  dem  Wasserbauamt  in 
Emden  überwiesen. 

Den  Privatdozenten  Dr.  Li  pp  und  S)r.=3itg.  Lambris  in  der 
Abteilung  für  Chemie  und  Hüttenkunde  und  dem  Privatdozenten 
Dr.  Hopf  in  der  Abteilung  für  allgemeine  Wissenschaften  der  Tech- 
nischen Hochschule  Aachen  ist  die  Dienstbezeichnung  außerordent 
licher  Professor  beigelegt  worden. 

Der  Oberbaudirektor  und  Ministerialdirektor  Dr.-Ing.  Sympher, 
die  Geheimen  Oberbauräte  und  Ministerialräte  Tincauzer,  Eich 
und  Brandt  sowie  der  Ministerialrat  Geheime  Baurat  Trulilsen  sind 
in  den  Ruhestand  getreten. 

Das  Wasserbauamt  iu  Flensburg  ist  zum  1.  September  d.  J.  nach 
Kiel  verlegt  worden. 

Deutsches  Reich. 

Beim  Reichsverkehrsministerium,  Wasserstraßenabteilung,  sind  er- 
nannt worden:  der  Geheime  Baurat  Peck  und  die  Regierungs-  und 
Bauräte  Stiiwert  und  Liese  zu  Oberregierungsbauräten,  der  Regie- 
rungsrat Godlewski  zum  Oberregierungsrat. 

Reichs wehrministerium.  Marine.  Der  Marinebaumeister 
(auf  Wartegeld)  Reich  ist  als  Marinebaurat  in  die  Reichsmarine  wieder 
eingestellt. 

Reichsscbatzverwaltung.  Der  Regierungsbaurat  Porath  beim 
Landesfinanzamt  (Reichsscbatzabteilung)  in  Magdeburg  ist  gestorben. 

Bayern. 

In  etatmäßiger  Weise  sind  ernannt:  der  Oberbauamtmann  und 
Vorstand  des  Kulturbauamts  Mühldorf  Friedrich  Zink  zum  Regierungs- 
baurat 1.  Klasse  außer  dem  Stande  im  Staatsministerium  des  Innern 


(Oberste  Baubehörde)  unter  Belassung  des  Titels  eines  Oberbauamt- 
manns, der  Oberbauamtmann  und  Vorstand  des  Kulturbauamts 
Aschaffenburg  Alois  Steichele  zum  Regierungsbaurat  1.  Klasse  bei 
der  Regierung  von  Oberbayern  unter  Belassung  des  Titels  eines  Ober- 
bauamtmanns, der  Oberbauamtmann  und  Vorstand  des  Kulturbauamts 
Weiden  Richard  Sachsperger  zum  Regierungsbaurat  1.  Klasse  bei 
der  Regierung  von  Schwaben  und  Neuburg  unter  Belassung  des 
Titels  eines  Oberbauamtmanns,  der  Bauamtmann  beim  Kulturbauamt 
München-  Karl  Popp  in  gleicher  Diensteseigenschaft  zum  Vorstand 
des  Kulturbauamts  Weiden,  der  Bauamtmann  beim  Kulturbauamt 
Ingolstadt  Oskar  Hoffmann  in  gleicher  Diensteseigenschaft  zum 
Vorstand  des  Kulturbauamts  Aschaffenburg,  der  Bauamtmann  beim 
Kulturbauamt  Rosenheim  Ambros  Miller  in  gleicher  Diensteseigen- 
schaft zum  Vorstand  des  Kulturbauamts  Mühldorf,  der  Regierungs- 
baurat bei  der  Obersten  Baubehörde  im  Staatsministerium  des  Innern 
Hans  Schneeberger  zum  Bauamtmann  beim  Kulturbauamt  Pfarr- 
kirchen, der  Bauamtmann  beim  Kulturbauamt  Pfarrkirchen  Friedrich 
Peisl  zum  Regierungsbaurat  im  Staatsministerium  des  Innern  (Oberste 
Baubehörde),  der  Regierungsbaurat  bei  der  Regierung  von  Oberbayern 
Hans  Ruhwandl  zum  Bauamtmann  beim  Kulturbauamt  München, 
der  Regierungsbaurat  bei  der  Regierung  von  Schwaben  und  Neuburg 
Hans  Seeberger  zum  Bauamtmann  beim  Kulturbauamt  Ingolstadt. 

In  etatmäßiger  Weise  sind  berufen:  der  Bauamfmann  beim  Kultur- 
bauamt München  Karl  Mundbrod  in  gleicher  Diensteseigenschaft  an 
das  Kulturbauamt  Rosenheim. 

In  etatmäßiger  Eigenschaft  sind  ernannt:  der  Bauassessor  beim 
Kulturbauamt  Kaufbeuren  Gustav  Kellner  zum  Bauamtmann  beim 
Kulturbauamt  München,  der  Bauassessor  beim  Kulturbauamt  München 
Ludwig  Hartei  zum  Bauamtmann  beim  Kulturbauamt  München,  der 
Bauassessor  beim  Kulturbauamt  Weißenburg  i.  B.  Fritz  Beck  zum 
Bauamtmann  beim  Kulturbauamt  Weißenburg  i.  B. 

Für  den  beim  Kulturbauamt  München  verwendeten  Bauamtmann 
Franz  Fischer  ist  dieses  Amt  als  Dienstsitz  bestimmt  worden. 

Sachsen. 

Der  Oberbaurat  Professor  Ludwig  Theodor  Gebauer,  früher  an 
den  Technischen  Staatslehranstalten  in  Chemnitz,  ist  gestorben. 


[Alle  Rechte  Vorbehalten] 


Nichtamtlicher  Teil. 

Schriftleiter:  Richard  Bergius  und  i£r.=  3nß.  Nonn. 


46.  Abgeordnetenversammliing-  des  Yerbandes  Deutscher  Architekten 

und  Ingenieur -Vereine. 


In  Heidelberg  tagte  diesmal  die  Abgeordnetenversammlung  des 
Verbandes  Deutscher  Architekten-  und  Ingenieur-Vereine.  Mit  ihr  war 
eine  Gedenkfeier  des  50  jährigen  Bestehens  des  Verbandes  verknüpft. 

An  einen  zwanglosen  Begrüßungsabend  schlossen  sich  zunächst 
zwei  Tage  ernster  Arbeit.  Der  Vorsitzende  Schmick  (München) 
eröffnete  am  Morgen  des  2.  September  im  Festsaal  der  Stadthalle  die 
geschäftlichen  Sitzungen  vor  etwa  70  Teilnehmern,  die  rund  1G0  den 
Einzelvereinen  zustehende  Stimmen  darstellten.  Er  gedachte  zunächst 
der  im  verflossenen  Jahre  verstorbenen  Verbandsmitglieder.  Breiten 
Raum  in  den  Verhandlungen  nahmen  dann  naturgemäß  die  inneren 
Verwaltungsfragen  des  Verbandes  ein.  Die  Nachwirkungen  der  Kriegs- 
zeit und  die  Folgen  des  inneren  Zusammenbruchs  unseres  Vaterlandes, 
der  Verlust  der  Vereine  in  den  verlorengegangenen  Gebieten  und 
das  Eingehen  manches  anderen  kleinen  Vereins  machen  sich  immer 
noch  bemerklicb,  jedoch  sind  manche  dieser  Vereine  schon  wieder 
in  der  Neubildung  begriffen,  und  die  Zahl  der  Verbandsmitglieder  ist 
bereits  wieder  auf  über  8300  gestiegen.  Die  satzungsgemäß  aus- 
scheidenden Mitglieder  des  erweiterten  Vorstandes  wurden  durch 


Zuruf  auf  zwei  Jahre  wiedergewählt  und  ferner  durch  Beschluß  die 
Amtsdauer  des  übers  Jahr  ausscheidenden  Herrn  Kellner  auf  ein 
weiteres  Jahr  verlängert,  so  daß  der  Vorstand  unverändert  aus  den 
Herren  Schmick  (München)  als  erstem  und  Guth  (Berlin-Potsdam) 
als  zweitem  Vorsitzenden,  ferner  dem  Verbandsdirektor  Eiselen 
(Berlin)  und  den  Beisitzern  Jäger  (München),  Kellner  (Braunschweig), 
Kölle  (Frankfurt  a.  Main),  Kobnke  (Danzig),  Pusch  (Essen), 
Radloff  (Wiesbaden),  Seel  (Berlin)  und  Trimborn  (Köln)  besteht. 
Die  finanziellen  Verhältnisse  sind  in  Anbetracht  der  hinter  dem 
Verband  liegenden  schweren  Zeiten  nicht  gerade  ungünstig  zu  nennen, 
aber  die  Erhöhung  des  Verbandsbeitrages  auf  jährlich  12  Mark  war 
doch  nicht  zu  vermeiden,  so  schwer  die  Zustimmung  hierzu  auch 
manchem  der  Einzelvereine  fallen  mochte.  Schließlich  wurde  noch 
beschlossen,  in  der  zweiten  Augusthälfte  1922  eine  Wanderversammlung 
in  Essen  und  im  Jahre  1923  eine  Abgeordnetenversammlung  in  Lübeck 
zu  halten. 

Im  übrigen  erstreckten  sich  die  Verhandlungen  auf  allgemeine 
Angelegenheiten  des  Faches.  Eine  sehr  reiche  Tagesordnung  legte 


460 


Zentralblatt  der  Bauverwaltung. 


10.  September  1921. 


Zeugnis  davon  ab,  wie  der  Verband  nach  der  ihm  durch  die  Zeit- 
ereignisse auferlegten  Beschränkung  auf  den  verschiedensten  Gebieten 
sich  wieder  regt.  Die  Wohnungs-  und  Bauordnungsfrage  rief 
nach  einem  eingehenden  Bericht  von  de  Jonge  (Hannover)  noch 
etwa  20  Redner  auf  den  Plan,  und  manches  war  heiß  umstritten.  Nur 
mit  ausdrücklicher  Betonung  ihrer  Meinung,  daß  nur  die  baldige 
Aufgabe  der  Zwangswirtschaft  eine  Gesundung  unseres  Wohnungs- 
wesens herbeiführen  könne,  vermochten  manche  Vereine  (Freiburg, 
Hamburg)  der  vorgeschlagenen  Entschließung  beizustimmen,  welche 
dann  lautete: 

1.  Reich,  Staat  und  Gemeinden  sowie  die  Kreise  und  bevorzugten 
Verbände  einerseits,  anderseits  Interessengemeinschaften  industrieller 
oder  wirtschaftlicher  Natur  müssen  von  allen  an  der  Wohnungs-  und 
Baufrage  Interessierten  veranlaßt  werden,  Wohnungsbauprogramme 
auf  linanzieller  und  örtlich  bautechnischer  Grundlage  aufzustellen. 

2.  Die  Durchführung  eines  langfristigen  Programms  muß  den  nun 
einmal  bestehenden  unsicheren  Verhältnissen  entsprechen  und  daher 
elastisch  bleiben,  im  wesentlichen  nach  der  Richtung  der  Beschleuni- 
gung seiner  Durchführung.  Das  Programm  muß  langfristig  aufgebaut, 
beschlossen  und  öffentlich  bekanntgegeben  werden,  auch  wenn  die 
Mittel  noch  nicht  in  vollem  Umfang  etatmäßig  bewilligt  werden 
können,  damit  alle  an  diesem  Programm  Interessierten  ihre  Maß- 
nahmen vorausschauend  treffen  können. 

ü.  Die  Bauprogramme  müssen  unserer  Gesamtvolkswirtschaft, 
insbesondere  der  Hebung  der  Produktion  in  bezug  auf  Rohstoffe, 
Landwirtschaft  und  Industrie  Rechnung  tragen,  die  in  den  fertigen 
Straßen  angelegten  Werte  nutzbar  machen  und  die  Selbsthilfe  orga- 
nisieren. Eine  Sonderbehandlung  von  Genossenschaften  oder  Unter- 
nehmern, von  Genossenschaftsbauten  oder  Eigenheimen,  von  Hoch- 
oder Flachbau,  Werkwohnungen  oder  Ersatzbauweisen  soll  darin  aus- 
geschlossen sein. 

4.  Alle  Mittel  der  Erleichterung,  z.  B.  Erlaß  der  Anliegerkosten, 
freier  Bezug  von  im  Lande  vorhandenen  Rohmaterialien,  die  der 
Allgemeinheit  gehören,  Steuerbefreiungen,  müssen  zur  Förderung  der 
Bautätigkeit  herangezogen  werden,  Anreizmittel  müssen  geschaffen 
werden  durch  unentgeltliche  Hergabe  von  Land. 

5.  Auf  finanziellem  Gebiet  muß  zur  Beschaffung  ausreichender 
Neubau-  und  Reparaturmittel  eine  vorübergehende  Erhöhung  der 
Miete  und  hieraus  bereitgestellte  Abgabe  in  stärkerem  Maße  als  bisher 
mit  langfristig  vorher  erfolgter  Bekanntgabe  herangezogen  werden. 

G.  Auf  dem  Gebiet  der  Neubautätigkeit  müssen  die  politischen 
Gesichtspunkte  zurücktreten. 

7.  Eine  Dezentralisation  beim  Verbrauch  der  bereitgestellten  Mittel 
unter  Übertragung  der  Verantwortung  auf  die  unmittelbar  mit  den 
Ausfuhrenden  in  Verbindung  stehenden  Dienststellen  ist  erforderlich. 

ln  der  Bauordnungsfrage  einigte  man  sich  auf  folgende  Leit- 
sätze : 

„Der  Verband  Deutscher  Architekten-  und  Ingenieur-Vereine  hält 
eine  Fortentwicklung  der  Baupolizei  im  Sinne  der  schon  in  früheren 
Jahrhunderten  in  einzelnen  Ländern  geförderten  Baupflege  für  er- 
strebenswert, und  zwar  unter  Ersatz  der  bisherigen  Landesbaugesetze 
und  Landesbauordnungen  durch  ein  Reichsbaugesetz. 

Das  Reichsbaugesetz  darf  daher  nicht  mehr  bei  den  zur  Zeit 
geltenden  Gesichtspunkten  der  Standsicherheit,  Feuersicherheit  und 
Verkehrsicherheit,  der  Gesundheit  sowie  der  Verhütung  von  Ver- 
unstaltungen stehen  bleiben,  sondern  muß  den  heimatlichen  Stadt- 
und  Landbau  durch  unmittelbare  Forderung  der  Schaffung  schöner 
Ortsbilder  und  Hebung  der  Wohnungskultur  pflegen  s'owie  allgemein- 
wirtschaftliche und  soziale  Gesichtspunkte  zur  Geltung  bringen. 

Dabei  ist  daraufhinzuwirken,  daß  das  Reichsbaugesetz  nur  grund- 
sätzliche Bestimmungen  enthält,  während  weitere  Vorschriften  unter 
Ausschaltung  aller  bauwissenschaftlichen  Regeln  durch  Bezirks-  oder 
Ortsbauordnungen  zu  erlassen  sind.  Soweit  den  zeitlich  wechselnden 
oder  aus  anderen  Gründen  entstehenden  Anforderungen  zu  entsprechen 
ist,  soll  dies  durch  im  Aufsichtswege  zu  erlassende  Anweisungen  ge- 
schehen. 

Für  die  Ubergangzeit  ist  anzustreben,  daß  wenigstens  die  be- 
stehenden Baugesetze  und  Verordnungen,  insbesondere  die  jetzt  in 
Preußen  auf  Grund  der  Musterbauordnung  zu  erwartenden  neuen 
Bauordnungen  den  vorstehend  genannten  Gesichtspunkten  Rechnung 
tragen.“ 

So  nahm  man  also  in  der  Forderung  eines  Reichsbaugesetzes 
den  alten  Baumeisterschen,  vom  Verband  schon  vor  langen  Zeiten 
vertretenen  Gedanken  wieder  auf. 

Erwägungen,  wie  man  durch  Ausbau  eines  Stellennach- 
weises im  Verein  mit  anderen  Verbänden  etwa  auf  Grundlage  der 
vom  Berliner  Verein  bereits  geschaffenen  einstweiligen  Einrichtung 
den  üblen  Folgen  Vorbeugen  könne,  mit  denen  das  kommende  Reichs- 
arbeitsnaehweisgesetz  alle  Akademiker  bedroht,  und  Berichte  über 
den  Stand  der  Aufstellung  von  Reichsbedingungen  für  Bau- 
arbeiten füllten  ferner  die  Zeit  des  ersten  Verhandlungstages,  der 


einen  erfreulichen  Abschluß  in  dem  Bericht  des  Herrn  Stiehl  (Berlin) 
über  das  Bürgerhauswerk  fand.  Das  erste  fertige  Heft  „Schlesien“ 
konnte  der  Versammlung  überreicht  und  über  die  nahe  bevorstehende 
Drucklegung  weiterer  Hefte,  zunächst  „Elsaß“,  günstiges  berichtet 
werden.  Der  Stoff  für  das  ganze  Werk  ist  beisammen  und  damit  von 
den  Verbandsmitgliedern  in  uneigennützigster  Weise  eine  Arbeit  ge- 
leistet worden,  die  in  jetzige)1  trüber  Zeit  vielleicht  überhaupt  nicht 
mehr  zu  leisten  wäre. 

Am  zweiten  Arbeitstage  war  es  die  Frage  der  Hochschulreform, 
die  eine  lange  Aussprache  entfesselte.  Doch  gelang  es  schließlich,  eine 
Reihe  von  Leitsätzen  zu  vereinbaren,  deren  Wortlaut  im  einzelnen 
noch  zu  feilen  dem  Berichterstatter  Kohnke  (Danzig)  überlassen 
wurde.  Sie  sollen  etwa  besagen: 

1.  Voraussetzung  für  die  Zulassung  zum  Studium  auf  den  Tech- 
nischen Hochschulen  bleibt  nach  wie  vor  der  Besitz  des  Reifezeug- 
nisses einer  höheren  Schule,  Gymnasium  usw.  Es  muß  gefordert 
werden,  daß  alle  diese  höheren  Schulen  Deutschlands  bei  der  Reife- 
prüfung in  Mathematik  und  Naturwissenschaften  die  Kenntnisse  er- 
reichen, welche  heute  auf  den  Realgymnasien  verlangt  werden. 

2.  Das  Studium  an  allen  Technischen  Hochschulen  soll  im 
Interesse  der  Freizügigkeit  einheitlich  (im  Oktober)  beginnen.  Die 
Einführung  einer  praktischen  Arbeitszeit  von  wenigstens  vier  Monaten 
vor  der  Vorprüfung  ist  durchaus  empfehlenswert. 

Eine  Unterbrechung  des  Hochschulstudiums  nach  der  Vorprüfung 
durch  eine  abermalige  praktische  Tätigkeit  (Vorschlag  des  Bundes 
Deutscher  Architekten)  erscheint  nicht  zweckmäßig,  da  hierdurch 
die  Studienzeit  zu  lange  ausgedehnt  wird. 

3.  Ist  die  Bildungsstufe  der  Realgymnasien  in  Mathematik  und 
Naturwissenschaften  an  allen  höheren  Schulen  erreicht,  so  können 
diese  Fächer  auf  der  Hochschule  eingeschränkt  und  die  hierdurch  frei 
werdenden  Stunden  im  Lehrplan  einer  Vermehrung  der  wirtschaft- 
wissenschaftlichen Vorlesungen  und  der  Fächer  allgemeiner  Bildung 
gewidmet  werden. 

4.  Die  Technische  Hochschule  muß  die  alleinige  Bildungsstätte 
für  das  höhere  technische  Studium  bleiben.  Eine  Verquickung  mit 
der  Baugewerkschule,  wie  sie  für  die  Vorprüfung  der  Architekten 
von  dem  Bund  Deutscher  Architekten  — wenn  auch  nur  vorüber- 
gehend — vorgeschlagen  wird,  ist  infolge  unzulänglicher  Vorbildung 
auf  der  Baugewerkschule  in  wichtigen  Fächern  einer  erstrebens- 
werten Vertiefung  des  Studiums  abträglich  und  muß  unbedingt 
unterbleiben. 

5.  Mit  den  an  der  Aumundschen  Denkschrift  gemachten  Vor- 
schlägen betreffend: 

„Allgemeine  Einführung  in  das  Fachgebiet  bei  Beginn  des  Studiums“, 
„Entlastung  der  Studierenden  in  den  Pflichtfächern“, 
„Weitgehende  Einführung  von  Wahlfächern  zur  Vertiefung  des 
Studiums“, 

„Ausbau  bestimmter  Studienrichtungen  und  der  Grenzgebiete  durch 
Einführung  von  Wahlfächern“  und 
„Allgemeine  Hebung  der  Kenntnisse  in  den  Wirtschaftwissen- 
schaften“ 

ist  der  Verband  durchaus  einverstanden,  desgleichen  auch  unter  ge- 
wissen Voraussetzungen  mit  den  sich  hieraus  ergebenden  Änderungen 
in  den  Vorschriften  für  die  Dipl.-Ing.-Prüfung  und  die  Sr.^^S-'Prhfung. 

Für  diejenigen  Studierenden,  die  sich  später  dem  Staats- 
baufach widmen  wollen,  wird  der  Staat  auch  fernerhin  die  Ab- 
legung der  Prüfung  in  bestimmten  Pflichtfächern  verlangen  müssen. 
Diese  Pflichtfächer  sind  immerhin  auch  allgemein  geeignet,  den 
Rahmen  für  die  Kenntnisse  und  Fähigkeiten  zu  geben ; über  die  jeder 
akademisch  gebildete  Baufachmann  beim  Verlassen  der  Hochschule 
verfügen  muß. 

6.  Eine  Vereinigung  der  Abteilungen  für  Architektur  und  Bau- 
ingenieurwesen zu  einer  Baute ufakultät  ist  nicht  erstrebenswert. 
Die  freie  Entwicklung  und  ein  vertieftes  Studium  dieser  beiden  Lehr- 
disziplinen wird  nur  gewährleistet,  wenn  beiden  ihre  bisherige  Selb- 
ständigkeit erhalten  bleibt.  Auch  wäre  bei  einer  Vereinigung  zu 
befürchten,  daß  eine  übermäßige  Betonung  der  — immerhin  nicht 
zahlreichen  — Berührungspunkte  beider  Fachrichtungen  stattfinden 
wird,  die  das  gründliche  Eindringen  in  die  jeder  einzelnen  Fachrichtung 
eigenen  Sondergebiete  erschwert.  Eine  Reihe  von  Vorlesungen,  die 
jetzt  für  jedes  Fach,  seiner  Eigenart  entsprechend,  besonders  gehalten 
werden,  würden  voraussichtlich  schon  aus  Ersparnisrücksichten  ver- 
einigt werden  und  eine  Verflachung  oder  aber  eine  (unerwünschte) 
Erweiterung  des  Studiums  zur  Folge  haben. 

7.  Die  Forderung  des  Verbandes  Deutscher  Diplomingenieure  und 
des  Bundes  Deutscher  Architekten,  die  Staatsprüfung  im  Baufach 
(Baumeisterprüfung)  in  eine  reine  Verwaltungsprüfung  umzuwandeln 
und  auf  eine  Prüfung  in  den  technischen  Fächern  und  der  künstle- 
rischen Befähigung  ganz  zu  verzichten,  kann  nicht  zugestimmt  werden, 
da  ein  berechtigtes  staatliches  Interesse  vorliegt,  von  den  zukünftigen 
Staatsbeamten  den  Nachweis  zu  verlangen,  wie  sie  in  den  Geist 
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technischen  Schaffens  und  Forschens  weiter  eingedrungen  sind  und 
über  genügende  Erfahrungen  in  künstlerischen  und  wirtschaftlich- 
technischen Dingen  verfügen,  welche  das  Bearbeiten  der  mannig- 
faltigen staatlichen  Aufgaben  unbedingt  voraussetzt. 

Zwei  wichtige  Fragen,  die  den  Verband  schon  früher  vielfach  be- 
schäftigt haben,  konnten  dank  der  ausführlichen  und  klaren  Bericht- 
erstattung des  Herrn  Guth  (Berlin)  der  Beschlußfassung  zugeführt 
werden.  In  der  Frage  des  Titelschutzes  der' Architekten  und 
Ingenieure  beschloß  man: 

„Der  Verband  Deutscher  Architekten-  und  Ingenieur-Vereine 
hält  es  für  notwendig,  daß  durch  Gesetz  die  Befugnis,  sich  Archi- 
tekt oder  Ingenieur  zu  nennen,  einheitlich  für  das  ganze  Reich 
geregelt  wird  und  daß  im  Anschluß  daran  Kammern  gebildet  werden, 
in  denen  die  Architekten  und  Ingenieure  ihre  gesetzliche  Vertretung 
finden. 

Er  beauftragt  seinen  Vorstand,  sich  mit  allen  in  Frage  kommenden 
Verbänden  in  Verbindung  zu  setzen,  um  mit  diesen  gemeinsam  auf 
Grund  der  bereits  vorhandenen  Unterlagen  zu  zweckdienlichen  Vor- 
schlägen zu  gelangen,  die  dann  der  Reichsregierung  zu  unterbreiten 
sind.  Der  Vorstand  erhält  das  Recht,  sich  für  diesen  Zweck  durch 
Zuwahl  von  Verbandsmitgliedern  zu  ergänzen.“ 

In  der  Frage  der  Neuordnung  der  Staats-  und  Gemeinde- 
verwaltungen beschloß  man,  den  alten  „Danziger  Ausschuß“  des 
Verbandes  iu  erweiterter  Form  wieder  ins  Leben  zu  rufen,  um  der 
Technik  bei  diesen  Neuordnungen  zu  ihrem  Recht  zu  verhelfen.  Wie 
schon  im  vorigen  Jahre  in  Braunschweig,  so  wurde  auch  jetzt  wieder 
in  der  Besprechung  beklagt,  daß  die  neue  Einrichtung  des  Reichs- 
wirtsohaftsrats  ganz  einseitig  auf  das  Arbeitnehmer-  und  Arbeitgeber- 
verhältnis zugeschnitten  ist.  So  kommt  es,  daß  Verbände,  die  wie 
der  unsrige  ein  sachverständiges  und  unparteiisches  Wort  reden 
könnten,  überhaupt  dabei  nicht  zu  Worte  kommen  sollen. 

Von  den  nach  Erledigung  der  eigentlichen  Tagesordnung  von  den 
Vereinen  und  einzelnen  Abgeordneten  noch  dem  Vorstand  ans  Herz 
gelegten  Wünschen  und  Anregungen  seien  noch  zwei  allgemeineren 
Interesses  erwähnt,  der  Pfälzer  Verein  wies  auf  die  Gefahren  hin, 
die  durch  übermäßige  Normalisierung  und  Typisierung  im  Hoch- 
bau dem  Architekten  und  selbständigen  Handwerker  drohen.  Dieser 
Sache  soll  der  Vorstand  nach  weiterem  Benehmen  mit  dem  Pfälzer 
Verein  seine  Fürsorge  widmen.  Derselbe  Verein  befürchtet  aus  dem 
Erlaß  des  preußischen  Ministers  für  Volkswohlfahrt,  welcher  die  an 
sich  wünschenswerte  strengere  Überwachung  des  Bebauungsplan-  und 
Siediung^wesens  durch  Hochbaubeamte  und  Architekten  empfiehlt, 
eine  Zurücksetzung  der  Ingenieure.  Die  Versammlung  war  nicht  mit 
allen  Ausführungen  des  Vereinsvertreters  einverstanden,  stimmte  aber 
doch  dem  Grundsatz  zu,  daß  eine  Zurücksetzung  des  Ingenieurs  im 
Städtebau  mit  dem  genannten  Erlaß  wohl  kaum  beabsichtigt  und 
auch  nicht  wünschenswert  sei. 

So  war  es  wieder  Abend  geworden,  im  Neckartal  winkte  die 
..Stiftsmühle“  zur  Erquickung  nach  der  Tage  Mühe  und  Last,  und 
Herr  Löwengarten  konnte  bei  Schluß  der  Versammlung  dem  Vor- 
sitzenden und  Verbandsdirektor,  dem  ganzen  Vorstand  und  den 
Berichterstattern  den  wohlverdienten  Dank  aussprechen. 

Als  bescheidenes  Nachspiel  zu  den  Verhandlungen  gedacht,  ge- 
staltete sich  zum  Glanzpunkt  der  ganzen  Tagung  die  sich  anschließende 
Feier  des  50jährigen  Bestehens  des  Verbandes.  In  stattlichen 


Reihen  füllten  Herren  und  Damen  des  Verbandes,  Vertreter  der  hohen 
Reichs-  und  Staatsbehörden,  der  Technischen  Hochschulen  Karlsruhe 
und  Darmstadt,  der  Heidelberger  Universität,  der  Stadt  Heidelberg 
und  zahlreicher  befreundeter  Vereine  am  1.  September  den  Saal,  als 
der  Vorsitzende  mit  einer  durch  Form  und  Inhalt  gleich  wirksamen 
Ansprache  die  Festsitzung  eröffnete.  Die  Reihe  der  Begrüßungs- 
ansprachen begann  der  Staatssekretär  im  Reich3verkehrsministerium 
Kumbier,  es  folgten  Vertreter  des  badischen  Staates,  der  Hoch- 
schulen und  andere,  und  es  schloß  mit  besonders  herzlichen  Worten 
der  Oberbürgermeister  der  Stadt.  Es  war  ein  Geburtstagsfest,  wobei 
als  Schenkender  vornehmlich  das  Geburtstagskind  erschien.  Zu  dem 
schon  erwähnten  ersten  Heft  des  Bürgerhauswerkes  gesellte  sich 
heute  eine  wertvolle  Gabe,  die  jedem  Teilnehmer  überreicht  wurde 
ein  vom  Verbandsdirektor  Eiselen  verfaßter  Rückblick  auf  die  Ge- 
schichte des  Verbandes  in  den  Jahren  1871  bis  1921.  Auch  mit 
der  seltenen  Gabe  seiner  Ehrenmitgliedschaft  beschenkte  der  Verband 
an  seinem  Ehrentage  einige  seiner  Mitglieder:  v.  Schmidt  in 

München,  Stübben  in  Münster  und  Sympher  in  Berlin.  Daß  der 
alte,  treue  Eckhardt  des  Verbandes  Otto  Sarrazin  die  auch  ihm 
zugedachte  Ehrung  nicht  mehr  erleben  sollte,  mischte  einen  Ton 
wehmütiger  Stimmung  in  den  Festesklang.  Aber  es  hatten  auch 
Freunde  dafür  gesorgt,  daß  das  Geburtstagskind  nicht  ohne  Geschenke 
blieb.  In  aller  Stille  sind  bereits  über  200  000  Mark  zu  einem  Sicher- 
heitsfundus für  den  Verband  gesammelt  und  noch  weitere  Beträge 
zugesagt. 

Zwei  inhaltreiche  wissenschaftliche  Vorträge,  des  Geheimen  Ober 
baurats  Dr.  Rehbock  über  „Die  Energie  Versorgung  Badens  aus 
seinen  Wasserkräften“  und  des  Baurats  Dr.  Edelmaier  über 
„Die  alten  Bauten  Heidelbergs“  beschlossen  die  Feier,  die  außer- 
dem noch  durch  eine  besondere  Ausstellung  von  Entwürfen  beider 
Fachrichtungen  und  durch  eine  Besichtigung  des  Schlosses  unter  sach- 
kundiger Führung  bereichert  wurde. 

Den  schönen  Tag  schloß  ein  schöner  Abend  im  Heidelberger 
Schloß.  Am  Großen  Faß  sollten  wir  uns  vereinigen,  aber  dazu  war 
die  Zahl  der  Teilnehmer  zu  groß  geworden.  So  hatte  denn  Freund 
Eisenlohr  mit  seinen  Getreuen  in  den  Resten  des  darüber  belegenen 
„Königsaals“  einen  überaus  stimmungsvollen  Bankettraum  hergestellt. 
Hier  erschienen  vor  unseren  sichtlichen  Augen  die  Scheffelschen  Ge- 
stalten, Liselotte  von  der  Pfalz,  der  Trompeter,  und  selbst  der  Zwerg 
Perkeo  war  von  seinem  Faß  heraufgestiegen  und  offenbarte  eine  für 
einen  Mann  seines  Standes  recht  bemerkenswerte  Kenntnis  des  badi- 
schen Wasserbauwesens.  — - Mit  einem  Ausflug  durch  das  gesegnete 
Pfälzerland  nach  Dürkheim  und  zu  den  Resten  der  alten  Benediktiner- 
abtei Limburg  schloß  am  5.  September  das  Fest. 

Ging  es  schon  als  Grundton  durch  die  geschäftlichen  Verhandlungen 
hindurch,  so  erklang  es  voller  noch  in  diesen  festlichen  Tagen  aus 
den  Worten  des  Vorsitzenden  und  aller  Redner  wie  aus  dem  lieblichen 
Munde  der  Liselotte:  „Entstanden  und  gewachsen  mit  dem  Aufblühen 
des  Deutschen  Reiches,  kann  unser  Verband  nur  weiter  gedeihen,  wenn 
unser  Vaterland  wieder  gesundet,  und  dazu  beizutragen  sind  wir  wie 
kein  anderer  mehr  berufen,  verpflichtet  und  gewillt“.  Zu  einem 
ergreifenden  Schlußakkord  des  ganzen  Festes  steigerten  sich  diese 
Töne  aber  durch  das  mutige  und  mannhafte  Bekenntnis  zum  Deutsch- 
tum, das  im  Schiff  der  alten  Benediktinerkirche  auf  der  Limburg,  mitten 
im  vom  Feind  besetzten  Gebiet,  abgelegt  wurde.  S. 


Befestigung  der  Gleisstreifen  bei  Straßenbahnen  in  Asphaltfalirstraßen. 


Die  Entwicklung  der  Stadt  und  Festung  Magdeburg  ist  bis  Ende 
des  vorigen  Jahrhunderts  durch  Rücksichten  auf  die  Befestigungs- 
anlagen und  durch  Rayonbeschränkungen  außerordentlich  behindert 
worden.  Das  Hinausschieben  einzelner  Teile  der  Stadtumwallung 
nach  dem  Kriege  1870/71  ermöglichte  zwar  eine  Ausdehnung  der 
Bebauung  an  einzelnen  Stellen:  die  endgültige  Befreiung  von  den 
Fesseln,  die  der  Entwicklung  als  Großstadt  auferlegt  waren,  trat 
jedoch  erst  mit  der  Beseitigung  der  Rayonbeschränkungen  im  Jahre  1891 


Abb.  1.  Die  Kaiserstraße  in  Magdeburg.  Alter  Zustand. 


ein.  Jahrhunderte  hindurch  war  der  gesamte  Durchgangverkehr  in 
Richtung  Süd- Nord  in  der  langgestreckt  am  linken  Ufer  der  Elbe 
sich  hinziehenden  Stadt  und  ihren  Vororten  — südlich  Buckau,  Suden- 
burg, Fermersleben,  Salbke,  Westerhüsen  und  nördlich  Alte-  und 
Neue  Neustadt  — , die  seit  einer  Reihe  von  Jahren  sämtlich  ein- 
gemeindet sind,  auf  eine  einzige  Verkehrstraße  — „den  Breiten  Weg“ 
— angewiesen.  Der  Breite  Weg  hat  eine  durchschnittliche  Breite  von 
25  m zwischen  den  Baufluchten,  abgesehen  von  einer  kürzeren  als 
Engpaß  wirkenden  Strecke;  eine  zweigleisige  Straßenbahn  durchzieht 
die  Straße  in  ganzer  Länge.  Der  Fahrdamm  ist  im  Jahre  1900 
asphaltiert  worden. 

Bei  der  ersten  Hinausschiebung  eines  Teils  der  Stadtumwallung, 
der  sog.  Westfront,  in  den  Jahren  1870  bis  1872  ergab  sich  die 
Möglichkeit,  eine  zweite  Hauptverkehrstraße  in  nord-südlicher  Rich- 
tung, die  „Kaiserstraße“,  in  der  Gesamtlänge  von  2200  m anzulegen ; 
sie  erhielt  eine  Breite  von  durchschnittlich  34  m zwischen  den  Bau- 
fluchten; der  Fahrdamm  wurde  bei  der  Neuausführung  mit  Kopf- 
steinen aus  den  Brüchen  bei  Gommern  und  Plötzky  einstweilig  be- 
festigt, die  Bürgersteige  wurden  mit  Bäumen  bepflanzt.  Das  so  ge- 
schaffene minderwertige  Pflaster  hatte  zur  Folge,  daß  der  Fuhrwerk- 
verkehr nur  unwesentlich  aus  der  bisherigen  einzigen  Hauptverkehr- 
straße, dem  mit  Asphalt  eingedeckten  Breiten  Weg  abgelenkt  wurde. 
Die  mit  dem  Kopfsteinpflaster  verbundene  starke  Geräuschentwick- 
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lang  trug  weiter  zur  Verringerung 
des  Fußgängerverkehrs  bei  und  be- 
einträchtigte die  Neigung,  an  der 
breiten  und  durcli  ansehnliche  Häuser 
eingefaßten  sowie  durch  Baurapflan- 
zungen  ausgezeichneten  neuen  Straße 
zu  wohnen,  so  daß  die  Rentabilität 
der  Grundstücke  hierunter  recht  erheb- 
lich litt:  Die  Kaiserstraße  blieb  eine 
tote  Straße. 

Die  günstigen  wirtschaftlichen  Ver- 
hältnisse vor  dem  Kriege  haben  daher 
die  Stadtverwaltung  veranlaßt,  eine 
völlige  Neubefestigung  des  Fahrdamms 
und  der  Bürgersteige  der  Kaiserstraße 
vorzunehmen.  Abb.  1 zeigt  den  alten 
Zustand:  Befestigung  des  Fahrdamms 
mit  Kopfsteinen,  im  Fahrdamm  zwei 
Gleise  der  Magdeburger  Straßen- 
eisenbahn-Gesellschaft auf  Betonlang- 
schwellen, in  den  Bürgersteigen  Baum- 
pflanzungen. Schwierigkeiten  bei  der 
Aufstellung  der  neuen  Entwürfe  ent- 
standen dadurch,  daß  die  Straßen- 
eisenbahn-Gesellschaft auf  Grund  der 
Bestimmungen  des  zwischen  ihr  und 
der  Stadt  bestehenden  Konzessions- 
vertrages mit  Erfolg  sich  weigerte, 
irgendwelche  Kosten  zu  einer  Ver- 
änderung der  Gleise  oder  auch  nur 
der  Gleisunterbettung  — Ersatz  der 
Betonlangschwellen  durch  Packlage  — r" 
beizutragen.  Abb.  2 bis  5 zeigen  die^M 
von  der  städtischen  Tiefbauverwaltung 
ausgearbeiteten,  für  die  Ausführung 
zur  Wahl  gestellten  Vorschläge.  Abb.  2 
— Gleiszone  auf  besonderem  Bahn- 
körper — krankt  daran,  daß  bei  der 
immerhin  beschränkten  Breite  der 
Straße  für  die  Anlage  von  Haltestellen 
genügender  Raum  in  der  Gleiszone 
nicht  zu  schaffen  ist;  der  Vorteil, 
den  Straßenbahnbetrieb  in  besonderer 
Gleiszone  mit  erhöhter  Geschwindigkeit 
zu  betreiben,  geht  durch  die  not- 
wendige Rücksichtnahme  auf  die  zahl- 
reichen Querstraßen  verloren ; die  vor- 
handenen schönen  Baumbestände 
kommen  in  Fortfall.  Abb.  3 verzichtet 
auf  die  Anlage  einer  besonderen  Gleis- 
zone; die  sehr  breiten  Bürgersteige 
werden  durch  Schaffung  eines  Grün- 
streifens eingeschränkt;  die  vorhande- 
nen alten  Bäume  — Akazien  — werden 
beseitigt  und  durch  Neuanpflanzung 
von  Rotdorn  oder  ähnlichen  Bäumen 
mit  kleinen  Kronen  ersetzt.  Der 
Entwurf  leidet  daran,  daß  die  Er- 
haltung dieses  Grünstreifens  praktisch 
außerordentlich  schwierig  und  teuer 
ist;  die  Grasnarbe  wird  erfahrungs- 
gemäß durch  Hunde  und  durch  die 
Einwirkungen  des  Verkehrs  sehr  leicht 
zerstört  und  ist  sehr  schwer  zu  er- 
halten. 

Abb.  4 u.  5 zeigen  den  ausgeführten 
Entwurf.  Die  Gleiszone  liegt  in  der 
Ebene  der  Seitenfahrdämme;  sie  wird 
zwischen  den  äußeren  Schienen  durch 
Kupferschlackensteine  auf  Kiesbettung 
befestigt.  Die  Steine  sind  mit  möglichst 
engen  Fugen  versetzt,  die  mit  gesiebtem 
Sand  ausgefüllt  sind.  An  die  äußeren 
Schienen  schließt  sich  beiderseitig  ein 
Streifen  aus  Kupferschlackensteinen  in 
50  cm  Breite,  die  auf  Beton  verlegt 
sind  und  deren  Fugen  mit  Asphalt 
vergossen  sind,  an,  abwechselnd  zwei 
Binder  von  je  24  cm  Seitenlänge  und 
drei  Würfel  von  je  16  cm  Seitenlänge. 
Der  äußere  Läufer  bezw.  die  zwrei 
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äußeren  Würfel  sind  in  Beton  gleichzeitig  mit  der  Unterbettung 
gepflastert.  Der  innere  Läufer  bezw.  die  inneren  Würfel,  die  an  die 
Schienen  anschließen,  sind  dagegen  in  Sand  gepflastert. 

Zwischen  dem  Seitenbeton  und  den  Betonlangschwellen  unter 
der  äußeren  Schiene  ist  eine  Fuge  von  5 cm  Breite  gelassen,  die  mit 
grobem  Kies  ausgefüllt  ist;  sie  dient  zwei  Zwecken,  einmal  zur  Auf- 
nahme des  wenigen  Sickerwassers,  das  durch  die  Fugen  der  Kupfer- 
schlackensteine neben  der  äußeren  Schiene  durchsickert  und  ferner 
zur  Schalldämpfung.  Die  durch  das  Befahren  der  Schienen  entstehenden 
Schallwellen  werden  durch  diese  Kiesfuge  unterbrochen,  und  es  wird 
hierdurch  eine  wesentliche  Geräuschverminderung  erzielt.  Die  Seiten- 
fahrdämme sind  in  der  üblichen  Weise  mit  Asphalt  auf  Beton  be- 
festigt. Die  Bürgersteige  sind  mit  Granitoidplatten  belegt,  mit  Aus- 
nahme des  in  der  Baumreihe  befindlichen  Streifens,  der  mit  Mosaik 
befestigt  ist.  Die  Bäume  haben  Baumeinfassungen  aus  Granitoid- 
steinen  erhalten;  ihre  lichten  Abmessungen  sind  1,50  m X 1 m. 


Der  Bau  ist  im  Jahre  1913  ausgeführt  worden.  Bald  nach  Fertig- 
stellung zeigte  sich,  daß  der  Straßenbahnbetrieb  in  der  mit  Kupfer- 
schlackensteinen auf  Kiesbettung  befestigten  Gleiszone  wesentlich 
weniger  Geräusch  verursacht  im  Vergleich  zum  Breiten  Weg,  in  dem 
die  Schienen  in  der  üblichen  Weise  in  Asphalt  und  Beton  stark  ein- 
gebettet sind.  Weiter  zeigte  sich,  daß  die  Straßenbahnwagen  in  der 
besonderen  Gleiszone  weicher  und  elastischer  als  in  einer  Straße 
fahren,  in  der  Gleiszone  und  Seitenfahrdämme  ein  einheitliches  starres 


Ganzes  aus  Asphalt  und  Beton  bilden. 
Durch  die  große  Breite  der  Seitenfahrdämme 
wird  das  sonst  vielfach  beobachtete  Be- 
streben der  Fuhrwerke,  auf  den  Schienen 
zu  fahren,  völlig  vermieden.  Die  Anord- 
nung verdient  daher  für  Straßen  von  ähn- 
licher Breite  den  Vorzug  vor  der  vollstän- 
digen Einbettung  der  Schienen  in  Asphalt 
und  Beton  und  auch  den  Vorzug  vor  der 
Anordnung  einer  besonderen  Gleiszone. 

Die  Straße  liegt  heute  noch  ausgezeichnet 
(Abb.  6).  Die  Unterhaltungskosten  würden 
bis  heute  nahezu  Null  sein,  wenn  sich  nicht 
die  Notwendigkeit  ergeben  hätte,  die  schon 
beim  Neubau  der  Straße  in  schlechtem  Zu- 
stand befindlichen  Schienen  — der  Fuß  war 
vielfach  durch  Rost  zerfressen  — zu  er- 
neuern bezw.  mindestens  die  schadhaften 
Schienenstöße  zu  ersetzen  oder  die  Schienen  zu  schweißen.  Der 
mangelhafte  Zustand  der  Schienen  hat  daher  an  einzelnen  Stellen 
Auswechslungen  von  Kupferschlackensteinen  notwendig  gemacht;  sie 
sind  jedoch  sehr  einfach  und  billig. 

Mit  Rücksicht  auf  die  hohen  Kosten,  die  den  Stadtverwaltungen 
infolge  der  Verwahrlosung  der  Gleiszone  in  asphaltierten  Straßen  heute 
entstehen,  darf  die  angegebene  Ausführungsweise  angelegentlichst 
empfohlen  werden.  Bei  Neuausführungen  wird  es  zweckmäßig  sein, 
das  Großsteinpflaster  in  der  Gleiszone  auf  eine  durchgehende,  gut 
abgewalzte  Packlage  zu  setzen  und  die  Sohle  der  Packlage  durch 
Drainleitungen  nach  den  Kanalisationsanlagen  hin  zu  entwässern.  In 
die  Schienen  sind  zweckmäßig  Schienenentwässerungen  an  den  Gefäll- 
brechpunkten  bezw.  mindestens  in  etwa  400  m Abstand  einzubauen. 
Als  Großsteinpflaster  sind  Kupferschlackensteine  geeignet,  da  sie  im 
Vergleich  zu  natürlichen  Steinen  eben  sind  und  infolgedessen  an  den 
Querstraßen  bei  dem  Überfahren  durch  Fuhrwerke  nur  wenig  Geräusch 
verursachen.  Die  Kupferschlackensteine  sind  mit  möglichst  engen 
Fugen  zu  versehen,  die  mit  gesiebtem  Sand  auszufüllen  sind.  Eine 
Schwierigkeit  entsteht  an  den  Stellen,  an  denen  die  in  der  Regel  aus 
Flacheisen  Profil  90  X 10  mm  bestehenden  Spurstangen  im  Gleise 
liegen,  insofern,  als  das  Behauen  der  sehr  spröden  und  harten  Kupfer- 
schlackensteine zur  Überbrückung  der  Spurstangen  und  Erzielung 
einer  ,engen  Fuge  fast  unmöglich  ist.  Es  empfiehlt  sich  daher,  für  diese 
Stellen  besondere  Formsteine,  etwa  wie  in  Abb.  7 angegeben  ist,  zu 
verwenden;  ihre  Anfertigung  auf  dem  Werke  bietet  keine  Schwierig- 
keiten. Bei  der  Sprödigkeit  des  Schlackensteins  empfiehlt  es  sich 
nicht,  die  Ausklinkung  für  die  Spurhalter  nur  auf  einen  Stein  zu 
beschränken,  da  das  in  diesem  Falle  erforderliche  größere  Maß  der 
Ausklinkung  von  etwa  12  mm  ein  Abbrechen  der  oberen  geschwächten 
Kante  unter  den  Einwirkungen  des  Verkehrs  befürchten  läßt. 

Die  ursprünglich  gehegten  Bedenken,  daß  der  Asphalt  am  Über- 
gang der  Gleiszone  zu  den  Seitenfahrdämmen  unter  dem  Fuhrwerk- 
verkehr stark  leiden  wird,  sind  nicht  eingetreten.  Die  große  Breite 
der  Seitenfahrdämme  und  das  Ausgießen  der  Fugen  des  U/a  Stein 
breit  anschließenden  Kupfersteinpflasters  mit  Asphalt-Ausgußmasse 
haben  diese  befürchteten  Schädigungen  offenbar  verhindert. 

Entwurf  und  Ausführung  lagen  der  Straßenbauabteilung  der 
städtischen  Tiefbauverwaltung  unter  der  Oberleitung  des  Unter- 
zeichneten ob. 

Magdeburg.  2>r.=  8ttg.  Henneking,  Stadtbaurat. 


Die  Rechtskraft  von  Stadtbauplänen, 

In  Deutschland  sind  die  Rechtswirkungen  „förmlich  festgestellter“ 
Fluchtlinien-  oder  Bebauungspläne  durch  die  Gesetzgebung,  in  Preußen 
durch  das  Fluchtliniengesetz  vom  2.  Juli  1875  und  dessen  jahrzehnte- 
lange Anwendung,  völlig  geklärt.  Streitigkeiten  zwischen  der  Ge- 
meinde und  den  Grundbesitzern  sind  zwar  auch  in  Zukunft  keines- 
wegs ausgeschlossen.  Aber  für  ihre  Entscheidung  bilden  die  Vor- 
schriften der  §§  11,  12  und  13  des  genannten  Gesetzes  eine  durch 
die  Rechtsprechung  gesicherte  Grundlage.  Nach  § 11  können  „Neu- 
bauten, Um-  und  Ausbauten  über  die  Fluchtlinie  hinaus  versagt 
werden“,  sind  also  planwidrige  Bauausführungen,  gegen  den  Willen 
der  Polizei  oder  der  Gemeinde  unstatthaft.  Nach  § 12  kann  durch 
Ortstatut  das  Bauen  an  zwar  vorhandenen,  aber  „unfertigen“  Straßen 
verboten  oder  vom  Gemein devorstand  an  technische  und  geldliche  Be- 
dingungen geknüpft  werden,  welche  keiner  Nachprüfung  von  anderer 
Seite  unterliegen.  Im  § 13  endlich  wird  den  Grundbesitzern  ein 
Recht  auf  Scbadloshaltung  im  Falle  des  § 12  verwehrt,  im  Falle  des 
§ 11  aber  dann  zuerkannt,  wenn  entweder  die  Gemeinde  das  Straßen- 
land für  sich  in  Anspruch  nimmt,  oder  ein  von  der  Fluchtlinie  be- 
troffenes Gebäude  niedergelegt  wird,  oder  endlich,  wenn  ein  an 
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fertiger  Straße  liegendes  Grundstück  von  einer  neu  anzulegenden 
Straße  betroffen  und  in  deren  Fluchtlinie  bebaut  wird.  Durch  die 
Rechtsprechung  ist  die  letztere  Bestimmung  dahin  ausgedehnt  worden, 
daß  das  Recht  auf  Entschädigung  auch  dann  eintritt,  wenn  das  an 
fertiger  Straße  liegende  Grundstück  von  der  neuen  Straße  ganz  in 
Anspruch  genommen  oder  so  angeschnitten  wird,  daß  der  verbleibende 
Rest  unbebaubar  ist. 

Es  soll  nicht  verschwiegen  werden,  daß  die  Anwendung  des  § 12 
manche  Klagen,  auch  berechtigte,  hervorgerufen  hat  und  daß  die  im 
preußischen  Wohnungsgesetz  vom  28.  März  1918  versuchte  Milderung 
des  gemeindlichen  Bauverbots  durch  Begünstigung  des  Baues  kleiner 
Wohnungen  keine  wirkliche  Lösung  darstellt.  Dagegen  haben  sich 
die  §§  11  und  13  in  mehr  als  vierzigjähriger  Anwendung  durchaus 
bewährt.  Sie  tragen  den  Bedürfnissen  der  Gemeinde  behufs  Durch- 
führung des  Bebauungsplanes  vollauf  Rechnung  und  werden  vom 
Grundbesitz  nicht  als  ungerechtfertigte  Belastung  empfunden. 

In  anderen  europäischen  Ländern  besteht  die  gesetzliche  Be- 
stimmung, daß  die  Grundbesitzer  zwar  durch  den  Stadtbauplan  in 
der  Benutzung  und  Bebauung  ihres  Bodens  nicht  beschränkt,  daß 
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sie  aber  nicht  berechtigt  sind,  für  die  nach  der  Planfeststellung  plan- 
widrig ausgefiihrten  Baulichkeiten  Entschädigung  zu  fordern,  wenn 
später  das  Land  für  den  Straßenbau  in  Anspruch  genommen  wird.  — 
Diese  recht  einfach  klingende  Regelung  wird  weder  den  Belangen 
der  Gemeinde,  noch  denjenigen  der  Grundbesitzer  gerecht.  Erstere 
sieht  sich  unter  Umständen  in  Zwangslagen  versetzt,  denen  sie  sich 
durch  rücksichtsloses  Eingreifen  keineswegs  immer  entziehen  kann. 
Die  Grundbesitzer  aber,  gleichfalls  oft  in  zwingenden  Verhältnissen 
handelnd,  können  den  schwersten  Nachteilen  ausgesetzt  sein. 

In  den  Vereinigten  Staaten,  wo  die  obrigkeitliche  Beeinflussung 
des  Stadtbaues  in  unserem  Sinne  erst  seit  etwa  zwei  Jahrzehnten 
Platz  gegriffen  hat,  besitzen  die  Stadterweiterungspläne  im  allgemeinen 
für  den  privaten  Grundbesitz  weder  eine  bindende  Kraft,  noch  hat 
die  Ausführung  planwidriger  Bauten  eine  Beschränkung  des  Rechts 
auf  Schadloshaltung  zur  Folge,  wenn  später  das  Land  für  die  Straßen- 
anlage in  Anspruch  genommen  wird. 

Zwar  ist  das  Bedürfnis,  den  Stadtbauplan  gegen  Eingriffe  der 
Bodeneigentümer  zu  schützen,  auch  in  Amerika  stets  empfunden 
worden,  und  verschiedene  Staaten  haben  zu  diesem  Zweck  den  Weg 
der  Gesetzgebung  beschritten.  Aber  überall,  mit  Ausnahme  von 
Pennsylvania,  wurden  die  diesbezüglichen  Gesetze  als  ungültig  erklärt, 
weil  sie  als  Eigentumsbeschränkung  für  öffentliche  Zwecke  ohne 
volle  Entschädigung  anzusehen  und  deshalb  verfassungswidrig  seien. 
Der  steigende  Wert,  den  die  Amerikaner  in  jüngster  Zeit  den  städte- 
baulichen Fragen  beilegen,  hat  die  Forderung  nach  Sicherung  der 
Rechtskraft  von  Bebauungsplänen  immer  wieder  erneuert  und  mannig- 
fache Vorschläge  zu  verfassungsgemäßer  Regelung  hervorgerufen. 

Dem  Vorschlag,  die  Stadt  möge  sofort  nach  der  Planfeststellung 
ein  Recht  erwerben,  das  Straßenland  zum  gegenwärtigen  Preis  dem- 
nächst anzukaufen,  wird  entgegengebalten,  die  Erwerbungskosten 
eines  solchen  Vorrechts  würden,  hinzugefügt  zum  eigentlichen  Kauf- 
preis, diesen  ungebührlich  erhöhen.  Ein  zweiter  Vorschlag,  der 
Eigentümer  habe  bei  einer  planwidrigen  Bauabsicht  der  Stadt  sechs 
Monate  Zeit  zur  Erwerbung  des  Landes  zu  geben,  würde,  wie  man 
befürchtet,  auf  die  Stadt  nach  dem  Belieben  des  Eigentümers  einen 
unerträglichen  Zwang  ausüben.  Endlich  glaubt  man,  daß  der  Versuch, 
die  Staatsverfassung  zu  ändern,  viel  Zeit  und  schwere  Kämpfe  kosten, 
möglicherweise  vom  obersten  Gerichtshof  der  Vereinigten  Staaten 
als  deren  Gesamtverfassung  widersprechend  beanstandet  werden,  die 
eutschädigungslose  Bindung  der  Grundbesitzer  zudem  in  manchen 
Fällen  schweres  Unrecht  herbeiführen  würde,  namentlich  wenn  etwa 
später  die  Stadt  ihren  Plan  ändert  und  die  Bindung  nutzlos  macht. 

Frank  B.  Williams,  der  bekannte  Urheber  der  Neuyorker  Staffel- 
bauordnung und  neben  Georg  B.  Ford  einer  der  Hauptvertreter  der 
neuzeitlichen  amerikanischen  Stadtbaubestrebungen,  bat  nun  in  der 
letzten  Versammlung  der  „National  Conference  on  City  Planning“ 
(Juni  1921)  in  Verbindung  mit  Eduard  M.  Basset  eine  neue  Anregung 
zum  Vortrag  gebracht,  die  anscheinend  Aussicht  auf  Erfolg  hat. 

Will  ein  Eigentümer  eine  Grundfläche,  welche  plangemäß  für 


eine  zukünftige  Straße  oder  Grünanlage  oder  zur  Errichtung  eines 
öffentlichen  Gebäudes  bestimmt  ist,  bebauen,  so  soll  die  Stadt  die 
Genehmigung  erteilen,  falls  die  Versagung  dem  Antragsteller  un- 
vermeidlich eine  wesentliche  Schädigung  verursachen  würde,  vorher 
aber  sorgfältig  prüfen,  ob  und  wie  durch  Änderung  des  Bauentwurfs 
oder  durch  Wahl  eines  veränderten  Bauplatzes  oder  endlich  durch 
Änderung  des  Stadtbauplanes  der  Schaden  abgewendet  oder  ge- 
mildert werden  könne.  Gegen  die  Ablehnung  seines  Bauvorhabens 
kann  der  Eigentümer  Beschwerde  an  eine  besondere  Berufungsbehörde 
einlegen,  welche  die  Befugnis  bat,  die  Bauerlaubnis  unter  Bedingungen 
vorstehender  Art  zu  erteilen,  die  darauf  berechnet  sind,  die  Stadt- 
gemeinde vor  vermeidbaren  Ausgaben  zu  schützen,  wenn  sie  später 
die  Grundfläche  in  Anspruch  nimmt.  Dieses  Verfahren  würde  nach 
amerikanischer  Ansicht  geeignet  sein,  die  den  Grundbesitzern  aus  der 
Bindung  durch  den  Bebauungsplan  erwachsenden  Nachteile  zu  mildern 
oder  zu  beseitigen,  zugleich  aber  diese  Bindung  dem  herrschenden 
Verfassungsrecht  anpassen.  So  könnte  beispielweise  die  Berufungs- 
behörde einem  Baulustigen  aufgeben,  statt  eines  massiven  einen  Fach- 
werkbau zu  errichten,  dessen  Kosten  in  einer  bestimmten  Zahl  von 
Jahren  getilgt  werden,  so  daß  alsdann  der  reine  Bodenpreis  wieder- 
hergestellt ist.  Oder  die  Behörde  könnte  anordnen,  daß  derjenige 
Teil  eines  geplanten  hohen  Gebäudes,  der  in  eine  zukünftige  Straße 
fällt,  nur  eingeschossig  hergestellt  wird,  und  zugleich  die  erforderliche 
Abänderung  des  Bauentwurfs  so  gestalten,  daß  die  Zweckmäßigkeit 
und  Ertragfähigkeit  des  Baues  keinen  Schaden  leidet.  Oder  endlich, 
es  könnte  die  Berufungsbehörde  in  dem  Fall,  daß  die  Stadt  eine 
geplante  Straße  in  etwa  fünf  Jahren  anzulegen  beabsichtigt,  den  Ab- 
schluß eines  dahingehenden  Vertrags  zwischen  der  Stadt  und  dem 
Grundbesitzer  herbeiführen,  dem  alsdann  aus  der  Berücksichtigung 
des  Straßenplanes  regelmäßig  nur  Vorteile  erwachsen  würden. 

Williams  glaubt,  die  Annahme  seiner  Anregung  werde  die  un- 
entbehrliche bindende  Kraft  des  Stadtbauplanes  in  den  Vereinigten 
Staaten  unter  Schonung  der  heimischen  Anschauungen  ebenso  durch- 
führbar machen,  wie  es  in  Europa  der  Fall  ist,  und  rechnet  deshalb 
auf  die  Zustimmung  nicht  bloß  seiner  Fachgenossen,  sondern  auch 
der  Gesetzgeber. 

Es  ist  für  uns  nicht  leicht,  zu  den  Williamsschen  Vorschlägen 
Stellung  zu  nehmen.  Wir  werden  geneigt  sein,  sie  als  halbe  Maß- 
regeln zu  betrachten,  deren  volle  Wirksamkeit  recht  zweifelhaft  ist. 
Aber  wir  werden  sie  als  einen  guten  Weg  anerkennen,  den  man  in 
den  Vereinigten  Staaten  gehen  möge,  wenn  kein  besserer  gefunden 
werden  kann.  Das  soll  uns  indes  nicht  abhalten,  den  dortigen  Fach- 
genossen und  Gesetzgebern  das  eingehende  Studium  der  Bestimmungen 
des  preußischen  Fluchtliniengesetzes  und  der  damit  gemachten  Er- 
fahrungen dringend  zu  empfehlen.  Vielleicht  ist  es  nicht  ausgeschlossen, 
daß  die  gegen  eine  ähnliche  amerikanische  Gesetzgebung  sich  er- 
hebenden verfassungsrechtlichen  Bedenken  durch  Klugheit  und  Zähig- 
keit überwunden  werden. 

Münster  i.  Westf.  , J.  Stübben. 


Vermischtes. 


Wettbewerb  für  Entwürfe  zu  einem  Ehrenmal  für  die  Gefallenen 
der  Gemeinde  Westig  (Kreis  Iserlohn),  ausgeschrieben  unter  den  in 
Rheinland  und  Westfalen  ansässigen  Architekten  mit  Frist  bis  zum 
15.  November  d.  J.  Drei  Preise  von  800,  500  und  300  Mark  sind  aus- 
gesetzt, der  Ankauf  weiterer  Entwürfe  zu  je  150  Mark  ist  vorgesehen. 
Die  Wettbewerbsunterlagen  sind  für  10  Mark  vom  Amtsbauamt  in 
Hemer  zu  erhalten. 

Eine  thüringische  Bundesanstalt  für  Gewässerkunde  wird  vom 
thüringischen  Staat  in  Gemeinschaft  mit  dem  „Wasserwirtschaftlichen 
Verband  für  Thüringen“  errichtet  werden.  Die  Kosten  hierfür  in  Höhe 
von  200  000  Mark  sind  vom  thüringischen  Landtag  bewilligt  -worden. 
Die  Anstalt  soll  Beobachtungen  der  Wasserstandbewegungen,  Messung 
der  Wassermengen  bei  verschiedenen  Wasserständen,  Untersuchungen 
der  Wasserläufe  auf  Gefälle  und  Ufergelände,  Geschiebeführung,  Ver- 
sumpfungen, Überflutungen  usw.  anstellen  und  einen  Hochwasser- 
nachrichtendienst einrichten. 

Dreiteilige  Fenster.  Die  Überzeugung,  daß  das  dreiteilige  Fenster 
gegenüber  der  Anordnung  von  je  zwei  zweiteiligen  im  Bauwesen 
bürgerlicher  Wohnhäuser  mannigfache  Vorteile  aufweise,  bricht  sich 
immer  mehr  Bahn.  Die  vielfach  indessen  noch  vorhandene  Abneigung 
gegen  das  dreiteilige  Fenster  mag  aber  auch  durch  dessen  Konstruktion 
bedingt  sein,  die  auch  nicht  immer  den  Beifall  der  Hauseinwohner 
findet. 

An  sich  mag  es  ja  erklärlich  erscheinen,  wrenn  man  der  Meinung 
ist,  es  sei  die  gespendete  Lichtfülle  zweier  Fenster  von  je  1 m Breite 
größer  als  jene  eines  dreiteiligen  Fensters  üblicher  Breite,  also  von 
1,50  bis  1,70  m (vgl.  Abb.  1).  Eine  weitere  Täuschung  über  den 
Lichtwert  dieser  zwei  Anordnungen  ergibt  sich  aus  der  Konstruktion 


der  äußersten  Lichtstrahlen,  die  (Abb.  1)  durch  je  Außen-  und  Innen- 
kanten der  Fensteröffnungen  gelegt  werden  und  Dreiecke  an  den 
Fensterwänden  ergeben,  die  absolut  ohne  direkte  Belichtung  bleiben.*) 
Vergleicht  man  nun  den  Inhalt  dieser  dunklen  Dreiecke,  so  ergibt 


sich  ohne  weiteres,  daß  bei  Anordnung  eines  dreiteiligen  Fensters 
von  1,60  m Breite  gegenüber  den  zwei  zweiflügligen  von  je  1 m 
ersteres  ungünstigere  Dunkelflächen  ergibt;  «die  Raumbreite  ist  in 
beiden  Fällen  einheitlich  mit  4 m angenommen. 

*)  In  der  m.  W.  einzig  bisher  erschienenen  wissenschaftlichen  Ab- 
handlung über  Belichtung  von  Wohnräumen  (S)r.*5ng.  Küster,  Verlag 
Hey  mann,  Berlin  1908)  sind  diese  Dreiecke  in  Abb.  40  gleichfalls, 
angeweudet. 
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Dieses  theoretische  Ergebnis  stellt  jedoch  mit  praktischen  Be- 
obachtungen  im  Widerspruch,  trotzdem  die  absolute  Fensterbreite 
um  40  cm,  also  20  vH  geringer  ist.  Diese  Tatsache  zu  beweisen,  soll 
im  nachstehenden  versucht  werden. 

In  Abb.  2 sind  die  gleichen  Verhältnisse  angenommen  wie  in  Abb.  1. 
Der  Verfasser  geht  von  der  Voraussetzung  aus,  daß  die  Belichtung 
nicht  allein  durch  senkrecht  auffallende  Strahlen  bewirkt  wird,  sondern 
auch  durch  schräge,  wie  dies  ja  der  Begriff  des  „zerstreuten“  Lichtes 
mit  sich  bringt.  Zieht  man  nun  die  Strahlen  unter  45°,  so  ergeben 
diese  beim  zweifenstrigen  Zimmer  eine  Lichtbreite  von  2 x 0,70=  1,40 
gegenüber  1,25  des  einfenstrigen.  Aber  schon  bei  30°  betragen  die 
Lichtbreiten  2 X 0,40  = 0,80  gegenüber  1,00,  so  daß  das  dreiteilige 
Fenster  für  den  Lichteinfall  günstiger  wirkt.  Zieht  man  schließlich 
die  schon  bei  Abb.  1 erwähnten  äußersten  Lichtstrahlen,  die  bei  einer 
Mauerstärke  von  41  cm  in  einem  Winkel  von  etwa  20°  einfallen,  so 
ergibt  sich  für  das  zweifenstrige  Zimmer  ein  Lichtwert  = O gegen- 
über 0,55  beim  einfenstrigen.  Bei  letzterem  tritt  der  Nullwert  erst 
bei  13  ° 20'  ein. 

Diese  Ergebnisse  sind  in  Abb.  4 
in  Gestalt  eines  Diagramms  auf- 
gezeichnet, wobei  die  Kurve  I dem 
zwei-,  die  Kurve  II  dem  einfenstri- 
gen Zimmer  entspricht.  Die  schraf- 
fierte Fläche  bezieht  sich  auf  die- 
jenigen Strahlen,  die  für  das  letz- 
tere Zimmer  positiv  wirken,  wobei 
sich  aus  dem  Schnittpunkt  der 
Kurve  die  überraschende  Tatsache 
ergibt,  daß  alle  Strahlen,  die 
schräger  als  etwa  37  0 auf- 
fallen, dem  einfenstrigen 
Zimmer  mehr  Licht  spenden 
als  dem  zweifenstrigen. 

Das  Maß  des  dreiteiligen 
Fensters  war  mit  1,60  angenommen 
worden,  also  in  üblicher  Breite. 

Wenn  dieses  Fenster  2,00,  also 
ebenso  breit  angenommen  wird,  wie 
die  Breitensumme  der  beiden  Fenster 

im  anderen  Zimmer  beträgt,  so  geht  aus  Abb.  3 hervor,  daß  die 
Lichtbreiten  bei  45  und  30°  sodann  1,70  und  1,42  betragen  gegen- 
über 1,40  und  0,80  und  daß  der  Nullpunkt  erst  bei  11°  20'  erreicht 
wird.  Die  Kurve  III  des  Diagramms  zeigt  im  Vergleich  mit  Kurve  I 
ganz  erheblich  verbesserte  Lichtverhältnisse  und  erreicht  somit  auch 
hier  die  großen  Vorteile,  die  aus  dem  Fortfall  des  lichtraubenden 
Mittelpfeilers  entstehen. 

Breslau.  Studienrat  Professor  2>r.=3ng.  Alfred  Grotte. 

Bohrvorrichtung  zum  Absenken  hohler  Griindungspfähle,  bei 
der  auf  der  Bohrstange  zwei  Bohrer  sitzen.  D.  R.-P.  337  721. 


August  Hofmeister  in  Cassel.  — Abb.  1 zeigt  die  Bohrvorrichtung 
gemäß  der  Erfindung  im  Längsschnitt,  Abb.  2 und  3 veranschaulichen 
die  obere  Ausgestaltung  des  Gründungspfahles.  — Innerhalb  eines 


hohlen  Gründungspfahles  I aus  Eisen  oder  Eisenbeton,  der  eine 
in  das  Erdreich  eindringende,  zugespitzte  Kante  4 hat,  ist  eine 
Bohrstange  6 mit  einem  Bohrer  5 angeordnet.  Dieser  Bohrer  dient 
einerseits  zum  Lockern  des  Erdreichs,  anderseits  zum  Verankern 
der  ganzen  Vorrichtung  (deshalb  Ankerbohrer  genannt).  Das  obere 
Ende  der  Bohrstange  6 ist  mit  Gewinde  8 versehen,  auf  dem  eine 
Mutter  8a  sitzt,  die  durch  ein  Handrad  a gedreht  werden  kann. 
Die  Mutter  liegt  auf  einem  Bock  9 auf,  der  auf  Querleisten  10 
ruht.  Auf  dem  Gründungspfahl  befinden  sich  (juerliegende  Ver- 
bindungsteile 12,  auf  denen  Stangen  11  aufsitzen,  die  die  Querleisten  10 
tragen.  An  den  Verbindungsteilen  12  sitzt  lose  auf  der  Welle  6 
eine  Muffe  7,  an  deren  Verlängerung  nach  unten  die  Schaufelgänge  3 
des  Förderbohrers  angebracht  sind.  Der  obere  Teil  der  Muffe  7 Ist 
als  Riemenscheibe  7a  zum  Antrieb  des  Förderbohrers  ausgebildet. 

Die  Arbeitsweise  der  Vorrichtung  ist  folgende:  Zunächst  wird  der 
Ankerbohrer  5 mittels  des  über  dem  Gewinde  8 befindlichen  Hand- 
rades in  das  Erdreich  getrieben  und  um  einige  Windungen  einge 
schraubt,  so  daß  er  fest  anpackt.  Es  liegt  nun  die  Mutter  8 a der 
Bohrstange  6 auf  dem  Bock  9 fest  auf  und  übt  einen  senkrechten  Druck 
nach  unten  auf  den  Bock,  die  Querleisten  10,  die  Verbindungsstangen  1 1 
und  damit  auf  den  Gründungspfahl  1 aus.  Wird  nun  der  Anker- 
bohrer 5 gedreht,  so  hat  er  das  Bestreben,  sich  immer  tiefer  in  das 
Erdreich  einzubohren.  Er  drückt  das  gelockerte  Erdreich  nach  oben, 
wo  es  von  den  Schaufelgängen  3 des  Förderbohrers  erfaßt  und  weg- 
befördert wird.  Die  durch  die  Riemenscheibe  7a  gedrehten  Schaufel- 
gänge des  Förderbohrers  arbeiten  gleichzeitig  mit  dem  Ankerbohrer 
den  Hohlraum  innerhalb  des  Gründungspfahles  leer.  Da  durch  das 
Vordringen  des  Ankerbohrers  5 auf  die  Bohrstange  6 und  mit  ihr  die 
Mutter  8 a auf  dem  Bock  9 sich  senken  muß,  wird  auch  die  ganze 
Vorrichtung  vom  Bock  9 bis  auf  die  Verbindungsteile  12  mit  nach 
unten  genommen,  und  der  von  dem  Ankerbohrer  ausgeübte  Zug 
wirkt  als  Druck  auf  den  Gründungspfahl  1,  der  somit  in  das  Erdreich 
nachgezogen  wird.  Da  die  Muffe  7 mit  den  Stangen  11  durch  die 
Querverbindung  12  verbunden  ist,  wird  beim  Tiefergehen  der  Stangen 
und  des  Gründungspfahles  auch  die  Muffe  7 und  mit  ihr  der  Förder- 
bohrer 3 um  den  gleichen  Betrag  gesenkt  werden,  so  daß  Anker- 
bohrer, Förderbohrer  und  abzusenkender  Gründungspfahl  gegenseitig 
immer  annähernd  in  derselben  Lage  bleiben.  Anstatt  die  Schaufel- 
gänge ganz  durch  den  Gründungspfahl  zur  Entfernung  der  Erde 
durchzuführen,  können  auch  andere  Vorrichtungen,  wie  Bagger. 
Wasserspülung  o.  dgl.  zur  Beseitigung  der  Erde  angeordnet  sein.  Die 
von  den  Schaufelgäugen  hochgebrachte  Erde  wird  durch  die  an  den 
Seitenwandungen  des  Verbindungsteils  12  (Abb.  2)  angebrachten  Öff- 
nungen 13  oder  durch  die  oberen  Öffnungen  14  (Abb.  3)  des  Ver- 
bindungsteils 12  wegbefördert. 

Verfahren  zur  Versteifung  von  im  Erdreich  steckenden  schad- 
haften Holzpfählen.  D.  R.-P.  334  305.  Emil  Schultz  in  Berlin- 
Schöneberg.  — Um  den  Pfahl  2 herum  wird  zunächst  der  Erdboden  1 
(Abb.  1)  bis  etwa  zu  1 m Tiefe  aufgegraben.  Dann  befestigt  man  an 
dem  oberen  Teil  3 des  beschädigten  Pfahles  eine  Eisenbewehrung,  die 
aus  vier  gekröpften  Ankern  4,  5,  6,  7 besteht,  die  durch  angenietete 
Streben  8,  9,  10,  11  (Abb.  2)  versteift  und  am  obersten  Ende  sowie 
über  der  Kröpfung  durch  je  eine  Schelle  12,  13  mittels  Bolzen  14  und 
Schrauben  15  fest  an  den  Pfahl  3 angedrückt  werden.  Danach  stampft 
man  die  Baugrube  mit  Beton  16,  in  den  die  Eisenbewehrung  hinein- 
reiclit,  aus  bis  etwa  zur  Höhe  der  Linie  17.  Nach  dem  Abbinden  des 
Betons  wird  mittels  eines  Fuchsschwanzes  18 
(Abb.  3)  der  Pfahl  2 bei  17  und  19  abgesägt.  Die 
Schnittstellen  werden  in  der  üblichen  Weise  mit 
Karbolineum  oder  dergleichen  getränkt  und  dann 
wird  der  kappenförmige  Betonkörper  20  gebildet, 
der  in  einen  Kegel  21  ausläuft.  Nach 
dem  Abbinden  der  Betonkappe  20, 
21  wird  diese  wie  auch  der  Beton- 
ring 16  zweckmäßig  mit  einer  Deck- 
schicht aus  Pech,  Asphaltemulsion 
oder  dergleichen  überzogen.  Da- 
durch, daß  nach  dem  neuen  Ver- 
fahren der  Pfahl  vor  Beginn  der 
Ausbesserungsarbeit  nicht  abge- 
schnitten und  beiseite  gerückt  zu 
werden  braucht,  bleibt  die  Ausfüh- 
rung der  Arbeit,  die  Betriebsicher- 
heit des  Bauwerks,  zu  dem  der 
Pfahl  oder  Mast  gehört,  gewahrt 
und  die  gesund  erhaltenen  Teile  des 
Pfahles  oder  Mastes  bleiben  an  Ort 
und  Stelle  für  die  vollkommene  Ausnutzung  er- 
halten. Die  Eisenbewehrung  ist  dabei  immer  so 
zu  gestalten  und  anzuordnen,  daß  für  die  Säge  18 
Abb.  1.  hinreichend  Spielraum  vorhanden  ist,  um  nach- 
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Abb.  2. 
“2D  Schnitt  a b. 


1B 

Abb.  3. 
Schnitt  c d. 
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träglich  das  verfaulte  Holz  herauszusägen.  Dies  darf  selbstverständlich 
erst  geschehen,  nachdem  der  Betonkörper  16  genügend  abgebunden 
ist.  — Das  neue  Verfahren  erweist  sich  auch  in  solchen  Fällen  an- 
wendbar, in  denen  der  Pfahl  auf  einer  nahe  dem  Erdboden  befind- 
lichen Unterlage  aus  Stein  oder  dergleichen  steht,  in  deren  Nähe  er 
durch  Witterungseinflüsse  beschädigt  ist.  In  diesem  Fall  wird  um  die 
Unterlage  herum  der  Erdboden  entfernt  und  nach  Befestigung  der 
Bewehrung  die  Höhlung  im  Erdboden  mit  Beton  ausgefüllt.  Auch 
das  Abschneiden  des  Pfahles  und  Aufsetzen  der  Kappe  20,  21  findet 
in  der  erläuterten  Weise  statt. 

Bücherschau. 

Die  Befreiung  von  der  Zwangswirtschaft  im  Wohnungswesen 
unter  Erfassung  des  Wertzuwachses  an  Grundstücken  durch  Ausbau 
des  Besitzsteuergesetzes.  Ein  Vorschlag  zur  .beschleunigten  Hebung 
der  Bautätigkeit  und  Schaffung  einer  ausbaufähigen  Einnahmequelle 
für  die  Gemeinden.  Vom  Regierungsrat  Ott  in  Bunzlau.  Berlin- 
Bohnsdorf  1921.  Schild  u.  Scholle,  Verlagsgesellschaft  m.  b.  H.  34  S. 
in  kl.  8«.  Geh.  3,20  Jt. 

Der  Verfasser  verspricht  sich  von  einer  beschleunigten  Aufhebung 
der  Zwangswirtschaft  im  Wohnungswesen  die  schnelle  Beseitigung  der 
Wohnungsnot,  indem  er  annimmt,  daß  durch  diese  Maßnahme  nicht 
nur  eine  sofortige,  sondern  auch  eine  zur  Erreichung  dieses  Zieles 
ausreichende  freie  Bautätigkeit  einsetzen  wird.  „Sämtliche  gesetz- 
lichen Bestimmungen  über  die  Beschränkung  der  Mietpreise  sind  auf- 
zuheben.“ Die  Mieten  werden  zugestandenermaßen  infolgedessen  eine 
„nennenswerte  Steigerung“  erfahren,  was  „ohne  Zweifel  dazu  dient, 
den  gemeinen  Wert  der  Häuser  zu  erhöhen“,  dieser  Wertzuwachs  soll 
aber  einer  „angemessenen  Besteuerung“  unterzogen  werden,  und  zwar 
im  Rahmen  des  auszubauenden  Besitzsteuergesetzes  vom  3.  Juli  1913 
(Besteuerung  des  allgemeinen  Vermögenszuwachses  in  regelmäßigen 
dreijährigen  Perioden),  dessen  Steuersätze  wesentlich  zu  erhöhen 
wären.  Der  auf  Grund  des  Wertzuwachses  des  Grundbesitzes  an- 
fallende Steuerbetrag  soll  den  Gemeinden  zur  ausschließlichen  Be- 
nutzung zugewiesen  werden,  welche  „hieraus  die  Mittel  zur  Förderung 
der  gemeinnützigen  Bautätigkeit,  solange  dies  nötig  ist,  entnehmen 
können“.  Der  Verfasser  erklärt,  daß  er  sich  bewußt  sei,  daß  seine 
Vorschläge  den  heftigsten  Widerspruch  nicht  nur  der  Mietervereine, 
sondern  auch  vieler  Politiker  finden  werden,  ja,  daß  sich  „weite  Kreise 
durchaus  sachlich  denkender  Personen“  gegen  seine  Forderungen  wenden 
werden,  weil  zu  befürchten  ist,  daß  mit  der  Aufhebung  jeglicher  Miet- 
preisfestsetzungen der  ganze  Hausbesitz  zum  Tummelplatz  einer  riesigen, 
ungesunden  Haussespekulation  gemacht  und  daß  in  weite  Kreise  der 
Bevölkerung  eine  Erregung  hineingetragen  werden  wird,  die  zu  un- 
übersehbaren politischen  Folgeerscheinungen  führen  muß.  Diese  und 
andere  schwerwiegende  Bedenken,  die  sich  noch  leicht  vermehren 
lassen,  werden  vom  Verfasser  zwar  anscheinend  richtig  erkannt, 
trotzdem  aber  ganz  nebensächlich  behandelt.  Über  manche  Voraus- 
setzungen und  noch  mehr  Schlußfolgerungen  des  Verfassers  wird  man 
unbeschadet  vieler  richtiger  Grundgedanken  zweierlei  Meinung  sein. 
Eine  Erörterung  verbietet  sich  leider  aus  Platzmangel.  Der  für 
„leistungsschwache“  Mieter  vorgesehene  Schutz  ist  unzureichend  und 
praktisch  undurchführbar.  Die  aufgestellten  extremen  Forderungen,  deren 
Durchführung  schon  an  den  politischen  Verhältnissen  scheitert,  werden 
nicht  aus  dem  Elend  hinausführen,  ebensowenig  wie  eine  weitere  Ver- 
schärfung der  Zwangswirtschaft  oder  eine  Sozialisierung  des  Wohnungs- 
wesens. Die  Faktoren,  von  denen  heute  die  Maßnahmen  zur  Milderung 
der  Wohnungsnot  bestimmt  werden,  lassen  noch  nicht  einmal  die  Durch- 
führung  eines  Programms  auf  mittlerer  Linie  zu,  sie  geben  einer  Ver- 
öffentlichung wie  der  vorliegenden,  die  von  der  Gesetzgebungsmaschine 
so  einschneidende  Maßnahmen  verlangt  (auch  z.  B.  hinsichtlich  der 
Aufhebung  des  Reichsnotopfergesetzes),  zur  Zeit  nur  den  Wert  einer 
akademischen  Erörterung,  die  deshalb  nicht  des  Interesses  entbehrt. 

München.  = A.  Gut. 

Theorie  des  Trägers  auf  elastischer  Unterlage  und  ihre  An- 
wendung auf  den  Tiefbau,  nebst  einer  Tafel  der  Kreis-  und  Hyperbel- 
funktionen. Von  Dr.  Ing.  Keiichi  Hayashi,  Professor  an  der  Kaiser- 
lichen Kyushu- Universität  Fukuoka- Hakosaki  in  Japan.  Berlin  1921. 
Jul.  Springer.  Xu.  301  S.  in  gr.  8°  mit  150  Abb.  Geh.  40  Jt,  geb.  50  Jt. 

Die  Lehre  vom  Träger  auf  elastischer  Unterlage  hat  bisher  nur 
bei  der  Berechnung  des  Eisenbahnoberbaues  eine  regelmäßige  und 
ausgedehnte  Anwendung  erfahren.  Von  Winkler  zuerst  nur  ganz 
kurz  für  einen  Einzelfall  aufgestellt,  ist  sie  hauptsächlich  von  Schwedler 
— wenn  auch  gleichfalls  nur  in  knappster  Form  — weitergebildet 
und  dann  von  Zimmermann  auf  Grund  von  Versuchen  eingehend 
behandelt  und  zu  einem  gewissen  Abschluß  gebracht  worden.  Für  die 
Anwendung  auf  anderen  Gebieten  finden  sich  im  technischen  Schrift- 
tum nur  vereinzelte  Beispiele.  Die  vorliegende  Schrift  fußt  natürlich 
auf  den  genannten  Arbeiten,  geht  aber  insofern  wesentlich  über  sie 
hinaus,  als  sie  zum  erstenmal  eine  allgemeinere,  von  Rücksichten  auf  I 

Verleg  von  Wilh. Ernst  & Sohn,  Berlin.  — Für  den  nichtemtl.  Teil  verantwortlich: 


die  Anwendung  zunächst  freie  Darstellung  der  Lehre  bringt,  diese 
dann  aber  zur  Lösung  einer  großen  Zahl  verschiedener  Einzelaufgaben 
benutzt.  Viele  von  ihnen  sind  in  solcher  Weise  noch  nicht  behandelt 
worden.  Um  einen  Begriff  von  diesem  Inhalt  zu  geben,  mögen 
wenigstens  die  Hauptabschnitte  genannt  werden:  Allgemeine  Theorie 
des  elastisch  gelagerten  Trägers,  stetig  gelagerter  Träger  mit  einer 
Einzellast  in  der  Mitte,  Stab  mit  einer  Einzellast  an  beliebiger  Stelle, 
Stab  mit  zwei  symmetrisch  zur  Mitte  stehenden  gleichen  Lasten,  Stab 
mit  symmetrisch  zur  Mitte  gleichförmig  verteilter  Last,  Träger  mit 
elastisch  nachgiebigen  Stützflächen,  Einfluß  der  Nachgiebigkeit  des 
Baugrundes  auf  die  Berechnung  des  elastisch  eingespannten  Gewölbe- 
bogens und  Rahmens,  über  die  Berechnung  von  Bohlwänden  und 
ähnlichen  Bauteilen,  über  die  Berechnung  von  Trockendocks,  über 
biegungsfeste  Rahmen.  Den  Schluß  bildet  ein  Schriftenverzeichnis 
(das  noch  vervollständigt  werden  könnte)  und  ein  Anhang  mit  sehr 
ausführlichen  Tafeln  der  im  Titel  genannten  Funktionen  (29  Seiten).  — 
Die  im  zweiten,  dritten  und  vierten  Abschnitt  behandelten  Aufgaben 
sind  von  den  Oberbauleuten  (z.  B.  in  Zimmermanns  Berechnung  des 
Eisenbahnoberbaues)  schon  so  vollständig  gelöst,  wie  es  die  Bedürf- 
nisse des  Eisenbahnbaues  verlangen.  Das  vorliegende  Buch  geht 
darüber  nur  mit  einer  Reihe  von  Annahmen  hinaus,  die  mehr  theo- 
retisches Interesse  als  praktische  Bedeutung  haben,  wie  z.  B.  die 
Veränderlichkeit  des  Trägheitsmoments  des  Stabquerschnitts  oder  der 
Bettungsziffer  u.  dergl.  Selbst  in  der  Form  unterscheiden  sich  die 
Lösungen  meist  nicht  wesentlich  von  den  schon  bekannten,  da  viel- 
fach dieselben  Hilfsgrößen  benutzt  werden,  wenn  auch  zum  Teil  mit 
anderer  Bezeichnung.  Eine  Hauptrolle  spielt  dabei  die  von  Zimmer- 
mann eingeführte  Länge  L des  stellvertretenden  unbiegsam  gedachten 
Stabes  als  eines  Grundmaßes,  dessen  Gebrauch  sich  durch  das  ganze 
Buch  hindurchzieht.  Die  Stetigkeitsunterbrechungen  sind,  soweit  sie 
für  den  Oberbau  Bedeutung  haben,  in  dem  älteren  Werk  sogar  ein- 
gehender und  allgemeiner  behandelt  als  in  dem  vorliegenden  (wo  sie 
„Diskontinuitätspunkte“  genannt  werden).  Das  erklärt  sich  übrigens 
ganz  ungezwungen  aus  dem  verschiedenen  Ziel  der  Bücher;  es  wird 
hier  auch  nur  erwähnt,  weil  das  Buch  von  Hayashi  nicht  ein  Lehr- 
buch im  eigentlichen  Sinne,  sondern  ein  dem  Fortschritt  dienendes 
Werk  zu  sein  mit  Recht  beansprucht.  In  den  folgenden  Abschnitten 
ist  fast  alles  neu.  Besondere  Erwähnung  verdienen  hiervon  die 
Untersuchungen  über  den  Einfluß,  den  die  Elastizität  des  Mauerwerks 
auf  das  Verhalten  von  Trägern  mit  eingemauerten  Enden  ausübt. 
Die  aus  älteren,  mehr  schulmäßigen  Darstellungen  der  Festigkeitslehre 
stammende  Meinung,  als  ob  die  Auflagerberährende  der  elastischen 
Linie  durch  Einmauerung  in  wagerechter  Lage  festgehalten  wrerden 
könnte,  ist  zwar  längst  als  unzutreffend  erkannt.  Deshalb  rechnet 
man  auch  in  der  Anwendung  nicht  mehr  mit  einer  vollkommenen 
Einspannung,  sondern  betrachtet  einen  solchen  Zustand  höchstens  als 
theoretischen  Grenzfall.  Die  ausführlichen  Berechnungen  des  Ver- 
fassers machen  daher  auch  zunächst  den  Eindruck  von  unnötig  viel 
Theorie.  Dennoch  sind  sie  beachtenswert,  weil  sie  den  Vorgang  ein 
für  allemal  gründlich  klarstellen.  Ähnlich  rühmenswertes  läßt  sich 
auch  über  die  folgenden  Abschnitte  sagen.  Die  Zahlentafeln  im  An- 
hang sind  nicht  nur  für  Rechnungen  dieser  Art.  sondern  auch  für 
viele  andere  Aufgaben  der  Baumechanik  ein  wertvolles  Hilfsmittel. 
Die  Ausstattung  des  Buches  ist  tadellos.  So  stellt  es  ohne  Zweifel 
eine  willkommene  Bereicherung  unseres  Schrifttums  dar.  n. 

Häuser  zum  Wohlfiihlen.  Von  Rossius-Rhyn.  Grundsätzliche 
Neuheiten  der  Hauskonstruktion  und  Wohnform  mit  Aufsätzen  von 
Dr.  Hans  H.  Zisseler,  Dr.  W.  Rehme  und  Hans  Dominik.  2.  Bd. 
der  Siedler-Bücherei,  herausgegeben  von  Dr.  Hans  Heinrich  Zisseler. 
Dresden  1921.  Oskar  Laube  Verlag.  30  S.  in  S°  mit  Abb.  Geh.  3,65  Jt. 

Das  Wesen  dieser  Häuser  liegt  darin,  daß  Rossius-Rhyn  die  tra- 
gende Konstruktion  auf  einige  Pfeiler  im  Inneren  des  Hauses  verlegt 
und  die  Außenwände  völlig  entlastet.  In  der  Mitte  entstehen  so  zwei 
geräumige,  von  der  Giebelseite  beleuchtete  Zimmer,  die  an  der  Längs- 
seite von  Nebenräumen  unter  dem  heruntergezogenen  Dach  begleitet 
werden.  Diese  seitlichen  Räume  dienen  zu  Wirtschaftszwecken  oder 
zur  zwanglosen  Vergrößerung  der  Zimmer  durch  Wohn-  und  Schlaf- 
nischen. Das  Dachgeschoß  enthält  noch  zwei  den  unteren  entsprechende 
Zimmer.  Grundrißauordnung  und  Aufbau,  der  durch  das  tief  herunter- 
gehende Dach  recht  anheimelnd  wfirkt,  ähnelt  dem  niedersächsischen 
Bauernhaus.  Das  gleiche  System  kann  auch  als  Zweifamilienhaus 
mit  je  zwTei  Zimmern  und  Nebenräumen  ausgebaut  wTerden.  Die 
Raumausnutzung  ist  außerordentlich  günstig.  Wärmetechnisch  bietet 
die  Anlage  den  Vorteil,  daß  die  Wohnräume  nur  eine  Außenwrand 
haben.  Diese  wird  von  Rossius-Rhyn  in  Schlackenbetonsteinen  nach 
dem  System  Zimmermann  ausgeführt,  die  Dächer  vorzugsweise  mit 
imprägniertem  Rohr  gedeckt.  Die  Kosten  für  die  in  Zehlendorf  bei  Berlin 
ausgeführten  Einfamilienhäuser  belaufen  sich  auf  90  000  Mark  bei  81  qm 
Grundfläche.  — Das  Heft  bietet  auch  sonst  recht  lesenswerte  Aufsätze, 
in  denen  zu  der  Typisierung  und  Normierung  sowie  den  wirtschaftlichen 
Fragen  des  Siedlungswesens  Stellung  genommen  wird.  Ma. 

In  Vertr.  ®r.*  3nq.  N o n n , Berlin.  — Druck  der  Buchdruckerei  Gebr.  Ernst,  Berlin. 

Nr.  73 


Nr.  74. 


Zentralblatt  der  Bauverwaltung. 


457 


INHALT:  Versuche  über  die  Bewehrung  von  Eisen betonbalken  gegen  Schubkräfte.  — Vermischtes:  Wettbewerb  um  Entwürfe  für  oim-  künstlerische  Form  der 
Ehrung  der  gefallenen  Münchener  Krieger.  — Bauweise  „Leichtholz“.  — Formänderung  eines  Trägers  mit  einseitigen  Manschen.  Doppelschütze  mit 
versenkbarer  Obertafcl.  — Verfahren,  Mauern  und  andere  Gebäudeteile  auszutrocknen.  Bücherschau. 


I 


[Alle  Rechte  Vorbehalten.] 


Versuche  über  die  Bewehrung  von 

Der  Deutsche  Ausschuß  für  Eisenbeton  hat  vor  kurzem  das 
48.  Heft*)  erscheinen  lassen,  das  Versuche  mit  Eisenbetonbalken  zur 
Ermittlung  der  Widerstandsfähigkeit  verschiedener  Bewehrung  gegen 
Schubkräfte  behandelt.  Die  bedeutsamen  Versuche  rechtfertigen  eine 
ausführliche  Besprechung. 

Es  wurden  fünf  Plattenbalken  Nr.  1 bis  5 mit  gleichen  Abmessungen 
und  gleichem  Eisenquerschnitt  in  der  Zugzone,  jedoch  verschiedenen 
Querschnitten  der  Schrägeisen  untersucht.  Die  Balken  waren  6,20  m 
lang  und  5,40  m weit  gespannt,  hatten  25  cm  breite  Rippen,  70  cm 
Gesamthöhe  einschließlich  der  10  cm  starken  Platte  mit  einer  Gesamt- 
breite von  1,20  m;  in  der  Balkenmitte  hatten  die  Zugeisen  einen 
Querschnitt  von  zusammen  rd.  39  qcm.  Bei  Balken  Nr.  1 liefen  die 
Zugeisen  ohne  jede  Abbiegung  bis  zu  den  Auflagern  durch;  es  fehlten 
also  Schrägeisen  zur  Aufnahme  der  schrägen  Zugspannungen  an  den 
Auflagern.  Bei  Balken  Nr.  2 waren  fünf  Stäbe  mit  zusammen  24,5  qcm 
Querschnitt,  bei  Balken  Nr.  3 indes  fünf  Stäbe  mit  zusammen  12  qcm 
Querschnitt,  hei  Balken  Nr.  4 dagegen  fünf  Stäbe  mit  zusammen  8,4  qcm 
Querschnitt  und  bei  Balken  Nr.  5 endlich  zwei  Stäbe  mit  insgesamt 

9.4  qcm  Querschnitt  abgebogen.  Bei  den  Balken  2,  3 und  4 erfolgten 
die  Abbiegungen  in  der  üblichen  Weise.  Es  wurde  also  für  die  zu- 
lässige Belastung,  die  hier  entsprechend  einer  Eisenbeanspruchung 
von  1000  kg/qcm  in  der  Balkenmitte  angenommen  war,  die  Schub- 
kraftfläche aufgetragen , und  die  gesamten  Schubspannungen  wurden 
von  dem  Punkte  der  Balkenfichse  an,  wo  sie  den  Wert  von  4 kg/'qcm 
überschritten,  den  Schrägeisen  zugewiesen.  Balken  Nr.  5 zeigte  eine 
andere  Verteilung  der  Schrägeisen,  indem  zunächst  auf  die  ganze 
Länge  des  Balkens  sämtliche  schrägen  Schubspannungen  bis  zu 

4.5  kg,  qcm  (unter  der  zulässigen  Last)  vom  Beton  und  nur  der  über- 
schießende Rest  von  den  Eisen  übertragen  werden  sollten.  (Eine 
solche  Ermittlung  der  Stärke  und  Anordnung  der  aufgebogenen  Eisen 
ist  nach  den  amtlichen  Bestimmungen  nicht  zulässig,  wird  aber  von 
manchen  empfohlen.)  Bei  einer  Belastung,  die  in  der  Balkenmitte 
eine  Eisenspannung  von  1000  kg/qcm  hervorrief,  wurden  die  Bean- 
spruchungen der  Schrägeisen  nach  dem  üblichen  Rechnungsverfahren 
bei  Balken  Nr.  2 zu  1000  kg/qcm,  bei  Balken  Nr.  3 zu  2000  kg/qcm 
und  bei  Balken  Nr.  4 zu  2800  kg/qcm  ermittelt. 

Die  Balken  wurden  durch  gleichmäßig  verteilte  Belastung  bis 
zum  Bruch  belastet.  Die  Höchstlasten  waren: 

48  800  kg  Balken  Nr.  4 
119  000  „ „ „ 5 

. » -3  • • 1 20  000  „ 

Balken  Nr.  1 brach,  wie  vorauszusehen  war,  infolge  schräger  Risse 
an  den  Auflagern,  da  zur  Aufnahme  der  schrägen  Zugspannungen 
keine  Abbiegungen  vorgesehen  waren.  Bei  Balken  Nr.  2 wurde  „die 
Zerstörung  durch  Überschreiten  der  Streckgrenze  der  Eiseneinlagen  in 
der  Zugzone  der  Balkenmitte  eingeleitet  und  durch  Zerdrücken  des 
Betons  in  der  Platte  über  den  durch  das  Strecken  der  Eisen  klaffend 
gewordenen  Rissen  vollendet.  Die  Widerstandsfähigkeit  des  Balkens 
war  hiernach  in  den  äußeren  Balkenteilen  größer  als  in  der  Balkenmitte.“ 
Ähnliche  Erscheinungen  ließen  sich  beim  Balken  Nr.  3 beobachten. 
Jedoch  waren  hier  die  schiefen  Risse  infolge  der  schwächeren  Beweh- 
rung gegen  Schubkräfte  entsprechend  stärker  geworden:  Die  Wider- 
standsfähigkeit des  Balkens  war  in  den  seitlichen  Teilen  anscheinend 
nur  wenig  größer  als  in  der  Balkenmitte.  Bei  noch  weiterer  Ver- 
ringerung des  Schrägeisenquerschnitts  mußte  daher  die  Zerstörung 
an  den  Balkenenden  eintreten,  was  sich  bei  Balken  Nr.  4 bestätigte. 
Auch  Balken  Nr.  5 brach  an  einem  Ende,  und  zwar  trotz  größeren 
Schrägeisenquerschnitts,  unter  einer  geringeren  Last  als  Balken  Nr.  4. 
Die  Art  der  Risse  ließ  deutlich  die  fehlerhafte  Anordnung  der  Ab- 


Balken  Nr.  1 

„ 2 


96  000  kg 
92  000  „ 


Eisenbetonbalken  gegen  Schubkräfte. 


*)  Deutscher  Ausschuß  für  Eisenbeton.  Berlin  1921.  Wilh. 
Ernst  u.  Sohn.  In  gr.  8°.  48.  Heft.  Versuche  mit  Eisenbetonbalkeu 
zur  Ermittlung  der  Widerstandsfähigkeit  verschiedener  Bewehrung 
gegen  Schubkräfte.  4.  Teil.  Ausgeführt  in  der  Materialprüfungs- 
anstalt der  Technischen  Hochschule  Stuttgart  im  Jahre  1920.  Be- 
richt erstattet  von  2)r.=3«ß-  C.  Bach  u.  Otto  Graf.  18  S.  in  8°  mit 
29  Textabb.  u.  3 Zusammenstellungen.  Geh.  13  Jt. 


biegungen,  die  zu  sehr  an  den  Auflagern  vereinigt  waren,  erkennen ; 
ein  Beweis,  daß  die  Anschauung,  die  hier  die  Verteilung  der  Schräg- 
eisen bestimmt  hatte,  nicht  richtig  war. 

In  dem  vorliegenden  Heft  sind  schließlich  noch  die  Zugspannungen, 
die  in  den  abgebogenen  Eisen  unter  den  Höchstlasten  auftreten,  nacli 
den  amtlichen  Bestimmungen  errechnet.  Dabei  ergibt  sich  bei  Balken 
Nr.  3 eine  Zugspannung  von  7300  kg/qcm  und  hei  Balken  Nr.  4 sogar 
eine  solche  von  8360  kg/qcm.  Diese  Beanspruchungen  überschreiten 
die  Zugfestigkeit  um  beinahe  das  Doppelte  und  sind  daher  offensichtlich 
unrichtig.  Das  Buch  schließt  daher  sehr  überzeugend,  daß  „die  amt- 
lichen Bestimmungen,  angewendet  auf  den  Bruchzustand,  die  An- 
strengung der  aufgebogenen  Eisen  viel  zu  groß  liefern.  Demgegen- 
über muß  jedoch  festgehalten  werden,  daß  die  Voraussetzungen,  auf 
Grund  deren  die  Rechnungsweise  der  amtlichen  Bestimmungen  auf- 
gestellt, worden  ist,  einen  Zustand  annehmen,  wie  er  im  Falle  der 
Balken  Nr.  3 und  4 nach  weitgehender  Rißbildung  nicht  mehr  vor- 
handen ist.  Die  Wirkungsweise  der  aufgebogenen  Eisen  ist  eben  in 
diesem  Zustande  eine  wesentlich  andere  als  vorher.  Mit  welcher 
Genauigkeit  das  amtliche  Verfahren  die  Anstrengung  der  aufgebogenen 
Eisen  unter  der  höchstens  für  zulässig  erachteten  Belastung  liefert, 
würde  durch  weitere  Versuche  festzustellen  sein.“ 

Die  bedeutsamen  Versuche  zeigen  zunächst,  daß  die  gebräuchliche 
und  in  den  ;, Musterbeispielen  zu  den  Bestimmungen  für  Ausführung 
von  Bauten  aus  Eisenbeton“  vorgesehene  Anordnung  der  Schrägeisen 
durchaus  einwandfrei  und  zweckmäßig  ist.  Die  übliche  Berechnung 
liefert  dagegen  zu  hohe  Werte.  Das  liegt  daran,  daß  auch  bei  weit- 
gehender Rißbildung  der  Beton  selbst  noch  einen  großen  Teil  der 
schrägen  Zugspannungen  übernimmt  und  daß  auch  die  wagerechten 
Zugeisen  infolge  ihrer  eigenen  Biegungsfestigkeit  sich  zu  einem  er- 
heblichen Teile  an  der  Übernahme  der  Querkraft  beteiligen,  wie  die 
wagerecht  verlaufenden  Risse  an  den  Auflagern  in  Höhe  der  Zugeisen 
deutlich  erkennen  lassen.  Ferner  ist  es  m.  E.  zu  ungünstig,  wenn 

für  die  Berechnung  der  Schräg- 
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p, 

“15° 
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Abb.  1. 

Abb.  2 


eisen  die  Schubspannung  ro  in  einem 
Punkte  P der  Nullinie  (Abb.  1)  aus 
der  Querkraft  berechnet  wird,  die 
in  dem  durch  P gelegten  senk- 
rechten Schnitt  ss  vorhanden  ist. 
Bildet  sich  in  P ein  unter  45  0 
verlaufender  schräger  Riß,  der  die 
Oberkante  des  Balkens  in  O trifft, 
so  ist  nur  die  Quer- 
kraft Q maßgebend, 
die  in  dem  durch  O 
gelegten  senkrech- 
ten Schnitt  1 1 
herrscht.  Bei  hohen 
Balken  macht  es 
ziemlich  viel  aus, 
wenn  nicht  mit  der 
Schubkraftfläche 
ab  c bezw.  a de  e, 
sondern  mit  den 

• 

nach  obigem  ver- 
kleinerten Flächen 
afg  bezw.  a hi  g 
gerechnet  wird  (Ab- 
bild. 2).  Aber  auch 
unter  dieser  An- 
nahme werden  noch 
zu  hohe  Bean- 


spruchungen der  Schrägeisen  errechnet.  Es  muß  daher  gefordert 
werden,  daß  heute,  wo  wir  ganz  besonders  wirtschaftlich  bauen 
müssen,  für  die  Schrägeisen  höhere  Beanspruchungen  als  für  die  wage- 
rechten Zugeisen  zugelassen  werden,  solange  die  jetzigen  Rechnungs- 
verfahren gelten. 

Berlin.  2)r.=Sn9-  YSalter  Nakonz 


Vermischtes. 


Wettbewerb  um  Yoreutwiirfe  für  eiue'  künstlerische  Form  der 
Ehrung  der  gefallenen  Münchener  Krieger  (S.  399  d.  Bl.).  Die  Frist 
für  Einlieferung  der  Entwürfe  ist  vom  18.  Oktober  d.  J.  auf  den  15.  März 
1922  hinausgeschoben,  und  außerdem  ist  eine  Reihe  von  Erleichterungen 
bezüglich  der  geforderten  Planvorlagen  zugestanden  worden. 


Die  Bauweise  „Leichtholz“.  Die  Maschinenfabrik  Dr.  Gaspary 
u.  Ko.  in  Markranstädt  bei  Leipzig  hat  zur  Aufstellung  ihrer  Erzeugnisse, 
auch  für  die  künftigen  technischen  Messen  in  Leipzig,  neuerdings  eine 
Halle  in  der  neuzeitlichen  Holzbauweise  „System  Leichtholz“  errichten 
lassen.  Die  17  m lange,  12  m breite  und  10  m hohe  Halle  macht  durch 
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ihre  einfache  Gliederung  einen  gewaltigen  Eindruck.  Das  Wesentliche 
dabei  ist  der  völlig  von  .jeder  Konstruktion  freie  Kaum,  der  dadurch 
geschaffen  wird,  daß  die  als  Kragträger  wirkenden  Pfosten  den 
Schub  der  Binderträger  aufnehmen.  Die  Halle  ist  mit  geteerter 
Doppelpapplage  auf  20  mm  starker  Schalung  gedeckt.  Das  Eigenartige 
der  Bauweise  „Leichtholz“  ist  der  I-förmige  Querschnitt  der  Hölzer. 
Die  3,40  m voneinander  entfernten  Binderträger  wie  die  Pfosten  be- 
stehen aus  8 : 30  cm  starken  lichtenen  Bohlen  sowohl  im  Steg  wie 
im  Flansch,  deren  Jahresringe  einander  entgegengesetzt  verlaufen. 
In  lufttrockenem  Zustand  werden  die  Hölzer  mit  wasserfestem  Kalt- 
leim miteinander  verbunden.  Die  Schubspannungen  nehmen  die  ent- 
sprechend ihrer  Beanspruchung  an  den  Auflagern  enger,  in  der  Mitte 
der  Binder  und  am  oberen  Ende  der  Pfosten  weiter  auseinander- 
gestellten 7 mm  starken  und  26  cm  langen,  von  oben  und  unten 
gegeneinander  versetzten  Rundnägel  auf.  Die  Gratbinder  bestehen 
aus  6 : 24  cm  starken  Bohlen  und  sind  mit  5 mm  starken  Nägeln 
verbunden.  Die  gelenkförmig  ausgebildeten  Lager  im  Scheitel  und 
Kämpfer  sind  aus  8 : 8 cm  großen  und  1 cm  starken  Bleiplatten 
gebildet,  die  in  den  Steg  eingelassen  und  mit  einem  Dorneinsatz  ver- 
sehen sind.  Die  Pfosten  sind  in  1,5  m tiefe  Betonfundamente  von 
1,75  m im  Geviert  eingespannt,  die  im  ungünstigsten  Fall  eine  Be- 
lastung des  Baugrundes  von  3 kg/qcm  ergeben.  Die  in  1 m Abstand 
liegenden  Pfetten  sind  in  der  gleichen  Weise  wie  die  Binderträger 
gebildet,  aus  3:10  cm  starken  Brettern,  die  mit  5 mm  starken 
Nägeln  verbunden  sind  und  auf  die  Binder  aufgenagelt  werden.  Die 
ganze  Halle,  soweit  Zimmerarbeit  in  Frage  kommt,  konnte  in  zehn 
Arbeitstagen  aufgestellt  werden  und  soll  sich  bis  jetzt  in  jeder  Hin- 
sicht vorzüglich  bewährt  haben.  Die  Halle  ist  durch  den  für  Sachsen  und 
Kreis  Naumburg  allein  ausführungsberechtigten  Baumeister  W.  Kramer 
hergestellt  worden,  der  Entwurf  und  die  statische  Berechnung  stammen 
vom  Diplomingenieur  Haimovici,  beide  in  Leipzig  ansässig. 

Es  liegt  auf  der  Hand,  daß  infolge  des  gewählten  Holzquerscbnitts 
und  des  Fortfalls  jeder  Zwischenkonstruktion  eine  erhebliche  Holz- 
ersparnis erzielt  wird.  Zu  berücksichtigen  ist  aber,  daß  der  letztere 
Vorteil  nur  dann  voll  erreicht  werden  kann,  wenn  die  Einspannung  der 
Pfosten  möglich  ist,  also  im  allgemeinen  bei  allen  ebenerdig  angelegten 
Hallenbauten.  Bei  Dachstühlen  wird  sich  bisweilen  durch  ein  verdeckt 
liegendes  Zugband  wohl  auch  derselbe  Vorteil  erreichen  lassen.  Es  ist 
erfreulich,  daß  die  Zahl  der  neuzeitlichen  Holzbauweisen  durch  diese 
in  ihren  Grundziigen  einfache  Konstruktion  bereichert  wurde. 

Berlin.  2)r.=3ll9-  Beisei. 

Formänderung  eines  Trägers  mit  einseitigen  Flanschen.  Der 
Aufsatz  des  Wirkt.  Geheimen  Oberbaurats  Sr.=3ng.  Dr.  H.  Zimmer- 
mann auf  S.  202  d.  Bl.  hat  zu  der  folgenden  Zuschrift  und  den  sich 
daran  knüpfenden  mehrfachen  Erwiderungen  Anlaß  gegeben: 

I. 

Zu  dem  Aufsatz  bemerke  ich,  daß  ich  die  gleiche  Aufgabe  bereits 
im  Jahre  1-909  in  meinem  Buch  „Biegung,  Schub  und  Scherung 
in  Stäben  von  zusammengesetzten  und  mehrteiligen  Querschnitts- 
formen . . . “*)  und  im  Jahre  1910  in  der  Zeitschrift  „Der  Eisenbau“ 
in  einem  Aufsatz  „Über  die  Beanspruchungen,  stegrechten  und  gurt- 
rechten Durchbiegungen  und  Gurtrichtkräfte  von  L-,  Z-  und  E-Eisen 
sowie  sonstiger  Stäbe  mit  einseitiger  Gurtausbildung  infolge  stegrechter 
Belastung“  auf  Giund  meiner  „Theorie  der  Scherkräfte“  behandelt 
und  gelöst  habe.  Vgl.  auch  den  Hinweis  in  dem  v.  Bachschen 
Versuchsbericht  „Versuche  über  die  tatsächliche  Widerstandsfähigkeit 
von  Trägern  mit  E- förmigem  Querschnitt“  in  „Zeitschrift  des  Vereins 
deutscher  Ingenieure“  1910,  S.  386,  Anmerkung  1 und  ebenda  meine 
"Zuschrift  S.  779  u.  780.  Endlich  verweise  ich  noch  auf  die  in  „Der 
Eisenbau“  1920,  S.  271  bis  274  erfolgte  Aussprache  über  die  Biegungs- 
beanspruchung von  E-Eisen,  an  der  ich  gleichfalls  beteiligt  war. 

Zu  den  von  Dr.  Zimmermann  gemachten  Annahmen  und  erzielten 
Ergebnissen  sei  noch  kurz  folgendes  gesagt.  Zimmermann  geht  wie 
ich  von  einer  in  einem  Verbindungsquerschnitt  von  Steg  und  Flansch 
auftretenden  Längsbeanspruchung  als  Formänderungsursache  aus. 
Während  ich  daselbst  eine  Scherbeanspruchung  annehme,  nimmt 
aber  Zimmermann  eine  Schubbeanspruchung  an,  wodurch  auch  die 
paarweise  zugeordneten  senkrecht  zur  Querschnittsfläche  wirksamen 
Schubspannungen  in  die  Erscheinung  treten.  Ihre  W irkungsweise  wird 
von  Zimmermann  gleich  der  von  Normalbeanspruchungen  gesetzt. 
Während  Zimmermann  die  Längsbeanspruchung  ohne  weiteres  in  dem 
in  der  Stegebene  gelegenen  Verbindungsquerschnitt  annimmt,  nehme 
ich  den  „Anschlußquerschnitt“  im  vorliegenden  Falle  in  der  Flansch- 
ebene an.  Ich  gehe  dabei  von  der  Erwägung  aus,  daß  der  höchst- 
beanspruchte Verbindungsquerschnitt  als  Anschlußquerschnitt  zu  be- 
trachten ist.  Außerdem  bin  ich  noch  der  Frage  nähergetreten , in 
welcher  Faser  dieses  Querschnitts  Gleichheit  der  Biegungsbean- 
spruchungen von  Steg  und  Flansch  infolge  zusätzlicher  Formänderung 

*)  Vgl.  .Jahrg.  1910  d.  Bl.,  S.  628.  Wilh.  Ernst  u.  Sohn,  Berlin  W66. 


angenommen  werden  soll.  Bezüglich  entsprechender  Unterschiede 
vgl.  meine  Abb.  1 u.  2. 

Während  Zimmermann  die  im  Anschlußquerschnitt  auftretende 
Längsbeanspruchung  s als  Veränderliche  einführt,  nehme  ich  sie  für 
seitlich  gehaltenes  und  für  seitlich  nicht  gehaltenes  E-Eisen  als  un- 
veränderlich an,  wmran  ich  für  den  Bereich  elastischer  Formänderungen 
festhalte. 

Zimmermann  nimmt  die  Aufnahme  der  durch  exzentrischen  An- 
griff der  Längskräfte  am  Flansch  auftretenden  Biegungsmomente  in- 
folge einer  Einzellast  durch  eine  innere  gurtrechte  Querkraft  Q auf, 

während  ich  dazu  eine 
außen  anzubringende  Ein- 
zellast Py  benutze.  Zim- 
mermann nimmt  dabei 
an,  daß  der  senkrecht  zu 


seiner  Ebene  sehr  ver- 
drehungs-  und  biegungs- 
schwache Steg  im  An- 
schlußquerschnitt infolge 
wirksamer  „Normalbean- 
spruchungen“ einerKraft  Q 
das  Gleichgewicht  hält, 
die  imstande  sein  soll,  die  Gurtung  hochkant  zu  verbiegen.  Zudem 
ändert  sich  dieses  Kräfte-  und  Beanspruchungsbild,  sobald  der  An- 
schlußquerschnitt in  der  Flanschebene  angenommen  wird.  Die  in 
der  Zimmermannschen  Abb.  1 dargestellten  beiden  Gurtbelastungen 
erscheinen  nur  mit  umgekehrten  Q-  bezw.  Q 2-Kräften  für  den  Fall 
des  seitlich  gehaltenen  E-Eisen,  d.  h.  für  Qx/2  — sxe  zutreffend. 

Den  Verdrehungswinkel  benötige  ich  zu  meinen  Ermittlungen 
nicht,  weil  ich  den  Verdrehungsfall  auf  den  Fall  der  Biegung  von 
Flachteilen  in  Richtung  ihrer  Ebenen  zurückgeführt  habe  und  die 
verschwindend  kleinen  Verdrehungen  der  Flachteile  vernachlässige 
(vgl.  Biegung,  Schub  und  Scherung,  S.  108  bis  113). 

Zimmermann  bringt  Rechnungsergebnisse  für  die  beiden  Grenz- 
fälle, daß  die  Verdrehungssteifigkeit  des  Stabes  sehr  klein  und  daß 
sie  sehr  groß  wird. 

In  jenem  Fall  wird  der  Flanschquerschnitt  f = 0 und  Q = 0,  so 
daß  kein  E-Eisen  mehr  vorliegt,  sondern  nur  noch  ein  der  Kippgefahr 
ausgesetzter  belasteter  Steg,  der  allerdings  verdreht  ward.  Es  kommt 
dann  aber  eine  Berechnung  von  s nicht  mehr  in  Frage,  da  auch  w, 
f und  e = 0 werden. 

In  diesem  Fall  ermittelt  Zimmermann  erstens  eine 
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ermittelt  Zimmermann 

beanspruchung  im  Anschluß querschnitt  = 1 P • 


Jo 


Schub - 
und  eine  P 


entsprechende  seitliche  Gurtkraft  Q = 2 e s und  zweitens  ein  die 
E- Eisenformänderung  aufhebendes  Drehmoment  Qh  = Pz. 

Die  Schubbeanspruchung  deckt  sich  der  Größe  nach  mit  der 
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von  mir  zugrunde  gelegten  Scherbeanspruchung  s=  v -,  die  Gurt- 
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kraft  Q =2  e s = P e 
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mit  meiner  Gurtrichtkraft  Pg  = Px 
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Für  die  Größe  des  die  Formänderung  aufhebenden  Drehmoments 
habe  ich  Md  = Pg  ■ y'  gefunden.  Außerdem  ermittelte  ich  die  Größe 
der  bei  seitlich  nicht  gehaltenem  E-Eisen  auftretenden  zusätzlichen 
Formänderung  des  Steges  und  die  der  Gurtung  dw.  Dabei  empfahl 
ich  die  Berücksichtigung  der  Wirkung  der  Schubkräfte.  Endlich  stellte 
ich  noch  allgemein  fest,  daß  die  zusätzlichen  Gurt-  und  Stegbelastungen 

abhängig  sind  von  der  Querkraftfläche  I Q dl  des  stegrecht  belasteten 


E- Eisens  und  daß 


und 


Gurtrichtkräfte 

,<3'  fache  der  steg- 


J 


die  entsprechenden 

-momente  M ,/  einfache  Vielfache,  und  zwar  x 
rechten  E - Eisenbelastungen  sind. 

Zur  Erleichterung  von  Vergleichsrechnungen  sei  noch  darauf  hin- 
gewiesen, ,daß  der  im  „Eisenbau“  1910,  S.  398  zur  Bestimmung  der 
Belastungsanteile  Mg=\u\Gx  und  Jfs<  = (l — ,u)  G y von  Gurt  und 

S 1 ß 

Steg  an  der  Scherkraft  G = I Q dl  — - , M benutzte  Wandler  u 

• J i J 

mit  der  Zimmermannschen  Annahme  dünner  Stege  und  Flanschen  wird 
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Friedrichshagen. 


Dr.  R.  Sonntag.  Privatdozent. 


II. 


Die  Einwände,  die  in  vorstehenden  Zeilen  gegen  den  Aufsatz  in 
Nr.  33  d.  Bl.  erhoben  werden,  beweisen,  daß  die  dort  veröffentlichte 
Lösung  der  Aufgabe  nicht  mit  der  von  ®r.=3ng.  Sonntag  angegebenen 
übereinstimmt,  daß  sie  also  neu  ist.  Diese  Einw-ände  dürften  sich 
durch  folgende  Bemerkungen  erledigen.  Ob  man  den  (gedachten) 
Trennungsschnitt  zwischen  Steg  und  Flansch  nach  der  Richtung  der 


Nr.  74. 
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Stegebene  oder  der  Flanschebene  annimmt,  ist  für  mich  gleichgültig, 
da  ich  ausdrücklich  voraussetze,  daß  Steg-  und  Flanschdicke  klein 
sei  im  Vergleich  zu  Steghöhe  und  Flanschbreite.  Ich  habe  nicht  nur 
angenommen,  daß  die  Größe  der  Längskraft  s von  der  Verdrehungs- 
steifigkeit des  Stabes  abhänge,  sondern  das  Ergebnis  der  Rechnung 
beweist  es.  Ich  nehme  ferner  nicht  an,  daß  der  biegungs-  und  ver- 
drehungsschwache Steg  allein  dem  durch  die  Querkräfte  Q erzeugten 
Verdrehungsmoment  das  Gleichgewicht  halte,  sondern  daß  die  Ver- 
drehungssteifigkeit des  ganzen  Querschnitts  dies  tue.  Das  geht  aus 
der  ersten  Zeile  des  Abschnitts  „Anwendung“  klar  hervor.  Denn  ich 
habe  ja  weder  behauptet,  noch  bei  meiner  Rechnung  vorausgesetzt, 
daß  in  den  Flanschquerschnitten  keine  Verdrehungsspannungen  wirkten. 
Die  Gleichungen  11)  und  13)  habe  ich  als  Grenzfälle  bezeichnet.  Das 
soll  nur  sagen,  daß  sie  nicht  überschritten  werden  können.  Die 
Frage,  ob  sie  erreicht  werden  können,  habe  ich  nicht  berührt. 
Übrigens  hängt  Gleichung  11):  G = 0 nicht  nur  von  der  Querschnitt- 
form  und  Größe,  sondern  auch  vom  Schubelastizitätsmaß  ab,  was 
Dr.-  Sonntag  bei  seiner  Bemängelung  übersehen  zu  haben  scheint.  Daß 
die  Gleichung  11)  auch  dadurch  (annähernd)  erfüllt  werden  kann,  daß 
man  den  Querschnitt  der  Flanschen  verschwinden  läßt,  wobei  dann 
die  Gleichung  12)  hinfällig  wird,  ist  so  selbstverständlich,  daß  ein 
besonderer  Hinweis  darauf  kaum  nötig  sein  dürfte.  Querschnitte  mit 
S = 0 gibt  es  überhaupt  nicht  und  ebensowenig  solche  mit  & = oo; 
das  gebe  ich  gern  zu,  vertraue  aber,  daß  der  denkende  Leser  trotzdem 
versteht,  was  mit  der  Betrachtung  dieser  Grenzfälle  beabsichtigt  ist. 
Der  kleine  Aufsatz  ist  infolge  einer  Besprechung  über  ausgeführte  und 
noch  ferner  anzustellende  Versuche  mit  C-Eisen  entstanden  und  hat 
weiter  keinen  Zweck  als  den,  die  Zahl  der  zur  völligen  Klarstellung 
des  Verhaltens  der  verschiedenen  Einzelformen  nötigen  Versuche 
womöglich  einzuschränken.  Ob  das  gelingt,  wird  sich  erst  bei  der 
Ausführung  zeigen,  wie  auch  das  Rechnungsverfahren  durch  solche 
Versuche  die  erforderlichen  Grundlagen  bekommen  kann.  Auf  S.  203 
(erste  Zeile  links)  ist  das  ja  ausdrücklich  hervorgehoben.  Im  übrigen 
ergibt  die  ganze  Darstellungsweise,  daß  das  Verfahren  nichts  weiter 
zu  sein  beansprucht  als  eine  ziemlich  rohe  Annäherung.  Es  war 
vielleicht  etwas  unvorsichtig,  daß  ich  das  nicht  noch  besonders  erklärt 
habe.  (In  dem  vom  „Bauingenieur“  gebrachten  Abdruck  ist  es  durch 
einen  Zusatz  am  Schluß  geschehen.)  Daß  ich  bei  dieser  Sachlage  keine 
Neigung  habe,  auf  die  vielen,  zum  Teil  nebensächlichen  Anstände  der 
vorstehenden  Kritik  und  die  früheren  Untersuchungen  des  Verfassers 
noch  näher  einzugehen,  wird  man  begreiflich  finden.*) 

Berlin.  H.  Zimmermann. 

III. 

Die  Zimmermannsche  Lösung  ist  nur  bezüglich  der  Ansätze,  nicht 
auch  bezüglich  der  Ergebnisse  neu.  Für  den  ersten  Grenzfall  beruhen 
die  Zimmermannschen  Schlüsse  wegen  Q — 0,  /'=  0,  w = 0 und  e = 0 
auf  unzutreffenden  Voraussetzungen.  Für  den  zweiten  Grenzfall  liegen 
bereits  meinerseits  umfassende  Ergebnisse  vor.  Es  spricht  nicht  für 
die  Richtigkeit  der  Zimmermannschen  Ermittlungen,  daß  er  die  Ergeb- 
nisse für  diesen  tatsächlich  wichtigen  und  maßgeblichsten  Fall  auf  Grund 
einer  Voraussetzung  findet,  die  es  überhaupt  nicht  gibt. 

Die  Lage  des  Anschlußquerschnitts  ist  bei  der  Zimmermannschen 
Lösung  deshalb  nicht  gleichgültig,  weil  sich  bei  Annahme  derselben  in 
der  Flanschebene  keine  die  Kraft  Q erzeugenden  Normalbeanspruchungen 
ergeben  können,  während  im  anderen  Fall  dies  wenigstens  die  Lage 
des  Querschnitts  zulassen  würde.  An  diesen  Verhältnissen  ändert  auch 
die  Annahme  kleiner  Dicken  nichts. 

Auch  bei  mir  ist  s von  der  Verdrehungssteifigkeit  des  ganzen 
Querschnitts  abhängig,  denn  J erscheint  im  Ansatz.  Die  Verdrehungs- 
steifigkeit ist  aber  auf  die  Biegungsfestigkeit  der  Flachteile  zurück- 
geführt. Die  Verdrehungssteifigkeit  der  Flachteile  in  ihren  Ebenen 
wird  auch  bei  Zimmermann  nicht  berücksichtigt,  weil  die  nicht  klar 
definierte  Kraft  Q hiermit  in  keinem  organischen  Zusammenhang  steht. 

Von  einem  Übersehen  des  Schubelastizitätsmaßes  G meinerseits 
kann  nach  vorstehendem  keine  Rede  sein.  Im  übrigen  ist  G in  keinem 
Zimmermannschen  Ansatz  zu  finden  und  ist  an  keiner  Stelle  eine 
rechnungsmäßige  Berücksichtigung  der  Wirkungen  der  Schubspan- 
nungen ersichtlich.  Betreffend  das  Verhalten  von  Einzelteilen  von 
Stäben  mit  zusammengesetzten  und  mehrteiligen  Querschnittformen 
verweise  ich  auf  „Biegung,  Schub  und  Scherung“  1909,  Abb.  52,  9G,  99 
u.  103  und  den  zugehörigen  Text. 

Ich  bedaure.  daß  Dr.  Zimmermann  meine  älteren  Arbeiten  uner- 
wähnt gelassen  hat.  Im  übrigen  können  auch  seine  Ausführungen  im 
..Bauingenieur“'  meine  Auffassungen  nicht  ändern. 

Friedrichshagen.  Dr.  R.  Sonntag. 

IV. 

Die  vorstehenden  Bemerkungen  kann  ich  nicht  als  zutreffend  an- 
erkennen. Was  den  ersten  Grenzfall  angeht,  habe  ich  oben  eigentlich 
schon  das  Nötige  zur  Verhütung  von  Mißdeutungen  gesagt.  S)r.=^ng. 

*)  Auf  S.  202  d.  Bl.  in  Zeile  5 von  unten  lies  d statt  b. 


Sonntag  scheint  aber  immer  noch  zu  übersehen,  daß  <->  nicht  nur  durch 
Wegfall  der  Flanschquerschnitte,  sondern  auch  durch  Verschwinden  des 
Schubelastizitätsmaßes  (theoretisch)  Null  werden  könnte.  Daß  dieses 
Maß  bei  mir  in  keinem  Ansatz  zu  finden,  erklärt  sich  sehr  einfach  aus 
dem,  was  auf  S.  202  über  die  Bedeutung  von  (-)  gesagt  ist.  Ich  rato 
dazu,  f)  durch  einen  Verdrehungsversuch  zu  bestimmen,  dessen  Er- 
gebnis dann  den  Einfluß  des  Schubekistizitätmaßes  mit  enthält. 
Dr.  Sonntag  klammert  sich  an  die  von  mir  für  Q gewählte  Bezeichnung 
Normalkraft,  indem  er  hervorhebt,  daß  an  einem  Trennungschnitt 
zwischen  Steg  und  Flansch  keine  Normalkraft  entstehen  könne.  Xun, 
dann  ist  die  quergerichtete  Kraft  eben  eine  Schubkraft.  Der  Name  tut 
ja  hier  nichts  zur  Sache.  — Ich  verstehe  nicht,  warum  2>r.=3n3-  Sonntag 
in  so  erbitterter  Weise  immer  neue  Schwächen  an  meiner  nichts 
weniger  als  anspruchsvollen  kurzen  Mitteilung  herauszufinden  sucht. 
Ich  bin  ihm  in  keinem  Sinne  zu  nahe  getreten.  Der  bloße  Umstand, 
daß  ich  auf  seine  früheren  Arbeiten  nicht  verwiesen  habe , kann  das 
doch  nicht  rechtfertigen.  Eine  umfassende  wissenschaftliche  Abhand- 
lung mit  Quellennachweisen  hatte  ich  überhaupt  nicht  vor. 

Berlin.  H.  Zimmermann. 

Doppelscliiitze  mit  versenkbarer  Obertafel.  D.  R -P.  333  944. 
Maschinenfabrik  Augsburg-Nürnberg  A.-G.  in  Nürnberg.  — 
Die  Erfindung  besteht  darin,  daß  die  obere  Tafel  nur  einen  einzigen 
wagerechten  Hauptträger  besitzt,  der  in  nächster  Nähe  der  Oberkante 
der  Tafel  verläuft,  und  daß  die  erforderliche  weitere  Abstützung  der 
oberen  Tafel  gegen  Wasserdruck  dadurch  erfolgt,  daß  sich  diese  Tafel 
gegen  die  untere  legt.  Infolge  dieser  Anordnung  weist  die  senkrecht 
stehende  Blechhaut  der  oberen  Tafel  zusammen  mit  dem  an  ihrer 
Oberkante  befestigten  wagerechten  Hauptträger  im  Querschnitt  die 
Form  eines  rechten  Winkels  auf,  dessen  Öffnung  stromabwärts  und 
nach  unten  gerichtet  ist.  Beim  Verschieben  der  beiden  Tafeln  gegen- 
einander bewegt  sich  die  untere  Schütztafel  in  diesen  winkelförmigen 
Raum  hinein.  Der  Abstand  der  Blechhaut  der  Obertafel  von  derjenigen 
der  Untertafel  wird  durch  diese  Bauart  besonders  gering,  wodurch 
erreicht  wird,  daß  der  von  diesem  Abstand  abhängige  Auftrieb  auf 
die  Schütze  nur  gering  wird,  so  daß  besondere  Maßnahmen,  wie  z.  B. 
Anbringen  von  Ballast  und  dergleichen,  vermieden  werden  können. 
Die  ganze  Obertafel  wird  leicht,  ihre  Bewegungswiderstände  gering 
und  das  Windwerk  braucht  nicht  schwer  zu  werden.  — Abb.  1 bis  3 


zeigen  senkrechte  Querschnitte  durch  die 
Schütze  in  verschiedenen  Stellungen  der- 
selben gegeneinander,  Abb.  4 stellt  einen 
Schnitt  in  wagerechter  Ebene  durch  die  eine 
Führungsnische  dar.  — a ist  die  Blechwand 
der  unteren  Schützentafel  und  b diejenige 
der  oberen;  letztere  ist  durch  eine  Reihe 
senkrechter  Doppel-T-Träger  d versteift,  zur 
Aufnahme  des  Wasserdruckes  dient  der  Quer- 
riegel e,  der  parallel  der  oberen  Blechkante 
verläuft.  Zur  Führung  der  oberen  Tafel  dienen 
die  Rollen  f 1 und  f-\  das  untere  Ende  der 
Obertafel  ist  gegen  die  Untertafel  abgestützt. 
Zu  diesem  Zweck  sind  an  letzterer.  Rollen  g 
derart  angeordnet,  daß  hinter  jedem  der  Ver- 
steifungsträger d der  oberen  Tafel  eine  Rolle  g liegt.  Zur  Versteifung 
der  Blechhaut  a der  Untertafel  dient  ein  entsprechend  ausgebautes 
Fachwerk,  das  aus  zwei  kräftigen  Querriegeln  h und  i und  entsprechen- 
den Verbindungstäben  besteht.  Zur  Führung  der  Untertafel  dieneu  die 
Rollen  k 1 und  k 2 an  der  Unterwasserseite  und  an  der  Oberwasserseite 
die  Rollen  g,  die  sich  gegen  die  Obertafel  legen.  Um  die  Abstützung 
des  unteren  Endes  der  Obertafel  auch  bei  völligem  Ineinanderschieben 
der  beiden  Tafeln  (Abb.  2 u.  3)  zu  sichern,  ist  die  Untertafel  noch  mit 
Anschlägen  l versehen.  Die  Abdichtung  der  beiden  Tafeln  gegenein- 
ander erfolgt  durch  die  federnden  Blechstreifen  m,  die  einerseits  an  der 
Untertafel  befestigt  sind  und  anderseits  die  Dichtungsleistenn  tragen: 
letztere  legen  sich  unter  dem  Wasserdruck  fest  gegen  die  Obertafel  an. 
Die  Führungsrollen  k 1 und  k"  der  unteren  Tafel  können,  wie  Abb.  4 
erkennen  läßt,  in  der  gleichen  Nische  und  auf  der  gleichen  Schiene 
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laufen  wie  die  Führungsrollen  p der  oberen  Schützentafel.  Es  ist  nur 
ein  einziges  für  obere  und  untere  Schützentafel  gemeinsames  Windwerk 
erforderlich.  Abb.  5 zeigt  die  untere  Schütztafel  in  Aufsicht. 

Verfahren,  Mauern  und  andere  Gebäudeteile  auszutrocknen. 
D.  R.-P.  336  424.  Kirchhoff  u.  Ko.  in  Stuttgart.  — Das  neue  Ver- 
fahren kennzeichnet  sich  im  wesentlichen  dadurch,  daß  heiße  Heizgase 
durch  Einführungsmittel  unmittelbar  ins  Innere  der  Mauer  geleitet, 
dort  sich  unter  entsprechendem  Überdruck  verteilen  und  dann  durch 
die  Poren  der  Bauteile  wieder  nach  außen  herausgetrieben  werden.  — 
Abb.  1 zeigt  die  Austrocknungseinrichtung  in  Ansicht  und  ein  Stück 
Mauerwerk  im  senkrechten  Schnitt,  Abb.  2 die  Aufstellung  einer 
solchen  Einrichtung  in  einem  Neubau  im  Grundriß.  — Nachdem  die 
Mauern  hinreichend  mit  Wärmeschutzdecken  geschützt  sind,  wird 
mit  dem  Austrocknen  begonnen.  Dies  kann  schon  bald  nach  dem 
Abbinden  des  Mörtel  geschehen.  Die  dem  Ofen  4 zuzuführende  Luft 
wird  gewünschtenfalls  vorher  im  Lufttrockner  2 getrocknet  und 
nach  erfolgter  Verbrennung,  also  als  Heizgas  durch  Rohr  5 und  das 
'Gebläse  G in  die  Leituugsröhre  7,  die  Blechkasten  8,  9,  10  mit  den 
aufgesteckten  Rohrstutzen  und  die  Verbindungsstücke  13  sowie  zuletzt 
durch  die  Rohrstücke  14  (gegebenenfalls  auch  durch  15)  in  das  Innere 
der  Mauer  IG  getrieben,  also  ohne  vorher  die  Maueraußenfläche  zu  be- 
rühren. Das  Heizgas  wird  dann  durch  die  fortwährend  nachgetriebenen 
Heizgase  durch  die  Poren  der  Mauer  von  innen  nach  außen  gepreßt. 


Bis  die  Mauer  fast  so  warm  ist  wie  die  eintretenden  Heizgase,  werden 
letztere  ihre  Wärme  natürlich  größtenteils  an  die  Mauer  abgeben, 
daher  abgekühlt  austreten  und  können  alsdann  nur  so  viel  Wasser 
mit  sich  herausführen,  als  der  Aufsaugungsfähigkeit  der  betreffenden 
Wärme  der  austretendeu  Heizgase  entspricht.  Sobald  die  Mauer 
aber  die  höchst  angestrebte  Temperatur  erreicht  hat  und  annähernd 
so  warm  ist  wie  die  eintretenden  Heizgase,  werden  die  weiterhin 
nachströmenden  Heizgase  fast  gar  keine  Wärme  mehr  an  die  Mauer 
verlieren,  also  sehr  heiß  austreten  und  infolge  ihrer  außerordentlich 
gesteigerten  Aufsaugungsfähigkeit  auch  sehr  viel  Wasser  entfernen. 
Solange  die  Mauer  noch  genügend  feucht  ist,  werden  die  Heizgase  immer 
ganz  wassergesättigt  austreten.  Es  ist  dabei  von  größtem  Nutzen,  die 
Heizgase  so  heiß  wie  zulässig  durch  die  Mauer  zu  treiben  (Zuführung 
mit  über  150°  C,  also  mit  einer  Wasseraufsaugungsfähigkeit  von  über 
3500  g für  das  Kubikmeter  der  Mauer).  Da  die  Heizgase  bei  Durch- 
dringen der  Poren  in  unzählig  viele  feinste  Teilchen  zerlegt  werden 
und  alle  Teilchen  in  innigste  Berührung  mit  der  Mauerfeuchtigkeit 
kommen,  so  wird  eine  volle  Wassersättigung  auch  dann  noch  statt- 
finden, wenn  die  Mauer  schon  sehr  entfeuchtet  worden  ist.  Die  Heiz- 
gase durchdringen  nach  ihrem  Austritt  aus  den  Rohren  14  in  der 
Regel  nur  die  Querschnittsdreiecke  17  in  der  Mauer.  Die  übrig- 
bleibenden Querschnittsdreiecke  18  jedoch  werden  ebenfalls  schnell 
mit  austrocknen,  weil  ihre  Feuchtigkeit  durch  die  Dreiecke  17  abge- 
saugt wird.  In  diesem  Falle  sind  natürlich  die  Röhren  15  entbehrlich. 


Bücherschau. 

Feuerschutz-  und  Feuer löselieiiiricht ungen  in  preußischen  Staats- 
gebäuden unter  Berücksichtigung  der  Siedlungsbauten.  Von  Sr.=3ng. 
Uber.  Dritte  erweiterte  Aufkige.  Berlin  1921.  Wilh.  Ernst  u.  Sohn. 
13  S.  in  8°.  Geh.  2,40  Jt. 

Die  kurze  und  dabei  inhaltlich  reiche  Zusammenstellung  von 
Feuerschutzmaßnahmen  ist  in  dritter  Auflage  durch  praktische  Hin- 
weise auf  Siedlungsbauten  erweitert  worden.  Ihre  Allgemeingültigkeit 
auch  für  Privatbauten  ist  anerkannt.  Im  Feuerschutz  kann  zum  Nach- 


teil der  Gebäude  ebensoleicht  zu  viel  wie  zu  wenig  getan  werden. 
Das  Heft  wird  gerade  in  der  heutigen  Zeit  der  Baunot  besonders 
dem  Studium  empfohlen,  da  eine  einwandfreie  Vorbeugung  und 
schnelle  Bekämpfung  der  Feuersgefahr  noch  wichtiger  scheint  als  jede 
Versicherung  und  durch  sachgemäße  Sicberungsanlagen  die  hohen 
Prämien  sich  verringern  lassen.  Bei  der  Anlage  von  Siedlungen 
ist  die  Rücksichtnahme  auf  die  Feuerlöscheinrichtungen  ein  Punkt, 
der  als  einer  der  ersten  bei  der  Planung  und  Anlage  der  Brunnen 
und  Wasserleitungen  mit  bedacht  werden  muß.  N. 

Die  Drahtseilbahnen  (Schwebebahnen),  ihr  Aufbau  und  ihre 
Verwendung.  Von  Professor  Diplomingenieur  P.  Stephan,  Regie- 
rungshaumeister. 3.  verbesserte  Aufl.  Berlin  1921.  Jul.  Springer.  VI  u. 
459  S.  in  8°  mit  513  Abb.  u.  3 Tafeln.  Geb.  150  Jl. 

In  meiner  Besprechung  der  2.  Auflage1)  habe  ich  ausgeführt,  daß 
der  Begriff  „Drahtseilbahnen“  auch  die  Gleisseilbahnen,  d.  h.  die 
Grubenseilbahnen,  die  bodenständigen  Bergseil-  oder  Steilbahnen  und 
die  Verschubseilbahnen  umfaßt.  Wenn  daher  für  den  Umschlag 
wieder  die  Bezeichnung  „Die  Drahtseilbahnen“  gewählt  ist,  so  liegt 
darin  eine  unzulässige  Irreführung.  Die  für  die  1.  Auflage2)  gewählte 
Bezeichnung  „Luftseilbahnen  ' war  richtiger;  noch  besser  erscheint  mir 
die  Zusammenziehung  ..Drahtseilschwebebahnen“.  Eine  ganz  erheb- 
liche Verbesserung  gegenüber  den  zwei  früheren  Auflagen  liegt  darin, 
daß  nunmehr  die  maßgebenden  Unternehmungen,  die  auf  dem  beregten 
Gebiet  arbeiten  oder  gearbeitet  haben,  ihrer  wirklichen  Bedeutung 
entsprechend  gewürdigt  bezw.  zu  Worte  gekommen  sind.3)  Leider 
sind  aber  die  Quellenangaben  noch  immer  recht  dürftig  und  weisen 
zahlreiche  (zum  Teil  unverständliche)  Lücken  auf;  auch  das  mehrfach 
getadelte  Fehlen  eines  Sachverzeichnisses  ist  als  empfindlicher  Mangel 
des  in  seinem  Kern  vortrefflichen  Werkes  zu  rügen.  Während  sich 
die  1.  Auflage  in  vier  Abschnitte  gliederte,  enthalten  die  2.  und  3.  Auf- 
lage deren  sechs.  Abgesehen  von  einigen  Umstellungen  und  Ergän- 
zungen ist  die  Einteilung  der  2.  Auflage  im  wesentlichen  beibehalten; 
sie  lautet  jetzt:  I.  Wert  und  Entwicklung  der  Drahtseilbahnen;  II.  Die 
Konstruktionseinzelheiten;  III.  Beispiele  aus  der  Anwendung  der 
Drahtseilbahnen;  IV.  Sonderbauarten  von  Drahtseilbahnen;  V.  Wirt- 
schaftliche Angaben  und  gesetzliche  Bestimmungen;  VI.  Die  örtliche 
Bauausführung  und  der  Betrieb  der  Drahtseilbahnen.  Vorteilhaft 
sind  die  „Einzelheiten“  den  „Beispielen“  vorangesetzt  und  die  „Sonder- 
bauarten“ zu  einem  selbständigen  Abschnitt  zusammengefaßt.  Recht 
bemerkenswert  sind  in  letzterem  namentlich  die  in  diesem  Ausmaß 
bisher  nicht  veröffentlichten  Ausführungen  über  die  Kriegsleistungen 
und  -erfahrungen  mit  „Feld“-Drahtseilschwebebabnen.  Auch  die  Um- 
gestaltung und  Ergänzung  der  Beispiele  über  Anlage-  und  Betriebs- 
kosten auf  neuzeitliche  Verhältnisse  (erstes  Vierteljahr  1920)  ist  gut 
gelungen.  Bei  den  Kabelkranen  wäre  die  Aufnahme  einer  ausführ- 
licheren Berechnung  angebracht  gewesen;  die  Fachschriften  hätten 
schon  jetzt  genügenden  Anhalt  geboten.  Der  besondere  Wert  des 
handlichen  Buches  liegt  in  den  vielen  ausgezeichneten  Abbildungen, 
deren  Zahl  durch  die  erwähnte  Einbeziehung  nahezu  aller  einschlägigen 
Fabriken  wesentlich  zugenommen  hat.  Befremdend  wirkt  der  hohe 
Preis  des  Buches  insofern,  als  die  Druckstöcke  offenbar  zum  großen 
Teil  von  den  bekannten  Welthäusern  Bleichert.  Heckei,  Pohlig  usw. 
zur  Verfügung  gestellt  sind.  Recht  störend  sind  die  zahllosen  Fremd- 
wörter. Leider  sind  dem  Verfasser  auch  mehrere  Unstimmigkeiten 
nicht  aufgefallen:  Auf  S.  373  u.  f.  wird  dem  Leser  nicht  weniger  als 
fünfmal  versichert,  daß  die  bekannte  brasilianische  Personen-Schwebe- 
bahn  von  Pohlig  in  Buenos  Aires  gebaut  sei,  während  die  angezogene 
Quelle  und  andere  Zeitschriftenstellen  stets  nur  Rio  de  Janeiro  richtig 
genannt  haben.  Ferner  sind  die  beiden  Tafeln  II  und  III  verwechselt 
— es  empfiehlt  sich,  auf  an  den  Schluß  gestellte  Bildtafeln  die  Seiten- 
zahlen zu  drucken,  die  den  zugehörigen  Text  enthalten  — , zumal 
wenn  (wie  hier  auf  Tafel  III)  keinerlei  Benennungen,  Ortsbezeich- 
nungen oder  dergl.  angegeben  sind.  Tafel  III  gehört  zu  S.  2S1  u.  f., 
Tafel  II  zu  S.  2S4.  In  Abb.  42  fehlt  Punkt  „F“.  Auf  S.  156  wird  ein 
Widerstandsmoment  in  „qcm“  angegeben;  das  kann  wohl  nicht 
stimmen.  Bei  Hinweisen  auf  die  „Hütte“  sollte  stets  die  Auflage  an- 
gegeben werden  usw.  Die  im  übrigen  recht  fleißige  Arbeit  sei  be- 
sonders denen  empfohlen,  an  die  sich  der  Verfasser  in  erster  Linie 
wendet,  den  Fachleuten  und  Verbrauchern,  die  sich  über  die  An- 
wendungsmöglichkeiten von  Luftbahnen  in  bestimmten  Fällen  und 
über  die  für  die  technisch  und  wirtschaftlich  günstigste  Lösung  der 
gestellten  Förderaufgaben  anwendbaren  Ausführungsarbeiten  unter- 
richten wollen. 

Dresden.  Geheimrat  Buhle. 

B Vgl.  Zeitschr.  d.  Verb,  deutsch.  Arch.-  u.  Ing.-Vereine  1915 
S.  110  u.  f. 

-’)  1907  d.  Bl.,  S.  504. 

;)  In  der  2.  Auflage  waren  ausschließlich  die  Luftbahnen  von 
A.  Bleichert  u.  Ko.  in  Leipzig  behandelt. 
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Amtliche  Mitteilungen. 


Preußen. 

Das  preußische  Staatsministerium  hat  die  Regieruugs-  und  Bau- 
räte Wittl er  in  Oppeln  und  Kühn  in  Berlin  zu  Oberbauräten  er- 
nannt. 

Versetzt  sind;  die  Regierungs-  und  Bauräte  Kallmann  von  der 
Regierung  in  Stettin  an  das  Ilochbauamt  in  Hameln  und  Michael 
von  Lingen  an  das  Hochbauamt  in  Brandenburg  a,  d.  H. 

Dem  Regierungs-  und  Baurat  Gotthard  Müller  in  Aurich  ist  die 
Vorstandstelle  des  Hochbauamts  daselbst  übertragen. 

Dem  Regierungs-  und  Baurat  Grüneisen  in  Fraustadt  ist  die 
nachgesuchte  Entlassung  aus  dem  Staatsdienst  erteilt. 

Der  Königl.  Baurat  Albert  Kortüm  ist  gestorben. 

Deutsches  Reich. 

Reichsbahnen.  Preußen  - Hessen.  Der  Reichspräsident  hat 
den  Fach-  und  Gewerbeschuldirektor  Götter  bei  der  Eisenbahn- 
direktion in  Berlin  zum  RegieruDgsbaurat  ernannt. 

Der  Regierungshaurat  Aibinus  in  Berlin  ist  der  Eisenbahn- 
direktion Osten  in  Berlin  als  Direktionsmitglied  überwiesen. 

Versetzt  sind;  die  Regierungsbauräte  Adolf  Francke,  bisher  in 
Salzungen,  als  Mitglied  (auftrw.)  der  Eisenbahndirektion  nach  Altona. 
Straßer,  bisher  in  Neuß,  als  Mitglied  (auftrw.)  der  Eisenbahndirek- 
tion nach  Trier,  Grohnert,  bisher  in  Stolberg,  als  Vorstand  des 
Eisenbahn-Betriebsamts  nach  Neuß,  Deipser,  bisher  in  Magdeburg, 
als  Vorstand  des  Eisenbahn -Betriebsamts  nach  Salzungen,  Ziehl, 
bisher  in  Berlin,  als  Mitglied  der  Eisenbahn direktion  nach  Essen, 
Engelke,  bisher  in  Magdeburg,  als  Mitglied  der  Eisenbahndirektion 
nach  Halle  a.  d.  Saale,  Riemer,  bisher  in  Halberstadt,  als  Mitglied 
(auftrw.)  der  Eisenbahndirektion  nach  Magdeburg,  Goltdammer, 
bisher  in  Gotha,  als  Mitglied  (auftrw.)  des  Eisenbahn -Zentralamts 
nach  Berlin,  Streuber,  bisher  in  Hamburg,  als  Vorstand  des  Eisen- 
bahn-Maschinenamts nach  Marburg,  Max  Breuer,  bisher  in  Mar- 
burg, als  Mitglied  (auftrw.)  des  Eisenbahn -Zentralamts  nach  Berlin, 
Emmelius,  bisher  in  Berlin,  nach  Jena  als  Vorstand  des  Werkstätten- 
amts bei  der  Eisenbahn  - Hauptwerkstätte  daselbst,  Artur  Julius 
Müller,  bisher  in  Altona,  zur  Eisenbahn  - Geueraldirektion  nach 
chwerin  i.  Mecklenburg  und  Hofstetter,  bisher  in  Oldenburg,  nach 


Halberstadt  als  Vorstand  des  Werkstättenamts  bei  der  Eisenbahn 
Hauptwerkstätte  daselbst;  — die  Regierungsbaumeister  des  Maschinen 
baufaches  Wilhelm  Becker,  bisher  in  Hannover,  als  Vorstand  (auftrw.) 
des  Eisenbahn-Maschinenamts  nach  Worms  und  Rudolph,  bisher  in 
Chemnitz,  zum  Eisenbahn -Maschinenamt  nach  Leipzig. 

Der  Regieruugsbaumeister  des  Maschinenbaufaches  Hans  Blü- 
mener  ist  beim  Eisenbahn -Zentralamt  in  Berlin  zur  Beschäftigung 
im  Reichseisenbahndienst  einberufen. 

Dem  Regierungsbaurat  Fleck,  bisher  Mitglied  (auftrw.)  der  Eisen- 
bahndirektion in  Halle  a.  d.  Saale,  ist  die  nachgesuchte  Entlassung 
aus  dem  Reichsdienst  erteilt. 

Reichspatentamt.  Die  Regierungsräte  Witte  und  Simony 
sind  unter  Belassung  dieser  Amtsbezeichnung  zu  Mitgliedern  des 
Reichspatentamts  ernannt. 

Bayern. 

Im  Namen  der  Regierung  des  Freistaates  Bayern  ist  der  Bauamt 
mann  Adolf  Fischer  des  Straßen-  und  Flußbauamts  Kempten  zum 
Regierungsbaurat  erster  Klasse  bei  der  Regierung  von  Unterfranken 
und  Aschaffenburg,  Kammer  des  Innern,  in  etatmäßiger  Weise  be- 
fördert, dem  Bauamtmann  Karl  Denninger  des  Straßen-  und  Fluß- 
bauamts Augsburg  der  Titel  und  Rang  eines  Oberbauamtmanns,  dem 
Regierungsbaurat  Karl  Bundschuh  bei  der  Regierung  von  Ober- 
franken, Kammer  des  Innern,  der  Titel  und  Rang  eines  Regierungs- 
baurats erster  Klasse  verlieben;  ferner  wird  vom  1.  Oktober  d.  J.  an 
der  Bauamtmann  Wilhelm  Laar  der  Sektion  für  Wildbachverbau- 
ungen in  Rosenheim  in  gleicher  Diensteseigenschaft  auf  sein  Ansuchen 
in  etatmäßiger  Weise  an  das  Straßen-  und  Flußbauamt  Kempten 
versetzt. 

Dem  Bauamtmann  Xaver  Staudinger  beim  Straßen-  und  Fluß- 
bauamt Kempten  ist  die  erbetene  Entlassung  aus  dem  Staatsdienst 
zwecks  Übertritts  in  den  Reicbseisenbahndienst  bewilligt  worden. 

Der  Ministerialrat  Sr.*Sng.  Jul.  v.  Hensel,  früher  Direktor  der 
Landesstelle  für  Gewässerkunde,  ist  gestorben. 

Sachsen. 

Der  Geheime  Rat  Dr.-Ing.  Edmund  Waldow,  früher  Technischer 
Vortragender  Rat  im  Finanzministerium,  ist  gestorben. 


[Alle  Rechte  Vorbehalten] 


Nichtamtlicher  Teil. 

Schriftleiter:  Richard  Bergius  und  2)r.*Sitg.  N01111. 


Der  Grunderwerb  für  das  Waldecker  Sammelbecken. 

Von  G.  Reinhard,  Präsident  des  Landeskulturamts  in  Cassel. 


Die  auf  Grund  des  Wasserstraßengesetzes  vom  1.  April  1905  im 
oberen  Quellgebiet  der  Weser  errichtete  Edertalsperre  sowie  die  noch 
im  Bau  befindliche  Diemeltalsperre  berühren  beide  preußisches  und 
waldeckisches  Gebiet.  Durch  Allerhöchste  Verordnung  vom  9.  Mai 
190G  wurde  für  die  Unternehmungen  das  Enteignungsrecht  verliehen, 
das  sich  in  Preußen  nach  dem  Enteignungsgesetz  vom  11.  Juni  1874 
regelte,  ln  Waldeck  fehlte  es  zunächst  an  einem  solchen  Gesetz,  da 
die  hier  geltenden  Sondergesetze  nicht  zur  Anwendung  kommen 
konnten.  Nachdem  der  waldeckische  Landtag  als  Gegenleistung  den 
Bau  einer  Eisenbahn  von  Bad  Wildungen  nach  Korbach-Brilon  und 
die  Gewährung  eines  Zuschusses  zu  den  Grunderwerbskosten  in 
Höhe  von  250  000  Mark  vom  preußischen  Staat  gefordert  und  zu- 
gesagt erhalten  hatte,  wurde  das  „Gesetz  über  die  Enteignung  von 
Grundeigentum  für  Sammelbeckenanlagen  in  den  Fürstentümern 
Waldeck  und  Pyrmont“  vom  31.  Juli  1906  erlassen.  Nunmehr  konnte 
mit  dem  Erwerb  des  erforderlichen  Grund  und  Bodens  begonnen 
werden. 


Das  Talsperrengebiet. 

Die  Staumauer  des  Edersammelbeckens  liegt  in  der  Gemarkung 
des  waldeckischen  Dorfes  Hemfurt,  ungefähr  1 km  oberhalb  des 
Ortes  (vgl.  den  umstehenden  Lageplan  sowie  Jahrg.  1911  d.  BL.  S.  326; 
1913,  S.  5,  10,  213  u.  405;  1914,  S.  212;  1917,  S.  134  u.  146:  1918, 
S.  35G  u.  422).  Der  Aufstau  reicht  bis  zur  Gemarkungsgrenze  von 
Kirchlotheim- Schmittlotheim.  Das  Sammelbecken  liegt  zu  etwa  2/ .. 
im  waldeckischen  Kreise  der  Eder  und  zu  1/3  im  preußischen 
Kreise  Frankenberg.  Es  mußten  Grundstücke  von  10  Gemeinden, 
5 waldeckischen  und  5 preußischen,  dafür  in  Anspruch  genommen 
werden.  Die  waldeckischen  Orte  Berich  und  Bringhausen  und  der 
preußische  Ort  Asel  fielen  ganz,  der  waldeckische  Ort  Niederwerbe 
und  der  preußische  Ort  Herzhausen  teilweise  in  das  Sammelbecken. 
Die  waldeckischen  Gemeinden  Hemfurt  und  Waldeck  und  die 
preußischen  Gemeinden  Vöhl,  Harbshausen  und  Kirchlotheim  mußten 
größere  oder  kleinere  Flächen  ihrer  Feldmarken  für  das  Unternehmen 
abtreten. 
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17.  September  1921. 


Das  Becken  füllt  den  schönsten  Teil 
des  Edertales  am  Fuße  des  Schlosses 
Waldeck,  der  altehrwürdigen  Stamm- 
burg des  waldeckischen  Fürstenhauses. 

Das  Gebiet  gehört  zu  den  Ausläufern 
des  Rheinisch -Westfälischen  Schiefer- 
gebirges. Die  vorkommenden  Boden- 
arten bestehen  fast  ausschließlich  aus 
den  Verwitterungsprodukten  des  Ton- 
schiefers. Die  Alluvialflächen  der  Tal- 
sohle enthalten  im  allgemeinen  auf 
kiesigem  Untergründe  einen  tiefgründi- 
gen, sandigen  Lehmboden,  der  sich  an 
den  sanft  ansteigenden  Hängen  fort- 
setzt. Auf  den  Höhen  findet  man 
mehr  oder  weniger  tiefgründigen 
Schieferboden.  Die  teilweise  sehr 
steilen  Talhänge  und  das  Bergland 
sind  mit  Wald  bestanden,  in  dem 
Buche  und  Eiche  vorherrschen.  Die 
Fruchtbarkeit  des  Bodens  wird  durch 
das  infolge  der  Höhenlage  des  Ge- 
bietes etwas  rauhe  Klima  ungünstig 
beeinflußt.  Die  Bevölkerung  beschäf- 
tigt sich  fast  ausschließlich  mit  Land- 
wirtschaft, die  sich  besonders  nach 
der  in  den  letzten  Jahrzehnten  überall 
erfolgten  wirtschaftlichen  Zusammen- 
legung der  Grundstücke  sehr  entwickelt  hat.  Neben  Handwerkern 
und  Tagelöhnern  mit  geringem  Grundbesitz  überwiegt  der  bäuerliche 
Besitz.  Größere  Güter  sind  nicht  vorhanden.  Augebaut  werden 
Roggen,  Weizen,  Hafer,  Gerste  und  die  verschiedenen  Kleearten,  Futter- 
pflanzen und  Hackfrüchte.  Besonders  ausgedehnt  ist  der  Besitz  an 
Wiesen,  die  sich  zum  Teil  weit  hinauf  in  die  Waldtäler  erstrecken. 
Äcker  und  Wiesen  liefern  bei  ausreichenden  Niederschlägen  im  all- 
gemeinen gute  Erträge,  während  in  trockenen  Jahren  auf  den  vor- 
wiegend leichten  und  weniger  tiefgründigen  Böden  die  Sommerfrüchte 
öfters  leiden.  Die  Haupteinnahmequelle  bildete  die  Viehzucht.  Wenig 
günstig  waren  die  Absatz-  und  Verkehrsverhältnisse,  da  es  an  guten 
Eisenbahnverbindungen  mangelte  und  auch  die  Wege,  besonders  zwi- 
schen Bringhausen  und  Herzhausen,  viel  zu  wünschen  übrig  ließen. 

Über  die  ganz  oder  teilweise  im  Stausee  verschwundenen  Ort- 
schaften sei  im  einzelnen  folgendes  bemerkt.  Die  Gemeinde  Berich 
mit  der  Stollmühle,  dem  zur  Domäne  Waldeck  gehörigen  Vorwerk 
Vornhagen  und  der  Bericher  Hütte  bestand  aus  21  Gehöften  mit 
135  Einwohnern.  Ihre  aus  der  Klosterzeit  stammende  alte  Kirche 
war  ein  Denkmal  gotischer  Baukunst.  Über  die  Geschichte  vergl. 
Fleischhauer,  „Im  Sperrgebiet“,  Verlag  von  E.  Funk  in  Bad  Wil- 
dungen. Die  Reste  der  alten  Bericher  Hütte  und  die  Trümmer  eines 
Hammerwerkes  oberhalb  der  Hütte  und  bei  der  Stollmühle  ließen 
erkennen,  daß  man  schon  vor  langen  Zeiten  die  Bodenschätze  der 
benachbarten  Berge  zu  verwerten  bestrebt  war.  Mangelhafte  Verkehrs- 
verhältnisse ließen  die  Betriebe  wieder  eingehen.  Bringhausen, 
der  größte  Ort  des  Talsperrengebietes  mit  Pfarrei,  Kirche  und  Ober- 
försterei, hatte  70  Gehöfte  und  fast  400  Einwohner.  Asel  hatte  30  Ge- 
höfte und  150  Bewohner.  Von  Niederwerbe  fielen  16  Gehöfte  mit 
I^irche  und  Schule  in  den  Stausee.  Herzhausen  verlor  23  Gehöfte. 

Das  Sammelbecken  ist  ungefähr  27  km  lang  und  an  der  weitesten 
Stelle  etwa  1 km  breit  und  bedeckt  eine  Fläche  von  etwa  12  qkm. 
Im  ganzen  mußten  etwa  400  verschiedene  Eigentümer  Grundstücke 
für  das  Talsperrenunternehmen  abgeben.  Etwa  160  davon  verloren 
auch  ihre  Gehöfte;  mehr  als  700  Bewohner  mußten  sich  eine  neue 
Heimat  suchen.  Für  die  Anlage  der  Schleppbahn  von  Bergheim  nach 
der  Hauptbaustelle  bei  Hemfurt  und  für  den  Ausgleichweiher  bei 
Affoldern  mußten  die  Gemeinden  Bergheim,  Mehlen,  Affoldern  und 
Hemfurt  Grund  und  Boden  abtreten. 

Der  Grunderwerb. 

Mit  dem  Grunderwerb  wurde  im  Jahre  1906  begonnen.  Mit 
der  Durchführung  wurde  der  Verfasser  (damaliger  Spezialkom- 
missar in  Bad  Wildungen)  — zunächst  nebenamtlich  — - als  „Grund- 
erwerbskommissar für  das  Waldecker  Sammelbecken“  beauftragt. 
Die  Grunderwerbsgeschäfte  nahmen  jedoch  bald  einen  derartigen 
Umfang  an,  daß  er  am  1.  Januar  1909  von  seinen  Geschäften  als 
Spezialkommissar  befreit  und  urlaubweise  ganz  zur  Wasserbau- 
verwaltung  übertreten  mußte.  Neben  dem  Grunderwerb  und  der 
Regelung  der  damit  im  Zusammenhang  stehenden  Fragen  gehörte  zu 
den  Obliegenheiten  des  Grunderwerbskommissars  u.  a.  die  Zwischen- 
verwaltung der  angekauften  Grundstücke  bis  zu  ihrer  bestimmungs- 
mäßigen Verwendung  und  die  Wiederverwertung  der  entbehrlichen 
Flächen.  Ferner  hatte  er  bei  der  aus  dem  Talsperrenunternehmen  sich 


ergebenden  Neugestaltung  der  öffentlich-rechtlichen  Verhältnisse  (Kreis-, 
Gemeinde-,  Kirchen-  und  Schulverhältnisse)  mitzuwirken.  Eine  wichtige 
Aufgabe  erwuchs  ihm  ferner  durch  die  Wiederansiedlung  der  aus 
ihrer  Heimat  vertriebenen  Sperrebewohner.  Zur  Erledigung  der 
Bureaugeschäfte  erhielt  der  Grunderwerbskommissar  einen  in  Grund- 
erwerbsgeschäften erfahrenen  Eisenbahn-Rechnungsrevisor  und  eine 
Anzahl  von  Hilfskräften.  Außerdem  standen  ihm  zwei  erfahrene 
Landwirte  aus  Waldeck  und  Hessen-Nassau  und  ein  Kommunal- 
oberförster als  Berater  zur  Seite.  Für  die  umfangreichen  Vermessungs- 
arbeiten und  die  Anfertigung  von  Karten  und  Plänen  standen  die 
beim  Talsperrenbauamt  beschäftigten  Vermessungsbeamten  und  tech- 
nischen Hilfsarbeiter  zur  Verfügung. 

Das  Grunderwerbsgeschäft  wurde  eingeleitet  durch  Aufstellung 
der  nach  § 14  u.  f.  des  waldeckischen  und  nach  § 15  u.  f.  des  preußischen 
Enteignungsgesetzes  erforderlichen  Enteignungspläne.  Da  es  bei  der 
großen  Ausdehnung  des  Gebietes  und  den  umfangreichen  Neuanlagen 
nicht  möglich  war,  die  Unterlagen  und  Vorarbeiten  im  ganzen  fertig- 
zustellen, so  mußten  verschiedene  Teilpläne  aufgestellt  werden,  von 
denen  drei  das  engere  Gebiet  des  Sammelbeckens  mit  seinen  zahl- 
reichen Neuanlagen  und  je  einer  die  Schleppbahn  Bergheim — Hemfurt 
und  den  Ausgleichweiher  bei  Affoldern  zum  Gegenstand  hatten. 
Bezüglich  des  Umfangs  und  der  Kosten  des  Grunderwerbs  lag  ein  im 
Jahre  1903  durch  die  Landesanstalt  für  Gewässerkunde  ausgearbeiteter 
Entwurf  vor,  der  bei  einem  Beckeninhalt  von  170  Millionen  cbm 
mit  einem  Erwerb  von  1098  ha  und  einem  Grunderwerbspreis  von 
insgesamt  3 917  160  Mark,  d.  i.  einem  Durchschnittspreis  von  3568  Mark 
für  das  Hektar,  rechnete. 

Mußte  schon  durch  die  später  vorgesehene  Erhöhung  der  Staumauer 
und  die  Vergrößerung  des  Staubeckeninhalts  auf  202,4  Millionen  cbm 
der  Bedarf  an  Grund  und  Boden  für  das  Sammelbecken  auf  rund 
1200  ha  steigen,  so  ergab  eine  nähere  Prüfung,  daß  der  Grunderwerb 
auf  die  für  den  Bedarf  des  Sammelbeckens  allein  erforderlichen 
Flächen  nicht  beschränkt  bleiben  konnte.  Nach  § S des  waldeckischen 
und  § 9 des  preußischen  Enteignungsgesetzes  nämlich  kann  der 
Eigentümer  eines  zum  Teil  in  Anspruch  genommenen  Grundstücks 
— worunter  jeder  im  Zusammenhang  stehende  Grundbesitz  zu  ver- 
stehen ist  — verlangen,  daß  der  Unternehmer  das  Ganze  gegen  Ent- 
schädigung übernimmt,  wenn  das  Grundstück  durch  Abtretung  so 
zerstückelt  werden  würde,  daß  das  Restgrundstück  nach  seiner  bis- 
herigen Bestimmung  nicht  mehr  zweckmäßig  benutzt  wrerden  kann. 
Es  lag  auf  der  Hand,  daß  diese  Bestimmung  zunächst  in  allen  den 
Fällen  zur  Anwendung  kommen  würde,  in  denen  den  Eigentümern 
die  Wirtschaftshöfe  entzogen  werden  mußten,  wie  in  Berich,  Bring- 
hausen, Asel  und  teilweise  in  Niederwerbe  und  Herzhausen.  Aber 
auch  in  solchen  Fällen  war  mit  der  Abnahme  der  ganzen  Güter  zu 
rechnen,  in  denen  die  Eigentümer  die  Gehöfte  zw-ar  behielten,  aber 
so  viel  von  dem  Grundbesitz  abtreten  mußten,  daß  eine  zweckmäßige 
Benutzung  des  Restbesitzes  nicht  mehr  gewährleistet  erschien.  Diese 
letzteren  Fälle  ließen  sich  zwar  von  vorherein  schwer  feststellen,  da 
nicht  zu  übersehen  war,  in  welchem  Umfange  die  beteiligten  Grund- 
besitzer von  der  Bestimmung  des  Gesetzes  Gebrauch  machen  würden; 
es  wurde  jedoch  damit  gerechnet,  daß  der  ganze  Besitz  im  allgemeinen 
auch  dann  erwrorben  werden  müßte,  wenn  der  Verlust  mehr  als  die 
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Hälfte  betragen  würde.  Um  bei  dieser  veränderten  Sachlage  einen 
Überblick  über  den  voraussichtlichen  Umfang  des  Grunderwerbs  und 
der  Kosten  zu  gewinnen,  wurde  der  Grunderwerbskommissar  mit  der 
Aufstellung  eines  neuen  Voranschlages  beauftragt.  Dieser,  am  30.  Juli 
1908  aufgestellte  und  am  10.  Juli  1909  nochmals  nacbgeprüfte  Vor- 
anschlag ergab  eine  zu  erwerbende  Fläche  von  2069  ha  und  einen  Ge- 
samtpreis  von  7875000  Mark  oder  durchschnittlich  3806  Mark  für 
das  Hektar. 

Bei  der  Durchführung  des  Grunderwerbs  wurde  in  folgender 
Weise  vorgegangeu.  Nachdem  zunächst  durch  Erkundigungen  bei 
den  zuständigen  Amtsgerichten  und  Katasterämtern  und  durch  Nach- 
fragen in  den  beteiligten  und  benachbarten  Gemeinden  nach  Möglich- 
lichkeit  ermittelt  worden  war,  welche  Preise  in  den  letzten  Jahren 
bei  Grundstücksveräußerungen  im  allgemeinen  gezahlt  worden  waren, 
fand  mit  den  beiden  landwirtschaftlichen  Sachverständigen  eine 
wiederholte  Bereisung  und  Besichtigung  des  ganzen  Talsperrengebietes 
statt.  Hierbei  wurden  die  Grundstücke,  Gehöfte,  Viehbestände  und 
das  Wirtschaftsinventar  besichtigt,  Bodenuntersuchungen  vorgenommen, 
klimatische  Verhältnisse,  Verkehrs-  und  Absatzverhältnisse,  Ernte- 
erträge usw.  ermittelt,  kurz  alle  Fragen  eingehend  geprüft,  die  für 
die  Bewertung  der  Grundstücke  von  Bedeutung  erschienen.  Dann 
erst  wurde  mit  der  Abschätzung  der  einzelnen  Grundstücke  begonnen. 

Bezüglich  der  den  Eigentümern  zu  gewährenden  Abfindungen  be- 
stimmen die  beiden  Enteignungsgesetze  in  den  §§  7 bezw.  8 folgendes: 

„Die  Entschädigung  für  die  Abtretung  des  Grundeigentums 
besteht  in  dem  vollen  Wert  des  abzutretenden  Grundstücks,  einschließ- 
lich des  enteigneten  Zubehörs  und  der  Früchte.  Wird  nur  ein  Teil  des 
Grundbesitzes  desselben  Eigentümers  in  Anspruch  genommen,  so  um- 
faßt die  Entschädigung  zugleich  den  Mehrwert,  welchen  der  abzu- 
tretende Teil  durch  seinen  örtlichen  oder  wirtschaftlichen  Zusammen- 
hang mit  dem  Ganzen  hat,  sowie  den  Minderwert,  welcher  für  den 
übrigen  Grundbesitz  durch  die  Abtretung  entsteht.“  Darüber,  wie 
der  volle  Wert  des  abzutretenden  Grundstücks  zu  ermitteln  sei,  ent- 
halten die  beiden  Enteignungsgesetze  keine  Bestimmungen.  Grund- 
sätzlich erschien  es  richtig,  die  Entschädigung  so  zu  bemessen,  daß 
ein  jeder  Betroffene  in  die  Lage  versetzt  würde,  sich  anderweitig 
Ersatz  zu  schaffen  oder,  insoweit  es  sich  um  die  Entziehung  des 
ganzen  Besitzes  handelte,  sich  unter  gleichen  oder  ähnlichen  wirt- 
schaftlichen Verhältnissen  ein  neues  Heim  zu  gründen. 

Nachdem  zunächst  die  zu  erwerbenden  Grundstücke  eines  be- 
stimmten Abschnitts  odfr  einer  ganzen  Gemarkung  fortlaufend,  ohne 
Rücksicht  auf  die  Eigentumverbältnisse,  lediglich  nach  Boden- 
beschaffenheit, Untergrundverhältnissen  und  Lage  abgeschätzt  und 
dadurch  gewissermaßen  allgemeine  Grundpreise  geschaffen  waren, 
wurde  festgestellt,  welche  Flächen  die  verschiedenen  Eigentümer  ab- 
treten mußten,  und  näher  geprüft,  welchen  besonderen  Wert  die 
einzelnen  Grundflächen  für  ihre  Eigentümer  (z.  B.  als  Garten-  und 
Gemüseland,  Wiesenbesitz,  Bauplätze  usw.)  hatten  und  welcher  Minder- 
wert für  den  verbleibenden  Grundbesitz  durch  die  Abtretung  entstehen 
mußte.  Diese  besonderen  Werte  und  Nachteile  fanden  in  Zuschlägen 
zu  den  Grundpreisen  oder  in  Gewährung  besonderer  Vergütungen 
bei  der  Ermittlung  der  einzelnen  Abfindungen  ihren  Ausdruck. 

Bei  der  Bewertung  der  Gebäude  wurden  regelmäßig  die  Brand- 
kassenwerte zugrunde  gelegt  und  hierzu  unter  Berücksichtigung 
des  Zustandes  der  Gebäude  Zuschläge  gemacht,  wobei  gleich- 
zeitig dem  Umstande  Rechnung  getragen  wurde,  daß  die  Besitzer 
alter  Gebäude  bei  Neubauten  im  Hinblick  auf  die  geltenden  bau- 
polizeilichen Vorschriften  (Höhe  der  Geschosse,  Brandmauern  usw.) 
vielfach  gezwungen  sein  würden,  erheblich  höhere  Aufwendungen  zu 
machen.  Da,  wie  oben  gesagt,  ein  jeder  in  die  Lage  versetzt  werden 
sollte,  sich  anderweit  Ersatz  zu  schaffen  odei  sich  ein  neues  Heim 
zu  gründen,  so  konnte  die  Abfindung  nicht  nur  in  dem  allgemeinen 
Wert  des  entzogenen  Grundbesitzes  bestehen,  sie  mußte  vielmehr 
auch  eine  Entschädigung  für  die  durch  den  Neuerwerb  entstehenden 
sonstigen  Auslagen  einschließen.  Es  gehören  hierher  Stempel-  und 
Auflassungskosten,  Umzugskosten  usw. 

Besonderer  Berücksichtigung  bedurften  die  Kleingewerbetreiben- 
den, Handwerker  und  sonstigen  kleinen  Leute,  die  bei  nur  geringem 
Grundbesitz  ihren  Lebensunterhalt  hauptsächlich  aus  ihrem  Gewerbe 
oder  als  Tagelöhner  und  Waldarbeiter  fanden  und  durch  den  Verlust 
ihrer  Kundschaft  und  ihrer  sicheren  Arbeitsgelegenheit  hart  getroffen 
wurden.  Die  zugebilligten  Entschädigungen  wurden  so  bemessen,  daß 
der  einzelne  dadurch  in  die  Lage  versetzt  wurde,  die  bis  zur  Erlan- 
gung eines  neuen  gesicherten  Erwerbes  erwachsenden  Schwierigkeiten 
und  Nachteile  zu  überwinden. 

Wie  sich  demnach  die  Abfindungen  im  einzelnen  zusammensetzten, 
mögen  folgende  Beispiele  zeigen: 

1.  Der  Schuhmacher  N.  in  B.  hatte  seinen  ganzen,  aus  einem 
Wohnhause  nebst  Hofraura  sowie  einem  kleinen  Acker  bestehenden 
Besitz  abzutreten.  Neben  dem  Hause  befand  sich  ein  kleines  ein- 
gezäuntes Gärtchen  mit  einigen  Obstbäumen.  Die  Bewertung  ergab: 
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a) 

1,5  a Hofraum,  200  Mark  je  a 

300,  - 

Mark 

b) 

14,44  a Acker,  80  Mark  je  a 

Obstbäume 

1 155,20 

c) 

150,— 

d) 

Einzäunung  . , 

40,— 

e) 

Gebäude  (Brandkassenwert) 

4 610,— 

Zuschlag  35  vH 

1 520,— 

V 

f) 

Brunnen  

75,- 

g) 

Adflassungskosten  . . 

75,- 

>> 

h) 

Umzugskosten 

250,— 

J f 

i) 

Für  Benachteiligung  im  Schuhmachergeschäft 
und  alle  sonstigen  Nachteile 

1 850,— 

)) 

zusammen  10  025,20  Mark 


2.  Der  Landwirt  N.  N.  in  H.  verlor  von  seinem  etwa  10  ha  großen 
Besitztum  im  ganzen  328,6  a,  bestehend  aus  Gehöft,  Acker,  Wiesen  und 
Garten.  Er  behielt  sein  Restgut  und  errichtete  ein  neues  Gehöft. 
Ungünstig  verblieb  das  Wiesenverhältnis.  Die  Abschätzung  gestaltete 


sich  wie  folgt: 

a)  328,6  a Acker,  Wiese,  Garten  und  Hofraum, 

laut  Einzelschätzung 14  290,24  Mark 

b)  Gebäude  (Brandkassenwert)  12  500, — „ 

Hierzu  Zuschlag  15  bis  20  vH 2 000,-  „ 

c)  Auflassungskosten 480, — „ 

d)  Umzugskosten 350,—  „ 

e)  Verlust  an  Wiesen 1 200, — „ 

f)  Jauchegrube,  Pflasterung  des  Hofes  und 

alle  sonstigen  Nachteile 1 000, — „ 

zusammen  31  820,24  Mark 


Nachdem  in  dieser  Weise  eine  vorläufige  Ermittlung  der  zu  ge- 
währenden Abfindungen  stattgefunden  hatte,  wurde  mit  jedem  ein- 
zelnen Beteiligten  eingehend  verhandelt  und  ihm  Gelegenheit  gegeben, 
seine  Forderung  zu  stellen  und  zu  begründen.  Auf  Grund  dieser 
Verhandlungen  wurde  dann  die  Entschädigungssumme  endgültig  fest- 
gesetzt und  als  Abfindung  angeboten.  Handeln  wurde  grundsätzlich 
ausgeschaltet  und  an  der  gewissenhaft  ermittelten  Abfindungssumme 
unbedingt  festgehalten,  sofern  nicht  etwa  nachträglich  vorgebrachte 
Gründe  ausnahmsweise  eine  Erhöhung  geboten  erscheinen  ließen. 

Die  Verhandlungen  fanden  regelmäßig  in  den  Wohnungen  der 
Beteiligten  statt,  nachdem  sich  die  Tatsache  herausgestellt  hatte,  daß 
Verhandlungen  am  dritten  Ort,  besonders  im  Wirtshaus,  nur  seltefi 
zu  einem  Ergebnis  führten.  Ehefrauen,  erwachsene  Kinder  und  An- 
gehörige wurden  regelmäßig  zugezogen.  Alleinstehenden  Frauen 
wurde  stets  anheimgegeben,  einen  männlichen  Vertrauten  als  Berater 
zuzuziehen.  Diese  Art  des  Vorgehens  bei  den  Wertermittlungen  und 
den  Abfindungsverhandlungen  hat  sich  gut  bewährt;  die  für  das 
Unternehmen  anzukaufenden  Flächen  konnten  fast  ausnahmslos  frei- 
händig erworben  werden,  und  zwar  zu  Preisen,  die  sich  im  Rahmen 
des  Voranschlages  des  Grunderwerbskommissars  bewegten. 

Angekauft  wurden  schließlich  rund  2005  ha  zum  Gesamtpreise 
von  7 412  000  Mark,  d.  i.  3678  Mark  für  das  ha.  Nur  gegen  sechs 
Beteiligte  mußte  das  Enteignungs verfahren  durcbgeführt  werden. 
Fünf  davon  beschritten  den  Klageweg,  einer  zog  seine  Klage  wieder 
zurück.  Die  in  letzter  Instanz  zugebilligten  Entschädigungen  über- 
schreiten die  Angebote  des  Grunderwerbskommissars  nur  unwesentlich. 
Bemerkt  sei,  daß  auch  in  den  Entscheidungen  der  Gerichte  nicht  nur 
die  reinen  Grundstückwerte,  sondern  auch  die  durch  den  Neuerwerb 
erwachsenden  Kosten  gebührend  in  Rücksicht  gezogen  wurden.  In 
dem  preußischen  Gebietsteil  brauchte  nach  bereits  durchgeführter 
Planfeststellung  vom  Enteignungsrecht  schließlich  überhaupt  kein  Ge- 
brauch gemacht  zu  werden;  sämtliche  Flächen  wurden  hier  freihändig 
erworben.  Das  vorliegend  zum  ersten  Male  zur  Anwendung  gekommene 
waldeckische  Enteignungsgesetz  vom  31.  Juli  1906  deckt  sich  sachlich 
völlig  mit  dem  preußischen  Enteignungsgesetz  vom  11.  Juni  1874 
und  ist  diesem  fast  wörtlich  nachgebildet.  Die  geringfügigen  Ab- 
weichungen bestehen  hauptsächlich  darin,  daß  eine  besondere  Enteig- 
nungskommission von  fünf  Mitgliedern  (unter  dem  Vorsitz  des  Landes- 
direktors) gebildet  wird,  daß  die  vorläufige  Planfeststellung  in  Fort- 
fall gekommen  ist  und  daß  die  Entschädigungsfeststellung  mit  der  Plan- 
feststellung verbunden  werden  kann.  Es  sind  dies  dem  preußischen  Ent- 
eignungsgesetz gegenüber  Vereinfachungen,  die  sich  durchaus  bewährten. 

Gewisse  Schwierigkeiten  verursachte  bei  den  freihändigen  An- 
käufen die  Ablösung  der  auf  den  Grundstücken  ruhenden  Lasten  und 
die  Regelung  der  Hypothekenverhältnisse.  Die  Beteiligten  dabei  zu 
unterstützen,  war  eine  besondere  Aufgabe  des  Grunderwerbskommissars. 
Es  ergaben  sich  Schwierigkeiten  u.  a.  daraus,  daß  die  Abfindungs- 
summen erst  nach  schulden-  und  lastenfreier  Auflassung  der  Grund- 
stücke gezahlt  werden  konnten,  während  doch  die  Abgefundenen 
ihrer  allermeist  schon  zur  Abstoßung  ihrer  Lasten  und  Hypotheken 
bedurften.  Eine  befriedigende  Lösung  war  folgende.  Die  Gläubiger 
übergaben  die  löschungsfähigen  Quittungen  dem  Grunderwerbs- 
kommissar, der  sie  bei  der  gerichtlichen  Auflassung  den  Schuldnern 
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gegen  die  schriftliche  Erklärung  aushändigte,  daß  die  geschuldeten 
Beträge  vom  Kaufpreis  in  Abzug  zu  bringen  und  an  die  Gläubiger 
unmittelbar  zu  zahlen  seien.  Die  Regelung  der  Hypothekenverbältnisse 
ging  auf  diese  Weise  glatt  vonstatten.  Besonders  trug  hierzu  auch  das 
entgegenkommende  Verhalten  der  beteiligten  Kassen  bei.  Das  Zahlungs- 
geschäft erfolgte  in  weitestgehendem  Umfange  durch  Überweisungen. 

Bei  dem  Erwerb  der  umfangreichen  , in  den  Stausee  fallenden 
Waldungen  des  Fürstlich  waldeckischen  Domaniums  und  der  König- 
lich preußischen  Forstverwaltung  fand  zum  Teil  ein  Austausch  statt, 
indem  die  Wasserbauverwaltung  für  die  abzutretenden  Flächen  Grund- 
stücke hergab,  die  sie  über  den  unmittelbaren  Bedarf  hinaus  hatte 
erwerben  müssen.  Während  das  waldeckische  Domanium  sich  zu- 
nächst bereit  fand,  die  Grundstücke  ohne  aufstehendes  Holz  abzu- 
treten und  dieses  selbst  zu  werben,  mußte  bei  späteren  Veräuße- 
rungen das  Holz  mitübernommen  werden.  Letztere  Bewertungsart 
wurde  ebenso  für  den  Vertrag  zwischen  der  preußischen  Forst-  und 
der  Wasserbauverwaltung  gewählt.  Die  Räumung  der  Flächen  vom 
Bestand  und  die  Wiederverwertung  des  anfallenden  Holzes  verursachte 
große  Schwierigkeiten,  da  bei  den  sehr  ungünstigen  und  schwierigen 
Werbungs-  und  Abfuhrverhältnissen  und  der  gebotenen  Kürze  der 
Räumungsfristen  Abnehmer  kaum  zu  linden  waren.  Der  Wiedererlös 
blieb  deshalb  hinter  den  gezahlten  Holzpreisen  erheblich  zurück. 
Das  Holz  wurde  durch  den  dem  Grunderwerbskommissar  zur  Seite 
stehenden  Forstsachverständigen  bewertet.  Dem  waldeckischen  Do- 
manium gegenüber  mußte  Auszahlung  der  vertraglich  festgesetzten 
Kaufpreise  oder  der  sich  durch  Aufrechnung  ergebenden  Unterschieds- 
beträge erfolgen,  während  für  den  Wertausgleich  zwischen  den  beiden 
preußischen  Verwaltungen  als  zwei  Stellen  des  gleichen  Fiskus  der 
Weg  der  Verrechnung  gewählt  werden  konnte. 

An  Wasserflächen  waren  die  Eder  und  einige  kleine  Bäche  und 
Gräben  zu  erwerben.  Die  Eigentum  Verhältnisse  bezüglich  dieser 
Flächen  waren  sehr  zweifelhaft.  So  war  die  Eder  in  einigen  Gemeinden 


wurde,  da  die  zu  erwerbenden  Fischereistrecken  als  besonders  gut  zu  be- 
zeichnen waren,  ein  angemessener  Zuschlag  gemacht  und  der  sich  er- 
gebende Betrag  zu  4 vH  kapitalisiert  und  als  Entschädigung  angeboten. 
Auf  dieser  Grundlage  wurde  mit  allen  Berechtigten  eine  Einigung  erzielt. 

Abgesehen  von  den  Entschädigungsansprüchen  für  Grundeigentum 
und  besondere  Gerechtsame  wurden  bei  den  Grunderwerbsverhand- 
lungen noch  verschiedene  Forderungen  geltend  gemacht,  welche  die 
Wasserbauverwaltung,  obwohl  sie  rechtlich  kaum  begründet  oder 
wenigstens  zweifelhaft  waren,  aus  Billigkeitsgründen  nicht  glaubte 
ablehnen  zu  dürfen.  Die  ehemals  Großherzoglich  hessischen  Gemeinden 
Vöhl,  Marienhagen,  Basdorf  und  Oberwerbe  beziehen  von  altersher 
aus  den  rechts  der  Eder  gelegenen  Forsten  der  Oberförsterei  Altenlot- 
heim zu  einem  billigen  Taxpreis  große  Mengen  von  sogenanntem  Los- 
holz, das  über  die  Brücke  von  Asel  abgefahren  werden  mußte.  Der 
rechtliche  Charakter  des  Losholzes  ist  zweifelhaft  und  bestritten. 
Nach  der  geltenden  Meinung  handelt  es  sich  dabei  nicht  um  ein 
Recht,  sondern  um  eine  Vergünstigung,  die  aber  den  Beteiligten  jeden- 
falls so  lange  nicht  entzogen  werden  soll,  als  der  Forst  die  Holz- 
mengen liefern  kann.  Durch  den  Fortfall  der  Aseler  Brücke  muß  das 
Holz  fortan  über  die  Brücke  bei  Herzhausen  abgefahren  werden, 
wodurch  den  Gemeinden  Umwege  von  20  bis  25  km  entstehen.  Der 
Bau  einer  neuen  Brücke  konnte  wegen  der  unverhältnismäßig  hohen 
Kosten  nicht  in  Frage  kommen.  Bei  der  zweifelhaften  Rechtslage  und 
der  großen  Schwierigkeit,  die  einzelnen  Beteiligten  zu  entschädigen, 
wurde  schließlich  eine  Einigung  dahin  erzielt,  daß  die  politischen 
Gemeinden  Umwegentschädigungen  erhielten,  die  für  Vöhl  95  000  Mark 
Marienhagen  15  000  Mark,  Basdorf  40  000  Mark  und  Oberwerbe 
10  500  Mark  betrugen.  Die  Gemeinden  übernahmen  hierbei  die  Ver- 
pflichtung, den  Staat  gegen  etwaige  Ansprüche  der  bisherigen  Bezieher 
des  Losholzes  zu  decken. 

Der  Spar-  und  Darlehnskassenverein  in  Bringhausen,  der  durch 
die  veränderten  Verhältnisse  den  größten  Teil  seiner  Mitglieder  verlor 


Abb.  1.  Modell  der  Brunnenanlage  für  Köln. 


— Adolf  Hildebrands  letztes  Monumentalwerk. 


im  Grundbuch  auf  den  Namen  der  Gemeinden  eingetragen,  in  anderen 
war  die  Eintragung  unter  Widerspruch  der  waldeckischen  Regierung 
gegen  die  Richtigkeit  des  Grundbuchs  erfolgt,  und  in  den  übrigen 
fehlte  eine  Eintragung  im  Grundbuch  überhaupt.  Bei  dieser  Unsicher- 
heit und  bei  dem  verhältnismäßig  geringen  Wert  des  Eigentums  an 
den  Wasserflächen  gelang  es  ohne  besondere  Schwierigkeiten,  die 
Zurückziehung  und  Löschung  des  Widerspruchs  der  waldeckischen 
Regierung  zu  erwirken.  Die  politischen  Gemeinden  wurden  überall 
als  Eigentümer  anerkannt  und  die  Wasserflächen  alsdann  zum  Preise 
von  durchschnittlich  3 Pfennig  für  das  Quadratmeter  von  den  Ge- 
meinden freihändig  erworben.  Die  in  Frage  kommenden  öffentlichen 
Wege  und  Straßen  wurden  von  den  einzelnen  Gemeinden,  in  deren 
Eigentum  sie  standen,  ebenfalls  freihändig  angekauft.  Gezahlt  wurden 
durchschnittlich  2 bis  4 Pfennig  für  das  Quadratmeter. 

Mit  dem  Erwerb  des  Grundeigentums  mußten  vielfach  besondere 
Gerechtsame  abgefunden  oder  anderweit  geregelt  werden.  Es  gehören 
hierher  die  Fischereiberechtigungen,  Wege-  und  Triftberechtigungen, 
Schafwäschen  usw.  Die  Fischereiberechtigung  in  der  Eder  und  den 
Nebenflüssen  im  Gebiet  des  Sammelbeckens  stand  hauptsächlich  dem 
Fürstlich  waldeckischen  Domanium  und  der  preußischen  Forstverwal- 
tung zu.  Der  Erwerb  dieser  Fischereiberechtigungen  wurde  so  wreit 
ausgedehnt,  daß  eine  völlige  wirtschaftliche  Ausnutzung  der  Fischerei 
im  Sammelbecken  gewährleistet  erschien.  Zur  Bewertung  der  zu 
erwerbenden  Fischereien  wurden  die  bei  den  letzten  öffentlichen  Ver- 
pachtungen für  die  einzelnen  Strecken  des  ganzen  Flusses  gezahlten 
Pachtbeträge  festgestellt  und  der  Durchschnitt  ermittelt.  Zu  letzterem 


und  u.  a.  eine  Dampfdreschmaschine,  für  die  sich  keine  ausreichende 
Beschäftigung  mehr  bot,  mit  Schaden  verkaufen  mußte,  erhielt  eine 
Unterstützung  von  1000  Mark. 

In  Bringhausen  und  Berich  wohnte  eine  Anzahl  von  kleinen 
Leuten,  die  keinen  Grundbesitz  hatten  und  daher  nach  den  gesetz- 
lichen Bestimmungen  kaum  Entschädigung  beanspruchen  konnten. 
Sie  hatten  aber  als  Tagelöhner,  Waldarbeiter  usw.  bisher  dort  ihren 
regelmäßigen  Unterhalt  gefunden  und  wären  durch  den  Verlust  der 
Heimat  und  ihrer  Arbeitsstelle  schwer  bedroht  worden,  wenn  nicht 
die  Bauverwaltung  helfend  eingegriffen  hätte.  Durch  die  im  Ein- 
vernehmen mit  den  zuständigen  Verwaltungsbehörden  getroffenen 
Maßnahmen  und  die  unter  besonderer  Berücksichtigung  der  Verhält- 
nisse eines  jeden  einzelnen  gewährten  Unterstützungen  wurde  Für- 
sorge getroffen,  daß  die  Betroffenen  vor  Not  bewahrt  blieben. 

Durch  den  Betrieb  der  Talsperre  wird  die  Benutzung  einer  Reihe 
von  Ederfurten  unterhalb  der  Sperrmauer  zu  gewissen  Zeiten  erschwert 
und  die  Bewirtschaftung  der  von  den  Gehöften  durch  die  Eder  ge- 
trennten Grundstücke  beeinträchtigt.  Eine  Rechtspflicht  zur  Entschädi- 
gung der  dadurch  betroffenen  Grundbesitzer  bestand  auch  hier  nicht.  Die 
Wasserbauverwaltung  hat  aber  im  Einvernehmen  mit  den  Verwaltungs- 
behörden und  unter  Berücksichtigung  der  besonderen  Verhältnisse  es 
sich  auch  hier  angelegen  sein  lassen,  durch  Gewährung  von  Beihilfen  zum 
Bau  von  Brücken,  durch  Umwegentschädigungen  und  in  sonst  geeig- 
neter Weise  nach  Möglichkeit  zum  Ausgleich  dieser  Nachteile  beizutragen. 

Erhebliche  Arbeit  verursachte  die  Verwertung  der  angekauften 
und  die  Wiederveräußerung  der  für  das  Unternehmen  nicht  erforder- 
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Abb.  2.  Mittelfigur  der  Brunnenanlage  flir  Köln. 


Abb.  3.  Seitenteile  der  Brunnenanlage  für  Köln. 


Abb.  4.  Seitenteile  der  Brunnenanlage  für  Köln. 


liehen  Flächen.  Da  die  Durchführung  des  Grund- 
erwerbs  neun  Jahre  in  Anspruch  nahm,  mußten  die 
angekauften  Grundstücke,  die  für  die  besonderen 
Zwecke  des  Unternehmens  nicht  sofort  gebraucht 
wurden,  bis  zu  ihrer  Verwendung  anderweit  ver- 
wertet werden.  Dies  geschah  zunächst  durch  Ver- 
pachtung an  die  Bewohner  der  Dörfer  und  der  Nach 
barorte.  Später,  als  hier  ausreichende  Nachfrage 
nicht  mehr  vorhanden  war,  wurden  zwei  auswärtige 
Pächter  gefunden,  die  schließlich  sämtliche  jeweils 
angekauften  Grundstücke  in  Berich,  Bringhausen  und 
Asel  gegen  einen  mäßigen  Pachtzins  übernahmen  und 
bis  zum  Herbst  1913  bewirtschafteten.  Die  über  den 
Bedarf  hinaus  angekauften  Flächen  wurden  teils  zum 
Austausch,  teils  zur  Wiederansiedlung  von  Sperre- 
bewohnern verwendet  und,  soweit  sie  für  diese 
Zwecke  nicht  in  Frage  kamen,  nach  Möglichkeit  an 
Dritte  veräußert.  Die  noch  zur  Verfügung  gebliebenen 
Flächen  sind  vorläufig  verpachtet,  bis  sich  eine  gün- 
stige Veräußerungsgelegenheit  finden  wird. 

Die  in  das  eigentliche  Gebiet  des  Sammelbeckens 
fällenden  Flächen  mußten  für  die  Überstauung  zu- 
nächst völlig  geräumt  und  hergerichtet  werden.  Die 
vorhandenen  Hecken  und  Sträucher  wurden  be- 
seitigt, die  Holzbestände  konnten  größtenteils  ver- 
wertet und  die  Häuser  auf  Abbruch  verkauft  werden. 
Zur  Erleichterung  der  Fischerei  im  Sammelbecken 
wurden  geeignete  Stellen  so  eingeebnet,  daß  mit 
Schleppnetzen  gefischt  werden  kann.  Die  Beseitigung 
mehrerer  Gebäude  und  der  Ederbrücken  in  Berich  und 
Bringhausen  bot  der  Königlichen  ArtilleriePrüfungs- 
kommission  und  dem  Mündener  Pionierbataillon  Ge- 
legenheit zu  lehrreichen  Sprengversuchen. 

Besonderer  Fürsorge  bedurften  die  in  den  Stausee 
fallenden  Friedhöfe  von  Bringhausen,  Berich,  Nieder- 
werbe und  Asel.  Soweit  es  von  den  Angehörigen 
gewünscht  wurde,  fand  eine  Ausgrabung  und  Über- 
führung der  Leichen  nach  den  gleich  bei  Beginn 
des  Grunderwerbs  angelegten  neuen  Friedhöfen  auf 
Kosten  der  Bauverwaltung  statt.  Die  Arbeit  wurde 
unter  sanitätspolizeilicher  Aufsicht  durch  den  Fried- 
hofsinspektor der  Stadt  Köln  in  sachgemäßer  Weise 
ausgeführt.  Die  vorhandenen  Grabdenkmäler  wurden 
auf  den  neuen  Friedhöfen  wieder  aufgestellt.  Im 
übrigen  wurden  die  alten  Friedhöfe  durch  Mauern 
und  Betondecken  so  befestigt,  daß  ein  Freispülen 
der  verbliebenen  Leichen  ausgeschlossen  ist. 

Die  beim  Räumen  des  Talsperrengebietes  und 
beim  Abbruch  der  Häuser  Vorgefundenen  Gegen- 
stände von  geschichtlichem  und  Altertumswert  wur- 
den dem  Landesmuseum  in  Arolsen  zur  Verfügung 
gestellt,  die  alten  Gemeindeurkunden  der  verschwun- 
denen Dörfer  dem  Archiv  in  Marburg  a.  d.  Lahn  über- 
wiesen. Vor  der  Überstauung  wurden  Lichtbilder  von 
besonders  charakteristischen  Stellen  des  Talsperren- 
gebietes aufgenommen,  um  das  alte  Landschaftsbild 
festzuhalten.*)  (Schluß  folgt.) 


Adolf  Hildebrands  letztes  Monu- 
mentalwerk. 

Von  Fritz  Schumacher  in  Köln. 

Unter  den  schwer  zu  vollziehenden  Erbschaften, 
die  uns  die  Vorkriegszeit  hinterließ,  befand  sich  in 
Köln  eine  Angelegenheit,  die  besonders  schwierig  und 
besonders  bedeutsam  erschien,  weil  von  einer  großen 
Absicht  nach  dem  Zusammenbruch  nur  noch  Bruch- 
stücke übriggeblieben  zu  sein  schienen. 

Unter  dem  begeisternden  Eindruck  des  Münche- 
ner Wittelsbacherbrunnens  hatten  Geheimrat  Otto 
Andreae  und  seine  Gattin  1911  den  Plan  gefaßt,  ihrer 
Vaterstadt  ein  ähnliches  Werk  aus  Adolf  Hildebrands 
Hand  zu  stiften.  Es  entstand  der  Plan  für  einen 
großen  Rheinbrunnen  (Abb.  1).  Vor  einer  dreiteiligen 
flach  gestreckten  Architektur  sieht  man  das  Riesen- 
bild des  „Vater  Rhein“  in  einem  zurückgebogenen 
Halbrund  lagern  (Abb.  2),  während  an  den  Seiten 


*)  Eine  Ausfertigung  der  Lichtbildsammlung  be- 
findet sich  im  Bau-  und  Verkehrsmuseum  in  Berlin. 


17.  September  1921. 
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Rheintöchter  zwischen  Felsen,  die  sich  in  dunkle  Nischen  fortsetzen, 
aus  dem  Wasser  tauchen  (Abb.  3 u.  4).  Figuren,  Felsgestein  und 
Architektur  wachsen  nach  der  Art  barocker  Anlagen  ineinander 
über.  Das  Ganze  zeigt  jenen  reifen,  an  spätrömischer  Fülle  ge- 
sättigten plastischen  Geist,  der  in  Hildebrands  Alterswerken  vor- 
wiegt. 

Dieses  Werk  war  in  Auftrag  gegeben.  Die  Modelle  der  Figuren 
waren  abgenommen  - die  Steine  lagerten  im  Steinbruch,  einzelne 
Teile  waren  bereits  ausgehauen  — , da  kam  der  Krieg,  und  das  ganze 
verwickelte  Werk  wurde  stillgelegt,  wie  es  gerade  ging  und  stand. 

Als  man  es  nach  der  Erstarrung  wieder  in  Bewegung  setzen 
wollte,  ging  es  wie  bei  allen  gewalttätig  gedrosselten  Maschinerien, 
sie  laufen  zunächst  nicht  mehr. 

Vor  allem  reichte  die  Stiftungssumme,  die  vor  dem  Kriege  sehr 
reichlich  gewesen  war,  nicht  entfernt  mehr  aus,  um  die  Arbeiten 
fortführen  zu  können.  Hildebrands  Krankheit,  die  am  17.  Januar  1921 
mit  dem  Tode  endete,  erschwerte  die  Lage. 

Es  ist  ein  Zeichen  von  Kölns  hohem  künstlerischen  Pflicht- 
bewußtsein, daß  die  schwerbedrängte  Stadt  trotz  ihrer  bedrängten 
finanziellen  Lage  dem  Antrag  der  Verwaltung  folgte,  die  Mittel  für 
die  Fertigstellung  der  Arbeit  zu  bewilligen.  Köln  beschloß,  300000  Mark 
aufzuwenden,  um  das  Kunstwerk  zu  vollenden  und  in  seinen  Besitz 


zu  überführen.  Es  zur  Aufstellung  zu  bringen,  verbieten  die  augen- 
blicklichen Verhältnisse.  Die  Stadt  glaubte  angesichts  ihrer  Not,  den 
Zeitgenossen  wohl  den  Genuß  dieses  Werkes  vorenthalten  zu  können, 
aber  nicht  berechtigt  zu  sein,  künftigen  Geschlechtern  ein  wertvolles 
Gut  entgehen  zu  lassen,  das  sie  fast  schon  in  Händen  hielt. 

So  ist  Hildebrands  letztes  großes  Werk  der  Zukunft  gesichert,  es 
wird  jetzt  von  dem  Stab  seiner  eingearbeiteten  Kräfte  unter  Walter 
Georgiis  und  Karl  Sattlers  Leitung  in  München  fertiggestellt. 

Die  Wahl  des  Platzes  für  seine  Aufstellung  hat  schon  vor  dem 
Kriege  alle  Beteiligten  nie  ganz  befriedigt.  Schließlich  hatte  man  sich 
zu  einer  künstlich  konstruierten  Lösung  an  der  Seitenfassade  des 
Kunstgewerbemuseums  geeinigt. 

Es  besteht  die  Aussicht,  dem  Werk  bei  seiner  einstigen  Auf- 
stellung einen  weit  geeigneteren  Standort  zuweisen  zu  können.  Er  ist 
in  mancher  Hinsicht  dem  Münchener  Platz  verwandt,  der  so  günstige 
Vorbedingungen  für  ein  monumentales  öffentliches  Kunstwerk  auf- 
weist. Darüber  würden  dann  die  Väter  der  Stadt  neu  zu  beschließen 
haben. 

Einstweilen  wollen  wir  uns  freuen,  daß  ein  großes  Kunstwerk 
durch  die  ihm  innewohnende  Kraft  erreicht  hat,  die  Nöte  der  Zeit, 
die  sich  seinem  Werden  drohend  in  den  Weg  stellten,  zu  über- 
winden. 


Ländliche  Bauweise  in  Frankreich. 


Von  Prof.  L.  Peters,  Baugewerkschul-Direktor  in  Neukölln. 


Abb.  1.  Jonville'von  Nordost. 


l)ie  Dörfer 
der  Woevre- 
Hochebene  in 
Frankreich  (süd- 
östlich von  Ver- 
dun) haben  im 
Vergleich  mit 
deutschen  Ort- 
schaften ganz 
augenfällige 
Merkmale,  die 
der  Landschaft 
und  auch  den 
Siedlungen  selbst 
ein  besonderes 
Gesicht  verlei- 
hen. In  der  durch 
flache  Täler 
weich  zerschnit- 
tenen , frucht- 
baren Hochebene  schmiegen  sich  die  Ortschaften  langgestreckt  den 
Bodenwellen  meist  auf  der  Höhe  an,  so  daß  sie  weit  sichtbar  sind  und 
in  die  Landschaft  belebende  Abwechslung  bringen.  Ihre  gleichmäßig 
ebene  Geschlossenheit  erhält  durch  den  hervortretenden  schlichten 
Kirchturm  und  einzelne  hohe  Baumgruppen  ein  bezeichnendes  Gepräge. 
Besonders  von  tiefer  gelegenen  Punkten  wirken  sie  einheitlich  und 
kräftig  in  ihrem  dunklen  Umriß  gegen  den  Himmel  (Abb.  1). 

Es  ist  ganz  auffällig,  daß  in  allen  Dörfern,  sogar  den  kleinsten, 
die  Häuser  meist  nicht  freistehend,  sondern  eingebaut  errichtet 
sind.  Trotzdem  durchweg  die  Bevölkerung  Ackerbau  treibt,  wird 
doch  an  dem  Grundsatz  der  Reihenhäuser  auch  mit  den  Stall-  und 
Scheunenbauten  zwischen  den  Wohnhäusern  festgehalten.  An  Hand- 
werkern findet  man  in  diesen  Dörfern  nur  wenige,  und  zwar  nur 
solche,  die  mit  dem  Bauernstand  eng  verbunden  sind,  wie  Stellmacher, 
Schmiede  usw.  Aber  auch  diese  betreiben  neben  ihrem  Handwerk 
den  Ackerbau  in  bescheidenem  Umfange. 

Die  Reihenhäuser  sind  nicht  ausgerichtet  oder  nach  Regeln  und 
Vorschriften  geordnet,  sie  stehen  wohl  in  der  Hauptmasse  gleich- 
laufend zu  den  Straßen,  treten  aber  beliebig  zurück  oder  vor.  Da- 
durch wird  das  Straßenbild  belebt  und  gegliedert  (Abb.  5 bis  7),  wie 
wir  es  in  unserer  Heimat  wenig  kennen,  in  der  überall  Ordnung  und 
Gesetz  herrschen. 

Durchweg  haben  die  Gebäude  sehr  große  Tiefen,  die  infolge  der 
schmalen  Hausfront  zur  Unterbringung  der  erforderlichen  Räume  nötig 
werden.  Die  Regel  ist,  daß  sich  eine  Reihe  von  Zimmern  neben  einem 
von  vorn  nach  hinten  durchgehenden  Flur  lagern  und  daß  sich  auf 
der  anderen  Flurseite  der  Stall  und  dann  die  Scheune  durch  die 
ganze  Tiefe  des  Gebäudes  anschließen.  Das  sind  die  Hauptzüge  der 
Hausgrundrisse,  die  in  nur  kleinen  Abweichungen  immer  wiederkehren. 
Auf  die  Gesamttiefe  des  Hauses  kommen  meist  drei  bis  vier  hinter- 
einander liegende  Wohnräume,  von  denen  die  mittleren  natürlich 
ohne  Licht  und  Luft  sind  oder  kümmerlich  durch  Oberlicht  erhellt 
werden.  Diese  Oberlichter  sind  runde  oder  vielseitige  Schächte  aus 
Brettern  mit  Verputz  und  oben  durch  eine  Glashaube  abgedeckt 
(Abb.  2 bis  4). 


Es  ist  erklärlich,  daß  die  Häuser  mit  annähernd  gleichen  Grund- 
rißgeprägen  nach  außen  hin  ein  gleiches  oder  ähnliches  Gesicht  er- 
halten müssen.  Nur  kleine  Verschiedenheiten  in  den  Stockwerkhöhen, 
den  Öffnungen  in  den  Wänden  usw.  geben  die  Abwechslung  in  dem 
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Abb.  2.  Hausform  in  Woöl. 
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Abb.  4.  Hausform 
in  Woei. 
Oberlicht. 


Abb.  3.  Hausform  in  Woöl.  Schnitt  .4 — R. 


großen  Haufen  der  familienähnlichen  Gebäude. 
Es  ist  besonders  eigentümlich,  daß  alle  Häuser 
sehr  wenige  und  kleine  Fensteröffnungen  ent- 
halten CFenstersteuer),  was  dem  auch  sonstigen 
Mangel  an  Rücksicht  auf  Gesundheitspflege  ent- 
spricht. Man  sieht  vielfach  ganze  Wandflächen, 
in  denen  nicht  ein  Fenster  sitzt.  Das  ist  um 


so  auffälliger,  als  die  Häuser  infolge  der  ein- 
gebauten Lage  schon  wenig  Lichtquellen  be- 
sitzen. Die  meisten  Räume  an  (Jen  Außenwänden 
haben  stets  nur  ein  mittelgroßes  Fenster. 

Die  großen,  undurchbrochenen  Wandflächen  werden  in  der  ein- 
tönigen grauen  Putzfläche  durch  weit  vortretende  Steine  an  vielen 
unregelmäßig  verteilten  Stellen  belebt.  Gefugte  Flächen  des  gelblichen 
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Abb.  5.  Puxieux.  Straßenbild. 


Bruchsteinmauerwerks  findet  man  meist  nur  an  Gartenmauern.  Die 
Dörfer  mit  den  großen  unregelmäßigen  Mauermassen  und  den  weit 
herabgezogenen  Schleppdächern  haben  in  ihrem  grauen  Gewand 
ein  sehr  düsteres  Aussehen. 

Die  meisten  Lichtöffnungen  und  Luken  sind  mit  einem  geraden 


Abb.  7.  Ville-sur-Yron.  Straßenbild. 


Sturz  aus  Stein  oder  Holz  überspannt  und  oft  mit  Werksteinen  in 
warmer  gelblicher  Farbe  eingefaßt.  Fast  ohne  Ausnahme  besitzen 
die  Fenster  Schlagläden,  die  meist  weiß  gestrichen  sind.  Über  den 
Hauseingangtüren  befindet  sich  immer  ein  Oberlichtfenster  mit  ver- 
zierter außerordentlich  voneinander  abweichender  Sprossenteilung. 

Eigenartig  und  auffällig  sind  die  Schornsteinköpfe.  Über  der 
Ausmündung  jeder  Rohröffnung  stehen  zwei  bis  vier  Dachziegel  zelt- 
artig aufgestellt.  In  dieser  Lage  werden  sie  durch  einen  aufgelegten 
spitzen  Mörtelklumpen  gehalten.  Diese  Schornsteinverdachungen  sind 
als  Eigenart  neben  den  Röhrenaufsätzen  überall  zu  finden. 

Die  Dächer  sind  sehr  flach ; die  Dachflächen  stehen  zu  der  Grund- 
ebene in  einem  Winkel  von  rd.  25°.  Die  Eindeckung  ist  durch  Hohl- 
ziegel. Mönche  und  Nonnen,  hergestellt.  Durch  die  weichen  Schatten- 
wirkungen in  diesen  Flächen  wird  das  Dach  belebt.  Die  Zimmer- 
verbände sind  unzulänglich  und  verraten  wenig  Handwerkgeschick 
(s.  Abb.  3).  Die  Zangen  fehlen  ganz.  Die  weiten  Binder  in  der  Tiefen- 
richtung des  Gebäudes  haben  meist  zwei  bis  drei  Stützen,  zwischen 
denen  sich  Hänge-  und  Sprengewerke  einfügen.  Vor  den  Front-  und 
Giebelmauern  finden  wir  keine  Holzstützen,  sondern  die  Wände  tragen 
die  Hölzer  des  Dachverbandes. 

Außer  den  Verzierungen  der  Oberlichtfenster  über  den  Türen 
haben  die  Häuser  vielfach  natürlichen  Baumschmuck.  Überall  sind 
Wein-  oder  Obstbäume  vor  den  Wänden  angepflanzt,  die  notdürftig 
das  Aussehen  beleben.  Besonders  im  Sommer  und  Herbst  gewinnt 
das  Haus  durch  die  Farben  der  Blätter  an  malerischem  Reiz.  Im 
übrigen  sieht  es  außerordentlich  eintönig,  dürftig  und  minderwertig 
aus  im  Vergleich  zu  den  schmucken  und  sauberen  deutschen  Bauern- 
gehöften,  aus  denen  das  kernige,  achtunggebietende  Selbstbewußtsein 
der  deutschen  Landbevölkerung  spricht. 


Vermischtes. 


In  dem  Wettbewerb  für  Entwürfe  zu  einem  Heldeugedenksteiu 
in  Hagen  i.  Westf.,  ausgeschrieben  unter  Künstlern  in  den  Bezirken 
Arnsberg  und  Düsseldorf  und  im  Stadtkreis  Hagen  (S.  352  d.  Bl.), 
waren  76  Entwürfe  eingegangen.  Den , ersten  Preis  (5000  Mark)  erhielt 
A.  Mayer-Gasters  in  Mörs,  die  beiden  anderen  Preise  (je  2500  Mark) 
die  Architekten  Flerus  und  Konert  in  Dortmund  und  Architekt 
Walter  Lehmann  in  Düsseldorf. 

Der  Neubau  der  Bauiugenieurabteilnng  au  der  Technischen 
Hochschule  Karlsruhe,  der  nach  dem  Kriege  ausgeführt  worden  ist,  soll 
am  25.  und  26  November  d.  J.  eingeweiht  werden.  Damit  erhält  diese 
Abteilung  ein  Heim,  das  sie  bisher  entbehren  mußte.  Trotz  aller  Not 
der  Zeit  ist  es  dank  der  Fürsorge  der  badischen  Landesregierung 
möglich  geworden,  den  schon  vor  dem  Kriege  in  Aussicht  genommenen 
Bau  fertigzustellen.  Der  Unterstützung  von  Gönnern  aus  der  Industrie 
ist  es  zu  danken,  daß  die  für  Unterricht  und  Forschung  unentbehr- 
lichen Laboratorien,  wenn  auch  mit  einfachen  Mitteln,  errichtet  werden 
konnten.  Zu  den  schlichten  Einweihungsfeierlichkeiten  werden  vom 
Rektor  und  Abteilungsvorstand  alle  ehemaligen  Hörer  der  Bau- 
ingenieurabteilung an  der  „Fridericiana“  eingeladen.  Meldungen  nimmt 
der  Abteilungsvorstand  Professor  ®r.=3ng.  Probst  entgegen. 

Bestimmungen  für  die  Aufstellung  von  Siedlungsplänen  hat 
der  Minister  für  Volkswohlfahrt  unter  dem  1.  September  d.  J.  (II  9 
Nr.  792)  herausgegeben.  Vielfach  haben  Gemeinden  eingehende  Be- 
bauungspläne aufgestellt,  die  weit  über  das  augenblickliche  Bedürfnis 


hinausgingen  und  bei  veränderten  Verhältnissen  wertlos  wurden. 
Geld  und  Arbeit  sind  so  verschwendet,  oft  nur  mit  dem  Erfolg,  daß 
eine  ungerechtfertigte  Preissteigerung  des  Baulandes  eingetreten  ist. 

An  ihre  Stelle  sollen  jetzt  Siedlungspläne  treten,  die  unverbindlich, 
d.  h.  ohne  die  Rechtswirkungen  des  Fluchtliniengesetzes  sein  sollen 
und  nur  den  Gemeinden  ermöglichen,  ihre  Siedlungstätigkeit  auch  für 
spätere  Zukunft  nach  bestimmten  Richtlinien  einzustellen.  Der  Aus- 
druck „Siedlungsplan“  soll  zum  Unterschied  von  den  auf  Grund  des 
Fluchtliniengesetzes  anzufertigenden  „General-,  Gesamt-  oder  allge- 
meinen Bebauungsplänen“  amtlich  für  die  geschilderte  Art  gebraucht 
werden.  Um  die  Grundstückspekulation  zu  verhindern,  sollen  die 
Siedlungspläne  nur  als  Entwurf  angesehen  und  möglichst  nicht  ver- 
öffentlicht werden. 

Sie  sollen  das  Gerüst  der  Verkehrswege,  die  Freiflächen  und  die 
Bauzoneneinteilung  erkennen  lassen,  aber  auch  grundsätzlich  sich  mit 
der  Frage  der  Parzellierung  im  allgemeinen  und  den  Vorflutverhält- 
nissen  befassen.  Als  Grundlagen  werden  die  Katasterkarten  empfohlen, 
die  von  einem  vereideten  Landmesser  auf  besondere  topographische 
Erscheinungen  im  Gelände  und  gegebenenfalls  Höhenkurven  ergänzt 
und  auf  einen  einheitlichen  Maßstab,  der  zwischen  1:5000  und 
1 : 10  000  zu  wählen  ist,  gebracht  und  zusammengestellt  werden  sollen. 

Auf  Grund  dieser  Unterlagen  ist  dann  die  städtebauliche  Arbeit 
nicht  schwer  zu  leisten,  für  die  aber  die  Mitwirkung  oder  doch 
wenigstens  die  Prüfung  durch  einen  bewährten  Städtebauer  für  er- 
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forderlich  gehalten  wird.  Ein  Erläuterungsbericht  soll  die  statistischen 
Unterlagen  und  die  leitenden  Grundgedanken  sowie  etwaige  Besonder- 
heiten des  Planes  klar  zu  erkennen  geben.  Ganz  besonders  wird  noch 
auf  die  Schaffung  von  ausreichenden  Freiilächen  hingewiesen,  die  bei 
aller  Rücksicht  auf  die  veränderten  wirtschaftlichen  Verhältnisse  un- 
bedingt erforderlich  sind,  ebenso  auf  die  Berücksichtignng  des  all- 
gemeinen Verkehrs  bei  Plänen  von  mehr  als  rein  örtlicher  Bedeutung. 
Die  Aufstellung  von  „Verkehrsbändern“,  die  zuerst  im  Ruhrkohlen- 
bezirk aufgenommen  sind,  muß  im  Einvernehmen  mit  den  zuständigen 
Eisenbahnbehörden  erfolgen.  Alle  wichtigen  Pläne  sind  dem  Minister 
einzureichen. 

Endlich  warnt  noch  der  Erlaß  vor  einer  Verzettelung  der  Wohn- 
bautätigkeit und  betont,  daß  schon  aus  Sparsamkeitsrücksichten  zu- 
nächst vorhandene  Baulücken  ausgefüllt  und  der  Anbau  an  fertig- 
gestellten Straßen  gefördert  werden  muß.  Ma. 

Die  Wasserstäude  (das  Niedrigwasser)  iu  den  norddeutschen 
Stromgebieten  i in  August  1921.  (Nach  den  amtlichen  Nachrichten 
der  Landesanstalt  für  Gewässerkunde.)  Die  Wasserstände  haben 
meist  noch  weiter  abgenommen.  In  den  Stromgebieten  östlich  der  Elbe 
weisen  sie  im  August  d.  J.  ebenso  wie  meist  schon  in  den  vorher- 
gehenden Monaten  eine  noch  niedrigere  Lage  als  um  die  gleiche  Zeit 
des  Jahres  1911  auf,  das  nächst  1904  die  stärkste  Wasserklemme  in 
neuerer  Zeit  gebracht  hat  (vgl.  1911  d.  BL,  S.  472).  Die  Memel  hat 
gegen  Schluß  des  Monats  sogar  alle  bisher,  d.  h.  seit  mehr  als  hundert 
Jahren  überhaupt  beobachteten  Wasserstände  unterschritten.  Bei 
Insterburg  liegt  der  niedrigste  Wasserstand  im  August  d.  J.  nur  um  3, 
bei  Landsberg  a.  d.  Warthe  um  2,  an  den  Oderpegeln  Steinau,  Krossen 
und  Frankfurt  um  9 bis  11  cm  über  dem  bisher  niedrigsten.  Auch 
die  Elbe  stand  zunächst  niedriger  als  1911  um  dieselbe  Zeit,  stieg 
dann  aber  bis  oberhalb  Magdeburg  um  0,7  bis  0,8  m und  blieb  nur 
weiter  unterhalb  infolge  Verflachung  der  kleinen  Anschwellung  dauernd 
unter  MNW;  der  niedrigste  Wasserstand  im  August  1921  liegt  bei 
Dresden  um  6 cm  unter,  von  Roßlau  abwärts  meist  nur  4 bis  15  cm  über 
dem  bisher  niedrigsten  eisfreien  Wasserstand.  Havel  und  Spree  waren 
weniger  wasserarm  als  191 1.1)  An  der  Weser  ist  die  Unterschreitung 
des  MNW  durch  die  Zuschüsse  aus  dem  Waldecker  Sammelbecken, 
durch  die  sein  Inhalt  sich  im  August  von  86  auf  55  Mill.  cbm 
vermindert  hat,  wenigstens  bis  zur  Allermündung  in  mäßigen  Grenzen 
gehalten  worden.  In  den  Abflußmengen  der  (unteren)  Aller  scheint 
zwischen  August  1911  und  August  1921  kein  wesentlicher  Unter- 
schied zu  bestehen.'-)  Am  Emspegel  Lingen  stimmen  NW,  MW  und 
HW  vom  August  d.  J.  mit  den  Beträgen  vom  August  1911  fast  genau 
überein.  Der  Rhein  war  aus  seinem  Alpenquellgebiet  derart  gespeist, 

Wasserstände  im  August  1921. 


Gewässer 

Pegelstelle 

August  1921 

MW 

August 

96/203) 

Jahresmittel  96/20 

NW 

MW 

HW 

MNW 

MW 

MHW 

Memel 

Tilsit 

27 

36 

45 

149 

77 

242 

611 

Pregel 

Insterburg3) 

-57 

—52 

-43 

11 

—48 

45 

380 

Weichsel 

Thorn 

—34 

—25 

—4 

110 

1 

143 

480 

Oder 

Ratibor 

78 

83 

86 

171 

79 

181 

604 

» 

Frankfurt 

2 

12 

24 

130 

57 

165 

375 

Warthe 

Landsberg 

—75 

—71 

-64 

4 

—34 

66 

250 

Netze 

Vordamm 

—74 

—62 

—46 

-14 

—39 

28 

143 

Elbe 

Barby 

—28 

2 

44 

100 

26 

175 

454 

» 

Wittenberge 

— 15 

4 

36 

113 

46 

190 

443 

Saale 

Trotha  U.  P. 

100 

122 

158 

160 

118 

210 

488 

Havel 

Spandau  U.  P. 

10 

17 

26 

42 

23 

77 

147 

n 

Rathenow  U.P.:!) 

— 52 

—38 

—20 

— 2 

—18 

55 

156 

Spree 

SprembergU.P. 

68 

77 

96 

90 

66 

106 

265 

n 

Kersdorf  U.  P.:!) 

178 

187 

204 

198 

176 

227 

317 

Weser 

Minden 

142 

151 

161 

201 

164 

264 

570 

Aller 

Westen 

145 

151 

159 

229 

183 

290 

483 

Ems 

Lingen 

—175 

-174 

—172 

-100 

-142 

—32 

244 

Rhein 

Maxau 3) 

343 

367 

399 

46S 

284 

422 

660 

„ 

Kaub 

104 

126 

152 

245 

101 

238 

523 

T> 

Köln 

54 

74 

101 

237 

78 

261 

647 

Neckar 

Heilbronn 

— 12 

8 

40 

61 

17 

95 

426 

Main 

Wertheim 

46 

57 

73 

113 

85 

158 

426 

Mosel 

Trier 

—53 

-:3i 

9 

27 

—2 

103 

477 

0 Bei  Rathenow  ist  die  Senkung  zu  berücksichtigen. 

-)  Pegel  Westen  ebenso  wie  die  Weserpegel  inzwischen  um 
2 m gesenkt. 

3)  Bei  Insterburg  enthalten  die  letzten  vier  Spalten  Mittelwerte  aus 
den  Abflußjahren  1908/20,  bei  Rathenow  und  Kersdorf  aus  1914/20,  bei 
Maxau  aus  1896/1915. 

Verlag  von  Wilhelm  Ern  st  & 8 oh n .Berlin.  — 
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daß  er  etwa  bis  Kaub  den  ganzen  Monat  hindurch  im  wesentlichen 
über  MNW  stand.  Am  Unterlauf  war  dieses  anfangs  unterschritten. 
Die  spätere  Zunahme  der  Wasserstände  kam  in  der  Hauptsache  eben- 
falls aus  den  Alpen.  Die  Zuflüsse  aus  dem  Mittelgebirgsland  stiegen 
zwar  auch  ein  wenig;  im  ganzen  blieb  ihre  Wasserführung  aber  doch 
außerordentlich  niedrig.  Bei  Heilbronn  am  Neckar  wie  bei  Wert- 
heim am  Main  und  bei  Trier  an  der  Mosel  liegen  nicht  nur  die 
niedrigsten  Wasserstände  der  Monate  Juli  und  August  d.  J.  unter  den 
niedrigsten  bis  dahin  überhaupt  beobachteten,  sondern  auch  die 
mittleren  Wasserstände  beider  Monate  sind  niedriger  als  die  bis  dahin 
niedrigsten  Einzelwasserstände  oder  ihnen  höchstens  gleich.  K.  F. 


Büch  erschau. 

Die  Knickfestigkeit.  Von  Rudolf  Mayer,  Privatdozent 

an  der  Technischen  Hochschule  Karlsruhe.  Berlin  1921.  Jul.  Springer. 
VIII  u.  50!  S.  in  gr.  8°  mit  280  Abb.  u.  87  Zahlentaf.  Geh.  120  JC, 
geb.  130  Jl. 

Bis  vor  wenigen  Jahrzehnten  war  die  Knickfestigkeit  eine  Art 
Aschenbrödel  der  Festigkeitslehre,  an  dem  viel  herumgenörgelt  und 
herumprobiert  wurde.  Es  gab  Zeiten,  wo  immer  neue,  „allein 
richtige“  Knickformeln  auftauchten,  die  als  Ersatz  für  die  miß- 
verstandene oder  mißbrauchte  Eulerformel  dienen  sollten.  Auch  das 
Zentralblatt  der  Bauverwaltung  enthielt  manchen  Niederschlag  dieser 
und  ihrer  Gegenströmungen.  Nur  langsam  ist  man  sich  darüber  klar 
geworden,  daß  es  sich  bei  der  Knickung  um  Fragen  des  labilen 
Gleichgewichts  handelt,  die  ganz  anders  geartet  sind  und  deswegen 
auch  andere  Lösungen  verlangen  als  die  landläufigen  Festigkeits- 
aufgaben des  Zuges  und  der  reinen  Biegung.*)  Allmählich  ist  dann 
aber  auch  dieses  Gebiet  in  den  Fortschritt  der  Neuzeit  hineingezogen 
worden,  teils  durch  tieferdringende  theoretische  Betrachtungen,  wie 
die  mannigfaltigen  Untersuchungen  Engeßers,  teils  durch  Versuche, 
wie  sie  Karman  mit  besonderer  Sorgfalt  ausgeführt  hat.  Auch  hier- 
über findet  man  das  Nötigste  in  den  früheren  Jahrgängen  dieses 
Blattes.  Nun  tritt  das  vorliegende  Werk  mit  dem  erstaunlichen 
Umfang  von  500  Seiten  auf  den  Plan,  nachdem  erst  vor  kurzem  ein 
anderes  von  440  Seiten  erschienen  ist  — in  Grashofs  klassischer 
Festigkeitslehre  vom  Jahre  1878  waren  es  ganze  14  Seiten!  Wenn 
man  fragt,  wie  ein  solches  Anschwellen  möglich  geworden  ist,  so 
diene  zur  Erklärung,  daß  der  Verfasser  die  große  Stoffmenge  der 
Knickversuche  von  den  ältesten  (etwa  1840,  Hodgkinson)  an  bis  zur 
Gegenwart  nicht  nur  gesichtet  und  geordnet  zusammengestellt,  sondern 
auch  kritisch  verarbeitet  hat.  Überdies  ist  die  Zahl  der  zu  be- 
handelnden Knickfälle  über  die  vier  sog.  Eulerschen  weit  hinaus- 
gewachsen. wie  unter  vielen  anderen  Beispielen  schon  das  der 
gegliederten  Stäbe  und  das  der  Druckgurte  offener  Brücken  zeigt. 
Ein  genaueres  Bild  des  Inhalts  auf  beschränktem  Raum  zu  geben,  ist 
sehr  schwer;  doch  mögen  wenigstens  die  Hauptabschnitte  genannt 
werden:  Theorie  des  geraden  vollwandigen  Stabes  bei  unveränder- 
licher Stabkraft  und  unveränderlichem  Querschnitt  (36  Seiten);  der 
gerade  vollwandige  Stab  bei  unveränderlicher  Stabkraft  und  unver- 
änderlichem Querschnitt  außerhalb  der  Proportionalitätsgrenze  (Ver- 
suche über  Knickfestigkeit  gerader  vollwandiger  Stäbe);  der  voll- 
wandige Stab  mit  krummer  Achse;  der  vollwandige  Stab  mit  ver- 
änderlichem Querschnitt  und  veränderlicher  Stabkraft,  mit  oder  ohne 
elastische  Querstützung;  die  seitliche  Knicksicherheit  der  Druckgurte 
offener  Brücken;  Theorie  der  gegliederten  Druckstäbe  (Gitter-  und 
Rahmenstäbe);  Versuche  an  gegliederten  Druckstäben.  — - In  diesem 
Umriß  ist  der  jetzige  Stand  unserer  Kenntnisse  vom  Wesen  der 
Knickung  und  von  den  Mitteln  zur  Lösung  der  vielgestaltigen  Knick- 
aufgaben klar  und  wohl  erschöpfend  dargestellt.  Uber  Einzelheiten 
zu  urteilen,  ist  es  noch  nicht  an  der  Zeit,  denn  eine  solche  Stoff- 
menge zum  Teil  nicht  gerade  einfacher  Art  läßt  sich  nicht  im 
Handumdrehen  bewältigen.  Es  besteht  aber  kein  Zweifel,  daß  wir 
es  hier  mit  einem  sehr  gewichtigen  Werk  zu  tun  haben,  das  dazu 
beitragen  wird,  daß  endlich  eine  feste  einheitliche  Grundlage  tür  die 
Berechnung  und  Gestaltung  der  Druckstäbe  gefunden  wird.  Damit 
würden  wir  aus  dem  unerfreulichen  Zustand  herauskommen,  daß 
namhafte  Fachleute  z.  B.  bei  einem  Unfall  verschiedener  Meinung 
darüber  sein  können,  ob  beim  Bau  gegen  die  Regeln  der  Kunst  ver- 
stoßen worden  ist  oder  nicht.  Es  ist  das  ein  Ziel,  dem  auch  der 
Deutsche  Eisenbauverband  mit  der  Wiederaufnahme  und  systemati- 
schen Fortsetzung  seiner  Knickversuche  zustrebK  — Die  Herausgabe 
des  Werkes  in  vornehmer  Ausstattung  ist  durch  Beihilfe  der  Karls- 
ruher Hochschulvereinigung  und  der  Wissenschaftlichen  Gesellschaft 
der  Universität  Freiburg  i.  B.  ermöglicht  worden.  Wir  haben  alle 
Ursache,  diesen  Körperschaften  dafür  dankbar  zu  sein. 

Berlin.  H..  Zimmer  mann. 

. * ' -Ä 

*)  Als  Beispiel  darf  vielleicht  der  Aufsatz  über  den  Sicherheits- 
grad der  auf  Knicken  beanspruchten  Körper  im  Jahrg.  1886  d.  Bl., 
S.  217  u.  f.  angeführt  werden. 

Druck  der  Buchdruckerei  Gebrüder  Ernst  Berlin. 


Für  den  nichtamtlichen  Teil  verantwortlich:  R.  Bergius,  Berlin.— 
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[Alle  Rechte  Vorbehalten.] 

Das  75jährige  Jubiläum  des  Vereins  Deutscher  Eisenbahnverwaltungen. 


Am  7.  bis  9.  September  d.  J.  beging  der  Verein  Deutscher  Eisen- 
bahnverwaltungen in  Berlin  zugleich  mit  seiner  diesjährigen  Haupt- 
versammlung — der  ersten  seit  dem  Kriege  — das  Fest  seines 
75jährigen  Bestehens.  Ein  wichtiges  Stück  Eisenhahngeschichte  ist 
mit  dem  Namen  des  Vereins  verknüpft,  so  daß  es  wohl  angezeigt  sein 
dürfte,  auch  hier  näher  auf  die  Bedeutung  dieser  Feier  einzugehen. 

Zur  Zeit  der  Gründung  des  Vereins  im  Jahre  1846  zeigten  die  im 
Gebiet  des  damaligen  Deutschen  Bundes  vorhandenen  Bruchstücke 
vou  Eisenbahnen  in  ihrer  Anlage  und  in  ihren  technischen  Einrich- 
tungen außer  gleicher  Spurweite  nur  wenig  Einheitlichkeit.  Noch 
größere  Verschiedenheiten  wiesen  sie  in  ihren  Verkehrseinrichtungen 
auf.  Bei  der  politischen  und  wirtschaftlichen  Zerrissenheit  des  da- 
maligen Bundesgebiets  bestand  die  größte  Gefahr,  daß  die  fortschreitend 
verschiedenartige  Entwicklung  besonders  der  baulichen  und  technischen 
Einrichtungen  dem  späteren  Anschluß  der  Bahnen  aneinander  zu 
großen  zusammenhängenden  Linien  kaum  mehr  zu  beseitigende  Hemm- 
nisse bereiten  würde.  Es  erwies  sich  als  eine  Tat  von  geschichtlicher 
Bedeutung,  daß  damals  die  zehn  größten  Eisenbahnverwaltungen  in 
Preußen  sich  zu  einem  Verein  zusammenschlossen,  um  die  Gedanken 
zu  einem  guten  Teil  zur  Tat  werden  zu  lassen,  die  einige  wenige  führende 
Geister  jener  Zeit  — wie  der  im  gleichen  Jahre  ins  Grab  gesunkene 
Friedrich  List  — bis  dahin  vergeblich  als  ideale  Forderung  verkündet 
hatten,  nämlich  alle  Eisenbahnen  zu  einem  einheitlichen  Netz  zu  ver- 
einigen und  nach  möglichst  einheitlichen  Grundsätzen  einzurichten. 
Kraftvoll  fing  der  Verein  seine  Arbeit  an.  Im  Jahre  1850  gehörten 
ihm  schon  44  deutsche  Verwaltungen  mit  einer  Betriebslänge  von 
5238  km  und  4 österreichische  und  ungarische  Verwaltungen  mit 
1630  km  Länge  an.  Ihm  verdanken  die  Eisenbahnen  fast  alle  Einrich- 
tungen, die  einen  durchgehenden  Verkehr  zuerst  ermöglichten.  Schon 
1850  wurden  „Grundzüge  für  die  Gestaltung  der  Eisenbahnen  Deutsch- 
lands“ geschaffen,  die  eine  Zusammenstellung  der  Regeln  für  die  Aus- 
führung von  Unter-  und  Oberbau,  Bahnhofanlagen,  Lokomotiven  und 
Wagen  enthielten,  und  aus  denen  später  die  noch  heute  erscheinenden 
technischen  Vereinbarungen  über  den  Bau  und  die  Betriebseinrich- 
tungen der  Haupt-  und  Nebenbahnen  hervorgingen,  ein  Werk,  das 
auch  weit  über  die  Grenzen  des  Vereins  hinaus  Bedeutung  erlangt 
hat.  Aus  dem  Jahre  1850  stammt  auch  schon  das  erste  Reglement 
für  den  Güterverkehr,  dem  bald  weitere  Reglements  für  die  Beförde- 
rung von  Personen  und  Gepäck  folgten.  Das  spätere  Vereinsbetriebs- 
reglement ist  bekanntlich  die  Grundlage  nicht  nur  für  das  innerstaat- 
liche Frachtrecht  in  den  verschiedenen  Vereinsländern  (Eisenbahn- 
Verkehrsordnung),  sondern  auch  für  das  internationale  Übereinkommen 
über  den  Eisenbahnfrachtverkehr  geworden.  Von  Bedeutung  war 
ferner  das  gleichzeitig  mit  dem  ersten  Betriebsreglement  für  den  Güter- 
verkehr geschaffene  Übereinkommen  zum  Betriebsreglement,  das  die 
aus  dem  Betriebsreglement  entspringenden  Rechte  und  Pflichten  der 
Eisenbahnen  untereinander  regelte  und  das  stetig  in  der  Richtung 
einer  weitgehenden  Vereinfachung  des  gegenseitigen  Geschäftsverkehrs 
ausgebaut  wurde.  Von  großer  Tragweite  für  den  Güteraustausch  in 
ganz  Mitteleuropa  sind  die  vom  Verein  schon  frühzeitig  heraus- 
gegebenen Vereinbarungen  über  den  Wagenübergang  auf  anschließende 
Bahnen  geworden,  durch  die  die  Umladung  der  Güter  auf  den  End- 
punkten der  einzelnen  Bahngebiete  vermieden  wurde.  Bekannt  sind 
ferner  die  verschiedenen  Statistiken  des  Vereins,  die  stets  neben  ihrer 
Anwendung  für  den  praktischen  Dienst  auch  für  die  Eisenbahnfach- 
wissenschaft wichtiges  Nachschlagematerial  bildeten. 

Bei  der  Feier  seines  50jährigen  Jubiläums  im  Jahre  1896  — 
über  die  im  Jahrgang  1896  d.  Bl.  (Seite  325  und  345)  ausführlich 
berichtet  ist  — war  der  Verein  bereits  auf  einem  stolzen  Punkte 
seiner  Entwicklung  angelangt.  Sein  Gebiet  umfaßte  ein  Netz  von 
rund  81000  km.  Er  zählte  nahezu  sämtliche  Eisenbahnen  Deutsch- 
lands und  der  österreichisch-ungarischen  Monarchie,  ferner  vier  nieder- 
ländische, eine  luxemburgische  und  drei  belgische  Verwaltungen,  die 
rumänischen  Staatsbahnen  und  die  Warschau- Wiener  Eisenbahn  zu 
seinen  Mitgliedern.  Die  Leistungen  des  Vereins  für  die  einheitliche 
Ausgestaltung  des  mitteleuropäischen  Eisenbahnnetzes  sind  um  so 
höher  zu  bewerten,  als  sie  rein  im  Wege  der  freien  Vereinbarung  und 
friedlichen  Verständigung  der  Verwaltungen  untereinander  zustande 
kamen,  da  eine  Vergewaltigung  selbst  schwacher  Minderheiten  durch 
eine  weitsichtige  Organisation  und  Satzung  ausgeschlossen  ist. 

In  den  inzwischen  verflossenen  25  Jahren  hat  der  Verein  rüstig 
an  dem  weiteren  Aushau  seiner  Einrichtungen  gearbeitet  und  auf 
allen  Gebieten  des  Eisenbahnwesens  befruchtenden  Einfluß  aus- 
geübt. Die  „Technischen  Vereinbarungen“  wurden  in  allen  ihren 
Einzelheiten  — namentlich  hinsichtlich  der  Umgrenzungslinie  des 
lichten  Raumes  und  der  Lademaße  der  Fahrzeuge,  der  Zug-r  und 


Stoß  Vorrichtungen  und  der  Kupplung,  des  Radstandes  und  Rad- 
drücke^ — der  ständig  fortschreitenden  Eisenbahntechnik  angepaßt. 
Im  Güterverkehrswesen  ist  namentlich  die  Schaffung  gemeinsamer 
Abfertigungsvorschriften  zu  erwähnen,  durch  die  der  Abfertigungs- 
dienst für  das  gesamte  Vereinsgebiet  umfassend  geregelt  ist.  Für  die 
Erledigung  der  Frachterstattungs-  und  Entschädigungsansprüche  kamen 
durch  Ausbau  der  Haftungsgemeinschaft  der  Vereinsverwaltungen 
weitere  nützliche  Vereinfachungen  zustande,  die  sich  außerordentlich 
bewährten  und  die  auch  über  den  Vereinsbereich  hinaus  für  andere 
große  internationale  Verbände  übernommen  wurden.  Andere  Verein- 
barungen regelten  die  Leitung  von  Gütern  über  Hilfswege  hei  Ver- 
kehrstörungen, dann  unter  Einrichtung  besonderer  Güterausgleich- 
stellen, das  Verfahren  bei  fehlenden  und  überzähligen  Gepäckstücken 
und  Frachtgütern.  Die  zusammenstellbaren  Fahrscheinhefte  des  Vereins, 
eine  im  Jahre  1884  ins  Leben  getretene  Einrichtung,  erfreuten  sich 
bis  zum  Jahre  1907,  wo  die  Ermäßigungen  auf  den  deutschen  Bahnen 
beseitigt  wurden,  einer  immer  steigenden  Beliebtheit  und  erwiesen 
sich  als  ein  wirksames  Mittel  zur  Förderung  des  Reiseverkehrs.  Ob 
die  Einrichtung,  die  im  Kriege  ganz  hatte  eingestellt  werden  müssen, 
künftig  neu  für  die  Belebung  des  internationalen  Verkehrs  nutzbar 
gemacht  werden  kann,  steht  noch  dahin.  Im  Wagendienst  wurde 
das  Übereinkommen  über  die  gegenseitige  Wagenbenutzung  in  jüngster 
Zeit  in  Anlehnung  an  ein  im  Werden  begriffenes  internationales 
Wagenübereinkommen  auf  eine  völlig  neue,  wesentlich  vereinfachte 
Grundlage  gestellt.  Auch  das  Abrechnungswesen  und  der  Geldaus- 
gleich zwischen  den  Vereinsverwaltungen  wurde  noch  während  des 
Krieges  nach  den  neuen  Bedürfnissen  und  Gebräuchen  des  Geld- 
verkehrs umgestaltet.  Die  beiden  Fachzeitschriften  des  Vereins,  die 
1860  gegründete  Zeitung  des  Vereins  und  das  Organ  für  die  Fort- 
schritte des  Eisenbahnwesens  in  technischer  Beziehung,  das  seit  1862 
als  technisches  Fachblatt  des  Vereins  mitbenutzt  wird,  haben  ein 
gutes  Teil  zur  Förderung  der  Fachwissenschaft  beigetragen.  Bekannt 
sind  auch  die  alle  vier  Jahre  regelmäßig  erschienenen  Preisausschreiben 
des  Vereins  für  Erfindungen  und  Verbesserungen  und  für  hervor- 
ragende wissenschaftliche  Leistungen  auf  allen  Gebieten  des  Eisenbahn- 
wesens, die  gleichfalls  befruchtend  gewirkt  haben. 

Der  unglückliche  Verlauf  des  Krieges  hat  auch  dem  Verein 
Deutscher  Eisenbahnverwaltungen  schwere  Wunden  geschlagen.  Sein 
Umfang,  der  bis  zum  Kriege  auf  1 1 1 500  km  angewachsen  war,  ist  auf 
76  500  km  gesunken.  Der  Gebietstand  des  Vereins  umfaßt  heute  außer 
den  niederländischen  Eisenbahnen,  der  Prinz-Heinrich-Bahn  und  zwei 
großen  tschechoslowakischen  Privatbahnen  in  der  Hauptsache  nur  noch 
die  zu  einer  mächtigen  Einheit  zusammengeschlossenen  deutschen 
Reichsbahnen  und  die  stark  verkleinerten  Netze  der  österreichischen 
und  der  ungarischen  Bahnen. 

Trotz  alledem  ist  — ■ das  hat  besonders  die  diesjährige  Festver- 
sammlung gezeigt  — die  Überzeugung  von  der  Notwendigkeit  des 
Weiterbestandes  des  Vereins  in  allen  Kreisen  lebendig  vorhanden. 
Ja,  wenn  man  sieht,  wie  durch  den  Krieg  alle  möglichen  trennenden 
Schranken  wieder  aufgerichtet  sind,  die  das  Gemeinsamkeitsgefühl 
der  Völker  und  auch  der  Eisenbahnen  erstickt  haben,  möchte  man 
meinen,  daß  dem  Verein  erneut  eine  ähnliche  Aufgabe  wie  zur  Zeit 
seiner  Gründung  gestellt  sein  könnte,  nämlich  die  der  einigenden, 
Völker  verbindenden  Kraft  des  Verkehrswesens  in  einmütiger  Arbeit 
erneut  zum  Durchbruch  zu  verhelfen.  Der  Verein  isf;  gewillt  ^ das 
kam  mit  erfreulicher  Einhelligkeit  zum  Ausdruck  — , alle  Kräfte  zu- 
sammenzufassen, die  an  dieser  Aufgabe  mitwirken  wollen. 

Etwa  100  Vertreter  von  50  Vereinsbahnen,  darunter  eine  stattliche 
Anzahl  hervorragender  Einsenbahnfachmänner  und  altverdienter  För- 
derer des  Vereins  von  anerkanntem  Ruf,  waren  zu  der  Versammlung 
erschienen,  die  im  großen  Sitzungssaal  des  Vereins  Deutscher  Ingenieure 
tagte.  Außerdem  wohnten  der  Reichsverkehrsminister,  Exzellenz 
Groener,  die  Staatssekretäre  und  Direktoren  des  Reichs verkehrs- 
ministeriums  den  Veranstaltungen  hei.  Unter  den  Ehrengästen  waren 
Exzellenz  Kranold,  der  frühere  langjährige  Präsident  der  Eisenbahn- 
direktion Berlin,  und  der  frühere  Unterstaatssekretär  des  preußischen 
Ministeriums  der  öffentlichen  Arbeiten  Stieger.  Die  Leitung  der 
Verhandlungen  lag  in  den  Händen  des  Vorsitzenden  der  Geschäfts- 
führenden Verwaltung,  Eisenbahndirektionspräsidenten  Wulff,  der 
die  Versammlung  bei  Beginn  der  Beratungen  und  bei  dem  festlichen 
Zusammensein  am  Abend  des  ersten  Verhandlungstages  in  längeren 
trefflichen  Reden  begrüßte  und  sodann  die  Wirksamkeit  des  Vereins 
in  den  letzten  25  Jahren  und  seine  Zukunftaufgaben  beleuchtete. 
Reichsverkehrsminister  Groener,  der  bei  dem  Festbankett  das  Wort 
ergriff,  gab  seiner  Überzeugung  Ausdruck,  daß  die  großen  Werte,  die 
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der  Verein  für  den  Verkehr  und  die  Verbindung  der  Völker  geschaffen 
habe  und  die  durch  den  Krieg  und  seine  entsetzlichen  Folgen  ver- 
nichtet schienen,  sich  durch  die  Weiterarbeit  des  Vereins  in  neuer 
Sprießung  in  der  Zukunft  wieder  zeigen  werden.  Die  Aufgaben  der 
Reichseisenbahnverwaltung  seien  zunächst  national,  um  ein  neues 
eisernes  Band  um  das  deutsche  Volk  zu  schlingen,  aber  auch  inter- 
national, um  alles  zu  tun,  die  Völker  zu  verbinden  und  di^  Volks- 
wirtschaft, auch  die  der  Nachbarn  und  Freunde,  zu  heben.  Es  sei 
nicht  Absicht  der  Reichsbahnen,  etwa  im  Bewußtsein  des  großen  Um- 
fangs ihres  Netzes  Eigenbrötelei  zu  treiben.  Er  erblicke  die  Aufgabe 
der  Verwaltung  im  internationalen  Verkehr  vielmehr  darin,  den 
anderen  zu  dienen  und  dadurch  die  anderen  zu  veranlassen,  auch  ihr 
behilflich  zu  sein.  Dieses  gegenseitige  Sichdienen  solle  auch  die  Politik 
des  Vereins  sein.  In  dieser  Hilfeleistung  — alle  für  einen,  einer  für 
alle  — wollen  alle  bemüht  sein,  unseren  Völkern  wieder  heraufzuhelfen 
aus  ihrer  schlimmen  Lage.  Dazu  solle  heute  der  Verein  neue  Kraft 
und  Frische  schöpfen. 

Als  Vertreter  des  österreichischen  Bundesverkehrsministeriums 
überbrachte  Sektionschef  Ing.  Enderes  die  Grüße  und  Wünsche  des 
österreichischen  Bundesministers  Dr.  Rodler  mit  der  Versicherung,  daß 
die  österreichischen  Bundesbahnen  es  sich  zur  Ehre  und  Pflicht  an- 
rechnen, nach  Maßgabe  ihrer  Kräfte  an  den  Arbeiten  des  Vereins 
eitrigst  teilzunehmen.  In  zündenden  Worten  feierte  der  Redner  sodann 
den  alten  guten  Geist  des  Vereins  der  einmütigen  Arbeit  zum  Wohle 
aller  Mitglieder  und  der  Allgemeinheit.  Er  sprach  seinen  herzlichsten 
Dank  aus,  daß  der  erste  Reichsverkehrsminister,  der  mit  dem  Verein 
in  Berührung  tritt,  in  seiner  Begrüßungsrede  sich  schon  zur  kamerad- 
schaftlichen Zusammenarbeit  mit  allen  Vereinsmitgliedern  bekannt 
habe.  Daraus  schöpfe  er  die  Zuversicht  an  eine  neue  glänzende  Zu- 
kunft des  Vereins.  Die  Tatsache,  daß  die  deutschen  Reichsbahnen  — 
der  größte  einheitliche  Betrieb  der  ganzen  Welt  — fast  genau  -/3  der 
Vereinsbahnen  in  einer  Hand  vereinigen,  'lasse  bei  dieser  Grund- 
gesinnuug,  die  die  deutschen  Bahnen  im  Verein  schon  immer  betätigt 
haben,  bei  den  übrigen  Mitgliedern  keinerlei  Beunruhigung  oder  Be- 
sorgnis vor  Vergewaltigung  aufkommen,  sei  doch  die  Reichseisenbahn- 
verwaltung in  der  Familie  des  Vereins  nichts  anderes  als  der  älteste, 
größte  und  stärkste  Bruder,  dem  die  anderen  vertrauen,  der  sich  aber 
auch  seinerseits  auf  die  anderen  verlassen  könne.  Auch  der  Vertreter  der 
ungarischen  Staatsbahnen,  Ministerialrat  Pasterczyk,  sprach  namens 
des  Präsidenten,  Staatssekretärs  v.  Kelety,  dem  Verein  in  warmen, 
von  Herzen  kommenden  Worten  die  Glückwünsche  aus  und  feierte 
die  großen  unzerstörbaren  Leistungen  des  Vereins,  dessen  Arbeiten 
auch  für  die  Zukunft  wichtiger  denn  je  seien.  Er  zollte  ferner  — 
als  ältester  der  anwesenden  Vertreter  der  Mitglieder  — - namens  aller 
Verwaltungen  der  Geschäftsführenden  Verwaltung  und  ihrem  Präsidenten 
für  die  Vorbereitung  der  Versammlung  und  die  Führung  der  Ge- 
schäfte reiche  Anerkennung. 

Die  eigentlichen  sachlichen  Verhandlungen  der  Vereinsversammlung 
betrafen  20,  von  den  zuständigen  Fachausschüssen  des  Vereins  wohl 
vorbereitete  Punkte  aus  den  verschiedenen  Arbeitsgebieten  des  Vereins. 
Von  Interesse  hieraus  dürfte  — neben  der  oben  bereits  erwähnten 
Einführung  eines  neuen  Vereinswagenübereinkommens  — die  be- 
schlossene Ausgestaltung  des  technischen  Ausschusses  sein,  an  dessen 
fachwissenschaftlicheu  Arbeiten  und  Gutachten  — soweit  sie  das 
Vereinsrecht  nicht  ändern  — künftig  auch  vereinsfremde  Bahnen 
sollen  teilnehmen  können. 

Die  drei  Verhandlungstage  wurden  durch  je  einen  Festvortrag 
eingeleitet.  Am  ersten  Tage  sprach  Sektionsrat  Dr.  Rottleuth n er 
(Wien)  über  „Die  Wirkungen  des  Weltkrieges  auf  die  Betriebs- 
ergebnisse der  Eisenbahnen  unter  besonderer  Berücksichtigung  der 
Bahnen  des  Vereins  Deutscher  Eisenbahnverwaltungen“,  ln  fesselnder 
Form  schilderte  der  Redner,  ausgehend  von  dem  hohen  Stand  des 


Eisenbahnwesens  vor  dem  Kriege,  den  Gang  der  Dinge  von  den 
bewundernswerten  Leistungen  der  Eisenbahnen  in  den  ersten  Kriegs- 
jahren bis  zu  der  immer  stärkeren  Wirkung  der  Hungerblockade 
und  der  Absperrung  vom  Weltmarkt  und  schließlich  zu  dem 
Einfluß  des  nationalen  Zusammenbruchs  der  Mittelmächte  auf  das 
Personal,  den  Betrieb  und  die  Finanzen  der  Eisenbahnen.  Die  Be- 
trachtung über  die  Entwicklung  der  Betriebszahlen  der  Eisenbahnen 
der  im  Krieg  unterlegenen  Länder  und  auch  der  Siegerstaaten  gaben 
zusammen  mit  lehrreichen  Ausführungen  über  die  Kohlennot  und  die 
Frage  der  Elektrisierung,  die  Währungs Verhältnisse  und  die  anderen 
großen  Zeitfragen  einen  wertvollen  Einblick  in  die  Zusammenhänge 
des  Wirtschaftslebens,  der  durch  die  anschließenden  Betrachtungen 
über  die  sich  anbahnende  Gesundung  des  Eisenbahnwesens  noch  er- 
weitert und  vertieft  wurde. 

Der  zweite  Festvortrag  von  Oberregierungsrat  Sr.sjng.  Komme- 
reil (Berlin)  über  die  Frage  „Welcher  Lastenzug  soll  dem  Bau  neuer 
und  der  Verstärkung  bestehender  Brücken  zugrunde  gelegt  werden?“ 
gab  einen  trefflichen  Überblick  über  die  Umwälzungen,  die  die  be- 
absichtigte Einführung  der  großen  Güterwagen  von  50  t Tragfähigkeit 
und  die  dadurch  bedingte  Erhöhung  des  Raddrucks  der  Lokomotiven 
auf  dem  Gebiete  des  Brückenbaues  nach  sich  ziehen  wird  oder,  wie 
das  schon  in  Angriff  genommene  großzügige  Bauprogramm  für  die 
Brückenverstärkungen  dartut,  bereits  hervorgerufen  bat.  An  Hand 
der  Schaulinien  der  Biegungsmomente  bei  Brücken  bis  zu  60  m Stütz- 
weite wurden  die  Mängel  der  bisherigen  Klasseneinteilung  der  Brücken 
und  die  künftige  Neueinteilung,  die  sich  auf  die  tatsächlichen  Be- 
triebslastenzüge gründen  soll,  dargelegt.  Auch  die  wirtschaftliche 
Seite  der  Frage  wurde  eingehend  gewürdigt. 

Am  dritten  Tage  sprach  Ministerialrat  Dr.  Gleichmann 
(München)  über  „Die  elektrische  Zugförderung  auf  den  Reichs- 
bahnen“. Einem  geschichtlichen  Rückblick  folgte  ein  groß  angelegter 
Vortrag  über  das  ganze  weite  Gebiet  des  elektrischen  Zugbetriebes. 
Die  verschiedenen  Möglichkeiten  der  Stromgewinnung,  die  einzelnen 
Stromarten  und  die  geeignetste  Art  ihrer  Verwendung  für  die  ver- 
schiedenen und  wechselnden  Bedürfnisse  des  Zugförderungsdienstes 
wurden  je  nach  ihrer  technischen  und  wirtschaftlichen  Seite  im 
einzelnen  behandelt.  Alle  Ausführungen  wurden  durch  gute  Licht- 
bilder der  in  Deutschland  oder  im  Ausland  bereits  vorhandenen  An- 
lagen und  Einrichtungen  anschaulich  gemacht  und  weiter  durch 
statistisches  Material  und  sonstige  Berechnungen  belegt.  Gründliche 
Würdigung  fand  im  besonderen  der  in  Bayern  in  Ausführung  be- 
griffene Plan,  unter  Benutzung  der  großen  Wasserkräfte  südlich  der 
Donau  alle  Wasserkräfte  Bayerns  und  zugleich  die  aus  den  Kohlen- 
zentralen in  Nordbayern  gewonnenen  Kräfte  zu  einem  einheitlichen 
Netz  zusammenzuschließen,  um  ganz  Bayern  mit  elektrischem  Strom 
zu  versorgen.  Wie  die  technische  Ausführung  dieser  Werke,  nament- 
lich des  technisch  bedeutsamsten  Kraftwerks  am  Walchensee,  gedacht 
ist,  welche  Betriebsformen  in  Frage  kommen,  wie  die  Sammlung  des 
Stromes  und  seine  Verteilung  durch  das  Fernleitungsnetz  erfolgen 
soll  und  schließlich  welche  wirtschaftliche  Bedeutung  diese  Zusammen- 
fassung aller  Kraftquellen  des  Landes  hat,  wurde  gründlich  und  klar 
geschildert.  — Alle  drei  Vorträge  erregten  lebhaftes  Interesse  und 
weckten  allseitigen  dankbaren  Beifall. 

Aus  Anlaß  des  Jubiläums  erschien  eine  künstlerisch  und  inhalt- 
lich besonders  ausgestaltete  Festnnmmer  der  Zeitung  des  Vereins,  zu 
der  Exzellenz  v.  d.  Leyen  die  Einführungsworte  schrieb.  Zweifel- 
los ist  durch  die  eindrucksvoll  verlaufene  Feier  bei  aller  dem  Ernste 
der  Zeit  angemessenen  Schlichtheit  der  äußeren  Veranstaltungen 
das  Zusammengehörigkeitsgefühl  der  Vereinsmitglieder  und  zugleich 
die  Überzeugung  von  dem  ehrlichen  Willen  des  Vereins  zur  tat- 
kräftigen Mitarbeit  an  dem  Wiederaufbau  des  Verkehrswesens  stark 
befestigt  worden.  Kaessbohrer. 


Vermischtes. 


In  dem  Wettbewerb  für  Entwürfe  zu  einem  Verwaltungsgebäude 
der  Ortskraukeukasse  iu  Gera,  der  unter  Thüringer  Architekten  aus- 
geschrieben war  (S.  352  d.  Bl.),  waren  40  Arbeiten  eingereicht  worden. 
Es  wurden  vier  gleiche  Preise  zu  3000  Mark  zuerkannt  an  Architekt 
Thilo  Scho  der  in  Gera,  Architekt  Karl  Zänker  in  Gera,  Paul 
Spitzner  in  Hanau  a.  M.  und  F.  Horn  in  Koblenz.  Außerdem 
empfiehlt  das  Preisgericht,  den  Entwurf  des  Architekten  W.  Uhlit  in 
Bad  Kosen  anzukaufen. 

Neubau  von  Beamten  Wohnungen.  An  Stelle  der  Bevorzugung  von 
Beamten  bei  Wohnungszuweisungen  geht  man  in  München  dazu  über, 
der  Wohnungsnot  der  Beamten  unmittelbar  durch  den  Bau  neuer 
Wohnungen  abzuhelfen.  Nachdem  die  Stadtgemeinde  bereits  mitgeholfen 
hat,  die  Geldmittel  für  ein  größeres  Bauvorhaben  desBeamtenwohnungs- 
vereins  an  der  Herzogstraße  zu  sichern,  beschloß  der  Wohnungsausschuß 
neuerdings,  vier  Genossenschaften  zu  unterstützen,  die  Beamtenwohn- 
bauten aufführen  wollen.  In  Betracht  kommt  zunächst  ein  Plan 


des  Beamtenwohnungsvereins  für  eine  Siedlung  au  der  Kreittmayr- 
straße  (2  Häuser  mit  24  Wohnungen,  Bauaufwand  1 849  500  Mark), 
dann  ein  Unternehmen  der  bayer.  Siedlungs-  und  Landbank  für  Be- 
amte des  Landesfinanzamtes  (7  Häuser  mit  30  Wohnungen,  Bauaufwand 
2 588  500  Mark),  ferner  eine  Bauanlage  der  Baugenossenschaft  München 
des  bayer.  Post-  und  Telegraphenverbandes  an  der  Renatastraße 
(3  Häuser  mit  30  Wohnungen,  Bauaufwand  1 962  600  Mark)  und  schließ- 
lich ein  Plan  des  Vereins  für  Wohnungskultur  in  Berg  am  Laim 
(4  Häuser  mit  24  Wohnuugen,  Bauaufwand  1 519  900  Mark).  Von 
den  zuständigen  Staatsbehörden  sind  Zuschüsse  im  Betrage  von 
2 724  500  Mark  vorgesehen.  An  Gemeindedarlehnen  werden  861 000  Mark 
benötigt,  wovon  noch  285  950  Mark  aus  den  Rücklagen  zu  decken  sind, 
da  von  dem  für  Beamten  bereitgestellten  Gesamtdarlehn  von  1 Mill. 
Mark  nur  noch  575  850  Mark  zur  Verfügung  stehen.  Der  Rest  wird 
durch  Landesdarlehne  (2  583  200  Mark)  und  durch  den  Rentewert 
gedeckt. 
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Kreitflanscliige  Träger.  Die  breitflanschigen  Träger  sind  ganz 
außerordentlich  wichtige  Bauglieder.  Die  deutschen  I-Regelquer- 
i schnitte  können  den  mannigfachen  Anforderungen  im  Gebiet  des 
Brückenbaues  und  der  Ingenieurhochbauten  nicht  gerecht  werden. 
Überall  da,  wo  Träger  auf  Biegung  beansprucht  werden  und  die  Bau- 
höbe sehr  beschränkt  ist,  wo  große  Druckkräfte  in  Säulen  und  Stützen 
und  in  Füllungsgliedern  von  Fachwerken  große  Trägheitsmomente 
erfordern,  und  wo  große  Stabkräfte  eine  reichliche  Anzahl  von  An- 
schiußnieten  in  den  Knotenpunkten  bedingen,  ist  der  breitflanschige 
Träger  am  Platze.  Es  ist  deshalb  kein  Wunder,  daß  der  Bedarf  an 
diesen  Trägern  sehr  groß  ist.  Sie  werden  als  Fahrbahn-Längs-  und 
Querträger  bei  Eisenbahn-  und  Straßenbrücken,  als  Hauptträger 
kleinerer  Brücken,  namentlich  solcher  Eisenbahnbrücken,  bei  denen 
die  Querschwellen  unmittelbar  auf  den  Hauptträgern  aufliegen, 
besonders  auch  als  Träger  in  der  sehr  in  Aufnahme  gekomlnenen 
Bauweise  mit  I-Trägern  und  Betoneinhüllung,  als  Füllungsglieder  von 
Fachwerkbrücken,  als  Unterzüge,  als  Säulen  und  Stützen  gebraucht. 
Als  senkrechte  und  wagerechte  Aussteifungsglieder  großer  Baugruben 
sind  sie  unentbehrlich.  Auch  als  Deckenbewehrung  von  Untergrund- 
bahnen haben  sie  sich  schnell  eingebürgert.  Bei  Montagegerüsten 
aller  Art  leisten  sie  vorzügliche  Dienste.  Als  einstweilige  Unter- 
stützung von  Eisenbahngleisen  bei  Briickeneinbauten,  die  ohne  Störung 
des  Betriebs  durchgeführt  werden  müssen,  und  bei  Notbrücken 
aller  Art  ist  keine  Trägerart  so  gut  zu  gebrauchen  wie  der  breit- 
flanschige Träger.  Bis  zum  Ende  des  Weltkrieges  konnte  der  große 
Bedarf  an  breitflanschigen  Trägern  in  Deutschland  von  dem  Walz- 
werk Differdingen  der  Deutsch -Luxemburgischen  Bergwerks-  und 
Hütten-Aktiengesellscbaft  und  dem  Thyssenschen  Werk  Hagendingen 
gedeckt  werden.  Durch  den  Friedensvertrag  schieden  beide  Werke 
aus  dem  deutschen  Besitz  aus.  Bald  machte 
sich  der  Mangel  an  breitflanschigen  Trägern 
sehr  unangenehm  bemerkbar.  Mit  großer 
Freude  muß  es  daher  begrüßt  werden,  daß 
ein  deutsches  Werk,  das  Peiner  Walz- 
werk in  Peine,  jetzt  wieder  breitflan- 
schige Träger  und  zwar  in  einer  Form  auf 
den  Markt  bringt,  die  erhebliche  Verbesse- 
rungen gegen  die  frühere  Form  aufweist 
(vgl.  Abb.).  Die  Breitflanschträger  des  Peiner 
Walzwerks  haben  vollständig  parallele 
Flanschflächen,  während  bei  der  früheren 
Form  die  inneren  Flanschflächen  eine  Nei- 
gung von  9 vH  hatten  (s.  a.  1916  d.  Bl.,  S.  24). 

Die  parallelflanscbige  Form  ist  in  statischer,  konstruktiver  und  wirt- 
schaftlicher Beziehung  entschieden  günstiger.  Die  größere  Stärke  an 
den  Rändern  der  Flansche  verleiht  der  Form  mit  parallelen  Flansch- 
flächen eine  größere  Widerstandskraft  gegen  Biegen  und  Knicken, 
als  sie  die  frühere  Querschnittform  aufweist.  Außerdem  sind  bei 
parailelflächigen  Flanschen  beim  Nieten  und  bei  Verschraubungen 
nicht  die  Schwierigkeiten  vorhanden,  welche  geneigte  Flansche 
verursachen.  ®r.  = 3>t3-  Sonntag  hat  in  seiner  beachtenswerten 
Forschungsarbeit  „I- Eisen  unter  besonderer  Berücksichtigung  der  breit- 
flanschigen und  parallel flanschigen  I-  Eisen“  *)  in  eingehenden  Dar- 
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legungen,  an  der  Hand  von  statischen  Untersuchungen  und  auf  Grund 
von  sorgfältigen  Formänderungsversuchen  überzeugend  nachgewiesen, 
daß  die  neue  Form  die  baulich  zweckmäßigste  und  wirtschaftlichste 
ist  und  daß  keinerlei  Bedenken  gegen  sie  vorliegen.  Die  Träger  werden 
vorläufig  in  Höhen  von  16  bis  60  cm  gewalzt,  und  zwar  in  Abstufungen 
von  2 cm  zwischen  16  und  40  cm  unter  Einschaltung  einer  Höhe  von 
25  cm,  von  2,5  cm  zwischen  40  und  50  cm  und  von  5 cm  zwischen  50 
und  60  cm.  Die  Flanschbreite  ist  bis  zur  Höhe  von  30  cm  bei  allen  Quer- 
schnitten gleich  der  Höhe  und  bei  größeren  Höhen  stets  gleich  30  cm. 
Der  Übergang  zwischen  Steg  und  Flanschen  wird  durch  eine  Kreis 
bogenausrundung  hergestellt,  deren  Halbmesser  ungefähr  gleich  dem 
1,5  fachen  der  Stegstärke  ist.  Die  Abmessungen  und  die  für  Festig- 
keitsberechnungen notwendigen  Querschnittgrößen  enthält  die  neben- 
stehende Zusammenstellung. 

Die  Peiner  Breitflanschträger  werden  nach  dem  Patent  von 
'SL-.=  ^ug.  Puppe  auf  einem  besonderen  Universalwalzwerk  hergestellt, 
in  dem  auch  die  Flansche  den  nötigen  Walzdruck  erhalten  und 
infolgedessen  dem  ganzen  Querschnitt  gleichmäßige  Festigkeitseigen- 
schaften verliehen  werden. 

Berlin.  Sch  aper. 

Preßkork  als  Fußbodenbelag.  Eine  neue  Verwendungsmög- 
lichkeit für  Kork  hat  sich  gefunden  in  dem  Fabrikat  einer  Ham- 
burger Firma,  die  Korkfußboden,  das  sogenannte  „Korkett“,  herstellt. 
Kork  ist  in  einer  genügend  festen  Pressung  als  Fußbodenbelag  ge- 
eignet, wie  dies  durch  die  Erfahrungen  mit  Korklinoleum  bereits 
bewiesen  ist.  Die  Härte  und  Festigkeit  derartiger  Platten,  die 
aus  zerkleinertem  Kork  unter  hohem  Druck  hergestellt  werden,  ohne 
daß  hierdurch  die  natürliche  Elastizität,  die  dem  Kork  eigen  ist, 
eingebüßt  wird,  können  daher  bei  geeigneter  Herstellung  nicht  zweifel- 
haft sein.  Die  Verlegung  eines  derartigen  Fußbodens  geschieht  in 
Platten  oder  Riegeln,  welche  unmittelbar  auf  den  Unterboden,  sei  es 
Holz,  Stein,  Zement  oder  Beton,  mittels  eines  schnellbindenden  Asphalt- 
kitts geklebt  werden,  der  gleichzeitig  isolierend  wirkt.  Das  Ver- 
legen des  Korkfußbodens  ist  somit  einfach  und  kann  von  jedem  ge- 
schickten Arbeiter  bewirkt  werden.  Die  Platten  zeigen  durchund- 
durchgehende  Muster.  Die  Behandlung  ist  dieselbe  wie  von  Linoleum 
oder  Holzfußboden,  und  durch  wiederholtes  Bohnern  wird  ein 
bleibender  Glanz  erzielt. 

Was  jedoch  den  Korkfußboden  für  die  jetzige  Bauweise  besonders 
geeignet  und  wertvoll  erscheinen  läßt,  ist  seine  warmhaltende  und 
schalldämpfende  Eigenschaft,  wodurch  das  Korkparkett  als  Fußboden- 
belag auf  Eisenbeton,  über  Kellern  und  in  fußkalten  Wohnungen, 
Kontoren,  Geschäftsräumen  usw.  eine  große  Bedeutung  erhält.  Selbst 
auf  Eisen  lassen  sich  die  Platten  mittels  eines  Spezialkitts  kleben. 
Es  öffnet  sich  hier  ein  großes  Gebiet  für  die  Verwendung  als  Fuß- 
bodenbelag in  Schiffsalons  und  Wohnräumen. 


Bücherschau. 

Eisenbahn-Hochbauten.  Von  C.  Cornelius.  Handbibliothek  für 
Bauingenieure,  herausgegeben  von  Rob.  Otzen.  2.  Teil:  Eisenbahnwesen. 
6.  Bd.  Berlin  1921.  Jul.  Springer.  VIII  u.  128  S.  in  gr.  8°  mit 
157  Abb.  Geb.  22  JL 

Der  Verfasser  weist  in  der  Einleitung  mit  Recht  darauf  hin,  daß 
der  Eisenbahnhochbau  ein  viel  weiteres  Gebiet  umfaßt,  als  im  all- 
gemeinen angenommen  wird.  Es  gehören  zu  ihm  alle  Hochbauten, 
die  im  engeren  und  weiteren  Zusammenhang  mit  dem  Bahnbetrieb 
stehen,  d.  h.  außer  den  Bauten  für  den  Verkehr  auch  die  für  die 
Verwaltung  sowie  für  die  Wohlfahrt  und  den  Aufenthalt  der  An- 
gestellten, einschließlich  deren  Wohnungen.  Die  bisherigen  Veröffent- 
lichungen beschäftigen  sich  meist  nur  mit  Teilen  dieses  Gebietes  oder 
Einzelausführungen.  Das  vorliegende  Werk  bringt  m.  W.  zum  ersten 
Male  eine  Zusammenfassung  sämtlicher  Aufgaben  in  gedrängter  Form 
und  systematisch  geordnet.  Demgemäß  werden  die  Anordnungen 
aller  in  Betracht  kommenden  Gebäudekategorien,  vom  großen  Empfangs- 
gebäude bis  zur  kleinen  Bahnwärterbude,  der  Wohnungen,  ebenso- 
sehr wie  die  der  Lokomotivschuppen,  Stellwerke  usw.  behandelt. 
Die  knappen,  aber  das  Wesentliche  treffenden  Erläuterungen  werden 
durch  sehr  reichlich  eingefügte,  durchweg  ausgeführte  Anlagen  dar- 
stellende Abbildungen  (eine  in  der  Zeit  hoher  Vervielfältigungskosten 
zu  besonderem  Dank  verpflichtende  Gabe)  vorzüglich  unterstützt  und 
ergänzt.  Aus  dem  Buch  spricht  aber  nicht  nur  der  durch  langjährige 
Tätigkeit  im  Eisenbahndienst  mit  den  Aufgaben  im  Eisenbahnhochbau 
vertraute  Kenner,  sondern  auch  der  erfahrene  Praktiker.  Denn  es 
bietet  außer  den  Darlegungen  über  die  Grundsätze  für  das  Entwerfen 
eine  Fülle  von  Ratschlägen  für  die  Ausführung  und  für  die  innere 
Einrichtung  mit  vielen  Maßangaben , die  für  den  Bauenden  von 
großem  Wert  sind.  Daneben  finden  sich  dem  Beamten  sehr  erwünschte 
Hinweise  auf  die  einschlägigen  Bestimmungen  der  preußischen  Ver- 
waltungs-  und  Finanzordnung.  Das  Buch,  dessen  Verfasser  durch 
mehrere  Veröffentlichungen  auf  diesem  Gebiet  bereits  bekannt  ist, 
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wird  nicht  nur  dem  Fachkollegen  im  engeren  Sinne,  sondern  auch 
jedem,  der  sich  über  den  Eisenbahnhochbau  unterrichten  will,  nicht 
zuletzt  dem  Studierenden  ein  zuverlässiger  Führer  sein.  H. 

Handbuch  der  Architektur.  Begründet  von  Dr.  phil.  u.  2)r.=3ng. 
Eduard  Schmitt  f.  Leipzig.  J.  M.  Gebhardts  Verlag.  In  gr.  8°. 
IV.  Teil:  Entwerfen,  Anlage  und  Einrichtung  der  Gebäude.  5.  Halb- 
band: Gebäude  für  Heil-  und  sonstige  Wohlfahrtsanstalten.  3.  Heft: 
Bade-  und  Schwimmanstalten.  Von  Felix  Genzmer.  2.  Aufl. 
1921.  VI  u.  454  S.  mit  573  Textabb.  u.  17  Taf.  Geh.  1 10  JL,  geb.  128.  //. 

Infolge  der  Fortschritte  des  neuzeitlichen  Badewesens  war  eine 
Neubearbeitung  der  von  demselben  Verfasser  vor  22  Jahren  verfaßten 
ersten  Auflage  ein  Bedürfnis.  Schon  das  erste  Kapitel,  das  die  geschicht- 
liche Entwicklung  behandelt,  bietet  auf  Grund  neueren  örtlichen  und 
Quellenstudiums  eine  erhebliche  Erweiterung  und  gibt  ein  vollkommenes 
Bild  der  Bedeutung,  die  schon  von  den  frühesten  Zeiten  des  Alter- 
tums an  dem  Badewesen  von  allen  Kulturvölkern  beigemessen  wurde. 
Der  Höhepunkt  wird  in  Rom  zur  Kaiserzeit  erreicht  in  den  pracht- 
vollen Thermenanlagen,  die  • — was  Aufbau  und  Ausstattung  anlangt  — 
bisher  nicht  wieder  erreicht  worden  sind.  Als  Beispiel  für  den  um- 
fangreichen Badebetrieb  jener  Zeit  sei  angeführt,  daß  Rom  zur  Zeit 
Konstantins  85G  Badeanlagen  besaß  und  täglich  750  Mill.  Liter  Wasser 
verbrauchte,  während  das  heutige  Berlin  einschließlich  des  Wassers 
für  gewerbliche  Zwecke  mit  235  Mill.  Liter  auskommt.  Auch  das 
Mittelalter  entwickelte  noch  ein  lebhaftes  Badebedürfnis;  mit  dem 
Verfall  der  Sitten  nahm  der  Badebetrieb  andere  Formen  an.  Noch 
im  18.  Jahrhundert  war  das  kalte  Baden  in  Flüssen  im  Gegensatz 
zum  Altertum  verpönt,  höchstens  der  reiche  Mann  gestattete  sich  den 
Luxus  eines  Bades.  Erst  im  19.  Jahrhundert  wurde  auf  ärztliche  An- 
regung die  hygienische  Bedeutung  des  Badens  wieder  erkannt  und 
an  die  Errichtung  von  Stadtbädern,  Badebäusern,  Schwimmbädern  usw. 
herangegangen.  Doch  erst  der  Neuzeit  blieb  es  Vorbehalten,  Bade- 
anlagen in  der  Weise  zu  errichten , wie  wir  sie  in  den  großen 
deutschen  Volksbädern  kennen. 

In  einem  besonderen  Kapitel  des  Werkes  werden  die  Badeformen 
behandelt,  wie  Wasser-,  Dampf-,  Luft-,  Gas-  und  medizinische  Bäder. 
Die  dafür  benötigten  Einrichtungen  sowie  die  Räume  für  Wannen-, 
Brause-,  Schwimmbäder,  Inhalationen  usw.  werden  in  Beispielen  vor- 
geführt. Am  umfangreichsten  und  für  den  schaffenden  Baukünstler 
am  lehrreichsten  sind  neben  diesen  technischen  Einzelheiten  die  reich- 
lichen Beispiele  für  Bade-  und  Schwimmanstalten  der  Gegenwart  aus 
allen  Ländern  der  Welt,  die  eingehend  behandelt  werden  von  der 
Wahl  der  Baustelle  bis  zur  Vollendung  der  inneren  Ausstattung  und 
Einrichtung. 

Die  hier  vorgeführten  Beispiele  beweisen  die  schnelle  Entwick- 
lung des  Badewesens  der  Neuzeit,  ihre  hygienische  Bedeutung  zeigt 
sich  auch  darin,  daß  jede  Krankenanstalt  nicht  mehr  mit  einzelnen 
Reinigungsbädern  auskommt,  sondern  besondere  Badeabteilungen,  oft 
sogar  ein  eigenes  Badehaus  aufweist.  In  dieser  Beziehung  bietet  der 
vorliegende  Band  noch  nicht  die  neuesten  Fortschritte.  Auch  die 
für  die  Volksgesundheit  besonders  wichtigen  Schulbäder  beschränken 
sich  nicht  allein  auf  die  Städte,  auch  Dorfschulen  werden  bereits 
damit  versehen.  — Ein  Anhang  bietet  einige  Tierbäder;  ein  gutes 
Literaturverzeichnis  schließt  den  Band. 

Die  umfangreiche,  mit  besonderer  Fachkenntnis  behandelte  Arbeit 
wird  in  wirksamster  Weise  durch  zum  großen  Teil  eigenhändige 
Zeichnungen  des  Verfassers  belebt,  die  dem  Bande  Einheitlichkeit 
geben.  Es  wird  eine  Fülle  von  Stoff  in  geschichtlicher,  wissen- 
schaftlicher und  technischer  Art  geboten,  so  daß  es  jedem  empfohlen 
werden  kann,  der  mit  Badeanlagen  zu  tun  hat,  sei  er  nun  Architekt, 
Arzt  oder  Hygieniker.  Es  ist  zu  hoffen,  daß  auch  diese  Arbeit  mit- 
helfen wird,  die  Erkenntnis  von  der  gesundheitlichen  Bedeutung  der 
Körperpflege  und  des  Badens  für  den  Einzelnen  wie  für  das  gesamte 
Volk  zu  verbreiten  und  in  die  Praxis  umzusetzen.  Sch. 

Lichttechnik.  Von  Dr.  W.  Bertelsmann,  L.  Bloch, 

Dr.  G.  Gelhoff,  Dr.  A.  Korff-Petersen,  Dr.  H.  Lux,  Dr.  A.  R. 
Meyer,  G.  R.  Mylo,  W.  Wechmann  u.  Dr.  W.  Wedding.  Er- 
weiterte Wiedergabe  einer  Vortragsreihe  zur  Ausbildung  von  Beleuch- 
tungsingenieuren. veranstaltet  von  der  Deutschen  Beleuchtungstech- 
nischen Gesellschaft  vom  13.  bis  18.  September  1920  in  der  Technischen 
Hochschule  Berlin.  Im  Auftrag  der  Deutschen  Beleuchtungstechnischen 
Gesellschaft  herausgegeben  von  2)r.=!yttg.  L.  Bloch.  München  u.  Berlin 
1921.  R.  Oldenbourg.  XIX  u.  591  S.  in  gr.  8°  mit  356  Abb.  Geh. 
118  JL,  geb.  126  JL. 

Die  Deutsche  Beleuchtungstechnische  Gesellschaft  hat  die  von 
ihr  im  September  1920  veranstalteten  Vorträge  zur  Ausbildung  von 
Beleuchtungsingenieuren  als  Buch  herausgegeben.  Es  ist  unter  dem 
Titel  „Lichttechnik“  Ende  April  1921  erschienen  und  enthält  15  Vor- 
träge der  genannten  Verfasser.  Um  eine  geschlossene  Behandlung 
des  ganzen  Gebietes  zu  erreichen,  sind  die  einzelnen  Vorträge  zum 
Teil  erheblich  erweitert  und  durch  49  Tabellen  zum  Gebrauch  des 
Lichttechnikers  ergänzt.  Die  Mitglieder  der  Deutschen  Beleuchtungs- 


21.  September  1921. 


technischen  Gesellschaft  und  die  Teilnehmer  der  Vortragsreihe  können 
das  Buch  zu  einem  um  20  vH  ermäßigten  Preise  durch  Direktor 
C.  Schaller,  Berlin  O.  27,  Andreasstraße  71 — 73  beziehen. 

Die  Lichttechnik  hat  durch  die  Fortschritte  der  wissenschaftlichen 
Forschung  der  letzten  Jahrzehnte,  denen  wir  insbesondere  die  Kenntnis 
der  Strahlungsgesetze  verdanken,  fruchtbare  Anregungen  erhalten  und 
ist  ans  Werk  gegangen,  sie  selbständig  zu  verwerten.  Wirtschaftlich- 
keit ist  heute  mehr  als  je  das  Gebot  der  Stunde.  Es  ist  deshalb  eine 
dankenswerte  Aufgabe  gewesen,  die  sich  die  Deutsche  Beleuchtungs- 
technische Gesellschaft  mit  der  Herausgabe  des  Werkes  gestellt  hat. 
Obwohl  aus  einer  Reihe  von  Vorträgen  zusammengesetzt,  trägt  das 
Werk,  das  vom  Verlage  vornehm  ausgestattet  ist,  dank  den  Bemüh- 
ungen des  Herausgebers  doch  den  Stempel  der  Einheitlichkeit.  Es 
wird  eine  fühlbare  Lücke  in  dem  technischen  Schrifttum  ausfüllen 
und  sich  nicht  nur  als  treffliches  Lehrbuch  für  den  Studierenden, 
sondern  auch  als  ein  unentbehrliches  Handbuch  für  den  im  Berufe 
tätigen  Lichttechniker  erweisen.  Allgemeinere  Beachtung  verdienen 
die  Vorträge  über  die  wissenschaftlichen  Grundlagen  der  Lichterzeu- 
gung von  Dr.  A.  R.  Meyer,  über  Photometrie  von  Dr.  W.  Wedding 
und  über  Hygienie  der  Beleuchtung  von  Dr.  A.  Korff-Petersen.  Die 
Architekten  seien  besonders  auf  die  den  Beleuchtungskörpern  und 
der  Beleuchtung  von  Innenräumen  gewidmeten  Aufsätze  von  2T.=£ng. 

L.  Bloch  und  Dr.  H.  Lux  hingewiesen.  Es  ist  eine  unbestreitbare 
Tatsache,  das  die  Mehrzahl  der  Beleuchtungsanlagen  unserer  heutigen 
Wohnungen  technisch  verfehlt  und  unwirtschaftlich  ist.  Hier  mit 
veralteten  Anschauungen  aufzuräumen,  ist  der  Architekt  der  gegebene 
Mittler.  Die  Berechnung  von  Beleuchtungen  wird  von  Sr.^Jng. 

L.  Bloch  eingehend  besprochen,  der  Verfasser  beschäftigt  sich  vorzugs- 
weise mit  der  Horizontalbeleuchtung,  wie  es  ja  auch  den  Bedürfnissen 
der  Praxis  entspricht,  während  die  Vertikal-  und  die  Normalbeleuch- 
tung nur  gestreift  werden.  Hier  wäre  wohl  eine  allgemeine  Behand- 
lung am  Platze  gewesen,  wenigstens  ein  Hinwreis  darauf,  daß  sich  Be- 
leuchtungen wie  Kräfte  zusammensetzen  und  zerlegen  lassen  und  ein 
der  Statik  entsprechendes  Verfahren  eingeschlagen  werden  kann. 
Den  Bauingenieur  dürften  besonders  die  der  Straßenbeleuchtung  ge- 
widmeten Aufsätze  von  G.  R.  Mylo  und  Dr.  W.  Bertelsmann  und 
der  der  Beleuchtung  von  Bahnanlagen  und  Fahrzeugen  gewidmete 
Aufsatz  von  W.  Wechmann  fesseln.  Die  Abschnitte  „Leuchtgerät  mit 
Optik“  von  Dr.  G.  Gehlhoff  und  „Künstliches  Licht  für  Photographie 
und  Reproduktion“  von  5>r.=2jttß-  L.  Bloch  — Abschnitte,  die  sieb 
mit  wichtigen  Sondergebieten  der  Lichttechnik  befassen  — bilden  den 
Schluß  des  vortrefflichen  Werkes,  dessen  Erscheinen  der  deutschen 
Technik  zur  Ehre  gereicht  und  dem  die  verdiente  Verbreitung  sicher 
nicht  fehlen  wird.  A.  Burchard. 

Die  Eisenbahn- Sicherungsaulagen.  Von  Karl  Becker.  Techni- 
scher Eisenbahn-Obersekretär  in  Darmstadt.  Ein  Lehr-  und  Nach- 
schlagebuch  zum  Gebrauch  in  der  Praxis,  im  Bureau  und  bei  der 
Vorbereitung  für  den  technischen  Eisenbahndienst,  sowie  für  den 
Unterricht  und  die  Übungen  an  technischen  Lehranstalten.  Berlin 
u.  Wiesbaden  1920.  C.  W.  Kreidels  Verlag.  X u.  232  S.  in  8°  mit 
291  Abb.,  einer  Verschlußtafel  und  einem  Sachregister.  Geb.  30  JL. 

Der  Verfasser  hat  sich  ein  weites  Ziel  gesteckt;  es  spricht  sich 
das  schon  im  Titel  des  Buches  aus.  Im  Vorwort  wird  in  Sperrdruck, 
noch  besonders  hervorgehoben,  daß  es  bestimmt  sein  soll,  jeden 
Eisenbahntechniker  und  Studierenden  des  Eisenbahnwesens  über  das 
Wissenswerteste  der  mechanischen  und  elektromagnetischen  Siche- 
rungsanlagen der  Eisenbahnen  Aufschluß  zu  geben.  Aber  auch  dem 
nichttechnischen  Eisenbahnbeamten,  wTie  überhaupt  jedem,  der  sich 
über  die  neuesten  Einrichtungen  dieser  Anlagen  rasch  unterrichten 
will,  soll  das  Werk  dienen. 

Die  einleitenden  Bemerkungen  über  Zweck  und  Anwendung  der 
Weichen  und  Kreuzungen,  über  Gleis  verbin  düngen,  über  Weichen- 
straßen lassen  bei  Beginn  der  Durchsicht  des  Buches  zunächst  den 
Gedanken  aufkommen,  daß  eine  für  weitere  Kreise  geeignete  Ein- 
führung in  das  Eisenbahnsicherungswesen  geboten  werden  wird. 
Aber  sehr  bald  ist  man  enttäuscht.  Schon  bei  der  Besprechung  des 
Weichenantriebs  auf  Seite  6 fragt  man  sich,  was  der  Unkundige 
damit  machen  soll.  Unter  Zuhilfenahme  einer  wenig  deutlichen 
Abbildung  wird  ihm  dort  eine  Einzeleinrichtung  beschrieben,  be- 
vor ihm  die  nötigen  Vorkenntnisse  vermittelt  sind.  Es  wird  von 
dem  vom  Stellhebel  ausgehenden  Hub.  von  Zug-  und  Nachlaßdraht, 
vom  Reißen  des  Zugdrahtes,  von  der  vom  Spannwerk  auf  den  Nach- 
laßdraht ausgeübten  Kraft  und  manchen  anderen  Sachen  gesprochen, 
die  dem,  der  in  dem  Buch  erste  Belehrung  sucht,  noch  völlig  fremd  , 
sind.  Diese  Art  der  Darstellung  ist  für  das  ganze  Buch  kennzeichnend» 

Es  ist  nicht  ein  nach  einem  durchdachten  Plan  folgerichtig  auf- 
gebautes Lehrbuch,  sondern  eine  Aneinanderreihung  von  Bespbrei- 
bungen  einzelner  Sicherungseinrichtungen.  Hierbei  könnte  es  vielleicht 
noch  als  Nachschlagebuch  für  solche,  die  mit  den  behandelten  Gegen- 
ständen schon  vertraut  sind,  von  Nutzen  sein.  Aber  auch  als  solches 
ist  ihm  ein  besonderer  Wert  nicht  beizumessen.  Hgn. 


Verlag  von  Wilhelm  Ernst&Sohn,  Berlin.  — Für  den  nichtamtlichen  Teil  verantwortlich:  R.  Bergius,  Berlin.  — Druck  der  Buchdruckerei  Gebrüder  Ern  s t , Berlin. 
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Amtliche  Mitteilungen. 


Preußen. 

An  Stelle  des  in  den  Ruhestand  getretenen  Geheimen  Oberbaurats 
Tincauzer  ist  der  Ministerialrat  Lorenz  - M eyer  vom  1.  Oktober  d.  J. 
ab  mit  Wahrnehmung  der  Geschäfte  eines  ständigen  Kommissars  für 
die  Diplomprüfungen  an  der  Technischen  Hochschule  Berlin  — Ab- 
teilung für  Bauingenieurwesen  — beauftragt  worden. 

Der  Vorstand  des  Kulturbauamts  II  in  Düsseldorf  Regierungs-  und 
Baurat  Schiingel  ist  an  die  Regierung  daselbst  versetzt  worden. 

Dem  bisherigen  ständigen  Hilfsarbeiter  bei  dem  Kulturbauamt 
in  Stolp  Regierungs-  und  Baurat  Momber  ist  die  Verwaltung  des 
Kulturbauamts  II  in  Düsseldorf  unter  gleichzeitiger  Versetzung  dorthin 
übertragen  worden. 


Deutsches  Reich. 

Reichsbahnen.  Bayern.  Der  Oberregierungsbaurat  der  Direk- 
tion Regensburg  Karl  Gockel  ist  in  gleicher  Diensteseigenschaft  an 
die  Direktion  München  in  planmäßiger  Weise  berufen. 

Reichsschatz  Verwaltung.  Der  Regierungsbaurat  Hunger  vom 
Landesfinanzamt  (Reichaschatzabteilung)  Mecklenburg-Lübeck  ist  zum 
Landesfinanzamt  (Reichsschatzabteilung)  Magdeburg  versetzt. 

Reichspatentamt.  Die  technischen  Hilfsarbeiter  2)r.=3üg.  Zeul- 
mann,  Diplomingenieur  Tröltsch  und  Diplomingenieur  Schultze 
sind  zu  Regierungsräten  ernannt. 

Bayern. 

Der  Regierungsbaurat  Albert  Köhler  in  Ansbach  ist  gestorben. 


Gutachten  und  Berichte. 

Die  Umgebung  des  Bahnhofs  Friedrichstraße. 

Gutachten  der  Akademie  des  Bauwesens. 


Berlin,  den  24.  Januar  1921. 

Die  Akademie  des  Bauwesens  spricht  sich  dahin  aus,  daß  auf 
der  Nordseite  des  neuen  Bahnhofs  Friedrichstraße  die  Schaffung  be- 
trächtlicher Freiflächen  von  guter  Formgestaltung  erforderlich  ist  für 
den  Verkehr  aus  der  Stadt  zum  Bahnhof,  für  eine  Untergrundbahn 
entlang  der  Spree,  für  den  Übergang  der  Fahrgäste  zwischen  dieser 
neuen  Schnellbahnlinie,  der  städtischen  Untergrundbahn  im  Zuge 
der  Friedrichstraße  und  dem  Staatshahnhof,  endlich  für  eine  neue 
Seitenstraße  neben  der  Stadtbahn  von  der  Friedrichstraße  bis 
zur  Prinz-Louis-Ferdinand-Straße.  Neben  ihrer  Verkehrsbedeutung 
hat  diese  Seitenstraße  die  Eigenschaft,  daß  sie  der  vorhandenen 
und  weiterhin  drohenden  Verunstaltung  der  Bahnhofsumgebung 
durch  ausgedehnte  rohe  Brandmauern  am  wirksamsten  entgegen- 
treten würde. 


Wenn  die  Schaffung  dieser  Freiflächen  so  hohe  Opfer  erfordert, 
daß  sie  weder  von  der  Allgemeinheit  noch  von  einzelnen  Grund- 
besitzern getragen  werden  können,  so  verdient  der  Vorschlag,  das 
aus  dem  Geländedreieck  zwischen  Friedrichstraße,  Uferstraße  und 
Bahnhof  übrigbleibende  Grundstück  behufs  Erzielung  eines  wirt- 
schaftlichen Ausgleichs  höher  zu  bebauen,  als  die  allgemeine  Bau- 
ordnung es  gestattet,  ernste  Erwägung  und  Empfehlung.  Ein  solcher 
Hochbau  an  dieser  Stelle  ist  nicht  bloß  städtebaulich  und  künstlerisch 
einer  befriedigenden  Ausbildung  fähig,  sondern  würde,  angesichts  der 
weiten  Leerfläche  der  Spree  und  ihrer  Uferstraßen,  bei  entsprechender 
Gestaltung  besonders  geeignet  sein,  das  Stadtbild  in  kraftvoller  Weise 
zu  bereichern. 

Akademie  des  Bauwesens 
Sympher. 


Die  Errichtung  von  Hochhäusern. 

Entschließung  der  Akademie  des  Bauwesens. 


Berlin,  den  7.  Februar  1921. 

Die  Akademie  des  Bauwesens  hat  sich  in  letzter  Zeit  mit  der 
Frage  der  Errichtung  von  Hochhäusern  und  dem  Erlaß  des  Herrn 
Ministers  für  Volkswohlfahrt  vom  3.  Januar  d.  J.  (II.  9.  Nr.  786), 
betreffend  die  baupolizeiliche  Zulassung  vielgeschossiger  Häuser  (Hoch- 
häuser) für  Geschäfts-  und  Verwaltungszwecke*)  mehrfach  beschäftigt. 
Der  Ausgangspunkt  war  die  Bebauung  des  freien  Geländes  neben  dem 
Bahnhof  Friedrichstraße  in  Berlin.  Die  Akademie  hat  dabei  die 
Überzeugung  gewonnen,  daß  in  den  deutschen  Großstädten  die  Er- 
scheinung des  Stadtbildes,  von  Plätzen  und  Straßenzügen  durch 

*)  Zentralblatt  der  Bauverwaltung  1921,  S.  48. 


Errichtung  von  Hochhäusern  in  wohlüberlegter  Lage,  Verteilung  und 
Ausbildung  belebt  und  verschönert  werden  kann.  Sie  begrüßt  daher 
den  Erlaß  des  Herrn  Ministers  für  Volks  Wohlfahrt. 

Wenn  unter  den  heutigen  Verhältnissen  wirtschaftlich  starke 
Kräfte  sich  entschließen,  Hochhäuser  unter  Bedingungen  zu  errichten, 
die  dem  Stadt-  und  Straßenbild  zum  Vorteil  gereichen  und  der 
Raumnot  abhelfen,  so  sollten  nach  der  Ansicht  der  Akademie  solche 
Bestrebungen  gefördert  werden.  Sie  warnt  aber  vor  einer  Häufung 
von  Turmhäusern  und  rät  zur  Vorsicht  bei  ihrer  Verwendung  zu 
Wohnzwecken. 

Akademie  des  Bauwesens 
Sympher. 


[Alle  Reohte  Vorbehalten] 


Nichtamtlicher  Teil. 

Schriftleiter:  Richard  Bergius  und  ®r.=3nß.  Nonn. 


In  der  Besprechung  der  Musterzeichnungen  aus  dem  Jahre  1800 
für  das  ehemals  polnische  Staatsgebiet  (S.  185  d.  Bl.)  äußert  der 
Verfasser  die  Vermutung,  daß  diese  Musterzeichnungen  auch  zur  Aus- 


Alte  Biedermeierhäuser  in  der  Ostmark. 

Vom  Studienrat  Prof.  2)r.=!3ug.  Grotte  in  Breslau. 


führung  gelangten,  und  wünscht  diese  nacbgewiesen  zu  sehen.  Leider 
kommt  dieser  Aufruf  zu  spät,  da  m.  W.  diesen  Dingen  bisher  nicht 
nachgegangen  worden  ist  und  wenig  Aussicht  besteht,  daß  die  polnische 
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Architektenschaft  sich  mit  den  Segnungen  preußischer  Fürsorge 
forschend  beschäftigt.  Immerhin  dürften  die  nachstehenden 
Mitteilungen  und  eigenen  Aufnahmen  den  Nachweis  erbringen, 
daß  die  Musterzeichnungen,  wenn  auch  nicht  unverändert,  so 
doch  vorbildlich  wirkend  übernommen  wurden.  Denn  die  Auf- 
nahmen sind  zweifellos  als  Wandlungen1)  infolge  von  Sonder- 
wünschen der  Bauherren  anzusehen. 

Zunächst  sei  auf  die  Veröffentlichung  des  ehemaligen  Posener 
Stadtrats  Artur  Kronthal  verwiesen,  der  das  Hinden- 
burgsche  Stammhaus  in  Posen  erforscht  hat  (1916  d.  Bl.,  S.  258). 
Ausführlicher  berichtet  er  über  den  gleichen  Vorwurf  in  den 
„Historischen  Monatsblättern  für  die  Provinz  Posen“  (18.  Jahrg., 

1917,  9/10.  Heft)  und  erbringt  dort  an  Hand  fleißiger  und  ein- 
gehender Archivstudien  u.  a.  den  für  die  Frage  der  „Muster- 
zeichnungen“ überraschenden  Nachweis,  daß  das  Elternhaus 
des  Feldmar^challs  nach  den  Plänen  Gillys  durch  und  für 
diesen  selbst  erbaut  werden  sollte.  Zweistöckig  und  wohl  auf 
Gillys  besondere  Bedürfnisse  zugeschnitten,  zeigt  der  Bau  aber- 
mals eine  Wandlung  der  Musterzeichnung,  am  einschneidend- 
sten wohl  durch  die  Neu nfenster front;  die  Musterzeichnung 
weist  nur  sieben  Fenster  auf. 

Bei  der  leitenden  Stellung,  die  David  Gilly  im  Bauwesen 
Posens  innehatte,2)  ist  es  erklärlich,  daß  er  für  dieses,  die 
Norm  überschreitende  Haus  die  Genehmigung  der  Kriegs-  und 
Domänenkammer  erhielt.  Gilly  sah  sich  genötigt,  den  Bau- 
platz nebst  Grundrissen,  Plänen  und  Kostenanschlägen  an 
den  Regimentschirurgen  Mönuich  weiterzuverkaufen  und  diesem 
auch  die  Bauhilfsgelder  abzutreten  gegen  die  Verpflichtung  des 
Käufers,  das  Haus  genau  nach  Plänen  und  Anschlägen  Gillys  zu 
bauen.  So  besitzen  wir  in  dem  von  Kronthal  mitgeteilten  Hause  ein 
von  der  führenden  Persönlichkeit  des  damaligen  Bauwesens  als  in 
jeder  Hinsicht  vorbildlich  hingestelltes  Master  eines  städtischen 
Beamtenhauses. 

In  17  jähriger  Amtstätigkeit  in  Posen  hat  nun  der  Verfasser  eine 
größere  Anzahl  derartiger  Häuser  aus  der  Zeit  nach  dem  Stadtbrand 
vom  Jahre  1803  mit  seinen  Schülern  aufgenommen.3)  Nachstehend 
sollen  zwei  besonders  bemerkenswerte  Grundrisse  solcher  Posener 
Häuser  vorgeführt  werden,  die  deutliche  Anlehnung  an  die  Muster- 
zeichnungen bei  nahezu  gleicher  Frontlänge  erweisen  können.  Beiden 
Grundrissen  gemeinsam  ist  eigentlich  nur  die  breite  Durchfahrt  mit  der 
in  dieser  eingebauten  Treppe;  die  gleiche  Lösung  zeigt  auch  das  vor- 
bildliche Gillysche  Haus  (1916  d.  Bl.,  S.  259,  Ahb.  5).  Auch  die  einfache 
Gliederung  durch  schwach  vortretende  Risalite  ist  diesen  dreien  und 
der  Mehrzahl  der  mir  bekannten  Beispiele  gemeinsam. 

Das  Haus  Breslauer  Straße  16  (Abb.  6)  gehört  zu  den  bemerkens- 
wertesten Posener  Bauten  jener  Zeit  und  kann  sehr  wohl  als  Zeuge 
gelten  für  den  wohltätigen  Einfluß  des  preußischen  Staates  auf  den 
Posener  Baugeist4).  Über  die  für  die  damaligen  Verhältnisse  im  Groß- 
herzogtum nicht  uninteressante  Geschichte  des  Hauses  geben  die  Ur- 
kunden des  Posener  Stadtarchivs  einige  Aufschlüsse.  Danach  ist  an 
Stelle  des  Hauses,  das  Ende  des  18.  Jahrhunderts  hier  stand,  nach 
dem  großen  Stadtbrand  (15.  April  1803)  ein  Neubau  gemeinsam  mit 
einer  großen  Zahl  anderer  Häuser  errichtet  worden.  Auch  erfahren 
wir  die  Namen  der  Bauherren  und  der  Erlmuer  des  Hauses: 

„Pietsch  (Königl.  Preuß.  Kriegs-  und  Domänen-Kassen-Rendant) 
hat  den  Fundum  als  einen  wüsten  Platz  von  der  hiesigen  Stadtkämmerei 
am  24.  April  1797  erb-  und  eigenthümlich  ohne  Bestimmung  eines 
Wertes  acquirieret,  solchen  hiernächst  obgedachtermaßen  behauet 
und  daß  dies  auf  seine  Kosten  und  für  eigene  Rechnung  geschehen, 
durch  die  eidlich  abgehörten  Zeugen  Maurermeister  Schroeter  und 
Zimmermeister  Brandke  nachgewiesen.“5) 

Nachdem  das  Haus,  dessen  Kaufsumme  ursprünglich  10000  Taler 
betragen  hatte,  mehrfach  den  Besitzer  gewechselt,  erwirbt  es  1825 
die  Generallandschafts-Direktion  für  8030  Taler,  und  schließlich  1853 
die  Stadtgemeinde  für  24  000  Taler.  Es  diente  seither  städtischen 

')  Als  Wandlungen  bezeichnet  auch  der  Regierungsbaumeister 
Dr.  rer.  pol.  Heinr.  Bechtel  die  zahlreichen  Grundrisse,  die  er  als 
zeichnerische  Anlagen  zu  seiner  Dissertationsschrift  „Posens  Aufbau  und 
Grundrentenbildung“  (Halle  1917)  den  Archiven  Posens  entnommen 
hat.  Er  will  nach  mündlicher  Mitteilung  diese  Grundriß beziehungen 
später  gesondert  veröffentlichen. 

3)  Gilly  baute  u.  a.  in  Posen  das  Schauspielhaus  (vgl.  Heinr.  Heine: 
Briefe  aus  Polen)  und  war  zur  künstlerischen  Mitarbeit  für  Erweiterung 
und  Umgestaltung  der  Stadt  berufen. 

:i)  Ein  Teil  soll  im  Bürgerhauswerk  veröffentlicht  werden. 

4)  Das  Haus  wurde  im  Sommer  1913  aufgenommen,  da  es  im 
Herbst  abgebrochen  und  dort  eine  Straße  durchgebrochen  werden 
sollte.  Indessen  steht  das  Haus  heute  noch.  Das  Gillysche  Haus  ist 
schon  um  1910  abgebrochen  worden. 

5)  Urkunde  vom  19.  November  1821,  S.  60,  Vol.  I,  Kgl.  Staatsarchiv 
in  Posen. 


Abb.  5.  Haus  am  Posener  Stadtgraben  in  Rawitseh. 
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Abb.  6.  Gegenwärtiger  Zustand. 
Haus  in  der  Breslauer  Straße  16  in  Posen. 


Abb.  7.  Haus  in  der  Großen  Gerberstraße  54 
in  Posen. 


Zwecken;  u.  a.  war  es  jahrelang  das  Hygienische  Institut  der  Provinzial- 
hauptstadt. 

Während  der  Grundriß  (Abb.  2),  die  Treppen,  Türen  und  die  Hof- 
front sich  nahezu  unverändert  erhalten  haben,  ist  die  Straßenseite  im 
Laufe  des  19.  Jahrhunderts  arg  entstellt  worden.  Der  Verfasser  hat  für 
ihre  Wiederherstellung  (Abb.  1)  sich  streng  an  die  in  der  Hoffront  nach- 
weisbaren alten  Fenster  gehalten  und  auch  das  dort  noch  vorhandene 

Durchfahrttor 
wiederverwen- 
det. Form  und 
Konstruktion 
der  Fenster  las- 
sen auf  schlesi- 
sche Vorbilder 
schließen.  Der 
Verfasser  ist 
auch  der  Mei- 
nung, daß  das 
jetzige  Hoftor  ur- 
sprünglich an  der 
Straße  verwen- 
det und  erst 
später  entfernt 
wurde,  um  einer 
„modernen  Tür“ 
zu  weichen. 

Wenigstens 
sprechen  die  dem 
Oberlicht  ein- 
gefügte Laterne 
sowie  dessen 
dem  ganzen  Fas- 
sadengepräge 
gut  angepaßte 
Sprossenteilun- 
gen für  diese 
Auffassung.  Das 
Risalit  mit  14  cm 
Vorsprung  endet 
oben  in  einen 
Scheinbalkon;  es 
wird  seitlich  von 

Abb.  8.  Durchfahrt  mit  Geschoßtreppe.  zwei  derben  Pi- 

Haus  in  der  Breslauer  Straße  16  in  Breslau.  lästern  mit  Kom- 


positkapitellen  begrenzt;  erstere 
klingen  nach  oben  in  nur  halb 
zur  Entwicklung  gelangte  Vasen 
aus,  deren  Sockel  jedoch  durch 
Fortfall  des  Risalits  im  Ober- 
geschoß sich  mit  ihren  Gesimsen 
freier  entfalten  können.  Eine 
Futzquaderstreifen  - Teilung  deu- 
tet die  Weiterführung  des  Risalit- 
vorsprungs bis  zum  Hauptgesims 
an.  Auf  die  Wiederherstellung 
der  Schmuckteile  oberhalb  des 
Torrundbogens  und  in  dessen 
Zwickeln  ist  verzichtet,  da  sich 
hierfür  keine  Anhaltpunkte  er- 
gaben; sie  haben  wohl  in  der 
zweiten  Hälfte  des  19.  Jahrhun- 
derts weichen  müssen,  um  einer 
Inschrift  Platz  zu  machen. 

Von  großem  Reiz  ist  die  Aus- 
bildung der  Treppenläufe,  die 
bis  unter  das  Dach  mit  einem 
auch  an  den  Wandseiten  durch- 
geführten schön  ausgebildeten 
Geländer  versehen  sind  (Abb.  8). 

Für  die  Anlehnung  an  die 
staatlichen  Musterentwürfe  be- 
achtlich ist  die  Anordnung  von 
sieben  Fenstern  in  der  Front. 
Man  kann  hieraus  schließen,  daß 
auch  hier  die  Kriegs-  und  Do- 
mänenkammer die  Genehmigung 
zu  erteilen  hatte.  Auch  fiel  der 
in  der  vorerwähnten  Urkunde  be- 
zeichnete  „wüste  Platz“,  der  in 
unmittelbarer  Nähe  des  ehemali- 
gen von  Gilly  erbauten  Breslauer 
Tors  lag,  wohl  in  dessen  Arbeitsgebiet.  Man  dürfte  also  nicht  fehl- 
gehen, wenn  man  auch  bei  diesem,  nach  1797  gebauten  und  1805 
bereits  weiterverkauften  Haus  die  „Bauberatung“  David  Gillys  an- 
nimmt, der  1793  bis  1806  für  Südpreußen  tätig  war. 

Auch  das  unweit  belegene  Haus  Große  Gerberstraße  54,  dessen 
Sieben-Fenster-Grundriß  in  Abb.  8 dargestellt  ist,  scheint  in  diese  Zeit 
zu  fallen.6)  Auch  hier  das  teilende  Mittelrisalit  nach  Art  der  Muster- 
zeichnungen; jedoch  tritt  an  die  Stelle  eines  reich  ausgebildeten  Portals 
hier  ein  architektonisches  Mittelstück  in  Gestalt  eines  dreiteiligen  Ober- 
geschoßfensters, das  in  seinem  Bogenfeld  ein  Flachrelief,  den  auf  einer 
Wolke  fahrenden  Sonnengott,  aufnimmt.  Auch  der  nur  auf  das 
Risalit  beschränkte  Konsolenfries  dient  einer  Betonung  der  Mittelachse. 
Dieses  Gebäude  ist  als  zweistöckig  beachtenswert.  Es  scheint  also, 
daß  die  Kriegs  und  Domänenkammer  und  ihre  örtlichen  Amtsstellen 
sich  der  Erkenntnis  nicht  verschließen  konnten,  daß  in  größeren 
Städten  von  den  nur  ein  Unter-  und  Erdgeschoß  vorsehenden  Muster- 
zeichnungen abzuweichen  und  hier  der  Hochbau  dem  Flachbau  vor- 
zuziehen sei  (Abb.  7). 

Auf  dem  flachen  Lande  sowie  in  den  Kleinstädten  konnten  die 
Musterzeichnungen,  die  nur  ein  Wohngeschoß  aufweisen,  ohne  weiteres 
zu  Vorbildern  werden.  Dies  sei  an  einem  Beispiel  aus  Rawitsch 
nachgewiesen;  dieses  ist  aber  (auch  außerhalb  jeder  Betrachtung  über 
die  Einflüsse  dieser  Bauberatungstätigkeit  der  Behörden)  auch  schon 
deshalb  recht  beachtlich,  da  es  uns  genau  in  seinem  ursprünglichen 
Bauzustand  überkommen  ist.7) 

Eine  starke  Anlehnung  an  die  Musterzeichnungen  — es  gilt  dies 
vor  allem  wieder  für  die  Sieben-Fenster-Teilung  — zeigt  die  Straßen- 
ansicht (Abb.  5)  des  auf  dem  Posener  Stadtgraben  in  das  Grün  eines 
alten  Gartens  gebetteten  Häuschens.  Zwei  Seiten-  und  ein  Mittelrisalit 
teilen  in  glücklichen  Verhältnissen  die  langgestreckte  Front.  Sie  ist 
wiederum  durch  zwei  dorische  Säulen  unterteilt,  deren  nach  streng 
klassischen  Verhältnissen  ausgeführtes  Triglyphengebälk  sich  über  seine 
ganze  Breite  verteilt.  Ein  Meisterstück  architektonischen  Gefühls  jener 
Zeit  ist  jedoch  die  Haustür  mit  ihrem  Fascesschmuck  in  den  oberen  Fül- 
lungen sowie  die  Ausbildung  des  hinter  ihr  belegenen  Hausflurs.  Hier  ist 
durch  Ausrundung  der  Ecken  ein  überaus  stimmungsvoller  ovaler  Raum 
gebildet,  der  oben  kuppelartig  geschlossen  und  durch  eine  kreisrunde 
Öffnung  von  1,20m  Durchmesser  beleuchtet  ist.  Durch  die  Deckenöffnung 
ist  das  Dachgaupenfenster  mit  seiner  reichen  Sprossenteilung  sichtbar; 
es  ist  nebst  dem  kleinen  Türoberlicht  die  Lichtquelle  für  den  Flur. 


6)  Ein  Nachforschen  in  den  Archiven  war  infolge  des  Umsturzes 

leider  nicht  mehr  möglich.  — 7)  Nur  der  Aborteinbau  unter  dem 
Treppenlauf  scheint  spätere  Zutat  darzustellen  (Abb.  4). 


24.  September  1921. 
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Die  feine  Künstlerhand, s)  die  diese  Fassade  geschaffen,  wollte 
naturgemäß  auch  frei  in  der  Grundrißlösung  (Abb.  4)  walten. 
Nur  die  Größe  des  Hausrechtecks  ist  nahezu  beibehalten,  die  Ab- 
weichung im  Verhältnis  der  Seiten  gering  (10:19  gegen  10:18  der 
Musterzeichnung).  Hingegen  ist  von  dem  Grundrißvorbild  kaum  mehr 
übernommen  als  die  Treppenanordnung;  vor  allem  sind  die  lang- 

8)  Das  Haus  wurde  kurz  vor  dem  Umsturz  durch  die  Regierungs- 
baumeister Ehrlich  in  Breslau  aufgenommen.  In  späterer  Zeit, 
nach  Wiedereintritt  geordneter  Verhältnisse,  soll  in  den  Archiven 
nachgeforscht  werden;  die  Feststellung  der  Persönlichkeit  des  Künstlers 
wäre  durchaus  erwünscht. 


gestreckten  Flure  vermieden  worden.  Das  sichere  architektonische 
Gefühl  des  Erbauers  zeigt  sich  auch  in  der  Anlage  des  nahezu  ovalen 
Gartenzimmers,  das  mit  einer  breiten  Tür  nach  einem  Altan  führt. 
Dieser  ist  als  Fortsetzung  eines  Mittelrisalits  der  Seitenfront  aufzufassen. 
Hier  in  Itawitsch,  einer  1638  von  deutschen  Einwanderern  gegründeten 
Stadt,  deren  evangelische,  seither  abgebrannte  Kirche  1802  von 
Langhaus  entworfen  wurde9)  und  die  trotz  98  vH  deutscher  Seelen 
Polen  ausgeliefert  wurde,  sind  auch  sonst  treffliche  Beispiele  deutschen 
Architekturschaffens  zu  finden. 

'■')  Kohte,  Kunstdenkmäler,  Bd.  III,  S.  239.  — 2>r.=3n9-  Hinrichs, 
Karl  Gotthard  Langhans.  Straßburg  i.  E.  Ed.  Heitz  u.  Mündel. 


Der  Grumlerwerb  für  das  Waldecker  Sammelbecken. 

(Schluß  aus  Nr.  75.) 


Die  Wieder ansiedlung  der  Sperrebewohner. 

Die  geschilderten  Veränderungen  konnten  nur  unter  schwersten 
Eingriffen  in  die  persönlichen  und  wirtschaftlichen  Verhältnisse  der 
Talbewohner  vor  sich  gehen.  Die  Wasserbauverwaltung  glaubte  sich 
deshalb  nicht  nur  darauf  beschränken  zu  dürfen,  die  Betroffenen,  wie 
das  Gesetz  vorschreibt,  in  Geld  zu  entschädigen,  sie  betrachtete  es 
vielmehr  als  ihre  besondere  Aufgabe,  für  die  entzogenen  Grundstücke 
tunlichst  in  Natur  Ersatz  zu  leisten  und  den  von  der  Scholle  Ver- 
triebenen bei  der  Beschaffung  neuer  Heimstätten  nach  Möglichkeit 
behilflich  zu  sein.  Dies  geschah  in  folgender  Weise. 

Wie  schon  oben  erwähnt,  wurden  in  Niederwerbe  neben  der 
Kirche  und  Schule  16  Gehöfte  überstaut.  Andere  Bewohner  mußten 
größere  oder  kleinere  Flächen,  insbesondere  Wiesen  abtreten.  Nach- 
dem fünf  Besitzer  passende  Gelegenheit  gefunden  hatten,  sich  in  der 
Nähe  wieder  anzukaufen,  handelte  es  sich  darum , den  übrigen  nach 
Möglichkeit  Ersatz  für  die  entzogenen  Grundstücke  und  besonders, 
soweit  erforderlich,  neue  Bauplätze  zu  beschaffen.  Hierzu  mußten 
die  außerhalb  des  Staubeckens  verbleibenden  Grundstücke  der  fünf 
abgezogenen  Bewohner  dienen.  Als  Bauplätze  konnten  einige  Flächen 
an  der  Dorfstraße,  die  wegen  ihrer  tiefen  Lage  zum  See  zunächst 
aufgehöht  werden  mußten,  und  einige  oberhalb  im  Tal  gelegene 
Grundstücke  verwendet  werden;  letztere  wurden  durch  eine  befestigte 
Straße  zugänglich  gemacht.  Der  Ersatz  für  die  übrigen  Grundstücke 
wurde  in  der  Weise  gewährt,  daß  zunächst  festgestellt  wurde,  welche 
Acker-  und  Wiesenflächen  erforderlich  waren,  um  die  einzelnen  Güter 
leistungs-  und  lebensfähig  zu  erhalten.  Dann  wurde  ein  Teilungsplan 
über  die  verfügbaren  Grundstücke  aufgestellt  und  die  Verteilung 
möglichst  im  Wege  des  Austausches  bewirkt,  wobei  verbleibende 
Unterschiede  in  bar  ausgeglichen  wurden.  Besonders  schwierig  ge- 
stalteten sich  die  Tauschverhandlungen  dadurch,  daß  ausreichende 
Wiesenflächen  nicht  vorhanden  waren,  und  der  Ersatz  für  die  Wiesen 
teilweise  in  Äckern  gegeben  werden  mußte,  die  zur  Umwandlung  in 
Wiesen  oder  zum  Anbau  von  Kleefutter  geeignet  erschienen.  So 
ließ  es  sich  schließlich  erreichen,  in  Niederwerbe  elf  Bewohner,  die 
ihre  Gehöfte  verloren  hatten,  wieder  unterzubringen  und  auch  die 
übrigen  Beteiligten  in  gleichen  wirtschaftlichen  Verhältnissen  wie 
früher  zu  erhalten.  Für  die  alten  Kirchen-  und  Schulgebäude  wurde 
durch  Errichtung  einer  neuen  Kirche  und  Schule  auf  der  Höhe  ober- 
halb des  Ortes  Ersatz  geleistet;  sie  bilden  eine  Zierde  des  Ortes. 

Ähnlich  wie  in  Niederwerbe  wurden  auch  in  Herzhausen  einige 
Güter,  deren  Eigentümer  anderweit  eine  passende  Unterkunft  gefunden 
hatten,  ganz  angekauft  und  unter  die  Zurückbleibenden  in  derselben 
Weise  verteilt.  Die  Bauplätze  wurden  durch  Aufhöhung  der  an- 
gekauften Flächen  in  der  Nähe  des  Ortes  und  des  Bahnhofs  nach 
Anlegung  der  Straßenzüge  geschaffen.  Von  23  Bewohnern,  deren 
Gehöfte  überstaut  wurden,  konnten  16  wieder  angesiedelt  und  alle 
übrigen  Beteiligten,  darunter  viele  kleine  Leute,  durch  Austausch  von 
Flächen  lebensfähig  erhalten  bleiben.  Durch  die  Gewährung  einer 
Beihilfe  von  6000  Mark  wurde  die  kleine  Gemeinde  ferner  in  die 
Lage  versetzt,  zur  Verbesserung  der  Trinkwasserverbältnisse  eine 
W asserleitung  anzulegen. 

Tief  einschneidend  in  die  wirtscbaltlichen  Verhältnisse  war  auch 
die  Durchführung  des  Unternehmens  für  die  Gemeinde  Harbshausen, 
die  zwar  keine  Gehöfte,  aber  ihren  ganzen  und  bei  weitem  besten 
Besitz  in  der  Tallage  abtreten  mußte.  Um  auch  hier  die  Härten  nach 
Möglichkeit  auszugleichen  und  die  einzelnen  Güter  lebensfähig  zu 
erhalten,  wurden  zwei  Bauerngüter  ganz  angekauft  und  die  verblei- 
benden Flächen,  wie  in  Niederwerbe  und  Herzhausen,  wieder  abgegeben. 
Die  in  Fortfall  gekommene  Furt  durch  die  Eder  und  die  sehr  mangel- 
hafte Verbindung  durch  den  Wald  bei  Kirchlotheim  wurden  durch 
einen  bequemen  neuen  Verbindungsweg  nach  der  Herzhäuser  Brücke 
ersetzt,  der  zur  wirtschaftlichen  Hebung  des  bisher  vom  Verkehr  fast 
ganz  abgeschnittenen  Ortes  wesentlich  beitragen  wfird. 

In  Kirchlotheim  wurden  große  Flächen  in  der  Nähe  des  Ortes 
aufgehöht  und  als  Ersatz  für  den  entzogenen  Besitz  wieder  zur  Ver- 


fügung gestellt.  Die  an  Stelle  der  Ederfurt  von  der  Bauverwaltung  ; 
errichtete  Brücke,  zu  deren  Kosten  die  Gemeinde  nur  einen  Verhältnis-  •*, 
mäßig  geringen  Beitrag  zu  leisten  hatte,  wird  den  auf  dem  linken 
Ederufer  belegenen  Gemarkungsteil  jederzeit  bequem  zugänglich 
machen  und  dadurch  gleichfalls  die  wirtschaftlichen  Verhältnisse  der  f 
kleinen  Gemeinde  günstig  beeinflussen. 

Die  Feldmark  von  Berich  fiel  fast  vollständig  ins  Staubecken,  j 
nur  ganz  geringe  Flächen  blieben  übrig,  die  lediglich  für  eine  Ver-  1 
äußerung  nach  den  Nachbargemeinden  in  Frage  kommen  konnten. 

In  Bringhausen  und  Asel  dagegen  verblieben  außerhalb  des 
Staubeckens  größere  zusammenhängende  Acker-  und  Wiesenflächen,  J 
die  sich  für  eine  Wiederansiedlung  kleiner  Leute  besonders  gut  J 
eigneten.  In  Bringhausen  war  es  auf  dem  rechten  Ederufer  eine  ' 
Fläche  von  etwa  175  ha,  in  Asel  auf  dem  linken  Ufer  eine  solche  von  j 
etwa  75  ha.  Nachdem  sich  unter  dem  Einfluß  gewisser  Gegenströ-  1 
mungen  die  Verhandlungen  zunächst  lange  hinausgezogen  hatten,  fand  4 
sich  schließlich  eine  größere  Anzahl  von  Bewohnern  Bringhausens  : 
und  Asels  zu  einer  Wiederansiedlung  auf  den  genannten  Flächen  i 
bereit.  Gegner  der  Ansiedlung  waren  hauptsächlich  diejenigen,  die 
sich  entschlossen  hatten,  sich  anderweit  anzukaufen,  und  der  Meinung 
waren,  daß  sie  durch  die  Vereitelung  der  Neuansiedlung  die  völlige  1 
Auflösung  der  beiden  Gemeinden  und  die  Verteilung  der  Gemeinde-  ' 
vermögen  unter  die  bisherigen  Bewohner  erreichen  könnten. 

Die  Wiederansiedlung  geschah  in  folgender  Weise.  Zunächst  1 
wurden  unter  Zuziehung  der  Ansiedler  und  im  Einvernehmen  mit  ) 
den  zuständigen  Behörden  die  geeigneten  Ortslagen  ausgewählt,  welche  1 
in  Bringhausen  in  der  Feldlage  „am  Daudenberge“  und  in  Asel  „am 
Hagebuch“  gefunden  wurden.  Alsdann  wurden  Straßen  und  Wege  ( 
angelegt,  Bebauungspläne  aufgestellt  und  Wasserleitungen  gebaut.  1 
Gleichzeitig  wurden  durch  den  Grunderwerbskommissar  unter  Berück-  J 
sichtigung  der  Wünsche  und  Bedürfnisse  der  Beteiligten  Besiedlungs-  J 
pläne  aufgestellt.  Jeder  Ansiedler  erhielt  eine  Baustelle  mit  hin-  l 
reichendem  Gartenland,  einen  Gemüseplan  in  der  Nähe  des  Gehöftes  j 
und  den  übrigen  Besitz  unter  möglichster  Berücksichtigung  der  Boden-  I 
arten,  der  Lage  und  der  Entfernung  vom  künftigen  Ort. 

Die  für  die  Grundstücke  zu  zahlenden  Kaufpreise  wurden  unter  J 
Zuziehung  der  landwirtschaftlichen  Sachverständigen  festgestellt  und  I 
so  bemessen,  daß  die  Ansiedler  wirtschaftlich  sichergestellt  schienen.  1 
Die  Errichtung  der  Gebäude  blieb  den  Ansiedlern  überlassen.  Um 
eine  Gewähr  für  eine  sachgemäße  Anlage  und  Ausführung  zu  haben,  1 
wurden  ihnen  Von  der  Bauverwaltung  zur  Aufstellung  der  Ent-  fl 
würfe  und  Kostenanschläge  sowie  zur  Beaufsichtigung  und  Ab-  1 
rechnung  der  Bauten  Beamte  unentgeltlich  zur  Verfügung  gestellt,  fl 
Für  die  neuen  Gehöfte  konnten  vielfach  die  Baustoffe  alter  Gebäude 
aus  Bringhausen  und  Asel  Verwendung  finden,  die  den  Ansiedlern  j 
zu  mäßigen  Preisen  überlassen  wurden.  In  Neu-Bringhausen  wurden  j 
20  und  in  Neu-Asel  7 Familien  wieder  angesiedelt.  Die  Ansiedlung  i 
Neu-Bringhausen  erhielt  eine  neue  Kirche  und  Schule,  die  von  der 
Wasserbauverwaltung  als  Ersatz  für  die  alten  Kirchen-  und  Schul-  j 
gebäude  errichtet  wurden.  Die  neue  Kirche  wurde  in  Anlehnung 
an  den  Baustil  der  alten  und  unter  möglichster  Benutzung  der  noch 
verwendungsfähigen  Baustoffe  aufgeführt.  Die  Größe  der  einzelnen 
Stellen  schwankt  zwischen  1 bis  15  ha.  Die  Besitzer  der  kleinen 
Stellen  werden  als  Handwerker,  Tagelöhner  und  Waldarbeiter  lohnen- 
den Nebenverdienst  finden. 

Wenn  auch  die  Ansiedlungen,  bei  denen  die  Wasserbauverwaltung 
gewissermaßen  als  Unternehmerin  auftrat,  recht  erhebliche  Kosten 
verursachten  — sie  betrugen  für  Bringhausen  rund  80000  Mark  und 
für  Asel  rund  32  000  Mark  — , so  erschien  die  Aufwendung  dieser 
Beträge  doch  gerechtfertigt,  da  sie  nicht  nur  dazu  beitrug,  die  sonst 
schwer  veräußerlichen  Flächen  zweckmäßig  zu  verwerten,  sondern 
auch  die  Möglichkeit  gewährte,  vielen  kleinen  Leuten,  die  anderweitig 
kaum  ein  gleich  gutes  Unterkommen  gefunden  haben  würden,  ein 
neues  Heim  zu  verschaffen.  Auch  erforderten  die  umliegenden  großen 
Waldungen  die  Erhaltung  eines  genügenden  Waldarbeiterstandes. 
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Um  den  Ansiedlern,  die  zum  Teil  über  geringe  Mittel  verfügten, 
ferner  die  Mögliohkeit  besserer  wirtschaftlicher  Entwicklung  durch 
Überweisung  größeren  Grnndbesitzes  zu  verschaffen,  hatte  man  zu- 
nächst die  Bildung  von  Rentengütern  ins  Auge  gefaßt.  Der  Plan 
scheiterte  aber  einerseits  an  dem  Mangel  eines  Rentengutgesetzes  in 
Waldeck  und  anderseits  an  der  geringen  Neigung  der  Ansiedler, 
die  das  Eigentum  ohne  Rentenpflicht  vorzogen.  Deshalb  wurde 
ihren  Wünschen  nach  Vergrößerung  ihrer  Wirtschaftsbetriebe  da- 
durch Rechnung  getragen,  daß  ihnen  Acker-  und  Wiesenflächen 
auf  einen  längeren  Zeitraum  verpachtet  wurden  mit  der  Berechti- 
gung, sie  zu  einem  bestimmten  Preise  bis  zum  Ablauf  der 
Pachtzeit  käuflich  zu  erwerben.  Der  zu  zahlende  Pachtpreis  betrug 
für  die  ersten  beiden  Jahre  21  '2  und  für  die  folgenden  3 vH  des 
Kaufpreises.  Die  Ansiedler  sollten  dadurch  in  die  Lage  versetzt 
werden,  ihre  weiteren  Entschließungen  von  der  Entwicklung  ihrer 
wirtschaftlichen  Verhältnisse  abhängig  zu  machen,  ohne  eine  etwaige 
Preissteigerung  der  Grundstücke  befürchten  zu  müssen.  Inzwischen 
ist  das  Kaufrecht  von  allen  Ansiedlern  ausgeübt  worden. 

Da  es  von  vorherein  feststand,  daß  die  der  Wasserbauverwaltung 
verbleibenden  Restflächen  für  eine  Wiederansiedlung  sämtlicher 
Sperrebewohner  nicht  ausreichen  würden,  so  wurden  gleichzeitig 
weitere  Ansiedlungsmöglichkeiten  in  Erwägung  gezogen.  Die  Fürstlich 
waldeckische  Domänenkammer  war  bereit,  einige  Domänen  für  diesen 
Zweck  abzutreten,  und  die  preußische  Domänenverwaltuug  stellte  die 
einzige  Domäne  des  Kreises  Frankenberg,  Wölkersdorf,  zur  Verfügung. 
Während  sich  die  Verhandlungen  im  übrigen  zerschlugen,  entschlossen 
sich  17  Bewohner  von  Berich  und  Bringhausen,  sich  auf  der  Fürstlich 
waldeckischeu  Domäne  Büllinghausen  bei  Arolsen  anzusiedeln.  Durch 
Vermittlung  des  Grunderwerbskommissars  wurde  die  187  ha  große 
Domäne  für  den  Kaufpreis  von  207  000  Mark  und  eine  an  den  da- 
maligen' Pächter  zu  zahlende  Abstandsumme  von  50  000  Mark  von 
den  Ansiedlern  erworben.  Der  Kauf  erfolgte  zu  ideellen  Eigentums- 
anteilen, deren  Größe  durch  die  von  jedem  einzelnen  zu  übernehmende 
Fläche  bestimmt  wurde.  Der  die  Verhältnisse  der  Ansiedler  unter 
sich  und  die  weitere  Auseinandersetzung  näher  regelnde  Vertrag 
wurde  gleichfalls  unter  Vermittlung  des  Grunderwerbskommissars  ab- 
geschlossen. Mit  der  Aufteilung  der  Domäne,  die  nach  den  Grund- 
sätzen eines  Verkopplungsverfahrens  erfolgte,  wurde  der  Spezial- 
kommissar in  Arolsen  beauftragt.  Sie  fiel  zu  aller  Zufriedenheit  aus. 
Die  Gehöfte-  wurden  nach  den  Entwürfen  und  unter  Leitung  des 
Hochbaubeamten  der  Weserstrombauverwaltung  aufgebaut.  Seine 
Tätigkeit  war  für  die  Ansiedler  eine  unentgeltliche;  nur  die  Kosten 
für  die  Hilfskräfte  mußten  sie  tragen.  Die  Ansiedlung  Neu -Berich 
hat  eine  Kirche,  eine  Schule  und  ein  Gemeindehaus  (mit  Backhaus 
und  Spritzenhaus).  Die  Mittel  hierzu  standen  in  den  für  die  alten 
Gebäude  in  Berich  gezahlten  Entschädigungen  zur  Verfügung.  Um 
den  früheren  Bewohnern  Berichs  ihr  altes  Gotteshaus  und  damit 
gleichzeitig  ein  geschichtliches  Baudenkmal  zu  erhalten,  wurde  die 
alte  Klosterkirche  in  etwas  verkleinertem  Maßstabe  in  Neu-Berich 
wieder  aufgebaut,  wobei  alle  erhaltenswerten  Gegenstände  der  alten 
Kirche  wieder  Verwendung  fanden.  Hochherzige  Spender  trugen  zur 
Verschönerung  und  inneren  Ausstattung  des  neuen  Gotteshauses  bei. 
Eine  besondere  Zierde  bilden  die  zum  mittleren  Chorfenster  ergänzten, 
sehr  wertvollen  Reste  frübgotischer  Glasmalerei  und  die  gleichfalls 
in  kunstvoller  Glasmalerei  ausgeführten  neuen  Seitenchorfenster.  Eine 
neue  Wasserleitung  versorgt  die  Ansiedlung  mit  Wasser.  Die  alten 
Domänengebäude  nebst  Gärten  konnten  an  ein  Erholungsheim 
günstigt  veräußert  werden. 

Mit  seiner  schönen  Kirche  und  den  in  heimischer  Bauweise  er- 
richteten freundlichen  Fachwerkhäusern  bildet  das  neue  Dörfchen 
ein  Musterbeispiel  einer  Neusiedlung  und  einen  Anziehungspunkt  für 
die  engere  und  weitere  Umgebung.  Durch  den  der  neuen  Gemeinde 
verliehenen  Namen  „Neu-Berich“  wird  die  Erinnerung  an  das  alte 
Mutterdörfchen  im  Edertal  wach  erhalten  bleiben. 

Die  übrigen  Sperrebewohner,  die  auf  eine  Wiederansiedlung  durch 
die  Wasserbauverwaltung  verzichteten,  fanden  Unterkommen  teils  in 
Waldeck,  teils  in  der  Provinz  Hessen-Nassau.  Nur  ein  Bewohner 
siedelte  sich  durch  Vermittlung  der  Ansiedlungskommission  in  Posen  an. 
Mit  Genugtuung  kann  festgestellt  werden,  daß  sich  die  Ansiedler 
in  die  veränderten  Verhältnisse  gut  eingelebt  haben  und  auf  der 
neuen  Scholle  gute  wirtschaftliche  Fortschritte  machen.  Auch  die 
übrigen  Sperrebewohner  haben  die  Entschädigungen  wieder  zweck- 
dienlich angelegt  und  scheinen  auch  in  der  neuen  Heimat  überall  ihr 
Auskommen  zu  finden. 

Die  in  Bringhausen  und  Asel  nach  Deckung  des  Bedarfs  der  An- 
siedler noch  zur  Verfügung  bleibenden  Flächen  wurden  unter  Errichtung 
der  erforderlichen  Wirtschaftsgebäude  zu  drei  Gütern  vereinigt,  für 
die  sich  bald  Pachtliebhaber  fanden.  Das  in  Asel  rechts  der  Eder 
übernommene  Förstereigehöft  konnte  dabei  zweckmäßig  verwendet 
werden.  Um  die  Möglichkeit  weiterer  Ansiedlungen  offen  zu  halten, 
wurde  in  den  Pachtverträgen  vorgesehen,  daß  jederzeit  noch  bestimmte 
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Flächen  für  diesen  Zweck  aus  dem  Pachtverhältnis  zurückgezogen 
werden  könnten.  Bei  der  Bemessung  des  Umfangs  der  Wirtschafts- 
gebäude wurde  diesem  Umstand  Rechnung  getragen.  Die  drei  Rest- 
güter sind  inzwischen  an  Siedlungsgesellschaften  veräußert  worden. 

Die  Neugestaltung  der  öffentlich-rechtlichen  Verhält- 
nisse im  Sperregebiet. 

Die  wirtschaftlichen  Veränderungen  im  Talsperrengebiet  machten 
auch  eine  Neureglung  der  kommunalen  Verhältnisse  erforderlich,  die 
in  Waldeck  durch  das  Gesetz  vom  15.  Februar  1912  erfolgte.  Da 
ein  ordnungsmäßiger  Betrieb  des  Talsperrenunternehmens  nur  bei 
einer  kommunalen  Vereinigung  aller,  den  besonderen  Zwecken  des 
Unternehmens  dienenden  Grundstücke  und  Anlagen  möglich  war, 
wurden  diese  unter  dem  Namen  „Edersee“  zu  einem  Gemeinde- 
bezirk vereinigt.  Trägerin  der  Lasten  des  Gemeindebezirks  ist  die 
Wasserbauverwaltung.  Die  Verfassung  des  Gemeindebezirks  ist  nach 
Möglichkeit  in  den  Rahmen  der  waldeckischen  Gemeindeordnung  vom 
6.  April  1888  eingepaßt.  Sie  weicht,  den  besonderen  Verhältnissen 
Rechnung  tragend,  namentlich  darin  ab,  daß  der  Gemeindevorsteher 
und  sein  Stellvertreter  nicht  gewählt,  sondern  auf  Vorschlag  der  Bau- 
verwaltung vom  Landesdirektor  ernannt  werden. 

Die  Gemeinde  Berich  wurde  aufgelöst  und  die  Neuansiedlung  in 
Büllinghausen  als  „Neu-Berich“  zur  Rechtsnachfolgerin  unter  Über- 
tragung des  Gemeinde-,  Kirchen-  und  Schulvermögens  bestimmt. 
Unter  Abtrennung  der  Domäne  Büllinghausen  von  der  Gemeinde 
Wetterburg  wurde  Neu-Berich  selbständige  Gemeinde.  Wetterburg 
wurde  für  den  dadurch  eintretenden  Ausfall  an  Grundsteuer  durch  die 
Wasserbauverwaltung  entschädigt.  Die  geringen,  außerhalb  des  Stau- 
beckens verbleibenden  Flächen  des  alten  Berichs  wurden  zu  den  Nachbar- 
gemeinden Hemfurt,  Waldeck  und  Niederwerbe  umgemeindet.  Die 
Gemeinde  Bringhausen  blieb  als  solche  bestehen  und  fand  ihre  Fort- 
setzung in  der  Neuansiedlung  auf  dem  Daudenberg.  Der  links  der 
Eder  verbleibende  Gemarkungsteil,  der  durch  das  Sammelbecken  von  der 
übrigen  Gemarkung  wirtschaftlich  getrennt  wurde,  kam  zu  Niederwerbe. 

Für  Preußen  war  ursprünglich  die  Zusammenfassung  sämtlicher 
für  die  Zwecke  des  Unternehmens  beanspruchten  Flächen  zu  einem 
Gutsbezirk  geplant.  Da  nach  der  Revolution  Gutsbezirke  nicht  mehr 
gebildet  wurden,  ist  dieser  Gedanke  fallen  gelassen  worden.  Es  erschien 
dies  um  so  unbedenklicher,  als  wichtige  Bauwerke  der  Talsperre  in 
diesem  Teil  nicht  belegen  sind  und  daher  an  den  polizeilichen  und 
kommunalen  Zuständigkeiten  hier  nichts  geändert  zu  werden  brauchte. 
Ob  eine  Umgemeinduug  innerhalb  der  preußischen  Gemeinden  erfolgen 
muß,  erscheint  noch  zweifelhaft. 


Wie  man  sieht,  waren  neben  dem  umfangreichen  Grunderwerb 
noch  viele  andere  eigenartige  und  schwierige  Aufgaben  zu  lösen, 
und  es  kann  nicht  wundernehmen,  daß  der  Grunderwerbskom- 
missiar  durch  seine  Aufgaben  fast  zehn  Jahre  (bis  zum  1.  April  1916) 
in  Anspruch  genommen  wurde.  Als  Beweis  für  den  Umfang  der 
Geschäfte  mag  allein  die  Tatsache  angeführt  werden,  daß  weit 
über  1000  Kauf-,  Pacht-  und  sonstige  Verträge  abgeschlossen  werden 
mußten.  Besonders  schwierig  war  die  Aufgabe  der  Wiederansied- 
lung der  Sperrebewohner.  Die  Anlage  der  neuen  Ortschaften,  die 
Aufstellung  der  Bebauungs-  und  Ansiedlungspläne  und  die  Ver- 
gebung der  einzelnen  Stellen,  die  zahllosen  Verhandlungen  mit  den 
beteiligten  Behörden,  Gemeinde-,  Kirchen-  und  Schulvertretungen  usw. 
nahmen  außerordentlich  viel  Zeit  und  Arbeit  in  Anspruch.  Dazu  kam, 
daß  diese  Arbeiten  neben  den  eigentlichen  Grunderwerbsverhandlungen 
und  den  umfangreichen  Verwaltungsarbeiten  ausgeführt  werden  mußten 
und  daß  fortgesetzt  neue  Anträge  auf  Ansiedlung  hinzukamen.  Eine 
Schwierigkeit  bestand  für  den  Grunderwerbskommissar  auch  darin, 
daß  er  einerseits  durch  seine  Tätigkeit  die  Beteiligten  von  ihrer  ererbten 
Scholle  vertreiben  mußte,  anderseits  aber  auch  berufen  war,  sie  wieder 
seßhaft  zu  machen  und  ihnen  hierbei  durch  Rat  und  Tat  zur  Seite  zu 
stehen.  Es  lag  auf  der  Hand,  daß  das  durch  diese  doppelte  Aufgabe 
anfänglich  bei  manchen  Ansiedlern  hervorgerufene  Mißtrauen  zunächst 
zu  überwinden  war,  bevor  die  Verhandlungen  den  gewünschten  Erfolg 
haben  konnten.  Wenn  trotz  aller  dieser  Schwierigkeiten  das  Grund- 
erwerbsgeschäft so  glatt  vonstatten  ging  und  die  zahlreichen  übrigen, 
so  verschiedenartigen  Fragen  zur  allgemeinen  Zufriedenheit  geregelt 
werden  konnten,  so  war  dieses  günstige  Ergebnis  hauptsächlich  auf 
folgende  Gründe  zurückzuführen,  die  noch  einmal  kurz  zusammen- 
gefaßt sein  mögen. 

Die  landwirtschaftliche  Vorbildung  des  Grunderwerbskommissars, 
die  durch  seine  frühere  Tätigkeit  im  Sammelbeckengebiet  erworbene 
Kenntnis  von  Land  und  Leuten  und  die  Mitwirkung  der  sehr  tüchtigen 
und  angesehenen  Sachverständigen  ermöglichten  eine  nach  jeder 
Richtung  zuverlässige  Beurteilung  der  Verhältnisse,  was  bei  den  Be- 
teiligten bald  Anerkennung  finden  mußte.  Die  gewissenhaften  Ab- 
schätzungen, die  gründliche  Würdigung  aller,  auch  der  weniger  wichtigen 
und  vielleicht  nebensächlichen  Umstände,  das  bereitwillige  Eingehen 
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auf  die  Wünsche  der  einzelnen,  besonders  bei  den  Austauschverhaud- 
lungen,  die  gleichmäßige  und  gerechte  Behandlung  aller  Beteiligten 
und  das  grundsätzliche  Vermeiden  von  Handeln  und  Feilschen  er- 
weckten allmählich  allgemeines  Vertrauen.  Kam  es  doch  öfters  vor, 
daß  die  Beteiligten  es  ablehnten,  eine  Forderung  zu  stellen  und  die 
Festsetzung  ihrer  Abfindung  dem  pflichtgemäßen  Ermessen  des  Grund- 
erwerbskommissars überließen.  Zu  dieser  Vertrauensstellung  trug  auch 
der  Umstand  bei , daß  bei  allen  rechtlich  zweifelhaft  erscheinenden 
Forderungen  Streitigkeiten  nach  Möglichkeit  vermieden  wurden  und  in 


den  Fällen,  in  denen  Nachteile  und  Schäden  durch  die  Entziehung  des 
Grundbesitzes  oder  die  Umgestaltung  der  Verhältnisse  wirklich  nach- 
gewiesen werden  konnten,  Billigkeitsgründe  stets  Berücksichtigung 
fanden.  So  war  es  schließlich  möglich,  daß  bei  keineswegs  über- 
triebenen, sondern  durchaus  angemessenen  Abfindungen  fast  sämtliche 
Grundstücke  freihändig  und  ohne  Anwendung  von  Zwang  erworben  und 
die  einschneidenden  Veränderungen  im  Talsperrengebiet  in  gütlicher 
Weise  zur  Zufriedenheit  der  Beteiligten  durcbgeführt  werden  konnten. 

Cassel.  G.  Reinhard,  Präsident  des  Landeskulturamts. 


Gespülte  Staudämme  auf  abzudichtendem  Untergründe  in  Amerika. 


In  Nr.  27  d.  Bl.,  S.  172,  bespricht  ®r.»8itg.  Leiner  die  Frage  der 
Abdichtung  von  Staudämmen.  Den  Ausführungen  über  eiserne  Spund- 
wände wird  man  beipflichten  müssen,  zumal  eine  vollkommene 
Dichte  selbst  bei  diesen  nicht  zu  erzielen  ist.  Eiserne  Spundwände, 
die  beim  Kraftwerksbau  in  Dörverden  nachträglich  im  Schutze  einer 
Grundwasserabsenkung  trockengelegt  wurden,  zeigten  manche  Stellen, 
an  denen  die  Eisen  aus  der  Führung  (Nut)  gesprungen  waren.  Von 
anderen  Bauten  ist  die  gleiche  Beobachtung  bekannt.  Der  unter  3 
erwähnte  Vorschlag,  den  Boden  durch  Zementeinspritzung  zu  ver- 
dichten, scheint  verfehlt.  Dieses  Verfahren  setzt  große  Hohlräume  im 
Untergrund  voraus;  wo  diese  fehlen,  versagt  das  Verfahren  vollkommen 
(Jahrg.  1913  d.  Bl.,  S.  546).  Ein  Untergrund,  der  so  große  Hohlräume 
enthält,  wie  die  Zementeinspritzung  voraussetzt,  dürfte  aber  als  Bau- 
grund für  einen  Staudamm  nicht  in  Frage  kommen. 

Es  sei  daher  auf  eine  Lösung  dieser  Frage  hingewiesen,  die  in 
den  letzten  Jahren  in  Amerika  gefunden  worden  ist.  Beim  Bau  der 
250  engl.  Meilen  (=  403  km)  langen  Wasserleitung  der  Stadt 
Los  Angeles  in  Kalifornien  mußten  mehrfach  Staudämme  auf  durch- 
lässigem Untergründe  errichtet  werden.1) 

Beim  South  Hai wee- Damm  (Abb.  1)  liegt  der  gewachsene 
Fels  bis  zu  36  m unter  Gelände.  Der  Untergrund  bestand  aus  Kies 
vulkanischer  Herkunft,  verbunden  mit  Sand.  Grundwasser  fand  sich 
erst  in  einer  Tiefe  von  24  m.  Der  wasserdichte  Abschluß  bis  in  den 
gewachsenen  Fels  hinein  geschah  durch  einen  Schlitz,  der  mit  Lehm 
verfällt  wurde.  Der  Schlitz  hat  in  seinem  oberen,  rd.  4 m tiefen  Teil 
eine  Breite  von  4,8  m,  darunter  eine  solche  von  3 m.  Günstig  war  der 
Umstand,  daß  der  Schlitz  bis  zum  Grundwasser  ohne  jede  Zimmerung 
stand.  Der  Grabenaushub  stellte  sich  auf  1,36  Dollar/cbm;  er  wurde 
maschinell  gefördert  und  in  die  beiden  Dammfüße  verbaut.  Der  Lehm 
wurde  mittels  Löffelbaggers  gewonnen,  300  m weit  in  Förderwagen 
angefahren,  am  Grabenrand  abgesetzt  und  mittels  Maschinen  in  den 
Schlitz  geworfen,  der  vorher  mit  Wasser  gefüllt  worden  war.  Die 
Kosten  für  Gewinnung  und  Einbringung  des  Lehmes  stellten  sich  auf 
38  Cents/cbm.  Diese  niedrigen  Preise  konnten  nur  durch  ausgiebige 
Verwendung  von  Maschinen  erzielt  werden,  da  die  Löhne  dort  sehr 
hoch  sind.  Infolge  seines  Eigengewichts  lagerte  sich  der  im  Wasser 
aufgeweichte  Lehm  sehr  dicht.  Das  Gewicht  des  später  aufgebrachten 
Dammkörpers  sorgte  l'ür  weitere  Verdichtung.  Ein  Versuchskörper 
von  2,5  cm  Stärke,  der  zwischen  Sand  eingebettet  war,  erwies  sich 
gegen  den  Druck  einer  Wassersäule  von  30  m Höhe  als  dicht.  „Man 
kam  zu  der  Überzeugung,  daß  dieser  mit  Lehm  gefüllte  Schlitz  ebenso 
wasserundurchlässig  ist  wie  eine  Betonmauer,  und  er  ist  wesentlich 
billiger“.  Die  Gesamtkosten  für  den  Aushub  betrugen  28  132  Dollar, 
für  die  Zimmerung  unter  Grundwasserhöhe  41  548  Dollar  und  für  die 
Lehmfüllung  7170  Dollar. 

Schwieriger  war  die  Herstellung  des  Schlitzes  beim  Dry  Canyon- 
Damm,  dessen  Untergrund  aus  wasserführendem  Kies  bestand.  Der 
Fels  liegt  18  bis  20  m unter  Gelände  (Abb.  2).  Es  galt  zunächst,  das 
Grundwasser  abzusenken.  Zu  diesem  Zweck  wurde  ein  Schacht  bis 
in  den  Fels  hinein  abgeteuft.  Von  Schachtsohle  aus  wurde  ein  Stollen 
in  Dammachse  bis  an  den  wasserführenden  Kies  reichend  vorgetrieben. 
Am  Stollenende  und  in  seinem  Scheitel  wurden  zweizöllige,  durch- 
löcherte Rohre  schräg  in  die  wasserführende  Schicht  hineingetrieben. 
Das  Wasser  wurde  auf  diese  Weise  dem  Kies  entzogen  und  nach  der 
Schachtsohle  geleitet,  wo  es  mit  einer  fünfzölligen  Kreiselpumpe  aus- 
gepumpt wurde.  Mit  sinkendem  Grundwasserspiegel  wurde  der  2,4  m 
breite  Schlitz  ausgeschachtet.  Der  Aushubboden  wurde  in  Eimer 
geschaufelt  und  mit  kleinen,  elektrisch  angetriebenen  Kranen  gehoben. 
Nach  Beendigung  des  Aushubes  ließ  man  das  Grundwasser  wieder 
ansteigen.  Alsdann  wurde  der  Lehm  mit  Hilfe  von  Maschinen  ein- 
gebracht. Der  Stollen  wurde  von  der  Sohle  des  Schlitzes  und  vom 
Schacht  aus  verfüllt.  Der  Lehm  im  Schlitz  preßte  sich  infolge  seines 
eigenen  Gewichtes  und  der  Belastung  durch  den  später  aufgebrachten 
Damm  dicht  zusammen.  Tief bohrungen,  die  nach  Vollendung  des 
Dammes  vorgenommen  wurden,  ergaben  eine  große  Dichte  des  Lelim- 

‘)  Die  nachfolgenden  Angaben  und  Abbildungen  sind  dem  amt- 
lichen Bericht  „Construction  of  the  Los  Angeles  Aqueduct,  final  report“ 
entnommen.  Vgl.  auch  Jahrg.  1914  d.  Bl.,  S.  707  „Billige  Staudämme“. 


körpers.  Die  Kosten  für  den  Aushub  des  Schlitzes  betrugen  ein- 
schließlich Verzimmerung  5,32  Dollar/cbm,  die  Kosten  für  die  Ver- 
füllung mit  Lehm  0,96  Dollar/cbm.  Die  Gesamtkosten  des  Schlitzes 
betrugen  21  710  Dollar,  jene  der  Lehmfüllung  3903  Dollar. 

Es  ist  einleuchtend,  daß  auf  diese  Weise  hergestellte,  mit  Lehm 
verfüllte  Dichtungsschlitze  die  beste  Gewähr  für  einen  wasserdichten 
Abschluß  eines  auf  durchlässigem  Untergrund  errichteten  Staudammes 
bilden.  Ein  Durchdringen  von  Wasseradern  durch  den  starken  Lebm- 
kern  ist  umsomehr  ausgeschlossen,  als  der  Lehm  infolge  seines  Wasser- 
gehalts weich  bleibt  und  wegen  des  auf  ihm  lastenden  hohen  Druckes 
bestrebt  ist,  alle  etwa  anstehenden  Hohlräume  sofort  wieder  auszu- 
füllen. Bei  den  zur  Zeit  überaus  hohen  Eisenpreisen  wird  aber  auch 
ein  Kostenvergleich  zwischen  einer  eisernen  Spundwand  und  einem 
Lehmkern  vermutlich  zugunsten  des  letzteren  ausfallen.  Hinsichtlich 
der  Zuverlässigkeit,  des  besseren  Wasserabschlusses  und  der  Lebens- 
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Abb.  4.  Fairmont- Damm. 
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dauer  kann  ein  Zweifel  beim  Vergleich  beider  Bauweisen  nicht  be- 
stehen. 

Auch  in  anderer  Hinsicht  ist  der  Bau  der  Dämme  des  „Los  Angeles 
Aqueduct“  von  Belang.  Die  Dämme  wurden  nämlich  durch  Spülung 


Abb.  5.  Gewinnung  von  Dammgut  durch  Spritzen 
(San  Fernando -Damm). 


|Abb.  6.  South  Haiwee-Damm. 

(Im  Bau,  in  der  Mitte  ein  Spritzenponton.) 


Abb.  7.  Dry  Canyon -Damm  von  Oberstrom.  t 


Abb.  8.  Unterer  San  Fernando -Damm  (im  Bau) 


hergestellt,  und  nur  die  Dammfüße  und  ein  Teil  der  Böschungen 
wurden  auf  die  sonst  übliche  Art  eingebaut.  Dabei  wurde  Sorge  ge- 
tragen, daß  das  feine  und  wasserundurchlässige,  lehmhaltige  Gut  in 
Dammitte  verbaut  wurde  und  dort  einen  wasserdichten  Kern  abgab, 
während  an  den  Dammböschungen  gröberes,  wasserdurchlässigeres 
Gut  zu  liegen  kam,  welches  auf  der  wasserabgekehrten  Seite  zugleich 
eine  Entwässerung  ermöglichte. 

Der  auf  diese  Weise  hergestellte  North  Haiwee-Damm  hat  nur 
eine  geringe  Höhe  (10,2  m),  die  Wassertiefe  am  Dammfuß  beträgt 
8,4  m.  Der  Fels  liegt  3ß  m unter  Gelände.  Der  Untergrund  besteht 
aus  sehr  festgelagertem  feinen  Sande  (Abb.  3).  Da  dieser  Damm  eine 
geringere  Bedeutung  hat,  wurde  von  der  Anlage  einer  Lehmschürze,  die 
bis  in  den  Fels  hinabreicht,  abgesehen.  Es  wurde  vielmehr  lediglich 
ein  4,2  m tiefer  Schlitz  von  4,5  m oberer  Breite  angebracht. 

Die  Gewinnung  der  zur  Spülung  erforderlichen  Bodenmengen  ge- 
schieht dadurch,  daß  mit  starken  Spritzen  große  Wassermengen  gegen 
eine  Erdwand  geleitet  werden,  die  die  Wand  allmählich  auflösen  und 
die  aufgelösten  erdigen  Bestandteile  wegspülen.  Es  wurden  sekundlich 
0,3  bis  0,42  cbm  unter  einem  Druck  von  7 kg/qcm  gegen  die  Erdwand 
gespritzt  (Abb.  5).  Das  Wasser  floß  zusammen  mit  dem  aufgelösten 
Boden  nach  einem  betonierten  Pumpensumpf  von  3 m Durchmesser. 
Von  hier  wurde  das  erdhaltige  Wasser  von  einer  Schlammpumpe  durch 
eine  zwölfzöllige  Rohrleitung  nach  dem  Damm  gedrückt.  Die  Rohr- 
leitungen mündeten  nahe  an  den  äußeren  Böschungen  des  Dammes, 
und  es  zeigte  sich,  daß  wenige  Leute  mit  Schaufeln  genügten,  um 
den  Strom  nach  Dammitte  zu  leiten,  so  daß  es  nicht  erforderlich 
wurde,  die  äußeren  Dammböschungen  in  der  üblichen  Weise  mit 
Fördergefäßen  zu  schütten.  Mit  dem  Anwachsen  des  Dammes  bildete 
sich  in  der  Mitte  des  Dammes  ein  Teich.  Die  gröberen  Bestandteile 
blieben  in  der  Nähe  der  Außenböschungen  liegen,  während  die  feineren 
Teile  sich  in  der  Mitte  des  Teiches  ablagerten.  Proben,  die  an  ver- 
schiedenen Stellen  des  Dammes  entnommen  wurden,  ergaben  nach  der 
Dammitte  zu  eine  merkliche  Zunahme  in  der  Feinheit  des  abgelagerten 
Spülgutes.  Vor  Beginn  der  Arbeiten  wurde  ein  Entwässerungsrohr 
von  Dammitte  nach  dem  Staubecken  zu  geleitet  und  durch  einen 
rechtwinkligen  Krümmer  hocbgeführt.  Nach  Bedarf  wurden  Rohr- 
stücke von  je  60  cm  Länge  aufgesetzt,  so  daß  der  Wasserspiegel  im 
Teich  auf  der  jeweilig  gewünschten  Höhe  gehalten  werden  konnte. 

‘Von  großem  Einfluß  auf  die  Kosten  und  die  Lebensdauer  der  Pump- 
einrichtungen ist  die  Beschaffenheit  der  zum  Abspülen  verwendeten  Erd- 
bänke. Ursprünglich  wurde  der  Boden  von  einer  Bank  mit  hohem 
Sandgehalt  gewonnen.  Die  Kosten  stellten  sich  hierbei  auf  27,9  Cents 
je  cbm  fertigen  Dammes.  Die  Bank  wurde  darauf  verlassen  und  der 
Boden  einer  anderen  Bank  entnommen,  die  feineres,  leichteres  und 
schneller  abfließendes  Gut  lieferte.  Der  Preis  sank  hierdurch  auf 
11  Cents  je  cbm,  während  gleichzeitig  die  monatliche  Leistung  sich 
auf  das  9,5fache  steigerte. 

Beim  Bau  des  South  Haiwee-Dammes  mußte  ein  anderes  Ver- 
fahren angewandt  werden,  weil  die  Wasserzuführung  in  den  Sommer- 
monaten für  das  reine  Spülverfahren  nicht  ausgereicht  hätte.  Die 
Dammfüße  wurden  mit  Lokomotivbetrieb  geschüttet.  Das  Wasser 
eines  kleinen  Flusses  wurde  aus  einer  Entfernung  von  8 km  in  fluß- 
eisernen  Rohrleitungen  nach  dem  Raume  zwischen  beiden  Dammfüßen 
geleitet,  so  daß  dort  ein  Teich  entstand.  Auf  den  Teich  wurden  zwei 
Pontons  gebracht.  Auf  jedem  Ponton  wurde  eine  sechszöllige  Kreisel- 
pumpe aufgestellt,  die  mit  einem  oOpferdigen  Motor  gekuppelt  war. 
Die  Pumpe  leitete  einen  Wasserstrahl  gegen  das  von  den  Förderzügen 
ausgekippte  Dammgut.  Das  aufgelöste  Gut  wurde  so  auf  die  Sohle 
des  Teiches  gespült,  wobei  das  feinere  Gut  wiederum  nach  Dammitte 
floß,  während  das  gröbere  in  der  Nähe  der  Böschungen  liegen  blieb 
(Abb.  6).  Die  Kosten  betrugen  38  Cents  je  cbm  fertigen  Dammes. 

Noch  geringere  Wassermengen  standen  für  den  Bau  des  Fair- 
mont-Dammes zur  Verfügung.  Man  wählte  deshalb  einen  Beton- 
kern. Im  Zwischenraum  zwischen  diesem  und  den  Böschungsfüßen 
wurde  ein  Teich  angelegt.  Das  mit  den  Förderzügen  herangebrachte 
Gut  wurde  in  gleicherweise  wie  beim  South  Haiwee-Damm  durch 
Spritzen  aufgelöst.  Oberhalb  des  Betonkerns  wurde  die  Dammerde 
trocken  eingebracht  (Abb.  4). 

Auch  für  den  Bau  des  Dry  Canyon-Dammes  stand  nur  wenig 
Wasser  zur  Verfügung.  Die  Außenböschungen  wurden  daher  mit 
Lokomotivbetrieb  geschüttet  und  durch  die  Arbeitszüge  festgefahren. 
Auch  hier  wurde  zwischen  den  beiden  Dammfüßen  ein  Teich  gebildet. 
In  der  Nähe  des  Dammes  wurde  eine  Lehmbank  in  der  üblichen 
Weise  abgespritzt.  Das  lehmhaltige  Wasser  wurde  in  einem  offenen 
Kanal  gesammelt  und  nach  einem  Pumpensumpf  am  oberen  Damm- 
fuß geleitet.  Von  diesem  aus  wurde  es  durch  eine  Schlammpumpe 
mittels  Rohrleitungen  nach  den  beiden  Dammfüßen  geleitet,  von  wo 
aus  es  in  den  Teicb  floß.  Auch  hier  flössen  die  feineren  und  un- 
durchlässigeren Bestandteile  nach  Dammitte,  wo  sie  Verbindung  mit 
dem  Lehmkern  fanden.  Bohrproben,  die  nach  Fertigstellung  des 
Dammes  entnommen  wurden,  zeigten  ein  sehr  dichtes  Gefüge  des 
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Dammes.  Die  Kosten  des  gespülten  Teiles  des  Dammes  betrugen 
23,1  Cents  je  cbm,  jene  des  geschütteten  Teiles  34  Cents  je  cbm. 
Die  wasserseitige  Böschung  wurde  bis  zur  Höhe  des  gewöhnlichen 
Niedrig wassers  durch  Betonp/Iaster  geschützt,  während  Krone  und 
Außenseite  nach  Angabe  des  Berichtes  einen  schützenden  Ölüberzug 
erhalten  haben  (Abb.  7).  Der  Bericht  steht  im  Widerspruch  zum 
Lichtbild,  auf  dem  der  Ölüberzug  anscheinend  nur  bis  zur  Wasserlinie 
reicht. 

Nachstehend  einige  Zahlenangaben  über  diese  Dämme: 
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**)  Einschi.  Nebenanlagen , wie  Schlitzverschlüsse,  sowie  Vorarbeiten. 


Die  Verhältnisse  beim  Bau  des  „Los  Angeles  Aqueduct“  lagen  im 
allgemeinen  nicht  günstig  für  das  Spül  verfahren.  Es  mußten  sekundlich 
0,3  bis  0,42  cbm  Wasser  unter  einem  Druck  von  sieben  und  mehr 
Atmosphären  gegen  die  Erdbänke  gespritzt  werden.  Bevorzugt  wurden 
solche  Erdbänke,  die  genügend  hoch  lagen,  um  das  Spülgut  mit 
einem  Gefälle  von  4 bis  6 vH  nach  den  Dämmen  leiten  zu  können. 
War  dies  nicht  möglich,  so  mußte  man  seine  Zuflucht  zu  Schlamm- 
pumpen (Kreisel)  nehmen.  Der  Hundertsatz  des  mit  dem  Wasser  ge- 
förderten Gutes  schwankte  stark  je  nach  der  Beschaffenheit  der  Erd- 
bänke. Oft  waren  nur  4 bis  5 vH  feste  Masse  im  Wasser  enthalten. 
Das  Wasser  wurde  mit  eisernen  Rohrleitungen  und  Segeltuchschläuchen 
zum  Spritzenmundstück  geleitet.  Die  Schläuche  hatten  4 Zoll  Durch- 
messer, die  Mundstücke  zweizöllige  Öffnungen.  Die  Mundstücke 
waren  auf  eisernen  Dreibeinen  drehbar  befestigt  und  wurden  durch 
die  Arbeiter  mittels  eines  Richthebels  bedient  (Abb.  5). 

Die  Schlammpumpen  sollten  nach  Angabe  der  Lieferer  zur  Be- 
förderung von  Kies  und  kleinen  Steinen  geeignet  sein.  Wenn  größere 
Sandmengen  gepumpt  wurden,  so  wurden  die  Wandungen  und  Flügel 
stark  angegriffen.  Es  ist  daher  zweckmäßig,  Pumpen  zu  verwenden, 
die  eine  leichte  Auswechslung  dieser  Teile  gestatten.  Nachteilig  ist 
auch,  daß  mit  dem  Ansteigen  der  Dammkrone  die  Förderhöhe  vom 
Pumpensumpf  aus  zunimmt. 

Der  Hauptgrund  für  die  Wahl  des  Spülverfahrens  war,  daß  es 
hierbei  erreicht  wurde,  einmal  einen  undurchlässigen  Kern  aus  feinem 
Lehm  zu  erzielen,  der  sich  infolge  der  Absetzung  im  Wasser  sehr 
dicht  lagerte,  und  anderseits,  daß  das  sand-  und  kieshaltige  Gut  an 


die  Außenböschung  kam,  wodurch  eine  Entwässerung  nach  außen 
ermöglicht  wurde. 

Das  Spülverfahren  stellte  sich  trotz  Wassermangels  und  obwohl 
das  schlammige  Wasser  in  den  meisten  Fällen  gepumpt  werden  mußte, 
billiger,  als  die  maschinelle  Bodengewinnung  und  -förderung.  Der 
von  einer  anderen  Verwaltung  ausgeführte  große  San  Fernando- 
Damm,  der  2,05  Mill.  cbm  Boden  enthält  (Abb.  5 u.  8),  wurde  in  der 
gleichen  Weise  gebaut.  Es  wurden  größere  Wassermengen  und  mehr 
maschinelle  Einrichtungen  verwendet,  so  daß  die  Herstellungskosten  sich 
wesentlich  niedriger  stellten  als  bei  den  oben  erwähnten  Dämmen. 

Nach  Angabe  des  amerikanischen  Berichts  ist  dieses  Spülverfahren 
zuerst  in  den  westlichen  Vereinigten  Staaten  zur  Anwendung  gelangt. 
Bei  sorgfältiger  Ausführung  hat  es  überall  zu  vollem  Erfolg  geführt. 
Wenn  sich  an  einzelnen  Stellen  Mißerfolge  ergeben  haben,  so  soll 
dies  daran  liegen,  daß  der  Lehm  aus  Dammitte  weggespült  wurde, 
oder  aber,  daß  beim  Bau  mit  Überstürzung  gearbeitet  wurde,  so  daß 
Rutschungen  an  den  Außenböschungen  eingetreten  sind.  Bodenarten, 
die  weniger  als  35  vH  Lehmbeimengungen  haben . und  sonst  nur 
bei  Staudämmen  mit  Betonkern  Verwendung  finden  können,  lassen 
sich  mit  Sicherheit  bei  Spüldämmen  verwenden,  wenn  vorsichtig  ge- 
arbeitet und  dafür  Sorge  getragen  wird,  daß  die  feinen  Lehmteile 
sich  auch  wirklich  in  Dammitte  ablagern.  Die  Außenböschungen 
bestehen  dann  aus  dem  gröberen  Gut  und  verleihen  dem  Damm  die 
erforderliche  Standsicherheit. 

Ein  Haupterfordemis  ist  ein  ausreichendes  Vorhandensein  von 
Wasser.  Wo  dieses  zur  Verfügung  steht,  verbilligt  sich  das  Verfahren 
außerordentlich.  Da  wir  in  Deutschland  keine  Wüsten  haben,  in 
denen  Staudämme  angelegt  werden,  wie  dies  bei  einem  Teil  der  be- 
schriebenen Dämme  der  Fall  war,  so  muß  angenommen  werden,  daß 
Staudämme  nach  dem  geschilderten  Verfahren  bei  uns  mit  geringeren 
Kosten,  als  bei  Bodengewinnung  mit  Baggern  und  Förderung  mit 
Lokomotivbetrieb,  hergestellt  werden  können,  zumal  an  lehmhaltigem 
Boden  an  den  Hängen  unserer  Flußtäler  kein  Mangel  sein  dürfte. 

Das  amerikanische  Spülverfahren  scheint  daher  auch  für  unsere 
Verhältnisse,  zumal  angesichts  der  wirtschaftlichen  Lage,  beachtens- 
wert. Auch  an  Güte  und  Wasserundurchlässigkeit  dürfte  es  dem 
üblichen  Verfahren  überlegen  sein.  Eine  sorgfältige  Überwachung  der 
Bauausführung  wird  sich,  zumal  im  Eigenbetriebe,  leicht  bewerk- 
stelligen lassen.  Auch  für  die  Herstellung  von  Kanaldämmen2)  in  Auf- 
tragstrecken scheint  es  erwägenswert,  und  zwar  kommt  bei  kürzeren 
Auftragstrecken  das  beim  Dry  Canyon -Damm,  bei  längeren  dagegen 
das  beim  South  Haiwee-Damm  geschilderte  Vorgehen  in  Betracht. 

Münster  i.  W.  S)r.=Sng.  F.  W.  Schmidt. 


2)  Daß  das  Spülverfahren  mit  Erfolg  auch  bei  der  Schüttung  von 
Deichen  angewendet  wrird,  wie  z.  B.  an  der  unteren  Oder,  dürfte  be- 
kannt sein.  Die  Schriftleitung. 


Vermischtes. 


Wettbewerb  fiir  Yorentwiirfe  zum  Ban  eines  Kreiskranken- 
hauses in  Zeven,  ausgeschrieben  unter  Architekten  der  Provinz 
Hannover,  der  Freistaaten  Hainburg  (mit  Altona)  und  Bremen.  Drei 
Preise  von  7000,  5000  und  3000  Mark  sind  ausgesetzt  und  3000  Mark 
für  den  Ankauf  von  zwei  weiteren  Entwürfen.  Das  Preisrichteramt 
haben  u.  a.  übernommen:  Magistratsbaurat  Winterstein  in  Char- 
lottenburg, Regierungs-  und  Baurat  Steinicke  in  Stade,  Architekten 
Lun  dt  in  Hamburg  und  Jäger  in  Geestemünde.  Die  Unterlagen 
sind  für  15  M.  vom  Kreisausschuß  Zeven  zu  beziehen.  Einlieferungs- 
zeitpunkt ist  der  15.  Dezember  1921. 

Einen  Wettbewerb  für  Vorschläge  zur  Ausgestaltung  des  früher 
Stratinaunsclieu  Hofes  in  Röhlinghausen  zu  einem  Volkshause  ver- 
anstaltet die  Gemeinde  Röhlinghausen  unter  den  Architekten  in  den 
Stadt-  und  Landkreisen  Bochum,  Dortmund,  Essen,  Gelsenkirchen  und 
Herne  mit  Frist  bis  zum  7.  November  d.  J.  Vorgesehen  sind  drei 
Preise  von  4000,  2500  und  1500  Mark  sowie  zwei  Ankäufe  zu  je 
500  Mark.  Das  Programm  wird  für  5 Mark,  die  vollständigen  Zeich- 
nungen der  vorhandenen  Gebäude  werden  für  30  Mark  geliefert; 
letzterer  Betrag  wird  später  dem  Ablieferer  eines  vollständigen  Ent- 
wurfs zurückerstattet. 

Die  Vorschriften  über  Fabrikschorusteine  und  andere  Turm- 
schornsteine, wie  sie  durch  den  preußischen  Minister  der  öffentlichen 
Arbeiten  unter  dem  30.  April  1902  erlassen  worden  sind  (1902  d.  Bl , 
S.  297),  werden  nach  einer  Entschließung  des  bayerischen  Staats- 
ministeriums des  Innern  (Nr.  4073  C 2)  bis  zum  Erlaß  einheitlicher 
deutscher  Bestimmungen  über  die  Errichtung  von  Fabrik-  und  anderen 
Turmschornsteinen  in  Zukunft  auch  in  Bayern  für  die  Berechnung, 
Prüfung  und  Ausführung  solcher  Schornsteine  mit  einigen  Ergänzungen 
und  Abweichungen  angewendet.  Die  letzteren  sind  aus  der  vor- 
genannten Ministerialentschließung  zu  ersehen. 


Eine  Vortragsreihe  für  das  Beleuchtnugsgewerbe  „Der  Licht- 
träger in  Technik  und  Kunst“  veranstaltet  die  Deutsche  Beleuchtungs- 
technische Gesellschaft  gemeinsam  mit  dem  Staatlichen  Kunstgewerbe- 
museum vom  14.  Oktober  bis  25.  November  d.  J.  im  Hörsaal  des 
Kunstgewerbemuseums  in  Berlin,  Prinz- Albrecht-Straße  7 a.  Die  Teil- 
nehmergebühr für  die  ganze  Vortragsreihe  beträgt  15  Mark  und  wird 
für  Mitglieder  der  Beleuchtungstechnischen  Gesellschaft  auf  10  Mark 
ermäßigt.  Die  Teilnehmerkarten  werden  vom  1.  Oktober  ab  in  der 
Bibliothek  und  beim  Hausinspektor  des  Staatl.  Kunstgewerbemuseums 
ausgegeben  oder  nach  vorheriger  Einzahlung  der  Teilnehmergebühr 
an  C.  Schalter,  Direktor  der  Julius  Pintsch  A.-G.,  Berlin  0 27,  Andreas- 
straße 71/73,  übersandt. 

Gute  deutsche  Arbeit  nennt  sich  eine  Werbeschrift,  die  von  der 
Frankfurter  Messezeitung  zur  Messe  (25.  September  bis  1.  Oktober) 
herausgegeben . ist.  Besondere  Beachtung  wird  die  Ausstellung  im 
„Hause  Werkbund“  verlangen.  Die  Beschickung  ist  freigestellt  und 
nicht  an  die  Mitgliedschaft  zu  dem  Deutschen  Werkbunde  geknüpft. 
Doch  hat  ein  von  der  Frankfurter  Messe  und  dem  Deutschen  Werk- 
bunde ins  Leben  gerufener  Ausschuß  das  Recht,  die  Aussteller  in 
Zukunft  auszuschließen,  wenn  ihre  Leistungen  den  Erwartungen  nicht 
entsprechen.  Es  soll  so  ein  hochwertiges,  zuverlässiges  Gewerbe 
herangezogen  werden,  das  dem  deutschen  Namen  Ehre  macht.  Um- 
somehr ist  es  zu  bedauern,  daß  in  der  Werbeschrift  sowohl  im  Text 
wie  im  Anzeigenteil  sich  fremdsprachige  Ausführungen  befinden. 
Wenn  auch  die  internationale  Bedeutung  dieser  Messe  nicht  außer- 
acht gelassen  werden  darf,  so  ist  doch  sicher,  daß  die  Besucher,  die 
die  hochwertigen  deutschen  Erzeugnisse  kaufen  wollen,  auch  die 
deutsche  Sprache  beherrschen.  England  bringt  selbstbewußt  seine 
Erzeugnisse  auf  englisch  an  den  Markt.  Die  deutsche  Industrie  wird 
besser  fahren,  wenn  sie  endlich  darin  seinem  Beispiel  folgt. 
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[Alle  Rechte  Vorbehalten.] 


Die  Saftfutterbereitiing  im  deutschen  Futterturm. *> 


Die  durch  den  Krieg  und  seine  Folgen  hervorgetretenen  Wirt- 
schaftserschwernisse in  der  Landwirtschaft  erfordern  mit  Rücksicht 
auf  den  Mangel  und  die  hohen  Preise  für  Kraftfutter  eine  Hebuhg  der 
Produktion  tierischer  Erzeugnisse,  besonders  Milch,  Butter  und  Fleisch. 
Während  in  früheren  Jahren  jede  Lücke  in  der  heimischen  Futter- 
erzeugUDg  durch  vermehrte  Einfuhr  guter  und  billiger  Futtermittel  aus 
dem  Auslande  ausgeglichen  wurde,  fällt  diese  Möglichkeit  zunächst 
für  die  Landwirtschaft  fort.  Die  wichtigste  Aufgabe  zur  Hebung  der 
gesamten  deutschen  Rindviehzucht  ist  demnach  für  die  Gegenwart  und 
Zukunft  die  HebuDg  des  heimischen  Futterbaues.  Ein  wesentlicher 
Faktor  in  diesem  Bestreben  ist  die  Konservierung  des  Grün- 
futters. Hierbei  wird  voraussichtlich  die  Einsäuerung  der  Futter- 
mittel eine  große  Rolle  spielen,  ähnlich  wie  dieses  in  Nordamerika 
der  Fall  ist,  wo  Futtersilos  in  großer  Anzahl  der  Konservierung  des 
Grünfutters  dienen. 

Die  beste,  billigste  und  verbreitetste  Konservierung  von  Futter- 
gewächsen ist  zweifellos  die  Dürrheubereitung,  deren  Hauptfeind  aller- 
dings der  Regen  mit  seinen  Folgeerscheinungen  ist.  Die  Witterungs- 
einflüsse  zwingen  oft  dazu,  den  letzten  Teil  der  Futtergewächse  so  spät 
zu  mähen,  daß  sie  in  ihren  verdaulichen  Gewebeteilen  verholzen  und 
daher  für  den  Tiermagen  unverdaulich  werden.  Bei  später  Ernte  oder 
nassem  Herbstwetter  mit  geringer  Sonnenwärme  kann  man  in  den 
Höhenlagen  oder  im  Norden  und  Osten  sowie  in  den  Niederungen 
unseres  Vaterlandes  die  zweite  Heuernte  oft  gar  nicht  einbringen.  Die 
Verluste  bei  der  Trockenheuwerbung  sind  daher  in  vielen  Jahren  ganz 
erhebliche.  Mehr  denn  je  heißt  es  daher  in  der  deutschen  Land- 
wirtschaft, die  häufigen  Schädigungen  bei  der  Dürrheubereitung  durch 
Sauerfutterbereitung  auszugleichen.  Alles  Heu,  das  durch  Witterung 
dem  Verderben  preisgegeben  ist,  ferner  wasserreiche  Grünfutterpflanzen 
aller  Art,  erfrorene  Hackfrüchte,  Rübenblätter,  Schnitzel,  Kartoffel- 
kraut und  Seradeila  sind  zur  Einsäuerung  berufen.  Es  kommt  bei  der 
Einsäuerung  darauf  an,  für  die  Milchsäurebakterien  günstige  Lebens- 
bedingungen zu  schaffen,  die  in  erster  Linie  befähigt  sind,  ohne  große 
Stoffverluste  die  Futtermassen  zur  Konservierung  zu  bringen.  Zu 
diesen  Bedingungen  gehört  neben  genügender  Feuchtigkeit:  Wasser- 
undurchlässigkeit der  Futterbehälter,  dichte  Einlagerung  der  Futter- 
massen, eine  gute  Abdeckung.  Um  diese  zu  erfüllen,  sind  aus  ver- 
schiedenen Gründen  in  erster  Linie  die  deutschen  Futtertürme 
berufen,  die  im  Gegensatz  zu  anderen  Anlagen,  wie  der  amerikanischen 
Siloanlagen  und  der  Schweizer  Gärkammern,  aus  deutschen  Verhält- 
nissen heraus  für  die  deutsche  Landwirtschaft  entstanden  sind.  Diese 
sind  berufen,  am  besten  und  gleichzeitig  am  billigsten  der  Saftfutterberei- 
tung aller  Art,  wie  sie  unsere  deutschen  Verhältnisse  bringt,  zu  dienen. 

Rittergutsbesitzer  Kluge  in  Lindenberg,  Kreis  Insterburg  i.  Ostpr., 
hatte  vor  einigen  Jahren  zwei  deutsche  Futtertürme  aus  Ziegelmauer- 
werk auf  seinem  Gut  errichtet  und  bis  heute  mit  bestem  Erfolg  im 
Betrieb.  Um  die  Gewähr  für  eine  möglichst  gleichmäßige  und  gute 
Ausführung  der  deutschen  Futtertürme  zu  haben,  an  der  sich  nicht  die 
Mängel  zeigen  können,  die  eine  behelfsmäßige  Ausführung  in  Feld- 
oder Ziegelstein  gezeitigt  haben,  ist  durchaus  zu  raten,  diese  aus 
Eisenbeton  auszuführen.  Die  Landwirtschaftskammer  für  die  Pro- 
vinz Ostpreußen  hat  für  die  Erbauung  deutscher  Futtersilos  aus 
Eisenbeton  für  Möglichkeiten  der  Darlehnbeschaffung  gesorgt  und 
hierdurch  erreicht,  daß  zunächst  lö  deutsche  Futtertürme  in  Ost- 
preußen zur  Ausführung  gelangen. 

Die  Bauanlage  dieser  Futtertürme  ist,  wie  aus  den  nebenstehen- 
den Abb.  1 bis  3 ersichtlich  ist,  verhältnismäßig  einfach.  Es  handelt 
sich  um  einen  kreisrunden,  5,20  m im  lichten  großen  Eisenbetonturm, 


*)  Nach  den  Ausführungen  des  Rittergutsbesitzers  Kluge  iu  Linden- 
berg i.  Ostpr.  in  der  land-  und  forstwirtschaftlichen  Zeitschrift  „Geor- 
gine“ vom  15.  Januar  d.  J. 


der  hei  geeigneten  Grundwasserverhältnissen  2 1/2  m in  die  Erde  reicht, 
2J/2  m über  der  Erdoberfläche  hervorsteht,  im  ganzen  also  5 m hoch  ist. 
Die  Ringwände  werden  aus  Eisenbeton  ausgeführt  und  die  Innenseite  mit 
starkem,  gut  abgeglättetem  Zementputz  versehen.  Auf  die  sachgemäße 
glatte  und  wasserdichte  Ausführung  des  Innenputzes  ist  besondere  Sorg- 
falt zu  verwenden,  da  sonst  beim  Nachsetzen  des  Sauerheus  dieses  an 

der  Wand  hän- 
genbleibt und 
dann  durch  Ein- 
dringen der  Luft 
der  Schimmelbil- 
dung Vorschub 
leistet.  Der  Bo- 
den des  Eisen- 
betonturmes ist 
ungefähr  50  cm 
tief  zu  wölben 
undebenfalls  aus 
Der  Betonkörper  erhält 
1 m breiten  senkrechten 
den  das  Herein- 


Schnitt 


Abb.  2.  Grundriß. 


Beton  auszuführen, 
über  Gelände  einen 
Eingangschlitz , durch 

bringen  des  Futters  und  das  Hereinlassen  von 
Ochsen  oder  Pferden  zum  Festtreten  und 
später  die  Entnahme  des  fertigen  Inhalts  zu 
geschehen  hat.  Mit  dem  Fortschreiten  des  Befüllens  der  Türme  wird 
dieser  Eingangschlitz  mit  gespundeten  Brettern  oder  Bohlen,  die 
wagerecht  von  innen  gegen  einen  Falz  des  Eisenbetonkörpers  vor- 
gesetzt werden,  luftdicht  verschlossen;  etwaige  Ritzen  sind  mit 
Lehm  zu  verschmieren.  Bei  hohem  Grundwasserstand  muß  die  Erd- 
tiefe entsprechend  verringert  werden,  so  daß  die  Sohle  des  Turmes 
stets  über  dem  höchsten  Grundwasserstand  bleibt,  um  jedes  Ein- 
dringen von  Grundwasser  auszuschließen.  Es  ist  alsdann  notwendig, 
daß  um  den  Turm  herum  etwa  in  Breite  von  4 m eine  gepflasterte 
Böschung  angelegt  wird,  damit  der  freistehende  Teil  des  Eisenbeton- 
turmes nicht  höher  als  2,50  m,  allerhöchstens  3 m hoch  wird.  Bei 
Ausführung  mehrerer  Türme  ist  entweder  ein  Abstand  von  4 m zu 
wählen,  um  eine  Durchfahrt  zu  schaffen,  oder  die  Türme  werden  eng 
nebeneinandergesetzt,  so  daß  der  Zwischenraum  ungefähr  1,20  m beträgt- 
Die  Befüllung  der  deutschen  Futtertürme  hat  so  zu  geschehen, 
daß  ein  festes  und  dichtes  Einlagern  des  Grünfutters  die  Milchsäure- 
gärung, die  hei  40  bis  50°  C vor  sich  geht,  ermöglicht.  Das  Häckseln  des 
Grünfutters,  wie  beim  amerikanischen  Silo,  ist  hier  nicht  erforderlich. 
Hierbei  werden  die  Futterstoffe  mit  möglichst  geringen  Nährstoffverlusten 
konserviert,  und  es  entsteht  für  die  Tiere  ein  wohlschmeckendes  und 
bekömmliches  Futter.  Steigt  dagegen  die  Temperatur  nur  auf  20  bis 
30°  C,  dann  finden  sich  in  größeren  Mengen  Essig-  und  Buttersäurebak- 
terien, die  ein  saures  und  ranziges  Futter  herstellen,  das  immer  größere 
Nährstoffverluste  aufweist  und  vom  Vieh  nicht  so  gern  gefressen  wird. 

Das  Befüllen  des  Turmes  geschieht  unter  ständigem  Festtreten  der 
Futtermassen  bis  zu  einer  Höhe  von  1 bis  2 m senkrecht  über  dem 
obersten  Rande  des  Turmes.  Das  Futter  wird  dann  sofort  mit  Steinen 
20  bis  30  cm  hoch  beschwert,  wodurch  sich  der  Turminhalt  durch  das 
Zusammenpressen  so  erheblich  setzt,  daß  am  nächsten  Tage  ein  Nach- 
füllen stattfinden  kann.  Nach  endgültiger  Befüllung  wird  die  oberste 
Schicht  mit  einer  Strohpackung  gegen  Verschmutzung  geschützt  und 
auf  diese  noch  eine  durch  leichtes  Stampfen  gedichtete  Erdschicht  von 
40  bis  50  cm  Höhe  aufgebracht.  Durch  das  weitere  Setzen  der  Futter- 
massen bilden  sich  nachträglich  Risse  in  der  Erdpackung,  die  durch 
Festtreten  zu  beseitigen  sind.  Nach  ungefähr  zwei  bis  drei  Monaten 
ist  die  Gärung  so  weit  abgeschlossen,  daß  mit  der  Fütterung  begonnen 
werden  kann.  Reich, 

Königsberg.  Direktor  d.  Bauamts  d.  Landwirtschaftskammer. 


Vermischtes. 


Die  Normen  für  Holzbalkendecken  für  Kleinhäuser  (D I Norm  104, 
Blatt  1,  2,  3,  1 bis  3)  hat  das  bayerische  Staatsministerium  des  Innern 
den  Baupolizei-  und  amtlichen  Prüfungstellen  und  den  Baubeflissenen 
zur  Anschaffung  empfohlen,  da  sie  einen  wertvollen  Behelf  für  das 
Entwerfen  und  die  Prüfung  darstellen.  Sie  können  neben  den  Ober- 
polizeilichen Vorschriften  der  Berechnung,  Prüfung  und  Ausführung 
bei  Kleinhausbauten  zugrunde  gelegt  werden. 

Fernspreclmebenanschlüsse.  Durch  die  neue  Fernsprechordnung 
wird  die  Berechtigung  der  Teilnehmer,  Nebenanschlüsse  auf  dem 
Grundstück  ihrer  Hauptstelle  auch  durch  private  Unternehmer  her- 
steilen zu  lassen,  dahin  erweitert,  daß  künftig  der  Privatunternehmung 


auch  die  Herstellung  von  Nebenstellen  auf  anderen  Grundstücken 
freigegeben  wird.  Diese  Freigabe  ist  für  die  Teilnehmer  deshalb  vor- 
teilhaft, weil  dadurch  die  technische  Gleichförmigkeit  in  der  Gestal- 
tung ihrer  Nebenstellenanlagen  besser  gewahrt  werden  kann.  Auch 
brauchen  künftig  für  den  Verkehr  mit  dem  öffentlichen  Netz  und  für 
den  Hausverkehr  keine  verschiedenen  Apparate  mehr  aufgestellt  zu 
werden.  Diese  Vereinfachung  liegt  im  allgemeinen  wirtschaftlichen 
Interesse. 

Schleswig -holsteinische  Woche  für  Siedlungs-  und  Klein- 
wohnungswesen in  Kiel  (S.  420  d.  Bl.).  Als  „Vorwoche“  der  „Kieler 
Herbstwoche  für  Kunst  und  Wissenschaft“  fand  in  Kiel  vom  4.  bis 
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10.  September  eine  besondere  „Schleswig  - Holsteinische  Woche  für 
Siedlungs-  und  Kleinwohnungswesen“  statt.  Den  Mittelpunkt  der 
Veranstaltungen  bildete  eine  reichhaltig  zusammengestellte  Aus- 
stellung im  Kieler  Schlosse  (Weißer  Saal  und  anstoßende  Räume), 
gegliedert  nach  den  Abschnitten:  1.  Allgemeines  Siedlungswesen, 

2.  Dorf  und  Kleinstadt,  3.  Die  Stadt,  4.  Haus  und  Wohnung,  in  der 
Hauptsache  aus  dem  „Deutschen  Archiv  für  Siedlungswesen“  in 
Berlin  (Regierungsbaumeister  a.  D.  Langen)  entnommen,  aber  durch 
viele  sohleswig-holsteinische  Beispiele  ergänzt.  Die  festliche  Eröffnung 
in  der  geschmückten  Eingangshalle  des  Schlosses  in  Gegenwart  der 
zahlreich  erschienenen  Vertreter  der  Behörden,  Städte  und  sonstigen 
Körperschaften  vollzog  der  Leiter  der  „Heimstätte  Schleswig-Holstein“ 
Regierungs-  und  Baurat  Lübbert  in  Kiel,  der  die  Wohnungsfrage 
als  eine  der  dringendsten  Aufgaben  der  Neuzeit  besprach  und  die 
Hoffnung  äußerte,  daß  die  Kieler  Siedlungswoche  Laien  und  Fach- 
leuten zeige,  wo  die  Arbeit  etwa  anzugreifen  sei.  Als  Vertreter 
des  Reichsarbeitsministers  betonte  Ministerialrat  Dr.  Krüger,  daß 
die  Siedlungsfrage  in  den  letzten  Jahren  zu  einer  großen  volkstüm- 
lichen Bewegung  geworden  sei,  die  alle  unsere  Kräfte  in  Anspruch 
nehme.  Noch  türmen  sich  der  Verwirklichung  durch  den  Staat  große 
wirtschaftliche  und  Geldschwierigkeiten  entgegen.  Wollen  wir  trotz 
alledem  durchringen,  dann  ist  dazu  vor  allem  ein  tiefergehendes 
Verständnis  aller  Beteiligten  vonnöten,  wie  es  eine  solche  Tagung 
anstrebt.  In  Schleswig-  Holstein  ist  die  Siedlung  besonders  begünstigt 
durch  die  eigentümliche  landwirtschaftliche  Entwicklung  der  Pro- 
vinz. Auch  hat  hier  in  den  letzten  Jahrzehnten  die  Baugenossen- 
schaftsbewegung besonders  rührig  vorgearbeitet.  Stadtrat  Dr.  Hahn 
in  Kiel,  Vertreter  des  Oberbürgermeisters,  prüfte  die  Frage,  ob  unsere 
städtische  Entwicklung  in  Zukunft  auf  den  bisherigen  Bahnen  weiter- 
gehen könne.  Regierungsbaumeister  a.  D.  Langen  in  Berlin,  der 
Leiter  des  Deutschen  Archivs  für  Siedlungswesen,  leitete  darauf  nach 
allgemeinen  Betrachtungen  die  erste  Führung  durch  die  Ausstellung, 
die  zum  großen  Teil  sein  Werk  war.  Als  ein  besonderes  Verdienst 
der  Veranstalter  muß  hervorgehoben  werden,  daß  über  den  Rahmen 
des  heimatlich  Schleswig- holsteinischen  und  des  Einzelsiedlers  in 
Kleinhaus  und  Kleingarten  hinaus  der  Blick  immer  wieder  auf  die 
großen  Zusammenhänge,  auf  die  gemeinsame  Arbeit  um  das  Heimat- 
land, das  einzige,  was  uns  geblieben,  geleitet  wurde.  Ein  schmuckes 
Kleinwohnungshaus  im  Garten  neben  dem  Schlosse  mit  einfacher 
geschmackvoller  Innenausstattung  des  „Kieler  Möbelhauses“  fügte  sich  , 
ergänzend  in  den  Rahmen  der  Ausstellung  ein,  durch  welche  täglich 
Führungen  unter  sachkundiger  Leitung  (Langen)  stattfanden.  Im 
großen  Vortragsaal  der  Kunsthalle  wurden  an  den  Wochentagen 
nicht  weniger  als  19  gut  besuchte  Vorträge  über  alle  Fragen  des 
Siedlungswesens  gehalten,  darunter  von  Magisratsbaurat  Meyer  in 
Kiel,  Dr.  Keup  in  Berlin,  Regierungsbaumeister  a.  D.  Langen  in 
Berlin,  Prof.  Dr.  Erman  in  Münster,  Gartenarchitekt  Migge  in 
Worpswede,  Landesversicherungsrat  Hansen  in  Kiel,  Regierungs-  und 
Baurat  Lübbert  in  Kiel,  Prof.  Dr.  Eberstadt  in  Berlin,  Direktor 
Glang  in  Kiel  (Heimstätte  Schleswig- Holstein),  Rechtsanwalt  Lin  ekel - 
mann  in  Kiel  (Höfebank),  Theodor  Möller  in  Kiel  (Heimatschutz 
Schleswig -Holstein),  Architekt  Brodersen  (Niederbarnim).  Die 
Tagung  mit  ihrer  reichen  Fülle  von  Anregungen  und  neuen  Gedanken 
hat  in  erfreulicher  Weise  dazu  beigetragen,  das  Verständnis  für  Sied- 
lungswesen in  weiteren  Kreisen  zu  verbreiten.  Dr.  J. 

Die  Zeitschrift  für  Bauwesen  enthält  im  7.  bis  9.  Heft  des 
Jahrgangs  1921  die  folgenden  Mitteilungen: 

Die  Burgen  des  deutschen  Ritterordens  in  Kurland,  mit  67  Abb.,  vom 
Baurat  Bernhard  Schmid  in  Marienburg  in  Westpreußen. 

Die  Bauten  des  Ems-Weser-Kanals  in  der  Weserniederung  bei  Minden 
in  Westfalen,  mit  39  Abb.  im  Text  und  3 Tafeln,  vom  Ober- 
baurat Loebell  und  Regierungs- u.  Baurat  Gerecke  in  Hannover. 
Die  Umgestaltung  der  Leipziger  Bahnanlagen  durch  die  preußische 
und  die  sächsische  Staatseisenbahnverwaltuug,  mit  63  Abb.  im 
Text  und  4 Tafeln,  vom  Oberbaurat  Rothe  in  Leipzig,  Oberbau- 
rat Mirus  und  Oberbaurat  Christoph  in  Dresden,  Regierungs- 
und Baurat  Schmitz  in  Halle  und  Regierungsbaumeister  Schiunk 
in  Leipzig  (Fortsetzung). 

Wirtschaftliche  Untersuchungen  über  die  Abmessungen  neuer  Haupt- 
wasserstraßeu  und  der  auf  ihnen  verkehrenden  Fahrzeuge,  vom 
Regierungs-  und  Baurat  Mo  mb  er  in  Magdeburg. 

Verfahren  zur  Ausnutzung  der  Windkraft  für  Heizzwecke  durch 
Erzeugung  elektrischer  Energie.  D.  R.-P.  337  259.  Walter  Hoff- 
man n in  Eisenach.  — Die  Abbildung  veranschaulicht  eine  Ausführung 
des  Verfahrens  gemäß  der  Erfindung  in  einem  Schnitt  durch  ein  mit 
der  Neuerung  ausgestattetes  Wohnhaus,  a und  b sind  die  zu  be- 
heizenden Wohnräume,  c der  Kellerraum,  in  dem  sich  eine  beliebige 
Einrichtung  d zur  elektrolytischen  Zersetzung  des  zugeführten  Wassers 
in  dessen  Bestandteile,  Wasserstoff  und  Sauerstoff,  befindet.  Der  zur 
Zerlegung  des  Wassers  in  seine  Bestandteile  erforderliche  elektrische  i 


Strom  wird  von  einer  Dynamo  e erzeugt,  die  ihren  Antrieb  von 
einem  Windmotor  f erhält,  wobei  zwischen  letzterem  und  der  Dynamo- 
maschine noch  eine  ge- 
eignete Regelungsvor- 
richtung g vorgesehen 
sein  kann,  um  die  Um- 
laufgeschwindigkeit 
des  Motors  der  Dy- 
namomaschine von  den 
Schwankungen  in  der 
Windstärke  unabhän- 
gig zu  machen.  — Der 
am  negativen  Pol  aus- 
geschiedene Wasser- 
stoff wird  nun  mittels 
der  Rohrleitung  h in 
einen  Gasometer  i ge- 
leitet, von  dem  aus  er 
durch  Leitungen  k zu 
den  Öfen  l in  den  ein- 
zelnen Wohnräumen 
geleitet  wird.  Diese 
Öfen  bezw.  Heiz  Vorrich- 
tungen bestehen  aus 
Brennern  m,  die  zweck- 
mäßig von  spiralförmig 
gebogenen  Rohren  ge- 
bildet werden,  und  aus 
den  Gehäusen  n.  die 
die  Brennereinrichtung 
umschließen.  Diese  Ge- 
häuse n können  noch 
mit  Kacheln  o umklei- 
det sein,  so  daß  die  Öfen 
auch  ein  gefälliges  Aus- 
sehen erhalten.  Unter, 
halb  jedes  Brenners  m ist  eine  Auffangschale  p vorgesehen,  die  dazu 
dient,  das  bei  der  Verbrennung  des  Wasserstoffes  sich  bildende  Wasser 
aufzufangen,  das  dann  mittels  der  verhältnismäßig  dünnen  (daher 
billigen)  Rohre  q nach  einem  beliebigen  Abfluß  abgeleitet  werden  kann. 
Den  Zeiten  der  Windstille  wird  durch  Anwendung  eines  Gasometers 
bezw.  Gassammlers  i,  bei  Eintreten  längerer  Windstillen  noch  durch 
Anordnung  eines  Akkumulators  für  den  elektrischen  Strom  Rechnung 
getragen,  so  daß  also  ohne  weiteres  ein  Dauerbetrieb  für  die  Heizung 
gewährleistet  wird.  — Wenn  der  Gasometer  vollkommen  mit  Wasser- 
stoff gefüllt  ist,  so  kann  durch  mechanische  Mittel  oder  auf  elektro- 
magnetischem Wege  die  Gasentwicklung  selbstätig  unterbrochen  werden. 
Auf  diese  Weise  wird  nach  Ansicht  des  Erfinders  eine  regelbare 
und  beliebig  zu  steigernde,  von  dem  Vorhandensein  von  Kohlen  da- 
gegen durchaus  unabhängige  Beheizung  aller  möglichen  Räume  erzielt. 
Die  Erfindung  ermöglicht  außerdem  die  Benutzung  eines  Teiles  einer 
etwa  vorhandenen  Warmwasserheizung  und  bietet  weiterhin  den 
Vorteil,  daß  die  Herstellung  der  Anlage  zur  Ausführung  des  neuen 
Verfahrens  nur  ganz  geringe  Kosten  verursacht. 

Schiffliebewerk  mit  zweiarmigen  Hebeln  und  Gegengewicht- 
ausgleich. D.  R.-P.  337  524.  Felix  Gremmels  in  Mannheim.  — 
Bei  einem  Schiffhebewrerk  kann  es  erforderlich  sein,  daß  dieses  auf 
schmaler  Grundfläche  errichtet  -werden  muß,  z.  B.  in  einem  felsigen 
Tale,  wo  neben  der  Schiffahrtstraße  noch  andere  Verkehrswege  hin- 
durchführen, so  daß  eine  Ausdehnung  in  die  Breite  nicht  möglich  ist. 
Für  derartige  Fälle  ist  das  Schiffhebewerk  gemäß  der  Erfindung 
besonders  geeignet.  Abb.  1 u.  2 veranschaulichen  dasselbe  in  einer 
Ausführungsform  im  Längenschnitt  und  Grundriß,  während  Abb.  3 
eine  zweite  Ausführungsform  mit  drei  Hebelpaaren  im  Längen- 
schnitt zeigt;  Abb.  4 stellt  die  Art  der  Dichtung  zwischen  Ober- 
Wasserhaltung  und  Schifftrog  dar.  — Wie  ersichtlich,  ruhen  auf  den 
Tragsockeln  u die  Hauptrollenlager  c für  die  Hebelpaare  d,  an  deren 
unteren  Enden  sich  die  Ösenlager  e befinden,  in  denen  der  Schifftrog  b 
aufgehängt  ist.  Die  waagerechte  Entfernung  der  Hauptlager  c ist  genau 
so  groß  wie  die  der  Ösenlager  e.  Da  auch  die  Hebelarme  e d 
gleich  lang  sind,  so  bilden  die  ideellen  Linien  des  Systems  in  jeder 
Lage  ein  Parallelogramm  und  es  muß  der  Schifftrog  stets  eine  wTage- 
rechte  Lage  einnehmen.  Die  Hebelpaare  d haben  am  oberen  Ende 
kragträgerartige  Ausbauten  d‘  mit  Kurvenbahnen/,  auf  denen  das 
Gegengewicht  y mittels  der  Laufräder  r ruht.  Dieses  Gegengewicht 
hat  alle  bei  der  Bewegung  und  Ruhe  in  Wirkung  tretenden  Gewichts- 
massen des  Schifftroges  einschließlich  der  Wasserfüllung  im  Gleich- 
gewichtszustände zu  halten.  Die  wagerechte  Entfernung  der  Laufräder  r 
ist  gleich  der  wagerechten  Entfernung  der  Hauptlager  c,  und  da  die 
oberen  Hebelarme  c d ebenfalls  gleich  lang  sind,  so  bilden  ebenfalls 
die  ideellen  Linien  des  Oberbaues  in  jeder  Lage  ein  Parallelogramm 
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und  das  Gewicht  g muß  stets  eine  wagerechte  Lage  einnehmen.  — 
Sobald  der  Schifftrog  in  das  Unterwasser  eintaucht,  verändert  sich 
die  Gewichtsmasse  an  den  unteren  Hebelenden  erheblich.  Für  diese 
Veränderung  unten  ist  am  obern  Ende  ein  Ausgleich  dadurch  ge- 
schaffen, daß  die  Hebelarme  mit  Hilfe  der  Kurvenbahnen  verlängert 
werden.  — Die  Lage  und  Gestalt  der  Kurvenbahn  ist  an  zwei  Be- 
dingungen gebunden:  1.  Die  wagerechte  Entfernung  der  Auflage- 
punkte der  Laufräder  r vom  Drehpunkt  c ist  in  jeder  Lage  so  zu 
wählen,  daß  alle  in  bezug  auf  den  Achsenpunkt  bei  c wirkenden  Dreh- 
momente gleich  Null  sind,  d.  h.  in  jeder  Lage  muß  Gleichgewichts- 
zustand herrschen.  2.  Die  Kurventangenten  an  die  unter  Bedingung  1 
ermittelten  Kurvenpunkte  (Druckstellen  der  Räder  t)  müssen  in  der 
jeweiligen  Gleichgewichtslage  des  Hebewerkes  eine  wagerechte  Lage 
einnehmen.  — Auf  dem  Gewicht  g befindet  sich  der  Elektromotor  m, 
durch  den  das  Laufräderpaar  r gedreht  wird.  Hierdurch  kann  also 
das  Gewicht  g nach  der  einen  oder  anderen  Richtung  verschoben 
werden.  Wird  es  z.  B.  in  der  Richtung  des  Pfeiles  verschoben,  so  wird 
der  Hehearm  nach  rechts  hin  länger,  und  der  Schifftrog  bewegt  sich 
in  die  gestrichelt  gezeichnete  Stellung  vor  die  obere  Haltung.  Er  stößt 
in  dieser  Stellung  mit  der  Stirnfläche  gegen  die  Endfläche  des  Ober- 
wasserkanals (Abb.  4)  und  dichtet  diese  Stoßfuge  wasserdicht  ah.  — 
In  Abb.  3 ist  eine  andere  Ausführungsform  des  Schiffhebewerkes  mit 
drei  Hebelpaaren  dargestellt.  Damit  bei  der  Ingangsetzung  des  Hebe- 
werkes eine  ruderartige  und  schaukelnde  Bewegung  verhindert  wird, 
sind  Wasserkammern  h angebracht,  in  denen  sich  die  Bremsplatten  i 
mit  geringem  Spielraum  gegen  die  Kammerwandungen  in  h auf-  und 
abwärts  bewegen.  Die  Bremsplatte  i ist  an  der  Stütze  k befestigt, 
die  an  einem  Drehpunkt  am  Hebel  d‘  gelenkig  angeschlossen  ist. 
Wenn  sich  der  Hebelarm  d‘  abwärts  bewegt,  so  drückt  die  Brems- 
platte i auf  das  Wasser  in  der  Kammer  h und  verhindert  dadurch 


ruckartige  und  schaukelnde  Bewegungen  des  Hebewerkes.  — Zum 
wasserdichten  Abschluß  au  der  oberen  Haltung  hat  das  Ende  des 
Schifftroges  eine  Hohlrinne  n,  in  der  das  Dichtungsmittel  v (z.  B. 
eine  Holzleiste)  liegt  (Abb.  4).  Die  Leiste  v wird  in  der  Endstellung 
gegen  die  Dichtungsfläche  / an  der  oberen  Haltung  gedrückt. 


Bücherschau. 

Aus  Alt-Bayern.  Städte  und  Bilder.  Von  Dr.  Hans  Karl inger. 
München  1920.  Verlag  für  praktische  Kunstwissenschaft,  F.  Schmidt. 
145 jS.  in  4°  mit  zahlreichen  Abb.  Geb.  30  M.\ 

Das  Büchlein  hat  einen  reichen  Inhalt.  Es  will  dem  Künstler 
und  Kunstforscher  die  Städte,  Ortschaften  und  Landschaftsbilder  süd- 
lich der  Donau  in  kurzen  Aufsätzen  nebst  erläuternden  Abbildungen 
(nach  Zeichnungen  von  Professor  Julius  Diez  und  Lichtbildern  von 
cand.  arch.  Haertinger,  beide  in  München)  näherbringen.  Der 
Verfasser  weicht  vom  Althergebrachten  ab  und  führt  uns  viel  abseits 
der  ausgetretenen  Pfade,  scheinbar  planlos.  Er  zeigt  uns  die  geschicht- 
liche Entwicklung  der  von  der  Neuzeit  oft  noch  unberührten  Stätten. 
Er  skizziert  die  Eigenart  der  Bewohner  und  ihrer  Landstriche  und 
Ortschaften  auch  unter  Berücksichtigung  der  Ortsgeschichte,  alter 
Gewerbe  und  Bräuche.  Er  geht  auf  die  landesüblichen  alten  Bau- 
stoffe ein,  die  der  Baukunst  ihr  wechselndes  Gepräge  geben.  Karlinger 
ist  wohl  einer  der  ersten,  die  auf  den  bayerischen  Ziegelbau  hinweisen, 
der  bisher  von  den  Kunstforschern  als  architekturbildender  Baustoff 
kaum  beachtet  worden  ist.  Über  das  stille,  auf  Ackerbau  und  Handel 
hinweisende  Erding,  die  ehemalige  Residenz  Landshut  und  das  auf 
keltischen  Ursprung  deutende  Straubing  führt  uns  der  Verfasser  in 
das  romanische  Jahrhundert,  das  seine  Marksteine  vor  allem  in  Regens- 
burg, Freising  hinterlassen  hat.  Wir  wandern  weiter  durch  Aichach, 
unweit  der  Stammburg  Wittelsbach,  nach  Landsberg  am  Lech 
mit  dem  „allerschönsten“  Marktplatz  in  Südbayern  und  lernen  dann 
Althayerns  Anteil  an  der  Spätgotik  mit  ihren  Hauptvertretern  des 
Ziegelbaues,  den  gegensätzlichen  Architekten  Hans  Stethainer  und 
Jörg  Ganghofer  kennen.  Im  15.  Jahrhundert  war  der  Ziegelbau 
zwischen  Lech  und  Enns  heimisch  geworden.  Dann  folgen  Nabburg 
und  ein  höchst  anregender  Abschnitt  über  Wallfahrtkirchen.  Ihm 
reihen  sich  an  die  beiden  mittelalterlichen  natürlichen  Festungen 
Burghausen  an  der  Salzach  und  das  wasser umflossene  Wasserburg  am 
Inn.  Mit  Passau  an  der  österreichischen  Grenze  führt  uns  der  Ver- 
fasser an  „die  Schwelle  der  schönsten  Stromfahrt  in  Deutschland“ 
und  gibt  uns  zum  Schluß  eine  anregende  Studie  über  Münchener 
Porzellan.  Vorstehend  angedeutete  vielseitige  Bilder  mögen  den 
reichen  Inhalt  des  verdienstvollen,  in  buchkünstlerischer  Beziehung, 
in  Druck  und  Papier  vorzüglich  ausgestatteten  Büchleins  beweisen, 
das  hiernach  kaum  besonders  empfohlen  zu  werden  braucht.  Sch. 

Eiseubalmausriistimg  der  Häfen.  Von  3)r.=!3ng.  W.  Cauer,  Ge- 
heimer Baurat,  Professor  an  der  Technischen  Hochschule  Berlin.  Berlin 
1921.  Jul.  Springer.  48  S.  in  gr.  4°  mit  51  Abb.  Geh.  12 

Diese  vom  Verfasser  zuerst  in  der  Verkehrstechnischen  Woche 
1920/21  veröffentlichte  Arbeit  ist  als  Sonderabdruck  in  Buchform 
erschienen.  Es  wird  damit  eine  bisher  vorhandene  Lücke  in  dem 
technischen  Fachschrifttum  ausgefüllt  und  allen  denen,  die  sich  mit 
der  Anlage  von  Häfen  und  deren  Ausrüstungen  zu  befassen  haben, 
wertvolles  Material  für  die  Lösung  der  dabei  in  Betracht  kommenden 
Aufgaben  an  die  Hand  gegeben.  Die  Abhandlung  gewinnt  dadurch 
an  Wert,  daß  sie  sich  nicht  rein  auf  die  Eisenbahnanlagen  beschränkt, 
sondern  die  gesamten  Hafeneinrichtungen  in  die  Erörterungen  ein- 
bezieht und  in  der  Darstellung  der  Wechselwirkungen  zwischen  Hafen- 
und  Eisenbahnverkehr  ein  vollständiges  Bild  über  das  zwischen  Hafen- 
und  Eisenbahndienst  erforderliche  Zusammenarbeiten  gibt.  Ein  be- 
sonderer Vorzug  der  Arbeit  ist  darin  zu  finden,  daß  der  Verfasser 
seine  Ausführungen  nicht  einseitig  vom  Standpunkt  des  Eisenbahn- 
technikers aus  gemacht,  sondern  sich  vor  der  Veröffentlichung  der 
Zustimmung  eines  hervorragenden  Wasserbautechnikers  versichert  hat 
und  daß  er  in  der  Behandlung  der  Eisenbahnanlagen  vor  allem  den 
Bedürfnissen  des  Betriebes  gerecht  wird. 

Der  Inhalt  des  Buches  gliedert  sich  in  drei  Abschnitte.  Der  erste 
Abschnitt  mit  der  Überschrift  „Der  Hafen  und  seine  Eisenbahnanlagen 
im  ganzen“  stellt  Forderungen  und  Grundsätze  auf,  die  hinsichtlich 
der  Betriebsführung  und  der  Gesamtanordnung  der  Eisenbahnanlagen 
zu  beachten  sind,  wobei  die  Notwendigkeit  des  Zusammenwirkens 
des  Wasserbauers  und  des  Eisenbahners  und  die  Festlegung  eines 
Generalplanes  vor  Aufstellung  großzügiger  Erweiterungspläne  be- 
stehender Anlagen  oder  neuer  Pläne  besonders  betont  wird.  Im 
zweiten  Abschnitt  wird  die  Einzeldurchbildung  der  Eisenbahnanlagen 
für  verschiedene  Kaiarten  behandelt.  In  ausführlicher  Weise  werden 
hier  an  Hand  von  Beispielen  und  zahlreichen  Abbildungen,  die  übrigens 
auch  in  den  anderen  Abschnitten  dem  Text  beigegeben  sind,  die  Ein- 
richtungen der  Kaien  und  Speicher  und  für  das  Löschen  und  Laden 
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der  Güter,  mit  besonderer  Berücksichtigung  der  Kohlen-  und  Erz- 
verladevorrichtungen,  sowie  die  Anlage  und  Bedienung  der  hierfür 
nötigen  Gleise  besprochen  und  dabei  gleichzeitig  die  für  die  Be- 
dienung der  Gleise  wichtigen  betrieblichen  Vorgänge  gutachtlich 
erörtert.  Auch  die  Anlagen  für  den  Personenverkehr  in  den  Häfen 
sind  hier  aufgenommen.  Der  dritte  Abschnitt  ist  der  Einzeldurch- 
bildung der  übrigen  Eisenbahnanlagen  der  Häfen  gewidmet  und  be- 
handelt zunächst  die  Ausbildung  der  Bezirksbahnhöfe  und  ihrer  Ver- 
bindungen mit  den  Hafengleisen  und  sodann  die  Gestaltung  des 
Haupthafenbahnhofs  — alle  wiederum  unter  Hervorhebung  der 
Bedürfnisse  des  Betriebes. 

Allen  technischen  Kreisen,  die  am  Hafenbau  beteiligt  sind,  ins- 
besondere auch  allen  Eisenbahntechnikern,  die  Gleisanlagen  in  Häfen 
und  Anschlüsse  von  Häfen  an  bestehende  Eisenbahnanlagen  zu 
bearbeiten  haben,  kann  das  Cauersche  Werk  bestens  empfohlen  werden. 

Köln  a.  Rh.  K.  Falck. 

Siedlungswerk.  Herausgegeben  von  der  Vereinigung  für  deutsche 
Siedlung  und  Wanderung  und  dem  Deutschen  Bund  Heimatschutz- 
München  1921.  Georg  D.  W.  Callwey.  Erscheint  in  3G  bis  40  Lief.  — 
17.  bis  26.  Lief.  Kleinbürgerliche  Siedlungen  in  Stadt  und 
Land.  Eine  Untersuchung  der  Siedlungsformen  an  Hand  von  Bei- 
spielen aus  der  Zeit  von  1500  bis  1850.  Bearbeitet  von  £)r.=2>ng. 
Waldemar  Kuhn.  168  S.  in  gr.  8Ü  mit  156  Abb.  Geh.  Im  Abonne- 
ment 30  J(,  Einzelbezug  40  M. 

Die  „Kleinbürgerlichen  Siedlungen  in  Stadt  and  Land“  sind  als 
17.  bis  26.  Lief,  des  schon  wiederholt  besprochenen  (1919  d.  Bl., 
S.  349;  1920,  S.  64  u.  552),  von  der  Vereinigung  für  deutsche  Siedlung 
und  Wanderung  und  dem  Deutschen  Bund  Heimatschutz  heraus- 
gegebenen Siedlungswerks  erschienen.  Auch  dieses  Heft  schließt  sich 
nach  Gediegenheit  des  Inhalts  und  der  Ausstattung  den  bisher  er- 
schienenen Lieferungen  an. 

Der  Verfasser  hat  sich  die  Aufgabe  gestellt,  die  Grundsätze  für 
die  Entwicklung  der  kleinbürgerlichen  Siedlungen  bis  etwa  um  1850 
an  ausgeführten  Beispielen  darzulegen,  bis  zu  jenem  Zeitpunkt  also, 
da  im  Zusammenhang  mit  dem  überraschenden  und  überschnellen 
industriellen  Aufschwung  Deutschlands  der  Sinn  für  ein  in  wirt- 
wirtschaftlicher, gesundheitlicher  und  schönheitlicher  Hinsicht  gleich 
einwandfreies  Siedlungs-  und  Wohnungswesen  verloren  ging.  Inhalt- 
lich stellt  Kuhns  Arbeit  eine  Fortsetzung  seiner  bekannten  Veröffent- 
lichung über  die  „Kleinsiedlungen  aus  friderizianischer  Zeit“  dar 
(Zeitschrift  für  Bauwesen  1915,  S.  347  u.  503;  Denkmalpflege  1921,  S.  5). 
Während  den  Inhalt  der  letzteren  jedoch  vorwiegend  landwirtschaft- 
liche, in  offener  Bauweise  ausgeführte  Siedlungen  bilden,  sind  in  der 
vorliegenden  Untersuchung  die  mehr  als  Reihenhäuser  erbauten  Woh- 
nungen kleinbürgerlicher  Bevölkerungskreise  behandelt,  wobei  neue 
Anlagen,  erweiterte  alte  Anlagen,  neu  angegliederte  Stadtteile  und 
Gartenbezirke  vor  der  Stadt  unterschieden  werden.  Ein  zweiter 
Hauptteil  beschreibt  „Dezentrale  Siedlungen“  wie  vorstädtische  Sied- 
lungen, Alte -Leute-  und  fürstliche  Siedlungen  sowie  die  durch  inter- 
essante Beispiele  belegten  Siedlungen  der  Herrnhuter  Brüdergemeine. 
Ein  letzter  Abschnitt  ist  dem  Aufbau  der  Siedlungen  (Musterzeich- 
nungen, Platzbildung,  Stockwerkhöhen,  Straßenbreiten  und  der  Be- 
pflanzung der  Straßen  und  Plätze)  gewidmet.  Sehr  dankenswert  ist 
eine  im  Anhang  gegebene  Übersicht  von  mehr  als  300  Schriften  über 
die  Siedlungstätigkeit  in  Deutschland  von  1500  bis  1850,  geordnet 
nach  Ländern  und  Provinzen.  Kuhn  erhärtet  seine  Ausführungen 
durch  eine  große  Zahl  von  Abbildungen  nach  Originalplänen  wie 
auch  Lichtbildaufnahmen,  fast  durchweg  durch  solche,  die  zum  ersten- 
mal durch  Veröffentlichung  der  Allgemeinheit  zugänglich  gemacht 
werden. 

Die  Bestrebungen  der  Kuhnschen  Arbeit  gehen  dahin,  eine  ruhige 
und  gesunde  Weiterentwicklung  unseres  städtischen  und  vorstädtischen 
Siedlungswesens  durch  Anknüpfung  an  den  vor  100  Jahren  zerrissenen 
Faden  zu  fördern.  Sie  zeigt  an  den  ausgewählten  Beispielen,  daß 
das,  was  wir  heute  auf  dem  Gebiete  des  Siedlungsweseus  erstreben, 
damals  schon  in  weit  größerem  Umfange,  als  allgemein  bekannt  ist, 
in  vorbildlicher  Weise  verwirklicht  war. 

München.  S)r.=  3u9-  A.  Gut. 

Deutschlands  Städtebau,  eine  Sammlung  von  Städtebildern. 
Berlin-Halensee.  Deutscher  Architektur-  und  Industrie-Verlag  („Dari“). 
In  4°.  Jeder  Band  mit  zahlr.  Abb.  und  Kunsttafeln  und  mit  Ge- 
schäftsanzeigenanhang. (Die  einzelnen  Städtewerke  s.  d.  Bücher- 
verzeichnis S.  410  d Bl.). 

Es  ist  ein  Wagnis,  in  der  Jetztzeit  mit  einer  neuen  Sammlung 
von  Städtebildern  herauszukommen.  Das  neue  Unternehmen  be- 
schreitet jedoch  teilweise  so  eigenartige  Wege,  daß  ihm  der  Erfolg 
wohl  sicher  ist.  Während  bisher  derartige  Veröffentlichungen  von 
rein  künstlerischen  oder  geschichtlichen  Gesichtspunkten  geleitet 
waren  und  die  Vergangenheit  bevorzugten,  gibt  die  neue  Bücherreihe 
einen  Einblick  auch  in  die  Gegenwart  und  Zukunft  der  Städte  und 
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vor  allem  auch  in  die  wirtschaftlichen  Zusammenhänge.  Besonders 
erfreulich  erscheint  der  Versuch,  auch  Industrie  und  Technik  in  den 
Rahmen  der  Betrachtungen  zu  ziehen,  die  in  derartigen  Veröffent- 
lichungen meist  nur  mit  einem  gewissen  Bedauern  abgetan  werden, 
während  die  Städte,  die  Techniker  mit  vollem  Recht  auf  sie  stolz 
sein  können. 

Meisterhaft  sind  z.  B.  Duisburgs  gewaltige  Häfen  geschildert. 
Die  schwungvolle  Darstellung  reißt  den  Leser  hinein  in  den  Strudel 
des  nimmer  rastenden  Betriebes  und  lehrt  ihn,  das  hohe  Lied  deutscher 
Arbeit  zu  verstehen.  Die  wie  Idylle  anmutenden  Bilder  der  Altstadt 
führen  in  die  Vergangenheit  der  uralten  Stätte  an  der  Mündung  der 
Ruhr.  Beachtenswerte  Neubauten  und  Pläne  von  einer  Großzügigkeit, 
die  den  Wunsch  erwecken,  daß  deutscher  Fleiß  und  deutsche  Arbeit 
doch  ihre  Ausführung  ermöglichen,  führen  in  Gegenwart  und  Zukunft. 
Dann  das  Werk  über  die  alte  Hansestadt  Dortmund.  Vom  Bauern- 
dorf zum  Industriezentrum  geht  die  Entwicklung,  vom  kunstfrohen 
Erzgießer  zur  Schwerindustrie.  Was  die  Kirche  geschaffen,  was  kern- 
deutscher Bürgerstolz  entstehen  ließ  und  noch  heute  dort  errichtet 
und  plant,  wird  in  Wort  und  Bild  glänzend  geschildert.  Auch  die 
Veröffentlichung  über  Lübeck  muß  als  gelungen  bezeichnet  werden. 
Hier  wie  auch  über  Dortmund  hat  man  Handel  und  Industrie  gelbst 
das  Wort  erteilt,  um  ihre  Leistungen  auf  wirtschaftlichem  und  sozialem 
Gebiet  zu  schildern.  Doch  auch  die  Kunst  der  Vergangenheit  des  alten 
Vororts  der  Hanse  und  der  Gegenwart  sind  voll  zu  ihrem  Rechtgekommen. 
Mit  besonderer  Liebe  sind  Münsters  Backsteinbauten  behandelt. 
Von  Herford  sind  die  bisher  wohl  nur  wenig  bekannten  malerischen 
Giebelhäuser  in  Haustein  und  Fachwerk  zu  ertvähuen.  Der  Band 
über  Paderborn  ist  fast  ausschließlich  der  Vorzeit  gewidmet.  Eine 
Fülle  liebevoll  ausgewählter  Lichtbilder  gewährt  einen  Einblick  in  die 
ehrwürdige  Stadt,  die  Bischof  Meinwerk  zu  einem  Kunstzentrum 
machte.  Auch  bei  Halb  er  stadt  ist  die  Vergangenheit  bevorzugt. 
Kolberg  zeigt  die  Schätze  der  die  Stadt  beherrschenden  wichtigen 
Marienkirche  und  feine  Zeugnisse  schlicht  vornehmen  Bürgerstolzes. 
Naumburgs  Dom  ist  in  Wort  und  Bild  treffend  gekennzeichnet, 
ebenso  die  übrigen  Denkmäler  der  Vergangenheit.  Von  Frank- 
furt a.  d.  O.  ist  neben  den  alten  Bauten  mit  Recht  der  Rathausneubau 
hervorgehoben.  Die  Schätze  der  ehrwürdigen  alten  Reichsstädte 
Mühlhausen  i.  Th.  und  Nordhausen  sind  gut  zur  Geltung  ge- 
bracht. Auch  Gera  bietet  architektonisch  und  städtebaulich  manch 
interessantes  Bild,  Mit  Ausnahme  des  Buches  über  Hildesheim, 
das  allein  auf  die  beiden  großen  Kunstepochen,  das  kirchliche  Mittel- 
alter  und  die  bürgerliche  Renaissance,  abgestellt  ist,  bringen  alle 
Veröffentlichungen  auch  die  neueren  Bauwerke  und  die  Siedlungs- 
bauten. Auch  hier  ist  manches  der  Beachtung  wert,  -wenn  ja  auch 
nicht  alles  gut  ist.  Allzu  sehr  ist  bei  Dresden  das  Moderne  hervor- 
gehoben, zum  Schaden  der  älteren  Kunst,  die  nun  einmal  doch  für 
Sachsens  Hauptstadt  immer  noch  das  Charakteristische  ist.  Mit  der 
Veröffentlichung  über  Hamm,  das  ja  leider  nur  tvenig  Zeugen  seiner 
einstigen  Größe  aufzuweisen  hat,  hätte  man  besser  bis  zur  Fertig- 
stellung des  neuen  Bahnhofes,  der  das  Stadtbild  jedenfalls  wesentlich 
beeinflussen  wird,  warten  sollen.  Was  dort  an  Neuem  geschaffen, 
ist  zwar  meist  achtungswert,  aber  doch  nicht  charakteristisch.  Für 
eine  Stadt  wie  Minden  hätte  sich  vielleicht  doch  ein  Bearbeiter 
finden  können,  der  für  seine  Kunstschätze  mehr  Verständnis  gezeigt 
hat.  Daß  von  den  weltberühmten  Fenstern  des  Domes  nicht  einmal 
eine  Abbildung  gegeben  ist,  muß  als  Lücke  bezeichnet  werden.  Da- 
gegen ist  recht  lesenswert  die  Geschichte  der  Mindener  Schiffahrt, 
die  nach  vielen  Nöten  durch  die  großartigen  Kanalanlagen  einer 
neuen  Blütezeit  entgegen  sieht.  Bei  Zwickau  mit  seinem  vielseitigen 
Kunstgewerbe  und  seiner  Industrie  überwiegt  die  Neuzeit. 

Die  Bände  sind  fast  ausnahmslos  hervorragend  ausgestattet.  Gut 
gesehene,  klare  Lichtbilder,  die  auch  den  Schönheiten  der  Industrie-  und 
Ingenieurbauten  gerecht  wrerden,  und  dazu  vielfach  noch  stimmungs- 
volle Kunstbeilagen  nach  Lichtbildern  oder  flotten  Zeichnungen. 
Auch  die  Fliegeraufnahme  ist  erfreulicherweise  in  den  Dienst  des 
Städtebaues  gestellt.  Die  Aufsätze  sind  meist  von  den  Sach- 
verständigen der  Stadt  verfaßt,  die  wohl  dazu  auch  am  besten  be- 
rufen sind.  Der  verhältnismäßig  billige  Preis  ist  durch  einen  umfang- 
reichen, vorbildlichen  Anzeigenteil  ermöglicht.  Zu  wünschen  wäre 
nur,  daß  in  Zukunft  allen  Bänden  gute  Stadtpläne  beigegeben  würden, 
aus  denen  die  städtebauliche  Entwicklung  zu  ersehen  ist.  Im  ganzen 
bieten  die  Bücher  ein  geschlossenes  Bild,  das  dem  -wirtschaftlich 
denkenden  Techniker  ebensoviel  bietet,  wie  dem  Baukünstler,  dem 
Städtebauer  und  dem  gebildeten  Laien.  Wenn  der  Verlag  auf  diesem 
Wege  bei  den  künftigen  Veröffentlichungen  zielbewußt  fortschreitet, 
«tvird  diese  Sammlung  zu  einem  hervorragenden  Kulturdokument 
werden  können,  das  in  dieser  Zeit  der  Erniedrigung  des  deutschen 
Namens  ein  notwendiger  Beweis  dafür  ist,  daß  die  weitesten  Kreise 
des  deutschen  Volkes  nun  gerade  mit  doppeltem  Stolz  auf  die  ehren- 
volle und  ruhmreiche  Entwicklung  zurückblickeu  und  sie  fortzusetzen 
mit  Zähigkeit  entschlossen  sind.  Marcinowski. 

Berlin.  — Druck  der  Buchdruckerei  Gebrüder  Ern  st,  Berlin. 


Für  den  nichtamtlichen  Teil  verantwortlich:  R.  Bergius 
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Amtliche  Mitteilungen. 


Preußen. 

Der  Regierungs-  und  Baurat  Seidel  ist  von  Primkenau  nach 
Charlottenburg  als  Vorstand  des  dortigen  Kulturbauamts  versetzt 
worden. 

Die  naebgenannten  Regierungsbaumeister  des  Wasser-  und  Straßen- 
baufaches sind  zur  Beschäftigung  in  der  landwirtschaftlichen  Wasser- 
bauverwaltung der  bei  ihrem  Namen  angegebenen  Dienststelle  über- 
wiesen worden:  Harry  Rutz  an  das  Kulturbauamt  in  Stettin,  Otto 
Wolffram  an  das  Kulturbauamt  in  Lüneburg  und  Heinrich  Schmidt 
an  das  Kulturbauamt  in  Neumünster.  • 

Zum  Rektor  der  Technischen  Hochschule  Aachen  für  die  Zeit 
vom  1.  Oktober  1921  bis  Ende  Juni  1922  ist  der  ordentliche  Professor 
Geheimer  Bergrat  Schwemann  ernannt  worden. 

Der  Geheime  Baurat  Jean  Adolf  Klotzbach  ist  gestorben. 

Deutsches  Reich. 

Reichsschatzverwaltung.  Versetzt  sind:  der  Regierungsbaurat 
Menzel  vom  Landesfinanzamt  (Reichsschatzabteilung)  Thüringen  zum 
Reichsneubauamt  Aachen,  der  Regierungsbaurat  Hirschberger  vom 
Landesfinanzamt  (Reichsschatzabteilung)  Brandenburg  zur  Reichs- 
vermögensverwaltung Koblenz  und  der  außerplanmäßige  Regierungs- 
baumeister Rambacher  vom  Reichsneubauamt  Aachen  zum  Reichs- 
vermögensamt Krefeld,  Neubaubureau  München  - Gladbach. 


Württemberg. 

Durch  Entschließung  des  Staatspräsidenten  ist  die  Stelle  eine3 
Bauamtmanns  bei  dem  Bezirksbauamt  Ravensburg  dem  badischen 
Gewerbelehrer  Regierungsbaumeister  Grupp  in  Konstanz,  bei  dem 
hochbautechnischen  Bureau  der  Bauabteilung  des  Finanzministeriums 
dem  Regierungsbaumeister  Schott  bei  dem  württembergischen 
Arbeitsministerium  und  bei  dem  Bezirksamt  Heilbronn  dem  Regie 
rungsbaumeister  Haag  daselbst  übertragen  worden;  ferner  ist  der 
Bauinspektor  in  besonders  wichtiger  Stellung  Brenner  beim  Bezirks- 
bauamt Stuttgart  auf  Ansuchen  in  den  bleibeuden  Ruhestand  versetzt. 

Baden. 

Die  nachfolgenden  Ingenieurpraktikanten  sind  als  in  der  Staats- 
prüfung im  Ingenieurbaufach  bestanden  erklärt  und  zu  Regierungs- 
baumeistern ernannt  worden:  Walter  Behrle  aus  Offenburg,  Otto 
Brei  dt,  Joseph  Dorer  und  Alwin  Goffin  aus  Karlsruhe,  Walter 
Lay  aus  Freiburg,  Friedrich  Norkauer  aus  Mannheim,  Robert 
Pfisterer  aus  Lahr  und  August  Schmitt  aus  Leutershausen. 

Braunschweig. 

Der  Baurat  ®r.=  ^ng.  Böse  in  Braunschweig  ist  mit  der  Wahr- 
nehmung der  Vorstandgeschäfte  des  Hochbauamts  Wolfenbüttel  be- 
auftragt und  der  Baurat  35r.*3ttg.  Neumann  in  Berlin-Charlottenburg 
zum  ordentlichen  Professor  für  städtischen  Tiefbau  bei  der  Tech- 
nischen Hochschule  Braunschweig  ernannt  worden. 


[Alle  Rechte  Vorbehalten] 


Nichtamtlicher  Teil. 

Schriftleiter:  Richard  Bergius  und  2)r.=3nQ.  Nonn. 


Technik  und  Wirtschaft  in  Argentinien.  V. 

(Vergl.  hierzu  die  Jahrgänge  1915  d.  Bl.,  S.  375;  1916,  S.  231;  1918,  S.  170  und  1919,  S.  105. 


Die  Lage  im  Jahre  1921  (Monat  Mai). 

Die  Rückbildung  der  Welt  zu  friedlichen  Verhältnissen,  unter 
denen  sich  ein  günstiger  Handel  und  eine  auskömmliche  Lebens- 
haltung entwickeln  können,  geht  seit  dem  Friedensschluß  nur  sehr 
langsam  vonstatten.  Die  argentinische  Wirtschaft  als  Teil  der  Welt- 
wirtschaft bleibt,  entgegen  vielfachen  früheren  Voraussagungen,  von 
dieser  Langsamkeit  der  Gesundung  keineswegs  ausgeschlossen,  und  es 
ist  nicht  überflüssig,  dieses  nochmals  hervorzubeben,  denn  wir  erhalten 
dadurch  den  Schlüssel  zu  mancherlei  wirtschaftlichen  Erscheinungen. 
Argentinien,  obgleich  in  sich  durchaus  gesund,  war,  wie  Südamerika 
überhaupt  und  selbst  Nordamerika,  immer  vom  europäischen  Wetter 
abhängig,  und  auf  diesem  Grunde  ruht  das  wirtschaftliche  Eigen- 
interesse, welches  diese  Staaten  an  deD  inneren  Zuständen  Europas 
haben.  Dort  sitzen  Argentiniens  Hauptverbraucher  und  seine  besten 
Lieferer,  und  unter  diesen  nahm  Deutschland  stets  einen  der  ersten 
Plätze  ein.  Ein  Teil  der  Steilung  Europas  zu  Argentinien  war  durch 
den  Zwang  der  Verhältnisse  während  des  Krieges  auf  Nordamerika 
ühergegangen ; in  welchem  Grade  und  auf  wie  lange,  muß  sich  noch 
herausstellen.  Jedenfalls  hat  es  die  erforderlichen  Kapitalkräfte,  um 
seine  Stellung  zu  verteidigen.  Als  Verbraucher  hat  es  für  Argentinien 
nicht  annähernd  die  Bedeutung  wie  Europa,  und  als  Lieferer  hat  es 
jenes  auf  vielen  Gebieten  technisch  und  wirtschaftlich  nicht  erreichen 
können. 

Außer  diesen  Seiten  des  argentinischen  Lehens  zeigt  sich  eine 
andere  von  gewaltiger  Bedeutung  für  seine  Wirtschaft.  Es  ist  die  Not- 
wendigkeit von  Kapitalzufuhr  zur  Entwicklung  des  ungeheuren  Landes 
mit  seinen  unerschlossenen  Reichtümern  an  Ländereien,  Mineralschätzen 
und  zur  Gründung  von  Industrien.  Trotz  des  eigenen  Kapitalreichtums 
Argentiniens,  der  durch  die  Handelsüberschüsse  auch  und  erst  recht 
während  des  Krieges  stark  angewachsen  ist,  kann  es  nach  seinem 
ganzen  Werdegang  das  zur  raschen  Entwicklung  erforderliche  Kapital 
vorläufig  noch  um  so  weniger  in  vollem  Umfange  aufbringen,  als 


jenen  Handelsüberschüssen  heute  noch  die  Rückständigkeit  in  der 
Befriedigung  der  wichtigsten  Landesbedürfnisse  als  Kriegsergebnis 
gegenübersteht.  Der  früher  oft  reichlich  strömende  Kapitalzufluß  von 
außen  ist  wenigstens  für  viele  Gebiete  zum  Stillstand  gekommen;  in 
schwächerer  Weise  hat  er  sich  noch  auf  dem  Gebiete  der  Schaffung 
von  Industrien  im  Lande  geäußert  und  dürfte  sich  dort  auch  in  der 
Folge  mehr  bemerkbar  machen,  wie  weiter  unten  erwähnt  ist.  Auf 
die  öffentlichen  Bauten,  die  früher  von  dem  Kapitalkredit  des  Landes 
Nutzen  zogen,  hat  die  Verminderung  der  Zufuhr  an  fremden  Mitteln 
einen  entsprechenden  Einfluß  gehabt.  Dazu  kommt,  daß  die  eigenen 
Einnahmen  der  Nation,  die  früher  teilweise  zu  Staatshauten  und  Unter- 
nehmungen verwendet  werden  konnten,  durch  Rückgang  der  Einfuhr- 
zölle während  des  Krieges  so  vermindert  waren,  daß  viele  Bedürf- 
nisse unbefriedigt  bleiben  mußten,  und  die  inzwischen  eingeführten 
Ausfuhrzölle  haben  zwar  zeitweise  Ersatz  geschaffen  und  auch  die 
Einfuhr  hatte  sich  wieder  gehoben,  aber  durch  die  jetzt  eingetretene 
allgemeine  geschäftliche  Stockung  traten  auf  diesem  Gebiete  neue 
Schwierigkeiten  ein.  Auch  die  öffentlichen  Einnahmen  reichen  daher 
nicht  zur  Erfüllung  der  mannigfachen  vorliegenden  Aufgaben  auf  dem 
großen  Felde  der  öffentlichen  Arbeiten  aus. 

Die  verhältnismäßig  geringe  Einwohnerzahl  bedingt  zudem  für 
eine  größere  Entwicklung,  außer  der  Zufuhr  von  Kapital,  auch  eine 
solche  von  Menschen,  und  beide  Zufuhren  stehen  in  einem  gewissen 
Abhängigkeitsverhältnis  zueinander.  Wie  jene,  wurde  auch  diese  vom 
Kriege  unterbunden,  und  wenn  sie  jetzt  auch  wieder  frei  ist,  so  sind 
ihr  doch  einerseits  im  Lande  selbst,  anderseits  im  Auslande  durch  die 
Geldverhältnisse  Grenzen  gezogen,  die  sich  erst  allmählich  erweitern 
werden. 

Teuerung  ist  in  Argentinien  wie  in  allen  übrigen  Teilen  der  Welt 
aufgetreten,  und  selbst  die  in  diesem  Lande  in  Überfluß  erzeugten 
Nahrungsmittel  erschwerten  durch  ihre  Preishöhe  dem  Verbrauober 
das  Leben.  Das  Stocken  jeder  Bautätigkeit  hat  eine  Verringerung  der 
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Wohngelegenheit  und  einen  Aufschwung  der  Mietpreise  gebracht,  dem 
man  mit  allen  möglichen  Mitteln  beizukommen  versucht.  Die  An- 
regung und  der  Anreiz  zu  vermehrter  Bautätigkeit  erscheinen  als  das 
wirksamste,  vielleicht  als  das  einzigste  unter  allen  vorgeschlagenen 
Mitteln,  und  unter  diesen  erschien  beispielweise  auch  eine  gesetzliche 
Ertragsbeschränkung  des  Hausbesitzes,  mit  dem  sicher  ungewollten 
Erfolge,  die  Wohnungsnot  noch  zu  steigern.  Im  Kongreß  wurden  eine 
Anzahl  Gesetzesvorschläge  beraten,  wie  die  Unterstützung  des  Wohn- 
baues mittels  der  Bewilligung  von  50  Mill.  Pesos  zur  Errichtung  von 
Kleinbauten,  dann  die  Befreiung  der  Bauten  in  der  Hauptstadt  und 
den  Nationalterritorien  von  der  direkten  Steuer  auf  eine  gewisse  Reihe 
von  Jahren,  ferner  die  Verwendung  des  Zollertrages  auf  eingeführtes 
Baumaterial  für  eine  bestimmte  Zeitspanne  zur  Errichtung  billiger 
Häuser  in  den  Provinzstädten  nach  Maßgabe  ihrer  Bevölkerung  gemäß 
der  Zählung  von  1914  usw.  Diese  Gesetzentwürfe  sind  noch  nicht 
endgültig  festgesetzt,  so  daß  ein  näheres  Eingehen  auf  sie  an  dieser 
Stelle  sich  erübrigt.  Freiwillige  Sammlungen  zur  Errichtung  billiger 
Wohnungen  sind  veranstaltet  worden  und  haben  etwa  14  Mill.  Pesos 
ergeben. 

Die  Stadtverwaltung  von  Buenos  Aires  hat  die  Herstellung  von 
Ziegeln  in  größerem  Umfang  in  die  Hand  genommen,  und  es  war  ein 
Niedergang  der  früher  unerschwinglichen  Preise  zu  verzeichnen.  Die 
Folge  hiervon  und  von  dem  gleichzeitigen  Rückgang  der  Preise  für  Eisen 
und  Zement  ist  der  Beginn  einer  regeren  Bautätigkeit.  Von  Einfluß 
mag  auch  der  Umstand  gewesen  sein,  daß  der  später  zu  erörternde 
Niedergang  der  landwirtschaftlichen  Geschättszweige  einsetzte  und  ein 
Teil  der  früher  dort  mit  gutem  Gewinn  verwendeten  Kapitalien  sich 
dem  Bauen  als  Anlage  zuwandte. 

Daß  bei  der  teuren  Lebenshaltung  Arbeitseinstellungen  eintraten, 
um  so  für  einzelne  Bevölkerungskreise  die  Besserung  der  Lage  zu 
erzwingen,  ist  in  heutigen  Zeiten  nur  zu  natürlich,  wenn  auch  dieses 
Mittel  für  die  Allgemeinheit  nur  eine  Verschlimmerung  herbeigeführt 
hat.  So  haben  die  Eisenbahnausstände  eine  allgemeine  Beförderungs- 
verteuerung gebracht;  die  Ausstände  im  Schiffahrt-  und  Hafenbetriebe 
haben  über  ein  Jahr  lang  die  Flußschiffahrt  lahmgelegt  und  sind  in 
allen  Teilen  immer  noch  nicht  ganz  beendigt;  die  Schiffahrt  ist  un- 
verhältnismäßig verteuert.  Die  Forderungen  seitens  der  Vereinigung 
der  Schiffsleute  bezüglich  der  Bemannungszahl  der  Schiffe  sind  zudem 
so  hoch  geworden,  daß  für  manche  Schiffe  die  Unmöglichkeit  eines 
wirtschaftlichen  Betriebes  eintrat  und  sie  daher  still  legen  mußten. 

Unter  solchen  Umständen  werden  sich  die  Transportpreise  zu 
Lande  und  zu  Wasser  noch  längere  Zeit  hochhalten,  weil  die  Ver- 
minderung erfahrungsgemäß  eine  außerordentlich  schwierige  Sache 
ist  und  zu  neuen  Ausständen  bei  Lohnherabsetzungen  führen  dürfte. 
Die  Eisenbahngesellschaften  versuchen  sogar  ein  weiteres  Hinaufsetzen 
der  Transportpreise  gegen  den  Widerstand  aller  Bevölkerungskreise 
und  auch  der  Regierung. 

Dem  allgemeinen  Weltvorgang*  entsprechend,  findet  sonst  fast 
auf  allen  Gebieten  ein  Preisabbau  in  Argentinien  statt,  wobei  sonder- 
barerweise in  diesem  Ackerbauland  die  Preise  der  Lebensmittel  für 
den  Verbraucher  immer  noch  großen  Widerstand  leisten.  Die 
Kleidung  und  die  Industriemassenartikel  bewegen  sich  im  Preise  un- 
aufhaltsam abwärts,  und  die  abwartende  Zurückhaltung  der  Ver- 
braucher beschleunigt  diese  Bewegung.  Nach  allgemeiner  Annahme 
ist  Argentinien  mit  den  meisten  der  in  Frage  stehenden  Artikel 
reichlich  versehen,  und  die  Vorräte  werden  von  dem  Preisfall  empfind- 
lich getroffen,  darunter  auch  die  in  früheren  Zeiten  zu  hohen  Preisen 
von  Nordamerika  beschafften. 

Den  Preisabfall  machen  auch  die  argentinischen  Landeserzeugnisse 
mit.  Er  führt  schwere  wirtschaftliche  Erschütterungen  herbei,  und 
Argentinien  erhält  dadurch  seinen  reichlichen  Anteil  an  der  Weltkrisis 
zugemessen. 

Die  Viehpreise  sind  zum  Teil  unter  die  Hälfte  der  vor  einem 
Jahre  herrschenden  hohen  Preise  gesunken,  namentlich  die  des  ein- 
heimischen Viehes  und  der  Kühe,  während  das  feinere  Vieh  nicht 
ganz  so  stark  betroffen  wurde.  Die  Ursache  dieser  Erscheinung  ist 
aber  nicht  etwa  in  verminderter  Fleischausfuhr  zu  suchen,  da  diese 
im  Gegenteil  nach  dem  Ausweis  für  das  erste  Vierteljahr  sich  gegen 
das  Vorjahr  noch  gehoben  hat.  Den  Anstoß  zur  Abwärtsbewegung 
der  Preise  gab  der  verminderte  Weltpreis,  und  während  früher  hier 
für  1 kg  40  Centavos  erzielt  wurden,  werden  jetzt  nur  etwa  28  bezahlt. 
Die  Gefriertleischanstalten  halten  mit  Käufen  zurück,  wreil  sie  glauben, 
es  wäre  ein  noch  weiterer  Rückgang  möglich,  unter  Hinweis  auf  den 
Vorkriegspreis,  der  noch  weit  tiefer  lag  als  der  obengenannte.  Die 
einzelnen  Länder  heben  ihre  Viehzucht  wieder,  und  mit  der  dadurch 
in  Aussicht  stehenden  Verminderung  der  Fleischnot  weichen  hier  die 
Viehpreise.  Das  Büchsenfleisch,  dessen  sich  die  Armeen  in  großem 
Umfange  bedienten,  wird  jetzt  wreniger  verlangt,  und  gerade  hierzu 
wurde  hauptsächlich  das  Criollo-Vieh  verwendet.  Der  drohende 
Preissturz  hat  viele  Viehbesitzer  zu  eiligen  Notverkäufen  veranlaßt, 
und  dadurch  wurde  die  Abwärtsbewegung  des  Wertes  unverhältnis- 


mäßig beschleunigt.  Viele  Landbesitzer  hatten  zur  Beschaffung  des 
damals  so  hoch  bewerteten  Viehes  von  Krediten  Gebrauch  gemacht 
und  von  der  sogenannten  Prenda  Agraria,  dem  Hilfsgesetz  für  die 
Landwirtschaft,  und  die  Kredite  mußten  befriedigt  werden.  Für  die 
zutage  getretenen  Bestrebungen,  deutsche  Unternehmungen  auf  dem 
Gebiete  der  Gefrierfleischanstalten  zu  schaffen,  wäre  meines  Erachtens 
der  Zeitpunkt  jetzt  günstig,  weil  solche  Gründungen  stets  am  besten 
in  Zeiten  des  Tiefstandes  gemacht  werden.  Die  nordamerikanischen 
Gesellschaften  werden  sich  allerdings  gegen  den  Wettbewerb  wehren, 
und  auch  die  Lösung  der  Absatzfrage  würde  nicht  ohne  Schwierig- 
keiten sein.  — Auch  die  bei  der  Schlachtung  außer  Fleisch  abfallenden 
Teile,  wie  Häute,  Knochen  usw'.,  sind  in  die  Stauung  hineingeraten 
und  haben  wrenig  Absatz. 

Eine  andere  große  Hilfsquelle  des  Landes  ist  in  ihrer  Lebenskraft 
durch  die  Weltlage  augenblicklich  stark  beeinträchtigt.  Es  ist  die 
Erzeugung  von  Schafwolle.  Im  Gegensatz  zur  Fleischerzeugung  ist 
die  Ausfuhr  fast  zum  Stillstand  gekommen,  und  diese  kann  auch  durch 
keine  Preisermäßigung  belebt  werden.  Die  Lager  sind  von  Wolle 
überfüllt,  und  der  Preis  ist  so  niedrig,  daß  im  Süden,  besonders  in 
Patagonien  feiner  Hauptwollgegend  Argentiniens),  es  sich  kaum  lohnt, 
das  Schaf  zu  scheren.  Die  Wollkäufer  im  Auslande  sind  mit  der 
früher  erstandenen  teuren  Wolle  belastet,  und  der  Verbraucher  in 
Europa  hat  im  Mittelstände  die  Kaufkraft  verloren  und  behilft  sich 
mit  einem  Bruchteil  der  früheren  Kleiderbeschaffung,  so  daß  aus 
Abwarten  und  Unvermögen  die  trostlose  Stockung  in  der  Woll- 
bewegung  eingebrochen  ist.  In  Australien  hat  man  regierungsseitig 
eingegriffen  und  auch  Verbände  geschaffen,  um  die  drohenden  Zu- 
sammenbrüche abzuwenden.  In  Argentinien  ist  die  Frage  nach  allen 
Richtungen  behandelt  worden,  aber  zu  einer  Tat  ist  es  bisher  nicht 
.gekommen,  weil  die  Ursache  schwer  zu  beseitigen  ist. 

Eine  ebenso  schlimme  Krisis  hat  sich  in  der  Quebracho-Industrie 
entwickelt.  Auch  hier  trat  Verminderung  der  Nachfrage  und  Preis- 
rückgang ein  und  die  daraus  folgende  Verminderung  der  Ausfuhr. 
Diese  Erscheinungen  wurden  in  der  Arbeiterschaft  vielfach  gänzlich 
mißverstanden.  Durch  heftige  Arbeitsausstände  suchte  man  auch  hier 
bessere  Lebensbedingungen  zu  erzwingen,  leider  mit  dem  Erfolge,  daß 
die  Quebracho-Gesellschaften  nach  ungeheuren  Verlusten  fast  sämtlich 
die  Pforten  ihrer  Extraktfabriken  schließen  mußten.  Die  Quebracho- 
Industrie  liegt  daher  augenblicklich  danieder,  und  es  wird  nur  noch 
einige  Arbeit  in  den  sogenannten  „Obrajes“,  den  Holzfällereien,  ge- 
leistet, um  das  Holz  zu  gewinnen.  Die  Regierung  hat  den  brotlos 
gewordenen  Arbeitern  eine  Beförderung  unter  mäßigen  Bedingungen 
zu  andern  Arbeitsgelegenheiten  bewilligt,  so  auch  zum  Bau  der  neuen 
Transandino-Bahn  von  Salta  über  Huaitiquina  nach  Chile,  wo  1800  Ar- 
beiter tätig  sind.  Die  gewaltigen  Anforderungen  des  Krieges  an  die 
Lederherstellung  sind  geschwunden,  der  normale  Verbrauch  der 
Friedenszeit  ist  noch  nicht  wieder  erreicht  oder  durch  Kriegsvorräte 
befriedigt,  und  so  bleibt  auch  in  der  Quebracho-Industrie  nur  die 
Hoffnung  auf  die  heilende  Zeit  zur  Herstellung  eines  für  Argentinien 
günstigen  Marktes  für  seine  Rohhäute  und  seinen  Gerbstoff. 

Um  das  flüchtige  Bild  noch  in  einem  wuchtigen  Zug  zu  vervoll- 
ständigen. erwähne  ich  noch  die  Lage  im  Ackerbau.  Weizen  ist  im 
Jahre  1920  in  großer  Menge,  etwa  5 Mill.  t,  ausgeführt,  zu  Preisen, 
die  zwischen  18  und  25  Dollar  Papier  für  100  kg  schwankten,  während 
1919  etwa  3‘/4  Mill.  und  1918  fast  3 Mill.  zu  hohen  Preisen  in  das 
Ausland  gingen.  Im  laufenden  Jahre  ist  die  Ausfuhr  noch  sehr  zurück- 
geblieben, und  der  Preis  hat  sinkende  Neigung,  12  bis  15  Pesos  für 
Weizen.  Mais,  der  während  des  Krieges  aus  Mangel  an  Schiffsraum 
und  bei  der  Kohlennot  sogar  zu  Brennmaterial  verwendet  wurde, 
gelangte  1920  mit  4 Mill.  t zur  Ausfuhr  zu  Preisen,  die  um  10  Dollar 
lagen,  1919  mit  2,37  Mill.  t und  191 S mit  647  600  t.  Leinsaat  ist  1920 
in  einer  Menge  von  1 Mill.  t ausgeführt  worden.  Hafer  wuirde  eben- 
falls in  reger  Weise  dem  Auslande  zugeführt. 

Im  laufenden  Jahre,  wro  die  Ausfuhr  der  Körnerfrüchte  zurück- 
blieb, fürchtet  man,  in  die  neue  Ernte  der  anderen  Erdhalbkugel 
hineinzugeraten.  Die  Verbilligung  dieser  zum  Lebensunterhalt  not- 
wendigen Erzeugnisse  dürfte  das  wirksame  Mittel  sein , Luft  zu 
schaffen. 

Das  beste  Barometer  für  die  zurückgegangene  Ausfuhr  Argentiniens 
ist  die  Verminderung  seines  Geldwertes,  als  dessen  Maßstab  heute  der 
Dollar  auftritt,  wTeil  die  Einfuhr  aus  Amerika  unverhältnismäßig  ge- 
wachsen wrar.  Der  hohe  Dollarwert  hat  sich  dann  als  Riegel  für  die 
Einfuhr  aus  Nordamerika  vorgeschoben,  und  die  Zollniederlagen  sind 
überfüllt  von  amerikanischen  Waren,  die  wregen  des  hohen  Preises 
nicht  herausgeholt  wurden. 

Deutschland  ist  durch  den  niedrigen  Stand  seines  Geldes  für  die 
Einfuhr  nach  Argentinien  bevorzugt  und  hat  auch  eine  Menge  Waren 
eingebracht,  aber  der  Markt  widersteht  bei  der  geschilderten  Lage  und 
ist  mit  gewissen  Waren  bereits  überstockt.  Die  Käufer  ziehen  vielfach 
deutsche  Waren  vor,  und  seit  dem  Kriege  wird  die  deutsche  Ware  noch 
mehr  begehrt,  weil  ihr  zeitweises  Verschwinden  ihre  Unentbehrlichkeit 
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dargetan  hatte.  In  den  Auslagen  der  Geschäfte  sieht  man  als  Empfehlung 
deutsche  Ware  ausgestellt,  und  selbst  englische  Warenhäuser  führen 
Waren,  deren  Ursprung  man  aus  der  deutschen  Aufschrift  erkennen 
kann.  Deutschland  sollte  fortfahren,  nach  Argentinien  nur  technisch 
vollkommene  und  tüchtige  Leistungen  zu  senden,  denn  hierin  liegt 
unsere  bevorzugte  Stellung  in  der  Meinung  der  Käufer.  Diese  Be- 
merkung gründet  sich  auf  mir  vorgelegte  Mustersendungen,  die  sich 
einerseits  durch  außergewöhnlich  billige  Preise  empfahlen,  aber  ander- 
seits sich  nicht  dem  Mittel  anschmiegten,  das  in  Argentinien  für 
diese  Dinge  maßgebend  ist. 

Die  in  vorstehendem  in  den  Hauptzügen  geschilderte  Lage,  die 
sich  noch  durch  mancherlei  Einzelheiten  vervollständigen  ließe,  läßt 
erkennen,  daß  Geld  für  öffentliche  Bauten  in  dem  Umfange,  wie  es 
den  großen  früher  gemachten  Fortschritten  entspräche,  nicht  zur  Ver- 
fügung steht  und  auch  dem  privaten  Unternehmungsgeist  Schranken 
auferlegt  sind.  Es  tauchte  daher  der  Gedanke  auf,  den  großen 
Reichtum  an  aufgestapelten  Rohstoffen  unmittelbar  zu  benutzen,  um 
die  Auslandwaren  zu  bezahlen,  d.  h.  ein  Tauschgeschäft  zu  machen. 
Diese  Frage  ist  hier  in  allen  möglichen  Abwandlungen  behandelt 
worden,  denn  es  handelt  sich  um  eine  Notlage.  Behörden,  Banken, 
Vereinigungen  und  Private  haben  sich  damit  befaßt,  und  das  Er- 
gebnis war  das  Hervortreten  der  unendlichen  Schwierigkeit,  das 
bequemste  Verkehrsmittel  des  Handels  auszuschalten,  nämlich  das 
Geld.  Seine  gänzliche  Ausschaltung  ist  überhaupt  nicht  angängig,  es 
würde  sich  nur  um  die  Einschaltung  einer  Ausgleichgruppe  von 
Kapitalisten  handeln,  über  welche  der  Austausch  gegen  Bezahlung  nach 
beiden  Seiten  vor  sich  ginge  und  die  die  Austauschware  mit  den 
Kosten  und  dem  Risiko  zu  belasten  hätte.  Für  Argentinien  käme 
ein  Warenaustausch  in  allgemeiner  Form  nicht  in  Frage,  da,  wie 
bemerkt,  der  Markt  mit  allgemeiner  Ware  schon  reichlich  versorgt 
ist.  Es  würde  sich  um  Befriedigung  von  bestimmten  Aufträgen, 
namentlich  von  seiten  der  Regierung,  handeln  können,  und  einige 
solcher  Fälle  wurden  mir  von  Regierungsvertretern  nahegelegt,  so 
z.  B.  die  Konstruktionen  für  die  obengenannte  neue  Transandino- 
Bahn  von  Salta  über  Huaitiquina  nach  Chile,  die  mich  dann  zur 
näheren  Untersuchung  veranlaßten.  *)  Die  argentinische  Regierung 
würde,  wenn  der  Absatz  von  Landesprodukten  in  Deutschland  als 
Gegenleistung  geboten  werden  könnte,  in  der  Lage  sein,  die  Konstruk- 
tionen dort  und  nicht  in  einem  andern  Lande  zu  bestellen.  Voraussetzung 
dabei  wäre,  daß  sie  die  den  Fabriken  von  der  Ausgleicbgruppe  ge- 
zahlten Konstruktionen  jener  zunächst  gegen  garantierte  Schuldver- 
schreibungen abnähme  und  daß  die  Ausgleichgruppe  die  ihr  als 
Gegenwert  überwiesenen  Landeserzeugnisse  innerhalb  einer  gewissen 
Zeit  absetzen  kann,  um  die  Schuld  einzudecken.  Daß  hierzu  eine 
große  Organisation  zu  schaffen  wäre,  liegt  auf  der  Hand,  und  die 
sonstigen  Schwierigkeiten  sind  jedem  Einsichtigen  klar.  Der  Absatz 
der  Landeserzeugnisse  in  Deutschland  könnte  von  dritter  Seite  durch 
Unterbietung  leicht  gefährdet  werden,  und  ersichtlich  sind  Schwierig- 
keiten vorhanden,  der  Ware  der  Ausgleichgruppe  in  Deutschland  eine 
Vorzugstellung  zu  verschaffen,  etwa  durch  Zollerlaß  oder  die 

Rückvergütung  des  Zolles  bei  Ausgang  aus  dem  Lande  nach  der 

Veredelung  der  Rohstoffe.  Wenn  daher  auch  auf  beiden  Seiten  der 
beste  Wille  zur  Anbahnung  eines  solchen  Austauschgeschäftes  vor- 
handen war  und  noch  ist,  namentlich  auf  der  von  schwerer 

Stockung  im  Abfluß  ihrer  Erzeugnisse  bedrohten  argentinischen,  so 
türmen  sich  doch  einem  solchen  Vorhaben  unverkennbare  Schwierig- 
keiten entgegen. 

Man  ist  daher  auch  auf  den  Gedanken  gekommen  und  ihm 

praktisch  nähergetreten,  die  Rohstoffe  Argentiniens  nach  Deutschland 
zu  geben,  dort  im  Lohn  veredeln  zu  lassen  oder  auf  längeren  Kredit 
in  kleineren  Mengen  zu  verkaufen,  um  die  Fabriken  mit  ihnen  zu 
versorgen.  Hierdurch  würde  das  schwierige  Austauschgescjiäft  ver- 
mieden, und  Deutschland  erhielte  Arbeit  für  seine  Industrie,  aber 
einesteils  würden,  wie  ersichtlich,  dabei  gewisse  Teile  der  oben  be- 
leuchteten Fragen  für  Argentinien  ungelöst  bleiben,  und  anderseits 
erscheint  wieder  die  Klippe  der  Aufbringung  des  Kapitals  zur  Bezahlung 
der  argentinischen  Erzeuger.  Der  Staat,  der  am  besten  diese  Sache  als 
im  öffentlichen  Wohle  liegend  in  die  Hand  nähme,  verfügt  nicht  über 
die  Mittel  zu  ihrer  Durchführung. 

So  gelangt  man  endlich  zu  einer  andern  Lösung  der  Verwertung 
der  argentinischen  Rohstoffe  durch  die  Weiterführung  des  Ausbaus 
der  eigenen  Industrie.  Überlegt  man,  daß  die  ungeheure  Menge  der 
argentinischen  Rohstoffe  meist  zu  entfernten  Teilen  der  Welt  gebracht 
wird  unter  Belastung  mit  Frachtkosten,  Versicherung,  Zöllen.  Zins- 
und  Zeitverlusten  usw.,  um  dann  in  veredelter  Form,  zum  Teil 
wieder  mit  neuen  Kosten  behaftet  und  wiederum  verzollt,  zurück- 
zuwandern oder  auch  in  andere  Länder  geführt  zu  werden,  so  ist  der 
Gedanke,  die  Industrie  hier  auf  Grund  der  vorhandenen  Rohstoffe 
der  Art  weiter  auszubauen,  daß  deren  Verwertung  unabhängiger 

*)  Vergl.  „Archiv  für  Eisenbahnwesen  1921“,  5.  Heft,  S.  977  u.  f. 


vom  Auslande  vor  sich  geht  und  das  Land  auch  in  der  Zufuhr  fremder 
Ware  unabhängiger  wird,  als  einer  natürlichen  Entwicklung  entsprechend 
anzuerkennen.  Der  Krieg  hat  diesen  Werdegang  aus  bekannten 
Gründen  beschleunigt,  aber  es  öffnet  sich  für  unsere  Industrie  dafür 
noch  ein  recht  weites  Gebiet.  Ich  möchte  darauf  in  allgemeiner  Form 
nicht  eingehen,  denn  es  ist  durchaus  nötig,  jeden  Fall  einzeln  genau 
zu  studieren.  Das  müßte  von  den  einzelnen  Industrien  bei  uns 
geschehen,  und  deren  Sachverständige  müssen  selbst  die  Verhältnisse 
beobachten,  um  Rückschläge  zu  vermeiden.  Auf  das  früher  hier  aut 
industriellem  Gebiet  Geleistete  habe  ich  bei  anderer  Gelegenheit  hin- 
gewiesen. Die  Nordamerikaner  haben  die  Zementfabrikation  eingefübrt 
und  vermögen  über  die  Hälfte  des  Landesverbrauchs  zu  decken. 
Gerbereien,  auch  von  deutscher  Seite,  sind  neu  gegründet  und  ver- 
sorgen die  hiesigen  Schuhfabriken  und  diejenigen  für  die  Anfertigung 
von  Lederartikeln,  die  sich  merkbar  entwickeln.  Eisenkonstruktionen 
für  Bauten  aller  Art  werden  im  Lande  hergestellt,  die  Eisengießereien 
leisten  Beträchtliches,  und  sogar  die  Herstellung  von  Stahl  sowie  das 
Walzen  von  Trägern,  meist  aus  alten  Vorräten,  ist  in  Aufnahme  ge 
kommen.  Da  Eisenerzvorkommen  nachgewiesen  ist,  wäre  selbst  die 
Entwicklung  einer  Hochofenindustrie  oder  von  Elektrostahl  nicht  aus 
geschlossen.  Wollstoffe,  namentlich  für  Uniformen,  werden  sowohl  in 
Argentinien  als  auch  in  Chile  in  größerem  Umfange  angefertigt, 
Fabriken  auf  dem  Gebiete  der  Gärungsgewerbe  sind  vor  nicht  langer 
Zeit  in  Betrieb  genommen  worden  usw. 

Jetzt,  wo  die  Rohstoffpreise  zum  Teil  einen  so  tiefen  Stand 
erreicht  haben,  wie  er  in  der  Geschichte  Argentiniens  selten  vorkam, 
ist  die  Verarbeitung  der  Rohstoffe  im  Lande  besonders  vorteilhaft. 
Deutschland  hat  Ursache,  Verpflanzungen  von  Industrien  ins  Auge 
zu  fassen,  einerseits  um  Arbeitsgelegenheit  bei  hochwertigem  Geld  zu 
schaffen,  dann  auch,  um  die  verpflanzten  Industrien  mit  deutschen 
Herstellern  immer  noch  in  gewissem  Sinne  zu  Kunden  zu  haben 
und  das  Mutterland  durch  die  nach  fremder,  aber  fruchtbarer 
Erde  verpflanzten  Söhne  zu  kräftigen.  Der  Ein  wand,  der  früher 
in  Deutschlands  guter  Zeit  geltend  gemacht  wurde,  daß  wir  da- 
durch das  Ausland  stärken,  kann  heute  nicht  mehr  anerkannt 
werden,  weil  uns  sonst  andere  Länder  hier  zuvorkommen.  Bedenken 
für  die  Gründung  neuer  Industrien  erregt  hier  die  Arbeiterfrage,  und 
daraus  erklärt  sich  die  Zurückhaltung  des  Kapitals.  Diese  Frage  tritt 
aber  in  der  ganzen  Welt  auf  und  dürfte  erst  wieder  gesunden,  wenn 
für  den  Arbeiter  sich  bessere  Lebensbedingungen  auf  natürlichem 
Wege  herausbilden.  Diese  könnten  eintreten  durch  Preis-  und  Lohn- 
abbau, wenn  auch  unter  mehrfachen  Erschütterungen,  als  Folge  eines 
wirklichen  Weltfriedens. 

Die  Industrien  in  Argentinien  bedienen  sich  als  Brennstoff  des 
vorzüglichen  im  Lande  wachsenden  Hartholzes  und  der  Holzkohle, 
der  eingeführten  Steinkohle,  da  diese  im  Lande  nicht  gewonnen  wird, 
und  des  im  Lande  erbohrten  sowie  des  eingeführten  Erdöls.  Das 
Petroleum  verspricht  eine  wichtige  Industrie  des  Landes  zu  werden- 
Augenblicklich  beträgt  die  Ausbeute  der  größten  Felder,  derjenigen 
von  Gomodoro  Rivadavia,  die  von  der  Regierung  betrieben  wird, 
5500  t in  der  Woche,  etwa  250000  bis  300  000  t im  Jahre.  Die  Aus- 
dehnung der  Anlagen  war  während  des  Krieges  wegen  der  Schwierigkeit 
in  der  Maschinenbeschaffung  gehemmt,  sie  wird  aber  jetzt  mit  mehr 
Nachdruck  betrieben.  Die  erzielten  Geldüberschüsse  haben  An- 
schaffungen erlaubt,  darunter  auch  ein  von  England  geliefertes 
größeres  Tankschiff.  Neben  den  Regierungsbetrieben  bestehen  eine 
Anzahl  privater,  sowohl  bei  Gomodoro  Rivadavia,  wie  auch  in  anderen 
Landesteilen,  meist  am  Fuße  der  Kordilleren.  Die  großen  Eisenbahn- 
gesellschaften bedienen  sich  schon  zur  Lokomotivheizung  zum  Teil 
des  fremden  und  des  einheimischen  Petroleums.  Die  drei  größten 
derselben,  die  Südbahn,  Westbahn  und  Pacifico-Bahn  haben  als  gemein- 
same Unternehmung  eine  der  Konzessionen  für  Erdöl  in  der  Nähe  von 
Gomodoro  Rivadavia  angekauft,  um  selbst  das  Öl  für  ihren  Betrieb 
gewinnen  zu  können.  In  den  Häfen  Argentiniens  Bahia  Bianca, 
Buenos  Aires,  Rosario.  Santa  Fe  werden  Petroleumtanks  angelegt  und 
im  Süden  von  Buenos  Aires,  in  der  Gegend  des  Dock  Sud,  wo  schon 
eine  Reihe  großer  Petroleumtanks  bestehen,  beabsichtigt  man,  den 
dringend  erforderlichen  Petroleumhafen  anzulegen. 

Im  Rahmen  dieser  Ausführungen  sei  kurz  bemerkt,  daß  heute 
über  die  ungeheure  Verbreitung  des  Petroleums  im  argentinischen 
Lande  vom  Feuerlande  bis  nach  der  bolivianischen  Grenze  hin  kein 
Zweifel  besteht.  Die  Entwicklung  der  Petroleumausbeute  hängt  aber 
mit  der  geologischen  und  praktischen  Aufklärung  sowohl,  als  auch 
mit  der  Aufschließung  der  Landesteile  durch  Verkehrswege  so  innig 
zusammen,  daß  ein  voreiliges  Vorgehen  schon  mancherlei  Rückschläge 
auf  dem  Gebiet  hervorbrachte,  wie  es  bei  Minenaufschlüssen  stets  be- 
obachtet werden  kann. 

Neue  Bahnbauten  sind  durch  die  dargelegten  Zeitverhältnisse  ge- 
hemmt. England,  der  stärkste  Beteiligte,  vermag  keine  Kapitalien 
dafür  aufzubringen.  Es  werden  nur  kleine  begonnene  Linien,  wie  die 
nach  Patagones,  weitergeführt.  Nordamerika  hat  sich  bis  jetzt  auf 
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dem  Gebiet  des  Bisenbahntransportwesens  in  Argentinien  überhaupt 
noch  nicht  betätigt.  Frankreich  ist  bei  den  Linien,  die  es  hier  hatte, 
seit  längerer  Zeit  stehengeblieben,  weil  die  französischen  Verwaltungen 
nur  schwer  Gewinne  für  ihre  Aktionäre  aus  diesen  Transport- 
unternehmen herauszuziehen  wußten. 

Die  Regierung  hat  die  Fortsetzung  ihrer  früher  begonnenen  Bahn- 
bauten bisher  nicht  ermöglichen  können  und  ist  mit  der  Instand- 
setzung der  bestehenden  Bahnen  und  ihrer  Betriebsmittel  im  Rückstände- 
So  harrt  die  patagonische  Linie  vom  Hafen  San  Antonio,  unweit  des 
4L  Breitengrades,  nachdem  etwa  400  km  derselben  vor  dem  Kriege 
gebaut  waren,  der  Vollendung  bis  zu  dem  berühmten  See  Nahuel 
Huapi.  Ebenso  ist  im  Norden  die  Regierungsbahn  von  Embarcacion 
am  Bermejofluß  nach  Formosa  am  Paraguay  noch  unvollendet  ge- 
blieben, die  bestimmt  ist,  die  Ländereien  zwischen  den  Flüssen 
Bermejo  und  Pilcomayo  aufzuschließen  und  den  zurückliegenden 
reichen  Provinzen  Salta  und  Jujuy  einen  neuen  Flußausgang  zu  ver- 
schaffen. 

Auch  ein  anderes  großes  Vorhaben  erheischt  dringend  die  Aus- 
führung. Es  ist  die  Verbindung  des  nördlichen,  schmalspurigen 
Staatsbahnnetzes  mit  der  Landeshauptstadt.  Diese  Linie  ist  im 
Studium  und  soll,  von  dem  Hafen  Santa  Fe  ausgehend,  unter  zwei- 
maligem Kreuzen  des  Paranaflusses  mittels  Fähren  durch  die  Provinz 
Entre  Rios  geführt  werden. 

Dahingegen  hat  die  Regierung  mit  unerwarteter  Kraftäußerung 
die  oben  schon  genannte  Transandino-Bahn  von  Rosario  de  Lerma  in 
Salta  nach  Huaitiquina  an  der  chilenischen  Grenze  zu  bauen  begonnen, 
sogar  ohne  vom  Kongreß  dazu  ermächtigt  worden  zu  sein ; man  sagt, 
der  Bau  sei  aus  politischen  Gründen  unternommen  und  in  der  Er- 
wartung, daß  Chile  die  Fortsetzung  bis  zum  Stillen  Ozean  bei  Anto- 
fagasta  oder  Mejillones  ausführt.*) 

Neben  den  Bahnen  hat  einen  Einfluß  auf  die  Entwicklung  und 
Erschließung  des  Landes  das  Kraftwagenwesen  gewonnen.  Der  Kraft- 
wagen hat  die  Forderung  nach  Anlegung  von  neuen  Wegen  und  der 
Verbesserung  der  alten  gebracht.  Aber  auch  ohnedem  dringt  der 
Kraftwagen  in  die  entfernten  Landesteile  ein,  und  hat  der  Bericht- 
erstatter auf  Reisen  im  einsamen  Patagonien  im  deutschen  Wagen 
die  ungeheure  Bedeutung  dieses  Verkehrsmittels  praktisch  einschätzen 
können.  Für  die  Bewirtschaftung  der  ausgedehnten  Güter  ist  der 
Kraftwagen  von  größtem  Wert,  und  dem  entsprechen  auch  die  er- 
staunlichen Einfuhrziffern,  unter  denen  Ford  die  erste  Stelle  einnimmt. 

Neuerdings  beginnt  auch  das  Flugzeug  für  Argentinien  eine  Rolle 
zu  spielen,  und  steht  seiner  Verwendung  hier  für  die  mannigfachen 
Aufgaben  des  Verkehrs,  namentlich  auch  nach  den  großen  Wirtschafts- 
gütern und  in  diesen  selbst,  sowie  zum  Aufklärungsdienst  in  den  un- 
erschlossenen  Laudesteilen,  im  Fischfang  usw.  eine  nach  ihrer  Größe 
nicht  geahnte  Zukunft  bevor.  Auch  für  die  Aufklärung  der  oben- 
genannten Transandino-Bahn  ist  die  Mitwirkung  von  Flugzeugen  an- 
gefordert worden.  Für  die  Landesaufnahme  wird  das  Flugzeug  eben- 
falls verwendbar  sein,  wenn  auch  vorläufig  an  maßgebender  Stelle 
noch  mancherlei  Bedenken  geltend  gemacht  werden,  die  sich  zum 
Teil  auf  die  Unwegsamkeit  mancher  Landesteile  gründen,  wo  die 
Errichtung  von  Kennmarken  und  Landungsplätzen  in  bewaldeten 
Gegenden  auf  Schwierigkeiten  stößt.  Die  erschlossenen  Teile 
Argentiniens  werden  allmählich  mit  einem  Netz  von  Landungsplätzen 
überzogen,  und  dieses  Vorhaben,  das  für  einige  Städte  bereits  erfüllt 
ist,  wird  von  der  Bodengestaltung  begünstigt,  wo  ungeheure  Strecken 
schon  wie  ein  fortgesetzter  Flugplatz  sich  dem  Auge  darbieten.  Die 
Entwicklung  des  Flugwesens  ist  in  Argentinien  in  vollem  Gange. 

*)  Näheres  im  Archiv  für  Eisenbahnwesen,  Fußnote  auf  Seite  487. 


Für  die  Verbindung  des  Handels  und  der  Industrie  unseres 
Vaterlandes  mit  Argentinien  ist  das  Aufleben  der  deutschen  See- 
schiffahrt zu  begrüßen,  die  nach  völliger  Vernichtung  sich  langsam 
wieder  erhebt.  Mit  außergewöhnlicher  Wärme  wurde  das  Wieder- 
erscheinen der  deutschen  Flagge  am  Rio  de  la  Plata  begrüßt,  nicht 
nur  von  unseren  hiesigen  deutschen  Landsleuten,  sondern  nicht  minder 
von  Argentinien  und  von  uns  befreundeten  Nationen.  Es  ist  zu  be- 
dauern, daß  die  Zeitumstände  ihr  so  wenig  günstig  erscheinen,  und 
gerade  in  dem  Augenblick  der  Niederschrift  dieser  Zeilen  ist  zudem 
ein  neuer  Hafenstreik  durch  den  Zwist  zweier  Arbeiterparteien  aus- 
gebrochen, der  die  Regierung  veranlaßte,  den  ganzen  gewaltigen 
Hafenbetrieb  durch  Sicherheitsmannschaften  völlig  abzusperren  und 
stillzusetzen. 

Einen  kurzen  Blick  möchte  ich  noch  auf  die  im  Gange  befind- 
lichen Hafenbauten  werfen.  Die  große  Erweiterung  des  Hafens  von 
Buenos  Aires,  die  Schiffen  größeren  Tiefgangs  dienen  soll  und  schon 
vor  dem  Kriege  von  der  Regierung  begonnen  wurde,  wird  durch  die 
englische  Baufirma  seiner  Vollendung  in  der  ersten  Abteilung  ent- 
gegengeführt. Bei  seiner  Einrichtung  wird  er  noch  mancherlei 
Lieferungen  bedürfen.  Der  ebenfalls  vor  dem  Kriege  begonnene  See- 
hafen von  Mar  del  Plata,  der  durch  Wellenbrecher  dem  Atlantischen 
Ozean  abgewonnen  wird,  lag  während  des  Krieges  brach,  ist  aber  jetzt 
durch  die  französische  Bauunternehmung  so  gefördert,  daß  der  süd- 
liche Wellenbrecher  2200  m Länge  hat  und  ihm  nur  noch  400  m fehlen, 
und  der  nördliche  500  m,  dem  noch  ebensoviel  an  der  Gesamtlänge 
fehlt.  Dieser  Hafen  wird  vorläufig  nur  erst  für  die  Fischerei  und  für 
kleinere  Küstenschiffe  benutzt.  Unfern  von  Mar  del  Plata,  ihm  viel 
zu  nahe,  liegt  der  neue  Hafen  von  Nechochea  mit  kleineren  Verhält- 
nissen als  jener.  Auch  dieser  Hafen  wird  von  der  gleichen  französischen 
Unternehmung  gebaut  wie  der  von  Mar  del  Plata  und  schreitet  etwa 
in  demselben  Verhältnis  fort.  Es  sind  noch  andere  Häfen  an  der 
atlantischen  Küste  vorgesehen,  wovon  jedoch  noch  die  endgültigen 
Vorarbeiten  zu  machen  sind.  Es  sind  dies  der  Hafen  von  San  An- 
tonio, als  Ausgangspunkt  der  obenerwähnten  Eisenbahn  zum  See 
Nahuel  Huapi,  und  der  Hafen  Comodoro  Rivadavia  bei  den  Petroleum- 
feldern der  Regierung. 

Die  Tätigkeit  der  Regierung  hat  sich  auch  bei  den  Flußhäfen  ge- 
äußert. Bei  dem  weiten  Wechsel  der  Flußspiegel  und  der  bedeutenden 
Tiefe  der  Flußbetten  der  Hauptströme  ist  man  auf  den  Gedanken  ge- 
kommen, sogenannte  schwimmende  Häfen  aus  Eisenbeton  anzulegen, 
von  denen  einige  bereits  ausgeführt  sind.  Von  ihrer  Bewährung  wurde 
bisher  Gutes  berichtet.  Es  handelt  sich  dabei  um  Pontonanlagen,  wie 
sie  in  Hamburg,  Liverpool  usw.,  aber  in  Eisenbau,  ausgeführt  sind. 

Nach  dem  trüben  Bild,  das  ich  wahrheitgemäß  entwickeln  mußte, 
trübe  als  Abglanz  der  übrigen  Welt,  möchte  ich  nicht  verfehlen, 
nochmals  mit  allem  Nachdruck  darauf  hinzuweisen,  daß  Argentinien 
in  seiner  Wirtschaft  durchaus  gesund  ist;  denn  die  Natur  hat  ihm 
unerschöpfliche  Schätze,  aus  der  Mutter  Erde  Schoß  emporwachsend, 
und  alle  Klimate  verliehen.  Die  Grundlage  für  die  Heranbildung  eines 
zufriedenen  Menschentums,  das  sich  auf  einen  kräftigen  Landwirt- 
schaftstamm stützt,  ist  ihm  gegeben,  wenn  es  auch  noch  großer  An- 
strengungen bedarf,  uni  diese  erhabene  Aufgabe  ihrer  Lösung  näher- 
zubringen. Aber  sie  erkennen,  heißt  auch,  sie  erfüllen,  weil  natür- 
liche Hindernisse  nicht  vorhanden  sind. 

Das  oben  gegebene  Bild  ist  keineswegs  erschöpfend.  Unser  Handel 
und  unsere  Industrie  werden  in  der  bisherigen  erfolgreichen  Weise 
fortfahren,  mit  größter  Schärfe  Argentiniens  Lage  in  den  einzelnen 
Erscheinungen  zu  verfolgen,  um  sich  anzupassen,  zum  Segen  für 
dieses  Land  und  für  sich  selbst. 

Buenos  Aires.  Sr.'lSng.  C.  Offermann. 


Die  Wohnimgsiursorge  in  der  preußischen  Berg-,  Hütten-  und  Salinenverwaltung.  VI. 

Arbeiter-  und  Unterbeamtenwolinuiigen  auf  deu  Berg-  und  Hüttenwerken  des  Oberbergamtsbezirks  Klaustal. 

Vom  Regierungs-  und  Baurat  Ziegler  in  Klaustal. 


(Schluß  aus 

Die  Arbeiterwohnungsfürsorge  auf  den  Werken  des  Oberbergamts- 
bezirks Klaustal,  der  die  Provinzen  Schleswig- Holstein,  den  größten 
Teil  von  Hannover  und  das  ehemalige  Kurfürstentum  Hessen  umfaßt, 
läßt  sich  in  drei  Gruppen  behandeln,  die  nach  Alter,  Bauweise,  berg- 
baulichen und  klimatischen  Verhältnissen,  Lebensgewohnheiten  und 
Ansprüchen  der  Bewohner  wesentliche  Verschiedenheiten  aufweisen: 

1.  die  Erzbergwerke  des  Ober-  und  Unterharzes  einschließlich  der 
Eisen-  und  Hüttenwerke  Lerbach  und  Rotehütte; 

2.  das  Steinkohlenbergwerk  Barsinghausen  am  Deister; 

3.  das  Kaliwerk  Vienenburg. 

Einige  kleinere  Werke  wie  die  Gipsbrüche  bei  Lüneburg  und  Sege- 
berg,  die  Eisengrube  in  Bieber  im  Spessart  und  verschiedene  aus 
dem  fiskalischen  Besitz  ausgeschiedene  Werke  besitzen  zwar  auch 
derartige  Wohnungen,  bieten  aber  wenig  Bemerkenswertes. 


\ G9  d.  Bl.) 

1.  Der  Harzbezirk. 

Der  Harzer  Bergbau  hat  seinen  Ursprung  wohl  von  den  uralten 
Silber-  und  Bleigruben  des  Rammeisberges  aus  genommen  und  war 
von  Anfang  an  ein  gewerkschaftlicher,  der  zunächst  unter  der  geist- 
lichen Leitung  der  Klöster  Simon  Judas  in  Goslar  (St.  Matthiesen 
to  der  Celle  in  Zellerfeld)  und  Walkenried  stand,  sich  von  den  Rändern 
in  deu  Jahren  1220  bis  1350  bis  in  das  Innere  des  hohen  Harzes  aus- 
breitete und  Silber,  Blei  und  Eisen  zum  Gegenstand  hatte.  Nach 
einer  Zeit  des  Niedergangs  blühte  er  im  Anfang  des  16.  Jahrhunderts 
wieder  auf  unter  den  verschiedenen  Linien  des  welfischen  Hauses, 
aus  dem  besonders  Heinrich  der  Jüngere,  Herzog  von  Braunschweig- 
Lüneburg  (1514  bis  156S),  als  Vater  des  Oberharzer  Bergbaues  zu 
nennen  ist.  Die  reichen  Erze  und  die  gewährten  Bergfreiheiten  lockten 
Gewerke  und  Bergleute  an  und  veranlaßteu  die  Gründung  der  sieben 
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Abb.  2.  Zecbenbaus  in  Oberschulenberg. 


Abb.  3.  Polstertaler  Zechenhaus  bei  Klaustal. 
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Abb.  1.  Schnitt  durch  die  Goßlarsche  Straße  (Zellbach) 
in  Klaustal. 


Bergstädte  Andreasberg,  Grund,  Zellerfeld,  Wildemann,  Lautental, 
Klaustal  und  Altenau.  Vom  Erzgebirge  strömten  die  Nachkommen 
und  Schüler  jener  Goslarschen  Bergknappen  herbei,  die  im  12.  Jahr- 
hundert Freiburg  und  Joachimstal  gegründet  hatten;  auch  aus  Thü- 
ringen und  anderen  Bergwerksgegenden  zogen  viele  Bergleute  zu, 
deren  Sitten,  Gebräuche  und  Mundarten  im  Harz  verschmolzen.  Dieser 
gewerkschaftliche  Bergbau  hat  sich  bis  in  die  erste  Hälfte  des  vorigen 
Jahrhunderts  gehalten.  Dann  aber  kamen  die  kleinen  Betriebe  durch 
den  Wettbewerb  des  Auslandes  auf  dem  Metall  markt,  die  ungünstigen 
Währungsverhältnisse,  die  mit  der  Teufe  zunehmenden  Schwierigkeiten 
der  Wasserhaltung  und  Förderung  allmählich  zum  Erliegen.  Zudem 
standen  sie  einer  Vereinheitlichung  des  Bergbaubetriebes  hindernd 
im  Wege,  und  die  Verpflichtungen  zur  Lieferung  von  freiem  Gruben- 
holz, die  Unterhaltungskosten  der  Straßen, 
der  ober-  und  unterirdischen  Wasserwirt- 
schaft auch  für  diese  ertraglosen  Anlagen 
wurden  auf  die  Dauer  unerschwinglich. 
So  wurden  die  verbliebenen  Kuxe  zu 
einem  mäßigen  Preis  1861  vom  hannover 
sehen  Staat  erworben,  und  Preußen  über- 
nahm 1866  ein  wohlgeschlossenes  Berg- 
werkseigentum. J) 

Um  die  durch  das  Gebirgsklima  und 
durch  die  Lebensgewohnheiten  der  Harz- 
bewohner bedingten  Wohnbedürfnisse  klar- 
zulegen, lohnt  es  sich,  kurz  auf  die  Ent 
wicklung  des  Wohnungwesens  im  Ober- 
harz einzugehen.  Die  Harzorte  sind,  wie 
erwähnt,  jüngeren  Ursprungs  als  die  umliegenden  Städte  der  Ebene. 
Die  mit  dem  Gedeihen  des  Bergbaues  veränderliche  Bevölkerung  siedelte 
sich  zunächst  in  der  Nähe  der  Bergwerke  an.  Die  Häuser  liegen  an 
den  alten  Verkehrstraßen  aneinandergereiht  oder  schmiegen  sich  an  die 
Berglehnen  der  engen  Flußtäler.  Auf  niedrigen  Grundmauern  wurde  ein 
einstöckiger  Fachwerkbau  aus  Fichtenholz  errichtet,  die  Gefache  mit 
roh  beschlagenen  Klötzen,  sogenanntem  Ausladeholz,  zwischen  den 
Falzen  der  Stiele  ausgefüllt,  mit  Moos  gedichtet  und  innen  mit  Brettern 
verkleidet.  Außen  wurde  ebenfalls  Bretterbeschlag  oder  — wie  auch 
auf  dem  Dache  — Scbindelbekleidung  verwendet.  Im  allgemeinen 
findet  sich  Stein  nur  in  den  Grundmauern,  Herden.  Schornsteinen  und 
Brandmauern  mit  Gips  oder  Letten  vermauert  vor.  Die  Häuser  um- 
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Abb.  5.  Zechenhaus 
Obere  Innerste. 
Erdgeschoß. 
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Abb.  6.  Rosenhöfer  Zechenhaus 
vor  dem  Umbau. 


Abb.  7.  Vierfamilien- 
wohnhaus in  Grund. 
Regelform  des  alten 
Harzhauses. 


Abb.  4.  Zechenhaus  Untere  Innerste  bei  Klaustal. 


faßten  außer  der  Küche  nur  einen  Raum.  Die  sogenannten  Berg- 
mannsküchen bestanden  aus  drei  Bruchsteinwändeu,  die  den  Herd- 
platz — früher  ein  offenes  Feuer,  später  eine  untermauerte  gußeiserne 
Platte  — einfaßten.  In  Türhöhe  wurde  die  vierte  Seite  durch  den 
„Rauchfangschling“  zum  Viereck  geschlossen.  Von  den  alten  ein- 
stöckigen Häusern,  die  so  niedrig  waren,  daß  man  mit  der  Hand  die 
Dachtraufe  berühren  konnte,  sind  noch  eine  Anzahl  erhalten.  Das 
Bauholz  der  alten  Harzhäuser  ist  wohl  meistens  in  frischem  Zustand 
verwendet  worden,  und  schützende  Anstriche  und  Abschlußschichten 
waren  unbekannt,  denn  es  wird  über  Pilz-  und  Schwammbildung  und 
häufige  Ausbesserungen  geklagt.  Auch  die  häufigen  großen  Feuers- 
brünste mußte  man  zur  Stadt  in  der  Windrichtung  hinausbrennen 
lassen,  weil  ein  Löschen  der  leicht  brennbaren  Holzbuden  mit  den 
mangelhaften  Geräten  unmöglich  war.  Die  Brände  gaben  Veran- 
lassung, Abstände  von  6 bis  8 Fuß  zwischen  den  Häusern  vorzu- 
schreiben und  die  Schindelbedachung  wenigstens  für  Eckhäuser  und 
Neubauten  wohlhabender  Bauherren  schon  Ende  des  18.  Jahrhunderts 
zu  verbieten.  Durch  die  Brände  wurde  weiterhin  die  Ausführung 
von  Gebäuden  zwar  ähnlicher  Bauweise,  aber  aus  besseren  Baustoffen 
und  von  größeren  Abmessungen  ermöglicht,  wie  sie  sich  jetzt  an  den 

')  Berg-  und  Hüttenwesen  des  Oberharzes.  Stuttgart  1895.  Enke. 
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zu  guten  Steinstraßen  ausgebauten  früheren  Saumpfaden  liinziehen. 
Letztere  haben  immer  noch  steile  Steigungen  und  bieten,  am  Hang  ein- 
geschnitten, der  bergseitigen  Häuserreihe  eine  die  gegenüberliegende 
überragende  Stellung  (Abb.  1). 

Die  heutige  Form  des  Oberharzer  Arbeiterwohnhauses  ist  ein  zwei- 
stöckiger Fachwerkbau,  vielfach  dadurch  entstanden,  daß  mit  dem 
wachsenden  Raumbedürfnis  nachträglich  ein  Stock  aufgesetzt  wurde. 
Man  gelangt  durch  die  Haustür,  die  das  einzige  Schmuckstück  des 
Gebäudes  bildet  und  mit  Oberlicht  und  einer  eingebauten  Laterne a) 
zur  gleichzeitigen  Beleuchtung  von  Straßeneingang  und  Hausinnern 
versehen  ipt,  auf  einen  breiten,  das  ganze  Haus  durchschneidenden  Flur. 
Beiderseits  des  Flurs  befinden  sich  je  zwei  Räume,  und  der  nach  hinten 
liegende  wird  durch  eine  dem  Flur  gleichgerichtete  Wand  in  Küche 
und  Wohnstube  zerlegt;  der  vordere  Raum  ist  die  „gute  Stube“.  Eine 
gerade  Treppe  führt  in  das  Obergeschoß  gleichen  Grundrisses,  ver- 
mehrt um  das  sogenannte  Saalzimmer,  ein  oberhalb  des  Hauseingangs 
abgetrennter  Teil  des  Flurs.  Die  Schlafräume  befinden  sich  gewöhn- 
lich auf  dem  Boden  — „oben  auf“,  wie  der  Harzer  sagt  — als  dem 
trockensten  Raum  des  Hauses.  Zur  Erwärmung  solcher  Dachräume 
findet  man  Verbindungsluken  in  den  Decken  der  darunter  liegenden 
heizbaren  Zimmer.  Nur  unter  einem  kleinen  Teil  des  Hauses  liegt 
ein  mit  einem  Bruchsteingewölbe  oder  einer  Holzbalkendecke  ab- 
gedeckter Keller.  Mit  den  steigenden  Ansprüchen  sind  je  zwei  Woh- 
nungen eines  Stockes  oder  auch  alle  vier  Wohnungen  eines  Hauses 
zu  einer  verschmolzen.  Die  Grubenaborte  sind  bei  besseren  Häusern 
seitlich  des  Hofausgangs  angebaut  und  von  den  Fluren  oder  Treppen- 
absätzen aus  zug'änglich.  Trotz  des  rauhen  Klimas  findet  man  sie 
aber  auch  als  Anhängsel  oder  im  Innern  der  hinter  dem  Hause 
getrennt  davon  liegenden  Stallungen. 

Die  Bergmannshäuser  wurden  unter  weitgehender  Ausnutzung  der 
örtlich  vorhandenen  Baustoffe  und  Hilfskräfte  errichtet.  Verwandte, 
Nachbarn  und  Freunde  halfen  bei  der  Ausschachtung,  bei  der  Anfuhr 
der  Baustoffe  und  gingen  den  Bergmaurern  und  Zimmerern  zur  Hand, 
die  in  den  Freistunden  sich  beim  Abbinden,  Richten,  Mauern  und 
Dachdecken  betätigten.  Die  Bruchsteine  für  den  Unterbau  wurden 
gegen  einen  geringen  Zins  aus  den  städtischen  oder  bergfiskalischen 
Brüchen  geliefert  und  im  Handwagen  herangeholt.  Die  Ziegelhütte 
bei  Buntenbock  stellte  ihre  Luftziegel  aus  unbedeutenden  Tonablage- 
rungen am  Prinzenteich  her.  Im  übrigen  wurde  selten  Kalk,  sondern 
beinahe  ausschließlich  Estrichgips  aus  den  Brüchen  am  Südrand  des 
Harzes,  namentlich  aus  Osterode  benutzt.  Das  Holz  erhielten  die 
Bauherren  bis  1866  in  den  herrschaftlichen  Wäldern  in  geschlagenem 
Zustand  gegen  einen  Vorzugspreis  angewiesen.  Die  Anfuhr  nach 
dem  Bauplatz  oder  nach  den  fiskalischen  Sägemühlen  zum  Schneiden 
mußten  sie  selbst  besorgen.  Die  Dacheindeckung  bestand  ursprünglich 
aus  Schindeln.  Sie  sind  zunächst  wohl  durch  Schiefer  aus  den  Lauten- 
taler und  Goslarer  Brüchen,  dann  durch  Hohlziegeln  in  Gips-  und 
Kalkverstrich  und,  als  diese  nach  den  großen  Bränden  in  der  Mitte 
des  vorigen  Jahrhunderts  knapp  wurden,  durch  die  schweren  Sollinger 
Platten  teilweise  ersetzt  worden.  Sie  finden  sich  aber  noch  unter 
manchem  Ziegeldach. 

Die  Baupolizei  verlangt,  daß  ein  un  verbrennlicher  Behang  wenigstens 
die  Giebeldreiecke  vor  dem  Übergreifen  der  Feuersbrunst  schützt.  Er 
wird  darüber  hinaus  in  Gestalt  von  Ziegel-,  Schiefer-,  Sollinger, 
Zinkblech-  und  Eisenplatten  auch  noch  als  Wetterschutz  der  senk- 
rechten Wände  angebracht.  Der  allgemein  übliche  Baustoff  für  diesen 
Zweck  ist  indessen  der  dem  Wasser,  der  Wärme  und  Kälte  gleich- 
mäßig gut  widerstehende  Holzbeschlag.  Er  findet  sich  seltener  in 
Gestalt  von  Schindeln  oder  Zierschindeln,  sondern  meist  als  wage- 
rechter gemesserter  oder  genuteter  Bretterbeschlag  an  den  LäDgenseiten, 
als  senkrechter  Beschlag  mit  breiten  Fugenleisten  an  den  Giebeln. 
Die  dunklen  natürlichen  Holz-  oder  Karbolineumfarben  oder  die  hellen 
Olfarbenanstriche  mit  den  weiß  abgesetzten  Tür-  und  Fensterbeklei- 
dungen, überragt  von  den  roten  oder  schwärzlichen  Dächern,  geben 
Lichtwark  :!)  Veranlassung,  den  freundlichen  und  heimeligen  Eindruck 
der  Harzstädte  rühmend  hervorzuheben. 

Besondere  Vorsichtmaßregeln  sind  im  Harz  für  Bau,  Unterhaltung 
und  Benutzung  der  Gebäude  durch  die  Witterungsverhältnisse  ge- 
boten. Das  Klima  des  Oberharzes  ist  rauh  und  feucht.  Meterhohe 
Schneedecken  und  Schneeverwehungen  versperren  monatelang  die 
Wege  und  Ausgänge,  belasten  und  vereisen  die  Dächer  und  stürzen 
beim  Schmelzen  im  Verein  mit  den  gebildeten  Eiszapfen  ab. 

Einen  wesentlichen  Einfluß  auf  die  Wohnungsfürsorge  übten  außer 
den  geschichtlichen,  örtlichen  und  klimatischen  Vorbedingungen  die 
sozialpolitischen  aus.  Von  den  mancherlei  Vorrechten,  die  von 
altersher  den  Harzbergleuten  eine  bevorzugte  Stellung  einräumten, 

,J)  Laternen  waren  feuerpolizeilich  vorgeschrieben  und  mußten 
bei  Bränden  angezündet  werden,  um  die  Straße  zu  erleuchten. 

:t)  A.  Lichtwark,  Palastfenster  und  Flügeltür.  Berlin  1905. 
Cassirer.  S.  31  u.  f. 


verschwand  zwar  allmählich  ein  Teil  und  ein  anderer  wurde  Gemein- 
gut. Indessen  blieb  selbst  bis  auf  den  heutigen  Tag  ein  altväterliches 
Verhältnis  erhalten.  Die  Leute  waren  untereinander  verwandt  und 
bekannt,  liebten  ihre  Heimat  und  kehrten  trotz  höherer  Löhne  aus 
anderen  Bergbaugebieten,  z.  B.  Westfalen,  sehr  bald  in  die  ihnen  ge- 
wohnten und  vertrauten  Verhältnisse  zurück.  Alle  Gegenstände  des 
täglichen  Verbrauchs  waren  hier  so  viel  billiger,  daß  die  geringere 
Lohnhöhe  in  Kauf  genommen  werden  konnte. 

Insbesondere  waren  die  aus  wenigen  und  einfachen  Räumen  be- 
stehenden Wohnungen,  soweit  die  alten  Bergmannsfamilien  nicht 
eigene  Häuser  besaßen,  für  1,50  bis  2 Mark  die  Woche  zu  haben. 
Als  daher  der  Staat  in  den  siebziger  Jahren  des  vorigen  Jahrhunderts 
anfing,  für  bessere  Wohngelegenheit  zu  sorgen,  waren  diese  Preise 
als  Grundlage  anzusehen.  Das  Anlagekapital  mußte  aufs  äußerste 
beschränkt  werden,  wenn  die  Rein  Verzinsung  von  3 vH,  welche  die 
Wohnungsfürsorgegesetze  vorschreiben,  durch  die  Mieten  annähernd 
gedeckt  werden  sollte.  Das  Bauen  ist  im  Harz  durch  die  hohen 
Fracht-  und  Anfuhrkosten  der  Baustoffe  teuer,  die  Bauzeit  ist  kurz. 
Obgleich  die  Berg-  und  Hüttenwerke  den  Bau  durch  Hergabe  von 
Bauplätzen,  Stellung  von  Hilfskräften  und  Abgabe  von  Baustoffen 
aus  Werkbeständen  unterstützten,  konnte  von  dem  Bau  von  Einzel- 
wohnungen oder  von  massiver  Bauweise  nicht  die  Rede  sein.  Klima, 
Herkommen  und  Sparsamkeit  nötigten  zu  dem  bretterbeschlagenen 
Vierfamilienfachwerkhaus. 


Abb.  8.  Vierfamilien- 
wohnhaus in  Klaustal 
und  Grund. 

Erd-  und  Obergeschoß. 


Wo  infolge  der  Zusammenfassung  oder  Verlegung  der  Gruben  die 
Tagesbauten  ihre  Zweckbestimmung  verloren  haben,  wurden  die  alten 
Zechenbäuser  in  erhöhtem  Maße  und  die  übrigen  Gebäude,  soweit  sie 
sich  eigneten,  für  Beamten-  und  Arbeiterwohnungen  nutzbar  gemacht. 
Als  Beispiele  solcher  Wohnungen  sind  folgende  alte  Zechenhäuser  zu 
neunen:  In  Klaustal: ' Schulenberger  Zechenhaus  Abb.  2),  obere 
Innerste  (Abb.  5),  das  Rosenhöfer  (Abb.  6),  Englisch  Treuer,  Eleonorer, 
Ludwiger,  Dorotheer,  Polstertaler  Zechenhaus  Abb.  3);  in  Grund:  das 
untere  Innerste  fAbb.  4)  und  Wiemannsbuchter:  in  Zellerfeld:  das 

Ringer;  in  Lautental:  das  Wildemänner, 
Spiegeltaler  (Abb.  10)  und  Schwarze  Grube- 
ner  Zechenhaus.  Endlich  sind  hierher  die 
weitzerstreuten  Wohnungen  zu  zählen 
für  die  Beaufsichtigung  des  ausgedehn- 
ten Graben-  und  Teichnetzes,  das  die 
Betriebswasser  der  Berg-  und  Hütten- 
werke liefert.  Ein  Teil  dieser  alten 
Zechenhäuser  und  Grabenhäuser,  in  tiefster 
Waldeinsamkeit  gelegen,  bietet  den  Harz- 
wanderern willkommene  Rastpunkte. 

Mit  Ausnahme  von  Grund,  wo  einige 
Privathäuser  von  der  Bergverwaltung  ge- 
kauft und  zu  Beamten-  und  Arbeiter- 
wrohnungen  umgebaut  wurden,  sind  alle 
übrigen  Arbeiterwohnungen  von  vorn- 
herein als  solche  gebaut.  Sie  haben  alle 
die  gleiche  Raumzahl,  Anordnung  und  Einteilung  der  eigentlichen 
Wohnung:  Küche,  Stube,  Kammer  und  ein  oder  zwei  Bodenkammern, 
so  daß  für  Eltern  und  erwachsene  Kinder  beiderlei  Geschlechts  ge- 
trennte Schlafräume  zur  Verfügung  gestellt  werden  können.  Sie  sind 

als  zweistöckige  Vierfamilien- 
häuser eingerichtet,  so  daß 
beiderseits  des  gemeinschaft- 
lichen Treppenhauses  in  jedem 
Stock  eine  Familie  wohnt.  In 
Lautental,  Grund  und  Wilde- 
mann sind  auch  zur  Ersparung 
einer  Giebelwand  je  zwei  Vier- 
familienhäuser mit  den  Giebeln 
zu  acht  Familienwohnhäusern 
aneinandergeschoben.  Die  Re- 
gelform des  alten 
Hauses  zeigt  Ab- 
bild. 7,  den  des 
neuen  Abb.  S. 
Die  Verbesserun- 
gen der  neuen 
Bauten  bestehen 
hauptsächlich  in 
folgendem: 
Durch  die  Unter- 
kellerung des  ge- 
samten Hauses 
wird  es  wesent- 
lich trockner  und 
gesünder.  Ohne 
wesentliche  Er- 
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Abb.  9.  Arbeiterwohnhaus  in  Rotehütte. 
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Abb.  10.  Spiegeltaler  Zechenhaus  bei  Zellerfeld. 


höhung  der  Kosten  konnten  geräumige,  luftige  Keller  und  eine  ge- 
meinschaftliche Waschküche  gewonnen  werden,  welche  als  Zugang 
der  anstoßenden  Keller  dient.  Statt  des  durchgehenden,  zugigen, 
dunklen  und  engen  Flurs  mit  vorderem  und  hinterem  Ausgang  ist 
ein  helles  geräumiges  Treppenhaus  mit  einer  Haustür  gegenüber  den 
Ställen  angeordnet,  wodurch  an  Platz  und  Kosten  gespart,  die  Wärme 
gehalten  und  die  Aufsicht  erleichtert  wird.  Vor  allen  Dingen  ist 
aber  die  Küche  als  Hauptwohnraum  auch  der  größte.  Die  bewohnte 
Grundfläche  ist  um  etwa  20  vH  größer  als-  in  den  alten  Häusern. 


J< 5,4- — >| 


Abb.  11.  Vierfamilien wolinhaus 
am  Rammeisberg  bei  Goslar. 
Erd-  und  Obergeschoß. 


Erdgeschoß.  Dachgeschoß. 


Abb.  12.  Vierfamilienwohnhaus 
am  Rammeisberg  bei  Goslar. 


zutraten.  Von  zwei  neueren  Vierfamilienwohnhäusern  am  Berghang 
auf  der  östlichen  Seite  der  Straße  gibt  Abb.  12  einen  Überblick. 

Für  das  Steinkohlenbergwerk  in  Obernki rohen  sind  gegen- 
wärtig Bestrebungen  im  Gange,  einen  Bauverein  für  Arbeiterwohnungen 
zu  gründen.  Solche  von  Staats  wegen  zu  bauen,  erwies  sich  bisher 
nicht  als  nötig,  da  die  meisten  Bergleute,  aus  der  ländlichen  Bevölkerung 
im  Schaumburg-Lippeschen  Lande  hervorgegangen,  eigenen  Haus-  und 
Grundbesitz  haben,  der  weit  zerstreut  in  den  Obernkirchen  umgebenden 
Dörfern  liegt.  Die  Bergleute  fahren  möglichst  in  den  ihrem  Wohn- 
sitz benachbarten  Schächten  ein.  wozu  das  weit  ausgedehnte  Abbau- 
gebiet des  einzigen,  flachliegenden  Flözes  mit  vielen  zerstreut  liegenden 
Betriebs-  und  Angriffspunkten  Gelegenheit  gewährt. 

2.  Die  Steinkohlenbergwerke  im  Weser-  und 
Deistergebiet. 

Auf  dem  Steinkohlenbergwerk  Barsing  hausen -Bantorf  herr- 
schen ähnliche  Verhältnisse.  Die  Bergleute  haben  zwar  eigenen  Haus- 
und Grundbesitz  in  der  Nähe  der  Hauptanfahrschächte,  trotzdem  erwies 
es  sich  schon  im  Jahre  1870  als  zweckmäßig,  die  Ansiedlung  von  Berg- 
leuten in  Egestorf  dadurch  zu  erleichtern,  daß  ihnen  mit  der  alleinigen 
Verpflichtung,  bis  Ende  1872  ein  zum  Beziehen  fertiges  Wohnhaus  zu 
errichten,  je  ein  Bauplatz  von  1320  qm  für  370  Mark  verkauft  wurde. 
Im  Jahre  1891  wurden  einigen  Bergleuten  für  ihre  neuerbauten  Häuser 
im  Mühlenkamp  bei  Barsinghausen  Bauprämien  von  je  300  Mark  und 
zinsenfreie  mit  12 */3  vH  rückzahlbare  Bauvorschüsse  von  je  1000  Mark 
gewährt.  Sie  verzichteten  dafür  auf  ihr  Kohleneigentum  unter  dem 
Grundstück  und  verpflichteten  sich,  das  Haus  10  Jahre  lang  nur  für 
sich  selbst  oder  für  Knappschaftsmitglieder  zu  benutzen  oder  nur  an 
solche  zu  veräußern.  Die  Grundrißanordnung  scheint  den  Erbauern 
überlassen  worden  zu  sein. 

Abb.  13  zeigt  eins  der  Egestorfer  Häuser,  nach  niedersächsi- 
scher Art  mit  Diele,  die  aber  hier  wertvollen  Raum  ohne  rechten 

Obergeschoß.  Erdgeschoß. 
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Abb.  13.  Zweifamilienwohnhaus 
in  Egestorf  am  Deister. 


Abb.  14.  Vierfamilienwohn- 
haus in  Vienenburg. 


Dies  ist  ohne  Erhöhung  der  bebauten  Grundfläche  und  der  Kosten 
erreicht.  Das  Äußere  des  Gebäudes  ist  gefälliger  und  ansehnlicher 
als  das  der  älteren. 

Östlich  des  Brockens,  vollständig  getrennt  vom  Oberharz,  liegt  das 
Eisenwerk  Rotehütte,  das  im  gleichnamigen  Ort  und  am  Wasserlauf 
der  Kalten  Bode,  in  Neue  Hütte,  Bast,  Mandelholz  und  Elend  etwa 
(10  Arbeiterwohnungen  besitzt.  Sie  sind  in  den  Betriebsgebäuden  der 
niedergelegten  alten  Eisenhämmer,  ja  sogar  in  der  alten  Bergmanns- 
kapelle (erbaut  1625)  und  im  „Glockenhause“  in  Rotehütte  eingebaut, 
einzelne  auch  neu  errichtet  (Abb.  9).  Die  Bauart  der  Häuser  ist  die 
gleiche  wie  im  Oberharz.  Sie  weisen  noch  — der  früheren  Gewohnheit 
eutsprechend  — für  mehrere  Wohnungen  gemeinsame  Küchen  auf. 
Der  Mietpreis  betrug  nur  30  Mark  das  Jahr. 

Am  Rammeisberg  bei  Goslar  befinden  sich  einige  uralte  katen- 
artige Zweifamilienhäuser,  zu  denen  später  mehrere  zweistöckige  Vier- 
familienhäuser aus  bretterbeschlagenem  Ziegelfachwerk  (Abb.  11)  hin- 


Zweck  einnimmt,  Küche,  Keller,  Boden,  Abort  und  Stallräume  sind 
für  je  zwei  Familien  gemeinsam.  Die  Kammern  sind  außerordentlich 
niedrig. 

3.  Das  Kalibergwerk  Vienenburg. 

Die  Vienenburger  Arbeiterwohnungen  sind  zwei  Jahre  nach  der 
Eröffnung  des  Kalibergbaues  von  der  Gewerkschaft  Hercynia  1888/89 
erbaut,  um  in  unmittelbarer  Nähe  des  neuen  Schachtes  einen  Stamm 
Bergleute  anzusiedeln.  Die  44  Häuser  liegen  an  einer  Seite  der  „Ko- 
loniestraße“ in  einer  Reihe  quer  zum  Okertal  mit  der  Front  der 
kleinen  Vorgärten  nach  Osten.  Die  Bausumme  hat  rund  4600  Mark 
für  die  Wohnung  betragen.  Die  Häuser  zeigen  die  zweckmäßige 
Anordnung  von  vier  unter  einem  Ziegeldach  vereinigten,  im  übrigen 
aber  vollständig  getrennten  Einzelwohnungen  (Abb.  14).  Den  Mittel- 
punkt bildet  die  Küche,  zugleich  Flur,  Kellereingang  und  Treppen- 
haus, nach  den  westlich  gelegenen  Ställen  gerichtet.  Der  Jahresmiet- 
preis beträgt  90  und  108  Mark. 


Vierzehnter  Tag  für  Denkmalpflege  in 

Waren  schon  die  letzten  Tagungen  der  Denkmalpflege  in  Trier, 
Salzburg,  Halberstadt  und  Dresden  sowie  die  vorjährige  auf  der 
Wartburg  glänzend  aufgehoben,  so  zeigte  doch  die  glückliche  Wahl 
der  vornehm  still  abgeschiedenen  alten  Stadt  Münster  mit  ihrem 
höchst  eigenartigen  geschichtlichen  und  architektonischen  Hintergründe 
eine  ganz  besondere  Anziehungskraft,  die  auch  in  der  stattlichen  Teil- 
nehmerzahl von  mehr  als  600  Personen  ihren  Ausdruck  fand.  Trefflich 
eigneten  sich  die  Festräume  des  Schlosses  von  Schlaun  mit  ihren 
Kristallkronen  und  Eckspiegeln  und  der  ganzen  auf  festlich  intime 
Stimmung  berechneten  sonstigen  Ausstattung  zum  Begrüßungsabend. 
Das  Losungswort  für  den  diesmaligen  Denkmaltag  gab  die  Mahnung 
des  Rektor  Magnificus  der  Universität  in  seiner  Begrüßungsrede,  daß 
wir  wieder  Ehrfurcht  gewinnen  müssen  für  das,  was  über,  neben  und 


Münster  vom  21.  bis  23.  September  1921. 

in  uns  ist;  oft  zitiert  in  den  Verhandlungen  der  nächsten  Tage!  Ein 
Lichtbildervortrag  von  Professor  Dr.  Geisberg  aus  Münster  über  die 
baugeschichtlicbe  Entwicklung  der  Stadt  beschloß  den  wohlgelungenen 
Abend. 

Die  Verhandlungen  des  22.  September  begannen,  wie  üblich,  mit  einer 
Ansprache  desVorsitzenden  Geheimen  Rats  Professors  Dr.  A.v.  Oechel- 
häuser,  der  rückschauend  die  für  die  Denkmalpflege  wichtigsten  Ereig- 
nisse des  Vorjahres  und  die  greifbaren  Ergebnisse  der  letzten  Tagung 
besprach,  der  Toten,  des  Geheimen  Baurats  Tornow  in  Metz,  Professors 
Dr.  Dvorak  in  Wien,  Konservators  des  Bezirks  Wiesbaden  Luthmer 
und  Konrad  Länge-Tübingen  ehrend  gedachte  und  den  durch  Brand  ein- 
getretenen Verlust  unserer  rheinischen  Schlösser  Burg  a.  d.  Wupper  und 
Eltz  a.  d.  Mosel  beklagte.  Sein  Vergleich,  daß  von  dem  Hause  der 
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heutigen  Tagung  im  Jahre  1648  unter  Glockengeläut  der  Friede  in  die 
verheerten  Lande  eingezogen  sei,  während  die  Welt  heute  nach  dem 
schmachvollen  Friedenschlusse  von  Versailles  mehr  denn  je  von  einem 
Frieden  entfernt  wäre,  sowie  sein  von  starkem  vaterländischen 
Empfinden  getragener  Aufruf  an  alle  Schichten  unseres  Volkes  zur 
Mitarbeit  an  den  gerade  jetzt  besonders  wichtigen  Gebieten  der 
Denkmalpflege  und  des  Heimatschutzes  machten  auf  alle  Teilnehmer 
einen  starken  Eindruck. 

Professor  Dr.  Kornelius  Gurlitt  aus  Dresden  sprach  über  Denk- 
malpflege und  Heimatschutz  im  Volksunterricht.  Sein  Vortrag  gipfelte 
darin,  daß  diese  Gebiete  kein  Lehrfach  der  Schule  seien,  diese  aber 
den  Boden  für  die  Saat  durch  liebevolles  Eingehen  auf  die  Schön- 
heiten der  Natur  und  sorgfältiges  Betrachten  der  einfachsten  Dinge, 
vor  allem  aber  durch  Vertiefung  und  richtige  Auffassung  des  Zeichen- 
unterrichts vorbereiten  müsse.  Durch  Verinnerlichung  der  Auffassung 
werde  schon  im  jungen  Menschen  die  Heimatliebe  erzeugt  und  verankert 
und  so  die  Auflehnung  gegen  jede  Verschandelung  der  scheinbar  noch  so 
reizlosen  heimatlichen  Scholle  nach  und  nach  Gemeingut  aller  werden. 

Zu  dem  hierauf  folgenden  Vortrag  des  früheren  Kölner  Oberbürger- 
meisters Staatsminister  a.  D.  Wallraf  über  Industrie  und  Denkmal- 
pflege sei  hier  nur  erwähnt,  daß  er  zu  den  besten  Leistungen  der 
Tagung  gehörte  und  seiner  Bedeutung  entsprechend  als  besondere 
Drucksache  weiteste  Verbreitung  finden  soll.  Seine  eingehende  Wieder- 
gabe ist  an  anderer  Stelle  vorgesehen.  Gleiches  gilt  auch  von  dem 
Vortrag  von  Professor  Dr.  Sauer,  Konservator  in  Freiburg  i.  B. , der 
meisterhaft  über  Erhaltung  und  Schutz  der  beweglichen  Kunstdenk- 
mäler und  ihre  vielfache  Gefährdung  sprach  und  von  dem  Vortrag 
des  Professors  Dr.  Gary  über  Mörtel  bei  Wiederherstellungsarbeiten. 
Professor  Dr.  Tietze  aus  Wien  rief  mit  seinen  Erörterungen  über  das 
Verhältnis  der  Denkmalpflege  zum  geistigen  Leben  der  Gegenwart  trotz 
seiner  tiefschürfenden  Arbeit  manchen  Widerspruch  hervor.  Seiner 
These,  daß  das  Alter  eines  Gegenstandes  noch  keinen  Kunstwert  be- 
deute, den  wir  zu  pflegen  hätten,  wurde  treffend  gegenübergestellt,  daß 
ein  Werk  auch  Kunstwert  haben  könne,  trotzdem  es  neu  sei.  Den 
Kern  traf  in  der  Besprechung  wiederum  Wallraf  mit  den  Sätzen, 
daß  das  Wort  des  Rektors  von  der  Ehrfurcht  nicht  nur  für  das 
große  Volk,  sondern  auch  für  den  Künstler  gelte,  und  daß  es  noch 
nie  eine  Zeit  gegeben  habe,  die  vor  dem  mitleidigen  Lächeln  der 
Nachwelt  sicher  gewesen  sei.  Also  fehle  uns  jede  Berechtigung,  uns 


zum  Richter  über  den  Wert  oder  Unwert  eines  alten  Stückes,  das 
doch  mindestens  urkundlichen  Wert  habe,  aufzuwerfen.  Unsere  Nach- 
kommen würden  sonst  unserem  Tun  fluchen.  Die  auf  die  geistreichen 
Tietzeschen  Ausführungen  folgende  Aussprache  war  ein  reicher  Genuß, 
da  sie  die  aus  sachlichen  Gründen  zur  Besprechung  gestellten  Gegen- 
sätze klar  und  deutlich  hervortreten  ließ,  und  der  Eifer  und  die  Herzens- 
wärme. mit  der  dies  geschah,  das  einigende  Element  in  diesem  Streit  der 
Geister  bildete.  Ein  seltenes  Vorbild  für  parlamentarische  Verhandlungen. 

Erwähnt  sei  endlich  noch  die  Annahme  einer  vom  Staatssekretär 
a.  D.  Freiherrn  v.  Stein  aus  Berlin  eingebrachten  Entschließung,  die 
sich  zwecks  Verbesserung  und  sachlichen  Beurteilung  wichtiger  F agen 
des  öffentlichen  Anpreisewesens  unter  Beteiligung  von  Denkmalpflege 
und  Heimatschutz  an  die  Reichsbehörden,  namentlich  an  Post  und 
Eisenbahn  wendet. 

Der  Vortrag  des  Regierungsrats  Dr.  Gail  über  Inventarisation  der 
Kunstdenkmäler  gab  so  wertvolle,  wohldurchdachte  Vorschläge  für 
eine  einheitliche  wissenschaftliche  Bearbeitung  der  mannigfachen,  zum 
Teil  gerade  jetzt  in  der  Neuerscheinung  begriffenen  Denkmalarchive, 
daß  diese  Ausführungen  der  eingehenden  Beachtung  sicher  sein  werden. 

Schließlich  sprach  Dr.  Burkhard  Meier  über  die  neue  staat- 
liche Bildstelle,  welche  nach  vielen  Bemühungen  ins  Leben  gerufen 
ist.  Es  darf  hierbei  der  Wunsch  nicht  unausgesprochen  bleiben,  daß 
die  wichtige,  bisher  so  wenig  in  der  breiteren  Öffentlichkeit  bekannt- 
gewordene Arbeit  der  alten,  in  das  neue  Institut  aufgegangenen 
staatlichen  Meßbildanstalt  nicht  langsam  verloren  gehen  möge,  und 
daß  die  neuen,  von  Meydenbauer  gegebenen  Anregungen  zu  einer 
Wiederbelebung  dieser  wichtigen  Werte  führen  möchten.  — An  ge- 
eigneter Stelle  werden  die  einzelnen  Berichte  in  eingehender  Weise 
weiter  behandelt  und  der  Öffentlichkeit  zugänglich  gemacht  werden. 

Am  letzten  Tage  fand  unter  stattlicher  Beteiligung  ein  Ausflug 
nach  Soest  statt.  Die  Stadt  bereitete  den  Teilnehmern  einen  würdigen 
und  schönen  Empfang.  Zu  Ehren  des  Besuchs  war  ein  neuer  Führer 
durch  die  Stadt  in  vollendeter,  reichhaltiger  Ausstattung  erschienen. 

Die  nächstjährige  gemeinsame  Tagung  für  Denkmalpflege  und 
Heimatschutz  findet  in  Stuttgart  statt.  — Von  1922  ab  soll  aber  nur 
alle  zwei  Jahre,  und  zwar  gemeinsam  getagt  werden,  ein  wohl  wesent- 
lich aus  Kostengründen  gebotener,  in  Hinsicht  auf  die  Sache  aber  zu 
bedauernder  Entschluß. 

Magdeburg.  Jüsgen. 


Vermischtes. 


Der  Deutsche  Verband  Technisch- Wissenschaftlicher  Vereine 
(„Deutscher  Verband“)  hielt  am  24.  September  d.  J.  seine  Vorstand- 
und  Vorstandsratsitzung  im  Gasthaus  Adlon  in  Berlin  ab.  Zahlreich 
waren  die  Mitglieder  auch  von  außerhalb  erschienen.  Einer  fehlte 
aus  besonders  traurigem  Anlaß,  Prof.  Dr.  Bosch,  Direktor  der 
Badischen  Anilin-  und  Sodafabriken  in  Ludwigshafen.  Das  soeben 
über  das  Oppauer  Werk  hereingebrochene  furchtbare  Unglück  hielt  ihn 
fern.  Der  Vorsitzende  Geheimer  Baurat  Prof.  Dr.  Klingenberg  wies 
auf  dieses  ergreifende,  in  der  Geschichte  der  deutschen  Technik  und 
Industrie  bisher  unerhörte  Ereignis  in  beredten  Worten  hin,  und  die 
Versammlung  sandte  an  Prof.  Bosch  eine  Depesche  mit  dem  Ausdruck 
ihrer  großen  Teilnahme.  Auch  des  Verlustes  zweier  um  die  Gründung 
und  Entwicklung  des  Deutschen  Verbandes  besonders  verdienter 
Mitglieder,  des  Prof.  Dr.  Die  hl  und  des  Wirklichen  Geheimen  Rats 
Dr.  Richter,  gedachte  der  Vorsitzende  und  sprach  dann  dem  bis- 
herigen Vorsitzenden,  Geheimen  Regierungsrat  Prof.  Dr.  Busley, 
auch  an  dieser  Stelle  noch  einmal  für  sein  treues  Wirken  Anerkennung 
und  Dank  des  Verbandes  aus. 

Darauf  wurde  die  Tagesordnung  mit  einigen  Ersatzwahlen  und 
geschäftlichen  Beschlüssen  erledigt,  insbesondere  der  Geschäftsbericht 
über  die  bisherigen  und  über  die  geplanten  Arbeiten  des  Verbandes 
entgegengenommen.  Im  Vordergrund  der  Verhandlungen  standen 
dabei  die  auf  „Verbesserung  des  Vortragswesens“  gerichteten 
Bestrebungen,  liier  löste  der  Vortrag  des  Dr.  ö.  Lasche  eine  längere 
Beratung  aus.  Es  sind  namentlich  die  Anschauungsmittel,  die  sowohl 
für  die  Vorträge  der  Professoren  wie  für  solche  in  technischen 
Vereinen  und  Ausbildungskursen  so  schwer  zu  beschaffen  und  — wo 
sie  vorhanden  — oft  so  mangelhaft  und  unzweckmäßig  sind.  Der 
klare  und  wohlvorbereitete  Vortrag  wies  aber  nicht  nur  die  bestehenden 
Mängel  nach  und  wie  durch  Zersplitterung  der  Arbeit  große  unnütze 
Kosten  entstehen,  er  zeigte  auch  überzeugend,  wie  man  durch  gute 
Anschauungsmittel  die  Wirkung  eines  jeden  Vortrages  unter  Ersparung 
von  Zeit  und  Mühe  vervielfachen  und  zu  solchen  Anschauungsmitteln 
durch  geeignete  Zentralisierung  leichter  und  besser  gelangen  kann  als 
bisher.  Eine  solche  Zentrale  wird  sich  dann  durch  leihweise  und 
käufliche  Überlassung  der  von  ihr  beschafften  guten  Anschauungs- 
mittel an  Interessenten  selbst  erhalten  können,  allerdings  zur  erst- 
maligen Einrichtung  eines  großen,  leicht  in  die  Millionen  gehenden 
Kostenzuschusses  bedürfen. 


Der  Vortrag  fand  eine  sehr  beifällige  Aufnahme.  Die  Aussprache 
wies  kaum  Widerspriiohe  oder  Bedenken  auf,  erging  sich  vielmehr 
in  Erwägungen,  wie  man  die  Vorschläge  bald  in  die  Wirklichkeit 
umsetzen  und  wie  man  die  neue  Einrichtung  auch  anderen  Kreisen, 
insbesondere  den  mittleren  technischen  Schulen,  den  Gymnasien  usw. 
nutzbar  machen  könne.  Schließlich  wurde  eine  Reihe  von  Männern 
namhaft  gemacht,  aus  denen  der  Vorstand  einen  Ausschuß  bilden 
soll  mit  dem  Auftrag,  einen  Kostenanschlag  auszuarbeiten,  danach 
die  erforderlichen  Mittel  zu  beschaffen  und  möglichst  bald  die  neue 
Einrichtung  ins  Leben  zu  rufen.  So  wird  dem  Deutschen  Verband 
neben  seinen  bisherigen  wichtigen  Arbeitsgebieten  eine  neue  dankbare 
Aufgabe  gestellt,  an  deren  Lösung  weite  Kreise  ein  lebhaftes  Interesse 
haben.  S. 

Eine  betriebstechnische  Wanderausstellung  ist  von  der  Arbeits- 
gemeinschaft deutscher  Betriebsingenieure  im  Verein  Deutscher  In- 
genieure zusammengebracht  worden  und  zur  Zeit  iu  Berlin  in  der 
Hochschule  für  die  Bildenden  Künste  (Charlottenburg,  Hardenberg- 
straße 33)  von  9 bis  6 Uhr  zugänglich.  Eintrittskarten  sind  bei  der 
genannten  Arbeitsgemeinschaft  (Berlin  NW  7,  Sommerstraße  4a)  er- 
hältlich. Die  Ausstellung  will  an  ausgewählten,  für  die  Belehrung 
geeigneten  Musterbeispielen  die  Fragen  einer  Steigerung  der  Güte  und 
einer  Verminderung  der  Kosten  lösen  helfen.  Für  die  Steigerung  der 
Güte  ist  eine  Abteilung  für  Meßwerkzeuge  eingerichtet,  in  der  die 
für  die  Fertigung  in  der  mechanischen  Industrie  wuchtigsten  Meß- 
werkzeuge gezeigt  werden.  Die  Möglichkeit  der  Verringerung  der 
Kosten  wflrd  in  den  Abteilungen  „Arbeitsverfahren,  wirtschaftliche 
Vergleiche  der  verschiedenen  Fertigungsarten.  Fabrikanlagen  und 
Fabrikorganisation“  vorgeführt.  Beachtung  verdient  auch  die  Ab- 
teilung Berufseignung,  in  der  an  Beispielen  die  Verfahren  für  die 
Prüfung  der  Berufseignung  gezeigt  werden.  Die  damit  erzielten  Er- 
gebnisse sind  ausgew’ertet  und  übersichtlich  zusammengestellt. 

Eine  Technische  Hochschule  in  Bamloeng  auf  Java  wurde  nach 
einem  Bericht  in  Nr.  36  der  Zeitschrift  „De  Ingenieur“  im  Juli  1920 
mit  28  Schülern,  drei  ordentlichen  und  einigen  außerordentlichen 
Lehrern  eröffnet.  Lehrgegenstände  sind  im  wesentlichen  die  Hoch-. 
Wege-  und  Wasserbaukunde  mit  ihren  Hilfsfächern.  Die  nach  ein- 
jährigem Bestehen  bereits  50  Schüler  zählende  Anstalt  soll  im  Jahre  1924 
von  den  als  Stifter  wirkenden  Körperschaften  an  die  niederländische 
Regierung  übergehen. 
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Die  Bauten  der  internationalen  Messe  in  Frankfurt  a.  Main. 


Beim  Wiederaufleben  der  alten  Frankfurter  Reichsmessen  in 
moderner  Gestalt  und  in  größerer  Weltgeltung  1919  brachte  die 
Leitung  des  Messeamts  den  Hauptverkehr  in  die  von  Prof.  Dr.  Friedr. 
v.  Thiersch  in  München  erbaute  gewaltige  Festhalle  unter  (1909  d.  BL, 
S.  354  u.  365),  die  vom  Hauptbahnhof  zu  Fuß  in  10  Minuten  erreicht 
wird  und  an  dem  großen  Hohenzollernplatz  liegt,  dessen  Anlagen 
sich  zum  Blick  auf  den  blauen  Taunus  öffnen.  Schon  damals  mußte 
man  zwischen  Platz  und  Festhalle  hölzerne  Schuppen  zur  Aushilfe 
errichten  und  viele  Schulen  zur  Messezeit  in  Beschlag  nehmen.  Dann 
griff  man  auf  das  Hippodrom  in  Sachsenhausen  zurück.  Schließlich 
wurde  zur  Kunstmesse  der  alte  Römer  in  der  Stadtmitte  mit  seinem 
Kaisersaal  und  Kurfürstenzimmer  benutzt.  Auch  noch  kleinere  Hallen 
errichtete  man  in  Nebenstraßen.  Dies  hatte  den  handgreiflichen  Obel- 
stand,  daß  die  Messe  wie  in  Leipzig  in  weit  zerstreut  liegenden  Ge- 
bäuden der  Stadt  mit  Zeitverlust  besucht  werden  mußte.  1920  nun 
haben  mehrere  Architekten , u.  a.  Thiersch  in  München  und  Franz 
Röckle  in  Frankfurt  a.  Main,  das  Gelände  an  der  Festhalle  neu  zu 
bebauen  vorgeschlagen  (1920  d.  Bl.,  S.  579).  Der  oben  abgebildete 
Plan  von  Röckle  wurde  im  allgemeinen  als  Grundlage  der  weiteren 
Bebauung  angenommen.  Er  sei  kurz  erörtert.  Der  Verfasser  denkt 
sich  (sieh  Nordnadel  auf  dem  Plan  rechts  oben)  in  den  Gebäuden 
im  Osten  und  Norden  der  Festhalle  sowie  in  derselben  die  Ab- 
wicklung der  Messe.  Alle  übrigen  Bauten  auf  dem  Gelände  dienen 
anderen  Zwecken.  Westlich  von  der  großen  Halle  sollen  ein  Stadion 
und  die  Industriehallen  mit  den  zahlreichen  Kleinkuppeln,  nördlich 
von  diesen  Anlagen  Konzerthaus  und  Bad  errichtet  werden. 

Zu  Messezwecken  ist  nunmehr  als  Massivbau  (Sparhauweise  von 
Eurich  in  Frankfurt  a.  Main)  im  Osten  das  wirksame  Haus  Offenbach, 
in  dem  das  Messeamt  seihst  sich  befindet,  und  das  Werkbundhaus  aus- 
geführt, mit  einem  halbkreisförmigen  Ehrenhof  verbunden.  Das  Werk- 
bundhaus von  Architekt  Voggenberger  in  Frankfurt  a.  Main  ist  1921  zur 
Kunstgewerbe-  und  Bücherschau  eröffnet;  es  ist  streng,  sparsam  und 
sehr  wirksam.  Ähnlich  wie  am  venetianischen  Dogenpalast  tragen  die 
unteren  Pfeiler  eine  obere,  ornamental  gegliederte,  fast  fensterlose 


Wand.  Das  Werkbundhaus 
ist  sachliche  Werkkunst. 
Zwischen  diesen  Bauten  nun 
und  der  Festhalle,  dann  im 
Norden  und  Westen  von 
dieser  befinden  sich  noch 
Behelfsbauten. 


Wenn  man  nun  den 
Röckleschen  Plan  bedenkt 
und  umschreibt,  so  fällt  aus 
diesem  großzügig  geglieder- 
ten Lageplan  von  Gebäuden 
für  Messe,  Industrie  und 
Leibesübungen  eigentlich  ein 
Konzerthaus  heraus.  Solch 
ein  Haus  muß  abseits  vom 
Trubel  stehen.  Die  Verbin- 
dung von  den  Wohnungen 
hierher  ist  während  des 
ganzen  Jahres  außer  in  der 
kurzen  Messezeit  mäßig 
oder  übel.  Konzerthäuser 
gibt  es  in  Frankfurt  rechte 
und  schlechte,  sie  sind  in 
oder  an  der  Innenstadt. 
Müssen  neue  errichtet  wer- 
den — es  wäre  durchaus 
zu  begrüßen  — , so  suche 
man  geeignete  Gelände  der 
westlichen  Anlage,  die  die 

Innenstadt  umkränzt. 

Wenn  nun  der  übrige  Plan  Röckles  zur  Ausführung  gelangt, 
so  ist  das  Gelände  für  eigentliche  Messezwecke  beschnitten.  Die 
Frankfurter  Messe  vergrößert  sich  jährlich,  da  die  Stadt  für  den 
Westverkehr  des  Reiches  und  den  Handel  über  den  Rhein  außer- 
ordentliche Wichtigkeit  hat.  Die  wachsende  Industrie,  die  Welt- 
geltung nehmen  an  Bedeutung  zu.  Der  Straßenverkehr  im  Jahre, 
besonders  an  Messetagen,  hat  erhebliche  Ausdehnung  angenommen. 
Man  kann  bei  steigenden  Messebedürfnissen  nur  auf  zwei  Aus- 
wege kommen,  da  doch  alle  Gebäude  zusammen  angelegt  werden 
sollen.  Entweder  verwirft  man  den  Plan  von  Röckle.  Ein  Atten- 
tat der  Praxis  auf  die  Schönheit.  Man  bebaut  dann  das  hintere  Ge- 
lände mit  Messebauten  und,  wenn  das  nicht  mehr  reicht,  über- 
brückt man  die  Eisenbahn,  die  vorläufige  Grenze,  und  läßt  die  Messe- 
hesucher in  weite  Fernen  durch  Flachbauten  wandern.  Die  meisten 
scheuen  solche  Ausflüge  und  wenden  sich  umschauert.  Ich  weiß 
nicht,  oh  dies  auf  die  Dauer  zu  ertragen  ist.  Der  Messebesucher 
will  keine  Treppen  steigen  und  alles  schön  aufgetischt  in  der  Nähe 
erhalten.  Ich  glaube  an  einen  zweiten  Ausweg:  Man  geht  in  die 
Höhe,  der  bequeme  Besucher  wartet  in  der  Halle  unten  auf  einer 
Bank,  bis  der  bezeicbnete  Fahrstuhl  ihn  schnell  in  fünf  Stockwerke 
oder  ein  anderer  durch  die  unteren  fünf  in  den  sechsten  bis  zehnten 
Stock  eines  Messeturmhauses  hebt.  Konzentrierter  und  an  Zeit 
sparsamer  ist  keine  Lösung  zu  denken.  Es  ist  Nachahmen  nicht  zum 
Unheil  angewendet,  wenn  deutsche  Architekten  statt  Amerikas 
Wolkenkratzern  edle,  zweckvoll  gegliederte  Hochhäuser  schöpferisch 
stellen.  Ganz  abgesehen  davon,  daß  ohne  jedes  Messeplakat  ein 
Turmhaus  in  der  Stadt  von  der  Bedeutung  des  Riesenunternehmens 
zeugt.  Daß  es  ferner  am  weiten  Hohenzollernplatz  im  schönen 
Gegensatz  zu  den  Bauten , die  breit  sich  lagern , steht.  Im  April- 
heft der  „Kultur“,  die  in  Frankfurt  a.  Main -Eschersheim  erscheint, 
habe  ich  dieser  Idee  eine  Bebauungskizze  des  Festhallengeländes  bei- 
gefügt. 

Frankfurt  a.  Main.  Rudolf  Cuno,  Regierungsbaurat. 


Hauptversammlung  der  Hafenbau  technischen  Gesellschaft  in  Mannheim. 


Die  dritte  ordentliche  Hauptversammlung  der  Hafenbautech- 
nischen Gesellschaft  fand  vom  22.  bis  25.  September  in  Mannheim, 
Heidelberg  und  Karlsruhe  statt,  nachdem  am  21.  in  Heidelberg 
der  Vorstand  unter  dem  Vorsitz  des  ®r.=3ng.  e.  h.  Prinzen  Heinrich 
von  Preußen  zu  einer  Sitzung  zusammengekommen  war  (S.  422  d.  BL). 
Der  Verlauf  der  sorgsam  vorbereiteten  Tagung  wäre  vorzüglich 
gewesen,  wenn  sie  nicht  unter  dem  erschütternden  Eindruck  der 
Explosionskatastrophe  von  Oppau  gestanden  hätte,  die  am  21.  Sep- 


tember in  der  Frühe  die  Schwesterstädte  Mannheim  und  Ludwigs- 
hafen in  schwere  Trauer  versetzt  hatte.  Daher  wurde  auf  jeglichen 
festlichen  Anstrich  verzichtet.  Der  erste  Tag  war  ausschließlich  den 
Vorträgen,  die  anderen  Tage  den  Besichtigungen  gewidmet.  Die 
Vorträge  fanden  in  der  städtischen  Kunsthalle  statt,  da  im  Rosen- 
garten sämtliche  Fensterscheiben  zersplittert  waren. 

Geheimer  Baurat  Professor  ®r.  = 3n9-  de  Thierry  eröffnete 
die  Tagung,  gedachte  der  Trauer  in  Mannheim  und  Ludwigshafen 
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und  brachte  insbesondere  das  Mitgefühl  des  ersten  Vorsitzenden, 
Prinzen  Heinrich  von  Preußen,  zum  Ausdruck.  Er  begrüßte  die  Ver- 
treter der  badischen  Regierung,  der  Stadt  und  Handelskammer 
Mannheim,  sowie  unter  den  Vertretern  verschiedener  anderer  Bundes- 
staaten und  Vereine  besonders  die  sechs  Vertreter  aus  der  Stadt 
Memel,  die  die  weite  Reise  nach  Baden  nicht  gescheut  hatten. 
Der  Präsident  der  Oberdirektion  des  Wasser-  und  Straßenbaues  in 
Karlsruhe,  Dr.  Paul,  dankte  namens  der  badischen  Regierung  für 
die  Einladung  und  bemerkte,  daß  bei  den  vielen  Sorgen,  die  der 
Volkswirt  zur  Zeit  habe,  eine  Beruhigung  dadurch  ein  trete,  daß  man 
in  unserem  Volkskörper  überall  den  Drang  zum  Arbeiten  verspüre. 
Dies  komme  auch  in  der  jetzigen  Tagung  der  Hafenbautechnischen 
Gesellschaft  zum  Ausdruck.  Oberbürgermeister  Kutzer-Mannheim 
dankte  für  das  anläßlich  des  schweren  Unglücks  zum  Ausdruck 
gebrachte  Beileid  und  betonte,  daß  Mannheim  mit  der  wärmsten 
Teilnahme  die  Arbeit  der  Gesellschaft  verfolge,  denn  sie  vereine  den 
Mann  der  forschenden  Wissenschaft,  den  wagemutigen,  diese 
Forschungen  verwertenden  Baumeister,  den  Wirtschaftler,  den  Ver- 
waltungsmann und  den  Kaufmann.  In  Mannheim  sei  man  trotz  der 
schweren  Nachkriegszeit  hoffnungsvoll  genug,  an  eine  Erweiterung 
des  städtischen  Industriehafens  zu  denken.  Namens  der  Jndustrie 
und  des  Handels  gab  der  Handelskammerpräsident  Lenel  seiner 
Genugtuung  Ausdruck,  daß  Mannheim  als  erster  Platz  im  Binnenland 
für  die  Tagung  gewählt  worden  sei. 

Hierauf  wurde  in  die  Tagesordnung  eingetreten.  An  Stelle  des 
erkrankten  Generaldirektors  Jäger  sprach  Direktor  Reinhardt  von 
der  Badischen  A.-G.  für  Rhein-  und  Seeschiffahrt  vorm.  Fendel, 
Mannheim,  über  das  Thema  „Die  Häfen  als  Vermittler  der 
Zusammenarbeit  von  Schiffahrt  und  Eisenbahn“.  Einer 
Hafenanlage  falle  als  Bindeglied  der  Zusammenarbeit  zwischen  Schiff- 
fahrt und  Eisenbahn  eine  Vermittlerrolle  zu.  Schon  in  den  ersten 
Anfängen  der  Großschiffahrt  auf  dem  Rhein  habe  es  der  badische 
Staat  verstanden,  Mannheim  als  Endpunkt  dieser  Rheinschiffahrt  dazu 
zu  benutzen,  für  das  badische  Staatsbahnnetz  als  Zubringer  zu 
dienen  und  dadurch  die  wirtschaftlichen  Bedingungen  des  badischen 
Landes  zu  heben  und  zu  fördern.  Der  Erfolg  dieser  Verkehrspolitik 
könne  als  Widerlegung  der  früher  vielfach  gehörten  Behauptung 
dienen,  daß  Flußschiffahrt  und  Eisenbahn  Konkurrenten  seien.  Die 
Zusammenarbeit  beider  Verkehrsmittel  habe  nicht  wenig  zu  dem  Empor- 
blühen des  deutschen  Handels  und  der  Industrie  beigetragen.  Hierauf 
wurde  in  kurzen  Zügen  die  Entwicklungsgeschichte  der  Mannheimer 
Hafenanlagen  geschildert;  daß  nicht  nur  Baden,  die  Rheinpfalz  und 
das  Elsaß,  sondern  auch  ganz  Bayern  und  Württemberg  von  den 
Frachtvorteilen  des  kombinierten  Wasser-  und  Bahnweges  in  Mann- 
heim und  Ludwigshafen  Nutzen  gehabt  hätten,  wie  sich  die  Grenze 
des  Einflußgebiets  von  Mannheim  bis  weit  nach  Böhmen  und  Öster- 
reich-Ungarn im  Wettbewerb  gegen  die  Häfen  von  % Triest  und  Fiume, 
und  in  die  Schweiz  bis  an  den  Fuß  der  Alpen,  ja|;sogar  bis^Dach 
Norditalien  hinein  im  Wettbewerb  gegen  Marseille  und  Genua  aus- 
gedehnt habe.  Der  Vortragende  faßte  schließlich  die  Aufgabe  der 
Binnenhäfen  als  Vermittler  in  drei  Punkte  zusammen: 

1.  Das  allgemeine  volkswirtschaftliche  Bedürfnis  ver- 
langt im  Güteraustausch  möglichst  billige  Beförderungskosten,  daher 
günstige  Verbindung  zwischen  Wasser-  und  Schienenweg,  möglichst 
vollkommene  technische  Ausgestaltung  der  Hafenanlagen;  damit  durch 
die  Umschlageinrichtung  nicht  nur  eine  beschleunigte  Ent-  und  Be- 
ladung der  Schiffe,  sondern  auch  der  Eisenbahnwagen  eintreten  kann, 
um  dadurch  das  schwimmende  und  rollende  Material  in  raschem 
Umlauf  zu  erhalten. 

2.  Nehmen  Gütermengen  ihren  Weg  über  deutsche  Umschlag- 
häfen und  dadurch  über  das  deutsche  Bahnnetz,  so  entsteht  für  die 
Eisenbahn  des  betreffenden  Landes  ein  finanzieller  Nutzen,  der 
sonst  fremden  Bahnen  zugeführt  worden  wäre. 

3.  Die  dritte  Aufgabe  der  Binnenhäfen  besteht  darin,  die  An- 
siedlung neuer  Industrie-  und  Handelsunternehmungen 
an  den  schiffbaren  Wasserstraßen  zu  fördern  und  zu  erleichtern. 
Durch  Schaffung  neuer  Arbeitsgelegenheiten  entstehe  neuer  Steuer- 
zuwachs, und  den  Eisenbahnen  fließe  der  Vorteil  zu,  daß  jedes  neue 
Unternehmen  zur  Bildung  des  Güteraustausches  und  Schaffung  neuer 
Frachteinnahmen  für  die  Eisenbahn  beitrage. 

Am  Schluß  streifte  der  Vortragende  noch  die  Probleme,  welche 
durch  den  Übergang  sämtlicher  deutschen  Staatsbahnen  und  Binnen- 
wasserstraßen auf  das  Reich  eingetreten  seien.  Es  sei  dahingestellt, 
ob  es  zweckmäßig  wäre,  sämtliche  Binnenhäfen  an  das  Reich  abzu- 
geben. In  Süddeutschland  begegne  diese  Idee  einem  gewissen  Wider- 
stand. Hier  neige  man  der  Ansicht  zu,  daß  eine  Landesregierung 
und  die  Stadtverwaltungen  als  Besitzerinnen  von  Hafenanlagen  die 
Lebensbedürfnisse  von  Handel  und  Industrie  besser  im  Lande  über- 
schauen und  abwägen  können  als  von  dem  weiten  Berlin  aus,  um- 
somehr, als  jetzt  neben  der  deutschen  Rheinflotte  französische  und 
belgische  Schiffahrtgesellschaften  in  den  Vordergrund  träten.  Man 


stehe  in  der  Rheinschiffabrt  zu  Beginne  einer  Zeit  schwersten  Ringens; 
ähnlich  sei  es  auf  der  Elbe  oder  auf  der  Oder,  wo  ebenfalls  fremde 
Mächte  in  das  deutsche  Tätigkeitsgebiet  eindrängen. 

Den  nächsten  ebenso  inhaltreichen  Vortrag  hielt  der  Direktor 
W.  Kern  von  der  Oberrheinischen  Eisenbahngesellschaft  Mann- 
heim über  „Die  [südwestdeutschen  Wasserstraßen  und  ihre 
Hafenanlagen.“  Zunächst  behandelte  er  den  z.  Zt.  schiffbaren 
Rhein,  das  Rückgrat  der  west-  und  südwestdeutschen  Wasserstraßen, 
dann  den  Neckar,  die  Donau  und  schließlich  den  Oberrhein,  in  Ver- 
bindung damit  die  neuen  geplanten  Wasserstraßen  Ulm — Plochingen, 
Ulm— Bodensee,  Ulm — Kelheim.  Die  Vertiefung  des  Rheinfährwassers 
auf  3 m bis  Köln,  von  2,5  m bis  St.  Goar,  und  2 m bis  Mannheim 
und  die  damit  verbundenen  sonstigen  Stromverbesserungen  werde 
die  Einstellung  immer  größerer  Schiffsgefäße  ermöglichen,  so  daß  heute 
Schleppboote  bis  zu  2000  ind;  Ps.  und  Kähne  bis  3581  t in  Dienst 
gestellt  seien.  Leider  bilde  das  Binger-Loch  immer  noch  ein  schweres 
Hindernis.  Es  sei  dringend  erwünscht,  daß  der  unter  der  preußischen 
Wasserbauverwaltung  seit  1908  ausgearbeitete  Verbesserungsentwurf 
weiter  betrieben  und  baldigst  verwirklicht  werde.  Als  Normalschiff 
des  Rheins  müßte  heute  das  1500-  bis  1700- Tonnen-Schiff  angesehen 
werden,  unterhalb  Ruhrort  sogar  das  2000-  bis  2500-  Tonnen-Schiff,  bis 
Mannheim  das  1700-  bis  2000-  Tonnen-Schiff.  Mit  dem  Fortschreiten 
der  Rheinregelung  Sondernheim  — Straßburg  mußten  die  Häfen  von 
Mannheim-Ludwigshafen  einen  Teil  ihres  Verkehrs  an  die  südlicher 
gelegenen  Häfen  abgeben.  Zu  den  Mannheimer  Hafenanlagen  gehören 
der  staatliche  Handelshafen,  der  städtische  Industrie-  und  Floßhafen 
und  der  Rheinauhafen.  Der  staatliche  Handelshafen  umfaßt  den 
offenen  Rheinkai,  den  Mühlauhafen,  den  Verbindungskanal  mit  altem 
Zollhafen,  den  Neckar-  und  Binnenhafen  mit  11  000  Ar  Wasserfläche 
und  5500  Ar  Lagerplätze  und  19,5  km  Verladeufer.  Der  städtische 
Industriehafen  besteht  aus  verschiedenen  Becken  mit  einer  Wasser- 
fläche von  6700  Ar  und  10  000  Ar  Lager-  und  Industrieplätzen.  Der 
Rheinauhafen  hat  drei  öffentliche  und  ein  Privatbecken  mit  4180  Ar 
Wasserfläche  und  1600  Ar  Lager-  und  Industrieplätze  und  Umschlag- 
ufer von  12  km  Länge.  Die  Ludwigshafener  Hafenanlagen  um- 
fassen den  freien  Zollhafen  und  den  Umschlaghafen  am  Rhein,  den 
Winterhafen,  Luitpoldhafen,  den  Mundenheimer  Altrhein  und  denKaiser- 
Wörth-Hafen  in  Gesamtuferlänge  von  18,07  km.  In  Speyer  werde 
ein  neues  500  m langes  Hafenbecken  gebaut.  Der  Karlsruher 
Handels-  und  Industriehafen  umfaßt  vier  Becken  mit  5080  Ar  Fläche 
und  8200  m Uferlänge.  Der  Handelshafen  von  Lauterburg  hat  eine 
Verladeuferlänge  von  1,6  km.  Der  Handels-  und  Industriehafen  in 
Kehl  hat  zwei  Parallelhafenbecken  mit  6900  m Ladeufer  und  gehört 
der  badischen  Staatsbahn.  Die  Straßburger  Hafenanlagen  zerfallen 
in  den  Metzger-Torhafen  und  in  den  Rheinhafen  mit  zusammen  13  km 
Verladeufer. 

Aus  der  vorgetragenen  Zusammenstellung  ergeben  sich  nach- 
folgende Verkehrszahlen,  welche  die  starke  Verkehrszunahme  der 
Häfen  Karlsruhe,  Kehl  und  Straß  bürg  in  Gewichtstonnen  erkennen 


lassen : 

Jahr 

Mannheim- 

Rheinau 

Ludwigs- 

hafen 

Karlsruhe 

Kehl 

Straßburg 

1900 

5 885  000 

1 777  000 

— 

7 000 

317  000 

1907 

7 894  000 

2 180  000 

559  000 

121  000 

627  000 

1917 

4 922  000 

2 057  000 

1 135  000 

659  000 

1032  000 

Vor  Fertigstellung  der  Rheinregelung  Sondernheim  — Straßburg 
verlangte  die  Schweiz  die  Weiterführung  der  Oberrheinregelung  bis 
Basel,  da  der  Verkehr  von  Straßburg  bis  Basel  nur  zu  den  Zeiten 
der  Sommeranschwellungen  höchstens  während  sechs  Monaten  im 
Jahr  aufrechterhalten  werden  kann.  Die  Streitfrage,  ob  die  Rhein- 
strecke Straßburg — Basel  durch  Regulierung  oder  Kanalisierung  aus- 
zugestalten sei,  trat  durch  den  Krieg  in  den  Hintergrund,  ist  jetzt 
jedoch  neu  entbrannt,  da  Frankreich  mit  einem  dritten  Vorschlag 
kam,  einen  linksrheinischen  Kanal  anzulegen,  der  Deutschland  aus 
der  Oberrheinschiffahrt  oberhalb  Straßburg,  wahrscheinlich  sogar 
schon  oberhalb  Karlsruhe,  ausschließen  würde.  Die  Schweizer  sehen 
in  der  Beibehaltung  des  offenen  Stromes  ohne  Einbau  von  Wehren 
und  Schleusen  so  große  Vorteile,  daß  sie  glauben,  auf  die  Wasser- 
kraftausnutzung verzichten  zu  können.  Dieser  Auffassung  stehen  die 
Belange  Deutschlands  und  Frankreichs  entgegen,  und  in  der  Tat 
stimmen  die  Sachkundigen  darin  überein,  daß  auf  einem  für  die  Groß- 
schiffahrt kanalisierten  Strom  mit  ausreichend  bemessenen  Schleusen- 
anlagen der  Schiffahrtbetrieb  sich  billiger  und  sicherer  abwickeln 
läßt  als  auf  einer  regulierten  Strecke  mit  starkem  Gefall,  das  z.  B.  bis 
Basel  auf  1 : 1000  ansteigt.  Zur  Zeit  ist  die  internationale  „Zentral- 
kommission für  die  Rheinschiffahrt“  mit  dieser  Frage  beschäftigt.  Der 
Hafen  von  Basel  wird  später  erhöhte  Bedeutung  gewinnen.  In  Er- 
gänzung der  Kaiumschlagstelle  von  St.  Johann  von  600  m ist  auf  dem 
rechten  Rheinufer  bei  Klein  - Hüningen  ein  neues  Hafenbecken  von 
620  m Länge  eingelegt.  Weiter  oberhalb  soll  der  Hafen  von  Birsfelden 
6200  m Verladeufer  erhalten. 
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Durch  die  infolge  des  Diktates  von  Versailles  erlangte  Vormacht- 
stellung Frankreichs  am  Oberrhein  wurde  der  Ausbau  des  Neckars 
zu  einer  Großschiffahrtstraße  dringend.  Der  Redner  schilderte  hierauf 
die  Schiffahrtverhältnisse  des  Neckars  und  den  Entwurf  zu  seiner 
Kanalisierung;  er  gibt  die  heutigen  Baukosten  der  Neckarkanalisierung 
auf  rd.  2 Milliarden  Mark  an,  wovon  ein  Drittel  auf  Kraftwerke  und 
zwei  Drittel  auf  die  Schiffahrtanlagen  fallen.  Zur  Durchführung 
innerhalb  zwölf  Jahren  sei  eine  gemischtwirtschaftliche  Gesellschaft 
gegründet,  die  nicht  nur  die  Herstellung,  sondern  auch  den  Ausbau 
und  Betrieb  der  Kraftwerke  zum  Ziele  habe. 

Der  Vortragende  wendete  sich  dann  der  Verbindung  des 
Neckars  bei  Plochingen  mit  der  Donau  bei  Ulm  [zu,  deren  Bau- 
kosten nach  Vorkriegspreisen  zu  1 1 G Milk  Mark  ermittelt  wurden,  und 
ging  auf  die  Donau  abwärts  Ulm  bis  zur  österreichischenjGrenze  über; 
die  Entwurfbearbeitung  sei  hierfür  nahezu  abgeschlossen.  Die  Bau- 
kosten der  Strecke  Ulm— Kelheim  seien  zu  215  Milk  Mark  nach  Vor- 
kriegspreisen errechnet.  Die  Schiffbarmachung  der  Donau  von  Ulm 
bis  Kelheim  müsse  durchgeführt  werden,  weil  nur  mit  den  Über- 
schüssen aus  diesen  Wasserkräften  die  Verbindung  zwischen  Main  und 
Donau  finanziert  werden  könne.  Dadurch  sei  die  Gewähr  gegeben,  daß 
die  Neckar-Donau-Verbiudung  in  Ulm  eine  für  die  Großschiffahrt  aus- 
gebaute Donau  vorfinde.  — Neben  dieser  Verbindung  zwischen  dem 
Rhein  und  der  Donau  über  den  Neckar  gehe  das  weitere  Streben 
nach  einer  Verbindung  dieser  beiden  Ströme  mit  dem  Bodensee  in 
der  Linie  Ulm — Friedrichshafen.  Die  Baukosten  dieser  Schiffahrtstraße 
ergeben  sich  nach  Vorkriegspreisen  zu  88  Milk  Mark.  — Hafen- 
anlagen sind  am  schiffbaren  Neckar  in  Mannheim  und  Heilbronn 
vorhanden,  außerdem  verschiedene  „Lauern“.  Für  Heilbronn  seien 
große  Hafenerweiterungen  vorgesehen,  ebenfalls  für  Stuttgart,  Heidel- 
berg, Eberbach,  Mosbach,  Plochingen.  Da  der  Betrieb  der  Hafen- 
anlagen und  Schleusungsplätze  in  Jder  Regel  Zuschußbetrieb  sein 
werde,  sei  ein  Zusammenschluß  auf  breiter  genossenschaftlicher 
Grundlage  und  einer  von  bureaukratischem  Geist  freien  Verwaltung 
erforderlich.  In  Ulm  liegen  die  Verhältnisse  für  eine  weit  aus- 
schauende Hafenpolitik  durch  Schaffung  eines  sogen.  Westhafens 
oder  Osthafens  günstig.  Große  Geländeflächen  im  Besitz  der  Stadt 
mit  gutem  Bahnanschluß  stehen  zur  Verfügung.  An  der  kanalisierten 
Donau  erhalten  die  Städte  Günzburg,  Gandelfingen,  Donauwörth, 
Ingolstadt,  Neuburg,  Kelheim  ihre  Hafenanlagen,  desgl.  auf  dem  Weg 
nach  dem  Bodensee  Biberach,  Aulendorf,  Ravensburg. 

Was  die  Schiffbarmachung  des  Oberrheins  zwischen  Konstanz 
und  Basel  anbelangt,  so  habe  der  im  Juli  v.  J.  zum  Austrag  gekommene 
internationale  Wettbewerb  die  Verhältnisse  für  diese  166  km  lange 
Strecke  mit  149  m Gefälle  geklärt  (1920  d.  Bk,  S.  429;  1921,  S.  20).  Die 
Strecke]Basel — Straßburg  weise  zum  Vergleich  127  km  Länge  bei  111  m 
Gefälle  auf.  Der  Redner  beschrieb  sodann  den  preisgekrönten  Entwurf 
„Flotte  Fahrt“  der  Firma  Grün  u.  Bilfinger  A.-G.  und  schilderte  die 
Möglichkeiten  der  Hafenanlagen  und  Umschlagplätze.  — Damit  war 
ein  Überblick  über  die  bestehenden  und  in  Aussicht  genommenen 
südwestdeutschen  Wasserstraßen  samt  ihren  Hafenanlagen  gewonnen. 
Auf  jeden  Fall  könne  es  für  den  Südwesten  Deutschlands  kein  Ruhen 
und  Rasten  geben,  bis  die  Neckar-Donau- Verbindung  durchgeführt 
und  damit  die  Gewähr  gegeben  sei,  daß  der  große  Verkehr  von  dem 
Westen  nach  Osten  nicht  einzig  und  allein  über  den  Main  zur  Donau 
gehe.  Der  Südwesten  dürfe  nicht  der  großen  wirtschaftlichen  Vorteile 
einer  durchgehenden  Wasserstraße  verlustig  gehen.  — An  die  beiden 
Vorträge  schloß  sich  eine  lebhafte  Aussprache. 

Am  Nachmittag  wurden  die  Vorträge  über  „Die  wirtschaftliche 
und  technische  Umstellung  der  Reichskriegshäfen“  gehalten. 
Zunächst  behandelte  Herr  Kayser,  der  Leiter  des  Industrieamtes 
Rüstringen  bei  Wilhelmshaven,  die  wirtschaftlichen  Voraussetzungen 
der  Umstellung.  Bei  der  Anlage  des  Kriegshafens  und  damit  der 
Gründung  Wilhelmshavens  seien  ganz  andere  Gesichtspunkte  als  bei 
den  meisten  künstlichen  Städtegründungen  maßgebend  gewesen.  Auch 
die  weitere  Entwicklung  habe  in  unmittelbarem  Zusammenhang  mit 
dem  schnellen  Anwachsen  der  deutschen  Kriegsflotte  gestanden.  In- 
folge der  starken  Verminderung  dieser  Kriegsflotte  und  der  damit 
zusammenhängenden  Rüstungsindustrie  durch  das  Diktat  von  Ver- 
sailles mußte  eine  neue  wirtschaftliche  Grundlage  geschaffen  werden. 
Die  riesigen,  mit  Werkstätten  und  mannigfachen  Sondereinrichtungen 
aufs  reichste  ausgestatteten  Hafenanlagen  mit  ihrer  vorzüglichen  Fahr- 
straße zur  See,  einer  geschulten  Arbeiterschaft  und  einem  leistungs- 
fähigen Schiffbaugewerbe  müssen  zur  Anlage  eines  Industriehafens 
führen.  Als  Umschlag-  und  Handelshafen  kommt  Wilhelmshaven 
wegen  des  Fehlens  einer  anschließenden  Wasserstraße  und  eines  ge- 
nügend großen  Hinterlandes  nicht  in  Frage.  Seit  dem  Zusammen- 
bruch Deutschlands  und  seiner  Marine  sind  drei  Fünftel  der  Hafen- 
anlagen so  gut  wie  unbenutzt. 

Anschließend  an  diesen  Vortrag  erläuterte  Obermarinebaurat 
Krüger  aus  Wilhelmshaven,  das  Fahrwasser,  die  Baugeschichte  und  die 
technische  Umstellung  des  Kriegshafens.  Für  die  Umstellung  auf  die 


Friedenswirtschaft  kämen  die  großen  Hafenbecken  westlich  der  Kaiser- 
Wilhelm-Brücke  in  Betracht,  die  von  der  Marine  freigegeben  seien. 
Die  Uferlängen  betragen  über  1 1 km,  die  Böschungen  sind  meist  ab- 
gepflastert. 20  m breite  Holzbrücken  sind  zur  Schaffung  von  Liege- 
plätzen vorgebaut.  Die  Wassertiefe  beträgt  bei  normalem  Hafen- 
wasserstand in  den  Südhäfen  über  10  m,  in  den  Kanalhäfen  5,5  bis 
7,5  m.  Die  Ufer  sind  reich  mit  Eisenbahngleisen  ausgestattet,  die 
durch  einen  besonderen  Verteilungsbahnhof  mit  der  Staatsbahn  ver- 
bunden sind.  Be-  und  Entwässerung,  Kraft-  und  Lichtleitungen  ziehen 
sich  an  den  Ufern  entlang,  die  zum  Teil  mit  Werkstätten,  zum  Teil 
mit  Lagerschuppen  bebaut  sind.  Bemerkenswert  sind  große  befestigte 
Kohlenlagerplätze  und  Ölbehälteranlagen.  Große  baulicheUmwälzungen 
für  Ansiedlung  von  Industriebetrieben  sind  nicht  erforderlich.  Für 
Handelszwecke  eignen  sich  besonders  die  Kanalhäfen. 

Uber  die  „Wirtschaftliche  Umstellung  des  Reichskriegs- 
hafens Kiel“  sprach  der  Direktor  des  Handels-  und  Industrieamtes 
der  Stadt  Kiel  Dr.  Maier.  Die  Einwohnerzahl  der  ganz  auf  die 
Marine  und  ihre  Bedürfnisse  eingestellten  Stadt  sei  von  70000  im 
Jahre  1900  auf  245000  im  Jahre  1918  gestiegen.  Die  Hauptindustrien 
waren  die  Werften  und  ihre  Nebenbetriebe,  die  im  Kriege  bis  zu 
45000  Arbeiter  beschäftigten.  Der  Handelsseeverkehr  war  gering. 
1910  betrug  die  Einfuhr  1,2  Milk  Tonnen,  die  Ausfuhr  2,3  Milk  Tonnen. 
Bei  der  jetzigen  Lage  will  Kiel  die  Hochstraße  des  Weltverkehrs,  den 
Nordostseekanal,  benutzen  und  unter  Heranziehung  früherer  Marine- 
anlagen einen  Handelshafen  schaffen,  der  für  die  kommende  Ent- 
wicklung im  nahen  Osten  von  großer  Bedeutung  sein  werde.  Die 
Atlantikdampfer  können  die  Ostsee  schlecht  befahren;  navigatorisch, 
weil  die  Ostsee  viele  flache  Stellen  und  sehr  wenige,  tiefe  Häfen 
habe;  wirtschaftlich,  weil  das  Anlaufen  kleiner  Häfen  infolge  der 
zu  entrichtenden  Gebühren  für  einen  großen  Dampfer  nicht 
wirtschaftlich  sei.  Außerdem  bestehe  der  Versicherungszuschlag 
für  jeden  Atlantikdampfer,  der  das  Bülker  Feuerschiff  bei  Kiel 
ostseewärts  passiere,  in  Höhe  von  1/2  vH  der  sonstigen  Gesamtgebühren 
auf  Schiff  und  Ladung.  Rückfracht  würden  die  Atlantikdampfer 
durch  die  Heranbringung  von  Ausfuhrgütern  der  Ostseekleinschiffahrt 
und  durch  die  günstige  Eisenbahnlage  Kiels  linden.  Der  Wasser- 
anschluß an  die  deutsche  Binnenschiffahrt  müsse  allerdings  erst  noch 
geschaffen  werden.  Die  Pläne  Kiels  seien  nicht  nur  von  der  Provinz 
Schleswig -Holstein,  sondern  auch  nicht  zuletzt  durch  das  gesamte 
Deutschland  zu  unterstützen,  damit  nicht  der  englische  und  dänische 
sehr  regsame  Wettbewerb  den  Handel  nach  Übersee  und  Rußland  an 
sich  reißt.  Hierauf  schilderte  Stadtbaurat  Kruse  aus  Kiel  die  in  An- 
griff genommenen  Erweiterungen  der  Hafen-  und  Industrieanlagen 
Kiels.  Die  Stadt  hat  den  südlich  der  Holtenauer  Schleuse  gelegenen 
Marinekohlenhafen  einschließlich  ausgedehnter  Öltankanlagen  lang- 
fristig gepachtet  und  als  Handelshafen  mit  einer  Kaianlage  von  800  m 
Länge  ausgebaut,  außerdem  eine  Ufermauer  am  Kaiser-Wilbem-Kanal 
als  Anlauf hafen  angelegt.  Nördlich’  der  Kanalmündung  ist  an  der 
Stelle  der  früheren  U-Boot-Werft  in  Vosbrook  ein  Freihafen  mit  In- 
dustriegebiet geplant,  mit  einem  Ufergelände  von  50  Ar  und  Hafen- 
kais  von  2400  m Ausdehnung. 

Diesen  Vorträgen  folgte  am  Abend  eine  Besichtigung  des  von 
der  Mannheimer  Maschinenfabrik  Mohr  u.  Federhaff  konstruierten 
Krans  mit  Wippausleger.  Sein  Vorteil  besteht  darin,  die  Einzieh- 
bewegung mit  der  großen  Geschwindigkeit  von  etwa  1 m/Sek.  vor  sich 
gehen  zu  lassen.  Die  Last  wird  ebenso  wie  der  Schwerpunkt  des 
Auslegers  auf  einer  Horizontalen  bewegt.  Infolgedessen  wird  der  Kran 
beim  Überschlagen  von  Schiff  zu  Schiff  gute  Dienste  leisten,  besonders 
da,  wo  infolge  der  Masten  und  Kamine  ein  Schwenken  des  normalen 
Drehkrans  auf  Schwierigkeiten  stößt.  — Am  Vormittag  des  folgenden 
Tages  fand  die  Rundfahrt  durch  die  Hafenanlagen  Mannheims,  aus- 
gehend von  dem  Thyssenhafen  in  Rheinau,  statt.  Infolge  einer  durch 
Nebel  eingetretenen  Verspätung  mußte  der  Dampfer  „Stadt  Basel“ 
seine  lehrreiche  Fahrt  ab  kürzen.  Es  wurden  der  Rheinauer  Staats- 
hafen, der  offene  Rhein,  der  Mühlauhafen,  der  Verbindungskanal  und 
der  Neckar  eingehend  besichtigt.  Ein  Sonderzug  brachte  die  Teil- 
nehmer nachmittags  nach  Heidelberg,  wo  eine  Besichtigung  des 
Schlosses  unter  der  sachkundigen  Führung  des  Baurats  Schmieder  und 
Regierungsbaumeisters  Koch  stattfand.  Zum  ersten  Male  wurde  die 
Geschichte  des  Schlosses  und  damit  sein  früherer  reizvoller  Aufbau 
in  Lichtbildern  überaus  fesselnd  vorgeführt. 

Am  Sonnabend  den  24.  September  wurde  Karlsruhe  aufgesucht, 
vormittags  der  Rheinhafen,  nachmittags  das  neue  Flußbaulaboratorium, 
das  Institut  für  Eisenbeton  und  das  neue  badische  Verkehrsmuseum 
besichtigt.  Während  der  Besichtigungsfahrt  im  Hafen  wurden  dessen 
Einrichtungen  erläutert.  Von  Interesse  war  zu  hören,  daß  die 
geringe  Breite  des  Hafenkanals  vom  Rhein  zu  den  eigentlichen 
Hafenbecken  die  Entfernung  des  aufgebrochenen  Eises  im  Winter 
unmöglich  mache,  wodurch  mitunter  längere  störende  Betriebs- 
einstellungen verursacht  würden.  Aufgestellte  Modelle  einer  Rhein- 
strecke vor  und  nach  der  Regelung  im  Jahre  1910  zwischen  Germers- 
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heim  und  Karlsruhe  ließen  die  Erfolge  erkennen,  die  durch  den  i 
richtigen  Einbau  von  Buhnen  einen  Beharrungszustand  des  Fahr- 
wassers herbeigeführt  haben. 

Die  wasserbauliche  Versuchsanstalt  steht  vor  ihrer  Vollendung 
und  wird  in  der  Ausdehnung  und  Vollkommenheit  ihrer  Anlagen  die 
bisherigen  Laboratorien  in  anderen  Städten  Deutschlands  übertreffen. 
Nicht  weniger  als  neun  Versuchsrinnen  sind  in  den  beiden  großen 
Räumen  untergebracht,  unter  anderem  eine  große  bis  5 m breite  Fluß- 
baurinne, vier  hydraulische  Versuchsrinnen  von  10,  12,  16  und  18  m 
Länge,  sodann  die  Rinne  für  Schleppversuche  von  70  m Länge,  1,5  m 
Breite  und  1,5  m Nutztiefe.  Besondere  Meßschildwagen  mit  elektrischen 
Registrierungen  laufen  auf  Gleisen.  Der  Beobachter  selbst  wird  durch 
einen  besonderen  Halbportalkran  getragen.  Neben  den  gewöhnlichen 
seitlichen  Beobachtungstellen  können  von  fünf  Kellerräumen  aus  die 
Erscheinungen  im  Wasser  der  großen  Rinne  durch  Spiegelscheiben  beob- 
achtet werden.  Geheimer  Oberbaurat  Professor  Rehbock  besprach  an 
Hand  zahlreicher  Ergebnisse  die  bisher  mit  Erfolg  ausgeführten  Modell- 
versuche, z.  B.  die  Formgebung  des  Ein-  und  Auslaufs  eines  in 
Nürnberg  zur  Hochwasserabfuhr  geplanten  Stollens  mit  5'/2  m sekund- 
licher Wassergeschwindigkeit.  Er  erwähnte,  daß  durch  Beachtung 
der  oft  für  Theorie  und  Praxis  überraschenden  Versuchsergebnisse  an 


einem  einzigen  Bau  Ersparnisse  gemacht  werden  könnten,  die 
zur  Einrichtung  eines  Laboratoriums  ausreichen  dürften.  Im  alten 
Flußbaulaboratorium  wurde  sodann  ein  Modell  der  Über-Eich-Anlage 
an  dem  neuen  Itterkraftwerk  bei  Eberbach  im  Betrieb  vorgeführt, 
wo  bei  jeglicher  Wassermengengröße  die  Energie  des  Wassers  durch 
Deckwalzen  vernichtet  werden  soll. 

Über  das  Forschungsinstitut  für  Zement,  Beton  und  Eisenbeton 
gab!  Professor  Dr.  Probst  eingehende  Erläuterungen,  unter  anderem 
über  die  Versuche  über  die  Wasserdichtigkeit  von  mehr  oder  weniger 
fetten  Betonmischungen  in  Verbindung  mit  Gefügeuntersuchungen 
durch  Dünnschliffe.  — Die  zwei  Stockwerke  des  Verkehrsmuseums 
wurden  von  Professor  Ammann  gezeigt.  Dieses  Museum  befindet 
sich  in  dem  ehemaligen,  1779  erbauten  badischen  Zeughaus,  das  im 
Zusammenhang  mit  dem  Neubau  der  Bauingenieur- Abteilung  der 
Technischen  Hochschule  Karlsruhe  überwiesen  worden  ist.  Es  besitzt 
bereits  wertvolle  Stücke  und  wird  nach  vollständiger  Einrichtung 
ohne  Zweifel  ein  hervorragendes  Bildungsinstitut  werden.  — Mit  dem 
dankbaren  Bewußtsein,  eine  nicht  geringe  Erweiterung  bisheriger 
Kenntnisse  erfahren  zu  haben,  verließ  man  Karlsruhe;  am  folgenden 
Tage  wurde  ein  gelungener  Ausflug  nach  der  Pfalz  unternommen. 

Mannheim.  W.  Neuffer,  Regierungsbaumeister. 


Vermischtes. 


Eine  Gartenbauausstellung  in  München  ist  am  29.  September  im 
Ausstellungsgelände  eröffnet  worden.  Ihr  dienen  die  Hallen  4,  5 u.  6 
sowie  die  Arena  (S.  345  d.  Bl.).  Ein  Kriegergräberfriedhof  wird  eine 
besondere  Sehenswürdigkeit  sein. 

Die  Wirkung  des  achtstündigen  Arbeitstages  im  Bangewerbe 
untersucht  eine  Kostenberechnung  für  ein  Einfamiliendoppelhaus  der 
Zeppelin- Wohlfahrt -G.  m.  b.  H.  in  Friedrichshafen  a.  Bodensee.  Außer 
den  Friedenspreisen  aus  dem  Jahre  1914  sind  nebeneinandergestellt 
die  Preise,  die  infolge  der  acht-  und  der  zehnstündigen  Arbeitszeit 
sich  ergeben.  Der  Tagesverdienst  des  Arbeiters  ist  in  beiden  Fällen, 
berechnet  nach  den  Löhnen  vom  März  1921,  gleichgesetzt.  Bei  den 
Arbeitern  der  Bauindustrie  sind  für  das  zweite  Beispiel  56  Wochen- 
stunden angenommen,  wodurch  die  Baustoffe  um  durchschnittlich 
20  vH  verbilligt  werden.  Das  Endergebnis  ist,  daß  ein  Haus  der 
Gesellschaft,  das  1914  5700  Mark  kostete,  unter  dem  Einfluß  des 
Achtstundentages  sich  auf  73  500  Mark  stellt,  während  es  bei  einem 
zehnstündigen  Arbeitstag  nur  56  800  Mark  erfordern  würde.  Die 
Durchführung  des  achtstündigen  Arbeitstages  im  Baugewerbe  kostet 
also  der  Allgemeinheit  bei  der  großen  Wohnungsnot  fast  30  vH  mehr. 

30  Millionen.  Mark  für  Woliunngsbauten  sollen  in  Danzig  zur 
Verfügung  gestellt  werden.  Von  dieser  Summe  entfallen  16,9  Mill.  Mark 
auf  242  Wohnungen  der  Stadtgemeinde,  11,8  Mill.  Mark  sollen  zur 
Förderung  privater  Bautätigkeit  für  208  Wohnungen  und  der  Rest 
für  Instandsetzungen  verwendet  werden.  Die  Mittel  werden  durch 
Gemeindeabgaben  aufgebracht. 

Zur  Milderung  der  Notlage  der  deutschen  Natursteinindustrie 

hat  das  bayerische  Staatsministerium  des  Innern  im  Benehmen  mit 
den  übrigen  Staatsministerien  die  folgenden  Richtlinien  aufgestellt: 

1.  Die  Verwendung  von  ausländischen  Gesteinsarten  zu  Staats- 
bauten ohne  besondere  Genehmigung  des  zuständigen  Ministeriums 
wird  bis  auf  weiteres  verboten. 

2.  Haustein  und  auch  einheimischer  Marmor  soll  künftighin  in 
den  Kostenanschlägen  für  Staatsbauten,  deren  Benutzungszweck  eine 
bessere  Ausgestaltung  gerechtfertigt  erscheinen  läßt,  wieder  in  be- 
scheidenem Umfange  sowohl  für  das  Innere  wie  für  das  Äußere  vor- 
gesehen werden. 

3.  Bei  bereits  genehmigten  oder  in  Ausführung  begriffenen  Bauten 
können  sichere  Einsparungen  an  der  Gesamtbausumme  dazu  ver- 
wendet werden,  einzelne  Schmuckstücke  aus  Naturgestein  anzubringen. 
Hierzu  ist  jedoch  unter  Beinahme  von  Skizzen  die  Genehmigung  der 
Vorgesetzten  Stellen  einzuholen. 

4.  Fundament  und  Kellermauern  sind  bei  allen  jenen  Bauten 
aus  Bruchstein  herzustellen,  bei  denen  die  größere,  gleiche  oder  doch 
annähernd  gleiche  Wirtschaftlichkeit  dieses  Mauerwerks  gegenüber 
dem  Beton  oder  Backsteinmauerwerk  als  gegeben  zu  erachten  ist. 
Infolge  der  hohen  Preise  für  Zement  und  Ziegelsteine  wird  das  Bruch- 
steinmauerwerk auch  in  solchen  Gegenden  in  Frage  kommen,  in 
denen  es  bisher  unwirtschaftlich  und  deshalb  nicht  heimisch  war. 

Eine  neue  Anwendung  des  Prinzips  der  kleinsten  Formände- 
rnngsarbeit.  Zu  dem  Aufsatz  des  ®r.=!Jug.  Chr.  Havemann  in 
Nr.  53  u.  55  d.  Bl.,  S.  327,  erhalten  wrir  folgende  Zuschriften: 

I. 

Im  Interesse  der  geschichtlichen  Wahrheit  erlaube  ich  mir  darauf 
hinzuweisen,  daß  ich  bereits  im  Jahre  1912  im  20.  Heft  der  Forscher- 
arbeiten auf  dem  Gebiet  des  Eisenbetons  (Berlin,  Wilh.  Ernst  u.  Sohn) 
in  meinem  „Beitrag  zur  Theorie  des  Eisenbetons“,  und  zwar  im  An- 


hang S.  34  die  Frage,  ob  der  Beton  und  Eisenbetonquerschnitt  bei  der 
Biegung  eben  bleibt,  im  gleichen  Sinne  behandelte.  Da  es  sich  damals 
für  mich  nur  um  eine  Nebenfrage  meiner  Hauptarbeit  handelte,  be- 
schränkte ich  mich  auf  die  Untersuchung  des  rechteckigen,  sowohl 
homogenen  als  auch  Eisenbetonquerschnitts  und  fand  gleichfalls  unter 
Anwendung  des  Prinzips  der  kleinsten  Formänderungsarbeit  die  Be- 
stätigung für  das  Ebenbleiben  des  Querschnitts. 

®r.=  3ü0-  Havemann  behandelt  allerdings  die  gewählte  Frage  mit 
I großer  Allgemeinheit  und  erweitert  den  Beweis  auch  auf  Querschnitte, 
die  dem  sogen.  Potenzgesetz  ( f = <xom ) folgen.  Die  Arbeit  ist  in  jeder 
Beziehung  hochinteressant  und  wertvoll.  Unerörtert  läßt  Havemann 
die  Frage,  ob  das  Ebenbleiben  des  Querschnitts  bei  nicht  homogenen 
Baustoffen  auch  bis  zum  Bruchstadium  durchhält.  Ich  bin  auf  Grund 
der  vorliegenden  umfangreichen  Versuchsergebnisse  zu  dem  Schluß 
gekommen,  daß  im  letzten  Stadium  eine  Verbiegung  des  Querschnitts 
eintreten  muß.  Es  zeigt  sich  nämlich  bei  spröden  Baustoffen,  welche 
dem  Hookeschen  Gesetz  nur  annähernd  folgen  (wie  z.  B.  Beton,  Guß- 
eisen), daß  lange  vor  Eintritt  des  Bruches  Dehnungen  (Pressungen) 
mitgemacht  werden,  ohne  daß  gleichzeitig  die  zugehörigen  Spannungen 
sich  ändern;  bildlich  gesagt,  daß  die  Dehnungskurve  in  diesem  Ab- 
schnitt parallel  mit  der  Abszissenachse  verläuft,  mathematisch  aus- 
gedrückt, daß  die  dazugehörige  Spannung  aB  für  diesen  Abschnitt 
konstant  bleibt.  Diese  Tatsache  drückt  sich  nun  in  den  mathema- 
tischen Entwicklungen  so  aus,  daß  mit  aB  = const  die  notwendigen 
Bedingungen  für  ein  Minimum  (für  die  Variation  des  Problems)  nicht 
mehr  gegeben  sind;  in  Wirklichkeit  äußert  sich  die  Tatsache  da- 
durch, daß  der  Querschnitt  allmählich  aus  dem  ebenen  Zustand 
heraus  sich  zu  krümmen  anfängt  und  die  Tragfähigkeit  des  Balkens 
erhöht  wird. 

Bremen.  2)r.=  3ng.  A.  Fruchthändler. 

II. 

Die  Arbeit  des  SrAyüQ-  Fruchthändler  aus  dem  Jahre  1912  war 
mir  leider  nicht  bekannt;  ich  würde  sonst  in  der  Überschrift  zu 
meinem  Aufsatz  nicht  von  einer  „neuen“  Anwendung  des  Prinzips 
der  kleinsten  Formänderungsarbeit  gesprochen  haben. 

Der  von  2)r.=Ssitg.  Fruchthändler  ausgesprochenen  Ansicht,  daß 
im  letzten  Stadium  eine  Verbiegung  des  Querschnitts  eintreten  muß, 
und  seiner  Begründung  dafür  vermag  ich  mich  nicht  anzuschließen. 
In  meiner  Doktorarbeit,  die  sich  mit  der  Berechnung  der  Beton- 
zugspannungen beschäftigt,  habe  ich  an  der  Hand  von  Versuchs- 
ergebnissen nachgewiesen,  daß  die  Annahme  vom  Ebenbleiben  der 
Querschnitte  sich  sehr  wohl  bis  zum  Bruchstadium,  d.  h.  bis  zum 
Auftreten  von  Zugrissen,  aufrechterhalten  läßt,  wenn  nur  die  Deh- 
nungskurve richtig  gewählt  wird.  Bei  höheren  Spannungen  scheint 
diese  nämlich  so  stark  umzubiegen,  daß  in  dem  Äugenblick,  wo  die 
Spannung  die  Festigkeitsgrenze  erreicht,  tatsächlich  der  Zustand  ein- 
tritt,  den  Fruchthändler  mit  Ob  = const  bezeichnet.  Daß  aber  dieser 
Zustand,  wrie  Fruchthändler  meint,  schon  lange  vor  Eintritt  des 
Bruches  bestehen  sollte,  daß  also  Dehnungen  mitgemacht  werden, 
ohne  daß  gleichzeitig  die  zugehörigen  Spannungen  sich  ändern, 
scheint  mir  mit  den  Grundbegriffen  der  Elastizitätstheorie  nicht  ver- 
einbar zu  sein.  Wenn  man  aber  diese  Annahme  macht,  so  ist 
das  Prinzip  der  kleinsten  Formänderungsarbeit  nicht  mehr  anwend- 
bar. woraus  aber  noch  nicht  folgt,  daß  der  Querschnitt  nicht  eben 
bleiben  kann. 

Schwerin  i.  M.  ®r.=  3n9-  Havemann. 


\ erlag  von  Wilhelm  Ernst&Sohn,  Berlin.  — Für  den  nichtamtlichen  Teil  verantwortlich : R.  Bergius,  Berlin.  — Druck  der  Buchdruckerei  Gebrüder  Ernst,  Berlin. 
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Amtliche  Mitteilungen. 


Erlaß,  betreffend  die  Ausbildung  von  Eegierungsbaufohrern 
im  Verwaltungsdienst. 

Berlin,  den  17.  September  1921.  t 
Auf  Grund  der  infolge  meines  Erlasses  vom  14.  Juli  1921  — 
Abw.  Paß.  557  — erstatteten  Berichte  der  Herren  Oberpräsidenten 
erkläre  ich  mich  im  Benehmen  mit  dem  Herrn  Reichsverkehrsminister 
damit  einverstanden,  daß  Regierungsbauführer  des  Wasser-  und 
Straßenhaufaches,  die  entsprechend  den  Bestimmungen  des  § 9 der 
Ausbildungsvorschrift  vom  13.  November  1912' im  Verwaltungsdienst 
(II.  Ausbildungsabschnitt)  auszubilden  sind,  auch  bei  den  Herren' 
Oberpräsidenten  in  Breslau,  Magdeburg,  Koblenz  und  Hannover 
Strombauverwaltungen  bezw.  Wasserstraßenverwaltung  und  Abteilung 
für  Vorarbeiten)  beschäftigt  werden  dürfen. 

Soweit  sich  bei  diesen  Stellen  keine  genügende  Gelegenheit  zur 
Unterweisung  im  Kassenwesen  bietet,  sind  die  Regierungsbauführer 
für  einige  Wochen  einer  Regierungshauptkasse  zuzuteilen. 

Ich  ersuche,  die  in  der  Ausbildung  begriffenen  Regierungsbau- 
führer des  Wasser-  und  Straßenbaufaches  hiervon  in  Kenntnis  zu  setzen. 

Der  Minister  für  Landwirtschaft,  Domänen  und  Forsten 
Abwicklung  Wasserbau. 

Im  Aufträge 

Abw.  Paß.  863/21.  Hecht. 


Preußen. 

Das  preußische  St^atsministerium  bat  dem  Ministerialdirektor  a.  D. 
Dorn  er  die  Entlassung  aus  dem  Amte  als  Präsident  des  Technischen 
Oberprüfungsamts  erteilt  und  den  Ministerialdirektor  S)r.=!yitg.  Uber 
zum  Präsidenten  dieser  Behörde  sowie  die  Regierungs-  und  Bauräte 
Stock  in  Wiesbaden,  Stiehl  in  Aachen,  Pabst  in  Breslau,  Hamm 
in  Sigmaringen,  Gensei  in  Hildesheim,  Drescher  in  Köslin  und 
Dammeier  in  Brandenburg  a.  d.  H.  z u Oberbauräten  ernannt. 

Der  Regierungs-  und  Baurat  Ullrich  aus  Danzig  ist  zum  Mini- 
sterialrat  im  Ministerium  für  Landwirtschaft,  Domänen  und  Forsten 
ernannt  worden. 

Versetzt  sind:  die  Oberbauräte  Stock  von  der  Regierung  in  Wies- 
baden an  die  Regierung  in  Koblenz,  Stiehl  von  der  Regierung  in 
Aachen  an  die  Regierung  in  Wiesbaden,  Hamm  von  der  Regierung 
in  Sigmaringen  an  die  Regierung  in  Köln ; — die  Regierungs-  und  Bau- 
räte Breätsprecher  vom  Hochbauamt  II  in  Breslau  an  die  Regierung 
daselbst,  Markgraf  vom  Hocbbauamt  I in  Breslau  an  die  Regierung 
daselbst,  Vogt  vom  Hochbauamt  in  Oels  an  das  Hochbauamt  II  in 
Breslau  als  Vorstand,  Reuter  vou  der  Regierung  in  Liegnitz  an  das 
Hochbauamt  in  Oels  als  Vorstand,  Schräder,  bisher  beurlaubt,  an 
die  Regierung  in  Düsseldorf,  Wojahn  vom  Hochbauamt  in  Sagan  an 
die  Regierung  in  Sigmaringen,  Birck  vom  Hochbauamt  in  Diez  a.  d. 
Lahn  an  die  Regierung  in  Wiesbaden,  Schäfer  vom  Hochbauamt 
in  Mühlhausen  i.  Th.  an  das  Hochbauamt  in  Diez  a.  d.  Lahn  als  Vor- 
stand und  Spielberg  von  der  Regierung  in  Erfurt  an  das  Hocbbau- 
amt I in  Marburg. 

Der  Oberbaurat  Damm  ei  er  ist  in  die  Hochbauabteilung  des 
Finanzministeriums  einberufen. 

Den  Regierungs-  und  Bauräten  Schräder  bei  der  Regierung  in 
Düsseldorf,  Mahlberg  bei  der  Regierung  in  Köln.  Wojahn  bei  der 
Regierung  in  Sigmaringen  und  Birck  bei  der  Regierung  in  Wiesbaden 
sind  Beförderungstellen  bei  diesen  Regierungen  verbehen. 

Den  Regierungs-  und  Bauräten  Reisei  in  Mühlhausen  i.  Th., 
Achenbach  in  Schlawe  und  S)r.=8ttg.  Michael  in  Brandenburg  a.  d.  H. 
sind  die  Vorstandstellen  der  Hochbauämter  daselbst  verlieben. 

Dem  bisherigen  ständigen  Hilfsarbeiter  bei  dem  Kulturbauamt  in 
Celle  Regierungs-  und  Baurat  Maybaum  ist  die  Verwaltung  des 
Kulturbauamts  in  Aachen  übertragen  worden. 

Der  Regierungsbaumeister  des  Wasser-  und  Straßenbaufaches 
Heinrich  Schmidt,  bisher  beim  Wasserbauamt  in  Emden,  ist  dem 
Kulturbauamt  in  Neumünster  überwiesen. 

«► 


Die  Staatsprüfung  haben  bestanden:  die  Regierungsbauführer 
Siegfried  Theuerkauf  und  Kurt  Krieg  (Hochbaufach);  — Reinhold 
Radiscb  und  Leonhard  Drisch  (Wasser-  u.  Straßenbaufach);  — Walter 
Hin  und  Hermann  Niehaus  (Eisenbahn-  u.  Straßenbaufach):  — 
Ernst  Neumann  und  Heinrich  Frohnhäuser  (Maschinenbaufach). 

Die  Oberbauräte  Geheimen  Bauräte  Maas  in  Breslau  und  Radloff 
in  Wiesbaden,  die  Oberbauräte  Harms  in  Koblenz,  Trimborn  in 
Köln  und  Rieck  in  Köslin  sowie  die  Regierungs-  und  Bauräte  Clären 
in  Düsseldorf,  Buchwald  in  Breslau,  Schulz  in  Lötzen  und  Gers- 
dorff  in  Schlawe  sind  in  den  Ruhestand  getreten. 

Deutsches  Reich. 

Im  Reichsverkehrsministerium  sind  zu  Ministerialräten  ernannt; 
die  Oberregierungsräte  Nie  mack  und  Dr.  Kieschke  sowie  der  Ober- 
regierungsbaurat Brandes  bei  den  Eisenbahnabteilungen  und  der 
Oberregierungsrat  Friedheim  bei  den  Wasserstraßenabteilungen. 

Reichsbahnen.  Preußen.  Versetzt  sind:  die  Regierungsbauräte 
Emil  Meier,  bisher  in  Hameln,  als  Vorstand  des  Eisenbahn-Betriebs- 
amts 2 nach  Braunschweig,  Dr.  phil.  Schräder,  bisher  in  Walden- 
burg i.  Schlesien,  als  Mitglied  (auftrw.)  der  Eiseubabndirektion  nach 
Halle  a.  d.  Saale,  Wilhelm  Fröhlich,  bisher  in  Berlin,  als  Vorstand 
des  Eisenbahn -Betriebsamts  nach  Eberswalde,  Karl  Oppermann, 
bisher  in  Verden  a.  d.  Aller,  als  Vorstand  des  Eisenbahn-Betriebsamts 
nach  Waldenburg  i.  Schlesien,  Troitzscb,  bisher  in  Leubus,  zum 
Eisenbahn-Betriebsamt  1 nach  Liegnitz,  Brübne,  bisher  in  Hannover, 
als  Vorstand  der  Eisenbahn -Bauabteilung  nach  Verden  a.  d.  Aller, 
Düring,  bisher  in  Frankfurt  a.  Main,  zum  Eisenbahnwerk  nach 
Nied,  Leupold,  bisher  in  Soldin.  als  Vorstand  des  Eisenbahn- 
Betriebsamts  2 nach  Glogau,  Karl  Frey,  bisher  in  Schorndorf,  zum 
Eisenbahn-Betriebsamt  2 nach  Koblenz,  Meissei,  bisher  in  Siegen, 
als  Vorstand  des  Eisenbahn -Maschinenamts  nach  Cassel,  Linack, 
bisher  in  Liegnitz,  als  Vorstand  des ‘Eisenbahn-Maschinenamts  1 nach 
Breslau,  Wieszner.  bisher  in  Oels,  als  Mitglied  (auftrw.)  des  Eisen- 
bahn-Zentralamts  nach  Berlin,  Hintze,  bisher  in  Nordhausen,  als 
Vorstand  des  Eisenbahn  - Maschinenamts  nach  Sagan,  Adalbert 
Wagner,  bisher  in  Paderborn,  zur  Eisenbahn direktion  nach  Magde- 
burg, Hel  ff,  bisher  in  Sagan,  nach  Frankfurt  a.  d.  Oder  als 
Vorstand  eines  Werkstättenamts  bei  der  Eisenbahn -Hauptwerkstätte 
daselbst,  Le  Blanc,  bisher  in  Königsberg  i.  Pr.,  nach  Gotha  als 
Vorstand  eines  Werkstättenamts  bei  der  Eisenbahn  - Hauptwerkstätte 
daselbst,  Angst,  bisher  in  Frankfurt  a.  Main,  als  Vorstand  des 
Eisenbahn-Maschinenamts  nach  Siegen,  Ritter  und  Edler  v.  Kessler, 
bisher  in  Bremen,  als  Mitglied  (auftrw.)  der  Eisenbahndirektion  nach 
Altona,  Grützner,  bisher  in  Breslau,  als  Vorstand  des  Eisenbahn- 
Maschinenamts  nach  Liegnitz,  Berghauer,  bisher  in  Halle  a.  d.  Saale, 
nach  Breslau  als  Vorstand  eines  Werkstättenamts  bei  der  Eisenbahn- 
Haupt  werkstätte  daselbst,  Koppe,  bisher  in  Göttingen,  nach  Oels 
als  Vorstand  des  Werkstättenamts  bei  der  Eisenbahn-Hauptwerkstätte 
daselbst,  Opificius,  bisher  in  Glogau,  als  Vorstand  des  Eisen- 
bahn - Mascbinenamts  nach  Bremen,  Botbe,  bisher  in  Schneide- 
rn ühl,  als  Vorstand  des  Eisenbahn-Maschinenamts  nach  Nordhausen, 
Gräfe,  bisher  in  Jena,  als  Vdrstand  des  Eisenbahn-Maschinenamts 
nach  Scbneidemühl,  Sorger,  bisher  in  Dresden,  als  Vorstand  (auftrw.) 
des  Eisenbahn-Maschinenamts  nach  Halle  a.  d.  Saale  und  Pfisterer, 
bisher  in  Neuwied,  als  Vorstand  eines  Eisenbahnamts  nach  Schwerin 
i.  Mecklenburg;  — der  Regierungsbaumeister  des  Eisenbahnbaufacbes 
Friedrich  Veil,  bisher  in  Zuffenhausen  i.  Württemberg,  zum  Eisenbahn- 
Betriebsamt  nach  Küstrin ; — die  Regierungsbaumeister  des  Maschinen- 
baufaches Pietsch,  bisher  in  Berlin,  als  Vorstand  des  Eisenbahn- 
Maschinenamts  nach  Glogau,  und  Roeder,  bisher  in  Düsseldorf,  als 
Vorstand  der  Maschinenverwaltung  nach  Oldenburg;  — der  Eisenbahn- 
amtmann Hohberg,  bisher  in  Berlin,  als  Vorstand  (auftrw.)  des 
Eisenbabn-Maschinenamts  nach  Neustettin. 

Überwiesen  ist:  der  Regierungsbaurat  Sr.=!yng.  Landsberg  in 
Berlin  dem  Eisenbahn- Ausbesserungswerk  in  Berlin- Grüne wald,  der 
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Regierungsbaurat  Erich  Schulze  in  Berlin  dem  Eisenbahn -Zentral- 
amt in  Berlin  als  Mitglied  und  der  Regierungsbaumeister  des  Ma- 
schinenbaufaches Kurt  Schulz  in  Berlin  dem  Eisenbahn -Zentralamt 
in  Berlin. 

Der  Regierungsbaumeister  des  Mascliinenbaufacbes  Walter  Guth 
ist  bei  dem  Eisenbahn-Zentralamt  in  Berlin  zur  Beschäftigung  im 
Reichseisenbahndienst  einberufen. 

Den  Regierungsbauräten  Webling  in  Essen  und  Vock  in  Frank- 
furt a.  Main  ist  die  nachgesuchte  Entlassung  aus  dem  Reichsdienst 
erteilt. 

Der  Oberregierungsbaurat  Geheime  Baurat  Karl  Schwarz  bei  der 
Eisenbahndirektion  in  Berlin,  der  Regierungsbaurat  Geheime  Baurat 
Seile,  Vorstand  des  Eisenbahn-Betriebsamts  2 in  Braunschweig,  sowie 
die  Regierungsbauräte  Genz,  Vorstand  des  Eisenbahn -Betriebsamts  2 
in  Glogau,  und  Franzen,  Vorstand  des  Eisenbahn -Betriebsamts  in 
Eberswalde,  sind  in  den  Ruhestand  getreten. 


Reichswirtschaftsministerium.  Der  Regierungsbaurat  bei 
der  Verwaltung  der  Reichseisenbahnen  Ruelberg  ist  zum  Ober- 
regierungsrat im  Reichswirtschaftsministerium  ernannt  worden. 

Reichsamt  für  Arbeitsvermittlung.  Der  Reichspräsident 
hat  den  Regierungsbaumeister  a.  D.  Mack  und  den  preußischen  Re- 
gierungsbaumeister Bardo w zu  Regierungsräten  und  Mitgliedern  des 
Reichsamts  für  Arbeitsvermittlung  ernannt. 

Bayern. 

Der  Ministerialdirektor  und  Staatsrat  Hermann  Riegel,  Vorstand 
der  Bauabteilung  des  Reichsverkehrsministeriums,  Zweigstelle  Bayern, 
ist  zum  Ministerialdirektor  im  Staatsministerium  des  Innern  und  Vor- 
stand der  Obersten  Baubehörde  in  etatmäßiger  Weise  ernannt  unter 
Belassung  des  Titels  und  Ranges  eines  Staatsrats. 

Der  Oberbauamtmann  Friedrich  Zenker  des  Straßen-  und  Fluß- 
bauamts Speyer  ist  in  gleicher  Diensteseigenschaft  in  etatmäßiger 
Weise  als  Vorstand  an  das  Straßen-  und  Flußbauamt  Würzburg  berufen. 


[Alle  Rechte  Vorbehalten] 


Nichtamtlicher  Teil. 

Schriftleiter:  Richard  Bergius  und  2)r.=3ttg.  Nonn. 


Wettbewerb  für  Entwürfe  zu  einem  Bureauhaus  in  Düsseldorf. 


Im  Anschluß  an  die  Mitteilung  über  das  Ergebnis  des  Wettbewerbs 
für  die  Bebauung  des  Alleeplätzchens  in  Düsseldorf  mit  einem  Bureau - 
gebäude  (S.  407  d.  Bl.)  bringen  wir  heute  Abbildungen  aus  den  drei 
mit  Preisen  ausgezeichneten  Entwürfen. 

Die  Aufgabe  war  nicht  leicht.  Es  galt  in  weitgehendem  Maße 
Rücksicht  zu  nehmen  auf  tief  eingewurzelte  Gefühle  der  Düsseldorfer 
Bevölkerung,  die  sich  nur  ungern  zur  Hergabe  des  Alleeplätzchens 
für  eine  Bebauung  entschließen  konnte.  Anderseits  verlangt  die  in 
monumentalem  Ausmaß  angelegte  Hindenburgallee  mit  breiten  Fahr- 
dämmen links  und  rechts  und  breitem,  mit  buschigen  Bäumen  be- 
pflanztem Fußweg  in  der  Mitte  nach  einem  Abschluß,  ohne  daß  da- 
durch der  nachbarlichen  Altstadt  zuviel  Schaden  zugefügt  wird.  Die 
bereits  bestehenden  Kaufhäuser  Carsch  und  Tietz,  die  als  Anfang  für 
die  monumentale  Bauausgestaltung  der  Allee  einen  Maßstab  abgeben, 


durften  bei  der  Bewertung  der  Entwürfe  nicht  außer  acht  gelassen 
werden. 

Die  Idee  der  Hochhäuser  in  Anlehnung  an  die  amerikanischen 
Wolkenkratzer  hat  in  vielen  Köpfen  eine  Rolle  gespielt  und  auch  im 
Wettbewerb  zuVorschlägen  geführt,  die  baulich  wohl  möglich,  jedoch 
wirtschaftlich  ein  so  hohes  Risiko  in  sich  bergen,  daß  mit  ihrer  Aus- 
führung nicht  gerechnet  werden  kann.  Man  darf  nicht  vergessen, 
daß  die  Wolkenkratzer  in  Amerika  in  baulich  und  wirtschaftlich 
sicherer  Zeit  entstanden  sind,  und  zwar  in  Zentren  wie  Neuyork  und 
Chikago,  beides  Millionenstädte  und  Konzentrations-  und  Brennpunkte 
ungeheurer  Wirtschaftsgebiete,  Voraussetzungen,  die  auf  unsere  Ver- 
hältnisse und  erst  recht  auf  unsere  wirtschaftlich  so  unendlich  un- 
sichere Zeit  in  keiner  Weise  zutreffen. 

Bei  der  Beurteilung  der  Entwürfe  mußten  unter  Würdigung  dieser 


Abb.  1.  Entwurf  der  Architekten  Prof.  W.  Kreis  u.  C.  Jüngst  in  Düsseldorf.  Erster  Preis. 
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Abb.  2.  Nebeneutwurf  in  geringerer  Höhe. 
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Abb.  4.  Erdgeschoß.  Abb.  5.  Obergeschoß. 

2 bis  5.  Entwurf  der  Architekten  Prof.  W.  Kreis  u.  C.  Jüngst  in  Düsseldorf.  Erster  Preis. 
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Abb.  6.  Schaubild. 


Grundgedanken  die  ästhetischen  wie  wirtschaftlichen  Seiten  eingehend 
geprüft  werden.  Wir  lassen  nachstehend  über  die  hier  veröffent- 
lichten Entwürfe  das  Preisgericht  selbst  sprechen,  dem  namhafte 
Städtebauer  und  Bauwirtschaftler  wie  Professor  Dr.  Bonatz  in  Stutt- 
gart und  Professor  Dr.  Schumacher  in  Köln  angehörten: 

Erster  Preis:  Professor  W.  Kreis,  Karl  Aug.  C.  Jüngst,  Architekten 

(Abb.  1 bis  5). 

Der  Entwurf  ist  eine  hervorragende  Leistung.  Vor  allem  erfreut 
die  städtebaulich  klare  Gestaltung,  energischer  Abschluß  des  Hinden- 
burgwalles  durch  straff  an  der  Ludendorffstraße  ansteigenden  Bau- 
körper mit  Quertlügeln.  Der  westliche  Querflügel  verhindert  gleich- 
zeitig einen  Einblick  in  den  seitlichen  Platz  mit  seinen  unschönen 
Gebäudefronten.  Von  besonderem  Reiz  ist  das  Vorschieben  des  öst- 
lichen Turmflügels  über  den  Flügel  an  der  Luden dorffstraße  hinaus. 
Sehr  gut  ist  die  Herausarbeitung  des  rückwärtigen  Platzes  an  der 
Grabenstraße,  was  die  Erhaltung  eines  Teiles  des  Alleeplätzchens  zur 
Folge  hat  und  einen  schönen  Blick  auf  den  Neubau  mit  der  ein- 
springenden Ecke  ergibt.  Der  Entwurf  nimmt  gute  Rücksicht  auf 
die  Nachbarn  bezüglich  Licht  und  Platzanordnung.  Technisch  und 
wirtschaftlich  ist  er  gut  durchgearbeitet.  Der  Grundriß  ist  klar  und 


s 

j 


Abb.  6 bis  9. 
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Abb.  9.  Lageplan. 

Entwurf  von  Architekt  Theobald  Schöll.  Zweiter  Preis. 


Abb.  10.  Lageplan. 

Entwurf  der  Architekten  Breker  u.  Bähr.  Dritter  Preis. 
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des  Ausschreibens,  eine  Dominante  zu  schaffen,  die  die  widerstrebenden 
Elemente  der  Umgebung  zu  einem  Stadtbild  von  starkem  Ausdruck 
zusammenfaßt,  kann  als  erfüllt  angesehen  werden.  Der  Grundriß 
der  obersten  Geschosse  ist  einwandfrei.  Zu  den  untersten  Geschossen 
ist  eine  starke  Einschränkung  der  bebauten  Fläche  von  der  Südwest- 
ecke her  zu  empfehlen.  Die  Passage  wäre  wegzulassen. 

Dritter  Preis:  Architekten  Breker  u.  Bähr  (Abb.  10  bis  13). 

Straßenführung  und  Platzgestaltung  tragen  den  Vorkehrsbedürf- 
nissen Rechnung.  Die  Grundrisse  zeigen  klare  Einteilung  mit  guter 
Beleuchtung  der  Räume.  Die  Anordnung  der  Treppen  und  Aufzüge 
erscheint  ausreichend,  wenngleich  erstere  durch  Vorspringen  in  den 
einzelnen  Geschossen  einen  schnellen  Verkehr  erschweren.  Die  Gliede 
rung  der  Baumassen  ist  die  Stärke  des  Entwurfs,  ebenso  die  im  Ver- 
folg erreichte  gute  Belichtung  nicht  nur  der  Bureauhausräume,  sondern 
auch  der  Fronten  der  benachbarten  Häuser.  Die  überzeugende  große 
Wirkung  des  straff  durchgeführten  einheitlichen  Architekturmotivs, 
die  starke  Wirkung  der  Front  am  Hindenburgwall  sowie  die  reizvolle 
Entwicklung  der  Baumassen  am  Alleeplätzchen  stempeln  den  Entwurf 
zu  einer  bedeutenden  Leistung,  die  nur  den  einen  Fehler  hat,  daß  die 
Massen  für  den  zur  Verfügung  stehenden  Platz  zu  gewaltig  erscheinen. 

Die  Bureauhausgesellschaft  m.  b.  H.  als  Trägerin  des  Gedankens 
der  Stadtverwaltung,  Bureauhäuser  zu  bauen,  wird  voraussichtlich 
den  mit  dem  ersten  Preis  gekrönten  Entwurf  von  Professor  W.  Kreis  u. 
Karl  Aug.  Jüngst,  Architekten  in  Düsseldorf,  ausführen. 

Düsseldorf.  Meyer. 


Die  Biegungsachse. 

Jeder  gerade  Träger  mit  unveränderlichem  Querschnitt  wird  nur 
dann  drehungslos  auf  Biegung  beansprucht,  wenn  alle  auf  ihn  ein- 
wirkenden Lasten  durch  eine  ganz  bestimmte  Achse  gehen,  die  wir 
als  die  Biegungsachse  bezeichnen  können.  Merkwürdigerweise 
scheint  die  Lage  dieser  Achse  bisher  nicht  näher  untersucht,  sondern 
fälschlicherweise  allgemein  angenommen  worden  zu  sein,  daß  sie  stets 
mit  der  Schwerachse  des  Trägers  Zusammenfalle.  Das  gilt  nur  für 
punktsymmetrische  Querschnitte,  wie  rechteckige,  kreisrunde,  ellip- 
tische, I-  oder  Z-förmige,  nicht  aber  für  unsymmetrische  oder  Quer- 
schnitte mit  nur  einer  Symmetrieachse,  wie  z.  B.  U-,  T-  oder  Winkel- 


Abb.  11.  Schaublid. 


Abb.  11  bis  13.  Entwurf  der  Architekten  Breker  u.  Bähr.  Dritter  Preis. 


erzielt  ein  günstiges  Verhältnis  der  bebauten  Fläche  zur  Nutzfläche. 
Sehr  gut  ist  der  Verzicht  auf  Lichthöfe. 

Zweiter  Preis:  Architekt  Theobald  Schöll  (Abb.  6 bis  9). 

Ein  großer  Hauptkörper  mit  38  m Höhe  schließt  den  Hindenburg- 
wall in  vortrefflicher  Weise  ab.  In  Hauptverhältnissen  wie  in  Einzel- 
heiten sind  sowohl  der  Hauptkörper  wie  der  Flügel  gegen  das 
Kaufhaus  Carsch  vortrefflich  in  das  Stadtbild  eingefügt.  Die  Absicht 


eisen.  Man  erkennt  das  am  besten  aus  der  Betrachtung  eines  U- Eisens. 
Wenn  ein  an  beiden  Enden  frei  auf  liegender  C- förmiger  Träger  im 
Mittelquerschnitt  eine  parallel  zur  Stegebene  wirkende  Einzellast  trägt, 
dann  kann  er  augenscheinlich  durch  diese  außer  Biegung  auch  auf 
Drehung  beansprucht  sein,  und  zwar  rechts  oder  links  herum,  je 
nachdem,  ob  die  Last  im  Querschnitt  zu  weit  rechts  oder  zu  weit 
links  steht.  Dazwischen  muß  es  eine  Laststellung  geben,  für  welche 
die  Verdrehung  verschwindet,  für  welche  die  Flanschen  also  weder 
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nach  rechts  noch  nach  links  ausbiegen.  Das  ist  nur  möglich,  wenn 
die  Biegungspannungen  gleichmäßig  über  die  ganze  Flanschbreite  ver- 
teilt sind,  denn  eine  ungleichmäßige  Verteilung  würde,  wie  sich  leicht 
nachrechnen  läßt,  sofort  eine  verhältnismäßig  starke  seitliche  Aus- 
biegung der  Flanschen  mit  sich  bringen.  Daraus  folgt,  daß  gleich- 
zeitig mit  der  Verdrehung  auch  die  Drehungsbeanspruchung  ver- 
schwindet und  die  Normalspannungen  im  ganzen  Querschnitt  nach 
M 

der  Biegungsformel  ff=  ■ y verteilt  sind.  Aus  ihr  ergeben  sich 


J 

die  Schubspannungen  zu  t = 


QS 

Jd 


Die  im  Querschnitt  wirkenden 


Abb.  1. 


Schubspannungen  laufen  parallel  zu  den  Begrenzungslinien  desselben, 
im  Steg  also  senkrecht  und  in  den  Flanschen  annähernd  wagerecht 
(Abb.  1).  Ihre  Resultierende  ist  die  Querkraft  Q des  Querschnittes; 
sie  liegt  für  jedes  U- Eisen  in  einer  ganz  bestimmten  und  von  der 
Größe  der  Querkraft  unabhängigen  Ebene  auf  der  Rückseite  des 
Steges.  Wenn  also  ein  U-Eisen  durch  parallel  zur  Steg-  r 
ebene  wirkende  Lasten  drehungslos  auf  Biegung  bean- 
sprucht sein  soll,  dann  müssen  die  Querkräfte  und  folglich 
auch  die  Lasten  in  dieser  Ebene  liegen.  Damit  stimmen 
auch  die  in  den  Jahrgängen  1909,  S.  1790  und  1910,  S.  382 
der  „Zeitschrift  des  Vereins  deutscher  Ingenieure“  ver- 
öffentlichten Bachschen  Versuche  überein  (vgl.  auch 
v.  Bach:  „Elastizität  und  Festigkeitslehre“,  G.  Aull.  1911, 

S.  227  und  „Hütte“,  23.  Aull..  I.  Bd.,  S.  524),  die  für 
Belastung  in  der  Schwerebene  eine  starke  und  für  Be- 
lastung in  der  Stegebene  eine  schwächere,  aber  gleichgerichtete 
Drebungsbeanspruchung  ergaben  und  deutlich  darauf  hinwiesen,  daß 
die  Verdrehung  erst  verschwunden  wäre,  wenn  man  mit  dem  Last- 
angriff noch  weiter  über  den  Rücken  des  E-Eisens  hinausgegangen  wäre. 

Da  außerdem  auch  wagerechte,  in  der  Symmetrieebene  des  Trägers 
liegende  Lasten  ihn  augenscheinlich  nicht  auf  Drehung  beanspruchen, 
so  liegt  die  Biegungsachse  im  Schnitt  zwischen  der  Symmetrie- 
ebene und  der  Q- Ebene.  Alle  beliebig  schräg  gerichteten  Lasten,  die 
durch  diese  Achse  gehen,  beanspruchen  den  Träger  drehungslos  auf 
Biegung,  denn  sie  lassen  sich  parallel  zu  den  beiden  Hauptachsen  in 
zwei  Komponenten  zerlegen,  von  denen  keine  den  Träger  auf  Drehung 
beansprucht. 

Man  kann  die  Lage  der  Q-Ebene  zeichnerisch  bestimmen,  indem 
man  den  Querschnitt  in  lauter  Querstreifen  von  der  Länge  dm  zerlegt 

denkt,  auf  die  die  Schubkräfte  dQ=r  ■ d ■ dm  — S ■ dm  einwirken, 

J 

die  bei  verhältnismäßig  dünnen  Wandungen  nach  Lage  und  Richtung 
in  der  Mittellinie  m — m der  Eisenstärke  angenommen  werden  können. 

Da  i für  den  ganzen  Querschnitt  unveränderlich  ist,  so  kann  man 


d m 


J 

auch  die  Werte  S 
als  in  der  Linie  m — m 
wirkende  Kräfte  betrach- 
ten und  zu  ihrer  Re- 
sultierenden zusammen- 
setzen, die  mit  der  Quer- 
kraft Q zusammenfallen 
muß. 

In  Abb. 2 wurde  dieses 
Verfahren  für  ein  U-NP.  20 
durchgeführt.  Da  der 
Querschnitt  eine  Symme- 
trieachse besitzt,  so 
brauchte  nur  eine  Quer- 
schnitthälfte gezeichnet 
zu  werden.  Diese  wurde 
durch  die  Schnitte  1, 
2,  3 und  4 in  einzelne 
Teile  zerlegt  und  für 
jeden  das  auf  die  wage- 
rechte Schwerachse  be- 
zogene statische  Moment 
bestimmt , wobei  sich 
ergab : 

_ 0,86  + 1^30 
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Diese  Momente  wurden  senkrecht  zu  der  Abwicklung  m — m‘  der 
Linie  m — m aufgetragen  und  ihre  Endpunkte  zu  der  S-Kurve  ver- 
bunden. Zwischen  den  Schnitten  3 und  4 ist  sie  eine  Parabel.  In 
Schnitt  1 kann  die  Tangente  leicht  gefunden  werden,  indem  man  den 
durch  diesen  Schnitt  abgegrenzten  Querschnittsteil  durch  ein  Rechteck 
mit  gleichem  statischen  Moment  und  der  in  Schnitt  1 vorhandenen 
Flanschstärke  ersetzt  denkt.  Es  ist  dann  S,  = 57,0  = 1,30  • 9,35  • 4,68. 
Die  so  gefundene  Länge  des  Rechtecks  von  4,68  cm  ergibt  auf  der 
m — m'- Linie  den  Schnittpunkt  der  Tangente  an  die  S-Kurve  im 
Schnitt  1.  Mit  Hilfe  dieser  Werte  kann  die  ganze  S-Linie  mit  ge- 
nügender Genauigkeit  aufgezeichnet  werden.  Die  durch  sie  begrenzten 
Flächenstreifen  S ■ dm  wurden  als  in  der  m — »»-Linie  wirkende  Kräfte 
aufgefaßt  und  zu  dem  Krafteck  Abb.  2 a zusammengesetzt,  woraus  sich 
die  Lage  und  Richtung  ihrer  Resultierenden  R ergab.  Für  die  untere 
Querschnitthälfte  würde  man  eine  spiegelbildlich  dazu  liegende,  aber 
von  der  Symmetrieachse  weg  gerichtete  Resultierende  erhalten.  Die 
Resultierende  der  beiden  müßte  senkrecht  zur  Symmetrieachse  gerichtet 
sein  und  ebenfalls  durch  den  Schnittpunkt  B von  R und  der  Symmetrie- 
achse gehen.  B ist  folglich  der  Biegungsmittelpunkt  des  Quer- 
schnitts und  die  durch  B gehende  Längsachse  die  Biegungsachse 
des  Trägers.  Es  ergab  sich 


J S ■ dm  = 57,0 


5,16 


147  cm4 


jS-dm—  65,8-1,1  = 73  „ 

i 

3 

J S • dm  — 84,0  • 1,49  = 125  „ 

/ S ■ dm  = 106,8  • 7,52  = 803  „ 

3 

und  der  Abstand  der  Biegungsachse  von  Stegmitte  zu  « = 2,39  cm- 
Um  die  Lage  der  Biegungsachse  eines  C-Eisens  rechnerisch  zu 
bestimmen,  hat  H.  Scbwyzer  in  seiner  Dissertation  „Statische  Unter- 
suchung der  aus  ebenen  Tragflächen  zusammengesetzten  räumlichen 
Tragwerke“  (Zürich  1920),  S.  200,  die  Neigung  der  inneren  Flansch- 
flächen und  die  Ausrundungen  vernachlässigt.  Es  ist  dann  für  senk- 
recht zum  Steg  gerichtete  Flanschen  und  verhältnismäßig  kleine  Eisen- 
stärke die  wagerechte  Querkraft  eines  Flansches  für  jeden  Flansch 
die  wagerechte  Querkraft 


Qf=  J r • t ■ db  = J S ■ db  = ^jrj  1 1 • b • 


db 
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und  die  senkrechte  Querkraft  des  Steges  = Q.  Das  Trägheits- 
moment des  ganzen  Querschnitts  ist 

dhz  bth 2 h2  j , , 

J — 2~=12^‘Ä"*"66‘^ 

folglich 

Qf  __  h2  tb2  b 

Jr 


a = h-  7T  = 

Vs 


4^(<j/,  + 660  2+  -^1’. 


also  für  ein  U-NP.  20  mit  d = 0,85  cm,  $ = 1,15  cm,  Ä = 20 — 1,15 

; 7,075  cm: 


= 18,85  cm,  b — 7,5  b — 


a — 


7,075 


2+ 


0,85  • 18,85 


= 2,66  cm. 


3 • 1,15  • 7,075 

Zu  ähnlichen  angenäherten  Ergebnissen  kommen  Maillart  in  der 
„Schweiz.  Bauzeitung“  vom  30.  April  1921  und  Zimmermann  im  „Bau- 
ingenieur“ vom  30.  April  1921. 

Die  genaue  Lage  des  Biegungsmittelpunktes  erhält  man  aher  für 
jeden  beliebigen  dünnwandigen  symmetrischen  E-förmigen  Querschnitt, 
wenn  man  die  d Q- Werte  in  ihre  x-  und  »/-Komponenten  zerlegt.  Es 
ist  dann 

d Qx  = t • d • dx  = ~ • S dx  = -jr  • dx  J J F ■ y 

und  die  x-Komponente  der  ganzen  Q.uerkraft  eines  Flansches 

— n 


Qx  =JdQx  = —J'dxJ  JF  ■ y = Q • 


J ’ 


wobei  JXy  das  Zentrifugalmomeut  des  eineu  Flauschquerschnittes  in 
bezug  auf  Stegmitte  und  Symmetrieachse  bedeutet.  Denkt  man  sich 
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Qf  im  Schnittpunkt  mit  der  Stegebene  in  ihre  Komponenten  Qx  und 
Qfy  zerlegt,  und  bezeichnet  man  den  Abstand  dieses  Schnittpunktes 

von  der  Symmetrieachse  mit  dann  wird 

..  ^ Q* 7 / Jxij 

2 fT”  ' j ' 

2 

Ist  die  Mittelfläche  des  Flausches  eine  Ebene,  dann  ist  h‘  gleich  dem 
gegenseitigen  Abstand  der  beiden  Schnittlinien  der  Flanschebenen 
mit  der  Stegebene.  Daran  werden  auch  die  Ausrundungen  der 
C-Eisen  nichts  Wesentliches  ändern  und  man  erhält  für  ein  U-NP.  20: 

Jx  — 1911  cm4.  Jxy  = 0,85  • G,65  • 9,575  • 3,75  + 0,532  • 6f 5 • 8,973  • 2,G4 

+ 0,2  • 0,635  • 8,44  — 0,05  • 6,97  • 9,24  = 203  + 42  + 1 — 3 = 243  cm4. 

243 

h'  = 18,85  - 3,325  ■ 0,08  = 18,58  cm.  a = 18,58  = 2,34  cm. 

In  ähnlicher  Weise  ließe  sich  auch  die  Biegungsachse  für  jeden 
anderen  Querschnitt  bestimmen.  Für  punktsymmetrische  Querschnitte- 
wie  I-  und  Z- Eisen,  fällt  sie  augenscheinlich  mit  der  Schwerachse 
zusammen,  weil  jedem  Punkt  des  Querschnitts  ein  in  bezug  auf  den 
Schwerpunkt  symmetrisch  dazu  gelegener  Punkt  mit  gleich  großer 
und  gleichgerichteter  Schubspannung  entspricht,  so  daß  die  Resul- 
tierende der  Schubspannungen  zweier  Symmetriepunkte  und  folglich 
auch  die  Querkraft  des  ganzen  Querschnitts  stets  durch  den  Schwer- 
punkt gehen  muß. 

Für  Querschnitte  mit  nur  einer  Symmetrieachse  liegt  die  Biegungs- 
achse stets  in  der  Symmetrieebene. 

Für  Winkel-  und  T-Eisen  würde  die  Biegungsachse  bei  Vernach- 
lässigung der  Ausrundungen  und  Annahme  einer  gleichmäßigen  und 
sehr  geringen  Eisenstärke  im  Schnittpunkt  der  beiden  Plattenmittel- 
ebenen liegen  und  wird  in  Wirklichkeit  augenscheinlich  nicht  weit 
davon  entfernt  sein. 

Für  beliebige  unsymmetrische  Querschnitte  wird  man  am  besten 
zwei  zu  den  Begrenzungslinien  des  Querschnitts  möglichst  parallel 


liegende  Schwerachsen  annehmen  und  nach  dem  in  Abb.  2 ange- 
deuteten Verfahren  für  jede  derselben  die  Resultierende  der  8 dm- 
Werte  bestimmen.  Diese  muß  jeweils  in  derjenigen  Belastungsebenc 
liegen,  für  welche  die  angenommene  Schwerachse  zur  spannungslosen 
Faserschicht  wird.  Die  Schnittlinie  dieser  beiden  Belastungsebenen 
ist  folglich  die  Biegungsachse  des  Trägers. 

Als  Beispiel  sei  der  in  Abb.  3 gezeichnete  Querschnitt  zu  unter- 
suchen. Man  erhält 

Sx 0 = 20  • 1,0  • 10,5  = 210  cm3 
Sy()  = 32,2  (10  — 2,01)»—  257  cm3 
F = 32,2  + 20,0  52,2  cm2 

sx  = 210  : 52,2  = 4,025  cm 
fiy  — 257  : 52,2  g=  4,925  „ 

Die  Linie  m‘  — m — m‘  ist  wieder  die  Abwicklung  der  Mittellinie 
in  — m — m der  Eisenstärke.  Rechts  von  ihr  sind  die  statischen 
Momente  in  bezug  auf  die  x- Achse  und  links  von  ihr  diejenigen  in 
bezug  auf  die  y-  Achse  aufgetragen.  Die  Inhalte  der  durch  diese 
»S-Linien  begrenzten  Flächen  wurden  als  Kräfte  aufgefaßt  und  zu 
den  Kraftecken  Abb.  3a  u.  3b  zusammengesetzt.  Ihre  Resultierenden 
Q und  Q‘  geben  diejenigen  Belastungsebenen  an,  für  welche  die  x- 
bezw.  y -Achse  zur  neutralen  Faserschicht  wird.  Die  Biegungsachse 
geht  durch  ihren  Schnittpunkt  B. 

Die  wagerechte  und  senkrechte  Entfernung  der  Endpunkte  der 
Kraftecke  entspricht  wieder  den  Werten 

20- l3  2102 

Jx  = 1911  + \ + 20  ■ 10, 52  - =. 


Jv 


1911  + 2 + 2205- 
148  + 32,2  • 7,992  + 


844  = 3274  cm4, 

203  _ 257' 2 _ 

12  52+ " 

148  + 2057  + 667  — 1263  — 1606  cm4, 

20  • 6,475  ■ 4,925  + 32,2  • 4,025  • 3,065 
637,8  + 396,7  = 1034,5  cm4. 

Daraus  ergibt  sich  in  bekannter  Weise  auch  die  Neigung  der 
Hauptachsen  zu 


XIJ 


tg  2 - v = 


JJx»_ 
Jy  Jx 
2v  = 51°  6,8' 

und  die  Flauptträgheitsmomente  zu 

J{mlil  | 3274  + 1606 

r-Ani  n | 2 


— — 1,24 
V — 25°  33,4' 


± 


1034, 52 


_ | 3771  cm4 

= ! im  „ 


Es  ist  aber  im  allgemeinen  einfacher,  die  Hauptachsen  und  Haupt- 
trägheitsmomente nicht  zu  verwenden,  sondern  in  der  oben  an- 
gedeuteten Weise  die  x-  und  i/-Achse  senkrecht  und  parallel  zum 
Steg  anzunehmen,  die  zugehörigen  Belastungsebenen  Q und  Q1  zu 
bestimmen  und  die  auf  den  Träger  einwirkenden  Lasten,  Querkräfte 
und  Biegungsmomente  in  Richtung  dieser  Ebenen  in  ihre  Komponenten 
zu  zerlegen. 

Die  meisten  Träger  werden  durch  ihre  Verbindung  mit  anderen 
Konstruktionsteilen  an  einer  Verdrehung  verhindert,  so  daß  die  Lasten 
und  Querkräfte  sich  von  selbst  in  die  Biegungsachse  einstellen. 
Andernfalls  ergeben  sich  aus  dem  Abstand  der  Lasten  und  Querkräfte 
von  der  Biegungsachse  die  Drehmomente,  aus  denen  die  zusätzlichen 
Drehungsbeanspruchungen  zu  bestimmen  sind. 

Anwendungen.  1.  Aus  vorstehenden  Ableitungen  erkennt  man, 
daß  z.  B.  bei  zwei  LT -förmigen  Trägern,  die  nach  Abb.  4 oder  5 durch 
Querträger  verbunden  sind,  an  denen  die  Lasten  P angreifen,  die 
Stützweite  dieser  Querträger  nicht  etwa  dem  Abstand  der  Schwer- 
achsen der  beiden  U-Eisen  entspricht,  sondern  dem  Abstand  der 
Biegungsachsen  a. 


JL 


Abb.  5. 
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2.  Die  gefundenen  Ergebnisse  gelten  natürlich  auch  für  Träger 
mit  fachwerkförmigen  Stegen  oder  Flanschen.  So  ist  z.  B.  die  in 
Abb.  (i  gezeichnete  Fachwerkbrücke  als  liegender  L-  förmiger  Träger 
zu  betrachten,  in  dem  der  Windverband  den  Steg  und  die  Haupt- 
träger  die  Flanschen  darstellen.  Bei  drehungsloser  Biegungsbean- 
spruchung durch  wagerechte  Lasten  muß  die  Biegungspannung  wieder 
gleichmäßig  über  die  ganze  Flanschbreite,  also  über  beide  Gurtquer- 
schnitte eines  Hauptträgers  verteilt  sein.  Der  Windverband  hat  die 
ganze  Querkraft  Q der  wagerechten  Kräfte  aufzunehmen,  und  die 
Querkraft  in  den  Hauptträgerebenen  wird 


Qt 


= Qj  / S ■ d m — ~^Fq  ~ • /i0  -f-  F„  ■ \ -hu) 


Q-b  F0  h0  -j-  Fu  hu Q F0  h0  -f-  Fuht 

b ' 


!£(f0+Fu 


F0  -f-  Fu 


Der  Abstand  der  Biegungsachse  von  der  Windverbandebene  wird 

_ 7 Qf F0  K + Fu  hu 

a~  Q F«  + Fu  • 

Die  Brücke  ist  somit  nur  durch  solche  Kräfte  drehungslos  auf 
Biegung  beansprucht,  die  durch  die  Bieguugsacbse  B gehen.  Ein  be- 
liebiger Winddruck  W ist  zu  zerlegen  in  eine  Parallelkraft  W,  die 
die  ganze  Brücke  in  wagerechtem  Sinn  auf  Biegung  beansprucht,  und 
ein  Kräftepaar  W ( h -J-  a ),  das  die  Brücke  auf  Drehung  beansprucht 

und  in  jedem  Hauptträger  eine  senkrechte  Last  von  P—W-^~ -- 
erzeugt. 

So  wären  z.  B.  für  hu  — 0:  a=  und  die  Gurtkräfte  in  der 

i'o  ~\~Pu 

Mitte  einer  einfachen  Balkenbrücke  mit  der  Stützweite  l und  dem 
über  die  ganze  Brückenlänge  gleichmäßig  verteilten  Winddruck  W 
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Nach  der  üblichen  Berechnungsweise  wird  der  Winddruck  zerlegt 
in  eine  Belastung  W"  in  Höhe  des  Windverbandes,  die  nur  den  Wind- 
verband und  die  unteren  Hauptträgergurtungen  beansprucht,  und  ein 
Drehmoment  W h,  das  in  den  Hauptträgerebenen  die  Belastungen 
h 


W 


j erzeugt.  Dafür  wird  ebenfalls 

W ■ l2  , W -h-P 


su= 


So  = 0 — 


1 + 


8 • b b • 8 • hn  8 • b \ 1 7/0 

W-  h -P_  _ TV-  P ( h 

b -8  • h0  8 • b \ ht)  / 

Die  beiden  Berechnungsweisen  stimmen  also  im  Endergebnis  mit- 
einander überein.  Die  erstgenannte  hat  aber  den  Vorteil,  daß  sie 
auch  dann  einwandfreie  Ergebnisse  liefert,  wenn  hu  nicht  gleich  Null 
ist,  wenn  also  die  Schwerachsen  der  unteren  Gurtungen  nicht  genau 
in  der  Ebene  des  Windverbandes  liegen,  was  in  der  Wirklichkeit 
häufig  der  Fall  ist. 

St.  Paul.  Minn.  A.  Eggensch  wyler. 


Vermischtes. 


Die  Oberste  Baubehörde  im  bayerischen  Staatsministerium  des 
Innern  hat  nach  dem  Ausscheiden  des  Ministerialdirektors  v.  Reuter 
in  der  Person  des  Ministerialdirektors  und  Staatsrats  Riegel  einen 
neuen  Vorstand  erhalten.  Dem  bisherigen  Leiter,  der  in  den  Ruhe- 
stand Ubergetreten  ist,  wurde  Titel  und  Rang  eines  Staatsrats  ver- 
liehen. v.  Reuter  war  Architekt.  Unter  seiner  Leitung  erfolgte  im 
Herbst  1920  die  Wiedervereinigung  des  Straßen-  und  Flußbaudienstes 
in  Bayern  mit  der  Obersten  Baubehörde.  Durch  das  Referat  über  die 
Bauten  des  Ministeriums  des  Innern  und  über  die  Baupolizei,  das  ihm 
lange  Zeit  oblag,  konnte  er  eine  umfangreiche  und  bedeutungsvolle 
Tätigkeit  entfalten. 

Der  neue  Vorstand  der  Obersten  Baubehörde  war  bisher  Leiter 
der  Bauabteilung  bei  der  Zweigstelle  Bayern  des  Reichsverkehrs- 
ministeriums. Er  gehört  dem  Ingeuieurbaufach  an.  Als  im  Jahre  1918 
Staatsrat  Dr.  Endres  in  den  Ruhestand  trat,  wurde  er  unter  Ernennung 
zum  Ministerialdirektor  und  Staatsrat  zum  Vorstand  der  Bauabteilung 
im  Verkehrsministerium,  der  späteren  Zweigstelle  Bayern  des  Reichs- 
verkehrsministeriums, berufen.  Hier  hatte  Riegel  nicht  nur  den  ge- 
samten bau-  und  maschinentechnischen  Dienst  der  Staatseisenbahnen, 
sondern  auch  die  staatliche  Straßen-,  Brücken-  und  Flußbauverwaltung 
zu  leiten. 

Zu  Mitgliedern  des  Akademischen  Rates  in  Dresden  sind  vom 
Ministerium  des  Innern  auf  je  drei  Jahre  berufen  worden:  Professor 
Dr.-Ing.  Dülfer  an  der  Technischen  Hochschule  Dresden  und  Ober- 
regierungsrat Kramer  im  Finanzministerium  in  Dresden. 

Die  Tagung  des  Verbandes  deutscher  Diplomingenieure,  der 
Standesvereinigung  der  Ingenieure  mit  abgeschlossener  Hochschul- 
bildung, findet  vom  28.  bis  31.  d.  M.  in  Essen  statt.  Die  ge- 
schlossenen Verhandlungen  des  Verbandsausschusses  am  29.  Oktober 
werden  neben  Organisations-  und  geschäftlichen  Fragen  sich  u.  a. 
mit  den  Arbeitsrechtgesetzen,  dem  Patentrecht  und  der  Hochschul- 
reform befassen.  Die  Tagung  am  30.  und  31.  Oktober  umfaßt  Berufs- 
und wissenschaftliche  Vorträge.  Es  werden  sprechen:  S>r.  = 3ug-  e.  h. 
Schulz  aus  Dortmund  über  den  Verband  deutscher  Diplomingenieure 
im  heutigen  Staate,  Professor  Dr.  E.  Strauß  in  Essen  über  Kraft- 
wirkungsfiguren im  Flußeisen  und  Diplomingenieur  E.  Schaefer  in 
Essen  über  Altes  und  Neues  von  Dieselmotoren.  Ergänzt  werden  die 
für  den  31.  Oktober  vorgesehenen  Besichtigungen  der  Kruppwerke 
und  verschiedener  Zechenaulagen  über  und  unter  Tage  durch  Vor- 
führung technischer  Bildstreifen. 

Die  Höchstpreise  fiir  Zement  vom  5.  Juli  d.  J.  (S.  122,  195  u. 
3G1  d.  Bl.)  sind  nach  einer  Bekanntmachung  des  Reichskommissars 
für  Zement  vom  12.  September  d.  J.  (Reichsanzeiger  214  vom 
13.  September  d.  J.)  vom  1.  September  d.  J.  an  durch  Zuschlag  infolge 


der  Kohlenpreisverteuerung  in  nachstehender  Weise  erhöht  worden. 
Die  Preise  gelten  für  10  000  kg  Zement  ab  Werk  ohne  Verpackung 
und  für  die  Gebiete  sämtlicher  deutschen  Zementverbände:  A.  Für 
Lieferung  an  private  Zementabnehmer:  a)  im  Gebiet  des  Nord- 

deutschen Zementverbandes  3616  Mark;  — b)  im  Gebiet  des  Rheinisch- 
Westfälischen  Zementverbandes  einschließlich  der  Verkaufsvereinigung 
Rheinischer  Hochofenzementwerke  3426  Mark;  — c)  im  Gebiet  des 
Süddeutschen  Zementverbandes  3709  Mark:  — B.  Für  Lieferungen 
an  die  Staatsverwaltungen  für  Staatsbauten:  a).  im  Gebiet  des  Nord- 
deutschen Zementverbandes  3546  Mark; — b)  im  Gebiet  des  Rheinisch- 
Westfälischen  Zementverbandes  3356  Mark;  — c)  im  Gebiet  des 
Süddeutschen  Zementverbandes  3639  Mark. 

Karten  der  Landesaufnahme  (S.  131,  195,  322  u.  388  d.  Bl.).  Im 
Verlage  des  Reichsamts  für  Landesaufnahme,  Berlin  NW 40,  Moltke- 
straße  4,  sind  folgende  Karten  im  Maßstab  1 : 100  000  neu  erschienen: 
große  Karte  der  Umgebung  von  Elberfeld,  Schwarzdruck,  in  Taschen- 
format gefaltet.  Das  besonders  große  Blatt  umfaßt  das  Gebiet  östlich 
bis  über  Werdohl  hinaus,  südlich  bis  einschl.  Köln,  westlich  bis  Neuß 
und  nördlich  bis  einschl.  Bochum.  Ladenpreis  7 Mark.  — Karte  der 
Umgebung  von  Aschersleben,  Schwarzdruck,  in  Taschenformat  gefaltet. 
Ladenpreis  6 Mark.  — Karte  des  Kreises  Iserlohn,  Schwarzdruck, 
größere  Gewässer  blau,  Kreisgrenze,  Hauptverkehrstraßen  und  An- 
schluß der  Nachbarkeise  rot,  in  Taschenformat  gefaltet.  Ladenpreis 
6 Mark.  — Karte  des  Kreises  Lübbecke,  Schwarzdruck,  Kreisgrenze 
und  Anschluß  der  Nachbarkreise  rot,  in  Taschenformat  gefaltet.  Laden- 
preis 6 Mark.  — Karte  des  Kreises  Neuhaldensleben,  Schwarzdruck, 
Kreisgrenze  und  Anschluß  der  Nachbarkreise  rot,  in  Taschenformat 
gefaltet.  Ladenpreis  6,50  Mark.  — Karte  des  Kreises  Sorau,  Schwarz- 
druck, Kreisgrenze  und  Anschluß  der  Nachbarkreise  rot,  in  Taschen- 
format gefaltet.  Ladenpreis  6,50  Mark.  — Auf  Grund  von  Neuauf- 
nahmen eingehend  berichtigt  ist  folgende  Karte:  Karte  des  Deutschen 
Reiches  Nr.  31  „Skaisgirren“  (lfd.  Nr.  4 des  Preisverzeichnisses  vom 
1.  April  1921).  Ladenpreis  (Umdruck)  3 Mark.  — Die  angezeigten 
Karten  sind  in  allen  Buchhandlungen  zu  haben.  Amtliche  Haupt- 
vertriebstelle: Verlagsbuchhandlung  R.  Eisenschmidt,  Berlin  NW  7, 

Dorotheenstraße  60;  für  das  Reichsgebiet  östlich  der  Weichsel:  Buch- 
handlung Gräfe  u.  Unzer,  Königsberg  i Pr.,  Paradeplatz  6. 

Auf  die  Preise  der  Karten  wird  mit  Wirkung  vom  I.  Oktober  1921 
ein  Zuschlag  von  20  vH  erhoben.  Der  Preis  für  die  Ausgaben  A und  B 
der  Reichskarte  1 : 100  000  und  für  die  Topographische  Übersichtskarte 
des  Deutschen  Reiches  1 : 200000  bleibt  jedoch  auch  in  Zukunft  9 Mark. 
Beim  Vorliegen  besonderer  Gründe  können  auf  Antrag  Meßtischblätter, 
Reichskarten  1:100  000,  Ausgabe  D,  und  Umgebungskarten  zu  den 
alten  Preisen,  ohne  den  Aufschlag  von  20  vH,  abgegeben  werden. 


Verlag^on  Wilhelm  Ern  st  & Sohn  Berlin  — Für  den  nichtamtlichen  Teil  verantwortlich-  R.  Bergius,  Berlin  — Druck  der  Buehdruckerei  Gebrüder  Ern  st  Berlin. 
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[Alle  Rechte  Vorbehalten.] 

Wasserstraßen -Jahrbuch  für  1921. 


Zum  ersten  Male  ist  vor  kurzem  in  München  ein  Buch  mit 
dem  Titel  Wasserstraßen -Jahrbuch  erschienen"),  das  eine  bemerkens- 
werte Zusammenstellung  der  in  öffentlicher  Erörterung  stehenden 
Wasserwirtschaftspläne  bringt.  Der  Rhein  und  die  Donau,  so  führt 
der  Herausgeber  dieses  Jahrbuchs  im  Vorwort  aus,  stehen  heute  im 
Mittelpunkt  der  europäischen  Schiffahrtinteressen.  Es  ist  leicht  er- 
klärlich, daß  gegenwärtig  die  PJäne,  den  Rhein  und  auch  die  Weser 
mit  der  Donau  zu  verbinden,  in  verstärktem  Maße  gefördert 
werden.  Als  die  Aufgabe  des  Jahrbuches  wird  es  nun  bezeichnet, 
die  mit  dem  Rhein  und  der  Donau  zusammenhängenden  techni- 
schen und  wirtschaftlichen  Probleme  und  Entwürfe  zu  schildern,  dem 
Verkehrspolitiker  und  dem  Techniker  einen  Überblick  über  die  be- 
stehenden süddeutschen  Wasserstraßenpläne  zu  geben,  Handel  und 
Industrie  über  die  wirtschaftlichen  Verhältnisse  der  Donaustaaten  und 
über  die  Bedeutung  der  Donauwasserstraße  als  Verkehrsweg  zu  unter- 
richten. Die  deutsche  Verkehrspolitik  muß,  so  urteilt  er,  die  Erbauung 
des  Mittellandkanals  und  die  Verbindung  des  Rheins  mit  der  Donau 
zu  Forderungen  des  Tages  erheben. 

Der  Inhalt  des  Buches  besteht  aus  einer  Reihe  von  Aufsätzen  ver- 
schiedener Verfasser,  darunter  Männer  von  ausgezeichnetem  Ruf  auf 
dem  Gebiete  des  Verkehrs,  des  Wasserbaues  und  der  Wasserwirtschaft. 
In  diesen  Aufsätzen  werden  behandelt: 

I.  Allgemeines.  1.  Mitteleuropäische  Wasserstraßen.  2.  Deutsche 
Binnenwasserstraßenpläne.  3.  Der  Übergang  der  Wasserstraßen  auf 
das  Reich.  4.  Binnenschiffahrt  und  Friedensvertrag. 

II.  Der  Rhein.  1.  Entwicklung  der  Rheinfrachten  1911  bis  1921. 
2.  Rheinschiffahrt  im  Jahre  1920.  3.  Der  Oberrhein. 

III.  Die  Donau.  1.  Tätigkeit  der  Internationalen  Donaukommission. 
2.  Regulierung  des  Schiffahrtweges  der  Donau.  3.  Die  Donau  als  Ver- 
kehrsweg. 4.  Schiffahrt  auf  der  bayerischen  Donau  ab  Regensburg. 
5.  Die  obere  Donau  als  Großschiffahrtstraße.  6.  Österreich  und  die 
Donau.  7.  Ungarn  und  die  Donau.  8.  Jugoslawien  und  die  Donau. 
9.  Bulgarien  und  die  Donau.  10.  Rumänien  und  die  Donau. 

IV.  Die  Verbindung  von  Rhein  und  Donau.  1.  Die  Großschiffahrt- 
straße Rhein— Main — Donau.  2.  Die  verkehrswirtschaftliche  Bedeutung 
einer  Großschiffahrtstraße  Rhein — Main— Donau.  3.  Der  Aushau  des 
Neckars  und  des  Neckar-Donau-Kanals.  4.  Großschiffahrtweg  Ulm — 
Bodensee. 

V.  Die  Verbindung  von  Weser  und  Main.  1.  Das  Wesergebiet 
im  Rahmen  der  deutschen  Wasserstraßen.  2.  Der  Weser-Main-Kanal. 

VI.  Schiffbau.  1.  Die  gegenwärtigen  Aufgaben  des  deutschen 
Flußschiff  baues.  2.  Einschätzung  (Klassifikation)  von  Binnenschiffen. 

VII.  Anhang. 

Hinter  dem  bescheidenen,  für  den  Inhalt  wenig  bezeichnenden 
Titel  „Jahrbuch“  wird  niemand  die  Fülle  — man  kann  wohl  sagen 
die  Überfülle  — des  gebotenen  Stoffes  vermuten.  Das  in  vielen  Teilen 
sehr  lesenswerte  Buch  würde  durch  die  Fortlassung  manches  mit  dem 
Hauptthema  nur  in  lockerem  Zusammenhänge  stehenden  nur  ge- 
winnen. Hierhin  scheint  mir  beispielweise  zu  gehören:  II.  1.  Ent- 
wicklung der  Rheinfrachten  (worin  sich  übrigens  auch  die  schon  so 
oft  gehörte,  aber  noch  keineswegs  als  allgemein  berechtigt  nach- 
gewiesene Klage  wieder  vorfindet,  daß  die  Eisenbahntarife  zu  niedrig 
und  geeignet  seien,  die  Aufrechterhaltung  der  Schiffahrt  zu  gefährden), 
VI.  2.  Einschätzung  von  Binnenschiffen  und  noch  einiges  andere. 

Es  wäre  zu  empfehlen  gewesen,  wenn  auch  hinsichtlich  der  zu 
besprechenden  Pläne  der  Inhalt  des  Buches  auf  das  beschränkt  ge- 
blieben wäre,  was  in  der  Vorrede  als  seine  Aufgabe  bezeichnet  ist, 
und  wenn  man  eine  planmäßige  Scheidung  zwischen  Wichtigem  und 
nur  Erwünschtem,  zwischen  Aufgaben  der  näheren  und  ferneren  Zu- 
kunft vorgenommen  hätte.  Da  dies  leider  nicht  geschehen  ist,  sieht 
der  Leser,  der  aus  dem  Buch  über  Rhein  und  Donau  und  die  zu  ihrer 
Verbindung  ins  Auge  gefaßten  Wasserstraßen  und  deren  größere  oder 
geringere  Bedeutung  und  Dringlichkeit  eine  klare  Anschauung  zu  ge- 
winnen sucht,  sich  einer  überwältigenden  Fülle,  einer  bunten  Mannig- 
faltigkeit von  Plänen  gegenüber,  die  ihn  verwirrt,  anstatt  ihn  auf- 
zuklären. Ihm  werden  Pläne  vorgeführt  von  Verbindungen  der  Donau 
mit  Oder,  Elbe  und  Weichsel,  von  einem  Schiffahrtwege,  der  mit  dem 
deutschen  Mittellandkanal,  den  Märkischen  Wasserstraßen,  der  Warthe, 
der  Netze,  dem  Bromberger  Kanal,  der  Weichsel,  dem  Narew,  dem 
Bug,  dem  Bug -Dnjepr -Kanal  und  dem  Dnjepr  eine  Länge  von  mehr 
als  3000  km  hat,  von  zahlreichen  deutschen  Binnenwasserstraßenplänen, 

*)  Wasserstraßen-Jahrbuch  1921.  (Oberes  Rhein- und  Donau- 
gebiet.) Herausgeber:  Direktionsrat  Dr.  Reinhold  Zeitler  in  München. 
München  1921.  Richard  Pflaum.  194  S.  in  8°  mit  Karten  und  Über- 
sichtszeichnungen.  Geh.  30  M. 


vom  Großschiffahrtweg  Ulm— Bodensee,  vom  Ausbau  eines  Donau- 
Save-Kulpa-Adria-Kanals  und  eines  Kanals  Donau— Morawa— Vardar — 
Ägäisches  Meer  usw. 

Gegenüber  solchen  weitausschauenden  Zukunftsplänen  soll  man 
die  gewictitigen  Worte  in  dem  Aufsatz  I.  2.  des  Inhaltsverzeichnisses 
beherzigen:  „Die  beteiligten  Kreise  fordern  jetzt  die  Her- 
stellung von  Wasserwegen  in  einem  Umfang,  der  das  wirt- 
schaftlich Vertretbare  erheblich  überschreitet Um 

die  Wasserstraßen-  und  Wasserkraftunternehmen  nicht  in  Mißkredit 
kommen  zu  lassen,  wird  an  den  zahllosen  empfohlenen  Plänen  strenge 
Kritik  geübt  werden  müssen.  Es  bleiben  dann  noch  so  viele  gute 
Unternehmungen  übrig,  daß  selbst  deren  Ausführung  in  der  zeitigen 
Lage  Deutschlands  schwerlich  zu  ermöglichen  sein  wird.  Von  diesen 
wirtschaftlich  berechtigten  Plänen  werden  zunächst  nur  die  besten 
verwirklicht  werden  können.“ 

Wie  im  allgemeinen,  so  fehlt  es  auch  im  einzelnen  an  den 
unentbehrlichen  einheitlichen  Bauplänen,  wie  z.  B.  für  die  Donau, 
dem  wichtigsten  Teil  der  hier  im  Vordergründe  stehenden  Rhein- 
Main-Donau-Verbinduug.  Man  kann  dem  Verfasser  des  Aufsatzes 
„Die  Regelung  des  Schiffahrtweges  der  Donau“  (III.  2.  des  Inhalt- 
verzeichnisses) in  seinem  Urteil  nur  beipflichten:  „Mit  den  bisherigen 
Arbeiten  ist  das  Ziel  einer  Großschiffahrtstraße  noch  nicht  erreicht. 
Bevor  zu  weiteren  Arbeiten  geschritten  wird,  wäre  es  dringend  not- 
wendig, zunächst  die  schon  wiederholt  angeregten  Verein- 
barungen zu  treffen,  welche  es  sichern  würden,  daß  der  Donauweg 
in  seiner  ganzen  Länge  nach  einheitlichen  Grundsätzen  ausgestaltet 
werde  usw.“  Und  gerade  die  Arbeiten  an  der  Donau  bilden  den  ersten 
Teil  des  großen  Werkes,  wenn  nicht  die  im  Aufsatz  IV.  1.  angegebene 
Reihenfolge  der  Ausführungen:  zuerst  Ausbau  von  Main  und  Donau 
dann  Fertigstellung  des  Lechzubringers  und  der  Kanalstrecke  Bam- 
berg— Nürnberg,  zuletzt  Nürnberg — Kelheim  eine  Änderung  erfährt. 

Über  die  Höhe  und  die  Beschaffung  der  Baukosten  für  die  im 
Buche  besprochenen  Wasserstraßenpläne  finden  sich  nur  wenige, 
meist  nach  Sätzen  der  Vorkriegszeit  ermittelte,  ganz  überschlägliche 
Angaben.  Nur  für  die  Großschiffahrtstraße  Rhein — Main— Donau  wird 
nach  „Jetztpreisen“  angegeben,  daß  die  Gesamtkosten  der  Bauanlage 
einschließlich  Aufwendungen  für  den  Zinsendienst  rd.  9,35  Milliarden 
Mark  betragen  werden. 

Noch  unbestimmter  lauten  die  Angaben  hinsichtlich  der  Unter- 
haltungs-  und  Betriebskosten.  Zweifellos  sind  diese  Kosten  sorgfältig 
ermittelt,  besonders  hinsichtlich  der  Gewinnung  und  Verwertung 
elektrischer  Energie  aus  Wasserkräften.  Es  wäre  erwünscht  gewesen, 
dem  Leser  etwas  mehr  zu  bieten  als  so  allgemeine  Angaben,  wie: 
Der  Gedanke,  mit  der  Anlage  einer  Wasserstraße  die  Kraft  des 
fließenden  Wassers  auszunutzen,  verschafft  den  Projekten  von  künst- 
lichen Wasserstraßen,  die  teilweise  im  Hochland  verlaufen,  eine 
besonders  günstige  materielle  Grundlage.  — Vielfach,  wie  bereits  für 
die  süddeutschen  Kanäle  und  Flußkanalisierungen  nachgewiesen,  er- 
bringen die  gleichzeitig  zu  gewinnenden  Wasserkräfte  so  hohe  Über- 
schüsse, daß  sie  entweder  die  Gesamtkosten  aller  Anlagen,  ein- 
schließlich derjenigen  für  die  Schiffahrt,  decken,  oder  daß  nur  geringe 
Abgaben  von  letzterer  erhoben  zu  werden  brauchen.  — Der  Umstand, 
daß  mit  dem  Ausbau  der  Wasserstraße  (d.  h.  Rhein— Main— Donau) 
sich  gleichzeitig  große  Wasserkräfte  gewinnen  lassen,  bot  die  Möglich- 
keit, das  Unternehmen  auf  eigene  Füße  zu  stellen.  — Die  Aufbringung 
der  Mittel  (d.  h.  der  Verbesserung  der  Donaustraße)  könnte  zu  einem 
erheblichen  Teil  durch  Aushau  der  Wasserkräfte  erreicht  werden  usw. 

Ob  voraussichtlich  einerseits  die  Wasserkräfte  und  die  aus  ihnen 
zu  erzeugenden  Mengen  elektrischer  Energie  jahraus,  jahrein  in  dem 
errechneten  Umfang  zur  Verfügung  stehen,  ob  sie  anderseits  in 
diesem  Umfang  immer  willige  Abnehmer  finden  werden,  darüber 
sucht  der  Leser  vergeblich  eine  Äußerung. 

Daß  aus  der  Benutzung  der  neuen  Wasserstraßen  Frachtersparnisse 
gegen  die  Eisenbahnbeförderung  erzielt  werden  können,  worauf  an 
mehreren  Stellen  des  Buches  hingewiesen  wird,  unterliegt,  da  die 
ersteren  im  allgemeinen  unter  wesentlich  günstigeren  Bedingungen 
wirtschaften  als  letztere,  keinem  Zweifel.  Frachtersparnisse  in  einer 
Höhe  aber,  wie  sie  in  dem  Aufsatz  IV.  2.  als  erreichbar  bezeichnet 
werden  — im  bayerischen  Kohlenverkehr  von  Nordwestdeutschland 
nach  Würzburg  und  Bamberg  46  vH,  im  Holzverkehr  zwischen  Bayern 
und  Nordwestdeutschland  50  vH  und  mehr,  für  Getreidesendungen  von 
Belgrad  nach  Köln  70  vH  usf.  — , werden  nur  unter  Beförderungs- 
bedingungen auf  beiden  Verkehrsmitteln  erzielt  werden  können,  deren 
Eintritt  bei  dem  Mangel  an  Stetigkeit  in  der  Frachtgestaltung  zur  Zeit 
nicht  zu  übersehen  ist. 
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12.  Oktober  1921. 


Für  eine  Reihe  von  Jahren  müssen  die  vorhandenen  Verkehrs- 
mittel, insbesondere  die  Eisenbahnen,  den  hoffentlich  einer  gedeihlichen 
Entwicklung  entgegengehenden  Verkehr  bewältigen.  Zu  diesem  Zweck 
muß  das  Eisenbahnnetz  instandgesetzt,  ausreichend  unterhalten  und, 
soweit  nötig,  vervollständigt  werden,  zumal  ein  nicht  unbeträchtlicher 
Teil  der  Güter  die  Eisenbahnen  wegen  der  größeren  Schnelligkeit, 
Sicherheit  und  Regelmäßigkeit  der  Beförderung  nach  wie  vor  in 


Anspruch  nehmen  wird,  diese  auch  in  Fällen  der  auf  den  Wasser- 
wegen unausbleiblichen  Störungen  und  Unterbrechungen  zur  Verfügung 
stehen  müssen.  Uber  Handel,  Verkehr,  Erzeugung  usw.  der  Donau- 
länder, für  die  der  zukünftige  Großschiffahrtweg  Rhein— Main — Donau 
von  besonderer  Bedeutung  ist,  geben  die  Aufsätze  III.  6.  bis  10.  des 
Inhaltverzeichnisses  willkommene  Aufschlüsse. 

Berlin.  Dorner. 


Vermischtes. 


Die  Würde  eines  Doktor- Ingenieurs  ehrenhalber  haben  Rektor 
und  Senat  der  Technischen  Hochschule  Hannover  auf  einstimmigen 
Antrag  der  Abteilung  für  chemisch -technische  und  elektrotechnische 
Wissenschaften  dem  Geheimen  Kommerzienrat  Siegmund  Selig- 
mann, Direktor  der  Continental  Caoutchouc-  und  Gutta -Percha- 
Compagnie  A. -G.  in  Hannover,  verliehen  in  Würdigung  der  erfolg- 
reichen Förderung  wissenschaftlicher  Forschung  auf  dem  Gebiete  der 
Gummiindustrie  durch  die  von  ihm  zu  hoher  Bedeutung  und  Blüte  ge- 
brachten Continental  Caoutchouc-  und  Gutta-Percha-Compagnie  A.-G. 

In  dem  Wettbewerb  für  Vorentwürfe  zu  einem  Heldeudankmal 
mit  Ehrenfriedhof  für  Kriegsteilnehmer  in  dem  Erweiterungsgebiet 
des  Ohlsdorfer  Friedhofs  bei  Hamburg,  ausgeschrieben  unter 
Hamburger  Künstlern  (S.  130  d.  Bl.),  waren  70  Entwürfe  eingegangen. 
Der  für  Preise  ausgesetzte  Gesamtbetrag  von  25  000  Mark  wurde  wie 
folgt  verteilt:  Es  erhielten  je  einen  zweiten  Preis  (5000  Mark)  Archi- 
tekten Zaulek  u.  Hormann  und  Erich  Schmarje;  je  einen  dritten 
Preis  (3000  Mark)  Regierungsbaumeister  Haifeld  in  Hannover,  Diplom- 
ingenieur Walter  Puritz,  Diplomingenieur  Schmidt  u.  Regierungs- 
baumeister Riedel  (zwei  preisgekrönte  Entwürfe)  und  Architekt 
Hintsch  u.  Diplomingenieur  W.  Hintsch.  Nach  dem  Beschluß  des 
Preisgerichts  konnte  ein  erster  Preis  nicht  erteilt  werden,  da  kein 
Entwurf  eine  überragende  Idee  zeigte,  dem  man  den  ersten  Preis 
hätte  geben  können. 

Die  Höchstpreise  für  Zement  vom  1.  September  d.  J.  (S.  122,  195, 
361  u.  504  d.  Bl.)  werden  nach  einer  Bekanntmachung  des  Reichs- 
kommissars für  Zement  vom  7.  d.  M.  (Reichsanzeiger  236  vom  S.  Ok- 
tober d.  J.)  vom  8.  d.  M.  ab  durch  Teuerungszuschlag  bis  auf  weiteres 
in  nachstehend  angegebener  Weise  erhöht;  die  Preise  gelten  für  10  000  kg 
ab  Werk  ohne  Verpackung  und  für  die  Gebiete  sämtlicher  deutschen 
Zementverbände;  die  Umsatzsteuer  ist  in  diesen  Preisen  mitenthalten: 
A.  Für  Lieferung  an  private  Zementabnehmer:  a)  im  Gebiet  des  Nord- 
deutschen Zementverbandes  3950  Mark;  — b)  im  Gebiet  des  Rheinisch- 
Westfälischen  Zementverbandes,  einschl.  der  Verkaufsvereinigung 
Rheinischer  Hochofenzementwerke  3750  Mark;  — c)  im  Gebiet  des  Süd- 
deutschen Zementverbandes  4000  Mark;  — B.  Für  Lieferungen  an  die 
Staatsverwaltungen  für  Staatsbauten  gelten  dementsprechend  folgende 
Preise:  a)  im  Gebiet  des  Norddeutschen  Zementverbandes  3880  Mark;  — 
b)  im  Gebiet  des  Rheinisch-Westfälischen  Zementverbandes  3680  Mark; 
— c)  im  Gebiet  des  Süddeutschen  Zementverbandes  3930  Mark. 

Ermäßigung  (1er  Grundsteuer  hat  der  bürgerschaftliche  Ausschuß 
in  Hamburg  für  solche  Neubauten  beschlossen,  bei  denen  mindestens 
zwei  Drittel  der  Gesamtfläche  für  Kleinwohnungen  verwendet  werden 
und  die  ohne  staatlichen  Zuschuß  nach  dem  1.  April  1921  errichtet 
sind.  Die  Ermäßigung  soll  50  vH  betragen.  Falls  die  Grundsteuer 
nach  dem  gemeinen  Wert  erhoben  werden  sollte,  sind  die  genannten 
Grundstücke  nicht  schlechter  zu  stellen  als  diejenigen,  die  mit  staat- 
lichem Zuschuß  erbaut  sind. 

Der  Verein  Beratender  Ingenieure  (vergl.  S.  51  d.  Bl.)  hielt  vom 
25.  bis  27.  September  in  Hamburg  »eine  Hauptversammlung  ab.  Vor- 
träge hielten  Beratender  Ingenieur  Schulze  aus  Düsseldorf  über 
„Wasserwirtschaft“  und  Beratender  Ingenieur  Plümecke  aus  Berlin- 
Steglitz  über  „Elektrizitätswirtschaft“.  Von  der  Vervollkommnung 
der  Elektrizitätswirtschaft  könne  am  ehesten  die  größtmögliche  Wirt- 
schaftlichkeit der  deutschen  Energiewirtschaft,  die  teils  auf  Brenn- 
stoffen, teils  auf  Wasserkräften  beruht,  erwartet  werden.  Das  Reich 
und  die  Länder  müßten  durch  gesetzgeberische  Maßnahmen  danach 
streben,  daß  die  Stromtarife  den  Bedürfnissen  der  Verbrauchergruppen 
angepaßt  würden.  Die  Hebung  der  Volkswirtschaft  müßte  den  fis- 
kalischen Gesichtspunkten  gegenüber  im  Vordergrund  stehen.  Der  freie, 
an  Lieferungen  nicht  beteiligte  Beratende  Ingenieur,  dessen  Dienste 
Privatindustrie  und  Gemeinden  mehr  und  mehr  in  Anspruch  nähmen, 
sei  in  allererster  Linie  dazu  berufen,  an  Gesetzesvorlagen  technisch- 
wirtschaftlicher Art  mitzuarbeiten.  Zum  Schaden  unserer  Volkswirt- 
schaft sei  die  Hinzuziehung  Beratender  Ingenieure  von  der  Reichs- 
regierung bisher  verabsäumt  worden.  Es  sei  notwendig,  daß  in  den 
Reichswirtschaftsrat  und  die  zukünftigen  Bezirks wirtschaftsräte  Ver- 
treter dieses  Standes  gewählt  würden. 

In  einer  Entschließung  Bekannte  sich  der  Verein  zu  der  Forde- 
rung, daß  es  Ehrenpflicht  jedes  verantwortungsbewußten  Deutschen 
sei,  durch  Beitritt  zu  der  freiwilligen  Arbeitsgemeinschaft  der  „Tech- 


nischen Nothilfe“  seinen  Teil  an  dem  Wiederaufbau  unseres  Vater- 
landes zu  übernehmen.  Zur  Unterstützung  der  Ziele  und  Aufgaben 
des  „Reichsbundes  Deutscher  Technik“  und  des  „Schutzbundes  der 
freien  Technischen  Berufe“  beschloß  der  Verein,  sich  diesen  Verbänden 
als  Körperschaftsmitglied  anzuschließen.  Die  Geschäftstelle  des  Vereins 
wurde  nach  Berlin -Lichterfelde.  Roonstraße  35  verlegt. 

Streckträger  und  Streckmasten.  Unter  dieser  Überschrift  bringt 
die  Zeitschrift  des  Vereins  Deutscher  Ingenieure  Nr.  39  vom  24.  Sep- 
tember 1921  ein  Verfahren,  das  eine  Vergrößerung  der  Tragfähigkeit 
von  I-Trägern  erzielt.  Die  Träger  werden  mit  zwei  oder  drei  Reihen 
von  Schlitzen  versehen.  Durch  Auseinanderziehen  der  Flansche  ent- 
stehen dann  Fachwerkträger  mit  einfachen  oder  doppelten  gekreuzten 
Schrägen,  Jucho-Streckträger  genannt.  Die  Trägerhöhe  kann  so  um 
das  2,5-  oder  3 fache  der  ursprünglichen,  die  Tragfähigkeit  um  das 
2,8-  oder  3,4  fache  vergrößert  werden.  Es  besteht  auch  die  Möglich- 
keit, die  Flansche  nicht  parallel  auseinander  zu  ziehen,  sondern  die 
I-Träger  an  dem  einen  Ende  in  ursprünglicher  Höhe  zu  lassen.  So 
entstehen  gestreckte  Trapezträger.  Die  Verwendungsmöglichkeit  dieser 
Träger  und  Masten  bei  Hoch-  und  Eisenbahnbauten,  besonders  bei 
elektrischen  Leitungen  ist  eine  große.  Werden  breitflanschige  Träger 
verwendet,  so  wird  durch  deren  größeres  seitliches  Trägheitsmoment 
eine  erhöhte  Sicherheit  gegen  seitliches  Ausknicken  des  gedrückten 
Gurtes  erzielt. 

Häuser  mit  Torfwänden  iu  Schweden.  Die  Winterwohnungen 
der  Eskimos  werden  aus  Torf  hergestellt.  Wenn  sie  vom  Schnee  zu- 
gedeckt sind,  so  bewahren  sie  die  Wärme  so  gut,  daß  die  Innenwärme 
auch  während  der  Kälte  der  Polarnächte  den  Bewrohnern  unbekleidet 
zu  gehen  erlaubt.  Auch  die  Bevölkerung  des  oberen  schwedischen 
Norrlandes  hat  von  alters  her  die  wärmehaltenden  Eigenschaften  des 
Torfes  auszunutzen  gesucht,  sowohl  durch  Ausführung  von  Torfhütten 
wie  durch  Dichtung  gewöhnlicher  Holzhäuser  mit  Torf.  Vor  der 
neuzeitlichen  Herstellung  von  Torfstreu  behalf  man  sich  allgemein 
mit  geschnittenem  Torf.  Die  hochgespannten  Brennstoffpreise  lenkten 
während  der  Kriegzeit  in  erhöhtem  Maße  die  Aufmerksamkeit  auf 
die  wärmehaltenden  Eigenschaften  des  Torfes,  besonders  in  Ländern, 
die,  wie  Schweden,  lange  dauernde  Kälte  durchzumachen  haben.  Ver- 
suche bewiesen  von  neuem,  daß  der  Torf  in  dieser  Hinsicht  den 
meisten  sonst  in  Frage  kommenden  Stoffen  überlegen  ist.  An  der 
Technischen  Hochschule  Stockholm  wurden  unter  Leitung  von  Pro- 
fessor Kreuger  Versuche  mit  der  Anwendung  von  Torf  für  Wände 
angestellt,  und  auf  der  jetzt  stattfindenden  Bauausstellung  sind  ver- 
schiedene Proben  solcher  Verwendungen  vorgeführt.  Aber  auch  bei 
Bauausführungen  werden  diese  Erfahrungen  ausgenutzt  und  Torf  haupt- 
sächlich zu  Wänden  benutzt.  Unter  anderem  wird  im  Landhaus- 
viertel in  Mörby  bei  Stocksund  ein  Haus  nach  dem  Verfahren  von 
Professor  Kreuger  aufgeführt.  Das  zweistöckige  Landhaus  mit  fünf 
Zimmern  hat  vor  allem  ein  Gerippe  von  stehenden  Bohlen,  wobei  die 
Wandflächen  von  einer  Reihe  schlanker  Riegel  mit  45  cm  Zwischen- 
raum gebildet  werden.  Zwischen  diesen  Riegeln  baut  sich  die  Wand 
auf  aus  geschnittenen  Torfwmrfeln,  die  genau  der  Ausfüllung  des 
Zwischenraums  angepaßt  sind.  Auf  die  Außen-  und  Innenflächen 
wird  Dachpappe  genagelt,  worüber  dann  ein  kräftiger  Putz,  auf  der 
Außenseite  durch  ein  Rabitznetz,  auf  der  Innenseite  durch  ein  Gewebe 
gehalten,  eine  mehrere  Zentimeter  dicke  Schicht  nach  beiden  Seiten 
bildet.  Auch  im  Boden  sind  die  gleichen  natürlichen,  nur  geschnittenen 
Torfwürfel  als  Füllung  verwendet.  So  hofft  man,  mit  dieser  Bauart 
die  Häuser  wrärmer  zu  bekommen  als  z.  B.  mittels  Bohlen  und 
Füllung.  — Billig  ist  diese  Bauart  nicht,  besonders  wenn  man  den  Torf 
für  den  Zweck  eigens  hersteilen  muß.  Massenherstellung  von  Torf 
der  geeigneten  Art  — es  soll  ziemlich  „junger“  Torf,  sogenannter 
Sphagnumtorf,  nicht  Brenntorf  sein  — , in  passende  Stücke  geschnitten 
und  gut  getrocknet,  könnte  den  Preis  in  torfreichen  Ländern  herab- 
drücken. Volkswirtschaftlich  könnte  eine  Ausnutzung  reicher  Torf- 
vorräte und  die  Ersparnis  von  Holz  nur  von  Vorteil  sein,  wenn  sich 
die  Torfhäuser  mit  der  Zeit  bewähren.  Dr.  S. 

Ministerialrat  Dr.-Iug.  v.  Hensel  f.  Am  4.  September  starb  in 
München  der  frühere  Ministerialrat  im  bayerischen  Staatsministerium 
des  Innern  und  Direktor  der  bayerischen  Landesstelle  für  Gewässer- 
kunde Dr.-Ing.  e.  h.  Julius  v.  Hensel,  eine  der  einflußreichsten 
Persönlichkeiten  des  bayerischen  Staatsbaudienstes.  1S50  in  Dürkheim 
in  der  Pfalz  geboren,  trat  Hensel  nach  Abschluß  seiner  Studien  am 


Nr.  82. 


Zentralblatt  der  Bauverwaltung. 


507 


Polytechnikum  München  1873  in  den  Staatsbaudienst  zunächst  hei 
der  Eisenbahn-  und  dann  bei  der  Straßen-  und  Flußbauverwaltung 
ein.  Vom  Jahre  1877  bis  1900  wirkte  er  die  erste  Zeit  als  Bauamts- 
assessor, dann  als  Bauamtmann  und  Vorstand  eines  Straßen-  und 
Flußbauamtes  in  verschiedenen  Dienststellen,  zuletzt  als  Leiter  des 
vom  Verein  zur  Hebung  der  Fluß-  und  Kanalschiffahrt  in  Bayern  ins 
Leben  gerufenen  Technischen  Amtes  in  Nürnberg. 

Im  April  1900  mit  der  Direktorstelle  des  Hydrotechnischen  Bureaus 
betraut,  war  es  Hensel  beschieden,  dieses  Bureau  zu  einem  Forschungs- 
institut zu  entwickeln,  das  hinsichtlich  seiner  Leistungen  mit  den 
gleichartigen,  meist  viel  älteren  Anstalten  des  Reiches  und  des  Aus- 
landes einen  Vergleich  nicht  zu  scheuen  braucht.  Es  sei  hier  erinnert 
an  die  Einrichtung  und  den  Ausbau  von  Beobachtungsnetzen  zur 
Erforschung  der  Niederschlags-,  Grundwasser-,  Bodenfrost-  und  Wasser- 
standverhältnisse. Sein  Bestreben  war  es  auch,  die  Kenntnis  von 
dem  Wirken  des  zur  Landesstelle  für  Gewässerkunde  ausgestalteten 
Instituts  durch  Veröffentlichungen,  durch  Anteilnahme  an  fachwissen- 
schaftlichen Vereinigungen  und  Beratungen,  nicht  zuletzt  durch  die 
Beschickung  von  Ausstellungen  mit  Arbeiten  seines  Dienstbereichs  in 
weitere  Kreise  zu  tragen  und  so  einer  allgemeinen  Würdigung  der 
Bedeutung  der  wasserkundlichen  Forschung  zum  Durchbruch  zu  ver- 
helfen. Außer  seiner  engeren  Diensttätigkeit  hat  Hensel  bei  allen 
bedeutenden  Fragen  der  Wasserwirtschaft  und  des  Bauwesens  in 
Bayern  bestimmend  mitgewirkt.  Besondere  Aufmerksamkeit  widmete 
er  der  Heranbildung  eines  tüchtigen  technischen  Nachwuchses,  ins- 
besondere in  seiner  Eigenschaft  als  Vorsitzender  des  seit  1912  be- 
stehenden Prüfungsausschusses  für  den  höheren  Baudienst  in  Bayern. 
1920  trat  er  in  den  Ruhestand. 

Nicht  unerwähnt  dürfen  die  Verdienste  Hensels  um  die  Hebung 
des  Standes  der  bayerischen  beamteten  Ingenieure  bleiben.  War 
er  doch  der  Gründer,  Organisator  und  langjährige  Vorsitzende  des 
Vereins  der  höheren  technischen  Staatsbeamten  Bayerns,  der  ihn 
aus  Dankbarkeit  zum  Ehrenvorsitzenden  ernannte.  Gelegentlich  der 
50jährigen  Jubelfeier  verlieh  ihm  die  Technische  Hochschule  München 
die  Würde  eines  Doktors  der  technischen  Wissenschaften  ehrenhalber. 
Neben  anderen  Anerkennungen  gewährte  ihm  aber  die  größte  Be- 
friedigung das  Bewußtsein,  daß  es  ihm  vergönnt  war,  an  seinem 
Lebensabend  eine  kraftvolle  Entwicklung  der  bayerischen  Wasser- 
wirtschaft zu  sehen,  der  er  in  klarer  Voraussicht  und  starkem  Willen 
sein  Lebenswerk  gewidmet  hat.  Als  ihrem  Vorkämpfer  schulden  dem 
Manne  die  heute  Schaffenden  allen  Dank.  — m — 

Holzfachwerk.  D.  R.-P.  337  409.  Franz  C zech  in  Frankental  i.  d. 
Pfalz.  — Die  Erfindung  sieht  statt  des  abgebundeneu  Holzfachwerks 
für  das  Gerippe  der  Wand  einzelne,  auf  Geschoßhöhe  reichende,  auf 
der  Baustelle  aneinandergefügte  Bretterrahmen  vor,  die  nicht  nur  die 
Wandplatte,  sondern  auch  das  Dach  und  die  Decke  tragen.  Gegen- 
über dem  abgebundenen  Fachwerk  liegt  der  Vorteil  dieser  Rahmen 
im  geringen  Holzverbrauch,  in  der  fabrikmäßigen  und  genormten 
Herstellung  und  im  schnellen  Zusammenbauen  des  Wandgerippes  auf 
der  Baustelle.  — Abb.  1 zeigt  im  Aufriß  drei  aneinandergereihte 
Rahmen:  ein  normales  Feld,  ein  Fenster-  und  ein  Türfeld.  Die 


Pfosten  a bestehen  aus  quer  zur  Wandebene  hochkant  gestellten 
Brettern;  Fuß-  und  Kopfwände  b und  c und  die  Quersprossen  d des 
normalen  Rahmens  bestehen  dagegen,  wie  Abb.  2 im  Querschnitt 
und  Abb.  3 im  Aufriß  in  größerem  Maßstabe  zeigen,  aus  in  der 
Wandebene  hochkant  stehenden  Brettern.  Zur  Versteifung  des 
Rahmens  sind  die  Einzelteile  in  den  Ecken  über  Klötze  e genagelt. 
Bei  dem  Ausführungsbeispiel  der  Zusammensetzung  der  Einzelteile 


des  Rahmens  nach  Abb.  2 handelt  es  sich  um  das  Wandgerippe  einer 
Doppellehm  wand  mit  Ausfüllung.  Bei  einer  anders  zusammengesetzten 
oder  gearteten  Ausfachung  kann  es  zweckmäßiger  sein,  auch  die  Fuß - 
und  Kopfteile  und  Querriegel  der  Rahmen  quer  zur  Wandebene  hoch- 
kantig, also  von  vorn  gesehen,  flach  zu  legen,  wie  das  beim  Abschluß 
der  Fenster-  und  Türöffnung  ohnehin  naheliegend  ist.  Rahmen  solcher 
Bauart  sind  in  Abb.  4 im  Aufriß  und  in  größerem  Maßstabe  in  Abb.  5 
(Querschnitt),  Abb.  6 (Längenschnitt)  und  Abb.  7 (Grundrißquerschnitt) 
dargestellt.  — In  einem  wie  im  andern  Falle  kann  es  bei  Rahmen 
aus  dünnen  Brettern,  die  sich  in  der  ausgefachten  Wand  (besonders 
bei  Lehmausfachung)  leicht  werfen  können,  notwendig  sein,  die  Bretter 
durch  aufgenagelte  Leisten  f und  g gegen  solches  Werfen  zu  schützen. 
Während  die  wagerechten  Leisten  f am  einzelnen  Rahmen  befestigt 
sind,  werden  die  senkrechten  g erst  nach  dem  Zusammenbauen  der 
Rahmen  an  Ort  und  Stelle  aufgenagelt,  auf  diese  Weise  die  Rahmen 
untereinander  verbindend.  Die  so  angebrachten  Leisten  können  auch, 
ähnlich  wie  die  Flanschen  des  Eisenfachwerks,  zum  Halten  der  Aus- 
fachung und  zum  Decken  der  zwischen  dieser  und  den  Rahmen- 
wandungen auftretenden  Fugen  dienen.  Die  Rahmen  können  in  jeder 
beim  abgebundenen  Holzfachwerk  bekannten  Art  ausgefacht  werden. 
Die  Ausfachung  nach  Abb.  2 besteht  aus  doppelter  Lehmwand  auf 
Holzstabgewebe  und  zwischenliegender  Ausfüllung. 

Verfahren  zum  Einhauen  des  Auslegers  von  Verladebrücken 
o.  dgl.  D.  R.-P.  331  781.  Deutsche  Maschinenfabrik  A.-G.  in 
Duisburg.  — Bisher  gestaltete  sich  der  Einbau  des  Auslegers  von 
Verladebrücken  schwierig,  besonders  dann,  wenn  die  Brücke  an  einem 
Ufer  steht,  so  daß  unterhalb  des  Auslegers  kein  fester  Boden  ist.  Es 
mußte  bisher  an  die  Stirnseite  der  Verladebrücke  ein  Hilfsausleger 
angebaut  werden,  der  wegen  des  hohen  Gewichts  des  einzubauenden 
Auslegers  selbst  äußerst  sorgfältig  ausgeführt  und  stark  bemessen  sein 
mußte.  Dieser  Nachteil  soll  durch  das  vorliegende  Verfahren,  bei  dem 
das  schwere  Hilfsgerät  in  Fortfall  kommt,  behoben  werden.  — Der 
Ausleger  a,  der  vor  dem  Einbauen  unterhalb  der  Brücke  b auf  Flur 
aufgestellt  oder  zusammengebaut  ist  (Abb.  1),  wird  mit  Hilfe  der  vor- 
handenen Brückenkatze  c oder  einer  besonderen,  auf  der  Brücke  fahr- 


geschehen ist,  wird  die  Katze  c wieder  zurückgefahren.  Das  andere 
Ende  des  Zugbandes  wird  aus  diesem  Grunde  bereits  vorher  an 
die  Stützsäule  f der  Brücke  b gelenkig  angebracht  (Abb.  3).  Nach- 
dem nun  der  Ausleger  a und  das  Zugband  e bei  d miteinander 
verbunden  sind,  wird  der  Ausleger  mit  Hilfe  der  auf  der  Brücke  o 
fest  angeordneten  Winde  m hochgezogen , deren  Seil  g über  eine  vor 
der  Stirnseite  der  Brücke  aushilfweise  angebrachte  Rolle  li  (Abb.  4) 
geführt  und  am  hinteren  Ende  des  Auslegers  a befestigt  wird.  Hierbei 
schwingt  der  Ausleger  um  den  Drehpunkt  i an  der  Stützsäule  f.  — 
Zu  gleicher  Zeit  ist  am  hinteren  Ende  des  Auslegers  ein  zweites  Seil  n 
befestigt,  das  über  eine  unter  der  Brückenstirnseite  auf  Flur  fest 
gelagerte  Seilrolle  o zu  einer  zweiten  Winde  k geführt  ist  (Abb.  4). 
Durch  das  gleichzeitige  Arbeiten  der  beiden  Winden  wird  ein  wage- 
rechtes Hochheben  und  gleichzeitiges  Vorwärtsschieben  des  Auslegers 
erreicht.  Hat  der  in  der  erläuterten  Weise  hochgehobene  und  vor- 
gebrachte Ausleger  dann  die  in  Abb.  5 angedeutete  Stellung  erreicht, 
so  wird  er  in  bekannter  Weise  mit  der  Brücke  b verbunden. 
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Bücherschau. 

Friedrich  Weinbrenner.  Denkwürdigkeiten  aus  seinem  Leben 
von  ihm  selbst  geschrieben.  Herausgegeben  und  mit  einem  Nachwort 
versehen  von  KurtK.  Eberlein.  Potsdam  1920.  Gustav  Kiepenheuer. 
278  S.  in  8°  mit  Ahb.  Gebunden  30  Jl. 

Weinbrenners  Lebenswerk  ist  in  tden  von  der  Schriftleitung  des 
Zentralblatts  herausgegebenen  Zeitschriften  sowie  an  anderen  Stellen 
öfter  behandelt  worden.  Aber  sein  Entwicklungsgang  war  uns 
weniger  bekannt.  Die  vorliegenden  „Denkwürdigkeiten“,  die  von 
Weinbrenner  selbst  vor  etwa  100  Jahren  geschrieben  und  die  im 
Jahre  1829,  drei  Jahre  nach  seinem  Tode,  zum  erstenmal  in  Heidel- 
berg in  Druck  erschienen  sind,  waren  bisher  kaum  bekannt.  Die 
damalige  Veröffentlichung  scheint  in  nur  kleiner  Auflage  erschienen 
zu  sein,  denn  sie  ist  äußerst  selten.  In  den  „Denkwürdigkeiten“ 
lernen  wir  weniger  den  Künstler  Weinbrenner  als  den  Menschen 
kennen.  Daher  ergänzen  sie  das,  was  über  ihn  in  letzter  Zeit  geschrieben, 
in  höchst  willkommener  Weise.  Die  „Denkwürdigkeiten“,  die  er  gut  und 
anekdotenartig  lebendig  zu  erzählen  weiß,  sind  von  Weinbrenner  erst 
in  seinem  54.  Lebensjahre  aus  der  Erinnerung  niedergeschrieben,  sie 
umfassen  seine  ersten  30  Lebensjahre  und  schließen  mit  dem  Eintritt 
als  badischer  Bauinspektor  im  Jahre  1797.  Friedrich  Weinbrenner 
hat  am  29.  November  1766  in  Karlsruhe  als  Sohn  des  aus  Manten 
bei  Schwäbisch-Hall  stammenden  Hofzimmermeisters  Ludwig  Wein- 
brenner das  Licht  der  Welt  erblickt.  Als  er  8 Jahre  alt  war,  starb  der 
Vater,  und  mit  14  Jahren  konnte  der  kräftige  und  praktische,  vom 
Schulzwang  befreite  Knabe,  der  bereits  seit  seinem  6.  Jahre  mit  Beil 
und  Hobel,  Säge  und  Meißel  umzugehen  verstand,  allen  Arbeiten 
auf  dem  Zimmerplatz  vorstehen.  Mit  16  Jahren  mußte  er  nach  dem  Tode 
seiner  Mutter  das  Geschäft  selbständig  bis  zu  seinem  21.  Lebensjahre 
führen.  Jetzt  erst  beginnen  für  ihn  als  Künstler  seine  eigentlichen 
wechselvollen  Lehr-  und  Wanderjahre,  die  ihn  zunächst  nach  Zürich 
führen,  wo  er  als  Architekt  und  Zimmermann  einen  Neubau  überwachte. 
Die  Sehnsucht,  aus  der  praktischen  Tätigkeit  heraus  in  das  Gebiet  der 
Kunst  zu  kommen,  befriedigte  er  zunächst  durch  architektonische  Studien 
über  die  italienischen  Säulenordnungen,  bis  ihm  eine  kleine  Erbschaft  den 
lang  gehegten  Wunsch  nach  dem  Besuch  einer  Akademie  ermöglichte. 
Im  Jahre  1796  sehen  wir  ihn  mit  seinem  Züricher  Freunde  Haller 
als  Schüler  der  Akademie  in  Wien,  das  nach  3/4  Jahren  mit  Dresden 
vertauscht  wurde.  Von  hier  siedelte  er  nach  kurzem  Aufenthalt  nach 
Berlin  über,  wo  er  bald  Zutritt  zu  den  führenden  Künstlerkreisen 
fand.  Die  Gesetzmäßigkeit  der  Bauten  eines  Knobelsdorf,  Gontard, 
Gillv  und  Langhaus  waren  für  seine  weiteren  Studien  bestimmend 
und  durch  Genelli  wird  er  zu  einer  Reise  nach  Italien,  insbesondere 
nach  Rom  angeregt.  Sein  Aufenthalt  in  Italien  bildet  den  Hauptinhalt 
der  „Denkwürdigkeiten“.!'  Rom  und  Pästum,  Neapel  und  Pompeji  und 
dem  Studium  des  griechischen  und  römischen  Schrifttums  verdankt  er 
die  Eigenart  seiner  Architektur,  wie  sie  uns  Karlsruhe  zeigt.  „Die 
klare  Gesetzmäßigkeit  in  Platz  und  Raum,  Baumasse  und  Bauglied, 
Fläche  und  Ornament,  die  soziale  und  ästhetische  Staffelung  ständischer 
Bauzonen  und  Bautypen,  vor  allem  aber  die  rhythmische  Symmetrie 
nes  Massenbaues  • machte  Karlsruhe  trotz  allem  Unvollkommenen 
und  Unfertigen  zu  einer  der  ersten  Kunststädte  Deutschlands“,  so  kenn- 
zeichnet der  Herausgeber  Kurt  K.  Eberlein  in  seinem  Nachwort  vorzüg- 
lich die  Weinbrennersche  Eigenart.  Wie  denn  überhaupt  die  einzel- 
nen Abschnitte  dieses  Nachwortes  des  Lebensbildes  Weinbrenners 
als  Künstler  und  Mensch  zu  dem  Besten  gehören,  was  über  Wein- 
brenner geschrieben  ist.  Das  kleine  handliche  Buch,  das  mit  einigen 
kennzeichnenden  Entwürfen  des  Künstlers  ausgestattet  ist  und  dessen 
Druckleitung  die  graphische  Werkstätte  der  Badischen  Landeskunst- 
schule hatte,  kann  jedem  nur  warm  empfohlen  werden.  Sch. 

Über  Wertberechnung  von  Wasserkräften.  Von  ®r.=!gng.  Adolf 
Ludin  und  ®r.=3ug.  Gr.  rer.  pol.  W.  G.  Waffenschmidt.  Sonder- 
abdruck aus  „Der  Bauingenieur“,  2.  Jahrg.  1921,  4.  Heft.  Berlin  1921. 
Jul.  Springer.  18  S.  in  8Ü.  Geh.  2,40  JL 

Obwohl  in  verschiedenen  Werken  Anhaltpunkte  zur  Wertberech- 
nung von  Wasserkräften  gegeben  sind,  so  herrscht  darüber  noch 
manche  Begriffsverwirrung,  und  mit  Recht  weisen  die  Verfasser  darauf 
hin,  daß  bei  dem  gestiegenen  Wert  der  Wasserkräfte  eine  Aufklärung 
über  die  bei  der  Wertberechnung  anzuwendenden  allgemeinen  Grund- 
sätze für  viele  Kreise  ein  Bedürfnis,  und  man  kann  sagen,  eine  Not- 
wendigkeit ist.  In  dem  Schriftchen  werden  die  verschiedenen  Begriffe 
wie  Kostenwert,  Ertragswert  und  Tauschwert  erörtert,  und  der  Ertrags- 
wert einer  ausgebauten  Wasserkraft  wird  an  einem  Zahlenbeispiel  er- 
läutert. Solche  Beispiele  sind  bei  dem  etwas  unübersichtlichen  Stoff 
sehr  lehrreich,  und  man  möchte  wünschen,  daß  sie  auch  auf  die 
Aufrechnung  einer  Rohwasserkraft  u.  a.  ausgedehnt  worden  wären. 
Käufer  und  Verkäufer,  Pächter  und  Eigentümer  von  Wasserkräften 
und  andere  mehr  sind  in  gleichem  Maße  an  diesen  Fragen  beteiligt  und 
werden  darum  diese  Ausführungen  mit  Anteilnahme  lesen.  Eine  bei- 
läufige Erwähnung  verdient  hervorgehoben  zu  werden: 


Allgemein  bemerkenswert  ist  der  Hinweis  der  Verfasser,  daß  das 
Freibleiben  der  Kleinwasserkräfte  unter  5000  kW  von  etwaigen  Soziali- 
sierungsmaßnahmen*) zu  ihrer  Wertsteigerung  führen  könnte.  Das 
wäre  insofern  kein  Nachteil,  als  ihr  Ausbau,  wie  wünschenswert, 
damit  gefördert  werden  würde.  Bedenklich  aber  ist,  wenn  es  für 
möglich  gehalten  wird,  daß  die  Anpassung  der  Ausbauformen  und  der 
Ausbaugröße  an  die  Bestimmungen  des  Sozialisierungsgesetzes  der 
Allgemeinwirtschaft  dadurch  zum  Nachteil  werden  könnte,  daß  eine 
Zerstückelung  von  Gefällstrecken  oder  ein  unvollkommener  Ausbau 
der  Wassermengen  eintritt.  Das  wäre  sicherlich  nicht  eine  beab- 
sichtigte Wirkung  jenes  Gesetzes  und  eine  recht  unerfreuliche 
Folge.  Es  sollten  daher  rechtzeitig  Maßnahmen  getroffen  werden, 
daß  unvollkommene  Nutzungen  guter  Ausbaumöglichkeiten  von 
Wasserkraftanlagen,  die  in  der  ersten  Zeit  der  neuzeitlichen  Ent- 
wicklung mangels  besserer  Einsicht  oder  aus  falsch  verstandenem 
Sonderinteresse  einzelner  vorgekommen  sind,  nun  nicht  gar  eine  Art 
gesetzlicher  Stütze  finden  könnten. 

Potsdam.  Mattem. 

Die  Privateisenbahnen  in  Bayern.  Eine  Betrachtung  nach  der 
geschichtlichen,  technischen  und  wirtschaftlichen  Seite.  Von  Baurat 
Theodor  Lechner.  München  u.  Berlin  1920.  R.  Oldenbourg.  VIII  u. 
232  S.  mit  Titelbild,  100  Textabb.  und  1 Karte.  Geb.  25  Jt  zuzüglich 
Sortim.-Teuerungszuschlag. 

Der  Umstand,  daß  am  1.  Oktober  1919  75  Jahre  verflossen  waren, 
seitdem  in  Bayern  die  erste  vom  Staat  erbaute  Eisenbahn  Nürnberg — 
Bamberg  dem  Betriebe  übergeben  und  die  erste  als  Privatbahn  er- 
baute Linie  München  — Augsb  urg  durch  Ankauf  verstaatlicht  worden 
war,  hat  dem  Verfasser  Anlaß  zur  Abfassung  seines  Werkes  gegeben. 
Der  Verfasser,  lange  Zeit  selbst  an  der  Leitung  der  mit  Erfolg  tätigen 
Lokalbabn-Aktien-Gesellschaft  in  München  beteiligt,  gibt  darin  wert- 
volle technische  wie  wirtschaftliche  Mitteilungen  über  die  einzelnen 
bayerischen  Privateisenbahnen  von  ihrer  Entstehung  bis  zur  Gegenwart. 

Nach  einer  geschichtlichen  Einleitung  über  den  Ursprung  des 
Spurwegs  und  seine  Entwicklung  zur  Eisenbahn  und  einer  kurzen 
Vorgeschichte  der  Eisenbahnen  Deutschlands  wendet  er  sich  der  Ent- 
wicklung des  bayerischen  Eisenbahnwesens  zu  und  behandelt  die  ein- 
zelnen bayerischen  Privatbahnen,  im  ganzen  18  verschiedene  Verwal- 
tungen, indem  er  ihre  Baugeschichte,  die  Gründung  der  Gesellschaften, 
den  Bau  und  die  Ausrüstung  der  einzelnen  Linien  beschreibt,  über 
den  Betrieb  und  die  Tarife,  den  Verkehr  und  seine  Ergebnisse  das 
Wesentliche  mitteilt.  Wenn  der  Verfasser  dabei  auch  bisweilen  etwas 
abschweift  und  in  die  Breite  gerät,  so  bringt  er  doch  mancherlei 
anregende  Mitteilungen,  besonders  aus  der  ersten  Jugend  des  bayerischen 
Eisenbahnzeitalters.  Die  Vorgeschichte  der  ersten  deutschen  Eisenbahn 
Nürnberg  — Fürth,  die,  nur  6 km  lang,  im  Jahre  1913  mit  einem 
kilometrischen  Personenverkehr  von  607700  Reisenden  und  einer  kilo- 
metrischen Einnahme  von  64  686  Mark  an  der  Spitze  aller  deutschen 
Eisenbahnen  stand,  wird  jeder  Eisenbahner  heute  mit  regem  Anteil 
lesen.  Wir  erfahren,  daß  die  Privatbahn  München  — Augsburg  bei  ihrer 
Eröffnung  (1840)  offene  Wagen  vierter  Klasse  hatte,  die  allerdings 
nach  l'/2  jähriger  Benutzung  aufgegeben  wurden,  daß  für  den  Loko- 
motivdienst  damals  Engländer  verwendet  wurden  und  daß  sogar  der 
Vorstand  der  maschinentechniscben  Abteilung  mit  der  Bezeichnung 
„Superintendant“  ein  Engländer  war.  Von  den  drei  Bergbahnen  ist 
besonders  die  letzte,  die  am  25.  Mai  1912  eröffnete  1 m-spurige  Zahn- 
radbahn auf  den  Wendelstein,  9,95  km  lang,  von  erheblichem  tech- 
nischen Interesse,  da  sie  als  Zahnradbahn  mit  elektrischem  Betrieb 
in  Deutschland  wohl  einzig  dasteht  (größte  Steigung  237,5  vT).  Die 
Schlußbetrachtungen  enthalten  Zusammenstellungen  über  die  kilo- 
metrischen Anlagekosten,  die  Betriebszahlen  und  die  kilometrischen 
Einnahmen,  Ausgaben  und  Überschüsse  der  einzelnen  Bahnen,  Ziffern, 
die  durch  ihre  Beziehung  auf  die  Einheit  der  Betriebslänge  (1  km) 
ohne  weiteres  Vergleiche  der  verschiedenen  Unternehmungen  zulassen 
und  ein  gutes  Wirtschaftsbild  darbieten.  Auch  die  zusammenfassendem 
Mitteilungen  über  die  Konzessionsbedingungen,  das  Heimfallrecht,  die 
üblichen  Abschreibungen  und  Rückstellungen  in  die  Erneuerungs-  und 
Reservefonds  sind  um  so  wertvoller,  als  man  hierüber  verhältnismäßig 
selten  Angaben  findet.  Die  Zusammenstellungen  über  den  elek- 
trischen Bahnbetrieb,  der  sich  heute  auf  vier  Linien  der  Lokal- 
bahn-Aktien -Gesellschaft  in  München  und  die  Wendelsteinbahn  er- 
streckt, im  ganzen  mit  62  km  Betriebslänge,  beziehen  sich  auf  die 
Bau-  und  Einrichtungsverhältnisse,  die  Leistungen  der  Kraftwerke, 
den  Stromverbrauch,  die  Leistungen  der  Motoren  und  die  Kosten  des 
Betriebes. 

Wenn  sich  das  Werk  auch  im  allgemeinen  auf  die  bayerischen 
Eisenbahnverhältnisse  beschränkt,  so  darf  es  doch  als  eine  beachtens- 
werte Bereicherung  unseres  Eisenbahnschrifttums  gelten  und  sein 
Studium  kann  dem  Fachmann  empfohlen  werden.  Druck  und  Ab- 
bildungen verdienen  Anerkennung.  F.  B. 

*)  VgL  Jahrg.  1919  d.  Bl.,  S.  261  u.  1920,  S.  317. 
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Amtliche  Mitteilungen. 


Prenßeu. 

Dem  Regierungs-  und  Baurat  Mylius  in  Aachen  sind  die  Geschäfte 
des  Wohnungsaufsichtsbeamten  für  den  Regierungsbezirk  Aachen  neben- 
amtlich übertragen  worden. 

Versetzt  sind  unter  Verleihung  einer  Beförderungstelle  als  Regie- 
rungs- und  Baurat;  die  Regierungs- und  Bauräte  Schuster  von  Trier 
an  die  Regierung  in  Köln,  Rud.  Schäfer  von  Düsseldorf  an  die  Re- 
gierung in  Trier  und  Martin  von  Dorsten  nach  Emden  als  Vorstand 
des  Wasserbauamts  daselbst. 

Versetzt  sind  ferner:  die  Regierungs-  und  Bauräte  Plärre  von 
Maltsch  a.  d.  0.  an  das  Wasserbauamt  in  Tapiau,  Hassenstein  von 
Hameln  an  das  Wasserbauamt  II  in  Minden  i.  Westf.  und  Bischoff 
von  Meppen  an  die  Regierung  in  Lüneburg;  — der  Regierangsbau- 
meister Brauns  von  Lüneburg  an  das  Wasserbauamt  in  Meppen. 

Der  Regierungs-  und  Baurat  Seltzer  in  Magdeburg  ist  dem  Elbe- 
Wasserbauamt  daselbst  überwiesen. 

Der  Regierungs-  und  Baurat  Albert  Kahle  in  Dorsten  ist  zum 
Vorstand  des  Kanalbauamts  daselbst  ernannt. 

Der  Regierungsbaurat  Paul  Meyer  bei  der  Abteilung  für  Vorarbeiten 
in  Hannover  ist  als  Regierungs-  und  Baurat  planmäßig  angestellt. 

Der  Diplomingenieur  K.  Gottwein  in  Essen  ist  zum  ordentlichen 
Professor  an  der  Technischen  Hochschule  Breslau  ernannt  worden. 

Die  Staatsprüfung  haben  bestanden:  die  Regierungsbauführer 
Hans  Schiller  und  Richard  Wüerst  (Wasser-  u.  Straßenbaufach);  — 
Erich  Reyscher,  Otto  Isphording  und  Friedrich  Sennhold  (Eisen- 
bahn- u.  Straßenbaufach);  — Karl  Vogt  (Maschinenbaufach). 


Der  Regierungsbaumeister  Joosten  (bisher  beurlaubt)  ist  auf 
seinen  Antrag  aus  dem  Staatsdienst  ausgeschieden. 

Deutsches  Reich.  • 

Reichsbahnen.  Bayern.  Der  Ministerialrat  Geheime  Rat 
v.  Völcker  in  München  ist  zum  Präsidenten  der  Eisenbahndirektion 
in  München  ernannt. 

Reichsbahnen.  Baden.  Eisenbahn -Generaldirektion  in  Karls- 
ruhe. Der  Eisenbahnoberingenieur  Waldemar  Friedrich  in  Karls- 
ruhe ist  auf  Ansuchen  ausgeschieden. 

Reichsschatzverwaltung.  Die  Regierungsbauräte  Hirsch- 
berger der  Reichsvermögensverwaltung  Koblenz  und  Druxes  in 
Aachen  sind  zu  Oberregierungsbauräten  ernannt. 

Der  außerplanmäßige  Regierungsbaumeister  Schäfer  vom  Reichs- 
vermögensamt Augsburg  ist  zum  Reichsvermögensamt  Trier  versetzt. 

Sachseu. 

Der  Geheime  Rat  Dr.  Georg  Treu,  früher  Professor  an  der  Tech- 
nischen Hochschule  Dresden,  und  der  Oberbaurat  Albert  Gr  ab  ne  r. 
früher  Vorstand  des  Straßen-  und  WasSerbauamts  in  Bautzen,  sind 
gestorben. 

Hessen. 

Der  außerordentliche  Professor  der  Philosophie  an  der  Technischen 
Hochschule  Darmstadt  Dr.  Ernst  Schräder  ist  gestorben. 

Mecklenburg  - Schwerin. 

Der  Regierungs  - und  Baurat  Paul  D rey  er  in  Schwerin  ist  gestorben. 


[Alle  Rechte  Vorbehalten] 


Nichtamtlicher  Teil. 

Schriftleiter:  Richard  Bergius  und  2>r.=3n8.  Nonn. 


Das  Elias-Holl-Denkmal  in  Augsburg. 


Vom  Oberbaurat  Holzer  in  Augsburg. 


Unterbau  d.  Perlachturms. 

Abb.  1.  Der  Fischmarkt  in  Augsburg. 


Rathausecke. 


In  Augsburg  wurde  vor  kurzer  Zeit  der  engere 
Wettbewerb  zur  Gewinnung  eines  Ausführungsent- 
wurfs für  ein  Elias-Holl-Denkmal  erledigt,  der  noch 
in  der  verflossenen  Friedenszeit  begonnen  wurde  und 
damals  das  Interesse  der  deutschen  Künstlerschaft 
wachrief.  Es  war  nicht  die  Zeit  der  höchsten  Blüte 
der  alten  Reichsstadt,  in  der  der  gewaltige  Neuerer 
Elias  Holl  das  Gesicht  der  Stadt  bestimmte;  sein 
Amtsantritt  fällt  knapp  mit  dem  Beginn  des 
Dreißigjährigen  Krieges  zusammen,  der  auch  Augs- 
burg in  seinen  Folgen  schwere  Wunden  schlug  und 
da  und  dort  Holls  baukünstlerische  Tätigkeit  ent- 
schieden beeinflußt  hat.  Um  so  höher  muß  uusere 
Beurteilung  dieses  genialen  Kopfes  steigen,  der  in 
wenigen  Jahrzehnten  das  in  seinen  Hauptteilen  noch 
mittelalterliche  Augsburg  umbildete,  Stadttore  und 
Kirchentürme  in  die  neuen  Formen  der  Renaissance 
kleidete  und  die  Stadt  mit  einer  großen  Zahl  neuer 
Bauwerke  beglückte,  von  denen  auch  heute  noch 
der  mächtige  Rathausbau  unübertroffen  alles  andere 
überragt  (vgl.  den  Lageplan  im  Jahrg.  1899  der 
Denkmalpflege  S.  31,  sowie  ebenda  Jahrg.  1917,  S.  89). 
Man  muß  sich  der  Größe  dieses  deutschen  Baukünstlers 
voll  bewußt  sein,  wenn  man  den  erwähnten  Wett- 
bewerb verstehen  will.  Nicht  im  Rathaus,  in  ge- 
schlossenem Raum  wollte  man  Holl  eine  Gedächtnis- 
tafel setzen;  auf  offener  Straße,  gegenüber  seinem 
bedeutendsten  Lehenswerk  und  angebracht  wieder 
an  einem  Stück  eigener  Lebensarbeit,  am  sogen. 
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Perlachturm,  soll  sein  Bild  und  Name  den  späteren  Geschlechtern 
erhalten  bleiben  (Abb.  1). 

Den  eigentlichen  Anstoß  zu  der  Denkmalsgeschichte  gab  eine 
hochherzige  Stiftung  eines  Augsburger  Bürgers  in  der  Vorkriegszeit. 
Die  damals  gewährten  Mittel  sind  heute  durch  die  Ausgaben  für  die 
Wettbewerbe  auf  etwa  30  000  Mark  zusammeugeschmolzen.  Der  erste 
Wettbewerb  vom  Jahre  1913  1914  war  ein  Wettbewerb  für  Vorentwürfe, 
ausgedehnt  auf  alle  deutschen  Baukünstler  und  Bildhauer,  und  gab  dem 
Künstler  den  Vorschlag  frei,  wie  und  wo  er  innerhalb  des  zwischen 
Rathaus  und  Perlachturm  gelegenen  kleinen  umschlossenen  Platzes 

(Fischmarkt)  das  Denkmal 
aufstellen  wollte.  Aus  die- 
sem Wettstreit,  indem  81  Ar- 
beiten einliefen,  ging  ein 
Ausführungsentwurf  nicht 
hervor  (vgl.  Jahrg.  1913  d.Bl., 
S.  00  . Der  Preisrichter- 
spruch stellte  einstimmig 
fest,  daß  unter  den  Auf- 
stellungsmöglichkeiten die 
vielfach  vorgeschlagene  Süd- 
wand des  Perlachturmunter- 
baues sowohl  wegen  der 
schönen  Fernsicht  und  gün- 
stigen Beleuchtungsverhält- 
nisse wie  des  ruhigen  und 
neutralen  Hintergrundes 
halber  vorzuziehen  sei.  Die 
Preisrichter  empfahlen  die 
drei  Autorengruppen  des 
zweiten  Preises  zu  einem 
engeren  Ausführungswett- 
bewerb aufzufordern.  Dem- 
gegenüber beschloß  der 
Stadtmagistrat,  den  Aus- 
führurigswettbewerb  noch 
auf  einen  größeren  Kreis  aus- 
zudebnen  (vgl.  Jahrg.  1915 
d.  Bl.,  Seite  271).  Der  Krieg 
unterbrach  die  Erledigung 
des  Wettbewerbes;  die  Wiederaufnahme  erfolgte  im  Winter  1920  mit 
der  Zeit  entsprechenden  Abänderungen  der  Wettbewerbsgrundlagen. 
Die  künstlerische  Aufgabe  war  durch  die  Festsetzung  der  Herstellungs- 
kosten mit  höchstens  30  000  Mark  und  durch  die  folgende  Bestimmung 
diesmal  näher  umgrenzt:  „Das  Denkmal  ist  an  der  Südseite  des 
Perlachturms  gegen  den  Fischmarkt  anzubringen;  es  kommt  nur  das 
durch  die  Linienumrahmung  näher  gekennzeichnete  Flächenfeld  in 
Frage.  Ein  starkes  Vordrängen  des  Denkmals  muß  im  Hinblick  auf 
den  benachbarten,  dem  Beginn  des  17.  Jahrhunderts  entstammenden 
Kaiser-Augustus-Brunnen  und  das  im  Jahre  1910  auf  dem  Fischmarkt 
neu  errichtete  Kriegsdenkzeichen  unbedingt  vermieden  werden.  Ein 
Denkmal  mit  Vollfigur  kommt  nicht  in  Frage“.  Am  Einlieferungs- 
tage, 11.  April  1921,  waren  29  Einzelarbeiten  eingegangen.  Auch 
diesmal  war  der  Spruch  der  Preisrichter  kein  voraussetzungsloser 
(vgl.  Jahrg.  1921  d.  Bl.,  S.  247).  Es  wurden  vier  gleiche  Preise  aus- 
geteilc,  und  dem  Stadtrat  gleichzeitig  empfohlen , den  Entwurf  mit 
dem  Motto  „Keine  Architektur“  unter  Voraussetzung  maßstäblicher 
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Abb.  2.  Preisgekrönter  Entwurf 
von  Prof.  A lbertshofer  in  München. 
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Abb.  3.  Preisgekrönter  Entwurf  von  Dipl.-Ing.  Landauer 
und  Bildhauer  Iiesch  in  München. 

Abänderung  auszuführen.  — Es  ist  noch  nicht  bestimmt,  ob  der 
Auftrag  nach  Antrag  des  Preisgerichts  erteilt  werden  wird,  da  die 
Mittel  wesentlich  über  die  vorhandenen  hinausgehen.  Die  Wahl 
wird  wahrscheinlich  zwischen  den  Projekten  „Keine  Architektur“ 
(Abb.  3)  und  „Variante  1619“  (Abb.  2)  fallen,  die  zweifellos 
typische  und  hochkünstlerische  Lösungen  nach  zwei  ganz  ver- 
schiedenen Richtungen  darstellen.  Hier  die  rein  auf  dem  Gebiet 
der  Plastik  liegende,  freie  Lösung,  die  keinerlei  Überleitung  oder 
vermittelnde  Linien  zwischen  dem  Hintergrund  und  dem  Bildwerk 
haben  will  und  auch  nicht  benötigt,  dort  die  erprobte,  strengere 
Lösung,  die  sich  eines  zwischengeschobenen  Architekturrahmens  ■ 
bedient,  in  der  geistvollen  Einordnung  der  bildhauerischen  Teile I 
durchaus  eigene  Wege  geht.  Das  Preisgericht  hat  diese  grund- 
sätzliche Frage  unter  dem  Einfluß  der  Vertreter  der  Bildhauerkunst* 
dahingehend  entschieden,  daß  um  Gleichheiten  mit  den  Architektur 
teilen  der  umgebenden  Gebäude  zu  vermeiden,  die  reine  Plastik 
voranstunde. 


Die  Herkunft  des  Backsteinbaues  der  nordostdeutschen  Tiefebene. 

Vom  Regierungs-  und  Baurat  a.  D.  Hasuk  in  Berlin. 


Der  Berliner  Architektenverein  setzt  seinen  Strauchpreis  in  diesem 
Jahre  für  die  Erforschung  der  mittelalterlichen  Backsteinbaukunst 
Bayerns  aus.  Damit  gelangt  die  Frage  zur  weiteren  Klärung:  Woher 
stammt  der  Ziegelbau  der  Mark,  als  diese  im  12.  Jahrhundert  von  den 
Deutschen  endgültig  besiedelt  und  erobert  wird?  — Zweimal  sehen 
wir  den  Backstein  im  Gefolge  siegreicher  Waffen  in  Deutschland  ein- 
ziehen. Einmal  zur  Zeit  der  Römer,  als  die  sieggewohnten  Legionen 
an  der  Mosel,  am  Rhein  und  an  der  Donau  ihre  Adler  aufpflanzten 
zur  Zeit  des  Kaisers  Augustus.  Damals  war  der  Ziegel  bei  den 
Römern  selbst  noch  eine  Seltenheit.  In  den  300  Jahren  jedoch  zwischen 
Augustus  und  Konstantin  dem  Großen  hatte  sich  die  römische  Ziegel- 
baukunst ausgebildet,  und  in  Trier  stehen  noch  heute  als  älteste 
Ziegelbauten  die  Basilika,  der  sogenannte  Kaiserpalast  und  der  Dom 
aus  den  Zeiten  um  300  n.  Chr.  vor  uns.  Das  zweite  Mal  begegnen 
wir  dem  Backstein  im  Gefolge  siegreicher  Waffen,  als  das  größere 
Deutschland  östlich  der  Elbe  im  12.  Jahrhundert  geschaffen  wird  und 
Deutschtum  und  Kultur  bis  hinauf  nach  Riga  und  hinunter  bis  an  den 
Fuß  der  Karpathen  getragen  wurden.  Überall  erheben  sich  Backstein- 
kirchen als  die  Siegeszeichen  des  Christentums.  Woher  stammt  diese 
westlich  der  Elbe  damals  nicht  geübte  Kunst?  Adler  vertrat  die  An- 


sicht in  seinem  prächtigen  Werk:  „Mittelalterliche  Backsteinbauwerke 
des  preußischen  Staates“,  daß  diese  Ziegelkunst  aus  den  Niederlanden 
stamme  und  von  den  niederländischen  Ansiedlern  mitgebracbt  worden 
sei.  Dagegen  wurden  die  Einwände  erhoben,  daß  im  Bremer  Lande  die  I 
dort  schon  einige  Jahrzehnte  früher  einwandernden  Siedler  aus  den 
Niederlanden  keinen  Backsteinbau,  sondern  den  Werksteinbau  eing« 
führt  hätten,  obgleich  im  Bremischen  es  ebenfalls  keine  Steinbrüche  gab; 
daß  zu  der  frühen  Zfeit,  als  hier  die  ersten  Backsteinkirchen  sich  erhoben 
überhaupt  noch  keine  Niederländer  angesiedelt  waren  und  daß  in  deD 
Niederlanden  selbst  romanische  Backsteinbauten  aus  früher  Zeit  kaum 
aufzufinden  sind.  Die  Hannoversche  Richtung  und  Schäfer  vertraten 
die  Ansicht,  daß  der  märkische  Backsteinbau  aus  Italien  stamme 
Während  aber  hier  in  der  Mark  gleich  die  ersten  Ziegelbauten  wie 
Jerichow,  Brandenburg,  Lehnin,  Diesdorf  usf.  die  Zieglerkunst  auf  ihren 
Höhe  zeigen,  bieten  die  gleichzeitigen  Bauten  Italiens  sowohl  in  der 
Lombardei  wie  im  Venedigschen,  wie  am  Golf  von  Tarent  eine  völlig 
abweichende  und  gegenüber  der  vorzüglichen  deutschen  Herstellung  eine 
recht  rohe  Backsteinart.  Kein  Ziegel  ist  dem  anderen  gleich,  weder 
in  der  Breite  noch  in  der  Länge  und,  was  das  schlimmste  ist.  ni" 
einmal  in  der  Höhe.  Auch  sind  die  Oberflächen  nicht  glatt,  sonderi 
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wie  mit  dem  Meißel  bearbeitet.  Wahrscheinlich  haben  die  Italiener 
flache  Kuchen  geschlagen  oder  gestrichen  und  aus  diesen  die  Ziegel 
mit  dem  Messer  herausgeschnitten.  Diese  im  Wesen  so  völlig  ver- 
schiedene Herstellungsweise  macht  die  Abstammung  des  mährischen 
Backsteinbaues  von  dem  Italiens  zur  Unwahrscheinlichkeit.  — Mir  ge- 
lang der  Nachweis,  daß  das  Ziegelstreichen  in  Kästen  in  Deutschland 
schon  seit  langen  Zeiten  üblich  war,  denn  der  hl.  Raban  von  Mainz  und 
Fulda  beschreibt  schon  gegen  850  in  seinem  Werk  „De  Universo“  das 
Ziegelstreichen  in  Holzkästen  nach  unserer  Art.  Wo  aber  waren  die 
deutschen  Backsteinbauten  aus  diesen  frühen  Zeiten,  an  denen  sich  die 
Zieglerkunst  zu  jener  Höhe  herangebildet  batte,  auf  der  wir  sie  im 
1 2.  Jahrhundert  in  der  Mark  vorfinden?  — Auch  diese  wichtige  Frage 
konnte  ich  beantworten.  In  Bayern  finden  wir  seit  den  Zeiten  Ottos  des 
Großen  eine  blühende  Backsteinbaukunst.  Nur  hatte  man  sie  bisher 
übersehen,  da  sie  seit  der  Renaissance  unter  dicken  Putzschichten 
verschwunden  ist.  Mich  hatten  die  Urkunden  Augsburgs  auf  den 
richtigen  Pfad  geführt.  994  berichten  die  Augsburger  Jahrbücher: 
„Der  Dom  von  Augsburg  stürzte  von  selbst  ein“.  Der  Bischof  Liutold, 
der  sich  gerade  bei  der  Kaiserinwitwe  Adelheid  befand,  erhielt 
die  Nachricht:  „Die  Westmauer  Eurer  Mutterkirche  ist  auf  göttlichen 
Ratschluß  eingestürzt“.  Zum  Jahre  995  erzählen  dieselben  Jahrbücher 
„Bischof  Liutold  baute  den  Tempel  von  Grund  auf  mit  Hilfe  der 
Kaiserin  Adelheid“.  Der  Westbau  ist  noch  heute  in  Backstein  vor- 
handen. Vom  Bischof  Embrico  berichtet  dann  die  Chronik  von  Gasser: 
„1075  und  nicht  lange  nach  jenen  Gebäuden  der  St.  Gertrud-, 
St.  Stephans-  und  St.  Georgskapelle  fügte  er  im  Jahr  1075  zwei 
Glockentürme  seiner  Bischofskirche  an“.  — Betritt  man  den  Augs- 
burger Domplatz  und  sieht  sich  diesen  zwei  Türmen  gegenüber,*)  so 
sagt  man:  Ganz  wie  bei  uns  in  der  Mark.  Sie  stammen  zur  Haupt- 
sache noch  aus  jener  frühen  Zeit  und  stehen  in  Augsburg  nicht  vereinzelt 
da.  St.  Peter  am  Perlachsberg  zeigt  einen  mächtigen  romanischen 
Backsteinturm  nebst  Giebel,  der  noch  von  der  alten  Kirche  vor  ihrem 
Einsturz  im  Jahre  1182  herstammt.  In  St.  Ulrich  ist  ebenfalls  noch 
der  große  romanische  Turmstumpf  vorhanden,  wenn  auch  völlig  über- 
putzt, ebenso  an  Heiligkreuz.  An  St.  Moritz  haben  sich  die  Vorhalle 
und  die  Chortürmchen  erhalten  und  St.  Georg  ist  1072  und  1135  bis 
1145  so  erbaut  worden,  wie  es  zur  Hauptsache  noch  vor  uns  steht. 
Ein  reicher  Kranz  romanischer  Backsteinbauten  hat  sich  also  in 
Augsburg  seit  rd.  990  erhalten.  Auch  in  den  umliegenden  kleineren 
Ortschaften  finden  sich  noch  romanische  Ziegelbauten,  zumeist  die 
Türme,  die  wie  die  Masten  einer  untergegangenen  Flotte  noch  aus 
der  nachfolgenden  Putz-  und  Barockflut  hervortauchen,  so  in  Göppingen, 
Inningen,  Gersthofen,  Bergheim  (?),  ObeFhausen  und  Lechhausen  (?). 
An  all  diesen  Bauten  finden  sich  dieselben  Kunsteinzelheiten  wie  hier 
im  Norden:  Rundbogenfriese  und  gekuppelte  Rundbogenfenster.  Also 
auch  die  Ausflucht  hält  nicht  stand,  daß  das  Ziegelstreichen  wohl 
eine  deutsche  Gepflogenheit  gewesen,  aber  die  geringen  Kunsteinzel- 
heiten an  diesen  Bauten  seien  von  den  Deutschen  nicht  selbst  erfunden 
worden,  die  hätten  sie  erst  von  den  in  der  Ziegelherstellung  so  rück- 
ständigen Italienern  lernen  müssen.  Warum  sollen  die  Italiener,  die 
erst  das  vollkommenere  Ziegelstreichen  von  den  Deutschen  erlernt 
haben,  nicht  auch  die  künstlerischen  Einzelheiten  ihrer  romanischen 
Ziegelbauten  aus  Deutschland  erhalten  haben,  insbesondere  da  diese 
Einzelheiten  so  gar  nicht  mit  denen  der  bisherigen  altchristlichen 
Bauten  Italiens  übereinstimmen?  — Das  übrige  Land  Augsburg  ist 
bisher  auf  seine  Denkmäler  hin  noch  nicht  aufgenommen,  und  so 
dürfte  dort  noch  eine  reiche  Ernte  an  romanischen  Ziegelüberresten 
zu  erwarten  sein.  Denn  in  dem  benachbarten  Ober-  und  Niederbayern 
weist  das  Inhaltverzeichnis  der  „Kunstdenkmäler  des  Königreichs 

*)  Hasak.  Die  romanische  und  die  gotische  Baukunst.  2.  Bd. 
S.  1G2  u.  f.  Stuttgart  1903. 


Die  Schiffahrtkanäle 

Über  den  im  Frühjahr  1918  vollendeten  neuen  Ausbau  des  Erie- 
kanals  und  seiner  Zweigkanäle,  genannt  der  New  York  State-Barge  Canal, 
entnehmen  wir  der  Zeitschrift  The  Engineer  folgendes. 

Geschichtlich  wird  daran  erinnert,*)  daß  der  erste  Bau  des  Kanals 
im  Juli  181 7 unter  der  tatkräftigen  Leitung  des  Gouverneurs  De  Witt 
Clinton  begonnen  und  im  Oktober  1825  in  Betrieb  gesetzt  wurde.  Er 
war  1,20  m tief  bei  etwa  12,80  m Breite  und  verband  den  Eriesee  mit 
dem  Hudson.  Er  förderte  die  Besiedlung  seiner  Umgebung  sowie  die 
Verwertung  ihrer  Erzeugnisse  außerordentlich;  er  bewirkte  die  Ab- 
wanderung des  Seeverkehrs  von  Philadelphia  nach  Neuyork,  das,  sprung- 
weise wachsend,  der  Handelsmittelpunkt  der  Vereinigten  Staaten  wurde 
jnd  innerhalb  16  Jahre  nach  Eröffnung  des  Kanals  seine  Ausfuhr  auf 

*)  Jahrg.  1903  d.  BL,  S.  252  u.  296;  1904,  S.  11;  — Zeitschrift  f.  Bau- 
wesen 1895  (Ergänzungsheft);  — ferner  Deutsche  Bauzeitung  1907,  S.  31. 


Bayern“,  3.  Bd.,  romanische  Ziegclbauten  und  Baureste  noch  an 
folgenden  Orten  auf:  Altötting,  Altenerding,  Frauenchiemsee,  Frei 
sing,  Haar,  Hangenham,  Egling,  Haselbach,  Keferslohe,  Kempfing, 
Kirchstätt,  Kleinviecht,  Leoprechting,  Mallertshofen,  Moosburg  mit 
großer  Kirche  und  Riesenturm,  Mühldorf,  Niederhummel,  Ober- 
geiselbach, Oberhörlkofen,  Oberneuching,  Obertaufkirche,  Pastetten. 
Pesenlern,  Piesenkofen,  Pullach,  Ramerberg,  Rottenbuch,  St.  Veit. 
Walpertskirchen,  Wartenberg,  Weilkirchen.  Kein  zweites  Land  be 
sitzt  einen  derartigen  Schatz  an  romanischen  Ziegelbauresten.  Hier 
im  Norden  hatte  man  das  nicht  gesehen,  und  in  Bayern  war  man  sich 
des  kunstgeschichtlichen  Zusammenhanges  nicht  bewußt  geworden. 
Bayern  ist  ersichtlich  das  Land,  das  den  römischen  Ziegelbau  in 
Deutschland  über  die  Völkerwanderungszeiten  hinweggerettet  batte. 

I Dazu  war  das  Augsburger  Land,  das  alte  Vindelizien,  am  besten 
geeignet.  Denn  die  Wanderwege  der  deutschen  Stämme  nach  Gallien 
und  Italien  hatten  Vindelizien  beiseite  liegen  lassen.  In  Ruhe  und 
Frieden  ging  es  zur  Zeit  der  höchsten  Blüte  des  altchristlichen  Back- 
steinbaues unter  Theoderich  dem  Großen  an  das  kräftig  aufblühende 
4 rankenreich  gegen  520  über.  So  ist  es  nicht  verwunderlich,  wenn 
zur  Zeit  Ottos  des  Großen  gegen  950  die  Nachrichten  über  Ziegel- 
bauten Augsburgs  auftauchen,  und  es  gewinnt  an  Wahrscheinlich- 
keit, daß  die  Unterteile  des  Brandenburger  Domes  im  Kreuzschiff  und 
Chor  noch  von  dem  Dombau  herrühren,  den  Otto  der  Große  bei 
Gründung  des  Bistums  Brandenburg  um  dieselbe  Zeit  naturgemäß 
daselbst  aufführen  ließ.  Daher  sagt  der  Bischof  Wilmar  1166  von  seinen 
neuen  Domherren,  den  Prämonstratensern : „in  sedem  Pontificalem,quam 
piae  memoriae  Otto  Imperator  fundavit,  transposui“  und  1170: 
„Quomodo  hoc  nostrum  est,  . . . detrimenta  restaurare  . . . sicut 
cathedralem  ecclesiam  beati  Petri  apostoli  in  Brandeburch,  longo 
tempore  dirutam  et  a paganis  pene  annullatam,  deo  auxiliante 
r e e di fi ca vi m u s . . .“  Und  das  Chronicon  Pulcavae  fügt  hinzu:  „qua- 
tenus  exterminatis  ydolorum  spurciciis  incessanter  ibi  laudes 
Domino  solverentur,  ubi  pridem  demoniis  exhibebatur  servi- 
cium  sine  fructu  non  absque  Dei  offensa“.  Die  Slawen  hatten  ersicht- 
lich den  Dom  Ottos  als  Götzentempel  benutzt.  Das  Ziegelstreichen 
war  also  seit  Ottos  des  Großen  Zeiten  hier  betrieben  worden. 

Warum  haben  Trier  und  die  Niederlande  den  römischen  Ziegelbau 
nicht  überliefert?  - Trier  war  kein  rechtes  Ziegelland,  der  Werkstein 
überwiegt.  Die  Niederlande  aber  sind  zur’  Römerzeit  unbezwungenes 
Frankenland  gewesen,  das  erst  unter  dem  hl.  Willibrord  Christentum 
und  Kirchen  erhielt,  den  Ziegelbau  also  bis  dahin  selbst  nicht  besessen 
hatte.  Daher  das  Fehlen  früher  romanischer  Backsteinbauten  in  den 
Niederlanden. 

Noch  bleibt  die  Frage  offen:  Haben  die  Römer  ihre  Ziegel  ge- 
strichen oder  aus  Kuchen  herausgeschnitten?  Trotz  des  riesigen  Schrift- 
werkes über  römische  Ziegel  hat  diese  Frage  anscheinend  noch 
niemand  aufgeworfen  und  beantwortet.  Hier  gibt  es  keine  römischen 
Ziegel,  auf  daß  man  ihre  Herstellung  untersuchen  könnte.  — Mir 
wurde  von  bayerischer  Seite  entgegengehalten,  daß  ein  römischer 
Ziegelbau  in  Bayern  nicht  bestanden  habe.  Auch  das  ist  nicht  richtig. 
Ich  habe  gefunden,  daß  in  Kumpfmühl  Ziegel  mit  Stempeln  der 
Coh.  I.  Can.  fitenerj  und  der  Aquitaner,  ja  ein  ganzer  Gutshof  aus 
römischen  Ziegeln  ausgegraben  worden  ist.  Man  ist  in  Bayern  wfie  in 
Norddeutschland  auf  die  Ziegelvergangenheit  des  Augsburger  Landes 
bisher  nicht  aufmerksam  geworden.  Auch  diejenigen  Deutschen,  die 
dem  kleinen  Randlande  Dänemark  die  Erfindung  des  Ziegelbaues 
zutrauten,  nur  dem  großen  Deutschland  nicht,  dürften  nun  der 
Ziegelvergangenheit  Bayerns,  besonders  aber  der  des  Augsburger 
Landes  nähertreten.  So  wird  der  Strauchpreis  die  Lücke  hoffentlich 
ausfüllen  helfen,  die  durch  die  bisher  fehlende  Aufnahme  der  Bau- 
denkmäler daselbst  noch  besteht.  Auch  in  Ulm  sollen  noch  Back- 
steinüberreste der  Burg  Karls  des  Großen  vorhanden  sein. 


des  Staates  Neuyork. 

das  Dreifache  derjenigen  von  Massachusetts,  das  Vermögen  seiner 
Einwohnerschaft  auf  das  Vierfache,  ihre  Zahl  auf  das  Fünffache  ge- 
hoben hatte.  Viele  andere  danach  erbaute  Kanäle  fielen  der  Entwicklung 
der  Eisenbahnen  zum  Opfer,  der  Eriekanal  und  seine  Zweige,  von  Zeit 
zu  Zeit  erweitert,  blieb  bestehen.  Im  Jahre  1882  wurde  festgestellt, 
daß  der  Eriekanal  42  Millionen  Dollar  mehr  eingebracht  hatte,  als  seine 
Baukosten,  Erweiterungen,  Unterhaltung  und  Betrieb  erfordert  hatten. 
Seine  Tiefe  betrug  damals  2,13  m,  ausreichend  für  Boote  von  240 1 
Tragfähigkeit.  1903  beschloß  Neuyork,  seine  Kanäle  für  Fahrzeuge  von 
1000  t umzubauen. 

Das  Netz  dieser  Kanäle  besteht  aus  vier  Linien  (Abb.  1): 

1.  Der  Eriekanal  von  Waterford  am  Hudson  bis  Tonawanda  am 
Niagara  und  in  diesem  bis  zum  Eriesee. 

2.  Der  „Champlain“  von  Waterford  nordwärts  an  der  östlichen 
Landesgrenze  entlanglaufend  bis  zur  Südspitze  des  Champlainsees. 


512 


Zentralblatt  der  Bauverwaltung. 


15.  Oktober  1921. 


3.  Der  Oswego,  vom 
Eriekanal  nördlich  von 
Syracuse  abzweigend  und 
nordwärts  bis  Oswego  am 
Ontariosee  reichend. 

4.  Der  Cayuga-Seneca- 
Kanal,  vom  Erie  westlich 
der  Oswegolinie  ausgehend 
und  südlich  fortgeführt, 
die  beiden  Seen  verbin- 
dend, nach  denen  er  ge- 
nannt ist.  Die  Erweite- 
rung dieses  Kanals  ist  erst 
im  Jahre  1909  beschlossen 
worden. 

Abb.  3 zeigt  die 
Schleuse  2 bei  Waterford 
und  rechts  neben  ihr  die 
alte  Schleusenanlage  des 
Eriekanals.  Die  alten  Ka- 
näle bevorzugten  soge- 
nannte „Landlinien“,  die 
natürliche  Wasserläufe 
tunlichst  vermeiden,  um 
Störungen  durch  Hoch- 
wasser oder  Eisgang  aus- 
zuschalten, bei  den  Neu- 
bauten sind  im  Gegensatz 
dazu,  soweit  irgend  an- 
gängig, die  natürlichen 
Wasserläufe  benutzt  und 
kanalisiert  worden , um 
den  Betrieb  im  Stauwasser 
zu  halten.  Daher  sind 
von  dem  neuen  Kanal- 
netz weniger  als  30  vH 
Landlinien.  Die  Gesamt- 
länge beträgt  rund  720  km. 

Davon  entfallen  545  km  auf  den  Eriekanal,  99  km  auf  den  Champlain 
und  je  37  km  auf  den  Oswego  und  den  Cayuga-Seneca-Kanal.  Die 
Wassertiefe  beträgt  mindestens  3,60  m,  die  Breite  im  Erdreich  38  m,  im 
Fels  29  m,  in  Strömen  und  Seen  mindestens  60  m. 

Die  Tragfähigkeit  der  Fahrzeuge  war  in  dem  Entwurf  von  1903  zu 
1000 1 vorgesehen,  die  Abmessungen  der  Ausführung  aber  gestatten 
Schiffe  bis  3000  t.  Der  Verkehr  aber  mußte  sich  vorerst  auf  höchstens 
1500  bis  2000t-Schiffe  beschränken. 

Dieser  sehr  störende  Zustand  ist  dadurch  veranlaßt,  daß  die 
Eisenbahnen  sich  weigerten,  Übergangsfrachten  zu  einem  durchgehenden 
Tarif  zu  befördern.  Infolgedessen  konnten  Güter  von  Bahnstationen 
nur  dann  befördert  werden,  wenn  der  ganze  Weg  auf  der  Bahn  zurück- 
gelegt wurde.  Diese  Vorgänge  haben  wohl  mit  dazu  beigetragen,  daß 
es  an  geeigneten  Kanal 


Abb.  1.  Die  Schiffahrtkanäle  des  Staates  Neuyork. 


kammem  sind  verschieden  gestaltet.  Das  Höchstmaß  eines  durch 
alle  Schleusen  gehenden  Rechtecks  beträgt  91,5  m zu  13,58  m.  Dazu 
kommen  noch  2 m Länge  für  solche  Schiffe,  deren  Endformen  denen 
der  Schleusenkammern  entsprechen. 

Alle  Schleusen  sind  aus  Beton  gebaut  und  haben  elektrischen 
Betrieb.  Gefüllt  und  entleert  werden  sie  durch  Kanäle  in  beiden 
Seitenmauern,  die  mit  20  Öffnungen  dicht  über  dem  Schleusenboden  in 
die  Kammer  münden.  Die  Abmessungen  dieser  Öffnungen  betragen 
1,50 : 2,10  m bis  2,10 : 2,70  m mit  dem  Schleusengefälle  zunehmend.  Die 
Füllung  geschieht  in  5 Minuten  ohne  übermäßige  Unruhe.  Bemerkens- 
wert sind  die  fünf  Schleusen  bei  Waterford,  die  zusammen  51,50  m Ge- 
fälle haben  und  von  denen  jede  250  000  Dollar  kostet.  Das  größte  Ge- 
fälle besitzt  die  bei  Little  Falls  mit  12,35  m (Abb.  2).  Sie  ist  am  Unter- 


booten mangelt,  da  der 
Staat,  der  einen  abgabe- 
freien Wasserweg  zur 
Verfügung  stellte,  sich 
nicht  verpflichtet  fühlte, 
auch  die  nötigen  Fahr- 
zeuge zu  bauen.  Man 
hofft,  daß  der  Bau  einer 
großen  Anzahl  von 
Eisenbetonschiffen  die 
Schwierigkeit  beseiti- 
gen wird.  Im  Jahre 
1918  wurde  auf  einen 
Verkehr  von  10  Mil- 
lionen t zwischen  den 
Großen  Seen  und  Neu- 
york gerechnet  und 
damit  auf  das  Frei- 
werden von  Tausenden 
von  Eisenbahnwagen 
für  solche  Landesteile, 
die  keine  Wasser- 
straßen besitzen. 

Die  Kaualschleusen 
waren  durchweg  mit 
90  m Länge  und  13,5  m 
Lichtweite  geplant. 
Die  oberen  Abschluß- 
maueru  der  Scbleusen- 
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Abb.  3.  Schleuse  Nr.  2 bei  Waterford  mit  den  alten  Schleusen  des  Eriekanals. 


haupt  überwölbt  und  mit  einem  Hubtor  versehen.  Sie  hat  auf  der 
rechten  Seite  ein  Sparbecken. 

Die  Heberschleuse  bei  Oswego,  deren  Füllungskanäle  mit  dem 
Hotoppschen  Heberverschluß  versehen  sind,  hat  ein  Gefälle  von  7,60  m 
und  ist  die  erste  ihrer  Art  in  den  Vereinigten  Staaten. 

Die  Höhe  der  Kammerwände  wechselt  mit  dem  Gefälle  zwischen 
8,5  und  18,6m,  die  größte  bei  Little  Falls  erreicht  24m.  Die  Tore  der 
Schleusen  sind  stählerne  Riegeltore  bis  zu  100  t Gewicht  mit  einer 
Blechhaut,  jedoch  mit  eichenen  Wende-  und  Schlagsäulen.  Erstere 
ruhen  auf  einbetonierten  Lagern  von  Gußstahl  und  werden  oben  von  ver- 
stellbaren Ankern  gehalten.  Die  Lagerung  ruht  auf  gußeisernen  Winkel- 
platten, die  in  die  Seitenmauern  eingelassen  sind.  Ein  Torpaar  kann 
in  wenig  mehr  als  V2  Minute  geöffnet  oder  geschlossen  werden.  Sämt- 
liche Betriebseinrichtungen  der  Schleusen  werden  elektrisch  betrieben. 
Die  Antriebe  sind  durch  Federwiderstände,  Sicherheitkupplungen  u.  dergl. 
gegen  Stöße  und  sonstige,  durch  übergroße  Geschwindigkeiten  verur- 
sachte Störungen  gesichert;  sie  sind  auch  für  Handbetrieb  eingerichtet. 

Die  Schütze  der  Füllungskanäle  hängen  an  Ketten  mit  Gegen- 
gewichten und  werden  durch  elektrische  Motoren  bewegt,  deren  Antriebe 
sämtlich  von  demselben  Punkt  aus  gesteuert  werden  wie  die  der  Tore. 
Lichter  zeigen  ihre  jeweilige  Stellung.  An  jedem  Schleusenhaupt  steht 
ein  elektrisches  Spill  zur  Beförderung  der  Ein-  und  Ausfahrt  der  Boote. 
Es  wird  vön  einem  Motor  von  20  PS  mit  18  m Geschwindigkeit  in  der 


Minute  und  einer  Zugkraft  von  4 t angetrieben.  — Die  Schleusen  sind 
durch  Fernsprecher  miteinander  verbunden.  Neben  ihnen  befinden 
sich  die  dem  Betrieb  und  der  Beleuchtung  von  im  ganzen  57  Schleusen 
dienenden  46  Kraftwerke,  von  denen  33  durch  die  vorhandenen  Wasser- 
kräfte bedient  werden , die  übrigen  durch  Maschinen  mit  Petroleum- 
feuerung. Die  Wasserkraftwerke  betreiben  je  zwei  Turbinen  an  senk- 
rechter Welle,  die  zumeist  mit  50  kW- Generatoren  unmittelbar  ver- 
bunden sind  und  Strom  von  250  Volt  erzeugen.  Die  mit  Petroleum 
geheizten  Werke  sind  mit  je  zwei  Generatoren  ausgestattet,  die  mit 
den  Maschinen  direkt  verbunden  sind  und  deren  Geschwindigkeit 
600  Umdrehungen  in  der  Minute  beträgt.  Sie  liefern  auch  die  Kraft 
für  die  Regelung  der  beweglichen  Wehre. 

Bei  Lockport  und  Seneca  Falls  befinden  sich  je  zwei  Schleusen 
hintereinander  mit  zusammen  15  m Gefälle. 

Unter  den  40  Stauwerken  des  Kanals  sind  mehrere  als  technisch 
bemerkenswert  hervorzuheben.  An  der  Mündung  des  Mohawk  in  den 
Hudson  bildet  die  unterste  Staustufe  des  Mohawkkanals  das  Crescent- 
Wehr  (Abb.  5)  mit  einem  im  Grundriß  fast  in  einem  Halbkreis  von 
114  m Halbmesser  gekrümmten  Überfall  von  586  m Länge,  dessen 
Krone  ungefähr  12  m über  dem  Fußpunkt  liegt.  Die  Mauer  staut  den 
Wasserspiegel  des  Flusses  um  etwa  8,2  m über  den  früheren  Stand. 

Bei  Vischer’s  Ferry  ist  der  Mohawk  in  zwei  Arme  geteilt,  jeder 
durch  ein  geradliniges  Wehr  gestaut.  Die  im  Fluß  liegenden  beiden 


Abb.  4.  Bewegliches  Wehr  im  Mohawk  bei  Scotia. 
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Abb.  5.  Crescent- Wehr  im  Mohawk. 

haben  eiserne  Haken,  an  denen  sie  aufgehängt  und  geführt  sind.  Bei 
Baldwinsville  dient  zur  Regelung  des  Wehrabflusses  ein  Schütz,  das 
durch  den  Wasserstand  eingestellt  wird  und  ihn  selbsttätig  erhält. 

Neu  ist  die  stellenweise  Verwendung  großer  Heberanlagen,  wo  es 
an  Raum  zu  ausreichenden  Überläufen  fehlte  und  damit  eine  selbst- 
tätige Regelung  des  Wasserstandes  erreicht  wurde.  (Schluß  folgt.; 


Endpunkte  dieser  Wehre  sind  durch  einen  dritten, 
quer  über  die  Flußinsel  laufenden  Abschnitt  mit- 
einander verbunden.  Das  23  m hohe  Stauwerk 
bei  Seneca  Falls  erzeugt  einen  See  oberhalb  der 
Kuppelschleuse  daselbst.  Die  bemerkenswertesten 
Anordnungen  sind  die  beweglichen  Wehre  und  unter 
ihnen  die  Brückenwehre,  von  denen  acht  den  unteren 
Mohawk  zwischen  Shenectady  und  Mindenville  über- 
schreiten. Ein  weiteres  liegt  im  Seneca  bei  May's 
Point.  Diese  Wehre  haben  Pfeiler  und  Überbauten 
wie  gewöhnliche  Brücken,  an  denen  auf  der  Unter- 
stromseite in  Abständen  von  4,50  m stählerne  Gries- 
ständer in  Gelenken  hängen,  unten  gegen  einbeto- 
nierte gußeiserne  Schuhe  gestützt;  auf  ihnen  laufen 
Schütze  von  9 m Breite. 

Elektrische  Winden,  auf  der  Brückenbahn  auf 
Schienen  laufend,  heben  die  Schütze  mit  Ketten  und 
nach  ihnen  auch  die  Griessäulen  in  wagerechte  Lage 
unter  die  Brückenbahn  (Abb.  4).  Eine  Sperrvorrich- 
tung ähnlicher  Art  fand  sich  schon  im  Jahre  1893 
im  St.  Mary  Falls  Canal  oberhalb  der  damals  im  Bau 
begriffenen  800  Fuß-Schleuse  (vergl.  den  „Amtlichen 
Bericht  über  die  Weltausstellung  in  Chikago  1893, 

Wasserbau“,  Zeitschrift  f.  Bauwesen  1895,  Ergänzungs- 
heft). Die  Mohawkwehre  haben  zwei  bis  drei  Öff- 
nungen von  je  45  bis  72  m Spannweite  und  112  bis 
180  m Gesamtlänge.  Die  Tiefe  des  Oberwassers  be- 
trägt zwischen  4,8  und  6,0  m. 

Auch  Sektorschütze  sind  als  bewegliche  Wehre 
mehrfach,  je  nach  den  örtlichen  Verhältnissen,  angewandt;  bei  Cayuga 
und  Waterloo  bilden  sie  das  ganze  Wehr  und  regeln  die  Seen  von 
Cayuga  und  Seneca.  Bei  Phönix,  Fulton  und  an  anderen  Punkten 
schließen  sie  nur  einen  Teil  der  im  übrigen  festen  Wehre. 

Ein  Poiree-Nadelwebr  ist  bei  Herkimer  am  Mohawk  erbaut.  Die 
Böcke  werden  mit  Ketten  aufgerichtet  und  niedergelegt,  die  Nadeln 


Untersuchung  der  Ueschwindigkeitsverteilung  bei  zweidimensionaler  Potentialströmung 

um  einen  Kreiszylinder. 


Gelegentlich  meiner  Beschäftigung  in  der  preußischen  Versuchs- 
anstalt für  Wasserbau  und  Schiffbau  in  Berlin  trat  die  Aufgabe  an 
mich  heran,  die  Geschwindigkeitsverteilung  zu  untersuchen,  die  bei 
zweidimensionaler  Potentialströmung  in  der  Umgebung  eines  zur 
Strömungsebene  senkrechten  Kreiszylinders  zustande  kommt.  Da 
das  seit  Sommer  1914  vorliegende  Ergebnis  eine  mathematisch  sehr 
gefällige  Form  annahm,  dürfte  eine  kurze  Mitteilung  desselben  nicht 
ohne  Wert  sein. 

Der  Halbmesser  des  Kreiszylinders  sei  r,  die  Potentialströmung 
habe  im  Unendlichen  die  mit  der  X- Achse  gleichgerichtete  Ge- 
schwindigkeit V,  v sei  die  Geschwindigkeit  eines  Wasserteilchens,  vx 
und  Vy  seien  seine  Teilgeschwindigkeiten  in  Richtung  der  X-  und 
Y-Achse,  so  daß  v-  — vx2-\-Vy-  ist.  Setzen  wir  vorläufig  x-  y-  = B'-, 
so  können  wir  die  von  Lorenz  in  seiner  Technischen  Hydromechanik 
S.  283  angegebenen  Formeln  für  die  Teilgeschwindigkeiten  auf  folgende 


Form  bringen: 


vx  — V 


y2  -X2 

2 V ■ x ■ y ■ r2 


~ Ri 

Für  die  Geschwindigkeit  v erhalten  wir  alsdann 


V2  = vx2  -f  Vy2  — V 2 • 


V2 


= -jjr  [ÄS  + 2 -B4  • i 
K>=  [fi*  + 2 .■’(;/ 
1 F! 


[i24  -J-  (y2  — x2)  r2]2  -f-  4 x2  ■ y2 
t2  (y2  - x2)  + r4  • -R4] 


V‘ 


+ (x2-y2) 


o r2  ■ V2 

(x2  4 y2)2  + (x2  — y2)  _~yT 

(s*  + yy-2-7Fi_4 


9 r2 


V2  ■ r 


T 2 

v2  ~ 


y2">  — v2— v2 


V 2 • v2 

( V 2- 


• r* 
v2)2 


V*  • r4 
( V2  — v2)2 


Setzen  wir  nun: 


und 

so  erhalten  wir: 


V2  ■ r2 
V2  — v2 
V 2 ■ v 2 ■ r1 


= a “ 


= &* 


( V2  — v2)2 

(x2  + y2)2  — 2 a2  (x2  — y2)  = 


Abb.  1.  Ebene  Potentialströmung  um  Kreiszylinder. 


Oben:  Linien  gleicher 
Geschwindigkeit 
(Cassinisohe.  Kurven). 


Unten:  Linien  gleichen 
Potentials  <£•  und 
Stromlinien. 
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Dies  ist  die  Gleichung  der  ('assinischen  Kurve.  Berücksichtigen 
wir,  daß  durch  x=-^a  die  Brennpunkte  dieser  Kurve  bestimmt 
werden  und  daß  für  jeden  Punkt  der  ( -assinischen  Kurve  das  Produkt 
seiner  Abstände  von  diesen  Brennpunkten  gleich  b-  ist,  so  lassen  sich 
die  Linien  gleicher  Geschwindigkeit  leicht  zeichnen,  solange  v kleiner 
als  V ist  (s.  Abb.  1).  Für  v V wird  der  Abstand  der  Brennpunkte 
eine  imaginäre  Zahl.  Um  dies  zu  vermeiden,  schreiben  wir  die  viert- 
letzte Gleichung  in  der  Form: 


iy2  + x2)2-2- 


V'1  ■ r2 
v 2 - V2 


(y2  — x2)  — 


V2-r4 
v2  — V2 


V 2 . v2  ■ r4  V 4 • rl 

(v2  _ V2)2  ~ (f  — 


Setzen  wir  diesmal 

und 


,,2' y 2 a2 
V 2 • V2  • V4  _ 

(y2  — V2)2  ~ Ö 


in  obige  Gleichung  ein,  so  geht  diese  über  in 

( y 2 -|-  x2)2  — 2 a2  (#/2  — x2)  = ft4  — a4. 

Es  sind  also  auch  die  in  Abb.  1 dargestellten  Linien  gleicher 
Geschwindigkeit  für  v > V leicht  zu  zeichnende  Cassinische  Kurven, 
nur  sind  jetzt  die  X-  und  Y-Achsen  vertauscht,  so  daß  nunmehr  die 
Brennpunkte  durch  die  Gleichungen  y — -f-  a und  y = — a dargestellt 
werden. 

Um  die  Linie  gleicher  Geschwindigkeit  für  v = V zu  erhalten, 
vervielfachen  wir  die  viertletzte  Gleichung  mit  (v~  — V-)  und  er- 
halten in 


{y2  + x2)2  (w2  — V 2)  — 2 V2  ■ r2  ( y 2 — x2)  = V2  ■ r* 
eine  Gleichung,  die  für  v = V übergeht  in  die  Gleichung  der  gleich- 
seitigen Hyperbel  v2 

X2  — y2  = —- 

Sowohl  im  Falle  v < V wie  im  Falle  v > V haben  wir  die  Größen  a 
und  b so  definiert,  daß  die  Beziehung  besteht: 


b—  \ ~y  • a. 

Ist  v < V,  so  ist  b < a,  dagegen  ist  für  v > V auch  b a.  Es  ist 
eine  Eigentümlichkeit  der  Cassinischen  Kurve,  daß  sie  im  ersten 
Falle  in  zwei  Teile  zerfällt,  während  sie  im  letzteren  Falle  eine 
geschlossene  Kurve  bildet.  In  Abb.  1 sind  die  Linien  gleicher  Ge- 
schwindigkeit nur  für  die  Umgebung  der  Zylinderhälfte  gezeichnet, 
die  der  Strömung  zugekehrt  ist.  Hier  dürften  sie  auch  im  Falle 


einer  nicht  vollkommenen  Flüssigkeit  mit  der  Wirklichkeit  gut 
übereinstimmende  Ergebnisse  liefern.  Spiegeln  wir  diese  Linien 
gleicher  Geschwindigkeit  an  der  Y-Achse,  so  erhalten  wir  das  nur 
bei  vollkommenen  Flüssigkeiten  gültige  Bild  der  Geschwindigkeits- 
verteilung auf  der  der  Strömung  abgekehrten  Zylinderhälfte.  An 
Stelle  dieses  Spiegelbildes  wurden  in  Abb.  1 die  bekannten  Linien 
gleichen  Potentials  und  die  Stromlinien  gezeichnet. 


Weitere  Untersuchungen  erstreckten  sich  auf  die  Geschwindigkeit- 
verteilung bei  zweidimensionaler  Strömung  um  einen  elliptischen 
Zylinder.  Das  Ergebnis  sei  hier  in  Form  der  Abbildung  eines 
Modells  (s.  Abb.  2)  wiedergegeben,  das  in  der  preußischen  Versuchs- 
anstalt für  W asserbau  und  Schiffbau  angefertigt  wurde.  Die  beiden 
Halbachsen  des  elliptischen  Zylinderquerschnitts  sind  11,548  bezw. 
5,774  cm  groß.  Die  angenommene  Wassergeschwindigkeit  im  Un- 
endlichen beträgt  1 m/Sek.  und  verläuft  in  Richtung  der  größeren 
Ellipsenachse.  Dieser  Wassergeschwindigkeit  entspricht  eine  vom 
Staupunkte  (r  = 0)  bis  zu  dem  am  Zylinder  sichtbaren  Strich  reichende 
Geschwindigkeitshöhe. 

Kristiania.  Dr.-Ing.  Otto  Lacmanu. 


Abb.  2. 


Vermischtes. 


In  dem  Wettbewerb  für  Entwürfe  znr  Neubebaunng'  des  Grund- 
stücks Viktoriastraße  37  — Bellevuestraßc  11  in  Berlin,  aus- 
geschrieben unter  Mitgliedern  des  Architektenvereins  in  Berlin  (S.  388 
d.  Bl.),  waren  76  Entwürfe  eingereicht  worden.  Die  vier  Preise  sind 
zuerkannt  worden  den  Architekten  Gebrüder  Hennings,  Lipp, 
Wilhelm  Behringer  u.  Fritz  Schock,  $r.=3ng.  Siedler  u.  Kaiser; 
zum  Ankauf  wurden  empfohlen  die  Entwürfe  von  Anton  v.  Werner. 
Berger  und  Professor  Bruno  Möhring. 

Einen  Gesetzesvorschlag  zur  Wolmuugsteilnng  macht  in  der 
„Kommunalen  Praxis“  Nr.  40  der  Amts-  und  Gemeindebaurat  a.  D. 
Saß.  Von  dem  Gedanken  ausgehend,  daß  eine  Teilung  der  Räume 
senkrecht  zur  Fensterwand  in  der  Regel  fast  unbrauchbare,  schmale 
Zimmer  ergeben  wird,  kommt  er  zu  der  neuen  Lösung,  die  Räume 
parallel  der  Fensterwand  zu  teilen  und  von  den  Giebelwänden  zu 
belichten.  Er  errechnet  dabei  für  einen  Berliner  Vorort  von  20000  Ein- 
wohnern eine  vermehrte  Unterbringungsmöglichkeit  von  900  Personen. 
Zu  diesem  Zweck  sollen  in  allen  Grenzmauern,  die  seit  10  Jahren 
nicht  ganz  oder  teilweise  verbaut  sind.  Öffnungen  angelegt  werden 
können.  Dem  Nachbarn  ist  eine  Entschädigung  für  die  Raumfläche 
seines  Grundstücks,  die  er  nunmehr  frei  zu  lassen  hat,  zu  gewähren. 
Kann  das  Grundstück  nicht  mehr  zweckmäßig  bebaut  werden,  so  ist 
es  von  der  Gemeinde  zu  übernehmen. 

Schon  in  dem  letzten  Punkt  liegt  eine  große  Schwierigkeit,  da 
die  großstädtischen  Gemeinden  heute  fast  ausnahmslos  bis  an  die 
Grenze  ihrer  finanziellen  Leistungsfähigkeit  belastet  sind.  Aber  auch 
aus  feuerpolizeilichen  Gründen  wird  man  den  Vorschlag  sehr  vor- 
sichtig untersuchen  müssen.  Endlich  steht  noch  zu  befürchten,  daß 
die  neugewonnenen  Räume  überall  da,  wo  die  Nachbargrundstücke 
bebaut  sind,  nur  sehr  unzureichend  belichtet  und  gelüftet  werden 
können.  Die  errechnete  Zahl  der  neuen  Räume  scheint  daher  reichlich 
hoch,  so  daß  wohl  erst  der  Nachweis  zu  erbringen  wäre,  ob  das  Er- 
reichbare so  tiefe  Eingriffe  in  die  Rechtsverhältnisse  rechtfertigt.  Ma. 


Ein  erheblicher  Mangel  au  Bauarbeitern  macht  sich  in  ganz 
Deutschland  bemerkbar,  der  wegen  der  gerade  etwas  sich  belebenden 
Bautätigkeit  Veranlassung  gibt,  an  seine  beschleunigte  Abstellung 
heranzutreten.  Die  Ursache  des  Mangels  ist  einerseits  darauf  zurück- 
zuführen, daß  im  Weltkriege  besonders  viele  Bauarbeiter  gefallen  sind, 
anderseits  ist  auch  ein  erheblicher  Teil,  besonders  soweit  er  nicht 
im  Felde  Verwendung  finden  konnte,  infolge  der  ruhenden  Bautätigkeit 
in  andere  Gewerbe  abgewandert.  Der  gleiche  Umstand  hat  zur  Folge 
gehabt,  daß  der  Nachwuchs  im  Bauhandwerk  in  den  letzten  Jahren 
sehr  gering  war.  Im  „Hochbau“,  dem  Fachblatt  der  Bayerischen 
Baugewerkberufsgenossenschaft,  werden  drei  Wege  zur  Abhilfe  gegen 
den  Bauarbeitermangel  gezeigt,  nämlich  erstens  die  Zurückführung 
der  in  andere  Beschäftigungsgebiete  abgewanderten  Bauarbeiter,  die 
in  vielen  Fällen  durch  gütliche  Vereinbarungen  oder  unter  Anwendung 
der  Freimachungsverordnung  vom  25.  April  1920  gelingen  werden; 
zweitens  die  Vermehrung  des  Lehrlingsnachwuchses,  für  den  allerdings 
eine  Neuregelung  der  Ausbildungs-  und  Vergütungsfragen  durch  die 
Handwerkskammern  im  Einvernehmen  mit  den  Vertretern  der  Arbeit- 
geber und  Arbeitnehmer  sowie  der  Berufsvereine  die  notwendige 
Voraussetzung  wäre;  drittens  eine  Umschulung  von  Aushilfsarbeitern 
zu  Bauhandwerkern.  Der  letzteren  Maßnahme  steht  zweifellos  der 
geringe  Unterschied  zwischen  den  Löhnen  gelernter  und  ungelernter 
Bauhandwerker  hindernd  im  Wege.  Für  die  Umschulung,  die  den 
Arbeitgebern  gewisse  Kosten  verursacht,  stehen  Beihilfen  aus  den 
Mitteln  der  produktiven  Erwerbslosenfürsorge  zur  Verfügung.  An 
Zuschüssen  können  nach  einer  Verordnung  des  Reichsarbeitsministers 
für  jeden  Umschulungsfall  bis  zu  1600  Mark  im  Höchstfall  gewährt 
werden.  Auch  eine  Herabsetzung  der  Lehrzeit  für  Arbeiter  im  Alter 
von  20  bis  25  Jahren  kommt  in  Frage.  Die  Umschulung  und  die 
zu  dieser  erforderlichen  Vorarbeiten  bedürfen  ein  Zusammenwirken 
der  Handwerkskammern,  Landarbeitsämter  und  Gewerkschaftsorgani- 
sationen. 
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i her  die  Wärmednrelilässigkeit  der  Außenwände  verschiedener 
Bauart  (vgl.  die  Mitteilung  auf  S.  433  d.  Bl.)  ist  auch  in  Frankfurt  a.  M. 
eine  ähnliche  Untersuchung  wie  in  Drontheim  im  Gange.  — Die  durch 
ihre  Arbeiten  auf  dem  Gebiete  der  Herstellung  und  Verwendung  von 
Schlackenbetonsteinen  bekannte  Firma  H.,  W.  u.  A.  Eurich  hat  auf 
einem  ringsum  freien  Gelände  sieben  Häuschen  errichten  lassen.  Sie 
haben  gleichmäßig  die  Größe  von  Wohnküchen  in  Siedlungshäusern 
(23  cbm  Innenraum)  und  stehen  in  der  Nord-Siid-Richtung  in  einer 
Reihe  mit  genügendem  Abstand  voneinander.  Die  Umfassungswände 
sind  in  verschiedenen  Konstruktionen  aus  Schlackensteinen,  rheinischen 
Schwemmsteinen  und  Ringofensteinen  ausgeführt.  Die  Häuschen  sind 
nicht  unterkellert,  aber  mit  einem  aus  Schlackensteinen  hergestellten 
Hohlfußboden  versehen.  Die  Decken  bestehen  aus  Holzbalken  mit 
Ausrollung  in  rheinischen  Schwemmsteinen,  Sandauffüllung,  unterem 
Verputz  und  oberer  Bretterlage.  Das  Dach  ist  als  Pultdach  aus- 
gebildet und  mit  Pappe  gedeckt.  Mit  Ausnahme  der  Umfassungs- 
wände  ist  für  alle  raumumgrenzenden  Bauteile  die  gleiche  Bauart  an 
allen  Häuschen  gewählt.  — Im  Gegensatz  zu  Drontheim  haben  die 
Häuschen  weder  Fenster  noch  Türen.  Es  sind  lediglich  ein  Mannloch 
und  zwei  Lüftungslöcher  angeordnet,  die  bei  Beginn  der  Messungen 
wärmedicht  verschlossen  werden.  Nach  „Hencky,  Wärmeverluste  durch 
ebene  Wände“  beträgt  der  Wärmeverlust  durch  ein  einziges  Fenster 
in  Größe  von  18  vH  der  bezüglichen  Wandfläche  bei  der  1 1/3  Stein 
starken  Backsteinmauer  die  Hälfte  des  Gesamtverlustes  der  Wand. 
Man  glaubte  daher,  das  Verhalten  des  Mauerwerks  nur  durch  Ver- 
meidung von  Fenstern  und  Türen  rein  zum  Ausdruck  briDgen  zu 
können.  Die  Häuschen  sollen  nach  Beginn  der  Messungen  nicht  mehr 
betreten  werden.  Die  Beheizung  erfolgt  daher  durch  elektrische  Öfen, 
die  von  außen  angelassen  werden,  die  Messungen  durch  elektrische 
Widerstandsthermometer  und  Thermoelemente,  deren  Meßstellen  sich 
gleichfalls  außen  befinden.  Die  Häuschen  sollen  zunächst  ein  volles 
Jahr  hindurch  sich  selbst  überlassen  bleiben,  um  festzustellen,  ob 
der  Temperaturverlauf  der  Luft  im  Inneren  einen  Schluß  auf  die 
Wärmeleitung  der  Umfassungs wände  gestattet.  Alsdann  sollen  die 
Häuschen  mit  der  gleichen  Wärmeenergie  beschickt  werden,  wobei 
wiederum,  je  nach  der  Durchlässigkeit  des  Mauerwerks,  verschiedene 
Lufttemperatur  im  Inneren  erwartet  wird.  Dabei  dürften  sich  zum 
Teil  nur  geringe  Verschiedenheiten  ergeben;  die  Meßvorrichtungen 
sind  so  verfeinert,  daß  0,01  ° C noch  mit  Sicherheit  abgelesen  werden 
kann.  Nach  Ablauf  dieser  Untersuchung  soll  die  Wärmedurchlässig- 
keit der  verschiedenen  Mauerkonstruktionen  in  absolutem  Maße  nach 
dem  von  Hencky  ausgearbeiteten  Verfahren  bestimmt  werden.  Man 
hofft,  auf  diese  Weise  die  vorläufig  rechnerischen  Ergebnisse  auf 
ihre  Zuverlässigkeit  prüfen  zu  können.  Nebenher  sind  Feuchtigkeits- 
messungen durch  elektrische  Fernfeuchtigkeitsmesser  in  Aussicht  ge- 
nommen. Das  Unternehmen  steht  unter  Leitung  von  Professor  Ludwig 
Stelz  für  die  wärmetechnischen  Versuche  und  die  Feuchtigkeits- 
messungen und  von  Stadtbauinspektor  Charton  in  bautechnischer 
Beziehung.  Die  Meßinstrumente  liefert  die  Firma  Hartmann  u.  Braun, 
Akt.- Ges.,  die  elektrischen  Öfen  die  Firma  „Prometheus“,  Fabrik 
elektrischer  Koch-  und  Heizapparate,  G.  m.  b.  H.,  die  elektrischen 
Anlagen  führt  die  Firma  August  Schaeffer  aus.  Die  Geldkosten 
trägt  die  Firma  H.,  W.  u.  A.  Eurich.  Bemerkenswert  ist  es,  daß  man 
an  zwei  so  entfernten  Orten  wie  Drontheim  und  Frankfurt  a.  M.  auf 
beinahe  den  gleichen  Gedanken  der  Durchführung  einer  den  praktischen 
Verhältnissen  entsprechenden  Wärmemessung  gelangt  ist.  Das  zeigt, 
wie  gleiche  Not  gleiche  Abwehr  zu  erregen  imstande  ist. 

Architekt  Faust. 

Marmorlager  sind  in  Böttingen  in  Württemberg  (Oberamt 
Münsingen)  neuerdings  aufgedeckt.  Nach  dem  Gutachten  von  Prof. 
A.  Göhringer  in  Karlsruhe  haben  die  Schürfungen  und  Bohrungen 
ein  sehr  günstiges  Ergebnis  gezeitigt.  Es  ist  ein  elfenbeinfarbenes 
Gestein,  das  von  grellroten  bis  schwachroten,  getönten  gelben  und 
rein  weißen  Bänderungen  durchzogen  ist  und  Ähnlichkeit  mit  dem 
Achat  aufweist.  Der  Abbau  ist  bereits  begonnen.  Das  Gestein,  das 
eine  vielseitige  Verwendung  zuläßt,  kann  als  vollwertiger  Ersatz  für 
den  teuren  Auslandmarmor  angesehen  werden.  Die  Erschließung 
geschieht  durch  die  Firma  Rupp  u.  Möller  in  Karlsruhe. 


Bücherschau. 

Der  Eiseubalinbau.  Leitfaden  für  den  Unterricht  au  den  Tiefbau- 
abteilungen der  Baugewerkschulen  und  verwandten  technischen  Lehr- 
anstalten. Von  A.  Schau,  Direktor  der  staatlichen  Baugewerkschule 
Essen.  Zweiter  Teil:  Stationsanlagen  und  Sicherungswesen. 
Dritte  verbesserte  Auflage.  Leipzig  u.  Berlin  1919.  B.  G.  Teubner. 
VI  u.  150  S.  in  gr.  8 0 mit  297  Abb.  im  Text  und  auf  einer  Tafel.  6,80  JC. 

Der  in  dritter  Auflage  vorliegende  zweite  Teil  des  Leitfadens  be- 
handelt in  Abschnitt  IX  die  Stationsanlagen  und  in  Abschnitt  X die 
Signal-  und  Sicherungsaulagen.  Über  die  Stationsanlagen  ist  auf  dem 
engen  Raum  von  noch  nicht  hundert  Seiten  außerordentlich  viel 


gebracht.  Die  übersichtliche  Gliederung  des  Stoffes,  die  klare  Dar- 
stellung und  die  gute  Auswahl  der  zahlreichen  Abbildungen  sind  be- 
sonders anzuerkennen. 

Nicht  so  günstig  kann  der  Abschnitt  über  die  Signal-  und 
Sicherungsanlagen  beurteilt  werden.  Es  finden  sich  darin  manche 
Unklarheiten  und  schiefe  Darstellungen.  In  den  einleitenden  Aus- 
führungen (S.  95)  fällt  auf,  daß  die  preußischen  Vorschriften  für  den 
Stellwerkdienst  von  1911  und  die  Vorschriften  für  den  Blockdienst 
von  1913  nicht  erwähnt  sind.  Hätte  der  Verfasser  des  Leitfadens 
diese  so  benutzt,  wie  er  es  mit  der  Eisenbahn-Bau-  und  Betriebs- 
ordnung und  der  Anweisung  für  das  Entwerfen  von  Eisenbahn- 
stationen getan  hat,  dann  würde  er  in  vielen  Fällen  zu  einer 
schärferen  Fassung  gekommen  sein,  wo  die  Darstellung  jetzt  schwer 
verständlich  oder  unrichtig  ist.  Er  würde  dann  nicht  gesagt  haben 
(S.  113),  daß  der  Stationsbeamte  den  auf  Halt  verschlossenen  Signal- 
hebel freigibt,  „indem  er  das  rote  Signalfeld  des  Stationsblocks  und 
des  betreffenden  Streckenblocks  entblockt“.  Auch  des  Ausdrucks 
„der  Wärter  muß  die  entsprechenden  Blockfelder  auf  Rot  zurück- 
stellen“ würde  er  sich  nicht  bedient  haben.  Es  entspricht  nicht  den 
Vorschriften  für  den  Stellwerkdienst,  wenn  S.  112  ohne  Einschränkung 
gesagt  ist,  daß  in  Preußen  das  Stationsbureau  die  Überwachungstelle 
für  den  Stellwerkdienst  ist  und  die  Signalhebel  unter  Verschluß  hält 
und  sie  entblockt.  Die  Angabe  in  den  allgemeinen  Ausführungen 
unter  E.  Blockverfahren  (S.  122),  daß  die  Bahnstrecke  in  durch 
Zugfolgestellen  begrenzte  Abschnitte  zerlegt  wird,  um  zu  verhüten, 
daß  die  Züge  in  zu  schneller  Folge  hintereinander  fahren  oder  in  ein 
und  dieselbe  Fahrstraße  in  zu  kurzen  Abständen  eingelassen  werden 
können,  kann  zu  der  irrigen  Auffassung  Veranlassung  geben,  daß 
die  Streckenblockung  mit  der  Verfügung  über  die  Fahrstraßen  etwas 
zu  tun  hätte.  Der  Satz  auf  S.  133  „Jede  mit  Streckenblockung  ver- 
sehene Bahnlinie  A—B  beginnt  mit  dem  Anfangsfeld  der  folgenden 
Zugmeldestelle  (von  H)“  ist  verfehlt.  Anscheinend  ist  gemeint  das 
Anfangsfeld  für  die  Strecke  bis  zur  nächsten  Zugmeldestelle.  Es 
hätte  dann  aber  auch  besser  „Zugfolgestelle“  statt  „Zugmeldestelle“ 
gelautet.  Solche  Unklarheiten  und  Mängel  der  Darstellung  finden 
sich  insbesondere  bei  der  Behandlung  der  Blockeinrichtungen  noch 
an  vielen  Stellen.  Bei  der  Einführung  in  das  Sicherungswesen  ist 
eine  durchaus  klare  und  einwandfreie  Fassung  der  allgemeinen  grund- 
legenden Erörterungen  aber  das  wichtigste.  Ganz  unrichtig  und 
irreführend  ist  es,  wenn  bei  der  Besprechung  der  elektrischen 
Druckknopfsperre  (S.  125)  gesagt  wird,  daß  der  Zug  das  zugehörige 
Blocksignal  erst  vollständig  (im  Buch  gesperrt  gedruckt)  hinter 
sich  haben  muß,  ehe  der  Wärter  nach  Haltstellung  seines  Signals  die 
vorliegende  Blockstelle  entblocken  kann.  Bei  der  Behandlung  der 
technischen  Einzelheiten  fällt  auf,  daß  der  Besprechung  der  Weichen- 
verriegelungen verhältnismäßig  viel  Raum  unter  Beigabe  zahlreicher 
Abbildungen  gegönnt  ist,  während  über  Einzelheiten  der  Signal-  und 
Weichenantriebe  und  der  Abhängigkeiten  im  Stellwerk  nur  wenig 
gebracht  wird. 

Eine  neue  Auflage  des  Leitfadens  wird  jedenfalls  in  nicht  zu 
langer  Zeit  erforderlich  werden.  Es  wird  sich  empfehlen,  hierfür  den 
das  Sicherungswesen  behandelnden  Teil  einer  gründlichen  Durchsicht 
zu  unterziehen.  Hgn. 

Die  Eiseukonstruktionen  des  Hochbaues.  Von  R.  Lauenstein. 
Für  den  Schul-  und  Selbstunterricht  sowie  zum  Gebrauch  in  der  Praxis. 
2.  Teil:  Eisen-  und  Deckenbau  in  Ausführung  und  Anwendung.  5.  Aull. 
Neu  bearbeitet  von  Prof.  P.  Bastine.  Stuttgart  1921.  Alfred  Kröner. 
VIII  u.  384  S.  in  8U  mit  635  Abb.  Geh.  24  JC,  geh.  30  JL 

Die  beiden  ersten  Abschnitte  Träger  und  Decken  sind  ausführlich 
in  bezug  auf  Konstruktionen  und  Berechnungen;  auch  die  Berechnungen 
der  Eisenbetondecken  und  Steineisendecken  sind  ausführlich  behandelt. 
Für  die  letzteren  ist  mit  n = 25  gerechnet  worden,  während  in  Preußen 
nach  der  Vorschrift  vom  23.  November  1918  wie  bei  den  Eisenbeton- 
decken n = 15  zugrunde  zu  legen  ist.  Da  die  für  Eisenbetondecken 
geltenden  Formeln  angegeben  sind,  kann  dieser  Nachteil  ausgeglichen 
werden.  — Die  weiteren  Abschnitte  sind  Stützen:  Wände.  Erker 
und  Baikone;  Treppen;  Dächer. 

Bei  den  Dächern  vermißt  man  etwas  ausführlichere  Anleitung 
zur  Bildung  zweckmäßiger  Bindersysteme.  Es  fehlt  an  Systemskizzen 
und  Abbildungen  von  Gesamtanordnungen.  Auch  die  Behandlung 
der  Oberlichter  ist  etwas  knapp.  Es  fehlt  jede  Skizze  einer  Eisen- 
betoneindeckung. Einige  ältere  Abbildungen  hätten  entbehrt  und 
andere  Figuren  vollständiger  durchgearbeitet  werden  können,  z.  B. 
einige  bezüglich  der  Nietentfernungeu  und  Wurzelmaße,  einer  ein- 
heitlichen Nietbezeichnung  und  der  Nietgrößen.  Die  Anzahl  der 
Differenzniete  ist  oft  unnötig  groß. 

Das  Buch,  das  nur  die  Kenntnis  der  auf  unseren  Baugewerkschulen 
gelehrten  Statik  voraussetzt,  ist  klar  und  verständlich  geschrieben. 
Außer  dem  sonstigen  Inhalt  werden  besonders  auch  die  vielen  Be- 
rechnungsbeispiele manchem  Leser  willkommen  sein. 

Frankfurt  a.  d.  Oder.  Hiorth. 
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INHALT:  Der  gegenwärtige  Stand  der  Meßbildkunst.  Die  SchiffabrtkaniUe  des  Staates  Xcuyork.  (Schluß.)-  Vermischtes:  Wettbewerb  für  Kntwiirfe  zu  einem 
Krankenhaus  in  Ilmenau  i.  Thüringen.  — Wasserstraßenumt  Oldenburg.  — Jahresbericht  der  Direktion  der  öffentlichen  Bauten  des  Kantons  Zürich.  - 
Doppelkammorschaohtsohleuse.  — Ober  Ilohlbauweisen  für  Wände.  — Wasserstände  in  den  norddeutschen  Stromgebieten  im  September  1021.  Bücher- 
schau. 


(Alle  Rechte  Vorbehalten.] 

Der  gegenwärtige  Stand  der  Meßbildkunst. 


Das  auf  dem  Meßbildverfahren  begründete  deutsche  Denkmäler- 
archiv ist  in  einer  völligen  Umwandlung  begriffen.  Die  endgültige 
Ausgestaltung  ist  noch  nicht  zu  übersehen.  Es  ist  daher  zweckmäßig, 
über  seine  Leistungen  folgendes  festzustellen: 

Die  seit  Frühjahr  1885  in  der  alten  Bauakademie  Schinkelplatz  6 
in  Berlin  errichtete  Anstalt  hatte  den  Zweck,  nachzuweisen,  wie  t^eit 
das  Verfahren  zur  Denkmalpflege  beitragen  könne,  dann  aber  in  einer 
Sammlung  der  aufgenommenen  Bilder,  die  sich  allmählich  zu  einem 
Archiv  der  Baudenkmäler  erweitern  wird,  den  gegenwärtigen  Zustand 
der  Baudenkmäler  festzulegen  und  endlich  wohlmöglich  die  aus- 
wärtigen Aufnahmen,  insbesondere  früherer  Zeiten,  zu  Unterricht- 
zwecken nutzbar  zu  machen.  Nach  diesen  drei  Richtungen  wurde 
seit  jener  Zeit  unter  Leitung  des  Unterzeichneten  bis  zum  Früh- 
jahr 1908  gearbeitet.  Es  waren  die  damals  noch  sehr  weit  in  der 
Kindheit  zurückliegenden  photographischen  Methoden  mit  den  dazu 
erforderlichen  Instrumenten  auszubilden  und  praktisch  brauchbar  zu 
machen,  es  waren  die  wissenschaftlichen  Methoden  des  geometrischen 
Aufzeichnens  aus  den  perspektivischen  Bildern  aufzufinden  und  wahr- 
heitsgetreue Bauzeichnungen  herzustellen.  Die  Aufgaben  wurden  zum 
Teil  weit  über  Erwarten  vollkommen  gelöst  und  der  ganze  Bestand 
der  Baudenkmäler  in  Preußen  und  vielen  Teilen  des  Auslandes  in 
einem  Denkmälerarchiv  festgelegt,  dessen  Bestände  bisher  Schinkel- 
platz 6 untergebracht  waren  und  welches  seinesgleichen  an  innerem 
Wert,  auch  im  Ausland,  nicht  annähernd  hat.  Dieses  Denkmäler- 
archiv ist  jetzt  schon  von  unschätzbarem  Wert  u.  a.  auch  im  Hin- 
blick auf  Flandern  und  auf  die  Isle  de  France,  die  Wiege  der  Gotik, 
wo  der  Krieg  unersetzliche  Lücken  in  den  Denkmalbestand  gerissen 
hat.  Das  Verfahren  bringt  es  mit  sich,  daß,  wenn  die  Bauwerke  nur 
noch  stückweise  erhalten  sind,  an  Hand  von  gewöhnlichen  älteren 
photographischen  Aufnahmen  das  Fehlende  zum  Teil  ersetzt  werden 
kann,  wenn  auch  nicht  so  vollkommen,  wie  es  im  preußischen  Denk- 
mälerarchiv der  Fall  ist,  wo  oft  herzlich  Unbedeutendes  in  umfang- 
reichster Art  zur  Darstellung  gekommen  ist. 

Wenn  auch  nach  den  genannten  Richtungen  hin  der  Erfolg  ein 
vollkommener  genannt  werden  muß,  so  ist  doch  nicht  zu  leugnen, 
daß  er  nach  anderen  Richtungen  hin  ausgeblieben  ist.  Es  gilt  dies 
namentlich  für  die  Anwendung  des  Meßbildes  in  der  Lehrtätigkeit, 
wo  nach  einem  mir  bekanntgewordenen  Ausspruch  eines  hervor- 
ragenden Meisters  der  Einfluß  des  Lehrers  größer  sein  muß  als  die 
unberedte  Anleitung  des  noch  so  formvollendeten  Modells.  Ich  war 
über  diesen  Ausspruch  sehr  überrascht,  aber  nicht  überzeugt,  und 
stehe  noch  auf  diesem  Standpunkt.  Jedenfalls  war  aber  die  gehoffte 
Wirksamkeit  des  Meßbildes  als  Lehrmeisterin  durch  die  Tatsache  sehr 
beeinträchtigt,  wenn  auch  die  historische  Nützlichkeit  des  Denkmäler- 
archivs dadurch  unberührt  blieb  und  für  sich  allein  die  dafür  ge-  . 
machten  Aufwendungen  rechtfertigte.  Die  Vorteile  des  Meßbildes  als 
Material  zum  Selbststudium  sind  erfahrungsmäßig  bei  den  Jüngern  des 
Baufachs  nicht  sehr  groß  und  verleiten  ebenso  erfahrungsmäßig  eher 
zur  Flüchtigkeit  als  zum  mühsamen  Selbststudium. 

Aber  es  ist  noch  ein  weiterer  Grund  für  die  Zurückhaltung  gegen- 
über der  Meßbildkunst  seitens  der  Facbgenossen,  das  ist  die  unver- 
hältnismäßige Schwierigkeit  in  Beachtung  der  erforderlichen  Genauig- 
keit des  Meßbildes,  weil  die  Beschäftigung  damit  gerade  keine  An- 
nehmlichkeit genannt  werden  kann.  Die  Schwierigkeit  der  wirklich 
genauen  Wiedergabe  von  Architektur,  sei  es  nach  der  Handmessung 
oder  nach  dem  Meßbilde,  ist  im  allgemeinen  so  groß,  daß  wirklich 
gute  Zeichnungen  nach  Maßen  verhältnismäßig  selten  sind.  Größere 
Unternehmungen,  wie  die  von  Möller  in  Hessen,  von  Putrich  in 


Sachsen,  im  vorigen  Jahrhundert  sind  immer  selten  geblieben  und  bleiben 
meist  auf  Einzelarbeiten  beschränkt.  Sie  werden  jetzt  immer  durch 
Sammlungen  von  Photographien  ersetzt;  wenn  einmal  Messungen 
nötig  werden,  so  werden  sie  Anfängern  im  Fach  überlassen  und  je 
nach  Gunst  oder  Ungunst  der  Umstände  behandelt.  Von  der  völligen 
Unzuverlässigkeit  des  kunstgeschichtlichen  Materials  haben  die  meisten 
Fachgenossen  keine  Ahnung  und  nehmen  ruhig  Ungenauigkeiten  in 
den  Maßen  bis  zu  20  vH  in  den  Kauf.  Das  geht  so  weit,  daß  Verfasser 
dieses  zu  dem  Ausspruch  berechtigt  ist:  nur  das  Meßbild  ist  richtig. 
Beweis  dessen  sind  die  aus  der  Meßbildanstalt  hervorgegangenen  Zeich- 
nungen, u.  a.  des  Münsterturms  in  Freiburg,  des  Rathauses  in  Bremen, 
des  Ruinenfeldes  in  Baalbek  und  der  Hagia  Sophia  usw.,  denen 
in  bezug  auf  Genauigkeit  keine  größeren  neueren  Arbeiten  zur  Seite 
gestellt  werden  können.  Die  erreichte  Genauigkeit  beträgt  bei  Bauten 
bis  zu  120  m Länge  oder  Höhe  noch  2 cm  im  Maßstab  1 : 100. 

Daß  es  nicht  nur  mit  der  Zeichnung  von  Bauwerken,  sondern 
schon  mit  deren  Photographie  allein  seine  Schwierigkeiten  hat,  be- 
weist die  Tatsache,  daß  die  Zahl  der  Liebhaber-Photographen  Legion 
ist,  die  der  Architektur-Photographen  nur  zu  eigenen  Studienzwecken 
fast  verschwindet. 

Die  Sache  könnte  sich  nur  ändern  und  der  Interessentenkreis  für 
das  Meßbild  größer  werden,  wenn  die  an  sich  lästigen  und  schwierigen 
Grundlagen  der  Messung  am  Bauwerk  zugleich  mit  der  Aufnahme 
selbst  zu  erledigen  wären.  Aber  skizzieren,  mit  dem  Metermaß  messen, 
Zahlen  aufschreiben,  an  sich  nicht  leichte  Formen  zeichnerisch  wieder- 
geben und  die  rein  technische  Ausführung  des  Photographierens  zu- 
gleich zu  machen,  schien  eine  Unmöglichkeit.  Trotzdem  hat  Ver- 
fasser den  Versuch  unternommen  und  die  Aufgabe  durch  einen 
Kunstgriff,  der  auch  den  Wert  der  alten  Aufnahmen  in  unerwarteter 
Weise  steigert,  gelöst: 

Wenn  nämlich  zu  einem  Meßbilde  ein  zweites  Meßbild  auf  einer 
anderen  Platte  nach  demselben  Objekt  zu  mit  einer  parallel  in  sich 
um  ein  bestimmtes  Stück  verschobenen  Achse  hergestellt  wird,  so 
setzt  sich  die  Aufnahme  des  Ganzen  aus  zwei  Bildern  zusammen,  in 
denen  das  erwähnte  Stück  Verschiebung  ein  gemeinschaftliches  Grund- 
maß ist,  das  in  den  beiden  perspektivischen  Ansichten  eine  gemein- 
same Beziehung  herstellt  und  das  für  die  horizontalen  wie  vertikalen 
Abmessungen  in  beiden  Bildern  eine  Maßeinheit  darstellt.  Die  Größe 
dieser  Verschiebung  hängt  ab  von  der  Art  des  Objektes.  Sie  kann 
betragen  bei  einem  mittleren  Bau  1 bis  4 m,  bei  einem  Geländeab- 
schnitt 10  bis  20  m,  bei  Geländeaufnahme  im  Hochgebirge  bis  zu  2000  m. 

Die  so  vervollständigte  Meßbildaufnahme  ist  eine  Universalauf- 
nahme, welche  die  Gewähr  der  vollkommensten  Genauigkeit  in  sich 
selbst  trägt,  von  Irrtümern  jeder  Art  frei  ist  und  bisher  noch  nicht 
annähernd  erreicht  worden  ist. 

Für  die  praktische  Ausführung  hat  die  Meßbildanstalt  in  ihrem 
langjährigen  Bestehen  alle  technischen  Vorbedingungen  in  Konstruktion 
der  Instrumente,  Sicherheit  der  photographischen  Arbeitsmethode, 
Kunstgriffe  beim  Aufträgen  der  Zeichnungen  erfüllt.  Nirgendwo  in 
der  Welt  sind  die  Unterlagen  so  vollkommen  ausgebildet  wie  hier, 
und  es  ist  mit  Sicherheit  anzunehmen,  daß  das  Meßbildverfahren  mit 
Zutritt  des  neuen  Kunstgriffes,  der  jede  vorbereitende  Messung  am 
Objekt  überflüssig  macht,  sehr  viel  weiter  Anwendung  finden  wird. 
Es  ist  ganz  gleichgültig  geworden,  ob  das  Objekt  ein  Geländeabschnitt, 
eine  Maschine  oder  ein  Bauwerk  ist. 

Die  weitere  Ausführung  muß  den  Sachverständigen  überlassen 
werden,  denen  die  vorstehenden  Andeutungen  genügen. 

Godesberg  a.  Rhein.  Meydenbauer. 


Die  Schiffahrtkanäle  des  Staates  Neuyork. 

(Schluß  aus  Nr.  83.) 


Bei  dem  Entwurf  des  Kanals  wurde,  wie  erwähnt,  auf  die  Benutzung 
der  natürlichen  Wasserläufe  Wert  geleert,  die  kanalisiert  wurden  und 
im  allgemeinen  ausreichende  Wasserführung  besaßen.  Zur  Beschaffung 
des  Bedarfs  der  alten  Kanäle  waren  umfangreiche  Vorratbecken  und 
Zubringer  angelegt,  die  für  die  neuen  Kanäle  beibehalten  und  erweitert 
worden  sind. 

Der  neue  Eriekanal  hat  eine  Scheitelhaltung  bei  Rome  und  eine 
tieferliegende  am  Endpunkt  des  Eriesees.  Von  Rome  reicht  ein  un- 
unterbrochener Abstieg  ostwärts  bis  zum  Hudson,  westwärts  bis  zum 
Zusammenfluß  des  Oneida  mit  dem  Seneca  bei  Three  River  Point. 
Weiter  westlich  folgt  der  Aufstieg  zum  Niagara  bei  Tonawanda.  Für 
diese  Strecke  liefert  der  Niagara  das  Speisewasser  in  fast  unbegrenzter 
Menge.  Die  Zuführung  bis  zu  dem  Punkte,  wo  der  Kanal  in  den  Seneca 


bei  Montezuma  mündet,  erfordert  45  cbm  in  der  Sekunde  und  wird 
nicht  nur  für  den  planmäßigen  Jahresverkehr  von  10  Mill.  t ausreichen, 
sondern  auch  für  Höchstleistungen  von  18 1/2  bis  20  Mill.  t während  der 
Schiffahrtzeit  von  7'/s  Monaten. 

Schwieriger  ist  trotz  geringeren  Wasserbedarfs  die  Speisung  der 
Scheitelhaltung  bei  Rome.  Hierzu  mußten  nicht  nur  alle  vorhandenen 
Zubringer  beibehalten,  sondern  auch  zwei  Staubecken  erbaut  werden. 
Von  der  Nordseite  wurde  hauptsächlich  der  Black  River,  vom  Süden  der 
Oriskany,  Oneida,  Chittenango  und  mehrere  andere  bis  zum  Susque- 
hannagebiet  zur  Speisung  des  neuen  Kanals  herangezogen.  Von  den 
beiden  neuen  Staubecken  liegt  das  eine  8 km  nördlich  von  Rome  und 
sammelt  das  Wasser  des  Mohawk  an  einer  Stelle,  wo  früher  die  Ort- 
schaft Delta  lag  (Abb.  6).  Die  Staumauer  enthält  gegen  70000  cbm 
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Abb.  6.  Die  Talsperre  bei  Delta  am  oberen  Mohawk. 


Mauerwerk  bei  335  m Länge,  wovon  90  m etwa  in  der  Mitte  den 
Überfall  bilden.  Die  größte  Höhe  über  dem  Felsgrund  beträgt  30  m, 
die  Krone  des  Überlaufs  liegt  21  m über  dem  Unterwasser,  das  ein 
Polster  von  3 m Tiefe  bildet.  Der  gestaute  Wasserspiegel  hat  bei 
höchstem  Stande  etwa  11,7  qkm  Flächeninhalt,  der  Wasserinhalt  be- 
trägt 78  Mill.  cbm,  das  Niederschlagsgebiet  35G  qkm.  Die  zweite  Tal- 
sperre durchquert  den  West-Canada-Fluß  bei  dem  Dorfe  Hinckley, 
ist  1130m  lang  und  hauptsächlich  als  Erddamm  mit  innerem  Beton- 
kern hergestellt.  Im  Flußbett  liegen  Schützkammern  und  ein  Frei- 
gerinne von  120  m Länge  mit  18,50  m breitem  Überfall.  Die  Sperre 
enthält  83  000  cbm  Mauerwerk  und  464  000  cbm  Erddamm,  die  Wasser- 
oberfläche 11,7  qkm,  größte  Tiefe  22,5  m,  der  Wasserinhalt  9G,5  Mill.  cbm 
und  das  Niederschlagsgebiet  967  qkm. 

Die  Einzugsgebiete  der  beiden  Behälter  von 
Hinckley  und  Delta  liegen  auf  den  Hängen  von 
Adirondacks,  der  regenreichsten  Gegend  des  Staates 
Neuyork.  Wo  der  West  Canada  das  Mohawktal  er- 
reicht, wird  in  der  Nähe  von  Herkimer  der  für  den 
neuen  Kanal  erforderliche  Teil  seines  Wassers  ab- 
geleitet und  durch  einen  9 km  langen,  die  niedrige 
Wasserscheide  kreuzenden  Kanal  dem  Nine-Mile-Bach 
zugeführt. 

Die  Scheitelhaltung  des  Champlainkanals  liegt 
auf  der  Wasserscheide  zwischen  den  Tälern  des 
Champlainsees  und  des  Hudson.  Die  entsprechende 
Scheitelhaltung  des  alten  Kanals  wurde  durch  einen 
20  km  langen  Zubringer  vom  Hudson  bei  Giens  Falls 
gespeist,  der  jetzt  verbessert  den  nördlichen  Teil  des 
neuen  Champlainkanals  versorgt,  während  den  süd- 
lichen Teil  der  Hudson  selbst  bildet.  Die  Seen  von 
Cayuga  und  Seneca  sind  die  natürlichen  Vorrats- 
behälter für  den  Cayuga-Seneca-Kanal  und  die  Strecke 
des  Eriekanals  zwischen  seiner  Verbindung  mit 
diesem  Kanal  und  Three  River  Point,  wo  der  Oswego- 
kanal  beginnt  und  der  Oneida  und  der  Seneca  sich 
vereinigen,  um  ihren  natürlichen  Inhalt  und  auch 
einen  Teil  ihrer  Zuflüsse  von  den  Behältern  des 
Scheitels  von  Rome  und  vom  Eriesee  zuzuführen. 

Da  der  Kanal  hauptsächlich  im  Bett  des  Oswego  liegt,  ist  sein  Be- 
darf reichlich  gedeckt. 

Abb.  7 zeigt  die  Sicherheitstore  bei  Pendleton,  die  den  Kanal  gegen 
Zerstörung  im  Falle  eines  Bruches  der  Schleusen  von  Lockport  schützen 
würden. 

Die  durch  den  Neubau  des  Bargekanals  verursachten  Wege- 
verlegungeu  haben  den  Bau  von  300  Brücken  aller  Art  erfordert,  von 
denen  viele  in  den  Hauptbahnlinien  des  Staates  Neuyork  liegen  und 
ohne  Störung  des  Bahnbetriebs  ausgeführt  wurden. 

Bemerkenswert  ist  die  Beschränkung  der  Höhe  der  Fahrzeuge  und 
ihrer  Ladungen  auf  höchstens  4,58  m über  Wasserspiegel.  Der 
ursprüngliche  Plan  eines  Schiffahrtkauais  für  Seeschiffe  von  den 
Großen  Seen  durch  den  Hudson  nach  dem  Atlantischen  Ozean  mußte 
auf  Einspruch  der  Stadt  Buffalo,  die  für  ihren  Umladeverkehr  fürchtete, 
aufgegeben  werden.  Der  Staat  Neuyork  hat  dadurch  mit  dem  Aufwand 
von  nahezu  154  Mill.  Dollar  die  erhofften  Vorteile  nur  teilweise 


erreicht  und  wird  künftig  noch  viele  Millionen  verwenden  müssen,  um 
die  an  den  Erie-  und  Ontariosee  anschließenden  Kanalstrecken  durch 
Vertiefung  und  durch  den  Umbau  von  Brücken  für  Tiefwasserschiffe 
fahrbar  zu  machen. 

Das  ganze  Kanalnetz  wurde  im  Jahre  1918  vollendet.  Es  wurde 
geschätzt,  daß  durch  den  Kanal  in  Neuyork  allein  500  000  staatliche 
Güterwagen  für  anderen  Verkehr  frei  würden.  An  den  Kanälen  und 
den  sie  verbindenden  natürlichen  Wasserwegen  sind  50  Plätze  für  den 
Umschlagverkehr  ausgebaut  worden. 

Die  Beförderungszeit  für  Güter  von  Buffalo  nach  Neuyork,  die  auf 
der  Bahn  in  gewöhnlichen  Zeiten  durchschnittlich  11  Tage  dauerte, 
wird  auf  dem  Kanal  auf  7 Tage  gekürzt,  wie  durch  Versuchsfahrten 
ermittelt  ist.  Auch  für  militärische  Zwecke  hat  sich  der  verbesserte 


Abb.  7.  Sicherheitstore  bei  Pendleton. 

Kanal  als  wertvoll  erwiesen,  so  daß  die  Beteiligung  der  Bundes- 
regierung an  der  Verwaltung  und  dem  Betriebe  des  Kanals  damit 
begründet  wird. 

In  einer  späteren  Veröffentlichung  des  Engineering  News  Record 
vom  29.  Juli  1920  wird  auf  Grund  amtlicher  Berichte  über  die  Betriebs- 
ergebnisse der  Kanäle  in  den  Jahren  1918  und  1919  die  Frage,  ob  der 
Kanal  als  wirtschaftlicher  Erfolg  anzusehen  sei,  vom  Berichterstatter 
verneint.  Nach  den  vorhandenen  Aufzeichnungen  haben  die  Steuer- 
zahler des  Staates  Neuyork  während  der  Bauzeit  von  1905  bis  191S  für 
den  Kanalverkehr  von  35,7  Mill.  t etwa  98,2  Mill.  Dollar,  also  2,75  Dollar  t 
ausgegeben,  in  dem  am  30.  Juni  191S  schließenden  Rechnungsjahr  für 
1 159  270  t je  11,5  Dollar.  Wenn  selbst  der  Kanalverkehr  die  berech- 
neten 10  Mill.  t im  Jahre  erreicht  hätte  und  weitere  412  000 1 auf  den 
Zweigkanälen  hinzugetreten  wären,  würde  der  Kostenaufwand  für  Neu- 
york immer  noch  1,28  Dollar/t  betragen  haben. 

Während  die  Eisenbahnen  der  Entwicklung  des  Kanalverkehrs 
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einen  scharfen  Wettbewerb  bereiten,  finden  sich  keine  Unternehmungen 
bereit,  ohne  erhebliche  Beihilfe  des  Staates  die  nötigen  und  geeigneten 
Fahrzeuge  zu  beschaffen  und  damit  in  einen  erfolgreichen  Betrieb 
einzutreten.  Solange  aber  hauptsächlich  die  alten  240  t-Boote  des 


I Eriekanals  benutzt  werden  und  die  großen  Abmessungen  des  neuen 
Kanals  ungenutzt  bleiben,  würde  dieser  einen  wirtschaftlichen  Erfolg 
nicht  bedeuten. 

Berlin.  Eg  er. 


Vermischtes. 


In  «lern  Wettbewerb  für  Entwürfe  zu  einem  Krankenhaus  in 
Ilmenau  i.  Thüringen  (S.  379  d.  Bl.)  waren  19  Entwürfe  eingegangen. 
Es  erhielten  den  zweiten  Preis  (6000  Mark)  Architekt  Arnold  Pabst 
in  Ilmenau,  je  einen  Preis  von  4000  Mark  Architekt  Arnold  Pabst 
in  Ilmenau,  Regierungsbaumeister  Kerz  in  Gera-Reuß  und  die  Archi- 
tekten Peter  u.  Joseph  Schade  in  Arnstadt  in  Thüringen. 

Eiu  Wasserstraßenamt  Oldenburg  wird  zum  1.  November  d.  J. 
eingerichtet;  das  bisherige  oldenburgische  Kanalbauamt  wird  auf- 
gehoben. Nach  dem  Übergang  der  Wasserstraßen  an  das  Reich  wird 
das  Wasserstraßen  amt  Reichsbehörde.  In  der.  Zwischenzeit  bleibt  es 
dem  oldenburgischen  Ministerium  des  Innern  unterstellt.  Dem  Wasser- 
straßenamt wird  vom  1.  November  ab  ein  Neubauamt  (Sitz  Stadt 
Oldenburg)  angegliedert  zum  Ausbau  des  Hunte -Ems -Kanals  in  der 
Strecke  von  Oldenburg  bis  Kampe.  Mit  den  Geschäften  des  Vorstandes 
der  beiden  Ämter  wird  bis  auf  weiteres  der  Regierungsbaurat  P o p k e n 
in  Oldenburg  beauftragt. 

Der  Jahresbericht  der  Direktion  der  öffentlickeu  Bauten  des 
Kautons  Zürich  über  ihre  Verrichtungen  im  Jahre  1920,  der  soeben 
erschienen  ist,  ermöglicht  interessante  Einblicke  in  das  Bauwesen  der 
Schweiz  und  bemerkenswerte  Vergleiche  mit  den  Verhältnissen  in 
Deutschland.  In  dem  Bericht  werden  außer  der  Gesetzgebung  die 
verschiedenen  Tätigkeitsgebiete  der  Direktion  der  öffentlichen  Bauten, 
wie  z.  B.  Straßenwesen,  Wasserbau,  Eisenbahnbau,  Baugesetz,  Natur- 
und  Heimatschutz  und  Hochbauwesen  behandelt.  Besonders  be- 
merkenswert sind  dabei  die  mitgeteilten  Zahlen  über  die  angefallenen 
Baukosten  und  insbesondere  die  zahlreichen  tabellarischen  Übersichten 
über  das  Straßenbauwesen.  Alles  in  allem  ergeben  sich  aus  den 
betreffenden  Kapiteln  ähnliche  Schwierigkeiten  für  ein  geordnetes 
Bauwesen,  wie  wir  sie  in  Deutschland  haben.  Besonderes  Interesse 
beansprucht  die  Bekämpfung  der  Wohnungsnot,  welcher  ein  besonderer 
Abschnitt  gewidmet  ist.  Auch  die  Schweiz  steht  unter  dem  Kenn- 
zeichen steigenden  Wohnungsmangels  und  steigender  Baupreise,  so  daß 
die  Wohnbautätigkeit  im  Kanton  Zürich  fast  restlos  auf  die  Erstellung 
der  aus  öffentlichen  Mitteln  unterstützten  Bauten  beschränkt  war,  die 
aber  für  die  Deckung  des  Fehlbedarfs  an  Wohnungen  nicht  entfernt 
ausreichten.  Der  Wohnungsmangel  macht  sich  nicht  allein  in  den 
Städten  in  starker  Weise  fühlbar,  er  greift  auch  auf  die  rein  land- 
wirtschaftlichen Gebiete  über.  Den  Gemeindebehörden  gelang  unter 
Mithilfe  der  Baudirektion  die  Unterbringung  aller  Familien,  ein 
Ergebnis,  das  nur  unter  Anwendung  der  zum  Teil  weitgehenden  Be- 
stimmungen des  Bundesratbeschlusses  betreffend  Bekämpfung  der 
Miet-  und  Wohnungsnot  vom  9.  April  1920  erzielt  werden  konnte. 
Durch  die  kantonale  „Verordnung  betreffend  Bekämpfung  der  Miet- 
und  Wohnungsnot“  vom  11.  November  1920  hat  der  Regierungsrat 
die  nötigen  Anwendungs-  und  Ausführungsvorschriften  hierzu  erlassen. 
Von  Interesse  ist,  daß  sich  diese  gesetzlichen  Vorschriften  auf  ganz 
ähnlichen  Bahnen  bewegen  wie  diejenigen,  die  in  Deutschland  erlassen 
worden  sind.  Es  handelt  sich  um  die  Beschlagnahme  unbenutzter 
Wohnungen,  das  Verbot  der  Umwandlung  von  Wohnräumen  in 
Geschäftsräume,  das  Verbot  des  Abbruchs  oder  Umbaues  von  Baulich- 
keiten ohne  Zustimmung  der  Baudirektion,  das  Verbot  der  Zusammen- 
legung von  zwei  oder  mehreren  Wohnungen,  die  Bewilligungspflicht 
der  Vermietung  von  möblierten  Wohnungen  als  Wohnungen  oder  als 
Einzelzimmer,  die  Erfassung  von  Doppelwohnungen,  den  Aufschub 
von  Umzügen,  die  Einrichtung  eines  kantonalen  Wohnungsnachweises 
und  schließlich  die  Beschränkung  der  Freizügigkeit,  von  der  die 
Gemeinden  infolge  der  Verschärfung  der  Wohnungsnot  in  reichlichem 
Maß  Gebrauch  gemacht  haben.  Hinsichtlich  der  Beschaffung  neuer 
Wohnungen  dürften  folgende  Angaben  von  Interesse  sein:  Im  Kanton 
Zürich  standen  zur  Gewährung  von  Baukostenzuschüssen  aus  öffentlichen 
Mitteln  (Staat,  Gemeinden  usw.)  rd.  14  Mill.  Franken  zur  Verfügung. 
Nach  erfolgter  Ausschreibung  ging  bis  zum  20.  November  1920  die 
Zahl  von  198  Gesuchen  um  Zuschüsse  für  Wohnungsbauten  im  Gesamt- 
wert von  rd.  47  Mill.  Franken  ein,  womit  der  Neubau  bezw.  Um- 
bau von  820  Gebäuden  und  die  Erstellung  von  insgesamt  1492  Woh- 
nungen bezweckt  wurde.  Die  Bausummen  verteilten  sich  folgender- 
maßen: 

Wohnungsbau  durch  Staat  und  Gemeinden  3 700  000  Fr.  (7,8  vH) 
genossenschaftlicher  Wohnungsbau  . . . 35  300  000  Fr.  (74,5  vH) 
privater  Wohnungsbau 8 400  000  Fr.  (17,7  vH) 

Berücksichtigt  wurden  60  Gesuchsteller  mit  445  neuen  Wohnungen 
mit  einer  Gesamtbausumme  von  13  766  700  Franken  nach  folgendem 
Verteilungsverhältnis: 


kommunaler  Wohnungsbau  .....  799000  Fr.  (5,8  vH) 

genossenschaftlicher  Wohnungsbau  . . 11  335  100  Fr.  (82.3  % H) 

privater  Wohnungsbau  1 G32  600  Fr.  (11,9  vH) 

• — t. 

Doppelkammerschachtschleuse.  D.  R.-P.  336  099.  Richard 

Blümcke  in  Mannheim.  — Im  Verbindungskanal  dieser  Schacht- 
schleuse ist  in  bekannter  Weise  zwischen  den  wechselseitig  als 
Sparbecken  dienenden  Kammern  eine  Motoranlage  angeorduet,  die 
die  Strömungsenergie  des  Schleusenwassers  zum  Pumpenantrieb  auf- 
speichert. Gemäß  der  Erfindung  wird  nun  die  Strömungsenergie  des 
Schleusenwassers  beim  Überleiten  des  letzteren  aus  der  gefüllten  in  die 
zu  füllende  Kammer  in  elektrische  Energie  umgesetzt  und  zum  Füllen 
der  hebenden  Schleusenkammer  ausgenutzt.  — Abb.  1 u.  2 zeigen  die 
neue  Anlage  in  Querschnitten  und  Abb.  3 in  einer  Draufsicht.  — Hier- 
nach tritt  das  zu  schleusende 
Schiff  durch  das  untere  Tor  a in 
die  Kammer  b ein,  wird  durch 
Wasserzuführung  aus  der  gefüllten 
Kammer  c gehoben  und  tritt  durch 
das  obere  Tor  o aus  der  Schleuse. 
Hierbei  wird  die  Strömungsenergie 
des  Wassers  der  Kammer  c beim 
Durchfließen  des  Motors  d in  elek- 
trische Energie  umgewandelt  und 
diese  im  weiteren  Verlauf  der  Was- 
serüberführung von  e nach  b wieder 
zur  Hebung  des  Wassers  aus  c 
nach  b nutzbar  gemacht.  Es  kann 
somit  bei  dieser  neuen  Bauart  der 
Schleuse  gleichzeitig  ein  Schiff  ge- 
hoben und  ein  anderes  gesenkt 
wTerden,  ohne  daß  ein  Wasserver- 
brauch eintritt;  ferner  wird  der 
Energieverbrauch  für  die  Wasser- 
bewegung nach  Ansicht  des  Er- 
finders gering  sein,  da  nur  Rei- 
bungs-  und  Umformungsverluste  zu 
ersetzen  sind.  Während  des  Still- 
standes der  Schleuse  wird  der 
Wasserdurchfluß  durch  die  Ab- 
sperrvorrichtung k gesperrt.  Um 
die  Wandstärken  der  Kammer- 
wände möglichst  schwach  halten  zu 
können,  sind  an  den  Außenseiten 
der  Kammerwände  zur  Erzielung 
von  Gegendruck  Wasserkammern 
angeordnet,  die  dauernd  mit  Wasser 
gefüllt  bleiben.  Zu  einer  weiteren 
Herabminderung  des  Einflusses  von 
Wasserdruck  auf  die  Kammer- 
wände sind  im  Innern  der  Schleusen- 
kammern schwimmende,  sich  selbsttätig  einstellende  Querriegel  g an- 
geordnet, die  in  Gleitbahnen  geführt,  sich  mit  dem  aufsteigenden 
Wasser  aufwärts  bewegen  und  an  geeigneten  Stellen  an  der  weiteren 
Aufwärtsbewegung  durch  Verriegelungen  h gehindert  werden.  Beim 
Sinken  des  Kammerinhalts  bewegen  sich  diese  Querriegel  selbsttätig 
abwärts.  Die  Anker  können  die  gezeichnete  Form  g (Abb.  2)  erhalten, 
damit  sie  den  Boden  des  zu  schleusenden  Schiffes  nicht  berühren. 

Über  Hohlbauweisen  für  Wände  veröffentlicht  die  schwedische 
Zeitschrift  Byggnadsvärlden  auch  neuerdings  wieder  eine  Reihe  von 
Patentmitteilungen.  Die  Zeitschrift  erscheint  in  Stockholm  (Blasie- 
holmstorg  11),  nicht  (wie  auf  S.  433  d.  Bl.  gedruckt)  in  Norwegen. 

Die  Wasserstände  in  den  norddeutschen  Stromgebieten  im 
September  1921.  (Nach  den  amtlichen  Nachrichten  der  Landes  - 
anstalt  für  Gewässerkunde.)  Die  Wasserstände  waren  auch  im 
Monat  September  außerordentlich  niedrig.  In  den  östlichen  Strom- 
gebieten fielen  sie  in  der  ersten  Hälfte  des  Monats  z.  T.  noch  unter 
den  Stand  vom  August  d.  J.  Dabei  haben  die  Memel  bei  Tilsit,  die 
Weichsel  bei  Dirschau,  die  Oder  bei  Dyhernfurt  und  Hohensaaten, 
die  Warthe  bei  Landsberg  das  NNW  unterschritten.  In  der  zweiten 
Hälfte  des  Monats  ist  ein  schwaches  Ansteigen  der  Wasserstände 
festzustellen;  sie  blieben  aber  noch  immer  unter  MNW.  Nach  der 
kurzen  Anschwellung  Ende  August  d.  J.  fiel  die  Elbe  wieder  be- 
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trächtlich  unter  MNW,  wenn  sie  auch  nicht,  wenigstens  von  der 
Schwarzen  Elster  abwärts,  eine  so  geringe  Wasserführung  zeigte  wie 
in  der  gleichen  Zeit  des  Jahres  1911.  Die  Wasserstände  der  Weser 
blieben  auch  meist  unter  MNW  trotz  der  Zuschüsse  aus  dem  Waldecker 
Sammelbecken,  dessen  Inhalt  sich  im  »Laufe  des  Septembers  von 
55  auf  32  Millionen  cbm  verringerte.  Die  Wasserführung  des  Rheins 
war  im  September  geringer  als  im  August.  Bis  Kaub  hielten  sich  die 
Wasserstände  über  MNW;  am  Unterlauf  unterschritten  sie  diesen  Stand 
jedoch.  Die  Zuflüsse  aus  dem  Mittelgebirge  fielen  ebenfalls.  Nur  an  der 
Mosel  bei  Trier  ist  ein  geringes  Steigen  festzustellen.  Treplin. 


Wasserstände  im  September  1921. 


Gewässer 

Pegelstelle 

September  1921 

MW 

Septbr. 

96/201) 

Jahresmittel  96/20 

NW 

MW 

HW 

MNW 

MW 

MHW 

Memel 

Tilsit 

26 

46 

68 

147 

77 

242 

611 

Pregel 

Insterburg ') 

—57 

—48 

-30 

—8 

—48 

45 

380 

Weichsel 

Thorn 

—37 

—26 

—1  4 

89 

1 

143 

480 

Oder 

Ratibor 

80 

85 

92 

159 

79 

181 

604 

» 

Frankfurt 

—3 

2 

5 

127 

57 

165 

375 

Warthe 

Landsberg 

—78 

—69 

-62 

4 

—34 

66 

250 

Netze 

Vordamm 

—71 

—53 

—44 

-7 

—39 

28 

143 

Elbe 

Barby 

—18 

—9 

2 

106 

26 

175 

454 

y> 

Wittenberge 

—11 

—5 

0 

114 

46 

190 

443 

Saale 

Trotha  U.  P. 

106 

110 

114 

160 

118 

210 

488 

Havel 

Spandau  U.  P. 

2 

7 

11 

45 

23 

77 

147 

» 

Rathenow  U.P.1) 

—50 

—38 

-34 

3 

—18 

55 

156 

Spree 

SpremhergU.P. 

70 

76 

88 

93 

66 

106 

265 

n 

Kersdorf  U.P.1) 

184 

193 

206 

203 

176 

227 

317 

Weser 

Minden 

136 

148 

160 

204 

164 

264 

570 

Aller 

Westen 

142 

152 

166 

233 

183 

290 

483 

Ems 

Lingen 

-178 

-176 

—174 

—90 

-142 

—32 

244 

Rhein 

Maxau !) 

335 

353 

378 

437 

284 

422 

660 

n 

Kaub 

104 

117 

138 

225 

101 

238 

523 

n 

Köln 

55 

67 

92 

219 

78 

261 

647 

Neckar 

Heilbronn 

—14 

7 

24 

66 

17 

95 

426 

Main 

Wertheim 

54 

55 

57 

116 

85 

158 

426 

Mosel 

* 

Trier 

—27 

— 17 

-1 

45 

—2 

103 

477 

*)  Bei  Insterburg  enthalten  die  letzten  vier  Spalten  Mittelwerte  aus 
den  Abflußjahren  1908/20,  hei  Rathenow  und  Kersdorf  aus  1914/20,  bei 
Maxau  aus  1896/1915. 


Biicherschau. 

Hölzerne  Dachkonstruktionen,  ihre  Ausbildung  und  Berechnung. 
Von  2>r.=3ttg-  Th.  Gesteschi.  Zweite  Aufl.  Berlin  1921.  Wilh.  Ernst 
u.  Sohn.  VIII  u.  284  S.  in  8°  mit  470  Abb.  Geh.  43,50  Jt,  Geb.  48  Jt. 

Das  bereits  in  zweiter  Auflage  erschienene  Buch  ist  besonders 
dadurch  wertvoll,  daß  es  zahlreiche  Beispiele,  vor  allem  die  großen 
neuzeitlichen  Konstruktionen  mit  ihren  Einzelheiten  in  der  Darstellung 
der  Verbindungen  und  die  ausführlichen  Berechnungen  des  ganzen 
Systems  bis  ins  einzelne  behandelt.  Der  Verfasser  schöpft  seine 
Kenntnisse  in  erster  Linie  aus  seiner  eigenen  Erfahrung  und  kann 
dadurch  für  den  Ingenieur  wertvolle  Winke  zum  Entwerfen  geben. 
In  der  Einleitung  ist  kurz  über  die  Entwicklung  der  Holzbauweise, 
die  Lebensdauer  und  Feuersicherheit,  die  Vorteile  gegenüber  dem 
Eisen  und  über  die  Ausführung  allgemein  gesprochen.  Dann  sind 
eingehend  die  verschiedenen  Holzarten  und  ihre  Eignung  an  Hand 
von  Zahlenangaben  behandelt  sowie  die  Krankheiten  und  deren  Be- 
kämpfung. Die  verschiedenen  Beanspruchungen  und  Festigkeiten 
sind  in  mehreren  Tabellen  zusammengestellt.  Der  Verfasser  geht 
dann  auf  die  einfachen  Holzkonstruktionen  ein  und  gibt  ihre  ganze 
Entwicklung  mit  allen  Einzelheiten  und  Berechnungen  in  einer  für 
den  Fachmann  wohl  etwas  zu  weit  gehenden  Art  und  Weise.  Inter- 
essant sind  aber  die  großen  Konstruktionen  aus  älterer  Zeit,  die 
annähernd  50  m Spannweite  aufweisen.  Der  nun  folgende  Teil  um- 
faßt in  der  Hauptsache  die  neuzeitlichen  Bauweisen  und  damit  den 
wertvollsten  Teil.  Nach  Ausführungen  über  die  statischen  Verhältnisse 
hei  Fachwerkbindern  sind  mehrere  vom  Verfasser  entworfene  und 
ausgeführte  Konstruktionen  zeichnerisch  dargestellt  und  ihre  Berech- 
nungen mit  Kräfteplan  ausführlich  wiedergegeben.  Die  großen  An- 
forderungen, die  besonders  während  des  Krieges  an  derartige,  große 
Räume  frei  über^panuende  Konstruktionen  gestellt  wurden,  haben 
zur  Entwicklung  einer  größeren  Reihe  von  Patentkonstruktionen  ge- 
führt, die  im  weiteren  einzeln  behandelt  werden  unter  eingehender 
Schilderung  der  Eigenart,  die  meist  in  der  Art  der  Knotenverbindung 


mittels  Rohrdübel,  Ringdübel,  Bolzen  u.  a.  liegt.  Die  besonderen 
statischen  Verhältnisse  sind  ebenfalls  wieder  durch  zahlreiche,  teils 
sehr  interessante,  ausgeführte  Beispiele  dargetan.  Ausführlich  be- 
sprochen ist  besonders  die  Bauweise:  Kühler,  Christoph  u.  Unmack, 
Tuchscherer,  Cabröl,  Metzke  u.  Greim,  Ambi,  Stephan,  Meitzer,  Hetzer 
und  deutscher  Neubau.  Ein  besonderer  Abschnitt  ist  den  Hallenbauten 
gewidmet,  für  die  die  Anforderungen  in  konstruktiver  und  statischer 
Beziehung  meist  schwieriger  sind  als  bei  den  übrigen  Bauwerken. 
Zahlreiche  Beispiele  mit  statischer  Berechnung,  die  z.  T.  ebenfalls  vom 
Verfasser  entworfen  sind,  erläutern  auch  hier  die  Worte  desselben. 
Nach  einem  kürzeren  Überblick  über  die  Konstruktionen  von  Kuppel- 
und Turmdächern  folgen  noch  mehrere  Tabellen  über  Momente  u.  dgl. 
für  die  verschiedenen  Holzquerschnitte.  Das  Buch  gibt  einen  be- 
achtenswerten Überblick  über  das  gesamte  Wesen  des  Holzbaues. 
Auch  architektonisch  sind  einzelne  Bauweisen  sehr  bemerkenswert 
für  die  innere  Ausgestaltung  großer  Hallen,  wofür  einige  vorzügliche 
Beispiele  angeführt  sind.  Durch  die  Gründlichkeit  der  Bearbeitung 
des  Stoffes  ist  das  Werk  wertvoll  und  kann  warm  empfohlen  werden. 

5ür.=  3ttg.  Beisei. 

Die  Herstellung  der  feuerfesten  Baustoffe.  Von  Friedrich 
Wernicke.  2.  Auflage.  Berlin  1921.  Jul.  Springer.  VI  u.  220  S.  in  8° 
mit  10  Textabh.  u.  4 Taf.  Geh.  54  Jt. 

Das  gut  ausgestattete  Werkchen  umfaßt  220  Seiten  in  Lexikon- 
format und  hat  schon  in  der  ersten  Auflage  viel  Beifall  gefunden. 

Es  bezweckt,  dem  Verbraucher  feuerfester  Steine  die  vielfach  nicht 
vorhandene  Kenntnis  ihrer  Herstellung  zu  vermitteln.  Die  zweite 
Auflage  des  Buches  verwertet  die  inzwischen  fortgeschrittene  Er- 
kenntnis über  die  Eigenschaften  der  Quarzite  und  die  Erfahrungen, 
die  der  Verfasser  hei  Beurteilung  ihrer  Verwendbarkeit  durch  das 
Mikroskop  gesammelt  hat,  beschäftigt  sich  aber  im  wesentlichen  mit 
der  Beschreibung  der  Herstellungsweisen  der  verschiedenartigen  feuer- 
festen Baustoffe.  Die  einzelnen  Abschnitte  behandeln  die  quarzhaltigen 
feuerfesten  Baustoffe  (Silikatsteine,  Puddingsteine,  Quarztonsteine),  die 
tonerdehaltigen  feuerfesten  Baustoffe  (Schamottesteine,  Bauxitsteine), 
die  kohlenstoffhaltigen  feuerfesten  Baustoffe,  die  magnesiahaltigen  und 
dolomithaltigen,  schließlich  die  Chromitsteine  und  andere  weniger 
gebrauchte  feuerfeste  Stoffe,  Mörtel,  Schlichten,  Glasuren  usw.  Ein 
kurzer  Hinweis  auf  die  Prüfung  der  feuerfesten  Baustoffe  und  die 
Ausbildung  der  technischen  Angestellten  ist  angeschlossen,  behandelt 
die  Fragen  allerdings  nur  sehr  andeutungsweise. 

Die  Ausstattung  des  Werkes  ist  gut,  insbesondere  sind  die  an- 
gehängten Bildtafeln  mit  Mikrophotographien  verschiedener  feuerfester 
Gesteine  und  Mineralien  anschaulich  und  klar.  G. 

Siedluugswerk.  Herausgegeben  von  der  Vereinigung  für  deutsche 
Siedlung  und  Wanderung  und  dem  Deutschen  Bund  Heimatschutz. 
München  1921.  Georg  D.  W.  Callwey.  Erscheint  in  36  bis  40  Lief.  — 
27.  bis  31.  Lief.  Musterpläne  für  ländliche  und  städtische  Klein- 
wohnungshäuser. Nach  bewährten  Grundrissen  bearbeitet  von  Gerhard 
Jobst.  71  S.  in  gr.  8°  mit  264  Abb.  Geh.  im  Abonnement  15  Jt, 
Einzelbezug  20  Jt. 

Das  Heft  bringt  vorzügliche  Leitgedanken  für  das  Entwerfen  von 
Kleinwohnungshäusern.  In  knappen,  klaren  Sätzen  sind  die  Erforder- 
nisse der  Grundrißanordnung  und  des  Aufbaues  hei  städtischen  und 
ländlichen  Bauten  behandelt.  Erwünscht  wäre  nur,  daß  über  die  Höhen- 
maße einige  Angaben  gemacht  und  auch  in  dem  allgemeinen  Teil 
Maße  in  den  Zeichnungen  angegeben  würden.  Die  beigefügten  Muster- 
pläne sind  zum  größten  Teil  ästhetisch  sehr  gut  gelöst.  Mit  einfachen 
Mitteln  sind  gute  Wirkungen  erzielt.  Nur  bei  dem  Beispiel  Nr.  6 
tritt  durch  Zurückrücken  des  Stallgebäudes  eine  im  allgemeinen  Teil 
gerügte  Dachlösung  auf.  Im  allgemeinen  ist  die  Absicht  des  Verfassers, 
das  Grundsätzliche  an  vorbildlichen  Beispielen  zu  zeigen,  voll  erfüllt. 
Das  Heft  kann  jedem,  der  sich  mit  Siedlungen  beschäftigt,  zum  Studium 
nur  empfohlen  werden.  Ma. 

Gesteinskunde.  Für  Studierende  der  Naturwissenschaft,  Forst-  : 
künde  und  Landwirtschaft,  Bauingenieure,  Architekten  und  Berg- 
ingenieure von  Dr.  Friedrich  Rinne.  6.  u.  7.  Aufl.  Leipzig  1921. 
Dr.  Max  Jänecke,  Verlagsbuchhandlung.  VII  u.  365  S.  in  gr.  8°  mit 
1 Titelbild  und  509  Textabb.  Geh.  73  Jt. 

Die  Tatsache,  daß  die  fünfte  Auflage  innerhalb  eines  Jahres  ver- 
griffen war  und  es  daher  zweckmäßig  erschien,  nunmehr  eine  Doppel- 
auflage herauszubringen,  spricht  für  die  große  Zahl  der  Freunde,  die 
sich  das  ausgezeichnete  Buch  im  Laufe  der  Jahre  erworben  hat.*)  \ 
Gegenüber  der  fünften  Auflage  hat  die  Neuauflage  nur  kleinere 
Veränderungen  erfahren,  die  bewährte  Gesamtanlage  ist  dieselbe  ge- 
blieben. Möge  auch  der  Doppelauflage  ein  voller  Erfolg  besebieden 
sein.  F.  T. 


*)  Die  erste  Auflage  erschien  1901  und  wurde  an  dieser  Stelle  1901, 
S.  558  u.  625  besprochen. 

Verlag  \ on  Wilhelm  E r n 8 1 & So  hn,  Berlin.  — Für  den  nichtamtlichen  Teil  verantwortlich:  R.  Bergius,  Berlin.  — Druck  der  Buchdruckerei  Gebrüder  Ern  s t.  Berlin. 
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Kerausgegeben  im  preußischen  Finanzministerium 
Nr.  85.  Berlin,  22.  Oktober  1921.  41.  Jahrgang. 

Erscheint  Mittwoch  und  Sonnabend.  — Sohrlftleitung:  W 66  Wilhelmstr.  89.  — Gesohäftstelle  und  Annahme  der  Anzeigen:  W 60  Wühelmstr.  90  - Bezugspreis  Vierteljährlich 

einschließlich  Abtragen,  Post-  oder  Streifbandzusendung  17  Mark  ; desgl.  für  das  Ausland  32  Mark. 


INHALT:  Amtliches:  Dienst-Nachrichten.  — Nichtamtliches:  Über  die  Baugeschichte  des  Schlosses  Oranienburg.  Torsionsbewehrung.  Vermischtes  Beratung- 
stelle für  das  Baugewerbe  bei  dem  Württembergischen  Landesgeworbeamt.  — Rheinische  Siedlungswoche  in  Krefeld.  — Verfahren  zum  Dichten  von 
Dammbalkenverschlüssen  für  Wasserbecken  aller  Art. 


Amtliche  Mitteilungen. 

Preußen.  Deutsches  Reich. 


Versetzt  sind:  die  Regierungsbaumeister  des  Hochbaufaches 

Sr.^itg.  Thum  von  Herne  nach  Allenstein,  Haase  von  Swinemünde 
nach  Stargard  i.  Pomm.,  Fritzei  von  Merseburg  nach  Landsberg  a.  d.  W., 
S)r.=  3tt0-  Kuhn  von  Duisburg- Meidericli  nach  Essen,  Großer  von 
Görlitz  nach  Liegnitz,  Roh r von  Berlin  nach  Templin,  Poppendieck 
von  Frankfurt  a.  M.  nach  Magdeburg,  Heinemeier  von  Charlotten- 
burg nach  Stallupönen.  Roevei  von  Marggrabowa  nach  Königsberg 
i.  d.  N.-M.,  Kraatz  von  Königsberg  i.  Pr.  nach  Loetzen,  Felix  Müller 
von  Sorau  i.  d.  N.-L.  nach  Gumbinnen  und  Krimmer  von  Breslau 
nach  Swinemünde. 

Der  Regierungsbaumeister  des  Wasser-  und  Straßenbaufaches  Julius 
Polte  aus  Charlottenburg  ist  dem  Kulturbauamt  in  Stolp  überwiesen. 

Der  Regierungsbaumeister  des  Hochbaufaches  Regier  (bisher  be- 
urlaubt) ist  der  Regierung  in  Königsberg  i.  Pr.  zur  Beschäftigung 
überwiesen. 

Dem  Regierungsbaumeister  des  Hochbaufaches  Werner  Schenk 
ist  die  nacbgesuchte  Entlassung  aus  dem  Staatsdienst  erteilt  worden. 

Die  Staatsprüfung  haben  bestanden:  die  Regierungsbauführer 
Paul  Kaminski,  2)r.=!yitg.  Gerhard  Reusche  (Hochbaufach);  — 
Johannes  Lehde  (Wasser-  u.  Straßenbaufach);  — Alwin  Weißbrod 
(Eisenbahn-  u.  Straßenbaufach). 


Reichsbahnen.  Preußen  - Hessen.  Der  Regierungsbaurat 
Paul  Friedrich  Miece,  Vorstand  des  Betriebsamts  1 in  Trier,  ist  ge- 
storben. 

Bayern. 

Der  ordentliche  Professor  an  der  Technischen  Hochschule  Dresden 
2>r.=  (stuj.  Ludwig  Föppl  ist  vom  1.  April  1922  an  zum  ordentlichen 
Professor  der  technischen  Mechanik  an  der  Technischen  Hochschule 
München  in  etatmäßiger  Eigenschaft  ernannt. 

Der  auf  Dienstvertrag  angestellte  Referent  im  Ministerium  für 
Soziale  Fürsorge  Architekt  Albert  Boßlet  hat  für  die  Dauer  seiner 
Verwendung  im  Ministerialdienst  die  Dienstbezeichnung  Baurat  zu 
führen. 

Württemberg. 

Durch  Entschließung  des  Staatspräsidenten  ist  die  Stelle  eines 
Bauamtmanns  hei  dem  Bezirksbauamt  Ulm  dem  Regierungsbaumeister 
Wagner  daselbst  übertragen  worden. 

Durch  Entschließung  des  Staatspräsidenten  ist  die  ordentliche 
Professur  für  Wasserkraftmaschinen,  Fabrikanlagen  und  Maschinen- 
kunde an  der  Technischen  Hochschule  Stuttgart  dem  ordentlichen 
Professor  S)r.=  (sng.  Ernst  Braun  an  der  Technischen  Hochschule 
Darmstadt  übertragen  worden. 


[Alle  Rechte  Vorbehalten] 


Nichtamtlicher  Teil. 

Schrittleiter;  Richard  Bergius  und  2)r.=3ng.  Nonn. 


Über  die  Baugeschiclite  des  Schlosses  Oranienburg. 


J0as  Ourfuriil . .B.uijj  i’ia1* 

1 OotWIU 

' l:Vu  »um  mehr  jviumt, 

vVumim'lVityf5 


Abb.  1.  Schloß  Oranienburg.  1661. 


Die  Forschung  hat  bisher  nur 
flüchtig  ihre  Aufmerksamkeit  auf  den 
Schloßbau  in  Oranienburg  gelenkt. 
Gering  sind  die  Anhaltspunkte  für  die 
Feststellung  der  Geschichte  des  Schlos- 
ses, die  um  so  sorgfältiger  bewertet 
werden  müssen,  je  mehr  sie  Ab- 
weichungen von  den  bisher  verbreiteten 
Ansichten  ergehen.  Endgültige  Klar- 
heit würde  die  Untersuchung  des  Ge- 
bäudes selbst  und  aller  Einzelheiten 
über  und  unter  dem  Erdboden  ge- 
legentlich einer  Instandsetzung  oder 
eines  Umbaues  schaffen. 

Burg  — Jagdhaus  — Lustschloß  — 
Residenz  können  die  Abschnitte  in  der 
Geschichte  des  Baues  bezeichnet  wer- 
den. 1850  wird  die  Burg  Bötzow1) 
urkundlich  zum  ersten  Male  genannt; 
sie  soll  auf  dem  Grund  und  Boden 
des  heutigen  Schlosses  von  den  aska- 
nischen  Markgrafen  um  1170  bis  1200 
angelegt  sein:  zur  Sicherung  der  bis 
zur  Havel  eroberten  Mark  und  zu- 
gleich als  Stützpunkt  zum  weiteren 
Vordringen  gegen  die  Slawen.  Die 
unruhigen  Verhältnisse  in  der  Mark, 
deren  Gipfelpunkt  wohl  die  Kämpfe 
der  Landesfürsten  mit  dem  Adel,  be- 
sonders den  Quitzows  war,  ließen  die 

0 Bötzow  zuerst  als  Bochzowe, 
dann  Botzow,  zu  Ende  des  17.  Jahr- 
hunderts als  Bötzow'  bezeichnet. 
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Abb.  2.  Schloß  Oranienburg.  Gesamtansicht  nach  den  Umbauplänen  von  Nering. 


Burg  von  Hand  zu  Hand  gehen,  bis  sie  1485  von  Johann  Cicero  in 
Besitz  genommen  wird. 

Sichere  Nachrichten  von  Bauereignissen  erhalten  wir  erst  aus 
der  Zeit  des  Kurfürsten  Joachim  II.,  der  1551  die  Burg  zu  einem 
Jagd-  und  Lusthaus  umgestalten  ließ.  Kaspar  Theiß  ist  möglicher- 
weise der  Urheber.  Denn  wie  am  Berliner  Schloß  und  am  Jagd- 
schloß Grunewald  die  Treppe  als  besonderer  Turm  in  der  Mittel- 
achse vor  die  Fassade  gelegt  ist,  in  derselben  Art  ist  sie  auf  der 
Abbildung  des  später,  1651  bis  1661  erbauten  Schlosses  (Abb.  1)  ge- 
zeichnet. Der  besonders  stark  hergestellte  Treppenbau  wurde  ver- 
mutlich von  dem  späteren  Architekten  übernommen.  Auch  Nach- 
richten von  1579  bestätigen,  daß  ein  „Wendelstein“  vorhanden  war; 
das  damalige  Haus  besaß  drei  Geschosse,  von  denen  das  Haupt- 
geschoß aus  fünf  gewölbten  Räumen,  einem  zweifenstrigen  Saal  mit 
Stube  und  Kaminkammer  auf  jeder  Seite  bestand.  Eine  Feuersbrunst 
im  Jahre  1590  kann  mit  weiteren  Bauarbeiten  in  Verbindung  gebracht 
werden,  die  Graf  Rochus  zu  Lynar  veranlaßt  und  Johann  Baptist  de 
Sala  ausgeführt  haben  soll. 

Besondere  Bedeutung  erhält  Bötzow  durch  Luise  Henriette,  die 
Gemahlin  des  Großen  Kurfürsten,  zu  deren  Ehren  der  Name  Bötzow 
in  Oranienburg  umgeändert  wurde.  Sie  beauftragte  Johann  Gregor 
Memhardt  am  30.  April  1651,  „das  Gebäu  zu  Bötzow“  aufzuführen. 
Die  Bauarbeiten  sind  in  zwei  Abschnitten  ausgeführt  worden.  Bis 
zum  Einzug  der  Kurfürstin  1655  waren  der  Mittelbau  und  die  Galerien 
fertiggestellt,  wie  das  im  Waisenhaus  in  Oranienburg  befindliche 
Gemälde3)  zeigt,  während  die  seitlichen  Pavillons  und  hinteren  Flügel- 
bauten (Abb.  1)  bis  Anfang  Oktober  1661  entstanden  sind.3)  In  der 
Anordnung  der  Baumassen  wie  in  der  Ausbildung  der  Einzelheiten 
ist  die  Abhängigkeit  von  Holland  unschwer  zu  erkennen.  Memhardt 
ist  indes  kein  geborener  Holländer,  sondern  nur  in  Holland  ausgebildet 
worden.4)  Über  die  Einrichtung  des  Innern  fehlt  jeglicher  Anhalt: 
die  Unterbringung  der  kurfürstlichen  Wohnräume  kann  im  Haupt- 
gebäude, der  Küche  und  Speicher  in  den  Einzelbauten  angenommen 
werden. 

Bis  1689  stand  das  Schloß  unbewohnt,  als  Kurfürst  Friedrich  111. 
beschloß,  seiner  Mutter  zum  Gedächtnis  und  aus  Vorliebe  für  glänzende 
Bauanlagen  au  die  Ausführung  eines  großen  Umbaues  heranzutreten. 
Oberingenieur  Nering  nahm  eine  nach  Norden  geöffnete,  hufeisen- 
förmige Anlage,  deren  Flügel  durch  eine  Galerie  verbunden  war,  in 

3)  Das  Gemälde  stammt  von  Aug.  Terwesten. 

:1)  Der  Stich  bei  Merian  ist  als  Ausführungsentwurf  von  Memhardt 
anzusprechen,  da  das  Werk  bereits  1658  herausgegeben  ist. 

4)  G.  Galland  1911. 


Angriff;  nach  Süden  zu  lag  ein  abgeschlossener  Vorhof  mit  zwei 
Einzelbauten  (Abb.  2).  Als  Nering  starb,  waren  von  der  Baugruppe 
der  Mittelbau  mit  dem  westlichen  Flügel  fertiggestellt,  während  sich 
die  vorderen  Pavillons  im  Bau  befanden.  Martin  Grüneberg  führte 
die  Arbeiten  im  Sinne  seines  Vorgängers  fort.  Im  Frühjahr  1697 
wurde  der  Bau  des  östlichen  Flügels  und  der  offenen  Galerie  ge- 
fördert und  1699  beendet,  woran  sich  die  innere  Einrichtung  der 
Gebäude  anschloß.  Als  der  von  der  Krönung  zurückgekehrte  König 
1701  sein  Standbild  vor  dem  Schloß  aufstellen  ließ,  war  die  Anlage 
Nerings  vollendet. 

Johann  Friedrich  Eosanders  Anteil  am  Schloßbau  ist  nicht  so 
groß,  als  ihn  beispielweise  Gurlitt  annimmt.  Zweifellos  hat  er,  wie 
aus  Stichen  von  Broebes  und  von  Daniel  Petzold  hervorgeht,  beab- 
sichtigt, die  südlichen  Einzelbauten  zweigeschossig  auszubauen  und 
sie  mit  dem  Mittelbau  zu  verbinden.  Broebes  stellt  diese  Verbindung 
als  eine  Säulenhalle  im  Erdgeschoß  mit  voll  ausgebautem  Obergeschoß 
dar.  Eine  weitere  Zutat,  nämlich  der  Aufbau  eines  vierten  Geschosses 
auf  die  Seitenbauten  vom  Mittelbau  spricht  besonders  dafür,  daß 
Broebes  hier  Entwürfe  wiedergegeben  hat,  denn  nirgends  sind  Belege  auf- 
zufinden, daß  ein  Teil  dieser  Pläne  in  die  Wirklichkeit  übertragen  wurde. 
Auch  Nicolai  1779  erwähnt  keine  Erweiterungsbauten  Eosanders. 

Petzold  führt  seine  Verbindungsbauten  in  der  Breite  der  nördlichen 
Flügel  durch  und  gibt  ihnen  ein  flaches  Dach  mit  kleinem  Sattel  in 
der  Mitte.  Die  Ausführung  dieser  Planung  vorausgesetzt,  wäre  es 
unbegreiflich,  warum  diese  Flügelbauten  später  schmaler  gemacht 
worden  sind.  Petzold  hat  jedenfalls  die  Entwurfzeichnungen  Eosanders 
ungenau  übernommen,  wie  ferner  das  erhebliche  Abweichen  dieses 
Stiches  in  der  Aufmachung  und  Zeichenart  von  Petzolds  übrigen 
Zeichnungen  auffällt. 

Eosanders  Tätigkeit  beschränkt  sich  demnach  auf  die  Ausführung 
der  inneren  Ausstattungen  und  der  Lusthäuschen  im  Garten,  von 
denen  1702  die  Menagerie,  1706  bis  1709  die  Favorite  und  die 
Eremitage  nach  seinen  Plänen  gebaut  wurde.  Eine  Beteiligung 
Eosanders  bei  der  Ausstattung  der  1701  ausgemalten  Kapelle  im 
östlichen  Flügelbau  ist  nicht  bekannt. 

Von  der  Raumanordnung  sind  wenigstens  für  das  Hauptgeschoß 
ausführliche  Beschreibungen  vorhanden.  Die  Prunkräume  waren  im 
Mittelbau  untergebracht,  au  den  sich  im  westlichen  Flügel  die 
Gemächer  des  Königs,  im  östlichen  die  der  Königin  anschlossen.  Auf 
das  erhöhte  Erdgeschoß  verteilten  sich  die  Räume  für  das  Gefolge 
uud  die  Gäste,  während  für  die  Dienerschaft  und  die  Vorräte  der 
übrige  Teil  des  Hauses  Raum  gab.  Von  den  Einzelbauten  im  Vorhof 
wurde  der  östliche  als  Küche  und  Bäckerei,  der  westliche  als  Zeug- 
haus und  Rüstkammer  benutzt. 


Nr.  85. 
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Sommer- 
speisesaal. Grotesken  Abi). 


Bruchsteinmauerwerk  , 

(d.  Außengrabens  bzw.  Brückenkopf > 

Abb.  3.  Plan  du  Rez  de  Chaussee  du  Palais  Royal  d’Orangebourg. 

(Original  in  der  Hausbibliothek  Schloß  Berlin).  Sockelgeschoß,  Mittelbau.  Erdgeschoß. 


Bei  einer  kritischen  Betrachtung  der  Gesamt- 
anlage kann  testgestellt  werden,  daß  der  Grundriß 
französischen  Einflüssen  unterlegen  hat.  Die  Archi- 
tektur dagegen,  besonders  am  Mittelbau,  zeigt  die 
Formengebung  der  italienischen  Kirchenbauten  der 
Hochrenaissance,  wobei  sich  allerdings  in  der  Be 
handlung  der  Einzelheiten  holländische  Schule 
geltend  macht.  Die  noch  vorhandenen  Stück- 
arbeiten im  Innern  zeigen  die  reichste  Form  jener 
Zeit;  ihre  Ausbildung  neigt  mehr  zum  älteren 
Klassizismus,  denn  zum  Schlüterschen  Barock. 

Nach  Friedrichs  I.  Tode  blieb  das  Schloß  mit 
seinen  Anlagen  sich  selbst  überlassen;  erst  Prinz 
August  Wilhelm , dem  Friedrich  der  Große 
Oranienburg  1742  vermachte,  erweckte  es  zu  neuem 
Leben.  Einige  Nachrichten  von  Bauarbeiten,  die 
der  Prinz  vorgenommen  haben  soll,  führten  zu 
der  Vermutung,5 6)  daß  die  Verbindungsbauten  im 
südlichen  Vorhof  um  diese  Zeit  entstanden  sind. 

Weitere  Überlegungen  scheinen  sie  zu  bestätigen. 

Als  der  neue  Besitzer  in  das  Schloß  übergesiedelt 
war,  boten  die  alleinstehenden  Pavillons,  in  deren 
einem  die  vielbenutzte  Küche  lag.  ziemliche  Un- 
bequemlichkeiten. Mangel  an  Raum  für  das  Ge- 
folge und  nicht  zum  geringsten  das  Verlangen 
nach  einem  geschlossenen  Vorhof,  einem  „Cour 
d’honneur“,  mögen  den  Anlaß  zu  den  Erweite- 
rungen gegeben  haben.  Kemmeter;  dem  die  Aus- 
führung oblag,  griff  dabei  die  Entwürfe  Eosanders 
wieder  auf,  versah  die  Einzelbauten  mit  einem 
Obergeschoß  und  verband  sie  zunächst  (Abb.  3) 
durch  schmale  Bauten  mit  dem  Hauptgebäude. 

Hieran  wurden  später  Flure  zur  bequemeren  Be- 
nutzung der  Zimmer  angebaut  und  ein  Zustand 
geschaffen,  der  noch  heute  in  dem  vorderen  Park- 
flügel erhalten  ist. 

Wenn  nun  die  Erweiterungen  erst  um  1750 
ausgeführt  sind,  so  müßte,  da  die  Baukunst  gerade 
zu  Anfang  des  18.  Jahrhunderts  wesentliche  Wand- 
lungen durchgemacht  hat,  die  Entstehungszeit  an 
den  Bauten  selbst  hergeleitet  werden  können.  Be- 
züglich des  Grundrisses  kann  festgestellt  werden, 
daß  ihre  Struktur  nicht  so  organisch  mit  dem 
Mittelbau  verwachsen  ist  wie  die  der  nördlichen 
Flügel,  und  daß  die  Mauern  dort  und  in  den 
ehemaligen  Einzelbauten  stärker  ausgebildet  sind 
als  in  den  Erweiterungen. 

Weiter  sind  die  neuen  Fassaden  am  Ober- 
geschoß der  Pavillons  im  Gegensatz  zu  denen  der 
Nordflügel  rein  flächig  aufgeteilt;  um  die  Ecken 
laufen  Sockel  und  Hals  einer  Lisene  herum,  die 
entsprechend  der  im  Erdgeschoß  befindlichen  Pfeiler- 
stellung angeordnet  ist,  ohne  einen  besonderen 
Sockel  über  dem  Gesims  des  ehemaligen  Einzel- 
baues abzusetzen.  Dies  ist  eine  Lösung,  die  sich 
nirgends  am  Bau  wiederholt  und  sicherlich  in 
der  klassizistischen  Schule  Eosanders  kaum  vor- 
gekommen wäre.  Auch  fallen  das  Mansarddach 
als  ursprüngliche  Dachform  und  die  rokokomäßig 
gebildeten  Vasen  auf  der  Attika  auf.  So  kann  mit 
einiger  Gewißheit  angenommen  werden,  daß  die 
Verbindungsbauten  erst  um  1750  entstanden  sind. 

Über  die  innere  Ausstattung  des  Schlosses 
zu  dieser  Zeit  sind  so  gut  wie  keine  Nachrichten  vorhanden. 

Der  neben  dem  Schloß  liegende  Park  stellt  in  seiner  Entwicklung 
ein  wichtiges  Stück  Geschichte  der  Gartenkunst  dar.  Der  zum  kur- 
türstlichen  Lustschloß  gehörige  Garten  (Abb.  1)  umfaßte  eine  Fläche 
von  etwa  4'/a  Morgen.  Die  Anordnung  der  Hauptachse,  wie  sie  auf 
dem  Stich  von  Merran  angegeben  ist,  stimmt  mit  der  späteren  und 
heutigen  Lage  genau  überein.  Für  die  Veranlassung  zur  Wahl  dieser 
Richtung,  über  die  nichts  überliefert  ist,  mögen  die  Regeln ,;)  jener  Zeit 
maßgebend  gewesen  sein.  Sie  verlangen  für  einen  größeren  Garten  ein 
längliches  Viereck,  „dessen  länge  vom  auffgang  der  Sonne  nach  ihrem 
niedergang  gestrekket  werden  sol“.  Da  die  unmittelbare  Verbindung 
des  Gartens  mit  dem  Schloß  des  Grabens  wegen  nicht  möglich  war, 
vrurde  der  Eingang  vom  Schloßplatz  gewählt  und  die  Anlage  von 
hier  aus  entwickelt.  Im  übrigen  ist  die  Einteilung  in  gleichmäßige 
Felder,  hier  neun,  in  der  deutschen  Renaissance  allgemein  üblich. 

5)  Nicolai  1799;  Nachlaß  Bekmann,  Staatsarchiv. 

6)  Elsholtz  1672. 


Unter  Kurfürst  Friedrich  III.  wurde  der  Garten  erweitert,  so  daß 
er  1696  eine  Fläche  von  50  Morgen,  später  80  Morgen  umfaßte.  Der 
Haupteingang  wurde  gegen  den  früheren  um  etwa  35  m zugunsten 
eines  größeren  Schloßplatzes  nach  Westen  verschoben,  aber  die  Lage 
der  Hauptachse  wurde  beibehalten  (Abb.  4).  Der  lose  Zusammen- 
hang zwischen  Schloß  und  Park  wurde  nicht  aufgegeben  und  die 
Möglichkeit,  die  Hauptachse  des  Gartens  senkrecht  zur  Westfassade 
des  Gebäudes  zu  entwickeln,  wozu  der  Anfang  in  dem  kleinen  Steg 
vorhanden  war,  uicht  ausgenutzt.  Hierin  liegt  ein  Grund  zur  Ver- 
neinung der  Frage,  ob  Lenötre  an  der  Gartenplanung  mitgewirkt  hat. 
Aber  auch  andere  Gründe  sprechen  gegen  dessen  Beteiligung.  Ab- 
gesehen davon,  daß  bei  der  Ausführung  des  Gartens  die  Regeln  der  da- 
maligen Zeit  allzu  ängstlich  gehandhabt  sind,  hätte  Lenötre  den  Über- 
gang von  einem  bedeutenden  Saal  des  Schlosses  zum  Garten  mittels 
Terrassen  und  offenen,  von  Balustraden  umgebenen  Freiflächen  sich 
nicht  entgehen  lassen.  Der  Plan  für  sich  betrachtet  erweckt  den 
Eindruck,  als  ob  das  vorhandene  Gelände  in  keiner  Weise  berück- 
sichtigt worden  ist  und  jedes  andere  Stück  Land  ebenso  gut  dazu 
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Abb.  4.  Schloß  und  Garten  Oranienburg.  1754. 
Zusammen  gestellt  nach  Plänen  im  Geheimen  Staatsarchiv. 


hätte  herhalten  können.  In  der  Starrheit  der  Formen  und  der  Auf- 
teilung der  Felder  besteht  eine  gewisse  Verwandtschaft  mit  den  An- 
lagen in  Herrenhausen.  Wenn  auch  kein  bestimmter  Beweis  dafür 
vorliegt,  so  wäre,  da  die  Gemahlin  Friedrichs  III.  aus  Hannover 
stammte,  die  Vermittlung  von  Anregungen  und  der  Austausch  von 
Gärtnern  immerhin  möglich  gewesen.  Belege  für  den  wirklichen 
Verfasser  des  Gartens  sind  nicht  gefunden. 

Die  Beziehungen  des  Schlosses  zum  Städtebild  hatten  sich,  be- 
günstigt durch  seine  natürliche  Lage,  eindrucksvoller  gestaltet  als 
zum  Garten.  Die  auf  dem  Schloßplatz  zusammenlaufenden  Straßen 
waren  radial  ausgerichtet  mit  dem  Denkmal  Friedrichs  I.  als  gemein- 
samen Schnittpunkt,  welcher  so  die  Blicke  aus  vielen  Gegenden  auf 
sich  zog  und  auf  die  theatralisch  gesteigerten  Baumassen  des  Schlosses 
weiterleitete  (Abb.  4).  Durch  diese  Anordnuug  wurde  das  Schloß 
ohne  besondere  Schmuckstücke  oder  Ausmaße  der  natürliche  Mittel- 
punkt der  Umgebung,  die  ihrerseits  auch  bei  mittelmäßiger  Gestaltung 
noch  zur  vollen  Wirkung  kam.  Der  Große  Kurfürst  hatte  nach  dem 
Brande  der  Stadt  1671  die  Breite  Straße  angelegt  und  sie  1675 
mit  dem  noch  erhaltenen  Waisenhaus  abgeschlossen.  Friedrich  I. 
baute  die  Berliner  Straße  aus  und  ließ  die  übrigen  Verkehrswege  in 
der  Stadt  erhöhen  und  pflastern. 

Erwähnenswert  ist  die  Anlage  eines  erhöhten  Wasserbeckens  zur 
Betriebnahme  der  vielen  Springbrunnen  und  Leitungen.  Die  älteste 
„Wasserkunst"  stammte  von  Memhardt;  Friedrich  I.  ließ  1702  neben  der 
Havel  einen  Wasserturm  von  etwa  25  m Höhe  erbauen,  der  noch  1806 
als  Gefängnis  Verwendung  fand  und  1823  abgerissen  wurde.  Vom 
Wasserturm  aus  wurden  jedenfalls  auch  die  Abwasserkanäle  des 
Schlosses  und  die  Gräben  gespült,  deren  Versumpfung  bei  dem  flachen 
oder  überhaupt  fehlenden  Gefälle  nur  schwierig  vermieden  werden 
konnte.  Die  Ableitung  der  Schloßabwässer  erfolgte  durch  Kanäle, 


Abb.  5.  Schloß  Oranienburg.  Jetziger  Zustand. 


welche  sich  nach  einem  Absatzbecken  senkten ; dessen  Überlauf 
wurde  vermutlich  in  die  Havel  geleitet.  1902  wurden  unter  dem 
Pflaster  des  Vorhofes  und  an  der  Rückfront  des  Mittelbaues  gemauerte 
Kanäle  gefunden  (Abb.  3)?  die  zu  jenen  Entwässerungen  gehört  haben 
müssen. 

Prinz  August  Wilhelm  hatte  den  Garten  in  der  ursprünglicher. 
Einteilung  übernommen;  er  ließ  die  verwilderten  Anlagen  instand- 
setzen und  nur  kleine  Veränderungen  vornehmen.  An  Stelle  der  ein- 
gegangenen Gartenhäuser  wurden  neue  errichtet;  eine  Grotte,  eine 
Einsiedelei  und  1756  bis  1758  eine  Orangerie,  welche  in  ihrer  Grund- 
form noch  heute  in  der  Turnhalle  erhalten  ist.  Nach  dem  Ableben 
des  Prinzen  1758  war  das  Schloß  nur  selten  bewohnt.  Das  Gebäude 
und  erst  recht  ein  architektonisch  angelegter  Garten  waren  damit  dem 
Verfall  anheimgegeben.  1788  wurde  die  offene  Verbindungsgalerie 
zwischen  den  nördlichen  Flügeln  abgetragen,  1790  der  Schloßgraben 
zugeworfen;  1797  wurden  die  hölzernen  Laternen  auf  den  nördlichen 
Ecktürmen  heruntergenommen  und  durch  flache  Ziegelzeltdächer 
ersetzt.  1802  fand  dann  der  Verkauf  der  gesamten  Anlagen  für 
12  000  Rthlr.  an  Dr.  Hempel  zur  Einrichtung  einer  Zeugfabrik  statt. 
1806  bis  1808  hatten  Einquartierungen  der  Innenausstattung  manche 
Verwüstung  gebracht;  darauf  richtete  Hempels  Sohn  eine  chemische 
Fabrik  ein,  welche  später  in  die  Hände  der  Preußischen  Seehandlung 
überging.  Zwei  Feuersbrünste  1834  und  1842  zerstörten  den  Mittel- 
bau und  den  östlichen  Flügel,  so  daß  dessen  südlicher  Teil  bis  auf  die 

Fundamente  abgetragen  werden  mußte. 
1S51  übernahm  wiederum  die  Krone 
Schloß  und  Garten,  um  sie  seit  1861 
dem  Provinzial-Schulkollegium  zur 
Unterbringung  eines  Lehrerseminars 
zuzuweisen. 

Das  Gebäude  wurde  nun  mannig- 
fachen Umbauten  unterworfen,  so  daß 
die  ehemalige  Anordnung  der  Räume 
nicht  mehr  zu  erkennen  ist.  Nur  im 
nördlichen  Parkflügel  zeigen  einige 
Zimmer,  die  bisher  als  „Königliche  Ge- 
mächer" Vorbehalten  waren,  Reste  der 
alten  Ausstattung.  Die  Gartenanlagen 
wurden  1879  im  landschaftlichen  Sinne 
umgestaltet,  wodurch  die  letzten  Reste 
der  alten  Einteilung  verwischt  worden 
sind.  Weitere  Einbuße  in  der  Gesamt- 
wirkung entstand,  als  der  Scheitelpunkt 
der  neuen  Havelbrücke  gegen  die  alte 
wesentlich  gehoben  wurde.  Während 
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das  Schloß  mit  seinem  Sockel  ehedem  höher  lag  als  die  Straßen- 
krone, ist  jetzt  die  Zufahrtrampe  zur  Brücke  mit  dem  Schloßplatz  ge- 
hoben und  läßt  das  Gebäude  selbst  versackt  erscheinen  (Abb.  5). 

So  hat  äußere  Ungunst  ein  Vermächtnis  brandenburgischer 
Geschichte  und  Baukunst  zur  Ruine  werden  lassen.  Der  llüchtige 


Beschauer  wird  schwerlich  erkennen,  welches  einst  so  bewunderte 
Werk  des  aufsteigenden,  brandenburgischen  Barocks  das  Schloß 
gewesen  ist,  und  welch  köstliche,  wenn  auch  höfische  Kultur  hier  in 
Vergessenheit  schlummert. 

Brandenburg  a.  d.  H.  2)r.=  2ittg.  Michael. 


Torsionsbewehrung. 


Von  S)r.=Sn0-  E 

Sobald  die  größte  Schubspannung  eines  auf  Verdrehen  beanspruch- 
ten prismatischen  Betonstabes  den  zulässigen  Wert  (r^  = 4,0  kg  qcm) 
überschreitet,  muß  Bewehrung  angeordnet  werden. 

Um  die  Wirkungsweise  der  Eiseneinlagen  zu  ermitteln,  denke 
man  sich  zunächst  einen  unbewehrten  Betonhohlzylinder  — am  besten 
mit  Ringquerschnitt  — , auf  den  das  Drehmoment  M ausgeübt  wird 
(Abb.  la).  Die  Hauptspannungsrichtungen  verlaufen  bekannterweise 
unter  45  ° in  Spirallinien.  Wenn  das  Material  Zug  nicht  mehr 
aufnehmen  kann,  wird  es  nur  in  der  Richtung  der  Druckspiralen 
Widerstand  leisten.  Das  Spannungsbild  wird  deutlicher,  wenn  man 
die  Druckspannungen  einzelner  Spiralstreifen  zu  Druckkräften  ver- 
einigt und  den  Zylindermantel  dementsprechend  in  kleine  Druckstäbe 
zerlegt,  die  in  der  Richtung  der  Spiralen  verlaufen  (Abb.  lb).  Dieses 
Gebilde  kann  dem  Drehmoment  keinen  Widerstand  leisten.  Es  müssen 
vor  allem  die  auf  gleicher  Höhe  liegenden  Knoten  mit  Zugringen 
zusammengehalten  werden,  um  die  aus  dem  Richtungsunterschied  der 
Diagonalen  hervorgerufenen,  nach  außen  gerichteten  radialen  Kräfte 
aufnehmen  zu  können  (Abb.  I c).  Auch  dieses  Gebilde  kann  noch 
„aufgedreht“  werden.  Wirkt  nämlich  das  Drehmoment  (wie  auch 
bisher  angenommen)  dem  Uhrzeigersinne  entgegen,  so  werden  sich  die 
Knoten  — bei  gleichbleibender  Länge  der  Diagonalen  — nach  oben 
bewegen-.  Um  dies  zu  verhindern,  müssen  vertikale  Verankerungsstäbe 
vorgesehen  werden  (Abb.  Id).  Diese  aus  Bügeln  und  Längsstäben 
bestehende  Bewehrung  wollen  wir  kurz  Bügelbewehrung  nennen. 

a b c d 


Rausch  in  Berlin. 

den  benachbarten  Längsstab  gerichtet,  weil  die  Stäbe  Zr  und  Sr  in 
die  sie  sich  zerlegt  — in  der  Verbindungsebene  der  benachbarten 
Längsstäbe  liegen.  Zv  bleibt  auf  der  ganzen  Länge  des  Zylinders 
konstant,  weil  sich  der  Querschnitt  und  das  Moment  nicht  ändern. 
Aus  demselben  Grunde  müssen  auch  alle  zwischen  zwei  benachbarten 
Längsstäben  wirkenden  Diagonalkräfte  (die  denselben  Index  haben ) 


gleich  groß  sein.  Die  in  der  Spiralrichtung  aneinander  geschlossenen 
zwei  Diagonalen  Sr  und  SV  + i könnten  verschieden  groß  ausfallen, 
ihr  Verhältnis  ist  aber  bestimmt  durch  die  Bedingung,  daß  die  beiden 
Kräfte  eine  in  die  Bügel-  (Querschnitt-)  Ebene  fallende  Resultierende 
ergeben  müssen,  da  die  Komponente  in  achsialer  Richtung  infolge 
der  konstant  bleibenden  Z-Kräfte  = 0 sein  muß.  Die  achsialen  Kom- 
ponenten der  Diagonalen  müssen  daher  gleich  groß  sein,  und  da  auch 
ihre  Neigung  dieselbe  ist,  so  folgt,  daß  auch  Sr  = Sr  h i.  Die  mit  ver- 
schiedenem Index  behafteten  Diagonalkräfte  sind  also  einander  gleich  : 

1)  81  = '8a  = ...  = Sr\=Sr  + i—...  = Sn  = S. 

Diese  Gleichung  ergibt  aber  auch 

2)  Zx  — Z-2  — . . - = Zr  — Zr  + i = . . . = Zn  = Z und 

3)  Ki  — - Tu  = ...  = Kr  = Kr + i=  ...  = Kn  — K. 

Dasselbe  Ergebnis  erhält  man  auch  für  die  Spiralbewehrung. 
Das  Netzwerk  in  Abb.  3 besteht  daun  aus  diagonal  laufenden  Zug- 
und  Druckstäben.  Betrachtet  man  irgend  einen  Knotenpunkt  dieser 
Diagonalen,  so  kann  dort  Gleichgewicht  nur  in  dem  Falle  eintreten, 


Die  unter  45 0 — senkrecht  zur  Druckrichtung  — verlaufenden 
Hauptzugspannungen  können  auch  unmittelbar  durch  Zugstäbe  ersetzt 
werden.  Auf  diese  Weise  entsteht  die  Spiralbewehrung. 

Auch  bei  Vollwandquerschnitten  kann  man  die  Spannungen 

— wie  auf  Abb.  1 — zu  Kräften  vereinigen,  die  an  einem  Zylinder 
liegen,  und  das  Drehmoment  wird  — wie  vorhin  beschrieben  — durch 
einen  Fach  werkzylinder  mit  Eisen -Zug-  und  Beton -Druckstäben  auf- 
genommen. 

Die  auf  Abb.  1 gezeigte  Wirkungsweise  bleibt  auch  bei  allge- 
meineren Zylinderquerschnitten  bestehen;  man  denke  das  Angriffs- 
moment durch  eine  Scheibe  auf  die  obersten  Knotenpunkte  übertragen, 
indem  man  die  Scheibe  um  einen  Punkt  dreht.  Solange  der  Dreh- 
punkt innerhalb  des  Querschnitts  liegt  und  die  Richtung  der  Umfangs- 
tangente  sich  im  Grundriß  dem  Drehpunkt  nicht  sehr  nähert,  werden 
alle  Diagonalen  auf  Druck  beansprucht  werden,  und  die  Zugstäbe 
werden  das  „Aufdrehen  des  Zylinders“  hindern.  Geht  die  Richtung 
einer  Diagonale  im  Grundriß  durch  den  Drehpunkt,  so  leistet  sie  und 
der  zugehörige  Zugstab  keinen  Widerstand.  Die  obige  Betrachtung 
ist  für  diesen  Fall  nicht  anwendbar,  und  so  werden  wir  uns  auf 
Zylinderquerschnitte  mit  nicht  konkavem  Rande  beschränken,  bei 
denen  mit  Bestimmtheit  anzunehmen  ist,  daß  der  Drehpunkt  inner- 
halb des  Querschnitts  liegt  und  ihm  die  Umfangstangenten  nicht 
nahekommen. 

Der  auf  Abb.  2 dargestellte  Fachwerkzylinder  hat  Längsstäbe  und 
Bügel  im  Abstande  t.  Am  freien  Zylinderende  greift  das  Drehmoment  M 
an  und  bleibt  auf  der  ganzen  Länge  konstant.  Die  Stabkräfte  sollen 

— bei  Vernachlässigung  der  Deformationen  — berechnet  werden. 

Das  Moment  wird  durch  Tangentialkräfte  Kr  auf  das  Netzwerk 
übertragen,  die  an  den  Endknoten  angreifen.  Die  Kraft  Kr  ist  gegen 


wenn  alle  vier  anschließenden  Diagonalkräfte  gleich  groß  sind.  Die 
Resultierende  der  beiden  Zugdiagonalen  muß  nämlich  in  derselben 
Geraden  liegen  und  ebenso  groß  — jedoch  entgegengesetzt  gerichtet 
sein,  wie  die  Resultante  der  beiden  Druckdiagonalen.  Die  erste 
Bedingung  ist  erfüllt,  wenn  die  Resultierenden  in  der  Oberflächen- 
normale des  betreffenden  Punktes  liegen,  denn  in  dieser  Linie  schneidet 
die  Kraftebene  der  Druckdiagonalen  diejenige  der  Zugdiagonalen. 
Die  Resultierende  der  beiden  Zugkräfte  liegt  somit  symmetrisch  zu 
ihren  Komponenten,  was  die  Gleichheit  derselben  bedingt.  Dasselbe 
gilt  für  die  beiden  Druckkräfte.  Die  beiden  Resultierenden  sind  auch 
gleich  groß,  und  daraus  folgt,  daß  alle  vier  Kräfte  dieselbe  Größe 
haben.  — Aus  dieser  Überlegung  folgt  ferner  die  Gleichheit  der  an- 
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greifenden  Kräfte  K,  wie  wir  dies  auch  bei  der  Bügelbewehrung 
gefunden  haben. 

Bei  Vollwandquerschnitten  bleiben  die  Randspannungen  nicht  am 
ganzen  Umfang  konstant,  ihre  Größe  steht  allgemein  in  umgekehrtem 
Verhältnis  zum  Drehpunktabstand.  Man  würde  daher  auch  beim  Fach- 
werk eine  ähnliche  Kraftverteilung  erwarten,  und  das  Gleichsetzen 
aller  Kräfte  K erscheint  zunächst  als  widersinnig.  Bei  näherer  Be- 
trachtung werden  wir  aber  sehen,  daß  hier  kein  Widerspruch  besteht, 
daß  sich  vielmehr  Gl.  .'S)  unmittelbar  aus  dem  Voll wandquerschnitt 
herleiten  läßt.  • 

Die  auf  den  Flächenausschnitt  GAB  bezw.  0'  A‘  B‘  (Abb.  4) 
wirkenden  Schubspannungen  ergeben  die  Resultierende  K bezw.  K‘. 
Da  sich  das  Spannungsbild  in  achsialer  Richtung  nicht  ändert  (gleich- 
bleibendes Moment  und  konstanter  Querschnitt  vorausgesetzt),  muß 
K ==  — K‘  sein,  und  die  beiden  Kräfte  liegen  in  einer  zur  Stabachse 
parallelen  Ebene.  Das  von  diesem  Kräftepaar  verursachte  Drehmoment 
muß  durch  ein  Kräftepaar  T in  Gleichgewicht  gehalten  werden  (die 
Außenfläche  A B A‘  B'  ist  spannungslos),  dessen  Ebene  zur  vorigen 
parallel  steht.  Die  Kraft  T hat  in  jedem  Radialschnitt  dieselbe  Größe, 
und  da  diese  Kraft  die  Resultierende  der  auf  die  Fläche  OAO'A' 
wirkenden  Schubspannungen  ist,  so  müssen  die  Spannungsfiguren 
überall  inhaltgleich  sein  (vgl.  Bach,  Elastizität  und  Festigkeit).  Die 
Momentengleichung  lautet: 

4)  K'  \ — T y t — konst.  yr 

Ist  das  Verteilungsgesetz  und  damit  die  Schwerpunktlage  der  zu 
den  einzelnen  Radien  gehörenden  Spannungen  (die  Punkte  C,  1) 
usw.)  gegeben,  dann  kann  das  T- Polygon  gezeichnet  werden.  Das 
A- Polygon  — die  Angriffslinie  der  Kräfte  K — erhält  man,  wenn 
aus  den  Punkten  F oder  F ein  zum  T- Polygon  parallel  laufender 


*)  Diese  Feststellung 
läßt  Schlüsse  auf  die 
Spannungsverteilung  zu: 
die  Spannungsflächen  der 
verschiedenen  Radien  sind 
nicht  nur  alle  gleich  groß, 
es  besteht  auch  ein  Zu- 
sammenhang zwischen 
dem  — auf  den  Dreh- 
punkt bezogenen  — sta- 
tischen — und  Trägheits- 
moment dieser  Flächen 
(Abb.  5). 

ÖA 

T = fr  d x — Spannungs- 
b fläche  = konst. 

/ t x d x S 

xt  T / j ’r  ■ 

J t dx  1 

wobei  S das  auf  die  Drehachse  bezogene  statische  Moment  der 
Spannungsfläche  bedeutet. 
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wobei  J das  auf  die  Drehachse  bezogene  Trägheitsmoment  der 
Spannnungsfläche  bedeutet. 

xk  JT 

xt 


<x  = 


==  = konst. 


Linienzug  gezogen  wird.  Infolge  der  gleichlaufenden  Polygonseiten  ist 
das  Abstandverhältnis  der  beiden  Vielecke  überall  dasselbe,*)  und  so  ist 

5)  yt  =r  konst.  yf  und 

.6)  K — konst.  yk. 

Diese  Gleichung  besagt  dasselbe  wie  Gl.  3):  der  zur  Aufnahme 
der  Kräfte  K auf  dem  K-  Polygon  verlegte  Fachwerkzylinder  wird 
bei  gleicher  Knotenteilung  durch  gleich  große  Kräfte  angegriffen. 
Auch  die  beim  Fach  werk  gemachte  Einschränkung,  daß  die  Quer- 
schnittlinie keine  durch  den  Drehpunkt  gehende  Tangente  haben 
darf,  wird  bestätigt,  denn  das  A-Polygon  kann  nie  eine  Seite  haben, 
die  in  den  Radius  fällt. 

Wir  wollen  vorläufig  annehmen,  daß  die  Lage  des  K- Polygons 
(der  Querschnittlinie  des  BewTehrungszylinders)  gegeben  ist.  Um  die 
Größe  der  Kraft  A zu  bestimmen,  wflrd  dann  für  einen  beliebigen 
Punkt  1 1 des  Endquerschnitts  (Abb.  2)  die  Momentengleichung  auf- 
geschrieben r n r — n 

F Kr  kr  — K 3 kr  — M. 

r = 1 r= \ 

Der  Summenausdruck  kann  einfach  gedeutet  werden: 

r — n 9 f r = n 9/1  1 

“ kr=  ■ 


t 2 


&2  t “I-  • • • 


+ n - • K t -f-  • • ■ + o 


■F, 


wobei  F die  vom  Bewehrungszylinder  umschlossene  Fläche  bedeutet. 
Die  Gleichung  für  K lautet  daher: 

71  K-  Mt 

7)  IzJL 

Daraus  folgt  für  die  Zugkraft  in  einem  Längsstabe: 

8)  Z=K=^p. 

Auf  die  Bügelecke  r,  (r  — j-  1) 
wirken  die  in  den  Querschnitt 
fallenden  Komponenten  von  Sr 
und  Sr  + 1.  Da  diese  gleich 
groß  sind,  so  ergeben  sie 
eine  Winkelhalbierende  Resul- 
tierende E (Abb.  6).  Die  Bügel- 
kraft ist  daher  in  den  an- 
schließenden Bügelseiten  (und 
auch  im  ganzen  Bügel)  überall 
gleich  groß  (der  Bügel  ist  auf- 
zufassen als  Seilpolygon  der 
Kräfte  E).  Da  die  Komponente 
der  Diagonal  kraft  = K ist,  so 
kann  auch  für  die  Zugkraft  im  Bügel  geschrieben  werden: 

<0  B = K=Z=jy- 

Der  erforderliche  Eisenquerschnitt  eines  Längsstabes  oder  eines 
Bügels  ist  somit 

j j j 

1'^)  fcz=^fel—-feb — n 77  ‘ 

iOe  F 


Das  erforderliche  Eisenvolumen  für  die  Längeneinheit  des  Zylinders 
aus  Längseisen  ^ ■ fe , 


aus  Bügeln 


t 

yb=Ufe 


wobei  U den  Zylinderumfang  bedeutet; 

11)  T — T t 1 ft  — j • 2 fe  — 

führt  man  die  Anzahl  der  Längsstäbe 

u 


UM 
o,  F 


t 


1 2)  r 

ein,  dann  ist 

13)  r=2 «/;. 

Wie  groß  die  Teilung  t angenommen  wird,  ist  — für  die  Wirt- 
schaftlichkeit — belanglos,  das  erforderliche  Eisenvolumen  bleibt  das- 
selbe (der  Ausdruck  für  V in  Formel  1 1 ist  von  t unabhängig). 

Unsere  Betrachtungen  bezogen  sich  bisher  auf  gleichen  Bügel- 
und Läugseiseaabstand.  Die  Bügel  haben  lediglich  den  Zweck,  die 
von  den  Druckstäben  verursachten  radialen  Kräfte  aufzunehmen. 
Diesen  Zweck  erfüllen  engverlegte  Bügel  besser  als  starke  Einzelbügel 


' 
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in  größeren  Abständen  (Abb.  7),  und  so  kann  auch  ein  vom  Längs- 
eisenabstand t abweichender  Bügelabstand  gewählt  werden.  Der  in 
Formel  10  gegebene  Eisenquerschnitt  bedeutet  dann  den  Gesamtquer- 
sehnitt  der  auf  die  Strecke  t entfallenden  Bügel.  Statt  dieses  Ausdrucks 
kann  der  für  die  Längeneinheit  des  Zylinders  erforderliche  Bügelquer- 
schnitt  aufgeschrieben  werden: 

M 

14)  fe  für  die  Längeneinheit  = ^ r ' 

Es  ist  ferner  nicht  erforderlich,  daß  die  Verankerungsstäbe  gleiche 
Teilung  haben,  nur  müssen  sie  bei  verschiedenen  Abständen  ver- 
schiedene Querschnitte  aufweisen.  In  der  Bemessungsformel  Nr.  10 
ist  für  t der  halbe  Abstand  der  beiden  Nachbaranker  einzusetzen. 


Alle  Stäbe  müssen  gut  verankert  werden;  entweder  mit  Haken, 
oder  dadurch,  daß  die  Enden  um  die  Haftlänge  s verlängert  werden. 
Die  Abb.  8 veranschaulicht  die  Verankerung  der  Längsstäbe.  Die 
Zugkraft  Z des  Eisens  wird  durch  die  Haftspannung  auf  den  Beton- 
muff von  der  Länge  s übertragen,  diese  übergibt  sie  dem  Beton- 
diagonalstab, auf  welchen  auch  die  vom  Drehmoment  verursachten 
Kräfte  K wirken  (vergl.  auch  Abb.  2),  so  daß  die  Resultierende  S ent- 
steht. — Wie  wichtig  auch  die  Bügelverankerung  ist,  zeigen  die  Ver- 
suchsergebnisse des  Deutschen  Ausschusses  für  Eisenbeton  (Heft  16). 
Diese  Versuche  lassen  darauf  schließen,  daß  hier  die  bei  den  Stützen 
übliche  Bügelverankerung  nicht  ausreicht  und  die  Bügelenden  ent- 
weder ganz  um  die  Längsstäbe  gewunden  werden  oder  auf  die  er- 
forderliche Haftlänge  übergreifen  müssen. 

Auf  ähnlichem  Wege  wie  für  die  Bügelbewehrung  kann  auch  für 
die  Spiralbewehrung  der  erforderliche  Eisenquerschnitt  ermittelt  werden. 
Die  auf  den  diagonalen  Zugstab  entfallende  Komponente  von  K ist 
(nach  Abb.  3)  r- 

Z=^~, 

V 2 

das  ergibt  mit  Hinweis  auf  Formel  7: 

15)  Z=\  -Mt 

2 V2F’ 

und  der  erforderliche  Eisen querschnitt  einer  Spirale  ist 

^ Mt 

16)  A=  IWUT7’ 


wobei  t den  in  der  Querschnittebene  (also  nicht  senkrecht  zur  Spirale) 
gemessenen  Abstand  der  Spiralen  bedeutet.  — Das  erforderliche  Eisen- 
volumen für  die  Längeneinheit  des  Zylinders  ist 

10  V—  n fe  j/2  = . — 0 2 - 9 

^ 2 y 2 dg  F - Ge  F 

d.  h.  die  Hälfte  des  in  Formel  11  für  die  Bügelbewehrung  aufge- 
schriebenen Wertes. 

Vergleicht  man  die  beiden  Bewehrungsarten,  so  ist  vor  allem  zu 
sehen,  daß  die  Bügelbewehrung  zweimal  so  viel  Eisen  erfordert  als 
die  Spiralbewehrung.  In  der  Ausführung  kommt  aber  dieser  Vorteil 
nicht  sehr  zur  Geltung:  um  die  Spiralbewehrung  verlegen  zu  können, 
wird  man  auch  dort  — aus  Montagegründen  — Längsstäbe  verwenden, 
und  so  wird  die  Eisenersparnis  nicht  bedeutend  sein.  Außerdem  hat 
die  Bügelbewehrung  Vorteile,  die  das  Mehr  an  Eisen  überwiegen: 

1.  das  leichtere  Verlegen  und  damit  die  Möglichkeit  einer  sorg- 
fältigen Ausführung; 

2.  die  Bügelbewehrung  kann  auch  entgegengesetzte  Drehmomente 
aufnehmen,  während  die  Spiralbewehrung  nur  in  einer  Richtung  wirkt; 

3.  der  soeben  erwähnte  Vorteil  besteht  auch  dann,  wenn  entgegen- 
gesetzte Momente  nicht  auftreten  können.  Bei  dem  Verlegen  der 
Spiralbewehrung  muß  darauf  geachtet  werden,  in  welchem  Drehsinne 
die  Spiralen  steigen;  bei  der  Bügelbewehrung  schaltet  dieser  Umstand 
aus.  — 

Es  wurde  bisher  vorausgesetzt,  daß  die  Querschnittlinie  des  Be- 
wehrungszylinders (A-Polygon  auf  Abb.  4)  bekannt  ist.  Bei  Kreis  und 


Ellipse  ist  die  Spannungsverteilung  linear  und  die  Schwerpunktlinie 
der  inhaltgleichen  Spannungsdreiecke  (7-Polygon)  ein  konzentrischer 

Kreis  bezw.  eine  konzentrische  Ellipse  in  \ Rand-Abstand  (»■)  vom 

»0 

Mittelpunkt.  Mit  Rücksicht  auf  die  Fußnote  S.  526  ist  dann  die  Ent 


fernung  des  konzentrischen  A- Polygons  - r ( das  Abstandsverhältnis 


Bei  dem  Viereck  ist  die  Spannungsverteilung  nur 


an  den  zu  den  Seitenmitten  führenden  Radien  linear,  bei  den  Ecken 
rückt  der  Schwerpunkt  der  Spannungsfläche  und  damit  auch  das 
A-Polygon  verhältnismäßig  näher  zum  Mittelpunkt.  Der  richtige  Zy- 
linderquerschnitt hat  also  hier  eine  ovale  Form.  Bei  verwickelten 
Querschnitten  kann  die  genaue  Lage  des  Bewehrungszylinders  — so- 
lange die  Spannungsverteilung  nicht  bekannt  ist  — nicht  angegeben 
werden. 

Es  kommt  aber  auch  nicht  darauf  an.  Der  Bewehrungszylinder 
wird  erst  dann  angeordnet,  wenn  der  Drehwiderstand  des  Betons  als 
erschöpft  zu  betrachten  ist.  Man  kann  den  Beton  durch  Risse  (die 
unter  45°  verlaufen)  durchzogen  denken,  so  daß  er  auf  Schub  keinen 
Widerstand  mehr  zu  leisten  vermag  und  nur  die  schrägen  Druck- 
streben des  Fachwerkes  liefert.  Es  ist  nun  nicht  wichtig,  daß  die  Quer- 
schnittlinie dieses  Fachwerkzylinders  mit  der  Schwerlinie  (A-Polygon) 
des  zugehörigen  Beton querschnitts  — der  ja  nunmehr  als  nicht  vor- 
handen angesehen  werden  darf  — übereinstimmt.  Das  Drehmoment 
kann  durch  einen  Zylinder  mit  anderer  Querschnittlinie  ebenfalls 
aufgenommen  werden,  nur  muß  natürlich  der  Zylinderquerschnitt 
innerhalb  des  Betonquerschnitts  liegen,  damit  die  Betondruckdiago- 
nalen vorhanden  sind.  — Da  das  erforderliche  Eisenvolumen  bei 

gegebenem  M und  cre  mit  proportional  ist,  so  wird  es  wirtschaft- 
lich sein,  die  Querschnittlinie  des  Fachwerkes  nahe  zum  Betonrande 
(etwa  im  üblichen  Randabstand)  anzuordnen , denn  der  Zylinder- 
umfang wächst  dabei  im  allgemeinen  linear,  die  umschlossene  Fläche 
aber  quadratisch;  es  müssen  nur  — aus  den  oben  angeführten 
Gründen  — nach  innen  konkave  Stellen  vermieden  werden. 

Es  sei  noch  bemerkt,  daß  bei  gegebenem  Umfang  U der  Zylinder- 
querschnitt um  so  günstiger  ist,  je  größer  die  umschlossene  Fläche 

wird  (das  Verhältnis  ^ wird  vor- 
teilhafter; gedrungene  Querschnitt- 
formen). Ferner  daß  bei  polygo- 
nalen Querschnitten,  deren  Seiten 
einen  gemeinschaftlichen  Kreis 
berühren , dieser  eingeschriebene 
Kreis  als  Querschnittlinie  gewählt 
werden  kann,  ohne  dabei  unwirt- 
schaftlich zu  konstruieren.  Die 
erforderliche  Eisenmenge  ist  die 
selbe,  denn  es  ist  (nach  Abb.  9): 

, 1 D -rr^ 
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konst. 


Der  Rechnungsgang  soll  noch  kurz  zusammengefaßt  werden: 

Es  wird  zuerst'  die  größte  Randspannung  des  unbewehrten 
Betonquerschnitts  aus  den  für  Vollwandquerschnitte  gültigen 
Formeln  ermittelt.  (Bei  verwickelteren  Querschnitten  wähle  man 
die  eingeschriebene  Ellipse.)  Ergibt  sich  rmax  > 4,0  kg/qcm, 

daun  ist  das  Moment  durch  Bügel-  oder  Spiralbewehrung  auf- 
zunehmen. 

Die  Querschnittlinie  des  Bewehrungszylinders  wird  im  üblichen 
Raudabstand  dem  Betonquerscbnitt  nach  Möglichkeit  angepaßt, 
wobei  konkave  Umrißteile  zu  vermeiden  sind. 

Ermittelt  man  die  durch  den  Bewehrungszylinder  umschlossene 
Fläche  F und  wählt  den  Abstand  der  Längsstäbe  und  Bügel 
(bezw.  den  in  der  Querschnittebene  gemessenen  Abstand  der 
Spiralen)  zu  t,  dann  ist  — bei  der  Bügelbewehrung  — der  er- 
forderliche Eisenquerschnitt  eines  Längsstabes  bezw.  eines  Bügels 

__  ß[ 

te  ~ 2<fe  F 

Mt 

bei  der  Spiralbewehrung  der  Querschnitt  einer  Spirale : fe  = - 

2V2  0eF 

wobei  M das  Drehmoment  und  at  die  zulässige  Eisenspannung 
bedeutet.  — 
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22.  Oktober  1921. 


Für  die  Torsionsbewehrung  lindet  man  einige  Sonderformeln  i 
(Viereckquersclmitt,  Spiralbewehrung)  in  Professor  Hägers  „Theorie 
des  Eisenbetons“  und  neuerdings  in  Saligers  „Der  Eisenbetonbau“ 

(4.  Auflage).  Die  Anwendung  der  hier  abgeleiteten  allgemeinen 
Betrachtungsweise  auf  diesen  Sonderfall  ergibt  Saligers  Formeln,  wo- 
gegen bei  Professor  Hager  ein  Irrtum  vorzuliegen  scheint  (zur  Kraft  L>b 


gehört  eine  Rißlänge  a‘  = 


a 

W 


und  nicht  a V-2)-  — Es  soll  Vorbehalten 


bleiben,  auf  weitere  Einzelheiten  an  anderer  Stelle  einzugehen  und 
bei  dieser  Gelegenheit  auch  Anwendungsbeispiele  sowie  eine  Be- 
sprechung der  Drehversuche  des  Deutschen  Ausschusses  für  Eisen- 
beton folgen  zu  lassen. 


Vermischtes. 


Eine  Beratungstelle  fiir  das  Baugewerbe  ist  bei  dem  Württem- 
bergischen  Landesgewerbeamt  (Stuttgart,  Kanzleistraße  .'34)  eingerichtet. 
Sie  hat  die  Aufgabe,  das  Baugewerbe  und  die  Staats-  und  Gemeinde- 
behörden in  allen  Fragen  des  Hochbaues  technisch  und  künstlerisch 
zu  beraten.  Sie  wird  Entwürfe  aller  Art  beurteilen  und  Auskünfte 
sowie  Gutachten  über  technische  und  künstlerische  Einzelheiten  er- 
teilen z.  T.  unter  Mitwirkung  von  Sondersachverstäudigen.  Eine 
Sammlung  von  Baustoffen,  Vorlagen,  Preislisten,  Verträgen,  Licht- 
bildern u.  a.  m.  sowie  eine  Bücherei  und  Modell  Werkstatt  stehen  der 
Beratungstelle  zur  Verfügung.  Im  Zeichensaal  der  Beratungstelle 
kann  Unterstützung  bei  der  Aufstellung  von  Entwürfen  gewährt 
werden.  Vorlagen  und  Modelle  werden  käuflich  abgegeben  oder  auch 
ausgeliehen  werden.  Mit  Ausnahme  von  schriftlichen  und  zeichne- 
rischen Arbeiten  sowie  von  Beratungen  an  Ort  und  Stelle  erfolgt  die 
Beratung  kostenfrei.  Endlich  wird  noch  eine  Monatschrift  „Für 
Bauplatz  und  Werkstatt“  herausgegeben  und  es  werden  Kurse,  Wett- 
bewerbe und  Ausstellungen  veranstaltet. 

IMe  Rheinische  Siedlungswoche  in  Krefeld.  Am  17.  September 
wurde  in  Krefeld  die  vom  Rheinischen  Verein  für  Kleinwohnungswesen 
in  Düsseldorf  mit  den  Landesverbänden  des  B.D.A.  Rheinland  links, 
sowie  Rheinland  rechts  und  Westfalen,  dem  Architekten-  und  Ingenieur- 
verein  Düsseldorf,  sowie  dem  Architektenverein  Krefeld  und  der 
Stadtverwaltung  Krefeld  veranstaltete  Rheinische  Siedlungswoche  er- 
öffnet. Die  Siedlungswoche  gliederte  sich  in  verschiedene  Lehrgänge, 
die  durch  eine  Ausstellung  von  Bebauungsplänen,  Typenentwürfen, 
Modellen,  Möbeln,  Entwürfen  zu  Siedlergärten  u.  dgl.  wirkungsvoll 
unterstützt  wurden. 

Zunächst  hielt  Regierungsbaumeister  Langen  vom  Deutschen 
Archiv  für  Siedlungswesen  in  Berlin  einen  Vortrag  über  „Stellengrößen 
und  Siedlungsformen,  ländliche,  halbländliche,  vorstädtische  und 
städtische  Siedlungsgrundlagen  unter  besonderer  Berücksichtigung  der 
Errichtung  in  verschiedenen  Bauabschnitten“.  Jede  Siedlung  früherer 
Zeit  geschah  in  bestimmter  Form,  die  sich  den  wirtschaftlichen  und 
sozialen  Verhältnissen  aufs  engste  anpaßte.  Die  Formen  wurden  durch 
die  Entwicklung  des  19.  Jahrhunderts  zertrümmert.  Zu  einer  geordneten 
Siedlung  können  wir  nur  wieder  kommen,  wenn  wir  nach  festen 
Formen  suchen,  für  welche  die  Vergangenheit  die  besten  Grundlagen 
bietet.  Wir  müssen  die  Auflösung  der  Großstädte  in  Kleinsiedlungs- 
organismen erstreben,  die  verwaltungs-  und  verkehrstechnisch  zu- 
sammenzufassen sind. 

Nachmittags  folgte  ein  Vortrag  über  „Die  Grundlagen  der  General- 
bebauungs-  und  Generalsiedlungspläne“  des  Oberregierungsrats  2)r.=3m). 
Rappaport,  Beigeordneter  des  Siedlungsverbandes  Ruhrkohlenbezirk. 
Siedeln  und  Bauen  sind  zwei  Begriffe,  die  heute  vermischt  werden. 
Unter  Siedeln  ist  nur  die  Gesamtaufschließung  des  Geländes  zu  ver- 
stehen. Dies  geschieht  in  Generalsiedlungsplänen,  die  die  wirtschaft- 
liche Grundlage,  geographische  Lage,  Bodenschätze,  Klima,  Rohstoffe, 
Erzeugung  und  Verbrauch  bei  der  Industrie  und  die  Ernährungsfrage 
berücksichtigen.  Die  notwendigen  Freiflächen,  und  zwar  nur  solche, 
die  wirklich  dauernd  für  die  Öffentlichkeit  benutzbar  bleiben,  sind 
festzulegen.  In  zweiter  Linie  kommt  der  Generalbebauungsübersichts- 
plan. Bei  diesem  treten  zu  den  wirtschaftlichen  Fragen  die  technischen. 
Hier  gilt  es,  das  Gelände  an  den  Vollbahnen  für  die  Industrie,  in  der 
Nähe  der  Grünflächen  für  die  Wohngebiete  zu  erschließen.  Nach 
Berührung  der  Baupolizeivorschriften  und  der  Aufstellung  des  eigent- 
lichen Bebauungsplans  wurde  noch  ausgeftihrt,  daß  Stadtbaukunst 
ein  Einfügen  in  ein  Ganzes  ist,  und  wie  jedermann  soziale  und  staats- 
bürgerliche Pflichten  hat,  so  hat  er  auch  beim  Bau  städtebauliche 
Pflichten,  daß  er  sich  bei  völliger  Wahrung  der  Selbständigkeit  doch 
unter  die  große  Einheit  unterordnet. 

Diesen  beiden  bedeutsamen  Vorträgen  folgte  dann  Sonntag, 
den  18.,  die  Eröffnung  der  Ausstellung  im  Kaiser-Wilhelm-Museum, 
wobei  Prof.  Jahn  aus  Düsseldorf  einen  Vortrag  über  neuere  rheinische 
Siedlungen  hielt,  indem  er  grundsätzliche  Fragen  an  der  Hand  von 
Beispielen  erörterte , die  preisgekrönten  Entwürfe  der  Bergmanns- 
siedlungen  in  Brühl  und  Mörs  vorführte  und  eingehend  besprach.  Die 
Ausstellung  selbst  brachte  eine  Fülle  von  wertvollem  Anschauungs- 
stoff für  Fachleute  und  Laien;  es  seien  hier  nur  u.  a.  erwähnt  die 
zahlreichen  gutgelösten  Siedlungshntwürfe  der  Eisenbahndirektion 
Köln,  der  Kruppschen  Bauverwaltung  (Baurat  Schmohl).  Der  Architekt 
Rings  in  Essen  stellte  Pläne  seiner  Siedlung  Essen-Stadtwald,  Feld- 
baus und  Kaiserhof  aus,  die  besonders  durch  ihre  großzügige  und 


straffe  architektonische  Gliederung  und  die  reizvolle  Seiten-  und 
Stoff behandlung  der  Häuser  auffielen. 

Es  fanden  dann  noch  Besichtigungen  der  Lehmbauten  in  Büderich 
statt,  die  durch  Vorträge  an  Ort  und  Stelle  ergänzt  wurden.  Im 
ganzen  wurden  vom  17.  bis  22.  September  22  Vorträge  gehalten,  die 
die  gesamten  Fragen  des  Wohnungs-  und  Siedlungswesens  berührten 
und  die  sich  auf  den  technischen  Lehrgang  vom  17.  bis  20.  September 
und  den  Verwaltungslehrgang  vom  20.  bis  22.  September  verteilten. 
Die  Vorträge  waren  durchschnittlich  von  250  Herren  aus  dem  Rhein- 
land und  Westfalen  besucht.  Auch  aus  Holland  waren  Teilnehmer 
erschienen.  — Den  Veranstaltern  der  Siedlungswoche  ist  es  gelungen, 
die  Ergebnisse  auf  dem  Gebiet  des  Wohnungs-  und  Siedlungswesens 
zusammenzutragen  und  zu  zeigen,  wie  Wissenschaft  und  Theorie  nutz- 
bringend umgesetzt  werden  können. 

Essen.  L.  M.  Hahn.  Regierungs-  und  Baurat. 

Verfahren  zum  Dichten  von  Damnibalkenverschliisseu  für 
Wasserbecken  aller  Art.  D.  R.-P.  336  399.  Zusatz  zum  Patent  281  924. 
Hugo  Herzbruch  in  Datteln  i.  W.  (vgl.  Jahrg.  1915  d.  Bl.,  S.  323).  — 
Abb.  1 zeigt  einen  Aufriß,  Abb.  2 einen  senkrechten  und  Abb.  3 einen 
wagerechten  Schnitt  des  neuen  Dammbalkenverschlusses.  Abb.  4 ist 
eine  Einzelheit  in  größerem  Maßstabe.  — Wie  beim  Hauptpatent 
wird  die  Wehröffnung  u des  Filterbeckens  b o.  dgl.  mit  einem 
Rahmen  aus  geeignetem  Profileisen  c ausgerüstet,  in  den  die  Bohlen  (/ 
eingelegt  werden.  Der  Erfindung  gemäß  werden  aber  zum  Rahmen 
ineinandergestellte  U- Eisen  verwendet,  um  Raum  und  Halt  zum  Ein- 
legen des  Holzrahmens  e zu  schaffen,  an  den  die  Bohlen  d angepreßt 
werden.  Da  das  Holz  unter  der  Einwirkung  des  Wassers  quillt,  so 
ist  damit  ein  weiterer  günstiger  Umstand  für  die  Abdichtung  gegeben. 
Die  wie  beim  Hauptpatent  mit  Nut  und  Feder  ineinandergreifenden 

Dammbalken  werden 
durch  ein  auf  der  Was- 
serseite angeordnetes 
Winkeleisen  f mittels 
Schrauben  g gegen  den 
Holzrahmen  e gepreßt. 
Die  Schrauben  g sind 
jetzt  mit  Nasen  h aus- 


Abb.  2.  Abb.  4. 


gerüstet,  die  hinter  die  Winkel- 
eisen f fassen  und  diese  mit  dem 
Wasserdruck  gegen  die  Bohlen  und 
Führung  pressen.  Druckschrauben  i mit  entgegengesetzten  Gewinden 
und  Abstützung  gegen  das  Querjoch  k sind  wie  beim  Hauptpatent 
zur  Zusammenpressung  in  senkrechtem  Sinne  angeordnet.  Ähnlich 
wie  das  Querjoch  k den  Rahmen  nach  oben  bin  abstützt,  dient  das 
U- Eisen/  zur  unteren  Abstützung  und  Aufnahme  des  unteren  Teiles 
des  Dichtungsrahmens  e.  Der  Haspelbaum  m ist  auch  hier  wieder 
zum  Anheben  und  Entfernen  der  Dammbalken  <1  augeordnet;  diese 
werden  entsprechend  der  Ausbildung  des  Rahmens  einfach  aus  diesem 
bis  obenhin  herausgezogen.  Die  Bohlen  sind,  da  durch  die  Abdichtung 
mit  dem  Wasserdruck  gegen  die  Wasserseite  zu  oben  ein  Spalt  frei- 
bleibt, bis  über  den  Höchstwasserstand  hochgeführt  (Abb.  2).  Im 
übrigen  erfolgt  die  Bedienung  der  Vorrichtung  wie  beim  Hauptpatent; 
erst  werden  nach  Einlegen  der  Dammbalkeu  d die  Schrauben  g nur 
etwas  angezogen,  dann  die  Druckschrauben  i so  kräftig  angezogen,  daß 
die  bekannte  Wellenlinie  entsteht,  und  endlich  werden  die  Schrauben  g 
der  Reihe*  nach  so  gespannt,  daß  die  Nasen  h mit  dem  Winkel  f all- 
mählich die  Bohlen  strecken  und  gegen  den  Holzrahmen  e festziehen. 
Damit  wird  dann  unter  der  Mitwirkung  des  Wasserdrucks  eine  unbe- 
dingte Abdichtung  erzielt,  die  aber  trotzdem  einen  geringen  Verschleiß 
hat,  da  einesteils  die  Eigenschaften  des  Holzdichtungsrahmens  voll 
ausgeuutzt  werden  können,  andernteils  die  Schrauben  gewissermaßen 
entlastet  werden,  da  mit  dem  Wasserdruck  gedichtet  wird. 


Abb.  3. 
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INHALT:  Die  Betriebseinrichtungen  an  «Jen  Schleusen  des  Rhein-Heme-Kunats.  — Die  Aufgaben  der  römisch- germanischen  Kommission  des  deutschen  Archäo- 
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Die  Betriebseinrichtiingen  an  den  Schleusen  des  Rhein -Herne -Kanals. 

Von  den  Regierungs-  und  Bauräten  Ebclt  und  ®r.s=3ng.  Stocher  in  Essen. 


Abb.  1.  Windwerk  für  die  Zylinderschütze  am  Oberhaupt. 

Die  Betriebseinrichtungen  an  den  Schleusen  des  Rhein -Herne- 
Kanals,  insbesondere  die  Tore  und  Umlaufverscblüsse,  — Klapptore 
und  Zylinderschütze  in  den  Oberhäuptern,  Schiebetore  mit  oberer 
Aufhängung  und  Rollkeilschütze  an  den  Untertoren  — sind  im 
•Jahrg.  1913  d.  Bl.,  S.  307  u.  f.  näher  beschrieben  worden. 

Die  Ausführungskosten  betrugen: 

für  1 Schiebetor  etwa  . . . 53  000  Mark 

„ 1 Klapptor  etwa  ....  39  000  „ 

,,  1 Zylinderschütz  etwa  . 11  500  „ 

„ 1 Rollkeilschütz  , . 9 000  „ 


Abb.  2.  Gesamtansicht  des  Schleppwagens. 

Die  Schlepptrosse  greift  etwa  in  Wagenmitte  an  der  dem  Beschauer 
abgewendeten  Seite  an. 


Im  folgenden  soll  über  die  sonstigen  Betriebseinrichtungen  Mit- 
teilung gemacht  werden. 

Die  Bewegungsvorrichtungen  für  die  Tore  und  Schütze  werden 
elektrisch  betrieben,  doch  können  sie  auch  bei  Versagen  des  Stromes 
von  Hand  bedient  werden.  Verwendet  wird  Drehstrom,  der  den 
Schleusen  I bis  IV  mit  einer  Spannung  von  10  000  Volt,  den 
Schleusen  V bis  VII  mit  5000  Volt  durch  Kabel  aus  privaten  Ver- 
sorgungsnetzen zugeführt  und  an  jeder  Schleuse  in  einem  besonderen 


Umformerhaus  auf  die  Gebrauchsspannungen  von  220 
und  500  Volt  gebracht  wird.  Für  die  Antriebsvorrich- 
tungen und  die  Lichtanlagen  sind  zwei  Drehstrom- 
umformer von  je  40  kVA  Leistung  aufgestellt,  die  sich 
gegenseitig  voll  aushelfen  können.' 

Die  Antriebsmotore  für  die  Tor-  und  Schütz- 
bewegung bestehen  aus: 

a)  1 Motor  von  20  PS  für  das  Klapptor  am  Ober- 
haupt, Bewegungsdauer  130  Sek. ; 

b)  1 desgl.  für  das  Schiebetor  am  Unterhaupt,  Be- 
wegungsdauer 50  Sek.; 

c)  2 Motoren  von  je  3 PS  für  die  Zylinderschütze  am 
Oberhaupt,  Bewegungsdauer  150  Sek.; 

d)  2 Motoren  von  je  5 PS  für  die  Rollkeilschütze  am 
Unterhaupt,  Bewegungsdauer  90  Sek. 

Sämtliche  Motore  sind  einfache  Drehstrommotore 
von  220  Volt.  Der  Antrieb  arbeitet  mittels  Windwerk 
beim  Klapptor  auf  eine  Seiltrommel,  beim  Schiebetor 
auf  eine  Zahnstange  und  bei  den  Umlaufverschlüssen 
auf  Kettennüsse. 

Das  Windwerk  für  die  Zylinderschütze  am  Ober- 
haupt zeigt  Abb.  1.  Die  Windwerke  für  die  Rollkeil- 
schütze und  für  die  Tore  sind  ähnlich  angeordnet. 
Alle  Antriebsvorrichtungen  sind  in  eisernen  Schutz- 
häuschen untergebracht.  Die  Zugänglichkeit  wird  durch 
eiserne  Türen  und  Klappen  ermöglicht. 

Bei  den  Motoren  ist  durch  Fliehkraftregler  und 
Steuerscheiben  die  Einrichtung  getroffen  worden,  daß 
nach  dem  Einschalten  die  weitere  Steuerung  und  das 
Ausschalten  am  Ende  der  Bewegung  selbsttätig  vor  sich 
geht.  Die  Bedienungsmannschaft  ist  aber  jederzeit  in 
der  Lage,  die  Bewegung  zu  unterbrechen  und  in  gleichem 
oder  umgekehrtem  Sinne  wieder  zu  betätigen. 

Die  Antriebsvorrichtungen  können  von  jeder  Seite  der  Schleuse 
aus  in  Bewegung  gesetzt,  die  Umlaufverschlüsse  auch  einzeln  an- 
getrieben werden.  Die  Schalter  für  die  auf  der  Schiebetorbrücke 
stehende  Winde  sind  in  einem  besonderen  auf  der  Schleusenplattform 
stehenden  Schaltkasten  untergebracht. 

Eine  gegenseitige  Blockung  der  Antriebsvorrichtungen  am  Ober- 
und Unterhaupt  ist  nicht  durchgeführt,  dagegen  ist  zur  Sicherheit  an 
jeder  Schleuse  für  die  Betätigung  der  Bewegungseinrichtungen  nur 
ein  Steckschlüssel  vorhanden,  der  so  eingerichtet  ist,  daß  er  nur  in 
der  Haltstellung  abgezogen  werden  kann.  Eine  gleichzeitige  Be- 
tätigung der  Vorrichtungen  am  Ober-  und  Unterhaupt  ist  somit  aus- 
geschlossen. 

Von  einer  Zusammenfassung  der  Schleusenbetriebe  in  einem  hoch- 
liegenden Stellwerk  wurde  Abstand  genommen.  Wie  sich  im  Betriebe 
zeigte,  ist  es  erforderlich,  daß  sich  der  Schleusenbeamte  vor  Be- 
tätigung irgendwelcher  Verschluß  Vorrichtungen  an  Ort  und  Stelle 
davon  überzeugt,  ob  alles  hierfür  in  Ordnung  ist.  Bei  Zentralbetrieb 
kann  der  Beamte  nicht  genau  überblicken,  ob  z.  B.  beim  Schließen 
der  Tore  die  Schiffe  bereits  völlig  in  die  Schleuse  eingefahren  sind 
öder  ob  bei  Beginn  des  Füllens  oder  Leerens  der  Schleuse  die  Schiffe 
schon  festgemacht  haben  usw.  Solche  Fälle  könnten  aber  leicht  zu 
Beschädigungen  an  den  Schiffen  und  den  Schleusen  führen,  was  bei 
der  jetzt  üblichen  Einschaltung  von  Hand  an  Ort  und  Stelle  kaum 
Vorkommen  kann. 

Beim  Schleusenbetrieb  mußte  damit  gerechnet  werden,  daß  außer 
den  üblichen  Schleppzügen  von  einem  Schlepper  und  zwei  Kähnen, 
die  in  den  165  m langen  Schleusen  zugleich  geschleust  werden  können, 
auch  einzelne  Kähne  und  Teile  von  längeren  Schleppzügen  ohne 
Dampfer  durchgeschleust  werden  müssen.  Um  das  zeitraubende 
Einschleppen  von  Hand  oder  den  umständlichen  Spillbetrieb  zu  ver- 
meiden und  die  Schleusungsdauer  nach  Möglichkeit  abzukürzen, 
wurden  Schleppwagen  mit  elektrischem  Antrieb  vorgesehen  (Abb.  2). 

Die  Schleppwagen  haben  ein  Gewicht  von  15  t und  bei  2,5  bis 
3 t Zugkraft  eine  Fahrgeschwindigkeit  von  1 m/Sek.  Sie  laufen  auf 
Gleisen  von  1 m Spur,  die  zwischen  den  Enden  der  beiderseits  über 
die  Häupter  um  je  100  m weit  hinausgeführten  Leitwerke  wagerecht 
durchgeführt  sind. 

Der  Strom  wird  an  einer  unterirdischen,  in  einem  besonderen 
Kanal  verlegten  Grubenschiene  neben  dem  Gleis  durch  Schleppschuh 
abgenommen  und  durch  die  Fahrschienen  zurückgeleitet.  Zum  An- 
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trieb  des  Schleppwagens  dient  für  jede  der  beiden  Achsen  ein  22  PS- 
Einphasen-Repulsionsmotor,  der  durch  Bürstenverschiebung  von  dem 
in  Wagenmitte  befindlichen  Führerstand  aus  gesteuert  wird.  Die 
Schlepptrosse  wird  den  Kähnen  vom  Schleppwagen  aus  gereicht;  zu 
ihrem  Auf-  und  Abwickeln  auf  eine  Seiltrommel  ist  ein  besonderer 
5 PS -Einphasenmotor  vorhanden.  Den  zum  Betrieb  erforderlichen 
Einphasenstrom  von  500  Volt  Spannung  liefern  zwei  im  Umformer- 
haus aufgestellte  40  kVA-Einphasenstrom-Umformer,  die  gegenseitig 
eine  volle  Aushilfe  bedeuten. 

An  sonstigen  Einrichtungen  weisen  die  Schleppwagen  neben  den 
erforderlichen  Meßgeräten  Handbremse  und  Sandstreuer  auf.  Am 
Leitwerkende  im  Unterwasser  ist  ein  kleiner  Schuppen  aus  Eisen  und 
Glas  mit  Arbeitsgrube  für  den  Schleppwagen  angebracht. 

Auf  dem  Rhein-Herne-Kanal  hat  sich  der  Betrieb  so  gestaltet,  daß 
die  Schleppdampfer  im  allgemeinen  mit  vier  Anhängen  fahren.  Beim  An- 
fahren der  aus  zwei  Einzelschleusen  bestehenden  Schleusengruppe  wirft 
die  hintere  Hälfte  des  Schleppzuges  los  und  steuert  mit  eigener  Kraft  an 
das  zunächst  gelegene  Leitwerk,  von  wo  sie  durch  den  Schleppwagen 
in  die  zugehörige  Schleuse  eingeschleppt,  durchgeschleust  und  vom 
Schleppwagen  wieder  herausgezogen  wird.  Währenddessen  geht  der 
Dampfer  mit  den  beiden  übrigen  Kähnen  durch  die  andere  Schleuse. 
Beim  Herausschleppen  mit  dem  Schleppwagen  erhalten  die  Kähne 
so  viel  Fahrt,  daß  sie  die  andere  Schleppzughälfte  ohne  weitere  Hilfe 
wieder  erreichen.  Auf  diese  Weise  dauert  eine  Doppelschleusung 
(bergauf  und  bergab)  rund  60  Minuten. 

Die  Einzelzeiten  für  das  Ein-  und  Ausschleppen  betragen  etwa: 
Einschleppen  mit  Dampfer  . . . 430  Sekunden 

„ „ Schleppwagen  . 375  ,, 

Ausschleppen  „ Dampfer  . . . 430  „ 

„ „ Schleppwagen  .310 

Die  Ausführungskosten  für  einen  Schleppwagen  betrugen  15  000  Mark. 

Um  auch  nachts  und  bei  unsichtigem  Wetter  einen  sicheren 
Betrieb  zu  gewährleisten,  wurden  die  Schleusen  mit  Befeuerungs-  und 
Signalanlagen  versehen. 

Die  Befeuerungsanlage  besteht  aus  24  350  bis  550kerzigen 
Glühlampen,  die  über  die  Schleusengruppe  nach  dem  Betriebsbedürfnis 
verteilt  sind  und  von  denen  immer  je  vier  in  einem  besonderen 
Stromkreis  zusammengefaßt  sind.  Sie  werden  von  kleinen,  in  den 
Schleusenbuden  untergebrachten  Schalttafeln  aus  geschaltet. 

An  beiden  Enden  jeder  Schleusengruppe  steht  eine  Signalan- 
lage, bestehend  aus  einem  Signalmast  mit  zwei  Signalarmen,  die  an- 
zeigen,  welche  Schleuse  betriebsfähig  ist.  Die  Signale  werden  elektrisch 
angetrieben  und  von  den  Schalttafeln  der  Schleusenbude  aus  gestellt. 
Damit  der  Schleusenbeamte  auch  bei  unsichtigem  Wetter  jederzeit  in 
der  Lage  ist,  sich  von  der  Bude  aus  über  die  Stellung  der  Signale 
zu  unterrichten,  ist  Rückmeldung  durch  kleine  Glühlampen  vorgesehen, 
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Abb.  3. 


die  durch  Druckknopf  betätigt  werden  können.  Die  Beleuchtungs- 
und Signalanlage  wird  ebenfalls  mit  220  Volt  Spannung  betrieben. 

An  Festmacbevorricbtungen  für  die  Schiffe  sind  außer  den  im 
•lahrg.  1913  d.  Bl.  erwähnten  Schiffsbaltepfeilern  Poller  nach  Abb.  3 
auf  den  Scbleusenplattformen , außerdem 
Haltekreuze  in  den  Kammerwänden  an- 
gebracht. 

Die  Schleusen  und  sonstigenvVerkehrs- 
stellen  des  Rhein-Herne-Kanals  sind  durch 
eine  leistungsfähige  Fernsprechanlage  mit- 
einander verbunden.  Mit  Rücksicht  auf  den 
staatlichen  Schleppbetrieb  mußteeine  große 
Sicherheit  und  Schnelligkeit  in  der  Ab- 
wicklung der  Ferngespräche  gefordert 
werden.  Die  üblichen  Freileitungen,  -welche 
erfahrungsgemäß  häutigen  Störungen  durch  Witterungseinflüsse  unter- 
worfen und  im  dichtbevölkerten  Industriegebiet  auch  mutwilligen 
Beschädigungen  ausgesetzt  sind,  hätten  diesen  Anforderungen  nicht 
genügt.  Es  wurde  daher  von  Schleuse  I bis  Hebewerk  Henrichenburg 
ein  Fernsprechkabel  mit  sechs  Doppeladern  verlegt.  An  Schleuse  I 
hat  das  Kabel  Anschluß  an  das  Schleppamt  Ruhrort,  in  Henrichen- 
burg an  das  Fernsprechnetz  der  Dortmund-Kms-Kanalvertvaltung  und 
somit  auch  über  die  Umschaltstelle  Bergeshövede  Anschluß  an  die 
Fernsprechanlage  des  Ems- Weser-Kanals.  Die  im  örtlichen  Verkehr 
des  Rhein-Herne-Kanals  hintereinander  geschalteten  Sprechstellen 
haben  wahlweisen  Anruf  nach  dem  System  Siemens-Halske,  so  daß 
stets  nur  die  gewünschte  Stelle  den  Anruf  erhält. 

An  Ersatzteilen  liegen  bereit:  für  alle  Schleusen  zusammen 
ein  Klapptor  und  ein  Schiebetor,  ferner  für  jede  Antriebsart  eine 
vollständige  Winde  mit  Antriebsmotor,  außerdem  zwei  vollständige 
Rollkeilschütze  und  ein  Dichtungsring  für  die  Zylinderschütze.  Endlich 
ist  für  alle  sonstigen  Teile,  die  dem  Verschleiß  unterliegen,  jederzeit 
Ersatz  auf  Lager. 

Um  bei  Ausbesserungen  die  einzelnen  Verschlußteile  freilegen  zu 
können,  sind  vor  den  Toren  und  Schützen  Dammbalkenfalze  an- 
geordnet. Die  Dammbalken  an  den  Toren  können  durch  wagerechte 
Sprengwerke  gestützt  werden,  für  deren  Streben  die  nötigen  Aus- 
sparungen im  Mauerwerk  vorgesehen  sind. 

Zum  Betrieb  der  Schleusen  waren  außer  den  nötigen  Wohn- 
gebäuden für  das  Schleusenpersonal  an  jeder  Schleusengruppe  zwei 
Schleusenbuden  für  den  Aufenthalt  der  Schleusenbeamten  und  die 
Unterbringung  der  Schalttafeln  für  die  Befeuerungs-  und  Signalanlagen 
sowie  ein  Umformerhaus  erforderlich.  Hierzu  kommen  an  den  einzelnen 
Schleusen  die  zur  Abwicklung  des  Schleppbetriebs  und  zur  Erhebung 
der  Abgaben  erforderlichen  Räumlichkeiten.  Die  Bauleitung  lag  in  den 
Händen  der  Kanalbaudirektion  Essen. 


Die  Aufgaben  der  römisch- germanischen  Kommission  des  deutschen 

Archäologischen  Instituts. 


In  dem  soeben  erschienenen  XII.  Bericht  der  römisch- 
germanischen  Kommission  in  Frankfurt  a.  M.  (bei  Jos.  Bär  1921) 
berichtet  der  Direktor,  Professor  Dr.  Fr.  Köpp  über  deren  Tätigkeit 
im  Jahre  1920.  Es  ist  den  Zeitumständen  entsprechend  wenig,  was 
er  darüber  mitzuteilen  hat,  da  auch  hier  wie  auf  allen  wissenschaftlichen 
Gebieten  Einschränkungen  nötig  geworden  sind.  Besondere  Ergebnisse 
liegen  nicht  vor,  Zufallsfunde  werden  immer  seltener,  da  nicht 
mehr  gebaut  wird,  und  Ausgrabungen  verbieten  sich  von  selbst.  Mit 
Recht  legt  deshalb  die  Kommission  Wert  darauf,  wenigstens  die  an- 
gefangenen Arbeiten  des  Instituts  nach  Möglichkeit  weiterzuführen, 
unter  allen  Umständen  aber  durch  ihr  Organ,  die  Zeitschrift  „Germania“, 
die  Verbindung  mit  der  Außenwelt  aufrecht  zu  erhalten.  Im  übrigen 
soll  die  unfreiwillige  Pause  benutzt  werden,  die  Kräfte  zu  sammeln, 
nach  dem  Verlust  so  vieler  tapferer  Mitarbeiter  die  Reihen  wieder  zu 
schließen  und  das  allgemeine  Interesse  für  die  heimische  Altertums- 
forschung zu  wecken,  bis  der  deutsche  Geist  sich  wieder  zu  freierem 
Fluge  erheben  kann.  Im  allgemeinen  aber  scheint  mir  der  Dirigent 
die  Verhältnisse  doch  etwas  gar  zu  pessimistisch  zu  beurteilen.  Ich 
kann  ihm  hierin  nicht  beipflichten,  wenn  ich  z.  B.  den  außer- 
gewöhnlichen Besuch  der  Saalburg  und  das  sich  immer  mehr  be- 
kundende Interesse  an  der  heimischen  Altertumsforschung  ins  Auge 
fasse,  mag  es  vielen  nun  um  die  Flucht  aus  der  traurigen  Gegenwart 
in  die  bessere  Vergangenheit  zu  tun  sein,  oder  mag  sich  bei  anderen 
wieder  das  alte  Heimatgefühl  regen,  eine  erfreuliche  Beobachtung,  die 
auch  an  anderen  Stellen  gemacht  wird.  Besonders  günstig  ist  auch 
die  wieder  zunehmende  Teilnahme  und  tatkräftige  Unterstützung  des 
Auslandes,  das  hiermit,  Amerika  an  der  Spitze,  nur  zum  kleinsten  Teil 
das  zurückerstatten  kann,  was  ihm  im  Laufe  einer  Generation  von 
der  deutschen  Wissenschaft  vorgeschossen  worden  ist. 

In  einem  besonderen  Abschnitt  bespricht  Professor  Köpp  nach  einem 
Rückblick  auf  den  Weg,  den  die  Heimatforschung  bisher  gegangen 


ist,  die  allmähliche  Umstellung  der  Altertumsforschung  auch  auf 
diesem  Gebiet.  Die  veränderten  Zeitverhältnisse  verlangen  jetzt, 
daß  die  Grenzen  weiter  nach  Osten  gezogen  werden,  zumal  die 
römischen  Überreste  meist  in  einem  Gebiet  liegen,  das  uns  ganz  oder 
wenigstens  für  absehbare  Zeit  verloren  gegangen  ist,  daß  also  der 
Begriff  „römisch“  dahin  erweitert  wird,  daß  das  Römische  und 
Germanische  auf  deutschem  Boden,  und  zwar  das  Germanische  bis 
in  seine  frühesten  Ausläufer  berücksichtigt  wird,  und  auch  diejenigen 
Denkmäler  über  die  Römerzeit  hinaus  mit  einbezogen  werden,  soweit 
sie  die  Spatenarbeit  dem  Erdboden  entreißen  muß.  Man  darf  auch 
hoffen,  daß  gerade  diese  Arbeiten  auf  deutschem  Boden  nun  von 
Reichs  wegen  mit  um  so  größerem  Nachdruck  gefördert  werden,  als 
die  beiden  auswärtigen  Institute  in  Rom  und  Athen  infolge  der 
politischen  und  finanziellen  Schwierigkeiten  ihre  Tätigkeit  kaum  in 
vollem  Umfang  wieder  aufnehmen  können. 

Bei  Ausgrabungen  wird  es  für  die  nächste  Zukunft  nur  darauf 
ankommen,  gelegentlich  mit  Rat  und  Tat  einzugreifen  und  der  Lokal- 
forschung mit  kleinen  Beiträgen  zu  helfen,  wie  es  z.  B.  bei  den 
Kastellen  Haltern  a.  L.,  Kneblinghausen.  Kesselstadt  u.  a.  geschehen 
ist.  Geringere  Mittel,  besonders  für  dringende  Nachgrabungen,  stehen 
der  Kommission  jederzeit  zur  Verfügung,  die  mehr  wie  bisher  in 
eiligen  Fällen,  wo  Zerstörung  droht,  angerufen  werden  sollte. 

Zur  Veröffentlichung  aller  Ergebnisse  dient  die  „Germania“, 
daneben  erscheinen  die  ausführlichen  „Jahresberichte“.  Der  dies- 
jährige XII.  enthält  nur  eine  sehr  gründliche  Abhandlung  von 
E.  Wahle,  „Die  Besiedlung  Südwestdeutschlands  in  vorrömischer 
Zeit  nach  ihrer  natürlichen  Grundlage“,1)  eine  geographisch-geologische 


!)  Vorbereitet  wird  diese  Arbeit  durch  eine  Schrift:  „Ostdeutschland 
in  jungueolithischer  Zeit,  ein  prähistorisch-geographischer  Versuch.“ 
(Mannusbibliothek  Nr.  15). 
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Betrachtung  der  vorgeschichtlichen  Zeiten.  An  der  Hand  von  sieben  bei- 
gegebenen Karten  mit  Fundkatalog  zeigt  er  die  Entwicklung  der 
ältesten  Kulturen  in  Südwestdeutschland  in  Beziehung  zur  Ober- 
flächengestaltung dieses  Gebietes,  zum  Gewässernetz,  dem  Pflanzen- 
kleid und  dem  Vegetationscharakter  in  den  ältesten  Zeiten  und  ent- 
wickelt die  Besiedlung  durch  den  ältesten  Menschen  zur  neolithischen 
und  Metallzeit  im  Zusammenhang  mit  dem  Vorkommen  der  Steppen- 
heide und  der  Rodung  des  Urwalds.  Mit  der  Frage  nach  der  Ver- 
breitung dieser  Kulturen,  als  dem  Ergebnis  bestimmter  pflanzen- 
geographischer Verhältnisse,  hängt  dann  diejenige  nach  der  Heimat 
der  Indogermanen  u.  a.  eng  zusammen.  Hier  berührt  sich  die 
Geographie  eng  mit  den  Aufgaben  des  prähistorischen  Archäologen, 
der  an  dieser  neuartigen  Betrachtungsweise  eine  vielversprechende 
Unterstützung  findet. 

Man  darf  den  Veröffentlichungen  des  Instituts  nun  aber  auch 
eine  größere  Verbreitung  über  den  Kreis  der  eigentlichen  Fach- 
genossen hinaus  wünschen,  was  dann  erreicht  wird,  wenn  der  Inhalt 
auch  auf  eine  etwas  volkstümlichere  und  gemeinverständlichere  Grund- 
lage gestellt  wird.  Das  Interesse  an  der  Altertumsforschung  ist  weit- 
verbreitet, zumal  in  der  Archäologie  fast  jeder  Beruf  etwas  findet, 
was  ihn  interessiert.  Dann  werden  sich  auch  mehr  Mitarbeiter  aus 
„Dilettantenkreisen“  finden,  unter  denen  ich  vor  allem  mehr 
Techniker  sehen  möchte;  denn  die  Technik  ist  in  der  Archäologie 
bisher  stets  zu  kurz  gekommen. 

Sehr  verdienstvoll  ist  es,  wenn  die  Kommission  jetzt  nicht  nur 
die  zeitigen  Bodenfunde,  sondern  auch  die  älteren  Museumsbestände 
der  Allgemeinheit  zugänglich  macht.  Sie  unterstützt  zu  diesem 
Zweck  die  Herausgabe  der  Kataloge  von  kleineren  Museen  und 
Privatsammlungen.  Erschienen  sind  bis  jetzt  diejenigen  der  Samm- 
lungen von  Xanten,  Birkenfeld,  Bingen  und  der  Privatsammlung 
Marx  in  Mainz,  vorbereitet  sind  Hanau  und  Oberlahnstein. 

Die  von  ihr  seit  Jahren  betriebenen  Veröffentlichungen  der 
Igelsäule  bei  Trier  und  der  Neumagener  Monumente,  der  her- 
vorragendsten römischen  Kunstdenkmäler  auf  deutschem  Boden,  gehen 
ihrem  Ende  entgegen.  Abgeschlossen  sind  ferner  Sammelwerke  über 
die  „römischen  Militärreliefs“,  die  „römischen  Ziegelstempel“,  die 
„italische  Sigillata“,  deren  Drucklegung  aber  bei  der  Überfülle  des 
unter  der  Hand  angewachsenen  Stoffes  jetzt  erst  recht  durch  die 
Mißgunst  der  Zeiten  ins  Stocken  geraten  ist.  Das  beabsichtigte  große 
Denkmälerwerk  der  Kommission  mit  dem  monumentalen  Nachlaß  der 


Germanen,  ein  Werk  Uber  die  Ringwälle,  Straßen  u.  a.  müssen  vor- 
läufig zurückgestellt  werden. 

Eine  vielversprechende  Unterstützung  ihrer  Bestrebungen  ist 
schließlich  gewonnen  durch  die  Gründung  eines  „Bundes  für 
heimische  Altertumsforschung“,  der  auf  Anregung  seines 
rührigen  Dirigenten  im  vorigen  Jahre  in  Weimar  gegründet  wurde, 
und  dessen  Vertreter  aus  ganz  Deutschland  in  diesem  Frühjahr  in 
Gießen  zum  ersten  Male  zusammentraten.  Der  Bund-)  hat  den  Zweck, 
den  bestehenden  Anstalten  und  Vereinen  Geldmittel  für  ihre  Aus- 
grabungen und  Druckschriften  zur  Verfügung  zu  stellen  und  den 
Zusammenschluß  aller  auf  seinem  Gebiet  tätigen  Kräfte  zu  sichern, 
ohne  damit  in  die  Wirksamkeit  des  einzelnen  einzugreifen.  Seinen 
Sitz  hat  er  in  Frankfurt  a.  M.  bei  der  „Römisch-germanischen  Kom- 
mission“ des  Archäologischen  Instituts.  Der  Anfang  war  günstig, 
und  es  konnten  bereits  von  den  eingegangenen  Mitteln  10  000  Mark 
für  das  germanische  Denkmälerwerk  und  ebensoviel  für  den  geplanten 
großen  Bilderatlas  der  römisch-germanischen  Forschung  bestimmt 
werden.  Wünschen  wir  dem  jungen  Unternehmen  zu  Nutz  und 
Frommen  unserer  deutschen  Wissenschaft  allen  Erfolg  — auch  in 
den  Kreisen  unserer  Techniker!  — Wer  mit  technischem  Ver- 
ständnis beobachtet,  welche  bedeutenden  Überreste  aus  römisch- 
germanischer Vorzeit  unser  Heimatboden  auch  in  seinen  unscheinbaren 
Altertümern  birgt,  wird  bald  einsehen,  wie  nutzbringend  auch  für  die 
Gegenwart  trotz  ihrer  kaum  noch  zu  steigernden  Entwicklung  von 
Technik  und  Industrie  die  Bekanntschaft  mit  einer  Kultur  werden 
kann,  welcher  keine  Bauweise,  kein  Baustoff,  kein  Werkzeug  unserer 
Tage  fremd  war.  Deshalb  rufe  ich  auch  unsere  Techniker  und  mit 
ihnen  ihre  Vereine  und  Institute  zur  Mitarbeit  am  „Bunde  für  hei- 
mische Altertumsforschung“  auf:  „introite,  namethicdei  sunt“! 

Homburg  v.  d.  Höhe.  Jacobi. 

s)  Die  Satzungen  sind  durch  das  Archäologische  Institut  in  Frank- 
furt a.  M.  zu  beziehen.  Mitglied  kann  jeder  Deutsche  und  Deutsch- 
Österreicher  werden,  sowohl  Einzelpersonen  wie  Vereine  und  Ver- 
bände. Der  jährliche  Beitrag  beträgt  20  Mark,  für  Vereine  und  politische 
Körperschaften  das  Fünffache.  Die  Mitglieder  erhalten  die  „Germania“ 
zu  einem  Vorzugspreis  und  nach  Möglichkeit  eine  Jahresgabe.  Dem 
Verwaltungsrat  gehören  neben  den  Vertretern  des  Archäologischen 
Instituts  die  Direktoren  der  wichtigsten  deutschen  Museen  an.  Den 
Vorsitz  führt  Unterstaatssekretär  Dr.  Lewald  und  Konsul  Kotzenberg. 
Die  eigentliche  Verwaltung  liegt  in  den  Händen  des  Dirigenten  der 
römisch-germanischen  Kommission  und  seines  Assistenten. 


Bücherschau. 


Neu  erschienene,  bei  der  Schriftleitung  eingegangene  Bücher. 

(Alle  bei  der  Schriftleitung  eingehenden  Werke  werden  in 
diesen  Verzeichnissen  aufgeführt.  Rücksendung  der  Werke 
kann  nicht  stattfinden.) 

Beiträge  zur  Niedersächsischen  Kunstgeschichte.  Heraus- 
gegeben von  Professor  Dr.  V.  C.  Habicht.  3.  Bd.:  Die  bürgerliche 
Baukunst  Niedersachsens  I (Mittelalter  und  Renaissance).  Von  ®r.=!yng. 
Karl  Eicke.  (Studien  zur  Deutschen  Kunstgeschichte,  209.  Heft.)  Straß- 
burg 1919.  J.  H.  Ed.  Heitz.  X u.  340  S.  in  gr.  8°  mit  117  Textabb. 
u.  55  Lichtdrucktafeln.  Geh. 

Borchardt,  Ludwig.  Die  Pyramiden.  Ihre  Entstehung  und  Ent- 
wicklung. Als  Erläuterung  zum  Modell  des  Grabdenkmals  des  Königs 
Sahu-re  bei  Abusir.  Berlin.  Karl  Curtius.  20  S.  in  8°  mit  Abb. 
Geh.  5 JC. 

Das  Bürgerhaus  im  Deutschen  Reich  und  in  seinen 
Grenzgebieten.  Herausgegeben  vom  Verband  Deutscher  Architekten- 
und  Ingenieur-Vereine.  1.  Heft:  Das  Bürgerhaus  in  Schlesien.  Von 
Dr.  Ludwig  Burgemeister.  Berlin  1921.  Verlag  der  „Deutschen  Bau- 
zeitung“ G.  m.  b.  H.  VI  u.  64  S.  in  4°  mit  zahlr.  Abb.  Geh.  60  JC. 

Das  Bürgerhaus  in  der  Schweiz.  Herausgegeben  vom 
Schweizerischen  Ingenieur-  und  Architektenverein.  Verlag  von  Orell 
Füssli  in  Zürich.  In  4°.  — 9.  Bd.:  Das  Bürgerhaus  der  Stadt  Zürich. 
1921.  48  S.  Text  von  Dr.  Konrad  Escher  und  120  Kunstdrucktafeln 
mit  zahlr.  Abb.  36  Franken. 

Dr.  Danner,  Hugo.  Die  Bedeutung  der  Binnenschiffahrt  für  die 
Volkswirtschaft  und  deren  Wiederaufbau.  1921.  Selbstverlag:  Char- 
lottenburg, Kantstraße  140.  88  S.  in  8°.  Geh.  15  JC. 

Deutschlands  Städtebau.  Berlin -Halensee  1921..  Deutscher 
Architektur-  und  Industrie -Verlag  („Dari“).  In  4°.  Jeder  Band  mit 
zahlr.  Abb.  u.  Kunsttafeln  und  mit  Geschäftsanzeigenanhang.  — 
Das  tausendjährige  Goslar.  Herausgegeben  vom  Magistrat 
Goslar  a.  H.  100  S.  Geh.  25  JC.  — Ingolstadt.  Herausgegeben  vom 
Stadtrat  Ingolstadt.  Bearbeitet  von  Stadtbaurat  Dr. -Ing.  F.  Schwäbl, 
Ingolstadt.  32  S.  Geh.  15  JC.  — Quedlinburg  a.  Harz.  Heraus- 
gegeben vom  Magistrat  Quedlinburg,  bearbeitet  von  Magistratsassessor 
Dr.  Langlotz.  48  S.  Geh.  25  JC.  — Ulm  a.  d.  D.  Herausgegeben  von 
der  Stadtverwaltung  Ulm  a.  d.  D.,  bearbeitet  von  Professor  Dr.  Greiner. 
79  S.  Geh.  25  JC. 


£>r.=Sttg.  Edelmaier,  Robert.  Zur  Baugeschichte  des  Heidelberger 
Schlosses.  Grundlagen  der  Gestaltung  des  Ottheinrichsbaues.  — 
Sonderabdruck  aus  den  Mitteilungen  zur  Geschichte  des  Heidelberger 
Schlosses.  7.  Bd.  1.  Heft.  Herausgegeben  mit  Unterstützung  des 
badischen  Ministeriums  des  Kultus  und  Unterrichts  vom  Heidelberger 
Schloßverein.  Heidelberg  1921.  Buchdruckerei  Klohe  u.  Silber,  Heidel- 
berg. 34  S.  in  gr.  8°  mit  10  Abb.  Geh. 

Ehlgötz,  Hermann.  Städtebaukunst.  (Wissenschaft  und  Bildung, 
160. Bd.)  Leipzig  1921.  Quelle  u. Meyer.  163S.  in  8°  mit  74  Abb.  Geb.  1'2  JC. 

Fischer,  P.  B.  Einführung  in  die  Darstellende  Geometrie.  Aus 
Natur  und  Geisteswelt,  541.  Bd.  Leipzig  u.  Berlin  1921.  B.  G.  Teubner. 
90  S.  in  8°  mit  59  Textfiguren.  Geh.  G,80  JC,  geb.  8,80  JC. 

Forschungsarbeiten  auf  dem  Gebiete  des  Ingenieur- 
wesens. Herausgegeben  vom  Verein  Deutscher  Ingenieure.  Berlin  1921. 
Verlag  des  Vereins  Deutscher  Ingenieure.  Für  den  Buchhandel:  Jul. 
Springer.  In  gr.  8°.  — 237.  Heft:  Der  Rhein -Rhone -Kanal  und  der 
Schiffszug  mit  Motorlokomotiven.  Ein  technisch-wirtschaftlicher  Bei- 
trag zur  Frage  des  Sehiffswiderstandes  und  der  mechanischen  Treidelei 
auf  Grund  von  Schleppversuchen.  Von  S)r.=3üG-  J-  May.  103  S.  mit 
zahlr.  Abb.,  Diagrammen  u.  Zahlentafeln.  Geh.  40  JC. 

Führer  durch  die  Saalburg  und  ihre  Sammlungen. 
9.  Aufl.  Von  H.  Jacobi,  Direktor  des  Saalburg -Museums.  Homburg 
v.  d.  H.  1921.  „Taunusboten-Druckerei“,  Homburg  v.  d.  H.  56  S.  in  8° 
mit  18  Textabb.  Geh. 

Geschichtsblätter  für  Stadt  und  Land  Magdeburg.  Mit- 
teilungen des  Vereins  für  Geschichte  und  Altertumskunde  des  Herzog- 
tums und  Erzstifts  Magdeburg.  55.  Jahrg.  1920.  Herausgegeben  vom 
Vorstand  des  Magdeburger  Geschichts-Vereins.  Magdeburg  1921.  Im 
Selbstverlag:  Magdeburg.  An  der  Hauptwache  4 bis  6,  Stadtbibliothek. 
111  S.  in  8°.  Geh. 

Dr.  sc.  techn.  Gull,  Erhard.  ' Perspektive  in  anschaulicher  Dar- 
stellung für  Architekten,  Maler,  Techniker  sowie  Studierende  an  Hoch- 
und  Mittelschulen.  Innsbruck  1921.  Verlag  der  Wagnerschen  Uni- 
versitäts-Buchhandlung. 77  S.  in  8°  mit  103  Abb.  Geh. 

Handbuch  für  Eisenbetonbau.  Herausgegeben  von  Dr.-Ing. 
F.  Emperger.  Dritte  neubearbeitete  Auflage.  In  14  Bänden.  Berlin  1921. 
Willi.  Ernst  u.  Sohn.  In  gr.  8°.  — 1.  Bd. : Entwicklungsgeschichte, 
Versuche  und  Theorie  des  Eisenbetons.  Bearbeitet  von  M.  Foerster. 
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O.  Graf,  M.  Thullie,  A,  Kleinlogel,  E.  Richter,  A.  Berrer,  J.  Melan. 
XXIV  u.  800  S.  mit  1076  Textabb.  u.  I Tafel.  Geh.  186  Jt,  geb.  207  Jt. 

Handbuch  der  Ingenieurwissenschafteu.  In  fünf  Teilen. 
Zweiter  Teil:  Der  Brückenbau.  I.  Bd.:  Die  Brücken  im  allgemeinen. 
Massive  Brücken  in  Stein,  Beton  und  Eisenbeton.  Herstellung  und 
Unterhaltung  der  steinernen  Bogenbrücken.  Bearbeitet  von  M.  Foerster, 
Th.  Landsberg,  G.  Mebrtens,  herausgegeben  von  2)r.=^ng.  Th.  Lands- 
berg, begründet  von  Dr.  Th.  Schaffer  u.  2>r.  = 3ü9-  Ed.  Sonne.  Fünfte 
vermehrte  Auflage.  Leipzig  1917.  Wilhelm  Engelmann.  XII  u.  558  S. 
in  gr.  8°  mit  355  Textabb.,  vollständigem  Sachregister  u.  22  Tafeln. 
Geh.  33  Jt,  geb.  45  Jt  und  50  vH  Verleger-Teuerungszuschlag. 

Hindenberg,  Ilse.  Benno  II.,  Bischof  von  Osnabrück,  als  Architekt. 
(Studien  zur  Deutschen  Kunstgeschichte,  215.  Heft.)  Straßburg  1921. 
J.  H.  Ed.  Heitz.  106  S.  in  gr.  S°  mit  9 Tafeln  in  Lichtdruck.  Geh.  33  Jt. 

Hinnentkal,  H.  Eisenbahnfahrzeuge.  Sammlung  Göschen,  107.  Bd. 
Berlin  u.  Leipzig  1921.  Vereinigung  wissenschaftlicher  Verleger,  Walter 
de  Gruyter  u.  Ko.  I.  Die  Dampflokomotiven.  Zweite  umgearbeitete 
u.  vermehrte  Auflage.  132  S.  in  kl  8°  m.  95  Textabb.  u.  2 Taf.  Geb.  6 Jt. 

Dr.  Höfle.  Ausführungsbestimmungen  zum  Reichsbesoldungs- 
gesetz vom  30.  April  1920  in  der  Fassung  des  Gesetzes  vom  17.  De- 
zember 1920.  Besoldungsvorschriften  vom  21.  März  1921  und  25.  August 
1921  mit  Entschließungen  des  Reichstags,  Regierungserklärungen  und 
Erläuterungen.  4.  Sonderheft  zum  Deutschen  Beamten -Archiv.  Berlin 
1921.  Wirtschaftsverlag  (A.  Sudau),  Berlin  SW  48.  88  S.  in  8°. 

Geh.  9,60  Jt  einschl.  Versendungskosten. 

Kersten,  C.  Brücken  in  Eisenbeton.  Ein  Leitfaden  für  Schule  und 
Praxis.  1.  Teil:  Platten-  und  Balkenbrücken.  Fünfte  neubearbeitete 
Auflage.  Berlin  1921.  Wilh.  Ernst  u.  Sohn.  VIII  u.  256  S.  in  gr.  8° 
■iit  605  Textabb.  Geh.  36  Jt,  geb.  42  Jt. 

®r.=3ng.  Kleinlogel,  A.  Veranschlagen  von  Eisenbetonbauten. 
Grundlagen  für  den  Entwurf  und  für  die  Kostenberechnung  von  Tief- 
und  Hochbauten.  Mit  mehreren  der  Praxis  entnommenen  Beispielen. 
Zweite  neubearbeitete  Auflage.  Berlin  1921.  Wilhelm  Ernst  u.  Sohn. 
VIII  u.  123  S.  in  gr.  8°  mit  23  Abb.  Steif  geh.  33  Jt. 

Kleppisch,  K.  Die  Cheopspyramide.  Ein  Denkmal  mathematischer 
Erkenntnis.  München  u.  Berlin  1921.  R.  Oldenbourg.  VIII  u.  74  S.  in 
gr.  8°  mit  einem  Bilde  der  Pyramide  u.  15  Textfiguren.  Geh.  15  Jt. 

Dr.  Koppe,  Fritz.  Die  Neuregelung  des  Lohnabzugs  vom  1.  August 
1921  ab.  ^Gesetz  vom  1 1.  Juli  1921).  Zusammenstellung  und  Erläute- 
rung aller  zur  Zeit  geltenden  Vorschriften  über  den  Lohnabzug  mit 
praktischen  Musterbeispielen.  Berlin  1921.  Industrieverlag  Spaeth  u. 
Linde.  73  S.  in  8°.  Geh.  9,20  Jt. 

Körting,  Johannes.  Die  Baumaschinen.  Zweite  Auflage.  Sammlung 
Göschen,  702.  Bd.  Berlin  u.  Leipzig  1921.  Vereinigung  wissenschaftl. 
Verleger,  Walter  de  Gruyter  u.  Ko.  136  S.  in  kl.  8°  mit  126  Abb.  Geb.  6 Jt. 

Kühn,  Ernst.  Ländliche  Bauten.  In  drei  Bänden.  Sammlung 
Göschen,  759.  u.  760.  Bd.  Berlin  u.  Leipzig  1921.  Vereinigung  wissen- 
schaftlicher Verleger,  Walter  de  Gruyter  u.  Ko.  II.  Das  landwirt- 
schaftliche Gehöft  der  Gegenwart.  Zweite  verbesserte  Auflage.  136  S. 
in  kl.  8°  mit  67  Abb.  — III.  Das  Landhaus  (Herrensitz,  Schloß)  mit 
Nebenanlagen,  Pächter  Wohnhäuser,  Ferienhäuser,  Beamten-  und 
Arbeiterwohnungen,  Gasthöfe  und  Wohnhäuser  mit  gewerblichen  An- 
lagen. Siedlungsbauten.  Zweite  verbesserte  Auflage.  144  S.  in  kl.  8° 
mit  83  Abb.  Jeder  Band  geb.  6 Jt. 

Kunkel,  Otto.  Die  Vorgeschichte  unserer  Heimat.  Grünberg  in 
Hessen  1921.  Buchdruckerei  H.  Robert,  in  Kommission  bei  der  Frees- 
schen  Univ.-Buchhandlung,  Gießen.  48  S.  in  8°  mit  23  Abb.  Geh.  5,50  Jt. 

Liebmnun,  A.  Der  Landstraßenbau.  Zweite  vollständig  durch- 
gearbeitete Auflage.  Sammlung  Göschen,  598  Bd.  Berlin  u.  Leipzig 
1921.  Vereinigung  wissenschaftlicher  Verleger,  Walter  de  Gruyter 
u.  Ko.  138  S.  in  kl.  8°  mit  44  Abb.  Geb.  6 Jt. 

2)r.»3n0-  Lindnfer,  Werner.  Schöne  Brunnen  in  Deutschland. 
5.  Veröffentlichung  des  Westfälischen  Heimatbundes.  Berlin  1920. 
Ernst  Wasmuth  A.-G.  303  S.  in  4°  mit  394  Abb.  auf  Kunstdruck- 

tafeln. In  Kunstleinen  geb.  200  Jt. 

Mielert,  Fritz.  Das  schöne  Westfalen.  1.  Bd.  Dortmund  1921. 
Fr.  Wilh.  Ruhfus.  113  S.  in  4Ü  mit  98  Bildern  nach  Aufnahmen  des 
Verfassers  auf  Kunstdruckpapier.  In  Steifband  24  Jt. 

Miller,  Wilhelm.  Die  Vermessungskunde.  Ein  Taschenbuch  für 
Schule  und  Praxis.  Fünfte  vollständig  neubearbeitete  Auflage  unter 
Mitwirkung  von  Dr.  A.  Schlötzer.  Bibi.  d.  g.  Techn.  249.  Bd.  Leipzig 
1921.  Dr.  Max  Jänecke,  Verlagsbuchhandlung.  XI  u.  264  S.  in  8° 
mit  220  Abb.  im  Text  u.  auf  2 Tafeln.  Geh.  29,70  Jt. 

Sl\=3itg.  Nenning,  August.  Moderne  Holzbauweisen.  Mit  einem 
Anhang:  Statische  Berechnungen.  München  1921.  Max  Steinebach. 
64  S.  in  gr.  8°  mit  zahlr.  Abb.  u.  8 Tafeln.  Geh.  19  Jt. 

Nent  wich,  Max.  Alt-Heidelberg  und  dasNeckartal.  Eine  Wanderung 
den  Neckar  entlang  von  den  Quellen  bei  Schwenningen  bis  zur  Mündung 
bei  Mannheim.  Heidelberg  1921.  J.  Hörning.  117  S.  in  8°  mit  einem 
Neckarplan  und  82  Bildern  nach  eigenen  Aufnahmen  des  Verfassers.  In 
Steifband  S Jt,  auf  bestem  Kunstdruckpapier  in  Geschenkband  '20  Jt. 


Dr.  phil.  Paret,  Oskar.  Urgeschichte  Württembergs  mit  be- 
sonderer Berücksichtigung  des  mittleren  Neckarlandes.  Stuttgart  1921. 
Strecker  u.  Schröder.  VIII  u.  226  S.  in  gr.  8°  m.  4 Tafeln,  2 Karten  und 
49  Textabb.  gezeichnet  vom  Verfasser.  Geh.  22  Jt,  Halbleinenband  30  Jt. 

Proetel,  H.  See-  und  Seehafenbau.  Handbibliothek  für  Bau- 
ingenieure, herausgegeben  von  Rob.  Otzen.  3.  Teil:  Wasserbau.  2.  Bd. 
Berlin  1921.  Jul.  Springer.  X u.  221  S.  in  gr.  8°  mit  292  Abb.  Geb.  40  Jt. 
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Amtliche  Mitteilungen. 


Preußen. 

Der  Regierungs-  und  Baurat  Jordan  ist  von  Fürstenberg  a.  d. 
Oder  an  das  Wasserbauamt  in  Fürstenwalde  a.  d.  Spree  versetzt 
worden. 

Der  Regierungsbaumeister  Ruoff  ist  dem  Bauamt  II  für  den 
Masurischen  Kanal  in  Insterburg  mit  dem  Dienstsitz  in  Langenfeld 
überwiesen  worden. 

Der  Dozent  an  der  Technischen  Hochschule  Berlin  Prof.  Dr.  Franz 
Bock  ist  zum  außerordentlichen  Professor  an  dieser  Hochschule  er- 
nannt worden. 

Die  Staatsprüfung  haben  bestanden:  die  Regierungsbauführer 

Joseph  Frank  (Hochbaufach);  — Georg  Holke,  Paul  Greift,  Gustav 
Zahnow  und  Emil  Gröschel  (Wasser-  und  Straßenbaufach). 


Die  Oberbauräte  Geheimen  Bauräte  Wilhelms  in  Danzig  und 
Schulte  in  Breslau  sowie  der  Regierungs-  und  Baurat  Stock  in 
Zehdenick  sind  in  den  Ruhestand  getreten. 

Bayern. 

Der  Ministerialdirektor  beim  Reichsverkehrsministerium,  Zentral- 
beschaffungsstelle in  München,  Staatsrat  Hermann  Riegel  ist  zum 
Ministerialdirektor  im  Staatsministerium  des  Innern  und  Vorstand  der 
Obersten  Baubehörde  unter  Belassung  des  Titels  und  Ranges  eines 
Staatsrats  in  etatmäßiger  Weise  ernannt  worden. 

Badeu. 

Die  Regierungsbaumeister  Rudolf  Meeß  und  Karl  Zi mm  ermann 
beim  Gewerbeaufsichtsamt  sind  zu  Gewerbeamtmännern  ernannt. 


[Alle  Rechte  Vorbehalten.) 


Nichtamtlicher  Teil. 

Schriftleiter;  Richard  Bergius  und  3)r.=3ng.  Nonn. 


Architekt  mid  Baubeamter. 


In  den  Mitteilungen  des  Bundes  deutscher  Architekten,  „Die  Bau- 
gilde“, hat  Cornelius  Gurlitt  zu  obigem  Thema  Ausführungen  gemacht, 
die  nicht  unwidersprochen  bleiben  dürfen.  Aus  welcher  Quelle  er 
seine  Grundlagen  geschöpft,  ist  nicht  klar.  Für  die  preußische  Hoch- 
bauverwaltung treffen  jedenfalls  seine  Darlegungen  nicht  zu. 

Zunächst  sind  nach  dem  bisherigen  Brauch  die  jungen  Baubeamten 
fast  ausnahmslos  zuerst  bei  Bauleitungen  oder  Entwurf  bearbeitungen 
beschäftigt.  Nach . ihrer  Bewährung  als  Hilfsarbeiter  werden  ihnen 
dann  in  wachsender  Selbständigkeit  Entwürfe  und  Bauleitungen  über- 
tragen. Das  ist  die  Regel.  Natürlich  müssen  auch  Pausen,  die  da- 
durch entstehen,  daß  der  Baubeamte  nach  bestandener  Prüfung  nicht 
sofort  bei  einem  Neubau  untergebracht  werden  kann  oder  daß  der 
Neubau,  bei  dem  der  Baubeamte  beschäftigt  war,  fertiggestellt  ist, 
bevor  eine  neue  Aufgabe  in  Angriff  genommen  wird,  durch  Beschäfti- 
gung mit  reinen  Verwaltungsarbeiten  ausgefüllt  werden,  da  ein  Brach- 
liegen der  Kräfte  unvereinbar  mit  den  Grundsätzen  der  preußischen 
Verwaltung  ist.  Daß  eine  derartige  Verwaltungstätigkeit,  selbst  wenn 
sie  einen  erheblichen  Teil  der  Arbeit  darstellt,  keineswegs  dem 
Künstlertum  Abbruch  tut,  dürften  Namen  wie  Gilly,  Schinkel,  Stüler, 
Adler,  Hoßfeld  oder  aus  der  jüngeren  Zeit  Schmalz  zur  Genüge 
beweisen.  Auch  der  im  freien  Beruf  stellende  Architekt  kann  sich 
nicht  ausschließlich  mit  seiner  Kunst  beschäftigen,  wenn  er  seine 
Entwürfe  zur  Ausführung  bringen  will.  Er  muß  Rücksichten  auf  die 
wirtschaftlichen  Verhältnisse  seiner  Bauherren  nehmen  und  kann  das 
nur,  wenn  er  neben  seinen  künstlerischen  Werten  sich  auch  als  tüch- 
tiger Geschäftsmann  bewährt.  Der  mit  dem  Privatwirtschaftsleben 
stets  in  engster  Fühlung  befindliche  Baubeamte  hat  in  den  weitaus 
meisten  Fällen  der  Anforderung  genügt,  auch  ein  tüchtiger  Geschäfts- 
mann zu  sein.  Dies  beweisen  die  seit  vielen  Jahrzehnten  in  den 
statistischen  Nachweisungen  niedergelegten  Baukostenaufwendungen 
des  Staates.  Darüber  hinaus  muß  der  beamtete  Architekt  die  oft 
sehr  verwickelten  Verwaltungsbelange  seines  Bauherrn  gründlich  be- 
herrschen, eine  Fähigkeit,  die  der  des  Privatarchitekten  in  seinem 
Umgang  mit  dem  privaten  Bauherrn  zu  vergleichen  ist,  die  aber  durch 
eine  noch  so  große  Gewandtheit  in  solchem  Verkehr  nicht  ersetzt 
werden  kann}  weil  für  diesen  Verkehr  mit  dem  staatlichen  Bauherrn 
so  viel  positive  Kenntnisse  erforderlich  sind,  die  nur  im  Staatsdienst 
selbst  erworben  werden  können.  Daß  zur  Förderung  des  wirtschaft- 
lichen Sinnes  gerade  die  Beschäftigung  mit  Verwaltungsarbeiten  sehr 
viel  beiträgt,  geht  daraus  hervor,  daß  die  Mehrzahl  bedeutender  Privat- 
architekten diese  Schule  freiwillig  durchgemacht  hat. 

Was  nun  die  von  Herrn  Gurlitt  getadelten  Korrekturen  an  den 
Entwürfen  der  Untergebenen  angeht,  so  ist  nicht  zu  vergessen,  daß 


der  Staat  öffentliche  Gelder  zum  Bauen  benutzt  und  dafür  der  All- 
gemeinheit Rechenschaft  schuldig  ist.  Er  baut  für  die  Dauer  und 
nicht  für  die  flüchtigen  Modeepochen.  Würde  er  jeder  Moderegung 
folgen  und  diese  Produkte  jedesmal,  wenn  sie  von  einer  anderen 
Richtung  überholt  werden,  durch  neue  Schürzen  ersetzen,  wie  das 
jeder  vermögende  Privat-  und  Geschäftsmann  tun  kann  und,  wie  es 
die  zahllosen  Umbauten  täglich  zeigen,  auch  tatsächlich  tut,  so  würde 
man  die  verantwortlichen  Beamten  disziplinär  zur  Verantwortung 
ziehen  müssen.  Außerdem  beansprucht  jeder  größere  Privatarchitekt, 
der  Hilfskräfte  zu  beschäftigen  genötigt  ist,  für  sich  die  Freiheit, 
diesen  auch  im  Ausbildungsdienst  befindlichen  jungen  Kräften  oder 
den  nicht  zur  Selbständigkeit  fähigen  älteren  Angestellten  die  eigene 
künstlerische  Richtschnur  vorzuschreiben.  Dasselbe  Recht  der  Rich- 
tungsbestimmung muß  aus  logischen  Gründen  den  zu  verantwort- 
lichen Stellen  gelangten  beamteten  Architekten  zugebilligt  werden. 
Wie  wenig  berechtigt  im  übrigen  die  einseitig  verurteilende  Kritik 
der  künstlerischen  Leistungen  der  Staatshauverwaltung  ist,  zeigen 
folgende  in  der  „Bauwelt“  vom  29.  September  erschienene  Auslassungen 
von  Paulsen:  „Über  die  großen  Nachteile,  in  jeder  Beziehung,  die 
aus  der  italienischen  Renaissance  Architekten  für  moderne  Aufgaben 
unserer  Zeit  erwachsen  sind,  auch  aus  der  Monumentalität,  sind  wohl 
allmählich  die  meisten  Kenner  des  Baufaches  untereinander  einig. 
Aber  weder  dem  Kaiser  noch  Messel  oder  Hoffmann  oder  Ihne  ist 
daraus  ein  Vorwurf  zu  machen.  Sie  alle  erlagen  gleichmäßig  dem 
Irrtum,  als  sei  auf  diesem  Wege  ein  vollwertiger  künstlerischer  Aus- 
druck unserer  Zeit  zu  finden.  Diesen  Irrtum  teilten  sie  mit  der  Mehr- 
heit ihrer  Zeitgenossen,  wie  eine  Anzahl  Bauten  aller  Art  beweist." 
Man  wird  wohl  die  Hoffnung  aussprechen  dürfen,  daß  mit  der  Zeit 
auch  die  Kritik  auf  wissenschaftlicher  Grundlage  zu  einem  ähnlichen 
gerechten  Urteil  kommen  wird. 

Ganz  abwegig  ist  die  Behauptung,  daß  „der  Bau  entsteht  als  Er- 
frischungsmittel für  den  an  Bureauarbeit  Ermüdeten“.  Herrn  Gurlitt 
dürfte  der  Beweis  unmöglich  werden,  daß  ein  Bau  der  preußischen 
Bau  Verwaltung  aus  anderen  als  aus  Nützlichkeitsgründen  entstanden 
ist.  Es  wäre  dies  bei  den  etatrechtlichen  Bestimmungen  auch  ganz 
unmöglich,  da  kein  Ressort  sich  darauf  eingelassen  hätte,  für  die 
Hochbauverwaltung  solche  „Erfrischungsmittel“  in  seinen  Haushalt 
einzustellen.  So  konnte  auch  nicht  für  den  einzelnen  Mann  eine 
passende  Aufgabe  gesucht  werden,  vielmehr  wurden  bisher  für  die 
bewilligten  Bauten  diejenigen  Beamten  ausgesucht,  die  sich  nach  ihrer 
Befähigung  und  Bewährung  dafür  am  besten  eigneten. 

Daß  die  Erfahrungen,  die  die  Baubeamten  durch  die  ständige 
Berührung  mit  den  bauenden  Behörden  über  deren  Bedürfnisse  zu 


634 


Zentralblatt  der  Bauverwaltung. 


29.  Oktober  1921. 


sammeln  in  der  Lage  sind,  zur  erhöhten  Wirtschaftlichkeit  und  künst- 
lerischen Durchdringung  des  Baugedankens  führen,  findet  eine  Par- 
allele darin,  daß  auch  unter  den  Privatarchitekten  sich  Spezialisten 
für  Theater,  Kirchen,  Kaufhäuser,  Industriebauten  usw.  ausgebildet 
haben.  Nicht  umsonst  sind  fast  alle  größeren  Privatunternehmen  wie 
Krupp  u.  a.  m.  dem  Beispiel  der  Staatsbauverwaltungen  gefolgt, 
suchen  die  Architekten,  die  sich  bei  ihren  Bauten  Erfahrungen  ge- 
sammelt und  bewährt  haben,  an  sich  zu  fesseln  und  richten  ihre 
eigenen  Baubureaus  mit  einem  festen  Stamm  ein.  Es  ist  nicht  ein- 
zusehen, weshalb  der  Staat  diesen  allgemein  als  richtig  und  nützlich 
anerkannten  Weg  jetzt  verlassen  sollte. 

Die  Ausschreibung  von  künstlerischen  Wettbewerben,  zu  denen 
ilie  Hochbauverwaltung  auf  Drängen  außenstehender  Kreise  ge- 
zwungen wurde,  hat  keineswegs  zu  einem  weiteren  Ausbau  in  dieser 
Richtung  ermutigt.  Die  beschränkte  Ausschreibung  ist  vielfach  leiden- 
schaftlich angefochten,  die  öffentliche  bedeutet  aber  eine  so  große 
Arbeitsvergeudung  und  so  erhebliche  Kosten,  daß  sie  auch  schon  im 
Privatleben  für  eine  Ausbeutung  angesehen  wird.  Auch  der  künstle- 
rische, praktische  und  wirtschaftliche  Erfolg  ist  keineswegs  so  restlos 
den  freien  Architekten  zugefallen.  Hat  doch  bei  dem  Opernhauswett- 
bewerb der  einzige  daran  beteiligte  Baubeamte  am  besten  abgeschnitten. 
Auch  bei  anderen  Wettbewerben,  wobei  bekannte  Privatarchitekten 
als  Preisrichter  mitwirkten,  treten  oft  genug  Baubeamte  an  die  ersten 
Stellen,  so  daß  Herr  Cornelius  Gurlitt  auch  hier  den  Beweis  für 
seine  Behauptungen  über  die  künstlerischen  Schaffensmöglichkeiten 
schuldig  bleibt.  Auch  mit  den  freihändigen  Vergebungen  sind  keines- 
wegs gute  Erfahrungen  gemacht,  es  sei  nur  an  die  Botschaft  in 
St.  Petersburg  und  an  Ostpreußen  erinnert.  Die  von  Peter  Behrens  in 
Petersburg  in  freiestem  künstlerischen  Walten  erstellte  Botschaft  wurde 
sogar  auch  jüngst  in  der  „Bauwelt“  (Heft  19,  1921)  äußerst  abfällig 
als  Beispiel  einer  minderwertigen  angeblichen  Staatsarchitektenleistung 
kritisiert,  wobei  in  irreführender  Weise  die  Herkunft  des  Bauwerks 
aus  der  Hand  eines  Privatarchitekten  verschwiegen  wurde.  Dieses 
Beispiel  einer  unsachlichen  Kritik  zeigt  deutlich,  daß  bei  der  Be- 
urteilung der  staatlichen  Leistungen  neben  mancherlei  sachlichen 
Gründen  Gefühlsmomente  eine  ausschlaggebende  Rolle  spielen. 


Die  Streitfrage,  wer  billiger  baut,  ist  zur  Genüge  ^erörtert  und 
zugunsten  der  Verwaltung  entschieden  (1921  d.  Bl..  S.  238).  Einen 
so  einwandfreien  Nachweis  wie  der  durch  die  jährlich  in  der  Zeit- 
schrift für  Bauwesen  veröffentlichten  statistischen  Nachweisungen  hat 
kein  Privatunternehmen  aufzuweisen.  Hierbei  spricht  noch  zugunsten 
der  Verwaltung,  daß  sie  bei  der  gebotenen  Rücksicht  auf  das  Hand- 
werk und  die  Erprobung  von  Neuheiten  oft  zu  höheren  Aufwendungen 
gezwungen  ist  als  der  Privatarchitekt.  Trotz  dauerhafter  Ausführung 
hat  sie  nie  die  Grenzen  der  Wirtschaftlichkeit  überschritten.  Es  ist 
dagegen  Tatsache,  daß  alle  von  Privatarchitekten  ausgeführten  Staats- 
bauten bis  auf  die  allerjüngste  Zeit  teurer  wurden  als  die  von  Staats- 
beamten errichteten. 

Der  Beamte  bleibt  allerdings  nach  Fertigstellung  des  Baues  im 
Dienst  und  im  Genuß  seines  Gehalts,  aber,  wie  schon  oben  gesagt,  nie 
unbeschäftigt,  sondern  um  die  Arbeiten  der  Verwaltung  zu  erledigen. 
Die  Amtsräume  und  Hilfskräfte  werden,  soweit  sie  nicht  zur  Führung 
der  Verwaltungsgeschäfte  gebraucht  werden,  sofort  nach  Erledigung 
der  Bauarbeiten  aufgegeben  bezw.  entlassen.  Die  Amtsräume  werden 
sogar  in  der  Regel,  wenn  überhaupt  besondere  dafür  eingerichtet 
werden,  nach  der  Rohbauabnahme  in  den  Neubau  selbst  verlegt.  Die 
Kosten  für  diese  Aufwendungen  sind  aus  dem  Haushalt  jederzeit  zu 
ersehen  und  gehören  zumeist  zu  den  Nebenleistungen,  die  nach  der 
Gebührenordnung  besonders  zu  vergüten  sind.  Selbst  wenn  man 
Herrn  Gurlitt  auf  dem  durchaus  irrigen  Wege  folgen  würde,  die  Pen- 
sionen zu  den  Bauleitungskosten  hinzuzuzählen,  so  würden  sieb  die 
Gehälter  um  etwa  20  vH  erhöhen  oder  in  dem  Zahlenbeispiel  des 
Friedensjahres  1905  des  Aufsatzes  in  Nr.  3.3  d.  Bl.,  in  dem  eine  Er- 
sparnis von  782  000  Mark  gegenüber  den  Architektenhonoraren  nach- 
gewiesen wird,  noch  um  mindestens  534 000  Mark  unter  den  Archi- 
tektenhonoraren bleiben. 

Die  von  Herrn  Gurlitt  vertretene  Forderung  des  Bundes  deutscher 
Architekten,  die  freien  Architekten  zu  den  Staatsbauten  heranzuziehen, 
würde  also  keineswegs  zu  einer  größeren  künstlerischen  Höhe  führen, 
sicher  aber  die  großen  wirtschaftlichen  Belange  der  Allgemeinheit 
schädigen. 


Zum  25  jährigen  Bestehen  des  Staatlichen  Fischereihafens  in  Geestemünde. 

Vom  Regierungs-  und  Baurat  Saltzmaun  in  Geestemünde. 


I.  Vorgeschichte  und  erste  Anlage  des  Fischerei- 
hafens. 

Am  1.  November  1921  sind  25  Jahre  seit  Eröffnung  des  Staatlichen 
Fischereihafens  in  Geestemünde  verflossen.  Die  bei  dieser  ersten 
deutschen  großzügigen  Fischereihafenanlage  gemachten  Erfahrungen, 
die  Bedeutung,  welche  sie  neben  den  Werften  als  Haupterwerbstätte 
für  die  Stadt  Geestemünde  und  infolge  der  Nachwirkungen  des  Krieges 
in  erhöhtem  Maße  für  die  allgemeine  Volksernährung  gewonnen 
hat,  lassen  einen  zusammenfassenden  Rückblick  auf  die  verflossene 
glänzende  Entwicklung  und  einen  Ausblick  in  die  Zukunft  besonders 
wertvoll  erscheinen,  wobei  auf  die  bereits  von  anderer  Seite  in  gleicher 
Angelegenheit  erschienenen  und  nachstehend  aufgeführten  Veröffent- 
lichungen Bezug  genommen  werden  wird. 


Geestemünde  liegt  an  der  Mündung  der  Geeste  in  die  Weser 
etwa  60  km  unterhalb  der  Hansestadt  Bremen  und  bildet  mit  Bremer- 
haven und  Lehe  die  etwa  100  000  Einwohner  umfassenden  „Unter- 
weserstädte“. An  der  Mündung  der  Geeste,  also  an  anderer  Stelle 
als  jetzt,  entstand  der  erste  Geestemünder  Fischerei  verkehr,  indem 
neben  deutschen  auch  englische  und  holländische  Fischer  in  ziemlich 
bedeutender  Zahl  ihre  Fänge  in  Segelfahrzeugen  an  den  vorhandenen 
Kajen  landeten.  Einen  Wendepunkt  in  der  Entwicklung  der  Fischerei 
und  des  Fischhandels  bildet  das  Jahr  1886,  wo  eine  Geestemünder 
Reederei  (F.  Busse)  trotz  vielfacher  Anzweiflung  des  Erfolges  den 
Mut  hatte,  einen  Fischdampfer  — es  war  der  erste  unter  deutscher 
Flagge  — in  den  Dienst  zu  stellen.  Der  Erfolg  dieses  Wagnisses 
schuf  in  wenigen  Jahren  eine  ansehnliche  Fischdampferflotte  und 
damit  die  Stütze  jedes  großen  Fischmarktes.  Diesem 
neuen  Verkehr  genügten  die  Anlagen  an  der  Geeste, 
deren  Unzureichlichkeit  das  nebenstehende  Bild 
(Abb.  1)  dartut,  nicht  mehr,  besonders  wiegen  des 
Fehlens  jeder  Eisenbahnverbindung.  Um  eine  ver- 
heißungsvolle Entwicklung  nicht  zu  unterbinden, 
entschloß  sich  die  preußische  Staatsregierung  im 
Jahre  1890,  ein  völlig  neues  Gelände  für  einen 
Fischereihafen  zu  schaffen,  wo  dem  Fischverkehr 
in  großzügiger  Weise  Unterkunft  und  Ausdehnungs- 
möglichkeit geboten  werden  sollte. 

Ein  solches,  die  damaligen  Ansprüche  völlig 
befriedigendes  Gelände  wrnrde  südwestlich  der 
Stadt  im  Zusammenhang  mit  der  in  Ausführung 
begriffenen  Unterweserkorrektion  durch  Kunst- 
bauten der  Weser  abgerungen.  Hier  entstand  der 
in  den  Jahren  1S92  bis  1896  erbaute  und  am 
1.  November  1896  eröffnete  Fischereihafen,  wie  er 
in  Abb.  2 dargestellt  und  im  Jahrg.  1897  d.  Bl., 
Nr.  33  u.  34  näher  beschrieben  ist. 

Er  ist  in  Rücksicht  auf  die  jederzeitige  freie 
Ein-  und  Ausfahrt,  die  den  Beteiligten  zur 
schnellsten  Abfertigung  der  Dampfer  dringend  er- 
forderlich schien , als  offener  Tidehafen  erbaut 
worden,  dessen  Kajen  und  Gelände  2 m über 
mittlerem  Hochwasser,  aber  1,5  m unter  der 
höchsten  Sturmtlut  liegen : eine  sturmflutfreie  Lage 


Abb.  1.  Der  alte  Fischmarkt  an  der  Geeste. 
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Abb.  2.  Der  Fischereihafen  Geestemünde 
bei  seiner  Eröffnung  im  Jahre  1896. 


II.  Ausbau  des  Fischereihafens  bis  zum 
Jahre  1921  und  die  in  Ausführung  befind- 
liche Erweiterung. 

Die  Hafeuanlagen  in  ihrer  Gestalt  vom  Jahre 
1896  genügten  bald  nicht  mehr  dem  wachsenden 
Verkehr  und  mußten  ständig  erweitert  werden. 

Auf  der  Westseite  wurden  in  rascher  Auf- 
einanderfolge bis  zum  Jahre  1908  drei  weitere 
Packhallen  II,  III  und  IV  erbaut,  im  gleichen  Jahre 
ein  ausgedehntes  Gelände  von  22  ha  durch  Ver- 
legung des  südlichen  Hafenschutzdeiches  gewonnen, 
und  der  Bau  einer  zweiten  Auktionshalle  III  be- 
gonnen, die  Abb.  3 im  Betriebe  zeigt.1)  1913  wurde 


der  Kajen  (also  3,5  m über  MHW)  war  im  Hinblick  auf  das  Ent- 
löschen der  verhältnismäßig  kleinen  Fischdampfer  ausgeschlossen. 

Daß  die  mit  dem  offenen  Hafen  verbundenen  Nachteile  — die 
Erschwerung  des  Lösch-  und  Ladegeschäftes,  besonders  aber  die  Über- 
schwemmung des  Hafengebiets  bei  Sturmfluten  und  die  starke  Ver- 
schlickung des  Hafens,  die  dauernd  umfangreiche  Baggerung  er- 
fordert — mit  der  Zunahme  der  Bebauung  des  Hafengeländes  und 
des  Dampferverkehrs  sich  in  immer  steigendem  Maße  störend  be- 
merkbar machen  würden,  ließ  sich  bei  der  Anlage  des  Hafens  noch 
nicht  übersehen. 

Die  beiden  den  Hafen  gegen  Durchströmungen  bei  Sturmfluten 
schützenden  Molen  umschlossen  ein  Gelände  von  rd.  63  ha,  von  denen 
aber  nur  14  ha  bebauungfähiges  Gelände  waren,  während  die  übrigen 
Flächen  auf  den  1200  m langen  Hafenschlauch  und  das  zunächst  un- 
erschlossene  Watt  der  Ostseite  entfielen.  Alle  zum  Hafenbetrieb  ge- 
hörigen Anlagen  befanden  sich  nur  auf  der  West- 
seite; sie  bestanden  im  wesentlichen  aus  einer 
großen  450  m langen  hölzernen  Auktions-  und 
Packhalle  I,  hinter  der  alsbald  von  den  Händlern 
und  Reedern  Eishäuser  und  kleinere  Industrie- 
betriebe errichtet  wurden,  ferner  aus  dem  Fisch- 
bahnhof. einem  Elektrizitätswerk,  Heizwerk  und 
einem  Koblenlagerplatz. 

Zwischen  Bahnhof  und  Auktionshalle  I , also 
im  Mittelpunkt  des  Hafens,  wurde  die  große 
Speisewirtschaft  nebst  Seemannsheim  und  Post 
errichtet. 


bereits  der  Bau  eines  neuen  großen  Fischbahnhofs,  der  wegen  des 
Krieges  erst  am  1.  März  1920  in  Betrieb  gesetzt  werden  konnte,  ein- 
geleitet, 1914  bis  1917  zwei  weitere  Packhallen  V und  VI  erbaut  und 
gleichzeitig  die  Auktionshalle  I um  etwa  10  m verbreitert  (vergl.  Abb.  4 
und  Abschn.  IV).  Das  Watt  auf  der  Ostseite  des  Hafens  wurde  von 
1897  an,  dem  wachsenden  Bedürfnis  entsprechend,  durch  Anlage  von 
Kaimauern  und  Geländeaufhöhungen  für  die  industrielle  Besiedlung, 
Kohlenplätze  u.  dergl.  erschlossen,  so  daß  schließlich  der  Hafen  den 
in  Abb.  5 dargestellten  Umfang  erhielt. 

Das  Hafengebiet  ist  von  63  auf  91  ha  angewachsen,  die  be- 
bauungsfähigen Flächen  von  14  auf  66  ha.  Die  Länge  der  massiven 
Kaimauern,  die  auch  das  ursprüngliche  hölzerne  Bohlwerk  auf  der 
Westseite  fast  ganz  verdrängt  haben,  beträgt  2160  m. 

Auf  der  Westseite  dienen  zwei  große  öffentliche  Versteigerungs- 
ballen von  450  und  190  m Länge  und  5945  qm  Auktionsfläche  dem 


Abb.  3.  Fischversteigerung  in  der  Auktionshalle  III. 


’)  Näheres  siehe  Zeitschrift  für  Bauwesen  1911, 
S.  85  bis  92. 
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Verkauf,  sechs  staatliche  Packhallen  von  insgesamt  1090  m Länge  mit 
rd.  11  650  qm  Packraumfläche  der  weiteren  Verarbeitung  der  Fische. 
Zwei  weitere  Packhallen  von  zusammen  190  m Länge  und  rd.  3350  qm 
Packraumfläche  sind  zur  Zeit  im  Bau,  so  daß  nach  deren  Fertigstellung 
die  für  die  Aufnahmefähigkeit  des  Hafens  wichtige  Packraumfläche 
rd.  15  000  qm  betragen  wird  (ohne  Berücksichtigung  privater  Pack- 
räume). Ein  Fischbahnhof  mit  sechs  großen  überdachten  Ladesteigen, 
wie  ihn  in  diesem  Umfang  kein  anderer  kontinentaler  Hafen  aufzu- 
weisen hat,  vermittelt  den  Versand  der  Fische  in  geschlossenen  Zügen 
nach  allen  Richtungen  Deutschlands. 

Auf  der  Ostseite  liegen  die  Kohlengleise  mit  12  000  qm  Lager- 
plätzen und  ein  ausgedehntes  Industriegelände  von  etwa  28  ha  Größe. 
Der  Kohlen  verkehr  ist  also  zur  Verhütung  einer  Verschmutzung  der 
Fische  gänzlich  vom  Fischverkehr  getrennt. 

Gleichzeitig  mit  diesen  staatlichen  baulichen  Maßnahmen  ent- 
wickelte sich  eine  rege  und  ständig  wachsende  Bautätigkeit  der  Privat- 
industrie durch  Anlage  von  Räuchereien,  Marinieranstalten,  Eisfabriken 
u.  dergl. 

Die  außerordentliche  Nachfrage  nach  staatlichen  Packhallen  und 
die  rasche  Besiedlung  des  verfügbaren  Geländes  mit  Industrie  aller 
Art  zeigten  schon  in  den  letzten  Jahren  vor  dem  Kriege,  daß  eine 
großzügige  Erweiterung  des  Hafens  unabweisbar  wurde,  sollte  nicht 
ein  Stillstand  eintreten.  Die  Verhältnisse  brachten  es  mit  sich,  daß 
mit  der  Verwirklichung  der  großen  Hafenerweiterungspläne,  wie  sie 
in  Abb.  C dargestellt  und  auf  S.  105  bis  107  d.  Bl.  näher  erläutert 
sind,  erst  im  Sommer  1920  begonnen  werden  konnte.  Nach  der 
etwa  im  Jahre  1925  zu  erwartenden  Durchführung  des  Planes  nach 
Abb.  6 werden  die  oben  erwähnten  Mängel  des  offenen  Hafens  durch 


die  beabsichtigte  Einschleusung  beseitigt  sein  und 
das  Hafengelände  durch  Hinzutritt  der  neueinge- 
deichten  462  ha  großen  Fläche  einen  Umfang  er- 
langt haben,  der  von  keinem  kontinentalen  und 
vielleicht  von  keinem  ausländischen  Fischereihafen 
erreicht  wird.  Er  bietet  dem  Fischhandel  und  der 
Fischindustrie  fast  unbeschränkte  Ausdehnungsmög- 
lichkeit und  berechtigt  zu  der  Hoffnung,  daß  Geeste- 
münde einst  der  größte  Fischereihafen  der  Welt 
sein  wird. 

Die  an  der  Entwicklung  des  Hafens  aufs  leb- 
hafteste beteiligte  Stadt  Geestemünde  leistet  zu  den 
Kosten  der  Hafenerweiterung  einen  für  ihre  Ver- 
hältnisse bedeutenden  festen  Beitrag  von  5,5  Mill. 
Mark  und  wird  dafür  nach  näheren  Bestimmungen 
an  den  Erträgnissen  des  Hafens  beteiligt. 

In  Erkenntnis  der  Wichtigkeit  der  Frage,  eine 
ausreichende  und  leistungsfähige  Arbeiterschaft  für 
den  Fischereibetrieb  seßhaft  zu  machen,  hat  die 
Stadt  der  Verbesserung  der  Wohnungsverhältnisse 
ihre  besondere  Fürsorge  zugewendet  und  gemein- 
sam mit  dem  zu  diesem  Zweck  gegründeten  gemein- 
nützigen Bauverein  in  unmittelbarer  Nähe  des 
Fischereihafens  eine  aus  Doppel-  und  Reihenhäusern  bestehende 
Kleinsiedlung  geschaffen,  die  bereits  über  216  neue  Wohnungen  ver- 
fügt und  noch  erheblich  vergrößert  werden  kann  und  soll. 

Zur  weiteren  Förderung  der  Fischerei  hat  sich  die  Stadt  ferner 
an  der  gemeinnützigen  Hochseefischereigesellschaft  „Großberlin”, 
einem  Sozialisierungsversuch  in  der  Fischerei,  und  dem  'für  die 
wissenschaftliche  Durchdringung  der  Fischerei  wichtigen  Institut 
für  Seefischerei,  die  beide  im  Fischereihafen  ansässig  sind,  finanziell 
beteiligt. 

III.  Wirtschaftliche  Entwicklung  des  Fischereihafens. 

Vorausetzung  für  die  seit  Bestehen  des  Hafens  niemals  unter- 
brochene staatliche  und  private  Bautätigkeit  zur  Verbesserung  und 
Vergrößerung  seiner  Anlagen  war  der  Aufschwung  des  Fischhandels 
und  der  Fischindustrie,  der  sich  dank  der  Rührigkeit  der  im  Fischerei- 
hafen angesiedelten  Kaufmannschaft  in  glänzender  Weise  vollzog. 
Betrug  die  Zahl  der  in  Geestemünde  beheimateten  Fischdampfer  im 
Jahre  1897  nur  31,  so  stieg  sie  bis  1906  auf  61,  1913  auf  93  und  — 
nach  einem  Rückgang  während  des  Krieges  — im  Jahre  1920  auf  106. 
Daneben  suchten  in  immer  steigender  Zahl  Dampfer  aus  anderen 
Häfen  Geestemünde  auf,  so  daß  im  Jahre  1920  insgesamt  1477  Fisch- 
ladungen von  Dampfern  und  Loggern  angebracht  wurden.  Die  Zahl 
der  Fischgeschäfte,  die  bei  der  Eröffnung  des  Hafens  13  betrug,  ver- 
doppelte sich  im  ersten  Betriebsjahr;  zehn  Jahre  später  bestanden  schon 
54  Fischgroßhandlungen,  12  Mariuieraustalten,  5 Räuchereien,  3 Fisch- 
mehlfabriken, 1 Eisfabrik,-  1 Lebertranfabrik  und  mehrere  Neben- 
betriebe, wie  Reparaturwerkstätten,  Netzmachereien  u.  dergl.  Am 
1.  Juli  1921,  also  nach  etwa  25jährigem  Bestehen,  umfaßte  der  Hafen; 
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Abb.  5.  Der  Fischereihafen  in  Geestemünde  im  Jahre  1920. 
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Abb.  6.  Der  zukünftige  Fischereihafen  Geestemünde. 


104  Fisch  Versandgeschäfte,  25  Räuchereien  und  Marinieranstalten, 
5 Fischmehlfabriken,  3 Eisfabriken  mit  einer  Leistungsfähigkeit  von 
rd.  300  000  kg/Tag,  4 Reparaturwerkstätten,  darunter  2 Slipanlagen 
mit  5 Aufschleppen,  3 Bankniederlassungen  zur  Abwicklung  des  Geld- 
verkehrs und  den  für  die  Hafenentwücklung  sehr  bedeutsam  gewordenen 
Großbetrieb  der  1909  gegründeten  Stock-  und  Klippfischwerke,  die 
allein  im  Jahre  1916  mit  900  bis  1000  Arbeitern  63  Mill.  Pfund  aus 
Norwegen  eingeführte  Fische,  die  nicht  versteigert  wurden  und  daher 
in  der  Umsatzkurve  (Abb.  8)  nicht  enthalten  sind,  verarbeiteten  und 
in  den  letzten  Jahren  noch  in  großzügigster  Weise  erweitert  worden 
sind,  so  daß  sie  jetzt  über  ein  Gelände  von  31 000  qm  verfügen. 
Abb.  7 zeigt  einen  Teil  des  Lagers  an  getrockneten  Fischen  der 
Klippfischwerke.  Diese  Werke,  die  alle  als  Frischfische  nicht  absetz- 
baren Fische  verarbeiten,  haben  neben  den  zahl- 
reichen Marinieranstalten  und  Räuchereien,  die  z.  Zt. 
über  240  Räucheröfen  verfügen,  wesentlich  zur 
Stärkung  des  Fischmarktes  und  der  Wirtschaftlich- 
keit des  Reedereibetriebs  beigetragen,  indem  sie 
auch  in  den  heißen  Sommermonaten  eine  Mög- 
lichkeit zur  Verwertung  der  angebrachten  Fische 
schufen. 

Außer  den  im  Fischereihafen  selbst  ansässigen 
Betrieben  arbeiten  in  der  näheren  und  weiteren 
Umgebung  Geestemündes  eine  große  Zahl  von 
Netzmachereien,  Kisten*,  Korb-  und  Blechdosen- 
fabriken für  die  Bedürfnisse  des  Fischhandels, 

Schiffswerften  und  Reparaturanstalten  für  diejenigen 
der  Reedereien. 

Besser  als  die  vorangegangenen  Zahlen  beweist 
Abb.  8 die  gewaltige  Entwicklung  des  Hafens,  sie 
zeigt  den  Versteigerungsumsatz  an  Fischen  nach 
Wert  und  Menge  in  Mill.  Mark  und  Pfund  und  den 
Eisenbahnversand  in  Mill.  Pfund.  Diese  Kurven 
spiegeln  am  deutlichsten  das  Anwachsen  des  ge- 
samten Fisch  Verkehrs  wieder,  sie  geben  auch  ein 
Bild  der  durch  den  Krieg  und  seine  Folgen  ein- 
getretenen Anspannung  der  Fischpreise.  Einem 
Werte  von  11,2  Mill.  Mark  für  94,6  Mill.  Pfund  oder 
durchschnittlich  12  Pf./Pfund  im  Jahre  1913  stand 
im  Jahre  1920  ein  Wert  von  166  Mill.  Mark  für 
99  Mill.  Pfund  oder  168  Pf./Pfund  gegenüber. 

Der  Staat  hat  sich  seinen  Anteil  an  dem  Auf- 
stieg des  Fischereihafens  dadurch  gesichert,  daß 


er  von  Anfang  an  einen  gemischtwirtschaftlichen  Hafenbetrieb  ein- 
führte, indem  er  das  Löschen  und  Versteigern  der  Fische  in  die 
Hand  der  unter  seiner  Aufsicht  arbeitenden  Fischereihafen -Betriebs- 
genossenschaft, einer  Vereinigung  von  Fischhändlern  und  Reedern, 
legte  und  nur  die  Instandhaltung  der  Hafenanlagen  übernahm.  Die 
Betriebsgenossenschaft  erhebt  gemäß  vertraglicher  Verpflichtung 
einen  bestimmten  seit  Bestehen  des  Hafens  unveränderten 
Prozentsatz  vom  Versteigerungserlös  und  führt  davon  au  den  Staat 
als  Entgelt  für  die  Herstellung  und  Unterhaltung  der  dem  öffent- 
lichen Verkehr  dienenden  Hafenanlagen  einen  bestimmten  Anteil  ab, 
der  also  unmittelbar  von  der  Höhe  des  Versteigerungsumsatzes  ab- 
hängt und  den  ausschlaggebenden  Teil  der  staatlichen  Einkünfte 
bildet.  Von  den  zur  Auktion  kommenden  Dampfern  wird  also 


Abb.  7.  Lager  von  getrockneten  Fischen  der  Klippfischwerke. 
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weder  Hafen-  noch  Ufergeld  erhoben:  die 
staatlichen  Fischpackballen  mit  den  Kon 
toren  der  Händler  und  dergleichen  und 
die  Industrieflächen  im  Hafen  werden 
dagegen  vom  Staat  unmittelbar  an  den 
einzelnen  Händler  verpachtet. 

Die  wirtschaftliche  Bedeutung  des 
Fischereihafens  erhellt  am  deutlichsten 
aus  der  nachstehenden  Tabelle: 


Einnahmen  in  Mark 


Jahr 

Bau- 

\ erwaltung 

Post 

Eisenbahu- 

verwaltung 

Zu- 

sammen 

1898 

114  000 

146  000 

1 120  000  1 

1 380000 

1908 

224  000 

307  000 

1 950  000 

2 481  000 

1918 

394  000 

341  000 

2 190  000 

2 925  000 

1919 

782  000 

202  000 

1 972  000 

2 956  000 

1920 

3 684  000 

852  000 

9 979  000 

14  515  000 

Abb.  8.  Fischumsatz  und  Eisenbahnversand 
im  Geestemünder  Fischereihafen. 

n Erhöhte  Anfuhr  während  des  Wiederaufbaues  der 
abgebrannten  Anlagen  der  Hochseefischerei -Gesell- 
schaft „Nordsee“  in  Nordenham. 


Umsatz  in  den  Auktionshalleu  in  Mil).  Mark 

„ „ .,  „ „ Mill.  Pfund  2 

Gesamter  lirutto-Eisenbahn-Fischversand  in 

Mill.  Pfund  220  . 
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Das  Staatssteuersoll  an  Einkommen-,  Ergänzungs-  und  Gewerbe- 
steuern der  im  Fischereihafen  ansässigen  Betriebe  betrug  schou  im 
Jahre  11)19  fast  1 Mill.  Mark. 

Höher  noch  ist  der  Wert  des  Fischereihafens  für  die  allgemeine 
Volkswirtschaft  und  die  Ernährungsfrage  zu  veranschlagen,  was  keiner 
weiteren  Erörterung  bedarf,  wenn  man  bedenkt,  daß  im  Jahre  1911 
die  gesamte  deutsche  Hochseefischerei  nur  26  vH  des  deutschen  Ver- 
brauchs an  Seefischen  zu  decken  vermochte,  während  74  vH  vom 


Ausland  eingeführt  werden  mußten. 

Die  staatlicherseits  für  den  Fischereihafen  aufgewendeten  oder 
noch  aufzuwendenden  Mittel  betragen  für 

I.  jetzigen  Hafen: 

a)  erste  Anlage rd.  8,0  Mill.  Mark 

b)  weiterer  Ausbau  bis  81.  März  1921  . „ 12,4  „ „ 

II.  künftige  Erweiterung  und  Abschleusung: 

a)  Abschleusung „ 11,0  „ „ 

b)  Erweiterung „ 11,0  „ „ 


zusammen  rd.  42,4  Mill.  Mark 
Die  Zahlen  zu  II.  beziehen  sich  auf  Vorkriegspreise  und  nur  auf 
den  ersten  Ausbau;  sie  werden  hei  der  Ausführung  um  ein  Vielfaches 
iibertroffen  werden.  (Schluß  folgt.) 


Vermischtes. 

Prüfung  der  Regioruiigsbnuinoister  iu  Preußen.  Vor  dem  Tech 
nischen  Oberprüfungsamt  iu  Berlin  haben  in  der  Zeit  vom  1.  April  1920 
bis  dahin  1921  insgesamt  277  Regierungsbauführer  die  Staatsprüfung 
im  Baufache  abgelegt,  und  zwar  122  für  das  Ilochbaufach,  68  für  das 
Wasser-  und  Straßenbaufach,  78  für  das  Eisenbahn-  und  Straßenbau- 


fach und  9 für  das  Maschinenbaufach.  — 34  Regierungsbauführer 
haben  die  Prüfung  nicht  bestanden.  Das  Gesamturteil  „Gut“  wurde 
43  Prüflingen  zuerkannt,  das  Gesamturtei!  „Mit  Auszeichnung“  er- 
hielten 8 Prüflinge. 

Einen  Wettbewerb  zur  Erlauguug  von  Vorentwürfen  für  die 
Ausnutzung  der  Wasserkräfte  im  Schlucliseegebiet  schreibt  die 
Badische  Landeselektrizitätsversorgung  A.-G.  (Badenwerk)  mit  Frist 
bis  zum  1.  Februar  1922  aus.  Vorgesehen  sind  drei  Preise  von  50000. 
40  000  und  30  000  Mark,  ferner  30  000  Mark  für  den  Ankauf  weiterer 
Entwürfe.  Preisrichter  sind:  Geheimer  Baurat  Block  in  Berlin,  Ober- 
ingenieur Dem mel  in  Baden  (Schweiz),  Oberbaurat  Meythaler,  Ge- 
heimer Oberbaurat  Rehbock  und  Oberregierungrat  Schellenberg 
in  Karlsruhe.  Das  Wettbewerbausschreiben  wird  kostenlos  abgegeben, 
die  sonstigen  Unterlagen  sind  für  300  Mark,  die  dem  Bewerber  zurück- 
gezahlt werden,  durch  die  Badische  Landeselektrizitätsversorgung  A.-G. 
in  Karlsruhe,  Hebelstraße  4 zu  beziehen. 

Es  handelt  sich  um  die  möglichst  vollkommene  Erfassung  der  in 
den  Flußgebieten  der  Wutach,  der  oberen  Alb  und  der  benachbarten 
Flußläufe  vorhandenen  Kraftquellen  und  um  deren  Ausnutzung  derart, 
daß  in  erster  Linie  und  in  möglichst  weitgehendem  Maße  Er- 
gänzungs- und  Spitzenkraft  im  Zusammenarbeiten  mit  den 
übrigen  Kraftquellen  in  Baden  und,  wenn  möglich,  noch  über  die 
Grenzen  des  badischen  Landes  hinaus  abgegeben  werden  kann.  Die 
Bearbeitung  soll  nur  die  grundsätzliche  Regelung  des  Ausbaues  der 
Wasserkräfte  zeigen,  wobei  es  den  Bearbeitern  unbenommen  sein  soll, 
auch  auf  benachbarte  Flußgebiete,  wie  Murg,  Wehra  u.  a.,  zurück- 
zugreif en. 

Eineu  Wettbewerb  zur  Erlangung  von  Entwürfen  für  farbige 
Fußbodenbeläge  schreiben  die  Vereinigten  Mosaik-  und  Wandplatten- 
werke A.-G.  (Friedland- Sinzig -Ehrang)  in  Sinzig  a.  Rhein  mit  Frist 
bis  1.  Januar  1922  aus.  An  Preisen  sind  10000  Mark  ausgesetzt.  Dem 
Preisgericht  gehören  u.  a.  an:  Architekt  Prof.  Hans  Poelzig  in  ( 'har- 
lottenburg-Wildpark,  Architekt  Prof.  Wilh.  Kreis  in  Düsseldorf,  Ober- 
baudirektor Prof.  Dr.  Fritz  Schumacher  in  Köln  a.  Rhein,  Architekt 
Prof.  Karl  Sattler  und  Wirklicher  Rat  Prof.  Emmerich  in  München. 
Die  Unterlagen  für  den  Wettbewerb  sind  von  dem  genannten  Werk 
in  Sinzig  a.  Rhein  kostenlos  erhältlich. 

Unentgeltliche  Besichtigung  des  Verkehrs-  und  Baumuseums  in 
Berlin.  Den  Bediensteten  der  Reichsbahn-  und  Wasserstraßenverwal- 
tung sowie  der  preußischen  Hochbauverwaltung  nebst  den  sie  be- 
gleitenden Familienangehörigen  und  den  Ruhegehalts-  und  Renten- 
empfängern der  genannten  Verwaltungen  wird  freier  Eintritt  gewährt, 
wenn  sie  sich  an  der  Kasse  ausweisen  und  die  von  ihnen  mitgebrachten 
Angehörigen  als  solche  bestätigen.  Falsche  Angaben  werden  verfolgt. 
Zur  gruppenweisen  Besichtigung  zu  Unterrichtzwecken  ist  vorherige  An- 
meldung unter  Angabe  der  Teilnehmerzahl  bei  der  Museumsverwaltung 
erforderlich.  Das  Museum  befindet  sich  im  ehemaligen  Hamburger 
Personenbahnhof  in  der  Invalidenstraße  (Jalirg.  1906  d.  Bl.,  S.  648). 

Ein  ueues  Werk  über  „Ingenieurbauten“,  ihre  gute  Gestalt  und 
Wirkung  in  der  Landschaft,  mit  besonderer  Rücksicht  auf  die  Auf- 
gaben der  Wasserwirtschaft  wird  vpn  dem  Deutschen  Bund  Heimat- 
schutz in  Verbindung  mit  dem  Deutschen  Werkbund  in  München 
und  der  Deutschen  Gesellschaft  für  Bauingenieurwesen  in  Berlin  ge- 
plant. Das  Werk  soll  eine  Sammlung  mustergültiger  Beispiele  aus 
alter  und  neuer  Zeit,  bei  denen  die  Wirtschaftlichkeit  und  die  Schön- 
heit des  Bauwerks  an  sich  mit  dem  Landschaftsbild  möglichst  in  Ein- 
klang stehen,  bringen  und  zuverlässige  Grundlagen  für  das  Gestalten 
und  Durchbilden  aller  einschlägigen  Aufgaben  des  Werkbaues  — 
schlichter  handwerklicher  wie  künstlerisch  hochwertiger  Art  — und 
Richtlinien  für  die  Pllege  durch  sie  berührter  landschaftlicher  und 
kultureller  Werte  enthalten.  Hierzu  werden  berufene  Kräfte  aus  den 
einzelnen  Fachgebieten  aufgerufen  und  um  Einsendung  geeigneten 
Stoffes  an  die  Geschäftstelle  des  Deutschen  Werkbundes,  Berlin  W35, 
Schöneberger  Ufer  36  a gebeten.  Iu  Betracht  kommen  insbesondere 
aus  allen  Gebieten  des  Iugenieurwesens  handwerkliche  und  kon- 
struktive Einzelheiten,  Gesamtdarstellungen,  generelle  Darstellungen 
typischer  Aufgaben,  Bilder  der  Werke  im  städtebaulichen  und  land- 
schaftlichen Nah-  und  Fernbild,  möglichst  auch  als  Luftschiffaufnahmen. 
Nähere  Auskunft  gibt  die  Geschäftstelle  des  Deutschen  Bundes  Heimat- 
schutz, Berlin  NW  7,  Georgenstraße  44. 

Die  17.  Hauptversammlung  des  Dentsclieu  Eisenbauverbandes. 
Am  12.,  13.  und  P4.  Oktober  fand  in  München  die  17.  Hauptversamm- 
lung des  Deutschen  Eisenbauverbandes  statt.  Der  erste  Tag  war  der 
Besprechung  der  inneren  Angelegenheiten  des  Verbandes  im  Kreise 
der  Mitglieder  gewidmet.  Am  13.  versammelte  der  Verband  eine 
überaus  stattliche  Zahl  von  Vertretern  der  Wissenschaft  und  der 
Praxis  aus  dem  In-  und  Auslande  in  den  Räumen  der  Technischen 
Hochschule  zu  wissenschaftlichen  Verhandlungen.  Im  Namen  der 
Technischen  Hochschule  begrüßte  Professor  Schachemeyer  die  Ver- 
sammlung und  betonte  den  hohen  Wert  engen  Zusammenarbeitens 
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von  Wissenschaft  und  Ausführung,  das  seit  jeher  das  Vorgehen  des 
Deutschen  Eisen  hau  verbandes  ausgezeichnet  habe.  Geheimer  Bau  rat 
e-  h.  M.  Carstanjen  gab  als  Vorsitzender  lies  Verbandes 
in  seinen  Begrüßungsworten  einen  bemerkenswerten  Überblick  über 
die  Entwicklung  des  deutschen  Eisenbaues.  Nach  dem  schweren 
Rückschlag  bei  Ende  des  Krieges  ist  eine  Aufwärtsentwicklung  er- 
kennbar, die  ein  Zeichen  ist  für  die  innere  Gesundheit  der  Eisen- 
industrie und  hoffen  läßt,  daß  sie  eine  kräftige  Stütze  für  den  Wieder- 
aufbau des  deutschen  Wirtschaftslebens  sein  wird.  Diplomingenieur 
Bein  erstattete  Bericht  über  die  Versuchsarbeiten  des  Deutschen 
Eisenbauverbandes  (vgl.  Jahrg.  1920  d.  Bl.,  S.  296  u.  579),  die  ins- 
besondere die  Stoßdeckung,  die  Knickfestigkeit  von  vollwandigen  und 
gegliederten  Stäben  und  den  Winddruck  auf  Bauwerke  betreffen. 
Bei  den  Knickversuchen  hat  sich  die  große,  liegende  3000  t- Maschine 
des  Eisenbauverbandes  als  wertvolles,  vielseitig  verwendbares  Gerät 
erwiesen.  Die  Vorversuche  für  eine  großangelegte  Versuchsreihe  zur 
weiteren  Klärung  der  Knickfrage  sind  abgeschlossen.  Sehr  beachtens- 
werte Ergebnisse  haben  die  Winddruckversuche,  die  am  Bauwerk  und 
im  Versuchskanal  ausgeführt  wurden,  gebracht.  Manche  auf  diesem 
Gebiet  bestehenden  Anschauungen  werden  danach  einer  Berichtigung 
zu  unterziehen  sein.  £r.=!3ng.  Thoma,  Direktor  der  Mittleren  Isar, 
zeigte  die  großen  Aufgaben,  die  dem  Eisenbau  bei  dem  Ausbau  der 
Wasserkräfte  erwachsen.  Dieser  sei  nicht  allein  durch  die  Kohlennot 
kräftig  gefördert  worden,  sondern  auch  und  vielleicht  am  stärksten 
durch  die  großen  technischen  Fortschritte,  die  auf  diesem  Gebiet  ge- 
macht sind,  wodurch  die  wirtschaftliche  Ausnutzung  vieler  Wasser- 
kräfte, besonders  auch  solcher  mit  geringem  Gefälle  erst  ermöglicht 
wird.  Zahlreiche  bedeutende  Ausführungen  von  Wehrbauten,  Druck- 
wasserleitungen und  Wasserturbinengehäusen  wurden  als  Zeugnisse 
der  beachtenswerten  Leistung  der  deutschen  Eisenbauindustrie  auch 
auf  diesem  Sondergebiet  im  Lichtbild  vorgeführt.  Prof.  G.  v.  Han ff- 
stengel  in  Charlottenburg  zeigte  an  vielen,  bestens  ausgewählten  Bei- 
spielen und  Gegenbeispielen  die  wichtigsten  Gesichtspunkte,  die  maß- 
gebend sind  für  den  Erfolg  der  Reklame,  deren  auch  das  Eisenbau- 
gewerbe nicht  entraten  kann.  Neben  der  in  Deutschland  zu  hoher 
künstlerischer  Entfaltung  gelangten  Werbung  durch  Bilddarstellungen 
kommen  auch  Anzeigen,  die  nur  Text  enthalten,  in  Betracht  und 
können  bei  geeigneter  Gestaltung  von  ausgezeichneter  Wirkung  sein. 
Hauptgrundsatz  ist  durchweg  Einheitlichkeit,  Zusammenfassung  und 
Vermeidung  von  Zersplitterung.  An  Stelle  des  durch  die  Folgen  einer 
Erkältung  verhinderten  Geheimen  Baurats  Schaper  berichtete  Regie- 
rungsbaurat $Dr.  = !yng.  Gaede  aus  Berlin  über  die  in  Vorbereitung 
befindlichen  neuen  Berechnungs-  und  Belastungsvorschriften  für  die 
eisernen  Brücken  der  Reichsbahn.  Über  diese  Vorschriften,  die  einen 
bemerkenswerten  Merkstein  nicht  nur  für  die  Entwicklung  des  Brücken- 
baues, sondern  auch  für  die  Vereinheitlichung  und  den  engeren  Zu- 
sammenschluß der  in  der  Reichsbahn  vereinigten  Ländereisenbahnen 
darstellen,  wird  an  anderer  Stelle  ausführlicher  zu  sprechen  sein.  An 
den  Vortrag  schloß  sich  eine  lebhafte  Erörterung  an,  die  manche  be- 
achtenswerte Anregung  brachte. 

Ein  Zusammensein  in  den  schönen  Räumen  des  Künstlerhauses  gab 
Gelegenheit  zu  weiterer  Aussprache.  Mit  besonderer  Herzlichkeit  wurden 
die  Vertreter  der  deutschen  Hochschulen  des  ehemaligen  Österreichs 
und  der  Schweiz  sowie  die  Altmeister  der  Statik  und  des  Brückenbaues 
Föppl  und  Barkhausen  begrüßt.  Ein  Ausflug  nach  dem  Wendelstein 
bei  herrlichstem  Herbstwetter  beschloß  am  14.  Oktober  die  Tagung,  an 
die  sich  alle  Teilnehmer  gern  erinnern  werden.  G a e d e. 

Zur  Eisenhahnausrüstung  von  Häfen.  Die  vom  Geheimen  Bau- 
rat Professor  ®r.=  3ng.  Cauer  in  Berlin  in  der  Verkehrstechnischen 
Woche  1920/21  veröffentlichte  und  durch  die  Verlagsbuchhandlung 
Jul.  Springer  in  Berlin  als  Sonderabdruck  in  Buchform  heraus- 
gegebene Abhandlung:  „Eisenbahnausrüstung  der  Häfen“  (besprochen 
auf  S.  483  d.  Bl.)  hat  eine  wertvolle  Ergänzung  erfahren  durch  einen 
Beitrag  des  Geheimen  Baurats  Professor  Hirsch  in  Aachen,  der  unter 
der  Überschrift:  „Zur  Eisenbahnausrüstung  von  Häfen“  in  dem  26., 
27.  und  29.  Heft  der  Verkehrstechnischen  Woche  1921  erschienen  ist. 
Dem  von  Cauer  ausgesprochenen  Wunsche,  es  möchten  diejenigen, 
die  mit  Eisenbahnanlagen  in  Häfen  Erfahrungen  gesammelt  haben, 
diese  bekanntgeben,  ist  Hirsch  nachgekommen  und  hat  auf  Grund 
seiner  Erfahrungen  als  Hafenbaudirektor  beim  Bau  und  Betrieb  des 
Duisburger  Hafens  verschiedene  Ratschläge  für  die  Gestaltung  der 
Eisenbahnanlagen  in  Häfen  gegeben.  Seine  Ausführungen  behandeln  in 
vier  Abschnitten  die  wichtigsten  Punkte,  die  für  die  Eisenbahnanlagen 
in  den  Häfen  in  Frage  kommen,  nämlich  die  Hafenbahnhöfe,  Kaigleise, 
Kipper  und  Straßenkreuzungen.  In  allen  Abschnitten  wird  die  Ent- 
wicklung der  Duisburg-Ruhrorter  Häfen  als  Beispiel  genommen,  um 
zu  erläutern,  wie  die  Eisenbahnanlagen  in  dem  Haupthafenbahnhof,  den 
Bezirksbahnhöfen  und  an  den  Kaien  sowie  für  die  Bedienung  der 
Kipper  und  für  die  Kreuzungen  mit  den  Zufahrtstraßen  einzurichten 
sind,  um  einen  zweckmäßigen  und  wirtschaftlichen  Betrieb  zu  erreichen. 
Hirsch  knüpft  an  vielen  Stellen  an  die  Darlegungen  Cauers  an  und 


stimmt  ihnen  in  den  meisten  Fällen  zu.  Bezüglich  der  Anordnung 
der  Kaigleise  — ob  zwei  oder  drei,  ob  lange  oder  kurze  Gleise  mit 
öder  ohne  Weichenverbindungen  ist  er  allerdings  anderer  Ansicht 
als  Cauer.  Während  Cauer  vom  Standpunkt  der  Bedienung  aus  die 
Längen  der  Kaigleise  wie  überhaupt  der  Kais  beschränkt  wissen  will 
und  zur  Erleichterung  der  Wagenauswechslung  die  Einschaltung  von 
Weichenverbindungen  empfiehlt,  findet  Hirsch  in  der  Anordnung 
langer  Kaigleise  und  der  Ausschaltung  der  Weichenverbindungen 
keinen  Nachteil  für  die  Bedienung  der  Kaigleise,  wenn  diese  immer 
pünktlich  und  in  den  dafür  vorgesehenen  Zeiten  erfolgt.  Ich  glaube, 
daß  man  in  diesem  Falle,  obschon  die  Bedienung  kürzerer  Gleise, 
wie  auch  die  Erfahrungen  im  Eisenbahnbetriebe  zeigen,  leichter  und 
sicherer  ist,  nicht  grundsätzlich  die  eine  oder  andere  Anordnung  für 
die  richtige  zu  halten  braucht,  vielmehr  die  Entscheidung  über  die 
zu  treffende  Wahl  von  den  jedesmaligen  örtlichen  Verhältnissen  und 
den  Verkehrsgewohnheiten  abhängig  machen  muß. 

Die  in  den  Ausführungen  des  Professors  Hirsch  enthaltenen 
Zeichnungen  sind  etwas  klein  geraten,  indes  für  den,  der  das  Cauersche 
Werk  gelesen  hat,  leicht  verständlich.  Ich  habe  auf  die  Bedeutung 
des  Cauerschen  Werkes  hingewiesen  und  möchte  nicht  unterlassen, 
allen  Technikern,  die  sich  mit  Eisenbahnanlagen  in  Häfen  zu  befassen 
haben,  auch  die  Abhandlung  von  Hirsch  bestens  zu  empfehlen. 

Köln  a.  Rh.  K.  Falck. 

Gerüstspannkette  mit  Kettennuß -Spaun  Vorrichtung.  D.  R.-P. 
336  907.  Paul  Knies  in  Bochum.  — Abb.  1 u.  2 zeigen  den  Auf- 
riß und  Grundriß  des  Gerüstverbinders  bei  der  Herstellung  eines 
Kreuzverbandes  zwischen  Standbaum  und  Streichstange,  während 
Abb.  3 seine  Verwendung  zur  Herstellung  eines  Sattelverbandes 
zwischen  Teilen  eines  Standbaumes  erkennen  läßt  und  Abb.  4 ein 
Schaubild  der  Kettennuß  in  größerem  Maßstabe  darstellt.  — Das 
gegen  den  Standbaum  1 gelegte  Sattelstück  2 trägt  an  einem  Ende 
die  Bindekette  3 und  am  andern  eine  Kettennuß  4,  deren  in  den 
Konsolen  6 gelagerte  Welle  5 mittels  eines  langen  Schlüssels  7 in 
Drehung  gesetzt  wird.  Jede  der  Kettennußwangen  8 besitzt  einen 
Greifer  9 zum  Erfassen  und  Anspannen  der  Kette  3.  — Soll  ein 

Kreuzverband  zwischen 
dem  Standbaum  1 und 
der  Streichstange  10  her- 
gestellt werden,  so  wird 
die  Kette  zunächst  nach 
Abb.  1 u.  2 um  die  zu 
verbindenden  Gerüstteile 
geschlungen , dann  das 
freie  Ende  derselben  der 
Kettennuß  von  unten 
genähert,  bis  die  zum 
Erfassen  der  Kette  ab- 
wärts gerichteten  Greifer 
hinter  das  ihm  zunächst 
liegende  wagerechte 
Kettenglied  greifen  kön- 
nen, und  schließlich  wird 
die  Kettennuß  mittels 
des  Schlüssels  7 um  ihre 
Achse  gedreht.  Die  hier- 
durch angespannte  Kette 
zieht  auch  das  Sattel- 
stück 2 an  den  Punkten  1 1 
fest  gegen  den  Stand- 
baum, wodurch  eine 
innige  Verbindung  beider  Gerüstteile  erzielt 
wird.  Um  diese  Verbindung  zu  sichern,  ist 
ein  gegabeltes  Widerlager  12,  das  von  dem 
Sattelstück  getragen  wird,  vorgesehen,  in 
dessen  schräg  nach  aufwärts  gerichteter 
Schlitzrast  13  ein  Glied  des  losen  Ketten- 
rades 13  hochkant  eingeführt  wird,  so  daß  das 
nächste  außerhalb  des  Widerlagers  liegende 
Kettenglied  nach  geringer  Entspannung  der  Kette  den  in  dieser 
herrschenden  Zug  aufnimmt  und  die  Gerüstverbindung  gegen  jede 
zufällige  oder  regelwidrige  Lösung  sichert.  Die  Greifer  9 sind  nun- 
mehr entlastet,  da  die  im  Kettenzug  wirkende  Kraft  über  die  Welle  5 
der  Kettennuß  auf  das  Widerlager  12  übertragen  ist.  — Zum  Lösen 
des  Gerüstkupplungsschlosses  wird  die  Kette  3 zunächst  mit  Hilfe  des 
Schlüssels  7 etwas  nachgespannt  und  dann  das  Kettenglied  aus  der 
Schlitzrast  entfernt,  worauf  durch  rückläufige  Bewegung  der  Kettennuß 
um  einen  kleinen  Winkel  die  Kette  3 aus  den  Greifern  entfernt  werden 
kann.  — In  gleicher  Weise  spielen  sich  die  einzelnen  Vorgänge  bei 
der  Herstellung  eines  Sattelverbandes  zwischen  den  Teilen  1 und  14 
(Abb.  3)  eines  Standbaumes  ab , der  sich  vom  Kreuzverbande  nur 
durch  das  Anlegen  der  Bindekette  unterscheidet. 


Abb.  2. 


Abb. 


Abb.  4. 
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29.  Oktober  1921. 


Peter  Dybwad  -<f.  Am  13.  Oktober  verschied  nach  langem,  schwerem 
Leiden  in  Leipzig,  62  Jahre  alt,  der  Kaiser].  Baurat  Peter  Dybwad. 
ln  Christiania  geboren,  studierte  er  an  der  Bauakademie  in  Berlin 
und  war  später  beim  Neubau  der  Kriegsakademie  beschäftigt.  Während 
einer  Studienreise  mit  seinem  Freunde  und  späteren  Schwager  Ludwig 
lloffmann  bearbeitete  er  mit  diesem  den  Wettbewerbplan  zum  Reichs- 
gerichtsgebäude und  nahm  dann  an  der  Ausführung  desselben  teil. 
Hiernach  war  er  in  Leipzig  als  Privatarchitekt  tätig.  Zahlreiche  Villen, 
Wohngebäude  und  Geschäftshäuser  legen  Zeugnis  ab  fiir  seine  hohe 
künstlerische  Begabung.  Ein  überaus  feiner  Sinn  und  ein  selten 
liebenswürdiges  Wesen  waren  ihm  eigen.  Jeder  neue  Bau  brachte 
ihm  in  dem  Bauherrn  zugleich  einen  neuen  Freund,  die  Bauhandwerker 
verehrten  in  ihm  einen  mit  seinen  reichen  Kenntnissen  sie  fördernden 
Meister.  Ein  starker  Familiensinn  zeichnete  ihn  aus,  mit  ihrer  Mutter 
betrauern  acht  Kinder  den  zu  frühen  Heimgang  ihres  Vaters.  Wer 
diesen  hochbegabten  und  liebenswürdigen  Künstler  kannte,  wird  ihm 
stets  ein  treues  Andenken  bewahren.  — n. 

Bücherschau. 

Die  Architektur  als  Raumkunst.  Von  Otto  Karow.  Berlin  1921. 
Wilh.  Ernst  u.  Sohn.  VI  u.  129  S.  in  gr.  8°  mit  76  Textabb.  Geh.  32  Jl, 
geb.  36  JL. 

Der  Inhalt  des  Buches  greift  tiefer,  als  es  der  Titel  zunächst  ver- 
muten läßt.  Der  Verfasser  will  die  Grundzüge  einer  Architekturlehre 
schaffen  durch  begriffliche  Klarstellung  der  Architektur.  Die  bau- 
künstlerische Produktion  aller  Epochen  dient  ihm  dabei  als  Stoff, 
um  die  Notwendigkeit  bestimmter  Forderungen  zu  erweisen,  die  in 
dem  Wesen  der  Baukunst  überhaupt  begründet  sind.  Baugeschichte 
ist  für  ihn  absolut  genommen  nichts,  wenigstens  nichts,  was  von  sich 
aus  zur  baukünstlerischen  Erkenntnis  führt.  Sie  erhält  erst  Wert  für 
die  baukünstlerische  Bildung,  wenn  sie  unter  dem  Gesichtspunkt  dieser 
allgemeinen,  aus  der  Baukunst  selbst  sich  ergebenden  Forderungen 
kritisch  verarbeitet  wird,  vor  allem  weil  sie  erst  dann  wirklich  ver- 
standen wird.  Davon  ist  bis  heute  aber  nicht  die  Rede.  Der  Ver 
lasser  darf  mit  Recht  immer  wieder  darauf  hinweisen,  daß  die  meisten 
modernen  Richtungen  und  Modemeinungen,  die  den  Gang  unserer 
architektonischen  Schöpfungsarbeit  in  den  vergangenen  Jahrzehnten 
beeinflußt  haben,  auf  baugeschichtlichen  Mißverständnissen  beruhen 
oder  — besser  gesagt  — auf  dem  Nichtverstehen  des  Wesentlichen 
bei  dem  zahlreich  zusammengetragenen  baugeschichtlichen  Stoff. 
Hinter  diesem  Gedankengang,  der  sich  als  „roter  Fäden“  durch  das 
ganze  Werk  hindurchzieht,  steht  eine  klare  Anschauung  und  eine 
ausgereifte  künstlerische  Erfahrung.  „Erst,  wenn  freies,  eigenes  künstle- 
risches Denken  und  Forschen  uns  unwillkürlich  und  unbeabsichtigt 
zu  gewissen  Formeln  und  Regeln  der  Alten  führen,  besitzen  wir  auch 
sie  in  Wahrheit.  Zugleich  sind  diese  dann,  und  zwar  in  erster  Linie, 
auch  Teile  unserer  eigenen  künstlerischen  Kultur,  die  sich  mit  jenen 
alten  Regeln  und  Formeln  lediglich  berühren.“  Diese  sehr  inhaltreichen 
Sätze  bezeichnen  die  Stellung  Karows  zur  alten  Kunst.  Sie  geben  auch 
das  ihm  vorschwebende  Ziel  architekturgeschichtlicher  Betrachtung. 
Sie  bedeuten  aber  auch  ein  wahrhaft  ideales  Verhältnis  zwischen  alter 
Kunst  und  moderner  Kunstschöpfung. 

Karow  betrachtet  die  Architektur  nach  zwei  Richtungen,  die  sich 
aus  der  Wirkung  ihrer  Schöpfungen  ergeben:  „im  Sinne  der  Plastik“ 
und  „als  Raum  bildende  Kunst“,  wobei  unter  Raum  Innenräume  und 
Außenräume  gedacht  sind.  Freilich  wirken  bei  jedem  architektonischen 
Werk  beide  Momente  zusammen,  jedes  wirkt  durch  seine  eigene  Plastik 
und  durch  seine  Stellung  im  Raum  zugleich.  Aber  die  Unterscheidung 
ist  systematisch  richtig.  Nur  läßt  sie  sich  in  voller  Schärfe, erst 
nachempfinden,  wenn  man  sie  aus  dem  Vorstellungs vermögen  des 
Schaffenden  und  des  Betrachtenden  entwickelt.  Darauf  fußt  eigentlich 
die  Architekturlehre  Ostendorfs,  der  als  erster  das  Ziel  verfolgte,  das 
sich  Karow  gesteckt  hat.  Selbstverständlich  decken  sich  auch  bei 
beiden  die  ästhetischen  Forderungen,  die  zum  Beispiel  aus  der  Wirkung 
im  Sinne  der  Plastik  gefolgert  werden,  wenn  auch  die  Formulierung 
bei  beiden  verschieden  ist.  Karow  fordert  Klarheit  des  Objekts  — 
statt  der  meist  mißverstandenen  „Einfachheit“.  Aber  dieser  Begriff 
schwebt  wie  auch  schon  der  Begriff  der  Plastik  etwas  in  der  Luft. 
Ostendorf  beweist  die  ästhetische  Notwendigkeit  der  von  ihm  ver- 
tretenen „Einfachheit“,  indem  er  sie  aus  der  Begrenztheit  der  Vor- 
stellungskraft ableitet;  es  handelt  sich  für  ihn  immer  um  den  be- 
stimmten Begriff  der  Vorstellungsmöglichkeit. 

Auf  die  von  Karow  aufgestellten  besonderen  Kategorien  der 
räumlichen  Wirkung  und  sein  Prinzip  der  organischen  Raumfolge  ein- 
zugehen, ist  im  Rahmen  einer  kurzen  Besprechung  leider  nicht  möglich. 
Bemerkenswert  ist  auch  die  Einordnung  der  architektonischen  Formen 
und  des  Ornaments  in  das  Lehrsystem  der  architektonischen  Gestaltung, 
die  Unterscheidung  der  „technisch -konstruktiven“  und  der  „ästhetisch- 
konstruktiven"  Formen  und  die  Wertung  des  Ornaments  als  Mittel 


zur  „Klärung  der  Flächen“.  Es  ist  ein  in  sich  geschlossenes  Lehr- 
system, mit  der  Sicherheit  der  Anschauung  durchgeführt,  wie  sie 
nur  ein  eigenes  Einleben  in  die  Kunst  geben  kann.  Dabei  fallen, 
ohne  daß  sich  eine  Polemik  bemerkbar  macht,  die  vielen,  meist  ganz 
gedankenlos  nachgesprochenen  Vorurteile  über  architektonische  Dinge 
von  selbst  in  sich  zusammen,  die,  aus  Mißverständnissen  entstanden, 
seit  fast  hundert  Jahren  Schule  gemacht  und  Richtungen  hervorgerufen 
haben.  So  die  kritiklose  Verwechslung  rein  praktischer  Bedingungen 
oder  konstruktiver  Forderungen  mit  ästhetischen,  wobei  die  Archi- 
tektür  dann  nichts  weiter  als  die  „charakteristische  Ausbildung“  der- 
artiger Forderungen  sein  soll.  Ebenso  das  große  Mißverständnis 
unserer  städtebaulichen  Vorbilder  aus  dem  Mittelalter,  das  die  un- 
künstlerische Willkür  statt  der  organischen  Raumfolge  geradezu  zum 
Gesetz  erhoben  hat.  Die  wichtige  Aufgabe  derartiger  Betrachtungen, 
mit  falschen  Vorurteilen  aufzuräumen,  die  dem  Verständnis  der  Bau- 
kunst und  dem  baukünstlerischen  Schaffen  im  Wpge  stehen,  erfüllt  das 
Karowsche  Buch  voll  und  ganz.  Allen,  die  zur  Freiheit  des  Schaffens 
gelangen  wollen,  insbesondere  den  jungen  Architekten,  kann  es  warm 
empfohlen  werden. 

Karlsruhe  i.  Bad.  Sackur. 

Die  Druckelastizität  und  Zugelastizität  des  Betous.  25  Jahre 
Forschungsarbeit  auf  dem  Gebiet  des  Betonbaues.  Mitteilung  aus 
der  Materialprüfungsanstalt  der  Technischen  Hochschule  Stuttgart. 
Von  Otto  Graf.  Berlin  1920.  Verlag  des  Vereins  deutscher  Ingenieure, 
Kommissionsverlag  von  Julius  Springer.  52  S.  in  8°  mit  25  Abb. 
Geh.  15  Jl. 

Das  Büchlein  ist  als  227.  Heft  der  Forschungsarbeiten  auf  dem  Gebiet 
des  Ingenieurwesens  vom  Verein  deutscher  Ingenieure  herausgegeben; 
es  behandelt  die  Größe  der  gesamten,  bleibenden  und  federnden 
Dehnungen  des  Betons  und  benutzt  hierzu  früher  veröffentlichte  Ver- 
suche, deren  Bild  durch  bisher  nicht  bekanntgegebene  Feststellungen 
zum  Teil  ergänzt  wird.  Nachdem  die  Herstellung  und  die  Bauart  der 
Versuchskörper  sowie  die  verwendeten  Versuchseinrichtungen  und  die 
Versuchsverfahren  besprochen  worden  sind,  werden  der  Einfluß  des 
Wasserzusatzes,  des  Zements,  des  Zementgehalts,  verschiedener  Sande, 
verschiedener  Zugschlagstoffe,  darunter  auch  Bimsbeton  und  Ziegel- 
beton, sowie  der  Einfluß  der  Lagerung  und  des  Alters  auf  die  Druck- 
und  Zugelastizität  des  Betons  erörtert. 

Zum  Schluß  werden  als  Mittel  aus  nahezu  600  Druckelastizitäts 
versuchen  mit  Beton  die  Dehnungszahlen  bei  einer  Beanspruchung 
— 1/6  der  Würfelfestigkeit  für  Würfelfestigkeiten  von  100  bis  600  kg/qcm 
angegeben.  3)r.=!3ng.  Walter  Nakonz. 

IJeuno  II,  Bischof  von  Osnabrück,  als  Architekt.  Von  Ilse 
Hindenberg.  (Studien  zur  deutschen  Kunstgeschichte,  215.  Heft.)  Straß- 
burg 1921.  J.  H.  Ed.  Heitz.  106  S.  in  gr.  8°  mit  9 Tafeln  in  Lichtdruck. 
Geh.  33  JL. 

Mit  einzelnen  Beispielen  der  baulichen  Tätigkeit  Bennos  von 
Osnabrück,  dieses  volkstümlichsten  „Baumeisters  des  deutschen  Mittel- 
alters“, hatten  sich  schon  verschiedene  Forscher  beschäftigt.  Nun  hat 
eine  Jüugerin  der  Kunstgeschichte  mit  seltener  Eindringlichkeit  in  das 
spröde  Gebiet  der  Baugeschichte  in  einer  Doktorarbeit  sich  bemüht, 
die  baukünstlerische  Persönlichkeit  Bennos  in  ganzem  Umfang  seiner 
Bautätigkeit  klarzustellen.  Wir  besitzen  über  Bennos  Lebensgang 
(1020  bis  1088)  eine  ausführliche  Lebensbeschreibung  des  Iburger  Abtes 
Norbert,  die  bekannte  „vita  Bennonis“,  etwa  aus  dem  Jahre  1090 
stammend,  die  heute  wissenschaftlich  gereinigt  vorliegt.  Darin  finden 
sich  unanfechtbare  Belege  über  Bennos  bauliche  Tätigkeit  in  Goslar, 
bei  Anlage  der  Harzburgen,  in  Osnabrück  beim  Gertrudenkloster,  in 
Iburg  bei  der  bischöflichen  Burg  und  der  Klosterkirche,  endlich  am 
Dom  in  Speyer.  Bei  der  Ungenauigkeit  mittelalterlicher  Schriftsteller 
in  Fragen  der  Baukunst  beschränken  sich  die  Angaben  der  vita  aller- 
dings auf  ziemlich  allgemein  gehaltene  Angaben.  Wie  die  Verfasserin 
zugibt,  können  sie  nur  als  äußere  Anhaltpunkte  dienen  und  sind  in 
feste  Verbindung  zu  bringen  mit  der  zeitlichen  Festsetzung  des  Aufent- 
halts Bennos  an  den  genannten  Orten  und  mit  stilkritischen  Unter- 
suchungen über  die  zu  der  Zeit  Bennos  errichteten  Bauten.  In  der 
Sorgfalt  dieser  Untersuchungen  liegt  der  Hauptwert  der  Arbeit. 

Die  fesselnd  geschriebenen  Ergebnisse  über  die  Stellung  Bennos 
und  seiner  Auffassung  besonders  im  Kirchenbau  im  Vergleich  mit  den 
übrigen  Bauten  seiner  Zeit  werden  angesichts  der  geringen  Reste,  die 
ganz  sicher  auf  seine  Hand  zurückgehen,  mehr  psychologisch  als  sach- 
lich befriedigen.  Zu  den  Abbildungen  der  Goslarer  und  Hildesheimer 
Bauten  hätten  die  schönen  Zeichnungen  Hölschers  (Zeitschrift  f.  Bau- 
wesen 1916,  Tafelband  Bl.  11)  benutzt  werden  können. 

Diese  sachlichen  Ausstellungen  sollen  den  Genuß  an  dem  schönen 
Werk  der  Dankbarkeit  gegen  den  „Baumeister  des  deutschen  Mittel- 
alters“, der  einzigen  greifbaren  Architektengestalt  dieser  Zeit,  nicht 
trüben.  Die  Arbeit  verpflichtet  den  Leser  doppelt  zur  Dankbarkeit. 

Schleswig.  Dr.  Wilh.' Jän ecke. 


Verlag  von  Wilhelm  Ern  st  & Sohn  .Berlin  — Für  den  nichtamtlichen  Teil  verantwortlich:  R.  Bergius,  Berlin  — Druck  der  Buchdruckerei  Gebrüder  Ern  st  Berlin. 
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Zum  25 jährigen  Bestehen  des  Staatlichen  Fischereihafens  in  Geestemünde. 

(Schluß  aus  Nr.  87.) 

IV.  Besondere  Bauten  im  Fischereihafen. 


Allgemeines.  Zu  den  wichtigsten  und  einem  Hochseefischerei- 
hafen eigentümlichen  Anlagen  gehören  die  Auktionshallen,  in  denen 
die  von  den  Fischdampfern  angebrachten  Fänge  versteigert,  die  Pack- 
hallen, in  denen  sie  in  Körben  mit  Eis,  Stroh  und  Papier  für  den 
Bahnversand  verpackt,  und  der  Fischbahnhof,  von  dem  aus  sie  in  be- 
sonderen Fischzügen  dem  Kleinhandel  und  den  Abnehmern  zugeführt 
werden;  von  diesen  sollen  hier  nur  die  beiden  ersten  unter  Be- 
rücksichtigung der  in  Geestemünde  gemachten  Erfahrungen  behandelt 
werden. 

Zur  Vermeidung  weiter  Wege  von  den  Auktions-  zu  den  Pack- 
hallen werden  beide  möglichst  dicht  beieinander  zu  errichten,  am 
besten  in  demselben  Gebäude  unterzubringen  sein.  Diese  Forderung 
ließ  sich  in  Geestemünde  bei  dem  erheblich  größeren  Bedarf  an  Pack- 
als  an  Auktionsräumen  nur  bei  den  beiden  größten,  zusammen  640  m 
langen  Hallen  I und  III  durchführen,  während  alle  anderen  Hallen 
reine  Packhallen  sind;  auch  war  die  Länge  der  Auktionshallen  durch 
die  verfügbaren  Kajen,  an  denen  die  ihre  Fänge  löschenden  Dampfer 
liegen,  beschränkt. 

Auktionshallen.  Bei  den  hohen,  für  die  Gewinnung  der  er- 
forderlichen Uferlängen  aufzuwendenden  Kosten  ist  es  zur  Ausnutzung 
dieser  teuren  Anlagen  von  größter  Wichtigkeit,  den  Auktionsräumen 
die  richtige  Raumtiefe  zu  geben,  die  nach  Möglichkeit  so  groß  gewählt 
werden  muß,  daß  zur  Unterbringung  der  Fänge  eines  Dampfers  nicht 
mehr  Kajen-  und  Hallen-  als  Dampferlänge  beansprucht  wird.  Bei 
der  Verschiedenheit  der  Größe  der  Dampfer  und  insbesondere  ihrer 
Fänge  ist  es  nicht  leicht,  allgemein  gültige  Formeln  für  die  danach  er- 
forderliche Raum- 
tiefe der  Auktions- 
halle aufzustellen. 
Die  praktische  Er- 
fahrung muß  hier 
an  Stelle  theoreti- 
scher Erwägungen 
treten.  Der  ur- 
sprünglich 10  m 
breite  Auktions- 
raum der  Halle  I 
(vgl.  Abb.  9)  mußte 
gleichzeitig  als  Ab- 
fuhrstraße für  die 
von  den  Händlern 
ersteigerten  Fische 


dienen,  so  daß  in  der  Halle  bei  dem  wachsenden  Verkehr  ein 
geradezu  lebensgefährliches  Gedränge  entstand.  In  den  Jahren  1913/14 
wurde  die  Halle  daher  nach  Errichtung  einer  neuen  vorgeschobenen 
Ufermauer  — als  Ersatz  für  das  alte  hölzerne  Bohlwerk  ver- 
breitert und  Auktionsraum  und  Fahrstraße  völlig  voneinander 
getrennt  (vgl.  Abb.  10).  Der  nur  Versteigerungzwecken  dienende 
Anbau  erhielt  eine  Tiefe  von  9,20  m,  während  der  alte  10  m tiefe 
Auktionsraum  allein  der  Bewältigung  des  immer  größer  werdenden 
Abfuhrgeschäftes  Vorbehalten  wurde.  Die  Abmessungen  haben  sich 
als  ausreichend  erwiesen,  zumal  bei  ungewöhnlich  großen  Zufuhren 
ein  Streifen  der  Fahrstraße  mit  als  Auktionsraum  benutzt  werden 
kann.  Fast  die  gleichen  Breiten  und  Abmessungen  hatte  die  bereits 
im  Jahre  1909  erbaute  Auktionshalle  III* *)  erhalten. 

Von  wesentlichster  Bedeutung  für  die  Brauchbarkeit  der  Auktions- 
hallen sind  die  in  ihnen  herrschenden  Schallverhältnisse.  Die  not- 
wendige, klare  und  einwandfreie  Verständigung  zwischen  Auktionator 
und  Käufer  verbietet  zur  Vermeidung  unliebsamer  Mißverständnisse 
die  Anlage  hoher  Hallen,  in  denen  sich  die  Stimmen  beider  verlieren 
oder  — wenn  an  zwei  oder  mehreren  Stellen  gleichzeitig  auktioniert 
wird  — störend  zusammenklingen.  Auch  die  Wahl  des  Baustoffs 
und  seine  Anordnung  ist  hierbei  von  Einfluß.  Der  neue  Auktions- 
raum,  der  nur  im  unteren  Teil  — zum  Schutz  gegen  Fäulnis  — 
massiv,  im  übrigen  aber  in  Holzfachwerk  erbauten  Halle  I hat  bei 
einer  mittleren  Höhe  von  etwa  4,50  m gute  Schallverhältnisse,  die 
zum  Teil  auch  in  den  freiliegenden,  schallzerstörenden  Sprengwerken 
der  Dachverbände  beruhen.  Ungünstiger  liegen  die  Verhältnisse  bei 
der  in  Eisenfachwerk  errichteten  Auktionshalle  III.  In  Rücksicht 
auf  ein  später  einzubauendes  Obergeschoß  hat  die  Halle  die  große 
Höhe  von  9 m erhalten,  welche  die  Verständigung  zwischen 
Auktionator  und  Käufer  oft  so  erheblich  erschwert,  daß  der  ungestörte 
Verlauf  der  Auktionen  stark  behindert  wird.  Durch  den  in  Aussicht 
stehenden  Ausbau  der  Zwischendecke  des  Obergeschosses  wird  die 
Höhe  des  Auktionsraums  auf  etwa  4 m beschränkt,  wodurch  die 
Schallverhältnisse  erheblich  verbessert  werden. 

Um  die  schon  während  der  Versteigerung  beginnende  und  mit 
unvermeidlichem  Lärm  verbundene  Abfuhr  der  Fische  möglichst 
geräuschlos  zu  gestalten,  ist  insbesondere  auf  die  Ausgestaltung  der 
Fahrbahn  der  neben  dem  Auktionsraum  befindlichen  Abfuhrstraße 
besonderer  Wert  zu  legen.  Einerseits  soll  die  Fahrbahn  geräuschlos, 
anderseits  gegen  den  zersetzenden  Einfluß  der  Fischabwässer  u.  dgl. 
widerstandsfähig  sein.  Der  ersten  Bedingung  genügen  die  sonst 

C * 

*)  Vgl.  Zeitschrift  für  Bauwesen  1911,  S.  86  bis  92. 


Ahb.  9.  Querschnitt  der  Auktionshalle  I 
vor  den  Umbauten. 
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vorzüglichen  und  fast  unzerstörbaren  Pflaster-  und  Klinkerbahnen 
nicht  und  sind  daher  zu  verwerfen.  Gewöhnliche  Pflasterbahnen 
haben  zudem  den  Nachteil,  daß  sich  das  Schmutzwasser  in  den  Fugen 
festsetzt  und  allmählich  den  ganzen  Untergrund  faulig  werden  läßt. 
Glatte  Betonbahnen  verursachen  zwar  wenig  Geräusch  und  sind  leicht 
zu  säubern,  werden  aber  durch  die  Fischabwässer  usw.  bald  zerstört. 
Nach  mehreren  Versuchen  mit  Betonbahnen  verschiedener  Zusammen- 
setzung und  anderen  Befestigungsarten  ist  man  in  Geestemünde  dazu 
übergegangen,  in  den  Auktionsräumen  und  den  neben  ihnen  liegenden 
Abfuhrstraßen  nur  noch  Fußböden  aus  Hartgußasphalt  herzustellen, 
die  sich  seit  etwa  sechs  Jahren  ausgezeichnet  bewährt  haben.  Ein 
etwa  zu  befürchtendes  Aufweichen  des  Asphalts  im  Sommer  tritt  nicht 
ein,  da  der  Fußboden  der  Sonnenbestrahlung  nicht  ausgesetzt  ist. 

Um  kühle  Auktionshallen  zu  schaffen,  in  denen  die  zur  Ver- 
steigerung aufgestellten  Fische  nicht  durch  Wärmeeinwirkung  leiden 
und  an  Wert  verlieren,  sind  Fenster  und  Oberlichter  auf  das  zu  einer 
ausreichenden  Beleuchtung  gerade  erforderliche  Maß  zu  beschränken 
und  Wände  und  Dach  aus  möglichst  schlechten  Wärmeleitern  herzu- 
stellen oder  zu  isolieren.  Auch  hierin  ist  die  Auktionshalle  I der 
Halle  III  überlegen.  Während  in  der  Halle  I die  Fahrstraße  kein 


Packhallen.  Da 
die  reinen  Packhallen 


±6|B. 


Abb.  12.  Läugenschnitt. 


Abb.  13.  Grundriß  der  Eisräume. 
Abb.  11  bis  13.  Fischpackhalle  II. 


direktes  Licht  erhält  und  der  Auktionsraum  nur  durch  Oberlichter  von 
rd.  5 qm  in  9 m Abstand  sowie  Vorderfenster  von  etwa  20  vH  der 
Frontwandfläche  beleuchtet  wird,  ist  das  Dach  der  Fahrstraße  der 
Halle  III  — um  die  nach  ihr  gelegenen  Kontore  mit  Licht  zu  ver- 
sehen — fast  ganz  in  Oberlichte  aufgelöst  wrnrden;  die  Frontwand 
besteht  in  Rücksicht  auf  das  später  einzubauende  Obergeschoß  zu 
25  vH  aus  Fensterflächen.  Ferner  ist  Dach-  und  Vorderwand  der 
Auktionshalle  I mit  doppelter  Holzverschalung  versehen,  dagegen  die 
Vorderwand  der  Halle  III  in  ungeschütztem  Eisenfachwerk,  das  Dach 
in  einfacher  Schalung  ausgeführt  worden.  Die  Verschiedenheit  der 
Ausbildung  beider  Hallen  drückt  sich  darin  aus,  daß  an  heißen  Tagen 
die  Temperaturen  in  der  Halle  I etwa  4 bis  5°  C niedriger  als  in  der 
Halle  III  sind. 

Den  großen  Vorteilen  der  hölzernen  Auktionshallen  steht  aber 
ihre  große  Feuergefährlichkeit  gegenüber,  so  daß  neuere  Hallen  wohl 
meist  massiv  ausgeführt  werden.  Bei  entsprechender  Ausbildung  unter 
Berücksichtigung  der  zuvorigen  Erörterungen  werden  sie  den  Holz- 
hallen überlegen  sein. 

in  den  Fiscbpackhallen,  worunter  jetzt  nur 
— also  ohne  Auktionshallen  — zu  verstehen 
sind,  größere  Mengen  leicht  brennbarer 
Packstoffe  — Körbe,  Stroh.  Papier 
u.  dergl.  — aufgestapelt  werden,  sollten 
in  Rücksicht  auf  die  Feuersgefahr 
grundsätzlich  nur  Massivbauten  her- 
gestellt  werden.  Die  älteren  Geeste- 
münder Hallen  I bis  IV,  die  in  Ziegel- 
rohbau mit  hölzernen  Zwischen-  und 
Dachdecken  ausgeführt  sind,  ent- 
sprechen dieser  Forderung  nur  unvoll- 
kommen. Alle  neueren  Hallen  sind 
oder  werden  dagegen  ganz  massiv 
mit  Eisenbetondecken  und  -dach  er- 
richtet. 

Die  Grundrißanordnung  hat  sich 
in  Geestemünde  langsam  zu  der  jetzt 
zur  Ausführung  gelangenden  ent- 
wickelt. Abb.  11  bis  16  zeigen  die 
älteste  im  Jahre  1899  erbaute  Halle  II 
und  die  zur  Zeit  im  Bau  befindliche 
neueste  Halle  VIII.  Die  Gebäudetiefe 
von  24  m bei  einer  Breite  der  Einzel- 
abteilung von  10  m ist  die  gleiche  ge- 
blieben, weil  diese  Abmessungen  zur 
Unterbringung  aller  für  ein  mittleres 
Fischversandgeschäft  erforderlichen 
Räume  genügen.  Bei  größerem  Raum- 
bedarf können  zwei  oder  mehr  be- 
nachbarte Abteilungen  miteinander 
verbunden  werden. 

Von  den  im  Erdgeschoß  unter- 
zubringenden Pack-  und  Eisräumen 
sind  erstere  zur  Förderung  der  Kühl- 
haltung möglichst  auf  die  Nordseite 
der  Gebäude  zu  legen.  Die  gleiche 
Rücksicht  wie  bei  den  Auktionshallen 
gebietet  auch  hier,  die  Größe  der 
Fenster  und  sonstigen  Licht-  und  da- 
mit Wärme  einlassenden  Öffnungen 
(Lichtschächte)  auf  das  geringste  zu- 
lässige Maß  zu  beschränken,  so  daß 
die  Bestimmungen  der  Gewerbe-  und 
Bauordnung  über  die  natürliche  Be- 
leuchtung von  Arbeitstätten  wegen  der  Empfindlichkeit  der  Fische 
nicht  voll  durchzuführen  sind.  Das  Größenverhältnis  zwischen  Pack- 
und  Eisraum  ist  in  Geestemünde  immer  mehr  zugunsten  der  ersteren 
verschoben  worden,  weil  bei  der  außerordentlich  gesteigerten 
Leistungsfähigkeit  cf  er  im  Hafen  entstandenen  Eisfabriken , die  den 
Eisbedarf  der  Reeder  und  Händler  jederzeit  befriedigen  können,  das 
Bedürfnis  nach  großen  Räumen  zur  Lagerung  von  Eis  aus  Winter- 
ernten  immer  mehr  abnahm  und  heute  die  Eisräume  überwiegend 
nur  noch  zur  vorübergehenden  Lagerung  von  Eis  und  Fischen  be- 
nutzt werden.  Wegen  technischer  Einzelheiten  — Isolierung  der  Eis- 
räume — wird  auf  die  Abbildungen  verwiesen  und  dabei  hervor- 
gehoben, daß  als  Fußbodenbefestigung,  bei  der  es  auf  Geräusch- 
losigkeit nicht  ankommt,  nur  noch  die  fast  unbegrenzt  haltbaren 
blauen  Flacbklinker  verwendet  werden. 

Der  Ausbau  des  Obergeschosses  — insbesondere  der  Kontore  und 
ihrer  Nebeneinrichtungen  — ist  bei  allen  älteren  Hallen  sehr  einfach 
und  entspricht  erst  von  der  Halle  V ab  den  neuzeitlichen  Anforderungen 
hinsichtlich  Anlage  von  Waschraum  und  Aborten.  Der  Zugang  zu 
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den  Kontoren  ist  bei  den  Hallen  I 
bis  VI  nur  nach  Durchquerung 
des  meist  feuchten  und  unansehn- 
lichen Packraums  mittels  einer 
gleichzeitig  zum  Bodenraum  füh- 
renden Treppe  möglich,  ein  Nach- 
teil, der  erst  bei  den  im  Bau 
befindlichen  Hallen  VII  und  VIII 
(vgl.  Abb.  14  bis  lü)  vermieden  ist. 

Nach  vorstehenden  Ausfüh- 
rungen können  als  die  an  neu- 
zeitliche Auktions-  und  Pack- 
hallen der  Hochseefischereihäfen 
zu  stellenden  Hauptforderungen 
bezeichnet  werden: 

1.  Die  Auktionshallen  müs- 
sen genügende  Tiefe  und  ge- 
trennte Flächen  für  die  eigent- 
liche Versteigerung  und  dieFisch- 
abfuhr  besitzen.  Die  Fußboden- 
decken sollen  glatt,  geräuschlos 
und  widerstandsfähig  gegen  die 
Fischabwässer  sein;  auf  Wärme- 
schutz und  günstige  Schall- 
verhältnisse ist  erheblicher  Wert 
zu  legen. 

2.  Die  Packhallen  sind  mit 
großen,  ungeteilten  und  kühlen 
Packräumen  sowie  nicht  allzu 
umfangreichen  Eisräumen  — 
wobei  allerdings  die  örtlichen 
Verhältnisse  sehr  zu  berück- 
sichtigen sind  — auszustatten. 
Die  Kontore  sind  möglichst  so 
anzulegen,  daß  sich  der  Verkehr 
in  ihnen  unabhängig  von  dem 
Packgeschäft  abwickeln  kann. 

Die  neueren  Geestemünder 
Anlagen  dürften  diesen  Anforde- 
rungen weitgehend  entsprechen. 
Ein  Vergleich  mit  den  primi- 
tiven Einrichtungen  des  größ- 
ten englischen  Fischereihafens 
Grimsby  läßt  sie  in  besonders 
günstigem  Licht  erscheinen,  wo- 
bei jedoch  auf  die  Tatsache 
hinzu  weisen  ist,  daß  trotzdem 
in  Grimsby  der  größte  Fisch- 
markt der  Welt  entstanden  ist, 
der  vor  dem  Kriege  den  Geeste- 
mündes um  etwa  das  sechsfache 
übertraf.  Saltzmann, 

Regierungs-  u.  Baurat. 


Abb.  14.  Querschnitt  a — b. 


Abb.  15.  Erdgeschoß.  Abb.  16.  Obergeschoß. 

Abb.  14  bis  16.  Fischpackhalle  VIII. 


Vermischtes. 


In  dem  Wettbewerb  für  ein  Gedächtnismal  der  Gefallenen  der 
Stadt  Greifenberg  i.  Pomrn.  (S.  371  u.  407  d.  Bl.)  ist  ein  erster  Preis 
nicht  erteilt  worden.  Es  erhielten  den  zweiten  Preis  (1000  Mark) 
Architekt  Anton  Zock  in  Sydowsau  bei  Stettin,  je  einen  dritten  Preis 
(500  Mark)  Regierungsbaumeister  Ernst  Weegmann  in  Stolp  i.  Pomm., 
Architekt  Max  Ronneburger  in  Essen  a.  d.  Ruhr,  Architekt  Wilhelm 
Koch  in  Berlin -Friedenau  und  Studienrat  a.  D.  Architekt  Adolf  Dahl 
in  Stettin. 

% 

Technische  Hochschule  Berlin.  Der  bisher  mit  Vorlesungen 
über  die  Geschichte  des  Kunstgewerbes  an  der  Abteilung  für  Archi- 
tektur beauftragte  Professor  Dr.  Bock  ist  durch  Erlaß  des  Ministers 
für  Wissenschaft,  Kunst  und  Volksbildung  zum  außerordentlichen 
Professor  in  der  Abteilung  für  Allgemeine  Wissenschaften  an  der 
Technischen  Hochschule  Berlin  ernannt  und  mit  der  durch  den  Staats- 
haushalt für  1921  begründeten  außerordentlichen  Professur  für  Kunst- 
geschichte beliehen  worden. 

Eine  neue  Theorie  der  malerischen  Perspektive.  Oberbaurat 
Julius  Deininger  hat  im  April  1914  in  der  Zentralvereinigung  öster- 
reichischer |Architekten  in  Wien  einen  Vortrag  gehalten  über  „eine 
neue  Theorie  der  malerischen  Perspektive  und  deren  praktische  Re- 
sultate“ und  hat  unter  gleichem  Titel  im  Verlag  von  Gerlach  u.  Wiedling, 
Buch-  und  Kunsthandlung  in  Wien,  eine  Abhandlung  herausgegeben 
nebst  einem  in  Österreich  patentierten  Anleitungsbogen  mit  Text 
zum  direkten  Gebrauch  beim  Aufträgen. 


Hingewiesen  wird  darin  auf  die  Tatsache,  daß  die  seit  Jahr- 
hunderten angewendete  Art  des  perspektivischen  Zeichnens  auf  einer 
ebenen  Bildfläche  bis  heute  noch  in  keiner  den  Theoretiker  sowie 
den  Künstler  restlos  befriedigenden  Weise  festgelegt  werden  konnte. 
Diese  Theorie  ist  die  heute  noch  allgemein  gültige  und  anerkannte 
sogenannte  Glastafeltheorie,  im  wesentlichen  darin  bestehend,  daß 
die  Sehstrahlen  von  den  einzelnen  Punkten  eines  stereometrisch  fest- 
gelegten Körpers  nach  dem  Auge  auf  einer  ebenen  Bildfläche  oder 
Glastafel  Durchstoßpunkte  ergeben,  und  daß  deren  lineare  Verbin- 
dungen alsdann  das  erstrebte  Bild  liefern.  Dieses  Bild  ist  eine 
zweifellos  richtige  zentrale  Projektion,  aber  keine  natürliche  Dar- 
stellung des  Objekts,  keine  malerische  Projektion.  Die  Lage  der 
Glastafel  wird  bei  dem  jetzigen  Verfahren  willkürlich  nach  Gutdünken 
angenommen,  und  jede  abweichende  Lage  dieser  Ebene  ergibt  ein 
anderes  Bild,  während  der  Beschauer  oder  Zeichner  von  dem  seiner- 
seits gewählten  Standpunkt  in  der  Natur  immer  nur  ein  bestimmtes 
Bild  des  Objekts  sieht  und  nur  dieses  auf  seiner  Zeichenfläche  nach- 
zeichnen kann.  Die  willkürliche  Annahme  der  Bildflächenlage  ist 
daher  jedenfalls  unzulässig.  Und  zwar  liegt  die  Unzulänglichkeit  in 
der  unrichtigen  Annahme,  daß  die  Projektion  auf  einer  ebenen 
Fläche  erfolgen  muß,  während  die  Anschauung  lehrt,  daß  dies  nur 
die  Fläche  einer  Kugel  sein  kann,  deren  Mittelpunkt  das  Auge  des 
Beschauers  bildet  und  durch  welches  die  Haupthorizontalebene  oder 
mit  anderen  Worten  der  Horizont  zu  legen  ist.  Hiermit  wird  die 
mehr  als  vier  Jahrhunderte  alte  Glastafeltheorie  also  aufgegeben.  Alle 
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unter  sich  parallelen  horizontalen  Geraden  ober-  oder  unterhalb 
der  Horizontalebene  neigen  sich  von  oben  bezw.  von  unten  gegen 
den  Horizont  und  linden  dort  ihren  Verschwindepunkt,  jedoch  mit 
dem  Unterschied,  daß  ihre  Projektionen  auf  der  Kugeltläche,  nicht 
mehr  wie  vordem  auf  der  ebenen  Fläche  eine  Gerade,  sondern  eine 
Kurve  bilden.  Die  sanft  geschwungenen  oberen  Teile  dieser  Kurve, 
welche  für  die  Darstellung  in  Betracht  kommen,  fallen  in  ihrer 
Krümmung  kaum  auf,  verleihen  aber  dem  Bilde  eine  gewisse  Weichheit. 
Alle  vertikalen  Geraden  laufen  im  Verfolg  ihrer  Projektion  auf  der 
Kugelfläche  zwar  auch  nach  oben  bezw.  nach  unten,  nach  dem  Zenith 
oder  dem  Nadir  im  Verschwindepunkt  zusammen,  jedoch  tritt  dies 
aus  zwei  Gründen  auf  dem  Bilde  nicht  in  die  Erscheinung.  Erstens 
kommt  für  das  Bild  fast  ausnahmslos  nur  der  untere  unter  einem 
Sehwinkel  von  30°  über  den  Horizont  sich  erhebende  Teil  der  Verti- 
kalen in  Frage,  so  daß  die  Annäherung  paralleler  Vertikalen  nach 
oben  hin  nicht  zum  Ausdruck  kommt  und  nach  unten  erst  recht 
nicht.  Ferner  aber  hat  man  sich  die  Augenrichtung  wie  beim  Sehen 
in  der  Natur  wenigstens  seitlich  hin-  und  herwandernd  zu  denken, 
so  daß  nicht  wie  bei  der  ebenen  Bildtafel  eine  einzige,  sondern  auch 
jede  andere  seitlich  liegende  Vertikale  als  mittlere  Gesichtslinie  auf- 
gefaßt werden  kann.  Somit  erscheinen  also  die  Kugelbilder  aller 
vertikalen  Geraden  als  auf  der  Äquatorebene  oder  dem  Horizont 
senkrecht  stehend.  Einige  Beispiele  in  der  Deiningerschen  Abhandlung 
erläutern  die  perspektivischen  Ansichten  nach  der  alten  Glastafel- 
theorie im  Gegensatz  zu  der  obigen  neuen  Methode,  welche  wesentlich 
veränderte  und  viel  natürlichere  Bilder  liefert.  Die  dem  Horizont 
zunächst  liegenden  Zonen  sind  nach  letzterer  vollkommen  fehlerfrei. 
Die  Fehlerhaftigkeit  wächst  mit  der  Größe  des  vertikalen  Sehwinkels, 
also  nur  mit  der  größeren  Höhe  des  Objekts. 

Wenn  nun  das  Schaubild  des  Objekts  nichts  anderes  ist  als  eine 
zentrale  Projektion  auf  einer  Kugelfläche,  so  folgt  daraus  die  Un- 
möglichkeit, es  auf  einer  ebenen  Fläche  vollkommen  richtig  darzu- 
stellen, weil  eben  die  Kugel  keine  aufwickelbare  Fläche  ist,  jedenfalls 
aber  entspricht  es  möglichst  naturgetreu  dem,  was  der  Künstler  dar- 
zustellen hat.  Es  ergibt  sich  als  eine  wirklich  malerische  Perspektive. 
Dabei  zeigen  sich  einige  Schwierigkeiten.  Das  Aufträgen  perspek- 
tivischer Bilder  nach  obigem  System  ist,  wenn  auch  nicht  mühevoll, 
doch  immerhin  eine  etwas  ermüdende  Erledigung  von  Aufgaben  der 
darstellenden  Geometrie  und  Projektion.  — Oberbaurat  Deininger 
bietet  daher  ein  vorzügliches  Mittel,  mit  dessen  Hilfe  man  zunächst 
einen  perspektivischen  Grundriß  und  dann  das  Schaubild  selbst  auf 
durchscheinendem  Papier  mit  größter  Bequemlichkeit  aufzeichnen 
kann.  Dieser  Anleitebogen  (österreichisches  Patent  und  im  Verlage 
obengenannter  Kunsthandlung)  besteht  im  wesentlichen  aus  zwei 
Kurvennetzen  (Rastern),  unten  einem  Grundrißnetz  und  oben  einem 
Schaubildnetz,  nach  welchem  das  erstrebte  Schaubild  unmittelbar 
aufzutragen  ist.  Alles  übrige,  das  über  den  Gebrauch  dieses  Anleite- 
bogens, besonders  hinsichtlich  des  zu  wählenden  Maßstabes  und 
sonstiger  Einzelheiten  zu  sagen  wäre,  kann  hier  übergangen  werden,  da 
die  Anleitung  selbst  einen  mehrere  Seiten  langen  Text  aufweist,  der  den 
Gebrauch  der  Kurvennetze  eingehend  erläutert.  Paulsdorff. 

Verkehrsfragen  bei  Stadterweiteruugeu.'1)  Professor  Petersen 
von  der  Technischen  Hochschule  Danzig  hat  seinen  auf  der  ersten 
Hauptversammlung  der  Deutschen  Gesellschaft  für  Bauingenieur- 
wesen am  21.  September  1920  in  Berlin  gehaltenen  Vortrag  über 
Verkehrsfragen  bei  Stadterweiterungen  im  Sonderdruck  erscheinen 
lassen.3)  An  den  Beispielen  von  Zürich  und  Danzig  wird  dargelegt, 
daß  für  die  Aufstellung  eines  Stadterweiterungplanes  die  Klärung 
der  Verkehrsfragen  von  grundlegender  Bedeutung  ist.  Für  Danzig 
sind  es  vor  allem  die  Hafenanlagen,  welche  die  weitere  Entwick- 
lung der  Stadt  bestimmen;  glücklicherweise  ist  zur  Schaffung  von 
Hafenanlageu  allergrößten  Umfangs  zwischen  Danzig  und  dem  Meeres- 
ufer in  reichlichem  Maße  Raum  vorhanden.  Hinsichtlich  des  Eisen- 
bahnverkehrs liegen  die  Verhältnisse  in  Danzig  insofern  einfach, 
als  die  Fernbahnen,  zu  einer  einzigen  Linie  vereinigt,  ungefähr  in 
Nord-Süd-Richtung  das  Stadtgebiet  durchziehen.  Zweifel  über  die 
günstigste  Anordnung  des  Hauptbahnhofs  können  überhaupt  nicht 
bestehen,  sondern  dieser  wird  an  seiner  alten  Stelle  zu  belassen  und 
nur  angemessen  zu  erweitern  sein.  Petersen  zeigt,  wie  von  den  Fern- 
bahnen am  zweckmäßigsten  die  Güterbahnen  abzuzweigen*  sind,  die 
insbesondere  dem  Anschluß  der  bestehenden  und  künftige»  Hafen- 
anlagen dienen.  Ebenso  entwirft  er  für  den  Vorortverkehr  ein  ein- 
faches Liniennetz  mit  zwei  Hauptstrecken.  Beide  Vorortbahnen  sind 
über  den  Hauptbahnhof  geführt,  so  daß  hier  ein  bequemer  Aus- 

J)  Verkehrsfragen  bei  Stadterweiterungen,  erläutert  an 
Beispielen  von  Zürich  und  Danzig.  Von  Richard  Petersen.  Sonder- 
abdruck aus  „Der  Bauingenieur“,  Zeitschrift  für  das  gesamte  Bau- 
wesen. 2.  Jabrg.  1921,  3.  bis  6.  Heft.  Berlin  1921.  Jul.  Springer. 
39  S.  in  8°  mit  23  Textabb.  Geh.  5 Ji. 

3)  Vgl.  1920,  S.  492  u.  1921,  S.  143  sowie  1919,  S.  609  u.  617  d.  Bl. 


tausch  zwischen  Vorort-  und  Fernbahnen  stattfindet.  Wann  die  vor- 
geschlagenen Verkehrsanlagen  in  Danzig  zur  Ausführung  kommen 
werden,  steht  freilich  dahin,  nachdem  die  alte  deutsche  Seestadt  vom 
Reiche  losgerissen  und  als  angeblich  selbständiger  Freistaat  einem 
höchst  ungewissen  Schicksal  ausgeliefert  worden  ist. 

In  dieser  Beziehung  herrschen  viel  glücklichere  Verhältnisse  bei 
Zürich,  dem  andern  von  Petersen  ausführlich  behandelten  Beispiel. 
Ist  doch  Zürich  von  allen  deutschen  Großstädten  diejenige,  die  von 
den  politischen  Umwälzungen  der  letzten  Jahre  am  wenigsten  berührt 
worden  ist,  so  daß  aller  Wahrscheinlichkeit  nach  ihre  Entwicklung 
in  den  nächsten  Jahren  mindestens  ebenso  rasche  Fortschritte  machen 
wird  wie  in  den  letzten  Jahrzehnten.  Auch  für  Zürich  ist  die  Lage 
zum  Wasser  von  großer  Bedeutung.  Zürich  ist  die  einzige  deutsche 
Großstadt,  die  an  einem  bedeutenden  See  liegt.  Wenn  auch  dieser 
See  einen  lebhaften  Schiffsverkehr  aufzuweisen  hat,  so  fehlt  ihm  doch 
die  Verbindung  mit  einem  Wasserstraßennetz.  Neuerdings  scheint 
aber  auch  für  Zürich  der  Anschluß  an  die  Wasserstraßen  in  erreich- 
bare Nähe  gerückt.  Voraussichtlich  wird  eine  Verbindung  mit  dem 
Rhein  durch  Kanalisierung  der  Aar  und  Limmat  unter  gleichzeitiger 
Gewinnung  von  Wasserkräften  ausgeführt  werden.  Die  neue  Wasser- 
straße würde  mit  geräumigen  Hafenanlagen  im  breiten  Limmattal 
unterhalb  Zürich  enden.  Ein  Verbindungskanal  von  hier  zum  See 
erscheint  zwar  möglich,  doch  ist  sein  Bau  durch  die  vorhandene  Be- 
siedlung bereits  sehr  erschwert. 

In  Zürich  laufen  sieben  Fernbahnen  zusammen,  die  sich  teilweise 
schon  in  erheblichem  Abstand  von  der  Stadt  vereinigen.  Sie  enden 
in  einem  Kopfbahnhof,  der  ziemlich  günstig  zur  Innenstadt  gelegen 
ist.  Da  aber  zwischen  mehreren  der  hier  einlaufenden  Linien  durch- 
gehende Züge  verkehren,  finden  störende  Richtungswechsel  und  zahl- 
reiche Durchkreuzungen  wichtiger  Fahrstraßen  in  Schienenhöhe  statt; 
außerdem  genügen  die  vorhandenen  Anlagen  dem  stark  angewachsenen 
Verkehr  nicht  mehr.  Die  schweizerischen  Bundesbahnen  überreichten 
schon  1916  der  Stadt  einen  Entwurf  zur  Umgestaltung  der  Eisenbahn- 
anlagen, in  dem  aber  der  Kopfbahnhof  beibehalten  war.  Die  Stadt 
Zürich  ließ  darauf  ein  Gutachten  durch  den  ortsansässigen  Ingenieur 
Moser  und  die  bekannten  reichsdeutschen  Fachleute  Cauer  in  Berlin 
sowie  Gleim  in  Hamburg  erstatten.  Ihr  Gutachten  gelangte  zu  dem 
Schluß,  daß  in  Zürich  zwar  ein  allen  Anforderungen  genügender  Kopf- 
bahnhof geschaffen  werden  kann,  daß  aber  ein  Durchgangsbahnhof 
unbedingt  den  Vorzug  verdiene.  Dieser  Durchgangsbahnhof  ist  nur 
in  geringer  Entfernung  von  der  Stelle  angeordnet,  an  der  sich  heute 
der  Kopfbahnhof  befindet.  Fast  zu  dem  gleichen  Ergebnis  führte 
ein  1915  von  der  Stadt  Zürich  ausgeschriebener  internationaler  Wett- 
bewerb für  einen  Stadterweiterungsplan,3)  an  dessen  Bearbeitung  wegen 
des  Weltkrieges  fast  nur  Schweizer  teilnahmen.  In  dem  Preisgericht 
aber,  das  im  Frühjahr  1918  zusammentrat,  war  auch  das  Deutsche 
Reich  durch  die  bekannten  Fachgenossen  Brix,  Jansen,  Rehorst  und 
Petersen  vertreten.  Das  Preisgericht  kam,  unabhängig  von  dem 
gleichzeitig  bearbeiteten  Gutachten  der  obengenannten  Eisenbahn - 
fachleute,  ebenfalls  zu  dem  Ergebnis,  einen  Durchgangsbahnhof  zu 
empfehlen,  dessen  Zufahrtlinien  zum  großen  Teil  unter  der  auf  dem 
rechten  Ufer  der  Limmat  an  den  Höhen  emporsteigenden  Stadt  in 
Tunneln  geführt  werden.  Wenn  diese  Lösung  auch  hohe  Baukosten 
erfordert,  führt  sie  doch  zu  den  einfachsten  Betriebsverhältnissen. 
Hoffentlich  einigen  sich  die  Bundesbahnen  mit  der  Stadt  Zürich  auf 
Grundlage  dieses  Entwurfs,  so  daß  in  Zürich  der  Kopfbahnhof  ver- 
schwindet, der  hier  inmitten  eines  einheitlich  betriebenen  Eisenbahn- 
netzes durchaus  nicht  mehr  am  Platze  ist. 

Die  Untersuchungen  über  den  Vorortverkehr  haben  auch  in 
Zürich  zu  der  Erkenntnis  geführt,  daß  bei  der  bereits  bestehenden 
und  künftig  fortzuführenden  weiträumigen  Bebauung  die  Straßen- 
bahnen zur  Überwindung  der  großen  Entfernungen  nicht  mehr  aus- 
reichen und  daher  den  Vorortbahnen  als  Schnellbahnen  ein  größerer 
Teil  des  Verkehrs  zufallen  wird.  Im  engeren  Stadtgebiet  sollen  sich 
die  in  nordsüdlicher  Richtung  verlaufenden  Vorortlinien  von  den 
Fernbahnen  loslösen  und  teilweise  als  Tief  bahnen  derart  geführt 
werden,  daß  sie  den  Hauptbahnhof  unterfahren.  Die  hiermit  erzielte 
Verbindung  zwischen  Fern-  und  Vorortverkehr  ist  zweckmäßig;  da- 
gegen muß  es  auffallen,  daß  man  in  Zürich  mit  den  Vorortbahnen 
nicht  den  eigentlicheu  Stadtkern  durchsch neiden  will,  um  die  Ver- 
bindung zwischen  den  Außengebieten  und  der  Geschäftstadt  noch 
wesentlich  zu  verbessern.  Es  dürfte  hier  sehr  wohl  möglich  sein, 
die  Vorortlinien  auf  kurze  Strecken  als  Untergrundbahnen  durch  die 
Innenstadt  zu  führen.  Erst  wenn  in  dieser  Hinsicht  noch  Verbesse- 
rungen vorgenommen  werden,  können  die  V orortbahnen  in  höchstem 
Maße  eine  weiträumige  Besiedlung  der  Außengebiete  fördern,  wie  sie 
von  Petersen  selbst  als  eine  der  wichtigsten  Forderungen  des  Städte- 
baues der  Gegenwart  hingestellt  wrird.  — z — ■ 

-’)  Vgl.  1916,  S.  7,  59  u.  512;  1917,  S.  556  und  1918,  S.  156,  188 
u.  196  d.  Bl. 


Verlag  von  Wilhelm  Ernst&Sohn,  Berlin.  — Für  den  nichtamtlichen  Teil  verantwortlich:  R.  Bergius,  Berlin.  — Druck  der  Buchdruckerei  Gebrüder  Ems  t,  Berlin. 


Nr.  88 


545 


Zentralblatt  der  Bau  Verwaltung 

mit  Nachrichten  der  Reichs-  und  Staatsbehörden. 

Herausgegeben  im  preußischen  Finanzministerium 
Nr.  89.  Berlin,  5.  November  1921.  41.  Jahrgang. 


Erscheint  Mittwoch  und  Sonnabend.  — Sohriftleitung:  W 68  Wilhelmstr.  89.  — Gesohäftstelle  und  Annahme  der  Anzeigen:  W 60  Wilhelmetr.  90  — Bezugspreis:  Vierteljährlich 

einschließlich  Abtragen,  Post-  oder  Streifbandzusendung  17  Mark;  desgl.  für  das  Ausland  32  Mark. 


INHALT:  Amtliches:  Erlaß  vom  29.  September  1921,  betr.  Änderung  der  Polizeiverordnung  über  die  bauliche  Anlage,  die  innere  Einrichtung  und  der,  Betrieb  von 
Theatern,  öffentlichen  Versammlungsräumen  und  Zirkusanlagon.  — Erlaß  vom  12.  Oktober  1921,  betr.  den  Übergang  der  Bauverwaltung  für  die  Zollamts- 
gebäude auf  das  Reich.  — Dienst-Nachrichten.  — Nichtamtliches:  Das  neue  Gerichtsgefängnis  in  Kiel.  — Die  rechnerische  Behandlung  der  Schwemmstoff- 
bewegung in  unseren  Flüssen.  — Vermischtes:  Wettbewerbe  um  Entwürfe  für  die  Bebauung  des  Geländes  am  Bahnhof  Friedrichstraße  in  Berlin  mit 
einem  Hochhaus,  für  Siedlungshäuser  mit  abschnittweisem  Ausbau  in  Detmold  und  für  die  Errichtung  eines  Zucht-  und  Nutzviehhofs  in  Langenhagen 
bei  Hannover.  — Porziapalais  in  München. 


Amtliche  Mitteilungen. 


Erlaß,  betreffend  Änderung  der  Polizeiverordnung  über  die 
bauliche  Anlage,  die  innere  Einrichtung  und  den 
Betrieb  von  Theatern,  öffentlichen  Versammlungs- 
räumen und  Zirkusanlagen  (Erlaß  des  Ministers  der 
öffentlichen  Arbeiten  vom  6.  April  1909  — III.  B.  7. 
75.  D.  B.  M.  d.  ö.  A.  — II.  e.  1146.  M.  d.  I.) 

Berlin  W 66,  den  29.  September  1921. 

Nach  § 2 D,  letzter  Absatz,  des  Musters  zu  einer  Polizei  Verord- 
nung über  die  innere  Einrichtung  und  den  Betrieb  von  Theatern, 
öffentlichen  Versammlungsräumen  und  Zirkusanlagen  — mitgeteilt 
durch  den  oben  erwähnten  Erlaß  (vgl.  Jahrg.  1909  d.  Bl.,  S.  225)  — 
dürfen  in  einem  öffentlichen  Versammlungsraum  auf  einem  Bühnen- 
podium andere  als  Gesangs-  oder  deklamatorische  Vorträge  oder 
Schaustellungen  unter  Mitwirkung  von  4 Personen  nicht  dargeboten 
werden. 

Hiernach  sind  also  in  einem  öffentlichen  Versammlungsraum  mit 
Bühnenpodium,  wenn  er  nicht  den  an  Theater  zu  stellenden 
bau-,  feuer-  und  sicherheitspolizeilichen  Anforderungen  entspricht, 
alle  Varietevorstellungen  mit  mehr  als  4 Personen,  sowie  alle  drama- 
tischen Handlungen,  also  auch  Einakter,  Operetten  usw.  unzulässig. 

Wird  nun  in  einem  öffentlichen  Versammlungsraum  von  der  Auf- 
stellung eines  Bühnenpodiums  abgesehen  und  nur  ein  offenes  Vor- 
tragspodium ohne  jede  bühnenmäßige  Ausstattung  benutzt, 
so  unterliegt  eine  derartige  Anlage  nicht  den  Anforderungen  und 
Beschränkungen  des  § 2 D der  genannten  Polizeiverordnung. 

Es  können  daher  in  Sälen,  die  zwar  nicht  den  Anforde- 
rungen an  Theater  entsprechen,  aber  allen  Anforderungen 
an  öffentliche  Versammlungsräume  genügen,  derartige  Dar- 
bietungen dann  zugelassen  werden,  wenn  kein  Bühnenpodium,  sondern 
nur  ein  einfaches,  olfenesVortragspodium  ohne  jede  bühnen- 
mäßige Ausstattung  verwendet  wird. 

Die  bisherigen  Vorschriften  enthielten  also  eine  Lücke,  die  durch 
die  Begriffsbestimmung  im  § 2 zum  neuen  Buchstaben  E und  durch 
die  Paragraphen  95  a bis  g ausgefüllt  werden  soll. 

Da  es  vorgekommen  ist,  daß  Dispensbehörden  auch  Dispense  von 
den  in  § 2 enthaltenen  Begriffsbestimmungen  erteilt  hatten,  wodurch 
der  Willkür  Tür  und  Tor  geöffnet  war,  so  sind  die  Begriffsbestim- 
mungen in  § 2 insofern  geändert,  als  die  Bauvorschriften  aus  ihnen 
herausgenommen  und  den  sonst  für  diese  Anlagen  bestehenden  Bau- 
vorschriften in  §§  72  u.  f.  einverleibt  sind;  dadurch  wird  ein  Bedürfnis 
nach  Erteilung  von  Dispensen  von  dieser  Vorschrift  beseitigt.  Ich 
ersuche  daher,  in  Zukunft  Dispense  von  dem  § 2 nicht  mehr  zu  er- 
teilen, sondern  die  Versammlungsräume  zunächst  nach  den  Begriffs- 
bestimmungen im  § 2 zu  A bis  F zu  klassifizieren  und  sodann  ge- 
gebenenfalls Dispense  von  den  in  den  §§  3 u.  f.  gegebenen  Vorschriften 
durch  Einzelaufführung  der  Abweichungen  zu  erteilen. 

Die  in  neuerer  Zeit  in  immer  weiterem  Umfange  stattfindende 
Verwendung  von  Schulsälen  für  öffentliche  Darbietungen  bildet  häufig 
eine  Gefahrenquelle  für  die  Besucher,  da  diese  Räume  nicht  unter 
die  allgemeinen  Bestimmungen  der  Theaterverordnung  fallen,  die 
Zahl  der  Ausgänge  und  die  Beschaffenheit  der  Treppenanlagen  und 
des  Bühnenpodiums  genügt  häufig  nicht  den  in  polizeilicher  Hinsicht 
zu  stellenden  Anforderungen. 

Die  Benutzung  der  Schulräume  zu  öffentlichen  Aufführungen  ist 
nunmehr  durch  einen  Zusatz  zu  § 123  von  einer  besonderen  baupolizei- 
lichen Genehmigung  der  Polizeibehörde  abhängig  gemacht  worden. 

Die  nach  dem  Vorgesagten  vorzunehmenden  Änderungen  der  zur 
Zeit  gültigen  Polizeiverordnung  ergeben  sich  aus  der  Anlage. 

Zugleich  im  Namen  des  Ministers  des  Innern. 

Der  preußische  Minister  für  Volkswohlfahrt. 

II.  9.  Nr.  563.  M.  f.  V.  In  Vertretung 

II.  E.  Nr.  1940.  M.  d.  I.  Scheidt. 


Anlage. 

Änderungen  der  Theaterpolizeiverordnung. 

I.  § 2 ist,  wie  folgt,  zu  fassen: 

§ 2.  Begriffsbestimmungen.  Für  die  Zwecke  dieser  Verordnung 
werden  unterschieden: 

A.  Theater  — eigentliche  und  Volltheater  — mit  der  Unterart 
Rauchtheater. 

B.  Öffentliche  Versammlungsräume  mit  denünterarten  zu  C,  zu  D 
und  zu  E. 

C.  Öffentliche  Versammlungsräume  mit  einer  Bühnenanlage  für 
gelegentliche  Theateraufführungen. 

D.  Öffentliche  Versammlungsräume  mit  einem  bühnenmäßig 
ausgestatteten  Podium  für  Vorträge  und  Schaustellungen. 

E.  Öffentliche  Versammlungsräume  mit  einem  Podium  ohne 
bühnenmäßige  Ausstattung  für  Aufführungen,  die  über  den 
Rahmen  einfacher  Vorträge  und  Schaustellungen  hinausgehen. 

F.  Zirkusanlagen. 

Zu  A. 

Als  Theater  im  Sinne  dieser  Verordnung  gelten  — mit  den  aus 
den  Unterscheidungen  dieses  Paragraphen  sich  ergehenden  Einschrän- 
kungen — alle  baulichen  Anlagen  für  Aufführungen,  die  bei  gewerbs- 
mäßiger Veranstaltung  einer  Erlaubnis  gemäß  den  §§  32  und  33a  der 
Reichsgewerbeordnung  bedürfen. 

Neue  Theater  unterliegen  den  allgemeinen  Bestimmungen  unter  A 
im  Abschnitt  II  dieser  Verordnung,  Rauchtheater  außerdem  den  Sonder- 
bestimmungen daselbst  (§  6 Ziffer  3 bis  8,  § 8 Ziffer  1,  3,  5 und  8, 
8 9 Ziffer  6,  § 1 1 Ziffer  3,  § 19  Ziffer  3).  Über  bestehende  Theater  siehe 
Abschnitt  III. 

Zu  B. 

Als  öffentliche  Versammlungsräume  im  Sinne  dieser  Verordnung 
gelten  alle  mehr  als  200  Personen  fassenden  baulichen  Anlagen  für 
öffentliche  Versammlungen,  öffentliche  Lustbarkeiten  oder  ähnliche 
Zwecke,  soweit  diese  Anlagen  nicht  unter  die  Begriffsbestimmungen 
zu  A,  zu  C,  zu  D oder  zu  E fallen  oder  Zirkusanlagen  sind.  Unter 
den  sonstigen  Voraussetzungen  zählen  zu  den  öffentlichen  Versamm- 
lungsräumen im  Sinne  dieser  Verordnung  auch  solche  Räume,  die 
zwar  nicht  im  einzelnen,  aber  zusammen  mehr  als  200  Personen 
fassen  und  für  ihre  Entleerung  auf  gemeinschaftliche  Flure,  Treppen 
und  Ausgänge  angewiesen  sind. 

Unter  den  Voraussetzungen  des  Absatz  I gelten  als  öffentliche 
auch  solche  Versammlungsräume,  die  von  ihrem  Besitzer  gewerbs- 
mäßig für  private  Versammlungen,  Festlichkeiten  oder  dergl.  Veran- 
staltungen hergegeben  werden. 

Neue  Anlagen  der  im  Absatz  1 und  2 bezeichneten  Art  unter- 
liegen den  Bestimmungen  unter  B im  Abschnitt  II  dieser  Verordnung. 
Über  bestehende  Versammlungsräume  siehe  Abschnitt  III. 

Baulichkeiten,  die  ausschließlich  für  Gottesdienst  oder  Unterrichts- 
zwecke bestimmt  sind,  werden  von  dieser  Verordnung  nicht  be- 
troffen. 

Zu  C. 

Öffentliche  Versammlungsräume  mit  einer  Bühnenanlage  für 
Theateraufführungen  (zu  A)  bis  zu  etwa  100  qm  Grundfläche  (§  77  a) 
gelten  für  diese  Verordnung  nur  dann  nicht  als  Theater,  wenn  die 
Bühnenanlage  nur  gelegentlich  zu  Theateraufführungen  benutzt  wird. 

Neue  Anlagen  dieser  Art  unterliegen  den  allgemeinen  Anforde- 
rungen an  öffentliche  Versammlungsräume  und  außerdem  den  Sonder- 
bestimmungen unter  C des  Abschnitts  II  dieser  Verordnung.  Über 
bestehende  Versammlungsräume  siehe  Abschnitt  III. 

Wird  der  Versammlungsraum  nicht  nur  gelegentlich  zu  Theater- 
aufführungen benutzt  oder  geht  die  Bühnenanlage  wesentlich  über 
100  qm  hinaus  (§77a),  so  hat  die  ganze  Anlage  den  Anforderungen 
au  Volltheater  zu  genügen. 
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Zu  D. 

Öffentliche  Versammlungsräume  mit  einem  bühnenmäßig  aus- 
gestatteten Podium  bis  zu  etwa  30  qm  Grundfläche  (§  92  a)  für  Vor- 
träge und  Schaustellungen  gelten  für  diese  Verordnung  als  Unterart 
der  öffentlichen  Versammlungsräume,  wenn  das  Podium  lediglich  für 
Gesangs-  oder  deklamatorische  Vorträge  oder  für  Schaustellungen  von 
höchstens  4 Personen  dient. 

Neue  Anlagen  dieser  Art  unterliegen  den  allgemeinen  Anforde- 
rungen an  öffentliche  Versammlungsräume  und  außerdem  den  Sonder- 
bestimmungen unter  D im  Abschnitt  II  dieser  Verordnung.  Über  be- 
stehende Versammlungsräume  siehe  Abschnitt  III. 

Werden  auf  dem  Podium  andere  als  Gesangs-  oder  deklamatorische 
Vorträge  oder  Schaustellungen  unter  Mitwirkung  von  mehr  als  4 Per- 
sonen dargeboten  oder  geht  das  Podium  wesentlich  über  30  qm  Grund- 
fläche hinaus  (§  92  a).  so  ist  die  ganze  Anlage  je  nach  Lage  der  Ver- 
hältnisse nach  den  Anforderungen  zu  C oder  als  Theater  zu  behandeln. 

Zu  E. 

Öffentliche  Versammlungsräume  mit  einem  Podium  bis  zu  etwa 
100  qm  Grundfläche  (§  95  c)  gelten  für  diese  Verordnung  nur  dann 
nicht  als  Theater,  wenn  sie  keine  bühnenmäßige  Ausstattung 
erhalten. 

Neue  Anlagen  dieser  Art  unterliegen  den  allgemeinen  Anforde- 
rungen an  öffentliche  Versammlungsräume  und  außerdem  den  Sonder- 
bestimmungen unter  E sowie  in  den  §§  74  bis  77,  80,  82,  84  bis  90 
unter  C im  Abschnitt  II  dieser  Verordnung.  Uber  bestehende  Ver- 
sammlungsräume siehe  Abschnitt  III. 

Wird  auf  dem  Podium  eine  bühnenmäßige  Ausstattung  verwandt 
oder  geht  das  Podium  wesentlich  über  100  qm  Grundfläche  hinaus, 
so  ist  die  ganze  Anlage  je  nach  Lage  der  Verhältnisse  nach  den  An- 
forderungen zu  C oder  als  Theater  zu  behandeln. 

Zu  F. 

Neue  Zirkusanlagen  unterliegen  den  Anforderungen  unter  F im 
Abschnitt  II  dieser  Verordnung.  Über  bestehende  Zirkusanlagen  siehe 
Abschnitt  III.  * 

II.  Hinter  §73  einzuschalten: 

§ 73a.  Höhenlage.  Der  Bühnensaal  darf  nicht  höher  als  im 
ersten  Obergeschoß  liegen. 

§73b.  Galerien.  Der  Bühnensaal  darf  nicht  mehr  als  eine 
Galerie  haben. 

III.  Hinter  § 77  ist  einzuschalten: 

§ 77a.  Podium.  Das  Podium  muß  feuerfest  und  undurch- 
brochen sein.  Die  Grundfläche  des  Podiums  darf  keinesfalls  110  qm 
überschreiten. 

§ 77b.  Ausstattung  des  Bühnenraums.  Ein  Schnürboden, 
Galerien  oder  Laufstege  dürfen  nicht  vorhanden  sein. 

§ 77c.  Dekorationen.  Die  Dekorationen  müssen  unver- 
brennlich sein. 

IV.  In  § 83  ist  folgende  Ziffer  3 einzufügen: 

Die  Magazinräume  für  Dekorationen  oder  Requisiten  dürfen  keine 
größere  Grundfläche  als  20  vH  der  Bühnenfläche  haben  und  müssen 
feuerfest  umschlossen  sein. 

V.  Hinter  dem  § 92  sind  folgende  Vorschriften  einzufügen: 

§ 92a.  Podium.  1.  Die  Umfassungswände  und  Decke  des 
Podiums  müssen  feuerfest  sein. 

2.  Der  Fußboden  des  Podiums  muß  feuerfest  und  undurch- 
brochen sein,  wenn  darunter  andere  benutzbare  Räume  liegen.  Andern- 
falls genügt  eine  Herstellung  der  Podiumfläche  aus  Holz  mit  unterer 
feuersicherer  Bekleidung.  Ein  etwaiger  Hohlraum  unter  dem  Podium 
darf  nicht  zur  Aufbewahrung  von  Gegenständen  benutzt  werden 
Die  Unterkonstruktionen  in  der  Nähe  der  Lichtleitungen  müssen 
feuersicher  hergestellt  sein. 

3.  Die  Grundfläche  des  Podiums  darf  keinesfalls  33  qm  überschreiten. 

§ 92b.  Dekorationen.  Die  Dekorationen  des  Podiums  müssen 

unveränderlich,  unverbrennlich  und  mit  dem  Podium  dauernd  fest 
verbunden  sein. 

VI.  Hinter  § 95  sind  folgende  Vorschriften  einzuschalten: 

E.  Öffentliche  Versammlungsräume  mit  einem  Podium 
ohne  bühnenmäßige  Ausstattung  für  Aufführungen,  die 
über  den  Rahmen  einfacher  Vorträge  und  Schaustellungen 
hinausgehen. 

§ 95a.  Höhenlage.  Der  Saal  darf  nicht  höher  als  im  ersten 
Obergeschoß  liegen. 

§ 95b.  Anordnung  der  Plätze.  1.  Lose  Tische  und  Stühle 
sind  nur  in  Logen  statthaft. 

2.  Der  Saal  darf  nicht  mehr  als  eine  Galerie  haben. 

§ 95c.  Podium.  1.  Die  Umfassungswände  und  Decke  des 
Podiums  müssen  feuerfest  sein. 

2.  Der  Fußboden  des  Podiums  muß  feuerfest  und  undurchbrochen 
sein,  wenn  darunter  andere  benutzbare  Räume  liegen.  Andernfalls 


genügt  eine  Herstellung  der  Podiumfläche  aus  Holz  mit  unterer  feuer- 
sicherer Bekleidung.  Ein  etwaiger  Hohlraum  unter  dem  Podium  darf 
nicht  zur  Aufbewahrung  von  Gegenständen  benutzt  werden.  Die 
Unterkonstruktionen  in  der  Nähe  der  Lichtleitungen  müssen  feuer- 
sicher hergestellt  sein. 

3.  Die  Grundfläche  des  Podiums  darf  keinesfalls  110  qm  über- 
schreiten. 

§ 95d.  Ausstattung  des  Podiums.  1.  Die  Decke  des  Podiums 
muß  in  einer  Höhe  liegen,  um  das  Auf  hängen  von  Dekorationen 
unmöglich  zu  machen.  Ein  Höherliegen  ist  nur  insoweit  zulässig,  als 
die  Anordnung  von  Beleuchtungskörpern  es  erfordert. 

2.  Schnürboden,  Galerien  oder  Laufstege,  Soffitten,  Kulissen  oder 
sonstige  Versatzstücke,  Tür-  und  andere  Vorhänge  dürfen  nicht  vor- 
handen sein.  Gestattet  sind  ein  Vorhang,  zwei  Hinterhänge  vor  der 
Rückwand  und  den  Seitenwänden,  die  sämtlich  seitlich  zu  bewegen 
sein  müssen,  vor  den  beiden  Seitenwänden  einige  Versatzstücke, 
deren  Gesamtfläche  für  eine  Vorstellung  nicht  größer  als  die  Vorhang- 
fläche sein  darf,  einige  Requisiten  aus  schwer  entflammbarem  Material, 
wie  Tische,  Stühle  und  dergl.  Vorhänge  müssen  aus  unverbrenn- 
lichen Stoffen  (Asbest)  bestehen. 

§ 95e.  Beleuchtung.  1.  Soffittenbeleuchtungen  sind  unzu- 
lässig. Die  Beleuchtung  muß  elektrisch,  unbeweglich  und  bis  auf  die 
Lichtöffnungen  feuersicher  ummantelt  sein. 

2.  Rampenbeleuchtungen  sind  zulässig,  wenn  sie  außerhalb  des 
Vorhanges  angebracht  werden. 

§ 95 f.  Aufbewahrungsräume  für  Requisiten.  Es  müssen 
vorschriftsmäßige  ausreichend  große  und  feuerfest  umschlossene  Auf- 
bewahrungsräume für  Versatzstücke  und  Requisiten  vorhanden  sein. 

§ 95g.  Feuerwache.  Weitere  Forderungen,  insbesondere  die 
Forderung  nach  Stellung  einer  Feuerwache  bleibt  der  Entscheidung 
der  Polizeibehörde  Vorbehalten. 

VII.  Der  alte  Abschnitt  „E“  erhält  den  Buchstaben  ,,F“. 

VIII.  Dem  § 123  ist  folgende  Ziffer  6 hinzuzufügen: 

6.  Sollen  Räume,  die  für  Unterrichtszwecke  bestimmt  sind, 
gelegentlich  zu  öffentlichen  Aufführungen  benutzt  werden,  bedürfen 
sie  hierzu  einer  besonderen  baupolizeilichen  Genehmigung  der  Polizei- 
behörde. 

Erlaß , betreffend  den  Übergang  der  Bauverwaltung  für  die 
Zollamtsgebäude  auf  das  Reich. 

Berlin,  den  12.  Oktober  1921. 

Wie  hier  bekannt  geworden,  sind  von  einzelnen  Regierungen  die 
Bauakten  und  Zeichnungen  der  Zoll-  und  Steueramtsgebäude  den 
Reichsvermögensämtern  auf  deren  Verlangen  hin  abgegeben.  Die 
Eigentumsfrage  hinsichtlich  dieser  Gebäude  ist  jedoch  noch  nicht  ge- 
klärt, vielmehr  schweben  darüber  noch  Verhandlungen  zwischen  den 
staatlichen  und  den  Reichsbehörden.  Es  muß  daher  vorläufig  daran 
festgehalten  werden,  daß  die  von  den  Reichsvermögensämtern  be- 
nötigten Bauakten  und  Zeichnungen  von  Zoll-  usw.  Gebäuden,  diesen 
nur  leihweise  zu  überlassen  sind.  Soweit  diese  Akten  usw.  den  ge- 
nannten Ämtern  bereits  abgegeben  sein  sollten , ersuche  ich , letztere 
darauf  aufmerksam  zu  machen,  daß  die  Abgabe  nur  leihweise  erfolgte. 

Der  Finanzminister. 

Im  Aufträge 

III.  4.  1344.  Uber. 

Preußen. 

Der  Regierungs-  und  Baurat  Geheimer  Baurat  Rudolph  in  Stettin 
und  die  Regierungs-  und  Bauräte  Kranz  in  Aurich  und  Schönsee 
in  Breslau  sind  zu  Oberbauräten  befördert. 

Die  Staatsprüfung  haben  bestanden:  die  Regierungsbauführer 
Herbert  Bastian  und  Erich  Hoffmann  (Wasser-  und  Straßenbau- 
fach); — Kirnt  Lehmann  (Maschinenbaufach). 

Der  Regierungsbaumeister  Bardow  (bisher  beurlaubt)  ist  infolge 
Übertritts  in  den  Reichsdienst  und  der  Regieruugsbaumeister  Johannes 
Wagner  (beurlaubt)  auf  eigenen  Antrag  aus  dem  Staatsdienst  aus- 
geschieden. 

Deutsches  Reich. 

Im  Reichsarbeitsministerium  ist  der  Regieruugsbaumeister  a.  D. 
Heuser  zum  Regierungsrat  ernannt  worden. 

Reichsbahnen.  Preußen  - Hessen.  Versetzt  sind:  die  Regie- 
rungsbauräte Streuber.  bisher  in  Hamburg,  als  Vorstand  des  Eisen- 
bahn-Maschinenamts nach  Stettin,  Wahrendorf,  bisher  in  Stettin, 
als  Vorstand  des  Eisenbahn -Maschinenamts  nach  Marburg  a.  d.  Lahn, 
Richter,  bisher  in  Berlin,  zum  Eisenbahn  werk  nach  Brandenburg- 
West,  der  Eisenbahnamtmann  Hallstein,  bisher  in  Mainz,  als  Vor- 
stand des  Eisenbahn-Betriebsamts  nach  Mayen. 

Der  Regierungsbaurat  Sorger  in  Halle  a.  d.  Saale  ist  der  Eisen- 
bahndirektion daselbst  überwiesen. 
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Der  Kegierungsbaumeister  des  Eisenbahn-  und  Straßenbaufaches 
Karl  Jacobi  ist  bei  der  Eisenbahndirektion  in  Cassel  zur 
Beschäftigung  im  Reichseisenbahndienst  einberufen. 

Zu  Regierungsbaumeistern  sind  ernannt:  der  Regierungsbauführer 
des  Eisenbahn-  und  Straßenbaufaches  Walter  Hin  aus  Koblenz;  — 
die  Regierungsbauführer  des  Maschinenbaufaches  Karl  Vogt  aus  Neu- 
wied a.  Rhein,  Ernst  Neu  mann  aus  Berlin  und  Heinrich  Frohn- 
häuser  aus  Benrath,  Kreis  Düsseldorf. 

Der  Abteilungsdirektor  Simon  bei  der  Eisenbahndirektion  in 
Kattowitz  ist  auf  seinen  Antrag  unter  Gewährung  des  gesetzlichen 
Ruhegehalts  in  den  Ruhestand  versetzt. 

Der  Regierungsbaurat  Ruelberg,  bisher  in  Breslau,  ist  infolge 
Ernennung  zum  Oberregierungsrat  im  Reichswirtschaftsministerium 
aus  dem  Reichseisenbahndienst  ausgeschieden. 


Reichsschatzverwaltung.  Ernannt  sind:  zu  Regierungsbau- 
assessoren die  außerplanmäßigen  Regierungsbaumeister  Wirtfa  beim 
Reichsneubauamt  Krefeld,  Rischbieter  beim  Reichsvermögensamt 
Berlin-Zentrum,  Ziegenhagen  beim  Reichsvermögensamt  Mainz- 
Land  und  Kraus  beim  Reichsvermögensamt  Mainz -Stadt. 

Sachsen. 

Versetzt  sind:  der  Regierungsbaurat  Berger  beim  Landbauamt  I 
Dresden  zum  Landbauamt  Plauen  und  der  Regierungsbaurat  Dr.- Ing. 
Conert  beim  Hochbauamt  Dresden  zum  Neubauamt  Chemisches 
Institut  Dresden. 

Angestellt  ist  der  Regierungsbaurat  bei  der  Reichsschatzverwal- 
tung Moebius  beim  Maschinen  technischen  Amt  Dresden. 

Ernannt  sind:  die  Regierungsbauführer  Ilalpaap  und  Traut- 
mann zu  Regierungsbaumeistern. 


[Alle  Rechte  Vorbehalten] 


Nichtamtlicher  Teil. 

Schriftleiter:  Richard  Bergius  und  Xr.=  3ug.  Norm. 


Das  neue  Oerichtsgefängnis  in  Kiel. 


Mit  der  deutschen 
Marine  erstarkte  des 
Reiches  Kriegshafen. 
Kiel,  das  18  770  Ein- 
wohner zählte,  als  die 
dänische  Herrschaft 
gebrochen  wurde, 
näherte  sich  nach 
einem  Halbjahrhun- 
dert der  Viertel- 
million. 

In  ungleich  lang- 
samerem Schrittmaß 
wuchs  das  Bedürfnis 
nach  einer  Erweite- 
rung der  Baulich- 
keiten, die  für  die 
Strafrechtspflege  im 
ersten  J ahrzehnt  preu- 
ßischer Zugehörigkeit 
errichtet  wurden. 
Einige  Erweiterungs- 
möglichkeiten waren 
vorhanden;  so  ge- 
nügten das  Geschäfts- 
gebäude des  Land- 


raumes zu  Kleinwohnungen  ausgebaut,  um  der  unerträglichen  Woh 
nungsnot  steuern  zu  helfen. 

Umfassende  Neubaupläne  wurden  im  Jahre  1913  in  Angrift 
genommen.  Am  Westrande  der  Stadt,  nur  fünf  Minuten  von  den 
Altbauten  entfernt,  wurde  ein  1,0358  ha  großes,  noch  unbebautes 
Gelände  erworben.  Sein  regelmäßiger  Zuschnitt  begünstigte  die 
Planung,  seine  Ausdehnung  sicherte  den  Neubauten  auch  zukünftig 
eine  weitere  Entwicklung. 

Das  Grundstück  bildet  den  Kern  eines  Baublocks,  im  Süden  und 
Norden  sich  nach  Straßen  öffnend;  zwei  schmale  Randstreifen  neben 
ihm  harren  privater  Bebauung  (vgl.  den  Lageplan  Abb.  1).  Die  wert- 
vollere der  beiden  Straßen  ist  der  Schützenwall.  Zwar  keine  breite 
Verkehrsader,  doch  durch  die  Nachbarschaft  des  Schützenparks  und 
mehrerer  öffentlicher  Bauten  bevorzugt.  Ihm  wird  das  im  Bau  be- 
gonnene Geschäftsgebäude  seine  Hauptansicht  zuwenden.  Der  südliche 
Teil  des  Grundstücks,  in  90  m Tiefe,  wurde  für  das  Gefängnis  aus- 
ersehen. Er  berührt  mit  67  m Breite  die  Fäschstraße,  eine  Wohnstraße 
von  15  m Breite,  die  im  Süden  6 m tiefe  Vorgärten  begleiten  werden. 
Das  angrenzende  Baugelände  ist  freilich  ebenso  wie  die  Randstreifen 
neben  dem  fiskalischen  Grundstück  noch  unbebaut.  So  fehlt  einst- 
weilen dem  Gefängnis  noch  die  Deckung  von  außen,  auf  die  bei  der 
Plangestaltung  gerechnet  ist. 

Im  Straßenbild  erscheint  später  nur  eine  Ansicht  (Abb.  2 u.  6). 
Je  kürzer  sie  ist,  desto  leichter  läßt  sich  von  ihr  alles  Kerker- 
mäßige fernhalten.  Von  der  Straße  abgerückt,  wird  sie  durch  vor- 
gelagerte Beamtenhäuser  verkürzt,  die  den  Ernst  der  Gesamt- 


Abb.  2.  Ansicht  von  der  Fäschstraße. 


a Beamtenwohnhäuser.  1 bis  4 Höfe. 

Abb.  1.  Lageplan. 


und  Amtsgerichts  wie  das  Ge- 
richtsgefängnis, wenn  auch  das 
Raumbedürfnis  ständig  zunahm, 
notdürftig  noch  bis  ins  neue 
Jahrhundert  hinein.  1914  ver- 
sagte zunächst  das  alte  Gefäng- 
nis. Es  bot  nicht  mehr  Raum, 
die  steigende  Zahl  der  Ein- 
gelieferten zu  fassen. 

Gründliche  Abhilfe  konnte 
nur  ein  Neubau  bringen.  Von 
ihm  untrennbar  aber  war  der 
Neubau  eines  Geschäftsgebäudes 
der  Strafabteilungen.  Denn  un- 
mittelbare Nachbarschaft  beider 
Bauten  ist  Vorbedingung,  sollen 
Strafverfahren  und  Strafvollzug 
reibungslos  ineinander  greifen. 
Wurden  aber  die  Strafabtei- 
lungen aus  dem  baulichen  Ver- 
bände des  Land-  und  Amts- 
gerichts gelöst,  so  erfuhr  damit 
der  Altbau  die  längst  er- 
wünschte Entlastung.  Er  stand 
alsdann  den  Zivilabteilungen 
allein  zur  Verfügung  und  konnte 
überdies  durch  Umbau  des  alten 
Gefängnisses  erweitert  werden. 
Diese  Erweiterung  ist  nach  dem 
Kriege  tatsächlich  ausgeführt 
worden.  Doch  wurde  etwa  die 
Hälfte  des  erübrigten  Zellen- 
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a Beruhigungszelle.  b Spülzelle.  c Werkmeisterzelle,  d Aufenthaltsraum  für 
Aufseher,  e Bad.  f Sprechzimmer,  g Warteraum,  h Räume  für  Lagemngs-  und 
Bekleidung8gegenständ<\  i Vorführungsgang,  k Raum  f.  abgenommene  Sachen- 
I Auskleideraum.  m Aufnahme-  u.  Reinigungszelle,  n Maschinenmeister,  o Geist- 
licher. p Abort  f.  Beamte,  q Kathol.  Sakristei,  r Evangel.  Sakristei,  s Altarraum. 

Abb.  3.  Erdgeschoß. 


erscheinung  mildern  und  zu  den  Nachbargebäuden  vermittelnd  über- 
leiten werden. 

Einseitig  besetzte,  panoptische  Flügel,  völlig  fensterlos  nach  den 
Nachbargrenzen  hin  und  nur  durch  Zierblenden  belebt,  umringen  das 
Kreuz  des  Kernbaues.  Dazwischen  Höfe  bildend,  denen  Zellen  und 
Verwaltungsräume  Licht  und  Luft  entnehmen.  Oberlicht  dagegen 
erhellt  die  Flure  des  Ringes  sowie  des  Kernbaues.  Aber  dies  durch 
fünf  Geschosse  hinabdringende,  durch  dije  Umgänge 
mehr  und  mehr  gehemmte  Licht  mußte,  wo  irgend 
möglich,  durch  weitere  Lichtquellen  verstärkt  werden. 

So  ist  denn  den  Fluren  des  Kernbaues  und  den 
Langfluren  des  Ringbaues  an  ihren  freien  Enden 
noch  Stirnlicht  gegeben  worden.  Die  Mittelhalle  da- 
gegen empfängt  Seitenlicht  aus  den  Treppenhäusern 
und  Hochlicht  aus  einem  Kranz  von  Fenstern,  der 
die  achtseitige  Trommel  des  Aufbaues  durchbricht 
(vgl.  Schnitt  G D und  E F , Abb.  5 u.  10). 

Ring-  und  Kernbau  vereinigen  sich  an  der  Fäsch- 
straße  zu  einem  Baukörper,  dessen  architektonischer 
Ausbildung  besondere  Aufmerksamkeit  zu  widmen 
war.  Der  Eindruck  breiter  Lagerung  und  ruhiger 
Geschlossenheit  wurde  durch  die  Einführung  eines 
durchgehenden  Mansardendachs  erzielt.  Der  Kernbau 
wurde  nur  in  der  Durchdringung  des  runden  Treppen- 
hauses am  zurückgebogenen  Mittelbau  angedeutet 
(vgl.  Abb.  2 u.  G). 

Zu  begegnen  war  der  Ungunst  des  Geländes,  das 
gegen  den  Schützenwall  beträchtlich  abfällt.  Der 
größte  Höhenunterschied  innerhalb  des  Gesamt- 
geländes beträgt  4,53  m,  wovon  im  Vorhof  allein 
1,87  m zu  überwinden  waren.  Damit  aber  die  Sen- 
kung nicht  störend  erscheine,  wurde  der  Gebäude- 


sockei in  gleicher  Höhe  um  den  Hof  herumgeführt.  Er  durchschnitt 
die  Erdgeschoßfenster  des  Gefängnisses,  ihren  Bogen  als  Kämpfer 
dienend. 

Durch  den  im  Sinne  der  Barockanlagen  ausgebildeten,  gärtnerisch 
geschmückten  Vorhof  führt  ein  sich  gabelnder  Weg  durch  zwei  Tore 
ins  Innere  der  Anstalt.  Der  sich  entgegenstreckende  Flügel  des  Kern- 
baues enthält  die  Verwaltung,  der  rechts  am  Hof  4 sich  anschließende 
Flügel  des  Ringbaues  die  Frauenabteilung.  Alles  übrige  gehört 
der  Männerabteilung  zu. 

Diese  bietet  Zellenraum 
für  317,  jene  für  48  Ge- 
fangene. Alles  einzelne 
der  Raumverteilung  und 


0 5 10 

Abb.  ä.  Schnitt  C D. 
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der  baulichen  Einrichtungen  ist  aus  den  Grundrissen  (Abb.  3,  4,  7 u.  9) 
ersichtlich.  Es  weicht  vom  Üblichen  kaum  ab.  Nur  auf  einige  Be- 
sonderheiten sei  hingewiesen. 


ganzen  Bau  zu  unterkellern,  was  ursprünglich  nicht  beabsichtigt 
war.  Daraus  entsprang  ein  Raumgewinn,  der  hauptsächlich  den  Wirt- 
schaftsräumen zugute  kam.  So  konnte  eine  Trockenanlage  eingebaut 


Abb.  (.  Zweites  Obergeschoß. 


Abb.  S.  Schnitt  A B. 


Abb.  9.  Drittes  Obergeschoß. 


Unter  alter  Aufschüttung  von  meist  2 m Mächtigkeit  stand  der 
gute  Baugrund  in  wechselnder  Tiefe  zwischen  1 ,7  bis  5 m unter  Erd- 
oberfläche an.  Die  Notwendigkeit,  die 
Grundmauern  dementsprechend  ein- 
zusenken und  der  schon  erwähnte 
Abfall  des  Geländes  führten  dazu,  den 


Abb.  10.  Schnitt  Et. 


werden,  zweigeschossig  und  von  der  Waschküche  bequem  erreichbar. 
Sie  wird  durch  Niederdruckdampf  aus  eigenem  Kessel  erwärmt  und 
durch  Wrasensammler  über  Dach  entlüftet. 

Im  Verwaltungsflügel  nimmt  der  Betsaal  die  beiden  obersten 
Geschosse  ein.  Er  war  an  der  südlichen  Schmalseite  einerseits  von 
der  Verwaltung,  anderseits  von  den  Männer-  und  Frauenabteilungen 
zugänglich  zu  machen.  Erforderlich  waren  überdies  noch  Aufgänge 
zur  Kauzei  und  den  Aufseherlogen  seitlich  vom  Altarraum. 

Würdig  gestaltet  und  in  ansprechender  Farbengebung  ist  der 
Betsaal  behandelt,  um  auf  das  Gemüt  der  Gefangenen 
zu  wirken  (Abb.  8 u.  10). 

Im  übrigen  mußte  sich  die  Gestaltung  des  Inneren 
mit  der  nahezu  rein  geometrisch -architektonischen 
Raumform  begnügen.  Flache  Bogen,  meist  Veranke- 
rungen bergend,  tragen  dazu  bei,  die  Raumgruppen 
zu  teilen  und  zu  verbinden. 

Hält  der  Entwurf  in  Form  und  Farbe  fest  am 
Vorbild  des  nordischen  Barocks,  so  folgt  die  handwerk- 
liche Ausführung  altheimischem  Brauch.  Das  Mauer- 
werk, in  Zementkalkmörtel  gemauert,  wurde,  soweit 
es  als  Rohbau  erscheint,  mit  Handstrichziegeln  ver- 
blendet und  mit  Muschelkalk  gefugt.  Der  Stein  hat 
das  sogenannte  Kieler  dicke  Format:  6,5:11:23  cm. 
Auch  Formsteine  wurden  vielfach  verwendet,  und 
zwar  sowohl  fertiggebrannte  als  vom  Maurer  ge- 
schliffene. Wie  fügsam  der  Baustoff  sich  bewährte, 
zeigt  die  Ausbildung  des  Mittelbaues  der  Straßen- 
ansicht. Die  Hofwände  wurden,  um  sie  aufzulichten, 
über  einem  Backsteinsockel  geputzt  und  mit  Kalk- 
farbe hellgelb  gestrichen. 

Der  Keller  und  sämtliche  fünf  Hauptgeschosse 
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tragen  eisenbewehrte  Hohlsteindecken,  nur  der  Betsaal  und  die  Mittel- 
halle haben  doppelt  aufgehängte  Balkendecken.  Der  Riemenfußboden 
des  Betsaals  senkt  sich  gegen  den  Altarraum  (Abb.  10).  Die  übrigen 
Fußböden  sind  mit  Estrich  oder  Terrazzo,  überwiegend  aber  mit  Lino- 
leum auf  Zementestrich  belegt.  Linoleum  deckt  auch  die  Schrittflächen 
der  Eisenbetonstufen,  die  freitragend  vermauert  sind. 

Die  Dächer,  z.T.  mit  schwedischem,  behauenem  Kiefernholz  als  Kehl- 
balkendächer abgebunden,  mit  Holzgesims  als  Fuß,  sind  mit  kleinen, 
roten,  handgestrichenen  Pfannen,  die  Kehlen  mit  handgestrichenen 
Biberschwänzen  gedeckt.  Etwa  die  halbe  Grundrißfläche  trägt  aber 
Holzzementdeckung.  Zu  den  Fluroberlichtern  ist  Drahtglas  verwendet. 
Begehbare  eisenbewehrte  Glassteindecken  dienen  an  zwei  Stellen  als 
innere  Oberlichter. 

Untrennbar  von  der  Wirkung  des  Ziegelbaues  ist  die  Behandlung 
des  Fensterwerks.  Das  echte  alte  Zargenfenster,  heute  noch  in  Schleswig- 
Holstein  allgemein  üblich,  wurde  bei  den  Beamten  Wohnhäusern  ver- 
wendet. Die  breiten  Holzflächen  treten  nur  wenig  zurück  gegen  die 
Außenflächen  der  Wand,  die  durch  das  freundliche  Weiß  des  Holzwerks 
belebt  und  aufgehellt  werden.  Den  ausbruchsicheren  Fenstern,  die 
in  der  Straßenansicht  unvermeidbar  waren,  eine  ähnliche  Wirkung  zu 
geben,  war  erwünscht.  Sie  wurden  mit  Maueranschlüssen  aus  L-  Eisen 
durch  U-Eisen  in  Flügelgröße  aufgeteilt  und  ebenfalls  weiß  gestrichen. 

Das  Gefängnisgebäude  ausschließlich  des  Arbeitschuppens  wird 
durch  Niederdruck-Warmwasser  geheizt.  102  qm  Kesselfläche  stehen 
in  drei  gleichgroßen  Strebeikesseln  zur  Verfügung.  Ein  besonderer 
Kessel  bereitet  das  Wasser  für  die  Bäder.  Kachelöfen  erwärmen  die 
Beamten  Wohnungen. 

Die  Bauanlage  ist  durchweg  elektrisch  beleuchtet  und  an  die 
städtische  Wasserleitung  angeschlossen.  Die  Entwässerung  benutzt 
drei  getrennte  Rohrnetze.  Das  erste  sammelt  die  atmosphärischen 


Niederschläge,  das  zweite  die  Küchen-  und  Badewässer,  das  dritte 
leitet  die  Auswurfstoffe  zu  einer  biologischen  Kläranlage,  die  im  Arbeits- 
hof angelegt  ist.  Die  geklärten  Abwässer  vereinigen  sich  mit  denen 
der  beiden  anderen  Leitungsnetze  und  fließen  zusammen  zum  städtischen 
Rohre  ab.  Die  Kläranlage  wird  entbehrlich,  sobald  die  städtische 
Kanalanlage  vollendet  ist,  was  in  einigen  Jahren  zu  erhoffen.  Dann 
soll  ein  besonderes  Rohrnetz  die  Niederschlagwässer  aufnehmen  und 
deshalb  werden  sie  im  Neubau  von  vornherein  getrennt  gesammelt. 

Der  Bau  ist  ein  rechtes  Kriegskind.  Am  1.  Juli  1914  begonnen, 
anfangs  rasch,  später  immer  stockender  gefördert,  konnte  er  am 
12.  September  1919  seiner  Bestimmung  übergeben  werden. 

Die  Baukosten  waren  für  die  Beamtenwohnhäuser  auf  108000  Mark, 
für  das  Gefängnis  mit  Nebenanlagen  auf  835  000  Mark,  für  die  innere 
Einrichtung  auf  122  700  Mark  veranschlagt.  Während  bei  der  Aus- 
führung der  Wohnhäuser  noch  12  000  Mark  erspart  wurden,  hat  im 
übrigen  der  Bedarf  die  veranschlagten  Mittel  um  rund  130000  Mark  über- 
schritten. Das  Kubikmeter  umbauten  Raumes  stellte  sich  bei  den 
Wohnhäusern  auf  19,28  Mark,  beim  Gefängnis  auf  23,68  Mark.  Die 
Nutzeinheit  erforderte  für  Bau  und  Einrichtung  3395,30  Mark. 

Der  Vorentwurf  ist  in  der  früheren  Hochbauabteilung  des 
Ministeriums  der  öffentlichen  Arbeiten,  der  ausführliche  Entwurf 
durch  den  Königl.  Baurat  Bücher  in  Kiel  aufgestellt  worden.  Die 
Oberaufsicht  führte  in  der  Folge  der  Geheime  Baurat  Mönnich.  Der 
Bau  wurde  ausgeführt  und  vollendet  unter  Oberleitung  des  Regierungs- 
und Geheimen  Baurats  Gyßling  in  Schleswig  durch  den  Regierungs- 
baumeister Hassenstein  in  Kiel.  Während  dessen  Einberufung  zum 
Heeresdienst  lag  die  Bauausführung  in  Händen  des  Regierungs-  und 
Baurats  Lohr  in  Kiel,  dem  der  Regierungsbaumeister  Bubbers  als 
örtlicher  Bauleitender  zur  Seite  stand. 

Kiel.  Hassenstein. 


Die  rechnerische  Behandlung  der  Schwennnstoffbewegung  in  unseren  Flüssen. 

Von  Dr.-Ing.  H.  Krey. 


In  den  letzten  Jahren  sind  in  der  Versuchsanstalt  für  Wasserbau 
und  Schiffbau  Sonderversuche1)  mit  Sandkörnern  und  Kugeln  im 
Wasser  gemacht,  die  als  Grundlage  der  rechnerischen  Behandlung 
der  Schwemmstoffbewegung  dienen  sollten  und  den  Abschluß  der 
bisherigen  Untersuchungen  bilden. 

Der  Gedankengang  bei  der  Untersuchung  war  kurz  folgender: 
Der  Kennwert.  Alle  Reibungsvorgänge  in  Flüssigkeiten  sind 
erfahrungsmäßig  abhängig  von  der  Geschwindigkeit  der  Flüssigkeit, 
den  Abmessungen  und  der  Zähigkeit.  Bei  unseren  Flüssen  führen 
wir  als  Maß  der  Abmessungen  am  besten  die  Tiefe  T,  als  Maß  der 
Geschwindigkeiten  die  mittlere  Geschwindigkeit  v in  der  Flußrichtung, 
beides  in  m bezw.  m/Sek.  ein.  Die  Zähigkeit  q ist  dann  ebenfalls  in 
Sek./qm  anzugeben.  Um  nun  aber  die  so  erhaltene  Zahl  handlicher 
und  für  die  Praxis  bequemer  brauchbar  zu  machen,  ist  der  Zähig- 
keitsbeiwert  mit  einer  konstanten  Zahl  vervielfacht,  so  daß  o für  Wasser 
bei  mittleren  Wärmegraden  etwa  = 1 Sek. /qm  ist. 

Es  beträgt  dann  der  Zähigkeitsbeiwert  q für  Wasser 
für  5°  C =0,79  Sek/qm 
q , 10°  C =0,92  „ 

Q „ 13,2°  0=1,00  ,. 

q „ 15°  C =1,05  ,. 

n „ 20°  C =1,19 


Abb.  1.  Fallversuche  mit  Kugeln  aus  verschiedenem  Material  im  Wasser 
und  Schleppversuche  mit  einer  Holzkugel  von  200  mm  0 (am  schwachen 
Gestänge).  [ Abhängigkeit'des  Widerstands-Bei wertes  A vom  Kennwert  v d q. 


Die  so  erhaltene  Zahl  vTq  nennen'  wir  die  „Kennzahl“  des 
Flusses  oder  des  Bewegungsvorganges.  Die  Kennzahl  ist  weiter  nichts 
1 2 

als  die  mit  vermehrte  und  für  die  Praxis  handlich  gemachte 
Reynoldsche  Zahl. 

Da  nun  weiter  y annähernd  =1  ist,  so  können  wir  bei  Über- 
schlagsrechnungen und  Schätzungen  q fortlassen  und  erhalten  den 
Wert  v T (in  qm/Sek.),  den  wir  ähnlich  wie  in  der  Lufttechnik2)  „Kenn- 
wert“ nennen. 

Dieser  Kennwert  (oder  bei  genaueren  Angaben  die  Kennzahl 
bildet  die  Grundlage  aller  unserer  Untersuchungen  über  reine  Reibungs- 
vorgänge in  unseren  Flüssen. 

Turbulenz-3)  oder  Flechtströmung.  Sobald  der  Kennwert 
die  sehr  kleine  Größe  von  etwa  vT>  0,001  bis  0,002  qm/Sek.  über- 
steigt, haben  wir  es  nicht  mehr  mit  laminarer  oder  Bandströmung, 
sondern  mit  Turbulenz-  oder  Flechtströmung  zu  tun.  Äußerlich  tritt 
dieser  Zustand  dadurch  in  die  Erscheinung,  daß  eine  dem  Wasser  an 
einer  Stelle  zugesetzte  Färbung  bei  der  Fortbewegung  nicht  in  der 
gleichen  Höhen-  und  Breitenlage  bestehen  bleibt,  sondern  sich  nach 
oben,  nach  unten  und  nach  der  Seite  hin  mit  dem  übrigen  Wasser 
mischt,  so  daß  sehr  bald  eine  gleichmäßige  matte  Färbung  des  ganzen 
Wasserquerschnitts  eingetreten  ist.  Daraus  geht  hervor,  daß  außer 
der  allgemein  beobachteten  Längsbewegung  in  den  Flüssen  eine 
lebhafte  Mischung  der  Wasserteile  senkrecht  zur  Hauptbewegungs- 
richtung vorhanden  sein  muß.  Diese  Querbewegung  ist  von  älteren 
Forschern  lange  erkannt.  Auch  Hagen  hat  sie  erwähnt.  Nur  die 
mittlere  Größe  der  Quergeschwindigkeit  an  den  verschiedenen  Stellen 
des  Querschnitts  war  wegen  ihrer  natürlichen  Schwankungen  nicht 
festzustellen,  denn  es  handelt  sich  um  Mischungen,  also  um  gegen- 
sätzliche und  hin  und  her  gehende  Strömungen. 

Vertikal  - Geschwind igkeitskurve  und  Größe  der  Mi- 
schungsquergeschwindigkeit. Nun  kann  man  aber  aus  der 
Größe  der  Mischungsquergeschwindigkeit  u die  Form  der  Vertikal- 
Geschwindigkeitskurve  einwandfrei  errechnen,  wie  es  in  meinem  Auf- 

J)  Oberbaurat  Dr.-Ing.  H.  Krey,  Widerstand  von  Sandkörnern 
und  Kugeln  bei  der  Bewegung  im  Wasser  als  Grundlage  der  Schwemm- 
stoffbewegung in  unseren  Flüssen.  43  S.  Text  mit  11  Abb.  auf  Kunst- 
druckpapier u.  10  Textabb.  Berlin  1921.  E.  S.  Mittler  u.  Sohn.  16  J(. 

3)  In  meiner  Veröffentlichung  1919  d.  Bl.,  S.  212  u.  217  u.  f. 
ist  dieser  Wert  noch  als  „Bewegungsgröße“  angegeben.  Im  Anschluß 
an  die  Benennung  in  der  Aerodynamik  ist  hier  aber  jetzt  die  gleiche 
Benennung  „Kennwert“  gewählt.  In  der  Luftwissenschaft  wird  eigen- 
tümlicherweise die  Abmessung  in  mm  und  die  Geschwindigkeit  in  m 
eingeführt,  so  daß  die  „Kennwerte“  dort  1000  mal  so  groß  sind. 

3)  Das  Fremdwort  ist  hier  beibehalten,  weil  wir  kein  allgemein 
eingeführtes  deutsches  Wort  dafür  haben.  Das  Wort  Wirbelströmung 
ist  irreleitend  und  nicht  allgemein  verständlich. 
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satz  über  die  Grundlagen  der  Wasserbewegung4 5)  geschehen  ist.  Die 
dort  entwickelte  Gleichung  lautet: 

d v g hJ 

dh  ...  , . g 


1: 


g 


Darin  bedeutet 


v die  Hauptgeschwindigkeit  in  Flußrichtung. 
u die  Quergeschwindigkeit  der  Mischung, 

//  die  Tiefe  unter  Wasserspiegel, 

J das  Gefälle, 

u den  kinematischen  Reibungsbeiwert. 


Umgekehrt  kann  man,  wenn  man  die  Vertikal-Geschwindigkeits- 
kurve  genau  kennt  oder  sie  möglichst  genau  durch  Mittelwertbildung 
aus  einer  größeren  Anzahl  von  Messungen  festgestellt  hat,  aus  ihr  die 
Größe  und  Veränderlichkeit  der  Quergeschwindigkeit  a errechnen- 

Das  Verfahren  ist  eingeschlagen  in  meinem  Aufsatz  über  die 
Bewegung  der  Schwemmstoffe  in  unseren  Flüssen.3)  Legt  man  bei- 
spielweise die  von  Jasmund  vorgeschlagene  und  als  praktische  An- 
näherung fraglos  sehr  gute  Form  der  logarithmischen  Linie 
v — a -j-  b log  ( x -f-  c) 

für  die  Vertikal-Geschwindigkeitskurve  zugrunde,  dann  ergibt  sich  die 
Größe  der  Quergeschwindigkeit  der  Mischung 

gxx‘ 
u — — — 

b log  e 

(x  — Höhe  über  Sohle,  x'  — T — x,  e Basis  des  natürlichen  Log- 
arithmensystems). 

Wir  würden  also  in  gewissen  Fällen  die  Quergeschwindigkeit  u 
und  ihre  Gesetzmäßigkeit  feststellen  können.  Für  die  weitere  Durch- 
führung der  Berechnung  der  Schwemmstoffbewegung  fehlt  nun  nur 
noch  die  Feststellung  der  Sinkstoffgröße,  welche  durch  eine  bestimmte 
Quergeschwindigkeit  u schwebend  erhalten  werden  kann:  und  diese 
Lücke  sollen  die  ausgeführten  Versuche  ausfüllen. 

Der  Widerstand  von  Kugeln  bei  der  Bewegung  im 
Wasser.  Setzt  man  den  Bewegungswiderstand  von  Körpern  im 
Wasser  verhältnisgleich  dem  Einheitsgewicht  des  Wassers,  der  größten 
getroffenen  Querschnittsfläche  und  der  Geschwindigkeitshöhe  also 


2) 
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dann  ist  Beiwert  A im  allgemeinen  eine  Funktion  der  Kennzahl  vdy 
(d  Durchmesser  der  Kugel). 

Die  Versuche  wurden  ausgeführt  mit  kleinen  Kugeln  als  Fall- 
versufthe  in  einem  106  mm  weiten,  3 m langen  Glasgefäß  und  mit 
großen  Kugeln  als  Schleppversuche  in  der  großen  Rinne  und  über 
einen  Kennwertbereich  von  etwa  0,00008  bis  rd.  1 qm/Sek.  ausgedehnt. 
Die  Ergebnisse  zeigten,  wahrscheinlich  infolge  der  verschiedenen  Rauhig- 
keiten und  auch  infolge  gesetzmäßiger  Änderungen  des  Strömungs- 
bildes, starke  Streuungen.  Eine  hindurchgelegte  mittlere  Linie  zeigt 
ungefähr  den  in  Abb.  1 wiedergegebenen  Verlauf  der  Widerstands 
beiwerte  A der  Kugel  für  die  verschiedenen  Kennzahlen  (und  Kenn- 
werte), und  zwar  bis  zu  einer  Kennzahl  von  etwa  vcIq  = 0,002 

Ä = rd.  0,046  (v  dq)  ~ °-363  ....  3a) 

für  Kennzahlen  v d o von  0,002  bis  etwa  0,2 

A — 0,52  (v  d o)  °>025  3b) 

oder  ausgerechnet  =0,44  bis  0,5. 

Zwischen  denKennzahlen  ndg  = 0,2bis  etwa  0,26  liegt  ein  plötzlicher 
starker  Abfall  des  Widerstandsbeiwertes  bis  auf  fast  den  dritten  Teil 
seines  vorherigen  Wertes. 

Im  übrigen  sei  auf  die  Veröffentlichung  Anmerkung  1 verwiesen. 

Setzt  man  nun  den  Widerstand  beim  freien  Fall  im  Wasser  gleich 
dem  Gewicht  im  Wasser 


W=Ay 
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und  setzt  die  Werte  von  A für  die  verschiedenen  Strecken  ein,  dann 
erhält  man  für  die  Geschwindigkeit,  welche  frei  fallende  Kugeln  im 
Wasser  erreichen,  eine  Gleichung 

(y  — 1 ) d = ß vn 5) 

oder  umgekehrt  auch  für  die  Kugelgrößen,  welche  bei  einer  bestimmten 
aufwärts  gerichteten  Wassergeschwindigkeit  v gerade  eben  noch 
schwebend  erhalten  werden. 

Diese  Verhältnisse  sind  in  Abb.  2 wiedergegeben.  Für  geringe 

4)  „Die  Grundlagen  der  Wasserbewegung  in  unseren  Flüssen."' 
Zeitschrift  für  Bauwesen  1914,  S.  799  u.  f. 

5)  „Die  Bewegung  der  Schwemmstoffe  in  unseren  Flüssen.“  1919 
d.  Bl.,  S.  212  u.  217  u.  f. 


Kugeldurchmesser  d bis  etwa  1,5  bis  2 mm  lautet  die  Abhängigkeit 
etwa  (j(y  — 1)  = (0,0043/; 1)2  in  cm=)  0,01 1,  v b2  in  rn  . 0a) 
bei  größeren  Kugeldurchmessern 

d(y — 1)=:  (0,00036  v2  in  crn=)  0,036t; 2 in  ra  . 6b) 

Fallgeschwindigkeit  von  Sandkörnern  im  Wasser.  In 
gleicher  Weise  sind  die  Fallgeschwindigkeiten  von  Sandkörnern  beim 
freien  Fall  im  Wasser  untersucht.  Wegen  der  rauhen,  unregelmäßigen 
Oberfläche  der  Sandkörner  ist  der  Widerstand  im  Wasser  natürlich 
größer  als  bei  den  Kugeln,  und  die  erreichte  Fallgeschwindigkeit 
oder  die  zum  Aufschwemmen  erforderliche  Geschwindigkeit  (die 
Schwebegeschwindigkeit)  ist  daher  geringer. 

Obwohl  die  Ergebnisse  wegen  der  unregelmäßigen  Gestalt  der 
Sandkörner  noch  mehr  streuten  als  bei  den  Kugeln,  gelang  es  auch 
hier,  durch  die  Ergebnisse  der  mehr  gleichmäßigen  Sandkörner  und 
Kiesel  eine  Linie  hindurchzulegen,  die  uns  angibt,  bei  welchen  auf- 
wärtsgerichteten Geschwindigkeiten  bestimmte  Sandkorngrößen  eben 
noch  schwebend  erhalten  werden. 

Dies  Verhältnis  für  Sand  ist  in  Abb.  3 dargestellt.  Die  Linie 
entspricht  ungefähr  der  Gleichung: 


Abb.  2.  Fallversuche  mit  Kugeln  aus  verschiedenem  Material  im  Wasser. 
Abhängigkeit  der  Fallgeschwindigkeit  von  dem  Kugeldurchmesser  d 
und  dem  Einheitsgewicht  y — 1 im  Wasser. 


Abb.  3.  Fall  versuche  mit  Quarzsand  und  Kieseln  im  Wasser. 
Abhängigkeit  der  Fallgeschwindigkeit  von  der  Korngröße  d und  dem 
Einheitsgewicht  y — 1 im  Wasser. 
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für  Korngrößen  bis  zu  1.5  bis  2 mm  mittlerem  Durch- 
messer <1 

d'(y— 1)  = (0,007  tD’2in  cm  =)  0,018  -?;1*2 in  m 7a) 
für  größere  Korndurchmesser 
d (y  — 1)  = (0,00064  n2 in  cm  =) 0,064  r2  in  m 7b) 

Die  Schwemmstoffbewegung.  Bis  hierher 
dürften  die  Untersuchungen  einwandfrei  sein.  Um  nun 
aber  die  Praxis  zur  Beobachtung  und  Mitarbeit  anzu- 
regen und  ihr  einen  Anhalt  zu  geben,  die  zu  er- 
wartende Schwemmstoffgröße  vorher  zu  schätzen  und 
mit  der  Wirklichkeit  zu  vergleichen,  sind  bereits  in 
meinem  früheren  Aufsatz  (Anmerkung  5)  aus  den  in 
den  Fachschriften  zur  Verfügung  stehenden  möglichst 
einwandfreien  Vertikal  - Geschwindigkeitskurven  die 
größten  Mischungs  - Quergeschwindigkeiten  u für  ver- 
schiedene Kennwerte  v T errechnet  und  in  Beziehung 
zu  den  Kennwerten  aufgetragen. 

Da  der  Schwemmstoff  durch  die  nach  oben  ge- 
richtete Quergeschwindigkeit  u schwebend  erhalten 
werden  muß,  so  liegt  es  nahe,  durch  Einführung  der 
oben  ermittelten  Abhängigkeit  der  Schwebegeschwindig- 
keit von  der  Korngröße  (Gleichung  7)  in  die  Beziehung 
zwischen  Quergeschwindigkeit  und  Kennwert,  weiter  zu 
einer  Beziehung  zu  gelangen  zwischen  den  vom  Flusse 
noch  eben  zeitweise  schwebend  erhaltenen  größten 
Sandkörnern  und  dem  Kennwert  vT. 

Diese  weiteren  tastenden  Untersuchungen  werden 
mit  Vorbehalt  wiedergegeben,  weil  die  verfügbaren  c,om 
Unterlagen,  aus  denen  die  Beziehungen  ermittelt  sind  j 

(die  Vertikal-Geschwindigkeitskurven),  nur  in  sehr  ge- 
ringer Anzahl  vorhanden  waren  und  sich  daher  nicht  Abb.  4. 
gegenseitig  genügend  kontrollieren.  Hier  kann  nur  die 
Praxis  die  nötigen  Unterlagen  beibringen  durch  Auf- 
nahme (und  Mittelbildung)  einwandfreier  Vertikal -Geschwindigkeits- 
kurven und  durch  Beobachtung  der  im  Flusse  teilweise  schwebend 
mitgeführten  größten  Schwemmstoffe. 

Unsicher  ist  auch  die  Entscheidung  der  Frage,  welche  Quer- 
geschwindigkeit maßgebend  ist,  da  diese  jedenfalls  an  den  verschiedenen 
Stellen  des  Querschnitts  und  in  verschiedener  Tiefe  verschieden  groß 
ist  Aus  diesem  Grunde  ist  mit  einem  Beiwert  <x  (=  1,  >/2,  i/3)  zur 
größten  Quergeschwindigkeit  gerechnet. 

Trotz  aller  dieser  Unsicherheiten  ist  das  Ergebnis  auch  dieser  mit 
Vorbehalt  wiedergegebenen  Untersuchungen  mitgeteilt,  weil  sie  in 
ihrer  Grundlage  jedenfalls  richtig  sind;  nur  die  Werte  selbst  dürften 


->  Äcnnrorrt  v T. 


Abhängigkeit  der  Schwemmstoff- Korngröße  vom  Kennwert  {vT)  in  m-'/sek. 
bei  einem  Einheitsgewicht  des  Schwebstoffes  y = 2,7. 

sich  ändern,  wenn  erst  reichlicherer  Beobachtungsstoff  zur  Beurteilung 
der  Frage  vorliegt. 

In  Abb.  4 ist  für  ein  Einheitsgewicht  des  Sandes  von  2,7  die  so 
ermittelte  Abhängigkeit  der  Korngröße  der  Schwemmstoffe  vom  Kenn- 
wert vT  dargestellt,  und  zwar  für  tx—  1,  Vs  und  Vs-  Die  Schwemm- 
stoffgröße kann  für  verschiedene  Tiefen  T und  Geschwindigkeiten  v 
abgegriffen  und  mit  den  Beobachtungen  der  Praxis  verglichen 
werden. 

Einem  engen  Zusammenarbeiten  zwischen  Theorie  und  Praxis 
muß  es  Vorbehalten  bleiben,  die  Gesetze  der  Schwemmstoffbewegung 
weiter  zu  klären. 


Vermischtes. 


Eiueu  Ideenwettbewerb  zur  Erlangung  von  Entwurfskizzen  für 
die  Bebauung  des  Geländes  am  Bahnhof  Friedrichstraße  in  Berlin 
mit  einem  Hochhaus  schreibt  die  Turmhaus-Aktiengesellschaft  Berlin 
unter  den  Mitgliedern  des  Bundes  Deutscher  Architekten  mit  Frist 
bis  zum  2.  Januar  1922  aus.  Ausgesetzt  sind  neun  Preise,  davon  je 
einer  zu  30  000,  25  000,  15  (>00  und  sechs  zu  je  5000  Mark.  Dem  Preis- 
gericht gehören  u.  a.  an:  Geheimer  Regierungsrat  Prof.  Dr.  German 
Bestelmeier  in  Berlin,  Oberbaurat  Prof.  ®r.=  !yng.  Billing  in  Karls- 
ruhe, Geheimer  Regierungsrat  Prof.  Sr.=  3wg.  Brix  in  Charlottenburg, 
Stadtbaurat  Hahn,  Geheimer  Baurat  Sr.sgng.  Ludwig  Hoffmann, 
Architekt  Karl  Oettinger,  Geheimer  Regierungsrat  Reichle,  Prof. 
H.  Straumer  und  Geheimer  Baurat  Wittig  in  Berlin.  Die  Wett- 
bewerbunterlagen können  für  20  Mark,  die  bei  Einreichung  eines  Ent- 
wurfs erstattet  werden,  von  der  Geschäftstelle  der  Turmhaus- Aktien- 
gesellschaft in  Berlin  SW  48,  Wilhelmstraße  11  I,  bezogen  werden. 

Mit  der  Ausschreibung  dieses  Wettbewerbs  ist  die  Frage  für  Berlin 
wohl  einen  Schritt  weiter  gekommen,  und  man  wird  mit  Spannung 
den  Ergebnissen  entgegensehen,  an  denen  man  bei  der  grundsätz- 
lichen Bedeutung  nur  allen  deutschen  Architekten  die  Beteiligungs- 
möglichkeit hätte  offen  lassen  sollen,  wrenn  überhaupt  eine  öffentliche 
Ausschreibung  erforderlich  erschien.  Bei  der  Lösung  sind  den  Be- 
werbern große  Freiheiten  gelassen.  Lediglich  für  das  Erdgeschoß  ist 
die  Ausnutzung  durch  Läden  vorgeschrieben.  Der  Grundriß  soll  eine 
vielfache  Ausnutzungsmöglichkeit  der  Geschosse  gestatten.  Die  Be- 
messung der  Höhe  des  Hauses  bleibt  den  Bewerbern  überlassen.  Von 
den  Verkehrsfragen  ist  einmal  eine  gute  Verbindung  vom  Bahnhof 
zur  Weidendammer  Brücke,  gegebenenfalls  durch  eine  Passage,  dann 
aber  auch  ein  unmittelbarer  Zugang  zum  Untergrundbahnhof  besonders 
zu  berücksichtigen. 

Einen  Wettbewerb  zur  Erlangung  von  Entwürfen  für  Siedlungs- 
häuser mit  abschnittweisem  Ausbau  erläßt  der  Lippische  Siedlungs- 
verein in  Detmold  unter  den  in  den  Regierungsbezirken  Hannover 


und  Minden  sowie  in  den  Freistaaten  Lippe  und  Schaumburg- Lippe 
ansässigen  Architekten  mit  Frist  bis  zum  31.  Dezember  1921.  Vor- 
gesehen sind  zwei  Preise  von  2000  und  1000  Mark,  ferner  vier  Ankäufe 
zu  je  500 Mark.  Preisrichter  sind:  Geheimer  Oberbaurat  Böhmer  in 
Detmold,  Direktor  F.  Barckhausen  in  Dörentrup  i.  L.,  Zimmermeister 
H.  Rottmann  in  Lemgo,  M.  d.  lipp.  L. , Stadtbaumeister  Diplom- 
ingenieur E.  Supan  in  Detmold  und  Maurer  H.  Eikensträter  in 
Lage.  Die  Wettbewerbunterlagen  können  für  5 Mark  von  der  Ge- 
schäftstelle des  Lippischen  Siedlungsvereins  in  Detmold,  Neustadt  12, 
bezogen  werden. 

Eiueu  Wettbewerb  zur  Erlangung  vou  Vorentwürfeu  für  die 
Errichtung  eiues  Zucht-  uud  Nutzviehhofs  iu  Langenhagen  bei 
Hannover  schreibt  die  Hannoversche  Zentralviehhalle  G.  m.  b.  H.  in 
Hannover -Langenhagen  unter  Architekten  und  Baufirmen,  die  in  der 
Provinz  Hannover  und  in  den  Hansestädten  wohnhaft  oder  zur  Zeit 
der  Ausschreibung  mit  einer  Zweigstelle  ansässig  sind,  mit  Frist  bis 
zum  1.  Februar  1922  aus.  Ausgesetzt  sind  drei  Preise  von  10  000, 
7500  und  5000  Mark;  zu  zwei  Ankäufen  sind  zusammen  6000  Mark 
vorgesehen.  Der  Ankauf  weiterer  Entwürfe  bleibt  Vorbehalten.  Dem 
Preisgericht  gehören  u.  a.  an:  Geheimer  Baurat  Prof.  Dr.  Schleyer, 
Stadtbaurat  Wolf  und  Landesbaurat  Scheele  2 in  Hannover.  Die 
Wettbewerb  unterlagen  können  von  der  Hannoverschen  Zentralvieh- 
halle in  Hannover,  Prinzenstr.  17  I,  Zimmer  18,  für  20  Mark,  die  nach 
Einreichung  eines  prüfungsfähigen  Entwurfs  erstattet  werden , bezogen 
werden. 

Das  Porziapalais  in  München,  das  dem  Abbruch  verfallen  sollte 
(.vgl.  1919  d.  Bl.,  S.  367  u.  526),  wird  nunmehr  erhalten  bleiben,  ein 
Erfolg  der  eindringlichen  Darstellungen  in  der  Fach-  und  in  der  Tages- 
presse. Das  Außere,  das  zur  Zeit  teilweise  stark  entstellt  ist,  soll 
dem  Vernehmen  nach  durch  die  Eigentümerin  des  Gebäudes,  die  Ge- 
sellschaft Museum,  in  einen  architektonisch  einwandfreien  Zustand 
zurückversetzt  worden. 
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ßüchersc  hau. 

fAlle  Rechte  Vorbehalten.] 

Alte  und  neue  Posthäuser  in  Königsberg  i.  Pr.  ) 

Von  C.  G(.  Springer,  Rechnungsrat  bei  der  Oberpostdirektion  in  Königsberg  i.  Pr. 


Die  Leiter  des  Postwesens  im  Deutschordenslande,  im  späteren 
Herzogtum  Preußen,  hatten  ihren  Sitz  im  Ordenshause,  dem  heutigen 
Schloß  in  Königsberg.  Noch  bis  zum  Jahre  1732  wurden  die  so- 
genannten Ämterposten,  die  dem  ostpreußischen  Provinzverkehr 
dienten,  vom  Königlichen  Rat  und  Botenmeister  P.  Schreve  in  einem 
„Stübchen  zu  Schloße“*  2)  abgefertigt.  Daneben  gab  es  an  dem 
wichtigen  Handelsplatz  Königsberg  selbstverständlich  schon  seit  dem 
Mittelalter  auch  städtische  Botenanstalten,  die  zunächst  wohl  in  einem 
der  Rathäuser  ,3)  ihren  Sitz  hatten.  Nach  Erbauung  der  Kneiphöfischen 
Börse  (an  der  Grünen  Brücke)  verlegte  man  das  städtische  Postamt 
mit  Rücksicht  auf  die  Kaufmannschaft  dorthin.  „Auf  der  Brücke  die 
Kaufmannsbörse  mit  dem  kleinen  Häuschen  der  Postbude“,  mit  diesen 
Worten  gibt  uns  der  Reiseschriftsteller  Kaspar  Stein  um  1644  die 
erste  sichere  Kunde  über  ein  Posthaus  in  Königsberg.  Vermutlich 
war  die  Postbude  eine  an  die  Börse  angebaute  „Abseite“. 

Als  der  Große  Kurfürst  im  Jahre  1646  das  gesamte  Post  wesen 
der  Stadt  Königsberg  in  eigene  Hand  nahm,  war  er  aus  politischen 
Gründen  bemüht,  das  Postamt  auch  räumlich  dem  Einfluß  der  ihm 
heftig  widerstrebenden  Städte,  in  denen  die  Kaufmannszunft  das 
große  Wort  führte,  zu  entziehen.  Er  löste  daher  die  Verbindung  von 
Börse  und  Post  und  kaufte,  nachdem  mehrere  Pläne,  die  Post  zu  ver- 
legen, gescheitert  waren,  im  Jahre  1655  ein  eigenes  Posthaus  in  der 
Wassergasse.  Die  genaue  Lage  dieses  Hauses  ist  nicht  bekannt.  Über 
seine  Benutzung  melden  die  Akten,4)  daß  es  von  Einquartierung  be- 
freit, der  Postmeister  aber  ermächtigt  war,  entbehrliche  Räume  frei- 
händig zu  vermieten.  Dafür  lag  ihm  die  Bauunterhaltung  ob,  zu  der 
die  Regierung  aber  die  Baustoffe,  Holz,  Kalk,  Steine,  liefern  und  an- 
•fahren  ließ.  Auch  freie  Weinschankgerechtigkeit  im  Posthause  wurde 
dem  Postmeister  und  seinen  Nachfolgern  verliehen. 

Aus  welchen  Gründen  dieses  Posthaus  schon  nach  acht  Jahren, 
1663,  verlassen  werden  mußte,  ist  nicht  bekannt.  Vielleicht  zwangen 
dazu  die  Überschwemmungen,  denen  die  dem  Pregel  gleichlaufende 
Wassergasse  trotz  erheblich  verbesserten  Uferschutzes  selbst  heute 
noch  ausgesetzt  ist,  wenn  anhaltende  Weststürme  die  Wasser  des 
Frischen  Haffs  in  den  Pregel  treiben.  Man  dachte  nun  daran,  die 
Post  wieder  in  die  Nähe  der  Grünen  Brücke  zu  verlegen  oder  gar 
das  alte  Posthäuschen  auf  der  Brücke  zu  erweitern  und  von  neuem 
in  Benutzung  zu  nehmen,  um  der  Handelswelt  entgegenzukommen. 
Dies  alles  zerschlug  sich  aber,  und  im  September  1663  zog  die 
Post  in  die  Alte  Münze  am  Altstädtischen  Markt  (Altstadt  Nr.  483). 
Heute  ist  die  Häuserreihe,  in  der  das  alte,  seit  etwa  1720  so  genannte 
Hofpostamt  stand,  zur  Freilegung  der  südlichen  Schloßseite  ab- 
gebrochen. 

Leider  stellten  sich  auch  hier  bald  erhebliche  örtliche  Mängel 
heraus.  Das  Posthaus  stand  auf  dem  Abhang  des  Schloßberges  und 
hatte  hinter  sich  nur  ein  winziges  Höfchen.  Die  Grundfläche  war 
daher  recht  beschränkt.  Das  mit  Steigerung  des  Verkehrs  wachsende 
Raumbedürfnis  suchte  man  zunächst  um  1705  bis  1707  durch  einen 
Neubau5)  zu  befriedigen. 

Über  den  Neubau  enthalten  die  Akten 6)  des  Geheimen  Staats- 
archivs in  Berlin  die  Angabe,  daß  1707  „der  p.  Unfried  den  Bau  des 
Schloßflügels  wie  auch  des  Posthauses  unter  Händen  gehabt“  habe. 
Diese  Nachricht  ist  wichtig,  da  sie  Schlüsse  auf  die  Bauform  des  da- 
maligen Hofpostgebäudes  zuläßt.  Joachim  Ludwig  Schultheiß  v.  Un- 
fried, der  Königsberger  Oberbaudirektor,  ist  nämlich  der  Schöpfer  sehr 


*)  Der  urkundliche  Stoff  zu  dieser  Arbeit  ist  dem  Geheimen  Post- 
und  dem  Geheimen  Staatsarchiv  in  Berlin  sowie  dem  Staats-  und 
dem  Stadtarchiv  in  Königsberg  entnommen.  Vgl.  auch  des  Verfassers 
Aufsatz  „Zur  Geschichte  der  Hauptpostgrundstücke  in  Königsberg  i.  Pr.“ 
im  Archiv  für  Post  und  Telegraphie,  Novemberheft  (Nr.  11)  1920. 

-’)  Akten  des  ehemaligen  preußischen  Etatministeriums  im  Staats- 
archiv Königsberg. 

3)  Königsberg  bestand  bis  1724  aus  den  drei  Städten  Altstadt, 
Kneiphof  und  Löbenicht,  die  je  ein  besonderes  Rathaus  hatten,  und 
aus  einer  Anzahl  von  Vorstädten,  sogenannten  Freiheiten. 

4)  Im  Geheimen  Postarchiv;  abgedruckt  im  Archiv  für  Post  und 
Telegraphie  Nr.  11  vom  November  1920,  S.  364  (s.  Anm.  1). 

5)  Daß  das  alte  Hofpostamt  bereits  ums  Jahr  1705  einmal  von 
Grund  auf  neuerbaut  worden  war,  geht  mit  Sicherheit  aus  einem 
Gesuch  des  Kaufmanns  Pierre  Pellet  vom  13.  September  1705  hervor, 
ihm  als  Ersatz  für  seine  abgebrochenen  Krambuden  am  Schloß  das 
„jetzt  wüste  Postgrundstück  am  Altstädtischen  Markt“  zu  überlassen. 
Pellet  wurde  aber  abschlägig  beschieden,  weil  das  Posthaus  wieder 
an  seiner  alten  Stelle  erbaut  werden  solle. 

6)  Akten  des  ehemaligen  Generaldirektoriums,  Band  Nr.  23. 


beachtenswerter  Bauwerke,  wie  des  Pavillons  in  der  Südostecke  des 
Schlosses  (1891  d.  Bl.,  S.  385  u.  399;  1894,  S.  38  u.  135)  und  des  Staat- 
lichen Waisenhauses  in  Königsberg,  als  deren  Urheber  ehemals  sogar 
Andreas  Schlüter  galt.  Ähnlich  wie  diese  wird  das  Posthaus  vornehme 
und  großzügige  Spätbarockformen  gezeigt  und  sich  aus  der  Umgebung 
vorteilhaft  herausgehoben  haben.  Die  Wirkung  wird  durch  die  günstige 
Lage  an  der  Nordseite  des  Altstädtischen  Marktes  noch  erhöht  worden 
sein.  Auch  der  abermalige  Neubau  von  1730  (s.  unten)  scheint  durch 
die  Unfriedschen  Pläne  beeinflußt  worden  zu  sein. 

Da  indes  durch  den  Neubau  nur  für  kurze  Zeit  Besserung  eintrat, 
richtete  man  das  Augenmerk  auf  die  Nachbargrundstücke.  Im  Jahre 
1730  kaufte  man  in  der  Tat  das  östliche  Nachbargrundstück  (Altstadt 
Nr.  484). 

Das  neuerworbene  Haus,  über  dessen  Aussehen  nur  bekannt  ist, 
daß  es  mit  einem  35  Fuß  langen  und  8 Fuß  breiten  Balkon  auf 
steinernen  Säulen  geschmückt  war,  wurde  nun  der  Hauptsitz  des 
Hofpostamts.  Auf  dem  älteren  Grundstück  (Nr.  483)  errichtete  man 
im  Jahre  1730  abermals  einen  Neubau,  das  Postpackhaus,  in  dem 
auch  die  Zollabfertigung  stattfand.  Der  auffallend  rasche  Verschleiß 
des  Unfriedschen  Baues  von  1705  bis  1707  in  wenig  mehr  als  zwei 
Jahrzehnten  ist  wohl  in  der  sehr  ungünstigen  Lage  an  der  Berglehne 
zu  suchen,  auf  die  man  bei  der  Grundlegung  des  vermutlich  schweren 
Gebäudes  nicht  die  nötige  Rücksicht  genommen  haben  mag.  Zur 
Ausschmückung  des  neuen  Hauses  stiftete  die  Stadt  ein  Denkmal  des 
regierenden  Königs  Friedrich  Wilhelms  I.,  um  sich  bei  diesem,  dessen 
Unwillen  sie  damals  erregt  batte,  wieder  in  Gunst  zu  bringen.  Der 
Danziger  Bildhauer  Johann  Heinrich  Meissner  erhielt  den  Auftrag, 
„Zur  Gloire  des  Königs  und  zum  Embellissement  der  Stadt“  das 
Denkmal  zu  fertigen.  Heute  steht  es  in  den  Gartenanlagen  am  süd- 
lichen Schloßabhang,  eingefügt  in  die  neue  Futtermauer  des  Schloß- 
berges. 

134  Jahre  lang  hatte  das  Hofpostamt  hier  seinen  Sitz.  Die  ört- 
lichen Mängel  wurden  aber  immer  fühlbarer.  Aus  den  Jahren  1756 
und  1757  melden  die  Akten,  daß  am  Hofpostamt  (Nr.  484)  u.  a.  der 
Balkon  gänzlich  verfault  und  der  Gartenzaun  umgefallen  sei.  Die 
Kosten  im  Betrage  von  397  Talern  5 Groschen  wurden  zur  Zahlung 
an  den  Hofpostmeister  Müller  angewiesen.7)  Über  das  Postpackhaus 
gar  heißt  es  in  einer  Eingabe  an  den  russischen  Gouverneur,  General- 
leutnant v.  Korff,8)  vom  Jahre  175S,  daß  die  auf  dem  Hofraum  zur 
Unterstützung  des  Schloßberges  aufgeführte  Mauer  bereits  stückweise 
eingefallen  sei  und  völlig  einzustürzen  drohe.  Es  könne  aber  der 
Kosten  wegen  nur  das  Notwendigste  geschehen,  alles  übrige  müsse 
vor  der  Hand  unterbleiben.  Dennoch  betrugen  die  Kosten  nach  dem 
Anschlag  des  Baudirektors  Gerhardt  448  Taler  38  Groschen.  Am 
4.  Juli  1758  meldete  der  im  Packhause  wohnende  Akziseeinnehmer 
Holtzhausen,  „daß  gestern  bei  so  gewaltigem  Regenguß  das  Wasser 
viele  Steine  und  Grus  von  dem  Schloß  Berge  herunter  brachte  und 
daß  durch  Einfallung  der  Mauren  durch  die  Steine  und  Grus  das 
Wasser  durch  die  Drumme8)  seinen  ordentlichen  Lauf  nicht  haben 
kann,  sondern  solches  in  dem  Kron-Post-Pack-Hause  durch  das  Hauß 
und  Stube  gegangen,  auch  durch  das  Dach,  da  die  Kapp-Fenster  und 
das  Holtz  ganz  verfaulet,  solches  gleichfalls  in  die  Packstube  ge- 
drungen, so  daß  zu  besorgen  stehet,  daß  bey  dergleichen  Wasser-Fluth 
die  Kaufmanns- Güter  verderben  könnten“. 

Den  immer  unhaltbarer  werdenden  Zuständen  konnte  dauernd 
nur  durch  Verlegen  des  Postamts  an  eine  andere  Stelle  abgeholfen 
werden.  Schon  1708  hatte  der  bereits  erwähnte  Oberbaudirektor 
v.  Unfried  den  Vorschlag  gemacht,  zur  Zierde  des  Schlosses  an  der 
anderen  Seite  des  damals  geplanten  Prinzessinnenplatzes  (heute 
Prinzessinstraße)  ein  neues  Posthaus  gegenüber  der  Nordwestecke  des 
Schlosses  zu  erbauen,  also  an  der  Stelle,  wo  seit  1848  das  Hauptpost- 
gebäude steht.  Die  Sache  zerschlug  sich  aber,  und  man  begegnete 
dem  Raummangel,  wie  wir  sahen,  dann  vorläufig  durch  Ankauf  des 
Hauses  Altstadt  Nr.  484. 

Erst  im  letzten  Jahrzehnt  des  18.  Jahrhunderts  hielt  man  wieder 
Umschau  nach  einem  neuen  Heim.  Man  fand  ein  solches,  da  die 
alten  Städte  mit  ihren  schon  bei  Aufteilung  des  Grund  und  Bodens 
durch  Lokatoren  im  Mittelalter  recht  knapp  geschnittenen  Grund- 


')  Akten  des  ehemaligen  Generaldirektoriums  im  Geheimen  Staats- 
archiv in  Berlin. 

8)  Während  der  Besetzung  Ostpreußens  durch  die  Russen  im 
Siebenjährigen  Kriege. 

9)  In  Königsberg  gebräuchlicher  Ausdruck  für  einen  mit  Holz- 
bohlen bedeckten  Graben  oder  Rinnstein. 
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stücken  und  ihren  schmalbrüstigen  Giebelhäusern  nicht  mehr  in 
Betracht  kamen,  in  der  sogenannten  Burgfreiheit,  und  zwar  in  einem 
alten  Adelshof,  der  zuletzt  dem  1796  verstorbenen  Geheimen  Kriegsrat 
und  Stadtpräsidenten  Theodor  Gottlieb  v.  Hippel  gehört  hatte. 

In  der  äußeren  Form  blieb  Hippels  ehemaliges  Wohnhaus  noch 
sehr  lange  unverändert.10)  Erst  im  Oktober  1850  wurde  es  ab- 
gebrochen und  durch  einen  Neubau  ersetzt. 

Inzwischen  war  auch,  als  der  Raumbedarf  nach  den  Kriegsjahren 
im  Anfang  des  19.  Jahrhunderts  wuchs,  der  alte  Hippelsche  Pferdestall 
nebst  Wagenschuppen  auf  dem  Vorplatz  abgerissen  und  an  seiner 
Stelle  in  den  Jahren  1817  und  LS  18  ein  neues,  zwei  Stockwerke  hohes, 
47  Fuß  langes  und  33  Fuß  tiefes  Gebäude10)  errichtet  worden,  das 
sechs  heizbare,  zum  Postdienstbetrieb  eingerichtete  Zimmer  enthielt. 
Dieses  „Taschengebäude“  wurde  1850  an  die  damals  neugegründete 
Königliche  Rentenbank  für  Ost-  und  Westpreußen  abgetreten,  1891 
aber  abgebrochen. 

,0)  Erhalten  ist  eine  Federzeichnung  der  alten  Hofpostamtsgebäude 
aus  dem  Jahre  1840. 


Man  glaubte,  diesen  Grundstücksteil  entbehren  zu  können,  da 
man  im  Jahre  1847  das  Nachbargrundstück  Poststraße  Nr.  14  erworben 
hatte  und  der  Bedarf  an  Grundfläche  daher  für  absehbare  Zeit  ge- 
deckt schien.  Auf  ihm  wurde  das  neue  Hauptgebäude  und  an  Stelle 
des  im  Oktober  1850  abgebrochenen  ehemaligen  Hippelscben  Hauses 
einige  Nebenbaulichkeiten  errichtet.  Der  Hauptbau  war  in  Rohziegeln 
ausgeführt  und  zeigte  die  um  die  Mitte  des  19.  Jahrhunderts  auch  in 
Königsberg  vielfach  beliebten  rundbogigen  Fenster  und  Türen. 

In  den  Jahren  1885  bis  1887  wurden,  wie  zum  Schluß  erwähnt 
sei,  die  Postgebäude  ohne  grundsätzliche  Änderung  der  Bauform  noch- 
mals völlig  umgebaut  und  dem  neuzeitlichen  Verkehr  angepaßt.  Als 
selbst  in  Königsberg  wenig  bekannt  möge  erwähnt  sein,  daß  der 
Mittelteil  des  Hauptgebäudes  an  der  Poststraße  ursprünglich  durch 
drei  Figuren  gekrönt  werden  sollte,  die  aber  schließlich  aus  Sparsam- 
keitsgründen nicht  bewilligt  wurden.  Die  kleinen  Plattformen,  auf 
denen  die  Figuren  stehen  sollten,  sind  noch  heute  zu  sehen.  In  den 
Jahren  1901  bis  1903  mußte  dann  der  nach  hinten  hinaus  am  Gesekus- 
platz  liegende  Postgarten  leider  bebaut  werden,  da  die  Raumnot 
immer  bedenklicher  wurde. 


Faustformeln  zur  (Juerschnittbestimmung  gedrückter  flußeiserner  Stäbe  und  Stützen. 

Vom  Oberbaurat  Professor 


Unter  dieser  Überschrift  habe  ich  im  Jahrg.  1920  d.  Bl.,  S.  525  u.  f., 
einen  Aufsatz  veröffentlicht,  in  dem  auf  das  Bedenkliche  der  Be- 
nutzung der  Eulerformel  für  Knickung  innerhalb  des  „unelastischen 
Bereiches“  hingewiesen  und  eine  Anzahl  bequemer  Faustformeln  für 
die  Berechnung  gedrückter  Stäbe  im  Hochbau  mitgeteilt  ist.  Dabei 
sind  dort  die  Gründe  entwickelt,  die  eine  Verringerung  des  Sicherheits- 
grades n gegen  die  Gefahr  des  Ausknickens  mit  fallendem  Schlankheits- 
grad 2 zulässig  und  daher  geboten  erscheinen  lassen. 

Im  Folgenden  sollen  diese  Faustformeln  noch  um  einige  Angaben 
vermehrt  werden,  so  daß  nunmehr  für  den  Konstrukteur  so  ziemlich 
alle  gangbaren  Typen  von  Druckstäben  und  Stützen  des  Hochbaues 
erfaßt  werden.  Damit  ist  das  Berechnungsgeschäft  mit  seinem  lästigen 
Probieren  erheblich  vereinfacht,  und  praktische  Ungereimtheiten,  wie 
sie  nach  den  amtlichen  „Bestimmungen“  vom  24.  Dezember  1919 
(s.  Jahrg.  1920  d.  Bl.,  S.  45  u.  f.)  jederzeit  sich  ergeben,  sind  hier- 
durch ausgeschlossen.  Daß  diese  Formeln  von  praktischem  Nutzen 
sind,  mag  die  Tatsache  lehren,  daß  sie  in  den  Übungssälen  der 
Technischen  Hochschule  Stuttgart  schon  seit  Jahren  mit  Vorliebe 
Anwendung  finden.  Der  Umstand,  daß  die  „Bestimmungen“  ein 
anderes  Berechnungsverfahren  als  das  nach  Euler  „in  wichtigen 
Fällen“  verlangen,  weist  schon  deutlich  auf  dessen  Unvollkommenheit 
hin;  fast  alle  Konstruktionen  des  Eisenhochbaues  sind  m.  E.  „wichtig“, 
denn  bei  ihrem  Einsturz  werden  meist  Menschenleben  gefährdet  sein. 
Es  liegt  kein  ausreichender  Grund  vor,  bei  anders  als  auf  Knicken 
beanspruchten  Bauteilen  einen  erheblich  anderen,  und  zwar  ge- 
naueren Wertmaßstab  der  Sicherheit  zu  verlangen.  Gerade  das  Ver- 
sagen gedrückter  Stäbe  und  Stützen  im  Eisenbau  hat  nach  der  Unfall- 
statistik des  öftern  schon  eine  unheilvolle  Rolle  gespielt.  In  Erkenntnis 
dieser  Gefahrenquelle  hat  denn  auch  kürzlich  das  Eisenbahn -Zentral- 
amt Berlin  einen  Entwurf  der  „Berechnungsgrundlagen  für  eiserne 
Eisenbahnbrücken“  an  die  ihm  unterstellten  Ämter  hinausgegeben, 
in  dem  der  Berechnung  der  auf  Knicken  beanspruchten  Eisen- 
glieder unter  Berufung  auf  zahlreiche  Versuchsergebnisse  besondere 
Beachtung  geschenkt  wird.  Insbesondere  ist  die  Tetmajersche 
Knickformel  grundsätzlich  an  Stelle  der  Eulerschen  für  gedrungene 
Stäbe  ( 2 < 105)  gesetzt  worden,  so  daß  kein  triftiger  Grund  mehr 
vorliegen  dürfte,  dieselbe  Wandlung  nunmehr  auch  im  Hochbau 
vorzunehmen,  zumal  die  Tetmajersche  Formel  schon  seit  langem 
bei  den  Bauverwaltungen  von  Süd-  und  Mitteldeutschland  ein- 
gebürgert ist. 

Auf  Seite  527  (Jahrg.  1920  d.  Bl.)  sind  in  der  Tabelle  sieben 
Querschnittstypen  unter  Nr.  1 bis  7 angegeben.  Ich  füge  ihnen  zwei 
weitere  bei. 


Nr. 


Querschnitte 

Fläche  ii  2 

qcm  'cm 

\/  Nr- 
"'/  \ 5—16 

13,1— 115,0  —ji 

; 1 

1 : 1 

I 

< h > 
r l Nr. 

L -J  6~13 

27,64—120,0  }!  — 

4|l:l 

I »: 


F qcm 

5 II  n = 4 


1,1  P+  1,52-  0,9P  + 1,52- 


— 1,1  P-f  0,252- 


a.  D.  Moerike  in  Stuttgart. 

Bei  Nr.  9 wähle  die  Seitenlänge  h des  quadratischen  Querschnitts  für 
oc)  P < 50  t und  2 < 5,0  m zu  h = 25  cm, 

ß)  P=  50—100  t und  2 < 5,0  m zu  22  = 30  cm, 

y)  P £ und  2 < 8,0  m zu  h — 40  cm. 

Als  Bezeichnung  wählen  wir  wie  bisher:  F qcm  Querschnitt  des 
Gesamtstabes,  2 dessen  Länge  (Stützlänge  bezw.  Netzlinie),  J dessen 

l JP 

Trägheitsmoment,  2 dessen  Trägheitshalbmesser,  2 = o—  _ Pdie 

i F 

achsial  wirkende  Last  in  Tonnen.  Die  mit  Index  1 versehenen  An- 
gaben von  P beziehen  sich  auf  den  Einzelstab  gegliederter  Quer- 
schnitte. Mit  a,j-i  ,bezw.  o-</2  wird  die  nach  der  Tabelle  auf  S.  52G 

zulässige  Knickspannung  bei  5facher  (I)  bezw.  4facher  Sicher- 
heit (II)  und  mit  bezw.  w2  der  zugehörige  Sicherheitsgrad  be- 
zeichnet. 

Bei  der  Berechnung  mit  den  Faustformeln  ist  zu  beachten,  daß 
die  Wahl  des  Profils  im  Profilbuch  auf  Grund  des  errechneten  F so  zu 
treffen  ist,  daß  das  erste  Profil  einer  Gruppe  von  gleichen  Schenkel- 
längen in  der  Regel  vor  den  anderen  zu  bevorzugen  ist.  So  z.  B.  liefert 
unsere  Formel  Nr.  8 (II)  für  den  auf  S.  527  berechneten  Fall  (~ j j — 2:3) 
der  Diagonale  a bei  4 facher  Sicherheit  mit  P = 29,4  t und  2 = 2,64  cm 
F = 0,9P-f-  1,5  2-.  = 26,5  + 10,5  = 37,0  qcm.  Die  gleichschenkligen 
Winkelpaare,  die  diesem  Wert  am  nächsten  kommen,  sind  2 i 90/90/11 
mit  -F=37,4  qcm  und  2 | 100/100/1Ö  mit  P=38,4  qcm.  Dieses  letztere 
aber  ist  dem  ersteren  überlegen,  weil  es  bei  geringer  Gewichtssteigerung 
und  geringerer  Schenkeldicke  ein  erheblich  größeres  Trägheitsmoment 
(J  = 560  gegen  436  cm4)  aufweist  und  so  den  Anforderungen  an  die 
Knicksicherheit  genügt.  Für  das  erstgenannte  Winkelpaar  wird  nämlich 
2 = 3,41  cm,  1 = 77,4  und  n = 2,82,  während  die  zulässige  Knick- 
sicherheit laut  Tabelle  »i2  = 3,08  beträgt:  es  ist  also  zu  schwach.  Das 
zweite  mit  2 = 3,82  cm,  1 = 69,2  und  m = 3,02  bei  einer  zulässigen 
Knicksicherheit  von  w3  = 2.91  reicht  völlig  aus. 

Die  Formel  Nr.  8 (II)  mit  P’=0,9P-|-  1,5  l-  zeigt  auch  unmittel- 
bar, daß  das  gekreuzte  Winkelpaar  Nr.  8 der  Tabelle  dem  ungleich- 
schenkligen ~]  j-  (Verhältnis  2 : 3)  Nr.  1 mit  der  Formel  F=  0,9  P + 2,1  i'- 
(s.  Tabelle  S.  527,  Jahrg.  1920  d.  Bl.)  überlegen  ist.  Im  ersteren  Fall 
erhalten  wir  wie  oben  F=  37,0,  im  letzteren  P’=4l,l  qcm. 

Die  Stützen  nach  Nr.  9 mit  vier  gleichschenkligen  Winkeleisen 
erhalten,  wie  angegeben,  je  nach  der  Höhe  der  Last  und  der  Länge 
der  Stütze,  eine  verschiedene  Seitenlange  h des  quadratischen  Quer- 
schnitts, und  zwar  sind  leichte,  mittlere  und  schwere  Konstruktionen 
mit  li  = 25,  30  und  40  cm  unterschieden.  Es  kann  aus  baulichen 
Gründen  mitunter  erwünscht  sein,  die  Größe  von  h anders  als  nach 
diesen  drei  Stufen  anzuordnen.  Ist  z.  B.  P=60  t und  2 = 5,0  m 
gegeben  und  h = 26  cm  bei  5 facher  Sicherheit  vorgeschrieben,  so 
berechnen  wir  zunächst  F mit  h = 30  cm.  Die  Formel  gibt  F=1,1P 
-f-  0,25  l-  = 66,0  -f-  6,3  = 72,3  qcm.  Der  diesem  Wert  entsprechende 
Querschnitt  ist  4 90/90/1 1 mit  F=  74,8  qcm.  Der  Trägheitshalbmesser 
des  Querschnitts  kann  unmittelbar  dem  Profilbuch  (z.  B.  Taschenbuch 
des  Stuhlwerkverbandes  A.-G.)  entnommen  werden.  Für  h = 26  cm 

beträgt  er  i = 10,73  cm  und  2 = - = 46,5.  Ferner  ist  nach  Tetmajer 

10,  <o 

die  Spannung  beim  Ausknicken  öX-=3100  — 11,4  -46,5  = 2570  kg/qcm 
und  die  zulässige  Knickspannung  für  2.  = 40,5  nach  S.  526  Gdi  = 1,133 

— 0,00717  2 = 1,133  — 333  = 800  kg/qcm , so  daß  sich  F = 60  000 


800 


= 75,0  qcm  ergibt;  wir  wählen  4 100  100  10  mit  F=  76.8  qcm. 


Nr.  00. 
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Die  Probe  auf  die  Knicksicherheit  ergibt  laut  ProfilbüCh  i==  10,63  cm 
und  somit  A — - = 47,0.  Die  Knickspannung  ist  o'k  = 3100 

11,4  • 47,0  — 2504,  G!7)((.)<f|°  ==  781  kg/qcm  und  w— =3,28; 

~,23,  also  aus- 


die  zulässige  Knickspannung  nach  S.  526  ist  nl 
reichend. 

In  den  „Bestimmungen“  ist  bei  gegliederten  Stäben  und  Stützen 
über  die  Verteilung  der  achsial  wirkenden  Last  P auf  die  Einzelstäbe 
nichts  gesagt,  so  daß  bei  Bauentwürfen  vielfach  für  einen  zwei-  oder 
mehrfach  gegliederten  Stab  die  Last  gleichmäßig  auf  die  Einzelstäbe 
verteilt  wird.  Daß  diese  Praxis  in  hohem  Grade  bedenklich  ist,  hat 
Prof.  ®i\=2>uq.  Krohn  an  einem  Beispiel  (s.  unten)  nachgewiesen 
(vgl.  Jahrg.  1908  d.  Bl..  S.  5 59  u.  f.)  Wenn  wir  im  Hinblick  auf  die 
Wirtschaftlichkeit  der  Eisenkonstruktionen  vorgeschlagen  haben,  die 
von  Krohn  damals  verlangte  Sicherheit  nicht  unerheblich  herab- 
zusetzen, so  dürfen  wir  an  diesem,  den  Abstand  der  Bindebleche  der 
Einzelstäbe  voneinander  stark  beeinflussenden  Nachweis  nicht  achtlos 
vorübergehen,  auch  dann  nicht,  wenn  wir  berücksichtigen,  daß  seit- 
dem die  zulässige  Beanspruchung  des  Flußeisens  auf  Zug  und  Druck 
von  1000  auf  1200  kg  qcm  hinaufgesetzt  worden  ist. 

Das  bisherige  Verfahren  zur  Feststellung  des  Abstandes  der 
Bindebleche  von  Mitte  zu  Mitte  cx  bezw.  e2  bei  5-  bezw.  4facher 
Sicherheit  ist  keineswegs  einfach  (vgl.  z.  B.  Taschenbuch  für  Bau- 
ingenieure von  2>r.=Sttfj.  M.  Förster,  1920,  S.  199  u.  f.),  und  doch  hat 
es  keinen  Sinn,  dem  Gesamtstab  eine  bestimmte  Sicherheit  gegen 
Ausknicken  zuzuweisen,  dem  Ausknicken  des  Einzelstabes  aber,  was 
häufig  vorkommt,  eine  geringere  Sorgfalt  zuzuwenden.  So  ist  es 
allerdings  in  den  „Bestimmungen“  nicht  gemeint;  aber  eine  einfache 
Formel  für  die  Grüße  c dürfte  wesentlich  die  Einhaltung  der  Vor- 
schrift in  D I,  Ziff.  8 erleichtern,  daß  „die  Einzelstäbe  für  sich 
auf  die  Teillängen  zwischen  den  Vergitterungen  oder  Bindeblechen 
mindestens  die  vorgeschriebene  Sicherheit  gegen  Knicken  besitzen 
müssen,  und  zwar  unter  Voraussetzung  drehbarer  Enden  dieser  Teil- 
stücke . Auch  ist  zu  beachten,  daß  die  Berechnung  der  Eiuzelstäbe 
nach  den  „Bestimmungen”  bei  niederen  Werten  von  l — und  diese 
stellen  sich  hier  in  der  Regel  ein  — mit  der  Eulerformel  stark  irre- 
führende Werte  für  die  Sicherheit  liefert. 

Die  zulässige  mittlere  Knickspannung  (Jahrg.  1920  d.  Bl.,  S.  526) 
ist  innerhalb  des-  unelastischen  Bereiches 

1)  adl  — 1,133  — 0,00717  l t/qcm  für  öfache  Sicherheit  (I). 

2)  ff2  = 1,415  — 0,008954  t/qcm  für  4fache  Sicherheit  (II). 

Hat  der  Einzelstab  den  Querschnitt  Fx  ohne  Berücksichtigung 

des  Nietabzuges,  und  ist  P{  die  auf  einen  solchen  entfallende  zentrische 
Last,  so  ist  bei  5-  bezw.  4facber  Sicherheit 


Gdl  F1=P1  = Fx  1,133  — 0,00717  F-  ) bezw. 
G2FX  = P1  — F1  1,415  — 0,00895  / 

iY 


oder 


Cx  = ix  (158  — 140 


Fi 


und 


C-2  = ix  ( 158  — 1 


12  5-Y 


3) 


4) 


Prof.  Krohn  hat  in  seinem  Aufsatz  darauf  aufmerksam  gemacht,  daß 
sich  bei  gegliederten  Stäben  die  zentrische  Last  des  Gesamtstabes  im 
Augenblick  des  Ausknickens  keineswegs  gleichmäßig  auf  die  Einzel- 
stäbe verteilt,  und  zahlreiche  Versuche  haben  seine  Behauptung  be- 
stätigt. Es  ist  also  notwendig,  daß  wir,  wenn  wir  dem  Einzelstab 
mindestens  dieselbe  Knicksicherheit  wie  dem  Gesamtstab  zuweisen, 
dieser  Ungleichheit  bei  der  Bestimmung  des  Abstandes  der  Binde- 
bleche voneinander  Rechnung  tragen. 

Ist  bei  einem  gegliederten  Querschnitt  mit  zwei  symmetrisch  an- 
geordneten Profilen  die  Y-Achse  die  „freie“  und  die  X-Achse  die 
„Baustoffachse“,  so  sind  mit  Rücksicht  auf  die  Gefahr  der  Knickung 
um  die  Y-Achse  die  beiden  Profile  so  auseinander  zu  rücken,  daß 
die  der  Y-Achse  parallel  gezogenen  Schwerachsen  der  Profile  einen 
Abstand  U erhalten.  Die  Größe  von  li  wird  etwa  gleich  der  Höhe 

des  Profils  gemacht  oder  zu  h = angenommen.  Je  größer  h,  umso- 

IO 

p 

weniger  weicht  Px  von  ab-  Die  auf  das  eine  Profil  entfallende 
Last  ist  nach  Krohn 

5)  P‘  = P 


68  • h 
1 36  7z  — l 


Bei  mehrteiligen  Querschnitten  gilt  eine  andere  Formel  (s.  ebendort). 

Prof.  Krohn  wählte  in  einem  Beispiel  eine  aus  zwei  Q- Eisen 
bestehende  Stütze  von  5,0  m Höhe,  die  mit  P = 72,0  t zentrisch  be- 
lastet ist.  Er  nimmt  versuchsweise  zwei  Profile  Nr.  30,  die  mit 


den  Stegen  25cm  voneinander  abstehen,  und  deren  Flanschen  nach 
auswärts  gekehrt  sind,  so  daß  h 30,4  cm  wird.  Er  verlangt  4 fache 
Sicherheit  gegen  Knicken  sowohl  für  den  Gesamtstab  wie  für  den 
Einzelstab;  ein  Nietabzug,  der  auch  nach  den  „Bestimmungen“  unter 
bleiben  darf,  wird  hierbei  nicht  gemacht.  Unter  diesen  Voraus- 
setzungen erhält  er  nach  Tetmajer  4,2fuche  Sicherheit  für  den  Gesamt- 
stab und  4,0fache  für  den  Einzelstab  bei  c = 0,79  m 

/um  Vergleich  rechnet  Krohn  nach  Euler  mit  51'acher  Sicherheit 
(</—  2,38  P/2)  und  wählt  zwei  [[-Eisen  Nr.  22;  er  rückt  die  beiden 
Stege  auf  12,0  cm  Abstand  auseinander,  so  daß  .lx  -Jy  wird.  Er 
findet,  daß  der  Gesamtstab  bei  c = l,45  m unter  Berücksichtigung 
der  Nietschwächung  eine  tatsächliche  Sicherheit  nach  Tetmajer  von 
nur  1,69  aufweist.  Ein  solches  Ergebnis,  das  sich  bei  Vernachlässigung 
der  Nietschwächung  auf  1,9  cm  steigert,  hält  er 
mit  Recht  für  sehr  bedenklich. 

Nach  ersterer  Berechnungsweise  hei  5facher 
Sicherheit  (s.  „Bestimmungen“  D II a Ziff.  5)  ge 
staltet  sich  die  Lösung  ohne  Probieren  sehr 
einfach.  Die  Formel  für  C- Eisen  (I)  lautet 
(s.  Jahrg.  1920  d.  Bl.,  S.  527)  F=  1,1  P-f  0,6  l- 
= 1,1  • 72,0  + 0,6  ■ 5,2-  = 94,2  qcm.  Wähle  zwei 
Nr.  26  mit  F=  96,6  qcm.  Wir  rücken  die  Stege 
auf  21,3  cm  Abstand  auseinander,  so  daß  h = 
26,0  cm  wird. 


Y 

i ! i 

l/i  =2S|0cm] 

s — i--^. 


X — 


<21,3-> 


R — 

5-  X 


<4=17/0,8 


Proben  für  den  Gesamtstab:  /x~9646, 


A=ioP  = 5°,0,  ö/r =31 00  - 

, ’ 2430  fun- 

und  n = — 3. 4Ü; 

74o 


,/9646  _ 
\ 96,6 


10,0, 


P 72  O 

1 l,4-50  = 2430kg  qcm,  ff=  =745  qcm 

r 9o,b 

bei  A = 50  ist  aber  nach  der  Tabelle  S.  526 


die  zulässige  Sicherheit  zu  w,  = 3,27  und  die  zulässige  Knickspannung 
zu  öd\  = 774  angegeben,  so  daß  das  Profil  genügt. 

Abstand  der  Bindebleche:  Nach  Formel  5)  ist 

r.  - - °’5Sl  p - °’581  ■ 72'° = -1'2-0  *• 


Nach  Formel  3)  ist  bei 


42,0 


ix  = 2,56  cm  (lt.  Protilbuch)  c,  = 2,56  ( 1 58  — 140  = 0,92  m. 

Probe  für  den  Einzelstab: 
r 92 

1 = = . “ = 36,0,  a/c  = 3100  — 11,4-  36,0  = 2690  kg/qcm  und 

ix  2,56 

G ==  — =870  kg/qcm,  hieraus  n=  =3,10,  während  lt.  Tabelle 

4 0,0  o t O 

(S.  526)  für  1=36,0,  w1  = 3,08  und  G,jx  = 875  kg/qcm  ist.  c\  genügt 
also  den  Anforderungen. 

Krohn  hat  bei  4facher  Sicherheit  c = 0,79  m ermittelt,  hat  aber 
9 cm,  d.  h.  den  Abstand  der  zwei  Niete  des  17/0,8  cm  starken  Binde- 
bleches zu  diesem  Maß  geschlagen,  so  daß  bei  ihm  c,  =0,88  cm  wird. 
Da  der  Einzelstab  an  den  Bindeblechen  sich  nicht  gelenkartig,  sondern 
eingespannt  verhält,  so  kann  auch  hier  unbedenklich  dieser  Zuschlag 
zu  cx  gemacht  werden,  so  daß  cx  = 0,92  -f-  0,09  = 1,01  m wird.  Eine 
solche  Vergrößerung  verstößt  auch  nicht  gegen  die  Vorschrift  der 
„Bestimmungen“  in  D I,  Ziff.  8,  denn  nur  zwischen  den  benachbarten 
Nieten  zweier  Bindebleche,  die  mindestens  zwei  Niete  an  der  Ver- 
bindungsstelle erhalten,  kann  der  Einzelstab  ausknicken.  Nehmen  wir 
in  unserem  Fall  „5 fache  Sicherheit“  nach  Euler  an,  so  berechnet  sich 
ohne  den  Zuschlag  von  9 cm  c=  1,78  m;  die  tatsächliche  Sicherheit 
ist  aber  nicht  5-,  sondern  2,7 fach. 

Bei  Fachwerken  mit  gekuppelten  Profilen  ist  zu  beachten,  daß 
die  Größe  h in  der  Regel  viel  kleiner  als  bei  Stützen  wird,  dem- 
entsprechend wächst  der  Wert  von  Px.  So  berechnet  sich  für  die  oben- 
genannte Diagonale  a)  die  Teillast  Px  = 0,615  P=  0,615  • 29,4  = 18,2  t 
bei  einer  Stärke  des  die  beiden  Winkel  verbindenden  Stehbleches 
von  cf  = 1,4  cm,  und  h wird  = 10,0  cm.  Nach  Formel  4)  wird 
18,25 


c-2  = 1,95  158—  112 


19,2 


1,02  m,  und  die  Knicksicherheit  be- 


rechnet sich  nach  Tetmajer  zu  n — 2,63,  bei  A = 52,3.  Das  reicht 
aus,  da  die  zulässige  nach  Tabelle  auf  S.  526  = 2,65  beträgt. 

Wie  ersichtlich  kürzen  unsere  Faustformeln  die  bisherige  Rechen - 
arbeit  mit  ihren  tastenden  Versuchen  bei  unbekanntem  ).  wesentlich 
ab  und  werden  dabei  den  Anforderungen  an  Wirtschaftlichkeit  und 
Sicherheit  gerecht.  Ich  möchte  wünschen,  daß  die  Hoffnung  des 
Verfassers  einer  Besprechung  meiner  Berechnungsweise  im  „Eisen- 
bau“, die  Faustformeln  möchten  als  „bequeme  Gebrauchsformeln 
Anwendung  finden“  (Nr.  3 d.  Jahrg.),  in  Bälde  in  Erfüllung  geht. 
Der  Umstand,  daß  durch  sie  unter  Einhaltung  der  „Bestimmungen” 
Konstruktionen  mit  verschiedener  und  fehlerhafter  Sicherheit  ihrer 
Glieder  vermieden  werden,  und  daß  die  Faustformeln  selbst  beim 
Überschreiten  der  Grenze  ihrer  Gültigkeit  (A<25),  was  höchst  selten 
vorkommt,  nur  um  ein  wenig  völligere  Querschnitte,  nicht  aber  zu 
schwache  liefern,  wird  deren  Einführung  in  die  Praxis  begünstigen. 
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Lästig  und  ohne  sachlichen  Wert  bleibt  das  Verlangen  vom  Konstrukteur, 
daß  er  das  zuverlässigere  Verfahren  durch  ein  ungenügendes  (nach 
Euler)  nachkontrolliere  (vergl.  D I,  Ziff.  1).  Solche  Nachweise  füllen 
oft  viele  Seiten  der  Berechnungshefte  angesehener  Firmen,  die  ihre 
Druckstäbe  zu  eigener  Beruhigung  nach  Tetmajer  bemessen  haben; 
durch  die  formale  Vorschrift  sind  sie  aber  gezwungen,  sich  dieser 
zeitraubenden,  nutzlosen  Arbeit  zu  unterziehen.  Sollte  je  der  Einwand 
gemacht  werden,  daß  die  Änderung  der  Vorschriften  in  diesem  einen 
Funkte  erst  dann  mit  gutem  Gewissen  gemacht  werden  könnte,  wenn 
eine  noch  bessere,  noch  genauere  Formel  als  es  die  Tetmajersche 
ist,  auf  Grund  von  neuen  Versuchen  gefunden  wäre,  so  sollte  doch 
in  dieser  rein  praktischen,  baupolizeilichen  Frage  das  noch  unentdeckte 
Bessere  dem  bestehenden  Guten  nicht  im  Wege  stehen.  Hat  doch 
die  Tetmajersche  Formel  bei  der  Prüfung  der  3000  t- Maschine  des 
staatlichen  Materialprüfungsamtes  Berlin -Dahlem1)  den  Beweis  er- 
bracht, daß  sie  bei  Prüfungsstücken,  deren  Abmessungen  weit,  bis 
zum  35  fachen  Betrag  über  die  von  Tetmajer  benutzten  hinausgehen, 


immer  noch  eine  2,5-  bezw.  8 mal  bessere  Übereinstimmung  mit  der 
beobachteten  Knickfestigkeit  ergeben  hat,  als  die  Eulerformel;  die 
Versuchsergebnisse  haben  nach  der  Tetmajerschen  Berechnung  mit 
80  und  89  vH.  Genauigkeit  an  die  Wirklichkeit  herangereicht,  während 
bei  der  Eulerformel  dasselbe  Verhältnis  nur  10  und  35  vH.  betragen 
hat.  Dabei  handelte  es  sich  um  Lasten  (rd.  2000  t),  die  im  Hochbau 
nicht  entfernt  erreicht  werden.  Der  Verzicht  auf  die  Eulerformel 
außerhalb  ihres  Geltungsgebietes  ist  also  kein  Opfer  an  Sicherheit 
oder  Wirtschaftlichkeit,  sondern  die  Befreiung  von  einer  bedenklichen 
Ungenauigkeit.  Fehlte  früher  ein  bequemer  Ersatz  für  die  Eulerformel, 
so  vereinigen  nun  die  Faustformeln  die  Bequemlichkeit  der  Euler- 
und die  Genauigkeit  der  Tetmajerformel.  Das  Verfahren  schafft  also 
praktischen  Nutzen. 

*)  Bericht  des  Ausschusses  für  Versuche  im  Eisenbau  des  deutschen 
Eisenbau-Verbandes  (D.  E.-V.),  Ausgabe  A,  Heft  2,  von  1920.  Verlag 
von  Julius  Springer,  Berlin . 


Vermischtes. 


Die  Höchstpreise  fiir  Zement  vom  S.  Oktober  d.  J.  (S.  122,  193, 
3(51,  504  u.  506  d.  Bl.)  werden  nach  der  Bekanntmachung  des  Reichs- 
kommissars für  Zement  vom  1.  November  d.  J.  vom  2.  November  ab 
bis  auf  weiteres  in  nachstehend  angegebener  Weise  erhöht.  Die 
Umsatzsteuer  ist  in  diesen  Preisen  mitenthalten.  A.  Für  Lieferung 
an  private  Zementabnehmer:  a)  im  Gebiet  des  Norddeutschen 

Zementverbandes  4040  Mark;  — b)  im  Gebiet  des  Rheinisch- West- 
fälischen Zementverbandes  einschl.  der  Verkaufsvereinigung  Rheinischer 
Hochofenzementwerke  3800  Mark;  — c)  im  Gebiet  des  Süddeutschen 
Zementverbandes  4123  Mark.  Diese  Preise  gelten  für  10  000  kg  Zement 
ab  Werk  ohne  Verpackung.  Für  den  Kleinverkauf  durch  den  Handel 
wird  noch  folgendes  bestimmt:  Falls  über  die  in  diesem  Klein- 
handelsverkehr zu  den  obigen  Höchstpreisen  zu  erhebenden  Zuschläge 
zwischen  Verbraucher-  und  Händlerverbänden  in  den  einzelnen  Be- 
zirken Vereinbarungen  nicht  zustande  kommen,  beträgt  der  Zuschlag 

1.  bei  Abgabe  bis  50  Sack  (je  50  kg  Inhalt)  nicht  mehr  als  30  vH, — 

2.  bis  zu  100  Sack  nicht  mehr  als  20  vH,  — 3.  bis  zu  199  Sack  nicht 
mehr  als  10  vH.  — B.  Für  Lieferungen  an  die  Staatsverwaltungen  für 
Staatsbauten  gelten  dementsprechend  folgende  Preise:  a)  im  Gebiet 
des  Norddeutschen  Zementverbandes  3970  Mark;  — b)  im  Gebiet  des 
Rheinisch- Westfälischen  Zementverbandes  3730  Mark;  — c)  im  Gebiet 
des  Süddeutschen  Zementverbandes  4053  Mark. 

Kirche  und  moderne  Kunst  war  der  Gegenstand  eines  Vortrags, 
den  P.  Remigius  Boving  0.  F.  M.  in  Bonn  auf  der  Tagung  für  kirch- 
liche Kunst  in  Köln  hielt.  Er  schreibt  uns  darüber:  Das  Gesamtkunst- 
werk aller  deutschen  Stämme,  in  der  Gotik  die  große  Offenbarung, 
nicht  nur  germanischer  Schöpferkraft,  sondern  auch  des  gemeinsamen 
religiösen  Denkens  unserer  Nation,  besitzen  wir  nicht  mehr.  Der 
Begriff  „moderne  Kunst“  kann  deshalb  nicht  im  Sinne  Vasaris  als 
Ausdruck  eines  gemeinsamen  Kulturideals,  sondern  nur  als  die  Ge- 
samtheit der  Kunstrichtungen  unserer  Zeit  verstanden  werden.  Für 
die  moderne  katholische  Kirchenkunst  haben  als  erste  Norm  die 
kunstrechtlichen  Bestimmungen  des  Codex  iuris  Canonici  zu  gelten, 
nach  denen  kirchliche  Kunst  den  Gesetzen  der  ars  sacra  untersteht, 
nicht  Ichkunst  oder  Rassenkunst,  sondern  Gemeinschaftskunst  ist, 
eine  kultische  und  soziale  Funktion  auszuüben  und  gegenständlichen 
Charakter  hat.  Den  Ikarustlug  des  Expressionismus  darf  die  Kirchen- 
kunst nicht  mitmachen;  sie  soll  ein  wirklicher,  möglichst  allseitiger  — 
nicht  nur  des  bewegten,  sondern  auch  des  ruhenden  Seins,  nicht  nur 
des  schmerz-  und  kampferfüllten,  sondern  auch  des  wonnereifen 
religiösen  Erlebens  — verständlicher  und  schöner  Ausdruck  der  Werte 
im  Offenbarungskosmos  sein.  Bei  der  Neigung  der  germanischen  Rasse 
zu  einer  gewissen  Vernachlässigung  des  Formalen  (Maß,  Harmonie, 
Klarheit)  und  bei  der  besonderen  Schwierigkeit,  im  Religiösen  den 
Weg  vom  Logos  zum  Mythos  zu  finden,  ist  das  Formproblem  das 
wichtigste  Problem  der  deutschen  Kirchenkunst  der  Zukunft.  Nicht 
Naturvergewaltigung,  sondern  Naturvergeistigung,  nicht  einfachhin  Er- 
neuerung früherer  Stilarten,  sondern  ewige  Ideen  im  Kleide  der  Zeit, 
durch  formgewordenen  Gehalt  und  gehaltvolle  Form  klassische  arssacre. 

Der  Verwalt nngsbericht  des  Deutschen  Museums  in  München, 
der  aus  Anlaß  der  im  Oktober  zum  ersten  Male  in  festlicherem  Rahmen 
abgehaltenen  Jahresversammlung  wieder  herausgekommen  ist,  be- 
richtet über  die  Jahre  1918  bis  1921.  Aus  dem  lesenswerten  Bericht 
seien  einige  Mitteilungen  gemacht.  Die  Zahl  der  Museumsmitglieder 
beträgt  3800  gegenüber  4400  der  Vorkriegszeit,  Die  Reisestiftung  des 
Museums,  die  den  Zweck  hat,  jungen  Leuten  — Studierenden  und 
Arbeitern  — aus  allen  Teilen  des  Reiches  das  Studium  der  Samm- 
lungen zu  erleichtern,  umfaßt  zur  Zeit  2(57  Stipendien.  Die  Museums- 
leitung wird  nach  einheitlichem  Plane  jährlich  vier  bis  sechs  Einzel- 
darstellungen erscheinen  lassen,  die  sich  eng  an  die  Museumssamm- 


lungen anlehnen.  Auch  wird  sich  das  Museum  an  der  Herausgabe 
einer  vom  Verein  deutscher  Ingenieure  geplanten  Geschichte  der 
Naturwissenschaft  und  Technik  in  Form  von  Biographien  mit  Bild- 
nissen beteiligen.  Die  Sammlungen  konnten  durch  Stiftungen  und 
Erwerbungen  in  erfreulicher  Weise  bereichert  werden.  Auch  die  Be- 
schaffung der  zum  Weiterbau  des  Museums  nötigen  Mittel  machte 
erfreuliche  Fortschritte.  Bereits  im  Jahre  1919  erbat  die  Museums- 
leitung 12  Mill.  Mark  Bauzuschuß  vom  Deutschen  Reich.  Von  diesem 
wurden  9 Mill.  Mark,  von  Bayern  3 Mill.  Mark  in  drei  Jahresraten  zu- 
gesichert, unter  der  Voraussetzung,  daß  auch  die  deutsche  Industrie 
mindestens  8 Mill.  Mark  stiftet.  Die  daraufhin  eingeleitete  Werbung 
bei  der  deutschen  Industrie  hat  in  der  kurzen  Zeit  von  3/4  Jahren  be- 
reits nahezu  41/2  Mill.  Mark  eingebracht.  Für  den  Museumsneubau  sind 
im  Jahre  1918:  461  789  Mark.  1919:  802  182  Mark.  1920:  1 688  062  Mark 
verausgabt  worden.  Für  1921  sieht  der  Voranschlag  8 Mill.  Mark  für 
Bauausgaben  vor.  Im  Jahre  1920  ist  das  Vermögen  des  Deutschen 
Museums  auf  21  588  000  Mark  angewachsen. 

Die  Bücherei  der  Hochschule  von  Löwen  soll  nunmehr  auf  Kosten 
eines  amerikanischen  Hilfsausschusses  und  nach  den  Plänen  des 
amerikanischen  Architekten  Whitney  Warren  wieder  aufgebaut 
werden.  Heft  9 der  Antwerpener  Zeitschrift  „De  Bouwgids“  bringt 
eine  Wiedergabe  des  Entwurfs,  der  sich  als  eine  Musterkarte  der 
niederländischen  Hochrenaissance  darstellt.  Die  Front  von  17  Fenster- 
acbsen  zieht  den  Grundgedanken  des  Bremer  Rathauses  gewissermaßen  in 
die  Länge  und  verbindet  ihn  mit  einem  der  bekannten  niederländischen 
Glockentürme.  Der  flämische  Berichterstatter  begrüßt  die  nordnieder- 
ländiscben  Formen  für  die  sich  wallonisch  gebärdende  Hochschule, 
bedauert  aber,  daß  der  Amerikaner  nicht  eine  wirklich  neuzeitliche 
Lösung  gefunden  und  dadurch  frische  Gedanken  in  die  bisher  über- 
haupt arg  mißglückte  Aufbautätigkeit  gebracht  hat.  Bis  jetzt  sei  der 
Wiederaufbau  Löwens  ein  größerer  Vandalismus  gewesen  als  seine 
Zerstörung!  Noch  richtiger  wäre  aber  der  Vorschlag  des  dortigen 
Hochschullehrers  Professor  Lemaire  gewesen,  der  die  Herstellung  und 
Erweiterung  der  in  ihren  Außenmauern  noch  erhaltenen  Gebäude  nach 
dem  großzügigen  Plan  empfahl,  den  im  Jahre  1725  der  Brüsseler 
Architekt  Gaspard  Larchier  für  die  Universitätsbauten  und  ihre  Um- 
gebung entworfen  hätte.  Eine  solche  einheitliche  Gestaltung  hätte 
den  Alten  Markt  zu  einem  der  schönsten  Plätze  der  Welt  machen 
können;  nun  sei  aber  durch  den  richtungslosen  „anarchistischen“ 
Wiederautbau  an  dieser  Stelle  bereits  alles  verdorben.  Kr. 


Biicherschan. 

Moderne  Holzbauweisen.  Von  $r.=  (>ng.  Nenning.  München  1921. 
M.  Steinebach.  64  S.  in  gr.  8°  mit  zahlr.  Abb.  u.  8 Tafeln.  Geh.  19  „ fi . 

Das  kleine  Werk  bespricht  nach  einer  kurzen  Schilderung  der 
geschichtlichen  Entwicklung  des  Holzbaues  die  verschiedenen  neu- 
zeitlichen Bauweisen.  Die  charakteristischen  Unterschiede  der  ein- 
zelnen Systeme,  ihre  Eignung  für  besondere  Dachformen  und  Gebäude- 
gattungen, ihre  Vor-  und  Nachteile  werden  an  der  Hand  von  Zeich- 
nungen klar  veranschaulicht,  wobei  auch  die  Verbindungen  der  Stäbe  in 
den  einzelnen  Knotenpunkten  berücksichtigt  sind.  \\  ertvoll  ist  die  ver- 
gleichende Zusammenstellung  des  Holzverbrauchs  bei  verschiedenen 
Bauarten  auf  Grund  der  Berechnung  je  eines  Dachstuhls  unter  gleichen 
Voraussetzungen,  ln  langer  Ausführung  wird  die  Möglichkeit  der 
Verwendung  von  Raumfachwerken  im  Anschluß  an  die  Besprechung 
der  Bauweise  Meitzer  behandelt.  Den  Schluß  bilden  die  statischen 
Berechnungen  mehrerer  Binder  in  graphischer  Darstellung  mit  Er- 
läuterungen. Das  Buch  gibt  eine  gute  Einführung  in  das  Gebiet  der 
modernen  Holzbauweisen.  Dr.  Beisei. 


Verlag  von  Wilhelm  Ernst&Sohn,  Berlin.  — Für  den  nichtamtlichen  Teil  verantwortlich:  R.  Bergius,  Berlin.  — Druck  der  Buchdruckerei  Gebrüder  Ernst,  Berlin. 
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Amtliche  Mitteilungen. 


Erlaß,  betreffend  die  Vereinfachung  des  Verfahrens  bei  Her- 
stellung der  Bauentwürfe. 

Berlin,  den  31.  Oktober  1921. 

Die  gelegentlich  der  kommissarischen  Beratungen  über  die  Durch- 
führung der  Sparsamkeitsmaßnahmen  in  Vorschlag  gebrachte  Verein- 
fachung des  Verfahrens  bei  Herstellung  der  Bauentwürfe  hat  die 
Zustimmung  der  beteiligten  Ressorts  gefunden.  Ich  sehe  mich  daher 
veranlaßt,  das  Veranschlagungsverfahren  künftig  in  folgender  verein- 
fachter Form  zur  Anwendung  bringen  zu  lassen. 

Die  Vorentwürfe,  die  bei  Bauvorhaben  zunächst  hergestellt  werden, 
bilden  wie  bisher  die  Grundlage  für  die  grundsätzliche  Zustimmung 
des  Finanzministeriums  und  sind  nach  den  bestehenden  Vorschriften 
auch  fernerhin  anzufertigen.  Dagegen  tritt  als  Unterlage  für  die  end- 
gültige Genehmigung  des  Projekts  und  die  Einsetzung  einer  bestimmten 
Bausumme  in  den  Haushaltanschlag  neben  der  ausführlichen  Zeich- 
nung und  ausführlichen  Baubeschreibung  ein  Kostenüberschlag  an  Stelle 
des  ausführlichen  Kostenanschlags.  Somit  haben  künftighin  die  Bau- 
behörden in  der  auf  die  endgültige  Entschließung  des  Finanzministers 
folgenden  Zeit  die  Möglichkeit,  den  ausführlichen  Kostenanschlag  in 
Ruhe  auszuarheiten. 

Eine  doppelte  Ausarbeitung  des  Anschlags,  wie  sie  bisher  häufig 
vorgekommen  ist,  wird  vermieden,  da  die  endgültige  Bausumme  schon 
vor  der  Anfertigung  des  Kostenanschlags  feststeht.  Bis  zur  Ein- 
bringung des  Haushaltanschlags  beim  Landtag,  mindestens  aber  bis 
zu  seiner  Beratung  im  Haushaltausschuß  wird  der  endgültige  aus- 
führliche Kostenanschlag  in  der  Regel  fertiggestellt  werden  können. 
Es  tritt  also  eine  Vereinfachung  des  Verfahrens  dadurch  ein,  daß  die 
Anfertigung  des  ausführlichen  Kostenanschlags  auf  die  Zeit  nach  der 
endgültigen  Genehmigung  des  Bauvorhabens  durch  das  Finanz-^ 
ministerium  und  nach  der  Einsetzung  einer  entsprechenden  Bausumme 
in  den  Etatentwurf  verlegt  wird. 

Unbedingt  hat  aber  eine  so  sorgfältige  Aufstellung  des  Kosten- 
überschlags und  Ausarbeitung  einer  eingehenden  Bauheschreibung  zu 
erfolgen,  daß  diese  schon  von  vornherein  einen  möglichst  zutreffenden 
Nachweis  der  späteren  wirklich  entstehenden  Kosten  und  der  Art  der 
Bauausführung  ergeben  und  Nachforderungen  nach  Möglichkeit  ver- 
mieden werden. 

Bei  Bauausführungen,  die  durch  Zweckbestimmung,  Umfang,  Aus- 
gestaltung und  innere  Einrichtung  über  den  Rahmen  des  Herkömm- 
lichen hinausgehen,  bleibt  deren  Einstellung  in  den  Staatshaushalt  auf 
Grund  eines  ausführlichen  Kostenanschlags  nach  dem  bisherigen  Ver- 
fahren Vorbehalten. 

Zugleich  im  Namen  des  Ministerpräsidenten, 

sowie  der  Minister  für  Volkswohlfahrt,  Handel  und  Gewerbe, 
des  Innern,  für  Wissenschaft,  Kunst  und  Volksbildung, 
für  Landwirtschaft,  Domänen  und  Forsten. 

Der  Finanzminister 
Im  Aufträge 

III  6.  340.  I A2/1690.  Uber. 


Preußeu. 

Der  Regierungs-  und  Baurat  Melchereck  ist  vom  Hochbauamt 
in  Northeim  an  die  Regierung  in  Hildesheim  versetzt. 

Der  Regierungs-  und  Baurat  Bernstein  ist  von  der  Regierung  in 
Breslau  der  Regierung  in  Oppeln  — Verwaltungsstelle  Breslau  — und 
der  Regierungs-  und  Baurat  Günther,  bisher  bei  der  Geschäftstelle 
der  Ansiedlungskommission  für  Westpreußen  und  Posen  in  Berlin,  der 
Ministerial-Baukommission  in  Berlin  überwiesen. 

Die  Regierungsbaumeister  des  Hochbaufaches  Stauhach  beim 
Hochhauamt  in  Diepholz,  Rosenthal  beim  Hochbauamt  in  Fulda, 
Sellien  bei  der  Ministerial-Baukommission  in  Berlin,  Bornatsch 
beim  Hochbauamt  in  Homburg,  Martin  Meyer  bei  der  Regierung 
in  Stralsund,  de  la  Sauce  hei  der  Eisenbahndirektion  in  Erfurt, 


Le  Blanc  bei  der  Regierung  in  Köln  und  Grosser  bei  der  Regierung 
in  Liegnitz  sind  zu  Regierungs-  und  Bauräten  ernannt. 

Den  Regierungs-  und  Bauräten  Staubach  in  Diepholz  und  Bor- 
natsch in  Homburg  sind  die  Vorstandstellen  der  Hochbauämter  da- 
selbst verliehen. 

Der  Regierungs-  und  Baurat  Kurt  Becker  in  Insterburg  ist  zum 
Vorstand  des  Bauamts  II  für  den  Masurischen  Kanal  daselbst  ernannt 
jvorden. 

Der  Marinebaurat  Hans  Koch  und  der  Regierungsbaumeister  Kau- 
manns, beide  bei  der  Verwaltung  der  Märkischen  Wasserstraßen  in 
Potsdam,  sind  als  Regierungs-  und  Bauräte  planmäßig  angestellt  worden. 

Der  Regierungsbaumeister  Löhr  ist  dem  Kanalbauamt  in  Han- 
nover, der  Regierungsbaumeister  Siehrasse  unter  Wiederaufnahme 
in  den  Staatsdienst  dem  Bauamt  für  die  Regulierung  der  unteren  Oder 
in  Greifenhagen  überwiesen  worden. 

Dem  Regierungsbaumeister  des  Wasser-  und  Straßenbaufaches 
Georg  Meyer  bei  dem  Kulturhauamt  in  Stettin  ist  eine  planmäßige 
Regierungs-  und  Bauratstelle  verliehen  worden. 

Der  Regierungsbaumeister  des  Hochbaufaches  Herr  ist  von  Guben 
nach  Sagan  versetzt  und  der  Regierungsbaumeister  des  Hochbaufaches 
Borrmann  von  der  Ministerial-Baukommission  dem  Oberpräsidium 
in  Charlottenburg  zur  Beschäftigung  überwiesen. 

Der  Privatdozent  Dr.  Heinrich  Brandt  in  Karlsruhe  ist  zum 
ordentlichen  Professor  an  der  Technischen  Hochschule  Aachen  und  der 
Oberregierungsrat  Geheime  Regierungsrat  Dr.  Karl  Forch  in  Berlin 
zum  Honorarprofessor  an  der  Technischen  Hochschule  Berlin  ernannt 
worden. 

Die  Staatsprüfung  haben  bestanden : die  Regierungshauführer 
Alexander  Schaefer  (Hochhaufach);  — Friedrich  Genschmer  und 
Erich  Behrens  (Wasser-  und  Straßenbaufach). 

Der  Geheime  Baurat  Friedrich  Karl  Hei  mann,  Konservator  der 
Stadt  Köln  und  Vorsitzender  des  Zentral- Dombauvereins,  der  König- 
liche Baurat  Anton  Bahr  in  Hamm  i.  Westf.,  der  Vorsitzende  des 
Vorstandes  der  Württembergischen  Nebenbahnen- Aktiengesellschaft 
sowie  der  Badischen  Lokaleisenbahnen -Aktiengesellschaft,  frühere 
Eisenbahn -Bau-  und  Betriebsinspektor  Walter  Classen  in  Karlsruhe 
und  der  Regierungsbaumeister  Heinrich  Lütticke  in  Dortmund  sind 
gestorben. 

Deutsches  Reich. 

Im  Reichsverkehrsministerium  — Wasserstraßenahteilung  — ist 
der  Oberregierungsrat  Oppermann  zum  Ministerialrat  ernannt  worden. 

Reichsbahnen.  Zweigstelle  Bayern.  Es  sind  berufen  worden : 
der  Vorstand  der  Bauinspektion  II  Regensburg  (Hochbau)  Regierungs- 
baurat Georg  Gsänger  in  gleicher  Diensteseigenschaft  als  Vorstand 
an  die  Neubauinspektion  II  München  (Hochbau),  der  Regierungsbaurat 
der  Werkstätteninspektion  I Neuaubing  Hans  Bohlig  als  Vorstand 
an  die  Werkstätteninspektion  III  München,  der  Regierungsbaurat  der 
Eisenhahndirektion  Würzburg  Alfred  Ei sert  an  die  Eisenbahndirektion 
Regensburg  und  der  Vorstand  der  Betriebs-  und  Bauinspektion  Kaisers- 
lautern Regierungsbaurat  Fritz  Scherer  in  gleicher  Diensteseigenschaft 
an  die  Eisenbahndirektion  Ludwigshafen  a.  Rhein. 

Bayern. 

Der  Bauamtmann  außer  dem  Stande  bei  der  Bauleitung  für  das 
Walchenseekraftwerk  Kochel  Otto  Stängl  ist  als  Regierungsbaurat 
an  die  Landesstelle  für  Gewässerkunde  in  München  in  etatmäßiger 
Weise  berufen  worden. 

Der  Professor  an  der  Technischen  Hochschule  München,  Geheimer 
Hofrat  2)r.=3ng.  -Joseph  Bühlmann  und  der  Hofoberbauinspektor  Max 
Vitzthum  iu  München  sind  gestorben. 

Badeu. 

Der  Geheime  Oherhaurat  Professor  Weinbrenner,  früher  an  der 
Architekturabteilung  der  Technischen  Hochschule  Karlsruhe,  ist  ge- 
storben. 


668 


Zentralblatt  der  Bauverwaltung. 


12.  November  1921. 


[Alle  Reohte  Vorbehalten  J 


Nichtamtlicher  Teil. 

Schriftleiter:  Richard  Bergius  und  $r.»3nt}.  Norm. 


Der  Paradeplatz  in  Mannheim. 

Als  Kopfstück  des  Mannheimer  Stadtplans  legt  sich  an  der  Rhein- 
seite breit  und  massig  das  Schloß  vor.  Die  Längsstraßen  des  be- 
kannten Blocksystems  erhalten  so  durch  das  Schloß  einen  guten  Ab- 


Abb.  1.  Paradeplatz  mit  Kaufhaus  in  Mannheim. 


Zeichnung  von  ■!  A.  B aer  tel  s.  Stich  von  J.  G.  \V  i ßge  r (1750). 


Abb.  2.  Der  Paradeplatz  in  Mannheim  vor  dem  Jahre  1895 


in  der  ursprünglichen,  schlichten  Fassung. 


Kaufhaus 


Abb.  4.  Der  Paradeplatz  in  Mannheim  nach  der  Wiederherstellung. 


Kaufhaus. 


Paradeplatz 


(MtW/'. 

m. 


Abb.  3.  Der  Paradeplatz  in  Mannheim.  Heutiger  Zustand. 


Abb.  5.  Der  Paradeplatz  in  Mannheim.  Heutiger  Zustand. 
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Schluß.  Auch  die  querziehenden  „Plan- 
ken“, eine  auf  130  m Breite  gebrachte 
Hauptverkehrstraße,  bekommen  durch 
die  Einschnürung  an  ihren  Enden  halt- 
gebende Blickpunkte  und  räumliche 
Begrenzung. 

Die  zwei  wichtigsten  Plätze  der 
Innenstadt  jedoch,  der  Marktplatz  und 
der  Paradeplatz,  können  in  ihrer  An- 
lage nicht  glücklich  genannt  werden, 
da  sie  in  etwas  sorgloser  Art  einfach 
zwei  liegengebliebene  Baublöcke  des 
Rechtecksystems  darstellen.  Beide 
Plätze  waren  nicht  besonders  geglie- 
dert; in  die  Schwerpunkte  gesetzte 
Denkmäler  brachten  den  Platz  jeweils 
in  Beziehung  zu  den  begrenzenden 
Kopfbauten,  hier  beim  Markt  zu  dem 
vom  Alten  Rathaus  und  der  Kirche 
flankierten  Rathausturm,  dort  den 
Paradeplatz  zum  Kaufhaus. 

Während  nun  der  Marktplatz  (1918 
d.  Bl.,  S.  270)  dank  seiner  Verwendung 
als  Markt  diese  einfache  Ausbildung 
beibehalten  hat,  wurde  der  Paradeplatz 
in  einen  sogenannten  Schmuckplatz 
verwandelt  (s.  a.  Denkmalpliege  1900, 
S.  35  und  1910  S.  60).  Das  Durchführen 
von  Mittel-  und  Diagonalwegen  wie 
auch  das  Anfügen  von  großen  Wasser- 
becken an  das  Denkmal  sorgten  dafür, 
daß  weder  ein  Schmuckplatz  noch  ein 
Gebrauchsplatz  entstehen  konnte.  Es 
ist  dies  wieder  ein  Beispiel  dafür,  daß 
der  Wunsch  des  Großstädters  nach 
grünem  Laub  und  Blumenschmuck  auf 
andere  Art  befriedigt  werden  muß. 
Baumpflanzungen  regelmäßiger  Art, 
Verwendung  [von  Kübelbäumen  und 
Terrakotten  pflanzen,  auch  nach  Art 
des  in  den  Kaufhausbogen  aufgehäng- 
ten Blumenschmucks,  seien  die  Grund- 
lagen eines  Schmuckplatzes. 

Die  beigegehenen  Abbildungen  ge- 
ben die  geschichtliche  Entwicklung  des 
Paradeplatzes.  Sie  zeigen,  daß  der  Platz 
früher  nur  durch  das  Denkmal  und 
die  Baumumrandung  gegliedert  war. 

Da  nun  bei  allen  Stadtverwaltungen 
die  Forderung  nach  Einschränkung  der 
Unterhaltungsausgaben  immer  stürmi- 
scher erhoben  wird,  empfiehlt  es  sich 
auch  aus  künstlerischen  Gründen,  zu 
einer  der  früheren  ähnlichen  Ausbil- 
dung des  Paradeplatzes  zurückzukom- 
men und  den  Platz  unter  Aufgabe  der 
heutigen  Teilung  nur  mit  zwei  Doppel- 
reihen von  Bäumen  derart  zu  be- 
pflanzen, daß  die  Achse  des  Kaufhauses 
freibleibt  und  so  wieder  der  in  dieser 
Stadtgegend  notwendige  Verkehrsplatz 
entsteht. 

Auch  die  vor  etwa  30  Jahren  dem 
Denkmal  angesetzten  Wasserbecken  mit 
Puttenschmuck  wären  zu  entfernen 
und  anderwärts  zu  verwenden. 

In  den  zwei  Doppelbaumreihen  des 
Platzes  und  unter  deren  sommer- 
lichem Blätterdach  sind  an  den  vier 
Ecken  in  unaufdringlicher  Weise  Klein- 
bauten für  Wartehallen,  Aborte,  Zei- 
tungsverkauf u.  a.  vorgesehen,  wie  sie 
bei  einem  Platz  in  wichtigster  Verkehrs- 
gegend auf  die  Dauer  nicht  entbehrt 
werden  können. 

Der  heigegebene  V orschlag  soll  einen 
Eindruck  über  die  empfohlene  Platzge- 
staltung vermitteln ; er  ist  während  der 
Tätigkeit  des  Verfassers  als  Stadtbaurat 
der  Stadt  Mannheim  entstanden. 

Darmstadt.  Roth. 
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Die  Wasserleitung  der  Stadt  Los  Angeles  in  Kalifornien. 


Die  Einwohnerzahl  der  Stadt  Los 
Angeles  im  südlichen  Teil  des  nordameri- 
kanischen Staates  Kalifornien  stieg  von 
11000  im  Jahre  1880  auf  rund  eine  halbe 
Million  im  Jahre  1913.  Für  dieses  starke 
Wachstum  waren  die  Wasserversorgungs- 
anlagen nicht  eingerichtet,  so  daß 
eine  gründliche  Erweiterung  der  be- 
stehenden Anlagen  notwendig  wurde. 

Dem  setzten  sich  jedoch  große  Hinder- 
nisse entgegen,  da  Quellwasser  in  aus- 
reichender Menge  weit  und  breit  nicht 
vorhanden  war,  und  das  in  der  südkali- 
fornischen Tiefebene  vorhandene  Grund- 
wasser nicht  unerschöpflich  schien;  auch 
hegte  man  die  Befürchtung,  daß  durch 
die  Entnahme  großer  Grundwasser- 
mengen Tausende  von  Farmen  und  Obst- 
pflanzungen geschädigt,  ja  sogar  die  ganze 
Entwicklung  der  Umgegend  gehemmt 
würde,  wodurch  Los  Angeles  selbst  stark 
in  Mitleidenschaft  gezogen  worden  wäre. 

Die  Stadt  beschloß  daher,  die  Wasser- 
mengen des  Owensflusses  für  ihre 
Zwecke  auszunutzen,  der  von  den  Schnee- 
gefilden der  Sierra  Nevada  gespeist  wird.1) 

So  wurde  eine  Wasserleitung  von  un- 
gewöhnlicher Großzügigkeit  geschaffen, 
deren  Länge  vom  Einlaß  wehr  am  Owens- 
fluß bis  zur  Stadt  rd.  400  km  beträgt 
(vgl.  den  Lageplan  Abb.  1).  Sie  wurde 
in  den  Jahren  1908  bis  1913  mit  einem 
Kostenaufwand  von  23  Millionen  Dollar 
erbaut.  Erleichtert  wurde  der  Stadt  der 
Entschluß  dadurch , daß  neben  den 
Zwecken  der  Trinkwasserversorgung  auch 
die  Gewinnung  großer  Wasserkräfte  und 
die  Bewässerung  von  Ländereien  durch 
die  neue  Leitung  ermöglicht  wurde. 

Letzteres  ist  in  Kalifornien  aber  gleichbedeutend  mit  der  Umwandlung 
von  Wüsteneien  in  hochwertiges  Kulturland. 

Uber  dieses,  auch  für  den  deutschen  Fachmann  lehrreiche  Unter- 
nehmen sind  Einzelheiten  bereits  im  deutschen  Schrifttum  bekannt 
geworden.  In  den  letzten  Jahren  ist  indessen  eine  ausführliche  Be- 
schreibung mit  zahlreichen  Plänen  und  Lichtbildern  erschienen,  die 
um  so  wertvoller  ist,  als  sie  viele  Erfahrungen  mitteilt  und  auch 
Mängel  und  Fehlschläge  nicht  verschweigt,  die  bei  einem  solchen 
Unternehmen  nicht  ausbleiben. 2) 

Die  Gesamtanlage  (Abb.  2).  Am  Einlaßwehr  wird  der  Owens- 
fluß mit  verschiedenen  Nebenflüssen  in  die  Wasserleitung  gestaut  und 
dem  rd.  100  km  entfernten  Haiwee-Staubecken  zugeleitet.  An 
dieser  obersten  Strecke  findet  eine  starke  Speisung  durch  Grundwasser 
statt.  Der  Kanal  führt  alle  gewöhnlichen  Sommerhochwasser  ab,  die 
infolge  von  Schneeschmelze  entstehen.  Das  obere  Drittel  der  Leitung 
besteht  aus  einem  offenen  unbefestigten  Kanal,  der  zur  Abführung 
von  22,4  cbm/Sek.  bestimmt  ist.  Der  übrige  Teil  dieser  Strecke  ist 
mit  Beton  befestigt.  Das  Haiwee-Staubecken  mit  einem  Fassungs- 
vermögen von  79  Mill.  cbm  bringt  die  ihm  unregelmäßig  zufließenden 
Wassermengen  gleichmäßig  zum  Abfluß  (12,6  cbm/Sek.).  Die  in  diesem 
Staubecken  aufgespeicherte  Wassermenge  genügt,  um  die  Wasserleitung 
75  Tage  hindurch  zu  versorgen.  Vom  Haiwee-Staubecken  bis  in  die 
Gegend  von  Los  Angeles  besteht  die  Wasserleitung  aus  einem  ge- 
schlossenen Betonkanal,  sowie  aus  83  km  Stollen  und  19  km  Dücker. 
Letztere  stehen  unter  einem  Wasserdruck  von  18  bis  255  m.  Beim  Ab- 
stieg nach  der  Tiefebene  steht  ein  starkes  Gefälle  zur  Verfügung,  das 
zur  Kraftgewinnung  ausgenutzt  wird.  Vor  dem  Anfang  des  Abstiegs 
ist  das  Fairmont-Staubecken  angelegt.  Dieses  soll  einmal  eine 
Sicherheit  für  etwaige  Störungen  in  der  langen  Leitung  bieten,  dann 
aber  einen  Ausgleich  für  den  schwankenden  Wasserbedarf  der  Kraft- 
werke schaffen,  der  durch  den  ungleichen  Verbrauch  an  elektrischer 
Kraft  bedingt  ist.  Sein  Beckeninhalt  beträgt  9,4  Mill.  cbm.  Unter- 
halb dieses  Staubeckens  liegen  zwei  Wasserkraftwerke  im  San  Francis- 
quito Canyon.  Zwischen  letzteren  und  dem  Kraftwerk  am  unteren 
San-Fernando-Staubecken  liegt  das  Dry-Canyon-Staubecken  mit 
1,6  Mill.  cbm  Beckeninhalt.  Es  soll  die  von  den  beiden  oberen  Wasser- 

')  Vgl.  Jahrg.  1912  d.  Bl.,  S.  208  mit  Lageplan  u.  1914,  S.  707. 

a)  Coustruction  of  the  Los  Angeles  Aqueduct,  final  report,  ver- 
öffentlicht vom  Department  of  Public  Service,  Los  Angeles  1916.  319  S. 


Abb.  1.  Plan  der  Wasserleitung  für  Los  Angeles. 


kraftwerken  ungleich  zufließenden  Wassermengen  aufspeichern  und 
in  gleichmäßigem  Abfluß  weitergeben.  Die  Wasserleitung  mündet  in 
das  untere  der  beiden  Staubecken  von  San  Fernando,  das  zur 
Zeit  der  Abfassung  des  Berichts  (1916)  nur  teilweise  ausgebaut  war. 
Seine  Aufgabe  ist,  einen  Ausgleich  für  den  ungleichen  Wasserbedarf 
der  Stadt  zu  schaffen  und  gleichzeitig  einen  Wasservorrat  für  den 
Fall  etwaiger  Unterbrechungen  der  langen  Leitung  sicherzustellen. 
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Abb.  2.  Längenschnitt  der  Wasserleitung. 

Der  Wasserüberschuß,  der  nicht  für  Zwecke  der  Stadt  ausgenutzt 
werden  kann,  dient  zur  Erhöhung  des_Grundwasserspiegels  im  San- 
Fernando  - Tale.  , Der  Inhalt  des  Staubeckens  beträgt  vorläufig 
7,4  Mill.  cbm,  der  durch  Erhöhung  des  Staudammes  auf  28,4  Mill.  cbm 
gebracht  werden  soll.  Das  obere  San -Fernando -Becken  soll  erst  bei 
weiterem  Wachsen  der  Stadt  ausgebaut  werden  und  IS, 5 Mill.  cbm 
Fassungsraum  erhalten.  Für  diesen  Fall  sind  im  Oberlauf  des  Owens- 
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Anders  findet  die  Wasserentnahme  aus  dem  Dry- 
Canyon  - Stausee  statt.  Der  Wasserspiegel  dieses 
Sees  schwankt  für  gewöhnlich  nur  um  1,5  m.  Hier 
wurde  ein  selbsttätiges  Ringschwimmerschütz  ver- 
wendet, das  mit  schwankendem  Wasserspiegel  sich  an 
einem  feststehen- 
den, mit  FührungS-  ohne  Zimmerung  mit  Zimmerung 
rollen  versehenen 
Eisengerüst,  das  auf 
Eisenbetonstützen 


Abb.  5. 

Anordnung  der 
Bohrlöcher. 


Abb.  6. 
unterhalb 


Stollenquerschnitt 
des  Fairmont-Stau- 
beckens. 


Abb.  3.  Ringschwimmerschütz  und  Grundablaß  am  Dry- Canyon -Stausee. 


flusses,  also  oberhalb  der  jetzigen  Wasserleitung,  noch  zwei  weitere 
Staubecken,  das  Long- Valley -Staubecken  mit  420,8  Mill.  cbm  und 
das  Tinemaha- Staubecken  mit  157,1  Mill.  cbm  Inhalt,  vorgesehen. 
Ersteres  könnte  den  gesamten  Wasserbedarf  der  Wasserleitung  auf  427, 
letzteres  auf  159  Tage  decken. 

Technische  Einzelheiten.  Abmessungen,  Herstellung  und 
Abdichtung  der  Staudämme  sind  auf  Seite  478  d.  Bl.  beschrieben. 
Zu  erwähnen  sind  hier  noch  die  Entnahmevorrichtungen,  die 
beim  Haiwee-  und  beim  Fairmont-Stausee  aus  Entnahmetiirmen 
bestehen.  Der  24  m hohe  Entnahmeturm  des  ersteren  hat  4,2  m 
inneren  Durchmesser.  Es  sind  fünf  Paar  Schieber  in  verschiedenen 
Höhen  angebracht,  von  denen  immer  nur  das  dem  Wasserspiegel  am 
nächsten  liegende  Paar  benutzt  wird,  um  möglichst  geringe  Be- 
wegungswiderstände beim  Bedienen  der  Schieber  zu  erhalten.  Die 
Schützöffnungen  sind  1,2  m groß  und  liefern  sekundlich  12,9  cbm  je 
Paar  bei  1,4  m Wasserdruck.  Vom  Entnahmeturm  führt  ein  kreis- 
runder Druckstollen  von  3 m Durchmesser  in  das  Unterwasser;  es 
wurde  ein  Druckstollen  gewählt,  um  das  zukünftige  Kraftwerk  an- 
schließen zu  können.  Wesentlich  größer  ist  der  Entnahmeturm  des 
Fairmont-Stausees,  der  das  Wasser  nach  dem  Elisabeth-Druckstollen 
liefert  und  10,4  m im  lichten  mißt.  Hier  sind  vier  Reihen  zu  je  drei 
Schiebern  angebracht  von  je  1,35  : 1,65  m lichter  Öffnung.  Jede  Reihe 
liefert  30  cbm/Sek.  Schwere  Eisenroste  sind  in  verschiedenen  Höhen 
im  Turminneren  angebracht,  um  die  Wucht  der  abstürzenden  Wasser- 
massen zu  brechen.  Aus  dem  gleichen  Grunde  ist  die  Sohle  stark 
mit  einbetonierten  Schienen  bewehrt.  Diese  Türme  sind  ähnlich  dem 
in  Ludin,  Die  Wasserkräfte  (S.  1054,  Abb.  810),  abgebildeten  Turm, 
nur  daß  bei  den  hier  beschriebenen  Türmen  die  Einlaßöffnungen  und 
Schieber  senkrecht  liegen. 


Abb.  4.  Ringschwimmerschütz  im  Dry -Canyon -Stausee. 
(Becken  fast  leer.) 


befestigt  ist,  auf  und  ab  bewegt.  Das  durch  Wasser- 
ballast regelbare  Gewicht  des  Schützes  ist  so  ein- 
gestellt, daß  über  die  Überfallkanten  eine  gleichmäßige 
Wassermenge  von  12  cbm/Sek.  abfließt.  Der  eiserne 
Ringschwimmer  hat  9 m inneren  Durchmesser.  Die 
zinnenartigen  Erhöhungen  des  Schützes  dienen  zur 
Führung  am  Gerüst  (Abb.  3 u.  4).  Bei  der  Ausführung  sind  die 
oberen,  großen  Rollen  fortgefallen.  Für  den  Fall,  daß  das  Schütz 
versagen  sollte,  sowie  zum  gänzlichen  Ablassen  des  Stausees  sind 
drei  eiserne  Notschütze  im  gemauerten  Auslaßbauwerk  vorgesehen. 
Die  Abb.  4 ist  bei  fast  leerem  Becken  aufgenommen,  um  das  Schütz, 
das  bei  diesem  Wasserstand  auf  der  Betonsohle  aufsitzt,  besser  zu 
zeigen.  Das  Führungsgerüst  scheint  gegen  seitliche  Beanspruchungen 
durch  Wind-  und  Wellendruck  reichlich  schwa'ch  zu  sein. 

Die  Stollen.  Soweit  angängig,  wurde  die  Wasserleitung  als 
Stollen  ausgeführt.  Hierdurch  wurde  die  Leitungslänge  abgekürzt 
und  der  beste  Schutz  gegen  Naturgewalten  in  den  Wüstengegenden 
gewährleistet,  so  daß  die  Möglichkeit  eines  Leitungsbruchs  auf  das 
Mindestmaß  beschränkt  wrurde.  Es  wurden  rd.  69  km  gewöhnlicher 
Stollen  und  rd.  14  km  Druckstollen  für  die  Wasserkraftwerke  aus- 
geführt. Zur  Anwendung  kamen  Druckluftbohrer  mit  Wasserspülung, 
Bauart  Leyner,  da  diese  sich  am  besten  bewährte.  Der  Bohrer  besteht 
aus  einem  oszillierenden  Hammer.  Durch  den  Stiel  des  Bohrers  wird 
ein  Wasserstrahl  nach  der  Bohrerspitze  geleitet,  der  das  Bohrloch 
vom  Bohrmehl  freispült.  Der  Arbeitsvorgang  war  so  eingerichtet, 
daß  in  jeder  achtstündigen  Schicht  zunächst  die  von  der  vorher- 
gehenden Schicht  gesprengten  Gesteinmassen  beseitigt,  alsdann  neue 
Löcher  gebohrt,  geladen  und  gesprengt  wurden.  Wie  fast  bei 
allen  Arbeiten  waren  auch  hier  Prämien  eingeführt,  wodurch  der 
Arbeitfortgang  wesentlich  beschleunigt  und  verbilligt  wurde.  Bei 
hartem  Gebirge  wurden  in  einer  achtstündigen  Schicht  1,5  bis  1,8  m 
Stollen  ausgebrochen.  Der  Bohr-  und  Sprengvorgang  war  folgender: 
Zunächst  wurden  die  Löcher  a (Abb.  5)  gebohrt,  die  an  ihrer  Spitze 
in  einem  Punkt  zusammenliefen,  alsdann  wurden  die  Rückenlöcher  b 
und  zuletzt  die  Sohlenlöcher  c gebohrt.  In  der  gleichen  Reihenfolge 
wurde  auch  gesprengt.  Mit  den  Löchern  a wurde  ein  Keil  in  Stollen - 
mitte  herausgesprengt.  Die  Zündung  der  Sprenglöcher  6 ließ  das  Ge- 
stein von  der  Decke  und  den  Seiten  nach  dem  durch  die  Sprengung  a 
geschaffenen  Loch  zusammenbrechen,  und  die  Sprengung  c am  Boden 
warf  das  gesamte  Gestein  von  Ort  zurück.  Die  guten  Erfolge  — es  wurde 
hierbei  die  amerikanische  Höchstleistung  für  Hartgesteinsprengung  auf- 
gestellt — sowie  die  sehr  geringe  Zahl  der  Unfälle  wird  der  Verwendung 
hoch  wertiger  deutscher  Sprengkapseln  zugeschrieben.  Obwohl2,25Mill.kg 
Sprengstoff  verwendet  wurden,  ereigneten  sich  nur  fünf  Unfälle. 

Je  nach  der  abzuführenden  Wassermenge  und  dem  zur  Verfügung 
stehenden  Gefälle  kamen  verschieden  große  Stollenquerschnitte  von 
4,9  qm  bis  11,5  qm  lichtem  Querschnitt  zur  Anwendung  (Abb.  6). 
Die  Druckstollen  haben  im  allgemeinen  die  gleiche  Form  und  Aus- 
mauerung wie  der  dargestellte  Querschnitt,  nur  haben  die  Seiten- 
wandungen bis  zum  Gewölbekämpfer  einen  Anzug  12  : 1 erhalten. 

Zu  erwähnen  ist,  daß  ein  Druckstollen,  der  unter  136,5  m Druck 
stand,  zu  Bruch  ging,  weil  das  anstehende  Gebirge  dem  auftretenden 
Druck  nicht  gewachsen  war.  Spätere  Untersuchungen  ergaben,  daß 
über  einer  festen  Gesteinschicht  loses  Gestein  anstand,  das  als 
solches  bei  den  Bohrungen  nicht  erkannt  worden  war.  Der  Stollen 
wurde  durch  einen  eisernen  Dücker  ersetzt. 


56a 


Zentralblatt  der  ßauv erwaitung. 


12.  November  1921. 


Die  Kanalquerschnitte.  Die  offene,  unbefestigte  Kanalstrecke 
hat  eine  Sohlenbreite  von  11,4  m,  eine  Wassertiefe  von  2,1  m und 
1 1 . a fache  Böschungen;  sie  ist  für  eine  sekundliche  Wassermenge  von 
22,4  cbm  eingerichtet.  Die  anfangs  verwendeten  Spülbagger  versagten 
bald  wegen  der  vielen  schweren  Steine.  Es  wurden  daher  für  die 
Folge  nur  noch  schwimmende  : i ; , 

Löffelbagger  verwendet.  Wegen  des 
starken  Wasserandranges  mußte 
auf  eine  Befestigung  mit  Beton  ver- 
zichtet werden. 


oia3!," 
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Abb.  7.  Offene  Beton- 
leitung. 


Abb.  8.  Geschlossene  Beton- 
leitung oberhalb  des  Fairmont- 
Staubeckens. 


Die  folgende  Strecke  bis  zum  Haiwee- Stausee  ist  mit  Beton  be- 
festigt, aber  offen  (Abb.  7).  Sie  liefert  bis  zu  25,2  cbm/Sek.,  da  sie 
aus  mehreren  Flüssen,  die  den  Kanal  kreuzen,  Wasser  aufnimmt.  Der 
Aushub  geschah  auch  hier  mittels  Löffelbagger.  Bei  Einschnitten  an 
stark  abfallenden  Hängen  arbeiteten  zwei  Bagger  hintereinander;  der 
obere  lud  das  Baggergut  auf  der  unteren  Hälfte  des  Kanalquerschnitts 
ab,  der  untere  beförderte  dieses  Baggergut  aus  der  Kanallinie  heraus 
nach  unterhalb  und  vollendete  den  Aushub.  Die  Betonierung  erfolgte 
unmittelbar  hinter  dem  Ausschachten  des  Querschnitts.  Der  Beton 
(Zementtraßbeton)  wurde  ohne  Schalung  auf  den  1 : 1 geneigten 
Böschungen  in  Abschnitten  von  1,8  m hergestellt  und  verputzt. 

Den  Regelquerschnitt  bildete  indessen  ein  geschlossenes  Gerinne, 
das  in  157  km  Länge  hergestellt  worden  ist.  Abb.  8 stellt  dieses 
Gerinne  in  der  Mittelstrecke  der  Wasserleitung  dar.  Die  in  Ludin, 
Die  Wasserkräfte  (S.  1083,  Abb.  823  b),  abgebildete  Bauweise  bewährte 
sich  nicht,  da  sich  zwischen  Steg  und  Platte  leicht  Risse  bildeten,  so  daß 
statt  ihrer  der  hier  abgebildete  Querschnitt  gewählt  werden  mußte. 
Der  Untergrund  bestand  .zumeist  aus  Ton,  so  daß  die  Böschungen 
senkrecht  standen  und  nur  wenig  Eiseneinlagen  in  den  Seitenwänden 
notwendig  wurden.  Bei  sandigem  Untergrund  mußten  die  Beton- 
wandungen zwischen  Schalungen  hergestellt  und  reichlich  mit  Eisen 
bewehrt  werden,  zumal  nach  starken  Regengüssen  das  Grund wasser 
vorübergehend  hoch  ansteigen  und  große  Biegungsbeanspruchungen 
in  den  Seitenwänden  des  u.  U.  leeren  Gerinnes  hervorrufen  konnte. 
Das  Mischverhältnis  des  Betons  war  1:3:6.  Grundsätzlich  wurden 
alle  Betonkanäle  mit  Mörtel  1 : 3 verputzt,  um  günstige  Rauhigkeits- 
beiwerte  zu  erhalten.  Da  die  ungedeckten  Betonkanäle  durchweg 
Querrisse  in  9 bis  12  m Abstand  zeigten,  wurde  dafür  Sorge  ge- 
tragen, daß  bei  den  gedeckten  Kanälen  stets  Wände  und  Decken 
auf  einmal  betoniert  wurden,  und  daß  in  dem  fertigen  Bauwerk 
die  Luft  stets  teucht  blieb.  Alle  Eiusteigschächte  wurden  deshalb 
geschlossen  gehalten.  Diese  Maßregeln  waren  von  Erfolg.  Rück- 
sichtnahme auf  die  Gefahr  der  Rißbildung  war  auch  bestimmend 
für  das  Beton-  und  Mörtelmischver- 
hältnis. Bei  Durchquerung  von  für 
gewöhnlich  trockenen  Flußläufen  mußte 
der  Betonkanal  gänzlich  unter  Fluß- 
sohle bleiben,  da  schon  eine  Erhöhung 
von  wenigen  Zentimetern  über  die 
Sohle  Auswaschungen  neben  dem  Kanal 
ergab.  Mitbestimmend  für  die  Linien- 
führung des  Betonkanals  war  übrigens 
der  kleinste  Krümmungshalbmesser, 
auf  dem  die  verwendeten  Löffelbagger 
noch  fahren  konnten  (21,6  m).  Wo  es 
sich  nicht  vermeiden  ließ,  wurden  die 
für  gewöhnlich  trockenen  Flußbetten 
mit  Brückenkanälen  überschritten.  An- 
fangs war  man  auch  der  Ansicht,  es 
sei  zweckmäßig,  die  Stollen  so  zu 
legen,  daß  von  Zeit  zu  Zeit  ein  Tal 
angeschnitten  wurde,  um  den  Tunnel- 
aushub bequem  loswerden  zu  können. 

In  diesen  Fällen  wurden  die  Enden 
zweier  benachbarter  Stollen  durch 
Brückenkanäle  miteinander  verbunden. 

Da  ein  Brückenkanal  in  diesen  Wüsten- 
gegenden jedoch  stets  einen  Gefahr- 
punkt bietet,  führte  man  später  die 
Stollen  lieber  ganz  im  Gebirge  und  Abb.  10 


Abb.  9.  Antilopental-Dücker, 
durch  Luftdruck  zusammengedrückt. 


schaffte  den  Stollen- 
aushub durch  Quer- 
stollen (Fenster)  zu- 
tage, die  später  mit 
Beton  verschlossen 
wurden. 

Besonders  wich- 
tige und  schwierige 
Bauten  waren  die 
Dücker.  Es  sind  im 
ganzen  23  Dücker  mit 
einer  Gesamtlänge 
von  19,5  km  ausge- 
führt worden.  Davon 
bestehen  acht  Dücker 
mit  4,35  km  Länge 
aus  Eisenbeton  (3  m 
Durchmesser).  Eisen- 
betondücker  wurden 
bei  W asserdrücken  bis 
zu  22,5  m angewandt. 

Die  übrigen  Dücker 
bestehen  aus  genieteten  Stahlrohren  mit  einem  Durchmesser  von  2,25 
bis  3,50  m und  Wandstärken  von  6,4  bis  28,6  mm.  Die  beiden  ersten 
Dücker  wurden  in  tiefen  Gräben  verlegt,  die  späteren  auf  Betonpfeilern 
oder  in  flachen  Gräben.  Mit  Ausnahme  des  längsten  Dückers  (im  Anti- 
lopental) mußten  die  Dücker  in  Tälern  mit  steilen  Hängen  verlegt  werden. 
Die  Rohrstücke  wurden  teils  mit  Drahtseilbahnen,  teils  auf  geneigten 
Ebenen  mit  Seilen  hochgezogen.  Die  letztere  Art  fand  bei  den 
schweren  Rohren  Anwendung  (Abb.  10).  Um  eine  ausreichende  Steifig- 
keit zu  erreichen,  wurde  bei  Rohren  von  3 m Durchmesser  eine  Wand- 
stärke von  mindestens  6,4  mm  gewählt;  diese  genügt  bei  einem  Wasser- 
druck von  43  m.  Infolge  ihres  Gewichtes  bauchen  die  Rohrleitungen 
in  leerem  Zustande  seitlich  etwas  aus,  doch  nimmt  die  Leitung  die 
runde  Gestalt  wieder  an,  sobald  sie  unter  Druck  kommt.  Ein  Dücker 
von  2,88  m Durchmesser  hatte  im  leeren  Zustand  einen  senkrechten 
Durchmesser  von  2,73  m und  einen  wagerechten  von  2,97  m.  Unter 
einem  Wasserdruck  von  3)5  kg/qcm  war  der  senkrechte  Durchmesser 
2,89  m,  der  wagerechte  2,91  m.  Ein  anderer  von  3 m Durchmesser 
und  12,7  mm  Wandstärke  ging  nach  der  Wasserfüllung  (78  m Drucki 
um  15  cm  in  wagerechtem  Sinne  zurück.  Diese  Formänderung  war 
wichtig  für  die  Herstellung  der  Betonpfeiler. 

Das  Verfahren,  die  eisernen  Dücker  in  tiefen  Gräben  zu  verlegen, 
wurde  bald  aufgegeben.  Die  Herstellung  der  Erdschlitze  für  die 
Nietung  zeigte  sich  als  sehr  kostspielig.  Auch  hatten  diese  Leitungen, 
die  nach  Einlassen  des  Wassers  mit  Erde  bedeckt  wurden,  den  Nach- 
teil, daß  der  Anstrich  der  Rohre  nicht  ausgebessert  werden  konnte. 
Endlich  lösten  kleine  Leckstellen  die  im  Überschüttungsboden  ent- 
haltenen Salze,  wodurch  das  Rosten  der  Nietstellen  begünstigt  wurde. 
Von  einer  Überschüttung  der  stählernen  Rohre  mit  Erde  wurde  daher 
grundsätzlich  abgesehen. 

Die  meisten  Dücker  wurden  auf  Betonpfeilern  verlegt.  Diese  sind 
60  cm  stark  und  gegen  Abscheren  in  radialem  Sinne  mit  Eisen- 
einlagen bewehrt.  Anfangs  wurden  die  Pfeiler  vor  Verlegung  der 


Beförderung  der  Rohrstücke  an_die  Verwendungstelle. 
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Abb.  11.  Jawbone-Dücker.  Abb.  12.  San  Francisquito-Kraftwerk  Nr.  1 (69  000  PS).  (Rohrleitung  im  Bau.) 


Rohre  seitlich  bis  Rohrmitte  hochgeführt,  so  daß  sie  das  fertige  Rohr 
dicht  umschließen  sollten.  Die  oben  beschriebene  seitliche  Aus- 
bauchung, die  ihr  Höchstmaß  erreichte,  wenn  die  Rohre  zu  % gefüllt 
waren,  bewirkte  jedoch  ein  Abscheren  oder  ein  Aufspalten  der 
Pfeiler.  Später  wurden  die  Pfeiler  zunächst  nur  bis  Unterkante 
Rohr  hochgeführt.  Die  seitlichen  Eiseneinlagen  wurden  gleich  bis  zur 
endgültigen  Höhe  weitergeführt.  Die  Seitenstücke  der  Pfeiler  wurden 
erst  betoniert,  nachdem  das  Rohr  unter  dem  Wasserdruck  seine  end- 


gültige Gestalt  angenommen  hatte,  auch  wurden  sie  nicht  mehr  bis 
Rohrmitte  hochgeführt.  Um  die  Längenänderung  der  leeren  Rohr- 
leitung beim  Wechsel  der  Luftwärme  zu  erleichtern,  wurden  zwischen 
Rohr  und  Pfeiler  dünne  Eisenplatten  verlegt.  Auch  seitliche  Schwan- 
kungen in  der  Rohrweite  bis  zu  12,5  mm  wurden  infolge  Wärme- 
wechsels zwischen  Morgen  und  Mittag  beobachtet.  Sämtliche  Längen- 
änderungen verschwanden,  nachdem  die  Leitungen  mit  Wasser 
gefüllt  waren,  da  das  immer  neu  zufließende  Wasser  annähernd 

gleiche  Wärme  behält.  Deshalb  wurden 
keinerlei  Ausdehnungsvorrichtungen 
vorgesehen.  Anfangs  wurden  Versuche 
gemacht,  an  den  Enden  der  Rohr- 
leitungen bei  dem  Übergang  in  das 
Betonmauerwerk  der  Stollen  oder 
der  Kanäle  stopfbuchsenartige  Aus- 
dehnungsvorrichtungen herzustellen 
Diese  befriedigten  jedoch  nicht,  da 
alle  diese  Übergangsstücke  undicht 
waren.  Schließlich  wurde  folgendes 
Verfahren  durchgeführt.  Auf  die  Rohre 
wurden  mehrere  Ringe  aus  Winkel- 
eisen genietet.  Nachdem  die  Rohr- 
leitung mit  Wasser  gefüllt  war,  wurde 
bei  kühler  Witterung  ein  Betonblock 
von  3 m Stärke  um  das  Rohrende 
betoniert.  Diese  festen  Verbindungen 
haben  sich  am  besten  bewährt.  Es 
trat  weder  ein  Bruch  in  der  Rohrlei- 
tung, noch  ein  Abscheren  der  Niete  ein. 

Noch  besser  als  die  Verlegung  der 
Rohrleitungen  auf  Betonpfeilern  be- 
währte sich  die  Verlegung  in  flachen 
Gräben,  die  ein  Viertel  des  Rohrum- 
fangs  berührten.  Dieses  Verfahren 


Abb.  13.  Wasserschloß  (Ausgleichbehälter)  mit  Überlauf  am  San  Francisquito- Kraftwerk  Nr.  1. 
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eignet  sich  am  besten  für  flache  Talhänge,  setzt  jedoch  voraus,  daß 
der  Untergrund  keine  schädlichen  chemischen  Bestandteile  enthält. 

An  den  Stellen,  wo  die  Rohrleitung,  im  Grundriß  gesehen,  einen 
Winkel  beschreibt,  muß  sie  auf  schweren  Betonblöcken  verankert 
in  der  Erde  verlegt  werden,  weil  die  Leitung  an  diesen  Stellen  das 
Bestreben  hat,  bei  Wärmezunahme  sich  auszudehnen  und  von  den 
Pfeilern  abzuheben.  Bei  stehenden  Winkeln,  also  solchen,  die  im 
Aufriß  sichtbar  sind,  ist  dieses  Bestreben  unschädlich,  da  die  Ver- 
längerung nur  einen  größeren  Druck  auf  den  Pfeiler  oder  das  Erdreich 
ausübt.  Zweckmäßig  werden  liegende  und  stehende  Winkel  der 
Leitung  in  einem  Punkt  vereinigt. 

Zu  erwähnen  ist  ein  Unfall,  der  sich  beim  Dücker  im  Antilopental 
ereignete.  Im  Februar  1914  erreichte  die  Regenmenge  in  der  Mojave- 
Wüste,  zu  der  das  genannte  Tal  gehört,  innerhalb  von  drei  Tagen 
fast  die  Hälfte  der  gewöhnlichen  Jahresregenmenge.  Das  zum  Ab- 
führen der  im  Antilopental  nach  Regengüssen  unter  der  Rohrleitung 
angelegte  Flußbett  genügte  infolgedessen  bei  weitem  nicht,  so  daß  die 
Flut  über  die  Ränder  des  Bettes  trat  und  einige  Betonpfeiler  unter- 
wusch. Die  Rohrleitung  senkte  sich  und  brach  in  einer  Ringnaht. 
Das  unter  einem  Druck  von  60  m stehende  Wasser  floß  mit  großer 
Gewalt  aus  und  erzeugte  hinter  sich  einen  luftleeren  Raum.  Infolge- 
dessen wurde  die  Leitung  auf  eine  Länge  von  etwa  3 km  zusammen- 
gepreßt. Stellenweise  war  der  Rohrscheitel  bis  auf  wenige  Zoll  über 
Rohrsohle  heruntergedrückt  (Abb.  9).  Die  Rohrleitung  hatte  3 m 
Durchmesser  und  Wandstärken  von  6,4  bis  7,9  mm.  Die  gebrochene 
Stelle  wurde  erneuert.  Alsdann  gelang  es,  durch  allmähliches  Steigern 
des  Wasserdrucks  die  Leitung  wieder  in  die  alte  Gestalt  zu  bringen, 
ohne  daß  eine  Verbindung  brach  oder  Niete  abgeschert  wurden. 

Den  größten  Wasserdruck  hat  der  Jawbone  - Dücker  (Abb.  11), 
das  großartigste  Bauwerk  der  Wasserleitung,  auszuhalten  (255  m, 
Länge  des  Dückers  — 2129  m;.  Sein  Durchmesser  mißt  an  den  Enden 
3 m und  auf  der  Talsohle  2,28  m.  Seine  Wandstärke  nimmt  von 
6,4  mm  an  den  Enden  bis  auf  28,6  mm  auf  der  Talsohle  zu.  Da  ein 
Rohr  von  3 m Durchmesser  bei  dem  auf  der  Talsohle  herrschenden 
Wasserdruck  eine  Wandstärke  von  31,8  mm  bedingt  hätte,  wurde 
durch  Verjüngung  des  Rohrdurchmessers  nach  der  Talsohle  zu  eine 
Gewichtersparnis  von  10  vH  = 298,4  t erreicht.  Der  durch  die  Ver- 
jüngung des  Rohrdurchmessers  erzielte  Hauptvorteil  bestand  jedoch 
in  der  Erleichterung  der  Arbeit  bei  der  Anfuhr,  der  Vernietung  und 
Verlegung.  Die  Bauzeit  betrug  14  Monate.  Die  Betonpfeiler  sind 
60  cm  stark,  ragen  seitlich  90  cm  über  den  (wagerechten)  Rohrdurch- 
messer hinaus  und  berühren  ein  Viertel  des  Rohrumfangs.  Der  Ab- 
stand der  Betonpfeiler  beträgt  auf  Talsohle  10,8  m;  an  den  Talhängen, 
wo  die  Wandstärken  geringer  sind,  ist  der  Abstand  entsprechend 
kleiner.  Die  Verlegung  des  Dückers  begann  auf  der  Talsohle  und 
wurde  nach  beiden  Seiten  hin  gleichmäßig  fortgesetzt.  Der  Dücker  hat 
keinerlei  Ausdehnungsvorrichtungen.  Nachdem  das  Wasser  eingelassen 
worden  war,  hörten  die  Längsbewegungen  auf. 

Der  längste  Dücker  ist  der  Antilopental-Dücker  (Rohrdurch- 
messer = 3 m,  größter  Wasserdruck  = 60  m).  Er  umfaßt  4741  m 
Stahlrohrleitung  und  1885  m Betonrohr.  Zwischen  fünf  Uhr  morgens 
und  mittags  wurden  Längenschwankungen  von  57,5  cm  in  der  Stahl- 
rohrleitung gemessen.  Nach  der  Wasserfüllung  hörten  diese  Bewe- 
gungen auf,  und  zwar  infolge  der  ziemlich  gleichmäßigen  Wärme  des 
Wassers  und  weil  das  Wassergewicht  der  Ausdehnung  entgegenarbeitet. 
An  den  Ubergangstellen  ragt  das  Stahlrohr  1,5  m in  das  Betonrohr 
hinein.  Die  Rohrleitung  wurde  bis  zu  dieser  Stelle  mit  Wasser  ge- 
füllt. Alsdann  wurde  bei  kühler  Witterung  um  das  Ende  des  Stahl- 
rohres ein  Betonblock  von  8,1  m Länge  betoniert,  nachdem  vier 
Winkeleisenringe  in  je  1,8  m Abstand  auf  das  Stahlrohr  genietet 
waren.  Der  Betonblock  hat  unterhalb  des  Rohres  eine  Stärke  von 
3 m,  er  ist  4,5  m breit,  hat  über  Rohrscheitel  45  cm  Stärke  und  ist 
in  der  Längen-  und  Querrichtung  mit  Eiseneinlagen  bewehrt.  Es  zeigte 
sich  an  jedem  Ende  des  Dückers  nur  ein  Haarriß  an  der  Stelle,  wo  der 
Betonblock  das  Betonrohr  berührte.  Diese  beiden  Haarrisse  wurden 
durch  Einpressen  von  Zementmörtel  gedichtet. 

Dücker  aus  Eisenbeton  (Abb.  14  u.  15)  kamen  zur  Anwendung 
bei  Wasserdrücken  bis  zu  22,5  m,  da  sie  bis  zu  dieser  Grenze  billiger 
waren,  als  stählerne.  Bei  Drücken  über  22,5  m dringt  das  Wasser 
leicht  durch  den  Beton.  Zur  Herstellung  wurden  meist  leicht  zerleg- 
bare eiserne  Lehrgerüste  verwendet.  Es  kam  sowohl  Zementbeton  wie 


Zementtraßbeton  zur 
Anwendung.  Letzterer 
ergab  größere  Wasser- 
dichtigkeit. DieBeton- 
dücker  wurden  im  Ge- 
gensatz zu  den  eisernen 
stets  in  Gräben  her- 
gestellt  und  beigefüllt, 
um  einen  besseren 
Schutz  gegen  Austrock- 
nen und  Wärmeausdeh- 
nungen zu  gewähren. 
Das  Mischungsverhält- 
nis des  Betons  war 
1 Teil  Zement,  2 Teile 
Sand  und  4 Teile  Stein- 
schlag. Die  Betonie- 
rung geschah  möglichst 
während  der  kühleren 
Jahreszeit.  Während 
des  Erhärtens  wurden 
die  Betonrohre  feucht 
gehalten.  Sie  wurden 
zu  diesem  Zweck  bal- 
digst, d.  h.  am  dritten 
oder  vierten  Tage  aus- 
geschalt und  hinterfüllt. 
Der  Hinterfüllungs- 
boden wurde  angenäßt. 
Die  Rohrenden  wurden 
verschlossen , um  im 
Inneren  der  Leitung  die 
Luft  feucht  zu  erhalten. 
Sobald  es  die  Festig- 
keit des  Betons  ge- 
stattete, d.  h.  nach 
einem  Monat  bis  sechs 
Wochen,  wurden  die  Rohrleitungen  mit  Wasser  angefüllt.  Versuchs- 
weise wurden  bei  zwei  Dückern  blattförmige  Ausdehnungsvorrich- 
tungen angelegt.  Sie  zeigten  sich  jedoch  als  überflüssig,  da  weder 
eine  Ausdehnung  noch  ein  Zusammenziehen  festgestellt  werden  konnte. 
Die  Ausdehnungsvorrichtungeu  wurden  daher  für  die  Folge  ganz 
fortgelassen.  Auch  an  den  Stellen,  wo  die  Betonrohre  mit  solchen 
aus  Stahl  in  Verbindung  standen,  wurden  zunächst  Ausdehnungsvor- 
richtungen geschaffen.  Es  bereitete  jedoch  große  Schwierigkeiten, 
diese  dicht  zu  bekommen.  Wie  bei  den  Stahlrohren  wurden  auch  an 
diesen  Übergangstellen  später  feste  Verbindungen  gewählt.  Auf  das 
Stahlrohr  wurden  Winkeleisen  genietet  und  das  Übergangstück  mit 
einem  Betonblock  eingehüllt.  Diese  festen  Verbindungen  bewährten  sich. 

Die  Ausnutzung  der  Wasserkräfte  spielt  in  Kalifornien 
eine  besonders  wichtige  Rolle,  da  Steinkohlen  dort  vollkommen  fehlen 
und  die  Ölquellen  dem  Versiegen  nahe  sind.  Die  Heranziehung  der 
Wasserleitung,  die  eine  gleichmäßige  Wassermenge  von  11  bis 
12  cbm/Sek.  liefert,  zur  Krafterzeugung  war  daher  von  selbst  geboten. 
Es  sind  zunächst  nachstehende  Kraftwerke  vorgesehen: 
am  Haiwee-Staubecken  Gefälle  = 5S  m mit  6 000  PS  Dauerleistung 

San  Francisquito  Canyon  I „ = 285  „ . „ 69  000  „ Spitzenleistung 

„ II  „ =162  „ „ 44  000  „ 

vor  dem  unteren 

San-Fernando-Staubecken  „ = 91  „ - 9 000  „ Dauerleistung 

Diese  Kraftwerke  stehen  in  Verbindung  mit  zwei  vorhandenen  Kraft- 
werken (Cottonwood  und  Division  Creek).  Die  beiden  Aufspeiche- 
rungs-  und  Ausgleichstauseen  von  Fairmont  und  Dry  Canyon  sichern  die 
Wasserzuführung  zu  den  drei  letztgenannten  Kraftwerken  im  Falle 
einer  Störung  in  der  Wasserleitung.  Außerdem  haben  sie  jedoch  die 
Aufgabe,  den  Spitzenbedarf  zu  decken,  der  21 4 mal  so  groß  ist,  wie 
der  Durchschnittbedarf,  so  daß  Dampfausbilfen  für  diesen  Zweck  nicht 
erforderlich  sind  (Abb.  12  u.  13). 

Nach  gänzlichem  Ausbau  sowie  nach  Ausnutzung  der  Wasserkräfte 
einiger  Nebenflüsse  sollen  mindestens  165  000  PS  gewonnen  werden. 
Münster  i.  W.  $r.=:3ng.  F.  W.  Schmidt. 


Schalung  weggelassen. 


Abb.  15.  Querschnitt  mit  Eiseneinlagen. 

Eisenbewehrung: 

1)  in  der  Längsrichtung  17  RE,  19  mm  Durchm. 

2)  ringförmig,  im  Abstand  von  V?.  Wandstärke  vom 

Außem'and, 

bei  4,50  m Wasserdruck  9,5  mm  Durchm.  | in 
.,  9,00  „ ,.  12,7  „ „ | 102  mm 

13,50  ,.  „ 15.9  „ | Ab- 

..21,25  ..  19,1  „ ,.  ) stand. 

Abb.  14  u.  15.  Eisenbetondücker. 


Vermischtes. 


W echsel  im  preußischen  Finanzministerium.  Die  Entwicklung  der 
politischen  Verhältnisse  in  Preußen  hat  es  mit  sich  gebracht,  daß  das  bis- 
herige Staatsministerium  am  1.  November  in  der  Gesamtheit  seinen  Rück- 
tritt erklärte.  Inzwischen  ist  das  neue  Ministerium  gebildet  und  hierin 
das  Finanzministerium  dem  früheren  Oberpräsidenteu  von  Hannover 
Dr.  v.  Richter  übertragen.  Minister  Saemisch  versammelte  am  9.  No- 


vember nochmals  die  sämtlichen  Beamten  um  sich  und  verabschiedete 
sich  in  herzlichen  Worten  nach  seiner  zwar  kurzen,  aber  aufopferungs- 
reiohen  Dienstzeit.  Exzellenz  v.  Richter  hat  die  Dienstgeschäfte  über- 
nommen und  begrüßte  am  10.  d.  M.  die  Beamten  seines  Ministeriums, 
wobei  er  zum  Ausdruck  brachte,  daß  die  gegenwärtige  schwere  Zeit 
von  jedem  Beamten  die  äußerste  Hingabe  an  den  Dienst  erfordere. 


Verlag  von  Wilhelm  Ern  st  & (lohn . Berlin.  — Für  den  nichtamtlichen  Teü  verantwortlich : R.  Bergius,  Berlin.  — Druck  der  Buchdruckerei  Gebrüder  Ern  st  Berlin. 
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INHALT:  Amerikanisch«  Bestimmungen  für  Beton  und  Eisenbeton.  Verm  ischtes:  Verleihung  der  Wurde  eines  Doktors  der  Medizin  ehrenhalber.  Verleihung 
lies  Großon  Staatsproises  der  Akademie  der  Künste  in  Berlin.  — Ernennung  zum  Ehrenmitglied  der  Akademie  der  bildenden  Künste  in  Wien.  Wen 
bewerbe  für  Entwürfe  zu  Hausansichten  für  einen  Teil  der  Oberstralle  in  Duisburg,  für  die  Ausgestaltung  der  Straßenseite  vorn  Erweiterungsbau  dm 
Nationaltheaters  in  München  und  für  einen  Bebauungsplan  der  Stadt  Belgrad.  — Technische  Hochschule  Berlin.  Deutsche  Gesellschaft  für  Htadteb.i  i 
und  Landesplanung.  — Sechsto  Bundostagung  des  Reiclibundes  Deutscher  Technik.  - Fünfte  Tagung  der  Reicbsboohbannormung.  - Sitzung  des  Norm'  n 
ausschusses  der  Deutsclieu  Industrie  E.  V.  — Kircliliche  Kunst  auf  der  Deutschen  Gewerbcscliau  in  München  — Fachkundig!  Betriebsaufsieht  über  di« 
Sammolheizungcn  in  öffentlichen  Gebiiuden.  — Eröffnung  der  Dovrebahn.  — Bücherschau. 


(Alle  Rechte  Vorbehalten. 1 

Amerikanische  Bestimmungen  für  Beton  und  Eisenbeton. 


Angesichts  des  Umstandes,  daß  unsere  amtlichen  Bestimmungen 
für  Ausführungen  von  Bauwerken  aus  Eisenbeton  (19 IG  d.  Bl.,  S.  113: 
1919,  S.  265)  zur  Zeit  durch  den  Deutschen  Ausschuß  für  Eisenbeton 
umgearbeitet  werden,  möge  darauf  bingewiesen  werden , daß  auch  in 
den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  zur  Zeit  neue  Bestimmungen  in 
Vorbereitung  sind.  Durch  den  Vereinigten  Ausschuß  für  einheitliche 
Bestimmungen  über  Beton  und  Eisenbeton1)  sind  neue  Bestimmungen 
aufgestellt,2)  die  zur  Zeit  der  Prüfung  durch  die  maßgebenden  Körper- 
schaften unterliegen.  Sie  sind  in  einer  Druckschrift  der  Amerikanischen 
Gesellschaft  der  Zivilingenieure3)  erschienen.  Auf  den  Inhalt  der 
durch  den  amerikanischen  Ausschuß  vorgeschlagenen  Bestimmungen 
sei  im  allgemeinen  nur  so  weit  eingegangen,  als  sie  von  unseren  deut- 
schen Bestimmungen  abweicheD. 

In  einem  einleitenden  Abschnitt  sind  zunächst  kurz  die  Bezeich- 
nungen, die  im  Beton-  und  Eisenbetonbau  Anwendung  finden,  er- 
läutert. Sehr  eingehend  werden  darauf  die  Zuschlagstoffe  besprochen. 
Als  feine  gelten  solche,  hei  denen  nicht  weniger  als  95  vH  durch  das 
Sieh  Nr.  4 (4  • 4 = 16  Maschen  auf  einen  Quadratzoll)  und  nicht  mehr 
als  30  vH  durch  das  Sieb  Nr.  50  hindurchgehen.  Das  Gewicht  der 
abschlämm  baren  Teile  wird  auf  höchstens  3 vH  begrenzt.  Von  den 
groben  Zuschlagstoffen  dürfen  nicht  mehr  als  15  vH  durch  das  Sieb 
Nr.  4 und  nicht  mehr  als  5 vH  durch  das  Sieb  Nr.  8 fallen.  Das  Ge- 
wicht des  Portlandzements  wird  mit  1500  kg  je  cbm  angegeben. 

Als  Grundzustand  des  zu  verarbeitenden  Betons  gilt  der  weiche 
Beton.  Ein  besonderes  Prüfungs verfahren,  das  sogenannte  „slump 
test“,  soll  einen  Beton  sicherstellen,  der  bei  einer  Mindestmenge  von 
Wasser  eine  plastische  Mischung  erzeugt.  Die  darüber  hinaus  für 
gewisse  Bauformen  erforderliche  Wassermenge  wird  nach  oben  hin 
begrenzt. 

Wird  der  gemischte  Beton  durch  Röhren  an  Ort  und  Stelle  be- 
fördert, so  soll  die  Anlage  derart  sein,  daß  sie  einen  beständigen 
Fluß  in  der  Röhre  ermöglicht.  Als  Winkel  zwischen  dem  Auslauf 
der  Röhre  und  der  Wagerechten  werden  27°  empfohlen,  damit  sich 
der  Beton  beim  Ausfließen  nicht  in  seine  Zuschlagstoffe  auflöst.  Vor 
und  nach  jeder  Beschickung  ist  die  Röhre  sorgfältig  mit  Wasser  aus- 
zuspülen. 

Die  Oberflächen  des  Betons,  die  einem  vorzeitigen  Austrocknen 
ausgesetzt  sind,  müssen  mindestens  7 Tage  naßgehalten  wmrden. 
Beton,  der  hei  Frostwetter  verarbeitet  wird,  erfordert  eine  Temperatur 
zwischen  +10  und  +38°  C.  Geeignete  Mittel  sind  vorzusehen,  um 
eine  Temperatur  von  +10°  C bis  mindestens  zum  Erhärten  des 
Betons  zu  halten.  Salze  oder  Chemikalien  zur  Verhinderung  des 
Eintritts  des  Frostes  in  den  Beton  sind  nicht  gestattet.  Beton,  der 
ausnahmsweise  unter  Wasser  geschüttet  wird,  ist  nicht  magerer  als 
1:6  zu  mischen.  Die  Art  und  Weise,  wie  der  Beton  unter  Wasser 
eiDgebracht  wird,  ist  die  gleiche  wie  bei  uns. 

Von  Bedeutung  sind  auch  einige  Bestimmungen  über  das  Eisen. 
Der  Halbmesser  der  Abbiegungen  hat  mindestens  das  4 fache  von 
dem  Durchmesser  des  Eisens  zu  betragen.  Der  lichte  Abstand  gleich- 
laufender Einlagen  soll  nicht  kleiner  als  das  U/jfache  der  Eisenstärke 
sein  und  in  keinem  Falle  weniger  als  1"  = 2,54  cm  betragen.  Bezüglich 
der  Betonüberdeckung  der  Eisen  werden  in  Fundamenten,  wo  auf 
die  Feuchtigkeit  Rücksicht  zu  nehmen  ist,  7,6  cm,  hei  Deckenplatten 
und  Wänden  1,9  cm  und  bei  Balken  und  Säulen  3,8  cm  für  not- 
wendig erachtet.  Bei  Brandgefahr  sind  die  beiden  letzten  Zahlen  in 
Hinsicht  auf  einen  wirksamen  Feuerschutz  auf  2,5  bezw.  5,1  cm  zu 
erhöhen.4) 

Kommt  der  Beton  in  Seewasser  zu  stehen,  so  sind  mindestens 
334  kg  Zement  auf  1 cbm  Beton,  entsprechend  einem  Mischungsverhältnis 
von  etwa  1 : 5,  zu  nehmen;  im  Bereich  des  Wasserwechsels,  und  zwar 
61  cm  (2  Fuß)  unter  NW  bis  61  cm  (2  Fuß)  über  HW  oder  soweit  der 
Wellenschlag  reicht,  ist  das  Mischungsverhältnis  auf  391  kg  Zement  je 
cbm  Beton,  also  auf  etwa  1 : 4,  zu  verbessern.  Eiseüeinlagen  haben  eine 
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XLVII,  Nr.  6,  August  1921. 

4)  In  diesen  Zahler  dürfte  die  Stärke  eines  etwaigen  Putzes 
enthalten  sein. 


Mindestüberdeckung  von  7,6  cm  und  an  den  Ecken  von  10,1  cm  zu 
erhalten.  Wo  ungewöhnlich  schwere  Wellenangriffe  eintreten,  wird 
im  Bereich  des  Wasserwechsels  eine  Schutzschicht  von  getränktem 
Holz  oder  eine  geeignete  Steinverkleidung  vorgeschlagen. 

Die  Spannung  in  Eisenbetonquerschnitten  bei  gegebenen  äußeren 
Kraftwirkungen  wird  nach  denselben  Grundsätzen  berechnet  wie  bei 
uns.  Jedoch  wird  das  Verhältnis  n der  Elastizitätsmaße  entsprechend 
der  Druckfestigkeit  des  Betons  nach  28  Tagen  wie  folgt  verändert: 
n — 1/40  bei  Betondruckfestigkeiten  unter  56  kg/qcm, 
n = V15  bei  56  bis  152  kg/qcm  Druckfestigkeit  des  Betons, 
n = 1/13  bei  152  bis  204  kg/qcm  Druckfestigkeit  des  Betons, 
n -----  Vio  bei  BeUmdruckfestigkeiten  über  204  kg/qcm. 

Die  Spannweite  L von  frei  unterstützten  Platten  oder  Balken  regelt 
sich  nach  ähnlichen  Vorschriften  wie  den  unsrigen;  nur  darf  bei 
durchlaufenden  oder  eingespannten  Balken,  die  in  einem  Zuge  mit 
den  Stützen  (monolithisch)  hergestellt  sind,  die  Lichtweite  zwischen 
den  Stützen  als  Spannweite  l eingeführt  werden. 

Für  durchlaufende  Träger  gleicher  Spannweiten,  die  eine  gleich- 
mäßig verteilte  Last  tragen,  werden  für  den  Fall,  daß  sie  frei  auf- 
liegen, und  für  den  Fall,  daß  sie  mit  den  Stützen  darüber  und  darunter 
starr  verbunden  sind,  eine  Reihe  einfacher  Ausdrücke  für  die  Biegungs- 
momente aufgeführt. 

Für  die  Festsetzung  der  wirksamen  Flanschbreite  bei  Platten- 
balken bestehen  ähnliche  Anweisungen  wie  bei  uns.  Wo  die  Trag- 
eisen der  Platte  mit  den  Trageisen  des  Balkens  gleichlaufen,  sind 
die  bekannten  Quereisen  vorgesehen,  deren  Querschnitt  nicht  weniger 
als  0,3  vH.  des  entsprechenden  Querschnitts  der  Platte  und  deren 
Länge  mindestens  2/3  der  wirksamen  Flanschbreite  betragen  sollen. 
Der  Abstand  der  Quereisen  darf  45  cm  nicht  überschreiten. 

Sehr  eingehend  sind  die  Vorschriften  über  eine  zweckmäßige 
Aufnahme  der  Schubspannungen;  die  Formeln  zu  ihrer  Berechnung 
gleichen  im  allgemeinen  den  unseren.  In  Balken,  bei  denen  nur 
Längseisen,  ohne  Haken  an  den  Enden,  vorhanden  sind,  darf  die  er- 
rechnete  Schubspannung  nicht  größer  als  0,02  • sb,  wenn  mit  sb  die 
Druckfestigkeit  des  Betons  nach  28  Tagen  bezeichnet  wird,  oder  als 
2,8  kg/qcm  sein.  Sind  dagegen  Haken  vorhanden  und  ist  auf  diese 
Weise  eine  wirksame  Verankerung  der  Längseisen  erzielt,  so  darf 
die  Schubspannung  bis  0,03  • sb  gehen.  Sobald  sie  größer  wird,  sind 
Bügel  oder  Abbiegungen  der  Längseisen  vorgeschrieben.  Während 
unsere  Bestimmungen  jedoch  vorsehen,  daß  sämtliche  Schubspannungen 
von  den  Eisen  aufzunehmen  sind,  wenn  die  errechnete  Schubspannung 
im  Beton  4 kg/qcm  übersteigt,  weisen  die  Amerikaner  zunächst  dem 
Beton  eine  Schubspannung  von  0,02  • sb  bis  höchstens  2,8  kg/qcm 
und  nur  den  überschießenden  Rest  den  Bügeln  oder  Schrägeisen  zu. 
Die  größte  Schubspannung  des  Betons  soll,  wenn  die  Bügel  oder 
Schrägeisen  unberücksichtigt  bleiben,  0,12  • sb  nicht  übersteigen. 

Bezüglich  des  Abstandes  der  Schrägeisen  und  Bügel  ist  festgesetzt, 
daß  er  bei  jenen,  senkrecht  zur  Schrägeisen achse  gemessen,  3/4  der 


Balkenstärke  und  bei  diesen  1/2  der  Balkenstärke  nicht  überschreiten 
darf.  Wird  die  Betonschubspannung  ohne  Berücksichtigung  der 
Schrägeisen  größer  als  0,06  • sb,  so  sind  die  entsprechenden  Abstände 
auf  Ya  der  Balkenstärke  für  die  Schrägeisen  und  Vs  der  Balkenstärke 
für  die  Bügel  zu  verringern.  Das  erste  Schrägeisen  soll  die  Nullinie 
in  einem  wagerechten  Abstande  von  Außenkante  Stütze  oder  ihrer 
gedachten  Verlängerung  schneiden,  der  nicht  größer  als  1/i  der  Balken- 
stärke ist.  . „ Bei  trägerlosen 

Flachdecken,  von 
uns  auch  Pilzdecken 
genannt,  ist  die 
zulässige  Beton- 
schubspannung auf 
0,03  • sb  begrenzt. 
Die  Betonschub- 
spannung soll  für 
die  in  Abb.  1 dar- 
gestellten Schnitte 
untersucht  werden. 
Bei  Fundamenten 
ist  die  zulässige  Schuhspannung  auf  0,02  • sb , wenn  die  Längseisen  ohne 
Haken  verlegt  sind,  bezw.  auf  0,03  ■ sb  festgesetzt,  wenn  Haken  vor- 
gesehen sind.  Die  zulässige  Haftspannung  beträgt  hei  Rundeisen 
0,04  • sb  und  bei  besonders  geformten  Eisen  0,05  • sb. 
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Sehr  eingehend  sind  die  Bestimmungen  über  die  Berechnung  und 
Ausführung  der  Flach-  oder  Pilzdecken,  während  die  bei  uns  ge- 
bräuchlichen Plattenbalkendecken  nur  ganz  kurz  behandelt  werden. 
Für  die  Berechnung  wird  ein  Deckenfeld  in  jeder  Richtung  in  zwei 
Säulenstreifen,  deren  jeder  */<  der  Deckenbreite  umfaßt,  und  einen 
Mittelstreifen  mit  einer  Breite  gleich  der  halben  Deckenbreite  ein- 
geteilt (Abb.  2).  Beträgt  die  Bewehrung  für  negative  Momente  in 
einem  Säulenstreifen  nicht  mehr  als  1 vH,  so  ist  die  numerische 
Summe  der  positiven  und  negativen  Momente  in  Richtung  einer  Seite 
des  Deckenfeldes  zu  mindestens  - 

2 !_CV 
'dl) 

zu  nehmen.  Hierin  bedeuten  W die  Gesamtlast,  c den  Durchmesser 
der  Grundfläche  des  größten  Kegels,  der  sich  mit  90°  Spitzenwinkel 
in  den  Säulenkopf  einbeschreiben  läßt,  4 cm  unter  der  Unterkante 
der  Platte  oder  der  Kopfplatte  gemessen  (Abb.  1),  und  l die  Spann- 
weite der  Platte. 

Wird  die  Formel  in  der  anderen  Plattenrichtung  angewendet,  so 
ist  l mit  /j  zu  vertauschen  (Abb.  2). 

Zur  Berechnung  der  einzelnen  Momente  in  den  verschiedenen 
Streifen  dient  die  nachstehende  Zusammenstellung  mit  der  Einschrän- 
kung, daß  die  Summe  der  größten  negativen  Momente  in  den  beiden 
Säulenstreiten  um  0,03  M0  und  daß  das  größte  negative  und  das  größte 
positive  Moment  in  dem  Mittelstreifen,  sowie  die  Summe  der  größten 
positiven  Momente  in  den  beiden  Säulenstreifen  um  0,01  M0  von  den 
Tafelwerten  abweichen  dürfen. 


M0  = o,oy  • w z i 


Flachdecken  ohne  Kopfplatten. 
Eisen  in  zwei  Richtungen. 


negativ 

positiv 

Säulenstreifen 

. . 0,23  M0 

0,11  M0 

2 Säulenstreifen  zusammen 

. . 0,46  M0 

0,22  Mo 

Mittelstreifen 

. . 0,16  M0 

0,16  M0 

Eisen  in  vier  Richtungen 

(wovon  zwei  diagonal). 

Säulenstreifen 

. . 0,25  M0 

0,10  M0 

2 Säulenstreifen  zusammen 

. . 0,50  M„ 

0,20  M0 

Mittelstreifen 

. . 0,10  M0 

0,20  M„ 

Flachdecken  mit  Kopfplatten. 

Eisen  in  zwei  Richtungen. 

Säulenstreifen 

. . 0,25  Mo 

0,10  M0 

2 Säulenstreifen  zusammen 

. . 0,50  M0 

0,20  M0 

Mittelstreifen 

. . 0,15  M0 

0,15  M0 

Eisen  in  vier 

Richtungen. 

Säulenstreifen 

. . 0,27  M0 

0,095  M0 

2 Säulenstreifen  zusammen 

. . 0,54  M0 

0,190  M0 

Mittelstreifen 

. . 0.08  M0 

0,190  M0 

Für  die  Stärke 
gegeben: 

t , =0,144 


der  Flachdecken  werden  folgende  Formeln  an- 

V 


1 — 1.44 


-f  3,8, 


t2  = 0,0755  • l ]/  q + 2,5. 


Hierin  bedeuten 

tx  Stärke  der  Decke  einschließlich  Kopfplatte,  oder  Stärke  der 
Decke,  wenn  keine  Kopfplatte  vorhanden,  in  cm. 
t.j  Stärke  der  Deckenplatte  ohne  Kopfplatte  in  cm, 

Ii  Beiwert  des  negativen  M0  in  der  vorstehenden  Zusammen- 
stellung bei  den  2 Säulenstreifen  zusammen, 
q die,  Last  der  Flächeneinheit  in  kg/qcm  und 
bx  Ausdehnung  der  Kopfplatte  in  Richtung  der  Spannweite  in 
cm  (bei  Decken  ohne  Kopfplatte  ist  ^1=0,5*/1  zu  setzen). 

Die  Plattenstärke,  tx  oder  f3,  soll  in  keinem  Fall  weniger  als  „9 

bei  Decken  und  ^ bei  Dächern  betragen.  Die  Kopfplatte  soll  eine 

Länge  oder  einen  Durchmesser  von  nicht  weniger  als  1/3  der  ent- 
sprechenden Spannweite  und  eine  Stärke  von  nicht  mehr  als  1,5 
haben. 

Bei  Endfeldern  oder  anderen  Feldern,  bei  denen  die  Platte  nicht 
durchläuft,  sind  die  negativen  Momente,  eine  Feldlänge  vom  End- 
rande entfernt,  und  dazwischen  die  positiven  Momente  bei  den  Säulen- 
streifen um  15  vH  und  bei  dem  Mittelstreifen  um  30  vH  zu  erhöhen. 

Die  Wendepunkte  der  Biegungslinie  eines  Mittelfeldes  ohne  Kopf- 
platten sollen  in  einem  Abstande  gleich  3/I0  der  Spannweite  und  eines 
solchen  mit  Kopfplatte  in  einem  Abstande  gleich  1 der  Spannweite 
von  der  Mitte  des  Feldes  angenommen  werden. 

Von  den  Vorschriften  über  die  Anordnung  der  Eisen  ist  hervor- 
zuheben, daß  alle  Eisen  in  rechtwinkliger  oder  diagonaler  Richtung, 
ob  sie  für  positive  oder  negative  Momente  bestimmt  sind,  mindestens 
um  das  20  fache  ihres  Durchmessers  über  die  Wendepunkte 


hinausgreifen,  daß  mindestens  % aller  Eisen  in  jeder  Richtung  über 
den  Bereich  zweier  negativer  Momente  und  des  dazwischenliegenden 
positiven  Moments  hindurchgehen  und  daß  nicht  alle  durchlaufenden 
Eisen  an  denselben  Punkten  aufgebogen  werden  sollen,  sondern  daß  die 
Auf biegungen  sich  über  eine  Länge  von  mindestens  1 j5  der  Spannweite 
zu  jeder  Seite  des  angenommenen  Wendepunktes  verteilen  sollen. 

Für  die  Berechnung  der  Eisenzugspannungen  gilt  die  übliche 
Formel  E . M 


während  die  größten  Betondruckspannungen  nach  folgenden  Aus- 
drücken zu  bestimmen  sind: 

Negatives  Moment  in  den  beiden  Säulenstreifen 


°&  — 


3,bRM0  r 
x-  z -bi  V 


positives  Moment  in  den  beiden  Säulenstreifen  sowie  negatives  oder 
positives  Moment  in  dem  Mittelstreifen 

6 R • M0 

Oft  — j—  ■ 

X ■ z ■ lx 

In  diesen  drei  Spannungsgleichungen  bedeuten  II  ■ M0  die  der  obigen 
Zusammenstellung  zu  entnehmenden  Biegungsmomente,  x den  Abstand 
der  Nullinie  von  dem  gedrückten  Rande  und  z den  Abstand  der 
Zugeisen  vom  Schwerpunkt  der  inneren  Druckkräfte.  Die  errechnete 
Druckspannung  darf  0,4  ■ sh  nicht  überschreiten. 

Säulen  oder  Stützen  werden  nach  denselben  Gesichtspunkten  wie 
bei  uns  berechnet.  Als  freie  Länge  gilt  der  liebte  Abstand  von  der 
Unterseite  des  Deckenbalkens  oder  des  Säulenkopfes  und  der  Ober- 
kante des  Fußbodens.  Hauptsäulen  in  Gebäuden  sollen  nicht  unter 
30  cm  stark  sein;  untergeordnete  Stützen,  die  nicht  von  Geschoß  zu 
Geschoß  durchgehen,  müssen  mindestens  15  cm  Stärke  haben. 

Der  Verhältnissatz  der  Bewehrung  durch  Längseisen  liegt  bei 
spiralbewehrten  Säulen  zwischen  1 vH  und  5 vH  und  bei  gewöhn- 
lichen Säulen  mit  Bügeln  zwischen  0,5  vH  und  2 vH.  Die  Spiral- 
bewehruug  darf  nicht  weniger  als  l/«  des  Inhalts  der  Längseisen  aus- 
machen. Der  Abstand  der  Spiralen  soll  nicht  größer  als  1/6  des  Kern- 
durchmessers sein  und  nicht  mehr  als  7,6  cm  betragen.  Bügel  müssen 
mindestens  6 mm  Durchmesser  haben  und  dürfen  nicht  weiter  als 
20  cm  voneinander  entfernt  liegen.  Die  Überdeckung  der  Längs- 
eisen soll  nicht  unter  5 cm  betragen. 

Beträgt  die  freie  Länge  der  Stützen  mehr  als  das  20  fache  der 
kleinsten  Querschnittabmessung  des  Betonkerns,  so  bestimmt  sich  die 
zulässige  Tragkraft  nach  der  sehr  anschaulichen  und  bequemen  Formel 


wo  P die  zulässige  Belastung  ohne  Berücksichtigung  der  Knickgefahr. 

h die  freie  Länge  und 

d die  kleinste  Querschnittabmessung  des  Säulenkerns  angeben. 
Die  zulässigen  Betondruckspannungen  sind  bei  Säulen  mit  Bügel- 
bewehrung ab  = 0,2  ■ sb  bei  zentrischem  Druck  und  ab  = 0,3  • sb  bei 
Biegung  mit  Achsialkraft  und  bei  Säulen  mit  Spiralbewehrung 
ab  = 21  + (0,10  -j-  0,04  fx)  ■ sb,  wenn  Lu  den  Hundertelsatz  der  Längs- 
bewehrung, auf  den  Kern  bezogen,  bezeichnet. 

Vorschriften  bestehen  auch  über  die  Berechnung  von  Säulen,  die 
aus  einem  flußeisernen  oder  gußeisernen  Gerippe  mit  Betonkern  oder 
Betonschale  bestehen;  jedoch  würde  es  zu  weit  führen,  diese  Be- 
stimmungen im  einzelnen  wiederzugeben.  — Das  gleiche  gilt  von  den 
Ausführungen  über  Fundamente  und  Stützmauern. 

Zum  Schluß  sind  die  zulässigen  Beanspruchungen  noch  einmal 
zusammengestellt.  Da  sie  im  vorhergehenden  größtenteils  bereits 
angegeben  sind,  fehlt  nur  noch  der  Hinweis,  daß  bei  Platten  und 
Balken,  die  auf  Biegung  beansprucht  werden,  die  Betondruckspannung 
bis  0.4  ■ sb,  in  den  Anläufen  sogar  bis  0,45  ■ sb  steigen  darf,  während 
für  die  größte  Zugspannung  der  Eiseneinlagen  1120  bis  1260  kg/qcm 
zugelassen  sind.  Als  Anhang  ist  den  Bestimmungen  eine  sehr  sorg- 
fältig durchgearbeitete  Zusammenstellung  beigegeben,  in  der  die 
Mischungsverhältnisse  des  Betons  für  verschiedene  Korngrößen  der 
Zuschläge  und  für  verschiedenen  Wasserzusatz  angegeben  sind,  wenn 
Druckfestigkeiten  von  105,  140,  175  und  210  kg^cm  nach  28  Tagen 
erreicht  werden  sollen. 

Die  kurzen  Stichproben  werden  zur  Genüge  zeigen,  daß  die  neuen 
amerikanischen  Bestimmungen  die  vollste  Beachtung  unserer  Fach- 
kreise verdienen.  Die  Anschauungen,  die  sich  in  den  sehr  eingehenden 
Bestimmungen  über  die  Beschaffenheit  und  Korngröße  der  Zuschlag- 
stoffe, den  Wasserzusatz,  die  Eisenüberdeckung  und  anderes  mehr 
widerspiegeln,  decken  sich  vollkommen  mit  unserer  Erkenntnis. 
Überraschung  werden  bei  jedem,  der  mit  den  deutschen  Bestimmungen 
zu  arbeiten  gewöhnt  ist,  die  zugelassenen  hohen  Betondruckspannungen 
erwecken,  die  bei  den  auf  Biegung  beanspruchten  Querschnitten  7s  der 
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Druckfestigkeit  nach  28  'Pagen  betragen  dürfen.  ')  Es  wäre  verfehlt, 
diese  hohen  Beanspruchungen  etwa  als  leichtfertig  abzutun  und  als 
Beweis  für  eine  unsichere  Bauweise  anzusehen.  Dem  widersprechen 
schon  die  zugelassenen  Eisenspannungen,  die  durchaus  nicht  als  über- 
trieben hoch  bezeichnet  werden  können  und  sich  im  Rahmen  unserer 
Beanspruchungen  halten.  Es  scheint  viel  eher  die  Frage  berechtigt, 
ob  wir  mit  unseren  niedrigen  Druckspannungen  auf  dem  richtigen 
Wege  sind.  Die  mit  Eisenbetonquerschnitten  und  namentlich  die  an 
ganzen  Bauwerken  vorgenommenen  Versuche  haben  fast  immer  das 
gleiche  Bild  ergeben,  daß  nämlich  die  Tragfähigkeit  eine  wesentlich 
höhere  ist,  als  die  Berechnung  sie  erwarten  läßt.  Oft  genug  ist  daran 
anschließend  die  Ansicht  vertreten  worden,  daß  wir  im  Eisenbetonbau 
zu  ungünstige  Bestimmungen  haben  und  gezwungen  sind,  übertrieben 
sicher  zu  bauen.  Nachhaltig  gestützt  wird  diese  Meinung,  wenn  jetzt 
die  Amerikaner,  bei  denen  die  Eisenbetonbauweise  eine  ganz  außer- 
ordentliche Verbreitung  gefunden  hat,  durch  ihre  neuen  Bestimmungen 
zeigen,  daß  sie  höhere  Druckspannungen  auf  Grund  ihrer  großen  Er- 


5)  Die  Druckproben  werden  mit  Zylindern  von  15  cm  Durch- 
messer und  30  cm  Höhe  vorgenommen.  Was  für  Formen,  ob  eiserne 
oder  hölzerne,  verwendet  werden,  ist  nicht  bekannt;  der  Wasser- 
zusatz scheint  dem  bei  dem  Bauwerk  anzuwendenden  zu  entsprechen. 


fahrung  für  zulässig  erachten.  Es  ist  daher  wohl  anzunehmen,  daß 
die  Frage  der  Heraufsetzung  der  zulässigen  Betondruckspannungen 
bei  den  Beratungen  über  die  Festsetzung  unserer  neuen  Bestimmungen 
an  erster  Stelle  stehen  wird. 

Besonders  wichtig  ist  die  Zulassung  der  hohen  Druckspannungen 
für  die  Herstellung  von  Flach-  oder  Pilzdecken.  Die  Vorzüge  dieser 
Decken  sind  bekannt  und  werden  durch  ihre  immer  zunehmende 
Verbreitung  in  Amerika  bewiesen;  wirtschaftlich  überlegen  werden 
sie  den  bei  uns  gebräuchlichen  Balkendecken  im  allgemeinen  jedoch 
erst  dann,  wenn  der  Beton  höher  als  jetzt  beansprucht  werden  darf. 
Eine  zweite  Voraussetzung  für  ihre  allgemeine  Anwendung  ist,  daß 
die  Entwurfarbeit  erleichtert  wird.  Betrübend  ist  es  da  zu  sehen, 
wieviel  leichter  es  dem  Amerikaner  als  uns  gemacht  wird,  Flach- 
decken  zu  berechnen.  Ihre  einwandfreie  Berechnung  ist  in  hohem 
Grade  zeitraubend,  und  solange  wir  gezwungen  sind,  für  jecfe  'noch 
so  unbedeutende  Ausführung  sehr  genaue  kostspielige  statische  Unter- 
suchungen aufzustellen,  wird  das  Anwendungsgebiet  der  Flachdecken 
in  Deutschland  stets  ein  beschränktes  bleiben.  Wir  brauchen  dringend, 
und  zwar  sehr  bald  Bestimmungen  oder  auch  nur  Übergangs- 
bestimmungen, die  die  Berechnung  der  Flachdecken  in  ähnlich  ein- 
facher Weise  gestatten,  wie  es  die  amerikanischen  Bestimmungen  tun. 

Berlin -Friedenau.  Walter  Nakonz. 


Vermischtes. 


Die  Würde  eines  Doktors  der  Medizin  ehrenhalber  ist  von  der 
Universität  Wiirzburg  bei  der  Eröffnung  des  Luitpold-Krankenhauses 
in  Würzburg  unter  den  um  dieses  Werk  verdienten  Männern  auch 
verliehen  worden:  den  Architekten  Baurat  Horstig  - d'Aubigny 
und  Bauamtmann  Lommel  in  Würzburg,  dem  Erbauer  des  Werkes. 

Der  Große  Staatspreis  der  Akademie  der  Künste  in  Berlin 
(S.  421  d.  Bl.)  wurde  im  Gebiet  der  Architektur  zuerkannt  dem  Archi- 
tekten Max  Ernst  Schneiders,  der  v.  Rohr-Preis  dem  Architekten 
Schiander  in  Darmstadt. 

Zum  Ehrenmitglied  der  Akademie  der  bildenden  Künste  in  Wien 
ist  auf  einstimmigen  Antrag  der  Professoren  der  Beigeordnete  der 
Stadt  Köln,  Professor  $r.=  ^itg.  Fritz  Schumacher  ernannt  worden. 

In  dem  Wettbewerb  für  Entwürfe  zu  Hausansichten  für  einen 
Teil  der  Oberstraße  in  Duisburg,  ausgeschrieben  unter  Duisburger 
Architekten  (S.  388  d.  Bl.),  hat  das  Preisgericht  die  drei  Preise  von 
4000,  3000  und  2000  Mark  zuerkannt:  Stadtbaumeister  Hermann  Bräu- 
häuser, Architekt  August  Linge  und  Architekt  Hans  Holborn.  Der 
Entwurf  „Gerade  Linien“  wurde  zum  Ankauf  für  1000  Mark  empfohlen. 

Einen  Wettbewerb  für  die  Ausgestaltung  der  Straßenseite 
vom  Erweiterungsbau  des  Nationaltheaters  in  München  hatte  das 
bayerische  Staatsministerium  für  Unterricht  und  Kultus  unter  1 1 Bau- 
künstlern Münchens  veranstaltet.  Nach  einem  Beschluß  des  baye- 
rischen Landtags  soll  zur  Erweiterung  des  Nationaltheaters  der  Winter- 
garten der  Residenz  herangezogen  und  umgebaut  werden.  Zur  Er- 
langung von  Entwürfen  für  die  außerordentlich  wichtige  künstlerische 
Ausgestaltung  der  Fassade  am  Max- Joseph-Platz  war  dieser  Wett- 
bewerb ausgeschrieben  worden.  Nach  den  Bestimmungen  des  Aus- 
schreibens -war  für  den  besten  Entwurf  ein  Preis  ausgesetzt,  und  es 
soll  der  Verfasser  auf  Grund  besonderer  Vereinbarung  zur  Ausarbeitung 
des  Fassadenplanes  und  zur  künstlerischen  Beratung  bei  der  Aus- 
führung herangezogen  werden.  Das  Preisgericht,  dem  u.  a.  angehörten: 
die  Architekten  Baudirektor  Professor  Dr.  Grässel,  Professor  Jäger, 
Geheimer  Hofrat  Professor  Littmann,  Ministerialrat  Ullmann  von 
der  Obersten  Baubehörde,  Oberbauamtmann  Esterer  von  der  Kron- 
gutverwaltung,  hat  den  Entwurf  des  Architekten  Professor  Bieber  in 
München  mit  dem  Preis  ausgezeichnet. 

Einen  Wettbewerb  für  einen  Bebauungsplan  der  Stadt  Belgrad 
eröffnet  die  dortige  Stadtgemeinde  unter  Bewerbern  aller  Länder  mit 
Frist  bis  zum  30.  März  1922  und  mit  sieben  Preisen  von  150  000 
Dinars,  120  000  Dinars,  zweimal  je  75  000  Dinars  und  dreimal  je 
35  000  Dinars;  ferner  20  000  Dinars  für  den  Ankauf  von  vier  weiteren 
Entwürfen  und  80  000  Dinars  als  Belohnung  für  zehn  weitere  sorg- 
fältig ausgearbeitete  Entwürfe.  Die  Unterlagen  können  für  400  Dinars 
von  der  Katasterabteilung  der  Belgrader  Stadtgemeinde  bezogen  werden 
(vgl.  a.  den  Anzeiger  zum  Zentralblatt  der  Bauverwaltung  Nr.  88 
vom  2.  d.  M.). 

Technische  Hochschule  Berlin,  Der  zum  Honorarprofessor  in 
der  Abteilung  für  Chemie  und  Hüttenkunde  ernannte  Oberregierungs- 
rat im  Reichspatentamt  Geheime  Regierungsrat  Dr.  Karl  Forch  wird 
das  Fach  der  Kinotechnik  in  einer  wöchentlich  zweistündigen  Vor- 
lesung vertreten.  Der  außerordentliche  Professor  Dr.  Moede  hat 
einen  Lehrauftrag  für  gewerbliche  Psychotechnik  in  der  Abteilung  für 
Maschinen-Ingenieur wesen  erhalten. 

Eine  Deutsche  Gesellschaft  für  Städtebau  und  Landesplanung 
ist  im  Oktober  d.  J.  gegründet.  In  den  Vorstand  sind  gewählt:  Reichs- 


minister a.  D.  Koch,  Staatssekretär  Lewald,  Geheimrat  Professor 
Dr.  Bestelmeyer,  2)r.=^ng.  Bertrab,  der  frühere  Chef  der  Landes- 
aufnahme, Ministerialräte  Hieke  und  Dr.-Ing.  H.  Muthesius.  Die 
Hauptaufgabe  dieser  Gesellschaft,  die  sich  einer  gewaltigen  Arbeit 
unterziehen  will,  wird  darin  gesehen,  im  Hinblick  auf  das  allgemeine 
Wohl  des  Landes  alle  in  das  Gebiet  fallenden  Fragen  vom  höheren 
allgemein  kulturell  betrachteten  Standpunkt  aus  zu  beleuchten.  In 
verschiedenen  Arbeitsgruppen  sollen  die  einzelnen  Gebiete  durch- 
gearbeitet, Richtlinien  und  Denkschriften  aufgestellt  werden.  Be- 
sonders soll  zunächst  eine  einheitliche  Wirtschaftskarte  geschaffen 
werden,  aus  der  die  gemeinsamen  Interessen  aller  Bevölkerungskreise 
zu  ersehen  sind. 

Der  Reichsbuud  Deutscher  Technik  hielt  vom  27.  bis  30.  Oktober 
in  Erfurt  seine  G.  Bundestagung  ab.  Es  wurde  dort  erneut  betont, 
daß  zum  Wiederaufbau  und  zur  Wiedergesundung  unseres  Vater- 
landes die  ungehemmte  Mitwirkung  der  Technik  eine  unbedingte 
Notwendigkeit  ist.  In  allen  öffentlichen  Körperschaften  müssen  die 
Techniker  als  vollberechtigte  Mitglieder  mitarbeiten  und  ohne  Beein- 
trächtigung ihres  Fachwissens  auch  ihre  Kenntnisse  auf  kulturellem 
und  wirtschaftlichem  Gebiet  verwenden  und  vertiefen  können.  Ins- 
besondere wurde  noch  gefordert,  daß  den  technischen  Organisationen 
Gelegenheit  gegeben  wird,  an  dem  Gesetzentwurf  für  den  Ausbau  der 
öffentlichen  Selbstverwaltung  rechtzeitig  mitzuwirken. 

Die  fünfte  Tagung  der  Reichshochbaunormung  hat  vom  20. 
bis  22.  September  in  Regensburg  und  Linz  a.  d.D.  unter  reger  Teilnahme 
der  Vertreter  aller  deutschen  Länder  und  Deutsch-Österreichs  statt- 
gefunden. Es  konnte  dort  über  eine  ständig  zunehmende  Verwendung 
genormter  Bauteile  beim  Bau  von  Wohnhäusern  berichtet  werden. 
Die  Befürchtungen,  daß  durch  den  Einbau  genormter  Fenster  und 
Türen  eine  Schädigung  des  Handwerks  und  des  künstlerischen  Aus- 
sehens der  Bauten  eintreten  würde,  scheint  sich  nicht  zu  bewahrheiten. 
Besonders  gute  Erfahrungen  sind  in  Schlesien  gemacht. 

Der  Normenausschuß  der  Deutschen  Industrie  E.  V.  hält  am 
Dienstag,  den  22.  d.  M.,  um  9 Uhr  vormittags  eine  Sitzung  des  Beirats, 
um  2 Uhr  nachmittags  eine  Hauptausschußsitzung  im  Hause  des  Vereins 
deutscher  Ingenieure,  Berlin,  Sommerstr.  4 a ab.  — In  der  letzten  Zeit 
sind  die  Entwürfe  für  Bestimmungen  über  die  bei  Hochbauten  an- 
zunehmenden Beanspruchungen  der  Baustoffe  E 1050  Flußeisen,  E 1052 
Holz  sowie  für  die  Begriffe  Gußeisen,  Temperguß  und  Stahlguß  und 
die  Klassen  für  Gußeisen,  E 1500,  veröffentlicht. 

Die  kirchliche  Kunst  auf  der  Deutschen  Gewerbeschau  in 
München  im  Jahre  1922  wird  dort  einen  breiten  Raum  einnehmen. 
In  der  unter  Professor  Berndls  Leitung  zusammengestellten  Aus- 
stellung für  kirchliche  Kunst  und  in  dem  Kultbau  von  Professor 
Peter  Behrens  ist  Künstlern  Gelegenheit  gegeben,  ihr  Können  auf 
diesem  Gebiet  zu  zeigen.  Es  ist  sehr  erwünscht,  daß  auch  neue 
Glasbilder  und  farbige  Mosaiken  zur  Ausstellung  gesandt  werden, 
wozu  nachdrücklich  die  Unterstützung  von  Kirchengemeinden  und 
Stiftern  angerufen  werden  muß.  Diese  würden  durch  Auftragerteilung 
solcher  Aufgaben  im  jetzigen  Zeitpunkt  nicht  nur  Künstler  in  ihrer 
Arbeit  fördern,  sondern  auch  Gelegenheit  haben,  zu  außerordentlich 
billigen  Preisen  gute  Entwürfe  zu  erhalten,  falls  diese  Arbeiten  nach 
ihrer  Fertigstellung  zuerst  auf  der  Ausstellung  in  München  gezeigt 
werden  dürfen.  Die  Vermittlung  übernimmt  die  Geschäftstelle  des 
Deutschen  Werkbundes.  Berlin  W35,  Schöneberger  Ufer  36a,  I. 
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Eine  fachkundige  Betriebsaufsicht  über  die  Sammellieizungen 
iu  öffentlichen  Gebäuden  ist  durch  eine  Verordnung  der  Staats- 
ministerien des  Innern,  für  Unterricht  und  Kultus  und  für  Handel, 
Gewerbe  und  Industrie  (Nr.  9123  g 68)  in  Bayern  eingerichtet  worden. 
Die  fortlaufende,  fachkundige  Betriebsaufsicht  über  die  Sammel- 
heizungen der  staatlichen  Gebäude  wird  von  den  staatlichen  heiz- 
technischen Beratungsstellen  der  Landbauämter  in  Verbindung  mit 
dem  bayerischen  Revisionsverein  ausgeübt.  Außerdem  wird  den  Ver- 
waltungen öffentlich-rechtlicher  Körperschaften  und  unter  staatlicher 
Aufsicht  stehender  Stiftungen,  hauptsächlich  den  Kreisen,  Versicherungs- 
anstalten, Krankenkassen,  den  Bezirken  und  Gemeinden  (den  letzteren, 
soweit  sie  nicht  Ortsheizämter  eingerichtet  haben)  Gelegenheit  ge- 
boten, den  Betrieb  der  Sammelheizungen  in  ihren  Gebäuden  in  der- 
selben Weise  durch  Fachleute  beaufsichtigen  zu  lassen,  wie  dies  hei 
den  staatlichen  Gebäuden  der  Fall  ist.  Die  vorgenannte  Verordnung 
regelt  die  Einzelheiten  über  die  Anmeldung  der  zu  beaufsichtigenden 
Heizungsanlagen,  über  die  Verpflichtungen  und  Kosten,  sowie  über 
den  Vollzug  der  Betriebsaufsicht. 

Die  Dovrebahn.  Vor  kurzem  wurde  in  Norwegen  die  Dovre- 
hahn  eröffnet,  durch  die  Kristiania  mit  Drontheim,  das  südliche 
Norwegen  mit  dem  nördlichen  durch  eine  Normalspurbahn  ver- 
bunden wird,  während  der  Verkehr  bisher,  soweit  er  nicht  zur  See 
stattfand,  auf  die  durch  das  Österdal  führende  Schmalspurbahn  an- 
gewiesen war. 

Die  neue  Bahn  führt  von  Dombaas  im  Gudbrandsdal  (660  m ü.  M.) 
über  die  Dovrehochebene  nach  Stören  im  Guldal  (66  m ü.  M.),  wo  sie 
mit  der  aus  dem  Österdal  kommenden  Schmalspurbahn  zusammen- 


trifft. Der  höchste  Funkt  der  Bahn  liegt  auf  1025  m Höhe,  die  höchste 
Station  (Hjerkinn)  ist  1017  m hoch  gelegen  (vgl.  den  Übersichtplan). 

Die  einspurige  Bahn  ist  158  km  lang,  wovon  7,5  km  auf  Tunnel 
entfallen,  darunter  der  780  m lange  Grönbogenkebrtunnel  nahe  bei 
Dombaas.  Die  größte  Steigung  beträgt  18  vT.  Der  kleinste  Kurven- 
halbmesser von  300  m wurde  in  einigen  durch  das  Gelände  bedingten 
Ausnahmefällen  bis  auf  250  m herabgesetzt.  Verwendet  wurden 
35  kg-Schienen  mit  17  Schwellen  auf  12  m Scbienenlänge.  Von  den 
22  Brücken  sei  die  mit  zwei  Bogen  von  9,5  und  60  m Spannweite  in 
etwa  40  m Höhe  das  Orklatal  überspannende  Steinbrücke  erwähnt. 

Dem  Bahnbau  kamen  die  bei  der  Bergensbahn  gemachten  Er- 
fahrungen zugute.  Erdrutsche  während  des  Baues,  die  Sicherung  der 
Bahn  gegen  Schneelawinen,  Schneeverwehungen  und  Steinschlag  sowie 
die  Linienführung  durch  das  wilde  Drivdal  boten  große  Schwierig- 
keiten. Feste  Schneeschirme  in  28  km  Länge  und  bewegliche  in  etwa 
12  km  Länge,  Überbauten,  Leitwerke  und  andere  teils  sehr  kostspielige 
Schutzbauten  waren  im  Verein  mit  Aufforstungsarbeiten  geeignete 
Mittel,  um  den  Bahnbetrieb  zu  jeder  Jahreszeit  ungefährdet  aufrecht- 
erhalten zu  können. 

Infolge  der  schwierigen  Baustoffbeschaffung  während  des  Krieges 
und  des  Mangels  an  Ingenieuren  und  Arbeitern  während  dieser  Zeit 
wurde  die  Fertigstellung  der  Bahn  wesentlich  verzögert;  das  stetige 
Anziehen  der  Preise  und  Löhne  bewirkte,  daß  die  Bahn  etwa  48  Mill. 
Kronen  kosten  wird,  während  der  Voranschlag  auf  nicht  ganz  13  Mill. 
lautete.  Der  Umbau  der  Schmalspurbahn  Stören  — Drontheim  kostet 
14,7  Mill.,  dazu  kommen  noch  die  Kosten  für  den  Umbau  der  Bahn- 
hofanlagen in  Drontheim,  Verstärkung  des  Bahnoberbaues  im  Gud- 
brandsdal u.  a.  m.  Die  Leitung  der  Arbeiten  unterstand  seit  Juni  1914 
dem  Oberingenieur  Hoelfeldt  in  Lund,  einem  ehemaligen  Schüler  der 
Technischen  Hochschule  Dresden.  Eine  eingehende  Beschreibung  dieser 
neuen  Gebirgsbahn  aus  der  Feder  des  Abteilungsingenieurs  Adolf 
Weidemann  befindet  sich  in  der  aus  Anlaß  der  Bahneröffnung  im 
September  d.  J.  herausgegebenen  Sondernummer  von  Teknisk  Ukeblad 
(1921  Heft  37),  der  auch  die  Zahlenangaben  für  vorstehende  Notiz  und 
die  Abbildung  entnommen  sind. 

Kristiania.  Dr.-Ing.  Lacmann. 


Bücherschau. 

Die  Morphologie  der  sainländisclien  Steilküste  auf  Grund  einer 
physiologisch-morphologischen  Kartierung  des  Gebietes.  Von  Dr.  Hans 
Mortensen.  3.  Heft  der  Veröffentlichungen  des  Geographischen 
Instituts  der  Albertus -Universität  in  Königsberg,  herausgegeben  von 
Dr.  Max  Friederichsen.  Hamburg  1921.  L.  Friederichsen  u.  Ko.  VIII 
u.  70  S.  in  gr.  8°  mit  2 Profil beilagen,  26  Skizzen  u.  31  Abb.  im  Text. 
Geh.  27,50  JL. 

Der  Verfasser  hat  mit  großem  Fleiß  die  samländische  Küste  von 
Tenkitten  bis  Garbseiden  studiert  und  ihre  Eigenschaften  in  zwei 
Karten  niedergelegt.  Die  eine  Karte  umfaßt  den  westlichen  Teil  von 
Tenkitten  bis  Brüsterort,  die  andere  den  nördlichen  von  Brüsterort 
bis  Garbseiden.  In  beiden  Karten  sind  übersichtlich  untereinander 
der  innere  Bau,  die  Böschungstufen,  die  Bedeckung  mit  Pflanzen- 
wuchs, die  Formen  sowie  die  Buchten  und  Strandbreiten  dargestellt. 
Die  Karte  für  den  inneren  Bau  zeigt  die  geologischen  Formen  in 
voller  Mannigfaltigkeit,  die  Böschungen  sind  nach  Graden  in  acht 
Gruppen  zusammengefaßt,  der  Pflanzenwuchs  ist  nach  dem  lockeren 
und  dichteren  Gefüge  in  vier  Klassen  eingeteilt,  die  Formen  sind  sehr 
ausführlich  für  das  Kliff  und  die  Täler  angegeben.  Besonders  erfreu- 
lich an  der  Arbeit  ist  die  scharfe  Beobachtung  auch  der  kleinsten 
Vorgänge  iu  der  Bildung  der  Küste,  Vorgänge,  die  jedem  Kenner  des 
Samlaudes  geläufig  sind,  die  aber  in  Beziehung  zum  Ganzen  gebracht 
zu  haben  dem  Verfasser  als  Verdienst  angerechnet  werden  muß.  Die 
durchgeführte  Kartierung  der  Küste  wird  zweifellos  dazu  beitragen, 
die  auf  die  Küste  wirkenden  Kräfte  zu  erkennen  und  ihre  Einflüsse 
zu  erklären.  — Verfasser  glaubt,  daß  die  Fortsetzung  dieser  Beob- 
achtungen dem  Staat  Anhaltpunkte  bieten  würde,  um  den  Rückgang 
der  Küste  aufzuhalten.  Dieser  Rückgang  beträgt  im  Samlande  durch- 
schnittlich 0,5  m:  das  bedeutet  bei  50  km  Länge  einen  jährlichen 
Landverlust  von  2,5  ha.  Wenn  man  die  Stellen  kennt,  wo  die  Strand- 
vertriftung ansclwemmt,  der  Brandungsstrom  abtreibt  oder  umgekehrt, 
so  würde  man  die  Stellen  finden,  wo  Buhnen  oder  Schutzwrerke  zu 
erbauen  wären.  Wenn  wir  dem  Verfasser  hierin  folgen  sollen,  so 
möchten  wir  den  Wunsch  aussprechen,  daß  seine  Untersuchungen 
nicht  wie  bisher  auf  dem  landwärtigen  Streifen  der  Küste  beschränkt 
bleiben,  sondern  auch  auf  den  seeseitigen  Küstenstreifen  ausgedehnt 
werden  möchten.  Der  Seebaumeister  kann  nur  dann  Buhnen  bauen 
und  vor  allem  die  Streichlinie  ihrer  Köpfe  richtig  entwerfen,  wenn  ihm 
die  Seetiefen  und  der  Verlauf  der  Küstenströmung  genau  bekannt 
sind.  Wir  wünschen  der  schätzenswerten  Arbeit  eine  Erweiterung  in 
dieser  Hinsicht  und  würden  uns  freuen,  wenn  sie  vorbildlich  werden 
würde  für  andere  gefährdete  Stellen  unserer  Küste.  Gerhardt, 
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INHALT:  Amtliches : Dienst-Nachrichten.  — Nichtamtliches:  Die  eisernen  Gerüste  der  Helling-Kabelkrananlage  für  die  Deutsche  Werft  A.-G.  in  Finkenwärder  bei  Ham- 
burg. — Eröffnung  der  kanalisierten  Mainstrecke  Offenbach— Aschaffenburg  und  des  Aschaffenburger  Hafens.  — Vermischtes:  Verleihung  der  Würde 
eines  Doktor- Ingenieurs  ehrenhalber.  — Wettbewerb  für  Entwürfe  zu  einem  Kaffee-  und  Teeservice.  — Deutsches  Architektur™  useurri  Museum  für 
westliche  Kunst  in  Tokio.  — Geheimer  Hofrat  £r.=3ng.  ehrenhalber  Joseph  Bühlmann  in  München  t-  — ßücherschau. 


Amtliche  Mitteilungen. 


Preußeu. 

Der  preußische  Landtag  hat  den  Ministerpräsidenten  a.  D.  Braun 
zum  Ministerpräsidenten  gewählt.  Der  Ministerpräsident  Braun  hat 
den  Staatsminister  Dr.  am  Zehnhoff  zum  Staats-  und  Justizminister, 
den  Staatsminister  a.  D.  Severing  zum  Staatsminister  und  Minister 
des  Innern,  den  Oberpräsidenten  a.  D.  Dr.  von  Richter  zum  Staats- 
und Finanzminister,  den  Mecklenburg-Schwerinschen  Ministerpräsi- 
denten a.  D.  Dr.  Wendorff  zum  Staatsminister  und  Minister  für 
Landwirtschaft,  Domänen  und  Forsten,  den  Geschäftsführer  des 
Arbeitnachweises  Siering  zum  Staatsminister  und  Minister  für 
Handel  und  Gewerbe,  den  Studiendirektor  Dr.  Boelitz  zum  Staats- 
jninister  und  Minister  für  Wissenschaft,  Kunst  und  Volksbildung  und 
den  Verbandssekretär  Hirtsiefer  in  Essen-West  zum  Minister  für 
Volkswohlfahrt  ernannt. 

Der  Stadtbaurat  ®r.=3n0-  e h.  August  Bredtschneider  in  Char- 
lottenburg ist  zum  Honorarprofessor  und  der  Stadtbaurat  Rüster  in 
Stettin  zum  ordentlichen  Professor  an  der  Technischen  Hochschule 
Berlin  ernannt  worden. 

Die  Staatsprüfung  haben  bestanden:  die  Regierungsbauführer 

Heinrich  Landwehr  (Hochbaufach);  — Karl  Rühl  und  Erich 
Crackau  (Wasser-  und  Straßenbaufach). 

Der  Geheime  Baurat  Prof.  Dr.  phil.  e.  h.,  Sr.*§>ttg.  e.  h.  Albrecht 
Meydenbauer  in  Godesberg,  der  Regierungsbaurat  Heinrich  Mi  ekel, 
Vorstand  des  Eisenbahn -Betriebsamts  in  Wetzlar,  und  der  Dozent 
für  Mineralogie  und  Petrographie  der  Erzlagerstätten  an  der  Tech- 
nischen Hochschule  Breslau  Professor  Dr.  phil  Albert  Beutell  ist 
gestorben. 


Dentsches  Reich. 

Der  Ministerialrat  a.  D.  Dr.  jur.  Sarter  ist  in  den  Reichsdienst 
wieder  eingetreten  und  zum  Ministerialrat  im  Reichsverkehrsmini- 
sterium, Eisenbahnabteilung  ernannt. 

Reichsbahnen.  Zweigstelle  Preußen  - Hessen.  Der  Re- 
gierungsbaurat Brieskorn,  bisher  in  Frankfurt  a.  d.  Oder,  ist  zur 
Generalbetriebsleitung  Ost  nach  Berlin  versetzt. 

Zur  Beschäftigung  im  Reichseisenbabndienst  sind  einberufen:  die 
Regierungsbaumeister  des  Maschinenbaufaches  Ernst  N eum  ann  bei  der 
Eisenbahndirektion  und  Karl  V ogt  beim  Eisenbahn-Zentralamt  in  Berlin. 

Reichsbahnen.  Zweigstelle  Bayern.  Der  Oberregierungs- 
baurat Erwin  Eberle  in  Nürnberg  ist  an  die  Eisenbahndirektion 
Regensburg  versetzt  worden. 

Der  Vorstand  der  Bauinspektion  I Schweinfurt  Regierungsrat 
Joseph  Bleibinhaus  tritt  auf  sein  Ansuchen  wegen  nachgewiesener 
Dienstunfähigkeit  unter  Anerkennung  seiner  Dienstleistung  vom  i.  Ja- 
nuar 1922  ab  in  den  dauernden  Ruhestand. 

Reichsbahnen.  Generaldirektion  Stuttgart.  Die  Eisen- 
bahngeneraldirektion hat  den  Regierungsbaurat  Hart  mann,  Vorstand 
der  Eisenbahnhausektion  Schorndorf,  aus  dienstlichen  Rücksichten  mit 
seinem  Einverständnis  zur  Eisenbahngeneraldirektion  versetzt  und  mit 
den  Geschäften  des  Vorstands  des  Bahnbautechnischen  Bureaus  be- 
auftragt, sowie  den  Regierungsbaurat  Schelling,  Vorstand  der  Eisen- 
bahnbausektion Pforzheim,  aus  dienstlichen  Rücksichten  mit  seinem 
Einverständnis  nach  Schorndorf  versetzt  und  mit  den  Geschäften  des 
Vorstands  der  dortigen  Eisenbahnbausektion  beauftragt. 

Reiohspostverwaltung.  Abteilung  München.  Zu  Ober- 
posträten sind  ernannt:  die  Posträte  Hermann  Franz  in  München, 
Karl  Niklas  in  Landshut  und  Emil  Pfändner  in  München. 


[Alle  Reohte  Vorbehalten] 


Nichtamtlicher  Teil. 

Schriftleiter;  Richard  Bergius  und  $r.*3ttß.  Nonn. 


Die  eisernen  Gerüste  der  Helling- Kabelkrananlage  für  die  Deutsche  Werft  A.-G. 

in  Finkenwärder  bei  Hamburg. 

Ausgeführt  von  der  Gutehoffnungshütte,  Aktienverein  für  Bergbau  und  Hüttenbetrieb  in  Oberhausen  (Rheinland). 


Abb.  1.  Gesamtansicht. 
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Äußerer  Vertikalträger 
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Abb.  2.  Stirnansicht  (Landseite). 
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Abb.  3.  Aufriß  (allgemeine  Anordnung). 
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Die  Deutsche  Werft,  Hamburg,  stand  beim  Aufbau  ihrer  Werft- 
anlagen in  Finkenwärder  im  Frühjahr  1919  vor  der  Aufgabe,  ein 
hochwertiges  Hellingkransystem  zu  wählen,  das  allen  zu  stellenden 
Anforderungen  in  jeder  Hinsicht  voll  zu  genügen  habe.  Da  die 
Hellinganlage  derart  geplant  war,  daß  auf  jedem  Helling  je  nach 
Bedarf  zwei  große  oder  drei  kleine  Schiffe  nebeneinander  gebaut  werden 
sollten,  so  schieden  von  vornherein  alle  Kransysteme  an  den  Längs- 
seiten der  Hellinge  aus,  falls  man  nicht  zu  ungebührlich  großer  Aus- 
ladung gelangen  wollte.  Den  örtlichen  Verhältnissen  entsprechend 
standen  daher  nur  zur  Wahl:  ein  überbautes  Hellinggerüst  mit  Lauf- 
kranen oder  eine  Kabelkrananlage. 

Die  neuzeitliche  Ausführung  überbauter  Hellinggerüste  und  ihre 
Ausrüstung  mit  Drehlaufkranen  genügt  den  Ansprüchen  des  Schiffbau- 
betriebes sicherlich  in  weitestem  Maße.  Der  Bau  einer  derartigen 
Anlage  konnte  aber  nicht  in  Frage  kommen  wegen  der  außerordentlich 
hohen  Kosten,  die  etwa  das  Vierfache  der  Kosten  einer  Kabelbahn 
betragen  sollten,  sowie  wegen  der  langen  und  infolge  der  damaligen 
schwierigen  Materialbeschaffung  unsicheren  Lieferzeit,  die  entsprechend 
dem  größeren  eingebauten  Bisengewicht  auf  das  Fünffache  der  Kabel- 


bahn veranschlagt  war.  Diese  Gründe  in  Verbindung  mit  den  günstigen 
Erfahrungen,  die  andere  Werften  mit  dem  Seilbahnbetrieb  gemacht 
hatten,  führten  zur  Wahl  einer  Kabelkrananlage,  wie  sie  im  folgenden 
beschrieben  ist. 

Allgemeine  Anordnung.  Das  Eisenbauwerk  der  Helling-Kabel- 
krananlage der  Deutschen  Werft  besteht  aus  zwei  Gerüsten,  einem 
landseitigen  und  einem  wasserseitigen,  von  je  3 • 56  = 168  m Länge 
mit  einem  gegenseitigen  Abstand  von  280m.  Jedes  dieser  beiden  Gerüste 
ist  aus  vier  Türmen,  vier  Streben  und  drei  Brücken  zusammengesetzt. 
Die  Türme.  Streben  und  Brücken  haben  quadratische  Querschnittaus- 
bildungen, deren  Seitenlängen  in  der  obigen  Reihenfolge  4 m,  2 m 
und  8 m betragen.  Die  Streben  sind  unter  60°  gegen  die  Hori- 
zontale geneigt  ausgeführt.  Zwischen  diesen  Gerüsten  sind  24  Kabel 
gespannt,  auf  denen  die  Katzen  von  je  4 t Tragfähigkeit  für  die 
Zubringung  der  Eisenteile  fahren.  Die  Anlage  ist  für  drei  Hellinge 
bestimmt.  Die  allgemeine  Anordnung  der  ganzen  Anlage  ist  aus  der 
Übersicht  (Abb.  3)  und  dem  Lichtbild  (Abb.  1)  zu  ersehen.  Die 
Ausbildung  der  land-  und  wasserseitigen  Gerüste  ist  in  Abb.  2 u.  4 
dargestellt. 
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Die  Brücken  auf  der  Landseite  dienen  gleich- 
zeitig zur  Unterbringung  der  Winden-  und  Führer- 
häuser, einer  Bühne  und  der  Laufstege  (Abb.  6),  wo- 
gegen die  wasserseitigen  Brücken  außer  den  Lauf- 
stegen nur  die  Kabelzüge  aufzunehmen  haben  (Abb.  5). 

Bis  zur  Kabelverankerung  haben  die  landseitigen  Ge- 
rüste eine  Höhe  von  45  m und  die  wasserseitigen  Ge- 
rüste eine  Höhe  von  40  m von  Fundamentoberkante 
an  gerechnet  erhalten.  Die  Fundamentoberkanten 
liegen  auf  der  Wasserseite  3,3  m tiefer  als  auf  der 
Landseite,  so  daß  die  Kabelaufhängepunke  auf  der 
Wasserseite  im  ganzen  8,3  m tiefer  als  auf  der  Land- 
seite liegen.  Hierdurch  hat  die  Verbindungslinie  der 
beiderseitigen  Kabelaufhängepunkte  eine  Neigung  von 
1 : 34  erhalten.  Dieses  Gefälle  der  Kabel  von  der 
Landseite  zur  Wasserseite  soll  die  Zubringung  der  Eisen- 
teile von  den  landseitig  gelegenen  Zufahrtgleiseu  zu 
den  im  Bau  begriffenen  Schiffen  erleichtern.  In  jedem 
Helling  sind  acht  Kabel  mit  einem  gegenseitigen  Ab- 
stand von  0,5  m gespannt.  Je  zwei  Kabelbahnen 
werden  von  einem  einzigen  Führerstande  aus  bedient, 
so  daß  in  jedem  Helling  vier  Führerhäuser  vorhanden 
sind.  Die  Anordnung  ist  jedoch  so  getroffen,  daß  bei 
gesteigerter  Leistung  in  jedem  Führerstand  zwei  Führer 
arbeiten  können  und  jedes  Kabel  dann  eigene  Be- 
dienung erhält. 

In  Fußbodenhöhe  der  Winden-  und  Führerhäuser 
ist  die  Brücke  vollständig  durch  einen  Bohlenbelag 
abgedeckt.  Sämtliche  Rollenführungen  der  Kabel  sind 
durch  Laufstege  und  Podeste  zugänglich  gemacht.  In 
den  vier  Ecktürmen  befinden  sich  Treppenaufgänge. 

Außerdem  ist  im  östlichen  Eckturm  der  Landseite  ein 
Aufzug  eingebaut,  der  zur  Beförderung  von  Personen 
und  Lasten  bis  zu  2000  kg  dient.  Mit  Hilfe  eines 
kleinen  Schmalspurgleises . können  vom  Aufzug  ab 
kleinere  Maschinenteile  zu  den  Winden-  und  Führer- 
häusern gefahren  werden.  Das  aus  Eisen  ausgeführte 
Windenhaus  des  Aufzuges  befindet  sich  oben  auf  dem 
Turm  des  Aufzuggerüstes.  Um  das  Windenhaus  führt 
eine  Galerie,  die,  in  49  m Höhe  über  dem  Boden  der 
Werft  gelegen,  einen  prächtigen  Rundblick  über  die 
ganzen  Anlagen  der  Werft,  über  die  Insel  Finken- 
wärder und  die  Elbe  und  einen  Fernblick  stromauf 
bis  Hamburg  und  stromab  bis  Blankenese  bietet. 

Die  anderen  sieben  Türme  werden  durch  ein  mit 
Hilfe  einer  Leiter  zu  erreichendes  Podest  abgeschlossen. 

Sämtliche  Türme  haben  oben  Flaggenmaste  erhalten. 

Statische  Verhältnisse.  Wie  bereits  erwähnt, 
werden  die  Kabelzüge  unmittelbar  von  den  8 m hohen 
und  8 m breiten  Brückenträgern  aufgenommen.  Die 
Belastung  beträgt  für  jedes  Seil  42  t,  d.  h.  für  jeden 
Brückenträger  8 • 42  = 336  t,  oder  bei  G,5  m Abstand 
42 

der  Seile  — = ~ 6,5  t/m.  Diese  wagerechte  Belastung 

0,0 

ist  ebenso  groß  wie  die  vertikale  Belastung  von 
Eisenbahnbrücken  durch  den  für  die  Berechnung 
der  preußisch -hessischen  Staatseisenbahnbrücken  vor- 
geschriebenen „Lastenzug  A“.  Die  lotrechte  Belastung 
der  Brücken  beträgt  auf  der  Landseite  mit  den 
Winden-  und  Führerhäusern  6,2  t/m  und  auf  der 
Wasserseite  2,8  t/m.  Diese  Belastungen  verlangten  aus 
wirtschaftlichen  Gründen  eine  möglichst  große  Höhe 
der  vertikalen  und  horizontalen  Träger.  Wenn  auch 
aus  ästhetischen  Gründen  das  Bestreben  vorlag,  diese 
Höhen  nach  Möglichkeit  einzuschränken,  so  ließ  doch 
die  Unterbringung  der  Winden-  und  Führerhäuser  und 
der  Rollenführungen  mit  ihren  Zugängen  eine  Ein- 
schränkung dieser  Maße  unter  8 m nicht  zu. 

Eine  bemerkenswerte  Ausbildung  haben  die  Lage- 
rungen der  Brückenträger  erhalten.  Da  die  einzelnen  Hellinge  sofort 
nach  Fertigstellung  der  zugehörigen  Gerüste  und  vor  der  Aufstellung 
der  anschließenden  Gerüstteile  dem  Betrieb  übergeben  werden  sollten, 
war  es  erforderlich,  die  Brücken  gelenkig  und  unabhängig  voneinander 
zu  lagern,  so  daß  sie  sich  gegenseitig  durch  elastische  Nachgiebig- 
keiten nach  Möglichkeit  nicht  beeinflussen  (Abb.  7 u.  8). 

Bei  Winddruck  quer  zu  den  Kabelbahnen  und  bei  Temperatur- 
änderungen wirkt  das  aus  den  Brückenträgern  und  den  Türmen  be- 
stehende Stabgebilde  als  äußerlich  neunfach  statisch  unbestimmter 
Steifrahmen.  Diese  neunfache  Unbestimmtheit  wurde  durch  die  An- 
nahme von  symmetrischer  und  antisymmetrischer  Kräftewirkung  auf 
eine  zweimal  dreifache  zurückgeführt. 


Die  Seilzüge  greifen  in  den  räumlichen  Achsen  der  Brücken  an, 
so  daß  die  einander  gegenüberliegenden  lotrechten  und  wagerechten 
Trägerwände  der  Brücken  je  die  gleichen  Belastungen  aus  den  Seil- 
zügen erhalten.  Diese  symmetrische  Kräftewirkung  besteht  auch  bei 
den  Turmwänden  bezüglich  der  lotrechten  Seitenkräfte  der  Seil- 
züge. Aber  auch  die  gegenüberliegenden  Wände  der  Türme  und 
Streben  erhalten  aus  den  wagerechteu  Seitenkräften  der  Seilzüge 
bei  Vernachlässigung  des  Einspauuungsmoments  am  Turmfundament 
einander  gleiche  Belastungen.  Diese  Kräfteverteilung  ist  durch  die 
Einschaltung  eines  Gelenkvierecks  im  oberen  Teil  der  Türme  erreicht 
Abb.  9).  Es  sei  noch  bemerkt,  daß  in  den  Pfosten  durch  die  die 
lotrechten  Lasten  bei  weitem  überwiegende  Wirkung  der  Seilzüge 
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Die  Bisengewichte.  Das  Gewicht 
des  Bisenbauwerks  der  ganzen  Anlage  be- 
trägt 1558  t und  verteilt  sich  auf  die  Türme. 
Streben  und  Brücken  der  Land-  und 
Wasserseite  nach  folgender  Aufstellung: 
I.  Landseite:  je  Stück  im  ganzen 


II.  W 
1 

2 

3 


. Streben  . . 
. Brücken 

asserseite: 

. Türme  . . 
Streben  . . 

Brücken 


144  t 
402  t 


36  t 
134  t 
Landseite  874  t 
Stück  im  ganzen 
69  t 276  t 

30  t 120  t 

96  t 288  t 


Wasserseite  684  t 
Gesamtgewicht  1558  t 
K 


noch  ein  ganz  erheblicher  Zug  verbleibt.  Es  sind  daher  an  jedem  der 
vier  Füße  eines  Turmes  zwei  Anker  von  115  mm  Durchmesser  ein- 
gebaut, die  einschließlich  der  Belastung  aus  Wind  und  Wärme- 
änderung einen  Ankerzug  bis  zu  je  95  t aufzunehmen  haben. 


Abb.  10.  Aufstellen  der  Türme. 


Die  Zu-  ujnd  Aufgänge.  Über  die  Zu-  und  Aufgänge  zu  den 
Winden-  und  Führerhäusern  sind  noch  folgende  Erläuterungen 
zu  geben. 

Die  Treppenaufgänge  in  den  vier  Ecktürmen  sind  nach  Möglich- 
keit ganz  innerhalb  der  Wände  der  Türme  verlegt  worden.  Nur 
im  oberen  Teil  mußten  einige  Treppenläufe  das  Turminnere  verlassen, 
um  die  Gelenkausbildungen  der  Brückenauflager  zu  umgehen.  Die 
Treppenläufe  fügen  sich  in  die  Anlage  zwanglos  ein,  da  sie  parallel 
zur  Neigung  der  Diagonalen  der  Turmwände  gelegt  worden  sind. 
Die  Treppen  sind  bei  einer  Stufenhöhe  von  20  cm,  einer  Stufen- 
breite von  25  cm  und  Podesten  nach  je  zehn  Stufen  bequem  zu  be- 
gehen. Die  Breite  der  Treppen  und  Laufstege  ist  zu  0,60  m und 
die  der  Podeste  zu  0,75  m gewählt. 

Stufen,  Podeste,  Laufstege  und  Bühnen  sind  mit  5 cm  starken 
Bohlen  aus  Kiefernholz  abgedeckt.  Die  Vorderkanten  der  Stufen 
und  Podeste  sind  mit  verzinkten  eisernen  Fußleisten  gesäumt.  — 
Die  Treppen,  Podeste  und  Laufstege  haben  einfache  Gasrohrgeländer 
erhalten.  ^ 

Aufstellung.  Das  Eisenbauwerk  der  Helling-Kabelkrananlage 
wurde  in  folgender  Weise  aufgestellt. 

Sofort  nach  Fertigstellung  der  einzelnen  Fundamente  wurden 
zunächst  die  Türme  bis  zur  ganzen  Höhe  mit  Hilfe  eines  Mastes  auf- 
gestellt (Abb.  10).  Die  Streben  wurden  auf  dem  Boden  liegend  zu- 
sammengebaut und  dann  mit  Hilfe  eines  oben  auf  dem  Turm  an- 
gebrachten Auslegers  hochgezogen  (Abb.  11).  Das  zu  hebende  Gewicht 
betrag  dabei  je  36  t auf  der  Landseite  und  je  30  t auf  der  Wasser- 
seite. Ebenso  wurden  die  Brücken  auf  dem  Boden  liegend  zusammen- 
gebaut und  nach  Aufbringung  des  Bohlenbelages  an  den  Türmen  hoch- 
gezogen (Abb.  12).  Dabei  betrugen  die  zu  hebenden  Lasten  und  die 
Hubhöhen  auf  der  Landteite  je  168  t und  41  m und  auf  der  Wasser- 
seite je  116  t und  39  m.  Das  Hochziehen  erfolgte  durch  je  vier 
Flaschen züge  von  je  50  t Tragkraft  und  elektrisch  angetriebene 
Winden  von  je  7,5  t Tragkraft.  Die  Hebungszeiten  betrugen  auf 
der  Landseite  je  acht  Stunden  und  auf  der  Wasserseite  je  sechs 
Stunden. 

Um  das  Aufsetzen  der  Brücken  auf  ihre  Lager  schnell  bewerk- 
stelligen zu  können,  sind  die  Lager  auf  drehbaren  Konsolen  auf- 
gebracht (Abb.  7).  Die  Konsolen  wurden  vor  dem  Hochziehen  aus- 
geschwenkt. Die  Brücken  Wurden  an  den  ausgeschwenkten  Konsolen 
vorbei  etwa  7a  m über  ihre  endgültige  Lage  gehoben.  Danach 
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Die  Aufstellungsarbeiten  voll- 
zogen sich  in  folgenden  Zeit- 
abschnitten : 

1.  Fertigstellung  der  Funda- 
mente 15.  August  1919  bis  9.  Juli 

1920, 

2.  Bauplatzeinrichtung  1.  bis 
30.  August  1919, 

3.  Aufstellung  des  Eisenbau- 
werks 15.  August  1919  bis  30.  Sep- 
tember 1920. 

Dabei  geschah  das  Hoch- 
ziehen der  Brücken  an  folgen- 
den Tagen: 

Helling  I 

Landseite  am  25.  März  1920, 
Wasserseite  „ V5.  Mai  1920, 
Helling  II 

Landseite  am  12.  Juni  1920, 
Wasserseite  „ 2.  Juli  1920, 

Helling  III 

Landseite  am  3.  August  1920, 
Wasserseite  „ 25.  August  1920. 

Die  Erfahrungen,  die  bis  jetzt 
mit  dem  Betrieb  der  Kabelkran- 
anlage gemacht  wurden,  sind 
die  denkbar  günstigsten.  Infolge 
iles  leichten  Gewichtes  der  be- 
wegten Katzen  im  Verhältnis  zur 
Last  und  der  mit  Gefälle  ver- 
legten Kabelbahnen,  welche  die 
Zubringung  der  Eisenteile  zur 
Einbaustelle  erleichtern,  stellen 
sich  die  Betriebskosten  gering. 
Die  federnde  Nachgiebigkeit  der 
Seile  ermöglicht  ein  leichtes  An- 
bringen der  Platten  sowie  ohne 
Schwierigkeiten  ein  seitliches 
Herausziehen  der  Last,  wodurch 
die  Bestreichung  des  Arbeitsfeldes  erheblich  vergrößert  wird.  In  der 
Möglichkeit,  durch  gleichzeitiges  Zusammenwirken  mehrerer  Katzen 
mittels  Querbalken  größere  zusammengesetzte  Bauteile  oder  schwere 
Guß-  und  Schmiedestücke  zu  heben  und  zu  befördern,  zeigt  sich  die 
große  Anpassungsfähigkeit  der  Anlage.  Auch  die  vielfach  geäußerte 
Befürchtung,  daß  das  Arbeiten  mit  den  vom  Windenhaus  aus  ge- 
steuerten Kabelkatzen  schwieriger  sei  als  mit  be- 
mannten Laufkranen,  hat  sich  als  unbegründet  er- 
wiesen. 

Zusammenfassend  läßt  sich  nach  nunmehr  ein- 
jähriger Betriebszeit  ohne  Einschränkung  sagen,  daß 
die  Kabelkrananlage  allen  bisher  an  sie  gestellten 
Anforderungen  vollkommen  gerecht  geworden  ist. 


Abb.  11.  Hochziehen  der  Streben. 

wurden  die  Konsolen  in  ihre  richtige  Lage  eingeschwenkt  und  die 
Brücken  auf  ihre  Lager  abgelassen.  Um  dabei  eine  vollständige  Zen- 
trierung zu  erhalten,  sind  die  Lager  als  Kugellager  ausgebildet,  so 
daß  beim  Ablassen  der  Brücken  auf  ihre  Lager  die  unteren  Kugel- 
kalotten in  die  darüberliegenden  Kugelschalen  zentrisch  und  zwanglos 
hineinglitten. 


Abb.  12.  Hochziehen  der  Brücken. 


Eröffnung  der  kanalisierten  Main- 
strecke Offenbach  - Ascliaffenburg 
und  des  Aschaffenburger  Hafens. 

Am  3.  November  1921  wurde  im  Namen  des 
Reichsverkehrsministeriums  durch  dessen  Zweigstelle 
Bayern  die  kanalisierte  Mainstrecke  Offenbach — 
Aschaffenburg  sowie  der  neue  Hafen  Aschaffenburg 
dem  Verkehr  übergeben.  Die  Anwesenheit  zahl- 
reicher Regierungsvertreter,  des  bayerischen  Minister- 
präsidenten, der  bayerischen  Minister  des  Innern 
und  der  Finanzen,  des  Ministers  für  soziale  Für- 
sorge, des  hessischen  Staatspräsidenten,  der  Ver- 
treter des  Reichsverkehrsministeriums  Berlin  und 
der  Zweigstelle  Bayern,  ferner  zahlreicher  Land-  und 
Reichstagsabgeordneter  und  der  Vertreter  der  In- 
dustrie und  des  Handels  ließ  erkennen,  welche  Be- 
deutung dieser  Eröffnung  beigemessen  wird  und 
welche  Hoffnungen  daran  geknüpft  werden.  Durch 
diese  Verlängerung  der  Großschiffahrtstraße  bis 
Aschaffenburg  wird  diese  Stadt  und  damit  erst- 
malig Bayern  an  die  Großschiffahrt  des  Rheins  und 
an  die  Nordsee  angeschlossen.  Die  Kohlenkähne 
des  Rheins  von  1500  Tonnen  Tragfähigkeit  können 
nunmehr  unmittelbar  Aschaffenburg  erreichen  und 
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Der  neue  Hafen 
von  Aschaffenburg. 


hier  Umschlägen.  Die  große,  erweiterungsfähige  Holz-  und  Bretter- 
ausfuhr Bayerns  kann  hier  bereits  auf  das  Rheinschiff  übergehen  und 
bietet  dadurch  wertvolle  Talfracht. 

Im  Zuge  dieser  Wasserstraße  wurden  die  nachstehenden  sechs  Stau- 
stufen hergestellt: 


' 

Staustufe 

Mainfluß 
E v.  d.  Mün- 
dung ab 

Länge 
E der 

Haltung 

Gefälle 
g der 

Staustufe 

g Höhenlage 
P-  des  Ober- 
em Wassers  bei 
g.  Normal- 
^ stau 

Bemerkungen 

1. 

Mainkur  . . . 

47,7 

5,7 

2,29  11-  96,500 

Main  auf  preußischem 
Gebiet,  Anlage  mit 
Kraf  tausnutzu  n g 

2. 

Kesselstadt . . 

53,4 

10,8 

2,40  j + 98,910 

wie  vor 

3. 

Krotzenburg  . 

64,2 

7,1 

2,75  + 101,650 

wie  vor 

4. 

Großwelzheim 

71,3 

6,8 

2,20  + 103,850 

Mainfluß  rechts  bay- 
erisch, links  hess. 

5. 

Kleinostheim  . 

78,1 

5,2 

2,20  j+  106,050 

beiderseits  bayerisch 

6. 

Mainaschaff  . 

88,3 

6,7 

2,45  + 108,500 

wie  vor,  Anlage  mit 
Wasserkraft 

In  vier  dieser  Stufen,  in  Mainkur,  Kesselstadt,  Krotzenburg  und 
Mainaschaff,  wird  das  Gefälle  durch  Wasserkraftanlagen  in  sogenannten 
Prüsmannschen  Turbinenpfeilern  ausgenutzt.  Die  Staustufen,  die  in 
der  allgemeinen  Anordnung  den  Anlagen  des  unteren  Mains  ent- 
sprechen, aber  die  neuen  Erfahrungen  an  der  Oder  und  der  Moldau 
verwerten,  bestehen  aus  den  300  m langen  Schleppzugschleusen  von 
12  m Breite,  den  Floßgassen  von  ebenfalls  12  m Sohlenbreite  mit 
Trommel  wehrverschlüssen  und  den  Fischpässen.  Die  Wehr  Verschlüsse 
sind  Walzenwehre  von  zweimal  30  und  einmal  40  m Lichtweite.  Von 
der  Anwendung  von  Nadelwehren  wurde  in  der  Hauptsache  abgesehen : 
nur  bei  den  beiden  Anlagen  Kleinostheim  und  Großwelzheim,  bei 
denen  keine  Wasserkraftausnutzung  stattfindet,  wurde  in  den  Flut- 
öffnungen je  ein  Nadelwehr  wie  bei  der  Oderkanalisierung  mit  60  m 
Lichtweite  angeordnet.  Die  Kraft  wird  in  Mainaschaff  durch  drei, 
an  den  übrigen  Anlagen  durch  vier  Turbinen  ausgenutzt  von  je  30  cbm 


Beaufschlagung  und  rund  600  PS  Leistung.  Die  gesamte  jährliche 
Stromerzeugung  beträgt  rund  25  bis  30  Mill.  Kilowattstunden. 

Als  vorläufiger  Abschluß  der  kanalisierten  Strecke  wurde  bei 
Aschaffenburg,  unterhalb  des  Vorortes  Leider,  ein  Umschlaghafen 
errichtet  (s.  d.  vorstehenden  Lageplan).  Er  besteht  aus  zwei  Becken  von 
je  800  m Länge ; zwei  weitere  Becken  können  noch  angeschlossen  werden. 
Die  Becken  sind  im  allgemeinen  mit  Halbkaimauern  bis  über  den 
Stauspiegel,  von  da  mit  einfüßiger  Pflasterböschung  bewehrt.  Nur 
im  Längsbecken,  anschließend  an  die  Hafeneinfahrt,  ist  auf  470  m Länge 
eine  Vollkaimauer  für  den  Handelsumschlag  hergestellt.  Die  Tiefe 
der  Becken  beträgt  bei  Vollstau  5,20  und  3,05  m,  die  Breite 
60  und  70  m.  Hinter  den  an  die  Kaimauern  anschließenden  Umschlag- 
gleisen liegen  80  bis  100  m tiefe  hochwasserfreie  Lagerplätze.  Im 
derzeitigen  Ausbau  umfaßt  der  Hafen  rund  13  ha  Wasserflächen  und 
33  ha  Lagerplätze.  Zwei  große  staatliche  Lagerhäuser  dienen  dem 
Umschlag  und  der  Lagerung  von  Handelsgütern.  Auf  den  an  Reede- 
reien, Kohlengroßhandlungen  und  Kohlenzechen  verpachteten  Flächen 
ist  bereits  reges  Leben  tätig  zum  Ausbau  der  Plätze  und  zur  Auf- 
stellung von  Lagerhäusern  und  Kranen. 

15  Krane  sind  fertiggestellt  und  haben  den  Umschlag  in  beträcht 
lichem  Umfang  aufgenommen.  Eine  Brikettfabrik  stellt  aus  Kohlengrus 
Steinkohlenbrikette  her.  Die  Krane,  Betriebsspille  usw.  werden  durch 
Drehstrom  bedient,  der  im  Kraftwerk  Mainaschaff  bezw.  zur  Zeit 
noch  in  der  Braunkohlenzeche  Gustav  gewonnen  wird. 

Ostwärts  schließt  sich  an  den  Hafen  der  Hafenbahnhof  von 
1,8  km  Länge  und  9 ha  Grundfläche  an;  von  ihm  aus  wird  in  ganzen 
Zügen  das  Umschlaggut  auf  die  Hauptbahn  Aschaffenburg— Würzburg 
verbracht,  ohne  den  engen  Bahnhof  Ascbaffenburg  zu  berühren. 

Die  neuen  Anlagen  werden  wesentlich  zur  Hebung  und  zum 
Wiederaufbau  der  daniederliegenden  deutschen  Binnenschiffahrt  bei- 
tragen können,  doch  wird  nur  eine  einheitliche  Zusammenfassung 
von  Eisenbahn  und  Schiffahrt  in  gemeinsamer  Tarifpolitik  und  mit 
restloser  Ausnutzung  des  Arbeitsvermögens  der  Binnenschiffahrt  beide 
Teile  lebensfähig  und  nutzbringend  gestalten  und  dem  Ausbau  des 
Großschiffahrtweges  Rhein — Main— Donau  die  Wege  ebnen  können. 

Aschaffenburg.  Amend,  Oberbauamtmann. 


Vermischtes. 


Die  Würde  eines  Doktor-Ingenieurs  ehrenhalber  ist  von  der 
Technischen  Hochschule  Karlsruhe  verliehen  worden  dem  Vorstand 
der  Betriebsabteilung  der  badischen  Eisenbahngeneraldirektion  Ge- 
heimen Oberbaurat  Alexander  Courtin  in  Anerkennung  seiner  hervor- 
ragenden Verdienste  um  die  Entwicklung  des  Lokomotivbaues  sowie 
dem  Direktor  der  Schiffs-  und  Maschinenbau- A.-G.  Richard  Bluemcke 
in  Mannheim  in  Anerkennung  seiner  hervorragenden  Verdienste  um 
die  Entwicklung  der  See-  und  Flußbagger  sowie  der  Schleppdampfer 
mit  geringem  Tiefgang. 

Iu  dem  Wettbewei'b  filr  Entwürfe  zu  einem  Kaffee-  und  Tee- 
service, den  das  Württembergische  Landesmuseum  in  Stuttgart  für 


die  Württembergische  Metallwarenfabrik  Geislingen  eröffnet  hatte 
(Seite  422  d.  Bl.),  hat  das  Preisgericht  13  Preise  von  je  5000  Mark 
verliehen,  und  zwar  den  Entwürfen  von  Alfred  Bern  heim  in 
Düsseldorf,  Max  Fork  in  Reutlmgen,  Fr.  Glaser  iu  Karlsruhe,  Karl 
Hagenauer  in  Wien,  Fr.  Jaud  in  Stuttgart,  Konrad  Jochheim 
und  Alfred  Kopka  in  Berlin,  A.  Mantel  in  Stuttgart,  T.  Par- 
zinger  in  München,  G.  Schroedter  in  Talheim,  E.  Schwemmle 
in  Faurndau,  W.  Sudeck  in  Bremen  und  H.  v.  Wersin  in  München. 
Für  je  1000  Mark  wurden  angekauft  die  Entwürfe  von  Herrn. 
Bauer  in  Gmünd,  Herrn.  Haas  in  München  und  Emil  Pohle  in 
Dortmund. 
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Für  eiu  deutsches  Architekturmnseum  tritt  Otto  Höver  in 
Heft  2/3  der  „Museumskunde“  ein.  Von  dem  Grundsatz  ausgehend, 
daß  die  Erkenntnis,  die  Architektur  ist  der  eigentliche  Kern  künst- 
lerischen Schaffens,  Allgemeingut  werden  muß.  fordert  er  ein  Zentral- 
institut zur  Veranschaulichung  der  Weltarchitektur.  Zwar  haben  wir 
in  Deutschland  an  vielen  Stellen  Sammlungen  von  Entwürfen,  Modellen 
und  Gipsabgüssen  deutscher  und  außerdeutscher  Meister,  zwar  be- 
findet sich  in  den  ethnographischen  Sammlungen  allerhand  wertvoller 
Stoff  außereuropäischer  Baukunst,  aber  diese  sind  viel  zu  wenig  der 
Allgemeinheit  zugänglich.  In  dem  Architekturmuseum,  das  in  erster 
Linie  der  deutschen  Baukunst  gewidmet  werden  soll,  müßten  die 
bedeutenderen  charakteristischen  Bauwerke  in  Zeichnungen,  Licht- 
bildern, Modellen  und  Originalstücken  anschaulich  vorgeführt  werden. 
Besonderer  Wert  wäre  namentlich  für  den  Laien,  in  dem  das  Ver- 
ständnis für  die  Baukunst  erweckt  werden  muß,  auch  auf  Stereoskop- 
aufnahmen zu  legen.  Auch  das  Fliegerbild  muß  zur  Veranschau- 
lichung städtebaulicher  Wirkungen  in  weitestem  Maße  herangezogen 
werden.  Die  Modelle  wären,  um  bequem  einen  Vergleich  ziehen  zu 
können,  in  gleichem  Maßstabe  zu  halten,  müßten  zerlegbar  sein  und 
gegebenenfalls  nach  Art  der  barocken  Weihnachtskrippen  mit  Staf- 
fage versehen  werden.  Dieser  Abteilung,  die  die  Zeugnisse  der  Bau 
kunst  aller  Zeiten  auf  deutschem  Boden  umfassen  muß,  wäre  eine 
zweite  anzugliedern,  in  der  die  Architektur  der  übrigen  Länder  und 
Erdteile  zu  zeigen  wäre,  wie  es  bereits  jetzt  im  Trocadero  und  Musee 
Guimet  in  Paris  geschieht.  So  wird  die  Möglichkeit  einer  vergleichen- 
den Architekturgeschichte  geschaffen.  Auch  wären  möglichst  die  Ergeb- 
nisse der  Ausgrabungen  und  Forschungen  in  Rekonstruktionen  wieder- 
zugeben. Alles  muß  so  aufgestellt  werden,  daß  es  die  Freude  am 
Schauen  erweckt.  Führungen  und  Vorträge  sollen  die  Besucher  all- 
mählich zu  tieferem  Verständnis  heranreifen  lassen.  Ferner  müßte 
noch  eine  architekturwissenschaftliche  Zeutralbibliothek  mit  Lesesälen 
und  eine  Lichtbilderzentrale  eingerichtet  werden.  Höver  bleibt  aber 
bei  diesen  Vorschlägen  nicht  stehen.  Er  möchte  auch  geschichtliche 
Bauwerke  in  natürlicher  Größe  errichtet  sehen  und  glaubt,  hierfür  die 
kapitalkräftige  Filmindustrie  gewinnen  zu  können.  Die  finanziellen 
Schwierigkeiten  glaubt  er  nicht  so  hoch  einschätzen  zu  müssen.  Zur 
Unterbringung  würde  einstweilen  eine  größere  Kaserne  genügen.  Die 
Herstellung  der  Modelle  würde  zwar  erhebliche  Kosten  verschlingen. 
Die  Mittel  sollen  aus  den  Museumsfonds,  die  bei  der  heutigen  Valuta 
zum  Ankauf  auf  dem  internationalen  Kunstmarkt  doch  nicht  aus 
reichen,  gewonnen  und  so  nutzbringend  für  arbeitslose  Handwerker, 
Modelleure  und  Architekten  verwendet  werden. 

Ein  Museum  fiir  westliche  Kunst  in  Tokio  läßt  der  japanische 
Schiffbauer  Matsukata  durch  den  englischen  Architekten  F.  Brangwyn 
errichten.  Der  Bau  soll  sich  um  einen  großen  Hof  gruppieren,  in 
dessen  Kreuzgängen  europäische  und  amerikanische  Skulpturen  auf- 
gestellt werden,  und  in  voller  Harmonie  mit  der  Umgebung  doch 
keinerlei  japanischen  Charakter  haben.  Den  Grundstock  des  Museums 
bildet  eine  umfangreiche  Sammlung  Matsukatas. 

Geheimer  Hofrat  2>r.=  3ng.  ehrenhalber  Joseph  Bühlmann,  Pro- 
fessor an  der  Technischen  Hochschule  München,  ist  Ende  Oktober  in 
München  im  78.  Lebensjahre  verstorben.  Der  Verstorbene  war  in 
der  Schweiz  geboren  und  kam  1863  als  Schüler  von  Ludwig  Lange 
an  die  Akademie  der  bildenden  Künste  in  München,  wo  er  mit 
Männern  wie  Klenze,  Neureuther,  Gärtner  und  anderen  in  Fühlung 
kam.  Im  Jahre  1875  wurde  er  als  Dozent  an  die  Technische  Hoch- 
schule München  berufen,  wo  er  schnell  hintereinander  zum  außer- 
ordentlichen, dann  zum  ordentlichen  Professor  aufstieg.  Als  Lehrfach 
war  ihm  Bauzeichnen,  malerische  Perspektive  und  Innendekoration 
übertragen.  ProfessorBühlmann,  der  auch  Ehrenmitglied  der  bayerischen 
Akademie  der  bildenden  Künste  gewesen  ist,  hat  sich  außerhalb  der 
Wirkungsstätte  an  der  Münchener  Technischen  Hochschule  durch  eine 
reiche  schriftstellerische  Tätigkeit  bekannt  gemacht.  In  den  Jahren  1872 
bis  1877  kam  sein  Hauptwerk  heraus,  die  Architektur  des  klassischen 
Altertums,  das  mehrere  Auflagen  erlebt  hat.  Für  das  Handbuch  der 
Architektur  hat  er  1893  den  Baud  über  die  Bauformenlehre  und  18b6 
die  Gestaltung  der  äußeren  und  inneren  Architektur  geschrieben. 
Kleinere  Veröffentlichungen  betrafen  u.  a.  die  Anwendung  des  Sgraltitos 
für  Fassadendekorationen  und  eine  Studie  über  den  römischen 
Tempelbau.  t. 

Bücherschau. 

Das  Bürgerhaus  im  Deutschen  Reich  und  in  seinen  Grenz- 
gebieten. Herausgegeben  vom  Verband  deutscher  Architekten-  und 
Ingenieurvereine.  I.  Heft.  Das  Bürgerhaus  in  Schlesien.  Von  Dr.  Ludwig 
Burgemeister,  Landesbaurat  und  Provinzialkonservator  in  Breslau. 
Berlin  1921.  Verlag  der  Deutschen  Bauzeitung  G.  m.  b.  H.  64  S.  in  4" 
mit  179  Abb.  Preis  GO  JC. 

in  mustergültiger  Ausstattung  wird  das  erste  Heft  dieser  seit 


langer  Zeit  erwarteten  Veröffentlichung  in  die  Hände  der  deutschen 
Leserschaft  gelegt.  Es  bildet  einen  Teil  der  umfassenden  Sammlung 
deutscher  Bürgerhäuser,  die  vom  Verbände  deutscher  Architekten- 
und  Ingenieurvereine  betrieben  wird.  Auf  dem  fünften  Tage  für 
Denkmalpflege  richtete  Professor  Tr.=3üg.  Stiehl  die  Aufmerksamkeit 
auf  diese  vielfach  dem  Untergang  geweihten  Denkmalgruppen. 
128  deutsche  Städte  und  die  preußische  Akademie  des  Bauwesens 
ermöglichten  die  Verwirklichung  des  Gedankens  einer  Veröffentlichung 
dieser  Wahrzeichen  deutschen  echten,  achtunggebietenden  Bürgerstolzes. 
Wenn  auch  der  Weltkrieg  die  Arbeit  zahlreicher  opferwilliger  und 
selbstloser  Mitarbeiter  für  eine  Zeitlang  lahmlegte,  so  liegt  gleich- 
wohl der  Stoff  nun  gesammelt  vor  Die  Herausgabe  des  ersten  Heftes 
wurde  durch  namhafte  Beiträge  nicht  nur  der  in  Frage  kommenden 
amtlichen  Stellen,  sondern  auch  zahlreicher  Persönlichkeiten,  wie  des 
Herzogs  Günther  von  Schleswig  - Holstein,  Fürsten  Pleß,  Fürsten 
Donnersmarck,  Grafen  Scbaffgotsch,  Grafen  Praschma  usw.,  ermöglicht. 
Dem  Wunsche  des  Ausschusses  des  Bürgerhauswerkes,  daß  das  Heft 
hinausgehen  möge  als  ein  Denkmal  des  tätigen  deutschen  Geistes,  wie 
er  sich  seit  alten  Zeiten  auch  unter  äußerem  Druck  als  schöpferische 
Kraft  bewährt  hat  und-  sich  auch  weiterhin  bewähren  wird,  schließen 
wir  uns  mit  vollem  Herzen  an. 

Schlesien,  das  klassische  Land  deutscher  Wiedergeburt,  geht  auch 
auf  diesem  Kulturpfade  als  erster  deutscher  Gau  bahnbrechend  voran. 
Der  bewährte  Hüter  und  Pfleger  seiner  Kunstdenkmäler,  Dr.  Burge- 
meister, war  der  berufene  Mann,  der  unter  dem  schier  unerschöpf- 
lichen Schatz  schlesischer  Bürgerkunst  die  Perlen  herauszusuchen 
hatte,  welche  den  Ruf  altbewährter  deutscher  Kunst  in  alle  Lande 
neu  hinauszutragen  berufen  sind.  In  geschichtlicher  Folge  wird  die 
Entwicklung  uns  vorgeführt.  Seit  dem  Anfang  des  12.  Jahrhunderts 
dringen  deutsche  Kolonisten  ordnend  und  Menschentum  verbreitend 
in  die  unwirtlichen  slawischen  Wald-  und  Sumpfgebiete  vor.  Goldberg 
entsteht  als  erste  Stadt.  Das  Magdeburger  Recht  wird  eingeführt. 
Die  schlesischen  Städte  sind  fast  ohne  Ausnahme  in  einem  Zuge  ab- 
gesteckte Kolonistenstädte  und  zeigen  alle  dieselben  Anlagen,  wie  sie 
auch  den  sonstigen  Siedlerstädten  des  Ostens  bis  hinab  nach  Sieben- 
bürgen eignen.  Der  Mongoleneiüfall  1241  ist  die  Veranlassung  zur 
wehrhaften  Befestigung  der  Siedlungen.  Im  Mittelalter  bestanden  die 
Häuser  vielfach  noch  aus  Holz,  teils  Fachwerk,  teils  Schrotholz,  die 
bis  ins  18.  Jahrhundert  hinein  nachweisbar  sind.  Stadtbrände  sind 
daher  ein  häufiges  Ereignis.  Aus  der  Asche  erheben  sich  die  mit 
zunehmendem  Wohlstand  immer  solider  und  prächtiger  erstehenden 
Wohnstätten  des  deutschen  Kulturmenschen;  eng  zu  naher  werktätiger 
Gemeinschaft  aneinandergereiht,  die  geistige  Einheit  auch  äußerlich 
betonend,  um  das  Rathaus  und  den  „Ring“  geschart,  gewährt  die 
schlesische  Stadt  ein  sprechendes  Bild  deutschen  Ordnungs-  und 
Gemeinsinns.  Mit  Sachkunde  führt  Burgemeister  den  Leser  durch 
die  Laubengäuge  der  Städte,  das  eigenartige  Görlitz,  das  in  seinem 
äußeren  Bilde  schon  die  von  den  anderen  Städten  abweichende  Ent- 
wicklung erkennen  läßt.  Einzelne  Namen  tauchen  allmählich  aus 
dem  Dunkel  der  Geschichte  auf:  Vendel  Roßkopf,  der  Neuschöpfer 
Görlitz'  nach  dem  Brand  von  1525,  drückt  der  Stadt  den  Stempel 
auf.  Die  Barockzeit  bringt  neue  Dinge.  Mit  starkem  Wollen  macht 
sich  eine  das  Gemeinwohl  bezweckende  Obrigkeit  geltend.  Breslau 
erhält  eine  Bauordnung.  Jeder  Neubau  muß  gemeldet  werden, 
„damit  nicht  solcher  Bau  unförmlich  und  zur  Verstellung  der  Plätze 
und  Gassen  geschehen  möge“.  Dies  ist  die  einzige  Vorschrift,  die 
für  die  einheitliche  schöne  Gestaltung  des  Stadtbildes  genügte,  ein 
Ehrenzeichen  für  den  „gemeinen  Sinn“  der  damaligen  Zeit,  in  der 
die  Notwendigkeit  des  gemeinsamen  Handelns  und  Denkens  noch 
lebendig  wrar  und  „gemein“  noch  der  höchste  und  nicht  der  niedrigste 
Begriff  war. 

Auch  die  Zeit  des  Klassizismus  ist  für  Schlesien  eine  reiche  ge- 
wesen. Der  Name  „Langhaus“  leuchtet  auf.  Die  Neubelebung  von 
Formen  aus  dem  griechischen  und  römischen  Klassizismus  fand  auch  in 
Schlesien  Eingang.  Breslau  und  Glogau  wurden  führend.  An  beiden 
Orten  wirken  staatliche  Baubeamte,  die  als  Träger  der  neuen,  auf 
wissenschaftlichen  Studien  gegründeten  Formenlehre  im  Sinne  der  in 
Berlin  sich  bildenden  Gillyschen  Schule  den  Handwerkmeistern  die 
Entwürfe  liefern.  Mit  der  StilwandUmg  gehen  Grundrißwandlungen 
organisch  Hand  in  Hand.  Mit  dem  Klassizismus  schließt  die  Dar- 
stellung. In  sachlicher  und  lebendig-würdiger  Sprache  führt  Burge- 
meister uns  durch  das  weite  Gebiet,  Ausblicke  und  Einblicke  gebend. 
Kaum  ein  Werk  dürfte  geeigneter  sein,  gerade  in  dieser  Zeit  durch 
seine  Ruhe  und  Vornehmheit  die  Achtung  vor  deutschem  Schaffen 
zu  verbreiten,  nicht  durch  Auftrumpfen,  sondern  durch  grades,  festes 
Aufrechtstehen,  durch  den  Reichtum  an  Geistigem,  den  wir  auch 
heute  noch  der  Mitwelt  zu  bieten  haben,  bedeutsam  besonders  da- 
durch, daß  dieser  Quell  aus  dem  umbrandeten  und  bedrohten,  so 
kernig  deutschen  Schlesierlande  entspringt.  Darum  nochmals  Dank 
denen,  die  gerade  in  diesem  Augenblick  diese  Veröffentlichung  möglich 
machten.  N. 
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Ausbau  des  Rheins  von  Straßburg  bis  Basel. 


Die  Herstellung  einer  leistungsfähigen  Wasserstraße  von  Straß- 
burg bis  Basel  ist  schon  seit  vielen  Jahren  in  Schiffahrt-  und  handel- 
treibenden Kreisen  erstrebt  worden;  der  Gedanke  nahm  greifbarere 
Gestalt  an,  als  nach  der  mit  Erfolg  ausgeführten  Rheinregulierung  bis 
Straßburg  die  Großschiffahrt  bis  hierhin  sich  ausdehnen  konnte.  Der 
Ministerialdirektor  Dr.-lng.  Sympher  hat  im  Jahre  1914  auf  Veran- 
lassung verschiedener  Wirtschaftsverbände  vom  Oberrhein  in  Mann- 
heim einen  Vortrag  über  die  wirtschaftliche  Seite  des  Ausbaues  des 
Rheins  von  Straßburg  bis  Basel  und  weiter  bis  zum  Bodensee  gehalten 
(1914  d.  Bl.,  S.  349  u.  f.),  wobei  indes  die  Art  der  Schiffbarmachung 
als  Grundlage  für  die  Beurteilung  der  wirtschaftlichen  Frage  gleichfalls 
besprochen  wurde.  Sympher  vergleicht  die  Vorteile  und  Nachteile 
der  für  den  Ausbau  von  Straßburg  bis  Basel  in  Betracht  kommenden 
Bauweisen  — Regulierung  oder  Kanalisierung  — und  ist  der 
Ansicht,  daß  beide  Arten  des  Ausbaues  in  Frage  kommen  könnten. 
Der  Regulierung  nach  Art  derjenigen  unterhalb  Straßburgs  steht 
allerdings  das  stärkere  Gefälle  von  1 : 1000  gegenüber  demjenigen  von 
1 : 1600  auf  der  Strecke  unterhalb  Straßburgs  entgegen,  jedoch  glaubt 
er  auch  ein  solches  Gefälle  durch  starke  Schlepper  überwinden  zu 
können.  Vorteile  der  Regulierung  sind  die  verhältnismäßig  geringen 
Kosten  und  die  Möglichkeit  des  Einbaues  von  Staustufen  auf  einzelnen 
Teilstrecken  oder  auf  der  ganzen  Länge  des  Stromes.  Bei  einer 
Kanalisierung  der  Strecke  Straßburg — Basel  denkt  Sympher  haupt- 
sächlich an  die  Kanalisierung  der  oberen  95  km  langen  Strecke  von 
Basel  bis  etwa  Wittenweier,  während  er  für  die  untere,  32  km  lange 
Strecke  mit  geringerem  Gefälle  eine  Regulierung  unter  allen  Um- 
ständen für  angängig  hält.  Die  Kanalisierungskosten  mit  Ausbau  der 
Gefällstufen  zur  Gewinnung  der  Wasserkräfte  schätzt  Sympher  etwa 
zwölfmal  so  hoch  wie  für  die  bloße  Regulierung.  Er  bespricht  daher 
eingehend  den  Gedanken,  zunächst  die  Regulierung  auszuführen  und 
die  einzelnen  Staustufen  nach  Maßgabe  des  Bedarfs  und  der  Absatz- 
möglichkeit für  die  elektrische  Kraft  zu  bauen;  dabei  bliebe  die 
Möglichkeit  bestehen,  die  Strecken  des  stärksten  Gefälles  alsbald 
durch  Kanalisierung  zu  verbessern.  Einem  ähnlichen  Gedanken  hat 
nach  Sympher  der  schweizerische  Vorkämpfer  für  die  Rheinschiffahrt, 
$r.=3n9-  R.  Gelpke  in  Basel  Ausdruck  gegeben.1) 

Durch  den  Vertrag  von  Versailles  hat  nun  die  Frage  der  Schiff- 
barmachung des  Rheins  von  Straßburg  bis  Basel  eine  andere  Gestalt 
angenommen.  Nach  § 358  dieses  Vertrages  hat  Frankreich  das  Recht, 
auf  dem  ganzen  Laufe  des  Rheins  zwischen  den  äußersten  Punkten 
seiner  Grenzen  Wasser  aus  dem  Rhein  zu  entnehmen  zur  Speisung 
der  bereits  gebauten  oder  noch  zu  bauenden  Schiffahrt-  und  Be- 
wässerungskanäle sowie  die  durch  Bauten  im  Strom  erzeugte  Kraft 
zu  verwerten,  jedoch  mit  dem  Vorbehalt,  die  Hälfte  des  Wertes  der 
gewonnenen  Wasserkraft  an  Deutschland  zu  bezahlen.  Auf  Grund 
dieser  Bestimmung  hat  die  französische  Regierung  den  Entwurf  für 
einen  linksrheinischen  Kanal  — grand  canal  d’Alsace  — der  Zentral- 
kommission für  die  Rheinschiffahrt  vorgelegt.  Hiernach  soll  ein  voll- 
ständiger Seitenkanal  vom  Rhein  unterhalb  Basel  bis  nach  Straßburg 
gebaut  werden,  der  eine  dritte  Lösung  der  Aufgabe  darstellen  würde. 
Uber  den  Stand  der  Angelegenheit  hat  der  Geheime  Oberbaurat 
Dr.  Kupferschmid  in  Karlsruhe  auf  der  Jahresversammlung  des 
Vereins  zur  Wahrung  der  Rheinschiffahrtinteressen  in  Heidelberg  am 
10.  September  d.  J.  einen  eingehenden  fesselnden  Vortrag  gehalten,  aus 
dem  einige  allgemeine  bemerkenswerte  Angaben  hier  Platz  finden  mögen. 

Die  Zentralkommission  für  die  Rheinschiffahrt,  die  jetzt  ihren  Sitz 
in  Straßburg  hat  und  die  über  die  Ausführung  von  Bauten  im  Rhein 
entscheidet,  hat  über  die  Frage  des  Ausbaues  des  Rheins  von  Stnaß- 
burg  bis  Basel  ein  Gutachten  eingeholt  von  dem  conseil  superieur 
des  travaux  publics,  einer  Vereinigung  hervorragender  französischer 
Techniker.  Das  unter  dem  23.  Dezember  1920  erstattete  Gutachten, 

1)  Vgl.  „Das  Schiff“,  Jahrg.  1921,  S.  395,  „Eine  wichtige  Ernennung“. 


soweit  es  aus  Veröffentlichungen  bekannt  geworden  ist,  kommt  zu 
dem  Ergebnis,  daß  die  Regulierung  ausscheide,  weil  damit,  wie 
die  Erfahrungen  an  der  Rhone  zeigen,  wo  das  Gefälle  noch  schwächer 
ist  als  im  Rhein  oberhalb  Straßburgs,  nur  ein  unbefriedigendes,  nach 
der  Tiefe  beschränktes  und  wechselndes  Fahrwasser  erhalten  wird, 
weil  ferner  die  Geschiebeführung  nicht  zum  Stillstand  gebracht  wird 
und  weil  sie  eine  Ausnutzung  der  Wasserkräfte  ausschließt,  wodurch 
das  Elsaß  die  780 000  PS  bei  Mittelwasser  verlieren  würde,  die  einen 
Teil  seines  Reichtums  ausmachen. 

Gegen  die  Kanalisierung  macht  das  Gutachten  geltend,  daß 
infolge  der  Breite  des  Bettes  und  der  geringen  Höhe  der  Ufer,  die 
nur  Wehre  von  geringer  Höhe  zuläßt,  sehr  hohe  Kosten  entständen. 
Die  damit  erreichte  Ausnutzung  der  Stromkraft  sei  unvollkommen 
und  jedenfalls  sei  die  Kraftausbeute  im  Seitenkanal  erheblich  größer. 
Die  in  großer  Zahl  erforderlichen  Wehre  seien  schwierig  zu  gründen 
und  bei  Hochwasser  könne  eine  falsche  Bedienung  der  Schütze  das 
Ufergelände  unter  Wasser  setzen  und  die  Uferanwohner  bedrohen. 
Ferner  verursachten  die  erforderlichen  14  Schleusen  und  die  vor- 
handenen sieben  Schiffbrücken  der  Schiffahrt  großen  Aufenthalt. 

Ein  Seitenkanal  ergibt  nach  dem  Gutachten  die  vollkommenste 
Lösung.  Es  sei  nur  ein  Wehr  — bei  Hüningen  , dessen  Gründung 
leicht  sei,  erforderlich.  Das  Fahrwasser  sei  mit  80  m Breite  und 
6 bis  7 m Tiefe  günstiger  als  im  Strom.  Die  Zahl  der  Schleusen 
betrage  nur  acht,  die  Aufenthalte  der  Schiffe  seien  also  geringer  als 
im  Strom.  Der  Bau  könne  ohne  Unterbrechung  der  Schiffahrt  er- 
folgen, und  der  Schiffahrtweg  werde  besser,  sicherer  und  länger  be- 
fahrbar als  bei  jeder  anderen  Lösung.  Als  ein  Vorzug  wird  auch 
noch  angeführt,  daß  der  neue  und  tiefe  Wasserweg  nach  und  nach 
ausgeführt  werden  könne. 

Kupferschmid  kommt  zu  dem  Ergebnis,  daß  er  auf  Grund  seiner 
langjährigen  Erfahrung  am  Oberrhein  und  der  genauen  Untersuchung 
aller  in  Betracht  kommenden  Verhältnisse  eine  Kanalisierung  für  das 
einzig  Richtige  halte.  Insbesondere  betont  er,  daß  die  Kraftausbeute 
im  kanalisierten  Strom  um  869  Milk  kW/Std.  größer  sei  als  im  Seiten- 
kanal, wodurch  die  Wirtschaftlichkeit  wesentlich  beeinflußt  würde. 
Wehre  und  Schleusen  könnten  unabhängig  vom  Bau  der  Kraftwerke 
ausgeführt  werden.  Da  das  Erträgnis  aus  der  Kraftgewinnung  nicht 
nur  die  Verzinsung  und  Tilgung  der  Baukosten  sowie  der  Unter- 
haltungs-  und  Betriebskosten  decke,  sondern  außerdem  einen  jähr- 
lichen Überschuß  von  einigen  Hundertsteln  des  Baukapitals  ergebe, 
so  liege  die  Möglichkeit  vor,  daß  die  Uferstaaten  die  Wasserstraße 
alsbald  und  möglichst  in  einem  Zuge  ausbauen  und  die  Kosten  aus 
den  Einnahmen  der  nach  und  nach  auszubauenden  Kraftwerke  wieder 
zurückerhalten.  Auf  diese  Weise  werde  man  nicht  nur  früher  als  mit 
dem  Seitenkanal  den  ersehnten  Großschiffahrtweg  nach  Basel, 
sondern  auch  eine  bessere  Wasserstraße  erhalten. 

Von  der  Schweiz  ist  ein  Entwurf  bisher  noch  nicht  bekannt 
geworden,  doch  ist  ein  solcher  in  Aussicht  gestellt.  Wie  verlautet, 
soll  sich  die  Schweiz  für  einen  „freien  Rhein“,  also  für  eine  Regu- 
lierung oder  eine  solche  mit  teilweiser  Kanalisierung  erklären.  Es 
darf  vorausgesetzt  werden,  daß  sie  dem  Bau  eines  Seitenkanals,  der 
dem  Rhein  bei  niedrigem  Wasserstand  den  größten  Teil  seines  Wassers 
entziehen  würde,  heftigen  Widerstand  entgegensetzen  wird. 

Es  ist  zu  hoffen,  daß  die  für  Industrie  und  Schiffahrt  gleich 
wichtige  Frage  nach  jeder  Richtung  von  den  berufensten  Fachleuten 
geprüft,2)  und  daß  auf  Grund  eingehender  Untersuchungen  eine  solche 
Entscheidung  getroffen  wird,  die  das  Wohl  aller  Beteiligtet  berück- 
sichtigt und  nicht  nur  einen  einseitigen  Interessenstandpunkt  verfolgt. 

Koblenz.  Stelkens. 

2)  Vgl.  a.  Honsell,  Die  Wasserstraße  zwischen  Mannheim-Ludwigs- 
hafen und  Kehl-Straßburg,  Kanal  oder  freier  Rhein.  1890  d.  Bk,  S.  105, 
113,  128,  133,  140.  D.  Schriftltg. 


Die  Asbestonschwelle 

Die  Asbestonschwelle,  ein  schweizerisches  Patent,  dessen  Ver- 
wertungsrecht für  Deutschland  eine  Kölner  Gesellschaft  erworben  hat, 
ist  bereits  im  Jahre  1911  auf  Bahnstrecken  der  Schweiz,  später  auf 
Strecken  der  sächsischen  und  württembergischen  Staatsbahnen  und 
auf  einer  Schnellzugstrecke  in  Schweden  in  geringen  Mengen  ver- 
suchsweise eingebaut  worden.  Sie  ist  eine  Eisenbetonschwelle,  die  so 
ausgebildet  ist,  daß  auf  ihr  die  normalen  Unterlagsplatten  als  Auf- 
lager tür  die  Schienen  in  derselben  Weise  wie  bei  Holzschwellen 
mittels  Schwellenschrauben  oder  Hakennägeln  befestigt  werden  können. 
Die  Möglichkeit  einer  solchen  Befestigung  ist  dadurch  gegeben,  daß 
Aussparungen,  die  bei  Herstellung  der  Schwelle  unter  den  Auflagern 


für  Eisenbahngleise. 

der  Unterlagsplatten  vorgesehen  sind,  mit  Asbeston,  einem  Gemisch 
von  Asbest  und  Feinbeton,  ausgefüllt  werden.  Nach  Erhärtung  lassen 
sich  in  diese  Masse,  ähnlich  wie  in  Holz,  die  Schrauben  und  Nägel  in 
vorgebohrte  Löcher  einschrauben  oder  einschlagen.  Die  Abb.  1 bis  3 
geben  nach  dem  Organ  für  die  Fortschritte  des  Eisenbahnwesens 
Jahrg.  1921,  1.  Heft,  die  württembergische  Versuchsschwelle  wieder. 
Neuerdings  sind  Versuche  mit  verbesserten  Ausführungsweisen  auf  ver- 
schiedenen Bahnen,  auch  Straßen-  und  Kleinbahnen  in  Deutschland  und 
Österreich -Ungarn,  insbesondere  von  der  Eisenbahn -Generaldirektion 
in  Dresden  angestellt  worden;  man  erwartet  von  den  hierbei  ver- 
wendeten nur  2,20  m langen  Schwellen  mit  verbreiterten  Enden  Erspar- 
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nisse  beim  Bau  durch  die  geringere 
Breite  des  Schotterbettes  und  auch  bei 
der  Unterhaltung.  Für  die  feste  Lage- 
rung ist  das  hohe  Eigengewicht  be- 
sonders günstig.  Doch  sind  diese  Ver- 
suche noch  nicht  abgeschlossen. 

Zur  Beurteilung  der  bisherigen 
Bewährung  der  Asbestonschwellen 


„H*  .SS.±k 


£ -•  7,57  qcm 
BugeJ  7mm  alle  JO  cm 
f - 5,50  qcm 


Abb.  1.  Schnitt  li  ß. 


wonach  sie  den  Holz-  und  Eisenschwel- 
len  überlegen  sein  sollen,  den  Tatsachen 
vorauseilen  dürften.  Denn  es  genügt 
'nicht,  beim  Eisenbahnoberbau  einen 
Bauteil,  von  dem  man  sich  erhebliche 
Vorteile  verspricht,  für  sich  allein  zu 
betrachten,  es  ist  vielmehr  unumgäng- 
lich notwendig,  sich  die  Einwirkung 


Abb.  3. 


_ V2(L 


möge  hier  auf  zwei  im  Organ  für  die  Fortschritte  des  Eisenbahn- 
wesens veröffentlichte  Mitteilungen  von  Kräutle  und  Sailer  hin- 
gewiesen werden.1)  Kräutle  betont,  daß  die  Asbestonschwelle  nach  den 
württembergischen  Versuchen  noch  der  Durcharbeitung  bedürfe,  da 
wegen  zu  starker  Rißbilduug  schon  nach  kurzer  Liegedauer  einige 
Schwellen  ausgebaut  werden  mußten.  An  den  Krempenplatten  seien 
stellenweise  die  Ränder  ausgebrochen.  Bei  den  schwedischen  Bahnen 
sind  nach  Sailer  dieselben  Mängel  festgestellt  worden.  Bereits  nach 
zweijähriger  Liegedauer  wurde  eine  besonders  schnell  fortschreitende 
Zerstörung  der  Schwellen  an  den  Unterlagsplatten  und  an  den  ganzen 
Oberflächen  bemerkt,  zum  Teil  waren  sogar  die  Eiseneinlagen  sichtbar, 
und  die  Schwellenschrauben  verloren  ihren  Halt.  Die  Verwaltung  der 
schwedischen  Staatsbahnen  hat  daher  angeordnet,  daß  Asbeston- 
schwellen der  dort  verlegten  Bauart  nicht  weiterverwendet  werden 
dürfen.  Diese  Erfahrungen  zeigen,  daß  die  bisher  bei  allen  Eisenbeton- 
schwellenarten beobachtete  Neigung  zu  Rißbildungen  und  Ausbröcke- 
lungen, besonders  am  Schienenauflager,  auch  bei  den  Asbeston- 
schwellen besteht,  und  daß  die  Mitteilungen  des  Geheimen  Baurats 
Hoefer  in  Köln  in  verschiedenen  Fachzeitschriften  undTageszeitungen,2) 

')  Kräutle,  Versuche  mit  Asbestonschwellen  bei  der  württem 
bergischen  Staatsbahn  (Organ  1921,  1.  Heft  S.  5)  und  Sailer,  Versuche 
mit  Asbestonschwellen  bei  den  schwedischen  Staatsbahnen  (Organ  1921. 
16.  Heft  S.  162). 

s)  Vgl.  Verkehrstecbn.  Woche  1921,  39.  Heft,  S.  322;  Zeitung  d. 
Vereins  Deutsch.  Eisenbahnverw.  1921,  Nr.  38,  S.  709  und  Kölnische 
Zeitung  Nr.  539  vom  17.  August  d.  J.  mit  dem  anschließenden  Schrift- 
wechsel in  Nr.  667  vom  5.  Oktober  und  Nr.  724  vom  26.  Oktober  d.  J. 


einer  solchen  Änderung  auf  die  gesamte  Oberbaukonstruktion  zu  ver 
gegenwärtigen.  Es  genügt  z.  B.  noch  nicht,  daß  für  die  Asbeston- 
schwelle die  Tragfähigkeit  auf  Grund  sorgfältigster  statischer  Unter- 
suchungen nachgewiesen  wird.  Es  liegt  vielmehr  in  der  Natur  des  Eisen- 
bahnoberbaues begründet,  auch  den  besonderen  Einflüssen  des  Be 
triebes  und  der  Witterung  nachzugehen.  Diese  können  aber  nur  durch 
eingehende,  gleisfachmännisch  geleitete  Laboratoriumsversuche  und  Ver 
suche  im  Betriebsgleise  festgestellt  und  praktisch  ausgewertet  werden. 
Außerdem  ist  durch  die  bisherigen  Versuche  noch  nicht  erwiesen,  daß 
die  für  Holz-  und  Eisenschwellen,  also  auf  völlig  anderer  Grundlage 
entworfenen  und  erprobten  Schienenbefestigungsarten  auch  auf  den 
Oberbau  mit  Eisenbetonschwellen  ohne  weiteres  übertragbar  sind.  Es 
bedarf  eben  auch  hier  noch  gründlicher  praktischer  Untersuchungen, 
bevor  von  sicheren  Gewinnen  ernstlich  gesprochen  werden  kann. 

Diese  Überlegungen  unter  besonderer  Berücksichtigung  der 
finanziellen  Bedeutung,  die  die  Einführung  eines  neuen  Oberbauteils 
für  eine  Eisenbahnverwaltung  hat,  rechtfertigen  es,  wenn  nicht  nur 
der  Asbestonschwelle,  sondern  jeder  Neuerung  auf  dem  Gebiete  des 
Oberbaues  gegenüber  Vorsicht  und  Zurückhaltung  geübt  wird.  Mit 
solcher  Zurückhaltung  sind  bisher  immer  noch  die  besten  Erfahrungen 
gemacht  worden. 

Diese  vorsichtige  Haltung  schließt  nicht  aus,  daß  die  Eisenbahn- 
verwaltung alle  geeignet  erscheinenden  Erfindungen  — und  zu  ihnen 
gehört  die  Eisenbetonschwelle  — mit  großer  Aufmerksamkeit  ver- 
folgt und  auch  dazu  beiträgt,  die  volkswirtschaftlich  so  bedeutungs- 
volle Frage  der  Ausbildung  einer  brauchbaren  Eisenbetonschwelle  der 
endgültigen  Klärung  näherzubringen. 


Ein  Jahrhundert  München. 


Abb.  1.  Die  Wein-  und  Theatinerstraße  in  München  vom  Marienplatz  aus  im  Jahre  1825. 

(Links  die  Hauptwache,  im  Hintergrund  die  Theatinerhofkirche).  Steinzeichnung  von  Gustav  Kraus 


Nr.  94. 
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Bald  nach  dem  Kriege  ist  ein  Buch  zun^  ersten 
Male  erschienen,  dessen  Schicksal  nicht  vielen 
Büchern  beschieden  gewesen  sein  dürfte,  viel- 
leicht steht  es  sogar  einzig  da.  Wenige  Monate 
nach  Erscheinen  war  die  erste  Auflage  vergriffen 
und  die  Nachfrage  ging  noch  nach  Tausenden. 

Nun  ist  bereits  die  zweite  Auflage  herausgekommen, 
gegen  die  erste  wesentlich  vergrößert. 

Und  was  enthält  das  Buch?  Zeitgenössische 
Bilder  und  Dokumente  aus  der  Zeit  von  1800  bis 
1900,  die  uns  die  Seele  Münchens  erschließen,  jener 
Stadt,  die  nur  durch  die  Nennung  ihres  Namens 
die  Pulse  jedes  Künstlers,  jedes  Architekten  schneller 
schlagen  läßt.*)  Es  ist  kein  kunstgeschichtliches 
Buch,  das  da  vor  uns  liegt,  es  ist  noch  weniger 
ein  architektonisches  oder  baugeschichtliches  Buch 
und  doch  ein  Buch  für  Künstler  und  Architekten 
und  für  jeden,  der  diese  Stadt  kennen  lernen  will. 

Wobei  man  im  Zweifel  sein  kann,  ob  derjenige  den 
größeren  Genuß  erlebt,  dem  die  Isarstadt  als  etwas 
Neues,  als  ein  noch  bevorstehendes  Erlebnis  gegen- 
übertritt, oder  derjenige,  der  sie  schon  kennt  und 
liebt.  Da  sind  in  vortrefflichen  Abbildungen  die 
herrlichsten  und  seltensten  Kunstblätter  aus  öffent- 
lichen und  vor  allem  aus  Privatsammlungen,  die 
bisher  ihr  Dasein  im  Verborgenen  fristeten,  der  Öffentlichkeit  zu 
gänglich  gemacht,  da  sind  Quellen  erschlossen,  die  bisher  nur  dem 
jahrelangen  Kenner  Münchens  bekannt  waren.  (Die  Abb.  1 bis  3,  die 
vom  Verlag  freundlichst  zur  Verfügung  gestellt  worden 
sind,  geben  eine  kleine  Probe).  Städtebilder  und  Land- 
schaften, Bildnisse  und  Straßenszenen,  geschichtliche  Er- 
eignisse und  Volksfeste,  Stadtpläne  und  Spottbilder  in 
wiedergegebenen  Gemälden,  Radierungen,  Zeichnungen 
und  Stichen  auf  der  einen  Seite,  Tagebuchblätter,  Brief- 
ausschnitte, Zeitungsberichte  und  Erinnerungen  auf  der 
anderen  Seite  bilden  einen  bunten  Blumengarten,  durch 
den  man  stundenlang  wandern  kann.  Könige  und 
Königinnen,  Prinzen  und  Prinzessinnen,  Feldherren  und 
Gelehrte,  Architekten  und  Maler,  Bürger  und  Sonder- 
linge, berühmte  Männer  und  schöne  Frauen  (aus  der  be- 
rühmten Schönheitsgalerie  der  Residenz)  schreiten  an  uns 
vorüber,  und  wir  selbst  wandern  durch  die  liebgewor- 
denen Gassen  der  Stadt  und  sehen,  wie  aus  der  Klein- 
stadt Alles  vermögender  Herrscherwille  eine  strahlende 
Residenzstadt  erwachsen  läßt,  wie  Schwabing  entsteht, 
wie  die  Vororte  sich  dehnen,  wie  sich  die  Großstadt 
entwickelt,  deren  Gepräge  mit  der  überlieferten  Wesens- 
art des  wahren  Münchens  so  leicht  in  Widerspruch 
gerät,  daß  heute  die  wahren  Freunde  Münchens  mehr 
denn  je  um  seine  Zukunft  besorgt  sind.  Da  gehen  wir 
Hand  in  Hand  mit  den  Künstlern  zu  ihren  geselligen 
Veranstaltungen,  wir  durchleben  mit  den  Bürgern  die 
kirchlichen  und  weltlichen  Feste  und  lernen  Sitten  und 
Unsitten  und  allerhand  Merkwürdigkeiten  im  alten 
München  kennen,  wir  lustwandeln  in  den  herrlichen 
Parkanlagen,  dem  Hofgarten,  dem  Englischen  Garten 
und  dem  Nymphenburger  Park,  politische  Ereignisse 
wechseln  ab  mit  schwülen  Tagen  der  Revolution  und 
der  Bierkrawalle,  Theater  und  Oper  öffnen  uns  ihre 
Pforten,  und  immer  wieder  grüßen  uns  dazwischen  alt- 
vertraute Künstlernamen,  Schöpfer  und  Meister  unver- 
gänglicher Werke,  deren  Leben  und  Wirken  uns  in 
diesem  Rahmen  vertrauter  wird.  Und  alles  dies  rundet 
und  vollendet  sich  wie  die  Steinchen  eines  Mosaiks  zu 
einem  geschlossenen  Bilde,  das  aus  den  Schatten  der 
Vergangenheit  Leben  und  Blut  für  die  Gegenwart  ge- 
winnt, um  uns  zu  grüßen,  um  uns  zu  erfreuen,  zu  einem 
Bilde,  das  uns  die  Seele  dieser  Stadt  offenbart. 

Kein  architektonisches,  kein  baugeschichtliches  Buch, 
und  doch  ein  Buch  für  Architekten.  Denn  nur  der 
wird  das  bauliche  München  wahrhaft  verstehen,  der 
die  Menschen  — hoch  und  niedrig  — kennt,  die  in 
seinen  Mauern  gelebt  haben,  und  der  von  den  Zeiten 
und  Verhältnissen  weiß,  aus  denen  heraus  es  entstanden 
ist.  Darum  greife  jeder  Architekt  nach  diesem  Buche, 


Abb.  2.  Blick  auf  den  Marienplatz  in  München. 

Zeichnung  von  Heinrich  Adam. 

er  wird  das  gute  alte  München , er  wird  das  wahre  München 
wird  die  Seele  Münchens  finden. 

München.  3)r.=2>U9-  A.  Gut 


*)  Ein  Jahrhundert  München.  1800  bis  1900. 
Zeitgenössische  Bilder  und  Dokumente.  Gesammelt  und 
herausgegeben  von.  Dr.  Georg  Jakob  Wolf.  Zweite  um- 
gearbeitete und  vermehrte  Auflage.  München  1921.  Ver- 
lag Franz  Hanfstaengl.  412  S.  18:  25  cm  mit  270  Abb.  und 
Beilagen.  In  Halbleinenband  80  J{ , in  Ganzleinen  90  Jt.  i 


Abb.  3.  Der  Schöne  Turm  in  München  (abgebrochen  1807), 

Radierung  von  F Bollinger. 
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Die  nenc  Siedluugs-  und  Kleingartenzone  für  Wien,  die  jüngst  i 
vom  Wiener  Gemeinderat  beschlossen  worden  ist,  wird  in  dem  soeben 
erschienenen  „Siedlungsheft“'  der  Zeitschrift  des  österreichischen 
Ingenieur-  und  Architektenvereins  anschaulich  dargestellt  und  durch 
Mitteilungen  des  Chefs  des  Wiener  Stadtregulierungsbureaus  gemein- 
faßlich erläutert.  Dieses  zeitgemäße  Sonderheft  bringt  noch  eine 
Reihe  gleichfalls  sehr  beachtenswerter  Aufsätze,  so  über  die  Wiener 
Kleingartensiedlung  am  Hosenbügel,  über  die  Baustoffrage  und  über 
die  heute  so  wichtige  Geldfrage  des  Siedlungswesens,  sowie  den 
wichtigen  Vortrag  des  Engländers  Raymond  Uawin,  des  Vorkämpfers 
für  die  Schaffung  von  Gartenstädten,  über  „Moderne  Stadtentwicklung 
mit  besonderer  Berücksichtigung  der  Wohngebiete““.  Das  Siedlungs- 
heft ist  im  Verlage  der  österreichischen  Staatsdruckerei  in  Wien  I, 
Seilerstätte  24,  für  35  Kronen  erhältlich. 

Die  Wasserkraft;! ul age  .,Tata“  in  Vorderindien.  Etwa  70  km 
ostsüdöstlich  der  Stadt  Bombay  ist  am  westlichen  Fuß  der  Ghats  das 
Wasserkraftwerk  Khopoli  für  die  Tata  Hydro -Electric  Power  Supply 
Company  errichtet.  An  den  Ghats,  einem  nach  Westen  schroff  ab- 
fallenden Randgebirge,  brechen  sich  die  alljährlich  im  Mai/Juni  mit 
dem  Südwestmonsun  kommenden  Regenmengen;  es  ist  gelungen, 
einen  Teil  der  sehr  erheblichen  Niederschlagmengen  zu  fassen,  in 
dem  Kraftwerk  in  elektrische  Energie  umzusetzen  und  durch  eine 
73  km  lange  100  000  Volt-Freileitung  der  Stadt  Bombay  zuzuführen. 
Infolge  der  sehr  beträchtlichen  jährlichen  Niederschlagmengen  (bis 
zu  7000  mm  in  etwa  3 Monaten)  konnten  mit  Hilfe  von  verhältnis- 
mäßig kleinen  Einlaufgebieten  insgesamt  bis  zu  300  Mill.  cbm  Wasser 
in  drei  Stauseen  und  deren  Verbindungskanälen  angesammelt  werden. 

Der  Sbirawtasee.  als  der  größte,  faßt  allein  -/3  dieser  Wasser- 
menge. Er  wurde  durch  eine  2300  m lange  und  28,6  m hohe  Sperr- 
mauer geschaffen.  Sein  Wasserspiegel  liegt  bei  völlig  angestautem 


Norden 


Becken  G. >4  m,  das  Wasserschloß  613  m und  das  Kraftwerk  90  m über 
dem  Meeresspiegel.  Durch  einen  1500  m langen  Tunnel  ist  er  mit 
dem  Walwhansee  verbunden,  von  wo  aus  das  Wasser  in  einem  offenen, 
U-förmigen  Kanal,  der  als  Aquädukt  die  Eisenbahn  überschreitet,  zum 
Wasserschloß  geführt  wird.  Auf  seiner  halben  Länge  mündet  in  ihn 
ein  zweiter  Kanal,  der  die  in  dem  kleinsten  Stausee,  dem  Lonawla- 
see,  angesammelte  Wassermenge  herbeiführt.  Durch  Schützanlagen 
soll  ermöglicht  werden,  daß  der  Lonawlasee  die  Wasserversorgung  des 
Kraftwerks  während  der  Regenzeit  Juni  September  allein  übernimmt 
und  die  beiden  großen  Seen  angestaut  werden  können.  — Die  Gesamt- 
menge von  300  Milk  cbm  Wasser  gewährleistet  die  Durchführung  des 
vollen  Betriebes  im  Kraftwerk  selbst  bei  einem  fast  regenlosen  Jahr, 
wie  sie  von  Zeit  zu  Zeit  in  Vorderindien  eintreten. 

Im  Kraftwerk  sind  vorläufig  fünf  Hauptturbinen  von  je  13  750  PS 
bei  300  Umdr./Min.,  starr  gekuppelt  mit  je  einem  Siemens- Schuckert- 
schen  Drehstromgenerator  von  10  000  kVA  bei  5000/6000  Volt  und 
zwei  Erregerturbinen  von  je  965  PS  bei  6000  Umdr./Min.,  gekuppelt 
mit  je  einem  Siemens-Schuckertschen  Gleichstromgenerator  von  720  kW 
bei  210  Volt  aufgestellt.  Jede  der  Hauptturbinen  verbraucht  bei  Voll- 
last 2,.)  cbm  Wasser  in  der  Sekunde  bei  50  Atm.  Überdruck.  Das 
Kraftwerk  soll  auf  acht  Hauptturbinensätze  ausgebaut  werden:  und 


es  wird  wohl  deutschem  Fleiß  und  deutscher  Arbeitskraft  Vorbehalten 
bleiben,  den  Ausbau  des  Werkes  zu  vollenden.  E— h 

Bücherschau. 

Bericht  des  Ausschusses  für  Versuche  im  Eisenbau.  Ausgabe  A. 

2.  Heft.  Versuche  zur  Prüfung  und  Abnahme  der  3000- 1- Maschine. 
Berichterstatter:  Geheimer  Regierungsrat  Prof.  £r.=3ug.  M.  Rudeloff. 
Berlin  1920.  Julius  Springer.  82  S.  in  gr.  8°  mit  73  Abb.  Geh.  10  M. 

Der  Deutsche  Eisenbauverband  hat  mit  großen  Mitteln  eine  Ver- 
suchsmaschine beschafft,  auf  der  Stäbe  bis  zu  15  m Länge  auf  Druck 
und  Zug  geprüft  werden  können.  Die  Leistungsfähigkeit  der  Maschine 
beträgt  3000  t auf  Druck  und  1500  t auf  Zug.  Zum  Antrieb  dient 
Druckwasser.  Die  Maschine  ist  von  liegender  Bauart,  sie  ist  erbaut 
von  Haniel  u.  Lueg  in  Düsseldorf. 

Zur  Prüfung  der  neuen  Maschine  sind  vor  und  zu  Beginn  des 
Weltkrieges  verschiedene  Versuchstücke,  die  Baugliedern  ausgeführter 
eiserner  Brücken  nachgebildet  waren,  einer  eingehenden  Untersuchung 
unterzogen  worden.  Es  waren  das: 

1.  ein  Druckstab  in  TT- Form,  entsprechend  einem  Obergurtstab 
der  Hohenzollernbrücke  (Eisenbahnbrücke)  über  den  Rhein  bei  Köln, 

/''=  846,4  qcm,  /=7,8Sm,  ' =30,63; 

2.  ein  Druckstab  in  H-Form,  entsprechend  der  Endstrebe  der 
Eisenbahnbrücke  über  den  Rhein  bei  Haus  Knipp,  F=  1066,4  qcm. 

I = 14,015  m,  [ =60,4: 

3.  ein  einfacher  Flacheisenstab  von  500  X 18  mm  Querschnitt,  mit 
Dreiecknietung  an  die  Einspannlaschen  angeschlossen,  Prütlänge  5,22  m; 

4.  zwei  Rundeisenstäbe  aus  geschmiedetem  Stahl.  Prütlänge  je  3,2  m; 

5.  ein  Zugstab  von  HC’ Form,  der  in  der  Mitte  kräftig  verlascht 
war,  F — 306,3  qcm,  Prüflänge  8,00  m. 

Von  sämtlichen  Versuchen  berichtet  Rudeloff  eingehend  über  alle 
Einzelbeobachtungen:  die  Bewegungen  besonderer  Punkte,  die  Ver- 
formung einzelner  Kanten,  Flächen  und  Vergitterungsteile,  die  Festig- 
keitsverhältnisse des  Baustoffs  und  desgl.  die  Einflüsse  der  aus- 
gelösten Kräfte  auf  die  einzelnen  Teile  der  Maschine.  Das  Ergebnis 
der  Versuche  war  in  vieler  Hinsicht  recht  lehrreich.  Die  Druckstäbe  1 
und  2,  obwohl  den  damals  neuesten  und  bestdurcbgebildeten  Brücken 
der  preußischen  Staatsbahn  nachgebildet,  hielten  nicht,  was  erwartet 
w urde.  Die  Größttragkraft  war  bei  rd.  2,15  t/qcm  erreicht,  eine  Zahl, 
die  unter  der  Streckgrenze  von  Flußeisen  von  Normalgüte  liegt.  Die 
Verformung  erfolgte  bei  beiden  Stäben  örtlich,  indem  die  offenen 
Ränder  sich  zwischen  den  Vergitterungs-  bezwr.  Bindeblechanschlüssen 
seitlich  ausbogen,  bei  1.  gab  auch  teilweise  die  Vergitterung  selbst 
nach.  Das  Ergebnis  beweist,  daß  die  Bauweise  dieser  Stäbe  noch 
nicht  vollkommen  ist  und  daß  noch  verschiedene  örtliche  Schwächen 
vorliegen;  es  zeigt  aber  auch  deutlich  den  Weg  zur  Verbesserung.  Von  1. 
ist  inzwischen  ein  entsprechend  verstärkter  Stab  geprüft  wrorden.  der 
sich  auf  Druck  bis  über  die  Streckgrenze  des  Baustoffs  gerade  hielt. 

Vom  Zugstab  3 ist  nur  zu  berichten,  daß  er  an  der  schwächsten 
Stelle,  am  Nietanschluß,  riß,  und  zwar  mit  einer  Beanspruchung,  die 
nahezu  der  Zugfestigkeit  des  Baustoffs  gleichkam.  Der  Einriß  er- 
folgte sägeförmig  von  Niet  zu  Niet,  entsprechend  dem  dreieckigen 
Nietbild.  Die  beiden  Zugstäbe  4 von  170  und  120  mm  Durchmesser 
rissen  ungefähr  in  der  Mitte  nach  heftigem  Schlage.  Die  Zerreiß- 
festigkeit betrug  4,17  bezw.  4,02  t qcm  gegen  4,34  t qcm  Festigkeit  des 
Baustoffs.  Die  Bruchflächen  zeigten  sehr  schöne  Strahlen  und 
Trichterbilder.  Zugstab  5 riß  außerhalb  des  Stoßes,  und  zwar  bei 
einer  Höchstlast,  die  rd.  95  vH  der  Baustoffestigkeit  betrug.  Die 
Zerstörung  wurde  eingeleitet  durch  Brüche  der  Saumwinkel,  deren 
Beschaffenheit  reichlich  hart  ausgefallen  wTar. 

Bei  allen  Proben,  auch  bei  den  Zugproben,  hat  sich  die  neue 
Maschine  aufs  beste  bewährt,  \entile.  Druckleitungen  und  Meß- 
apparate arbeiteten  immer  tadellos.  Die  Belastung  des  Probestabes 
konnte  stets  mit  hinreichender  Genauigkeit  aus  dem  jeweiligen  spez. 
Wasserdruck  im  Zylinder,  der  Kolbenfläche  und  aus  dem  Leergang- 
widerstand  berechnet  werden.  Die  Kugellagerung  der  Druckplatten 
ist  auch  bei  hohen  Belastungen  als  gut  befunden  worden;  Rückschläge 
infolge  plötzlichen  Auslösens  der  Kräfte  beim  Bruch  von  Zerreißproben 
zeitigten  nicht  die  geringsten  Übelstände. 

Nach  alledem  kann  den  weiteren  Versuchen  und  Versuchsergeb- 
nissen auf  der  neuen  Maschine  mit  größtem  Zutrauen  und  Interesse 
entgegengesehen  werden.  Zunächst  sind  größere  Reihen  von  \ ersuchen 
mit  Druckstäben  in  Aus-icht  genommen.  Aber  schon  das  bisher 
Erforschte  ist  von  größter  Bedeutung  für  den  Bau  eiserner  Stabwerke. 
Ich  möchte  daher  jedem  Brückenbauer  raten,  sich  eingehend  mit  dem 
vorliegenden  Bericht  zu  befassen,  zumal  auch  die  Sprache  und  Aus- 
stattung gut  und  erstklassig  ist. 

Sterkrade.  ~ Dr.  Bobny. 


V erlay  von  AN  ühelm  K rn  s t & Sohn.  Berlin.  — Für  den  nichtamtlichen  Teil  verantwortlich:  R.  B e rgiu  s , Berlin.  — Druck  der  Buchdruckerei  Gebrüder  Ernst,  Berlin. 


Nr.  94. 


581 


Zentralblatt  der  Bauverwaltung 

mit  Nachrichten  der  Reichs-  und  Staatsbehörden. 

Heran  sgegeben  im  preußischen  Finanzministerium 
Nr.  95.  Berlin,  20.  November  1921.  41.  Jahrgang. 

Erscheint  Mittwoch  und  Sonnabend.  — Sohriftleitung:  W 66  Wilhelmstr.  89.  — Geschäftstelle  und  Annahme  der  Anzeigen:  W 66  Wilhelmstr.  90  — Bezugspreis:  Vierteljährlich 

einschließlich  Abtragen,  Post-  oder  Streifbandzusendung  17  Mark:  desgl.  für  das  Ausland  32  Mark. 


INHALT:  Amtliches:  Dienst-Nachrichten.  — Nichtamtliches : Die  „Siedlung  an  den  Kasernen“  in  Mannheim.  — Die  Auswechslung  von  Überbauten  der  Eiscnbahnbrücke 
über  die  Süderelbe  bei  Harburg.  — Neuordnung  des  Reichseisonbahn  wesens.  — Vermischtes:  Technische  Hochschule  Berlin.  — Hebung  eines  Dachstuhls 
Zieglersohuie  in  Frankfurt  a.  d Oder.  — Gesetz  über  die  Erhebung-  einer  Abgabe  zur  Förderung  des  Wohnungsbaues  in  Bayern.  — Wasserstände  in  den 
norddeutschen  Stromgebieten  im  Oktober  und  im  Gesamtabflußjahr  1921.  — Geheimer  Baurat  Prof.  Er.=3ii0.  e.  h.  Dr.  phil.  h.  c.  Meydenbauer  +. 


Amtliche  Mitteilungen. 


Preußen. 

Versetzt  sind:  die  Regierungs-  und  Bauräte  Langer  von  Osna- 
brück an  die  Oderstrombauverwaltung  in  Breslau,  Siebenhüner  von 
Insterburg  an  das  Wasserbauamt  in  Eberswalde,  Plärre  von  Tapiau 
nach  Insterburg  als  Vorstand  des  Bauamts  I für  den  Masurischen  Kanal 
daselbst,  v.  Zychlinski  von  Insterburg  an  das  Wasserbauamt  Tapiau. 

Der  Regierungsbaumeister  Thi  en  ist  von  Hannover  an  das  Wasser- 
bauamt in  Osnabrück  versetzt,  der  Regierungsbaumeister  Erich  Dor- 
mann  — unter  Wiederaufnahme  in  den  Staatsdienst  — dem  Wasser- 
bauamt in  Zehdenick  überwiesen  worden. 

Der  Regierungsbaumeister  des  Hochbaufaches  Bornatsch  beim 
Hochbauamt  in  Homberg  im  Bezirk  Cassel  — nicht  Homburg,  wie  auf 


S.  557  d.  Bl.  gedruckt  — ist  zum  Regierungs-  und  Baurat  ernannt,  ihm 
ist  die  Vorstandstelle  des  Hochbauamts  in  Homberg  verliehen. 

Der  Direktor  des  Kaiser- Wilhelm -Instituts  für  Metallforschung 
Geheimer  Regierungsrat  S)r.=3n0-  Heyn  ist  zum  Honorarprofessor  an 
der  Technischen  Hochschule  Berlin  ernannt  worden. 

Die  Staatsprüfung  haben  bestanden:  die  Regierungsbauführer 
Wilhelm  Hall  bau  er  und  Ludwig  Baur  (Hochhaufach);  — Bruno 
Röder  (Wasser-  und  Straßenbaufach). 

Hamburg. 

Der  Baudirektor  der  Baudeputation  Albert  Julius  Kurt  Mer  ekel 
in  Hamburg  ist  gestorben. 


f Alle  Reohte  Vorbehalten  J 


Nichtamtlicher  Teil. 

Schriftleiter:  Richard  Bergius  und  2)r.«Snß.  Nonn. 


Die  „Siedlung  an  den  Kasernen“  in  Mannheim, 

früher  als  „Siedlung  an  der  Hochuferstraße“  bezeichnet. 


Vom  Professor  Karl  Roth,  früher  Stadtbaurat  in  Mannheim. 


Unter  den  Wohnsiedlungen,  die  von  der  Stadt  Mannheim  zur  Be- 
hebung der  Wohnungsnot  vorgesehen  sind,  liegt  die  „Siedlung  an  den 
Kasernen“  auf  einem  der  Stadtgemeinde  gehörigen  Bauplatz  nördlich 
der  Innenstadt  zwischen  der  Neckarstadt  und  dem  Vorort  Käfertal 
(1901  d.  Bl.,  S.423),  begrenzt  von  Exerzierplatz,  Grenadierkaserne,  Land- 


Seite  durch  4 m tiefe  Vorgärten  vergrößert,  so  daß  sich  an  den  Zu- 
gängen zu  Vorplatz  und  Innenplatz  Einschnürungen  bilden. 

Die  Bauhöhe  der  Häuser  ist  21(3 geschossig,  d.  h.  zu  2 Voll- 
geschossen kommt  noch  ein  zu  selbständigen  Wohnungen  ausge- 
bautes Dachgeschoß;  zum  Innenplatz  hin  erfolgt  eine  Steigerung  auf 


Abb.  1.  Blick  durch  die  Längsstraße. 


wehrstraße  und  Proviantamt.  Es  handelt  sich  um 
eine  ausgesprochene  Wohnsiedlung,  um  Schaffung 
städtischer  Kleinwohnungsmiethäuser.  Zum  Aus- 
druck gebracht  werden  sollte  vor  allem  das  raum- 
schaffende Element,  die  Anlage  von  Kleingärten 
kam  erst  in  zweiter  Linie. 

Von  einem  Vorplatz  au  der  Landwehrstraße 
aus  (Abb.  2 u.  3)  führt  in  der  Längsrichtung  des  etwa 
rechteckigen  Bauplatzes  eine  NO -SW- Straße  auf 
einen  kleinen  Innenplatz  zu,  der  einen  seitlichen 
Zugang  zum  Exerzierplatz  hat.  Die  Längsstraße  ist 
nicht  Durchgangs-,  sondern  Wohnstraße;  dement- 
sprechend hat  sie  eine  Breite  von  9 m (5  m Fahr- 
damm, je  2 m Bürgersteigl.  Zwischen  Vorplatz  und 
Innenplatz  ist  die  lichte  Weite  der  Straße  an  jeder 


SIEDLUNG 
AN  DEN 
KASERNEN 
MANNHEIM 


Abb.  2.  Die  Siedlung  aus  der  Vogelschau. 
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3'/2  Geschosse  (3  Vollgeschosse  und  1 ausgebautes  Dachgeschoß).  Die 
Geschoßhöhe  von  Oberkante  Fußboden  bis  Oberkante  Fußboden  be- 
trägt 2,80,  im  Dachgeschoß  2,75  m. 

In  der  Hauptsache  sind  Wohnungen  mit  zwei  Zimmern  und  Wohn- 
küche vorgesehen:  es  handelt  sich  also  um  dreiräumige  Wohnungen 
mit  Spülküche.  Dabei  sind  die  notwendigen  Räume  reichlich  groß 
angenommen,  weil  es  unzulässig  erscheint,  bei  Wohnungen  mit  wenigen 
Räumen  auf  das  Mindestmaß  herabzugehen.  Es  sind  vier  Hausarten 
verwendet  worden;  die  hauptsächlich  vorkommende  Hausart  I (Abb.  I 
bis  G)  hat  12  Wohnungen  (6  Wohnungen  an  jedem  Treppenhaus), 
Hausart  II  (Abh.  8)  (ein  quadratischer  Bau)  IG  Wohnungen,  Hausart  III 


(Abb.  14)  12  Wohnungen  und  4 Läden,  Hausart  IV  (Abb.  10)  3 Woh- 
nungen. Die  Gesamtzahl  der  Wohnungen  beträgt  173,  dazu  kommen 
4 Läden  (Abb.  7)  für  kleine  Gewerbetreibende. 

Die  Häuser  wurden  in  Kastenhohlsteinen  aus  Beton,  d.  h. 
Zellensteinen,  nicht  Rahmensteineu  mit  durchgehenden,  an  ein- 
zelnen Stellen  auszufüllenden  Hohlräumen  ausgeführt,  da  nur 
diese  Zellenräume  Schallsicherheit  gewährleisten.  Die  Wärmesiche- 
rung bei  diesen  25  cm  starken  Wänden  wird  erhöht  durch  besonders 
sorgfältigen  Außenputz  von  3 cm  Stärke,  indem  auf  Zementunter- 
putz eine  zweite  Schicht  in  Kalkmörtel  aufgebracht  wird.  Für  das 
Erdgeschoß  der  3V2gesckossigen  Bauten  sind  Backsteine  verwendet 


Abb.  5.  Ansicht. 


Abb.  -1  bis  6:  Hausart  I an  der  Längsstraße. 


Abb.  7.  Kleiner  Ladenbau  am  Eingang. 


Abb.  8.  Hausart  II  an  der  Einmündung  der  Längsstraße 
in  den  Platz. 


Abb.  9.  Brunnen  am  Hauptbau. 
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worden.  Die  Dächer  sind  als  Doppeldach  mit 
Biberschwänzen  eingedeckt. 

Für  Sockel,  Türumrahmungen  und  Fensterbänke 
ist  in  ortsüblicher  Weise  Sandstein  verwendet,  der 
in  den  nahen  Brüchen  der  Pfalz  gewonnen  wird. 

Mit  Rücksicht  auf  die  bei  allen  Sparwandausfüh- 
ruugen  besonders  wichtige  Wärmewirtschaft  sind 
Doppelfenster  verwendet  worden;  die  Fenster  haben 
überall  äußere  Läden. 

Die  ganze  Siedluug  besteht  in  einfachster  Weise 
aus  Kastenbauten  meist  derselben  Grundform;  nur 
durch  verschiedene  Stellung,  durch  Teilung  der  Regel- 
form, durch  Vornahme  kleiner  Abwandlungen  ist 
die  notwendige  Abwechslung  und  Steigerung  herbei- 
geführt. Eine  Steigerung  ist  im  besondern  vorbereitet 
durch  zwei  am  Eingang  der  Siedlung  an  der  Land- 
wehrstraße stehende  Kleinbauten  (im  Plan  noch  nicht 
vermerkt),  ferner  bewirkt  durch  zwei  au  der  Ein- 
schnürung der  Längsstraße  stehende  Bauteile  auf 
quadratischem  Grundriß,  die  um  ein  Stockwerk  er- 
höht sind  (Abb.  11  u.  12),  des  weiteren  durch  den 
Hauptbau  am  Platz,  bei  dem  endlich  durch  den  noch- 
mals erhöhten  mittleren  Vorbau  die  größte  Höhensteigerung  der  Anlage 
erreicht  ist  (Abb.  13).  Als  kleiner  Reiz  für  die  Hauptachse  ist  am  Haupt 
bau  ein  Brünnchen  zwischen  zwei  Säulen  vorgesehen  worden  (Abb.  9). 

Der  Ausklang  der  größeren  Höhenentwicklung  wird  zum  Exerzier- 
platzdurchgang hin  wieder  durch  kleinere  21/2geschossige  Typenbauten 
herbeigeführt. 

Der  farbige  Eindruck  des  Äußeren  wird  bedingt  durch  das  Hell- 
rot der  Hausteine  an  Sockel,  Fensterbank  und  Türumrahmung,  durch 
den  gelben  Ocker  der  Putzflächen,  das  Weiß  der  Fenster-umrahmung, 
des  Fensterholzes  und  Hauptgesimses,  durch  das  Grün  der  Fenster- 
laden und  die  ziegelroten  Dachflächen.  Kleine,  unter  Schnitt  ge- 
haltene Bäume  in  der  Längsstraße  und  einige  freie  Laubbäume  am 
Eingang  und  am  Platz  werden  das  Bild  vervollständigen. 

Die  Baukosten  der  „Siedlung  an  den  Kasernen"  sind  nach  den 
Preisen  vom  1.  Juni  1920  auf  etwa  lP/ä  Millionen  Mark  veranschlagt; 
sie  werden  jedoch  infolge  der  weiteren  Preissteigerungen  mit  etwa 
15  Millionen  abzurechnen  sein.  Die  Bearbeitung  der  Pläne  geschah 
unter  Leitung  des  Stadtbaurats  Professor  Roth  in  der  Entwurf- 
abteilung des  Hochbauamts  Mannheim  durch  Regierungsbaumeister 


Abb. 


Blick  vom  Eingang  nach  dem  Platz 


Albert  Lange  und  Stadtbauamtmann  Schmechel,  die  Ausführung 
durch  die  zuständige  Bauinspektion  unter  Stadtbauamtmann  Götzel- 
mann. 


Abb.  11.  Blick  vom  Platz  nach  dem  Eingang.  Abb. 4-4.  Blick  von  der  Längsstraße  auf  den  Hauptbau  am  Platz  (Hausart  IIR. 


Abb.  10.  Hausart  IV  am  Platz. 


Abb.  13.  Hauptbau  am  Platz. 
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Die  Auswechslung  von  Überbauten  der  Eisen- 
bahnbrücke über  die  Süderelbe  bei  Harburg. 

Vom  Regierungsbaurat  Kilian  in  Altona. 

Die  Personengleisbrücke  über  die  Süderelbe  bei  Harburg  wurde 
in  den  Jahren  1869  bis  1871  durch  die  Köln-Mindener  Eisenbahn- 
gesellschaft von  der  Brückenbaufirma  Harkort  in  Duisburg  nach  dem 
Entwurf  des  Regierungs-  und  Baurats  Lohse  erbaut,  nach  dem  auch 
das  System,  das  er  für  die  vier  Hauptöffnungen  von  je  99,180  m Spann- 
weite anwandte,  seinen  Namen 
führt.1)  Es  besteht  aus  zwei 
mit  den  konkaven  Seiten  über- 
einander gestellten,  gleicharti- 
gen Fachwerkbogen,  die  durch 
Hängestangen  verbunden  sind, 
tvj  Den  innerhalb  50  Jahren  um 

« ungefähr  auf  das  Doppelte 
■’a  vergrößerten  Lokomotiv-  und 
"o  Wagen  lasten  und  den  in 
gleichem  Maße  gestiegenen  Ge- 
uö  schwindigkeiten  der  Züge  zeigten 
^ sich  die  alten,  schweißeisernen 
^ Überbauten  nicht  mehr  ge- 
wachsen. Beim  Befahren  durch 
schwere  Lokomotiven  und  Züge 
traten  starke  Bewegungen  auf. 
Besonders  in  der  Fahrbahn 
machten  sich  infolge  ihrer  un- 
zulänglichen Seitensteifigkeit  er- 
hebliche Schwankungen  bemerkbar.  Eine  Berechnung  der  auftretenden 
Spannungen  unter  Zugrundelegung  des  preußischen  Normal -Lasten- 
zuges B vom  Jahre  1910  ergab  eine  beträchtliche  Überanstrengung 
der  Tragwerkteile,  teilweise  bis  zu  75  vH  über  die  zulässige  Bean- 
spruchung, so  daß  sofort  die  zulässige  größte  Fahrgeschwindigkeit 
auf  den  Brücken  auf  45  km  in  der  Stunde  ermäßigt  und  die  Aus- 
wechslung der  Überbauten  vorgenommen  werden  mußte. 

Als  System  für  die  neue  Brücke  wurde  der  Gleichmäßigkeit  wegen 
das  der  danebenliegenden,  in  den  Jahren  1910  bis  1912  erbauten 
Gütergleisbrücke,  ein  Zweigelenkbogen  mit  nach  unten  gesprengtem 
Zugband,  gewählt.  Bei  Ausführung  der  Auswechslungsarbeiten  legte 
die  Eisenbahndirektion  Altona  großen  Wert  auf  möglichst  unbehinderte 
Aufrechterhaltung  des  viergleisigen  Betriebes.  Es  wurde  daher 
folgender  Bauvorgang  gewählt. 

Aufstellung  der  neuen  Überbauten  nacheinander  ohne  Störung 
des  Betriebes  auf  Gerüsten  seitlich  neben  der  alten  Brücke,  nach 
Fertigstellung  Abbruch  des  alten,  vorher  auf  einem  Gerüst  abge- 
stützten und  durch  innere  Aussteifungen  gesicherten  Überbaues  mit 
autogenem  Schneidverfahren,  hierauf  Einfahren  des  neuen  Überbaues. 

J Die  Auswechslung  wurde  in  zwei  Bauabschnitten  vorgenommen,  in 
denen  je  zwei  Überbauten  durch  neue  ersetzt  wurden  (Abb.  1 bis  5). 

Mit  den  Werkstattarbeiten  war  Ende  1915  begonnen  worden, 
jedoch  mußten  sie  Mitte  1916  infolge  Materialmangels  eingestellt 
werden.  Sofort  nach  Beendigung  des  Krieges,  Anfang  1919,  wurden 
die  Arbeiten  wieder  aufgenommen.  Die  Gerüstanordnung  in  den 
Öffnungen  II  und  III  war  verschieden  von  der  in  den  Öffnungen  I 
und  IV.  Unter  den  beiden  letzteren  befindet  sich  bei  Ebbe  meist 
Land.  Durch  die  Öffnungen  II  und  III  geht  der  Hauptstrom.  Das 
Gerüst  in  der  Öffnung  III  mußte  während  des  Winters  1919  bis  1920 
bestehen  bleiben.  Um  dem  Treibeis  möglichst  wenig  Widerstand  zu 
bieten  und  gefährliche  Eisstauungen  zu  vermeiden,  wurden  weit- 
gespannte eiserne  Fachwerkträger  zu  Hilfe  genommen. 

Die  Eisenbauteile  wurden  'auf  Eisenbahnwagen  auf  den  Haupt- 
gleisen zugestellt,  durch  einen  fahrbaren,  elektrisch  angetriebenen 
Portalkran  gefaßt,  auf  Kleinwagen  umgeladen  und  auf  einer  Förder- 
bahn auf  das  Gerüst  gefahren.  Für  die  Montage  waren  zwei  Portal- 
krane mit  einer  Spannweite  von  23  m und  lichten  Höhe  von  26  m 
vorgesehen  (Abb.  5).  Diese  große  Spannweite  wurde  gewählt,  um  die 
Krane  sowohl  für  die  Montage  der  neuen  als  auch  für  den  Abbruch 
der  alten  Überbauten  verwenden  zu  können. 

Gleichzeitig  mit  den  Montagearbeiten  wurden  die  in  Pfeilerober- 
kante liegenden  Hauptauflagersteine  ausgewechselt,  die  während 
des  Betriebes  herausgenommen  und  durch  neue  von  größeren  Ab- 
messungen ersetzt  werden  mußten.  Zu  diesem  Zweck  war  an  die 
Endvertikalen  des  alten  Überbaues  ein  als  doppelter  Blechträger  aus- 
gebildeter Hubträger  angeschlossen,  dessen  Enden  seitlich  der  Haupt- 
auflager abgestützt  waren.  Neben  der  Auswechslung  der  Quader 

J)  Eine  eingehende  Beschreibung  des  Bauwerks  befindet  sich  in 
der  Zeitschrift  für  Bauwesen,  Jahrg.  1885. 


hatte  die  Hubvorrichtung 
noch  den  wichtigen  Zweck 
zu  erfüllen,  den  an- 
grenzenden alten  Über- 
bau einseitig  so  bocb- 
zuheben  (Abb.  1,  Über- 
bau III),  daß  der  zwi- 
schen der  Fahrbahn  des 
neuen  und  des  alten  Überbaues  be- 
stehende Höhenunterschied  von  600  mm 
ausgeglichen  wurde  und  die  Züge  auf 
dem  Überbau  III  in  einer  Rampe  von 
rd.  1:166  zu  der  Fahrbahn  des  neuen 
hinauffuhren. 

Nach  Beendigung  der  Aufstellungs- 
arbeiten begann  der  Abbruch  des 
alten  Überbaues  mit  Sauerstoff- Wasser- 
stoffschneidbrennern (Abb.  10,  S.  586), 
nachdem  er  zuvor  durch  ein  kräftiges 
Aussteifungsgerüst  auf  das  Unter- 
gerüst abgestützt  war.  Die  Beseiti- 
gung eines  rd.  650  t schweren  Über- 
baues nahm  im  Durchschnitt  etwa 
8 Tage  Zeit  in  Anspruch. 

Die  zum  Einfahren  des  fertigen 
Überbaues  verwendete  Verschiebe  Vor- 
richtung (Abb.  6 bis  9)  war  über  den 
Pfeilern  genau  in  der  Mitte  zwischen 
zwei  Überbauten  angeordnet,  so  daß 
sie  in  derselben  Lage  für  zwei  anein- 
andergrenzende Überbauten  zu  be- 
nutzen war.  Durch  behelfsmäßiges 
Anbringen  von  Vorkragungen  an  die 
Endvertikalen  wurde  für  die  Ausbil- 
dung der  Verschiebebahn  und  des 
Verschiebewagens  soviel  Bauhöhe  ge- 
wonnen, daß  die  Aussteifungsgewölbe 
zwischen  den  Auflagern  unversehrt 
bleiben  konnten.  Die  Verschiebebahn 
bestand  aus  je  zwei  miteinander  ver- 
bundenen, 1,096  m hohen  und  23,22  m 


Abb.  8.  Grundriß. 


Abb.  9.  Ansicht  der  Versohiebevorrichtung. 
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langen  Blechträgern,  auf  denen  die 
Fahrschienen  ruhten.  Auf  dem  äußerst 
beschränkten  Raum  einer  Pfeilerhälfte 
mußten  fünf  Auflager  untergebracht 
werden,  zwei  für  die  Überbauten,  zwei 
für  die  Hubträger  und  eins  für  die 
Verschiebeträger,  auf  dem  ganzen 
Pfeiler  also  zehn  Auflager.  Die  Ver- 
schiebewagen waren  starr  gekuppelt. 
Für  die  Auflagerung  des  Überbaues 
wurden  die  späteren  Hauptlager  ver- 
wendet, so  daß  die  Herstellung 
besonderer  Lager  erspart  werden 
konnte. 

Als  Bewegungsvorrichtung  dienten 
je  zwei  Kabelwinden  von  3 t Zug- 
kraft, die  auf  einer  Plattform  auf- 
gestellt und  gegen  die  Verschiebe- 
träger abgestützt  waren.  Die  Über- 
tragung des  Zuges  erfolgte  durch 
eingeschaltete  Flaschenzüge  (Abb.  11). 
Besondere  Sorgfalt  wurde,  um  ein 
Ecken  und  damit  ein  Festfahren  der 
Wagen  beim  Einfahren  zu  verhüten, 
auf  die  Parallelität  der  Verschiebe- 
bahnen gelegt.  Zu  diesem  Zweck 
wurden  bei  der  Montage  gleichlange 
Drähte  an  den  Enden  gespannt.  Die 
genaue  Festlegung  erfolgte  mit  Hilfe 
des  Theodoliten , dessen  Achse  in 
die  Brückenachse  eingestellt  und  nach 
Drehung  um  90°  mit  der  Verschiebe- 
achse in  genaue  Übereinstimmung 
gebracht  wurde.  Die  gleichmäßige 
Verschiebung  wurde  durch  große,  an 
dem  Verscbiebeträger  angebrachte 
wagerechte  Maßstäbe  mit  abwech- 
selnd weißen  und  schwarzen  Feldern 
und  an  den  Wagen  befestigten 
Zeigern  erreicht.  Die  Maßstäbe  und 
Zeiger  waren  weithin  sichtbar  sowohl 
von  der  Mitte  der  Brücke  wie  von 
einem  Pfeiler  zum  andern,  so  daß 
eine  Verständigung  durch  Fernsprecher 
entbehrlich  war.  Das  Einfahren  ging 
bei  allen  vier  Überbauten  glatt  und 
ohne  Störung  planmäßig  vor  sich. 
Der  Überbau  I wurde  am  28.  Juli 
1920,  der  Überbau  II  am  28.  Sep- 
tember desselben  Jahres  ausgewechselt, 
am  19.  Juli  1921  folgte  der  Überbau  III 
und  am  19.  August  desselben  Jahres 
der  Überbau  IV.  Das  Maß  der  Ver- 
schiebung jedes  Überbaues  betrug 
10,72  m,  die  Zeit  durchschnittlich 
1 Stunde  15  Minuten. 

Die  Pläne  für  die  eisernen  Über- 
bauten stellte  die  Eisenbahndirek- 
tion Altona  auf.  Die  Entwürfe  für 
sämtliche  Hilfskonstruktionen  hatte 
die  Brückenbauanstalt  Steffens  u. 
Nölle  A.-G.  in  Berlin-Essen  bearbeitet, 
der  auch  flie  Lieferung,  Aufstellung 
und  Auswechslung  der  Überbauten 
übertragen  worden  war. 

Eine  ausführliche  Beschreibung 
der  Überbauten  und  des  Auswechs- 
lungsvorgangs wird  später  in  der 
Zeitschrift  für  Bauwesen  veröffentlicht 
werden. 
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Abb.  10.  Abbruch  des  alten  Überbaues  I durch  Sauerstoff- Wasserstoff-Schneidebrenner. 


Abb.  11.  Auflagerung  des  neuen  Überbaues  auf  die  Verschiebevorrichtung  kurz  vor  dem  Einfahren 


Neuordnung  des  Reicliseisenbalmweseus. 


Die  seit  dem  Jahre  1919  in  Angriff  genommene  Reform  auf  dem 
Gebiete  des  Reichsverkehrswesens  hat  nach  dem  Übergang  der  Staats- 
eisenbahnen auf  das  Reich ')  nicht  aufgehört,  die  maßgebenden  staat- 
lichen Stellen  zu  beschäftigen.  Auch  die  Volksvertretungen  haben 

')  Vergl.  Jahrg.  1920  d.  Bl.,  S.  338  u.  f.  sowie  S.  220  über  die  Mit- 
wirkung technisch-wirtschaftlicher  Sachverständiger. 


sich  in  ihren  Sitzungen  und  die  breite  Öffentlichkeit  hat  sich  in  der 
Presse  wiederholt  mit  der  Frage  der  Gesundung  des  Verkehrswesens 
befaßt.  Immer  wieder  is£  die  Forderung  nachdrücklichst  vertreten 
werden,  Wirtschaft  und  Technik  als  mitbestimmende  Glieder  mehr 
als  bisher  auf  die  Neugestaltung  der  Verkehrsverw’altung  Einfluß 
nehmen  zu  lassen. 

Die  Bildung  der  nach  Artikel  93  der  Reichs  Verfassung2)  in  ihren 
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Befugnissen  und  in  ihrer  Abgrenzung  neu  zu  schaffenden  Bezirks- 
eisenbahnräte ist  bisher  in  der  Hauptsache  im  Reichswirtschafts- 
rat beraten  worden.  Ende  September  1921  ist  diesem  ein  Entwurf 
vorgelegt  worden,  der  die  Schaffung  von  elf  Bezirken  vorsieht. 
Jeder  Bezirkseisenbahnrat  soll  zur  Hälfte  aus  Mitgliedern  der  staatlich 
organisierten  Wirtschaftskörper  (Handels-,  Gewerbe-,  Handwerks-, 
Land-  und  Forstwirtschaftskammern)  und  zu  je  einem  Viertel  aus  den 
bei  den  Versicherungsanstalten  versicherten  Angestellten  und  aus  den 
von  den  Regierungen  der  beteiligten  Länder  zu  ernennenden  Ver- 
tretern zusammengesetzt  werden.  Dagegen  ist  von- Seiten  der  Arbeit- 
nehmer im  Reichswirtschaftsrat  zur  besseren  Wahrung  der  Parität 
vorgeschlagen  worden,  die  Zusammensetzung  so  vorzunehmen,  daß 
sich  die  Mitglieder  der  Bezirkseisenbahnräte  je  zu  einem  Drittel  aus 
Vertretern  der  staatlich  organisierten  Wirtscbaftskörper,  der  Gewerk- 
schaften und  der  Länderregierungen  zusammensetzen.  Zu  einem 
endgültigen  Vorschlag  ist  man  bisher  nicht  gelangt,  jedoch  zu  der 
einstimmig  gefaßten  Entschließung: 

„Der  Reichswirtschaftsrat  hält  die  baldige  Schaffung  neuer  Bezirks- 
eisenbahnräte der  Reichsbahnen  und  eines  darauf  aufgebauten  Reichs- 
eisenbafinrates  für  geboten.  Sie  sollte  keinesfalls  bis  nach  der  Bildung 
der  Wirtschaftsbezirke  verschoben  werden.  Er  ist  einverstanden  mit 
dem  Grundsatz  der  Regierungsvorlage;  daß  bei  der  Bildung  der 
Eisenbahnratsbezirke  in  erster  Linie  die  wirtschaftlichen  und  verkehrs- 
politischen Zusammenhänge  berücksichtigt  werden  und  nicht  die 
politischen  Grenzen  der  Länder  ausschlaggebend  sein  sollen.“ 

Die  vom  Reichsverkehrsministerium  begonnenen  Maßnahmen  zur 
Neuordnung  des  Verkehrswesens  erstrecken  sich  auf  Umbildung  in 
der  inneren  Verwaltung  und  auf  neue  Eingliederung  des  Verkehrs- 
wesens in  das  Wirtschaftsleben.  Zu  ersterem  Zweck  ist  ein  sogenannter 
Ämterausschuß  unter  Leitung  des  früheren  Eisenbahndirektions- 
präsidenten v.  Schaewen  mit  einem  allgemein,  fünf  eisenbahn- 


2)  Artikel  93  lautet:  Zur  beratenden  Mitwirkung  in  Angelegen- 
heiten des  Eisenbahnverkehrs  und  der  Tarife  errichtet  die  Reichs- 
regierung für  die  Reichseisenbahnen  mit  Zustimmung  des  Reichsrats 
Beiräte. 


Technische  Hochschule  Berlin.  Der  zum  Honorarprofessor  in  der 
Abteilung  für  Bau-Ingenieurwesen  ernannte  Stadtbaurat  2)r.=3jttg.  e.  h. 
August  Bredtschneider  in  Charlottenburg  wird  über  Gebiete  des 
städtischen  Tiefbaues  lesen.  — Dem  zum  ordentlichen  Professor  er- 
nannten Stadtbaurat  Rüster  in  Stettin  ist  vom  1.  Dezember  d.  J.  ab 
die  durch  den  Tod  des  Geheimen  Regierungsrats  Prof.  Klingholz 
freigewordene  Professur  übertragen,  die  künftig  die  Bezeichnung 
„Professur  für  Architektonisches  Entwerfen  und  Stilkunde  der 
Renaissance“  führt. 

Hebung  eines  Dachstuhls.  Beim  Aufbau  von  Stockwerken  auf 
vorhandene  Häuser  war  bisher  der  Umstand  störend,  daß  die  Dächer  ab- 
gebrochen und  dann  wieder  aufgestellt  werden  mußten,  während  welcher 
Zeit  das  Haus  schutzlos  dem  Regen  ausgesetzt  war.  Beim  Erhöhen 
des  Geschäftshauses  der  Köln -Rottweil -Aktiengesellschaft  in  Berlin 
(Hindersinstr.  8)  hat  man  nun  vor  kurzem  den  Dachstuhl,  anstatt  ihn 
abzubrechen,  um  etwa  3 */a  m gehoben,  so  daß  während  des  Aufbaues 
des  neuen  Geschosses  das  Haus  jederzeit  gegen  Regen  geschützt  war. 
Die  Binder  der  Dachkonstruktion  wurden  abgefangen  und  nun  ver- 
mittels Stahlschrauben  von  je  10  000  kg  Tragfähigkeit  hochgewunden. 
Diese  Schrauben  arbeiteten  wechselseitig  und  standen  auf  Klotzlagern, 
die  der  Hebung  entsprechend  erhöbt  wurden.  Nach  Lösen  aller  Ver- 
ankerungen ging  das  Abheben  des  Dachstuhls  von  seinen  Auflagern 
ohne  jede  Reibung  vonstatten.  Um  das  Dach  während  der  Hebung 
gegen  etwa  auftretende  Stürme  zu  sichern,  wurden  Flaschenzüge  ver- 
wendet, die  an  festen  Punkten  des  Dachverbandes  und  an  solchen 
des  Gebäudes  angebracht  waren.  Während  des  Hebens  wurden  die 
Flaschenzüge  ein  wenig  nachgelassen,  bei  auftretendem  Wind  und 
während  der  Arbeitspausen  aber  wieder  fest  angezogen,  so  daß  der 
Dachstuhl  dauernd  „im  Zuge“  war.  Durch  Hochmaßlatten  und  Lot- 
pendel wurde  die  gleichmäßige  Hebung  jederzeit  nachgeprüft.  Die 
eigentliche  Hebung  erforderte,  abgesehen  von  den  Vorarbeiten,  etwa 
eine  Woche  und  verlief  ohne  jeden  Unfall.  Die  Arbeit  wurde  von 
Ernst  Meyer  in  Berlin  (N  20,  Hochstr.  11)  im  Aufträge  des  Baugeschäfts 
von  Gust.  Clemens  in  Berlin  (Genthiner  Str.  28)  ausgeführt.  — Eine 
andere  interessante  Aufgabe  wird  zur  Zeit  in  Leipzig  gelöst.  Hier 
handelt  es  sich  darum , unter  einem  Geschäftshaus  Kellerräume  zu 
gewinnen.  Nach  dem  allgemein  üblichen  Verfahren  werden  die  Mauern 
unter  vorheriger  Absteifung  stückweis  mit  neuem  Mauerwerk  unter- 
fahren. Hierbei  zeigt  es  sich  aber  regelmäßig,  daß  sich  das  neue 
Mauer  werk  ungleichmäßig  setzt,  wodurch  Risse  im  unterfahrenen 
Haus  entstehen,  trotz  aller  Sicherungen  und  Absteifungen.  Um 
diesem  schwerwiegenden  Mißstand  zu  begegnen,  werden  in  die  alten 


technisch  und  vier  eisenbahnjuristisch  vorgebildeten  Mitgliedern  ein- 
gesetzt worden,  der  sich  mit  der  Befugnisfrage  der  den  Eisenbahn- 
direktionen nachgeordneten  Stellen  befassen  und  prüfen  soll , welche 
Wege  in  der  Abgrenzung  des  Geschäftsgebietes  der  Ämter  und  Dienst- 
stellen einzuschlagen  und  welche  Vorschläge  für  die  Zusammenfassung 
einzelner  Dienstgebiete  zu  machen  sind.  Die  erste  Tagung  dieses  Aus 
schusses  hat  Ende  September  1921  stattgefunden. 

Zu  dem  zweiten  Ziel,  bei  dem  auch  die  Frage  der  Anpassung 
des  Verkehrs  an  Wirtschaftseinheiten  und  eine  Dezentralisation  des 
Verkehrswesens  erwogen  werden  muß,  ist  ein  Ausschuß  unter  dem 
Vorsitz  des  ehemaligen  Eisenbahndirektionspräsidenten  und  Staats- 
sekretärs des  Reichspostamts  Rüdlin  erstmalig  im  Oktober  1921 
zusammengetreten.  Seine  Zusammensetzung  besteht  aus  zwölf  juristi 
sehen  und  drei  technischen  Beamten  der  Eisenbahnverwaltung.  Er 
wird  sich  auch  mit  der  zur  Zeit  in  der  Presse  viel  erörterten  Frage 
der  Staats-  oder  Privatbahnverwaltung  und  überhaupt  mit  den  ins 
Große  gehenden  Gebieten  der  Neuordnung  unter  weitschauenden 
-technischen  und  wirtschaftlichen  Gesichtspunkten  beschäftigen  müssen. 

Während  in  diesen  beiden  Ausschüssen  nur  Eisenbahnfachmänner 
sitzen,  gehören  dem  im  August  1920  gebildeten  Sachverständigen- 
beirat beim  Reichsverkehrsministerium  zwölf  Mitglieder  des  Reichs- 
tags. vier  Arbeitnehmervertreter,  vier  Arbeitgebervertreter  und  vier 
Angehörige  der  sonstigen  Gruppen  des  Reichswirtschaftsrats  als  Männer 
des  Wirtschaftslebens  an.  Außerdem  sind  in  diesen  Ausschuß  elf  Mit- 
glieder nach  Ausw-ahl  des  Reichsverkehrsministers  berufen  worden. 
Er  hielt  seine  dritte  Sitzung  Ende  Oktober  1921  ab  und  hat  sich  auf 
dieser  eingehend  auch  mit  der  Frage  Staats-  oder  Privatbahnverwaltung 
der  Reichsbahn  befaßt.  Er  hat  es  abgelehnt,  ebenso  wie  die  Tagung 
der  Eisenbahndirektionspräsidenten  im  Oktober  in  München,  die  Eisen- 
bahnen-aus  dem  Staatsbesitz  in  Privathände  zu  überführen,  jedoch 
betont,  daß  kaufmännischer  und  wirtschaftlicher  Geist  mehr  als  bisher 
die  Verkehrsverwaltung  durchdringen  müsse. 

Es  steht  zu  hoffen,  daß  all  diese  eingeleiteten  Maßnahmen  auf 
schnellstem  W7ege  zu  der  für  unser  gesamtes  Wirtschaftsleben  so  überaus 
notwendigen  Wiedergesundung  des  Verkehrswesens  führen  werden. 

Berlin.  Baumann. 


Mauern  dicht  über  der  Fundamentsohle  Schlitze  gestemmt,  in  welche 
I-Träger  gelegt  werden,  die  nach  oben  mit  eisernen  Keilen  gegen  das 
Mauerwerk  abgekeilt  werden.  Nun  wird  das  neue  Unterfahrungs- 
mauerwerk stückweis  hergestellt,  aber  nicht  gleich  in  voller  Höhe 
bis  unter  die  alten  Fundamente,  sondern  vorläufig  nur  bis  1 » m dar- 
unter. Auf  dieses  frische  Mauerwerk  werden  nun  Stahlschrauben 
gestellt  und  scharf  gegen  das  alte  Mauerwerk  gepreßt.  Die  Schrauben 
werden  an  jedem  Tage  während  eines  Zeitraums  von  etwa  14  Tagen 
nachgedreht,  so  daß  das  frische  Mauerwerk  stets  unter  dem  Druck 
der  ganzen  Gebäudelast  erhärtet  und  sich  später  nicht  mehr  setzen 
kann.  Das  restliche  Unterfahrungsmauerwerk  kann  dann  stückweis 
nachgeholt  und  mit  kürzeren  Schrauben  abgepreßt  und  schließlich 
mit  Keilen  abgekeilt  werden,  doch  kann  dies  auch  bei  der  nur  ge- 
ringen Höhe  von  etwa  ’/a  m unterbleiben,  da  das  Setzen  des  frischen 
Maucrwerks  hierbei  nicht  mehr  sehr  erheblich  werden  kann.  Die 
Druckverteilungsträger  können  nach  der  Unterfahrung  wieder  heraus- 
genommen werden.  Die  hier  geschilderte  Art  des  Unterfahrens  ist  bei 
den  Berliner  Untergrundbahnbauten  mehrfach  zur  Anwendung  ge- 
langt und  hat  immer  zu  gutem  Erfolg  geführt. 

Die  Zieglerschule  iu  Frankfurt  a.  d.  Oder  (S.  322  d.  Bl.)  will 
jetzt  nicht  nur  ihren  Schülern  eine  reine  schulmäßige  Fachausbildung 
geben,  sondern  sie  durch  Sonder vorträge  aus  Gebieten,  die  über  den 
Rahmen  der  Schule  hinausgehen,  fördern.  So  wird  in  diesem  Winter 
Geheimer  Regierungsrat  Prof.  ®r.»3ttg.  Gary  einen  „Überblick  über 
die  Prüfung  der  Baustoffe“  geben,  Ingenieur  Dümmler  über  „Das 
Brennen  der  Ziegel  in  besonderer  Berücksichtigung  der  gegenwärtigen 
Erfordernisse“  und  Direktor  Dr.  H.  Hirsch  über  „Praktisch-technische 
LTntersuchung  und  Bewertung  von  Ton“  sprechen.  Außerdem  ist 
noch  ein  Vortrag  aus  dem  Gebiete  der  feuerfesten  Industrie  zu- 
gesichert. Die  Teilnahme  an  diesen  Vorträgen  ist  nicht  nur  den 
Schülern,  sondern  auch  anderen  Interessenten  der  Ziegelindustrie 
kostenlos  freigestellt. 

Zum  Vollzug  des  Gesetzes  über  die  Erhebung  eiuer  Abgabe 
zur  Förderuug  des  Wohnungsbaues  vom  26.  Juni  1921  (R.-G.-Bl. 
S 773)  ist  am  6.  November  1921  in  Bayern  eine  Entschließung  des 
Gesamtstaatsministeriums  erschienen,  durch  welche  angeordnet  wird, 
daß  an  Stelle  der  in  den  §§  2 bis  6 des  Reichsgesetzes  vom  26.  Juni  1921 
geregelten  Abgabe  zur  Förderung  des  Wohnungsbaues  in  Bayern  für 
die  Rechnungsjahre  1921  bis  1941  eine  Abgabe  für  das  Land  in  Höhe 
von  5 vH  der  Steuer  verhältniszahlen  der  Mietsteuer  und  von  20  vH 
der  Steuerverhältniszahlen  der  Arealsteuer  (§  6 des  Haussbeuergesetzes) 
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erhoben  wird.  Für  die  Bezirke  oder  die  unmittelbaren  Städte,  in 
denen  die  Gebäude  liegen,  werden  Zuschläge  in  gleicher  Höhe  erhoben. 
Das  Staatsministerium  für  soziale  Fürsorge  kann  bestimmen,  daß  an 
Stelle  des  Bezirks  die  in  einer  Gemeinde  aufkommenden  Zuschläge 
dieser  selbst  zufließen.  Mit  Zustimmung  der  Staatsministerien  der 
Finauzen  und  für  soziale  Fürsorge  können  die  Gemeinden  und  Bezirke, 
für  die  Zuschläge  erhoben  werden,  beschließen,  daß  der  Hundertsatz 
der  Zuschläge  erhöht  oder  daß  von  der  Erhöhung  der  Zuschläge  teil- 
weise oder  ganz  Abstand  genommen  wird.  Die  Verordnung  tritt  mit 
Wirkung  vom  1.  April  1921  in  Kraft. 

Außer  Bayern  hat  bisher  nur  Württemberg  die  durch  das  vor- 
genannte Reichsgesetz  angeordnete  Regelung  getroffen,  in  welcher 
Weise  die  Abgabe  zur  Förderung  des  Wohnungsbaues  erhoben 
werden  soll. 

I)io  Wasserstände  (das  Niedrigwasser)  in  den  norddeutschen 
Stromgebieten  im  Oktober  und  im  Gesamtabflußjahr  1921.  (Nach 
den  amtlichen  Nach  richten  der  Landesanstalt  für  Gewässer- 
kunde.) Das  Niedrigwasser  hat  auch  den  Oktober  hindurch  an- 
gehalten. An  den  in  der  Tabelle  angegebenen  Pegeln  von  der  Memel 
bis  einschl.  Spree  liegt  das  diesmalige  Monatmittel  um  höchstens 
14  cm  (durchschnittlich  nur  7 cm)  höher  als  im  September.  Die 
Weser  wasserstände  haben  sogar  noch  weiter  abgenommen,  nachdem 
Anfang  Oktober  die  Zuschüsse  aus  dem  Waldecker  Staubecken  bei 
nur  noch  30  Millionen  cbm  Vorrat  eingestellt  worden  waren.  Am 
Ende  des  Monats  betrug  der  Beckeninhalt  noch  26  Millionen  cbm. 
Die  Wasserstände  der  unteren  Aller  und  der  Ems  bei  Lingen  weisen 
dieselbe  niedrige  Lage  wie  im  September  auf.  Der  Rhein  ist  erheblich 
gefallen.  Das  Monatmittel  hat  bei  Kaub  und  bei  Köln  annähernd 
wieder  dieselbe  außerordentlich  niedrige  Lage  wie  im  April  dieses 
Jahres;  der  Niedrigststand  im  Oktober  hat  aber  bei  Köln  den  des 
Frühjahres  (März  und  April)  noch  unterschritten. 

Der  mittlere  Wasserstand  Jdes  Gesamtabflußjahres  1921  liegt 
an  allen  in  der  Tabelle  angegebenen  Pegeln,  wie  bei  dem  langdauernden 
starken  Niedrigwasser  nicht  anders  zu  erwarten  war,  unter  dem  Mittel 
der  Vergleichsjahre.  Bei  Kaub  beträgt  die  fehlende  Höhe  124,  bei  Köln 
180  cm!  Unwesentlich  sind  die  am  MW  der  Vergleichsjahre  fehlenden 
Beträge  nur  an  den  Spreepegeln  (Spremberg  und  Kersdorf);  dagegen 
betragen  sie  0,5  bis  1 m an  der  Memel,  Weichsel,  Oder,  Elbe,  Saale. 
Weser,  Aller,  Ems  und  an  den  Nebenflüssen  des  Rheins.  Vergleicht 
man  nach  Halbjahren,  d.  h.  Winter  mit  Winter,  Sommer  mit  Sommer, 
also  in  beiden  Fällen  die  diesjährigen  Zahlen  mit  dem  Halbjahrsmittel 
aus  den  Vergleichsjahren,  so  findet  man  bei  allen  Pegeln  der  Tabelle 
außer  Spremberg  in  beiden  Halbjahren  einen  Fehlbetrag,  und  zwar 
östlich  der  Elbe  und  an  dieser  im  Sommer  den  weitaus  größeren, 
während  an  der  Saale  (wenigstens  bei  Trotha),  an  der  Weser,  am 
Mittel-  und  Niederrhein,  ebenso  am  Neckar,  Main  und  Mosel  der  Fehl- 


Wasserstände  im  Oktober  1921. 


Gewässer 

Pegelstelle 

Oktober  1921 

MW 

Oktbr. 

Jahresmittel  96/20 

NW 

MW 

HW 

96/20* ) 

MNW 

MW 

MHW 

Memel 

Tilsit 

50 

56 

65 

138 

77 

242 

611 

Pregel 

Insterburg ') 

-54 

—49 

-40 

—16 

-48 

45 

380 

Weichsel 

Thorn 

-18 

-15 

—6 

78 

1 

143 

480 

Oder 

Ratibor 

84 

87 

103 

154 

79 

181 

604 

n 

Frankfurt 

2 

10 

23 

128 

57 

165 

375 

Warthe 

Landsberg 

—66 

—58 

-48 

10 

—34 

66 

250 

Netze 

Vordamm 

-62 

— 45 

-30 

0 

—39 

28 

143 

Elbe 

Barby 

—9 

—4 

0 

119 

26 

175 

454 

y> 

Wittenberge 

—7 

—1 

5 

130 

46 

190 

443 

Saale 

Trotha  U.  P. 

102 

109 

118 

170 

118 

210 

488 

Havel 

Spandau  U.  P. 

8 

21 

36 

51 

23 

77 

147 

RathenowU.P.1) 

-39 

—30 

-20 

11 

—18 

55 

156 

Spree 

SprembergU.P. 

73 

82 

98 

103 

66 

106 

265 

Kersdorf  U.P.1) 

184 

200 

216 

209 

176 

227 

317 

Weser 

Minden 

126 

135 

148 

210 

164 

264 

570 

Aller 

Westen 

146 

153 

174 

236 

183 

290 

483 

Ems 

Lingen 

-178 

-176 

—170 

—76 

-142 

—32 

244 

Rhein 

Maxau l) 

275 

295 

333 

382 

284 

422 

660 

n 

Kaub 

64 

79 

112 

187 

101 

238 

523 

n 

Köln 

12 

28 

63 

186 

78 

261 

647 

Neckar 

Heilbronn 

-30 

2 

15 

59 

17 

95 

426 

Main 

Wertheim 

56 

61 

71 

121 

S5 

158 

426 

Mosel 

Trier 

—27 

-24 

-21 

63 

2 

103 

477 

')  Bei  Insterburg  enthalten  die  letzten  vier  Spalten  Mittelwerte  aus 
den  Abflußjahren  1908/20,  bei  Rathenow  und  Kersdorf  aus  1914/20,  bei 

Maxau  aus  1896/1915. 


betrag  im  Winter  noch  etwas  größer  ist  als  im  Sommer.  An  der 
Weser  ist  die  Verschiebung  zwischen  den  Halbjahren  mindestens  zu 
einem  Teile  auf  die  Wirkung  der  Waldecker  Talsperre  zurück- 
zuführen. 

Wie  scharf  ausgeprägt  das  diesjährige  Niedrigwasser  war,  zeigt  sich 
noch  deutlicher,  wenn  man  die  Wasserstände  von  1921  mit  denen  der 
Abflußjahre  1904  und  1911  vergleicht.  Die  Winterwasserstände  dieser 
beiden  Jahre  waren  großenteils  übernormal,  im  übrigen  ziemlich 
normal.  Daß  die  Winterzahlen  von  1921  fast  überall  unter  denen 
von  1904  und  1911  liegen,  würde  also  nicht  viel  besagen,  wenn  die 
Abweichungen  nicht  an  manchen  Stellen  außerordentlich  groß  wären, 
so  z.  B.  im  Halbjahrsmittel  bei  Köln  gegen  1904  wie  gegen  1911  über 
2 m.  Aber  auch  das  MW  des  Sommerhalbjahres  liegt  1921  an  den 
weitaus  meisten  Stellen  unter  dem  von  1904  und  1911. 

An  zahlreichen  Stellen  hat  das  Niedrigwasser  von  1921  auch  die 
niedrigsten  Wasserstände  von  1904  und  1911  unterschritten,  so 
z.  B.  an  der  Memel,  an  der  Weichsel  bei  Dirschau,  an  der  mittleren 
Oder,  an  der  unteren  Netze,  der  unteren  Warthe,  an  der  unteren  Oder 
bei  Hohensaaten  (aber  nicht  an  der  ganzen  Oder  unterhalb  der  Warthe- 
mündung), an  einigen  Pegeln  der  Elbe,  an  der  unteren  Leine,  der 
unteren  Aller,  der  unteren  Weser  (Baden),  der  Ems  bei  Lingen,  vor 
allem  aber  am  Rhein  und  an  seinen  Nebenflüssen.  In  manchen  von 
diesen  Fällen  waren  die  Niedrigststände  von  1904  oder  1911  die  nie- 
drigsten bisher  überhaupt  beobachteten,  in  anderen  haben  diese  noch 
tiefer  gelegen,  und  an  manchen  Stellen  sind  dann  auch  diese  Wasser- 
stände 1921  noch  unterschritten  worden.  Bei  allen  Unterschreitungen 
bleibt  zu  prüfen,  wie  weit  eine  Senkung  des  Bettes  oder  bei  den 
kleineren  Wasserläufen  eine  künstliche  Beeinflussung  der  Wasser- 
führung mitgewirkt  hat.  Für  manche  Strecken  steht  die  Senkung 
außer  Zweifel,  so  z.  B.  bei  Dirschau,  Hohensaaten,  Torgau,  für  die 
Weser  und  für  den  Niederrhein.  K.  F. 

Geheimer  Baurat,  Professor  2>r.-3ng.  e.  k.  ür.  phil.  h.  c.  Meydeu- 
bauer  ist  im  hohen  Alter  von  88  Jahren  am  15.  November  in  Godesberg 
entschlafen.  Damit  ist  ein  reich  gesegnetes  Leben  abgeschlossen,  das 
für  die  Geschichte  unserer  heimischen,  insbesondere  der  mittelalter- 
lichen Baukunst  gar  nicht  hoch  genug  eingeschätzt  werden  kann.  Die 
Riesensammlung  der  vorzüglichen  Aufnahmen  unserer  heimischen 
Baudenkmäler,  wie  sie  Meydenbauer  in  der  Meßbildanstalt  unserer 
alten  Bauakademie  vereinigt  hat,  steht  einzig  in  ihrer  Art  auf  der 
ganzen  Welt  da  und  wird  uns  von  dieser,  soweit  sie  sachverständig 
ist,  beneidet.  Sie  bildet  für  jede  Geschichte  unserer  heimischen  Bau- 
kunst die  unentbehrliche  Grundlage,  denn  der  einzelne  ist  nicht 
imstande,  einen  derartigen  Schatz  großer  Photographien  zu  schaffen 
oder  zusammenzutragen.  Aber  gerade  die  richtigen  meßbaren  Ab- 
bildungen sind  die  eine  unentbehrliche  Grundlage  für  die  exakte 
Erforschung  der  Geschichte  unserer  Kunst  wie  die  zweite  die  Samm- 
lung der  Urkunden  darstellt.  Die  Bauwerke  einerseits  und  die  Ur- 
kunden anderseits  ergeben  erst  eine  wirkliche  Geschichte,  alles 
andere  ist  mehr  oder  minder  geistreicher  Roman.  Meydenbauers  Auf- 
nahmen waren  aber  nicht  bloß  höchst  geschickte  Photographien  — 
er  hatte  die  Apparate  auf  eine  derartige  Höhe  gebracht,  daß  alle 
Senkrechten  auch  tatsächlich  senkrecht  im  Bilde  erschienen  — , seine 
hohe  künstlerische  Begabung  wußte  den  Standpunkt  jedesmal  so  aus- 
gezeichnet zu  wählen,  daß  die  Aufnahmen  der  meisten  Bauwerke  durch 
ihn  wahre  Kunstblätter  geworden  sind.  Daß  Meydenbauer  sein  Werk 
nur  mit  großen  Schwierigkeiten  durchsetzen  konnte,  ist  bei  der 
damaligen  Verteilung  der  maßgebenden  Stellen  begreiflich.  Be- 
sondere Anerkennung  gab  es  daher  für  sein  Werk  nicht,  und  jetzt 
geht  hoffentlich  das  schlimme  Schicksal,  auf  Abbruch  ausverkauft  zu 
werden,  an  der  Anstalt  vorüber.  Über  diese  großartige  Sammlung  der 
Aufnahme  unserer  Bauten  hinaus  hat  dann  Meydenbauer  im  Meß- 
bildverfahren zum  erstenmal  gezeigt  und  im  großen  dargestellt,  wie 
sich  aus  den  Photographien  die  geometrischen  Aufrisse  und  Schnitte 
hersteilen  lassen,  eine  höchst  geistvolle  Erfindung!  Ich  habe  selbst 
die  Anfänge  des  Verfahrens  bei  der  Feststellung  des  Umrisses  der 
Hedwigskuppel  benutzen  können,  und  die  Größe  des  Kreuzes  hat 
Meydenbauer  dann  mit  meinem  Freunde  Lucas  an  der  Hand  meiner 
Zeichnung  über  eine  seiner  Photographien  hin  bestimmt  — ein  lehr- 
reicher Fall,  -wie  das  Meßbildverfahren  auch  für  das  moderne  Bauen 
sich  verwerten  läßt;  es  ist  ein  eigenartiges  Mißgeschick,  daß  das  Ver- 
fahren auch  heute  noch  eine  Art  Dornröschenschlaf  schlummert  und 
seine  vielgestaltige  Ausnutzungsmöglichkeit  noch  bei  weitem  nicht 
genügend  bekannt  und  erkannt  ist.  — Meydenbauer  stammte  aus  dem 
uralten  Tholey  auf  dem  Hochwald  südlich  von  Trier  und  sah  wie  ein 
wiedererstandener  alter  Römer  von  den  Bildwerken  aus  Noviomagus  aus- 
Eine  prächtige  Mannesgestalt,  ein  deutscher  Ehrenmann,  eine  Zierde 
unserer  Kunst!  Ihm  sei  Gottes  Erde  leicht!  Möge  sich  ein  Nachfolger 
finden,  der  sein  Werk  fortsetzt  und  zu  neuem  Glanze  hebt.  Meyden- 
bauers Vermächtnis  ist  so  großartig,  daß,  trotz  aller  Nöte  der  Zeit,  diese 
wahrhaft  deutsche  Schöpfung  gerettet  werden  muß.  H a s a k. 
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(Alle  Rechte  Vorbehalten.! 


Der  SpaTumngsziistand  in  loser  Erde. 


Von 


1.  Vorbemerkung. 

Die  in  der  Zeitschrift  für  Bauwesen,  Jahrg.  1921,  1.  bis  3.  Heft, 
veröffentlichten  Untersuchungen  über  die  Erddrucktheorie  stellen,  so- 
weit sie  sich  auf  den  in  der  losen  Erde  herrschenden  Spannungs- 
zustaud  beziehen,  uur  eine  Annäherung  dar.  Diese  war  aus  der 
Überlegung  entstanden,  daß  die  alten  Erddrucktheorien  sich  aus  dem 
Grunde  für  die  Ermittlung  des  Spannungszustandes  im  Erdreich  nicht 
eignen,  weil  sie  ihren  Betrachtungen  endliche  Erdmassen  zugrunde 
legen;  hierbei  wird  gerade  das,  worauf  es  ankommt,  vernachlässigt, 
nämlich  die  Verschiedenheit  des  Spannungszustandes  innerhalb  der 
betrachteten  Masse.  Dieses  Verfahren  wurde,  um  es  allgemein  ver- 
ständlich zu  machen,  in  die  Worte  gekleidet,  daß  in  den  alten 

Theorien  Erdkörper  wie  feste  (besser:  starre)  Körper  behandelt 

werden,1)  bei  denen  die  statische  Untersuchung  auf  die  Gleich- 
gewichtsbedingungen aufgebaut  wird  und  bei  denen  man  im  all- 
gemeinen den  inneren  Spannungszustand  außer  acht  läßt.  Wendet 

man  die  umgekehrte  Anschauungsweise  an,  indem  man  von  der 

genauen  Erfüllung  der  Gleichgewichtsbedingungen  absieht  und  dafür 
die  Erforschung  des  inneren  Spannungszustandes  als  das  Ziel  der 
Erddrucktheorie  in  den  Vordergrund  stellt,  so  kann  man  unter 
im  übrigen  unveränderter  Beibehaltung  der  Grundlagen  der  alten 
Coulombschen  Theorie  zu  einer  angenäherten  Ermittlung  der  inneren 
Spannungen  in  einer  losen  Masse  gelangen,  wie  das  in  dem  eingangs 
erwähnten  Aufsatz  gezeigt  ist.  Indem  man  die  Betrachtung  über 
das  Gleichgewicht  der  Kräfte  anstatt  an  einer  endlichen  Erdmasse 
an  einem  unendlich  kleinen  Erdprisma  anstellt,  das  aber  die  Eigen- 
schaften der  endlichen  losen  Masse  sinnentsprechend  verkörpern 
muß.  gelingt  es,  die  Untersuchung  des  Spannungsbildes  an  einer 
beliebigen  Stelle  der  firdmasse  loszulösen  von  der  Aufgabe,  die  Ver- 
änderung des  Spannungszustandes  innerhalb  der  endlichen 
Masse  zu  veranschaulichen.  Diese  zweite  Aufgabe  erfordert  die  Be- 
rücksichtigung der  Elastizität  der  Erdmasse  und  wird  hierdurch  und 
infolge  der  Trennung  von  der  ersten  Aufgabe  lösbar. 

Bei  der  Untersuchung  des  Spannungszustandes  wurde  in  dem 
eingangs  erwähnten  Aufsatz  das  Coulombsche  Prinzip  ohne  weiteres 
auf  ein  unendlich  kleines  Erdprisma  übertragen.  Es  wurde  also  an- 

d V 

genommen,  daß  die  Richtung  <■  des  Flächendrucks  e = . r auf  eine 

A B 

lotrechte  (Abb.  1)  oder  auf  eine  schräge  Fläche  (Abb.  2)  im  Erdreich 
gegeben,  und  zwar  frei  wählbar  sein  soll,  während  die  Spannung  p 

— 4 c auf  eine  zur  Oberfläche  gleichgerichtete  Fläche  stets  lotrecht 

sein  soll.  Diese  Annahme  läßt  sich  im  allgemeinen  nicht  aufrecht- 
erhalten. wenn  man  die  genaue  Erfüllung  der  Gleichgewichts- 


bedingungen am  unendlich  kleinen 
Prisma  fordert;  sie  trifft  dann  nur  in 
dem  Sonderfäll  zu,  wenn  die  Flächen- 
richtung AB  (Abb.  3)  lotrecht  und  e 
zur  Oberfläche  A C gleichgerichtet  ist. 
Es  kommt  also  durch  die  Überpflanzung 
des  Coulombschen  Prinzips  eine  Un- 
genauigkeit in  die  Theorie  hinein,  die 
sich  darin  zeigt,  daß  die  auf  die 
Seite  BC  des  Prismas  wirkende  Kraft  d Q 
nicht  durch  den  Schnittpunkt  S der 

*)  Jahrg.  1920  d.  Bl.,  S.  625,  Neue 
Ergebnisse  in  der  Erddrucktheorie. 


A.  Freund. 

Kräfte  dE  und  dB  geilt  (Abb.  I u.  2),  sondern  um  ein  kleines 
Maß  J daran  vorbei  zeigt.  Diese  Ungenauigkeit  mag  unbedenklich 
erscheinen,  solange  man  sich  mit  einer  angenäherten  Ermittlung 
des  Spamiungszustandes  begnügt.  Die  Übernahme  des  Coulombschen 
Prinzips  in  die  neue  Theorie  hat  den  Vorteil,  daß  der  Zusammenhang 
mit  der  alten  Theorie  gewahrt  wird  und  die  mathematischen  Ent- 
wicklungen leicht  nachprüfbar  sind.  Wenn  aber  die  Beibehaltung 
des  Coulombschen  Prinzips  auch  als  eine  vorläufige  und  entwicklungs- 
geschichtlich berechtigte  Stufe  im  Werden  der  Erddrucktheorie  an- 
gesehen werden  mag,  so  kann  sie  doch  vom  streng  wissenschaftlichen 
Standpunkt  nicht  befriedigen.  Vor  allem  vermissen  wir  den  Maßstab 
für  die  Größe  des  Fehlers,  der  durch  die  ungenügende  Erfüllung  der 
Gleichgewichtsbedingungen  am  kleinen  Prisma  begangen  wird.  Dieser 
Fehler  erscheint  in  den  neuen  Untersuchungen,  die  der  genauen  Be- 
handlung der  Erddrucktheorie  näherkommen  als  die  alten  Theorien, 
deutlicher  und  daher  störender  als  in  diesen,  deren  Aufbau  im  ganzen 
weniger  durchsichtig  ist. 

2.  Die  Beseitigung  des  Gleichgc wichtsfehlers. 

Die  Beseitigung  der  Gleicbgewichtsungenauigkeit  aus  der  Erd- 
drucktheorie ist  die  nächste  und  dringendste  Aufgabe,  die  auf  diesem 
Gebiet  zu  lösen  ist.  Es  hat  sich  nun  gezeigt,  daß  die  vermeintlichen 
Schwierigkeiten,  die  dieser  Lösung  bisher  entgegenzustehen  schienen, 
nicht  unüberwindlich  sind.  Wir  sind  in  der  Lage,  in  den  folgenden 
Darlegungen  über  eine  wissenschaftlich  einwandfreie  Behandlung  des 
Spannungszustandes  loser  Erde  zu  berichten,  die  den  Gleicbgewichts- 
fehier  nicht  mehr  enthält. 

Zum  leichteren  Verständnis  mögen  die  Entwicklungen  zunächst 
an  einer  Erdmasse  mit  wagerechter  Oberfläche  erläutert  werden. 


An  dem  unendlich  kleiuen  Erdprisma  ABC  (Abb.  4)  mit  der 
Höbe  1 senkrecht  zur  Bildebene,  dessen  Seite  A B lotrecht  und"dessen 
Seite  AC  wagerecht  ist,  während  die  Seite  BC  unter  dem  beliebigen 
Winkel  tx  gegen  die  Wagerechte  geneigt  ist,  greifen  in  den  Mittel- 
punkten der  drei  Seiten  die  Kraftelemente  dE,  dP  und  dQ  an,  die 
miteinander  im  Gleichgewicht  stehen  müssen.  Die  drei  Kraftrichtungen 
müssen  also  durch  einen  Punkt  S gehen;  die  Abb.  4 lehrt,  daß,  wenn 
nicht  * = 0 ist,  diese  Bedingung  nur  erfüllt  werden  kann,  wenn  dP 
nicht  lotrecht  wirkt,  sondern  um  einen  Winkel  P von  der  Normalen 
zur  Fläche  AC  abweicht.  Versieht  man  die  drei  Winkel  f,  P und  <f 
mit  dem  gleichen  Vorzeichensinn,  so  muß  P stets  das  entgegengesetzte 
Vorzeichen  haben  von  t. 

Sind  d o A C,  dh—AB  und  ds  BC  die  Seitenlängen  des 
Prismas,  p,  e und  q die  auf  die  Längeneinheit  dieser  drei  Seiten 
wirkenden  Spannungen,  so  ist 

dP  = p • do 
dE  — c ■ dh 

und  dQ  — q ■ ds. 

Zerlegt  man  die  drei  Spannungen  p.  e und  q in  je  eine  Seitenspannung 
senkrecht  zur  Prismenseite  und  eine  parallel  dazu,  und  zwar 

p in  j p _L  AC  und  r0  AC, 

e in  ew  J_  AB  und  /it  AB 

und  $f::in  n J_  EC  und  ts  EC, 

so  gehen  die  Komponenten  ew  und  pv  durch  den  Mittelpunkt  0 der 
Seite  BC,  in  dem  auch  die  Kraft  q angreift.  Stellt  man  also  die 
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Momentengleichung  bezüglich  des  Punktes  0 auf,  so  bleibt  nur  das 
Moment  der  Schubkräfte  rf  • d/t  in  AB  und  ro  ■ do  in  .IC'  übrig.  Die 
Momentengleichung  lautet 

do  , dh 


1 ) r/j  • dh  • 9 -(-  r0  • d< 


— 0 oder  T/(  = 


Die  in  den  Seiten  A B und  A C wirkenden  spezifischen  Schub- 
spannungen sind  also  gleich  groß  und  entgegengesetzt  drehend  ge- 
richtet, d.  h.  sie  weisen  entweder  beide  auf  die  Ecke  A hin  oder  von 
ihr  weg.  Die  Bedingung  t h — r0  ist  die  in  eine  Formel  gekleidete 

genaue  Gleichgewichtsbedingung  für  die  auf  das  Prisma  wirkenden 
Kräfte.  Die  bei  der  Anwendung  des  Coulombschen  Prinzips  gebrauchte 
Annäherung  bestand  demnach  darin,  daß  die  in  der  Fläche  AC  (parallel 
zur  Oberfläche)  wirkenden  Schubspannungen  rn  vernachlässigt  worden 
waren. 

Das  Ergebnis  i h z0  ist  aus  der  Festigkeitslehre  bekannt;  es 
gilt  daher  an  sich  für  lose  Massen  ebenso  wie  für  feste  Körper.  Da- 
gegen unterscheidet  sich  ein  aus  loser  Masse  bestehendes  unendlich 
kleines  Prisma  ABC  von  einem  aus  festem  Stoff  bestehenden  Prisma 
durch  die  Bedingung,  daß  die  Winkel  *,  P und  q nicht  größer  als  + q 
werden  dürfen.  Diese  Beschränkung  besteht  beim  festen  Stoff  nicht, 
und  dadurch,  daß  mau  die  Bedingung  rmax  + 1»,  fmin  — p der 
Entwicklung  zugrunde  legt  (*  und  P sind  als  Sonderwerte  von  <j>  auf- 
zufassen), behandelt  man  das  Prisma  ABC  richtig  als  lose  Masse  und 
nicht  als  festen  Körper. 


3.  Bestimmung  der  Gleitrichtung  und  des  Erddruck- 
beiwerts. 

Forscht  man  nach  der  Herkunft  der  Kräfte,  die  auf  das  unendlich 
kleine  Erdprisma  wirken,  so  findet  man,  daß  die  senkrechte  Seiten- 
kraft von  dP,  nämlich  dPv  = pv  ■ do.  als  die  gegebene  äußere  Kraft 
anzusehen  ist,  die  aus  dem  Eigengewicht  des  Erdkörpers,  der  Auflast 
und  der  Elastizität  der  Erdmasse  entsteht.  Von  der  Kraft  dE  ist 
nicht  die  Größe,  sondern  nur  der  Winkel  * gegeben,  um  den  die 
Kraft  von  der  Normalen  zur  Fläche  AB  abweicht.  Diese  Abweichung 
rührt  von  einer  in  der  Lotebene  wirkenden  Schubkraft  her,  die  mit 
Hilfe  der  Elastizität  des  Erdbodens  berechnet  werden  kann.  Die 
Ablenkung  der  Kraft  dP  aus  der  lotrechten  Richtung  ist  also  eben- 
falls eine  notwendige  Folge  dieser  in  der  Lotebene  wirkenden  Schub- 
kraft T.  Die  Aufgabe  ist  daher  so  zu  stellen,  daß  die  Größen  p und  t 
gegeben,  die  Größen  e , q,  P,  q>  usw.  gesucht  sind. 

Zur  Lösung  der  Aufgabe  steht  lediglich  die  obengenannte  Be- 
dingung zur  Verfügung,  daß  der  Größtwert  von  q>  nicht  die  Grenzen 
+ p überschreiten  darf.  Die  Aufgabe  ist  daher  unbestimmt  und  hat 
nur  für  die  beiden  Grenzwerte  rpm ax=  + p und  gmin  - — p feste 
Lösungen.  Der  erste  Grenzwert  - - -+-  q liefert  den  unteren 

Grenzzustand  des  Erddrucks,  den  sogen,  aktiven  Erddruck,  d.  h. 
den  kleinsten  möglichen  Erddruck.  Der  andere  Grenzwert  >pmin  = — q 
liefert  den  o’beren  Grenzzustand  des  Erddrucks,  den  sogen,  größten 
passiven  Erddruck,  d.  h.  den  größten  möglichen  Erddruck,  mit 
dem  die  Erdmasse  in  dem  betrachteten  Punkte  Widerstand  leisten 
kann.  Zwischen  diesen  beiden  Grenzwerten  ist  jeder  Wert  des  Erd- 
drucks möglich;  es  ist  dann  'f’max^  + P und  > — q,  und  man 
sagt  dann,  daß  die  Erde  sich  im  passiven  Zustand  schlechthin  be- 
findet. Dieser  Zustand  läßt  sich  nur  untersuchen,  wenn  die  Größe 
und  die  Richtung  des  Erddrucks  e gegeben  sind. 

Die  eigentliche  Erddruckaufgabe  besteht  in  der  Bestimmung  der 
beiden  Grenzwerte  des  Erddrucks  cmin  und  emax  und  zwar  soll  all- 
gemein e k ■ pv  und  für  die  beiden  Grenzfälle 

2)  Cmin  — hxniti  ’ j Pv  Ull(l  Omax  — ^max  ' Pv 

gesetzt  werden. 

k‘  ■ pv,  so  ist,  da  ew  = e • cos  # ist  (Abb.  4), 
k‘  — Je 


Setzt  man  ferner  e. 
2a) 

Nun  ist  tg  f 


cos  ,<•. 


Th 

Ctv 


tg 


-5-,  mithin  cw  k‘-pv 


tg* 
tg  P 


Pv 


Da 


rh 


3)  Jc'=  — 


— 1 ist,  so  wird 

tg 


tgU‘ 


oder  tg  f ' 


- r-t 


n'f 


— Je  ■ sin 


Die  Beziehung  3)  stellt  die  Abhängigkeit  des  Winkels  P vom  gegebenen 
Winkel  t dar.  Erreicht  f den  Größtwert  -f-  p,  so  wird,  da  P ebenfalls 
die  Grenzen  + q nicht  überschreiten  darf,  der  Höchstwert  von 
kJnax“!’  w°bei  *'  = — p wird.  Dasselbe  gilt  für  f — — q,  wobei 


P -f-  p wird.  Diese  Feststellung  ist  wichtig  für  die  Untersuchung 
des  passiven  Erddrucks. 

Zur  Bestimmung  von  k geht  man  von  den  aus  den  Abb.  4 u.  5 
ersichtlichen  geometrischeu  Beziehungen  aus.  Es  ist  hiernach 


° ~ ~ ..  B r c 


Jc‘  dE ’ _ dE  dE  do^ 

cos  s dh  dE  do  dh 

d E sin  (a  — <f  -f-  *')  cos  C tg  (ß  — tp)  — . J-J  • tg  f 

d P COS  (ß  (f  «)  cos  £ 1 — tg  (a  — tp)  tg  s 

dP  Pv  do  1 


do  ^ cos  E * dh  tg  a 


mithin  ergibt  sich 

4) 


k-=  1 . oder 


tg  a 1 — tg  (a  — (f)  tg  f 


5) 

5 a) 


Je1  = 


tg  («  — (p ) 


und 


— tg  a • tg  f. 


tg  « + tg  £ — tg  cc  ■ tg  £ . tg  (a  — tp) 

1 _ tg  ß + tg  f 

V ~~  tg  (a  - fp) 

Der  Ausdruck  für  k‘  enthält  die  beiden  Veränderlichen  x und  q.  Tat- 
sächlich ist  jedoch  k'  ein  Festwert.  Es  muß  daher 

1 


d 


k‘ 


1.  C\^‘  =0  oder  ‘ =0  sein. 

dx  dx 


Ferner  bestehen  die  obengenannten  Bedingungen,  daß 

2.  im  unteren  aktiven  Zustand  für  x = x*  (aktive  Gleitrichtung) 
<P  = Tmax  = + P und 

3.  im  oberen  passiven  Zustand  für  x - x**  (passive  Gleit- 

richtung) f — cpmin  = — p wird. 

Infolgedessen  wird  sowohl  für  x — x*  und  q -j-  p als  für 

d t 

iv  = xA*  und  q = — q der  Differentialquotient  - ^ = 0.  Für  die  Er- 
mittlung der  drei  Unbekannten  k‘,  x*  und  stehen  demnach  drei 
Bedingungsgleichungen  zur  Verfügung.  Differentiiert  man  den  Aus- 

druck  5 a)  für  ^ nach  x und  setzt  die  Differentialquotienten  ^ =0 

d q 
d x 

1 


6} 


tg  CC  — tg  n -J-  1 

& ® " 1 cos o * 


tg  Q + tg  f 


tg  q — tg  f 


und 


6 a) 


- cos  0 » tg  0 


0 + tg* 


Bildet  man  mittels  der  Beziehung 

_ tg  «* 


tg  — ?) 


tgp 


1 — f—  tg-  • tg  o 


den  Ausdruck 


■o 


- , -T . = tg  O + 

tg  \ä"  — p)  cos 


1 l/  tg  g — tg  * 
iS  o * tg  o -4-  tg  £ 


Q + tg , 

und  setzt  diesen  sowie  den  Ausdruck  6)  für  tg  'v*  in  den  Ausdruck  5) 


für  k‘  ein,  so  erhält  man 

8)  ^min  

1 


COS 1 Q 


1 -j-  sin2  q -f-  2 cos  o )/tg2p  — tg2f 


oder 


8 a) 


= tg2  O -I — - -j l/ tg2  O tg2  £ 

^min  ' COS2  O ' COS  O " s 


= ,g!,+  (cis  +I/'PP-lso) 


und  auf  dem  gleichen  Wege  mittels  des  Ausdrucks  6 a) 


9) 

9 a) 


h max  - — 

1 


cos  o 


1 -j-  sin2  q — 2 cos  o j/tg2  o — tg2  f 
1 


oder 


hr in 


= tg2  O -j *2 ~ " /tg2  0 

cos2  o . cos  O 


tg2  f 


= tg2  £ *4-  f — /tg2  o tg2  £ ^ 

° ' V cos  Q J 


4.  Angabe  weiterer  Formeln  für  die  Untersuchung 
des  Spaunungszustandes. 

Mit  der  Bestimmung  von  P,  k‘mill,  A-jnax,  x*  und  x**  ist  die  Erd- 
druckaufgabe an  sich  gelöst.  Um  aber  an  Hand  von  Spaunungs- 
bildern  den  genauen  Spannuugszustand  in  der  losen  Erde  besser 
veranschaulichen  und  erörtern  zu  können,  sollen  noch  einige  weitere 
Formeln  angegeben  werden,  die  sich  leicht  ableiten  lassen. 
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Löst  man  den  Ausdruck  5 a) 

1 __  tg  a + tg  « 
k‘  tg  (a  — (p ) 
nach  \ und  q auf,  so  erhält  man 


tg  ce  • tg  « 


10) 


tg(jp 


tg2  a • tg  « + tg-  « ^ ^ — tg  f 


tg2  « + 2 tg  « ■ tg  f + 


und  hieraus  mittels  der  Beziehungen 
tg<jp 


1 


sin  <r  = =£  und  cos  qp  = — — 

t/1  + tg2  (p  / l + tg2  (p 

1)  sin  q>  = C(j|  “ [//  (tg2  « - 1)  tg  « + ( 1 - k‘)  tg  «]  und 


1'2)  cos  = 


cos  a 


Tr 


[1  -|-  //  (tg2  « -|-  2 tg  a • tg  «)],  worin 


1 3 ) W=  -j  1 + k ' 2 (t g 2 a + tg ' 2 « + 1 g 2 a ■ tg ' 2 « ) + 2 k ' ( 1 + /.v ')■  tg  a • tg  « 
ist.  Für  die  Berechnung  von  Zahlenwerten  des  Winkels  q eignen 
sich  besser  die  folgenden  Formeln  für  die  unentwickelte  Veränder- 
liche ot  — (f : 

tg  a -f-  tg  « 

14)  tg  (a  y)  — . g ^ 


+tgo-tge 


15) 

IG) 


sin  (a  cp)  = ^ ^ + tg«  • tgsj 


cos  (a  — (p)  — ^ (tg  a -J-  tg  «)  mit 


17)  i\7=]/|g2a.'(l  + tg2f)+ 2^1+  j tg  a • 


tg«  + tg2«  + 


f)’ 


cos  a. 


Ferner  wird 

d Q d Q d P do  d Q Pv 

^ ds  dP  do  ds  dP  cos  «' 

worin  nach  Abb.  5 

d Q sin  (90°  — « -(-  «')  cos  «'  1 — k‘  ■ tg2« 

d P ~ cos  (a  — <p  -(-  « ) " cos  (a  — cp)  1 — tg  (a  — cp)  tg  « 

ist.  Mithin  wird 


18) 


Q=P,r 


cos  u 


1 — k‘  ■ t; 


v cos  [u  — (p)  1 — tg  (a  — cp)  tg  « 

Setzt  man  die  Ausdrücke  für  cos  (oc  — qp)  aus  16)  und  für  tg  (oc  — qp) 
aus  14)  in  18)  ein,  so  erhält  man  unter  Anwendung  der  Abkürzung  W 
gemäß  13): 

19)  q - pn  ■ cos  a ■ W. 

Mittels  der  Formeln  11)  und  12)  findet  man  weiter 

20)  n — q • cos  q>  z=zp  ■ cos2  a (1  -j -k‘  tg2  a’t-f-  2 tg  a • tg  «)  und 

21)  v = q-  sin  <p=p  • cos2a  [&'■»  '%’«'(tg2a  - 1 ) — (k': — 1)  tga]. 

Zur  Darstellung  und  Erörterung  der  Spannungsbilder  werden 

noch  diejenigen  Winkel  oif,  oc,]:  <xn  und  gebraucht,  für  die  , q,  n 

und  r Größt-  und  Kleinstwerte  erreichen.  Setzt  man  ' ^ 7 , 7 , 

5 äoi  d x 

fl  vi  d , 

und  , = 0.  so  ergibt  sich : 

da  d ot 


22)  tga„  = 

23) 

24) 


-(i  + 7))t**±l/[(1- t) +4tA 


tg2« 


1 — 


tg2  «g=1 


tg  2 k:  = 


k‘ 
■ tg « 


2 k‘ 

— k‘ 
k‘.—  1 1 

2 k‘  tg  « 


2 tg2 « 

tg  2 an  und 

1 

tg  2 an 


5.  Berechnung  von  Spannungsbildern. 

Als  Beispiel  für  die  Veranschaulichung  des  genauen  Spannungs- 
zustandes in  loser  Erde  sind  in  Abb.  G u.  7 die  Spannungsbilder 
für  den  unteren  aktiven  und  den  oberen  passiven  Grenzzustand 
unter  den  Annahmen  pv=\,  p=30°  und  s = + 15°  dargestellt,  zu 
denen  die  nachfolgenden  Berechnungen  anzustellen  sind. 


— 15°  e = 4-  I .'> 


Abb.  6c. 


Abb.  6a  bis  6d.  Spannungsbilder  für  den  unteren 
Grenzzustand  (o  = 30°,  t = + 15°). 

a und  c polare,  b und  d orthogonale  Darstellung. 

Abb.  6d. 


Soliubwinkel  <p. 


Abb.  7b. 

Schubwinkel  «>. 


Flächenspannung  q 
N'ormalspannung  n 
.Schubspannung 


Nach  den  Formeln  8)  und  9)  wird  für  o = 30  ° 
coö2p 


km i n 


3 


1 -)-sin2p  -)-  2 cos p j/tg2p  — tg2«  5 -f-4  yt  — 3 tg?« 
cos2  o 3 


1 -|-  sin2  q — 2 cos  n | tg2 q — tg2 « 5 4 [/ 1 — 3 tg2 « 


^iiiai  — 

Für  f = + 15  ° wird 

kmin  — 0,352 


k unax ).  )5 


“nun 

1 


km 


= 2,84 
r=0,487.2) 


Man  erkennt  hier,  was  sich  aus  den  Formeln  ohne  weiteres  ab- 
lesen läßt,  daß  die  Größe  der  Bei  werte  k‘  und  k vom  Vorzeichen  des 
Winkels  t unabhängig  ist,  daß  also  für  gleiche  positive  und  negative 
Werte  von  t-  der  gleiche  Erddruck  entsteht.  Dieses  Ergebnis  gilt 
jedoch  nicht  allgemein,  sondern  nur  für  den  vorliegenden  Sonderfall 
wagerechter  Erdoberfläche  (d—  0). 


3)  Alle  Zahlenrechnungen  sind  dem  vorliegenden  Zweck  genügend 
nur  ungefähr  mit  dem  Rechenschieber  ausgeführt  und  erheben  keinen 
Anspruch  auf  Genauigkeit. 
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Avjs  /raijn  ergibt  sich 

/önin 


und  aus  lc' 


COS  £ 


O-.llif) 


/.  __  ^nax  — 9 i a 

eos  £ 

Es  ist  also  « min  = 0,365 der  kleinste  und  emax=2.13pu  der 
größte  mögliche  Erddruck  auf  eine  lotrechte  Fläche  hei  * = +15°. 
Die  Gleitrichtungen  ergeben  sich  aus  Formel  6) 

1 -.  / tg  £>  + tg  fc 


tg  «*  = tg  g + 


V 


COS  o r tg  p — tg  £ 

i ,/tge-tg; 

" COS  0 ’ tg  o 


und  Ga'i 


t(r  et"’  t<  , 

Q y tge+. tg* 

für  t = + 15°  zu  <v*  = 68°07',  x**  = G°  53'  und 
für  f = — 15  ° zu  <x*  = 5 1 ° 53 <x**  = 53  0 07 

Für  den  Schubwinkel  t‘  liefert  die  Formel  3)  tg  P -----  — k‘  • tg  ^ 
bei  # = -J-  15  ° und  unterem  Grenzzustand 

tg,«-'  = — 0,352  tg  15°  oder  «'  zzz  — 5°  23' 
bei  t - — 15  ° und  unterem  Grenzzustand 

tgf'  = -)-  0,352  tg  15  ° oder  t’  — -j-  5°  23  ' 
bei  f = -)-  15  ° und  oberem  Grenzzustand 

tg  D m — 2,055  tg-  15°  oder  s‘  =.  — 28°  50' 
bei  f = — 15  ° und  oberem  Grenzzustand 

tgf'  = + 2,055  tg  15°  oder  t'  = -j-  28°  50'. 

Die  zur  Berechnung  der  Kurven  für  q,  q,  n und  r dienenden 
Formeln  nehmen  nach  Einführung  der  Zahlenwerte  folgende  Gestalt  an: 

tg  a -(-  tg  f 

1 + tg  or  • tg  f 


tg  («  — <f) 


k 


wird  für  t 


-|-  15  0 und  unteren  Grenzzustand  zu 

/ . tg  a -f-  0,2680 


2,84  + 0,2680  tg  a ’ 

für  f = — 15°  und  unteren  Grenzzustand  zu 

tg  a — 0,2680 

0,2 (»80  tga 

für  f = -j-  15°  und  oberen  Grenzzustand  zu 

tg  a -f-  0,2680 

tg  («  — <f  ) — ()  4s7  j-  o52680  tg« 

und  für  t = — 15°  und  unteren  Grenzzustand  zu 

tga  — 0,2680 

a v«  »)—  0 487  _ 0,2680 tga  ' 


ln  der  Formel  q = 1 ■ W7-  costx  wird 
W=  /l  + k‘  2 (tg2  a + tg2  £ + tg2  a • tg2«)  + 2/8(1+  ti)  tg  « ■ tg  f 
für  f — + 15  0 und  unteren  Grenzzustand  zu 

]V=  | 1 ,0080  + 0,255  tg  a + 0,1328  tg2  a. 
für  f = — 15°  und  unteren  Grenzzustand  zu 

JV=  | '1,0081)  — 0,255  tga  + 0,1328  tg2a, 

für  f + 15  ° und  oberen  Grenzzustand  zu 

W—  i 1,303  + 3,360  t ga-f  4,53  tg2  a und 
für  — 15°  und  oberen  Grenzzustand  zu 

W — j/ +303  - 3,360  tg  a + 4,53  tg2  ä 

Die  berechneten  Werte  von  q,  q,  n und  /»-,  mit  deren  Hilfe  die 
Abb.  G u.  7 aufgetragen  sind,  sind  nachfolgend  zusammengestellt. 

Zusammenstellung  1. 

Zahlen  werte  zu  den  Spannungsbildern  (Abb.  6.  u.  7). 
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(Fortsetzung  folgt.', 


Vermischtes. 


Zum  Stadtbaudirektor  in  München  ist  ernannt  worden  der  Re 
gierungsbaumeister  a.  D.  $i\+itg.  Albert  Gut,  Direktor  des  städtischen 
Wohnungsamts  in  München. 

lu  dem  Wettbewerb  für  Voreutwiirfe  zu  einem  Kriegerehreu- 
mal und  zu  Kriegergrabsteinen  auf  dem  Seimefriedhof  iu  Bielefeld 

(S.  307  d.  Bl.)  hat  das  Preisgericht  fünf  Preise  zuerkannt,  und  zwar: 
den  ersten  Preis  (4000  Mark)  dem  Architekten  Prof.  Fritz  Becker, 
Mitarbeiter  Hans  Bökels  u.  Bildhauer  Prof.  Rieh.  Langer  in  Düssel- 
dorf, den  zweiten  Preis  (3000  Mark)  dem  Bildhauer  Franz  Gunter- 
mann in  Bielefeld,  drei  dritte  Preise  (je  2000  Mark)  dem  Bildhauer 
Wolfgang  Mey  er-Michael  in  Rheda  (Bez.  Minden),  dem  Architekten 
G.  A.  Münzer  in  Düsseldorf  und  dem  Architekten  Willkens  u.  Stadt- 
baumeister Nußbaum  in  Köln.  Ferner  empfahl  das  Preisgericht  den 
Ankauf  (je  1000  Mark)  der  Entwürfe  vön  Bildhauer  Prof.  Emil  Cauer 
u.  Bildhauer  Robert  Saake  in  Berlin,  Bildhauer  Paul  Kuhule  u. 
Architekt  11.  Hein  in  Barmen,  Architekt  Hans  Müller  in  Paderborn. 
Eingegangen  sind  1G7  Entwürfe  rechtzeitig  und  2 verspätet;  sie  werden 
bis  zum  10.  Dezember  d.  J.  im  neuen  Rathaus  in  Bielefeld  öffentlich 
ausgestellt. 

Zur  Gründung  einer  Wärmewirtschaftstelle  haben  sich  die 
westdeutschen  Dampfkesselüberwachungsvereiue  Aachen,  Barmen, 
Dortmund,  Duisburg,  Düsseldorf,  Essen.  Frankfurt  a.  M.,  M.-Gladbach, 
Hagen.  Köln,  Koblenz,  Siegen  sowie  die  Friedrich-Krupp-A.-G.  zu- 
sammengeschlossen. Der  Zweck  dieser  Stelle  ist,  die  Mitglieder 
in  der  Wahrnehmung  ihrer  Aufgaben  zur  Förderung  der  Wärme-  und 
Kraftwirtschaft,  insbesondere  der  sparsamen  Bewirtschaftung  der 
Brennstoffe  in  jeder  Weise  durch  Rat  und  tätige  Arbeit  zu  unter- 


stützen, vor  allem  auch  dafür  zu  sorgen,  daß  die  Erfahrungen  der 
einzelnen  Mitglieder  der  Allgemeinheit  nutzbar  gemacht  werden  und 
die  Erkenntnis  der  Notwendigkeit  einer  zielbewußten  Wärme-  und 
Kraftwirtschaft  in  alle  Kreise  getragen  wird. 

l)er  neue  Leiter  der  Bauabteilung  des  Reichs  Verkehrs - 
lniuisterinms,  Zweigstelle  Bayern.  Der  bisherige  Präsident  der 
Eisenbahndifektion  Würzburg  Konrad  Dasch  wurde  unter  Beförderung 
zum  Ministerialdirektor  zum  Vorstand  der  2.  Abteilung  (Bauabteilung) 
der  Zweigstelle  Bayern  des- Reichsverkehrsministeriums  ernannt.  Viele 
Jahre  war  er  sowohl  im  äußeren  Vollzugsdienst  wie  an  den  Zentral- 
stellen mit  dem  Entwurf  und  der  Bauausführung  wichtiger  neuer 
Bahnen  betraut,  ward  später  Vorstand  der  größten  bayerischen  Betriebs- 
und Bauinspektion,  hernach  Betriebs-  und  bautechnischer  Referent  bei 
mehreren  Eisenbahndirektionen,  sodann  Neubaureferent  im  Verkehrs- 
ministerium, um  schließlich  Präsident  der  Eisenbahndirektion  Würzburg 
zu  werden.  Während  des  Weltkrieges  war  er  über  zwei  Jahre  als 
Betriebschef  bei  der  Militäreisenbahndirektion  Sedan  tätig,  wo  er  sich 
hohe  Verdienste  um  das  Feldeisenbahnvvesen  erwarb.  Auch' oblag 
ihm  seinerzeit  als  Neubaureferent  im  Verkebrsministerium  die 
verantwortungsvolle  und  bochbedeutsame  Aufgabe,  den  grundlegenden 
allgemeinen  Entwurf  für  die  Rhein  — Main  — Donau  - GroßschiUahrt- 
straße  auszuarbeiten.  Eine  weitere  Sonderaufgabe  hatte  Dasch  in 
seiner  Eigenschaft  als  Präsident  der  Eisenbahndirektion  Würzburg 
zu  erfüllen.  Hier  war  er  gleichzeitig  Vorstand  der  neuerrichteten 
Generalbetriebsleitung  Süd,  eine  Betätigung,  die  ihn  in  engste  Berührung 
mit  den  gerade  in  der  Nachkriegszeit  bedeutsamen  Aufgaben  einer 
geordneten  Betriebsabwicklung  und  Betriebsleitung  brachte. 


V erlag  von  Wilhelm  Ernst  & Sohn,  Berlin.  — Für  den  nichtamtlichen  Teil  verantwortlich:  R.  Bergius,  Berlin.  — Druck  der  Buchdruckerei  Gebrüder  E r n s t . Berlin. 
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mit  Nachrichten  der  Reichs-  und  Staatsbehörden. 

Gerausgegeben  im  preußischen  Finanzministerium 
Berlin,  3.  Dezember  1921. 


41.  Jahrgang. 
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Bezugspreis:  Vierteljährlich 


INHALT: 


Amtliches:  Erlaß  vom  7.  November  1921,  betr.  die  Bestimmungen  über  Nacbtdienstzulagen  im  Bereiche  der  Wasserbauverwaltung.  — Dienst-Nachrichten 
Nichtamtliches  Altes  und  Neues  aus  dem  Kölner  Rathaus.  — Die  Baupläne  der  Stadt  Köln  am  Heumarkt.  — Vermischtes:  Einweihung  des  Neubaues  der 
Ingenieurabteilung  der  Technischen  Hochschule  Karlsruhe.  — Technische  Hochschule  Berlin.  — Neue  „Traß“  -Vorschriften.  — Neuzeitliche  Baukunst  im 
Lichtbild.  — Regierungsbaurat  Kurt  Schultze-Liudstedt  in  Berlin  +. 


Amtliche 


Mitteilungen. 


Erlaß,  betreffend  die  Bestimmungen  über  Nachtdienstzulagen 
im  Bereiche  der  Wasserbauverwaltung. 

Berlin,  den  7.  November  1921. 

Anliegend  übersende  ich  Abdruck  der  von  mir  unter  dem  heutigen 
Tage  im  Einverständnis  mit  dem  Finanzminister  erlassenen  Bestim- 
mungen über  Nachtdienstzulagen  im  Bereiche  der  Wasserbauverwaltung 
zur  Kenntnis  und  mit  dem  Ersuchen  um  weitere  Veranlassung. 

Die  entstehenden  Kosten  sind  bei  Kap.  108b  Tit.  11  des  Haushalts 
der  landwirtschaftlichen  Verwaltung  zu  verrechnen. 

Zusatz  für  Oberpräs.  (Wasserstraßendircktion)  Hannover  und 
Kanalbaudirektion  Essen:  Auf  das  Fahrpersonal  des  Schleppmonopols 
finden  die  Bestimmungen  keine  Anwendung. 

Der  Minister  für  Landwirtschaft,  Domänen  und  Forsten 
Abwicklung  Wasserbau. 

Im  Aufträge 

Abw.  P b 10.  569.  Hecht. 

Bestimmungen  über  Nachtdienstzulagen  im  Bereiche 
der  Wasserbau  Verwaltung. 

I. 

Mit  Wirkung  vom  1.  Januar  1921  werden  im  Bereiche  der  Wasser- 
bauverwaltung an  Beamte  und  sonstige  Bedienstete,  insoweit  ihnen 
nicht  durch  Tarifabmachung  eine  Sonderbehandlung  für  geleistete 
Nachtdienste  zugesichert  ist,  als  Entschädigung  für  Mehrkosten  der 
Ernährung  im  Nachtdienst  unter  folgenden  Bedingungen  widerruflich 
Nachtdienstzulagen  bewilligt: 

1.  Die  Zulage  wird  für  regelmäßigen  planmäßigen  Betriebsdienst 
gewährt.  Unter  Betriebsdienst  im  Sinne  dieser  Bestimmung  ist  der 
gesamte  äußere  Dienst  im  Gegensatz  zu  dem  Bureaudienst  hei  den 
Ämtern  und  Bezirksbehörden  zu  verstehen. 

Nachtkontrollen  von  Aufsichtsbeamten  (z.  B.  Dienststellenvor- 
stehern), die  im  Dienstplan  nicht  festgesetzt  sind,  fallen  nicht  unter 
diese  Bestimmungen,  ebenso  bleibt  der  Dienst,  der  seiner  Natur  nach 
in  die  Nachtstunden  fällt,  also  beispiel weise  der  Dienst  von  Nacht- 
wächtern. Leuchtturmwärtern,  Feuerschiffsbeamten  und  ähnlichen  Be- 
diensteten von  der  Gewährung  der  Zulage  ausgeschlossen. 

Wo  kein  fester  Dienstplan  aufgestellt  werden  kann,  wie  im 
Schiffahrt-  und  Lotsenbetrieb,  wird  vom  Amtsvorstand  für  jeden 
Dienstzweig  bestimmt,  was  als  regelmäßiger,  planmäßiger  Betriebs- 
dienst zu  gelten  hat. 

II. 

a)  Maßgebend  für  die  Berechnung  der  Zulagen  ist  die  planmäßige 
Dauer  der  Dienstschicht  (sieh  Ziffer  III c).  Wenn  ein  fester  Dienst- 
plan fehlt,  so  ist  die  tatsächliche  Dienstleistung  der  Berechnung  der 
Zulage  zugrunde  zu  legen. 

b)  Zeiträume  von  30  Minuten  und  mehr  werden  als  volle  Stunden 
gerechnet.  Zeiträume  von  weniger  als  30  Minuten  bleiben  außer  Betracht. 

c)  Überschreitung  der  planmäßigen  Dienstzeit  infolge  außergewöhn- 
licher Ereignisse  (z.  B.  Hilfeleistungen  hei  Unfällen,  Bergungen  u.  dgl.) 
sind  einzurechnen,  wenn  sie  mindestens  eine  Stunde  gedauert  haben. 
Dies  gilt  auch  hei  Verkürzung  planmäßiger  Pausen  (sieh  auch 
Ziffer  III  c). 

III. 

a)  Vergütungsfähig  sind  solche  Dienstleistungen,  die  in  die  Zeit 
von  10  Uhr  abends  bis  6 Uhr  morgens  fallen. 

b Fallen  Dienstschichten  aus,  so  ist  die  Zulage  nicht  zu  zahlen; 
werden  Dienstschichten  nur  in  beschränktem  Umfange  wahrgenommen, 
so  ist  die  tatsächliche  Stundenleistung  zu  berechnen,  wobei  Ziffer  II  b 
zu  beachten  ist. 

c)  Planmäßige  Dienstpausen  bis  zu  zwei  Stunden  gelten  hinsicht- 
lich der  Nachtdienstzulage  als  Dienstleistung,  solche  von  mehr  als 
zwei  Stunden  bleiben  außer  Ansatz,  sofern  kein  Dienst  geleistet  wird. 
Wird  eine  Nachtschicht  durch  Pausen  in  mehrere  Zeiträume  getrennt, 


Die  Gesamtsumme  ist 


so  sind  diese  Zeiträume  zusammenzurechnen, 
nach  Ziffer  II  b auf-  oder  abzurunden. 

IV. 

Bei  Gewährung  anderer  Bezüge,  die  den  Aufwand  des  Nacht- 
dienstes bereits  in  sich  schließen  (Übernachtungsgeld  oder  ähnliche  Ent- 
schädigungen), ist  die  Nachtdienstzulage  zu  streichen  oder  zu  kürzen. 

V. 

Die  Zulage  wird  bis  auf  weiteres  einheitlich  auf  50  Pf.  für  die 
Stunde  festgesetzt. 

VI. 

Ein  Anspruch  auf  dauernde  Gewährung  einer  Nachtdienstzulage 
besteht  nicht.  Sie  unterliegt  jederzeit  der  anderweiten  Festsetzung 
durch  die  Verwaltung. 

Die  geleisteten  Nachtdienststunden  sind  von  den  Beamten  nach 
beiliegendem  Muster  monatlich  aufzuschreiben.  Die  Rechnung  ist  am 
Ende  des  Monats  abzuschließen  und  nach  Berechnung  der  Vergütung 
spätestens  am  3.  des  folgenden  Monats  dem  Dienststellenvorsteher  zu 
übergeben,  der  die  Anschreibungen  zu  prüfen,  die  Richtigkeit  zu  be- 
scheinigen und  die  Zahlung  zu  veranlassen  hat. 

Berlin,  den  7.  November  1921. 

Der  Minister  für  Landwirtschaft,  Domänen  und  Forsten 
Abwicklung  Wasserbau. 

Im  Aufträge 
Hecht. 


Muster  zu  den  Bestimmungen  über  Nachtdienstzulagen  iui  Bereiche 
der  Wasserhauverwaltnug. 

Dienststelle: 

Rechnung 

des  (Dienstbezeichnung,  Name,  Zuname,  Dienstort) 


über  geleistete  Nachtdienststunden 
im  Monat 


Tag 

1 

Dienst- 

leistung 

Vergütungsfähige 
Nachtdienststunden 
von  | bis  | Std. 

Anzurechnendes 

Übernachtungsgeld 

Jl 

Be- 

merkungen 

12. 

14. 

Telegraphist 

Lotse 

l0oo 

I 00 

600  8 
60«  i 5 

2,25 

Aufgestellt 
(Dienstort) 

Name 

Dienststellung 


Zusammen: 

Summe  der  anzurechnenden 
Nebenbezüge: 

Zahl  der  Stunden  zu  50  Pf. 
anzurechnen 

(Summe  des  Übernachtungs- 
geldes) 

Bleiben  zu  zahlen : 


Jl 

Jl. 


Jl 


den 


den 

(Dienstort) 

Die  Richtigkeit  bescheinigt: 
(Name  und  Dienststellung). 


Preußen. 

Die  preußische  Staatsregierung  hat  den  Oberbaurat  Grube  zum 
Ministerialrat  im  Finanzministerium,  Hochbauabteilung,  ernannt. 

Als  Regierungs-  und  Baurat  sind  planmäßig  angestellt:  die  Re- 
gierungsbaumeister Thien  beim  Wasserbauamt  in  Osnabrück,  Weise 
in  Norderney,  Sarrazin  beim  Neubauamt  in  Burg,  Bezirk  Magdeburg, 
Scheunemann  beim  Kanalbauamt  in  Peine  und  Gaye  beim  Neu- 
bauamt in  Geestemünde. 


594 


Zentralblatt  der  ßauverwaltung 


3.  Dezember  1921. 


Die  Staatsprüfung  haben  bestanden:  die  Regierungsbauführer 
Heinrich  Schauerte,  Ernst  Kleindienst  und  Herbert  Kaske  (Hoch- 
baufach); — Georg  Jurisch  und  Otto  Schmidt  {Wasser-  und 
Straßenbaufach). 

Dem  Oberregierungsrat  Dr.  Weber  im  Ministerium  für  Volkswohi- 
fahrt  ist  die  nachgesuchte  Entlassung  aus  dem  Staatsdienst  erteilt  worden. 

Die  Regierungs-  und  Bauräte  Haardt  (bisher  beurlaubt)  und 
Walter  Nakonz  (bisher  beurlaubt)  sind  auf  eigenen  Antrag  j 
aus  dem  Staatsdienst  ausgeschieden. 

Deutsches  Reich. 

Im  Reichsverkehrsministerium  — Eisenbahnabteilungen  — ist  der 
Oberregierungsbaurat  Sr.=!yttg.  Tecklenburg  zum  Ministerialrat  er- 
nannt. 

Reichsbahnen.  Preußen  - Hessen.  Versetzt  sind:  die  Re- 
gierungsbauräte  Hermann  Francke,  bisher  in  Neuwied,  als  Vorstand 
des  Eisenbahn -Betriebsamts  4 nach  Essen.  Hermann  Haupt,  bisher 
in  Simmern,  als  Vorstand  des  Eisenbahn -Betriebsamts  2 nach  Neu- 
wied, Karl  Becker,  bisher  in  Gerolstein,  zur  Eisenbahndirektion  nach 
Elberfeld,  Johann  Keßler,  bisher  in  Essen,  als  Vorstand  des  Eisen- 
bahn-Betriebsamts 1 nach  Trier,  Roth  mann,  bisher  in  Göttingen, 
als  Vorstand  des  Eisenbahn -Betriebsamts  nach  Gerolstein,  Bätzing, 
bisher  in  Nordhausen,  als  Vorstand  der  Eisenbahu-Bauabteilung  nach 
Göttingen,  Riemenschneider,  bisher  in  Sangei'hausen,  zum  Eisen- 
bahn-Betriebsamt 1 nach  Nordhausen,  Artur  Exner,  bisher  in  Lauban, 
nach  Öls  als  Vorstand  des  Werkstättenamts  bei  der  Eisenbahn-Haupt- 
werkstätte daselbst,  Berghauer,  bisher  in  Breslau,  als  Vorstand  des 
Eisenbahn-Maschinenamts  nach  Halle  a.  d.  Saale,  Lasch ke,  bisher  in 
Öls,  zur  Eisenbahndirektion  nach  Breslau,  Seebandt,  bisher  in  Altona, 
als  Abteilungsleiter  zum  Eisenbahn -Ausbesserungswerk  nach  Königs- 
berg i.  Pr. 

Der  Regierungsbaumeister  des  Eisenbahn-  und  Straßenbaufaches 
Walter  Hin  ist  bei  der  Eisenbahndirektion  in  Elberfeld  zur  Beschäfti- 
gung im  Reichseisenbahndienst  einberufeu. 

Dem  Regierungsbaurat  Grostück,  Vorstand  der  Eisenbahn- 
Bauabteilung  in  Flensburg,  ist  die  nachgesuchte  Entlassung  aus  dem 
Reichsdienst  erteilt. 

Reichsbahnen.  Zweigstelle  Bayern.  Ernannt  sind:  die  Re- 
gierungsbauräte Johann  Weiß  in  Nürnberg  und  Harald  Kuli  in 
Augsburg  zu  Oberregierungsbauräten;  — die  Regierungsbaumeister 
Xaver  Staudinger  in  Regensburg,  Dr.  Ferdinand  Fey  in  München, 
Hans  Blaimberger  in  Nürnberg,  Johann  Ebert  in  Nürnberg.  Otto 
Balk  in  Regensburg,  Georg  Mauerer  in  Ludwigshafen  a.  Rhein,  ! 
Alois  Geiger  in  München,  Ludwig  Ferchl  in  Würzburg,  Ernst  Eger 


in  Nürnberg,  Gustav  Hildenbrand  in  Ludwigshafen  a.  Rhein  und 
Adalbert  v.  Froenau  in  Augsburg  zu  Regierungsbauräten. 

Versetzt  sind:  der  Oberregierungsbaurat  der  Direktion  Ludwigs- 
hafen a.  Rhein  Ernst  Zeis  an  die  Direktion  München  und  der  Ober- 
regierungsbaurat und  Vorstand  der  Bauinspektion  Fürth  Ludwig  Keim 
an  die  Direktion  Nürnberg. 

Der  Vorstand  der  Neubauinspektion  Bad  Kissingen  Regierungs- 
baurat Dr.  Karl  Günther  ist  als  Vorstand  an  die  Bauinspektion 
Aschaffenburg  und  der  Regierungsbaurat  der  Eisenbahndirektion 
Nürnberg  Karl  Kohout  als  Vorstand  an  die  Bauinspektion  Fürth 
berufen. 

Reichsbahnen.  Eisenbahn  - Generaldirektion  Stuttgart. 
Der  Reichspräsident  hat  die  Regieruugsbauräte  Schwab,  Vorstand 
der  Hochbausektion  1 Stuttgart,  und  Kühner,  Vorstand  der  Werk- 
stätteuinspektion  Friedrichshafen,  zu  Oberregierungsbauräten  ernannt. 

Reichs  paten  tarnt.  Der  technische  Hilfsarbeiter  Diplomingenieur 
Wulff  ist  zum  Regierungsrat  ernannt. 

Reichsschatzverwaltung.  Der  Regierungsbaurat  Hofmann 
vom  Reichsvermögensamt  Tübingen  ist  zum  Reichsneubauamt  Ober- 
stein a.  d.  Nahe  versetzt. 

Der  Regierungsbaurat  Kurt  Schultze -Lindstedt  in  Berlin  ist 
gestorben. 

Bayeru. 

Der  Bauamtmann  Gustav  Bischoff  des  Straßen-  und  Flußbauamts 
München  ist  in  gleicher  Diensteseigenschaft  in  etatmäßiger  Weise  an 
die  Bauleitung  für  das  Walchenseekraftwerk  Kochel  berufen. 

Württemberg. 

Durch  Entschließung  des  Staatspräsidenten  ist  die  Stelle  des  Vor- 
standes der  Technischen  Beratungsstelle  bei  dem  Landesgewerbeamt 
dem  Diplomingenieur  Justus  Fleischhauer  in  der  Dienststellung 
eines  Baurats  übertragen  worden. 

Badeu. 

Der  Diplomingenieur  Wilhelm  Spann  hake  in  München  ist  zum 
ordentlichen  Professor  für  Wasserkraftmaschinen  und  Maschinen- 
zeichnen an  der  Technischen  Hochschule  Karlsruhe  ernannt  worden. 

Bei  der  Straßen-  und  Wasserbaudirektion  sind  ernannt:  die  Bau- 
räte Karl  Kiti ratschky . Hermann  Bürgelin  und  Karl  Spieß  zu 
Oberbauräten:  — - der  Baurar  Ludwig  Stutz  zum  Oberregierungsrat. 

Hessen. 

Zu  Regierungsbaumeistern  sind  ernannt:  die  Regierungsbauführer 
des  Hochbaufaches  ?r.=  2>ug.  Hans  Söder  aus  Berlin  und  Peter 
Schönberger  aus  Rodau,  Kreis  Dieburg. 


[Alle  Rechte  vorbehalteu  J 


Nichtamtlicher  Teil. 

Schriftleiter:  Richard  Bergius  und  3)r.*3infl.  Norm. 


Altes  und  Neues  aus  dem  Kölner  Rathaus. 


Die  Bauarbeiten,  die  im  Kölner  Rathaus  während 
der  Jahre  1914  und  1915  ausgeführt  wurden,  lassen 
sich  in  vier  Gruppen  teilen.  Zunächst  handelte  es 
sich  darum . im  Erdgeschoß  des  Rathausturmes  eine 
neuzeitliche  Tresoraulage  zu  schaffen,  sodann  an 
dem  damaligen  Stadtverordneten  - Sitzungsaale 
dem  historischen  Hansasaal  — eine  Kleiderablage 
mit  Abtritten  usw.  anzulegen.  Des  weiteren  wurden 
im  Erdgeschoß  — mit  dem  Muschelsaal  als  Mittel- 
punkt — eine  Reihe  von  Empfangsräumen  ge- 
schaffen, und  endlich  galt  es,  Im  ersten  Stock  des 
Rathauses  entsprechende  Räumlichkeiten  für  die 
Spitze  der  Verwaltung  herzustellen  (vgl.  Abb.  4 u.  5). 

Als  Raum  für  die  neue  städtische  Tresoranlage 
kam  aus  verschiedenen  Gründen  nur  das  Erdgeschoß 
des  Rathausturmes  in  Betracht.  Die  Schwierigkeiten 
für  die  Schaffung  einer  solchen  Anlage  lagen  weniger 
auf  technischem  Gebiete,  als  auf  dem  der  Denkmal- 
pflege. Galt  es  doch,  in  einer  prachtvollen  gotischen 
Halle,  dem  wertvollsten  'feil  des  Kölner  Rathauses, 
ein  Erzeugnis  der  modernsten  Technik  einzubauen, 
ohne  daß  dadurch  die  Halle  selbst  in  ihrem  Raum- 
eindruck und  Frbestand  beeinträchtigt  wurde.  In 
dieser  Absicht  wurde  die  Höhe  des  einzubauenden 
Tresors  tunlichst  beschränkt.  Der  Raum  über  dem 
Tresor  wurde  durch  zwei  kleine,  geschwungene 
Treppen  zum  Niederlegen  von  Akten  usw.  ein- 
gerichtet Der  Tresor  wurde  unter  Verwendung  der 
modernsten  Vorkehrungen  und  Maschinen  in  der 


Abb.  1.  Schlachtensaal 
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Weise  eingebaut,  daß  die  gesamte  Anlage  gegebenenfalls  entfernt 
werden  kann,  ohne  daß  dabei  die  Grundanlage  der  gotischen  Halle 
beschädigt  wird. 

Die  Kleiderablage  am  Hansasaal  (Abb.  2 u.  4)  wurde  geschaffen,  als 
im  Jahre  1914  durch  die  Eingemeindung  Mülheims  die  bisher  schon 
recht  schlichten  Ablegeverhältnisse  vüllig  unerträglich  wurden.  Die 
neue  Halle  sollte  einmal  die  Kleider  der  Stadtverordneten  aufnehmen, 
sodann  jedoch  auch  den  Stadtverordneten  vor,  während  und  nach  den 
Sitzungen  einen  geeigneten  Raum  zur  Erholung  und  zu  kleinen  Be- 
sprechungen geben.  Im  Anschluß  an  die  Halle  waren  die  bisher 
fehlenden  Abtritte  bereitzustellen.  Die  Ablegehalle  wurde  durch 
einen  Ausbau  in  den  westlich  des  Hansasaales  gelegenen  Hof  her 
gestellt.  Höhe  und  Breite  dieser  Halle  waren  dabei  unverrückbar 
festgelegt,  die  Höhe  durch  die  Fenster  des  Hansasaales,  die  in  ihrem 
oberen  Teil,  im  Hinblick  auf  die  ohnedies  geringe  Lichtzuführung 
unbedingt  erhalten  bleiben  mußten,  die  Breite  durch  die  Fenster  der 
Haupttreppenhalle,  von  denen  das  eine  für  die  Belichtung  der  Treppen- 
halle selbst  erhalten  blieb,  während  das  andere  in  seinem  unteren 
Teil  den  Zugang  zur  Ablegehalle  abgab.  Durch  diesen  Anbau  am 
Hansasaal  entstand  im  Erdgeschoß  (Abb.  5)  ein  neuer  Flur,  der 
als  Warteraum  für  das  Publikum  willkommene  Verwendung  fand. 


Abb.  2.  Kleiderablage  am  Hansasaal. 


Abb.  3.  Zimmer  des  Oberbürgermeisters. 


Der  hinter  diesem  neuen  Flur  liegende  alte  Flur  mußte  schon  aus 
Gründen  der  Belichtung  mit  dem  neuen  durch  große  Bogenöffnungen 
in  räumliche  Verbindung  gebracht  werden.  Bei  Ausführung  dieser 
Arbeiten  stellte  es  sich  heraus,  daß  in  der  Hofwand  des  Hansasaales 
von  alters  her  eine  Anzahl  Fenster  zum  Teil  noch  mit  den  alten 
eisernen  Gittern  vermauert  waren,  die  selbstverständlich  an  der  tragen 
den  Konstruktion  keinen  Anteil  nahmen.  Die  Fensterpfeiler  erwiesen 
sich  im  Inneren  als  völlig  zermürbt.  Der  Mörtel  hatte  sich  zu  einem 
feinen  Mehl  zersetzt  und  war  in  dein  Inneren  der  Pfeiler,  zwischen 
dem  Bruchstein-  und  Ziegelmauerwerk  hindurch  bis  zu  den  untersten 
Schichten  herabgerieselt.  Über  den  zugemauerten  Fenstern  fanden  sich 
endlich  noch  die  alten  Überlaghölzer.  völlig  zermorscht,  von  Würmern 
zerfressen.  Durch  den  Ausbruch  der  großen  Bogenöffnungen  zwischen 
dem  neuen  und  alten  Flur  entstand  eine  lange  zweiachsige  Halle  von 
angenehmen  Verhältnissen.  Entsprechend  dem  vorhandenen  Kreuz- 
gewölbe im  alten  Teile  wurde  auch  der  neue  Teil  mit  Kreuzgewölben 
überspannt.  Die  Vor-  und  Rücksprünge  der  alten  Hofwand  des 
Hansasaales  wurden  belassen  und  in  dem  Gewölbe  des  neuen  Teiles 
vermittelt.  Sie  geben  der  Halle  den  Reiz,  den  die  alten  Bauwerke 
durch  ihre  ungewollten  Unregelmäßigkeiten  aufweisen.  In  der  Mitte 
des  neuen  Flures  ergab  sich  aus  konstruktiven  Gründen  ein  außer- 
gewöhnlich breiter  Pfeiler,  in  den  ein  alter  Marmor- 
rahmen eingebaut  wurde.  Der  Rahmen  war  im 
Jahre  1910  bei  dem  Abbruch  des  Hauses  „Zur  Lands- 
krone“, Sandkaul  13,  gefunden  worden.  In  den 
.Marmorrahmen  wurde  während  des  Krieges  ein 
kleiner  Brunnen  aus  Kupfer  mit  Petrus,  dem  Schutz- 
heiligen der  Stadt  Köln,  eingebaut. 

Senkrecht  auf  die  zweiachsige  Halle  im  Erd- 
geschoß stößt  im  Haupttreppenhaus  der  Flur  zu  den 
Empfangsräumen,  die  im  Jahre  1914  um  den  Muschel- 
saal herum  geschaffen  wurden.  Das  Raumprogramm 
der  neuen  Anlage  verlangte  neben  dem  Muschel- 
saal zwei  weitere  Festsäle,  einen  großen  und  einen 
kleineren,  eine  Ablage  mit  Abort  für  Herren  und 
Damen  sowie  eine  Küche  zum  Wärmen  und  An- 
richten der  Speisen  Eine  Unterteilung  der  Raum- 
höhe des  Erdgeschosses  zur  Gewinnung  eines  Raum- 
maßstabes für  die  gesamte  Anlage  wurde  im  Vor- 
raum zu  den  Aborten  erreicht.  Die  dort  eingebaute 
Eichentreppe  erhielt  einen  alten  Anfänger,  die  Decke 
wurde  nach  Abgüssen  aus  dem  Hause  Pilartz  am 
Marienplatz  4 durchgeführt.  Aus  diesem  Vorraum 
zu  den  Toiletten  betritt  man  den  sogenannten 
„Weißen  Saal“,  einen  kleinen  intimen  Raum,  dessen 
Wände  mit  zahlreichen  Gobelins,  aus  verschiedenen 
Verwaltungsgebäuden,  geschmückt  sind,  und  die 
hier  im  Gegensatz  zum  Muschelsaal  von  weißer 
Vertäfelung  eingerahmt  werden.  Die  reiche  Stuck- 
decke wurde  nach  Motiven  aus  dem  Hause  „Zum 
Wolfskebl“,  Machabäerstraße,  entworfen.  Auf  der 
gegenüberliegenden  Seite  des  Muschelsaales  befindet 
sich  der  sogenannte  „Schlachtensaal“  (Abb.  1),  dessen 
Name  gewählt  wurde  mit  bezug  auf  die  verschiedenen 
dort  aufgehängten  Gemälde  über  die  Belagerung 
und  Zerstörung  von  Neuß  im  Jahre  167(!  unter  dem 
Herzog  Farnese  von  Parma,  an  der  die  Kölner 
teilnahmen.  Der  langgestreckte  straffe  Grundriß 
dieses  Saales  verlangte  eine  strenge  Gliederung  der 
Ausstattung.  Infolge  des  Krieges  wurden  bisher 
nur  die  Fenster  nach  dem  Hofe,  die  Decke  und  der 
Kamin  ausgeführt.  Die  Decke  stammt  aus  dem 
Hause  der  „Brauerzunft“.  Brüderstraße  13,  allerdings 
mit  dem  Unterschied,  daß  das  aus  dem  Jahre  1613 
stammende  Original  in  der  Brüderstraße  in  einer 
zweischift igeu  Anlage  mit  reichgeschnitztem  Unter- 
zug und  Holzpfeiler  ausgeführt  ist. 

Der  schönste  Schmuck  des  Wartezimmers 
im  Obergeschoß  (Abb.  4)  ist  die  Aussicht  nach 
dem  Rathausturm  und  dem  Löwenhof.  Die  Fenster- 
wand wurde  deshalb,  entgegen  der  Gewohnheit  in 
Köln,  die  Fensterpfeiler  mit  reichem  Schmuck  zu 
versehen,  einfach  behandelt,  die  übrigen  Wände  mit 
grünen  Rupfen  und  weißer  Stuckarcbitektur  über- 
zogen. Die  Decke,  der  Kamin  und  ein  großer  Teil 
der  sonstigen  Ausstattung  stammen  aus  dem  alten 
Waisenhaus,  dem  ehemaligen  Palais  des  italienischen 
Bankiers  Lambert  Kanto.  Von  dem  „Wartezimmer“ 
aus  betreten  wir  das  Vorzimmer  des  Ersten  Bei- 
geordneten. Der  kleine  Raum  erforderte  eine  weit- 
gehende Beschränkung  der  Höhe  und  gab  damit 
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2 Halle  und  Kleideralllage  am^Hansasaal.  7 Wartezimmer.  '8  Vorzimmer.  9 Dienstzimmer  des  Ersten  Beigeordneten.  10  Sprechzimmer  des  früheren  Ober- 
bürgermeisters. 11  Vorzimmer  des  Oberbürgermeisters.  12  Zimmer  des  Oberbürgermeisters.  13  Rathausdiele.  14  Senatsaal.  15  Hansasaal. 

Abb.  4.  Erstes  Obergeschoß. 

■t  Alter  Markt. 


Rathausplatz. 


10  ^ 5 ti  iü  20  30 

I i i i i i , i , i i i i 


1 Tresoranlage.  3 Neuer  Flur.  4 Muschelsaal.  5 Weißer  Saal 

Abb.  5.  Erdgeschoß. 


40  50m 

! ! 

6 Schlachtensaal. 


Gelegenheit,  den  Raumeindruck  der  beiden  anderen  anschließenden 
Zimmer,  des  vorbeschriebenen  Wartezimmers  einerseits  und  des 
Amtszimmers  des  Ersten  Beigeordneten  anderseits,  zu  steigern.  Das 
Vorzimmer  ist  völlig  in  weichem  Holz  getäfelt,  die  sehr  feine 
Profilierung  dieser  Vertäfelung  wurde  nach  einem  alten  Vorbild 
in  dem  Hause  Stampfer  am  Rotgerberbach  52,  aus  dem  Jahre  1592, 
ausgeführt.  In  der  Nordwand  des  Vorzimmers  -wurden  die  alten 
Aktenkasten  aus  dem  Rathausturm  eingebaut.  Diese  Kasten,  die 
aus  dem  Ende  des  16.  Jahrhunderts  stammen,  tragen  an  ihrer 
Kopfseite  reizende  Temperabilder,  aus  denen  der  jeweilige  Inhalt  der 
Aktenkasten  hervorgehen  soll,  z.  B.  ein  Brautpaar  für  die  Ebestand- 
angelegeuheiten.  der  Bischofshut  oder  die  Tiara  für  die  Akten  über 
die  Verhandlungen  der  Stadt  mit  der  Kirche  usw.  — Es  mag  bei  allen 
damals  neu  ausgestatteten  Räumen  auffallen,  daß  die  Türen  verhältnis- 
mäßig niedrig  gehalten  wurden  und  mit  ihrem  Türblatt  ausschließlich 
in  der  Wandfläche  liegen,  während  bisher  an  dieser  Stelle  3 m hohe 
zweiflüglige  Türen  in  starken  Leibungen  üblich  waren.  Der  Architekt 
war  der  Überzeugung,  daß  in  diesen  Arbeitszimmern  hohe  zwei- 


flüglige Türen  völlig  unnötig  und,  da  für  den  Raummaßstab  nachteilig, 
zu  vermeiden  wären.  Es  erschien  in  diesen  Räumen,  die  als  Arbeits- 
zimmer dienen  und  störende  Eindrücke  von  außen  möglichst  verhindern 
sollten,  erforderlich,  das  abschließende  Motiv  der  Tür  bervorzu- 
heben.  Das  wird  aber  zweifellos  dadurch  erreicht,  daß  man  das  Tür- 
blatt in  die  Wandfläche  legt,  während  ein  Zurücklegen  des  Türblattes 
hinter  die  Wandfläche  das  öffnende  Motiv  einer  Tür  unterstreicht. 

Es  mag  bei  dieser  Gelegenheit  darauf  bingewieseu  werden, 
flaß  eine  wichtige  Aufgabe  innerhalb  der  vorliegenden  baulichen 
Veränderung  des  Rathauses  darin  bestand,  die  alte  vorhandene 
Heißwasserleitung  gegen  eine  neuzeitliche  Warmwasseranlage  auszu- 
wechseln. Die  Durchführung  einer  neuen  Heizanlage  in  einem  histo- 
rischen Gebäude  mit  schweren  Gewölben,  reichen  Stuckdecken  usw. 
ist  immer  mit  großen  Schwierigkeiten  verbunden.  Im  vorliegenden 
Falle  kam  der  ungünstige  Umstand  hinzu,  daß  die  Fensterwände  nach 
dem  Alten  Markt  zu,  an  der  die  Heizkörper  aufgestellt  werden  sollten, 
völlig  in  dünne,  schwer  belastete  Pfeiler  aufgelöst  sind.  Deshalb 
wurde  versucht,  die  Steigrohren  der  Heizung  an  den  Fensterwänden 


Nr.  97. 


Zentralblatt  der  Bau  Verwaltung. 


597 


emporzuführen , ohne  dabei  die  Pfeiler  einzuschlitzen.  Diese 
Steigrohren  wurden  dann  dadurch  verdeckt,  daß  man  die  Fenster- 
pfeiler in  ihrem  Querschnitt  entsprechend  verbreiterte,  wodurch  der 
große  ästhetische  Vorteil  tiefer  Fensternischen  erzielt  wurde.  Das 
Vorzimmer  des  Oberbürgermeisters  wurde  aus  Rücksichten  auf  den 
Raummaßstab  des  Amtzimmers  niedrig  gehalten  und  dieser  niedrige 
Eindruck  durch  eine  Schwere  Balkendecke,  die  auf  Motive  im  Rathaus 
in  Fournes  zurückgeht,  verstärkt. 

Das  Zimmer  des  Oberbürgermeisters  (Abb.  3)  wurde  zunächst 
auf  etwa  die  doppelte  Größe  des  bisherigen  Raumes  gebracht  und 
damit  die  Möglichkeit  eines  Ausgangs  nach  der  Rathausdiele  ge- 
schaffen. Die  Vertäfelung  sowie  die  Schränke  und  Möbel  im  Zimmer 
des  Oberbürgermeisters  fußen  auf  dem  bergiscben  Barock,  die  Stuck- 
decke lehnt  sich  in  ihrer  Komposition  an  diejenige  des  Muschelsaals 
an.  Die  Medaillons  in  den  Ecken  stellen,  ebenso  wie  dort,  die  vier 
Elemente  dar. 

Der  Architekt  war  bei  den  baulichen  Änderungen  im  Kölner  Rathaus 
nicht  so  sehr  bestrebt,  Zeugnisse  moderner  Innenarchitektur  zu  schaffen, 
als  vielmehr  im  Inneren  des  alten  Rathauses  eine  Raumfolge  entstehen 
zu  lassen,  in  welcher  die  vorhandenen  historischen  Säle,  vor  allem 
der  „Hansasaal“  und  der  „Muschelsaal“,  als  Hauptmomente  harmonisch 
gegliedert  waren,  eine  Raumfolge,  die  in  ihrer  architektonischen, 
künstlerischen  Auffassung  dem  Äußeren  des  alten  Kölner  Rathauses 
gerecht  wurde.  Unter  diesem  Gesichtswinkel  mag  es  gerechtfertigt 
erscheinen,  , daß  der  Architekt  bei  der  Ausstattung  der  neuen  Räume 
eine  Reihe  alter  Bauteile  aus  alten  Kölner  Bürgerhäusern,  sei  es  im 
Original,  sei  es  im  Abguß,  verwandte  und  daß  er  sich  auch  bei  neuen 
Teilen  eng  an  die  guten  alten  Kölner  Bauformen  anschloß.  Der 
Gedanke,  alte  Bauteile  zu  verwenden,  lag  zur  Zeit  umsomehr  nahe,  als 
damals  aus  Anlaß  der  großen  Straßendurchbrüche  in  Köln  eine  ganze 
Reihe  sehr  guter,  alter  Bürgerhäuser  niedergelegt  werden  mußten,  und 
weil  es  wohl  keine  bessere  Gelegenheit  gab,  diese  guten  Kölner  Bau- 
formen der  Bevölkerung  allgemeiner  und  lebendiger  vorzuführen  als 
durch  ihren  Einbau  in  das  Kölner  Rathaus. 


Die  Baupläne  der  Stadt  Köln  am  Heumarkt. 

Die  baukünstlerische  Lösung  des  von  Prof.  Dr.  Schumacher  aus- 
gearbeiteten Bauplanes  (Abb.  1 bis  6)  war  zunächst  von  verkehrstech- 
nischen, dann  von  wirtschaftlichen  und  zugleich  aber  auch  von  städte- 
baulichen Notwendigkeiten  bedingt.  In  verkehrstechnischer  Hinsicht 
war  die  gleichzeitige  Neuregelung  des  Heumarktverkehrs,  der  bisher 
vorwiegend  in  der  Nordsüdrichtung  verlief,  durch  entsprechende  An- 
ordnung des  Straßenbahn -Durchgangs-  und  Vorortbahn- Ausgangs- 
verkehrs unumgänglich.  Da  alle  Entwürfe  für  eine  Überbrückung 
des  Heumarktes  sich  als  undurchführbar  erwiesen,  ist  eine  Neu- 
planierung des  Platzes  mit  einer  mittleren  Erhöhung  von  1,10  m und 
die  Herabführung  der  Brücke  auf  diese  erhöhte  Ebene  vorgesehen. 
Diese  Erhöhung  ist  nötig, 
um  die  erforderliche  Stei- 
gung der  Rampe  zu  er- 
reichen. Die  wirtschaft- 
liche Seite  des  Bauvor- 
habens legt  die  Errich- 
tung eines  Gebäudes  nahe, 
das  den  Bauplatz  so  stark 
ausnutzt,  wie  die  städte- 
baulichen Gesichtspunkte 
dies  zulassen.  Für  die 
Massengestaltung  war  ein- 
mal die  Frage  entschei- 
dend, wie  man  das  stö- 
rende Element  ausschal- 
ten könnte,  das  die  drei 
nebeneinanderliegenden 
Straßenzüge  verursachen. 

Um  den  Eindruck  zweier 
nebeneinanderliegender 
langer  schmaler  Trakte 
zwischen  drei  Straßen  zu 
vermeiden,  wurde  eine 
geschlossene  architektoni- 
sche Masse  vermittels 
zweier  torartiger  Über- 
wölbungen der  Rampe  er- 
zielt. Die  Art  der  Massen- 
gestaltung greift  in  drei 
weitere  Probleme  städte- 
baulicher Natur:  das  Ver- 
hältnis zu  der  schlanken. 


Abb  6.  Tür  im  Dienstzimmer  des  Ersten  Beigeordneten. 

Altes  und  Neues  aus  dem  Kölner  Rathaus. 

elastischen  Hängebrücke,  die  Ausbildung  des  Heumarkt  - Platz- 
gebildes und  schließlich  die  Wirkung  im  Rheinpanorama.  Die 
Beachtung  dieser  Probleme  hat  zu  den  Grundzügen  des  ausgearheiteten 
Planes  geführt.  Der  technisch  in  sich  geschlossene  Eindruck  der 
Hängebrücke  bleibt  gewahrt,  und  die  erste  niedrige,  nach  der  Rhein 
front  mit  Loggien  versehene  Gebäudegruppe  erscheint  gewissermaßen 
nur  als  Empfangplatz  für  den  Verkehr.  Die  20  m breite  Rampe  ver- 
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Abb.  1.  Grundriß  des  Bureaugebäudes. 


Abb.  2.  Gesamtplan. 
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Abb.  3.  Rbeinseite. 

Abb.  3 bis  <!.  Die  Baupläne  der  Stadt  Köln  am  Heumarkt. 


meidet  den  Eindruck  einer  Straße,  denn  durch  einen  Bogen  von 
9 m Höhe  kommt  man  in  einen  breiten  Hof,  der  seitlich  durch 
niedrige  Einbauten  für  Ladenzwecke  begleitet  ist.  Als  Abschluß 
zum  Heumarkt  erhält  die  Steigerung  der  Gebäudemassen  eine  turm- 
artige Form.  Die  Gebäude  erreichen  hier  eine  Höhe  von  49  m 
bei  12  bis  13  Geschossen.  Dadurch  wird  dem  zur  Zeit  an  charakter- 
loser Unbestimmtheit  leidenden  Heumarkt  der  erwünschte  beherr- 


schende Mittelpunkt  gegeben.  Die  großen  Gebäudemassen  passen 
sich  durch  die  Art  ihrer  Staffelung  in  das  Stadtbild  gut  ein.  Sie 
sind  bewußt  als  Profanbauten  gestaltet,  und  zahlreiche  Studien 
zeigen,  daß  sie  nicht  die  Wirkung  der  altehrwürdigen  Kirchtürme 
beeinträchtigen.  Insgesamt  wird  durch  den  Bauplan  eine  nutzbare 
Fläche  von  30  500  qm  gewonnen  Der  Bauplatz  soll  im  Erbbau  ver- 
geben werden. 


Abb.  4. 
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Abb.  6.  Binnenbof  des  Bureaugebäudes  mit  dem  Blick  auf  die  Rbeinbrücke. 


Abb.  5.  Das  Bureaugebäude  vom  Heumarkt  her. 
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Vermischtes. 


itei  der  Einweihung  des  Neubaues  der  Iiigciiieurubtciliing  der 
Technischen  Hochschule  Karlsruhe  hat  der  Senat  der  Hochschule 
auf  einstimmigen  Antrag  der  Abteilung  für  Bauingenieurwesen  die 
Würde  eines  Doktor-Ingenieurs  ehrenhalber  verliehen  an:  Prof. 
Dr.  phil.  Heinrich  Albrecht  in  Berlin-Lichterfelde  in  Anerkennung 
seiner  hervorragenden  Verdienste  um  die  Förderung  des  Stadtbau- 
Ingenieurwesens  und  insonderheit  seiner  unermüdlichen  Tätigkeit  auf 
dem  Gebiete  des  Wohnungswesens;  — Regierungsbaumeister  Direktor 
Karl  II übler  in  Mannheim  in  Anerkennung  seiner  hervorragenden 
Leistungen  auf  dem  Gebiete  des  Erd-,  Tunnel-  und  Wasserbaues;  — 
Staatspräsident  und  Minister  des  Kultus  und  Unterrichts  Hermann 
Hummel  in  Karlsruhe  in  Anerkennung  der  hervorragenden  Verdienste, 
die  er  sich  durch  die  sachverständige  Pflege  der  angewandten  Natur- 
wissenschaften und  durch  die  tatkräftige  Förderung  des  Ausbaues  der 
Technischen  Hochschule  Karlsruhe  erworben  hat;  — Baurat  a.  D.  Eduard 
Lang  in  Karlsruhe  in  Anerkennung  seiner  hervorragenden  Verdienste 
um  die  Förderung  der  technischen  Wissenschaften  durch  systematische 
Ausgestaltung  der  Berechnungsmethoden  und  Konstruktionen  des 
badischen  Eisenbahnoberbaues;  — Otto  Meyer,  Generaldirektor  der 
Eisenbeton-Unternehmung  Wayss  u.  Freytag  in  Neustadt  a.  d.  H.  in 
Anerkennung  seines  hervorragenden  Wirkens  für  die  wissenschaftliche 
und  wirtschaftliche  Vervollkommnung  des  Eisenbetonbaues;  — Ober- 
baurat Friedrich  Meythaler  in  Karlsruhe  in  Anerkennung  der  hervor- 
ragenden Verdienste,  die  er  sich  als  tatkräftiger  und  erfolgreicher 
Ingenieur  um  den  Ausbau  des  Rheinstromes  oberhalb  der  Neckar- 
mündung als  Großschiffahrtweg  erwarb;  — Prof.  Franz  Schüle  in 
Zürich  in  Anerkennung  seiner  grundlegenden,  wissenschaftlichen 
Arbeiten  auf  dem  Gebiete  des  Eisenbetonbaues;  — Fritz  Trambauer, 
Direktor  der  badischen  Anilin-  und  Sodafabrik  in  Ludwigshafen  a.  Rh., 
in  Anerkennung  seiner  hervorragenden  konstruktiven  und  organi- 
satorischen Arbeiten  bei  der  Neugestaltung  der  Bauten  für  die  chemische 
Großindustrie;  — Geheimen  Rat  Adolf  Wasmer,  Baudirektor  a.  D. 
in  Karlsruhe,  in  Anerkennung  seiner  ausgezeichneten  Leistungen  auf 
dem  Gebiete  des  Bauingenieurwesens  und  seiner  hervorragenden  Ver- 
dienste um  den  großzügigen  Entwurf  und  Ausbau  der  badischen 
Bahnhofsanlagen. 

Die  neugeschaffene  Würde  eines  Ehrenbürgers  der  Hochschule 
wurde  verliehen  auf  einstimmigen  Antrag  der  Abteilung  für  Bau- 
ingenieurwesen an:  Baurat  2)r.=(>ttg.  Paul  Bilfinger  und  Fabrikant 
0.  Böhringer  in  Mannheim,  Geheimen  Baurat  2>r.=Sng.  Carstanjen 
in  Gustavsburg  - Mainz,  Geheimen  Kommerzienrat  ®r.=!yng.  Eugen 
Dyckerhoff  in  Biebrich,  Geheimen  Rat  Prof.  ®r.=3itg.  Hubert  Engels 
in  Dresden,  Fabrikant  Arwed  Fischer  in  Weißenbach,  Direktor  Ludwig 
Heinrichsdorff  in  Rheinbrohl,  Dr.  phil.  Hermann  Himmelsbach 
in  Freiburg  i.  B.,  S)r.=3ttg.  Kesselheim  in  Frankfurt  a.  M.,  General- 
direktor Knackstedt  in  Düsseldorf,  Geheimen  Regierungsrat  Prof. 
5)r.=3>ng.  Heinrich  Müller-Breslau  in  Berlin,  Direktor  Soheren  berg 
in  Mannheim,  Ministerialdirektor  Geheimrat  Franz  Schmidt  in 
Karlsruhe,  Geheimen  Kommerzienrat  Sir.^ttg.  Schott  in  Heidelberg, 
Generaldirektor  Prof.  Dr.  Schrötter  in  Mannheim,  Präsident  der 
Eisenbahn-Generaldirektion  Schulz  in  Karlsruhe,  Geheimen  Ober- 
regierungsrat $r.=  3n9-  Schwoerer  in  Karlsruhe,  Generaldirektor 
Dr.  Spilker  in  Duisburg- Meiderich,  Verlagsbuchhändler  2ü.=3«g- 
Springer  in  Berlin,  Kommerzienrat  Stahmer  in  Karlsruhe,  Prof. 
Wolmar  Knud  Axel  Fellenius  in  Stockholm,  Hofrat  Prof.  Rudolf 
Hai  t er  in  Wien,  Überbaurat  Prof.  Dr.  Friedrich  Sch  arffernack  in  Wien, 
Prof.  Dr.  August  Nowak  in  Prag,  Prof.  A.  Rohn  in  Zürich  und  Prof. 
J.  Harninghuizen  in  Delft;  — Allgemeine  Abteilung:  Geheimen 
Hofrat  Prof.  Dr.  Hans  Hausrath  in  Freiburg  i.  B.;  — Maschinen- 
wesen: Geheimen  Hofrat  Prof.  Hermann  Pfützner  in  Dresden,  Prof. 
5)r.e2>ng.  Stribeck  in  Stuttgart  und  Großindustriellen  S)r.=^ng.  August 
Thyssen  in  Mülheim-Ruhr;  — Elektrotechnik:  Prof.  S)r.=^ug.  Emde 
in  Stuttgart,  Prof.  $)r.=3ng.  Walter  Reichel  in  Berlin  und  2)r.=!3ng. 
Karl  Friedrich  v.  Siemens  in  Berlin;  — Chemie:  Wirklichen  Geheimen 
Rat  Prof.  ®r.=!3ttg.  Engler  in  Karlsruhe,  Direktor  ®r.=3ng.  Gaa  in 
Mannheim  und  Geheimen  Regierungsrat  Prof.  $>r.*$ng.  Fritz  Haber 
in  Berlin. 

Technische  Hochschule  Berlin.  Der  zum  Honorarprofessor  in  der 
Abteilung  für  Maschinen- Ingenieurwesen  ernannte  Direktor  des 
Kaiser-Wilhelm -Instituts  für  Metallforschung  Geheimer  Regierungsrat 
Sr.^Sng  e.  h.  E.  Heyn  in  Berlin-Lichterfelde  wird  eine  Vorlesung  über 
ausgewählte  Kapitel  der  Metallprüfung  halten. 

Die  neuen  „Tniß“-Vorschriftcn.  Der  Deutsche  Verband  für  die 
Materialprüfungen  der  Technik  hat  einen  besonderen  Arbeitsaus- 
schuß XVII  eingesetzt,  um  über  Änderungen  der  „Vorschriften  zur  Prü- 
fung von  Traß“,  die  der  Verband  im  Jahre  1909  auf  Grund  zehnjähriger 
Vorversuche  aufgestellt  hat  und  die  seitdem  wohl  allgemeine  Annahme 
gefunden  haben,  zu  beraten.  Der  Ausschuß  hat  seine  Beratungen 


vorläufig  abgeschlossen  und  seine  Beschlüsse  dem  Vorstande  des  Ver- 
bandes vorgelegt.  Eine  wesentliche  Folge  der  Annahme  dieser  Be- 
schlüsse würde  sein,  daß  neben  dem  im  Nette-  und  Brohltal  ge- 
wonnenen Tuffstein  in  Zukunft  auch  die  Tuffsteine  aus  der  Umgegend 
von  Ettringen  und  Kottenheim  zu  „Traß“  vermahlen  und  als  solcher 
verwendet  werden  können,  sofern  sie  den  Vorschriften  entsprechen. 
Der  Deutsche  Traß-Bund  (die  vereinigten  Nettetaler  Traßgrubenbesitzer) 
hat  gegen  die  Beschlüsse  des  Arbeitsausschusses  Einspruch  erhoben 
und  der  Vorstand  des  Deutschen  Verbandes  für  die  Materialprüfungen 
der  Technik  daher  beschlossen,  die  in  Vorschlag  gebracbte  neue 
Fassung  der  Vorschriften  zunächst  der  Öffentlichkeit  zu  unterbreiten. 
Umstritten  wird  vor  allem  die  Begriffserklärung  von  „Traß“,  worunter 
nach  der  Ansicht  des  Traß -Bundes  ein  bestimmter,  fester  (trachytischeri 
Tuffstein  zu  verstehen  sei,*)  während  der  Ausschuß  mit  „Traß“  im 
Sinne  der  Bautechnik  einen  feingemahlenen,  vulkanischen  Auswurf- 
massen entstammenden  Tuffstein  — also  z.  B.  auch  Leuzittuff  aus  der 
Gegend  von  Ettringen  und  Kottenheim  — bezeichnet  wissen  will,  so- 
fern nur  das  Steinmehl  bestimmten  Bedingungen  entspricht,  die  in 
den  Vorschriften  niedergelegt  sind.  Er  soll  mit  Kalkhydrat  gemischt 
ein  an  der  Luft  und  unter  Wasser  erhärtendes  Bindemittel  ergeben 
und  im  wesentlichen  die  Eigenschaften  haben,  die  seit  alters  her  vom 
Traß  verlangt  werden,  also  nicht  unter  7 vH  Hydratwasser  besitzen, 
eine  bestimmte  Mahlfeinheit  aufweisen  (höchstens  20  vH  Rückstand 
auf  dem  900-Maschen-Sieb)  und  nach  der  Normenprobe  1:1:1  als  Mörtel 
nach  28  Tagen  Erhärtung  mindestens  14  kg  qcm  Zug-  und  70  kg  qcm 
Druckfestigkeit  ergeben.  Nach  den  Versuchen  in  Dahlem,  Dresden 
und  Darmstadt  haben  auch  die  Ettringer  Traßmeble  im  allgemeinen 
diesen  Bedingungen  genügt,  sind  aber  gegenüber  dem  Nettetaler  Tuff- 
gestein etwas  zurückgeblieben. 

Es  wird  gebeten,  Erfahrungen  aus  der  Praxis  oder  eigener  For- 
schung dem  Vorsitzenden  des  Deutschen  Verbandes  für  die  Material- 
prüfungen der  Technik  in  Berlin-Dahlem,  Unter  den  Eichen  87,  mit- 
zuteilen und  sich  an  der  Erörterung  des  Gegenstandes  durch  Zu- 
schriften an  den  Vorsitzenden  oder  durch  Mitteilungen  in  der  Fach- 
presse zu  beteiligen. 

Die  neuzeitliche  Baukunst  im  Lichtbild  will  die  „Deutsche 
Gewerbeschau“  München  1922  im  Zusammenhang  mit  der  Vorführung 
von  Kulturfilmen  wissenschaftlichen,  technischen  und  gewerblichen 
Inhalts  in  einer  Auswahl  der  besten  seit  1900  entstandenen  Bauten 
vorführen.  Zu  diesem  Zweck  erläßt  zur  Zeit  die  Leitung  der  Gewerbe- 
schau eine  öffentliche  Einladung  an  alle  Architekten,  private  wie 
beamtete,  Behörden  und  Baufirmen  (an  letztere  nur,  soweit  sie  den 
betreffenden  Bau  selbst  entworfen  und  nicht  etwa  nur  ausgeführt 
haben)  zur  Einsendung  von  Abbildungen  bis  zum  1.  Januar  1922. 
Sammelstellen  sind  für  Norddeutschland  die  Geschäftstelle  der  Gewerbe- 
schau in  Berlin  W35,  Schöneberger  Ufer  36a  I (Architekt  Baur),  für 
Süddeutschland  die  Geschäftstelle  der  Gewerbeschau  in  München, 
Theresienhöhe  4 a. 

Die  vorzuführenden  Bauten  sollen  nach  ihrer  Bestimmung  etwa 
nach  folgenden  Gruppen  zusammengefaßt  werden:  Wohnhäuser, 

Siedlungsbauten,  Kaufhäuser,  Schulen,  wissenschaftliche  Institute. 
Kirchen,  Theater,  Krankenhäuser,  Fabriken  und  andere  industrielle 
Anlagen,  Brücken,  Friedhof-  und  Gartenanlagen  sowrie  Denkmäler. 
Für  die  Auswahl  der  Bilder  ist  neben  dem  baukünstlerischen  Wert 
des  dargestellten  Bauwerks,  der  in  erster  Linie  ausschlaggebend  ist. 
auch  eine  gute,  bildmäßige,  für  die  Vorführung  im  Lichtbild  geeignete 
Wirkung  der  Aufnahme  Vorbedingung.  Die  Auswahl  der  vorzufüh- 
renden Bilder  erfolgt  durch  einen  Beurteilungsausschuß.  Zur  Sichtung 
und  Vorbereitung  des  Bildermaterials  ist  an  eine  Mitarbeit  der  Fach- 
vereine (Architektenvereine,  Bund  deutscher  Architekten  usw.)  gedacht, 
die  wenigstens  an  größeren  Orten  die  Bilder  sammeln  und  durch  zu 
diesem  ZwTeek  aufzustellende  Ausschüsse  auswählen  sollen.  Archi- 
tekten, die  solchen  Verbänden  nicht  angehören,  könneu  ihre  Bilder 
unmittelbar  an  die  vorgenannten  Sammelstellen  einsenden.  Über 
Einzelheiten  erteilt  die  Geschäftstelle  der  Deutschen  Gewerbeschau 
(München,  Theresienhöhe  4a)  Auskunft. 

Regierungsbaurat  Kurt  Schnitze- Lindstedt  iu  Berliu  starb  am 
25.  November  d.  J.  plötzlich  nach  kurzem  Krankenlager.  Baumeister 
seit  1912,  trat  er  in  die  Militärbauverwaltung  ein  und  hatte  während 
des  Krieges  ein  reiches  Feld  der  Tätigkeit.  Als  Baurat  war  er  bis  De- 
zember 1920  in  der  Bauverwaltung  des  Reichsschatzministeriums  tätig, 
von  wo  er  in  das  Privatleben  trat,  um  seiner  kaufmännischen  Be- 
gabung entsprechend  sich  betätigen  zu  können.  Die  ihm  Nahestehen- 
den betrauern  in  ihm  einen  tüchtigen,  aufrechten  Mann,  der  viel  zu 
früh  aus  einem  aussichtsreichen  Wirken  abberufen  wurde. 

*)  Vgl.  „Der  Bauingenieur“  vom  30.  Juni  1920,  „Der  Rheinische 
Traß  und  andere  Tuffsteine  aus  dem  Laacher  Seegebiet  usw.“ 
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Der  Spann  ungszustaml  in  loser  Erde. 

(Fortsetzung  und  Schluß  aus  Nr.  !H>.) 


Zur  Ergänzung  der  Zusammenstellung  auf  Seite  592  d.  Bl.  dienen  die 
folgenden  Berechnungen  derjenigen  Winkel  Oy,  xq  usw..  in  denen  die 
Größen  y,  q usw.  Höchst-  und  Kleinstwerte  erreichen,  sowie  die  Be- 
rechnung dieser  letzteren  selbst.  — Nach  den  Formeln  22)  bis  24)  wird 
für  £ = + 15°  und  unteren  Grenzzustand: 


tg- 


3,84  • 0,268  ± ]/(l,842  — j—  4 - Ö,2682)  (2,84 
— 1.84  + 2 • 0,2682 


■ 0,2682) 


— 68°üt  ' mit  cp'» 


1,03  + 3,17 
1,70 


'i 

«•> 


tg  2 <xq  — tg  2 ccn  — 


51° öS'  mit  t/maj 
2 0,352 


+ e=H-30° 

= — oz)  — — 30° 


o6_  . 0,268  = 0.2.,1 


- a„ 


(Xq  81°  Ort  mit  (/min ^min 0.337  kg’/([CHl 


tg  2 a-  : 

für  t-  = - 
tg  «< r - 


q — 2 «„  = 16°  14'  und  — 163°  46' 
a.\  8°  07  ' mit  gmax  = «max  = 1 ,013  kgyq<em 

??min 

— n — ~ 3,44,  2ar  = — 73c46'  udc! -j- 106°14' 

cq  — -f-  53°  07'  mit  4a x — + 0,337  ltg/qcm3) 

«2  = — 36°  53'  ..  *4ax  = — 0.337  „ ; 

15°  und  unteren  Grenzzustand: 


+ 3,84  - 0,268  ± ]/(1.842  + 4 • 0,268*)  (2,84  — 0.2682) 
-t.84  + 3. 0,268=  _1;03±M7 

1,70 

Ci J — 51°  53  ' mit  (f'mnx  = -f-  5 = -f-  30° 

«2  = — 68°  07  ' mit  (fmax  ==  — o = — 30°3) 


tg'  -Uq—  tg  2 I 


2 • 0,352  _ 

“Ö648- "" 0,  0 “ 


0,291 


2 ccq  = — 16°  14'  und  +163°  46' 
— 8°  07'  mit  f/mnx  — — Wmax  — — 1,013  kg/<|cm 
+ 8 1 Cj  53'  ,,  O'min  — Mmin  = 0,337 


tg  2ar  + 0^292"  + 3,44,  2«7 


73046'  und  -106°  14' 


für 


tg  CKV, 


«!  — -j-  36 c 53 ' mit  4aX  — -f-  0,337  kg/qcm 
«2  = — 53°  07 ' „ Zmax  = — 0,337  „ 

+ 15°  und  oberen  Grenzzustand: 

1,487 


3) 


0,268  ± ]/  (0,5l32+4-ü,2682)  (0,487 — 0,2682) 

~ 0.513 + 2 -0,268* 

n ’ 0,398  ± 0,477 


0,657 

+ 6°  53 ' mit  (f ,'nax  =z  — o = — 30° 

-53°  07'  ..  f/'niax  = + (>;=  + 0OO3) 

2 • 2,055 

^-0.268  = - 1,046 

2 aq  = 2 c<n  = — 46°  14 ' und  + 1 33°  46 ' 
+ 66°  53'  mit  2max 

— 23°  07'  .,  qm 


«1 

«o 


: tg  2 ttn  = — 


Wmas 
; Wmin 


x = 2,29  kg/qcm 
0,762  „ 


1 


tg  2 c.-  z=  -j-  ^ —-(-0,957,  2ar  = 43°46'  und 


136°  14' 


für  f = 


tg‘  du 


«1  = 21°  53 ' mit  4ax  = — 
«2  — — 68°  07  ' mit  r£,ax  - 
15°  und  oberen  Grenzzustand: 


0,762  kg/q  cm 
+ 0,762  kg/qcm;3) 


+ 1,487 , 0,268  ± i/(0.5l32 + 4 • 0,2682)  (0,487 
0,51 3 + 2 • 0,268 2 


0,268;) 
0,398  ± 0,477 


tg  2 Ci,, 


+ 53°  07 ' mit  cp'm ax  = - 

— 6°  53'  ,,  cp'n ax  = 4 

9 055 

tg  2 «„  = + 2 • • 0,268  = -f  1 ,045 


wi 
er  0 


0.657 

q = - 30° 

0 — -f-3003) 


«2  = -j-23°  07' 


1,055 

2 aq  — 2 ctn  = + 46°  14'  und  — 133°  46 ' 
66®  53  mit  ^max  — 1 — Kmax  — 2,29  kg/qcm 


((min 


= 0,762 


+ 2 er,  — — 


1,045  =-°’957’ 


43°  46'  und  + 136°14' 


eq  = -f-  68°  07 ' mit  /4uax  = — 0,762  kg/qcm 
«2  — — 2 1 ° 53  * „ /f„ax  = + 0,762  „ ,3) 

Man  lindet  schließlich  diejenigen  Winkel  ex,  für  die  y --=  0 wird, 
mittels  der  aus  Formel  14)  hergeleiteten  Gleichung 

1 

V K ' +1. 


1 


tg  er 


2 tg  f- 


+ 


yo-ft* 

4 tg-2  f 


Es  ergeben  sich  folgende  Lösungen: 
für  * — -f-15°  und  unteren  Grenzzustand  oq  -+  8°  07',  <xQ  — 81°  53' 
„ f—  — 15°  „ unteren  „ «1  = + 81°  53',  oci  - - 8°07' 

„ f =+ 15°  oberen  «t  =+66°53',  «3=— 23°07' 


f=—  15c 


oberen 


x,  = + 23°  07 v2  = — 66°  53 ' 


G.  Erörterung  der  Spaunungsbilder. 

Die  Spannungsbilder  für  den  unteren  Grenzzustand  (Abb.  6;  und 
für  den  oberen  Grenzzustand  (Abb.  7:  die  Abb.  6 u.  7 auf  Seite  591  sind 
im  gleichen  Maßstab  aufgetragen)  verraten  eine  Reihe  beachtens- 
werter Eigenschaften  des  Spannungszustandes,  die  sich  zum  Teil  aus 
den  oben  angegebenen  Formeln  ablesen  lassen,  zum  Teil  aber  erst 
mühevoll  aus  den  Formeln  hätten  entwickelt  werden  müssen. 

Die  Entstehung  der  Spannungsbilder  bedarf  vorweg  einer  kurzen 
Erläuterung.  Die  in  der  Zusammenstellung  1 (Seite  592)  angegebenen 
Zahlenwerte  sind  so  berechnet,  als  ob  die  untersuchten  Schnitte 


Abb.  8. 

sämtlich  durch  den  I.  Quadranten  gingen 
(Abb.  S),  so  daß  die  Werte  x immer 
zwischen  0 und  90  ° liegen.  Betrachtet 
man  nun  gemäß  Abb.  9 den  II.  Qua- 
dranten. wenn  für  den  I.  Quadranten 
*•  = +15°  angenommen  ist.  so  erkennt 
man,  daß  dieser  ebenso  beansprucht  wird 
wie  der  I.  Quadrant  bei  der  Annahme 
t ==  — 15°.  Man  braucht  nur  den  II.  Qua- 
dranten als  Spiegelbild  in  den  I.  Qua- 
dranten umzuklappen.  Ebenso  erkennt 
man  aus  Abb.  10,  daß  ein  durch  den 
IV.  Quadranten  unter  dem  Winkel  — x 
geführter  Schnitt  mit  positivem  £ einem 
unter  dem  gleich  großen  Winkel  + <x  durch  den  I.  Quadranten  gehenden 
Schnitt  mit  negativem  t entspricht.  Wenn  man  daher  die  Spannungs- 
figur für  den  I.  Quadranten  bei  positivem  t in  diesem,  für  negative  £ 
im  II.  Quadranten  darstellt,  wobei  der  II.  Quadrant  als  spiegelbild- 
liche Umklappung  des  I.  Quadranten  zu  denken  ist,  so  muß  der 
im  IV.  Quadranten  befindliche  Teil  der  Figur  dem  im  II.  Qua- 
dranten und  entsprechend  der  III.  Quadrant?  dem  I.  Quadranten 
diametral  gleich  sein.  Tatsächlich  geht  ja  auch  jeder  Flächen- 
schnitt. der  den  I.  Quadranten  trifft,  zugleich  durch  den  III.  Qua- 
dranten, und  ebenso  werden  der  II.  und  IV.  Quadrant  stets  gleich- 
zeitig geschnitten.  Die  diametrale  Symmetrie  der  Spannungsbilder 
ist  also  notwendig,  sie  zeigt  sich  auch  an  den  Formeln.  Für 
gleiche  Wertepaare  (+  £, — cc)  und  ( — ><  + cx)  ergeben  sich  demnach 
für  x — ijp,  q und  « gleich  große  und  mit  gleichem  Vorzeichen  ver- 
sehene, für  </  und  js  gleich  große  und  mit  entgegengesetztem  Vor- 
zeichen versehene  Werte.  Um  die  Vorzeichen  für  <p  und  rs  richtig 
zu  verstehen,  darf  man  diese  nur  im  I.  Quadranten  betrachten. 
Einem  positiven  Vorzeichen  im  I.  Quadranten  entspricht  ein  negatives 
im  II.  Quadranten  und  umgekehrt.  Verlangt  also  der  untere  Grenz- 
zustand die  Erfüllung  der  Bedingung  <p max  +p  im  1.  Quadranten, 

so  lautet  diese  Bedingung  für  den  II.  und  IV.  Quadranten  ymnx=  — n. 
Für  den  I.  und  III.  Quadranten  lautet  die  Bedingung  für  den  oberen 
Grenzzustand  ymax  = — q,  für  den  II.  und  IV.  Quadranten  qpraax  = + q. 
Hierauf  bezieht  sich  im  vorigen  Abschnitt  die  Anmerkung  wegen  der 
Vorzeichen  für  negative  cx. 

3)  Bezüglich  der  Vorzeichen  von  <p,  t usw.  im  II.  Quadranten 
(negative  Werte  von  tx)  vgl.  den  nächsten  Abschnitt. 


602 


Zentralbiatit  der  Bauverwaitung. 


7.  Dezember  1921. 


Jedes  Spannungsbild  besitzt  ein  rechtwinkliges  Achsenkreuz. 
Die  Achsen  stellen  die  Kichtungen  der  Hauptspannungen  dar. 
In  ihnen  werden  die  Schubspannungen  7.,  und  die  Winkel  9 zu  Null, 
die  Normalspannungen  n und  die  Spannungen  <j  zum  Maximum  und 
Minimum.  Gegen  die  Hauptachsen  um  45°  geneigt  sind  diejenigen 
Richtungen,  in  denen  die  Schubspannungen  t.s-  ihre  Größtwerte  er- 
reichen (Abb.  11  u.  12).  Im  Spannungsbild  für  </  (Abb.  6c  u.  6d. 
Abb.  7 a u.  7 b)  sind  die  Achsen,  in  denen  die  Winkel  </>  zum  Maximum 
werden  — die  Gleitrichtungen  oc*  und  «**  — , um  30  und  60°  gegen 
die  Hauptachsen  geneigt  (Abb.  13).  Da  ferner,  wie  die  folgende  Zu- 
sammenstellung ‘2  lehrt,  zwischen  den  Gleitrichtungen  des  unteren 
und  oberen  Grenzzustandes  die  Beziehung  <%**=  90°  — (<x*  + 7)  be- 
steht. so  genügt  die  Kenntnis  der  einen  Gleitrichtung  x *,  um  auch 
ohne  die  obigen  Berechnungen  alle  anderen  Hauptrichtungen  sofort 


O;  30° 


Abb.  11.  Aktiver  Grenzzustand.  Abb.  12.  Passiver  Grenzzustaud. 


-(so»; 

Abb.  13.  Aktiver  Grenzzustand.  Abb.  14.  Aktiver  Grpnzzustand. 

t = 0 = 30  °. 

hinzuschreiben.4)  Z.  B.  ist  für  f --  + 15°  und  unteren  Grenzzustand 
oc*  j-6S°07'.  Daraus  folgt  ohne  weiteres 

oc**  ---=  90 0 — 68 0 07 ' — 15°  +6°  53' 

o.q  = 68°  07 ' — 60°  +8°  07' 

oCr  8°  07' +45°  -f-  53°  07'  usw. 

Vergleicht  man  nun  das  Spannungsbild  für  den  unteren  Grenz- 
zustand (Abb.  6)  mit  den  auf  S.  54,  Abb.  17  in  der  Zeitschrift  für 
Bauwesen  1921,  1.  bis  3.  Heft  dargestellten  Spannungsbildern  für  # = 0 
und  (4=0,  so  sieht  mau,  daß  dort  die  Achsen  zueinander  genau  die 
gleiche  Lage  haben  wie  hier.  Das  Achsensystem  der  Spannungs- 
bilder ist  also  von  der  Größe  des  Winkels  t unabhängig. 
Wächst  f von  Null  an  im  positiven  Sinne,  so  dreht  sich  das  Achsen- 
system im  entgegengesetzten  Uhrzeigersinne,  wobei  die  Spannungs- 
bilder untereinander  offenbar  etwa  ähnlich  bleiben.  Die  Änderung 
des  Maßstabes  der  Spannungsbilder  ist  bei  kleinen  Werten  von  t sehr 
unbedeutend,  denn  es  ist 

für  t=  0 = nm-.ix  = 1,000  (unterer  Grenzzustand) 

und  f = -f  15°  „ = „ =1,013  ( „ .,  ), 

ferner  für  f = 0 qm\n  — «min  = rm»x  = 0,333  (unterer  Grenzzustand) 
und  für  7 = -j-15°  „ = „ = „ =0,339  ( „ „ ). 

Für  7 = -j-  q = -f-  30°  wird  oc*  = 90°,  mithin  oc**  = 7 = — 30°, 
Xq  =30°  usw.  (Abb.  14).  Das  Spannungsbild  ist  für  diesen  Fall  also 
mühelos  zu  entwerfen  (&' = 0,600). 

Die  Betrachtung  der  Achsenverhültuisse  bei  den  Spannuugsbildern 
führt  also  zu  einer  recht  anschaulichen  Vorstellung  über  die  Zu- 
sammenhänge der  Spannungen  in  einer  losen  Erdmasse.  Zur  Ver- 
vollständigung dieser  Betrachtungen  werden  nachfolgend  in  Zu- 
sammenstellung 2 noch  einige  roh  berechnete  Zahlenwerte  für  x*. 
x'**,  Armin,  Arlimx,  /'min,  im.«  und  (■'  angegeben  (o  = 30°). 

')  Die  hier  erörterten  Beziehungen  gelten  zunächst  nur  für  den 
vorliegenden  Fall  q — 30°.  Inwieweit  sie  verallgemeinert  werden 
dürfen,  und  welche  Gestalt  sie  für  beliebige  Werte  von  <>  annehmen, 
bleibt  weiteren  Untersuchungen  Vorbehalten. 


Zusammenstellung  2. 

Gleitrichtungen,  Erddruckbei werte  usw.  für  p =30°  und  (4  = 0°. 


Unterer  Grenzzustand 

Oberer  Grenzzustand 

* 

(X* 

^jnin 

min 

*min 

X** 

^max 

^’max 

^max 

Grad 

G 

rad 

Min 

Grad 

Min. 

\ Grad 

Min 

G 

ra-d 

Min. 

G/ad 

4-30 

+ 

30 

00  0,600 

0,693 

— 

19 

07 

— 30 

00 

1,000 

1,156 

— 

30 

00 

|+30 

+ 25, 

+ 

76 

20  0,408 

0,450 

— 

10 

45 

— 11 

20 

1,137 

1,255 

— 

27 

55 

j+25 

+ 20 

+ 

71 

35  0,371 

0,395 

— 

7 

41 

— 1 

35 

1,580 

1.683 

— 

29 

50 

1+20 

-(- 15 

+ 

68 

07  iO,352 

0,365 

— 

5 

23 

1+  6 

53 

2,055 

2,13 

— 

28 

50 

+ 15 

+ 10 

+ 

65 

10  j 0,341 

0,346 

— 

8 

26 

+ 14 

50 

2,52 

2,56 

— 

24 

00 

+ 10 

+ 51 

+ 

62 

30  10,335 

0,336 

— 

l 

41 

+ 22 

30 

2,86 

2,87 

— 

14 

20 

H-  5 

0 

+ 

60 

00  0,333 

0,333 

0 

00 

+30 

00 

3,00 

3,00 

0 

00 

0 

+ 

57 

30  0,335 

0,336 

+ 

1 

41 

+ 37 

30 

2,86 

2,87 

+ 

14 

20 

— 5 

— 10 

+ 

54 

50  0,341 

0,316 

+ 

Q 

•) 

26 

1+45 

10 

2,52 

2,56 

+ 

24 

00 

, — 10 

— 15 

+ 

51 

53  0,352 

0,365 

+ 

5 

23 

+53 

07 

2,055 

2,13 

+ 

28 

50 

1—15 

— 20 

+ 

48 

25  0,371 

0,395 

+ 

7 

41 

+ 61 

35 

1,580 

1,683 

+ 

29 

50 

' — 20 

— 25 

+ 

43 

OO 

O 

Tf» 

O 

O 

0,450 

+ 

10 

45 

+ 71 

20 

1,137 

1 .255 

+ 

27 

55 

— 25 

— 30 

+ 

30 

00  0,600 

0,693 

+ 

19 

07 

+ 90 

00 

1,000 

1,156 

+ 

30 

00 

— 30 

Aus  der  Zusammenstellung  2 geht  hervor,  daß  beim  oberen 
Grenzzustand  die  Gleitrichtung  oc**  einmal  den  Wert  O erreichen, 
also  zur  Oberfläche  parallel  werden  muß;  der  entsprechende  Wert 
von  7 liegt  zwischen  4-  15°  und  + 20°.  Um  ihn  genauer  zu  ermitteln, 
setze  man  in  Gleichung  Ga)  tg<x**  = 0;  man  erhält  dann 

cos2  o 

* ° ' 1 4“  Sill2  0 

woraus  sich  für  « = 30°  7 = 4- 19°  07'  ergibt.  Der  zugehörige  Wert 

von  7 ' ist  — 0 — — 30  0 . 


von  k' 


tg30° 

tg  19°  07'  ’■ 


Bemerkenswert  ist  die  Gegenseitig- 
keit zwischen  7 und  7'.  Es  wird  näm- 
lich für  7 = 4-30°  7;nin=  — 19°  07' 
und  für  7 = + 19  0 07'  7^uv  = — 30°. 

Zum  Schluß  zeigt  Abb.  15  die  Be- 
ziehungen, die  bei  7 = 0 und  (4=0 
zwischen  den  Spannungsbildern  für 
einen  festen  Körper  mit  nur  lotrechter 
Belastung,  für  lose  Erde  und  für  eine 
Flüssigkeit  bestehen. 

7.  Ableitung  der  Formeln  für  geneigte  Erdoberfläche. 
Das  Vorzeichen  des  Winkels  c4,  unter  dem  die  Erdoberfläche 
gegen  die  Wagerechte  geneigt  ist.  wird  in  Übereinstimmung  mit  den 

Untersuchungen  in  der  Zeit- 
schrift für  Bauwesen  (1921) 
im  umgekehrten  Sinne  ein- 
geführt wie  das  Vorzeichen 
von  f und  g>,  jedoch  im 
gleichen  Sinne  wie  das  von  oc. 
Ist  also  beispielweise  ff  posi- 
tiv und  der  Erddruck  dE 
(Abb.  16)  parallel  zur  Ober- 
fläche gerichtet,  so  ist  7 = — ff 
zu  setzen. 

Es  sei  wieder  dP  = p ■ do, 
d E = e ■ dh  und  dQ  = q ■ ds 
(Abb.  16).  Die  Spannungen  e 
und  p zerlegen  wir  in  je  eine 
Komponente  parallel  zu  dh 
und  do.  nämlich 

e in  e0  do  und  rA  dh 
und  p „ pK  ||  dh  „ t0  do. 

Alsdann  schneiden  sich 
die  Spannungen  e0.  pv  und  g 
im  Mittelpunkt  O der  Prismen- 
seite BC.  Die  Momenten- 
gleichung der  Spannungen  um  den  Punkt  O lautet  demnach 

Th  ■ tlh  ■ d*  + T0  • do  ■ • cos  d = 0 

oder  mit  dx—  do  ■ cos  ff  t),  = f o- 

Das  Ergebnis  unterscheidet  sich  von  dem  früher  für  ff  = 0 ge- 
fundenen dadurch,  daß  hier  rA  und  r0  nicht  die  Beträge  der  in  den 
Flächen  A B und  A C wirkenden  Schubspannungen  darstellen.  Diese 
würde  man  vielmehr  dadurch  finden,  daß  man  e und  p in  je  eine 
Komponente  senkrecht  zu  AB  bezw.  AC  und  in  je  eine  Komponente 
parallel  zu  diesen  Flächen  zerlegt,  nämlich 


Ni\  »8. 
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e.  in  •-  e • cos  * _L  A B und  re  — e-  sin  t ||  .1 B 
und  p » Po  — V ’ cos  *'  -L  A C „ =p  ■ sin  *'  ||  A C. 
Betrachtet  man  die  Richtung  * von  e und  die  Größe  von  pv  als 
gegeben,  alles  andere  als  gesucht,  so  soll  zunächst  in  bezug  auf  pv 

e = lc-pv,  e0  = 7c'  ■ pv  und  ew  = k“  • pv 

gesetzt  werden. 

Mittels  der  geometrischen  Beziehungen  der  Abb.  16  findet  man 

o e t0 


k = 


Th  Pv" 


und  ebenso  k‘  — k • 


kr- 


k“  — k'  • cos  d—k-  cos  *. 


tg  *'  — (1  — k‘)  tg  Ö — tg  *■ 


cos  d sin  (ö  — *') 
sin  (*  -j-  6)  cos  *' 

_ cos  ö sin  (*'  — d) 
cos  * ' sin  (*  -|-  d) 

COS  f 

cos  d 

Zwischen  den  Scbubwinkeln  * und  *'  ergibt  sich  die  Beziehung 

sin  0 + d)  _ sin (*'  d)  = tg*'  — tgd 

cos  * cos  *'  tg  * + tg  d 

und  hieraus 
26) 

Zur  Berechnung  von  k sind  die  geometrischen  Beziehungen  des 
Kräfteplans  (Abb.  17)  zu  verwenden.  Es  ergibt  sich 

dE  do  _ dE  dP  do 

k - pv  ~ dh  ' dp,  — dP  ‘ dPv  ‘ äh 

sin  ( a — (p  -j-  *'  — d)  cos  d cos  u 

cos  (a  — cp  -)-  *)  cos  *'  sin  («  — d) 

y i cos* sin  (a  — qp.:— {•*  *'  — d)  cos*  cos  a 

v ‘ cos d cos  («  — cp  + *)  cos*'  sin(a  — d) 

Durch  Auflösung  der  Winkelfunktionen  und  Einführung  des  Aus- 
drucks 26)  für  tg*'  erhält  man 

28)  P ■ cos2  d — 

oder 

tg«  + tg* 


27) 


und 


tg  (a  — cp) 

tg  a + tg  * - tg  («  - cp)  [tg  * (tg  a - 2 tg  d)  - tg2d] 


28a)  -tge-tjr« 

k ■ cosJ  d tg  (a  — cp) 

Das  Verfahren  zur  Bestimmung  der 
Gleitrichtungen  <x*  und  <x**  sowie  der 
Erddruckbeiwerte  Amin  und  Amax  ist  das 
gleiche  wie  oben  bei  d = 0.  Differen- 
ziert man  nun  den  Ausdruck  , , 1 ... 

k ■ COS  2d 

(der  ein  Festwert  ist)  nach  x und  setzt 
das  Differential  gleich  Null,  so  ver- 
schwindet das  dritte  Glied  der  rechten 
Seite;  der  übrigbleibende  Teil  ent- 
spricht vollkommen  dem  oben  bei 
D"  = 0 erhaltenen  Ausdruck  5 a).  Die 
weitere  Behandlung  des  Differentials 
unterscheidet  sich  also  in  nichts  von 
der  Behandlung  des  Ausdrucks  5 a); 
man  erhält  daher  für  jeden  Wert 
von  d die  gleichen  Ausdrücke  für 
die  Gleitrichtungen  wie  für  d = 0, 
nämlich 


tgd  (2  tg  * 


tgd)- 


6) 


Ga) 


„ ,1  -./tgo  + tg* 

tg  a — tg  o + 1/  — — — — - — 

" r cos  o f tg  o — tg  * 

**  + | 1 1| 

° cos  o f t£ 


und 


; P — tg* 
tgp  + tg* 

Man  gelangt  also  zu  dem  überaus  bemerkenswerten  Ergebnis, 
daß  die  Richtungen  der  Gleitflächen  x*  und  x**  vom  Nei- 
gungswinkel d der  Oberfläche  unabhängig  sind.5) 

Die  gewonnene  Feststellung  vereinfacht  die  weitere  Behandlung 
der  Erddrucktheorie  dadurch,  daß  der  allgemeine  Fall  auf  den  oben 
bereits  ausführlich  entwickelten  Sonderfall  d = 0 zurückgeführt  wird. 
Auch  für  die  zeichnerische  Behandlung  des  Erddrucks  eröffnen  sich 
weite  Aussichten,  wie  am  Schluß  des  Aufsatzes  gezeigt  werden  wird. 

Bezeichnet  man  mit  k0,  A0'  usw.  diejenigen  Sonderwerte  für  k, 
k‘  usw.,  die  dem  Falle  d‘  = 0 entsprechen,  so  ist  nach  Formel  5a) 


1 __  tga  -f-  tg* 

k‘o  min  tg  (a  — p) 

I _ tg  <(  -j-  tg  * 

A’omax  lg  "I“  p') 

Mittels  dieser  Ausdrücke  und  der  Formel  28  a;  ergibt  sich  dann,  da 

1 1 -f  tg  d (2  tg  * + tg  d)  wird, 


5 b) 


;)C 


-}-  tg«:> -.tg * und 
-j-  tg  (c  ■ tg  *. 


29) 


cos2  d • k‘ 

/•'min  — 


h 


1 

COS2  d 


ko- 


29  a)  kjnnx  — 


1 

cos?  6 


1 


1 


-f  tgd  (2  tg*  -f  tgd) 


+ tg  d (2  tg  * + tg  d) 


und 


ko  max 

8.  Erörterung  des  Erddrucks  bei  geneigter  Oberfläche. 
In  der  Zusammenstellung  o sind  eine  Reihe  von  Zahlenwerten  für 

/ COS  () 

frmin  und  Jtmax,  in  Zusammenstellung  4 für  km\u=km\n-  und 


cos  * 

und  cf  zwischen 


kmoiX  — Ä*max  ■ für  o 1 — : »i>0  ° und  Werte  \on  * 

cos  * 

0 und  +30°  angegeben,  die  unter  Benutzung  der  Zusammenstellung  2 
mittels  der  Formeln  29)  und  29  a)  berechnet  sind. 

Bei  der  Berechnung  der  Werte  Amax  muß  darauf  geachtet  werden, 
daß  t nicht  größer  als  + o werden  darf.  Diese  Bedingung  findet 
nach  26)  ihren  .Ausdruck  durch  die  Formel 

OP..X  7.'  tgd'+tgp 

20  a)  Amax  < ~7 — TT1 : 

tg  d + tg  * 

in  der  das  negative  Zeichen  für  positive  c und  das  positive  Zeichen 
für  negative  * gilt. 

Die  nach  dieser  Bedingung  bestimmten  Werte  von  fcmax  und  Amax 
sind  in  den  Zusammenstellungen  durch  Einklammerung  hervorgehoben. 

Gleiche  Wertepaare 
(+  — <t)u.  (-f.  + rf) 

ergeben  die  gleichen 
Erddruckbeiwerte,  des- 
gleichen dieWertepaare 
(-f-  *,  -f-  cf)  mit  den 
W ertepaaren  ( — *,  — cf). 
Daraus  folgt,  daß  nach 
der  genauen  Theorie 
beide  Teile  der  durch 
den  lotrechten  Schnitt 
x4 — A getrennten  Erd- 
masse (Abb.  18)  gegen- 
über der  Schnittebene 
A — A im  unteren 
Grenzzustande  sein 
können,  wenn  der 
Wertp(,  beiderseits  der 
gleiche  ist.  Bei  der  an- 
genäherten Theorie  hatte  die  Überlegung  zu  dem  anders  lautenden 
Ergebnis  geführt,  wonach  nur  die  steigende  Erdseite  im  aktiven  Zu- 
stande, die  fallende  dagegen  im  passiven  Zustande  war.  da  sie  nach 
Entfernung  der  steigenden  Erdseite  selbst  einen,  geringeren  aktiven 
Druck  ausüben  wTürde  als  diese. 

Einer  besonderen  Aufmerksamkeit  bedarf  die  Größe  des  Werte- 
bereichs, der  von  den  Erddruckzahlen  kmw  und  Amax  erfüllt  wird. 
Im  allgemeinen  glaubt  man  bei  Anwendung  der  alten  Theorie  in  der 
Praxis  in  Zweifelsfällen  genügend  sicher  zu  rechnen,  wenn  man  beim 
passiven  wie  beim  aktiven  Erddruck  * ==  0 setzt. 

Zusammenstellung  3. 

Erddruckbeiwerte  k‘  für  p = 30°. 


ä)  Die  Allgemeingültigkeit  dieses  Satzes  wird  dadurch  etwas  ein- 
geschränkt, daß  die  Oberfläche  A C des  unendlich  kleinen  Erddruck- 
prismas ABC  (Abb.  16)  beim  gestörten  Erdreich  nicht  notwendig  die 
gleiche  Richtung  haben  muß  wie  die  lotrecht  über  dem  Prisma  ABC 
tatsächlich  vorhandene  Oberfläche  des  endlichen  Erdkörpers. 


d 

für 

* = 

JcmsLX 

für  * 

= 

cos  9' 

d 

+30° 

+ 15° 

0° 

— 15° 

-30° 

4-30° 

4-15° 

0° 

_ 1 ö° 
10 

-30° 

G rad 

Grad. 

+ 30 

0,500 

0,384 

0,400 

0,466 

1,000 

0,667 

1,180 

2,00 

2,61 

(1,000) 

0,866 

+ 30 

+ 20 

0,510 

0,358 

0,362 

6,407 

0,821 

0,730 

1,392 

2,43 

2,67 

(1,000) 

0,940 

+ 20 

+ 15 

0,524 

0,351 

0,349 

0,385 

0,750 

0,776 

1,527 

2,65 

2,59 

(1,000) 

0,966 

+ 15 

+ 10 

0,543 

0,348 

0,341 

0,372 

0,690 

0,836 

1,685 

2,84 

2,44 

(1,000) 

0,985 

+ 10 

0 

0,600 

0,352 

0,333 

0,352 

0,600 

1,000 

2,055 

3,00 

2,055 

1,000 

1,000 

0 

— 10 

0,690 

0,372 

0,341 

0,348 

0,543 

! (i,ooo) 

2,44 

2,84 

1,6S5 

0,836 

0,985 

— 10 

— 15 

0,750 

0,385 

0,349 

0,351 

0,524 

l (1,000) 

2,59 

2,65 

1,527 

0,776 

0,966 

— 15 

— 20 

0,821 

0,407 

0,362 

0,358 

0,510 

(1,000) 

2,67 

2,43 

1,392 

0.730 

0,940 

— 20 

—30 

1.000 

0,466 

0,400 

0.384 

0,500 

1(1,000) 

2.61 

2.00 

1,180 

0.667 

0,866 

-30 

COS  f 

0,866 

0,966 

1,000 

0,966 

0,866 

0,866 

0,966 

1,000 

0,966 

0,866 
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Zusammenstellung  4. 
Erddruckbeiwerte  /<■  für  p = 30°  (Abb.  19). 


cf 

km  in  für 

k uia.\ 

für 

f) 

|+30° 

+ 15°  0° 

15° 

-30° 

-t  30° 

+ 15° 

0° 

- 15° 

-30° 

Grad 

Grad 

+ 30 

0,500 

0,344  Jo, 347 

0,418 

1,000 

0,667 

1,057 

1,73 

2,35 

(1,000) 

1 + 30 

+ 20 

0,554 

0,3480,340 

0,396 

0,890 

0,792 

1,353 

2,28 

2,60 

(1,084) 

+ 20 

+ 15 

0,585 

0,351  0,337 

0,385 

0,837 

1 0,866 

1,527 

2,55 

2,59 

(1,116) 

+ 15 

+ 10 

0,617 

0,355  0,335 

0,379 

0,785 

' 0,950 

1,720 

2,74 

2,49 

(1,137) 

+ 10 

0 

0,693 

0,365  0,333 

0,365 

0,693 

1,155 

2,13 

3,00 

2,13 

1,155 

0 

-10 

0,785 

0,379  0,335 

0,355 

0,617 

0,137) 

2,49 

2,74 

1,720 

0,950 

— 10 

— 15 

0,837 

0,385  0,337 

0,351 

0,585 

(1,116) 

2,59 

2,55 

1,527 

0,866 

15 

— 20 

0,890 

0,3960,340 

0,348 

0,554 

(1,081) 

2,60 

2,28 

1,353 

0,792 

— 20 

—30 

1.000 

0,418)0  347 

0,344 

0.500 

(1,000) 

2,35 

1,73 

1.057 

0.667 

— 30 

Abb.  19a  u.  19b.  Erddruckbeiwert  k fiir 


Anmerkung. 
Der  Maßstab  der 
Aob.  19  b ist  nur 
halb  so  groß  wie 
der  der  Abb.  19  a. 


30' 


Nach  der  angenäherten  Theorie  wird  für  negative  Werte  von  t 
der  aktive  Erddruck  kleiner,  für  positive  Werte  von  * der  passive 
Erddruck  größer  als  bei  i ==  0.  Da  nun  beim  aktiven  Erddruck 
positive,  beim  passiven  Erddruck  negative  Werte  von  * weniger 
wahrscheinlich  sind,  so  scheinen  im  allgemeinen  die  mit  der  An- 
nahme f — 0 berechneten  Erddruckwerte  genügend  ungünstig  gewählt 
zu  sein. 

Anders  jedoch  bei  der  genauen  Theorie.  Hier  ruft  in  den  meisten 
Fällen  jeder  von  Null  verschiedene  Wert  von  t unabhängig  vom 
Richtungsinn  des  Winkels  # einen  größeren  aktiven  und  einen  kleineren 
passiven  Erddruck  hervor,  als  die  Annahme  t ---  0 ergeben  würde. 
Bei  Anwendung  der  genauen  Theorie  darf  man  daher,  wenn  man 
über  die  Richtung  des  Erddrucks  keine  maßgebenden  Anhaltpunkte 
hat,  im  allgemeinen  nicht  * = 0,  sondern  muß  vielmehr  einen  mög- 
lichst großen  Wert  von  t wählen,  der  der  Berechnung  zugrunde  zu 
legen  ist.  Besonders  vorsichtig  muß  man  in  dieser  Hinsicht  beim 
passiven  Erddruck  verfahren,  und  es  wäre  wohl  zu  überlegen, "ob  es 
nicht  zweckmäßig  wäre,  als  Gebrauchswert  für  den  passiven  Erddruck- 
beiwert Umax  den  Wert  1 zu  wählen,  also  gewissermaßen  für  die  zur 
Oberfläche  parallele  Erddruckkomponente  (e0  k ‘ pj  den  Flüssigkeits- 
druck  der  Erdmasse  {e0=pv)  einzuführen.  Diese  Frage  kann  jedoch 
nicht  durch  theoretische  Überlegungen  allein  entschieden  werden, 
sondern  ist  auch  durch  Versuche  zu  klären. 

9.  Zeichnerische  Erddruckbehandlung  bei  lot- 
rechter Wand. 

Die  angenäherte,  mit  der  Gleich- 
gewichtsungenauigkeit behaftete  Erddruck- 
ermittlung stimmt  mit  der  genauen  Be- 
handlung in  einem  Sonderfall  überein, 
nämlich  dann,  wenn  der  Erddruck  auf 
die  lotrechte  Flächenrichtung  zur  Ober 
flächenrichtung  parallel,  d.  h.  wenn 
f = — d ist  (Abb.  20).  ln  diesem  Fall 
stehen  die  drei  Kraftelemente  dE,  dP 
und  dQ  auch  nach  der  alten  Theorie  im 
genauen  Gleichgewicht  miteinander.  Die 
in  der  Zeitschrift  für  Bauwesen  1921, 

S.  48  u.  f.  angegebenen  Formeln  liefern 
mit  * = — <)'  das  gleiche  Ergebnis  wie 
die  Formeln  G),  6a),  29)  und  29  a),  näm- 
lich 


Ob) 


tir 


= fcg  Q 4- 


1 


cos 


1 


f tg  $ — tg  <r 

tg  Q + tg  ä 


n \ . . , 1 ter  p + tg  d 

6c)  lg  a = — tg  q -f  V , " , 

cos  n » t g o — tg  d 


29  b) 


^ min  


29  c)  /i'niRx  - — ^'maj  


COS4  Q 

cos2  6 

COS2  Q 

cos2  ö 


1 

I 1 -j-  cos  (j  ]/ tg2  o — tg2  d " 
1 

(l  — COS  Q ]/tg2  Q — - tg2  d)2 


Die  Formeln  29  b)  und  29  c)  ergeben  für  gleiche  positive  und  negative 

cos  t 
cos  cf 


Da  Zr  = k‘  ■ 


und 


d ist. 


Werte  von  cf  die  gleichen  Beträge, 
so  wird  k=ik‘. 

Die  Übereinstimmung  der  alten,  nach  dem  Coulombschen  Prinzip 
durchgeführten  Theorie  und  der  neuen,  genauen  Theorie  im  Sonder- 
fall f = — rT  gibt  ein  überaus  einfaches  Mittel  an  die  Hand,  um  bei 
lotrechter  Wand  und  bei  gegebenem  t,  cf  und  pv  den  Erddruck 


Abb.  21.  Zeichnerische  Ermittlung  des  Erddrucks  bei  lotrechter 
Wand  und  p = 30°,  * = — 15°,  für  cf=0°,  +15°  und  + 30°. 

Eine  derartige  zeichnerische  Erddruckbestimmung  ist  in  Abb.  21 
ausgeführt,  und  zwar  für  £ = 30°,  i = — 15°  und  cf  = 0°  sowie  d ' = 30°. 
Gesucht  wird  der  Erddruckbeiwert  k miu  für  den  unteren  Grenzzustand. 
Man  beginnt  damit,  daß  man  an  Stelle  der  gegebenen  wagerechten 
Oberfläche  AC  des  unendlich  klein  zu  denkenden  Prismas  ABC  eine 
Oberfläche  AC‘  setzt,  die  zur  Erddruckrichtung  EE‘  parallel  ist. 
Für  diese  Oberflächenrichtung  bestimmt  man  nach  dem  Rebbannschen 
Verfahren  die  Gleitrichtung  BC.  Im  Mittelpunkt  0‘  von  BC‘  bringt 
man  die  unter  dem  Reibungswinkel  n gegen  die  Normale  O'R'  zu  BC‘ 
wirkende  Kraft  dQ  an.  Nunmehr  zieht  man  durch  den  Mittelpunkt  O 
von  BC  eine  Parallele  zu  dQ,  bringt  sie  zum  Schnitt  mit  dE  in  3, 
verbindet  <S  mit  der  Mitte  F von  AC  und  erhält  so  die  Richtung  von 
dPfiir  d = 0.  Im  Krafteck  setzt  man  dP,  dessen  Vertikalkomponente 
dP  =p  ■ do  — 1 AC  gegeben  ist,  mit  dE  und  dQ  zusammen.  Nun 

wird  e dE  do  dE  AC 


'•'min  — — 

Pv 


dh  dPv  ~ dPv 


AB 

Durch  Abmessen  der  Strecken  dE  und  dPv  aus  dem  Krafteck  und 
der  Längen  der  Prismenseiten  AB  und  AC  findet  man  Ä-min:  im  Urbild 
der  Abb.  21  war  für  cf  = 0 d E=  5,00  cm  gezeichnet,  dPv=  10,60  cm 
abgegriffen,  ebenso  AB—  10.00  cm  gezeichnet,  rtC=7,70cm  abge- 
griffen, also  ergab  sich 

5,00  7,70 


/-•mir,  — 10  60  10  00 

Ebenso  ist  die  Erddruckermittlung  für  d 
den  entsprechenden  Zahlenwerten  wurde 


= 0,364. 

= 30  ° durchgeführt.  Mit 


5.00 

19.00 

und  schließlich  noch  für  cf— 15° 
^.00 
13,10 


n i n 


/‘min  


16,2 

10,00 

10,15 

10,00 


='  0,430 


= 0-387 


gefunden.  Die  Ergebnisse  stimmen,  von  der  Zeichenungenauigkeit 
abgesehen,  mit  den  früher  auf  analytischem  Wege  gefundenen  überein. 

Auch  das  Spannungsbild  kann  man  sich  leicht  zeichnerisch  her- 
stellen,  indem  man  den  Strahl  BC  in  Bewegung  setzt.  Hierbei  bleibt 
dE  unverändert,  dP  ändert  sich  im  Verhältnis  der  Strecke  AC:  es 
sind  also  Größe  und  Richtung  von  d Q für  jeden  Winkel  ot  zeichnerisch 
darstellbar.  Aus  dQ  ergibt  sich 

dQ  _ dQ  dE  AB  _ dQ  AB 

Q /i  min  * * 

BC  dE  AB  BC  dE  BC 

2r.=3ttg.  A.  Freund. 
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Amtliche  Mitteilungen. 


Erlaß,  betreffend  freiwillige  Prüfung  der  Regiernngsbau- 
sekretäre  der  Hochbauverwaltung  beim  Übergang 
in  die  Obersekretärlaufbahn.*) 

Berliu,  den  9.  November  1921. 

Es  ist  in  Aussicht  genommen,  in  gewissem  Umfange  den  Beamten 
der  bisherigen  Assistentengruppen  durch  Ablegung  einer  freiwilligen 
Prüfung  ausnahmsweise  den  Übergang  in  die  Obersekretärlaufbahn 
zu  ermöglichen.  In  der  Hochbauverwaltung  kommen  hierfür  die  bis- 
herigen Bauassistenten  und  Bausekretäre,  die  nunmehrigen  Regierungs- 
bausekretäre, in  Frage.  Für  die  Prüfung  sind  im  allgemeinen  die 
Vorschriften  in  Ziffer  72  bis  76  der  Bestimmungen,  betreffend  die 
technischen  Bureaubeamten,  maßgebend.  Nähere  Einzelheiten  werden 
später  mitgeteilt  werden. 

Es  erscheint  zweckmäßig,  die  Prüfungen  für  mehrere  Provinzen 
gemeinsam  bei  der  Regierung  abzuhalten,  die  sich  am  Sitz  des  je 
nach  Sachlage  am  günstigst  gelegenen  Oberpräsidiums  befindet.  Zu 
den  Prüfungen  können  nur  besonders  tüchtige  Beamte  zugelassen 
werden,  die  nach  ihrem  Verhalten  und  ihren  Kenntnissen  für  die 
Zulassung  zur  Obersekretärlaufbahn  geeignet  erscheinen. 

Die  ersten  Prüfungen  sollen  in  den  ersten  Monaten  nächsten 
Jahres  abgehalten  werden.  Ich  ersuche  um  Mitteilung,  welche 
Regierungsbausekretäre  Ihres  Geschäftsbereichs  hiernach  für  die  Ab- 
legung der  Prüfung  in  Frage  kommen.  Die  Entscheidung  über  die 
Zulassung  zur  Prüfung  behalte  ich  mir  vor.  Zu  diesem  Zweck  ist 
mir  binnen  sechs  Wochen  ein  Verzeichnis  der  betreffenden  Beamten 
einzureichen.  In  das  Verzeichnis  ist  für  jeden  gemeldeten  Beamten 
das  Urteil  des  Ortsbaubeamten  und  des  dortseitigen  Dezernenten  über 
seine  Geeignetheit  im  Sinne  obiger  Ausführungen  aufzunehmen. 

Da  es  für  verschiedene  Beamte  von  Einfluß  auf  ihren  Entschluß 
sein  könnte,  wollen  Sie  bei  der  Umfrage  darauf  hinweisen,  daß  auch 
nach  Bestehen  der  Prüfung  die  Ernennung  zum  Technischen  Regierungs- 
obersekretär nur  nach  Maßgabe  freiwerdender  Obersekretärstellen  in 
der  Besoldungsgruppe  7 erfolgen  kann.  Für  ein  etwaiges  weiteres 
Aufrücken  in  den  Obersekretärgruppen  sind  die  entsprechenden  allge- 
meinen Grundsätze  maßgebend.  Für  diejenigen  Regierungsbausekretäre, 
die  bereits  in  der  Besoldungsgruppe  7 stehen,  würde  daher  mit  der 
Ernennung  zum  Obersekretär  eine  Einkommenverbesserung  zunächst 
nicht  verbunden  sein. 

Der  preußische  Finanzminister 
Im  Aufträge 

III.  7.  442.  Fürstenau. 

Erlaß,  betreffend  die  Verrechnung  der  den  Angestellten  zu 
zahlen  den  Schrei  bmaterialien  - V ergütung. 

Berlin,  den  18.  November  1921. 

Mein  Runderlaß  vom  1.  November  d.  J.  — Lo.  2889  — M.  d.  I. 
II.  E.  2725,  betr.  die  Verrechnung  der  den  Angestellten  zu  zahlenden 

*)  Für  die  Wasserbau  Verwaltung  vgl.  den  Runderlaß  des  Ministers 
der  öffentlichen  Arbeiten  vom  7.  Februar  1921  — III.  P.  1.  24  C und 
den  Erlaß  des  Ministers  für  Landwirtsch.  usw.,  Abwicklung  Wasser- 
bau, vom  30.  September  1921  — P.  a.  1.  1104.  D.  Schriftltg. 


Schreibmaterialien- Vergütung,  findet  sinngemäß  auf  die  Hochbau- 
verwaltung Anwendung  mit  der  Maßgabe,  daß  auch  die  Zeichenstoff- 
vergütung bei  Kapitel  58  Titel  10  (Geschäftsbedürfnisse)  zu  ver- 
rechnen ist. 

Der  preußische  Finanzminister 
Hochbauabt.  III  2.  58 2.  Im  Aufträge 

Fin.  Abt.  Lo.  3255.  Uber. 

Preußen. 

Das  preußische  Staatsministerium  hat  den  der  Ministerial-Militär- 
und  Baukommission  angehörenden  Oberbaurat  Schmidt  zum  Ersten 
Vertreter  des  Präsidenten  dieser  Behörde  ernannt. 

Versetzt  sind:  der  Regierungs-  und  BauratSteinmatz  in  Düssel- 
dorf an  die  Regierung  in  Schleswig,  unter  Verleihung  einer  Regierungs- 
und Baurat- Beförderungstelle,  der  Regierungs-  und  Baurat  Grocht- 
mann  von  Duisburg  nach  Düsseldorf  als  Vorstand  des  Wasserbauamts 
daselbst. 

Dem  RegieruDgs-  und  Baurat  Goehrtz  bei  der  Regierung  in 
Köslin  ist  eiue  Beförderungstelle  bei  dieser  Regierung  verliehen. 

Die  Regierungsbaumeister  des  Hochbaufaches  Hane  im  Reichs- 
verkehrsministerium — Zweigstelle  Preußen  - Hessen  — und  Haase 
beim  Hochbauamt  in  Stargard  i.  Pomm.  sind  zu  Regierungs-  und  Bau- 
räten ernannt. 

Dem  Regierungs-  und  Baurat  Haase  ist  die  Vorstandstelle  des 
Hochbauamts  in  Stargard  i.  Pomm.  verliehen. 

Dem  Regierungs-  und  Baurat  Aefke  in  Eberswalde  ist  die  Vor- 
standstelle beim  Neubauamt  für  den  zweiten  Abstieg  des  Hohenzollem- 
kanals  bei  Niederfinow  in  Eberswalde  übertragen,  unter  Verleihung  einer 
Regierungs-  und  Baurat- Beförderungstelle,  dem  Regierungs-  und  Bau- 
rat Siebenhüner  in  Eberswalde  die  Vorstandstelle  heim  Wasser- 
bauamt Eberswalde. 

Versetzt  sind  ferner:  der  Regierungsbaumeister  ®r.=3jttg.  Freund 
von  Essen  und  der  Regierungsbaumeister  Starker  von  Berliu  an  das 
Neubauamt  für  den  zweiten  Abstieg  des  Hohenzollernkanals  bei  Nieder- 
finow in  Eberswalde. 

Der  Regierungsbaumeister  Schiller  ist  der  Abteilung  für  Vor- 
arbeiten in  Hannover  überwiesen. 

Der  Regierungs-  und  Baurat  D aut  er  bei  der  Regierung  in  Gum- 
binnen ist  an  die  Regierung  in  Köslin  versetzt. 

Die  Staatsprüfung  haben  bestanden:  die  Regierungsbauführer 
Hans  Heidingsfeld  und  Erich  Heinicke  (Hochbaufach);  — Anton 
Hansen  und  Karl  Pohl  (Wasser-  und  Straßenbaufach). 

Die  Regierungs-  und  Bauräte  Robert  v.  Zabiensky,  früher  Mit- 
glied der  Eisenbahndirektion  Berlin,  und  Felix  Becker,  Vorstand 
des  staatlichen  Hochbauamts  in  Geldern  sowie  der  Regierungsbau- 
meister a.  D.  Gustav  Raffelt  in  Berlin  sind  gestorben. 

Deutsches  Reich. 

Reichspostverwaltung.  Der  Regierungs-  und  Baurat  Sr.» 3ag- 
Ni co laus  ist  zum  Oberregierungsrat  bei  der  Reichsdruckerei,  die  Re- 
gierungsbaumeister Jakob  in  Königsberg  i.  Pr.,  Wullstein  in  Frank- 
furt a.  Main  und  D uffner  in  Düsseldorf  sind  zu  Postbauräten  ernannt. 


[Alle  Rechte  Vorbehalten) 


Nichtamtlicher  Teil. 

Schriftleiter:  Richard  Bergius  und  ^r.-Suß.  Nonn. 


Die  Ausstellung  von  Kleinwohnungsplänen  bayerischer  Architekten  in  München. 

Im  Charlotten-  und  Allerheiligenflügel  der  Münchener  Residenz  hatte  i September  eine  Ausstellung  ausgeführter  und  geplanter  Klein  wohn  ungs- 
der  Landesverein  Bayern  des  Bundes  Deutscher  Architekten  im  Monat  ' bauten  seiner  Mitglieder  veranstaltet  (S.448  d.  Bl.).  Die  räumlich  leider 
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Abb.  1. 

Altenheim  der  Arbeiter- 
kolonie in  Gmindersdorf 
bei  Reutlingen. 


etwas  zerrissene,  im  übrigen  aber  sehr  geschickt  und  geschmackvoll 
angeordnete  Ausstellung  bekundete  mit  weit  über  300  Blatt  Zeichnungen, 
vielen  Lichtbildaufnahmen  und  einer  ganzen  Reihe  von  Modellen  eine 
beachtenswerte  Höhe  der  Durchschnittleistung.  Unter  den  Ausstellern 
waren  solche  vertreten,  deren  Namen  nicht  nur  innerhalb  Bayerns, 
sondern  in  ganz  Deutschland  zu  den  besten  zählen. 

Den  Reigen  eröffnete  Professor  Dr.  Theodor  Fischer  in  München 
mit  Aufnahmen  der  seit  1904  im  Bau  befindlichen  Arbeiterkolonie  in 
Gmindersdorf  bei  Reutlingen,*)  einer  großen  Siedlung,  in  der  die  frei- 
stehenden Doppelwohnhäuser  vorherrschen,  die  sich  gut  in  die 
malerische  Landschaft  einfügen,  und  den  Plänen  zu  dem  erst  neuer- 
dings entstandenen  Altenheim  dieser  Siedlung,  die  sich  durch  die 
Eigenart  ihrer  Erfindung  auszeichnen  (Abb.  1 bis  4).  Zu  der  Anlage 
ist  im  einzelnen  folgendes  zu  bemerken.  Der  Altenhof  ist  von  der 
Firma  Ulrich  Gminder  als  vorläufiger  Abschluß  der  Arbeiterwohn- 
kolonie  Gmindersdorf  in  den  Kriegsjahren  für  ausgediente  Arbeiter 
errichtet  worden.  Die  Einzelreihenhäuschen  haben  immer  zwei  Zimmer 
(je  17  qm),  ein  Kochzimmer  (15  qm)  und  eine  Kammer  (7.5  qm). 
Bei  der  Zahl  der  Räume  ist  angenommen  worden,  daß  das  Ehepaar 
gegebenenfalls  ein  Zimmer  vermieten  kann.  Rückwärts  schließt  sich 
an  jedes  Häuschen  ein  Gärtchen  au.  Der  Mittelbau  ist  für  ledige  und 
verwitwete  Pensionäre  bestimmt.  Die  Form  der  Anlage  entstand  in 
engster  Anpassung  an  die  zufällig  sich  darbietende  Form  des  Geländes, 
die  eine  Senkung  in  der  Art  eines  antiken  Theaters  därstellt.  In  der 
Mitte  dieser  Senkung  befand  sich  eine  Quelle,  die  gefaßt  wurde. 

Die  umfangreiche  Tätigkeit  dieses  Architekten  wurde  ferner  durch 
zahlreiche  Pläne  und  Lichtbildaufnahmen  der  von  der  Terraingesell- 
schaft Neu-Westeud  in  München  zwischen  der  Cammerloher-,  Jörg-. 
Aindorfer-  und  Lutz-Straße  errichteten  und  der  von  der  Bauhand- 
werksgenossenschaft Neu -Westend  an  der  Jörgstraße  erbauten  Klein- 
wobnungskölonie  (eingebaute,  dreistöckige  Mietwohnhäuser  und  zwei- 
stöckige Einfamilienreihenbäuser)  erläutert.  Ein  großes  Schaubild 
und  die  verschiedenen  Aufnahmen  von  den  ausgeführten  Bauten  ver- 

*0 Vgl.  die  ausführlichen  Mitteilungen  im  Jahrg.  1908  d.  Bl..  S.  78. 


mittelten  nicht  nur  einen  guten  Eindruck  von  der  städtebaulichen 
Gesamtanlage,  sondern  auch  von  der  schlichten,  meisterhaften  Formen- 
gebung  der  ausgeführten  Häuser. 

Von  den  Architekten  Lechner  u.  Norkauer  in  München  fiel 
das  Modell  zu  einer  1921  begonnenen  Siedlung  Hölzling  b.  Mühl- 
dorf a.  Inn,  einer  Gründung  des  Innwerks,  durch  die  gute  städte- 
bauliche Anlage,  mehr  noch  durch  die  ausgezeichneten  Hausformen 


Abb.  2. 
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Abb.  3.  Altenheim  der  Arbeiterkolonie  in  Gmindersdorf  bei  Reutlingen. 


auf,  deren  vorzügliche  Wirkung  in  den  Verhältnissen  der  baulichen 
Massen  an  einer  Reihe  von  Einzelmodellen  nachgeprüft  werden 
konnte.  Weitere  Pläne  der  gleichen  Architekten  betrafen  eine  1920 
erbaute  Wohnhausgruppe  „Huber  am  Ort"  in  Töging  des  Innwerks 
Bayerische  Aluminium-A.-G.,  eine  Siedlung  in  Hohenpeißenberg  und 
Arbeiterwohnungen  für  die  Haindlsche  Papierfabrik  in  Augsburg. 
Ein  großes  Modell  der  letzteren  (fünfstöckige  Häuser,  zwei  Wohnungen 
von  je  drei  Zimmern  und  Küche  in  jedem  Stockwerk)  zeigten  aufs 
neue,  daß  die  „Pavillonbauweise“  (für  welche  die  Architekten  nicht 
verantwortlich  zeichnen  dürften),  bei  der  immer  drei  bis  vier  Häuser 
zu  einem  Block  zusammengeschlossen  sind,  bei  so  hohen  Häusern 
keine  architektonisch  befriedigende  Wirkung  auslösen  kann,  indem 
die  dazwischenliegenden  Bauwiche  immer  wieder  die  geschlossene 
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Abb.  4.  Altenheim  der  Arbeiterkolonie  in  Gmindersdorf  bei  Reutlingen. 


Wand  zerreißen,  ohne  die  dadurch  beabsichtigte 
gesundheitliche  Verbesserung  herbeizuführen.  Die 
ausgestellten  Pläne  zum  Umbau  eines  Stadels  in 
Mößling  zu  einem  Vierfämilienhaus . zum  Umbau 
eines  ehemaligen  Ökonomieanwesens  in  Töging  zu 
Wohnungen  sowie  eines  ehemaligen  Maschinen- 
hauses in  Neuötting  zu  einem  Secbzehnfamilien 
wohnhaus  zeugten  von  der  vielseitigen  Tätigkeit 
der  genannten  Architekten. 

Professor  C.  Jäger  zeigte  eine  große  Perspek- 
tive zu  einer  umfangreichen  Kleinhaussiedlung  auf 
dem  Gelände  der  Firma  Klopfer  u.  Königer  in 
München -Talkirchen,  die  durch  ihre  geschickte 
Lösung  auf  einem  ungewöhnlich  ungünstig  und 
unregelmäßig  geschnittenen  Gelände  bemerkens- 
wert war.  Regierungsbaumeister  J.  Rosenthal  in 
München  hatte  die  Pläne  zu  einer  großen  Wohn- 
anlage des  gemeinnützigen  Wohnungsvereins  in 
Selb  in  Bayern  ausgestellt,  die  unter  einer  zweifel- 
los von  vornherein  verfehlt  gestellten  Bauaufgab* 
litten.  Man  fragte  sich  vergebens,  warum  gerade 
für  Selb  in  Bayern  drei  Vollgeschosse  mit  aus- 
gebautem Dachgeschoß  die  natürliche  und  gegebene 
Bauweise  darstellen  sollen.  Um  so  glücklicher  wirk- 
ten die  zweigeschossigen  Wohnhäuser  des  gleichen 
Verfassers  für  die  Baugenossenschaft  in  Arzberg 
in  Oberfranken. 

Bei  den  Plänen  für  eine  Wohnhausgruppe  in 
kelheim  a.  d.  Donau  der  Architekten  Bieber  u. 
Hollweck  in  München  (acht  Häuser  für  je  sieben 
Familien  in  drei  Vollgeschossen  mit  ausgebautem 
Dachgeschoß,  die  eine  beachtenswerte  Grundriß- 
ausbildung aufwiesen)  mußte  man  sich  ebenfalls 
unwillkürlich  die  Frage  vorlegen,  ob  diese,  offenbar 
von  der  Stadtverwaltung  in  Kelheim  festgelegten 
Hausformen  die  für  einen  Ort  von  dieser  Größe 
richtigen  seien.  Die  gute  Absicht  der  Architekten, 
durch  verschieden  gefärbten  Putz  der  Häuser  (grün, 
blau,  rot,  gelb)  eine  bestimmte  Note  in  die  Bauanlage  zu  bringen, 
dürfte  erst  dann  zu  einer  befriedigenden  Auswirkung  gelangen,  wenn 
erreicht  werden  könnte,  daß  auch  die  architektonische  Ausgestaltung 
der  anliegenden  Häuserblöcke  in  ihre  Hand  gelegt  wird,  damit  eine 
entsprechende  Gesamtwirkung  gewährleistet  ist. 

Die  Farbe  in  der  Architektur  kam  besonders  glücklich  in  einem 
Entwurf  des  Architekten  Joh.  Müller  in  München  für  eine  Reihe  drei- 
stöckiger Reihenhäuser  an  steigender  Straße  für  die  gemeinnützige 
Baugenossenschaft  in  Berchtesgaden  zur  Geltung.  Diese  Entwürfe 
zeigten,  wie  man  mit  den  einfachsten  Mitteln  neuzeitlich  und  doch 
im  Sinne  der  bodenständigen,  ausgeprägten,  baukünstlerischen  Über- 
lieferung eines  Ortes  bauen  kann.  In  verwandter  Weise  strebte  ein 
Entwurf  des  Architekten  Dr.-Ing.  H.  Lömpel  in  München  für  eine 
Wohnanlage  in  Burgbausen  in  bemerkenswerter 
« Art  die  Fortbildung  überlieferter  Baugestaltung 

p durch  eine  Lösung  an,  die  das  für  Burghausen 

bezeichnende  Grabendach  in  einer  Form  über- 
nahm, bei  der  die  technischen  Nachteile  dieser 
Dachform  vermieden,  aber  die  damit  verbun- 
denen äußeren  Erscheinungsformen  zugunsten 
eines  geschlossenen  Gesamteindrucks  in  einer 
neuzeitlichen  Weiterbildung  beibehalten  wurden. 

Unter  den  ausgestellten  Plänen  für  Sied- 
lungen, die  eine  besondere.  Hervorhebung  ver- 
dienen, ist  mit  an  erster  Stelle  das  Siedlungs- 
werk Nürnberg  zu  erwähnen,  für  das  Architekt 
J.  Schmeißner  in  Nürnberg  außer  durch  ein 
großes  Hauptmodell,  das  die  ganze  Anlage 
zeigte,  durch  zahlreiche  Pläne  und  Lichtbildauf- 
nahmen der  ausgeführten  Teile  verantwortlich 
zeichnete.  Es  ist  sehr  erfreulich,  daß  dieses 
große  Unternehmen,  das  in  den  Zeiten  der  Re- 
volutionswirren so  wild  und  planlos  begonnen 
hatte,  dann  rettungslos  auseinanderzufallen 
drohte,  nunmehr  durch  die  Fürsorge  von  Staat, 
Kreis  und  Stadtgemeinde  so  gesichert  zu  sein 
scheint,  daß  es  seiner  restlosen  Verwirklichung 
eutgegengeführt  werden  kann.  Auf  diese  Weise 
dürfte  Nürnberg  nicht  nur  zu  einer  der  größten, 
vielleicht  der  größten  Siedlung  der  Nachkriegs- 
zeit, sondern  auch,  zumal  der  Architekt  (nament- 
lich bei  der  Siedlung  I)  eine  glückliche  Hand 
gehabt  hat,  zu  einer  der  vom  städtebaulichen 
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Gesichtspunkt  aus  bedeutsamsten  Wohnanlagen  in  Deutschland 
kommen,  während  in  vielen  anderen  Städten  die  vorhandenen  Mittel 
durch  politische  und  örtliche  Einflüsse  so  verzettelt  worden  sind  und 
werden,  daß  städtebaulich  bemerkenswerte  Leistungen  nur  in  ver- 
hältnismäßig wenigen  Fällen  zu  verzeichnen  sind. 

Die  Münchener  Ausstellung  zeigte  nur  sehr  wenige  Entwürfe  für 
mehrgeschossige  Kleinwohnungsbauten  (und  auch  diese  wenigen  be- 
friedigten kaum  restlos),  dagegen  in  überwiegender  Zahl  Siedlungen 
im  eigentlichen  Sinne  des  Wortes  und  hier  in  der  verschiedensten 
Form.  Das  hängt  zu  einem  erheblichen  Teil  mit  der  Begünstigung 
des  Flachbaues  bei  der  Vergebung  der  Baukostenzuschüsse  zusammen, 
ist  aber  anderseits  auch  eine  Folge  der  Rückkehr  zum  bodenständigen 
und  natürlichen  Bauen,  denn  in  Bayern  ist,  von  drei  bis  vier  Städten 
abgesehen,  kaum  eine  Naturnotwendigkeit  gegeben,  im  Höchstfall  mehr 
als  drei  Geschosse  hoch  zu  bauen.  Die  verschiedenen  Siedlungen 
gewährten  vielfache  Möglichkeiten  zu  vergleichenden  Betrachtungen 
hinsichtlich  der  zweckmäßigsten  Bauweisen  und  Wohnhausformen. 
Man  fand  die  alte  Erfahrung  bestätigt,  daß  das  freistehende  Ein- 
familienhaus (so  ideal  diese  Wohnform  sein  mag)  aus  technischen, 
gesundheitlichen  und  Kosten -Gründen  als  Hausform  für  die  unteren 
und  mittleren  Bevölkerungsschichten  ausscheidet.  Aber  auch  archi- 
tektonisch ist  das  freistehende  Einfamilienhaus  unter  der  Herrschaft 
des  den  Baukostenzuschuß  bedingenden  70  qm-Grundrisses  unhaltbar. 
Die  Erscheinungen  dieser  Häuser  im  Raum  sind  künstlerisch  unmöglich. 
Ja,  selbst  die  plastischen  Erscheinungsformen  derjenigen  freistehenden 
Häuser,  die  zwei  Wohnungen  in  zwei  Stockwerken  unter  einem  Dach 
vereinigten,  wirkten  meistens  noch  unbefriedigend,  besonders  dann, 
wenn  noch  der  Fehler  vorlag,  daß  für  Erdgeschoß  und  oberes  Geschoß 
verschiedenes  Material  (z.  B.  unten  Putz,  oben  dunkel  gestrichene 
Verbretterung)  gewählt  war.  wodurch  die  Verhältnisse  noch  weiter 
ins  kleinliche  gezogen  wurden.  Bei  Betrachtung  der  verschiedenen 
ausgestellten  Modelle  und  Pläne  hatte  man  das  Gefühl,  als  wenn 
sich  mancher  Architekt  nicht  über  die  Wirkung  baulicher  Massen  in 
der  Luft  klar  gewesen  sei.  Es  zeigte  sioh  auch  hier  wieder,  daß  das 
Einfamilienhaus  und  das  Zweifamilienhaus  architektonisch  am  besten 
in  der  Form  des  Reihenhauses  wirkt.  Gute  Beispiele  hierfür  boten 
außer  den  bereits  erwähnten  Entwürfen  Professor  Th.  Fischers  in 
München  für  die  Wohnhausanlage  der  Bauhandwerksgenossenschaft 
in  München  - Neu  - Westend  Pläne  des  Architekten  H.  Mayer  in 
Nürnberg  für  die  Kleinwohnungssiedlung  der  Straßenbahner  - Bau- 
genossenschaft in  Nürnberg,  der  Wettbewerbentwurf  des  Architekten 
Diplomingenieurs  F.  Landauer  in  München  für  die  Siedlung  der 
Gemeinnützigen  Aktiengesellschaft  für  Angestelltenheimstätten  in 
München  sowie  Entwürfe  der  Architekten  G.  Pollinger  in  München 
und  E.  Dreisch  in  München. 

Zwischen  dem  freistehenden  Haus  und  dem  Reihenhaus  liegt  als 
vorbildliche  Bauform  noch  das  Gruppenhaus,  das  in  den  verschieden- 
sten Formen  vertreten  war.  Die  kleinste  Erscheinungsform  ist  hier 
das  Zweifamilienhaus  (zwei  Wohnungen  nebeneinander),  das  bei  sorg- 
fältig abgewogenen  Abmessungen  in  seiner  baulichen  Masse  wesent- 
lich besser  zu  wirken  pflegt  als  das  freistehende  Einfamilienhaus. 
Als  gute  Beispiele  aus  der  Ausstellung  sind  hier  Entwürfe  des  Archi- 
tekten P.  Hofer  in  München  für  eine  Siedlung  in  Burghausen,  des 
Architekten  P.  Wilhelm  in  München  für  eine  Kleinhaussiedlung  in 
Kössern  i.  Sachsen  in  Zeichnung  und  Modell  (das  letztere  ist  immer 
sehr  wünschenswert  und  wichtig)  und  des  Architekten  W.  Vogl  in 
München  anzuführen,  der  ebenfalls  nicht  nur  Zeichnungen,  sondern 
auch  Modelle  für  die  Gemeinnützige  Aktiengesellschaft  für  Angestellten- 
heimstätten in  München  ausgestellt  hatte.  Bei  den  letzteren  verdiente 
die  geschickte  und  glückliche  Verwendung  von  lebhaften  Farben 
rühmend  hervorgehoben  zu  werden.  In  diesem  Zusammenhang  kann 
auch  ein  Einfamiliendoppelwohnhaus  aus  Memmingen  des  Architekten 
M.  Unglehrt  in  München  erwähnt  werden. 

Besser  noch  als  Zweifamilienhäuser  pflegen  Vier--  bis  Sechs- 
familienhäuser in  Gruppenhausbauweise  zu  wirken,  wofür  die  Aus- 
stellung eine  Reihe  schöner  Lösungen  aufwies.  Außer  den  bereits 
erwähnten  Entwürfen  des  Architekten  J.  Scbmeißner  für  das  Sied- 
t lungswerk  I in  Nürnberg  sind  hier  als  Beispiele  noch  zu  nennen 
Pläne  des  Architekten  Diplomingenieurs  F.  Kuhn  in  München  für  eine 
Kleinhaussiedlung  der  Baugenossenschaft  Arzberg  i.  B.,  des  Architekten 
Sr.'Süfl.  H.  Lömpel  in  München  für  eine  Siedlung  in  Ponholz,  des 
Architekten  R.  Rogier  in  Amberg  für  die  gemeinnützige  Bauvereinigung 
Amberg  i.  V.  und  den  Bau-  und  Sparverein  Würzburg,  nicht  zuletzt  auch 
die  bereits  genannten  Entwürfe  der  Architekten  Lechner  u.  Norkauer 
in  Müuohen  für  die  Siedlung  Hölzling,  bei  denen  zu  sehen  war.  wie 
auch  bei  Gruppenhäusern  durch  geeignete  Zwischenbauten,  Torbogen, 
Umfriedungsmauern  usw.  die  einzelnen  Bauten  zu  einer  geschlossenen 
Wirkung  zusammengefaßt  werden  können.  Zu  den  Gruppenhausbauten 
konnte  man  auch  noch  die  Entwürfe  der  Architekten  E.  Herbert  und 
Professor  0.  0.  Kurz  in  München  für  die  im  Bau  befindliche  Klein- 
wohnhauskolonie der  Allgemeinen  Münchener  Straßenbahner- Bau- 


Abb.  5.  Grundriß  für  die  Kleinwohnungssiedlung  der  Straßenbahner- 
Baugenossenschaft  in  Nürnberg. 


genossenschaft  am  Dom-Pedro-Platz  in  München  rechnen,  die  u.  a. 
durch  ein  Modell  veranschaulicht  wurde,  das  die  ausgezeichnete  Ge- 
staltung der  Baumassen  dieser  Anlage,  der  man  nur  in  städtebau- 
licher Hinsicht  eine  andere  Lage  in  München  wünschen  möchte,  voll 
zur  Geltung  brachte.  Von  den  gleichen  Verfassern  stammte  ein  großes 
Modell  nebst  den  dazugehörigen  Plänen  für  einen  Stadterweiterungs- 
entwurf (Kleinwohnhauskolonie)  für  Wasserburg  a.  Inn. 

Die  Ausstellung  gewährte  auch  hinsichtlich  der  Ausbildung 
der  Grundrisse  eine  Fülle  von  Anregungen  und  Belehrung.  Boten 
doch  schon  die  mannigfachen  Anforderungen  und  Gewohnheiten, 
wie  sie  die  verschiedenen  Landstriche  Bayerns  in  der  Wohnweise 
mit  sich  bringen,  Anlaß  und  Gelegenheit  zu  den  verschieden- 
artigsten Lösungen.  Vortreffliches  wechselte  hier  mit  minder  Gutem 
ab.  Nicht  immer  hielt  man  sich,  in  der  Absicht,  etwas  Neues, 
„Originelles“  zu  bieten,  von  Absonderlichkeiten  fern.  Bei  dem  ver- 
hältnismäßig bescheidenen  Umfange  der  Aufgaben,  wie  sie  fast  über- 
all Vorlagen  — es  handelt  sich  doch  durchweg  um  Kleinwohnungen  — , 
war  der  einfachste  Grundriß  über  der  gleichseitigen  oder  rechteckigen 
Geviertform  noch  immer  der  natürlichste,  der  auch  den  klarsten  und 
technisch  zweckmäßigsten  Aufbau  bedingte.  Lösungen,  die  von  diesem 
Grundsatz  abwichen,  waren  verhältnismäßig  selten.  Wohin  künstliche  — 
man  kann  gerade  so  gut  sagen:  gekünstelte  — Vor-  und  Rücksprünge 
bei  diesen  Grundrissen  führen  müssen,  lehrte  ein  Beispiel,  bei  dem 
ein  Bett  so  aufgestellt  war  und  aufgestellt  werden  mußte,  daß  es 
an  drei  Seiten  an  kalten  Außenwänden  stand.  In  anderen  Grund- 
rißlösungen war  die  Raumbildung  so,  daß  das  Bett  mit  einer  Lang- 
seite an  einer  Außenwand  stehen  mußte.  Handelte  es  sich  hierbei 
um  vereinzelte  Entgleisungen,  so  darf  die  mehrfach  aufgetretene 
eigenartige  Verwendung  des  Begriffs  „Wohnküche“  Veranlassung  zu 
einer  kleinen  grundsätzlichen  Auseinandersetzung  geben.  An  einer 
ganzen  Reihe  von  Entwürfen  konnte  man  feststellen,  daß  der  kleinste 
Raum  in  der  ganzen  Wohnung  als  ..Wohnküche“  bezeichnet  wurde, 
ein  Raum,  der  oft  so  klein  war,  daß  er  überhaupt  nicht  „bewohnt“ 
werden  konnte.  Es  muß  eben  von  vornherein  klar  entschieden 
werden,  ob  eine  Küche  oder  eine  Wohnküche  nötig  ist,  was  in  erster 
Linie  wieder  von  der  örtlichen  Wohnweise  abhängt.  Wird  zugunsten 
einer  Wohnküche  entschieden,  dann  muß  dieser  Raum  in  seinen 
Abmessungen  auch  so  gestaltet  sein,  daß  in  ihm  nicht  nur  gekocht 
sondern  auch  gewohnt  werden  kann.  Das  bedingt  bestimmte  Mindest- 
abmessungen, die  in  der  Regel  umsoweniger  kleinlich  zugeschnitten  zu 
werden  brauchen,  als  dann  die  übrigen  Räume  nicht  mehr  zum 
Wohnen,  sondern  nur  zum  Schlafen  benutzt  werden.  Der  grund- 
sätzliche Unterschied  zwischen  Küche  und  Wohnküche  war  u.  a. 
vorzüglich  bei  einem  Entwurf  des  Architekten  Max  Hans  Mayer  in 
Nürnberg  in  einem  Grundriß  für  die  Straßenbahner-Baugenossenschaft 
daselbst  herausgearbeitet  (Abb.  5). 

Allen  Ausstellern,  die  in  irgend  einer  Beziehung  Bemerkenswertes 
boten,  in  diesem  Bericht  durch  Namennennung  gerecht  zu  werden,  ist 
unmöglich.  Erwähnt  seien  noch  die  wirkungsvollen  Perspektiven  des 
Architekten  H.  Lang  in  München  und  des  Regierungsbaumeisters 
H.  Bergthold  in  München,  der  durch  seine  technisch  vollendeten 
Darstellungen  mit  einfachsten  Mitteln  die  Aufmerksamkeit  auf  sich 
zog.  Auch  H.  Leitensdorfer  in  München  hatte  flott  gezeichnete 
Perspektiven  zu  der  von  ihm  entworfenen  Kleinwohnungsiedlung  des 
Bauvereins  in  Schweinfurt  ausgestellt. 
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Man  kann  nur  wärmstens  wünschen,  daß  die  anregende  und  zeit- 
gemäße Ausstellung  ihren  Hauptzweck  in  reichem  Maße  erfüllt  haben 
möge,  der  Öffentlichkeit  darzutun.  daß  auch  die  Bauaufgaben  des 
Volkes  zum  Vorteil  des  Bauherrn  und  des  Bauwerks  am  besten  in 
der  Hand  eines  „richtigen“  Architekten  aufgehoben  sind.  Ein  wesent- 


licher Teil  des  Dankes  für  solchen  wünschenwerten  Erfolg  gebührt 
dem  Vorsitzenden  des  Landesbezirks  Bayern  des  Bundes  Deutscher 
Architekten  Regierungsbaumeister  0.  Danzer  in  München,  der  sich 
um  das  Gelingen  der  Ausstellung  besonders  verdient  gemacht  hatte. 

München.  Th'.’Sug.  A.  Gut. 


Der  Neubau  für  die  Stadtverordneten  in  Köln. 


Die  Revolution  von  1918  brachte  eine  Vermehrung  der  Anzahl 
der  Stadtverordneten  in  Köln  auf  nahezu  das  Doppelte.  Ein  weiteres 
Tagen  der  Stadtverordneten-Versammlung  in  dem  historischen  „Hansa- 
saal“  (s.  S.  596  d.  Bl.)  wurde  damit  unmöglich.  Eingehende  Unter- 
suchungen zeigten,  daß  dort  unter  den  neuen  Verhältnissen  weder  die 
Presse  noch  die  Zuhörer  auch  nur  einigermaßen  untergebracht  werden 
konnten.  Die  ungünstige  Akustik  des  Hansasaales  gab  den  Ausschlag 
dafür,  an  eine  andere  Unterbringung  der  Kölner  Stadtverordneten- 
versammlung zu  denken.  Eine  gründliche  Prüfung  zahlreicher  Vor- 
schläge ergab,  daß  nur  im  ersten  Stock  des  „Spanischen  Baues“  am 
Rathausplatz  Räume  geschaffen  werden  konnten,  die  den  Bedürf- 
nissen der  neuen  Stadtvertretung  auf  absehbare  Zeit  Rechnung  tragen. 
Es  handelte  sich  dabei  nicht  nur  um  die  Bereitstellung  eines  neuen, 
größeren  Sitzungssaales,  sondern  um  die  Einrichtung  des  großen  und 
verwickelten  Dienstes  eines  richtigen  Parlaments. 

Die  berühmten  Rathäuser  früherer  Jahrhunderte  bestanden  in 
der  Regel  nur  aus  einer  offenen  Halle  im  Erdgeschoß,  einer  Freitreppe, 
dem  großen  Saal  im  ersten  Stock  sowie  zwei  bis  drei  kleineren 
Zimmern.  Die  jetzige  Regierungsform,  die  dem  Stadtrat  eine  Über- 
fülle von  Arbeiten  zugewiesen  hat,  kommt  mit  diesem  einfachen 
früheren  Raumbedarf  nicht  mehr  aus.  Ein  modern  eingerichtetes 
Parlament  mag  man  füglich  mit  einer  Maschine  vergleichen,  in  der 
das  große  Schwungrad  — der  Sitzungssaal  — auf  den  ersten  Blick 
wohl  als  das  wichtigste  Glied  erscheint,  das  jedoch  ohne  das  Vor- 
handensein und  ohne  das  richtige  Ineinandergreifen  vieler  kleiner 
Räder  keine  wirkungsvolle  Arbeit  leisten  kann.  In  dem  Neubau  für 
die  Kölner  Stadtverordneten  nimmt  der  Sitzungssaal  mit  seiner 
Fläche  von  rund  250  qm  nur  etwa  ein  Sechstel  der  Gesamtgrundfläche 
ein.  Dabei  ist  der  neue  Saal  geräumig  angelegt,  denn  für  jeden  Sitz 
stehen  darin  etwa  1,7  qm  zur  Verfügung,  während  im  Reichstag  da- 
für nur  1,35  qm  in  Betracht  kommen.  Einen  Überblick  über  die  Zahl 
der  Räume  und  über  die  Verschieden artigkeit  der  Beziehungen  der 
einzelnen  Räume  untereinander  gibt  die  folgende  Zusammenstellung. 

Räume  für  die  Verwaltung:  ein  besonderer  Zugang,  ein  be- 
sonderes Treppenhaus,  ein  Beratungszimmer,  ein  Zimmer  für  den  Vor- 
sitzenden, Wandelgang,  Kleiderablage,  Aborte  und  Fernsprechzellen. 
Im  Sitzungssaal:  Platz  für  den  Vorsitzenden,  16  Beigeordnete,  etwa 
20  Oberbeamte,  sechs  Stenographen  und  einen  Protokollführer,  Tisch 
des  Hauses. 

Räume  für  die  Stadtverordneten:  ein  besonderer  Zugang,  ein  be- 
sonderes Treppenhaus,  Kleidergelasse  mit  Aborten,  Fernsprechzellen. 
Erfrischungsraum  mit  Anrichte  und  Küche,  Lesesaal;  fünf  Fraktions- 


zimmer, darunter  zwei  für  etwa  50  Personen:  hierzu  Kleidergelassf 
getrennte  Aborte  und  Fernsprecher.  Im  Sitzungssaal:  Plätze  für 
114  Stadtverordnete,  und  zwar  in  aufsteigendem  Gestühl  mit  dem 
Rednerpult  als  Mitte.  Ein  Gang  um  den  Sitzungssaal  für  Abstim- 
mungen durch  „Hammelsprung“. 

Räume  für  das  Presseamt  und  die  Presse:  fünf  bis  sechs  Dienst 
zimmer,  im  Sitzungssaal  20  Plätze  für  Pressestenographen  und  in 
unmittelbarem  Zusammenhang  damit  vier  Diktier-  und  zwei  Fern 
sprechzellen,  Kleiderablage,  Abort. 

Räume  für  die  Zuhörer:  besonderer  Zugang  und  besonderes 
Treppenhaus;  eine  von  den  übrigen  Räumen  des  Parlaments  ab- 
geschlossene Tribüne  für  etwa  100  Sitzplätze  und  150  Stehplätze. 

Einrichtungen  zur  Vorführung  von  Lichtbildern  und  Filmen,  für 
Heizung  und  Lüftung  sowie  Fernsprechzentrale. 

Während  der  Ausführung  des  Baues  ergaben  sich  insofern  Ände- 
rungen des  Bauvorhabens,  als  die  Zahl  der  Beigeordneten  von  16  auf 
19  erhöht  wurde  und  das  Gestühl  der  Stadtverordneten  nur  vorüber- 
gehend für  114  und  dauernd  für  100  Sitze  einzurichten  war.  Der 
von  der  Verwaltung  vorgeschlagene  Neubau  einer  bequemen  Haupt 
treppe  wurde  von  den  Stadtverordneten  aus  Sparsamkeitsgründen 
zurückgestellt. 

Eine  nicht  leichte  Aufgabe  lag  in  dem  Verlangen  der  Stadtver- 
ordneten nach  einer  Zuhörerbühne  für  etwa  200  Besucher.  Streng 
betrachtet,  müßte  man  bei  der  Zuhörerbühne  eines  Sitzungssaales 
einen  Zuschauer  genau  über  seinem  Vordermann  anordnen,  wenn 
beide  gleichmäßig  gut  die  ganze  Fläche  überblicken  sollen.  Das  ist 
technisch  unmöglich.  Das  erreichbare  Ziel  ist  nur  dadurch  anzu- 
streben, daß  man  die  Zuhörerbühne  möglichst  niedrig  über  dem  Saal- 
boden beginnen  läßt  und  in  steiler  Kurve  in  die  Höhe  führt.  Die 
Neigung  dieser  Kurve  findet  sehr  bald  eine  Grenze  nach  oben  in  der 
Forderung  nach  einer  gefahrlosen  Begehbarkeit  des  Raumes. 

Für  die  Ausführung  des  umfangreichen  Bauprogramms  standen 
dem  Architekten  nur  die  oberen  Stockwerke  des  „Spanischen  Baues“ 
und  des  anschließenden  Gebäudeflügels  in  der  Portalgasse  zur  Ver- 
fügung (Abb.  1 bis  3).  Die  das  Erdgeschoß  der  beiden  Gebäude  ein- 
nehmende Stadthauptkasse  mußte  dort  verbleiben  und  durfte  durch 
die  Bau  arbeiten  in  ihrem  Betrieb  nicht  gestört  werden. 

Zu  dem  Zwang  des  Raumes  kam  die  Not  der  Zeit.  Die  allgemeine 
Verteuerung  der  Baustoffe  und  die  Erhöhung  der  Arbeitslöhne  zwang 
dazu,  Eingriffe  in  den  Baukörper  möglichst  zu  vermeiden.  Es  mußte 
versucht  werden,  den  Gebäudeflügel  in  der  Portalgasse,  der  in  der  Haupt- 
sache Nebenräume  aufzunehmen  hatte,  unverändert  zu  belassen  und  die 
Masse  der  Bauarbeiten  auf  den  „Spanischen  Bau“ 
zu  beschränken,  der  den  Sitzungssaal  selbst  auf- 
nehmen sollte.  Hier  waren  durchgreifende  Verände- 
rungen nicht  zu  vermeiden.  Weder  die  Tiefen- 
entwicklung dieses  Gebäudes  noch  die  Höhe  des 
Innenraums  genügten,  um  einen  Sitzungssaal  mit 
den  erforderlichen  Abmessungen  bereitzustellen.  Ein 
völliger  Abbruch  des  „Spanischen  Baues“  hätte  für 
die  Planung  des  Sitzungssaales  zweifellos  die  gün- 
stigsten Vorbedingungen  ergeben.  Dem  standen  je- 
doch Gründe  der  Denkmalpflege  entgegen.  Die  Halle 
im  Erdgeschoß  und  die  Ostfront  des  „Spanischen 
Baues“  sind  1611  bis  1616  erbaut;  in  der  Decke 
des  Obergeschosses  fand  sich  die  Jahreszahl  1648, 
also  die  Zahl  der  Beendigung  des  Dreißigjährigen 
Krieges.  1886  wurde  das  Gebäude  wiederher- 
gestellt; wenn  man  auch  mit  der  Art  und  Weise 
dieser  Wiederherstellung  nicht  völlig  einverstanden 
sein  mag,  so  mußte  doch  die  Ostfront  und  die  Halle 
im  Erdgeschoß  unbedingt  erhalten  bleiben.  Im 
übrigen  wurde  der  „Spanische  Bau“  völlig  ab- 
gebrochen, so  daß  man  eher  von  einem  Neubau 
für  die  Stadtverordneten  als  von  einem  Umbau 
sprechen  kann. 

Die  Bauarbeiten  begannen  im  Januar  1920  und 
boten  mit  ihren  Schwierigkeiten  aus  Besatzung, 
Hochwasser  und  Streik  ein  rechtes  Spiegelbild  für 
die  Verhältnisse  Kölns  im  Jahre  1920.  Im  Januar  1921 
wurden  die  Arbeiten  fertiggestellt.  Drei  Monate  der 
genau  ein  Jahr  umfassenden  Bauzeit  waren  durch 
Streiktage  verloren  gegangen. 


Abb.  1.  Der  „Spanische  Bau“  beim  Rathaus  in  Köln. 
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1 Luftraum  der  Wandel- 
halle f.  Stadtverordnete. 

2 Lesezimmer. 

3 Küche. 

4 Treppe  für  Stadtverord- 
nete u.  Presse. 

5 Zugang  zu  den  Plätzen 

für  die  Presse. 

6 Diktatzellen. 


7 Fernsprecher. 

8 20  Sitzplätze  f.d.  Presse. 

9 Zuhörer.  100  Sitzplätze. 
150  Stehplätze. 

10  Für  Herren. 

11  Für  Damen. 

12  Treppe  u.  Zugang  zu 
den  Plätzen  für  die  Zu- 
hörer. 


. i . i . i 


Abb.  2.  Zwischengeschoß. 
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1 Aufgang  für  Stadtver- 
ordnete u.  Presse. 

2 Kleiderablage  u.  Wan- 
delhalle für  Stadtver- 
ordnete. 

3 Erfrischungsraum. 

4 Anrichteraum. 

5 Zur  Küche. 

6 u.  7 Wa8chräume  mit 
Aborten. 

8 Fernsprecher. 

9 Aufgang  z.  Leseraum. . 

10  Fraktionszimmer. 

11  W andelgang  für  Stadt- 
verordnete. 

12  Sitze  für  Stadtverord- 
nete (100). 


13  Rednerpult. 

14  Tisch  des  Hauses. 

15  Stenographen. 

16  Vorsitzender. 

17  Beigeordnete  u.  Ober- 
beamte. 

18  Kleidergelaß  der  Ver- 
waltung. 

19  Wandelgang  der  Ver- 
waltung. 

20  Beratungzimmer  der 
Verwaltung. 

21  Zimmer  d.  Vorsitzen  den 

22  Treppe  und  Zugang  der 
Verwaltun  g. 

23  Aborte  der  Verwaltung. 

24  Treppe  f d.  Zuhörer. 


i . i . j . i . vr.  i 
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Rathauspiatz. 
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Abb.  3.  Erstes  Obergeschoß. 


Die  Not  der  Zeit  fordert  schlichte  For- 
men, einfaches  Material.  Der  Verzicht  auf 
das  rein  Äußerliche  in  der  Gestaltung  auf 
die  Form  des  Raumes  führte  zur  Verinner- 
lichung des  Raumgedankens,  führte  zum 
Charakter  des  Raumes.  Es  hieß,  das  Skelett 
der  Raumfolge  herausarbeiten  und  die  inne- 
ren Beziehungen  zwischen  den  einzelnen 
Räumen  klar  zum  Ausdruck  bringen  durch 
den  Maßstab,  durch  die  Verschiedenartigkeit 
von  Farben  und  Tönen,  durch  die  Abstufung 
des  Lichtes,  um  ein  Schlagwort  unserer  Zeit 
zu  gebrauchen,  durch  die  Relativität  des 
Raumes,  der  Farben  und  des  Lichtes. 

Bei  aller  Bejahung  des  Modernen  glaubte 
der  Architekt  an  der  Überlieferung  in  der 
guten,  alten  Kölner  Baukunst,  an  den  künst- 
lerischen Geist,  der  durch  die  historischen 
Säle  Kölns,  den  Hansasaal  und  den  Gürze- 
nich gebt,  festhalten  zu  sollen. 

Bei  der  Ausführung  und  bei  der  Aus- 
stattung des  großen  Saales  wurden  die 
Forderungen  der  Hörsamkeit  in  den  Vorder- 
grund aller  Erwägungen  gestellt.  Diese 
Forderungen  sind  in  einem  Versammlungs- 
saal wie  dem  Kölner  sehr  weitgehende.  Es 
wird  in  diesem  Saale  an  jedem  Ort  ge- 
sprochen, und  das  gesprochene  Wort  soll 
darin  an  jedem  Ort  gleich  gut  verstanden 
werden.  Zunächst  galt  es  Maßnahmen  zu  er- 
greifen, den  Schall  des  gesprochenen  Wortes 
so  zu  steigern,  daß  er  bei  den  vorhandenen 
Entfernungen  in'  allen  Fällen  genügte.  So- 
weit es  zulässig  erschien,  wurden  die  Um- 
fassungswände und  Pfeiler  als  Hohlkörper 
ausgebildet  oder  aus  porigem  Material  her- 
gestellt. Der  Fußboden  wurde  ganz  aus 
Holz  ausgeführt.  Die  innere  Einrichtung. 

Türen,  Fensterläden,  Tische,  vor  allem  aber 
der  Platz  des  Redners,  wurden  unter  mög- 
lichst weitgehender  Verwendung  einge- 
spannter Sperrholzplatten  ausgeführt.  Zur 
Unterstützung  der  Hörsamkeit  wurde  an 
den  Wänden  eine  Reihe  alter  Tafelgemälde 
aufgehängt. 

Die  zweite  Forderung  der  Hörsamkeit 
ging  dahin,  einen  Widerhall  des  gesprochenen 
Wortes  oder  sonstige  störende  Nebengeräusche 
zu  vermeiden  Die  Umfassungswände  des 
Saales,  vor  allem  die  Decken,  erhielten 
starkes  Relief,  damit  der  an  den  Umfassungen 
ankommende  Schall  zersplittert  und  unwirk- 
sam wird.  Das  starke  Relief  kehrt  wieder  in 
dem  ansteigenden  Gestühl  sowie  bei  der 
übrigen  Einrichtung  des  Saales,  an  den 
Türen,  Tischen  und  Beleuchtungskörpern. 

Die  Erfahrungen,  die  im  Laufe  dieses  Jahres 
mit  dem  neuen  Stadtverordneten-Sitzungssaal 
gemacht  wurden,  zeigen,  daß  die  gewählten 
Maßnahmen  vollen  Erfolg  zeitigten.  Der  Saal 
weist  eine  gleichmäßig  gute  Hörsamkeit  auf. 

Der  Bau  steht  heute  fertig  da  und  sieht 
recht  selbstverständlich  aus.  Er  war  nicht 
leicht,  auch  wenn  dabei  die  Schwierigkeiten 
künstlerischer  und  technischer  Art  völlig 
außer  Betracht  bleiben.  Was  auf  der  Bau- 
leitung schwer  lastete,  war  eine  doppelte 
Verantwortung.  Zunächst  war  es  die  Verantwortung  für  die  Bau- 
kostensumme. Der  Bau  war  seinerzeit  mit  rund  800000  Mark  ver- 
anschlagt, er  begann  in  der  Zeit  des  ungestümen  Ansteigens  der  Bau- 
stoffpreise und  Arbeitslöhne.  Die  flutartig  anwachsenden  Kosten, 
die  sich  schließlich  auf  3 '/a  Millionen  beliefen,  waren  nur  durch 
schleunigste  Fertigstellung  und  größte  Sparsamkeit  eiuzudämmen. 

Fast  schwerer  noch  als  die  Verantwortung  hinsichtlich  der  Kosten 


war  die  Verantwortung  für  die  zahlreichen  Menschenleben,  die  im 
Erdgeschoß  ihrer  Arbeit  nachgingen,  während  unmittelbar  darüber 
'ein  ganzes  Gebäude  mit  schweren  eisernen  Säulen  und  Trägern  ab- 
gebrochen wurde,  sodann  ein  eiserner  Dachstuhl  mit  vielen  tausend 
Kilogramm  Gewicht  aufgestellt  und  endlich  die  Eisenbetondecke  über 
dem”  duftigen  Schwemmsteingewölbe  durchschlagen  werden  mußte. 
Eine  gnädige  Fügung  bewahrte  den  Bau  vor  jedem  Lnfall. 


Vermischtes. 


Die  Würde  eines  Doktor- Ingenieurs  ehrenhalber  haben  Rektor' 
und  Senat  der  Technischen  Hochschule  Hannover  auf  einstimmigen 
Antrag  der  Abteilung  für  Architektur  dem  Geheimen  Oberbaurat 
Friedrich  Schultze  in  Berlin  verliehen,  in  Anerkennung  seiner  großen 


Verdienste  um  die  Förderung  der  baugeschichtlichen  lorschung  und 
der  Denkmalpflege. 

Nach  dem  Gesetz  vom  15.  Dezember  1920  über  die  Einführung 
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einer  Altersgrenze  ist  Friedrich  Sohultze  am  1.  April  d. .).  in  geistiger 
Frische  und  voller  körperlicher  Rüstigkeit  aus  dem  Amt  des  Ersten 
Schriftleiters  der  Zeitschrift  für  Bauwesen,  des  Zentralblatts  der  Bau- 
verwaltung und  der  Denkmalpflege  in  aller  Stille  ausgeschieden.  In 
21jähriger  Tätigkeit,  zunächst  als  Nachfolger  Hoßfelds  Leiter  des 
Hochbauteils,  dann,  nach  dem  Ausscheiden  Sarrazins,  seit  1 . Juli  1913 
Erster  Schriftleiter,  hat  er  in  dieser  langen  Zeit  im  Wechsel  der 
künstlerischen  Anschauungen  und  der  Fragen  der  Baukunst  weg- 
weisend durch  die  Zeitschriften  gewirkt  in  einem  Amt,  das  wie  kaum 
ein  anderes  zur  Entsagung  auf  eigenes  produktives  Schaffen  und  zum 
Dienst  am  Bau  der  Wissenschaft  verpflichtet.  Wie  im  Jahre  1901  die 
Berliner  Hochschule  Sarrazin  die  höchste  Würde  zuerkannte,  die  sie 
verleihen  kann,  seiner  hervorragenden  Verdienste  halber  um  die 
Förderung  der  Technischen  Wissenschaften,  so  hat  jetzt  die  Han 
noversche  Technische  Hochschule  Friedrich  Schultze.  dem  Sohn  des 
Landes,  dem  Hildesheimer,  die  Ehrendoktorwürde  verliehen  in  An- 
erkennung seiner  großen  Verdienste  um  die  Förderung  der  bau- 
geschichtlichen Forschung  und  der  Denkmalpflege  und  damit  auch 
seine  Tätigkeit  auf  dem  weiten  Gebiet  der  Baukunst  und  seine  Wirk- 
samkeit durch  die  Technischen  Zeitschriften  ausgezeichnet. 

Wettbewerb  für  Vorschläge  zur  Ausgestaltung  des  früher 
Strathmaunsclieu  Hofes  in  Röhlinghausen  zu  einem  Volkshause 
(S.  480  d.  Bl.).  Von  den  eingesandten  Entwürfen  erhielt  den  ersten 
Preis  (4000  Mark)  Architekt  0.  Hoffmann  in  Bochum,  den  zweiten 
Preis  (2500  Mark)  Architekt  Paul  Dietzsch  in  Essen,  den  dritten 
Preis.  (1500  Mark)  die  Architekten  Wink  u.  Schupp  in  Essen.  Zum 
Ankauf  empfohlen  wurden  die  beiden  Entwürfe  der  Architekten  Heyd- 
kamp  u.  Bucerius  in  Essen  - Bochum , Mitarbeiter  Architekt  Hans 
Mühlfeld  und  des  Architekturbureaus  A.  u.  F.  Haus  in  Dortmund. 

In  dem  Wettbewerb  für  Entwürfe  zu  einem  neuen  Börsenhaus 
in  Düsseldorf,  den  die  Düsseldorfer  Börsenhausgesellschaft  aus- 
geschrieben hatte,  wurden  drei  Preise  zuerkannt  an  Prof.  Fahren - 
kamp,  Prof.  Wach  und  Prof.  Becker  in  Düsseldorf.  Dem  Preis- 
gericht gehörten  an  Prof.  Dr.  Bonatz  in  Stuttgart,  Regierungsbau- 
meister Meyer  und  Architekt  Wohl  er  in  Düsseldorf. 

Einen  Wettbewerb  für  Entwürfe  zu  einer  Druckmarke,  die  als 
Erkennungszeichen  auf  den  Erzeugnissen  der  Druckerei  und  zu  Werbe- 
zweckenverwendetwerden soll, schreibt  die  Aktiengesellschaft  Wezel  u. 
Naumann,  Kunstdruck-  und  Verlagsanstalt  inLeipzig,  unter  Künstlern 
im  deutschen  Reichsgebiet  aus  mit  Frist  bis  zum  5.  Januar  1922  und 
mit  einer  Gesamtsumme  von  14  500  Mark  für  fünf  Preise.  Preisrichter 
sind:  Prof.  Hadank  in  Berlin,  Prof.  Walter  Tiemann,  Buchdrucker 
K.  E.Poeschel,  Hans  Dom  izlaff  und  Generaldirektor  S.  Krotoschin 
in  Leipzig. 

Wettbewerb  zur  Erlangung  von  Vorentwiirfeu  für  die  Aus- 
nutzung der  Wasserkräfte  im  Schluchseegebiet  (Baden).  Die 
Badische  Landes-Elektrizitätsversorgung  A.-G.  (Badenwerk)  hat  mit 
Frist  zum  1.  Februar  1922  kürzlich  einen  Wettbewerb  zur  Erlangung 
von  Vorentwürfen  ausgeschrieben,  wie  auf  S.  538  d.  Bl.  des  näheren 
angegeben  ist.  So  verlockend  die  Aufgabe  ist,  so  ist  sie  doch,  da 
die  wirtschaftlichste  Ausnutzung,  die  grundsätzliche  Regelung  des 
Ausbaues  der  Wasserkräfte  des  ganzen  Gebietes  durch  den  Entwurf 
dargetan  werden  soll,  schwierig  und  durch  die  erforderlichen  Ver- 
gleichsrechnungen sehr  zeitraubend.  Wenn  der  Entwurf  sich  auch 
nicht  auf  Einzelheiten  erstrecken,  sondern  nur  ein  genereller  sein  soll, 
so  muß  immerhin  die  Bearbeitung  sehr  weitgehend  getrieben  werden, 
da  überschlägliche  Kosten-  und  Wirtschaftlichkeitsberechnungen  für 
verschiedene  Ausbaustufen  gefordert  werden.  Für  die  Lösung  dieser 
Aufgabe  ist  einerseits  die  gestellte  Frist  sehr  kurz,  anderseits  sind  die 
Preise  (50  000,  40  000,  30  000  Mark  und  30  00O  Mark  für  Ankäufe)  gegen- 
über der  Arbeitsleistung  gering  bemessen.  Selbst  der  höchste  Preis 
dürfte  nicht  die  Kosten  decken,  die  der  Entwurfbearbeiter  heute  selbst 
aufzuwenden  hat.  Es  sind  daher  von  verschiedenen  Seiten  an  den 
„Verband  deutscher  Architekten-  und  Ingenieur-Vereine“,  der  sich  die 
Überwachung  der  von  ihm  aufgestellten  Grundsätze  für  das  Verfahren 
bei  Wettbewerben  zur  Aufgabe  gemacht  hat,  Anträge  herangetreten, 
auf  eine  Abänderung  der  Bedingungen  einzuwirken.  Das  ist  seitens 
des  Verbandes  auch  geschehen,  der  bei  der  ausschreibenden  Stelle 
eine  Fristverlängerung  bis  1.  Juli  1922  und  eine  Erhöhung  der  Preise 
auf  mindestens  das  Doppelte  beantragt  hat.  Fr.  E. 

Preisausschreiben  für  ein  Aluminiumlot,  Die  Deutsche  Gesell- 
schaft für  Metallkunde  schreibt  unter  Personen  deutscher  Staats- 
angehörigkeit einen  Wettbewerb  für  ein  Aluminiumlot  oder  für  ein 
Aluminiumlötverfahren  aus.  An  Preisen  sind,  insgesamt  20000  Mark 
ausgesetzt.  Diejenigen  Lote  oder  diejenigen  Verfahren  sollen  mit 
Preisen  bedacht  werden,  durch  welche  auf  möglichst  einfache  und 
wirtschaftliche  Art  einwandfreie  Lötungen  erreicht  werden.  Um  die 
Verwendung  des  Aluminiums  als  eines  im  Inland  gewonnenen  Metalls 
zu  fördern,  soll  auf  diese  Weise  dem  Übelstand  abgeholfen  werden, 
daß  es  zur  Zeit  ein  nach  jeder  Richtung  hin  einwandfreies  Aluminium- 


lot nicht  gibt.  Anmeldungen  zur  Beteiligung  am  Wettbewerb  sind 
bis  zum  I.  Juli  1922  einzureichen;  später  eingehende  Anmeldungen 
werden  nicht  berücksichtigt.  Die  Anmeldegebühr  beträgt  100  Mark  für 
jedes  zum  Wettbewerb  angemeldete  Lot  oder  Lötverfahren.  Die 
näheren  Bedingungen  für  den  Wettbewerb  können  unentgeltlich 
durch  die  Geschäftstelle  der  Deutschen  Gesellschaft  für  Metallkunde, 
Berlin  NW  7.  Sommerstraße  4a,  bezogen  werden. 

Die  Feier  zur  Eröffnung  des  Neubaues  der  Abteilung  für  Bau- 
ingenieurwesen an  der  Technischen  Hochschule  Karlsruhe.  Karls 
ruhe,  Deutschlands  älteste  Technische  Hochschule,  hat  am  25.  und 
2(1.  November  d.  J.  einen  großen  Kreis  auserwählter  Fachgenossen 
und  Freunde  bei  sich  versammelt,  um  die  Fertigstellung  des  neuen 
Heims  der  Bauingenieurabteilung  würdig  zu  feiern.  Eine  erfolg 
reiche  Besprechung  von  Hochschulfragen  zwischen  den  Vertretern 
aller  deutschen  Bauingenieurabteilungen  unter  Zuzug  der  Gäste  aus 
den  stammverwandten  Nachbarländern,  eine  feierliche  Rektorats- 
übergabe und  ein  farbenprächtiger  Studentenkommers  mit  bedeutungs- 
vollen Reden  von  Rektor  und  Staatspräsident  gaben  am  25.  November 
den  Auftakt  für  den  eigentlichen  Festtag.  Nach  der  feierlichen 
Schlüsselübergabe  durch  den  Erbauer  Professor  Sackur  an  die  Re- 
gierung und  die  Ingenieurabteilung  am  2(1.  November  wurden  im 
Aulabau  die  meist  durch  die  feiernde  Abteilung  beantragten  akade- 
mischen Ehrungen  (Ehrendoktor  und  zum  erstenmal  Ehrenbürger) 
verkündet,  mit  denen  diesmal  bewußt  geräuschlos  in  der  Stille  voll- 
brachte erfolgreiche  Leistungen  auf  dem  Gebiete  der  technischen 
Wissenschaft  oder  des  technischen  Berufslebens  anerkannt  werden 
sollten  (vergl.  S.  600  d.  Bl.).  An  die  Bekanntgabe  der  Stiftungen 
schloß  sich  eine  Besichtigung  des  Neubaues  und  seiner  Forschungs- 
anstalten, von  denen  das  Arbeitsfeld  des  neuen  Flußbaulaboratoriums 
durch  Rehbock  in  kurzem  Vortrage  erklärt  wurde.  Ein  Festessen  und 
eine  von  der  Staatsregierung  dargebotene  Aufführung  des  „Urfaust“  im 
Landestheater  beschlossen  die  harmonisch  verlaufenen  beiden  Festtage. 

Der  gesunde  Sinn  des  badischen  Volkes  hat,  unbeirrt  durch  die 
Zeitverhältnisse,  sich  bald  nach  dem  Zusammenbruch  in  frucht- 
bringender Arbeit  betätigt  und  im  März  1919  den  schon  1913  gefaßten 
Entschluß  durchgeführt,  durch  den  Neubau  für  die  Bauingenieur- 
abteilung der  Technischen  Hochschule  der  Ingenieurwissenschaft  eine 
vorbildliche  Arbeitstätte  und  den  zahlreichen  Arbeitswilligen  eine 
Arbeitsgelegenheit  zu  schaffen.  Nach  zweijähriger  Bauzeit  erhebt  sich 
nun  neben  den  alten  Hochschulgebäuden  auf  geräumigem  Gelände 
am  Fasanengarten  das  eigentliche  Lehrgebäude  mit  einem  Erdgeschoß 
und  drei  Obergeschossen,  auf  drei  Seiten  umschlossen  von  den  den 
einzelnen  Lehrstühlen  angegliederten  Versuchsanstalten,  die  der  ganzen 
Anlage  ein  eigenes  Gepräge  gehen. 

Der  Wasserbau  hatte  schon  im  alten  Bau  ein  von  Rehbock 
geschaffenes  und  in  der  Fachwelt  bekanntes  Flußbaulaboratorium. 
Seine  Neuanlage  schließt  die  ganze  Hinterseite  des  Neubaues  ab  und 
enthält  sieben  große  und  kleine,  breite  und  schmale,  eiserne  und 
gläserne  Räume  mit  reichem  Zubehör  und  verwendet  die  in  20jähriger 
Arbeit  gesammelten  Erfahrungen  in  einzigartiger  Weise.  Reiche 
Sacbstiftungen  der  badischen  Industrie  haben  ihm  die  mustergültige 
Einrichtung  erlaubt. 

Der  Eisenbetonbau  hat  im  Erdgeschoß  des  Hauptbaues  seine 
Halle  für  Materialprüfungsmaschinen.  Abseit  des  Neubaues  hat  sich 
Probst  jedoch  noch  zwei  kleinere  Gebäude  geschaffen  und  aus  privaten 
Zuwendungen  in  den  letzten  Jahren  seine  Abteilung  der  bautechnischen 
Versuchsanstalt  in  großzügiger  Weise  reichhaltig  eingerichtet  und 
betrieben. 

Der  Eisenbahnbau  benutzt  den  linken  Teil  des  Erdgeschosses 
im  Hauptbau  und  den  linken  Flügelanbau  für  die  von  der  badischen 
Bahn  u.  dergl.  gestellte  schöne  Modellanlage  für  Sicherungswesen  usf. 
und  hat  daran  anschließend  sein  Institut  für  Eisenbahn-  und  Verkehrs- 
wesen untergehracht.  Daneben  hat  Ammann  noch  das  benachbarte 
ehrwürdige  Zeughaus  des  alten  badischen  Heeres  in  ein  Verkehrs- 
museum umgestaltet,  dessen  Schaustücke  von  den  badischen  Be 
hörden  gern  gegeben  wurden. 

Der  Brückenbau  verfügt  über  den  Flügelbau  auf  der  rechten 
Seite  des  Mittelbaues  und  beginnt  zur  Zeit  mit  der  Einrichtung  der 
anderen  Abteilung  der  bautechnischen  Versuchsanstalt,  in  welcher 
die  Baustoffe  und  Konstruktionsteile  aus  Holz,  Stein.  Eisen  u.  dergl. 
untersucht  werden  sollen.  An  die  durch  beide  Stockwerke  gehende 
Maschinenhalle  reiht  sich  eine  geräumige  Werkstätte  und  darüber  ein 
Arbeitsraum  für  Metallographie  u.  dergl.  an.  Namhafte  Spenden  aus 
dem  Kreise  mittlerer  Unternehmungen  — denen  hoffentlich  weitere 
bald  folgen  — sollen  die  Durchführung  des  schon  1913  von  Engeßer 
aufgestellten  Programms  ermöglichen. 

Die  Institute  und  Versuchsanstalten  sollen  der  Lehre,  der  Forschung 
und  dem  Wirtschaftsleben  dienen  und  sind  für  eine  Wissenschaft 
unentbehrlich,  die  sich  wie  die  des  Ingenieurs  nicht  als  Selbstzweck 
betrachten  kann,  sondern  im  Zusammenarbeiten  mit  der  Wirtschaft 
aus  ihr  Anregungen  empfangen  und  an  sie  Richtlinien  geben  soll. 
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Einen  besonderen  Grandton  erhielt  das  Fest  durch  die  augen- 
fällige Verehrung  und  herzliche  Anerkennung,  die  dem  Karlsruher 
Altmeister  des  Brückenbaues  und  der  Baustatik  En  gelier  von  jungen 
und  alten  Fachgenossen  für  seine  zwar  stille  und  anspruchlose,  aber 
deswegen  nicht  minder  fruchtbringende  Lebensarbeit  an  beiden  Tagen, 
den  offiziellen  Kähmen  überquellend,  gezollt  wurde. 

Tagung  der  Professoren  des  Wasserbaues  in  Karlsruhe.  Am 
26.  November  wurde  der  von  Professor  Sackur  errichtete  Neubau 
der  Bauingenieurabteilung  der  Technischen  Hochschule  Karlsruhe  in 
Anwesenheit  sämtlicher  badischer  Minister  und  eines  großen  Kreises 
zum  Teil  aus  weiter  Ferne  erschienener  Festteilnehmer  feierlich  eröffnet 
und  dabei  auch  das  neue  Flußhaulaboratorium  seiner  Bestimmung 
übergeben.  Diesen  Anlaß  hatte  der  Leiter  des  Flußbaulaboratoriums, 
Geheimer  Oberbaurat  Reh  bock,  dazu  benutzt,  seine  engeren  Fach- 
genossen zu  einer  Besprechung  über  das  Wasserbau -Versuchswesen, 
zu  einer  zusammenfassenden  Erörterung  über  das  Ergebnis  der  im 
ersten,  nunmehr  verlassenen  Karlsruher  Flußbaulaboratorium  aus- 
geführten Versuche  und  zur  Vorführung  seiner  neuen  Versuchsanstalt 
für  den  27.  und  28.  November  nach  Karlsruhe  einzuladen. 

in  überraschender  Einmütigkeit  wurde  trotz  der  jetzigen  schwie- 
rigen Reise  Verhältnisse  dieser  Einladung  entsprochen,  indem  außer 
zehn  deutschen  Technischen  Hochschulen  auch  sechs  ausländische  die 
Vertreter  der  Lehrstühle  des  Wasserbaues  nach  Karlsruhe  entsandten. 
Von  den  auswärtigen  Hochschulen  waren  vertreten:  Wien,  Prag,  Brünn. 
Delft,  Stockholm  und  Zürich.  Auch  die  Leiter  der  beiden  staatlichen 
Wasserbau- Versuchsanstalten  in  Wien  und  Berlin  waren  erschienen. 
Bei  der  ersten  Zusammenkunft  wurde  über  die  Art  der  in  den  ein- 
zelnen Flußbaulaboratorien  bisher  ausgeführten  Versuche  von  den 
Leitern  der  Anstalten  ein  kurz  zusammenfassender  Überblick  gegeben, 
ln  der  zweiten  Zusammenkunft  schloß  sich  daran  der  durch  Licht 
bilder  sowie  durch  zahlreiche  Photographien  und  Pläne  belebte  Bericht 
Professor  Rehbocks  über  die  Aussichten  und  die  Grenzen  des  wasser- 
baulichen  Versuchswesens  und  über  die  umfangreichen  Versuchsreihen, 
die  in  den  letzten  zwei  Jahrzehnten  im  alten  Karlsruher  Flußbau- 
laboratorium durchgeführt  wurden. 

Der  folgende  Tag  wurde  dann  überwiegend  der  Besichtigung  der 
neuen,  durch  ihre  Größe  und  durch  die  Vielseitigkeit  der  Versuchs- 
einrichtungen ausgezeichneten  Versuchsanstalt  gewidmet,  deren  Haupt- 
raum mit  seiner  Läugenerstreckung  von  rd.  75  m einen  gewaltigen 
Anblick  gewährt.  Bei  dieser  Besichtigung  konnten  auch  einige  Ver- 
suche vorgeführt  werden,  die  sich  auf  Kolkbildungen  bei  Brücken- 
pfeilern, auf  den  Absturz  des  Wassers  über  den  Hochwasserüberfall 
des  neuen  Kraftwerks  an  der  Alle  in  Ostpreußen  und  auf  den  Wasser- 
abfluß im  Main  bei  Würzburg  erstreckten.  In  einer  der  Versuchs 
rinnen  war  auch  ein  zusammengefaßtes  Modell  des  Einlauf-  und  des 
Auslauf  bauwerks  für  den  geplanten  Hochwassertunnel  für  die  Ableitung 
des  Pegnitzwassers  unter  der  Stadt  Nürnberg  hindurch  betriebsfertig 
aufgestellt. 

ln  der  Schlußsitzung  wurde  beschlossen,  eine  Vereinigung 
für  Wasserbau-Versuchswesen  zu  gründen,  die  in  Zeitabständen 
von  ein  bis  zwei  Jahren  in  einer  der  Städte  mit  einem  Flußbau- 
laboratorium zu  gegenseitigem  Gedankenaustausch  und  zur  Nutzbar- 
machung der  gewonnenen  Erfahrungen  im  Wasserbau-Versuchswesen 
zusammentreten  soll.  Als  nächste  Tagungsorte  wurden  Dresden  und 
Wien  ins  Auge  gefaßt. 

Die  Höchstpreise  für  Zeuieut  sind  nach  einer  Bekanntmachung 
des  Reichskommissars  für  Zement  vom  30.  November  1921  (Reicbs- 
anzeiger  Nr.  280)  vom  1.  Dez.  d.  J.  ab  für  10  t wie  folgt  festgesetzt: 


lm  Gebiet  des  für  Private 

Norddeutschen  Zementverbandes  6040  Mark 

Rhein.-Westfäl.  „ 58(’0  „ 

Süddeutschen  „ 6123  „ 


für  Behörden 
5970  Mark 
5730  „ 

6053  „ 


Die  übrigen  Bedingungen  haben  sich  nicht  geändert  (S.  556  d.  Bl.). 


Eine  wärmewirtschaftliehe  Tagung  für  Architekten  und  Bau- 
lachleute  sowie  für  die  Vertreter  der  Heizberatungsstellen  hat  am 
14.  und  15.  November  d.  J.  in  Stuttgart  stattgefunden.  Prof.  Schachner 
sprach  über  „Die  wärmetechnische  Ausgestaltung  der  Gebäude“.  Von 
der  Notwendigkeit  ausreichender  Sonnenbestrahlung  ausgehend,  kam 
er  zu  den  Bauweisen,  von  denen  den  geschlossenen  der  Vorzug  zu 
geben  ist.  Besonders  hob  er  die  wärmetechnischen  Nachteile  aller 
Wände,  die  schwächer  als  38  cm  stark  sind,  hervor:  auch  selbst  bei 
den  Hohlraummauern  treten  meist  die  erwarteten  Vorteile  nicht  ein. 
Sorgfältiger  Schutz  gegen  Feuchtigkeit  und  Windanfall  ist  stets  im 
Auge  zu  behalten.  Stadtrat  Ecker  aus  München  wies  in  seinem 
Vortrag  über  „Die  häuslichen  Einzelfeuerungen“  darauf  hin,  daß  un- 
bedingt hei  dem  Bauplan  sofort  die  Heizanlage  berücksichtigt  werden 
muß,  da  sich  sonst  erfahrungsgemäß  schwer  zu  beseitigende  Schäden 
herausstellen.  Vor  allem  warnte  er  vor  einer  schematischen  Wahl 
der  Heizkörper.  Oberingenieur  Sebmid  sprach  dann  noch  über 
..Hauskamine  und  deren  Einfluß  auf  die  Wirtschaftlichkeit  der  Haus- 


brandfeuerstätten“. Auf  die  Anlage  der  Schornsteine  ist  die  größte 
Sorgfalt  zu  verwenden,  da  die  Schornsteinaufsätze  vielfach  den  er- 
wünschten Erfolg  nicht  mehr  haben  können,  wenn  die  Schornsteine 
falsch  angelegt  sind. 

Die  Freskogemälde  in  'der  Apollinariskircbe  in  Remagen  sind 
in  Gefahr.  Einzelne  Teile  beginnen  abzufallen,  während  andere, 
namentlich  die  Werke  Degers,  von  dem  Verfall  offenbar  nicht  oder 
noch  nicht  bedroht  sind.  Die  für  die  Erhaltung  der  Kunstdenk- 
mäler verantwortlichen  Stellen  sind  am  Werk,  dem  Verfall  Ein- 
halt zu  tun.  Aber  es  fehlt  an  Mitteln  dazu,  selbst  die  bis  dahin 
namentlich  im  Rheinland  in  der  Kunstpflege  so  rührig  gewesenen 
freiwilligen  Mäzene  versagen  allmählich  unter  dem  Druck  der  immer 
weiter  steigenden  wirtschaftlichen  Not,  während  die  neuen  Reichen 
ihre  Kulturpflichten  noch  nicht  erkannt  zu  haben  scheinen. 

Vollendung  des  Germanischen  Museums  in  Nürnberg.  Vor 
kurzem  ist  der  letzte  Teil  des  Neubaues  des  Germanischen  Museums  in 
Nürnberg  (S.  51),  das  sogenannte  Lapidarium,  das  an  die  Ehrenhalle 
anschließt,  ebenso  wie  der  ganze  Neubau  ein  Werk  des  Geheimen  Regie- 
rungsrats Prof.  Dr.  Besteime y er,  eröffnet  worden.  Kräftige  Stütz- 
pfeiler tragen  die  acht  in  Backsteinrohbau  hergestellten  Gewölbe,  die 
den  auf  eine  ernste  Stimmung  abgestellten  Raum  überdecken.  Aus- 
stellungsgegenstände sind  Figuren  und  Architekturstücke  aus  dem 
vierzehnten,  fünfzehnten  und  dem  Anfang  des  sechzehnten  Jahr- 
hunderts, darunter  z.  B.  Originalskulpturen  von  der  Sebalduskirche 
und  dem  Hauptportal  der  Lorenzerkircbe  in  Nürnberg.  Auch  der  be- 
rühmte Schöne  Brunnen  ist  mit  seinen  Skulpturen  und  verschiedenen 
Architekturteilen  vertreten.  Dazu  kommen  zahlreiche  Figuren,  Kon 
solen,  Kapitelle,  Grabsteine  u.  dergl.  aus  Nürnberger  Bürgerhäusern. 
Die  Ausstellung  gewährt  in  einer  wohl  einzig  dastehenden  Art  und 
Weise  einen  abgerundeten  Überblick  über  die  Entwicklung  der  deut 
sehen  Steinplastik,  namentlich  in  Nürnberg. 

Zur  Förderung  des  gemeinnützigen  Wohnungsbaues  ist  in 
Württemberg  eine  Verfügung  vom  8.  November  1921  erlassen,  nach 
der  es  für  solche  Bauten  Holz  zu  Vorzugspreisen  abgibt.  Der  Nachlaß 
beträgt  für  das  Festmeter  auf  Grund  des  Marktpreises  vom  Oktober  1921 
bis  zu  200  Mark  und  wird  entweder  bei  der  Lieferung  aus  Staats- 
waldungen in  Abzug  gebracht  oder,  falls  auf  eine  solche  verzichtet 
wird,  mit  dem  Baudarlehn  zusammen  bar  ausgezahlt.  Der  Preis- 
nachlaß wird  in  der  Regel  für  eine  Wohnungseinheit  auf  eine  Menge 
von  50  Festmetern  Rundholz  beschränkt. 

Für  die  Gewährung  von  Arbeitgeberzuschüssen  für 
Wohnungen  von  Beamten,  Angestellten  und  Arbeitern  des 
badischen  Staates  hat  das  badische  Arbeitsministerium  am  14.  No- 
vember d.  J.  Bestimmungen  und  Grundsätze  herausgegeben.  Sie 
werden  nur  gewährt  bei  einem  dauernden  Wohnungsbedürfnis  und 
für  Bauten,  die  durch  Gemeinden,  gemeinnützige  Unternehmen  und 
ausnahmsweise  durch  zuverlässige  Einzelpersonen  errichtet  werden. 
Sie  werden  neben  dem  allgemeinen  Laudesdarlehn  und  dem  Ge- 
meindedarlehn  zur  Deckung  eines  Teils  der  nichtrentierenden  Bau- 
kosten gegeben,  und  zwar  als  rückzahlbares,  zunächst  zinsfreies  Dar- 
lehn und  sind  hypothekarisch  sicherzustellen.  Das  Verfügungsrecht 
für  solche  mit  Arbeitgeberzuschüssen  erstellten  Wohnungen  bleibt  dem 
Arbeitsministerium  für  badische  Beamte  usw.  Vorbehalten.  Auch  für 
Eigenheime  können  unter  besonderen  Bedingungen  die  Zuschüsse  ge- 
währt werden. 

Die  Bauten  der  Internationalen  Messe  in  Frankfurt  a.  Main 
(S.  493  d.  Bl.).  Die  Mitteilung  in  Nr.  80  d.  Bl.  bedarf  der  Berichtigung. 
Richtig  ist,  daß  infolge  der  Entwicklung  der  Messen  der  ursprüng- 
liche Bebauungsplan  für  das  Festhallengelände  des  Prof.  Friedrich 
v.  Thiersch  wesentlich  verändert  werden  mußte.  Herr  v.  Thiersch 
selbst  und  der  Frankfurter  Architekt  Franz  Röckle  haben  hierfür 
Vorschläge  gemacht.  Es  ist  aber  nicht  richtig,  daß  der  dem  Auf- 
satz beigegebene  Plan  von  Röckle  im  allgemeinen  als  Grundlage  der 
weiteren  Bebauung  angenommen  ist;  vielmehr  kann  dies  lediglich 
für  die  Bebauung  des  östlichen  Dreiecks  gelten,  die  übrigens  durch 
das  bereits  vorhandene  Haus  „Offenbach“,  das  Haus  „Werkbund“ 
und  durch  die  vom  Messeamt  aufgeführten  Hallenbauten  schon  vor 
Aufstellung  des  Röckleschen  Plans  in  ihren  wesentlichen  Punkten 
gegeben  war.  Auf  der  größeren  westlichen  Hälfte  des  Geländes  plant 
das  Messeamt  schon  seit  längerer  Zeit  die  Errichtung  einer  großen 
Industriehalle,  die  daher  auch  von  beiden  Architekten  in  ihre  Pläne 
aufgenommen  wurde,  aber  in  wesentlich  anderer  Form  zur  Ausführung 
kommen  wird,  als  sie  der  Röcklesche  Plan  andeutet.  Im  übrigen 
haben  die  maßgebenden  Stellen  zu  den  Vorschlägen  dieses  Plans 
noch  keinerlei  Stellung  genommen;  nur  ist  man  sich  darüber  einig, 
daß  ein  Stadion  für  Leibesübung  im  Rahmen  des  Messegeländes  eine 
Unmöglichkeit  ist.  Nebenbei  sei  bemerkt,  daß  ein  solohes  Stadion  im 
Frankfurter  Wald,  und  zwar  auf  dem  Gelände  der  ehemaligen  Militär- 
schießstände, zur  Zeit  in  Ausführung  begriffen  ist. 

Frankfurt  a.  Main  Schaumann,  Stadtbaurat. 
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Neue  Stauanlagen  im  Nilgebiet. 


In  neuester  Zeit  ist  ein 
Bericht  erschienen  (Engi- 
neering vom  7.  Januar  192R 
S.  19),  der  voraussichtlich 
für  die  Maßnahmen  zur  ver- 
mehrten landwirtschaftlichen 
Nutzbarmachung  des  Nil- 
wassers auf  lange  Zeit  grund- 
legend sein  wird.  Ägypten 
kann  ohne  die  Bewässerung 
vom  Nil  nicht  fortbestehen. 
aber  auch  das  oberhalb  lie- 
gende Land  muß  zu  gleichem 
Zweck  das  Nilwasser  in  An- 
spruch nehmen.  Seitdem  die 
Forderung  einer  völligen  Un- 
abhängigkeit Ägyptens  stär- 
ker hervortritt,  wird  eine  ein- 
heitliche Lösung  der  Nilfrage 
unter  den  beiden  beteiligten 
Regierungen  um  so  unent- 
behrlicher. Zur  Beratung  und, 
wenn  möglich,  Entscheidung 
des  notwendigen  Vorgehens 
bei  Aufspeicherung  des  Was- 
sers und  bei  Verteilung  der 
dazu  erforderlichen  Bau- 
kosten zwischen  Ägypten  und 
dem  Sudan  ist  seit  einem 
Jahr  ein  Ausschuß  von  Sach- 
verständigen eingesetzt,  der 
völlig  selbständig  arbeitet. 

Nach  einer  Bereisung 
der  in  Betracht  kommenden 
Punkte  befürwortete  der  Aus- 
schuß die  sofortige  Ausfüh- 
rung der  in  dem  Bericht 
über  den  Nil  beschriebenen 
Entwürfe,  und  zwar  der 
Staudämme  im  Weißen  Nil, 
im  Blauen  Nil  und  der 
Nag  Hamadi-Talsperre  sowie 
des  Planes  der  Gezireh-Bewässerung  (vgl.  den  Übersichtsplan).  Uneinig 
war  man  nur  in  der  Frage  über  die  Teilung  des  Wassers  und  der 
Kosten.  Die  Entwürfe  stammen  von  einem  Ausschuß  des  Jahres  1914. 
Danach  soll  das  Stauwerk  im  Weißen  Nil  lediglich  für  Ägypten  45  km 
südlich  von  Khartum  errichtet  werden,  wo  der  Weiße  und  der  Blaue 
Nil  sich  vereinigen.  Der  erstere  ist  frei  von  Sinkstoffen.  Die  Sperre,  die 
anfangs  als  Erddamm  geplant  war,  soll  jetzt  aus  Mauerwerk  von 
Sandstein  mit  Öffnungen  von  Granit  errichtet  werden.  Sie  wird 
über  5 km  lang  und  auf  einer  Seite  noch  durch  einen  Erddamm  mit 
Mauerkern  um  weitere  1,85  km  verlängert.  Die  Stauschwelle  liegt 
9,50  m über  NW  des  Flusses  und  die  Mauerkrone  2,50  m darüber. 
Die  Mauerwerkstrecke  wird  bis  zum  Felsgrund  hinabgeführt. 

Das  überschwemmte  Gelände  erstreckt  sich  335  km  nach  aufwärts 
und  umfaßt  2210  qkm  bei  gewöhnlichem  Stauwasser.  Das  aufge- 
speicherte Wasser  beträgt  5 Milliarden  cbm,  die  zu  den  2 Milliarden 
der  Assuan-Sperre  hinzutreten.  Zugleich  wird  eine  Schiffschleuse  von 
80-14  m Kammergröße  erbaut.  Das  angebaute  Land,  welches  durch 
das  Staubecken  geschädigt  wird,  findet  durch  solches  Ersatz,  das  vom 
Hochwasser  lange  genug  überschwemmt  wird,  um  für  den  Anbau 
genügend  gesättigt  zu  sein,  während  der  Wasserspiegel-  auf  den  ge- 
wöhnlichen Stand  zurückgeht.  Für  dieses  Werk,  das  Ägypten  zugute 
kommt,  soll  dieses  Land  die  Kosten  tragen  und  für  das  dadurch  in 
Anspruch  genommene  Ackerland  Ersatz  leisten. 

Das  aufgespeicherte  Wasser  wird  zur  Bewässerung  von  wenigstens 
360  000  ha  in  Ägypten  genügen  und  zugleich  von  32  000  ha  in  den 
Provinzen  Khartum,  Berber,  Dongola  und  Haifa. 

Der  zweite  wichtige  Entwurf  enthält  ein  Stauwerk  zur  Ausnutzung 


des  Blauen  Nils  bei  Makwar,  8 km  von  Sennar,  das  in  erster  Linie 
zur  Bewässerung  des  Geländes  Gezireh  zwischen  den  beiden  Nil- 
tlüssen  nördlich  von  Sennar  und  südlich  von  der  Verbindungstelle 
beider  Flüsse  bestimmt  ist.  In  diesem  Gebiet  werden  1,2  Mill.  ha  zur 
Bewässerung  geeignet  sein,  wovon  aber  anlänglich  nur  etwa  120  000  ha 
in  Bearbeitung  zu  nehmen  sind  und  der  vorliegende  Entwurf  nur 
400  000  ha  umfaßt.  Von  den  ersten  120  000  ha  ist  ein  Drittel  für  Baum- 
wolle, ein  Drittel  für  Ackerbau  und  ein  Drittel  für  Brachland  be- 
stimmt. Das  Stauwerk  bei  Sennar  erhält  3V3  km  Länge  und  besteht 
aus  einem  massiven,  auf  den  Fels  gegründeten  Mittelteil  und  zwei 
Endteilen  aus  Erdschüttung  mit  Kernmauer. 

Vom  Ostende  beginnend  folgen  einander  800  m Erddamm  mit 
Kernmauer,  eine  Strecke  Staumauer,  ein  Überfall  mit  18  Öffnungen 
von  je  7 m Weite,  die  Hauptdurchlaßstrecke  von  759  m Länge,  eine 
weitere  Überlaufstrecke,  305  m Staumauer  und  14  Auslaßschleusen 
von  3 m Weite  für  den  Bewässerungskanal  in  einem  Endstück  von 
Erdschüttung  mit  Kernmauer.  Die  Mauerkrone  liegt  2 m über  dem 
höchsten  Wasserspiegel  und  34  m über  der  tiefsten  Fundamentsohle. 

Die  Überflutung  erstreckt  sich  etwa  50  km  von  dem  Stauwerk 
stromauf,  der  Wasserinhalt  wird  636  000  000  cbm  betragen.  Der  Blaue 
Nil  ist  zur  Zeit  des  Hochwassers  mit  dem  für  Ägypten  so  wertvollen 
Schlamm  reich  beladen.  Es  ist  behauptet  worden,  daß  die  Stauanlage 
einen  großen  Teil  dieses  Schlammes  von  Ägypten  zurückhalten  und 
durch  seine  Ansammlung  allmählich  unwirksam  werden  wird.  Der 
Bericht  bestreitet  dies.  Der  Stauraum  würde  nur  gefüllt  werden, 
wenn  das  Hochwasser  fällt,  so  daß  das  Wasser  den  Raum  in  einer 
schmalen  Rinne  durchströmen  wird,  deren  Oberfläche  ungefähr 
21  Mill.  qm  betragen  wird.  Außerhalb  dieser  Rinne  liegt  die  Gelände- 
fläche 6,70  m unter  dem  höchsten  Stau  Wasserspiegel,  und  dieses  Land 
wird  nur  bis  zu  einer  Tiefe  von  etwa  3 m überflutet,  um  das  Wasser 
bis  zu  der  für  die  KanalspeisuDg  erforderlichen  Höhe  zu  bringen. 
Wenn  bis  zur  vollen  Behälterhöhe  gefüllt  wird,  ist  das  Wasser  frei 
von  Schlamm.  Wenn  alle  zum  Kanal  gehörigen  Ländereien  bis  zur 
Höhe  von  3 m aufgeschlämmt  sind,  würde  der  Fassungsraum  des 
Beckens  um  etwa  58  000  000  cbm  verringert  sein.  Da  dies  Werk 
Ägypten  weder  Wasser  noch  Schlamm  nehmen  wird,  befürwortet  der 
Ausschuß,  die  Ausführung  »sobald  wie  möglich  in  Angriff  zu  nehmen. 

Die  weitere  Entwicklung  der  Gezireh -Ebene  über  die  120O00  ha 
hinaus  ist  abhängig  von  anderen  Werken,  entweder  in  den  oberen 
Gebieten  des  Blauen  Nils  oder  am  Weißen  Nil.  Am  ersteren  ist  ver- 
suchsweise die  Anlage  eines  Beckens  von  7 Milliarden  cbm  Inhalt 
angenommen  worden.  Die  Ausführung  ist  aber  nicht  in  Vorschlag 
gebracht,  wenn  auch  der  ursprüngliche  Plan  die  Vollendung  bis  1930 
oder  innerhalb  zehn  Jahren  in  Aussicht  nahm.  Damit  würden 
400  000  ha  von  Gezireh  mit  Wasser  versorgt  sein.  Der  Ausschuß 
schlägt  vor,  die  Kosten  des  Sennar-Dammes  und  der  Gezireh-Anlagen 
von  der  Regierung  des  Sudan  tragen  zu  lassen,  da  das  dort  auf- 
gespeicherte Wasser  für  dieses  Gebiet  verwendet  wird,  Ägypten  aber, 
welches  den  über  den  Bedarf  der  120000  ha  hinausgehenden  Über- 
schuß empfängt,  entsprechende  Beiträge  aufzuerlegen. 

Die  letzte  wichtige  Stauanlage,  deren  sofortige  Ausführung  vom 
Ausschuß  vorgeschlagen  wird,  ist  die  von  Nag  Hamadi,  die,  denen 
von  Assiut  und  Esneh  gleichend,  200  000  ha  Land  von  der  Becken- 
bewässerung zur  dauernden  umwandeln  wird,  so  daß  sie  in  Zukunft 
anstatt  einer  Ernte  zwei  im  Jahr  tragen.  Die  Kosten  des  Werkes 
fallen  allein  Ägypten  zur  Last. 

Vorschläge  für  das  Becken  des  Blauen  Nils,  das  Suddgebiet  und 
darüber  hinaus  bleiben  einer  ferneren  Zukunft  Vorbehalten.  Sie 
werden  mit  der  Umwandlung  des  Albertsees  in  ein  großes  Becken 
und  mit  einem  Durchstich  von  Bor,  etwa  400  km  lang,  bis  zur  Mündung 
des  Sobat  Zusammenhängen,  um  das  Wasser  hinter  dem  Suddgebiet 
abzuleiten.  Diese  Pläne  werden  außerordentlich  umfangreiche  Er- 
wägungen in  Anspruch  nehmen. 

1916/17  konnte  Ägypten  ein  Gebiet  von  2,2  Mill.  ha  unter  Be- 
wässerung bebauen,  während  die  Bewässerung  im  Sudan  noch  in  den 
ersten  Anfängen  begriffen  ist.  Die  weitere  Entwicklung  von  Gezireh 
wird  von  dem  oberen  Stauwerk  des  Blauen  Nils  abhängen.  Je  nach 
dem  Anteil  der  Bewässerungsflächen  werden  die  Kosten  zwischen 
Ägypten  und  dem  Sudan  zu  teilen  sein.  Eger. 


Vermischtes. 


Zum  Ehrenbürger  der  Technischen  Hochschnle  Berlin  haben 
Rektor  und  Senat  der  Hochschule  auf  den  einstimmigen  Antrag  der 
Abteilung  für  Chemie  und  Hüttenkunde  den  Großindustriellen  Henry» 


Goldman  in  Neuyork  ernannt  in  Anerkennung  seiner  Verdienste, 
die  er  sich  durch  Zuwendungen  an  das  Photochemische  Laboratorium 
der  Hochschule  erworben  hat. 
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14.  Dezember  1921. 


Eiuen  Wettbewerb  fiir  Pliine  zu  einem  Kiinstlerliaus  in  Königs-  j 
borg  i.  Pr.  als  Sammelpunkt  der  geistigen  Welt  des  deutschen  Nord- 
ostens schreibt  der  Wirtschaftliche  Verband  bildender  Künstler  Nord- 
ostdeutschlands unter  seinen  Mitgliedern  und  den  in  Königsberg 
ansässigen  Architekten  aus  mit  Frist  bis  zum  1.  Februar  19 22.  Der 
Wirtschaftliche  Verband  bildender  Künstler  Nordostdeutscblands  hat 
für  diesen  Wettbewerb  5000  Mark  aufzubringen  vermocht,  die  zu 
gleichen  Teilen  an  die  fünf  besten  Arbeiten  zur  Verteilung  kommen. 

Es  ist  in  Aussicht  genommen,  einem  der  fünf  Preisträger  die  weitere 
Entwurfhearbeitung  und  Bauleitung  zu  übertragen.  Das  Preisgericht 
bilden  Maler  Julius  Freymuth,  Stadtbaurat  Glage,  Maler  Eduard 
Kado,  Stadtbaurat  Kutschke,  Regierungsbaurat  Lindemann, 
Oberbürgermeister  Dr.  Lohmeyer,  Professor  May,  Direktor  der 
Kunstgewerbeschule,  Maler  Emil  Stumpp,  Professor  Thiele,  Direktor 
der  Kunstakademie,  Stellvertreter  Bürgermeister  Dr.  Goerdeler  und 
Diplomingenieur  Schaff,  Architekt;  dazu  treten  fünf  Vertreter  der 
am  Wettbewerb  teilnehmenden  Architekten.  Die  näheren  Bedin- 
gungen sind  in  der  Geschäftstelle  des  Verbandes,  Königsberg,  Parade- 
platz 16  111  zu  haben. 

Einen  Wettbewerb  für  Entwürfe  zu  einer  ISklassigeu  städtischen 
Bezirksschule  in  Emden  schreibt  der  dortige  Magistrat  unter  den 
Architekten  der  Provinz  Hannover,  im  Freistaat  Oldenburg  und  in  den  ■ 
Hansestädten  Hamburg  und  Bremen  aus  mit  drei  Preisen  (90)0. 
G000  und  .‘3000  Mark)  und  mit  Frist  bis  zum  15.  Januar  1922.  Dem 
Preisgericht  gehören  u.  a.  an  Magistratsbaurat  de  Jonge  in  Hannover, 
Regierungs-  und  Baurat  Eggeling  bei  der  Regierung  in  Aurioh  und 
Stadtbaurat  Wenke  in  Emden.  Die  Baubedingungen  und  Lagepläne 
können  gegen  Voreinsendung  von  10  Mark  vom  Stadtbauamt  in 
Emden  bezogen  werden. 

Zum  ersten  Hannoverschen  Hochschnltag  hatten  Rektor  und 
Senat  der  Technischen  Hochschule  sowie  die  Hannoversche  Hoch- 
schulgemeinschaft die  ehemaligen  Schüler,  Freunde  und  Gönner  der 
Technischen  Hochschule  Hannover  am  2.  und  3.  Dezember  d.  J.  ein- 
geladen. Die  Tagung,  die  unter  starker  Beteiligung  der  Professoren- 
schaft, der  Behörden  und  besonders  noch  der  führenden  Männer  der 
hannoverschen  Großindustrie  stattfand,  führte  zur  endgültigen  Gründung 
der  Hannoverschen  Hochschulgemeinschaft,  Gesellschaft 
von  Freunden  und  Förderern  der  Technischen  Hochschule. 
Aufgabe  der  Hochschulgemeinschaft  ist  die  Pflege  und  Förderung  der 
Gemeinschaftsarbeit  zwischen  Wissenschaft  und  Praxis;  auch  soll  das 
Bewußtsein  der  Zusammengehörigkeit  aller  ehemaligen  Angehörigen 
der  Technischen  Hochschule  geweckt  und  gepflegt  werden.  Unter 
Fühlungnahme  mit  Industrie,  Handel,  Gewerbe,  Landwirtschaft,  Ver- 
kehrswesen und  Verwaltung  sollen  Hochschultage  mit  Vorträgen  über 
wichtige  Fragen  der  Wissenschaft  und  Praxis  veranstaltet  und  be- 
sondere Fürsorge  auf  die  Er  haltung  und  Errichtung  besonderer  Institute 
sowie  auf  die  Förderung  wissenschaftlicher  Arbeiten  verwendet  werden. 
Die  Mittel  sollen  durch  die  Beiträge  der  Mitglieder  aufgebracht 
werden,  die  für  Einzelpersonen  und  Behörden  50  Mark,  für  Firmen 
500  Mark,  für  Körperschaften  und  Vereine  2' 4)0  Mark  und  für  Mit- 
glieder des  Lehrkörpers  und  Beamte  der  Technischen  Hochschule 
30  Mark  im  Jahr  betragen  oder  durch  eine  einmalige  Zahlung  in  zehn- 
facher Höhe  abgelöst  werden  können.  Durch  eine  einmalige  Zahlung 
von  mindestens  50  000  Mark  können  Mitglieder  zu  „Förderern“  der 
Hochschulgemeinschaft  werden. 

Bereits  die  Gründungstagung  zeugte  von  dem  ernsten  Willen  zu 
positiver  Arbeit.  So  hielt  Prof.  2)r.=3rt3-  0.  Blum  einen  Vortrag 
über  „Die  Bedeutung  des  Verkehrs  lür  die  Allgemeinheit  und  lür  den 
Ingenieur“,  Prof.  Fr.  Sch  wen  d über  „Probleme  neuzeitlicher  Fertigung 
und  deren  Behandlung  an  der  Hochschule“,  Geheimer  Kommerzienrat 
®r.=3nq.  e.  h.  Ph.  Wieland  in  Ulm  (M.  d.  II.)  üe>er  „Ingenieur  in  Wirt- 
schaft und  Verwaltung“  und  Prof.  $>r.=!3ng.  e-  b.  C.  Matschoß  in  Berlin 
über  „Die  Erziehung  des  Ingenieurs  zur  Persönlichkeit“.  Alle  diese 
Vorträge  der  erfahrenen  Führer  von  Wirtschaft  und  Wissenschaft  wiesen 
auf  die  große  Bedeutung  der  Technik  und  forderten  volle  Betätigungs- 
freiheit und  führenden  Einfluß  für  den  Techniker  auf  allen  Gebieten, 
wo  er  zum  Nutzen  der  Allgemeinheit  schaffen  kann.  Von  Geschäft- 
lichem konnte  noch  mitgeteilt  werden,  daß  bereits  über  1 Mill.  Mark 
zur  Verfügung  stehen  und  zunächst  an  die  Errichtung  von  Instituten 
für  landwirtschaftliche  Maschinen,  für  Textilwissenschaft,  für  Brenn- 
stoffe usw.  gedacht  sei.  Vorträge  über  die  neuen  Anlagen  der 
Technischen  Hochschule  und  deren  Besichtigung  schlossen  den  Arbeits- 
teil des  ersten  Hochschultages,  dem  noch  eine  Reihe  von  geselligen 
Veianstaltungen  folgten. 

Die  Technische  Hochschule  in  Aachen  1870  bis  1920.  Unter 
diesem  Titel  ist  im  Aufträge  von  Rektor  und  Senat  durch  Paul  Gast 
zur  Feier  des  50jährigen  Bestehens  der  Aachener  Hochschule  eine 
Gedenkschrift  über  die  Entwicklung  der  Hochschule  herausgegeben.*) 

*)  Aachen  1921.  Gedruckt  in  der  La  Ruelleschen  Akzidenzdruckerei 
und  Lithogr.  Anstalt  (Inh.  Jos.  Deterre  u.  Sohn),  Aachen.  Zu  beziehen 


| Der  Direktor  des  Stadtarchivs’von  Aachen,’ Dr.  Huyskens,  eröffnet 
mit  der  Gründungsgeschichte  der  Rheinisch  -Westfälischen  Poly- 
technischen Schule  die  Reihe  der  Einzeldarstellungen.  Der  Verfassung 
und  Verwaltung  ge  lenkt  in  ausführlicher  Weise  der  Rektor  Professor 
Dr.  P.  Gast.  Den  Hauptteil  der  Festschrift  bildet  der  diitte  Teil,  wo 
die  einzelnen  Abteilungen  der  Hochschule  zu  Worte  kommen,  und 
zwar  Prof.  Dr.  Max  Schmid-Burgk  lür  die  Abteilung  für  Archi- 
tektur, Prof.  Nik.  Holz  für  die  Abteilung  für  Bauingenieurwesen, 
Prof.  Dr.  H.  Bon  in  für  die  Abteilung  für  Maschineningenieurwesen, 
Prof.  Dr.  J.  Bredt  und  Prof.  Dr.  W.  Borchers  lür  die  Abteilung 
für  Chemie  und  Hüttenkunde,  Prof.  Aug.  Schwemann  für  die  Ab- 
teilung für  Bergbau  und  Prof.  Dr.  W.  Seitz  für  die  Abteilung  der 
allgemeinen  Wissenschaften.  Im  letzten  großen  Abschnitt  gibt  Prof. 
Dr.  Max  Eckert  — für  eine  Festschrift  etwas  ganz  Neues  — die 
Schilderung  des  Aachener  Studenten.  Dieser  vierte  Teil  der  Fest- 
schrift „Der  Aachener  Student“  ist  als  Sonderdruck  zum  Mindest- 
preis von  20  Mark  zu  beziehen.  Das  Geld  dafür  wie  auch  der  Rein- 
gewinn aus  der  Festschrift  fließen  studentischen  Wohlfahrt einrichtungen 
der  Aachener  Hochschule  zu. 

Ausbau  vou  Wasserkräften  au  der  Fulda.  Unter  dem  Zwang 
der  Kohlennot  und  Kohlenteuerung  hat  die  preußische  Staatsregierung 
auf  dem  eingeschlagenen  Wege,  die  noch  schlummernden  Wasserkräfte 
unserer  Mittelgebirgsflüsse  für  die  Kraftstromversorgung  des  Landes 
nutzbar  zu  machen,  jetzt  einen  weiteren  Schritt  getan:  sie  hat  dem 
Landtag  einen  Gesetzentwurf  zur  Beschlußfassung  vorgelegt,  der  für 
den  Ausbau  von  Wasserkräften  an  der  unteren  Fulda  den  hohen  Betrag 
von  311  Mill.  Mark  bereitstellen  soll. 

Für  den  mittleren  Teil  des  durch  staatliche  Kraftwerke  versorgten 
Gebiets  zwischen  Bremen  und  Frankfurt,  nämlich  für  das  südliche 
Hannover  und  die  Gegend  von  Cassel,  werden  demnächst  neben  dem 
schon  seit  1914  in  Betrieb  stehenden  Kraftwerk  an  der  Edertalsperre 
die  noch  im  Bau  begriffenen  Kraftanlagen  an  der  Diemeltalsperre  und 
an  der  unteren  Werra  beim  sogenannten  „letzten  Heller“  (Jahrg.  1919 
d.  Bl.,  S.  5C3)  im  ganzen  etwa  41  Mill.  kW-Std.  jährlich  liefern; 
nach  den  bereits  vorliegenden  dringenden  Anmeldungen  auf  Kraft- 
strom zu  schließen  wird  aber,  da  auf  eine  Aushilfe  aus  den  neuen 
Mainkraftwerken  nicht  zu  rechnen  ist,  dem  Bedarf  au  elektrischem 
Strom  in  dem  genannten  Gebiet  nur  durch  Erschließung  neuer  aus- 
giebiger Kraftquellen  genügt  werden  können. 

Es  lag  nahe,  hierbei  den  linken  Quellfluß  der  Weser,  die  Fulda, 
und  besonders  ihren  Unterlauf  ins  Auge  zu  fassen;  diese  Flußstrecke 
liegt  mitten  in  dem  zu  versorgenden  Gebiet,  besitzt  ein  starkes  Gefälle 
(i  M.  1:1600),  hat  meist?  eine  schmale  Talsohle  mit  wenig  menschlichen 
Wohnstätten  und  steil  ansteigenden  Höhenrändern,  und  ihre  Wasser- 
führung wird,  allerdings  nur  von  der  Edermündung  abwärts,  in 
trockener  Zeit  durch  Speisung  aus  der  Edertalsperre  wirksam  gehoben. 
In  Betracht  kamen,  wie  schon  die  Voruntersuchung  ergab,  vorerst 
nur  zwei  Teilstrecken ; die  28  km  lange  vor  etwa  25  Jahren  für  die  Schiff- 
fahrt ausgebaute  kanalisierte  Fulda  von  Münden  bis  zum  Casseler 
Stau,  oberhalb  dieses  Staues  die  etwa  22  km  lange  Strecke  bis  gegen 
Melsungen,  von  der  die  größere  Hälfte  unterhalb  der  Edermündung 
liegt  und  an  der  künstlich  verstärkten  Kleinwasserführung  teilnimmt. 

Bei  der  genauen  Bearbeitung  der  Entwürfe  galt  als  wichtigstes 
Ziel,  möglichst  große  Stauhöhen  zu  gewinnen,  da  diese  bei  Hochwasser 
nur  ausnahmsweise  versagen.  Unterhalb  Cassel  war  es  daher  nicht 
möglich,  die  sieben  meist  mit  Nadelwebren  ausgestatteten  Gefällstufen 
der  Kanalisierung  von  nur  2 bis  3 m beizubehalten,  sie  wurden 
vielmehr  in  zwei  hohe  Gefällstufen  zusammengefaßt,  die  untere  mit 
8,7  m Gefälle  auf  dem  Radwerder  dicht  oberhalb  Mündens,  die 
obere  mit  7,9  m bei  Wahnhausen;  dabei  kommen  drei,  die  Wasser- 
kraft nur  unvollständig  ausnutzende  Triebwerke  in  Fortfall,  darunter 
die  fiskalische  Fuldamühle  in  Münden,  deren  weiterer  Ausbau  früher 
geplant  wrar  (Jahrg.  1919  d.  Bl.,  S.  563).  Die  Stauanlage  in  der  Stadt 
Cassel  und  die  dortigen  Mühlenwerke  bleiben  unberührt. 

Oberhalb  des  Casseler  Staues  bis  hinauf  zur  Edermündung 
wrerden  von  dem  vorhandenen  Gefälle,  rund  7 m,  zur  Zeit  nur  die 
untersten  2 m durch  die  städtische  Kraftanlage  bei  Neue  Mühle 
unvollkommen  benutzt.  Als  wirtschaftliche  Lösung  zur  vollen  Aus- 
nutzung ergab  sich  hier  die  Stillegung  dieses  Werkes,  Beseitigung 
des  zugehörigen  festen  Wehres  und  Errichtung  einer  neuen  Staustufe 
etwa  2 km  oberhalb  (bei  Freienhagen)  mit  der  dadurch  ermöglichten 
Stauhöhe  von  7 m. 

Schließlich  bot  sich  oberhalb  der  Edermündung  an  einer  Doppel- 
schleife des  tief  und  scharf  eingeschnittenen  Flusses  oberhalb  Gux- 
hagen eine  besonders  günstige  Gelegenheit  zur  Schaffung  einer  Kraft- 
anlage; das  Gefälle  am  Wehr  selbst  beträgt  zwar  nur  l1/a  m,  doch 


vom  Sekretariat  der  Hochschule.  Preis  geh.  150  Jt.  — Das  Werk  ist 
mit  sieben  Bildnistafeln  ausgestattet,  einem  Lageplan  der  Hochschule, 
einer  zeichnerischen  Übersicht  über  die  Zahl  der  Besucher,  die  Stärke 
des  Lehrkörpers  und  die  Höhe  der  planmäßigen  Mittel. 
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kann  das  Kraftwerk  bei  Herstellung  eines  nur  120  m langen,  eine 
Schleife  abschließenden  Triebwerkstollens  ein  Gefälle  von  9'/-j  m aus- 
nutzen, wodurch  das  Fehlen  des  Ederwassers  mindestens  teilweise 
ausgeglichen  wird. 

Im  Hinblick  auf  die  hohe  Bedeutung  der  landwirtschaftlichen 
Erzeugung  ist  bei  der  Wahl  der  Staustellen  wie  der  Stauhöhen  in 
weitgehendem  Maße  auf  die  Verminderung  oder  den  Ausgleich  der 
unvermeidlichen  Eingriffe  in  die  landwirtschaftlichen  Verhältnisse  Be- 
dacht genommen,  besonders  soll  der  Verlust  von  wertvollen  Wiesen 
durch  Aufhöhen,  Einpoldern  oder  Ersatzleistung,  etwa  aus  domänen- 
fiskalischem Besitz,  tunlichst  vermieden  werden,  auch  die  Beseitigung 
oder  Schädigung  landwirtschaftlicher  Gehöfte  ist  durch  geeignete 
Baumaßnahmen  auf  das  äußerste  eingeschränkt.  Die  stillzulegenden 
alten  Wassertriebwerke  sollen  durch  Lieferung  elektrischen  Stromes 
entschädigt  werden. 

Die  Wehre  sind  zur  Freigabe  des  nötigen  Hochwasserquerschnitts 
sämtlich  beweglich,  und  zwar  als  Walzenwehre  geplant.  An  den 
beiden  neuen  Stauanlagen  unterhalb  Cassels  sind  Schleusen  von  105  m 
Länge  und  12  m Weite  (die  alten  haben  64  zu  8,6  m)  vorgesehen,  die 
somit  bei  etwaigem  Ausbau  der  Fulda  als  Großwasserweg  die  Be- 
fahrung durch  einen  Schlepper  mit  angehängtem  1000  t-Sehiff  ge- 
statten, auch  soll  die  Möglichkeit,  sie  später  auf  225  m Nutzlänge 
auszubauen,  gewahrt  werden.  — Oberhalb  Cassels  besitzen  die  alten 
Fuldastaustufen  zwar  Schleusen  von  etwa  25  m Länge  und  4%  m 
Breite,  ein  Schiffsverkehr  besteht  jedoch  hier  zur  Zeit,  nicht  mehr. 
Gleichwohl  ist  an  der  neuen  Staustufe  Freienhagen  mit  Rücksicht  auf 
den  in  unmittelbarer  Nähe  der  Großstadt  Cassel  zu  erwartenden  ört- 
lichen Verkehr  eine  Schleuse  von  den  genannten  kleinen  Maßen  vor- 
gesehen, daneben  aber  auch  der  Raum  für  eine  etwa  später  erforder- 
liche Schleppzugschleuse  von  225  m Länge.  Dagegen  liegt  an  der 
neuen  Gefällstufe  oberhalb  Guxhagens  für  eine  Schleuse,  selbst  kleinster 
Abmessungen,  kein  Bedürfnis  vor,  doch  ist,  wie  durch  Planskizzen 
festgestellt  wurde,  die  spätere  Durchführung  eines  Großschiffahrt- 
weges auch  hier  möglich. 

Den  Anforderungen  der  Fischerei  wird  an  sämtlichen  neuen 
Wehren  durch  Anlage  von  Fischpässen  u.  dergl.  und  Aalleitern  Rech- 
nung getragen  werden.  Erwähnt  sei  noch,  daß,  wie  anzunehmen, 
die  landschaftlichen  Reize  des  Fuldatales  durch  die  geplanten  Bau- 
anlagen kaum  eine  Minderung,  eher  eine  Steigerung  erfahren  werden. 

Die  Wasserkraft  soll  an  den  unteren  drei  Staustufen  durch  je 
vier  Turbinen  ausgenutzt  werden,  die  für  eine  Wassermenge  von  zu- 
sammen 100  cbm, Stk.  eingerichtet  sind,  dagegen  geht  an  der  obersten 
Staustufe  die  Ausnutzung,  der  geringeren  Wassermenge  entsprechend, 
nur  bis  42  cbm'Sek.  Die  mittlere  jährliche  Leistung  der  vier 
Kraftwerke  beträgt  8(00  kW,  die  jährliche  Gesamterzeugung  etwa 
69  Mill.  kW-Std  Die  Kraft  wird  überall  an  die  von  der  Edertal- 
sperre ausgehende  und  nahe  gelegene  staatliche  60  000  Volt-Leitung 
abgegeben;  sie  wird  hauptsächlich  zur  Deckung  des  Grundbedarfs 
des  Versorgungsgebiets  dienen,  während  die  Bedarfspitzen  in  der 
Regel  von  den  Kraftwerken  der  Speicherbecken  an  der  Eder  und 
Diemel  zu  decken  sind. 

Die  Bauzeit  der  einzelnen  Anlagen  schwankt  zwischen  drei  und 
fünf  Jahren.  Den  Kostenermittlungen  sind  die  zu  Ende  1920  ge- 
zahlten Preise  zugrunde  gelegt;  hierbei  ergeben  sich  — bei  reichlichen 
Annahmen  für  Verzinsung,  Tilgung,  Abschreibung  und  Unterhaltung  — 
die  Gestehungskosten  des  verkauften  Stiomes  zu  36'/3  Pf  für  kW-Std. 
Für  die  Allgemeinheit  erwachsen  neben  der  sicheren  und  verhältnis- 
mäßig billigen  Versorgung  mit  Kraftstrom  noch  Vorteile  durch  die 
Verbesserung  der  Schiffahrtverhältnisse  auf  der  kanalisierten  Fulda 
(Verminderung  der  Schleusenzahl  von  sieben  auf  zwei),  durch  Still- 
legung zahlreicher  zur  Zeit  unwirtschaftlich  arbeitender  Dampf- 
kraftwerke im  Versorgungsgebiet  und  durch  jährliche  Ersparung  von 
etwa  100  000  t Kohle.  — Die  Frage,  ob  das  Reich  oder  Private  an  der 
Aufbringung  der  Kosten  zu  beteiligen  sind  und  in  welcher  Form 
dies  geschehen  soll,  ist  in  der  dem  Landtag  zugegangenen  Denkschrift 
noch  offen  gelassen.  Br. 

Die  Behebung  des  Mangels  an  Banhandwerkern  durch  Um- 
schulung von  Bauhilfsarbeitern  behandelt  ein  bemerkenswerter 
Erlaß  (Nr.  1221/32)  des  bayerischen  Ministeriums  für  soziale  Für- 
sorge. Die  Entschließung  geht  von  der  Voraussetzung  aus,  daß  der 
Mangel  an  gelernten  Bauhandwerkern  voraussichtlich  nicht  vorüber- 
gehend sein  werde.  Zur  Abmilderung  de3  Mangels  können  nach  einer 
Verordnung  des  Reichsarbeitsministers  zwecks  Umschulung  von  Bau- 
hilfsarbeitern zu  Bauhandwerkern  Mittel  der  produktiven  Erwerbslosen- 
fürsorge  zur  Verfügung  gestellt  werden.  Für  die  Umschulung  kommen 
nur  Bauhilfsarbeiter  im  Alter  von  19  bis  25  Jahren  in  Betracht  bei 
einer  Hö<  hstumschulungszeit  von  einem  Jahre  Kann  der  Umzu- 
schulende selbst  nicht  den  Kreisen  der  Erwerbslosen  entnommen  werden, 
so  muß  an  Stelle  des  Umzuschulenden  ein  anderer  Erwerbsloser  ein- 
gestellt werden.  Träger  der  Umschulung  sind  paritätisch  zusammen- 
gesetzte Ausschüsse,  die  aus  mindestens  je  zwei  unbeteiligten  Arbeit- 


gebern und  Arbeitnehmern  des  Baugewerbes  unter  dem  Vorsitz  eines 
Gemeinde-  oder  Gewerbeaufsiehtsheamten  bestehen.  Die  Ausschüsse, 
die  von  der  Gemeindevertretung  berufen  werden,  nehmen  Anträge  auf 
Unterstützung  von  Umschulungsmaßnahmen  aus  der  produktiven 
Erwerbslosen fürsorge  entgegen  und  legen  sie  nach  Prüfung  und  Begut 
achten  der  Regierung  vor.  Sie  setzen  auch  die  Höhe  des  für  den 
Einzelfall  zuzubilligenden  Zuschusses  im  Rahmen  der  in  Sammel- 
anerkennungen zur  Verfügung  gestellten  Mittel  unter  Berücksichtigung 
der  Dauer  der  einzelnen  Umschulung  fest.  Hierbei  ist  der  dem 
Arbeitgeber  zu  gewährende  Zuschuß  in  der  Regel  unter  Zugrundelegung 
einer  zwölfmonatlichen  Ausbildungszeit  mit  der  Maßgabe  festzustellen 
daß  der  Arbeitgeber  so  viele  Zwölftel  dieses  Zuschusses  erhält,  als 
die  Umschulungszeit  Monate  dauert.  Die  Ausschüsse  überwachen 
ferner  u.  a.  die  Einhaltung  der  Umschulungsverträge,  für  die  die  Spitzen - 
Organisationen  des  Landes  im  Benehmen  mit  den  Handwerkskammern 
und  Bauinnungen  Musterverträge  aufstellen:  sie  tragen  auch  dafür 

Sorge,  daß  den  Umgeschulten  rechtzeitig  Gelegenheit  zur  Ablegung 
der  Gesellenprüfung  gegeben  wird.  Durch  die  vorgenannte  Ministerial- 
entschließung werden  die  Gemeindebehörden  aufgefordert,  bei  jedem 
Arbeitsamt,  bei  dem  der  Bedarf  an  Bauhandwerkern  durch  die  örtliche 
und  zwischenörtliche  Vermittlung  nicht  gedeckt  werden  kann,  unver 
züglich  auf  Antrag  der  beteiligten  Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer 
Umschulungsausschüsse  zu  errichten. 

Die  Zeitschrift  fiir  Bauwesen  enthält  im  10.  bis  12.  Heft  des 
Jahrganges  1921  die  folgenden  Mitteilungen: 

Die  Klosteranlagen  der  Karthäuser  in  Deutschland,  mit  22  Abb.,  von 
Otto  Völckers,  Architekt  in  München. 

Der  romanische  Backsteinbau,  mit  12  Abb.,  vom  Regierungs-  und  Bau 
rat  a.  D.  Hasak  in  Berlin-Grunewall. 

Petra,  mit  6 Abb.,  von  Oskar  Reuther  in  Dresden. 

Die  Erschließung  neuer  Landgebiete  in  den  amerikanischen  Weststaaten 
durch  Bewässerung,  mit  17  Abb.,  vom  Hütteningenieur  Bruno 
Simmersbach  in  Wiesbaden. 

Die  Bauten  des  Ems-Weser-Kanals  in  der  Weserniederung  bei  Minden 
i.  W.,  mit  16  Abb.  im  Text  u.  2 Tafeln,  vom  Oberbaurat  Loebell 
in  Hannover  (Fortsetzung  aus  dem  7.  bis  9.  Heft  und  Schluß). 
Verwendung  von  Hebern  im  Schleu^enbetrieb,  mit  53  Abb.,  vom 
Regierungs-  und  Baurat  a.  D.  Grobe  f in  Berlin-Westend. 

Bandirektor  KurtMerckel  iu  Hamburg Der  am  12.  November d.  J. 
im  Alter  von  63  Jahren  unerwartet  verstorbene  Baudirektor  Kurt 
Merckel  war  1858  in  Stettin  geboren,  besuchte  die  Realschule  in  Ham- 
burg und  studierte  1876  bis  1879  an  der  Technischen  Hochschule 
Hannover  das  Bauingenieurfach.  Von  1881  an  im  Ingenieurwesen  der 
Baudeputation  Hamburg,  bei  den  umfangreichen  Zollanschlußbauten, 
beim  Umbau  der  Alsterschleuse  und  bei  den  durch  die  Choleraepidemie 
beschleunigten  Arbeiten  zur  Einrichtung  einer  zentralen  Sandfiltration 
tätig,  wurde  er  1893  zum  Bureauchef  des  Oberingenieurs  F.  Andreas 
Meyer  und  1896  zum  Bauinspektor  der  Konstruktions-  und  maschinellen 
Abteilung  ernannt.  Von  1901  ab  leitete  er  die  umfangreichen  Stamm- 
sielbauten mit  zahlreichen  Dückerversenkungen  und  Tunnelbauten, 
eine  Tätigkeit,  die  ihm  Gelegenheit  gab,  neue  Bauweisen  erfolgreich 
anzuwenden  und  sich  in  das  Gebiet  des  Kanalisationswesens  so  ein- 
zuarbeiten, daß  er  in  vielen  Fällen  als  Sachverständiger  zu  Rate  ge- 
zogen wurde;  1907  wurde  er  zum  ständigen  Vertreter  des  Ober- 
baudirektors Sperber  ernannt,  seit  1920  mit  der  Amtsbezeichnung 
Baudirektor.  In  seiner  langen  dienstlichen  Tätigkeit  hat  Merckel  an 
einer  Fülle  für  die  Entwicklung  Hamburgs  zur  Großstadt  und  Welt- 
handelsstadt bedeutsamer  baulicher  Aufgaben  mit  Erfolg  mitgearbeitet 
Aber  die  dienstliche  Tätigkeit  füllte  seinen  außerordentlich  leb- 
haften Geist  nicht  voll  aus.  Erhielt  außerdem  öff -ntliche  Vorlesungen 
über  verschiedene  Gebiete  des  Bauwesens,  veröffentlichte  ein  Werk 
über  die  Technik  des  Altertums  sowie  zahlreiche  kleinere  Weike  und 
Schriften  (z  B.  „Aus  Natur  und  Geisteswelt“:  Bilder  aus  der  Ingenieur- 
technik,  Schöpfungen  aus  der  Ingenieurtechnik  der  Neuzeit;  Beitrag 
zum  9.  Band  des  Buches  der  Erfindungen  betr.  Weltverkehr  und  seine 
Mittel),  legte  seine  Erfahrungen  im  Kaualisationswesen  in  dem  Werk 
„Die  Kanalisation  in  Hamburg“  nieder  und  betätigte  sich  für  den 
Architekten-  und  Ingenieurverein  in  Hamburg  u.  a.  als  Hauptschrift- 
steller bei  der  Herausgabe  des  Werkes  „Hamburg  und  seine  Bauten“. 
Mit  dem  Verstorbenen  ist  ein  besonders  regsamer,  tüchtiger  Fach- 
mann, eine  aufrichtige,  warmherzige  Persönlichkeit  dahingeschieden, 
dem  seine  Freunde  und  Mitarbeiter  ein  warmes  Andenken  bewahren 
werden.  — r. 


Bncherachan. 

O.  B.  Z.  Bankalender  1922,  3.  Jahrg.  Herausgegeben  von  der 
„Ostdeutschen  Bau-Zeitung“  in  Breslau.  Bearbeitet  von  M.  Preuß  u. 
O.  Stäche.  Geb.  15  J{. 

Der  neue  Jahrgang  des  Baukalenders  bringt  eine  Reihe  von  Er- 
gänzungen. die  seinen  Wert  für  den  Baufachmann  wesentlich  erhöhen. 
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Zentralblatt  der  Bauverwaltung, 


14.  Dezember  1921. 


Es  seien  besonders  hervorgehoben  die  Tabelle  für  Feiner  Breitflansch- 
träger als  Ersatz  für  die  Differdinger  Grey-Träger,  ferner  die  neue 
Gebührenordnung  des  Innungsverbandes  deutscher  Baugewerksmeister, 
die  deutschen  Bestimmungen  über  die  Abrechnung  der  Eisenbeton- 
arbeiten und  die  Berechnung  der  statisch  unbestimmten  Träger  sowie 
eine  Reihe  von  Formeln  für  den  Eisenbetonbau. 

Neu  erschienene,  hei  der  Schriftleitung  eingegangene  Bücher. 

(Alle  bei  der  Schriftleitung  eingehenden  Werke  werden  in 
diesen  Verzeichnissen  aufgeführt.  Rücksendung  der  Werke 
kann  nicht  stattfinden.) 

£u‘.=3ng.  Blum,  Otto,  G.  Schimpft f u.  2)r.=3ug-  W.  Schmidt. 
Städtebau.  Handbibliothek  für  Bauingenieure,  herausgegeben  von 
Robert  Otzen.  2.  Teil:  Eisenbahnwesen  und  Städtebau.  I.Bd.  Berlin 
1921.  Jul.  Springer.  XII  u.  478  S.  in  gr.  8°  mit  482Textabb.  Geb.  78  ./Ä. 

Sr.^ncp  Buff,  Karl  Theodor.  Werkstattbau.  Anordnung,  Ge- 
staltung und  Einrichtung  von  Werkanlagen  nach  Maßgabe  der  Betriebs- 
erfordernisse. Berlin  1921.  Jul.  Springer.  VI  u.  282  S.  in  gr.  8°  mit 
2(>7  Textabb.  u.  1 Tafel.  Geb.  125  Jt. 

Dnfonr,  Henri,  L'usure  des  turbines  hydrauliques . ses  oonsü- 
quences  et  les  moyens  d y parer.  Grenoble  1921.  Jules  Rey.  61  S. 
in  8°  mit  28  Textabb.  Geh. 

Dr.-Ing.  Eggeuschwyler,  Adolf.  Über  die  Festigkeitsberechuung 
von  Schiebetoren  und  ähnlichen  Bauwerken.  Leipzig  1921.  H.A.  Ludwig 
Degener.  148  S.  in  8°  mit  45  Abb.  Geh.  30  Jt. 

Feldhaus,  G.  Leitfaden  für  den  Unterricht  in  Mathematik  an 
Baugewerkschulen  und  verwandten  Anstalten.  4.  Autl.  Breslau  1921 
Faul  Steinke.  1 .Teil : Buchstabenrechnung  (Algebra).  VI  u.  68  S.  mit 
5 Textabb.  2.  Teil:  Raumlehre  (Planimetrie.  Trigonometrie,  Stereometrie). 
VIII  u.  164  S.  mit  285  Textabb.  Beide  Teile  in  8°.  Geb.  20  Jt. 

Festschrift  zur  Einweihung  des  Neubaues  der  Bau- 
ingenieur-Abteilung an  der  Technischen  Hochschule 
„Fridericiana",  Karlsruhe  i.  B.,  26.  November  1921.  34  S.  in 

Lex.-Form.  mit  zahlr.  Abb.  u.  6 Tafeln.  Veröffentlicht  in  der  Zeitschrift 
..Der  Bauingenieur“  1921,  22.  Heft.  Verlag  von  Jul.  Springer  in  Berlin. 

Fischer  u.  Jobst.  Ländliches  Bauwesen.  Zweite  neubearbeitete 
Auflage.  Berlin  1921.  Wilh.  Ernst  u.  Sohn.  XII  u.  236  S.  in  8° 
mit  418  Textabb.  Geh.  33  Jt. 

I)r.  Geilen,  V.  Mathematik  und  Baukunst  als  Grundlagen  abend- 
ländischer Kultur.  — Wiedergeburt  der  Mathematik  aus  dem  Geiste 
Kants.  53.  Heft  der  „Sammlung  Vieweg“.  Braunschweig  1921.  Friedr. 
Vieweg  u.  Sohn.  94  S.  in  8°.  Geh.  15  Jt. 

Handbuch  der  Ingenieurwissenschaften.  In  fünf  Teilen 
Dritter  Teil:  Der  Wasserbau.  Begründet  von  Ludwig  Franzius  (f) 
u.  Eduard  Sonne.  Herausgegeben  von  G.  Franzius,  A.  Frühling  (f), 
K.  Genzmer.  Th.  Kühn.  Fr.  Kreuter,  Th.  Rehbock,  0.  Smreker,  Ed.  Sonne 
u.  G.  de  Thierry.  Dritter  Band:  Die  Wasserversorgung  der 

Städte.  Herausgegeben  und  bearbeitet  von  S)r.=3ug.  0.  Smreker- 
Fünfte  neubearbeitete  Auflage.  Leipzig  u.  Berlin  1914.  Wilh.  Engel- 
mann. X u.  522  S.  in  gr.  8°  mit  398  Textabb..  Sachregister  u.  9 Tafeln. 
Geh.  39  .ft,  geb.  57  Jt.  . 

Handbuch  der  Kunstwissenschaft.  Begründet  von  Dr.  Fritz 
Burger,  fortgeführt  von  Dr.  A.  E.  Brinckmann  unter  Mitwirkung  zahl- 
reicher Universitätslehrer,  Museumsdirektoren  usw.  Die  Baukunst 
des  17.  und  18.  Jahrhunderts.  II.  Baukunst  des  17.  und  18.  Jahr- 
hunderts in  den  germanischen  Ländern.  Von  Dr.  Martin  Wackernagel. 
Berlin -Neubabelsberg.  Akademische  Verlagsgesellschaft  Athenaion 

m.  b.  H.  208  S.  in  4°  mit  161  Textabb.  u.  9 Kunsttafeln.  Geh. 

v.  Hanffstengel,  Georg’.  Die  Förderung  von  Massengütern. 
1.  Band:  Bau  und  Berechnung  der  stetig  arbeitenden  Förderer.  Dritte, 
umgearbeitete  und  vermehrte  Auflage.  Berlin  1921.  Jul.  Springer. 
VIII  u.  306  S.  in  gr.  8°  mit  531  Textabb.  Geb.  78  Jt. 

Heopke,  Wilhelm.  Die  Warmwasserbereitungs-  und  Versorgungs- 
anlagen. Ein  Hand-  und  Lehrbuch  für  Ingenieure,  Architekten  und 
Studierende  (Oldenbourgs  Technische  Handbibliothek,  5.  Bd.).  Zweite 
umgeänderte  und  erweiterte  Auf  läge.  München  u.  Berlin  1921.  R.  Olden- 
bourg.  XVII  u.  706  S.  in  8°  mit  411  Textabb.  Geh.  120  Jt,  geb.  loO  Jt. 

Dr.  jur.  Holstein,  Günter.  Die  Lehre  von  der  öffentlich-recht- 
lichen Eigentumsbeschränkung.  3.  Heft  der  öffentlich-rechtlichen 
Abhandlungen.  Herausgegeben  von  Dr.  Heinrich  Triepel,  Dr.  Erich 
Kaufmann  u.  Dr.  Rudolf  Smend.  Berlin  1921.  Otto  Liebmann. 
102  S.  in  8°.  Geb.  24  Jt. 

$r.  = !3ug.  Jinliolf,  K.  Taschenbuch  für  Kanalisationsingenieure 
(Taschenbuch  der  Stadtentwässerung).  Dritte  Auflage.  München  u. 
Berlin  1922.  R.  Oldenbourg.  56  S.  in  kl.  8°  mit  4 Textabb.  u.  16  Tafeln. 
Geh.  20  Jt. 

Industriefahrplan.  Kursbuch  für  Nord-,  West-  und  Mittel- 
deutschland unter  Einbeziehung  von  Süddeutschland  und  der  Schweiz. 
Winter  1921/22.  Herausgegeben  auf  Grund  amtlichen  Materials  vom 
Verkehrsverband  „Industriebezirk“.  Essen.  Verlag  der  „Wirtschaft- 
lichen Nachrichten  aus  dem  Ruhrbezirk“.  In  8°.  Mit  Karten  der 


wichtigsten  Reiseverbindungen,  Eisenbahnübersichtkarte,  Karte  des 
rheinisch-westfälischen  Industriebezirks  und  Geschäftsanzeigen.  16  Jt. 

Jahrbuch  der  Hafenbautechnischen  Gesellschaft.  3.  Bd. 

1920.  Hamburg  1921.  Boysen  u.  Maasch.  VI  u.  327  S.  in  Lex.-Form. 
mit  zahlr.  Abb.  und  Kartenbeilagen.  Geh.  80  Jt,  geb.  100  Jt. 

Jahrbuch  des  hydrographischen  Zentralbureaus  im 
Staatsamte  für  Handel  und  Gewerbe,  Industrie  und  Bauten.  2.  Jahrg.  1915 
(der  alten  Folge  23.  Jahrg.).  Wien  1920.  In  Kommission  bei 
W.  Braumüller.  In  Folio.  4 Hefte  über  die  einzelnen  Flußgebiete. 

Jahrbuch  der  Technischen  Zeitschriften-Literatur.  Aus- 
kunft über  Veröffentlichungen  in  in-  und  ausländischen  technischen 
Zeitschriften  nach  Fachgebieten,  mit  technischem  Zeitschriftenführer. 
Herausgegeben  von  Heinrich  Rieser.  Ausgabe  1915.  2.  Aufl.  Wien  IV, 
Trappelgasse  3.  Karl  Stephenson.  98  S.  in  8°.  Geh.  30  Jt. 

Meintel,  Paul,  Zürcher  Brunnen.  Titelzeichnung,  Brunnenbilder  , 
und  Buchschmuck  von  Wilhelm  Klink.  Leipzig  u.  Zürich  1921.  Greth- 
lein  u.  Ko.  171  S.  in  kl.  8°  mit  zahlreichen  Abb.  Geh. 

2) r.=3n9-  e-  h.  Melan,  Joseph.  Der  Brückenbau.  Nach  Vorträgen, 
gehalten  an  der  Deutschen  Technischen  Hochschule  in  Prag.  III.  Band, 

1.  Hälfte.  Eiserne  Brücken.  1.  Teil.  Zweite  erweiterte  Auflage. 
Leipzig  u.  Wien  1921.  Franz  Deuticke.  VIII  u.  456  S.  in  gr.  8®  mit 
517  Abb.  Geh.  V2QJt. 

Dr.  Reiuers,  Heribert.  Kölner  Kirchen.  Zweite  neubearbeitete 
Auflage.  Köln  1921.  J.  P.  Bachem.  297  S.  in  8°  mit  130  Abb.  Geh.  55  Jt., 
geb.  65  Jt. 

Dr.  Reiuers,  Heribert.  Rheinische  Baudenkmäler.  Kunst- 
denkmäler der  Rheinprovinz.  I.  Baudenkmäler.  M.  Gladbach  1921. 

B.  Kühlen,  Kunst-  u.  Verlagsanstalt.  XXIII  u.  128  S.  in  gr.  8°  mit 
160  Abb.  Geh.  45  Jt,  geb.  54  Jt. 

Schippers,  Adalbert  P.  Die  Stifterdenkmäler  der  Abteikirche 
Maria  Laach  im  13.  Jahrhundert.  8.  Heft  der  Beiträge  zur  Geschichte 
des  alten  Mönchtums  und  des  Benediktinerordens.  Herausgegeben 
von  Ildefons  Herwegen,  0.  S.  B.  Münster  i.  Westf.  1921.  Verlag  der 
Aschendorffschen  Verlagsbuchhandlung.  VI  u.  66  S.  in  gr.  8°  mit 
einem  Vorwort  des  Herausgebers  und  21  Abb.  Geh.  20  Jt,  geb.  32  Jt. 

Schmitt,  X.  Aufgaben  aus  der  technischen  Mechanik  für  den 
Schul-  und  Selbstunterricht.  I.  Bewegungslehre,  Statik  und  Festigkeits- 
lehre. (Aus  Natur  und  Geisteswelt,  55S.  Bd.)  Leipzig  u.  Berlin  1921. 

B.  G.  Teubner.  240  Aufgaben  und  Lösungen  auf  124  S.  in  kl.  S°  mit 
zahlreichen  Textabb.  Geh.  6,80  Jt,  geb.  8,80  Jt,. 

3) r.=3ng.  Stiehl,  Otto.  Der  Weg  zum  Kunstverständnis.  Eine 
Schönheitslehre  nach  der  Anschauung  des  Künstlers.  Berlin  u. 
Leipzig  1921.  Vereinigung  wissenschaftlicher  Verleger  Walter  de  Gruyter 
u.  Ko.  VIII  u.  322  S.  in  gr.  Sü  mit  353  Textabb.  Geh.  60 

Die  Technische  Hochschule  in  Aachen  1870 — 1920.  Eine 
Gedenkschrift.  Im  Aufträge  von  Rektor  und  Senat  herausgegeben 
von  Paul  Gast.  Aachen  1921.  Zu  beziehen  vom  Sekretariat  der 
Hochschule.  Mit  7 Bildnistafeln,  1 Lageplan  u.  zeichnerischen  Über- 
sichten. Geh.  150  Jt.  — Der  vierte  Abschnitt  dieser  Gedenkschrift, 

„Der  Aachener  Student“,  kann  als  Sonderdruck  zum  Mindestpreis  von 
20  Jt  bezogen  werden. 

Vater,  Richard.  Die  Maschinenelemente.  Vierte  erweiterte  Auf- 
lage, bearbeitet  von  Dr.  Fritz  Schmidt.  (Aus  Natur  und  Geisteswelt, 

301.  Bd.)  Leipzig  u.  Berlin  1921.  B.  G.  Teubner.  110  S.  in  kl.  8ri  mit 
183  Textabb.  Geh.  6,80  Jt,  geb.  8,80  Jt. 

Vierzehnter  Tag  für  Denkmalpflege.  Münster  i.  Westf. 

22.  und  23.  September  1921.  Stenographischer  Bericht.  139  S.  in  4°. 

Wilh  Ernst  u‘.  Sohn.  Geh. 

Wittig,  Haus.  Die  Geltung  der  Relativitätstheorie.  Eine  Unter- 
suchung ihrer  naturwissenschaftlichen  Bedeutung.  Berlin  1921. 
Hermann  Sack.  67  S.  in  8°.  Geh. 

Zur  Wünschelrutenfrage.  1.  Die  mit  Rutengängern  im  De- 
zember 1920  angestellten  Versuche  der  preußischen  Geologischen 
Landesanstalt.  Herausgegeben  von  der  preußischen  Geologischen 
Landesanstalt.  Berlin  1921.  20  S.  in  gr.  8°  mit  5 Textabb.  In 

Vertrieb  bei  der  preußischen  Geologischen  Landesanstalt  Berlin  N4, 
Invalidenstraße  44.  Geh.  3 Jt. 

Zeitler,  Julius.  Stilarten  der  Kunst.  55.  Bd.  der  Zellenbücherei. 
Leipzig  1922.  Dürr  u.  Weber  m.  b.  H.  80  S.  in  8°.  Geb.  8 .M. 

Neu  erschienene,  bei  der  Schriftleitung  eingegangene  Kalender. 

O.B.Z. -Polierkalender  1922.  2.  Jahrg.  Bearbeitet  von  0.  Stäche. 
Verlag  der  Ostdeutschen  Bauzeitung  in  Breslau.  Übersicht-  und  Schreib- 
kalender. 191  S.  in  kl.  8°  mit  zahlr.  Abb.  u.  16  S.  Bezugsquellenver- 
zeichnis. Geb.  12  Jt. 

Recknagels  Kalender  für  Gesundheits- Techniker.  Taschen- 
buch für  die  Anlage  von  Lüftungs-,  Zentralheizungs-  und  Bade- 
einrichtungen. Herausgegeben  von  Otto  Ginsberg.  26.  Jabrg.  1922. 
München  u.  Berlin  1922.  R.  Oldenbourg.  XVI  u.  340  S.  in  kl.  8°  mit 
70  Abb.  u.  133  Tafeln,  mit  Ubersichts-  und  Schreibkalender  sowie 
80  S.  Bezugsquellenverzeichnis.  Geb.  25  Jt. 


V erlag  von  XX  ilhelm  Ernst&Sohn,  Berlin.  — Für  den  nichtamtlichen  Teil  verantwortlich : R Bergius.  Berlin.  — Druck  der  Buchdruckerei  Gebrüder  Ernst.  Berlin. 
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INHALT:  Amtliches:  Erlaß  vom  19.  Oktober  1921,  betr.  die  Zulassung  der  Diplomingenieure,  welche  die  Diplomprüfung  an  der  Technischen  Hochschule  Danzig  abgelegt 
haben,  zur  Ausbildung  und  Prüfung  im  höheren  Baufache  in  Preußen  — Dienst-Nacnrichten.  — Nicntamthunes:  Die  neuen  Straßenbrücken  über  die  Oder  bei 
Greifenhagen  und  Mescherin  — Der  Neubau  der  Haut-  undOhrenkliniken  der  Universität  Tübingen.  — Vermischtes:  Staatsprüfungen  im  höheren  Bau- 
fache. — Verleihung  der  Würde  eines  Doktor- Ingenieurs  ehrenhalber.  — Wettbewerb  für  Entwürfe  geeigneter  Schleppwagen  für  R ider-  und  Segelboote. 
Wasserbau-  und  Binnenschiffahrt- Ausstellung  in  Essen  1922.  — Gründung  einer  Gesellschaft  von  Förderern  und  Freunden  der  Technischen  Hochschule 
Dresden.  — Englische  und  deutsche  feuerfeste  Steine.  — Bücherschau. 


Amtliche  Mitteilungen. 


Erlaß,  betreffend  die  Zulassung  der  Diplomingenieure,  welche 
die  Diplomprüfung  an  der  Technischen  Hochschale 
Danzig  abgelegt  haben,  zur  Ausbildung  und  Prüfung 
im  höheren  Baufache  in  Preußen. 

Berlin,  den  19.  Oktober  1921. 

Mit  Bezug  auf  § 1 der  Vorschriften  über  die  Ausbildung  uud 
Prüfung  für  den  Staatsdienst  im  höheren  Baufache  vom  13.  No- 
vember 1912  teilen  wir  hierdurch  mit,  daß  bis  auf  weiteres  Diplom- 
ingenieure deutscher  Reicbsangehörigkeit,  welche  die  Diplomprüfung 
an  der  Technischen  Hochschule  Danzig  abgelegt  haben,  zur  Aus- 
bildung und  Prüfung  im  höheren  Baufache  in  Preußen  zugelassen 
werden.  Auch  werden  Diplomingenieure,  welche  infolge  des  Friedens- 
vertrags die  deutsche  Reichsangehörigkeit  verloren  haben  und  Danziger 
Staatsangehörige  geworden  sind,  zur  Ausbildung  im  preußischen  Staats- 
baudienste zwecks  Ablegung  der  Staatsprüfung  zugelassen.  Über  die 
bestandene  Prüfung  erhalten  diese  ein  Zeugnis.  Dagegen  ist  ihre  Er- 
nennung zum  Regierungsbaumeister  in  Preußen  so  lange  ausgeschlossen, 
als  sie  die  deutsche  Reicbsangehörigkeit  nicht  wiedererlangt  haben. 

In  Ergänzung  der  §§  13  und  14  der  Prüfungsvorschriften  erteilen 
wir  zugleich  die  Ermächtigung,  den  Regierungsbauführern  auf  Antrag 
zu  gestatten,  die  vorgeschriebene  BeschäftigUDg  bei  einer  örtlichen 
Bauleitung  im  Bereiche  der  Freien  Stadt  Danzig  zurückzulegen,  vor- 
ausgesetzt, daß  die  Ausbildung  den  gegebenen  Vorschriften  entsprechend 
gesichert  ist.  Die  RegieruDgsbauführer  des  Hochbaufaches  sind  während 
dieser  Beschäftigung  dem  Herrn  Regierungspräsidenten  in  Marien- 
werder. diejenigen  des  Wasser-  und  Straßenbaufaches  dem  Herrn 
Regierungspräsidenten  in  Königsberg  zu  überweisen. 

Zugleich  im  Namen  des  Ministers  für  Landwirtschaft,  Domänen 
und  Forsten  — Abwicklung  Wasserbau 
Der  Finanzminister 

III.  2.  581.  Saemiscb. 


Preußen. 

Der  Regierungs-  und  Baurat  Hass  vom  Kulturbauamt  I in  Düssel- 
dorf ist  dem  Landeskulturamt  dortselbst  zur  weiteren  dienstlichen 
Verwendung  überwiesen  worden. 

Der  Privatdozent  an  der  Universität  Halle  Dr.  Georg  Prange  ist 
zum  ordentlichen  Professor  an  der  Technischen  Hochschule  Hannover 
ernannt  worden. 

Die  Staatsprüfung  haben  bestanden:  die  Regierungsbauführer 
August  Watermann  und  Otto  Dahlen  (Hochhaufach);  — Rudolf 
Gohlke  und  Hermann  Simon  (Wasser-  und  Straßenbaufach);  — Kurt 
Terstesse  und  Willi  Weinitschke  (Eisenbahn-  u.  Straßenbaufach). 

Der  Architekt  Hermann  Pflaume  in  Köln  ist  gestorben. 

Deutsches  Reich. 

Reichsschatzverwaltung.  Der  Regierungsbauassessor  Risch- 
bieter ist  vom  Reichsvermögensamt  Berlin -Zentrum  zum  Reichs- 
vermögensamt Charlottenburg  versetzt. 

Bayern. 

Die  Wahl  des  ordentlichen  Professors  für  Mathematik  an  der 
Technischen  Hochschule  München  Dr.  Georg  Fab  er  zum  ordentlichen 
Mitglied  in  der  mathematisch -physikalischen  Klasse  der  Akademie 
der  Wissenschaften  ist  vom  Staatsministerium  für  Unterricht  und 
Kultus  bestätigt. 

Württemberg. 

Der  Vorstand  des  Hochhauamts  der  Stadt  Stuttgart  Baudirektor 
Albert  Pantle  ist  gestorben. 

Hamburg. 

Der  Senat  hat  den  Oberbaurat  hei  der  zweiten  Sektion  der  Bau- 
deputation Karl  Lorenzen  zum  Baudirektor  und  den  Baurat  bei  der 
zweiten  Sektion  der  Baudeputation  Georg  William  Oskar  Wundram 
zum  Oberbaurat  ernannt. 


[Alle  Rechte  Vorbehalten] 


Nichtamtlicher  Teil. 

Schriftleiter:  Richard  Bergius  und  3)r.*3ufl.  Nonn. 


Die  neuen  Straßenbrücken  über  die  Oder  bei  Greifenhagen  nnd  Mescherin. 


Vom  Regierungs-  und  Baurat  Tü'.s^ng.  F.  Herbst  in  Berlin. 


Abb  1.  Die  alte  Jochbrücke  über  die  Ostoder  bei  Greifenhagen. 
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J-zie  beiden  1860  erbauten,  vom  Kreise  Greifenhagen  übernommenen 
Holzbrücken  von  6,2  m Nutzbreite  und  280  bezw.  150  m Länge  mit 
Schiffsdurcblaß  von  rd.  10  m Weite  über  die  Ostoder  bei  Greifenbagen 
und  die  etwa  2,5  km  entfernte  Westoder  bei  Mescherin  waren  bau- 
fällig und  bildeten  ein  großes  und  gefährliches  Hindernis  für  den  an- 
wachsenden Schiffsverkehr  und  für  die  Abführung  von  Eisgang  und 
Hochwasser,  als  in  den  Jahren  1908  bis  1910  die  Wasserbau  Verwaltung 
im  Verfolg  des  Gesetzes  vom  4.  August  1904  über  die  Verbesserung 
der  Vorflut  in  der  unteren  Oder  auch  in  diesem  Teil  der  Niederung 
den  Ausbau  der  beiden  Mündungsarme  für  eine  zusammengefaßte 
Hochwasserabführung  durchführen  mußte.  Die  Lage  und  Bauart  der 
alten  Jochbrücken  mit  den  niedrigen,  10  bis  13  m weiten  Öffnungen 
zeigen  Abb.  1 u.  2.  Der  Ausbau  zur  Abführung  der  Hochwassermengen 
von  1600  bezw.  900  cbm,  für  die  Schiffahrt  und  für  den  sicheren,  ge- 
fahrlosen Eisabgang  erforderte  die  Vertiefung  der  Sohle  auf  rd.  7 m 
unter  Entwurfs-Hochwasser  (von  +0,98  m N.N.  auf  — 6 m N.N.)  und 
Sohlenbreiten  von  140  und  90  m und  durfte  unter  keinen  Umständen 
die  vielen  flachgegründeten  Einbauten  wie  die  alten  Jochbrücken 
bestehen  lassen. 

Die  Staatsbauverwaltung,  vertreten  durch  den  Regierungspräsi- 
denten in  Stettin  und  das  Oderbauamt  in  Greifenhagen,  mußte  des- 
halb von  dem  Kreisaussohusse  Greifenhagen  als  wegebaupflichtigen 
Eigentümer  einen  den  öffentlichen  Interessen  entsprechenden  Neubau 
beider  Brücken  als  feste  Bauwerke  mit  ausreichend  weiten  und  hohen 
Öffnungen  und  tief  gegründeten  Pfeilern  fordern. 

Nach  langen  Verhandlungen  über  die  Kostenfrage  des  Unter- 
nehmens mit  dem  wenig  leistungsfähigen  Kreise,  der  höchstens 
250  000  Mark  beitragen  wollte,  wurde  schließlich  im  Februar  1911  ein 
Vertrag  geschlossen,  nach  dem  der  Kreis  als  Bauherr  den  vom  Oder- 
bauamt zunächst  zu  900  000  bis  850  000  Mark  veranschlagten,  von  ihm 
selbst  früher  auf  1 200  000  Mark  eingeschätzten  Neubau  beider  Brücken 
mit  einem  festen  Staatszuschuß  von  600  000  Mark  nach  den  Entwürfen 
und  Baumaßnahmen,  sowie  unter  Aufsicht  der  Staaatsbauverwaltung 
in  der  Zeit  vom  1.  März  1911  bis  zum  31.  Dezember  1913  sachgemäß 
ausführen  und  die  neuen  Brücken  dauernd  unterhalten  sollte.  Mit 
der  weiteren  Entwurfausarbeitung  und  Bauausführung  betraute  der 
Kreis  den  Vorstand  des  aufsichtführenden  Oderbauamts  und  den  aus 
dem  Staatsdienst  für  den  Bau  beurlaubten  Verfasser,  der  bereits  die 
Entwürfe  auf  dem  Oderbauamt  bearbeitet  hatte.  Für  den  Neubau 
wurde  ein  besonderes  Brückenbauamt  eingerichtet. 

Für  die  Sonderbearbeitung  der  Entwürfe  war  folgendes  als  grund- 
legend zu  betrachten: 

1.  Die  Pläne  der  Oderregulierung  für  Weiten,  Tiefen  und  Wasser- 
stände von  Ost-  und  Westoder,  sowie  H.  H.  W.  vom  6.  April  1888 
+ 2,36  m N.N.  und  N.N.  W.  —0,54  m N.N. 

2.  Die  Lage  der  neuen  Brücken  im  Zuge  der  bestehenden  Straßen- 
züge, unter  Beibehaltung  der  alten  Bauwerke  als  Notbrücken  für  den 
Neubau,  normal  zum  Strom  zwischen  den  festen  bebauten  Ufern  und 
den  neuen  Regulierungslinien,  in  Gesamtlängen  von  246  bezw.  132  m, 
bemessen  nach  Vorflut  des  Stroms  und  Sparsamkeitrücksicht  bei  10 
bezw.  6,20  m Brückenbahnbreite,  einer  Rampenkrone  von  8 bis  10  m 
Breite  und  1 : 27  Höchstneigung,  Geländehöhe  von  rd.  + 0,5  bis  + 2 m 
N.N.  (Mescheriner  Damm  etwa  + 1 m N.  N.),  Rampenköpfe  + 4,5  bezw. 
H 5,75  m N.N. 

3.  Der  Untergrund  an  den  Brückenbaustellen  bestand  aus  Humus- 
boden, Moor,  Torf,  Schlick,  feinem  und  grobem  Sand,  aus  Schutt, 
Holzlagen,  Pfahlstümpfen,  Steinschotter,  Geschiebemergel,  festem  und 
weichem  Ton,  Kreide  und  Steinlagen. 

4.  Für  Vorflut,  Schiffahrt  und  Eisgang  Wahl  weniger  weitgespannter 
Öffnungen  mit  einer  Lichthöhe  von  4 m über  H.H.W.  auf  mindestens 
20  m Ausdehnung,  sowie  Anordnung  weniger  und  fester,  mindestens 
4 m unter  Ausbausohle  (—  6 m N.N.)  gegründeter  Pfeiler. 

5.  Steinpflasterbahnen  für  den  Landverkehr  bei  einer  Verkehrs- 
belastung mit  Menschengedränge  von  400  kg/qm  und  mit  einem 
Wagen  von  12  t bei  einer  Neigung  von  etwa  1 : 40. 

6.  Äußerste  Einschränkung  der  Bauhöhe  wegen  der  niedrigen 
Lage  des  Straßenzuges  im  Hinblick  auf  Land-  und  Wasserverkehr; 

7.  äußerste  Einschränkung  der  Kosten  für  Neubau  und  Unter- 
haltung mit  Rücksicht  auf  die  beschränkte  Leistungsfähigkeit  des 
Kreises ; 

8.  möglichst  Wahl  von  festen  Brücken,  da  eine  Ausdehnung  des 
Seeverkehrs  über  Greifenhagen  hinaus  nicht  notwendig  und  wegen 
der  kleinen  Zahl  von  Seglern  und  Dampfern  bei  dem  vorherrschenden 
Schleppverkehr  das  Legen  von  Masten  und  Schornsteinen  angängig 
erschien;  schließlich 

9.  die  Forderung  der  Oderregulierung,  auf  der  Ostoder  große 
Baggergeräte  der  Wasserbauverwaltung  von  13,5  m Höhe,  9 m unterer 
und  6 m oberer  Breite  für  die  Baggerarbeiten  oberhalb  Greifenhageus 
ohne  Umbau  mehrere  Male  im  Jahre  stromauf  uncl  stromab  durch- 
führen zu  können. 

Von  vornherein  war  geplant,  beide  Brücken  möglichst  in  gleich- 
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Abb.  2.  Ubersichtsplan. 


artiger  Bauweise 
hintereinander 
von  denselben 
Unternehmern 
ausführen  zu 
lassen , um  an 
Geld  und  Zeit 
zu  sparen. 

Die  gestell- 
ten Bedingungen 
schienen  durch 
die  Anlage  bei- 
der Brücken  mit 
Eisenüberbau 
auf  massiven 
Pfeilern  erfüllt 
und  die  Haupt- 
arbeiten und  Lie- 
ferungen wur- 
den nach  einer 
Pfeilerbauten  an 


öffentlichen  Ausschreibung  wie  folgt  vergeben:  die 
die  A.-G.  Dyckerhoff  u.  Widmann  in  Dresden;  die  Überbauten  an  die 
A.-G.  Hein,  Lehmann  u.  Ko.  in  Berlin;  die  Notbrücken  und  Notdurch- 
lässe an  den  Zimmermeister  H.  Schmidt  in  Stettin;  die  Lieferung  der 
Klein-  und  Großpflastersteine  für  Überbau  und  Rampen  an  die  Granit 
werke  von  N.  Schall  in  Breslau;  die  Lieferung  der  Bordschwellen  und 
Bordsteine  von  Überbau  und  Rampen  an  die  Granitwerke  von  Weiß 
u.  Heiderich  in  Striegau  in  Schlesien. 


Die  Greifenhagener  Brücke. 

Für  die  Gestaltung  der  Greifenhagener  Brücke  (vgl.  a.  1913  d.  Bl.. 
S.  120)  war  die  eigenartige  Forderung  unter  Ziffer  9 (Baggerdurchlaß 
ausschlaggebend.  Da  die  großen  Bagger  und  Spülgeräte  rd.  13.5  m 
über  Wasser  liegen,  anderseits  die  feste  Brückenbahn  bei  der  Wider 
lagerhöhe  von  +4,5m  N.N.  und  der  Fahrbahnneigung  1:40  in  der 
Strommitte  bei  1 m Konstruktionshöhe  mit  ihrer  Unterkante  höchstens 
6,35  m über  dem  Sommermittelwasser  (+0,16  m N.N.)  zu  liegen 
kam,  so  konnte  eine  Beweglichkeit  in  dem  neuen  Bauwerk  nicht 
umgangen  werden.  Der  entsprechende  Durchlaß  mußte  für  die  freie 
Durchführung  der  Geräte  mindestens  12  m und  bei  Berücksichtigung 
des  Schiffsverkehrs,  dem  Wunsch  der  Beteiligten  entsprechend,  min- 
destens 15  m weit  bemessen  werden.  Eine  solche  bewegliche  Brücke 
üblicher  Bauart,  etwa  ähnlich  den  benachbarten  Klappbrücken  Stettins, 
hätte  aber  bei  der  großen  Stärke  und  Tiefe  der  Klappenpfeiler,  bei 
dem  Umfang  aller  beweglichen  Einrichtungen  und  ihres  Antriebs  mit 
zwei  Mann,  sowie  bei  dem  großen  Eisengewicht  der  anschließenden 
weitgespannten  Überbauten  (ein  Durchlaß  in  der  Mitte  oder  am  Ufer 
mit  zwei  anschließenden  großen  Überbauten  von  je  115  bis  120  m 
Weite)  einen  Geldaufwand  für  Neubau,  Unterhaltung  und  Betrieb  ver- 
langt, der  zur  Seltenheit  der  Benutzung  in  einem  sehr  unwirtschaft- 
lichen Verhältnis  gestanden  hätte,  vor  allem  aber  bei  seiner  Verpflich 
tung  zur  Übernahme  allerden  festen  Staatszuschuß  von  600  000  Mark 
überschießenden  Kosten  dem  Kreise  unter  keinen  Umständen  zu- 
gemutet werden  durfte. 

Nach  vielfachen  Untersuchungen  wurde,  unter  äußerster  Aus 
nutzung  des  Eisenwerks  nach  Gelenkträger-System,  eine  Brückenanlage 
mit  drei  Öffnungen  gewählt,  bei  welcher  der  Eisenüberbau  in  Brücken- 
mitte einen  schwebenden  Durchlaß  besonderer  Bauart  — ohne  die 
übliche  feste  Pfeilerunterstützung  — gestattete  und  durch  die  fließende 
Linienführung  des  Eisenwerks  — ohne  Zutaten  irgendwelcher  Stein- 
architektur — ein  möglichst  ruhiger  und  geschlossener  Gesamteindruck 
angestrebt  wurde.  Für  den  Unterbau  wurde  eine  Bauweise  in  Stampf- 
beton mit  Granitverkleidung,  bei  den  Landpfeilern  eine  Pfahlrostgrün- 
dung, bei  den  Strompfeilern  wegen  der  Unsicherheit  des  Baugrundes 
eine  Luftdruckgründung  mit  Eisenbeton -Senkkasten  vorgesehen. 

Der  Entwurf  für  die  Gesamtanlage  der  ganzen  Brücke,  wie  er  die 
Genehmigung  des  Ministeriums  und  der  Regierung  erhielt,  erhellt  aus 
Abb.  3 bis  6.  Neuartig  und  eigentümlich  an  dem  Bauwerk  sind  die 
Form  des  Überbaues,  die  Einrichtung  eines  Baggerdurchlasses  als 
schwebende  Klappbrücke  und  die  Verwendung  von  Eisenbeton 
Senkkasten  bei  der  Gründung,  die  nach  dem  Entwurf  des  Unternehmers 
seinerzeit  hier  in  Deutschland  zum  ersten  Male  für  die  Preßluft- 
gründung ausgeführt  wurden. 

Der  schlanke  und  leichtgegliederte,  auf  einem  festen  und  drei 
beweglichen  Lagern  gestützte  Überbau  überspannt  eine  Mittelöffnung 
von  103,272  m und  zwei  Seitenöffnungen  von  je  71,364  m Stützweite. 
Die  vom  Widerlager  + 4,50  m N.N.  in  der  Neigung  1 : 38  ansteigende 
Fahrbahn  erhebt  sich  in  der  Mitte  7,52  m über  N.N. 

Die  flußeisernen  Hauptträger  sind  für  eine  Belastung  mit  Menschen 
gedräuge  von  400  kg  qm  mit  einer  zulässigen  Spannung  von  1200 
bis  1400  kg  qcm.  nach  genauer  Feststellung  des  Eigengewichts,  als 
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Abb.  8.  Straßenbrücke  über  die  Ostoder  bei  Greifenhagen. 
Gesamtanordnung  des  Baggerdurchlasses. 


geschlossen  durchgehende,  statisch  bestimmte  Gelenkträger  möglichst 
sparsam  entworfen  worden.  Die  10  m breite  Brückenbahn , deren 
Anordnung  Abb.  3 u.  4 zeigen,  ist  in  den  Seitenöffnungen  zwischen 
den  Hauptträgern  fest  eingespannt,  in  der  Hauptöffnung  an  Hänge- 
pfosten angehängt.  Die  Fahrbahn  ist  5 m breit,  zum  Begegnen  zweier 
Fuhrwerke  ausreichend,  und  mit  Kleinpflaster  auf  Beton  über  Belag- 
eisen abgedeckt;  die  Gehwege  sind  je  1,5  m breit  und  mit  Gußasphalt 
über  derselben  Unterlage  befestigt. 

Der  Durchlaß  im  Überbau,  der  dem  großen  Baggergerät  die 
* Durchführung,  ohne  Führung  durch  Dalben  oder  Leitwerke  im  Strom, 
nur  mit  Bedienung  der  Baggermannschaft  gestatten  soll,  ist  durch  eine 
bewegliche  Einrichtung  der  festen  Fahrbahn  zwischen  den  mittelsten 
Hängepfosten  in  Form  einer  aufziehbaren,  einflligligen,  ebenfalls  IQ  m 
breiten  Klappe  ermöglicht  worden;  er  macht  einen  Raum  von  7 m 
Lichtweite  und  rd.  15  m Lichthöhe  über  dem  höchsten  Hochwasser 
frei.  Die  rd.  17  t schwere,  in  der  Fahrbahn  mit  Hanfseilmatten  auf 
Eichenbohlen  abgedeckte,  zwischen  den  mittelsten  querversteiften 
Portalständern  von  8,12  m Achsabstand  gelagerte  Klappe  wurde  einer 
Hubtafel  mit  Gewichtausgleich  vorgezogen;  sie  kann  mit  Hand,  durch 
selbsthemmendes  Schneckentriebwerk  und  zwei  Gliederketten  für  je 


rd.  12  t Zug,  ohne 
Gegengewichte,  in 
etwa  50  Minuten 
mit  zehn  Mann  bis 
in  die  senkrechte 
Stellung  hochgezo- 
gen und  ebenso 
wieder  abgelassen 
werden.  Die  Ketten- 
nachzug  Vorrichtung 
wurde  bei  der 
Durcharbeitung  des  1 
Betriebs  von  der 
Unternehmung  vor- 
geschlagen. Wegen 
Unterbrechung  des 
Fahrbahn  - Längsverbandes 
sind  neben  dem  Durchlaß 
starke  Querportale  eingefügt, 
die  die  Seitenkräfte  von 
unten  nach  oben  übertragen 
können.  Die  Konstruktion 
des  Durchlasses  nebst  An- 
trieb zeigen  die  Abb.  7,  8 u.  9, 
die  weitere  Erläuterungen  er- 
übrigen. 

Die  Gründung  und  den 
Aufbau  der  vier  Pfeiler,  die 
vom  Überbau  nur  senkrechte 
Drücke  erfahren,  erläutern  die  Abb.  10  bis  14. 


Ansicht. 


I Sl  Schneckenrad 


q Grundriß. 

Abb.  9.  Straßenbrücke  über  die  Ost- 
oder  bei  Greifenhagen.  Der  Antrieb 
der  Klappe  im  Baggerdurchlaß. 


Eigenartig  an  dem  tiefgehenden  und  bis  zur  Fäulnisgrenze  hiuauf- 
reichenden.  einen  Bohlrost  tragenden  Pfahlrost  der  Landpfeiler  sind 
die  aus  schräggerichteten  Zug-  und  Druckpfählen  gebildeten  Böcke, 
die  mit  dem  durchgehenden  Bockholm  und  dem  in  den  Massivkörper 
eingreifenden  und  die  Pfahlköpfe  verbindenden  Gerippe  von  Doppel- 
zangen und  Längsholmen  den  Erdschub  von  80  t so  aufnehmen 
sollen,  daß  auf  die  zum  Teil  10  m langen  Kiefernpfähle  nur  Achsial- 
kräfte wirken. 

Die  beiden  oben  bis  auf  2,50  m Breite  verjüngten  Strompfeiler 
sind  50  cm  über  H.  H.W.,  also  bis  -j-  2,85  m N.  N.  hochgeführt  und 


fertig  ver-  vor  dem  Verschneiden 
zimmert  der  Pfähle 


Abb.  10  u.  11.  Straßenbrücke  überj  die  Ost- 
oder bei  Greifenhagen.  Der  linke  Landpfeiler. 


Granitvorsatzbeton 


Granitquader 


Beton 


_! - N.N  

; r ' 

laU  a Granit 

" T i -,s 


Beton- 

Kunststein 

V4:4 


m 

WjjMyy 


•»--‘V 


Feiner  Sand 
mit 

Beimengungen 


! 

Stampfbeton.  1^4:6 
1 


\ Fullbeton  1;5:  S: 


Scharfer 

Sand 


. • VV-  ■ 

Beton  1:3:3/ 


mit  Eiseneinlage 


Abb.  12.  Schnitt  a — b. 


Eisengerippe 
des  Senkkastens 


Eisenbewehrung 
des  Senkkastengewdlbes. 


Abb414.  Wagrechter  Schnitt. 
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Abb.  13.  Querschnitt. 

Abb.  12  bis  14.  Straßenbrücke  über  die 
Ostoder  bei  Greifenhagen.  Der  linke 
Strompfeiler. 

zur  Sicherheit  gegen  Auskolkungen 
mindestens  4 m tief  unter  der  Ausbau- 
sohle der  Oder,  also  auf  — 10  m N.  N. 
gegründet,  wo  dem  scharfen  Sande 
oder  der  anstehenden  Kreide  eine 
Belastung  von  4 bis  5 kg/qcm  zu- 
getraut ist. 

Besonders  beachtenswert  ist  die 
von  der  Unternehmung  entworfene 
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Zentralblatt  der  Bauverwaltung. 


Bauart  der  Eisenbeton  - Luftglocke,  in  der  für  die  Erdarbeit  zur 
Absenkung  unter  Luftdruck  eine  freie  Höbe  von  2,5  m verfügbar 
sein  tnußte.  Sie  besteht  aus  einer  der  Pfeilerform  entsprechenden, 
aus  Zementbeton  1 : 3 : 3 hergestellten  Wand  von  20  bis  30  cm 
Stärke  und  einem  dazwischen  eingespannten,  vorn  und  hinten 
mit  Viertelkugeln  abgeschlossenen,  den  eigentlichen  Arbeitsraum 
begrenzenden  Tonnengewölbe  von  2,3  bis  2,6  m Halbmesser  und 
10  bis  15  cm  Stärke.  Beide  Teile  — Wand  und  Decke  — sind  in 
festem  und  einheitlichem  Gefüge  auf  einer  kräftigen,  ganz  herum- 
laufenden Eisenschneide  gestützt.  In  den  beiden  mit  Anzug  1 : 20 
versehenen  Seitenwänden  steilen  auf  der  Schneide  in  4,8  m Entfernung 
sechs  gegeneinander  versteifte  und  die  Eisenzugbänder  des  Gewölbes 
haltende,  kräftige  Eisenbauptpfosten,  an  deren  Köpfen  mit  großen 
Muttern  die  9 cm  starken,  für  85  t Last  berechneten  Stahlspindeln 
zum  Aufhängen,  Ablassen  und  Führen  des  Pfeilers  angreifen.  Das 
dünnwandige  Tonnengewölbe,  das  im  Scheitel  auch  den  Luftschleusen  - 
schachtfuß  trägt,  ist  durch  ein  kreuzweise  und  strahlenförmig  ange 
ordnetes  Rundeisennetz  sorgfältig  verspannt,  und  die  Schneide  mit  der 
aufstehenden  Außenwand  an  den  sechs  Pfosten  mit  besonderen  Rund- 
eisen aufgehängt. 

Über  dem  3 m hohen  Senkkasten  ist  als  Fortsetzung  der  Außenwand 
eine  der  Pfeilerform  sich  anpassende  Eisenbetonhaut  von  1,5  m Höhe 
und  10  bis  15  cm  Stärke  angeschlossen,  die  die  Möglichkeit  bietet, 
die  Pfeiler  bis  etwa  4 m unter  Wasser  abzulassen  und  dabei  unter 
Benutzung  des  Auftriebs  zur  Erleichterung  der  Spindeln  den  von  der 
Außenhaut  umschlossenen  Hohlraum  mit  Magerbeton  zu  füllen. 

Die  Bauweise  des  Senkkastens  in  Eisenbeton  hat  gegenüber  anderen 
Ausführungen  folgende  Vorzüge  bewiesen,  die  für  die  Wahl  ent- 
scheidend waren. 

Der  Eisenbeton  ist  nicht  nur  wie  Holz  und  Eisen  für  die 
Versenkarbeit  geeignet,  sondern  er  bildet  mit  dem  Pfeilermauerwerk 


eine  einheitliche  Masse,  d.  h.  einen  dem  Massivbau  sich  an  passenden 
Bauteil. 

Der  Senkkasten  läßt  sich  an  Ort  und  Stelle  aus  Kinzelbaustoffen 
Zement,  Sand,  Kies  und  Eisen  — , die  einfach  zu  beschaffen  und 
zu  verbauen  sind,  schnell  herstellon,  im  Gegensatz  zum  Eisensenk 
kästen,  dessen  Teile  meist  in  der  Eisenwerkstätte  hergestellt  und  zur 
Montagestelle  am  Flusse  befördert  werden  müssen. 

Der  Senkkasten  läßt  sich  dementsprechend  auf  dem  eigentlichen 
Gerüst  des  Pfeilers  versenkbereit  aufbauen;  Schalung,  Bewehrung  und 
Betonierung  erfordern  selbst  bei  großen  Abmessungen  höchstens  zwei 
bis  drei  Wochen  und  dann  weitere  drei  bis  vier  Wochen  Abbindezeit. 

Der  Eisenbetonsenkkasten  ist  auch  wirtschaftlich  dem  Eisensenk 
kästen  überlegen,  zumal  die  Einheit  preise  Tür  Betoneisen  im  allgemeinen 
geringer  sind  als  für  Eisenkonstruktionen. 

Das  Gewicht  des  Eisenbetonsenkkastens,  das  für  die  Bauweise 
des  Versenkgerüstes  und  die  Zahl  und  Stärke  der  Spindeln  bestimmend 
ist,  ist  nicht  größer  als  das  der  Senkkästen  anderer  Bauweisen. 

Als  ein  Hauptvorzug  des  Eisenbetonsenkkastens,  der  als  ein  in 
sich  geschlossener,  in  einem  Stück  gegossener  Hohlkörper  hergestellt 
wird,  ist  gegenüber  den  zusammengesetzten  Konstruktionen  die 
Steifigkeit  und  Widerstandsfähigkeit  anzusehen,  die  bei  einseitigen 
und  unerwarteten  Beanspruchungen  durch  Hindernisse  im  Untergrund 
von  besonderer  Bedeutung  sind. 

Die  gewölbte  Form  des  Hohlkörpers,  die  der  mit  senkrechten  Wänden 
und  scheitrechter  Decke  vorgezogen  wurde,  bietet  einen  sehr  bequemen 
Arbeitsraum,  in  dem  durch  die  Gewölbebildung  an  der  wichtigen 
Schneide  eine  sichere  Zugänglichkeit  beim  Absenken  gewahrt  bleibt. 

Den  weiteren  Aufbau  der  Pfeiler  über  dem  untersten  Eisenbeton 
teil  in  Stampfbeton  mit  den  ausbetonierten  Sparräumen,  der  Beton- 
kunststein- und  Granitstein-Verkleidung  sowie  mit  der  Abdeckung  und 
den  Auflagersteinen  zeigen  die  Abbildungen.  (Fortsetzung  folgt,  i 


Der  Neubau  der  Haut-  und  Ohrenkliniken  der  Universität  Tübingen. 

Architekt:  Baudirektor  A.  v.  Beger  f. 

Der  mit  größeren  zeitlichen  Unterbrechungen  während  der  Kriegs- 
jahre ausgeführte  und  1919  in  Betrieb  genommene  Neubau  der  Haut- 
und  Ohrenkliniken  in  Tübingen  ist  das  letzte 


Werk  des  kürzlich  verstorbenen  Baudirektors 
Albert  v.  Beger.  In  ihm  hat  die  württem 
bergische  Staatsfinanzverwaltung  einen  Bau- 
beamten verloren,  der  jahrzehntelang  an 
erster  Stelle  wirkte  und  sich  um  das  staat- 
liche Bauwesen  Württembergs  große  Ver- 
dienste erworben  hat.  Es  geziemt  sich, 
mit  einer  Besprechung  seiner  letzten  Neu 
Schöpfung  nochmal  sein  ganzes  Lebenswerk 
kurz  zusammenzufasseu  und  mit  seinem 
Bilde  dauernd  festzuhalten. 

Begers  Leben  war  ein  von  seltener 
Arbeitslust  und  bewundernswerter  Leistungs- 
fähigkeit getragenes  ruheloses  Schaffen.  Seine 
Laufbahn  als  württembergischer  Staatsbau- 
beamter ließ  ihn  nur  kurze  Zeit  im  Außen- 
dienst als  Vorstand  der  Bezirksbauämter 
Gmünd  und  Ulm  tätig  sein,  bis  er  als  hoch- 
bautechnischer Berichterstatter  in  die  da- 
malige Domänendirektion,  die  spätere  Bau- 
und  Bergdirektion  und  jetzige  Bauabteilung 
des  Finanzministeriums  berufen  wurde,  wo 
sich  ihm  ein  weites  Feld  künstlerischer  und 
verwaltungstechnischer  Arbeit  auftat.  Reiches 
Wissen  und  Können,  eine  äußerst  gewandte 
Schreibweise  und  hohes  diplomatisches  Ge- 
schick waren  Vorzüge,  die  ihn  fast  unüber- 
windliche Schwierigkeiten  oft  scheinbar 
spielend  bezwingen  ließen.  Im  persönlichen 
und  schriftlichen  Verkehr  hat  Beger  stets  eine  außerordentlich  ver- 
bindliche Art  gewahrt.  Den  Bauämtern  des  Außendienstes  gegenüber 
ist  dies  ehedem  nicht  immer  üblich  gewesen,  und  man  wußte  daher 
den  neuen  guten  Ton,  der  zur  Hebung  der  Arbeitsfreudigkeit  un- 
gemein  viel  beitrug,  um  so  höher  zu  schätzen.  Allen  Untergebenen 
war  Beger  ein  nachsichtiger  und  hilfsbereiter  Vorgesetzter,  der  ihre 
Interessen  mit  einer  weitgehenden  eigenen  Verantwortlichkeit  vertrat, 
die  zu  übernehmen  für  ihn  nicht  immer  leicht  war. 

Die  gründliche  Arbeit,  die  Beger  in  verwaltungstechnischem  Sinne 
geleistet  hat  und  die  für  die  Tätigkeit  späterer  Generationen  von  Bau- 
beamten noch  eine  sichere  Grundlage  bilden  wird,  sei  hier  nur  flüchtig 
gestreift.  Auch  was  Baudirektor  v.  Beger  als  Architekt  geschaffen  hat, 
kann  hier  erschöpfend  nicht  aufgeführt  werden.  Ein  Stürmer  und 
Bahnbrecher  auf  dem  Gebiete  der  Architektur  war  Beger  nicht.  Die 


Baudirektor  A.  v.  Beger  f 


staatliche  Bauweise  wäre  auch  für  selbstschöpferische  Versuche  mit 
neu  erdachten,  nicht  wohlerprobten  Bauformen  ein  zu  ungeeigneter 
Boden  gewesen.  Aber  er  verstand  es,  mit 
bedächtigem  Schritte  der  Fortentwicklung 
unserer  Baukunst  zu  folgen.  Schon  durch 
seine  jahrzehntelange  amtliche  Tätigkeit  bei 
den  Staatsprüfungen  der  akademischen  Hoch 
bautechniker  blieb  er  dauernd  in  bester 
Fühlung  mit  der  wechselnden  Architektur- 
auffassung, wie  sie  von  der  Technischen  Hoch- 
schule Stuttgart  jeweils  vertreten  wurde. 
Und  so  spricht  aus  fast  allen,  über  das 
ganze  Land  verteilten  Bauwerken  Begers 
der  Zeitgeist  ihrer  Entstehung.  Was  uns 
an  ihnen  zum  Teil  nicht  mehr  zu  gefallen 
vermag,  ist  keineswegs  einem  Mangel  an 
Kunstvermögen  ihres  Schöpfers  zuzuschrei- 
ben, sondern  lediglich  dem  Einfluß  der 
damals  geltenden  und  unserem  heutigen  Ge 
schmack  fremd  gewordenen  Kunstanschau 
ungen.  Bezüglich  der  Grundrißgestaltung, 
der  inneren  technischen  Einrichtung  und 
praktischen  Ausführung  sind  aber  fast  alle 
Schöpfungen  Begers  bis  auf  den  heutigen 
Tag  zweckmäßig  und  mustergültig  geblieben, 
und  dies  bedeutet  letzten  Endes  doch  die 
Erfüllung  einer  sehr  wichtigen  Forderung, 
die  an  Staatsgebäude  zu  stellen  ist. 

Von  den  Neubauten  Begers  müssen  einzeln 
ungenannt  bleiben  alle  die  vielen  Dienst- 
gebäude für  Oberämter,  Forstämter,  Kameral- 
ämter,  Amtsgerichte,  die  Pfarrhäuser  und 
Forstwartgebäude,  die  Beamtenwohnhäuser  usw.  Als  Beispiel  seiner 
Betätigung  auf  dem  Gebiete  der  Wohnungsfürsorge  sei  an  die  Arbeiter- 
siedlung der  Saline  Wilhelmshall  erinnert  (1912  d.  Bl.,  S.  425).  Seine 
Seminarneubauten  in  Backnang,  Rottweil  und  Heilbronn  werden  bau 
geschichtlich  hochbedeutsame  Zeugnisse  dafür  bleiben , in  welch  groß- 
zügiger Weise  Württemberg  für  seine  lieranwacbsende  Lehrerschaft 
Unterrichtstätten  geschaffen  hat,  wie  sie  besser  kaum  anderswo  zu 
finden  sind  (1910  d.  Bl.,  S.  142;  1913,  S.  369  u.  377).  Unter  den  Stutt- 
garter Bauwerken  Begers  seien  hervorgehoben  das  Hauptsteuergebäude 
und  das  in  Gemeinschaft  mit  Regierungsbaumeister  R.  Dollinger  ge- 
schaffene Dienstgebäude  der  Domänen-  und  Forstdirektion,  das  für 
alle  Zeiten  ein  vorbildliches  Bureaugebäude  bleiben  und  dem  Platze 
der  Stuttgarter  Garnisonkirche  dauernd  zur  Zierde  gereichen  wird 
(1905  d.  Bl,,  S.  221). 


Wohl  den  größten  Teil  seiner  Arbeit  als  Architekt  hat  Beger  der 
Universität  Tübingen  geleistet.  Die  hohe  Entwicklung,  welche  die 
dortigen  wissenschaftlichen  Institute  in  den  letzten  Jahrzehnten  ge- 
nommen haben,  bleibt  mit  dem  Namen  Begers  aufs  engste  verknüpft, 
war  doch  er  es,  der  diesen  Instituten  die  Mehrzahl  aller  Räume  um- 
gebaut, erweitert  oder  neu  geschaffen  hat.  Von  den  Neubauten  seien 
nur  die  bedeutendsten  namentlich  aufgeführt,  und  zwar  die  des 
Zoologisch  - Mineralogischen  Instituts  1900  bis  1902,  des  Chemischen 
Instituts  1903  bis  1907,  der  Medizinischen  Klinik  1904  bis  1907,  der 
Augenklinik  190G  bis  1909  (1910  d.  Bl.,  S.  653)  und  endlich  der  Haut- 
und  Ohrenkliniken. 

Die  stetig  wachsende  Bedeutung  dieser  beiden  letztgenannten 
Institute  forderte  schon  seit  langem  und  immer  dringender  eigene, 
den  Bedürfnissen  des  Betriebs  und  Unterrichts  entsprechende  Gebäude. 
Aus  Gründen  der  Wirtschaftlichkeit  wurden  dann  bei  Ausführung 
des  Neubaues  beide  Kliniken  unter  einem  Dach  in  der  Weise  unter- 
gebracht, daß  Hörsaal,  Verwaltungsräume,  Küche,  Zentralheizung  usw. 
gemeinsamer  Benutzung  dienen  können  und  trotzdem  eine  übersicht- 
liche räumliche  Trennung  beider  Institute  gewahrt  bleibte.  Dies  war 
bei  der  symmetrischen  Gesamtanlage  um  so  eher  möglich,  als  der  Be- 
darf an  Sonderräumen  für  beide  Kliniken  annähernd  der  gleiche  war. 
Die  Ohrenklinik  nimmt  die  Räume  auf  der  rechten  Seite  des  in  der 
Mittelachse  gelegenen  gemeinschaftlichen  Haupteingangs  durch  alle 
Stockwerke  hindurch  ein,  während  die  linke  Hälfte  des  Gebäudes 
der  Hautklinik  eingeräumt  ist.  Wie  sich  die  Räume  im  einzelnen 
um  den  länglichen  Lichthof  unter  zweckmäßigster  Ausnutzung 
der  Himmelsrichtungen  gruppieren,  ist  den  beigegebenen  Grund- 
rissen zu  entnehmen  (Abb.  3 bis  5).  Jeder  Klinik  stehen  30  Betten 
für  Erwachsene  und  je  eine  Kinderabteilung  von  10  Betten  zur  Ver- 
fügung. Die  Krankenräume  sind  für  die  Geschlechter  nach  Stock- 
werken getrennt  angeordnet.  Mit  der  Wirtschaftsküche  stehen  die 
Kliniken  in  jedem  Stockwerk  durch  je  einen  Aufzug  in  unmittelbarer 
Verbindung.  Auch  die  Treppenhäuser  sind  für  beide  Institute  ge- 
trennt vorgesehen.  Im  ganzen  ist  der  Grundriß  in  seiner  Eigenart 
für  eine  Doppelklinik  als  vorzüglich  gelöst  zu  bezeichnen.  Ihm  paßt 
sich  der  äußere  Aufbau  des  Gebäudes,  abgesehen  von  der  einen  Hof- 
fassade  mit  den  Treppenhäusern,  ohne  jeden  Zwang  an.  Die  Wirkung 
des  Ganzen  ist  sachlich  einfach,  steigert  sich  aber  trotzdem  im  Mittel- 
bau der  Hauptfassade  dank  der  hohen  Fenster  des  Hörsaals  und  des 
weit  ausladenden  Giebeldreiecks  zu  einer  gewissen  Monumentalität 
(Abb.  6).  Wie  sehr  selbst  die  schlicht  gestaltete  Nebenseite  nach  der 
Absicht  des  Architekten  in  ihrer  Erscheinung  später  durch  große 


Bäume  gehoben  werden  könnte,  zeigt  das  beigegebene  Schaubild 
(Abb.  7).  Leider  hat  die  wirtschaftliche  Not  der  Zeit  die  bereits 
gesetzten  Zierbäume  wieder  entfernt,  um  aus  dem  geplanten  schattigen 
Lustgarten  einen  ertragreichen  Gemüsegarten  zu  gewinnen.  Die  innere 
Ausstattung  des  Neubaues  läßt  die  Kriegsnot  seiner  Entstehungszeit 
in  keiner  Weise  erkennen;  alles  entspricht  den  im  Frieden  gewohnten 
Ansprüchen.  Selbst  die  Fußböden  zeigen  durchweg  Linoleumbelag. 
Dabei  belaufen  sich  die  Ausführungskosten  des  zu  530000  Mark 
veranschlagten  Neubaues  nur  auf  rd.  1 y4  Mill.  Mark,  ein  sprechender 
Beweis  dafür,  wie  verhältnismäßig  gering  die  Preissteigerungen  im 
Baugewerbe  im  Vergleich  zu  heute  noch  während  der  Kriegszeit  waren. 

Was  Baudirektor  v.  Beger  mit  seinen  zahlreichen  Tübinger  Institut- 
bauten an  geistiger  Arbeit  geleistet  hat,  kann  nur  ermessen,  wrer  selbst 
einmal  am  Bau  wissenschaftlicher  Werkstätten  mitgearbeitet  hat. 

Außer  den  genannten  Institutbauten  schuf  Beger  in  Tübingen 
noch  1903  bis  1905  das  große  Justizgebäude  samt  dessen  Gefängnis- 
bau, 1906  bis  1908  die  Erweiterung  des  Wilhelmstiftes  und  schon  in 
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Abb.  6.  Hauptansicht. 


Abb  7 Die  östliche  Nebenseite, 


Abb.  8,  Der  Hörsaal. 


jüngeren  Jahren  außerhalb  seines  Amtes  das  erste  Tübinger  Studenteu- 
haus  der  Germanen.  Städtebaulich  genommen  und  nach  einem  groß- 
zügigen Gesamtplan  entworfen,  hätten  die  vielen  Universitätsbauten 
Gelegenheit  geboten,  ein  schönes  neues  Stadtviertel  zu  schaffen, 
wenn  das  Bedürfnis  der  Neubauten  gleichzeitig  aufgetreten  wäre  und 
wenn  die  allgemeine  Erkenntnis  früher  eingesetzt  hätte,  wonach  der 
artige  monumentale  und  ein  Städtebild  beherrschende  Bauwerke  nicht 
als  selbständige  Körper  geschaffen  werden  dürfen,  sondern  in  ihrer 
Form  von  Landschaft  und  Umgebung  bestimmt  werden  müssen. 
Auch  hier  kann  Beger  bezüglich  seiner  ersten  Tübinger  Neubauten 
kein  Vorwurf  treffen.  Ihrer  Zeit  haben  sie  gefallen  und  wurden 
bewundert.  Das  Schicksal,  von  der  Nachwelt  anders  beurteilt  zu 
werden,  haben  sie  mit  allen  Architekturscböpfungen  gemeinsam,  die 
in  einer  Zeit  entstanden,  der  jede  künstlerische  Kultur  fehlte. 

Auch  als  Restaurator  hat  Beger  Gutes  geleistet.  Seine  Wieder- 
herstellungsarbeiten am  Kloster  Maulbronn  verdienen  volle  Anerkennung, 
wenngleich  sie  noch  von  dem  in  der  Denkmalpflege  heute  abgelehnten 
Geiste  der  reinen  Stilarchitektur  getragen  sind.  Jedenfalls  hat  er  in 
feinfühliger  Weise  jeden  überflüssigen  Eingriff  in  das  gute  Alte 
vermieden,  wozu  der  große  Umbau  der  Klosterräume  für  Zwecke  des 
Seminars  reichlich  Gelegenheit  geboten  hätte.  Mit  größter  Liebe  hat 
Beger  bis  zuletzt  über  diesem  bedeutenden  und  einzigartigen  Bau- 
denkmal gewacht  und  geradezu  ängstlich  alles  ferngehalten . was 
dessen  altertümlichen  Charakter  hätte  stören  können. 

Das  Bild  Begers  wäre  unvollständig  gezeichnet,  würde  nicht  auch 
seiner  Verdienste  um  das  Rote  Kreuz  gedacht.  Was  er  während  des 
ganzen  Krieges  für  diese  Wohlfahrteinrichtung  geleistet  hat,  ging 
manchmal  über  seine  Kraft,  und  man  geht  vielleicht  nicht  fehl,  wenn 
man  die  Wurzel  seines  tödlichen  Leidens  in  den  Überanstrengungen 
jener  Kriegsjahre  sucht.  Wie  dem  Staat  seine  ganze  berufliche 
Tätigkeit  gegolten  hat,  so  war,  was  ihm  an  Kraft  und  Zeit  übrig- 
blieb, dem  Wohle  der  Allgemeinheit  gewidmet.  Die  vielen  und  hohen 
Auszeichnungen,  die  ihm  geworden  sind,  konnten  nur  ein  schwacher 
Ausdruck  der  Anerkennung  und  des  Dankes  seiner  Fürsten  sein. 
Größer  und  wertvoller  ist  die  Hochachtung,  mit  der  immer  und 
überall  von  seiner  Person  und  seinem  Schaffen  gesprochen  wurde 
und  die  ihm  auch  nach  seinem  Tode  gezollt  werden  wird,  solange 
Menschen  leben,  die  ihn  persönlich  gekannt  haben. 

Heilbronu,  September  1921.  Rimmeie. 

Vermischtes. 

Staatsprüfungen  im  höheren  Baufache.  Der  preußische  Finanz- 
minister bat  bestimmt,  daß  bei  dem  Technischen  Ober-Prüfungsamt 
in  Berlin  Staatsprüfungen  (Bearbeitung  von  Aufgaben  unter  Aufsicht 
und  mündliche  Prüfung)  künftig  in  den  Monaten  Juli,  August  und 
September  nicht  mehr  abgehalten  werden. 
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17.  Dezember  1921. 


Die  Würde  eines  Doktor-Ingenieurs  ehrenhalber  haben  Rektor 
und  Senat  der  Technischen  Hochschule  Karlsruhe  bei  der  Einweihung 
des  Neubaues  der  Ingenieurabteilung  der  Hochschule  unterm  31.  Ok- 
tober d.  J.  (s.  a.  S.  575  u.  G00  d.  Bl.)  auf  einstimmigen  Antrag  der 
Abteilung  für  Elektrotechnik  verliehen:  dem  Geheimen  Hofrat  Johann 
Ossanna,  Professor  an  der  Technischen  Hochschule  München  in  An- 
erkennung seiner  hervorragenden  Verdienste  um  die  Elektrotechnik 
als  Forscher;  — dem  Professor  Wilhelm  Philip pi,  Direktor  der 
Siemens-Schuckert-Werke  in  Berlin  in  Anerkennung  seiner  hervor- 
ragenden Verdienste  um  die  Entwicklung  elektrischer  Antriebe  in 
Bergwerkbetrieben;  — dem  Geheimen  Regierungsrat  Dr.  phil.  Gustav 
Rößler,  Professor  an  der  Technischen  Hochschule  Danzig  in  An- 
erkennung seiner  hervorragenden  Verdienste  um  die  theoretische  Be- 
handlung der  elektrischen  Energieübertragung  mit  Wechselstrom:  — 
dem  Professer  <Sv.=3ug.  Reinhold  Rüdenberg,  Oberingenieur  der 
Siemens-Schuckert-Werke  in  Berlin  in  Anerkennung  seiner  hervor- 
ragenden Verdienste  um  die  wissenschaftliche  Behandlung  und  Lösung 
praktisch  wichtiger  Probleme  der  Elektrotechnik. 

Einen  Wettbewerb  für  Entwürfe  geeigneter  Schleppwagen  für 
Ruder-  und  Segelboote  bei  der  Schleusenüberwindung  durch  Boot- 
schleppen (vgl.  a.  1919  d.  Bl.,  S 477)  schreibt  der  Arbeitsausschuß 
Berliner  Ruderverbände  aus  (Geschäftstelle:  Rechtsanwalt  Korscb, 
Berlin  W 15,  Kaiserallee  20)  mit  Frist  bis  zum  31.  d.  M.  und  mit  drei 
Preisen  von  1000,  500  und  300  Mark.  Nähere  Auskunft  erteilt  die  ge- 
nannte Geschäftstelle. 

Wasserbau-  und  Binnenschilfahrt- Ausstellung  in  Essen  11)22. 

Die  Ausstellung  findet  im  Essener  Ausstellungsgelände  statt  in  der 
Zeit  vom  31.  März  bis  30.  April  1922;  sie  soll  den  Ausbau  der 
deutschen  Binnenwasserstraßen  und  die  damit  zusammenhängenden 
Entwürfe  veranschaulichen;  sie  soll  weiter  alles  für  den  Wasserbau 
Wichtige  im  weitesten  Umfange  einschließlich  der  Bau-  und  Maschinen- 
hilfsmittel zeigen.  Die  Ausstellung  umfaßt  die  Abteilung  für  Wasser- 
straßen, und  zwar  Pläne,  Bilder,  Modelle  von  bestehenden,  geplanten 
Wasserstraßen;  — für  Wasserbau:  Darstellung  derBaueinrichtungen  von 
Fluß-  und  Kanalbauten, Schleusen  und  Hebewerken,  Brücken, Wasserkraft- 
anlagen und  Baumaschinen  sowie  anderer  Hilfsmittel  zum  Wasserbau 
und  der  wissenschaftlichen  Erforschung  der  Gewässer;  — für  Verkehrs- 
einrichtungen  bei  Wasserstraßen,  insbesondere  Hafen-  und  Verkehrs- 
anlagen, liebe-  und  Fördereinrichtungen  und  Maschinen,  Verlade-,  Ent- 
lade- und  Lagerungseinrichtungen;  — für  Schiffahrtbetrieb  auf  Binnen- 
wasserstraßen: Fluß-  und  Kanalschiffe  einschließlich  Schleppbetrieb, 
Schiffsmaschinen  und  Ausrüstungen  für  Fluß-  und  Kanalschifte,  Ein- 
richtungen für  die  Verwaltung  des  Binnenschiffahrtbetriebes  (Signal- 
wesen usw.)  — Besonderer  Wert  wird  auf  die  Ausstellung  wichtiger 
technischer  Neuerungen  der  oben  angeführten  Fachgebiete  gelegt,  und 
zwar  in  Bild,  Modell  oder  Ausführung  in  neuester  Form.  Die  sämt- 
lichen Kanalvereine  haben  sich  dem  Plane  der  Ausstellung  ange- 
scblossen  und  wollen  nach  Stromgebieten  geordnet  ihre  Entwürfe  aus- 
stellen. Während  der  Ausstellungszeit  werden  der  Zentralverein  für 
deutsche  Binnenschiffahrt  zusammen  mit  allen  deutschen  Kanal- 
vereinen und  der  Deutsche  Wasserwirtschafts-  und  Wasserkraftverband 
ihre  nächstjährigen  Tagungen  in  Essen  abhalten. 

Eine  Gesellschaft  von  Förderern  und  Freunden  der  Technischen 
Hochschule  Dresden  ist  am  7.  d.  M.  begründet  worden.  Der  Vor- 
sitzende des  Arbeitsausschusses,  Staatsminister  Dr.-Ing.  Dr.  v.  Beck 
erinnerte  in  seiner  Ansprache  daran,  daß  der  Gedanke  zu  dieser 
Gründung  viele  Jahre  zurück  liege.  Die  Vollendung  des  Werkes  falle 
nun  in  eine  düstere  Zeit  Deutschlands.  Die  Finanzlage  des  Staates 
mache  cs  zweifelhaft,  ob  Regierung  und  Landtag  der  Hochschule  auch 
fernerhin  in  dem  Maße  wie  bisher  beistehen  könnten;  darum  sei  die 
Gesellschaft  von  Förderern  und  Freunden  der  Technischen  Hochschule 
entstanden.  Es  gelte,  unserer  Arbeit  die  wissenschaftliche  Vertiefung 
zu  erhalten,  die  sie  bisher  vor  anderen  Völkern  auszeichnete.  Staats- 
minister v.  Beck  teilte  dann  mit,  daß  die  Gesellschaft  seit  Mai 
auf  '150  Mitglieder  augewachsen  sei  und  an  einmaligen  Beiträgen 
33/4  Millionen  zusammen  habe,  die  aus  ganz  Deutschland  und  auch 
aus  Amerika  gekommen  seien. 

Englische  mul  deutsche  feuerfeste  Steine.  In  der  Vorkriegs- 
zeit glaubte  man  vielfach,  daß  sich  die  englischen  feuerfesten  Er- 
zeugnisse durch  ganz  besondere  Güte  auszeichneten,  und  man  zog 
sie  mitunter  nicht  nur  im  Auslande,  sondern  auch  im  eigenen  Lande 
dem  deutschen  Material  vor.  Daß  dies  nicht  der  Fall  ist,  haben  nach 
einer  Mitteilung  der  Deutschen  Töpfer-  und  Ziegler- Zeitung  (Ziegelwelt) 
zahlreiche  vergleichende  Analysen  und  Versuche  mit  englischen  und 
deutschen  feuerfesten  Steinen  bewiesen,  und  eine  stillschweigende  An- 
erkennung der  Überlegenheit  des  deutschen  Materials  durch  England 
kann  man  darin  erblicken,  daß  vor  dem  Kriege  von  der  englischen 
Industrie  für  viele  Spezialzwecke  deutsche  feuerfeste  Steine  bezogen 
wurden.  Bald  nach  Ausbruch  des  Krieges  machte  sich  denn  auch  in 
der  englischen  Industrie  die  fehlende  Zufuhr  feuerfester  Erzeugnisse 
aus  Deutschland  sehr  unangenehm  bemerkbar.  Es  setzte  eine  gewaltige 
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Produktionssteigerung  ein,  ohne  daß  aber  die  deutsche  Güte  erreicht 
wurde.  Um  diesen  Mangel  zu  beseitigen,  wurde  die  Refraktories 
Research  Association  gegründet,  welche  es  sich  zur  Aufgabe  macht, 
die  besonderen  Verwendungszwecke  des  Materials  und  seine  ent- 
sprechende beste  Ausgestaltung  zu  studieren.  Man  hat  also  in  Eng- 
land erst  nach  dem  Kriege  den  Weg  beschritten,  der  die  deutsche 
feuerfeste  Industrie  längst  ans  Ziel  geführt  hat.  Denn  technische 
Schwierigkeiten  hat  man  bei  uns  überwunden.  Durch  fortgesetzte 
wissenschaftliche  Forschungsarbeit  und  engste  Zusammenarbeit  und 
Erfahrungsaustausch  mit  den  Verbraucherkreisen  sind  unsere  Fabriken, 
die  sich  mit  der  Herstellung  feuerfester  Steine  befassen,  in  der  Lage, 
für  jeden  Verwendungszweck  das  bestgeeignete  Steinmaterial  liefern 
zu  können.  Dadurch  hat  die  deutsche  Indutrie  der  englischen  gegen- 
über einen  ganz  gewaltigen  Vorsprung,  der  es  ihr  ermöglichen  wird, 
die  durch  den  Krieg  verlorengegangenen  Absatzgebiete  im  Ausland 
wieder  zurückzugewinnen  und  zu  erweitern. 


Bücherschaii. 

Der  Eisenliochbau.  Ein  Handbuch  für  Lernende  und  Lehrende 
sowie  zum  Gebrauch  für  entwerfende  und  ausführende  Architekten 
und  Ingenieure.  Von  Hermann  Boost,  Geheimer  Regierungsrat, 
ordentlicher  Professor  der  Technischen  Hochschule  Berlin.  Darm- 
stadt 1920.  Hugo  Sadowsky.  XV  u.  761  S.  in  8°  mit  1432  Textabb. 
u.  62  Tafeln  (39:52  cm)  in  besonderem  Atlas.  Preis  120  Jt,  Tafeln  20  Jft. 

Das  in  recht  ausführlicher  und  klarer  Darstellung  geschriebene 
umfangreiche  Werk  wendet  sich  auch  an  solche  Leser,  die  noch  keine 
eingehenderen  Fachkenntnisse  mitbringen.  Unter  besonderer  Berück- 
sichtigung solcher  erörtert  es  zunächst  allgemeinverständlich  das  für 
den  Eisenbauer  Wesentliche  über  Eisenhüttenkunde,  Formgebung  des 
Eisens  und  seine  Handelsfabrikate,  die  Beschaffenheit  und  Prüfung 
des  Baustoffs  sowie  Rost-  und  Feuerschutz  und  bringt  dann  eine  tun- 
lichst auch  die  letzten  Einzelheiten  erschöpfende  Abhandlung  über 
die  Verbindungen  der  Stäbe  und  Bauteile.  Alsdann  werden  Säulen 
und  Tragwerke  besprochen.  Den  Zwischendecken,  Treppen,  Baikonen, 
Eisenfachwelkbauten,  freitragenden  Gesimsen,  Dächern  und  deren 
Deckungen,  Kuppeldächern,  Turmhelmen  und  Glockenstühlen  wird 
je  ein  besonderer  Abschnitt  gewidmet,  wobei  auch  den  Bedürfnissen 
des  Entwerfenden  voll  Rechuung  getragen  wird.  Entwurf,  Herstellung 
und  Aufstelluug  der  Eisenbauten  werden  in  einem  besonderen  Schluß- 
abschnitt erörtert,  reichhaltige  Zahlentafeln  sind  beigefügt.  Das  Werk 
war  schon  seit  längerer  Zeit  in  Vorbereitung,  daraus  dürfte  es  erklär- 
lich sein,  daß  einzelne  Neuerungen  noch  nicht  berücksichtigt  sind.  Die 
in  dem  Buch  wiederholt  auftretende  Bezugnahme  auf  die  nicht  mehr 
geltenden  preußischen  Hochbaubelastungsvorschriften  von  1910  wird 
dadurch  entkräftet,  daß  am  Schluß  die  heute  maßgebenden  Bestim- 
mungen im  Wortlaut  abgedruckt  sind. 

Den  Erörterungen  sind  dankenswerte  Angaben  über  die  Stand- 
sicheiheitsberechnungen,  z.  T.  mit  ausführlichen  Beispielen,  beigegeben, 
die  sich  aber,  dem  Zwecke  des  Buches  entsprechend,  ohne  tiefer  zu 
schürfen,  aut  eine  Mitteilung  der  zu  benutzenden  Ergebnisse  beschränken. 
An  einzelnen  Stellen  würde  ich  einer  schärferen  Fassung  den  Vorzug 
geben.  So  sind  bei  der  Erörterung  über  die  Zulässigkeit  einer  etwaigen 
Anwendung  der  vierten  Eulergleichung  (S.  125)  die  dafür  mitgeteilten 
Bedingungen  nicht  scharf  genug.  Ich  habe  auch  sonst  schon  wiederholt 
in  Lehrbüchern  usw.  die  wichtige  Feststellung  vermißt,  daß  die  bau- 
lichen Vorbedingungen  für  eine  statisch  unbestimmte  „Einspannung“ 
gänzlich  andere  sind  als  für  eine  statisch  bestimmte.  (Gibt  z.  B.  die 
Verankerung  eines  einseitig  eiDgespannten  Balkenträgers  ein  wenig 
nach,  so  bleibt  doch  trotz  einer  kleinen  Schrägstellung  des  Trägers 
die  Einspannung  in  Wirksamkeit,  dagegen  wird  bei  einem  beiderseits 
aufgelagerten  und  an  den  Enden  verankerten  Träger  bekanntlich 
schon  durch  eine  kleine  Drehung  an  den  Auflagern  der  Einfluß  der 
Verankerung  an  die  Angriffsmomente  ganz  oder  teilweise  ausgeschaltet. 
Die  Erörterung  des  Einflusses  der  Auflagerreibung  auf  die  Stabspann- 
kräfte auf  S.  28S  u.  289  bezieht  sich  ausschließlich  auf  den  Einfluß 
einer  Temperaturerhöhung:  für  eine  Abkühlung  gilt  selbstverständlich 
in  den  meisten  Punkten  das  Gegenteil. 

Wie  der  Verfasser  in  der  Vorrede  sagt,  ist  bei  den  Beispielen 
„zuweilen  auch  auf  ältere  Ausführungen  gegriffen,  wenn  sie  ihren 
Wert  nicht  verloren  haben.  Ja,  es  sind  gelegentlich  auch  nicht  mehr 
übliche  Formen  vorgeführt,  um  Kritik  an  ihnen  zu  üben  und  vor 
ihrer  Anwendung  zu  warnen".  Unter  den  in  vorzüglicher  Darstellung 
mitgeteilten  Beispielen  befinden  sich  in  der  Tat  einige,  die  nicht  als 
Vorbilder  geeignet  sind,  wobei  der  Verfasser  aber  nicht  immer  die  in 
Aussicht  gestellte  Warnung  vor  ihrer  Anwendung  hinzugeliigt  hat. 
(Vergl.  darüber  die  eingehenden  Ausführungen  von  Schmuckler  im 
„Bauingenieur"  1921,  S.  255).  Doch  dürfte  dadurch  der  Wert  des 
Buches  keine  wesentliche  Beeinträchtigung  erfahren.  Ich  kann  viel- 
mehr das  reichhaltige  und  lehrreiche  Werk  zur  Benutzung  nur  emp 
fehlen.  25r.<=3ng.  Ellerbeck. 

— Bruck  der  Buohdruckerei  Gebrüder  Ernst  Berlin 


Für  den  nichtamtlichen  Teil  verantwortlich : R Bergius,  Berlin. 
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INHALT:  Vermischtes:  SitzuTite  des  Stiftungsrats  der  Siemens-Ring-Sttfjftung.  — Wettbewerb  für  Entwürfe  zu  einer  Ordonskirch'  in  Frankfurt  u.  M l'.inweiTiung 
der  psychoteohnischeu  Versuclisstelle  der  Reichseisenbahnverwaltung.  Zweiter  Nachtrag  zum  Reichshaushalt  für  1U2I.  Jahresfeier  der  Technischen 
Hochschule  München.  — Reichskuratorium  für  Wirtschaftlichkeit  in  Industrie  und  Handwerk.  — Bestimmung  von  reziproken  Werten  durch  Krei  und 
Gerade.  — Hebung  von  Dachstühlen.  — Eulersche  Kuiokl'ormel.  Wasserstand-  und  Eisverhältnisse  in  den  norddeutschen  Stromgebieten  im  November  19.M 
Hiichersohau. 


Vermischtes. 


fAlle  Rechte  Vorbehalten.] 

Per  Stift  imgsrat  der  Siemens- lting-- Stiftung1  (S.  7 u.  895  <1.  Bl.) 
hielt  um  13.  d.  M.  in  Berlin  seine  jährliche  Sitzung  ab,  welche  diesmal 
größtenteils  Verwaltungs-  und  geschäftlichen  Fragen  und  der  Bericht- 
erstattung über  die  von  der  Stiftung  herausgegebenen  Abbe-  und 
Beuth -Biographien  gewidmet  war.  Ferner  wurde  über  Ehrungen 
verdienter  Männer  der  technischen  Wissenschaft  beraten  und  beschlossen, 
Bildnisplaketten  von  dem  verstorbenen  Bremer  Oberbaudirektor  Franzius 
unfertigen  zu  lassen  und  an  besonders  tüchtige  Studierende  der  Tech- 
nischen Hochschulen  Berlin  und  Hannover  zu  verleihen.  Schließlich 
würde  in  Aussicht  genommen,  an  die  städtischen  Behörden  heranzu- 
treten und  dahin  zu  wirken,  daß  bei  Benennung  von  Straßen  verdiente 
Männer  unseres  Faches  mehr  als  bisher  berücksichtigt  werden.  S. 

Iu  (lein  Wettbewerb  für  Entwürfe  zu  einer  Ordenskirche  in 
Frankfurt  a.  Main  mit  Wohnung  für  Ordensgeistliche  in  Verbindung 
mit  einem  Saalbau  für  Vorträge,  den  die  Deutsche  Gesellschaft  für 
christliche  Kunst  unter  ihren  Mitgliedern  veranstaltet  hatte,  waren 
•21  Entwürfe  eingegangen.  Der  Beurteilungsausschuß  hat  die  fünf 
Preise  zuerkannt  an  Diplomingenieur  Hans  Atzenbeck  in  München, 
Michael  Simon  in  München  mit  Alois  Welzenbacher  in  Innsbruck 
(beide  erhielten  neben  dem  zweiten  Preis  auch  den  fünften  Preis), 
H.  Leitenstorfer  in  München.  Architekten  Dominikus  Böhm  u. 
Martin  Weber  in  Offenbach  a.  Main. 

Einweihung  der  psychotechnischen  Yersuchsstelle  der  Reichs- 
eisenbahnverwaltung.  In  der  Zeit  nach  dem  Kriege  haben  die  Be- 
rufseignungsprüfungen auf  psychotechnischer  Grundlage  mehr  und 
mehr  an  Bedeutung  gewonnen.  Sie  werden  für  den  künftigen  Aufbau 
unserer  Wirtschaft  und  für  die  Erhöhung  der  Leistungsfähigkeit  von 
Betrieben  aller  Art  unentbehrlich  sein.  In  dieser  Erkenntnis  hat  das 
Reichsverkehrsministerium,  nachdem  bereits  versuchsweise  vorge- 
nommene Lehrlingsprüfungen  in  den  preußischen  Eisenbahnwerk- 
stätten Erfolge  gezeitigt  haben  (vergl.  S.  48  d.  Bl.),  am  Bahnhof 
Eichkamp  bei  Berlin  die  psycbotechnische  Versuchsstelle  (Psytev)  der 
Reichseisenbahnverwaltung  ins  Leben  gerufen,  die  am  5.  Oktober  d.  J. 
in  Gegenwart  des  Reichsverkehrsministers  eingeweiht  worden  ist. 
Hierzu  waren  außer  einer  großen  Anzahl  von  Vertretern  des  Reichs- 
verkehrsministeriums, der  Eisenbahndirektion  Berlin,  der  Nachbar- 
direktionen, der  Technischen  Hochschule  Berlin  und  des  Vereins 
Deutscher  Ingenieure  auch  Vertreter  der  Beamten-  und  Arbeiterschaft 
geladen. 

Nach  einer  kurzen  Begrüßungsansprache  des  Präsidenten  der 
Eisenbahndirektion  Berlin  schilderte  der  Geheime  Baurat  2)r.=^ni]. 
Schwarze,  Referent  für  das  Unterrichtswesen  und  Psychotechnik  im 
Reichsverkehrsministerium,  die  Bedeutung  der  Psychotechnik  für  das 
Wirtschaftsleben  und  die  bisherigen  Arbeiten  auf  diesem  Gebiete  bei 
der  Reichseisenbahnverwaltung,  wobei  er  besonders  auf  die  in  den 
Jahren  1917  und  1918  von  der  Generaldirektion  Dresden  unter  Leitung 
ihres  damaligen  Präsidenten  Dr.  Ulbricht  angestellten  Untersuchungen 
über  die  Eignung  von  Lokomotivführern  und  Fahrdienstleitern  hinwies 
(1917  d.  Bl.,  S.  563).  Die  Aufgaben  der  neuen  Stelle  sind  in  einem 
Ministerialerlaß  vom  18.  Dezember  1920  (Reichsverkehrsblatt  1920, 
S.  166  u.  167)  festgelegt. 

Die  Vertreter  der  Reichsgewerkschaft  Deutscher  Eisenbahnbeamten, 
Oberingenieur  Rusch,  und  des  Werkstätten-Hauptbetriebsrats  Hatje 
begrüßten  die  Versuchsstelle  als  eine  Einrichtung,  die  beiden  Teilen, 
der  Verwaltung  und  den  künftigen  Prüflingen,  zum  Segen  gereichen 
möge  und  sicherten  von  ihrer  Seite  aus  tätige  und  freudige  Mitarbeit 
zu.  Der  Direktor  des  Vereins  Deutscher  Ingenieure,  Baurat  Meyer, 
gab,  als  Leiter  des  Ausschusses  für  wirtschaftliche  Fertigung,  seiner 
Freude  darüber  Ausdruck,  daß  nunmehr  auch  die  Reichsbahnen  an 
dem  weiteren  Ausbau  der  Eignungsprüfungen  in  großem  Maßstabe 
mitwirkten.  Hierauf  hielt  Professor  Dr.  Schlesinger  von  der  Tech- 
nischen Hochschule  Berlin  einen  kurzen  Vortrag  über  die  Entwicklungs- 
geschichte der  Psychotechnik  und  des  von  ihm  begründeten  Instituts 
für  industrielle  Psychotechnik  an  der  Technischen  Hochschule  Berlin, 
das  aus  kleinen  Anfängen  heute  zu  einer  für  die  ganze  Industrie 
wichtigen  Beratungstelle  geworden  ist. 

Nach  einer  kurzen  Einführungsrede  des  Leiters  der  psychotech- 
nischen Versuchsstelle,  Regierungsbahrats  Fröhlich,  besichtigten  alle 
Anwesenden  die  Räume  sowie  die  darin  aufgestellten  Vorrichtungen 
und  Apparate,  wobei  sich  ihnen  Gelegenheit  bot,  die  Wirkungsweise 
der  Apparate  unter  sachkundiger  Anleitung  kennen  zu  lernen. 

Berlin-Friedenau.  ®r.=3ng.  Busse. 

In  einem  zweiten  Nachtrag  zum  Reicliskauslialt  für  1921  (S.  197, 
209,  220,  225  u.  343  d.  Bl.),  der  teils  neue  Anforderungen,  teils  er- 


höhte Beträge  gegenüber  den  früheren  Ansätzen  enthält,  sind  unter 
den  einmaligen  Ausgaben  u.  a.  vorgesehen: 

Im  Haushalt  des  Auswärtigen  Amts:  1 975 000  # (voller  bedarf) 
zur  Herrichtung  und  Erweiterung  des  Dienstgebäudes  Wilhelmstr.  76, 
20  800  000,#  zum  Erwerb,  Ausbau  und  Ausstattung  eines  Grundstücks 
in  Paris  für  die  dort  ständig  tätigen  Kommissionen  und  ihre  mit  dem 
Botschaftsdienst  gemeinsamen  Einrichtungen.  Zur  Unterbringung  der 
in  Paris  in  Ausführung  des  Friedensvertrages  zu  unterhaltenden 
Kommissionen  (Kriegslastenkommission , Wiederaufbauvertretung, 
Bureaus  der  Gemischten  Schiedsgerichtshöfe)  und  ihrer  mit  dem 
Botschaftsdienst  gemeinsamen  Einrichtungen  (Ghilfrierdienst,  'Tele- 
graphie. Kasse  usw.)  sind  besondere  Räume  gemietet  worden,  für 
die  erhebliche  Mietbeträge  aufgewendet  werden  müssen.  Da  die 
Kommissionen  indes  noch  für  lange  Zeit  bestehen  werden,  hat  sich 
aus  Sparsamkeitsgründen  statt  der  weiteren  Anmietung  von  Räumen 
der  Ankauf  eines  zu  günstigen  Bedingungen  erhältlichen,  im  Roh- 
bau fertigen,  geeigneten  Grundstücks  empfohlen.  Es  sind  dafür 
1 600  000  Franken  erforderlich  — als  deren  Gegenwert  20  800  000  Jt 
angenommen  werden  — und  zwrar  1000  000  Franken  als  Kaufpreis 
einschließlich  Erwerbskosten,  550  000  Franken  für  den  notwendigen 
Ausbau  und  50  000  Franken  für  die  Möbelausstattung  der  Räume. 

Im  Haushalt  des  Reichsministeriums  des  Innern:  750000# 
als  Beitrag  für  das  Deutsche  Museum  in  München,  250  000,#  zur 
Herrichtung  von  weiteren  Diensträumen  und  Beschaffung  von 
Instrumenten  für  die  Physikalisch  - Technische  Reichsanstalt  zur 
Prüfung  und  Beglaubigung  von  Fieberthermometern,  481 000  Jt  an 
Kosten  für  bauliche  Veränderungen  zur  Einrichtung  der  Film- 
prüfstelle Berlin  und  der  Filmoberprüfstelle  im  Dienstgebäude  des 
Reichsministeriums  des  Innern. 

Im  Haushalt  des  Reichs webrministeriums,  Heerwesen: 
600  000  Jt  und  400  000  Jt  zum  Wiederaufbau  der  abgebrannten 
Dachgeschosse  der  Mannschaftshäuser  der  neuen  Infanteriekasernen 
in  Deutsch-Eylau  und  in  Königsberg  i.  Pr.  (Steindammer  Tor). 

Im  Haushalt  des  Reichsschatzministeriums:  lOOOüOOO  Jt 

zur  Schaffung  von  Wohnungen  in  freien  Räumen  reichseigener  Gebäude. 

Im  Haushalt  des  Reichsfinanzministeriums:  5 000  000#  als 
erster  Teilbetrag  zum  Neubau  von  50  Wohnungen  in  Leopoldshöhe  für 
bisher  in  Basel  wohnende  Zollbeamte. 

Im  Haushalt  des  Reichsministeriums  für  Wiederaufbau: 
8 000  000  # zum  Erwerb  des  Grundstücks  „Am  Urban'  in  Berlin- 
Zehlendorf  für  das  Reichsentschädigungsamt  und  als  erste  Baurate 
für  den  Umbau. 

An  fortdauernden  Ausgaben  im  ordentlichen  Haushalt  werden 
durch  den  Nachtrag  im  Haushalt  für  die  Ausführung  des  Friedens- 
vertrags u.  a.  angefordert  beim  Reichsschatzministerium: 
1 866  233  600  Jt  zu  Grundstückerwerbungen,  Neubauten  und  Um- 
bauten anläßlich  der  Unterbringung  der  Besatzungstruppen  im  Rhein- 
land sowie  für  das  Entwerfen  von  Bauten  für  das  folgende  Jahr, 
45  000  000  Jt  zur  Instandhaltung  der  von  den  Besatzungstruppeu  im 
Rheinland  benutzten  Grundstücke  und  Baulichkeiten;  — beim  Reichs- 
verkehrsministerium (Abteilung  für  Wasserstraßen):  2000000  # 
zur  Internationalisierung  der  deutschen  Ströme;  ferner  im  außer- 
ordentlichen Haushalt  beim  Reichsministerium  des  Innern: 
20  000  000  Jt  zur  besseren  Unterbringung  von  Flüchtlingen  aus  den 
abgetretenen  und  besetzten  Gebieten  und  von  reichsdeutschen  Aus- 
landflüchtlingen. 

An  der  Jahresfeier  der  Technischen  Hochschule  München,  die 
bei  der  großen  Zahl  der  Studierenden  im  Saale  der  Tonhalle  ab- 
gehalten werden  mußte,  nahmen  außer  dem  Lehrkörper,  den  Beamten 
und  den  Studierenden  zahlreiche  Ehrengäste,  darunter  der  bayerische 
Ministerpräsident  Graf  Lerchenfeld,  mehrere  Minister,  der  Erste  Bürger- 
meister der  Stadt  München  und  andere  im  öffentlichen  Leben  stehende 
Personen  teil. 

Aus  der  Eröffnungsrede  des  Rektors,  des  Geheimrats  Professors 
Dr.  v.  Dyck,  war  vor  allem  bemerkenswert  die  Begründung  eines 
umfassenden  Ausbaues  der  Hochschule.  Die  Besucherzahl  war  von 
2900  Studierenden  im  Jahre  1914  auf  430  in  den  Kriegsjahren  gesunken. 
Im  Herbst  1918  stieg  sie  nach  dem  Waffenstillstand  auf  3200,  in  welcher 
Zahl  sich  der  Zugang  von  vier  Jahrgängen  (1914  bis  1918)  zusammen- 
drängt. In  den  folgenden  drei  Winterhalbjahren  betrug  die  Besucher- 
zahl 3300,  4300  und  zur  Zeit  5200  Studierende.  Der  Neuzugang  an 
ordentlichen  Studierenden  (1919:  1200,  1920:  1550,1921:  1570)  hat  sich 
im  Vergleich  zu  den  Zugangzahlen  aus  der  Zeit  vor  dem  Kriege  mehr 
als  verdoppelt.  Die  Maschineningenieurabteilung  weist  die  meisten 
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Studierenden  auf,  nämlich  2250  gegen  880  im  letzten  Friedensjahr; 
dann  folgt  die  landwirtschaftliche  Abteilung  mit  700  gegen  230  Stu- 
dierende. An  Ausländern  besuchen  7 vH  die  Hochschule,  davon  mehr 
als  5 vH  deutscher  Abstammung.  Das  Verhältnis  der  Professoren  zu 
der  Zahl  der  Studierenden  ist  jetzt  1 : 100  gegen  1 : 60  vor  dem  Kriege. 
Der  Rektor  wies  weiter  daraufhin,  daß  die  im  Frühjahr  d.  J.  in 
München  abgehaltene  Ausstellung  für  Wasserkraft  und  Energie- 
wirtschaft eine  Fülle  von  Aufgaben  gezeigt  habe,  an  deren  Durch- 
führung die  Hochschule  lebhaft  beteiligt  sei.  Doch  könne  die 
Durchführung  wichtiger  Untersuchungen,  die  in  den  Aufgabenkreis 
der  Forschungsinstitute  der  Hochschule  fielen,  mangels  geeigneter 
Einrichtungen  nicht  erfolgen.  So  würden  z.  B.  zur  Zeit  in  den  neu 
errichteten  Ingenieurlaboratorien  der  Technischen  Hochschule  Karls- 
ruhe Versuche  für  bayerische  Ingenieurbauten  ausgeführt.  Aus  allen 
diesen  l'mständen  folgere  er  die  zwingende  Notwendigkeit  eines 
weiteren  Ausbaues  der  Münchener  Technischen  Hochschule,  und  er 
hoffe,  daß  der  bayerische  Staat  bald  wirksame  Abhilfe  schaffen  werde- 

Es  folgte  dann  ein  Vortrag  des  ordentlichen  Professors  für  Acker- 
und  Pllanzenbaulehre  an  der  landwirtschaftlichen  Abteilung  der 
Hochschule,  Dr.  Ludwig  Kiessling,  über  „Die  Stellung  der  Land- 
wirtschaftslehre zu  den  technischen  und  den  übrigen  Wissenschaften“. 
Der  Grundgedanke  des  Vortrages  ging  dahin,  daß  sich  die  Verbindung 
der  1872  auf  Veranlassung  von  Justus  v.  Liebig  gegründeten  land- 
wirtschaftlichen Abteilung  mit  den  übrigen  Abteilungen  der  Hoch- 
schule voll  bewährt  habe,  besonders  infolge  der  Beziehungen  zum 
Maschinenbau,  der  Elektrotechnik,  ferner  für  die  Vermessungs-  und 
Kulturingenieure  usw.  Die  innigen  Beziehungen  zwischen  Land- 
wirtschaft und  Technik  verlangten  gerade  in  München  einen  verstärkten 
Ausbau  der  landwirtschaftlichen  Abteilung  an  der  Technischen  Hoch- 
schule. 

Eiu  „Reichskur.atorium  fiir  Wirtschaftlichkeit  iu  Industrie  und 
Handwerk“  ist  bei  dem  ..Deutschen  Verband  technisch-wissen- 
schaftlicher  Vereine“  gebildet.  Das  Reichskuratorium  stützt  sich 
bei  seinen  Bestrebungen  auf  den  Normenausschuß  der  deutschen  In- 
dustrie, auf  den  Ausschuß  für  wirtschaftliche  Fertigung,  die  betriebs- 
technische Abteilung  beim  Deutschen  Verbände  und  die  Hauptstelle 
für  Wärmewirtschaft.  Der  Normenausschuß  will  bekanntlich  alle 
sachlich  unbegründeten  Verschiedenheiten  in  der  Ausführungsform 
zur  Vereinfachung  und  Verbilligung  der  Produktion  einschränken. 
Der  Ausschuß  für  wirtschaftliche  Fertigung  hat  die  Maßnahmen  zur 
Verbilligung  und  Verbesserung  der  Herstellung  zu  untersuchen,  die 
sich  auf  die  Zusammenhänge  der  Betriebe  untereinander  beziehen. 
Die  betriebstechnische  Abteilung  verfolgt  das  gleiche  Ziel  in  den 
Einzelbetrieben.  Die  Hauptstelle  für  Wärme  Wirtschaft  hat  die  Auf- 
gabe, die  Erkenntnis  von  der  Bedeutung  der  Wärmewirtschaft  in 
der  Industrie  und  allen  beteiligten  Kreisen  zu  verbreiten.  Außerdem 
wird  noch  durch  die  Hauptstelle  zur  Förderung  der  Altstoff-  und 
Abfallverwertung  auf  eine  restlose  Verarbeitung  hingearbeitet,  die 
bei  der  bestehenden  Rohstoffnot  von  besonderer  Bedeutung  ist. 

Der  Ausschuß  für  wirtschaftliche  Fertigung  hat  seine  Arbeiten 
in  der  Frage  der  Spezialisierung  im  wesentlichen  beendet  und  wird 
sich  weiterhin  mit  Sonderfragen  beschäftigen.  Die  Ergebnisse  der 
Arbeiten  sollen  durch  besonders  geeignete  Fachmänner  in  die  Praxis 
umgesetzt  werden.  Auch  wird  enge  Fühlung  mit  dem  „Deutschen 
Ausschuß  für  technisches  Schulwesen“,  der  alle  technischen  Er- 
ziehungsaufgaben von  der  Hochschule  bis  zur  Fortbildungsschule  be- 
handelt, gehalten.  Das  Reichskuratorium“  lehnt  sich  an  die  deutsche 
Industrie  an  und  strebt  danach,  alle  beteiligten  Kreise  allmählich  an 
seinem  Wirken  zu  interessieren.  Auf  der  Halbjahres-Sitzung  am  13.  De- 
zember d.  J.  konnte  schon  von  einem  wachsenden  Verständnis  für 
die  Arbeiten  des  Reichskuratoriums  berichtet  werden. 


Bestimmung  von  reziproken  Werten  durch  Kreis  uud  Gerade. 
Jeder  Strahl  eines  von  einem  Kreispunkt  ausgehenden  Büschels  wird 
durch  den  Kreis  und  jede  zum  Durchmesser  senkrechte  Gerade  so 
geschnitten,  daß  das  Rechteck  aus  den  beiden  Abschnitten  eine  feste 
Größe  hat.  In  beistehender  Abb.  1 
ist  also  A B ■ A C — A Bx  ■ ACX 
= A ß3  ■ A C<2  usw. 

Bezeichnet  man  diesen  festen 
Wert  mit  F,  so  ist  A Bn  ■ A Cn  — F, 

mithin  A Bn  — — — • 

A Ln 

Es  folgt  daraus  der  Satz:  Zieht 
man  von  einem  Punkte  Strahlen 
nach  einer  Geraden,  so  bilden  die 
reziproken  Werte  der  Strahlenlängen 
oder  irgend  ein  Vielfaches  davon 
einen  Kreis,  der  durch  diesen  Punkt 
geht,  oder  in  umgekehrter  Fassung: 

Zieht  man  von  einem  Kreispunkt  aus  beliebige  Strahlen,  so  bilden 
die  Endpunkte  der  reziproken  Werte  der  durch  den  Kreis  gebildeten 


Abb.  1. 


Abschnitte  oder  irgend  ein  Vielfaches  davon  eine  Gerade  senkrecht 
zum  Durchmesserstrahl. 

Der  Beweis  liegt  darin,  daß  AB2  = AB  ■ cos«,  und  AC.,= 
also  AB,A  Ca  ==  A B ■ A G.  ' ' eOS ** 

Da  die  reziproken  Verhältnisse  in  der  Technik  oft  von  Bedeutung 
sind  (z.  B.  Zeit  für  eine  bestimmte  Wegstrecke  und  Geschwindigkeit, 
Durchflußquerschnitt  und  Geschwindigkeit  bei  gegebener  Wasser- 
menge, Spannungen  und  Widerstandsmomente),  so  kann  bei  Aus- 
führung zeich- 
— nerischer  Auftra- 

gungen der  vor- 
stehende, wohl 
noch  wenig  be- 
kannte Satz  oft 
mit  Vorteil  ver- 
wendet werden. 
Werden  bei 

größerer  Länge 

die  Schnitte  zu 
spitz,  so  kann 
man  zur  Fort- 

< Setzung  einen 

kleineren  Kreis, 

_£ z.  B.  vom  halben 

Durchmesser, 
benutzen  unter 

Abb.  2.  Verdoppelung 

des  Abstandes 

A C,  so  daß  A B ■ AG  ungeändert  bleibt,  während  man  umgekehrt 
für  kleine  Längen  verfährt,  wie  dies  Abb.  2 veranschaulicht. 

Es  sind  hier  vier  Kreise  mit  den  Durchmessern  AB,  A B',  A B“ 
und  A B“‘  gezeichnet,  von  denen  jeder  folgende  einen  doppelt  so 
großen  Durchmesser  hat  wie  der  vorhergehende.  Dementsprechend 
ist  von  den  Abständen  AG,  A C',  A G“  und  A C"‘  (von  A bis  zu  der 
zugehörigen  Geraden)  jeder  folgende  die  Hälfte  des  vorhergehenden. 
Wenn  die  Längen  A Gj  = A C/  = A CF  = A CF',  sind  auch  die  Längen 
A Bx  = A Bi  = A BF  = A BF“ - Die  vier  verschiedenen  zusammen- 
gehörigen Geraden  und  Kreise  ergeben  also  alle  dieselben  Ver- 
hältnisse, nur  daß  die  größeren  Kreise  bei  großen  A C-Werten,  mithin 
kleinen  riß- Werten,  zu  spitze  Schnitte  und  daher  zu  ungenaue 
Werte  ergeben,  während  bei  kleinen  ri  C-Werten  nur  die  großen 
Kreise  in  Betracht  kommen.  Man  sieht  also,  daß  durch  eine  der- 
artige Zusammenstellung  für  alle  beliebigen  Größen  die  reziproken 
Verhältniswerte  mit  guter  Genauigkeit  leicht  zeichnerisch  ermittelt 
werden  können,  sobald  zwei  der  im  reziproken  Verhältnis  zueinander 
stehenden  Größen  durch  Annahme  bestimmt  sind;  z.  B.  bei  fest- 
stehender Dui’chfluß menge  die  Maßstäbe  einerseits  für  den  Quer- 
schnitt, anderseits  für  die  zugehörige  Geschwindigkeit  in  zweck- 
mäßiger Weise  gewählt  sind.  Werden  die  Ausgangswerte  noch 
kleiner  als  ri  G“‘,  so  kehrt  man  das  Verfahren  um,  indem  man  die 
gegebenen  Längen  als  Kreisstrahlen  benutzt. 

Schließlich  möge  noch  darauf  hingewiesen  werden,  daß  in  Abb.  1 
für  Linien  durch  den  ri  gegenüberliegenden  Kreispunkt  B das  Gesetz 
in  der  Weise  gilt,  daß  B C ■ B A — B C3  - B As  usw.  ist. 

Berlin.  E.  Beyerhaus. 

Hebung  von  Daclistiilileu.  Das  auf  Seite  587  d.  Bl.  geschilderte 
Verfahren  wurde  von  mir  wiederholt  mit  zufriedenstellendem  Erfolg  an- 
gewendet. Ausgiebige  Gelegenheit  dazu  bot  sich  in  den  Jahren  1913/14, 
als  in  Elsaß-Lothringen  mit  äußerster  Beschleunigung  Unterkunft  für 
die  auf  hohen  Etat  gebrachten  Truppenteile  geschaffen  werden  mußte. 
Das  wurde  in  den  meisten  Fällen  durch  Aufstockung  der  Kasernen 
erreicht,  wobei  die  belegten  oberen  Stockwerke  nach  Möglichkeit  un- 
berührt bleiben  mußten  und  daher  stets  ein  Heben  der  Dächer  in 
Betracht  gezogen  wurde.  In  einer  großen  Kasernenanlage  wurden 
allein  24  Dächer  gehoben.  Es  wäre  nun  irrig  anzunehmen,  daß  das 
Heben  der  Dächer  unter  allen  Umständen  billiger  sei  als  der  Ab- 
bruch und  der  Wiederaufbau.  Bei  allen  damaligen  Aufstockungen 
wurde  die  Ausführung  nach  beiden  Arten  verdungen.  Dabei  ergab 
sich  in  manchen  Fällen  ein  derartig  hoher  Mehrpreis  für  das  Auf- 
stocken mit  Hochwinden  der  Dächer  gegenüber  dem  Abbruch  und 
Wiederaufbau,  daß  trotz  mancherlei  Vorteile  aus  wirtschaftlichen 
Gründen  von  dem  Hochwinden  Abstand  genommen  werden  mußte. 
Auch  beim  Hochwiuden  mußten  die  Rinnen  aufgebrochen  und  das 
Dach  längs  der  Traufe  in  mindestens  1 m Breite  aufgedeckt  werden, 
um  Arbeitsraum  zu  schaffen.  Sodann  war  es  nötig,  die  erforderlichen 
Hilfsverbände  in  den  Dachstuhl  einzubauen,  der  in  der  Regel  auf 
der  liegenbleibenden  Dachbalkenlage  aufsaß  und  abgeschnitten  werden 
mußte,  damit  er,  losgelöst  von  seiner  LTnterlage,  als  Ganzes  gehoben 
werden  konnte.  Zangen  waren  anzubringen,  wo  Schubspannung  auf- 
zuheben war;  Schwellen  waren  vielfach  unterzubauen,  unter  denen 
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die  hebenden  Spindelschrauben  anzusetzen  waren;  der  Windverband 
für  das  freischwebende  Dach  mußte  verstärkt  werden  usw. 

Die  Dachstühle  wurden  in  der  Regel  etwa  um  4 m gehoben. 
Eine  Anzahl  niedriger  Spindelschrauben  wurde  angemessen  unter 
den  Knotenpunkten  des  verstärkten  Dachverbandes  verteilt.  Die 
Schrauben  saßen  wiederum  auf  Schwellen,  welche  den  Auflager- 
druck nach  unten  zu  verteilen  hatten.  Die  Schrauben,  die  etwa 
30  bis  40  cm  hoch  zu  heben  vermochten,  wurden  dabei  nach 
Bedarf  durch  Unterlegen  von  Hölzern  immer  wieder  höher  gesetzt. 
Zum  Schluß  ruhte  das  Dach  in  4 m Höhe  auf  zahlreichen  Holzstapeln. 
Mit  Tauen  wurde  es  gegen  Abheben  durch  Sturm  nach  unten  am 
Gebäude  festgebunden. 

Wie  man  sieht,  ist  der  Verbrauch  und  Verschnitt  an  Hilfshölzern 
bie  diesem  Verfahren  ein  großer.  Der  erwartete  Vorteil,  daß  bei  diesem 
Verfahren  die  darunterliegenden  Räume  des  obersten  Geschosses  gegen 
Regen  geschützt  seien,  trat  nicht  immer  ein,  denn  bei  der  Höhe  von 
4 m konnte  ein  kräftiger  Schlagregen  viel  Schaden  bringen.  In 
schlechter  Jahreszeit  war  es  daher  vielfach  nötig,  durch  Verschalungen 
an  der  Wetterseite,  durch  Belegen  des  oberen  Bodens  mit  Dachpappe 
u.  dgl.  für  Regenschutz  zu  sorgen.  Welches  Verfahren  das  wirtschaft- 
lichere war,  hing  zum  großen  Teil  auch  davon  ab,  ob  der  Dach- 
verband einfach  oder  verwickelt  war  und  in  welcher  Art  das  Dach 
gedeckt  war.  Bei  Ziegeldächern  auf  Lattung  und  mit  einfachem  Dach- 
stuhl war  es  in  der  Regel  wirtschaftlich,  das  Dach  abzubrechen  und 
wieder  aufzubauen.  Auch  spielte  die  Beschaffenheit  der  Dachhölzer, 
Schalung  oder  Dachdeckung  eine  Rolle  insofern,  ob  sie  ohne  zu  große 
Schädigung  einen  Abbruch  und  Wiederverwendung  vertrugen.  Auch 
bei  Abbruch  der  Dächer  konnte  das  Gebäude  durch  Dachpappe,  auf 
Schalung  oder  Lattung  mit  Gefälle  hilfsweise  verlegt,  in  der  Regel 
ausreichend  gegen  Regen  geschützt  werden. 

Bei  einigen  Gebäuden,  die  aufgestockt  werden  mußten,  waren  die 
Frontwände,  an  denen  sich  zum  Teil  sogar  bedenkliche  Risse  zeigten, 
für  Vollmauerwerk  nicht  mehr  tragfähig  genug.  Hier  ordnete  ich  Eisen- 
fachwerk von  12  cm  I-Trägern  an,  deren  Schwelle  den  Druck  des 
Daches  gleichmäßig  auf  das  alte  Mauerwerk  verteilte  und  zugleich 
als  obere  Ringverankerung  des  vorhandenen  Gebäudes  ausgebildet 
war.  Auf  dieses  Rahmenwerk  konnte  dann  sofort  der  Dachstuhl  her- 
untergelassen werden.  Das  Eisenfachwerk  wurde  mit  Schwemm- 
steinen ausgemauert,  von  außen  mit  Schalung  und  Schiefer  und  im 
Inneren  zum  Schutz  gegen  Wärme  und  Kälte  mit  Korkplatten  be- 
kleidet. Wenn  bei  diesem  letzteren  Verfahren  alles  genügend  vor- 
bereitet war,  wurde  damit  die  schnellste  Fertigstellung  erzielt. 

Berlin-  H.  Klein,  Oberregierungsbaurat. 

Die  Eulersche  Kuickformel.  Wir  erhalten  nachfolgende  Zuschrift, 
die  wir  als  persönliche  Stellungnahme  des  Verfassers  wiedergeben. 

Die  Schriftltg. 

Der  Normenausschuß  der  Deutschen  Industrie  E.V.  hat 
kürzlich  durch  seinen  „Arbeitsausschuß  für  einheitliche  technische  Bau- 
polizeibestimmungen“ Entwürfe  für  die  „Bestimmungen  über  die  bei 
Hochbauten  anzunehmenden  Beanspruchungen  der  Baustoffe“  auf- 
gestellt, und  zwar  im  Entwurf  E 1050  für  Flußeisen  und  in  E 1052 
für  Holz.  Die  für  das  ganze  Reich  geplanten  Vorschriften  sollen  den 
amtlichen  Stellen  der  Länder  zur  Anerkennung  vorgelegt  werden; 
die  Einspruchfrist  läuft  bis  1.  Januar  1922  (Geschäftstelle  des  Normen- 
ausschusses: Berlin  NW7,  Sommerstraße  4a).  Daß  eine  Änderung  der 
Entwürfe,  soweit  der  Antrag  ausreichend  begründet  ist,  durch  die 
vorläufige  Feststellung  in  keiner  Weise  erschwert  werden  soll,  ist  in 
der  Veröffentlichung  (Zeitschrift  „Der  Betrieb“,  2.  Heft  vom  22.  Oktober 
d.  J.)  besonders  hervorgehoben.  Dieser  Umstand  und  eine  Zuschrift 
von  Prof.  ®r.=3«G-  Krohn  in  Danzig  veranlaßt  mich,  auf  die  auf- 
fallende Tatsache  hinzu  weisen,  daß,  ungeachtet  der  mannigfachen 
Auslassungen  in  der  Fachpresse  der  letzten  Jahre  über  das  Mangel- 
hafte der  unbeschränkten  Anwendung  der  Eulerschen  Knickformel 
bei  Flußeisen  und  Holz,  diese  Berechnungsweise  nach  wie  vor  bei- 
behalten werden  soll.  Prof.  Krohn  schreibt  mir  bezugnehmend  auf 
meine  Veröffentlichungen  in  diesen  Blättern  *):  „Diese  Entwürfe  enthalten 
unter  vielen  Unklarheiten  und  sonstigen  sehr  anfechtbaren  Vorschriften 
auch  wieder  die  Bestimmung,  daß  die  Knicksicherheiten  ausschließlich 
nach  der  Eulerschen  Formel  nachzuweisen  sind.  Durch  die  Annahme 
dieser  Entwürfe  würde  wieder  auf  lange  Zeit  hinaus  diese  unglückliche 
Bestimmung,  die  schon  viel  Unheil  angerichtet  hat,  festgelegt  sein.  Es 
ist  durchaus  geboten,  gegen  diese  Entwürfe  Einspruch  zu  erheben.“ 

Auch  ich  halte  es  aus  den  in  meinen  Aufsätzen  dargelegten  Gründen 
für  durchaus  geboten,  daß  die  Bestimmungen  über  die  Knickberechnung 
von  Stäben  und  Stützen  eine  grundsätzliche  Änderung  erfahren  sollten. 
Es  ist  doch  ein  Unding,  wenn  in  ein  und  derselben  nach  den  amtlichen 
„Bestimmungen“  vom  24.  Dezember  1919  bearbeiteten  Eisenkonstruktion 
Glieder  mit  vier-  bezw.  fünffacher  Sicherheit  und  solche  bis  hinab 


*)  Sieh  auch  Nr.  69/70,  Jahrg.  1917;  Nr.  83  u.  97,  Jahrg.  1920  u. 
Nr.  90,  Jahrg.  1921  für  Flußeisen  u.  Nr.  98,  Jahrg.  1920  für  Holz. 


zu  zweifacher  — gemessen  nach  der  zuverlässigen  Tetmajerformel  — 
Vorkommen,  und  wenn  angesehene  Eisenbaufirrnen  nach  letzterer 
Formel  zur  eigenen  Beruhigung  ihre  Konstruktionen  berechnen,  aber 
formell  gezwungen  sind,  ihre  Berechnungen  durch  die  im  „unelastischen 
Bereich“  stark  fehlgehende  Eulerformel  als  richtig  „nachzuweisen“. 
So  ist  es  auch  kein  Wunder,  wenn  große  staatliche  Verwaltungen  auf 
die  Benutzung  der  minderwertigen  Eulerformel  völlig  verzichten  und 
nur  mit  zuverlässigeren  Formeln  rechnen.  Ein  solcher  Mißgriff  in 
den  Vorschriften  schadet  dem  Ruf  unserer  Eisenbauten;  er  tritt  um 
so  nachdrücklicher  zutage,  wenn  wir  wissen,  daß  vor  wenigen 
Monaten  das  Reichsverkehrsministerium  einen  Entwurf  der  „Berech- 
nungsgrundlagen für  eiserne  Eisenbahnbrücken“  an  die  ihm  unter- 
stellten Ämter  hinausgegeben  hat,  in  dem  für  die  Berechnung  der 
auf  Knickung  beanspruchten  Eisenglieder  grundsätzlich  die  Tet- 
majerformel für  gedrungene  Stäbe  (A  < 105)  vorgesehen  ist.  Ich  will 
keineswegs  der  dort  geforderten  Berechnungsweise  zur  Aufnahme  in 
die  Vorschriften  für  den  Hochbau  das  Wort  reden  — in  diesen  ist 
es  aus  mehrfachen  Gründen  angezeigt,  die  Berechnungsweise  zu 
vereinfachen,  und  einen  Weg  hierzu  habe  ich  in  den  Aufsätzen 
gezeigt  — , aber  eine  endgültige  Festlegung  der  Entwürfe  in  der 
geplanten  Art  halte  ich  für  einen  bedauerlichen  Fehler. 

Stuttgart.  Moerike. 

Wasserstaml-  und  Eisverhältnisse  in  den  norddeutschen  Strom- 
gebieten im  November  1921.  (Nach  den  an  die  Landesanstalt 
für  Gewässerkunde  gelangenden  amtlichen  Meldungen.)  Die 
Wasserstände  haben  in  allen  Stromgebieten  etwas  zugenommen.  Die 
für  die  Jahreszeit  normale  Höhe  haben  sie  indessen  im  Monatmittel 
nur  ganz  vereinzelt  erreicht,  so  z.  B.  an  der  Spree  (Kersdorf)  und  am 
Oberrhein.  Dieser  begann  am  3.  November  zu  steigen.  Die  zunächst 
etwas  über  MW  gehende  Flutwelle  kam  aus  dem  Alpenquellgebiet. 
Die  Flüsse  des  Mittelgebirgslandes  blieben  im  allgemeinen  auf  NW. 
So  verflachte  die  kleine  Flutwelle,  und  da  sie  von  Mannheim  abwärts 
außerdem  auf  recht  niedrige  Wasserstände  traf,  so  blieb  sie  von  dort 
ab  unter  MW.  Am  Memelstrom  ist  die  Überschreitung  des  MW  auf 
Eisstau  zurückzuführen.  Im  übrigen  haben  sich  die  Wasserstände  meist 
in  kleinen  Schwankungen  um  MNW  bewegt.  Auch  der  Wassermangel 
an  der  Waldecker  Talsperre  hat  sich  nur  wenig  gemildert.  Der  Becken- 
inhalt ist  vom  1.  bis  zum  21.  d.  M.  von  26  auf  31  Mill.  cbm  gestiegen, 
bis  zum  Ende  des  Monats  dann  wieder  auf  30  Mill.  cbm  gefallen. 

Der  Frost  am  Ende  des  Monats  hat  eine  sich  schnell  ausdehnende 
Schiffahrtsperre  herbeigeführt.  Die  Memel  führte  schon  seit  dem  9. 
Grundeis.  Im  Mündungsgebiet  des  Stromes  war  streckenweise  schon 
vom  11.,  bei  Tilsit  vom  13.  ab  Eisstand.  Pregel  und  Deime  hatten 
vom  12.  ab  Grundeis  und  auch  sehr  bald  streckenweise  Eisstand,  der 
sich  mehr  und  mehr  ausdehnte  und  schließlich  nur  noch  kleine 
Blänken  übrig  ließ.  Die  untere  Weichsel  hatte  zunächst  vom  11. 
bis  15.,  dann  'Wieder  vom  22.  ab  Grundeis  und  vom  25.  ab  zunächst 


Wasserstände  im  November  1921. 


Gewässer 

Pegelstelle 

November  1921 

MW 

Novbr. 

Jahresmittel  96/20 

NW 

1 MW 

1 HW 

96/20*) 

MNW 

MW 

MHW 

Memel 

Tilsit 

68 

| 

164 

261 

191 

77 

242 

611 

Pregel 

Insterburg  *) 

—55 

I -32 

-10 

12 

—48 

45 

380 

Weichsel 

Kurzebrack 

—28 

14 

46 

129 

29 

186 

520 

Oder 

Ratibor 

87 

98 

113 

162 

79 

181 

604 

r> 

Frankfurt 

25 

48 

64 

132 

57 

165 

375 

Warthe 

Landsberg 

—47 

-33 

-IS 

27 

—34 

66 

250 

Netze 

Vordamm 

-36 

—19 

24 

10 

—39 

28 

143 

Elbe 

Barby 

11 

42 

65 

117 

26 

175 

454 

» 

Wittenberge 

8 

43 

62 

127 

46 

190 

443 

Saale 

Trotha  U.  P. 

104 

124 

144 

180 

118 

210 

488 

Havel 

Spandau  U.  P. 

42 

52 

63 

66 

23 

77 

147 

Rathenow  U.P.1) 

—36 

—8 

10 

21 

—18 

55 

156 

Spree 

SprembergU.P. 

77 

88 

114 

99 

66 

106 

265 

r> 

Kersdorf  U.P,1) 

226 

237 

248 

230 

176 

227 

317 

Weser 

Minden 

118 

152 

177 

237 

164 

264 

570 

Aller 

Westen 

167 

186 

215 

256 

1S3 

290 

483 

Ems 

Lingen 

-169 

-158 

—148 

—37 

-142 

—32 

244 

Rhein 

Maxau *) 

274 

353 

493 

354 

284 

422 

660 

» 

Kaub 

61 

120 

207 

174 

101 

238 

523 

r> 

Köln 

10 

73 

171 

192 

78 

261 

647 

Neckar 

Heilbronn 

—15 

12 

34 

74 

17 

95 

426 

Main 

Wertheim 

64 

68 

80 

136 

85 

158 

426 

Mosel 

Trier 

—26 

7 

73 

103 

2 

103 

477 

x)  Bei  Insterburg  enthalten  die  letzten  vier  Spalten  Mittelwerte  aus 
den  Abflußjahren  1908/20,  bei  Rathenow  und  Kersdorf  aus  1914/20,  bei 
Maxau  aus  1896/1915. 
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21.  Dezember  1921. 


in  der  Mündungstrecke,  in  den  letzten  Tagen  auch  weiter  oberhalb 
stellenweise  Eisstand.  Die  untere  Warthe  führte  Grundeis  am  14., 
dann  vom  25.  ab,  die  untere  Netze  ebenfalls  vom  25.  ab.  Infolge 
gleichzeitiger  lebhafter  Eisbildungen  in  der  oberen  Oder  ruhte  die 
Schiffahrt  auf  dieser  vom  2G.  und  im  Anschluß  hieran  auf  der  mittleren 
Oder  im  wesentlichen  vom  27.  ab.  Im  Stettiner  Bezirk  war,  wenn 
auch  unter  Schwierigkeiten,  noch  bis  zum  Ende  des  Monats  Verkehr. 
Am  I.  Dezember  war  Eisstand  von  Klütz  oberhalb  Stettin  bis  Küstrin, 
und  zwar  hatte  außer  der  ganzen  < »stoder  auch  die  Westoder,  wenigstens 
in  der  Gegend  von  Schwedt,  Eisstand. 

Auf  der  Mehrzahl  der  Märkischen  Wasserstraßen  war  vom 
29.  ab  kein  nennenswerter  Frachtverkehr  mehr.  Die  kleineren  unter 
ihnen  waren  meist  schon  einige  Tage  vorher  gesperrt.  Die  Elbe 
führte  vom  20.  ab  Grundeis,  dessen  Verstärkung  die  Schiffahrt  am 
28.  stilllegte.  Im  Tidegebiet  des  Stromes  trat  am  30.  Eisstand  bei 
km  597,5  (Hoopte)  ein,  der  sich  noch  an  diesem  Tage,  allerdings  unter 
Offenbleiben  mehrerer  kurzer  Strecken,  bis  km  503,7  (Barförde)  hinauf- 
zog. Auch  die  Weser  führte  vom  20.  ab  Grundeis,  das  am  Wehre 
bei  Hemelingen  (km  362)  noch  an  diesem  Tage,  an  denen  bei 
Dörverden  (308,8)  und  Hameln  (135,2)  am  27.  28.  zum  Stehen  kam 
und  die  Schiffahrt  beendete.  Am  30.  war  Eisstand  von  km  362  bis 
330,  von  308,8  im  wesentlichen  bis  254,0,  von  246,0  bis  242,8,  von 
135  bis  126,  von  63,5  (Eisenbahnbrücke  bei  Höxter)  bis  59,0,  stellen- 
weise auch  weiter  oberhalb.  Auf  dem  Ems-Weser- Kanal  mußte 
die  Schiffahrt  am  28.  eingestellt  werden.  Die  Ems  wehre  mußten  am 
26.  gelegt  werden, , so  daß  zunächst  die  Schiffahrt  von  Meppen  bis 
Herbrum  unterbrochen  war.  Vom  30.  ab  war  die  Schiffahrt  auf  dem 
ganzen  Dortmund-Ems- Kanal  gesperrt.  Im  Rhein-Her ne-Kanal 
nahm  das  sich  seit  dem  25.  bildende  Eis  eine  solche  Stärke  an,  daß 
am  28.  die  Schiffahrt  nur  nach  vorherigem  Eisaufbruch  weitergeführt 
werden  konnte.  Im  Main  wurden  die  Wehre  von  Offenbach  abwärts 
am  29.  gelegt.  . K.  F. 


Bücherschau. 

52.  Verzeichnis  der  wissenschaftlichen  Abhandlungen  znr  Er- 
langung der  Würde  eines  Doktor  -Ingenieurs  *)  bei  der  Technischen 
Hochschule 

Berlin:  Balcke,  Hans.  Die  Ausnutzung  der  Kühlwasserabwärme 
von  Kondensations-Anlagen  zur  Erzeugung  von  Kessel-Speisewasser 
in  einem  Vakuumverdampfer.  1921.  (Auszug).  — Betzhold,  Fritz. 
Die  Entwicklung  des  deutschen  Seeschiffbaues  1919/20  unter  Be- 
rücksichtigung der  Preisgestaltung.  1921.  (Auszug.)  — Bluman, 
Ernst  H.  Über  Oxy-  und  Methoxy-Derivate  der  2-Aminochinolin-3- 
carbonsäure.  1921.  (Auszug.)  — Brandenburg,  Peter.  Über  ein 
Verfahren  zur  Herstellung  von  Ammoniumhydrat  aus  Ammonium- 
sulfat und  Natriumnitrat  durch  Umsetzung  in  wässriger  Lösung 
auf  dem  Wege  der  fraktionierten  Kristallisation.  1921.  (Auszug.) 

— Bürklein,  Friedrich.  Richtlinien  für  den  Betrieb  von  Bleizinkerz- 
aufbereitungen, mit  besonderer  Berücksichtigung  des  Erz-  und  Metall- 
ausbringens. (Auszug.)  Die  vollständige  Arbeit  befindet  sich  in  der 
Staatsbibliothek  in  Berlin,  in  der  Bibliothek  der  Technischen  Hoch- 
schule Berlin  sowie  in  deren  Abteilung  für  Bergbau.  — Enoch,  Otto. 
Untersuchungen  über  die  Beanspruchung  und  Abnutzung  von  Kraft- 
wagenreifen. 1921.  Fr  en  ekel,  Fritz.  Neue  Erkenntnisse  über  die  Druck- 
verbältnisse  in  Niederdruckdampfheizungen.  1921. — v.  Gerkau,  Armin. 
Das  Theater  von  Priene  und  das  hellenistische  Theaterproblem.  1921. 
(Auszug.)  Die  Arbeit  erscheint  im  Jahre  1921  im  Verlag  für  praktische 
Kunstwissenschaft  F.  Schmidt,  Kommanditgesellschaft,  München- 
Berlin-Leipzig.  — Günther,  Karl.  Linienbetrieb  oder  Richtungs- 
betrieb in  Bahnhöfen  der  Durchgangsform  des  Fernverkehrs.  (Inhalts- 
übersicht.) Veröffentlicht  im  ..Archiv  für  Eisenbahnwesen“  (Verlag 
Jul.  Springer),  Jahrg.  1920,  4.  u.  6.  Heft  und  Jabrg.  1921,  1.  u.  2.  Heft. 

— Legeier,  Eberhard.  Der  Holzaufschluß  mittels  Phenol.  1921. 
(Auszug.)  — Mayersohn,  M.  Beitrag  zur  Kenntnis  und  zum  Ent- 
werfen von  Windkraftanlagen.  (Auszug.)  Veröffentlicht  in  der  Zeit- 
schrift des  Vereins  deutscher  Ingenieure  1920,  Nr.  45.  — Meineke. 
Felix.  Die  Anwendung  des  Gleichstroms  auf  die  Lokomotiv- Dampf- 
maschine. 1921.  (Auszug.)  — Meyer,  Erich.  Zur  Theorie  der 
Dampfstrahl  - Luftpumpen.  1920.  (Auszug.)  Berlin  1920.  Verlag 
der  Zeitschrift  „Schiffbau“.  Veröffentlicht  in  der  Zeitschrift 
„Schiffbau“,  22.  Jabrg.  Nr.  4.  — Monath,  Louis.  Der  Eiuphasen- 
kollektormotor  als  Generator  und  die  Nutzbremsung  von  Wechsel- 
stromlokomotiven. 1921.  Veröffentlicht  in  gekürzter  Form  in 
E.  K.  B.  1919,  27.  u.  %S.  Heft  und  in  E.  u.  M.  — Wien  1919,  41.  u. 
42.  Heft.  — Moskovits,  Adalbert  Bela.  Über  Kernazylierung  tertiärer 
zyklischer  Basen.  (Auszug.)  — Müller,  Franz.  Verhalten  poli- 
zyklischer  ein-  und  mehrwertiger  Phenole  bei  der  Kupplung  mit  Azet- 
essigestern, und  über  Kumarinthiole.  (Auszug.)  — Neumann,  Erwin. 

*)  Vgl.  S.  S4  u.  400  Jahrg.  1921  d.  Bl.  sowie  vom  Jahrg.  1909  ab. 


Die  Entwicklung  des  städtischen  Straßenbaues  unter  dem  Einfluß  des 
Fluchtliniengesetzes  nebst  Vorschlägen  für  einen  wirtschaftsgemäßen 
Straßenbau  in  Flachbausiedlungen.  Ein  Beitrag  zum  Wohnungs- 
gesetz von  1918.  Veröffentlicht  in  „Verkehrstechnik“,  1921,  15.,  16. 
u.  27.  Heft.  — ter  Obanessian,  Suren.  Untersuchungen  an  Bohr- 
maschinen. (Auszug.)  Berlin  1921.  Julius  Springer.  — Orenstein, 
Hartwig.  Über  die  Wirtschaftlichkeit  moderner  Selbstentladevor- 
riebtungen  im  Eisenbahntransportwesen.  1921.  (Auszug.)  — Pannach, 
Fiitz.  Zur  Kenntnis  des  Succinylobernsteinsäurediätbylesters  und  des 
2-5  — Dioxyterephtalsäurediäthylesters.  1921.  (Auszug.)  — Rumpler, 
Edmund.  Der  1000-PS-Flugmotor.  — Salzmann,  Richard.  Beiträge 
zur  Kenntnis  der  Wolframtrioxydhydrate  und  der  Methoden  zur  Ab- 
scheidung des  Wolframs  ans  den  Lösungen  seiner  Alkalisalze  und 
seiner  Trennung  von  Molybdän.  1921.  — Sander,  Karl.  Synthese  von 
Oxyflavonen.  (Auszug.)  — Siegens,  Hans.  Beiträge  zur  Kenntnis 
der  Aldehyd-  und  Keton  - Peroxyd  - Verbindungen.  (Auszug.)  — 
Schmauser,  Justus.  Beiträge  Uber  den  Einfluß  des  Schwefels  auf 
die  wichtigsten  technischen  Eigenschaften  des  Gußeisens  bei  ver- 
schiedenen Wandstärken.  1920.  Veröffentlicht  in  der  Zeitschrift 
Gießerei-Zeitung  (Verlag  Rudolf  Mosse,  Berlin),  1920,  19.  bis  24.  Heft, 

— Stiller,  Walter.  Die  Entwicklung  der  Schwimmdocks.  1921. 
(Auszug.)  Berlin  1921.  Verlag  der  Zeitschrift  „Schiffbau“.  — Trefler. 
Gregor.  Beiträge  zur  Berechnung  des  Antriebsmotors  bei  elektrisch  be- 

| triebenen  Schachtfördermaschinen  mit  Seilausgleich.  (Auszug.)  — Zeul- 
mann,  Edgar.  Bewegungsvorgänge  in  Kettenfahrleitungen  elektrischer 
Bahnen.  (Auszug.)  Veröffentlicht  in  der  Elektrotechn.  Zeitschrift  1921. 

Braniiscliweig:  Fonrobert,  Felix.  Einflußkörper  der  Spann- 
kräfte und  Durchbiegungen  für  Flechtwerke  und  flechtwerkähnliche 
Raumfachwerke.  1920.  — Wazau.  Georg.  Neue  Kraftmesser.  1920. 

Breslau:  Bartels,  Rudolf.  Die  Zustandsgleichung  des  Stick- 
j stoffs  bei  geringen  Drücken  und  tiefen  Temperaturen.  (Auszug.) 
Leipzig  1921.  Akademische  Verlagsgesellschaft  m.  b.  H.  Veröffent- 
licht in  der  Zeitschrift  für  physikalische  Chemie  1921.  — Daeves, 
Karl.  Beiträge  zu  den  Systemen  Eisen- Chrom-Kohlenstoff  und  Eisen- 
Wolfram-Kohlenstoff  unter  besonderer  Berücksichtigung  der  Löslich- 
keit für  Kohlenstoff.'  (Auszug.)  Veröffentlicht  in  der  Zeitschrift 
I „Stahl  und  Eisen“  1920,  Nr.  45.  — Foehr,  Theodor.  Über  das  Chrom- 
kohlenstoffsystem. (Auszug.)  — Gross,  Wilhelm.  Beiträge  zur  Kenn- 
zeichnung einiger  Eigenschaften  von  gelochten  Blechen  und  Draht- 
sieben. (Auszug.)  — Junkers,  Paul.  Schmiedeversuche  an  Fluß- 
eisen. (Auszug.)  Düsseldorf  1921.  Verlag  Stahleisen  m.  b.  H.  Ver- 
öffentlicht in  der  Zeitschrift  „Stahl  und  Eisen“  1921.  — Krau,  Karl 
Friedrich.  Versuche  zur  Erhöhung  der  Ammoniakausbeute  unter 
gleichzeitiger  Erzeugung  von  Wassergas  in  der  Horizontalretorte. 
(Auszug.)  — Oertel,  Wilhelm.  Die  Rekristallisation  des  kalt- 
deformierten Elektrolyteisens.  (Auszug.)  Düsseldorf  1921.  Verlag 
Stahleisen  m.  b.  H.  Veröffentlicht  in  der  Zeitschrift  ..Stahl  und 
Eisen“  1919.  37.  Heft.  — Preussler,  Hermann.  Zur  Theorie  und 
Berechnung  von  Wärmespeichern  und  Winderhitzern.  Breslau  1920. 
Veröffentlicht  im  Selbstverlag.  — Schmidt,  Otto.  Über  Wärme- 
spannungen und  deren  Einfluß  auf  Form-  und  Volumänderung  beim 
Härten.  (Auszug.)  Breslau  1921.  Th.  Schatzky.  — Schneider,  Walter. 
Der  Einfluß  der  Abkühlungsgeschwindigkeit  auf  die  Lage  der  Halte- 
punkte und  das  Gefüge  der  Kohlenstoffstähle.  (Auszug.) 

Danzig:  Carsten,  Hans.  Näherungsverfahren  zur  Bestimmung 
von  kritischen  Drehzahlen.  (Auszug.)  Erweiterter  Auszug  veröffent- 
licht in  der  Zeitschrift  für  Technische  Physik.  1921.  — Veite.  Karl. 
Verfahren  zur  Ermittlung  der  Fahrzeiten  von  Eisenbahnzügen  unter 
Verwendung  besonders  hierfür  aufgestellter  Belastungsdarstellungen 
für  Heißdampflokomotiven.  (Auszug.)  Vollständig  veröffentlicht  in 
Annalen  für  Gewerbe  und  Bauwesen  1920.  — Wadehn,  Fritz. 
Darstellungsverfabren  von  Kincholoiponsäure  aus  Kinchonin.  1921. 
(Auszug.)  Erscheint  verkürzt  in  den  Berichten  der  Deutschen 
Chemischen  Gesellschaft. 

Darmstadt:  Freyberg,  Hans.  Die  mittelalterlichen  Turmhelme 
und  .Dachreiter  Oberhessens.  1921.  (Auszug.)  — Mann,  Viktor. 
Beitrag  zur  Kenntnis  der  Wassermessung  mittels  Meßschirms.  München 
u.  Berlin  1920.  R.  Oldenbourg.  Veröffentlicht  in  gekürzter  Form  in 
i der  „Zeitschrift  für  das  gesamte  Turbinenwesen“  1920.  — Mühlbrett, 
Karl,  über  Verstärkertransformatoren.  Berlin  1920.  Jul.  Springer, 
j Veröffentlicht  im  Archiv  für  Elektrotechnik  1920  (Verlag  Jul.  Springer). 

— Schmaltz,  Gustav.  Die  Methoden  des  Ordnens  und  ihre  An- 
wendung auf  technische  Zwecke.  Berlin  1920.  Verlag  des  \ ereins 
deutscher  Ingenieure  (Kommissionsverlag  von  Jul.  Springer).  "Ver- 
öffentlicht als  223.  Heft  der  „Forschungsarbeiten  auf  dem  Gebiete  des 
Ingenieurwesens“,  herausgegeben  vom  Verein  deutscher  Ingenieure. . 

München:  Mayer,  Emil.  Beitrag  zur  Theorie  der  Lichtbogen- 
schwingungen. Leipzig  1921.  Johann  Ambrosius  Barth. 

Stuttgart:  Waizenegger,  F.  Beitrag  zur  Härteprüfung. 

Berlin  1921.  Verlag  des  Vereins  deutscher  Ingenieure. 
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Amtliche  Mitteilungen. 


Preußen. 

Das  preußische  Staatsministerium  hat  den  Oherbaurat  Me  ekel  bürg 
zum  Ministerialrat  im  Ministerium  für  Handel  und  Gewerbe  ernannt. 

Der  Regierungs-  und  Baurat  Bayer  ist  von  Hoya  an  die  Hafen- 
verwaltung in  Duisburg-Ruhrort  versetzt. 

Dem  bisher  vorübergebend  im  Ministerium  für  Landwirtschaft, 
Domänen  und  Forsten  beschäftigten  Regierungs-  und  Baurat  Krause 
aus  Potsdam  ist  vom  15  Januar  1922  ab  die  einstweilige  Verwaltung 
des  Kulturbauamts  I in  Oppeln  übertragen  worden. 

Der  Regierungsbaumeister  des  Hochbaufaches  Kirmsee  ist  von 
Düsseldorf  nach  Remscheid  versetzt  und  der  Regierungsbaumeister  des 
Hochbaufaches  Landwehr  der  Regierung  in  Schneidemühl  zur  Be- 
schäftigung überwiesen  worden. 

Der  Regierungsbaumeister  Bastian  ist  dem  Saale -Talsperren- 
Neubauamt  in  Saalfeld  a.  d.  Saale  überwiesen. 

Der  Privatdozent  Dr.  Werner  Schmeidler  in  Kiel  ist  zum  ordent- 
lichen Professor  au  der  Technischen  Hochschule  Breslau  ernannt. 

Die  Staatsprüfung  haben  bestanden:  die  Regierungsbauführer 
Richard  Schnackers  und  Walter  Boeters  (Hochbaufach);  — Joseph 
Müller  und  Karl  Straat  (Wasser-  und  Straßenbaufach);  — Heinz 
Bernhardt  und  Albert  Korthaus  (Eisenbahn- und  Straßenbaufach). 

Der  Regierungs-  und  Baurat  Hans  Müller  bei  der  Rheinstrombau- 
verwaltung in  Koblenz  ist  gestorben. 

Deutsches  Reich. 

Reichsbahnen.  Preußen  - Hessen.  Versetzt  sind:  die  Re- 


gierungsbauräte Hammann,  bisher  in  Kattowitz,  als  Mitglied  der 
Eisenbahndirektion  nach  Breslau,  Unruh,  bisher  in  Kirn  zum  Eisen- 
bahn-Betriebsamt 2 nach  Leipzig  und  Hoeptier,  bisher  in  Berliu. 
zum  Eisenbahn- Ausbesserungswerk  nach  Leinhausen. 

Der  Regierungsbauführer  des  Maschinenbaufaches  Kurt  Lehmann 
aus  Berlin -Schöneberg  ist  zum  Regierungsbaumeister  ernannt;  er  ist 
bei  der  Eisenbahn direktion  in  Hannover  zur  Beschäftigung  im  Reichs- 
eisenbahndienst einberufen. 

Reichsbahnen.  Zweigstelle  Bayern.  Versetzt  sind:  der 
Vorstand  der  Betriebsinspektion  Passau  Oberregierungsbaurat  Heinrich 
Hahn  und  der  Vorstand  der  Betriebs-  und  Bauinspektion  Marktredwitz 
Oberregierungsbaurat  Friedrich  Schlier,  beide  an  die  Direktion 
Regensburg. 

Zum  1.  Januar  1922  wird  versetzt:  der  Vorstand  der  Bauinspektion 
Ansbach  Oberregierungsbaurat  Max  Wild  an  die  Direktion  Würzburg. 

Berufen  sind:  der  Vorstand  der  Betriebsinspektion  Kaiserslautern 
Regierungsbaurat  Philipp  Hey  an  die  Eisenbabndirektion  Ludwigs- 
hafen a.  Rh.  und  der  Regierungsbaurat  der  Eisenbahndirektion  Ludwigs- 
hafen a.  Rh.  Friedrich  Doll  an  die  Betriebs-  und  Bauinspektion 
Kaiserslautern  als  deren  Vorstand. 

Reichsbahnen.  Generaldirektion  Stuttgart.  Der  Reichs- 
verkehrsminister hat  den  Regierungsbaurat  Roth  bei  der  Eisenbahn- 
bausektion Heilbronn  nach  Flensburg  und  den  Regierungsbaurat  Lohe 
bei  der  Eisenbahnbausektion  Heilbronn  nach  Altona  je  aus  dienst- 
lichen Rücksichten  versetzt. 


(Alle  Rechte  Vorbehalten] 


Nichtamtlicher  Teil. 

Schriftleiter:  Richard  Bergius  und  2)r.«3ng.  Nonn. 


Die  neuen  Straßenbrücken  über  die  Oder  bei  Greifenhagen  und  Mesclierin. 

(Fortsetzung  und  Schluß  aus  Nr.  101.) 


Abb.  15.  Greifenbagener  Brücke.  Vorstrecken'des  Überbaues,  alte  Brücke  und  Notdurchlaß. 


Abb.  16.  Greifenhagener  Brücke.  Gesamtansicht. 
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Abb.  17.  Greifenhagener  Brücke.  Der  Durchlaß,  geöffnet 
für  die  Bagger-  und  Spülgeräte. 

Die  Bauausführung  konnte  nach  Abgang  des  Frühjahrhoch- 
wassers im  April  1911  begonnen  werden.  Zunächst  mußten  als  Ersatz 
der  nach  der  örtlichen  Lage  auf  etwa  100  m abzubrechenden  alten 
Brücke  und  des  zu  verlegenden  Durchlasses  eine  ebenso  lange,  4,5  m 


breite  Notbrücke  sowie  ein  10  m weiter  Notdurchlaß  mit  Eisenportal- 
klappen in  der  alten  Brücke  errichtet  werden. 

Bei  dem  sich  anschließenden  Bau  der  Landpfeiler  wurden  zu- 
nächst von  der  Rammebene  (+0,5  m N.N.)  aus  die  kiefernen  Grund- 
pfähle  bis  zur  Tiefe  — 8 bezw.  — 10  m N.N.,  dann  die  auf  drei  Seiten 
umschließende  Spundwand  bis  — 5,5  m N.N.  gerammt,  in  deren  Schutz 
unter  offener  Wasserhaltung  nach  Abschneiden  der  Pfähle  auf  — 1,00  m 
N.N.  Zangen  und  Holme  und  darüber  nach  Einstampfen  von  Ton  und 
Kies  der  Bohlrost  aufgebracht  werden  konnte  (Abb.  10  u.  11,  S.  620). 
Diese  Pfählrostgründung  mit  der  Bockkonstruktion  und  dem  Bohl- 
rost dürfte  bei  dem  Mooruntergrund  mehr  als  der  Betonpfahlrost  zu 
empfehlen  sein. 

Schwieriger  gestaltete  sich  der  Bau  der  beiden  Strompfeiler,  deren 
Bau-  und  Gründungsvorgang  am  festen  Gerüst  die  Abb.  18,  19  u.  21 
veranschaulichen. 

Zunächst  wurde  auf  einem  mit  allen  Arbeits-  und  Betriebseinrich- 
tungen, auch  mit  beweglichem  Kranaufbau  ausgestatteten,  großen  Ver- 
■ senkgerüst  (Plattform  + 1,50  m N.N.)  der  unterste  4,5  m hohe  Pfeilerteil 
(Arbeitsglocke  und  Aufsatzwand,  Abb.  12,  13  u.  14,  S.  620)  aus  Eisen- 
beton hergestellt  (drei  Wochen),  nach  seiner  Erhärtung  (vier  Wochen)  in 
die  sechs  am  Obergerüst  in  Kugellagern  ge- 
lagerten Absenk-  und  Führungsstahlspindeln 
eingehängt  und  mit  einer  gleichmäßig  ar- 
beitenden Ablaßvorrichtung  (Knarrhobel  an 
Zugseilwinde),  unter  Aufmauern  des  Pfeiler- 
schaftes, bis  auf  die  Flußsohle  versenkt. 

Von  hier  wurde  der  Pfeiler,  in  dessen 
Arbeitsglocke  ständig  Luft  mit  höherem 
Druck  eingeblasen  wurde,  unter  Fördern 
des  Bodens  durch  die  • Schleuseneinrichtung 
und  unter  ständigem  Aufmauern  über  Wasser 
bis  auf  den  festen  Grund  zur  Tiefe  von 
— 10  bezw.  — 13,5  m N.N.  hinuntergebracht. 
In  dieser  endgültigen  Stellung,  bis  zu  der 
die  Absenkung  mit  den  stoßweise  verlän- 
gerten Führungsspindeln  in  gleichmäßiger 
Führung  sicher  bewerkstelligt  wurde,  konnte 
der  Pfeiler  innen  voll  ausbetoniert  und  nach 
Abrüsten  der  Luftschleusenbetriebseinrich- 
tung über  Wasser  planmäßig  hocbgeführt 
werden. 

Die  Luft-  und  Arbeitsglocke,  in  der  bei 
regelmäßigem  Betrieb  an  einem  Tage  in 
10  Stunden  von  acht  Mann  rd.  40  cbm  Boden 
gelöst  und  zutage  gefördert,  dabei  der  Pfeiler 
etwa  50  cm  aufgemauert  wurde,  war  aus- 
reichend durchlüftet  — und  zwar  20  cbm 
frische  Luft  je  Mann  und  Stunde  — , gut  elek- 
trisch beleuchtet,  mit  Fernsprecher  und  mit 
einer  bequemen  Personenzuführung  versehen. 
Die  Luftglocke  war  mit  der  Außenluft  durch 
einen  den  Pfeiler  durchdringenden  verlänger- 
baren Eisenschacht  ovalen  Querschnitts,  für 
die  Personen-,  Boden-  und  Materialbeförde- 
rung und  durch  die  darauf  sitzende  Luft- 
schleuse verbunden,  in  der  sich  ein  Personen- 
vorraum  zum  Ein-  und  Ausschleusen,  das 
elektrische  Förderwerk  für  Auf-  und  Abwärts- 
bewegung zweier  Kübel  und  zwei  Arbeits- 
hosen zum  Ausschleusen  des  Bodens  befanden. 
Für  die  Erzeugung  der  Preßluft,  für  die  elek- 
trische Beleuchtung  von  Gerüst,  Senkkasten 
und  Luftschleuse,  für  den  Antrieb  der  Ma- 
terial- und  Bodenbeförderung  sowie  der 
Kranwinde  von  20  t Hublast  war  neben  dem 
Gerüst  auf  einem  Prahm  eine  Betriebs- 
maschinenanlage mit  einer  Lokomobile  von 
25  PS  mit  zwei  Kompressoren  und  einer 
Dynamomaschine  von  10  PS  nebst  allen 
Ausstattungen  und  Leitungen,  sowie  mit 
sämtlichen  Ersatzmaschinen  eingerichtet.  Die 
aus  freier  Luft  im  besonderen  Rohr  an- 
gesogene Luft  wurde  vom  Kompressor  aus 
in  zwei  Leitungen  durch  einen  Windkessel 
Uber  das  Gerüst  und  den  Schacht  dauernd 
Tag  und  Nacht  durch  die  mit  Rückschlag- 
ventilen versehene  Deckenöffnung  der  Arbeits- 
glocke zugeführt;  diese  durchströmte  sie  be- 
ständig, vom  Manometer  geprüft,  und  entwich 
dann  wieder  unter  der  Schneide  durch  Fluß- 
sohle und  Wasser  nach  oben. 


Abb.  18.  Greifenhagener  Brücke.  Luftdruckgründung  des  linken  Strompfeilers; 
das  Versenkgerüst  mit  dem  fertigen  Senkkasten  und  den  Betriebseinrichtungen. 


Abb.  19.  Greifenhagener  Brücke.  Luftdruckgründung  des  linken  Strompfeilers;  der  versenkte 
Pfeiler  in  weiterer  Aufmauerung,  Luftschleuse  mit  den  Leitungen.  Maschinenprahm, 
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Abb.  20.  Greifenhagener  Brücke.  Aufstellung  des  Überbaues.  Einfahren  des  fertigen  Schwebeteils 

zum  Einbau  in  die.  Kragträger. 


Abb.  21.  Greifenbagener  Brücke.  Luftdruckgründung  des  linken 
Strompfeilers;  der  Senkkasten  im  Untergrund  der  Oder;  Beleuch- 
tung, Fernsprecher,  Schachtausmündung,  Lufteinlaßventil,  Zu- 
gangsleiter. 

Die  Gründung  beider  Pfeiler  ist  dank  der  Zuverlässigkeit  der  Be- 
triebsleitung sowie  der  mit  Strenge  durcbgeführten  Vorschriften  für 
den  Betrieb  und  das  gesundheitliche  Verhalten  der  Arbeiterschaft  ohne 
Störung  durchgeführt  worden.  Unerwartete  Schwierigkeiten  waren 
aber  nicht  ausgeblieben.  Der  linke  Pfeiler  konnte  in  der  Tiefe  von 
— 10  m wegen  des  hier  angetroffenen  sehr  weichen  und  schückhaltigen 
Sandes  noch  nicht  gegründet  werden,  er  mußte  bis  auf  — 13.5  m N.N. 
abgesenkt  werden,  wo  fester,  grobkörniger  Sand  genügende  Sicherheit 
bot.  Die  Absenkung  von  -j-  1,50  bis  — 13,5,  also  auf  15  m Tiefe,  hat 
rd.  45  Arbeitstage  beansprucht. 

Bei  der  Versenkung  des  rechten  Pfeilers  mußten  zunächst  in  der 
Tiefe  — 5.5  sehr  große  Kolke  der  Flußsohle  beseitigt,  dann  ein  vor 
vielen  Jahren  versunkener  Kalkstein-Eichenkahn  von  15  m Länge  zer- 
stört und  in  einzelnen  Teilen  durch  die  Schleuse  zutage  gefördert; 
schließlich  mußten  noch  in  größerer  Tiefe  starke  Pfahlstümpfe  und 
querliegende  Stämme  gelöst  und  Hindernisse  in  Form  von  hartem 
Ton-  und  Kreideböden  nebst  umfangreichen  Steineinlagerungen  in 
sehr  mühevoller  Arbeit  bei  — 8 bezw.  10  m N.  N Tiefe  über- 
wunden werden.  — Bei  allen  diesen  Hindernissen  hat  sich  die  Preß- 
luftabsenkung in  Verbindung  mit  der  geräumigen  Arbeitsglocke  aus 
Eisenbeton  außerordentlich  bewährt.  Auch  hat  die  Führung  des 
Senkkastens  in  den  Spindeln  die  richtige  Stellung  der  Pfeiler  sicher 
ermöglicht. 

Der  eiserne  Überbau.  Der  in  der  Mitte  rd.  22  m über  MW 
sich  erhebende  Überbau  wurde  in  den  beiden  Seitenöffnungen  auf 
festen  Gerüsten  von  10  m Breite  mittels  eines  fahrbaren  Portalkrans, 
dagegen  in  der  103  m weiten  Mittelöffnung  in  völlig  freiem  Vorbau 
der  Kragträger  und  mit  anschließendem  Einziehen  des  Schwebeträgers 


errichtet.  Das  Vor- 
strecken der  Mittel- 
öffnung schien  billiger 
und  zweckmäßiger  als 
die  Errichtung  aul 
einem  Gerüst,  das  den 
schon  arg  verbauten 
Strom  weiter  eingeengt 
und  auch  die  Schiff- 
fahrt behindert  hätte; 
es  wurde  auch  dem 
gefährlichen  und  kost- 
spieligen Einfahren  der 
Überbauteile  auf  einem 
hohen  Schwimmgerüst 
vorgezogen.  Den  Ar- 
beitsvorgang zeigen 
Abb.  15  u.  20. 

In  der  Mittelöffnung 
wurden  zunächst  im 
Anschluß  an  die  fertig- 
gestellten Seitenüber- 
bauten beiderseitig  die 
Kragträger  mit  fünf 
Fachwerkfeldern  von 
5,947  m Weite  mit  zwei 
Schwenkkranen  von  18 
und  12  m Ausladung 
und  32  m Größthöhe 
über  Wasser,  unter 
gleichzeitigem  Einbau 
von  Fahrbahngerippe 
und  Versteifung,  Feld 
für  Feld  vorgebaut; 
darauf  wurde  von  den 
Kragträgern  aus  der 
60  t schwere  Schwebe- 
träger, der  vorher  auf 
Prahmen  am  rechten 
Ufer  fertig  zusammen- 
gebaut und  dann  unter 
die  Einbaustelle  ge- 
schleppt war,  mit  einer 
besonderen  Hebevor- 
richtung an  den  vier 
Ecken  gefaßt,  gleich- 
mäßig hochgewunden 
und  zum  Schluß,  unter 
Mitwirkung  von  Was- 
serdruckpressen zum 
Verschieben  des  Über- 
baues am  beweglichen 
Stromp  feiler] ager,  mit 

den  vier  Bolzen  an  die  Kragträger  angeschlossen,  deren  gegenseitige 
Bolzenlochentfernung  vorher  genau  festgestellt  war. 

Die  Hebevorrichtung  bestand  in  der  Hauptsache  aus  vier  sechs- 
fach gescherten  Drahtseilflaschenzügen,  die  an  den  äußersten  Gurt- 
enden aufgehängt  und  von  der  festen  Fahrbahn  aus  mit  Handwinde 
bedient  werden  konnten,  sowie  aus  einer  zur  Sicherheit  an  jeder  Ecke 
eingeschalteten,  mit  Handhebeln  zu  bedienenden  Spindelaufhängung, 
die  bei  Bruch  eines  Seiles  den  Träger  noch  halten  konnte.  Wie  not- 
wendig eine  solche  Sicherheit  war,  bewies  der  unerwartete  Bruch  eines 
15  t- Flaschenzuges;  doch  wurde  die  Einführung  des  Schwebeträgers 
ohne  Unfall  vollendet.  Dann  wurde  die  Fahrbahn  mit  dem  Bagger- 
durchlaß eingebaut  und  die  Befestigung  der  Brückenbahn  auf  Beton- 
unterlage über  Belageisen  durcbgeführt.  — Die  Eisenteile  des  Über- 
baues sind  mit  silbergrauem  Ferrubron  gestrichen. 

Eine  Ansicht  der  fertigen  Brücke,  der  Mittelöffnung  bei  der  Bagger- 
durchfahrt sowie  der  gehobenen  Klappe  zeigen  die  Abb.  16,  17  u.  22. 

Die  Mescheriner  Brücke. 

Für  den  Entwurf  der  Mescheriner  Brücke  (1913  d.  Bl.,  S.  697), 
die  im  Anschluß  an  die  Greifenhagener  erbaut  werden  sollte,  waren 
ebenfalls  die  auf  Seite  618  angeführten  allgemeinen  Bedingungen,  außer 
Forderung  9 (Baggerdurchlaß),  maßgebend.  Danach  war  der  Brücken- 
bau in  derselben  Bauweise,  mit  derselben  Gründung  der  Pfeiler  und 
durch  der  selben  Unternehmer  festgelegt.  Im  übrigen  war  die  Brücke, 
der  Strombreite  entsprechend,  nur  131.90  m lang  und  bei  dem  ge- 
ringeren Verkehr  nur  6,20  m breit,  wie  bei  der  alten  Brücke,  an- 
zulegen. Es  kam  als  besondere  Anlage  der  Umbau  des  von  der 
neuen  Anscblußrampe  betroffenen  Zolleinnehmergehöfts  auf  dem 


Abb.  22.  Greifenhagener  Brücke. 
Aufstellung  des  Überbaues;  die  Durchlaß- 
klappe bei  der  Probehebung. 
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Abb.  24.  Querschnitt  durch  die  VerkehrsUahn  (Seitenöffnung). 

Abb.  23  bis  25.  Straßenbrücke  über  die  Westoder 

bei  Mescherin.  ^ 

über  HHW,  die  Seitenöffnungen  haben 


rechten  Ufer  dazu  (Ab-  I -Gurt platte 

bild.  2,  S.  618  sowie  1913,  T— IÜILl  h^mib 

S.  61)7).  Ein  Schiffdurch-  ' J f/||L  usche  85U0 
laß  brauchte  bei  ihr  nicht 
vorgesehen  zu  werden. 

Die  Gesamtanlage  der 
Brücke  als  Gelenkträger 
mit  drei  Öffnungen  sowie 
die  Strom-  und  Unter- 
grundverhältnisse zeigt 
Abb.  23. 

Bei  der  Wahl  des 
Überbaues  von  rd.  132  m 
Gesamtstützweite  kam  die 
Anordnung  einer  Öffnung, 
trotz  des  Fortfalls  der 
teuren  Strompfeiler,  wegen 
des  großen  Eisenbedarfs 
nicht  in  Frage;,  die  An- 
lage von  drei  Öffnungen 
mit  Gelenkträgern  schien 
die  beste  Lösung  für  den 
Schiffverkehr  in  der  Fahr- 
rinne des  Stromes  und 
den  wirtschaftlichen  Aus- 
gleich der  Eisenmassen. 

Die  Gurte  verlaufen  in 
einem  stetig  gekrümmten 
Linienzug  und  betonen  die 
Kraftwirkung  des  Trag- 
werks über  den  Strom- 
pfeilern durch  die  größere 
Trägerhöhe.  Die  Mittel- 
öffnung hat  56,8  m Stütz- 
weite und  auf  20  m Breite 
die  lichte  Höhe  von  4 m 
37,55  m Weite. 

Die  auf  drei  beweglichen  und  einem  festen  Stahlgelenk  ruhenden 
6,45  m voneinander  entfernten  Hauptträger  haben  nur  über  dem 
Strompfeiler  einen  oberen  Querverband  und  unter  der  Fahrbahn 
durchgehend  eine  Längsversteifung  erhalten;  sie  sind  nach  denselben 
Grundlagen  wie  bei  dem  Greifenhagener  Überbau  bemessen.  Die  von 
den  Rampenköpfen  +5,75  m N.N.  beiderseits  1:40  ansteigende,  in 
der  Mitte  nach  flacher  Parabel  verlaufende  Brückenbahn  hat  in  der 
Fahrbahn  die  zum  Begegnen  zweier  Fuhrwerke  ausreichende  Breite 
von  5 m und  auf  den  Gehwegen  je  0,6  m Breite,  ferner,  wie  in  Greifen- 
hagen, 8 cmi  hohes  Granitreihenkleinpflaster  auf  Zementbeton  über 
Belageisen  bezw.  Gußasphalt  auf  Beton  über  Belageisen  für  die  Geh- 
wege (Abb.  24  u.  25). 

Die  Land-  und  Strompfeiler  sind  wie  die  in  Greifenhagen  auf 
Pfahlrost  bezw.  mit  Preßluft  gegründet  sowie  in  Stampfbeton  mit 
Granit-  und  Kunststeinverkleidung  ausgeführt  worden.  Ihre  Gesamt- 
anordnung zeigt  Abb.  23. 

Die  Brücke  ist  im  Zusammenhang  mit  dem  Bau  der  Greifenhagener 
Brücke  in  den  Jahren  1912  und  1913  ausgeführt  worden.  Den  Neubau 
unterhalb  der  alten  Brücke,  deren  Durchlaß  auch  verlegt  werden 
mußte,  erläutert  die  Abb.  27.  Zunächst  wurden  die  beiden  Land- 
pfeiler zwischen  Spundwänden  auf  Pfahlrost  gegründet,  und  zwar 
unter  Überwindung  vieler  Schwierigkeiten  (Pfahlstümpfe,  viele  längs- 
und  querliegende  Baumstämme)  und  dann  die  Strompfeiler  bis  zur 
Tiefe  — 10  und  — 12,5  m N.N.  mit  denselben  Gerüst-  und  Betriebs- 
einrichtungen unter  Preßluft  abgesenkt,  wie  bei  Greifenhagen.  Der 
rechte  Strompfeiler  mußte  bis  — 12,5  m N.N.  abgesenkt  werden, 
weil  in  der  planmäßigen  Tiefe  von  — 10  m N.N.  der  Baugrund 
von  feinem  und  schlickigem  Sand  keine  genügende  Sicherheit  bot; 
die  im  Senkkasten  4,50  m starken  Pfeiler  verjüngen  sich  nach  oben 
bis  auf  1,90  in. 

Welchen  starken  Bewegungen  die  Flußsohle  hier  im  Laufe  der 
Jahre  unterworfen  war,  zeigt  das  Auffinden  von  alten  Rundholz- 
stücken in  der  Tiefe  von  — 12  m N N.,  d.  h.  rd.  6 m unter  der 
bestehenden  Flußsohle. 

Nach  dem  Bau  der  vier  Pfeiler  wurde  der  eiserne  Überbau  auf 
einem  durchgehenden,  eine  Schiffsöffnung  von  12  m Weite  im  Zuge 
des  verlegten  Durchlasses  enthaltenden  Gerüst  mit  einem  10  m hohen 
Portalkran  eingebaut,  anschließend  über  dem  Fahrbahngerippe  auf 
Belageisen  und  Betonunterlage  die  Kleinpflasterdecke  und  der  Asphalt- 
belag eingebracht  sowie  der  ganze  Überbau  mit  silbergrauem  Ferrubron 
gestrichen. 

Im  Anschluß  an  das  Strombauwerk  .wurden  dann  die  Anschluß- 
vampen  geschüttet  und  abgedeckt,  die  Landpfeiler  durch  Stein- 
schüttungen am  Ufer  gesichert  und  das  neue  Zollgehöft  mit  dem 
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Abb.  25.  Strompfeilerportal. 


Wohnhaus  ausgebaut  sowie  ein  neues  Pegelhaus  der  Wasserbau- 
verwaltung am  rechten  Landpfeiler  errichtet.  — Das  fertige  Bauwerk 
zeigt  die  Abb.  26. 

Ein  Nachwort  über  die  hygienischen  Maßnahmen 
bei  der  Luftdruckgründung. 

Wie  bei  allen  großen  Bauten  und  Betrieben  im  Sinne  der  Für- 
sorge für  die  Wohlfahrt  der  Arbeiterschaft  durch  neuzeitliche  und 
sanitäre  Einrichtungen  Sorge  getragen  werden  soll,  so  mußten  auch 
bei  diesem  Brückenbau  zur  Hebung  der  Arbeitsfreudigkeit  und  zum 
Schutz  der  Arbeiterschaft  vor  allem  bei  der  mit  vielen  Betriebs- 
schwierigkeiten verbundenen,  aber  sehr  wirksamen  Senkkasten- 
gründung mit  Preßluft  unter  Wasser  geeignete  Maßnahmen  besonderer 
Art  getroffen  werden.  Deshalb  waren  von  der  Bauleitung  für  ihre 
sichere  und  gefahrlose  Durchführung,  die  bis  zu  einer  Tiefe  von 
10  bis  15  m unter  Wasser,  also  bis  zu  einem  Luftüberdruck  von 
1,5  Atm.  in  Aussicht  genommen  war,  neben  den  technischen  Sicher- 
heitsmaßnahmen noch  besondere  Unfallverhütungsvorschriften  für 
Leben  und  Gesundheit  der  unter  erhöhtem  Luftdruck  arbeitenden 
Belegschaft  nach  den  bisherigen  Erfahrungen  dieser  Gründung  auf- 
gestellt worden. 

Diese  Vorschriften,  welche  besonders  zur  Verhütung  der  aus 
dem  Unterschied  des  erhöhten  Luftdrucks  auf  Atmungs-  und  Hör- 
organe und  das  Herz  entstehenden  Caissonkrankheit  befolgt  werden 
müssen,  betrafen  hauptsächlich  die  dem  allmählichen  Übergang  von 
der  freien  Luft  zur  Preßluft  angepaßte  Zeitdauer  zum  Ein-  und  Aus- 
schleusen (1  Min.  für  je  0,1  Atm.  Druckzuuahme,  bezw.  2 Min.  für 
je  0,1  Atm.  Druckabfall),  die  jederzeitige  Prüfung  des  Luftdrucks,  die 
Zuführung  einer  Frischluftmenge  von  20  cbm  für  Mann  und  Stunde 
im  Senkkasten,  die  ärztliche  Untersuchung  und  Arbeitszeit  der  Mann- 
schaften, die  Zuverlässigkeit  der  Betriebsleitung,  die  hygienische  Ein- 
richtung und  Betriebsicherheit  von  allen  Arbeitsräumen  und  Schleusen. 
Dank  der  strengen  und  gewissenhaften  Durchführung  dieser  Vor- 
schriften sowie  der  sicheren  und  sachverständigen  Führung  und 
Einrichtung  der  Preßluftgründung  sind  — auch  ohne  Hinzuziehung 
eines  die  Arbeitsbetriebe  überwachenden  Gewerbeaufsichtsbeamten  — 
bei  der  bis  zu  einem  Überdruck  von  1,5  Atm.  und  unter  schwierigen 
Verhältnissen  durchgeführten  Gründung  der  vier  Pfeiler  keine 
Krankheitserscheinungen,  weder  vor  noch  nach  der  Gründung  unter 
der  bis  25  Mann  umfassenden  Belegschaft,  auch  nicht  bei  Angestellten 
und  Beamten,  aufgetreten,  auch  sind  keine  Betriebstörungen  wesent- 
licher Art  vorgekommen. 

Den  Aufenthalt  in  der  Luftschleuse  empfanden  fast  alle  Personen 
zunächst  in  einem  schmerzhaften  Druck  auf  das  Trommelfell  des 
Ohres,  der  allerdings  leicht  durch  Schluck-  und  Kaubewegung  ge- 
mildert oder  beseitigt  werden  konnte. 
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Abb.  26.  Mescheriner  Brücke.  Gesamtansicht. 


Abb.  27.  Mescheriner  Brücke.  Pfeilerbau  der  neuen  Brücke  neben  der  alten, 
der  rechte  Strom-  und  Landpfeiler  nach  Vollendung,  die  linken  im  Bau. 


Nach  den  Erfahrungen  des  Verfassers  wird  die  Einhaltung  ge- 
eigneter, praktisch  erprobter  Vorschriften  eine  gute  Vorbeugungs- 
maßi’egel  für  die  Gefahren  des  Luftdruckbetriebes  sein  und  es  wird 
sich  deshalb  empfehlen,  vor  allem  die 'allgemeine  von  dem  Reichs- 
arbeitsminister herausgegebene  Verordnung  zum  Schutz  der  Preßluft- 
arbeiter vom  28.  Juni  1920  — veröffentlicht  im  Deutschen  Reichs- 
anzeiger vom  8.  Juli  1920  Nr.  147  — (vgl.  a.  Jahrgang  1920  d.  Bl., 
Seite  151  u.  439)  unter  allen  Umständen  den  unentbehrlichen  Betriebs- 
vorschriften zugrunde  zu  legen.  Diese  Verordnung  behandelt  in 
55  Paragraphen  die  schon  oben  genannten  Sicherheitsmaßnahmen 
und  sieht  auch  die  Hinzuziehung  des  zuständigen  Gewerbeaufsichts- 
beamten für  Prüfung  der  Einrichtung  und  der  Betriebsleitung  vor. 
Der  Erfolg  des  Unternehmens  hängt  meines  Erachtens  vor  allem 
von  einer  mit  Betrieb  und  Vorschrift  völlig  vertrauten  gewissen- 
haften Bauleitung  und  von  der  sicheren  Führung  eines  deren  vollstes 
Vertrauen  genießenden  praktischen  Betriebsleiters  ab  und  wird 
durch  eine  einwandfreie  ärztliche  Untersuchung  der  Belegschaft  auf 
Tauglichkeit  gesichert.  . 

Nach  d.er  Verkehrseröffnung  der  Brücken  bei  Greifenhagen  am 
31.  Januar  1913  und  bei  Mescherin  am  31.  Oktober  1913  (Jahrg.  1913  d.Bl., 


Seite  120  u.  697) 
konnten  diealten 
Brücken  aus  dem 
Strombett  ge- 
räumt und  die 
Bauleitung  am 
31.  Dezember 
1913  aufgelöst 
werden. 

Die  Bauaus- 
führung ist  bei 
den  von  der  Bau- 
leitung getroffe- 
nen Maßnahmen 
Und  bei  derWahl 
derUnternehmer 
trotz  aller  mit 
Bauten  dieser 
Art  im  offenen 
Strom  verbunde- 
nen Schwierigkeiten  und  Gefahren,  wie  Schiffs- 
verkehr, Eisgang,  Hochwasser,  Unwetter,  Bau- 
betrieb und  Unsicherheit  in  den  Untergrund- 
verhältnissen, ohne  wesentliche  Betriebstö- 
rung, aber  auch  ohne  Rechtsstreit  mit  Unter- 
nehmern erfolgreich  durchgeführt  und  recht- 
zeitig vollendet  worden.  Ebenso  günstig  ist 
dank  der  sparsamen  Bauweisen,  des  guten 
Erlöses  aus  dem  Verkauf  der  alten  Brücken 
und  einer  günstigen  Preislage  auch  der 
wirtschaftliche  Abschluß  des  Unternehmens 
gewesen,  der  lediglich  dem  Kreise  zugute 
kam.  Die  Baukosten  der  1120  t Flußeisen 
und  Stahl  enthaltenden  Greifenhagener 
Brücke  haben  sich  auf  540000  Mark,  die 
der  Mescheriner  mit  315 1 Eisen  und  Stahl 
einschließlich  der  Ausgaben  von  rd.  8000 
Mark  für  das  Zolleinnehmerhaus  auf  290  000 
Mark  gestellt,  so  daß  beide  Brücken  nur 
die  sehr  geringe  Summe  von  rd.  830  000  Mark 
verlangt  haben,  also  noch  weniger,  als  der 
Kreis  ohne  weiteres  neben  dem  festen 
Staatszuschuß  zugeben  wollte. 

Wider  Erwarten  ist  der  Baggerdurchlaß 
öfters  benutzt  worden,  als  vorausgesetzt  war, 
und  zwar  rd.  45  mal  bis  zum  Sommer  1921; 
es  wäre  deshalb  statt  des  langsam  arbeiten- 
den Handbetriebes  vielleicht  ein  Antrieb 
der  Klappe  mit  elektrisch  betriebener  Auf- 
zugwinde für  schnellere  Bedienung  am  Platze 
gewesen;  auch  hat  sich  der  Überbau  bei 
seiner  Lagerform  über  dem  beweglichen  Strompfeilerlager  mehr  ge- 
streckt, als  ursprünglich  angenommen  war.  Der  Anstrich  wird  erst 
1922,  also  nach  zehn  Jahren,  erneuert  werden. 

Die  Bearbeitung  der  Entwürfe  nebst  Vorbereitung,  einschließlich 
aller  statischen  Berechnungen  sowie  der  ästhetischen  und  konstruk- 
tiven Durchbildungen  und  die  Bauleitung  für  beide  Brücken  für  den 
Kreis  Greifenhagen  lag  in  den  Händen  des  Regierungsbaumeisters 
Herbst,  unter  der  Oberleitung  des  Vorstandes  des  die  Staatsaufsicht 
führenden  Oderbauamts  in  Greifenhagen,  Regierungs-  und  Baurats 
Stüwert  und  des  ihm  am  15.  Februar  1912  im  Amt  folgenden  Regie- 
rungsbaumeisters Ostmann.  Die  technische  Überwachung  in  der 
Provinzialstelle  lag  dem  Geheimen  Baurat  Narten  in  Stettin  ob. 
An  Entwurf  und  Bau  waren  in  den  Jahren  1909  bis  1913  die  Diplom- 
ingenieure G.  Jöhrens,  A.  Rörwick  und  H.  Schwarz,  ferner  die 
Techniker  A.  Graukob  und  R.  Linke  beteiligt.  Die  Unternehmer 
der  A.-G.  Dyckerhoff  u.  Widmann  in  Dresden  und  die  A.-G.  Hein, 
Lehmann  u.  Ko.  in  Berlin  waren  bei  Bau  und  Verhandlung  haupt- 
sächlich durch  Direktor  Keller  und  Betriebsingenieur  Kurzweg 
bezw.  durch  Oberingenieur  Brückerbohm  und  Ingenieur  Wild 
vertreten. 

Berlin.  • S)r.  = ^ltg.  F.  Herbst,  Regierungs-  und  Baurat. 


Heizuugsingenieur 

Von  T)r.=  3üQ.  R.  Uber,  Ministerialdirektor  im 
Die  Verhältnisse  seit  dem  Jahre  1914  ließen  es  untunlich,  weil 
unwirtschaftlich,  erscheinen,  überhaupt  an  die  Ausführung  größerer 
Zentralheizungsanlagen  zu  denken.  Wir  mußten  uns  leider  damit  be- 


*)  Sieh  Gesundheitsingenieur  36  u.  37  vom  7.  u.  10.  September  d.  J. 


und  Baumeister. 

preußischen  Finanzministerium  in  Berlin.*) 

gntigen,  die  vorhandenen  Anlagen  notdürftig  instandzuhalten,  ins- 
besondere schadhafte  Kessel  auszubessern,  gegebenenfalls  auch  zu 
erneuern. 

In  solchen  Zeiten  des  wirtschaftlichen  Tiefstandes  dürfte  es  nicht 
unangebracht  sein,  das  Ziel  anzudeuten,  dem  wir  zustreben  müssen. 
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Wir  Techniker  wollen  mit  allen  Kräften  den  veränderten  Ver- 
hältnissen nicht  nur  Rechnung  tragen,  sondern  sie  auch  beeinflussen, 
um  uns  dem  in  der  Vorkriegszeit  Erreichten  möglichst  wieder  zu 
nähern  und  die  damals  gemachten  Fehler  zu  vermeiden. 

Wie  haben  wir  bisher  unsere  Zentralheizungsanlagen  ausgefübrt? 

Es  liegt  mir  fern,  die  rein  heiztechnischen  Fragen  zu  behandeln, 
will  mich  vielmehr  hauptsächlich  auf  bautechnische  und  baukünst- 
lerische Fragen  beschränken,  insbesondere  auf  die  den  Heizungs- 
ingenieuren  und  Baumeistern  in  ihrer  Zusammenarbeit  gestellten 
Aufgaben  hinweisen. 

Zu  einem  guten  Heizungsentwurf  und  einer  guten  Ausführung 
gehört  es  nicht  nur,  daß  alle  Berechnungen  der  heizwissenschaftlichen 
Erkenntnis  entsprechend  durchgeführt  werden  und  die  Anlage  dem- 
entsprechend gestaltet  wird,  vielmehr  ist  zu  fordern,  daß  Entwurf  und 
Ausführung  auch  in  hochbautechnischer  Hinsicht  auf  der  Höhe  stehen, 
daß  sie  nicht  nur  einen  wirtschaftlichen  Betrieb  gewährleisten,  sondern 
auch  äußerlioh  ästhetischen  Ansprüchen  genügen.  Letztere  werden 
natürlich  je  nach  Zweckbestimmung  der  zu  heizenden  Räume  ver- 
schieden sein.  Handelt  es  sich  um  reine  Nutzräume,  die  nicht  zu 
dauerndem  Aufenthalt  von  Menschen  bestimmt  sind,  dann  werden  die 
Ansprüche  an  die  Schönheit  der  Anlage  nur  gering  sein;  aber  selbst 
dann  kann  man  saubere  Arbeit  verlangen.  Saubere  Arbeit  ist  es  z.  B. 
nicht,  wenn  senkrecht  gedachte  Rohrleitungen  nicht  genau  senkrecht 
stehen,  wenn  bei  Muffen  oder  Flanschen  das  Dichtungsmaterial  sich 
störend  bemerkbar  macht,  wenn  Ventile  ohne  Grund  schräg  eingebaut 
sind  u.  dergl. 

Ich  erwähne  das,  weil  solche  Verstöße  leider  oft  gemacht  werden 
und  die  Auftraggeber,  seien  es  Baubeamte  oder  Privatleute,  dann  mit 
der  Bemerkung  beruhigt  werden,  das  ließe  sich  nicht  anders  machen. 

Solche  Schönheitsfehler  sind  es  aber  nicht  allein,  an  denen 
manche  Anlage  krankt  Andere  Fehler  sind  ebenso  häufig  und  von 
weit  größerer  Bedeutung.  Sie  werden  nicht  etwa  von  Heizungsfirmen 
allein  gemacht,  vielmehr  sind  an  ihnen  meist  sogar  die  Auftraggeber 
schuld,  insofern  als  beim  Bauentwurf  der  Frage  der  Beheizung  zu 
geringe  Wichtigkeit  beigemessen  wird. 

Einsichtige  Bauherren  und  Baubeamte  als  deren  Vertreter  werden 
schon  beim  ersten  Entwurf  einen  erfahrenen  und  zuverlässigen 
Heizungsingenieur  zu  Rate  ziehen.  Zuverlässig  in  dem  Sinne,  daß  der 
betreffende  Ingenieur  zunächst  unbekümmert  um  die  etwaige  Auftrag- 
erteilung das  nach  seiner  Erfahrung  für  den  vorliegenden  Fall  zweck- 
mäßigste Heizsystem  vorschlägt  und  sich  nicht  durch  Rücksichten 
dabei  leiten  läßt,  ob  dies  oder  jenes  System  vielleicht  von  seiner  Firma 
besonders  beliebt  wird.  Derartige  Beratungen  sollten  besonders  ver- 
gütet. aber  auch  nur  von  Heizungsfirmen  erbeten  werden,  die  ihre 
Zuverlässigkeit  bereits  anderweitig  erwiesen  haben.  Hierbei  bewahr- 
heitet sich  allerdings  das  Wort:  „Aller  Anfang  ist  schwer“,  denn  von 
Bewährung  kann  man  erst  nach  längerer  Betätigung  sprechen.  Leider 
lassen  sich  viele  Auftraggeber  durch  das  Angebot  der  unentgeltlichen 
Aufstellung  eines  Heizentwurfes  überreden,  mit  einer  Heizungsfirma 
in  Verbindung  zu  treten,  fühlen  sich  dann  verpflichtet,  jene  Firma 
auch  bei  dem  später  auszuschreibrnden  Wettbewerb  zu  beteiligen 
und  sie  womöglich  auch  mit  der  Ausführung  zu  betrauen.  Größte 
Vorsicht  ist  in  dieser  Beziehung  den  Bauherren  und  Baubeamten  zu 
empfehlen. 

Ich  vermag  mich  auch  nicht  mit  der  mancherorts  geübten  Art  zu 
befreunden,  nach  der  beamtete  Ingenieure  vollständige  Heizentwürfe, 
sogar  den  Text  zu  Kostenanschlägen  aufstellen  und  dann  von  Heizungs- 
firmen nur  Preisangebote  einholen.  Auf  solche  Art  werden  die 
geistigen  Kräfte  der  Heizungsingenieure  sehr  zum  Schaden  der  Sache 
ausgeschaltet. 

Mit  solchen  Auswüchsen  des  Verdingungswesens  will  ich  mich 
nicht  weiter  befassen,  vielmehr  etwas  auf  die  Frage  eingehen: 

Inwieweit  kann  der  Heizungsingenieur  auf  den  Bauentwurf 
Einfluß  nehmen,  den  Bauherrn  oder  Baumeister  bei  dessen  Auf- 
stellung unterstützen? 

Zunächst  kommt  dabei  die  Lage  und  Bauart  der  für  den  Wärme- 
aufnehmer und  die  Lagerung  von  Brennstoffen  bestimmten  Räume  in 
Betracht.  Gar  zu  oft  werden  dafür  leider  Räume  in  Aussicht 
genommen,  die  für  die  Zweckbestimmung  des  Gebäudes  nicht  un- 
mittelbar verwendbar  sind,  die  im  Kellergeschoß  gewissermaßen  ührig- 
bleiben.  Mancher  Ingenieur  wird  ein  Lied  davon  singen  können  und 
bedauern,  daß  sich  nur  eine  „gequälte  Anlage“  hat  schaffen  lassen. 

Am  bedenklichsten  sind  Baupläne,  bei  denen  in  der  Höhenlage 
von  Keller  und  Heizräumen  aut  den  Grundwasserstand  keine  oder  zu 
wenig  Rücksicht  genommen  ist.  Bei  Neubauten  mit  nicht  sehr  großen 
Heizanlagen  kann  man  ja  die  Kessel  in  wasserdichte  Kästen  stellen, 
die  unabhängig  von  den  Gebäudegrundmauern  bleiben  müssen,  weil 
sie  sonst  durch  ungleichmäßiges  Setzen  der  Gebäudemauern  leicht 
rissig  werden.  Beim  Einbau  von  Heizanlagen  in  ältere  Gebäude 
kann  man  wohl  annehmen,  daß  die  Gebäudemauern  zur  Ruhe  ge- 
kommen sind,  sich  also  selten  später  noch  setzen  werden.  Ein  solches 
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Setzen  kann  aber  später  doch  zuweilen  eintreten  durch  dauerndes 
oder  vorübergehendes  Senken  des  Grundwassers.  Dauernd  kann  das 
geschehen  durch  Ausführung  unterirdischer  Entwässerungsanlagen, 
vorübergehend  bei  Ausführung  größerer  Tiefbauten.  Das  Bekleiden 
der  unter  Grundwasser  liegenden  Wände  und  der  Sohle  des  Kessel- 
raumes mit  wasserdichten  Baustoffen  wird  zwar  in  manchen  Fällen 
genügen,  indessen  es  empfiehlt  sich  doch,  solche  Schwierigkeiten  durch 
Höherlegung  der  Kessel  tunlichst  zu  vermeiden.  Oft  wird  dies  nur 
unter  Verteuerung  der  Heizanlage  selbst  möglich  sein. 

In  ihrer  Wirkung  können  derartige  Anlagen  genügen;  sie  sind 
aber,  äußerlich  betrachtet,  minderwertig.  Hierzu  kommt,  daß  die 
Bedienung  oft  wegen  räumlicher  Mängel  erschwert  wird,  sei  es  durch 
Engigkeit  im  Heizraum  oder  schlechte  Lüftung  und  Beleuchtung 
desselben. 

Bereits  beim  Vorentwurf  eines  Gebäudes  sollte  der  Wärmebedarf 
überschläglich  berechnet  und  danach  die  Größe  des  Heizraums  be- 
rechnet werden.  Der  zu  heizende  Raum  beträgt,  wie  aus  einer 
größeren  Anzahl  von  Beispielen  errechnet  wurde,  z.  B.  bei  Geschäfts- 
gebäuden der  preußischen  Verwaltung  50  bis  75  vH  des  umbauten 
Raumes  und  der  Wärmebedarf  20  bis  25  WE  für  1 cbm  beheizten 
Raumes.  Werden  bei  Warmwasserheizung  etwa  4000  WE,  bei  Nieder- 
druckdampfheizung etwa  6000  WE  durch  1 qm  Kesselheizfläche  nutz- 
bar gemacht,  so  kann  man  die  Größe  der  für  100  cbm  umbauten  Raum 
nötigen  Kessel  einigermaßen  schätzen.  Die  verhältnismäßig  niedrigen 
Zahlen  4000  und  6000  sind  gewählt,  um  Raum  für  reichlich  bemessene 
Kessel  zu  schaffen,  die  auch  für  kleinere  bauliche  Erweiterungen  und 
entsprechende  Vergrößerung  der  Kesselanlage  noch  ausreichen. 

In  meiner  Schrift  „Bau-  und  Betriebstechnisches  für  Zentral- 
heizungen in  preußischen  Staatsgebäuden“  vom  Jahre  1916  (Verlag 
von  Wilhelm  Ernst  u.  Sohn,  Berlin)  habe  ich  auf  Grund  von  Er- 
fahrungen eine  Tabelle  für  Kesselgrößen  und  Heizraumabmessungen 
bei  Gerichtsgebäuden,  Gefängnissen,  Verwaltungsgebäuden,  höheren 
Lehranstalten  und  Lehrerbildungsanstalten  gegeben,  auf  die  hier  ver- 
wiesen werden  mag.  Soweit  sich  bisher  erkennen  ließ,  haben  jene 
Angaben  den  Staatsbaubeamten  erwünschten  Anhalt  beim  Entwerfen 
von  Staatsgebäuden  gegeben,  so  daß  der  früher  zuweilen  gemachte 
Fehler,  zu  kleine  Heizräume  vorzusehen,  vermieden  werden  kann. 

Auch  über  die  sonstigen  bautechnischen  Anlagen,  die  in  un- 
mittelbarem Zusammenhang  mit  der  Heizanlage  steheD,  wie  Ab- 
messung und  Führung  der  Füchse,  Schornsteine  und  Entlüftungs- 
rohre für  Heizräume,  sind  in  der  oben  erwähnten  Schrift  auf  Grund 
von  Erfahrungen  bei  preußischen  Staatsgebäuden  Angaben  gemacht, 
die  den  Baumeistern  Anhaltpunkte  gewähren  können,  insbesondere 
für  Vorarbeiten,  bei  denen  der  Rat  erfahrener  Heizingenieure  nicht 
eingeholt  werden  kann. 

Ferner  ist  die  Ermittlung  des  Lagerraums  für  Koks,  als  des  am 
häufigsten  verwendeten  Brennstoffs,  in  obiger  Schrift  behandelt. 
Als  Ergebnis  sei  mitgeteilt,  daß  unter  Annahme  der  Einlagerung  des 
halben  Jahresbedarfs  für  100  cbm  Raumheizung  1,25  qm  Grundfläche 
bei  1 m Schütthöhe  erwünscht  sind. 

Durch  solche  Angaben  dürfte  nicht  nur  den  Baumeistern  ein  An- 
halt für  Entwurfsarbeiten  gegeben,  sondern  auch  den  Heizungs- 
ingenieuren die  Möglichkeit  geboten  sein,  ihre  Auftraggeber  bei  der 
baulichen  Gestaltung  der  zu  heizenden  Gebäude  dahin  zu  beeinflussen, 
daß  die  Ausführung  guter,  auch  für  den  Betrieb  bequemer  und  wirt- 
schaftlicher Heizanlagen  möglich  ist. 

Der  Heizraum,  von  dem  bisher  nur  die  Rede  war,  ist  zwar  das 
Herz  jeder  Heizanlage  und  somit  der  wichtigste  Teil,  aber  in  den  zu 
heizenden  Räumen  werden  oft  sowohl  von  Aufiraggebern.  als  auch 
von  Heizingenieuren  und  ihren  Arbeitnehmern  Verstöße  in  bautech- 
nisi  her  Hinsicht  gemacht,  die  an  einigen  Beispielen  erörtert  werden 
sollen. 

Die  Verstöße  der  Arbeitgeber  sind  am  schwerwiegendsten,  wenn 
Baustoffe  und  Bauweisen  gewählt  werden,  die  wärmewirtschaftlich 
ungünstig  sind.  Bereits  in  der  Vorkriegszeit  hatte  ich  wiederholt  Ge- 
legenheit genommen,  darauf  hinzuweisen,  daß  die  Bauart  unserer  Ge- 
bäude zu  wenig  auf  Wärmewirtschaft  Rücksicht  nimmt.  Bei  Be- 
messung der  Mauerstärken  wird  zu  sehr  nur  auf  statische  Verhält- 
nisse geachtet,  weil  baupoli/eiliehe  und  feuerpolizeiliche  Vorschriften 
nur  Mindestmaße  angeben  können,  Wärmedurchgang  und  Luftdurch- 
lässigkeit, also  Windwirkung,  werden  nicht  genügend  beachtet.  War 
es  schon  in  der  Vorkriegszeit  wirtschaftlich,  auf  reichliche  Mauer- 
stärken, Wärmeschutz  von  Decken,  insbesondere  der  Decken  gegen 
kalte  Dachböden  und  Keller,  auf  Doppelfenster  und  auf  Vermeidung 
übermäßiger  Lüftung  hinzuwirken,  so  ist  die  Beachtung  aller  Mittel, 
die  eine  Brennstoffersparnis  ergeben  können,  in  der  jetzigen,  durch 
Kohlennot  gekennzeichneten  Zeit  in  erhöhtem  Muße  geboten.  Sache 
der  Hei/.ingenieure  dürfte  es  sein,  ihre  Auftraggeber  auf  die  wärme- 
wirtschaftlichen Nachteile  mancher  Baustoffe  und  Bauweisen  aufmerk- 
sam zu  machen.  Vielfach  sind  Baustoffe  empfohlen  und  bevorzugt 
worden,  zu  deren  Herstellung  zwar  wenig  Brennstoff  nötig  ist,  die 
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aber  wegen  verhältnismäßig  großer  Wärmedurchlässigkeit  bei  Raum- 
heizungeu  die  Aufwendung  von  erheblichen  Brennstoffmengen  erfordern 
und  somit  die  bei  Herstellung  der  Baustoffe  erträumten  Ersparnisse 
hinfällig  machen. 

Bei  der  Anordnung  der  Rohrleitungen  in  den  geheizten  Geschossen 
werden  zuweilen  auch  Verstöße  gemacht,  die  das  Auge  beleidigen. 
Sofern  die  Leitungen  in  Mauerschlitzen  verlegt  und  somit  dem  Auge 
entzogen  werden,  sind  wesentliche  Schönheitsfehler  kaum  zu  machen, 
nur  werden  dabei  sehr'  häutig  in  bautechnischer  Hinsicht  grobe  Fehler 
gemacht,  wenn,  um  dem  Monteur  die  Arbeit  zu  erleichtern,  für  die 
Anschlußfeitungen  der  Heizkörper  unnötig  große  wagerechte  Rohr- 
schlitze gestemmt  und  somit  die  Standfestigkeit  der  Mauern  gemindert, 
zuweilen  sogar  gefährdet  wird.  Das  tritt  leider  nur  zu  oft  ein,  wenn 
Vorlauf  und  Rücklauf  in  Fensterpfeilem  liegen  und  Anschlußleitungen 
zu  Heizkörpern  in  zwei  oder  mehr  Fensternischen  abzweigen.  Zu 
vermeiden  sind  derartige  Übelstände  durch  Anordnung  besonderer 
Vor-  und  Rückläufe  für  jede  Feusterachse,  wobei  die  senkrechten 
Rohrschlitze  in  die  Fensternischen  verlegt  werden,  so  daß  wagerechte 
Rohrschlitze  in  den  Fensterpfeilern  entfallen  (1919  d.  Bl.  S.  356).  Da  hier- 
durch die  Kosten  der  Ausführung  nicht  unerheblich  erhöht  werden,  ist 
allerdings  nicht  anzunehmen,  daß  dieser  Weg  jetzt  oft  beschritten  werden 
wird,  obwohl  er  noch  andere  Vorteile  bietet.  Beispielweise  wäre  es  dann 
leichter  durchführbar,  kleinere  Heizkörpergruppen  auszuschalten. 

Die  Anordnung  von  Rohrleitungen  frei  vor  den  Wänden  ist  nur 
in  Räumen  angängig,  auf  deren  architektonische  Ausgestaltung  kein 
erheblicher  Wert  gelegt  wird.  Die  freie  Lage  von  senkrechten  Rohr- 
leitungen ist  auszuschließen  in  Räumen,  die  durch  Kuppelgewölbe, 
Kreuzgewölbe  oder  Tonnengewölbe  überdeckt  sind,  weil  der  Durch- 
gang von  Rohrleitungen  dann  ästhetisch  nicht  zu  lösen  ist.  In 
solchen  Fällen  sind  Rohrschlitze  auch  dann  geboten,  wenn  auf  weitere 
architektonische  Ausbildung  der  Räume,  z.  B.  von  Fluren,  verzichtet 
werden  kann  oder  muß. 

Rohrschellen  und  Rohrhaken,  zu  fest  angezogen,  behindern  die 
Beweguug  der  Rohrleitungen  infolge  ihrer  Ausdehnung.  Die  Be- 
wegung erfolgt  dann  ruckweise  mit  knackenden  Geräuschen,  die  be- 
sonders nachts  in  Wohnungen  recht  störend  sein  können.  Liegen  die 
Leitungen  in  Mauerschlitzen,  dann  erfordert  die  Lockerung  der  Rohr- 
halter ein  Aufstemmen  der  Rohrschlitze. 

Es  ist  daher  geboten,  vor  Schließen  der  letzteren  die  Anlage  auf 
ihr  Verhalten  beim  Erwärmen  und  Erkalten  der  Leitungen  zu 
beobachten. 

In  einem  Unterrichtsraum,  in  dem  der  Heizkörper  aus  einer 
Rohrschlange  besteht,  waren  die  knackenden  Geräusche  beim  An- 
stellen und  Abstellen  des  Heizkörpers  so  stark,  daß  die  Stimme  des 
Lehrers  übertönt  wurde.  Anfänglich  wurden  jene  Geräusche  für 
Kondenswasserschläge  gehalten,  es  ergab  sich  aber,  daß  sie  lediglich 
von  den  Rohrhaltern  herrührten  und  nicht  mehr  auftraten,  nachdem 
letztere  gelockert  waren. 

Fußbodenkanäle  zur  Unterbringung  von  Vor-  oder  Rückläufen 
machen  zuweilen  Schwierigkeiten  bei  ihrer  Überdeckung.  Das  klingt 
vielleicht  merkwürdig,  denn  man  kann  sie  ja  einfach  durch  guß- 
eiserne Platten  oder  hölzerne  Bohlen  abdecken.  Letztere  werfen  sich 
mit  der  Zeit  und  liegen  dann  nicht  allseitig  auf.  Auch  gußeiserne 
Platten  werden  selten  gleichmäßig  aufliegen,  so  daß  sie  beim  Begehen 
klappern.  Das  ist  störend  und  kann  für  manche  Fälle  bedenklich 
sein,  z.  B.  in  Gefängnissen,  in  denen  die  Rückläufe  im  Erdgeschoß 
vor  den  Zellentüren  liegen.  Die  Getängnisbeamten  müssen  sich  aber 
den  Zellentüren  unbemerkt  nähern  können.  Um  letzteres  zu  ermög- 
lichen, habe  ich  bereits  im  Jahre  1886  gußeiserne  Abdeckplatten  ver- 
wenden lassen,  die  einzeln  nur  auf  drei  Punkten  ruhen,  wodurch 
eine  ruhige  Lage  stets  gesichert  wird.  Wo  Fußbodenkanäle  unver- 
meidlich sind,  dürfte  die  bezeichnete  Bauart  nicht  unzweckmäßig 
sein.  Es  ergeben  sich  dann  trapezförmige,  nahezu  dreieckige  Platten. 

Uber  Heizkörperformen  sind  wir  uns  wohl  darin  einig,  daß  für 
Warm wasser-  und  Niederdruckdampfheizungen  Radiatoren  in  glatter 
Ausführung  oder  mit  nur  flachem  Relief  am  zweckmäßigsten,  weil 
reinigungsfähig  sind.  Verschiedenen  Meinungen  begegnet  man  bei 
Baumeistern  nur  bezüglich  der  Heizkörperverkleidungen.  Solche  sind 
eigentlich  nur  begründet  in  Räumen  mit  baukünstlerischer  Ausstattung. 
Daß  aber  auch  dann  die  Wärmeabgabe  der  Heizkörper  durch  Ver- 
kleidungen nicht  wesentlich  beeinflußt  werden  darf,  ist  selbst- 
verständlich. 

Die  zu  diesem  Zweck  an  Verkleidungen  zu  stellenden  Forderungen 
betreffen  den  möglichst  ungehinderten  Zustrom  und  Abfluß  der  Luft. 
Auf  einen  Fehler,  der  dabei  sehr  oft  von  Baumeistern  gemacht  wird, 
glaube  ich  doch  hinweisen  zu  dürfen.  Er  besteht  darin,  daß  die  Ver- 
kleidungen unmittelbar  am  Fußboden  einen  festen  Teil  aufweisen. 
Dadurch  wird  das  Reinigen  des  Fußbodens  unter  dem  Heizkörper  sehr 
erschwert.  Wenn  aber  das  Reinigen  sehr  erschwert  wird,  geschieht 
es  meist  überhaupt  nicht.  Auch  die  Reinigung  der  Heizkörper  selbst 
wird  durch  die  Verkleidungen  erschwert.  Staubablagerungen  auf  und 


unter  Heizkörpern  sind  hygienisch  verwerflich,  und  das  umsomehr, 
je  höher  die  Temperatur  des  Heizkörpers  ist.  Es  wäre  zu  wünschen, 
daß  die  Heizingenieure  ihre  Auftraggeber  oder  deren  Vertreter  auf 
das  Unhygienische  solcher  Verkleidungen  hinweisen,  die  ein  Reinigen 
der  Heizkörper  erschweren  oder  unmöglich  machen.  Heizkörper- 
umrahmungen, durch  die  die  oft  unschönen  Rohranschlüsse  verdeckt 
werden,  genügen  in  den  weitaus  meisten  Fällen 

Für  das  Ausdehnungsgefäß  ergibt  sich  bei  ausgedehnten  Anlagen 
oft  eine  Höhenlage  von  mehreren  Metern  über  dem  Fußboden  des 
Dachgeschosses,  insbesondere  wenn  der  spätere  Anschluß  von  Dach- 
geschoßräumen in  Aussicht  steht.  Häufig  wird  das  Ausdehnungsgefäß 
neben  dem  Schornstein  der  Zentralheizungsanlage  geplant,  um  Frost- 
gefahr für  dasselbe  auszuschließen.  Hierbei  ergibt  sich  meist  eine 
schwer  zugängliche  Lage  des  Ausdehnungsgefäßes,  und  die  Folge  ist, 
daß  der  Heizer  keine  sonderliche  Neigung  haben  wird,  den  Zustand 
des  Gefäßes  zu  beobachten,  zumal  dessen  Verkleidung  eine  unmittel- 
bare Übersicht  des  Gefäßes,  des  Wasserstandes  und  seiner  Anschluß- 
leitungen nicht  gestattet.  Bei  Ausnutzung  der  Brennstoffe  durch 
ordnungsmäßige  Feuerungsanlagen  und  wirtschaftlichen  Betrieb  werden 
die  Rauchgase  so  niedrige  Wärmegrade  haben,  daß  von  einer  Wärme- 
abgabe an  das  Ausdehnungsgefäß  kaum  die  Rede  sein  kann.  Zweck- 
mäßiger dürfte  es  sein,  für  das  Ausdehnungsgefäß  einen  abgeschlossenen 
besonderen  Raum  im  Dachgeschoß  zu  schaffen,  der  mit  einem  ge- 
heizten Raum  des  obersten  Stockwerks  in  Verbindung  gebracht  wird, 
sei  es,  daß  ein  Treppenhaus  oder  ein  Nebenraum  des  obersten  Stock- 
werks entsprechend  erhöht  oder  der  Raum  für  das  Ausdehnungsgefäß 
nur  durch  einen  Luftkanal  mit  einem  ständig  gebeizten  Raum  des 
obersten  Stockwerks  in  Verbindung  gebracht  wird.  Selbstverständlich 
muß  der  Raum  für  das  Gefäß  von  einem  Treppenhaus  her  entweder 
unmittelbar  oder  mittelbar  durch  einen  geschlossenen  Gang  zugänglich 
sein  und  auch  Tageslicht  erhalten.  Dann  können  das  Gefäß  und  seine 
Anschlußleitungen  ohne  Verkleidung  bleiben  und  sind  bequem  prüfungs- 
fähig. Der  Heizer  darf  nicht  durch  die  Bauanlage  veranlaßt  werden, 
zur  Beobachtung  des  Wasserstandes  in  den  Tagesstunden  offenes 
Licht  zu  benutzen,  was  bei  Unvorsichtigkeit  leicht  eine  Brandgefahr 
für  die  Verkleidung  und  Verfüllung  des  Gefäßes  mit  sich  bringen  kann. 

An  Selbstentzündung  der  Verkleidung  usw.  ist  ohne  weiteres  nicht 
zu  glauben.  Baumeister  und  Heizingenieure  sollten  sich  vereinigen, 
um  zweckmäßige  Lösungen  für  die  einzelnen  unendlich  verschieden 
gearteten  Fälle  zu  finden. 

Bekanntlich  ist  die  Porigkeit  der  Baustoffe  in  gewissen  Grenzen 
ein  Maßstab  für  den  Wärmedurchgang.  Die  z.  B.  im  schwach  ge- 
brannten Ziegelstein  fein  verteilte  Luft  ist  für  die  Wärmehaltung, 
soweit  sie  von  der  Wärmeleitung  abhängt,  vorteilhaft,  dagegen  kann 
die  Porigkeit  insofern  die  Wärme  Verluste  erhöhen,  als  sie  den  Luft- 
durchgang namentlich  bei  Wind  begünstigt.  Scharf  gebrannte  Ziegel- 
steine wirken  umgekehrt.  Der  ausführende  Baumeister  sollte  daher 
darauf  achten,  beim  Vorhandensein  ungleich  gebrannter  Ziegelsteine, 
die  scharf  gebrannten,  womöglich  unter  Zementzusatz  an  der  Außen- 
fläche der  Außenmauern,  dagegen  die  schwach  gebrannten  zur  Uinter- 
mauerung  zu  verwenden.  So  werden  die  guten  Eigenschaften  beider 
Steine  auszunutzen  sein.  Noch  allgemeiner  gefaßt:  Die  Wärmeleit- 
fähigkeit eines  Baustoffs  nimmt  mit  dem  seiner  Dichtigkeit  ent- 
sprechenden Raumgewicht  zu 

Einzelnstehende  kleinere  Wohnhäuser  sollten  stets  2 Stein  starke 
Außenmauern  erhalten,  weil  ihre  Außenflächen  im  Verhältnis  zu  dem 
beheizten  Raume  sehr  groß  sind,  die  Erwärmung  daher  auch  verhältnis- 
mäßig großen  Brennstoffaufwand  erfordert,  sofern  die  Außenmauern 
schwächer  ausgeführt  werden.  Bei  anders  gearteten  Bauweisen  sollte 
darauf  geachtet  werden,  daß  der  Wärmedurchgang  nicht  größer  ist 
als  der  von  2 Stein  starken  Ziegelsteinmauern.  Sofern  irgend  angängig, 
sollte  man  auch  die  nach  der  herrschenden  Windseite  gelegenen 
Mauern  Vs  Stein  stärker  machen. 

Auch  in  Zahl  und  Größe  der  Fenster  sollten  wir  uns  zur  Brenn- 
stoffersparnis größere  Beschränkung  auferlegen  und  auf  dichten  Fenster- 
anschluß am  Mauerwerk  mehr  als  bisher  bei  Miethäusern,  also 
Spekulationsbauten,  Wert  legen. 

Das  Eindringen  von  Wind  in  Mauern  kann  natürlich  auch  durch 
Putz  unter  Zementzusatz  gemindert  werden.  Ferner  kann  ein  Goudron- 
anstrich  des  Mauerwerks  vor  Auf  bringen  des  Putzes  zweckmäßig  sein, 
besonders  an  der  Wetterseite,  auf  der  durch  starken  Wind  gepeitschter 
Schlagregen  sonst  unschwer  in  die  Mauern  eindringt.  Es  ist  beob- 
achtet worden,  daß  selbst  bei  2 Stein  starken  Ziegelsteinmauern  das 
durch  Winddruck  eingedrungene  Regenwasser  an  den  Innenflächen 
herunterrieselte.  Durch  wasserdichten  Putz  oder  durch  Goudron- 
anstrich  läßt  sich  dieser,  die  Wärmehaltung  doch  sehr  ungünstig 
beeinflussende  Übelstand  verhüten. 

Die  Wärmehaltung  von  Mauerwerk  oder,  richtiger,  der  Widerstand, 
den  es  dem  Durchgang  von  Wärme  entgegensetzt,  beruht,  wie  bereits 
angedeutet,  wesentlich  auf  dem  Widerstand  der  in  fein  verteiltem 
Zustand  im  Mauerwerk  vorhandenen  Luft.  Daher  die  in  unseren 
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westlichen  Provinzen  so  beliebte  und  umfangreiche  Verwendung  der 
rheinischen  Schwemmsteine. 

In  Erkenntnis  jener  Eigenschaft  ergab  sich  das  Bestreben,  für 
Außenmauern  porigen  Beton  in  Formsteinen  verputzt  zu  verwenden, 
und  die  Innenflächen  von  Außenmaueru  mit  besonders  wärmehaltenden 
Stoffen,  wie  z.  B.  Torfoleum,  zu  bekleiden. 

So  zweckmäßig  hiernach  die  Verwendung  poriger  Baustoffe  zu 
Außenmauern  ist,  sofern  die  Außenflächen  gegen  Eindringen  von  Wind 
und  Regen  gesichert  werden,  so  kann  der  Anordnung  hoher  Luft- 
schichten im  Mauerwerk  nicht  das  Wort  geredet  werden,  weil  der 
Luftbewegung  in  denselben  zu  geringer  Widerstand  entgegengesetzt 
wird.  Die  an  der  Innenseite  solcher  Luftschichten  erwärmte  Luft 
wird  durch  die  schwerere,  an  der  Außenseite  ahgekühlte  Luft  in 
Bewegung  und  Umlauf  gesetzt  und  gibt  ihre  Wärme  an  die  kalte 
Außenseite  ab.  Dazu  kommen  die  Verluste  durch  Strahlung.  Hohe 
Luftschichten  in  Außenwänden  sollte  man  mit  kleinkörnigen  porigen 
Baustoffen,  z.  B.  Koksasche,  Bimskiesel  o.  dergl.,  ausfüllen,  wobei  Wert 
auf  möglichst  gleichförmige  Körnung  zu  legen  ist.  Man  erzielt  dadurch 
die  zur  Wärmehaltung  erwünschte  fast  ruhende  Luftschicht.  Die  Wider- 
stände gegen  Wärmeübergang  werden  durch  den  Füllstoff  vergrößert. 

Wesentlichen  Einfluß  auf  Wärmeverluste  hat  auch  die  Bauart  der 
Decken  zwischen  geheizten  Räumen  und  dem  kalten  Dachgeschoß. 
Es  ist  vorgekommen,  daß  die  Erwärmung  der  im  obersten  Stockwerk 
eines  Gebäudes  liegenden  Räume  zu  wünschen  übrig  ließ,  trotzdem 
die  Ausführung  der  Heizanlage  durch  eine  anerkannt  gewissenhafte 
Firma  erfolgt  war.  Die  nähere  Prüfung  ergab,  daß  die  Decke  gegen 
den  Dachboden  nicht  oder  nicht  ganz  in  der  bei  der  Wärmeverlust- 
berechnuug  angenommenen  Bauart  ausgeführt  worden  war.  Es  fehlte 
der  ursprünglich  vorgesehene  Estrich  teilweise  oder  ganz. 

Auch  die  Ausführung  der  Dächer  ist  besonders  zu  beachten  inso- 
fern, als  zu  große  Abkühlung  vermieden  werden  muß,  insbesondere 
wenn  bei  Warmwasserheizungsanlagen  die  Vorlaufleitungen  im  Dach- 
boden liegen.  In  einem  Sonderfall  fiel  bei  einer  Warmwasser- 
heizanlage  der  außergewöhnliche  Brennstoffverbrauch  auf,  und  es 
kounte  festgestellt  werden,  daß  der  Dachboden  eine  zu  große  natürliche 
Lüftung  durch  zahlreiche  über  die  ganze  Dachfläche  verteilte  kleine 
Öffnungen  hatte.  Nach  Schließung  dieser  Öffnungen  wurde  der  Brenn- 
stoffverbrauch angemessen. 

Solche  aus  der  Erfahrung  entnommenen  Fälle  erwähne  ich  in  der 
wohlmeinenden  Absicht,  Unzuträglichkeiten  zwischen  Bauherren,  Bau- 
beamten und  Heizingenieuren  für  die  Zukunft  tunlichst  zu  verhüten 
und  auch  um  alle  Beteiligten  immer  und  immer  wieder  auf  die  Wichtig- 
keit wärmetechnisch  einwandfreier  Bauart  hinzuweisen.  Heizingenieure 
und  Baumeister  werden  gut  tun,  während  der  Bauausführung  darauf 
zu  achten,  daß  die  Bauart  der  einzelnen  Bauteile  den  Voraussetzungen 
der  Wärmeverlustberechnung  entspricht. 

Ein  Sondergebiet,  auf  dem  Heizingenieure  und  Baumeister  gemein- 
sam zu  wirken  haben,  ist  das  der  Kirchenheizungen.  Vergegenwärtigen 
wir  uns,  was  auf  diesem  Gebiet  früher  gesündigt  wurde  und  viel- 
leicht stellenweise  noch  gesündigt  wird,  sowohl  von  seiten  der  Bau- 
meister als  auch  der  Heizingenieure.  Von  letzteren  haben  nicht  alle 
Verständnis  für  die  Schonung  des  Kirchengebäudes,  erstere  sind  oft 
infolge  mangelnder  heiztechnischer  Kenntnisse  nicht  in  der  Lage,  die 
zu  jener  Schonung  erforderlichen  Angaben  zu  machen. 

Als  sich  das  Bedürfnis  nach  Heizung  der  Kirchen  herausstellte, 
setzte  man  bei  alten  Kirchen  zunächst  eiserne  Öfen  verschiedenster 
Bauart  und  Form  hinein,  und  die  Fabrikanten  derselben  sowie  die 
Kirchengemeinden  glaubten  schon  alles  mögliche  zu  tun,  wenn  die 
Öfen  mit  Formen  ausgestattet  wurden,  die  dem  Baustil  der  Kirche 
angepaßt  waren.  Am  schlimmsten  waren  die  sogenannten  Kirchen- 
öfen gotischer  Stilrichtung.  Zu  jedem  Ofen  gehörte  natürlich  ein 
Rauchrohr,  das  in  Ermangelung  von  im  Mauerwerk  liegenden  Rauch- 
rohren in  Form  eiserner  Blechrohre  im  Kirchenraum  hochgeführt  wurde 
und  meist  in  unglaublich  roherWeise  die  Kirchengewölbe  durchbohrte, 
um  schließlich  an  einer  beliebigen  Stelle  über  Dach  zu  münden. 


Einen  großen  Fortschritt  glaubte  man  schon  zu  machen,  als  man 
verstand,  Heißwasserheizungen  in  Kirchen  einzubauen.  Alte  wie  neue 
Kirchen  wurden  damit  versehen.  Es  ist  zuzugeben,  jene  Anlagen 
wurden  oft  derart  angelegt,  daß  eine  wesentliche  Schädigung  des 
Kirchenraums  nicht  erfolgte.  Es  gibt  aber  auch  baukünstlerisch  und 
kunstgeschichtlich  wertvolle  Kirchen,  in  denen  die  Rohre  von  Heiß- 
wasserheizungen ohne  Rücksicht  auf  das  Bauwerk  eben  dorthin 
gelegt  wurden,  wo  sie  aus  rein  heiztechnischen  Gründen  zweckmäßig 
lagen.  Als  zweckmäßige  Lage  konnte  ich  aber  nie  die  im  Gestühl 
ansehen.  Der  schon  durch  die  Kirchenbesucher  selbst  erzeugte  Auf- 
trieb der  Luft  wird  bekanntlich  durch  Heizrohren  im  Gestühl  verstärkt 
und  erzeugt  Zug  an  den  Gestühlgrenzen.  Trotz  dieser  Erkenntnis 
findet  das  System  noch  vereinzelt  Förderung. 

Bei  den  später  einsetzenden  Ausführungen  von  Niederdruckdampf- 
heizungen sind  zwar  auch  noch  Verunstaltungen  des  Kirchenraums 
zu  verzeichnen,  indessen  doch  seltener,  weil  das  Verständnis  für  die 
berechtigte  Schonung  des  Kirchengebäudes  inzwischen  gewachsen  war, 
und  die  Aufsichtsbehörden  bemüht  waren,  die  Kirchengemeinden  zu 
beraten. 

Eine  schlimme  Periode  der  Verschandelung  von  Kirchen  setzte 
mit  der  Gasheizung  ein.  Wir  erinnern  uns  noch  mit  einem  gewissen 
Grauen  der  schwarzen  Ungeheuer  von  Gasöfen,  die  manchmal  auf- 
gestellt wurden,  zum  Teil  ohne  eine ' genügende  Abführung  der  Ver- 
brennungsprodukte. Die  Folgen  hiervon  zeigten  sich  bald,  insbesondere 
da,  wo  die  Kirchen  mit  Wand-  und  Deckenmaterialien  geziert 
waren,  in  der  Schädigung  der  Malereien;  auch  die  Orgeln  litten 
darunter  erheblich. 

Durch  Luftheizungsanlagen  wurden  Kirchen  am  seltensten  geschä- 
digt: immerhin  ist  auch  bei  ihnen  die  Anordnung  der  Vorlauf-  und 
Rücklauföffnung  von  großer  Bedeutung  und  bedarf  verständnisvoller 
Zusammenarbeit  von  Baumeister  und  Heizingenieur.  Auf  eine  bei 
Luftheizungsanlagen  häufig,  wenn  auch  in  bester  Absicht  gemachte 
fehlerhafte  Ausführung  sei  hier  hingewiesen.  Theoretisch  könnte  man 
meinen,  daß  die  Einströmungsöffnung  der  kalten  Luft  möglichst  weit 
vom  Luftofen  entfernt  liegen  müsse,  um  ihm  die  kalte  Luft  der 
entferntesten  Kirchenteile  zuzuführen.  Meist  ist  aber  die  kalte  Luft 
in  dem  dann  nötigen  unterirdischen  Kanal  so  schwer  und  die  Wider- 
stände in  ihm  sind  so  groß,  daß  die  Luft  durch  den  vom  Luftofen 
erzeugten  Auftrieb  nicht  oder  nur  unvollständig  in  Bewegung  gesetzt 
werden  kann.  Der  Kaltluftkanal  sollte  tunlichst  kurz  ausgeführt 
werden.  Die  kalte  Luft  des  ganzen  Kirchenraums  fließt  seiner 
Öffnung  von  allen  Seiten  zu,  während  die  erwärmte  Luft  in  geschlosse- 
nem Strome  schnell  emporsteigt  und  sich  erst  in  den  oberen  Luft- 
schichten ausbreitet. 

Rein  äußerlich  betrachtet,  möchte  ich  neben  der  zu  fordernden 
guten  Heizwirkung  für  Kirchen  diejenige  Heizart  am  meisten  empfehlen, 
die  sich  unter  den  gegebenen  Verhältnissen  möglichst  unauffällig 
unterbringen  läßt. 

Ein  besonderes  Wort  wäre  noch  den  Wohnungsheizungen  zu 
widmen  unter  Hinweis  auf  die  Forderungen  zur  Wärmehaltung. 
Hierher  gehören  z.  B.  Doppelfenster  statt  einfacher  Fenster,  Doppel- 
türen zwischen  geheizten  und  ungeheizten  Räumen,  dichter  Anschluß 
der  Fenster  aus  Mauerwerk,  Vermeidung  übertriebener  Lüftung  u.  dergl. 

Solche  Forderungen  können  den  Baumeistern  und  Wohnungs- 
inhabern nicht  oft  genug  gepredigt  werden.  Nicht  ohne  Interesse 
dürfte  es  sein,  daß  bei  Villen  von  gleicher  Größe  in  der  unter  Beach- 
tung wärmewirtschaftlicher  Gesichtspunkte  erbauten  und  benutzten 
Villa,  deren  Anlage  auch  pfleglich  behandelt  wurde,  der  Brennstoff- 
verbrauch nahezu  halb  so  groß  war  wie  in  den  anderen  weniger  sorg- 
fältig gebauten  Villen. 

Die  Wirtschaftlichkeit  der  Zentralheizungen,  die  Baurat  de  Grahl 
schon  vor  zehn  Jahren  als  Ziel  hingestellt  hat,  ward  in  Zeiten  von 
Brennstoffknappheit  zur  unbedingten  Notwendigkeit.  Zur  Erreichung 
dieses  Zieles  müssen  Heiziugeuieure  und  Baumeister  ihre  besten  Kräfte 
einsetzen.  und  zwrar  mehr  wTie  bisher  Hand  in  Hand  gehend. 


Vermischtes. 


Einen  Wettbewerb  für  Entwürfe  zu  einem  Hochhaus  in  Düssel- 
dorf hatte  die  Firma  Stumm  (Stumm-Konzern)  ausgeschrieben  unter 
den  Professoren  Wilhelm  Kreis,  Friedrich  Becker  und  Karl  Wach  so- 
wie Architekt  Paul  Lenz  in  Düsseldorf,  den  Professoren  Peter  Behrens 
und  Pölzig  in  Berlin  sowie  den  Professoren  Otto  Orlando  Kurz  in 
München  und  Paul  Bonatz  in  Stuttgart.  Das  Preisgericht,  dem  u.  a. 
die  Professoren  Dr.  Bestelmeyer  iu  Berlin,  Dr.  Schumacher  in  Köln 
und  Muesmann  in  Dresden  sowie  Regierungsbaumeister  Meyer  in 
Düsseldorf  angehörten,  hat  den  ersten  Preis  zuerkannt  an  Prof.  Paul 
Bonatz,  den  zweiten  Preis  an  Prof.  Wilh.  Kreis  und  den  dritten 
Preis  an  Prof.  Peter  Behrens.  Die  Entwürfe  werden  vom  25.  De- 
zember d.  J.  bis  3.  Januar  n.  J.  im  Kunstgewerbemuseum  in  Düsseldorf 
ausgestellt  sein. 


Wettbewerb  fiir  Entwürfe  zu  farbigen  Fußbodenbelägeu,  aus- 
geschrieben von  der  Aktiengesellschaft  Vereinigte  Mosaik-  und  Wand- 
plattenwerke (Friedland -Sinzig-Ehrang)  (S.  538  d.  Bl.).  Die  Frist  für  die 
Einreichung  der  Entwürfe  ist  bis  zum  1.  Februar  1922  verlängert  worden. 

Mit  einer  akademischen  Feier  werden  von  jetzt  ab  die  Tech- 
nischen Hochschulen  den  Tag  der  Reichsgründung  begehen.  Die 
Technische  Hochschule  Berlin  beabsichtigt,  diese  Festfeier  am  IS.  Ja- 
nuar 1922  mit  eiuer  Rietschel-Ehrung  zu  verbinden.  Bei  dieser  Ge- 
legenheit soll  eine  Büste  Rietschels  enthüllt  werden,  die  von  dem 
Dresdener  Kongreß  für  lleizuugs-  und  Lüftuugstechnik  gestiftet  ist. 
Am  19.  Januar  findet  eine  Festversammluug  statt,  bei  der  Professor 
Dr.  Brabbee  über  das  Werk  Rietschels  und  seine  Fortführung  sprechen 
ward. 


Verlag  von  Wilhelm  Ern  s t & S ohn , Berlin.  — Fiir  den  nichtamtlichen  Teü  verantwortlich:  R.  Bergius,  Berlin  — Bruck  der  Buchdruckerei  Gebrüder  Ernst  Berlin. 
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INHALT:  Amtliches:  Erlaß  vom  25  November  1921,  betr.  die  Allgemeinen  Verfügungen  Nr.  14  und  15  über  die  Verwaltung  der  Oe  ritte  und  BjmjIjöD-.  Erlaß  vom  13.  Dm 
zember  1921  botr.  die  Neuregelung  der  Bezüge  der  Kegierungsbaufimrer  des  Hochbaufaches  und  des  Wasser  und  fttraßenbaufachcs  während  ihrer  R‘ 
schäl’tigung  bei  <‘iner  örtlichen  Bauleitung  — Niohtamtliones : Der  Neubau  der  Landesversichorungsanstalt  inDrepden.  Vermischte'  Bekanntmachung. 
Wettbewerbe  für  Entwürfe  zur  künstlerischen  Ausgestaltung  des  Äußeren  eines  Kraftwerkes  und  zur  Ausnutzung  der  Wasserkräfte  im  Sehlueh  eeg'  ln«  l 
i.  Baden.  — Die  Biegungsachse.  — Bautechnische  Vorträge  und  Übungen.  — Alles  und  Neuesaus  dem  Kölner  Rathaus.  Bücherschau. 


(Alle  Rechte  Vorbehalten.) 

Amtliche  Mitteilungen. 


Erlaß,  betreffend  die  Allgemeinen  V erfügungen  Nr.  14  und  15 
über  die  Verwaltung  der  Geräte  und  Bauhöfe. 

Berlin,  den  25.  November  1921. 

Im  Anschluß  an  den  Erlaß  vom  10.  August  d.  J.*)  ersuche  ich, 
die  Berichtigung  der  Allgemeinen  Verfügungen  Nr.  14  und  15  gemäß 
dem  beiliegenden  Deckblatt  handschriftlich  zu  veranlassen. 

Der  Minister  für  Landwirtschaft,  Domänen  und  Forsten 
Abwicklung  Wasserbau. 

Im  Aufträge 

Abw.  W.  2116  II.  Ang.  Gerlach. 

Deckblatt  zu  den  Allgemeinen  Verfügungen  Nr.  14  und  15, 
betreffend  die  Verwaltung  der  Geräte  und  Bauhöfe. 
Allgemeine  Verfügung  Nr.  14,  Abschnitt  X,  Ziffer  5,  Zeile  4 v.  o. 
hinter  „Staatseisenbahnverwaltung“  ist  zu  setzen: 

„sowie  an  die  Reichswasserstraßenverwaltung“ 
der  Ziffer  5 ist  nachzufügen : 

„nach  denselben  Grundsätzen  wird  bei  Überlassung  reichseigener 
Geräte  an  preußische  Verwaltungen  verfahren“. 

Allgemeine  Verfügung  Nr.  15,  Abschnitt  VII,  Ziffer  5,  Abs.  a,  Zeile  1 
v.  o.  hinter  „Rechnung“  ist  zu  setzen: 

„Der  Reichswasserstraßenverwaltung  oder“ 

Dem  Absatz  a ist  nachzufügen : 

„nach  denselben  Grundsätzen  wird  bei  Überlassung  reichseigener 
Bestände  an  preußische  Verwaltungen  verfahren“. 

*)  Zentralblatt  der  Bauverwaltung  1921,  Seite  425. 


Erlaß,  betreffend  die  Neuregelung  der  Bezüge  der  Regierungs- 
baufiihrer  des  Hpbhbaufach.es  und  des  Wasser-  und 
Straßen  bat  daoh.es  während  ihrer  Beschäftigung  bei 
einer  örtlichen  Bauleitung. 

Berlin,  den  13.  Dezember  1921. 

An  Stelle  der  in  dem  Runderlasse  vom  22.  Februar  1921  |J921  d.  Bl., 
S.  153]  bezeichneten  Vergütungssätze  erhalten  die  Regierungsbauführer 
des  Hochbaufaches  und  des  Wasser-  und  Straßenbaufaches  während 
ihrer  Beschäftigung  bei  einer  örtlichen  Bauleitung  mit  Wirkung  vom 
1.  Juli  1920  ab  die  Grundvergütung  der  nichtplanmäßigen  unmittel- 
baren Staatsbeamten  der  Gruppe  7 (Zivilanwärter)  im  ersten  Anwärter- 
dienstjahr = 4340  Mark  jährlich  und  außerdem  den  Ortszuschlag  vom 
1.  Juli  bis  30.  September  1920  von  jährlich  2400  Mark  in  Ortsklasse  A, 
1920  Mark  in  Ortsklasse  B,  1600  Mark  in  Ortsklasse  C,  1360  Mark  in  Orts- 
klasse D,  1120  Mark  in  Ortsklasse  E und  vom  I.  Oktober  1920  ab  von 
jährlich  3000  Mark  in  Ortsklasse  A,  2400  Mark  in  Ortsklasse  B.  2000  Mark 
in  Ortsklasse  C,  1700  Mark  in  Ortsklasse  D,  1400  Mark  in  Ortsklasse  E. 

Hierzu  treten  die  Ausgleich-  und  NotzuschLäge  und  gegebenenfalls 
Kinderbeihilfen  mit  den  Ausgleich-  und  Notzuscblägen  nach  den  all- 
gemeinen Bestimmungen. 

Die  für  das  Rechnungsjahr  1920  nachzuzahlenden  Beträge  sind 
bei  den  entsprechenden  Titeln  des  Haushalts  für  1921  nachzuweisen 
und  zu  verrechnen. 

Zugleich  im  Namen  des  Ministers  für  Landwirtschaft.  Domänen  u.  Forsten 
Der  Finanzminister. 

In  Vertretung 
Weber. 

Fin.  Min.  III.  6./415, 1.  C.  2./3282.— 

M.  f.  L.,  D.  u.  F.  I B II  b 9154.  Abw.  Pa  6. 1432/21. 


[Alle  Reobt«  Vorbehalten. 1 


Nichtamtlicher  Teil. 


Der  Neubau  der  Landesyersicherungsanstalt  in  Dresden. 


Abb.  1.  Mittlerer  Fassadenteil. 


I )ie  stetige  Zunahme  der  Geschäfte  der  Ver- 
sicherungsanstalt für  den  Freistaat  Sachsen  hat  die 
weitere  Beschaffung  von  Geschäftsräumen  im  An- 
schluß an  das  1892  begonnene  und  1895  nach  den 
im  Wettbewerb  herbeigezogenen  preisgekrönten 
Plänen  des  Architekten  Hermann  Thüme  (1892  d.Bl., 
S.  360  bis  555)  vollendete  Geschäftsgebäude  an  der 
Marschnerstraße  auf  dem  Gelände  der  ehemaligen 
Vogelwiese  nötig  gemacht. 

Waren  schon  damals  dem  Architekten  für  die 
Gestaltung  der  Grundrisse  und  Aufrisse  gewisse 
Schranken  gezogen,  so  vermehrten  sich  diese 
Schwierigkeiten  für  den  in  Aussicht  genommenen 
Erweiterungsbau  angesichts  der  Forderung  einer 
auf  größte  Sparsamkeit  gerichteten  Ausführung, 
eine  Aufgabe,  die  von  den  Architekten  Schilling 
u.  Grähner  in  Dresden,  denen  von  der  Landes- 
versicherungsanstalt auch  die  Errichtung  ihrer 
großen  und  mustergültigen  Heilstätte  Gottleuba  an- 
vertraut war,  in  glänzender  Weise  gelöst  wurde. 

Ursprünglich  war  beabsichtigt,  für  die  Er- 
weiterung den  ganzen  Flügel  zwischen  dem  bis- 
herigen Dienstgebäude  und  der  Eliasstraße  (Abb.  3) 
zu  errichten,  doch  begnügte  man  sich  aus  Grün- 
den der  Sparsamkeit  vorläufig  mit  dem  im  Grund- 
riß (Abb.  2)  gezeichneten  Flügelbau.  So  kommt 
es,  daß  die  Symmetrie  der  Massen,  auf  die  die 
Wirkung  angelegt  war,  vorläufig  noch  nicht  zur 
Geltung  kommt  und  zur  Geltung  kommen  kann, 
daß  ein  öder  Brandgiehei  mit  einem  auf  Wunsch 
der  Bauherrschaft  im  vierten  Geschoß  angebrachten 
Balkon  bis  auf  weiteres  das  Gebäude  nach  Westen 
abschließt. 

Trotz  des  unvollständigen  Zustandes  kommen 
aber  die  großen  Flächen  und  die  gefällige  Umriß- 
linie des  gesamten  Baukörpers  schon  jetzt  zur 
Wirkung  (Abb.  1 u.  4).  Die  Flächenwirkung  ist 
deshalb  besonders  groß,  weil  [die  Fenster  in  die 
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Putzflächen  vorgezogen  sind  und  weil  die  mit  den 
Fenstern  eine  Einheit  bildende  Fläche  braunen 
Edelputzes  die  gesamte  Architektur  umspannt. 

Der  mittlere  Teil  der  Fassade  ist  vom  Sockel 
bis  zum  dritten  Obergeschoß  durch  runde 
Nischen  vertikal  gegliedert  und  von  Meister 
Wrbas  Hand  durch  prächtige  Reliefs  geschmückt 
worden,  welche  die  einzelnen  Gewerbegruppen 
versinnbildlichen,  deren  Angehörige  in  der 
Landesversicherungsanstalt  versichert  sind. 

Es  ist  erstaunlich,  welche  schmückende 
Kraft  Wrba  diesen  Dingen  abgewonnen  hat. 

Die  obere  Reihe  spielt  an  auf  Gesundheitspflege 
und  Erholung,  die  durch  den  Fleiß  des  Volkes 
und  den  damit  erworbenen  Wohlstand  von 
der  Landesversicherungsanstalt  geboten  werden 
konnten;  die  unteren  Reihen  behandeln  In- 
dustrie, Handwerk,  Landwirtschaft,  Schiff- 
fahrt, Handel,  Gartenbau  und  Verkehr.  Die  drei 
Köpfe  der  oberen  Reihe  treten  aus  der  Fläche 
heraus,  sie  bilden  gewissermaßen  die  Basis  eines 
Dreiecks,  dessen  Spitze  in  dem  Kopf  der  be- 
krönenden Kartusche  zu  suchen  ist,  diese  mit 
dem  darunter  befindlichen  Schmuck  zu  einer 
Einheit  verbindend  (Abb.  1). 

Nicht  unterlassen  sei  die  Bemerkung,  daß 
der  plastische  Schmuck  einen  verhältnismäßig 
nur  geringen  Aufwand  erfordert  hat,  da  die 
Vergütung  an  den  Künstler  und  die  Löhne  der 
Steinbildhauer  neben  den  übrigen  Lohn-  und 
Baustoffpreisen  verschwindend  niedrig  geworden 
sind;  der  frühere  große  Unterschied  zwischen 
den  Kosten  hochwertiger  geistiger  und  hand- 
werklicher Arbeiten  und  den  übrigen  Verrich- 
tungen haben  sich  so  gut  wie  ausgeglichen; 
man  braucht  also  in  der  gegenwärtigen  Zeit 
hoher  Löhne  nicht  einen  Verlust  künstlerischen 
Schmuckes  zu  befürchten. 

Für  den  Übergang  vom  alten  zum  neuen 
Gebäude,  das  etwas  vor  die  Flucht  des  alten  bis 
in  die  Straßenfluchtlinie  vorgezogen  ist,  wurde 
die  Ecke  an  dieser  Stelle  abgerundet  und  diese 
Abrundung  in  folgerichtiger  Abwicklung  dieses 
Motivs  überall % durchgeführt.  Damit  wird 
später  erreicht  werden,  daß  die  beiden  Fronten 
an  der  Dürer-  und  Holbein-  und  Eliasstraße 
noch  mehr  zu  einer  Einheit  zusammenwachsen. 

Auch  das  Mansardendach  soll  einheitlich 
gestaltet  und  mit  einer  um  das  ganze  Gebäude 

herumlaufenden  Firstlinie  — ohne  von  Schorn-  0 

steinköpfen  unterbrochen  zu  werden  — ausge-  Lj-L 

stattet  werden.  Aus  diesen  Erwägungen  sollen  in 
den  Dienstwohnungen  des  Mansardengeschosses 

etwa  notwendig  werdende  Küchen -Schornsteine  hinter  die  Firstlinie, 
also  von  der  Straße  aus  nicht  sichtbar,  gezogen  werden.  ' 

Die  Anlage  von  aufwendigeren  Räumen,  wie  Sitzungssaal,  großen 
Treppenhäusern  mit  entsprechendem  Vestibül  und  Portalen,  ist  dem 
Bau  an  der  Eliasstraße  Vorbehalten.  Nur  ein  kleines  Tor  ist  in  dem 
Sockel  des  jetzigen  Gebäudes  angebracht  und  von  Wrba  in  sinniger 
Weise  mit  gebückten  Putten  (Abb.  5)  geschmückt  worden.  Es  bildet 
den  Zugang  zu  den  Wohnungen  der  Beamten  und  zugleich  einen 
Maßstab  für  die  Größe  des  Gebäudes. 

Das  alte  Gebäude  enthält  drei  Geschosse  mit  sehr  hoben  Dienst- 
räumen, der  erst  kürzlich  dem  Betrieb  übergebene  Neubau  bei  derselben 
Gesamthöhe  dagegen  deren  vier.  Von  den  unnötig  großen  Zimmer- 
höhen ist  mau  zum  Glück  wieder  abgekommen.  Die  im  Verbindungs- 
flügel damit  nötige  Einfügung  von  Ausgleichtreppen  ist  derart  durch- 
gebildet, daß  die  Diensträume  im  ersten  Geschoß,  das  besonders 
von  Kranken  stark  besucht  wird,  auf  die  gleiche  Höhe  mit  dem  Altbau 
gebracht  werden  konnte. 

Bei  der  Aufteilung  des  Grundrisses  war  zunächst  in  Aussicht  ge- 
nommen, nur  an  einer  Seite  des  Flurs  die  Amtsräume  anzuordnen, 
um  möglichst  helle  Flure  zu  erhalten.  Das  Gebot  der  Sparsamkeit 
führte  jedoch  dazu,  beide  Seiten  der  Flure  durch  Dienstzimmer 
auszunutzen  und  auf  die  Anlage  von  Türoberlichtern  zu  kommen.  Da 
die  Oberlichter  breiter  sind  als  die  Türen,  konnten  zu  deren  beiden 
Seiten  Kleidergelasse  in  einfacher  und  für  die  Raumwirkung 
günstiger  Weise  eingebaut  werden;  an  den  Stellen,  wo  unter  den 
Oberlichtern  keine  Türen  erforderlich  waren,  konnten  die  Nischen 
durch  Aktenfächer  ausgefüllt  werden.  Die  Diensträume  enthalten  im 
allgemeinen,  abgesehen  von  den  Zimmern  der  Referenten,  nur  je 
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Abb.  2.  Gesamtplanung.  Erdgeschoß. 

zwei  Doppelschreibtische  für  die  Sekretäre  und  Arbeitsplätze  für  zwei 
bis  drei  Hilfsarbeiter.  Ihre  Abmessungen  ermöglichen  also  eine  intime 
Raumwirkung,  die  durch  warme  Tönung  der  Wände  unterstützt 

wird,  die  mannigfach 
und  in  der  Weise  ab- 
gestimmt sind,  daß 
möglichst  jeder  Raum 
farbig  anders  gehal- 
ten ist. 

Der  Erweiterung 
bedürftig  waren  außer 
den  Bureauräumen,  das 
Kartenarchiv,  das  über 
Zahlungen,  Alter,  Er- 
krankungen usw.  eines 
jeden  Versicherten  auf 
Anfrage  hin  binnen 
10  Minuten  Auskunft 
geben  muß.  Ein  An- 
bau an  dieses  Archiv 
ist  noch  während  des 
Krieges  von  den  Ar- 
chitekten Schilling  u. 
Gräbner  nach  deren 
Entwurf  ausgeführt 
worden. 

Der  in  Vorsatz- 
beton gehaltene  Bau 
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Abb.  3.  Lageplan. 
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Abb.  4.  Künftige  Gesamtansicht. 


mit  seinen  charakteristischen  großen  Fensterflächen  und  vertikalen 
Pfeilern  zeigt  monumentale  Ruhe.  Ein  weiterer  Flügel,  senkrecht  zu 
diesem,  mit  der  Eliasstraße  gleichlaufend,  wird  später  erst  dem 
schönen  Hofe  sein  Gepräge  geben.  Dieser  Flügel  wird  sich  dann  in 
den  großen  Bogen  hineinschieben . der  jetzt  die  Südfront  in  zwei 
Teile  teilt.  Von  diesem  Flügel,  der  in  den  oberen  Geschossen  Karten- 
archive aufnehmen  soll,  ist  bis  jetzt  nur  der  Sockelbau  zur  Auf- 
nahme der  umfangreichen  Heizanlage  errichtet.  Der  nordöstliche 
Hof  ist  als  Kohlenbunker  unterkellert,  daher  auch  die  Durchfahrt 
unter  dem  Verbindungsflügel  zwischen  altem  und  neuem  Gebäude. 
An  dieser  Durchfahrt  fällt  der  Schlußstein  auf  (Abb.  6).  Die  Archi- 
tekten haben  hier  das  Gebäude  so  zur  Darstellung  gebracht,  wie 
es  nach  der  Vollendung  wirken  soll.  Konnte  dieser  Entwurf  auch 
nicht  sofort  ganz  zur  Ausführung  gelangen,  so  zeigt  die  plastische 


Darstellung,  welche  große  Einheitlichkeit  und  Abgeschlossenheit  dem 
zur  Zeit  leider  unvollendet  gebliebenen  Bau  beschieden  sein  wird. 

Das  alte  Verwaltungsgebäude  erhielt  seinerzeit  aus  Kostenrück- 
sichten eine  Niederdruckdampfheizanlage.  Das  Nächstliegende  auch 
für  den  Erweiterungsbau  wäre  gewesen . der  Einheitlichkeit  wegen 
diese  Heizung  beizubehalten.  Man  entschloß  sich  aber,  auf  eine  Warm- 
wasserheizung zuzukommen,  die  infolge  ihres  großen  gesundheitlichen 
Vorzugs  hier  besonders  zweckmäßig  erschien. 

In  dem  Neubau  wurde  ein  geräumiges,  allen  Anforderungen  ent- 
sprechendes Kesselhaus  angelegt,  ausreichend  groß,  um  später  nach 
Ausführung  der  noch  geplanten  Erweiterungsbauten  an  der  Eliasstraße 
die  gesamte  Kesselanlage  des  ganzen  Gebäudeblocks  aufzunehmen. 
Für  den  gegenwärtig  errichteten  Neubau  sind  zwei  Warmwasser- 
kessel von  je  22  qm  Heizfläche  aufgestellt  worden.  Die  Anlage  hat 


Abb.  5.  Eingang  zu  den  Beamtenwohnungen. 


Abb.  6.  Durchfahrt  unter  dem  Verbindungsflügel  zwischen  Alt-  und  Neubau. 

Dev  Schlußstein  zeigt  die  künftige  Gesamtansicht. 
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untere  Robrverteilung  und  ist  als  Schwerkraft- Warm wasserheizung 
ausgebildet;  es  sind  jedocb  alle  Vorkehrungen  getroffen,  daß  sie  später 
bei  Errichtung  der  Erweiterungsbauten  in  eine  Pumpenheizung  um- 
gewandelt werden  kann.  Dann  soll  auch  die  Dampfheizung  im  alten 
Gebäude  in  eine  Warmwasserheizung  mit  mechanischem  Umtrieb  des 
Wassers  umgebaut  werden. 

Als  Heizkörper  wurden  gußeiserne  Radiatoren  in  glatter  Aus- 
führung eingebaut,  die  sämtlich  unterhalb  der  Fenster  oder  an  den 
Außenwänden  Aufstellung  gefunden  haben.  Die  Erwärmung  der 
Räume  ist  eine  sehr  gleichmäßige  und  von  den  arbeitenden  Beamten 
sehr  geschätzt.  Endlich  sei  noch,  erwähnt,  daß  die  von  der  Firma 
Rietschel  u.  Henneberg  mustergültig  ausgeführte  Heizanlage  noch 
eine  Warmwasserversorgung  erhalten  konnte,  bei  welcher  das  warme 
Wasser  sowohl  von  der  Heizanlage  aus,  als  auch  im  Sommer  durch 
einen  besonderen  kleinen  Rundkessel  erzeugt  werden  kann. 

Das  Gelingen  des  in  schwerer  Zeit  durchgeführten  Werkes  ist 


außer  den  Architekten  ßaurat  Rud.  Schilling,  dem  Mitbegründer  der 
Firma  Schilling  u.  Gräbner,  und  dessen  Sohn  Dr.  Otto  Schilling, 
Privatdozent  an  der  Technischen  Hochschule,  sowie  Gräbners  ältestem 
Sohne,  Erwin  Gräbner,  der  sicheren  und  willenskräftigen  Mitwirkung 
des  Präsidenten  der  sächsischen  Volkskammer,  Julius  Fräßdorf,  zu 
danken,  der  als  Vorsitzender  des  Vorstandes  dei^ Landesversicherungs- 
anstalt besonderen  Einfluß  auf  das  Bauvorhaben  hatte  und  bei  strenger 
Beobachtung  der  wirtschaftlichen  Gesichtspunkte  dem  künstlerischen 
Schaffen  der  Architekten  volles  Verständnis  entgegenbrachte. 

Neben  dem  Monumentalbau  der  Deutschen  Bücherei  in  Leipzig 
(erbaut  11114  bis  1 9 IG)  handelt  es  sich  bei  dem  Bau  derLandesverMcherung 
in  Dresden  um  den  größten  in  Sachsen  innerhalb  der  Kriegs-  und 
Nachkriegszeit  ausgefübrten  Bau,  dessen  technische  und  künstlerische 
Ausführung  den  entwerfenden  Architekten  wie  den  bauausführenden 
Firmen  zur  vollen  Ehre  gereicht. 

35r.=3«g.  e.  h.  Karl  Schmidt,  Geheimer  Baurat. 


Vermischtes. 


Bekanntmachung. 

Unter  Beziehung  auf  § 27,  Absatz  7 der  Prüfungsvorschriften  vom 
13.  November  1912  werden  die  Regierungsbaumeister,  die  im  Jahre 
19 1 G die  Staatsprüfung  bestanden  haben,  sowie  die  Regierungsbau- 
führer, die  in  dieser  Zeit  die  häusliche  Probearbeit  eingereicht,  nachher 
die  Staatsprüfung  jedoch  nicht  bestanden  haben  oder  in  die  Prüfung 
nicht  eingetreten  sind,  aufgefordert,  die  Rückgabe  ihrer  für  die 
Prüfung  eingereichten  Zeichnungen  nebst  Mappen  und  Erläuterungs-  | 
berichten  usw.  zu  beantragen.  Die  Probearbeiten,  deren  Rückgabe 
bis  zum  1.  April  1922  nicht  beantragt  worden  ist,  werden  zur  Ver- 
nichtung veräußert  werden. 

In  dem  schriftlich  an  uns  zu  richtenden  Anträge  sind  auch  die 
Vornamen  und  bei  den  Antragstellern,  die  die  Staatsprüfung  bestanden 
haben,  Tag,  Monat  und  Jahr  des  Prüfungszeugnisses  anzugeben.  Die 
Rückgabe  wird  entweder  an  den  Verfasser  Mer  Probearbeit  oder  an 
dessen  Bevollmächtigten  erfolgen;  auch  kann  die  kostenpflichtige 
Rücksendung  durch  die  Post  beantragt  werden. 

Berlin,  den  S.  Dezember  1921. 

T echnisches  Ober  - Prii  fu  ngsarn  t. 

Uber. 

Einen  Wettbewerb  fiir  Vorentwürfe  zur  künstlerischen  Aus- 
gestaltung des  Äußeren  eines  Kraftwerkes  auf  dem  Werftgelände 
der  Aktiengesellschaft  „Weser“  in  Bremen  schreibt  diese  Gesellschaft 
unter  Bremer  Architekten  mit  Frist  bis  zum  16.  Januar  1922  aus, 
doch  sollen  auswärtige  Architekten  nicht  ausgeschlossen  sein,  sofern 
sie  sich  au  diese  Frist  zu  halten  vermögen;  für  diesen  Fall  müßte 
der  14.  Januar  1922  als  letzter  Poststempel  eingehalteu  werden.  Es 
sind  vier  Preise  vorgesehen  von  20000,  18000,  15000  und  10000  Mark 
sowie  Ankäufe  in  Höhe  von  je  7500  Mark.  Bedingungen  und  Unter- 
lagen sind  vom  Hausverwalter  Wolf  am  Gewerbemuseum  in  Bremen 
(Kaiserstraße  20/22)  für  20  Mark  zu  erhalten. 

Zum  Wettbewerb  Ausnutzung  der  Wasserkräfte  im  Schluchsee- 
gebiet i.  Baden  (S.  538  u.  611  d.  Bl.)  hat  das  Badenwerk  sowohl  die 
Preissumme  wie  den  für  den  Ankauf  von  Entwürfen  ausgesetzteu 
Betrag  auf  das  Doppelte  erhöht.  Eine  Fristverlängerung  ist  jedoch 
nur  bis  zum  1.  März  1922  zugestanden  worden,  weil  der  grüßte  Wert 
darauf  gelegt  wird,  mit  den  Bauarbeiten  noch  im  Laufe  des  Jahres 
1922  zu  beginnen. 

Djie  Biegungsachse.  Auf  Seite  501  u.  f.  des  gegenwärtigen  Jahr- 
ganges wird  in  sehr  bemerkenswerter  Weise  nachgewiesen,  daß  ein 
gerader  Träger  mit  überall  gleichem  Querschnitt  nur  dann  drehungslos 
auf  Biegung  beansprucht  wird,  wenn  alle  auf  ihn  einwirkenden  Lasten 
durch  eine  ganz  bestimmte,  mit  der  Stabachse  gleichlaufende,  aber 
nicht  notwendig  zusammenfallende  Achse  gehen  (vergl.  auch  meine 
dieselbe  Frage  — nur  weniger  allgemein  — behandelnde  Mitteilung 
auf  S.  202  d.  Bl.).  Der  Vorschlag,  diese  Achse  Biegungsachse  zu  nennen, 
ist  aber  nicht  gut  annehmbar,  weil  die  Bezeichnung  in  der  Festigkeits- 
lehre längst  für  eine  andere  Linie  gebraucht  wird,  nämlich  die  recht- 
winklig zur  Biegungsebene  stehende  Scbwerpunktacbse  des  Stab- 
querschuitts.  Diese  wird  zwar  manchmal  auch  neutrale  oder  Null- 
achse genannt,  was  jedoch  im  allgemeinen  (d.  h.  bei  Vorhandensein 
von  Längskräften)  nicht  richtig  ist,  weil  Biegungsachse  und  Nullachse 
nur  bei  reiner  Biegung  zusammenfallen.  Der  Name  Biegungsachse 
ist  also  schon  vergeben.  Zimmermann. 

Bautechnischc  Vorträge  und  1 buugen  werden  von  dem  „Tech- 
nischen Vorlesungswesen  Großberlin“  wieder  wie  in  den  Vorjahren  in 
den  Abendstunden  während  der  Monate  Januar  bis  März  1922,  be- 
ginnend am  9.  Januar  1922,  veranstaltet.  Behandelt  werden  in  sechs 
Vortragsreihen  zu  je  12  Abendvorträgen  bestimmte  Gebiete  der  Statik, 


der  Festigkeitslehre  und  des  Eisenbetonbaues.  Kosten  jeder  Vortrags- 
reihe 100  Mark.  Nähere  Auskunft  erteilt  Oberlehrer  C.  Kersten, 
Berlin  W 35,  Magdeburger  Straße  24. 

Zu  deu  Mitteiluugen  über  Altes  und  Neues  aus  dem  Küluer 
Rathaus  (S.  594  d.  Bl.)  und  über  den  Neubau  für  die  Stadtverord- 
neten in  Köln  (S.  609  d.  Bl.)  ist  noch  nachzutragen,  daß  die  beschrie- 
benen Arbeiten  im  Kölner  Rathaus  und  im  „Spanischen  Bau“  nach  Ent- 
würfen und  unter  Leitung  des  Baurats  Hubert  Ritter  in  Köln  aus- 
geführt sind.  

Bücherschau. 

Jahrbuch  der  Hafeubauteclmischeu  Gesellschaft.  Dritter  Band 
1920.  Hamburg  1921.  Boysen  u.  Mansch.  VI  u.  327  S.  in  Lexikon- 
Format  mit  zahlreichen  Abbildungen  u.  Kartenbeilagen.  Geh.  80  Jt- 
geb.  100  J6. 

Seitdem  mit  dem  Beginn  des  Weltkrieges  die  internationalen 
Schiffahrtkongresse  der  Auflösung  verfallen  sind,  zeigte  das  Fach- 
schrifttum des  Wasserbauingenieurs  eine  fühlbare  Lücke.  Waren 
doch  damit  auch  die  wertvollen  Druckwerke  und  Verhandluugs- 
berichte  verschwunden,  die  der  ständige  internationale.  Verband  der 
Schiffahrtkongresse  über  die  wichtigsten  Ingenieurbauten  der  ganzen 
Welt  fortlaufend  herausgab.  Um  so  erfreulicher  ist  es,  daß  rein  aus 
privater  Initiative  hervorgegangene  Körperschaften  wie  die  Hafen- 
bautechnische  Gesellschaft  keine  Mühe  und  Kosten  scheuen,  diese 
Lücke  wenigstens  für  das  eigene  Vaterland  auszufüllen.  Daß  sie  es 
auf  ihrem  Sondergebiet  mit  vollem  Erfolge  tut,  bestätigt  der  jetzt 
vorliegende  dritte  Band  1920  des  Jahrbuchs  der  Gesellschaft.  Schon 
der  zweite  Band  1919  hatte  einen  reichen  Inhalt  und  umfaßte 
300  Seiten  in  Lexikon-Format;  er  wird  durch  den  dritten  Baud  mit 
327  Seiten  und  mehreren  farbigen  Tafelbeigaben  noch  übertroffen. 

Der  Inhalt  gliedert  sich  in  zwei  Teile.  Der  erste  ist  den  geschäft- 
lichen Mitteiluugen  gewidmet  und  bringt  die  Vorträge  und  Berichte 
über  die  Besichtigungen  auf  der  zweiten  Hauptversammlung,  Sep- 
tember 1920  in  Hamburg  (vgl.  den  Bericht  im  Jahrg.  1920  d.  Bl., 
S.  517).  Der  zweite  Teil  umfaßt  eine  Reihe  von  sieben  selbständigen 
Aufsätzen.  Loewer-Hamburg  und  Kayser- Darmstadt  schildern  die 
Hebung  der  „Gneisenau“  aus  dem  Fahrwasser  der  Schelde  bei  Ant- 
werpen während  des  Krieges.  Die  „Gneisenau“  lag  bekanntlich  auf 
der  Seite,  ist  durch  Drehung  aufgerichtet  und  dann  ausgepumpt. 
Aus  der  Feder  des  leider  so  früh  verstorbenen  Böhmlers-Mannheim 
stammt  die  Beschreibung  der  von  Grün  u.  Bilfiuger  ausgeführten 
Hafenanlage  von  Duala  in  Kamerun.  Das  theoretische  Gebiet  wird 
durch  ®r.=  3'm-  Wey  in  Bergheim  a.  d.  Erft  vertreten,  der  über  die 
Energie  der  Tiefsee-  und  Seichtwasser-Meereswellen  als  Grundlage 
zur  Berechnung  von  Molen  schreibt.  Es  folgt  ein  Beitrag  von  Scheck- 
F’iirstenwalde  a.  d.  Spree  über  die  Formen  der  Spuudwandeiseu,  als 
Einführung  in  das  Anwendungsgebiet  der  eisernen  Spundwände. 
Oberingenieur  Schiebeler- Berlin  behandelt  die  elektrischen  Aus- 
rüstungen der  Hebezeuge  in  Hafenanlagen  und  Dipl.  Ing.  Heymann- 
Berliu  die  elektrischen  Antriebe  von  Hafenbauwerken,  wie  Schleusen- 
anlagen und  beweglichen  Brücken.  Deu  Schluß  bildet  eine  Abhand- 
lung über  die  deutschen  Seehafentarife  und  ihre  Aufhebung  von 
Prof.  v.  Beckerath-Rostock. 

Dem  rührigen  Sc'hriftleituugsausscbuß,  an  seiner  Spitze  dem  Ober- 
baudirektor 2)r.=3u3-  Wendemutli  in  Hamburg,  gebührt  ganz  besonderer 
Dank  für  das  Geschenk  dieser  Jahrbücher  an  unser  Bauiugeuieur- 
Schrifttum.  In  vornehmster  Ausstattung  und  hervorragend  gutem 
Druck  wird  das  Jahrbuch  einen  Ehrenplatz  unter  den  neueren  Fach- 
schriften behaupten  und  sein  gediegener  Inhalt  dem  deutschen  Auf- 
stieg zustatten  kommen.  B. 

gaugs  1921. 
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Tunnelbau“ 

Gustav  Bampi 

Tiefbauunternehmung 

Freiburg  (Baden) 

Spezialität:  [3196] 

| Neubau  und  Rekonstruktion  alter 
(Tunnel,  Trockenlegung,  Stollen-  j 
1 bauten,  schwierige  Fundierungen,  | 
i Bahnbauten,  Projektierung  und  Bau  ( 
| von  Bahn-  und  Anschlußgleisen.  ( 
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Ba  n material 


für  laufenden  Absatznachweis  bei». 
Vermittlung  von  Oefen,  H«rden,  Kesseln, 
Tonröhren,  Steinzeugmaterial,  Dachpappen,  Fuß- 
bodenplatten, Klinkern,  Türen,  Fe'  Stern,  Be- 
schlägen, Glas.  Holz  _ usw.  werden  ent- 
sprechende Provisionen  gezahlt.  Zu- 
schriften unter  A.  R.  380  an  Rudolf  Mosse) 
Braunschweig  erbeten. [39876] _ 
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zur  direkten  VeruieJ * 
fdltigung  techn.Zeidm. 

P.  König 

Lithogr.  Anstalt  u.  Druckerei 
für  das  gesamte  Bau-u.  Ingenieurwesen 
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Die  beiden  Vergleidisensicfiten  zwischen  National  Radiatoren  Modell  «Premier»  zweisäulig  und  Modell  «Classic»  viersäulig  zeigen  die  vielseitige  Überlegenheit  der 

Classic  Radiatoren  gegenüber  allen  bisherigen  Heizkörperformen 
Gröpere  Gedrungenheit  bei  Geringerer  Wasserinhalt  Gröpere  Heizwirkung 

* gleich  weitem  Gliederabstand  * Geringeres  Gewicht  * Höher e.  Wirtschaftlichkeit  * 

Bei  gleich  groper  Heizfläche  der  vorstehend  abgebildtten  Heizkörper  ist  die  Raum-Inanspruchnahme  eines  viersäuligen  «Classic»  Radiators  erheblich  geringer  als  die  eines 
zweisäuligen  «Premier»  Radiators ; bemerkenswert  ist  besonders,  dap  der  viersäulige  «Classic»  Radiator  eine  geringere  Bautiefe  als  das  zweisäulige  «Premier»  Modell  besitzt 
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ZEISS 


Vermessungsabteilung 

ibemimmt  in  allen  Provinzen  Grundstücks- 
aufteilungen und  Bewertung,  Anfertigung  von 
Besiedlungs-  und  Bebauungsplänen,  Guts-  und 
Taxkarten,  Ausführung  von  Vermessungen 
und  Nivellements  jeder  Art.  [6221] 

Abteilung:  Torfberatung: 

An-  und  Verkäufe  von  Torflagern,  Torfberatung. 

Bekanntmachung. 

Die  Arbeiten  zur  Instandsetzung  und  Aufstellung 
einer  vorhandenen  eisernen  FuBgängerbriicke  auf 
Bahnhof  Weißenfels  einschließlich  Lieferung  der 
Ersatzteile  itn  Gewicht  von  rd.  370  kg  Flußeisen 
Sollen  vergeben  werden.  Verdingungsunterlagen 
können  bei  unserer  Kanzlei  und  der  Eisenbahn- 
Bauabteilung  in  Weißenfels  eingeseheo,  auch 
vom  Präsidialbureau,  hier  gpgen  gebührenfreie 
Einzahlung  von  19,20  Mark  für  die  Bedingungen 
and  7 Ma  k für  die  Zeichnungen  mit  Zahlkarte 
an  das  , Präsidialbureau  der  Eisenbahndirektion 
In  Erfurt,  Konto  Nr.  13578,  Postscheckamt  Erfurt“ 
bezogen  werden. 

Eröffnungstag  14.  Januar  1922. 

Zuschlagfrist  3 WocheD, 

Fertigstellungsfrist  6 Wochen. 

Erfurt  im  Dezember  1921.  [39883] 

Eisenbahndirektion. 


Nivellier- 
instrument III 

mit  Keilstricheinstellung  für  Fein- 
Nivelüerungen  v.  höchster  Genauig- 
keit, Brückenuntersuchung  usw. 


Druckschrift  „Geo  54“ 
kostenfrei 

durch 


MLZEfss 

JENA 


[6093c] 


7iill!!lllll!lllljlll!lllllllllllll!llll|jl!llllll|[fllllllllll||||||||![||!||||||||||l|||||!l|!!|fj||||l!||||||||{||{|ll||lfli|l||[||j||||^^ 


Gegründet  1861 


Fernruf:  Lützow88 


Stadt- llSSSB 
Lagepläne^ssJH 
Bebauungspläne^SS 

^ Graphische  - und 
Statistische  Darstellungen 
^Maschinenzeichnungen ^ 
^^Berq-u.  Hüttenwesen,^^: 

'(arten-Plakate^KSS 

».Entwürfe 


liefert  in  allen 


modernen  Verfahren 


^I/Berliner  Lithographisches  InstihitJuHusMosenBerlln 


Baufach  «Technik 


Vermessungswesen 


1012 


PHILIPP  HG  LZ  MANN  A.G 


FRANKFURT  A/M 

GEGRÜNDET  1855 


BERLIN 
CÖLN 
DANZIG 
DRESDEN 
DÜSSELDORF! 
HALLE  A/S. 
HAMBURG 
HANNOVER 
MANNHEIM 
MÜNCHEN 
STUTTGART 


Seescb/eusen  der  5.  //afene/nfabrr  M/fre/ms/ia ven 
Jnnerer  /lusbau  o/er  Kammern 


BUENOS- 

AIRES 

CONSTAN- 

TINOPEL 

MADRID 

PETERS- 

BURG 

SANTIAGO 
DE  CH  ILE 


[5597] 


wm  EISENBETONBAU  ■■ 

HOCHBAU  ZIEGELEIEN  STEINBRÜCHE  TIEFBAU 

GRUNDSTÜCKE 


Anzeiger  um  Zentralblatt  der  Bauverwaltung  Ulf.  105. 


* Gdenft-Drehscheibe  • 

Patente  in  allen  Kulturstaaten  * [4197d| 


KÄUFFER  & Co. 

KOMMANDITGESELLSCHAFT 

Heizung  ■ Lüftung  ■ Abwärmeverwertung 

Mainz  - Differdingen  i.Lxbg.  - Düsseldorf  - Elberfeld  - Frankfurt  a.  M.  - Hannover  - Karlsruhe 
Köln  - Luxemburg  - Mannheim  - M.-Gladbacb  - Nürnberg  - Saarbrückens  - Trier  - Wiesbaden 

i Besteht  seit  1866.  ■ [ssoi 


[4257 


S niitiewahrte 

! Schuppenpanzerfarben 


streichiertig  und  in  Pastaform 

Panzerölfarben,  ,tr6lc^l?v^Inrobt  iD 

für  AnIW'ii-  und  Innenaustrich 

Panzermalerfirnisse  für  hII«  Farben 

■■  ■■■  ■ - ■■■■■■■  — [4699] 

Or.  Graf’s  la  reiner  Leinölfirnis. 

Op.  Graf  & Comp. 

gl  Chemische  Fabrik,  Neubabelsberg-Berlln. 


’ w 


15  Weichen 
2 Kreuzung weichen 

für  Anschlußgleis  liefert  puosd] 

M.  Grass,  Berlin  W50. 


Busses  Calcidum  ermögr 


Bauen  bei  Frost 


Feuerlöschwasser,  Automobile, 
Gasuhren,  KUhlwasser, 
Wasserheizungen, 
Hydraul.  Pressen  etc.. 
Zement-  und  Kalkmörtel 
frieren  nie  6ifl,  wenn  hierau  Calcidum 

▼ rrweudet  wird.  Anleitung  utiuotisf. 

Chem. Fabrik  Busse.  Hannov.-Langenhagen. 


Nr.  m. 


Anzeiger  zum  .Zentral b)att  4ei  Pativerwaltnrig 


101a 


Oeitmehralr 

20jahren 
hewäprf- 


^MmtUc/x. 

begutachte/ 


DE  OOACHIM  WIERNIK&CO' 


OM 


BM 


BERLIN -WAIDMANNSLUST 


^2^«.  WILHELM  RUTHMANN 

van.  Raan  -u  ftärtf.  Mauer-und  Zimmepmeifier  Umbauten 

Bauverwalfungen.  Femfpr-928  NEUKÖLLN  Janasfc  66/69  Fabrikbanten 

ICafllannntrhlfigB.VfaTSnguDgsar frhläge,  Preisabgabe  für  Mauer-u  -Zimmerarbeiten  koflfenloa. 

■ Bl 

Scheidt  & Bachmann 


Eisenbahnsignal  - Bauanstalt 
□ □ □ Eisengießerei  o □ □ 

Rheydt  (Bez.  Düsseldorf) 

Gegründet  1873  [6i&6] 


Mechanische  Weichen- 
und  Signal-Stellwerke. 

Druckluft  - Stellwerke  (Niederdruck) 
mit  elektrischer  Steuerung. 

SignalbrOcken.  □ Signalausleger. 

Ergänzungsteile  für  Stellwerke- 


anlagen  nach  den  Elnheiti- 
zeichnungen  »tet»  auf  Lager. 


Wegeschranken  jeder  Art. 


Kniehebel-Pressen,  Hydraul.  Pressen, 


Kollergänge,  Kugelmühlen,  Mischmaschinen, 
Schleifmaschinen,  Rohrformen,  Füllschablonen 

sowie 

- Komplette  Anlagen  zur  Herstellung  - 


Kalksandsteinen,  Zementsandsteinen,  Schlackensteinen,  Zementdachziegeln,  Granitoidplatten, 
Trottoirplatten,  bunt  gemusterten  Zementplatten,  Zementröhren  usw.  [4628] 
liefert  als  40jährige  Spezialität 


Oie  Wohnungsnot  wird  gemildert  und  Zwangseinquar 
tierung  vermieden  durch  den  Bau  von  Holzhäusern 


„Behördlich  anerkannter  vollwertiger  Ersatz 
von  Massivbauten.“ 

Staatliche  Baukostenzuschüsse. 
Zerlegbare  und  zersetzbare  Wohnbaracken, 
Siedlungsbauten , Holzhäuser  sowie  Schul- 
und  andere  Baracken  nach  langjährig  be- 
währtem System. 


25jShrige  Praxi«  im  Holxhausbau. 

Fried.  W.  Lohmüller 

Güsten  In  Anh.  [6937ai 

Werkstätten  f(lr  Holzhausbau. 
Musterbuch  Nr.  2 gegen  Einsendung  von  3 Mark. 


L Bernhard  & Co. 


Berlin  NW40V  Döberitzer  StraBe  3/4 

Fernspr. : Moabit  1571  Telegr.-Adr.:  Wellblech  Berlin 


) 


Scherengitter 

Schutzgitter. 


[5882» 


I C.  LlICke,  Maschinenfabrik,  EÜGnblirQ-K.  36 


bei 

Leipzig. 


Viele  Patente  und  Gebrauchsmuster. 

Versuchstation  für  eingesandte  Materialien. 


iiiiiiiliiiniiiiiiiiniiiii|ii|ii|iiiiiiiiiiiiiiiiitii|iiiiiiiiii'iiiiiii'i|[ii;i|ininiiiiiiiiiiniiiiiiiiMiiiininiiiiiiiniiniiiciiiiiiiiiiiniiini,iiuiiiii'iiiiiniiiiiiinniMai,:i  i i in  iniMiiintiiiiiiiiiiiiiiiiiiiniiiiiiimmn,  i i i 


NIESE  & BRESSER 


Ingenieure 


Fernspr.  16301  u.  4217  ■ DÜSSELDORF  ■ Karlstraße  125/27 

Zweiggeschäfte:  Köln-Mülheim,  Essen/Ruhr  [6224] 


Projektierung  «d  Ausführung  *„»  sanitären  ™i  Heizungs-Installationen 


Komplette  Rohrleitungsanlagen  (für  Gas,  Wasser,  Kanalisierung,  Dampf,  Warm- 
wasser, Luft)  sowie  gesundheitsteehnische  Einrichtnngsgegenstände  für  Fabriken, 
Waschkauen,  Siedlungsbauten,  Krankenhäuser,  Geschäfts-  und  Privatgebäude. 


i i I I M l l i i l i i i i i i | | l lll  l l I I l i i l l l l l l l l i l l I i i i i i i i ili  i i i l l i l l 1 l l l i l i i III  i i I III  i iii  I I iii  I I I I i.i  i i > llr 


Komplette  AnschluBgleise 

Projektierung  und  Ausführung 

Weichen  - Drehscheiben  - Schiebebühnen 

Transportgeräte 


[MM] 


Lieferung  von  Gleismaterialien 

gebrauchte  und  neu 

Offerten  und  Kostenanschläge  gratis  und  Tranke 

Paul  Schreck 


Fabrik  für  Bahnbedarf,  Halle  «.  d.  saa» 

Fernsprecher  5746.  6746.  Telegr.-Adr. : Paal  Schreck,  Hallessuüe. 


1014 


^.nzei^er  zum  Zentral M "i-t  der  Bauverwaitung 


Sr.  105. 


Sämtliche  Maschinen  und  Fermen 


für  di« 


Mörtel- 
misch- 
maschinen, 
Betonhohlblock- 
maschinen, Mauer-' 
eteinmaschinen, 
Dachsteinma- 
achinen,  Färb- 
miach- 
mtthlen 


Zementwaren- 
Industrie 


liefert 


Zement- 
mosaik- und 
Troittoir- 
plattenpreaaen, 
Rundschleif-  und 
Poliermaachinen, 
Zementrohr- 
formen, Beton- 
pfoaten- 
formen 
[«*»] 


preiswert  und  ln 
Tollendeter  Ausführung 

Erste  Gottbuser 

Zementwaren-  und  Maschinenfabrik 

Otto  SchüBler,  Gottbus  221. 


J^iassivgewalzrr 
ratenKPrinzco 
NaiiErEikleislen 
T'j  Tuiumrahmungm 


Gelochte  und  gepreßte 

Zierbleche 

In  allen  Metallen 

Waffelbleche 
Filterröhren 

In  Eisen,  verzinkt  und  in  Kupfer. 


(«018] 


Papierbedarf! 

Zeichen-,  Entwurf-,  Pause-  und  Lichtpausepapiere,  Pauseleinwand. 

Millimeterpapiere  in  Rollen,  und  Bogen. 
Normalzeichnungsblätter  und  Stücklisten  TOll,Bf : reicht,r 


Angebote  kostenfrei. 

Carl  Schleicher  St  Schüll,  Düren, 


[Ml*] 


Rheinln 


IEJWEUE 


[5868b! 


■■ 


Mayer  & Cie. 

| =====  Köln-Kalk«  = 

%Bi 

Die  Ausführung  ein.  8 Sttl.zeugrohrkanals  In 
der  projektierten  StraSe  8 zwischen  d r projek- 
tierten Straße  9 und  der  Gaußatraße  soll  öffant- 
tlch  vergeben  werden 

Die  Verdingungsunterlagen  können  im  Sekre- 
tariat der  Tiefbauverwaltung.  Spiegelbrücke  1/2, 
Zimmer  Nr.  35,  gegen  Zahlung  von  5 Mark  be 
zogen  werden. 

Verschlossene,  mit  entsprechender  Aufschrift 
versehene  Angebote  sind  bis  zum  Dienstag 
den  3.  Januar  1922  vormittags  10  Uhr 

an  das  Sekretariat  einzureichen. 

Zuschlagfrist  6 Wochen.  [39890] 

Magdeburg  d»n  23.  Dezember  1921. 

Tiefbauverwaltung. 


HERMANN  RUTER 

Werkstatt  für  Eisenbau 

= Langenhagen-Hannover  =r 

Fernsprecher  Amt  Hannover  Nord  7673. 

Entwurfsbearbeitung  und  Ausführung  von  Eisenbauten  aller  Art 
Eiserne  Gittermaste,  Brückenüberbauten,  Geschäftshausbauten. 

Schnellste  Lieferung.  Ausarbeitung  von  Entwürfen. 

Vertreterbesuch  auf  Wunsch.  [6049] 


Johannes  Haag 

liMchin«»*  and  B6hr*nf*bdk  Ahti.nge**U»ck*ft 

HEIZUNG  - LÜFTUNG 


Augsburg  i Berlin  SW  29  i Breslau  X ■ 
Karlsruhe  i Köln  i Mönchen  ■ Börnberg  i W 

besteht  seit  1843. 


Danzig 
in  VII  3 


Vorbehaltlich  der  Genehmigung  durch  den  Stadtrat  soll  die  Ausführung  eines  84 

langen  und  3,50  m breiten  Eisenbetonfußgängersteges  über  die  Enz  in  pforzh 

vergeben  werden;  Lichtweiten  des  Steges  1 X 32,5  m und  2 X 26.1  m. 

Unternehmer,  die  in  der  Ausführung  von  Eiaenbetonbrücken  bestens  erfahren  sind,  werdi 
hiermit  zur  Angebotabgabe  eingeladen.  Die  Unterlagen  sind  gegen  Einzahlung  von  20  Mark 
dem  Unterzeichneten  Amt  zu  beziehen. 

Die  Angebo'e  sind  verschlossen,  mit  der  Aufschrift:  „FuBgängereteg  über  die  Enz“ 

spätestens  20.  Januar  1022  vormittags  11  Uhr  einzareichen. 

Städtisches  Tiefbauamt,  Pforzheim.  [39889] 


von 


-nrrnnr 


Anzeiger  zum  Zentral  blutl  der  riauver  waltung 


TÖT77 


v * 


Abwasser- Klär-  u.  Relnigungs-RnlagEii  |n;cLscn0nßsan,,a^cn 

nach  den.  biologischen  Faulkammer- Verfahren  tnisaueningsanlägcn 

V.  Schweder- GroDlichte'rfelde  Schutzmarke  Nr.  39847  . Kanalisation  I 


Berlin- 

Lichterfelde 


fseit  i 


BERLIN  W.9. 


Oie  seit  1863  bestehende  Firma 


Königin -Auflusta- Straße  £ RI  | | K C 1 I I d Q liMrtJr  Strnl/  Uh. 

r« en.pr.-Amt  Lüteow  «68  und  8111  — " — — — ——  — — Kam.pr.oher  lim. 

Uafert  Anlagen  zur  Abwärmeverwertung,  für  Heizung«-,  Lüftung«-,  Trocken-  und  Badezweoki 

Vertretung  !n  Ingenieur  Kurt  Ziegler,  Kurfürstenstrafle  26,  in  Rostock i O.  u.  A.  Wandt,  Grubenstraß»  13» 


in  Königsberg«  Ingenieur  Paul  Kampfer,  Hoffmannstraße  9, 


[3088) 


Bimssand 
Bimsdielen  t61M] 
Schwemmsteine 


liefert 
d.  Bahn 
u.  Schiff 


Hugo 

Klutz 

Koblenz  V. 


Löffelbagger 
Greifbagger 
T rockenbagger 
Schwimmbagger 

mietsweise 

und  kiuflioh.  [«oi«] 

Th.6. Otto  Schneider 

Berlin-Charlottenburg. 


Schliemann’s  Homogenplatten 

haben  sich  seit  20  Jahren  als 

haltbarster  Fußboden 

bewährt  in 

Lokomotiv-  und  Wagenwerkstälten,  Güterschuppen,  offenen  und  gedeckten 
Hallen,  Bahnsteigen,  Umladebühnen,  Maschinenfabriken,  Höfen,  Durch- 
fahrten, Veranden,  Montagehallen,  Fabrikspeise-  und  Umkleideräumen  usw. 

Ca.  IOOOOOO  qm  in  Benutzung. 

Der  Fußboden  ist  witterungsbeständig  und  läßt  sich  leicht  sauber  halten.  Feinate  Referenaen. 

Angebot  zu  Diensten. 


Alleinige  Fabrikanten 

Schliemann  & Co., 


Hannover-Linden. 


[5215a] 


jC 


Tintenbehälter 
Columbus 
z.  Einlassen  in  Schul- 
bänke u.  Schreibtische 
Tintenlaßdeckel 


in 

verschiedenen 

Ausführungen. 

L.  Bohm 
& Sohn 

BERLIN  N 37 

Metzer  Str.  26. 


■ 


Offene  Stellen 


chreibo- 
werden  ! 


ngebote,  die  uns  als  Wert-,  Einschreib«- 
oder  Paketsendung  zugehen. 

nioht  angenommen. 

Wir  ersuchen  dringend,  chiffrier- 
ten Angeboten  keine  Originale 
beizufOgen.  Die  Bekanntgabe  der 
Auftraggeber  derartiger  Anzeigen  iat  an 
zulässig  und  wir  müssen  jede  Verantwor- 
tung sowie  Beihilfe  zur  Rückerlangnng 
diesbezüglicher  Bendungen  »Mehners 
Die  Geschäftstelle  des 

Zentralblattes  der  Bauverwaltung 

Wilhelm  Ernst  & Sohn.  „ 


F.  W.  Breithaupt  & Sohn 

GegTÜndet'1782.  CclSSßl.  Gegründet  1762. 

Aelteste,  leistungsfähigste  Spezialwerk - 
::  Stätte  für  geodätische  Instrumente  ::  jg 

Sofortige  Lieferung 


von 


::  Tachymetern,  Theodoliten  :: 
Nivellierinstrumenten,  Bussolen 


16120] 


J 


Kataloge  kostenfrei 


Vervielfältigung  technischer  Zeichnnngen 

V TM.  H.  Teichmann  (6U6) 

W I* landruckerei  Leipzig,  Ptaffendorf  er  StraBe  IQ  Ijiditpausanstalt 


Gesucht 

für  die  Anfertigung  von  Bestandszelchnungen  ein 

Tiefbautechniker 

vw  sofort  bis  voraussichtlich  1.  April  1923.  Der- 
selbe muß  gewandter  Zeichner  in  tiet’bau-  und 
maarhinen technischen  Anlagen  sein.  Vergütung 
erfolgt  auf  Grund  des  Reichstarifs  für  die  Be- 
hörd  enanges  i eilten. 

Bewerbungen  unter  Beifügung  von  Zeugnis- 
abschriften und  eines  Lebenslaufes  mit  Angabe 
der  bisherigen  Tätigkeit  bis  5.  Januar  1922 
«u  richten  an  [39882] 

Wasserbauamt,  Celle. 


Ein  auf  wasserwirtschaftlichem 
Gebiete  erfahrener  Oiploitl" 
Ingenieur  wird  zum  baldigen 
Antritt  gesucht. 

Dem  Bewerbungsftesuch  sind  Lebens- 
lauf und  Zeugnisabschriften  beizufügen. 

Verwaltung  der  Märkischen  Wasserstraßen 
in  Potsdam.  139888] 


G.  Müller,  Ingenieur 

Essener  Zentralheizungs-Fabrik  pou] 

HEIZUNG  Essen  LÜFTUNG 

Koch- und  B&da-AnlagBn.  Gegründet  1899.  Wasch- u.Trocken-Einrichtungen. 

Lieferant  für  Reichs-,  Staats-  und  städtische  Behörden. 


Alte,  gut  eingeführte  seriöse 

Aktiengesellschaft 

der  Baubranche  in  Borlin  möohte  sich  an  verwandten  Unternehmen  beteiligen 

oder  solche  übernehmen  oder  Vertreten.  Angebote  erbeten  unter 

B.  N.  S.  7390  an  Ala-Haasenstein  A Vogler,  Berlin  W35.  [39634] 


Fichtenstangen 

(Gerüststangen) 

iu  allen  Stärken  prompt  lieferbar. 

Holzindustrie 

Dr.  fleinr.  Abbes  & Co.,  Aktiengesellschaft 

Holzminden.  |6i54] 


Mitteldeutsches  Tief bauuntarnehmen 
sacht  für  Rheinland  und  Westfalen  einen 
akademisch  gebildeten  Bauingenieur  als 

Bezirksleiter. 

Es  wollen  sich  nur  Herren  melden,  die 
neben  den  erforJerlicben  erstklassigen 
theoretischen  und  praktischen  Kenntnissen 
auch  besonders  verwaltungstechnische  und 
organisatorische  Fähigkeiten  besitzen. 

Angebote  mit  Lebenslauf,  Zeugnis- 
abschriften, Lichtbild  sowie  Angabe  der 
Referenzen  und  Einkommenansprüche 
unter  Nr.  39887  durch  die  Geschäftstelle 
dieses  Blattes  erbeten.  [39887] 


G.  E.  DELLSCHAU 

Zentrale:  Fabrik: 

Berlin  C25,  Prenzlauer  Straße  26  Berlin -Tempelhof,  Industriestraße 

Werkstätten  für  Eisenbau 

Eiserne  Brücken 
Geschäftshausbauten 
Werkstattbauten 
Eiserne  Hallen 
Eiserne  Gerüste 
Blecharbeiten 


- Großes  Lager  in  I-,  QStabeisen,  Blechen.  - 

Entwürfe  und  Anschläge . Kurze  Liefertermine. 


[5357aj 


Sie  haben  ihre  Pläne  usw.  stets 

feordnet  zur  Hand,  wenn  Sie  eich 
ee  bewährten  Arsas-Planhalterg 

bedienen.  Fordern  Sie 
noch  heute  An- 


geb ot.  Alleiniger  Fabrikant  [Gl 95 ! 

K.Seldel,LelpriQ-C..Hardenberg8t.34. 

Oementbau  - Actiengesellschaft 

■nMHHUiaattmwil  mtftnuittiiiiiiiuiiiiiiimiiHiiiiiuiaiinntiiuiiiiuB 

Hannover 
Zweiggeschäfte: 

Beton-  und  Eisenbetonbau 

Speicher,  Silos 

Pandierungen,  Wasserbehälter,  Brücken 

Kanalisationen 

Wasserkraftanlagen,  Rammarbeiten,  Schleusen 

Hoch-  und  Tiefbauten 

Wohnungssiedlungem  in  Schnellban  weise. 


Baulokomobilen,  Bauwinden,  Pumpen,  Dampfkrane,  Greifbagger,  Löffelbagger, 
Ausschachtmaschinen,  Mörtel-  und  Beton- Mischmaschinen,  Rammen,  Dampfwalzen 
und  sonstige  Maschinen  für  die  Ausführung  von 

Bau -Arbeiten 

liefert  kauf-  und  mietweise  die  [1521] 

Baumaschinenfabrik  Bünger,  A.-G.,  Düsseldorf. 


H.  Maring  | Hoflieferant, 


Braunschweig 

Beton  und  Eisenbeton 
in  Hoch-  und  Tiefbau 

Fabrikgebäude,  Speicherbauten. 

Silos,  Brücken 
Behälter  jeder  Art 
Stützmauern 

Maschinen-  und  Turbinenfundaments 
Kanalisationen 
Kunststein-  und  [6059|b] 

Zementwarenfabrik 


KAUFM AN  & C®  %B'  . ,™ 

lÜ  «entralUei*®“«  BerlinSWll 


Die 


(61891 


TitIh  rea  Wilhelm  Brnst  4 Sohn,  Berlin. 


Lützow  5385  u»  9705.  r 


in.  pür  d.n  Anwig«  wortwörtlich.  Kn  Ffit.n.r,  Bwrli»  - Dmok:  Buchdrucker«  0.brüd.r  Brurt.  BwrUn. 


) 


